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Wenn  ich  vor  sieben  Jahren  den  ersten  Band  einer  grössern  Arbeit  über 
den  Rcichsfürstenstand  veröffentlichte,  baldige  Fortsetzung  in  Aussicht  stellend, 
während  ich  nun  statt  dieser  einen  ersten  Theil  von  Forschungen  wesentlich 
anderen  Inhaltes  vorlege,  so  werde  ich  es  nicht  umgehen  dürfen,  die  Gründe 
anzugeben,  welche  mich  zur  Einlösung  jenes  Versprechens  nicht  gelangen 
Hessen. 

Nachdem  ich  nach  Veröffentlichung  jenes  Bandes  gegen  Ende  1860  einige 
Zeit  darauf  verwandt  hatte,  die  Einleitung  desselben  in  den  Vorlesungen  über 
das  deutsche  Kaiserreich  weiter  auszuführen ,  wurde  die  Ausarbeitung  des 
zweiten  Bandes  alsbald  begonnen.  Eine  erste  Unterbrechung  war  dann  da- 
durch veranlasst,  dass  ich 'Wünschte,  die  ehrende  Auszeichnung,  welche  mir 
die  juristische  Fakultät  zu  Breslau  bei  Gelegenheit  des  Stiftungsfestes  am 
4.  August  1861  durch  Ernennung  zum  Doktor  der  Rechte  erwies,  durch  Wid- 
mung irgend  einer  Schrift  rechtsgeschichtlichen  Inhaltes  verdanken  zu  können. 
Schon  damals  dachte  ich  daran,  für  diesen  Zweck  das  zusammenzustellen,  was 
mir  bei  meinen  Untersuchungen  über  den  Reichsfürstenstand  bezüglich  des 
vom  deutschen  ganz  abweichenden  Verfahrens  im  italienischen  Hofgerichte 
aufgefallen  war.  Ich  zog  es  dann  vor,  über  den  Heerschild  zu  arbeiten,  weil 
ich  glaubte,  durch  solche  vorgreifende  Behandlung  eines  mit  der  grössern 
Arbeit  eng  zusammenhängenden  Gegenstandes,  auf  den  der  Plan  derselben 
mich  erst  ganz  zuletzt  geführt  haben  würde,  mir  die  Fortsetzung  mannichfach 
erleichtern  zu  können.  Nach  Vollendung  jener  Abhandlung  gegen  Ende  1861 
war  ich  noch  einige  Zeit  in  Anspruch  genommen  durch  einen,  zunächst  durch 
Untersuchungen  Laband's  veranlassten  Aufsatz  zur  Genealogie  der  Hand- 
schriften des  Schwabenspiegels,  weiter  durch  die  gegen  einen  Angriff  von 
Sybel's  gerichtete  Schrift  über  deutsches  Königthum  und  Kaiserthum.  Dann 
nahm  ich  den  zweiten  Band  des  Reichstürstenstandes  wieder  in  Angriff.  Ein- 
zelne Nebenuntersuchuiigen ,  auf  die  der  Gegenstand  mich  führte,  die  aber 
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doch  in  vollem  Umfange  in  den  Rahmen  der  Arbeit  nicht  passten,  beschloss 
ich  gesondert  zunächst  zu  veröffentlichen.  Ein  bezüglicher  Aufsatz  über  die 
Reichshofbeamten  gelangte  im  Novemberhefte  der  Sitzungsberichte  der  kaiser- 
lichen Akademie  von  1862  zum  Abdrucke;  bei  einem  zweiten  über  den  Reichs- 
hofrath kam  ich  nicht  über  die  Sammlung  des  Materials  hinaus.  Denn  ich 
musste  diese  Arbeiten  unterbrechen,  weil  ich  die  bisher  von  mir  versehene 
Lehrkanzel  der  allgemeinen  Geschichte  mit  der  für  deutsche  Reichs-  und 
Reehtsgeschichte  vertauschte.  Hatte  mir  dieses  Fach  iu  seinem  vollen  Um- 
fange bisher  fern  gelegen,  war  es  nicht  das  Bewusstsein  genügender,  sondern 
das  Bedürfniss  einer  Ergänzung  ungenügender  Kenntniss,  was  mir,  von  anderm 
abgesehen,  jenen  Tausch  als  wünschenswerth  erscheinen  liess,  so  musste  ich 
mich  freilich  entschliessen,  für  das  Studienjahr  1862  auf  1863,  in  dem  ich 
einen  Theil,  dann  für  das  folgende,  in  dem  ich  zuerst  den  ganzen  Gegenstand 
vortrug,  alle  andern  Arbeiten  ruhen  zu  lassen. 

Als  ich  mit  der  Ausarbeitusg  des  bezüglichen  Theils  meiner  Vorträge 
beschäftigt  Franklin'*  kurz  vorher  erschienene  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Rezeption  des  römischen  Rechtes  genauer  durchnahm,  führte  das  meine  Auf- 
merksamkeit wieder  auf  das  italienische  Reichsgerichtswesen.  Wies  Franklin 
überzeugend  nach,  wie  noch  in  späterer  Zeit  das  deutsche  Verfahren  im  Hof- 
gerichte ungeändert  fortbestand,  so  machte  er  doch  auch  auf  Fälle  aufmerk- 
sam, welche  in  anderer  Weise,  durch  den  König  allein  nach  Rath  insbesondere 
auch  von  Rechtsgelehrten  entschieden  wurden ;  es  sind  das  vorzugsweise 
solche,  bei  welchen  sich  die  Parteien  auf  den  König  als  Schiedsrichter  geeinigt 
hatten.  Franklin  sieht  darin,  wie  er  das  später  in  der  Geschichte  des  Reichs- 
hofgerichtes noch  weiter  ausgeführt  hat,  die  Anfänge  einer  neuen  staatlichen 
Institution,  welche  noth wendig  war,  weil  das  Hofgericht  nicht  mehr  regel- 
mässig gehegt  wurde.  Für  Deutschland  im  allgemeinen  wird  das  gewiss  richtig 
sein.  Aber  aus  den  Gränzlanden  erinnerte  ich  mich  doch  eines  viel  früheren 
Falles,  der  mir  schon  vor  Jahren  den  Gegensatz  deutschen  und  italienischen 
Verfahrens  besonders  nahe  gelegt  hatte :  der  Bischof  von  Trient  und  der  Graf 
von  Tirol  unterstellten  1276  eine  Streitsache  dem  schiedsrichterlichen  Urtheile 
des  Königs,  aber  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung,  dass  er  das  Urtheil 
nicht  nach  dem  Brauche  Deutschlands  von  den  Umstehenden  fragen,  sondern 
es  selbst  nach  bestem  Wissen  und  nach  dem  Rathe  Kundiger  geben  solle. 
Und  weiter  konnte  jene  Form  jedenfalls  nur  in  ihrer  Anwendung  auf  deutsche 
Sachen  als  Neuerung  betrachtet  werden.  Eine  Reihe  von  Fällen,  auf  welche 
mich  andere  Untersuchungen  geführt  hatten,  liess  mich  nicht  bezweifeln,  dass 
mindestens  seit  dem  Beginne  der  staufischen  Periode  die  deutschen  Herrscher 
und  die  deutschen  Reichsbeamten  in  Italien  regelmässig  in  solcher  Weise  ent- 
schieden, dass  sie  von  dorther  an  die  Formen  des  römisch-kanonischen  Pro- 
zesses, an  das  römische  Recht  als  vorzugsweise  massgebende  Entscheidungs- 
quelle gewohnt  sein  mussteii.  Dieser  meines  Wissens  bisher  kaum  beachtete 
Umstand  schien  mir  doch  insbesondere  auch  für  die  Geschichte  der  Rezeption 
der  Fremdrechtp  nicht  ohne  Bedeutung.  Und  da  mir  kurz  darauf  die  Weih- 
nachtsfericu  1863  einige  freie  Zeit  gewährten,  s->  entwarf  ich  lediglich  auf 
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Grundlage  einiger  zunächst  für  andere  Zwecke  gesammelter  Notizen  einen 
kurzen  Aufsatz,  bei  dem  mir  nichts  ferner  lag,  als  einen  meinen  .sonstigen 
Arbeiten  ziemlich  fernliegenden  Gegenstand  irgend  genauer  zu  erörtern,  bei 
dem  ich  nichts  bezweckte,  als  die  Aufmerksamkeit  Anderer  darauf  hinzulenken. 

Wäre  es  mir  damals  möglich  gewesen,  jenen  Aufsatz  sogleich  druckfertig 
zu  machen,  so  würde  ich  mich  schwerlich  mit  diesen  Dingen  weiter  beschäftigt 
haben.  Da  ich  mich  genöthigt  sah,  den  Entwurf  bis  zum  Ende  des  Studien- 
jahres liegen  zu  lassen,  war  es  natürlich,  dass  ich  in  der  Zwischenzeit  wenig- 
stens auf  alles  achtete,  was  mit  jenem  Gegenstande  näher  zusammenhing,  aus 
nächstliegenden  Uiilfsmitteln  mein  Material  zu  mehren  suchte,  damit  mich 
aber  auch  mehr  und  mehr  überzeugte,  dass  manche  meiner  ersten  Annahmen 
sich  doch  einer  genaueren  Prüfung  der  Zeugnisse  gegenüber  nicht  halten  Hess, 
dass  mancher  Xebenpunkt  wenigstens  einer  oberflächlichen  Erörterung  durchaus 
bedürfe,  sollte  das  Ergebniss  des  Hauptpunktes  auch  nur  vorläufig  irgend  be- 
friedigen. Wenn  ich  mich  dadurch  nicht  bestimmen  Hess,  den  Gegenstand 
überhaupt  ganz  fallen  zu  lassen,  wenn  ich  sogleich  nach  Sehluss  des  Studien- 
jahres begann,  den  Aufsatz  auf  etwas  erweiterter  Grundlage  umzuarbeiten,  so 
dachte  ich  freilich  au  nichts  weniger,  als  dass  diese  Sachen  mich  jahrelang 
beschäftigen  würden.  Wenn  das  so  gekommen  ist,  so  lag  der  Grund  vorzüg- 
lich darin,  dass  es  sich  bei  diesem  Gegenstande  nicht  darum  handelte,  auf 
einem  im  allgemeinen  genugsam  bekannten  Gebiete  nur  einen  einzelnen,  bisher 
nicht  beachteten  oder  meiner  Ansicht  nach  nicht  richtig  gewürdigten  Punkt  zu 
erörtern.  So  konnte  sich  die  Sache  allerdings  darstellen,  wenn  ich,  wie  das 
zunächst  der  Fall  war,  vom  Gebiete  des  genügender  bekannten  deutschen 
Gerichtswesens  ausging,  nachzuweisen  suchte,  wie  hier  ausnahmsweise  die  ab- 
weichende italienische  Form  der  l'rtheilstallung  wohl  schon  früher  eingewirkt 
haben  könne ;  nur  das  war  mir  erster  Anlass,  gerade  diesen  Einzelpunkt  auf- 
zugreifen. Sobald  es  nun  aber  galt,  Bestehen  und  Entstehen  jener  Form  in 
Italien  genauer  nachzuweisen,  war  das  Verhältniss  ein  durchaus  anderes ;  es 
handelte  sich  nicht  mehr  blos  um  einen  einzelnen  bisher  unbeachteten  Punkt, 
sondern  dieser  führte  mich  auch  auf  ein  weites  Gebiet,  welches,  wie  ich  mich 
mehr  und  mehr  überzeugen  musste,  trotz  mancher  trefflicher  Einzelunter- 
suchungen uns  im  allgemeinen  nur  höchst  ungenügend  bekannt  ist.  Das  hatte 
nun  nicht  allein  die  Folge,  dass  schon  des  nächsten  Zweckes  wegen  die  Unter- 
suchung sich  ungleich  weiter  ausdehnen  musste,  als  das  da  erforderlich  ist, 
wo  auf  ausreichender  bearbeiteten  Gebieten  für  einschlagende  Fragen  ein  Ver- 
weben auf  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  Anderer  genügen  kann.  Es 
hatte  weiter  auch  die  Folge,  dass  ich  bald  auf  manches  näher  einging,  was 
mit  dem  nächsten  Gegenstande  nur  in  sehr  loser  Berührung  stand,  des  näch- 
sten Zweckes  wegen  näherer  Untersuchung  nicht  gerade  bedurft  hätte.  Ich 
sah,  wie  es  bei  manchen  an  und  für  sich  nicht  unwichtigen  Gegenständen,  auf 
welche  ich  aufmerksam  wurde,  doch  nur  einer  verhältnissmässig  geringen 
Mühe,  nur  einiger  Vervollständigung  des  mir  ohnehin  bekannt  gewordenen 
Materials  bedürfen  würde,  um  den  Gegenstand  wenigstens  so  weit  zu  erledigen, 
dass  für  viele  Zwecke  meine  Mittheilungen  vorläufig  genügen  könnten,  jeden- 
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falls  eine  erste  Grundlage  geboten  wäre,  welche  dann  zu  weiterer  eingehender 
Behandlung  anregen  und  dieselbe  wesentlich  erleichtern  dürfte.  Solche  Unter- 
suchungen ganz  fallen  zu  lassen,  weil  sie  den  ursprünglichen  Plan  der  Arbeit 
störten,  oder  auch,  weil  meine  Kenntnisse  und  Hülfsraittel  nicht  ausreichten, 
sie  sogleich  irgend  abschliessend  durchzuführen,  schien  mir,  nachdem  ich  ein- 
mal so  weit  in  den  Stoff  hineingerathen  war,  doppelt  unzweckmässig,  weil  bei 
manchen  Wiederaufnahme  derselben  durch  einen  Anderen  kaum  zu  erwarten 
war,  weil  manche  sich  mir  ganz  zufällig  dargeboten  hatten,  ohne  diesen  be- 
sondern Zusammenhang  vielleicht  jeder  Anlas»  fehlen  würde,  die  Bedeutung 
des  Gegenstandes  zu  beachten,  ihm  näher  nachzugehen. 

Glaubte  ich  mich  über  diese  Schranke  einmal  wegsetzen  zu  sollen,  so  gab 
es  dann  freilich  überhaupt  kaum  eine  im  Gegenstande  selbst  liegende  Begren- 
zung der  Aufgabe  mehr;  was  zunächst  selbst  nur  als  Nebenpunkt  erfasst  war, 
leitete  wieder  auf  andere  bisher  nicht  beachtete  Punkte  hin ;  es  ist  fast  kein 
Theil  der  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  für  den  nicht  hier  oder  da  ein 
Anknüpfungspunkt  geboten  sein  würde;  und  auf  einem  Gebiete,  welches  nur 
unzulänglich  bearbeitet  ist,  aber  einen  in  mancher  Richtung  geradezu  über- 
raschenden Reichthum  von  Quellen  bietet,  würde  der  Stoff  zu  Untersuchungen, 
bei  welchen  von  vornherein  auf  lohnende  Ergebnisse  zu  rechnen  wäre,  nicht 
leicht  ausgehen.  Um  so  bestimmter  fiihlte  ich  freilich  das  Bedürfniss,  mir  da 
selbst  eine  Gränze  zu  setzen.  So  sehr  sich  auch  durch  die  lange  Beschäftigung 
mit  der  Rechtsgeschäfte  Italiens  mein  Interesse  für  dieselbe  gesteigert  hatte, 
so  erklärlich  ist  es  doch,  wenn  ich  wünschte,  baldmöglichst  meine  halbvollen- 
deten Arbeiten  über  deutsche  Verfassungsgeschichte  wiederaufzunehmen.  Aber 
auch  davon  abgesehen  würde  mir  ein  anderer  Grund  genügt  haben,  die  Unter- 
suchungen über  italienische  Verhältnisse  wenigstens  in  diesem  Zusammenhange 
abzubrechen.  Ich  fühle,  dass  ich  gerade  da,  wo  meiner  Ansicht  nach  das 
weitere  Verfolgen  der  Ergebnisse  am  fruchtbringendsten  sein  möchte,  dieser 
Aufgabe  in  keiner  Weise  gewachsen  sein  würde.  Schon  in  ihrem  jetzigen  Um- 
fange wird  die  Arbeit  nur  zu  oft  den  geschulten  Juristen  vermissen  lassen. 
Sie  hat  mich  auf  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  geführt,  welche  mir  bis  dahin 
fast  ganz  fremd  blieben,  über  welche  ich  mich  erst  des  nächsten  Zweckes 
wegen  aus  Hülfsmitteln,  wie  sie  eben  zur  Hand  waren,  nothdü  rftig  unterrichten 
musstc.  Das  wird  aber  niemals  eine  Vertrautheit  mit  dem  Gegenstande  er- 
setzen können,  wie  sie  nur  durch  lange  fortgesetzte  Beschäftigung  mit  dem- 
selben zu  erwerben  ist.  Schon  da,  wo  die  Arbeit  sich  auf  dem  Gebiete  des 
germanischen  Rechts  bewegt,  mag  das  manchen  Missgriff  veranlasst  haben. 
Diese  Untersuchungen  haben  mich  dann  aber  insbesondere  schliesslich  viel 
weiter,  als  ich  das  von  vornherein  irgend  erwarten  durfte,  auf  das  Gebiet  des 
römischen  Rechtes  geführt.  Beim  Beginne  der  Arbeit  glaubte  ich  dieses  kaum 
berühren  zu  dürfen.  Ich  dachte,  es  werde  genügen,  wenn  ich  die  Forschung 
einfach  bis  auf  den  Punkt  führte,  wo  die  Scheidung  zwischen  dem  Vorsitzenden 
Richter  und  den  urtheilenden  Beisitzern  aufhört,  der  selbst  urtheilende  Richter 
des  römischen  Rechts  an  die  Stelle  tritt.  Den  Gnind  für  die  Umgestaltung 
glaubte  ich  von  vornherein  im  Wiederaufleben  der  wissenschaftlichen  Be- 
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schäftigung  mit  dem  römischen  Rechte  zu  kennen ;  es  schien  sich  da  nur  um 
die  genauere  Fixirung  des  Zeitpunktes  der  Umgestaltung  zu  handeln.  Bei 
solchem  Sachverhalte  durfte  ich  voraussetzen,  zu  einem  weitem  Eingehen  auf 
den  römischen  oder  römisch-kanonischen  Prozess  kaum  Veranlassung  zu  finden. 
Erst  im  Verlaufe  der  Untersuchungen  ergab  sich  mehr  und  mehr  eine  Sach- 
lage, welche  mich  genöthigt  hätte,  dieselben  gerade  da  abzubrechen,  wo  mir 
ihre  Ergebnisse  am  beachtenswertesten  erschienen,  wenn  ich  aus  Furcht  vor 
Mißgriffen  jedes  Eingehen  auf  jene  bisher  ganz  fernliegenden  Rechtsgebiete 
vermeiden  wollte.  Diese  Sachlage  hier  kurz  anzudeuten,  wird  sich  auch  dess- 
halb  empfehlen,  weil  ich  zunächst  nur  einen  Theil  der  Arbeit  vorlege  und  ge- 
rade auf  die  bezüglichen  Verhältnisse  erst  in  den  letzten  Abschnitten  derselben 
genauer  eingehen  werde. 

Das  römische  Recht  scheint  mir  in  doppelter  Form  auf  das  Rechtsloben 
des  vorwiegend  longobardischen  Italiens  einen  weitergreifenden  Einfluss  ge- 
wonnen zu  haben,  als  durch  den  blossen  Umstand,  dass  fast  überall  einzelne 
Personen  nach  römischem  Rechte  lebten,  bedingt  war.  Einmal  in  der  Form, 
in  welcher  es  sich  insbesondere  in  der  Romagna  jederzeit  erhalten  hatte,  ge- 
wiss vorwiegend  in  Weise  eines  ungeschriebenen  Gewohnheitsrechtes,  mit 
fremden  Bestandteilen  mannichfach  versetzt  und  ohne  näheren  Anschluss  an 
die  lauteren  Quellen  des  Rechtes.  Dann  aber  in  seiner  wissenschaftlichen  Ge- 
staltung, wie  dieselbe  von  den  gelehrten  Juristen  durch  selbstständiges  Zurück- 
gehen auf  die  Rechtsbücher  Justinians  gewonnen  wurde.  Diese  Restauration 
war  nicht  Sache  eines  kurzen  Zeitraumes;  insbesondere  bezüglich  des  Gerichts- 
wesens lässt  sich  im  zwölften  Jahrhunderte  deutlich  verfolgen,  wie  nur  sehr 
langsam  in  Sache  und  Ausdruck  ein  engerer  Anschluss  an  die  Quellen  des 
römischen  Rechtes  sich  geltend  machte.  Damit  geht  nun  aber  keineswegs,  wie 
man  annehmen  sollte,  das  Verschwinden  der  germanischen  Formen  Hand  in 
Hand ;  schon  erheblich  früher  erscheinen  diese  durchweg  beseitigt. 

Dieser  auffallende  Umstand  scheint  mir  im  Anschlüsse  an  den  angedeu- 
teten Unterschied  seine  Erklärung  zu  finden.  Der  Einfluss  der  wissenschaft- 
lichen Bestrebungen  zeigt  sich  in  der  Romagna  selbst,  wenn  wir  von  Bologna 
absehen,  zunächst  am  wenigsten ;  er  tritt  ausserhalb  derselben  früher  und  be- 
stimmter hervor.  Die  Brücke,  über  welche  die  Ergebnisse  der  theoretischen 
•Studien  zur  Einwirkung  auch  auf  das  tatsächliche  Rechtsleben  gelangten, 
scheint  das  Hofgericht  der  Markgrafen  von  Tuszien,  insbesondere  der  Ma- 
thilde, gebildet  zu  haben.  Finden  wir  in  diesem  in  auffallender  Weise  Romag- 
noleu  thätig,  wohl  vorwiegend  ältere  Zeitgenossen  des  Iruerius,  so  kann  das 
nur  darin  seine  Erklärung  finden,  dass  die  Juristen  von  Ravenna  und  Bologna 
sich  schon  damals  eines  besondern  Rufes  erfreuten.  Darauf  mag  einmal  eine 
Gestaltung  des  dortigen  Gerichtswesens  eingewirkt  haben,  welche  an  und  für 
sich  zu  grösserer  Gewandtheit  in  der  Behandlung  von  Rechtssachen  führte. 
Weiter  aber  hindert  uns  auch  nichts,  dort  schon  in  den  früheren  Zeiten  des 
eilften  Jahrhunderts  eine  eingehendere  Beschäftigung  mit  den  Quellen  des 
römischen  Rechtes  anzunehmen,  welche  jene  Juristen  auch  als  die  kenntniss- 
reicheren erscheinen  Hess.  Nur  werden  wir  freilich  bei  ihnen  in  keiner  Weise 


Digitized  by  Google 


X 


V  o  r  i  e  (1  e. 


schon  dieselbe  quellenmässige  Kenntniss  des  justinianischen  Rechtes  voraus- 
setzen dürfen,  wie  bei  den  Rechtskundigen  des  folgenden  Jahrhunderts;  noch 
weniger  werden  wir  anneinnen  können,  dass  sie  dahin  gestrebt  hätten,  nun 
sogleich  das  ganze  ^tatsächliche  Rechtsleben  deingeinäss  umzugestalten.  Ins- 
besondere wird  das  für  das  gerichtliche  Verfahren  gelten  müssen.  Hei  der 
Zerstreutheit  der  bezüglichen  Angaben  war  es  an  und  für  sich  schwer,  aus  der 
Sammlung  Justinians  eine  genügende  Einsicht  in  den  römischen  Prozess  zu 
gewinnen;  und  hätte  man  sie  schon  besessen,  so  war  es  natürlich  viel  schwie- 
riger, die  Formen  des  ganzen  Gerichtswesens  dem  entsprechend  umzugestalten, 
als  bei  der  Heurtheilung  von  Einzelfällen  die  gewonnene  bessere  Kenntniss 
des  materiellen  Rechtes  zur  Geltung  zu  bringen ;  diese  Hess  sich  zunächst  auch 
in  den  altgewohnten  Formen  des  Verfahrens  verwertheil.  Diese  altgewohnten 
Formen  aber  waren  für  die  Träger  der  neuen  Richtung  die  der  Romagna, 
welche  sich  allerdings  den  altrömisehen  näher  anschlössen ;  insbesondere  hatte 
sich  dort  der  selbsturtheilende  Richter  innner  erhalten.  Waren  daneben  auch 
germanische  Formen  zur  Geltung  gelangt,  so  scheint  das  doch  vorzugsweise 
nur  in  den  Reichsgerichten  der  Fall  gewesen  zu  sein ;  es  war  hier  möglich, 
dieselben  fallen  zu  lassen,  ohne  an  den  sonstigen  Formen  des  Prozesses  we- 
sentliches ändern  zu  müssen.  Dieser  Prozess  der  Romagna,  nicht  der  alt- 
römische, war  es,  welcher,  wenn  ich  recht  sehe,  das  auf  vorwiegend  germa- 
nischer Grundlage  beruhende  Verfahren  im  longobardischen  Italien  verdrängte. 
Es  scheint  sich  das  genügend  zu  erklären  durch  das  Auftreten  rechtskundiger 
Romagnolen  in  auswärtigen  Gerichten,  wohl  auch  durch  den  Einfluss  von 
Lombarden,  welche  in  Bologna  studirten,  dort  mit  diesen  Formen  vertraut 
wurden;  und  gefordert  wurde  es  zweifellos  insbesondere  dadurch,  dass  gerade 
damals  die  Entwicklung  der  städtischen  .Selbstständigkeit  ohnehin  manche 
Aenderungen  des  Gerichtswesens  nöthig  machten,  die  sich  nun  fast  selbstver- 
ständlich der  neuen  Richtung  sogleich  aufs  engste  anschlössen.  Diese  vorbe- 
reitende Umgestaltung  musste  es  dann  natürlich  sehr  erleichtern,  mit  dem 
Fortschreiten  der  wissenschaftlichen  Studien  Verfassung  und  Verfahren  der 
Gerichte  mehr  und  mehr  den  Ergebnissen  derselben  zu  nähern.  Ist  die  weitere 
Ausbildung  des  Prozesses  in  der  zweiten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhundert* 
vorwiegend  unter  kirchlichem  Einflüsse  erfolgt,  so  scheint  ein  solcher  bei  der 
ersten  Umgestaltung  selbst  noch  in  keiner  Weise  wirksam  gewesen  zu  sein; 
darf  ich  aus  den  von  mir  beachteten  Punkten  auf  das  allgemeine  Verhältnis* 
schliessen,  so  erscheinen  anfangs  die  geistlichen  Geriche  viel  mehr  durch  die 
weltlichen  beeinflusst,  als  umgekehrt. 

Man  wird  nun  aber  überhaupt  in  der  Annahme,  das  Gerichtswesen  habe 
sich  mit  der  Zeit  den  Ergebnissen  der  gelehrten  Forschung  auch  thatsächlieh 
überall  angeschlossen,  nicht  zu  weit  gellen  dürfen.  Die  Schriften  der  gelehrten 
Prozessualisten  dürfen  uns  da  nicht  irre  leiten.  Gerade  in  früherer  Zeit  nehmen 
sie  auf  das  Herkommen  fast  keine  Rücksicht;  sie  stellen  den  Prozess  sichtlich 
weniger  dar,  wie  er  in  Hebung  war,  als  wie  er  nach  den  Quellen  des  römischen 
und  kanonischen  Rechtes  sein  sollte.  So  ist  die  §  156  angedeutete,  später 
näher  zu  erörternde  Form,  dass  ein  Beisitzer  die  Sache  auf  Mandat  des  Vor- 
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sitzenden  entscheidet,  sieher  auf  die  Gewohnheiten  der  Romagna  zurückzu- 
führen, nicht  etwa  auf  .selbstständige  Beachtung  bezüglicher  Stellen  des  römi- 
schen Rechts;  aber  so  allgemein  diese  Form  in  den  verschiedensten  Gerichten 
angewandt  wurde,  nehmen  doch,  so  weit  ich  sehe,  die  Prozessualisten,  welche 
nur  die  Delegation  kennen,  nie  die  geringste  Rücksicht  auf  dieselbe.  So  habe 
ich  schon  in  diesem  Bande  darauf  hingewiesen,  wie  weitgreifende  Bedeutung 
in  Italien  der  Bann  nicht  blos  für  das  Kriminal  verfahren,  sondern  auch  für  den 
Civilprozess  hatte;  aber  selbst  bei  Pillius,  der  doch  mehrfach  auf  das  ITer- 
kominen  Rücksicht  nimmt,  suche  ich  vergebens  auch  nur  nach  einer  Erwäh- 
nung; er  kennt  den  Infamis,  aber  nicht  den  Bannitus.  l  ud  so  in  andern 
Dingen ;  rein  italienische  Rechts.Mnrichtungen  eben  so  wohl,  wie  besonderer 
Brauch  der  Romagna  haben  sich  auch  dann,  als  die  Wissenschaft  ihre  Forde- 
rungen bestimmter  formulirt  hatte,  dieselben  im  allgemeinen  anerkannt  wurden, 
doch  vielfach  daneben  in  ihrer  Geltung  behauptet,  gewiss  auch  nicht  selten  die 
Auflassung  der  gelehrten  Juristen  bestimmt. 

Stützen  sich  die  hier  angedeuteten  Ergebnisse  abgesehen  von  den  dafür 
geltend  zu  machenden  rein  geschichtlichen  II  altpunkten  zunächst  lediglich  auf 
die  Beachtung  einzelner  Theile  des  Prozesses,  insbesondere  der  Weise  des 
l'rtheilens,  glaube  ich  mich  zunächst  nur  in  dieser  Beschränkung  über  den 
( iang  der  Entwicklung  kaum  zu  täuschen,  so  spricht  gewiss  die  Veraiuthung 
dafür,  dass  dieser  nicht  allein  für  den  Prozess  überhaupt,  sondern  auch  für 
andere  Rechtsgebiete  kein  wesentlich  verschiedener  gewesen  sein  wird.  Und 
dann  werden  sich  gewiss  auch  für  diese  wichtige  Resultate  gewinnen  lassen 
bei  genauerer  Beachtung  des  Umstandes,  dass  die  gelehrten  Juristen  doch  zu- 
nächst auf  dem  Boden  des  Gewohnheitsrechtes  der  Romagna  standen,  dass 
dieses  in  den  verschiedensten  Richtungen  einen  sehr  bestimmenden  Einfluss 
auf  die  weitere  Entwicklung  gewonnen  haben  kann,  der  sich  freilich  erst  dann 
ermessen  liesse,  wenn  vor  allein  jenes  Gewohnheitsrecht  selbst  nach  den  uns 
erhaltenen  Quellen  genügend  erforscht  wäre.  In  dieser  Richtung  die  Arbeit 
weiter  auszudehnen,  dann  auf  die  weitere  Erörterung  einzugehen,  wie  das 
Recht  der  Romagna  und  das  gelehrte  Recht  immer  weitergreifenden  Einfluss 
auf  das  italienische  Rechtsleben  gewannen,  wie  andererseits  doch  auch  dieses 
wieder  mannichfach  die  Auflassung  der  gelehrten  Juristen  beeinflusste,  das 
würde  nach  jenen  Ergebnissen  gewiss  die  nächstliegende  und  lohnendste  Auf- 
gabe gewesen  sein.  Aber  darauf  musste  ich  durchaus  verzichten.  Es  würde 
dazu  vollkommenste  Vertrautheit  insbesondere  mit  dem  Inhalte  und  der  Form 
der  römischen  Rechtsquellen  gehören,  eine  lange  Eingewöhnung  in  dieselbeu, 
welche  auch  ohne  äussern  Anlass  überall  fühlen  lassen  würde,  wo  Sache  und 
Ausdruck  dem  lautem  römischen  Rechte  entsprächen,  wo  Fremdartiges  ihnen 
beigemischt  wäre ;  da  würde  nichts  zu  erreichen  sein  mit  einer  Belehrung,  wie 
man  sie  sich  auch  über  einen  sonst  fernliegenden  Gegenstand  für  einen  näch- 
sten Zweck  zu  schaffen  sucht. 

Selbst  in  der  Beschränkung,  in  der  ich  glaubte,  mich  auf  diese  Dinge 
einlassen  zu  müssen,  fühlte  ich  mich  da  auf  ganz  unsicherm  Boden.  Bin  ich 
überall  von  den  Einzelheiten  ausgegangen,  wie  sie  mir  in  den  l Überresten 
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des  thatsächlichen  Rechtslebens  entgegentraten,  sucht«  ich  von  diesen  aus  die 
allgemeine  Regel  zu  finden,  ohne  vielfach  schon  zu  wissen,  ob  diese  einem 
Satze  des  longobardischen  oder  des  römischen  Rechtes  genauer  entsprechen 
würde,  so  dürfte  die  sich  daraus  ergebende  volle  Unbefangenheit  der  For- 
schung in  mancher  Richtung  die  Sicherheit  der  Ergebnisse  gefordert  haben. 
Nicht  minder  bezweifle  ich,  dass  solches  Herantreten  an  die  Einzelnheiten 
ohne  genügende  Kenntnis»  des  Gesammtgebietes  zu  entschiedenen  Missgriffen 
geführt  haben  wird.  Aber  ich  denke,  man  wird  es  gerechtfertigt  finden,  dass 
ich  mich  durch  die  Furcht  vor  solchen  Missgriffen  nicht  bestimmen  Hess, 
manche  Gegenstände,  welche  mir  nahe  traten,  lieber  überhaupt  uuerörtert  zu 
lassen.  Sollten  diese  Missgriffe  auch  zahlreicher  sein,  als  ich  voraussetze,  so 
scheiut  mir  das  dem  Werthe  einer  Arbeit  kaum  wesentlichen  Eintrag  zu  thun, 
welche  gerade  in  dieser  Richtung  nicht  abschliessen,  nur  auf  bisher  weniger 
Beachtetes  hinweisen,  zur  weitern  Untersuchung  desselben  anregen  soll.  Da 
halte  icli  die  aufgewandte  Mühe  keineswegs  für  verloren,  wenn  auch  die  näch- 
sten Ergebnisse  sich  vielfach  als  unhaltbar  erweisen  sollten;  es  scheint  mir 
schon  das  von  Werth  zu  sein,  dass  hier  manche  Dinge  überhaupt  einmal  zur 
Erörterung  gebracht,  dass  irgendeine,  wenn  auch  nicht  sogleich  die  richtige 
Ansicht  darüber  geäussert,  dass  insbesondere  die  Zeugnisse  aus  einem  ziem- 
lich reichhaltigen  Quellenmateriale  dafür  aufgesucht  und  durchweg  in  wört- 
licher Fassung  mitgetheilt  wurden,  so  dass  es  Berufenem  auch  da,  wo  meine 
Auffassung  nicht  stichhaltig  sein  sollte,  nicht  zu  schwer  fallen  wird,  sich  selbst 
ein  richtigeres  Urtheil  über  die  Sache  zu  bilden.  Dafür  sind  denn  auch  wieder 
viele  Gegenstände  behandelt,  in  welchen  ich  mich  nicht  so  leicht  zurecht  ge- 
funden haben  würde,  wäre  ich  mit  vorwiegend  juristischer  Vorbildung  an  die 
Arbeit  gegangen,  welche  dem  Juristen,  auch  wenn  er  sich  mehr  mit  der  ge- 
schichtlichen Seite  der  Wissenschaft  befasst,  ferner  zu  liegen  pflegen;  welche 
dennoch  auch  gerade  vom  rechtsgeschichtlichen  Gesichtspunkte  aus  einer  Er- 
forschung durchaus  bedurften,  sollte  das  genauere  Verfolgen  jener  tiefgreifen- 
den Umgestaltungen  des  italienischen  Rechtslebens  nicht  gehindert  sein  durch 
unzureichende  Kenntniss  der  einschlagenden  Theile  der  Verfassungsgeschichte. 
Und  lege  ich  oft  nur  ganz  vorläufige  Ergebnisse  vor,  habe  ich  die  Untersu- 
chung, weil  die  verschiedensten  Gründe  mich  zum  Abschlüsse  der  Arbeit  be- 
stimmten, vielfach  abgebrochen  mit  dem  vollen  Bewusstsein,  dass  die  Ergeb- 
nisse auch  für  nächste  Zwecke  noch  ganz  unzureichend  seien,  so  sind  dafür 
wieder  andere  Forschungen  weit  genug  durchgeführt,  um  solchen,  welche  etwa 
nur  einen  oder  andern  Gegenstand  wiederaufnehmen  oder  einschlagende  Stoffe 
bearbeiten,  als  nächste  Grundlage  durchaus  genügen  zu  können. 

Wie  die  Arbeit  über  den  Reichsfürstenstand,  so  ist  auch  diese  entstanden 
nicht  auf  Grundlage  eines  von  vornherein  festgestellten  Planes,  sondern  durch 
allmählige  Erweiterung  einer  Einzeluntersuchung.  Manches,  was  ich  dort  im 
Vorworte  sagte,  kann  daher  auch  für  diese  Arbeit  gelten.  Insbesondere  auch, 
was  die  Ausnutzung  des  Materials  betrifft.  Auf  möglichst  vollständige  Be- 
nutzung der  Gesehichtschreiber  habe  ich  weniger  Werth  gelegt,  sie  vorzüglich 
nur  herangezogen,  wenn  ich  dazu  besonders  veranlasst  war.  Dagegen  ist  von 
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mir  bekannten  Urkunden  werken,  in  welchen  ich  irgend  auf  Ausbeute  rechnen 
durfte,  nur  ein  oder  anderes,  weil  es  mir  unerreichbar  war,  gänzlich  unbenutzt 
geblieben.  Aber  freilich  konnte  ich  nicht  alles,  was  ich  benutzte,  auch  nur  für 
die  nächsten  Zwecke  ausnutzen.  Nur  was  ich  selbst  besass  oder  in  den  hiesigen 
Bibliotheken  vorfand,  konnte  ich  bei  der  Arbeit  dauernd  zur  Hand  haben; 
aber  es  war  das  verhältnissmäs.sig  wenig.  Die  freundliche  Zuvorkommenheit 
Diemers  als  Direktors  der  Universitätsbibliothek  zu  Wien  ermöglichte  es  mir 
dann,  einzelne  besonders  wichtige  Werke  hier  länger  mit  Müsse  benutzen  zu 
können.  Aber  fiir  sehr  viele  war  ich  auf  die  Auszüge  beschränkt,  welche  ich 
auf  den  Bibliotheken  zu  München  und  Göttingen,  dann  insbesondere  bei  län- 
genn  und  wiederholten  Aufenthalte  zu  Stuttgart  fertigte.  Einmalige  Durch- 
sicht kann  immer  die  dauernde  Benutzung  nur  ungenügend  ersetzen.  Insbe- 
sondere aber  wird  zu  beachten  »ein,  dass  ich  auf  viele  Punkte  überhaupt  erst 
nachträglich  aufmerksam  wurde,  eine  nochmalige  umfassende  Durchsicht  des 
Materials  nur  für  diese  mir  weder  möglich  gewesen  wäre,  noch  die  Mühe  hätte 
lohnen  können.  Es  schien  mir  daher  nicht  überflüssig,  bei  den  einzelnen  Er- 
örterungen mehrfach  anzugeben,  dass  ich  erst  später  auf  sie  eingegangen  sei, 
nur  das  mir  nächstliegende  Material  fiir  sie  benutzt  habe.  Am  meisten  trifft 
das  gerade  den  ersten  Theil ;  hier  wurden  nur  die  Abschnitte  I.  IV.  X.  XI. 
XJI.  von  vornherein  beachtet,  und  auch  von  diesen  die  beiden  letzten  erst 
später  weiter  ausgedehnt;  die  übrigen  wurden  erst  unmittelbar  vor,  II  und  III 
erst  bei  der  letzten,  im  vergangenen  .Sommer  begonnenen  Ueberarbeitung  für 
den  Druck  zugefügt.  Die  folgenden  Theile,  wenigstens  wie  sie  mir  jetzt  vor- 
liegen, beschäftigen  sich  allerdings  mit  Gegenständen,  welche  ich  sogleich  oder 
doch  bald  nach  dem  Beginne  in  den  Plan  der  Arbeit  aufnahm;  doch  kann  sich 
freilich  auch  da  immer  die  Notwendigkeit  ergeben,  auf  früher  nicht  Beachtetes 
nachträglich  näher  einzugehen,  wie  das  schon  hier  insbesondere  beim  Gross- 
hofjustitiar der  Fall  war. 

Notizen  aus  ungedrucktem  Material  verdanke  ich  insbesondere  Wüsten- 
feld, der  sich  durch  die  bereitwilligste  Mittheilung  derselben,  wie  durch  die 
Ertheilung  einer  Menge  der  werthvollsten  Aufschlüsse  ein  ungleich  höheres 
Verdienst  um  diese  Arbeit  erworben  hat,  als  ich  das  durch  wenige  gelegent- 
liche Hinweise  in  den  Anmerkungen  bemerklich  machen  konnte.  Abschriften 
ungedruckter  Urkunden  verdanke  ich  insbesondere  C  e  r  e  d  a  zu  Cremona,  der 
sich  ja  auch  sonst  schon  so  vielfach  um  deutsche  Forschungen  verdient  gemacht 
hat;  andere  wurden  mir  aus  dem  Codex  Trevisanus  und  Astensis  im  Staats- 
archive zu  Wien  durch  Mitglieder  des  Seminars  für  österreichische  Geschichte 
besorgt.  So  weit  sich  dieselben  zur  Einreihung  in  Böhmers  Acta  imperii  nicht 
eigneten  oder  nicht  von  Stumpf,  dessen  Vorarbeiten  ich  gleichfalls  manche 
Notiz  entnehmen  konnte,  veröffentlicht  werden,  denke  ich  dieselben  am  Schlüsse 
der  Arbeit  zum  Abdrucke  zu  bringen  und  ihnen  eine  Anzahl  schon  gedruckter, 
aber  besonders  wichtiger  oder  schwer  zu  erreichender  Gerichtsurkunden  zu- 
zufügen ;  doch  steht  bezüglich  dieser  mein  Plan  noch  nicht  fest;  ich  habe  daher 
auch  für  sie  nur  auf  die  bisherigen  Drucke  verwiesen,  während  Verweisungen 
auf  die  Beilagen  sich  immer  auf  bisher  ungedruckte  Urkunden  beziehen.  Die 


Digitized  by  Google 


XIV 


Vorrede. 


schlechtweg  als  ungedruckt  bezeichneten  Stücke  lagen  mir  nur  im  Auszuge  in 
den  Vorarbeiten  für  die  Fortsetzung  von  Böhmers  Regesten  vor.  Zu  beson- 
derm  Danke  fühle  ich  mich  Pertz  verpflichtet  für  die  gütigst  gewährte  Er- 
laubnis», die  neue  Ausgabe  der  longobardischen  Rechtsquellen  im  vierten 
Bande  der  Leges  in  den  Aushängebogen  benutzen  zu  dürfen ;  die  Einleitung 
zum  Liber  Papiensis  lag  mir  freilich  noch  nicht  vor,  doch  war  Boret ius  so 
freundlich,  mir  brieflich  alles  mitzutheileu,  was  zum  Verständnisse  seiner  Aus- 
gabe dienen  konnte. 

Die  weitem  Abschnitte  der  Arbeit,  welche  noch  zwei  Bände  füllen  dürften, 
liegen  mir  vollständig  ausgearbeitet  vor;  es  sind  freilich  noch  zahlreiche  Er- 
gänzungen zu  verwerthen,  einzelnes  wohl  noch  ganz  umzuarbeiten ;  doch  hoffe 
ich,  dass  diese  schliessliche  Ueberarbeitung  kaum  viel  mehr  Zeit  erfordern 
wird,  als  die  Drucklegung  ohnehin  in  Anspruch  nehmen  dürfte.  Der  dritte 
Abschnitt  wird  von  den  Vorsitzenden  im  Reichsgerichte  handeln,  von  den 
altern  Königsboten  der  verschiedensten  Art,  den  delegirten  Richtern,  ständigen 
Appellationsrichtern,  späteren  Pfalzgrafen;  dann  insbesondere  den  General- 
legaten und  Provinzialbeamten  der  staufischen  Zeit,  wobei  ich  insbesondere 
auch  auf  eine  dem  nächsten  Zwecke  ferner  liegende  Erörterung  über  den  lieber- 
gang  der  mittelitalienischen  Reichslande  an  die  Kirche  eingegangen  bin.  Der 
vierte  beschäftigt  sich  mit  den  Beisitzern,  insbesondere  also  den  Judices,  den 
Königsrichtem  und  städtischen  Richtern,  der  Verdrängung  dieser  durch  jene, 
den  Königsrichtern  von  Pavia  und  denen  der  Mark  Verona,  den  Judices  und 
Oausidiei  der  Romagna  und  ihrem  Einflüsse  auf  auswärtige  Gerichte,  dann 
mit  den  Hofrichtern  und  Grosshofrichtern  der  staufisehen  Zeit.  Im  letzten  Ab- 
schnitte werde  ich  dann  die  Frage  untersuchen,  in  wie  weit  in  Italien  eine 
.Scheidung  zwischen  Richtern  und  Urtheilem  stattfand ;  für  das  longobardische 
Reich,  wie  noch  später  für  die  longobardischen  Fürstentümer  glaube  ich  eine 
solche  in  Abrede  stellen  zu  müssen;  beim  Nachweise  des  Uebergangs  vom 
longobardischen  zum  fränkischen  System  werde  ich  insbesondere  für  die  Ska- 
binen  in  Italien  eine  der  gewöhnlichen  Annahme  abweichende  Bedeutung  zu 
begründen  suchen;  nach  Darlegung  der  Verhältnisse,  wie  sie  sich  nach  dein 
rebergange  in  Oberitalien  und  im  Spoletinisehen  darstellten,  werde  ich  auf 
das  abweichende  Verfahren  in  der  Romagna  und  anderen  römischen  Gebiets- 
teilen näher  eingehen  und  auf  das  wenige,  was  sich  aus  geistlichen  Gerichten 
erhalten  hat;  ich  werde  es  dann  versuchen,  näher  nachzuweisen,  wie  das  frän- 
kische System  durch  Formen  verdrängt  wurde,  welche  zunächst  der  Romagna 
entnommen,  dann  dem  römischen  Rechte  näher  angepasst  wurden,  und  wie 
sich  in  Folge  dessen  im  zwölften  Jahrhunderte  in  den  geistliehen,  städtischen 
und  Lehensgerichten,  dann  in  den  Reichsgerichten  der  verschiedensten  Art 
das  Urtheilen  gestaltete. 

Ein  alphabetisches  Inhaltsverzeichniss  schien  mir  geeigneter  dem  Schlüsse 
der  Arbeit  vorbehalten  zu  werden.  Um  Nachträge  zu  vermeiden,  würde  an 
und  für  sich  auch  das  Verzeiehniss  der  abgekürzt  angeführten  Werke  dort 
die  geeignetere  Stelle  finde.,,  zumal  manche  derselben  in  diesem  Bande 
n<»ch  nir-lit  benutzt  wurden ;  doch  gebe  ich  es  schon  jetzt,  damit  der  vor- 
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läufige  Gebrauch  der  ersten  Bände  nicht  durch  die  starken  Abkürzungen 
erschwert  werde. 


Eine  Arbeit,  bei  der  ich  mich  fortwährend  insbesondere  auch  darauf  hin- 
gewiesen sah,  die  Zustände  Italiens  in  der  Zeit,  wo  unter  den  frühern  Staufern 
der  Schwerpunkt  der  Kaisermaeht  noch  in  Deutsehland  lag,  mit  denen  einer 
»pätern  zu  vergleichen,  wo  Italien  von  Sizilien  aus  beherrscht  wurde,  musste 
mir  natürlich  die  manniclifachste  Gelegenheit  bieten  zu  wiederholter  Prüfung 
der  in  ineinen  Vorlesungen  über  das  Kaiserreich  ausgesprochenen  Ansicht, 
dass  der  Zerfall  Deutschlands  nicht  an  das  Bestehen  des  über  die  Nation 
hinaufreichenden  Kaiserreiches  anzuknüpfen  sei,  dass  insbesondere  auch  noch 
in  den  Zeiten  des  ersten  Fried  l  ieh  die  Macht  des  deutschen  Herrschers  auf  so 
festen  Grundlagen  beruhte,  davss  bei  einem  Fortbauen  auf  denselben  alles  andere 
eher  vorauszusehen  war,  als  Zerfall  und  Schwäche;  dass  es  erst  die  durch  den 
Erwerb  des  sizilischen  Königreich  herbeigeführte,  völlig  veränderte  Stellung 
des  Kaiserthums  gewesen  sei,  welche  das  Kaiserreich  und  damit  Deutschland 
zerrüttete.  Wie  ich  das  bezüglich  einer  Einzelfrage  S.  372  n.  H  ausdrücklich 
bemerkte,  wie  sich  das  für  eine  Reihe  anderer  Punkte  im  zweiten  Bande  er- 
geben wird,  habe  ich  dabei  keine  Veranlassung  gefunden,  auch  nur  eine  der 
früheren,  mit  diesen  Untersuchungen  irgend  näher  zusammenhängenden  Be- 
hauptungen zurückzunehmen,  welche  ich  freilich  von  vornherein,  da  mir  die 
bezüglichen  italienischen  Verhältnisse  damals  weniger  bekannt  waren,  nur  sehr 
vorsichtig  aufgestellt  hatte.  Wohl  aber  würde  ich  jetzt  in  der  Lage  sein,  meine 
Ansicht  durch  manches  gewichtige,  mir  damals  noch  nicht  aufgefallene  Mo- 
ment weiter  begründen  zu  können. 

Darauf  in  der  Arbeit  selbst  häufiger  hinzuweisen  oder  etwa  nochmals  zu- 
sammenhängend darauf  zurückzukommen,  dazu  fehlte  mir  bis  jetzt  die  Ver- 
anlassung. Allerdings  hat  v.  Sybel  in  seiner  Schrift  über  die  deutsche  Nation 
und  das  Kaiserreich  gerade  jene  Ansicht  aufs  bestimmteste  bestritten.  Aber 
ihm  gegenüber  habe  ich  sie  bereits  in  einer  Gegenschrift  über  deutsches  Kö- 
nigthum und  Kaiserthum  zu  vertheidigen  gesucht.  Der  Gegner  hat  nie  darauf 
geantwortet;  ob  er  selbst  noch  an  die  für  seine  Beweisführung  nothwendige 
Jammergestalt  des  ersten  Friedrieh  glaubt,  wenn  er  je  ernstlich  an  dieselbe 
geglaubt  hat,  weiss  ich  also  nicht.  Aber  weitern  Unfug  hat  das  Erscheinen 
dieses  Zerrbildes  in  unserer  Gesehiehtslitteratur,  so  weit  ich  das  übersehe, 
nicht  angerichtet,  trotz  des  Umstandes,  dass  es  gerade  durch  einen  so  nam- 
haften Gelehrten  heraufbeschworen  war.  War  das  nicht  ungeschrieben  zu 
machen,  was  früher  von  anerkannten  Forschem  über  die  Zeit  geschrieben  war, 
welche  v.  Sybel  als  eine  Zeit  vollständigster  Ohnmacht  der  Reichsgewalt  zu 
bezeichnen  sich  genöthigt  sah,  so  haben  sich  da  auch  Spätere  nicht  beirren 
lassen;  und  sind  darunter  solche,  welche  meines  Wissens  den  politischen  An- 
sichten des  Gegners  wesentlich  beistimmen  dürften,  so  ist  das  gewiss  ein  höchst 
erfreuliches  Zeugniss  dafür,  dass  die  lockende  Lehre  von  der  Verarbeitung  der 
Gefliehte  nach  politischen  und  sittlichen  Prinzipien  die  Unbefangenheit  der 
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Forschung  doch  weniger  zu  trüben  vermochte,  als  nach  solchem  Vorgange 
vielleicht  zu  befürchten  war.  Es  sind  gerade  ül>er  diese  Zeit  seitdem  eine  Reihe 
eingehender  Arbeiten  erschienen ;  in  keiner,  so  weit  ich  sehe,  findet  die  Auf- 
fassung des  Gegners  eine  Stütze,  wird  die  meinige  bestritten ;  wer  dieselben 
irgend  genauer  verfolgt  hat,  weiss  auch,  auf  wie  manches  unumwundene  Zeug- 
niss  für  meine  Behauptungen  ich  da  würde  hinweisen  können.  Es  mag  ge- 
nügen, das  Zeugniss  dessen  anzuführen,  der  sich  am  längsten  und  eingehendsten 
mit  dieser  Zeit  beschäftigt  hat;  stimmt  die  ganze  Auffassung  bei  Reuter,  Ge- 
schichte Alexanders  III.,  wesentlich  mit  der  meinigen  überein,  so  sagt  er  3, 335 
gerade  bezüglich  des  fraglichen  Punktes:  „Ich  kann  es  nur  für  eine  Verge- 
waltigung an  der  Geschichte  halten,  wenn  ein  geistreicher  Historiker  der  Ge- 
genwart, welchem  ich  ungern  widerspreche,  ein  Bild  der  Ohnmacht  des  grossen 
Staufen  gezeichnet  hat,  dessen  Farben  nicht  der  beglaubigten  Ueberlieferung 
entnommen  sind;tf  er  führt  dann  Stellen  der  Ueberlieferung  auf,  welche  ins- 
gesammt  gegen  v.  Sybel  zeugen,  und  setzt  hinzu:  „Durchaus  unwiderlegbar 
ist  die  gegnerische  Erörterung  bei  Ficker,  Das  deutsche  Königthum  und  Kai- 
serthum. "  Werde  ich  danach  sagen  dürfen,  dass  die  Darstellung  der  That- 
sachen,  von  der  aus  v.  Sybel  meine  Ansicht  bestritt,  als  irrig  anerkannt  und 
damit  wenigstens  seine  Beweisführung  missluugeu  ist,  so  mag  es  sein,  dass 
sich  gegen  meine  Behauptungen  andere,  von  mir  nicht  beachtete  Thatsachen 
geltend  machen  lassen,  oder  dass  auch  auf  Grundlage  der  von  mir  und  anderen 
anerkannten  thatsächlichen  Lage  diese  Dinge  doch  von  einem  andern,  als  dem 
von  mir  vertretenen  Gesichtspunkte  aufgefasst  werden  können.  Aber  ich  weiss 
nicht,  dass  das  von  irgend  jemandem  bestimmter  versucht  wäre,  und  habe 
daher  zunächst  keine  Veranlassung  gefunden,  in  meiner  Arbeit  auf  jene  Streit- 
frage Bezug  zu  nehmen. 

Ueberhaupt  würde  ich  mich  kaum  veranlasst  gefühlt  haben,  auf  die  Sache 
nochmals  zurückzukommen,  wenn  es  sich  dabei  nur  um  die  wissenschaftliche 
Kontroverse  gehandelt  hätte.  Ob  da  der  Gegner  seine  Behauptungen  gegen 
meine  Zurückweisung  weiter  vertheidigen  wollte  oder  nicht,  war  einfach  seine 
Sache;  auch  wo  das  mit  mehr  Hoffnung  auf  Erfolg,  als  mir  hier  der  Fall  zu 
sein  scheint,  geschehen  könnte,  würde,  ich  es  sehr  begreiflich  finden,  wenn 
jemand  nicht  Lust  hat,  seine  Zeit  einer  weitern  Erörterung  von  Fragen  zu 
widmen,  welche  für  ihn  vielleicht  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  haben. 
Wenn  es  dem  Gegner  weiter  beliebte,  meine  Behauptungen  in  einer  von  weg- 
werfender Geringschätzung  und  Grobheit  strotzenden  Form  zu  bekämpfen, 
welche  nur  noch  übertroffen  wurde  durch  die  bekannte  „lumpige'4  Bemerkung 
in  der  Sitzung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom  5.  .September  1862 
(vgl.  0.  Klopp,  Kleindeutsehe  Geschichtsbaumeister  S.  III),  so  war  mir  das 
höchst  gleichgültig ;  hat  sich  solcher  Form  des  Angriffs  jemand  zu  schämen, 
so  ist  es  gewiss  nicht  der  Angegriffene.  Dem  Gegner  hat  es  aber  weiter  be- 
liebt, die  Ehrlichkeit  meiner  Polemik  und  die  Aufrichtigkeit  meiner  geschicht- 
lichen Ueberzeugung  zu  verdächtigen ;  und  das  ist  allerdings  ein  Punkt,  bei 
dem  wenigstens  für  mich  die  Gleichgültigkeit  durchaus  aufhört;  man  wird 
es  mir  nicht  verübeln  können,  wenn  ich  darauf  zurückkomme,  wie  sich 
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bezüglich  dieser  ganz  persönlichen  Seite  der  Angelegenheit  der  Sachverhalt 
herausgestellt  hat. 

Es  hat  dem  Gregner  gefallen,  mich  der  Erschleichung  zu  beschuldigen, 
weil  ich  behauptet  hätte,  er  habe  bei  seiner  Festrede  über  die  neueren  Dar- 
stellungen der  deutschen  Kaiserzeit  an  eine  Nutzanwendung  auf  moderne 
Streitfragen  gedacht,  was  in  keiner  Weise  der  Fall  gewesen  sei.  Ob  da  von 
einer  Erschleichung  die  Rede  sein  durfte,  wenn  meine  Behauptung  sich  auch 
nur  auf  die  allgemeine  Sachlage  hätte  stützen  können,  kann  ich  ganz  bei  Seite 
lassen.  Denn  ich  war  da  in  der  höchst  angenehmen  Lage,  der  Vergesslichkeit 
des  Gegners  dadurch  zu  Hülfe  kommen  zu  können,  dass  ich  ihn  S.  8  meiner 
Gegenschrift  auf  die  Stelle  seiner  Festrede  verwies,  wo  er  selbst  in  aller 
Offenheit  ausspricht,  dass  er  bei  der  Erörterung  gerade  dieses  Gegenstandes 
nicht  allein  an  moderne  Streitfragen  denke,  sondern  ihm  dieselbe  gerade  diese» 
Zusammenhanges  wegen  um  so  wichtiger  scheine.  Ist  das  richtig  oder  nicht? 
Und  wo  bleibt  denn  da  die  Erschleichung? 

Dagegen  hat  nun,  von  anderm  abgesehen,  v.  Sybel  an  dem  Punkte,  wo 
ihm  meine  Ansichten  am  unbequemsten  gewesen  zu  sein  Schemen,  sich  statt 
eines  Gegenbeweises  mit  der  Behauptung  begnügt,  dass  ich  die  Zeiten  Gre- 
gors YTI  und  Innocenz  III  als  gesunde  Blüthe  des  deutschen  Reiches  feiere, 
dass  mir  die  damaligen  Zustände  lobenswerth  erschienen,  weil  sie  zur  päbst- 
Hchen  Weltherrschaft  geführt  hätten ;  er  sucht  damit  meine  Ansicht  als  Pro- 
dukt ultramontanen  Eifers  hinzustellen  und  die  Aufrichtigkeit  der  von  mir 
ausgesprochenen  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  zu  verdächtigen.  Wie  er 
seinerseits  dabei  mit  der  gescliiehtlieheu  Wahrheit  mngesprungen  ist,  habe  ich 
S.  71  ff.  dargelegt.  Wie  er  dabei  mir  gegenüber  jede  Ehrlichkeit  der  Polemik 
bei  Seite  gelassen  hat,  habe  ich  S.  80  ff.  genauer  angegeben.  Um  meine  Be- 
weisführung in  der  ihm  zusagenden  Weise  verdächtigen  zu  können,  hat  er  sich 
nicht  etwa  mit  blossen  Erschleichungen  begnügt ;  er  hat  frischweg  zu  einer  so 
plumpen  Unwahrheit  gegriffen,  dass  mir  dieselbe  noch  jetzt  ein  psychologisches 
Rathsei  sein  würde,  wenn  ich  annehmen  müsste,  er  habe  dabei  irgend  auf 
Leser  gerechnet,  die  auch  nur  halbweg  im  Stande  seien,  seine  Behauptungen 
zu  prüfen.  Einer  Darstellung  gegenüber,  bei  welcher  gerade  der  Schwerpunkt 
der  ganzen  Beweisführung  auf  den  von  mir  versuchten  Nachweis  fiel,  das* 
allerdings  in  der  letzten  Zeit  vor  Innocenz  ein  genügendes  Gleichgewicht  vor- 
handen war,  dieses  aber  in  Folge  der  sizilischen  Erwerbung,  also  genau  zur 
Zeit  Inuocenz's,  aufs  gründlichste  zerstört  und  damit  die  Macht  des  Reichs 
aufs  tiefste  erschüttert  war,  —  einer  solchen  Darstellung  gegenüber  hat  der 
Gegner  die  Stirne,  einfach  zu  behaupten,  dass  ich  das  System  und  die  Zeit 
Innocenz's  als  organisches  Gleichgewicht  und  gesunde  Blüthe  des  deutschen 
Reichs  bezeichne.  Ich  habe  das  S.  82  erklärt  fiir  reine  Unwahrheit,  welche 
ich  weder  durch  Unkenntniss,  noch  durch  Nachlässigkeit  irgendwie  zu  erklären 
wüsste,  von  der  ich  nur  annehmen  kann,  dass  der  Gegner  sich  ihrer  durchaus 
bewasst  war,  als  er  sie  niederschrieb ;u  ich  sah  mich  also  genöthigt  zu  be- 
haupten, dass  ich  nach  bestem  Wissen  nur  annehmen  könne,  der  Gegner  habe 
zu  einer  Lüge  gegriffen,  um  meine  wis*ensclmfrlHie  Aufrichtigkeit  auf  Grund- 
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läge  derselben  verdächtigen  zu  küuuen.  Zu  solcher  Behauptung  habe  ich  mich 
nur  ungern  im  Interesse  der  eigenen  Vertheidigung  genöthigt  gesehen.  Ich 
würde  sie  bereitwilligst  zurückgenommen  oder  modifizirt  haben,  wenn  mir  die 
Zulässigkeit  anderer  Auffassung  nachgewiesen  wäre.  Kann  ich  sie  nur  wieder- 
holen, so  ist  das  nicht  meine  Schuld. 

Der  Gegner  hat  mir  auch  darauf  nichts  geantwortet.  Was  ich  sagte,  mag 
ihm  sehr  gleichgültig  gewesen  sein.  Aber  dann  hat  es  mich  nur  gewundert, 
dass  v.  Sybel  sich  in  der  AJlg.  Zeitung  von  1866  Mai  1 1  mit  einiger  Erregt- 
heit gegen  einen  andern,  inzwischen,  wenn  ich  mich  in  der  Person  nicht 
täuschte,  verstorbenen  Gegner  wandte,  weil  dieser  behauptet  hatte,  er  suche 
die  Ereignisse  in  der  Weise  darzustellen,  welche  seinen  politischen  Zwecken 
am  besten  entspreche,  und  dass  v.  Sybel  das  als  Verdächtigung  seiner  wissen- 
schaftlichen Wahrheitsliebe  bezeichnete.   Nun,  wesentlich  dasselbe  glaubte 
auch  ich  behaupten  zu  dürfen;  nur  hätte  ich  freilich  nicht  erwartet,  dass  der 
Gegner  das  als  eine  Verdächtigung  auffassen  würde.  Denn  ich  wenigstens 
habe  mich  da  nicht  blos  an  Einzelfalle  gehalten,  wie  sie  S.  63  ff.  98.  123 
meiner  Schrift  hervorgehoben  sind.  Mag  da  die  Entstellung  der  Thatsachen 
noch  so  sehr  auf  der  Hand  liegen,  möglicherweise  kann  diese  ja  immer  eben 
so  wohl  in  ungewöhnlicher  Unkenntniss,  als  in  ungewöhnlicher  Willkür  ihren 
Grund  haben ;  und  so  sehr  ich  mich  dagegen  verwahren  müsste,  erstere  dem 
Gegner  hier  irgendwie  zuzutrauen,  so  handelt  es  sich  da  doch  immer  um  eine 
zunächst  nur  subjektive  Ansicht  über  die  mögliche  Gränze  der  Unkenntniss, 
wird  es  immer  misslich  bleiben,  auf  solcher  Grundlage  die  Behauptung  will- 
kürlicher Entstellung  uubedingt  hinzustellen.  Aber  ich  hatte  es  ja  gar  nicht 
nöthig,  mich  auf  die  Praxis  des  Gegners  zu  berufen,  da  derselbe  sich  theo- 
retisch bestimmt  genug  darüber  ausgesprochen  hat;  die  von  ihm  gestellte  For- 
derung der  Verarbeitung  des  geschichtlichen  Stoffes  nach  politischen  und  sitt- 
lichen Prinzipien,  auf  welche  ich  mich  S.  11-27  näher  eingelassen,  erhebt  ja, 
wenn  es  sich  da  nicht  um  eine  ganz  inhaltlose  Phrase  handeln  soll,  die  willkür- 
lichste Geschichtskonstruktion  geradezu  zur  Methode.  Diese  seine  Anweisung 
hat  der  Gegner  weder  zurückgezogen,  noch  irgendwo  nachgewiesen,  dass  ich 
mich  bei  Würdigung  derselben  getäuscht  habe.  Ob  er  da  mich  und  andere 
eines  Bessern  belehren  will  oder  nicht,  ist  natürlich  seine  Sache;  aber  so  lange 
er  das  nicht  gethan  hat,  ist  es  doch  wunderlich,  wenn  er  die  Annahme,  er  sei 
nach  seiner  eigenen  theoretischen  Anweisung  auch  praktisch  vorgegangen,  als 
Verdächtigung  bezeichnet. 

Ich  würde  nach  fast  sechs  Jaliren  auch  auf  jene  mehr  persönliche  Seite 
der  Sache  nicht  zurückgekommen  sein,  wenn  nicht  ein  besonderer  Umstand 
mir  das  nahe  legte.  Als  v.  Sybels  Schrift  erschienen  war,  fand  die  ihm  ge- 
neigte politische,  wie  wissenschaftliche  Tageslitteratur  nicht  Worte  genug, 
hervorzuheben,  wie  gründlich  er  mich  vernichtet  habe,  insbesondere  natürlich 
auch  der  ausgegebenen  Losung  gemäss  meinen  kirchlichen  Standpunkt  be- 
tonend. Um  so  auffallender  war  denn  nachher  das  Schweigen;  von  der  Schrift 
v.  Sybels  war  zunächst  nicht  mehr  die  Kede ;  und  doch  wäre  ja  gerade  jetzt, 
wo  Gegenschriften  gegeu  dieselbe  erschienen  waren,  die  beste  Gelegenheit  zum 
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Nachweise  geboten  gewesen,  dass  v.  Sybels  Auffassung  wirklich,  wie  er  sich 
aasdrückt*,  weder  Hiebe  noch  Stiche  zu  furchten  habe.  Wenn  man  auf  die 
Benutzung  dieser  Gelegenheit  verzichtete,  so  weiss  ich  mir  das  nur  daraus  zu 
erklären,  dass  das  Todtschweigen  der  Gegenschriften  entweder  im  Wunsche 
des  Gegners  lag  oder  man  wenigstens  glaubte,  seinen  Wünschen  dadurch  zu 
begegnen.  Dieses  Todtschweigen  wurde  denn  auch  mit  solchem  Erfolge  in 
Szene  gesetzt,  dass  die  Gegenschriften  selbst  für  solche  Blätter  nicht  vor- 
handen waren,  welche  ihrer  Aufgabe  nach  und  im  Interesse  ihrer  Leser  sich 
einer  kenntnissnah  tue  kaum  hätten  entziehen  dürfen.  Denn  mochte  man  da 
die  wesentlich  polemischen  Schriften  von  Klopp  und  mir  zu  wenig  beachtens- 
werth  finden,  so  konnte  das  docli  kaum  der  Kall  sein  bei  der  Schrift  von 
v.  Wydenbrugk,  bei  der  der  polemische  Charakter  kaum  hervortritt,  welche 
die  Entwicklung  der  deutschen  Dinge  ganz  selbstständig  verfolgend  eine  Fülle 
der  anregendsten  Gedanken  bietet. 

Nur  dieses  Vorgehen  hat  mich  veranlasst,  hier  auf  die  Sache  zurückzu- 
kommen. Ganz  abgesehen  von  der  wissenschaftlichen  Kontroverse  selbst  hatte 
ich  in  meiner  Vertheid igung  Einsprache  erheben  müssen  gegen  eine  Unehr- 
lichkeit der  Polemik,  wie  sie  so  nackt  selten  zu  Tage  getreten  sein  mag,  hatte 
dagegen  im  Interesse  der  gewiss  allseitig  gewünschten  Einhaltung  von  Würde 
und  Aufrichtigkeit  bei  wissenschaftlicher  Polemik  Berufung  eingelegt  an  das 
Billigkeitsgefiihl  gerade  solcher,  welche  übrigens  der  Auffassung  des  Gegners 
näher  stehen.  Lag  es  etwa  im  Wunsche  des  Gegners  oder  seiner  Freunde, 
eine  weitere  Erörterung  der  persönlichen  Seite  der  Sache  abzuschneiden,  wie 
das  meinen  Wünschen  durchaus  entsprochen  hätte,  so  hätte  ich  danach  wohl 
erwarten  dürfen,  dass,  wenn  der  Gegner  selbst  es  vorzog,  sich  da  nicht  weiter 
zu  äussern,  wenigstens  ein  anderer,  der  uicht  von  vornherein  auf  meiner  Seite 
stand,  bei  Besprechung  meiner  Schrift  die  Gelegenheit  wahrgenommen  hätte, 
mir  in  dieser  Richtung  gerecht  zu  werden,  mir  zu  verstehen  zu  geben,  dass 
man  auch  da,  wo  man  in  der  Sache  die  Auffassung  des  Gegners  theile,  doch 
die  Weise  seiner  Polemik  gegen  mich  nicht  billige.  Es  würde  mir  das  durchaus 
genügt  haben,  um  meinerseits  die  Angelegenheit  nicht  mehr  zur  Sprache  zu 
bringen.  Mass  ich  jetzt  annehmen,  dass  meine  Verteidigung  in  solchen  Krei- 
sen, wo  man  nicht  von  vornherein  auf  meiner  Seite  stand,  wo  in  dieser  Rich- 
tung allein  ein  Unheil  für  mich  von  Werth  gewesen  wäre,  völlig  unbeachtet 
blieb,  dass  man  dort  wohl  vom  Angriff,  nicht  aber  von  der  Verteidigung 
Notiz  nahm,  so  wird  es  jeder  begreiflich  finden,  wenn  ich  in  meinem  und  wohl 
auch  anderer  Interesse  bei  der  ersten  sich  mir  bietenden  Gelegenheit  auf  meine 
zum  Todtschweigen  verurteilte  Verteidigung  nochmals  zurückkomme.  Dass 
ich  diese  Verurteilung  hart  empfunden  hätte,  könnte  ich  freilich  nicht  sagen; 
Ungeduld  ist  meine  schwache  Seite  nicht,  und  es  genügt  mir  in  der  angegebe- 
nen Richtung  auch  das  vollkommen,  dass  ich  jetzt  auf  die  bezüglichen  Be- 
hauptungen meiner  Verteidigung  mit  dem  Bemerken  zurückweisen  kann,  dass 
sie  ohne  allen  Widerspruch  geblieben  sind. 
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Dass  die  Veröffentlichung  meiner,  zunächst  die  deutschen  Verhältnisse 
ins  Auge  fassenden  Forschungen  über  den  Reichsfiirstenstand  durch  diese 
Arbeit  voraussichtlich  noch  einige  Zeit  hinausgeschoben  werden  wird,  hat  für 
mich  manches  Missliche.  Von  anderm  abgesehen  insbesondere  auch  desshalb, 
weil  ich  in  den  Arbeiten,  welche  ich  inzwischen  veröffentlichte,  manche  von 
der  bisherigen  Ansicht  abweichende  Behauptung  aufstellte,  zu  der  ich  mich 
nach  dem  Ergebnisse  jener  Forschungen  berechtigt  hielt,  deren  nähere  Be- 
gründung sich  aber  erst  aus  der  Veröffentlichung  derselben  ergeben  würde. 
Ich  habe  wolü  die  Freude  gehabt  zu  sehen,  dass  solche  Behauptungen  Andere 
zu  genauerer  Untersuchung  des  Gegenstandes  anregten  oder  dieselben  durch 
unabhängig  davon  unternommene  Arbeiten  ihre  Bestätigung  fanden.  Andere 
sind  nicht  ohne  Einsprache  geblieben ;  und  dann  wäre  es  mir  freilich  doppeltes 
Bedürfniss  gewesen,  sie  baldmöglichst  näher  begründen  zu  können.  Auch 
wenn  es  sich  dabei  mehr  um  Einzelnheiten  handelt,  wie  etwa  in  dem  S  135 
n.  3  hervorgehobenen  Falle,  wird  es,  auch  wenn  sich  Gelegenheit  bietet,  das 
nochmals  zu  berühren,  doch  oft  nicht  möglich  sein,  es  dem  erhobenen  Ein- 
wände gegenüber  genügend  zu  begründen ;  das  Gewicht  der  Gründe  wird  oft 
nur  im  Zusammenhange  der  umfassendem  Untersuchung  zu  gebührender  Gel- 
tung gebracht  werden  können.  Noch  weniger  ist  das  natürlich  möglich,  wo  es 
sich  nicht  so  sehr  um  einzelne  Thatsachen  und  Zustände  handelt,  als  um  die 
Gesammtauffassung  derselben. 

In  dieser  Richtung  würde  ich  insbesondere  zwei  Schriften  zu  beachten 
haben.  Zeigt  sich  in  der  gedankenreichen  .Schrift  v.  Wydenbrugk's  über  die 
deutsche  Nation  und  das  Kaiserreich  durchgehends  eine  grosse  Uebereinstim- 
mung  mit  der  eigenen  Ansicht,  so  nmsste  mir  natürlich  der  daneben  mehrfach 
hervortretende  Gegensatz  der  Auffassung  doppelt  beachtenswerth  erscheinen. 
Ich  habe  wohl  daran  gedacht,  hier  darauf  bestimmter  einzugehen.  Aber  einer 
Schrift  gegenüber,  welche  sich  nur  vereinzelt  ausdrücklich  gegen  eine  meiner 
Behauptungen  wendet,  sich  durchweg  darauf  beschränkt,  die  eigene,  bald  zu- 
stimmende, bald  abweichende  Ansicht  selbstständig  zu  entwickeln,  zeigte  es 
sich  an  und  für  sich  schwer  durchführbar,  einzelne  Punkte  herauszugreifen, 
um  sie  ausserhalb  des  grössern  Zusammenhanges  nochmals  zu  erörtern.  Es 
kommt  hinzu,  dass  die  Schrift  gleichzeitig  mit  meiner  Abhandlung  über  deut- 
sches Königthum  und  Kaiserthum  entstand  und  auf  die  in  dieser  gegebenen 
Erläuterungen  noch  nicht  Rücksicht  nehmen  konnte;  und  konnte  ich  aus  dem- 
selben Grunde  die  Einwendungen  v.  Wydenbrugk's  damals  noch  nicht  beachten, 
so  dürfte  sich  da  trotzdem  bereits  ergeben  haben,  dass  in  manchen  Punkten 
meine  Auffassung  thatsächlich  weniger  abweicht,  als  meine  erste  Schrift  das 
vielleicht  annehmen  lässt.  Auf  manches  werde  ich  in  anderer  Verbindung  zu- 
rückkommen können ;  einzelnes  war  ohnehin  in  den  folgenden  Erörterungen  zu 
berühren,  wenn  diese  sich  auch  zunächst  auf  Einwendungen  von  anderer  Seite 
beziehen,  auf  Welche  einzugehen  mir  näher  gelegt  war,  weil  sie  nach  Kennt- 
nissnahme  meiner  beiden  bezüglichen  Abhandlungen  erfolgten  und  unmittelbar 
gegen  einzelne  meiner  Behauptungen  gerichtet  waren. 

Es  handelt  sich  da  um  Einwendungen,  welche  Roth  in  seiner  Schrift 
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über  Feudalität  und  Unterthanen verband  S.  18  ff.  schon  vor  einigen  Jahren 
gegen  von  mir  geäusserte  Ansichten  erhoben  hat.  Je  höhern  Werth  ich  der 
Anerkennung  beilege,  welche  anderen  Ergebnissen  meiner  Forschungen  gerade 
von  dieser  Seite  zu  Theil  geworden  ist,  um  so  lebhafter  hätte  ich  gewünscht,  durch 
eingehendere  Erörterung  der  hier  erhobenen  Einwendungen  alsbald  zeigen  zu 
können,  wie  grosses  Gewicht  ich  denselben  beilege.  Aeussere,  zum  Theil  früher 
angedeutete  Umstände,  insbesondere  die  Ausdehnung,  welche  diese  italienischen 
Forschungen  gewannen,  hielten  mich  davon  ab,  das  im  Anschlüsse  an  eine 
selbstständige  Untersuchung  über  die  landrechtlichen  Befugnisse  des  deutschen 
Königthumes  zu  thun,  wie  das  anfangs  in  meiner  Absicht  lag.  Wenn  ich  mich 
nun  hier  auf  jene  Einwendungen  einlasse,  so  mag  das  auch  desshalb  nicht 
ungeeignet  erscheinen,  weil  es  sich  da  tun  Dinge  handelt,  welchen  doch  auch 
die  hier  begonnenen  Untersuchungen  mehrfach  nahe  treten  werden,  weil  schon 
das  mir  eine  nähere  Veranlassung  bieten  muss,  mich  darüber  auszusprechen, 
in  wie  weit  ich  jenen  Einwendungen  gegenüber  an  meiner  frühern  Ansicht 
glaube  festhalten  zu  dürfen. 

Werde  ich  mir  dabei  gewisse  Gränzen  setzen  müssen,  werde  ich  es  auch 
hier  nicht  umgehen  können,  manches  nur  anzudeuten,  was  ich  später  hoffe 
genauer  begründen  zu  können,  so  würde  mich  das  abschrecken,  wenn  ich  nicht 
glaubte,  dass  es  sich  vielfach  weniger  um  die  Nothwendigkeit  einer  Verthei- 
digung,  als  einer  Erläuterung  meiner  Ansichten  handelte.  Denn  ein  so  be- 
stimmter Gegensatz  der  Ansichten,  wie  ihn  die  Erörterung  Roths  voraussetzt, 
dürfte  da  in  Wirklichkeit  kaum  bestehen.  Mit  dem  meisten,  was  R.  sagt,  fühle 
ich  mich  vollkommen  einverstanden.  Scheint  ihm  ein  solches  Einverständniss 
nach  Massgabe  des  früher  von  mir  Gesagten  weniger  vorhanden  zu  sein,  so 
wird  da  vielfach  die  Schuld  an  mir  liegen,  insofern  ich  mich  über  manchen 
Punkt  nicht  klar  genug  ausgesprochen  haben  mag.  Es  wird  in  dieser  Richtung 
eben  zu  beachten  sein,  dass  die  beanstandeten  Behauptungen  von  mir  zunächst 
nur  im  Hinblicke  auf  eine  bestimmte  entgegenstehende  Auffassung  aufgestellt 
oder  vertheidigt  wurden,  dass  ich  dabei  weniger  eine  allseitige  Begründung,  als 
eine  Begründung  nur  nach  einer  Seite  hin  im  Auge  hatte,  dass  so  natürlich 
manches  unberührt  blieb  oder  weniger  scharf  gefasst  wurde,  was  dazu  hätte 
dienen  können,  sie  auch  einem  andern  Zusammenhange  gegenüber  genügend 
klar  und  begründet  erscheinen  zu  lassen.  Denn  nicht  im  Zusammenhange  mit 
der  mich  damals  beschäftigenden  Frage,  ob  die  Auflösung  Deutschlands  nöthige 
Folge  des  Kaiserthums  als  solchen  gewesen  sei,  berücksichtigte  R.  meine  An- 
sichten ;  Veranlassung,  auf  sie  einzugehen,  scheint  ihm  insbesondere  die  An- 
nahme geboten  zu  haben,  dass  ich  Erscheinungen,  welche  erst  Folgen  der  in 
karoKngischer  Zeit  aufgekommenen  Feudalität  gewesen  seien,  auf  eine  den 
Deutschen  von  jeher  eigenthümliche  Staatsauffassung  zurückführen  wolle. 
Meine  Aensserungen  mochten  ihm  aus  dem  angedeuteten  Grunde  eine  solche 
Annahme  nahe  legen ;  aber  dann  sind  sie  unklar  ausgesprochen  oder  unrichtig 
anfgefasst,  da  ich  mich  in  diesem  Hauptpunkte  mit  seiner  Ansicht  nicht  im 
Widerspruch  fühle.  In  manchem  scheint  dann  freilich  wirklich  ein  Gegensatz 
der  Ansichten  vorzuliegen.  Doch  dürfte  es  sich  auch  da  vielfach  um  keinen 
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unbedingten,  unvereinbaren  Gegensatz  handeln,  nicht  um  die  Richtigkeit  der 
einen,  die  damit  zufammenfallende  Unrichtigkeit  der  andern  Ansicht  Gerade 
da,  wo  weniger  die  Einzelthatsachen,  als  die  Auffassung  einer  Gesammtent- 
wicklung  in  Frage  steht,  wird  der  vorsichtigste  Forscher  sich  kaum  von  einer 
gewissen  Einseitigkeit  frei  halten  können,  die  dadurch  herbeigeführt  zu  werden 
pflegt,  dass  auf  sein  Urtheil  doch  vorzugsweise  die  Beachtung  gewisser  Zeiten, 
gewisser  Verhältnisse  einwirkt,  mit  denen  er  sich  lange  und  eingehend  be- 
schäftigte; die  Auffassungen,  welche  ihm  da  besonders  nahe  gelegt  sind,  wer- 
den doch  zu  leicht  zu  einer,  nicht  geradezu  unrichtigen,  aber  doch  einseitigen 
Beurtheilung  anderer  Zeiten,  anderer  Verhältnisse  fuhren  können.  Bezüglich 
der  eigenen  Auffassungen  wenigstens  gebe  ich  mich  da  keiner  Täuschung  hin ; 
eine  spätere  Ausdehnung  der  eigenen  Forschungen,  die  Beachtung  der  Ergeb- 
nisse der  Forschungen  Anderer  haben  mir  das  zu  oft  nahe  gelegt  Während 
nun  fiir  R.  zunächst  die  Zeiten  der  Merovinger  und  Karolinger  den  Ausgang 
bildeten,  war  es  für  mich  die  staufische  Periode,  mit  der  ich  mich  vorzugsweise 
beschäftigte;  und  während  die  Forschungen  R's  vor  allem  die  Feudalität  ins 
Auge  fassten,  hatte  ich  Veranlassung  gefunden,  insbesondere  solchen  Verbän- 
den innerhalb  des  Reichs  und  ihrem  Einflüsse  auf  die  Reichsverfassung  nach- 
zugehen, welche  zur  feudalen  Entwicklung  derselben  in  keinem  näheren  Zu- 
sammenhange stehen.  Und  da  wird  es  von  vornherein  kaum  so  unwahrscheinlich 
sein,  dass  der  Gegensatz  sich  vielfach  nur  ergeben  hat  aus  zu  einseitiger  Be- 
tonung gewisser  Gesichtspunkte  von  dieser  und  jener  Seite,  dass  beide  An- 
sichten relativ  richtige  sein  können,  dass  die  weitere  Erläuterung  der  eigenen 
Ansicht  unter  Beachtung  des  Standpunktes  des  Gegners  den  vorliegenden 
Gegensatz  doch  wenigstens  abschwächen,  wenn  nicht  ausgleichen  dürfte. 

Mit  dem  Ergebnisse  der  Forschungen  R's,  welche  für  ihn  den  nächsten 
Ausgangspunkt  bei  Besprechung  dieser  Dinge  bildeten,  bin  ich  wenigstens  so 
weit,  als  das  hier  irgend  in  Frage  kommen  kann,  durchaus  einverstanden.  Ich 
bezweifle  in  keiner  Weise,  dass  in  den  altgermanischen  Reichen  der  Unter- 
thanenverband  dieGruudlage  der  Verfassung  bildete,  dass  die  Feudalität  nicht 
auf  eine  eigentümliche  gennanische  Auffassung  des  Staats  zurückgeht,  son- 
dern ein  Ergebniss  besonderer  Verhältnisse  der  fränkischen  Zeit  war. 

Ebeuso  einverstanden  bin  ich  mit  R.  aber  auch  darin,  dass  es  die  zu- 
nächst durch  das  Feudalsystem  begründete  schlechte  Verfassung  war,  welche 
die  Auflösung  Deutschlands  bewirkte.  Ohne  dasselbe  wären  aus  den  Reichs- 
beamten nicht  Landesherren  geworden ;  und  das  war  doch  vor  allem  das  ent- 
scheidende. Erschöpft  die  Verwandlung  der  Aemter  in  Lehen  auch  nicht  den 
Einfluss  des  Feudalismus  auf  die  Verfassung,  so  ist  das  doch  die  hier  vor- 
zugsweise massgebende  Seite  desselben,  auf  deren  Beachtung  ich  mich  werde 
beschränken  dürfen. 

Es  ist  demnach  gewiss  richtig,  wenn  R.  den  Forschungen  über  die  An- 
fänge jenes  Systems  die  massgebendste  Bedeutung  für  die  Erkenntniss  der 
deutschen  Gesanimtentwicklung  beilegt.  In  der  Verbindung  aber,  in  der  mir 
die  Frage  nach  den  Gründen  des  Zerfalles  Deutschlands  nahe  trat,  hatte  ich 
keine  Veranlassung,  das  Aufkoirmen  oder  Bestehen  des  Feudalsystemes  zu 
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betonen.  Nur  dann  wäre  Veranlassung  dazu  geboten  gewesen,  wenn  Gründe 
für  die  Annahme  vorlägen,  ohne  das  Kaiserthum  würde  die  Feudalität  in 
Deutschland  keinen  Eingang  gefunden  haben.  Ich  wüsste  solche  nicht  geltend 
zu  inachen.  Denn  es  handelt  sich  da  ja  keineswegs  um  eine  Eigenthümlichkeit 
der  deutschen  Entwicklung.  Es  handelt  sich  um  ein  System,  das  in  allen 
christlichen  Reichen  zeitweise  die  Grundlage  der  Verfassung  bildete,  das  in 
Deutschland  noch  im  zwölften  Jahrhunderte  sogar  weniger  bestimmend  für 
dieselbe  war,  als  in  andern  Reichen ;  um  ein  System,  welches  jeden  andern 
Staat  eben  so  wohl  zersetzen  musste,  wenn  es  sich  in  dauernder  Geltung  be- 
hauptete. In  dem  mir  vorliegenden  Zusammenhange  war  das  Entscheidende 
nicht  das  Bestehen,  sondern  das  Fortbestehen  des  Systems ;  denn  das  Be- 
sondere der  deutschen  Entwicklung  liegt  hier  darin,  dass  der  Feudalismus  in 
Deutschland  fortbestand,  sogar  erst  zur  vollsten  Entfaltung  gelangte,  als  man 
denselben  in  andern  Reichen  zu  beseitigen  wusste  und  wenigstens  die  Anfange 
einer  darauf  gerichteten  Entwicklung  auch  in  Deutschland  bereits  hervorge- 
treten waren.  Für  mich  musste  die  entscheidende  Frage  darauf  gerichtet  sein, 
wesshalb  damals  der  Bruch  mit  dem  Leheusstaate  nicht  gelang;  dass  dieser 
auch  in  Deutschland  nothwendige  Vorbedingung  für  eine  gedeihliche  Weiter- 
entwicklung der  Verfassung  war,  habe  ich,  wie  auch  R.  anerkennt,  bestimmt 
genug  hervorgehoben  und  damit  doch  ausgesprochen,  dass  auch  ich  in  der 
durch  den  Feudalismus  herbeigeführten  schlechten  Verfassung  den  letzten 
Grund  für  den  Verfall  Deutschlands  finde. 

Ist  bis  dahin  kein  Gegensatz  der  Ansicht  vorhanden,  so  sieht  nun  Roth 
8.  18  einen  Widerspruch  darin,  dass  ich  das  Gelingen  einer  einheitlichen  Ge- 
staltung im  zehnten  Jahrhunderte  bezweifle,  im  dreizehnten  für  wahrscheinlich 
halte,  dass  ich  es  hier  für  Aufgabe  des  Königthums  halte,  die  untergeordneten 
selbstständigen  Gewalten  zu  beseitigen,  während  ich  dort  einer  freien  Bewe- 
gung der  Theile  das  Wort  rede.  Es  ist  möglich,  dass  raeine  Angaben,  bei 
welchen  ich  diesen  Einwand  nicht  voraussah,  die  Annahme  eines  Widerspruches 
nahe  legen  konnten.  Aber  derselbe  ist  doch  nur  ein  scheinbarer,  ergibt  sich 
nur  dann,  wenn  man,  wie  R.  dazu  allerdings  geneigt  ist,  die  aus  dem  Feuda- 
lismus sich  ergebende  Auflösung  der  von  mir  betonten  Selbstständigkeit  der 
Theile  gleichstellt.  Um  diese  handelt  es  sich  meiner  Ansicht  nach  im  zehnteu, 
um  jene  im  dreizehnten  Jahrhunderte.  Der  scheinbare  Widerspruch  rührt 
daher,  dass  ich  das  eine  für  vereinbar,  das  andere  für  unvereinbar  mit  der 
nöthigen  Einheit  halte. 

Nun  erkennt  auch  Roth  S.  15  eine  verschieden  gestaltete  Einheit  an; 
auch  er  unterscheidet  eine  romanische  Zentralisation,  welche  Einheit  in 
Haupt-  und  Nebensachen  voraussetzt,  und  ein  germanisches  Staatswesen, 
welches  in  den  Hauptsachen  einheitlich,  in  Nebensachen  vielgestaltig  orga- 
nisirt  ist,  welches  Selbstregierung  der  Theile  zulässt ;  nur  sei  diese  germa- 
nische Selbstregierung  mit  der  mittelalterlichen  Selbstauflösung  nicht  zu 
verwechseln.  Er  scheint  nun  anzunehmen,  dass  ich  bei  dem,  was  ich  als 
eine  dem  germanischen  Staatsgedanken  entsprechende  Selbstständigkeit  der 
Theile  bezeichiie,  viel  weitergehende  Forderungen  stelle,  Forderungen,  welche 
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zu  einer  Selbstauflösung  führen  müssen,  ähnlich  der,  wie  sie  der  Feudalismus 
gebracht  hat. 

Allerdings,  soll  hier  der  Ausdruck  Selbstregierung  betont  und  in  engster 
Bedeutung  gefasst  werden,  so  erschöpft  das  die  meiner  Ansicht  nach  dem 
deutschen  Wesen  entsprechende  Selbstständigkeit  der  Theile  nicht.  Darf  der 
Theil  seine  Angelegenheiten  selbst  verwalten,  hat  er  sich  dabei  aber  auch  im 
geringfügigsten  an  die  vom  Ganzen  gegebene  Norm  zu  halten,  erfolgt  nur 
durch  dieses  die  gesetzliche  Regelung  nicht  blos  der  Hauptsachen,  sondern 
auch  aller  Nebensachen,  so  schliesst  die  Selbstregierung  doch  die  weitgrei- 
fendste  Zentralisation  nicht  aus;  können  dabei  thatsächlich  die  besondern 
Interessen  der  Theile  immerhin  gewahrt  werden,  so  fehlt  diesen  doch  jede 
Bürgschaft  dafür.  Das  grössere  Gewicht  möchte  ich  da  auf  die  Autonomie, 
auf  das  Recht  der  Selbstgesetzgebung  in  allen  Nebensachen  legen ;  es  scheint 
mir  der  deutschen  Auffassung  zu  entsprechen,  dass  dem  Theile  gestattet  ist, 
sich  selbst  das  Recht  zu  setzen  in  allen  den  Dingen,  deren- selbstständige  und 
verschiedenartige  Regelung  das  Interesse  der  Gesaramtheit  nicht  verletzt,  die 
Einheit  in  den  Hauptsachen  nicht  aufliebt.  Bei  einer  Gestaltung  des  öffent- 
lichen Lebens,  welche  möglichst  alle  Angelegenheiten  in  den  Formen  des  Ge- 
richtes zu  erledigen  sucht,  dann  aber  die  Entscheidung  über  das,  was  Recht 
ist  oder  auch  Recht  sein  soll,  nicht  dem  Richter,  sondern  Genossen  des  be- 
züglichen Rechtskreises  zuweist,  mochten  die  Sonderinteressen  des  Theils  viel- 
fach auch  dann  genügend  gewahrt  erscheinen  können,  wenn  etwa  dieselbe 
Person,  welche  im  Theile  die  Rechte  des  Ganzen  wahrnahm,  zugleich  dem 
Theile  in  der  Besorgung  seiner  besondern  Angelegenheiten  vorstand,  so  lange 
ihr  die  Norm,  wonach  sie  diese  zu  verwalten  hatte,  nicht  gleichfalls  von  oben, 
sondern  von  unten  gegeben  wurde.  Halte  ich  auch  die  Verbindung  von  Selbst- 
regierung und  Autonomie  für  das  dem  deutschen  Wesen  am  meisten  entspre- 
chende, so  scheint  mir  mit  diesem  das  Fehlen  jener  eher  vereinbar,  als  das 
Fehlen  dieser.  Spricht  sich  nun  R.  über  die  Forderung  der  Autonomie  in 
Nebensachen  nicht  bestimmter  aus,  so  habe  ich  doch  auch  keinen  Grund  an- 
zunehmen, dass  sie  ihm  für  das  germanische  Staatswesen  unzulässig  erscheint; 
begnügt  auch  er  sich  mit  Einheit  in  den  Hauptsachen,  mit  einer  obersten 
Gewalt,  die  in  den  Hauptsachen  selbstständig  ist,  so  scheint  mir  bis  dahin  ein 
Gegensatz  der  Ansichten  nicht  vorzuliegen. 

Ein  solcher  könnte  sich  nun  allerdings  ergeben,  sobald  es  sich  um  die 
Bestimmung  der  Hauptsachen  einerseits,  der  Nebensachen  andererseits  handelt. 
Zunächst  bin  ich  da  mit  R.  S.  18  vollständig  einverstanden,  dass  die  Haupt- 
sachen fest  bestimmt  sein  müssen,  dass,  wenn  das  nicht  der  Fall  ist,  wenn  die 
Obrigkeit  etwa  erst  im  Fall  der  Noth  darüber  unterhandeln  soll,  allerdings 
kein  Staats-  sondern  ein  Auflösungsgedanke  vorliegt.  Wenn  ich  solche  Haupt- 
sachen nicht  aufzählte,  allgemeine  Ausdrücke  anwandte,  so  war  das  darin 
begründet,  dass  ich  jene  Staatsauffassung  mehr  im  allgemeinen  charakterisirte, 
als  ihre  Auwendung  auf  einen  Einzelfall  genauer  verfolgte.  Denn  allerdings 
glaube  ich,  dass  eine  allgemeingültige  Feststellung  dessen,  was  da  nothwendig 
als  Hauptsache  gelten  muss,  unmöglich  ist,  dass  da  je  nach  der  Lage  des 
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Einzelfalls  hier  ziemlich  beschränkte  Befugnisse  des  Ganzen  vollkommen  aus« 
reichen,  dort  viel  ausgedehntere  noch  nicht  genügen  können.  Nur  im  Einzelfalle 
muss  freilich  durchaus  feststehen,  was  zu  jenen  Hauptsachen  gehört,  die  Verfas- 
sung des  Staats  darf  das  nicht  zweifelhaft  lassen.  Ist  das  unbestimmt,  so  kann 
je  nach  der  Sachlage  einerseits  die  Einheit  des  Ganzen  darunter  leiden ;  aber 
ebensowohl  andererseits  auch  die  Selbstständigkeit  der  Theile.  Und  jener  Forde- 
rung entspricht  daher  meiner  Ansicht  nach  die  andere,  dassauch  feststehen  soll, 
was  nicht  Hauptsache  ist,  was  dem  Theile  überlassen  bleibt ;  dass  neben  dem 
Rechte  des  Ganzen  auch  ein  ebenso  bestimmt  anerkanntes  Recht  der  Theile  besteht. 

Die  Abgränzung  zwischen  beiden  ist  im  konkreten  Falle  das  Ergebniss 
geschichtlicher  Entwicklung,  welche  von  verschiedenem  Ausgangspunkte  er- 
folgen kann.  Wo  die  Vereinigung  der  Theile  zu  einem  Staatsganzen  vorwie- 
gend durch  äussern  Zwang,  auf  dem  Wege  der  Eroberung  erfolgt,  wie  beim 
fränkischen  Reiche,  da  bildet  den  Ausgang  das  unbeschränkte  Recht  des 
Ganzen ;  das  gesaramte  Recht  des  Besiegten  ist  dem  Willen  des  Siegers  an- 
heimgestellt;  alles,  was  dem  Theile  nicht  ausdrücklich  belassen  oder  zuge- 
standen ist,  ist  Recht  des  Ganzen.  Aber  es  fehlt  weder  in  älterer  noch  in 
neuerer  Zeit  an  Belegen,  dass  das  Ganze  auch  entstehen  kann  durch  freie 
Vereinigung  der  Theile  auf  Grundlage  der  Einsicht,  vereinzelt  den  Aufgaben 
des  Staatslebens  nicht  gewachsen  zu  sein.  Da  wird  denn  das  Umgekehrte  an- 
nehmen sein ;  dem  Theile  bleibt  jedes  Recht,  auf  das  er  nicht  ausdrücklich 
verzichtet  hat,  dem  Ganzen  steht  kein  Recht  zu,  das  ihm  nicht  ausdrücklich 
gewahrt  wurde.  Damit  fallt  nicht  gerade  zusammen,  dass  auf  diesem  Wege 
die  Selbstständigkeit  der  Theile  eine  grössere  bleiben  müsse.  Wir  haben  in 
unsern  Tagen  gesehen,  wie  in  Italien  bei  wesentlich  freier  Vereinigung  der 
Theile  diesen  kein  Sonderrecht  vorbehalten  blieb.  Dagegen  hat  umgekehrt 
früher  die  Unterwerfung  Italiens  durch  deutsche  Herrscher  die  Sonderstellung 
desselben  kaum  geändert  Auch  können  natürlich  bei  der  Bildung  des  Einzel- 
staates beide  Wege  raannichfach  in  einander  übergreifen.  Aber  theoretisch 
sind  beide  auseinanderzuhalten.  Und  da  möchte  doch  anzunehmen  sein,  dass 
der  letztere  als  der  der  germanischen  Auffassung  mehr  entsprechende  zu  be- 
trachten ist;  diese  scheint  doch  zunächst  auszugehen  von  der  freien  Selbst- 
bestimmung des  Einzelnen  in  allen  Stücken,  wo  dieselbe  nicht  durch  das  Recht 
des  höhern  Kreises  ausdrücklich  beschränkt  ist,  nicht  umgekehrt  anzunehmen, 
dass  der  Einzelne  nur  da  seinem  freien  Willen  folgen  darf,  wo  der  Staat  ihm 
das  ausdrücklich  erlaubt  hat  Doch  ist  dieser  theoretischen  Unterscheidung 
für  die  hier  zu  erörternde  Frage  kein  grösseres  Gewicht  beizulegen.  Ergibt 
sich,  dass  gerade  in  deutschen  Staatsbildungen  eine  grössere  Selbstständigkeit 
der  Theile  bestimmt  hervortritt  dass,  wo  es  nicht  der  Fall  war,  der  Verband 
des  Ganzen  sich  als  unhaltbar  erwies,  so  wird  auch  derjenige,  welcher  an- 
nimmt, dass  nach  germanischer  Auffassung  das  Sonderrecht  der  Theile  immer 
nar  ein  vom  Ganzen  zugestandenes  sei,  dennoch  das  als  Beleg  dafür  aner- 
kennen können,  dass  das  Streben  nach  Autonomie  dem  deutschen  Wesen 
eigentümlich  sein  muss,  falls  es  nicht  etwa  gelingt,  dasselbe  erst  als  Ergeb- 
niss späterer  Entwicklung  zu  erweisen. 
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Sehen  wir  von  letztenn  vorläufig  ab  ,  nehmen  wir  da«  erstere  an,  so 
würde  sich  daraus  ergehen,  dass  für  germanische  Verhältnisse  die  Verfassung 
die  angemessenste  sein  muss,  welche  den  Theilen  eine  so  grosse  Autonomie 
gestattet,  als  das  mit  den  Interessen  des  Ganzen  vereinbar  ist.  Keineswegs 
aber  wird  daraus  folgen  müssen,  dass  die  Verfassung  die  beste  sein  müsse, 
welche  an  und  für  sich  die  weitgehendste  Autonomie  gestattet.  Denn  auch 
abgesehen  davon,  dass  es  nationale  Untugenden  geben  kann,  nicht  einmal  den 
nationalen  Tendenzen  würde  das  entsprechen.  Pflegen  wir  allerdings  bei  diesen 
die  föderativen  Triebe  stärker  zu  betonen,  so  liegt  der  Grund  doch  nur  darin, 
dass  wir  in  diesen  zunächst  das  Unterscheidende  gegenüber  dem  romanischen 
und  slavischen  Wesen  zu  sehen  haben;  nicht  darin,  dass  ein  Zug  zu  grösserer 
Einheit  überhaupt  gefehlt,  dass  das  Festhalten  am  Rechte  des  Theils  eine  Ab- 
neigung bedingt  habe,  sich  einem  grössern  Ganzen  einzufügen,  die  freie  Selbst- 
bestimmung dem  entsprechend  zu  beschränken. 

Es  tritt  vielmehr  umgekehrt  in  der  deutschen  Entwicklung,  soweit  die- 
selbe nicht  durch  den  Feudalismus  bestimmt  ist,  sichtlich  eine  Neigung  zu 
grösseren  Staatenbildungen  hervor;  und  es  dürfte  darin,  worauf  auchR.  S.  14 
hinweist,  der  Hauptgegensatz  zwischen  germanischem  und  hellenischem  Staats- 
wesen zu  finden  sein.  Beide  Richtungen  des  germanischen  Wesens  werden 
sogar  als  durch  einander  bedingt  zu  fassen  sein.  Das  zentralisirte  Staatswesen 
wird,  so  weit  es  sich  auf  die  freie  Zustimmung  der  Staatsgenossen  stützen  soll, 
nur  wesentlich  Gleichartiges  umfassen  können;  seiner  räumlichen  Ausdehnung 
sind  dadurch  bestimmte  Glänzen  gezogen.  Ist  auch  gerade  bei  ihm  häufig  die 
Tendenz  auf  schrankenlose  Ausdehnung  gerichtet,  so  kann  über  jene  Gränzen 
hinaus  der  Staat  doch  nur  durch  Zwang  begründet  und  erhalten  werden.  Eine 
solche  Schranke  fehlt  bei  der  auf  Autonomie  der  Theile  beruhenden  Staate- 
ordnung; einer  Einheit,  die  sich  auf  das  Xothwendige  beschränkt,  können  sehr 
verschiedenartige  Theile  sich  ungezwungen  fügen ;  eben  der  Werth,  den  sie 
auf  möglichste  Erhaltung  der  Eigenart  und  der  freien  Selbstbestimmung  legen, 
verbunden  mit  der  Einsicht,  dass  diese  nur  innerhalb  des  grössern  Ganzen 
genügend  gesichert  sein  kann,  wird  auch  da  geneigt  machen  können,  diese 
Sicherung  durch  Ueberlassung  der  nöthigen  Rechte  an  das  Ganze  zu  erkaufen, 
wo  man  sich  lieber  jedem  möglichen  Wechselfalle  aussetzen  und  nur  überlegener 
Gewalt  weichen  würde,  wenn  das  Ganze  einen  Verzicht  auf  jede  Selbststän- 
digkeit forderte.  Die  Möglichkeit  des  Entstehens  und  Bestehens  eines  so  ge- 
waltigen Staatswesens,  wie  des  nordamerikanischen,  scheint  mir  doch  ganz 
dadurch  bedingt,  dass  in  demselben  das,  was  ich  als  germanischen  Staatsge- 
danken bezeichnete,  zu  so  weitgreifender  Geltung  gelangte. 

Dass  ein  so  geartetes  Staatswesen  zum  Zerfalle  führen  müsse,  wird  man 
nicht  behaupten  können.  Wo  nicht  andere  zersetzende  Elemente  daneben 
thätig  sind,  da  wird  der  natürliche  Gang  der  Dinge  doch  der  sein,  dass  im 
Laufe  der  Zeit  die  einheitlichen  Momente  stärker  hervortreten,  durch  das  Zu- 
sammenleben in  einem  anfangs  vielleicht  loseren  Verbände  die  gemeinsamen 
Interessen  sich  häufen,  das  Gewicht  der  Sonderinteressen  sich  mindert,  auch 
ohne  Zwang  die  Neigung  sich  geltend  macht,  manches  gemeinsam  zu  regeln, 


Digitized  by  Google 


V  <>  r  r  f  <l  p 


XXVII 


was  bisher  Sache  der  Theile  war.  Fehlt  es  bei  den  Theilen  an  der  Einsicht» 
dass  die  Schwäche  des  Ganzen  auch  die  Interessen  des  Theils  bedroht,  übt 
insbesondere  die  Zentralgewalt,  auch  wo  ihr  die  nöthigen  Befugnisse  von  vorn- 
herein nicht  fehlen  würden,  dieselben  nicht  mit  genügender  Kraft,  treten  andere 
zersetzende  Richtungen  hinzu,  so  kann  freilich  das,  was  unter  andern  Ver- 
hältnissen eine  Gewähr  bietet  für  den  Bestand  des  Staates,  im  Einzelfalle  zu 
«einer  völligen  Auflösung  führen. 

Ist  die  Zentralgewalt  überhaupt  nie  mit  den  nöthigen  Befugnissen  ausge- 
stattet gewesen,  so  wird  das  natürlich  um  so  eher  der  Fall  sein.  Was  da 
nöthige  Befugnisse  sind,  lässt  sich,  wie  gesagt,  nur  für  den  Einzelfall  beur- 
theilen.  Befugnisse  des  deutschen  Königthums,  welche  ausreichend  erscheinen 
konnten,  wenn  der  deutsche  Herrscher  zugleich  in  Italien,  Burgund  und  Loth- 
ringen gebot,  mochten  vielleicht  durchaus  ungenügend  sein,  den  Bestand  eines 
deutschen  Staates  zu  sichern,  wenn  etwa  von  Frankreich  zuerst  die  Idee  des 
Kaiserthums  wieder  aufgenommen,  jene  Lande  schon  früh  französischer  Herr- 
schaft unterworfen  wären.  Scheint  mir  da  ein  absoluter  Masstetab  durchaus 
zu  fehlen,  so  ist  damit  immerhin  vereinbar,  dass  sich  wenigstens  für  den  Zweck 
der  nächsten  Erörterung  gewisse  Befugnisse  angeben  lassen,  welche  dem 
Ganzen  jedenfalls  zustehen  mussten,  sollte  überhaupt  von  staatlicher  Ordnung 
die  Rede  sein.  Als  Hauptaufgabe  des  germanischen  Staatswesens  wird  die 
Erhaltung  des  Friedens  bezeichnet,  die  Verbürgung  des  Rechtszustandes  gegen 
äussere  und  innere  Störungen ;  die  dazu  unerlässlichen  Befugnisse,  Militärge- 
walt und  Gerichtsgewalt,  müssen  der  Zentralgewalt  in  ausreichender  Weise 
zustehen.  In  dieser  Forderung  stimme  icli  wesentlich  mit  dem  von  R.  in  dieser 
Richtung  Bemerkten  überein.  Man  kann  noch  für  vieles  Andere  eine  Rege- 
lung durch  das  Ganze  wünschenswerth  finden;  aber  zumal  in  jenen  Zeiten 
wird  man  einem  Verbände,  der  jener  Forderung  ausreichend  genügt,  den  Cha- 
rakter des  Staats  nicht  absprechen  können.  Das  wird  nicht  gerade  dadurch 
bedingt  sein  müssen,  dass  Heerwesen  und  Gerichtswesen  gleichförmig  gestaltet 
sind.  Eben  das  Interesse  des  Ganzen  selbst  wird  da  oft  eine  Sonderstellung 
des  Theils  rechtfertigen.  Die  besondere  Lage  oder  Beschaffenheit  eines  filr 
die  Verteidigung  des  Reichs  besonders  wichtigen  Gränzlandes  wird  es  in 
gewissen  Fällen  nöthig  macheu,  die  Kriegspflicht  der  Bewohner  aufs  äusserste 
zu  spannen,  soll  nicht  das  Ganze  gefährdet  sein;  es  wird  da  nicht  nur  billig, 
•»ondern  auch  im  Interesse  des  Ganzen  sein,  ihm  in  andern  Richtungen  die 
Kriegspflicht  zu  erleichtern  oder  zu  erlassen,  damit  seine  Kräfte  sich  nicht  er- 
schöpfen. Solche  und  ähnliche  Ungleichheiten  begründen  allerdings  auch  wieder 
*-iu  Sonderrecht  des  Theils;  aber  der  Kraft  des  Ganzen  thut  das  keinen  Ein- 
trag. Nur  freilich  darf  es  nirgends  der  Einsicht  oder  dem  guten  Willen  des 
Theils  überlassen  sein,  ob  es  der  ihm  obliegenden  Kriegspflicht  für  das  Ganze 
genügen  will  oder  nicht ;  hat  die  Zentralgewalt  nicht  die  Befugniss,  das  unbe- 
dingt zu  verlangen,  ist  der  Staat  nicht  so  organisirt,  dass  sie  in  jedem  Falle 
auf  Erfüllung  ihres  Befehls  rechnen  kann,  so  fehlt  jede  Bürgschaft  für  die 
Erreichung  der  nöthigsten  Staatszwecke.  Nicht  anders  beim  Gerichtswesen. 
Nicht  allein  das  Recht,  sondern  auch  die  gerichtlichen  Einrichtungen  mögen 
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sehr  verschieden  gestaltet  sein.  Aber  die  Organisation  des  Staates  muss  so 
beschaffen  sein,  dass  es  nicht  etwa  dem  Theil  anheiingestellt  bleibt,  ob  er  sein 
Recht  gegen  den  andern  Theil  mit  Umgehung  der  Gerichtsbarkeit  des  Staates 
durch  Selbsthülfe  verfolgen  will.  Es  muss  Vorsorge  getroffen  sein,  dass  auch 
der  Einzelne  sein  Recht,  welches  er  im  engern  Kreise  nicht  zu  erlangen  glaubt, 
schliesslich  beim  Ganzen  verfolgen  kann ;  es  muss  das  Ganze  über  die  Mittel 
gebieten,  dass  das,  was  sich  als  Recht  ergibt,  auch  in  jedem  Theile  zur  Aus- 
führung gelangt.  Das  alles  ist  nur  möglich,  wenn  nicht  allein  die  gesetzliche 
Regelung  solcher  unerläßlicher  Hoheitsrechte  Sache  des  Ganzen  ist,  sondern 
dasselbe  auch  in  den  Theilen  die  Uebung  derselben  in  seiner  Hand  behält, 
wenn  die  Handhabung  derselben  nur  solchen  Organen  überlassen  wird,  welche 
von  ihm  abhängig  sind,  welche  es  wieder  entfernen  kann,  sobald  es  ihnen  an 
der  Fähigkeit  oder  dem  guten  Willen  gebricht,  kurz,  wenn  die  Rechte  des 
Ganzen  auch  in  den  Theilen  durch  Beamte  des  Staats  geübt  werden,  mögen 
diese  auch  etwa  in  den  engsten  Kreisen,  wo  es  nur  noch  die  Wahrung  unter- 
geordneter Interessen  des  Ganzen  güt,  mit  den  ohnehin  vorhandenen  Organen 
der  Selbstregierung  zusammenfallen.  Aber  mit  dieser  Forderung,  auch  wenn 
sie  noch  so  streng  durchgeführt  wird,  ist  doch  eine  sehr  weitgreifende  Selbst- 
regierung und  Autonomie  der  Theile  durchaus  vereinbar. 

Durchaus  unvereinbar  ist  mit  ihr  aber  die  Feudalität,  welche  daher 
meiuer  Ansicht  nach  auch  aufs  bestimmteste  zu  unterscheiden  ist  von  der  der 
germanischen  Auffassung  entsprechenden  Selbstständigkeit  der  Theile.  Beides 
steht  an  und  für  sich  in  gar  keiner  nähern  Verbindung.  Der  Feudalismus  hätte 
sich  auf  Grundlage  des  zentral isirtesten  Staatswesens  entwickeln  können ;  er 
hat  sich  wirklich  entwickelt  auf  Grundlage  des  sehr  einheitlich  gestalteten 
fränkischen  Reichs,  ist  gerade  in  den  Theilen  desselben  später  zur  vollsten 
Entfaltung  gelangt,  wo  ein  Bedürfniss  nach  Sonderstellung  der  Theile,  ein 
darauf  gerichtetes  Streben  am  wenigsten  hervortritt,  während  er  gerade  da, 
wo  das  auf  deutschem  Boden  der  Fall  war,  für  lange  Zeit  viel  weniger  durch- 
dringt, zu  der  autonomen  Gliederung  des  Reichs  vielfach  gar  nicht  in  nähere 
Beziehung  tritt.  Der  Feudalismus  wurzelt  nicht  im  selbstständigeu  Rechte  der 
Theile,  sondern  im  Rechte  des  Ganzen.  In  seiner  Anwendung  auf  die  grossem 
Verhältnisse  des  Staatslebens  schmälert  er  die  Kraft  des  Ganzen  zunächst 
nicht  auf  dem  Wege  übermässiger  Ausdehnung  des  Rechts  der  Theile,  sondern 
dadurch,  dass  er  dem  Ganzen  die  Rechte  entzieht,  welche  demselben  im  Theile 
zustehen  müssen.  Es  ist  der  Beamte  des  Staats,  welcher  zum  Vasallen  wer- 
dend die  Uebung  der  Befugnisse  des  Ganzen  im  Theile  als  ein  selbstständiges 
Recht  beansprucht,  welches  ihm  nicht  beliebig  entzogen  werden  kann,  welches 
er  nach  eigenem  Ermessen  übt,  welches  er  auf  seine  Nachfolger  vererbt  Er 
schliesst  die  unmittelbare  Einwirkung  der  Zentralgewalt  auf  den  Theil  aus ; 
nicht  dieser,  sondern  nur  noch  er  persönlich  hat  gegen  jene  beschränkte  Ver- 
pflichtungen ;  und  ob  sie  ihn  zur  Einhaltung  auch  nur  dieser  zwingen  kann, 
wird  fraglich  sein,  wenn  ihr  in  seinem  nächsten  Machtkreise  jede  unmittelbare 
Befugniss  felüt  Erfolgt  da  keine  Wendung,  so  muss  Zerfall  des  Staates  die 
Folge  sein.  Nicht  das  Interesse  der  Theile  ist  da  das  massgebende;  sondern 
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da«  Interesse  der  einzelnen  Person,  der  einzelnen  Familie.  Beide  fallen  keines- 
wegs immer  zusammen.  Die  Sonderstellung  des  Theils  kann  eben  so  wohl 
unter  dem  Beamten,  als  unter  dem  Vasallen  gewahrt  sein.  Und  sobald  das 
private  Interesse  der  Familie  so  massgebend  wird,  dass  die  feudale  Gewalt 
nicht  blos  als  erblich,  sondern  auch  als  theilbar  gilt,  zersetzt  sie  auch  die  auf 
berechtigten  Sonderinteressen  beruhende  Gliederung  der  Theile ;  das  Gleich- 
artige wird  gelöst,  das  Verschiedenartigste  mit  einander  verbunden. 

Es  handelt  sich  da  um  zwei  an  und  für  sich  ganz  verschiedene  Rich- 
tungen des  Staatslebens.  Eine  relative  Berechtigung  wird  dem  Feudalismus  so 
venig  abzusprechen  sein,  als  jeder  andern  Richtung;  unter  gewissen  Verhält- 
nissen mag  er  die  einzige  Form  darstellen,  welche  wenigstens  die  Erhaltung 
einer  dürftigen  Einheit  in  Zeiten  ermöglicht,  wo  dieselbe  besonders  gefährdet 
erscheint.  Aber  während  bei  anfänglich  zu  grosser  Selbstständigkeit  der  Theile, 
welche  man  unter  Verhältnissen  gleichfalls  nur  als  Sache  der  Noth  betrachten 
mag,  der  natürliche  Gang  der  Entwicklung  auf  steigende  Befugnisse  der 
Zentralgewalt  gerichtet  erscheint,  nichts  hindert,  solcher  Ordnung  dauernde 
Geltung  im  Staatsleben  zu  gestatteu,  sie  auch  geänderten  Bedürfnissen  anzu- 
passen, kann  beim  Feudalismus  nur  von  zeitweiser  Berechtigung  die  Rede 
sein ;  gelangt  er  zu  ungehinderter  Entfaltung,  so  bildet  der  Zerfall  des  Staates 
den  Abschluss.  Der  Föderalismus,  wenn  wir  diesen  zunächst  nur  den  weit- 
greifendsten  Forderungen  angemessenen  Ausdruck  fiir  die  Gesamratrichtung 
aufnehmen  wollen,  gilt  auch  heute  noch  als  berechtigter  Faktor  des  Staats- 
lebens ;  der  Feudalismus  hat  keine  Stelle  mehr  unter  den  als  zulässig  erkannten 
Staatsfornien ;  wo  ausserhalb  des  Kreises  abendländischer  Kultur  Feudalver- 
hältnisse innerhalb  des  Staates  noch  jetzt  begründet  werden,  ist  das  nur  zu 
fassen  als  Uebergang  zur  völligen  Ablösung  des  Theils  vom  Ganzen. 

Beide  Richtungen  können  im  Staatsleben  durch  ihr  Zusammentreffen  den 
Auflösungsprozess  beschleunigen.  Das  Streben  des  Vasallen,  sich  der  Rechte 
des  Ganzen  im  Theile  dauernd  zu  bemächtigen,  wird  durch  das  Streben  des 
Theils  nach  Sonderstellung  mächtig  gefordert  werden  können.  Und  auch  das 
wird  zu  beachten  sein,  dass  wenn  im  Staatsleben  einmal  die  feudale  Auffassung 
durchgedrungen  ist,  dann  aber  die  Feudalgewalten  nicht  von  oben,  sondern 
von-  unten  beseitigt  werden,  nun  auch  die  Organe  der  Selbstregierung  in  ihre 
Befugnisse  einzutreten  suchen,  vielleicht  dazu  genöthigt  sind,  weil  die  seitherige 
Organisation  die  Zentralgewalt  unfähig  gemacht  hat,  die  Lücke  alsbald  ent- 
sprechend zu  füllen,  die  Verwaltung  der  ihr  zukommenden  Befugnisse  wieder 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen.  Die  Entwicklung  Italiens  gibt  uns  da  das  auf- 
fallendste, auch  in  den  nachfolgenden  Untersuchungen  berührte  Beispiel ;  in 
der  Stellung  der  Städte  des  Lombardenbundes  zum  Reiche  hat  der  Feudalis- 
mus in  mancher  Beziehung  nur  eine  andere  Form  gefunden.  Aber  das  Zusam- 
mentreffen beider  Richtungen  muss  keineswegs  eine  die  Zersetzung  des  Ganzeft 
fördernde  Wirkung  üben.  Die  Selbstständigkeit  der  Theile  wird  vielfach  mehr 
durch  die  Feudalgewalten,  als  durch  das  Ganze  bedroht  erscheinen;  zumal  für 
die  kleineren  autonomen  Kreise  wird  gerade  der  Feudalismus  eine  Entwicklung 
herbeiführen  können,  welche  sie  nur  von  der  Wiedcrkräftigiing  des  Ganzen 
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genügenden  Schutz  ihrer  Sonderinteressen  erwarten  lässt,  welche  dein  von 
oben  auf  Beseitigung  des  Feudalismus  gerichteten  Streben  von  untenher  ent- 
gegenarbeitet. Wie  die  französische  Entwicklung  Belege  bietet,  so  konnte  ich 
in  den  folgenden  Untersuchungen  mehrfach  darauf  hinweisen,  wie  gerade  im 
Interesse  ihrer  Selbstständigkeit  die  kleineren  Gemeinwesen  in  Italien  die 
Wiederherstellung  einer  unmittelbaren  Reichsregierung  zu  fördern  suchten. 
Seit  im  dreizehnten  Jahrhunderte  in  Deutschland  der  Feudalismus  zu  über- 
wuchernder Geltung  gelangte,  finden  wir  ihn  auch  bald  überall  im  Kampfe  mit 
autonomen  Tendenzen ;  da  suchen  Städte  und  Ritter  und  Bauerschaften  den 
feudalen  Gewalten  gegenüber  einerseits  ihre  Selbstständigkeit  zu  behaupten 
oder  zu  erringen,  andererseits  über  die  feudale  Zersplitterung  hinaus  wieder 
zu  umfassenden!  Einigungen  zu  gelangen.  Dass  bei  grösserer  Gunst  der  son- 
stigen Verhältnisse  gerade  diese  Bestrebungen  zur  Wiederherstellung  genü- 
gender Befugnisse  des  Ganzen  hätten  führen  können,  wird  nicht  zu  läugnen 
sein ;  den  Gründen,  wesshalb  es  nicht  dazu  führte,  haben  wir  hier  nicht  nach- 
zugehen. Dass  der  scharfe  Gegensatz  beider  Richtungen  da  mannichfach  zum 
bestimmtesten  Ansdrucke  gelangt,  wird  näherer  Nachweisung  kaum  bedürfen. 
Und  wenn  auch  bei  den  dem  Feudalismus  entgegenstehenden  Faktoren  sich  in 
Deutschland  überall  eine  Richtung  auf  möglichste  Autonomie  zeigt,  gerade 
hier  diese  Bewegung  nicht  bis  zu  einem  rückhaltlosen  Einstehen  für  das  nöthige 
Recht  des  Ganzen  durchdringt,  so  möchte  ich  doch  auch  darin  einen  Beleg 
sehen,  dass  dem  deutschen  Wesen  auseinanderstrebende  Tendenzen  anhaften, 
welche  nicht  in  der  Feudalität  ihre  Wurzel  haben. 

Habe  ich  es  der  Polemik  Roths  gegenüber  versucht,  die  Verschiedenheit 
dessen,  was  ich  als  germanischen  Staatsgedanken  bezeichnete,  vom  Feudalis- 
mus nachzuweisen,  so  habe  ich  keinen  Grund  anzunehmen,  dass  er  dieser 
Auffassung  nicht  wenigstens  im  allgemeinen  zustimmen  sollte.  Denn  auch  er 
unterscheidet  das  germanische  Staatswesen  von  der  Zentralisation  einerseits, 
vom  Feudalstaate  andererseits.  Und  wenn  ich  bei  frühern  einschlagenden  Er- 
örterungen durch  den  besondern  Gegenstand  zunächst  -nur  zur  Betonung  des 
Gegensatzes  zur  Zentralisation  veranlasst  war,  so  mag  es  sein,  dass  er  daraus 
schliessen  zu  müssen  glaubte,  dass  ich  auch  den  Feudalismus  als  Ergebniss 
jener  germanischen  Staatsauflassung  betrachte;  dass  aber  in  dieser  Richtung 
wenigstens  ein  schärferer  Gegensatz  nicht  besteht,  ergibt  meine  jetzige  Er- 
läuterung. Damit  ist  freilich  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  der  Anwendung 
auf  den  Einzelfall  sich  noch  manche  Verschiedenheit  der  Urtheile  ergeben 
kann ;  und  solche  zeigt  sich  insbesondere  bezüglich  der  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses des  früheren  fränkischen  zu  dem  spätem  deutschen  Reiche. 

Roth  fasst  als  Prüfstein  dessen,  was  der  germanischen  Auffassung  des 
Staates  entspricht,  vorzugsweise  die  Organisation  der  auf  Römerboden  ge- 
gründeten germanischen  Reiche  ins  Auge.  Die  Thatsache,  dass  in  ihnen  das 
Streben  nach  Selbstständigkeit  der  Theile  weniger  hervortritt,  als  im  spätem 
deutschen  Staatsleben,  ist  durchaus  zuzugeben ;  haben  wir  in  ihnen  die  Norm 
zu  suchen,  so  kann  das  allerdings  der  Ansicht  zur  Stütze  dienen,  dass  es  sich 
weniger  um  einen  ursprünglichen  Zug  des  deutschen  Wesens  handelt,  als  um 
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ein  Ergebniss  geschichtlicher  Entwicklung.  Aber  ich  dürfte  doch  vielfache  Zu- 
stimmung finden,  wenn  ich  bezweifle,  dass  wir  gerade  in  jenen  Reichen  den 
allgemeingültigen  Massstab  sehen  dürfen.  Fassen  wir  auch  nur  das  germa- 
nische Element  ins  Auge,  so  würde  sich  gewiss  eine  Reihe  von  Gründen  gel- 
tend machen  lassen,  welche  nothwendig  gerade  hier  auf  eine  geschlossenere 
Fügung  des  Staates,  auf  ausgedehntere  Befugnisse  des  Königthunis  hinwirken 
mussten,  auch  wenn  das  an  und  für  sich  dem  Charakter  jener  Stämme  nicht 
entsprochen  hätte.  Und  dazu  kam  nun  überdies,  dass  die  Gennanenkönige 
hier  eintraten  in  das  Erbe  eines  zentralisirten  Staatswesens,  dass  römische 
Einflüsse  da  doch  in  verschiedenster  Weise  zur  Geltung  gelangen  mussten. 
Ganz  abgesehen  davon,  ob  die  Verfassung  des  fränkischen  Staates  eine  gute 
oder  eine  schlechte  war,  glaube  ich  nicht,  dass  wir  in  ihr  vorzugsweise  die 
Nonn  für  das  germanische  Staatswesen  zu  sehen  haben;  wir  müssten  das 
sonst  ja  auch  ausdehnen  auf  die  völlige  Unbeschränktheit  des  Herrschers,  wie 
sie  dort  unter  Einwirkung  jener  Momente  zunächst  hervortrat.  Es  Hesse  sich 
dagegen  doch  gar  vieles  geltend  machen,  was  wir  über  die  ältesten  Verfas- 
sungsverhältnisse der  Germanen,  über  manche  spätere  germanische  Staats- 
bildungen wissen.  Und  insbesondere  möchte  ich  annehmen,  dass  der  Prozess 
der  Entstehung  eines  besondern  deutschen  Königreiches  aus  dem  Franken- 
reiche, der  Erweiterung  desselben  zu  einem  über  die  Nation  hinausgreifeuden 
Kaiserreiche  uns  da  wegen  des  Umstandes,  dass  bei  ihm  nur  die  rein  deut- 
schen, in  der  alten  Heimath  verbliebenen  Stämme  thätig  sind,  massgebender 
für  die  germanische  Auffassung  sein  darf,  als  die  fränkische  Reichsbildung ; 
ich  denke,  man  wird  von  vornherein  annehmen  dürfen,  dass  diese  in  dein 
Reiche  Ottos  zu  reinerem  Ausdrucke  gelangt  sein  wird,  als  in  dem  Karls  des 
Grossen.  Und  sollten  sich  da  etwa  Gründe  finden,  zu  unterscheiden  zwischen 
dem  weitern  germanischen  und  engern  deutschen  Kreise,  anzunehmen,  jene 
deutschgebliebenen  Stämme  dürften  nicht  als  Norm  für  das  Germanenthum 
überhaupt  dienen,  so  könnte  das  ohne  Prüfung  hingenommen  werden,  ohne 
den  nächsten  Zweck  einer  Erörterung  zu  beirren,  welche  beiderseitig  nur  den 
Gründen  des  Zerfalles  des  deutschen  Staatswesens  nachgehen  will,  es  dafür 
unerörtert  lassen  kann,  ob  die  bezüglichen  Erscheinungen  des  deutschen 
■Staatslebens  etwa  nur  dem  Wesen  gerade  dieser  deutschen  Stämme  ent- 
sprechen. 

Dann  aber  muss  ich  gestehen,  dass  mir  da  wenigstens  in  einem  Momente 
dieses  deutsche  Staatswesen  hoch  über  dem  fränkischen  zu  stehen  scheint, 
dass  jenem  ein  Faktor  des  Zerfalles  fehlt,  welcher  mir  alles  aufzuwiegen 
scheint,  was  dieses  sonst  in  der  Richtung  der  Einheit  vor  jenem  voraushaben 
"lag.  Ich  meine  die  Theilbarkeit  des  fränkischen  Reiches,  über  deren  Bedeu- 
tung für  diese  Verhältnisse  sich  Roth  nicht  ausgesprochen  hat.  Findet  sie  sich 
auch  in  einigen  andern  Germanenreichen,  so  wird  man  sie  doch  wohl  nur  als 
Sonderauffassung  einzelner  Stämme  zu  betrachten  haben;  jedenfalls  stehen  da 
fränkisches  und  deutsches  Staatswesen  im  schärfsten  Gegensatze.  Die  weit- 
greifendste  Selbstständigkeit  der  Theile,  der  lockerste  Feudalverband  scheint 
WUf  noch  eher  vereinbar  mit  dem  Begriffe  des  Staats,  als  eine  Verfassung, 
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welche  die  dem  Ganzen  nöthigen  Befugnisse  als  Privateigenthum  der  herr- 
schenden Familie  behandelt,  welcher  die  unerläßlichste  Bedingung  des  Staats- 
lebens, ein  geschlossenes  Staatsgebiet,  unbekannt  ist,  welche  es  den  Zufällig- 
keiten des  Erbganges  überlässt,  in  eiuem  wie  weiten  oder  wie  engen  Kreise 
die  Aufgaben  des  Staatslebens  ihren  Abschluss  finden  sollen.  Und  wie  fest 
diese  Auffassung  gewurzelt  war  zeigt  der  Umstand,  dass  weder  der  Wechsel 
des  Herrscherhauses,  noch  das  Hinzutreten  der  Idee  des  einen  untheilbaren 
Kaiserthums  sie  beseitigen  konnte.  Nicht  einmal  das,  was  in  der  lockersten 
Föderation  vom  Ganzen  erwartet  wird,  die  gemeinsame  Abwehr  äusserer  An- 
griffe, war  im  fränkischen  Staatswesen  gewährleistet. 

Ist  im  deutschen  Reiche  von  einer  Theilung  des  Reiches  nicht  mehr  die 
Rede,  so  liegt  da  zweifellos  eine  gesundere  Auffassung  des  Staates  vor,  die 
mir  gerade  mit  dem  Streben  nach  Selbstständigkeit  derTheile  in  engster  Ver- 
bindung zu  stehen  scheint  War  dieses  damals  sicher  vorhanden,  wird  man 
nicht  annehmen  können,  dass  es  lediglich  durch  die  Macht  der  Gewohnheit 
oder  äussern  Zwanges  überwunden  wurde,  scheint  mir  die  damalige  deutsche 
Entwicklung  nicht  wohl  erklärlich,  wenn  wir  nicht  auch  einer  weitverbreiteten 
Ueberzeugung  Einfluss  zugestehen,  dass  der  umfassendere  Verband  zugleich 
im  wohlverstandenen  Interesse  der  Theile  lag,  so  Hess  sich  dieses  Moment 
jenem  Streben  gegenüber  offenbar  nur  geltend  machen,  wenn  man  fiir  ein 
Ganzes  eintrat,  bei  welchem  die  Bürgschaft  vorlag,  dass  es  auch  ein  Ganzes 
bleiben  werde.  Es  kann  doch  zweifelhaft  erscheinen,  ob  ein  so  festgewurzelter 
Grundsatz  des  fränkischen  Staatsrechtes  selbst  bei  einem  Wechsel  der  Dy- 
nastie so  leicht  seine  Beseitigung  gefunden  hätte,  wenn  man  der  Einförmigkeit 
der  fränkischen  Staatsordnung  nicht  überhaupt  widerstrebt  hätte,  wenn  statt 
der  Theilungen  von  oben  herab  nun  uicht  eine  Theilung  von  unten  herauf  zu 
befürchten  gewesen  wäre.  Den  Stammherzogen  konnte  man  wohl  noch  Unter- 
werfung unter  einen  König  zumuthen ;  von  einer  Theilung  unter  Königssöhne 
konnte  ihnen  gegenüber  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Und  wäre  das  nun  einheit- 
liche Königthum  durch  die  Herzoge  noch  ungleich  mehr  beschränkt  gewesen, 
als  wirklich  der  Fall  war,  so  müsste  das  doch  für  die  Weiterentwicklung  we- 
niger bedenklich  erscheinen,  als  der  Zustand,  welcher  der  fränkischen  Staats- 
verfassung durchaus  entsprechend  eingetreten  wäre,  wenn  die  Söhne  Ludwigs 
des  Deutschen  ihre  Theilreiche  weiter  vererbt  hätten.  Wäre  es  demnach  auch 
richtig,  dass  im  fränkischen  Reiche  in  andern  Beziehungen  die  Grundlagen 
des  Staatslebens  gesundere  waren,  als  im  spätem  deutschen  Reiche,  in  jenem 
eiuen  und  unerlässlichsten  Punkte  zeigt  uns  dieses  einen  überaus  wesentlichen 
Fortschritt. 

Sehen  wir  nun  aber  davon  ganz  ab,  so  wird  man  Roth  einerseits  darin 
durchaus  zustimmen  müssen,  dass  die  Befugnisse  des  Ganzen  im  fränkischen 
Reiche  weiter  griffen,  als  im  deutschen  Reiche.  Man  wird  andererseits  auch 
nicht  einfach  sagen  können,  dass  sie  dort  an  und  für  sich  zu  weit  gingeu,  die 
Theile  zu  sehr  beengten.  Ein  unbedingter  Massstab  scheint  mir  da  zu  fehlen. 
So  lange  die  fränkische  Herrschaft  sich  wesentlich  auf  Gallien  beschränkt*», 
wo  es  zwar  in  keiner  Weise  an  Mannichfaltigkeit  der  Gestaltung  fehlte,  aber 
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doch  vielfach  an  schärferer  Abgränzung  für  dieselbe,  wo  der  Umstand  hinzu- 
kam,  dass  das  germanische  Staatswesen  sich  über  römischer  Grundlage  erhob, 
eine  zahlreiche  romanische  Bevölkerung  von  jeher  an  grössere  Einförmigkeit 
des  Staatslebens  gewöhnt  war,  da  mochte  eine  solche  weder  zu  entbehren 
sein,  noch  drückend  empfunden  werden;  zumal  ja  die  fränkische  Verfassung 
die  Selbstregierung  nicht  ausschloss,  ihren  germanischen  Charakter  nicht  ver- 
leugnete. Und  doch  wird  es  auch  da  schon  beachtenswerth  sein,  dass  gerade 
in  dem  überwiegend  deutschen  Theile  des  Reichs,  wo  jeue  Gründe,  welche  mir 
in  den  auf  Römerboden  entstandenen  Staaten  die  grössere  Einheit  vorzugs- 
weise zu  bedingen  scheinen,  grossentheils  entfielen,  in  Australien,  ein  Streben 
auf  Sonderstellung  sehr  bestimmt  hervortritt,  dessen  man  kaum  Herr  gewor- 
den sein  dürfte,  wenn  nicht  gerade  das  herzogliche  Geschlecht  Australiens  es 
gewesen  wäre,  von  dem  die  Wiederherstellung  des  Reiches  ausging;  es  er- 
innert da  doch  manches  an  einen  spätem  Hergang,  an  den  Einfluss,  den  die 
Erhebung  des  Sachsenherzogs  zum  ostfränkischen  Könige  auf  die  Beseitigung 
sächsischer  Trennungstendenzen  übte. 

Jedenfalls  ist  es  aber  etwas  anderes,  wenn  jene  fräukische  Verfassung 
nun  auch  auf  die  in  geschlossenen  Massen  sitzenden  deutschen  Stamme,  auf 
das  italienische  Königreich  ausgedeht  wurde ;  es  wird  doch  nicht  zu  läugnen 
sein,  dass  man  sich  durch  Einrichtungen,  welche  dort  vielleicht  gar  nicht  an- 
ders gewünscht  wurden,  hier  im  höchsten  Grade  beengt  fühlen  konnte.  Nicht 
als  ob  ich  annähme,  es  wäre  damals  möglich  gewesen,  etwa  die  Sachsen  bei 
ihrer  freien  Volksverfassung,  die  Baiern  bei  ihrem  hergebrachten  Herzogthuine 
zu  belassen  und  dennoch  eine  genügende  Einheit  des  Ganzen  zu  erhalten. 
Gewiss  nicht !  Nur  dann  wäre  das  möglich  gewesen,  wenn  die  Fügung  des 
Ganzen  ein  Werk  freier  Uebereinstimmung,  ein  Ergebniss  der  Ueberzeugung 
von  der  Notwendigkeit  des  Ganzen  gewesen  wäre,  nicht  ein  Werk  des 
Zwanges.  Liess  ein  solches  Reich  sich  überhaupt  zusammenhalten,  so  pflichte 
ich  Roth  vollkommen  bei,  dass  das  auf  anderem  Wege  kaum  zu  erreichen 
war,  dass  der  zunächst  nöthige  Zwang  nur  in  solchen  Formen  zu  üben,  nur 
von  ihnen  zu  erwarten  war,  dass  sie  in  Verbindung  mit  der  Stütze,  welche  die 
Einheit  der  kirchlichen  Ordnung  bot,  mit  der  Zeit  genügend  ausgleichend 
wirken  würden,  um  die  Unterordnung  der  Theile  nicht  mehr  als  Ergebniss  des 
Zwanges  fühlen  zu  lassen.  Man  kann  auch  zugeben,  dass  der  Durchgang 
durch  ein  solches  straffer  organisirtes  Staatswesen  in  den  verschiedensten 
Richtungen  wohlthätig  gewirkt  hat.  Aber  davon  kann  ich  mich  nicht  über- 
zeugen, dass  eine  Staatsordnung,  welche  auf  engern  Kreis  beschränkt,  durchaus 
angemessen  sein  mochte,  auch  bei  einer  so  weiten,  so  Verschiedenartiges  ein- 
schließenden  Ausdehnung  noch  dem  auch  von  Roth  als  germanisch  zugege- 
benen Streben  nach  Beschränkung  der  Befugnisse  des  Ganzen  auf  Haupt- 
sachen entsprochen  haben  sollte ;  ich  kann  mir  nicht  wohl  denken,  dass  das 
Widerstreben,  auf  welches  die  fränkische  Staatsordnung  überall  stiess,  ledig- 
lich ein  Widerstreben  gegen  staatliche  Ordnung  überhaupt,  nicht  zugleich  in 
weiter  Ausdehnung  ein  Widerstreben  gerade  gegen  diese  Ordnung  gewesen 
sein  sollte.  Nicht  die  fränkische  Verfassung  als  solche  möchte  ich  als  unger- 
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manisch  bezeichnen,  gebe  sogar  gern  zu,  dass  der  römische  Einfluss,  so  weit 
er  sich  geltend  machte,  in  karolingischer  Zeit  mehr  zurücktrat ;  was  mir  dem 
germanischen  Wesen  zu  widerstreben  scheint,  ist  eine  Ausdehnung  dieser  Ver- 
fassung auf  so  verschieden  geartete  Theile ;  nicht  blos  in  Hauptsachen,  sondern 
auch  in  einer  Menge  von  Nebensachen,  welche  an  und  für  sich  einer  Regelung 
durch  das  Ganze  gewiss  nicht  bedurften.  War  die  Verfassung  an  und  für  sich 
gut,  was  ich  nicht  bestreite,  durften  die  Befugnisse  der  Zentralgewalt  nicht 
geringer  sein,  so  lag  der  Fehler  darin,  dass  man  das  Reich  zu  weit  ausdehnte; 
war  eine  solche  Ausdehnung  des  Reiches  nöthig,  so  war  diese  Verfassung 
mindestens  auf  die  Dauer  dafür  nicht  die  entsprechende.  Dass  sich  auf  Grund- 
lage einer  andern  Verfassung  sehr  Verschiedenartiges  Jahrhunderte  lang  zu- 
sammenhalten Hess,  hat  später  das  deutsche  Kaiserreich  gezeigt. 

Allerdings  bestreitet  Roth,  dass  im  fränkischen  Reiche  die  Einheit  über 
das  Nothwendige  hinausgegangen  sei.  Man  kann  das  nun  vielleicht  für  das 
Merovingerreich  zugeben,  und  es  doch  für  das  Karolingerreich  bestreiten;  mau 
kann  es  selbst  für  dieses  zugeben,  wenn  man  nicht  das  an  und  fiir  sich  einem 
solchen  Reiche  Angemessene  ins  Auge  fasst,  sondern  den  Umstand,  dass  es 
durch  Zwang  zusammenzuhalten  war.  Was  hier  entscheidend  sein  dürfte,  ist 
die  Beantwortung  der  Frage,  ob  diese  Verfassung  den  Verschiedenheiten  der 
Theile  dennoch  so  weit  Rechnung  trug,  dass  zu  hoffen  war,  dieselben  würden 
sich  ihr  auch  dann  noch  fügen,  wenn  Zeiten  eintraten,  wo  ein  genügender 
Zwang  nicht  ausgeübt  werden  konnte,  daneben  auf  den  guten  Willen  der  Theile 
gerechnet  werden  musste.  Wenn  ich  das  bezweifle,  so  müsste  eine  Beweis- 
führung freilich  sich  weiter  ausdehnen,  als  hier  irgend  statthaft  sein  kann. 
Aber  gerade  die  fränkische  Verfassung  ist  ja  in  neuerer  Zeit  so  gründlich 
erörtert,  dass  es  jedem  leicht  ist,  sich  da  selbst  ein  Urtheil  zu  bilden.  Und 
dieses  Urtheil  scheint  sich  doch  durchweg  zu  der  Ansicht  zu  neigen,  dass  Karl 
der  Grosse  den  verschiedenen  Interessen  zwar  einen  gewissen  Raum  gestattete, 
sie  aber  doch  so  weit  beschränkte  oder  beschränken  musste,  dass  der  Trieb, 
das  sie  umfassende  Band  zu  sprengen,  sich  regte,  wo  nur  immer  Gelegenheit 
dazu  geboten  war. 

Ich  begnüge  mich,  da  auf  einen  Punkt  hinzudeuten,  den  die  folgenden 
Untersuchungen  mir  mehrfach  nahe  legten.  Man  pflegt  grosses  Gewicht  darauf 
zu  legen,  dass  Karl  der  Grosse  die  einzelnen  Stammrechte  beliess  nach  dem 
Grundsätze  der  Persönlichkeit  des  Rechts.  Ob  der  Grundsatz  in  der  Aus- 
dehnung, wie  wir  ihn  hier  finden,  als  germanisch  zu  betrachten  ist,  mag  zweifel- 
haft erscheinen;  manchen  Reichstheileu,  insbesondere  Italien  gegenüber,  trägt 
die  Massregel  jedenfalls  zunächst  den  Charakter  der  Einführung  einer  frän- 
kischen Einrichtung,  die  dort  bisher  fremd  war.  Es  handelt  sich  da  nun  zu- 
nächst nicht  um  eine  Sonderstellung  des  Theils,  sondern  der  einzelnen  Person 
im  Theile;  ich  denke,  man  hat  das  damals  eher  vom  Gesichtspunkte  einer 
Befugniss  des  Reichsganzen  aufgefasst,  allen  Reichsangehörigen,  insbesondere 
den  durch  das  ganze  Reich  zerstreuten  Franken,  ihr  Recht  gegenüber  dem 
Sonderrechte  der  Theile  zu  verbürgen.  Damit  blieb  nun  allerdings  da,  wo  die 
Reehtsgonossen  in  geschlossenen  Massen  zusammensassen,  thatsächlich  eine 
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gewisse  Sonderstellung  des  Theils  erhalten.  Einen  Beweis  dafür,  dass  die 
Reichsordnung  solche  Sonderstellungen  an  und  für  sich  erhalten  wollte  in 
Sachen,  welche  gemeinsamer  Regelung  nicht  nothwendig  bedurften,  wird  man 
darin  kaum  sehen  dürfen;  die  Belassung  der  Stammrechte  musste  insbeson- 
dere auch  nach  der  fränkischen  Auffassung  dieser  Dinge  zunächst  als  etwas 
so  selbstverständliches  erscheinen,  wie  die  Belassung  der  Volkssprachen  und 
Dialekte ;  und  es  finden  sich  ja  Andeutungen,  dass  man  die  Verschiedenheit 
der  Rechte  nur  als  notwendiges  Uebel  betrachtete,  es  vorgezogen  hätte,  ein 
allgemeines  Reichsrecht  an  die  Stelle  zu  setzen.  Wäre  jener  erste  Gesichts- 
punkt der  massgebende  gewesen,  so  hätte  man  vor  allem  auch  die  Weiter- 
bildung der  Einzelrechte  der  Autonomie  der  Rechtsgenossen  überlassen  müssen. 
Davon  ist  nicht  die  Rede.  Wo  die  Rechtsgenossen  zerstreut  lebten,  konnte 
ohnehin  von  Weiterbildung  durch  sie  selbst,  auf  dem  Wege  der  Uebung  nicht 
mehr  die  Rede  sein.  Wo  in  einzelnen  Landestheilen  wenigstens  ein  Recht  das 
herrschende  war,  fehlte  es  an  den  Organen  und  an  der  Befugniss  zur  auto- 
nomen Weiterbildung  des  Rechts.  Denn  diese  Befugniss  wurde  durchaus  für 
das  Ganze  in  Anspruch  genommen ;  machte  sie  sich  vielfach  schon  geltend  bei 
der  ersten  Fixirung  der  Rechte,  so  stand  es  auch  weiterhin  nur  der  Zentral- 
gewalt zu,  die  einzelnen  Rechte  zu  ändern  und  zu  ergänzen.  Eben  die  Besei- 
tigung aller  Autonomie  der  Einzelkreise  scheint  mir  in  der  karolingischen  Ver- 
fassung vorzugsweise  das  dem  deutschen  Wesen  Widerstrebende  zu  sein. 
Hätte  die  Zentralgewalt  sich  begnügt,  darüber  zu  wachen,  dass  die  autonome 
Rechtsbildung  den  Interessen  des  Ganzen  nicht  zu  nahe  träte,  sich  das  Zu- 
stimmungsrecht vorbehalten,  so  würde  das  als  nöthige  Befugniss  des  Ganzen 
anzuerkennen  sein.  Aber  der  Weg  war  der  umgekehrte.  Das  ohne  Betheiligung 
der  Rechtsgenossen  entstandene  Gesetz  wird  diesen  zugesandt ;  wo  von  Ein- 
holung nachträglicher  Zustimmung  die  Rede  ist,  ist  das  bedeutungslose  Form, 
da  die  Möglichkeit  der  Verwerfung  fehlt,  mir  überhaupt  nach  den  betreffenden 
Stellen  scheint,  dass  man  dabei  in  erster  Linie  lediglich  ein  genügendes  Be- 
kanntwerden der  Gesetze  im  Auge  hatte. 

Man  wird  auch  schwerlich  behaupten  können,  dass  die  zentrale  Gesetz- 
gebung sich  nur  auf  Hauptsachen  beschränkt,  nicht  vielfach  auch  sehr  Gering- 
fügiges einförmig  für  das  ganze  Reich  oder  doch  ohne  Theilnahme  des  be- 
treffenden Theils  geordnet  habe.  Und  mit  dieser  Beseitigung  der  Autonomie 
der  Theile  hat  die  Zentralgewalt  meiner  Ansicht  nach  nicht  allein  eine  Befug- 
niss in  Anspruch  genommen,  die  zur  Erfüllung  ihrer  Zwecke  nicht  nöthig, 
sondern  auch  eine  Befugniss,  der  sie,  wenn  man  überhaupt  die  Besonderheiten 
im  Rechte  nicht  sogleich  durchgreifend  beseitigen  konnte,  beim  besten  Willen 
nicht  gewachsen  war,  der  sie  sich  nur  in  so  unvollkommener  Weise  entledigen 
konnte,  dass  das  Bedürfniss  eines  Antheils  der  Rechtsgenossen  an  der  Gesetz- 
gebung sich  nur  um  so  lebhafter  geltend  macheu  musste.  Die  folgenden  Unter- 
suchungen haben  mir  das  überall  nahe  gelegt.  Italien  war  anerkannt  das  Land, 
welches  sich  im  Reiche  der  selbststandigsten  Stellung  erfreute;  Roth  geht 
sogar  so  weit,  blosse  Personalunion  anzunehmen.  Unter  deutscher  Herrschaft 

mag  davon  die  Rede  sein  können.  Auch  die  deutschen  Herrscher  haben  Ge- 
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setze  für  Italien  gegeben,  welche  zum  Theil,  wie  die  Gesetze  über  den  Kampf, 
aufs  tiefste  in  das  Rechtsleben  eingriffen.  Ueberall  sehen  wir,  dass  diese  Ge- 
setze nicht  auf  dem  Papiere  blieben,  dass  sie  zu  allgemeinster  Geltung  gelang- 
ten. Aber  sie  waren  auch  erlassen  vom  deutscheu  Herrscher  als  Könige  Ita- 
liens unter  Zuziehung  der  Grossen  und  Rechtsgelehrten  des  Landes,  mochte 
er  diese  nun  in  Italien  selbst  oder  auch  zu  Strassburg  oder  Zürich  um  sich 
versammelt  haben.  Nicht  so  in  fränkischer  Zeit.  Schon  Waitz  hat  gezeigt, 
wie  sehr  die  Annahme  einer  weitgreifenden  Sonderstellung  Italiens  zu  be- 
schränken sei.  In  ausgedehntester  Weise  hat  Karl  der  Grosse  Mir  allgemeine 
Reichsgesetze,  selbst  für  Gesetze,  welche  zunächst  nur  auf  Ergänzung  eines 
bestimmten  Volksrechtes  berechnet  waren,  Geltung  auch  in  Italien  bean- 
sprucht. Gewisse  Gesetze  sind  dann  nur  für  Italien  erlassen.  Aber  auch  da 
fehlt  jede  Spur,  dass  Karl  sie  nach  vorheriger  Berathimg  mit  den  Grossen 
Italiens  erlassen,  jede  Spur,  dass  er  ihre  Gültigkeit  von  einer  nachherigen 
Zustimmung  im  Lande  abhängig  gemacht  hätte.  Und  man  wird  nicht  zu  weit 
gehen  mit  der  Behauptung,  dass  die  fränkische  Gesetzgebung  in  Italien  oll  in 
möglichst  ungeschichter  Weise  eingegriffen  hat,  ohne  alles  Verstandniss  der 
besondern  Rechtsverhältnisse  des  Landes;  dass  dort  Bestimmungen  angewandt 
werden  sollten,  welche  auf  Grundlage  des  dortigen  Rechtszustandes  gar  nicht 
anwendbar  waren,  welche  dort  geradezu  unverständlich  sein  mussten,  welche 
denn  auch  gar  nicht  oder  nur  höchst  unvollkommen  in  das  thatsächliche 
Rechtsleben  übergegangen  sind.  Die  folgenden  Untersucbungnn  werden  dafür 
eine  Reihe  von  Belegen  bringen.  Insbesondere  bezüglich  eines  Hauptgegen- 
standes derselben,  der  Scheidung  zwischen  Richtern  und  Urtheilern,  welche 
den  Longobarden  unbekannt,  durch  die  fränkische  Gesetzgebung  in  Italien 
eingeführt  wurde ;  wir  werden  sehen,  wie  lange  es  dauerte,  bis  man  sich  da 
nur  einigermassen  zurechtfand ;  ja  es  wird  sich  mit  Fug  behaupten  lassen,  dass 
man  in  einzelnen  Landestheilen,  so  im  Spoletinischen,  uie  zu  einer  klaren  Auf- 
fassung über  die  Scheidung  der  Funktionen  des  Richtens  und  des  Urtheilens 
gelangt  ist,  dass  sie  wenigstens  in  der  Fassung  der  Urkunden  hier  auch  dann 
noch  nicht  zu  festem  Ausdrucke  gelangt  war,  als  nach  Jahrhunderten  das 
ganze  System  überhaupt  wieder  beseitigt  wurde.  Solchen  Ergebnissen  gegen- 
über kann  ich  mich  doch  nicht  überzeugen,  dass  im  fränkischen  Reiche  nicht 
eine  Einförmigkeit  erstrebt  wurde,  die  weiter  ging,  als  die  Interessen  des 
Staatsganzen  das  erforderten,  als  mit  den  berechtigten  Sonderinteressen  der 
Theile  vereinbar  war. 

Daun  aber  wird  man  auch  kaum  Roth  zustimmen  können,  wenn  dieser 
S.  22  annimmt,  der  Zustand  der  Auflösung,  wie  er  der  festern  Herausbildung 
eines  deutschen  Reiches  im  zehnten  Jahrhunderte  vorherging,  sei  nicht  Folge 
der  ungeeigneten  Verfassung,  sondern  nur  des  zeitweiseu  Zerfalles  der  Zeutral- 
regierung  gewesen.  Allerdings,  wurde  diese  Verfassung  immer  von  Herrschern 
gehandhabt,  wie  Karl  der  Grosse,  so  würde  die  Auflösung  vielleicht  nicht  ein- 
getreten sein;  aber  eine  schlechtweg  entsprechende  Verfassung  wird  ganz  un- 
gewöhnliche Begabung  des  Herrschers  nicht  als  Regel  voraussetzen  dürfen. 
Eben  so  wenig  wird  zu  läugnen  sein,  dass  eine  Regierung,  wie  die  Ludwig  des 
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Kindes,  bei  der  besten  Verfassung  zum  Zerfalle  führen  kann.  Aber  wenn  ein 
Widerstreben  gegen  die  Verfassung,  Tendenzen  zur  Auflösung  überhaupt  nicht 
vorhanden  waren,  so  würde  die  eine  Regierung  doch  kaum  hingereicht  haben, 
dass  sich  unter  Kourad  und  Heinrich  nicht  alsbald  die  Zentralgewalt  in  alter 
Weise  wiederhergestellt  hätte.  Zutreffender  möchte  es  sein,  wenn  v.  Wyden- 
brugk  sagt:  „Die  Bewegung  jener  Zeit  ist  die  rückläufige  Bewegung  einer  für 
die  Staatsidee  noch  nicht  reifen  Gesellschaft;  sie  strebt  aus  dem  sie  beengenden 
Staate  in  die  natürliche  Unabhängigkeit  der  Theile  zurück,  aus  welchen  sie 
entstanden. a  Vielfach  hat  es  sich  damals  zweifellos  nur  um  den  Widerstand 
gegen  staatliche  Ordnung  überhaupt  gehandelt;  solchem  wird  nur  überlegene 
Gewalt  gewachsen  sein.  Aber  man  wird  doch  kaum  schlechthin  sagen  dürfet], 
dass  die  Deutschen,  wenn  sie  der  fränkischen  Staatsordnung  widerstrebten, 
desshalb  überhaupt  für  grössere  Staatenbildung  wenigstens  noch  nicht  reif 
gewesen  seien.  Dem  beengendeu  Drucke  jener  gegenüber  mochte  man  aller- 
dings bereit  sein,  zum  andern  Extrem  überzugehen,  das  Ganze  einfach  wieder 
in  die  Theile  zu  zerschlagen,  aus  denen  es  entstanden  war.  Fehlte  aber  der 
staatenbildende  Sinn  überhaupt,  widerstrebte  man  jeder  grössern  Einheit,  so 
würden  auch  die  Mittel  gefehlt  haben,  ihre  Aufrechthaltung  in  früherer  Weise 
zu  erzwingen.  Konrad  ist  das  nicht  gelungen.  Das  Bewusstsein,  dass  das 
Eberhard  oder  einem  andern  zunächst  auf  die  Franken  sich  stützenden  Nach- 
folger noch  weniger  würde  gelingen  können,  scheint  sich  deutlich  genug  aus- 
zusprechen. 

Vielleicht  möchte  sich  behaupten  lassen,  dass  Heinrich,  auf  Franken  und 
Sachsen  gestützt,  in  der  Lage  gewesen  sei,  die  Erhaltung  der  Einheit  auch  in 
der  beengenden  fränkischen  Auffassung  zu  erzwingen.  Aber  dass  sich  Hein- 
rich in  dieser  günstigem  Lage  befand,  scheint  mir  auch  schon  wesentlich  ein 
Ergebniss  der  Einsicht  zu  sein,  dass  die  alte  Staatsordnung  nicht  aufrecht  zu 
halten  sei.  Wurde  der  Sachsenherzog  König  des  ostfränkischen  Reiches,  so 
kann  das  doch  nur  als  ein  Opfer  betrachtet  werden,  durch  welches  der  bisher 
herrschende  Stamm  die  Einheit  zu  erhalten  suchte ;  und  wenn  der  neue  König 
dagegen  den  Eberhard  als  Vorsteher  der  Franken  anerkannte,  so  war  damit 
schon  ausgesprochen,  dass  die  zu  erhaltende  Einheit  eine  Sonderstellung  der 
Stämme  nicht  ausschliessen  solle.  Heinrich  hat  es  dann  zweifellos  als  sein 
Recht  betrachtet,  auch  von  den  andern  Stämmen  als  König  anerkannt  zu 
werden ;  aber  wenn  er  diesen  ihre  Herzoge  und  weitgreifende  Selbstständigkeit 
beliess,  so  wird  man  das  doch  nicht  lediglich  auf  den  Mangel  ausreichenden 
Zwanges,  um  mehr  zu  erreichen,  zurückführen  dürfen.  Eine  vom  Erbrechte 
der  karolingischen  Dynastie  und  etwa  dem  Rechte  des  herrschenden  Stammes 
unabhängige  Befugniss  des  Königthums  auf  Herrschaft  gerade  über  diese 
Stämme  Hess  sich  auf  keinen  bestimmteren  Rechtstitel  gründen,  als  auf  den 
der  Nothwendigkeit  der  Erhaltung  des  engeren,  bereits  herkömmlichen  Ver- 
bandes; unabhängig  von  einer  Staatsordnung,  welche  nur  ein  Recht  der  Dy- 
nastie, aber  weder  ein  Recht  der  Theile  auf  Selbstständigkeit,  noch  aber 
andererseits  auf  Erhaltung  eines  grössern  Verbandes  kannte,  war  langsam 
unter  dein  Einflüsse  der  thatsächlichen  Entwicklung  die  Anschauung  gereift, 
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dass  wenigstens  die  Stämme  des  Ostens  geeinigt  bleiben  müssten,  wenn  auch 
das  Gesammtreich  zerfiel.  Man  wird  die  Reihe  der  hier  ausschlaggebenden 
Thatsachen  mit  dem  Vertrage  von  Verdun  beginnen  können,  wird  dann  ins- 
besondere der  Erhebung  Arnulfs  und  was  daran  sich  knüpft  die  grösste  Be- 
deutung beilegen  müssen.  Als  die  Reihe  der  karolingischen  Herrscher  schloss, 
war  das  Herkommen  fest  genug  geM-urzelt,  um  als  Recht  sich  geltend  machen 
zu  lassen.  So  wenig  ich  die  Herrschaft  Heinrichs  und  seiner  Nachfolger  ein- 
fach als  eine  Fortsetzung  der  fränkischen  betrachten  mag,  so  wenig  könnte  ich 
der  mehrfach  ausgesprochenen  Ansicht  beipflichten,  dass  nach  dem  Aussterben 
der  Karolinger  ein  Recht  des  Ganzen  überhaupt  nicht  habe  beansprucht  wer- 
den können,  es  lediglich  davon  abgehangen  habe,  ob  die  nun  rechtlich  selbst- 
ständigen Herzoge  zu  Gunsten  eines  neuen  Königthums  auf  gewisse  Befugnisse 
verzichten  wollten.  Wenn  aber  das  Königthum  sein  Recht  auf  das  Ganze  doch 
wesentlich  nur  ableiten  konnte  aus  einer  herkömmlich  gewordenen  Lage  der 
Dinge,  so  durfte  es  auch  einen  andern  Zustand  nicht  unbeachtet  lassen,  der 
sich  im  Gegensatze  zur  fränkischen  Staatsordnung  inzwischen  gleichfalls  her- 
kömmlich entwickelt  hatte,  eine  grössere  Selbstständigkeit  der  Stämme,  die 
im  Stammherzogthume  ihren  schärfsten  Ausdruck  fand.  Beide  Rechte  wareu 
nicht  unvereinbar;  aber  es  war  nicht  durchführbar,  das  eine  geltend  zu  machen 
und  das  andere  schlechthin  zu  verneinen ;  wenn  Heinrich,  wie  er  das  eine  für 
sich  aufs  bestimmteste  in  Anspruch  nimmt,  so  auch  das  andere  zugesteht,  so 
ist  damit  zuerst  wieder  ein  fester  Rechtsboden  gewonnen,  der  sich  meiner 
Ansicht  nach  auf  der  einen,  wie  auf  der  andern  Seite  auf  dem  Wege  des  Her- 
kommens gebildet  hat,  weder  als  Ergebniss  blossen  Zwanges,  noch  als  eine 
notligedrungene  Verschlechterung  der  fränkischen  Staatsordnung  zu  betrach- 
ten ist 

Hatte  das  deutsche  Staatswesen  vor  dem  fränkischen  die  Untheilbarkeit 
der  Befugnisse  des  Ganzen  voraus,  so  ist  zuzugeben,  dass  diese  Befuguisse 
selbst  zunächst  sehr  dürftige  waren.  Als  das,  was  damals  grössere  Einheit 
hinderte,  pflegt  man  die  Sonderinteressen  der  Stämme  zu  betrachten.  Wenn 
Roth  S.  5  ff.  ausführt,  dass  man  den  Stammesgegensätzen  zu  grosses  Gewicht 
beilegt,  so  kann  man  ihm  darin  durchaus  beistimmen,  dass  nicht  sie  es  gewesen 
sind,  welche  schliesslich  das  Reich  zersetzten.  Aber  das  schliesst  nicht  aus, 
dass  die  damals  sich  geltend  machenden  auflösenden  Tendenzen  vorzugsweise 
auf  ihnen  beruhten,  dass  wenn  damals,  wie  es  doch  sehr  wohl  im  Bereiche  der 
Möglichkeit  lag,  das  ostfränkische  Reich  sich  aufgelöst  hätte,  das  doch  vor 
allem  durch  das  Sonderstreben  der  Stämme  bewirkt  wäre,  dass,  wenn  eine 
Auflösung  nicht  erfolgte,  das  vorzugsweise  dadurch  erreicht  wurde,  dass  man 
jenem  genügende  Rechnung  trug.  R.  macht  in  seiner  bezüglichen  Erörterung 
ein  Moment  geltend,  dem  ich  da  massgebende  Bedeutung  nicht  zugestehen 
möchte;  nämlich  ein  Cebergewicht  des  fränkischen  Stammes  auch  der  Ge- 
sammtheitder  übrigen  Stämme  gegenüber,  wie  sich  das  allerdings  ergibt,  wenn 
man  neben  der  Ausdehnung  des  Gebiets  auch  ZahJ  und  Wohlstand  der  Be- 
völkerung in  Rechnung  bringt.  Aber  nur,  wenn  man  Franken  im  engem  Sinne 
und  Lothringen  als  Einheit  fasst;  und  das  scheint  mir  für  die  hier  vorliegende 
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Frage  unzulässig.  Wühl  ist  Lothringen,  wenigstens  der  Hauptmasse  nach, 
fränkischen  Stammes  und  fränkischen  Rechtes;  wohl  ist  die  Abscheidung 
Lothringens  zunächst  lediglich  das  Ergebniss  politischer  Eintheilungen.  Aber 
R.  ist  ja  darin  mit  mir  einverstanden,  dass  auch  der  Stamm,  so  weit  er  als 
politischer  Faktor  in  Betracht  kommt,  nicht  auf  ursprüngliche  Verschiedenheit 
zurückgehen  muss,  Ergebniss  geschichtlicher  Entwicklung  sein  kann.  Für  den 
nächsten  Zweck  scheint  es  mir  nur  darauf  anzukommen,  ob  der  Theil,  nach- 
dem der  zeitweise  Grund  der  Scheidung  fortgefallen  ist,  sich  wieder  als  zum 
früheren  Ganzen  gehörig  betrachtet,  oder  aber  auch  jetzt  noch  gewillt  ist,  an 
der  gewonnenen  Sunderstellung  festzuhalten.  Und  letzteres  war  hier  doch 
zweifellos  der  Fall.  In  den  Bewegungen  jener  Zeit  ist  der  Gegensatz  zwischen 
Lothringen  und  Frankeu  ein  gewiss  nicht  minder  auflösendes  Moment,  als  der 
Gegensatz  der  andern  Stämme.  Und  das  ist  ja  auch  immer  so  geblieben ;  so 
weit  in  der  spätem  Reichsverfassung  Franken  als  das  Hauptland  erscheint, 
ist  Lothringen  nicht  weniger  Nebenland,  als  Sachsen  oder  Baiern,  wie  sich 
das  leicht  erweisen  lassen  würde;  zeigen  sich  hie  und  da  noch  Momente  engeren 
Zusammenhanges,  so  würden  sich  denen  andere  schärfereu  Gegensatzes  ent- 
gegenstellen lassen.  Mit  Rücksicht  auf  die  Stammeseinheit  mochte  es  immerhin 
richtiger  sein,  da  von  einem  Gegensatze  der  Länder,  als  der  Stämme  zu  reden. 
Aber  auf  die  grössere  oder  geringere  Genauigkeit  des  Ausdruckes  wird  da 
wenig  ankommen;  es  handelt  sich  um  die  grossen  Theile  des  Reichs,  welche 
innerhalb  desselben  das  Bewusstsein  engerer  Zusammengehörigkeit  hatten  und 
das  in  der  Reichsverfassung  zur  Geltung  zu  bringen  wussten ;  war  dafür  we- 
nigstens überwiegend  zunächst  der  Stammesgegensatz  massgebend,  so  wird 
der  Ausdruck  auch  da,  wo  er  weniger  entspricht,  für  die  hier  zu  behandelnden 
Fragen  nicht  irreleiten  könuen. 

Diese  Stammesgegensätze  nun,  welche  damals  den  Fortbestand  der  Ein- 
heit bedrohten,  zunächst  nur  eine  lockere  Fügung  des  Ganzen  ermöglichten, 
können  doch  in  keiner  Weise  mit  der  Feudalität  in  nähern  Zusammenhang 
gebracht  werden ;  wenn  sie  sich  trotzdem  geltend  machten,  scheint  mir  das  ein 
Beweis,  dass  das  Streben  nach  Selbstständigkeit  der  Theile  auch  ganz  unab- 
hängig von  der  Feudalität  bei  den  Deutschen  vorhanden  war. 

liier  überhaupt  schon  die  Feudalität  in  Rechnung  zu  bringen,  wird  nur 
etwa  der  Umstand  nahe  legen ,  dass  damals  äusserlich  der  Gegensatz  der 
Stämme  oder  Länder  seinen  bestimmtesten  Ausdruck  darin  fand,  dass  jedem 
ein  Herzog  vorstand,  dass  die  Unterwerfung  der  Herzoge  unter  den  König  in 
der  Forin  vasallitischer  Kommendation  erfolgt  sein  wird,  wohl  auch  die  Auf- 
fassung eingegriffen  haben  mag,  dass  sie  ihr  dem  Könige  ii  bergebenes  Land 
von  diesem  als  Beneficium  zurückerhalten ;  wissen  wir  nicht  bestimmter,  dass 
die  Unterwerfung  der  Herzoge  unter  Heinrich  gerade  in  diesen  Formen  ge- 
schah, so  mögen  wir  es  immerhin  annehmen,  da  schon  in  fränkischer  Zeit 
solche  Formen  bei  entsprechenden  Verhältnissen  angewandt  waren.  Aber 
schwerlich  wird  man  behaupten  können,  dass  das  Vorhandensein  der  Sache 
durch  das  Vorhandensein  dieser  Formen  irgendwie  bedingt  war,  dass  man  den 
Herzogeu  eine  solche  Stellung  gab,  weil  man  unter  dem  Einflüsse  des  feudalen 
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Staatsiredankens  dieselbe  als  für  die  Interessen  des  Ganzen  ausreichend  be- 
trachtet  hätte.  Der  Begriff  eines  dem  Königthutne  untergeordneten  Herzog- 
thums reicht  in  Zeiten  zurück,  wo  von  Vasallität,  Seniorat  und  Benefizialwesen 
noch  nicht  die  Rede  war;  es  bezeichnet  uns  weniger  ein  sich  zersetzendes,  als 
ein  sich  bildendes  Staatswesen;  es  handelt  sich  um  Gebiete,  denen  man  den 
eigenen  Herrscher  noch  belassen,  wo  man  sich  damit  begnügen  muss,  durch 
die  persönliche  Verpflichtung  dieses  auch  sein  Gebiet  wenigstens  für  die  Be- 
ziehungen nach  aussen  den  Zwecken  des  Staates  dienstbar  zu  machen.  Das 
erstarkende  fränkische  Staatswesen  wusste  dieses  Verhältniss  zu  beseitigen ; 
aber  da  man  sich  damit  nicht  begnügte,  der  Selbstständigkeit  der  Stämme 
selbst  keinen  genügend  freien  Spielraum  Hess,  griffen  diese  in  Reaktion  da- 
gegen auf  das  alte  Verhältniss  zurück ;  und  dem  auf  wesentlich  neuen  Grund- 
lagen sich  gestaltet! den  deutschen  Königthume  blieb  nichts  übrig,  als  das 
Verhältniss  zunächst  so  hinzunehmen,  wie  es  dasselbe  vorfand.  Fand  sich 
dafür  jetzt  die  bestimmtere  Fonn  der  Vasallität,  so  ist  das  für  die  Sache  ganz 
bedeutungslos ;  die  Stellung  der  Herzoge  zum  Königthume  wäre  keine  andere 
gewesen,  wenn  jene  Formen  überhaupt  nicht  vorhanden  waren ;  das  Vorhan- 
densein des  Herzogthums  ist  nicht  Ergebniss  des  Aufkommens  der  Feudalität, 
sondern  auf  die  Verbindung  des  ohnehin  vorhandenen  Herzogthums  mit  dem 
Ganzen  wurden  die  damals  üblichen  Formen  für  die  Eingehung  eines  beson- 
dern Treuverhältnisses  zum  Könige  angewandt. 

Dass  sich  eine  Stellung,  der  der  damaligen  deutschen  Herzoge  entspre- 
chend, auch  auf  Grundlage  der  Feudalität  hätte  bilden  können,  wie  sie  sich 
später  wirklich  so  gebildet  hat,  ist  richtig ;  ebenso,  dass  in  solchem  Falle  erst 
durch  das  feudale  Herzogthum  oder  Fürstenthum  der  schärfere  Gegensatz  der 
Stamme  und  Länder  sich  hätte  entwickeln  können.  Dann  aber  hätte  der  Weg 
ein  ganz  anderer  sein  müssen.  Hätte  es  etwa  in  dem  einheitlichen  fränkischen 
Reiche  als  regelmässige  Beamte  über  den  Grafen  Herzoge  gegeben,  grösseren 
Verwaltungsbezirken  vorgesetzt,  welche  ohne  nähere  Rücksichtnahme  auf  die 
vorhandenen  Verschiedenheiten  den  Bedürfnissen  des  Ganzen  gemäss  gebildet 
worden  wären,  wären  diese  Herzoge  dann  unter  dem  Einflüsse  der  sich  ent- 
wickelnden feudalen  Anschauungen  aus  Beamten  zu  blossen  Vasallen  geworden, 
hätten  sie  die  Befugnisse  der  Krone  in  ihrem  Bezirke  dauernd  an  sich  und 
ihre  Familie  zu  bringen  gewusst,  oder  hätte  sich  etwa  die  missatische  Gewalt 
in  solcher  Weise  umgestalten  können,  so  läge  freilich  eine  feudale  Entwicklung 
vor.  Und  dann  bedürfte  es  weiter  nur  eines  Hinweises  auf  Lothringen,  wenn 
dieses  auch  thateächlieh  nicht  als  Amtssprengel,  sondern  als  Herrschafts- 
sprengel ausgeschieden  wurde,  um  nahe  zu  legen,  wie  sich  durch  solche  feu- 
dale Entwicklung  Gegensätze  der  Stämme  oder  Länder  hätten  ausbilden 
können,  welche  ohnedem  nicht  vorhanden  gewesen  wären  oder  sich  wenigstens 
nicht  politisch  geltend  gemacht  haben  würden.  Dass  sich  auf  diesem  Wege 
das  deutsche  Stammherzogthum  nicht  gestaltet  hat,  bedarf  beiner  Ausführung. 
Eine  andere  Frage  ist  freilich  die,  ob  das  Bestehen  eines  solchen,  in  seiner 
Entstehung  vom  Feudalismus  unabhängigen,  dann  aber  den  Formen  desselben 
eingepassten  Herzogthums  nicht  zum  spätem  Durchdringen  der  Auffassung 
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beigetragen  hat,  dass  auch  das  vom  Könige  frei  verliehene  Amt  als  Lehen  zu 
betrachten  sei ;  und  das  möchte  ich  nicht  gerade  in  Abrede  stellen. 

Will  man  nun  trotzdem  den  Zusammenhang  des  Herzogthums  mit  den 
feudalen  Formen  betonen  oder  wenigstens  behaupten,  dass  nicht  der  Gegen- 
satz der  Stämme  selbst,  sondern  das  dem  Feudalismus  wenigstens  verwandte 
Uerzogthum  es  gewesen  sei,  was  damals  ein  deutsches  Reich  in  Frage  stellte, 
dann  wenigstens  die  lockere  Fugung  desselben  verschuldete,  so  wird  darauf  zu 
erwiedern  sein,  dass  beides  nicht  durch  einander  bedingt  war,  dass  ein  Sonder- 
streben der  Stamme  auch  ohne  Herzogthum  sich  geltend  machen  konnte  und 
geltend  gemacht  hat.  Ich  finde  daher  auch  keinen  Widerspruch  darin,  wenn 
ich,  wie  Roth  S.  17  hervorhebt,  einerseits  in  der  selbstständigern  Stellung 
der  Stamme  eine  Gewähr  für  den  Bestand  des  Ganzen,  andererseits  aber  in 
dem  Stammherzogthume  ein  bedenkliches  Moment  der  deutschen  Verfassung 
finde.  Das  letztere  wird  natürlich  nicht  in  Frage  zu  stellen  sein;  und  wenn  ich 
in  der  noch  wesentlich  auf  dem  Stammherzogthume  beruhenden  Verfassung 
des  Reichs  unter  Heinrich  einen  Fortschritt  sehe,  so  ist  es  nicht,  weil  ich  in 
derselben  eine  genügende  Ordnung  schon  erreicht,  sondern  weil  ich  sie  darin 
angebahnt  finde.  In  einer  Stellung,  wie  sie  insbesondere  Arnulf  von  Baiern 
noch  eingeräumt  werden  musste,  mag  man  nach  der  einen  Seite  hin  immerhin 
ein  Ergebniss  des  Zersetzungsprozesses  des  fränkischen  Reiches  sehen.  Man 
wird  sie  aber  eben  so  wohl  fassen  können  als  einen  ersten  Schritt  zur  festern 
Einfügung  Baierns  in  das  sich  aus  jenem  entwickelnde  deutsche  Reich. 

Wie  schnell  diese  ungenügenden  Anfänge  überwunden  wurden,  ist  be- 
kannt Im  grössten  Theile  des  Reichs,  in  Franken,  Lotliringen  und  Sachsen, 
ist  das  Stammherzogthum  eine  rasch  vorii hergehende  Erscheinung.  Will  man 
die  Sonderstellung  der  Länder  im  Reiche  mit  dem  Feudalismus  in  Verbindung 
bringen,  so  ist  doch  zu  bedenken,  dass  dieselbe  zum  grössten  Theile  nie  zu 
einem  feudalen  Ausdruck  gelangt  ist.  Bei  der  Fügung  des  gesammten  Kaiser- 
reiches liegt  das  auf  der  Hand.  Den  Königreichen  Italien  und  Burgund  bleibt 
ihre  Sonderstellung  in  grösster  Ausdehnung  gewahrt;  aber  einen  feudalen 
Rückhalt  hat  dieselbe  nie  gewonnen ;  wir  finden  Reichsbearate  für  das  ganze 
Königreich,  aber  seit  der  Uebergangsstellung  Berengars  kein  Lehenskönig- 
thum. Wir  können  davon  absehen ;  im  deutschen  Königreiche  selbst  finden 
wir  wesentlich  entsprechende  Verhältnisse.  Trotz  der  so  scharf  ausgeprägten 
.Sonderstellung  Sachsens  hat  es  nie  eine  Lehensgewalt  gegeben,  welche  die 
dem  Ganzen  über  Sachsen  zustehenden  Befugnisse  an  sich  gezogen,  als  Vasall 
der  Krone  geübt  hätte.  Und  umgekehrt,  hätte  eine  Sonderstellung  Sachsens 
im  Reiche  auch  ganz  gefehlt,  es  würden  nichtsdestoweniger  die  Reichsbeamten 
in  einzelnen  Theilen  Sachsens  der  allgemeinen  Entwicklung  gemäss  zu  Feudal- 
herren geworden  sein.  Trotz  des  fehlenden  Stammherzogthums  war  aber  die 
Sonderstellung  Sachsens  oder  Lothringens  im  Reiche  nicht  geringer,  als  die 
Baierns  oder  Schwabens.  Der  Unterschied  gegen  die  frühere  Gestaltung  liegt 
vor  allem  in  der  Zulassung  weitgreifender  Autonomie ;  die  Rechtsverhältnisse 
wurden  nicht  mehr  in  fränkischer  Weise  vom  Zentralpunkte  aus  vom  Könige 
mit  den  Grossen  des  ganzen  Reichs  auch  in  Nebensachen  geordnet  ;  die  Fülle 
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der  Reichsgesetze  hört  auf";  so  weit  die  Regelung  auch  der  öffentlichen  Ver- 
hältnisse, die  Weiterentwicklung  des  Rechts  nicht  dem  Theile  überhaupt 
überlassen  blieb,  war  solches  vom  Könige  im  Lande  Sachsen  selbst  oder  doch 
mit  Zuziehung  der  sächsischen  Grossen  zu  erledigen,  während  bei  der  gemein- 
samen Regelung  der  Verhältnisse  des  Ganzen  den  sächsischen  Ständen  das- 
selbe Recht  zustand,  wie  den  fränkischen ;  es  war  eine  Sonderstellung,  durch 
welche  dem  Königthume  die  unmittelbere  Uebung  der  Hoheitsrechte  selbst 
nicht  entzogen,  dasselbe  nur  genöthigt  war,  sie  in  einer  Weise  zu  üben,  in 
welcher  bald  die  Selbstständigkeit,  bald  die  Gleichberechtigung  des  Landes 
zu  genügendem  Ausdrucke  gelangte. 

Anders  lagen  diese  Verhältnisse  allerdings  in  Baiern  und  Schwaben. 
Hier  war  das  Stammherzogthum  nicht  etwas  rasch  vorübergehendes,  nur 
durch  die  besondere  Lage  der  Zeitverhältnisse  hervorgerufenes ;  es  stand  hier 
in  engster  Verbindung  mit  althergebrachten  Einrichtungen,  man  wird  hier 
sagen  dürfen,  der  Stamm  erstrebte  nicht  allein  grössere  Selbstständigkeit 
überhaupt,  sondern  er  erstrebte  sie  auch  in  dieser  besonderen  Form.  Dass 
dieses  Streben  durch  solche  Verknüpfung  mit  dem  Sonderinteresse  der  Her- 
zoge einen  für  die  Interessen  des  Ganzen  bedenklichem  Charakter  gewann,  ist 
gewiss.  Aber  das  Bedenklichste  war  doch  weniger  das  Zusammenfallen  des 
Herzogthums  mit  dem  Stamme,  als  eine  übermässige  Ausdehnung  der  herzog- 
lichen Befugnisse  und  der  Umstand,  dass  dieselben  nicht  geübt  wurden  kraft 
freier  Uebertragung  durch  den  König,  sondern  als  selbstständiges  und  vererb- 
liches Recht;  wenigstens  die  Stellung  Arnulfs  von  Baiern  hat  man  gewiss 
nicht  anders  aufgefasst.  Aber  da  werden  wir  sagen  müssen,  dass  dieses  Ver- 
hältnis* sich  zunächst  durchaus  im  Sinne  grösserer  Kräftigung  der  Rechte  des 
Ganzen  entwickelte.  Die  wichtigsten  Befugnisse,  wie  die  Verfügung  über  die 
Reichskirchen,  konnte  das  Königthura  bald  wieder  selbst  in  die  Hand  nehmen, 
trotz  des  Fortbestehens  des  Herzogthums  die  ausgedehntesten  Herrscherrechte 
im  Lande  selbst  üben.  Und  mochte  es  anfangs  scheinen,  das  Herzogthum 
werde  sich  entwickeln  zu  einer  selbstständigen  und  erblichen  Herrschergewalt, 
wie  sie  einst  die  Agilolfinger  übten,  so  ist  davon  ja  bald  genug  nicht  mehr  die 
Rede;  Roth  selbst  betont  S.  12,  wie  die  meisten  Herzoge  ihrem  Herzogthume 
fremd  waren;  das  Herzogthum  wurde  zu  einem  vom  Könige  frei  zu  besetzenden 
Reichsamte.  Zu  alledem  gelang  es  dann  mit  der  Zeit  durch  Exemtionen  den 
Sprengel  zu  verkleinern,  das  Zusammenfallen  von  Stamm  und  Herzogthum 
aufzuheben,  ohne  dass  das  auch  hier  den  engern  Zusammenhang  und  die  Son- 
derstellung des  Stammes  beeinträchtigt  hätte.  Was  sich  von  Resten  des 
Stammherzogthumes  erhielt,  hat  als  solches  auf  den  spätem  Zerfall  des  Reiches 
keinen  Einfluss  geübt;  es  ist  übergegangeu  in  das  neuere  Feudalfürstenthum, 
ohne  für  den  Charakter  desselben  bestimmend  zu  sein. 

Stammherzogthum  und  Feudalfürstenthum  scheinen  mir  zwei  ganz  we- 
sentlich verschiedene  Faktoren  in  der  Entwicklung  der  Reichsverhältnisse  zu 
sein.  Jenes  führt  sein  Recht  nicht  auf  das  Ganze,  sondern  auf  den  Theil  zu-  ' 
rück ;  es  stellt  sich  dem  werdenden  Reiche  in  den  Weg,  wird  aber  von  dem 
sich  kräftigenden  Reiche  überwunden,  weil  das,  was  ihm  Halt  und  Berechtigung 
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verlieh,  das  Streben  der  Stämme  nach  selbstständiger  Stellung,  auch  in  an- 
derer Form  befriedigt  werden  konnte  und  genügende  Befriedigung  fand.  Das 
auf  andern  Grundlagen  beruhende  Feudalfilrstenthuin  dagegen  hat  die  ge- 
wonnene Einheit  wieder  aufgelöst,  indem  es  ohne  engern  Zusammenhang  mit 
jenem  Gegensatze  der  Stämme  sich  der  Rechte  des  Ganzen  in  Theüen  der 
Theile  bemächtigte  und  damit  diese  eben  so  wohl  zersetzte,  als  das  Ganze. 
Auf  den  Weg  vom  Herzogthume  zum  Amte  folgt  der  vom  Amte  zum  Lehens- 
furstenthume ;  was  dort  den  Ausgang,  bildet  hier  das  Ende  der  Entwicklung ; 
beide  Wege  mögen  schon  nebeneinander  hinlaufen ;  ein  gewisser  Eiufluss  der 
altern  Gestaltung  auf  die  neue  mag  stattgefunden  haben,  zumal  in  Böhmen 
und  andern  dem  Reiche  loser  zugefügten  Gliedern  jene  auch  später  noch  ihren 
Ausdruck  fand ;  aber  die  wesentlich  verschiedene  Grundlage  wird  doch  nicht 
zu  verkennen  sein.  Wann  und  wie  die  Reichsämter  zu  Lehen  geworden  sind, 
ist  eine  Frage,  die  wohl  noch  eingehenderer  Erörterung  bedürfen  möchte;  mir 
scheint,  dass  man  im  allgemeinen  den  Abschluss  der  Entwicklung  zu  früh  setzt. 

Ein  reiner  Feudalstaat  ist  Deutschland  auch  in  den  nächstfolgenden  Jahr- 
hunderten noch  nicht  geworden.  Roth  weist  S.  28,  durchaus  in  Uebereinstim- 
mung  mit  meiner  oben  angedeuteten  Auffassung,  darauf  hin,  dass  die  Ver- 
bältnisse zu  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts  bei  einer  Vergleichung  erwarten 
lassen  sollten,  dass  das  deutsche  Königthum  sich  konsolidiren,  das  franzö- 
sische völlig  verfallen  würde.  Aber  ich  denke,  dass  solche  Auffassung  noch 
för  viel  spätere  Zeiten  berechtigt  ist.  Auch  im  zwölften  Jahrhunderte  ist  das 
deutsche  Königthum  da  noch  im  entschiedensten  Vortheile.  Das  reine  Feudal- 
system, welches  die  Theile  des  Staats  lediglich  durch  den  Treueid  des  Lehens- 
fürsten  mit  der  Krone  in  Verbindung  setzt,  ist  in  Deutschland  noch  in  keiner 
Weise  durchgedrungen;  hat  das  Amt  im  allgemeinen  die  Eigenschaften  des 
Lehen  angenommen,  so  unterscheidet  sich  das  Amtslehen  doch  noch  in  wesent- 
lichen Beziehungen  von  andern  Reichslehen ;  die  überaus  beschränkte  Erblichkeit, 
welche  das  deutsche  Lehnrecht  gestattet,  wird  noch  nicht  durch  Gesammt- 
helehnungen  umgangen ;  und  abgesehen  von  seinen  wichtigen  dienstherrlichen 
Rechten  steht  dem  deutschen  Königthume  noch  eine  Rfihe  landrechtlicher, 
auf  dem  allgemeinen  Unterthanenverbande  beruhender  Befugnisse  zu,  von 
welchen  in  Frankreich  nicht  die  Rede  ist.  Mochten  sich  hier  auch  schon  die 
ersten  Ansätze  zur  Anbahnung  des  Bruchs  mit  dem  Lehensstaate  zeigen,  min- 
destens lagen  die  Sachen  noch  so,  dass  eine  solche  Aufgabe  in  Deutschland 
ungleich  leichter  nnd  schneller  gelingen  konnte. 

Ich  gehe  nicht  genauer  darauf  ein,  da  die  Richtigkeit  meiner  Behauptung 
nicht  in  Frage  gestellt  ist.  Denn  Roth  geht  S.  30  sogleich  auf  das  dreizehnte 
Jahrhundert  über;  und  dass  da  Deutschland  und  Frankreich  gerade  das  um- 
gekehrte Verhältniss  zeigen,  gebe  ich  aufs  bereitwilligste  zu.  Ein  Gegensatz 
<ler  Auffassung  zeigt  sich  nur  in  soweit,  als  ich  darin  hauptsächlich  eine  Folge 
äusserer  Umstände  sehe,  welche  unsere  Herrscher  von  der  in  Deutschland  zu 
lösenden  Aufgabe  abzogen,  während  R.  das  Hauptgewicht  auf  den  Mangel 
organisatorischer  Thätigkeit  bei  unsern  Königen  legt  Dass  solche  Tlmtigkeit 
iu  Deutachland  damals  fehlte,  ist  gewiss;  aber  eben  nur  jene  äussern  Umstände 
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scheinen  mir  bewirkt  zu  haben,  dass  sie  fehlte,  nicht  etwa  Mangel  an  Befähi- 
gung oder  Einsicht  auf  Seiten  unserer  Herrscher.  Nehmen  wir  an,  ein  fran- 
zösischer König  hätte  zwar,  wie  das  bei  unserm  Heinrich  VI  gewiss  der  Fall 
war,  die  Beseitigung  des  Lehensstaates  ins  Auge  gefasst,  wäre  aber  durch  die 
Aussichten  auf  den  Erwerb  eines  fernen  Königreiches,  wie  Sizilien,  davon  ab- 
gehalten ;  es  hätten  dann  lange  Zeit  in  Frankreich  Gegenkönige  sich  gegen- 
übergestanden ;  es  hätte  weiter  ein  französischer  König,  nachdem  er  kaum  in 
Frankreich  seine  Herrschaft  wieder  einigermassen  befestigt,  den  Schwerpunkt 
derselben  nach  Sizilien  verlegt,  und  um  die  Durchfuhrung  seiner  dortigen  Plane 
zu  ermöglichen,  in  dem  der  Scheinregierung  unmündiger  Söhne  überlassenen 
Frankreich  jedem  Wunsche  der  feudalen  Gewalten  willfahrt,  statt  ihnen  ent- 
gegenzutreten:  würden  unter  solchen  Verhältnissen  nicht  in  Frankreich  die 
Ergebnisse  auch  bei  grösster  Befähigung  der  Herrscher  dieselben  gewesen 
sein?  und  würden  wir,  insofern  alle  diese  Verhältnisse  bedingt  gewesen  wären 
durch  den  Erwerb  Siziliens,  nicht  auf  diesen  äussern  Umstand  das  Haupt- 
gewicht zu  legen  haben?  Nehmen  wir  umgekehrt  an,  es  hätten  sich  damals  in 
Deutschland  solche  hindernde  Einflüsse  nicht  geltend  gemacht,  so  berechtigt 
uns  auch  kaum  etwas  zu  der  Annahme,  es  würde  unsern  Herrschern  an  der 
nöthigen  organisatorischen  Thätigkeit  gefehlt  haben.  Wie  bestimmt  schon 
Friedrich  I  den  Bruch  mit  dem  Leheusstaate  ins  Auge  gefasst  hatte,  zeigt  uns 
sein  Wirken  da,  wo  ihm  in  Italien  die  Möglichkeit  zur  Durchführung  desselben 
geboten  war;  ich  hoffe  nachweisen  zu  können,  dass  schon  unter  seiner  Regie- 
rung der  Feudalismus  in  Italien  für  die  grössern  Verhältnisse  des  Staatslebens 
überwnndeu  wurde,  dass  das  Land,  so  weit  man  nicht  einer  andern  Richtung, 
der  auf  städtische  Autonomie,  nachgeben  musste,  grossentheils  amtsweise  für 
das  Reich  verwaltet  war.  Am  weuigsten  wird  daun  Friedrich  II  eine  hervor- 
ragende Befähigung  gerade  in  dieser  Richtung  abzusprechen  sein.  Man  darf 
da  nicht  blos  auf  die  Organisation  Siziliens  verweisen,  wo  der  Weg  schon  am 
meisten  geebnet  war.  Ich  werde  im  zweiten  Bande  dieser  Arbeit  genauer  ein- 
gehen auf  die  einheitliche  Organisation  Italiens  in  den  letzten  Zeiten  des  Kai- 
sers, die  thatsächlich  überall  durchgeführt  war,  wo  man  sich  nicht  in  offener 
Rebellion  befand.  Gelang  es  Friedrich,  dieser  Herr  zu  werden,  wie  das  wenig- 
stens bis  zu  dem  entscheidenden  Misslingen  vor  Parma  nicht  gerade  unwahr- 
scheinlich war,  so  war  Italien  auch  ein  durchaus  einheitlich  organisirtes  Staats- 
wesen, das  weder  Feudalfürsten,  noch  städtische  Selbstregierung  mehr  kannte, 
welches  bis  in  die  untersten  Kreise  hinein  von  Beamten  regiert  wurde,  welche 
durchaus  abhängig  waren  vom  Willen  des  Herrschers. 

Wenn  auch  eine  Lösung  gerade  in  diesen  Formen  in  Deutschland  nicht 
zu  erwarten  gewesen  wäre,  so  sehe  ich  doch  nicht  ab,  wesshalb  eine  den  dor- 
tigen Verhältnissen  entsprechende  Lösung  der  Aufgabe  Friedrich  II  nicht  ge- 
lungen sein  sollte,  wenn  er  sich  ihr  vor  allem  hätte  widmen  wollen.  Als  das 
entscheidende  betrachte  ich  da  allerdings  die  Ersetzung  der  Lehensfürsten 
uud  Lehensgrafen  durch  Beamte.  Dass  dafür  in  Deutschland  die  Möglichkeit 
nicht  vorhanden  gewesen,  dort  sich  die  allgemeine  Richtung  der  Zeit  auf  Bruch 
mit  dem  Lehensstaate  nicht  geltend  gemacht  hätte,  wird  man  nicht  behaupten 
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können.  Denn  nach  einer  Seite  hin  ist  dieser  damals  wirklich  erfolgt.  Roth 
weist  S.  30  im  Anschlüsse  an  meine  Darstellung  ganz  richtig  darauf  hin,  dass 
derselbe  Prozess,  den  ich  für  das  Reich  im  Ganzen  verlange,  sich  weiter  in 
den  einzelnen  Fürstenthümern  zu  vollziehen  hatte.  Und  da  hat  er  sich,  wie  ich 
das  in  den  spätem  Theilen  der  Forschungen  über  den  Reichsfürstenstand  ge- 
nauer nachzuweisen  gedenke,  wirklich  vollzogen ;  und  zwar  ziemlich  entspre- 
chend der  französischen  Entwicklung.  Zeitlich  fast  genau  übereinstimmend 
lässt  sich  beispielsweise  der  Prozess  im  Herzogthume  Baiern  verfolgen ;  kein 
Jahrhundert  hat  es  gedauert,  um  im  ganzen  Herzogthume,  von  kaum  nennens- 
werten Ausnahmen  abgesehen,  die  Lehensgrafen  durch  Beamte  zu  ersetzen. 
Und  dieser  Prozess  würde  kaum  ein  anderer  gewesen  sein,  wenn  an  der  Spitze 
des  Herzogthums  statt  des  Lehensrursteu  ein  kaiserlicher  Beamter  gestanden 
hätte.  Jenen  durch  diesen  zu  ersetzen,  konnte  aber  der  Auffassung  der  Zeit 
nicht  ferner  liegen,  als  die  Ersetzung  des  Grafen  durch  einen  herzoglichen 
Amtmann.  Friedrich  I  hat  1180  einen  solchen  Schritt  noch  nicht  gewagt,  wie 
ihn  damals  auch  die  Fürsten  bezüglich  der  Grafschaften  noch  nicht  wagten ; 
Heinrich  VI  würde  unter  entsprechenden  Verhältnissen  in  Baiern  kaum  anders 
vorgegangen  sein,  wie  in  Meissen ;  was  Friedrich  II,  wenn  er  in  Deutschland 
wirklich  geherrscht  hätte,  gethan  haben  würde,  kann  nicht  zweifelhaft  sein ; 
glaubte  er  doch  selbst  von  Italien  aus  die  erledigten  Fürstentümer  Oester- 
reich und  Steier  durch  Reichshauptleute  verwalten  lassen  zu  können.  Und 
wenn  in  Frankreich  der  Uebergang  sich  dadurch  vollzog,  dass  königliche  Baillis 
und  Prevöts  an  die  Stelle  der  Lehensgewalten  traten,  so  beruhte  ja  auch  in 
Deutschland  später  die  unmittelbare  Reichsverwaltung  auf  der  ganz  entspre- 
chenden Einrichtung  der  Landvogteien  des  Reichs ;  nicht  die  Sache  blieb  der 
Reichsverfassung  fremd,  sondern  das  frühere  Versäumniss  war  nicht  mehr 
einzuholen,  es  gebrachen  aus  Gründen,  welchen  wir  nicht  näher  nachgehen, 
die  Mittel,  solche  Einrichtungen  nach  und  nach  über  das  ganze  Reich  aus- 
zudehnen. 

Roth  ist  natürlich  durchaus  mit  mir  einverstanden,  wenn  ich  einen  sol- 
chen Bruch  mit  dem  Lehensstaate  für  nothwendig  halte.  Aber  er  findet  S.  18 
darin  meinerseits  eine  Inkonsequenz,  weil  demnach  das,  was  ich  als  germa- 
nischen Staatsgedanken  bezeichne,  was  ich  für  das  zehnte  Jahrhundert  als 
Hinderniss  einheitlicher  Gestaltung  betrachte,  nun  doch  im  dreizehnten  einer 
sehr  ausgedehnten  Konzentration  Platz  machen  solle.  Ich  kann  auch  da  nur 
erwiedern,  dass  Feudalismus  und  Selbstständigkeit  der  Theile  in  keinerlei 
oothwendigem  Zusammenhange  stehen.  So  wenig  mir  im  zehnten  Jahrhunderte 
die  Selbstständigkeit  der  Stämme  durch  das  Fortbestehen  des  Stammherzog- 
thums  bedingt  zu  sein  scheint,  so  wenig  im  dreizehnten  eine  grössere  Selbst- 
ständigkeit der  Fürstensprengel  durch  das  Fortbestehen  des  Lehensfür- 
stenthnms. 

Da  erhebt  sich  nun  freilich  die  Vorfrage,  ob  damals  nicht  etwa  die  alte 
Gliederung  des  Reichs  durch  den  Feudalismus  schon  so  zersetzt  war,  dass  für 
eine  vom  Rechte  der  Lehensgewalten  unabhängige  Selbstständigkeit  der  Theile 
eine  geeignete  Grundlage  überhaupt  nicht  mehr  vorhanden  war.  In  einer  spä- 
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tern  Zeit  ist  das  in  vielen  Reichstheilen  zweifellos  der  Fall  gewesen.  Aber 
doch  nur  desshalb,  weil  der  siegende  Feudalismus  sich  seit  der  Mitte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  an  keine  der  Schranken  mehr  band,  welche  früher  in 
öffentlichem  Interesse  beim  Amtslehen  noch  aufrecht  erhalten  waren,  weil  nun 
insbesondere,  wie  einst  im  fränkischen  Reiche,  die  Iloheitsrechte  als  theilbarer 
Privatbesitz  der  Fürstenfamilie  liehandelt  wurden.  Der  dadurch  begründete 
Zustand  darf  uns  nicht  täuschen  über  die  Gestaltung,  wie  sie  im  zwölften  und 
im  Beginne  des  dreizehnten  Jahrhunderts  noch  vorlag.  Nach  oben  hin  bestand 
die  einheitliche  Verfassung  der  Hauptländer  des  Reiches  noch  immer  fort,  ob- 
wohl ein  feudaler  Ausdruck  für  sie  durchaus  fehlte;  sie  trat  äusserlich  insbe- 
sondere noch  immer  hervor  in  den  vom  Könige  für  die  einzelnen  Hauptländer 
gehaltenen  Hoftagen  oder  in  Landtagen,  zu  denen  sich  die  Fürsten  der  Länder 
versammelten.  Nach  unten  hin  hat  eine  Auflösung  der  Grafschaftssprengel  in 
so  früher  Zeit,  als  gewöhnlich  angenommen  wisd,  im  allgemeinen  nicht  Platz 
gegriffen,  wenn  ich  da  irgend  den  Ergebnissen  von  Untersuchungen  trauen 
darf,  welche  gerade  auch  diesen  Gegenstand  fortwährend  beachteten.  Sind  in 
manchen  Reichstheilen  die  Funktionen  der  Grafschaft  auf  die  Cent  oder  son- 
stige Untcrabtheilung  derselben  übergegangen,  so  liegt  doch  auch  da  einerseits 
noch  immer  eine  althergebrachte  Gliederung  zu  Grunde,  während  das  anderer- 
seits auch  die  Aufrechthaltung  des  Gesammtverbandes ,  wenn  nicht  in  der 
Person  des  Vasallen,  doch  in  der  des  Lehensherrn  nicht  immer  ausgeschlossen 
hat.  Ich  glaube  nachweisen  zu  können,  wie  willkürliche,  die  alte  Gliederung 
überhaupt  nicht  berücksichtigende  Auflösung  der  Grafschaften  erst  im  drei- 
zehnten Jahrhunderte  sich  bestimmter  geltend  macht.  Zwischen  den  Haupt- 
ländern und  den  Grafschaften  bilden  dann  die  Fürstensprengel  ein  Mittelglied. 
Nun  sind  doch  auch  diese  nur  zum  geringsten  Theile  mehr  willkürlich  gestaltet; 
sie  entsprechen  doch  vielfach  einer  Gliederung,  welche  auch  unabhängig  vom 
Rechte  des  Fürsten  so  vorhanden  gewesen  sein  würde,  in  welcher  die  engeren 
Sonderinteressen  einzelner  Landestheile  recht  wohl  ihren  angemessenen  Aus- 
druck finden  konnten.  Wo  der  Sprengel  sich  auf  Grundlage  der  Mark  oder 
einer  Ausscheidung  der  Mark  aus  dem  Herzogthume  entwickelt  hatte,  tritt  das 
am  deutlichsten  hervor.  Die  Lösung  äusserer,  schon  früher  loser  verbundener 
Glieder  vom  Herzogthume  musste  wieder  dieses  selbst  nur  um  so  mehr  als 
einheitliches  Gebiet  erscheinen  lassen.  Auch  wo  im  Innern  des  Reichs  ein 
Fürstensprengel  erst  später  bestimmter  hervortritt,  wie  etwa  die  Landgraf- 
schaft Thüringen,  fusst  derselbe  wohl  auf  einer  althergebrachten,  vom  Rechte 
dos  Fürsten  ganz  unabhängigen  Sonderstellung  des  Theils.  Wurden,  wie  nicht 
selten  der  Fall,  einem  Bischöfe  alle  Grafschaften  seines  kirchlichen  Spreugels 
verliehen,  so  war  schon  durch  diesen  ein  engerer  Zusammenhang  der  Theile 
begründet.  Anders  konnte  das  freilich  sein,  wo  es  sich  um  eine  mehr  zufallige 
Vereinigung  verschiedener  Grafschaften  in  der  Hand  eines  Fürsten  handelte, 
ein  geschlossener  Fürstensprengel  gar  nicht  vorzuliegen  scheint.  Aber  auch 
da  gestaltet  sich  das  Verhältniss  viel  einheitlicher,  wenn  wir  beachten,  dass 
es  für  unsern  nächsten  Zweck  nicht  darauf  ankommt,  was  ein  Fürst  überhaupt 
an  Grafschaften,  theils  als  Vasall  des  Reichs,  theils  aber  als  Vasall  der 
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Kirchen  ftirsteu  be.sa.s.s,  sondern  wie  die  Massen  sich  gegliedert  haben  würden, 
wenn  bei  konsequenter  Beseitigung  des  Feudalsystems  die  Grafschaften  regel- 
mässig zunächst  an  den  heimgefallen  wären,  von  dem  sie  geliehen  waren.  So 
liegen  allerdings  insbesondere  die  Grafschaften  der  Herzoge  von  Meran  ganz 
zerstreut  Aber  für  diesen  Prozess  bilden  sie  überhaupt  kein  Ganzes ;  bei  der 
Erledigung  fiel  ein  Theil  an  das  Reich,  ein  anderer  an  den  Bischof  von  Bam- 
berg, ein  dritter  an  den  von  Brixen.  Die  Gewalt  der  thüringischen  Landgrafen 
in  Hessen  war  ganz  unabhängig  von  ihrem  Fürstensprengel;  nicht  an  das 
Reich,  sondern  zunächst  an  Mainz  fielen  die  dortigen  Grafschaften  heim. 
Wenn  es  bei  der  nachfolgenden  Entwicklung  nur  theilweise  den  Fürsten  ge- 
lang, die  Lehensgrafen  zu  beseitigen,  sehr  häufig  auch  diese  sich  bei  ihrer 
Feudalgewalt  zu  behaupten  und  dieselbe  zur  Landeshoheit  auszudehnen  wuss- 
toi,  so  täuscht  uns  das  leicht  über  das  Gewicht,  welches  dieses,  jetzt  oft  kaum 
»och  erkennbare,  damals  sehr  wohl  beachtete  Verhältniss  auf  den  Verlauf  des 
ganzen  Prozesses  hätte  gewinnen  müssen ;  eine  Karte,  welche  uns  die  damalige 
Gliederung  des  Reichs  nicht  im  Anschlüsse  an  die  Besitzer,  sondern  an  die 
Lehenrührigkeit  der  Grafschaften  zur  Anschauung  brächte,  würde  kein  so 
buntes  Bild  bieten,  als  die  spätere  ^tatsächliche  Entwicklung  das  voraussetzen 
lässt  Uud  wenn  in  einzelnen  Landestheilen  die  feudale  Gliederung  allerdings 
über  eine  oder  wenige  Grafschaften  nicht  hinausreicht,  so  finden  sich  da  doch, 
auch  abgesehen  von  dem  Zusammenhange  der  grossen  Hauptlande,  nicht  selten 
dauernde  engere  Verbände  zur  Wahrnehmung  gemeinsamer  Interessen,  er- 
wachsen im  Anschlüsse  an  althergebrachte  Sonderstellungen  oder  auch  nur  au 
das  sich  geltend  machende  Bedürfniss;  fehlte  die  einheitliche  feudale  Gewalt, 
so  fehlte  es  darum  nicht  nothwendig  auch  an  einer  den  geschlossenen  Fürsten- 
«prengeln  entsprechenden  Gestaltung.  Fast  überall  hätte  sich  bei  der  Wieder- 
herstellung einer  unmittelbaren  Reichsverwaltung  eine  Gliederung  vorgefunden, 
welche  durchweg  geeignet  war,  eine  auf  der  Gemeinsamkeit  von  Sonderinte- 
ressen beruhende  Selbstständigkeit  der  Theile  zu  ermöglichen  und  zugleich  den 
Zwecken  der  Reichs  Verwaltung  zu  dienen. 

Die  Stellung  der  Theile  zu  einander  und  zum  Ganzen  hätte  nun  die  Er- 
setzung des  Lehensfürsten  durch  einen  Reichsbeamten  zunächst  ganz  unberührt 
lassen  können.  Dieser  Beamte  würde,  wenn  wir  da  von  den  entsprechenden 
Vorgängen  in  Italien  ausgehen  wollen,  vielleicht  zunächst  den  feudalen  Titel 
fortgeführt  haben,  würde  einfach  in  die  Stelle  des  Lehensfürsten  eingetreten 
»ein ;  die  Stellung  der  amtsweise  gesetzten  Markgrafen  und  Grafen  in  Italien 
ist  dem  Lande  gegenüber  keine  andere,  als  es  die  der  belehnten  war;  der 
grosse  Unterschied  liegt  nur  darin,  dass  jene  vom  Kaiser  nach  seinem  Belieben 
gesetzt  und  entsetzt  wurden,  von  seinem  Willen  abhängig  waren.  Der  Name 
thut  da  freilich  wenig  zur  Sache ;  auch  als  später  Generalvikare  und  Vikare 
an  die  Stelle  traten,  blieb  die  altn  Gliederung  selbst  im  wesentlichen  davon 
unberührt.  In  Italien  ist  das  allerdings  von  geringerer  Bedeutung;  das  Streben 
nach  Selbstregierung  und  Autonomie  hatte  sich  hier  durchweg  auf  die  engsten 
Kreise  des  Staatslebens  zurückgezogen,  um  sich  in  dieser  Richtung  um  so 
energischer  geltend  zu  machen;  ein  lebhafteres  Interesse  für  eine  Sonder- 
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Stellung  der  grossem  Verbände  scheint  durchweg  gefehlt  zu  haben,  sie  dienten 
hier  wesentlich  nur  den  Zwecken  der  Reichs  Verwaltung;  auch  die  willkürlich- 
sten Aenderungen  desselben  würden  kaum  auf  erheblichen  Widerstand  ge- 
stossen  sein. 

Ganz  anders  würde  das  zweifellos  in  Deutschland  gewesen  sein.  Es  mag 
misslich  sein,  ein  sicheres  Urtheil  darüber  aussprechen  zu  wollen,  wie  eine 
thatsächlich  nicht  erfolgte  Entwicklung  sich  gestaltet  haben  würde.  Aber  die 
unvollendet  gebliebenen  Anfange  derselben,  der  Vergleich  mit  andern  entspre- 
chenden Entwicklungen  können  da  doch  ein  ziemlich  begründetes  Urtheil  er- 
möglichen. Und  ich  denke,  es  würde  die  Behauptung  kaum  zu  willkürlich  sein, 
dass  wenn  es  damals  dem  Konigthume  gelingen  sollte,  die  Feudalgewalten  zu 
beseitigen,  wenn  es  dabei  durch  den  Widerstand  der  Theile  selbst  nicht  aufs 
empfindlichste  gehindert  sein  wollte,  das  nur  erreichbar  war,  wenn  man  Bürg- 
schaft bot,  dass  nach  Beseitigung  des  Fürsten  nicht  auch  das  Sonderrecht  des 
Fürstensprengels  selbst  beseitigt  wurde ;  die  Verhältnisse  scheinen  mir  da 
durchaus  entsprechend  zu  liegen,  wie  im  zehnten  Jahrhunderte,  wo  es  gleichfalls 
meiner  Ansicht  nach  nur  dadurch  möglich  wurde,  das  Stammherzogthum  zu 
beseitigen  oder  doch  seiner  bedenklichsten  Seiten  zu  entkleiden,  dass  man  auch 
unabhängig  davon  den  Stämmen  selbst  ihre  Sonderstellung  beliess.  Denn  we- 
nigstens ein  Moment  der  spätem  Entwicklung  scheint  mir  aufs  bestimmteste 
dafür  zu  sprechen.  Der  Krone  gegeuüber  war  der  Feudalismus  durchaus  sieg- 
reich, bei  ihr  fand  er  keinen  Widerstand  mehr  bei  dem  Werke  der  Zersetzung 
des  Ganzen  und  auch  der  Theile.  Aber  den  Theilen  gegenüber  ist  er  da  doch 
oft  genug  auf  bestimmten  und  erfolgreichen  Widerstand  gestossen,  ihnen  gegen- 
über kann  man  ihn  nicht  als  schlechthin  siegreich  bezeichnen.  Der  feudalen 
Auffassung,  dass  die  Hoheitsrechte  über  den  Theil  vor  allem  als  ein  nutzbarer 
Besitz  der  landesherrlichen  Familie  zu  betrachten  sind,  der  wie  jeder  andere 
den  mannichfachsten  Theilungen  und  Vereinigungen  unterliegen  kann,  stellt 
sich  vielfach  aufs  schärfte  eine  andere  entgegen,  welche  statt  des  Rechtes  des 
Fürstenhauses  das  Recht  des  Landes  betont,  nach  der  einen  Seite  seine  Ein- 
heit, nach  der  andern  seine  Sonderstellung  der  feudalen  Auffassung  gegenüber 
vertheidigt,  keine  Theilung  überhaupt  oder  wenigstens  keine  die  Einheit  ab- 
schliessende Theiiung  duldet,  aber  ebenso  auch  da,  wo  der  Erbgang  oder  son- 
stige Erwerbstitel  zu  umfassendem  Vereinigungen  führen,  eifersüchtig  die 
Sonderstellung  des  Landes  wahrt  Auch  dabei  handelt  es  sich  doch  wieder 
um  eine  Erscheinung  des  deutschen  Staatslebens,  welche  mit  dem  Feudalismus 
nicht  zusammenhängt,  ihm  vielmehr  entgegentritt,  welche  mir  ein  weiteres 
Zeugniss  dafür  zu  sein  scheint,  dass  diese  unter  den  verschiedensten  Verhält- 
nissen entsprechend  wiederkehrenden  Erscheinungen  nicht  als  blosses  Ergeb- 
niss  geschichtlicher  Entwicklung,  dass  sie  als  etwas  dem  Zuge  des  deutschen 
Wesens  Entsprechendes  zu  betrachten  sind. 

Sollten  wir  nun  nicht  zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sein,  dass  die  Länder 
sich  bei  einem  Uebergange  von  einem  Lehensfürsten  an  das  Reich  nicht  anders 
verhalten  haben  würden,  als  beim  Uebergange  von  einem  Fürsten  auf  den 
andern?  Allerdings  lässt  sich  eine  umfassendere  Geltendmachung  jener  Auf- 
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tassung  erst  in  späterer  Zeit  nachweisen,  allerdings  tritt  sie  vielfach  zu  spät 
ein,  um  den  zersetzenden  Einflüssen  des  Feudalismus  noch  genügend  vor- 
laugen  zu  können ;  man  könnte  versucht  sein,  ihr  Aufkommen  überhaupt  nur 
auf  die  Reaktion  gegen  die  erst  mit  der  Zeit  bestimmter  hervortretenden  Wir- 
kungen des  reinen  Feudalstaates  zurückzuführen.  Aber  ich  meine  doch,  wenu 
>olche  Erscheinungen  in  der  uns  zunächst  beschäftigenden  Zeit  weniger  be- 
stimmt sich  nachweisen  lassen,  so  wird  der  Grund  zunächst  nur  darin  zu  suchen 
>ein,  dass  es  eben  an  Veranlassung  dazu  fehlte.  Die  Theilungeu,  welche  für 
deu  nächsten  Zweck  überhaupt  weniger  ins  Gewicht  fallen,  sind  noch  unbe- 
kannt ;  finden  sich  Vereinigungen  mehrerer  Fürstensprengel,  so  handelt  es  sich 
durchweg  um  von  einander  entlegene,  verscliiedenartige  Gebiete,  bei  welchen 
von  Beeinträchtigung  der  »Sonderstellung  durch  die  Vereinigung  von  vornherein 
kaum  die  Rede  sein  konnte.  Es  scheint  mir  da  nur  ein  einziger  Fall  vorzu- 
liegen, der  geeignet  ist  als  Massstab  zu  dienen,  bei  dem  nun  aber  auch  alle 
dazu  wünschenswertheu  Vorbedingungen  in  einer  Weise  zutreffen,  wie  das 
günstiger  kaum  denkbar  wäre.  Es  handelt  sich  um  Oesterreich  und  Steier, 
um  zwei  Länder,  unmittelbar  aneinander  gränzend,  ohne  schärfere  Gegensätze, 
beide  auf  möglichst  gleichartiger  Grundlage  erwachsen;  um  Länder,  bei  wel- 
chen nicht  allein  die  frühe  Vereinigung  unter  einem  Fürsten  zutrifft,  bei  welchen 
auch  der  Umstand,  dass  sie  im  dreizehnten  Jahrhunderte  dreimal  in  unmittel- 
barer Verwaltung  des  Reichs  waren,  einen  unmittelbaren  Schluss  auf  die  Ver- 
hältnisse gestattet,  welche  uns  hier  zunächst  beschäftigen.  Wie  sehr  aber 
dieser  Fall  für  meine  Auffassung  spricht,  werde  ich  kaum  andeuten  dürfen. 
Wenn  die  in  das  zwölfte  Jahrhundert  zurückreichende,  selten  unterbrochene 
Vereinigung  beider  Länder  unter  einem  Fürsten  bis  heute  nicht  dazu  geführt 
hat,  ihre  staatliche  »Sonderstellung  ganz  zu  verwischen,  so  wird  man  in  diesen 
Verhältnissen  doch  nicht  überall  den  Feudalismus  als  das  Massgebende  be- 
trachten können.  Die  Vereinigung  Steiers  mit  Oesterreich,  wie  sie  durch  den 
Erb  vertrag  von  1186  begründet  wurde,  führte  zum  erstenmale  dazu,  dass 
nicht  das  Sonderrecht  eines  Fürsten,  sondern  das  Sonderrecht  eines  Landes 
demselben  ausdrücklich  verbürgt  und  verbrieft  wurde.  Und  an  dieser  Sonder- 
stellung würde  die  dauernde  Ersetzung  des  Fürsten  durch  Reichsbeamte  nichts 
geändert  haben.  In  keiner  Weise  hat  man  dieser  widerstrebt;  man  betrachtet 
die  unmittelbare  Verwaltung  durch  das  Reich  als  eine  Gunst,  welche  die  Steirer 
sich  1237  ausdrücklich  verbriefen  lassen.  Aber  aufs  bestimmteste  hält  man 
gleichzeitig  an  dem  Sonderrechte  des  Landes  fest ;  man  kann  wohl  sagen,  dass 
die  Bereitwilligkeit,  dem  Reiche  unmittelbar  zu  uuterstehen,  vielfach  gerade 
durch  die  Auffassung  bedingt  erscheint,  dass  damit  eine  ausreichendere  Ge- 
währ für  die  hergebrachte  Sonderstellung  gewonneu  sein  werde.  Es  ist  er- 
klärlich, wenn  das  bestimmter  bei  demjenigen  der  beiden  Länder  hervortritt, 
welches  der  geschichtlichen  Entstehung  der  Verbindung  und  der  ganzen  Sach- 
lage nach  als  das  Nebenland  erscheinen  konnte.  Friedrich  II  hat  nicht  allein 
alsbald  das  steierische  Landesrecht  in  vollem  Umfange  bestätigt,  sondern  ins- 
besondere den  Steirern  verbrieft,  dass,  wenn  es  ihr  eigener  Wunsch  sein  solle, 
wieder  unter  einem  Fürsten  zu  stehen,  das  Land  nicht  wie  bisher  dem  Fürsten 
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von  Oesterreich,  sondern  einem  eigenen  Fürsten  verliehen  werden  solle.  Nicht 
anders  gestaltete  sich  das,  als  die  Lande  aus  den  Händen  Ottokars  von  Böh- 
men, der  sie  unter  vielfacher  Verletzung  ihrer  Sonderrechte  aratsweise  hatte 
verwalten  lassen,  zur  Zeit  König  Rudolfs  wieder  unmittelbar  ans  Reich  kamen; 
es  mag  genügen,  auf  die  Auffassung  von  Lorenz  hinzuweisen,  der  diese  Dinge 
zuletzt  behandelte,  der  aufs  bestimmteste  betont,  wie  sogleich  alle  Massregeln 
der  Reichsgewalt  auf  eine  den  Landrechten  mehr  angepasste  Anschauung  der 
Regierung,  auf  die  Restauration  vorottokarischer  Zustände,  auf  die  Wieder- 
herstellung der  alten  Rechtsbasis  gerichtet  waren.  Der  Feudalgewalt  gegen- 
über, welche  der  Rechte  des  Ganzen  sich  bemächtigt  hat,  weiter  nun  auch  das 
Sonderrecht  der  Theile  zu  beseitigen  sucht,  ist  es  hier  eben  das  Ganze,  welches 
für  dieses  eintritt. 

Diesen  Verhältnissen  gegenüber  wird  sich  kaum  behaupten  lassen,  dass 
der  Bruch  mit  dem  Lehensstaate  auch  die  Selbstständigkeit  der  Länder  habe 
vernichten  müssen ;  alles  scheint  dafür  zu  sprechen,  dass  jener  damals  über- 
haupt nur  unter  Aufrechthaltung  dieser  durchführbar  gewesen  sein  würde. 
Das  zugegeben,  würde  dann  freilich  gegen  meine  Auffassung  vielleicht  der 
Einwand  erhoben  werden,  dass  unter  solcher  Voraussetzung  der  Bruch  mit 
dem  Lehensstaate  überhaupt  keinen  Werth  gehabt  haben,  die  Macht  des 
Ganzen  durch  die  Stände  der  Einzelländer  dann  ebenso  gelähmt  gewesen  sein 
würde,  als  durch  die  Lehensfürsten.  Es  könnte  ein  solcher  Einwand  insbe- 
sondere naheliegen,  wenn  wir  uns  vergegenwärtigen,  wie  vielfach  allerdings 
später  mehrere  Länder  in  der  Hand  eines  Fürsten  vereinigt  gewesen  sind,  ohne 
dass  die  in  den  Landständen  ihren  Ausdruck  findende  Sonderstellung  der 
Länder  es  zu  einer  grössern  Gemeinsamkeit  bezüglich  der  dringendsten  An- 
gelegenheiten gelangen  Hess.  Aber  es  handelt  sich  da  doch  um  ein  wesentlich 
verschiedenes,  vielfach  eben  durch  den  Feudalismus  bedingtes  Verhältniss. 
Die  Person  des  Fürsten  trat  zwischen  das  Ganze  und  die  Gesammtheit  der 
ihm  unterworfenen  Theile,  er  machte  eine  zentrale  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung unmöglich,  welche  auch  auf  die  Theile  eingewirkt,  sie  in  den  Hauptsachen 
dem  Willen  der  Gesammtheit  unterworfen,  eine  grössere  Gemeinsamkeit  da 
angebahnt  hätte,  wo  ein  wirkliches  Bedürfnis*  sich  geltend  machte.  Er  selbst 
aber  repräsentirte  den  ihm  unterworfenen  Ländern  gegenüber  in  keiner  Weise 
ein  staatliches  Ganze;  ein  Recht,  dieselben  als  Ganzes  zu  behandeln,  bestand 
nicht;  häufig  in  Folge  der  Zersetzung  aller  natürlichen  Gliederungen  durch  den 
Feudalismus  nicht  einmal  eine  engere  Gemeinsamkeit  der  Interessen,  welche 
vom  Gesichtspunkte  des  Bedürfnisses  der  Theile  selbst  die  Erstrebung  grös- 
serer Einheit  hätte  rechtfertigen  können.  Nur  das  Privatinteresse  des  Fürsten 
mochte  in  vielen  Fällen  darauf  hindrängen ;  wenn  man  diesem  sich  nicht  fügte, 
sich  nach  Vernichtung  der  nöthigen  Befugnisse  des  berechtigten  Ganzen  mit 
Zähigkeit  auf  die  Vertheidigung  der  Sonderrechte  gegen  fürstliche  Willkür 
beschränkte,  dabei  schliesslich  selbst  das  eigene  wohlverstandene  Interesse 
nur  zu  leicht  übersah,  so  wird  uns  das  nicht  den  Massstab  abgeben  dürfen, 
um  zu  beurtheilen,  was  der  Erfolg  gewesen  wäre,  wenn  im  dreizehnten  Jahr- 
hunderte unter  Belassung  der  Selbstständigkeit  der  Theile  die  Befugnisse  des 
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Ganzen  über  die  Theile  wieder  unmittelbar  in  die  Hand  des  Königs  gekommen 
wären.  Bier  handelte  es  sich  um  die  festere  Wiedereinfügung  der  Theile  in 
das  höhere  Ganze,  nicht  um  die  äusserliche  Verbindung  gleichberechtigter 
Theile ;  hier  kam  nicht  in  Frage,  ob  das  Bedürraiss  zur  "Wiedereinräumung 
wenigstens  der  nöthigsten  Befugnisse  an  das  Ganze  drängen  würde,  sondern 
diese  Befugnisse  bestanden  von  vornherein  in  weitgreifender  Weise  noch  zu 
Rechte ;  hier  waren  Organe  zur  Uebung  und  Weiterbildung  dieser  Befugnisse 
nicht  erst  zu  schaffen,  sie  waren  in  doppelter  Gliederung,  in  Reichstagen  und 
Landeshoftagen  vorhanden,  deren  Umbildung  der  allmähligen  Umgestaltung 
der  Verfassung  gemäss  sich  leicht  vollzogen  haben  würde.  Mit  der  unmittel- 
baren Unterstellung  der  Fürstentümer  und  ihrer  Stände  unter  das  Reich 
würde  sich  zunächst  voraussichtlich  eine  dreifache  Gliederung  ständischer 
Versammlungen  ergeben  haben.  Aber  die  gesammte  vollziehende  Gewalt,  nicht 
blos  für  das  Ganze,  sondern  auch  für  die  Theile,  wäre  in  einer  Hand  vereinigt 
gewesen.  Wenn  der  König  nicht  blos  an  der  Spitze  der  Reichsversammlung 
stand,  wenn  er,  wie  er  früher  an  die  Stelle  der  Stammherzoge  getreten,  so 
nun  auch  selbst  oder  durch  einen  freigesetzten  Beamten  in  die  Stelle  des 
Fürsten  eintrat,  so  hätte  darin  doch  gewiss  die  genügendste  Bürgschaft  ge- 
legen, dass  die  Sonderstellung  der  Theile  nicht  zu  überwuchernder  Geltung 
hatte  gelangen  können,  dass  dem  Reiche  auch  später  geblieben  wäre,  was 
nach  dem  jedesmaligen  Bedürfnisse  der  Zeit  ihm  bleiben  musste.  Aber  auch 
den  Theilen,  was  ihnen  ohne  Beeinträchtigung  des  Ganzen  bleiben  mochte. 
War  in  Deutschland  der  Bruch  mit  dem  Lehensstaate  ebenso  Bedürfniss,  wie 
in  Frankreich,  so  hätte  er  darum  dort  nicht  zu  gleicher  Gestaltung  führen 
müssen,  wie  hier.  Wenn  dieser  Bruch  in  Deutschland  nur  in  den  Theilen,  uicht 
in  dem  Ganzeu  erfolgte,  so  hat  das  nicht  blos  das  Recht  des  Ganzen,  sondern 
vielfach  auch  die  berechtigtsten  Sonderinteressen  der  Theile  beeinträchtigt;  die 
Zwittergestaltung  des  deutschen  Feudalfürstenthums  ist  in  seiner  schliesslichen 
Aasbildung  mit  dem  einen  so  unvereinbar  gewesen,  als  mit  dem  andern. 

Solche  Erwägungen  über  das,  was  hätte  werden  können,  mögen  manchem 
als  fruchtlose  Beschäftigung  erscheinen.  Aber  wenn  sie  nicht  blosses  Ergeb- 
niss  einer  von  den  historischen  Thatsachen  absehenden  Reflexion  sind,  wenn 
sie  sich  stützen  auf  gewissenhafte  Prüfung  der  Sachlage,  wie  sie  in  einer  be- 
stimmten Zeit  wirklich  vorhanden  war,  der  Tendenzen,  welche  sich  in  derselben 
geltend  machten,  so  scheinen  sie  mir  durchaus  geeignet,  einer  mehr  einseitigen 
Auffassung  der  Bestrebungen  vergangener  Zeiten  vorzubeugen.  Das,  was 
spater  geworden  ist,  täuscht  uns  zu  leicht  über  das,  was  von  einem  tatsäch- 
lich vorhandenen  Zustande  aus  noch  hätte  werden  können,  und  damit  über  den 
Werth,  welchen  wir  den  Bestrebungen  der  Zeit,  dem  Thun  und  Lassen  der 
einzelnen  Persouen  vom  damals  gegebenen  Standpunkte  aus  beizulegen  haben. 
Es  ist  sehr  erklärlich,  wenn  bei  der  Beschäftigung  mit  der  Vergangenheit  vor 
allem  das  unsere  Aufmerksamkeit  erregt,  was  den  später  wirklich  eingetre- 
tenen Zustand  begründet  hat,  dass  wir  das  vorzugsweise  verfolgen  und  be- 
tonen, dass  wir  ihm  dann  aber  auch  für  die  frühere  Zeit  eine  Bedeutung  bei- 
wiegen geneigt  sind,  welche  es  damals  in  Wirklichkeit  noch  nicht  hatte,  welche 
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es  erst  für  uns  durch  die  nachfolgenden  Ereignisse  gewonnen  hat;  wenn  wir 
anderes  dafür  unbeachtet  lassen,  dem  die  Zeitgenossen  von  ihrem  Standpunkte 
aus  ungleich  höhere  Bedeutung  beizumessen  durchaus  berechtigt  waren.  Das 
scheint  mir  insbesondere  auch  bezüglich  des  Feudalismus  vielfach  der  Fall  zu 
sein.  Da  er  schliesslich  die  Reichs  Verfassung  durchaus  beherrscht  hat,  sind 
wir  geneigt,  ihm  eine  massgebende  Bedeutung  beizulegen,  wo  er  sich  irgend 
schon  geltend  macht;  es  ist  erklärlich,  wenn  wir  mit  doppelter  Aufmerksam- 
keit alles  beachten,  was  auf  sein  Vorhandensein  und  seine  Wirksamkeit  hin- 
deutet, während  die  mannichfachen  Befugnisse,  welche  dem  Könige  noch  kraft 
des  allgemeinen  Unterthanenverbandes  zustanden,  sich  unserer  Beachtung 
leichter  entziehen,  ihre  spätere  Bedeutungslosigkeit  neben  dem  Feudalismus 
sie  fiir  uns  auch  da  zurücktreten  lässt,  wo  sie  thatsächlieh  noch  ein  sehr  ge- 
wichtiger Faktor  des  staatlichen  Lebens  waren.  Es  ist  weiter  erklärlich,  wenn 
wir  geneigt  sind,  verwandte  Verhältnisse,  wie  die  Stellung  der  Reichskirchen, 
der  Reichsministerialen,  von  jeher  unter  den  Begriff  des  Feudalismus  einzu- 
reihen, weil  sie  allerdings  schliesslich  in  denselben  übergegangen  sind,  während 
es  doch  bei  einer  frühem  Wendung  der  Entwicklung  recht  wohl  möglich  ge- 
wesen wäre,  dass  gerade  sie  dem  Königthnme  die  sicherste  Stütze  bei  einem 
Kampfe  zur  Beseitigung  desselben  geboten  hätten.  .Tenachdem  wir  aber  solches 
genügend  beachten  oder  nicht,  wird  unsere  Beurtheilung  der  Ereignisse  auch 
eine  durchaus  verschiedene  sein  müssen.  Eine  Massregel  des  Königs  wird  uns 
vom  Gesichtspunkte  der  spätem  Entwicklung  aus  vielleicht  durchaus  tadelns- 
werth  erscheinen  müssen,  weil  sie  thatsächlieh  allerdings  eine  Stärkung  des 
Feudalismus  zur  Folge  gehabt  hat.  Suchen  wir  uns  dagegen  von  jenem  Ge- 
sichtspunkte ganz  loszumachen,  fragen  wir  nicht,  was  geworden  ist,  sondern 
was  von  der  damaligen  Sachlage  aus  hätte  werden  können,  was  damals  sogar 
noch  als  der  wahrscheinlichere  Gang  der  Entwicklung  erscheinen  musste,  so 
wird  sich  vielleicht  ergeben,  dass  das,  was  uns  als  Förderung  des  Feudalismus 
erscheint,  vom  Standpunkte  der  Zeit  aus  noch  als  durchaus  berechtigter  Ge- 
genzug gegen  denselben  aufzufassen  war. 

So  kann  der  schliessliche  Erfolg  es  denn  freilich  auch  nahe  legen,  das 
Streben  nach  Autonomie  mit  dem  Feudalismus  zusammenzubringen,  jenes  als 
besondere  Form  oder  als  Ergebniss  desselben  zu  betrachten  und,  weil  der 
Feudalismus  das  Reich  wirklich  aufgelöst  hat,  auch  jenes  Streben  unter  den- 
selben Gesichtspunkt  zu  bringen,  anzunehmen,  dass  jede  Konzession  an  das- 
selbe auch  als  Förderung  des  Auflösungsprozesses  zu  betrachten  sei.  Ich  habe 
versucht,  nachzuweisen,  dass  es  sich  da  um  zwei  wesentlich  verschiedene  Ver- 
hältnisse handle,  welche  keineswegs  durcheinander  bedingt  sind,  welche  Hand 
in  Hand  gehen  können,  aber  nicht  müssen,  welche  sich  in  der  Reichsgeschichte 
nicht  selten  auch  in  durchaus  entgegengesetzter  Richtung  geltend  machen; 
dass  kein  Widerspruch  darin  liegt,  die  Ueberwindung  des  einen  Verhältnisses 
als  nothwendig  zu  bezeichnen,  und  doch  das  andere  als  vereinbar  mit  dem 
Bestände  des  Ganzen  zu  erklären,  im  Fortbestehen  desselben  wohl  gar  die 
Gewähr  für  diesen  zu  erblicken. 

Das  nächste  Bedürfnis  der  Vertheidigung  oder  Erläuterung  früher  aus- 


Digitized  by  Google 


Vorrede. 


un 


gesprochener  Ansichten  würde  mich  an  und  für  sich  kaum  dazu  bewogen 
haben,  so  lange  bei  dieser  Frage  zu  verweilen.  Aber  gerade  die  relative  Be- 
rechtigung, welche  ich  den  Behauptungen  des  Gegners  auch  da,  wo  ich  ihnen 
nicht  unbedingt  beistimme,  durchweg  zugestehen  musste,  machte  es  mir  fühl- 
W,  dass  es  sich  ihnen  gegenüber  weniger  um  weitere  Begründung  des  von 
mir  schon  früher  geltend  Gemachten  handle,  als  um  die  Ergänzung  einer  Lücke 
meiner  frühern  Erörterungen,  einer  Lücke,  die  sich  genügend  daraus  erklärt, 
dass  mir  damals  jede  Veranlassung  zu  einem  Eingehen  gerade  auf  diese  Ver- 
hältnisse fehlte,  die  ich  aber  kaum  ungefüllt  lassen  durfte,  wollte  ich  anders 
an  der  früher  geltend  gemachten  Auffassung  dieser  Dinge  noch  ferner  fest- 
halten. Soll  diese,  zunächst  in  anderer  Verbindung  geltend  gemacht,  ihre  Be- 
rechtigung behalten,  so  muss  sie  nicht  blos  vereinbar  sein  mit  Thatsachen, 
welche  früher  nicht  beachtet,  später  gegen  sie  geltend  gemacht  wurden,  son- 
dern auch  einer  Prüfung  von  wesentlich  anderen  Gesichtspunkten  aus  gewach- 
sen sein.  Und  wenn  ich,  wie  schon  gesagt,  bereitwilligst  zugebe,  dass  jede 
geschichtliche  Erörterung,  bei  der  es  sich  nicht  um  die  Feststellung  der  That- 
sachen, sondern  um  die  Auffassung,  um  die  Beurtheilung  der  Bedeutung  der- 
selben handelt,  in  gewisser  "Weise  eine  einseitige  sein  muss,  so  wird  sie  darum 
keine  nutzlose  sein ;  einer  allgemeingültigen  Auffassung,  so  weit  davon  über- 
haupt die  Rede  sein  kann,  wird  man  sich  nur  dann  mehr  und  mehr  nähern 
können,  wenn  für  jede  relativ  berechtigte  Auffassung  möglichst  alles  wirklich 
geltend  gemacht  wird,  was  sich  auf  Grundlage  der  festgestellten  Thatsachen 
dafür  geltend  machen  lässt. 

Innsbruck,  1868  Februar  3. 
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Die  Forschungen  über  die  Geschichte  der  Reichsverfassung  zunächst  in 
der  staufischen  Periode,  mit  welchen  ich  mich  seit  Jahren  beschäftigte,  boten 
mir  fortwährend  Veranlassung,  auch  diesen  und  jenen  Punkt  der  Reichs-  und 
Rechtsgeschichte  Italiens  bestimmter  ins  Auge  zu  fassen.  Waren  es  auch  zu- 
nächst die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  deutschen  Königreiches,  denen 
ich  meine  Aufmerksamkeit  zuwandte,  so  war  doch  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
dass  dieses  durch  Jahrhunderte  mit  zwei  anderen  Reichen,  dem  italienischen 
und  dem  burgundischen,  vereint  war.  Allerdings  zunächst  nur  durch  die  Person 
des  Herrschers.  Wird  aber  ein  solches  Verhältniss  doch  immer  die  Vermu- 
thung  inannichfacher  Wechselwirkung  nahe  legen,  so  ist  dasselbe  gerade  hier 
um  so  beachtenswerther ,  als  in  der  kaiserlichen  Würde  des  gemeinsamen 
Königs  noch  ein  höherer  Einigungspunkt  gegeben  war,  der  leicht  den  Ausgang 
bieten  konnte  für  ein  allmähliges  Verwischen  des  Unterschiedes  der  König- 
reiche, für  eine  einheitlichere  Gestaltung  der  gesammten  vom  Kaiser  be- 
herrschten Ländermassen.  Ich  glaubte  daher  hei  Untersuchung  der  einzelnen 
Bestandteile  der  deutschen  Verfassung  immer  zugleich  die  entsprechenden 
Verhältnisse  Burgunds  und  insbesondere  Italiens  beachten  zu  sollen,  suchte 
mir  zu  vergegenwärtigen,  in  wie  weit  Ergebnisse  der  Forschung,  welche  bei 
einer  Beschränkung  auf  Deutschland  gesichert  schienen,  nun  auch  jenseits  der 
Alpen  als  massgebend  zu  betrachten  seien,  in  wie  weit  überhaupt  von  einer 
gemeinsamen  Verfassung  des  Kaiserreiches  oder  wenigstens  einer  grösseren 
Annäherung  der  Verfassungsverhältnisse  der  verschiedenen  Königreiche  die 
Rede  sein  könne. 

Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  sich  da  wohl  im  Laufe  der  Zeit  diese  und 
jene  Ausgleichung  ergab,  dass,  wenn  man  im  zwölften  Jahrhunderte  begann, 
die  verschiedenen  Königreiche  in  dem  einen  Ausdrucke  des  Kaiserreichs  zu- 
sammenzufassen, auch  die  Entwicklung  der  Verfassung  sich  in  mehr  einheit- 
licher Richtung  bewegte ;  es  mag  genügen,  daran  zu  erinnern,  wie  mit  dem 
Aufhören  der  dreifachen  Kanzlei  nun  die  Leitung  der  gesammten  Geschäfte 
des  Kaiserreichs  in  der  Hand  des  einen  Hofkanzlers  vereinigt  war.  Aber 
überall  zeigt  sich  doch  bald,  wie  wenig  hier  von  einer  tiefergreifenden  Aus- 
gleichung die  Rede  sein  kann.  Sah  ich  mich  bei  meinen  Untersuchungen  schon 
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bezüglich  Deutschlands  überall  auf  ein  Auseinanderhalten  der  Theile  aufs  be- 
stimmteste hingewiesen,  ergab  sich  da  selbst  für  die  Verhältnisse  des  öffent- 
lichen Rechts,  dass  diese  in  den  einzelnen  deutschen  Ländern  vielfach  ver- 
schieden gestaltet  waren,  dass  die  Gemeinsamkeit  des  Königthums  doch  nur 
bis  zu  einer  bestimmten,  oft  schnell  erreichten  Gränze  hin  eine  einheitliche 
Entwicklung  der  Verfassung  zur  Folge  gehabt  hatte,  so  machte  sich  das  bei 
einer  Beachtung  der  Verhältnisse  des  gesammten  Kaiserreiches  noch  ungleich 
entschiedener  geltend.  Weniger  gilt  das  für  Burgund,  wo  der  Einfluss  der  Ver- 
bindung mit  Deutschland  auf  die  staatlichen  Zustände  des  Landes  sich  man- 
nichfach  verfolgen  lässt.  Dagegen  ist  es  für  die  Entwicklung  der  öffentlichen 
Verhältnisse  Italiens  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  gewesen,  dass  gerade 
der  deutsche  König  zugleich  König  Italiens  war. 

Neben  grosser  Mannichfaltigkeit  im  Innern  stellt  sich  nach  Aussen  hin 
Italien  als  ein  ül>craus  seharfgeschlossenes  Rechtsgebiet  dar.  Für  das  eine, 
wie  das  andere  haben  wir  den  Ausgang  in  der  Gestaltung  des  longobardischen 
Königreiches  zu  suchen.  Der  Schwerpunkt  desselben  lag  im  Norden.  Hier 
war  die  Gestaltung  des  Rechtslebens  eine  durchaus  einheitliche,  die  breite 
Masse  der  Halbinsel  von  Meer  zu  Meere  erfüllend  und  hin  bis  zum  Höhenzuge 
der  Alpen,  der  bedeutendere  Schwankungen  in  den  Gränzen  des  Reiches  nach 
dieser  Seite  hin  ausschloss,  überall  eine  scharfe  Scheide  bildete,  die  Wechsel- 
beziehungen mit  andern  germanischen  Stämmen  erschwerte,  die  bestimmte 
Ausprägung  nationaler  Eigentümlichkeit  in  jeder  Richtung  förderte.  Wenn 
bei  der  Geschlossenheit  des  Reichs  nach  dieser  Seite  hin  später  den  Einwir- 
kungen, welche  von  den  Gränzreichen  her  erfolgen  konnten,  überall  ein  und 
dasselbe  scharf  ausgeprägte  italienische  Wesen  entgegentrat,  welches  in  seiner 
hier  durchaus  einheitlichen  Gestaltung  fremden  Einflüssen  weniger  zugänglich 
sein  konnte,  so  hat  das  Unfertige  des  Longobardenreichs  nach  anderer  Seite 
hin  auch  wieder  einer  grossen  Mannichfaltigkeit  der  Entwicklung  freien  Spiel- 
raum gelassen.  Der  Exarchat,  die  Pentapolis,  der  Dukat  von  Rom  wurden 
von  longobardischer  Herrschaft  kaum  berührt;  und  auf  Jahrhunderte  hin  lässt 
sich  da  noch  ein  scharfer  Gegensatz  vorwiegend  römischen  und  vonsiegend 
longobardischen  Wesens  erkennen.  Und  wieder  war  der  Zusammenhang  der 
südlichen  Herzogtümer  Spoleto  und  Benevent  mit  dem  Königreiche  ein  so 
loser,  dass  es  nicht  befremden  kann,  wenn  sich  manches  hier  eigentümlich 
gestaltete,  wenn,  so  weit  die  Einrichtungen  des  longobardischen  Reiches  dafür 
massgebend  waren,  die  einheitliche  Entwicklung  sich  vielfach  auf  Oberitalien 
und  Tuszien  beschränkt. 

Die  fränkische  Herrschaft  hat  dann  freilich  manches  geändert.  Das  Lon- 
gobardenreich  endete  zu  einer  Zeit,  wo  den  Franken  ein  Herrscher  gebot,  dem 
es  nicht  genügte,  das  christliche  Abendland  nur  zu  unterwerfen ;  es  sollte  aus 
demselben  ein  einheitlich  gestaltetes  Staatswesen  geschaffen  werden  auf  Grund- 
lage der  Verfassung  des  herrschenden  Stammes  und  einer  Weiterbildimg  und 
Umgestaltung  derselben,  wie  sie  den  Aufgaben  des  einen  christlichen  Kaiser- 
reiches entsprach.  Dieser  Staatsordnung  wurde  nun  auch  Italien  eingefügt,  es 
wurden  die  Einrichtungen,  die  allgemeinen  Gesetze  des  Kaiserreichs  auf  das- 
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selbe  ausgedehnt;  selbst  da,  wo  den  besondern  Verhältnissen  des  Landes 
Rechnung  getragen,  dieselhen  besonders  geregelt  wurden,  tritt  doch  überall  die 
Richtung  hervor,  sie  den  für  das  Ganze  massgebenden  Gesichtspunkten  mög- 
lichst anzupassen. 

Das  musste  freilicli  vielfach  ausgleichend  auf  die  innern  Gegensätze  ein- 
wirken ;  fränkische  Einrichtungen  erstreckten  sich  jetzt  gleichmässig  über  die 
longobardischen  und  die  römischen  Theile  des  Landes.  Aber  nach  anderer 
Seite  brachte  es  auch  schärfere  »Scheidung.  Das  Herzogthum  Benevent  blieb 
unabhängig,  oder  stand  doch  nur  zeitweise  in  so  loser  Verbindung  mit  dem 
Reiche,  dass  von  nachhaltiger  Einwirkung  fränkischer  Einrichtungen  da  kaum 
die  Rede  .sein  kann.  Auf  longobardischer  Grundlage,  hie  und  da  vielleicht  von 
den  byzantinischen  Küstenstädten  her  beeinflusst,  erfolgte  nun  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Verhältnisse  in  den  Fürstenthümern  des  Südens  unabhängig  vom 
übrigen  Italien.  Nicht  erst  dadurch  geschaffen,  aber  noch  wesentlich  geschärft 
wurde  dann  dieser  Gegensatz,  als  mit  der  normannischen  Herrschaft  auch 
normannische  Einrichtungen  mehr  und  mehr  festen  Fuss  fassten.  Das  apulische 
oder  sizilische  Reich  bildete  ein  eigenes  scharfgeschlossenes  Rechtsgebiet,  dem 
übrigen  Italien  so  fremd  gegenüberstehend,  dass  kaum  ein  Gefühl  engerer 
Zusammengehörigkeit  blieb,  dass  man  den  Namen  des  Ganzen  nur  noch  auf 
den  Norden  und  die  Mitte  der  Halbinsel  bezog,  dass  der  herrschende  Sprach- 
gebrauch Italien  und  Apulien  als  ganz  verschiedene  Länder  betrachtete. 

Für  die  Entwicklung  der  Rechtsverhältnisse  Italiens  in  dieser  engeren 
Begränzung  ist  nun  die  fränkische  Herrschaft  allerdings  sehr  massgebend  ge- 
wesen; gar  manche  Einrichtung,  die  sich  in  Italien  Jahrhunderte  lang  gehalten 
hat,  hier  wohl  noch  fortbestand  und  weiterentwickelt  wurde,  als  sie  in  andern 
Frankenreichen  längst  der  Vergessenheit  anheimgefallen  war,  ist  als  lediglich 
fränkischen  Ursprunges  aufs  bestimmteste  zu  erweisen.  Aber  andererseits  wird 
man  diesen  fränkischen  Einfluss  doch  nicht  überschätzen  dürfen.  Das  feste 
Gefüge  der  auf  eine  umfassende  schriftliche  Gesetzgebung  gestützten  Rechts- 
ordnung eines  Staatswesens,  das  eine  lange  Vergangenheit  hinter  sich  hatte, 
das  durch  natürliche  Gränzen,  durch  eine  schon  bestimmter  ausgeprägte  Volks- 
tümlichkeit von  den  Nachbarländern  geschieden  war,  musste  an  und  für  sich 
den  Erfolg  aller  Versuche  erschweren,  es  den  andern  Reichstheilen  gleich- 
förmig zu  gestalten.  Und  weniger  als  in  andern  Reichsländern  scheint  das  hier 
auch  nur  in  der  Absicht  gelegen  zu  haben.  Schon  äusserlich  wird  das  Reich 
der  Longobarden  doch  noch  vielfach  von  dem  der  Franken  unterschieden; 
durch  die  Bestellung  besonderer  Könige  Italiens  erhält  das  noch  bestimmteren 
Ausdruck.  Manches  Gesetz,  das  für  die  Gesammtheit  des  Kaiserreiches  be- 
stimmt war,  hat  in  Italien  erweislich  niemals  Anwendung  gefunden;  manche 
Einrichtung,  deren  Ausdehnung  auf  Italien  zweifellos  in  der  Absicht  lag,  ist 
hier  nie  zur  Ausführung  gekommen  oder  gar  bald  wieder  in  Vergessenheit 
gerathen;  anderes  hat  nur  sehr  langsam  festen  Fuss  gefasst  und  doch  fast 
nirgends  in  voller  Uebereinstimmung  mit  den  andern  Frankenreichen;  überall 
macht  sich  der  modifizirende  Einfluss  longobardischer  Anschauungen  und  Ein- 
richtungen geltend,  das  von  den  Franken  Ueberkommene  bleibt  oft  nur  dem 
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Namen  nach.  Und  damit  mindert  sich  natürlich  auch  die  Bedeutung  des  früher 
betonten  ausgleichenden  Einflusses  auf  den  Gegensatz  der  longobardischen  und 
romanischen  Landestheile.  Die  fränkischen  Einrichtungen,  welche  in  beiden 
gemeinsam  Eingang  fanden,  haben  weder  an  und  für  sich  alle  Verhältnisse 
auch  nur  des  öffentlichen  Rechtslebens  umfasst,  noch  sind  sie  dort  und  hier 
gleich  gestaltet;  wie  sie  dort  dem  umgestaltenden  Einflüsse  des  longobardischen 
Landesbrauches  unterlagen,  so  hier  dem  des  romanischen.  Auf  diesen  Grund- 
lagen musste  sich  das  Ilechtsleben  des  Landes  um  so  bestimmter  selbstständig 
gestalten,  als  die  Zeit  der  unmittelbaren  Verbindung  mit  dem  fränkischen 
Reiche  nur  eine  kurze  war,  fiir  die  eigenen  Könige  des  Landes  aber,  wenn  ein 
bestimmterer  Gegensatz  gegen  fränkisches  Wesen  ihnen  auch  fremd  war,  doch 
andererseits  jede  Veranlassung  fehlte,  den  besonderen  Bedürfnissen,  den  alt- 
hergebrachten Gesetzen  und  Bräuchen  des  Landes  gegenüber  an  den  Bestim- 
mungen der  fränkischen  Reichsgesetzgebung  festzuhalten,  dem  Fortwirken  oder 
Wiederaufleben  longobardiseher  Einrichtungen  zu  widerstreben.  So  ist  es  erklär- 
lich, wenn  die  öffentlichen  Verhältnisse  Italiens  sich  vielfach  auch  in  solchen 
Dingen  ganz  eigentümlich  entwickelten,  bei  welchen  in  allen  anderen  aus  der 
fränkischen  Monarchie  hervorgegangenen  Reichen  das  Fortwirken  der  früheren 
einheitlichen  Gestaltung  sich  noch  weithin  verfolgen  lässt. 

Die  deutsche  Herrschaft  aber  hat  diese  Sonderstellung  des  Reiches  in 
keiner  Weise  beirrt  ;  von  einer  ähnlichen  Uebertragung  fremder  Einrichtungen, 
wie  sie  die  fränkische  Herrschaft  mit  sich  brachte,  ist  da  in  keiner  Weise  die 
Rede.  Der  deutsche  König  wird  zugleich  König  Italiens;  er  tritt  einfach  ein  in 
dessen  Stellung  und  Rechte,  regiert  das  Reich  nach  Gesetz  und  Herkommen, 
wie  er  es  vorfindet.  Gewiss  hatte  die  Vereinigung  beider  Kronen  seit  dem 
ersten  Otto  manche  wichtige  Umgestaltungen  in  den  öffentlichen  Verhältnissen 
Italiens  zur  Folge.  Aber  diese  waren  nicht  etwa  bedingt  durch  die  entspre- 
chenden deutschen  Verhältnisse ,  es  lag  ihnen  kein  Streben  nach  einheitlicher 
Gestaltung  beider  Reiche  zu  Grunde.  Es  waren  Umgestaltungen,  welche  zu- 
nächst durch  den  Umstand  veranlasst  wurden ,  dass  der  Herrscher  nun 
allerdings  nur  ausnahmsweise  im  Lande  verweilte,  Abwesenheit  desselben  die 
Regel  war.   Aber  was  da  vorzukehren  war,  knüpft  überall  an  das  im  Lande 
selbst  Gegebene  an;  die  Vereinigung  mit  einem  anderen  Reiche  überhaupt, 
nicht  die  Vereinigung  gerade  mit  Deutschland  war  da  das  Massgebende.  Selbst 
da,  wo  zur  Gemeinsamkeit  des  Königs  noch  engere  politische  Verbindungen 
beiderseitiger  Landestheile  hinzukamen,  bleibt  die  scharfe  Scheidung  des  Rechts- 
lebens. Die  politische  Sonderstellung  der  Mark  Verona  ist  wohl  an  und  für 
sich  nicht  ohne  allen  Einfluss  geblieben,  lässt  sie  mehrfach  als  besondern 
Rechtekreis  erscheinen;  aber  es  ist  das  nicht  bedingt  durch  eine  grössere  An- 
näherung an  deutsche  Einrichtungen;  dass  der  Herzog  von  Kärnthen  durch 
anderthalb  Jahrhunderte  zugleich  Markgraf  von  Verona  war,  scheint  in  dieser 
Richtung  fast  ohne  alle  Rückwirkung  geblieben  zu  sein.  Selbst  da,  wo  ein  ein- 
ziger Fürstensprengel,  wie  der  von  Aglei  oder  Trient,  Theile  beider  Rechts- 
gebiete umfasste,  bleiben  die  schärfsten  Gegensätze  des  Rechtslebens  unver- 
wischt  nebeneinander  bestehen.  Es  ist  richtig,  dass  im  Laufe  der  Zeit  die 
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Vereinigung  beider  Kronen  mehr  und  raelir  den  Charakter  einer  deutsehen 
Herrschaft  über  Italien  gewann,  dass  das  Land  vorwiegend  durch  Deutsche 
verwaltet,  die  Aemter  des  Keichs,  wohl  auch  die  der  Kirche  fast  nur  mit 
Deutschen  besetzt  wurden.  Aber  es  lässt  das  nur  um  so  deutlicher  hervor- 
treten, wie  wenig  eine  Richtung  auf  Ausgleichung  der  Gegensätze  vorhanden 
war.  Wenn  einst  der  umgestaltende  Einfluss  der  fränkischen  Herrschaft  viel- 
fach weniger  durch  die  ausdrückliche  Absicht  des  fränkischen  Herrschers,  als 
dadurch  herbeigeführt  gewesen  zu  sein  scheint,  dass  die  fränkischen  Reichs- 
beamten die  ihnen  geläufigen  Formen  der  Verwaltung  und  des  Gerichts  auch 
in  Italien  zur  Anwendung  brachten,  so  wurde  Italien  von  den  deutschen  Be- 
amten durchaus  in  den  landesüblichen  Formen,  nach  den  einheimischen  Ge- 
setzen und  Bräuchen  regiert.  Allerdings  hat  das  italienische  Rechtsleben  gerade 
wahrend  der  deutschen  Herrschaft  die  tiefgreifendsten  Umgestaltungen  erfahren. 
Aber  diese  waren  in  keiner  Weise  von  Deutschland  her  beeinflusst;  es  waren 
die  auf  der  Halbinsel  selbst  bestehenden  Gegensätze,  welche  da  wirksam  wurden. 
Der  Einfluss,  welchen  die  Erneuerung  der  wissenschaftlichen  Beschäftigung 
mit  dem  römischen  Rechte  insbesondere  auch  auf  die  Verhältnisse  des  öffent- 
lichen Rechtes  übte,  ging  von  der  Romagna  aus,  knüpft  .«ich*  aufs  engste  an 
die  alte  Sonderstellung  dieses  Landestheiles  an.  Als  sich- dann  nach  längerer 
Unterbrechung  eines  wirksamen  Eingreifens  von  Deutschland  her  dem  Kaiser 
Friedrich  1  die  Aufgabe  einer  wesentlichen  Neugestaltung  der  Reichsverwaltung 
Italiens  bot,  zeigt  sich  wieder  nirgends  ein  Anschluss  alldeutsche  Vorbilder, 
ist  es  überall  die  neue,  im  Lande  selbst  erwachsene  Entwicklung,  welche  in 
seinen  Einrichtungen  zum  Ausdrucke  gelangt.  Wohl  hat  dann  später  der  zweite 
Friedrich  eine  einheitliche  Umformung  des  ganzen  Staatswesens  versucht;  aber 
auch  da  waren  es  nicht  die  Verhältnisse  Deutschlands,  sondern  die  sizilischen, 
welche  zum  Vorbilde  dienten,  handelte  es  sich  um  eine  Richtung,  welche  gerade 
zum  deutschen  Wesen  im  schärfsten  Gegensatze  stand. 

Gewiss  zeigt  sich  neben  den  schärfsten  Gegensätzen  wieder  manches 
Gemeinsame,  manches  gleichartig  Gestaltete  im  deutschen  und  italienischen 
Staatswesen  jener  Jahrhunderte.  Aber  die  genauere  Untersuchung  ergibt 
durchweg,  dass  das  in  Italien  nicht  erst  Folge  der  deutschen  Herrschaft  ist, 
dass  dafür,  so  weit  es  nicht  schon  auf  altgermanische  Wurzeln  zurückgeht,  in 
den  einheitlichen  Einrichtungen  des  Karolingerreiches  der  Ausgangspunkt  zu 
suchen  ist.  Dass  in  Einzelnheiten  allerdings  die  lange  Verbindung  des  italie- 
nischen mit  dem  deutschen  Reiche  auf  eine  Annäherung  der  beiderseitigen 
Einrichtungen  hinwirkte,  ist  nicht  zu  läugnen.  Aber  es  handelt  sich  dabei  lange 
aurh  nur  um  Einzelnheiten,  welche  für  das  Gesammtverhältniss  kaum  ins  Ge- 
wicht fallen,  bei  denen  kaum  irgendwo  anzunehmen  ist,  dass  eine  bewusste 
Richtung  auf  Ausgleichung  der  Unterschiede  wirksam  war,  bei  welchen  man 
oft  gewiss  nur  zufallig,  durchweg  unwillkürlich  den  Brauch  des  einen  Reiches 
auch  auf  das  andere  übertrug  und  nur  desshalb  übertragen  konnte,  weil  er  die 
tiefergreifenden  Gegensätze  unberührt  Hess  oder  mit  ihnen  leicht  in  Ueberein- 
stimmung  zu  bringen  war.  Treten  aber  später  solche  Einwirkungen  häufiger 
und  bestimmter  hervor,  so  ergibt  sich  zweifellos,  dass  in  den  bei  weitem  seltenern 
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Fällen  Italien  der  empfangende,  Deutschland  der  einwirkende  Theil  war.  Häu- 
figer lässt  sich  nachweisen,  dass  die  Einwirkung  von  Italien  her  erfolgte.  Bei 
einer  Sachlage,  welche  Italien  als  das  beherrschte,  Deutschland  als  das  herr- 
schende Reich  erscheinen  lässt,  müsste  dieses  Verhältniss  billig  befremden, 
hätten  wir  irgend  Grund  zu  der  Annahme,  dass  bei  der  Staatsgewalt  selbst 
irgendwelche  Tendenz,  auf  Herstellung  grosserer  Einförmigkeit  des  Staats- 
wesens vorhanden  gewesen  wäre.  Aber  um  so  erklärlicher  wird  dieses  Ver- 
hältniss, wenn  wir  beim  Fehlen  solcher  Tendenz  alles  zurückzufuhren  haben 
auf  den  durch  die  politische  Verbindung  bedingten  regeren  Verkehr,  die  da- 
durch herbeigeführte  genauere  Kenntniss  der  Einrichtungen  des  Schwester- 
reiches. Denn  einmal  war  es  da  gerade  die  herrschende  Stellung  der  Deutschen, 
welche  weniger  den  Italiener  zum  Norden,  als  den  Deutschen  zum  Süden  führte, 
welche  den  Deutschen  als  Reichsbeamten  nöthigte,  den  fremden  Brauch  sich 
anzueignen,  an  den  er  jenseits  der  Alpen  sich  zu  halten  hatte.  Und  weiter, 
wer  könnte  läugnen,  dass  an  und  für  sich  Italien  damals  mehr  zu  bieten,  als 
zu  empfangen  hatte,  dass  die  höhere  Bildung  des  Landes,  die  fortgeschrittenere 
Entwicklung  auf  den  meisten  Gebieten  des  geistigen  und  materiellen  Lebens 
den  Deutschen  zur  Schätzung  und  vielfach  auch  zur  Ueberschätzung  alles  dessen 
führte,  was  er  dort  kennen  lernte,  ihn  antrieb  sich  dasselbe  zu  eigen  zu  machen ; 
es  ergab  sich  da  zweifellos  vielfach  ein  Verhältniss,  welches  aufs  lebhafteste 
erinnert  an  die  Hochachtung,  welche  zur  Zeit  der  Wanderungen  die  Germanen 
an  den  Tag  legten  gegen  die  Formen  des  altehrwürdigen  Römerreiches,  in 
welches  sie  doch  als  Sieger  eindrangen. 

Es  entspricht  dem  nur,  wenn  es  nicht  gerade  die  früheren  Zeiten  engster 
politischer  Wechselwirkung  sind,  in  welchen  dieser  Einfluss  Italiens  auf  die 
deutschen  Verhält nisse  sich  stärker  geltend  macht,  dass  er  bestimmter  erst 
dann  hervortritt,  als  von  wirksamer  deutscher  Herrschaft  in  Italien  kaum  mehr 
die  Rede,  wohl  aber  noch  immer  der  durch  jene  begründete  rege  Verkehr,  die 
Kenntniss  und  Hochschätzung  italienischen  Wesens  lebendig  waren;  anderer- 
seits aber  die  alten  Formen  des  deutschen  Staatslebens  mehr  und  mehr  sich 
lockerten  und  zersetzten,  fremden  Einwirkungen  damit  ein  freierer  Spielraum 
geschaffen  wurde.  Auf  die  rechtliche  Stellung  des  deutschen  Königs  als  solchen 
hatte  es  in  den  Zeiten,  als  dem  kaiserlichen  Namen  noch  kaiserliche  Gewalt 
entsprach,  kaum  einen  Einfluss  geübt,  dass  er  zugleich  die  römische  Kaiser- 
krone trug.  Gerade  dann  erst,  als  fast  nur  noch  der  Name  geblieben  war,  tritt 
in  Deutschland  selbst  der  Begriff  des  deutschen  Königs  vielfach  vor  dem  des 
Kaisers  zurück,  werden  seine  thatsächlich  immer  mehr  beschränkten  Befug- 
nisse wenigstens  theoretisch  angeknüpft  an  die  Stellung,  welche  dem  Kaiser 
die  Lehre  Italiens  zuwies.  Hier  aber  hatte  schon  lange  die  Scheidung  zwischen 
dem  römischen  Kaiser  und  dem  Könige  Italiens  sich  melir  verwischt,  eigen- 
tümliche Befugnisse  beider  waren  da  mannichfach  miteinander  verschmolzen ; 
der  Begriff  des  Kaiserthums  hatte  da  manches  in  sich  aufgenommen,  was  nicht 
altrömischen,  noch  kirchlichen,  sondern  einfach  italienischen  Ursprunges  war, 
nun  aber  nichtsdestoweniger  als  Befugniss  des  Kaiserthums  an  und  für  sich 
anstandlos  auch  in  Deutschland  Eingang  fand.  Politische  Gesichtspunkte  waren 
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da  gewiss  am  wenigsten  wirksam;  wo  die  besondere  Gestaltung  der  deutschen 
Verfassung  nicht  im  Wege  stand,  da  liess  man  auch  auf  staatsrechtlichem  Ge- 
biete sich  unwillkürlich  von  der  Rechtslehre  Italiens  bestimmen,  welche  auf 
der  Grundlage  des  römischen  Weltrechtes  fussend  den  Anspruch  auf  allge- 
meingültige Anwendbarkeit  erheben  konnte.  Nicht  die  deutschen  Kaiser,  son- 
dern die  deutschen  Gelehrten  haben  die  Gesetzbücher  Justinians  und  was  sich 
daran  angeknüpft  hatte  über  die  Alpen  gebracht  und  damit  in  einer  Zeit,  in 
welcher  der  politische  Verband  beider  Reiche  nur  noch  ein  sehr  loser  war,  eine 
Beeinflussung  des  deutschen  Rechtslebens  von  Italien  her  bewirkt,  der  gegen- 
über alles  bedeutungslos  erscheinen  mag,  was  in  dieser  Richtung  sich  früher 
aus  der  engern  staatlichen  Verbindung  beider  Länder  ergeben  haben  mochte. 

Damit  ist  denn  gerade  dem  Deutschen  die  Beschäftigung  mit  der  Rechts- 
geschichte Italiens  besonders  nahe  gelegt.  Gewiss  schon  wegen  der  engen 
Verknüpfung  der  Geschicke  beider  Länder  in  früherer  Zeit,  welche  doch  an 
und  für  sich  trotz  der  scharfen  Scheidung  der  beiden  Rechtsgebiete  von' jeder 
genaueren  Untersuchung  über  geschichtliche  Ereignisse  und  Zustände  des  einen 
auch  eine  Erweiterung  unserer  Kenntniss  der  gleichzeitigen  Verhältnisse  des 
andern  erwarten  lässt  Aber  ungleich  bestimmter  noch  wegen  der  Aufnahme 
der  Fremdrechte;  damit  hat  es  sich  gefugt,  dass  viele  Partieen  der  italie- 
nischen Rechtsgeschichte  geradezu  aucli  als  Bestandteile  der  deutschen  zu 
fassen  sind,  insofern  die  Aufgabe  dieser  nicht  darauf  zu  beschränken  ist,  nur 
die  Entwicklung  des  auf  deutscher  Grundlage  in  Deutschland  selbst  erwach- 
senen Rechtes  zu  verfolgen,  sondern  auch  dem  nachzugehen,  was  zur  Gestal- 
tung des  spätem  so  vorwiegend  durch  die  Fremdrechte  bestimmten  Rechte- 
zustandes  führte.  Denn  es  handelt  sich  ja  keineswegs  nur  um  den  äusserlichen 
Umstand,  dass  uns  diese  gerade  von  Italien  zukamen.  In  weitem  Umfange  war 
es  ja  geradezu  italienisches  Recht,  welches  rezipirt  wurde.  Das  longobardische 
Lehnrecht  dürfen  wir  da  nur  nennen.  War  das  kanonische  Recht  auch  nie  nur 
für  die  Bedürfnisse  eines  einzelnen  Landes  berechnet,  es  konnte  doch  nicht 
anders  sein,  als  dass  für  die  Gestaltung  desselben  der  Umstand  von  weitgrei- 
fendster  Bedeutung  war,  dass  der  Mittelpunkt  der  ganzen  kirchlichen  Ordnung 
in  Italien  lag,  vieles  in  unmittelbarem  Anschlüsse  an  italienische  Rechtsan- 
scbauungen  und  italienische  Verhältnisse  seine  bestimmtere  Form  gewann. 
Und  was  das  römische  Recht  betrifft,  so  würde  schon  dann,  wenn  es  sich  dabei 
auch  nur  mn  die  Anerkennung  der  Justinianeischen  Rechtsbücher  als  geltenden 
Reichsrechtes  gehandelt  hätte,  doch  zu  beachten  sein,  dass  diese  nur  ermög- 
licht war  durch  einen  vorhergehenden,  in  Italien  sich  vollziehenden  Prozess, 
durch  eine  gelehrte  Thätigkeit,  welche  sich  den  lautern  Quellen  des  römischen 
Rechtes  wieder  zuwandte,  die  dann  auch  die  Mittel  und  Wege  fand,  ihren 
Bestrebungen  im  tatsächlichen  Rechtsleben  zu  immer  weitergreifender  Gel- 
tung zu  verhelfen.  Aber  es  handelte  sich  ja  keineswegs  nur  um  die  dadurch 
ermöglichte  und  veranlasste  Rezipirung  des  Textes  der  römischen  Rechts- 
bücher in  Deutschend.  Mit  diesem  übernahm  man  die  an  denselben  sich 
anknüpfenden  Arbeiten  der  italienischen  Juristen,  wurde  die  Auffassung  und 
Weiterentwicklung,  welche  das  römische  Recht  durch  diese  erfahren  hatte,  in 
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weitestem  Masse  auch  für  Deutschland  massgebend.  Diese  aber,  wie  das  von 
vornherein  anzunehmen,  wie  das  in  einzelnem  vielfach  erwiesen  ist,  hatten  sich 
dabei  vorzugsweise  durch  die  besondern  Rechtsgewohnheiten  Italiens  bestimmen 
lassen.  Auf  den  Titel  des  römischen  Kaiserrechtes  fand  italienisches  Sonder- 
recht in  römischer  Umhüllung  so  vielfach  seinen  Weg  auch  nach  Deutschland, 
dass  ein  neuerer  Forscher  bei  Behandlung  eines  dieses  Verhältniss  besonders 
deutlich  hervortreten  lassenden  Gegenstandes  geradezu  die  Frage  aurwirft,  ob 
es  nicht  bezeichnender  wäre,  wenn  wir  statt  von  der  Rezeption  des  römischen 
Rechtes  in  Deutschland  von  der  Rezeption  der  italienischen  Jurisprudenz  reden 
würden. 1  Es  wird  die  Behauptung  nicht  zu  weit  greifen,  dass  für  die  geschicht- 
liche Würdigung  der  spätem  deutschen  Rechtszustände  die  italienische  Rechts- 
geschichte kaum  mindern  Werth  hat,  als  die  altrömische,  dass  es  keineswegs 
genügt,  nur  die  äussere  Geschichte  des  römischen  Rechtes  in  Italien  zu  ver- 
folgen, nur  den  Weg  genauer  zu  bezeichnen,  auf  dem  dasselbe  uns  zugekom- 
men, ohne  auf  die  Umwandlungen  zu  achten,  welche  es  auf  diesem  Wege  er- 
litten hat. 

Die  Rechtsgeschichte  Italiens  als  Ganzes  ist  freilich  noch  erst  zu  schreiben; 
gewiss  die  lohnendste,  vielleicht  aber  auch  die  schwierigste  Aufgabe,  welche 
auf  dem  Gebiete  geschichtlicher  Rechtswissenschaft  zu  lösen  wäre.2  So  be- 
deutend die  Leistungen  der  neuern  Forschung  auf  einzelnen  Gebieten  der  ita- 
lienischen Reichs-  und  Rechtsgeschichte  sind,  so  überaus  fühlbare  Lücken 
finden  sich  auf  anderen.  Die  neueren  rechtsgeschichtlichen  Forschungen  italie- 
nischer Gelehrten  fassten,  so  weit  es  sich  um  die  Gesammtheit  des  Landes 
handelte,  mit  Vorliebe  frühere  Perioden,  insbesondere  die  longobardische  Zeit 
ins  Auge.  Ueber  einzelne  Städte,  einzelne  Landestheile  liegen  auch  für  die 
späteren  Perioden  manche  überaus  tüchtige  Leistungen  vor;  aber  bei  der  so 
maunichfaltigen  Gestaltung  des  italienischen  Rechtslebens  können  solche  Ar- 
beiten doch  nur  sehr  ungenügenden  Ersatz  für  Forschungen  bieten,  welche  das 
gesammte  Gebiet,  wenn  auch  zunächst  weniger  eingehend,  beachten  würden. 
Mehr  war  das  bei  deutschen  Forschungen  der  Fall.  Die  deutsche  Verfassungs- 
geschichte von  Waitz,  wenn  sie  gleich  die  italienischen  Verhältnisse  nur  neben- 
bei behandelt,  ist  dennoch  auch  für  diese  von  besonderer  Wichtigkeit,  weil 

1.  Briegleb  Executivprozess  1.  26.  Wenn  sich  da  durch  die  Untersuchungen  Ton 
Heusler,  Zeitschr.  für  Rechtsgeschichte  6,  127  ff.,  bezüglich  des  gerade  in  Frage  stehen- 
den Falles  einiges  anders  gestaltet,  so  wird  das  die  Richtigkeit  der  Bemerkung  im 
allgemeinen  nicht  beeinträchtigen.  2.  ■Schwerlich  möchte  die  Lösung  jemandem  leichter 
gelingen,  als  einem  Italiener,  bei  dem  zu  dem  Antriebe,  welcher  in  der  Behandlung 
eines  an  und  für  sich  so  bedeutenden  Stoffes  liegt,  noch  das  Bewusstsein  käme,  damit 
eine  der  glänzendsten  Seiten  der  Vergangenheit  der  eigenen  Nation  der  europaischen 
Wissenschaft  zugänglicher  zu  machen;  der  unterstützt  durch  die  genauere  Kenntnis» 
▼on  Land  und  Leuten,  durch  vielfache  Verbindungen,  wie  sie  nur  dem  Einheimischen 
geboten  zu  sein  pflegen,  da  jedem  fremden  Forscher  überlegen  sein  würde,  wenn  ihm 
zugleich  die  genaueste  Kenntniss  der  Methode  und  der  Ergebnisse  der  gerade  auf  recht&- 
geschichtlichem  Gebiete  so  bedeutenden  Bestrebungen  der  deutschen  Wissenschaft  zu 
Gebote  ständen.  Und  sollte  mein  Freund  Francesco  Schupfer  argwöhnen,  dass  diese 
Bemerkung  zunächst  an  seine  Adresse  gerichtet  sei,  so  würde  ich  nichts  dagegen  einzu- 
wenden haben. 
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hier  zuerst  die  Gesammtverfassung  des  fränkischen  Reichs  eine  genügende 
Darstellung  erhalten  hat,  damit  aber  ein  festerer  Boden  für  die  Beantwortung 
der  wichtigen  Frage  gewonnen  ist,  in  wie  weit  fränkische  Einrichtungen  auf 
das  Rechtsleben  Italiens  Einfluss  genommen  haben.  Freilich  ist  auch  dieses 
Werk  noch  nicht  über  die  karolingische  Periode  hinausgelangt,  und  seiner  An- 
lage nach  wird  es  auch  im  weiteren  Verlaufe  die  Zustände  Italiens  kaum  ein- 
übender berühren,  als  die  Rücksicht  auf  den  Hauptgegenstand  das  erfordert. 
Deutsche  Forscher  haben  sich  dann  freilich  vielfach  auch  den  spätem  Perioden 
zugewandt.  Wo  das  im  engeren  Anschlüsse  an  die  deutsche  Kaisergeschichte 
geschah,  w  urde  natürlich  vorzugsweise  nur  das  beachtet,  was  zum  richtigem 
Verständnisse  der  einzelnen  italienischen  Züge  diente,  so  dass  dadurch  wohl 
eine  Reihe  der  wichtigsten  Aufschlüsse  über  Einzelnes  gewonnen  wurde,  aber 
zu  einer  mehr  zusammenhängenden  Durchforschung  der  verschiedenen  Seiten 
des  öffentlichen  Lebens  Italiens  der  nächste  Gegenstand  weniger  Veranlassung 
bot.  Die  Forschungen  aber,  welche  von  vornherein  die  Verhältnisse  Italiens 
zum  Ausgange  nahmen,  wandten  sich  mit  begreiflicher  Vorliebe  vorzugsweise 
nur  einer  Seite  derselben  zu,  der  Entwicklung  des  städtischen  Wesens ;  und  so 
mannichfache  Aufklärung  sich  damit  zugleich  für  andere  Gebiete  ergab,  so 
konnten  sie  eine  mehr  gleichmässige  Durcharbeitung  des  gesaramten  Stoffes 
doch  nicht  ersetzen  und  führten,  w  ie  mir  scheint,  doch  wohl  hie  und  da  zu 
einer  Ueberschätzung  des  massgebenden  Einflusses  städtischen  Wesens  auf 
die  Gestaltung  der  Verfassungsverhältnisse  des  gesammten  Landes,  zu  einer 
Unterschätzung  solcher  Faktoren,  welchen  eine  ähnliche  gründliche  Behand- 
lung bisher  nicht  zu  Theile  wurde.  Noch  ausschliesslicher  beschäftigt  sich  das 
gewaltige  Werk  Savigny's,  dem  sich  für  den  longobardischen  Rechtskreis  die 
trefflichen  Arbeiten  Merkels  ergänzend  anschliessen,  zunächst  nur  mit  einer 
bestimmten  Seite  der  italienischen  Rechtsgeschichte,  und  auch  diese,  zumal  für 
spätere  Zeiten,  vorzugsweise  nur  in  einer  Richtung  verfolgend;  ist  die  Ge- 
schichte der  gelehrten  Bearbeitung  des  römischen  Rechtes  in  Italien  hier  in 
einer  Weise  durchgeführt,  die  wesentliche  Ergänzung  kaum  noch  gestattet,  so 
blieb  die  Untersuchung  der  Rückwirkung  derselben  auf  das  thatsächliche 
Rechtsleben,  des  umgestaltenden  Einflusses,  den  die  erneuerte  wissenschaft- 
liche Beschäftigung  mit  dem  römischen  Rechte  auf  dieses  in  den  verschieden- 
sten Richtungen  ausübte,  und  umgekehrt  die  Untersuchung  der  Einwirkung 
tles  in  Italien  thatsächlich  geltenden  Rechtes  auf  die  Auffassung  der  gelehrten 
Romanisten,  vom  Plane  ausgeschlossen.  Und  auch  von  andern  ist  dieser  so 
bedeutsame  Prozess  nur  in  Einzelnheiten  berührt  und  erforscht;  Arbeiten,  wie 
etwa  die  Brieglebs  über  eine  Einzelnheit  des  Prozesses,  machen  es  für  das 
(fesammtgebict  nur  um  so  fühlbarer,  wie  wesentliche  Lücken  hier  der  Ergän- 
zung harren.  So  ist  denn  unsere  Kenntniss  der  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
Italiens  zumal  in  den  Zeiten  der  deutschen  Herrschaft  eine  überaus  ungleiche. 
Liegen  für  einzelne  Seiten  derselben  die  gründlichsten  neueren  Forschungen 
vor,  so  sind  wir  für  andere  noch  immer  wesentlich  nur  auf  das  angewiesen, 
was  Muratori  darüber  zusammenstellte,  w  ährend  wieder  andere  meines  Wissens 
überhaupt  einer  eingehenderen  Erörtung  nie  unterzogen  wurden. 
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Wo  solche  Lücken  vorhanden  sind,  dürfte  jeder  Beitrag  zur  Füllung  der- 
selben willkommen  sein.  Die  Untersuchungen,  welche  ich  hier  vorlege,  ergaben 
sich  zunächst  aus  einem  mir  durch  andere  Arbeiten  nahegelegten  Eingehen 
auf  die  Frage,  in  wie  weit  für  das  Reichsgerichtswesen  der  staufischen  Zeit  in 
Italien  dieselben  Grundsätze  massgebend  waren,  wie  in  Deutschland,  in  wie 
weit  insbesondere  auch  in  Italien  eine  Scheidung  zwischen  dem  Richter  und 
den  Urtheilern  und  ein  Urtheilen  durch  Genossen  stattfand.  Dass  das  im  all- 
gemeinen für  diese  Zeit  zu  verneinen  sei,  ergab  sich  leicht;  um  so  grossere 
Schwierigkeiten  boten  sich  dann  aber  bei  einem  Eingehen  auf  die  weitere  Frage, 
ob  der  hier  hervortretende  scharfe  Gegensatz  deutscher  und  italienischer  Ein- 
richtungen erst  ein  Ergebniss  der  von  Bologna  ausgehenden  wissenschaftlichen 
Bestrebungen,  oder  aber  schon  in  früheren  Perioden  vorhanden  war;  eine 
Frage,  welche  um  so  näher  lag,  als  namhafte  Forscher,  freilich  unter  Wider- 
spruch, einen  ähnlichen  Gegensatz  schon  zwischen  dem  altlongobardischen 
Gerichtswesen  und  dem  anderer  germanischer  Stämme  glaubten  annehmen  zu 
müssen.  Der  Mangel  an  Vorarbeiten  nöthigte  mich,  einer  Reihe  von  Verhält- 
nissen, welche  für  die  Beantwortung  jener  Frage  von  Bedeutung  schienen,  in 
den  Quellen  näher  nachzugehen.  Und  dabei  war  es  dann  bald  nicht  mehr  allein 
die  Rücksicht  auf  den  nächsten  Zweck,  von  der  ich  mich  bei  meinen  Unter- 
suchungen leiten  Hess;  wo  der  Gegenstand  mich  anzog,  wo  die  Forschung  mir 
einzelne  Lücken  der  bisherigen  Bearbeitung  besonders  fühlbar  machte  oder  zu 
Ergebnissen  zu  führen  schien,  welche  von  der  bisherigen  Annahme  abwichen, 
suchte  ich  mir  die  Verhältnisse  so  weit  klar  zu  machen,  als  das  mir  zu  Gebote 
stehende  Material  das  gestattete,  ging  auf  manches  näher  ein,  was  zum  Haupt- 
gegenstande meiner  Untersuchung  kaum  noch  in  näherer  Beziehung  stand,  von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  jedenfalls  nicht  so  weit  zu  verfolgen  war.  So  er- 
gaben sich  eine  Reihe  von  Untersuchungen,  welche  einerseits  mit  dem  Reichs- 
gerichtswesen oft  kaum  mehr  bestimmter  zusammenhängen,  andererseits  aber, 
da  die  Forschung  zunächst  lediglich  die  Beantwortung  jener  Einzelfrage  im 
Auge  hatte,  auch  wieder  keineswegs  sich  auf  alle  Seiten  des  Reichsgerichts- 
wesens erstrecken.  Durch  das  Ausgehen  von  dieser  Einzelfrage  war  denn  wich 
eine  Anordnung  bestimmt,  welche  bei  einer  Berücksichtigung  anderer  Gesichts- 
punkte sich  wohl  vielfach  zweckmässiger  hätte  gestalten  lassen;  manches,  was 
an  und  für  sich  andern  behandelten  Gegenständen  sich  passender  angeschlossen 
hätte,  wurde  an  seinem  gegenwärtigen  Orte  nur  desshalb  eingereiht,  weil  es 
gerade  hier  mit  der  Beantwortung  der  Hauptfrage  in  engern  Zusammenhang 
trat,  während  bei  allen  Voruntersuchungen  von  einem  nähern  Eingehen  auf 
diese,  welche  zunächst  als  unerledigt  zu  betrachten  war,  auch  da  abgesehen 
wurde,  wo  das  sonst  der  Gang  der  Forschung  nahe  gelegt  haben  würde.  Indem 
ich  mit  einigen  allgemeinen  Untersuchungen  über  das  italienische  Gerichts- 
wesen, insondere  den  Bann  beginne,  handle  ich  weiter  von  den  Vorsitzenden 
im  Hofgerichte  und  in  den  andern  Reichsgerichten,  dann  von  den  Beisitzern, 
um  schliesslich  die  Frage  zu  erörtern,  von  der  ich  ausging,  in  wie  weit  die 
Funktionen  des  Richtens  und  Urtheilens  geschieden  waren. 
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I.  DIE  GERICHTSURKUNDEX. 

1.  —  Die  Hauptquelle  fiir  die  Geschichte  des  Gerichtswesens  in  Italien 
sind  die  in  grosser  Zahl  erhaltenen  Gerichtsurkunden.  Für  ihre  .Scheidung  von 
andern  Arten  von  Urkunden  ist  weniger  ihr  Inhalt,  als  die  Form  das  mass- 
gebende; hat  sich,  wie  das  ausnahmsweise  auch  in  Italien  wohl  der  Fall  ist, 
der  Bericht  über  eine  gerichtliche  Verhandlung  etw  a  in  einer  vom  Könige  aus- 
gestellten Urkunde  erhalten,  so  werden  wir  diese  desshalb  den  Gerichtsurkun- 
den im  engern  Sinne  nicht  zuzuzählen  haben. 1  Diese  sind  durchweg  Notariats- 
instrumente, wie  das  freilich  in  Italien  überhaupt  die  meisten  Beurkundungen 
waren;  sie  unterscheiden  sich  aber  von  allen  andern  durch  Einhaltung  be- 
stimmter, ausschliesslich  in  ihnen  angewandter  Formen .  Die  bis  zurAenderung 
der  Rechtssprache  im  zwölften  Jahrhunderte  fiir  sie  gebräuchlichen  Bezeich- 
nungen, als  Notitia,  seltener  Jiren;  genauer  ludinitum  oder  Notitia  huli- 
cati  oder  iudicata*,  gehen  durchaus  auf  die  longobardische  Zeit  zurück;  der 
Ausdruck  Plaeitum  bezeichnet  in  Italien  nur  die  Gerichtssitzung  selbst,  nicht 
die  darüber  berichtende  Urkunde.  Ihren  Hauptinhalt  deuten  schon  die  ge- 
naueren Ausdrücke  an;  es  handelt  sich  regelmässig  um  die  Beurkundung  eines 
Unheils,  einer  gerichtlichen  Entscheidung  über  ein  streitiges  oder  auch,  worauf 
wir  zurückkommen,  über  ein  unbestrittenes  Rechtsverhältniss ;  ist  zumal  später 
ein  solches  Urtheil  oft  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  so  bildet  dann  den  Haupt- 
inhalt der  Urkunde  doch  eine  Handlung  des  Gerichtes,  welche  eine  solche 
Entscheidung  wenigstens  stillschweigend  in  sich  schliesst,  nur  als  Ausführung 
derselben  erscheint.  Der  Zweck  der  Gerichtsurkunde  ist  der,  der  Partei,  zu 
deren  Gunsten  die  Entscheidung  einigte,  die  Mögliclikeit  zu  gewähren,  diese 
Entscheidung  später  beweisen  zu  können ;  es  wird  denn  auch  in  den  Urkunden 
selbst  durchweg  angegeben,  dass  die  Notitia  gefertigt  sei  pro  securitaU  der 
siegenden  Partei ;  bei  einer  allgemeinen  Formel  für  eine  Gerichtsurkunde  wird 
diese  danach  in  der  Ueberschrift  ausdrücklich  als  Notitia  pro  securitate  be- 
zeichnet.2 Dalier  scheint  es  auch,  dass  in  der  Regel  nur  einmalige  Aus- 
fertigung stattfand,  insbesondere  nicht  auch  die  unterliegende  Partei  eine 

l.    -  1.  Vgl.  Sickcl  Acta  Caroliuorum  1,  35b*.       2.  Mon.  (Jerm.  I*  4.  604. 
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solche  erhielt.  Heisst  es  747:  qoatuor  isti  brevcs  conti  mih's  -  nno  tcnorc 
contcripti  sunt*,  so  erklärt  sirh  (lax  daraus,  dass  mehrere  Personen  an  der  Ent- 
scheidung betheiligt  sind;  ebenso  in  einem  andern  Falle  von  1116,  wo  in  der 
Urkunde  selbst  von  mehrfacher  Ausfertigung  nicht  die  Rede  ist,  sich  von  der- 
selben aber  zwei  in  Einzelnheiten  so  bestimmt  abweichende  Texte  erhalten 
haben,  dass  an  jener  nicht  zu  zweifeln  ist.4  Wo  ein  solcher  Grund  nicht  vor- 
liegt, finde  ich  nur  1001  bei  einer  fiir  das  Reich  als  Partei  ausgestellten  Ur- 
kunde die  ausdrückliche  Bemerkung:  undc  due  notitie  nno  tinore  Scripte 
sunt6;  da  dennoch  ausdrücklich  bemerkt  ist,  die  Notitia  sei  gefertigt  pro  se- 
cvritate  pars  istius  regni,  so  wird  auch  hier  nicht  an  eine  Ausfertigung  für 
beide  Parteien  zu  denken  sein,  wie  sie  im  Anschlüsse  an  römischen  Brauch  im 
zwölften  Jahrhunderte  üblich  wurde.  Es  erklärt  sich  das  leicht  aus  dem  In- 
halte des  Urtheiles.  Dieser  war  später  häufig  für  beide  Parteien  von  Werth, 
insofern  nicht  selten  in  ein  und  demselben  Urtheile  der  Beklagte  bezüglich 
eines  Theiles  der  Klage  kondemnirt,  bezüglich  eines  andern  absolvirt  wurde. 
In  den  alten  Gerichtsurkunden  aber  finden  wir  nur  Urtheile,  welche  ausschliess- 
lich für  die  eine,  gegen  die  andere  Partei  lauten;  die  Fassung  ist  so,  dass 
irgend  ein  juristischer  Werth  der  Urkunde  für  die  unterliegende  Partei  nicht 
abzusehen  ist. 

Für  den  Hauptzweck  der  Urkunden  hätte  die  blosse  Mittheilung  des  Ur- 
theils  genügen  können;  sie  würden  dann  nur  einen  beschränkten  Werth  fiir 
die  Geschichte  des  Gerichtswesens  haben.  Aber  zumal  in  älterer  Zeit  begnügte 
man  sich  damit  nicht;  die  Urkunden  theilen  auch  die  Verhandlung,  aufweiche 
das  Urtheil  sich  stützt,  oft  sehr  ausführlich  mit,  erzählen  den  ganzen  gericht- 
lichen Hergang  und  werden  dadurch  zu  einer  überaus  wichtigen  Quelle  für  die 
Erkenntniss  des  gerichtlichen  Verfahrens.  In  dieser  Richtung  tritt  ihnen  eine 
andere  Quelle  zur  Seite,  die  Prozessformeln,  welche  sich  in  grosser  Zahl, 
selbstständig  oder  auch  den  einzelnen  Abschnitten  des  longobardischen  Gesetz- 
buches erläuternd  zugefügt,  erhalten  haben.  Es  sind  nicht  Anweisungen,  wie 
die  bezüglichen  Gerichtsurkunden  anzufertigen  sind,  sondern  wie  in  Einzel- 
fallen vor  Gericht  zu  verfahren  ist.  Manche  Theile  des  Verfahrens  treten  denn 
auch  hier  allerdings  genauer  hervor  als  in  den  Gerichtsurkunden.  Aber  im 
allgemeinen  sind  diese  doch  die  ungleich  wichtigere  Quelle  fiir  das  Gerichts- 
wesen; die  Verfassung  der  einzelnen  Gerichte  lernen  wir  genauer  nur  aus  diesen 
kennen;  und  auch  bezüglich  der  Geschichte  des  Verfahrens  ist  wohl  zu  be- 
achten, dass  jene  Formeln,  worauf  wir  zurückkommen,  kaum  über  das  eilfte 
Jahrhundert  zurückreichen  und  durchweg  zu  Pavia  oder  unter  dem  Einflüsse 
der  dortigen  Rechtsschule  entstanden  zu  sein  scheinen,  während  der  Werth 
der  Gerichtsurkunden  sich  dadurch  ausserordentlich  steigert,  dass  sich  solche 
aus  den  verschiedensten  Zeiten  und  den  verschiedensten  Theilen  des  Reiches 
erhalten  haben. 


1.-]  8.  Trnya  4  .  240.  4.  Vgl.  Verci  Kcel.  3.  \<J  (danach  Dondi  4.  59)  mit 
Ughelli  10,  262,  insbesondere  die  Aufzählung  der  Orients  per*  onen.  5.  Antich.  Est. 
1.  127. 
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Bei  Benutzung  der  Gerichtsurkunden  ist  nun  vor  allem  zu  achten  auf  die 
Unselbstständigkeit  der  Fassung,  es  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass 
wir  die  äussere  Fassung  der  einzelnen  nur  in  sehr  beschränkter  Weise  als 
selbstständige  Arbeit  des  betreffenden  Notar  und  lediglich  durch  den  Ehzel- 
vorgang  bestimmt  betrachten  dürfen.  Wie  bei  andern  Urkunden  ergibt  auch 
bei  diesen  Gerichtsurkunden  die  oberflächlichste  Vergleichung,  dass  sie  nach 
vorliegenden  Formularen  gefertigt  wurden,  welchen  der  Notar  die  besondern 
Verhältnisse  des  Einzelfalls  einpasste;  so  stimmen  beispielsweise  zwei  Urkun- 
den, ausgefertigt  940  zu  Asti  und  962  zu  Pavia,  grossentheils  nicht  nur  wört- 
lich, sondern  selbst  bezüglich  der  auffallendsten  Sprachfehler  überein. 6  Die 
selbstständige  Thätigkeit  des  Notar  war  dabei  eine  überaus  geringe.  Nicht 
l)los  für  das,  was  allen  diesen  Urkunden  gemeinsam  sein  konnte,  fand  er  die 
Formel  vor;  auch  sehr  verschiedene  Einzelfälle  müssen  in  den  Formel bücheni 
vorgesehen  sein;  Angaben,  zu  welchen  sich  nur  dann  und  wann  nach  der  Be- 
sonderheit des  Einzelfalles  Gelegenheit  bieten  konnte,  finden  wir  an  verschie- 
denen Orten  und  in  verschiedener  Zeit  so  wörtlich  übereinstimmend  wieder- 
gegeben, dass  auch  sie  auf  Grundlage  von  weitverbreiteten  Formularen  abge- 
fasst  sein  müssen. 

2.  —  Fassen  wir  in  dieser  Richtung  zunächst  die  zeitlichen  Unter- 
schiede der  Fassung  ins  Auge,  so  stellt  sich  leicht  heraus,  dass  die  im 
zwölften  Jahrhunderte,  zumal  in  den  spätem  Zeiten  desselben  üblichen  For- 
mulare in  keinem  näheren  Zusammenhange  mit  denen  der  früheren  Zeit  stehen ; 
die  ganze  Anordnung,  wie  die  einzelnen  Ausdrücke  und  Wendungen  sind  so 
durchaus  verschieden,  dass  nothwendig  ein  völliges  Verlassen  der  alten,  ein 
Uebergehen  zu  ganz  neuen  Formularen  in  der  Mitte  liegen  muss.  Finden  wir 
längere  Zeit  die  älteren  und  die  neueren  Forraulare  neben  einander  in  Ge- 
brauch, so  ergibt  sich  doch  leicht,  dass  diese  im  allgemeinen  nicht  aus  einer 
allmähligen  Umformung  jener  entstanden  sein  können,  wenn  auch  hie  und  da 
in  einer  Urkunde  Bestandteile  beider  zusammengeworfen  erscheinen. 

Ebeu  so  bestimmt  ergibt  sich  aber  andererseits,  dass  in  früherer  Zeit 
ein  ähnlicher  durchgreifender  We:hsel  nie  stattgefunden  hat.  Die  Formulare, 
welche  schon  den  longobardischen  Gerichtsurkunden  zu  Grunde  liegen,  sind 
auch  bestimmend  gewesen  für  die  der  fränkischen  und  der  deutschen  Zeit.  Die 
auf  sie  zurückgehende  Fassung  ist  noch  herrschend  im  eilften  Jahrhunderte 
und  lässt  sich  noch  in  das  zwölfte  hinein  verfolgen.  Heisst  es  etwa  776  zu 
•Spoleto:  Dum  —  resedissemm  —  et  tuleesent  nobiseum1,  weiter  aber  schon 
ganz  ausnahmsweise  1163  zu  Parma:  Dum  —  remderet  —  et  adessent 
cum  eo  2,  und  als  letzte  mir  aufgefallene  »Spur  1194  zu  Faenza:  Dum  —  re- 
»iderent 3,  so  wird  das  genügen,  um  noch  einen  durch  die  Formulare  vermit- 
telten Zusammenhang  zwischen  diesen  durch  vier  Jahrhunderte  getrennten 
Schriftstücken  erkennen  zu  lassen,  wenn  derselbe  sich  auch  nur  noch  in  we- 
nigen Worten  und  deren  Stellung  zeigt. 


6.  Mon.  patr.  Cb.  1,  144.  196. 

2.  —  1.  F»tteschi  278.       2.  AffA  P.  2,  374.       8.  Fantuwi  4,  293. 
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Denn  ungeändert  blieben  die  Formulare  allerdings  keineswegs.  Sehen 
wir  auch  von  den  Aenderungen  ab,  welche  die  Willkür  der  Notare  und  andere 
mehr  zufallige  Umstände  herbeiführen  konnten,  so  mussten  schon  die  Umge- 
staltungen in  der  Verfassung  und  dem  Verfahren  der  Gerichte  während  einer 
so  langen  Zeit  nothwendig  auch  Aenderungen  in  der  Fassung  der  Urkunden 
zur  Folge  haben.  Aber  so  bedeutend  jene  auch  sein  mochten,  nie  haben  sie 
doch  zu  einem  gänzlichen  Fallenlassen  der  altgewohnten  Formen  geführt.  Nur 
ganz  allmählig  bequemt  sich  auch  die  Form  der  geänderten  Sache  an.  Es 
scheint  fast  unglaublich,  wie  sklavisch  abhängig  die  Notare  von  ihren  Vor- 
lagen waren,  wie  man  selbst  bei  den  unabweisbarsten  Aenderungen  sich  doch 
immer  möglichst  wenig  von  der  alten  Formel  zu  entfernen  suchte,  wie  lange  es 
dauerte,  bis  solche  durch  die  Sache  geforderte  Aenderungen  im  ganzen  Gebiete 
Kingang  fanden,  wie  andererseits  in  ihrem  Ursprünge  ganz  zufällige  sprach- 
liche Fehlgriffe  durch  Jahrhunderte  an  den  verschiedensten  Orten  nachge- 
schrieben wurden,  ohne  dass  es  zu  ganz  naheliegender  Berichtigung  kam.  Wir 
werden  mehrfach  darauf  zurückkommen ;  um  es  sogleich  klarer  zur  Anschauung 
zu  bringen,  wird  es  am  geeignetsten  sein,  eine  einzelne,  häufig  wiederkehrende 
Wendung  genau  zu  verfolgen. 

Bei  Anführung  des  Kndurtheils  wird  regelmässig  der  Ausdruck  rectum 
( i usfum)  paruit  esse  gebraucht,  eine  Wendung,  welche  schon  in  der  longo- 
bardischen  Zeit  allgemein  vorkommend,  bis  weit  ins  eilfte  Jahrhundert  hinein 
gerade  an  dieser  Stelle  genau  so  gebraucht  wird.  Dagegen  finden  sich  nun 
Abweichungen  bei  Bezeichnung  der  Personen,  auf  welche  sie  sich  bezieht. 

In  der  longobardisehen  Zeit  sind  die  Urkunden  gefasst  in  der  Form  eines 
Berichtes  der  Vorsitzenden  Richter  über  das,  was  vor  ihnen  geschehen  ist  und 
was  sie  gethan  haben ;  alles,  was  sie  betrifft,  ist  demnach  in  der  ersten  Person 
geschrieben  und  so  heisst  es  einfach  Xobis  rectum  paruit  esse.  Dieses 
Nobi*  finden  wir  dann  später  noch  zu  Pistoja  812,  Reggio  824,  Camerino 
829,  Piacenza  859,  Mailand  865,  Valva  872,  Casauria  874  und  zu  Lucca 
häufig  785  bis  902.  Daneben  findet  sich  Nohis  omnibus  zu  Spoleto  776, 
Lu»v;i  857. 

Im  neunten  Jahrhunderte  ändert  sieh  nun  die  Form  der  Urkunden  dahin, 
dass  sie  nicht  mehr  als  Berieht  der  Richter  erscheinen,  sondern  als  Berieht 
des  Notar  über  das,  was  in  seiner  Gegenwart  vorgegangen;  eine  Aenderung, 
welche,  wie  wir  sehen  werden,  durch  eine  Umgestaltung  des  Gerichtswesens 
selbst  bedingt  war.  In  jener  Formel  hätte  es  nun  heissen  müssen  Eis.  Aber 
in  einer  der  frühesten  die  Umgestaltung  berücksichtigenden  Formeln  muss  das 
Xobis  statt  in  Kit  in  Horum  umgewandelt  sein;  und  dieser  zufällige  Miss- 
griff hat  durch  Jahrhunderte  die  Fassung  der  Formel  bestimmt.  Das  einfache 
Eorum  findet  sieh  zu  Turin  827. 4  879,  Mailand  859.  1045,  Pavia  964. 
1001.  1014.  1018,  Arezzo,  Marsica  970,  Brescia  976.  996,  Penne,  Gon- 
zaga 981,  Sale  996,  Reggio  1001,  Verona  1013,  Roncalia  1055  und  zuletzt 
uoch  zu  Piacenza  l06.r».Ä  Auffallender  noch,  dass  daneben  nuu  häufig  jenes 

X— J  4.  M«n.  patr  (  b.  1,  34.       h.  (»inpi  1,  518. 
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Omnibus  ungeändert  beibehalten  wurde  ohne  Ausgleichung  der  Casus;  man 
schrieb  Eorum  omnibus  zu  Pavia  oft  880  bis  962,  Siena  881,  Asti  94Q, 
Reggio  945.  964,  Volterra  967,  Bobbio  972,  Incisa  1004.  Und  wo  man 
auszugleichen  suchte,  geschah  das  nun  wohl  überdies  in  der  verkehrten  Rich- 
tung; so  Eorum  omni  um  zu  Verona  913.  1021,  Lucca  1025.  Das  richtig 
gestellte  Eis  omnibus  finde  ich  nur  zu  Cremona  910,  Rieti  982,  und  Om- 
nibus allein  zu  Verona  1027. 

Weiter  begann  man  nun  in  der  fränkischen  Zeit  in  jener  Formel  die  Ur- 
theilenden  genauer  als  Auditores,  Judices,  seltener  Scabini  zu  bezeichnen, 
indem  man  den  betreffenden  Ausdruck  jenem  Nobis,  Eorum  oder  Eorum 
omnibus  zu  fügte  oder  ihn  auch  allein  gebrauchte.  Dabei  wiederholen  sich  nun 
dieselben  Erscheinungen  in  noch  auffallenderer  Weise.  Bei  dem  ersten  jener 
Ausdrücke  ist  die  richtige  Form  A  uditoribus  vorherrschend;  auf  Nobis 
auditoribus  zu  Verona  806,  Pavia  852,  Como  865,  Casauria  874  zurück- 
gehend, führte  der  Uebergang  zur  dritten  Person  wohl  vereinzelt  Mailand  822 
za  dem  ungeschickten  ad  suprascriptis  auditoribus,  Piacenza  874  sogar 
«upradictorum  hominorum  auditoribus,  während  wir  häufiger  nach  Fortfall 
des  Nobis  ein  einfaches  Auditoribus  finden;  so  zu  Mailand  oft  892  bis  1035, 
Cremona  910,  Verona  918.  1027,  Bergamo  919,  Bellaggio  1018.  Doch 
scheint  auch  das  mehr  vereinzelte  Nobis  auditores,  Pistoja  806,  Lucca 
904  nicht  ohne  Rückwirkung  auf  spätere  Formulare  geblieben  zu  sein.  Da- 
gegen blieb  bei  dem  andern  Ausdrucke  das  richtige  Nobis  iudicibus,  Trient 
845,  Lucca  851,  ohne  Einfluss;  unzweifelhaft  ist  in  den  herrschend  gewor- 
denen Formeln  die  Verbindung  mit  dem  schon  vorgefundenen  Eorum  für 
ludicum.  bestimmend  geworden,  oder  vielmehr  zunächst  für  das  doppelt  fehl- 
getriffene  ludieium,  welches  man  vereinzelt  vorkommend  für  einen  Druck- 
fehler halten  oder  nur  der  Nachlässigkeit  eines  einzelnen  Schreibers  in  Rech- 
nung bringen  möchte,  während,  da  sein  Vorkommen  sich  durch  anderthalb 
Jahrhunderte  verfolgen  und  also  nur  auf  die  Vorlagen  zurückführen  lässt, 
gewiss  eher  anzunehmen  ist,  dass  es  bei  manchem  Abdrucke  durch  ludicum 
ersetzt  ist.  So  heisst  es  zunächst  Eorum  iudicium  zu  Turin  879,  Reggio 
964.  1001,  Verona  1013. 

In  der  Regel  finden  wir  aber  später  beide  gleichbedeutende  Ausdrücke 
mit  einander  verbunden  und  zwar  so,  dass  die  Ausdrücke  aus  zwei  einfachem 
Formeln  zusammengeworfen  sein  müssen;  denn  auch  in  dieser  Verbindung 
behauptet  sich  jeder  in  dem  Casus,  in  dem  er  sich  einmal  festgesetzt  hatte. 
Es  heisst  ludieium  et  auditoribus  zu  Limonta  882,  Pavia  964.  1014, 
Arezzo  970,  Brescia  996,  Verona  1021,  Mailand  1045,  ludicum  et  au- 
ditoribus zu  Verona  913,  Reggio  945,  Brescia  976,  Gonzaga  981,  Pavia 
1018,  Mailand  1046.  1051,  Zürich  1054,  und  noch  zu  Piacenza  1065.  Da- 
neben kam  aber  auch  irgend  wie,  obwohl  auch  hier  sicher  die  Mehrzahl  be- 
zeichnet werden  sollte,  die  Form  ludici  in  die  Vorlagen;  und  so  wiederholt 
sich  ludici  et  auditoribus  zu  Asti  940,  Pavia  962.  996.  1001.  1014, 
Volterra  967,  Bobbio  972,  Säle  996.  Daneben  macht  sich  denn  auch  das 
erwähnte  Auditores  noch  geltend  in  ludieium  et  auditores  zu  Parma 
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906,  Piacenza  1047,  oder  ausgeglichen  Auditores  et  iudices  zu  Pisa 
858,  Pavia  901,  wie  sich  auch  die  Ausgleichung  ludicvm  et  auditorum 
zu  Roncalia  1055  findet.  Die  so  naheliegende  richtige  Ausgleichung  Iudiei- 
bus  et  auditoribus  ist  mir  nur  vorgekommen  noch  mit  dem  ältern  Nobis 
zu  Piacenza  879,  dann  zu  Pavia  945,  wo  man  aber  an  dem  vorgesetzten 
Forum  noch  keinen  Anstand  nahm,  weiter  ohne  dieses  zu  Florenz  967,  San 
Genesio  1055  und  in  dem  letzten  Falle,  in  dem  ich  jene  Wendung  überhaupt 
nachweisen  kann,  zu  Chiusi  1072. 6  Der  offenbar  durch  einen  ganz  zufälligen 
Missgriff  zuerst  veranlasste  hartnackige  Gebrauch  des  Genitiv  lässt  sich  dem- 
nach von  827  bis  1065  verfolgen  und  hätte  ohne  das  Aufgeben  der  Formel 
selbst  sich  noch  länger  erhalten  mögen,  da  es  Zufall  sein  kann,  dass  er  gerade 
auf  den  letzten  Fall  nicht  mehr  eingewirkt  hat. 

Die  meisten  andern  oft  wiederkehrenden  Formeln  würden  uns  ähnliche 
Belege  dafür  bieten,  wie  lange  man  den  Vorlagen  auch  das  an  und  für  sich 
Unrichtige  oder  durch  inzwischen  eingetretene  Aenderungen  unrichtig  Gewor- 
dene gedankenlos  nachschrieb.  Ich  begnüge  mich,  noch  ein  besonders  auffal- 
lendes Beispiel  anzuführen.  Der  erwähnte  Uebergang  der  Fassung  von  der 
ersten  zur  dritten  Person  trat  sehr  alhnählig  ein;  beide  Fassungen  sind  oft 
durcheinandergeworfen;  um  den  Beginn  des  neunten  Jahrhunderts  ist  aber  die 
neue  Fassung  ganz  allgemein  durchgedrungen,  wie  wir  denn  auch  das  ältere 
entsprechende  Nobia  nur  bis  dahin  verfolgen  konnten.  Eine  einzige  Wendung 
macht  eine  Ausnahme.  Das  frühen1  Haue  notitiam  —  fieri  iussimus  war 
nun  in  fieri  htsaerunt  zu  ändern,  wie  wir  es  auch  in  den  meisten  Urkunden 
finden ;  aber  das  nun  sinnlos  gewordene  Fieri  ittsaimus  kommt  nicht  allein 
vereinzelt  noch  923  zu  Bergamo,  993  zu  Verona,  1001  zu  Pavia  vor7,  son- 
dern scheint  in  den  tuszischen  Formularen  der  zweiten  Hälfte  des  elften  Jahr- 
hunderts noch  fast  vorherrschend  gewesen  zu  sein,  da  aus  Lucca,  Pisa,  Florenz 
und  andern  tuszischen  Orten  eine  ganze  Reihe  von  Beispielen  aus  den  Jahren 
1055  bis  1099  vorliegt.« 

Es  schien  nöthig,  dieses  ängstliche  Festhalten  an  den  Formularen  von 
vornherein  genauer  nachzuweisen,  da  der  Umstand  für  manche  der  folgenden 
Untersuchungen  von  Bedeutung  ist.  Wären  die  Gerichtsurkunden  selbstän- 
dige Aufzeichnungen  der  Notare,  so  dürften  wir  annehmen,  dass  der  Einzel- 
vorgang jedesmal  getreu  in  ihnen  wiedergegeben,  dass  jede  Aenderung  im 
Gerichtswesen  auch  sofort  in  ihnen  zum  Ausdrucke  gelangt  sei.  Das  Gesagte 
wird  da  Vorsicht  nöthig  machen,  legt  den  Verdacht  nahe,  dass  der  Notar  sich 
vielfach  mehr  durch  die  Formulare,  als  durch  den  thatsächlichen  Hergang 
bestimmen  Hess,  dass  nicht  blos  Einzelnheiten  ungenau  wiedergegeben  sind, 
sondern  auch  das  Gerichtswesen  selbst  thatsächlich  schon  umfassende  Aende- 
rungen erlitten  haben  konnte,  ohne  dass  das  sogleich  in  den  Urkunden  hervor- 
träte. Andererseits  aber  werden  Aenderungen  in  der  Fassung,  welche  trotzdem 


2.—]  6.  Antiq.  It.  2.  955.  Ebenso  auch  in  der  allgemeinen  Formel  Mou.  Germ.  L. 
4,  604.  7.  Lupus  2.  127.  De  Dionysia  176.  Anticb.  Est.  1,  125.  8.  Mem.  di 
Lucca  4  b,  133.  5o,  663   Rena  e  Camici  2  a,  84.  90.  3  a.  47.  55.  60.  66.  3  b.  61.  3  c,  83. 


Digitized  by  Google 


Oertlicbe  Unterschiede  der  FaMung. 


17 


im  Laufe  der  Zeit  eintraten,  eben  jenes  Umstandes  wegen  für  uns  von  doppelter 
Bedeutung  sein  müssen;  auch  wo  das  an  und  fiir  sich  zweifelhaft  erscheinen 
könnte,  wird  immer  die  Wahrscheinlichkeit  dafür  sprechen,  dass  die  Aende- 
rung  der  Form  durch  eine  Umgestaltung  der  Sache,  welche  sie  nöthig  machte, 
veranlasst  wurde,  nicht  durch  subjektive  Willkür  der  Notare  oder  der  Ver- 
fasser von  Formularen. 

3.  —  Nicht  minder  wichtig  für  manche  der  folgenden  Untersuchungen 
ist  die  Beachtung  der  örtlichen  Unterschiede  der  Fassung.  Vergleichen 
wir  die  oben  bei  genauerer  Verfolgung  einer  einzelnen  Formel  angeführten 
Orte,  so  stellt  sich  heraus,  dass  jene  Formel  im  grössten  Theile  von  Italien  in 
Gebrauch  war.  Und  zeigt  sich  hie  und  da  die  Anwendung  eines  Ausdruckes 
auf  ein  engeres  Gebiet  begränzt,  so  ergibt  sich  doch  im  allgemeinen,  dass  auch 
die  im  Laufe  der  Zeit  eintretenden  Aenderungen  im  ganzen  Gebiete  zur  Gel- 
tung gelangten;  nicht  blos  jener  Uebergang  von  der  ersten  zur  dritten  Person, 
sondern  auch  jener  irrige  Gebrauch  des  Genitiv  fand  Eingang  in  dem  ganzen 
Gebiete  vom  Fusse  der  Alpen  bis  zu  den  Abruzzen.  Lassen  sich  die  eigen- 
thümlichen  Gestaltungen  jener  Formel,  welche  am  allgemeinsten  Eingang  ge- 
funden haben,  insbesondere  sämmtlich  auch  zu  Pavia  nachweisen,  so  liegt  die 
Annahme  nahe,  dass  der  Einfluss  der  Königsstadt,  wo  so  viele  Urkunden  für 
die  verschiedensten  Theile  Italiens  ausgestellt  wurden,  wo  die  longobardische 
Rechtsgelehrsamkeit  so  lange  ihren  Hauptsitz  hatte,  in  dieser  Richtung  von 
besonders  massgebendem  Einflüsse  war. 

Andererseits  hat  aber  eine  Ausgleichung  der  Formulare  für  ganz  Italien 
niemals  stattgefunden.  Wie  wir  für  jene  genauer  verfolgte  Formel  keine  Bei- 
spiele aus  der  Romagna,  aus  Rom  und  seinem  Gebiete,  aus  den  longobar- 
dischen  Fürstenthümern  des  Südens  anführen  konnten,  so  ergibt  sich  über- 
haupt bei  nur  oberflächlicher  Vergleichung,  dass  in  verschiedenen  Theilen  des 
Landes  verschiedene  Formulare  für  die  Gerichtsurkunden  in  Gebrauch  waren, 
dass  sich  danach  verschiedene  Gebiete  bilden  lassen,  welche  sich  der  histo- 
rischen Gliederung  der  Halbinsel  genau  anschliessenf  So  weit  diese  für  unsere 
Zwecke  zu  beachten  sind,  ergeben  sich  folgende: 

Lombardien  und  Tuszien  sind  als  einheitliches  Gebiet  zu  betrachten. 
Es  lässt  sich  wohl  hie  und  da  eine  Eigentümlichkeit  auffinden,  welche  vor- 
zugsweise nur  in  Tuszien  oder  in  der  Veroneser  Mark  in  Gebrauch  war;  aber 
im  ganzen  und  grossen  sind  es  durchaus  dieselben  Formulare,  welche  das  ganze 
Gebiet  beherrschen,  zeigt  es  sich  undurchführbar,  hier  durchgreifend  örtlich 
zu  sondern.  Und  ist  die  Gestaltung  der  Formeln  auf  die  longobardische  Zeit 
zurückzuführen,  so  stimmt  damit,  dass  sich  gerade  die  Landestheile,  welche 
am  unmittelbarsten  vom  longobardischen  Könige  beherrscht  wurden,  als  ein- 
heitliches Gebiet  aussondern. 

Das  Herzogthum  Spoleto  steht  allerdings  nicht  ausser  Zusammen- 
hang mit  jenem  Gebiete;  die  oben  besprochene  Formel  selbst,  wie  die  Aende- 
rungen derselben  lassen  sich  auch  hier  nachweisen.  Andererseits  zeigen  aber 
doch  die  Gerichtsurkunden  aus  dem  ganzen  Umfange  des  alten  Herzogthums 
so  manches  ihnen  Gemeinsame,  dagegen  von  den  lombardischen  Formularen 
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Abweichende,  dass  sie  sich  selir  bestimmt  als  besondere  Gruppe  darstellen. 
In  der  longobardischen  Zeit  tritt  das  weniger  hervor,  obwohl  schon  hier  die 
mehr  gesonderte  Stellung  des  Herzogthums  das  erklärlich  machen  würde;  und 
manche  Eigenthümüchkeit  mag  doch  bis  dahin  zurückreichen.  Im  allgemeinen 
scheint  sich  der  Gegensatz,  so  weit  die  geringe  Zahl  longobardischer  Gerichts- 
urkunden aus  Oberitalien  das  genauer  erkennen  lässt,  erst  später  insbesondere 
dadurch  bestimmter  ausgeprägt  zu  haben,  dass  man  aus  den  im  allgemeinen 
noch  mannigfaltigem  longobardischen  Formularen  hier  Formeln  beibehielt, 
welche  man  in  Oberitalien  fallen  üess,  umgekehrt  liier  solche  beseitigte,  welche 
dort  herrschend  wurden.  Beginnen  z.  ß.  in  Oberitalien  die  Gerichtsurkunden 
regelmässig  mit  Dum,  heisst  es  bei  der  Datirung  Indictione,  schreibt  der 
Notar  ex  iussione  des  Vorsitzenden,  so  beginnt  man  hier  bis  ins  elfte  Jahr- 
hundert mit  Notitia  iudicata*  qualiter  oder  einer  ähnlichen  Wendung,  heisst 
es  gewöhnlich  per  indietionem,  ex  dicto. 1  Die  letztern  Ausdrücke  lassen  sich 
in  longobardischer  Zeit  aber  auch  zu  Pavia  und  Lucoa  nachweisen  *2,  der  An- 
fang mit  Notitia  findet  sich  noch  890  vereinzelt  zu  Piacenza3;  dagegen  war 
umgekehrt  auch  im  Spoletiuischen  in  der  longobardischen  Zeit  der  Eingang  mit 
Dum  noch  der  gebräuchlichere. 4 

Viel  bedeutender  erscheint  später  die  Abweichung  der  Urkunden  des 
Herzog th ums  Benevent  oder  vielmehr  der  daraus  hervorgegangenen  lon- 
gobardischen Fürstentümer.  In  longobardischer  Zeit  ist  auch  hier  die 
Abweichung  nicht  so  bedeutend,  und  manche  allen  longobardischen  Gebieten 
gemeinsame  Wendung  lässt  sich  auch  später  noch  nachweisen.  Dagegen 
scheinen  hier  doch  Eigenthümlichkeiten  der  Fassung  schon  in  frühester  Zeit 
bestanden  zu  haben.  So  finde  ich  den  später  in  den  unteritalischen  Urkunden 
allgemein  üblichen  Brauch,  die  Beisitzenden  als  Residentes  oder  Adstantes 
erga  nos,  statt  nobiscum,  zu  bezeichnen,  auch  in  longobardischer  Zeit  nur  zu 
Benevent.5  Andere  Abweichungen  ergaben  sich  dann  auch  hier  daraus,  dass 
man  an  altem  Brauche  festhielt,  der  in  den  andern  Gebieten  fortfiel ;  so  ins- 
besondere an  der  Ausstelking  der  Geriehtsurkunden  in  erster  Person,  welche 
hier  nie  aufgehört  hat  und  noch  durch  das  zwölfte  Jahrhundert  bis  in  eine 
Zeit  sich  verfolgen  lässt 6,  wo  dieselbe  Fassung  ganz  unabhängig  von  dem 
alten  Brauche  auch  in  anderen  Gegenden  wieder  aufkommt.  Endlich  sind  hier 
später  selbstständige  Aenderungen  eingetreten;  wohl  zum  Theil  durch  den 
Einfluss  der  römischen  Küstenstädte.  Während  z.  B.  wie  in  allen  longobar- 
dischen Gerichtsurkunden,  so  früher  auch  zu  Benevent  die  Zeitangabe  am 
Ende  steht,  findet  im  neunten  Jahrhunderte,  früher  zu  Salerno,  später  zu 
Benevent  der  römische  Brauch  Eingang,  mit  der  Datirung  zu  beginnen,  der 
später  regelmässig  eingehalten  wird. 7 

Standen  die  drei  longobardischen  Gruppen  in  einem  engern  Zusammen- 

3.  —  1.  Vgl.  die  Ürkk.  für  Farfa,  S.  Vicenxo  und  Casauria  bei  Fatteschi  und 

Script.  Ital.  1  b.  2  b.      2.  Troya  3,  222.  5,  195.  302.  8-  Boselli  1,  285.      4.  Troya 

4,  240.  339.  371.  5,  108.  123.       5.  Troya  4,  619.  6.  Gattula  Bist.  1,  142.  198. 

207.  7.  Vgl.  die  ürkk.  für  S.  Vicenao,  Script.  It.  1  b,  399  ff.  Spangenberg  2,  374. 
Borgu  Beneiento  3,  23.  Gattula  HLst.  1,  39  ff. 
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hange,  scheinen  sie  insbesondere,  wenn  auch  im  Laufe  der  Zeit  stärkere  Ab- 
weichungen eintraten,  im  wesentlichen  auf  dieselben  Grundlagen  zurückzugehen, 
so  zeigen  die  Gerichtsurkunden  der  Ro magna  eine  durchaus  verschiedene 
Fassung.  Ich  will  nicht  gerade  läugnen,  dass  auch  in  ihnen  manche  Wendung 
an  die  entsprechende  longobardischer  Urkunden  erinnert;  es  mögen  in  früherer 
Zeit  die  Longobarden  manche  in  römischen  Urkunden  gebräuchlichen  Aus- 
drücke in  ihre  Formulare  aufgenommen  haben,  es  mag  umgekehrt  in  der  frän- 
kischen und  deutschen  Zeit  bei  der  engern  politischen  Verbindung  ein  Einfluss 
von  Lombardien  oder  Tuszien  her  sich  geltend  gemacht  haben.  So  finden  wir 
beiderseits  die  Eingangsformel:  Igitur  dum  remitieret  in  iudicio  et  gene- 
rali placito  —  adsingulorum  hominum  iustitias  facienda^  ac  alter- 
eationea  deliberanda*,  residentibus  et  adstantibus  cum  eo  usw.:  nur 
freilich  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  hervorgehobenen  Worte  eben  so  regel- 
mässig in  der  Romagna  vorkommen,  als  sie  in  der  Lombardei  und  Tuszien 
fehlen.  Liesse  das  etwa  auf  selbstständige  Weiterentwicklung  auf  gemeinsamer 
Grundlage  schliessen,  so  ergibt  sich  doch  bei  weiterer  Vergleichung  leicht, 
dass  das  enge  Zusammentreten  in  jenem  Falle  als  Ausnahme  zu  betrachten 
ist,  dass  es  sich  hier  um  Formulare  handelt,  welche  wesentlich  unabhängig 
von  einander  entstanden  sind.  Und  zwar  leidet  es  keinen  Zweifel,  dass  viele 
Eigenthümlichkeiten,  welche  noch  im  elften  Jahrhunderte  die  Gerichtsurkunden 
der  Romagna  von  denen  des  longobardischen  Italien  scheiden,  in  die  Zeiten 
römischer  Herrschaft  zurückreichen.  Die  einer  Verfügung  Justinians8  genau 
entsprechende  Datirung  am  Eingange,  die  Wiederholung  des  Orts  mit  Zurück- 
beziehung auf  die  Zeitangaben  am  Schlüsse  der  Urkunden,  die  erst  auf  die 
Unterschriften  der  Zeugen  folgende  Fertigung  des  Notar  mit  complevi  et  ab- 
solvi,  wie  sie  sich  in  den  spätem  Gerichtsurkunden  der  Romagna9  abweichend 
von  den  longobardischen  finden,  finden  sich  ebenso  schon  in  den  ältesten  bis 
in  die  Zeiten  Odoakers  zurück  reichenden  Urkunden  von  Ravenna10,  unter 
denen  sich  leider  keine  auf  eine  Verhandlung  der  streitigen  Gerichtsbarkeit 
bezieht.  Die  Formulare  der  Romagna  scheinen  dann  auch  in  I Strien  vor- 
zugsweise die  Fassung  bestimmt  zu  haben. 1 1 

Bedürfte  es  noch  eines  weitern  Beleges,  dass,  während  die  Longobarden 
sich  den  römischen  Formularen  nicht  näher  anschlössen,  diese  in  der  Romagna 
die  Grundlage  blieben,  so  würde  sich  dieser  daraus  ergeben,  dass  auch  die  im 
alten  Dukate  von  Rom  entstandenen  Gerichtsurkunden  vielfach  die  auf- 
fallendste Uebereinstimmung  mit  denen  der  Romagna  zeigen.  So  finden  sich 
auch  in  ihnen  genau  jene  vorhin  hervorgehobenen,  erweislich  auf  ältere  Zeiten 
zurückgehende  Eigenthümlichkeiten. 12  Dagegen  ist  im  übrigen  die  Fassung 
eine  so  vielfach  verschiedene,  dass  die  Weiterentwicklung  auf  wohl  wesentlich 
gemeinsamer  Grundlage  in  beiden  Gebieten  doch  eine  durchaus  selbständige 

8.  Nor.  Jost.  47.  c.  1.  9.  Vgl.  insbesondere  die  Urkk.  bei  Fantuzzi,  von  welchen 
Vesi  durchweg  nur  chronologisch  geordnete  Abdrücke  zu  geben  scheint  10.  Bei 
Marini  I  papiri  diplomatici.  11.  So  991 :  Ugheffi  10,  313.  12.  Vgl.  die  zu  Rom 
und  in  der  Sabin»  ausgestellten  Urkk.  für  Farfa:  Script.  It.  2  b,  499  ff.  Fatteschi  309. 
314.  350. 
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gewesen  zu  sein  scheint.  Insbesondere  findet  sich  hier  der  engere  Zusammen- 
hang mit  der  longobardischen  Fassung  nicht,  welcher  sich  in  der  Romagna 
wenigstens  bei  einzelnen  Formeln  nachweisen  lässt. 

4.  —  Das  Gesagte  legt  die  Frage  nahe,  ob  jene  örtlichen  Unterschiede 
auch  von  Einfluss  auf  die  Fassung  der  Reichsgerichtsurkunden  waren, 
oder  ob  für  diese  besondere  überall  angewandte  Formulare  bestanden? 

Die  Fassung  der  sonstigen  von  den  Königen  selbst  ausgestellten,  von  der 
Reichskanzlei  gefertigten  Urkunden  ist  im  allgemeinen  auch  an  verschiedenen 
Orten  durchaus  dieselbe;  der  Brauch  der  Reichskanzlei  ist  da  entscheidend. 
Finden  wir  daher  etwa  in  einer  833  zu  Mantua  ausgestellten  Kaiserurkunde, 
in  welcher  über  eine  Gerichtssitzung  von  Königsboten  berichtet  wird,  ent- 
schieden fränkische,  den  italienischen  Formeln  fremde  Ausdrücke,  wie:  Cum 
missi  no8tri  —  cul  univeraorum  causa*  audiendas  ac  recta  utdicia  termi- 
nanda  resediasent\  so  ist  das  eben  auf  jenen  Umstand  zurückzuführen. 

Dabei  handelt  es  sich  auch  überhaupt  nicht  um  Gerichtsurkunden  im 
engern  Sinne  des  Wortes.  Die  Fertigung  dieser  ist  auch  bei  den  vom  Könige 
oder  seinen  Stellvertretern  gehaltenen  Gerichtssitzungen  nicht  Sache  der 
Reichskanzlei,  sondern  der  Notare,  welche  im  Einzelfalle  damit  beauftragt 
wurden.2  Daraus  erklart  sich  denn  auch,  dass  ein  besonderes  Formular  Mir 
die  Reichsgerichtsurkunden  nicht  bestand.  In  der  Regel  schliessen  sich  diese 
durchaus  dem  Brauche  der  Gegend  an,  in  welcher  das  Gericht  gehalten  wurde; 
so  die  Beurkundungen  kaiserlicher  Gerichtssitzungen  zu  Ravenna  dem  Brauche 
der  Romagna.  Doch  ist  das  nicht  immer  der  Fall ;  wir  finden  zuweilen  auch 
das  Formular  eines  andern  Gebietes  angewandt  Der  Grund  ist  dann  wohl 
darin  zu  suchen,  dass  der  schreibende  Notar  zwar  in  der  Regel  aus  der  Gegend 
selbst  genommen  wurde,  zuweilen  aber  vom  Könige  oder  seinen  Stellvertretern 
mitgebracht  war.  So  zeigen  zwei  Urkunden  über  Gerichtssitzungen  von  Kö- 
nigsboten 821  zuSpoleto  und  829  zu  Rom3  zumal  im  Eingange  eine  auffallend 
übereinstimmende  Fassung,  die  sich  aber  durchaus  den  oberitalischen  Formu- 
laren anschliesst;  beide  sind  denn  auch  von  dem  Königsnotar  Paulus  gefertigt, 
welcher,  wie  sich  das  häufig  nachweisen  lässt,  die  Königsboten  auf  ihrer  Mis- 
sion begleitet  haben  wird.  Sind  die  Gerichtssitzungen  der  Könige  zu  Rom  in 
der  Regel  nach  dem  römischen  Formular  beurkundet4,  so  finden  wir  901  eine 
durchaus  oberitalische  Fassung3;  es  ergibt  sich  aber  auch,  dass  dort  Scriniarien 
der  römischen  Kirche,  hier  ein  Königsnotar  die  Schreiber  waren.  Die  durchaus 
spoletanische  Fassung  einer  1022  im  Gebiete  von  Benevent  ausgestellten  kö- 
niglichen Gerichtsurkunde  6  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Schreiber  Azzo  sich 
schon  durch  die  Bezeichnung  Xotarius  et  scahinus  als  Spoletaner  verräth, 
wie  er  denn  in  demselben  Monate  auch  zu  Penne  bei  Königsboten  als  Notar 
erscheint7  Dagegen  schliesst  eine  ebenfalls  1022  und  im  Gebiete  von  Bene- 
vent von  einem  andern  Notar  gefertigte  Reichsgerichtsurkunde 8  sich  insbe- 


4.  —  1.  Anüq.  It.  1,  459.  2.  Vgl.  Sickel  Act«  Karolinorum  1,  359.  8.  Script. 
It.  2b,  373.  375.  4.  Vgl.  Script.  It.  2b,  499  ff.  5.  Mem.  di  Lucca  5c,  640. 
6,  Script,  lt.  lb,  497.       7.  Gattula  Hist.  1,  77.       8.  Script.  It.  lb,  500. 
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sondere  durch  die  Abfassung  in  erster  Person  den  Formularen  der  longobar- 
dischen  Fürstenthümer  an.  Aehnliches  lässt  sich  auch  sonst  nachweisen. 
Herrschte  im  Gebiete  von  Modena  sonst  die  longobardische  Fassung,  so  wird 
973  eine  dort  gehaltene  Gerichtssitzung  des  Erzbischofs  von  Ravenna  in  der 
Weise  der  Romagna  beurkundet. 9 

Konnten  für  das  Reichsgericht  wesentlich  dieselben  Fonnulare  in  An- 
wendung kommen,  welche  für  andere  Gerichte  üblich  waren,  so  dürfen  wir 
schon  daraus  schliessen,  dass  Verfassung  und  Verfahren  beider  nicht  wesent- 
lich verschieden  waren.  Hingen  weiter,  worauf  wir  zurückkommen,  die  ört- 
lichen Unterschiede  der  Formulare  vielfach  mit  Abweichungen  im  Gerichts- 
wesen selbst  zusammen,  so  dürfen  wir  aus  dem  Gesagten  folgern,  dass  das 
Reichsgericht  sich  in  der  Regel  dem  Brauche  des  betreffenden  Landestheiles 
anschloss.  Bedeutendere  Abweichungen  finden  dann  wohl  durch  die  Zuständig- 
keit des  Einzelfalles  ihre  Erklärung;  wie  es  sich  denn  z.  B.  bei  jener  901  zu 
Rom  gehaltenen,  aber  in  oberitalischer  Fassung  beurkundeten  Gerichtssitzung 
am  eine  Klage  des  Bischofs  von  Lucca  handelt,  welche  zu  Pavia  angebracht 
and  für  welche  schon  früher  zu  Lucca  ein  Tag  angesetzt  war. 

II.  VERFAHREN  IM  LONGOBARDISCHEN  ITALIEN. 

5.  —  Für  manche  der  folgenden  Untersuchungen  wird  es  von  Nutzen 
«ein,  wenn  wir  wenigstens  eine  oberflächliche  Uebersicht  des  gerichtlichen 
Verfahrens  geben,  wie  es  sich  nach  den  altern  Gerichtsurkunden  dar- 
stellt, dabei  vorzüglich  nur  auf  solche  Punkte  eingehend,  über  welche  diese 
ans  Aufschluss  geben  und  welche  für  unsere  Zwecke  zu  beachten  sind. 1 

Wir  beschränken  uns  dabei  zunächst  auf  das  Verfahren  im  longobar- 
dischen  Italien,  da  das  der  vorwiegend  römischen  Landestheile  erhebliche  Ab- 
weichungen zeigt.  Und  vorzüglich  haben  wir  dabei  nur  das  Verfahren  nach 
jener  Hauptgruppe  loinbardisch-tuszischer  Gerichtsurkunden  im  Auge.  Das 
Verfahren  im  Herzogthume  Spoleto  schliesst  sich  dem  im  allgemeinen  näher 
an,  ist  aber  für  unsere  weiteren  Zwecke  von  geringerer  Bedeutung,  so  dass  es 
genügen  mag,  hie  und  da  auf  dasselbe  zu  verweisen;  die  longobardischen 
Fürstenthümer  können  wir  ganz  ausser  Acht  lassen.  Wir  werden  uns  dabei 
auf  die  ältere,  bis  zum  Anfange  des  zwölften  Jahrhunderts  reichende  Zeit  be- 
schränken, für  welche  das  Festhalten  an  den  althergebrachten  Formularen 
eine  durchgreifende  Aenderung  des  Gerichtsverfahrens  unwahrscheinlich  macht 

Gehen  wir  zunächst  nur  von  den  Gerichtsurkunden  aus,  so  sind  nebenbei 

■ 

9.  Sarioli  1,  54. 

5.  —  1.  Ein  Eingehen  auf  das  gerichtliche  Verfahren  überhaupt  lag  nicht  in 
mpiner  Absicht;  bei  meinen  Vorarbeiten  hatte  ich  dasselbe  lediglich  so  weit  ins  Auge 
get'asst,  als  es  sich  um  das  jedesmalige  Eingreifen  des  Richters  oder  aber  der  Crtheiler 
bandelte,  welches  ich  hier  zunächst  ganz  unberücksichtigt  lasse;  die  folgenden,  erst  bei 
einer  letzten  Ueberarbeitung  zugefügten  Bemerkungen  stützen  sich  zunächst  nur  auf 
•ine  flüchtige  Durchsicht  ron  Quellenwerken,  welche  mir  unmittelbar  zur  Hand  waren, 
and  einige  zunächst  für  andere  Zwecke  gemachte  Notizen. 
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auch  die  demselben  oberitalischen  Rechtskreise  angehörigen  Prozessformeln 
m  beachten.2  Sie  stimmen  im  allgemeinen  ziemlich  genau  mit  den  Gerichts- 
nrkunden  überein,  und  zwar  durchweg,  wie  sich  mehrfach  ergeben  wird,  mit 
der  spätem  Gestaltung  derselben,  so  dass  sich  schon  daraus  schliessen  lässt, 
wie  das  auch  andere  Gründe  nahe  legen,  dass  jene  Formeln  wahrscheinlich 
erst  im  elften  Jahrhunderte,  keinenfalls  viel  früher  entstanden  sind.  Zuweilen 
erscheint  die  Uebereinstimmung  beider  Arten  von  Quellen  grösser,  als  dass 
sie  sich  nur  aus  der  Gleichheit  des  geschilderten  Vorganges  erklären  Hesse. 
In  solchen  Fällen  werden  wir  wohl  sicher  anzanehmen  haben,  dass  die  Dar- 
stellung des  Verfahrens  in  den  Formeln  in  dieser  bestimmten  Fassung  durch 
die  spater  gebräuchliche  Fassung  der  Gerichtsurkunden  bestimmt  war,  da  das 
unmittelbare  Hervorgehen  dieser  in  allen  ihren  Theilen  aus  der  schon  in  älte- 
ster Zeit  gebräuchlichen  sich  überall  bestimmt  nachweisen  lässt. 

Alle  Gerichtsurkunden  beginnen  mit  der  Angabe  des  Ortes,  der  zu  Ge- 
richte Sitzenden  und  der  übrigen  Anwesenden.  Dann  folgen  die  Angaben  über 
das  Verfahren,  bei  welchen  sich  sogleich  Abweichungen  der  Darstellung  je 
nach  der  Verschiedenheit  des  Falles  ergeben.  Der  Gegenstand  der  Verhand- 
lung ist  dafür  nicht  das  zunächst  massgebende.  So  verschieden  die  Rechts- 
verhältnisse sind,  welche  zu  gerichtlicher  Entscheidung  kommen  können,  so 
lässt  doch  schon  der  Umstand,  dass  gewisse  Bestandteile  der  Gerichtsur- 
kunden sich  in  allen  gleichmassig  finden,  alle  gleichsam  auf  ein  einziges  Grund- 
formular zurückgehen,  darauf  schliessen,  dass  der  Gegenstand  der  Verhand- 
lung eine  durchgreifende  Verschiedenheit  des  Verfahrens  nicht  begründete. 
So  werden  denn  auch  insbesondere  Strafsachen  wesentlich  in  denselben  For- 
men behandelt,  wie  bürgerliche  Streitigkeiten.  Auffallender  noch  ist  die  Er- 
scheinung, dass  überaus  häufig  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  ganz  in  den- 
selben Formen,  wie  Streitsachen,  einer  gerichtlichen  Behandlung  unterzogen 
werden.  Da  aber  sichtlich  die  Formen  des  gerichtlichen  Verfahrens  ursprüng- 
lich durchaus  auf  das  Vorhandensein  eines  Streitverhältnisses  berechnet  sind» 
die  Ausdehnung  derselben  auf  die  Behandlung  unbestrittener  Rechtsverhält- 
nisse demnach  einer  spätem  Entwicklung  angehören  muss,  so  fassen  wir  zu- 
nächst den  normalen  Fall,  das  Verfahren  bei  Rechtsstreitigkeiten  ins 
Auge,  um  damit  später  das  Verfahren  bei  unbestrittenen  Rechtsverhältnissen 
vergleichen  zu  können. 

Die  durchgreifendste  Abweichung  des  Verfahrens  ist  dadurch  bedingt, 
ob  beide  Parteien  sich  dem  Gerichte  gestellt  haben  oder  ob  eine  von  ihnen 
nicht  erschienen  ist.  In  letzterm  Falle  kommt  es  zum  Ungehorsamsverfahren, 
dem  gegenüber  wir  das  Verfahren  in  Anwesenheit  beider  Parteien  als  das 
ordentliche  bezeichnen. 

6.  —  Beim  ordentlichen  Verfahren  wird  zunächst  angegeben,  dass 
genannte  Parteien  vor  Gericht  gekommen  seien  intentionem  oder  altercatio- 
nem  habentes.  Dann  bringt  der  Kläger  seine  Klage  ein;  er  gibt  das  streitige 
Rechtsverhältniss  an,  legt  zuweilen  sogleich  einen  Beweis  für  seinen  Rechts- 


5.-]  2.  Vgl.  S  l 
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ansprach  vor,  und  fordert  den  Beklagten  auf,  denselben  anzuerkennen,  ihm 
Recht  zu  gewähren  oder  die  Beweise,  dass  der  Anspruch  des  Klägers  unbe- 
rechtigt sei,  vorzulegen.  Dabei  wird  häufig  erwähnt,  dass  schon  eine  ausser- 
gerichtliche  Vorverhandlung  stattfand,  der  Beklagte  aufgefordert  wurde, 
Recht  zu  gewähren,  dieser  das  Recht  bestritt  und  daher  die  Parteien  sich 
Bürgschaft  gaben,  den  Streit  in  der  jetzigen  Gerichtssitzung  zum  Austrage  zu 
bringen.  Nicht  selten  übernimmt  auch  der  ursprünglich  Angegriffene  die  Rolle 
des  Klägers,  indem  er  angibt,  dass  der  Gegner  ihn  wegen  eines  Anspruches 
vor  Gericht  geladen  habe,  den  er  nicht  anerkenne. 1  Es  scheint  sich  dabei 
weniger  um  einen  wesentlichen  Unterschied,  als  um  eine  Willkür  bei  der  Fas- 
sang der  Urkunden  zu  handeln,  deren  Formulare  vorwiegend  darauf  berechnet 
gewesen  zu  sein  scheinen,  dass  die  klagende  Partei  auch  die  siegende  sei;  mit 
Röcksicht  darauf  wird  man,  wo  das  nicht  zutraf,  formell  den  Angegriffenen 
als  Kläger  dargestellt  haben. 

Es  folgt  dann  die  Antwort  des  Beklagten.  Diese  kann  sogleich  eine 
Professio,  eine  Einräumung  des  Anspruches  des  Klägers  sein.  Oder  der  Be- 
klagte läugnet  denselben;  dann  kommt  es  zum  Beweis  verfahren,  auf  das 
wir  nicht  näher  eingehen.2  Als  das  Endziel  erscheint  dabei  wenigstens  nach 
den  spätem  Gerichtsurkunden  immer  die  Professio  oder  Manifestatio,  das 
Geständniss,  die  Einräumung  der  einen  Partei,  dass  sie  den  Anspruch  der 
andern  nicht  weiter  bestreite,  indem  sie  denselben  als  im  Rechte  begründet 
und  genügend  bewiesen  anerkennt  oder  wenigstens  zugibt,  dass  ihr  Beweis- 
mittel, durch  welche  die  Behauptung  oder  der  Beweis  der  Gegenpartei  ent- 
kräftet werden  könne,  fehlen.  Die  Professio  schliesst  aber  zugleich  bestimmte 
Verpflichtungen  ein ;  die  unterliegende  Partei  verpflichtet  sich  zu  ewigem  Still- 
schweigen bezüglich  des  von  ihr  zugegebenen  Anspruches  und  ausserdem  sehr 
gewöhnlich  zur  Zahlung  des  doppelten  Werthes  des  Streitgegenstandes  oder 
einer  bestimmt  angegebenen  Geldsumme  oder  des  einen  und  des  andern  für 
den  Fall,  dass  sie  den  Ansprach  nochmals  bestreiten  würde.  Damit  stimmen 
die  Prozessformeln  durchaus  überein;  nur  erfolgt  hier  die  Professio  in  der 
Form  einer  Reihe  von  Fragen  des  Gerichtes  und  zugestehender  Antworten  der 
Partei. 

Mit  der  Professio  war  der  Zweck  der  gerichtlichen  Verhandlung  in  so 
weit  erreicht,  als  jetzt  ein  Streitverhältniss  gar  nicht  mehr  vorlag,  eine  Ent- 
scheidung des  Gerichtes  darüber,  auf  wessen  Seite  das  Recht  sei,  also  an  und 
für  sich  überflüssig  war.  Ebenso  war  eine  weitere  Thätigkeit  des  Gerichtee 
rar  Sicherung  des  anerkannten  Rechtes  gegen  spätere  Anfechtung  nicht  erfor- 


6.  —  1.  t.  B.  945:  Antiq.  It.  I,  4(J3.  2.  Abgesehen  davon,  dass  dieser  rer- 
«ickeltste  Theil  des  Verfahrens  für  die  spätem  Untersuchungen  ohne  Bedeutung  ist. 
oö>r  da  doch  eine  kurze  Andeutung  am  betreffenden  Orte  (Tgl.  insbesondere  das  über 
das  Beweisrerfahren  der  Roraagna  unten  zu  Sagende)  genügen  kann,  war  mir  für  den 
Ausschluss  auch  massgebend,  dass  die  spätem  Gerichtsurkunden  fast  gar  nichts  über 
das  Beweisrerfahren  mehr  enthalten,  sich  hier  die  Entwicklung  in  den  Urkunden  selbst 
nebt  genügend  verfolgen  lisst.  Dagegen  bieten  allerdings  gerade  hier  die  Protessfor- 
»•ta  reichhaltigen  AofschJuss. 
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derlich,  da  die  Professio  eine  bezügliche  Verpflichtung  einschloss,  welche  jeder- 
zeit durch  die  Gerichtsurkunde  zu  erweisen  war.  Allerdings  ergab  sich,  wenn 
der  anerkannte  Rechtszustand  gestört  war,  aus  dem  Zugeständniss  der  unter- 
liegenden Partei  eine  Forderung  der  siegenden  auf  Wiederherstellung  oder 
Sühnung.  Bestand  aber  über  diese  rechtliche  Folge  der  Professio  kein  Wider- 
spruch unter  den  Parteien,  so  war  auch  darüber  eine  Entscheidung  des  Ge- 
richtes nicht  nothwendig ;  durch  unmittelbare  Erfüllung  der  Forderung  oder 
Verbürgung  derselben  war  dem  Rechte  allseitig  Genüge  geschehen.  Es  konnte 
so  der  ganze  Streit  unter  den  Parteien  selbst  ausgetragen  werden,  ohne  dass 
es  überhaupt,  wenn  nicht  etwa  ein  Beweisurtheil  vorhergegangen  war,  zu  einer 
Entscheidung  des  Gerichtes  kam,  der  Antheil  dieses  sich  auf  die  Leitung  des 
Verfahrens  und  die  Beurkundung  des  Vorganges  beschränkte. 

In  früherer  Zeit  scheint  eine  solche  Austragung  ohne  Urtheil  wirk- 
lich üblich  gewesen  zu  sein.  Bei  Klagen  wegen  widerrechtlichen  Besitzes  eines 
Waldes  820  zu  Verona,  einer  Kirche  844  zu  Lucca  ertheilt  der  Beklagte  nach 
Ablegung  seines  Geständnisses  sogleich  die  Reinvestitur,  womit  das  Verfahren 
geschlossen  ist.3  Zu  .Spoleto  814  wird  die  Doppelklage  erhoben,  dass  der 
Beklagte  Grundstücke  widerrechtlich  beanspruche,  und  dass  das  der  Fall  sei, 
obwohl  er  sich  schon  früher  unter  einer  Geldstrafe  verpflichtet  habe,  keinen 
Anspruch  auf  dieselben  zu  erheben.  Während  der  Verhandlung  gesteht  er 
zunächst  zu,  dass  er  kein  Recht  auf  die  Grundstücke  habe;  er  muss  weiter 
gestehen,  dass  er  sie  gegen  seine  Verpflichtung  beansprucht  habe ;  demnach 
muss  er  schliesslich  auch  gestehen,  die  bestimmte  Geldstrafe  verwirkt  zu 
haben.  Die  Sache  wird  dann  dadurch  verwickelter,  dass  ein  Schwager  des 
Beklagten  unter  entsprechenden  Verhältnissen  auf  einen  Theil  der  Grundstücke 
Anspruch  hat,  was  der  Beklagte  ebenfalls  zugesteht  Ueberall  erscheint  das 
Gericht  nur  als  leitend,  ohne  ein  Urtheil  zu  sprechen;  die  Zahlung  der  einge- 
standenermassen  verwirkten  Geldstrafen  wird  verbürgt ;  dann  von  den  Parteien 
selbst  auf  Grundlage  der  Geständnisse  der  Streitgegenstand  getheilt;  das 
Verfahren  schliesst  mit  einem  dem  Gerichte  abgelegten  Geständnisse  der  Par- 
teien, dass  sie  jetzt  allseitig  wegen  dieser  Sache  keine  Ansprüche  mehr  gegen- 
einander zu  erheben  haben.4 

7.  —  Für  diese  frühere  Zeit  hat  nun  aber  auch  die  Angabe,  dass  das 
Beweisverfahren  immer  mit  einer  Professio  der  einen  Partei  schliesse,  noch 
keine  Gültigkeit  Die  Fälle  einer  Professio  sind  die  seltenern;  es  scheint 
kein  besonderes  Gewicht  auf  dieselbe  gelegt  worden  zu  sein;  wo  sie  erwähnt 
wird,  scheint  sie  weniger  erstrebt  als  von  der  Partei  aus  eigenem  Antriebe 
gegeben  zu  sein.  Gewöhnlicher  ist  in  der  frühern  Zeit  dass  auf  das  Beweis- 
verfahren ein  Urtheil  des  Gerichtes  folgt,  eine  Entscheidung,  welche  von  den 
entgegenstehenden  Behauptungen  nach  Massgabe  des  Beweises  wahr  und  dem- 
nach Rechtens  sei.  Es  tritt  das  sehr  deutlich  dadurch  hervor,  dass  die  Ur- 
theilsformel  selbst  unmittelbar  an  den  erbrachten  Beweis  anknüpft  und  auf 

«.-]  8.  Antiq.  It.  1,  461.  Metn.  di  Lucc*  5b,  356.  Vgl.  auch  823:  F»tt«cbi  289, 
4.  Script.  It.  2  b.  361. 
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diesen  Bezug  nimmt;  es  heisst:  Dato  sie  sacramento  oder  relectitm  precep- 
tum  et  ipsa  cartola  oder  post  hunc  saeramentum  factum  et  omnia  veritate 
per  ipsos  festes  inquisita  oder  dum  hec  omnia  ab  ordme  factum  fuisset  et 
dictas  sagramentas  deductas  oder  inquisitione  facta  paruit  nobis  et  iudi- 
cavimus  usw. 1 

Jn  der  frühern  Zeit  erfolgt  demnach  in  der  Regel  die  Entscheidung  des 
Rechtsstreites  entweder  durch  Bekenntnis*  der  einen  Partei  oder  aber  durch 
Urtheil  des  Gerichtes.  Doch  kommt  auch  schon  Geständniss  und  Urtheil 
bei  derselben  Sache  vor.  Einmal  machte  die  Professio  an  und  für  sich  oft  eine 
weitere  Entscheidung  des  Gerichtes  nicht  entbehrlich.  Gab  sie  auch  die  Wahr- 
heit der  vom  Gregner  vorgebrachten  Behauptung  zu,  so  ergab  sich  daraus 
keineswegs  immer  unmittelbar  auch  die  rechtliche  Folge  eines  solchen  Zuge- 
ständnisses. Nur  zuweilen  enthält  die  Klagbitte  in  dieser  Beziehung  eine  be- 
stimmte Forderung.  80  wenn  874  der  Vertreter  des  Fiskus  behauptet,  die 
Beklagte  habe  sich  verheirathet,  obwohl  sie  Nonne  sei;  uvule  secundum  legem 
persona  eius  sirnul  et  substantia  parti  palatii  pertinere  debet.2  Gewöhn- 
lich aber  enthält  die  Klage  wenigstens  in  ihrer  urkundlichen  Fassung  entweder 
gar  keine  Klagbitte,  sondern  einfach  die  Behauptung  eines  bestrittenen  Rechts- 
verhältnisses mit  dem  Erbieten,  dasselbe  zu  erweisen,  oder  aber  die  Klagbitte 
beschränkt  sich  auf  die  allgemeine  Forderung  an  den  Beklagten,  Recht  zu  ge- 
währen, oder  an  das  Gericht,  Recht  zu  schaffen.  Wurde  die  Behauptung  zu- 
gestanden, so  konnte  es  selbstverständlich  sein,  was  nun  Recht  sei,  oder 
wenigstens  ein  Einverständniss  der  Parteien  darüber  bestehen,  wie  das  im 
Zugestandnisse  schon  wohl  bestimmt  ausgedrückt  ist;  es  konnte  dann,  wie  wir 
sahen,  jede  Entscheidung  des  Gerichtes  fortfallen.  War  das  nicht  der  Fall,  so 
war  auch  nach  der  Professio  noch  ein  Urtheil  des  Gerichtes  darüber  nöthig, 
was  nun  auf  Grundlage  derselben  Recht  sei.  Es  ist  das  in  der  Professio  wohl 
ausdrücklich  vorgesehen.  Das  Kloster  Farfa  klagt  798  gegen  den  Herzog  von 
Spoleto  wegen  Uebergriffe  seiner  Leute;  der  Herzog  räumt  diese  schliesslich 
ein  und  fügt  hinzu :  Ego  volo  exinde  ad  partem  monasterä  iustitiam  facere 
sicut  mihi  iudicatis;  worauf  das  Gericht  auf  Rein vestitur  und  Verbürgung 
der  Busse  erkennt.3 

Aber  man  hat  doch  schon  früh  auch  dann,  wenn  nach  Beseitigung  des 
Streitverhältnisses  durch  die  Professio  ein  Zweifel  über  das,  was  daraufhin 
Rechtens  sei,  nicht  füglich  bestehen  konnte,  Werth  darauf  gelegt,  dass  das 
durch  ein  Urtheil  des  Gerichtes  ausdrücklich  anerkannt  werde.  So  schon  715; 
der  Bischof  von  Siena  gibt  zu,  auf  Kirchen,  welche  er  dem  Bischöfe  von  Arezzo 
bestritt,  gar  kein  Recht  zu  haben.  Darauf  erfolgt  dann  das  Urtheil,  dass  der 
Bischof  von  Arezzo  dieselben,  wie  bisher,  besitzen  und  der  Bischof  von  Siena 
sie  ihm  nicht  mehr  bestreiten  solle ;  wie  sich  das  auch  ohne  Urtheil  aus  dem 
Geständnisse  ergeben  hätte.4  Die  Kirche  von  Pisa  nimmt  796  mehrere  Per- 


7.  -  1.  840-884:  Mem.  di  Lucca  5b,  337.  4c.  64.  4b,  65.  Lupus  1,  699. 
Antiq.  It.  2,  973.  Ausführlichere  Angabe  der  Entscheidungsgründe  824:  Tiraboschi 
Noo.  2,  43.       2.  Script.  It.  2b,  943!       8.  F.tteachi  284.       4.  Antiq.  It.  6,  383. 
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sonen  als  unfrei  in  Anspruch,  welche  das  schliesslich  zugestehen,  worauf  durch 
Urtheil  erklärt  wird,  dass  sie  Unfreie  der  Kirche  bleiben  sollen.5  Im  folgenden 
Jahrhunderte  werden  dann  solche  Urtheile,  welche  wesentlich  nur  den  Inhalt 
der  Professio  wiederholen,  immer  häufiger,  so  dass  schliesslich  das  Verfahren 
sich  dahin  feststellt,  dass  auf  jede  Professio  noch  ein  Urtheil  des  Gerichtes 
folgen  muss. 

Stützte  sich  aber  andererseits  in  früherer  Zeit  das  Urtheil  sehr  gewöhn- 
lich unmittelbar  auf  das  Beweisverfahren,  ohne  dass  eine  Professio  vorherge- 
gangen war,  so  wird  es  jetzt  auch  üblich,  dass  jedem  Urtheil  eine  Professio 
vorhergehen  muss.  Schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts 
findet  sich  nur  noch  selten  ein  Beispiel  für  ein  Urtheil  ohne  Professio;  das 
letzte  ist  mir  919  aufgefallen.6  Dem  entspricht,  dass  die  Urtheilsformel  statt 
wie  früher  auf  die  eingebrachten  Beweise,  so  jetzt  auf  das  Bekenntniss  als 
Grundlage  des  Urtheils  Bezug  nimmt;  es  heisst:  Cum  ita  semel  et  bis  pro- 
fiteretur  oder  cum  ipse  N.  taliter  asser wisset  oder  cum  taliter  professus  et 
manifest us  fuisset  oder,  wie  später  die  Formel  fast  ausnahmslos  lautet,  his 
actis  et  manifestatione  ut  supra  facta  —  iudicaverunt,  ut  iuxta  eorum 
altercationcm  et  eiusdem  N.  professional  seu.  manifestationem  das  und 
das  Recht  sei. 

8.  —  Daraus  ergibt  sich  nun  eine  gleichmassige  Behandlung  von  Fällen, 
bei  welchen  man  früher  in  verschiedener  Weise  vorging;  kam  es  bei  dem 
frühern  Verfahren  gewöhnlich  nur  zum  Bekenntniss  oder  zum  Urtheile,  so 
finden  sich  jetzt  beide  vereint.  Es  scheint  das  aber  zusammenzuhängen  mit 
einem  im  Laufe  der  Zeit  sich  mehr  und  mehr  geltend  machenden  Streben  nach 
Verallgemeinerung  der  Formulare,  es  scheint  sich  weniger  um  eine 
Aenderung  des  Verfahrens  selbst,  als  der  Darstellung  desselben  in  den  Ur- 
kunden zu  handeln.  Eine  nur  oberflächliche  Vergleichung  zeigt,  dass  die  Ge- 
richtsurkunden der  longobardischen  und  der  fränkischen  Zeit  viel  mannich- 
faltiger  und  in  der  Regel  auch  ausführlicher  sind,  als  die  des  zehnten  und 
elften  Jahrhunderts,  dass  jene  demnach  unzweifelhaft  die  Besonderheiten  des 
Einzelfalles  viel  getreuer  darstellen,  als  diese,  dass  in  dieser  Richtung  zweifel- 
los ein  Rückschritt  hervortritt  Denn  als  solchen  können  wir  es  doch  nur  be- 
zeichnen, wenn  die  allmähligen  Aenderungen  der  Formulare  dahin  gehen,  die- 
selben so  zu  gestalten,  dass  sie  einer  möglichst  grossen  Anzahl  von  Fällen 
entsprechen,  den  Notar  der  Mühe  überheben,  das  für  den  Einzelfall  geeignetste 
auszusuchen,  und  das,  was  er  selbststandig  abfassen  muss,  auf  ein  möglichst 
geringes  iMass  beschränken. 

Das  Hess  sich  einmal  dadurch  erreichen,  dass  man,  so  weit  der  Hergang 
das  irgend  gestattete,  das  was  früher  in  verschiedenen  Formeln  getrennt  vor- 
kam, in  ein  und  derselben  Formel  zu  vereinigen  suchte.  Wir  gaben  schon 
früher  Beispiele,  wie  das  bezüglich  einzelner  Ausdrücke  der  Fall  war. 1  Hier 
zeigt  sich  nun  auch  ein  ähnliches  Zusammenwerfen  verschiedener  Handlungen. 

7.—)  5.  Antiq.  It.  3,  1015.       6.  Lupu*  2.  114. 
-  1.  VgL  §  2. 
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wie  das  eben  ohne  wesentliche  Aenderung  des  Vorganges  selbst  möglich  war. 
Denn  da  zur  Professio  nicht  gerade  eine  ausdrückliche  Anerkennung  des 
Rechtes  des  Gegners  nöthig  war,  da  das  Bekenntniss  genügte,  dass  man  keine 
Mittel  habe,  den  eigenen  Anspruch  der  Behauptung  oder  dem  eingebrachten 
Beweise  des  Gregners  gegenüber  weiter  zu  vertheidigen,  so  konnte  ein  solches 
Geständniss  immer  als  wenigstens  stillschweigend  beim  Schlüsse  des  Beweis- 
verfahrens gegeben  angenommen  werden,  es  fand  keine  Schwierigkeit,  dasselbe 
immer  einzufügen;  mag  sich  nun  zuerst  der  thatsächliche  Brauch  dahin  aus- 
gebildet haben,  dass  immer  ein  ausdrückliches  Geständniss  verlangt  wurde, 
mögen,  was  eben  so  wahrscheinlich  ist,  es  zuerst  die  Notare  gewesen  sein, 
welche  dasselbe  in  jede  Urkunde  einfugten,  was  dann  allmählig  auch  für  den 
tatsächlichen  Hergang  massgebend  geworden  sein  mag.  Konnte  andererseits 
die  Professio  ein  weiteres  Urtheil  allerdings  überflüssig  machen,  so  stand  doch 
auch  nichts  im  Wege,  thatsächlich  oder  formell  immer  noch  ein  Urtheil  darauf 
folgen  zu  lassen.  Sobald  beides  durchgerührt,  waren  diese  Schlussformeln  des 
Verfahrens  für  alle  Fälle  anwendbar.  Auch  die  Prozessformeln  schliessen  sich 
dieser  spätem  Fassung  der  Gerichtsurkunden  durchaus  an ;  auch  in  ihnen  folgt 
immer  auf  die  Professio  das  Judicium. 

Weiter  suchte  man  dann  die  Anwendung  der  Formulare  dadurch  zu  er^ 
leichtern,  dass  man  sie  möglichst  verallgemeinerte,  möglichst  aus  ihnen  fort- 
liess,  was  nur  durch  die  Besonderheit  des  Einzelfalles  bestimmt  war,  nur  das 
beibehielt,  was  möglichst  bei  allen  Fällen  anwendbar  war.  Das  tritt  beispiels- 
weise in  der  Fassung  der  Endurtheile  hervor.  Im  achten  und  neunten 
Jahrhunderte  sind  diese  noch  sehr  manniehfaltig  gestaltet  und  durch  die  Be- 
sonderheiten des  Einzelfalles  bestimmt.  Ergibt  sich  aus  der  Verhandlung  der 
bestehende  Zustand  als  der  im  Rechte  begründete,  so  kann  es  genügen,  wenn 
das  Urtheil  das  im  Interesse  des  Siegers  anerkennt,  erklärt,  dass  er  auch 
ferner  so  fortbestehen  solle,  wobei  in  der  Regel  dem  Unterliegenden  ewiges 
Stillschweigen  auferlegt  wird.  Ist  ein  gestörter  Rechtszustand  wiederzustellen 
oder  zu  sühnen,  so  enthält  das  Urtheil  einen  bezüglichen  Befehl  an  die  unter- 
liegende Partei,  etwa  Vorenthaltenes  herauszugeben,  Verweigertes  zu  leisten, 
die  verwirkte  Strafe  zu  zahlen  oder  Bürgschaft  dafür  zu  bestellen;  oder  eine 
Erklärung,  dass  dieselbe  etwas  zu  erleiden  habe,  etwa  den  Verlust  ihrer  Frei- 
heit oder  Schläge,  wie  dieselben  824  den  Klägern  wegen  leichtsinniger  An- 
klage zuerkannt  werden.2  Dagegen  beschränkt  sich  nun  später  der  Inhalt  des 
Endurtheil8  im  Anschlüsse  an  die  Professio  darauf,  dass  es  den  Inhalt  dieser, 
in  welcher  der  Bekennende  den  Anspruch  des  Gegners  zugesteht  und  sich  ver- 
pflichtet, denselben  nicht  mehr  zu  bestreiten,  wesentlich  nur  wiederholt,  erklärt, 
dass  die  siegende  Partei  das  Angesprochene  habeat  et  teneat  oder  habere  et 
detinere  deberet  und  dass  der  Unterliegende  marteret  exinde  tacitus  et  con- 
tentuSy  ohne  sich  irgend  weiter  über  das,  was  etwa  sonst  in  Folge  der  Ent- 
scheidung zu  geschehen  hat,  auszusprechen.  Allerdings  sind  auch  die  Gegen- 
stande der  uns  erhaltenen  Verhandlungen  weniger  manniehfaltig,  handelt  es 

S.  Tir»bo8ehi  Nun.  2,  41. 
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sich  durchweg  um  das  Eigenthuni  oder  sonstige  Rechte  an  Sachen,  während 
insbesondere  Urtheüe  in  Strafsachen  fehlen ;  aber  trotzdem  ist  die  Verschie- 
denheit der  Fälle  gross  genug,  dass  auch  das  Urtheil  sehr  verschieden  hätte 
gestaltet  sein  können,  thatsächlich  auch  noch  sehr  verschieden  gestaltet  ge- 
wesen sein  mag,  während  die  Notare  sich  mit  Wiederholung  einer  ganz  allge- 
meinen Formel  begnügten.  Um  sie  anwenden  zu  können,  musste  der  Streit- 
gegenstand ihr  oft  künstlich  angepasst  werden.  So  nimmt  1027  der  Herzog 
von  Kärnthen  das  Fodrum  und  andere  öffentliche  Leistungen  von  den  Höfen 
des  Patriarchen  von  Aglei  in  Anspruch,  muss  aber  davon  abstehen.  Um  die 
Formel  anwenden  zu  können,  fasst  das  Urtheil  nicht  zunächst  den  Streitgegen- 
stand ins  Auge,  sondern  eine  gar  nicht  bestrittene  Hauptsache,  jenen  als  Per- 
tinenz  desselben  behandelnd;  es  wird  entschieden,  dass  der  Patriarch  ipsas 
cortes  —  cum  fodro  et  cum  omni  praescripto  habere  et  detinere  debet,  der 
Herzog  darüber  fortan  schweigen  soll. 3  So  scheint  auch  bei  einer  allgemeinen 
Formel  für  einen  Rechtsstreit  um  Freiheit  von  vornherein  nur  desshalb  Haupt- 
gewicht auf  das  Vermögen  gelegt  zu  sein,  damit  das  Urtheil  sich  der  gebräuch- 
lichen Formel  näher  anschliessen  kann:  Uber  homo  est  de  sua  pwsona  et 
abet  et  tenet  ad  proprium  suum  conquisitum  et  P.  —  permaneant  inde 
taciti  et  contenpti.*  Erst  gegen  Ende  des  eilften  Jahrhunderts,  wo  die  Ur- 
kunden wieder  mannigfaltiger  zu  werden  beginnen,  findet  sich  denn  auch  wohl 
wieder  eine  bestimmtere  Angabe,  etwa,  dass  der  Unterliegende  zu  refutiren 
oder  zu  reinvestiren  habe. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Angaben  der  Urkunden  über  die  Aus- 
führung der  Entscheidung.  Enthält  in  den  altern  sehr  gewöhnlich  das  Urtheil 
einen  bezüglichen  Befehl  an  den  Unterliegenden,  so  wird  auch  in  den  Urkunden 
selbst  oft  noch  über  die  Ausführung  berichtet,  angegeben  dass  der  Verurtheilte 
die  Sache  zurückgestellt  oder  die  Zahlung  verbürgt  habe  oder  dass  das  Ge- 
richt ihn  als  Schuldknecht  dein  Sieger  zugesprochen  habe.  Später  fehlen  alle 
solche  Angaben.  Nach  dem  den  Anspruch  des  Siegers  anerkennenden  Urtheüe 
wird  in  der  Regel  unmittelbar  der  Schluss  des  Verfahrens  mit  Finita  est  causa 
angegeben ;  es  folgt  dann  nur  noch  die  Angabe,  dass  das  Gericht  pro  securi- 
tate  des  Siegers  die  Fertigung  der  Urkunde  befahl,  dann  die  Fertigungs- 
formel des  Notar  und  die  Unterzeichnungen  der  Gerichtspersonen.  In  der  Be- 
urkundung der,  oft  die  Verpflichtung  zu  einer  Geldstrafe  einschliessenden 
Professio  und  des  derselben  entsprechenden  Endurtheüs  liegt  die  einzige  Bürg- 
schaft für  den  Sieger,  auf  weiche  in  der  Urkunde  selbst  regelmässig  hinge- 
wiesen wird.  Kommt  dazu  Sicherung  durch  den  Bann,  auf  den  wir  zurück- 
kommen, so  ist  die  Bannformel  gewöhnlich  zwischen  dem  Urtheil  und  der 
Aufforderung  zum  Schreiben  der  Urkunde  eingerückt.  ZuweUen  aber  wird  die 
Verhängung  des  Bannes  schon  unmittelbar  nach  der  Professio  erwähnt5, 
worauf  dann  das  Endurtheil  in  derselben,  sich  nur  auf  die  Professio  beziehen- 

8.—]  8.  Rnbeis  Aquil.  500.  4.  (artularium  Ix>ng.  n.  18.  Vgl.  Gerichtsurk.  Ton  900, 
Antiq.  It.  1.  720,  wo  sich  dieser  enge  An>>chlus>!>  noch  nicht  findet.  5«  996.  1055: 
Beilagen.  Antiq.  It.  3,  645.  So  auch  in  der  allgemeinen  Formel  Mon.  Germ.  L.  4,  604. 
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den  Fassung  folgt;  an  dieser  Stelle  rnuss  das  Unheil  doppelt  überflüssig  und 
nur  gewohnheitsmässig  festgehalten  erscheinen,  da,  wenn  dasselbe  eine  mass- 
gebende Bedeutung  haben  sollte,  die  Anerkennung  des  Rechtes  durch  das 
Urtheil  doch  der  Sicherung  desselben  durch  den  Bann  vorhergehen  musste. 

Danach  bot  fast  nur  noch  die  Darstellung  des  Beweis  Verfahrens  Ge- 
legenheit zu  grösserer  Mannigfaltigkeit.  Aber  die  Urkunden  des  zehnten  un<l 
eilften  Jahrhunderts  bieten  auch  dafür  sehr  wenig;  hie  und  da  finden  sich  einige 
ganz  dürftige  Angaben,  die  zudem  oft  in  die  Klage  und  die  Professio  einge- 
arbeitet sind,  indem  der  Kläger  sich  etwa  sogleich  in  der  Klage  auf  eine  Be- 
weisurkunde  bezieht,  der  Angeklagte  im  Bekenntnisse  die  Beweiskraft  der- 
selben zugibt.  Oft  ist  in  den  Urkunden  von  Beweisen  gar  nicht  die  Rede,  auf 
die  Klage  folgt  unmittelbar  die  Professio.  Es  ist  möglich,  dass  in  solchen 
Fällen  ein  .Streitverfahren  vor  Gericht  gar  nicht  stattfand,  worauf  wir  zurück- 
kommen. Es  ist  aber  immerhin  auch  denkbar,  dass  dem  Bekenntnisse  ein  sehr 
ausgedehntes  Beweisverfahren  vorherging,  der  Notar  sich  aber  seine  Aufgabe 
dadurch  erleichterte,  dass  er  die  Professio  als  unmittelbar  nach  der  Klage 
erfolgt  darstellte,  wie  das  für  den  Sieger,  dem  die  Urkunde  später  als  Beweis- 
mittel dienen  sollte,  an  und  für  sich  gleichgültig  sein  konnte,  da  das  Wesent- 
liche für  ihn  nur  im  Zugeständnisse  des  Gegners  und  im  Urtheile  lag.  So  be- 
schränken sich  denn  die  meisten  dieser  spätem  Gerichtsurkunden  bei  ihrer 
Darstellung  des  Vorganges  wesentlich  auf  die  Angabe  der  Klage,  des  Zuge- 
ständnisses und  des  Urtheils.  In  näherm  Anschlüsse  an  die  sonst  gebräuch- 
lichen Formulare  scheint  es  nur  noch  in  der  Mark  Verona  üblich  gewesen  zu 
sein,  eine  Darstellung  des  Beweisverfahrens  in  die  Urkunde  aufzunehmen. 6 
Davon  abgesehen  haben  vorzüglich  nur  noch  die  wenigen  Urkunden,  welche  in 
ihrer  Fassung  von  den  ständigen  Formularen  überhaupt  mehr  abweichen,  diese 
and  jene  anderweitige  Angaben,  die  dann  um  so  werthvoller  sind,  da  bei  ihnen 
von  vornherein  anzunehmen  ist,  dass  sie  in  ihrer  Fassung  mehr  durch  den 
thatsachlichen  Vorgang  im  Einzelfalle  bestimmt  sind. 

9.  —  Eben  so  einförmig  ist  die  Darstellung  des  Ungehorsams  ver- 
fahren in  den  Gerichtsurkunden.  Es  kann  auffallen,  dass  sich  Urkunden 
dieser  Art  überhaupt  erst  aus  den  spätem  Zeiten  des  neunten  Jahrhunderts 
finden.  Der  Grund  ist  vielleicht  darin  zu  suchen,  dass  man,  da  es  sich  dabei 
nicht  um  endgültige  Entscheidungen  handelte,  in  früherer  Zeit  nicht  gewohnt 
war,  darüber  Urkunden  zu  fertigen.  Beim  ersten  mir  bekannten  Falle  871 
handelt  es  sich  denn  auch  um  ein  ausnahmsweises  Vorgehen;  der  Beklagte  ist 
nicht  von  vornherein  ungehorsam,  sondern  weigert  sich  während  der  Verhand- 
lung Inquisition  statt  Zeugenbeweis  zuzulassen  und  verlässt  das  Gericht;  das 
Beweisverfahren  wird  dann  kraft  des  königlichen  Inquisitionsmandates  fort- 
gesetzt und  auf  Grund  desselben  endgültig  für  den  Kläger  entschieden. 1  Bei 
einem  zweiten  Falle  872  wird  ein  vorläufiges  Vorgehen  gegen  ungehorsame 
Unfreie  durch  Investitur  des  Klägers  erzählt  ;  den  Hauptinhalt  der  Urkunde 


«.  994-1115:  Antich.  Est.  1,  128.  85.  88.  315.  Dondi  4.  41. 
9.  —  1.  Mem.  di  Lucca  4  b,  52. 
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bildet  aber  doch  das  ordentliche  Verfahren,  durch  welches  nachträglich  die 
Sache  endgültig  erledigt  wird.2  Erst  mit  den  letzten  Jahren  des  Jahrhunderts 
beginnen  die  später  sehr  häufigen  besonderen  Beurkundungen  dieser  Art. 

Auch  hier  folgt  auf  die  Angabe  der  Gerichtspersonen  die  Klage.  Diese 
enthält  eine  doppelte  Behauptung;  einmal  einer  widerrechtlichen  Handlung 
des  Beklagten,  am  häufigsten,  dass  er  Eigenthum  des  Klägers  widerrechtlich 
besitze;  dann  dass  derselbe  vor  Gericht  geladen  und  nicht  erschienen  sei. 
Daran  knüpft  sich  dann  die  Klagbitte  um  Sicherung  des  angesprochenen 
Rechts,  in  der  Regel  um  die  Investitur. 

Auf  die  Ladung  wird  beim  ordentlichen  Verfahren  kein  Gewicht  gelegt; 
in  der  Regel  wird  sie  gar  nicht  erwähnt.  Beiläufig  geschieht  es  zuweilen  bei 
der  Klage,  indem  der  Kläger  angibt,  er  habe  den  Beklagten  desshalb  vor 
Gericht  geladen.  Dann  ist  aber  immer  von  einem  Mallare  durch  den  Kläger 
selbst,  nie  von  einem  Bannire  durch  den  Richter  die  Rede,  welches  ja  an  und 
für  sich  nicht  nöthig  war,  wenn  der  Beklagte  der  Aufforderung  des  Klägers  folgte. 
Damit  ist  freilich  nicht  ausgeschlossen,  dass  es  oft  einer  Ladung  durch  den 
Richter  bedurfte,  damit  der  Beklagte  erschien;  aber  in  den  Urkunden  kommt 
das  nicht  zum  Ausdrucke ;  in  Prozessformeln  dagegen  richtet  der  Kläger  auch 
wohl  beim  ordentlichen  Verfahren  die  Forderung  an  den  Richter:  facite  ban- 
nire  ad  placitum. 3 

Beim  Ungehorsamsverfahren  enthält  die  Klage  immer  genauere  Angaben 
über  die  Ladung.  Dabei  wird  nun,  so  weit  ich  sehe,  ein  Mallare  nie  erwähnt, 
was  gerade  nicht  ausschliesst,  dass  das  Verfahren  dennoch  mit  einem  solchen 
begonnen  hatte;  aber  für  die  Feststellung  des  Ungehorsams  scheint  dasselbe 
nicht  in  Betracht  zu  kommen;  der  Kläger  beruft  sich  lediglich  darauf,  dass  er 
schon  mehrmals  über  den  Gegner  klagte  und  der  Richter  denselben  mehrfach 
vergeblich  durch  den  Preco,  oder  durch  einen  Missus  oder  Nuntius,  oder  auch 
durch  Epistolae4  zum  Placitum  habe  rufen  lassen;  ausdrücklich  als  Bannire 
bezeichnet  wird  diese  Ladung  des  Richters  nur  in  einigen  Spoletinischen  Ur- 
kunden.5 Mehrmalige  Klage  und  Ladung  werden  immer  erwähnt,  so  dass 
anscheinend  auf  einmalige  Ladung  noch  kein  Ungehorsarasverfahren  eingeleitet 
wurde.  Auch  nur  einmal  finde  ich  die  Angabe,  die  Beklagten  seien  iam  alia 
vice  geladen,  was  genau  genommen  nur  zweimalige  Ladung  bezeichnen  würde. 
Wo  sich  genauere  Angaben  finden,  ist  immer  von  dreimaliger  Ladung  die 
Rede.  Aber  es  handelt  sich  dabei  nicht  um  wiederholte  Ladungen  nach  län- 
geren Fristen,  sondern  während  ein  und  desselben  Placitum,  welches  hier  die 
ganze  Zeit  bezeichnet,  während  der  der  Richter  am  bestimmten  Orte  zu  Ge- 
richte sass.  So  besonders  deutlich,  wenn  es  897  heisst,  es  sei  geklagt  tarn 
per  multi8  placiti* — et  nwdo  per  tres  rices6;  wie  denn  auch  sonst  wohl 
nebenbei  erwähnt  wird,  dass  schon  auf  früheren  Placitis  vergeblich  geklagt 
sei.  Die  Regel  scheint  gewesen  zu  sein,  dass  es  nöthig  war  per  tres  dies,  an 
drei  auf  einanderfolgenden  Tagen  zu  klagen  und  jedesmal  zu  laden. 7  Es  ent- 

0.-]  2.  Script.  It.  lb,  396.  8.  Mon.  Germ.  L.  4,  602.  4.  Affö  P.  2,  326. 
5.  üghelli  1,  888.  Fatteschi  307.  6.  Mem  di  Lncca  4c.  71.  7.  *.  B.  Antiq. 
It.  1,  966.  3,  731. 
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spricht  dem,  dass  wenn  jemand  sich  verbürgt  hatte,  sich  in  einem  bestimmten 
PJacitnm  zu  stellen,  eine  weitere  Ladung  demnach  nicht  nöthig  war,  er  am 
dritten  Tage  als  ungehorsam  betrachtet  wurde;  so  sagt  935  bei  einem  ver- 
bürgtem Kampf  der  Erschienene:  kodie  est  transacto  die  tertio,  quod  vos 
placitum  teuere  indpistis,  und  lässt  sich  darauf  bestätigen,  dass  er  bereit 
gewesen  sei.8  Doch  scheint  es  auch  üblich  gewesen  zu  sein,  bis  gegen  Ende 
des  Placitum  mit  dem  Vorgehen  zu  warten;  es  wird  dann  täglich  geklagt, 
täglich  durch  den  Gerichtsdiener  geladen;  iandetn  circa  ßnem  placiti  oder 
die  au  fem  septhna  oder  nachdem  per  octo  dies  geklagt,  kommt  es  dann  zum 
Ungehorsams  verfahren. 9  Nur  im  Spoletinischen  heisst  es  wohl,  dass  ad  tria 
placita  oder  ad  tertium  placitum  geladen  sei,  was  längere  Fristen  zulasssn 
würde.»0 

Gesetze  fränkischer  Könige,  welche  in  das  longobardische  Gesetzbuch 
aufgenommen  sind,  kennen  allerdings  längere  Fristen.  So  soll  eine  viermalige 
Mannitio  nach  sieben,  vierzehn,  ein  und  zwanzig  und  zwei  und  vierzig  Tagen 
vorhergehen,  ehe  Bann  gegen  das  Gut  des  Angeklagten  verhängt  wird. 11 
Aber  dieses  Gesetz  gehört  auch  zu  der  bedeutenden  Zahl  derjenigen,  welche 
von  den  spätem  longobardischen  Rechtskundigen  in  den  Glossen  und  derEx- 
positio  zum  Papienser  Rechtsbuche  als  sali  sehe  Kapitel  in  einer  Weise 
bezeichnet  werden,  dass  sich  deutlich  ergibt,  man  halte  sie  für  Longobarden 
nicht  für  verbindlich;  gab  dazu  zuweilen  die  ausdrückliche  Beziehung  zunächst 
auf  .Salier  im  Gesetzestexte  selbst  den  nächsten  Anlass,  so  scheint  doch  mehr- 
fach auch  der  Umstand  massgebend  gewesen  zu  sein,  dass  man  sich  der  that- 
sachlichen  Nichtgeltung  dieser  Gesetze  für  Longobarden  bewusst  war. 12  Da- 
gegen scheint  ein  Gesetz  Lothars,  wonach  bei  einein  Streite  um  Freiheit  drei 
Placita  mit  Zwischenräumen  von  vierzehn  Tagen  versäumt  sein  müssen,  damit 
der  Richter  vorgehen  kann,  auch  später  als  geltend  betrachtet  zu  sein.  Aber 
es  handelt  sich  dabei  um  ein  ausnahmsweises  Verfaluren,  bei  welchem  nicht 
vorläufige  Sicherung  erfolgt,  sondern  endgültige  Entscheidung  auf  Grundlage 
von  Zeugenbeweis. 1 3  In  den  Urkunden  selbst  ist  mir  ein  Hinweis  darauf,  dass 
längere  Fristen  eingehalten  seien,  nie  vorgekommen. 

Nach  vorgebrachter  Klage  wird  die  Wahrheit  der  zweiten  in  ihr  enthal- 
tenen Behauptung  festgestellt;  nämlich  die  mehrmalige  Ladung  durch  ein 
Zeugniss  des  Gerichtes,  dass  man  sich  derselben  erinnere;  die  Nichtanwesen- 
heit  des  Geladenen  durch  öffentlichen  Aufruf  am  Gerichtsorte. 

Dagegen  wird  über  die  Wahrheit  der  ersten  Behauptung  gar  nicht  ent- 

8.  Affö  P.  1.  339.  9.  Antich.  Est.  1,  190.  Antiq.  It.  3,  729.  1,  299.  Alle  Fall« 
gehören  nach  Arezzo,  so  da*s  es  sich  nm  lokalen  Braach  handeln  könnte.  10*  Script» 
It.  lb,  443.  Fatteschi  307.  11.  L.  Pap.  Karol.  M.  27.  12.  VgL  L.  Pap.  Gl. 
und  Exp.  zu  Karol.  M.  45.  76.  77.  100.  108.  Pip.  41.  Lud.  P.  5.  17.  27.  Ej  durfte 
auch  zu  beachten  sein,  da*«  in  der  Exp.  zu  den  karolingischen  Gesetzen  weniger  ron 
den  Meinungen  der  longobardischen  Juristen  die  Rede  ist,  insbesondere  die  Antiqui 
iudices  ei*t  mit  Wido  wieder  häufiger  erwähnt  werden,  man  sich  also  zu  Paria  wohl 
weniger  damit  beschäftigte,  als  mit  dem  Edikt  und  den  neuesten  Gesetzen.  18-  L.  Pap. 
Loth.  79.  80.  Das  Gesetz  scheine  überdies  nur  Kontumaz  des  Klägers  im  Auge  tu 
haben;  die  Exp.  dehnt  das  auch  auf  den  Beklagten  aus. 
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schieden.  Wegen  der  Abwesenheit  des  Beklagten  könnte  sich  eine  solche 
Entscheidung  ohnehin  nicht  auf  ein  Geständnis*  desselben  stützen;  es  wird 
aber  anch  kein  einseitiges  Beweisverfahren  darüber  eingeleitet 14  Die  Fest- 
stellung des  Ungehorsams  bildet  den  einzigen  Ausgangspunkt  für  das 
weitere  Vorgehen  des  Gerichtes,  welches  daranf  gerichtet  ist,  den  sich  zu 
rechtlichem  Austrage  erbietenden  Kläger  gegen  den  Nachtheil  zu  schützen, 
den  ihm  der  fortgesetzte  Ungehorsam  jenes  bringen  könnte,  ohne  über  den 
etwaigen  Rechtsanspruch  dieses  endgültig  zu  entscheiden. 

10.  —  Wird,  wie  gewöhnlich,  in  der  Klage  widerrechtliche  Entwerung 
behauptet  so  geschieht  die  Sicherstellungdes  Klägers  dadurch,  dass 
nach  Feststellung  des  Ungehorsams  der  Richter  dem  Kläger  per  fustem, 
quem  in  sua  teiubat  manu,  die  Investitur  der  angesprochenen  Sachen 
wieder  ertheilt,  wie  er  bisher  damit  investirt  war.  Aber  es  geschieht  das  salva 
querela;  der  Beklagte  kann  sein  etwaiges  besseres  Recht  durch  Anstellung 
einer  Klage  noch  immer  verfolgen. 1  Dabei  findet  sich  in  einer  Spoletinischen 
Urkunde  die  vereinzelte  Angabe,  dass  die  Investitur  erst  nach  fünfzehn  Tagen 
wirksam  wird,  dass  wenn  der  Beklagte  sich  nach  Ablauf  dieser  dem  Gerichte 
nicht  gestellt  haben  und  späterden  Kläger  aussergerichtlich  disvestiren  würde, 
er  eine  angegebene  Summe  zu  zahlen  habe.2  Das  Recht  auf  die  Klage  erlosch 
dann  wohl  erst  mit  Ablauf  der  bezüglichen  longobardischen  Verjährungsfrist 
von  mindestens  dreissig  Jahren;  es  findet  sich  915  der  Fall,  dass  auf  eine 
Sache  geklagt  wird,  über  welche  der  894  gestorbene  Kaiser  Wido  die  Inve- 
stitur unter  Vorbehalt  der  Klage  ertheilt  hatte,  und  dass  unmittelbar  auf 
Rückgabe  der  Investitur  erkannt  wird.3 

Danach  sollte  man  schliessen,  dass  ohne  Rücksicht  auf  die  verflossene 


j  14.  Von  der  oben  n.  13  angeführten  gesetzlichen  Bestimmung  abgesehen  ist 
mir  nur  eine,  übrigens  auch  in  ihrer  sonstigen  Form  sehr  abweichende,  leider  lücken- 
hafte Urkunde  ron  1045  aufgefallen,  in  welcher  es  zwar  nicht  zum  Beweise  des  Klägers 
kommt,  der  sich  zu  solchem  durch  Schwur  oder  Kampf  erbietet,  aber  zu  einem  Inqui- 
sitionsverfahren des  richtenden  Missus,  der  erst  nach  dem  dem  Kläger  günstigen  Er- 
gebnisse desselben  denselben  salva  querela  investirt.  Mem.  di  Lucca  5  c  661.  Da  es 
sich  um  eine  Klage  gegen  den  Bischof  von  Lucca  handelte,  so  dürfte  es  sich  um  ein 
auf  die  alten  Inquisitionsprivilegien  der  Kirchen  zurückgehendes  Vorrecht  handeln.  Doch 
dürfte  das  kaum  dahin  zu  verallgemeinern  sein,  dass  Kirchen  auch  im  Falle  des  Unge- 
horsams nicht  ohne  Inquisitin  disvestirt  werden  dürfen;  wenigstens  geschieht  das  896. 
915.  1082  ohne  dass  eine  vorhergehende  Inquisitio  erwähnt  würde.  Giulini  2,  472. 
Mem.  di  Lucca  5  c,  87.   Lupus  2,  735.  —  Vgl.  auch  §  10  n.  1. 

10,  —  1.  Eine  Abweichung  ist  mir  nur  aufgefallen  bei  einem  1022  im  Bene- 
ven tanischen  gehaltenen  Reichsgerichte;  der  Beklagte  ist  in  einem  spatern  Termine 
ungehorsam;  auf  Befehl  des  Kaisers  wird  nun  der  Kläger  nach  Laut  seiner  Urkunden, 
wonach  also  doch  wohl  der  Beweis  und  nicht  blos  der  Ungehorsam  den  Ausgang  bilden 
wird,  investirt  ad  temf>er  habendem  et  postidendum  et  omnia  quod  vohterxnt  erinde 
faciendum  $ine  unmfcumqtie  requititione.  Script.  It.  1  b,  501.  2,  Fatteschi  304. 
Würde  sich  solches  öfter  nachweisen  lassen,  so  würde  anzunehmen  sein,  der  hervorge- 
hobene Mangel  einer  längeren  Frist  für  die  Wiederholung  der  Ladung  sei  dadurch  er- 
setzt, dass  der  richterliche  Spruch  erst  nach  gewisser  Zeit  wirksam  wurde;  und  das 
würde  wenigstens  dem  spätem  Vorgehen  bei  Verhängang  des  städtischen  und  Reichs- 
banne*  durchaus  entsprechen.       8.  Mem.  di  Lucca  5  c.  87. 
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Zeit  der  spater  sich  dem  Gerichte  stellende  Contumax  einen  Anspruch  darauf 
hat,  zunächst  wieder  in  Investitur  gesetzt  zu  werden.  Auch  nach  einer  allge- 
meinen Prozessformel4  ertheilt  der  Richter  dem  sich  zu  Rechte  erbietenden 
Contumax  die  Reinvestier,  nachdem  er  vorher  rechtlichen  Austrag  verbürgt 
hat;  aber  es  heisst  hier  ausdrücklich,  dass  das  nicht  mehr  geschehen  könne, 
wenn  ein  Jahr  verflossen  sei,  und  zwar  unter  Berufung  auf  das  römische 
Recht5  Ein  bestimmteres  Zeugniss  ist  mir  in  den  Urkunden  nicht  aufgefallen; 
auch  896  erfolgt  in  einem  Falle,  wo  seit  der  gerichtlichen  Disvestitur  wahr- 
scheinlich mehr  als  ein  Jahr  verflossen  war,  die  Reinvestier  an  den  frühern 
Contumax,  aber  freilich  erst  nachdem  festgestellt  ist,  dass  der  frühere  Kläger 
jetzt  ungehorsam  sei.6 

Eine  zweite  Massregel  ist  die  Bannung  des  Vermögens.  Behauptet 
die  Klage  ein  Verbrechen  des  Ungehorsamen,  so  wird  in  genauer  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Bestimmungen  der  Kapitularien  nach  den  Gerichtsurkunden 
das  ganze  Vermögen  desselben  per  fitstem  et  wantonem  in  Bann  gelegt,  ita 
ut  ti  annum  ae  dietn  in  bawnum  iacui88ent,  et  a  parte  publica  venisent.7 
Stellt  er  sich  vor  Ablauf  des  Jahres  dem  Gerichte,  so  wird  der  Bann  nach 
Verbürgung  gerichtlichen  Austrages  durch  Stab  und  Handschuh  wieder  auf- 
gehoben.8 

Nach  einem  Gesetze  Ludwigs  des  Frommen  hätte  die  Bannung  des  Ver- 
mögens, ausser  bei  Klagen  um  Freiheit  und  Erbe,  immer  eintreten  sollen, 
wenn  der  Beklagte  einer  zweimaligen  Ladung  des  Grafen  nicht  folgt.  Danach 
wäre  auch  bei  Klagen  um  Forderungen  der  Bann  anzuwenden  gewesen;  aber 
die  Expositio  erklärt  sich  ausdrücklich  dagegen,  will  den  Bann  auf  Straffälle 
beschränkt  wissen9;  die  Glosse  bemerkt  zwar,  dass  einige  bei  jeder  Klage  die 
Bannung  des  Vermögens  fordern,  scheint  aber  doch  als  Regel  anzunehmen, 
dass  nur  bei  Klagen  um  Missethat  die  Bannung,  bei  dinglichen  Klagen  aber 
die  Investitur  salva  querela,  bei  Klagen  um  Schulden  die  Pfändung  erfolgt. 10 
Die  Pfändung  finde  ich  nur  in  einer  einzigen  Urkunde  erwähnt,  wie  sich 
daraus  erklärt,  dass  es  sich  in  fast  allen  Gerichtsurkunden  um  dingliche  Klagen 
handelt.  Im  Grafengerichte  zu  Piacenza  wird  911  zunächst  geklagt  über  ge- 
waltsame Entwerung  durch  den  Ungehorsamen  und,  nachdem  das  Gericht 
erklärte,  es  habe  ihn  nicht  vorbringen  können  et  etiam  minime  invenimu», 
ubi  eum  pignorare  potuissemus,  der  Kläger  durch  Investitur  salva  querela 
befriedigt  Ist  das  nicht  blos  eine  ungenaue  Ueberflüssigkeit  der  Fassung,  so 


4.  Cartular.  Long.  n.  21.  6.  Ut  legitur  in  vin.  Kbro  codicu.  Es  dürfte  L.  8.  $  3. 
Cod.  7,  39  gemeint  sein.  Dem  entspricht,  worauf  wir  zurückkommen,  durchaus  das 
spatere  Verfahren;  es  erfolgt  Missio  in  possessionera ,  so  dass  nach  Ablauf  des  Jahres 
der  Ungehorsame  nur  noch  sein  Eigenthum  vertheidigen ,  nicht  aber  nur  den  Besitx 
turückTerlangen  kann.  6.  Giulini  2,  472.  Derselbe  Fall  ist  vorgesehen  L.  Pap.  Wido  6. 
Exp.  §  7.  7.  1041.  43:  Meichelbeck  H.  Fr.  1,  510.  Mon.  patr.  Ch.  1,  552.  Nach 
diesen  Beurkundungen,  den  einzigen  mir  bekannten  dieser  Art,  scheint  für  Straffalle 
ein  besonderes  Formular  in  Gebrauch  gewesen  xu  sein,  welches  insbesondere  dadurch 
abweicht,  dass  der  Kläger  nicht  selbst  auftritt,  sondern  der  Richter  über  die  geschehene 
Klage  und  vergebliche  Ladung  berichtet.  8.  L.  Pap.  Lud.  P.  16.  Formel.  9.  L. 
Pap.  Lud.  P.  17.  Exp.  Vgl.  auch  Karol.  M.  27.  10.  L.  Pap.  Lud.  P.  16.  Gl. 
Pieker  Forschungen.  3 
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wäre  die  Pfändung  auch  bei  dinglichen  Klagen  angewandt,  etwa  zur  Sicher- 
stellung des  Ersatzes  von  Schaden  und  Früchten.  Dann  aber  heisst  es  weiter: 
et  pro  eo,  quod  aliis  hominibus  de  ipsis  II.  reclamabant  et  ad  placitum 
eum  habere  non  potiumus,  nee  de  sua  pignora  invenire  non  potuimus, 
tunc  ipse  W.  comes  faste  elevationem,  quod  in  suis  tenebat  manibus, 
Omnibus  casis  et  rebus  iuris  ipsius  H.  pro  singulis  locis  in  finibus  Pla- 
centina  in  bannum  misit,  j>ro  eo  quod  unquam  ad  placitum  minime  eum 
habere  potuit  et  omnibus  cognitum  fecit,  quod  in  bannum  missa  essent.n 
Leider  ist  der  Gegenstand  der  Klagen  nicht  näher  angegeben.  Handelte  es 
sich  um  Klagen  wegen  bürgerlicher  Forderungen,  so  würde  sich  ergeben,  dass 
doch  auch  bei  diesen  mit  Bannung  des  ganzen  Vermögens,  also  insbesondere 
auch  der  Immobilien  vorgegangen  wurde,  aber  erst  dann,  wenn  eine  Pfändung 
von  Mobilien,  welche  eben  das  longobardische  Recht  als  Pignoratio  bezeichnet, 
nicht  zu  bewerkstelligen  war.  Und  ein  ähnlicher  Fall  ist  auch  in  den  Gesetzen 
erwähnt;  wenn  jemand  seine  Mobilien  an  einen  andern  überträgt,  damit  der 
Kläger  sie  nicht  pfänden  kann,  so  soll  sein  Vermögen  gebannt  werden,  res 
eorum  inßscentur,  bis  er  sich  dem  Gerichte  stellt;  stellt  er  sich  nicht  in  Jahr 
und  Tag,  so  ist  nach  dem  Gesetze  Ludwigs  vorzugchen,  das  Vermögen  kommt 
nach  Befriedigung  der  Gläubiger  an  den  Fiscus. 12  Sollte  es  sich  aber,  was 
nicht  gerade  unwahrscheinlich,  in  jenem  Falle  um  Strafsachen  gehandelt  ha- 
ben, so  wäre  etwa  anzunehmen,  dass  wegen  geringerer  Sachen,  welche  nicht 
an  Hals  und  Hand  gingen,  zunächst  mit  Pfändung  von  Mobilien  vorgegangen 
wurde.  Für  Sicherung  von  Forderungen  durch  Einweisung  in  liegendes  Gut 
des  Ungehorsamen  vermittelst  Investitur  ist  mir  nur  in  der  Romagna  ein  ur- 
kundliches Zeugniss  vorgekommen13;  doch  wird  gerichtliche  Einweisung  der 
Gläubiger  in  das  ganze  Vermögen  schon  in  der  älteren  longobardischen  Ge- 
setzgebung erwähnt. 1 4 

Es  muss  auffallen,  dass  bei  allen  Beurkundungen  von  Ungehorsamsver- 
fahren bei  dinglichen  Klagen,  so  weit  dieselben  sich  überhaupt  an  die  ge- 
bräuchlichen Formulare  halten,  ein  Urtheil  gar  nicht  erwähnt  wird,  der 
Richter  nach  Feststellung  des  Ungehorsams  unmittelbar  die  Klagbitte  durch 
Investitur  erfüllt.  Es  Hesse  sich  allerdings  annehmen,  dass  bei  der  Einfachheit 
des  Falles  der  Richter  keines  ausdrücklichen  Urtheiles  des  Gerichtes  bedurfte. 
Erfolgte  dieses  aber  immer  in  dem  eben  so  einfachen  Falle  einer  Professio, 
wird  in  den  Urkunden  der  Romagna  und  des  Spoletinischen  beim  Ungehor- 
samsverfahren die  Investitur  immer  erst  auf  ein  Urtheil  ertheilt,  wird  dann 
ein  solches  Urtheil  auch  wohl  in  longobardischen  Urkunden  erwähnt,  seit  diest 
in  den  spätem  Zeiten  des  eilften  Jahrhunderts  sich  vielfach  nicht  mehr  so  eng 
an  die  alten  Formulare  anschliessen,  so  dürfte  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass 
thatsächlich  ein  solches  Urtheil  auch  früher  immer  erfolgte,  dasselbe  mehr 
zufallig  in  die  Darstellung  der  Urkunden  keiuen  Eingang  gefunden  hatte.  Darauf 
deutet  auch,  dass  von  den  beiden  erwähnten,  übrigens  sichtlich  nach  nächst- 


10.—]  H.  Boselli  1,  290.  12.  L.  Pap.  Lotb,  25.  18.  Fantuzti  2,  72.  14.  Ed. 
Liutpr.  57. 
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verwandten  Formularen  dargestellten  Straflallen,  der  von  1043  ein  Urtheil 
enthält,  nicht  der  von  1041.  Und  dann  würde  sich  daraus  ein  sehr  bestimmter 
Beleg  für  die  Abhängigkeit  der  Prozessfonneln  von  den  Urkunden  ergeben, 
da  auch  jene  beim  Ungehorsamsverfahren  kein  Urtheil  erwähnen. 15 

11.  —  Aus  der  Investitur  durch  das  Gericht  ergab  sich  beim  Ungehor- 
samsverfahren für  den  Besitz  des  Klägers  dieselbe  Sicherheit,  wie  beim  ordent- 
lichen Verfahren  aus  der  Investitur  des  Siegers  durch  den  Besiegten.  Bei 
diesem  ergab  sich  nun  aber  eine  weitere  Sicherung  daraus,  dass  es  später 
üblich  wurde,  dass  der  Zugestehende  sich  zur  Zahlung  einer  Strafe  im  Falle 
weiterer  Anfechtung  verpflichtete.  Das  Streben,  eine  entsprechende  Sicherung 
auch  beim  Ungehorsam  des  Beklagten  zu  gewinnen,  scheint  auf  die  gerichtliche 
Anwendung  des  K  ö  n  i  g  s  b  a  n  n  e  s  geführt  zu  haben.  Denn  bei  den  ersten 
Fällen  des  Ungehorsamsverfahren1  noch  nicht  erwähnt,  wird  er  zuerst  897 
bei  einem  solchen  angewandt  und  findet  sich  dann  ebenso  regelmässig  bei 
jedem  Ungehorsams  verfahren2,  wie  er  bei  andern  gerichtlichen  Verhandlungen 
vor  der  ottonischen  Zeit  nie  vorkommt.  Die  Verhängung  des  Bannes  durch 
den  Richter  wird  nach  Ertheilung  der  Investitur  etwa  mit  deu  Worten  erwähnt : 
Insuper  per  fustem —  misit  bannum  d.  reyis  super  eum  et  super  rem  in 
mancusos  aureos  duo  miüia,  ut  non  sit  aliquis  homo,  qui  mideat  eum  de 
iUa  re  (inquietare  aut  molestarc  vel)  disvestire  sine  legaU  iudicio;  et  st 
qtris  ausus  ftterit  tioc  facere,  componat  predictos  duo  millia  mancusos 
aureos,  medietatem  eamere  d.  repis  et  medietatem  ipsi  et  suis  lieredibus. 

So  weit  dieser  Königsbann,  auf  den  wir  zurückkommen,  zur  Sicherung 
des  Klägers  gegen  den  Beklagten  bestimmt  war,  fehlte  allerdings  bei  Anwe- 
senheit dieses  die  Veranlassung,  ihn  zu  verhängen,  da  diese  Sicherung  dann 
durch  eine  von  ihm  übernommene  entsprechende  Verpflichtung  gewährt  werden 
konnte.  Aber  der  Königsbann  gab  in  so  weit  eine  noch  ausreichendere  Bürg- 
schaft, als  er  immer  ganz  allgemein  gehalten  ist,  gegen  Besitzstörung  nicht 
blos  durch  den  Beklagten,  sondern  gegen  jeden  Dritten  schützt3;  als  weiter 
die  Bannstrafe  in  der  Regel  höher  gegriffen  war,  als  die  in  der  Professio  über- 
nommenen Strafen.  So  wird  er  denn  später,  zuerst  so  weit  ich  sehe  964 4, 
auch  ausser  Ungehorsamsfallen  angewandt,  um  das  durch  Bekenntniss  und 
Urtheil  festgestellte  Recht  zu  sichern.  Dann  fehlt  gewöhnlich  die  auch  sonst 
nicht  immer  erwähnte  entsprechende  Verpflichtung  in  der  Professio.  Doch 
kommt  später  auch  beides  vor.  So  verpflichtet  sich  1045  der  Unterliegende 
«um  Duplum  und  hundert  Pfund  Silber  und  die  Verhandlung  schliesst  mit  dem 
Urtheile;  es  wird  dann  aber  nachträglich  in  demselben  Gerichte  und  wohl  noch 
an  demselben  Tag  ein  Bann  von  tausend  Goldmancusen  nachgesucht  und  er- 


15.  Cartul.  Long.  nr.  20.  21. 

11.  -  1.  871.  896:  Mem.  di  Lucca  4b,  52.  Giulini  2  ,  472.  2.  897-941: 
Mein,  di  Lucca  4  c,  71.  5  c,  640.  183.  186.  Lupus  2,  127.  8.  Ausnahmsweise  wird 
1095  der  allgemeinen  Bannformel  zur  Sicherung  ron  Klosterbesitzungen  noch  eine 
zweite  besondere  hinzugefügt,  welche  insbesondere  Verleihung,  Verpfändung  oder  son- 
stige Verteuerung  durch  irgendwelchen  Bischof  oder  Abt  rerbietet.  Antiq.  It  2,  944. 
4,-Antich.  Est.  1,  143. 
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theilt  und  eine  weitere  Urkunde  darüber  gefertigt.5  Auch  in  ein  und  derselben 
Urkunde  findet  sich  1046  eine  Verpflichtung  auf  das  Duplum  und  zwanzig 
Pfund  Silber  und  ein  Bann  von  zweitausend  Mancusen6;  1055  aber  auch 
Verpflichtung  und  Bann  in  demselben  Betrage  von  hundert  Pfund  Gold. 7 

Der  Bann  gab  nun  auch  ein  Mittel  zum  Schutze  der  bessern  In- 
vestitur des  Klägers,  wenn  dieser  dem  ungehorsamen  Beklagten  nicht  die 
Investitur,  den  rechtmässigen  Besitz  überhaupt  bestritt,  sondern  den  Rechts- 
grund seiner  Investitur.  So  wird  1014  gegen  denContumax  behauptet,  dass  er 
gewisse  Grundstücke  nicht  als  Eigenthura,  sondern  nach  Libell  als  Zinsgut 
eines  Klosters  besitze,  mit  dem  Erbieten,  darüber  zu  Rechte  zu  stehen.  Da 
dem  Beklagten  die  Investitur  zu  Zinsgut  nicht  bestritten  ist,  so  ist  seine  In- 
vestitur nicht  auf  den  Kläger  zu  übertragen,  sondern  die  behauptete  bessere 
Investitur  dieses  zu  schützen,  was  denn  unmittelbar  durch  Verhängung  des 
Bannes  gegen  jeden,  der  das  Kloster  disvestiren  würde,  geschieht.8 

Eine  ähnliche  Anwendung  konnte  der  Bann  finden  bei  Ungehorsam 
des  Klägers.  Hatte  dieser  den  Vorwurf  widerrechtlicher  Entwerung  erhoben 
und  erschien  nicht,  so  war  an  und  für  sich  eine  Thätigkeit  des  Gerichtes  zum 
Schutze  des  Beklagten  nicht  nöthig,  dieser  verblieb  eben  in  seiner  früheren 
Gewere.  So  wird  es  auch  in  Fällen  von  935  und  971  gehalten;  da  der  Kläger 
nicht  zu  finden  ist,  lässt  das  Gericht  unmittelbar  die  Urkunde  fertigen9,  welche 
für  den  Beklagten  nur  desshalb  Werth  hat,  weil  sie  erweist,  dass  er  das  ver- 
bürgte Placitum  eingehalten  hat  und  zum  Beweis  durch  Zeugen  oder  Kampf 
bereit  war.  Da  aber  der  Kläger  doch  die  Absicht  auf  Bestreitung  des  Rechtes 
des  Beklagten  ausgesprochen  hatte,  so  könnte  es  nicht  auffallen,  wenn  man  in 
solchen  Fällen  die  verbleibende  Investitur  ebenso  stärker  durch  den  Bann  ge- 
schützt hätte,  als  sonst  die  gegen  den  ungehorsamen  Beklagten  ertheilte;  es 
dürfte  nur  Zufall  sein,  dass  mir  kein  Beispiel  aufgefallen  ist,  zumal  wir  eine 
ganz  analoge  Anwendung  des  Bannes  beim  Verfahren  bei  unbestrittenen 
Rechtsverhältnissen  finden  werden.  Näher  noch  musste  das  Bedürfniss  beson- 
derer Sicherung  liegen,  wenn  es  sich  nicht  um  Immobilien,  sondern  um  persön- 
liche Klagen  handelte,  bei  welchen  die  durch  die  Investitur  gebotene  Bürg- 
schaft entfiel.  Genannte  Vasallen  klagten  1043  gegen  den  Bischof  von  Como, 
dass  er  ohne  Recht  Abgaben  von  Schweinen,  Schöpsen  und  Wein  von  ihnen 
erhebe.  Da  sie  auf  wiederholte  Ladung  im  Gerichte  nicht  erschienen,  ersuchte 


11. — ]  5.  Antiq.  It.  4,  9.  —  Es  kommt  auch  sonst  wohl  Tor,  dass  der  Bann  erst  spÄter 
auf  Grund  einer  frühern  gerichtlichen  Entscheidung  ertheilt  und  besonders  beurkundet 
wird.  So  1091 :  Lupus  2,  774.  6.  Tiraboschi  Non.  2,  184.  Vgl.  noch  üghelü  3,  628. 
Mittarelli  Ann.  2,  277.  Odorici  5,  37.  7.  Antiq.  It.  3,  645.  Antich.  Est.  1,  167. 
Vgl.  auch  Antiq.  It.  2,  955.  8.  Antiq.  It.  3,  729.  Eine  abweichende  Auffassung 
zeigt  sich  983  im  Spoletinischen ,  Script.  It.  2  b,  977.  Ein  Abt  klagt  auf  Nichteinhal- 
tung einer  Prekarie;  es  erfolgt  ein  Vergleich  und  der  Abt  gibt  dem  Beklagten  die 
Prekarie  zurück;  dann  aber  schützt  der  Richter  das  Recht  des  Abtes  nicht  blos  durch 
den  Bann,  sondern  auch  durch  Investitur,  obwohl  eine  Entwerung  doch  nicht  vorzu- 
liegen scheint.  —  Dass  übrigens  auch  die  Gewere  des  blossen  Nutzeigenthümers  durch 
den  Bann  geschützt  werdeu  konnte,  ergibt  sehr  deutlich  die  allgemeine  Formel  Mon. 
Uerm.  L.  4,  604.       9.  Affu  P.  1,  339.   Antich.  Est.  1,  152. 
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der  beklagte  Bischof  das  Gericht,  zu  verfahren,  wie  es  recht  sei.  Die  Siche- 
rung seines  Anspruches  geschah  dann  durch  einen  Bann,  wonach  jeder,  der 
ihn  an  jenen  Leistungen  beeinträchtige  oder  dieselben  bestreite,  in  die  Bann- 
strafe verfallen  sein  solle. 10 

Mit  der  Sicherung  des  Anspruches  der  gehorsamen  Partei  ist  das  Ver- 
fahren geschlossen;  es  folgt  wie  beim  ordentlichen  Verfahren  die  Aufforderung 
an  den  Notar  zur  Fertigung  der  Urkunde. 

12.  —  Bei  den  bisher  besprochenen  Fällen  handelte  es  sich  um  die  Ent- 
scheidung eines  Rechtsstreites,  der  ja  an  und  Mir  sich  vorliegen  soll,  damit 
von  einer  gerichtlichen  Entscheidung  überhaupt  die  Rede  sein  kann.  Demnach 
rauss  es  auffallen,  dass  es  sich  in  den  spätem  Gerichtsurkunden  überaus  häufig 
am  eine  Entscheidung  über  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  handelt,  dass  ein 
Streitverhältniss  gar  nicht  behauptet  wird,  dennoch  beim  ganzen  Verfahren 
die  Formen  der  Entscheidung  eines  Rechtsstreites  beibehalten  werden.  Es 
handelt  sich  bei  diesem  Verfahren  bei  unbestrittenen  Rechtsver- 
hältnissen zunächst  nicht  dämm,  dass  gewisse  Rechtsgeschäfte  zu  ihrer 
Gültigkeit  eines  Abschlusses  oder  einer  Verlautbarung  vor  Gericht  bedurften. 
Dafür  wäre  die  Form  eines  Rechtsstreites  überflüssig  gewesen,  wie  denn  auch 
manche  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ohne  diese  Form  im  Ge- 
richte vorgenommen  werden,  deren  in  ihrer  Fassung  ganz  abweichende  Beur- 
kundungen wir  den  Gerichtsurkunden,  wie  wir  den  Ausdruck  im  engem  Sinne 
gebrauchen,  nicht  zuzählen.  Und  handelt  es  sich  oft  um  ein  neu  begründetes 
Rechtsgeschäft,  wo  der  Zweck  einer  Verlautbarung  vor  Gericht  mitwirken 
konnte,  so  handelt  es  sich  eben  so  oft  um  längstbestehende  Rechtsverhältnisse, 
für  deren  gerichtliche  Behandlung  von  jenem  Gesichtspunkte  aus  jede  Veran- 
lassung fehlen  würde.  Das  Gewicht  wurde  offenbar  nicht  auf  die  gerichtliche 
Behandlung  überhaupt,  sondern  auf  die  besondere  Form  gelegt;  der  Zweck 
war  offenbar  der,  auch  für  ein  unbestrittenes  Rechtsverhältniss  die  besondere 
Sicherstellung  zu  gewinnen,  welche  sich  für  ein  bestrittenes  aus  der  gericht- 
lichen Entscheidung  ergab. 

Dieser  Brauch,  auch  über  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  ein  gericht- 
liches Verfahren  einzuleiten,  scheint  sich  allmählig  entwickelt  zu  haben. 
In  allen  Gerichtsurkunden  der  longobardischen  und  frühem  fränkischen  Zeit 
handelt  es  sich,  so  weit  ich  sehe,  immer  um  ein  thatsächlich  bestrittenes 
Rechtsverhältniss;  nicht  blos  tritt  der  Kläger  mit  der  Behauptung  auf,  dass 
der  Beklagte  sein  Recht  bestreite  oder  verletzt  habe,  sondern  es  lässt  der 
Vorgang  auch  durchweg  deutlich  erkennen,  dass  der  Beklagte  Willens  ist, 
seinen  entgegenstehenden  Anspruch  im  Gerichte  festzuhalten;  es  fehlen  die 
später  so  häufigen  Fälle,  bei  welchen  auf  die  Klage  unmittelbar  die  Professio 
des  Beklagten  erfolgt  Bei  einigen  der  früheren  Fälle,  in  welchen  unbestrittene 
Rechtsverhältnisse  vor  Gericht  gebracht  werden,  fehlen  denn  auch  noch  die 
dem  Verfahren  bei  Streitsachen  entsprechenden  Formen ;  es  macht  den  Ein- 
druck, dass  man  nach  einer  grösseren  Sicherung  durch  gerichtliche  Anerken- 


10.  üghHIi  5,  287. 
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nung  strebte,  aber  eine  bestimmte  Form  dafür  noch  nicht  gefunden  war.  Im 
Hofgerichte  903  wird  den  Gerichtspersonen  eine  ältere  Schenkungsurkunde 
vorgelegt  und  diese  wörtlich  in  die  Gerichtsurkunde  aufgenommen;  in  dieser 
ist  dann  aber  von  einem  weitern  Verfahren  des  Gerichtes  gar  nicht  die  Rede ; 
es  folgt  unmittelbar  die  Angabe  des  Notar,  dass  er  die  Urkunde  auf  Befehl 
des  Pfalzgrafen  und  der  Richter  geschrieben  habe,  dann  die  Unterschriften 
dieser. 1  Der  Werth  liegt  also  einfach  in  der  durch  das  Gericht  beglaubigten 
Transsumirung.  Etwas  weiter  geht  der  Vorgang  898,  wo  nach  Verlesung  der 
Urkunden  auf  Frage  des  Grafen,  wie  sie  sonst  in  den  Gerichtsurkunden  nicht 
erwähnt  wird,  zuerst  die  Gerichtsbeisitzer,  dann  alle  Anwesenden  erklären, 
dass  die  Urkunden  gut  und  das  Kloster  rechtlicher  Besitzer  sei.2  Man  hatte 
hier  offenbar  denselben  Zweck  im  Auge,  wie  bei  den  später  so  häufigen  Fällen ; 
aber  manche  formelle  Abweichung  der  Urkunde  von  der  Darstellung  der  ge- 
wöhnlichen Gerichtsurkunden  lässt  erkennen,  das«  man  noch  nicht  überall  ge- 
wöhntwar, eine  solche  Anerkennung  in  die  Formen  eines  Rechtsstreites  zu  kleiden. 

Wollen  wir  uns  vergegenwärtigen,  wie  man  dazu  gelangte,  so  wird  von 
wirklich  bestrittenen  Rechtsverhältnissen  auszugehen  sein.  Diese  führten  zu- 
nächst, wie  in  den  Urkunden  oft  angegeben  wird,  zu  einer  aussergerichtlichen 
Verhandlung  unter  den  Parteien.  Hielten  beide  an  ihrem  Ansprüche  fest,  so 
verbürgten  sie  sich  die  gerichtliche  Austragung.  Es  konnte  sich  aber  auch 
schon  bei  dieser  Vorverhandlung  eine  der  Parteien  dazu  verstehen,  ihren  An- 
spruch aufzugeben.  Gab  das  an  und  für  sich  keinerlei  Bürgschaft  gegen  noch- 
maliges Erheben  derselben  Ansprüche,  so  scheint  man  sich  dagegen  früher 
gesichert  zu  haben  durch  eine  aussergerichtliche  Urkunde,  in  welcher  der 
Gegner  sich  verpflichtete,  von  seinem  Ansprüche  abzustehen  und  im  Falle 
nochmaliger  Geltendmachung  desselben  eine  bestimmte  Strafsumme  zu  zahlen. 3 
Aber  eine  ausdrückliche  gerichtliche  Entscheidung  konnte  doch  grössere  Bürg- 
schaft bieten  und  es  lag  nahe,  dass  der  Angegriffene  auch  bei  aussergericht- 
lichem  Abstehen  des  Gegners  auf  gerichtlicher  Austragung  bestand.  Dann 
war  freilich  eine  Simulirung  nöthig,  nicht  des  Rechtsstreites  selbst,  sondern 
des  Fortbestehens  desselben;  und  ich  möchte  kaum  bezweifeln,  dass  es  sich 
in  den  meisten  der  so  häufig  vorkommenden  Fälle,  wo  der  Klage  unmittelbar 
das  Zugeständnis*  folgt,  wenigstens  in  so  weit  nur  um  die  Simulation  eines 
Rechtsstreites  haudelt.  Dann  aber  war  es  nur  ein  kleiner  Schritt  weiter, 
auch  für  ein  überhaupt  unbestrittenes  Rechtsverhältniss  einen  Streit  zu  simu- 
liren,  um  der  Vortheile  eines  gerichtlichen  Erkenntnisses  theilhaftig  zu  werden. 

Dass  es  sich  nur  um  einen  angeblichen  Streit  handelt,  lässt  sich  natür- 

12.  —  1.  Antiq.  It.  1,  367.  Ein  entsprechender  Kall  898  im  Grafengerichte  zn 
Piaccnta.  Boselli  1,  286.  Ebenda  1,  301  noch  1034  Vorlegung  einer  Urkunde  ohne 
folgendes  Unheil,  wobei  die  Iudices  zunächst,  wie  gewöhnlich,  unterzeichnen,  dann,  wie 
ich  es  nur  hier  gefunden  habe,  nochmals  einzeln  die  Richtigkeit  der  Abschrift  bezeugen. 
2.  Tiraboschi  Non.  2,  73.  3.  Vgl.  814:  Script.  It.  2  b,  361,  wo  in  solche  Strafsummen 
▼erurtheilt,  auf  Zahlung  derselben  dann  aber  nach  Anerkennung  des  Rechts  und  Ent- 
richtung eines  Launegild  verzichtet  wird.  Cartae  conTenientiae  überhaupt  mit  Verpflich- 
tung zu  Geldstrafe  werden  schon  in  den  altern  Gesetzen  mehrfach  erwähnt.  Vgl.  Ed. 
Liutpr.  107.  A*t.  7. 
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fich  unmittelbar  aus  der  Fassung  der  Urkunde  nicht  erweisen ;  es  lässt  nur 
der  Umstand,  dass  der  Beklagte  eine  Verteidigung  gar  nicht  versucht,  un- 
mittelbar nach  der  Klage  ohne  Beweise  vom  Kläger  zu  fordern  eine  Professio 
ablegt,  wie  sich  schon  874  im  Spoletinischen  ein  Beispiel  findet4,  darauf 
schliessen.  In  Einzelfällen  lassen  besondere  Umstände  das  fast  zweifellos  er- 
scheinen. Im  Grafengerichte  zu  Mailand  im  August  892  legt  der  Abt  von 
S.  Ambrogio  die  im  Mai  abgefasste  Urkunde  über  einen  Tausch  mit  der  Kirche 
S.  Johann  zu  Monza  vor  und  knüpft  daran  die  auffalleud  unbestimmt  gehaltene 
Klage:  Set  modo  pars  ipsius  ecclesie  s.  Ioannis  in  alico  de  ipiri  rebus  parti 
iamdicti  monasterii  contradicent ;  unde  querimus  obere  iustitiam.*  Ausser 
dem  Umstände,  dass  unmittelbar  nach  Verlesung  der  Urkunde  der  Vogt  von 
Monza  erklärt,  er  habe  gegen  die  Urkunde  gar  nichts  einzuwenden  und  wolle 
und  könne  die  daraus  für  den  Kläger  sich  ergebenden  Rechte  nicht  bestreiten, 
deutet  noch  anderes  auf  ein  Einverständniss  der  Parteien.  So  ist  es  nicht  sehr 
wahrscheinlich,  dass  so  bald  nach  dein  in  förmlichster  Weise  unter  Zuziehung 
von  Königsboten  abgeschlossenen  Tauschvertrage  derselbe  von  der  einen  Partei 
schon  wieder  sollte  in  Frage  gestellt  sein.  Weiter  war,  da  keine  Reinvestitur 
erfolgt,  der  Kläger  in  Gewere  der  von  ihm  ertauschten  Sachen,  welche  ihm 
zudem  durch  die  Tauschurkunde  und  die  darin  festgesetzte  Strafe  für  jede 
Verletzung  ausreichend  verbürgt  war;  »handelte  es  sich  nicht  lediglich  um  die 
weitere  Bürgschaft  einer  gerichtlichen  Anerkennung,  lag  auf  Seiten  des  Be- 
klagten wirklich  die  Absicht  vor,  den  Tausch  zu  bestreiten,  so  wäre  Grund 
au*  Anstellung  einer  Klage  wohl  nur  für  diesen  gegeben  gewesen.  Endlich 
möchte  noch  zu  beachten  sein,  dass  in  der  Urkunde  selbst  die  Strafe  des 
Duplum  auf  spätere  Anfechtung  des  Tausches  gesetzt  ist,  aber  jede  Andeutung 
fehlt,  dass  der  Beklagte  nun  in  diese  verfallen  sei. 

Wurde  es  aber  einmal  gebräuchlich,  ein  Rechtsverhältniss  gegen  etwaige 
Ansprüche  gewisser  Personen  durch  gerichtliche  Entscheidung  eines  simulirten 
Rechtsstreites  zu  sichern,  so  mochte  man  leicht  unter  sonstigem  Festhalten 
am  Verfahren  davon  absehen,  dass  dieses  ursprünglich  nur  zur  Entscheidung 
streitiger  Rechtsverhältnisse  bestimmt  war,  und  das  Gericht  keinen  Anstand 
nehmen,  auf  die  Behandlung  des  Falles  einzugehen,  auch  ohne  dass  dem,  der 
die  Rolle  des  Beklagten  zu  übernehmen  hatte,  der  Vorwurf  gemacht  wurde, 
dass  er  den  Anspruch  unrechtmässig  bestreite.  Ein  Uebergang  zu  der  später 
gebräuchlichen  Form  findet  sich  da  in  der  Weise,  dass  die  Klage  nicht  mehr 
bestimmt  behauptet,  der  Seheinbeklagte  bestreite  das  Recht  des  Scheinklägers, 
aber  doch  ein  gewisses  Streitverhältniss  durch  die  Angabe  festhält,  man  habe 
gehört,  er  wolle  das  thun.  So  schon  875  im  Spoletinischen :  Audivimus  diceret 
der  Beklagte  habe  eine  Urkunde,  durch  welche  er  eine  Schenkung  an  ein  Klo- 
ster bestreiten  könne;  nesämiis,  si  est  veritas  aut  non;  iudicate  nobis 
winde  iustitiam.6  So  901  zu  Pavia:  Sicut  audivimus,  wollen  der  Bischof 
von  Novara  und  sein  Vogt  behaupten,  dass  ein  uns  geschenktes  Kloster  ihrer 
Kirche  gehöre;  ideo  eire  nos  coniumti,  si  ipsi  winde  aliqitid  dicere  vellent, 

4.  Script.  It.  2  b,  944.       &.  Giulini  2,  469.       6.  Script.  It.  2b,  946. 
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ecce  nos  parati  cum  eis  in  raiione  standum. 7  In  beiden  Fällen  folgt  dann 
unmittelbar  die  Professio.  Doch  setzt  der  Gebrauch  dieser  Klagformel  nicht 
gerade  nothwendig  ein  schon  bestehendes  Einverständniss  der  Parteien  voraus; 
sie  wird  auch  881  in  einem  Falle  angewandt,  wo  zwar  eine  Läugnung  des 
Beklagten  nicht  erwähnt  wird,  aber  vor  seiner  Professio  doch  das  Recht  des 
Klägers  durch  eine  Inquisitio  erwiesen  wird.8 

13.  —  Dann  aber  lässt  man  die  Behauptung  eines  Streitverhältnisses 
ganz  fallen,  hält  aber  übrigens  an  den  Formen  des  ordentlichen  Ver- 
fahrens fest,  welches  insbesondere  das  Vorhandensein  zweier  Parteien  vor- 
aussetzt; der  Scheinkläger  behauptet  einfach  einen  Rechtsanspruch  und  richtet 
an  den  Scheingegner  die  Aufforderung  zu  erklären,  ob  er  denselben  bestreiten 
wolle.  So  schon  877  im  Spoletinischen 1,  wo  überhaupt  dieses  Vorgehen  früher 
üblich  geworden  zu  sein  scheint.  In  oberitalischen  Gerichtsurkunden  finde  ich 
solche  Fälle  erst  im  zehnten  Jahrhunderte2,  wo  nun  ganz  ständige  Formeln 
für  dieses  Verfahren  ausgebildet  werden,  welches  ganz  entsprechend  auch  in 
den  Prozessformeln  vorgesehen  ist. 3  Sie  knüpfen  sich  wohl  zunächst  an  den 
am  häufigsten  vorkommenden  Fall,  dass  es  sich  um  Sicherung  einer  Urkunde 
über  ein  Rechtsgeschäft  handelt.  Die  sonst  beim  ordentlichen  Verfahren  üb- 
liche Erwähnung  der  Gegenwart  beider  Parteien  liess  man  wohl  fallen,  weil 
die  Angabe,  sie  seien  gekommen  altervationem  inter  se  habentes  nicht  mehr 
passte.4  Das  Verfahren  beginnt  damit,  dass  der  Kläger  die,  in  der  Regel 
wörtlich  in  die  Gerichtsurkunde  eingerückte  Urkunde  vorlegt.  Das  Gericht 
fragt  dann,  zu  welchem  Zwecke  er  die  Urkunde  vorlegt.  In  der  Antwort  wird 
nun  allerdings  zunächst  als  Zweck  die  öffentliche  Verlautbarung  angegeben : 
Ideo  istam  cartulam  in  isto  ostensi  iudicio,  ut  ne  silens  appareat  et  nee 
quispiam  homo  dieere  posttit,  quod  ego  eam  oceulte  aut  eonjtudiose  habuis- 
aem.  Daran  schliesst  sich  in  der  Regel  die  Erklärung,  dass  er  das  ihm  Ver- 
briefte zu  Eigenthum  besitze  und  bereit  sei,  gegen  jedermann  davon  zu  Rechte 
zu  stehen:  Omnes  res,  quae  leguntur  in  hac  eartula,  ad  meam  habeo 
et  teneo  proprietatem  et  paratus  sum,  si  ulltts  homo  mihi  eccinde  aliquid 
dieere  vel  agere  aut  causare  vult,  eum  eoad  rationem  standum  et  legitime 
deßniendum.  Diese  Angabe  des  allgemeineren  Zweckes  und  diese  allgemeine 
Aufforderung  finden  sich  nicht  in  den  früheren  Fällen,  bei  welchen  es  auf  Ein- 
leitung ein  Scheinstreites  abgesehen  war,  kommen  bei  diesem  erst  901  vor9 
und  sind  für  denselben  in  so  weit  ganz  unwesentlich,  als  beim  weitern  Ver- 
fahren keinerlei  Beziehung  darauf  vorkommt.  Sie  werden  daher  unabhängig 
davon  ftir  solche  Fälle  entstanden  sein,  wo  eben  die  öffentliche  Verlautbarung 


12.—]  7.  Mon.  patr.  Ch.  1,  98.  Ganz  entsprechende  Ausdrücke  finden  «ich  899-918  zu 
Pari»,  Cremona  und  Verona,  ko  dass  diese  Formel  eine  Zeitlang  weiter  Terbreitet  ge- 
wesen zu  Bein  scheint.  Vgl.  Tiraboschi  Non.  2,  78.  100.  102.  Antiq.  It.  2,  5.  8.  Antiq. 
It.  2,  931. 

13.  —  1.  Script.  It.  2b,  948.  2.  906.  913.  918  usw.:  Affö  P.  1,  340.  Tiraboschi 
Non.  2,  99.  97.  8.  Cartular.  Long.  nr.  17.  18.  19.  Vgl.  auch  die  allgemeine  Urkunden- 
formel Mon.  Germ.  L.  4,  604.  4.  Doch  findet  sie  sich  ausnahmsweise  und  zwar  mit 
dieser  Angabe  9b7:  Antioh.  Est.  1,  145.       6.  Mon.  patr.  Ch.  1,  98. 


Digitized  by  Google 


Ordentliche*  Verfahren  bei  Scheinstreitigkeiten. 


41 


oder  Transsamirung  der  Urkunde  der  einzige  Zweck  war,  wo  dann,  wenn  keine 
Anfechtung  erfolgte,  keine  Veranlassung  zu  einem  weitern  Eingreifen  des 
Gerichtes  geboten  war,  als  dass  dieses  den  Vorgang  beurkunden  Hess.6 

Wollte  man  nun  aber  die  weitere  Sicherung  des  gerichtlichen  Urtheils 
gewinnen,  so  mussten  mit  der  Verlautbarung  die  Formen  eines  Rechtsstreites 
verbunden  werden;  und  dazu  bedurfte  es  eines  bestimmten  Gegners.  Daher 
wendet  sich  der  Kläger  nach  jenen  allgemeinen  Angaben  an  eine  bestimmte 
Person  etwa  mit  den  Worten:  Et  quod  plus  est,  quero,  ut  dicat  iste  N.t  qui 
hic  presens  est,  si  cartula  ista  bona  et  verax  est,  vel  si  res,  que  continen- 
tur  in  cartula,  mihi  contradicere  aut  subtrahere  mdt,  auf  si  iuxta  istam 
cartulam  mihi  proprie  esse  debent  an  non.  Damit  war  nun  Veranlassung 
zu  einer  Professio  gegeben,  welche,  wie  wir  sahen7,  in  dieser  Zeit  regelmässig 
den  Ausgangspunkt  für  ein  weiteres  Vorgehen  des  Gerichtes  bildete. 

Dabei  handelt  es  sich  nun  offenbar  in  den  meisten  Fällen  gar  nicht  um 
irgend  ein  Streitverhältniss,  wie  ein  solches  ja  auch  nicht  behauptet  wird.  Es 
ergibt  sich  das  schon  daraus,  dass  sehr  häufig  derjenige,  welcher  die  Urkunde, 
etwa  über  einen  Verkauf  oder  eine  Schenkung  an  den  Kläger,  selbst  ausstellen 
Hess,  der  Scheinbeklagte  ist,  in  welchem  Falle  auch  die  Klage  gewöhnlich  die 
Aufforderung  enthält  zu  erklären,  si  istam  cartulam  ficri  rogavit.  Und  wäre 
es  auch  möglich,  dass  dieser  später  trotzdem  Ansprüche  erhoben  hätte,  welche 
das  Verfahren  veranlassten,  so  erscheint  auch  das  sehr  häufig  dadurch  aus- 
geschlossen, dass  dieses  Verfahren  oft  fast  unmittelbar  auf  die  Fertigung  der 
Urkunde  folgt.  So  über  Kaiserurkunden  gegen  den  Vogt  des  Kaisers  962  und 
964  am  dritten  und  zweiten  Tage  nach  der  Ausstellung8;  bei  einer  Schen- 
kungsurkunde des  Markgrafen  llugo  an  das  Bisthum  Vercelli  996  erfolgt  das 
Verfahren  sogar  an  demselben  Tage  und  Orte  und  in  Gegenwart  derselben 
Zeugen. 9 

Handelt  es  sich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  um  ein  durch  Ausstellung 
einer  Urkunde  gesichertes  Recht,  so  ist  das  doch  nicht  regelmässig  der  Fall, 
es  handelt  sich  auch  um  Sicherung  von  Erbe  oder  Freiheit10,  ohne  dass 
eine  bezügliche  Urkunde  vorgelegt  wurde,  eine  solche  wohl  gar  nicht  vorhanden 
war.  Man  bediente  sich  aber  auch  dann  derselben,  wohl  zunächst  mit  Rück- 
sicht auf  jenen  häufigsten  und  früher  vorkommenden  Fall  entstandenen  Formel, 
indem  man  nur  alles  aus  derselben  fortliess,  was  sich  unmittelbar  auf  die  Ur- 
kunde bezieht.  Der  Kläger  tritt  unmittelbar  mit  der  Behauptung  auf,  dass  er 
die  und  die  näher  bezeichneten  Sachen  zu  Eigenthum  besitze,  dass  er  bereit 
sei,  jedem  davon  zu  Rechte  zu  stehen,  dass  aber  insbesondere  der  und  der 
erklären  solle,  ob  er  sie  ihm  bestreiten  wolle,  worauf  dann  die  Professio  erfolgt. 

Auch  dabei  handelt  es  sich  in  der  Regel  wohl  nicht  um  ein  wirklich  be- 
strittenes Recht.  Richtet  etwa  der  Abt  von  S.  Ambrogio  1018  wegen  seines 

8.  Vgl.  §  12  n.  1.  7.  Vgl.  S  6.  8.  Mon.  patr.  Ch.  1.  196.  Antich.  Est.  1.  143.  9.  Mon. 
p»tr.  Ch.  1.  305.  307.  10.  Für  Freiheit  ist  mir  eine  Gerichtsurkunde  dieser  Art  ohne 
Vorlegung  einer  Urkunde  nicht  bekannt  geworden:  dagegen  gehört  dahin  die  Prozess- 
fonnel  n.  18. 
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Eigenthum  an  einem  Grundstücke  am  Comersee  die  Aufforderung  an  den  Erz- 
bischuf  von  Mailand,  den  Bischof  von  Como  und  den  Abt  von  S.  Calocero,  so 
ist  nicht  wohl  anzunehmen,  dass  diese  gleichzeitig  sein  Recht  bestritten  haben 
sollten;  namentlich  aufgefordert  sind  gerade  diese  wahrscheinlich  als  die  be- 
nachbarten Grundbesitzer,  von  denen  Anfechtung  am  nächsten  zu  erwarten 
var. 1 1  Bestimmt  ausgeschlossen  erscheint  das  Bestehen  eines  Streites,  wenn 
1081  im  Gerichte  des  Königs  vom  Bischöfe  von  Parma  ein  Hof  an  das  Ka- 
pitel zurückgegeben  wird  und  dieses  nun  unmittelbar  darauf  ein  weiteres  Vor- 
gehen des  Gerichtes  veranlasst,  durch  die  Frage  an  den  Bischof,  ob  er  ihnen 
den  Hof  bestreite.12  Wie  denn  in  diesen  Fällen  schon  die  unmittelbar  folgende 
Professio  auf  ein  Einverständniss  der  Parteien  schliessen  lässt. 

Aber  gerade  der  letzte  Fall  legt  die  Annahme  nahe,  dass  zwar  ein  Streit- 
verhältniss  nicht  bestand,  aber  doch  bestanden  hatte,  welches  der  Bischof 
durch  Zurückgabe  des  Hofs  beendet  hatte.  Und  das  ist  gewiss  in  vielen  dieser 
Fälle  anzunehmen ;  dass  man  sich  zur  Sicherung  des  Eigenthums  gerade  jetzt 
und  gerade  gegen  diese  Person  an  das  Gericht  wandte,  ist  am  leichtesten  zu 
erklären,  wenn  diese  dasselbe  aussergerichtlich  angefochten  hatte  oder  solches 
befürchtet  wurde.  Und  dasselbe  ist  oft  auch  da  anzunehmen,  wo  die  Vorlage 
einer  Urkunde  den  Ausgang  bildet  Wo  diese  unmittelbar  nach  der  Ausstellung 
unter  Aufforderung  an  den  Ausstellenden  selbst  erfolgt,  handelt  es  sich  offen- 
bar nur  darum,  durch  Veröffentlichung  und  gerichtliches  Urtheil  sogleich  mög- 
lichste Sicherung  zu  gewinnen.  Aber  nothwendig  zur  Rechtsgültigkeit  des  in 
einer  vom  Könige  selbst  oder  von  einem  Notar  vor  Zeugen  ausgestellten  Ur- 
kunde bezeugten  Rechtsgeschäftes  war  eine  solche  Vorlage  vor  Gericht  an 
und  für  sich  nicht.  Das  ergibt  sich  wohl  daraus,  dass  diese  oft  lange  nach  der 
Ausstellung  erfolgt  ;  so  für  Urkunden  von  882  und  906  erst  910  und  935 1S, 
wo  also  schon  bald  ohnehin  der  Schutz  durch  Verjährung  hinzukam.  Und 
dann  ergeht  die  Aufforderung  keineswegs  immer  an  den  Aussteller;  hie  und 
da  wohl  an  dessen  Erben  oder  sonstige  Rechtsnachfolger;  oft  aber,  und  auch 
in  Fällen,  wo  es  sieh  um  kurz  vorher  ausgestellte  Urkunden  handelt,  an  Per- 
sonen, welche  zu  jenem  in  keiner  nähern  Beziehung  stehen;  so  901  bezüglich 
einer  Schenkungsurkunde  des  Königs  an  den  Bischof  von  Novara.14  Auch  da 
wird  es  immer  wahrscheinlich  sein,  dass  Zeit  und  Person  durch  eine  ausser- 
gerichtliche  Anfechtung  bedingt  waren. 

14.  —  Man  wird  aber  wohl  noch  weiter  gehen  dürfen;  es  kam  zu  allge- 
meiner Anwendung  des  Formular  auch  bei  Streitsachen.  Wie  man 
in  früherer  Zeit  die  Behandlung  unbestrittener  Rechtsverhältnisse  in  die  Form 
eines  Rechtsstreites  zu  bringen  suchte,  so  scheinen  später  die  Notare  auch  für 
die  Gerichtsurkunden  über  einen  wirklich  im  Gerichte  ausgetragenen  Rechts- 
streit vielfach  das  für  jene  üblich  gewordene  Formular  benutzt  zu  haben.  Es 
erklärt  sich  das  dann  wieder,  wie  bei  früher  besprochenen  ähnlichen  Fällen, 
aus  der  Bevorzugung  der  für  die  verschiedensten  Fälle  brauchbaren  Formulare. 


15.-1  IL  An%  l4-  5-  931  Aehnlich  1001:  Fantuwi  3,  13.  12.  Affo  P,  2.  335. 
18.  Antiq.  It.  2,  6.  Aftt  P.  1,  340.       Ii.  Mon.  patr.  Cb.  1,  98. 
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Nun  passte  allerdings  die  eigentliche  Klagforme],  in  welcher  dem  Beklagten 
der  Vorwurf  unrechtmässigen  Vorenthaltens  gemacht  wurde,  nicht  auf  die 
Behandlung  unbestrittener  Sachen.  Wohl  aber  passte  die  bei  ihr  übliche  For- 
mel der  Behauptung  und  Aufforderung  auch  beim  Vorhandensein  eines  wirk- 
lichen Rechtsstreites,  da  die  Formel  es  eben  ungewiss  Hess,  ob  ein  solcher 
bestand  oder  nicht  Auch  das  Formular,  welches  zunächst  auf  Sicherung  einer 
Urkunde  berechnet  war,  Hess  sich  auf  Rechtsstreitigkeiten  anwenden;  wurde, 
wie  häufig  der  Fall  war,  ein  wirklicher  Rechtsstreit  im  Gerichte  auf  Grund 
einer  Urkunde  entschieden,  so  Hess  sich  die  Gerichtsurkunde  recht  wohl  in  die 
gebräuchliche  Form  bringen,  indem  man  die  siegende  Partei  mit  Vorlage  dieser 
Urkunde  das  Verfahren  eröffnen  Hess.  Denn  der  juristische  Werth  der  Ge- 
richtsurkunde beschränkte  sich  ja  wesentlich  auf  die  Beurkundung  des  Be- 
kenntnisses und  des  Urtheils;  ob  die  Umstände,  welche  die  Professio  veran- 
lassten, mehr  oder  weniger  genau  angegeben  waren,  konnte  da  gleichgültig 
scheinen. 

Urkunden,  welche  sich  wesentlich  auf  Angabe  der  die  Klage  ersetzenden 
Aufforderung,  des  Bekenntnisses  und  des  Urtheils  beschränken,  gestatten  da 
freilich  keinen  Beweis.  Aber  wie  sehr  die  Notare  gewöhnt  waren,  sich  der 
zunächst  für  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  bestimmten  Formulare  zu  be- 
dienen, insbesondere  Professio  und  Urtheil  an  jene  Formel  der  Scheinklage 
anzuknöpfen,  zeigen  einige  Fälle,  in  welchen  die  Urkunden  wirklich  mit  Dar- 
stellung eines  Rechtsstreites  beginnen,  dann  aber  die  gebräuchliche  Aufforde- 
rungsformel einschieben,  um  sich  weiter  jenes  Formulars  bedienen  zu  können, 
obwohl  es  sich  hier  erweislich  um  einen  Rechtsstreit  handelte.  So  klagt  1055 
der  Bischof  von  Luna,  ein  Gaudulf  habe  ihn  unrechtmässig  einer  Burg  dis- 
vestirt  und  erbietet  sich  zum  Beweise  durch  Kampf;  aber  der  Beklagte  steht 
ab  und  ertheilt  die  Reinvestitur.  Nun  erst  geht  die  Darstellung  auf  das  be- 
sprochene Formular  über,  indem  der  Bischof  mit  der  Behauptung  auftritt,  er 
besitze  jene  Burg  zu  Eigen  und  jeden  und  insbesondere  den  Gaudulf  zur  Er- 
klärung auffordert,  ob  er  sie  ihm  bestreiten  wolle. 1  Die  Anwendbarkeit  des 
Formulars  war  dann  wohl  durch  eine  Vertauschung  der  Rollen  des  Klägers 
und  des  Beklagten  bedingt.  So  wird  1013  der  Beklagte  nach  Verwerfung 
einer  falschen  Urkunde  und  nach  Ablegung  des  ihm  durch  Urtheil  des  Gerichts 
zugestandenen  Schwur  mit  Helfern  auf  Urtheil  des  Gerichts  investirt;  dann 
tritt  der  frühere  Beklagte  gegen  den  frühem  Kläger  mit  der  Behauptung  und 
Aufforderung  auf.2  In  beiden  Fällen  war  allerdings  der  Rechtsstreit  schon 
vorher  erledigt,  und  es  Hesse  sich  annehmen,  dass  man  thatsächlich  nun  zu 
grosserer  Sicherheit  noch  ein  weiteres  Verfahren  über  das  nun  unbestrittene 
Rechtsverhältniss  einleitete.  Aber  eben  so  möglich  ist  es,  dass  eben  nur  die 
Darstell ung  des  Notars  diese  Form  wählte,  weil  er  gewohnt  war,  an  diese  die 
früher  noch  nicht  ausdrücklich  erwähnte  Professio  und  das  dieselbe  wieder- 
holende Urtheil  des  Gerichtes  anzuschliessen.  Dafür  spricht  insbesondere  ein 
Fall  von  1027,  wo  ein  solcher  Uebergang  erfolgt,  ohne  dass  schon  ein  Abstehen 


14.  —  1.  Antiq.  It.  3.  645.  Aehnlioh  1013 :  Anticb.  E«t.  1,  88.    2.  Antich.  Ett  1,86. 
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der  unterliegenden  Partei  erwähnt  wäre.  Der  Herzog  von  Kärnthen  klagt 
gegen  den  Patriarchen  von  Aglei  auf  Leistungen  von  den  Höfen  der  Kirche ; 
der  Patriarch  verneint  den  Anspruch,  was  auf  Urtheil  durch  Schwur  des  Vogts 
mit  vier  Helfern  erhärtet  wird.  Nach  dem  sonst  üblichen  Vorgehen  bei  strei- 
tigen Sachen  würde  man  nun  auf  den  Beweis  hin  ein  Bekenntniss  des  Klägers 
erwarten.  Statt  dessen  werden  die  Rollen  vertauscht,  obwohl  der  Gegenstand 
des  Streits  sich  nur  gewaltsam  in  die  gebräuchliche  Formel  einzwängen  Hess, 
der  Patriarch  tritt  mit  der  Behauptung  auf,  dass  er  für  seine  Kirche  Höfe  und 
anderes  besitze,  erklärt,  dass  er  hereit  sei,  jedem  davon  zu  Rechte  zu  stehen, 
und  fordert  insbesondere  den  Herzog  auf,  zu  erklären,  ob  er  jene  Leistungen 
davon  in  Anspruch  nehme. 3  In  diesen  Fällen  könnten  die  der  Aufforderung 
vorhergehenden  Angaben  über  den  Rechtsstreit  ganz  fortfallen,  ohne  dass  der 
Werth  der  Gerichtsurkunde  als  Beweismittel  fiir  das  Recht  des  Siegers  ge- 
mindert wäre.  Kam  man  also  hier  trotz  ausdrücklicher  Erwähnung  des  Rechts- 
streits auf  das  gebräuchliche  Formular  zurück,  so  wird  um  so  eher  anzunehmen 
sein,  dass  wo  der  Notar  sich  von  vornherein  auf  dieses  beschränkt,  dennoch 
ein  Rechtsstreit  vorliegen  mochte.  Wenigstens  in  einem  Falle  ist  das  bestimmt 
nachzuweisen;  in  einer  sich  übrigens  gar  nicht  von  dem  hergebrachten  For- 
mular für  unbestrittene  Rechtsgeschäfte  abweichenden  Urkunde  über  eine 
1054  zu  Zürich  gehaltene  Hofgerichtssitzung  erlaubt  sich  der  Notar  in  der 
Professio  ausnahmsweise  einen  bezüglichen  Zusatz;  der  Beklagte  bekennt,  kein 
Recht  auf  das  Grundstück  zu  haben,  statt  nunc  per  pugnam  dißnita  fuit.* 
Dass  das  Formular  aber  sehr  häufig  so  angewandt  wurde,  werden  wir  schon 
daraus  schliessen  müssen,  dass  von  den  angeführten  Ausnahmsfallen  und  vom 
Ungehorsamsverfahren  abgesehen  in  den  sich  den  herkömmlichen  Fonnularen 
anschliessenden  Urkunden  des  eilften  Jahrhunderts  kaum  noch  eine  eigentliche 
Klage  mit  Behauptung  eines  Streitverhältnisses  vorkommt,  sich  eine  solche 
nur  noch  in  Urkunden  findet,  welche  auch  sonst  in  ihrer  Fassung  von  der  her- 
gebrachten abweichen.  Das  eine  am  allgemeinsten  anwendbare  Formular  für 
unbestrittene  Rechtsverhältnisse  hat  die  andern  verdrängt,  wird  nun  auch  fiir 
Streitsachen  angewandt. 5  Ja  es  scheint  vorzugsweise  nur  noch  fiir  diese  an- 
gewandt zu  sein,  da  sich,  wie  wir  sehen  werden,  für  die  gerichtliche  Sicherung 
unbestrittener  Rechte  noch  eine  andere  Form  gefunden  hatte. 

Der  weitere  Vorgang  ist  bei  unbestrittenen  Rechtsgeschäften  dann  ganz 

14. — J  8.  Rubeis  Aquil.  500.  4.  ArclÜT  *u  Cremona.  5.  Darauf  dürfte  auch  deuten, 
dass  gerade  ein  solches  Formular  in  einer  Ha.  des  Longobardenrechte  als  Gerichteur- 
kunde, Notitia  pro  securitate,  schlechtweg  gegeben  wird.  Auffallend  ist  freilich,  das» 
die  bezüglichen  Prozessformeln  n.  17.  18.  19  gleichfalls  nichts  weiter  enthalten  als  eine 
Umschreibung  und  Auflösung  des  Inhaltes  des  gebrauchlichen  Formulars,  während  doch 
anzunehmen  ist,  dass  sie  gleichfalls,  worauf  auch  die  Überschrift  Qua/iter  tit  Jinis  in- 
Untionis  terre  zu  deuten  scheint,  auch  für  Streitsachen  berechnet  sind,  bei  welchen 
sonst  ein  Formular  nur  für  das  UngehorsamgTerfahren  Torliegen  würde.  Ist  es  auch 
möglich,  dass  wirklich  thatsftchlich  nach  Beendigung  des  Bewcisxerfahrens  immer  noch 
ein  SchlussTerfahren  in  dieser  Form  eingeleitet  wurde,  so  zeigt  sich  doch  jedenfalls  auch 
hier  eine  so  grosse  Abhängigkeit  der  Prozessformeln  von  den  Gerichteurkunden,  da** 
sich  manche  Bedenken  erbeben,  ob  jene  den  wirklichen  Hergang  genau  wiedergeben. 
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derselbe,  wie  wir  ihn  für  die  Entscheidung  von  Streitsachen  angaben,  seit  es 
bei  diesen  üblich  war,  immer  eine  Professio  als  Ausgangspunkt  des  Schluss- 
verfahrens hinzustellen.  Das  Geständniss  folgt  hier  nun  immer  unmittelbar 
auf  die  Klagforderung;  handelt  es  sich  um  eine  Urkunde,  so  wird  zunächst  der 
Aufforderung  gemäss  erklärt,  dass  der  Scheinbeklagte  sie  selbst  fertigen  Hess, 
oder,  wenn  das  nicht  behauptet  wurde,  dass  er  sie  als  echt  und  glaubwürdig 
anerkenne;  dann  oder  unmittelbar,  wenn  eine  Urkunde  nicht  vorgelegt  wurde, 
dass  die  Behauptung  des  Klägers,  er  besitze  das  und  das  zu  Eigenthum,  wahr 
sei,  dass  er,  der  Beklagte,  ihm  dasselbe  nicht  bestreiten  könne  und  wolle  und 
sich  im  Falle  späterer  Bestreitung  zu  angegebener  Geldstrafe  verpflichte.  Es 
folgt  dann  das  Urtheil  ganz  nach  der  früher  angegebenen  Formel6,  dass  der 
Kläger  das  von  ihm  als  Eigenthum  Behauptete  haben  und  besitzen,  der  Be- 
klagte aber  darüber  zu  Stillschweigen  verpflichtet  sein  solle.  Da  das  im  Ur- 
theile  anerkannte  Recht  von  vornherein  unbestritten  und  ungestört  war,  so 
war  mit  dem  Urtheile  selbst  das  Verfahren  beendet.  Und  wenn  später  auch 
bei  Streitfallen  die  früher  üblichen  Angaben  über  einen  Befehl  des  Gerichts 
zur  Wiederherstellung  des  Rechtszustandes  und  über  die  Ausführung  desselben 
fehlen7,  so  ist  der  Grund  wohl  darin  zu  suchen,  dass  eben  die  zunächst  auf  die 
Behandlung  unbestrittener  Sachen  berechneten  Formulare  allmählich  alle  an- 
dern verdrängten. 

15.  —  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  zehnten  Jahrhunderts  und  auch 
dann  zunächst  keineswegs  regelmässig  folgt  noch  die  Sicherung  durch  den 
Bann. 1  Das  Streben  nach  Erlangung  dieses  kann  also  auf  die  Entstehung 
des  Brauches,  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  zu  gerichtlicher  Behandlung  zu 
bringen,  nicht  mitgewirkt  haben;  der  Zweck  des  Verfahrens  kann  zunächst 
nur  die  Erwirkung  von  Geständniss  und  Urtheil  gewesen  sein.  Was  aber  das 
Geständniss  an  und  für  sich  betrifft,  so  erlangte  der  Scheinkläger  durch 
den  Inhalt  desselben  oft  keine  weitere  Sicherheit,  als  ihm  ohnehin  schon  zu 
Gebote  stand.  Es  tritt  das  deutlich  hervor,  wo  es  sich  um  die  Anerkennung 
einer  Urkunde  durch  denselben,  der  sie  ausstellen  Hess,  handelt;  der  ganze 
Inhalt  der  Professio  einschliesslich  der  Verpflichtung  zu  einer  Geldstrafe  war 
dann  oft  in  der  Urkunde  selbst  schon  gegeben.  Auch  kann  der  Werth  dann 
nicht  darin  liegen,  dass  die  Professio  jetzt  öffentlich  vor  Zeugen  geschah; 
denn  so  war  sie  auch  vorher  schon  erfolgt;  wir  sehen  aus  den  Gerichtsformeln, 
dass  der  Beurkundung  eines  Rechtsgeschäftes  eine  entsprechende  öffentliche 
Verhandlung  vorausging,  welche  die  Professio  einschloss,  und  bei  der  eben 
Werth  auf  das  künftige  Zeugniss  gelegt  wurde,  da  der  in  den  Formeln 2  oft 
erwähnte  Schluss  der  Verhandlung  durch  die  Aufforderung:  Totos  voa  rogo, 
sicher  nichts  Anderes  besagen  soll,  als  die  in  den  Gerichtsurkunden  der  Ro- 
magna  oft  vorkommende  Formel :  Voa  umtiea  rogo  \n%o  futuro  teatimonio; 
während  in  den  eigentlichen  Gerichtsurkunden  Oberitaliens,  wie  in  den  diesen 
entsprechenden  Prozessformeln  jede  Andeutung  fehlt,  dass  auf  das  durch  die 


«.  Vgl.  §  8.      7.  Vgl.  S  8. 

14.-1.  Vgl.  S  11  n.  4.       2.  So  Cartul.  Long.  u.  3.  5.  9.  13. 
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Öffentlichkeit  der  Verhandlung  ermöglichte  spätere  Zeugnis«  Gewicht  gelegt 
wird.  Bei  der  schon  erwähnten  gerichtlichen  Behandlung  einer  an  demselben 
Tage  ausgestellten  Urkunde  von  996  sind  alle  Personen,  welche  beim  Gerichte 
sind,  auch  schon  Zeugen  der  Schenkungsurkunde. 3 

Näher  läge  die  Annahme,  dass  die  nochmalige  gerichtliche  Behandlung 
zunächst  erfolgte,  um  das  erworbene  Recht  nicht  bloss  gegen  den  Verzichten- 
den, sondern  auch  gegen  den  Einspruch  jedes  Dritten  zu  sichern,  worauf 
die  allgemeine  Aufforderung  an  Jedermann  zu  deuten  scheint,  welche  der  be- 
sonderen an  den  Scheinbeklagten  vorhergeht.  Aber  wenigstens  den  Haupt- 
zweck hat  man  darin  nicht  gesehen.  Gerade  in  den  früheren  Fällen  solcher 
Scheinprozesse  fehlt  die  allgemeine  Aufforderung;  auch  später  wird  beim  wei- 
tern Verfahren  keine  bestimmtere  Rücksicht  darauf  genommen,  es  wird  gar 
nicht  erwähnt,  dass  Einspruch  eines  Dritten  nicht  erfolgt  ist;  wie  nur  der  Be- 
klagte die  Professio  ablegt,  so  ist  das  Urtheil  auch  nur  gegen  ihn  gerichtet, 
verbietet  nur  ihm  weitere  Anfechtung.  Erst  durch  das  spätere  Hinzukommen 
des  Bannes  war  zugleich  eine  Sicherung  gegen  Dritte  geboten. 

Der  für  alle  Fälle  massgebende  Werth  dieses  Verfahrens  ist  wohl  zu- 
nächst zu  suchen  in  der  Erlangung  gerade  eines  gerichtlichen  Geständ- 
nisses, welches  durch  den  vorhergegangenen  Scheinstreit  provozirt  wurde. 
Wie  sonst,  schloss  dieses  auch  nach  longobardischem  Rechte  einen  spätem 
Läugnungseid  aus;  schon  im  Edikte  Rothars  heisst  es:  null*  liceat,  postquam 
prius  manife8taverity  postea per  sacramentum  negare;  und  die  Expositio 
stellt  das  einem  Urtheile  gleich,  indem  sie  die  Uebereinstimmung  mit  dem  rö- 
mischen Satze:  Con/e^soa  in  iure  pro  itulicatis  haberi  placet,  hervorhebt.4 
Nach  longobardischem  Brauche  erfolgte  auf  Grundlage  des  Geständnisses  über- 
dies noch  immer  ein  ausdrückliches  gerichtliches  Urtheil.  Der  Zweck  war  die 
Erlangung  eines  rechtskräftigen  Urtheils,  welches  dem  Gestehenden 
spätere  gerichtliche  Anfechtung  abschnitt  und  unmittelbar  bei  etwaiger  späterer 
Besitzstörung  gegen  ihn  ausführbar  war. 

Denselben  Zweck  hatte  man  im  Auge  bei  den  später  in  Italien  üblichen 
sogenannten  guarentigiirten  Urkunden,  bei  welchen  durch  Simulirung 
eines  Rechtsstreites  und  dabei  erfolgende  Confessio  in  iure  eine  Vertragsver- 
bindlichkeit nach  Belieben  executorisch  gemacht  werden  sollte. 5  Ich  möchte 
kaum  bezweifeln,  dass  da  ein  unmittelbarer  Anschluss  an  das  geschilderte  Ver- 
fahren der  frühem  Zeit  besteht,  welches  nur  in  die  im  dreizehnten  Jahrhun- 
derte üblichen  Formen  tibertragen  ist.  Denn  wenn  es  sich  in  den  uns  erhaltenen 
Urkunden  der  ältem  Zeit  immer  um  die  Sicherung  von  Rechten  an  Sachen, 
insbesondere  neuerdings  vertragsmässig  erworbenen  handelt,  so  lag  es  wohl 
noch  näher,  die  Beitreibung  vertragsmässig  übernommener  Leistungen  in  ähn- 
licher Weise  zu  sichern ;  waren  solche  simulirte  Rechtsssreite  einmal  bekannt, 
so  wandte  man  sie  doch  höchst  wahrsheinlich  auch  etwa  so  an,  dass  nach 
Abschluss  des  Vertrags  der  eine  Kontrahent  den  andern  vor  Gericht  auffor- 


15.-]  8.  Vgl.  §  13  n.  9.  4.  L.  Pap.  Roth.  365.  Elp.  §2.  6.  Vgl.  Briegleb  Executir- 
proc  1.  40.  65. 
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derte,  zu  erklären,  ob  er  die  und  die  Leistung  schulde,  dieser  dieselbe  einge- 
stand und  dann  das  Gericht  urtheilte,  dass  er  zu  leisten  habe.  Dass  sich  Ge- 
richtsurkunden  dieser  Art  nicht  erhalten  haben,  wird  da  kaum  sehr  ins  Ge- 
wicht fallen;  beim  Fehlen  eines  dauernden  Werthes  fehlte  die  Veranlassung, 
sie  auf  spatere  Zeiten  aufzubewahren,  wie  sich  ja  auch  einfache  Schuldlirkunden 
aus  dieser  Zeit  kaum  erhalten  haben  und  auch  unsere  genauere  Kenntniss  der 
exekutorischen  Urkunden  der  spätem  Zeit  sich  mehr  auf  die  Angaben  der  juristi- 
schen Schriftsteller  und  bezügliche  Bestimmungen  der  Gesetze,  als  auf  erhal- 
tene Urkunden  selbst  stützt.  Eher  könnte  es  auffallen,  dass  sich  keine  bezüg- 
liche Prozessformel  erhalten  hat;  nach  der  einzigen,  bei  der  es  sich  um  Sicherung 
einer  Geldschuld  handelte,  wird  diese  erwirkt  durch  einen  eventuell  wirksamen 
Verkauf  von  liegendem  Gut;  der  Schuldner  stellt  dem  Gläubiger  eine  Ver- 
kaufsurkunde aus,  wogegen  dieser  sich  vor  Gericht  verpflichtet,  bei  Zahlung 
zur  bestimmten  Zeit  die  Urkunde  zurückzugeben,  während  dieselbe  andernfalls 
in  Kraft  bleiben  soll. 6  Also  auch  da  handelt  es  sich  zunächst  um  ein  simu- 
lirtes  Rechtsgeschäft.  Jedenfalls  war  ein  Vorgehen,  wie  es  dem  spätem  Ver- 
fahren bei  exekutorischen  Urkunden  entspricht,  im  allgemeinen  schon  dem 
altern  italienischen  Rechte  eigen;  auch  wenn  dasselbe  in  älterer  Zeit  gerade 
air  Sicherang  von  Forderungen  nicht  angewandt  sein  sollte,  war  die  besondere 
spatere  Anwendung,  für  welche  sich  überdies  im  Verfahren  der  Romagna 
auch  formell  noch  ein  näherer  Ans:hluss  finden  wird,  gewiss  dadurch  vorbe- 
reitet und  veranlasst. 

16.  —  Das  dargestellte  Verfahren  setzt  die  Anwesenheit  eines  Gegners 
voraus  und  es  legt  das  die  Frage  nahe,  ob  eine  Verpflichtung  des  Schein- 
beklagten zum  Geständnisse  oder  überhaupt  nur  zum  Erscheinen  im 
Gerichte  bestand.  Bei  den  sehr  häufigen  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Anerken- 
nung eines  Vertrages  durch  die  eine  der  kontrahirenden  Parteien  handelt, 
konnte  der  Zwang  in  einer  sogleich  beim  Abschlüsse  übernommenen  Verpflich- 
tung liegen,  wie  eine  solche  für  die  spätem  exekutorischen  Urkunden  bestimmt 
nachweisbar  ist. 1  Aber  eine  solche  Annahme  reicht  insbesondere  da  nicht  aus, 
wo  es  sich  um  Anerkennung  althergebrachter  Rechtsverhältnisse  handelt. 
Auch  da  konnte  allerdings  eine  Uebereinkunft  unter  den  Parteien  vorherge- 
gangen sein.  In  aussergerichtlichen  Urkunden,  in  welchen  die  eine  Partei  sich 
unter  hoher  Geldstrafe  verpflichtet,  die  andere  wegen  einer  bestimmten  Sache 
nie  gerichtlich  anzusprechen,  wird  wohl  bemerkt,  dass  dieselbe  dafür  ein 
Launegild  erhalten  habe.2  Auf  Grund  eines  solchen  Abkommens  mochte 
man  dann  ein  gerichtliches  Geständnis»  verlangen.  So  legen  1072  ein  Bischof 
und  ein  Abt  als  Scheinbeklagte  ein  Geständniss  ab  und  erklären  zugleich,  dass 
sie  ad  harte  traruhaethnem  eonßmrandam  als  Launegild  einen  goldenen 
Ring  und  dreissig  Pfund  Silber  erhalten  haben.3  Eine  solche  Leistung  könnte 
allerdings  darauf  schliessen  lassen,  dass  der  Kläger  an  und  für  sich  nicht  be- 


Cartul.  Long.  n.  9. 

M,  -  1.  Vgl.  Briegleb  Executirpr.  66.  2.  1009.  1119:  Tiraboschi  Non.  2,  137. 
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rechtigt  war,  ein  gerichtliches  Geständniss  zu  fordern.  Aber  abgesehen  davon, 
dass  ich  das  nur  in  diesem  Falle  erwähnt  finde,  wird  vereinzelt  nach  gesche- 
henem Geständnisse  und  Verzichte  ein  Launegild  auch  bei  wirklichen  Rechts- 
streitigkeiten der  unterliegenden  Partei  gegeben,  wo  der  Sieger  unzweifelhaft 
auf  jene  an  und  für  sich  Anspruch  hatte.4  Es  könnte  sich  in  den  wenigen 
Fällen,  in  welchen  dem  Gestehenden  ein  Launegild  gezahlt  wird,  recht  wohl 
darum  gehandelt  haben,  dass  derselbe  doch  einige  Ansprüche  hätte  erheben 
können,  die  Leistung  des  Klägers  weniger  durch  die  Ablegung  eines  gericht- 
lichen Geständnisses  überhaupt,  als  durch  den  darin  enthaltenen  unbedingten 
Verzicht  veranlasst  war. 

Es  ist  möglich,  dass  immer  eine  aussergerichtliche  Uebereinkunft  vor- 
ausging; doch  würde  auch  die  Annahme  einer  allgemeinen  Verpflichtung  nicht 
fern  hegen.  In  gewissen  öffentlichen  Gerichtssitzungen  war  ohnehin  jeder  zu 
erscheinen  verpflichtet,  wurde  er  hier  beklagt,  so  musste  er  sich  auf  die  Klage 
einlassen.  Und  eben  bei  dem  allmähligen  Uebergange  von  der  wirklichen  Klage 
zur  Scheinklage,  welcher  zumal  in  den  früheren  Fällen  gewiss  immer  eine 
Uebereinkunft  vorherging,  war  kaum  Veranlassung  geboten,  die  Verpflichtung 
zur  Beantwortung  einer  Scheinklage  in  Frage  zu  stellen.  Stand  dann  das  ganze 
Verfahren  einmal  fest,  so  mag  immerhin  eine  Befugniss  des  Gerichtes  anzu- 
nehmen sein,  den  Aufgeforderten  ebenso  zur  Aeusserung  zu  zwingen,  als  sei 
er  wirklich  beklagt. 

17.  —  Mochte  nun  aber  die  Verpflichtung  eine  allgemeine,  oder  nur  durch 
besondere  Uebereinkunft  begründete  sein,  so  wäre  doch  in  jedem  Falle  auch 
ein  Ungehorsam sverfahren  über  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  denkbar. 
Aber  in  den  für  dieses  sonst  üblichen  Formen  kommt  das  nicht  vor;  die  Klage 
enthält  da  immer  den  bestimmten  Vorwurf,  dass  der  Beklagte  etwas  malo 
ordine  et  sine  lege  besitze  oder  gethan  habe. 1  Es  ist  das  erklärlich,  da  we- 
nigstens in  der  frühern  Zeit  die  Einleitung  eines  Ungehorsamsverfahrens  über 
unbestrittene  Rechte  keinen  Zweck  gehabt  hätte.  In  Abwesenheit  des  Beklagten 
konnte  es  zu  keiner  Professio  und  zu  keinem  endgültigen,  das  Eigenthum  an- 
erkennenden und  für  immer  gegen  den  Beklagten  sichernden  Urtheile  des  Ge- 
richtes kommen ;  und  nur  um  dieses  zu  erhalten  wurde  ja  das  ganze  Verfahren 
eingeleitet.  Der  Zweck  des  Ungehorsamsverfahrens  ging  nur  auf  Wiederer- 
langung der  entrissenen  Investitur;  es  hatte  also  keinen  Zweck,  wo  eine  Ent- 
werung  nicht  vorlag,  eine  Wiedereinsetzung  also  auch  nicht  verlangt  werden 
konnte.2 


16.-]  4.  1046.  1119:  Tiraboschi  Non.  1,  185.  Giulini  5,  548. 

17.  —  1.  Nur  in  dem  oben  §  1 1  n.  8  besprochenen  Ausnahmsfall  ist  nicht  ausdrück- 
lich gesagt,  dass  der  Contumax  das  Recht  des  Klägers  bestreite;  doch  ist  das  wenig- 
stens thats&chlich  nicht  zu  bezweifeln.  2.  Vereinzelt  bittet  der  Bischof  ron  Trient 
mit  seinem  Vogte  1082  um  die  Investitur,  welche  ihnen  auch  ertheilt  wird  $icut  hac- 
tenut  invettiti  futntnt,  obwohl  keine  Entwerung  behauptet,  überhaupt  kein  Kläger  ge- 
nannt wird.  Cod.  Wangian.  19.  Lag  wirklich  keine  Entwerung  Tor,  so  war  es  wohl  nur 
auf  den  der  Investitur  folgenden  Königsbann  abgesehen,  und  der  Notar  hat  sich  dann 
ungeschickt  an  die  für  das  gewöhnliche  Ungehorsamsrerfahren  bestimmte  Formel  ge- 
halten. Auch  1055  findet  sich  ein  Beispiel,  dass  die  Bitte  nur  auf  den  Bann  gerichtet 
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Das  gestaltete  sich  nun  aber  anders,  als  es  seit  dem  Ende  des  neunten 
Jahrhunderts  üblich  wurde,  die  beim  Ungehorsam  ertheilte  Investitur  durch 
den  Königsbann  zu  schützen. 3  Es  hatte  nun  einen  Werth,  unbestrittene  Rechts- 
verhältnisse auch  dann  zur  gerichtlichen  Behandlung  zu  bringen,  wenn  ein 
Beklagter  nicht  anwesend  und  es  desshalb  zur  Professio  und  endgültigem  Ur- 
theile  nicht  kommen  konnte.  Denn  wenn  der  Bann  auch  gegen  künftige  ge- 
richtliche Anfechtung  nicht  schützte,  da  er  eine  solche  nur  sine  legali  iudicio 
verbot,  so  gewährte  er  doch  einen  wirksamen  Schutz  gegen  jede  etwaige 
aussergerichtliche  Disvestitur,  indem  er  dieselbe  mit  einer  hohen  Geldstrafe 
belegte.  Seit  die  Anwendung  des  Königsbannes  sich  ausdehnte,  derselbe  nun 
auch  bei  Anwesenheit  des  Bekhigten  zur  weitern  Sicherung  der  Professio  und 
des  Urtheils  über  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  verhängt  wurde 4,  lag  ein 
Verfahren  nahe,  welches  beim  Fehlen  eines  Beklagten  lediglich  die  Sicherung 
durch  den  Bann  im  Auge  hatte;  seit  dem  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts3 
findet  sich  denn  auch  ein  solches  sehr  häufig.  Es  liesse  sich  als  Ungehorsams- 
verfahren über  unbestrittene  Rechtsverhältnisse  fassen,  dürfte  aber  geeigneter 
nach  dem  einzigen  Ziele  der  Klagbitte  als  Bann  verfahren  zu  bezeichnen  sein. 

Man  konnte  sich  dabei  ganz  an  die  Form  der  Scheinklage  bei  unbestrit- 
tenen Rechtsverhältnissen  halten.  So  in  einem  Falle  1038,  wo  auf  Grund 
einer  Schenkungsurkunde  Eigenthum  behauptet  und  zuerst  jedermann,  dann 
ein  ausdrücklich  Genannter  aufgefordert  wird,  zu  erklären,  ob  er  das  bestreiten 
wolle.  Da  niemand  auftritt,  wird  unmittelbar  der  Bann  ertheilt6;  es  würde 
sich  da  zunächst  um  ein  Ungehorsamsverfahren  gegen  den  namentlich  Aufge- 
forderten handeln. 

Es  wäre  möglich,  dass  von  solchen  Fällen  das  Verfahren  seinen  Ausgang 
genommen  hätte.  Aber  jener  ist  der  einzige  mir  bekannte  Fall  dieser  Art.  Bei 
der  allgemein  üblichen  Form,  welche  sich  schon  in  den  frühesten  Fällen  findet 
und  die  auch  in  die  allgemeinen  Formeln  ganz  übereinstimmend  mit  den  Ur- 
kunden aufgenommen  ist7,  wird  ein  Scheinbeklagter  gar  nicht  genannt.  Es  ist 
das  erklärlich.  Bei  dem  ordentlichen  Scheinprozesse  wurde  Sicherung  gegen 
eine  bestimmte  Person  durch  Bekenntniss  und  Urtheil  erstrebt;  es  musste  also 
natürlich  ein  Scheinbeklagter  vorhauden  sein.  Der  Bann  aber  steht  ausser 
aller  Beziehung  zu  einer  bestimmten  Person,  sichert  ganz  allgemein  gegen 
jeden ;  für  ein  Verfahren,  welches  nur  auf  den  Bann  gerichtet  war,  war  die 
Bezeichnung  eines  einzelnen  Beklagten  überflüssig,  wenn  man  vielleicht  auch 
anfangs  daran  festhielt,  weil  man  für  ein  gerichtliches  Verfahren  an  das  Vor- 
handensein bestimmter  Parteien  gewöhnt  war,  oder  wenn  man,  wie  in  dem 
angerührten  Falle,  trotzdem  etwa  Werth  darauf  legte,  die  Person  zu  bezeich- 
nen, von  der  man  Anfechtung  zunächst  befürchtete. 

Auch  das  regelmässige  Formular  schliesst  sich  dem  für  unbestrittene 

and  eine  Entirernng  nicht  behauptet  ist,  dann  aber  eine  Investitur  folgt,  ohne  Erwäh- 
nung des  Bannes,  aber  mit  der  diesem  eigentümlichen  Strafandrohung.  Würdtwein 
N.  S.  12,  11.  8.  Vgl-  oben  §  11.  4.  So  schon  964:  Antich.  Est.  1,  143.  5.  994. 
1004  usw.:  Antich.  Est.  1.  134.  Antiq.  It.  2.  965.  6.  Antiq.  It.  2.  983.  7.  Cartul. 
Long.  n.  25. 

Ficker  Forschungen.  fc  4 


50 


Verfahren  im   longobardischen  Italien. 


Rechtsfalle  gebräuchlichen  eng  an.  Mit  denselben  Worten,  wie  dort,  behauptet 
der  Kläger,  auch  hier  oft  auf  Grund  einer  vorgelegten  Urkunde,  sein  Eigen- 
thura  an  bezeichneten  Sachen  und  erklärt  sich  bereit,  jedem  darüber  zu  Rechte 
zu  stehen.  Auch  weiter  geht  die  Formel  in  der  Anknüpfung  mit:  Et  quod 
plus  est,  quero,  ut —  noch  in  beiden  Fällen  wörtlich  zusammen;  aber  während 
dann  dort  die  Aufforderung  an  den  Scheinbeklagten  zur  Erklärung  gerichtet 
wird,  geht  sie  hier  unmittelbar  au  den  Richter,  der  um  den  Bann  ersucht  wird, 
ähnlich  wie  beim  sonstigen  Ungehorsamsverfahren  die  Klagbitte  auf  Investitur 
gestellt  wird.  Diese  Bitte  wird  dann  unmittelbar  erfüllt;  mit  auch  sonst  ge- 
bräuchlicher Wendung  heisst  es  sogleich:  Et  cum  taliter  retulitset,  tunc 
ipse  (imssus)  —  nusit  bann  um  usw.,  worauf  die  gewöhnliche  Banuformel  folgt. 

Das  Formular  lässt  in  dieser  oberflächlichen  Fassung,  bei  welcher  an 
dem  sonst  gebräuchlichen  nur  die  Aufforderung  geändert  und  Professio  und 
Urtheil  fortgelassen  sind,  gar  nicht  bestimmter  hervortreten,  was  den  Anspruch 
auf  den  Bann  begründet.  Es  ist  da  von  dem  allgemeinen  Erbieten  des  Klägers 
auszugehen,  wie  es  sich  auch  in  der  frühern  Formel  ebenso  fand,  dort  aber  bei 
dem  weitern  Vorgehen  des  Gerichtes  nicht  weiter  beachtet  wurde.8  Hier  ist 
offenbar  dieses  Vorgehen  dadurch  bedingt,  dass  auf  jenes  Erbieten  hin  niemand 
das  Recht  bestreitet,  demnach  der  etwa  Berechtigte  als  Contumax  zu  be- 
trachten ist.  Im  Laufe  des  eilften  Jahrhunderts  scheint  man  denn  auch  gefühlt 
zu  haben,  dass  die  Formel  da  einer  Ergänzung  bedürfe;  vor  Verhängung  des 
Bannes  wird  mehrfach  ausdrücklich  bemerkt,  der  Bann  sei  ertheilt,  cum  nemo 
8€  ibi  appresentassety  wohl  mit  dem  Zusätze:  qui  exinde —  adversus  ipsum 
—  agere  aut  causare  voltässet.9  Noch  näher  stellt  sich  der  Anschluss  an 
das  sonst  übliche  Ungehorsamsverfahren  dar,  wenn  vereinzelt  1038  auch  er- 
wähnt wird,  dass  das  Gericht  vorher  öffentlich  ausrufen  lässt,  **  uUus  hotno 
fudsset,  qui  exinde  eis  intentionem  mittere  voluisset,  ut  ad  placitum  se 
presentaret. 1 0  Und  ist  hier,  wie  auch  wohl  später  in  Urkunden  mehr  abwei- 
chender Fassung,  hervorgehoben,  dass  der  Bann  vom  Vorsitzenden  nach  Urtheil 
des  Gerichtes  ertheilt  wird,  so  ist  das  wohl  auch  sonst  anzunehmen,  wenn  die 
gewöhnliche  oberflächliche  Fassung  der  Urkunden  das  auch  hier  so  wenig,  wie 
beim  sonstigen  Ungehorsamsverfahren11,  bemerkt.  Das  ganze  Verfahren 
scheint  hier  so  sehr  als  blosse  Form  betrachtet  zu  sein,  dass  zuweilen  auch 
das  allgemeine  Erbieten  nicht  erwähnt,  einfach  für  bestimmte  Sachen  um  den 
Bann  gebeten  wird. 12 

18.  —  Da  auch  in  diesen  Fällen  Neubegründung  eines  Rechtes  oder 
gefürchtete  Anfechtung  desselben  durch  eine  bestimmte  Person  wohl  durchweg 
die  Veranlassung  bot,  gerade  ein  bestimmtes  Recht  sichern  zu  lassen,  so  hätte 
sich  das  Verfahren  auch  immer  bestimmt  gegen  jene  richten  lassen  und  nur 
die  Kontumaz  derselben  mag  anfangs  veranlasst  haben,  sich  jenes  Bannver- 
fahrens als  Aushülfe  zu  bedienen.  Später  scheint  dasselbe  dann  aber  überhaupt 


17.— J  8.  Vgl.  §  13.  9.  z.  B.  1055:  Mem.  di  Lucca  4  b,  133.  10.  Rena  e  Camici 
2  a,  74.  11.  Vgl.  oben  §  10  n.  15.  12.  So  1039.  44.  55:  Mon.  patr.  Ch.  1,  527. 
Antick  E*t.  1,  183.  Würdtwein  N.  S.  12,  11. 
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die  allgemein  übliche  Form  für  die  Behandlung  unbestrittener  Rechtsver- 
hältnisse geworden  zu  sein,  welche  man  auch  dann  vorzog,  wenn  die  Person 
zugegen  war,  gegen  welche  die  Scheinklage  zu  richten  gewesen  wäre.  So  bei 
mehreren  Fällen  aus  dem  Ende  des  eilften  Jahrhunderts,  wo  erwähnt  wird, 
dass  das  durch  den  Bann  zu  sichernde  Recht  vorher  im  Gerichte  selbst  erst 
übertragen  ist1;  so  1061,  wo  ein  Streithandel  durch  Urtheil  und  Reinvestitur 
beendet  wird,  dann  aber  die  siegende  Partei  nicht,  wie  wir  das  früher  fanden, 
an  die  unterliegende  die  übliche  Aufforderung  richtet2,  sondern  nur  an  Jeder- 
mann, demnach  auch  nur  der  Bann  ertheilt  wird.3  Dass  man  auch  nach  Pro- 
fessio  und  Urtheil  noch  besonderes  Gewicht  auf  den  Bann  legte,  sich  denselben 
wohl  noch  nachträglich  in  besonderer  Urkunde  ertheilen  Hess4,  erklärt  sich 
allerdings  schon  daraus,  dass  er  ganz  allgemein  schützte.  Wenn  man  aber  für 
unbestrittene  Rechte  auf  Bekenntniss  und  Urtheil  jetzt  keinen  Werth  mehr 
gelegt  zu  haben  scheint,  so  muss  der  Bann  auch  gegen  die  einzelne  Person 
einen  entsprechenden  Schutz  gewährt  haben.  Er  enthielt  allerdings  dieser 
gegenüber  kein  endgültiges  Urtheil  über  die  Frage  des  Eigenthums;  aber  er 
erkannte  die  Investitur  als  eine  unbestrittene  an  und  schützte  sie  gegen  jede 
Verletzung  durch  eine  sehr  hohe  Geldstrafe,  welche  im  Falle  der  Entwerung 
wohl  unmittelbar  ausführbar  war;  in  einer  Spoletinischen  Urkunde  wird  1028 
nach  Verhängung  des  Bannes  noch  ein  ausdrücklicher  Befehl  des  Herzogs  an 
den  Ortsgrafen  erwähnt:  ut  quicumque  de  rebus  ipsius  monasterii  tollere 
voluerit  aut  contra  nostrum  bannum  feeerit,  fox-ias  tu  B.  comes  ipsum 
bannum  solvere,  quonwdo  gratiam  dei  et  d.  imperatoris  et  meam  höhere 
cupU.5 

Scheint  aber  im  eilften  Jahrhunderte  zur  Sicherung  unbestrittener  Rechte 
das  gegen  jeden  gerichtete  Bannverfahren  das  üblichere  geworden  zu  sein,  so 
gewinnt  die  Annahme  an  Wahrscheinlichkeit,  dass  da,  wo  in  dieser  Zeit  der 
Anspruch  gegen  eine  bestimmte  Person  gesichert  wird,  auch  in  der  Regel  ein 
wirklicher  Rechtsstreit  vorgelegen  haben  wird.6  Die  regelmässige  Anwendung 
des  Bannes  war  gewiss  die  zum  Schutze  einer  Gewere,  wenn  auch  nichts  im 
Wege  stand,  die  Beobachtung  jedes  richterlichen  Befehls  durch  den  Bann  zu 
sichern  und  wir  eine  solche  Anwendung  auch  wirklich  bei  persönlichen  Forde- 
rungen im  Ungehorsamsverfahren  fanden.7  Bei  solchen  musste  aber  doch 
offenbar  die  gegen  jeden  gerichtete  Sicherung  als  eine  unangemessene  Form 
erscheinen,  da  das  Recht  zunächst  nur  vom  Schuldner  selbst  angefochten  und 
verletzt  werden  konnte;  war  dieser  im  Gerichte  zu  haben,  so  wird  man  sich 
auch  später  durch  eine  Scheinklage  gegen  die  Person  gesichert  haben,  so  dass 
das  zu  vermuthende  Aufhören  dieser  Form  bei  dinglichen  Rechten  nicht  gerade 
gegen  den  früher  angenommenen  Zusammenhang  desselben  mit  den  exekuto- 
rischen Urkunden  der  spätem  Zeit  sprechen  würde.8 

19.  —  Im  eilften  Jahrhunderte  gewann  dann  die  Anwendung  des  Bann- 


18.  -  1.  1072.  1095.  1100:  Antiq.  It.  1,  312.  2,  943.  3,  733.  2.  Vgl.  §  14  n.  1. 
S.  Rena  e  Camici  2b,  106.  4.  Vgl.  §  11  n.  5.  Script.  It.  2b,  992.  6.  Vgl.  §  14. 
7.  Vgl.  $11  ii.  10.       8.  Vgl.  §  15  n.  3. 
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Verfahrens  noch  nach  anderer  Seite  grössere  Ausdehnung;  es  dient  zur  Er- 
wirkungeiner besonderen  Sicherung  für  das  gesammteGut,  insbesondere 
von  Kirchen.  Der  Bann  wird  früher  nur  verhängt  zum  Schutze  des  Besitzes 
an  ganz  bestimmt  bezeichneten  einzelnen  Sachen,  bei  welchen  gewöhnlich  auch 
die  Begründung  der  Gewere,  etwa  durch  Schenkung  oder  Kauf,  bestimmter 
angegeben  wird.  Es  musste  aber  natürlich  vielfach  im  Wunsche  liegen,  den 
Bann  nicht  blos  für  einen  einzelnen,  etwa  besonders  bedrohten  Besitz,  sondern 
für  den  Gesammtbesitz  zu  erhalten.  Dazu  scheint  man  sich  wohl  einer  ganz 
allgemeinen  Klage  bedient  zu  haben.  So  kommen  1059  die  Domherren  von 
Arezzo  vor  Gericht  proelamationem  facientes  de  aliquantis  hominibus  de 
bonis  sue  eanoniee,  qiu>  mali  et  perversi  lwmines  tollebant  et  contendebant ; 
so  1088  Priester  von  Bergamo  conelatnantes  —  de  rebus  ülorum  vel  earum 
ecclesiarum,  qive  eotidie  a  predonibus  praiisque  hominibus  iniuste  depo- 
pulantur;  der  Bann  kann  da  nichts  Bestimmteres  hervorheben,  sondern  wird 
verhängt  super  omnes  res  illorum. 1  Oder  wenn  man  Veranlassung  hatte,  um 
den  Bann  für  bestimmten  Besitz  zu  bitten,  fügte  man  etwa  die  allgemeine 
Bitte  hinzu:  et ubieunujue  iam  die  tum  monasterium  aliquid  iuste.  etlegaliter 
possidere  dignoseitur.2  Und  weiter  wurde  das  dann  auch  auf  zukünftigen  Besitz 
ausgedehnt;  so  erfolgt  1091,  wo  die  Vorlegung  einer  Schenkungsurkunde  den 
Anhalt  bietet,  der  Bann  super  predietam  oß 'ersionis  eartulam  et  super  omnes 
res  mobiles  et  immobiles  seu  familiam  et  beneßtia  suprascripti  monasterii, 
quas  tunc  habebat  et  detinebat,  aut  in  antea  iuste  adquirere  potuerit.* 
Schliesslich  fallt  dann  alles  fort,  was  noch  an  die  Formen  eines  Rechtsstreites 
gegen  einen  bestimmten  Gegner  und  über  eine  bestimmte  Sache  erinnert;  1117 
beschränken  sich  die  Angaben  einer,  sich  übrigens  den  alten  Formularen  noch 
genau  anschliessenden  Gerichtsurkunde  einfach  auf  die  Bitte  um  den  Bann 
über  alle  jetzige  und  zukünftige  Besitzungen  einer  Kirche  und  die  Gewährung 
derselben.4 


fll.  VERFAHREN  IN  DER  ROMAGNA. 

20.  —  Wir  haben  bisher  zunächst  die  lombardisch-tuszisehen  Gerichts- 
urkunden ins  Auge  gcfasst,  dabei  hie  und  da  zugleich  den  nächstverwandten 
spoletinischen  Rechtskreis  berücksichtigend.  Es  wird  angemessen  sein,  mit  dem 
Gesagten  kurz  das  Verfahren  nach  den  Gerich t surkun den  der  Ro magna 
zu  vergleichen,  da  spätere  Untersuchungen  uns  gerade  dieses  besonders  be- 
achtenswerth  erscheinen  lassen.  Die  Vergleichung  ergibt  auch  hier  ein  ähn- 
liches Resultat,  wie  wir  es  oben  bezüglich  der  Aeusserlichkeiten  der  Fassung 
fanden.  Das  Verfahren  der  Romagna  schliesst  sich  in  manchem  dem  des  lon- 
gobardischen Oberitalien  aufs  engste  an;  so  beispielsweise  in  der  gerichtlichen 
Anwendung  des  Königsbannes.  Aber  es  zeigen  sich  auch  wieder  die  bestimm- 


19.  —  1.  Antiq.  It.  1.  301.  Giulini  4,  533.       2.  1055:  Würdtwein  N.  S.  12,  11. 
8.  Verci  Ecel.  3,  18.       4.  Mittarelli  Ann.  3,  271. 
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testen  Abweichungen;  und  dann  ergibt  siehauch  hier,  wie  oben,  oft  ein  zweifel- 
loser Anschluss  an  altrömische  Einrichtungen. 

Besonderes  Gewicht  wird  in  der  Romagna  auf  die  Litiscontestation 
gelegt.  Der  Ausdruck  Lis  wird  statt  des  loinbardischen  Altercatio  hier  über- 
haupt gebraucht;  von  der  Streitbefestigung  heisst  es  1029  insbesondere: 
Trattat  um  est  in  fuic  Ute  constitmnda.1  Ist  durch  Klage  und  Läugnung 
derselben  das  Vorhandensein  eines  Streites  festgestellt,  so  werden  auf  Befehl 
des  Richters  von  beiden  Parteien  für  eine  bestimmte  Summe  Bürgen  gestellt. 
Es  werden  dann  Klage  und  Läugnung  wörtlich  wiederholt;  in  den  Urkunden 
wird  das  entweder  nur  im  allgemeinen  angegeben,  oder  es  werden  wohl  auch 
in  ihnen  nochmals  beide  wörtlich  wiederholt.2 

Entsprechendes  findet  sich  auch  im  longobardischen  Verfahren;  der  Streit 
wird  außergerichtlich  festgestellt  und  dann  das  Placitum,  die  gerichtliche 
Austragung,  verbürgt;  oder  er  wird  gerichtlich  festgestellt  und  dann  sehr  ge- 
wöhnlich ein  späteres  Placitum  verbürgt,  um  die  Beweismittel  inzwischen  her- 
beizuschaffen. Al>er  dabei  scheint  immer  der  Zweck  nur  der  zu  sein,  das 
spätere  Erscheinen  der  Parteien  im  Gerichte  zu  sichern ;  wird  der  Streit  durch 
Klage  und  Läugnung  im  Gerichte  festgestellt  und  dann  sogleich  zum  Beweis- 
verfahren übergegangen,  so  fehlt  durchaus  eine  Angabe  über  Bestellung  von 
Bürgschaft  oder  Wiederholung  von  Klage  und  Läugnung,  während  in  der  Ro- 
magna das  Verfahren  gerade  in  ein  und  derselben  Gerichtssitzung  dadurch  in 
zwei  seharfgetrennte  Abschnitte  zerfallt,  welche  sich  nach  den  römischen  Aus- 
drücken als  Verfahren  in  Iure  und  in  Iudicio  bezeichnen  lassen.  Weiter  aber 
ist  es  nach  den  lombardischen  Urkunden  für  das  weitere  Verfahren  ganz  gleich- 
gültig, ob  ein  Rechtsstreit  festgestellt  wird  oder  sogleich  durch  Zugeständniss 
des  Beklagten  jedes  Streitverhältniss  beseitigt  erscheint;  die  sogleich  oder 
nach  Ausfall  des  Beweisverfahrens  gegebene  Professio  bildet  immer  den  Aus- 
gang für  das  Urtheil  des  Gerichts. 

Dagegen  ist  in  der  Romagna  das  Verfahren  versclüeden,  je  nachdem  es 
wr  Litiscontestation  kommt  oder  nicht.  Ist  ersteres  der  Fall,  so  wird  auf  die 
Confessio,  wie  es  hier  im  Anschlüsse  an  den  römischen  Sprachgebrauch  heisst, 
kein  Werth  mehr  gelegt,  dieselbe,  wenn  sie  sich  auch  sachlich  aus  dem  Her- 
gange ergibt,  nicht  ausdrücklich  erwähnt;  insbesondere  bildet  dann  nicht  das 
Gestandniss  den  Ausgangspunkt  für  das  Urtheil  des  Gerichtes,  sondern  das 
Beweisverfahren.  Aehnliches  fanden  wir  auch  in  longobardischen  Urkunden 
noch  im  neunten  Jahrhunderte3,  wo  überhaupt  die  Unterschiede  sich  mehrfach 
noch  nicht  so  scharf  herausstellen. 

21.  —  Kommt  es  aber  zu  keiner  Litiscontestation,  weil  auf  die  Klage 
sogleich  eine  Confessio  (in  iure)  folgt,  so  kommt  es  auch  zu  keinem  Ur- 
theüe.  Aehnlich  folgt  allerdings  auch  in  longobardischen  Urkunden  in  früherer 
Zeit  auf  die  Professio  oft  überhaupt  kein  Urtheil  mehr. 1  Aber  einmal  scheint 


23.  —  1.  Rubens  Rav.  269.       2.  Vgl.  974-1025:  Morbio  1,  116.  Mittarelli  Ann. 
1.  209.  Tiraboschi  Mod.  2,  3.  Fantuwi  4,  195.       8.  Vgl.  §  7  n.  1. 
21.       1.  Vgl.  §  6  n.  :j. 
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es  dafür  gar  nicht  ins  Gewicht  zu  fallen,  ob  der  Streit  vorher  festgestellt  ist, 
oder  nicht.  Dann  geschieht  es  in  solchen  Fällen,  wo  überhaupt  irgendwelcher 
weiterer  Ausspruch  des  Gerichtes,  welcher  sonst  durchweg  in  Form  eines  Ur- 
theils  gegeben  wird,  nicht  mehr  erfolgt.  In  der  Romagna  handelt  es  sich  da- 
gegen um  ein  sichtlich  durch  genaue  Beachtung  des  Satzes :  Con/essus  in  iure 
pro  iudicato  habetur,  bestimmtes  Verfahren.  Bei  einer  Confessio  vor  der 
Litiscontestation  gilt  der  Zugestehende  als  durch  sein  eigenes  Geständniss  ver- 
urtheilt,  es  folgt  daher  kein  Urtheil  mehr.  Aber  das  schliesst  nicht  nothwendig 
eine  weitere  Thätigkeit  des  Richters  aus.  Die  dem  Urtheile  gleichstehende 
Confessio  berechtigt  diesen  zu  Befehlen  zur  Wiederherstellung  oder  Sicherung 
des  anerkannten  Rechtes.  So  wendet  sich  1029  der  Richter  nach  der  Con- 
fessio an  den  Beklagten  mit  den  Worten:  Video  quia  tu  estis  confessus, 
statt  des  bei  Urtheilen  gebräuchlichen :  Iudico  ego,  und  befiehlt  ihm,  die  an- 
gesprochene Sache  zurückzugeben  und  im  Falle  nochmaliger  Anfechtung  zehn 
Pfund  Denare  zu  zahlen.2  Auch  dieses  Auferlegen  einer  Geldstrafe  durch  den 
Richter  ist  insofern  eine  Eigenthümlichkeit  der  Romagna,  als  sich  in  longo- 
bardischen  Urkunden  Entsprechendes  nur  in  der  Form  des  nicht  ausschliesslich 
gegen  den  Beklagten,  sondern  gegen  Jedermann  gerichteten  Königsbannes  findet 
Da  die  Confessio  in  iure  die  Wirkung  eines  richterlichen  Urtheils  hat,  so 
bot  sie  in  der  Romagna  die  natürliche  Form,  um  auch  für  unbestrittene 
Rechtsverhältnisse  die  durch  ein  solches  Urtheil  gebotene  Sicherung  zu 
erlangen.  Im  Gerichte  des  Pabstes  und  Kaisers  zu  Ravenna  1001  legt  der 
Vogt  der  Kirche  von  Ravenna  eine  Urkunde  über  die  Klöster  Pomposia  und 
S.  Vitale  vor  und  fragt  den  Abt  von  S.  Salvator  zu  Pavia,  ob  er  dieselbe  an- 
fechten wolle  oder  nicht  Dieser  erklärt  die  Urkunde  für  gut,  verzichtet  durch 
Uebergabe  eines  Stabes  auf  jene  Klöster  zu  Gunsten  der  Kirche  von  Ravenna 
und  verpflichtet  sich  für  den  Fall  späterer  Anfechtung  zu  einer  Strafe  von 
zehn  Pfund  Gold.  Weiter  erklären  auf  dieselbe  Frage  die  Bischöfe  von  Co- 
macchio  und  von  Adria  die  Urkunde  für  gut  und  verpflichten  sicli  zu  derselben 
Strafe.  Auch  hier  ist  von  einem  Urtheil  nicht  die  Rede.  Aber  es  folgt  auch 
kein  entsprechender  Befehl  des  Richters,  der  hier  keinen  Zweck  mehr  hatte, 
da  Refutation  und  Verpflichtung  zu  einer  Geldstrafe  schon  unmittelbar  bei  der 
Confessio  von  der  Partei  selbst  vollzogen  waren.  Es  gilt  nur  den  Hergang 
festzustellen;  geschieht  das  einerseits  durch  die  von  den  Richtern  unterfertigte 
Gerichtsurkunde,  so  wird  andererseits  auf  das  Zeugniss  der  Anwesenden  Werth 
gelegt  indem  nach  dem  Geständniss  der  Scheinkläger  sich  an  diese  wendet 
mit  den  Worten:  Deprecor  vos  omnes,  qui  hoc  auditis  et  videtis,  pro  fu- 
turo  testimonio.3  In  einem  andern  Falle  wird  die  Einleitung  durch  Schein- 
klage oder  Aufforderung  gar  nicht  erwähnt;  zu  Imola  998  wird  von  den  Be- 
kennenden unmittelbar  durch  Uebergabe  des  Stabs  auf  Grundstücke  zu  Gunsten 
eines  Klosters  verzichtet  unter  Verpflichtung  zu  einer  Strafe  von  dreissig  Pfund 
Silber;  dann  erst  treten  die  Vertreter  des  Klosters  auf  mit  der  Erklärung:  Et 
ru>8  eam  sie  reeipimus  et  deprecamus  vos  omnes,  qui  hoc  videtis,  ad  pro- 


21.-]  2.  Federiciua  1,  502.  8.  Fantuztt  3,  13:  auch  Mittarelli  Ann.  1.  160;  Vesi  1,  435. 
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futurum  testimonium.  Urtheil  und  Befehl  des  Richters  finden  sich  auch  hier 
nicht;  dagegen  erfolgt  noch  schliesslich  die  Sicherung  des  Rechtes  gegen  Jeder- 
mann durch  den  Königsbann.4 

Erfolgt  die  gerichtliche  Anwendung  des  Königsbannes  in  der  Romagna 
im  allgemeinen  eben  so  häufig,  als  im  longobardischen  Italien,  so  wäre  damit 
auch  hier  das  Bann  verfahren  ermöglicht  gewesen,  welches  wir  oben  schil- 
derten5, eine  gerichtliche  Behandlung  eines  unbestrittenen  Rechtes  nur  zum 
Zwecke  allgemeiner  Sicherung.  Aber  ich  habe  kein  Beispiel  dafür  gefunden. 
Bei  der  verhältnissmässig  geringeren  Zahl  von  Gerichtsurkunden  kann  das 
immerhin  Zufall  sein.  Aber  es  ist  auch  möglich,  dass  man  in  der  Romagna 
immer  daran  fest  hielt,  dass  zu  einer  gerichtlichen  Verhandlung  eine  nament- 
lich bezeichnete  Gegenpartei  nöthig  sei;  und  darauf  dürfte  auch  deuten,  dass 
später,  als  seit  dem  Ende  des  eilften  Jahrhunderts  das  Verfahren  der  Ro- 
magna Einfluss  auch  auf  das  übrige  Italien  gewann,  sich  eine  dem  Bannver- 
fahren entsprechende  Form  nicht  mehr  findet. 

Dagegen  wird  um  so  mehr  hervorzuheben  sein,  dass  das  Verfahren, 
welches  den  spätem  guarentigiirten  Urkunden  zu  Grunde  liegt  und  wel- 
ches wir  schon  früher  überhaupt  an  den  Brauch  gerichtlicher  Behandlung  un- 
bestrittener Rechtsverhältnisse  anzuknüpfen  suchten6,  sich  in  der  besondern 
Fonn  genau  an  jenes  Verfahren  der  Romagna  anknüpft.  Die  Kontrahenten 
gehen  vor  den  Richter,  der  Schuldner  gesteht  die  Forderung  des  Klägers  zu; 
da  so  eine  Confessio  in  iure  vorliegt,  erfolgt  kein  Urtheil,  sondern  ein  Befehl 
des  Richters  zu  zahlen,  wodurch  die  Verbindlichkeit  exekutorisch  wird. 7  Und 
lässt  sich  dieser  Brauch  erst  seit  dem  Beginne  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
and  zunächst  in  Tuszien  nachweisen,  so  ist  es  doch  keineswegs  nöthig,  bei 
dieser  Form  an  eine  Neuerung  zu  denken,  welche  sich  erst  nach  dem  Wieder- 
aufleben des  Studium  des  römischen  Rechts  auf  Grund  der  Lehren  dieses  über 
die  Confessio  in  iure  gebildet  hätte;  denn  in  der  Romagna  war  nach  dem  Ge- 
sagten eine  diesen  Lehren  genau  entsprechende  Form  schon  viel  früher  in 
thatsächlicher  Uebung;  nichts  liegt  näher,  als  die  Annahme,  dass  diese  be- 
sondere Form  von  dort  aus  in  andern  Theilen  Italiens  Eingang  gefunden  hat, 
zumal  da  wir  später  auf  weitere  Beweise  für  eine  solche  Rückwirkung  der  Ein- 
richtungen der  Romagna  stossen  werden. 

22.  —  Kommt  es  statt  der  Confessio  zur  Litiscontestation,  so  folgt  das 
Beweisverfahren,  welches  vom  longobardischen  vielfach  abweicht  Als 
Beweismittel  werden  bei  beiden  übereinstimmend  ausser  dem  Gerichtszeugniss 
erwähnt  Urkunden,  Zeugen,  Eid  der  Parteien  und  Kampf;  eine  Abweichung 
zeigt  sich  da  insbesondere  nur  darin,  dass  die  longobardische  Partei  nüt  Eides- 
helfern schwört,  welche  in  der  Romagna  unbekannt  zu  sein  scheinen;  und  der 
Kampf  dürfte  in  der  Romagna  erst  durch  das  Ottonische  Gesetz  von  967  ein- 
geführt sein,  welches  ausdrücklich  auch  fiir  die  nach  römischem  Rechte  Le- 
benden bestimmt  war.  Im  longobardischen  Verfahren  gebührt  der  in  erster 


«.  Fantuzxi  2,  49;  auch  Antiq.  It.  1,  493.  Ve«i  1,  426.  5.  Vgl.  §  17.  6.  Vgl. 
S  15  n.  5.       7.  Vgl.  Briegleb  Executivprot.  62. 
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Reihe  nicht  durch  den  Eid,  sondern  durch  Zeugen  oder  Urkunden  zu  erbringende 
Beweis  zunächst  dem  Beklagten  zur  Verteidigung1;  kann  dieser  Beweismittel 
nicht  vorbringen  oder  sind  dieselben  ungenügend,  so  mag  der  Kläger  seinen 
Anspruch  erweisen.  Ist  aber  ein  Beweis  durch  Urkunden  oder  Zeugen  von 
keiner  Seite  zu  erbringen,  so  wird  regelmässig  dem  Angegriffenen  der  Beweis 
durch  seinen  Eid  mit  Ilelfern  zugestanden.2 

Dagegen  wird  in  der  Romagna  entsprechend  dem  römischen  Verfahren 
zunächst  der  Kläger  aufgefordert  zu  beweisen3;  kann  er  das  nicht  durch  Ur- 
kunden oder  Zeugen,  so  wird  er  aufgefordert,  die  Wahrheit  seiner  Klage  zu 
beschwüren,  ohne  dass  etwa  der  Beklagte  vorher  um  Beweismittel  gefragt 
wäre.  Es  durfte  das  zu  erklären  sein  aus  einer  engen  Verbindung  des  Ka- 
Iumnieneides  mit  dem  sonstigen  Beweisverfahren. 

Dem  longobardischen  Rechte  ist  ein  Kalumnieneid  durchaus  fremd,  der 
von  beiden  Parteien  nach  der  Streitbefestigung  zur  Erhärtung  des  guten 
Glaubens  bei  Erhebung  und  Zurückweisung  der  Klage  abzulegen  war.  Dagegen 
kennt  es  einen  Voreid  des  Klägers,  womit  derselbe  nicht  für  die  Wahrheit 
der  erhobenen  Beschuldigung  selbst  einsteht,  sondern  nur  dafür,  dass  er  die- 
selbe seines  Wissens,  se  sciente,  nicht  grundlos  erhoben  habe;  was  also 
durchaus  der  Bedeutung  des  Kalumnieneides  entspricht.  Dieser  Voreid  scheint 
von  Liutprand  eingeführt  zu  sein  und  zwar  zunächst  lediglich  für  den  Fall, 
wo  es  sich  um  eine  Ansprache  auf  Kampf  handelt.4  In  einem  Gesetze  Wido*s 
wird  er  auch  gefordert,  wenn  bei  Behauptung  der  Unechtheit  einer  Urkunde 
die  Echtheit  derselben  vom  Notar  und  der  Partei  mit  vollem  Eide  beschworen 
werden  soll.5  Dann  aber  heisst  es  in  einem  Kapitel,  welches  fälschlich  Karl 
dem  Grossen  zugeschrieben  sein  dürfte,  aber  doch  dem  ältesten  Texte  des 
Papienser  Rechtsbuches  schon  angehört,  ganz  allgemein,  dass  der  Beklagte 
sich  durch  seinen  Eid  reinigen  soll :  Aceusator  vero  priits  iuret,  quod  non 
eum  se  sciendo  mimte  interpeüavit.  Die  Glosse  sagt  dazu,  dass  das  durch 
Gewohnheit  dem  römischen  Rechte  entnommen  sei ;  auch  die  Expositio  fasst 
den  Voreid  bei  jeder  Klage  danach  als  geltendes  Recht  und  verweist  auf  die 
Uebereinstimmung  mit  dem  römischen  Rechte.6  Im  spätem  Lombardakom- 
mentare  des  Albert  wird  dieser  Voreid  dann  zwar  ausdrücklich  als  Kalumnieneid 
bezeichnet,  aber  zugleich  auf  den  Unterschied  von  dem  von  beiden  Parteien 
zu  leistenden  sehr  bestimmt  hingewiesen;  der  Haupteid  ist  vom  Beklagten 
abzulegen :  ab  actore  priits  htreiurando  calumnie  prestito  et  non  a  reo ; 


22.  —  1*  Vgl.  Näheres  bei  Brauner  Inquisitionsbeweis  14.  29,  wo  insbesondere 
auch  die  Ansicht  widerlegt  ist,  dass  zunächst  der  KJ8ger  zu  erweisen  habe;  bezügliche 
Stellen,  so  L.  Pap.  Extrav.  30  (Cap.  Hloth.  835)  und  ein  Zusatz  zu  Roth.  9  scheinen 
späten  Ursprunges  und  entsprechen  den  Urkunden  nicht;  es  dürfte  darauf  schon  der 
römische  Brauch,  wie  er  sich  in  der  Romagna  erhalten  hatte,  eingewirkt  haben. 
2.  840.  994.  1013.  1027:  Mem.  di  Lucca  5  b,  337.  Antich.  Est.  1,  128.  85.  86.  Rubei* 
Aquil.  500.  8.  Nur  bei  einem  Placitum  zu  Ferrara  970,  welches  sich  überhaupt  den 
Formen  der  Romagna  weniger  genau  anschließt,  beweist  sogleich  der  Beklagte.  Mitta- 
relli  Ann.  1,  81;  auch  Savioli  l,  50.  4.  Ed.  Liutpr.  71.  118.  5,  L.  Pap.  Wido  6. 
6f  L.  Pap.  Karol.  M.  33.  Vgl.  Boretjus  Capitularjen  98, 
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non  enim  eoqitur  retts  sacramentum  calumnie  prestare  leqe  fsorutobarda. 
qia'a  quod  malus  est  facit;  precise  enim  iurat  sie  non  esse.7  In  Prozess- 
formell) wird  dieser  Voreid  des  Klägers  wohl  erwähnt8;  in  den  Gerichtsur- 
kunden habe  ich  nie  eine  Andeutung  gefunden,  was  freilich  bei  dem  engen 
Anschlüsse  derselben  an  die  Formulare  einer  frühern  Zeit,  als  der  Voreid  noch 
beschrankt  war  auf  den  Kampf  und  damit  insbesondere  auf  .Straffälle,  welche 
selten  beurkundet  wurden,  kaum  befremden  kann.  Grösseres  Gewicht  aber 
scheint  man  überhaupt  wohl  auf  diesen  Voreid  nicht  gelegt  zu  haben. 

Es  kann  demnach  auffallen,  dass  in  die  longobardische  Gesetzsammlung 
eine  Konstitution  K.  Heinrichs  III  aufgenommen  ist,  in  welcher  aufs  bestimm- 
teste, und  zwar  im  engsten  Anschlüsse  an  das  römische  Recht  von  dem,  nicht 
blos  vom  Kläger,  sondern  von  allen  Parteien  zu  leistenden  Kalumnieneide 
die  Rede  ist  Es  heisst,  es  sei  Streit  unter  den  Rechtskundigen  darüber  ent- 
standen, ob  Geistliche  den  Kalumnieneid  zu  schwören  hätten;  denn  nach  den 
Gesetzen  solle  einerseits  kein  Geistlicher  schworen,  während  anderweitig  be- 
stimmt sei,  ut  omnes  prineipales  persona?  <in  primo  litis  exordio  subeant 
iusiurandum  ealitmniae;  der  Kaiser  entscheidet  dann,  dass  Geistliche  über- 
haupt vor  Gericht  nicht  schwören  sollen,  sondern  statt  ihrer  ihr  Vogt. 9  Dabei 
wird  nun  folgendes  zu  beachten  sein.  Nach  der  durch  das  Itinerar  unterstützten 
Datirung  einiger  Texte  wurde  das  Gesetz  inderRomagna  zuRimini  erlassen. 10 
Nach  einer  kurz  vorher  ausgestellten  Gerichtsurkunde 1 1  waren  damals  nicht 
blos  Rechtsgelehrte  der  Romagna  beim  Kaiser,  sondern  auch  Bonusfilius,  einer 
der  bekanntesten  Rechtskundigen  von  Pavia.  Es  liegt  nahe,  an  einen  Streit 
zwischen  Romagnolen  und  Longobarden  zu  denken;  und  das  erhält  dadurch 
grössere  Wahrscheinlichkeit,  dass  sowohl  nach  einem  Gesetze  Astulfs12,  als 
nach  den  frühem  longobardischen  Gerichtsurkunden  Geistliche  schwuren13, 
während  in  denen  der  Romagna  immer  nur  von  einem  Schwüre  ihres  Vogtes 
die  Rede  ist 14  Die  Aufnahme  dieser  Konstitution  in  das  longobardische  Ge- 
setzbuch erklärt  sich  genügend,  auch  wenn  der  eigentliche  Kalumnieneid  dem 


7.  Anschütz  L.  0.  179.  Nach  diesem  Comraentare  181  und  nach  den  Statuten  Ton  Mai- 
land Tor  1183  (Ginlini  7,  318)  scheint  allerdings  beim  Kampf  auch  rom  Beklagten  ein 
Voreid  abgelegt  zu  sein,  was  unterstützt  scheint  durch  das  Kapitel  Karol.  M.  65  unbe- 
stimmter Entstehungszeit  (vgl.  Boretius  Cap.  178),  das  sich  aber  doch  nicht  darauf  zu 
beziehen  scheint,  da&s  ror  dem  Kampfe  von  beiden  zu  schwören  ist,  sondern  dass,  wenn 
Torauszusehen  ist,  dass  Kläger  oder  Beklagter  einen  Meineid  schwBren  würden,  man  sie 
lieber  kämpfen  lassen  solle,  was  der  Auffassung  insbesondere  der  Ottoniscben  Gesetz- 
gebung ganz  entsprechen  würde.  Aber  auch  nach  Albert  würde  jener  Eid  des  Beklagten 
kein  Kalumnieneid  sein:  nur  der  Kläger  schwört  non  de  attu,  der  Beklagte  tie  non 
est*.  —  Auch  in  Deutschland  wird  der  nur  Tom  Kläger  zu  leistende  Voreid  schon  1187 
ils  Kalumnieneid  bezeichnet.  Mon.  Germ.  4,  184.  8.  So  in  den  Formeln  zu  L.  Pap. 
Lud.  P.  23.  Wido  6.  9.  L.  Pap.  Heinr.  Tl.  1.  10.  Vgl.  Mon.  Germ.  4,  41.  11.  üghelli 
I.  450.  12.  Ed.  Ast.  10.  18.  Vgl.  oben  n.  2;  aus  der  Zeit  nach  1047  ist  mir  zu- 
nächst kein  Beispiel  mehr  aufgefallen.  Doch  scheint  noch  riet  später  die  Anerkennung 
der  Befreiung  der  Geistlichen  rom  Kalumnieneide  in  den  weltlichen  Gerichten  der  Lom- 
bardei nicht  allgemein  anerkannt;  Tgl.  1172:  Vignati  238.  269;  worauf  auch  deutet,  dass 
dieselbe  später  häufig  einzelnen  Klöstern  durch  besondere  Prmlegien  zugesichert  wird. 
14.  1013.  1015:  Mittarelli  Ann.  1,  211.  Tiraboschi  Mod.  2,  3. 
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longobardischen  Verfahren  fremd  war;  denn  es  handelt  sich  nicht  blos  am  ein 
Verbot  dieses,  sondern  des  Eides  überhaupt  Mir  Geistliche,  wie  denn  auch  die 
spätem  longobardischen  Juristen  das  Gesetz  Astulfs  erst  als  durch  diese  Kon- 
stitution beseitigt  betrachten. 1 5  Ist  dieselbe  dagegen  wohl  zweifellos  zunächst 
durch  die  Verhältnisse  der  Romagna  bestimmt  gewesen,  so  dürfen  wir  schon 
daraus  schliessen,  dass  sich  hier  der  Kalumnieneid  in  römischer  Form  erhal- 
ten hatte. 

In  der  Romagna  lässt  sich  denn  auch  sonst  der  Kalumnieneid  bestimmt 
nachweisen.  Einmal,  so  weit  ich  sehe,  ausdrücklich  mit  dieser  Bezeichnung; 
zuRavenna  1029  wird  der  Vertreter  des  Klägers  aufgefordert,  ut  pro  domino 
suo  talumniae  saerament  um  praestaret.**  In  andern  Fällen  zeigt  sich  we- 
nigstens der  Charakter  des  Kalumnieneides  darin,  dass  von  einem  Eide  beider 
Parteien  die  Rede  ist.  So  wird  1013  im  Gerichte  zuRavenna  nach  Ablehnung 
des  Eides  durch  den  Kläger  noch  der  Beklagte  befragt,  ob  er  den  Eid  leisten 
wolle. 17  Bestimmter  tritt  jener  Charakter  noch  hervor  1015  im  Gerichte  zu 
Ferrara.  Der  Kläger  behauptet,  zu  Eigen  investirt  gewesen  und  vom  Beklagten 
nialo  ordine  disvestirt  zu  sein ;  der  Beklagte  läugnet  die  Investitur  und  un- 
rechtmässige Disvestitur.  Es  liegt  einer  der  Fälle  vor,  bei  welchen  nach  dem 
Gesetze  K.  Otto's  nicht  durch  Eid,  sondern  durch  Kampf  bewiesen  werden 
sollte. 18  Auf  Kampf  wird  denn  auch  hier  erkannt,  aber  nicht  unmittelbar. 
Nachdem  der  Streit  befestigt  und  Klage  und  Läugnung  wiederholt  sind,  urtheilt 
das  Gericht,  dass  zunächst  sowohl  die  litis  appeUatio,  als  die  negatio  zu  be- 
schwören sei,  et  sie  postea  Christus  per  thieüi  pugnam  veritatem  declara- 
ret.i9  Dieser  von  beiden  Parteien  zu  leistende  EH  kann  bei  keiner  als  zu- 
erkanntes Beweismittel  betrachtet  werden,  wie  er  als  solches  hier  überdies 
gesetzlich  ausgeschlossen  war. 

Tritt  der  Charakter  des  Kalumnieneides  hier  besonders  scharf  dadurch 
hervor,  dass  er  von  beiden  Parteien  und  sogleich  beim  Beginn  des  Streites 
verlangt  wird,  so  ist  das  nicht  immer  der  Fall;  gewöhnlich  ist  der  Charakter 
mehr  verwischt  Beim  Beweisverfahren  wird  immer  das  lurare  und  Probare 
auseinandergehalten;  und  beim  lurare  handelt  es  sich  allerdings  durchweg  um 
einen  Eid,  der  zweifellos  ursprünglich  Kalumnieneid  ist,  aber  mit  dem  Beweis- 
verfahren  vermengt  zugleich  den  einer  Partei  beim  Mangel  anderer  Beweis- 
mittel zuerkannten  Eid  zu  ersetzen  scheint.  Einmal  ist  nur  in  den  angeführten 
beiden  Fällen  von  einem  Eide  beider  Parteien  die  Rede;  in  den  andern  wird 
zunächst  nur  der  Kläger  zum  Schwüre  aufgefordert.  Und  weiter  erfolgt  die 
Aufforderung  an  den  Kläger,  abgesehen  von  jenem  Falle  von  1015,  nur  einmal 
unmittelbar  nach  der  Litiscontestation.20  Da  der  Kläger  hier  ablehnt,  so  sollte 
man  erwarten,  dass  damit,  wenn  nicht  etwa  noch  der  Beklagte  aufgefordert 
werden  sollte,  das  Verfahren  beendet  sei;  dagegen  wird  der  Kläger  noch  weiter 
nberflüssigerweise  gefragt,  ob  er  beweisen  könne.  Nach  den  andern  Urkunden 


22.-]  15.  L.  Pap.  Ast.  10.  Gl.  und  Exp.       16.  Rubeu«  Rar.  269.       17.  MittarelH 

Ann.  1,  21 1.  18.  Mon,  Germ.  4,  33.  19.  Tiraboschi  Mod.  2,  3;  auch  Script.  It.  1  b.  12. 
Rena  e  Camici  1  b,  32.       20.  Rubeus  Ray.  269. 
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dürfte  hier  eine  Umdrehung  des  gebräuchlichen  Vorgehens  vorliegen.  In  den 
andern  Fällen  wird  nämlich  zunächst  der  Kläger  gefragt,  ob  er  durch  Urkunden 
oder  Zeugen  beweisen  könne ;  erst  wenn  er  das  verneint,  wird  er  weiter  auf- 
gefordert seine  Klage  zu  beschwören,  wenn  er  das  wage;  lehnt  er  das  ab,  so 
wird  nach  dem  angeführten  Falle  von  1013  noch  der  Beklagte  gefragt,  ob  er 
zu  schwören  bereit  sei.  In  andern  Fällen  scheint  das  als  überflüssig  nicht  ge- 
schehen oder  doch  in  den  Urkunden  nicht  hervorgehoben  zu  sein.  Das  Urtheil 
stützt  sich  dann  ausdrücklich  auf  Nichtleistung  des  Beweises  und  desSchwurs: 
Postquam  ipse  A.  hoc  quod  dürit  probare  non  potest  neque  per  cartas 
neqfte  per  festes  —  et  iurare  non  atidet,  huiico  ego,  quod  iUe  A.  perdat 
inde  per  omnia  suam  avtionem  et  «it  inde  tacitus  et  eontentus  —  ei  ipse 
B.  sit  inde  securus  et  qmetus.2X 

Der  Eid  gewinnt  hier  allerdings  den  Anschein  eines  dem  Kläger  in  Er- 
mangelung anderer  gestatteten  Beweismittels.  Aber  doch  wohl  nur  dadurch, 
dass  in  allen  diesen  Fällen  gerade  der  Kläger  absteht.  Hätte  er  geschworen, 
so  würde  die  Frage  zweifellos  noch  nicht  als  entschieden  betrachtet  sein;  es 
würde  wohl  der  Beklagte  gleichfalls  zum  Schwüre  aufgefordert  und  im  Falle 
der  Annahme  zu  einem  weitern  Beweisverfahren  geschritten  sein.  Es  liegt  kein 
Fall  vor,  bei  welchem  der  Eid  von  beiden  Parteien  oder  auch  nur  von  einer 
wirklich  geleistet  wäre.  Doch  scheint  die  schon  besprochene  Urkunde  von 
1015,  die  einzige,  in  welcher  der  Kläger  bei  einem  Verfahren  in  Iudicio  durch- 
dringt, erkennen  zu  lassen,  wie  sich  in  solchem  Falle  das  Verfahren  gestalten 
würde.  Von  der  sonst  gewöhnlichen  vorherigen  Frage  nach  Beweisen  ist  hier 
nicht  die  Rede,  da  naeh  der  Litiscontestation  sogleich  das  Urtheil  auf  Kampf 
nach  vorhergegangenem  Eide  beider  Parteien  erfolgt.  Dennoch  müssen  Be- 
weismittel hier  schon  vorgelegt  sein.  Denn  es  wird  nun  erzählt,  dass  der  Be- 
klagte nicht  schwören  mochte,  weil  er  fürchtete,  sein  Kämpfer  möge  meineidig 
im  Kampfe  fallen,  und  er  müsse  dann  dem  Kläger  den  doppelten  Werth  der 
Streitsache  und  dem  Vorsitzenden  Markgrafen  die  in  der  Urkunde  bestimmte 
Strafe  zahlen.  Von  dieser  Urkunde  ist  vorher  nicht  die  Rede.  Aber  der  voll- 
ständige Hergang  wird  sich  kaum  verkennen  lassen.  Nach  der  wiederholten 
Klage  und  Läugnung  wird  der  Kläger  nach  dem  Beweise  gefragt  sein,  dieser 
die  Urkunde  vorgelegt,  der  Beklagte  sie  für  falsch  erklärt  haben;  dann  war 
nach  dem  Gesetze  K.  Otto's  von  967  durch  den  Kampf,  nicht  durch  Eid  des 
die  Urkunde  Vorlegenden  zu  entscheiden ;  aber  vor  dem  Beginne  des  endgül- 
tigen Beweisverfahrens  ist  nun  nach  dem  Brauche  der  Romagna  das  Iuramen- 
tum  calunmiae  von  beiden  Parteien  zu  leisten. 

Die  uns  hier  zu  Gebote  stehenden  Zeugnisse  sind  wenige  und  sehr  ein- 
förmige. So  weit  sie  ein  Urtheil  gestatten,  dürfte  sich  etwa  Folgendes  ergeben. 
Der  Kalumnieneid  hat  sich,  zweifellos  von  altröraischer  Zeit  her,  in  der  Ro- 
magna erhalten  und  findet  hier  eine  Anwendung,  welche  ihn  als  den  Mittel- 
punkt des  ganzen  Verfahrens  erscheinen  lässt.  Wie  das  spätere  longobardische 


21.  885.  950.  974.  1013.  1025:  Fantuwi  2.  13.  4.  176.  Morbio  1.  116.  Mittarelli  Ann.  1. 
211    Fautuizi  4,  195. 
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Verfahren  vor  allem  eine  Professio,  ein  Zugeständnis  des  Anspruchs  der  einen 
Partei  durch  die  andere,  als  Grundlage  für  das  Urtheil  im  Auge  hat,  so  er- 
strebt das  Verfahren  der  Romagna  die  Ablehnung  des  Kalumnieneides 
durch  eine  der  Parteien,  um  darauf  das  Urtheil  stützen  zu  können.  Um  das 
zu  erreichen,  scheint  man  vor  der  Aufforderung  zum  Eide  ein  vorläufiges  Be- 
weisverfahren eingeleitet  zu  haben,  indem  man  zur  Vorlage  oder  Bezeichnung 
der  Beweismittel  aufforderte,  jede  Partei  demnach  übersehen  konnte,  in  wie 
weit  eine  Verteidigung  ihres  Anspruches  durchführbar  sein  würde,  der  Eid 
demnach  einen  bestimmteren  Inhalt  dadurch  gewann,  dass  er  nicht  blos  die 
Ueberzeugung  von  der  Gerechtigkeit  des  Anspruchs  im  allgemeinen,  sondern 
auch  die  Behauptung  bekräftigte,  trotz  der  vom  Gegner  vorgebrachten  Be- 
weismittel oder  trotz  des  Fehlens  oder  Ungenügens  der  eigenen  Beweismittel 
den  Anspruch  mit  gutem  Gewissen  «aufrecht  erhalten  zu  können.22  Der  Ka- 
lumnieneid  gewann  dadurch  wesentlich  die  Bedeutung  eines  Haupteides ;  es  ist 
erklärlich,  wenn  der  erstrebte  Zweck  in  der  Regel  erreicht  wurde;  in  allen  uns 
bekannten  Fällen  kommt  es  nicht  zur  Ablegung.  Doch  zeigt  sich  seine  ur- 
sprüngliche Bedeutung  noch  darin,  dass  ein  Gegenüberstehen  der  Eide  beider 
Parteien  wenigstens  vorgesehen  bleibt.  Leber  das  in  solchem  Falle  nöthige 
weitere  Beweisverfahren  geben  uns  die  Quellen  keinen  genügenden  Aufschluss. 
In  dem  einzigen  einschlagenden  Falle  wäre  es  dann  zum  Beweise  durch  deu 
Kampf  gekommen ;  aber  doch  wohl  nur,  weil  dieser  gerade  für  den  Einzelfall 
vom  Gesetze  bestimmt  gefordert  war,  nicht  weil  etwa  der  anscheinend  der 
Romagna  früher  fremde  Kampf  immer  eingetreten  wäre,  wenn  beide  Parteien 
den  Kalumnieneid  leisteten.  Es  dürfte  dann  zu  einer  endgültigen  Durchführung 
des  Beweisverfahrens,  wie  etwa  durch  Entscheidung  über  die  Echtheit  der 
Urkunden,  Vereidung  und  Vernehmung  der  Zeugen  gekommen  sein.  Und  dann 
war  das  Urtheil  wohl  mit  nachtheiligern  Folgen  für  die  unterliegende  Partei 
verbunden.  In  der  Regel  wird  in  den  Urkunden  als  Grund  für  die  Ablehnung 
des  Eides  allerdings  nur  der  religiöse  Gesichtspunkt  hervorgehoben:  Quid 
timeo,  me  periurare,  ne  anima  mea  incurrat  periculum.  Aber  aus  dein 
Falle  von  1015  wenigstens  ergibt  sich,  dass  vor  Ablegung  des  Eides  noch 
eine  Beendigung  des  Streites  durch  einfache  Erfüllung  des  Anspruches  des 
Gegners  gestattet  war,  erst  nach  derselben  der  Unterliegende  zugleich  in  die 
Strafen  verfallen  wäre,  durch  welche  das  Recht  des  Gegners  gegen  ungerechten 
Eingriff  gesichert  war.  Damit  würde  dann  ein  weiteres  Mittel  geboten  gewesen 
sein,  die  erstrebte  Ablehnung  des  Eides  durch  eine  der  Parteien  zu  erreichen. 

22. — 1  22.  Eine  Nachwirkung  dieses  Brauches  dürfte  darin  zu  sehen  sein,  dass  Pillius 
P.  3.  §  3  (S.  52)  ausdrucklich  sagt,  dass  an  einzelnen  Orten  der  Kalumnieneid  erst  nach 
Verhör  der  Zeugen  und  Vorlage  der  sonstigen  Beweismittel  vor  dem  Endurtheile  abge- 
legt werde;  nach  einer  Bemerkung  des  Joh.  Andreae  dazu  (ebenda  n.  14)  war  das  noch  zu 
dessen  Zeit  in  Mailand  so  der  Brauch,  dass  der  Eid  erst  Tor  dem  Urtheile  und  nur  ron 
Sieger  abgelegt  wurde;  das  Fortbestehen  nur  zu  Mailand  schliefst  die  Herkunft  aus  der 
Romagna  keineswegs  aus,  da  wir  mehrfach  finden  werden,  dass  BrAuche  der  Romagna  in 
der  ersten  Zeit  der Einflussnahme  Bolognas  in  andern  Theilen  Italiens  Eingang  fanden  und 
sich  dort  hielten,  wahrend  dann  in  Bologna  selbst  bald  ein  engerer  Anschluss  an  altrO- 
raisches  Recht  sie  Terdrängte. 
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23.  —  Eben  so  regelmässig,  wie  bei  der  Confessio  in  iure  ein  Urtheil 
fehlt,  erfolgt  dasselbe  bei  einem  Verfahren  in  iudicio;  und  zwar  auch  dann, 
wenn,  wie  in  dem  Falle  von  1015  schon  vorher  durch  Refutatio  und  Sponsin 
des  Unterliegenden  das  Recht  des  Siegers  wiederhergestellt  und  gesichert  ist. 
Während  die  longol>ardische  Urtheilsforrael  zuerst  das  Recht  des  Siegers  an- 
erkennt, wendet  sich  die  der  Romagna  umgekehrt  immer  zunächst  gegen  den 
Unterliegenden,  mag  dieser  Kläger  oder,  wie  1015,  Beklagter  sein,  ihm  ewiges 
Stillschweigen  auferlegend;  dann  wird  das  Recht  des  Siegers  ausdrücklich 
anerkannt. 

Sobald  das  Urtheil  gesprochen  ist,  ist  die  Sachlage  dieselbe,  wie  bei  der 
Confessio;  es  erübrigt  nur  die  Ausführung.  Diese  besteht  in  unsern  Fällen, 
bei  denen  es  sich  immer  um  dingliche  Klagen  handelt,  in  der  Refutatio  und 
Sponsio.  Erstere  greift  nur  Platz,  wenn  der  Sieger  disvestirt  war;  der  Unter- 
liegende verzichtet  auf  die  Sache  durch  Uebergabe  des  Stabes.  Dasselbe 
Symbol  der  Uebergabe  der  Virga,  wie  es  hier  durchweg  statt  Fustis  heisst, 
wird  aber  auch  angewandt,  wenn  nur  die  Sponsio  nöthig  ist,  die  Verpflichtung 
des  Unterliegenden  zu  einer  Geldstrafe  im  Falle  nochmaliger  Anfechtung. 
Beides  geschieht  nach  der  Darstellung  der  Urkunden  in  der  Regel  nach  dem 
Urtheile  durch  den  Unterliegenden1;  die  Erwähnung  eines  Befehls  des  Rich- 
ters zur  Ausfuhrung  ist  dann  überflüssig.  Doch  kommt  auch  hier,  wie  wir  es 
bei  einem  Falle  der  Confessio  fanden2,  statt  der  Sponsio  des  Beklagten  ein 
Befehl  des  Richters  vor,  bei  nochmaliger  Anfechtung  eine  Compositio  zu  zahlen. 3 

Eine  Refutatio  olme  Sponsio  oder  Strafbefehl  des  Richters  konnte  vor- 
kommen, wenn  die  Eigenthumsfrage  unerledigt  blieb,  nur  über  den  Besitz  ent- 
schieden wurde.  So  1047  bei  einem  in  der  Gegend  von  Fermo,  aber  wesent- 
lich in  den  Formen  der  Romagna  gehaltenem  kaiserlichen  Placitum.  Die 
Beklagte  behauptet  ihr  Recht  durch  Gewährsmann  und  Zeugen  erweisen,  die- 
selben aber  nicht  vor  Gericht  bringen  zu  können;  es  wird  entschieden,  die 
Beklagte  solle  die  Investitur  salva  querela  refutiren.  Dabei  fehlt  die  Sponsio; 
dagegen  ertheilt  dann  noch  der  Kaiser  dem  Beklagten  die  Investitur  und  schützt 
dieselbe  durch  den  Bann.4 

In  den  früher  besprochenen  Fällen  kommt  eine  weitere  Sicherung  durch 
den  Bann  nicht  vor,  obwohl  wir  denselben  doch  oben  in  dem  entsprechenden 
Falle  einer  Confessio  fanden.5  Der  Grund  wird  darin  liegen,  dass  es  sich  hier 
uberall  um  Ortsgerichte  handelt;  in  der  Romagna  wird  der  Bann  in  der  Regel 
nur  in  Reichsgerichten  erwähnt.6  Dagegen  kommt  auch  hier  mehrfach  die 
schliessliche  Aufforderung  des  Siegers  an  die  Anwesenden  um  das  künftige 
Zeugniss  vor. 

24.  —  Viel  geringer  sind  die  Abweichungen,  welche  sich  in  der  Romagna 
beim  Ungehorsamsverfahren  zeigen,  obwohl  sich  über  dieses  eine  sehr 

23.  —  1.  1013.  1025:  Mittarelli  Ann.  1,  21 1.  Fantuzzi  4,  195.  2.  Vgl.  S  21  n.  2. 
3.  974:  Morbio  1,  116.  4.  üghelli  1,  451.  5.  Vgl.  §  21  n.  4.  6.  So  auch  921  nach 
zweiseitigem  Verfahren  in  einem  Missatgerichte  zu  Massa  Fiscolia,  welches  aber  eine  Ton 
der  gewöhnlichen  abweichende  Form  zeigt.  Antiq.  It  2,  969. 
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grosse  Anzahl  von  Urkunden  erhalten  hat1;  doch  mag  das  damit  zusammen- 
hängen, dass  dieselben  fast  ausnalunslos  Reichsgerichten  angehören.  Auch 
hier  wird  die  an  drei  verschiedenen  Tagen  erfolgte  Ladung,  dann  durch  öffent- 
lichen Aufruf  die  Abwesenheit  des  Beklagten  konstatirt.  Es  folgt  nun  auch 
hier  kein  einseitiges  Beweisverfahren,  wenigstens  nicht  bei  den  gewöhnlichen 
Klagen  um  Eigen.  Bei  Klagen  aus  Forderungen  war  dagegen  wohl  das  Vor- 
handensein und  der  Betrag  der  Fordening  vom  Kläger  zu  erweisen;  in  einem 
solchen  Falle  werden  1037  vom  Kläger  auf  Verlangen  des  Gerichts  die  Ur- 
kundenvorgelegt, qmbus  probat,  eos  debitores  HU  essedecem  librarum  auri  .2 

Ein  endgültiges  Urtheil  erfolgt  nicht,  sondern  das  hier  immer  ausdrück- 
lich erwähnte  Urtheil  lautet  auf  Sicherung  des  Anspruches  des  Klägers  durch 
Investitur  salva  querela,  entweder  über  die  angesprochene  Sache  oder  bei 
Forderungen  über  einen  entsprechenden  Theil  des  Vermögens  des  Ungehor- 
samen; so  wird  in  dem  Falle  von  1037  der  Kläger  mit  Genanntem  investirt 
pro  inpensis  et  cartarum  penis  ibi  lectarum  et  pro  eorum  contumacia. 

Eine  Abweichung  vom  longobardischen  Verfahren  zeigt  der  einzige  mir 
bekannt  gewordene  Straffall.  Während  dort  das  Gut  mit  Beschlag  belegt 
wird,  um  nach  einem  Jahre  confiszirt  zu  werden 3,  wird  hier  967  der  Erzbischof 
von  Ravenna  als  Kläger  mit  dem  gesamniten  Gute  des  auf  dreimalige  Ladung 
nicht  erschienenen  Beklagten,  der  Gewaltthaten  gegen  Gut  und  Person  des 
Erzbischofs  verübt  hatte,  investirt.4 

Es  wird  weiter  nur  in  den  Urkunden  der  Romagna  nach  der  symbolischen 
Investitur  regelmässig  noch  die  körperliche  Investitur  erwähnt.  Der 
Richter  ergreift  einen  Boten  des  Gerichts,  am  häufigsten  einen  Cancellarius, 
bei  der  Hand  und  legt  dieselbe  in  die  Hand  des  Klägers,  ut  cum  illo  ad  eaa 
res  pergeret  et  corporaliter  illum  exinde  investiret.  Ueber  den  Vollzug  des 
Auftrags  wird  dann  wohl  eine  besondere  Urkunde  aufgenommen.5 

Weiter  wird  dann  ausnahmslos  die  ertheilte  Investitur  durch  den  Königs- 
bann gesichert.  Wie  bemerkt,  handelt  es  sieh  durchweg  um  Reichsgerichts- 
sitzungen; in  einem  einzigen  Falle,  1032  zu  Ferrara,  ertheilt  der  Markgraf 
Bonifaz  als  Ortsrichter  den  Bann.0  Ob  nun  auch  weniger  hochgestellte  Orts- 
richter das  Recht  des  Bannes  hatten,  möchte  zu  bezweifeln  sein,  da  wir  den- 
selben sonst  in  Ortsgerichten  nie  angewandt  finden.  Hatte  aber  in  der  Ro- 
magna, wie  wir  sahen 7,  der  Ortsrichtcr  die  Befugniss,  der  unterliegenden  Partei 
unter  Geldstrafe  ewiges  Stillschweigen  aufzuerlegen,  so  dürfte  es  ihm  auch 
wohl  zugestanden  sein,  die  ertheilte  Investitur  wenigstens  gegen  den  ungehor- 
samen Beklagten  durch  Androhung  einer  Geldstrafe  zu  sichern. 

IV.  AELTERER  KOENIGSBANN. 

25.  —  Wir  haben  den  Königsbann  kennen  gelernt  als  ein  Mittel,  welches 
anfangs  nur  beim  Ungehorsamsverfahren,  dann  auch  beim  ordentlichen  Ver- 

24.  -  1.  967-1055:  Fantuzzi  1,  212.  218.  227.  263.  265.  284.  2,  27.  67.  72.  4. 
198.  5,  262.  Sarioli  1,  81.  2.  Fantuzzi  2.  73.  8.  Vgl.  §  10  n.  7.  4.  Fantuzzi  2.  29. 
5.  1037:  Fantuzzi  1.  274.       ö»  Samli  1,  81.       7.  Vgl.  §  21  n.  2.  $  23  n.  3. 
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fahren  angewandt  wurde,  um  ein  vom  Gerichte  anerkanntes  Recht  gegen 
aussergerichtlichen  Eingriff  jedes  Dritten  zu  schützen;  es  wird  die  Verletzung 
mit  einer  Geldstrafe  bedroht,  welche  zur  Hälfte  dem  Könige,  zur  Hälfte  dem 
Verletzten  zufallen  soll. 1 

Der  Königsbann  in  dieser  Gestaltung  scheint  mir  eine  Eigentümlichkeit 
des  italienischen  Rechtes  zu  sein,  welche  dann  später  insbesondere  auch  auf 
Deutschland  Einfluss  gewonnen  hat.  Den  Ausgangspunkt  haben  wir  allerdings 
wohl  nicht  in  altern  longobardischen  Einrichtungen  zu  suchen,  welchen  Sache 
und  Ausdruck  fremd  sind,  sondern  in  dem  fränkischen  Königsbanne,  in 
dem  Rechte  des  fränkischen  Königs,  seinen  Verfügungen  durch  Androhung 
einer  Geldstrafe  Nachdruck  zu  geben.2  Es  handelt  sich  dabei  um  die  fest- 
stehende Summe  von  sechszig  Solidi,  die  der  König  allerdings  auch  erhöhen 
konnte ;  der  König  setzt  sie  als  Strafe  auf  bestimmte  Vergehen  oder  die  Ueber- 
tretung  gesetzlicher  Vorschriften  im  allgemeinen;  es  ist  nicht  gebräuchlich,  sie 
bei  Einzelverfugungen  anzudrohen.  Das  fand  auch  auf  Italien  Anwendung; 
selbst  in  den  für  Italien  insbesondere  erlassenen  karolingischen  Gesetzen  wird 
häufig  die  Zahlung  jenes  Königsbannes  von  sechszig  Solidi  verfügt.  Aber 
thatsächlich  scheint  der  Bann  in  dieser  bestimmten  Form  in  Italien  nicht  festen 
Fuss  gefasst  zu  haben.  Nur  ein  einziger  Fall  ist  mir  bekannt  geworden,  wo 
davon  die  Rede  ist;  vom  Grafen  von  Valva  heisst  es  urkundlich  1024,  dass 
er  den  Bann  verhängte  und  dass  der  Uebertreter  zu  zahlen  habe  bandum,  id 
est  solidos  sexapinta,  medietateniregi  et  medietalem praedicto  monasterio.* 
Auch  abgesehen  davon,  dass  die  Vertheilung  dem  fränkischen  Königsbanne 
fremd  ist,  steht  diese  Angabe  so  durchaus  vereinzelt  da,  dass  ich  nur  annehmen 
kann,  sie  sei  ohne  Zusammenhang  mit  dem  sonstigen  Landesbrauch  selbst- 
ständig einem  Kapitulare  entnommen. 

26.  —  Den  nächsten  Ausgangspunkt  für  die  spätere  Gestaltung  des 
Königsbannes  in  Italien  bilden  unzweifelhaft  die  Geldstrafen  der  König s- 
urkuuden,  der  Brauch  der  italienischen  Herrscher,  in  ihren  einzelnen  Ur- 
kunden eine  bestimmte  Geldstrafe  auf  die  Uebertretung  ihrer  darin  enthaltenen 
Verfügungen  zu  setzen.  Unter  den  früheren  Karolingern  ist  das  auch  in  Italien 
noch  nicht  üblich.  Vereinzelt  vielleicht  schon  unter  Kaiser  Lothar  vorkom- 
mend, wird  es  allgemeiner  Brauch  unter  Kaiser  Ludwig  II.  Und  auch  dann 
bleibt  der  Brauch  lange  auf  Italien  beschränkt;  während  auch  die  fremden 
Herrscher  sich  ihm  in  ihren  für  Italien  ausgestellten  Urkunden  anschliessen, 
finden  wir  ihn  in  Frankreich  erst  nach  der  Mitte,  in  Burgund  und  Deutschland 
vereinzelt  seit  dem  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts. 1 

Von  der  fränkischen  Bannstrafe  unterscheiden  sich  diese  Strafandrohun- 
gen der  italienischen  Herrscher  nun  einmal  durch  die  ganz  abweichende  B  e- 
stimmung  der  Strafsummen.  Weder  sind  dieselben  in  Solidi  angesetzt, 


25.  -  1.  Vgl.  oben  §  11.  17.  2.  Vgl.  Waiu  V.  G.  2,  536.  3,  272.  8.  Script. 
U.  2  b,  988. 

26.  —  1.  Genaue  Belege,  auch  für  das  weiter  über  denselben  Gegenstand  Gesagte, 
bei  Sickel  in  den  Sittungsber.  3«,  137;  Sickel  Acta  l,  201;  Stumpf  Reichskanzler  1,  117 
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noch  ist  die  Zahl  Sechszig  oder  eine  auf  sie  zurückzuführende  irgend  mass- 
gebend. Normalsätze  lassen  sich  wohl  erkennen;  doch  sind  dieselben  häufig 
nicht  blos  verv  ielfacht,  wie  das  auch  beim  fränkischen  Königsbann  geschehen 
konnte,  sondern  anscheinend  ganz  willkürlich  höher  oder  niederer  gefasst.  Alle 
Ansätze  sind  in  Goldwährung  gemacht,  entweder  in  Goldmankusen  oder  in 
Goldpfunden.2 

Bei  Goldmankusen  finden  wir  in  der  Regel  die  Sätze  von  2000  und 
1000,  beide  ziemlich  gleich  häufig;  nur  vereinzelt  die  höheren  vo  10000  und 
sogar  30000,  und  niedere  von  300,  100  und  50. 3 

Im  zehnten  Jahrhunderte  verschwinden  die  Mankusen  aus  den  könig- 
lichen Urkunden  und  räumen  den  Goldpfunden,  welche  aber  auch  im  neunten 
Jahrhunderte  schon  häufig  neben  ihnen  vorkommen,  völlig  den  Platz.  Dabei 
finden  sich  nun  die  verschiedensten  Sätze  von  drei  Pfund  bis  zu  der  gewaltigen 
Summe  von  2000  Pfund  in  einer  für  die  Kaiserin  ausgestellten  Urkunde.  Aber 
als  den  normalen  Satz  haben  wir  hier  ganz  unzweifelhaft  den  von  100  Pfund 
zu  betrachten;  zumal  in  späterer  Zeit  kommt  er  häufiger  vor,  als  alle  andern 
zusammen.  Wir  können  sagen,  das  Ausmass  der  Strafsumme,  welches  der 
König  auf  die  Verletzung  seiner  Verfügung  setzen  wollte,  hing  in  jedem  Einzel- 
falle von  seinem  Belieben  ab;  herkömmlich  stellte  sich  aber  der  Satz  von 
100  Pfund  Gold  als  Strafe  für  die  Nichtachtung  eines  königlichen  Befehles 
fest,  welche  wohl  immer  angewandt  wurde,  wenn  nicht  besondere  Gründe  für 
eine  Ermässigung  oder  Erhöhung  sprachen.  Bei  letzterer  finden  wir  später 
ziemlich  regelmässig  den  Satz  von  1000  Pfund  angewandt.  Es  handelte  sich 
hier  also  um  Summen,  denen  gegenüber  die  fränkische  Bannstrafe  von  drei 
Pfund  Silber  eine  verschwindend  kleine  war.  Und  es  blieb  das  nicht  immer 
eine  leere  Drohung;  so  verurtheilt  der  Kaiser  1186  den  Grafen  von  Genf  zu 
Gunsten  des  Bischofs  zu  bedeutendem  Schadensersatz:  Ad  liec  eidein  epi- 
scopo  plenam  damus  auctoritatem  ah  eodem  comite  et  bonis  etus  exigendi 
miUe  libras  auri  propter  prevaricationem  pririleyii  nostri,  sicut  in  eo 
continetur.* 

Weiter  aber  ist  nun  diesen  italienischen  Strafandrohungen  eigentümlich 


26.  —  ]  2.  Nicht  hieher  gehört  es,  wenn  häufig  Verletzern  der  Immunität  mit  der  Strafe  ron 
30  Pfund  Silber  gedroht  wird.  Es  handelt  sich  dabei  um  eine  an  und  für  sich  feststehende 
(vgl.  Waitz  V.  G.  4,  256),  nur  für  den  Einzelfall  noch  besonders  herTorgehobene  Strafe, 
welche  sich  von  jener  insbesondere  auch  dadurch  unterscheidet,  dass  sie  nicht  zur  Hälfte  an 
den  Kßnig,  sondern  nur  an  die  verletzte  Kirche  zu  zahlen  ist.  Doch  mag  immerhin  der  ver 
einzelt  schon  unter  Karl  dem  Grossen  vorkommende  Brauch  (Sickel  Acta  1,  201),  die  Im- 
munitätsRtrafe  besonders  anzudrohen,  auf  die  Aufnahme  von  Geldstrafen  in  die  Urkunden 
überhaupt  eingewirkt  habeu.  Nur  wird  das  nicht  als  Uebertragung  der  Immunitätsstrafe 
auch  auf  andere  Fälle  zu  betrachten  sein;  Ansatz  und  Verwendung  sind  wesentlich  ver- 
schieden. Sind  892  ausnahmsweise  30  Pf.  Silber  und  überdies  5  Pf.  Gold  angedroht  (Antiq. 
It.  2,  870),  so  wird  es  sich  um  Verbindung  jener  feststehenden  mit  einer  besonders  ver- 
fügten Strafe  handeln.  3.  Stumpf  Reichskanzler  1,  117;  dazu  Antiq.  It.  1,  930.  2,  198. 
470.  4.  Spon  2,  43.  Vgl.  auch  1114.  1232:  Herrgott  Gene.il.  2,  134.  Huillard  4,  33«. 
Von  Verurtheilung  in  die  urkundlich,  wenn  auch  nicht  gerade  vom  Könige,  bestimmten 
Strafen  ist  in  Italien  mehrfach  die  Kede.  Vgl.  §  6  u.  4.  $  22  nach  u.  21.  §  24  nach  n.  2. 
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eine  Theilung  der  Strafsumme,  wonach  regelmässig  die  Hälfte  an  die 
königliche  Kammer,  Camerae  nostrae  oder  Palatio  nostro,  zu  zahlen  ist,  die 
andere  Hälfte  an  den  Verletzten,  während  die  fränkische  Bannstrafe  unge- 
theilt  dem  Könige  zukommt.  Damit  sehen  wir  uns  nun  ganz  unzweifelhaft  auf 
eine  Eigentümlichkeit  des  longobardischen  Rechtes  zurückgewiesen,  welches 
die  Busse  im  engeren  Sinne  und  das  Friedensgeld  in  eine  einzige  Summe  zu- 
sammenfasst,  welche  zur  Hälfte  dem  Könige,  zur  andern  Hälfte  dem  Verletz- 
ten zukommt.  Componat  —  medietatem  regi  et  medietatem  ei,  cid  crimen 
imecerit,  und  entsprechende  Ausdrücke  finden  sich  überaus  häufig  in  den 
Edikten  der  longobardischen  Könige. 

Wir  werden  etwa  schliessen  dürfen:  Der  fränkische  Königsbann  bestand 
in  Italien  zwar  zu  Rechte;  aber  fiir  die  Zwecke,  welchen  er  sonst  dienen  sollte, 
war  er  hier  ziemlich  werthlos.  Sollte  er  einerseits  der  Erhaltung  des  könig- 
lichen Ansehens  dienen,  so  wurde  er  weiter  gewiss  verzugsweise  desshalb  auf 
viele  Verbrechen  gesetzt,  weil  das  geringere  Friedensgeld  nicht  mehr  genügend 
schien,  von  ihnen  abzuhalten,  man  auf  diesem  Wege  eine  Strafschärfung  ein- 
treten lassen  wollte.  In  Italien  nun,  wo  ja  die  longobardlsche  Gesetzgebung  in 
Kraft  blieb,  hatte  der  Königsbann  in  dieser  Richtung  keine  Bedeutung;  denn 
in  vielen  Fällen  war  das  Friedensgeld  schon  an  und  fiir  sich  höher;  wo  die 
Gesammtbusse  bis  900  Solidi  stieg,  konnte  das  Hinzukommen  des  Bannes 
von  60  Solidi  keinen  nennenswerthen  Einfluss  üben,  während  doch  gewiss  in 
Italien  das  Bedürfnis«  nach  Strafschärfung  nicht  geringer  war,  als  in  andern 
Ländern.  Es  hätte  sich  das  etwa  erreichem  lassen  durch  Vervielfachungen  der 
fränkischen  Bannstrafe.  Aber  diese,  selbst  wenn  wir  nicht  annehmen,  dass  sie 
an  die  Stelle  des  Friedensgeldes  treten  sollte,  war  überhaupt  mit  dem  longo- 
bardischen Busssysteme  nicht  wohl  in  Einklang  zu  bringen.  Sie  kam  daher 
thatsächlich  wohl  ganz  ausser  Gebrauch.  Dagegen  machten  die  italienischen 
Herrscher  von  ihrem  Rechte  des  Bannes  nun  die  Anwendung,  dass  sie  Ge- 
walttaten, welche  nicht  allein  überhaupt  strafbar  waren,  sondern  insbeson- 
dere noch  die  Missachtung  eines  ausdrücklichen  königlichen  Gebotes  in  sich 
schlössen,  in  jedem  Einzelfalle  mit  einer  bedeutend  höheren  Strafe  bedrohten, 
als  dafür  im  Volksrechte  vorgesehen  war;  und  dabei  schlössen  sie  sich  dann 
allgemein  an  das  einheimische  System  einer  zwischen  dem  Könige  und  dem 
Verletzten  zu  theilenden  Summe  an.  Dasselbe  System  finden  wir  denn  auch 
später  wieder  in  allgemeinen  Strafgesetzen  italienischer  Könige  angewandt. 5 

27.  —  Diese  Strafe  oder  zunächst  der  Befehl,  iiir  den  sie  zu  zahlen  ist, 
wird  allerdings  in  den  bezüglichen  Formeln  der  italienischen  Königsurkunden 
in  der  Regel  nicht  mit  dem  Ausdrucke  Bann  bezeichnet;  es  heisst  hier  ein- 
fach etwa:  Si  qms  vero  huuis  praeeepti  tw* tri  violator  extiterit,  sciat  sc 
compositum™  centum  Ultras  mtri.  Dass  der  Ausdruck  in  diese  Formeln 
keinen  Eingang  fand,  mag  Zufall  sein,  vielleicht  aber  auch  darin  seinen  Grund 
haben,  dass  zur  Zeit  des  Aufkommens  der  Formel  der  Ausdruck  noch  zu  eng 
nüt  der  besondern  fränkischen  Gestaltung  des  Königsbannes  verbunden  war. 


&.  I,  Pap.  Wido  9.  Conr.  Henr.  II.  3.  5. 
Ficker  Forschungen. 
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Dass  aber  schon  früh  der  Befehl  oder  auch  die  Strafe  als  Bann  bezeichnet 
wurde,  ergeben  manche  vereinzelte  Zeugnisse.  Ist  in  Gesetzen  Wido's  einfach 
gesagt,  dass  der  Uebertreter  Bannum  nostrum  zahlen  solle so  mag  man  da 
noch  an  den  fränkischen  Königsbann  gedacht  haben.  Ausgeschlossen  ist  das 
durch  den  Betrag  der  Summe,  wenn  um  928  K.  Hugo  Besitzungen  schützt 
durch  bammln  nostrum  in  mancosos  auri  duo  nüllia2;  1023  heisst  es  vom 
Uebertreter:  tumquam  imperialis  bannt  transgressor  centum  libras  auri 
componat;  1083  werden  die  Bischöfe  von  Vercelli  bevollmächtigt,  entfrem- 
detes Eigen  ihrer  Kirche  in  Besitz  zu  nehmen  sine  timore  bannt  regaUs  et 
sine  pena  legalis  compositionis3 ;  1097  gewährt  K.  Konrad  dem  Markgrafen 
von  Este  die  Gunst,  nt  si  suo  tempore  leges  offenderet,  regium  bannum  non 
cogatur  exsolvere.4  Geht  im  letzten  Falle  der  Ausdruck  zunächst  auf  die 
Strafe,  so  geht  er  besonders  bestimmt  auf  den  Befehl  in  Notariatsurkunde  von 
1118:  Imperator  —  preceptum  quod  appellant  bannum  ernisit  super  — 
ospitali,  dass  keiner  dasselbe  belästigen  solle  bei  Strafe  von  hundert  Pfund 
Gold.5  Das  bestimmteste  Zeugniss  aber,  dass  der  Ausdruck  in  Italien  schon 
gegen  Ende  des  neunten  Jahrhunderts  gerade  für  diese  Strafbefehle  durchaus 
üblich  war,  gibt  uns  der  regelmässige  Gebrauch  in  den  Gerichtsurkunden. 

28.  —  Beün  gerichtlichen  Königsbann  nämlich  handelt  es  sich 
offenbar  ganz  um  dasselbe,  um  Erlassung  eines  königlichen  Befehls,  dort  das 
in  der  Urkunde  Enthalteue,  liier  die  gerichtliche  Entscheidung  oder  die  in  Folge 
derselben  ertheilte  Investitur  zu  achten,  dessen  Missachtung  mit  einer  höheren, 
im  Bannbefehle  bezeichneten  Geldstrafe  bedroht  ist  Nur  mit  dem  Unterschiede, 
dass  im  Gerichte  nicht  blos  die  Könige  selbst,  sondern  auch  andere  Richter 
den  Königsbann  anwenden.  Diese  Anwendung  der  Bannstrafe  zur  Sicherung 
gerichtlicher  Entscheidungen  scheint  später  üblich  geworden  zu  sein,  als  die 
zur  Sicherung  einzelner  königlicher  Verfügungen.  Aber  doch  auch  nicht  viel 
später,  da  wir  seit  897  Erwähnungen  fauden  *,  welche  dann  freilich  erst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  zehnten  Jahrhunderts  häufig  wurden. 

Dass  es  sich  in  beiden  Fällen  um  dieselbe  Strafe  handelt,  ergibt  sich 
zweifellos  aus  näherer  Vergleichung.  Nicht  blos,  dass  wir  auch  hier  jene 
Theilung  der  Straf  summe  zwischen  dem  Könige  und  den  Verletzten  wie- 
derfinden. Sogar  die  Androhungsformel  selbst  ist  in  den  gerichtlichen  Urkunden 
sichtlich  aus  den  königlichen  aufgenommen.  Iliess  es  hier:  Medietatem  ca- 
merae  nostme,  so  war  das  nun  in  den  in  dritter  Person  gefassten  Gerichts- 
Urkunden,  mochte  es  sich  um  eine  Entscheidung  des  Königs  oder  eines  andern 
Richters  handeln,  in  camerae  d.  regia  zu  ändern,  wie  wir  es  denn  auch  mei- 
stentheils  finden.  Aber  in  einer  Reihe  von  Beurkundungen  von  Gerichtssitzun- 
gen des  Königs'2,  wie  anderer  Richter3,  welche  sogar  in  das  zwölfte  Jahrhundert 

0 


27.  —  1.  L.  Pap.  Wido  1.5.  2.  Antiq.  It.  1,  271.  3.  Mon.  patr.  Ch.  1,  438. 
CC7.       4.  Antich.  Est  1,  275.       5.  SaTioli  1,  1G3. 

28.  —  1.  Vgl.  §  11  n.  2.  2.  996-1116:  Fanturzi  5,  2C2.  Ughelli  1,  450.  Cod. 
Wangian.  Ifl.  Tiraboschi  Mod.  2,  80.  8.  911-1122:  Moni,  di  Lucca  5  c,  183.  18C.  Antiq. 
h  1,  4Ji3.  Tatti  2,  851.  Iteua  e  (  auiici  4c,  70. 
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hineinreicht,  hat  sich  das  zur  übrigen  Fassung  gar  nicht  passende  Camerae 
nosfrae  der  königlichen  Urkunden  erhalten. 

Weiter  zeigt  sich  die  grösste  Uebereinstinunung  bei  Bestimmung  der 
Strafsätze.  Finden  wir  auch  in  den  Gerichtsurkunden  nicht  gerade  immer 
die.sell>en  Sätze,  so  zeigt  sich  doch  weniger  Schwanken,  als  in  den  königlichen 
Urkunden;  und  gerade  die  Sätze,  welche  wir  in  diesen  als  die  normalen  be- 
zeichnen konnten,  finden  sich  in  den  Gcrichtsurkunden  wieder. 

Zunächst  sind  auch  hier  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Strafen  entweder 
nach  Goldmankusen  oder  nach  Goldpfunden  bestimmt. 

Ganz  uberwiegend  zumal  in  der  frühern  Zeit  erscheint  der  Satz  von  2000 
Mankusen.  Bei  der  Zähigkeit,  mit  welcher  die  Notare  an  ihren  Vorlagen  fest- 
hielten, kann  es  nicht  auffallen,  dass  dieser  Satz,  obwohl  er,  wie  überhaupt 
die  Rechnung  nach  Mankusen,  im  zehnten  Jahrhunderte  aus  den  königlichen 
Urkunden  verschwindet,  sich  in  den  gerichtlichen  noch  im  eilften  Jahrhunderte 
vorherrschend  erhält,  sich  sogar  nach  1115  und  1117  Beispiele  finden.4  Als 
normaler  Satz  erscheinen  die  2000  Mankusen  auch  in  den  Prozessformeln,  wo 
zweimal  die  Bannstrafe  so  bestimmt  ist;  in  einem  andern  Falle  beträgt  sie 
1000  Mankusen.5  Und  dieser  Satz,  wie  wir  ihn  auch  in  den  Königsurkunden 
neben  jenem  fanden,  kommt  auch  in  den  Gerichtsurkunden  nicht  selten  vor, 
aber  doch  bei  weitem  nicht  so  häufig,  wie  jener. 

Im  Herzogthume  Spoleto  995 G,  dann  häufiger  in  Toscana  zu  Ende  des 
zwölften  Jahrhunderts7  finden  wir  die  Sätze  von  1000,  häufiger  2000  Gold- 
byzantinern,  wobei  es  sich  wohl  nur  um  eine  andere  Bezeichnung  der  Münze 
handelte;  ebenso  wenn  von  2000  Aurei  die  Rede  ist.8 

Von  diesen  Sätzen  scheint  man  sehr  selten  abgewichen  zu  sein.  Nur 
einmal  1014  im  Hofgerichte  zu  Pavia  finde  ich  den  höhem  Satz  von  4000 
Mankusen. 9  In  der  Romagna  aber  macht  eine  offenbar  lokale  Abweichung  sich 
geltend.  Nur  vereinzelt  in  königlichen  Gerichtssitzungen  erscheinen  hier  2000 
oder  1000  Mankusen10,  dagegen  in  der  Regel  eine  viel  geringere  Bannstrafe 


4.  Antich.  Est.  1,  315.  284.  —  Es  würde  das  noch  erklärlicher  sein,  wenn  wir  annehmen 
durften,  die  2000  Mank.  seien  gleichen  Werthes  mit  100  Pf.  Gold,  wie  das  doch  nahe  liegt, 
da  hier  wie  in  den  königlichen  Urkk.  beide  Satze  sich  zu  ersetzen  nnd  miteinander  zu  wech- 
seln scheinen.  Aber  die  sonst  b«>kanuten  freilich  sehr  ungenügenden  Angaben  über  den 
Werth  der  Mankusen  scheinen  das  kaum  bestimmter  zu  unterstützen.  Vgl.  Ducange  Glos- 
sarium ad  v.  Mancus.  Antiq.  It.  2,  702.  Fumagalü  320.  Waitz  Ueber  die  MünzverhaJtnitse 
in  den  Rechtsbüchern  des  frankischen  Reichs  28.  Mehrfach  scheint  Mancusus  gleichbedeu- 
tend mit  Goldsolidus  gebraucht;  so  804  in  Istrien;  Antich.  I»ng.  4,  7.  Dagegen  werden 
1014  in  Italien  20  Mankusen  gleich  50  Solidi  gesetzt;  Antiq.  It.  2,  800.  Nach  dem  Ver- 
trage mit  Venedig  967  scheinen  sechs  Mankusen  auf  ein  Venetianer  Pfund  gerechnet; 
Stampf  Acta  14.  Scheint  sich  weiter  aus  den  folgenden  Angaben  zu  ergeben,  dass  Man- 
kusen und  Byzantiner  gleichen  Werthes  waren,  so  ist  mir  wieder  für  den  Werth  des  Byzan- 
tiners in  dieser  Zeit  eine  genauere  Angabe  nicht  bekannt.  Sachverständige  dürften  immer- 
bin in  diesen  wechselnden  Ausätzen  der  Strafbestitnmungen  ergiebige  Anhaltspunkte  finden, 
i.  Cartular.  Long.  n.  20.  21.  25.  G.  Fatteschi  307.  7.  Antiq.  It.  1,  312.  Mittarelli 
Ann.  2,  271.  Rena  e  Camici  2b,  117.  3a,  GO.  Gl.  GG.  77.  8.  Mittarelli  Ann.  3,  198. 
9.  Antich  L*t.  1,  1 1 1.       1Ü.  Fauiuzxi  2,  27.  5,  2G2. 
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von  1 00  Byzantinern 1 1  oder,  wahrscheinlich  wieder  gleichen  Werthes,  einmal 
von  100  Mankusen. 12 

Der  Ansatz  der  Strafe  in  Goldpfunden  findet  in  den  Gerichtsurkunden 
viel  später  Eingang,  als  in  den  königlichen.  Bedeutend  früher,  als  in  Ober- 
italien, erscheint  er  im  Ilerzogthume  Spoleto,  wo  sich  von  970  ab  zahlreiche 
Beispiele  finden13;  erst  103714,  so  weit  ich  sehe,  kommt  er  auch  in  Tuszien 
und  dann  immer  häufiger  in  den  oberitalischen  Urkunden  vor. 

Der  regelmässige  Satz  sind  100  Goldpfunde;  Abweichungen  kommen 
auch  hier  viel  seltener  vor,  als  in  den  königlichen  Urkunden.  Wie  in  diesen 
findet  sich  einigemal  die  bedeutende  Erhöhung  auf  1000  Pfund  Gold. 15  Kommt 
1036.  1037  zulmola,  1067  bei  Ferrara,  1134  zu  Fano,  eine  geringere  Bann- 
strafe von  10  Pfund  vor16,  so  dürfte  das  mit  dem  in  der  Romagna  üblichen 
Satze  von  1 00  Byzantinern  zusammenhängen.  Die  Ermässigung  auf  100  Pfund 
Silber  finde  ich  in  früherer  Zeit  nur  vereinzelt  in  Mittelitalien.17  Gegen  Ende 
des  Jahrhunderts  werden  die  alten  Sätze  nicht  so  regelmässig  mehr  einge- 
halten; insbesondere  in  den  Gerichtssitzungen  der  Markgräfinnen  Beatrix  und 
Mathüde  finden  sich  daneben  auch  300,  200,  50  Pfund  Silber18,  auch  200 
Mankusen19,  später  dann  auch  im  Reichsgerichte  wohl  100  Pfund  Silber20 
oder  50  Pfund  Gold21;  durchweg  handelt  es  sich  jetzt  also  um  Ermässigungen 
des  Normalsatzes. 

Einzelne  Abweichungen  waren  auch  in  früherer  Zeit  wohl  durch  besondere 
Umstände  veranlasst.  Grundstücke  eines  Klosters  wurden  970  durch  den  Bann 
von  100  Pfund  Gold  geschützt;  in  Folge  erlittener  Anfechtungen  werden  981 
Investitur  und  Bann  wiederholt  und  zwar  so,  dass  der  schon  festgestellten 
Bannstrafe  noch  eine  neue  von  20  Pfund  zugefügt  wird.22  Zu  Imola  1036 
wird  zunächst  der  dort  anscheinend  nonuale  Bann  von  10  Pfund  Gold  ver- 
hängt, dann  wegen  eines  andern  Streitgegenstandes  noch  ein  geringerer  Bann 
von  30  Byzantinern. 2  3  Bei  einer  päbstlichen  Gerichtssitzung  zuTeramo  1056 
heisst  es  vom  Pabste:  fecit  mittere  bandum  de  parte  regis  Enrici  et  de 
8ua  parte,  und  zwar  so,  dass  der  Verletzer  der  königlichen  Kammer  50  Pfund 
Gold,  eben  so  viel  der  päbstlichen  und  eben  so  viel  dem  Verletzten  zahlen  soll24; 

28.-  |  11.  Fantuzzi  1,  212.  2G3.  265.  284.  Antiq.  It.  1,  493.  Ausserhalb  der  Romagna 
finde  ich  die  HM)  Byzantiner  als  Bannstrafe  nur  einmal  981  zu  Mars i ca.  Script.  It.  1  b,  465. 
Als  Strafsatz  überhaupt,  zu  dein  sich  jemand  selbst  verpflichtet  oder  den  der  Richter  auf 
Verletzung  seiner  Entscheidung  setzt,  erscheinen  die  100  Byzantiner  oder  Romanati  sehr 
häufig  auch  in  den  longobardischen  Fürstenthümern.  12.  Fantuzzi  1,  218.  13.  970 
bis  1028:  Script  It.  2  b,  962.  973.  978.  989.  992.  1  b,  497.  499.  Gattula  Hist.  1,77. 
14.  Antiq.  It.  2.  963.  15.  Script.  It.  1  b,  497.  2  b,  989.  Antiq.  It.  2,  983.  Tatü  2,  851. 
ltt.  Fantuzzi  2,  67.  72.  Morbio  1,  73.  Amiani  2,  5.  Es  mag  damit  noch  zusammenhangen, 
wenn  in  kaiserlichen  Privilegien  für  Ravenna  1177,  1185  und  1209  (Fantuzzi  4,  276.  5, 
308.  Mittarelli  4,  125)  der  verletzenden  Stadt  nur  eine  Strafe  von  zehn  Pfund  Gold  gedroht 
ist,  wahrend  sich  sonst  regelmassig  hundert  Pfund  finden.  17.  Rieti  982,  Amiterno  1023, 
Chiusi  1058:  Fatteschi  304.  321.  Ughelli  3,  628.  18.  Rena  e  Camici  3  a,  52.  3  c,  83. 
4  a,  56.  Ughelli  1,  817.  19.  Antiq.  It.  1,  917.  20.  1091.  1117:  Lupus  2,  771.  Ughelli 
2,  287.  21.  Antiq.  It.  1,  613.  22.  Script.  It.  2  b,  963.  974.  28.  Fantuzzi  2,  67. 
24.  Ughelli  1,  352.  Heisst  es  schliesslich  richtig  150  Pfund,  aber  medietatem  rtgi  et  >#•<- 
dieMfm  e/>iVc0/»<>,  so  ist  das  ein  durch  die  gewohnte  Formel  veranlasster  MissgrirT. 
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zu  dem  gewöhnlichen  Satze  kommt  also  hier  ein  dem  königlichen  gleicher 
päbstjicher  Antheil. 

Derselbe  Satz  von  100  Pfund  Gold  oder  auch  Silber  erscheint  in  den 
Gerichtsurkunden  auch  häufig  als  Poena,  zu  welcher  sich  die  abstehende  oder 
unterliegende  Partei  ausser  dem  doppelten  Ersätze  der  siegenden  im  Falle 
späterer  Verletzung  ihres  Rechtes  verpflichtet  Doch  stehen  beide  Strafen 
sonst  in  keinem  engern  Zusammenhange;  wir  sahen  insbesondere,  dass  die 
eine  die  andere  keineswegs  immer  ausschliesst25 

Im  zwölften  Jahrhunderte  verschwindet  allmählig  der  Brauch,  die  gericht- 
lichen Entscheidungen  durch  Stellung  unter  Königsbann  zu  sichern.  In  den 
Gerichtssitzungen  K.  Heinrichs  1116  wird  noch  durchweg  die  alte  Bannformel 
angewandt;  auch  später  finden  sich  noch  einige  Erwähnungen,  dass  die  sie- 
gende Partei  oder  die  zugesprochene  Sache  unter  Königsbann  gestellt  werden, 
dessen  Verletzung  mit  einer  Poena  bedroht  wird26;  ganz  vereinzelt  heisst  es 
sogar  noch  1191  in  der  Mark  Ancona  vom  Markgrafen :  poata't  bandnm  super 
tos.21  In  der  Regel  wird  jetzt  aber  in  den  Gerichtsurkunden,  wenn  das  Ur- 
theil  noch  durch  Androhung  einer  Strafe  gesichert  wird,  diese  einfach  als  vom 
Richter  bestimmte  Poena  ohne  Erwähnung  des  Bannes  bezeichnet 

29.  —  Die  Befugniss  zur  Verhängung  des  Königsbannes  im 
Gerichte  war  nicht  auf  den  König  beschränkt,  auch  nicht  auf  seine  unmittel- 
baren Vertreter  im  Hofgerichte  oder  Reichsgerichte,  die  Königin,  den  Pfalz- 
grafen, den  Kanzler,  die  Königsboten  der  verschiedensten  Art  Er  wird  ebenso 
verhängt  von  den  ordentlichen  Richtern,  welchen  die  Befugnisse  der  gräflichen 
Gerichtsbarkeit  zustanden,  von  Herzogen  und  Markgrafen,  Grafen  und  Bi- 
schöfen, welche  gräfliche  Gerechtsame  hatten;  mit  dem  Bischöfe  von  Parma 
verhängt  1069  auch  sein  Vicecomes  den  Bann1,  welcher  freilich  nach  kaiser- 
lichen Privilegien  die  Gewalt  eines  Königsboten  hatte.2  In  Gerichten,  wo  wir 
die  gräfliche  Gerichtsgewalt  nicht  voraussetzen  dürfen,  wird  der  Königsbann 
nicht  erwähnt.  Dagegen  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  derselbe  ein  Recht 
aller  Grafen  als  solcher  war,  nicht  bloss  einzelner  Grafen,  welchen  er  beson- 
ders verliehen  war.  Grafen  verhängen  den  Bann  nicht  blos  gemeinsam  mit 
höhern  Richtern,  sondern  auch  wenn  sie  allein  Vorsitzen3  und  nirgends  finde 
ich  eine  Andeutung,  dass  ein  Graf  die  Gewalt  des  Bannes  nicht  hatte,  dieser 
etwa  für  eine  gräfliche  Entscheidung  beim  höhern  Richter  nachzusuchen  war. 
Beweisend  dürfte  insbesondere  sein,  dass  in  den  longobardischen  Formeln 
wiederholt  der  Graf  im  «allgemeinen  um  den  Bann  ersucht,  dieser  also  doch 
wohl  bei  jedem  Grafen  vorausgesetzt  wird.4 

Auch  ist  es  für  die  Höhe  des  Strafsatzes  ganz  gleichgültig,  von  wein  der 
Bann  verhängt  wird.  Nicht  allein,  dass  wir  in  den  verschiedensten  Gerichten 
dieselben  Normalsätze  wiederfinden;  auch  die  Abweichungen  sind  ganz  unab- 

25.  Tgl.  §  11  ri.  5.  26.  1034.  36.  47 :  Armani  2,  5.  Antiq.  It.  1,  613.  6.  233.  Rena  e 
(  amici  5  a,  14;  Tgl.  1164:  Mem.  di  Lucca  4  b,  181.       27.  Mittarelli  Ann.  9,  36. 

29.  —  1.  AtTA  Parma  2,  329.       2.  AUA  P.  1,  380.       8.  Lopus  2,  275.  Boteiii 
1,  293.  Script.  It.  2  b,  988.  Antiq.  It.  1,  401.       4.  Cartular.  Long.  n.  20.  21.  25. 
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hängig  von  der  Person  des  Richtenden.  Den  höhern  Satz  von  2000  Mankusen 
verhängt  der  Graf,  wie  der  König  den  niedern  von  1000  Mankusen5;  und 
auch  den  höchsten  Satz  von  1000  Pfund  Gold  finden  wir  nicht  blos  vom 
Könige,  sondern  auch  vom  Markgrafen  und  gemeinsam  mit  einem  Königsboten 
vom  Grafen  verhängt. 6  Es  ist  das  dem  Wesen  der  Sache  durchaus  angemessen, 
da  es  sich  nicht  um  die  Missachtung  des  gräflichen,  sonderu  des  königlichen 
Befehles  handelt,  welche  nicht  geringer  zu  ahnden  ist,  wenn  dieser  Befehl  nicht 
unmittelbar  vom  Könige,  sondern  von  dem  dazu  bevollmächtigten  Grafen  er- 
geht. Das  findet  denn  auch  in  der  Bezeichnung  seinen  Ausdruck;  ist  oft  nur 
vom  Banne  schlechtweg  die  Rede,  so  heisst  es  eben  so  oft  in  den  verschieden- 
sten Gerichten  mittete  bannnm  regium  oder  bannum  d.  regis  oder  bannum 
de  parte  regit. 

Zeigt  sich  die  Befugniss  der  höheren  Richter,  für  ihre  gerichtlichen  Be- 
fehle die  Achtung,  welche  dem  Worte  des  Königs  selbst  gebührt,  in  Anspruch 
zu  nehmen,  häufiger  nur  bei  jener  Sicherung  des  Urtheils  gegen  spätere  Ver- 
letzung, so  wird,  wie  das  auch  sonst  der  Fall  ist7,  auch  in  Italien  wohl  noch 
anderweitige  Anwendung  erwähnt.  Nachdem  927  der  anwesende  Angeklagte 
es  verweigert  hat,  auf  die  Klage  zu  antworten,  heisst  es:  Tunc  ipseG.comes 
palatii  iussit  eidem  O.  et  bannum  d.  regis  eo  misit,  ut  exinde  iusticiam 
feeisset*  Nachdem  998  in  der  Sabina  der  Königsbote  den  Abt  von  Farfa 
investirt  hat,  befiehlt  er  dem  Guido,  welcher  Advocatits  de  ipso  placito  heisst, 
ut  voeiferaret  ac  bannum  witteret  ad  maiores  et  minores,  qui  in  ipso 
placito  erant,  ut  Ueentiam  et  potestatem  haberent  adiuvandi  ipswn  abba- 
tem — de  ipsis  rebus  in  quocumque  ordine  idem  abbas  voluisset  sine  itüa 
composieione  auf  calumnia;  et  qui  hoc  facere  noluisset,  compositurus  esset 
unusquisque  in  ipso  monasterio  de  auro  lilytam  unam.9 

Die  Ausdehnung  des  königlichen  Bannrechtes  insbesondere  auf  richter- 
liche Beamte  in  der  Bedeutung,  dass  ihr  Befehl  gleich  dem  unmittelbar  vom 
Könige  ergangenen  gelichtet  und  geahndet  werden  soll,  wird  schon  in  karolin- 
gischer  Zeit  mehrfach  erwähnt. 10  Aber  er  scheint  anfangs  nicht  bestimmten 
Klassen  von  Beamten  allgemein  zugesprochen,  sondern  durch  besondere  Voll- 
macht in  Einzelfallen  ertheilt  worden  zu  sein.  So  bestimmt  der  König  864  bei 
Bestellung  von  Königsboten  ausdrücklich,  wenn  sich  jemand  weigere,  ihrer 
Ladung  zu  folgen  oder  eidlich  auszusagen,  sollten  sie  bannum  nostrum  in 
rebus  illius  mittere. 1 1  Es  handelt  sich  dabei  um  ein  Inquisitionsmandat,  und 
es  wäre  möglich,  dass  die  Eigenthümlichkeiten  des  Inquisitionsverfahrens  ins- 
besondere auf  die  Ausdehnung  des  Königsbannes  auf  andere  Richter  eingewirkt 
hätten. 12  Jedenfalls  muss  mit  der  Zeit  das  Recht  allen  höhern  Richtern  zu- 
gestanden sein.  Treffen  die  frühern  Fälle  auch  vorzüglich  Pfalzgrafen  und 
Königsboten,  ist  mir  vor  962 13  kein  Beispiel  für  die  Bannbefuguiss  eines 


29.—]  5.  Antiq.  It.  1,  401.  Fantut«  5,  262.  6.  Script.  It.  2  b,  989.  Antiq.  It.  2,  983. 
7.  Vgl.  Waitz  V.G.  4.  323.  8.  Morbio  3,  155.  Aehnlich  871 :  Mem.  di  Lucca  4  b,  52. 
ö.  Fatteschi  309.  10.  Vgl.  Waitz  V.  G.  3,  247.  4,  323.  11.  Mem.  di  Lucca  4  b,  53. 
12.  Vgl.  Brunner  Inquüitionsb.  109.       13.  Lupus  2,  275. 
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Grafen,  der  nicht  zugleich  Missus  war,  vorgekommen,  so  sind  die  Fälle  nicht 
allein  zu  vereinzelt,  als  dass  sich  sichere  Schlüsse  daraus  ziehen  liessen,  son- 
dern auch  gerade  bei  der  ersten  gerichtlichen  Anwendung  des  Königsbannes 
897  verhängt  ihn  nicht  blos  der  Pfalzgraf  als  Missus,  sondern  mit  ihm  der 
Markgraf,  der  nur  als  ständiger  Ortsrichter  mit  ihm  zu  Gerichte  sitzt.14  Ob 
das  nun  später  für  eine  mit  dem  höheren  Richteramte  an  und  für  sich  ver- 
bundene Befugniss  galt,  ob  ähnlich,  wie  in  Deutschland,  auch  in  Italien  durch 
eine  besondere  nicht  in  den  Kreis  des  Lehenrechtes  fallende  Verleihung  des 
Bannes  die  Anschauung  der  Uebertragung  eines  persönlichen  Rechtes  des 
Königs  aufrecht  erhalten  wurde,  muss  ich  dahingestellt  lassen,  da  mir  Anhalts- 
punkte für  eine  Entscheidung  nicht  aufgefallen  sind. 

30.  —  Anfangs  gilt  der  Bann  sichtlich  als  ein  ausschliessliches  Recht 
des  Königs,  welches  von  andern  nur  im  Namen  des  Königs  und  auch  nur  bei 
gerichtlichen  Entscheidungen  geübt  wird.  Dagegen  findet  sich  später  mehrfach 
eine  Anwendung,  bei  welcher  diese  Auffassung  verwischt  erscheint,  eine 
selbstständige  Banngewalt  der  Grossen  hervortritt,  da  nicht  allein  die 
Bezeichnung  als  Königsbann  fehlt,  sondern  auch  die  Hälfte  der  Bannstrafe 
nicht  dem  Könige,  sondern  dem  bannenden  Grossen  zugesprochen  wird.  Nicht 
auffallen  kann  es  allerdings,  wenn  Herrscher,  welche  ihre  Gewalt  überhaupt 
nicht  vom  Kaiser  ableiteten,  sich  eine  entsprechende  selbstständige  Gewalt 
zuschrieben.  So  droht  wohl  der  Pabst  in  ganz  entsprechender  Weise  eine 
zur  Hälfte  an  seinen  Palast  zu  zahlende  Strafe  an 1 ;  wir  fanden  ja  auch,  dass 
ein  Pabst  den  Bann  da  parte  regis  et  de  sua  parte  verhängen  Hess.2  Die- 
selbe Gewalt  scheinen  sich  auch  die  longobardischen  Fürsten  Unteritaliens 
zugeschrieben  zu  haben;  wenigstens  hie  und  da  finden  sich  in  ihren  Urkunden 
Strafen  angedroht,  deren  Betrag  sehr  wechselt,  welche  aber  insbesondere  durch 
die  Bestimmung  der  Hälfte  sacro  nostro  palatio  sich  der  königlichen  Bann- 
strafe eng  anschliessen3,  während  in  andern  Urkunden  häufig  nur  eine  an  den 
Verletzten  zu  zahlende  Busse  bestimmt  wird.  Damit  dürfte  es  dann  zusam- 
menhangen, wenn  Fürst  Pandulf  970  im  Hofgerichte  den  Bann  verhängt  a 
parte  d.  imperatoris  et  de  sua  parte.* 

Bei  den  Grossen  des  Reichs  scheint  die  Befugniss  zur  Verhängung 
des  Königsbannes  ausschliesslich  auf  ihre  richterlichen  Funktionen  beschränkt 
gewesen  zu  sein;  wir  finden  kein  Beispiel,  dass  sie  denselben  auch  zur  Siche- 
rung ihrer  anderweitigen  Verfügungen  angewandt  hätten.  Dabei  ist  freilich 
von  den  Legaten  abzusehen,  welche,  wie  wir  sehen  werden,  ganz  in  die  Stelle 
des  Königs  eintraten,  und  zumal  in  der  staufischen  Zeit  in  ihren  Urkunden 
ganz  dieselben  Strafandrohungen  anwandten,  wie  sie  in  den  königlichen  ge- 
bräuchlich waren.  Erst  in  späterer  Zeit  finde  ich  ein  vereinzeltes  Beispiel,  dass 
eine  solche  Strafandrohung  einem  Grossen  ausdrücklich  gestattet  wurde;  der 


14«  Mem.  di  Lncca  4  c  71. 

30.  —  1.  z.  B.  944 :  Antiq.  It.  1,  948.  2.  Vgl.  §  28  n.  24.  8.  Ughelli  10,  444. 
471.  480.  538.  Antiq.  It.  1,  952;  es  sind  Sätze  Ton  2,  10,  20,  100,  150,  200  Pfund  Gold. 
4.  Script.  It.  lb,  443. 
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König  bewilligt  1219  dein  Bischöfe  von  Turin  und  dessen  Nachfolgern:  ut 
auctoritate  noatra  et  imperii  per  banna  pecnniaria,  quorum  medietaa 
noßtre  et  imperii  camere  applicetur,  reaidua  parte  leai>  et  Ubertatem  ec- 
clesie  ac  iura  eccleaiaatica  tueantur  per  totam  dioceaim  Tawrinenacm* 
Die  Bestimmung  der  einen  Hälfte  zeigt,  dass  es  sich  hier  um  Drohung  könig- 
licher Bannstrafen  handelt 

Dagegen  finden  sich  schon  früher  einige  Beispiele,  dass  Grosse  auch  die 
Verletzung  aussergerichtlicher  Verfügungen  mit  einer  Geldstrafe  be- 
drohen, welche  übrigens  ganz  den  königlichen  Bannstrafen  entsprechend,  doch 
nicht  als  Königsbann  zu  betrachten  sind,  da  die  Hälfte  nicht  dem  Könige  zu- 
gesprochen wird,  vielfach  auch  die  Summe  eine  wesentlich  geringere  ist.  So 
1032  der  Bischof  vonPiacenza:  Si  quia  huitta  noatre  inaaionia  tranagreaaor 
extiterit,  centum  Ubraa  argenti  optimi  componat,  medietatem  episcopaU 
camere  et  medietatem  canonicia;  und  derselbe  1125  als  Bischof  und  Graf: 
componat  muletam,  que  est  penam  auri  uneias  decem  argenti  pondera 
viginti,  medietatem  camere  eiuadem  cotnitis.6  Aber  diese  Fälle  stehen  über- 
aus vereinzelt  Um  so  auffallender  ist  es,  dass  die  Markgrafen  vonTuszien 
im  eilflen  und  zwölften  Jahrhunderte  in  einer  Reihe  von  Urkunden  dem  Ver- 
letzer eine  Bannstrafe  drohen,  mehrfach  nur  von  hundert  Pfund  Silber,  aber 
fast  eben  so  oft  doch  auch  in  dem  beim  Königsbanne  üblichen  Ausmasse  von 
hundert  Pfund  Gold. 7  Und  dabei  handelt  es  sich  zweifellos  mn  eine  vom  Kö- 
nigsbanne unabhängige  eigene  Banngewalt,  da  einerseits  auch  hier  die  Hälfte 
der  Summe  der  markgräflichen  Kammer  zugesprochen  wird,  weiter  aber  die 
Strafe  vom  Markgrafen  wohl  ausdrücklich  als  Pena  noatri  bannt  bezeichnet 
wird.8  Mag  sich  das  auf  ausdrückliche  Verleihung,  oder  anfangs  nur  auf  An- 
massung  gründen,  diese  Banngewalt  erscheint  hier  als  herkömmliches  Recht, 
das  dann  auch  auf  die  spätem  vom  Könige  abhängigen  Markgrafen  überging. 

Wo  man  sich  eine  solche  Banugewalt  zuschrieb,  konnte  dieselbe  dann 
auch  zu  gerichtlicher  Anwendung  kommen,  der  Richter  seine  Ent- 
scheidung durch  den  eigenen,  statt  durch  den  Königsbann  schützen.  Das  ist 
denn  auch  bei  den  Markgrafen  von  Tuszien  der  Fall,  aber  freilich  so,  dass 
beides  vielfach  mit  einander  vermengt  erscheint.  Schon  1067  verhängt  der 
Graf  von  Ferrara  als  Bote  Herzog  Gottfrieds  bannum  ex  parte  domini  mei 
im  Betrage  von  zehn  Pfund  Gold,  medietaa  domino  meo.9  Die  Markgräfinnen 
Beatrix  und  Mathilde  verhängen  dann  allerdings  noch  sehr  häufig  ganz  in  alter 
Weise  einen  zur  Hälfte  an  die  königliche  Kammer  zu  zahlenden  Bann,  wobei 
es  freilich  häufig  nun  allgemeiner  medietatem  parti  publicae  statt  camerae 
domini  regia  heisst,  was  allerdings  zunächst  gleihbedeutend  sein  sollte,  da  es 
selbst  bei  königlichen  Gerichtssitzungen  gebraucht  wird10,  hier  aber  doch  kaum 
unabsichtlich  bevorzugt  wurde.  Fehlt  aber  durchweg  die  Bezeichnung  als  Kö- 

30. -|  5.  Huillard  1,  598.  ö.  Bosclli  1.  295.  308.  7.  Belege  für  Bonifar,  Gotfried, 
Mathilde,  Conrad,  Ramport  1048-1131  gesammelt  Antiq.  iL  1,  956-963;  für  Weif:  Antich. 
Est  1,  297,  298.  üghelli  3,  399;  für  Philipp:  Margarin  2,  227.  8.  1120.  1160.  Arch. 
stor.  10b,  6.  UgheUi  3,  399.  9.  Morbio  I,  73.  10.  1090.  95:  Verci  Ecel.  3,  18. 
Antiq.  It.  2,  943. 
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nigsbann,  so  heisst  es  schon  1072  von  Beatrix  und  Mathilde  Imiidum  suum 
miserunt,  obwohl  auch  hier  noch  die  Strafe  dem  Könige  zugesprochen  wird. 1 1 
Unter  Mathilde  kehrt  dann  aber  nicht  allein  das  bandum  euum  häufiger  wie- 
der, sondern  auch  bezüglich  der  Zahlung  heisst  es  nun  nicht  allein  zuweilen 
medietatem  camerae  d.  regis  et  iam  dicte  d.  Matilde12,  sondern  mehrfach 
geradezu  camere  comitisse.*3 

Doch  kommen  einige  derartige  Fälle  aucli  sonst  vor. 1 4  Im  Ilerzogthume 
Spoleto  heisst  es  995  im  Gerichte  eines  Boten  des  Herzogs  und  eines  Grafen : 
banmim  exinde  miserutU  a  parte  d.  llugonh  ducis  et  marehionis  —  auri 
optimi  bizantos  nulle,  medietatem  eamerae  d.  llugonis.^  Es  mag  sich  um 
eine  Ausnahmsstellung  des  Herzogs  handeln ;  doch  kommen  in  jener  Gegend 
auch  sonst  Unregelmässigkeiten  vor;  so  heisst  es  1022  von  einem  Königsboten 
and  dem  Grafen  von  Valva:  miserunt  bandum  eorum.™  Die  Markgrafen 
von  Este  verhängen  1044  einen  Bann  von  hundert  Pfund  Silber,  medietatem 
forum  marchionum.17  Grafen  von  Marciano  sagen  1097:  bannum  rwstntm 
ad  penam  solvet,  und  verfügen  eine  Bannstrafe  von  hundert  Byzantinern,  zur 
Hälfte  ihrer  Kammer.18  Zu  Este  heisst  es  1117:  medietatem  kamcre  Jlein- 
riei  rfwcis19,  bei  Markgraf  Friedrich  von  Ancona  1134:  camerae  imperiali 
et  marchionis.20  In  ganz  eigenthümlicher  Weise  heisst  es  noch  1203  bei 
einer  gerichtlichen  Entscheidung  des  Patriarchen  von  Aglei  für  den  Bischof 
von  Parenzo:  Ei,  qui  contra fecerit  subiaceat  banno  nonaginta  bissantio- 
rmn  patriarcfie  et  marchioni  —  et  episcopo  Parentino  penam  mitte  Hör, 
den.  Aqiäleietmum21 

Alle  diese,  im  allgemeinen  doch  nur  vereinzelten  Fälle  werden  sich  kaum 
auf  einen  massgebenden  Gesichtspunkt  zurückführen  lassen.  Es  könnten  hie 
und  da  besondere  Verleihungen  stattgefunden  haben.  Eben  so  sehr  mag  ge- 
wirkt haben,  dass  die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Bannes  mehr  in  Vergessen- 
heit gerieth;  und  das  lag  dann  besonders  nahe,  wenn,  wie  wohl  anzunehmen 
ist,  die  Bannstrafen  selbst  oft  vom  Könige  den  Grossen  überlassen  waren 
oder  diese  sich  dieselben  anmassten.  Und  auch  das  kann  eingegriffen  haben, 
dass  sich  ein,  wenigstens  im  zwölften  Jahrhunderte  bestimmt  hervortretender 
Sprachgebrauch  bildete,  welcher  wohl  jede  an  die  öffentliche  Crewalt  zu  zah- 
lende Geldstrafe  als  Bannum  bezeichnete. 

V.  BANN  UND  ACOT. 
31.  —  Die  Anwendung  des  Königsbannes  in  den  Gerichten  in  der  bisher 

11.  Antiq.  It.  2,  955.  12.  Rena  o  Camici  3a,  66.  Antiq.  It.  1,  966.  18.  Antiq.  It. 
I,  966.  Mittarelli  Ann.  3,  196.  198.  14.  Nicht  dahin  gehören  Fälle,  wo  es  bei  Gericht*- 
Mtzungcn  auch  anderer  Richter,  als  des  Königs  selbst,  medietatem  eamerae  nostrae  heisst; 
»gl.  §  28  n.  3.  Irrig  schliesst  daher  Muratori  Antiq.  It.  1,  954  ans  einer  solchen  Stelle 
schon  für  941  auf  eino  selbstständigo  Banngewalt  der  Markgrafen  TonTuszien.  Möglicher- 
weise liegt  nur  ein  ähnlicher  Missgriff  der  Fassung  vor,  wenn  Markgraf  Werner  1 106  a**c- 
torilote  d.  imperatorit  eino  Strafe  Ton  100  Pfund  Gold  droht,  dann  aber  die  Hälfte  eamerae. 
wtrae  zuspricht.  Script.  It.  2b,  499.  15.  Fatteschi  307.  10.  Script.  It.  lb,  499. 
17.  Antich.  Est.  1,  183.  18.  Mittarelli  Ann.  3,  137.  138.  19.  Antich.  Est  1,  284. 
20.  Amiani  2,  5.       21.  Mittarelli  Ann.  4,  256. 
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besprochenen  Weise  findet  sich  im  zwölften  Jahrhunderte  nur  noch  ganz  ver- 
einzelt. Dagegen  ist  nun  auch  in  der  staufischen  Periode  häufig  von  einem 
Sannum  d.  imperatoris  oder  Sannum  imperii  die  Rede.  Dieser  Reichs- 
bann hat  aber  eine  wesentlich  andere  Bedeutung.  Der  Königsbann  wird  über 
eine  Person  verhängt  zum  .Schutze  ihres  Rechtes  gegen  jeden  etwaigen  Ein- 
griff Dritter.  Der  Reichsbann  erscheint  auch  wohl  allgemein  gedroht  gegen 
jeden  etwaigen  Verletzer,  erscheint  aber  häufiger  ausgesprochen  gegen  eine 
bestimmte  Person,  bei  welcher  die  Verletzung  eines  königlichen  Gebotes  bereits 
vorliegt  ;  als  Zweck  tritt  mehr  die  Zurückführung  zum  Gehorsam,  als  die  Ein- 
haltung des  Gehorsams  in  den  Vordergrund.  Insbesondere  zeigt  sich  aber  ein 
Unterschied  in  den  Wirkungen.  Als  rechtliche  Wirkung  des  Königsbannes 
ergibt  sicli  nach  dem  Gesagten  nur,  dass  der  Verletzer  die  Bannstrafe  ver- 
wirkt Eine  solche  Bannstrafe  kann  allerdings  auch  beim  Reichsbanne  ein- 
treten; aber  die  wesentlichste  Wirkung  desselben  haben  wir  zu  sehen  inFried- 
losigkeit  der  Person,  in  Entziehung  des  Rechtsschutzes  bis  zur  Erfüllung  be- 
stimmter Bedingungen  oder  auch  für  immer. 

Versuche,  die  spätere  Gestaltung  des  Reichsbannes  in  Italien  lediglich 
aus  einer  Weiterentwicklung  älterer  italienischer  Einrichtungen  zu  erklären, 
stossen,  wie  wir  seilen  werden,  auf  Schwierigkeiten.  Es  ist  möglich,  dass  ein 
solches  Verhältniss  dennoch  stattfand,  dass  sich  dasselbe  nur  wegen  des  Man- 
gels geeigneter  Quellenzeugnisse  nicht  bestimmter  nachweisen  lässt  Es  wäre 
aber  immerhin  auch  möglich,  dass  fremder  Einfluss  sich  bei  der  späteren  Ge- 
staltung des  Rcichsbannes  geltend  gemacht  hätte.  Dann  liegt  allerdings  der 
Gedanke  an  die  deutsche  Reichsacht  sehr  nahe.  Der  Vergleich  des  italie- 
nischen Reichsbannes  mit  der  deutschen  Reichsacht  ergibt  allerdings,  worauf 
wir 'zurückkommen,  eine  ganze  Reihe  der  wesentlichsten  Verschiedenheiten; 
von  einfacher  Uebertragung  einer  deutschen  Einrichtung  auf  Italien  kann  da 
in  keiner  Weise  die  Rede  sein.  Andererseits  zeigt  sich  dann  aber  eine  so  grosse 
Verwand  tschaft  zwischen  Bann  und  Acht  und  zwar  gerade  in  solchen  Punkten, 
welche  dem  älteren  italienischen  Recht  anscheinend  fremd  sind,  dass  darin 
Aufforderung  genug  liegt,  zu  untersuchen,  ob  sich  nicht  bestimmtere  Halt- 
punkte für  die  Annahme  eines  Einflusses  deutscher  Anschauungen  auffinden 
lassen. 

Ein  solcher  scheint  sich  zu  ergeben  aus  Beachtimg  der  Strafandro- 
hungen in  deutschen  Königsurkunden.  Es  stellt  sich  dabei  heraus,  dass 
einmal  die  Geldstrafen  des  altem  Königsbannes  von  Italien  her  Eingang  in 
Deutschland  fanden.  Andererseits  aber  auch,  dass  die  Androhung  des  Rcichs- 
bannes, wie  sie  in  der  staufischen  Zeit  in  Italien  in  den  Urkunden  der  Könige 
und  Legaten  gebräuchlich  ist,  aus  den  deutschen  Urkunden  entnommen  ist 
Wird  nun  auch  die  gegenseitige  Beeinflussung  der  Formeln  eine  sachliche 
Wechselwirkung. noch  keineswegs  erweisen,  so  ist  sie  doch  immerhin  beachtens- 
werth;  und  sollte  sich  für  den  nächsten  Zweck  ein  festerer  Anhalt  nicht  er- 
geben, so  seheint  mir  jenes  Verhältniss  doch  auch  für  andere  Zwecke  beach- 
tenswerth  genug,  um  eine  geuauere  Feststellung  nicht  überflüssig  erscheinen 
zu  lassen. 
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32.  —  In  den  für  Deutschland  ausgestellten  Kaisenirkunden  weiden 
früher  in  der  Regel  für  die  Ucbertrctung  keine  besonderen  Strafen  angedroht. 
Die  Fälle,  wo  es  geschieht,  sind  bis  zum  eilften  Jahrhunderte  noch  vereinzelte; 
erst  im  zwölften  Jahrhunderte  werden  sie  häufiger.  Die  angedrohten  Strafen 
sind  verschiedener  Art  und  gehen  auf  verschiedenen  Ursprung  zurück. 

Handelt  es  sich  um  Geldstrafen,  so  gehen  diese  in  Einzelfallen  noch 
auf  die  karolingische  Reichsgesetzgebung  zurück.  Der  fränkische  Königs- 
bann von  sechszig  Solidi  oder  Schillingen  hat  sich  in  Deutsehland  lange  ge- 
halten. Er  erscheint  im  Sachsenspiegel  einmal  noch  als  Gcwette  jedes  mit 
deni  Königsbann  beliehenen  Richters1;  weiter  noch  als  Strafe  desjenigen,  der 
in  einem  königlichen  Bannforstc  jagt.2  Als  eine  auf  die  Uebcrtretung  irgend 
eines  königlichen  Befehls  beliebigen  Inhalts  für  den  Einzelfall  angedrohte  Strafe 
kommt  dieser  Königsbann  in  den  Urkunden  nicht  vor. 3  Er  erscheint  vielmehr 
als  eine  im  bestimmten  Ausmasse  von  vornherein  feststehende  Strafe,  insbe- 
sondere für  Verletzung  solcher  Gegenstände,  welche  im  besondern  Königsfrieden 
standen,  imd  welche  nun  auch  in  den  meisten  Fällen  nicht  an  den  König  selbst, 
sondern  an  den  zu  zahlen  ist,  zu  dessen  Nutzen  der  König  den  Gegenstand  in 
seinen  besondern  Schutz  nahm  und  dem  wohl  überhaupt  die  Bannbussen  in 
einem  Gebiete  überlassen  waren.  So  heisst  es  bei  Verleihung  von  Bannforsten 
an  den  Erzbisehof  von  Trier  973  und  1023,  dass  derjenige,  welcher  hoc  nos- 
trum bann  um  verletzt,  dem  Erzbisehofe  sechszig  Solidi  zahlen  soll.4  Als  eine 
in  demselben  Ausmasse  feststehende  Strafe  erscheint  der  Bann  auch  1 090, 
wo  bestimmt  wird,  dass  der  Verletzer  von  Rechten  der  Juden  zu  Speier  ban- 
nunh,  hoc  est  lih^as  tres  argenti,  dem  Richter  zahlen  soll.5  Es  wird  danach 
nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  eben  diese  Summe  gemeint  ist,  wenn  es,  und 
zwar  durchweg  nur  bei  Verleihungen  von  Forstrechten  und  Marktrechten,  ein- 
fach heisst,  dass  der  Verletzer  dem  Beliehenen  summam  nostri  bannt  oder 
ceg'mm  bannum  zahlen  solle.6  Heisst  es  1030  bei  Verleihung  von  Markt- 
rechten  für  Donauwerth  vom  Verletzer:  tale  bannum  sciat  sc  compositurum, 
quäle  cotnponwet ,  ac  si  iÜud  mercatum  liatispone  aut  Auguste  inquic- 
taret7,  so  könnte  es  sich  allerdings  um  eine  besonders  bestimmte  Summe  han- 
deln ;  aber  in  einem  entsprechenden  Falle  bei  Verleihung  von  Marktrechten  an 
Sl Maximin  992  heisst  es  allgemeiner:  sciat  sc  cnmponcre  nostrum  bannum 
ita  sicut  ille,  qui  meveato  Mogom  ie,  Colonic  et  Treveris  confracto  et  con- 


32.  —  1.  Sächs.  Lnndr.  III  64  §  4.  So  werden  auch  1061  als  Gewette  des  Grafen  zu 
Worms,  1101  des  Tribunus  zu  Speier,  1120  des  Hersogs  von  Zahringcn  60  solidi  erwähnt. 
Stumpf  Acta  69.  Wirtemb.  U.B.  1,  326.  Dümgo  123.  2.  Sachs.  Lnndr.  II  61  §  2. 
3,  Nur  ganz  rereinzelt  heisst  es  in  einer  999  zu  Rom  für  ein  baierisches  Kloster  ausge- 
stellten Urkunde:  tci<U  se  bannum  nostrum  dupliciter  compotilurum,  medietalem  camtre 
*oitrt  et  medietatem  predicto  uumatterio.  Mon.  Boica  31,  267.  Die  Vertheilung  weist  auf 
den  italienischen  Brauch,  mit  dem  sonst  immer  eine  für  den  Einzelfall  bestimmte  und 
höhere  Summe  Tcrbunden  erscheint,  während  doch  hier  wohl  nur  an  die  feststehende 
Summe  Ton  60  Solidi  zu  denken  ist.  4.  Beyer  U.B.  1,  294.  347.  5.  Mon.  Boica  31,  370. 
6.  973-1073:  Mon.  Boica  31,  217.  29.  30.  184.  Beyer  U.B.  1,  332.  Cod.  Westf.  1,  91. 
Stumpf  Acta  77.       7.  Mon.  Boica  31,  310. 
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tmmnato  dampnatus  fnerit^;  die  Gleichstellung  dürfte  doch  weniger  auf  die 
Höhe  der  Summe,  als  auf  die  Zahlung  des  Bannes  überhaupt  zu  beziehen  sein. 

Bei  einigen  anderen  Strafandrohungen  handelt  es  sich  sichtlich  noch  um 
die  fränkische  Imraunitätsstrafe,  wonach  der  Verletzer  der  Immunitat 
sechshundert  Solidi  oder  dreissig  Pfund  Silber  zu  zahlen  hat  So  898  für 
Matsee;  der  Verletzer  soll  zahlen  deHtam  poenam  violentie  eisdem  recto- 
ribus,  id  est  libras  xxx.  argenti  probatissimi.9  Nach  Immunitätsprivileg 
für  Kamerich  1003  ist  derVerletzcr  eolidis  de.  adpabilis,  wovon  zwei  Drittel 
der  Kirche,  ein  Drittel  dem  Fiscus  zufallen. 10  Für  Speier  heisst  es  1101, 
dass  bei  Verletzung  der  Wohnungen  der  Domherrn  dem  Bischöfe  secundum 
legem  immunitatis  sechshundert  Solidi  zu  zahlen  sind. 1 1 

Es  handelt  sich  in  diesen  Fällen  nicht  darum,  den  vorliegenden  Einzelbefehl 
des  Königs  durch  eine  besondere  Strafandrohung  zu  sichern,  sondern  nur  um 
eine  Erwähnung  der  allgemein  auf  Verletzung  des  Bannforstes  oder  der  Im- 
munität gesetzten  Strafen,  in  welche  der  Vcrletzer  auch  dann  verfallen  wäre, 
wenn  hier  gar  nicht  auf  dieselben  hingewiesen  wäre.  Die  Erwähnungen  sind 
daher  auch  nur  vereinzelte,  mehr  zufällige,  welche  seit  dem  Ende  des  eilften 
Jahrhunderts  ganz  verschwinden,  da  die  jetzt  üblich  werdenden  ungleich  em- 
pfindlicheren Strafandrohungen  für  die  Verletzung  des  Einzelbefehls  eine  viel 
grössere  Bürgschaft  gewährten,  als  die  Ilinweisung  auf  die  alten,  verhältniss- 
mässig  unbedeutenden  Bannstrafen. 

33.  —  Dagegen  handelte  es  sich  bei  dem  für  Italien  nachgewiesenen 
Brauch  um  die  Sicherung  des  einzelnen  königlichen  Befehls  durch  eine  für  den 
Einzelfall  besonders  bestimmte  Geldstrafe.  In  für  Deutschland  ausgestellten 
Kaiserurkunden  finden  sich  solche  Geldstrafen  für  den  Einzelfall  erst 
in  den  letzten  Jahren  des  zehnten  Jahrhunderts 1 ;  wo  es  früher  vorkommt, 
ergeben  sich  die  Urkunden  bald  als  Fälschungen.3  Doch  hat  dieser  Brauch  in 
Deutschland  sehr  langsam  festere  Wurzel  gefasst.  Noch  im  ganzen  eilften 
Jahrhunderten  handelt  es  sich  wesentlich  nur  um  vereinzelte  Fälle.  Hat  eine 
solche  Bestimmung  einmal  in  ein  Privileg  für  eine  bestimmte  Kirche,  zunächst 
vielleicht  sehr  zufallig,  Eingang  gefunden,  so  finden  wir  dieselbe  dann  freilich 
aus  naheliegenden  Gründen  gewöhnlich  auch  in  allen  spätem  Privilegien  für 


32.-1  8.  Beyer  Ü.B.  1,  320.  405.  9.  Mon.  Boica  31,  151.  10.  Böhmer  Act»  32. 
11.  Wirtemb.  U.B.  1,  326. 

33.  —  1.  Ich  habe  mich  für  den  Zweck  der  folgenden  Untersuchungen  auf  die 
Durchsicht  weniger  Urkundonwerko  beschränkt,  wie  sie  für  ein  vorläufiges  Ergebnis»  ge- 
nügen mögen ;  so  lange  die  Kaiscrurkunden  nicht  in  zusammenhängender  Reihe  Torliegen, 
ist  es  ohne  ganz  unverhältnissmässigen  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  nicht  wohl  möglich, 
für  die  Untersuchung  solcher  einzelnen  Punkte  das  Material  auch  nur  annähernd  zu  er- 
schöpfen. —  In  den  mir  vorliegenden  echten  Urkunden  finde  ich  kein  Beispiel  vor  Otto  III. 
Auch  hier  möchte  ich  in  Urk.  992  für  Freising  (Mon.  Boica  31,  251)  die  Androhungsformel 
noch  für  Interpolation  halten,  da  sie  in  ungewöhnlicher  Weise  auf  die  Siegelformel  folgt. 
Die  ersten  mir  bekannten  Fällo  sind  dann  994  für  Schwarzach,  999  für  Metz  und  Sewa, 
1012  für  Wirzburg,  1014  für  Paderborn;  Dümgo  93.  Beyer  1,  330.  Mon.  Boica  31,  267. 
28,  438.  Cod.  Westf.  1,  63.  2.  So  817  für  Murhard,  903  für  S.  Eraraeran,  884.  888. 
998  für  Reichenau:  Mon.  Boica  31,  38.  28,  133.  Dümge  76.  79.  95. 
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dieselbe  Kirche3;  wo  das  nicht  der  Fall  wjir,  ergeben  reiche  Reihen  von  Kai- 
serurkunden für  das  eilfte  Jahrhundert  oft  noch  nicht  ein  einziges  Beispiel.4 
Erst  im  zwölften  Jahrhunderte  gewinnt  der  Brauch  weitere  Ausdehnung;  aber 
während  in  Italien  diese  Drohung  einer  Geldstrafe  fast  in  keiner  Urkunde 
fehlt,  bleibt  sie  in  Deutschland  doch  auch  jetzt  noch  auf  die  Minderzahl  der 
Urkunden  beschränkt5 

Weist  schon  diese  überaus  langsame  Einbürgerung  des  Brauchs  darauf 
hin,  dass  derselbe  in  keiner  näheren  Verbindung  mit  deutschen  Einrichtungen 
stand,  so  ist  überhaupt  nicht  zu  bezweifeln,  dass  derselbe  einfach  aus  Italien 
übernommen  wurde.  Dafür  Hesse  sich  schon  geltend  machen,  dass  es  sich 
bei  einigen  der  frühesten  Fälle  um  Urkunden  handelt,  welche  in  Italien  für 
Deutschland  ausgestellt  wurden.6  Bestimmter  spricht  dafür,  dass  wir  gerade 
die  Eigentümlichkeiten  des  italienischen  Königsbannes  hier  wiederfinden. 

So  vor  allem  die  T  h  e  i  1  u  n  g  d  e  r  S  t  r  a  f  s  u  in  in  e  zwischen  dem  Fiskus 
und  dem  Verletzten,  welche  den  deutschen  Rechtseinrichtungen  sonst  fremd 
ist  bei  welchen  die  Busse  für  den  Verletzten,  und  die  Wette  für  den  Rich- 
ter geschieden  erscheinen,  wohl  allgemein  bestimmt  ist,  dass  die  letztere  ge- 
ringer sein  soll,  als  die  erstere.  In  dem  erstangeführten  Falle  von  994,  der 
überhaupt  in  seiner  Fassung  mehr  vereinzelt  steht,  heisst  es  allerdings,  dass 
hundert  Pfund  ad  cameram  nostram  zu  zahlen  sind.7  Bei  allen  folgenden 
Fällen  ist  dagegen  durchweg  jene  charakteristische  Theilung  der  Summe  er- 
wähnt Erst  später  findet  sich  dann  wohl  wieder  eine  Anzahl  Fälle,  in  wel- 
chen die  ganze  Summe  der  kaiserlichen  Kammer  bestimmt  wird.0  Sie  bilden 
allerdings  die  grosse  Minderzahl,  dürften  aber  doch  immerhin  dafür  zeugen, 
dass  jene  Theilung  den  deutschen  Einrichtungen  nicht  recht  entsprach,  dass 
man  da,  wo  man  sich  nicht  einfach  durch  die  übernommene  Formel  leiten  Hess, 
zunächst  die  Verletzung  des  Königs  durch  Mis*achtung  seines  Gebotes  ins 
Auge  fasste  und  ihm  die  ganze  Summe  zusprach.9 

Weiter  zeigt  sich  die  grösste  Uebereinstimmung  bezüglich  des  Betrages 
der  Strafsumme.  Wie  in  Italien,  so  finden  wir  auch  hier  gleich  von  den 
ersten  Erwähnungen  an  ganz  überwiegend  den  Satz  von  hundert  Pfund  Gold ; 
zuweilen  auch  hier,  wie  in  Italien,  höhere  oder  medrigere  Sätze,  aber  doch  so, 
dass  jener  eine  Satz  häufiger  vorkommt  als  alle  andern  zusammen. 1 0  Von 

S.  So  für  Wirzburg  1012-33:  Mon.  Boica  28,  438.  29,  15.  33.  40.  31,  298;  für  Pader- 
born 1014-39:  Cod.  Westf.  1,  63.  71.  72.  73.  84.  98.  103.  4.  So  haben  Dronke  und 
Laeomblet  keinen  Fall;  Cod.  Westf.  lediglich  die  angeführten  für  Paderborn;  Remling  U.B. 
I,  28  einen  Fall;  das  Wirtemb.  U.B.  1,  2G2.  271  zwei  Falle  für  Wirzburg  und  Basel 

5.  So  finden  sich  z.  B.  im  Wirtemb.  U.B.  1123-1197  auf  52  Kniserurkuuden  nur  18  Falle. 

6.  Die  beiden  Ton  999  zu  Rom,  die  Ton  1014  zu  Pavia.  7.  Dümge  93.  8.  So  1089 
bis  1193:  Mon.  Boica  29,  210.  245.  342.  31,  417.  Laeomblet  1,  259.  260.  284.  295.  Cod. 
Westf.  1,  152.  Dronke  382.  Beyer  1,  489.  Remling  1,  123.  Wirtemb.  U.B.  2,  297.  Ebenda 
1,  288  findet  sich  ein  Beispiel  für  ungleiche  Theilung,  100  Mark  an  den  Kaiser,  50  an  den 
Verletzten.  9.  Gerade  in  solchen  Fällen  wird  denn  auch  wohl  die  Befriedigung  des  Ver- 
letzten besonders  ins  Auge  gefasst;  diesem  soll  neben  der  Strafe  für  den  Kaiser  der  er- 
littene Schaden  1130  doppelt,  1163  vierfach  ersetzt  werden.  Dronke  382.  Mon.  Boica  31, 
417.  10.  So  werden  im  Wirtemb.  U.B.  1123-1197  zehnmal  100,  zweimal  50,  je  eiumal 
10OO,  40,  30,  20,  10  Pfund  üold  genannt  und  einmal  100  Mark  Silber. 
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andern  Sätzen  dürfte  nur  der  von  zehn  Pfund  in  so  weit  beachtenswerth  sein, 
als  er  gerade  in  der  früheren  Zeit  unter  der  an  und  für  sicli  geringen  Anzahl 
dieser  Bestimmungen  doch  so  häufig  vorkommt 1 ',  dass  wir  in  ihm  wohl  einen 
regelmässigen  niederu  Satz  erblicken  dürfen,  wie  sich  umgekehrt  auch  wohl 
die  entsprechende  Erhöhung  auf  tausend  Pfund  findet12,  während  sich  eine 
grössere  Willkür  in  den  Bestimmungen  vorzüglich  erst  im  zwölften  Jahrhun- 
dertc zeigt. 

34.  —  Auf  diesem  Wege  dürfte  sich  nun  überhaupt  die  Anschauung 
festgestellt  haben,  dass  die  dem  Könige  gebührende  Bannstrafe,  wenn  sie  im 
Einzelfalle  nicht  anders  bestimmt  ist,  hundert  Pfund  Gold  betrage;  es  scheint 
eine  von  der  alten  fränkischen  ganz  unabhängige  neue  königliche  Bannbusse, 
das  Ge wette  des  Königs,  im  Anschlüsse  an  die  italienischen  Bestim- 
mungen sich  eingebürgert  zu  haben.  Es  scheint  das  ausgedrückt,  wenn  der 
König  1106  verbietet  aub  poeiia  nostri  banni  centum  librarum  aurix;  und 
hebst  es  1 1 79  einfach  bannum  imperialem  componat2,  so  ist  dabei  gewiss 
nicht  mehr  an  die  alte  Bannstrafe  von  sechszig  Schiilmgen  zu  denken,  welche 
als  an  den  König  selbst  zu  zahlende  Strafe  nicht  mehr  erwähnt  wird,  sondern 
an  den  neuen  aus  Italien  eingeführten  Satz.  Wie  die  althergebrachten  Straf- 
sätze durch  die  neuern  verdrängt  wurden,  zeigt  insbesondere  die  Vergleichung 
zweier  Lnmunitätsprivilegien  für  Kamerich  von  1003  und  1145;  fanden  wir 
dort  die  alte  Immunitätsstrafe  von  sechshundert  Solidi,  so  heisst  es  nun  hier 
bei  sonst  wörtlicher  Wiederholung  der  Formel  mitte  librae  auri  puriaahm 
componat3 ;  trotz  der  Neigung  der  Kanzlei,  bei  Erneuerungen  sich  den  Vor- 
lagen möglichst  anzuschliessen,  bemerkte  man  doch,  dass  es  sich  da  um  einen 
veralteten  Strafsatz  handelte. 

Insbesondere  ist  aber  zu  beachten,  dass  wir  seit  dem  zwölften  Jahrhun- 
derte dem  Satze  von  hundert  Pfund  nicht  blos  in  den  Strafformeln  der  Ur- 
kunden begegnen ;  er  hat  überhaupt  in  das  deutsche  Recht  Eingang  gefunden. 
So  sagt  Otto  von  Freising:  Est  enim  lex  euriae,  quod  qmsquis  de  ordine 
prineipum  prineipia  sui  irarninmin'etia  eompositionem  persolvere  eogatur, 
eentnm  librarum  debitor  ejeiatat ;  eaeteri  mitwria  ordinis  riri,  sitw  innen  tri, 
sive  liberi  vel  ministri  deeem.*  Nach  den  Gesetzen  K.  Heinrichs  von  1234 
zahlt  der  schuldige  Fürst  dein  Könige  hundert  Pfund  Gold,  der  Graf  oder 
Edle  hundert  Mark  Silber.5  Ebenso  finden  wir  in  den  sächsischen  Rechts- 
büchern6 das  Gewettc  des  Königs  vom  Fürsten  auf  hundert,  von  andern  Leu- 
ten auf  zehn  Pfund  bestimmt,  während  der  Schwabenspiegel  unter  Beibehal- 
tung dieser  Sätze  noch  Zwischenstufen  macht. 7  Allerdings  stimmt  hier  überall 
nur  das  höchste,  vom  Fürsten  zu  zahlende  Gewette  mit  dem  Satze  der  Ur- 
kunden; wurden  aber  in  diesen  in  der  Regel  keine  Abstufungen  nach  dein 


33.  -1  11.  1023-48:  Mo«,  Boica  31,  298.  29,  33.  Itemling  1,  28.  Wirtemb.  U.B.  1,  271. 
12.  1018-33:  Mon.  Boica  28.  481.  Böhmer  Acta  41.  Cod.  Westf.  1,  98. 

34.  —  1.  Böhmer  Acta  41.  2.  Dümge  14G.  3.  Böhmer  Acta  32.  82.  4.  fiesta 
Frid.  I.  2  c.  28.  5.  Mon.  (Jorm.  4.  301.  «.  Vetus  auetor  de  benef.  2  §  53.  Sachs. 
Laudr.  3,  l>4  §  2.  Lehur.G8§c5.  Richtsteig  Lelmr.  Ü.     7.  Schwab.  Landr.  ed.  Imberg  138. 
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Stande  des  Uebertreters  gemacht8,  war  überdies  eine  Verletzung  durch  die 
Mächtigsten,  die  Fürsten,  wohl  zunächst  ins  Auge  zu  fassen,  so  wird  das  der 
Annahme  eines  Zusammenhangs  beider  Bestimmungen  kaum  widersprechen. 
Erscheint  der  Satz  von  zehn  Pfund  als  das  normale  Gewette  des  Königs,  so 
kann  das  wieder  recht  wohl  mit  den  Strafbestimmungen  der  Urkunden  zu- 
sammenhängen, die  sich  auch  im  eilflen  Jahrhunderte  mehrfach  in  derselben 
Ermässigung  fanden.  Gerade  der  Umstand,  dass  wir  sonst  die  Nachwirkungen 
alter  fränkischer  Strafsätze,  insbesondere  des  Künigsbannes,  in  Deutschland 
bis  ins  dreizehnte  Jahrhundert  verfolgen  können9,  während  sicli  fiir  die 
Sätze  von  hundert  und  zehn  Pfund  keinerlei  Anhalt  in  den  fränkischen  Be- 
stimmungen über  Friedensgelder  findet,  muss  es  doch  im  höchsten  Grade 
wahrscheinlich  machen,  dass  hier  auf  die  italienische  Bannstrafe  zurückzugehen 
ist,  zumal  das  wenigstens  bei  den  Strafandrohungen  der  Urkunden  gar  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann.  Nur  dass  man  die  gewaltige  Summe  von  hundert 
Pfund  Gold  nur  für  das  höchste  Gewette  beibehielt  und  die  dem  deutschen 
Rechte  unbekannte  Theilung  der  Summe  fallen  Hess,  sie  nur  als  Gewette,  nicht 
zugleich  als  Busse  fasste,  wie  das  ja  mehrfach  sogar  in  den  dem  italienischen 
Brauche  sich  enger  anschliessenden  Urkunden  hervortritt.10 

35.  —  Dagegen  ist  nun  umgekehrt  der  Ursprung  eines  andern  hieher 
gehörigen  Brauchs  in  Deutschland  zu  suchen,  von  wo  er  erst  später  auch  in 
Italien  Eingang  fand.  Ks  handelt  sich  dabei  um  die  Androhung  anderer 
Strafen,  als  einer  Geldstrafe,  fiir  die  Verletzung  des  königlichen  Befehls. 
Sehr  häufig  wird  diese,  zumal  wo  es  sich  um  Privilegien  für  Kirchen  handelt, 
zanächst  vom  Gesichtspunkte  der  Sünde  aus  aufgefasst,  es  wird  in  den  ver- 
schiedensten Wendungen  mit  göttlichen  Strafen,  mit  dem  Zorne  Gottes 
und  seiner  Heiligen,  mit  dem  jüngsten  Gerichte,  mit  den  Strafen  der  Hölle 
gedroht;  oder  aber  es  wird  auch  wohl  in  köuiglichen  Urkunden  mit  kirch- 
lichen Strafen  gedroht,  darauf  hingewiesen,  dass  der  Uebertreter  vom 
Pabste  oder  von  Bischöfen  mit  dem  Kirchenbanne  bedroht  sei. 1 

Seit  dem  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts,  auch  im  eilflen  nur  noch  ver- 
einzelt, häufiger  erst  im  zwölften  wird  nun  in  den  Schlussformeln  der  Urkun- 
den die  Beleidigung  des  Königs  durch  Uebertretung  seines  Gebotes  ins  Auge 
gefasst  und  dem  Uebertreter  mit  der  Ungnade  des  Königs  gedroht.  Es 
geschieht  das  in  den  verschiedensten  Wendungen  und  Ausdrücken ;  bei  näherer 
Vergleichung  ergibt  sich  aber  bald,  dass  man  überall  wesentlich  dasselbe  im 
Auge  hatte  und  dass  es  sich  dabei  nicht  blos  um  eine  allgemeine  Redensart 
handelte,  sondern  dass  diese  königliche  Ungnade  mit  ganz  bestimmten  Nach- 
theilen verbunden  war.  Die  erste  mir  bekannte  derartige  Drohung  finde  ich 


8.  Ein  ap&teres  Beispiel  bietet  eine  Urk.  K.  I^udwigs  1333,  wonach  der  Fürst  hnndert  Mark 
Gold,  andere  fünfzig,  zehn  und  sechs  Mark  zahlen.  Mon.  Boica  5,  502.  9.  Doch  treten 
die  neuen  Strafen  nun  auch  wohl  da  an  Stelle  der  alten,  wo  diese  sonst  noch  beibehalten 
erscheinen;  so  1172  bei  Verleihung  eines  Wildbanns  an  Wirzburg  statt  des  alten  Künigs- 
bannes eine  zur  Hälfte  an  den  Konig  zu  zahleude  Strafe  toh  zehn  Pfund.  Mon.  Boica  29, 
407.       10.  Vgl.  oben  §  33  n.  !>. 

35.-1.  Vgl.  Sickel  Acta  1,  202. 
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980  in  der  Form,  dass  niemand  den  Befehl  üherschreiten  solle,  si  regiae  vel 
imperiaUs  gratiae  particeps  esse  velit.2  Später  wird  dann  sehr  oft  Verlust 
der  Gnade  oder  Zuziehung  der  Ungnade  des  Königs  in  Aussicht  gestellt;  der 
König  befiehlt  sab  obtentu  nostrae  imperialis  dignitatis  gratiae  oder  sxib 
pena  gratiae;  er  droht  dem  Verletzer:  a  gratia  nostra  constituatur  alienus 
oder  imperatoriae  maiestatis  gratia  careat;  oder  auch  nostram  offensio- 
nem,  indignationem  regiam,  iram  et  iruUgnationem  nostre  maiestatis  se 
noverit  incursurum;  später  auch  wohl  indignationem  imperii  Romani  et 
nostram3;  oder  mit  bestimmterem  Hinweis  auf  eine  Strafe:  indignationis 
nostre  penam  sentiet,  oder  indignationem  regiam  cum  pena  debita  se  no- 
verit incursurum.4 

Dem  schliessen  sich  andere  Wendungen  an,  wonach  dem  Verletzer  ge- 
droht wird,  dass  er  der  Beleidigung  der  Majestät  schuldig  sein  solle. 
So  schon  um  990:  reum  se  coram  regia  nostra  maiestate  sentiat5;  ähnlich 
1131:  reum  se  esse  sciat  regie  maiestatis;  1172:  reus  maiestatis  iudice- 
tur;  1210:  indignationem  nostram  et  laesae  maiestatis  pericidum  se  no- 
verit incursurum.6  In  einer  Umschreibung  heisst  es  um  1177:  noverit  se 
nostram  ita  gratiam  offendere,  ac  si  idem  nostre  corone  vel  rebus  imperii 
iniuriam  deprehenderetur  irrogasse.7  Bestimmter  wird  dann  auch  wohl  auf 
die  Bestrafung  als  Majestätsverbrecher  hingewiesen;  so  schon  993:  sciat  se 
quasi  transgressorem  regiae  maiestatis  et  gratiae  iure  redargui  et  detri- 
mentum  pati;  1168:  imperatoriae  maiestatis  reus  severissimae  animad- 
versionis  paenas  exsolvat;  1193:  penam  tuet  sibi  debitam  tanujuam  cri- 
minator  et  offensor  lese  maiestatis8;  und  wohl  gleichbedeutend  um  1153: 
impei'iali  maiestate  percussust  condigne  sue  pravitati  fiabeat  subiacere 
sententie.9  Oder  auch  wohl  mit  gleichzeitiger  Betonung  der  Ungnade  1215: 
laesae  maiestatis  reus  a  gratia  nostra  se  sentiat  alienum  et  gravi  anim- 
adversione  plectendum.i0 

Während  oft  nur  mit  dieser  Ungnade,  oft  nur  mit  den  besprochenen 
Geldstrafen  gedroht  wird,  findet  sich  häufig  auch  Drohung  von  Ungnade 
und  Geldstrafe  verbunden.  So  schon  1003  im  Immunitätsprivileg  für 
Kainerich:  causis  regalibus  sit  obnoxius  et  insuper  solidis  de.  ctdpabilis 
iiulicetur,  wo  es  sich  noch  um  die  alte  Immunitätsstrafe  handelte;  dann  bei 
Wiederholung  jener  Formel  1145:  in  causis  regalibus  sit  obnoxius  et  in- 
super mille  libras  auri  purissimi  componat.u  Weiter  1048:  reus  impe- 
rialis potestatis  quinque  libras  auri  ad  cameram  regis  vel  imperatoris  et 
totukm  fratribus  persolvat;  1113:  nostram  successorumque  nostrorum 
offensiotmn  ineurrat,  —  insuper  etiam  ad  partes  regias  sex  libras  auri 
integre  persolvat. 12  Im  zwölften  Jahrhunderte  wird  daun  die  Verbindung 
immer  häufiger;  heisst  es  in  Privileg  für  Korvei  1123  nur  indignationis 


35.  J  2.  Dronke  33b'.  Ebenso  993:  Beyer  1,  323.  8.  1226:  Mon.  Boica  30,  141. 
4.  1123.  1206:  Cod.  Westf.  1,  152.  Mon.  Boica  29.  530.  5.  Düinge  92.  C.  Lacomblet 
].  205.  Mon.  Boica  20.  405.  Böhmer  Acta  223.  7.  Mon.  Boica  31,  418.  8,  Mon. 
Boica  28,  252.  29,  387.  Wirtemb.  U.B.  2,  287.  ».  Wirtenib.  U.B.  2,  75.  10.  Mon. 
Boica  30,  35.       11.  Böhmer  Acta  32.  82.       12.  Wirtemb.  U.B.  1,  271.  Beyer  1,  489. 
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nostre  penam  sentiet,  so  wird  1162  bei  sonst  wörtlicher  Wiederholung  hinzu- 
gefügt cent um  l.  a.  compositum.13  Es  heisst  nun  sehr  häufig  etwa  nostra 
gratia  careat  et  centum  l.  a.  pereolvat  oder  in  unmittelbarer  Verbindung  a 
oratio,  nostra  cxclusus  oder  tanquam  nostrac  maiestatis  reus  centum  l.  a. 
componat.  Ursprünglich  steht  offenbar  beides  in  keiner  nähern  Verbindung; 
es  sind  die  ursprünglich  deutsche  und  die  ursprünglich  italienische  Art  der 
Drohung  zusammengeworfen. 

36.  —  Sichtlich  ganz  gleichbedeutend  mit  der  Drohung  der  Ungnade 
oder  der  Strafe  der  beleidigten  Majestät  wird  nun  im  zwölften  Jahrhunderte 
sehr  häufig  gesagt,  da*s  der  Verletzer  dem  Banne  des  Königs  unterliegen 
soll.  In  allen  Fällen,  wo  früher  in  Deutschland  von  der  Strafe  des  Königs- 
bannes  urkundlich  die  Rede  ist,  scheint  es  sich  durchaus  nur  um  die  Zahlung 
der  alten  fränkischen  Bannstrafe  zu  handeln.  Vereinzelt  wird  auch  jetzt  die 
Geldstrafe  selbst  wohl  als  Bann  bezeichnet;  so  1174:  banno  ccc.  librancm  a. 
subiaceat1;  oder  als  Zahlung  des  Bannes  1157:  septuaginta  libris  imperia- 
lem bannum  componat2;  oder  bei  der  frühesten  mir  in  Deutschland  aufge- 
fallenen Erwähnung  dieser  Art  als  Strafe  des  Bannes  1 106 :  sub  poena  nostri 
banni  c.  librarum  auri*  Aber  in  der  Regel  wird  er  ganz  in  der  oben  be-" 
sprochenen  Weise  neben  der  Geldstrafe  gedroht;  es  heisst  periculo  regalis 
banni*  oder  regali  banno  subiaceat  et  centum  l.  a.  componat5;  oder  auch 
regalis  banni  reus  addictus6  oder  banno  imperiale  innodatus  oder  per- 
cwsus  centum  l.  a.  componat. 7  Die  Drohung  des  Bannes  ersetzt  hier  offen- 
bar die  Drohung  der  Ungnade;  und  er  wird  denn  vereinzelt  auch  wohl,  wie 
diese,  ohne  Erwähnung  einer  Geldstrafe  gedroht;  so  1147:  banno  regali  sub- 
iaceat; findet  sich  das  nicht  öfter,  so  erklärt  sich  das  daraus,  dass  im  zwölf- 
ten Jahrhunderte  die  Verbindung  beider  Drohungen  überhaupt  gewöhnlicher 
ist  Ebenso  wird  seit  dem  Beginne  des  Jahrhunderts  in  einer  andern  Wendung 
der  Königsbann  ohne  ausdrückliche  Beziehung  zu  einer  Geldstrafe  erwähnt; 
der  König  befiehlt  oder  bestätigt  reg(dis  bamii  auetoritate,  regia  nostra 
auetoritate  et  banno,  banni  nostri  proinulgatione,  regni  posito  banno  oder 
sub  nostro  banno.*  Bezeichnet  der  Ausdruck  hier  zunächst  den  schützenden 
Befehl  des  Königs,  so  dürfte  man  bei  Verletzimg  desselben  wohl  auch  hier 
eher  die  königliche  Ungnade,  als  eine  Geldstrafe  zunächst  ins  Auge  gefasst 
haben,  da  letztere  in  diesen  Formeln  nie  erwähnt  wird. 

Sehr  wahrscheinlich  hat  diese  Anwendung  des  Ausdruckes  Bann  von 
Italien  her  in  Deutschland  Eingang  gefunden,  wo  derselbe  in  der  besondern 
Bedeutung  des  fränkischen  Königsbannes  in  dieser  Zeit  wenigstens  aus  den 
Königsurkunden  verschwunden  war,  der  Aufnahme  in  anderer,  wenn  auch 
verwandter  Bedeutung  demnach  nichts  im  Wege  stand.  In  Italien9  bezeichnete 


18.  Cod.  Westf.  1,  152.  2,  96. 

36.  —  1.  Lacomblet  1,  316.  2.  Oesterr.  Notixenbl.  1,  87.  8.  Böhmer  Acta  «8. 
4.  1141:  Lacomblet  1,  232.  5.  1151  uüw.:  Mon.  Boica  29,  306.  Böhmer  Acta  89.  95. 
129.  Wirterob.  U.B.  1.  98.  Lacomblet  I.  266.  284.  295.  6.  1149:  Lacomblet  1,  251. 
7.  1156.82:  Bflhmer  Acta  91. 134.  S.  1108. 12.40  usw.:  Bflkmer  Acta  69.  Beyer  1,482. 
Mon.  Boica  29,  270.  21«.  Wirtemb.  U.U.  2,  o9.  135.  Lacomblet  1,  245.  9.  Vgl.  §  27. 
Kicker  Forschungen.  6 
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der  Ausdruck  schon  lange  zunächst  den  schützenden  Befehl  des  Königs;  so 
scheint  auch  in  Deutschland  die  entsprechende  zuletzt  erwähnte  Anwendung 
die  ursprünglichere  zu  sein.  Der  Ausdruck  bezeichnet  dann  in  Italien  auch 
wohl  die  Strafe,  welche  die  Verletzung  des  Befehls  zur  Folge  hat;  dasselbe  ist 
auch  in  Deutschland  der  Fall.  Aber  während  das  dort  immer  eine  Geldstrafe 
ist,  fasst  man  in  Deutschland  vor  allem  als  regelmässige  Folge  die  Ungnade 
des  Königs  ins  Auge,  bezeichnet  insbesondere  diese  in  verschiedenen  Wen- 
dungen als  Bann,  während  man  die  Geldstrafe  als  eine  auf  besondere  Bestim- 
mung beruhende  Folge  daneben  erwähnt 

37.  —  Es  läge  nun  allerdings  die  Annahme  nahe,  dass  eine  fassbare 
Wirkung  der  Ungnade  oder  des  Bannes  doch  nur  durch  die  so  oft 
hinzugefügte  Geldstrafe  eintrete,  dass  auch  da,  wo  das  nicht  der  Fall  ist,  an- 
zunehmen sei,  die  Drohung  des  Bannes  sei  gleichbedeutend  mit  der  Drohung 
einer  Bannbussc,  durch  welche  die  königliche  Gnade  wiedererkaufl  werde; 
dann  würde  sich  allerdings  kein  Unterschied  gegenüber  Italien  ergeben,  wo, 
so  weit  die  Urkunden  das  erkennen  lassen,  die  Missachtung  des  königlichen 
Befehls  lediglich  die  Geldstrafe,  nicht  aber  andere  nachtheilige  Wirkungen 
nach  sich  zieht  Aber  eine  Reihe  von  Urkunden,  in  welchen  statt  der  Ungnade 
bestimmtere  Strafen  gedroht  oder  ausnahmsweise  neben  Erwähnung  der  Un- 
gnade oder  des  Bannes  Wirkungen  derselben  erwähnt  werden,  lassen  keinen 
Zweifel,  dass  hier  unter  Ungnade  und  Baun  die  K  e  i  c  h  s  a  c  h  t  zu  verstehen 
ist,  welche  in  den  spätem  deutschen  Hechtsquellen  allerdings  in  der  Hegel 
nicht  mit  Bannus,  sondern  mit  Proscriptio  übersetzt  wird. 1  Zunächst  heisst  es 
denn  auch  1157  ausdrücklich:  penam  c.  librarum  a.  — eoniponat  et  hnpe- 
ratoriae  proscriptioni  »nbiaceat2,  und  in  weniger  genauem  Anschlüsse  au  die 
gebräuchlichen  Formeln  1182  in  Urkunde  für  Trient:  imperiulis  bannt  peri- 
cnlo  ttubiareut  et  proseriptorum  poenam  anbeut  und  imperatoriae  jtroncrip- 
tioms  poenam  rebus  et  corpore  luant.3  Aber  wenn  auch  der  bestimmte 
Ausdruck  sonst  fehlt  so  werden  aufs  bestimmteste  gerade  die  mit  der  Acht 
verbundenen  Nachtheile  in  Aussicht  gestellt  So  heisst  es  am  ausführlichsten 
1193  vom  Verletzer  eines  Schutzbriefes  für  Kloster  Marchthal:  ab  omuibns 
Iwminibus  proditor  patrie  et  communis  pari*  violator  et  tramaressor  iu- 
dicetur,  mdhujue  pax  sibi  sui&jue  rebus  ab  aliquo  conserretur,  peuamque 
luet  sibi  debitam  tamquam  criminator  et  offengor  lese  maiestatis;  er  soll 
hundert  Mark  an  den  Fiskus,  fünfzig  an  das  Kloster  zahlen;  und  am  Schlüsse 
der  Urkunde  heisst  es  nochmals:  Uber  tat  in  pririletjio  ae  officio  d'njnitatis% 
si  quod  habet,  penitus  drmuletur,  pena  prenotata  in  omuibus  perdnrante.* 
Es  wird  weiter  gedroht  1133  und  ebenso  1146:  omni  iure  seciäun —  pri- 
vetur  compositumts  c.  Ultras  auri5;  1140:  super  cum,  qui  temeratoi'  huius 
donatione  evtiterit,  iram  dei  omnipotentis  invoeanuis,  illunujue  uostrae 


37.  —  1.  Doch  heisst  es  auch  1187  banno  jyrotcriptionii,  Mon.  Gerui.  4,  184:  pra- 
tiam  domini  amiltere  ist  im  Freiburger  Stadtrechte  vou  1120  der  Aufdruck  für  geächtet 
sein.  Dümge  123.       2.  iMon.  Kuica  29,  ;i42.       8.  Ughelli  5.  G00.       4.  Wirtemb.  Uli 
2,287.       5.  Mon.  Kuica  29.  201.  295. 
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potestatis  reum  et  Momani  regni  hostem  pronunciamus6 ;  1147:  adiiuli- 
catns  beneßciis  suis  expolietur,  et  si  obstinatus  fueiit,  etiam  maiestatis 
reus  habeatur7 ;  1156:  potestatis  honorisque sui  dignitate  careat,  reamque 
se  divino  iudicio  existere,  imperatorie  regieque  maiestatis  offensam  gra- 
viter  incurrisse  cognoscat8;  1164:  offensam  nostram  incurret  grav-issivw 
et  persona  et  possessione  banni  imperialis  pene  subiacebit9;  1182:  sicnt 
reus  maiestatis  honoris  sui  pcriculo  subiaceat  et  e.  I.  a.  pro  pena  compo- 
nat10;  1199:  gratie  nostre  expertem  sese  non  dubitet  et  tarn  in  persona 
quam  in  rebus  districta  punienda  severitateil ;  1226:  indignationem  im- 
perii  Jiomani  et  nostram  se  noverit  incurrisse  et  violate  pacis  reus  exi- 
stat 12 ;  1 349,  wo  auch  die  Proscriptio  ausdrücklich  erwähnt  wird :  post  poenas 
indipnationis,  destitutionis  et  proscriptionis  nostrae  et  amissionis  turtum 
suorumy  honoris,  conditionis,  Status  et  gradus,  quibus  eundem  in  casu 
praedicto  declaramus  evidenter  fore  privatum,  in  poenam  eentum  mar  Ca- 
rum pari  auri  se  noverit  irremissibiliter  incurrisse.13 

In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  sichtlich  nicht  um  etwas  von  der 
Ungnade  und  dem  Banne  des  Königs  Verschiedenes,  noch  ausser  diesen  An- 
gedrohtes, sondern  um  eine  mehr  zufällige  genauere  Betonung  einzelner  Folgen 
derselben,  insbesondere  Friedlosigkeit ,  Entziehung  des  Rechtsschutzes  für 
Personen  und  Sachen,  Rechtlosigkeit,  Verlust  von  Lehen  und  Amt,  überhaupt 
die  Strafen  der  Beleidigung  der  Majestät,  des  Hochverraths,  wie  sie  bei  Ver- 
urtheilung  in  die  Reichsoberacht  verhängt  wurden. 

$8.  —  Es  ist  nun  wohl  selbstverständlich,  dass  nicht  schon  die  einfache 
Uebertretung  des  königlichen  Gebotes  diese  Folgen  nach  sich  zieht,  dass  es 
sich  dabei  nur  um  eine  bedingteDrohung  handelt.  Scheint  das  auch  nach 
der  gewöhnlichen  Fassung  der  Urkunden  nicht  der  Fall  zu  sein,  so  ist  doch  in 
einzelnen  ausdrücklich  gesagt,  dass  sie  erst  bei  fortgesetztem  Ungehor- 
sam Platz  greifen.  Die  Drohung  ist  geknüpft  an  die  Bedingung:  nisi  resi- 
piscat,  oder  nisi  comnwnitus  statim  resipuerit. 1  Auch  mit  ausdrücklicher 
Bestimmung  einer  Frist:  nisi  infra  quadraginta  dies  resipuerit  et  congrua 
satisf actione  emendaverit  oder  si  non  reatum  suum  infra  quadraginta 
dies  congrua  satisfactione  correxerit.'*  Und  auch  diese  Frist  läuft  wohl  erst 
von  der  erhaltenen  Aufforderung  zur  Genugthuung:  monicione  tarnen  de  hiis 
omttihas  per  mensem  prius  prelutfrita  competenti ;  quc  monicio  si  non  pro- 
feccrit  et  fraires  placaH  non  fucrint,  omnis  pena  memorata  transgresso- 
rem  tvuciabit.3  Öder  es  wird  auch  die  dreimalige  Aufforderung  als  Vorbe- 
dingung gestellt:  si  secundo  terciove  commonita  presumptionem  suam  non 
correxerit  oder  secundo  terciove  commonita  si  non  satisfactione  congrua 
emendaverit.*  Diese  Bedingungen  werden  wir  unbedenklich  verallgemeinern, 


6.  Mon.  Boica  29,  272.  7.  Mon.  Boica  29,  298.  8.  Wirtemb.  Ü.B.  2,  101 .  0.  Böhmer 
Acta  154;  Urk.  für  Italien.  10.  Mon.  Boica  29,  445.  IL  Mon.  Boica  29,  492. 
12.  Mon.  Boica  30,  141.       18.  Böhmer  Acta  569. 

38.  —  1.  U33.  46.  47:  Mon.  Boica  29.  261.  295.  298.  2.  1151.  56:  Mon.  Boica 
29,  306.  Böhmer  Acta  91.  8.  11 93:  Wirtemb.  U.B.  2,  287.  4.  1123.  56:  Cod.  Westf. 
1,  152.  Wirtemb.  U.B.  2,  101. 
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sie  auch  da  voraussetzen  dürfen,  wo  sie  in  den  Urkunden  nicht  ausdrücklich 
erwähnt  werden.  Wegen  Verletzung  des  in  der  Urkunde  enthaltenen  Gebots 
wandte  man  sich  überhaupt  wohl  in  den  meisten  Fällen  zunächst  an  den  or- 
dentlichen Richter;  erst  wenn  der  Verletzer  sich  diesem  nach  wiederholter 
Ladung  zur  Genugthuung  nicht  stellte,  trat  die  Ungnade,  der  Bann,  die  Acht 
des  Königs  ein;  und  es  wäre  möglich,  dass  die  in  der  Urkunde  ausgesprochene 
Drohung  dann  die  Wirkung  haben  sollte,  dass  es  nicht  nöthig  war,  sich  an 
den  König  um  eine  ausdrückliche  Achtserklärung  zu  wenden,  sondern  dass  es 
dem  ordentlichen  Richter  selbst  zustand,  den  Verletzer  als  der  Acht  des 
Königs  verfallen  zu  erklären. 5 

Der  Geächtete  war  nun  allerdings  in  der  Ungnade,  im  Banne  des  Königs, 
der  Rechtsschutz  war  ihm  entzogen,  als  einen  Feind  der  Rechtsordnung  durfte 
niemand  ihn  beherbergen  oder  sonst  unterstützen.  Aber  die  in  den  Urkunden 
gedrohte  Echt-  und  Rechtlosigkeit,  die  Strafen  des  Hochverraths  waren  nach 
den  sonstigen  Zeugnissen  noch  nicht  an  die  Acht  geknüpft;  sie  waren  erst 
Folge  des  Verharr ens  in  der  Acht;  so  heisst  es  1187  im  Gesetze  gegen 
die  Brandstifter  in  den  Formeln  der  Urkunden  sich  nähernden  Ausdrücken : 
Sl  qttis  autem  a  proscriptione —  infra  annum  et  diem  non  fuerit  abso- 
lutus,  universo  iure etlwnore  et  legalitate  eua  privatus  habeatur — ;  omni 
quoque  feodali  iure  perpetuo  carebit.6  Der  Aechter  konnte  sich  noch  aus 
der  Acht  lösen,  die  Entziehung  des  Rechtsschutzes  soll  ihn  dazu  veranlassen. 
Vorbedingung  ist  jedenfalls,  dass  er  sich  zur  Genugthuung  an  den  Verletzten 
stellt,  seinen  Ungehorsam  aufgibt,  den  angerichteten  Schaden  einfach  oder 
mehrfach  vergütet.  Aber  auch  dem  Könige  gebührt  nun  eine  Genugthuung 
wegen  Missachtung  seines  Befehls;  nach  dem  Sachsenspiegel  hat  der  Aechter, 
der  sich  löst,  dem  Hofe  sechs  Wochen  zu  folgen7;  für  jenen  Einzelfall  der 
Aechtung  wegen  Brandstiftung  muss  er  Jahr  und  Tag  das  Reich  meiden. 
Jedenfalls  war  aber  bei  der  Lösung  aus  der  Acht  die  dem  Richter  gebührende 
Wette  zu  zahlen8;  und  war  das  Gewette  des  Königs  das  höchste,  so  war 
schon  damit  eine  grössere  Wirksamkeit  der  Reichsacht  gegenüber  der  Acht 
anderer  Richter  verbürgt, 

Und  ebenso  sind  gewiss  auch  die  Drohungen  der  Urkunden  aufzufassen. 
Wie  nur  mehr  zufällig  in  einzelnen  Urkunden  erwähnt  wird,  dass  die  Ungnade 
erst  nach  vergeblicher  Aufforderung  zur  Genugthuung  eintritt,  so  wird  in  ein- 
zelnen auch  wohl  die  Lösbarkeit  der  Ungnade  betont.  So  1184:  sciat  se 


38. — ]  5.  Ist  die  Erklärung  in  die  Reichsacht  in  der  Regel  dem  Könige  selbst  vorbehalten, 
so  dass  sie  nach  dem  Mainzer  Recht  1235  nicht  einmal  dem  Hofjustitiar  zusteht,  so  scheint 
es  doch,  dass  in  Fallen,  wo  die  Reichsacht  als  unmittelbare  Folge  bestimmter  Verbrechen 
verfügt  war,  eine  bezügliche  Erklärung  des  ordentlichen  Richters  genügte.  Wenigstens 
heisst  es  1187,  dass  der  Incendiarius  de  tententia  et  iuditio  imperiali  proscriptioni  ttatim 
habeatur  tubietttu;  dann  aber  dass  der  Herzog,  oder  auch  der  Markgraf,  Pfalzgraf,  Land- 
graf oder  Graf  proteriptmn  notttitm  einn  pronunciet  «w  dtinde  iustitiae  iuae  auctoriUUe 
eum  j>rntcribat ;  —  nec  atietn  eorum  lieeat  ta/em  abso/vere,  niti  domtno  imperatnri.  Mon. 
Oim.  4,  184.  ö.  Mon.  (Jerm.  4.  184;  vgl.  2Ü8.  310.  8iichs.  Lnndr.  111/34  §  3.  7.  Sachs. 
Lamlr.  III,  34  §  1.  2.       8.  1235 :  Mon.  Germ.  4,  310. 
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gratiain  noatram  demeriüsae  et  tust*;  aereritatia  nostre  indignationem  ua- 
qn*>  ad  eondignam  aatisfactionem  ineurriaac.9  Dabei  wird  denn  wohl  die 
Zahlung  der  Geldstrafe  als  Bedingung  der  Lösung  hingestellt;  so  1153  in  zwei 
gleichzeitigen  Urkunden:  regte  maieatatia  offenmm  ae  noscat  ineurriaae^ 
quouaque  a  aua  preaumtione  manum  retrahat  et  pro  mandati  regit  trana- 
gresaione  ,r»i?.  libraa  auri  in  eatnera  noatra  peraolvat  und  donec  reaijriscena 
a  sua  i>resumtione  desiatat  et  pro  mandati  noatri  obatinata  tranagreaaione 
xx.  libras  auri  gazia  regiia  aeeumulet10;  und  1189:  imperiali  banno 
noatro  aubiaeeat,  quouaque  quotuor  libras  auri  pro  poena,  duas  eamerae 
nostrae  et  duaa  iniuriam  pasaia,  peraolvat. 1 1 

39.  —  Wie  das  hier  ausdrücklich  gesagt  ist,  so  haben  wir  gewiss  auch 
in  andern  Fällen  die  gedrohte  Ungnade  oder  Acht  zunächst  nur  als  eine  Mass- 
regel zur  Erzwingung  des  Gehorsams  zu  betrachten,  als  eine  vorläufige  Ent- 
ziehung des  Rechtsschutzes,  welche  aufhört,  sobald  der  Verletzcr  die  für  die 
Lösung  gestellten  Bedingungen  erfüllt.  Zugleich  aber  müssen  diese  Stellen  uns 
darauf  hinführen,  die  Geldstrafe,  welche  oft  neben  der  Acht  gedroht  wird,  mit 
derselben  in  der  Weise  in  Verbindung  zubringen,  dass  die  Zahlung  der 
Geldstrafe  als  Bedingung  der  Lösung  aufzufassen  ist.  An  und  für 
sich  ergibt  sich  eine  solche  Verbindung  aus  der  Fassung  der  Urkunden  in  der 
Regel  nicht.  Wie  beide  Drohungen  unabhängig  von  einander  aufgekommen 
sind,  die  eine  in  Deutschland,  die  andere  in  Italien,  wie  auch  später  bald  nur 
die  eine,  bald  nur  die  andere  angewandt  wird,  so  erscheinen  sie  auch  da,  wo 
von  beiden  die  Rede  ist,  meistenteils  ohne  innem  Zusammenhang  nebenein- 
andergestellt; es  wird  einfach  Bann  und  Geldstrafe  gedroht,  oder  noch  schärfer 
geschieden  etwa  noatram  offeneam  ineurrat  et  inauper  —  peraolvat  oder 
praeter  indignationem  noatram  —  componat. 1  Einzeln  gedroht,  konnte  es 
sich  dabei  allerdings  um  wesentlich  verschiedene  Wirkungen  handeln;  bei  der 
deutschen  Acht  kommt  allerdings  auch  immer  eine  Geldstrafe,  das  bei  der 
Lösung  zu  zahlende  Gewette,  in  Betracht,  aber  das  Hauptgewicht  fallt  doch 
auf  die  Entziehung  des  Rechtsschutzes  für  die  Person,  welche  sich  bei  fort- 
gesetzter Hartnäckigkeit  zur  Rechtlosigkeit  und  zur  Verurtheilung  als  Hoch- 
verräther steigert;  in  Italien  dagegen  handelt  es  sich  in  erster  Reihe  um  eine 
hohe  Geldstrafe,  während  uns  nichts  nöthigt  anzunehmen,  dass  im  Falle  des 
fortgesetzten  Ungehorsams  dieser  andere  Folgen  hatte,  als  Sicherung  der  ver- 
weigerten Zahlung  durch  Beschlagnahme  des  Vermögens.  Wird  dagegen  beides 
zusammen  gedroht,  so  kann  es  sich  offenbar  zunächst  gar  nicht  um  zwei  un- 
abhängig von  einander  gedrohte  und  nebeneinander  bestehende  Strafen  han- 
deln, sondern  nur  um  die  alternative  Drohung,  entweder  geächtet  zu  sein,  oder 
die  Geldstrafe  zu  zahlen ;  die  Acht  kann  nicht  gelöst  werden,  ohne  Gehorsam 
des  Aechters,  welcher  Zahlung  oder  Nachlass2  der  Geldstrafe  voraussetzt; 


».  Ucomblet  1,  346.       10.  Lacomblct  1,  259.  260.       11.  Böhmer  Act«  151. 

39,  _  1.  Beyer  1,  480.  Böhmer  Acta  82.  Mon.  Boica  30,  208.  230.  240.  2.  1193 
wird  eine  etwaige  Milderung  der  Geldstrafe  auf  Fürbitte  der  Verletzten  ausdrücklich  Tor* 
gegeben.  Wirtemb.  U.B  2,  287. 
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der  Aechter  hätte  keine  Veranlassung  zur  Zahlung  der  Geldstrafe,  wenn  er 
trotzdem  in  der  Acht  bleiben  würde,  während  etwaige  zwangsweise  Eintrei- 
bung der  verfallenen  Geldstrafe  erst  mit  der  Oberacht  nach  versäumter  Lösung 
eingetreten  sein  dürfte.  Die  neben  der  Ungnade  gedrohte  Geldstrafe  kann  uns 
daher  wohl  nur  die  Summe  bezeichnen,  mit  deren  Zahlung  nebst  Erfüllung 
der  andern  Bedingungen  sich  jemand  binnen  Jahr  und  Tag  aus  der  Acht 
ziehen  konnte.  Und  bei  diesem  engen  Zusammenhange  ist  es  dann  um  so  er- 
klärlicher, wenn  die  Geldstrafe  als  Strafe  der  Ungnade  oder  des  Bannes,  oder 
wohl  geradezu  als  Bann  bezeichnet  wird.3 

Die  Drohung  der  Geldstrafe  neben  der  Acht  hat  zunächst  den  Charakter 
einer  Verschärfung  der  Massregel,  da  die  aus  Italien  übernommenen  Sätze 
ungleich  höher  sind,  als  es  das  dem  deutschen  Könige  bei  Lösung  aus  der 
Acht  gebührende  Gewette  gewesen  sein  wird;  denn  selbst  im  zwölften  Jahr- 
hunderte, wo  sich  nach  unserer  Annahme  unter  dem  Einflüsse  der  italienischen 
Sätze  schon  an  und  für  sich  ein  höheres  Gewette  des  Königs  festgestellt  hat, 
erreicht  dieses  doch  nur  in  seinem  höchsten  Satze  die  am  gewöhnlichsten  in 
den  Urkunden  gedrohte  Strafe.4  War  nur  die  Ungnade  gedroht,  so  fiel  die 
darin  liegende  Verschärfung  fort.  Wird  nur  die  Geldstrafe  gedroht,  so  wird 
darin  kaum  eine  Milderung  zu  sehen  sein,  insofern  hartnäckige  Verweigerung 
einer  dem  Könige  gebührenden  Zahlung  wohl  zweifellos  zur  Aechtung  führen 
konnte,  auch  wo  das  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist. 

40.  —  Fanden  wir  nun  aber  weiter  oben  Strafen  gedroht,  welche  sonst 
nur  in  Folge  der  Ober  acht  eintraten,  so  ist  das  auch  hier  zweifellos  nur  so 
zu  verstehen,  dass  sie  erst  eintraten,  wenn  der  Verletzer  es  versäumte,  sich 
binnen  Jahr  und  Tag  aus  der  Acht  zu  ziehen.  Eine  solche  Abstufung  finde 
ich  in  den  Urkunden  selbst  nur  einmal  angedeutet,  wenn  es  1147  heisst:  nisi 
ectmmonituß  ßtatim  resipuerit,  adiudicatus  bentficiiß  suis  twjwlietur,  et  ßi 
obstinat uß  fuerit,  etiam  nkaießtatiß  retts  Ibabeat url;  und  auch  das  würde 
insofern  den  Stufen  der  Acht  und  Oberacht  nicht  genau  entsprechen,  als  we- 
nigstens nach  den  spätem  Quellen  auch  der  Verlust  der  Lehen  erst  mit  der 
Oberacht  eintrat  Aber  die  Gesanimtheit  der  Urkunden  wird  da  keinen  Zweifel 
lassen.  Aus  der  ganzen  Reihe  der  sich  steigernden  nachtheiligen  Folgen  der 
Verachtung  des  königlichen  Befehls,  von  der  einfachen  Aufforderung  zur  Ge- 
nugthuung  bis  zur  Oberacht,  wird  in  den  Urkunden  bald  dieses,  bald  jenes 
Moment  betont;  die  in  der  einzelnen  fehlenden  Glieder  sind  nach  dem  fest- 
stehenden Gange  des  Achtverfahrens  zu  ergänzen.  Fanden  wir  oben  Stellen2, 
wonach  die  Acht  als  schlechtweg  durch  eine  bestimmte  Summe  löslich  er- 
scheinen müsste,  so  ist  doch  gewiss  auch  da  zu  ergänzen,  dass  die  Lösung  au 
eine  bestimmte  Frist  gebunden  ist,  dass  es  bei  hartnäckigein  Ungehorsam  doch 
auch  da  zur  Oberacht  kommen  kann.  Wird  andererseits  dem  Verletzer  in  den 
Urkunden  unmittelbar  mit  den  Folgen  der  Oberacht,  mit  den  Strafen  des 
Hochverrats  gedroht,  so  hat  man  gewiss  auch  da  eben  nur  auf  die  äussersten 


39.  -  ]  8.  Vgl.  §  3Ü  n.  1 .       4.  Vgl.  §  34. 

40.  -  1.  Mon.  Boica  20,  208.       2,  Vgl.  §  38  n.  10. 
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Maßregeln  lüuweisen,  nicht  etwa  ausnahmsweise  dir*  gewöhnlichen  Vorstufen 
ausschliessen  wollen. 

Nach  allem  Gesagten  tritt  in  den  deutschen  Urkunden  die  Anschauung 
in  den  Vordergrund,  dass  die  Nichtachtung  des  königlichen  Befehls  zunächst 
Entziehung  der  Gnade  des  Königs  und  damit  des  Rechtsschutzes  zur  Folge 
hat,  welche  schliesslich  zur  Verurtheilung  in  Echt-  und  Rechtlosigkeit  und  in 
die  Strafen  des  Hochverräthers  führen  kann.  Daneben  folgt  man  auch  wohl 
dem  aus  Italien  übernommenen  Brauche,  nur  eine  hohe  Geldstrafe  anzudrohen; 
leides  erscheint  dann  später  in  der  Weise  vereinigt,  dass  die  Geldstrafe  zur 
Lösung  aus  der  Acht  zu  zahlen  ist. 

41.  —  Kommen  in  Deutschland  in  den  Kaiserurkunden  Strafformeln  nur 
ausnahmsweise  vor,  so  finden  wir  sie  in  Italien  fast  in  jeder  Urkunde.  Aber 
da  handelt  es  sich  früher  durchweg  nur  um  Drohung  von  Geldstrafen;  Dro- 
hung der  Ungnade  in  Italien  weiss  ich  in  frühern  Zeiten  gar  nicht 
nachzuweisen;  für  das  eiltte  Jahrhundert  ergab  eine  grosse  Anzahl  von  Ur- 
kunden nur  wenige  vereinzelte  Fälle.  Nämlich  um  1030  in  Deutschland  für 
Vercelli:  nostrae  maiestatis  reus  erit,  ins» per  m.  I.  a.  —  se  compositurum 
norerit;  1047  zuMantua  für  Turin:  sciat  se  l.  a.  ec.  compositurum  —  nos- 
traeqiw  insuper  inciUisse  maiestatis  ofensam;  1081  zu  Lucca  für  Aglei: 
sciat  se  nostre  maiestatis  indifjnaeionem  ineurrere  et  se  compositurum  m. 
I.  a. 1  Die  Uebereinstimmung  mit  entsprechenden  Formeln  deutscher  Urkunden 
ist  so  gross,  dass  beide  nicht  wohl  unabhängig  von  einander  aufgekommen 
sein  können.  Und  dann  ist  zweifellos  nur  an  ein  vereinzeltes  Anschliessen  der 
italienischen  Kanzlei  an  den  deutschen  Brauch  zu  denken,  nicht  an  das  Um- 
gekehrte. Denn  nicht  allein,  dass  sich  Drohungen  dieser  Art  in  Deutschland 
früher  und  insbesondere  auch,  obwohl  hier  Drohungen  überhaupt  nur  selten 
vorkommen,  häufiger  finden;  dass  sie  in  Italien  auch  in  der  ersten  Hälfte  des 
zwölften  Jahrhunderts  vereinzelt  bleiben,  während  sie  nun  in  Deutschland 
gerade  in  den  Zeiten  K.  Lothars  und  Konrads  III,  wo  ein  Einfluss  von  Italien 
her  am  wenigsten  anzunehmen  ist,  immer  häufiger  werden.  Es  wird  insbeson- 
dere zu  beachten  sein,  dass  nur  in  Deutschland  diese  Drohungen  der  Ungnade 
selbstständig  vorkommen,  hier  an  und  für  sich  als  genügende  Sicherung  des 
Gebots  aufgefasst  werden,  während  sie  in  den  vereinzelten  Fällen  aus  Italien 
nur  der  Geldstrafe  angehängt  sind. 

Wie  in  Deutschland  finden  wir  dann  auch  in  Italien  in  diesen  Formeln 
mit  dein  B  a  n  n  e  gedroht,  und  zwar  in  den  mir  bekannten  Fällen  hier  schon 
früher,  wie  das  unserer  Annahme,  dass  diese  Anwendung  des  Ausdrucks  aus 
Italien  übernommen  sei2,  entsprechen  würde.  Die  früher  angeführten  Erwäh- 
nungen des  Bannes  in  Königsurkunden  des  eilften  Jahrhunderts  lassen  sich 
wohl  anstandslos  auf  die  ältere  Bedeutung  beziehen,  auf  den  durch  Geldstrafe 
geschützten  Befehl  oder  die  Geldstrafe  selbst.3  Eine  andere  Auffassung  scheint 


41.  —  1.  Mon.  patr.  (  h.  1.  524.  5155.  Stumpf  Acta  79.  Heisst  es  1070:  Heut  natre 
eurie.  wdiceiur  et  c.  f.  a.  tolvere  coqatur  (Antiq.  It.  2, 049).  so  ist  die  Beziehung  zweifelhaft. 
&  Vgl.  §  W  n.  0.       8.  Vgl.  §  27. 
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aber  doch  untcrzuliegen,  wenn  es  1095  und  genau  ebenso  in  zwei  Urkunden 
von  1111  heisst:  mitte  l.  a.  compositum«  banno  nostro  subiacebit.*  Denn 
einmal  schliefst  sieh  dasselbe  schon  genau  an  die  später  häufig  vorkommenden 
Formeln  an,  in  welchen  sichtlich  ganz  gleichbedeutend  bald  mit  der  Ungnade, 
bald  mit  dem  Banne  gedroht  wird.  Dann  aber  kann  nach  der  Fassung  an  und 
für  sich  der  Ausdruck  hier  nicht  mehr  den  schützenden  Befehl  bezeichnen, 
auch  nur  gezwungen  auf  die  Geldstrafe  bezogen  werden;  banno  subiacere 
wird  doch  zunächst  einen  Zustand  bezeichnen,  das  im  Banne  Sein,  das  Sein 
in  der  Ungnade  des  Königs,  welches  die  Verletzung  des  Bannbefehles  zur  Folge 
hatte.  Dem  entspricht  es,  wenn  es  1116  bei  einem  Verzichte  zu  Gunsten 
Xonantula's  in  die  Hand  eines  Boten  des  Kaisers  heisst:  Et  »i  suprascriptam 
transaet ionein  non  observaverint,  incidant  in  penam  et  bannum  impera- 
toris5;  der  von  der  Geldstrafe  geschiedene,  aber  als  Strafe  der  Uebertretung 
gedrohte  Bann  kann  hier  wohl  nur  eine  der  Acht  entsprechende  Bedeutung 
haben. 

Erst  unter  den  Staufern  finden  wir  dann  häufiger  auch  in  Italien:  regio 
banno  «ubiaeeat  et  c.  I.  a.  persolvat  oder  reu«  criminis  maiestatis  et  c.  I.  a. 
componat  und  andere  den  deutschen  entsprechende  Formeln.  Und  hier  in 
Italien  drohen  nun  nicht  allein  die  Könige,  sondern  auch  die  Legaten  in  ihren 
Urkuuden  ganz  in  derselben  Weise;  der  Verletzer  soll  gratiam  d.  imperato- 
ris  et  nostram  amittere6  oder  sub  banno  d.  imperatoris  positus"1  oder  im- 
peratoriae  maiestati«  reus*  sein  und  eine,  den  Sätzen  in  den  kaiserlichen 
Urkuuden  entsprechende  Geldstrafe  zahlen,  während  in  dem  einzigen  mir  aus 
früherer  Zeit  bekannten  Falle,  dass  ein  Künigsbote  aussergerichtlich  mit  einer 
Geldstrafe  droht,  eben  auch  nur  von  dieser  die  Hede  ist.9  Und  zeigt  sich  der 
nähere  Anschluss  an  den  früheren  italienischen  Brauch  wohl  noch  immer  in 
dem  hier  regelmässigeren  Zufügen  der  Geldstrafe,  so  finden  sich  nun  doch 
auch  einzelne  Fälle  der  blossen  Drohung  des  Bannes;  so  sagt  llb'4  der  Kaiser: 
offensam  nostram  incurret  et  persona  et  possessione  bannt  imperiales  pene 
«ubiaeebit,  oder  1 194  der  Legat:  imperialem  se  noverit  indigmitionem  in- 
currere  et  banno  imperiaU  subiaeere.10 

Diese  Ausdehnung  der  Befugniss  zur  Drohung  des  Reichsbanns  auf  die 
UeichslHjten,  die  unmittelbaren  Vertreter  des  Königs,  aber  auch  nur  auf  diese, 
scheint  mir  besonders  deutlich  hervortreten  zu  lassen,  dass  hier  ein  engerer 
Zusammenhang  mit  dem  älteren  Königsbanne  nicht  mehr  besteht,  obwohl  beide 
in  ihrer  urkundlichen  Anwendung  an  die  Straffonnel  der  Königsurkunden  sich 
eng  anknüpfen,  lüer  sich  weniger  ein  bestimmter  Gegensatz,  als  ein  langsamer 
Uebergang  ergibt  Der  ältere  Königsbann  war  wenigstens  in  seiner  gericht- 
lichen Anwendung  zu  einer  Befugniss  aller  höhern  Richter  geworden ;  sie  durf- 
ten im  Namen  des  Königs  einen  Befehl  erlassen  und  dabei  Geldstrafen  in  der- 


41. — J  4.  Böhmer  Acta  66.  Mau.  patr.  (  h.  1,  737.  Stumpf  Reg.  nr.  3055.  5«  Tiraboschi 
Non.  2.  227.  6.  1159.  63.  93:  Sarioli  1.  256.  Zacharia  Anecd.  234.  Ughelli  1.  461. 
7.  1164.  63.  74:  ilem.  di  Lucca  4  b.  181.  ilittarelli  Ann.  4,  24.  46.  8.  1172.  75:  Bu*m 
398.  Sarioli  2,  48.     9.  1043:  Autiq.  It.  6.  53.     10.  Böhmer  Acta  154.  Giulini  7,  561. 
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selben  Höhe,  wie  sie  der  König  verfügte,  androhen.  Bei  »tätiger  Entwicklung 
wäre  anzunehmen,  das«  nun  auch  dieBcfugniss  zur  Drohung  des  Königshannes 
ui  seiner  jetzt  hervortretenden  Bedeutung  der  Ungnade  des  Königs  auf  sie 
übergegangen  wäre.  Aber  dafür  findet  sich  kein  Beispiel.  In  ganz  einzelnen 
Fällen  ahmen  einheimische  Gewalten  wohl  die  Strafformeln  der  Königsurkun- 
den nach ;  aber  dann  ist  es  eigene  Ungnade,  eigener  Bann,  was  sie  androhen. 
»So  1114  Mathilde:  noetram  malam  voluntatcm  incurrat  et  l.  lib-vas  L. 
eomponat11;  so  1224  der  Podesta  von  Pavia  nostram  indifjnationem  et 
barm  um  communis  Papie  se  noverit  incursurum. 12  Damit  stimmt  früher 
Gesagtes.  Gegen  Ende  des  eilften  Jahrhunderts  verwischt  sich  vielfach  der 
Charakter  des  altern  Königsbannes,  dessen  früher  gebräuchliche  Anwendung 
dann  überhaupt  aufhört  ;  um  so  leichter  konnte  um  dieselbe  Zeit  der  Ausdruck 
in  einer  auf  wesentlich  anderer  Grundlage  beruhenden  Bedeut  ung  Platz  greifen, 
der  sich  zunächst  nur  beim  Könige  selbst  an  die  frühere  Anwendung  enger 
anschliesst,  während  der  abgeleitete  Königsbann  anderer  Richter  nicht  in 
diesen  Reichsbann  übergeht. 

42.  —  Dürfte  uns  die  angegebene  Entwicklung  der  Strafformeln  für  die 
Sache  selbst  massgebend  sein,  so  würde  sich  etwa  folgendes  ergeben.  Wäh- 
rend in  Deutschland  von  jeher  dem  Verächter  des  königlichen  Befehls  zunächst 
mit  der  Ungnade  oder  Acht  des  Königs  gedroht  wird,  trifft  ihn  in  Italien  nur 
eine  Geldstrafe.  Vereinzelte  Drohungen  der  Ungnade  im  eilften  Jahrhunderte 
in  Italien  werden  eine  geänderte  Auffassung  noch  nicht  nothweudig  erweisen, 
da  die  Annahme  eines  mehr  zufälligen  Aufnehmet»  der  deutschen  Formel  ge- 
nügt. Gegen  Ende  des  Jahrhunderts  muss  dann  aber  auch  in  Italien  die  der 
deutschen  entsprechende  Auffassung  schon  Eingang  gefunden  haben,  da  sie 
auch  in  einer  die  Ungnade  als  Bann  bezeichnenden  Formel  auftritt,  welche  in 
Italien  selbst  aufgekommen  zu  sein  scheint  Im  zwölften  Jahrhunderte  sind 
dann  die  Erwähnungen  des  Bannes  in  einer  der  deutschen  Acht  wesentlich 
entsprechenden  Bedeutung  überaus  häufig.  Das  würde  dann  auf  Einfluss  von 
Deutschland  her  schliessen  lassen,  wie  er  sonst  in  gleichem  Masse  sich  kaum 
irgendwo  geltend  macht,  aber  doch  auch  liier  bei  der  engen  Beziehung  der 
Massregel  auf  die  Person  des  gemeinsamen  Herrschers  weniger  auffallen  würde, 
als  bei  andern  Rechtsinstituten. 

Ist  aber  die  Beeinflussung  der  bezüglichen  Formeln  von  Deutschland  her 
kaum  zu  bezweifeln,  so  ist  damit  das  frühere  Nichtvorko mm en  der  Acht 
in  Italien  selbst  noch  nicht  erwiesen;  die  Sache  konnte  immerhin  von  jeher 
vorhanden  sein,  ohne  dass  das  in  den  bezüglichen  Formeln  nothwendig  hätte 
zum  Ausdrucke  gelangen  müssen,  so  auffallend  das  Fehlen  jeder  Andeutung 
auch  sein  mag.  Aber  es  scheint  mir  jene  Annahme  doch  sehr  dadurch  unter- 
stützt zu  werden,  dass  auch  anderweitige  Andeutungen  zu  fehlen  scheinen, 
selbst  da,  wo  man  dieselben  bestimmt  erwarten  sollte,  wenn  die  Sache  selbst 
bekannt  war. 1 


II.  Timboschi  Non.  2,  224.        12.  Beilagen. 

42.  —  1.  Anf  das  Nichtvorkommen  solcher  Andeutungen  habe  ich  erst  in  letzter 
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Vor  allein  wird  du  zu  beachten  sein,  da.ss  d«*r  longobardischen  Ge- 
setzgebung die  Friedlosigkeit  als  öffentliche  .Strafe  durchaus  fremd  ist.  Nur 
die  Fehde,  das  Hecht  des  Verletzten  oder  seiner  Verwandten  auf  Rache,  ist 
anerkannt,  wenn  auch  überall  das  »Streben  hervortritt,  sie  möglichst  zu  be- 
schränken. Aber  die  Fehde  begründet  nur  eine  Friedlosigkeit  bestimmten 
Personen  gegenüber,  der  .Staat  mischt  sich  da  nicht  ein,  hält  sich  nicht  für 
befugt,  die  Verletzten  in  ihrem  .Streben  nach  Rache  zu  hindern,  trifft  aber 
auch  keine  Vorkehrungen,  sie  dabei  zu  unterstützen ;  es  findet  sich  keine  An- 
deutung, dass  dem  Faidosus  der  Rechtsschutz  überhaupt  entzogen  sei,  um  ihn 
durch  eine  solche  Verschlimmerung  seines  Zustandes  um  so  mehr  zu  Ver- 
suchen, die  Sühne  des  Verletzten  zu  erlangen,  anzutreiben. 

Das  fränkische  Recht  kennt  von  jeher  die  Friedlosigkeit  und  wir  fiuden 
sie  denn  auch  in  den  Theilen  der  fränkischen  Gesetzgebung,  welche  in 
die  longobardisehe  Gesetzsammlung  aufgenommen  wurden.  Aber  doch  nur  in 
beschrankter  Weise.  Jene  Friedlosigkeit  einzelnen  Personen  gegenüber,  wie 
sie  sich  aus  der  Fehde  ergab,  suchen  die  Gesetze  zu  beseitigen;  bei  Ver- 
letzungen Einzelner  soll  die  Fehde  möglichst  durch  die  Busse  ersetzt  werden; 
das  mehrfach  vom  Könige  verfügte  Exilium  hängt  nicht  näher  mit  der  Fried- 
losigkeit zusammen,  erscheint  wesentlich  nur  als  Mittel,  Störungen  des  öffent- 
lichen Friedens  durch  das  Streben  der  Verletzten  nach  Rache  zu  verhüten.2 
Die  Forbannitio  im  Sinne  der  Entziehung  des  Rechtsschutzes  kommt  nicht  vor 
bei  Verletzungen  nur  der  einzelnen  Person,  sondern  da,  wo  die  allgemeine 
Sicherheit  durch  Menschen  bedroht  ist,  welche  sich  ohne  Eigen  im  Lande 
herumtreiben,  kein  Vermögen  haben,  mit  dem  sie  büssen  könnten,  sich  dem 
Gerichte  nicht  stellen  und  sich  jede  Missethat  erlauben3;  es  ist  insbesondere 
der  Latro,  welchem  die  Forbannitio  gedroht  ist,  woruuter  wohl  überhaupt  alle 
Leute  zu  verstehen  sind,  welche  sich  in  dauernden  Gegensatz  zur  rechtlichen 
Ordnung  gesetzt  haben,  von  denen  Bereitwilligkeit  zu  rechtlichem  Austrag 
überhaupt  nicht  zu  erwarten  ist.  Als  Folge  dieser  Forbannitio  erscheint  ins- 
besondere das  Verbot,  sie  irgendwie  zu  unterstützen ;  es  ist  darauf  eine  Geld- 
strafe gesetzt4,  mler  es  heisst  wold,  dass  der,  welcher  sie  nicht  ausliefert,  für 
den  von  ihnen  angerichteten  Schaden  verantwortlich  sein  soll. 5  Und  es  kann 
fraglich  sein,  ob  da  völlige  Friedlosigkeit  eintrat,  jeder  sie  ungestraft  an  Per- 
son und  Sachen  schädigen  durfte;  bestimmt  ausgesprochen  ist  es  nicht;  heisst 
es,  dass  wenn  ein  Räuber,  der  nicht  genogthun  will,  beüu  Versuche,  ihn  ge- 
fangen zu  nehmen,  erschlagen  wird,  das  weder  Fehde  noch  Busse  nach  sich 
ziehen,  also  straflos  sein  soll,  so  würde  die  Beschränkung  auf  den  bestimmten 
Fall  eher  gegen  allgemeine  Friedlosigkeit  sprechen.6 

üb  die  fränkische  Forbannitio  bedeutendere  Nachwirkung  auf  Italien  ge- 
habt hat,  kann  fraglich  erscheinen ;  den  Ausdruck  selbst  scheint  man  im  eilften 

42.-- J  Zeit  geachtet;  mehr  Gewicht  mochte  ich  auf  eine  freundliche  Mittheilung  Wüstcn- 
felds  legen,  wonach  auch  diesem  trotz  ausgedehntester  Kenntnis*  der  Quellen  Erwähnungen 
der  Friedlosigkeit  in  Italien  Tor  dem  zwölften  Jahrhunderte  nicht  bekannt  sind.  2.  L.  Pap. 
Karol  19.  Lud.  12.  14.  18.  3.  L.  Pap.  Karol.  127.  4.  L.  Pap.  Karol.  47.  48.  Pip.  41. 
o.  L.  Pap.  Karol.  127.       «.  I,  Pap.  Extrav.  2.  32. 
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Jahrhunderte  nicht  verstanden  zu  haben. 7  In  der  spätem  italienischen 
Gesetzgebung  fehlen  denn  auch  bestimmtere  Zeugnisse  über  die  Aechtuug. 
Es  scheint  mir  insbesondere  bezeichnend,  dass  nach  einem  Gesetze  K.  Wido's 
der  Rauber  vom  Bischöfe  und  Grafen  zur  Genugtuung  angehalten  werden 
soll;  weigert  ersieh,  sosoll  nun  nicht  etwa  Forbanuitio  durch  den  Grafen, 
sondern  Excommunicatio  durch  den  Bischof  gegen  ihn  ausgesprochen  werden; 
es  ist  dann  Sache  des  Grafen,  sich  seiner  zu  bemächtigen,  und  wird  er  dabei 
erschlagen,  so  ist  das  im  Anschlüsse  an  die  erwähnte  fränkische  Bestimmung 
als  straflos  bezeichnet.8  Gerade  das  Hinweisen  auf  die  entsprechende  kirch- 
liche Massregel  scheiut  mir  sehr  dafür  zu  sprechen,  dass  die  Ausschliessung 
aus  der  weltlichen  Rechtsordnung  in  Italien  kein  geläufiger  Begriff  war;  jene 
Entziehung  jeder  Unterstützung,  welche  hei  der  Forbannitio  betont  wird,  wurde 
auch  durch  die  Excommunication  bewirkt,  welche  mehrfach  als  Zwangsmass- 
regel benutzt  sein  mag,  auch  wo  es  sich  nicht  zunächst  um  Verletzungen  der 
Kirche  handelte.9 

In  andern  Gesetzen  ist  mehrfach  von  der  Bestrafung  der  Verbrecher  die 
Rede;  aber  es  finden  sich  keine  der  Aechtung  entsprechende  Massregeln  gegen 
die  Person  gedroht  für  den  Fall,  dass  man  ihrer  nicht  habhaft  wird.  Nur  in 
dem  1 054  zu  Zürich  erlassenen  longobardischen  Gesetze  gegen  die  Giftmischer 
ist  darauf  Rücksicht  genommen.  Es  ist  zunächst  Tod  und  Gütereinziehung 
gedroht;  dann  aber  wird  bestimmt,  utquicumque  lumunibus  praedicti  reatus 
no.viis  refugium  aut  subsidtum  aliquod  jrraebiuTit,  ornnis  eius  possessio 
in  publicum  veniat:  ipse  vero  nostram  omniumque  nostrorum  inditjna- 
tionem  incurrat.XQ  Es  findet  sich  hier  also  nicht  allein  das  Verbot  der  Unter- 
stützung, sondern  die  dem  flüchtigen  Verbrecher 1 1  gedrohte  Indiguatio  kann 
nach  dem  früher  Gesagten  wohl  nur  die  sich  in  Friedlosigkeit  äussernde  Un- 
gnade des  Königs  sein. 12  Dann  aber  dürfte  doch  zu  beachten  sein,  dass  sich 
die  Bestimmung  damit  der  Ausdrucksweise  der  deutschen  Urkunden  eng  an- 
sehliesst,  während  der  später  zunächst  in  Italien  gebrauchte  Ausdruck  Bann 
doch  ganz  nahe  gelegen  hätte,  wenn  er  damals  in  diesem  »Sinne  schon  geläufig 
gewesen  wäre.  »Sollten  sich  nicht  anderweitige  Zeugnisse  finden,  so  möchte  ich 
in  dieser  Stelle  weniger  einen  Beleg  dafür  sehen,  dass  die  Aechtung  auch  dem 
frühem  italienischen  Rechte  nicht  fremd  war,  als  vielmehr  ein  erstes  Zeugniss 
für  den  Einfluss  der  deutschen  Anschauung. 

Auch  in  den  Urkunden  finde  ich  nie  eine  Andeutung,  dass  gegen  den 
Ungehorsamen  mit  Entziehung  des  Rechtsschutzes  für  die  Person  vorgegangen 
wurde.  Wie  alle  Drohungen  sich  auf  Zahlung  hoher  Geldstrafen  beschränken, 
so  sind  alle  gerichtlichen  Zwangsmassregeln  gegen  das  Vermögen  des  Unge- 


I.  Vgl.  L  Pap.  Karol.  47.  Gl.  und  Exp.  Spater  kommt  der  Aüsdruck  auch  in  Italien  wohl 
»ieder  ror.  8.  I-.  Pap.  Wido  1 .  9.  Vgl.  bei  ProYana  334  ff.  die  überaus  genauen 
Formeln  für  die,  zunächst  um  998  gegen  Arduin  verhängte  Excommunication,  wo  es  insbe- 
sondere in  der  Löseformel  heisst,  dass  die  Verletzten  zugegen  seien  und  ihnen  Tor  der 
Uang  Genugtuung  nach  göttlichem  und  weltüchem  Recht  geleistet  werden  soll.  10.  L 
r»p.  Heinr.  II.  3.  11.  Auf  diesen  wird  sich  doch  ipie  beziehen,  nicht  auf  den  llclfer. 
12.  Vgl.  §  35  n.  3. 
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horsamen  gerichtet.  Bei  dinglichen  Klagen  verliert  der  Ungehorsame  vorläufig 
den  Besitz  der  streitigen  .Sache.  Bei  Klagen  aus  bürgerlichen  Forderungen 
scheint  nur  mit  Pfändung  und  Besitzeinweisung  vorgegangen  zu  sein.  Bei  den 
hier  zunächst  zu  beachtenden  Straffallen  ergeben  aber  die  Urkunden  und  Pro- 
zessformeln als  Zwangsmassregel  gegen  den  Ungehorsamen  gleichfalls  nur  eine 
Bannung  des  Gutes,  nicht  der  Person13;  das  Gut  wird  mit  Beschlag  be- 
legt, nach  einem  Jahre  confiscirt.  Aber  nirgends  findet  sich  eine  Andeutimg, 
dass  der  ungehorsame  Verbrecher  friedlos  sein  soll  oder,  was  bei  dem  spätem 
italienischen  Bann  besonders  betont  wird,  dass  er  wegen  seines  Ungehorsams 
als  überwiesen  und  verurtheilt  gelten  soll.  Es  steht  nichts  im  Wege,  anzu- 
nehmen, dass  wenn  er  sich  auch  nach  Ablauf  des  Jahres  stellt,  sein  Gut  zwar 
verwirkt  ist,  nicht  aber  das  Recht  auf  Vertheidigung. 14  Und  diese  Annahme 
findet  jedenfalls  eine  gewichtige  Unterstützung  darin,  dass  auch  das  sizilische 
Recht,  worauf  wir  zurückkommen,  vor  Friedrich  II  bei  Straffallen  nur  Ban- 
nung des  Vermögens  und  Confiscation  desselben  nach  Ablauf  des  Jahres 
kannte,  dem  Beklagten  aber  ausdrücklich  auch  darüber  hinaus  das  Verthei- 
digungsrecht  zugestand,  während  die  Friedlosigkeit  erst  durch  Friedrich  II 
eingeführt  erscheint;  ursprünglich  gemeinsame  longobardische  Rechtseinrich- 
tungen scheinen  da  doch  massgebend  gewesen  zu  sein.  Brachten  die  Bannung 
des  Gutes  verbunden  mit  der  Unmöglichkeit  für  den  Ungehorsamen,  sich  in 
dem  Gerichtsbezirke,  wo  er  beklagt  war,  unbehelligt  aufzuhalten,  ihn  auch 
vielfach  in  eine  Stellung,  welche  thatsächlich  sich  der  des  Geächteten  näherte, 
so  ist  die  rechtliche  Auffassung  doch  eine  durchaus  verschiedene ;  die  Bannung 
des  Vermögens,  welche  in  Deutschland  nur  nebenbei  in  Betracht  kommt, 
scheint  im  ältem  italienischen  Recht  die  einzige  Zwangsmassregel  gegen  den 
ungehorsamen  Verbrecher,  die  Aechtung  der  Person  demselben  unbekannt 
zu  sein. 

VI.  STAEDTISCIIER  BANN. 

43.  —  Gegen  die  Annahme,  dass  ein  der  Aechtung  entsprechender  Bann 
dein  ältem  italienischen  Rechte  fremd  war,  ein  solcher  erst  um  den  Beginn  des 
zwölften  Jahrhunderts  zunächst  als  Reichsbann  unter  deutschem  Einflüsse 
Eingang  fand,  erheben  sich  nun  dadurch  Bedenken,  dass  wir  in  der  staufischen 
Zeit  auch  in  den  städtischen  Gemeinden  einen  solchen  Bann  in  ausgedehntester 
Anwendung  finden.  Bei  blosser  Berücksichtigung  der  Zeitmomente  würde  aller- 
dings nichts  im  Wege  stellen,  den  erst  gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts  be- 
stimmter nachweisbaren  städtischen  Bann  als  Nachahmung  des  Reichsbannes 
zu  fasseu.  Aber  er  zeigt  doch,  nicht  blos  der  deutschen  Acht,  sondern  auch 
dem  italienischen  Reiclisbaune  gegenüber  so  viel  Eigentümliches,  es  stehen 
Reichsbann  und  städtischer  so  unvermittelt  neben  einander,  dass  es  bedenklich 


42.— 1  13.  Vgl.  §  10  n.  7.  14.  Ausdrücklich  gesagt  ist  das  in  einer  Glosse  zu  L.  Pap. 
Lud.  16,  die  sich  aber  zum  Theil  bis  auf  den  Wortlaut  an  die  entsprechende  Bestimmung 
des  römischen  Rechts  (L.  1.  2.  Cod.  9,  40)  anschliesst. 
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scheinen  muss,  dort  den  Ausgangspunkt  rur  ihn  zu  suchen,  das*  an  und  für 
sich  die  Annahme  doch  näher  liegt,  es  handle  sich  einfach  um  eine  Aufnahme 
oder  Weiterbildung  schon  früher  in  Italien  üblichen  Hechtes.  Wäre  das  aber 
zuzugeben,  so  würde  dann  auch  für  den  italienischen  Reichsbann  jener  Zu- 
sammenhang sehr  in  Frage  gestellt  sein;  denn  trotz  mancher  Abweichungen 
stimmt  er  auch  wieder  gegenüber  der  deutschen  Acht  so  vielfach  mit  den 
Eigentümlichkeiten  des  städtischen  Bannes  überein,  dass  dann  doch  auch  für 
ihn  die  Grundlagen  vielfach  zunächst  im  italienischen  Rechte  zu  suchen  sein 
würden.  Wir  beginnen  mit  den  Untersuchungen  über  den  städtischen  Bann, 
da  wir  annehmen  müssen,  dass  die  besondere  Gestaltung  der  Aechtung  in 
Italien,  mag  auf  diese  nun  fremder  Einfluss  eingewirkt  haben  oder  nicht,  hier 
am  bestimmtesten  hervortreten  wird. 

lieber  den  Bann,  wie  er  in  der  staufischen  Zeit  in  den  italienischen  Orts- 
gerichten in  Anwendung  kam,  liegen  uns  in  den  städtischen  Statuten  eine 
Menge  von  Nachrichten  vor. 1  Allerdings  reichen  von  diesen  in  den  uns  vor- 
liegenden Aufzeichnungen  nur  wenige  ins  zwölfte  Jahrhundert  zurück;  und  es 
ist  nicht  zu  läugnen,  dass  gerade  in  den  ältesten,  wie  denen  von  Genua  und 
Pistoja,  noch  manches  der  spätem  Gestaltung  Eigentümliche  fehlt,  ein- 
zelnes überhaupt  nicht  mit  ihr  in  Uebereinstimmung  zu  bringen  ist.  Für  die 
Gestaltung  in  der  spätem  staufischen  Zeit  aber  werden  unbedenklich  auch 
noch  Aufzeichnungen  aus  den  spätem  Zeiten  des  dreizehnten  und  aus  dem 


43.  —  1.  Für  die  folgenden  Angaben  wurden  benutzt:  Statuten  von  Genua  Ton 
1143,  Aosta  Ton  1188  in  Erneuerung  von  1253,  Nizza,Moncalierium  1295,  Ivrea 
1313,  Casale,  Turin  1360,  Rämratlich  in  Mon.  patr.  Leges  municipales.  —  Verona 
ron  1228  ed.  Campagnola  nach  Handschrift  und  mit  Zusätzen  von  1228;  die  Hauptmasse 
ist  jedenfalls  alter  als  1218,  und  für  einzelne  Kapitel  würde  sich  noch  früheres  Vorhanden- 
sein bestimmt  erweisen  lassen.  —  Brescia  aas  verschiedenen  Zeiten  des  13.  Jahrh.  Ton 
1225  ab  bei  Odorici  7,  105  ff.  und  8,  1  ff.  —  Modena  erneuert  1327  in  Mon.  Modenesi. 
Statuti  1.  —  Parma  ron  1255,  viele  filtere  enthaltend,  dann  spätere  von  1266  bis  1347; 
Piacenzavon  1391  mit  vielem  Altern  in  Mon.  Parra.  1.  —  Statuti  della  citta  di  R i  v a 
1274  ed.  Gar  in  der  Biblioteca  Trentina,  disp.  XVI.  —  Aelteste  Statuten  der  Stadt  und  des 
Buthums  Trient  ed.  Tomaschek  im  Oesterr.  Archiv  26,  69  ff.;  die  ältern  entstanden  vor 
1307,  die  neuern  vor  1348;  die  vorliegende  deutsche  Hs.  von  1363  wird  doch  Uebersetzung 
»ein.  —  Bologna  1203  bis  1220  bei  Savioli  2,  462.  —  Ravenna  um  1250  bei  Fantuzzi 
1  ff.  —  Pisa  von  1286  bei  Bonaini  Statuti  1,  199  ff.  Pistoja  aus  der  Zeit  von 
1116  bis  1220  in  Antiq.  It.  4,  525.  —  Statuto  della  Val  d"  Ambra  del  1208  ed.  Bonaini. 
—  Ueber  das  Verfahren  bei  Klagen  um  Forderungen  hat  Briegleb  Executivpr.  2,  189  ff. 
aus  vielen  Statuten  das  Betreffende  wörtlich  mitgetheilt ;  ich  habe  davon  nur  die  filtern  be- 
rücksichtigt, die  von  Padua  von  1236  und  1257,  die  von  Ancoua  von  1357.  —  Daneben 
habe  ich  mehrfach  die  einschlagenden  Bestimmungen  in  den  Vertragsurkunden  der  Städte 
benutzt.  Nicht  benutzt  sind  die  Geschichtschreiber,  obwohl  diese  zweifellos  noch  manche 
Aufklärung  gewähren  würden ;  da  ich  den  städtischen  Bann  erst  ganz  zuletzt  in  die  Unter- 
suchung einbezog,  mochte  ich  den  Abschlu.ss  der  Arbeit  durch  eine  Durchsicht  der  Ge- 
tehichtschreiber  nur  für  diesen  Zweck  nicht  aufhalten,  zumal  es  für  die  nächsten  Zwecke 
tu  genügen  schien,  das  Institut  so  darzustellen,  wie  es  in  den  städtischen  Rechtsquellen 
»um  Ausdrucke  gelangt  ist.  —  Die  Statuti  Senesi  ed.  Polidori  und  die  Consuetudines  Me- 
diolani  von  1216  ed.  Berlan  1865  habe  irh  weder  aus  Bibliotheken,  noch  durch  den  Buch- 
handel erlangen  kSnnen;  nach  den  von  Giulini  7.  314  gegebenen  Auszügen  dürften  letztere 
kaum  viel  über  den  Bann  enthalten. 
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vierzehnten  Jahrhunderte  ergänzend  zu  benützen  sein.  Denn  einmal  sind  bei 
den  spcäteren  Zusammenstellungen  der  Statuten  die  altern  Bestimmungen  sehr 
häufig  in  wörtlicher  Fassung  wieder  aufgenommen.  Und  auch  davon  abgesehen, 
zeigt  sich  im  allgemeinen  in  den  bezüglichen  Bestimmungen  aus  verschiedenen 
Zeiten  eine  so  grosse  Uebereinstimmung,  dass  durchgreifende  Aenderungen 
später  kaum  stattgefunden  zu  haben  scheinen.  Eine  ähnliche  Uebereinstim- 
mung zeigt  sich  bei  Vergleichung  der  einschlagenden  Bestimmungen  an  ver- 
schiedenen Orten;  in  Einzelheiten  tritt  wohl  manche  Abweichung  hervor;  aber 
die  Grundauffassung  ist  doch  im  wesentlichen  dieselbe.  Und  dass  es  sich  da 
nicht  um  eine  mehr  zufallige  Uebereinstimmung  handelt,  wie  sie  sich  auch  bei 
selbstständiger  Entwicklung  an  verschiedenen  Orten  aus  der  Gleichheit  des  zu 
befriedigenden  Bedürfnisses  ergeben  konnte,  tritt  deutlich  hervor  bei  einem 
Vergleiche  mit  den  entsprechenden  Einrichtungen  anderer  Länder,  insbeson- 
dere Deutschlands,  bei  welchen  sich  die  wesentlichsten  Abweichungen  zeigen.2 
Diese  Uebereinstimmung  kann  sich  vielfach  daraus  ergeben  haben,  dass  es 
sich  lediglich  um  eine  Weiterbildung  von  Einrichtungen  des  altem  italienischen 
Rechtes  handelt.  Für  manches  freilich  scheint  da,  so  weit  die  dürftigen  Quellen 
das  erkennen  lassen,  der  Anknüpfungspunkt  durchaus  zu  fehlen,  scheinen  erst 
die  besondern  Bedürfnisse  der  Zeit  städtischer  Unabhängigkeit  massgebend 
gewesen  zu  sein;  aber  es  fehlt  ja  auch  nicht  an  sonstigen  Beispielen,  dass  trotz 
der  grössten  Selbstständigkeit  der  Weiterentwicklung  des  Rechts  auf  dem 
Wege  städtischer  Autonomie  bei  dem  regen  Wechselverkehr  manche  zunächst 
in  einzelnen  Städten  ganz  neu  auftretende  Einrichtung  in  kurzer  Zeit  sich  über 
das  ganze  Rechtsgebiet  ausdehnt;  es  mag  genügen,  an  Konsuln  und  Podestaten 
zu  erinnern.  Die  blosse  Gleichheit  der  Bestimmungen  in  den  verschiedensten 
Theilen  Italiens  nöthigt  uns  daher  an  und  für  sich  noch  keineswegs,  einen  ge- 
meinsamen Ausgangspunkt  in  den  ältern  Rechtseinrichtungen  zu  suchen,  was 
doch  insbesondere  da  zu  beachten  sein  dürfte,  wo  es  sich  um  Einrichtungen 
handelt,  welche  wir  in  den  Quellen  mit  einiger  Sicherheit  über  die  Zeiten 
.städtischer  Selbstständigkeit  kaum  zurück  verfolgen  können.  Allerdings  zeigt 
sich  die  Uebereinstimmung  nicht  blos  in  den  durchaus  selbstständigen  Städten, 
sondern  auch  in  Städten  und  Orten,  welche  noch  später  einen  Grafen  oder 
Bischof  als  Gerichtsherrn  hatten;  aber  das  Fortbestehen  eines  solchen  Herr- 
schaftsverhältnisses schloss  auch  in  andern  Richtungen  einen  engeren  An- 
schluss  an  die  allgemeine  städtische  Entwicklung  nicht  aus;  insbesondere 
macht  sich  da  im  Gerichtswesen  kaum  ein  Unterschied  geltend,  als  der,  dass 
gewisse  Einkünfte  nicht  der  Gemeinde,  sondern  dem  Herrn  zukamen,  dieser 
einzelne  Befugnisse  übte,  welche  sonst  den  städtischen  Behörden  zustanden. 

44. —  Der  Ausdruck  Bann  um  wird  in  den  städtischen  Rechtsquellen, 
von  mehr  vereinzelten  Anwendungen  abgesehen,  vorzüglich  in  doppelter  Be- 
ziehung gebraucht.  Einmal  bezeichnet  er  jede  an  die  Gemeinde  zu  zahlende 


43.  -  - 1  2.  Nur  die  Statuten  Ton  Trient  unterscheiden  sich  wesentlich  Ton  allen  anderen, 
und  zwar  in  nälierm  Anschluss  an  deutsche  Einrichtungen;  wir  berücksichtigen  sie  daher 
Tortüglich  nur  xu  dem  Zwecke,  um  da«  an  eiuxeluen  Punkten  herTorauhebeu . 
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Geldstrafe,  gleichbedeutend  mit  dem  häufiger  vorkommenden  Pena  pecu- 
niaria  oder  Pena  schlechtweg,  während  zuweilen  auch  die  üffentliehe  Geld- 
busse als  Compositio  bezeichnet  wird.  .So  beispielsweise  1168  im  Schwüre  der 
Konsuln  von  Piacenza:  Et  omnia  banna —  tollam  nee  alieui  ullo  inpenio 
remittam. 1  Es  handelt  sich  da  wohl  nur  um  eine  allgemeinere  Anwendung 
des  ursprünglich  nur  für  die  wegen  Verletzung  eines  königlichen  Gebots  ver- 
hängte Geldstrafe  gebrauchten  Ausdruckes,  wie  sie  schon  früher  Platz  ge- 
griffen hatte2;  auch  in  der  Rechtsliteratur  des  eilften  Jahrhunderts  wird  dem 
entsprechend  das  Freduni  der  Kapitularien  durch  Bannum  wiedergegeben. 1 
Insbesondere  wird  der  Ausdruck  dann  auch  gebraucht  für  die  Geldstrafe, 
welche  der  Gebannte  bei  seiner  Lösung  vom  Banne  zu  zahlen  hat. 

Am  häufigsten  aber  wird  der  Ausdruck  in  den  verschiedensten  Wen- 
dungen angewandt  zur  Bezeichnung  eines  bestimmten  Zu  stand  es  einer 
Person,  in  welchen  dieselbe  durch  das  Gericht  versetzt  wird  und  dessen  sie 
durch  das  Gericht  wieder  enthoben  werden  kann.  Die  begründende  Handlung 
des  Gerichts  heisst  in  banno  ponere,  banno  supponere,  in  bannum  mittere, 
bannire,  forbannire,  exbannire,  bandizare  aliquem,  bannum  dare  alieui; 
während  des  Zustande»  heisst  es  vom  Gerichte  in  banno  tenwe  aliqusm,  vom 
Gebannten  esse  in  banno,  bannt tus,  bandizatus;  bei  der  Beendigung  heisst 
es  von  diesem  de  banno  exire,  von  jenem  aliquem  de  banno  ext  rohere,  re- 
bannire.  Abweichend  kennen  die  Statuten  von  Verona  allerdings  den  Aus- 
druck Bannitus,  gehen  übrigens  in  ihrem  Sprachgebrauche  nicht  von  dem  Zu- 
stande aus,  in  dem  sich  der  Gebannte  befindet,  sondern  von  einem  Zustande, 
der  ihm  entzogen  ist;  es  heisst  demnach  hier  umgekehrt  für  die  Begründung 
d^  trei-a  extraJiere,  eximei-e,  für  das  Andauern  stare  extra  trtvam,  non 
esse  in  treva,  für  die  Beendigung  ponere,  mittere,  suseipere  in  trevam. 

Personen  und  Sachen  sind  in  Treuga,  im  Frieden,  wenn  sie  den  vollen 
Rechtsschutz  geniessen,  wie  sich  das  durchweg  aus  der  sonstigen  Anwendung 
des  Ausdrucks  in  den  Statuten  ergibt.  Danach  würde  der  entgegengesetzte 
Zustand  des  Bannum  der  der  Friedlosigkeit,  der  Entziehung  des  Rechtsschutzes 
sein.  Das  trifft  auch  zu,  in  so  weit  wir  es  auf  die  Entziehung  des  vollen  Rechts- 
schutzes beschränken;  der  Zustand  des  Gebannten  ist  immer  der  einer  Schmä- 
lerung des  Rechtes,  aber  freilich  in  sehr  verschiedener  Abstufung.  Den  an 
und  für  sich  sein*  verschiedenen  Arten  des  städtischen  Bannes  scheint  nur  eins 
gemeinsam  zu  sein,  nämlich  eine  Entziehung  des  Rechtes,  sich  in  der  Stadt 
und  deren  Bezirke  aufhalten  zu  dürfen.  Dann  würde  der  Ausdnick  zunächst 
zu  beziehen  sein  auf  das  bezügliche  Gebot  des  Gerichtes.  Wie  der  alte  Königs- 
l»ann  nicht  blos  die  auf  Verletzung  eines  Gebots  gesetzte  Strafe,  sondern  das 
Gebot  selbst  bezeichnet,  so  lässt  sich  eine  solche  Anwendung  des  Ausdrucks 
auch  wohl  in  städtischen  Rechtsquellen  noch  nachweisen;  so  wenn  es  in  den 
Statuten  von  Pistoja  von  den  Konsuln  heisst,  mittönt  bannum  sab  poeno 
duodeeim  denariorum,  dass  kein  Arbeiter  über  einen  bestimmten  Lohn  neh- 


41      1.  Boselli  320.       2.  Vgl.  §  30.       &.  L.  l'ap.  Karol.  88.  125.  Exp. 
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rnen  soll.4  Der  Ausdruck  könnte  dann  mehr  und  mehr  eingeschränkt  sein  auf 
das  Gebot,  die  Stadt  zu  meiden,  beziehungsweise  das  Verbot,  sie  zu  betreten; 
der  Gebannte  würde  derjenige  sein,  dem  die  Stadt  verboten  ist. 

Diese  engere  Bedeutung  des  Ausdruckes  scheint  sich  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  bestimmter  festgestellt  zu  haben.  Denn  der 
Ausdruck  wird  noch  vielfach  nicht  angewandt,  wo  es  sich  ganz  um  dieselbe 
Sache  handelt,  um  eine  Verweisung  aus  der  Stadt  und  zwar  ganz  unter  den- 
selben Verhältnissen,  wie  sie  sich  später  bei  der  Verbannung  finden.  Man 
gebraucht  die  Ausdrücke  expellere  de  ävitate,  eiieere  extra  civitatem,  exi- 
liare,  forestare,  terram  interdicere,  indem  man  andere  Strafen,  welche 
später  mit  der  Verbannung  an  und  für  sich  verbunden  sind,  wie  Einziehung 
oder  Verwüstung  des  Guts,  daneben  hervorhebt.  So  scheint  den  Statuten  von 
Genua  un  1  Pistoja  der  Ausdruck  Bann  in  diesem  Sinne  noch  fremd  zu  sein; 
so  vermissen  wir  den  Ausdruck  in  manchen  Urkunden  aus  den  frühern  Zeiten 
K.  Friedrichs  I  an  Stellen,  wo  er  gewiss  der  Kürze  wegen  gebraucht  wäre, 
wäre  er  schon  allgemein  üblich  gewesen. 5  In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhun- 
derts wird  er  dann  aber  immer  häufiger  angewandt6  Ist  von  einer  Bannung 
durch  das  Reich  in  wenigstens  ähnlicher  Bedeutung  schon  früher  die  Rede,  so 
kann  der  Gebrauch  des  Ausdrucks  in  dieser  besondern  Anwendung  von  daher 
in  die  städtischen  Gerichte  Eingang  gefunden  haben. 

45.  —  Die  Anwendung  des  städtischen  Bannes  war  eine  überaus  aus- 
gedehnte und  verschiedenartige,  und  wenn  auch  in  den  Quellen  selbst  vielfach 
die  Arten  des  Bannes  auseinandergehalten  und  besonders  bezeichnet  wer- 
den, so  ist  eine  durchgreifende  Scheidung  doch  nicht  ohne  Schwierigkeiten. 
Eine  Uebcrsicht  dürfte  sich  am  leichtesten  gewinnen  lassen  durch  eine  Ver- 
gleichung  mit  der  Acht.  Es  ergibt  sich  da  im  allgemeinen,  dass  der  ita- 
lienische Bann  überall  eintritt  wo  man  in  Deutschland  die  Acht  anwandte,  der 
Bann  aber  darüber  hinaus  in  sehr  vielen  Fällen  Platz  griff,  wo  die  Acht  nicht 
zulässig  war. 

Die  Acht  ist  ausschliesslich  ein  prozessualisches  Zwangsmittel;  man  will 
den  ungehorsamen  Beklagten  durch  Entziehung  des  Rechtsschutzes  zum  Ge- 
horsam nöthigen;  sie  setzt  daher  immer  voraus,  dass  das  Gericht  des  Be- 
klagten nicht  habhaft  ist.  In  derselben  Weise  wird  der  Bann  auch  in  Italien 
angewandt  und  dann  wohl  ausdrücklich  als  Bannum  contumaciae,  Ungehor- 
sams bann,  bezeichnet  Sein  Zweck  ist  zunächst  der,  den  ungehorsamen  Be- 
klagten zum  Gehorsam  zu  zwingen,  sei  es,  dass  er  schon  vor  Eintritt  des  nur 
angedrohten  Bannes  sich  aus  Furcht  vor  demselben  unterwirft,  sei  es,  dass  ihn 
später  die  mit  dem  Banne  verbundenen  Nachtheile  zum  Gehorsam  bestimmen. 
Zu  diesen  gehört  auch  das  Verbot  des  Aufenthalts  im  Gerichtsbezirke  vor 
geleistetem  Gehorsam.  Doch  fällt  darauf  hier  weniger  Gewicht,  da  derjenige, 


4.  §  18.  Antiq.  It.  4.  537.  5.  1162-73:  Boselli  1.  313.  321.  Vignati  115.  189.  Antiq. 
It.  4,  339.  267.  271.  ß.  Ich  habe  auf  das  erste  Vorkommen  nicht  bestimmter  geachtet; 
in  Urkunden,  welche  mir  gerade  zur  Hand  sind,  linden  sich  zuerst  1168  die  Ausdrücke 
bitnnihis  uud  Je  banno  tracUt*  vom  städtischen  Banne  gebraucht.  Vignati  169.  177. 
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der  im  Ungehorsam  verharren  will,  ohnehin  genöthigt  ist,  sich  dem  Bereiche 
des  Gerichtes  zu  entziehen,  wie  ja  auch  die  deutsche  Acht  den  Nichtaufenthalt 
im  Gerichtsbezirke  weniger  befahl,  als  zur  thatsächlichen  Folge  hatte.  Es 
handelt  sich  beim  Ungehorsamsbann  in  dieser  Richtung  nicht  um  ein  Gebot, 
die  Stadt  zu  verlassen,  sondern  um  ein  Verbot,  dahin  vor  Erfüllung  gewisser 
Bedingungen  zurückzukehren. 

Ganz  abweichend  vom  Achtsverfahren  wird  nun  der  Bann  häufig  auch 
dann  verhängt,  wenn  der  zu  Bannende  in  der  Gewalt  des  Gerichtes  ist.  Dann 
handelt  es  sich  allerdings  in  erster  Reihe  um  einen  Befehl,  die  Stadt  zu  ver- 
lassen, wie  er  auch  bei  den  Ausdrücken  de  eivitate  eiicere,  expellere,  exiliare 
zunächst  ins  Auge  gefasst  ist.  In  den  Quellen  ist  mir  ein  besonderer  Ausdruck 
nicht  vorgekommen;  man  könnte  ihn  irai  Anschlüsse  an  jene  Ausdrücke  als 
Ausweisungsbann  bezeichnen.  Dem  Befehl  zum  Auswandern  hatte  dann 
noch  das  Verbot  der  Rückkehr  zu  folgen;  und  dieses  beiden  Arten  des  Bannes 
geraeinsame  Verbot  dürfte  zunächst  unter  dem  Bannum  zu  verstehen  sein,  da 
in  Fällen  des  Ausweisungsbannes  wohl  beides  auseinandergehalten  scheint, 
wenn  es  zuweilen  heisst  de  ciintate  expellere  et  in  banno  ponere  oder  fore- 
stare  et  in  banno  ponere.  Auch  der  Ausweisungsbann  kann  zunächst  ein 
gerichtliches  Zwangsmittel  sein,  darauf  gerichtet,  die  Ausführung  eines  ge- 
richtlichen Urtheils  zu  erwirken  in  Fällen,  wo  der  Beklagte  sich  zwar  dem 
Gerichte  stellte,  aber  eine  Leistung,  zu  der  er  verurtheilt  wurde,  also  etwa 
eine  Geldstrafe,  nicht  zahlen  will  oder  kann ;  er  kann  dann  durch  Zahlung  den 
Bann  vermeiden  oder  beenden.  Dann  aber  kann  dieser  Bann  auch  als  selbst- 
standige  Strafe  verhängt  werden,  so  dass  Vermeidung  oder  Beendigung  des 
Bannes  gar  nicht  in  der  Macht  des  Verbrechers  liegt. 1 

Beide  Fälle  des  Bannes  lassen  sich  wohl  theoretisch  auseinanderhalten, 
erscheinen  aber  in  den  Quellen  nicht  immer  scharf  geschieden.  Insbesondere 
ist  das  der  Fall,  wo  es  sich  um  schwere  Verbrechen  handelt,  bei  welchen  als 
Regel  angenommen  wird,  dass  der  schuldbewusste  Beklagte  sich  dem  Gerichte 
nicht  stellt.  Der  Gedanke  an  Erzwingung  eines  Gehorsams,  der  unmittelbar 
die  härtesten  Strafen  zur  Folge  haben  müsste,  tritt  dann  ganz  zurück;  der 
Gesichtspunkt  ist  mehr  der,  den  Zustand  des  Bannes  so  empfindlich  zu  machen, 
dass  er  die  verwirkte  Strafe  möglichst  ersetzt.  Dadurch  gewinnt  dann  auch 
der  Ungehorsamsbann  den  Charakter  einer  selbstständigen  Strafe,  ist  von  dem 
bezüglichen  Ausweisungsbanne  nicht  scharf  zu  scheiden.  Aehnliches  findet  sich 
ja  auch  beim  deutschen  Achts verfahren;  erscheint  hier  in  einzelnen  Fällen  die 
Oberacht  weniger  als  Zwangsmittel,  denn  als  selbstständige  Strafe,  so  liegt 
auch  da  dem  Sprachgebrauche  der  Quellen  wohl  nur  die  Anschauung  zu 
Grunde,  dass  man  eben  in  solchen  Fällen  des  Verbrechers  nicht  habhaft 
sein  wird. 


46.  —  1.  Der  nähere  Anschlags  Trients  an  das  deutsche  Verfahren  zeigt  sich  ins- 
besondere darin,  dass  hier  nur  der  Ungehorsamsbann  gebräuchlich  gewesen  zu  sein  scheint, 
ein  sicherer  Fall  des  Ausweisungsbannes  sich  in  den  Statuten  nicht  findet  und  derselbe  in 
vielen  Fallen,  wo  er  sonst  eintrat,  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist.  lu  Riva  findet  sich  da- 
gegen auch  der  Ausweisung« bann. 
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Für  die  Wirktingen  des  Bannes  ist  überhaupt  weniger  der  besprochene 
Unterschied  massgebend,  als  die  Veranlassung  des  Bannes.  Und  auch  in 
dieser  Richtung  zeigt  sich  ein  grosser  Unterschied  vom  Achtsverfahren.  Dieses 
sollte  nur  stattfinden,  wenn  der  ungehorsame  Beklagte  eines  Verbrechens  an- 
geschuldigt war,  welches  an  Uals  oder  Hand  ging,  bei  dem  die  Strafe  in  Hin- 
richtung oder  Verstümmlung  bestand.2  Diesen  Gesichtspunkt  werden  wir  auch 
in  Italien  in  so  weit  massgebend  finden,  als  es  sich  in  solchen  Fällen  um  einen 
schärferen  Bann  handelt.  Aber  das  Bannverfahren  ist  nicht  darauf  beschränkt. 
Es  findet  statt  bei  jeder  Klage  um  Missethat,  auch  wenn  auf  dieselbe  nur 
Geldbussen  standen.  Aber  nicht  das  allein;  der  Bann  konnte  auch  verhängt 
werden  bei  einer  Klage  auf  Erfüllung  jeder  Verbindlichkeit,  insbesondere  auf 
Zahlung  von  Schulden. 3  Aber  freilich  waren  die  Wirkungen  des  Bannes  dann 
wesentlich  verschieden.  Es  tritt  denn  auch  keine  Scheidung  in  den  Quellen 
häufiger  und  bestimmter  hervor,  als  die  zwischen  dem  Bann  um  Schulden  und 
dem  Bann  um  Missethaten;  es  wird  daher  am  geeignetsten  sein,  im  Anschluss 
an  diese  Hanptscheidung  die  verschiedenen  Arten  des  Bannes  bestimmter  ins 
Auge  zu  fassen. 

46.  —  Der  Bann  um  Schulden  wird  in  den  Quellen  in  der  Regel  als 
Sannum  pro  debitis  bezeichnet;  es  finden  sich  aucli  die  Ausdrücke  B.  ex 
civili  obligatio™,  «r  causa  pecuniaria,  ad  comlictiorietn  pecuniae.  Es  kann 
sich  dabei  um  die  verschiedensten  Forderungen  handeln,  wie  auch  wohl  ange- 
deutet ist,  wenn  es  heisst  B.  pro  debito  pecuuiario  vel  aUquo  avere  mobili 
vel  pro  (diquo  casu  et  von  ;>?v>  maleficio 1 ;  oder  B.  pro  datis  vel  prestan- 
tiis —  vel  alia  qmwumque  occa&ione  vel  causa,  exeepto  pro  maleficio.2  In 
beiden  Fällen  bezeichnet  der  Zusatz  das  massgebende  Moment;  es  darf  die 
Forderung  nicht  durch  eine  Missethat  begründet  sein ;  der  Bann  um  Schulden 
und  was  dem  gleichsteht  wird  auch  sonst  nicht  selten  in  den  Quellen  durch 
dieses  negative  Moment  als  B.  mm  pro  maleficio  bezeichnet. 

Nach  den  Statuten  von  Pisa  wäre  der  Bann  um  Schulden  immer  nur  ein 
Ungehorsamsbann.  Denn  als  Mittel,  einen  Schuldner,  dessen  man  habhaft 
ist,  zur  Zahlung  zu  zwingen,  erscheint  hier  die  persönliche  Haft,  während  zu- 

45.-]  2.  Sachs.  Landr.  I,  68  §  1.  U,  45.  m,  9  §  5.  Nach  Schwab.  Landr.  102.  107  ist 
wenigstens  bei  Klagen  um  Schuld  die  Aechtung  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Vgl.  Maurer 
Gesch.  des  altgerm.  Gerichtsverfahrens  216;  kommt  danach  spater  in  Deutschland  aus- 
nahmsweise die  Aechtung  auch  bei  (  i  vi  Isachen  Tor,  so  dürfte  das  doch  wahrscheinlich  aus 
Italien  her  Eingang  gefunden  haben.  3.  Auch  in  dieser  Richtung  schliessen  sich  die 
Trienter  Statuten  durchaus  dem  deutschen  Verfahren  an.  Nach  §  148  scheint  die  Verban- 
nung nur  einzutreten  bei  Sachen,  die  an  den  Leib  gehen,  womit  stimmt,  das«  nach  §  XXVI 
niemand  um  Geldschuld,  sei  es  aus  bürgerlichen  oder  Strafsachen,  gebannt  werden  darf. 
Banu  um  Schulden  wird  §  XXIV  sogar  dann  verboten  (wie  ich  die  Stelle  verstehe),  wenn 
der  Schuldner  sich  vorher  zur  Uebernahrae  verpflichtet  hatte,  ausser  wenn  es  sich  um  einen 
auswärtigen  Schuldner  handelt.  Vgl.  auch  §  138.  LXXI.  Die  wiederholten  ausdrücklichen 
Verbote  des  Bannes  scheinen  zu  zeigen,  dass  man  sich  des  Gegensatzes  gegen  die  italie- 
nischen Einrichtungen  bewusst  war  und  diese  fern  halten  wollte.  Nur  §  XXVII  findet  sich 
ein  dem  italienischen  entsprechender  Bann  gegen  den.  der  ein  bewegliches  Pfand  aus  der 
Stadt  bringt. 

46.-1.  Parma  1233:  Mon.  Parm.  1  a,  314.       2.  Bonaini  Stat.  1,  392 
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gleich  zur  Sicherheit  des  Gläubigers  seine  Güter  in  Beschlag  gelegt  werden. 
Nur  dann,  si  haberi  non  poterit,  ponemus  eum  in  banno  usque  ad  debitam 
satis/actionem;  et  niclulominus  possint  bona  sua  capi  in  teuere.  Aber 
auch  dann  hat  man  noch  in  erster  Reihe  die  Durchführung  der  Schuldhaft  im 
Auge;  auf  Verlangen  des  Gläubigers  sind  demselben  Gerichtsdiener  zuzuwei- 
sen, um  den  Gebannten  einzufangen  und  zur  Haft  zu  bringen. 3  Entsprechende 
Bestimmungen  finden  sich  auch  im  Statute  von  Val  d' Ambra4;  in  den  Statuten 
von  Ancona  ist  dem  Gläubiger  die  Wahl  zwischen  Haft  und  Pfändung  gestellt 5 

Aber  diese  Anwendung  der  Schuldhaft  in  erster  Reihe  scheint  nur  aus- 
nahmsweise üblich  gewesen  zu  sein.  Der  Bann  um  Schulden  kommt  nicht  blos 
als  Ungehorsamsbann  vor,  sondern  scheint  ganz  gewöhnlich  auch  unmittelbar 
als  Ausweisungsbann  über  den  zahlungsunfähigen  Schuldner,  dessen  man 
habhaft  war,  verhängt  zu  sein.  Soheisstes  1166  bei  einem  Bündniss  zwischen 
Bologna  und  Modena:  Et  si  quis  de  nostris  civibusvel  de  nostro  episcopatu 
vel  comitatu  debitor  est  ex  qnacumque  causa,  sohure  faciemus,  si  Itabeat 
unde  solvat;  sivero  non  habeat  unde  solvat,  de  eivitate  et  nosVeo  districtu 
expeUemus  bonis  ablatis  et  destructis6;  1188  bei  einem  Bündniss  zwischen 
Parma  und  Cremona:  Et  si  iüe,  qui  de  predictis  condetnnatus  fuerit,  non 
habuerit  unde  solvere  valeat,  in  bannum  eum  ponam  nee  eum  extraham 
de  banno  in  toto  meo  considatu,  et  de  mea  eivitate  et  districtu  eum  ex- 
peüam,  nisi  venerit  ad  solutionem  faciendam,  vel  nisi  remanserit  para- 
bola  lamentatoris;  ähnlich  auch  1202  bei  einem  Bündnisse  zwischen  Verona 
und  Cremona. 7  Und  auch  in  den  spätem  Statuten  ist  der  Schuldbann  vielfach 
zunächst  als  Ausweisungsbann  erwähnt.  Ein  Ungehorsam  des  Schuldners 
durch  freiwilliges  Entweichen  aus  dem  Bereiche  des  Gerichtes  hätte  in  der 
Regel  auch  nur  einen  Sinn  gehabt,  wenn  ihn  beim  Verbleiben  ein  empfindliches 
Uebel  getroffen  hätte.  Das  hätte  ausser  der  nie  erwähnten  Schuldknechtschaft 
nur  die  Schuldhaft  sein  können,  welche  aber  nach  den  mir  vorliegenden  Quellen 
nur  ausnahmsweise  gebräuchlich  war. 

Die  Verbannung  des  zahlungsunfähigen  Schuldners  könnte  man  als  eine 
im  öffentlichen  Interesse  getroffene  Massregel  auffassen,  ausgehend  von  der 
Anschauung,  dass  derjenige,  welcher  übernommenen  Verpflichtungen  nicht 
nachkommen  kann,  ein  untaugliches  Gemeindemitglied  sei.  Aber  sie  erscheint 
nirgends  als  nothwendig  eintretende  Massregel,  sondern  als  eine  solche,  welche 
nur  im  Interesse  und  auf  Verlangen  des  Gläubigers  getroffen  wird;  es  wird 
mehrfach  erwähnt  dass  der  Bann  verhängt  werde  ad  voluntatem  creditoris. 
Dieser  konnte  Pfändung  oder  Bannung,  wohl  auch  beides  verlangen.  In  einem 
Statut  von  Padua  von  1236  heisst  es:  qui  non  solverit  infra  terminum  sibi 
datum,  possit  termino  iransacto  forbanniri  et  pignorari;  nach  späterem 
Statut  von  1258  bei  Ungehorsam  des  Schuldners:  fiat  eedula  ad  aeeipien- 
d um  per  vim  tenutam  de  bonis  talis  eitati — seuad  forbaniendum  ipsum, 
si  actor  viam  forbanitionis  ellegerit;  ähnlich  ist  beides  in  die  Wahl  des 

8.  Vgl.  Bonami  Stat.  1.  200.  224.  220.  4.  §  13.  S.  54.  5,  Briogleb  Executivpr.  2.  212. 
(t  Antiq.  It.  4,  339.        4.  liiilnner  Acta  Üi)8.  Archiv  zu  Cremoua. 
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Gläubigers  gestellt  nach  Statuten  von  Ancona  von  1357.8  Zu  Verona  heisst 
es:  Debitoren*  —  qui  non  solverit  vel  solvere  non  potuerit,  extraham  de 
treva  Omnibus,  vel — bona  eins  destruam  vel  vendam  —  ad  voluniatem  cre- 
ditorum  priorum  tempore  vel  maioris  partis  pro  rata  debiti  et  non  pro 
numero  personarum;  nach  späterem  Zusätze  soll  aber  auch  der,  dem  die 
Mehrzahl  der  Gläubiger  Aufschub  bewilligt,  auf  Verlangen  des  nicht  Zustim- 
menden gebannt  werden  können.9  Nach  den  Statuten  von  Modena  wird  dem 
Schuldner,  wenn  der  Termin  des  richterlichen  Zahlungsbefehls  abgelaufen  ist, 
befohlen,  sich  binnen  drei  Tagen  mit  dem  Gläubiger  zu  einigen;  quo  termino 
dennncie  transacto  detur  ei  (creditori)  tenuta  vel  in  banno  communis 
Mut  ine  ponatur  ad  arbitriumet  voluntatem  creditoris;  et  unum  per  alium 
,  non  toUatur.iü  In  der  Regel  wird  der  Bann  nur  angewandt  sein,  wenn  der 
Schuldner  überhaupt  kein  ausreichendes  Vermögen  besass,  um  den  Gläubiger 
durch  Einweisung  in  den  Besitz  sichern  zu  können,  da  die  früher  angeführten 
Stellen  Vermögenslosigkeit  überhaupt  vorauszusetzen  scheinen ;  ist  beides  auch 
gleichzeitig  gestattet,  so  ist  wohl  nicht  blos  an  unzureichendes  Vermögen  zu 
denken,  sondern  auch  bei  Zureichen  desselben  konnte  der  Bann  noch  immer 
im  Interesse  des  Gläubigers  liegen,  wenn  zu  hoffen  war,  dass  sich  dadurch  eine 
Zahlung  erzwingen  Hess,  welche  der  lästigen  Befriedigung  aus  dem  Vermögen 
überhob.  Doch  scheint  der  Gläubiger  nicht  überall  das  Recht  gehabt  zu  haben, 
unmittelbar  Bannung  des  nicht  zahlenden  Schuldners  zu  verlangen;  nach  einpm 
Vertrage  zwischen  Parma  und  Cremona  von  1219  wird  dem  Gläubiger  zu- 
nächst nur  tenuta  de  bonis  condemnati  gegeben;  erst  dann,  wenn  der  Schuld- 
ner die  Tenuta  bricht,  soll  er  in  den  Bann  kommen. 1 1  Es  war  das  ein  Fall, 
wo  das  ältere  Recht  mit  Gefangniss  drohte12,  an  dessen  Stelle  später  wohl 
durchweg  der  Bann  getreten  sein  wird. 

Insbesondere  wird  der  Schuldbann  die  ältere  Schuld knech tschaft 
ersetzt  haben,  welche  in  dem  longobardischen  Gesetzbuche  mehrfach  auch  da 
erwähnt  wird,  wo  es  sich  nicht  um  Schuld  aus  einer  Missethat  handelt. 1 3  Seit 
wann  die  in  den  städtischen  Rechtsquellen  nicht  mehr  erwähnte  Schuldknecht- 
schaflt  abkam,  dürfte  sich  schwer  genauer  bestimmen  lassen.  In  Urkunden  des 
eilflen  Jahrhunderts  finde  ich  sie  nicht  mehr  erwähnt;  aber  es  handelt  sich  da 
auch  fast  nie  um  Fälle,  wo  ihre  Erwähnung  zu  erwarten  wäre.  Ist  anzunehmen, 
dass  die  Expositio  zum  Papienser  Rechtsbuche  sich  nicht  lediglich  durch  den 
Wortlaut  der  Gesetze,  sondern  auch  durch  die  thatsächliche  Uebung  leiten 
Hess,  so  wäre  sie  gegen  Ende  des  eilflen  Jahrhunderts  noch  angewandt;  denn 
nicht  allein,  dass  jene  die  Schuldknechtschaft  bei  Verbrechen  als  fortbestehend 
annimmt,  bemerkt  sie  ausdrücklich,  dass  dieselbe  nach  dem  Gesetze  Lothars 
modfrno  tempore  sicut  }>ro  crimine  ita  pro  debilo  in  Anwendung  kommt 14 
Der  Schuldknechtschaft  gegenüber  ist  der  Bann  als  Milderung  zu  betrachten, 
welche  wohl  auf  städtische  Rechtsentwicklung  zurückzuführen  sein  dürfte.  Der 


46.  J  8.  Briegleb  Exeentivpr.  2,  192.  195.  211.  ».  Campagnola  26.  181  10.  Mon 
Modeuesi.  Stat.  1,  291.  11.  Archiy  zu  Cremona.  12.  L  Pap.  I»th.  43.  18.  I,.  Pap 
Karol.  107.  Lotli.  90.        H.  L.  Pap.  Liutpr.  20  Exp.  §  14;  151  Exp.  §  2. 
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Gläubiger  war  dadurch  ungünstiger  gestellt,  insofern  ihm  nun  die  Arbeit  des 
Schuldners  nicht  unmittelbar  zu  Gute  kam.  Der  .Schuldhaft  aber  war  der 
Bann  wohl  auch  im  Interesse  des  Gläubigers  vielfach  vorzuziehen,  da  die  Ko- 
sten der  Gefangenhaltung  entfielen  und  dem  Verbannten  die  Möglichkeit  ge- 
boten war,  durch  auswärtigen  Erwerb  oder  auch  durch  die  Gaben  von  Wohl- 
thätern15  sich  zahlungsfähig  zu  machen,  während  doch  der  Bann  flir  ihn 
empfindlich  genug  war,  um  ihn  zur  Zahlung  anzutreiben,  wenn  dieselbe  ihm 
möglich  war. 

Der  Schuldbann  wurde  aufgehoben  nach  Befriedigung  des  Gläubigers,  sei 
es  durch  Zahlung  der  .Summe,  sei  es  durch  ein  anderweitiges  Abkommen,  und 
nach  Zahlung  der  Bannstrafe. 

47.  —  Wesentlich  gleichgestellt  erscheint  dem  Schuldbann  ein  Bann, 
welchen  wir  als  einfachen  Ungehorsamsbann  bezeichnen  können.  Er 
kann  verhängt  werden,  wenn  jemand  bei  Civilklagen,  requisitus  in  aliqua 
quaestione  civili,  sich  auf  gehörige  Ladung  dem  Gerichte  nicht  stellt;  er  ist 
gleichfalls  nicht  nothwendig  zu  verhängen,  sondern  <ul  voluntatem  actoris  vel 
creditoris. 1  Bezüglich  der  Bannbusse  werden  in  den  Statuten  von  Modena 
wiederholt  die  Fälle  gleichgestellt,  tri  aliquis  positus  fuerit  in  banno  pro 
precepto  (solvendi)  non  observato  vel  qiäaad  rationem  non  venerit.2  Den 
Gegensatz  zum  einfachen  Ungehorsam  bildet  denn  auch  hier  entsprechend  der 
Ungehorsam  bei  Kriminalklagen,  und  demnach  wird  der  Bann  vom  Bann  um 
Misse that  scharf  geschieden;  so  zu  Pisa:  Si  qius  vero  contumax  fuerit  in 
veniendo  ad  precepta  nostra  vel  nostri  iudicis  —  et  ob  id  siinpliciter  in 
banno  positus  fwrit,  aüa  causa  in  banno  non  expressa,  ex  causa  inaL'ßcii 
vel  quasi  non  intclWjatur  in  banno  esse  positus.3 

Dieser  Bann  wurde  übrigens  nicht  blos  im  Interesse  eines  Privatklägers, 
sondern  ebenso  im  allgemeinen  Literesse  verhängt,  wenn  ein  Bürger  einer  La- 
dung oder  einem  Befehle  der  städtitchen  Obrigkeiten  nicht  folgt,  ne  ex  con- 
tumacia  requisitorum  pro  f actis  communis  —  et  eius  occasione  commune 
—  lesionem  incurrat*;  so  wird  1243  zu  Vercelli  jemand  gebannt,  weil  er 
eine  von  der  Stadt  aufgetragene  Gesandtschaft  verzögert,  dann  verweigert.5 
Dabei  konnten  nun  freilich  Interessen  der  Gemeinde  von  sehr  verschiedener 
Bedeutung  durch  den  Ungehorsam  gefährdet  werden;  aber  es  konnte  das  zu 
genügender  Geltung  kommen  durch  Bestimmung  einer  geringem  oder  grössern 
Bannbusse,  ohne  dass  der  Charakter  des  Bannes  sich  übrigens  geändert  hätte, 
die  Wirkungen  eines  Bannes  um  Missethat  eingetreten  wären. 

Die  Lösung  vom  Banne  ist  immer  bedingt  durch  Zahlung  der  Bannbusse 
und  Rückkehr  zum  Gehorsam  durch  Unterwerfung  unter  den  bezüglichen  Be- 
fehl der  städtischen  Gewalten;  so  wird  in  dem  angeführten  Falle  von  Vercelli 
bestimmt,  dass  der  Gebannte  nach  Zahlung  der  Bannbusse  nichtsdestoweniger 
die  aufgetragene  Gesandtschaft  auszuführen  habe. 

15«  Vgl.  Brief  des  Bischof»  von  Cremona  1219  Juli  24,  Beilagen,  wo  es  sich  zunächst  um 
Bann  um  Missethat  handelt. 

47.  —  1.  Vgl.  Mon.  Parin.  1  c  157.  204.  2.  Mon.  Modcnesi.  Stat  1,  374.  8.  Bo- 
naini  Stat.  1,  388.       4.  Pisa:  Bonaini  Stat.  1,  390.       5.  Mandelli  1,  255. 
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Die  scharfe  Scheidung  des  Bannum  pro  contuinacia  von  dem  Bannum 
pro  malefitio  ist  von  Wichtigkeit,  insofern  sich  daraus  zu  ergeben  scheint, 
dass  der  Ungehorsam  gegen  die  städtischen  Obrigkeiten  an  und  für  sich  nie 
als  Missethat  aufgefasst  wurde.  Nach  einer  Bestimmung  des  besonders  stren- 
gen Schiüdrechtes  von  Pisa  könnte  es  allerdings  scheinen,  als  sei  fortgesetzter 
Ungehorsam  selbst  bei  bürgerlichen  Klagen  schon  als  Missethat  behandelt. 
Der  ungehorsame  Schuldner  wird  zunächst  gebannt;  dann  heisst  es:  Et  talem 
et  tales  aic  exbannitoa  ad  voluntatein  creditoria,  ut  coram  nobia  vel  asses- 
aore  noatro  veniant,  citari  faciemus  pro  aatiafaciendo  creditori  de  debito 
sive  rebus,  pro  quibus  sunt  in  banno;  quod  si  non  venerint,  poaaimua  noa 
et  aaaeasor  noater  exbannire  et  condempnare  cum  vel  eoa  non  parentea  ua- 
que  in  libria  quinquaginta  tamquam  de  malrficio.*  Aber  diese  letzte  Be- 
merkung scheint  sich  doch  lediglich  auf  die  Höhe  der  Bannbusse  zu  beziehen, 
welche  hier  so  hoch  gegriffen  werden  sollte,  wie  bei  einer  Missethat,  nicht  aber 
den  fortgesetzten  Ungehorsam  selbst  als  Missethat  zu  bezeichnen. 

Allerdings  finden  wir  anscheinend  einfachen  Ungehorsam  wohl  mit  dem 
allerschärfsten  Banne  bestraft;  so  etwa  bei  einein  Verlassen  der  Stadt,  Meiches 
an  und  für  sich  noch  gar  nicht  einmal  nothwendig  Ungehorsam  voraussetzt, 
erst  dazu  wird,  wenn  einem  Gebote  zur  Rückkehr  nicht  gefolgt  wird.  Aber  in 
solchen  Fällen  ist  offenbar  nicht  das  Entscheidende  das  Ausziehen  und  das 
Verweigern  der  Rückkehr,  sondern  das  Motiv  des  Ausziehens,  bei  welchem 
man  Befehdung  der  Stadt  und  Verbindung  mit  ihren  Feinden  im  Auge  hatte; 
es  handelt  sich  da  um  den  Ungehorsam  eines  des  Hochverrats  Angeschul- 
digten oder  Verdächtigen.  So  heisst  es  1252  zu  Brescia:  atatuit — poteatas 
—  voluntate  consilii,  quod  Uli,  qui  nuper  tempore  aue  poteatarie  exiverunt 
ciritatem  JBrixie  facti  aunt  inimici  et  proditorea  ciritatia;  es  wird  dann 
unsühnbarerBann  mit  den  schärfsten  Folgen  über  sie  verhängt,  so  dass,  wenn 
sie  gefangen  werden,  der  Podesta  verpflichtet  sein  soll  eoa  dtatruere  in  per- 
aonia  ita  quod  moriantur.7  Doch  konnte  das  Ausziehen  aus  der  Stadt,  um 
an  anderm  Orte  zu  wohnen,  an  und  für  sich  verboten  sein;  so  zu  Riva,  wo 
das  nur  mit  Zustimmung  des  Podesta  und  des  Raths  gestattet  war;  aber  als 
Missethat  wurde  das  schwerlich  betrachtet;  die  Folge  ist  nur,  dass  derUeber- 
treter  vor  Zahlung  einer  Geldstrafe  nicht  wieder  in  die  Stadt  kommen  darf.8 

48.  —  Der  Bann  um  Missethat,  Bannum  pro  malefitio,  wird  als 
schwererer  Bann  dem  Schuldbann  oder  einfachen  Ungehorsamsbann  so  oft 
schlechtweg  entgegengesetzt,  dass  von  vornherein  anzunehmen  ist,  dass  alle 
Banne  um  Missethaten  gewisse  Eigenthümlichkeiten  mit  einander  gemein  hatten. 
Andererseits  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  unter  ihnen  selbst  weitere  Unter- 
scheidungen gemacht  werden.  Ist  das  für  alle  Gemeinsame  die  Veranlassung 
des  Bannes  durch  eine  Missethat,  so  ergibt  sich  doch  bald,  dass  je  nachdem 
die  Missethat  selbst  eine  schwerere  oder  leichtere  war,  auch  der  Bann  ver- 
schiedene Wirkungen  hatte.  Aber  es  fehlt  der  italienischen  Rechtssprache  an 
besondern  Ausdrücken  für  die  schwerern  und  leichtern  Missethaten;  alle  wer- 


47.-]  ö.  Bonaiui  Stat.  1,  224.       7.  Odorici  7,  124.       8.  Stat.  di  Rüa  §  28. 
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den  als  Malefitia  «usaunnengefasst.  Um  die  Besonderheit  des  Bannes  hervor- 
zuheben, wird  derselbe  daher  wohl  nach  der  begründenden  Missethat  bezeichnet; 
es  ist  Rede  von  einein  Bann  um  Jwmieidii,  de  paee  rupta  oder  de  furto  et 
falsitaie.  Oder  er  wird  bezeichnet  nach  der  Strafe,  welche  auf  die  Missethat 
gesetzt  ist;  so  ist  in  den  Statuten  von  Casale  mehrfach  die  Rede  von  dem 
Bannitus  de  tali  maleficio,  pro  quo  deberet  perdere  ritam.  In  dieser  Rich- 
tung ist  nun  leicht  zu  erkennen,  dass  ein  Ilauptuntersclued  dadurch  begründet 
war,  ob  eine  Missethat  nur  eine  Geldbusse  nach  sich  zog  oder  aber  eine  kör- 
perliche Strafe.  Wie  sich  das  im  einzelnen  aus  den  bezüglichen  Bestimmungen 
ableiten  lässt,  so  wird  auch  wohl  in  den  Quellen  unmittelbar  darauf  hinge- 
wiesen. So  ist  in  den  Statuten  von  Ivrea  die  Rede  von  dem  Maleficium  prop- 
ter  quod  deberet  solum  in  pecunia  eondempnari1 ;  dagegen  in  denen  von 
Modena  von  dem  Bannitus  pro  malejlcio,  ex  quo  es  forma  statutorum 
communis  vel  popiili  vel  ex  forma  iuris  eomunis  deberet  pati  penam  mor- 
tis vel  membri  abscissionem  vel  deberet  fustibus  castigwi*i.2  Es  ist  das 
derselbe  Gesichtspunkt,  welcher  in  Deutschland  für  die  Scheidung  zwischen 
Frevel  und  Ungerichte  massgebend  war;  wir  könnten  daher  unter  Aufnahme 
der  deutschen  Ausdrücke  scheiden  zwischen  dem  Bann  um  Frevel  und  um 
Ungerichte. 

Dann  aber  macht  sich  damit  zusammenhängend  noch  ein  anderer  Unter- 
schied geltend,  der  auch  in  der  Sprache  der  Quellen  einen  bestimmteren  Aus- 
druck gewonnen  hat.  Von  jedem  andern  Banne  wird  überaus  häufig  das 
Bannum  perpetuum  geschieden,  der  bestündige  Bann,  der  als  ein  schwererer 
Bann  um  Missethat  erscheint;  die  Unterscheidung  von  dem  Banne  um  Misse- 
that schlechtweg  tritt  besonders  deutlich  zu  Brcscia  hervor,  wo  verschiedene 
Bannbücher  für  die  Banniti  perpetuales  und  pro  maleßcio  geführt  wurden. 3 
Vorbehaltlich  genauerer  Erörterung  wird  dieser  Bann  im  allgemeinen  als  be- 
ständiger, unlösbarer  bezeichnet,  nicht  weil  dabei  immer  jede  Lösung  ausge- 
schlossen gewesen  wäre,  sondem  nur  in  so  weit,  als  es  nicht  in  der  Macht  des 
Gebannten  lag,  den  Bann  durch  Geldzahlungen  zu  beenden.  Damit  sind  wir 
im  Wesentlichen  auf  dasselbe  Scheidungsmoment  hingewiesen ;  der  beständige 
Bann  entspricht  im  wesentlichen  dem  Bann  um  Ungerichte.  Doch  nicht  ganz 
genau;  umfasst  der  beständige  Bann  auch  Fälle,  welche  sich  kaum  als  Unge- 
richte bezeichnen  lassen,  so  kann  wenigstens  ausnahmsweise  auch  der  Bann 
um  Ungerichte  lösbar  sein.  Dagegen  ist  der  Bann  um  Frevel,  ebenso  wie  der 
um  Schulden  und  einfachen  Ungehorsam,  immer  lösbar.  Uebrigens  kann  es 
sich  da  nur  um  Scheidungen  im  ganzen  und  grossen  handeln,  welche  im  allge- 
meinen zutreffen  und  in  der  Regel  als  Ualtpunkte  dienen  können;  im  einzelnen 
zeigt  sich  oft  die  Gränze  zwischen  dem  unlösbaren  Banne  und  dem  Banne  um 
Frevel  als  eine  sehr  schwankende,  zumal  desshalb,  weil  man  den  Begriff  der 
Unlösbarkeit  vielfach  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  bestimmt  hat. 

49.  —  Der  Bann  um  Frevel  tritt  ein  bei  allen  Sachen,  wegen  deren 
der  Missethäter  nur  in  eine  Geldstrafe,  nicht  aber  in  eine  Körperstrafe  ver- 


48.  -  1.  Legos  munic.  993.       2.  Mon.  Moden.  Stat.  1,  374.       8.  Odorici  8.  11. 
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urtheilt  werden  konnte,  sei  es  unmittelbar,  sei  es  dass  die  Körperstrafe  even- 
tuell bei  Nichtzahlung  der  Geldstrafe  eintreten  sollte. 

Der  Bann  um  Frevel  kann  zunächst  Ausweisungsbann  sein,  wenn 
man  des  Beklagten  mächtig  ist.  Der  Bann  wird  verhängt  statt  der  Geldbusse, 
wenn  diese  nicht  einzubringen  ist;  nicht  etwa  nach  freier  Wahl  des  Verur- 
theilten.  Denn  zunächst  wird  versucht,  die  Busse  nebst  dem  etwaigen  Scha- 
densersatz aus  seinem  Vermögen  in  Geld  einzubringen.  Zeigt  sich  das  un- 
möglich, so  wird  als  weitere  Massregel  häufig  erwähnt  eine  Beschädigung  des 
Verurtheilten  an  seinem  Gute  um  den  doppelten  Betrag.  So  häufig  in  den 
Statuten  von  Pistoja:  Et  si  praedictam  poenain  habere  nequivero,  de  suis 
bonis  cum  peiorabo  in  duplum,  oder  in  denen  von  Val  d' Ambra:  Quam 
penam  si  auferre  non  poterit,  teneatvr  potestas  contra facientem  damni- 
ficare  in  duplum;  abweichend  in  denen  von  Parma  penam  ei  tottam  vel  tan- 
tum  cum  peiorabo. 1  Erst  dann,  wenn  wegen  Vermögenslosigkeit  die  Strafe 
in  der  einen  oder  andern  Weise  nicht  eingebracht  werden  kann,  folgt  nicht 
etwa,  wie  in  den  ältern  Gesetzen,  Knechtschaft  oder  Haft  oder  körperliche 
Bestrafung,  sondern  der  Bann;  so  in  den  Statuten  von  Pisa:  Et  si  tantum 
non  habucrit,  quod  pena  predicta  possit  ei  tolli  vel  damnißcari,  eum  ex- 
banniemus  —  et  pro  exbannito  tenebimus  usque  ad  satis/actionem2 ;  und 
entsprechende  Bestimmungen  finden  sich  häufig.  Nur  in  den  Statuten  von 
Aosta  scheint  die  Zahlungsunfähigkeit  nicht  als  nöthige  Vorbedingung;  e« 
heisst  si  solvere  non  potuerit  vel  noluerit  vel  damnum  vel  iniuriam  passo 
non  emendaverit — ,  d.'comes — ipsum  possit  bampnire  et  terram  inter- 
dicere.3 

Wird  durchweg  angegeben,  dass  der  Bann  bis  zur  Zahlung  der  Geld- 
strafe dauern  soll,  so  ist  derselbe  zunächst  als  Zwangsmittel,  nicht  als  Ersatz 
der  Geldbusse  zu  fassen.  So  heisst  es  häufig  in  den  Statuten  von  Verona:  si 
non  potest  solvere,  extraJtatur  de  treva  Vcrone  et  amplius  non  revertat  ur, 
donec  praedictam  poenam  solvat.  Aber  gerade  in  einzelnen  ältern  Statuten 
fehlt  jene  Bestimmung,  während  von  vornherein  der  Bann  auf  bestimmte 
Zeit  begränzt  erscheint;  dann  würde  es  sich  also  um  eine  selbstständige 
Strafe  handeln,  welche  die  Geldbusse  ersetzt.  So  heisst  es  in  den  Statuten 
von  Genua  von  dem,  der  verbotene  Waffen  trägt:  sol.  xx.  ci  tollemus,  si  in- 
vencrimus;  si  autem  non  invenerimus  et  pereonam  eins  habere  poterimus, 
iurare  faciemus  iUum,  quod  non  habitet  in  nostro  episcopatu  per  tot  um 
nostrum  considatum.4  Und  mehrfach  in  den  Statuten  von  Pistoja:  Et  si 
praedictam  persona*  non  habucrint,  undc  praedictam  poenam  solvere  va- 


49.  —  1.  Mon.  P»rm.  1  a,  309.  2,  Boniini  Stat.  1,  359.  8.  I*g.  munic.  37. 
Da  den  Statuten  Ton  Trient  der  Ausweisungsbann  fremd  ist,  so  tritt  hier  bei  Zahlungsun- 
fähigkeit immer  eine  andere  Strafe  ein ;  bei  Ungerichten  Gefangniss  so  lang©  der  Bischof 
will.  §  12.  13.  14.  23.  31,  oder  Abschneiden  der  Hand  oder  Zunge,  §  17.  23.  24.  46.  140; 
bei  Freveln  kürzeres  Gefängnis»,  §  151,  oder  Schlage,  §  107,  und  am  häufigsten  Ausstel- 
lung am  Pranger,  §  108  ff.,  auch  dreimaliges  Werfen  in  die  Etsch,  $  4.  —  Dagegen  haben 
die  Statuten  Ton  Rira  den  Ausweisung»bann  bei  Zahlungsunfähigkeit,  §  61 ;  bei  einigen 
FrcTeln  nach  Torhergehender  achttägiger  Haft  und  Schlagen.       4.  T*g  munic  247. 
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leant,  expettantur  de  civitate  et  in  toto  conaulatu  illius  anni  in  civitate 
noatra-,  ncc  in  burgisy  nec  infra  tritt  milliaria  prope  ciritatem  hahitare 
pcrmittantur.5  Man  könnte  annehmen,  die  Beschränkung  auf  das  Konsulats- 
jahr beziehe  sich  nur  darauf,  dass  die  Gewalt  der  jedesmaligen  Konsuln  nicht 
weiter  reicht,  es  könne  trotzdem  bei  jedem  Wechsel  des  Konsulats  der  Bann 
wieder  bestätigt  sein,  wie  es  denn  einmal  allerdings  in  solchem  Falle  vom 
Podesta  heisst:  Et  sie  faciat  iurare  auoa  aucceaaorea.6  Aber  in  den  Sta- 
tuten von  Pistoja  ist  überhaupt  der  Gesichtspunkt  herrschend,  dass  jede  Ver- 
bannung nur  eine  bestimmte  Zeit  zu  dauern  habe;  selbst  für  Fälle,  wo  andere 
Statuten  unlösbaren  Bann  verhängen,  ist  liier  nur  von  Verbannung  auf  fünf 
bis  zwanzig  Jahre  die  Rede7;  nur  in  einem  Einzelfalle,  wo  ein  Konsul  er- 
schlagen war,  ergibt  sich  immerwährende  Verbannung,  indem  es  heisst:  Et 
hoc  faciam  iurare  meoa  proximoa  succeaaorea  consulea  vel  poteatateay  et 
quod  ipai  facient  iurare  *no*  et  Uli  auoa,  et  aic  uaque  od  extreinum  vitae 
illius.6  Die  ganze  Auffassung  der  Verbannung  scheint  hier  noch  eine  wesent- 
lich andere  zu  sein,  indem  dieselbe  nicht  als  Zwangsmittel  erscheint,  sondern, 
auf  bestimmte  Zeit  beschränkt,  als  eine  eigentliche  Strafe,  welche  mit  oder 
statt  einer  andern  verhängt  wird. 

Den  spätem  Statuten  ist,  so  weit  ich  sehe,  ein  Bann  auf  bestimmte  Zeit 
ganz  fremd.  Aber  es  scheint,  dass  man  da,  wo  es  sich  um  blossen  Bann  um 
Frevel  handelt,  wohl  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  auch  ohne  Zahlung  der 
Geldstrafe  die  Lösung  ermöglichte.  So  heisst  es  zu  Parma  in  einem  Statut 
von  1242:  Potesta*  teneatur,  quod  omnes  banniti  in  anno  preterito,  qui 
non  sunt  in  banno  pro  offensione  facta  alicui  in  persona  neque  pro  fwto 
neque  pro  damno  dato  neque  pro  incendio  neque  pro  offenaione  facta  in 
plateay  volente*  venire  ad  praccepta  poteatatia,  cxtrohantur  de  banno  aol- 
vendo  aolummodo  v.  aol.  Parmenaea.9  Diese  Summe  ist  nur  die  für  jede 
Lösung  zu  zahlende  geringste  Bannbusse10;  die  Geldstrafe  für  den  Frevel 
scheint  man  als  durch  die  zeitweise  Verbannung  ersetzt  betrachtet  zu  haben. 
Und  wenn  es  zu  Pisa  heisst,  nachdem  vorher  von  den  um  Missethat  überhaupt 
Gebannten  die  wegen  einer  Reihe  schwerer  Alissethaten  Gebannten  unter- 
schieden sind:  Et  precipue  attprascriptoa  exceptatoa  aeu  nominatoa  non 
reconciliobimus  — ,  niai  bannmn  in  quod  incurrcrint  et  miaei  fuerint  — 
eolverint 1 !,  so  scheint  sich  daraus  mittelbar  zu  ergeben,  dass  es  im  Ermessen 
des  Podesta  stand,  den  Bann  um  Frevel  auch  ohne  Zahlung  aufzuheben. 

War  man  des  eiries  Frevels  Angeklagten  nicht  mächtig,  so  mag  man 
sich  auch  zuweilen  zunächst  nur  an  sein  Gut  gehalten  haben.  Der  Podesta 
von  Verona  verspricht  1 202  für  Emendation  jeder  einem  Cremoneser  zuge- 
fügten Verletzung  zu  sorgen:  Et  ai — persona*,  que  hoc  fecerint,  invenire 
non  poteroy  cgo  bona  fi.de  bona  eorum  intromittam  et  posaessionein  posso 
violentiam  dabo  et  in  poaaeaaione  ipaum  defendam,  aalvia  privilegii*  crc- 
ditorum.  Dann  erst:  Et  «i  bona  non  habucrint,  unde  po«*it  conquerenti 


5.  S  8.  30.  128.  130.  «.  §48.  7.  S  118.  120.  141.  8.  §  120.  9.  Mon.  Parin. 
1 ».  311.       10.  Mon.  Parm.  1  a.  306.       H.  Bonaini  Stat.  1,  388. 
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»atiafaviTe,  in  banno  Vcrone  cum  ponam,  nee  de  banno  Vcrone  cum  cx- 
traham,  niei  prius  aatisfecerit  ei,  pro  quo  in  banno  fuerit.12  Gewöhnlich 
ist  von  unmittelbarer  Verhängung  des  Ungehorsams  bann  es  die  Rede; 
und  da  dieser,  worauf  wir  zurückkommen,  Verurtheilung  in  die  bezügliche 
Geldstrafe  zur  Folge  hatte,  so  wird  seine  Lage  wesentlich  dieselbe;  kehrt  er 
zum  Gehorsam  zurück,  indem  er  sich  den  städtischen  Gewalten  stellt,  so  wird 
der  Bann  gelöst,  wenn  er  die  Geldstrafe  zahlt  oder  dieselbe  ihm  nachgesehen 
wird. 

50.  —  Ein  lösbarer  Bann  um  Ungerichte  kommt  nur  ganz  aus- 
nahmsweise vor,  da  derselbe  regelmässig  dadurch  unlösbar  wird,  dass  ent- 
weder eine  Körperstrafe  unbedingt  verhängt  oder  doch  ausser  der  Zahlung 
noch  eine  Sühne  verlangt  wird.  Ein  Beispiel  geben  insbesondere  nur  die  Sta- 
tuten von  Val  d'  Ambra.  In  diesen  ist  eine  Körperstrafe  nie  unbedingt  gedroht, 
sondern  alle  Missethaten  sind  zunächst  mit  Geld  zu  büssen;  ist  aber  die  Strafe 
binnen  zehn  Tagen  nach  Ergreifung  des  Verbrechers  nicht  gezahlt,  so  erfolgt 
bei  dem  mit  100  Pfund  zu  büssenden  Todschlag  Hinrichtung,  bei  Bussen  bis 
zu  25  Pfund  herab  Verstümmelung,  während  bei  niedern  Bussen  in  der  Regel 
ein  Ersatz  durch  Körperstrafe  nicht  eintritt.  Weiter  aber  wird  nur  in  den 
drei  Fällen  des  Todschlags,  des  Friedensbruchs  und  blutiger  Wunde  der  Bann 
durch  Forderung  einer  Sühne  zu  einem  unlösbaren. 1  Dagegen  ergibt  sich  hier 
für  viele  Ungerichte,  wie  Brandstiftung,  Raub  und  grossen  Diebstahl  über- 
haupt kein  beständiger  Bann,  da  der  Verbrecher,  wenn  er  wegen  Ungehorsam 
gebannt  war,  sich  immer  durch  Zahlung  lösen  konnte.  Vom  Bann  um  Frevel 
unterscheidet  sich  dieser  Bann,  abgesehen  von  den  grösseren  Strafsummen 
nur  dadurch,  dass  er  immer  Ungehorsamsbann  ist,  dass  der  zahlungsunfähige 
Verbrecher,  wenn  man  seiner  habhaft  war,  nicht  ausgewiesen,  sondern  durch 
Verstümmelung  gestraft  wurde. 

51.  —  Der  beständige  Bann,  Bannum  perpetuum  oder  perpetuale 
nach  dein  ganz  feststehenden  Sprachgebrauche  der  Quellen,  ist  jeder  Bann, 
welcher  nicht  nach  Belieben  des  Gebannten  durch  blosse  Zahlung  von  Geld- 
strafen beendet  werden  kann.  Der  Ausdruck  ist  aber  insoweit  nicht  scharf 
bezeichnend,  als  in  vielen  Fällen  doch  eine  Beendung  des  Bannes  von  vorn- 
herein vorgesehen  ist,  in  andern  freilich  dieselbe  schlechtweg  ausgeschlossen 
erscheint.  So  bestimmt  der  Unterschied  in  den  Quellen  hervortritt,  so  fehlt 
doch  ein  bestimmter  Ausdruck;  da  als  unterscheidendes  Merkmal  meistens  der 
Umstand  betont  wird,  ob  dt-r  Bann  durch  Sühne  mit  dem  Verletzten  beendet 
werden  kann  oder  nicht,  so  dürften  sich  die  beiden  Arten  des  beständigen 
Bannes  als  sühnbar  und  unsühnbar  bezeichnen  lassen. 

Der  sühn  bare  Bann  wird  desshalb  als  beständiger  bezeichnet,  weil 
der  Bann  weder  durch  Zahlung  noch  durch  Nachsicht  einer  Strafe  beendet 
werden  kann,  wenn  nicht  die  Zustimmung  des  Verletzten  oder  seiner  Erben 
hinzukommt,  dieselben  dem  Gebannten  Frieden  oder  Sühne,  P<lv,  Finis, 


49.  —  ]  12.  Archir  zu  C'remoua. 
50.  -  §  H.  S.  52. 


Lo.sbarcr  Bann  um  üngerichtc.  Suhubarer  Bann 


107 


auch  Compositio,  zugestehen,  in  deren  Hand  es  demnach  liegt,  den  Bann  zu 
einem  immerwährenden  zu  machen.  In  den  Statuten  von  Parma  wird  geradezu 
als  Kennzeichen  des  damit  dem  sonstigen  Sprachgebrauche  nach  zu  eng  ge- 
fassten  Bannum  perpetuum  angeführt:  quod  non  possit  exire  de  banno,  nisi 
pacem  habuerit  ab  illo,  qui  malum  reeeperit  —  vel  ab  Ulis,  qul  proximiores 
sunt  ad  vindicandum.1  Der  Grund  ist  da  schon  angedeutet;  wenn  die  Ge- 
meinde auch  im  öffentlichen  Interesse  eine  körperliche  Strafe  nicht  verlangt, 
so  erkennt  sie  doch  das  Recht  des  Verletzten  auf  Rache  an;  so  wird  in  den 
Statuten  von  Pistoja  von  der  Bestrafung  ausdrücklich  ausgenommen,  qui  in- 
ter/ecerit  inter/ectorem  parentum  aut  filii  vel  /ratris  auf  agnati  vel  co- 
gnati  eeu  generi  sui,  unde  finis  non  sit  /acta;  et  Munt,  qui  vindictam  pro 
stu>  danmio  /ecerit.2  Da  aber  die  Uebung  der  Rache  den  Frieden  der  Ge- 
meinde selbst  bedrohen  würde,  so  verbietet  sie  dem  Schuldigen  den  Aufent- 
halt, bis  er  sich  zur  Versöhnung  versteht  oder  dieselbe  erlangt  hat ;  die  für 
ihn  mit  dem  Banne  verbundeneu  Nachtheile  sollen  ihn  bestimmen,  die  Sühne 
baldmöglichst  auch  unter  harten  Bedingungen  zu  suchen.  So  in  einem  Schwüre 
der  Mailänder  1167:  Et  illa  persona,  que  Juttic  finem  /aeere  noluerit,  ego 
expellam  cum  de  mea  civitate  et  eomitatu,  nee  cum  permittam  ibi  habitare, 
donce  hanc  finem  non  /ecerit.3  Auf  welche  Bedingungen  er  Sühne  gewähren 
wollte,  scheint  ganz  beim  Verletzten  gestanden  zu  haben.  Verlangt  die  karo- 
lingische  Gesetzgebung4,  dass  der  Verletzte  gegen  Empfang  der  bestimmten 
Busse  auf  die  Fehde  verzichten  müsse,  widrigenfalls  er  selbst  verbannt  wird, 
so  tritt  ein  solcher  Zwang  in  den  städtischen  Rechtsquellen  nirgends  mehr  her- 
vor, wenn  die  Gemeinde  auch  die  Sühne  zu  fordern  sucht.  So  wurde  nach  den 
Statuten  von  Pistoja  derjenige,  welcher  de  eetero  corporaliter  ad  saneta  dei 
evangelia  iuraverit,  se  non  /acei'e  finem  nee  rationem  de  aliqua  offensa 
tibi  /acta  ab  aliqua  persona,  mit  hoher  Geldstrafe  und  fünfjähriger  Ver- 
bannung bestraft. 5  Nur  ist  freilich  gerade  hier  auffallend,  dass  auch  der  sonst 
eine  Sühne  erfordernde  Bann  auf  bestimmte  Zeit  verhängt  wird;  so  einmal  auf 
fünf  Jahre,  nisi  paeificatus  /uerit  cum  ep,  cum  quo  litem  habuerit6;  da 
würde  doch  anzunehmen  sein,  dass  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ihm  Frieden  ge- 
währt werden  müsse.  In  Fällen,  wo  die  Verletzung,  von  der  man  Rache  be- 
fürchtete, eine  solche  war,  dass  die  Gemeinde  sie  billigte,  bestand  sie  aller- 
dings auf  Gewährung  der  Sühne;  nach  den  Statuten  von  Bologna  muss  der 
Verurtheilte  dem  Ankläger  Frieden  geloben;  verweigert  er  das,  so  wird  er 
gebannt,  um  den  Frieden  zu  erzwingen.7  Andererseits  finden  sich  auch  wieder 
Massregeln,  durch  welche  das  Recht  auf  Sühne  noch  besonders  geschützt  ist; 
nach  den  Statuten  von  Pisa  genügt  es  allerdings  im  allgemeinen,  dass  der 
Verletzte  selbst,  die  Persona  principalis,  Frieden  gewährt;  geschieht  das  aber 
in  articulo  mortis,  wo  wohl  Gewissenszwang  vorausgesetzt  wird,  so  ist  sie  für 
Söhne  und  Blutsverwandte  nicht  gültig,  wenn  diese  nicht  zustimmen.8 

In  einzelnen  Fällen  kann  der  sühnbare  Bann  einzige  Strafe  einer 
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Missethat  sein.  So  heisst  es  in  einem  .Statute  von  Bologna,  dass  derjenige, 
welcher  jemandem  Infamie  vorwirft,  weil  er  zu  Bologna  studirt,  selbst  infam 
und  unter  Beschlagnahme  seiner  Güter  im  Banne  sein  soll,  nec  bona  recu- 
peret,  nec  de  banno  extraJiatur,  nisi  per  voluntatem  eiusy  cid  hoc  obitiat.* 
Die  anderweitig  angedrohten  Nachtheile  hängen  mit  dem  Banne  aufs  engsto 
zusammen,  sind  durch  das  Fortbestehen  desselben  bedingt,  so  dass  anzunehmen 
ist,  dass  eine  Strafe  überhaupt  nicht  eintritt,  wenn  der  Beleidigte  etwa  von 
vornherein  darauf  verzichtet.  Dahin  lassen  sich  auch  wohl  die  Bestimmungen 
der  Statuten  von  Verona  und  Ferrara  über  die  Ketzer  ziehen,  welche  ausge- 
wiesen werden  sollen,  nisi  venerint  ad  voluntatem  episcopi;  da  ihnen  andere 
Strafe  nicht  gedroht  ist,  so  hört  der  Bann  wohl  auf,  wenn  sie  die  der  Sühne 
zu  vergleichende  Zustimmung  des  Bischofs  erhalten,  von  dessen  Willen  über- 
haupt ihre  Ausweisung  abhängig  gemacht  wird. 10 

Die  regelmässige  Anwendung  des  sühnbaren  Bannes  ist  die,  dass  er 
neben  einer  Geldstrafe  verhängt  wird  für  Ungerichte,  für  Missethaten, 
welche  nach  manchen  Statuten  unbedingt  oder  eventuell  mit  einer  Körper- 
strafe bedroht  sind;  kennen  da  andere  Statuten  nur  Geldstrafen,  so  zeigt  sich, 
abgesehen  von  der  grössern  Strafsumme,  der  Unterschied  vom  Banne  um 
Frevel  doch  auch  hier  in  der  Forderung  einer  Sühne  mit  den  Verletzten.  So 
büsst  zu  Nizza  ein  Edler,  der  einen  andern  Edlen  erschlägt,  zwar  mit  dem 
Tode ;  erschlägt  er  aber  einen  Unedlen,  so  zahlt  er  hundert  Pfund,  et  pro  ho- 
mieidio  ipsutn  in  perpetuum  forestabo,  quousque  ad  paceni  cum  heredibus 
de/uneti  venerit.11  Nach  den  Statuten  von  Moncalieri  wird  jeder  Todtschlag 
mit  zweihundert  Pfund  gebüsst  und  einem  Banne,  de  quo  non  excat,  nisi  cum 
amicis  vel  heredibus  interfecti  prius  ad  concordiam  pervenerit. 12  Bestehen 
die  Verwandten  nicht  auf  dem  Banne,  so  kann  er  überhaupt  unterbleiben ;  zu 
Verona  heisst  es  bei  Mord,  Verstümmelung  und  Friedensbruch,  wenn  dafür 
keine  Körperstrafe  verhängt  wird :  eum  —  de  trevay  nisi  compositio  facta 
fuerity  e.vimam13;  zu  Ivrea  wird  der  Mord  immer  mit  dem  Tode  bestraft, 
aber  der  Todtschläger  zahlt  zweihundert  Pfund  und  kann  in  der  Stadt  bleiben, 
wenn  die  drei  nächsten  Verwandten  des  Erschlagenen  einwilligen. 14 

In  diesen  Fällen  ist  der  Bann  zunächst  als  ein  nach  Zahlung  der  Strafe 
zu  verhängender  Ausweisungsbann  gefasst.  Aber  es  ist  sehr  erklärlich, 
wenn  die  Quellen  den  sühnbaren  Bann  durchweg  von  vornherein  als  Unge- 
horsamsbann fassen,  voraussetzen,  dass  der  Thäter  sich  dem  Gerichte 
nicht  stellt;  es  heisst  gewöhnlich,  der  Thäter  soll  in  beständigem  Banne  sein, 
bis  er  die  Sühne  der  Verletzten  erlangt  und  die  Pcna  zahlt.  Konnte  durch 
blosse  Zahlung  der  Strafe  der  Bann  nicht  abgewandt  werden,  so  war  auch  für 
den  zahlungsfähigen  Thäter,  der  entweichen  konnte,  keine  Veranlassung,  die 
Strafe  zu  zahlen,  ehe  er  nach  erlangter  Sühne  die  Gewissheit  hatte,  sich  damit 
vom  Banne  befreien  zu  können.  Es  wird  das  thatsächlich  so  sehr  die  Regel 
gewesen  sein,  dass  sich  daraus  wohl  vielfach  als  Herkommen  ergeben  mochte, 


51.— 1  0.  Savioli  2,  466.  10.  Carapagnola  116.  Antiq.  lt.  5,  89.  11.  Leg.  munic.  63. 
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dass  man  in  solchen  Fällen  auch  von  dem  Thäter,  dessen  man  etwa  habhaft 
war,  zunächst  nicht  die  Zahlung  verlangte,  sondern  ihn  unmittelbar  bannte,  da 
jene  ohnehin  durch  die  mit  dem  Banne  verbundene  Beschlagnahme  des  Guts 
gedeckt  schien. 1 5  Den  Zahlungsunfähigen  konnte  freilich  ohnehin  in  dieser 
Richtung,  auch  wenn  er  sich  dem  Gerichte  stellte,  nichts  anderes  treffen,  als 
die  Verbannung;  aber  auch  er  wird  es  doch  in  der  Regel  vorgezogen  haben, 
dieser  durch  die  Flucht  zuvorzukommen,  um  der  Rache  der  Verletzten  zu  ent- 
gehen. 

Für  ihn  insbesondere  konnte  aber  ein  weiterer  Anlass  zum  Ungehorsam 
noch  darin  liegen,  dass  Missethaten,  welche  Sühne  erforderten,  zwar  vielfach 
ausschliesslich  mit  Geld  gestraft  wurden,  vielfach  aber  auch  eventuell  bei  Zah- 
lungsunfähigkeit mit  schweren  Körperstrafen.  Bei  schwerer  Verwundung 
büsst  zu  Turin  der  Thäter  mit  25  Pfund  und  bei  Zahlungsunfähigkeit  mit  Ab- 
hauen eines  Fusses  oder  einer  Hand;  ist  man  seiner  nicht  habhaft,  so  wird  er 
gebannt  bis  zur  Zahlung  und  Sühne.16  Nach  den  bereits  besprochenen  Be- 
stimmungen der  Statuten  von  Val  d' Ambra  erfordern  Todtschlag  und  Friedens- 
bruch ausser  der  Zahlung  der  hohen  Geldstrafe  auch  die  Sühne;  der  Zahlungs- 
unfähige aber  wird  hingerichtet  oder  verstümmelt.  Bei  blutiger  Verwundung 
wird  gleichfalls  Sühne  verlangt,  während  eine  eventuelle  Körperstrafe  nicht 
gedroht  ist,  wir  sie  also  nach  diesem  Gesichtspunkte  nur  als  Frevel  zu  be- 
trachten hätten;  der  beständige  Bann  ist  da  weniger  durch  die  Schwere  der 
Missethat,  als  dadurch  bedingt,  das  dieselbe  als  unmittelbar  gegen  die  Person 
gerichtet  Sühne  erforderte,  während  sehr  schwere  Missethaten  hier  unbedingt 
lösbar  erscheinen. 1 7 

Endlich  scheint  doch  auch  wohl  bei  solchen  Ungerichten,  bei  welchen  den 
gehorsamen  Thäter  Körperstrafe  getroffen  hätte,  gegen  den  ungehorsamen  nur 
ein  sühnbarer  Bann  verhängt  zu  sein,  welcher  durch  Zahlung  einer  Geldbusse 
nach  erlangter  Sühne  ohne  Erleidung  einer  Körperstrafe  zu  lösen  war.  So 
setzen  die  Statuten  von  Modena  auf  Verstümmelung  beständigen  Bann;  doch 
kann  der  Thäter  dem  entgehen,  wenn  er  sich  binnen  vier  Tagen  dem  Podesta 
stellt,  der  ihn  dann  freilich  pernonaliter  et  realitei*  bestrafen  kann.  Lässt  er 
sich  aber  als  ungehorsam  bannen,  so  kann  der  Bann  nach  erlangter  Sühne 
vom  Ritter  mit  hundert,  vom  Fussgänger  mit  fünfzig  Pfund  gelöst  werden. 18 
Solches  würde  vielleicht  öfter  erwähnt  sein,  wenn  man  nicht  in  diesen  Fällen 
überhaupt  als  Regel  nur  den  Ungehorsam  im  Auge  gehabt  hätte.  Der  Ge- 
sichtspunkt war  dann  wohl  der,  dass  man  einen  solchen  Bann  doch  nicht  zu 
einem  unsühnbaren  machen  wollte,  insofern  bei  einem  Verharren  auf  der  Kör- 


15.  Nach  L.  Pap.  Karol.  1 25  soll  überhaupt  ror  der  Compositio  das  Friedensgeld  nicht  ge- 
nommen werden,  was  die  Exp.  als  geltend  zu  betrachten  scheint  und  die  Erklärung  darin 
sucht,  dass  es  sonst  wegen  Zahlungsunfähigkeit  oft  nicht  mehr  zur  Sühne  kommen  würde. 
Aber  in  den  Statuten  finde  ich  das  nie  als  allgemeine  Regel  ausgesprochen;  bestimmt  da- 
gegen scheinen  die  sogleich  zu  erwähnenden  Fälle  des  sühnbaren  Bannes  zu  sprechen,  bei 
welchem  man,  wenn  man  des  Verbrechers  habhaft  war,  alsbald  die  Zahlung  der  öffentlichen 
Geldstrafe  forderte,  wenn  nicht  Körperstrafe  eintreten  sollte.  10,  !>>g.  muuic.  710. 
17.  Vgl.  §  50.       18.  Mon.  Moden.  Slat.  1,  385.  38(J. 
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perstrafe  der  Thäter  voraussichtlich  nie  zum  Gehorsam  zurückgekehrt  sein 
würde.  Diese  Autfassung  Hesse  sich  noch  stützen  durch  die  noch  weiter  grei- 
fende Bedeutung  der  Sühne  in  den  sich  freilich  dem  italienischen  Brauche  we- 
niger bestimmt  anschliessenden  Statuten  von  Trient;  auch  der  schwerste  Ver- 
brecher wird  nur  hingerichtet,  wenn  er  binnen  einem  Monate  die  Sühne  nicht 
erlangt;  erlangt  er  diese,  so  tritt  auch  für  den,  dessen  man  habhaft  ist,  nur 
Geldstrafe  ein. 19 

Beim  Bestehen  eines  Herrschafts  Verhältnisses  wird  auch  noch  wohl  die 
Gewährung  einer  Sühne  durch  den  Herrn  verlangt.  Zu  Turin  ist  für  den 
Todtschlag  Sühne  mit  dem  Grafen  und  mit  den  Erben  des  Erschlagenen  nö- 
thig. 2 0  Der  Erzbischof  von  Genua  verbannt  1216  mehrere  wegen  Todtschlag 
und  anderer  Missethat  aus  seinem  Gebiete,  donec  per  ipsum  vel  suum  nun- 
titim  f  ufrint  restituti  und  erklärt  ihre  Güter  für  konfiszirt,  nisi  quantum  d. 
arcliiepiscopits  eis  dimittere  veüet  per  misericordiam  pace  intervenierte.21 
Es  ist  das  wohl  dahin  zu  verstehen,  dass  liier  ein  Recht  auf  Lösung  durch 
eine  bestimmte  Summe  nicht  bestand,  die  Lösung  demnach  nur  durch  beson- 
deres Abkommen  mit  dem  Herrn  zu  erlangen  war.  In  Statuten  von  Städten 
ohne  Herren  finden  sich  ähnliche  Vorbehalte  zu  Gunsten  der  städtischen  Obrig- 
keiten nicht,  wie  das  die  verschiedene  Stellung  derselben  leicht  erklärt;  ist  der 
Bann  überhaupt  sühnbar,  so  ist  nach  erlangter  Sühne  von  den  Verletzten  die 
Lösung  nicht  mehr  Gnadensache,  sondern  muss  gegen  die  bestimmte  Straf- 
summe erfolgen. 

52.  —  Der  uusiihnbare  Bann  kann  überhaupt  nicht  gelöst  werden. 
In  einzelnen  Fällen  kann  auch  dieser  alsAusweisungsbann  gegen  jeman- 
den, dessen  man  habhaft  ist,  verhängt  werden;  der  nächste  Gesichtspunkt  ist 
der,  Personen,  von  welchen  man  Schädigung  des  Interesses  der  Gemeinde 
fürchtet,  auf  immer  von  ihr  fern  zu  halten.  In  den  Urkunden  des  Lombarden- 
bundes wird  mehrfach  den  Anhängern  des  Kaisers  mit  Austreibung  und  Güter- 
einziehung gedroht1;  doch  wird  die  Verbannung  nicht  als  eine  beständige  be- 
zeichnet, mit  Zustimmung  der  Reetoren  des  Bundes  kann  sie  aufgehoben 
werden.  Bestimmter  schon  heisst  es  nach  einem  Statut  von  Bologna  von  1203 
von  demjenigen,  welcher  Schüler  verführt,  an  andern  Orten  zu  studiren:  in 
antea  nee  ipse  nee  sui  liberi  sint  habitatorea  huiua  civitatis  et  ipso  iure 
sint  pubticata  in  communi  bona  eorum  et  etiam  persone  eorum  sint  in 
banno  communis  Bononie;  ebenso  wird  1220  beständiger  Bann  demjenigen 
gedroht,  der  das  Studium  von  Bologna  zu  verlegen  sucht.2  Als  Ferrara  1208 
den  Markgraten  von  Este  zum  beständigen  Herrn  annahm,  wurde  bezüglich 
aller,  die  etwas  dagegen  unternehmen,  bestimmt:  sicnt  violatores  ipaius  civi- 
tatis ipso  iure  perpetuo  sint  in  banno,  et  omnia  sua  bona  communi  Fer- 
rarie  appliantur;  et  in  dritate  Fevrarie  neque  districtu  non  luüritent 
neque  untren  für,  sed  seMper  ab  hac  aula  sint  exules  et  deiecti.3  Besonders 


51.    1  10.  §  12.  14.  141.       20.  I^g.  iiiunic.  710.       21.  Üb.  inr.  Gon.  1.  579. 

52.       1.  ViRiiati  18!»  208.  222.  242.       2.  Savioli  2.  463.  4<»5.       S.  Antich.  Est. 
1.  31*0. 
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scharf  wird  dann  die  Unlösbarkeit  eines  solchen  Bannes  betont  in  einem  Statut 
von  Panna  von  1316,  wonach  derjenige,  der  die  Stadt  unter  einen  Herrn  zu 
bringen  sucht,  hingerichtet  werden  soll,  und  weiter  filii  et  heredes  et  filii  filio- 
rum  banmantur  perpetuo  pro  mallexardia  et  proditione,  et  tamqiiam 
bannt fi  et  rebelles  perpetuo  fiabeantur  et  teneantur,  eteorum  bona  ut  supra 
publicari  debeant  et  devastari,  de  quo  banno  e.rire  non  pos&int  nee  ecctrahi 
per  aiiquam  paeem,  quae  fieret,  per  aliqttod  Statut  um  seu  reformaeionem 
vel  alio  quoquo  modo.A 

Auch  scheint  dann,  wenn  bei  todeswürdigen  Verbrechen  doch  ausnahms- 
weise Ersatz  der  Hinrichtung  durch  Geldstrafe  zugelassen  war,  auch  nach 
Ausführung  der  Strafe  der  Bann  als  unlösbarer  fortgedauert  zu  haben.  So 
nach  den  Statuten  von  Turin:  Si  quin  freaerit  stratam,  perpetualiter  sit 
bampnitttSy  -nee  ulterius  inThaurino  debeat  habitare  et  eins  bona  d.comiti 
appUeentur  nni  versa;  et  si  in  fortiam  iudicis  vel  reetoris  pervenerit  oeei- 
datur,  nisi  solverit  libras  eentum  j>ro  bampno* 

Am  häufigsten  kommt  der  unsühnbare  Bann  vor  als  U n gehör sa in s- 
bann  bei  Verbrechen,  welche  mit  Hinrichtung  oder  auch  Verstümmelung  be- 
straft wurden.  War  man  des  Verbrechers  habhaft,  so  wurde  die  Strafe  voll- 
zogen. War  man  seiner  nicht  mächtig,  so  war  auch  von  vornherein  gar  nicht 
zn  erwarten,  dass  er  je  zum  Gehorsam  zurückkehren  werde,  wenn  man  ihm 
jene  Strafe  nicht  nachsehen  würde;  das  aber  sollte  in  solchen  Fällen  nie  der 
Fall  sein,  sie  sollte  weder  durch  eine  Geldstrafe  ersetzt,  noch  nach  erhaltener 
Sühne  der  Verletzten  erlassen  werden  können.  Daher  wird  die  Unlösbarkeit 
in  diesen  Fällen  aufs  schärfste  betont;  und  dass  man  des  Verbrechers  nicht 
habhaft  sein  werde,  wird  so  sehr  als  die  Kegel  angenommen,  dass  die  in  erster 
Reihe  zu  verhängende  Todesstrafe  oft  gar  nicht  erwähnt  wird,  dass  der  un- 
sühnbare Bann,  der  eigentlich  nur  eventuell  als  Ei  satz  jener  eintreten  sollte, 
in  den  Quellen  als  die  unmittelbar  auf  das  Verbrechen  gesetzte  Strafe  genannt, 
daneben  dann  freilich  auch  oft  erwähnt  wird,  dass  er  hingerichtet  werden  soll, 
wenn  er  in  die  Gewalt  des  Richters  kommt. 

Da  der  Ausdruck  Bannum  perpetuum  auch  den  sühnbaren  Bann  begreift, 
ein  besonderer  Ausdruck  für  den  unsühnbaren  den  Quellen  aber  fremd  ist,  so 
finden  sich  gewöhnlich  weitere  Angaben,  welche  den  beständigen  Bann  als 
unsühnbaren  schärfer  kennzeichnen.  Nicht  selten  eben  durch  die  Angabe,  dass 
er  auch  nach  erlangter  Sühne  der  Verletzten  fortdauert.  So  heisst  es  zu  Ve- 
rona bei  Todtschlag  oder  Verstümmelung,  die  im  Stadthause  begangen:  pvr- 
petuo  extrahatur  de  treva  et  nunquam  possit  paeem  lutbere,  nee  amplius 
nthabitator  Verona**;  zu  Modena  vom  Mörder:  in  banno  pevpetuali  po- 
natur  et  de  eivitate  et  distrietu  Mutine  perpetuo  debeat  forastari —  ita 
'/«<>(/  exire  non  debeat  —  etiam  si  paeem  ltahuerit  ab  Itvrede  interfeeti  vel 
a  propinquis. 7  Nach  den  Statuten  von  Parma  soll  jeder  Bann  um  Missethat 
nach  erlangter  Sühne  gelöst  werden:  eseepti*  de  baunitis  pro  rnorte  furtiva 


4.  Mon.  Parin.  1  c,  210  Tu  \*g.  munic.  708.  «.  (ampagncla  51.  7.  Moii.  Mod 
Sut.  1,  384. 
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vel  pro  pace  ruptavelpro  faUitateseu  offensione  facta  in  platea  nova — , 
qui  de  banno  extralu  non  possint  eciam  pacem  habentes;  noch  schärfer 
heisst  es  in  Statut  von  1239  von  diesen  Verbrechern:  qnod  nunquam  magis 
possit  extrahi  de  banno,  etiam  si  ad  pacem  pervenerit  vel  habuerit,  nec 
parabola  conscilii  vel  concionis,  nec  aliqua  ßdancia  seu  securitas  standi 
vel  habitandi  in  ein  täte  vel  episcopatu  Pannae  possit  Jiaberi  aliquo  modo 
vel  ingenio  nec  a  concione  nec  a  conscilio*  Aehnlich  zu  Pisa  mit  Rücksicht 
auf  eine  Reihe  früher  erwähnter  Verbrechen:  Salvo  tarnen  quod  predicti 
supra  nominati  nunquam  reconciliari  possint  neque  per  consilium  qua- 
dringentorum  de  populo  vel  per  aliquod  consilium  vel  ordinamentum  Pi- 
sani  communis  vel  populi.9  Nach  den  Statuten  von  Brescia  wird  Bruch  des 
beschwornen  Friedens  mit  dem  Tode  bestraft:  Si  autetn  persona  frangentis 
pacem  Jiaberi  non  poterit,  in  banno  perpetuxdi  ponatur,  de  quo  nutto  modo 
possit  exire.10  Gewiss  ist  auch  trotz  geringerer  Schärfe  des  Ausdrucks  un- 
sühnbarer  Bann  gemeint,  wenn  nach  den  Statuten  von  Modena  der  Gebannte 
pi*o  Jiomicidio,  vel  robaria,  incendio,  assassinio,  falsitate,  proditione  sive 
strata  robata,  filia  vel  uxore  alieuhts  rapta  vel  corrupta  non  possit  per- 
petuo  exire  de  banno.* 

Wie  hier,  werden  in  den  einzelnen  Quellen  mehrfach  die  Verbrechen  auf- 
gezählt, auf  welche  unsühnbarer  Bann  steht.  Aber  allgemeingültig  werden  sich 
dieselben  nicht  angeben  lassen,  da  eben  die  Bestrafung  desselben  Verbrechens 
an  verschiedenen  Orten  verschieden  war ;  aus  der  Vergleichung  ergibt  sich  als 
massgebend  nur,  dass  unsühnbarer  Bann  immer  da  eintritt,  wo  auf  ein  Ver- 
brechen eine  schwere  Körperstrafe  gesetzt  Ist,  welche  durch  Geldzahlung  nicht 
abgewandt  werden  kann.  Wo  jedes  Verbrechen  durch  Geld  gesühnt  werden 
kann,  nur  eventuell  Hinrichtung  oder  Verstümmelung  eintritt,  wie  in  den  Sta- 
tuten von  Val  d'Ambra12,  da  gibt  es  eigentlich  keinen  unsühnbaren  Bann ;  nur 
dass  thatsächlich  bei  der  den  meisten  unerschwinglichen  Höhe  der  Strafsumme 
bei  schweren  Verbrechen  der  Bann  wesentlich  denselben  Erfolg  hat  Wird  in 
den  Statuten  von  Casale  als  schwerster,  nach  seinen  Wirkungen  dem  unsühn- 
baren gleichstehender  Bann  nur  hervorgehoben  das  Bannum  de  tali  malefitio, 
pro  qua  deberet  perdere  vitam13,  so  ist  eben  anzunehmen,  dass  jede  andere 
Strafe,  auch  die  Verstümmelung,  durch  Geld  abgelöst  werden  kann.  In  andern 
ist  er  keineswegs  auf  todeswürdige  Verbrechen  beschränkt;  konnte  die  Ver- 
stümmelung nicht  durch  Geld  gelöst  werden,  so  geht  man  offenbar  davon  aus, 
dass  jeder  lieber  den  Bann  ertragen  wird,  als  die  Lösung  durch  Verlust  von 
Hand  oder  Fuss  erkaufen ;  in  den  Statuten  von  Pisa  tritt  denn  auch  derselbe 
unsühnbare  Bann  für  Hinrichtung  oder  Verstümmelung  ein14;  und  jene  zu 
Modena  mit  unsühnbarem  Banne  bedrohten  Verbrechen  sind  gewiss  nicht 
sämmtlich  todeswürdige;  denn  werden  die  Verbrecher  gefangen,  so  soll  der 
Podesta  sie  nach  dem  Gesetze  bestrafen,  während  es  sonst  gewöhnlich  einfach 


62.-1  8.  Müii.  I>arm.  1  a,  310.  313.  1).  Bonaini  Stat.  1.  388.  10.  Odorici  7,  121. 
11.  Moii.  Mod.  Stat.  I,  14.  12.  Vgl.  §  50.  18.  Leg  munic.  1003.  1023  14.  Bonaini 
Stat.  1,  308. 
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heisst,  dass  sie  hingerichtet  werden  sollen,  da  es  sich  allerdings  meistenteils 
um  Verbrechen  handelt,  auf  die  der  Tod  steht. 

53,  —  Bei  allen  Arten  des  Bannes  ist  von  der  Verhängung  des  Bannes 
zu  unterscheiden  das  Wirksam  werden  oder  die  Fälligkeit  des  Bannes,  die 
Decursio  banni.  Nur  in  den  wenigen  Fällen,  wo  ein  unsiihnbarer  Bann  als 
Ausweisungsbann  verhängt  wird,  Hesse  sich  annehmen,  dass  sogleich  nach  der 
Verurtheilung  der  Bann  gesprochen  und  auch  wirksam  wurde,  weil  er  hier 
unbedingt  eintritt,  gar  nicht  abzuwenden  ist,  für  einen  Aufschub  der  Zweck 
fehlen  würde.  Bestimmtere  Angaben  darüber  sind  mir  nicht  aufgefallen;  da 
aber  der  Zweck  nur  war,  den  Verurtheilten  vom  Stadtgebiete  fern  zu  halten, 
so  werden,  wenn  die  Ausweisung  auch  sogleich  erfolgte,  solche  Wirkungen  des 
Bannes,  welche  darauf  berechnet  waren,  dem  Gebannten  den  ungefährdeten 
Aufenthalt  unmöglich  zu  machen,  erst  nach  einer  gewissen  Frist  eingetreten 
«ein,  welche  genügte,  dass  er  das  Gebiet  ungefährdet  verlassen  konnte.  So 
wird  wohl  fiir  jeden  Bann  angegeben,  dass  das  Verbot  der  Unterstützung  des 
Gebannten  erst  nach  drei  Tagen  wirksam  werde wobei  freilich  zugleich  der 
Gesichtspunkt  massgebend  sein  konnte,  dass  der  Bann  nicht  sogleich  allen 
Bewohnern  des  Gebiets  bekannt  wurde. 

Bei  jedem  andern  Bann  konnte  es  einen  Zweck  haben,  die  Wirkungen 
des  Bannes  nicht  sogleich  eintreten  zu  lassen.  Bei  jedem  Ungehorsamsbann 
mochte  man  abwarten,  ob  der  Beklagte  nicht  zum  Gehorsam  zurückkehre; 
bei  jedem  andern  Ausweisungsbann,  ob  er  denselben  nicht  unnöthig  mache,  da 
derselbe  durch  gewisse  Zahlungen  allein  oder  mit  Erlangung  der  Sühne  von 
den  Verletzten  abzuwenden  war.  Das  findet  sich  denn  auch  durchweg  beachtet; 
das  italienische  Bann  verfahren  hat  Fristen;  aber  wenige  und  kurze;  von  den 
wiederholten  und  ausgedehnten  Fristen  des  deutschen  Rechtes  ist  da  nicht  die 
Rede.  Als  Regel  finden  wir  zwei  Fristen ;  von  der  Ladung  vor  Gericht  oder 
dem  Befehle,  genugzuthun,  bis  zur  Verhängung  des  Bannes;  dann  von  der 
Verhängung  des  Bannes  bis  zur  Fälligkeit  desselben. 

Was  die  L a d u n g  vor  dem  Banne  betrifft,  so  verlangte  das  ältere 
Ungehorsamsverfahren  wiederholte,  wo  sich  eine  bestimmtere  Angabe  findet, 
dreimalige  Ladung,  ehe  der  Beklagte  als  ungehorsam  zu  behandeln  war;  frei- 
lich ohne  längere  Fristen,  da  mehrfach  erwähnt  wird,  dass  die  Ladung  an  drei 
auf  einander  folgenden  Tagen  gesclmh.2  Eine  solche  dreimalige  Ladung  finde 
ich  später  nur  in  den  Statuten  von  Ivrea  erwähnt;  wenn  der  einer  mit  Geld 
zu  sühnenden  Missethat  Angeklagte  flieht,  so  ist  er  zunächst  an  seinem  Hause 
zu  laden,  dann  aber  ter  de  tribus  in  tribus  diebua  öffentlich  durch  die  Stadt 
zur  Stellung  aufzufordern;  von  einem  von  der  Ladung  verschiedenen  Bannge- 
bote Ist  nicht  die  Rede;  stellt  er  sich  auf  die  letzte  Ladung  nicht,  so  treten 
unmittelbar  die  Wirkungen  des  fälligen  Bannes  ein.  Und  auch  das  scheint  auf 
Frevel  beschränkt;  denn  vom  Morder  heisst  es  ausdrücklich,  dass  er,  wenn  er 
flieht,  pro  ipsa  fvfja  hundert  Pfund  zahlen  soll,  abgesehen  von  etwaiger  spä- 
terer Verurtheilung,  so  dass  hier  ohne  weitere  Fristen  der  Ungehorsam  wenig- 
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stens  schon  eine  Ungehorsamsstrafe  nach  sich  zog.3  Eine  doppelte  Ladung 
mit  jedesmaliger  Frist  von  drei  Tagen  wird  zu  Padua  beim  Schuldverfahren 
erwähnt;  doch  scheint  hier  die  zweite  Ladung  gleichfalls  schon  dem  BAnnge- 
bote  gleichzustehen.4 

In  der  Regel  ist  nur  von  einmaliger  Ladung  vor  dem  Banne  die  Rede. 
Stellt  der  gehörig  Geladene  sich  nicht  binnen  bestimmter  Frist,  zu  Fisa  von 
zwei  Tagen,  so  wird  der  Bann  verhängt. 5  Beim  Banne  um  Schuld  entspricht 
der  Ladung  ein  Befehl,  den  Gläubiger  zu  befriedigen ;  wird  er  nicht  befolgt,  so 
erfolgt  zu  Modena  der  Bann  am  dritten  Tage.6  Doch  findet  sich  da  nicht 
überall  eine  Frist  bestimmt;  zu  Parma  heisst  es  einfach,  wenn  der  Geladene 
nicht  kommt,  wird  er  gebannt. 7 

Die  Verhängung  des  Bannes  selbst  ist  nun  aber  zunächst  nur  ein 
strengerer  Befehl8,  binnen  bestimmter  Zeit  sich  zu  stellen  oder  genugzuthun, 
mit  der  Drohung,  dass  wenn  der  terminus  in  banno  assignatus  verstrichen 
ist  oder  post  bannt  decursionem  unmittelbar  die  Wirkungen  des  Bannes  ein- 
treten, batmum  *it  cursum  oder  elapsum.  Eine  weitere  Erklärung  des  Ge- 
richtes, dass  der  Bann  fällig  geworden  sei,  hat  dann  nicht  mehr  nothwendig 
zu  erfolgen.  Nur  ausnahmsweise  scheint  eine  bezügliche  gerichtliche  Handlung 
üblich  gewesen  zu  sein.  Ueberall  gab  es  besondere  Bannbücher,  wo  die  Namen 
der  Gebannten  eingetragen  und  nach  der  Lösung  gestrichen  wurden.  Für  ver- 
schiedene Arten  des  Bannes  mögen  auch  verschiedene  Bücher  bestanden  ha- 
ben, wie  wir  das  für  Brescia  schon  bemerkten9;  zu  Verona  wurde  1228  be- 
stimmt, dass  die  um  Missethat  Gebannten  in  ein  besonderes  Buch  geschrieben 
würden. 10  Zu  Modena  nun  unterschied  man  ein  erstes  und  zweites  Bannbuch; 
bei  Verhängung  des  Bannes  wurde  der  Name  in  das  erste  eingetragen;  erst 
wenn  der  Gebannte  den  Bann  fallig  werden  Hess,  auch  in  das  zweite. 1 1 

Die  Bann  fr  ist  ist  verschieden  bestimmt,  erreicht  aber  in  ihrer  Aus- 
dehnung fast  nie  die  Länge  der  deutschen  Fristen. 12  Im  allgemeinen  erscheint 
sie  in  den  altern  Statuten  etwas  ausgedehnter,  es  scheint  sich  eine  Tendenz 
auf  immer  grössere  Kürzung  zu  ergeben.  Nach  dem  Statut  von  Val  d*  Ambra 
treten  die  Wirkungen  des  Bannes  um  Missethat  für  den  Ungehorsamen  erst 


53.—]  8.  I*g-  munic.  1199.  1200.      4.  Briegleb  Executivpr.  2,  195.      5.  Bonaini  Stat. 

I,  391.  ö.  Mon.  Mod.  Stat.  1.  291.  7.  Mon  Parro.  1  c.  157.  8.  Es  wäre  möglich, 
dass  der  Ausdruck  Bannum  toh  dieser  strengeren  Ladung  zunächst  ausgegangen  wäre, 
nicht  Ton  dem  in  ihr  erst  eventuell  enthaltenen  Gebote,  die  Stadt  zu  meiden,  wie  wir  oben 
$  44  annahmen.  Der  Ableitung  von  diesem  strengeren  Befehle  zu  gehorchen  würde 
es  allerdings  entsprechen,  dass  nach  dem  Sprachgebrauche  der  Quellen  das  t«  banno  **$« 
vielfach  schon  mit  diesem  Befehl  eintritt,  nicht  erst  mit  der  Fälligkeit  des  Bannes ;  aber  für 
den  durch  diese  begründeten  Zustand  fehlt  ein  besonderer  Ausdruck,  und  wo  schlechtweg 
von  einem  Bannitus  die  Rede  ist,  hat  man  durchweg  schon  den  Zustand  im  Auge,  den  der 
Befehl  zunächst  nur  eventuell  androht.       9.  Vgl.  $  48  n.  3.       10*  Campagnola  199. 

II.  Aion.  Mod.  Stat.  1,  291.  374.  12.  In  dieser  Richtung  schliessen  auch  die  Statuten 
von  Trient  sich  dem  italienischen  Verfahren  näher  an;  nach  §  92  ist  der  Räuber  zu  laden, 
nach  acht  Tagen  zu  bannen,  nach  weitem  acht  Tagen  wird  der  Bann  wirksam.  Der 
Bannfrist  würde  zu  vergleichen  sein  die  vereinzelt  erwähnte  Frist  von  vierzehn  Tagen,  nach 
weither  die  ertheilte  Investitur  salva  querela  wirksam  wird.  Vgl  §  lOn  2. 
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nach  zehn  Tagen  ein. 13  In  den  ältern  »Statuten  von  Parma  ist  Rede  von  einer 
Frist  von  acht  Tagen ;  nach  späterm  Statut  wird  der  einfache  Ungehorsams- 
bann für  den  in  der  Stadt  wohnenden  in  drei,  f&r  den  ausserhalb  wohnenden 
in  fünf  Tagen  fallig. 1 4  Zu  Modena  folgt  beim  Banne  um  Schuld  die  Eintra- 
gung in  das  zweite  Buch  nach  vier  Tagen.19  Zu  Pisa  soll  beim  Banne  um 
Missethat  dem  in  der  Stadt  Anwesenden  eine  Frist  von  mindestens  drei  Tagen 
gewahrt  werden;  für  Auswärtige  steigern  sich  die  Fristen  je  nach  dem  Auf- 
enthalte diesseits  der  Cecina  auf  sechs,  jenseits  auf  zehn  Tage,  in  Sizilien  auf 
vier,  über  Meer  auf  sechs  Monate.1*  Zu  Ancona  ist  der  Bann  um  Schulden 
für  den  Einheimischen  nach  drei,  für  den  Auswärtigen  nach  acht  Tagen 
fällig.17 

Beim  Bann  um  Missethat  erscheint  dann  oft  ein  überaus  rasches  Ver- 
fahren. Einmal  scheint  hier  vielfach  eine  einfache  Ladung  gar  nicht  vorher- 
gegangen, sondern  sogleich  nach  geschehener  That  gegen  den  in  der  Regel 
flüchtigen  Thäter  der  Bann  verhängt  zu  sein.  Denn  anders  dürfte  es  sich  kaum 
erklären  lassen,  wenn  das  Fälligwerden  des  Bannes  an  eine  vom  Tage  der 
That  selbst  ab  laufende  Frist  geknüpft  erscheint.  So  treten  zu  Modena  bei 
Verstümmelung  die  Wirkungen  d^s  Bannes  ein,  nisi  ipse  malefactor  venerit 
ad  preceptum  potestatin  in/ra  quartiun  diempost  malefieium  commismm; 
ist  spater  zugefügt  et  postquam  fuerit  ei  latus,  so  kann  sich  das  nur  auf  die 
Bannladung  selbst  beziehen,  scheint  nur  eine  Verpflichtung  des  Thäters  aus- 
zuschliessen,  sich  auch  unaufgefordert  zu  stellen.18  Aehniich  zu  Parma  bei 
sühnbarem  Bann,  wo  die  Bannstrafe  nicht  eintritt,  st  ille,  qui  offensionem 
ffcerity  pacem  infra  riii.  die»  »<i  W»/7.  habuisset,  ex  quo  offensio  de- 
venisset.i9 

Weiter  aber  scheint  bei  Missethaten  die  Bannfrist  oft  eine  überaus  kurze 
gewesen  zu  sein.  So  wird  1226  zu  Cremona  wegen  Diebstahl  ein  Bann  ver- 
hängt, der  mit  Ablauf  desselben  Tages  fallig  werden  soll.70  Und  zu  Parma 
wird  l>estimmt:  cum  banna  Jutctenus  dicantur  esse  data  occasione  maleß- 
ciorum  velocius,  quam  dari  debuerint,  et  condempnaciones  dieantur  esse 
factae  ab  hinc  retro  eadem  die  in  danipnum  illorum^  contra  quos  proce- 
ditur,  quod  in  omni  banno  dando  de  cetera  occasione  maleficiorum  pona- 
turetdetur  saltim  terminus  unius  diei :  et  hoc  non  habeat  locuminbannis 
dandis  potentibus.2i  Auch  da  dürfte  sich  ergeben,  dass  der  Bannladung 
keine  andere  vorherging,  da  eine  solche  sonst  hier  gewiss  erwähnt  wäre. 

Nur  ausnahmsweise  werden  beim  Bannverfahren  längere  Fristen  erwähnt. 
Wer  angerichteten  Schaden  nicht  ersetzen  kann,  soll  zu  Parma  in  längstens 
vierzig  Tagen  gebannt  werden.72  Ein  überhaupt  ausnahmsweises  Verfahren 
liegt  wohl  vor,  wenn  zu  Brescia  alle  des  Verraths  an  der  Stadt  verdächtigen 
Kleriker  aus  der  Stadt  vertrieben  werden,  <lie  mit  dem  Banne  verbundene  Ent- 


13.  $  13  S-  54.  U.  Mon.  Parin.  1  a,  306.  1  c,  157.  15.  Mon.  Mod.  Stat.  1,  291. 
16.  Bonafni  Stat.  1,  392.  17.  Briegleb  Executirpr.  2,  211.  18.  Mon.  Mod.  Stat. 
I.  385.  19.  Mnn.  Parin  1  a.  I  20.  V^l  die  Beilagen.  21.  Mou.  Parm.  1  c.  205. 
22.  Mi.ii  J»arm.  1,  28  4. 
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Ziehung  des  Rechtsschutzes  für  die  Person  aber  erst  eintreten  soll,  wenn  sie 
sich  im  ersten  Amtsmonate  des  künftigen  Podesta  nicht  gerechtfertigt  haben.23 

Das  Falligwerden  des  Bannes  kann  regelmässig  nur  dadurch  verhütet 
werden,  dass  der  Ungehorsame  sich  vor  Ablauf  der  Frist  stellt,  der  Verur- 
theilte  das  leistet,  wozu  er  verurtheilt  ist.  Eine  Ausnahme  zeigt  sich  beim 
Banne  um  Schulden,  welcher  durchweg  auf  Grund  executorischer  Urkunden 
erfolgt.  Hier  liegt  allerdings  ein  der  Verurtheilung  gleichstehendes  Geständnis« 
vor;  aber  der  Schuldner  kann  das  Fälligwerden  des  Bannes  durch  Einreden 
verhindern,  insbesondere  die,  dass  er  gezahlt  habe  oder  dass  die  Urkunde 
falsch  sei,  worauf  dann  ein  uns  nicht  weiter  berührendes  Verfahren  folgt.24 
Einer  Verlängerung  der  Frist  finde  ich  nur  in  den  Statuten  von  Pisa,  und 
auch  hier  nur  als  Ausnahme  gedacht;  der  Podesta  verpflichtet  sich  im  allge- 
meinen, die  einmal  gestellte  Frist  nicht  zu  verlängern;  und  ausnahmsweise 
sollen  die,  wie  vorhin  angegeben,  nach  dem  Wohnorte  auf  mindestens  drei, 
sechs  und  zehn  Tage  bestimmten  Fristen  höchstens  auf  zehn,  fünfzehn  und 
zwanzig  Tage  verlängert  werden.25 

54.  —  Mit  dem  Falligwerden  treten  alle  Wirkungen  des  Bannes  ein, 
ohne  dass  von  einer  spätem  weiteren  Steigerung,  etwa  wegen  längeren  Ver- 
bleibens im  Ungehorsam,  die  Rede  wäre.  Strafen,  durch  welche  der  Gehorsam 
erzwungen  werden  sollte,  werden  allerdings  wohl  gesteigert;  so  findet  sich  zu 
Riva  für  den,  welcher  dem  Podesta  nicht  schwören  will,  zunächst  eine  in  fünf 
Sätzen  von  zwanzig  Solidi  bis  zwanzig  Pfund  steigende  Geldstrafe,  zuletzt  mit 
Pfändung  verknüpft,  dann  als  letztes  Mittel  Zerstörung  des  Hauses  und  Ge- 
fangenhalten der  Person;  ist  man  aber  des  Ungehorsamen  nicht  habhaft,  so 
ist  nur  schlechtweg  von  einem  durch  Gehorsam  und  Genugthuung  lösbaren 
Banne  die  Rede,  ohne  eine  Andeutung,  dass  der  Charakter  des  Bannes  mit 
der  Zeit  ein  anderer,  etwa  von  einem  lösbaren  zu  einem  unlösbaren  werden 
solle. 1  Traten  aber  mit  dem  Fälligwerden  alle  Wirkungen  sogleich  ein,  welche 
der  bestimmte  Bann  zur  Folge  hatte,  so  waren  freilich  diese  Wirkungen  selbst 
sehr  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  eine  leichtere  oder  schwerere  Veran- 
lassung des  Bannes  handelte.  Und  da  konnte  natürlich  auch  gegen  den  bereits 
Gebannten  später  auf  anderer  Grundlage  ein  schwererer  Bann  verhängt  wer- 
den. Zu  Vercelli  wird  1243  über  Peter  Bicchieri  ein  einfacher  Ungehorsams- 
bann verhängt  mit  Strafe  von  fünfhundert  Pfund ;  da  sieh  dann  verrätherische 
Umtriebe  herausstellen,  kommt  er  in  lösbaren  Bann  um  Missethat  mit  Strafe 
von  zehntausend  Pfund,  der  sich  dann  weiter  durch  Verurtheilung  zum  Tode 
noch  zu  unsühnbarem  Bann  steigert.2  Steigerungen  nach  bestimmter  Frist, 
wie  das  deutsche  Recht  bei  Verfestung  und  Reichsacht,  bei  Acht  und  Oberacht 
zeigt,  sind  dem  städtischen  Bann  in  Italien  durchaus  fremd. 

Liegt  beim  Ausweisungsbann  schon  eine  Verurtheilung  vor,  so  hat  der 
fällige  Ungehorsamsbann  in  der  Regel  zunächst  zur  Folge  die  Verurtheilung 


63.-1  23.  Odoriri  8.  13.  24.  Vgl.  firiegleb  Kxecutivpr.  2,  190.  Moti  Mud.  Stat.  1.  "J91. 
25.  Hmaini  Stat.  I.  M4. 

54.  -  1.  Stat  di  K.ra  §  8!f         2.  Mmndell,  1,  2.^. 
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Ungehorsam eu,  indem  sein  Ungehorsam  als  Geständnis*  der  Schuld 
betrachtet  wird. 

Häufiger  erwähnt  wird  diese  Condemnatio  des  Ungehorsamen  allerdings 
nnr  beim  Bann  um  Missethaten.  Beim  Bann  um  Schulden  scheint  sie  nach 
dem  Statut  von  Val  d' Ambra  sogar  überhaupt  nicht  einzutreten ;  es  wird  be- 
stimmt, quod  persona  evbannita  pro  debito,  sed  nondutn  de  debito  convicta 
vel  nondum  preceptum  ei  factum  faerit,  detineatnr  ad  petitionem  credi- 
toris,  donec  cancordaret ttr  seu  concordaverit  cum  creditore  vel  satig  de- 
derit  iudicio  sisti  et  de  iudicata  solrcndo,  wonach  doch  noch  immer  die 
Möglichkeit  eines  freisprechenden  Urtheils  bleibt;  während  es  unter  gleichen 
Verhältnissen  von  dem  Schuldner,  der  das  Preceptum  erhalten  hat,  allerdings 
nnr  heisst,  dass  er  dem  Gläubiger  genugthun  oder  sich  mit  ihm  abfinden  soll3, 
ein  freisprechendes  Urtheil  also  von  vornherein  beseitigt  erscheint.  Wenn  in 
andern  Statuten,  so  weit  ich  sehe,  ein  solcher  Unterschied  nicht  betont,  weiter 
auch  eine  Kondemnation  des  ungehorsamen  Schuldners  meistens  nicht  erwähnt 
wird,  so  ist  der  Grund  wohl  darin  zu  suchen,  dass  als  Regel  ein  Verfahren 
auf  Grund  execu torischer  Urkunden  angenommen  wird,  bei  welchem  Geständ- 
niss  und  richterlicher  Zahlungsbefehl  schon  vorlagen,  bei  dem  es  sich  nur  noch 
um  gewisse  Einreden  handelte;  verwirkte  der  Ungehorsame  das  Recht  auf 
diese,  indem  er  die  Bannfrist  ohne  Einbringung  verstreichen  Hess4,  so  galt  er 
allerdings  als  vemrtheilt,  aber  nicht,  weil  sein  Ungehorsam  als  Geständnis* 
betrachtet  wird,  sondern  weil  ein  Geständniss  in  der  Urkunde,  welche  der 
Kläger  dem  Richter  zu  produziren  hat,  schon  vorliegt.  Es  wäre  daher  immer- 
hin möglich,  dass  jene  Bestimmung  des  Statuts  von  Val  d*  Ambra  allgemeiner 
geltend  gewesen  wäre,  dass  bei  einer  Forderung,  welche  sich  nicht  auf  eine 
executorische  Urkunde  stützte,  zwar  der  Kläger  durch  Pfändung  und  Bann 
gegen  den  Ungehorsam  des  Beklagten  geschützt  wurde,  dieser  aber  das  Recht 
auf  gerichtliche  Läugnung  der  Schuld  nicht  verlor. 

Bei  einfachem  Ungehorsamsbann,  wo  an  den  Gebannten  weder 
♦ine  Forderung  gestellt  noch  ihm  eine  Missethat  zur  Last  gelegt  wird,  kann 
von  einer  Verurtheilung  auf  Grund  des  einem  Geständnisse  gleichzustellenden 
Ungehorsams  nicht  die  Rede  sein;  nur  der  durch  das  Zeugniss  des  Gerichts 
festgestellte  Ungehorsam  selbst  wird  durch  die  Bannbusse  gestraft. 

Beim  Banne  um  Missethat  gilt  ganz  allgemein  mit  der  Fälligkeit  der 
Beklagte  für  geständig  oder  die  Missethat  für  erwiesen.  Im  Statut  von  Val 
d'Ambra  heisst  es  von  der  wegen  Missethat  gebannten  Person,  que  in/ra 
decem  dies  proximos  a  die  banni  ad  nutndatum  non  venerit,  habeatur  pro 
eonfessa  aa  si  de  ipso  malefi.cio  confessa  esset  vel  convicta7*;  und  in  den 
Statuten  von  Pisa:  Et  contra  quemlibet  exbannitum  pro  malcficio  et  quasi, 
postquam  in  bann  um  decurrerit,  inteUhjatur  esse  probatum  maleßciutn, 
de  quo  ttive  pro  quo  in  banno  esset  positus.6  Es  hat  das  zur  Folge,  dass  an 
dem  Gebannten,  wenn  er  in  die  Gewalt  des  Richters  kommt,  die  Vollziehung 
der  Strafe  ohne  weiteres  Verfahren  erfolgt.  So  heisst  es  zu  Modena  vom 


3.  §  13  S.  54       4.  Vgl.  oben  §  53  u.  24.      5.  S  13.  S.  54.      6.  Bonami  Stat.  1.  388. 
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ergriffenen  Mörder:  et  habeatur  pro  eonfesso  et  tamquam  confessus  et  Irgi- 
time  convictus  pena  homicidii  puniatur7,  und  zu  Pisa  ganz  allgemein:  Ex- 
bannitos  omnes  —  capiemus  vel  capi  faciemus  —  et  contra  eos  ad  rindictam 
procedemus  —  ae  si  maleßcium  probat  um  esset,  cuius  occamone  sunt  ex- 
banniti;  —  ita  quod  aliquis  exbannitus  in  aliqua  pecunie  qtuintitate  pro 
aliquo  nmleßcio,  de  quo  sive  pro  quo,  st  venisset  ad  mandata  et  jtrobatum 
fuisset  maleßcium,  contra  cum  pena  corporalis  erat  in  ferenda.  Warn  pe- 
namei  impoiwinus  et  in  feremus,  acsi  maleßcium  esset  commissum  et  }rro- 
batum  contra  eum  nostro  tempore.* 

Dabei  scheint  nach  Ablauf  der  Bannfrist  wühl  eine  ausdrückliche 
Verurth eilung  erfolgt  zu  sein.  So  zu  Ivrea :  Qut  si  non  venerit  saltem 
ad  ultimum  terminum,  undecumque  sit,  habeatur  pro  eonfesso  et  con- 
dempnetur,  sicut  condempnaretur,  si  jtresens  et  confessus  esset  maleß- 
cium9, oder  zu  Modena:  potestas  teneatur  et  possit  eum  comlempnare  pro 
confesso.i0  Die  gewöhnliche  Form,  wie  sie  bei  Verhängung  blosser  Geld- 
strafen immer  hervortritt,  wie  wir  sie  auch  beim  Reichsbann  finden  werden, 
wird  aber  die  gewesen  sein,  dass  schon  der  Bannbefehl  eine  eventuelle  Ver- 
urteilung aussprach,  welche  mit  der  Fälligkeit  des  Bannes  unmittelbar 
rechtskräftig  wurde.  Zu  Pisa  heisst  es  ausdrücklich:  Et  quotiens  in  banno 
aliqurm  ponemtts  vel  poni  faciemus  occasione  alicuius  nuüeßcii  vel  quasi, 
de  quo  fuerit  incidpatus  sive  contra  eum  fuerit  inquisitum,  et  dictum 
maleßrium  tale  fuerit,  pivpter  quod  incidpatus  deberet  perdere  vitam  vel 
membi'um,  adiciemus  in  ipso  banno  et  poni  faHemus,  quod  si  dictus  mu- 
lefactvr  in  bannum  ineurrerit  et  post  banni  decursionem  devenerit  in  for- 
tiam  Pisani  communis,  imponatur  ei  ULi  pena  corporalis,  que  debebat 
imponi,  si  ante  quam  in  bannum  ineurrerit  ad  mandata  venisset  et  pro- 
batum  fuisset  makßcium  contra  eum.11 

Um  einen  unsühnbaren  Bann  gegen  Personen,  welche  man  für  besonders 
gemeingefährlich  hielt,  zu  schärfen,  sie  vom  Betreten  des  Gebiets  möglichst 
abzuschrecken,  scheint  man  wohl  zur  Fingirung  eines  Verbrechens 
gegriffen  zu  haben;  auch  ohne  dass  ihnen  ein  Verbrechen  wirklich  zur  Last 
gelegt  werden  konnte,  sprach  man  aus,  dass  dieselben  als  überwiesene  Ver- 
brecher zu  betrachten  und  demgemäss  bei  ihrer  Ergreifung  zu  bestrafen  seien. 
So  heisst  es  1 288  zu  Brescia  von  Ausgezogenen,  welche  sich  der  Festen  in 
Val  Camonica  bemächtigt  hatten:  quod  omnes  et  shujuli  in/rtiscripti  et  de- 
scendentes  ex  eis  et  de  ipsorum  dornt bus  masculi  maiores  xüii.  annis,  qui 
sunt  vel  ei%nnt,  haben tur  et  teneantur  et  tractentur — pro  bannitis  perpe- 
tualibus  de  maleßcio,  pivditione,  robaria,  omicidio,  iniuria,  assesinatu  et 
de  omni  gravi  delictu  et  tamquam  in/amati  et  vere  confessi  de  predictis 
delictis;  —  et  si  quo  tempore  pervenerint —  in  forciam  rectorum  commu- 
nis —  puniantur  —  intra  x.  dies  tdtimo  snplicio  tanquam  convineti  — 
nulla  data  defensione  et  exceptione  aliqiuz  non  obstante.12  Abgesehen  da- 


64.  -]  7.  Mon.  Mod.  Sut.  1,  384.  8.  Bouaiui  t>UL  I.  388:  Tgl.  1,  360.  0.  Leg.  munic. 
U99.       10.  Mod.  Mod.  Sut.  1,  32       11.  Bonaini  Stit.  I.  389.       12.  Odorici  8,  37. 
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von,  dasK  gewiss  auch  jedem  der  jetzt  namentlich  (««»bannten  nicht  jegliches 
schwere  Verbrechen  zum  Vorwurfe  gemacht  werden  konnte,  ergibt  sich  die 
Fiktion  aufs  bestimmteste  aus  der  Ausdehnung  auf  die  unmündigen,  selbst 
ungebornen  männlichen  Nachkommen,  sobald  sie  das  vierzehnte  Jahr  erreichen. 
Ebenso  wird  es  aufzufassen  sein,  wenn  1316  zu  Parma  bezüglich  Verraths 
bestimmt  wird:  quod  filii  et  Jieredes  et  filii  Jiliorum  banniantur  perpetuo 
pro  tnaüexardia  et  prodicione** ;  ergriffen,  würden  sie  als  überwiesene  Ver- 
räther zu  bestrafen  sein,  auch  wenn  ihnen  persönlich  keinerlei  Venrath  zum 
Vorwurfe  gemacht  werden  könnte.  Die  Ausdehnung  der  Verurthei- 
Inng  auf  die  Kinder,  wenigstens  auf  die  Sohne,  wahrend  den  Frauen  nur 
die  Stadt  verboten  wird,  findet  sich  auch  ausgesprochen  1252  gegen  Brescia- 
ner,  welche  wegen  Verlassen  der  Stadt  als  inimici  et  proditores  civitatis  in 
unsühnbaren  Bann  kommen. 14  Es  handelt  sich  dabei  überall  sichtlich  um  die 
auch  die  Kinder  treffenden  Strafen  des  Crimen  laesae  raaiestatis;  konnte  dieses 
streng  genommen  gegen  die  städtische  Gemeinde  oder  die  städtischen  Behör- 
den nicht  begangen  werden,  so  mochte  das  dazu  mitwirken,  in  solchen  Fällen 
eine  Verurtheilung  wegen  schwerster  Verbrechen  zu  fingiren. 

Von  Einhaltung  des  Grundsatzes,  dass  der  Ungehorsam  an  und  für  sich 
dem  Geständnis«  oder  der  Ueberführung  gleich  zu  achten  ist  und  zur  Verur- 
theilung genügt,  finde  ich  nur  wenige  Ausnahmen.  Einmal  muss  zu  Parma 
bei  Verhängung  eines  besonders  schweren  Bannes  die  Schuld  vorher  erwiesen 
werden;  es  ist  bestimmt,  quod  potestas —  non  possit  nee  debeat  aliquem 
ponere  inbanno  pro  pace  rupta  (et  rnorte  furtiva)  n  is  i  ei  liquidum  fuerit 
instrumentis  publicis  vel  testibus  y doneis,  quod  itte,  qui  aecusatus  fuerit, 
paeem  fecisset  et  rupisset.15  Das  mag  auch  sonst  gefordert  sein,  ohne  dass 
es  ausdrücklich  gesagt  wird,  da  auch  beim  Bann  um  Schulden  der  Kläger  die 
Schuld  durch  Vorlage  der  Urkunden  zu  erweisen  hat;  der  Ungehorsam  hat 
aber  dann  doch  immer  noch  die  Folge,  dass  der  Gebannte  weiterhin  nicht 
mehr  zur  Vertheidigung  gelassen  wird.  Nur  in  einem  Falle  scheint  auch  das 
nicht  ausgeschlossen.  Zu  Ivrea  heisst  es  ausdrücklich,  dass  bei  jeder  mit  Geld 
sahnbaren  Missethat  der  Ungehorsame  als  geständig  zu  verurtheilen  ist;  aber 
von  dem  mit  dem  Tode  bedrohten  Mörder  heisst  es  abweichend:  si  fugam 
fecerit,  ita  quod  luiberi  non  possit,  solvat  pro  ipsa  fuga  librasc.,  etnichi- 
lominus  ipse  occisor,  si  culpabilis  reperiretur,  in  condempnatione  mortis 
remaneat  puniendus.16  Die  Strafe  des  Ungehorsams  ist  hier  ganz  von  der 
für  die  That  geschieden;  und  bezüglich  der  letztern  scheint  der  ergriffene  Un- 
gehorsame nicht  ungünstiger  gestellt  zu  sein,  als  der  gehorsame  Verklagte. 

Treten  im  deutschen  Achtsverfahren  ähnliche  Wirkungen  nur  ein, 
wenn  der  Geächtete,  aber  noch  nicht  der  Oberacht  Verfallene,  gefangen  ein- 
gebracht wird,  während  bei  freiwilliger  Stellung  ihm  das  ungeschmälerte  Recht 


18.  Mon.  Parin.  1  c,  2 II)  14.  Odorici  7,  124.  Ausser  den  Sahnen  wird  das  auch  auf  die 
Ftfiae  non  nuptae  ausgedehnt,  während  es  dann  widersprechend  heisst,  Frauen  und  unrer- 
heirathet«  Töchter  sollen  nur  ausgewiesen  werden.  Doch  wird  wohl  in  keinem  Falle  an  Ter- 
beirathete  Töchter  zu  denken  sein.      15.  Mon.  Parin.  1  a,  309.      16.  Leg.  munic.  1200. 
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der  Vertheidiguug  bleibt,  so  kennt  das  italienische  Verfahren  einen  entspre- 
chenden Unterschied  nicht ;  vur  Fälligkeit  des  Bannes  kann  der  Gebaynte  sich 
mit  ungeschmälertem  Rechte  freiwillig  stellen,  kann  aber  überhaupt  noch  nicht 
zwangsweise  vor  Gericht  gebracht  werden;  nach  der  Fälligkeit  ist  aber  über- 
haupt nur  noch  von  letztem»  die  Rede,  freiwillige  Stellung  wird  da  nie  mehr 
erwähnt,  offenbar  desshalb,  weil  sie  jetzt  keinerlei  Vortheil  mehr  gewährte 
und  demnach  auch  nicht  mehr  auf  dieselbe  zu  rechnen  war. 

55.  —  Wenn  in  den  Fällen,  wo  eine  Missethat  mit  Geld  gestraft  wird, 
gewöhnlich  nicht  erwähnt  wird,  dass  der  Ungehorsame  als  geständig  und  ver- 
urtheilt  zu  betrachten  sei,  so  ist  der  Grund  wohl  darin  zu  suchen,  dass  mit  der 
Fälligkeit  des  Bannes  ohnehin  dieVerurtheilung  in  die  Bannbusse 
eintrat  und  diese  in  der  Regel  die  Geldstrafe  für  die  Missethat  in  sich  auf- 
nahm oder  mit  ihr  zusammenfiel. 

Als  Bannbusse  im  engem  .Sinne  hätten  wir  nur  die  Geldstrafe  zu  be- 
zeichnen, welche  der  Gebannte  durch  seinen  Ungehorsam  verwirkte,  welche  er 
nicht  zu  zahlen  gehabt  hätte,  wenn  er  der  Ladung  oder  dem  sonstigen  Befehle 
des  Richters  nachgekommen  wäre;  im  weiteren  Sinne  können  wir  damit  über- 
haupt die  Summe  bezeichnen,  welche  bei  der  Lösung  vom  Banne  gezahlt  wer- 
den musste;  diese  aber  kann  nicht  allein  Strafe  für  den  Ungehorsam,  sondern 
auch  Strafe  für  die  Missethat  sein. 

Beim  Bann  um  Schulden  und  beim  einfachen  Ungehorsams- 
banne scheint  regelmässig  bei  der  Lösung  eine  Ungehorsamsstrafe  gezahlt  zu 
sein.  Zu  Modena  war  eine  solche  im  Betrage  von  zwei  Solidi  schon  verwirkt, 
wenn  der  Bann  pro  precepto  non  observato  vel  quia  ad  rationem  non  venil 
durch  Einschreibung  in  das  erste  Buch  nur  erst  verhängt,  nicht  schon  fallig 
ist,  da  es  ausdrücklich  weiter  heisst,  dass  der  Gebannte  drei  Solidi  zahlt,  wenn 
der  Bann  durch  Eintragung  in  das  zweite  Buch  fallig  geworden  ist.1  Nach  den 
Statuten  von  Parma  hatte  der  Gebannte  bei  Gehorsam  vor  Ablauf  der  Bann- 
frist nur  die  Gerichtskosten  für  Ladung  und  Bann  zu  entrichten;  die  eigent- 
liche Bannbusse,  welche  hier  regelmässig  fünf  Solidi  beträgt,  hatte  er,  wie 
ausdrücklich  gesagt  ist,  erst  nach  Ablauf  der  Frist  zu  zahlen.2  In  Val  d' Ambra 
erhält  der  Notar  für  die  Löschung  eines  Bannes  um  Schulden  sechs  Denare. 3 
Zu  Ravenna  zahlte  der  Gebannte,  wenn  er  sich  mit  dem  Gregner  abfand,  der 
Gemeinde  vierzig  Solidi  bei  einem  Betrage,  anscheinend  der  Forderung,  von 
tausend  Pfund  und  mehr;  bei  geringerem  Betrage  nach  Verhältniss. 4  Diese 
kleinen  feststehenden  Bannbussen  tragen  wohl  überhaupt  mehr  den  Charakter 
einer  Entschädigung  für  die  dem  Gerichte  aus  dem  Ungehorsam  erwachsene 
Bemühung,  als  dass  ihr  Hauptzweck  gewesen  wäre,  durch  Furcht  vor  der 
Busse  zum  Gehorsam  vor  Eintreten  der  Frist  anzutreiben ;  handelte  es  sich 
meistenteils  um  zahlungsunfähige  Schuldner,  so  war  davon  wenig  zu  erwarten. 

Eine  Ausnahme  macht  das  strenge  Schuldrecht  von  Pisa,  wo  der  unge- 
horsame Schuldner  zu  einer  Ungehorsamsstrafe  bis  fünfzig  Pfund  verurtheilt 


55.  —  I.  Mon.  Mod.  Stat.  1,  374.  Vgl.  auch  C  ampagnola  22.     2.  Mon.  Parin.  1  c, 
157.  1  a,  306.  311.       3.  %  28  S  60       4.  Faotutri  4,  91. 
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werden  konnte.*  Und  ebenso  konnte  insbesondere  d;i,  wo  man  vor  allem  im 
Interesse  der  Gemeinde  Gehorsam  erzwingen  wollte,  das  Mittel  dazu  in  hohen 
Ungehorsamsbussen,  welche  gesetzlich  festgestellt  oder  für  den  Einzelfall  be- 
stimmt wurden,  suchen.6 

Wir  finden  nun  aber  weiter  eine  Ungehorsamsstrafe  auch  beim  Bann 
um  Missethat  erwähnt.  So  besonders  deutlich  zu  Ivrea  beim  Morde,  wo 
ganz  abgesehen  von  sonstiger  Strafe  pro  ipso.  fuga  hundert  Pfund  zu  zahlen 
sind. 7  Zu  Pisa  soll  der  wegen  Missethat  geladene  Ungehorsame  gebannt  wer- 
den in  ea  qitantitate,  qua  conveniens  ftterit  ;>ro  qualitate  criminis  et  pev- 
sone;  quod  bannum  non  excedat  daphtm  cht*,  in  quo  condempnaretur 
probato  maleßcio  secundom  formam  brems.*  Ks  handelt  sich  hier  bestimmt 
um  Bestrafung  nicht  blos  der  That,  sondern  auch  des  Ungehorsams ;  aber  doch 
auch  nicht  etwa  des  Ungehorsams  allein;  die  Bannbusse  vereinigt  beides. 

Auffallend  sind  einige  Fälle,  wo  eine  Bannbusse  auch  bei  anscheinend 
unsQhnbarem  Banne  verhängt  wird.  Zu  Pisa  wird  über  den  einer  Misse- 
that Beschuldigten,  die  an  Hals  oder  Hand  geht,  eine  Bannbusse  verhängt; 
wird  man  seiner  habhaft,  so  wird  er  hingerichtet  oder  verstümmelt  und  zwar: 
ita  quod  executione  facta  cor porali,  pena  pecuniaria  cesset.9  Was  soll  nun 
aber  diese  Geldbnsse,  welche  mit  der  Leibesstrafe  entfallt,  wenn  die  Leibes- 
strafe ausgeführt  werden  soll,  sobald  man  des  Gebannten  habhaft  ist,  wäh- 
rend dieser,  so  lange  man  seiner  nicht  habhaft  ist,  auch  die  Geldbusse  nicht 
zahlen  wird?  Ich  denke,  man  hat  dabei  doch  einen  sühnbaren  Bann  vor  Augen 
gehabt,  da  sich  schon  oben  zu  ergeben  schien,  dass  eine  in  erster  Reihe  mit 
Körperstrafe  bedrohte  Missethat  doch  zuweilen  nach  erlangter  Sühne  mit  Geld 
gebüsst  werden  konnte.10  Der  Unterschied  würde  dann  darin  liegen,  dass  der 
Gebannte  ergriffen  zwar  die  Körperstrafe  zu  erleiden  hat,  nach  erlangter  Sühne 
sich  aber  durch  Zahlung  der  Bannbusse  lösen  kann. 

Auch  diese  Erklärung  wurde  nicht  anwendbar  sein  bei  einer  Stelle  der 
Statuten  von  Modena,  wo  auf  absichtlichen  Mord  beständiger  Bann  gesetzt 
wird,  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  dass  auch  erlangte  Sühne  den  Bann 
nicht  lösbar  macht;  das  ganze  Vermögen  wird  unter  die  Erben  des  Ermor- 
deten und  die  Gemeinde  getheilt,  so  dass  auch  von  etwaiger  weiterer  Beitrei- 
bung einer  Geldbusse  aus  dem  Vermögen  nicht  die  Rede  sein  kann.  Dennoch 
heisst  es  weiter  mit  Einschiebung  eines  Zusatzes:  Et  insnper  in  mille  libras 
Mutinenses  condempnetar,  et  hoc  si  contumax  fusrit,  (et  habcatur  pro 
confesso  et  tamqnam  con/essus  et  legitime  conviettts  pena  homicidii  pu- 
niatur) ;  si  autem  venerit  ad  rationein  et  probat  um  fuerit  sive  repertum 
ipsum  hnmicidiom  perpetrasse,  capite  puniatur.xx  Ich  weiss  da  keine  andere 
Erklärung,  als  die,  dass  dem  Statut  ursprünglich  dieselbe  Auffassung  zu 
Grunde  lag,  wie  der  erwähnten  Bestimmung  der  Statuten  von  Ivrea;  für  seinen 
Ungehorsam  hat  der  des  Mordes  Beschuldigte  jedenfalls  die  sehr  hohe  Busse 
verwirkt;  aber  später  ergriffen  oder  sich  stellend  hat  er  noch  nicht  das  Recht 


5.  Vgl.  %  47  D.  b\  «.  Vgl.  §  54  ii.  1.2.  7.  Vgl.  §  54  n.  1«.  8.  Buuaini  Stat.  I,  392. 
9,  Bonaini  Sut.  1,  389.       10.  Vgl.  §  51  n.  18.       11.  Mon.  Mod.  Stat.  1.  384. 
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der  Yertheidigung  verwirkt,  wird  nur  hingerichtet,  wenu  er  überwiesen  wird. 
Der  Zusatz  schliesst  das  freilich  bestimmt  aus;  ist  darin  aber  eine  spätere 
Schärfung  zu  sehen,  so  kann  es  kaum  auffallen,  wenn  man  eine  frühere,  da- 
durch unpraktisch  gewordene  Bestimmung  dennoch  im  Texte  beliess. 

Die  angeführten  Fälle  sind  die  einzigen,  in  welchen  bei  Bann  um  Misse- 
that  bestimmt  von  einer  Geldstrafe  nur  für  den  Ungehorsam  die  Rede  ist;  sie 
werden  als  Ausnahme  zu  betrachten  sein.  Bei  uusühnbarem  Bann  hat  eine 
Geldstrafe  überhaupt  keine  Bedeutung,  da  Lösung  nicht  gestattet,  auf  Gehor- 
sam nicht  gerechnet  wird.  Bei  lösbarer  oder  sühnbarer  Misse  that 
beschränkte  man  sich  zweifellos  in  der  Regel  darauf,  den  Bann  unter  Bestim- 
mung der  .Strafsumme  zu  verhängen,  zu  welcher  der  gehorsame  Angeklagte 
im  Falle  der  Schuld  zu  verurtheilen  war;  mit  der  Fälligkeit  des  Bannes  war 
dann  diese  Summe  verwirkt,  mochte  er  schuldig  sein  oder  nicht  Es  ergibt 
sich  das  aufs  bestimmteste  aus  vielen  Stellen,  in  welchen  es  heisst,  der  Misse- 
thäter  habe  so  und  soviel  zu  zahlen;  sei  man  seiner  nicht  habhaft,  so  solle  er 
gebannt  werden,  bis  er  jene  Summe  zahle.  Der  ungehorsame  Angeklagte  steht 
da  dem  zahlungsunfähigen  Verurtheilten  ganz  gleich;  beide  Fälle  werden  daher 
gewöhnlich  auch  gar  nicht  bestimmter  unterschieden ;  es  heisst  soh'at  aut  in 
banno  ponatur,  de  quo  non  exeat,  donec  eolverit.  Der  Nachtheil  des  Unge- 
horsam« liegt  dann  nur  darin,  dass  der  Ungehorsame  als  Confessus  verurtheilt 
wird,  dass  ihm  die  Verteidigung  abgeschnitten  ist. 

Nirgends  treten  zwei  Geldbussen,  die  eine  für  die  That,  die  andere  für 
den  Ungehorsam  hervor;  auch  in  jenen  Ausnahmsfallen  handelt  es  sich  nur 
um  eine  Geldstrafe  neben  eventueller  Körperstrafe,  zu  Pisa  um  eine  ausnahms- 
weise Erhöhung  der  Summe.  Zu  widersprechen  scheint,  dass  es  zu  Parma 
heisst,  jeder  Ungehorsame  solle  vor  der  Lösung  fünf  Solidi  zahlen,  niei  esset 
pro  maleßcio,  de  quo  plus  posmt  auferri.x'1  Aber  es  ist  da  gewiss  nicht 
eine  besondere  Ungehorsamsbusse  gemeint,  sondern  eben  die  durchweg  viel 
höhere  Summe,  welche  der  behaupteten  Missethat  entsprach,  und  beim  Unge- 
horsamen wohl  zunächst  als  Ungehorsamsbusse  aufgefasst  wurde.  Die  Stelle 
wird  eher  erweisen,  dass  bei  Missetliat  die  eine  grössere  Strafsumme  auch  die 
kleine  Ungehorsamsbusse  in  sich  scliloss,  welche  sonst  für  jede  Lösung  vom 
Banne  zu  zahlen  war;  wie  diese  denn  auch  iu  den  Statuten  von  Val  d' Ambra 
dem  löschenden  Notar  nur  bei  Bann  um  Schulden  zugesprochen  wird. 1 3  Nur 
dann,  wenn  bei  Bann  um  Frevel  die  eigentliche  Strafe  nachgesehen  wurde, 
scheint  dafür  die  geringere  regelmässige  Bannbusse  eingetreten  zu  sein. 
Was  sonst  noch  etwa  von  Zahlungen  als  Bedingung  der  Lösung  erwähnt  wird, 
wie  Ersatz  des  angerichteten  Schadens,  oder  der  dem  Kläger  erwachsenen 
Gerichtskosten,  steht  in  keiner  nähern  Beziehung  zum  Ungehorsam. 

Beim  sühn  baren  Bann  scliliesst  durchweg  die  Erlangung  der  Sühne 
die  Zahlnng  der  Bannbusse  nicht  aus.  Nur  scheint  es,  dass  dieselbe  bei  ge- 
ringeren Missethaten  gegen  die  Person  nachgesehen  werden  sollte,  wenn  die 
Sühne  bald  erlangt  wird;  wer  dieselbe  zu  Panna  innerhalb  acht  oder  neun 


55.-  1  12.  Mqii.  I W  1,  :m.       18.  §  28  S.  00. 
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Tagen  seit  derThat  erlangt,  soll  ohne  Zahlung  der  BanulnLH.se  au»  dem  Banne 
gelost  werden. 14 

Bei  allen  Bannbussen  erfolgt  die  Zahlung  an  die  Gemeinde  oder 
den  Gerichts  her  rn.  Oft  ist  das  ausdrücklich  gesagt  und  zwar  auch  bei 
sühnbarem  Bann;  so  zu  Modena  bei  Verstümmelung,  wo  nach  erlangtem  Frie- 
den ein  Ritter  hundert,  ein  Fussgänger  fünfzig  Pfund  an  die  Gemeinde  zu 
zahlen  hat,  um  gelöst  zu  werden. 1 5  Auch  wo  es  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist, 
lässt  es  sich  daraus  folgern,  dass  von  der  im  altern  italienischen  Rechte  so 
regelmässig  erwähnten  Theilung  der  Strafsumme  zwischen  dem  Verletzten  und 
der  öffentlichen  Gewalt  nicht  die  Rede  ist.  Es  kann  das  auffallen  bei  Misse- 
thaten  gegen  die  Person,  bei  welchen  doch  eine  Verwendung  wenigstens  eines 
Theiles  der  Strafsumme  als  Busse  für  den  Verletzten  anzunehmen  wäre.  Die 
Erklärung  ist  wohl  darin  zu  suchen,  dass  die  Missethaten  gegen  die  Person 
durchweg  einer  Sühne  bedurften,  es  demnach  in  der  Hand  des  Verletzten  lag, 
dieselbe  nur  nach  einer  ihn  befriedigenden  Genugthuung  zu  gewäliren.  Zu 
Verona  wird  ausdrücklich  erwähnt,  dass  wenn  jemand  einen  Frieden  bricht, 
a  quo  mendum  aeeeperit,  er  das  Mendum  zurückzahlen  muss;  aber  gerade 
hier  zeigt  sich  auch  besonders  bestimmt,  dass  die  in  bestimmtem  Betrage  fest- 
gesetzten Geldbussen  der  Gemeinde  zukommen;  nach  Angabe  der  Strafen  für 
Todtschlag  und  Verstümmelung  heisst  es:  Et  praedictae  eompositiones  de- 
reniant  cammuni  Veronae;  et  setnper  fielt  mendantia  Jicreäibus  inU-rfeeti 
aiU  iniuriam  passo  de  reüquis  boni*  makfaetoris.16  Die  Busse  an  den 
Verletzten  scheint  durchweg  eine  unbestimmte,  für  den  Einzelfall  dem  Privat- 
abkommen  der  Parteien  oder  dem  Ermessen  des  Richters  überlassene  gewesen 
zu  sein.  Damit  stimmt  durchaus,  dass  wir  nur  bei  unsühnbarem  Banne,  wo 
eine  Befriedigimg  des  Verletzten  durch  den  Gebannten  selbst  nicht  mehr  er- 
folgen kann,  bestimmtere  Angaben  über  die  ihm  aus  dem  Vermögen  des  Ge- 
bannten gebührende  Genugthuung  finden.  Es  dürfte  weiter  damit  zusammen- 
hingen, dass  im  Statute  von  Vald'Ambra  für  den  einzigen  Fall  derNothzucht 
Theilung  der  Bannbusse  zwischen  der  Verletzten  und  der  gräflichen  Kurie  be- 
stimmt wird17;  das  Verbrechen  wird  hier  nicht  unter  denen  aufgezählt,  welche 
Sühne  bedurften18,  so  dass  die  Verletzte  auf  diesem  Wege  zu  einer  Genug- 
thuung nicht  hätte  gelangen  können.  Nur  von  einer  Genugthuung  für  den 
Verletzten  ist  Rede  in  einem  Vertrage  zwischen  Verona  und  Cremona  von 
1202 l9;  aber  es  handelte  sich  dabei  wohl  zunächst  nur  um  Sicherung  des  Er- 
satzes des  im  fremden  Gebiete  insbesondere  durch  Raub  erüttenen  Schadens; 
ob  die  Gemeinde  selbst  weitere  Strafe  eintreten  lassen  wollte,  war  kein  Ge- 
genstand vertragsmässiger  Feststellung. 

56,  —  Nach  dem  Gesagten  war  der  Gebannte  immer  verurtheilt,  etwas 
«i  leisten  oder  zu  erleiden.  Es  entspricht  dem,  wenn  wir  Mass  regeln  zur 
Ausführung  des  Urt heil s  erwähnt  finden.  Dahin  gehört  insbesondere  die 
oft  erwähnte  Verpflichtung  des  Pudesta  und  der  sonstigen  städtischen  Beamten, 


14.  Mon.  P«rm.  Ja.  :JI1.  15.  Mou.  Mod.  ÜUt.  1,  J«tj.  16.  Umpaguola  t>7.  52. 
17.  $  4  S.  49.       18.  Vgl.  §  50  n.  I.       1».  Archi*  ru  <_remona. 
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für  die  Up  tan  gm  nah  ine  aller  Gebannten  Sorge  /.u  tragen;  zu  Ravenna 
soll  der  Podesta  monatlich  zu  diesem  Zweck  den  Bezirk  bereisen,  während  in 
den  einzelnen  Orten  Leute  in  Pflicht  genommen  sind,  welche  die  Gebannten 
ausfindig  zu  machen  haben,  wie  letzteres  auch  zu  Pisa  bemerkt  wird1;  auch 
die  Bewohner  dürfen  sich  der  Gebannten  bemächtigen  und  haben  sie  dann  als- 
bald auszuliefern. 2 

Lautete  die  Verurtheilung  auf  Hinrichtung  oder  sonstige  Körperstrafe, 
so  war  diese  dann  alsbald  zu  vollziehen.  Auf  Einbringuug  oder  Anzeige  solcher 
besonders  schwer  Gebannter  waren  denn  auch  wohl  Preise  gesetzt.  Wer  zu 
Casale  die  Gefangennahme  eines  wegen  todeswürdigen  Verbrechens  Gebannten 
bewirkt,  erhält  fünfzig  Pfund  von  der  Gemeinde. 3  Zu  Brescia  werden  1 288 
eine  Anzahl  von  Personen  in  unsiihnbaren  Bann  gethan  und  ergriffen  zur  Hin- 
richtung verurtheilt;  wer  eine  von  ihnen  lebendig  einliefert,  erhält  fünfhundert 
bis  zweihundert,  wer  todt  dreihundert  bis  hundert  Pfund;  ausserdem  wird  er 
selbst  aus  jedem  Bann,  wenn  es  nicht  ein  unsühnbarer  ist,  gelöst.4  Auf  die 
Einfangung  solcher  Gebannten  soll  zu  Pisa  der  Podesta  besondere  Sorge  ver- 
wenden. 5 

Andere  Gebannte,  welche  sich  lösen  können,  verbleiben  in  Haft  bis 
zur  Lös  n  n  g.  Der  Podesta  von  Parma  soll  omnea  bannitos  capere  et  cap- 
to8  detineaty  usquc  quo  de  banno  exicrint,  etat  exire  potuerinl;  auch  sonst 
ist  schlechtweg  von  Einfangung  aller  Gebannten  die  Rede.  Insbesondere  kann 
das  auch  die  um  Schulden  Gebannten  treffen;  zu  Parma  soll  der  eingefangene 
bannihts  ex  cauaa  pccuniaria  im  Palaste  der  Gemeinde  oder  in  der  Woh- 
nung des  Podesta  oder  Kapitäns  gefangen  gehalten  werden6,  was  wohl  eine 
Milderung  gegenüber  den  in  strengerer  Haft  zu  haltenden  Missethätern  be- 
zeichnet Aber  beim  Banne  um  Schuld  dürfte  doch  die  Gefangennahme  nicht 
von  vornherein  in  der  Verpflichtung  der  städtischen  Behörden  gelegen,  son- 
dern nur  auf  besonderes  Verlangen  der  Gläubiger  geschehen  sein.  Zü  Modena 
ist  von  jener  Verpflichtung  nur  mit  Beziehung  auf  die  um  Missethat  Gebann- 
ten die  Rede7;  zu  Pisa  soll  der  um  Schuld  Gebannte  nur  auf  Verlangen  und 
auf  Kosten  des  Gläubigers  aufgesucht  werden8;  zu  Verona:  Potestas —  te- 
neatur  omnes  bannitos  capere  ad  voluntatem  creditoris  vel  eius,  pro  quo 
fuerit  banmtus,  et  cos  detinere  in  vineulis,  donec  creditori  fuerit  satia- 
f actum  vel  cum  eo  ae  concot\iaverint.9 

Wo  nun,  wie  zu  Pisa,  gegen  Schuldner  in  erster  Reihe  mit  Haft  vorge- 
gangen werden  sollte1  °,  können  wir  in  diesem  Gefangenhalten  allerdings  eine 
Ausführung  des  Urtheils  sehen.  Aber  das  war  Ausnahme.  Wo  es  sich  weiter 
um  Ungehorsamsbann  handelt,  lässt  sich  die  Gefangenhaltung  immerhin  noch 
als  eine  Massregel  fassen,  um  die  Ausführung  des  Urtheils  durch  Zahlung  zu 
erzwingen.  Aber  diese  Auffassung  ist  doch  kaum  zulässig  in  den  zahlreichen 


56.  —  1.  Fantuxzi  4,  23.  Bonaini  Stat.  1,  395.  2.  Mon.  Mod.  Stak  1,  27.  8.  Leg. 
munic.  1025.  4.  Odorici  8,  38.  5.  Bonaini  Stat.  1.  389.  8.  Mon.  Parin.  1  a,  309. 
1  c.  158.  7.  Mon.  Mod.  Stat.  1,  374.  8.  Bonaini  Stat.  1,  226.  9.  Campagnola  46; 
»gl.  79       10.  Vgl  §  46  n.  3. 
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Fällen  des  Ausweisungsbannes,  wo  man  des  zahlungsunfähigen  Verurtheilten 
habhaft  war,  wo  also  gar  nicht  abzusehen  wäre,  wesshalb  mau  ihn  nicht  gleich 
in  Haft  hielt,  wenn  man  glaubte,  die  Zahlung  dadurch  erzwingen  zu  können. 
In  sehr  vielen  Fällen  wird  die  Bestimmung  der  Gefangenhaltung  ergriffener 
Gebannter  als  eine  Massregel  zur  Aufrechthaltung  des  Bannes  zu  betrachten 
sein,  als  eine  Drohung,  welche  den  Gebannten  vom  Betreten  des  Gebietes  ab- 
schrecken, im  Falle  des  Bruches  aber  die  Uebel  des  Bannes  ersetzen  und 
schärfen  sollte.  Und  eine  solche  Massregel  mochte  um  so  nothwendiger  er- 
scheinen, als  bei  leichterem  Bann  die  sonstigen  Folgen  eines  Betretens  des 
Gebietes  nicht  so  empfindlich  waren,  um  Burgschaft  für  die  genügende  Be- 
achtung des  Gebotes  zu  gewähren. 

57.  —  Die  bisher  besprochenen  Wirkungen  des  fälligen  Bannes  sind 
solche,  welche  zu  thatsächl icher  Geltung  erst  gelangen  bei  der  Beendigung 
des  Bannes;  es  handelt  sich  um  eine  Verurtheilung,  welche  durch  Zahlung, 
Uebereinkommen  oder  Verhängung  der  Leibesstrafe  ausgeführt  wird;  es  han- 
delt sich  um  Strafen,  welche,  wenn  wir  von  der  wenig  hervortretenden  Unge- 
horsamsbusse  absehen,  dem  Bannverfahren  nicht  eigentümlich  sind,  mit  dem 
Banne  überhaupt  nicht  näher  zusammenhängen,  als  dadurch,  dass  der  Unge- 
horsame in  Folge  der  Fälligkeit  des  ßaunes  als  »Schuldiger  betrachtet  und 
verurtheilt  wird,  während  beim  Ausweisungsbanne  überhaupt  die  Verurthei- 
lung nicht  Wirkung  des  Bannes,  sondern  der  Bann  Folge  der  Verurtheilung  ist. 

In  beiden  Fällen  liegt  ein  Urtheil  vor,  welches  wegen  Zahlungsunfähigkeit, 
wegen  mcht  erlangter  Sühne  oder  wegen  Ungehorsam  nicht  ausgeführt  werden 
kann. 1  Theils  um  den  Gebannten  anzutreiben,  die  Hindernisse  der  Ausführung 
zu  beseitigen,  theils  um  da,  wo  ihm  das  nicht  möglich  oder  auf  seine  Geneigt- 
heit dazu  überhaupt  nicht  zu  rechnen  ist,  einen  Ersatz  für  das  nicht  auszu- 
führende Urtheil  zu  schaffen,  werden  über  den  Gebannten  gewisse  Nachtheile 
verliängt,  welche  ausschliessliche  Wirkungen  des  Bannes  sind,  welche 
ohne  den  Bann  ihn  auch  im  Falle  der  Verurtheilung  nicht  getroffen  hätten 
und  welche  mit  der  Ausführung  des  Urtheils  aufhören.  Es  handelt  sich  dabei 
theils  um  Massregeln  gegen  die  Person,  theils  gegen  das  Gut. 

Die  Massregeln  gegen  die  Person  sind  wohl  durchweg  auf  die  Auf- 
fassung zurückzuführen,  dass  derjenige,  welcher  einer  ihm  obliegenden  Rechts- 
verbindlichkeit nicht  gerecht  werden  kann  oder  will,  damit  auch  den  Anspruch 
auf  den  vollen  Schutz  seines  eigenen  Rechtes  verliert.  Aber  je  nachdem  der 
Eingriff  in  die  fremde  Rechtssphäre,  welchen  er  nicht  sühnen  kann  oder  will, 
ein  leichterer  oder  schwererer  ist,  wird  auch  sein  Recht  mehr  oder  weniger 
beschränkt;  der  Zustand  des  Gebannten  kann  der  einer  blossen  Minderung  der 
Rechtsfähigkeit,  aber  auch  der  einer  völligen  Rechtlosigkeit  sein. 


57.  —  1»  Wir  lassen  da  die  wenigen  Fälle  unbeachtet,  wo  onsühnbarer  Bann  als  selbst- 
ständige  Strafe  verhängt  scheint.  Vgl.  §  52  n.  1.  Auch  dabei  lag  gewiss  immer  insofern 
gleichsam  ein  Urtheil  vor,  als  bei  Bruch  des  Bannes  dem  ergriffenen  Gebannten  wohl  mit 
Hinrichtung  oder  sonstiger  Strafe  gedroht  war.  Vgl.  §  52  n  4.  In  den  spätem  Statuten 
*on  Ri?»  rap.  :J8  (Bibl.  Trentina.  I>i<p.  If7.  S.  |  l.i)  heisst  es  schlechtweg.  da*s  der  perpetuo 
tanuitus  hingerichtet  werden  soll,  wenn  er  ergriffen  wird 
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Allen  Arten  des  Bannes  gemeinsam  ist  das  Verbot  der  .Stadt  und 
ihres  Gebietes,  der  Verlust  des  Rechtes,  sich  in  der  Heimath  aufhalten 
zu  dürfen.  Wenn  in  den  »Statuten  von  Modeua  die  Nachtheile,  welche  den 
Bannitus  pro  civili  obligatione  treffen,  aufgezählt  werden  und  dabei  wohl  nebst 
anderm  von  der  Ausstossung  aus  dem  Stadtrathe  die  Rede  ist,  nicht  aber  von 
der  Ausweisung2,  so  könnte  es  scheinen,  als  habe  der  nur  um  »Schulden  Ge- 
bannte sich  in  der  »Stadt  aufhalten  dürfen.  Aber  es  ist  doch  so  oft  von  einem 
Expellere  des  »Schuldners  die  Rede3,  es  weiden  so  oft  Massregeln,  welche,  wie 
die  Gefangenhaltung  des  Ergriffenen,  ein  Verbot  des  Aufenthaltes  voraussetzen, 
auch  auf  Schuldner  ausgedehnt4,  dass  wohl  nur  desshalb  in  jener  und  einigen 
ähnlichen  »Stellen  von  einem  solchen  Verbote  nicht  ausdrücklich  die  Rede  ist, 
weil  der  Ausdruck  Bannitus  selbst  genugsam  darauf  hinwies.  Doch  ist  es 
wahrscheinlich,  dass  thatsächlich  hie  und  da  eine  mildere  Behandlung  eintrat. 
Der  Bann  um  »Schulden  wird  so  ausschliesslich  im  Interesse  und  nach  Belieben 
des  Gläubigers  verhängt,  dass  wohl  anzunehmen  ist,  dass  wenn  dieser  den 
Aufenthalt  auch  vor  getroffenem  Abkommen  stillschweigend  zuliess,  sich  mit 
den  andern  Folgen  des  Bannes  begnügte,  auch  von  »Seiten  der  städtischen 
Behörden  kein  Eingreifen  erfolgte.  Zu  Verona  wenigstens  wird  bestimmt  vor- 
ausgesetzt, dass  gebannte  »Schuldner  sich  offenkundig  in  der  Stadt  oder  dem 
Gebiete  aufhalten  können ;  der  Gläubiger  hat  das  Recht,  sie  gefangen  setzen 
zu  lassen:  seil  fidelussor  bann  Uns  non  dfbmt  capi,  antequam  il'bitor,  qui 
manet  palam  in  ciritate  aen  in  eins  distrietu  in  loco,  übt  potesta*  Veronae 
habeat  rirtutein,  captatnr.5  Auf  eine  mildere  Handhabung  lassen  auch  sonst 
vielfach  die  Massregeln  zur  Erwirkung  der  Einhaltung  des  Verbotes  schliessen. 

Dahin  gehört  einmal  die  schon  erwähnte  Verpflichtung  der  städtischen 
Übrigkeiten  zur  G  e  f  a  n  g  e  n  n  a  h  m  e  der  im  Gebiete  angetroffenen  Gebannten« 
um  sie  zu  bestrafen  oder  gefangen  zu  halte?).  Und  da,  wie  wir  sahen,  diese 
mehrfach  nur  auf  Verlangen  des  Gläubigers  stattfand,  so  scheint  sich  schon 
daraus  zu  ergeben,  dass  der  um  »Schulden  Gebannte  sich  im  Gebiete»  unange- 
fochten aufhalten  konnte,  wenn  er  sicher  war,  dass  der  Gläubiger  das  zuliess. 

Eine  zweite  Massregel  ist  das  Verbot  der  Unterstützung;  in  allen 
»Statuten  finden  sich  Strafen  ausgesprochen  für  diejenigen,  welche  Gebannten 
Obdach  oder  Lebensmittel  oder  sonstige  Unterstützung  gewähren.  Dabei  wird 
nun  aber  unterschieden  nach  der  Veranlassung  des  Bannes.  In  den  »Statuten 
von  Turin  und  Val  d' Ambra  wird  nur  bei  Unterstützung  eines  um  Missethat, 
von  Casale  eines  um  todeswürdige  Missethat  Gebannten  eine  »Strafe  ausge- 
sprochen.6 Zu  Verona  ist  bei  Beherbergung  eines  um  Missethat  Gebannten 
eine  doppelte  Strafe  ausgesprochen,  hundert  Pfund  fiir  die  Gemeinde,  und 
eben  so  viel  an  den  Verletzten;  Geineinden,  welche,  obwohl  sie  die  Macht 
dazu  haben,  die  Gebannten  nicht  vertreiben,  zahlen  die  Busse  derselben  und 
haften  für  den  von  ihnen  angerichteten  Schaden ;  ebenso  haben  die  Herren 
solcher  Gemeinden  Strafe  zu  zahlen. 7  Mehrfach  findet  sich  eine  weitere  Unter- 


67.     |  2.  Mon  Stat.  I,  :17*.      3.  Vgl.  §  4«  n.  «       4.  Vgl.  $      »»  •»'•      •'».  f'»m- 

l>a*i.«-Li   »•».        tf.  I^g   luuuic    712.  Um.   St.  d.  Val  d'A.  $  :•  S.  30.        7.  <  ampag- 
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.schcidung.  Zu  Pisa  zahlt  der  Helfer  bei  Bann  um  Missethat  überhaupt  bis 
zwanzig,  um  genannte  schwere  Missethaten  bis  hundert  Pfund ;  wenn  aber  bei 
diesem  letztern  der  Gebannte  von  dem  Hause  aus,  in  das  er  aufgenommen 
war,  einen  Bürger  verletzte,  soll  der  Helfer  so  gestraft  werden,  wie  der  Ge- 
bannte im  Falle  der  Ergreifung.8  Zu  Ivrea  zahlt  der  Helfer  eines  um  todes- 
würdige Missethat  Gebannten  hundert  Pfund;  zehn,  wenn  auf  die  Missethat 
Verstümmelung  stand ;  wenn  Geldstrafe,  zahlt  er  diese. 9  Damit  jeder  die  Ge- 
bannten kennt,  wird  der  Bann  wohl  wiederholt  veröffentlicht;  zu  Verona  hat 
der  Podesta  zweimal  im  Jahre  die  Namen  aller  um  Missethat  Gebannten  in 
der  Stadt  und  in  allen  Orten  des  Gebiets  ausrufen  zu  lassen.10 

Ist  in  allen  diesen  Fällen  nur  vom  Banne  um  Missethat  die  Rede,  so 
könnte  sich  daraus  schliessen  lassen,  dass  bei  Bann  um  Schulden  die  Unter- 
stützung nicht  verboten  war.  Zu  Pisa  ist  das  sogar  ausgesprochen;  im  Gegen- 
satze zum  Gebannten  um  Missethat  wird  dem  Exbannitus  pro  debitis  das 
Vertheidigungsrecht  zugesprochen  und  hinzugefügt:  Et  nulhts  conmivtat  in 
penampro  eo,  quod  tali  eoebannito  prestet  coneilittm  vel  iuvamen.1*  An 
andern  Orten  tritt  solche  Unterscheidung  nicht  hervor.  Zu  Parma  wird  schlecht- 
weg die  Unterstützung  jedes  Gebannten  bei  drei  Pfund  untersagt;  nur  dass 
bei  unsühnbarer  Missethat  die  höhere  .Strafe  von  zwanzig  Pfund  eintritt. 12 
Nach  den  Statuten  von  Aosta  scheint  sogar  bei  Bann  um  Schulden  eine  Strafe 
bestimmt  ausgesprochen;  der  Helfer  solvat  pro  bampno  a*r»\  libras,  ei  pro 
malefitio  fuerit  bampnitus;  si  vero  ex  causa  pecuniaria  solrat  eundem 
bampnum,  quemadnwdum  bampnitus.13  Doch  könnte  der  Vergleich  mit  der 
erwähnten  entsprechenden  Bestimmung  der  Statuten  des  benachbarten  Ivrea 
und  die  Höhe  der  bei  Missethat  schlechtweg  ausgesprochenen  Strafe  die  Ver- 
inuthung  nahe  legen,  dass  der  Ausdruck  Malefitium  hier  ausnahmsweise  in  der 
Beschränkung  auf  unsühnbare  Missethaten  gebraucht  ist,  unterschieden  von 
den  nur  mit  Geld  bestraften  Missethaten.  Ganz  bestimmt  ist  Unterstützung 
auch  bei  Bann  um  Schulden  zu  Verona  verboten;  weist  der  Helfer  nicht  nach, 
dass  er  den  Bann  nicht  kannte  oder  die  Unterstützung  mit  Willen  oder  im 
Interesse  des  Gläubigers  gewährte,  so  ist  er  diesem  zur  Zahlung  der  Schuld 
verpflichtet 14 

Ausgenommen  vom  Verbote  der  Unterstützung  ist  nach  den  Pisaner 
Statuten  die  Frau  des  Gebannten ;  geht  sie  zu  ihm  oder  er  zu  ihr,  so  soll  sie 
desshalb  nicht  gestraft  werden13;  zu  Verona  steht  bei  Schuldbann  eine  Strafe 
gegen  Kinder,  Eltern,  Mann  oder  Frau  im  Ermessen  des  Podesta.16  Wie 
denn  überhaupt  der  bei  der  deutschen  Oberacht  so  scharf  betonte  Verlust  der 
FamUienrechte  in  Italien  auch  bei  dem  schärfsten  Banne  nie  betont  wird. 1 7 
Dafür  scheint  aber,  zumal  beim  Bann  aus  politischen  Motiven,  um  sich  gegen 
die  Unterhaltung  von  verrätherischen  Verbindungen  in  der  Stadt  zu  schützen, 

nola  28.  75.  80.  164.  165.  8.  Bonaini  Stat.  1,  387.  9.  Leg.  munic.  1208.  10.  Cam- 
pagnola  29.  11.  Bonaini  Stat.  1,  394.  12.  Mon.  Parin.  1  a,  309.  18.  Leg,  munic.  37. 
14»  Catnpagnola  27.  IS.  Bonaini  Stat  1.  387.  16.  ('ampagno)a  27.  17.  Bei  der 
kirchlichen  Ktcommunication  findet  sich  allerdings  die  hei  der  deutschen  Oberacht  ge- 
brechliche Formel:  t'Ui,»t  ß/ii  eiut  nrf.tui  et  uxor  tiu*  Wrfm».  IViraua  :i.J7. 
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wohl  die  Ausweisung  derFrau  und  anderer  Angehöriger  verfugt 
zu  sein,  ohne  dass  diese  selbst  im  Banne  sein  sollten.  Letzteres  traf,  wie  wir 
sahen,  bei  Bann  wegen  Hochverrath  die  erwachsenen  Söhne18;  dagegen  heisst 
es  1252  zu  Brescia  von  den  Frauen  uud  unverheiratheten  Töchtern  nur,  dass 
sie  aus  Stadt  und  Bezirk  vertrieben  werden  und  dort  nicht  mehr  wohnen  sollen ; 
es  wird  bei  hoher  Strafe  verboten,  sie  zu  beherbergen. 1 9  Bei  einer  vertrags- 
mässigen  Milderung  der  Stellung  der  Cremoneser  Verbannten  1 257  heisst  es,  dass 
ihre  Frauen,  Töchter,  Söhne  unter  zwölf  Jahren  und  ihre  Gastalden  auf  den 
Gütern  im  Gebiete  wohnen  dürfen'20,  was  doch  voraussetzt,  dass  sie  bis  dahin 
ausgewiesen  waren ;  nach  Erwähnung  der  Gastalden  wurden  solche  Massregeiii 
also  wohl  auch  auf  Beamte  der  Gebannten  ausgedehnt.  Zu  Ravenna  raussten 
die  Verwandten  des  Gebannten,  um  in  der  Stadt  bleiben  zu  dürfen,  Bürgschaft 
dafür  bestellen,  dass  sie  selbst  niemanden  an  Person  und  Gütern  schädigen 
und  jeden  vom  Gebannten  angerichteten  Schaden  ersetzen  würden.21  Eine 
durch  die  besondere  Natur  der  Missethat  begründete  Massregel  gegen  die 
Verwandten  findet  sich  zu  Pisa;  ist  man  eines  Frauenräubers  nicht  gewaltig, 
so  werden  die  nächsten  Verwandten  in  Eisen  und  Kerker  gehalten,  bis  der 
Gebannte  die  Frau  ausliefert.22 

58. —  Jeder  Bann  hat  weiter  zur  Folge  eine  Minderung  der  Rechts- 
fähigkeit, ähnlich  der  deutschen  Rechtlosigkeit,  insofern  auch  diese  die 
Rechtsfähigkeit  keineswegs  vollständig  aufhebt;  in  andern  Beziehungen  würde 
freilich  der  Vergleich  nicht  zutreffen.  Insbesondere  handelt  es  sich  in  Italien 
nicht  um  einen  feststehenden  Begriff,  der  zu  einem  genau  entsprechenden  tech- 
nischen Ausdrucke  gelangt  wäre.  Es  ist  in  der  Regel  nur  von  einzelnen  be- 
stimmten Rechten,  welche  dem  Gebannten  fehlen ,  die  Rede ,  und  nicht  bei 
jeder  Art  des  Bannes  sind  das  dieselben. 

Jeden  Gebannten  trifft  der  Verlust  der  wichtigsten  politischen  Rechte, 
insbesondere  der  Fälligkeit  zur  Bekleidung  irgend  eines  öffentlichen  Amtes. 
Ausdrücklich  auch  auf  den  Bann  um  Schulden  und  jeden  andern,  nicht  durch 
Missethat  veranlassten  Bann  wird  das  ausgedehnt  in  den  Statuten  von  Pisa 1 ; 
ebenso  zu  Modena;  der  Bannitus  pro  civili  obligatione  wird  aus  dem  Stadt- 
rathe  gestossen  und  jede  etwaige  Wahl  zu  öffentlichen  Aemtero  ist  nichtig.2 
Wenn  das  nicht  häufiger  erwähnt  wird,  so  erklärt  sich  das  natürlich  daraus, 
dass  das  Verbot  des  Aufenthaltes  ohnelün  eine  Ausübung  der  politischen 
Rechte  unmöglich  machte.  Wird  es  bei  leichterem  Bann  ausdrücklich  ausge- 
sprochen, so  scheint  doch  auch  das  dafür  zu  sprechen,  dass  dem  Gebannten 
nicht  imbedingt  die  Stadt  verboten  war,  dass  er  sich,  etwa  mit  Zustimmung 
des  Gläubigers,  dort  aufhalten  konnte,  aber  den  sonstigen  Nachtheilen  des 
Bannes  unterlag.  Mit  der  Lösung  vom  Banne  trat  unzweifelhaft  die  volle  po- 
litische Rechtsfähigkeit  im  allgemeinen  wieder  ein;  es  heisst  zu  Pisa  ausdrück- 
lich: qnoitsque  steterit  in  ipso  hanno.  Besonders  deutlich  ergibt  sich  das  zu 


57.-  |  IX.  Vgl.  S  54  n.  14.  1».  Udoriri  7.  124.  30.  Vgl.  die  Beilagen  21.  Fantuxii 
4.  !»Ü        ti.  Bunaini  Stat.  I.  im. 

56.  -  I.  Bonaiui  St.t.  1,  WJ.       2.  Mon.  Mod.  Stat.  1,  373. 
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Verona,  wo  nicht  die  Wahlfähigkeit  verloren  wird,  sondern  nur  die  Fähigkeit 
zur  Ausübung:  Si  quis  fuerit  electus  in  officio  communis  Veronae,  qui 
sit  bannitus,  et  ei  denunciatum  fuerit,  ut  faciat  se  poni  in  trevam  infra 
xp.  dies,  et  non  fecerit,  exinde  non  debeat  exercere  nec  habere  publicum 
officium,  donec  bannitus  extiterit;  1218  wird  die  Frist  auf  acht  Tage  be- 
schränkt; der  Podesta  soll  untersuchen,  ob  der  Gewählte  im  Banne  ist;  et  si 
postquam  aiiquis  fuerit  electus  in  officio  communis  Verona*  et  iuraverit 
iüud  officium,  permiserit  se  banniri,  careat  feudo  pro  rata  temporis,  quo 
»teterit  extra  trevam  et  interim  cesset  ab  officio.*  Nur  das  Recht  von  Mo- 
dena  scheint  eine  Ausnahme  zu  bieten:  Nec  aiiquis  qui  unquam  fuerit  ban- 
nitus vel  condempnatus  de  aliqua  falsitate  vel  furto  —  non  possit  nec 
debeat  officiare,  procurare  vel  advocare,  nec  esseinaliquo  offitio  comunis 
vel  mercatorum* ;  aber  es  handelt  sich  dabei  offenbar  nicht  um  eine  Wirkung 
des  Bannes,  sondern  der  Venirtheilung  wegen  eines  entehrenden  Verbrechens. 

Weiter  handelt  es  sich  immer  um  einen  Verlust  prozessualischer 
Rechte.  Aber  dabei  zeigt  sich  ein  durchgreifender  Unterschied  nach  der  Art 
des  Bannes;  jeder  Gebannte  verliert  die  Befugniss,  sein  Recht  durch  Klage 
zu  verfolgen;  aber  nur  der  um  Missethat  Gebannte  auch  das  Recht  der  Ver- 
teidigung. 

Dass  auch  der  nur  um  Schulden  oder  was  dem  gleichsteht  Gebannte  sein 
Klagrecht  verliert,  leidet  keinen  Zweifel.  So  zu  Pisa:  non  possit  nec  debeat 
audiri  ad  rationem  in  agendo.*  Nach  den  Statuten  von  Modena  werden 
Orte  des  Gebiets,  wenn  sie  Abgal)en  nicht  zahlen,  gebannt:  et  quod  omnes 
persone  dictorum  communium  —  non  audianturin  iure  eorum  in  civilibus 
nec  etiam  de  dampno  dato  eis  vel  alteri  ipsorum.  Danach  scheint  eine 
Ausnahme  bei  Verletzungen  der  Person  zugelassen,  und  das  ist  anderweitig 
ausdrücklich  gesagt:  Pena  quidem  banniti  j>ro  civili  obligatione  vel  quasi 
talis  est,  tndelicet  quod  interim  nuUam  consequatur  rationem,  nisi  de  eo 
pro  quo  bannitus  est,  neque  de  uUo  suo  negotio  vel  alieno  agendo  vel  ex- 
npiendo  in  comimi  audiatur,  nisi  in  persona  sua  vel  suorum  percussio- 
netn  vel  iniuriam  sustineret.6  Zu  Verona  werden  einige  Ausnahmen  gemacht 
für  den  Tutor,  Curator  und  Vater,  der  fiir  Mündel  oder  Sohn  klagt,  und  für 
den  Bürgen  bei  Klage  gegen  den  Schuldner,  wegen  dessen  Schuld  er  in  den 
Bann  gekommen  ist. 7 

Dagegen  ist  bezüglich  des  Vertheidigungsrechtes  zu  Pisa  ausdrücklich 
bestimmt,  quod  pro  —  exbanmtis  j>ro  debito  vel  eius  occasione  vel  ex  qua,- 
cunque  alia  ratione,  excepto  quam  pro  maleficio  et  quasi,  quilibet  in  de- 
femlendo  possit  audiri  ad  rationem  et  eis  —  favorem  prestare.  Aber  auch 
eigene  Verteidigung  wurde  gestattet  und  ermöglicht:  Et  si  aiiquis  pro  de- 
bito exbannitus  requisitus  fuerit  — ,  ut  veniat  facturus  alicui  rationem, 
potestates  —  debeant  ei  dare  fidantiam,  ut  veniat  ad  respondendum  super 
eo,  super  quo  fuerit  requisitus. 


K  Cainpagnola  18.  Tgl.  164.  165.     4.  Mon.  Mod.  Stat.  1,  92.     5.  Bonaini  Stat.  1.  392. 
«.  Mon.  Mod.  Stat.  1,  2U5.  373.        <.  (anipaguola  45.  Tgl.  182. 
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Bezüglich  des  Bannes  um  Missethat  heisst  es  aber  ausdrücklich :  Si  quis 
vero  exbannitus  est  —  oceasione  alieuius  tnaleßcii  — ,  non  audiatur  ad 
rationem  tarn  in  agendo,  quam  in  defendendo;  nur  mit  der  Ausnahme, 
quod  si  talis  exbannitus  detineretur  in  fortia  Pisani  communis  per  pro- 
curatorem  tantum  possitin  defendendo  ad  rationem  audiri.6  Eine  andere 
Ausnahme  findet  sich  ziemlich  entsprechend  in  den  Statuten  von  Parma  und 
Modena;  ist  der  Gebannte  wegen  einer  Missethat  angeklagt,  so  soll  ihm 
sicheres  Geleit  gegeben  werden,  um  zur  Verteidigung  zu  kommen;  dass  es 
sich  dabei  auch  um  Gebannte  um  Missethat  handelte,  ergibt  sich  aus  dem  Zu- 
sätze, dass  während  dieser  Zeit  ihn  niemand  ungestraft  verletzen  dürfe,  was 
bei  Bann  um  Schulden  überhaupt  nicht  gestattet  war;  auch  darf  während  dieser 
Zeit  die  frühere  Verurtheilung  nicht  vollzogen  werden,  wohl  aber  die  jetzt 
etwa  erfolgende.9  Es  war  das  wichtig,  da  der  nur  um  Frevel  Gebannte  sonst 
hätte  in  unsühnbaren  Bann  fallen  können  ohne  die  Möglichkeit  einer  Ver- 
teidigung. 

Eine  noch  weitergreifende  Rechtsschmälerung  findet  sich  beim  (Gebannten 
um  unsühnbare  Missethat:  ipso  iure  ab  omni  legitime  artu  penitus  sit  ex- 
clusus.10  Dass  bei  unsühnbarer  Missethat  Unfähigkeit  zu  allen  Rechts- 
bandlungen eintritt,  dürfte  allgemein  anzunehmen  sein,  wenn  es  auch  sonst, 
so  weit  ich  sehe,  nicht  ausgesprochen  ist.  Auch  einzelne  Wirkungen  dieser 
Art  finde  ich  sonst  nicht  genannt;  nur  dass  1347  zu  Parma  sich  ergibt,  dass 
der  Mörder,  der  hingerichtet  wird,  testiren  kann,  nicht  der  gebannte  Mörder, 
wonach  die  Unfähigkeit  zu  testiren  also  Wirkung  des  Bannes  ist.  Wird  ver- 
einzelt bei  unsühnbarem  Banne  die  Infamie  erwähnt11,  so  ist  dieselbe  nicht  als 
Wirkung  des  Bannes,  sondern  der  Verurtheilung  zu  fassen. 

Im  allgemeinen  kann  es  auffallen,  dass  so  manche  Statuten  keinerlei  Be- 
stimmungen über  diese  Schmälerungen  der  Rechtsfähigkeit  enthalten;  in  den 
ältesten  Statuten  ist  nirgends  davon  die  Rede.  Das  früheste  mir  aufgefallene 
Zeugniss  bieten  die  Statuten  von  Verona,  wo  die  Rede  von  einem,  qui  fnerit 
absolutus,  quia  adversarius  eins  non  sit  in  trera.** 

59.  —  Der  Bann  kann  aber  die  Rechtsfähigkeit  nicht  blos  mindern, 
sondern  völlig  vernichten ,  und  damit  F  r  i  e  d  1  o  s  i  g  k  e  i  t  zur  Folge  haben ; 
jeder  darf  dann  den  Gebannten  ungestraft  an  seiner  Person  und  seinein  Gute 
verletzen,  ihn  selbst  tödten.  Dabei  zeigt  sich  aber  ein  durchgreifender  Gegen- 
satz zwischen  dem  Bann  um  Schulden  und  dem  um  Missethat. 

Dass  beim  Banne  um  Schulden  oder  was  dem  gleichsteht  Gebann- 
ten der  Rechtschutz  für  die  Person  nicht  entzogen  ist,  ergibt  sich  schon 
daraus,  dass  bei  Erwähnung  der  persönlichen  Friedlosigkeit  durchweg  bemerkt 
ist,  dass  sie  nur  bei  um  Missethat  Gebannten  eintritt.  Es  ist  überdies  mehr- 
fach ausdrücklich  gesagt.  So  zu  Verona,  obwohl  hier  auch  der  um  Schulden 
Gebannte  als  extra  trevam,  friedlos,  bezeichnet  wird:  Quod  si  aliquis  fuerit 
bannitus  propter  debitum  et  offeudutur  ei  in  persona  ab  aliquovel  ab  ali- 

58.  j  S.  Bonaini  Stat.  I.  Ml  ».  Mon  Parin.  I  a.  30!»  Mon.  Mod.  Stat  1,498 
10.  Mon.  Mod.  Stat.  I.  374     H.  OdoriciS,  37.  Mon  Mod.  Stat  1.20.    12.  Campagnol.  18. 
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qitibus,  fiat  inde  ratio,  ac  si  esset  in  treva 1 ;  zu  Parma  nach  Statut  von 
1233:  Quod  si  aliqnis  bannitus  jrro  debito  pecuniario  vel  aliquo  avere 
mobili  vel  pro  aUquo  easu  et  non  pro  malefieio,  de  cetero  interfectus  vel 
mayagnatus  vel  vulneratus  fuer'tt,  quod  bannum  non  debeat  ei  nocere, 
quominus  possit  et  debeat  facere  inde  vindictam,  perinde  ac  si  non  esset 
in  banno2;  auch  zu  Pisa,  das«  jeder  nicht  umMissethat  Gebannte  non  possit 
nee  debeat  off endi  propterea  in  persona*  Dem  entspricht  denn,  dass  solchen 
Gebannten  bei  Verletzungen  der  Person  die  Klage  gestattet  ist.4  In  einem 
Bündnisse  zwischen  Parma  und  Cremona  1219  ist  allerdings  auch  für  den 
gebannten  Schuldner  Friedlosigkeit  der  Person  bestimmt;  aber  der  Bann  soll 
hier  überhaupt  nur  eintreten,  wenn  der  Schuldner  den  dem  Gläubiger  zuge- 
wiesenen Besitz  verletzt,  und  ist  dann  wohl  als  Bann  um  Missethat  zu  be- 
trachten. 5 

Aber  überall  ist  ausdrücklich  nur  vom  Rechtsschutze  der  Person  und 
nicht  des  Vermögens  die  Rede.  Bei  Verletzungen  an  seinem  Gute  ist  auch 
der  nur  um  Schulden  Gebannte  nicht  geschützt,  hat  da  kein  Klagrecht;  zu 
Verona  soll  der  Podesta  keine  Klagen  annehmen  super  personas  vel  res  la~ 
tronum  —  vel  sine  offensionc  personarum  super  res  debi forum.6 

Zu  Pisa  wird  von  der  Friedlosigkeit  der  Person  noch  eine  weitere  Aus- 
nahme gemacht;  wo  diese  für  den  pro  malefieio  Gebannten  ausgesprochen 
wird,  heisst  es:  Ita  tarnen,  quod  ex  quasi  nmUfieio  exbannitus  per  lioc  non 
intelligatur,  quod  impnne  possit  off  endi. 7  Es  ist  das  auffallend,  da  sonst 
das  Q  u  a  s  i  m  a  I  e  f i  t  i  u  m ,  für  welches  zunächst  der  römische  Begriff  des  Quasi- 
delikt massgebend  gewesen  sein  wird,  dem  Malefitium  durchweg  gleichgestellt 
erscheint;  so  bei  den  Bestimmungen  über  Bestrafung  der  Unterstützer,  über 
Verurtheilung  des  Ungehorsamen,  über  Verlust  des  gerichtlichen  Vertheidi- 
gungsrechtes.8  Möglich  wäre  es,  dass  man,  da  nach  einer  andern  Stelle  der 
hartnäckig  ungehorsame  Schuldner  mit  einer  hohen  Geldbusse  tanquam  pro 
malefieio  belegt  werden  soll9,  hier  solche  Fälle  im  Auge  hatte,  doch  würde 
das  dem  sonstigen  Sprachgebrauche  kaum  entsprechen.  In  andern  Quellen  wird 
übrigens  ein  Bann  um  Quasimalefitium  gar  nicht  erwähnt. 

Beim  Banne  um  Missethat  wird  die  Friedlosigkeit  für  Person  und 
Gut  mehrfach  ausdrücklich  ausgesprochen.  So  zu  Brescia:  Quieumque  fuerit 
bannitus  pro  malefieio  possit  a  quocumque  off  endi  in  persona  et  rebus; 
ganz  ähnlich  zu  Pisa. 10  Es  ergab  sich  das  an  und  für  sich  aus  dem  Verluste 
des  Klagrechtes  und  wird  auch  wohl  in  den  Quellen  zunächst  so  aufgefasst; 
so  zu  Turin:  quod  de  nidla  iniuria  bampnito  de  malefieio  iUata  rationetn 
habeat  bampnitus,  nec  de  eo,  qui  bampnito  de  malefieio  aliquod  malum 
fecerit,  uttum  dampnum  capiatur.**  Wäre  mit  der  Ausschliessung  des 
Klagrechtes  und  damit  des  Anspruches  auf  persönliche  Genugthuung  noch 


50.  -  1.  Carapagnola  46.  2.  Mon.  Parin.  1  a,  314.  8.  Bonaini  Stet  1.  392. 
4.  Vgl.  $  62  n.  6.  5.  Archiv  zu  Cremona  nach  Wüütenfeld.  6.  Campagnola  83. 
7.  Bonaini  Stat.  1.  368.  Tgl  auch  394.  8.  Bonaini  Stat.  1,  387.  388.  394.  9.  Vgl. 
$  47  n.  6.       10.  OJorici  7,  123.  Bonaini  Stat.  1,  394.       H.  Leg.  ronnic.  712. 
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etwa  vereinbar  gewesen,  dass  man  Verletzungen  des  Gebannten  als  Eingriff, 
wenn  nicht  in  den  persönlichen,  doch  in  den  öffentlichen  Frieden  betrachtet 
und  bestraft  hätte,  so  sollte  auch  das  ausgeschlossen  sein;  in  mehreren  Sta- 
tuten wird  die  Friedlosigkeit  ausgesprochen  in  Form  eines  Verbotes  für  die 
städtischen  Behörden,  solche  Verletzungen  zu  rächen.  So  hat  der  Podesta  von 
Parma  zu  geloben:  De  Ibomicidiis —  vindktam  faciam,  exceptis  illis,  qui 
erunt  in  banno  civitatis  pro  maleficio,  de  quibus  vindictam  non  faciam, 
nec  facere  possim12;  ähnlich  zu  Pisa  bei  Mord  und  Verwundung:  Salvo  in 
predictis,  qitod  si  offenste  fuerit  in  banno  Pisanae  communis  pro  aliquo 
maleficio  a  se  comimsso  vel  alicuius  malefieii  occamone,  contra  offensorem 
procedere  non  teneamur  nec  debeamus.13 

Doch  ist  durchweg  dabei  nur  der  Gesichtspunkt  eines  Zulassens  mass- 
gebend; es  ist  nicht,  wie  wir  das  beim  Reichsbann  finden  werden,  Sorge  ge- 
tragen, dass  die  Gebannten  möglichst  verletzt  werden;  auch  die  städtischen 
Behörden  sind  nur  zur  Sorge  verpflichtet,  dass  sie  bei  Betreten  des  Gebietes 
gefangen  genommen  werden.  Nur  bei  dem  1 288  zu  Brescia  gegen  Rebellen 
verhängten  besonders  schweren  Bannspruch  werden  nicht  allein  Preise  auf 
Einlieferung  lebendig  oder  todt  gesetzt,  sondern  es  wird  auch  dem  Podesta 
ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht,  darauf  zu  denken,  wie  jene  Gebannten  mapi» 
et  melius  possint  devastari  et  desirui  et  mayis  et  plenius  offemü  in  per- 
sonis  et  rebus.1* 

Da  in  den  Quellen  durchweg  vom  Banne  um  Missethat  schlechtweg  die 
Rede  ist,  nur  für  den  Bann  um  Schulden  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  so  ist 
im  allgemeinen  anzunehmen,  dass  auch  der  Bann  um  Frevel  Friedlosigkeit 
der  Person  bewirkte.  Doch  finden  sich  weitergehende  Einschränkungen.  Zu 
Modena  ist  Friedlosigkeit  der  Person  nur  ausgesprochen  bei  beständigem 
Banne,  der  wegen  bestimmter  einzelner  Verbrechen  oder  wegen  mit  Körper- 
strafe bedrohter  Verbrechen  verhängt  wird.15  Auch  zu  Casale  ist  straflose 
Verwundung  und  Tödtung  nur  gestattet  bei  Bann  um  einzelne  besonders 
schwere,  nach  einer  andern  Stelle  um  todeswürdige  Missethaten. 1 6  Die  weit- 
greifendste  Beschränkung  findet  sich  zu  Ivrea;  es  heisst,  dass  man  wegen  an- 
gegebener schwerer  Missethaten  Gebannte  gefangen  nehmen  soll:  Si  qui» 
autem  aliquem  de  predictis  bannt tis  fupientem  vel  se  defendentem  ne  ca- 
peretur,  qui  tarnen  esset  puniendus  ad  mortem,  si  caperetur,  offenderet 
modo  aliquo  in  persona,  sed  etiam  ipsum  occiderit,  non  possit  inde  in  ali- 
quo  condempnari  nec  aliquant  penam  pati. 1 7 

Andere  Ausnahmen  betont  das  Recht  von  Verona.  Wenn  jemand 
einem  Gebannten  Frieden  gewährt  hatte,  so  hörte  ihm  gegenüber  dessen  Fried- 
losigkeit auf,  wenn  diese  auch  sonst  fortbestehen  mochte,  etwa  weil  der  Bann 

60.- J  12.  Mon.  Parm.  1  a,  280.  18.  Bonaini  Stat.  1.  368.  14.  Odorici  8,  41.  Vgl. 
oben  §  56  n.  4.  lo.  Mon.  Mod.  Stat.  1.  14.  374.  10.  Leg.  munic.  1003.  1023. 
17.  l.<eg.  munic.  1209.  Zu  Trient  ist  der  Bann  im  allgemeinen  überhaupt  auf  unaübnbare 
Missethat  beschrankt,  vgl.  §45  n.  3;  soll  er  ausnahmsweise  den  treffen,  der  ein  Pfand  fort- 
bringt, so  heisst  es  da  (§  XX VII)  ausdrücklich,  dass  er  wohl  gefangen  genommen,  aber 
uicht  an  seiner  Person  geleidigt  werden  darf. 
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unsuhnbar,  oder  die  .Straft'  an  die  Gemeinde  nicht  gezahlt  oder  er  noch  wegen 
anderer  Sachen  im  Bann  war.  Wer  den  dem  Gebannten  gewährten  Frieden 
durch  Tödtung  oder  Verwundung  bricht,  hat  die  Busse,  welche  er  für  den 
Frieden  erhielt,  an  den  Verletzten,  dessen  Erben  oder  in  Ermanglung  solcher 
an  die  Gemeinde  zurückzuzahlen;  er  wird  zugleich  im  allgemeinen  so  bestraft, 
als  wenn  jener  nicht  im  Banne  wäre,  aber  doch  nicht  mit  Leibesstrafen:  eodem 
modo  teneatur  cmendare,  scilicet  pccunialiter,  cvc  si  esset  in  treva.  Ebenso 
ist  der  Gebannte  gegen  denjenigen  geschützt,  auf  dessen  Veranlassung  er  zu 
einer  Verhandlung  kommt. 18 

Eine  weitere  Ausnahme  wird  gemacht  für  den,  welcher  nicht  wegen 
eigener  Schuld,  sondern  seiner  Gemeinde  wegen  im  Banne  ist;  wer  einen  sol- 
chen tödtet  oder  verwundet,  büsst,  als  wäre  derselbe  im  Frieden.19  Solche 
Bannungen  ganzer  Gemeinden  des  Gebietes  werden  auch  in  den  Sta- 
tuten von  Modena  erwähnt;  jedes  einzelne  Gemeindeglied  gilt  dann  als  ge- 
bannt: quod  omnes  persone  dictorum  communium  sie  bannitorum  intetti- 
mntur  esse  in  banno  communis  Mutine  perinde  ae  si  speciaUter  Scripte 
essent  in  banno.  Aber  wir  bemerkten  schon,  dass  ihnen  damit  das  Klagrecht 
uui  persönliche  Verletzungen  nicht  entzogen  werden  sollte.20  Hier  zu  Modena 
ist  allerdings  als  Veranlassung  des  Bannes  zunächst  nur  Nichtzahlung  von 
Abgaben  oder  Geldstrafen  ins  Auge  gefasst,  so  dass  die  auch  sonst  für  den 
Bann  um  Schulden  geltenden  Bestimmungen  massgebend  gewesen  sein  könnten ; 
nach  den  Statuten  von  Verona  scheint  die  Ausnahme  aber  ganz  unabhängig 
vun  der  Veranlassung  des  Bannes  zu  sein. 

Auch  nach  der  Lösung  vom  Banne  konnte  wegen  erlittener  Verletzungen 
an  Person  und  Gut  keine  Genugthuung,  und  nur  bei  Immobilien  die  Zurück- 
stellung verlangt  werden ;  zu  Verona  heisst  es  ausdrücklich :  Et  si  in  treva 
(ju-is  positus  agat  de  rebus  mobilibns  vel  immobiUbus  ablatis  sibi,  vel  de 
damno  in  ittis  vel  in  sua  persona  dato,  dum  esset  extra  trevam,  non  au- 
dietttr,  nisi  de  immobiUbus,  de  quibus  ei  ßet  restitutio  sine  poena  et  fruc- 
tibus ac  damno.2 1 

Es  dürfte  noch  zu  beachten  sein,  dass  in  den  ältesten  Statuten,  so  denen 
von  Genua,  Aosta,  Val  d'Ambra,  Bologna  die  Friedlosigkeit  des  Gebannten 
nicht  erwähnt  wird.  Eine  Stelle  der  Statuten  von  Pistoja  scheint  sogar  die 
Friedlosigkeit  gegenüber  jedermann  auszuschliessen ;  es  heisst  nur,  dass  von 
den  Strafen  des  Mörders  der  ausgenommen  sein  soll,  der  vor  gemachter  Sühne 
den  Mörder  eines  Verwandten  erschlägt  oder  für  seinen  Herrn  zur  Rache 
schreitet.22  Es  scheint  hier  wie  in  ältester  Zeit  nur  das  Recht  der  Verletzten 
auf  Rache  anerkannt,  nicht  aber  dem  Verbrecher  darüber  hinaus  der  Rechts- 
schutz überhaupt  entzogen  zu  sein ;  war  das  der  Fall,  so  konnte  es  hier  kaum 
unerwähnt  bleiben.  Den  frühesten  Beleg  würden  danach  auch  hier  wieder  um 
den  Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts  die  Statuten  von  Verona  geben,  wo 
zwar  nicht  unmittelbar  ausgesprochen  ist,  dass  der  Gebannte  ungestraft  ver- 


18.  Campagnoli  67.  19.  Campagnola  68.  20.  Mon.  Mod.  SUt.  1,  20Ö.  21.  Cam- 
P*gno)a  46.       22.  Vgl.  $  51  n.  2, 
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letzt  werden  könne,  sich  das  aber  zweifellos  aus  den  aufgestellten  Ausnahmen 
und  der  Nichtgestattung  einer  Klage  ergibt. 

60.  —  Als  Massregeln  gegen  das  Gut  finden  wir,  abgesehen  da- 
von, dass  schon  die  Friedlosigkeit  auch  das  Gut  traf,  wenigstens  bei  jedem 
schärferen  Banne  Wüstlegung  und  Einziehung  des  Gutes  erwähnt,  gewöhnlich 
beides,  zuweilen  nur  das  eine  oder  das  andere. 

Die  Wustlegung  d  e  s  G  u  t  e  s ,  die  Devastatio  oder  destructio  bono- 
rum, hatte  wohl  zunächst  den  Zweck,  es  dem  Gebannten  unmöglich  zu  machen, 
von  seinem  Gute  die  Früchte  und  andern  Nutzen  zu  ziehen,  sie  musste  als 
empfindliche  Zwangsmassregel  erscheinen,  um  ihn  zum  Gehorsam  zu  bringen, 
und,  da  die  Wiederherstellung  mit  grossen  Kosten  verbunden  war,  als  Ab- 
schreckungsmittel vor  Fälligkeit  des  Bannes.  Die  Massregel  hat  nichts  Auf- 
fallendes, wenn  über  das  Gut  nicht  anderweitig  verfugt  wird.  Nun  wird  aber 
das  Gut  oft  endgültig  der  Gemeinde  oder  dem  Verletzten  zugesprochen,  und 
dennoch  dasselbe  vorher  wüst  gelegt.  Und  selbst  wo  es  sich  nur  um  zeitweise 
Beschlagnahme  handelte,  kann  es  doch  auffallen,  dass  mau  das  Gut  wüst  hielt, 
statt  zum  Besten  der  Gemeinde  den  Nutzen  daraus  zu  ziehen.  Allerdings  wird 
das  nur  häufig,  nicht  immer  erwähnt;  oft  wird  wohl  das  eine  oder  das  andere 
gefordert.  So  geloben  um  1169  die  Konsuln  von  Piacenza:  Et  omnes  fructus 
redditusque  possessionum  Morton,  qui  Piacent iam  exlerunt  et  ex  parte 
imperatoris  sunt,  coUigcre  factum  et  in  communi  mit  tarn  vel  cos  guaatas 
manere  faciam. 1  Als  massgebender  Gesichtspunkt  Hesse  sich  da  etwa  an- 
nehmen, dass  in  vielen  Fällen  die  Macht  der  städtischen  Behörden,  zumal  in 
entfernteren  Gegenden,  wohl  dazu  ausreichte,  das  Gut  wüst  zu  legen,  nicht 
aber  ungestört  die  Früchte  daraus  zu  ziehen;  was  eintreten  sollte,  war  dann 
im  Einzelfalle  zu  ermessen. 

So  mag  es  in  manchen  Fällen  gehalten  sein;  aber  den  massgebenden 
Gesichtspunkt  werden  wir  darin  nicht  finden  dürfen.  Denn  neben  der  Ver- 
wüstung der  Güter  im  allgemeinen  wird  insbesondere  wohl  noch  die  Zerstö- 
rung des  Hauses  erwähnt  Zu  Pistoja,  wo  weder  Beschlagnahme,  noch 
Verwüstung  des  Guts  im  allgemeinen  erwähnt  wird,  erfolgt  doch  die  Zerstö- 
rung des  Thurmes  und  Hauses  bei  Mord2;  in  den  Urkurden  des  Lombarden- 
bundes  wird  für  Anhänger  des  Kaisers  neben  der  Verwüstung  des  Gutes  über- 
haupt noch  insbesondere  die  Zerstörung  des  Hauses  verfügt3;  zu  Verona  und 
Ferrara  findet  sich  Zerstörung  des  Hauses  bei  Ausweisung  der  Ketzer4;  bei 
Bannung  eines  Verräthers  zu  Vercelli  1243  wird  das  Gut  im  allgemeinen  con- 
fiszirt,  aber  Thüruie  und  Häuser  in  der  Stadt  sollen  zerstört  werden5;  zu 
Brescia  heisst  es,  dass  binnen  zwei  Monaten  alle  Häuser  der  Gebannten  in  der 
Stadt  von  Grund  aus  zerstört  werden  sollen;  1254  wird  dann  bestimmt,  dass 
die  Zerstörung  unterbleiben  soll,  wenn  jemand  sich  zum  Kaufe  erbietet;  1283 
ist  wieder  davon  die  Rede,  dass  jedes  Haus,  in  d«?m  ein  Gebannter  gefunden 
wird,  zerstört  werden  soll.6  Da  das  Haus  der  Theil  des  unbeweglichen  Ver- 


00.      1.  BoseUi  1,  321.     2.  S  8.  ü.  1 18.     8.  Vignati  18Ü.  222.  242.     4.  Um- 
pagnola  117  Aotiq.  It.  5.  89.       5.  Mandeln  1.  276.       6.  Odorici  7,  123.  8,  12. 
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raögens  ist,  dessen  man  am  sichersten  mächtig  war,  so  können  da  solche 
Zweckmässigkeitsgründe  nicht  massgebend  gewesen  sein  und  wir  werden  das 
denn  auch  für  die  Wüstlegung  des  Gutes  überhaupt  nicht  anzunehmen  haben. 
•Sie  ist  in  der  Zeit,  mit  der  wir  uns  beschäftigen,  wohl  als  eine  althergebrachte 
Massregel  zu  fassen,  welche  in  manchen  Fällen  noch  an  und  für  sich  zweck- 
mässig sein  mochte,  an  die  man  sich  aber  vielfach  auch  da  hielt,  wo  sie  nicht 
allein  zwecklos,  sondern  gegen  das  Interesse  der  Gemeinde  und  des  Verletzten 
war,  was  denn  auch  bewirkt  haben  wird,  dass  man  sie  vielfach  ganz  fallen 
liess  oder  die  Ausführung  dem  Ermessen  des  Richters  oder  des  Verletzten 
überliess. 

61.  —  Die  Einziehung  des  Gutes,  gewohnlich  als  Publicatio  bo- 
norum bezeichnet,  diente  einem  doppelten  Zwecke.  Einmal  entzog  sie  dem 
Gebannten,  wie  die  Üevastatio  den  Genuss  des  Gutes,  war  demnach  ein 
Zwangsmittel  zum  Gehorsam  oder  eine  sehr  empfindliche  Schärfung  des  die 
nicht  auszuführende  .Strafe  ersetzenden  Zustandes  des  Gebannten.  Dann  aber 
diente  sie  zur  .Sicherstellung  oder  Befriedigung  der  Ansprüche,  welche  die  Ge- 
meinde oder  der  Verletzte  gegen  den  ungehorsamen  Gebannten  hatten,  mochte 
das  Gut  nur  zeitweise  mit  Beschlag  belegt,  oder  dein  Gebannten  endgültig 
abgesprochen  und  anderweitig  darüber  verfügt  sein.  Und  dabei  zeigt  sich  auch 
hier  keine  längere  Frist,  nach  der  der  Bann  erst  zu  voller  Wirkung  gelangt 
wäre;  das  eine,  wie  das  andere  tritt  unmittelbar  mit  der  Fälligkeit  des  Bannes 
ein,  während  im  altem  Verfahren  hier  eine  Steigerung  ganz  bestimmt  hervor- 
tritt, indem  das  Gut  des  ungehorsamen  Verbrechers  zunächst  nur  mit  Beschlag 
belegt,  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  confiszirt  wird. 

Die  Behandlung  des  Gutes  war  natürlich  verschieden  nach  den  Arten 
des  Bannes.  Bei  einfachem  Ungehorsams  bann  werden  Massrcgeln  gegen  das 
Gut  gar  nicht  erwähnt.  Wohl  al »er  beim  Bann  um  Schulden.  Doch  ist 
auch  hier  lediglich  die  Rücksicht  auf  das  Interesse  des  Gläubigers  wirksam, 
die  Massregeln  werden  nur  nach  seinem  Willen  verhängt.  Zu  diesen  konnte 
nach  einigen  Bestimmungen  auch  die  Verwüstung  des  Gutes  gehören.  Nach 
einem  Vertrage  zwischen  Modena  und  Bologna  von  1166  soll  der  Zahlungs- 
unfähige aus  der  Stadt  vertrieben  werden  bonis  ablatis  et  destrueti*1;  auch 
zu  Verona  hat  der  Gläubiger  das  Recht,  die  Destructio  bonorum  zu  verlangen.2 
Aber  es  ist  erklärlich,  wenn  das  später  nicht  mehr  erwähnt  wird;  es  war  ein 
Zwangsmittel,  welches  das  Interesse  des  Gläubigers  in  der  Regel  mehr  be- 
nachtheiligen,  als  fordern  musste.  Allerdings  wird  noch  in  den  Statuten  von 
Modena  erwähnt,  dass  gegen  alle  Mitglieder  solcher  Gemeinden,  welche  wegen 
Nichtzahlung  von  Abgaben  gebannt  wurden,  vorgegangen  werden  kann  (le- 
rnt tando  et  et  tarn  vendendo  bona  ipeorum3;  dabei  handelt  es  sich  aber  um 
wesentlich  andere  Verhältnisse.  Die  sonst  erwähnten  Massregeln  bezwecken 
überall  nur,  die  Forderung  des  Gläubigers  sicher  zu  stellen;  am  häufigsten 
wird  erwähnt,  dass  der  Gläubiger  in  Besitz  des  Gutes  gesetzt,  ihm  Tenuta 
gegeben  wird4;  zu  Verona  erscheint  in  erster  Reihe  die  Venditio  bonorum  au 

•1.  -  1.  Antiq.  It.  4,  339.  2.  Vgl.  §  46  n.  9.  8.  Mon.  Mod.  Slftt  Ii  205. 
4.  Vgl.  §  46  n.  8. 
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den  Meistbietenden,  um  aus  dem  Erlös  die  .Schulden  zu  decken;  in  Ermang- 
lung eines  Käufers  können  sie  den  Gläubigern  an  Zahlungsstatt  oder  als  Pfand 
übergeben  werden. 5 

Beim  Banne  um  Misset  hat  wird  immer  das  Gut  verwüstet  oder  ein- 
gezogen, nicht  bloss  zur  Sicherstellung  der  Ansprüche  auf  Geldbussen,  sondern 
vorzugsweise  als  Zwangsmittel  oder  Strafmittel.  War  es  ein  lösbarer  Bann, 
so  wurde  das  Gut  wüst  gelegt  bis  zur  Zahlung  und  Lösung.  So  zu  Bologna 
bei  Bann  um  Frevel :  et  insuper  bona  eius  —  devastentur  et  devaetaUi  te- 
neantur  tamdiu,  quaindiu  in  banno  fuerit6;  nach  Vertrag  zwischen  Parma 
und  Cremona  1219  soll  der  Podesta  drei  Tage  nach  Fälligkeit  des  Bannes 
anfangen  die  Güter  des  wegen  Bruchs  der  Tenuta  Gebannten  zu  verwüsten, 
das  in  vierzehn  Tagen  beendigen  und  sie  wüst  halten,  bis  er  genugthut. 7  Doch 
mochte  man  denselben  Zweck  auch  durch  Beschlagnahme  des  Gutes  erreichen; 
im  Statut  von  Val  d' Ambra  ist  nur  beim  Homicidium  Rede  von  der  Deva- 
statio,  sonst  heisst  es:  bona  sua  curie  (comitis)  publicentur  et  ipsa  habeat, 
donec  condempnatus  solverit  dictam  penam. 

Auch  bei  beständigem  Banne  konnten  vielfach  diese  Massregeln  genügen. 
So  wird  1230  zu  Parma  bestimmt:  quod  id  tot  tan,  quod  fuit  vel  fuerit  de- 
vastatum  alicui  intus  vel  extra,  qui  sit  in  banno  perpetuali  \yro  tnaleßcio, 
debeat  atare  guastum  perpetuo^  quousque  ille,  qui  fecit  vel  feeerit  male- 
focium,  pro  quo  dictum  guast um  factum  fuerit,  in  banno  fuerit.*  Es  ist 
dabei  an  sühnbaren  Bann  zu  denken;  so  heisst  es  auch  zu  Bologna  beim 
ungerechten  Vorwurfe  der  Infamie :  sit  in  banno  et  omnia  bona  publicentur 
—  nec  bona  recuperet,  nec  de  banno  retrahatur,  nisi  per  voluntatem  eiue, 
cui  hoc  obiciat.9  Doch  mochten  bei  schwererem  Banne,  wenn  er  auch  nicht 
unsühnbar  war,  wohl  schon  gleich  weitere  Verfügungen  hinzukommen.  Bei 
Verstümmelung  wird  das  Vermögen  des  Gebannten  zu  Modena  zwischen  der 
Gemeinde  und  dem  Verletzten  getheilt;  kommt  er  aber  mit  Zustimmung  des 
Verletzten  aus  dem  Banne,  so  erhält  er  die  Immobilien  zurück. 10 

Von  den  Mobilien  ist  in  allen  diesen  Fällen  nicht  die  Rede ;  der  letzter- 
wähnte lässt  schliessen,  dass  der  Gebannte  auch  nach  der  Lösung  keinen  An- 
spruch auf  Zurückgabe  oder  Erstattung  hatte;  es  stimmt  damit,  dass  ihm  auch 
zu  Verona  nach  der  Lösung  nur  eine  Klage  auf  einfache  Zurückstellung  der 
Immobilien  zustand. 1 1 

62.  —  Bei  unsühnbarem  Bann  verliert  der  Gebannte  endgültig 
jedes  Recht  auf  sein  Gut;  er  hat  dasselbe  für  immer  verwirkt  und  es  wird 
sogleich  anderweitig  darüber  verfugt.  Bei  dieser  Verfügung  über  das 
Gut  können  in  Betracht  kommen  die  Gemeinde,  der  Verletzte  selbst  oder 
dessen  Erben  und  die  Erben  des  Verletzers;  bei  Lehengut  auch  noch  Herren 
oder  Vasallen. 

Handelt  es  «ich  um  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  der  Gemeinde  selbst, 

61. — ]  5.  Campagnola  2b*.  21*.  30.  ö.  Savioli  2,  465.  7.  Archiv  zu  Cremona  nach 
Wüstenfeld.  8.  Mon.  Parin.  1  a,  317.  9.  Sarioli  2.  465.  10.  Mon.  Mod.  Stat.  1. 
385.  386.     11.  Vgl.  §  59  n.  21. 
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entsprechend  dem  Hochverrath,  so  wird  alles  (int  für  die  Gemeinde  ein- 
gezogen und  zunächst  wüst  gelegt.  Bemächtigt  sich  ein  Veroneser  einer  Burg 
der  Gemeinde:  eximatur  de  treva  Verona*  perpetuo  et  eins  bona  destruan- 
tur  et  publicentur  in  communi  Veronae.1  Zu  Brescia  wird  1252  bezüglich 
der  in  verrätherischer  Absicht  Ausgezogenen  bestimmt:  quod  bona  eorum  et 
cuiuslibet  eorum  publicentur  et  deveniant  in  commune.2  Damit  wären  denn 
auch  alle  Ansprüche  der  Erben  beseitigt;  und  es  ist  das  um  so  weniger  zu 
bezweifeln,  da  ja  in  solchen  Fällen  auch  wohl  der  Bann  auf  dieselben  ausge- 
dehnt erscheint.3  Ausdrücklich  ausgeschlossen  werden  alle  Ansprüche  der 
Verwandten  1316  zu  Parma;  wer  die  Stadt  unter  einen  Herren  bringen  will, 
soll  hingerichtet  werden,  et  nihilominus  omnia  eins  bona  devastentur  et 
publicentur  et  devastata  et  publuata  perpetuo  remaneant  in  communi,  ita 
quod  dox  tuvoris  vel  aliqua  alia  ratio  non  prosit  ei,  et  quod  filii  et  heredes 
et  filii  filiorum  banniantur  perpetuo  —  et  eorum  bona,  ut  supra,  publicari 
debeant  et  devastari*;  auch  in  den  Statuten  von  Riva  ist  der  Verlust  des 
Erbrechtes  für  die  Kinder  bei  Hochverrath  ausdrücklich  ausgesprochen. 5  Da- 
bei wird  dann  wohl  über  einen  Theil  des  Gutes  zu  Gunsten  des  Anklägers 
verfügt;  will  jemand  das  Studium  von  Bologna  verlegen,  so  wird  er  für  immer 
gebannt,  sein  Gut  konfiszirt  und  die  Hälfte  dem  Ankläger  gegeben.6 

War  der  unsühnbare  Bann  veranlasst  durch  Verbrechen  gegen  die  Per- 
son, so  zeigt  sich  eine  verschiedene  Behandlung  des  Guts.  Auch  dann  ist  wohl 
einfach  von  Konfiskation  die  Rede.  So  zu  Pisa:  Exbannitorum —  bona  et 
possessiones  et  res  ad  commune  Pisarum  reducemus  et  reduci  faciemus, 
—  eaque  pro  communi  publice  bona  fide  vendere  et  tradere  possimus  et 
debeamus  —  vel  ea  destruere  et  destrui  facere  et  fruetus  et  redditus  et 
obventiones  eorum. 7  Besonders  wird  das  mehrfach  erwähnt,  wo  die  Gemeinde 
noch  einen  Gerichtsherrn  hat;  nach  den  Statuten  von  Val  d' Ambra  kommen 
die  Güter  des  Mörders8,  nach  denen  von  Turin  die  des  Strassenräubers  an 
den  Grafen9;  der  Erzbischof  von  Genua  zieht  1216  alle  Güter  wegen  Mord 
und  anderer  Missethaten  Gebannter  ein. 1 0 

Dabei  mag  stillschweigend  angenommen  sein,  dass  der  Richter  nach 
seinem  Ermessen  einen  Theil  des  Guts  für  die  Verletzten  verwendet.  Aus- 
gesprochen ist  das  zu  Verona  bei  Todtschlag  und  Verwundung  im  Stadthause 
selbst;  der  Thäter  kommt  in  unsühnbaren  Bann  et  omnia  bona  sua  perdat; 
de  hiß  bonU  excipiatur  compositio,  quae  videbitur  rectori  competens  dare 
heredibus  mortui,  vel  passo  damnum  vel  ituuriam. 1 1  Mehrfach  aber  hat 
der  Verletzte  einen  Anspruch  auf  einen  bestimmten  Theil  des  Gutes,  wie  das 
dem  altern  longobardischen  Rechte  entspricht  Nach  dem  Edikte  Liutprands, 
und  ebenso  noch  in  einem  Gesetze  K.  Heinrichs  III,  verliert  der  Mörder  sein 
ganzes  Vermögen;  daraus  erhalten  die  Verwandten  des  Ermordeten  das 
Wehrgeld  vorweg,  während  der  Rest  zwischen  den  Verwandten  und  dem  Könige 


62.  —  1.  Campagnola  49.      2.  Odorici  7,  124.      8.  Vgl.  §  54  n.  13.      4.  Mon. 
Parin.  1  c,  210.    5.  §  140.     8.  Sarioli  2.  465.     7.  Bonaini  Stat  1,  395.    8.  S  1  S.  48. 
Ug.  munic  708.       10.  Lib.  jur.  Gen.  1,  579.       11.  Campagnola  51. 
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getheilt  wird. 12  Dem  gegenüber  erscheinen  in  den  stadtischen  Statuten  bald 
die  Gemeinde,  bald  die  Verletzten  mehr  bevorzugt.  .So  heisst  es  zu  Parma: 
quod  bona?  ipsorum  fransend  um  pacem  omnia  devastentur,  publicentur  et 
confischentur  et  pervenire  debeant  in  communi;  ein  Drittheil  aber  soll  au 
den  kommen,  au  dem  der  Frieden  gebrochen  ist,  oder  an  dessen  Erben. 1 3  Zu 
Modena  kommt  bei  unsühnbarcm  Bann  wegen  Mord  oder  Verstümmelung  die 
eine  medietas  omni  um  rerum  mobilium  et  se  moventium,  iurium,  actionum 
et  rationum  an  die  Gemeinde,  die  andere  an  die  Verletzten;  die  Immobilien 
werden  verwüstet,  dann  die  eine  Hälfte  an  die  Verletzten  gegeben,  während 
die  andere  immer  wüst  bleiben  soll.14  Aehnlich  werden  zu  Brescia  bei  Mord 
und  Bruch  beschwornen  Friedens  Immobilien  undMobilien  zwischen  Gemeinde 
und  Verletzten  gleich  getheilt. 

Nach  einigen  altern  Statuten  kommt  aber  das  gesammte  Gut  an  den 
Verletzten,  nachdem  nur  besondere  Ansprüche  der  Gemeinde  daraus  befriedigt 
sind.  Zu  Verona  fanden  wir  allerdings  bei  im  Stadthause  begangenen  Ver- 
brechen den  Verletzten  nur  in  zweiter  Reihe  bedacht;  aber  es  ist  dabei  aus- 
nahmsweise der  Ort  ins  Auge  gefasst,  welcher  die  That  vorzugsweise  als  Ver- 
letzung der  Gemeinde  erscheinen  lässt.  Sonst  soll  bei  Mord  oder  Verstümmelung 
mit  Vorbedacht  oder  bei  Friedensbruch  der  Podesta  alle  Mobilien  an  den 
Verletzten  oder  dessen  Erben  geben,  in  me  retento  eo,  qtiod  pro  iure  meo  et 
iure  communis  Ordination  est  rel  fuit,  scilicet  x.  libras  pro  banno  homi- 
cidii;  die  Immobilien  soll  er  verwüsten  und  dann  gleichfalls  an  die  Verletzten 
geben. 15  Aehnlich  zu  Genua;  alle  Güter  des  Mörders  sollen  verwüstet  und 
dann  an  die  nächsten  Erben  des  Erschlagenen  gegeben  werden;  doch  dürfen 
die  Konsuln  daraus  vorher  die  Kosten  der  Wüstlegung  decken. 16 

Nach  allen  diesen  Stellen  würden  die  Erben  desThäters,  wenn  es 
sich  um  Mord  oder  Friedensbruch  handelt,  ihre  Erbrechte  verlieren.  Zu  Genua 
wird  das  sogar  ausdrücklich  betont;  wollen  die  Erben  des  Erschlagenen  das 
Gut  nicht,  so  kommt  es  an  die  Kirche  S.  Lorenzo:  et  laudabimus  et  opera- 
bimus,  si  homicida  ille  habuerit  filios  rel  ßlias,  ut  non  sint  eius  Jteredi- 
tarii,  excepto  si  mulier  feccrit  homicidium  in  viro  suo  auf  cir  in  uocore 
sua,  tunc  filii  defuncti  rel  de/uncte  non  sint  propter  hoc  minus  heredi- 
tarii  eins.  In  einigen  spätem  Statuten  dagegen  ist  bei  Mord  von  den  Erben 
des  Erschlagenen  gar  nicht  die  Rede,  während  die  Erben  des  Thäters  bedacht 
sind.  So  zu  Casale  und  Piaoenza  mit  dem  Pflichttheil;  das  Gut  des  Mörders 
kommt  an  die  Gemeinde  salro  iure  creditorum  et  salra  debita  iure  nature 
descendentium  talis  bannili.*7  Viel  ausgedehnter  noch  zu  Turin:  bona  mo- 
bilia eius  tertia  parte  publicentur  et  appliccntur  domino,  et  />ro  aliis 
duobus  partibus  cum  bonis  immobilibus  applicentur  heredibus  seu  succes- 
soribus  eiusdem  percussoris,  scilicet  qui  ob  intestato  eidem  percttssori 
essent  suecessuri.1* 


W.-1  12.  Ed  üutpr.  20.  138.  L.  Pap.  Henr.  II.  3.  18.  Moii.Parm.  1  a,  292.  14.  Mon. 
Mod.  Stat.  1,  384.  385.  15.  Campagnola  65.  lft.  Leg.  munic  243.  17.  Leg. 
munic.  992.  Mon.  Paria.  1«.  379.       18.  Leg.  munic  710. 
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Wo  es  sich  nicht  um  Verbrechen  handelte,  bei  welchen  zunächst  die 
Genugthuung  für  den  Verletzten  ins  Auge  gefasst  oder  bei  welchen  der  Bann 
auf  die  Kinder  ausgedehnt  wurde,  werden  die  Ansprüche  der  Gemeinde  und 
der  Erben  berücksichtigt.  Zu  Modena  erhalten  die  Kinder  eines  Gebannten 
um  Missethat,  pro  quo  bona  eins  debeant  devastari,  die  eine  Hälfte,  die 
Gemeinde  die  andere  Hälfte;  ist  der  Gebannte  in  väterlicher  Gewalt,  so  wird 
eine  Hälfte  des  väterlichen  Vermögens  für  den  Vater  ausgeschieden,  von  der 
andern  erhält  die  Gemeinde  einen  Kindsthcil;  es  finden  sich  dann  hier,  wie  zu 
Parma,  noch  weitere  genauere  Bestimmungen  über  die  Ausscheidung  des  Ver- 
mögens des  Gebannten. 19  Es  ist  das  allerdings  nicht  ausdrücklich  auf  un- 
sühnharen  Bann  beschränkt  und  es  wäre  möglich,  dass  auch  bei  lösbarem 
Bann  die  zeitweise  Bescldagnahme  oder  Verwüstung  einen  den  Erben  zukom- 
menden Theil  unberührt  Hess.  Aber  ausdrücklich  finde  ich  das  nicht  gesagt, 
und  gerade  wenn  Lösung  noch  vorgesehen  war,  konnte  es  nahe  liegen,  zur 
Verstärkung  des  Zwanges  sich  an  das  Ganze  zu  halten. 

Die  Befriedigung  der  Ansprüche  der  »Schuldner  wird  mehrfach  aus- 
drücklich vorbehalten.  Auch  das  eingebrachte  Gut  der  Frau  dürfte  in  der 
Regel  fiir  diese  ausgeschieden  sein.  So  heisstes  1 208  zu  Ferrara  von  unsühn- 
bar  Gebannten :  et  in  bonis  talium  solumnwdo  dotes  uxoribus  eonserventur, 
qua*  ipee  vel  alii  pro  eh  monstrarerhit  ee  solvisse20  Nach  einer  erwähnten 
besonders  strengen  Bestimmung  aus  Parma  scheint  aber  auch  dieses  einge- 
zogen zu  sein.21 

Was  die  Behandlung  des  Lehngutes  betrifft,  so  konnte  zu  Verona  bei 
.Schuldbann  des  Vasallen  der  Gläubiger  in  den  Besitz  des  Lehngutes  gesetzt 
werden;  auch  durfte  dasselbe  zu  seiner  Befriedigung  verkauft  werden;  doch 
erhielt  dann  der  Herr,  wenn  für  das  Lehen  Dienst  zu  leisten  war,  zwei,  sonst 
ein  Drittheil  des  Kaufpreises.  Bei  unsühnbarem  Bann  sollte  bezüglich  des 
Zinsgutes  und  Lehngutes  beobachtet  werden,  quod  observaretur  eo  natura- 
liter  mortuo,  aber  so,  dass  bei  Lebzeiten  des  Gebannten  weder  er  noch  seine 
Erben  das  Gut  inne  haben  dürfen,  welches  vielmehr  dem  Herrn  übergeben 
wird;  mortuo  autem  malefactore  ad  eos  perreniat,  quibiis  de  iure  perve- 
nire  debet.22  Zu  Parma  kommt  bei  Konfiskation  des  Gutes  das  Lehen  an  den 
Herrn ;  gibt  dieser  es  aber  dem  Gebannten  zurück,  so  fallt  es  an  die  Gemeinde.23 
Die  Vasallen  des  unsühnbar  Gebannten  werden  1252  zu  Brescia  vom  Treu- 
eide gelöst,  und  sollen  ihre  Lehen  als  Eigen  haben,  so  lange  sie  der  Stadt  treu 
bleiben;  unter  derselben  Bedingung  werden  seine  Knechte  für  frei  erklärt.24 
Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  1243  zu  Vercelli.25 

63.  —  Alle  besprochenen  Massregeln  sind  in  ihrer  Wirksamkeit  auf  das 
Stadtgebiet  selbst  beschränkt;  nur  aus  diesem  war  der  Gebannte  ausgewiesen, 
nur  hier  war  er  durch  Entziehung  des  Klagrechtes  friedlos,  nur  sein  hier  be- 


19.  Mon.  Mod.  Stat.  I,  382.  Mon.  l'arm.  1  a.  316.  20.  Antich.  Est.  1,  390.  21.  Vgl. 
oben  n.  4.  22.  Campagnola  25.  65.  28.  Mon.  Parin.  1  a,  297.  Auch  L.  Pap.  Liutpr. 
20  Eip.  $  15  wird  Lehngut  und  Zinsgut  ausgenommen,  aber  nicht  angedeutat,  wie  es  zu 
behandeln  sei.       24.  Odorici  7,  124.       25.  Mandelli  1,  255. 
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legenes  Gut  konnte  eingezogen  werden.  War  das  alle»  sehr  hart,  so  konnte 
doch  trotzdem  der  Zustand  des  Gebannten,  zumal  wenn  er  auch  auswärt«  be- 
gütert war,  ein  ganz  leidlicher  sein,  wenn  er  darauf  rechnen  durfte,  im  nächst- 
gelegenen Gebiete  sich  unbehelligt  aufhalten  zu  können.  War  da«  möglich,  so 
war  in  vielen  Fällen  der  Zweck  des  Bannes  nur  sehr  unvollkommen  zu  er- 
reichen; und  es  fragt  sich  daher,  ob  der  Bann  nicht  auch  Wirkungen  für 
fremde  Gerichtsbezirke  hatte. 

Das  war  nur  in  beschränkter  Weise  der  Fall.  Das  deutsche  Achtsver- 
fahren mit  seinen  langen  Fristen  war  allerdings  ein  sehr  schwerfalliges;  aber 
schliesslich  war  seine  volle  Wirksamkeit  doch  dadurch  verbürgt,  dass  bei  jeder 
durch  den  Richter  zunächst  nur  für  seinen  Bezirk  ausgesprochenen  Verfestung 
nach  bestimmter  Zeit  die  Steigerung  zur  Reichsacht  nicht  verweigert  werden 
kann.  Es  ist  bezeichnend,  dass  1 209  gerade  ein  Gränzfiirst,  der  Bischof  von 
Trient,  das  als  sein  Recht  durch  Rechtsspruch  des  Reiches  ausdrücklich  fest- 
stellen lässt. 1  Denn  in  Italien  ist  mir  nicht  die  geringste  Andeutung  vorge- 
kommen, dass  die  städtischen  Behörden  oder  sonstigen  lokalen  Richter  einen 
Anspruch  darauf  gehabt  hätten,  dass  ihrem  Bann  nach  bestimmter  Zeit  der 
Reichs  bann  zu  folgen  habe.  Städtischer  und  Reichsbann  stehen  ausser 
jeder  regelmässigen  Verbindung. 

Allerdings  konnte  man  durch  eine  Klage  bei  den  Reichsgerichten  den 
Reichsbann  erwirken;  aber  das  geschah  doch  durchweg  nur  bei  Sachen,  welche 
von  vornherein  vor  das  Reichsgericht  gehörten  oder  bei  welchen  von  einer 
Klage  vor  dem  ordentlichen  Gerichte  ein  Erfolg  nicht  zu  erwarten  war.  Jeden- 
falls war  es  allgemeiner  nicht  üblich,  sich  desshalb  an  die  Reichsgerichte  zu 
wenden,  weil  der  hier  zu  erlangende  Reichsbann  wirksamer  war,  als  der  ört- 
liche Bann,  wenn  man  in  Einzelfallen  auch  Werth  darauf  legte.  Verhängt  K. 
Otto  1210  über  die  Ketzer  zu  Ferrara  den  Reichsbann  mit  der  Bestimmung, 
dass  ihr  Gut  eingezogen,  ihre  Häuser  zerstört  werden  sollen,  so  scheint  es 
sich  allerdings  nur  darum  zu  handeln,  den  ohnehin  über  die  Ketzer  verhängten 
städtischen  Banu  durch  Erweiterung  zum  Reichsbann  wirksamer  zu  machen.2 
Zuweilen  zeigt  es  sich  darin,  dass  man  sich  vom  Kaiser  wohl  von  vornherein 
versprechen  Hess,  für  gewisse  Fälle  den  Reichsbann  zu  verhängen.  So  ver- 
spricht der  Kaiser  1 1 76,  jeden  Verletzer  eines  Cremona  gegebenen  Privilegs 
bannen  und  ohne  Zustimmung  der  Konsuln  nicht  lösen  zu  wollen3;  nach  den 
Verhandlungen  über  den  Konstanzer  Frieden  soll  der  Kaiser  jede  Stadt,  die 
nicht  schwören  oder  ihren  Antheil  an  der  dem  Kaiser  zu  zahlenden  Summe 
nicht  zahlen  will,  binnen  zwei  Monaten  bannen4;  1192  verspricht  er  den  Cre- 
monesern,  Gregner  derselben,  welche  sich  dem  kaiserlichen  Gerichte  nicht 
stellen  wollen,  binnen  drei  Monaten  in  Bann  zu  legen.5  Aber  in  allen  diesen 
Fällen  handelt  es  sich  doch  vorzugsweise  um  solche,  deren  die  Stadt  selbst 
überhaupt  nicht  mächtig  war,  nicht  um  den  Gesichtspunkt  einer  grössern 
Wirksamkeit  des  städtischen  Bannes.  Gerade  dass  solche  Versprechungen 


63.  —  1.  Mon.  Genn.  4.  21b';  besser  Cod.  Wangisn.  17b".       2.  Antiq.  It.  5,  89. 
3.  Archiv  zu  Cremona.      4.  Mon.  Germ.  4,  173.  174.      5.  Toecbe  Heinrich  VI.  617. 
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vorkommen,  macht  es  nur  um  so  auffallender,  dass  einzelne  Städte,  welchen 
der  Kaiser  offenbar  zu  gewissen  Zeiten  alles  zu  gewähren  bereit  war,  sich  nie 
vou  ihm  das  Recht  geben  Hessen,  dass  alle  von  der  Stadt  Gebannten  binnen 
gewisser  Zeit  auch  im  Reichsbann  sein  sollten;  es  scheint  eine  solche  Auffas- 
sung den  italienischen  Anschauungen  ganz  fremd  geblieben  zu  sein;  soweit  ich 
sehe,  ist  in  städtischen  Statuten  nirgends  vom  Reichsbanne  auch  nur  die  Rede. 

Wo  man  sich  an  das  Reichsgericht  nicht  wenden  wollte  oder  konnte  oder 
selbst  im  Reichsbanne  war,  wandte  man  freilich  auch  wohl  den  städtischen 
Bann  gegen  Auswärtige  an,  und  dehnte  dann,  da  man  kaum  darauf  rech- 
nen durfte,  die  auswärtigen  Verbrecher  selbst  treffen  zu  können,  den  Bann  auf 
die  ganze  Stadtgemeinde  aus ;  was  sich  auch  in  so  weit  rechtfertigte,  als  in 
solchen  Fällen  die  gebannte  Stadt  sich  in  der  Regel  geweigert  haben  wird, 
gegen  die  Verbrecher,  obwohl  sie  derselben  mächtig  war,  einzuschreiten.  So 
heisst  es  1228  zu  Verona  wegen  Ermordung  eines  Veronesischen  Konsuls  zu 
Faenza,  der  Podesta  soll  sich  Mühe  geben,  dass  die  Malefactores  bestraft 
werden:  Et  in  banno  communis  Veronae  poni  faciam  ipsos  et  omnes  in- 
colas  Faventiae  et  eins  distrietus  et  eorum  bona;  es  wird  dann  insbesondere 
allen  Veronesern  der  Verkehr  mit  ihnen  untersagt6;  und  Hessen  sie  sich  im 
Veroneser  Gebiete  betreten,  so  wurde  danu  wohl  gegen  Personen  und  Gut 
eingeschritten.  Auf  diesem  Wege  gelangte  man  dann  zu  der  ausgedehnten 
Anwendung  der  Repressalien.  In  solchen  Fällen  konnte  vou  entsprechender 
Wirksamkeit  des  Bannes  noch  weniger  die  Rede  sein,  wenn  derselbe  nicht 
auch  ausserhalb  des  Stadtgebietes  wirksam  zu  machen  war. 

64.  —  Bot  da  der  Reichsbann  nicht  die  nöthige  Ergänzung,  theils  weil 
es  an  einem  bestimmten  Ansprüche  auf  denselben  fehlte,  theils  weil  auch  der 
wirklich  verhängte  Reichsbann  sich  oft  als  unwirksam  erwies,  so  blieb  der 
Weg,  eine  Anerkennung  des  Bannes  durch  andere  Städte  zu  er- 
wirken. Das  geschah  denn  auch  nicht  selten  durch  gegenseitiges  Ueberein- 
kommen;  die  Verträge  unter  den  Städten  enthalten  häufig  einschlagende  Be- 
stimmungen. Diese  waren  einmal  darauf  gerichtet,  Forderungen  an  Angehörige 
einer  fremden  Stadt  dadurch  zu  sichern,  dass  diese  sich  verpflichtete,  eventuell 
mit  Bann  gegen  dieselben  vorzugehen ;  solche  Bestimmungen  haben  wir  mehr- 
fach erwähnt  Weiter  aber  verpflichtete  man  sich  nicht  selten,  Gebannte  der 
fremden  Stadt  im  eigenen  Gebiete  nicht  dulden  zu  wollen.  Am  wichtigsten  war 
in  dieser  Richtung  wohl,  dass  der  Lombardenbund  dazu  seine  Mitglieder  von 
vornherein  verpflichtet  zu  haben  scheint.  In  den  frühern  Bundesurkunden  wird 
das  noch  nicht  erwähnt;  zuerst  1168  beim  Schwüre  von  Como,  aber  nur  als 
gegenseitige  Verpflichtung  von  Como  und  Mailand. 1  Später  handelt  es  sich 
um  Wirksamkeit  für  den  ganzen  Bund.  Zunächst  wird  das  wohl  nur  auf  Bann 
um  Bundesangelegenheiten  bezogen:  Nec  de  aliqua  cimtate —  j>ro  Iwc  facto 
txpidsnm  vel  a  sua  civitate  separatum  vcl  a  sua  civitaie  guei~ram  passum 
recipiam  et  de  meo  districtu,  tri  venerit,  crpellani2;  aber  andere  Stellen 
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lassen  keinen  Zweifel,  dass  es  sich  dabei  auch  über  die  nächsten  Bundeszwecke 
hinaus  um  Sicherung  des  gesammten  Rechtszustandes  durch  Wirksamkeit  der 
von  der  einzelnen  Stadt  verhängton  Banne  für  das  ganze  Bundesgebiet  han- 
delte. Im  Vertrage  der  Bundesstädte  mit  dem  Markgrafen  Malaspina  1 1 68 
heisst  es  ausdrücklich :  Item  de(Teverunt,  ut  nidla  elvi  tos  vel  suprascriptu* 
marchio  aliquein  a  suis  considibus  bannitmn  recipiat;  et  si  reeeperit  vel 
in  an  am  virtutem  venerit,  infra  quindeeim  dies,  postquam  a  conaulibus 
vel  marehione,  a  quibus  bannt tus  fuerit,  eis  requisitum  fnerity  desua  po- 
testate  et  virtute  cum  eiieient,  nee  de  cetero  cum  reeipient,  nisi  de  banno 
tractus  fuerit  a  suis  conaidibm;  und  1 170  in  dem  Schwüre  von  Pavia:  Et 
nulites  et  pedites  bandizatos  a  sua  civitate  tum  reeipiam  in  mea  civitate, 
nee  in  iüis  locis,  in  quibus  virtutem  fudmero,  postquam  requisitum  fuerit 
a  considibus  vel  a  sigilh  publieo  sue  civitatis.3  Doch  dürften  diese  Bestim- 
mungen für  den  ganzen  Umfang  des  Bundes  später  kaum  sehr  beachtet  sein. 
Dagegen  finden  wir  dieselbe  Bestimmung,  die  gegenseitigen  Verbannten  nicht 
aufzunehmen  oder  doch  auf  Verlangen  der  andern  Stadt  in  bestimmter  Zeit 
auszuweisen,  oft  in  spätem  Verträgen  benachbarter  Städte;  so  in  Verträgen 
Modena's  1 1 77  mit  Bologna,  1 188  mit  Parma4,  in  Verträgen  Cremona's  1 188 
mit  Parma,  1257  mit  Mantua.5  Das  fand  denn  auch  wohl  in  die  Statuten 
Aufnahme;  so  dürfen  sich  nach  denen  vou  Brescia  Gebannte  von  Mantua  und 
Verona  gemäss  den  Verträgen  im  Gebiete  nicht  aufhalten.6  Aber  über  die 
Ausweisung  gehen  die  eingegangenen  Verpflichtungen  durchweg  nicht  hinaus ; 
nur  wird  1177  im  Bündnisse  zwischen  Modena  und  Bologna  bestimmt,  dass 
der  Strassenräuber  im  Banne  seiner  Stadt  sein  und  der  Podesta  der  andern 
helfen  soll,  seine  Bestrafung  zu  erwirken.  Insbesondere  scheint  man  sich  selbst 
unter  engstverbundenen  Städten  nicht  leicht  zur  Einfangimg  und  Auslieferung 
der  fremden  Gebannten  verstanden  zu  haben.  Allerdings  findet  sich  1290  ein 
Befehl,  dass  alle  gebannten  Cremoneser  binnen  einem  Tage  Crema  verlassen 
sollten,  widrigenfalls  sie  an  Cremona  ausgeliefert  werden  würden7;  aber  schon 
der  eventuelle  Charakter  der  Massregel  spricht  gegen  eine  übernommene  Ver- 
pflichtung, es  handelt  sich  wohl  nur  um  eine  Drohung,  um  dem  Befehle  Ge- 
horsam zu  verschaffen.  Viel  Hess  sich  freilich  auf  solchem  Wege  nicht  errei- 
chen, zumal  gewöhnlich  mit  ein  oder  anderer  nächstbenachbarten  Stadt  ein 
Bundesverhältniss  nicht  bestand,  der  Gebannte  demnach  doch  in  der  Nähe 
eine  Zuflucht  fand. 

65.  —  Bei  der  überaus  ausgedehnten  Anwendung  des  Bannes  in  Italien 
mu8sten  freilich  die  fremden  Gebannten  oft  zu  einer  unerträglichen  Last  wer- 
den, zumal  viele  von  ihnen  aller  Unterhaltsmittel  entblosst  waren,  es  sich 
weiter  oft  um  Verbrecher  handelte,  bei  denen  man  Gefahrdung  der  öffentlichen 
Sicherheit  befürchten  musste.  Daher  finden  wir  nicht  selten,  dass  Städte  in 
ihrem  eigenen  Interesse  Mass  rege  In  gegen  die  fremden  Gebannten 
trafen.  Zu  Ravenna  wird  kein  Bandizatus  foresterius  geduldet,  wenn  er 
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nicht  genügende  Bürgschaft  stellt,  dass  er  keinen  .Schaden  an  Personen  und 
Sachen  anrichten  wird. 1  Zu  Riva  darf  sich  ein  fremder  Gebannter  nur  mit 
Erlaubnis»  des  Bischofs  und  der  Gemeinde  aufhalten.2  Oft  sind  solche  Be- 
stimmungen auf  schwere  Verbrecher  beschränkt,  gegen  welche  dann  aber  mit 
derselben  Strenge  vorgegangen  wird,  wie  gegen  Einheimische,  und  damit  vor- 
gegangen werden  konnte,  da  die  eigene  Stadt  den  Gebannten  natürlich  nicht 
dagegen  schützt.  Zu  Casale  soll  sich  kein  wegen  Mord  und  Strassenraub  Ge- 
bannter aufhalten  bei  Strafe  an  Person  und  Vermögen ;  auf  die  Gefangennahme 
ist  ein  Preis  gesetzt;  einen  fremden,  wegen  todeswürdigen  Verbrechens  Ge- 
bannten darf  jeder  straflos  verletzen,  selbst  tödten. 3  Aehnliche  Bestimmungen 
finden  sich  zulvrea;  folgt  der  fremde  Gebannte  dem  Ausweisungsbefehle  nicht, 
so  l.iisst  er  mit  zehn  Pfund  oder  Abhauen  der  Hand.4 

Das  Ungenügende  des  städtischen  Bann  Verfahrens  in  Italien 
ist  zweifellos  zumeist  darin  begründet,  dass  dem  von  einer  Stadt  verhängten 
Banne  eine  durchgreifende  Wirksamkeit  ausserhalb  des  eigenen  Gebietes  ab- 
ging. Thatsächlich  war  der  Erfolg  vorwiegend  der,  dass  die  eine  Stadt  der 
andern  ihre  Zahlungsunfähigen,  Verbrecher  und  Itebellen  zuschickte,  die  dann 
für  dieselben  sorgen  oder  sich  ihrer  erwehren  mochte;  die  Gebannten  mussten 
sich  überall  massenweise,  grossentheils  ohne  genügende  Subsistenzmittel  he- 
rumtreiben; was  das  für  Folgen  hatte,  liegt  auf  der  Hand,  es  mag  genügen, 
an  die  spätere  Bedeutung  des  Wortes  Bannitus  zu  erinnern.  In  Deutschland, 
bei  an  und  für  sich  viel  eingeschränkterer  Anwendung  der  Acht,  konnte  es 
dazu  wenigstens  so  lange  nicht  kommen,  als  die  Reichsgewalt  noch  in  der 
Lage  war,  ihren  Achtssprüchen  Achtung  zu  verschaffen.  In  Italien  wird  man 
diese  Verhältnisse  nicht  lediglich  der  ungenügenden  Macht  der  Reichsgewalt 
zur  Last  legen  dürfen,  sondern  einer  Mangelhaftigkeit  der  Einrichtungen  selbst, 
welche  das  nüthige  Ineinandergreifen  der  hohem  und  niedern  Staatsgewalten 
vermissen  Hessen.  Denn  wenigstens  zeitweise  oder  in  einzelnen  Landestheilen 
hätte  es  dem  Reiche  keineswegs  an  der  Macht  gefehlt,  ergänzend  einzuschrei- 
ten; aber  auch  dann  scheint  es  in  die  Strafgerichtsbarkeit  der  städtischen 
Gemeinden  gar  nicht  eingegriffen,  es  nicht  für  seine  Pflicht  gehalten  zu  haben, 
die  Ausführung  der  Strafurtheile  zu  ermöglichen.  Es  ist  kaum  anzunehmen, 
dass  städtischer  Bann  und  Reichsbann  so  unvermittelt  neben  einander  gestan- 
den hätten,  falls  ilire  Entstehung  in  die  frühern  Zeiten  eines  geordneteren  In- 
einandergreifens  der  Reichsgewalt  und  der  örtlichen  Gewalten  zurückreichte; 
wenigstens  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wird  die  Vennuthung  dafür  spre- 
chen, dass  der  städtische  Bann  in  seiner  bestimmteren  Gestaltung  sich  erst 
im  zwölften  Jahrhunderte  in  engenn  Anschluss  an  die  städtische  Entwicklung 
überhaupt  ausbildete. 

(56.  —  Im  allgemeinen  blieben  die  Wirkungen  des  Bannes  ungeändert 
bis  zur  Lösung  oder,  wo  solche  nicht  gestattet  war,  bis  zum  Tode.  Doch  finden 
sich  ausnahmsweise  auch  Milderungen  des  unsühnbaren  Bannes.  Solche 
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konnten  veranlasst  sein  durch  Erlangung  der  Sühne  der  Verletzteu  oder  moch- 
ten, allgemein  in  Aussicht  gestellt,  dazu  dienen,  die  Gebannten  zum  Nach- 
suchen der  Sühne  zu  bewegen,  wozu  sonst  bei  unsühnbarem  Banne  die  Ver- 
anlassung fehlte.  So  werden  zu  Parma  ausnahmsweise  Milderungen  für  die  um 
Mord  und  Friedensbruch  Gebannten  bestimmt,  welche  Sühne  erlangt  haben; 
einmal  dürfen  sie  durch  einen  Procurator  ihre  Güter  verkaufen  lassen;  weiter 
bleiben  sie  im  Bezirke  von  Parma  allerdings  friedlos;  werden  sie  aber  ausser- 
halb desselben  verletzt,  so  soll  der  Podesta  verhalten  sein,  das  eben  so  zu 
strafen,  als  wenn  sie  nicht  im  Banne  wären. 1  Es  konnten  solche  Erleichte- 
rungen auch  vertragsmässig  von  einer  Stadt,  welcher  sich  Gebannte  einer 
feindlichen  Stadt  angeschlossen  hatten,  ausbedungen  werden.  Bei  einer  Sühne 
zwischen  Creinona  und  Mantua  1257  wird  bestimmt,  dass  die  seit  dem  Be- 
ginne des  Krieges  anscheinend  wegen  Verbindung  mit  der  feindlichen  Stadt 
Gebannten  von  ihren  Gütern  die  Einkünfte  und  Früchte  ziehen,  auch  ihre  Fa- 
milien und  Verwalter  darauf  wohnen  lassen  dürfen;  dass  sie  weiter  durch 
Vertreter  ihr  Recht  verfolgen  können  ohne  Rücksicht  auf  den  Bann ;  kommt 
aber  ein  solcher  in  das  Gebiet,  so  sind  alle  Milderungen  verwirkt,  er  tritt  in 
den  frühern  ungünstigen  Stand  wieder  ein.2  In  beiden  Fällen  hält  man  wesent- 
lich nur  noch  an  den  Massregeln  fest,  welche  den  Gebannten  vom  Gebiete  fern 
halten  sollen,  verzichtet  aber  darauf,  ihm  auch  ausserhalb  desselben  das  Leben 
möglichst  zu  erschweren.  Oder  es  wird  wenigstens  die  Möglichkeit  geboten, 
durch  eine  Leistung  für  die  Stadt  einzelnen  der  schwersten  Folgen  zu  ent- 
gehen; nach  einem  Bannurtheil  von  Brescia  1288  gegen  Ausgezogene,  welche 
sich  mehrerer  Burgen  der  Stadt  bemächtigten,  soll  der  ergriffene  Gebannte 
nicht  hingerichtet  werden,  wenn  er  binnen  zehn  Tagen  eine  dieser  Burgen  in 
die  Gewalt  der  Stadt  zu  bringen  weiss. 3 

Eine  wenigstens  später  anscheinend  ziemlich  regelmässig  vorkommende 
Milderung  des  Bannes  ist  die  Eingränzung,  die  Confinatio.  Die  Confinati 
werden  mehrfach  neben  den  Banditi  genannt;  nähere  Angaben  über  ihre  Stel- 
lung haben  die  Statuten  von  Modena4,  insbesondere  aber  die  von  Brescia.5 
Sie  scheint  insbesondere  angewandt  bei  solchen,  welche  aus  politischen  Mo- 
tiven die  Stadt  verlassen  und  desshalb  gebannt  waren.  Vorbedingung  ist  die 
Rückkehr  zum  Gehorsam,  Unterwerfung  unter  die  Befehle  des  Podesta.  Dieser 
weist  dann  dem  Gebannten  seinen  Aufenthaltsort  an,  an  welchen  er  sich  binnen 
bestimmter  Zeit  zu  begeben  hat.  Zuweilen  scheinen  das  Orte  des  Gebiets  ge- 
wesen zu  sein;  zu  Brescia  wird  eine  lombardische  Stadt,  welche  derselben 
guelfischen  Partei  angehört,  bestimmt;  1292  wird  den  Confinati  die  Wahl  ge- 
stellt, entweder  zu  Lodi  oder  zu  Crema  zu  wohnen.  Von  diesem  Orte  dürfen 
sie  sich  ohne  Erlaubniss  nicht  entfernen  und  sind  dort  unter  strenge  Aufsicht 
gestellt  Von  Brescia  werden  nach  Crema  und  Lodi  besondere  Beamte,  Ca- 
pttanei  von/inatono/^  geschickt;  vor  diesen  haben  die  Confinati  sich  unaufge- 
fordert alle  drei  Tage,  auf  Verlangen  aber  zu  jeder  Stunde  zu  stellen.  Insbe- 
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sondere  dürfen  sie  die  Stadt  nicht  betreten;  wer  in  Brescia  ergriffen  wird, 
wird  sogleich  hingerichtet  ;  zu  Modena  durften  sie  mit  besonderer  Erlaubnis.» 
in  die  Stadt  kommen;  aber  diese  Erlaubnis.«  sollte  nur  auf  längstens  drei  Tage 
und  höchstens  an  drei  Konfinirte  gleichzeitig  gegeben  werden.  Die  Familien 
durften  im  Gebiete  wohnen,  aber  mindestens  zehn  Miglien  von  der  Stadt.  Der 
Vortheil  dieses  Verhältnisses  lag  abgesehen  von  dem  wiedererlangten  Rechts- 
schutze  insbesondere  darin,  dass  der  Konfinirte  wieder  in  den  vollen  Genus* 
seiner  Güter  eintrat  Uebrigens  scheint  die  Confinatio  auch  wohl  ohne  vor- 
hergehenden Ungehorsamshann  verhängt  zu  sein;  sie  trifft  insbesondere  zu 
Brescia  auch  alle  Söhne  der  Konfinirten,  sobald  sie  das  vierzehnte  Jahr  er- 
reichen, und  die  Söhne  von  Hochverräthern.  Doch  dürfte  in  so  weit  immer  ein 
engerer  Zusammenhang  bestanden  haben,  als  Bruch  der  Eingränzung  wohl 
unsühnbaren  Bann  zur  Folge  hatte. 

67.  —  Eine  A  u  f  h  e  b  u  n  g  d  e  s  unsühnbaren  Bannes  sollte  an  und 
für  sich  nie  gestattet  sein;  der  Podesta  oder  die  sonstigen  städtischen  Be- 
hörden hatten  kein  Begnadigungsrecht,  mussten  sich  verpflichten,  einen  sol- 
chen Bann  nie  zu  lösen;  wir  fanden  sogar  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass 
selbst  ein  Beschluss  der  Stadtgemeinde  den  Bann  nicht  solle  aufheben  können. 1 
Wenn  wir  aber  bedenken,  dass  die  schwersten  Banne  meistens  aus  politischen 
Ursachen  erfolgten,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  thatsächlich  sehr  häufig  eine 
Lösung  erfolgte.  Es  mochte  eine  gütliche  Einigung  erfolgen.  In  die  Statuten 
von  Modena  ist  eine  Restitution  der  Grasulfi  aufgenommen;  sie  sollen  in  ihre 
Rechte  ganz  und  gar  so  wieder  eintreten,  als  wenn  sie  niemals  im  Banne  ge- 
wesen wären.2  Vorzugsweise  handelte  es  sich  da  aber  mehr  um  Machtfragen, 
als  um  Rechtsfragen;  eine  innere  Umwälzung,  ein  Umschwung  in  den  allge- 
meineren Machtverhältnissen  konnte  die  heute  für  immer  gebannte  Partei 
morgen  zur  bannenden  machen. 

Wo  ein  Gerichtsherr  war,  konnte  Begnadigung  eintreten,  wie  eine 
solche  in  bezüglichen  Statuten  wohl  vorgesehen  ist.3  Rückkehr  zum  Gehorsam 
und  unbedingte  Unterwerfung  unter  die  Gebote  des  Herrn  sind  die  Vorbedin- 
gung. So  1210  zu  Trient,  wo  dann  der  Bischof  bestimmt,  unter  welchen  Be- 
dingungen er  den  Bann  nachsieht.4  Ein  näheres  Eingehen  auf  dieses  Verhält- 
nis« wird  überflüssig  sein,  da  es  für  Italien  geringe  Bedeutung  hat  und 
wesentlich  mit  de»-  näher  zu  besprechenden  Lösung  des  beständigen  Reichs- 
bannes zusammenfallt. 

Dass  der  König  sich  für  befugt  hielt,  einen  von  einer  Stadt  wegen 
Zahlungsunfähigkeit  oder  gemeiner  Verbrechen  verhängten  Bann  aufzuheben, 
dafür  sind  mir  aus  früherer  Zeit  keine  Beispiele  vorgekommen.  Anders  wohl, 
wenn  es  sich  um  politische  Parteiungen  handelte.  War  jemand  gebannt,  weil 
er  gegen  seine  Stadt  zum  Reiche  hielt,  so  war  es  eine  Machtfrage,  ob  das 
Reich  die  Aufhebung  solcher  Banne  von  der  dann  gewöhnlich  ihrerseits  vom 
Reiche  gebannten  Stadt  erzwingen  konnte.  Es  wurde  auch  wohl  zwischen  der 
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Innenpartei  und  den  Gebannten  von  Reichswegen  eine  den  Bann  beseitigende 
Sühne  vermittelt,  so  durch  den  Reichslegaten  1209  zu  Brescia.5  Und  dabei 
handelt  es  sich  dann  keineswegs  immer  um  freiwillige  Unterwerfung  beider 
Parteien  unter  den  »Schiedsspruch  des  Reichs.  Wie  von  streitenden  Städten, 
so  verlangte  das  Reich  auch  von  streitenden  Parteien  derselben  Stadt,  dass 
sie  sich  zur  Herstellung  des  Friedens  seinem  Spruche  unterwürfen.  Als  die 
Volkspartei  zu  Piacenza  sich  1 220  weigerte,  bezüglichen  Befehlen  des  Legaten 
zu  gehorchen,  wurde  von  ihm  und  dem  Kaiser  der  Reichsbann  über  sie  ver- 
hängt, dagegen  die  Adelspartei  in  alle  ihre  Rechte  wieder  eingesetzt.6  Aber 
in  solchen  Fällen  handelte  es  sich  doch  vorwiegend  um  einen  Missbrauch  der 
städtischen  Strafgerichtsbarkeit  zu  politischen  Parteizwecken;  in  die  regel- 
mässige Ausübung  derselben  scheint  sich  das  Reich  durch  Aufhebung  von 
Bannsentenzen  so  wenig  eingemischt  zu  haben,  als  es  andererseits  keine  Sorge 
trug,  denselben  in  weiterin  Kreise  Geltung  zu  verschaffen. 

Ganz  bestimmt  hat  dann  aber  K.  Heinrich  VII  die  Aufhebung  jedes 
städtischen  Bannes  als  sein  Recht  in  Anspruch  genommen.  Er  verlangte  be- 
kanntlich von  allen  Städten,  dass  sie  sich  den  von  ihm  verfügten  Bestimmungen 
bezüglich  des  Friedens  unter  den  städtischen  Parteien  unterwürfen;  und  in 
allen  diesen  Friedensurkunden  werden  die  ( Jebannten  einfach  restituirt;  weiter- 
hin vernichtete  er  ganz  allgemein  alle  Banne  in  den  Städten  der  Lombardei, 
welche  gehorsam  waren.7  Und  dabei  handelt  es  sich  nicht  blos  um  die  poli- 
tischen Parteiungen;  kraft  der  ertheilten  allgemeinen  Begnadigung  liefiehlt  er 
der  Stadt  Vieenza,  Genannte,  qtti  proptn*  komichliurn  —  bamiiti  forc  ili- 
mnfttr,  in  ihre  Rechte  und  Ehren  wieder  einzusetzen,  aus  dem  Bannbuche  zu 
streichen  und  ihnen  aus  jener  Veranlassung  keinerlei  Xachtheil  mehr  erwachsen 
zu  lassen. 8  Das  Schwierigste  Mar  dann  die  Restitution  der  Güter,  welche  in 
den  Friedensurk nnden  immer  verfügt  wird.  Aber  die  Güter  waren  oft  in  fremde 
Hände  durch  Verkauf  von  Seiten  der  Gemeinde  gekommen;  dann  soll  zu  Lodi 
die  Gemeinde  den  Kaufpreis  zurückzahlen;  zu  Asti,  wo  schon  frühere  Ab- 
kommen vorlagen,  die  Hälfte  die  Gemeinde,  die  Hälfte  der  Restituirte.  War 
ein  Haus  auf  seinem  Grunde  gebaut,  so  hatte  nach  der  Urkunde  für  Creinona, 
wo  sich  noch  andere  einschlagende  Bestimmungen  finden,  der  Restituirte  die 
Wahl,  ob  er  das  Haus  kaufen  oder  sich  für  den  Grund  entschädigen  lassen 
wollte.9  Oft  war  es  auch  schwer,  den  frühem  Besitz  zu  erweisen;  zu  Lodi  ver- 
ordnete der  König  daher,  dass  für  den  Restituirten  auch  sonst  ungenügende 
Beweismittel  hinreichen  sollen,  wenn  der  jetzige  Besitzer  keinen  gültigen  Be- 
sitztitel nachweisen  kann. 1  ü 

Entsprechende  Verfügungen  mögen  auch  dann  getroffen  sein,  wenn  ein 
unsühnbarer  Bann  durch  die  Stadt  selbst  aufgehoben  wurde;  da  aber  eine 
solche  Aufhebung  nie  vorgesehen  wird,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  in  den  Sta- 
tuten bezügliche  Bestimmungen  durchaus  fehlen. 


67.-J  o.  Üdorici  7,  51.  tt.  Br.l.mer  Acta.  Reich.«.  7.  Artn  Honr.  VII  I.  M.  8.  Verri 
Mnrra  5.  147.  ».  Acta  Heur  VII  1,  13.  34.  43  10.  Cnmiuunalregister  von  Lodi 
nach  Wüstenfeld. 
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Vereinzelt  scheint  auch  die  Kirche  sich  zu  einem  Eingreifen  in  solche 
Verhältnisse  wohl  befugt  gehalten  zu  haben.  Zu  Cremona  befahlen  wenigstens 
1267  zwei  päbstliehe  Nuntien  auctnritate  domhii  pape,  qua  fungimur  in 
hae  parte,  dass  alle  wegen  politischer  Parteiung  Konfinirten  zurückkehren 
durften,  die  Gebannten  zwar  nur  mit  besonderer  Erlaubnis*  und  gegen  Bürg- 
schaft, während  im  übrigen  der  gegen  sie  verhängte  Bann  vernichtet  werden 
sollte.  Da  aber  die  Zustimmung  des  Parlaments  der  Stadt  erwähnt  wird,  so 
mag  trotz  der  Form  des  Befehls  es  sich  nur  um  ein  Vorgehen  nach  vorherigem 
Einverständnisse  mit  der  Stadt  handeln. 1 1 

VII.  LÜESBAKER  REICHSBANN. 

68.  —  Wir  wiesen  früher  nach,  dass  seit  dem  Ende  des  eilften  Jahr- 
hunderts zuerst  vereinzelt,  dann  häufig  in  den  Urkunden  der  Kaiser  und  ihrer 
Legaten  mit  einem  von  dem  altera  Königsbanne  verschiedenen  Bann  um  d. 
rtyis  oder  imperatoris,  imperiale  oder  -imperii  gedroht  wird.1  Die  An- 
wendung des  Ausdruckes  Bann  zeigt  sich  der  ganz  entsprechend,  welche 
wir  für  den  städtischen  Bann  nachwiesen'2;  die  Wendungen  in  banno  ponere, 
banno  subiaeere,  de  banno  e.rtraliw  und  ähnliche  zeigen,  dass  der  Ausdruck 
auch  hier  den  Zustand  bezeichnet,  in  welchem  der  Bannitus  sich  befand,  wäh- 
rend er  ursprünglich  zunächst  den  Befehl  bezeichnet  haben  wird,  der  diesen 
Zustand  veranlasste.  Schon  die  Vergleichung  entsprechender  Formeln  ergab, 
dass  dieser  Zustand  des  Gebannten  der  der  königlichen  Ungnade  in  der  be- 
stimmteren Bedeutung  der  Acht  ist. 3  Das  bestätigen  denn  auch  die  Zeugnisse, 
welche  sich  aus  der  staufischen  Zeit  für  die  Anwendung  des  Reichsbannes  er- 
halten haben.  Allerdings  fehlen  uns  hier  allgemeinere  gesetzliche  Bestimmungen, 
wie  sie  für  den  städtischen  Bann  die  Statuten  boten.  Ergibt  sich  dadurch  wohl 
für  einzelne  Punkte  eine  geringere  Sicherheit,  so  gestatten  doch  die  in  nicht 
unbedeutender  Anzahl  vorliegenden  Nachrichten  der  Urkunden  und  Geschicht- 
schreiber über  die  Anwendung  in  Einzelfällen  einen  ziemlich  sichern  Schluss 
auf  die  Gestaltung  des  Reichbannes  im  allgemeinen. 

Bezüglich  der  Arten  des  Reichs  bann  es  zeigt  sich  sogleich  ein  we- 
sentlicher Unterschied  gegenüber  dein  städtischen  Bann.  Der  Reichsbaun  ist 
immer  ein  Ungehorsamsbann,  wird  nur  gegen  den  Ungehorsamen  ver- 
hängt, um  ihn  entweder  zum  Gehorsam  zurückzuführen  oder,  wo  auf  solchen 
nicht  mehr  gerechnet  wird,  die  wegen  des  Ungehorsams  nicht  auszuführende 
Strafe  durch  andere  Uebel  zu  ersetzen.  Eine  Verhängung  des  Reichsbannes 
gegen  jemanden,  dessen  man  habhaft  ist,  entsprechend  dem  städtischen  Aus- 
weisungsbann, wird  nie  erwähnt.  Es  hängt  das  damit  zusammen,  dass  die 
Ausweisung  aus  dem  Gebiete,  die  Verbannung  im  engern  Sinne,  auf  welche 
Wim  städtischen  Banne  ein  Hauptgewicht  fallt,  dem  Reichsbanne  überhaupt 
fehlt;  in  der  staufischen  Zeit  wenigstens  findet  sich  nie  eine  Andeutung,  dass 

11.  Arrbiv  7.11  Cremona. 

68.  -  1.  Vgl.  §  41.       2.  Vgl.  §  43       3.  Vgl.  §  36  37. 
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dem  Gebannten  der  Aufenthalt  im  Reiche  untersagt  sei  oder  man  auch  nur 
erwartete,  dass  die  gegen  ihn  verhängten  Massregeln  wenigstens  thatsächlich 
seine  Entfernung  aus  dem  Reiche  zur  Folge  haben  würden. 

Wir  fanden  weiter,  dass  beim  städtischen  Bann  auf  den  Ungehorsam  im 
allgemeinen  wenig  Gewicht  gelegt  wurde,  dass  die  Wirkungen  des  Bannes  we- 
sentlich dieselben  waren,  mochte  derselbe  gegen  einen  Gehorsamen  verhängt 
werden,  der  verurtheilt  und  ausgewiesen  wurde,  oder  gegen  einen  Ungehor- 
samen, der  wegen  seines  Ungehorsams  als  verurtheilt  galt.  Die  Verschieden- 
heit des  Bannes  war  vielmehr  vorzugsweise  bedingt  durch  die  Veranlassung 
des  Bannes ;  es  ergab  sich  da  insbesondere  ein  scharfer  Gegensatz,  jenachdem 
der  Bann  um  Schulden  oder  um  Missethaten  verhängt  war. 

Dagegen  fallt  beim  Reichsbann  das  ganze  Gewicht  auf  den  Ungehorsam ; 
dieser  ist  das,  was  den  Bann  zunächst  begründet;  die  besondern  Umstände 
des  Ungehorsams  sind  auch  massgebend  für  seine  Wirkungen.  Dabei  kann  nun 
allerdings  berücksichtigt  werden,  ob  die  Veranlassung  des  Ungehorsams  eine 
bedeutendere  oder  unbedeutendere  war;  aber  irgend  durchgreifend  macht  sich 
das  nicht  geltend;  Arten  des  Reichsbannes,  welche  dem  Unterschiede  des 
Bannes  um  Schulden  und  um  Missethat  entsprächen,  lassen  sich  nicht  be- 
stimmter nachweisen.  Wir  finden  beim  Reichsbann  nur  einen  durchgreifenden 
Unterschied;  er  ist  entweder  ein  lösbarer,  wenn  der  Gebannte  bei  der  Rück- 
kehr zum  Gehorsam  einen  Anspruch  auf  Lösung  hat;  oder  aber  er  ist  ein  un- 
lösbarer, beständiger,  wenn  der  Gebannte  überhaupt  keinen  Anspruch  auf 
Losung  mehr  hat.  Das  entspricht  nun  dem  Unterschiede  zwischen  dem  lös- 
baren und  dem  unsühnbaren  städtischen  Banne.  Der  letztere  ist,  wenn  es  sich 
überhaupt  um  Ungehorsamsbann  handelt,  desshalb  ein  beständiger,  weil  der 
Ungehorsame  wegen  Verbrechen  zu  schweren  Strafen  verurtheilt  ist,  welche 
er  durch  Rückkehr  zum  Gehorsam  nicht  mehr  abwenden  kann,  so  dass  über- 
haupt auf  Gehorsam  nicht  gerechnet  wird.  Dem  ents|  »rechend  wird  der  Reichs- 
bann dadurch  zu  einem  beständigen,  dass  der  Verbrecher  in  die  Strafen  des 
Hochverrathes  verurtheilt  wird,  nach  der  Strenge  des  Gesetzes  auch  bei  Rück- 
kehr zum  Gehorsam  diese  zu  erleiden  hätte,  wesshalb  auch  hier  auf  Gehorsam 
nicht  gerechnet  wird.  Danach  würde  allerdings  hier  nicht  zunächst  der  Unge- 
horsam, sondern  das  den  Ungehorsam  veranlassende  Verbrechen  für  den 
schärferen  Bann  massgebend  sein.  Aber  wir  werden  sehen,  dass  doch  auch  da 
der  Ungehorsam  ganz  in  den  Vordergrund  tritt,  dass  in  solchen  Fällen  für  die 
Verurtheilung  weniger  die  etwa  behauptete  hoehverrät herische  Handlung  ins 
Gewicht  fällt,  dass  vielmehr  der  Ungehorsam  selbst  als  llochverrath  aufgefasst 
und  bestraft  wird.  Daraus  erklärt  sich  denn  aber  auch,  dass  die  Gränze  im 
Einzelfalle  nicht  so  bestimmt  hervortritt,  wie  beim  städtischen  Bann.  Hier  sind 
lösbarer  und  unsühnbarer  Bann  durchaus  geschieden ;  es  wird  von  vornherein 
entweder  der  eine,  oder  der  andere  verhängt,  und  der  lösbare  Bann  kann  nicht 
etwa  später  in  einen  unsühnbaren  übergehen,  weil  eben  beide  auf  ganz  ver- 
schiedenen Veranlassungen  beruhen.  Der  Reichsbann  kann  nun  allerdings  so- 
gleich als  unlösbarer  verhängt  werden ;  da  aber  für  die  Yerhängung  beider  Arten 
der  Ungehorsam  das  Massgebende  ist,  so  kann  der  zunächst  als  lösbarer  ver- 
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hängte  Bann  in  einen  beständigen  dadurch  übergehen,  dass  der  Gebannte  bei 
Verharren  im  Ungehorsam  nachträglich  als  Hochverräther  verurtheilt  wird ;  es 
erscheint  zudem  auch  der  lösbare  Bann  zuweilen  durch  Massregeln  geschärft, 
welche  in  der  Regel  nur  beim  bestandigen  erwähnt  werden,  so  dass  im  Einzel- 
falle oft  kaum  mit  .Sicherheit  zu  entscheiden  ist,  welche  Art  des  Bannes  vorliegt. 

Hatten  wir  beim  städtischen  Bann  vom  lösbaren  insbesondere  noch  den 
siihnbaren  zu  unterscheiden,  so  findet  sich  allerdings  auch  beim  Reichsbann 
wohl  Entsprechendes,  indem,  worauf  wir  zurückkommen,  in  Einzelfallen  die 
Lösung  eine  Zustimmung  dritter  Personen  erforderte.  Doch  erscheint  das  hier 
als  ein  so  untergeordnetes  Moment,  dass  wir  bestimmtere  Rücksicht  nicht 
darauf  zu  nehmen  haben;  als  Hauptarten  haben  wir  nur  den  lösbaren  und  be- 
ständigen oder  unlösbaren  Reichsbann  aus  einander  zu  halten. 

69.  —  Der  lösbare  Reichsbann  wird  verhängt  vom  Könige  oder 
seinem  Stellvertreter,  um  die  Nichtachtung  eines  Befehls  zu  bestrafen  und  Ge- 
horsam gegen  denselben  zu  erzwingen.  Die  Veranlassung  ist  immer  der 
Ungehorsam ;  und  zwar  kann  der  Bann  verhängt  werden  wegen  jeden  Unge- 
horsams ohne  Rücksicht  auf  die  grössere  oder  geringere  Bedeutung  des  miss- 
achteten Befehls,  dessen  Inhalt,  mag  es  sich  nun  um  eine  Ladung  vor  Gericht, 
um  Unterwerfung  unter  ein  Urtheil,  um  eine  Leistung  an  das  Reich  oder  irgend 
anderes  handeln,  zunächst  gar  nicht  in  Betracht  kommt. 

Insbesondere  ist  zu  beachten,  dass  entsprechend  dem  städtischen  Banne, 
aber  abweichend  von  der  deutschen  Acht,  der  Reichsbann  im  Gerichte  keines- 
wegs nur  bei  .Straffällen,  sondern  auch  bei  bürgerlichen  Streitsachen  zur 
Anwendung  kommt,  und  zwar  anscheinend  noch  weitergreifend,  als  in  den 
städtischen  Gerichten.  Wir  fanden  ihn  hier  insbesondere  angewandt  zur  Er- 
zwingung der  Erfüllung  von  Forderungen;  so  wird  auch  1221  gegen  Asti 
ein  Reichsbann  verhängt,  um  die  Stadt  zur  Zahlung  an  einen  Gläubiger  zu 
zwingen.1  Bei  dinglichen  Klagen  wird  dagegen  in  den  städtischen  Statuten 
auf  den  Bann  wenigstens  kein  Gewicht  gelegt;  es  scheint  wohl,  dass  der  Un- 
gehorsam gegen  jede  Ladung  einen  Bann  zur  Folge  haben  konnte2;  dass  es 
sich  dabei  auch  um  dingliche  Klagen  handelte,  ist  aber  doch  nirgends  bestimm- 
ter betont,  es  ist  durchweg  nur  vom  Bann  um  Schulden  und  um  Missethat  die 
Rede.  Beim  Ungehorsam  wegen  dinglicher  Klagen  konnte  die  Stadt  sich  wohl 
durchweg  mit  der  Einweisung  in  den  Besitz  begnügen ;  sie  war  in  der  Lage,  • 
Besitzstörung  hintanzuhalten;  erfolgte  solche  dennoch,  so  war  da«  dann  wohl 
als  Missethat  zu  behandeln. 3  Anders  war  das  vielfach  beim  Reichsrichter,  der 
der  Unterstützung  der  örtlichen  Gewalten  keineswegs  sicher  war,  zumal  wenn 
es  sich  um  Klagen  gegen  .Stadtgemeinden  oder  Grosse  handelte,  der  oft  nicht 
einmal  in  der  Lage  war,  die  Besitzeinweisung  vollziehen  zu  lassen,  noch  we- 
niger den  Besitz  dauernd  zu  schützen. 

Wir  finden  daher  in  dieser  Richtung  den  Reichsbann  angewandt  einmal 
zur  Erzwingung  der  Ausführung  eines  Urtheils.  In  einem  Streite 
des  Bischofs  von  Vercelli  über  Hoheit^rechte  mit  den  Leuten  von  Casale  wird 


09.  -  1.  Huillard  2,  133.       2.  Vgl.  $  47.       3.  Vgl.  $  59  n.  5. 
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1196  vom  Hotvikar  als  Appellationsriehter  gegen  die  letztern  entschieden;  der 
Kaiser  befiehlt  unter  Verwertung  von  Appellation  und  Supplikation  Ausfüh- 
rung des  Urtheils  und  lässt  zunächst  durch  einen  Boten  den  Bischof  in  Besitz 
setzen;  da  die  von  Casale  unter  Hinweis  auf  die  Appellation  an  den  Kaiser 
Anerkennung  des  Urtheils  verweigern,  befiehlt  der  Kaiser,  dieselben,  wenn  sie 
sich  nicht  fügen,  in  den  Bann  zu  thun,  was  dann  durch  einen  Boten  des  Kai- 
sers geschieht.4  Der  König  sagt  1219,  dass  von  ihm  delegirte  Richter  die 
»Stadt  Alba  bannten,  weil  sie  ihrer  Ladung  nicht  folgte,  et  eo  quod  posaessio- 
neui  a  praedietis  noatria  iudieibua  traditam  eidein  O.  ile  re  petita  quiete 
teuere  non  pmniait,  et  eo  quod  aimiUfer  poaaesaionem  ex  aeeundo  deereto 
u  praedictia  iudieibua  dieto  O.  traditam  modia  omnibus  perturbavit.*  Der 
Podesta  von  Mailand  appellirt  1221  an  den  Kaiser  gegen  Ausfuhrung  einer 
Entscheidung,  wonach  der  Markgraf  von  Montferrat  in  den  Besitz  einiger  Orte 
gesetzt  werden  soll,  und  lässt  sich  vom  Legaten  versprechen,  dass  Mailand  bis 
auf  weitern  Befehl  des  Kaisers  wegen  der  Nichtausführung  in  keinen  Bann 
verfallen  soll.6 

Auffallender  ist  es,  dass  auch  bei  dinglichen  Klagen  der  Heichsbann 
schon  zur  Erzwingung  des  Gehorsams  gegen  die  Ladung  ange- 
wandt wird.  Beim  altern  Verfahren  fanden  wir  da  keinerlei  unmittelbare  Ver- 
anstaltung, Gehorsam  zu  erzwingen;  man  beschränkte  sicli  darauf,  den  Kläger 
durch  die  Investitura  salva  querela  vorläufig  gegen  die  Nachtheile  zu  schützen* 
welche  ihm  aus  dem  Ungehorsam  des  Beklagten  erwachsen  konnten.7  Da.*» 
geschieht  auch  jetzt  noch  durch  die  entsprechende  Missio  in  possessionem  des 
römischen  Hechts,  die  insbesondere  auch  in  den  Reichsgerichten  regelmässig 
angewandt  wird.0  Ein  Zwang  zum  Gehorsam  liegt  darin  nur  in  so  weit,  als 
dem  Ungehorsamen  inzwischen  die  Früchte  entgehen,  er  den  Besitz  nur  gegen 
Erstattung  der  Kosten  und  nach  Ablauf  eines  Jahres  überhaupt  nicht  mehr 
wiedererlangen,  sondern  nur  noch  sein  Eigentumsrecht  verfolgen  kann.  Das 
findet  sich  oft  bestimmter  angegeben ;  so  heisst  es  1 1 64  vom  Legaten  in 
Tuszien:  eine  eontumaciam  per  miesionem  possessionia  punivif;  mittendo 
eleetum  —  eorporaliter  in  predietaa  possessionis  —  tali  tenore,  ut  8t  pre- 
dietaa Ij.  r eilet  venire  infra  an n um  ad  iustitiam  faeiendam  et  eautionem 
etrponendamy  predieta  possessio  in  enm  revertat «r;  ita  tanwny  ut  episeopua 
interim  omnea  frnetua  lueretur;  sin  au  fem  post  annum  venerit,  episeopua 
fruatur  eomodo  posaesaoris,  ille  vero  gravetur  honere  petitoria9;  oder  die 
Beklagten  sollen  restituirt  werden,  ai  infra  annum  vrnerint  preatita  idonea, 
eautione,  quod  ad  iudieium  atidmnt  et  e.epenaaa —  restituerint.10  Ver- 
einzelt wird  dabei  wohl  noch,  entsprechend  der  frühern  Sicherung  durch  den 
Königsbann  n,  dem  Störer  des  gegebeneu  Besitzes  mit  einer  Geldstrafe1'  und 
überdies  wohl  mit  dem  Banne 1  s  gedroht. 

69.— 1  4.  He  Conti  37.9  ff.  5.  Böhmer  Acta  242.  «.  Mandelli  1.  96.  7.  Vgl.  §  10. 
8.  So  1159-85:  Verci  Ecel.  3.  37.  Tiraboschi  Non  2.  271».  Aflö  P.  2,  374.  Mon.  patr.  Ch. 
1,  938.  9.  Mem.  di  Lucca  4b,  181.  10.  HeHage  von  1 185  Jan  22.  Aohnlich  1185-96: 
Mon.  patr.  Ui  1,  930.  Rena  e  C'amici  öd,  60.  Ughelli  3.  713  11.  Vgl  $11.  12.  Rena 
e  <  amici  Öd.  60        18,  Mrm  di  L-ca  4  b.  181. 
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So  zahlreich«'  Zeugnisse  uns  aber  aus  dem  zwölften  Jahrhunderte  über 
das  Ingehorsamsverfahren  bei  Klagen  um  Eigen  vorliegen,  nie  finde  ich  eine 
Andeutung,  dass  man  zunächst  durch  den  Bann  Gehorsam  gegen  die  Ladung 
zu  erzwingen  suchte.  Dagegen  finden  wir  später  die  bestimmtesten  Zeugnisse. 
K.  Otto  überträgt  1 2 1 0  Delegirten  eine  Streitsache  sogleich  mit  der  Weisung: 
et  mi  qua  partium  ante  coa  venire  rccuaarcrit,  nostro  banno  auctoritate 
n»*tra  snpponatia.  Die  Beklagten,  zweimal  und  dann  nochmals  zweimal  pe- 
titorisch geladen,  verweigern  schliesslich  die  Einlassung  auf  die  Klage,  worauf 
an  einem  Donnerstage  die  Delegirten  terminum  dederant,  ut  ttsque  ad  diem 
dominicum  —  venire  debercnt,  alioquin  imperiali  auctoritate —  praeliba- 
tos  G.  et  F.  in  banno  poauerunt  taliter,  quod  ai  ad  tenihinnm  iamdictum 
non  renerint,  deinde  aint  in  banno  d.  imperatoria ;  erst  nachdem  dieser 
Bann  am  Sonntage  fällig  geworden  war,  wurde  am  Dinstage  der  Kläger  in 
Besitz  gesetzt.  M  Der  Generallegat  Albert  von  Magdeburg  delegirt  1223  Juni 
■15  dem  Bischöfe  von  Tortona  eine  Sache  zwischen  dem  Erzbisehofe  von  Genua 
und  der  Gemeinde  S.  Rumolo  mit  der  Weisung,  facientea,  quod  decreveritis 
imperiali  anctoritate,  per  bannum  etiam  et  penam  imperialem  ßrmiter 
»bservari;  Sept.  1  heisst  es  dann:  qui  hominca  a.  Momnli  recuaaarunt  ve- 
nire, immo  etiam  recipere  litteras  contempaerunt ;  unde  d.  epiacopua  auc- 
toritate s-ibi  conceasa  anppoauit  predictoa  kominea  —  imperiali  banno, 
ncteudcna  rebelionem  et  contumaciam  dictorum  hominum;  —  cuiua  banni 
sententiam  suapendimua  uaque  ad  jrroximum  featum  a.  Michaelia,  ai  usque 
(mir  aub  examine  nostro  iuri  paruerint,  alioquin  ex  tunc  aortiatur  effec- 
ttnn.  Erst  1224  Juni  5  setzt  dann  der  Delegirte,  weil  die  von  8.  Romolo  in 
banno  contumaciae  verharren,  den  Erzbischof  in  Besitz;  hier,  wie  in  dem 
frühen]  Falle,  mit  der  gewöhnlichen  Bestimmung,  dass  die  Gebannten  nur  noch 
binnen  Jahresfrist  gegen  Erstattung  der  Kosten  den  Besitz  wiedererlangen 
können. 15  Und  so  finden  sich  aus  dieser  Zeit  noch  mehrere  Beispiele,  dass  bei 
Civilstreitigkeiten  die  delegirten  Reichsrichter  angewiesen  werden,  ihren  Be- 
fehlen durch  den  Bann  Nachdruck  zu  geben,  oder  dass  sie  denselben  wegen 
Nichtachtung  ihrer  Ladung  wirklich  verhängen. 16  Es  wird  jetzt  in  erster  Reihe 
versucht,  durch  den  Bann  den  gerichtlichen  Austrag  zu  erzwingen;  erst  even- 
tuell  schreitet  man  zur  Besitzeinweisung;  und  in  dem  neben  dieser  fortbeste- 
henden Banne  lag  danu  auch  später  noch  immer  ein  stärkerer  Antrieb  zum 
Gehorsam. 

Fehlt  für  solches  Vorgehen  früher  jede  Andeutung,  so  dürfen  wir  schlies- 
sen,  dass  der  Reichsbann  erst  in  späterer  staufischer  Zeit  für  Verhältnisse 
Anwendung  fand,  für  die  er  bis  dahin  nicht  in  Uebung  war;  es  würde  demnach 
wenigstens  nach  dieser  Seite  hin  das  Institut  im  zwölften  Jahrhunderte  noch 
nicht  zur  vollsten  Entwicklung  gelangt  sein,  was  immerhin  unsere  Annahme 
unterstützen  dürfte,  es  sei  in  seiner  spätem  Bedeutung  dem  altern  italienischen 
Rechte  fremd  gewesen.  Eine  solche  Anwendung  musste  übrigens  gerade  im 


H.  Beilagen  Ton  1210  Aug.  Ii).  24.  15.  Lib.  iur.  Gen.  1,  697.  722.  16.  1214  U!>w.: 
Böhmer  Acta  237.  239.  241.  461. 
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Reichsgerichte  näher  liegen,  als  in  den  .ständigen  Ortsgerichteu,  wo  dem  Kläger 
die  Besitzeinweisung  zunächst  durchaus  genügen  mochte;  im  Reichsgerichte 
musste  ihm  melir  daran  liegen,  ein  sein  Eigenthum  endgültig  auerkennendes 
Urtheil  baldmöglichst  zu  erlangen,  da  es  fraglich  sein  konnte,  ob  nach  längerer 
Zeit  wegen  Aenderungen  der  politischen  Verhältnisse  noch  ein  Reichsurtheil 
zu  erlangen  war;  sollten  sich  keine  früheren  Beispiele,  als  die  angeführten 
finden,  so  möchte  die  lange  Unterbrechung  der  ReichsgcrichLsbarkeit  nach  dem 
Tode  K.  Heinrichs  VI  nächste  Veranlassung  gewesen  sein,  durch  diese  An- 
wendung des  Bannes  eine  Beschleunigung  des  Verfahrens  in  den  Reichsge- 
richten zu  erstreben. 

70.  —  Ganz  entsprechend  dem  städtischen  Banne 1  ist  auch  beim  Reichs- 
banne von  der  Verhängung  die  Fälligkeit  des  Bannes  zu  scheiden;  die 
Verhängung  des  Bannes  ist  auch  liier  vielfach  zunächst  nur  eine  Aufforderung 
zum  Gehorsam,  welche  durch  die  Drohung  geschärft  wird,  dass  der  verhängte 
Bann  an  einem  bestimmten  Tage  wirksam  wird,  wenn  bis  dahin  die  Rückkehr 
zum  Gehorsam  nicht  erfolgte ;  in  andern  Fällen  wird  der  Reichsbaun  freilich 
als  unmittelbar  wirksamer  verhängt.  Und  wie  beim  städtischen  Banne  ist  auch 
hier  in  dem  einen,  wie  in  dem  andern  Falle  eine  mehrmals  nach  längeren  Fri- 
sten wiederholte  Aufforderung  zum  Gehorsam  nicht  nöthi«:,  um  den  Bann  ver- 
hängen zu  können. 

Bei  der  zuletzt  besprochenen  Anwendung  des  Bannes  bei  Civilstreitig- 
keiten  fanden  wir  allerdings  wiederholte  Ladungen  vor  Verhäugung 
desBannes.  Aber  wir  haben  es  da  nicht  mit  dem  Bannverfahren  als  solchem 
zu  thun.  Bei  dinglichen  Klagen  galt  schon  in  älterer  Zeit  der  Ungehorsam  erst 
nach  der  dritten  Ladung  für  festgestellt.2  Es  mag  das  darauf  eingewirkt  ha- 
ben, dass  man  sich  in  Italien  an  die  .Stellen  des  römischen  Rechtes  hielt,  welche 
die  dritte  Ladung  selbst  als  die  perem torische  betrachten,  ihr  nicht  eine  vierte 
pereintorische  folgen  lassen.3  Scheint  es  insbesondere  in  den  städtischen  Ge- 
richten üblich  geworden  zu  sein,  sogleich  statt  aller  ein  perkutorisches  Edikt 
zu  erlassen4,  so  hat  man  im  Reichsgerichte  wohl  in  der  Regel  an  den  drei 
Ladungen  festgehalten.  Wird  oft  nur  erwähnt,  dass  der  Beklagte  legitime  et 
peremtorie  geladen  sei,  so  heisst  es  wohl  ausdrücklich,  dass  erst  post  tertium 
edictum  oder  nachdem  er  seittel,  bin  et  ter  geladen  sei5,  gegen  ihn  vorgegangen 
wurde;  die  dritte  Ladung  wird  dann  als  peremtorische  bezeichnet6;  damit 
stimmt,  wenn  es  heisst,  dass  bis  —  et  postea  bis  peremtoric  geladen  sei7,  wo 
ausnahmsweise  noch  eine  vierte  Ladung  hinzukommt.  Aber  auch  die  perem- 
torische Ladung  steht  in  keiner  Beziehung  zum  Bannverfahren;  der  aus  ihrer 
Nichtbeachtung  sich  ergebende  Rechtsnachtheil  ist  die  Besitzeinweisung  für 
den  Kläger,  auf  die  man  sich  ja  früher  überhaupt  beschränkte.  Als  man  dann 
später  auch  hier  das  Bannverfahren  anwandte,  wurde  dieses  ohne  engere  Ver- 

70.  -  1.  Vgl.  §  53.  2.  Vgl.  §  9  n.  6.  8.  Vgl.  Pillius  P.  2.  §  19.  Tancred 
IV  2.  t.  3.  §  1.  4.  Pillius  1.  c  S.  42.  Damit  würde  stimmen,  dass  in  den  städtischen 
Statuten  durchweg  nur  Ton  einer  Ladung  die  Rede  ist;  Tgl.  oben  §  53  n.  5.  5«  1184. 
1219:  Mon.  patr.  Ch.  1,  930.  Böhmer  Acta  2«.  1185:  Mon-  patr.  Cb-  1,  936. 

7.  Beilage  tou  1210  Aug.  19. 
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bindung  in  das  Verfahren  des  ordentlichen  Prozesses  eingeschoben ;  erst  nach 
der  peremtorischen  Ladung  folgt  nocli  die  dem  römischen  Hechte  fremde  Bann- 
ladung. 

Fassen  wir  hier  nur  das  ins  Auge,  was  sich  unmittelbar  auf  den  Bann 
bezieht,  so  finden  wir  unmittelbare  V  er  hängung  des  Bannes,  einen  Be- 
fehl, binnen  bestimmter  Zeit  zu  gehorchen,  widrigenfalls  der  Bann  wirksam 
werden  soll.  Dass  hier  dem  Bannbefehle  dreimalige  Ladung  vorausging,  ist 
zweifellos  nur  dadurch  bedingt,  dass  man  sich  hier  in  erster  Reihe  an  die  Re- 
geln des  ordentlichen  Civilverfahrens  band.  Wo  sonst  das  Bannverfahren  ein- 
tritt, ist  nie  Rede  davon,  dass  eine  bestimmte  Zahl  von  Aufforderungen  zum 
Gehorsam  vorhergegangen  sein  müsse,  um  einen  Bannbefehl  erlassen  zu  können. 
Allerdings  wird  wohl  erwähnt,  dass  der  Baun  wegen  hartnäckigen  Ungehor- 
sams oder  nach  mehrmaliger  vergeblicher  Ladung  verhängt  sei;  aber  es  ge- 
schieht das  dann  in  sehr  allgemeinen  Ausdrücken.  So  wird  über  eine  Anzahl 
lombardischer  Städte,  welche  sepe  et  sepius  zum  Gehorsam  aufgefordert  waren, 
1213  Mai  2,  am  Donnerstage,  im  Namen  des  Legaten  der  Bann  verhängt, 
nisi  tutque  ad  diem  Itine  proximum  venerint  stare  et  attendere  omnibus 
suis  jtreceptis*  In  andern  Fällen  werden  frühere  Aufforderungen  überhaupt 
gar  nicht  erwähnt.  So  bei  der  Aechtung  der  Stadt  Imola  1 222  durch  Gottfrid 
von  Blandrate,  Grafen  und  Legaten  der  Romagna:  Pro  eo  quod  Ymolenses 
Castrum  Ymole  —  destruere  presumpserunt  — ,  idem  d.  eomes  auctoritate 
imperalorie  legatioms,  qua  fungitnr,  posuit  ipso«  Ymolenses  in  personis 
et  rebus  et  esse  iussit  in  banno  d.  irnperatoris  et  suo,  nisi  hinc  ad  sex  dies 
proximos  mandatis  omnibus  ipsius  d.  comitis  venerint  parituri  et  parue- 
rint  cum  effectu,  ita  videlicet,  quod  si  predictum  terimnum  permiserint 
pertransire,  ex  ipso  banno  exire  nequeantj  nisi  solverint  ipsi  comiti  no- 
mine banni  decem  millia  nuirchas  araenti  boni  et  nisi  omnibus  mandatis 
d.  imperatoris  et  eiusdem  comitis  panier  int  et  ea  efficaciter  duxerint  tul- 
implemla.9  Von  fortgesetztem  Ungehorsam  ist  gar  nicht  die  Rede;  die  Ver- 
hängung des  Bannes  gründet  sich  unmittelbar  auf  die  begangene  Missethat; 
es  erfolgt  anscheinend  sogleich  die  erste  Aufforderung  zum  Gehorsam  als 
Bannbefehl. 

Auch  bei  vielen  andern  Fällen  ergibt  sich  entweder  bestimmt,  dass  der 
Bann  nach  nur  einmaliger  Aufforderung  zum  Gehorsam  eintrat,  oder  wenig- 
stens das  ganze  Verfahren  in  so  kurzer  Zeit  beendet  erscheint,  dass,  wenn 
auch  mehrmalige  Aufforderungen  vorhergegangen  sein  sollten,  dabei  wenigstens 
von  Einhaltung  längerer  Fristen,  wie  sie  in  Deutschland  üblich  waren,  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Christian  von  Mainz  gewährte  1 1 72  den  Pisanern  eine 
Frist  von  zwanzig  Tagen  zur  Ueberlegung,  ob  sie  von  ihm  gestellte  Forde- 
rungen erfüllen  wollten10;  dabei  war  wohl  sogleich  eventuell  mit  dem  Banne 
gedroht;  denn  März  6  zeigt  er  offenbar  mit  Rücksicht  auf  jene  Frist  den  Ge- 
nuesen) an,  dass  er  im  Falle  des  Xichtgehorsams  die  Pisaner  März  26  bannen 


K  Böhmer  Act»,  Reicbss.     9.  SaTioli  3,  22.     10.  Ann.  Pisani.  Mon.  Germ.  19,  262. 
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werde";  Marz  28  erfolgte  dann  der  Bann,  und  zwar  als  unmittelbar  wirk- 
samer, ohne  irgend  weitere  Frist. Auf  Klage  der  Behörden  von  Como,  da>s 
Bewohner  des  Gebiets  ihnen  den  Eid  weigern,  gestattet  1 1 76  der  Kaiser,  den- 
selben ex  parte  nostra  zu  verlangen ;  et  si  usque  ad  octavas  paschae  aliquis 
eorum —  tum  dictum  iuramentnm  facere — reeusaverit,  cum  in  bann  um 
nostrum  ponimus.13  In  dem  schon  erwähnten  Prozesse  gegen  Casale  befiehlt, 
der  in  Unteritalien  weilende  Kaiser  1197  Jan.  31  dem  Guido  de  Rodohio  fin- 
den Fall,  dass  die  von  Casale  sieh  dem  Urtheile  nicht  fügen,  ut  cos  sine  mora 
imperiali  banno  nostro  supponas,  währeud  Guido  schon  Febr.  zu  Vercelli 
den  Bann  ohne  weitere  Frist  ausspricht  ;  bei  Berücksichtigung  der  Entfernung 
muss  da  fast  unmittelbarer  Gehorsam  gefordert  sein,  wobei  freilich  zu  berück- 
sichtigen sein  wird,  da>ss  der  Kaiser  schon  früher  eine  Appellation  gegen  das 
Urtheil  zurückgewiesen  hatte.14  Der  Fahst  beklagt  sich  1209  beim  Könige 
darüber,  dass  dessen  Legat  auf  die  Weigerung  der  Florentiner,  ilun  Reichs- 
besitzungen herauszugeben,  eos  in  eoiitincnti  decem  millium  marcarum  banno 
subiecit,  nohmseis  inducia*  indulgerc  sattem  usquead  red i tum  nuntiorum 
suorum,  quos  ad  tuam  praeseutiam  destinaraut.1*  Die  »Stadt  Bologna  gab 
1219  Mai  7  dem  Ileichsvikar  eine  ablehnende  Antwort  auf  dessen  Forderung 
der  Herausgabe  der  Grafschaft  Imola;  schon  Mai  16  wurde  gegen  den  darauf 
verhängten  Bann  appellirt. 1  ß  Der  Kaiser  befiehlt  1220  dem  Markgrafen  von 
Carretto,  die  von  Ventimiglia  sub  pena  triam  milium  marcarum  artjenti  et 
banno  imperiali  zum  Gehorsam  gegen  Genua  aufzufordern;  quod  si  forte 
neglexerint  adtmplere  in  fra  xc.dies  post  tuam  amnwnitionem,  eos  —  im- 
periali banno  de  nostra  auetoritate  subicias;  der  Markgraf  spricht  dann 
später  den  Bann,  ohne  noch  eine  Frist  zu  gestatten. 17  Den  Erzbisehöfen  von 
Arles  und  Aix  befiehlt  1225  der  Kaiser,  die  von  Marseille  zu  Geuugthuung 
für  den  Bischof  anzuhalten;  quod  si  cos  inrenirent  in  sua  pertinucia  per- 
sistentes, monitioue  premissa  totam  onirersitatem — nostre  cclsUudinis 
banno  supponerent  et  banniton  imperii  publicarent.ib 

Aus  allem  werden  wir  folgern  müssen:  Das  Bannverfahren  selbst  kennt 
nur  eine  einzige  Aufforderung,  in  angegebener  Frist  zu  gehorchen.  Diese 
Bannfrist  ist  keine  herkömmlich  feststehende,  sondern  nach  Lage  des  Ein- 
zelfalls bestimmte;  scheint  einmal  der  Gehorsam  fast  unmittelbar  gefordert,  so 
handelt  es  sich  in  andern  Fällen  um  drei19,  fünf,  sechs  Tage,  aber  auch  wohl 
um  einige  Wochen.  Die  regehnässigere  Form,  welche  wir  auch  beim  städtischen 
Bann  fanden,  scheint  die  gewesen  zu  sein,  dass  bei  der  Aufforderung  sogleich 
der  Bann  verhängt  wurde,  der  dann  nach  Ablauf  der  Frist  unmittelbar  fällig 
wurde.  In  andern  Fällen  wird  bei  der  Aufforderung  der  Bann  nur  gedroht; 
er  ist  dann  nach  Ablauf  der  Bannfrist  noch  ausdrücklich  zu  verhängen.  In 
diesen  Fällen  scheinen  dann  aber  Verhängung  und  Fälligkeit  durchaus  zusam- 

76.  -1  IL  M°u-  Patr-  tod-  Sardin.  1.  242.  12.  Ann.  Genuens.es.  Mon.  Genn.  18.  93. 
13.  Vignati  272.  14.  De  C  onti  1,  382.  15.  Iunoc.  Epp.  1.  12.  ep.  78.  1«.  Sarioli 
2.  405.  406.  17.  Lib.  iur.  Gen.  1,  652.  657.  18.  Huillnrd  2,  484.  Die  in  Itaüen  gegen 
Burgunder  ergangenen  Bannsentcuzcn  schliefen  sich  denen  gegen  Italiener  überall  so  eng 
an.  dass  wir  sie  unbedenklich  initberiicksichtigen  dürfen.       10.  Vgl.  §  69  n.  14. 


Digitized  by  Google 


Verh&nginig   liannfn  t  Wirkungen. 


1 55 


menzufaJIen ;  der  Bann  ist  ««»gleich  wirksam,  es  wird  keine  Frist  mehr  genannt, 
während  der  durch  Rückkehr  zum  Gehorsam  die  Wirkungen  des  Bannes  noch 
abgewandt  werden  können.  Diese  zweite  Forin  erscheint  allerdings  in  so  weit 
als  die  weniger  scharfe,  als  es  hier  aucli  nach  Ablauf  der  Frist  wenigstens 
noch  im  Ermessen  des  Bannenden  lag,  ob  er  mit  der  Verhängung  noch  zögern 
wollte.  Aber  in  beiden  Fällen  finden  wir  nur  eine  einzige  Aufforderung  zum 
Gehorsam  unter  Androhung  des  Bannes,  das  Bannverfahren  selbst  kennt  nur 
eine  Frist.  Dagegen  lag  es  im  Ermessen  des  Richters,  ob  er  sogleich  zum 
Baunverfahren  greifen  wollte  oder  nicht.  War  keine  Gefahr  im  Verzuge,  so 
mochte  er  wiederholt  einfach  zum  Gehorsam  auffordern,  ehe  er  einen  Bann- 
befehl erliess.  Andererseits  seheint  ihn  auch  nichts  gehindert  zu  haben,  schon 
bei  der  ersten  Aufforderung  sogleich  einen  nach  bestimmter  Frist  falligen  Bann 
zu  verhängen.  Zur  Verhängung  eines  unmittelbar  wirksamen  Bannes  werden 
aber  auch  wiederholte  Aufforderungen  nicht  genügt  haben,  wenn  bei  keiner  der 
Bann  gedroht  war;  wo  uns  irgend  bestimmtere  Nachrichten  vorliegen,  ergibt 
sich,  dass  dein  Eintritte  der  Wirksamkeit  des  Bannes  die  Drohung  in  der  einen 
oder  audern  Fonu  vorherging. 

71.  —  Die  Wirkungen  des  lösbaren  Reichsbannes  zeigen 
manche  Verschiedenheit  von  denen  des  städtischen  Bannes,  welche  vielfach 
darauf  zurückzuführen  sind,  dass  beim  Reichsbann  vor  allem  der  Ungehorsam 
als  solcher  ins  Auge  gefasst  wird,  beim  städtischen  auch  da,  wo  derselbe  Un- 
fjehorsamsbann  ist,  mehr  Gewicht  auf  die  den  Ungehorsam  veranlassende 
Thatsache  gelegt  wird. 

Beim  städtischen  Banne  fanden  wir  als  nächste  Folge  die  Verurthei- 
lung  des  Ungehorsamen  wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten That,  indem  der 
L  ngehorsam  als  Geständniss  der  Schuld  aufgefasst  wird.  Beim  lösbaren  Reichs- 
banne finde  ich  darauf  nirgends  bestimmter  Gewicht  gelegt. 

Was  die  Anwendung  im  C  i  v  i  I  p  r  o  z  e  s  s  e  betrifft,  so  kommen  die  Fälle 
hier  von  vornherein  nicht  in  Betracht,  wo  es  sich  um  Ungehorsam  gegen  ein 
schon  gesprochenes  Urtheil  handelt. 1  »So  ist  es  auch  bei  dem  einzigen  mir  be- 
kannten Falle,  wo  der  Reichsbann  bei  einer  Klage  um  Schuld  angewandt  wird ; 
<lie  Forderung  wird  erwiesen,  es  erfolgt  ein  dein  Urtheile  gleichzuhaltender 
Befehl  zur  Zahlung  und  der  Bann  wird  verhängt,  um  die  Zahlung  in  bestimmter 
Zeit  zu  erzwingen.2  Bei  dinglichen  Klagen  fanden  wir  dann  allerdings,  aber 
erst  in  späterer  Zeit,  den  Bann  zur  Erzwingung  des  Gehorsams  gegen  die  La- 
dung angewandt  Aber  es  ändert  das  nichts  am  sonstigen  Vorgehen ;  auch  die 
Missachtung  des  Bannes  macht  den  Beklagten  nicht  etwa  sachfällig,  sondern 
es  folgt,  wie  früher,  nur  Sicherung  des  Klägers  durch  Besitzeinweisung. 3 

Was  Strafsachen  angeht,  bei  welchen  nicht  das  Reich,  sondern  ein 
Einzelner  verletzt  war,  so  sind  mir  nur  zwei  nahe  verwandte  Fälle  des  Unge- 
horsamsverfalirens  bekannt  geworden.  Der  Bischof  von  Turin  klagt  1185 
cegen  den  Grafen  von  Savoien  auf  genannte  Burgen  mit  Zubehör,  auf  eine 
bestimmte  Summe  /»v>  damuo  (Udo  und  endlich  tjeueraUter,  nt  tlttuittat  s'tbi 
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omne  feudum,  qnod  ab  ecclesia  Taarinensi  tenet,  asserens  sc  probaturum 
conütem  commisisse  Offenaus  advcrsus  ecclesiam  Taurinensem,  propter 
quas  feodum  iure  amittere  debebat.  Auf  den  Ungehorsam  des  Grafen  erfolgt 
kein  Bann,  aber  auch  keine  endgültige  Verurtheilung,  sondern  Einweisung  in 
den  Besitz  der  genannten  Burgen,  aller  Turiner  Kirchenlehen  des  Grafen  und 
weiteren  Eigens  desselben  bis  zum  Belaufe  des  angesprochenen  Schadenser- 
satzes; es  folgt  dann  noch  körperliche  Einweisung  durch  einm  Boten  des  Kö- 
nigs. 4  Auch  bei  den  Lehen  handelt  es  sich  hier  zweifellos  nicht  um  endgültigen 
Verlust;  denn  nach  longobardischem  Lehenrecht  erfolgt  bei  Ungehorsam  des 
Vasallen  auf  die  dritte  Ladung  zunächst  nur  Besitzeinweisung  des  Herren; 
binnen  Jahresfrist  erhält  der  Vasall,  wenn  er  sich  stellt,  den  Besitz  zurück, 
während  er  nach  Jahresfrist  allerdings  nicht  blos  den  Besitz,  sondern  auch  das 
Lehen  endgültig  verliert. 5 

Um  so  auffallender  ist  es,  dass  wir  im  folgenden  Jahre  einen  entspre- 
chenden Fall  anders  behandelt  finden.  Auf  Klage  des  Bischofs  von  Genf  hatte 
der  Graf  von  Genf  sich  dem  Kaiser  gestellt  und  iuravit  stare  mandatis  nos- 
tris  super  iniuriis  et  excessibus  et  dampnis,  welche  er  jenem  zugefügt,  hatte 
sich  dann  aber  durch  heimliche  Flucht  dem  Gerichte  entzogen.  IJabito  igitur 
prhicipum  prudentumque  nostrorum  consiUo,  consultisque  curie  iwstre 
iudicibus,  iudiciali  sententia  ipsum  comitem  banno  imperiali  subiecimus, 
legali  iudicio  condempnatum  ad  omniimdam  restitutionem  dampnorum; 
der  Bischof  solle  daher  von  den  Gütern  des  Grafen  bis  zum  Werthe  von 
zwanzigtausend  Solidi  für  den  nachgewiesenen  Schaden  erhalten;  er  sei  ferner 
berechtigt,  vom  Grafen  und  dessen  Gütern  tausend  Pfund  Gold  zu  nehmen, 
wegen  Verletzung  des  kaiserlichen  Privilegs;  ituliciario  quoque  ordine  data 
est  in  ipsum  comitem  sententia,  ut  omnia  feoda  et  beneßcia,  que  habuit 
ab  episcopo  et  ecclesia  Gebennensi,  ad  ipsum  episcopum  et  ad  ecclesiam 
Ubere  rercrtantur,  quibus  conbcs  per  culpam  et  contumaciam  suam  iusto 
privat us  est  iudicio,  et  ad  sepe  dictum  episcopum  et  ecclesiam  suam  iudi- 
ciali sententia  redierunt.  Hier  handelt  es  sich  u.m  zweifellos  um  einen  end- 
gültigen Verlust  der  Lehen,  zumal  der  Kaiser  weiter  die  Vasallen  des  Grafen 
von  der  Treue  löst  und  den  Bischof  ermächtigt,  die  eingezogenen  Lehen  ander- 
weitig zu  verleihen.6  Um  beständigen  Reichsbann  handelt  es  sich  hier  noch 
kaum ;  von  den  Eigentümlichkeiten  desselben  wird  keine  genannt,  insbesondere 
nicht  dem  Grafen  das  gesammte  Eigen  und  Lehen  abgesprochen.  So  wird  hier 
allerdings  anzunehmen  sein,  dass  der  Ungehorsam  als  Geständniss  der  Schuld 
betrachtet  und  daraufhin  ein  endgültiges  Kontumazialurtheil  gesprochen  wurde. 
Aber  der  Vergleich  mit  dem  frühem  entsprechenden  Fall  legt  es  doch  nahe, 
hier  an  eine  Ausnahme  zu  denken ;  und  diese  dürfte  dann  dadurch  begründet 
sein,  dass  es  sich  nicht  um  einfachen  Ungehorsam,  sondern  um  einen  durch 
Bruch  des  eidlichen  Gelöbnisses  sehr  erschwerten  Ungehorsam  handelte.  Und 
eben  darin  wird  der  Grund  zu  suchen  sein,  dass  nur  hier  der  Bann  verhängt 
wird,  der  wohl  weniger  die  Sicherung  des  Interesses  des  Klägers,  als  die  Er- 
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zwingung  einer  Genugthuung  für  die  schwere  Missachtung  des  Kaisers  zum 
Zwecke  hatte.  Bei  einfachem  Ungehorsam  dürfte  man  hier  kaum  anders  vor- 
gegangen sein,  als  beim  Grafen  von  Savoien. 

Wir  werden  danach  anzunehmen  haben,  dass  man  Forderungen  aus 
Missethaten  bei  Ungehorsam  des  Beklagten  auch  zunächst  ohne  Anwendung 
des  Bannes  durch  Besitzeinweisung  sicher  stellte,  welche  die  spätere  Verthei- 
digung  noch  nicht  ausschloss.  Andere  Beispiele,  dass  es  wegen  Verletzungen 
Einzelner  zu  einem  Ungehorsams  verfahren  vor  dem  Reiche  kam,  sind  mir  nicht 
t»ekannt.  Ueber  blosse  Frevel  kam  es  gewiss  selten  zu  einer  Klage  beim  Reiche; 
wurde  aber  wegen  solcher  ein  Reichsbann  verhängt,  so  waren  die  Geldstrafen 
für  den  Ungehorsam  wohl  an  und  für  sich  ungleich  höher,  als  die  für  die  That, 
es  konnte  da  ganz  ausser  Betracht  bleiben,  ob  der  Gebannte  auch  als  verur- 
teilt wegen  der  That  galt.  Wurde  aber  etwa  ein  Reichsbann  wegen  unsühn- 
barer  Missethat  verhängt,  so  wird  allerdings  der  Gebannte  als  verurtheilt 
betrachtet  sein;  dann  aber  handelte  es  sich  auch  überhaupt  nicht  mehr  um 
lösbaren  Bann. 

In  den  meisten  Fällen  wird  der  lösbare  Reichsbann  verhängt  wegen  Un- 
gehorsams gegen  einen  im  Interesse  des  Reichs  erlassenen  Befehl.  Dieser 
Befehl  kann  allerdings  veranlasst  sein  durch  eine  das  Reich  verletzende  Misse- 
that; so  bei  der  erwähnten  Bannung  von  Imola  durch  die  Zerstörung  der  Burg. 7 
Aber  auch  bei  diesem  und  ähnlichen  Fällen  wird  nicht  eine  Verurtheilung  zur 
Genugthuung  für  die  That  selbst  im  Falle  des  Ungehorsams  in  Aussicht  ge- 
stellt; der  Bann  soll  die  Stellung  zur  Verantwortung  erzwingen;  es  ist  kaum 
anzunehmen,  dass  auch  dann,  wenn  der  Bann  fällig,  aber  später  gelöst  wurde, 
dem  Gelösten  ein  Recht  zur  Verteidigung  wegen  der  That  selbst  nicht  mehr 
zustand.  Mochte  auch  zuweilen  beim  lösbaren  Reichsbanne  ein  Kontumazialur- 
theil  erfolgen,  so  ist  das  als  Wirkung  des  Ungehorsams  doch  nirgends  be- 
stimmter betont;  der  Reichsbann  fasst  nicht,  wie  der  städtische,  in  erster  Reihe 
die  Bestrafung  dessen,  was  den  Ungehorsam  veranlasste,  ins  Auge,  sondern 
den  Ungehorsam  selbst. 

72.  —  Dieser  Unterschied  macht  sicli  insbesondere  auch  geltend  bei  der 
VerurtheilungindieBannbusse.  Beim  städtischen  Bann  fällt  dieselbe 
wenig  ins  Gewicht.  Wo  sie  bei  leichterem  Banne  allerdings  zunächst  als  Strafe 
fiir  prozessualischen  Ungehorsam  erscheint,  ist  sie  gering.  Beim  Banne  um 
Missethaten  verliert  sie  aber,  von  einigen  Ausnahmen  abgesehen,  überhaupt 
den  Charakter  einer  Ungehorsamsstrafe ;  sie  fällt  zusammen  mit  der  Geldstrafe 
für  die  That  selbst;  den  gehorsamen  und  den  ungehorsamen  Verurtheilten  trifft 
dieselbe  Strafe;  die  nachtheilige  Folge  des  Bannes  lag  für  den  letztern  in  dieser 
Richtung  nur  darin,  dass  er  wegen  seines  Ungehorsams  als  verurtheilt  galt. 
Nur  in  einigen  Fällen  aussergerichtlichen  Ungehorsams,  wo  eben  das  ganze 
Gewicht  auf  Erzwingung  des  (Gehorsams  Gel,  finden  wir  grosse  Ungehorsams- 
strafen. 1 

7.  Vgl.  $  70  n.  9.' 
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Beim  Reichsbanne  ist  die  Bannbusse  eine  L' n  ge  hors  am  ss  träfe. 
Ihre  Androhung  dient  bis  zur  Fälligkeit  des  Bannes  als  Mittel  zur  Erzwingung 
des  Gehorsams;  mit  der  Fälligkeit  ist  sie  verwirkt  als  Strafe  fiir  den  Unge- 
horsam, so  dass  der  Bann  vor  Zahlung  derselben  nicht  gelöst  werden  kann. 
Das  fanden  wir  bei  der  Bannung  von  Imola  ausdrücklich  gesagt2;  so  werden 
1213  die  dem  K.  Friedrich  ungehorsamen  Städte  in  den  Bann  gelegt,  in  tali 
i'ero  banno,  qmul  ih'  ipso  nun  quam  e.virc  posn'tnt,  niat  vrins  mille  marcas 
anri  regit'  cur'w  aolverint3;  und  so  wird  häufig  die  Zahlung  als  Bedingung 
der  Lösung  hingestellt. 

Der  Betrag  der  Bannbusse  ist  sehr  verschieden  je  nach  der  Veranlas- 
sung des  Bannes  und  der  Zahlungsfähigkeit  des  Ungehorsamen.  Durchweg  ist 
derselbe  ausserordentlich  hoch  gegriffen,  wobei  freilich  zu  beachten  ist,  dass 
es  sich  meistenteils  um  Bannung  ganzer  Gemeinden  handelt.  Wegen  blosser 
Xiehtbefolgung  der  richterlichen  Ladung  in  Civilsachen  verfallt  eine  kleine 
Gemeinde  1223  in  einen  Bann  von  zweihundert  Mark.4  Zur  Erzwingung  der 
Zahlung  einer  Schuld  von  zweihundert  Mark  wird  1221  über  die  Stadt  Asti 
ein  Bann  von  fünfhundert  Mark  Silber  verhängt. 5  Meistens  handelt  es  sich 
um  bedeutendere  Summen;  die  Bannstrafe  fiir  Gemeinden  beträgt  jetzt  ge- 
wöhnlich mehrere  tausend,  auch  zehntausend,  selbst  hunderttausend  Mark 
Silber.6  Bei  fortgesetztem  Ungehorsam  trat  wohl  eine  Erhöhung  der  Bann- 
busse ein.  Die  Stadt  Alba  verfiel  1219  in  einen  Bann  von  hundert  Pfund 
Gold;  da  sie  Zahlung  und  Gehorsam  weigerte,  wurde  ihr  dafür  eine  letzte  Frist 
gestellt,  und  zwar  jetzt  unter  Androhung  von  zweihundert  Pfund7;  Piacenza 
wurde  vom  Legaten  1220  mit  zweitausend,  1221  wegen  derselben  Angelegen- 
heit mit  dreitausend  Mark  gebannt.8 

Der  engere  Anschluss  an  den  älteren  Königsbann  tritt  beim  Reichsbann 
noch  wohl  darin  hervor,  dass  dann,  wenn  derselbe  zunächst  im  Interesse  von 
Privaten  verhängt  wurde,  in  der  früheren  Weise  T  h  e  i  I  u  n  g  der  Bannbusse 
zwischen  dem  Fiskus  und  dem  Verletzten  eintreten  soll9,  während  dem  städti- 
schen Bann  eine  solche  Theilung  fremd  ist.  Aber  diese  Theilung,  wenn  sie 
auch  in  den  Strafformeln  der  kaiserlichen  Privilegien  noch  regelmässig  erwähnt 
wird,  kommt  doch  bei  der  Verhängung  des  Reichsbannes  in  Einzelfällen  nur 
noch  selten  vor.  In  den  meisten  Fällen  erklärt  sich  die  Zahlung  der  ungeteilten 
Summe  an  den  Fiskus  schon  daraus,  dass  es  sich  überhaupt  nur  um  Ver- 
letzung der  Interessen  des  Reichs  handelte.  Aber  es  wird  doch  auch  da,  wo 
die  Verletzimg  eines  Privatinteresses  den  Ausgang  bildet,  die  Theilung  keines- 
wegs immer  erwähnt.  So  verfallen  1220  die  Leute  von  Ventimiglia  wegen 
Nichterfüllung  ihrer  Verpflichtungen  gegen  Genua  dem  Banne;  die  ganze  Bann- 
busse von  dreitausend  Mark  ist  dem  Fiskus  bestimmt,  während  ausserdem  für 

72.  — J  2.  Vgl.  §  70  n.  !♦.  3.  Böhmer  Acta,  Reichss.  4.  Lib.  iur.  Gen.  1.  GDG.  Unter  Hein- 
rich VI  waren  100  Mark  Silber  ^  370  Pfund  ■-  3700  kaiserliche  Solidi.  Toeche  Heinrich  VI 
020.  «21.  5.  Huillard  2.  133.  ö.  Huillard  4.  417.  7.  Böhmer  Acta  212  H.  B.ib- 
i«pr  Arm.  Heirhvs.  «.  1214-23:  Böhmer  Acta  23;»  242.  Huillard  2.  133  Lib.  iur. 
Geu.  1,  G9«. 
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die  Lösung  nur  Gehorsam  gegen  die  Befelile  von  Genua  zur  Bedingung  ge- 
macht wird. 1 0 

Nicht  selten  ist  nun  aber  einfach  von  Verhängung  des  Bannes  unter 
Nichterwähnung  einer  B  a  n  n  b  u  s  s  e  die  Rede.  Die  Fälle  sind  durch- 
weg solche,  bei  welchen  es  sich  um  einen  ersten  oder  leichteren  Ungehorsam 
handelt;  es  läge  demnach  die  Annahme  nahe,  dass  der  Bann  nicht  nothwendig 
mit  einer  Bannbusse  verbunden  war,  dass  man  die  Entziehung  des  Rechts- 
schutzes für  genügend  zur  Erzwingung  des  Gehorsams  hielt,  die  Bestimmung 
einer  Bannbusse  demnach  eine  Schärfung  des  Bannes  war.  Es  scheint  das 
durch  Fälle  unterstützt  zu  werden,  bei  welchen  zunächst  einfach  der  Bann  ver- 
hängt, erst  später  eine  Bannbusse  bestimmt  wird.  Die  Stadt  Alba  wird  1214 
von  Delegirten  des  Königs  gebannt,  ihr  dann  erst  vom  Könige  eine  Bannbusse 
von  hundert  Pfund  (Jold  auferlegt.  Ein  Bann  gegen  Vercelli  wird  1218  vom 
Könige  zunächst  bestätigt;  inxuper  aJiichmt*  poeiurm  imll'  marcarum  ar- 
qenti,  wenn  sie  nicht  bis  zu  bestimmter  Frist  gehorsam  sind.11  Der  Vikar  des 
Legaten  für  Tuszien  bannt  1229  im  Mai  die  Leute  von  Montepulciano  ohne 
Erwähnung  einer  Geldstrafe;  da  sie  Gehorsam  gelobten,  aber  nicht  hielten, 
verliängt  er  im  Juni  einen  Bann  von  zweitausend  Mark  Silber. 12 

Dennoch  ist  es  mir  unwahrscheinlich,  dass  in  solchen  Fällen  eine  Bann- 
busse ganz  fehlte.  Wir  wissen,  dass  in  Deutschland  bei  jeder  Lösung  aus  der 
Acht  die  dem  Richter  gebührende  Wette  zu  zahlen  war,  welche  doch  als  ein 
wesentliches  Abschreckungsmittel  betrachtet  \rtirde13,  wenn  auch  im  allge- 
meinen bei  dem  deutschen  Achtverfahren  die  Geldstrafe  wenig  betont  wird,  die 
ausserordentlichen  Steigerungen  derselben,  wie  wir  sie  in  Italien  und,  von  dort- 
her übernommen,  wohl  auch  in  den  Drohungen  der  deutschen  Kaiserurkunden 
finden,  jenem  fremd  sind.  Wie  wir  beim  städtischen  Banne  feststehende  Un- 
gehorsamsbussen mehrfach  erwähnt  fanden  1 so  wird  auch  bei  der  Lösung 
vom  Reichsbanne  wohl  immer  eine  Wette,  eine  feststehende  Bannbusse, 
zu  zahlen  gewesen  sein,  deren  Betrag,  wenn  er  auch  nach  der  Stellung  des 
Gebannten  verschieden  war,  doch  von  vornherein  feststand,  also  bei  der  Bann- 
sentenz als  selbstverständlich  nicht  ausdrücklich  zu  erwähnen  war.  Wo  in 
kaiserlichen  Verfügungen  für  Italien  allgemein  Strafen  gedroht  werden,  welche 
nach  dem  Stande  der  Person  abgestuft  sind,  finden  wir  als  höchsten  Satz  den 
von  hundert  Pfund  Gold  oder  tausend  Mark  Silber,  welchen  dort  die  Stadt- 
gemeinde, entsprechend  dem  Satze  des  Fürsten  in  Deutschland,  zu  zahlen  hat, 
während  die  Sätze  für  andere  Orte  und  einzelne  Personen  bedeutend  niedriger 
sind. 15  Ziehen  wir  weiter  in  Betracht,  dass  solche  bei  besondern  Veranlas- 
sungen ausdrücklich  festgestellte  Strafen  doch  wohl  meistens  höher  gegriffen 
wurden,  als  die  ohnehin  für  jeden  Ungehorsam  feststehenden  Strafsätze,  so  ist 
nicht  zu  bezweifeln,  dass,  wenn  in  Italien  bei  jeder  Lösung  eine  Wette  zu  zahlen 
war,  der  Betrag  dieser  weit  hinter  den  ausdrücklich  verhängten  Baimbussen 


10.  bib.  iur.  Gen.  1.  052.  11.  Böhmer  Acta  23H.  240.  12.  Huillard  3,  lf»9.  13.  Mou. 
Herrn.  4,  31«  §  12:  vKl.  §  15.  Schwab.  \a\t.  <m1  I,assbrrK  |0«.  14.  Vgl.  §  55  n.  1. 
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zurückblieb.  Wir  würden  demnach  allerding»  die  ausdrückliche  Verhängung 
einer  Bannbusse  als  eine  Schärfung  des  Bannes  zu  betrachten  haben,  ohne 
dass  das  ausschlugst,  dass  bei  jeder  Lösung  eine  geringere  Summe  zu  zah- 
len war. 

Bei  minder  mächtigen  Orten  oder  einzelnen  Personen  mochte  allerJings 
die  Entziehung  des  Rechtsschutzes  auch  ohne  Hinzukommen  bedeutenderer 
Geldstrafen  als  hinreichendes  Zwangsmittel  erscheinen.  Für  mächtige  Stadt- 
gemeinden war  jene,  wenn  nicht  etwa  ein  Reichsheer  zur  Hand  war,  ziemlich 
bedeutungslos;  das  Hauptgewicht  fiel  auf  die  Geldstrafe;  und  in  solchen  Fällen 
wird  denn  wohl  dieBannbusse  als  Hauptinhalt  des  Bannes  vor- 
zugsweise oder  ausschliesslich  betont,  ohne  dass  wir  Grund  zur  Annahme 
hätten,  der  Bann  habe  nicht  zugleich  Friedlosigkeit  zur  Folge  gehabt.  Soheisst 
es  1223  vom  Legaten  uur:  bannum  in  Bononiensex  quinque  millia  mar- 
earum  argenti  et  trium  mMe  in  Faventinox  xequacex  xuax  soüempniter 
promulgavit  .x*  Aber  freilich  war  es  dann  auch  schwer,  die  Zahlung  ohne 
Gewaltanwendung  zu  erzwingen;  die  Geldstrafe  wurde  eher  zu  einem  Hinder- 
nisse, als  zu  einer  Förderung  der  Rückkehr  zum  Gehorsam,  wenn  man  voraus- 
setzen musste,  dass  durch  diese  ohne  Zahlung  jener  eine  Lösung  doch  nicht 
zu  erreichen  war.  War  daher  einerseits  die  Reichsgewalt  augenblicklich  nicht 
in  der  Lage,  die  Gebannten  mit  Nachdruck  zu  befehden,  während  doch  auch 
manche  Beispiele  gezeigt  hatten,  dass  bei  einer  etwaigen  Wendung  der  Ange- 
legenheiten, welche  der  Reichsgewalt  freiere  Hand  Hess,  das  Verharren  im 
Banne  die  härtesten  Folgen  nach  sich  ziehen  konnte,  so  war  häufig  auf  beiden 
Seiten  Geneigtheit  zu  einem  Abkommen  vorhanden,  wonach  einerseits  die 
Rückkehr  zum  Gehorsam  erfolgte,  während  man  sich  andererseits  zumNach- 
lass  der  verwirkten  Bannbusse  verstand.  Bologna  war  im  Mai  1219  wegen 
Verweigerung  der  Herausgabe  der  Grafschaft  Imola  vom  Hofvikar  gebannt. 
Das  mochte  unbedenklich  erscheinen,  bis  der  König  im  folgenden  Jahre  den 
Römerzug  antrat;  jetzt  verstand  sich  die  Stadt  im  August  zur  Herausgabe, 
wurde  dafür  aber  Sept.  1  nicht  allein  vom  Banne  gelöst,  sondern  ihr  auch  die 
Zahlung  der  Strafe  nachgelassen. 1 7  Verharrte  eine  Stadt  längere  Zeit  in  der 
Ungnade  des  Kaisers,  so  konnten  sich  Bannstrafen  der  verschiedensten  Art 
häufen ;  und  bei  der  Rückkehr  zum  Gehorsam  wird  dann  wohl  ein  allgemeiner 
Nachlass  gewährt.  So  sagt  der  Kaiser  1226,  dass  er  die  von  Asti,  nachdem 
sie  zum  Gehorsam  zurückgekehrt  und  Genugthuung  geleistet  hätten,  in  seine 
Gnade  wieder  aufgenommen  habe:  omnexque  penax  et  banna,  quae  pro  e.r- 
eessu  retroaeti  temporix  xui  a  nobix  per  Utteras  et  nunciox  noxtrox  seit  a 
noxtr'ix  legatia,  tum  pro  facto  imperii ,  tum  occa.rioue  alicuiux  private 
persone  vel  pro  quacunque  re  alia,  eitlem  communi  fuerunt  impoxita,  que 
notnx  et  impcrio  vel  alicui  private  persone  proinde  debereiitur,  —  ex  eerta 
xcientia  relaxamux,  abxolveutex  idem  commune  ab  eixdem  omnibux  penix  et 
bannix  et  denunciantex  penifux  abxolutox.^ 

73.  —  Als  Strafe  für  den  Ungehorsam  erscheint  beim  lösbaren  Reichs- 
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banne  regelmässig  uur  die  Bannbusse,  deren  Zahlung  der  Gebannte  auch  durch 
Rückkehr  zum  Gehorsam  nicht  mehr  abwenden  kann.  Nur  in  einzelnen  Fällen 
scheint  als  weitere  Massregel  die  Entziehung  derPrivilegien  hinzu- 
gekommen zu  sein,  und  zwar  nicht  als  vorübergehende  Massregel  zur  Erzwin- 
gung des  Gehorsams,  sondern  als  schärfere  Strafe  des  Ungehorsams,  so  dass 
auch  die  Rückkehr  zum  Gehorsam  an  und  für  sich  keinen  Anspruch  auf  Re- 
stitution gab.  Bleibt  der  Bann  selbst  auch  noch  lösbar,  so  nähert  er  sich  doch 
dem  Charakter  des  unlösbaren  dadurch,  dass  empfindliche  Nachtheile  auch 
nach  der  Lösung  bestehen  bleiben;  zuweilen  sogleich  bei  der  Verhängung  des 
Bannes  ausgesprochen,  mag  in  andern  Fällen  erst  das  hartnäckige  Verharren 
im  Ungehorsam  diese  Schärfung  veranlasst  haben,  wenn  man  noch  Bedenken 
trug,  den  unlösbaren  Bann  auszusprechen.  Freilich  ist  es  bei  diesen  Fällen 
vielfach  zweifelhaft,  ob  es  sich  nicht  schon  überhaupt  um  unlösbaren  Bann 
handelte. 

Ein  sicheres  Beispiel,  dass  neben  einem  lösbaren  Banne  zur  Strafe  des 
Ungehorsams  dauernde  Nachtheile  verhängt  wurden,  gibt  uns  das  Vorgehen 
des  Reichskanzlers  als  Generallegaten  1 220  gegen  die  Volkspartei  zu  Piacenza. 
Er  verlangte  von  dieser,  dass  sie  sich  bezüglich  ihrer  Streitigkeiten  mit  der 
Adelspartei  seiner  Entscheidung  unterwerfe;  da  sie  sich  hartnäckig  weigerte, 
erklärte  er,  vohms  —  eorum  contumaciam  punire,  alle  Genossenschaften  der 
Plebejer  für  aufgelöst,  verbietend,  sie  jemals  wieder  zu  errichten,  und  ver- 
hängte zugleich  gegen  sie  einen  Bann  von  zweitausend  Mark,  während  er  die 
Genossenschaft  der  gehorsamen  Adelspartei  bestätigt  und  verschiedene  Ver- 
fügungen zu  ihren  Gunsten  trifft.  Alles  das  bestätigt  dann  der  Kaiser  und 
zwar  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung:  Et  quando  ipsi  plebeii  de  banno 
nostro  exierint,  nichilo-minus  ca  omnia,  que  statuimus  et  que  ipse  cancel- 
larius  fecit,  —  volumus  rata  et  firma  perpetuo  haberi  et  luibere  ;wo- 
mittimu*. 1 

Ist  hier  die  Lösbarkeit  aufs  bestimmteste  ausgesprochen,  so  werden  auch 
in  andern  Fällen  endgültige  Entscheidungen  zum  Nachtheile  der  Gebannten 
nicht  gerade  erweisen  müssen,  dass  es  sich  um  unlösbaren  Bann  handelte. 
Von  der  ersten  Bannung  Mailands  in  Veranlassung  der  Zerstörung  von  Como 
undLodi  sagt  der  Kaiser  1 155:  cum  saepius  solemnibus  edictis  ad  nostram 
praesentiam  citati  de  iustitia  difßdentes  sc  absentare  praesumerent,  pro 
tantis  excessibus  dictantc  imtitia  ex  sententia  prineipnm  nostrorum  im- 
periali  banno  subieeimus.  Das  war  zweifellos  zunächst  nur  ein  lösbarer 
Bann;  denn  der  Kaiser  fährt  fort:  Quia  iw  dementia  nostra  Mediola- 
nensesy  ut  ad  cor  redirent,  diu  sustinuit,  cum  nmgis  cor  um  in  die*  *w/- 
quitas  et  malicia  cresceret  et  contamaciter  nostra  abuterentur  pacientia, 
in  celelm  curia  tarn  ab  Italiae,  quam  a  Theoton ici  repni  jmncipibus  super 
praedictis  excessibus  sententiam  requisivimux.  Iudicatum  est  hjitur  a  jyrin- 
eipibus  nostris  et  tota  curia,  Mediolanenses  moneta,  tlieloneo  et  omni  di- 
stricto  ac  potestate  seculari  et  omnibus  reqalibus  nostra  auetoritate  esse 
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privandos,  ita  ut  moneta,  theloneum  et  omnia  predkta  ad  nostram  pote- 
statem  redeant  et  nostro  statuantur  arbitrio.2  Dass  es  sich  dabei  nicht  um 
eine  vorübergehende  Zwangsmassregel  handelt,  tritt  noch  besonders  deutlich 
dadurch  hervor,  dass  über  einen  Theil  der  entzogenen  Rechte  sogleich  ander- 
weitig verfügt  wird :  ins  faciendae  monetär  quo  Mediolanenses  privavimus, 
Oremonensibus  donavimus.  Zweifelhafter  kann  es  sein,  ob  es  sich  hier  über- 
haupt noch  um  lösbaren  Bann  handelt,  zumal  der  Kaiser  im  Eingange  erklärt: 
Mediolanenses  ob  immania  eorurn  scelera  a  nostra  gratia.  penitus  reieci- 
mus.  Aber  die  Möglichkeit  einer  Wiedererlangung  der  Gnade  scheint  damit 
doch  nicht  unbedingt  ausgeschlossen;  und  wenn,  wie  wir  sehen  werden,  der 
unlösbare  Reichsbann  eine  Verurtheilung  in  die  Strafen  des  Ilochverraths, 
insbesondere  auch  zur  Konfiskation  des  Guts  voraussetzt,  so  fehlt  dafür  hier 
noch  jede  Andeutung.  Es  wird  ein  schrittweises  Vorgehen  anzunehmen  sein; 
nachdem  die  Stadt  eine  Zeitlang  im  lösbaren  Banne  verharrte,  wird  derselbe 
zunächst  durch  Entziehung  der  Regalien  geschärft,  bis  dann  später  der  unlös- 
bare Bann  erfolgt. 

Bei  der  Bannung  von  Pisa  1172  durch  Christian  von  Mainz  wird  die 
Privilegienentziehung  sogleich  mit  dem  Banne  verhängt:  omnia  privilegia 
Pisanorum,  quecumque  a  serenissimo  d.  nostro  F.  imperatore  —  et  ab 
omnibus  predecessoribus  suis  obtinuerunt,  cassavimus,  et  nominatim  ra, 
que  de  Sardinea  et  de  ripa  maris  et  de  Ubertate  ar  fodro  civitatis  sne  ac 
terre,  et  de  eomitatu  eomitis  Vguelini  et  eomitisse  Matilde  (obtinuernnt), 
et  insuper  de  moneta,  quam  irritam  fecimu*,  et  dari  sive  reeipi  sub  pena 
verum  atque  personarum  prohibuimus;  et  pveterea  quiequidde  honore  at- 
que ntm täte  ipsorum  potuimus  ejreogitare,  eis  imperial/  auHoritate  ab- 
stulimus;  deinde  eivitatem  ipsorum  et  burgum  atque  personaset  peenniam 
in  bannum  d.  imperatoris  auetoritate  imperial!  et  nostra  et  misimus  et 
publieavimus.3  Iiier  fehlt  jede  Andeutung  unlösbaren  Bannes,  der  insbeson- 
dere auch  dadurch  ausgeschlossen  scheint,  dass  nur  vom  Gelde,  nicht  von 
Konfiskation  des  liegenden  Guts  die  Rede  ist.  Es  könnte  hier  allerdings  schei- 
nen, als  sei  bei  der  Privilegienentziehung  nur  eine  vorübergehende  Zwangs- 
inassregel beabsichtigt  gewesen ;  denn  wenigstens  thatsächlich  wurde  sie  zwei 
Monate  später,  als  die  Pisaner  gehorchten,  mit  der  Lösung  vom  Banne  rück- 
gängig gemacht:  Pisanos  in  generali  parlamento  a  banno  absolvit  et  in 
omnem  plenitudinem  prioris  Status,  et  nominatim  monete  et  totius  Sar- 
dinee  et  omninm  privilegiorum  Pisane  civitatis  et  eomitatus  —  restituit 
et  in  suam  gi\itiam  et  benirolentiam  eos  reeonciliarit.*  Aber  die  thatsäch- 
liche  Restitution  beweist  nicht,  dass  die  Rückkehr  zum  Gehorsam  an  und  für 
sich  einen  Anspruch  darauf  gab;  es  war  lüer  wohl  um  so  sicherer  eine  dauernde 
Strafe  beabsichtigt  gewesen,  als  sich  Christian  schon  früher  Genua  gegenüber 
zu  dieser  Privilegienentziehung  ausdrücklich  verpflichtet  und  versprochen  hatte, 
zu  erwirkeu,  dass  die  Hälfte  von  Sardinien  dann  an  Genua  komme.5 
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Da  sich  im  Februar  1311  Cremona,  Crema  und  andere  Städte  empört 
hatten,  entzog  der  König  März  5  denselben  omnes  gratias,  konores,  privi- 
legia,  indtdgentias  et  feuda,  welche  ihnen  von  ihm  und  seinen  Vorgängern 
ertheilt  waren. 6  Eine  Verbindung  mit  dem  Banne  tritt  nicht  bestimmter  hervor, 
die  Massregel  erscheint  als  ganz  selbstständige  Strafe ;  aber  sie  wird  auch  hier 
als  Vorstufe  des  unlösbaren  Bannes  zu  betrachten  sein,  da  wenigstens  gegen 
Cremona  gemäss  dessen  Behandlung  bei  der  Unterwerfung 7  ein  solcher  noch 
gefolgt  sein  dürfte;  gegen  einzelne  Cremoneser  wurde  er  im  Mai  verhängt.8 

Ich  möchte  in  diesen  Fällen  weniger  an  vereinzelte  willkürliche  Schär- 
fungen des  Bannes  denken,  als  an  einen  bestimmteren,  auf  das  ältere  deutsche 
Ach  tsver  fahren  zurückgehenden  Brauch,  wonach  man  bei  Ungehorsam 
gegen  das  Reich  zunächst  nur  mit  Entziehung  der  Regalien  und  Lehen  vor- 
ging, erst  wenn  das  nicht  wirkte,  mit  der  Oberacht.  Nach  den  spätem  Quellen 
wurden  allerdings  erst  durch  diese  die  Lehen  verwirkt.  Aber  1065  wird  dem 
Abte  von  Stablo  schon  bei  einer  zweiten  Ladung  an  den  Hof  des  Königs  ge- 
droht, ut  si  non  jtroperaret  ad  curiam  indicto  die  vel  tempore,  praeiudi- 
tium  pati  haberet  tot  ins  boni,  qnod  tenebnt  ex  rege9,  und  1 147  wird  dem 
Verletzer  einer  königlichen  Urkunde  ausdrücklich  gedroht,  nisi  comnwnitus 
statim  resipuerit,  adindicatus  beneßciis  suis  cxpoUetur,  et  si  obstinatns 
fuerit,  etiam  nuiiestatis  reu*  habcatur.U)  Es  wird  da  die  Anschauung  zu 
Grunde  liegen,  das*  so  lange  noch  Gehorsam  zu  erwarten  ist,  der  Ungehorsame 
zwar  noch  nicht  als  Hochverräther  zu  Verlust  von  Leben  und  Eigen  verurtheilt 
werden,  wohl  aber  seines  Ungehorsams  wegen  schon  das  endgültig  verlieren 
soll,  was  er  nur  der  Gnade  des  Königs  verdankt,  wegen  dessen  er  ihm  zu  l>e- 
sonderm  Gehorsam  verpflichtet  wäre. 

74.  —  Eine  weitere  Folge  auch  des  lösbaren  Reichsbannes  ist  Ent- 
zieh u n g  d e s  R e c h t s s c h u t z e s  für  Person  und  Gut.  So  heisst  es 
1229  vom  Reichsvikar  für  Tuszien:  piddiee  exhannivit  Iwmines  Montis  Po- 
litiani  comuniter  et  divisim  in  avere  et  persona  pro  eo,  qnod  requisiti  ab 
eo,  ut  easent  ad  mandatum  suum  de  discordia,  que  erat  inter  comune  et 
populum  dicti  castri  ex  vna  parte,  et  niilites  eiusdem  tcrre  ex  altera,  et 
commune  mandatis  eins  pro  hü*  esse  vel  parere  nolnerunt;  et  qmcumque 
ipsos  offenderit  in  avere  vel  persona,  auctorifate  imperiali,  qua  fange- 
batttr,  statuit  eos,  scilicet  qui  offenderint  homincs  dicti  castri,  esse  impnnes. 1 

Diese  Gestattung  strafloser  Verletzung  wird  oft  erwähnt  Beim  städti- 
schen Bann  fanden  wir  sie  beschränkt  auf  den  Bann  um  Missethat  Beim 
Reichsbann  tritt  eine  solche  Beschränkung  nicht  hervor,  wie  das  der  Auffas- 
sung entspricht  wonach  beim  Bann  immer  zunächst  nur  der  Ungehorsam  gegen 
das  Reich,  nicht  die  Veranlassung  desselben  ins  Auge  gefasst  wird.  So  kann 
Entziehung  des  Rechtsschutzes  selbst  da  ausgesprochen  werden,  wo  der  Bann 
als  prozessualisches  Zwangsmittel  bei  Civilsachen  angewandt  wird;  wegen 

«.  Böhmer  Acta,  Nachtr.     7.  Vgl.  Böhmer  Reg.  Henr.  VII  nr.  389.     8.  Acta  Henr  VII 
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Nichtachtung  der  Ladung  des  Reichsrichters  werden  1223  die  Leute  von  8. 
Romolo  gebannt,  ita  quod  ubique  res  et  persone  ipsorum  detineantur  et  a  ' 
nemine  deffendantur,  et  si  quid  eis  in  damnum  personarum  vel  rerum 
iUattum  fuerit  a  quoeumque,  id  eommitatur  impune.2 

Erfolgt  nun  der  Bann  auch  häufig  unter  Nichterwähnung  der  Ent- 
zieh u  n  g  des  Rechtsschutzes,  ist  nur  von  der  Geldstrafe  die  Rede,  so 
werden  wir  jene  doch  wohl  als  regelmässige  Wirkung  jedes  Reichsbannes  zu 
fassen  haben,  zumal  sehr  häufig,  wie  in  den  Drohformeln  der  Urkunden 3,  auch 
bei  wirklicher  Verhängung  des  Bannes  neben  dem  Banne  die  zu  zahlende 
Poena  ausdrücklich  genannt  wird,  der  Ausdruck  Bann  demnach  sich  zunächst 
nur  auf  jene  Entziehung  des  Rechtsschutzes  beziehen  kann.  Dagegen  wird 
allerdings  auch  jetzt  wohl  noch  zunächst  die  Geldstrafe  ganz  gleichbedeutend 
mit  Poena  als  Bann  bezeichnet.  Es  ergibt  sich  das  besonders  deutlich  aus 
einer  Gerichtsurkunde  von  1232,  wo  es  heisst,  dass  der  Kaiser  den  Floren- 
tinern jede  Befehdung  Siena's  sid>  penu  eentum  millium  nutrearum  unter- 
sagt, sie  weiter  sub  banno  deeem  milium  marearum  vor  sein  Gericht  geladen 
habe;  dagegen  ist  später  bei  Erwähnung  derselben  Summen  im  Urtheile  die 
Rede  von  dem  bannum  eentum  und  der  pena  deeem  millium  marearum.4 

Die  Verhängung  eines  Bannes  durch  das  Reich  kann  demnach  allerdings 
noch  immer  nur  die  Bedeutung  der  Verhängung  einer  blossen  Geldstrafe  haben. 
Aber  im  allgemeinen  scheint  es  doch  nicht,  dass  der  Ausdruck  häufiger  da 
angewandt  wurde,  wo  nur  eine  solche  eintreten  sollte.  Heisst  es  allerdings 
häufig  nur,  über  eine  Stadt  sei  ein  Bann  von  so  und  so  viel  Mark  verhängt5, 
so  mag  eben  nur  die  in  diesem  Falle  empfindlichste  Wirkung  des  Bannes  her- 
vorgehoben sein.  Nur  ein  Fall  ist  mir  bekannt  geworden,  bei  welchem  die 
allgemeine  Entziehung  des  Rechtsschutzes  ausgeschlossen  scheint.  Der  Gene- 
rallegat gestattet  1221  dem  Wilhelm  vou  Pusteria,  Sachen  der  Gemeinde  und 
der  einzelnen  Bewohner  von  Asti  au  sich  zu  nehmen  bis  zum  Betrage  der 
zweihundert  Mark,  welche  die  Stadt  ihm  schuldete;  item  usque  ad  solutionem 
et  satisfactionem  mareluirum  quingentarum  urgent i  pro  banno,  std>  euius 
bannt  pena  eiusdem  Astensibus  per  d.  imperatorem  et  nos  meinJnimus 
fuisse  iniunctum,  die  Zahlung  zu  leisten;  er  befiehlt  weiter  allen  Reichsge- 
treuen, ihn  dabei  zu  unterstützen,  sub  obtentu  impcrialis  gratie  et  nostre  et 
banno  mille  marcharum  argen  ti,  euius  bannt  medietas  eanwe  imperii  — 
perveniat.6  Auch  hier  ist,  zumal  in  dem  Schlussatze,  zunächst  die  Geldstrafe 
als  Bann  bezeichnet.  Weiter  aber  soll  nicht  im  allgemeinen  Schädigung  von 
Personen  und  Sachen  erlaubt  sein;  die  Massregeln  gegen  das  Gut  haben  we- 
niger Erzwingung  des  Gehorsams,  als  zwangsweise  Befriedigung  der  Forde- 
rungen an  die  Stadt  im  Auge.  Ob  ein  solches  Vorgehen  in  den  Reichsgerichten 
etwa  gerade  nur  für  den  Bann  um  Schulden  üblich  war,  wird  kaum  zu  ent- 
scheiden sein,  da  mir  kein  weiterer  entsprechender  Fall  bekannt  geworden  ist. 
Es  wäre  auch  denkbar,  dass  es  überhaupt  im  Ermessen  des  Reichsrichters 
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stand,  ob  er  von  der  Entziehung  des  Rechtsschutzes  absehen,  nur  mit  Geld- 
hann vorgehen  wollte,  der  freilich  nur  dann  von  Erfolg  sein  konnte,  wenn 
Massregeln  getroffen  waren,  die  Geldstrafe  zwangsweise  einbringen  zu  können. 

Was  die  Tragweite  der  Entziehung  des  Rechtsschutzes  betrifft,  so 
steigerte  sich  dieselbe  nach  den  städtischen  Einrichtungen  nur  beim  Banne  um 
Missethat,  oder  auch  nur  um  schwere  Missethat  bis  zu  völliger  Friedlosigkeit. 
Beim  Reichsbaime  tritt  da  eine  schärfere  Gränze  nirgends  hervor.  Wo  einfach 
von  strafloser  Verletzung  die  Rede  ist,  würde  das  an  und  für  sich  selbst  straf- 
lose Tödtung  einschliessen.  Aber  nirge  nds  ist  doch  auch  ausdrücklich  gesagt, 
dass  der  Gebannte  straflos  getödtet  oder  verwundet  werden  dürfe;  und  da  es 
sich  beim  Reichsbann  keineswegs  immer  um  Missethat  handelte,  da  derselbe 
zudem  die  einzelne  Person  gewöhnlich  nicht  wegen  persönlicher  Schuld,  son- 
dern als  Mitglied  ihrer  Gemeinde  traf,  so  waren  so  weitgehende  Verletzungen 
schwerlich  unmittelbar  beabsichtigt.  Was  man  in  erster  Reihe  beabsichtigte, 
war  jedenfalls  nur  Gefangennahme  der  Person  und  Beschlagnahme  des  Gutes. 
Wie  in  dem  erwähnten  Falle  von  1223  ist  auch  sonst  wohl  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen.  Bei  Bestätigung  von  Bannsentenzen  befiehlt  der  König  1218,  ut 
ubicumque  Vereellensea  et  res  eorum  libere  eap'mntur  et  detinemitur;  1220 
gegen  die  von  Piacenza:  ut  eo8  ctipiant  et  eorum  b<ma.7  Weitergehenden 
persönlichen  Verletzungen  dürfte  der  Genannte  wohl  nur  dann  ausgesetzt  ge- 
wesen sein,  wenn  er  sich  der  Gefangennahme  widersetzte.  Bei  der  Wegnahme 
des  Gutes  hatte  man  wohl  zunächst  nur  die  bewegliche  Habe  im  Auge;  in  dem 
letzterwähnten  Falle  von  1220  verbietet  der  Kaiser  noch  ausdrücklich,  denen 
von  Piacenza  Schulden  zu  zahlen.  Die  Okkupation  auch  des  liegenden  Gutes 
mag  gestattet  gewesen  sein;  doch  handelte  es  sich  dann  nach  Analogie  des 
städtischen  Bannes  wohl  nur  um  die  Aneignung  der  Flüchte,  während  das 
Gut  selbst  nach  Lösung  des  Bannes  zurückzugeben  war.8 

75.  —  Wie  beim  städtischen  Bann  finden  wir  auch  beim  Reichsbanne 
das  Verbot  der  Unterstützung  wohl  ausdrücklich  ausgesprochen;  es 
sollte  den  Gebannten  jede  Hülfe  verweigert,  jeder  Verkehr  mit  ihnen  abge- 
brochen werden.  Der  Legat  befiehlt  1194  den  lombardischen  Städten,  dass 
sieden  gebannten  Parmensern  non  (nuvilientur,  nee  eonsilium  eis  prebeantJ 
Ein  Delegirter  des  Kaisers  bannt  1220  die  von  Ventimiglia  und  zugleich  om- 
nes  Mos,  qul  eis  vel  eorum  eommuni  darent  eonsilium  vel  iuvamen  vel  qui 
eis  mvrees  aliquas  vel  victuaUa  minist raren \l;  er  zeigt  das  zugleich  den 
Nachbarorten  durch  besondere  Schreiben  an,  jede  Unterstützung  unter  Drohung 
des  Bannes  und  einer  Strafe  von  fünfhundert  Mark  Silber  verbietend.2  Ge- 
wöhnlich wird  das  Verbot  der  Unterstützung  bei  Verhängungen  des  Reichs- 
bannes nicht  besonders  erwähnt,  aber  doch  wohl  nur  als  selbstverständlich ; 
wird  sehr  gewöhnlieh  allen  Reichsgetreuen  einfach  geboten,  die  Betreffenden 
pro  bannitis  zu  halten,  so  war  darin  jenes  Verbot  zweifellos  einbegriffen. 

Galt  die  Entziehung  des  Rechtsschutzes  für  den  ganzen  Umfang  des 


7.  Böhmer  Act«  240.  Nachtr.       8.  Vgl.  §  59  n.  21. 

75.  -  1.  Affd  P.  3,  302.       2.  Lib.  iux.  Gen.  1,  652.  657.  658. 
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Reiches,  das  Vertut  der  Unterstützung  für  jeden  Reichseingesessenen,  so  würde 
der  gegen  einzelne  Personen  verhängte  Reichsbann,  wenn  er  allseitig  streng 
eingehalten  wurde,  zur  Verbannung  aus  dein  Reiche  geführt  haben. 
Aber  nie  findet  sich  eine  Andeutung,  dass  ein  solcher  Erfolg  auch  nur  erwartet 
wurde.  Zunächst  war  natürlich  die  Wirksamkeit  der  Massregeln  bedingt  durch 
Anerkennung  des  Bannes  durch  die  .Stadtgemeinde  des  Gebann- 
ten. War  das  Reich  der  Stadt  mächtig,  so  wurde  ihr  das  wohl  ausdrücklich 
auterlegt;  bei  der  Unterwerfung  vonPiacenza  1162  heisst  es,  Genannte,  wenn 
sie  sich  dem  Gerichte  des  Kaisers  nicht  stellen  wollen,  erunt  in  banno  d.  im- 
pemtoris,  et  Piacentini  eos  eicient  extra  ciritatem  et  episcopatnm  cor  tun 
et  persequentur  eos  tamquam  Iiostes  et  omnia  bona  eorum  mobilia  et  imo- 
bilia  fisco  applicabtnitttr.3  Durfte  man  auf  Verhängung  und  Einhaltung  durch 
die  »Stadt  rechnen,  so  mochte  man  überhaupt  auch  bei  Verletzungen  des  Reichs 
nur  auf  den  städtischen  Bann  als  die  empfindlichere  und  leichter  durchzufüh- 
rende Massregel  Gewicht  legen.  Von  andern  Personen  heisst  es  bei  jener 
Unterwerfung  ohne  alle  Erwähnung  des  Reichsbannes  nur,  dass  die  Plaeen- 
tiner  sie  unter  Einziehung  ihres  Gutes  aus  dem  Gebiete  vertreiben  sollen,  mr 
eos  deinceps  recipient  sine  parabola  d.  imperatoris.  Bei  dem  1194  den 
lombardischen  Städten  vom  Legaten  auferlegten  Frieden  droht  derselbe  ein- 
zelnen Friedensbrechern  nicht  mit  dem  Reichsbanne,  sondern  verpflichtet  die 
Stadt,  welcher  er  angehört,  ihn  zu  bannen.4  Aber  wenn  auch  ein  Reichsbann 
durch  die  betreffende  Stadt  geachtet  wurde,  so  fand  der  Gebannte  doch  leicht 
auswärts  eine  Zuflucht  bei  innern  Gegnern  des  Reichs ;  eine  Nöthigung  zum 
Verlassen  des  Reiches  selbst  mochte  kaum  jemals  vorliegen. 

In  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  wurde  aber  der  Reichsbann  gewiss 
verhängt  gegen  einzelne  Personen,  bei  deren  Stadt  auf  Einhaltung  nicht  zu 
rechnen  war,  oder  gegen  ganze  Gemeinden.  Dann  hatte  der  Reichsbann,  wenn 
er  auswärts  genügend  beachtet  wurde,  die  umgekehrte  Wirkung  des  städtischen 
Bannes;  wie  jener  zur  Ausschliessung,  so  führte  dieser  zur  Eingränzung 
auf  das  Stadtgebiet.  Die  Bewohner  kleinerer  Orte  mag  das  allerdings 
oft  empfindlich  genug  getroffen  haben.  Weniger  Bedeutung  hatte  das  an  und 
für  sich  für  grössere  Gemeinden.  Und  zudem  war  wohl  in  den  wenigsten 
Fällen  darauf  zu  rechnen,  dass  der  Bann  auswärts  allseitig  anerkannt  wurde. 

76.  —  Diese  Verhältnisse  machen  es  erklärlich,  dass  das  Reich  sich  in 
vielen  Fällen  auch  bei  lösbarem  Banne  nicht  mit  den  passiven  Massregeln  der 
Entziehung  des  Rechtsschutzes  und  des  Verbotes  der  Unterstützung  begnügte, 
wie  das  beim  städtischen  Banne  leichter  geschehen  konnte,  wo  die  Wirkungen 
des  Bannes  in  dieser  Richtung  viel  empfindlichere  waren.  Beim  Reichsbanne 
kommt  häufig  noch  ein  Befehl  zur  Befehdung  von  Reichs  wegen  hinzu; 
die  Schädigung  an  Person  und  Gut  wird  nicht  blos  gestattet,  sondern  befohlen 
oder  von  den  Reichsbeamten  selbst  ausgeführt.  Der  Legat  Christian  ver- 
spricht 1 1 72  den  Genuesern,  die  Pisaner  zu  bannen  und  sie  dann  zunächst 
durch  den  Grafen  von  S.  Miniato  und  bestimmte  Städte,  später  aber  selbst 

75.—]  3.  Boselli  1,  313:  auch  Böhmer  Acta  4.  Mon.  Germ  4,  197. 
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zu  bekriegen.1  Hei  der  Aechtuug  des  Grafen  von  Genf  1186  sagt  der  Kaiser: 
i^uoeirea  vobis  —  preeipimus,  quatenus  sepius  dictum  comitetn  tanquam 
bannitum  et  publicum  hostem  imperii  Jutbeatis  et  —  in  rebus  et  persona 
comitem  persequi  non  desistatie,  scituri  profecto,  quod  qui  in  persona  eitts 
tepuerint,  iram  indignationis  nostrae  sc  noverint  graviter  incwrrissc* 
Nachdem  der  Graf  und  Legat  der  Romagna  1222  den  Bann  über  Linola  ver- 
hängt hatte,  wandte  er  sich  an  die  anwesenden  Bolognesen:  Audi  eint  in  ban- 
iium  a  me  datum  Ymolensibus ;  si  venerint  Ymolenses  ante  ternbinum  tla- 
tum  eis,  mihi  placebit  et  factum  erga  eos,  quodad  lionorem  d.  imperatoris 
rredidero  pertinere;  si  autem  non  venerint,  rogo  vos  ex  parte  d.  impera- 
toris et  preeipio  robis  districte  sub  debito  ßdelitatis,  quatenus  dictos  Imo- 
lenses  tarn  in  persouis  quam  in  rebus  vos  et  omnes  de  iurisdictione  vestra 
pro  bannt  tis  teneatis  et  liabcatis  et  in  omnibus  eos  tamquam  bannt  tos 
tractetis,  gtterrizando  cos  elapso  termino  bannt  et  totis  viribus  offendendo* 
Der  Vikar  von  Tuszien  bannt  1229  die  von  Montepulciano  wegen  Ungehorsam, 
wobei  nur  von  strafloser  Verletzung  die  Rede  ist;  nachdem  sie  dann  den  ge- 
lobten Gehorsam  nicht  einhielten  und  die  Boten  des  Vikars  misshandelten, 
bannt  er  sie  nochmals,  jetzt  unter  Zufügung  einer  hohen  Bannbusse;  ausserdem 
aber  befiehlt  er  dem  Podesta  von  Siena  ad  penam  duorum  miüium  marca- 
rum  argenti,  ttt  Jwmines  et  comune  castri  Montis  Pulciani  de  cetero  habeat 
et  teneat  pro  exbannitis  et  inimicis  imperii  et  eos  communitcr  et  divisim 
ofemlat  et  offendi  faciat  j>ro  posse  suo  et  comunis  Senensis  in  personis  et 
rebus,  et  gu&rram  faciat,  et  devastet  et  eapiat  tanquam  inimicos  et  ex- 
hannitos  imperii  et  rebelies.4  War  der  Bann  zunächst  veranlasst  durch  In- 
teressen bestimmter  Personen,  so  wurde  wohl  diesen  zunächst  die  Befehdung 
überlassen  und  anderen  befohlen,  sie  zu  unterstützen;  so  befiehlt  der  Kaiser 
1220  bei  Bannung  der  Volkspartei  von  Piacenza  zunächst  allen  Reichsgetreuen, 
sub  debito  iuramenti  ßdelitatis,  sich  der  Personen  und  des  Guts  der  Placen- 
tiner  zu  bemächtigen;  preeipimus  etiam  sub  eodem  debito  iuramenti  vicinis 
civitatibus  Placentie,  ut  dent  atuviUumet  atliiUorium  pro  parte  sua  mili- 
tibus  Placentie  et  societati  cor  um  ad  impugnandos  plebeios  ipsius  civitatis.7* 
In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  nicht  schon  um  den  der  Oberficht 
entsprechenden  unlösbaren  Reichsbann.  Und  es  kann  kaum  befremden,  wenn 
auch  bei  lösbarem  Bann  der  Richter  die  ohnehin  gestattete  Beschädigung  aus- 
drücklich befehlen  konnte.  Thatsächlich  lag  darin  unzweifelhaft  eine  sehr  em- 
pfindliche Verschärfung  des  Bannes.  Es  scheinen  denn  auch  keineswegs  bei 
jedem  Bann  solche  Befehle  gegeben  worden  zu  sein,  da  wir  sonst  häufigere 
Andeutungen  finden  würden,  während  diese  insbesondere  überall  da  fehlen, 
wo  der  Bann  um  geringfügigere  Veranlassungen  verhängt  wurde,  wie  das  ins- 
besondere bei  der  wiederholten  Bannung  von  Montepulciano  hervortritt.  Das 


76.  -  1.  Mon.  patr.  Cod.  Sard.  1.  242.  2.  Spon  2,  43.  8.  Savioli  3,  22.  4.  Huil- 
lard  3,  199.  Aebnlicb  1225  beim  Banne  gegen  Marseille:  Huillard  2,  486.  Ebenda  2,  730 
eine  Aufforderung  zur  Persecutio  Geächteter  in  Deutschland.  5.  Böhmer  Acta,  Nachtr. 
Vgl.  auch  §  76  n.  6. 
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Verhältnis«»  wird  so  aufzufassen  sein,  tlass  jeder  Bann  die  Reichsgewalt  zu 
einem  Befehle  der  Befehdung  des  Gebannten  berechtigte,  ein  solcher  aber  nur 
bei  schwererer  Veranlassung  oder  dann  erfolgte,  wenn  hartnäckiger  Ungehor- 
sam zu  strengeren  Massregeln  aufforderte. 

77.  —  Es  wäre  möglich,  dass  sich  auf  eine  solche  Verschärfung  die  aus- 
drückliche Erklär  ungzumRcichsfein  de  bezieht,  dass  ein  Unterschied 
zu  machen  wäre  zwischen  dem,  der  nur  zum  Uannitus,  und  dem,  der  zugleich 
zum  Hostis  oder  fnimkus  imperii  erklärt  wird.  Wie  gerade  bei  jenen  Auf- 
forderungen zur  Verfolgung  wird  auch  wohl  sonst  beides  betont;  so  droht  der 
Kaiser  1177  den  Verletzern  der  Sicherheit  gewisser  Strassen:  in  banno  cos 
ponetnus  et  inimieos  imperii  iiidicabimits. 1 

Der  Ausdruck  findet  sich  vereinzelt  in  Italien  auch  schon  früher.  In  an- 
scheinend entsprechender  Bedeutung  heisst  es  schon  in  einem  in  das  longo- 
bardische  Gesetzbuch  aufgenommenen  Kapitular  unbekannter  Entstehung,  das> 
derjenige,  welcher  wegen  Tödtung  eines  sich  widersetzenden  Räubers  Fehde 
erhebt,  nobis  et  populo  nostro  inhnicus  anotetnr.2  Arnulf  von  Mailand  sagt 
zu  1036:  Chuonradus —  staun  et  rei  publieae  palam  Heribert  um  denun- 
eiat  inimiettm.3  Häufiger  wird  in  Deutschland  im  eilften  Jahrhunderte  bei 
Schriftstellern  und  in  Urkunden  der  Ausdruck  gebraucht,  und  zwar  immer  in 
Fällen,  wo  es  sich  um  Verurtheilung  wegen  Hochverraths,  also  um  Oberacht 
handelt.4  Ganz  entsprechend  denn  auch  beider  ersten  mir  bekannten  urkund- 
lichen Anwendung  in  Italien,  bei  der  Sentenz  gegen  den  Gegenpabst  und  dessen 
Anhänger  1138:  tamquam  fallaccs  et  perfidi  et  tarn  divinae  quam  reyiae 
maiestatis  rei  —  damnati  sintt  et  fiostes  a  prhicipibtw  nostrae  curiae  itt- 
dieati*  Der  Ausdruck  scheint  nur  den  endgültig  verurtheilten  Hochverräther 
zu  bezeichnen;  sollte  er  sich  auch  in  Italien  früher  etwa  noch  häufiger  finden, 
so  möchte  ich  darin  keinen  Beweis  finden,  dass  ein  zunächst  auf  Erzwingung 
des  Gehorsams  gerichtetes  Bann  verfahren  gegen  die  Person  dort  in  ältere 
Zeiten  zurückreicht. 

In  der  staufischen  Zeit  wird  der  Ausdruck  in  Italien  aber  nicht  blos  beim 
unlösbaren,  wegen  Hochverraths  verhängten  Banne,  sondern  auch,  wie  in  allen 
angeführten  Beispielen,  beim  lösbaren  angewandt.  Es  wäre  allerdings  denkbar, 
dass  jeder  Gebannte  als  Verächter  der  Reichsgewalt  auch  als  Reichsfeind  be- 
trachtet wurde.  Aber  ich  finde  den  Ausdruck  doch  nie  angewandt,  wo  es  sich 
um  geringfügigere  Veranlassungen  des  Bannes  handelt,  während  zugleich  die 
häufige  Nebeneinandererwähnung  des  Banuitus  und  Hostis  imperii  darauf  zu 
deuten  scheint,  dass  beide  Ausdrücke  nicht  gleichbedeutende  waren.  Und  dann 
ist  wohl  der  Unterschied  darin  zu  suchen,  dass  nur  derjenige  Gebannte  auch 
als  Reichsfeind  betrachtet  wurde,  dessen  Beschädigung  nicht  blos  gestattet, 
sondern  allen  Reichsgetreuen  zur  Pflicht  gemacht  wurde.  Doch  finden  wir 
freilich  nicht  immer,  wo  das  der  Fall  ist,  die  ausdrückliche  Erklärung  zum 


77.  —  I«  Archir  zu  t'remona.  2.  L.  Pap.  Extrav.  2  (Karol.  34);  rgl.  Boretius  J>8. 
8.  Mon.  Germ.  10,  15.  4.  Vgl.  die  Stellen  bei  Franklin  Reich>h.  fg.  1,  27  n.  1 ;  33  n.  1 ; 
34  n.  1 ;  45  n.  2;  46  n.  2.       5.  Mon  Germ.  4.  81 . 
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Reichsfeinde;  beim  Banne  gegen  Iniola  fehlt  sie  ganz,  bei  dein  gegen  Münte- 
puleiano  findet  sie  sich  nur  erwähnt  in  dein  bezüglichen  Befehl,  nicht  iu  der 
Bannsentenz  selbst. 

78.  —  Die  Lösung  v  o  in  B  a  n  n  e  erscheint  immer  an  zwei  Bedingungen 
geknüpft,  Rückkehr  zum  Gehorsam  gegen  die  Befehle  des  Reichs  und  Zahlung 
der  Bannbusse.  War  der  Reichsbann  im  Interesse  Dritter  verhängt,  so  bezog 
sich  eben  der  bezügliche  Befehl  auf  die  Befriedigung  der  Ansprüche  derselben; 
diese  Befriedigung  fiel  dann  mit  dem  Gehorsam  gegen  das  Reich  zusammen. 
So  beauftragt  der  Kaiser  1220  einen  Delegirtcn,  die  von  Ventimiglia  wegen 
Ungehorsam  gegen  Genua  in  Bann  zu  legen,  de  quo  exire  non  poaaint,  donea 
eenerint  mandatia  et  ord'tnationibua  lannenaia  comunitatia  in  omnibua  et 
per  onmia  parituri,  et  penam  a  te  impoaitam  fiaco  noatro  peraolvant. x 
Bei  Einhaltung  jener  Vorbedingungen  der  Lösung  erscheint  demnach  auch  das 
Interesse  Dritter  genügend  gewahrt. 

Anders  konnte  das  sein,  wenn  die  Gnade  des  Kaisei  s  eingriff.  Dass  die 
Bannbusse  häufig  nachgelassen  wurde,  bemerkten  wir  bereits.2  Gehorsam 
liegen  das  Reich  war  freilich  immer  Vorbedingung  der  Lösung;  aber  der  Kaiser 
konnte  die  Rückkehr  zum  Gehorsam  dadurch  erleichtern,  dass  er  die  Forde- 
rung, welche  den  Bann  veranlasste,  ennässigte  oder  nachliess.  Dadurch  konn- 
ten freilich  Interessen  Dritter  verletzt  werden.  Eine  Andeutung,  dass  in  solchen 
Fallen  überhaupt  die  Zustimmung  d  e  s  V  e  r  1  e  t  z  t  e  u  oder  doch  Interessir- 
ten  Vorbedingung  der  Lösung  vom  Reichsbanne  war,  finde  ich  nicht.  Wie 
man  aber  in  Einzelfällen  sich  vom  Kaiser  von  vornherein  versprechen  Hess, 
den  Reichsbann  in  gewissen  Fällen  zu  verhängen3,  so  suchte  man  sich  auch 
wohl  zu  sichern  durch  Erwirkung  eines  ausdrücklichen  kaiserlichen  Verspre- 
chens, einen  Bann  ohne  Zustimmung  der  Gegenpartei  oder  vor  Erfüllung  be- 
stimmter Bedingungen  nicht  lösen  zu  wollen.  So  verspricht  der  Kaiser  1162 
den  Cremonescn,  die  gebannten  Cremenser  nicht  lösen  zu  wollen,  wenn  sie 
nicht  vorher  beschwören,  sich  in  einem  bestimmten  Bezirke  nicht  niederlassen 
zu  wollen;  1176  verspricht  er,  Verletzer  eines  Crcmona  gegebenen  Privilegs 
bannen  zu  wollen,  nee  eoa  obaolcemna  sine  parabola  conaulum  Cromo ne 
data  in  credentia  **cl  in  concione. 4  Nach  den  Verhandlungen  über  den  Kon- 
stanzer Frieden  1 183  soll  der  Kaiser  jede  Stadt  bannen,  die  nicht  schwören 
will,  nec  extrahet  eain  de  banno,  niai  eomplceerit  Iwe,  pro  quo  in  banno 
poaita  fucrit;  ebenso  denjenigen,  der  seinen  Autheil  an  der  dem  Kaiser  zu 
entrichtenden  Summe  nicht  zahlen  will,  neque  extralwt  eum  de  banno,  dorne 
duplum  aolcerit  eiua,  quod parnre  debuit*  Der  Creinoneser  Bundesgenossen- 
schatt  verspricht  der  Kaiser  1192,  ungehorsame  Gegner  derselben  zu  bannen, 
nec  extraJiemuM  a  banno,  niai  aatia/ererint  ad  preeeptum  noatrum  factum 
eum  eonailio  maioria  partis  hui  um  aocietatia.*  Dem  ist  es  gleichzustellen, 
wenn  der  Kaiser  sich  der  Kirche  verpflichtet,  dass  der  im  Kirchenbanne  Ver- 
harrende ipMO  iure  imperiale  banno  Mubiaeeuf,  aquo  nuüatenus  oxtrahatur. 


78.  —  1.  Lib.  iur.  Gen.  I,  652.  2.  Vgl  §  72  n.  17.  3.  Vgl.  §  63  n.  3.  4.  Archiv 
in  Cremona.       5.  Mon.  Germ.  4,  173.  174.       «.  Tocche  Heinrich  VI.  617. 
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nijfi  prius  ab  etrlvsia  bt'/u'/wio  absoltdionis  obtento.*  In  solchen  Fällen  ent- 
spricht dann  der  Rciehsbann  wesentlich  dein  sühnbareu  städtischen  Bann. 

* 

VJU.  BESTAENDIGER  REICHSBANN. 

79.  —  Für  den  beständigen  Heichsbann  findet  sich  in  den  Quellen  oll 
nur  schlechtweg  die  B  e  z  e  i  c  h  n  u  n  g  Bann  gebraucht,  so  dass  der  Unterschied 
vom  lösbaren  sich  lediglich  aus  den  etwaigen  näheren  Angaben  über  die  Be- 
deutung des  Bannes  ergibt.  Mehrfach  finden  wir  ihn  aber  auch  ausdrücklich 
als  Hann  um  peiyetunm  bezeichnet1,  also  mit  dem  Ausdrucke,  der  auch  für 
den  beständigen  städtischen  Bann  regelmässig  in  Uebung  war.  Diesem,  oder 
genauer  der  Art  desselben,  welche  wir  als  unsühnbar  bezeichneten,  sohliesst 
er  sich  denn  auch  aufs  genaueste  an,  wie  er  andererseits  der  deutschen  Ober- 
acht entspricht. 

Auch  der  beständige  Heichsbann  ist,  wie  die  Oberacht,  immer  ein  Unge- 
horsam s bann,  wird  nie  als  selbstständigc  Strafe  gegen  einen  Verbrecher, 
der  gehorsam  oder  dessen  man  habhaft  ist,  angewandt,  wie  das  beim  unsühn- 
baren  städtischen  Bann  wohl  der  Fall  war.  Aber  sein  Zweck  ist  nicht  mehr 
zunächst  Erzwingung  des  Gehorsams,  wie  beim  lösbaren  Reichsbanne.  Auch 
bei  diesem  fand  schon  eine  Verurtheilung  des  Gebannten  statt;  zur  Bestrafung 
seines  Ungehorsams  wurde  er  zur  Zahlung  der  Bannbusse,  zuweilen  zum  Ver- 
lust der  Privilegien  verurtheilt.  Dabei  wurde  auf  Gehorsam  gerechnet;  man 
setzte  voraus,  dass  Entziehung  des  Rechtsschutzes  oder  auch  Befehdung  den 
Gebannten  bestimmen  würden,  sich  diesem  Urtheile,  wie  den  sonstigen  For- 
derungen des  Reichs  zu  unterwerfen,  um  den  Rechtsschutz  wiederzuerlangen. 
Beständig  wird  nun  der  Reichsbann,  entsprechend  dem  städtischen  Banne, 
dadurch,  dass  der  Gebannte  zu  so  schweren  Strafen  verurtheilt  wird,  dass  von 
vornherein  gar  nicht  mehr  darauf  gerechnet  wird,  er  werde  gehorsam  sein  und 
sich  diesem  Urtheile  unterwerfen.  Zweck  des  Bannes  ist  nun,  die  Ausfülirung 
des  Unheils  auch  gegen  den  Ungehorsamen  ganz  oder  theilweise  zu  ermög- 
lichen, oder,  so  weit  das  nicht  durchzuführen  war,  ihn  wenigstens  als  Ersatz 
für  die  nicht  auszuführende  Strafe  die  Uebel  des  Bannes  lebenslang  erdulden 
zu  lassen. 

Beim  städtischen  Bann  handelt  es  sich  da  immer  um  die  Strafe  für  das 
Verbrechen,  dessen  der  Gebannte  beschuldigt  ist;  der  Ungehorsam  kommt  nur 
in  so  weit  in  Betracht,  als  er  als  Bekenntuiss  der  Schuld  gefasst  wird,  auf  das 
hin  die  Verurtheilung  erfolgt.  Auch  beim  Reichsbann  handelt  es  sich  wesent- 
lich um  die  Strafe  für  ein  Verbrechen;  aber  als  dieses  wird  durchweg  der 
Ilochverrath  bezeichnet;  beim  unlösbaren  Reichsbanne  liegt  immer  eine  Ver- 
urtheilung wegen  Hoch verrathes  im  weiteren  Sinne,  wegen  Maje- 

78.—]  7.  Mon.  Germ.  4,  243. 

79.  —  1.  1220.  3U:  Wurstemberger  4,  13.  Huillard  1.  836.  5.  310.  In  cre- 

monoisclier  Urkunde  von  1220  Sept.  (Böhmer  Acta,  Keichss.)  ist  von  einer  pena  taagni 
hnnni  die  Rede,  bei  der  der  K.iiscr  etwa»  befehlen  soll;  doch  Hesse  sich  das  auch  auf  einen 
lösbaren  Bann  mit  grosser  Bannbusso  beziehen. 
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stätsverbree.hens  oder  lieiehsverrathes  vor.  Der  Verbrecher  wird  gebannt  als 
umnifestus  fwstis  imperii,  als  rebeltis,  proditor  et  hon  Iis  impcrii,  al>  />/•<>- 
dJtor  corone,  als  regit  muirsUitis  rcus  oder  reu«  criininis  lese  maiesUititt 
oder  ob  proditionem  et  lese  maiestatis  crimen ;  fast  in  keiner  der  bezüglichen 
Urkunden2  fehlen  entsprechende  Ausdrücke,  wie  wir  ja  auch  schon  in  den 
Straffornieln  der  Kaiserurkunden  Bann  und  Verurtheilung  wegen  Hochverraths 
gleichgestellt  fanden. 3 

Selur  häufig  finden  wir  denn  auch,  dass  bei  der  Verhängung  des  bestän- 
digen Reichsbannes  der  Ungehorsame  hochverrätherischer  Handlungen  be- 
schuldigt war.  So  werden  1191  die  Markgrafen  von  Incisa  gebannt,  weil  sie 
sich  des  Strassenraubes  schuldig  machten,  nee  se  rener unt  def rudere  in  cu- 
ria nostra,  quum  cos  marchio  Bouifacius  <wrusaret  de  proditionis  crimine. 
Oder  wo  es  sich  um  andere  Verbrechen  handelt,  sucht  man  wohl  diese  wenig- 
stens unter  den  Gesichtspunkt  des  Hochverraths  zu  bringen.  »Sollen  die  Ketzer 
in  beständigem  Banne  des  Reiches  sein,  so  wird  das  in  den  betreibenden  Edikten 
dadurch  begründet,  dass  die  Beleidigung  der  göttlichen  Majestät  mit  der  Be- 
leidigung der  weltlichen  Majestät  in  Parallele  gebracht  wird;  ist  jene  noch 
ungleich  strafbarer,  so  muss  sich  die  weltliche  Gerechtigkeit  begnügen,  sie  wie 
das  criiiben  pei'duelionis  zu  bestrafen. 1 

HO.  —  So  weit  wir  nun  aber  auch  den  Begriff  hochverrätherischer  Hand- 
lungen ausdehnen  wollen,  es  würde  sich  doch  ergeben,  dass  in  vielen  Fällen 
des  beständigen  Reichsbannes  das  Verfahren  keineswegs  von  der  Beschuldigung 
einer  hochverrätherisehen  Handlung  seinen  Ausgang  nahm.  Ist  trotzdem  durch- 
weg von  Verurtheilung  wegen  Hochverraths  die  Rede,  so  legt  das  die  Annahme 
nahe,  dass  eine  Bestrafung  des  Ungehorsams  als  Hochverrath 
erfolgte,  dass  wohl  überhaupt,  wie  beim  lösbaren  Reichsbann,  so  auch  beim 
beständigen  es  zunächst  immer  der  Ungehorsam  war,  welcher  bestraft  wurde. 

Wurde  das  Verfahren  wirklich  durch  Beschuldigung  einer  hochverräthe- 
risehen Handlung  veranlasst,  war  es  diese,  welche  bestraft  werden  sollte,  nicht 
zunächst  der  Ungehorsam,  so  fragt  sich,  auf  welchen  Rechtsgrund  hin  die 
Verurtheilung  des  Ungehorsamen  erfolgte.  Beim  städtischen  Bann  erhalten 
wir  darauf  die  bestimmte  Antwort,  dass  der  Ungehorsam  als  Geständniss  auf- 


2.  Vou  Urkunden .  in  welchen  der  beständige  Keichsbauu  ausgesprochen  oder  doch  be- 
stimmter erwähnt  wird,  sind  mir  bekannt  geworden:  gegen  den  Gegenpabst  Anaclet  1133: 
Mon.  Germ.  4,  81;  gegen  Crema  1159:  Böhmer  Acta  100;  gegen  den  Grafen  von  Savoyen 
1189:  Wurstemberger  4,  13;  gegen  die  Markgrafen  von  Incisa  1191 :  Moriondi  1.94;  gegen 
die  Grafen  von  Casaloldi  1220:  Huillard  1,  85b\  auch  Mon.  Germ.  4,  239;  gegen  die  lom- 
bardischen Städte  1226:  Huillard  2.  auch  Böhmer  Acta  254:  gegen  den  Markgrafen 
von  Este  1239:  Huillard  5.  319.  —  Dazu  kommen  dann  noch  die  Bannsentenzen  R.  Hein- 
richs Vn  gegen  Florenz  1311,  gegen  Lucca,  Siena,  Parma  und  Reggio  1312,  gegen  Pistoja 
und  andere  tuszische  Städte,  gegen  K.  Robert  von  Neapel  1313:  Mon.  Germ.  4,  521.  52b". 
537.  545;  gegen  genannte  (  remoneser  1311.  gegen  Padua  1313:  Acta  Henr.  VII  2.  148. 
202.  Diese  gehören  allerdings  einer  spätem  Zeit  an  und  zeigen  hie  und  da  eine  abweichende 
Auflassung:  andererseits  gehen  sie  doch  so  vielfach  ganz  von  denselbeu  Gesichtspunkton 
au>,  dass  es  sich  empfiehlt,  sie  neben  den  altern  dürftigern  Zeugnissen  zu  beachten. 

3.  Vgl.  $  35.  36.       4.  1220.  bestimmter  123*:  Mon.  Germ.  4.  244.  328. 
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gefaxt  wurde.  Aehnliehes  finden  wir  heim  Keichshamie  wühl  in  den  .Sentenzen 
K.  Heinrichs  VII.  »So  hcisst  es  mehrfach  von  den  Beschuldigten,  dass  hie  ein 
letztesmal  zur  Verantwortung  vorgeladen  seien:  alioquin  pro  confeaais  et 
eonvinetia  haberentttr  de  predietia  omnibtta  et  singulia  prediet&rum,  et 
tanqttam  confeeai  et  lege  eonvimti  eomlemnarentttr,  oder  es  wird  beim 
Urtheile  darauf  hingewiesen,  dass  die  hochverräterischen  Handlungen  noto- 
risch, oder  aber  durch  eine  Inquisition  receptia  et  examinatis  teatibtta  fest- 
gestellt seien.  Wie  denn  der  Unterschied  der  Auffassung  in  den  Bannsentenzen 
K.  Heinrichs  VII  vorzüglich  darin  zu  seilen  sein  dürfte,  dass  hier  auf  den  Un- 
gehorsam, wie  beim  städtischen  Bann,  wenig  Gewicht  gelegt  wird,  es  sich  in 
erster  Reihe  durchaus  tun  die  Bestrafung  der  einzeln  aufgezählten  hochver- 
räterischen Handlungen  handelt. 

Dagegen  finde  ich  in  der  staufischen  Zeit  nie  die  geringste  Andeutung 
dafür,  dass  man  den  Ungehorsamen,  als  der  That  geständig,  in  die  Strafen 
dieser  verurtheilte  oder  ein  Beweisverfahren  bezüglich  der  That  selbst,  wie  es 
sich  beim  städtischen  Bann  wenigstens  vereinzelt  findet1,  einleitete.  Und  wer- 
den als  Veranlassung  des  Bannes  wohl  die  hochverrätherischen  Handlungen 
mit  hervorgehoben,  so  wird  doch  durchweg  der  Ungehorsam  besonders  betont. 
.So  1 239  bei  der  Bannung  des  Markgrafen  von  Este  und  seiuer  Genossen : 
Qttoniam  omnea  predieti  rentier  ttnt  preeeptia  imperialibua  obedire,  et  con- 
apirantea  contra  honorem  imperii  ei  dem  invieem  et  eontrarii  plttriea  ex- 
titcrunt,  citciti eoram  eittadem  preaentia  eomparere  contiimaciter  reeusantee, 
perpetuo  banno  imperii  tanqttam  proditorea  eorone  j>recipimua  attbiaeere. 
Es  fehlt  jede  genauere  Angabe  über  die  ihnen  zur  Last  gelegten  hochverräthe- 
rischen Handlungen  trotz  der  sonstigen  Ausführlichkeit  der  »Sentenz,  was  doch 
nur  dann  nicht  auffallen  kann,  wenn  dieselbe  durch  den  Ungehorsam  an  und 
für  sich  genügend  begründet  war.  Auch  sonst  finden  wir  wohl  angedeutet,  dass 
als  das  .Strafbarere  weniger  die  einen  Befehl  des  Kaisers  veranlassende  Misse- 
that,  als  der  Ungehorsam  gegen  den  Befehl  des  Kaisers  galt.  So  gibt  Otto 
von  Freising  als  Grund  für  das  Vorgehen  gegen  die  Spoletiner  1155  einmal 
Geldunterschlagungen  an,  ferner  die  Gefangennahme  des  Grafen  Guido  Guerra, 
als  dieser  Bote  des  Kaisers  war;  dann  aber:  quodque  hia  peius  erat,  prae- 
eeptttm  prineipia,  cum  relst.vari  iubentia,  eonfempaeritnt.2 

In  andern  Fällen  aber  würden  hochverrätherische  Handlungen  gar  nicht 
vorliegen,  wenn  nicht  der  Ungehorsam  selbst  als  solche  betrachtet  wurde. 
Graf  Humbert  von  Savoien  wurde  1186  gebannt  propter  atwrttm  mtdtittt- 
dinem  exeeaattttm  et  preeiptte,  qnod  allodia  et  bona  epiaeopo  et  epiaeopin 
s.  Tohannia  in  Tattr'tno  —  eiolentcr  abat nierat,  et  ad  freqtientem  aerenia- 
aimi  patria  noatri  F.  Itomanorttm  imperatoria  aemper  attgttati  exhorta- 
tionemet  noatram  ineorrigibili*  et  contumax  exiateret,  tandem  de  plttrimia 
et  etiam  peremtorüa  eitat'tonibtts  eontttnmeiter  abaens,  venire  contempucrit. 
Dabei  ging  allerdings  das  Verfahren  von  einer  Klage  wegen  Missethat  aus; 
aber  bei  dieser  handelte  es  sich  weder  um  Hochvcrrath,  noch  hätte  dieselbe 


80.  -  1.  Vgl.  §  54  n.  15.       2.  Gest*  Frid.  1.  2  c.  23. 
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so  schwere  Strafen,  als  welche  hier  Konfiskation  aller  Güter  und  beständiger 
Bann  ausdrücklich  genannt  werden,  an  und  für  sich  zur  Folge  gehabt;  wir  er- 
wähnten bereits  das  erste  Koutuniazialurtheil  gegen  den  Grafen  von  1 1 85, 
welches  auf  Zurückstellung,  Schadensersatz  und  Verlust  der  Turiner  Kirchen- 
lehen  lautete  und  durch  Besitzeinweisung  des  Bischofs  ausgeführt  wurde.3  Für 
die  späten»  Verhängung  des  Bannes  kann  nur  Widersetzlichkeit  gegen  das 
Urtheil,  welche  nun  unmittelbar  gegen  das  Reich  gerichtet  war,  und  der  be- 
sonders hervorgehobene  Ungehorsam  gegen  wiederholte  Ladungen  des  Kaisers 
massgebend  gewesen  sein. 

Endlich  aber  kann  beständiger  Reichsbann  selbst  da  eintreten,  wo  ausser 
dem  Ungehorsam  eine  strafbare  Handlung  gar  nicht  vorliegt,  bei  anfanglichem 
Gehorsam  von  einer  Strafe  gar  nicht  die  Rede  gew  esen  sein  würde.  Der  König 
erlässt  1220  einen  Befehl  zur  Herausgabe  der  mathildisehen  Güter  bei  Strafe 
von  tausend  Mark  Silber.  Der  Generallegat  fordert  darauf  gestützt  die  Grafen 
von  Casaloldi  zur  Herausgabe  der  Burg  Gonzaga  auf;  diese  weigern  sich  ad 
nou  modicam  imuriam  regte  maiestath,  worauf  jener  Bann  und  Geldstrafe 
über  sie  verhängt.  Dann  fordert  der  König  selbst  sie  nochmals  zum  Gehorsam 
auf  unter  Anerbieten  der  Nachsicht  der  verwirkten  Strafe;  da  sie  in  Unge- 
horsam verharren,  wird  der  beständige  Reichsbann  gegen  sie  ausgesprochen 
und  zwar  lediglich  auf  den  Grund  hin,  quia  nostmm  eontempserht  senten- 
tiam  et  mandatum. 

Es  ergibt  sich,  dass  der  blosse  Ungehorsam,  auch  wenn  derselbe  nicht 
schon  durch  eine  an  und  für  sich  strafbare  Handlung  veranlasst  war,  zum  be- 
ständigen Reichsbanue  führen  konnte.  Wird  aber  bei  diesem  durchweg  der 
Gebannte  in  dieser  oder  jener  Wendung  als  Hochverräter  bezeichnet,  sind, 
wie  wir  sehen  werden,  die  Strafen,  welche  über  ihn  ausgesprochen  werden, 
«:enau  diejenigen,  welche  schon  das  ältere  italienische  Recht  auf  den  Hochver- 
rath setzte,  so  ergibt  sich  wohl  zweifellos  die  Auffassung,  dass  der  blosse  Un- 
gehorsam gegen  das  Reich  als  Ilochverrath  bestraft  werden  konnte.  Und  das 
muss  schon  nach  älterem  italienischen  Rechte  der  Fall  gewesen  sein.  Denn  in 
einem  Gesetze  K.  Heinrichs  Ffl,  welches  mehrfach  den  Titel  De  spreta  maie- 
*tate  führt,  heisstes:  Deeet  imperialem  sol-ertiam,  eontentorem  sitae  prae- 
tentiae  eapitali  damnare  sententia.*  Es  handelt  sich  doch  wohl  nur  um  ein- 
fachen Ungehorsam  gegen  eine  Ladung  des  Kaisers;  soll  dieser  mit  dem  Tode 
bestraft  werden,  so  ist  das  gewiss  nur  daraus  zu  erklären,  dass  man  ihn  als 
Hochverrath  auffasste.  Bei  dem  geringen  Gewichte,  welches  in  der  staufisehen 
Zeit  auf  die  sonstigen  Beschuldigungen  gegen  den  Gebannten  gelegt  wurde, 
l*i  dem  Umstände,  dass  auch  beim  lösbaren  Reichsbann  die  Verurtheilung  in 
die  Bannbusse  abweichend  vom  städtischen  Bann  nur  wegen  des  Ungehorsams, 
nicht  wegen  der  denselben  etwa  veranlassenden  Missethat  erfolgt5,  werden  wir 
kaum  fehl  gehen,  wenn  wir  dieselbe  Auffassung  auch  auf  den  beständigen 
Reirhsbann  ausdehnen,  annehmen,  dass  auch  bei  diesem  der  Ungehorsam  nicht 
allein  die  Grundlage  für  den  Bann  im  engern  Sinne,  für  die  Entziehung  des 

3.  Vgl.  §  71  n.  4.    4.  L.  Pap.  Henr.  II.  ß.  Vgl.  Mon.  Genn.  L.  4,  «39.    *>,  Vgl.  §  72  n.  2, 
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Rechtsschutzes  bietet,  sondern  auch  für  die  damit  verbundene  Verurtheilung 
in  die  Strafen  des  Hochverrathes.  Damit  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen, 
das«  die  ohnehin  vorliegenden  schwereren  Beschuldigungen  dazu  mitwirken 
konnten,  dass  man  gerade  in  diesem  Falle  glaubte,  den  Ungehorsam  als  Hoch- 
verrath bestrafen  zu  sollen.  Denn  bei  jedem  Ungehorsam  gegen  das  Reich 
geschah  das  keineswegs,  und  es  fragt  sich  demnach,  was  dazu  gehörte,  damit 
der  blosse  Ungehorsam  zu  beständigem  Ueichsbanne  führen  konnte. 

81.  —  Beim  deutschen  Achtverfahren  sind  uns  die  Bedingungen  genauer 
bekannt,  unter  denen  die  Oberacht  als  Strafe  des  Ungehorsams 
eintreten  kann.  Auch  die  Rei<*hsoberaeht  ist  ein  Ungehorsamsbann ,  nicht 
selbstständige  Strafe  bestimmter  Verbrechen. 1  Der  Ungehorsam  soll  aber  in 
der  Regel  ein  hartnäckig  fortgesetzter  sein;  die  Oberacht  wird  nicht  unmittelbar 
verhängt,  sondern  zunächst  die  Acht;  erst  Verharren  in  der  Reichsacht  durch 
Jahr  und  Tag  führt  zur  Oberacht2;  diese  hat  also  zunächst  nur  den  Unge- 
horsam zur  Grundlage.  Daraus  folgt  nun  freilich  nicht  unmittelbar,  dass  jeder 
fortgesetzte  Ungehorsam  zur  Oberacht  führen  konnte;  es  würde  sich  das  nur 
dann  ergeben,  wenn  jeder  Ungehorsam  die  Reichsacht  zur  Folge  haben  konnte. 
Dem  scheinen  die  bestimmten  Angaben  der  Rechtsbücher  zu  widersprechen, 
wonach  die  zur  Reichsacht  führende  Verfestung  vom  Richter  nur  dann  ver- 
hängt werden  durfte,  wenn  der  Ungehorsame  wegen  Ungerichte  verklagt  war. 3 
Aber  die  Verfestung  war  nicht  einzige  Veranlassung  der  Acht;  und  wenn  nicht 
jeder  Ungehorsam  gegen  den  ordentlichen  Richter  zur  Acht  fuhren  kann,  so 
sehliesst  das  noch  nicht  aus,  dass  das  bei  jedem  Un  gehorsam  gegen  den 
Konig  der  Fall  sein  kann.  Und  das  scheint  sich  mir  selbst  aus  den  Angaben 
der  Rechtsbücher  zu  ergeben.  Nach  dem  Sachsenspiegel  soll  derjenige,  welcher 
durch  Verfestung,  also  auf  Grandlage  einer  peinlichen  Klage,  in  die  Reichsacht 
gekommen  ist,  sich  dadurch  lösen,  dass  er  dem  königlichen  Hofe  sechs  Wochen 
folgt,  dann  aber  schwört,  vor  seinem  Richter  sich  zur  Verantwortung  zu  stellen. 
Jenes  ist  offenbar  eine  Genugthuting  für  den  Ungehorsam  gegen  den  König. 
Weiter  heisst  es  dann  ausdrücklich,  wer  ohne  Verfestung  in  die  Acht  gekommen 

81.  —  1«  Denn  es  dürfte  nicht  hieherzuziohen  sein,  wenn  das  Mainzer  Recht  $  3. 
5.  11  (Mon.  Germ  4,  314.  31G)  die  der  Oberacht  gleichstehende  Echtlosigkeit  als  Strafe 
auf  bestimmte  Verbrechen  setzt.  Iiier  erfolgt  die  Verurtheilung  nicht  auf  Gruudlage  des 
Ungehorsams,  sondern  des  vom  Kläger  zu  erbringenden  Beweises.  Es  handelt  sich  auch 
nicht  um  ein  Verfahren  vor  dem  Reiche,  sondern  coram  $ito  mdice;  es  bedarf  keiner  Aech- 
tung  durch  das  Reich,  die  Echtlosigkeit  tritt  nach  §  11  für  den  Ueberwiesenen  ip$o  mrt 
ein,  was  doch  nur  einen  bezüglichen  Spruch  des  I^andrichters  voraussetzt,  wie  wir  ahnlich 
schon  oben  §  38  n.  5  einen  Fall  anführten,  wo  die  Reichsacht  vom  ordentlichen  Richter 
erklärt  werden  konnte.  Es  handelt  sich  dabei  wohl  nur  um  die  Gestattung  eines  ausnahm.s- 
weisen  summarischen  Verfahrens,  welches  besonders  schwere  Verbrecher  sogleich  den  Nach- 
theilen der  Reichsoberacht  unterwarf,  wenn  sie  überwiesen  waren:  wenn  statt  der  Todes- 
strafe die  Ungehorsam  voraussetzende  Echtlosigkeit  bestimmt  wird,  so  hat  das  wohl  nur 
darin  seinen  (irund,  das»  in  diesen  Fallen  auf  Gehorsam  nicht  gerechnet  wird.  In  einem 
entsprechenden  Falle  in  der  Treuga  Ilenrici  regis  §  20  (Mon.  Germ.  4,  2f>8)  tritt  das  noch 
deutlicher  hervor  durch  Ilinzufüguiig  der  eventuellen  Strafe;  der  überwiesene  Rrnndstifter 
f.rffv  ünlicitbitur  tt  dtjtrfhentiifi  rota  /*nii<-/nr.       2.  Vgl.  §  3S.  40.       Ii,  Vjjrl  §  45  n.  2. 
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sei,  soll  dem  Hofe  sechs  Wochen  folgen  und  damit  ledig  sein.4  Das  kann  sich 
doch  nur  auf  eine  Acht  beziehen,  bei  welcher  der  Ungehorsam  durch  keine 
Klage  wegen  einer  strafbaren  Handlung  veranlasst  war;  Grund  der  Acht  kann 
da  wohl  nur  der  Ungehorsam  gegen  den  König  an  und  für  sich  sein,  für  den 
Genugthunng  zu  leisten  ist.  Bestimmter  noch  gibt  der  .Schwabenspiegel  einen 
Fall  an,  wo  der  blosse  Ungehorsam  gegen  den  König  ohne  Vorliegen  einer 
peinlichen  Klage  zur  Acht  fuhrt;  wer  der  Ladung  des  Königs  zum  Hoftage 
nicht  folgt,  verwirkt  das  erste-  und  zweitemal  das  Gcwette,  das  dritteinal 
wird  er  geachtet. 5  Vor  allem  aber  werden  wir  an  das  früher  über  die  Straf- 
formeln in  den  deutschen  Königsurkunden  Gesagte  erinnern  müssen6;  jede 
Verletzung  des  bezüglichen  königliehen  Gebotes  wird  da  mit  der  Acht  bedroht; 
und  mag  man  da  eine  mit  Gewaltthat  verbundene  Verletzung  zunächst  im  Auge 
gehabt  haben,  so  ist  das  Massgebende  doch  sichtlich  die  persönliche  Verletzung 
des  Königs  durch  Nichtachtung  seines  Befehls.  Danach  konnte,  wie  in  Italien, 
so  auch  in  Deutschland  jeder  Ungehorsam  gegen  den  König  zur  Acht  und 
schliesslich  zur  Oberacht  führen;  nur  wird  sich  dem  ^tatsächlich  nicht  leicht 
jemand  ausgesetzt  haben,  wenn  es  sich  nicht  entweder  um  Ladung  wegen  eines 
schweren  Verbrechens  handelte,  oder  aber  der  Ungehorsame  überhaupt  Auf- 
lehnung gegen  den  König  beabsichtigte  und  sich  die  Macht  zutraute,  der 
Reichsgewalt  Widerstand  leisten  zu  können;  und  letzteres  musste  wenigstens 
in  unserer  Zeit  der  ganzen  Sachlage  nach  viel  häufiger  in  Italien  der  Fall  sein. 

Jene  Strafformeln  wiesen  zugleich  darauf  hin,  dass  man  in  Deutschland, 
ebenso  wie  in  Italien,  den  hartnäckigen  Ungehorsam  gegen  das  Gebot  des 
Königs  als  Hoch  verrat h  auffasste  und  bestrafte;  in  ganz  entsprechender 
Wendung  wird  bald  mit  der  Ungnade  oder  der  Acht  des  Königs,  bald  mit  den 
Strafen  der  beleidigten  Majestät  gedroht.  Dann  aber  konnte  man  auch  beim 
deutschon  Verfahren  von  der  veranlassenden  Missethat  beim  Urtheile  ganz 
absehen,  ohne  erbrachten  Beweis  des  Klägers  oder  auch  ohne  zu  betonen,  dass 
der  Ungehorsam  als  Geständnis*  der  That  aufzufassen  sei 7,  auf  den  blossen 
Ungehorsam  hin  wegen  Hochverrates  verurtheilen.  So  dürfte  insbesondere 
auch  1180  gegen  Heinrich  den  Löwen  vorgegangen  sein;  war  er  nach  der 
Verleih ungsurkunde  des  Herzogtums  Westfalen  geächtet  pro  evidenti  rratn 
maicstatis,  so  scheint  da  eben  nur  der  Ungehorsam  gegen  die  wiederholte 
Ladung  als  Majestätsverbrechen  gefasst  zu  sein;  und  bestimmter  noch  heisst 
es  in  den  wohlunterrichteten  Pegauer  Annalen  und  fast  gleichbedeutend  in  der 
wahrscheinlich  daraus  abgeleiteten  Stelle  der  Lauterberger  Chronik:  vocatus 

4.  Sich*.  Landr.  III  34  §  1.  2.  5.  Schw.  Landr.  138.  6.  Vgl.  §  37.  7.  Nach  Lambert 
wurde  dem  Otto  t.  Nordheim  gedroht,  dass  er,  wenn  er  sich  nicht  stelle,  pro  eonvieto  con- 
ftttwfu*  gelten  solle  (Tgl.  Franklin  Reichshofg.  1,  32);  doch  mag  darin  zunächst  nur  die 
Auffassung  des  Schriftstellers  ausgesprochen  sein.  Im  allgemeinen  scheint  diese  Auffassung 
dem  deutschen  Achtsverfahren  fremd  zu  sein;  der  ergriffene  Aechter  wird  erst  hingerichtet, 
nachdem  nicht  blos  die  Verfestung.  sondern  auch  die  That  erwiesen  ist;  der  Nachtheil  liegt 
nicht,  wie  beim  stadtischen  Bann  in  Italien  darin,  dass  er  schon  als  Ungehorsamer  für 
überwiesen  betrachtet  wird,  sondern  dass  der  Vortheil  des  Beweises  jetzt  dem  Kläger  zu- 
steht, insbesondere  dem  Aechter  der  Reinigungseid  nicht  gestattet  ist  Vgl.  Sachs.  Landr.  I 
68  $  3.  III  88  §  2.  3. 
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non  venif  et  hleo  (quam  ob  rem)  ex  sententia  \wivcipum  reu»  maiestati* 
adimlieatur* 

In  diesem  Falle  handelt  es  sich  allerdings  nicht  um  ein  vorheriges  Ver- 
harren in  der  Acht  durch  Jahr  und  Tag.  Ein  solches  ist  denn  auch  nicht  immer 
erforderlich;  ausnahmsweise  kann  die  Oheracht  wegen  Ungehorsams  auch 
schon  früher  verhängt  werden. 9  Das  soll  insbesondere  der  Fall  sein,  wenn  der 

81.  —  J  8.  Weiland,  der  zuletzt  in  den  Forschungen  7,  175  ff.  sehr  umsichtig  über  den 
Prozess  bandelte,  ist  hier  allerdings  anderer  Ansicht,  versteht  unter  dem  Majestätsver- 
brechen  eine  bestimmte  hochverräterische  Handlung,  zunächst  die  Verweigerung  des 
Zuzugs  nach  Italien  1176.    Ob  Heinrich  zu  diesem  verpflichtet  war.  bleibt  mir  auch 
nach  den  gründlichen  Untersuchungen  Weiland.«  noch  immer  zweifelhaft,  ohne  dass  ich 
hier  näher  darauf  eingehen  konnte;   meiner  Ansicht  nach  dürfte  insbesondere  noch 
zu  untersuchen  sein,  ob  uicht  die  Verpflichtungen  der  Reichskirchen,  ähnlich  wie  die 
der  Reichsministerialen,  da  strengere  waren,  als  die  der  Laienfürsten.   Doch  kann  das 
hier  ausser  Betracht  bleiben,  da  auch  davon  abgesehen  gegen  Heinrieb  manches  vor- 
liegen mochte,  was  sich  unter  den  dehnbaren  Begriff  de«  Majestätsverbrechens  bringen 
liess.    Was  nun  die  Stelle  der  Urkunde  qitu/iter  Heinrichs  —  contumax  htdieatut  ett 
betrifft,  so  zeichnet  sich  dieselbe  keineswegs  durch  Einfachheit  und  Deutlichkeit  aus; 
es  dürfte  sich  kaum  eine  Erklärung  geben  lassen,  gegen  welche  sich  aus  dem  Wortlaute 
nicht  Einwendungen  erheben  Hessen.   Ich  möchte  sie  dahin  fassen,  dass  als  die  das 
ganze  Verfahren  veranlassende  Missethat  lediglich  die  Vergewaltigung  der  Kirchen  und 
Grossen,  nicht  irgendwelche  Verletzung  des  Kaisers  hingestellt  wird,  die  Verurtheilung 
selbst  aber  in  erster  Reihe  wegen  des  durch  hartnäckigen  Ungehorsam  begangenen 
Majestätsverbrechens  erfolgt,  wobei  dann  zugleich  auf  die  veranlassende  Missethat  Bezug 
genommen  wird,  wie  sich  das  in  italienischen  Bannsentenzen  ganz  ähnlich  findet.  Die 
Stelle  würde  dann  etwa  dahin  kurz  zu  fassen  sein,  dass  der  Kaiser  verkündet,  wie 
Heinrich,  angeklagt  wegen  Vergewaltigung  der  Fürsten,  weil  er  wegen  Ungehorsam 
gegen  die  Ladung  des  Kaisers  geächtet  wurde,  weil  er  weiter  die  Gewalttaten  fort- 
setzte, nun  sowohl  wegen  dieser  Gewaltthaten ,  als  auch  wegen  mehrfacher  Verachtung 
des  Kaisers,  insbesondere  aber  wegen  des  durch  Ungehorsam  gegen  die  Ladung  begrün- 
deten offenbaren  Majestätsverbrechens  abwesend  verurtheilt  sei.   Die  Wortstellung  würde 
diese  Auffassung  uäher  legen,  wenn  es  hiesse  pro  evidenti  reatu  maietlatit  eo  quod  — 
eifatus  —  te  abientuttet.  Aber  es  scheint  sich  da  um  eine  der  Fassung  der  Urkunde 
eigentümliche  Wortstellung  zu  handeln ,  da  vorher  das  ex  intfanti  —  querimonia  — 
quia  —  voettfus  doch  auch  wohl  nur  der  üblichem  Wortstellung  ytiia  ex  inttanti  qitrri- 
monin  voeahtt  entsprechen  kann.   Auch  möchte  ich  darauf  Gewicht  legen,  dass  gerade 
nur  das  Majestätsverbrechen  als  evident  bezeichnet  ist,  wie  es  der  prozessualische  Un- 
gehorsam allerdings  war,  während  vom  vorhergegangenen  Erweise  irgend  eines  andern 
Verbrechens  nirgends  die  Rede  ist.  Konnte,  wie  nach  dem  Gesagten  doch  kaum  zu 
bezweifeln  ist.  der  Ungehorsam  selbst  als  Hochverrath  bestraft  werden,  so  lag  es  doch 
überaus  nahe,  auch  bei  Hochverrathsprozessen  die  Verurtheilung  formell  zunächst  auf 
den  Ungehorsam  zu  gründen,  der  durch  das  Gerichtszeugniss  in  einer  jeden  Gegenbeweis 
abschliessenden  Weise  festgestellt  werden  konnte.  Es  lag  das  jedenfalls  eben  so  nahe, 
als  die  Fiktion,  dass  der  Ungehorsam  als  Geständniss  aufzufassen  sei:  und  wäre  die 
Verurtheilung  daraufhin  erfolgt,  so  würde  man  das  Verbrechen  doch  kaum  als  evident 
habe  bezeichnen  können.       9.  Einen  besondern  Fall  sofortiger  Oberacht,  der  sich  aber 
doch  wohl  den  n.  1  erwähuten  Fällen  näher  anschliesst,  erwähnt  Sachs.  Landr.  III  34 
§  3;  den  gelösten  Aechter,  der  seinen  Eid.  sich  zu  Rechte  zu  stellen,  nicht  hält,  thut 
man  in  Oberacht,  als  sei  er  Jahr  und  Tag  in  Acht  gewesen.  —  Ich  bemerke,  dass.  so 
weit  ich  sehe,  in  älteru  Rechtsqucllen  nur  an  dieser  Stelle  (und  der  entsprechenden 
Deutschensp.  201)  der  Ausdruck  Oberacht  gebraucht  wird,  der  dem  Schwabenspiegel  und 
deu  ältern  Reirhsgesetzen  fremd  zu  sein  scheint:  es  ist  sonst  die  Rede  vou  einer  Ver- 
urtheilung zur  Echtlosigkeit  oder  Ehr-  und  Rechtlosigkeit. 
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Ungehorsame  im  Gerichte  des  Königs  wegen  Hochverraths  kämpflieh  ange- 
sprochen wurde;  es  heisst  1235  im  Mainzer  Reclite:  Item  quieumque  inpe- 
titur  ah  alio  proi'ocatn*  ad  dueüum  pro  erimine  lese  maiestatis,  tamquam 
consilio  vel  au.rilio  contra  nos  auf  imperinm  illiquid  attemptarerit  fac- 
tiosum,  si  legitimis  sibi  indudis  prefixis  non  comparuerit  suam  innoccn- 
tiam  purgaturus,  per  sentenciam  nostram  erenlos  et  rehtlos  iudieetur.U) 
Eben  dieser  Fall  lag  auch  bei  Heinrich  dem  Löwen  vor,  welchen  Markgraf 
Dietrich  von  Landsberg  unter  Erbieten  zum  Kampfe  des  Reichsverraths  be- 
schuldigte1 1 ;  und  es  Messen  sich  eine  Reihe  Beispiele  aufführen,  bei  welchen 
gerade  die  des  Hochverraths  Beschuldigten  ohne  Vorhergehen  der  Acht  so- 
gleich mit  den  Wirkungen  der  Oberacht  geächtet  wurden.12  Die  Erschwerung 
des  Ungehorsams  ist  also  hier  zunächst  nicht  durch  dessen  Hartnäckigkeit, 
sondern  durch  die  Höhe  der  erhobenen  Beschuldigung  bedingt.  Verläuft  dabei 
anscheinend  das  Verfahren  zuweilen  so  rasch,  dass  längere  Fristen  nicht  ein- 
gehalten zu  sein  scheinen13,  so  werden  wir  das  doch  als  eine  Regellosigkeit 
zu  betrachten  haben ;  wie  im  Mainzer  Rechte  die  gesetzlichen  Fristen  ausdrück- 
lich betont  sind,  so  geschieht  das  auch  wohl  in  den  Nachrichten  über  Einzel- 
falle. Es  handelt  sich  da  um  dieselben  Fristen,  wie  sie  auch  bei  der  einfachen 
Acht  einzuhalten  sind,  um  die  Versäumung  von  drei  Ladungen  mit  jedesma- 
liger Frist  von  mindestens  vierzehn  Tagen,  die  sich  für  bevorzugte  Personen 
auf  sechs  Wochen  ausdehnt. 

Es  würde  sich  also  aus  dein  Gesagten  ergeben,  dass  in  Deutschland  der 
Ungehorsam  gegen  den  König  nur  zur  Oberacht  führen  konnte,  wenn  er  ent- 
weder ohne  Rücksicht  auf  seine  Veranlassung  nach  verhängter  Acht  noch 
durch  Jahr  und  Tag  hartnäckig  fortgesetzt  wurde,  oder  aber  bei  Beschuldigung 
des  Hochverraths  schon  nach  Versäunumg  der  gesetzlichen  Ladungsfristen. 

82.  —  Vergleichen  wir  nun  damit  das  Reichsbannverfahren  in  Italien, 
so  ergibt  sich,  dass  diese  Vorbedingungen  keineswegs  nöthig  waren,  damit  der 
Ungehorsam  zu  beständigem  Banne,  zu  einer  Verurtheilung  wegen  Hochver- 
raths führen  konnte.  Was  das  V  e  r  h  a  r  r  e  n  i  n  l  ö  s  b  a  r  e  m  B  a  n  n  e  d  u  r  c  h 
Jahresfrist  betrifft,  so  finde  ich  das  lediglich  betont  in  den  1220  zu  Gun- 
sten der  Kirche  erlassenen  Gesetzen.  Es  heisst  einmal,  die  Urheber  von  Sta- 
tuten gegen  die  kirchlichen  Freiheiten  sollen  sogleich  ipso  iure  infames  sein ; 
qui  si  per  annum  hnius  nostre  constitutionis  inventi  fuerint  eontemptores, 
Ifona  eorum  per  tot  um  nostrum  Imperium  mandamus  impune  ah  omnibus 
oecupari,  saleis  nichilominus  aliis  penis  contra  tales  in  generali  coneilio 
promidgatis;  dann  mit  bestimmterer  Beziehung  auf  den  Bann,  dass  die  der 
Ketzerei  Verdächtigen,  wenn  sie  nicht  auf  Befehl  der  Kirche  ihre  Unschuld 
erweisen,  tamquam  infames  et  banniti  ah  omnibus  fbaheantury  ita  quod, 
*i  sie  per  annum  permanscrint,  e.rfunc  cos  sicut  hereticos  condempnamus ; 
den  Ketzern  selbst  aber  sind  gerade  vorher  die  Strafen  des  Hochverrathes 


10.  Mon.  fierm.  4,  317.  11.  Vgl.  Franklin  Reichshofg.  1,  91.     12.  Vgl.  die  zahlreichen 

bei  Franklin  Reichshnfg  1.  21  ff.  nachgewiesenen  Fälle.  13,  Vgl.  Weiland  in  den  For- 
schungen 7,  17Ü. 

Firker  Forvhnn&«n.  12 
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gedroht. 1  Aber  man  wird  sieh  liier,  wie  das  schon  die  besondere  Natur  des 
Gegenstandes  nahe  legt,  an  die  Frist  des  römisch-kanonischen  Strafverfahrens 
gehalten  haben ;  der  peinlich  beklagte  Ungehorsame  soll,  gemäss  dem  römischen 
Recht,  nach  Jahresfrist  seines  mit  Beschlag  belegten  Gutes  verlustig  sein; 
secundum  canonea  eveommunieat  ur — et  si  intra  annum  veiierit,  absol- 
vitvr  et  auditur  super  crimive  itto;  post  annum  rero  ncquaquam.2 

Nun  war  allerdings  die  Jahresfrist  auch  in  den  weltlichen  Gerichten 
Italiens  für  das  Ungehorsamsverfahren  von  Bedeutung.  Im  Kriminalprozess 
fanden  wir  in  der  altern  Zeit  gleichfalls  den  Verlust  des  Gutes  nach  Jahr  und 
Tag;  im  Civilprozesse  war  früher,  wie  jetzt,  nach  einem  Jahre  für  den  Unge- 
horsamen das  Recht  auf  Wiedereinsetzung  in  den  Besitz  verloren. 3  Aber  so 
wenig,  wie  beim  städtischen  Banne,  zeigt  sich  beim  Refchsbannverfahren  irgend- 
welches Gewicht  auf  diese  Frist  gelegt.  Allerdings  geht  der  Iiis  bare  Reichs- 
bann dem  beständigen  nicht  selten  voraus.  Aber  auch  dann  findet  sich  weder 
eine  Andeutung,  dass  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  diese  Steigerung 
eintreten  solle,  noch  andererseits,  dass  sie  erst  nach  Ablauf  einer  solchen  ein- 
treten dürfe;  höchstens  wird  ganz  im  allgemeinen  auf  das  Verharren  im  Banne 
als  Erschwenmgsgrund  Gewicht  gelegt. 

So  kann  1220  gegen  die  Grafen  von  Casaloldi  der  lösbare  Bann  frühe- 
stens Ende  Juli,  wo  der  Generallegat  nach  Italien  kam,  verhängt  sein;  schon 
im  September  verhängte  dann  der  König  den  beständigen  Bann.  Und  dieser 
Fall  fallt  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als  hier  ausser  dem  Ungehorsam  selbst 
keine  Beschuldigung  einer  strafbaren  Handlung  vorlag.4  Die  Söhne  des  Guido 
della  Torre  waren  in  bonno  contunmeiter  erhtentes  vom  Vikar  zu  Mailand 
vemrtheilt;  der  König  bestätigte  das  1311  Mai  10  und  vcrurtheilte  sie  als 
Hochverräther4 ;  der  dieses  ganze  Verfahren  veranlassende  Aufstand  zu  Mai- 
land hatte  aber  erst  1311  Februar  12  stattgefunden.  Beim  Verfahren  gegen 
König  Robert  von  Sicilien  1313  lautet  das  erst«»  Urtheil  Februar  12  nur  dahin, 
contra  dictum  R.  tanquam  publicum  imperü  hostem  procedendum  forc ; 
und  wie  dieser  Ausdruck  an  und  für  sich  noch  nicht  auf  beständigen  Bann 
schliessen  lässt6,  so  ergibt  sich  das  hier  insbesondere  daraus,  dass  später, 
aber  doch  schon  April  26,  eine  endgültige  Verurtheilung  als  Hoch  verrät  her 
mit  beständigem  Banne  folgt.7 

83.  —  Treten  in  späterer  Zeit  die  beiden  Stufen  des  Bannes  bestimmter 
hervor,  indem  der  Bann  sogleich  ausdrücklich  als  beständiger  bezeichnet,  oder 
beim  Vorhergehen  des  lösbaren  durch  eine  nochmalige  ausdrückliche  Bann- 
sentenz verhängt  wird,  oder,  wo  zunächst  die  Verurtheilung  wegen  Hochver- 
raths ins  Auge  gefasst  wird,  wie  in  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII,  diese 
doch  auch  ausdrücklich  die  besonderen  Wirkungen  des  Bannes  hervorheben 
und  verfügen,  so  scheint  beim  Banne  der  fr  ü  her  e  n  s  t  a  u  f i  s  c  h  e  n  Zeit 
die  Anschauung  zweier  Stufen  des  Bannes  an  und  für  sich  noch  zu  fehlen.  Ks 


82.-  1.  Moti.  Germ.  4.  243.  244.  2.  TnnrTed  P.  2  t  4  §  1 .  8.  Vgl  §  10  n.  7. 
§69n.  9.  4.  Vgl.  §80.  5.  Act«  Hpnr  VII.  2.  150  0.  Vgl.  S  77.  7.  Act« 
Henr.  VII  2,  UM.  1H8 
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handelt  sich  da  nicht  um  eine  nochmalige  ausdrückliche  Verhängung  eines 
strengeren  Bannes,  sondern  um  ein  stillschweigendes  U ebergehen 
des  lösbaren  in  den  beständigen  Bann  durch  nachfolgende  Verur- 
teilung wegen  Hochverraths.  Der  früher  verhängte  Bann  bleibt  bestehen, 
seine  Wirkungen  dauern  fort,  auch  ohne  dass  die  spätere  Sentenz  den  Bann 
nochmals  ausdrücklich  verhängte;  nur  das  Hinzukommen  eines  so  strengen 
Unheils,  dass  freiwillige  Unterwerfung  unter  dasselbe  nicht  mehr  erwartet 
wird,  macht  ihn  zum  beständigen. 

Das  erste  Verfahren  K.  Friedrichs  I  gegen  Mailand  erwähnten  wir  bereits. 
Auf  dem  ersten  Zuge  1 1 55  wurde  die  .Stadt  zunächst  gebannt.  Gegen  Ende 
des  Zuges  erging  dann  ein  Urtheil,  welches,  wenn  unsere  Auffassung  richtig 
war,  allerdings  noch  keine  Verurtheilung  zu  den  Strafen  des  Hochverraths 
enthielt,  aber  durch  endgültige  Entziehimg  der  Regalien  den  Ungehorsam  em- 
pfindlicher strafte.1  Bis  zur  Rückkehr  des  Kaisers  nach  Italien  1158  wurde 
jener  Bann  nicht  gelöst,  aber  anscheinend  auch  noch  kein  strengeres  Urtheil 
gefällt.  Allerdings  wurden  die  deutschen  Fürsten  ausdrücklich  zur  Heerfahrt 
gegen  Mailand  aufgeboten'2,  und  schon  vor  der  Ankunft  des  Kaisers  wurden 
die  Placentiner  von  den  Reichslegaten  verpflichtet,  die  Mailänder  zu  bekriegen 
und  Personen  und  Sachen  festzuhalten3;  aber  das  waren  Massregeln,  welche 
schon  der  einfache  Bann  rechtfertigte. 4  Erst  nach  dem  Eintritte  des  Kaisers 
in  Italien  wird  nun  ein  weiteres  Verfahren  gegen  die  Mailänder  eingeleitet.  Sie 
werden  in  aller  Form  Rechtens  vorgeladen,  zweifellos,  um  sich  gegen  die  Be- 
schuldigung des  Hochverraths  zu  vertheidigen.  Sie  schicken  auch  Gesandte, 
aber  offenbar  nicht,  um  sich  auf  das  gerichtliche  Verfahren  einzulassen,  son- 
dern um  dasselbe  durch  Erwirkung  der  Gnade  des  Kaisers  vermittelst  Geld- 
zahlungen abzuwenden:  Qui  cum  sc  poenalibus  et  stricti  iuris  actionibus 
conveniri  viderent,  nequ?  prineipem  pactione  multae  pecuniae  posse  de- 
liniri,  suffrarfio  opthnatum  frustra  quaesito  pacisqu*  infecto  rwgotio  ad 
su os  revertuntur.  Man  wird  auch  hier  nicht  gerade  annehmen  müssen,  dass 
sie  wegen  des  langen  Verharrens  im  Banne  an  und  für  sich  das  Recht  auf 
Lösung  verwirkt  hatten.  Denn  was  sie  jetzt  anboten,  hätte  offenbar  nur  auf 
der  ersten  Stufe  des  Bannes  genügt.  Unbedingter  Gehorsam,  der  allein  einen 
rechtlichen  Anspruch  auf  die  Lösung  geben  konnte,  hätte  jetzt  erfordert  Unter- 
werfung unter  das  frühere  Urtheil,  also  Verzicht  auf  die  Regalien,  und  Unter- 
werfung unter  das  bevorstehende  Urtheil,  welches  unzweifelhaft,  nachdem  der  ' 
dauernde  Ungehorsam  der  Stadt  den  ganzen  Heereszug  zunächst  veranlasst 
hatte,  auch  bei  Gehorsam  kein  leichtes  geworden  sein  dürfte.  So  erfolgt  denn 
das  Urtheil:  Imperator  astipulantibus  iudicibus  et  primis  de  Italia.  contra 
Mediolanenses  condemnationis  proferen*  sententiam,  liostes  eos  iudicata 
omniquf  apparatu  a4  obsidionem  civitatis  accingitur.b  Sind  auch  die  Aus- 
drücke Ragewins  wenig  bestimmt,  so  handelt  es  sich  hier  doch  offenbar  nicht 
mehr  um  eine  einfache  Bannsentenz,  sondern  um  eine  endgültige  Kondemna- 
tion wegen  Hochverraths. 

83.  -  1.  Vgl.  §  73  n.  2.      2.  Ott.  Frising.  Gesta  I.  2  c.  30.      8.  Boselli  1.  310  ; 
auch  Böhmer  Acta  597.       4.  Vgl  $  76.       5.  Raderic.  1.  1  e  27.  28. 
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Bestimmter  ergibt  sich  bei  dem  Verfahren  gegen  Crema  1159,  dass 
die  Jahresfrist  für  endgültige  Verurtheilung  nicht  in  Betracht  kommt.  Etwa 
im  Juni,  jedenfalls  nicht  viel  früher,  wird  Crema  wegen  Abfalls  zu  Mai- 
land von  Cremona  verklagt.  Super  hoc  schismate  eonventa  eoram  principe, 
nee  eitatione  legitima,  nec  vadibus,  quos  dudum  dederat,  copi  poterat,  ut 
adver 8 mn  se  e.rperientibus  iudieio  sisti  eurarent ;  qua  de  re  jrro  abseirfiae 
coniuma<cia  ae  contumari  absentia  contra  8e  xententiam  tristem  ejreipiunt 
hostesque  iudicanfur.6  Die  Ausdrücke  sind  nicht  wesentlich  verschieden  von 
den  oben  gebrauchten,  man  konnte  darin  eine  endgültige  Verurtheilung  sehen. 
Dagegen  scheint  nun  freilich  zu  sprechen,  dass  erst  nachdem  die  Belagerung 
einige  Zeit  gedauert  hatte,  im  September,  ein  endgültiges  Urtheil  erfolgt,  ins- 
besondere auf  die  für  den  Hochverrath  charakteristische  Konfiskation  alles 
Gutes  erkannt  und  das  dann  alsbald  durch  kaiserliche  Vergabungen  des  ver- 
wirkten Gutes  ausgeführt  wird.7  Danach  würde  wenigstens  nach  der  dem 
späteren  Verfahren  entsprechenden  Auffassung  der  Bann  anfangs  nur  ein  lös- 
barer gewesen  sein. 

84.  —  Es  scheint  mir  da  aber  überhaupt  für  den  Bann  der  früheren 
staufischen  Zeit  vielfach  eine  andere  Auffassung  massgebend  gewesen  zu  sein, 
insofern  mit  der  V  e  r  u  r  t  h  e  i  I  u  n  g  a  1  s  H  o  e  h  v  e  r  r  ä  t  h  e  r  die  Verurtheilung 
in  die  einzelnen  Strafen  des  Hochverrates  nicht  nothwendig  zusammenfiel. 
Der  spätere  Reichsbann  spricht  in  der  Regel,  vielleicht  durch  das  Vorgehen 
beim  städtischen  Banne  veranlasst,  sogleich  eine  bestimmte  Strafe  aus,  beim 
lösbaren  eine  Geldstrafe,  heim  beständigen  die  angegebenen  Strafen  des  Hoch- 
verraths. In  der  frühern  Zeit  scheint  das  wenigstens  in  den  uns  bekannten 
Fällen  nicht  üblich  gewesen  zu  sein;  die  Bannsentenz  besagt  zunächst  wohl 
nur,  dass  der  Ungehorsame  der  Gnade  des  Kaisers  und  damit  des  Rechts- 
schutzes verlustig  ist;  ausdrücklich  zu  bestimmen,  unter  welchen  Bedingungen 
er  die  kaiserliche  Gnade  wiedererhalten,  gelöst  werden  kann,  ist  unnöthig; 
denn  Vorbedingung  ist  jedenfalls  unbedingte  Unterwerfung  unter  den  Willen 
des  Kaisers,  der  nun  erst  die  Strafen  bestimmen  mag,  welchen  der  Gebannte 
sich  zu  unterwerfen  hat.  Ebenso  scheint  nun  in  Fällen  schwereren  Ungehor- 
sams das  Urtheil  gegen  den  Ungehorsamen  zunächst  nur  erklärt  zu  haben, 
dass  er  Hochverräther  sei,  nicht  aber  schon  ausgesprochen,  dass  er  demnach 
diesen  und  jenen  Strafen  verfallen  sei;  als  nächste  Wirkung  erscheint  nur, 
dass  die  gebannte  Person  oder  Stadt  vom  Reiche  bekriegt  wird  zu  dem  Zwecke 
ihrer  gewaltig  zu  werden;  ist  das  erreicht,  so  ist  es  früh  genug,  nun  darüber 
zu  urtheilen,  welche  Strafe  über  sie  zu  verhängen  ist.  Diese  Strafe  hätte  ganz 
dieselbe  sein  können,  wenn  ein  Urtheil  noch  gar  nicht  vorhergegangen  wäre; 
scheint  es  in  früherer  Zeit  immer  üblich  gewesen  zu  sein,  der  Befehdung  durch 
das  Reich  ein  Ungehorsamsverfahren  vorhergehen  zu  lassen,  so  scheint  1311 
bei  Brescia  ein  Bann  oder  sonstiges  Urtheil  gar  nicht  vorhergegangen  zu  sein, 
da  das  bei  dem  nach  bedingungsloser  Uebergabe  erfolgenden  Urtheil  gar  nicht 
betont  wird ;  aber  alle  Strafen,  welche  sonst  den  wegen  Hochverraths  be- 

83.-1  6.  Raderic.  I.  2.  c.  39        7.  Bfihmer  Acta  100. 


Digitized  by  Google 


Verfahren  der  frühem  buu»u>chen  Zeit  J8| 

ständig  Gebannten  treffen,  werden  hier  entweder  verhängt  oder  ausdrücklich 
nachgesehen. 1 

Das  schloss  nun  aber  nicht  aus,  das*  auch  eine  Verurtheilung  in 
einzelne  S  t  r  a  f e  n  des  H  o  c  h  v  e  r  r  a  t  h  s  oder,  hei  lösbarem  Banne,  doch 
des  Ungehorsams  erfolgen  und  ausgeführt  werden  konnte,  ehe  die  Befehdung 
durch  das  Reich  ihren  nächsten  Zweck,  des  Ungehorsamen  gewaltig  zu  werden, 
erfüllt  hatte.  Auf  das  frühere  allgemeine  Urtheil  hin,  dass  der  Ungehorsame 
ein  Feind  des  Reichs  oder  ein  Uochverräther  sei,  konnten  nun  später  jederzeit 
w  eitere  Einzelurtheile  erfolgen,  welche  wegen  des  Ungehorsams  oder  Hochver- 
raths bestimmte  Strafen  über  ihn  verhängten;  doch  scheint  man  dazu  gewöhn- 
lich nur  dann  gegriffen  zu  haben,  wenn  eine  bestimmte  Veranlassung  vorlag, 
sich  insbesondere  die  Möglichkeit  zeigte,  die  »Strafe  sogleich  auszuführen.  80 
bei  dem  erwähnten  Urtheile,  welches  den  Mailändern  die  Regalien  absprach2; 
nächste  Veranlassung  war  wohl  die  Absicht  des  Kaisers,  das  Münzrecht  auf 
Creaiona  zu  übertragen;  und  wenigstens  in  diesem  Punkte  liess  sich  der  Spruch 
ausführen,  auch  ohne  dass  Mailand  unterworfen  war.  Deutlicher  tritt  das  noch 
bei  dem  Vorgehen  gegen  Crema  1159  hervor.  Nachdem  die  allgemeine  Ver- 
urtheilung früher  erfolgt  war  und  die  Belagerung  schon  eine  Zeitlang  gedauert 
hatte,  erfolgte  das  Urtheil:  Quoniam  CWma  et  omnes  Cremenses  sub  nostro 
sunt  hanno  positi,  statuimus — ,  ut  omnes  — persone,  que  in  tempore  Iwo 
in  Crema  sunt,  tarn  feudum  quam  etiam  allodium  tot  um  amJttant.  Die 
Motivirung  weist  ausdrücklich  auf  den  frühern  Bannspruch  als  dasjenige  hin, 
was  das  jetzige  Vorgehen  rechtfertigt.  Es  tritt  hier  weiter  auch  die  nähere 
Veranlassung  bestimmt  hervor;  der  Kaiser  wollte  schon  jetzt  über  das  Gut  zu 
Gunsten  seiner  Anhänger  verfügen.  Auf  jenen  Urteilsspruch  gestützt,  dessen 
Aufbewahrung  im  bischöflichen  Archive  von  Cremona  sich  daraus  erklärt, 
vergabte  er  zwei  Monate  später  einen  Theil  des  den  Cremensern  abgespro- 
chenen Eigen  au  die  Kirche  von  Cremona.  An  dieselbe,  dann  an  Tinto  Mussa 
von  Cremona  gab  er  auch  Eigen  und  Lehen  von  Mailändern,  gegen  welche  ein 
eanz  entsprechendes  Urtheil  gefallt  sein  muss ;  die  Rücksicht  auf  den  nächsten 
Zweck  tritt  da  besonders  deutlich  darin  hervor,  dass  der  Kaiser  sagt:  licet 
neneraliter  omni  um  illorum  (Mediolanensium)  bona  publicavissemus,  quo- 
rundam  tarnen  bona  speeuditer  publicamus,  nämlich  derjenigen,  deren  Cre- 
moneser  Kirchenlehen  er  dann  dem  Bisehofe  als  heimgefallen  zusprach.3 
Weiter  ist  nun  aber  jenes  Verlust  von  Eigen  und  Lehen  aussprechende  Urtheil 
keineswegs  in  so  weit  als  ein  endgültig  abschliessendes  zu  betrachten,  dass 
damit  die  Strafen  überhaupt  erschöpft  gewesen  wären,  welchen  die  Gebannten 
verfallen  konnten.  Es  wurden  uur  Strafen  bezüglich  des  Guts  ausgesprochen, 
welche  schon  ausführbar  waren;  Strafen  gegen  die  Person  zu  verhängen,  war 
keine  Veranlassung  geboten,  ehe  man  derselben  habhaft  war.  Als  nun  aber 
während  der  Belagerung  zwei  Cremenser  gefangen  wurden,  liess  der  Kaiser  sie 
vorführen  und  richtete  an  seine  Kurie  die  Frage,  ei  ipsi,  tum  quia  in  hanno 
positi  sunt,  tum  quia  contra  cum  pwjnantes  periuri  fuerant  effecti,  mori 

8t  —  1.  Böhmer  Acta  442.      2.  Vgl  §  73  n.  2.      8.  Böhmer  Acta  100.  101. 
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deberent,  an  non;  nach  gehaltener  Berathung  urtheilen  dann  die  Fürsten, 
cos  iure  supra  dicto  mori  debereJ  So  wird  auch  hier  liebendem  bewaffneten 
Widerstande  gegen  das  Reich  als  Grundlage  des  Todesurtheils  der  frühere 
Bannspruch  hervorgehoben. 

Uebrigens  sind  wir  über  die  Fassung  der  Urtheile,  durch  welche  Unge- 
horsame zu  Hochverräthern  erklärt  wurden,  für  das  zwölfte  Jahrhundert  nur 
ungenau  unterrichtet.  Die  einzige  erhaltene  Beurkundung  eines  solchen  ist  die 
»Sentenz  gegen  den  Gegenpabst  Anaclet  und  dessen  Anhänger  1133,  wo  es 
einfach  heisst,  dass  sie  tarn  dirinae  quam  regiae  maiestatis  rei  —  damnati 
sunt  et  liostes  a  principibus  curiae  nostrae  iudicati,  was  unserer  Annahme 
insofern  entspricht,  als  bestimmte  Strafen  des  Hochverraths  nicht  ausgesprochen 
sind.  Doch  würde  das  nach  dem  Berichte  Ragewins  über  die  Verurtheilung 
Mailands  1159  allerdings  sogleich  geschehen  sein.  Der  Kaiser  klagte  über  die 
Stadt  wegen  des  Crimen  pcrductlionis  und  des  Seelus  laesae  nuiiestatis. 
Die  Mailänder  werden  dann  mehrmals  geladen:  Cum  autem  nemo  cotnpa- 
rm1/,  qui  (ü)8entiae  Worum  causam  rationabilem  ederet,  tanquam  contu- 
maces,  rebeües  et  imperii  descrtorcs  scveritatis  scntentiamexcipiunt,  hoste* 
pronuni'iantur ,  res  corum  direptioni ,  personae  sen'ituti  adiudicantur. 
Es  Hesse  sich  das  zur  Noth  noch  nur  auf  die  nächsten  Wirkungen  des  Bannes 
selbst  für  Personen  und  Sachen  beziehen;  aber  die  unmittelbar  folgende  Be- 
merkung: Eiusque  rei  oecasione  in  audientia  principis  satis  disputatum 
est  loculenterque  eayressum,  quoe  poena  excipere  debcat,  qui  defeetionis 
aut  laesae  maiestatis  rei  formt  deprelisnsi,  scheint  doch  bestimmt  darauf 
zu  deuten,  dass  man  dabei  schon  eine  Verurtheilung  in  bestimmte  Strafen  des 
Hochverrates  ins  Auge  fasste.5  Es  handelt  sich  da  übrigens  nur  um  einen 
formellen  Unterschied,  und  es  ist  möglich,  dass  man  auch  sonst  die  Strafen, 
welche  der  verurtheilte  Hochverräther  verwirkt  hatte,  sogleich  aussprach ;  aber 
weder  war  das  nöthig,  um  diese  Strafen  später  eintreten  zu  hissen,  noch 
schliesst  das  aus,  dass  man  dennoch  bei  der  thatsächlichen  Ausführung  ein- 
zelner Strafen  sich  nicht  mit  der  allgemeinen  Verurtheilung  begnügte,  sondern 
dieser  immer  noch  ein  besonderes  Einzelurtheil  vorhergehen  Hess. 

85.  —  Diese  Gestaltung  des  Bannverfahrens  der  frühern  staufischen 
Zeit  scheint  sich  dem  d  e  u  t  s  c  h  e  n  A  c  h  t  s  v  e  r  f  a  h  r  e  n  näher  anzuschliessen. 
Auch  bei  diesem  handelt  es  sich  eigentlich  nicht  um  zwei  Achtssentenzen;  der 
Ausdruck  Oberacht  kommt  in  älteren  Quellen  nur  ganz  vereinzelt  vor1;  es 
fehlt  insbesondere  den  älteren  Reichsgesetzen  ein  entsprechender  Ausdruck. 
Die  vom  Reiche  verhängte  Acht  oder  Proscriptio  dauert,  wenu  sie  nicht  gelöst 
wird,  einfach  fort;  sie  wird  zur  unlöslichen,  zur  Oberacht,  nur  durch  das  Hin- 
zukommen einer  Verurtheilung  in  Echtlosigkcit  oder  Ehr-  und  Rechtlosigkeit, 
welche,  wie  die  Verurtheilung  des  Gebannten  als  Hochvenäther  eine  Reihe 
von  Strafen  zur  Folge  hat,  wenn  diese  ausgeführt  weiden  können,  während 
für  die  nicht  ausführbaren  die  durch  die  fortbestehende  Acht  bedingte  Fried- 


84.  -1  4.  Otto  Morena.  Moii.  üerm.  18,  Ö15.       5.  Radcvic.  L  2  c.  23.  30. 
86.  -  1.  Vgl.  §  SJ  u.  n. 
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losigkeit  einstweiligen  Ersatz  bietet.  Sollte  diese  Echtlosigkeit  hmner  eintreten 
bei  Verharren  in  der  Acht  durch  Jahr  und  Tag,  so  seheint  doch  jedesmal  noch 
eine  ausdrückliche  Verurtheilung  durch  den  Kaiser  nöthig  gewesen  zu  sein;  sie 
ist  nach  dem  Mainzer  Hecht  1235  zu  verhängen  per  scnlentiam  nostram2; 
uud  mau  wird  diese  Sentenz  immerhin  passend  als  Überaoht  bezeichnen  können. 

Wir  sahen  aber  weiter,  dass  wenn  die  Klage  auf  Ilochverrath  ging,  der 
Ungehorsame  sogleich  zur  Echtlosigkeit  verurtheilt  werden  konnte;  er  verfiel 
nicht  blos  der  Acht,  sondern  wurde  auch  als  Ilochverräther  verurtheilt.  Das 
war  der  Fall  bei  Heinrich  dem  Löwen  und  ich  denke,  es  dürfte  sich  manches 
in  dem  Vorgehen  gegen  ihn  leichter  erklären,  wenn  wir  annehmen,  das  Ver- 
fahren sei  damals  in  Deutschland  dem  in  Italien  entsprechend  gewesen.  Nach 
dreimal  versäumter  Ladung  wird  der  Herzog,  wahrscheinlich  1179  August  zu 
Kayna3,  geächtet  und  zwar  sogleich  wegen  Hochverrats  in  der  Bedeutung  der 
Oberacht.4  Auf  Gruudlage  dieser  allgemeinen  Verurtheilung  hätte  nun  Hein- 
rich sogleich  auch  in  die  einzelnen  Strafeu  der  Echtlosigkeit  verurtheilt  werden 
können ;  aber  es  war  nicht  nöthig  das  zu  thun,  so  lange  eine  bestimmtere  Ver- 
anlassung fehlte.  Hier  scheint  sogar  eine  bestimmtere  Veranlassung  vorgelegen 
zu  haben,  es  vorläufig  bei  dem  allgemeinen  Urtheile  zu  belassen.  Auf  Bitten 
der  Fürsten  wurde  ihm  nämlich  als  besondere  Vergünstigung  noch  ein  vierter 
Tag;  gesetzt.  Wohl  nicht  zu  dein  Zwecke,  sich  zu  rechtfertigen;  denn  er  war 
endgültig  verurtheilt;  sondern  zu  dem  Zwecke,  um  durch  Unterwerfung  unter 
den  Willen  des  Kaisers  Begnadigung  zu  erhalten,  ehe  auf  Grundlage  der  frü- 
heren .Sentenz  nun  weitere  Eiuzelurtheile  gefallt  und  ausgeführt  waren,  welche 
man  eben  zu  diesem  Zwecke  noch  hinausgeschoben  haben  wird.  Dagegen  zeigt 
schon  die  allgemeine  Sentenz  sogleich  dieselbe  Wirkung,  welche  wir  auch  in 


2,  Mon.  Germ.  4,317.  Nach  der  (onst.  contra  incendiarios  1187,  Mon.  Germ.  4,  184, 
konnte  es  allerdings  scheinen,  als  sei  die  Echtlosigkeit  nach  Ablauf  der  Frist  ipso  iure  ein- 
getreten. 8*  Vgl.  die  gründliche  Untersuchung  von  Weiland,  Forschungen  7,  175,  welche 
mich  einer  Anführung  der  Belege  überhebt,  wenn  ich  anch  glaube,  einiges  anders  auffassen 
zu  müssen.  Was  die  Folge  der  Rechtstage  betrifft,  so  habo  ich  gegen  den  sonst  gut  be- 
zeugten zu  Nürnberg  entschiedene  Bedenken  wegen  des  Itinerar;  die  Daten  Juli  1  Magde- 
burg, Juli  29  Erfurt  mit  zahlreichen  Zeugen  (Rein  Thuringia  sacra  1,  5b'),  Aug.  15  Kayna 
machen  einen  dazwischenliegenden  Aufenthalt  zu  Nürnberg  durchaus  unwahrscheinlich. 
Entweder  dürften  die  I'egauer  Annaleu  Erfurt  und  Nürnberg  verwechselt  haben,  oder  es 
war  doch  zu  Magdeburg  schon  der  zweite,  und  dann  wohl  zu  Worms  im  Januar  der  erste 
Rechtstag.  wodurch  auch  die  Bedenken  wegen  Nichteinhaltung  der  Fristen  entfallen. 
4.  Vgl.  §  81  n.  8.  Weiland  177  fasst  die  Proscriptio  als  durch  Jahr  und  Tag  noch  lösbare 
Acht.  Dann  waren  aber  auch  er.»t  nach  derselben  Frist  die  Reichslehen  verwirkt  gewesen; 
ein  Bedenken,  welches  Weiland  allerdings  dadurch  zu  beseitigen  sucht,  dass  er  von  der 
Aechtung  eine  spntere  Verurtheilung  wegen  Sachfälligkeit  unterscheidet.  Eine  solche  Schei- 
dung scheint  mir  aber  dem  Achts verfahren  ganz  fremd  zu  sein.  Bei  der  einfachen  Acht 
erfolgt  überhaupt  kein  endgültiges  Unheil  in  Abwesenheit  des  Beklagten,  sondern  nur, 
wenn  er  sich  freiwillig  stellt  oder  gefangen  eingebracht  wird.  Bei  der  Oberacht  aber  scheint 
die  Verurtheilung  zunächst  nur  wegen  des  als  Hoohverrath  betrachteten  Ungehorsams  zu 
erfolgen.  Wenn  die  Repgowische  Chrunik  bei  Heinrich  ein  Uebergehen  der  Acht  nach  Jahr 
und  Tag  in  Oberacht  annimmt,  so  scheint  mir  das  nur  ein  Beweis  mehr,  dass  die  Stelle 
nach  der  bezüglichen  Bestimmung  des  Sachsenspiegels  so  gefasst  wurde.  Vgl.  Ficker  Ent- 
stehung>zcit  des  Sachsensp.  71. 
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Italien  fanden;  der  ungehorsame  Verurtheilte  wird  zunächst  als  Reichsfeind 
bekriegt,  uni  seiner  gewaltig  zu  werden.  Als  dann  einerseits  der  Herzog  auch 
die  Gnadenfrist  verstreichen  Hess,  andererseits  der  Kaiser  wünschen  mochte, 
über  das  ihm  Abzusprechende  anderweitig  verfügen  zu  können,  ging  man  auf 
Grundlage  jener  Oberachtserklärung  mit  Einzelurtheilen  vor.  Zu  Wirzburg 
1180  Januar  wurden  ihm  nach  der  Urkunde  über  die  Verleihung  des  Herzog- 
thums Westfalen  zunächst  die  Herzogthihner  Baiem  und  Sachsen  und  über- 
haupt alle  Reichslehen  abgesprochen;  was  nicht  ausschliesst,  dass  dort  zu- 
gleich, wie  Geschichtschreiber  angeben,  Urthcilc  erfolgten,  welche  ihm  auch 
Erbe  und  Kirchenlehen  absprachen,  da  für  die  Urkunde  eben  nur  das  auf  die 
Reichslehen  bezügliche  Unheil  von  Bedeutung  war.  Da  Wirzburg  der  Ort 
war,  wo  herkömmlich  sächsische  Angelegenheiten  erledigt  wurden,  wenn  das 
nicht  im  Lande  selbst  geschah 5,  zunächst  dann  auch  nur  über  Sachsen  ver- 
fügt wird,  so  sollte  das  Unheil  wohl  nur  zunächst  dazu  dienen,  dem  Kaiser 
Sachsen  zur  Verfügung  zu  stellen,  wenn  es  auch  ganz  allgemein  gefasst  war. 
Als  der  Kaiser  dann  später  Baiern  ins  Auge  fasste,  begnügte  man  sich  weder 
mit  der  Achtssentenz,  noch  mit  dem  doch  auch  Baiern  treffenden  Wirzburger 
Urtheile;  es  wurde  im  Juni  zu  Regensburg  abermals  ein  Einzelunheil  gegeben, 
welches  Heinrich  zunächst  Baiern,  wreiter  aber  auch  wieder,  wenigstens  nach 
den  Pegauer  Annalen,  ganz  allgemein  Erbe  und  Lehen  absprach.  Es  handelt 
sich  dabei  überall  nicht  so  sehr  um  nochmalige,  etwa  in  jedem  Lande6  zu 
wiederholende  Verurteilungen  des  Herzogs,  sondern  um  Einzelurtheile  der 
Fürsten  darüber,  was  die  frühere  Verurtheilung  für  rechtliche  Folgen  habe 
und  zwar  mit  nächster  Bezugnahme  gerade  auf  das,  was  unmittelbar  ausge- 
führt werden  sollte;  ganz  so,  wie  auch  jenes  Unheil  gegen  Crema  zunächst 
nur  Eigen  und  Lehen  ins  Auge  fasste  oder  wie  trotz  der  früheren  allgemeinen 
Verurtheilung  der  Mailänder  in  den  Verlust  ihres  Gutes  dasselbe  einzelnen 
nochmals  besonders  abgeurtheilt  wurde,  weil  man  gerade  über  dieses  unmittel- 
bar verfügen  wollte. 7  Von  der  Person  Heinrichs  ist  nirgends  die  Rede,  da 
keine  Veranlassung  war,  sich  darüber  auszusprechen,  was  die  Verurtheilung 
in  dieser  Richtung  zur  Folge  habe;  wäre  er  etwa  gefangen  eingebracht,  so 
würde  dann  zweifellos  auch  darüber  ein  Unheil  ertblgt  sein.  Sollte  da  Ein- 
zelnes auch  eine  andere  Auffassung  zulassen,  so  ergibt  sich  doch  im  allge- 
meinen eine  auffallende  Uebereinstimmung  dieses  am  genauesten  bekannten 
Falles  deutschen  Verfahrens  mit  dem  Vorgehen  in  Italien  in  früherer  stau- 
fischer Zeit. 

86.  —  Es  ergab  sich,  dass  in  Italien  ein  Uebergehcn  des  lösbaren 
Bannes  in  beständigen  wegen  Verharren  im  Ungehorsam  durch  Jahr  und  Tag 
unbekannt  ist;  der  Bann  kann  einfach  ein  lösbarer  bleiben,  wenn  zu  schärferem 
Vorgehen  eine  besondere  Veranlassung  fehlt;  es  kann  aber  auch  jederzeit  eine 

85. —  1  5.  Wie  bäuerische  Angelegenheiten  auch  zu  Nürnberg  und  Augsburg  erledigt  wurden. 
Belege  werde  ich  im  zweiten  Bande  des  Rcichsfürstenstandes  bringen.  6.  Obwohl  doch 
gegen  Weiland  zu  bemerken  ist.  dass  sich  bestimmte  Zeugnisse  finden,  dass  jeder  nur  in 
seinem  Lande  geächtet  werden  sollte.  Vgl.  Mon.  Boica  31,  510.  Grimm  Rechtsalterth  399. 
7.  Vgl.  §  84  n.  3. 
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Vemrtheilung  zu  beständigem  Banne  folgen.  Es  ist  aber  weiter  da.s  Vor h er- 
gehen des  lösbaren  Bannes  keineswegs  nüthig,  damit  ein  beständiger 
verhäugt  werden  könne.  Für  die  früliere  stautisehc  Zeit  ergibt  sich  das  schon 
aas  dein  Gesagten,  so  insbesondere  bei  der  Verurtheihmg  Mailands  11591; 
später  wird  1226  gegen  die  Lombarden,  1239  gegen  den  Markgrafen  von 
Este  sogleich  beständiger  Bann  verhängt.  Wir  sahen,  dass  ebenso  in  Deutsch- 
land in  gewissen  Fällen  sogleich  die  Überacht  verhängt  werden  konnte;  aber 
doch  erst  nach  dreimaliger  Ladung  unter  Einhaltung  bestimmter  Fristen.2 

In  Italien  war  das  beim  lösbaren  Banne  nicht  erforderlich;  einmalige 
Aufforderung  zum  Gehorsam  genügte.1  Was  nun  die  Notwendigkeit  der 
Einhaltung  gesetzlicher  Ladungen  und  Fristen  für  Verhängung 
des  beständigen  Bannes  oder,  wo  es  sich  um  ein  Uebergehen  des  lösbaren  in 
den  beständigen  handelt,  für  ein  Kontumazialurteil  wegen  Hochverrath  be- 
trifft, so  finden  wir  allerdings  mehrfach  betont,  dass  die  gesetzlichen  drei  La- 
dungen vorhergegangen  seien,  zumal  in  der  früheren  stau  fischen  Zeit. 
Aber  auch  dann  wurden  jedenfalls  nicht  die  langen  Fristen  des  deutschen 
Rechtes  von  mindestens  vierzehn  Tagen  eingehalten;  auch  nicht  die  des  rö- 
mischen von  mindestens  zehn  Tagen,  obwohl  man  sich  übrigens  sichtlich  zu- 
nächst durch  die  Bestimmungen  des  römischen  Hechts  leiten  Hess.4  Es  dürfte 
vielmehr  die  Bestimmung  der  Fristen  dem  Ermessen  des  Richters  nach  der 
besondern  Lage  des  Einzelfalles  überlassen  gewesen  sein,  wie  das  auch  im 
kanonischen  Prozesse  die  Hegel  wurde. 5  Fasste  man  dann  zugleich  den  Satz 
auf,  dass  eine  perkutorische  für  alle  Ladungen  ergehen  könne,  so  war  schon 
auf  diesem  Wege  ein  sehr  rasches  Vorgehen  ermöglicht. 

In  den  einzelnen  Fällen  sind  wir  zwar  nur  selten  genauer  über  die  La- 
dungen unterrichtet;  aber  es  lässt  sich  wenigstens  mehrfach  nachweisen,  dass 
es  sich  nur  um  kurze  Fristen  gehandelt  haben  kann.  Der  Gegenpabst 
Anaclet  und  seine  Anhänger  wurden  1133  aaepe  commoniti  jedenfalls  vor 
Juni  4,  als  dem  Tage  der  Kaist  rkrönung,  verurtheilt.  Der  König  war  aber 
erst  April  30  nach  Horn  gekommen ;  es  folgten  dann  noch  mannichfache  Ver- 
handlungen, bis  es  zu  der  das  ganze  Verfahren  veranlassenden  Wortbrüchig- 
keit kam,  so  dass  für  dieses  Verfahren  selbst  nur  ein  sehr  kurzer  Zeitraum 
erübrigt. 

Auf  K.  Friedrichs  I  Bömerzuge  wurden  Chieri  und  Asti  Anfang  Dezember 
1154  zu  Roncalia  verklagt.  Im  Januar,  da  sie  den  bezüglichen  Befehlen  des 
Kaisers  nicht  gehorchen,  tanquam  reheüionis  rci  Jwstea  iuduati  proacri- 
buntur;  durch  Verwüstung  beider  Städte  wird  das  Urtheil  alsbald  ausgeführt. 
Erst  nachher  oder  doch  nicht  viel  früher  wird  uach  dem  Berichte  Otto's  von 
Freising  über  Tortona  geklagt  und  der  Stadt  vom  Kaiser  befohlen,  das  Bünd- 
nis* mit  Mailand  aufzugeben.  Da  sie  nicht  gehorcht,  tanquam  maieataiia  na 
et  ipaa  inter  host  es  tmpcrü  adnumerata  proseribitur.  Es  vergeht  dann 
noch  einige  Zeit  mit  den  Vorbereitungen  zur  Belagerung;  dennoch  wird  diese 


86.  -  1.  Vgl,  §  84  n.  5.  2.  Vgl.  §  81  u.  Ü.  3.  Vgl.  §  70.  4.  Vgl.  auch 
$  70  n.  3.       5.  Vgl.  Tancred  P.  2.  t.  3.  §  1. 
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schon  Februar  14  begonnen. 6  Lassen  sieh  die  Zeitpunkte  aucli  nicht  genau 
teststellen,  so  ergibt  sicli  doch,  dass  von  längeren  Fristen  nicht  die  Hede 
sein  kann. 

Etwas  genauer  sind  wir  über  das  Verfahren  gegen  die  Mailänder  1 1 58 
unterrichtet.  Kaiser  und  Heer  scheinen  der  Ansicht,  dass  es  gegen  sie  als 
Rebellen  eines  weitern  Verfahrens  nicht  bedürfe ;  wie  sie  denn  allerdings  schon 
lange  im  Banne  waren.  Al  sapientes  et  lepum  periti  perstuulent,  Media- 
lanenses,  licet  improbos  et  infames,  indicis  tarnen  o  fficio  per  legithiuis 
indneias  citandas  esse,  ne  riolentia  eis  illata  vel  contra  ins  in  absentes 
prolata  sententia  t-ideretur.  Glaubt  Uagcwin  ausdrücklich  hinzufügen  zu 
müssen:  Leyiti-mas  vero  indneias  dicunt  iudicis  edictum  unum,  mox  alte- 
rnm  et  tertitnn,  seu  nmtm  pro  omnibns,  qttod  pei'emptorium  nominal  ar, 
quod  et  factum  est7;  so  ist  klar,  dass  es  sich  hier  nicht  um  die  den  Deutschen 
geläufigen  Fristen  handelt,  sondern  um  die  von  den  italienischen  Rechtskun- 
digen geltend  gemachten  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes.  Mag  nun  nur 
eine  peremtorische  Ladung,  mögen  mehrere  erlassen  sein,  die  Frist  war  jeden- 
falls eine  ganz  kurze.  Juli  6  kommt  der  Kaiser  nach  Verona *  ist  noch  Juli  10 
im  Veronesischen9  und  zieht  dann  gegen  Brescia;  hier  erst,  nach  Vereinigung 
des  ganzen  Heeres,  erfolgt  das  Verfahren  gegen  Mailand.  Nach  der  Verur- 
teilung aber  wartet  der  Kaiser  noch  einige  Tage,  um  Zeit  zur  Unterwerfung 
zu  lassen10;  dann  erst  rückt  er  an  die  Adda,  welche  das  Heer  dennoch  schon 
Juli  23 1 1  erreicht.  Nach  diesen  feststehenden  Zeitangaben  dürften  kaum  viel 
mehr  als  acht  Tage  für  das  ganze  Verfahren  erübrigen. 

Weniger  rasch  war  das  Verfahren  gegen  Mailaud  1159,  zumeist  wohl 
desshalb,  weil  der  Kaiser  nicht  sogleich  in  der  Lage  war,  einem  Urtheile 
Nachdruck  zu  geben.  Die  veranlassende  Missethat,  die  Vertreibung  der  Reichs- 
boten, geschah  Anfang  Januar;  April  16  zu  Bologna  erfolgte  die  Bannscutenz, 
licet  cos  non  requisierit,  wie  die  Mailänder  Annalen  sagen. 12  Andere  Quellen 
wissen  alter  auch  hier  von  Ladungen.  Nach  Vincenz  von  Prag  werden  die 
Mailänder  geladen,  erscheinen  und  versprechen  Genugthuung,  wozu  ihnen  ein 
Termin  in  der  Osteroktave  gesetzt  wird 13;  über  das  weitere  Vorgehen  erfahren 
wir  nichts;  die.  Verurtheilung  würde  danach  bei  Versäumung  jenes  Termins 
erfolgt  seiu.  Nach  Ragewin  klagt  der  Kaiser  Anfang  Februar  vor  den  Fürsten 
Mailand  des  Hochverraths  an,  wobei  er  sich  wieder  anscheinend  für  berechtigt 
hält,  unmittelbar  gegen  die  Stadt  vorzugehen;  es  erfolgt  aber  ein  Spruch  der 
Fürsten,  dass  zunächst  auf  dem  Rechtswege,  dann  erst  mit  den  Waffen  vor- 
zugehen sei.  Itaqne  praponnntur  edicta,  itentmque  Medialanenses  in  ins 
per  leyitinuis  citantur  inducias.  Sie  stellen  sich  dann  auch  zu  Marengu,  wo 
der  Kaiser  den  grössten  Theil  des  Februar  verweilte,  geben  aber  eine  heraus- 


88.  1  6.  Ott.  Frising.  GesU  1.  2.  c  12.  15.  16.  Ann.  Mediol.  Mon.  Germ.  18,360.  7.  R«- 
deyieus  I.  I.e.  27.  8.  Ann.  Mediol.  Mon.  Germ.  18,  365.  0.  Böhmer  Acta  06.  97. 
10.  Itadericus  1.  I.e.  29.  11.  Vincent.  Prag.  Mon.  Germ.  17,  669.  670.  woraus  sich 
der  zweite  Tag  vor  Jacobi  ergibt.  Damit  stimmt  genau  Radevicus  1.  I.e.  32,  und  im  allge- 
meinen Morena,  Mon.  Germ.  18.  603.  der  wohl  etwa*  zu  lang  den  Aufenthalt  im  Brescia- 
nischen  auf  fünfzehn  Tage  angibt.     12.  Mon.  Germ.  18,  367.     13.  Mon.  Genn.  17,  676. 
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fordernde  Antwort;  eum/jue  htm- et  alia  multa  eitio  proeaeitatin  verlm  pro- 
tuUssent,  infeeto  pa-eis  net/otio  diseedunt ,  aliusque  Ulis  die*  prefigitur. 
Dann  heisst  es  von  der  Verurtheilung  zu  Bologna:  Jam  dies  tulerat,  quae 
Mediolanetmbus  tertio  vel  quarto  praeßj-a  fueraf.  Tum  Imperator  eon- 
rocatis  iudieibus  et  legisperitis,  qui  in  ea  ciritate  freqiwntes  aderant,  citmri 
ittbet  J/ediolanenses.  Cum  autem  nemo  compareret,  qui  absentiae  illorum 
causam  rationabilem  ederet,  —  seeeritatis  sententiam  excipiunt.**  Es 
scheinen  demnach  nicht  allein  die  gesetzlichen  Ladungen  eingehalten,  sondern 
auch  die  Fristen  nicht  sehr  kurz  bemessen  gewesen  zu  sein. 

Auch  von  der  Verurtheilung  des  Grafen  von  .Savoien  1186  heisst  es,  er 
sei  für  immer  gebannt  de  plurimis  et  etiam  peremtoriis  eitattonibns  contu- 
nuwiter  absens.  Es  scheint  doch  überall  Gewicht  darauf  gelegt  zu  werden, 
dassdie  gesetzlichen  Ladungen  eingehalten  sind;  man  hatte  dabei  wohl  weniger 
den  Bann,  als  die  eigentliche  Verurtheilung  als  Endziel  des  Verlahrens  im 
Auge  und  hielt  sich  an  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Vorbedingungen 
eines  Kontumazialurteils,  ohne  sich  freilich  an  längere  Fristen  gebunden  zu 
halten,  wodurch  das  Verfahren  dennoch  mehrfach  ein  überaus  rasches  werden 
konnte. 

87.  —  Daneben  fanden  wir  freilich  eine  Auffassung  hervortreten,  wonach 
der  Kaiser  sich  zu  unmittelbarem  Einschreiten  berechtigt  hielt;  man  scheint 
geltend  gemacht  zu  haben,  dass  bei  Ungehorsam  gegen  das  Reich  die  Nicht- 
einhal  tung  der  gesetzlichen  Ladungen  und  Fristen  gestattet  sei. 
lud  ich  möchte  glauben,  dass  das  dem  altern  italienischen  Rechte 
entspricht.  Heisst  es  in  schon  besprochener  .Stelle,  dass  Ungehorsam  gegen 
die  Ladung  des  Königs  mit  dem  Tode  zu  bestrafen  sei so  ist  freilich  nicht 
ausdrücklich  gesagt,  dass  es  sich  nur  um  einmalige  Ladung  handelt.  Ent- 
scheidend aber  erscheint  mir  die  Angabe  in  einem  kaiserlichen  Gunstbriefe 
für  die  von  Ferrara  1055:  See  und  um  etiam  quod  lex  iubet,  in  plaeito  in- 
ducie  illis  eoneedantur,  nisi  cum  nos  aut  noster  missus  in  regnum  Ytali- 
ettm  eenerimus.2  Es  handelt  sich  da  zweifellos  nicht  um  einen  Vorbehalt 
nur  für  den  Einzelfall,  sondern  um  ausdrücklichen  Vorbehalt  eines  allgemein- 
gültigen Rechtssatzes,  wonach  der  König  und  sein  Bote  an  Einhaltung  son- 
stiger gesetzlicher  Fristen  nicht  gebunden  waren.  Die  grösste  Beschleunigung 
dt's  Verfahrens,  wie  das  Belegen  schon  des  blossen  Ungehorsams  gegen  ein 
Gebot  des  Königs  mit  den  härtesten  .Strafen  finden  denn  auch  in  den  beson- 
dern Verhältnissen  des  italienischen  Köuigthums  ihre  nächstliegende  Erklärung. 
In  Deutschland  war  Anwesenheit  des  Königs  im  Lande  die  Regel,  die  Länge 
der  Fristen  demnach  weniger  hemmend.  In  Italien  war  Anwesenheit  die  Aus- 
nahme. Kam  der  König  in  das  Land,  so  musste  das,  was  er  durchführen 
wollte,  rasch  durchgerührt  werden,  sollte  es  überhaupt  zur  Durchführung  ge- 
langen; nur  jetzt  hatte  der  König  die  Mittel  zur  Hand,  den  verweigerten  Ge- 
horsam zu  erzwingen;  er  musste  auf  uuvorweiltem  Gehorsam  gegen  jedes  Gebot 


14.  Radevic  I.  2.  c.  23.  24.  23.  30. 

87.  -  1.  Vgl.  §  80  n.  4.       2.  Antiq.  It.  5,  753. 


188 


Beständiger  Reicbsbann 


boteheil,  gegen  den  Ungehorsamen  sogleich  mit  den  strengsten  »Strafen  vor- 
gehen können;  sollte  er  dabei  an  die  Einhaltung  wiederholter  Ladungen,  län- 
gerer Fristen  gebunden  sein,  so  würde  das  ganze  Verfahren  seinen  Zweck  in 
den  meisten  Fällen  verfehlt  haben.  Und  dasselbe  traf  natürlich  auch  zu  bei 
den  Boten,  welche  der  König  von  Zeit  zu  Zeit  in  das  Land  schickte,  um  die 
Zustände  desselben  zu  ordnen. 

88.  —  Wenn  in  der  frühern  staufischen  Zeit  ein  solches  Vorrecht  des 
Königs  nicht  bestimmter  betont  wird,  sich  ein  »Streben  nach  Einhaltung  der 
gesetzlichen  Formen  zeigt,  so  wird  der  gerade  unter  K.  Friedrich  I  sich  sehr 
bestimmt  geltend  machende  Einfluss  der  gelehrten  Juristen,  für  welche  zu- 
nächst die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  die  massgebenden  wareu,  ent- 
scheidend gewesen  sein;  doch  mag  auch  das  alte  Herkommen  wenigstens  auf 
die  Nichteinhaltung  längerer  Fristen  noch  innner  eingewirkt  haben.  In  spä- 
terer st  au  fisch  er  Zeit  hat  man  sich  aber  offenbar,  wie  beim  lös- 
baren, auch  beim  beständigen  Barme  an  die  gesetzlichen  Ladungen  nicht 
gebunden  gehalten.  Der  alte  Brauch  mag  da  nachgewirkt  haben.  Es  wird 
aber  weiter  zu  beachten  sein,  dass  sich  nun  auch  in  den  »Städten  ein  sehr 
summarisches  Bannverfahren  ausgebildet  hatte,  bei  dem  wiederholte  Ladungen 
und  Fristen  ganz  ausgeschlossen  waren1;  und  gingen,  wie  wir  sehen  werden, 
die  Beisitzer  in  den  Reichsgerichten  aus  dem  Kreise  der  städtischen  Rechts- 
gelehrten hervor,  so  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  man  nun  auch  beim  Reichs- 
bannverfahren dem  städtischen  sich  näher  anschloss. 

.Schon  bei  der  Verurtheilung  der  Markgrafeu  von  Incisa  zu  Bologna  1191 
Februar  1 1  2  seheint  der  Ungehorsam  unmittelbar  ohne  Wiederholung  der 
Ladung  mit  beständigem  Bann  bestraft  zu  sein;  als  Grund  wird  angegeben, 
dass  sie  »Strassenräubcr  seien,  nee  sc  renerunt  de  faulere  in  curia  nostra, 
quam  eos  imirclüo  ß.  aeeusaret  de  proditionis  crinune;  eine  etwaige  mehr- 
fache Ladung  würde  gewiss  betont  sein;  auch  war  der  König  erst  einen  Monat 
im  Lande,  für  ein  längeres  Verfahren  gegen  die  entfernt  wohnenden  Beklagten 
wäre  kein  Raum. 

Der  König  sagt  1 220,  dass  sein  Legat  unter  Drohung  einer  Bannstrafe 
die  Grafen  von  Casaloldi  zur  Herausgabe  von  Gonzaga  aufforderte,  diese  aber 
sein  Gebot  ad  non  »wdicam  iniuriam  reffte  maiestatis  verachteten,  propfer 
quod  tiue  alia  eitationeiu  im  tu  in  aliorum  preter  pentun  predietam  aniiib- 
adrertendum  erat  in  eos;  aus  Gnade  habe  er  sie  nochmals  aufgefordert  und 
da  sie  auch  jetzt  nicht  gefolgt,  verhänge  er  den  beständigen  Reichsbanu  gegen 
sie.  Dieser  ist  doch  zweifellos  unter  der  Animadversio  zu  verstehen,  zu  der 
der  König  sich  auf  den  blossen  Ungehorsam  hin  ohne  alle  weitere  Ladung 
berechtigt  gehalten  hätte. 

Beim  Vorgehen  gegen  die  lombardisclien  »Städte  1226  ist  allerdings  von 
mehreren  vergebliehen  Versuchen  die  Rede,  sie  von  ih'er  Widersetzlichkeit 
abzubringen.  Aber  bei  dem  dann  eingeleiteten  »Strafverfahren  heisst  es  so- 
uleich,  sie  seien  vom  Kaiser  geladen,  peremptorium  terminum  indicentes 

88.  -  1.  Vgl.  §  53.       2.  Vgl.  Toeche  Heinrich  VI.  04(i. 
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eisdem,  sich  vor  ihm  zu  rechtfertigen.  Da  sie  sich  nicht  stellten,  erklärten 
Fürsten  und  Hofrichter,  dass  es  dein  Kaiser  unmittelbar  zustehe,  proeeilere 
contra  eos  tanquam  contra  reos  iTiminis  lese  maiestatis  in  rebus  et  per- 
sonis.  Nur  aus  Gnade  lässt  der  Kaiser  noch  einen  Vermittlungsversuch  zu 
und  nimmt  die  vermittelten  Bedingungen  an;  erst  als  die  Lombarden  die  Er- 
füllung derselben  verweigern,  spricht  er  unmittelbar  den  beständigen  Bann. 

Am  auffallendsten  in  dieser  Richtung  ist  das  Vorgehen  gegen  den  Mark- 
grafen von  Este  1239.  Bis  Juni  10  ist  dieser  in  der  Begleitung  des  Kaisers; 
gewarnt,  bringt  er  sieh  an  diesem  Tage  in  Sicherheit;  der  Kaiser  fordert  ihn 
dann  durch  Peter  von  Vinea  zur  Rückkehr  auf,  was  er  verweigert.3  Schon 
Juni  13  wird  dann  gegen  ihn  und  seine  Genossen  als  citati  coram  eiusdem 
(imperaforis)  presentia  coniparcre  contumariter  recusantes  beständiger 
Reichsbann  verhängt,  also  wohl  zweifellos  sogleich  auf  eine  einzige  Aufforde- 
rang zum  Gehorsam. 

89.  —  In  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII,  bei  welchen  über- 
haupt der  Bann  weniger  in  den  Vordergrund  tritt,  nicht  der  Ungehorsam  selbst 
als  Hochverrath  bestraft,  sondern  der  Ungehorsame  wegen  bestimmter  hoeh- 
verrätherischer  Handlungen  verurtheilt  wird,  machen  sich  wieder  die  Bestim- 
mungen des  romisch-kanonischen  Prozesses  bestimmter  geltend.  Doch  ergibt 
••ich  auch  hier  vielfach  ein  Streben  nach  möglichster  Beschleunigung  und  Ver- 
einfachung des  Verfahrens,  wie  solche  überhaupt  vom  Könige  für  Ilochver- 
rathsprozesse  gesetzlich  vorgeschrieben  wurde. 1  Nur  bei  dem  Verfahren  gegen 
Lueca  und  Genossen  geht  der  peremtorischen  eine  erste  Ladung  vorher;  nach 
Ablauf  des  Termins  heisst  es  dann:  (terato  eosdem  citari  fecimus,  certis  et 
lepitimis  eis  tenninis  pro  secnndo,  tertio  et  peremtorio  assifjnatis.  Sollte 
die  erste  Ladung  nur  ausnahmsweise  sogleich  die  perkutorische  einschliessen?, 
so  wird  das  denn  auch  bei  der  Ladung  K.  Roberts  1312  ausdrücklich  gerecht- 
fertigt; er  wird  geladen  usquc  ad  tres  menscs  p  raxi  im'  venturos,  quem  tcr- 
iiiinum  eidein  pro  primo,  secundo  et  tertio  perhemptorie  assianamus  ex 
phiribuft  iustis  et  rationabilibus  c<tusis,  et  i>rccipne  propter  riarum  dis- 
crimina,  quia  ad  cum  securus  non  potest  liaberi  accessus.3  Aber  auch  bei 
der  ersten  Ladung  der  Florentiner  heisst  es:  veniant  responsuri  coram 
dictis  iudieibus  de  iure  infra  quindedm  dies  praxi  nrns  venturos,  quem 
terminum  prima,  secundo  et  tertio  et  ultimo  et  peremptorio  dicti  iudiees 
ititsifjwtnt  eisdem,  alioquin  aAiecto  termino  in  antea  dieti  iudiees  —  pro- 
cede-nt  contra  eos  iustitia  mediante  die  predicta.  Doch  wurden  sie  nach 
Ablauf  der  Frist  nochmals  geladen  auf  einen  Termin,  bei  dessen  Nichtbenutzung 
sie  als  überwiesen  verurtheilt  werden  sollten,  so  dass  ihnen  ein  weiterer  Ter- 
min nur  noch  zu  dem  Zwecke  bezeichnet  wurde,  einen  Sindicus  zur  Anhörung 
der  Sentenz  zu  schicken,  wie  das  auch  in  andern  Fällen  erwähnt  wird. 

In  spätem  Sentenzen,  und  zwar  nur  in  solchen,  welche  nach  der  Kaiser- 
ei» Vgl.  Kolandini  Chr.  Mon.  Genn.  19.  74. 

80.  -  1.  Mon.  Gerni  4.  544.  2.  Vjrl.  Tanrred  P  2  t  3.  §  1  3.  Acta  Henr.  VII. 
2.  187. 
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kronung  gesprochen  sind,  spricht  sich  dann  aber  die  Anschauung  aus,  dass  es 
einer  Ladung  zur  Verantwortung  bei  notorischen  Missethaten  wenigstens  im 
Gerichte  des  Kaisers  nicht  bedürfe;  freilich  mit  Beziehung  auf  den  römischen 
Satz,  dass  der  Kaiser  nicht  an  die  Gesetze  gebunden  sei,  wodurch  sich  jede 
Regellosigkeit  rechtfertigen  Hess.  Bei  dem  Vorgehen  gegen  Pistoja  und  andere 
Städte,  dann  genau  entsprechend  beim  letzten  Verfahren  gegen  K.  Robert 
erfolgte  allerdings  eine  Ladung,  welche  sogleich  mehrere  Termine  benannte, 
nach  deren  Ablauf  und  fruchtlosem  Warten  über  den  Tennin  hinaus  die  Ver- 
urteilung wirklich  erfolgt.  Aber  ein  Recht  auf  diese  Ladung  gesteht  der  Kaiser 
nicht  zu;  nur  aus  Gnade  habe  er  den  Robert  zur  Verantwortung  geladen,  ob- 
wohl seine  aufgezählten  Verbrechen  so  notorisch  seien,  quod  mdhi  posseut 
tergivermtione  celari  et  nos,  qui  legibus  subiecti  non  8unuts,  contra  dictum 
Jiobertum  propter  premissa  ipso  inrequisito  potuisftemus  procedere.  Und 
gegen  die  Paduaner  wird  dann  wirklich  so  vorgegangen;  ohne  Ladung  werden 
über  die  ihnen  zur  Last  gelegten  hochverrätherischen  Handlungen  Zeugen  ver- 
nommen und  erklärt,  dass  sie  auf  Grundlage  dieser  Inquisition  als  notorische 
Hochverräther  zu  verurtheilen  seien;  sie  werden  dann  zwar  geladen,  aber  nicht 
um  sich  zu  verantworten,  sondern  nur  zu  dem  Zwecke,  ut  certo  termino  tarn 
elapso  coram  nohis  ubicunquc  essemus  et  noatra  curia  remderet  ad  haue 
vostram  diffinitiram  seiitentiam  audieudam  eomparere  curarent. 

90.  —  Die  Verhängung  auch  des  beständigen  Reichsbannes  nach  nur 
einmaliger  Ladung,  im  letzterwähnten  Falle  sogar  ohne  Ladung,  mildert  sich 
nun  freilich  dadurch,  dass  auch  hier  vielfach  von  der  Verhängung  noch  die 
Fälligkeit  des  Bannes  zu  unterscheiden  ist,  die  Verurtheilung  zwar  so- 
gleich ausgesprochen,  aber  bei  derselben  noch  eine  Frist  zur  Rückkehr  zum 
Gehorsam  gestattet  wird,  nach  deren  Ablauf  dann  freiüch  das  Urtheil  unmit- 
telbar wirksam  wird. 

Aus  der  f  r  ü  h  e  r  n  s  t  a  u  f  i  s  c  h  e  u  Zeit  sind  mir  dafür  allerdings  Bei- 
spiele nicht  bekannt;  freilich  fehlen  uns  da  auch,  abgesehen  von  der  Verur- 
theilung des  Gegenpabstes  1133,  wo  von  einer  Bannfrist  nicht  die  Rede  ist, 
Beurkundungen  über  Verhängung  des  Bannes;  die  urkundlichen  Zeugnisse  be- 
treffen Verurtheilungen  solcher,  welche  schon  im  Banne  verharrten.  Doch 
dürfte  eine  Bannfrist  überhaupt  kaum  üblich  gewesen  sein.  Denn  es  müsste 
auffallen,  dass  dieselbe  in  den  oft  ziemlich  genauen  Angaben  der  Geschicht- 
schreiber gleichfalls  nicht  erwähnt  wird.  Daun  legte  das  damalige  Verfahren 
sie  weniger  nahe.  Einmal  scheinen  doch  durchweg  wiederholte  Ladungen  vor- 
hergegangen zu  sein,  ehe  man  zur  Verurtheilung  schritt.  War  dann  aber  diese 
Verurtheilung  auch  eine  endgültige,  so  scheint  sie  in  der  Regel  nur  eine  allge- 
mein gehaltene  gewesen  zu  sein,  die  erst  durch  nachfolgende  Einzelurtheile 
bestimmteren  Inhalt  gewann1;  bis  solche  erfolgten  und  ausgeführt  wurden, 
hatte  die  kaiserliche  Gnade  noch  freieren  Spielraum;  es  wird  daher  auch  aus- 
drücklich angegeben,  dass  der  Kaiser  1158  nach  der  Verurtheilung  Mailands 
noch  einige  Tage  wartete,  ob  jetzt  etwa  Unterwerfung  erfolge.2  Dagegen  war 

90.  -  1.  Vgl.  §  84        2.  Vgl  §  fW  n  10:  nurh  §  8r,  n  4 
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es  später  üblich,  mit  der  Verhängung  des  beständigen  Bannes  sogleich  in  die 
einzelnen  Strafen  des  Hochverraths  zu  verurtheilen;  und  wie  das  dem  Vor- 
gehen der  städtischen  Gerichte  sich  näher  ansehliesst ,  so  dürfte  auch  der 
Brauch  der  Bestimmung  einer  Bannfrist  dem  städtischen  Verfahren  entnom- 
men sein.3 

Vereinzelt  finden  sich  allerdings  auch  in  spä  terer  Zeit  Fälle,  wo  eine 
Bannfrist  fehlt;  aber  dann  sind  es  auch  eben  solche,  bei  welchen  der  Unge- 
horsam bereits  als  hartnäckiger  sieh  erwiesen  hat,  eine  weitere  Rücksicht- 
nahme nicht  mehr  geboten  scheint.  So  bei  Bannung  der  Lombarden  1226, 
welchen  schon  vorher  ein  aussergewöhnlicher  Aufschub  bewilligt  war  und 
welche  ihr  Versprechen,  »ich  zu  stellen,  gebrochen  hatten.  Bestimmter  noch 
tritt  das  hervor  durch  den  Gegensatz  gegen  die  andern  Sentenzen  K.  Hein- 
richs VII  bei  der  Verurtheilung  genannter  Cremoneser  und  der  della  Torre 
131 1,  wo  der  Grund  zweifellos  der  ist,  dass  dieselben  schon  früher  vom  Vikar 
des  Königs  gebannt  waren. 

In  der  Regel  scheint  später  noch  eine  Bann  fr  ist  gegeben  zu  sein.  Die 
Grafen  von  Casaloldi  werden  1220  für  immer  gebannt,  wenn  sie  die  Burg 
Gonzaga  itsque  ad  dictn  dominicmn  pro.rinw  vmturtnn  —  von  rcftipna- 
rerint;  die  Kürze  der  Frist  von  nur  vier  Tagen  wird  auch  hier  damit  zusam- 
menhängen, dass  sie  bereits  vom  Legaten  gebannt  waren.  Docli  waren  auch 
sonst  die  Fristen  ziemlich  kurze;  der  Markgraf  von  Este  und  seine  Genossen 
werden  1239  nach  einmaliger  Aufforderung  zum  Gehorsam  für  immer  gebannt: 
nixi  hinc  ad  octo  dir*  piwiino*  vcniavt  prcccpth  impcrialibn*  et  suorum 
mnüiortnn  obedirc  parat i,  idiicumquc  impcrialh  maicstas  vcl  eins  nuntii 
admmt  in  tota  Marcftia*  vcl  ctiam  Lombardia.  Aehnliche  Bestimmungen 
finden  sich  in  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII.  Für  Florenz  wird  eine  Frist 
von  zwanzig,  fürPistoja  von  vierzehn  Tagen  bestimmt.  Für  das  Ausmass  war 
sichtlich  die  grössere  oder  geringere  Entfernung  der  Gebannten  vom  Hoflager 
massgebend;  zu  Pisa  wird  1312  der  Stadt  Lucca  eine  Frist  von  zehn,  Siena 
von  fünfzehn,  Parma  und  Reggio  von  zwanzig  Tagen  gestellt.  Diese  Fristen 
galten  für  die  die  Stadtgemeinde  als  solche  treffenden  Strafen;  den  einzelnen 
Bürgern  derselben  war  die  längere  Frist  von  einem  Monate,  bei  der  Verur- 
teilung Paduas  von  zwei  Monaten  gestellt,  während  der  sie  durch  Rückkehr 
zum  Gehorsam  sich  den  Strafen  entziehen  konnten. 

91.  —  Der  letzterwähnte  Unterschied  legt  die  Frage  nahe,  wer  beim 
Banne  Subjekt  der  Verurtheilung  sei;  es  ergeben  sich  hier  Unter- 
schiede, welche  insbesondere  auch  für  die  Wirkungen  des  beständigen  Bannes 
sehr  massgebend  sind. 

Bei  der  Bannung  namentlich  aufgeführter  physischer  Per- 
sonen besteht  darüber  kein  Zweifel.  Und  die  schwersten  Wirkungen  des 


3.  Tm  deutschen  Verfahren,  wo  bei  den  langen  gesetzlichen  Fristen  ein  Bedürfnis*  kaum 
rorlag.  ist  mir  eine  Bannfrist  mir  aufgefallen  in  der  Bestimmung  des  Deutschsp.  100  und 
Schwab,  tandr.  109,  dass  der  nicht  wegen  TodUchlng  Geachtete  noch  vierzehn  Tage  Friede 
für  Person  und  Gut  hab^n  soll         4.  S<>  wird  «it.itt  wonarehio  zu  bessern  sein. 
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Bannes  setzen  namentliche  Bannung  ausdrücklich  voraus,  wie  das  auch  im 
deutschen  Verfahren  betont  wird;  nach  sächsischem  Land  recht  hat  nur  der 
namentlich  Geächtete  seinen  Leib  verwirkt. 1 

Häufig  finden  wir  nun  aber  auch  Bannung  moralischer  Personen. 
Die  kirchliche  Excommunikation  sollte  solche  überhaupt  nicht  treffen,  sondern 
nur  die  einzelnen  schuldigen  Mitglieder,  während  freilieh  in  dem  Interdikt  zu- 
gleich eine  Zwangsmassregel  gegen  die  Gesammtheit  gegeben  war.  Beim 
Reichsbanne  macht  sich  ein  solcher  Unterschied  nicht  geltend;  Subjekt  der 
Verurtheilung  sind  einmal  alle  einzelnen  Mitglieder,  dann  aber  auch 
die  Gemeinde  als  solche,  sowohl  beim  lösbaren,  als  beim  beständigen 
Keichsbanne.  Wird  das  nicht  bestimmter  hervorgehoben,  so  ist  allerdings 
häufig  zunächst  nur  von  den  Mitgliedern  die  Rede;  gebannt  werden  die  Me- 
diolanenses  oder  Imolenses2,  was  selbstverständlich  nicht  ausschliesst,  dass  die 
Wirkungen  des  Bannes  auch  die  Gemeinschaft  als  solche  treffen  können,  etwa 
das  Gut  der  Gemeinde  ebenso  friedlos  ist,  wie  das  der  Einzelnen.  Aber  nicht 
selten  wird  ausdrücklich  gesagt,  dass  auch  die  Gemeinde  als  solche  im  Banne 
ist.  So  1159:  Crema  et  omnes  Cremenses  sub  nostro  sunt  banno  positi3; 
von  Pisa  1172:  cieitafem  ipsoi'um  et  burpum  atque  persona»  et  peeeuniam 
in  bann mn  d.  imperatoris —  misimus*;  bei  Bannung  der  lombardischen 
Städte  1226  befiehlt  der  Kaiser:  quatenus  omnes  eiritates  predietas  et  circa 
et  hahitatores  earum  tanquam  nostros  et  JRomani  imperii  bannitos  et 
liostes  habeatis5,  1229  heisst  es:  erbannirit  publice  homhies  et  eomune 
Montis  Politiani.6 

Beim  lösbaren  Banne  fallt  darauf  wenig  Gewicht;  die  Entziehung  des 
Rechtsschutzes  für  Person  und  Gut  trifft  jedes  Mitglied  der  gebannten  Ge- 
meinde; die  Strafen  aber,  in  welche  verurtheilt  wird,  die  Bannbusse  und  die 
etwaige  Entziehung  der  Privilegien,  trifft  zunächst  die  Gemeinde  als  solche; 
die  Wirkungen  des  Bannes  sind  da  nicht  wesentlich  verschieden,  mag  es  sich 
um  eine  ganze  Gemeinde,  oder  um  eine  einzelne  Person  handeln.  Anders  ist 
das  beim  beständigen  Banne,  insofern  damit  eine  Verurtheilung  in  die  Strafen 
des  Hoch verraths  verbunden  ist.  Abgesehen  davon,  dass  der  Natur  der  Sache 
nach  die  Art  der  Bestrafung  einer  Gemeinde  vielfach  eine  andere  sein  muss, 
als  der  einzelnen  Person,  erhebt  sich  insbesondere  die  Frage,  ob  nun  auch 
jedes  Mitglied  der  verurtheilten  Gemeinde  als  wegen  Hochverraths  verur- 
theilt gilt. 

In  den  altern  Urkunden  wird  da  ein  Unterschied  nicht  bestimmter  betont. 
Der  Bann  trifft  die  Gemeinde  und  ihre  einzelnen  Mitglieder;  und  auch  diese 
werden  wohl  geradezu  als  Hochverräther  bezeichnet;  so  1226  bei  Bannung 
der  lombardischen  Städte:  omnes  ei  res  et  habitatore» —  in  banno  imperii 
posuimus  et  nostros  et  imperii  banitos  et  hoste»  dennneiarimus  et  tanquam 
reo»  eriminis  lese  uvüestatis  tarn  unirerso»  quam  sinpulos  prirarimus 


91.  -  1.  Särhs.  I^ndr.  I  00  §  3  Riclitstrig  Landr.  35  §  4.  2.  Vgl.  §  73  n  2: 
§  70  u.  !».  8.  Böhmer  Acta  100.  4.  Mon.  (Jerni  18,  M3.  5.  Böhmer  Acta  257. 
ö.  Huillard  3,  10f>. 
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omni  iurisdictione  usw.  Aber  wir  werden  finden,  dass  wenigstens  die  schwer- 
sten Strafen  des  Hochverrathes  nie  ausdrücklich  gegen  alle  einzelnen  Mit- 
glieder ausgesprochen  werden. 

In  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII  zeigt  sieh  da  eine  scharfe  Unterschei- 
dung. Wegen  Hochverraths  verurtheilt  werden  einmal  die  Gemeinden  selbst, 
dann  aber  die  oft  in  sehr  grosser  Anzahl 7  imUrtheile  namentlich  aufgeführten 
Mitglieder  der  Gemeinden;  der  König  erklärt,  predirta  communia  et  perso- 
na* predictas  et  quelibet  et  quamlibet  eorum  et  earum  felloniam,  prodi- 
tionem  et  lese  maiestatis  crimen  —  incurrisse;  die  dann  aufgeführten 
schweren  Strafen  werden  denn  auch  nur  ausgesprochen  entweder  fiir  die  Ge- 
meinden als  solche,  oder  für  die  genannten  Personen,  oder,  wo  das  die  Natur 
der  Strafe  zulässt,  für  beide;  nicht  aber  für  alle  einzelnen  Mitglieder  der  Ge- 
meinde. Doch  werden  auch  diese  in  die  Verurtheilung  einbezogen,  nicht  weil 
sie  selbst  hochverrätherische  Handlungen  begangen,  sondern  weil  sie  den  Hoch- 
verrath der  Gemeinde  und  der  namentlich  gebannten  Gemeindemitglieder  zu- 
liessen.  Es  heisst:  Item  quin  dictarum  ciritatum  communia  indicte  rebel- 
lionis  et  tarn  detestabilium  seeler  um  obstinat* one  publica  tanto  tempore 
nuUatenus  perdurassent  sine  ipsorum  civium  et  incolarum  patientia  vel 
assensu,  et  ut  pene  metu.  coacti  sc  et  dicta  eorum  communia  a  predictis 
nefandis  erroribus  retrahant  et  ad  debitam  reverentiam  nostram  et  lio- 
mani  imperii  reducantur,  universos  et  singulos  dictarum  civitatum  earum- 
que  districtuum  eives  et  incolas,  tamquam  nostros  et  Homani  imperii 
(proditores  et)  rebelies  de  toto  lionuino  imperio  ejcbanmmus*  Es  werden 
dann  die  einzelnen  gegen  sie  verhängten  Strafen  näher  angegeben;  dabei  aber 
handelt  es  sich,  wie  das  ausdrücklich  angedeutet  ist,  weniger  um  endgültige 
Bestrafung,  als  um  Massregeln  zur  Erzwingung  des  Gehorsams;  es  sind  vor- 
wiegend die  Entziehung  des  Rechtsschutzes  und  damit  zusammenhängende 
Nachtheile,  welche  ihnen  gedroht  werden,  damit  sie  dahin  wirken,  dass  die 
Gemeinde  sich  während  der  Bannfrist  fügt  oder  damit  sie  wenigstens  sich 
selbst  während  der  den  einzelnen  Mitgliedern  gewährten  längeren  Bannfrist 
unterwerfen. 

Diesen  Unterschied  zwischen  dem  nur  als  Mitglied  einer  Gemeinde  und 
dem  namentlich  Gebannten  fanden  wir  schon  beim  städtischen  Bann  wohl  be- 
achtet9; und  wird  er  beim  Reichsbann  früher  nicht  bestimmter  betont,  so 
scheint  doch  bezüglich  der  Wirkungen  des  beständigen  Bannes  sich  manches 
nur  zu  erklären,  wenn  wir  ihn  auch  für  frühere  Zeiten  beachten. 

92.  —  Die  Wirkungen  des  beständigen  Reichsbannes  sind 
zu  fassen  theils  als  Strafen  des  Hochverrathes,  welche  insofern  dem  Bannver- 
fahren nicht  eigenthümlich  sind,  als  sie  den  Hochverräther,  dessen  man  habhaft 
war,  auch  ohne  vorhergehenden  Bann  getroffen  haben  würden.  Theils  sind  es 
Strafen,  welche  dem  Banne  als  Kontumazialurtheil  eigenthümlich,  dazu  be- 

7.  Vgl.  Mon.  Germ.  4,  540.  Acta  Henr.  VII.  2,  207.  8.  Mon.  Germ.  4,  527  mit  einigen 
nach  der  fast  gleichlautenden  Stelle  Acta  Henr.  VII.  2,  2(>6  gebesserten  Korruptionen. 
9.  Vgl.  $  58  n.  6;  $  59  n.  Ii). 
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stimmt  sind,  jene  Strafen  des  Hoehverrathes,  insofern  und  so  lange  sie  nicht 

ausführbar  sind,  zu  ersetzen.  In  der  frühem  Zeit  tritt  das  deutlicher  da- 
durch hervor,  dass  der  Bann  ohne  nochmalige  Bannsentertt  erst  später  durch 
Hinzukommen  einer  Verurteilung  wegen  Hochverraths  zum  beständigen  wird, 
oder  dass  gegen  den  ungehorsamen  Hochverrat  her  zunächst  nur  die  eigent- 
lichen Bannstrafen  verhängt  werden,  in  die  einzelnen  Strafen  des  Hochver- 
rates seil  ist  erst  dann  verurtheilt  wird,  wenn  dieselben  zur  Ausführung  kommen 
sollen.1  In  späterer  staufischer  Zeit  tritt  eine  solche  .Scheidung  äusser- 
I ich  weniger  hervor;  der  Gesichtspunkt,  dass  man 'des  Hochverräthers  nicht 
habhaft  ist  und  wahrscheinlich  nicht  habhaft  sein  wird,  tritt  in  den  Vorder- 
grund; die  sogleich  ausdrücklich  verhängten  Strafen,  welche  ursprünglich 
Strafen  des  Hoehverrathes  sind,  erscheinen  zunächst  gleichfalls  als  Wirkungen 
des  Bannes;  aber  es  sind  das  auch  durchweg  nur  diejenigen,  welche  auch  gegen 
einen  Hochverräter,  dessen  man  nicht  habhaft  war,  ganz  oder  theilweise  aus- 
führbar waren;  wurde  man  seiner  habhaft,  so  konnte  dann  immer  noch  eine 
Venirtheilung  auch  in  andere  Strafen  auf  Grundlage  eines  neuen  Verfahrens 
erfolgen.  In  den  Sentenzen  K .  Heinrichs  1 1  handelt  es  sich  dagegen 
in  erster  Reihe  um  die  Venirtheilung  wegen  Hochverrath ;  der  Ungehorsam  gilt 
wegen  seines  Ungehorsams  und  auf  Grundlage  der  eingeleiteten  Untersuchung 
für  überwiesen;  er  wird  unmittelbar  in  alle  Strafen  verurtheilt,  welche  den 
Hochverräther,  dessen  man  gewaltig  war,  treffen  würden ;  bis  diese  ausführbar 
sind,  wird  er  zugleich  den  eigentlichen  Bannstrafen  unterworfen. 

93.  —  Die  Strafen  des  Hoch  verrat  hs  sind  schon  nach  altlongo- 
bardischem  Recht  Hinrichtung  und  Konfiskation  der  Güter.  Das  wurde  auch 
später  als  massgebend  betrachtet  Bei  der  Venirtheilung  der  Otbertiner  1014 
beruft  sich  K.  Heinrich  aus  Iriicklich  darauf:  consilio  ergo  cum  amicis  dei 
habito  serutaia  et  inventa  est  lex  Lonpobardorum,  quae  ita  iubet:  Si  qnis 
contra  animum  repis  copifarerit  auf  consiliatus  fuerit,  animar  smie  in- 
currat  perietthtm  et  reu  iUius  infixcentur,  wie  er  in  einer  andern  Urkunde 
sagt,  dass  die  Güter  von  Hochverräthern  lege  Italien  oder  lepe  Lonpobar- 
dorum  in  seine  Gewalt  gekommen  seien.1  Dieselbe  Strafe  finden  wir,  wenn 
K.  Konrad  um  103f>  schreibt,  er  habe  gehört,  wie  die  von  Cremona  ausser 
andern  Gewalttaten  cor  um  civitatem  veterem  a  fundamentis  obrttissent  et 
aliam  majorem  contra  noxtri  Iwnoris  fttatum  edifica-ssent,  ut  nobis  resi- 
ttterent,  cum  non  solum  tlirine,  sed  ctiam  mundanc  lepes  ita  coniurantes 
et  conspira-ntes  dampnent,  quatinus  non  tantnm  erterioribus  bonis,  xed 
ctiam  ipsa  vita  eos  privari  iubeant.'2  Dass  der  Kaiser  1054  dem  contemp- 
tar  sitae  prassen tiae  die  Hinrichtung  androht,  mit  der  die  Gütereinziehung 
wohl  regelmässig  verbunden  war,  wurde  bereits  erwähnt.3 

i>4.  —  Dieselben  Strafen  finden  wird  denn  auch  später  in  Verbindung 
,   mit  dem  beständigen  Reichsbanne.  Was  die  Venirtheilung  zum  Tode 

93.  -  1.  Vgl.  $  83.  84. 

93.  -  1.  Mon.  patr.  Cli.  I.  40.",.  407.  408.  2.  UghelH  4.  .105:  gebeert  nach 
Abkehr.  CeredaV        8.  V«l  $  MO  n.  4. 
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betrifft,  so  wird  dieselbe  allerdings  in  den  uns  erhaltenen  Bannsentenzen  der 
st  au  fischen  Zeit  nie  ausdrücklich  ausgesprochen;  es  sei  denn,  man  wollte 
bei  derVemrtheilung  der  Cremenser  1159  die  Worte:  Nos  enim  et  persona* 
eorum  et  bona  pnblicarimus,  darauf  beziehen,  bei  welchen  es  sich  doch  wohl 
zunächst  nur  um  die  straflose  Verletzung  der  Person  handelt.  Das  schliefst 
aber  nicht  aus,  dass  der  gebannte  Hochverräther,  wenn  man  seiner  gewaltig 
wurde,  dennoch  sein  Leben  verwirkt  hatte.  Wo  es  sich  um  die  Bannung  ganzer 
Gemeinden  handelte,  sollte  wohl  überhaupt  nicht  schon  von  vornherein  jedes 
einzelne  Mitglied  sein  Leben  verwirkt  haben.  Aber  auch  da  finden  wir  die 
Todesstrafe  nicht  erwähnt,  wo  es  sich  um  die  Bannung  einzelner  Personen 
handelt,  wie  1220  der  Grafen  von  Casaloldi,  1239  des  Markgrafen  von  Este 
und  seiner  Genossen.  Der  Grund  wird  aber  wohl  nur  darin  zu  suchen  sein, 
dass  man  solche  Urtheile  nicht  aussprach,  ehe  die  Möglichkeit  der  Ausführung 
vorhanden  war.  Denn  wir  finden  andererseits  die  bestimmtesten  Zeugnisse, 
dass  man  wenigstens  dann,  wenn  nach  der  Bannung  noch  dem  Reiche  bewaff- 
neter Widerstand  geleistet  war,  das  Leben  sogar  aller  einzelner  Mitglieder  der 
gebannten  Stadt  als  verwirkt  betrachtete,  da  nun  auch  die  Einzelnen  wegen 
ihrer  Theilnahme  am  Widerstande  sicli  persönlich  des  Hochverraths  schuldig 
gemacht  hatten.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  1159  zwei  gefangene  Cremenser 
auf  Verlangen  des  Kaisers  zum  Tode  verurtheilt  wurden,  tum  quia  in  banno 
positi  sunt,  tum  quia  contra  etnn  pugnantes  periuri  fuerant  effecti.* 
Nach  der  t Übergabe  der  Stadt  hatten  alle  Personen  das  Leben  verwirkt;  der 
Kaiser  schreibt,  er  habe  die  Stadt  zerstört,  ita  tarnen,  qiiod  habitatoribus 
suis  vitam  tantum  suppliciter  a  nobis  postulantibus  in  propria  persona 
pepercimns  und  vitam  concessimus.2  Darauf  ist  gewiss  zu  beziehen,  wenn 
die  dem  Kaiser  sich  Ergebenden  blosse  Schwerter  tragen,  wie  oft  erwähnt 
wird.  Die  Mailänder  nahen  sich  1162  dem  Kaiser  nudos  gla<Uos  in  cervici- 
bus  suis  de  ferentes  et  maiestatis  nostraereosse  esse  proßtentes3;  sie  haben 
nach  der  Strenge  des  Gesetzes  den  Tod  verdient;  der  Kaiser  hält  ihnen  vor: 
si  iustitiae  iudiciis  esset  agendum,  omnes  eos  vita  debere  privari ;  —  Uli 
vero  hoc  verum  esse  ex  legibus  afßrmahant.*  Für  die  spätere  staufische 
Zeit  ergibt  sich  dieselbe  Auffassung  aus  den  leider  unvollständigen  Formeln 
für  die  Unterwerfung  einer  gebannten  Stadt  im  Oculus  pastoralis;  das  Gesuch 
nm  Gnade  wird  abgewiesen,  den  Einwohnern  im  Auftrage  des  Kaisers  geant- 
wortet, sie  seien  offenkundig  in  crimine  laesae  maiestatis  betroffen:  unde, 
sicut  scire  debetis,  estis  morte  digni  et  bona  cuiusque  sunt  publicanda  fisco ; 
sie  sollen  sich  bedingungslos  stellen,  um  nach  dem  Gesetze  gerichtet  zu  werden. 8 
Und  wird  1 239  bei  Bannung  des  Markgrafen  von  Este  gegen  diesen  eine  per- 
sönliche Strafe  nicht  ausdrücklich  verhängt,  so  wird  doch  demjenigen,  welcher 
ihn  unterstützt,  gedroht:  perpetuo  imperii banno  subiaseat,  einsque  bonis  — 

94.  —  1.  Vgl.  §  84  n.  4.  Die  häufig  erwähnte  Hinrichtung  der  im  Kampfe  gefan- 
genen Einwohner  gebannter  Städte  wird  auch  wohl  in  andern  Fällen  auf  ein  .solches  Urtheil 
hin  erfolgt  sein,  ebenso  das  Abhauen  der  Hand,  welches,  auch  sonst  in  Italien  durchaus 
gebräuchlich,  als  Milderung  der  Todesstrafe  zu  fassen  sein  würde.  2.  Mon.  Genn.  4,  120. 
3.  Mon.  Gern».  4,  132.      4.  Ep.  Burchardi.  Script.  It.  6,  918.      &.  Antiq.  It.  4.  114. 
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publicatis,  tanquam  proditor  corone  personaliter  puniatur,  also  doch  wohl 
mit  dem  Tode;  bei  der  blossen  Drohung  entfiel  der  Grund,  welcher  bei  den 
Urtheilen  davon  abgehalten  zu  haben  scheint,  Strafen  auszusprechen,  welche 
noch  nicht  ausführbar  waren.  Danach  würde  sich  für  die  staufische  Zeit  er- 
geben, dass  der  beständig  Gebannte  zwar  nicht  zum  Tode  verurtheilt  ist,  wohl 
aber,  wenn  er  in  die  Gewalt  des  Kaisers  kommt,  ein  Todesurtheil  zu  erwarten 
hat,  wenn  er  nicht  begnadigt  wird. 

Bei  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII  erfolgt  dagegen,  deren  ab- 
weichender Auffassung  gemäss,  sogleich  eine  ausdrückliche  Verurtheilung  der 
Gebannten  zum  Tode.  So  bei  der  Bannung  vieler  genannter  Cremoneser:  Et 
si  contingat  eos  vel  aliquem  seit  aliquos  ipsorum  —  capi  vel  venire  in 
fortiam  vel  virt utein  nostram  seit  officialiitm  nostrorum,  e.munc  eos  vl- 
tiino  supplicio  condempnamus.  In  den  meisten  Fällen  ist  sogar  schon  die 
Art  der  Hinrichtung  bestimmt.  Bei  der  Verurtheilung  K.  Roberts  heisst  es: 
vita  per  capitis  mutilationem  privandum  in  his  sc-riptis  sententialiter  con- 
demnamus ;  bei  der  Padua's:  ipsos  homines  infrascriptos  et  quemlibet 
eorundem,  ut  pote  maiestatis  crimine  inadefactos,  capitali  pena  plectendos, 
itt  si  quo  tempore  ipsi  vel  aliqui  e#  eis  in  nostram  et  Komani  imperii 
fortiam  pervenerinf,  furca  suspendantur,  ita  quod  ibidem  penitus  mo- 
riantury  in  hiis  scriptis  sententialiter  condempnamus ;  ebenso  wird  bei  den 
Sentenzen  gegen  Lucca  und  Pistoja  auf  Tod  am  Galgen  erkannt 

Ueberall  aber  bezieht  sich  das  nur  auf  die  namentlich  Verurtheüten,  deren 
freilich  oft  eine  sehr  grosse  Zahl  war;  die  übrigen  einzelnen  Mitglieder  der 
gebannten  Gemeinden  trifft  das  nicht,  wie  denn  auch  in  der  Sentenz  gegen 
Florenz,  in  welcher  nur  die  Gemeinde  verurtheilt  wird,  nicht  auch  einzelne 
Genannte,  von  Todesstrafe  nicht  die  Rede  ist.  Das  schliesst  aber  auch  jetzt 
nicht  aus,  da*s  nach  längerem  bewaffneten  Widerstande  einer  Stadt  das  Leben 
aller  Bewohner  als  verwirkt  betrachtet  wurde;  so  bei  der  Uebergabe  von 
Brescia  1311,  wo  eine  Bannung  nicht  vorhergegangen  zu  sein  scheint;  der 
König  entscheidet,  quod  dicti  Brurienses  dves  et  districtuales  eiusdem 
propter  predicta  iam  commissa  facinora  non  nwriantur,  sed  de  beniqn*- 
tate  regia  vi  tarn  retineant  sine,  carceribus  et  mutilatione  memltrorum* 

95.  —  Als  mildernder  Ersatz  der  Todesstrafe,  welche  man  nicht  gegen 
alle  Mitglieder  einer  hochverrätherischen  Gemeinde  von  vornherein  verhängen 
mochte,  dürfte  die  vereinzelt  erwähnte  Verurtheilung  zur  Knechtschaft 
zu  betrachten  sein.  Von  der  Bannung  der  Mailänder  1159  heisst  es:  hostes 
pronunciantur,  res  cor  um  dirept'umi ,  personae  servituti  adiudicantnrt 
wobei  zugleich  bemerkt  wird,  dass  damals  im  Hofgerichte  erörtert  sei,  welche 
Strafen  über  Hochverräther  zu  verhängen  seien. 1  Es  dürfte  darin  eine  Schär- 
fung des  gewöhnlichen  Vorgehens  zu  sehen  sein,  dadurch  veranlasst,  dass  die 
Mailänder  sich  aufgelehnt  hatten,  nachdem  sie  erst  kurz  vorher  von  langem 
Banne  gelöst  waren.  Nach  der  Unterwerfung  betrachtete  man  dann,  wie  ge- 


94.    |  «.  Böhmer  Acta  444. 

05,  -  !.  Radevic.  I.  2.  c.  30;  Tgl.  §  84  n.  G. 


Digitized  by  Google 


Todesstrafe.  Knechtbchaft.  Vinreu»ung  197 

sagt,  das  Leben  aller  Einzelnen  als  verwirkt2,  da  zu  dein,  wegen  des.>en  jene 
Verurtheüung  erfolgte,  nun  noch  der  lange  Widerstand  hinzugekommen  war. 
Als  ihnen  dann  aber  das  Leben  geschenkt  wurde,  seheint  man  auf  jenes  frühere 
Unheil  zurückgegriffen  zu  haben;  denn  die  Angaben  der  Geschichtschreiber, 
insbesondere  der  Annales  Mediolanenses,  über  die  rechtliche  »Stellung  der  Mai- 
länder in  den  folgenden  Jahren  lassen  sich  doch  wohl  nur  dahin  erklären,  dass 
sie  ihre  persönliche  Freiheit  verloren  und  Hörige  des  Reichs  wurden,  welche 
ihr  früheres  Eigen  als  Reichsland  gegen  ungemessene  Dienste  und  Abgaben 
zu  bebauen  hatten.  Wird  bei  der  Unterwerfung  von  Tortona  1155  erwähnt, 
dass  der  König  den  Einwohnern  das  Leben  und  die  Freiheit  beliess3,  so  dürfte 
auch  das  darauf  schliessen  lassen,  dass  sie  nach  Belassung  des  Lebens  nach 
der  .Strenge  des  Rechtes  wenigstens  ihre  Freiheit  verwirkt  hatten. 

Aehnliches  finde  ich  nur  noch  erwähnt  in  dem  besonders  strengen  Urtheile 
K.  Heinrichs  MI  gegen  Padua.  Während  die  namentlich  gebannten  Einwohner 
zum  Galgen  verurtheilt  wurden,  heisst  es  von  den  andern:  quod  realiter  et 
personaliter  quelibet  persona  ipsius  eommtmitatis  Helte,  Ubere  et  impune 
poseit  offendi  et  eapi  et  eapienttum  serei  fiant.  Doch  handelt  es  sich  dabei 
weniger  um  eine  ausdrückliche  Verurtheilung  zur  Knechtschaft,  als  um  eine 
mir  sonst  nicht  vorgekommene  Schärfung  der  Entziehung  des  Rechtsschutzes, 
welche  die  Knechtung  gestattet 

96.  —  In  Deutschland  erscheint  die  Verweisung  aus  dem  Reiche, 
entweder  für  immer,  oder  auf  bestimmte  Zeit,  sehr  häufig  als  selbstständige 
.Strafe,  welche  insbesondere  auch  gegen  Hochverräther  angewandt  wurde, 
welchen  man  das  Leben  schenkte. 1  Ebenso  fanden  wir  beim  städtischen  Banne 
in  Italien  die  Ausschliessung  aus  dem  Gebiete  nicht  blos  als  thatsäcldiches 
Ergebniss  der  Friedloslegung  des  ungehorsamen  Gebannten,  sondern  auch  als 
Strafe  für  den  Missethäter,  dessen  man  habhaft  war.  Dagegen  wird  beim 
Reichsbanne,  beim  lösbaren,  wie  beim  beständigen,  eine  Ausweisung  aus  dem 
Reiche  nie  erwähnt;  auch  da  nicht,  wo  es  sich  um  einzelne  Personen  handelt. 
Nur  von  Verweisung  des  vom  Reiche  Gebannten  aus  seiner  Stadt  ist  wohl  die 
Rede.2  In  einem  solchen  Falle  heisst  es  nun  allerdings  1162  vom  Bischöfe 
von  Piacenza,  dass  die  Placentiner  ihn  ausweisen  sollen,  wälirend  dann  der 
Kaiser  verspricht,  ihm  freies  Geleit  bis  Genua,  Venedig  oder  Frankreich  zu 
geben.3  Dabei  ist  nun  wohl  ein  Verlassen  des  Reichs  bestimmt  in  Aussicht 
genommen;  aber  sichtlich  nur  als  besondere  Begünstigung,  da  er  ohne  ein 
solches  Versprechen  nach  Ausweisung  aus  der  Stadt  das  Reich  ungefährdet 
nicht  mehr  hätte  verlassen  können.  Wird  die  Ausweisung  als  selbstständige 
Strafe  sonst  nicht  erwähnt,  so  ist  auch  der  Reichsbann  nicht  zunächst  darauf 
gerichtet,  den  Gebannten  aus  dem  Reiche  zu  entfernen,  sondern  ihn  in  die 


2.  Vgl.  §  94  n.  4.       3.  Ott.  Frising.  Gest»  Fr.  1.  2.  c.  20. 

96.  -  1.  Vgl.  Franklin  Reichshofg.  1.  23  n.  1 :  25  n.  2;  26  n:  2;  27  n.  2:  78  n.  1  : 
81  n.  3.  Nach  Gesetz  Ton  1 187  muss  der  Incendiarius,  der  sich  aus  der  Acht  löst,  durch 
J*hr  und  Tag  das  Reich  rerlaasen.  Mon.  Genn.  4,  184.  2.  Vgl.  §  75  n  3.  3.  Böhmer 
Acta  598. 
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Gewalt  des  Reiches  zu  bringen,  was  man  zu  erreichen  hoffen  durfte,  sobald  er 
von  der  eigenen  Stadt  nicht  mehr  geschützt  wurde. 

In  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII  heisst  es  dann  allerdings  durchweg 
sowohl  von  namentlich  Gebannten,  als  von  den  Einwohnern  gebannter  Städte: 
eos  de  toto  liomano  imperio  cxbannimns  oder  auch  exbamibnus  et  difß- 
damus.  Aber  es  scheint,  dass  man  dabei  nicht  Verweisung  aus  dein  Reiche 
im  Auge  hat,  sondern  zunächst  Friedlosigkeit  für  den  ganzen  Umfang  des 
Reiches.  Denn  die  auf  die  Friedlosigkeit  bezüglichen  Bestimmungen  schliessen 
sich  immer  unmittelbar  an;  und  während  es  bei  Florenz  ohne  alle  örtliche  Be- 
ziehung nur  heisst:  ei  res —  Florentie  exbamihnus,  und  bei  der  Verurtheilung 
von  Pistoja:  potestates  —  tamquam  rebelles  imperii  exbannimus  et  diffi- 
damus,  ut  a  eunetis  —  impune  —  offendantur,  so  ist  wohl  nicht  zu  bezwei- 
feln, dass  bei  sonst  übereinstimmender  Fassung  auch  in  den  andern  Stellen  das 
Exbannire  zunächst  nur  auf  Friedlosigkeit  im  ganzen  Reiche  zu  beziehen  ist, 
welche  immerhin  ein  Verlassen  des  Reichs  thatsächlich  zur  Folge  haben  konnte. 
Eine  Ausweisung  als  selbstständige  Strafe  des  Hochverraths  ist  dabei  wohl 
um  so  weniger  beabsichtigt,  als  diese  Exbannitio  auch  über  die  namentlich 
Geächteten  verhängt  wird,  obwohl  diese  als  Ilochverräther  ausdrücklich  zum 
Tode  verurtheilt  werden.  , 

97.  —  Wo  es  sich  um  die  Bannung  ganzer  Gemeinden  handelt,  ist  wohl 
die  Zerstörung  der  Stadt  als  die  der  Todesstrafe  entsprechende  Strafe 
zu  fassen.  Wird  zu  solcher,  so  weit  ich  sehe,  in  der  staufischen  Zeit  nicht  von 
vornherein  ausdrücklich  verurtheilt,  so  ist  auch  da  der  Grund  wohl  nur  darin 
zu  suchen,  dass  man  die  Strafe  gegen  die  ungehorsame  Gemeinde  nicht  un- 
mittelbar ausführen  konnte.  Dagegen  fehlt  es  nicht  an  Beispielen,  dass  die 
Strafe  ausgeführt  wurde,  sobald  man  der  Stadt  gewaltig  wurde.  Solche  Zer- 
störung traf  nach  vorhergehendem  Banne  1155  Chieri,  Asti  und  Tortona, 
1160Crema,  1162  Mailand. 1  Und  wir  werden  das  nicht  als  eine  Handlung 
willkürlicher  Rache,  sondern  als  die  Ausführung  einer  herkömmlich  auf  Hoch- 
verrath  einer  Stadt  stehenden  Strafe  zu  betrachten  haben.  Denn  in  den  Sen- 
tenzen K.  Heinrichs  VII  wenigstens  ist  das  bestimmt  ausgesprochen.  Er  ver- 
urtheilt ipsam  civitntem  Padue,  utpote  maiestatis  erhnine  ream,  quod 
»iuris  et  fortaUciis  qnibweunque  denudetur  ae  etiam  toUditer  deformetur, 
ita  quod  solum  aratrum  patiatu?  et  ex  omni  parte  ipsitts  civitatis  tuü- 
eitique  sit  Uber  aditus  et  diseessus.  Bestimmter  noch  tritt  das  hervor  bei  der 
nach  der  Unterwerfung  Breseia's  gesprochenen  Sentenz,  bei  welcher  alle  ein- 
zelnen Strafen  des  Hochverrathes  entweder  ausdrücklich  nachgelassen,  oder 
aber  ausdrücklich  verhängt  werden,  wo  also  gar  keine  Veranlassung  gewesen 


97.  —  1.  Für  die  zuletzt  voii  Tourtual,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Kirchenge- 
schichte 25,  erörterte  Streitfrage,  wie  weit  die  Zerstörung  Mailands  gegangen,  dürfte  doch 
insbesondere  zu  beachten  sein,  dass  hier  Porta  nicht  blos  ein  Stadtthor,  sondern  vorzugs- 
weise auch  das  demselben  entsprochende  Stadtviertel  bezeichnet;  und  danach  bezweifle  ich 
nicht,  da«s,  wenn  thatsächlich  auch  vieles  unzerstört  blieb,  das  ürtheil  doch  auf  Zerstörung 
der  ganzen  Sudt  lautete,  nicht  blos  auf  die  regelmässig  als  Milderung  vorkommende  Zer- 
störung der  Befestigungen. 
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wäre,  die  nachgelassene  Zerstörung  zu  erwähnen,  wenn  dieselbe  nicht  als  fest- 
stehende Strafe  betrachtet  wurde:  Item  de  eadem  dementia  indub/emiufy 
quod  civitas  \wtlicta,  qae  propter  dictas  enormes  offenste  a nitro  totalitär 
destru'i  meruit,  non  destruatur;  —  et  ne  tanta facinora  remaneant  im- 
punita  toialiter,  dieimus  et  jironunciamus,  quod  muri  muroruimjue  turres 
et  porte  civitatis  predicte  totaliter  funditus  destruantur,  et  quod  Josse 
seu  fossata,  que  sunt  e.vtra  divtos  muros,  impleantur  et  cvplanentnr;  et 
predicta  fiant  erpensis  Itotiüman  diete  civitatis;  —  nee  unquam  reßeian- 
tur  sitw  nostra  vel  Jtotnanorutn  re</i*  seu  imperatoris  lieentia  speciali.2 
In  beiden  Fällen  ist  von  der  Bepfliigung  des  Bodens  der  zerstörten  .Stadt  die 
Rede;  wenn  daher  spätere  Geschichtsehreiber  von  der  Zerstörung  Mailands 
übertreibend  melden,  es  sei  über  den  Boden  der  Pflug  gezogen  und  Salz  ge- 
streut, so  ist  das  wenigstens  in  so  weit  nicht  blosse  niüssige  Erfindung,  als  sie 
eben  annahmen,  es  habe  Mailand  das  getroffen,  was  nach  den  Rechtsan- 
schauungen der  Zeit  eine  hochverrätherische  Stadt  treffen  sollte,  vollständigste 
Zerstörung,  wie  dieselbe  in  dein  Bilde  der  Bepflügbarkeit  des  Bodens  zu  sehr 
treffendem  Ausdrucke  gelangt. 

98.  —  Als  regelmässige  Milderung  dieser  Strafe  haben  wir  die  Zer- 
störung der  Befestigungen  zu  betrachten,  wie  sie  in  dem  Spruche  gegen 
Brescia  ausgesprochen  wurde.  Bei  der  Bannung  von  Pistoja  und  anderen 
tuszischen  Städten  1313  wird  die  Strafe  von  vornherein  nur  in  dieser  gerin- 
geren Ausdehnung  verhängt;  der  Kaiser  urtheilt:  quod  muri,  laurorum  turres 
et  porte  rivitatum  predictarum —  sumptibus  et  e.vpensis  Jwminum  civita- 
tttm  et  castroritm  predictorum  toUditer  dlrnantur  et  funditus  destruantur; 
eisdem  sumptibus  et  cvpensis  omnia  fossata  et  valla  in  atid/itu  ipsa/rum 
rivitatum  et  castrorum  facta  ej'planentur  et  devastentur,  et  dictorum 
murorumet  vallorum  et  fossatorum  solum  aratrum  patiatur;  et  nunquam 
muri,  fossata  et  valUi  predicta  reßeiantur  absque  cesaree  celsitndinis 
lieentia  speciali.  Und  auch  dabei  handelt  es  sich  um  einen  althergebrachten 
Brauch;  bei  der  Begnadigung  gebannter  Städte,  welche  nach  der  Strenge  des 
Rechts  völlige  Zerstörung  verdient  hätten,  bestand  Friedrich  I  doch  auf  Zer- 
störung der  Befestigungen.  So  heisst  es  urkundlich  bei  der  Unterwerfung  Pia- 
oenza's  1162:  Plaeeniini  planabnnt  fossatum  in  cireuitu  civitatis  et  de- 
struent  murum  civitatis  et  suburbii  in  cireuitu;  de  turribus  destruendis 
non  sunt  districti — ,  sed  imperator  habet  potestatemde  eis  faciendi,  quic- 
tjmd  ei  placuwit 1 ;  bei  der  gleichzeitigen  Unterwerfung  von  Brescia  trifft  die 
Zerstörung  auch  die  Thürine,  während  es  sich  bei  Bologna  wieder  nur  um 
Mauern  und  Gräben  handelt.2 

Es  liegt  bei  dieser  Strafe  die  Auffassung  nahe,  dass,  wie  die  Existenz 
des  einzelnen  Hochverräthers  durch  Hinrichtung  zu  vernichten  ist,  so  die  der 
Stadt  durch  ihre  Zerstörung  oder  durch  Zerstörung  wenigstens  der  Bauten, 

2.  Böhmer  Act*  444. 

M.  —  L  Boselli  1,  3J3;  «ach  Böhmer  Acta  597.  2.  Ac  Morena.  Mon.  Genn. 
18,  b'38.  639. 
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Wodurch  ihr  Charakter  als  Stadt  am  wesentlichsten  bedingt  ist;  was  dann  zu- 
gleich dem  Zwecke  diente,  sie  der  Mittel  zu  abermaliger  Widersetzlichkeit  zu 
berauben.  Doch  bietet  sich  auch  noch  ein  anderer  Anknüpfungspunkt  in  der 
Zerstörung  des  Hauses  des  Gebannten,  wie  wir  sie  beim  städtischen  Banne 
fanden3,  eine  Massregel,  welche  wohl  nur  als  altherkömmliche  Rechtssitte  bei- 
behalten wurde,  da  von  der  Abschreckung,  welche  in  der  Aufstellung  jeder 
Strafe  liegt,  abgesehen  sich  Zweckmässigkeitsgründe  für  dieselbe  kaum  auf- 
finden lassen,  wie  das  bei  der  Zerstörung  der  Stadt  allerdings  der  Fall  ist. 
Eine  Eigentümlichkeit  des  italienischen  Rechtes  aber  werden  wir  in  beiden 
Massregeln  nicht  zu  sehen  haben.  In  den  longobardischen  Rechtsquellen  ist 
mir  nicht  die  geringste  Andeutung  aufgefallen.  Droht  der  Kaiser  1035  den 
•  Cremonesern  mit  den  gewöhnlichen  Strafen  des  Hochverrats,  Tod  und  Kon- 
fiskation4, so  wäre  gerade  da  nächste  Veranlassung  geboten  gewesen,  auf  die 
Zerstörung  der  Stadt  hinzuweisen,  wenn  diese  als  regelmässige,  nicht  blos  als 
willkürlich  vom  Sieger  zu  verhängende  Strafe  galt.  Andererseits  handelt  es 
sich  dabei  um  eine  anscheinend  altgermanische5,  jedenfalls  später  in  Frank- 
reich6 und  insbesondere  auch  in  Deutschland  weitverbreitete  Rechtssitte.  Die 
Zerstörung  des  Hauses,  insbesondere  des  Geächteten,  wird  hier  bis  in  das 
spätere  Mittelalter  häufig  erwähnt. 7  Eben  so  finden  sich  aber  auch  entspre- 
chende Massregeln  gegen  die  Stadt.  Mainz  wurde  1 1 63,  wie  jene  italienischen 
Städte,  verurtheilt  zur  Zerstörung  von  Mauern,  Thürmen  und  Gräben.8  Im 
Mainzer  Recht  1235,  und  entsprechend  im  Schwabenspiegel9,  heisst  es  von 
der  Behausung  eines  Geächteten:  St  ciritas  eiim  communiter  seienter  te- 
nuerit,  si  est  murata,  murum  eins  htdex  terre  destruat;  lio&pe*  ein«  ttl 
proscviptus  ptniiatur,  domus  eins  diruatur;  si  civitas  mtiro  earet,  iudex 
eam  8necendat.i0  Der  engere  Zusammenhang  der  Massregeln  gegen  die  Stadt 
und  die  einzelne  Person  tritt  hier  sehr  bestimmt  hervor;  auch  im  Privileg  für 
Regensburg  1230  ist  gerade  für  den  Fall  der  Behausung  eines  Aechters  die 
Zerstörung  des  Hauses  als  gesetzliche  Strafe  vorgesehen. 1 1  So  könnten  mög- 
licherweise allerdings  deutsche  Einflüsse  sich  hier  geltend  gemacht  haben;  ob- 
wohl die  feste  Einbürgerung  gerade  in  den  italienischen  Städten  doch  troüs 
des  Schweigens  der  altern  Quellen  eher  darauf  hinweisen  muss,  dass  es  sich 
um  eine  schon  früher  Italien  mit  andern  Ländern  gemeinsame  germanische 
Rechtssitte  handelt 

99.  —  Viel  häufiger  und  bestimmter  wird  in  den  Urkunden  die  zweite 
Hauptstrafe  des  Hochverrathes  erwähnt,  der  Verlust  des  Gutes.  Es  er- 
klärt sich  das  daraus,  dass  es  sich  dabei  um  eine  Strafe  handelt,  welche  sich 
in  vielen  Fällen  auch  gegen  den  ungehorsamen  Verbrecher  sogleich  ausführen 
Hess.  Zu  häufigerer  Erwähnung  in  den  Urkunden  war  hier  auch  dadurch  An- 
lass  geboten,  dass  bei  Verfügungen  über  das  eingezogene  Gut  anzugeben  war, 


98.-]  8.  Vgl.  §  Hü  n.  2.  4.  Vgl.  §  93  n.  2.  5.  Vgl.  Wildn  Strafr.  283.  «.  Vgl. 
Du  Cangc  ad  v.  condemnare.  7.  Vgl.  Grimm  R.  A.  729.  Osenbrüggen  Alam.  Strafr.  62. 
8.  Vgl.  Franklin  Reich*hofg.  1,  81.  9.  Schwab.  Landr.  137  c  10.  Mon.  Germ.  4,  317. 
11.  ilon.  Boica  31.  543. 
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worauf  sich  das  Verfiigungsreeht  des  Königs  gründete.  So  liegen  uns  von 
Heinrieh  II  eine  Reihe  Urkunden  vor,  durch  welche  er  konfiszirte  Güter  von 
Hochverräthern  an  Kirchen  schenkt1;  K.  Konrad  schenkte  um  1035  das  ge- 
sauinite,  durch  Hochverrath  verwirkte  Gut  der  freien  Bewohner  von  Cremona 
au  das  dortige  Bisthuin.2 

In  Verbindung  mit  der  Unguade  des  Königs,  also  doch  wohl  in  Folge 
eiuer  Bannsentenz  wird  daun  der  Verlust  der  Güter  betont  in  einer  Urkunde, 
in  welcher  ich,  wenn  auch  die  Ausdrücke  noch  nicht  genauer  entsprechen,  ins- 
besondere eine  Lösung  der  Person  vom  Banne  nicht  bestimmter  hervorgehoben 
wird,  das  früheste  Zeugniss  für  die  Anwendimg  des  später  üblichen  Reichs- 
bannverfahrens sehen  möchte.  K.  Heinrich  sagt  1116:  A.  et  W.  fratribus, 
filiis  R.  Tannsiensis  comitis,  gratiam  nostram  reddidimus,  et  quiequid 
\xiter  eorum  vel  ipsi  erga  patrem  nostrum  —  vel  erga  nos  deliquernnt, 
eis  condonavinms  et  omnem  queiumoniam,  quam  super  eos  usque  nunc 
habuimus,  eis  remdttimus;  insuper  omnia  bona,  quae  pat er  eorum,  dum 
eixit,  luibuit  et  tenuit,  quae  etiamsub  banno  nostro  posita  vel  aliquo  modo 
ileventa  fuernnt,  per  Jwc  ipsttm  preceptum  reddidimus.3 

In  bestimmtester  Verbindung  mit  dem  Banne  finden  sich  dann  besonders 
genaue  Angaben  über  den  Verlust  der  Güter  in  dem  Urtheile  gegen  Crema 
1159:  ipsos  Cremenses  hostes  imperii  ittdieavimus  et  de  ipsis  talem  legem 
promulgavimus:  Quoniam  Crema  et  omnes  Cremenses  sub  nostro  sunt 
banno  positi,  statuimus  et  imperiali  auctoritate  nostra  confirmamus,  ut 
omnes  tarn  Cremenses,  quam  Mediolanenses  seit  Brixienses  sire  cetere 
undecunque  sint  persone,  que  in  tempore  Iloc  in  Crema  sunt,  tarn  feudum 
quam  etiam  allodium  tot  um  amittant.  Kt  feudum  ad  dominum  reverta- 
tur,  et  domini  liberam  amodo  habeant  potestatem  feudum  intromittendi 
nostra  auctoritate  ae  tenendi  et  qmetc  possidendi.  Nos  enim  et  personas 
eorum  et  bona  publicarimus.  Tili  vero  qui  sunt  de  ecclesiarum  fam'diis, 
et  feudum  et  allodium  amittant,  et  eorum  domini  utrumque  nostra  auc- 
toritate intrent  et  teneant.  Liberorum  vero  attodia  ad  nos  spectare  de- 
certümus. 

Damit  stimmt  durchweg  überein,  was  bei  andern  Urtheilen  über  die  Ein- 
ziehung der  Güter  gesagt  wird.  Dass  die  Lehen  an  den  Herrn  zurückfallen, 
ist  auch  sonst  wohl  ausdrücklich  betont;  so  bei  Aechtung  des  Markgrafen  von 
Este  1239:  enneta  eorum  bona  et  possessiones  ubicuuujue  fuerint,  que  a 
flominis  tenent,  in  eos  dominos  reverti  preeipimtts,  et  que  ab  imperio,  im- 
l>eriali  camere  eonfiseamus;  damit  hängt  dann  zusammen,  wenn  Vasallen 
und  Hörige  ihrer  Verpflichtungen  entbunden  werden:  eorum  rasnUos  et  ser- 
i'os,  si  mandatis  imperialibits  se  obtulerint  paritnros,  euiuslibet  ßdelitatis 
et  servitntis  nwdo,  quo  eis  tenerentur,  ommno  absolrimus,  ut  eis  de  cetera 
nullius  ßdelitatis  vel  conditionis  vinado  sint  adstricti.  Der  Verlust  nicht 
blos  der  gegenwärtigen  Lehen,  sondern  auch  des  Erbrechts  in  Lehen  ist 
da  wohl  immer  stillschweigend  eingeschlossen,  auch  wenn  man  ihn  nicht  aus 


99.  -  1.  Provan«  385.  387.  392.  3J»4       2.  Ughelli  4,  595.      8.  Antiq.  It.  2,  39. 
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dein  im  zwölften  Jahrhunderte  noch  nicht  erwähuten  Verluste  der  Rechts- 
fähigkeit ableiten  will;  bei  besonderer  Veranlassung  findet  es  sich  ausgespro- 
chen 1159,  wo  der  Kaiser  erklärt,  dass  er  den  Mailändern  alle  Güter  abge- 
sprochen habe,  insbesondere  aber  auch  den  Erben  des  Guido  und  Albert  von 
Melegnano,  und  demnach  alles,  was  dieselben  zu  Maleo  zu  Lehen  hatten,  der 
Kirche  von  Cremona  heimgefallen  sei,  und  hinzufügt:  Xosfra  et  tarn  imperiali 
auetoritate  predietis  heredibus  ins  sueeessionis  in  prefatum  feudum  pro- 
hibemus  atque  auferimus,  tarn  in  eo  /endo,  qnod  Odo  de  Melegnano  ibi 
tenuit  seit  ei  its  fuit,  quam  omni  um,  qui  de  parentela  eorum  rebus  huma- 
nis  exempti  sunt  eel  adhue  supersunt  vel  in  futurum  eximentur,  et  ab 
omni  petitiouis  iure  tarn  possessionis  quam  pertinentie  eos  exeludhnus.* 
Bezüglich  des  Eigen  wird  nur  bei  jener  Verurtheilung  von  Crema  1159 
genauer  unterschieden  zwischen  dem  Eigen  der  Freien  und  dem  Eigen  der 
U  n  f r  e  i  e  n ,  zunächst  der  Kirehenleute.  Letzteres  fällt  wie  das  Lehen  an  den 
Herrn,  ganz  entsprechend  der  Anschauung,  dass  das  Eigen  eines  Unfreien 
eigentlich  Eigenthum  seines  Herrn  ist.  Dieselbe  Bestimmung  findet  sich  auch 
in  den  deutschen  Reehtsbüehera 5  insofern,  als  das  Eigen  der  Dienstmannen 
nicht  in  die  Gewalt  des  Königs  fallen,  sondern  in  der  Gewalt  des  Herrn  ver- 
bleiben soll,  wodurch  aber  ein  rebergang  auf  die  Erben  nicht  gerade  ausge- 
schlossen erscheint,  nicht  gesagt  ist,  dass  es  zu  freier  Verfügung  des  Herrn 
steht. 

100.  —  Bezüglich  des  Eigens  der  Freien  ergibt  sich  eine  Abwei- 
chung zwischen  italienischem  und  deutschem  Recht.  Auch  in  Deutschland 
hat  die  Oberacht  immer  zur  Folge,  dass  der  Geächtete  sein  Eigen  verliert, 
nicht  aber  die  Konfiskation  desselben.  Allerdings  dürfte  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  wenigstens  im  zehnten  und  eilften  Jahrhunderte  auch  in 
Deutschland  das  Eigen  des  zum  Tode  verurthcilten  Hochverräthers  ohne  Be- 
rücksichtigung der  Rechte  der  Erben  für  das  Reich  eingezogen  und  vom  Kaiser 
frei  darüber  verfügt  wurde. 1  Handelt  es  sich  dabei  um  ein  Kontumazialur- 
teil, so  erscheint  dann  allerdings  die  Oberacht  mit  der  Konfiskation  verbunden. 
Ob  das  auch  später  wenigstens  dann  noch  der  Fall  war,  wenn  die  Oberacht 
wegen  einer  Klage  auf  Hoehverrath  erfolgte,  ist  zweifelhaft;  Heinrich  dem 
Löwen  wurde  wohl  zweifellos  auch  sein  Allod  abgeurtheilt,  aber  schwerlich 
dem  Kaiser  zu  beliebiger  Verfügung  zugesprochen,  da  von  irgend  einer  Ver- 
fügung über  das  Allod  nichts  bekannt  und  nirgends  angedeutet  ist,  dass 
dasselbe  auch  seinen  Kindern  verloren  gewesen  wäre,  wenn  er  es  nicht  auf 
dem  Gnadenwege  zurückerhalten  hätte.  In  den  Nachrichten  über  spätere  ent- 
sprechende Verurtheilungen,  so  Friedrichs  von  Oesterreich  1235,  Ottokars 
von  Böhmen  1 276,  ist  vom  Eigen  nicht  die  Rede,  wird  überall  nur  der  Ver- 
lust der  Reichslehen  betont.  Es  wird  anzunehmen  sein,  dass  die  Konfiskation 


90.  -1  Bfthmer  Acta  101.  5.  Sächs.  Landr.  I  38  §  2.  Deutschens  p.  44.  Schwab. 
Landr.  Lassb.  46. 

100.  -  1.  Vgl.  Franklin  Reic^hofg.  1,  22  n.  1 ;  23  n.  1 ;  27  n.  1 ;  30  n.  2;  33  n.  1; 
45  n.  2. 
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auch  des  liegenden  Gutes,  welche  in  Deutschland  früher  ohne  nähere  Bezie- 
hung zur  Acht  als  besondere  .Straff  nur  des  Hochverrats  vorkommt,  über- 
haupt dadurch  abgekommen  sein  dürfte,  dass  auch  bei  Hochverrathsprozessen 
weniger  die  erhobene  Klage,  als  der  zur  Oberacht  führende  Ungehorsam  ins 
Auge  gefasst  wurde  und  man  danach  nicht  mehr  über  die  ohnehin  mit  der 
Oberacht  verbundenen  Strafen  hinausging. 

Denn  so  weit  genauere  Zeugnisse  zurückreichen,  ergibt  sich  als  Wirkung 
der  Oberacht,  dass  zwar  der  Geächtete  sein  Eigen  verliert,  dass  aber  nur 
seine  fahrende  Habe  konfiszirt,  dagegen  das  liegende  Gut  seinen  Erben 
erhalten  wird,  wenn  auch  gegen  Einhaltung  gewisser  Bedingungen,  durch 
welche  insbesondere  verhütet  werden  soll,  dass  dasselbe  nicht  dennoch  dem 
Aechter  zu  Gute  kommt;  nur  eventuell  verfallt  dasselbe  dem  Reiche.  Die 
altern  Zeugnisse  lassen  da  allerdings  kein  Urtheil  zu,  da  durchweg  nur  von 
der  Aechtung  von  Hochverräthern  die  Rede  ist.  .Später  finden  sich  die  be- 
stimmtesten Zeugnisse.  So  heisst  es  im  Friedensgesetze  von  1085  vom  Frie- 
densbrecher: abgqu*  omni  gumptuum  aut  amieornm  interventione  ßnibus 
eonßnium  suorum  e^pellatur,  totumque  praedium  eins  fo  redes  sui  tollant, 
et  gi  beneßeium  Iwbuerit,  dominus  ad  quem  pertinet  illud  aeeipiat;  si  vero 
heredeg  gut  aliquid  illi  pogtqnam  expulsus  fuerit  subsidium  et  gustenta- 
rulum  inpendisse  inventi  f Herint  et  eonrieti,  predium  tili«  auferatur  et 
regiae  dignitnti  maneipetur.  Im  Reichsfriedensgesetze  von  1 103:  Si  quis 
effugerit  hoc  iudirium,  beneßeium  si  haltet,  dominus  suus  sibi  auf  erat, 
Patrimonium  eognati  gut  illi  au/erant ;  im  gleichzeitigen  schwäbischen  Laud- 
friedensgesetze :  Si  quig  eorruptor  paeis  au/ugerit,  diuv  vel  eomes  vel  ad- 
roeatus —  praedia  violatoris  paris  auferat  et  detineat  tarn  diu,  quam  diu 
eorruptor  paeis  v'tvat,  et  post  eorruptoris  paeis  mortem  Ikeretlitatem  lie- 
redes  eins  assequantur;  im  Friedensgesetze  von  1156:  Si  vero  paeis  vio- 
lator  a  faeie  iudiris  fugerit,  res  eins  mobiles  a  iudiee  in  populo  publi- 
eentur  et  dispensentur ;  Iwredes  autem  sui  hereditatem  quam  Ute  tenebat 
reeipiant,  tali  eonditione  imposita,  ut  iureiurando  spondeatur,  quod  ille 
porig  violator  nunquam  de  eetero  ipgorum  voluntate  aui  eonsensu  aliqmul 
emolumentutn  inde  pereipiat;  quod  si  heredes,  negleeto  postmodum  iuris 
rigore,  hereditatem  ei  dimiserint,  eomes  eandem  hereditatem  regiae  ditioni 
assignst,  et  a  rege  iure  beneßeii  reeipiat ;  nach  dem  Friedensgesetze  K. 
Heinrichs  um  1223  sollen  die  Lehen  der  flüchtigen  Mörder  vom  nächsten 
Herrn  binnen  vierzehn  Tagen  eingezogen  werden,  sonst  vom  höheren  Herrn, 
endlich  vom  Könige;  proprietatem  autem  ipsorum  Iwredes proximi  reeipient ; 
quod  si  negle,rerint  infra  qnatuordeeiin  dies,  dominus  proeineie  ea  reeipiet 
et  sie  iterum  usque  ad  dominum  imperii  produeenfur.'2  Damit  stimmen  die 
Angaben  der  deutschen  Rechtsbüeher;  das  Eigen  dessen,  der  Jalir  und  Tag 
in  des  Reiches  Acht  ist,  fällt  nur  dann  in  die  königliche  Gewalt,  wenn  er  keine 
Erben  hat  oder  die  Erben  es  versäumen,  dasselbe  binnen  Jahr  und  Tag  in 


2.  Mon.  Genn.  4,  56.  60.  61.  102.  267;  vgl.  auch  284. 
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Anspruch  zu  nehmen3;  die  fahrende  Habe  kommt  an  dat.  Reich,  welches  daraus 
die  Schulden  zu  decken  hat, 1 

Wir  finden  denn  auch  erwähnt,  dass  in  Einzelfällen  demgcmäss  vorge- 
gangen wurde.  Bei  derAechtung  der  Mörder  K.  Philipps  1208  werden  Aemter 
und  Lehen  derselben  au  andere  gegeben,  reditibus  irrediorum  heredibus 
forum  delcgatis;  bei  der  Aechtung  Friedrichs  von  Isenburg  1225:  feuda 
libera  adiudieata  sunt  donunis  suis,  allodia  proximis.5  Uni  so  auffallender 
ist  es,  dass  K.  Heinrich  1309  bei  der  Aechtung  der  Mörder  K.  Albrechts  das 
Eigen  derselben  dein  Keiche  verfallen  erklärte;  allerdings  nicht  ohne  Wider- 
spruch, da  die  Herzoge  von  Oesterreich  als  nächste  Erben  das  Eigen  des 
Johann  Parricida  in  Anspruch  nahinen  und  dasselbe  vom  Könige  auch  er- 
lüelten,  aber  ohne  dass  ihnen  anscheinend  ein  Recht  auf  dieselben  zugestanden 
worden  wäre.  Bei  dem  besondern  Gewichte,  welches  in  dem  Urteilsspruche 
darauf  gelegt  wird,  dass  alle  Sprüche  erfolgt  seien  nach  der  Kaiser  ge- 
schriebenem Rechte,  dürfte  diese  entschiedene  Abweichung  vom  deutschen 
Rechte  doch  wohl  durch  Geltendmachung  römischer  Rechtsbestimmungen  zu 
erklären  sein.6 

101. —  Li  Italien  dagegen  erscheint  die  Konfiskation  des  freien 
Eigen  mit  dem  beständigen  Banne  an  und  für  sich  verbunden,  mochte  für 
das  ganze  Verfahren  das  Verbrechen  des  Hochverratiis  den  Ausgangspunkt 
bilden  oder  nicht.  Bei  dem  Urtheile  gegen  Crema  erklärt  der  Kaiser  dasselbe 
nicht  allein  im  allgemeinen  als  dem  Reiche  verfallen,  sondern  wir  finden  auch 
alsbald  Verfügungen  über  dasselbe;  er  verleiht  Allodien  gebannter  Cremenser 
an  die  Kirche  von  Cremona,  gebannter  Mailänder  an  den  Tinto  von  Cremona. 1 
Von  dem  wegen  hartnäckigen  Ungehorsams  beständigem  Banne  verfallenen 
Grafen  von  Savoien  heisst  es  1189,  es  seien  ihm  abgesprochen  universa  a/- 
lodia  et  feuda,  que  ipse  intra  fines  Romani  impei'ii  possidebat;  erst  nach 
seinem  Tode  seien  sie  durch  Gnade  wieder  an  den  Sohn  gekommen.  Von  den 
Markgrafen  von  lncisa  1191,  weil  sie  sich  nicht  zur  Verantwortung  stellten, 
quum  eo8  marcluo  Bonifat  ius  accusaret  de  proditionis  crimine,  tarn  in 
personis,  quam  in  rebus  curiae  nostrae  eententia  condemnati*  poenam 
bannt  inflijcimus  et  omnia,  qua*  ante  tempus  condcmnationts  tenebant, 
sive  essent  allodia  sive  praedia2,  Bonifacio  marchioni  Montisferrati  et 
Iwredibus  suis  in  rectum  feudum  dedimus.  Bei  der  Bannuug  der  Grafen 
von  Casaloldi  1220,  als  deren  Grund  nur  Verharren  im  Ungehorsam  ange- 


160.—]  8.  Sachs.  Landr.  I  38  §  3.  Deutscheusp.  43.  Schwäb.  Landr.  Lassb.  45.  Vgl.  auch 
Wilda  Strafr.  520.  Osenbrüggen  Alam.  Strafr.  103.  4.  Schwab.  Landr.  367  II.  5.  Vgl. 
Franklin  Reichshofg.  1,  104  n.  2.  107  n.  2.  Auffallend  ist  nur,  dass  1234  der  Kaiser  die 
Söhne  des  Heinrich  von  Ravensburg  in  Eigengüter  wieder  einsetzt,  welche  ihnen  propter 
infamiam  vel  delictum  parenttnn  entzogen  waren.  Da  aber  die  Restitution  erfolgt,  citm 
patri*  iniquitatem  ß/iut  portare  not»  debeat,  ut  puniatur  amiteione  proprielatit  paterne, 
und  principttm  dictanl*  tenttrtfia,  so  dürfte  es  sich  weniger  um  Gnade,  als  um  Rückgängig- 
machung einer  ungerechten  Massregel  handeln.  Huillard  4,  501.  6.  Vgl.  Mon.  Germ.  4, 
407.  Böhmer  Reg.  Henr.  VII.  n.  161  166. 

101.  -  1.  Böhmer  Acta  100.  101.       2.  feuda.' 


Digitized  by  Google 


Konfiskation  dp*  freien  Eigen.  20." 

geben  wird,  heisst  es:  omnia  bona  rorum  iitbemujt  ubinnnqne  fuerint  cou- 
ßscari  sine  aliqua  spe  remissionis  sett  reiwationis.  Und  damit  das  um  so 
sicherer  zur  Ausführung  kommt,  werden  die  Güter  demjenigen  versprochen, 
der  sich  ihrer  bemächtigt:  Quicumque  de  bonis  ipsorum  detineant  vel  ex- 
tune  occupaverint  sive  qiwcumque  alio  modo  acquhierint,  libere  possideant 
et  auctoritate  nostra  detineant. 

Entsprechende  Bestimmungen  finden  sich  in  den  Sentenzen  K.  Hein- 
richs VII.  Aber  während  früher,  wenigstens  nach  den  Zeugnissen  über  Mailand 
und  Oema,  das  Eigen  aller  Einwohner  einer  gebannten  Stadt  konfiszirt  wurde, 
macht  sich  hier  derselbe  Unterschied  geltend,  wie  bezüglich  der  Todesstrafe. 
Bestimmt  ausgesprochen  wird  die  Konfiskation  nur  bezüglich  des  Gutes  der  ge- 
launten Gemeinde  und  der  namentlich  Gebannten;  wobei  bei  der  Bannung  ge- 
nannter Cremoneser  ausdrücklich  bemerkt  wird,  dass  auch  die  Söhne  derselben 
das  Erbrecht  darauf  verlieren.  Dagegen  heisst  es  bezüglich  der  übrigen  Ein- 
wohner gebannter  Städte  nur,  dass  es  jedem  gestattet  sei,  bona  ipsorum  ca- 
pere  et  habere;  bei  der  Aechtung  von  Pistoja  mit  der  Bestimmung:  nostre 
mrie  de  bonis  ipsorum,  que  ceperit,  ditas  partes  a&tignando,  et  sibi  tertiam 
resignando.  Das  ist  wohl  überhaupt  nur  von  Mobilien  und  Früchten  des 
liegenden  Gute  zu  verstellen;  wäre  es  aber  auch  nicht  darauf  zu  beschränken, 
so  würde  sich  doch  immer  noch  ein  grosser  Unterschied  von  der  Konfiskation 
ergeben,  durch  welche  alles  Gut  bestimmt  als  verwirkt  erklärt  wird,  während 
es  sich  hier  nur  um  die  Gestattung  der  Wegnahme,  um  die  Möglichkeit  des 
Verlustes  handelt.  Daraus  mag  auch  zu  erklären  sein,  dass  bei  der  Verur- 
teilung der  lombardischen  Städte  1226,  welche  doch  zweifellos  als  bestän- 
diger Bann  aufzufassen  sein  wird,  von  Konfiskation  nicht  die  Rede  ist.  Das 
schliesst  denn  aber  freilich  auch  hier  nicht  aus,  dass  wenn  die  Stadt  in  die 
Gewalt  des  Königs  kam,  auch  allen  Einzelnen  als  Hochverräthem  ihr  Gut 
konfiszirt  werden  konnte;  bei  demUrtheile  gegen  Brescia  1311  wird  ausdrück- 
lich bemerkt,  dass  nur  aus  Gnade  den  Einzelnen  ihr  Gut  belassen,  das  Ge- 
meindegut aber  wirklich  konfiszirt  wird. 

102.  —  Diese  Konfiskation  des  Guts  in  Italien  ist  gewiss  zunächst  als 
Strafe  des  Hochverraths  zu  fassen  und  nur  desshalb  immer  mit  dem  bestän- 
digen Reichsbanne  verbunden,  weil  bei  diesem,  mochte  die  Beschuldigung  einer 
hochverrätherischen  Handlung  das  Verfahren  veranlassen  oder  nicht,  schon 
der  Ungehorsam  selbst  als  Hochverrath  betrachtet  wurde.  Allerdings  scheint 
es  nahe  zu  liegen,  dieselbe  gerade  beim  Bannverfahren  damit  in  Verbindung 
zu  bringen,  dass  schon  nach  älterem  italienischen  Rechte  das  Ungehorsams- 
verfahren in  Strafsachen  sich  durchaus  an  das  Gut  hält,  welches  mit  Beschlag 
belegt  wird  und  nach  Ablauf  eines  Jahres  dem  Fiskus  zufallt. 1  Dem  schliesst 
sich  der  städtische  Bann  in  so  weit  näher  an,  als  auch  dieser  sich  vorzugs- 
weise an  das  Gut  hält,  insbesondere  auch  bei  lösbarem  Banne  durch  Beschlag- 
nahme desselben  Gehorsam  zu  erzwingen  sucht'2  Dagegen  scheint  es  nun  sehr 
beachtenswerth,  dass  dem  Reichsbannverfahren  die  Beschlagnahme  des 


102.  -  1.  Vgl.  §  10  n.  7.      2.  Vgl.  SGI. 
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Gut ps  als  prozessualisches  Zwangsmittel  ganz  fremd  ist  Beim  lösbaren 
Reichsbanne  erscheint  als  Zwangsmittel  lediglich  die  Entziehung  des  Rechts- 
schutzes, die  sich  allerdings  nicht  blos  auf  die  Person,  sondern  auch  auf  das 
Gut  erstreckt3,  aber  doch  etwas  durchaus  verschiedenes  ist  von  der  nie  er- 
wähnten Beschlagnahme  des  Gutes  für  das  Reich4,  welcher  dann  als  Steige- 
rung die  Konfiskation  bei  unlösbarem  Banne  entsprechen  würde.  Es  zeigt  sich 
demnach  ein  durchgreifendes  Abweichen  von  dem  früher  in  Italien  üblichen 
Ungehorsamsverfahren  bei  .Strafsachen,  welches  doch  kaum  lediglich  daraus 
zu  erklären  sein  wird,  dass  eine  Beschlagnahme  des  Gutes,  wie  sie  allerdings 
in  der  Gewalt  der  städtischen  Behörden  lag,  von  der  Reichsgewalt  sehr  ge- 
wöhnlich nicht  durchzuführen  war ;  denn  dasselbe  Bedenken  träfe  ja  auch  die 
vom  Reiche  verfügte  Konfiskation.  Gerade  dieses  Zurücktreten  der  Mass- 
regeln gegen  das  Gut  beim  italienischen  Reichsbanne  scheint  mir  darauf  zu 
deuten,  dass  die  Gestaltung  desselben  durch  das  deutsche  Achtsverfahren  be- 
einflusst  war,  welches  ja  auch  in  erster  Reihe  den  Gehorsam  nur  durch  Ent- 
ziehung des  Rechtsschutzes  zu  erzwingen  sucht.  Und  wieder  entspricht  es 
diesem  durchaus,  wenn  nur  dann,  wenn  auf  Gehorsam  nicht  mehr  gerechnet 
wird,  der  Gebannte  endgültig  sein  Gut  verliert.  Und  zeigt  sich  da  in  Italien 
ein  strengeres  Vorgehen,  indem  das  Eigen  nicht  blos  ihm  persönlich  abge- 
sprochen, sondern  konfiszirt  wird,  so  wird  das  daraus  zu  erklären  sein,  das» 
man  sich  dabei  an  die  Bestimmungen  des  italienischen  Rechtes  über  die  Be- 
strafung des  Hochverrathes  hielt. 

103.  —  Verfiel  das  ganze  Vermögen  des  zu  beständigem  Banne  Verur- 
teilten dem  Reiche,  so  hatte  die  V  e  r  u  r  t  h  e  i  1  u  n  g  i  n  e  i  n  e  G  e  1  d  s  t  r  a  f  e, 
wie  wir  sie  beim  lösbaren  Banne  finden,  keinen  Sinn.  Sie  fehlt  daher  auch 
überall,  wo  die  Oberacht  über  bestimmte  Personen  verhängt  wird.  Allerdings 
bestätigt  K.  Friedrich  1220  bei  der  beständigen  Aechtung  der  Grafen  von 
Casaloldi  die  über  sie  vom  Legaten  verhängte  Bannstrafe  von  tausend  Mark; 
aber  da  ihnen  noch  eine  letzte  Frist  gestattet  war,  wird  das  so  aufzufassen 
sein,  dass  sie  die  Strafe  zu  zahlen  haben,  auch  wenn  sie  während  dieser  Frist 
gehorsam  sind,  während  der  Kaiser  ihnen  früher  einen  Termin  unter  Nachsicht 
der  Strafe  gestellt  hatte.  Dann  aber  finden  sich  in  den  Sentenzen  K.  Hein- 
richs Vi]  bestimmte  Geldstrafen  über  die  geächteten  Städte  und  deren  Ein- 
wohner verhängt;  bei  Padua  von  zehntausend,  Florenz  von  fünftausend,  Luoca 
und  Siena  von  dreitausend,  Parma  von  zweitausend,  Reggio  und  Pistoja  von 
tausend,  Volterra  von  sechshundert,  Grosseto  und  andern  tuszischen  Orten 
von  fünfhundert  Pfund  Gold.  Es  wird  das  daraus  zu  erklären  sein,  dass  die 

102.-  |  3.  Vgl.  §  74.  4.  Allerdings  heisst  es  1232  bei  einem  zu  Aprocina  vor  dem 
Kaiser  gefällten  Spruche:  Pronunfttianm«  etiam  bona  eomuni*  et  univertitatii  Florfittie 
ndnotanda  iuxta  ordinem  hirif,  quin  perem^torie  eitafi  et  reqviaiti  />ro  criminafibits  ac- 
eusalhmibiiß  «ntedicti*  in  thUuto  (ermino  ,e  —  minime  /,rf*entarunt.  Huillard  4,  419.  Es 
liesse  sich  dabei  auf  ein  selbststündiges  Anschließen  au  die  römische  Adnotatio  bonorum 
schliesseu,  wenn  nicht  Sache  und  Ausdruck  so  genau  auch  dem  sizilischen  Rechte  ent- 
vprüchen  (vgl.  Const.  Sic.  bei  Huillard  4,  74).  dass  ein  Anschluss  an  dieses  nicht  zu  be- 
zweifeln ist.  zumal  Peter  ron  Vinea  einer  der  beiden  urtheilenden  Richter  i>t 
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Konfiskation  nur  das  Gut  der  namentlich  geächteten  Person  oder  der  geäch- 
teten Gemeinde  traf.  Bei  Aechtung  genannter  Personen  wird  demnach  auch 
♦»ine  solche  Strafe  nicht  erwähnt.  Dagegen  war  sie  anwendbar  gegen  die  ge- 
ächtete Gemeinde;  wurde  das  Gemeindegut  konfiszirt,  so  Wieb  doch  das  Gut 
der  nicht  namentlich  geächteten  Gemeindemitglieder  zur  Aufbringung  der  Strafe 
wenigstens  in  dem  Falle,  dass  nicht  etwa  auch  diese  nachträglich  zum  Verluste 
ihres  Gutes  verurtheilt  wurden.  Beim  Urtheile  gegen  Brescia  1311  tritt  das 
sehr  deutlich  hervor.  Den  einzelnen  Bewohnern  wird  ihr  Gut  aus  Gnade  be- 
lassen; das  gesammte  Gemeindegut  aber  wird  konfiszirt  und  zugleich  eine 
Geldstrafe  von  siebzigtausend  Goldgulden  auferlegt,  welche  von  den  Einwoh- 
nern, diejenigen,  welche  gehorsam  blieben,  ausgenommen,  aufzubringen  ist. 1 
MM.  —  Als  weitere  Strafe  erscheint  der  Verlust  der  Privilegien 
im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  aller  vom  Reiche  den  Gebannten  früher  ver- 
liehenen Hoheitsrechte,  Eliren  und  Freiheiten  der  verschiedensten  Art.  So 
weit  diese  lehn  bar  waren,  war  das  schon  an  und  für  sich  durch  die  Einziehung 
der  Reichslehen  gegeben.  Auch  davon  abgesehen,  lag  es  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  derjenige,  der  als  Verräther  des  Reichs  verurtheilt  wurde,  sich 
irgendwelchen  Vorrechtes,  welches  ihm  vom  Reiche  andern  gegenüber  ver- 
liehen war,  nicht  mehr  erfreuen  durfte.  Wir  fanden  den  Verlust  der  Privilegien 
denn  auch  schon  mehrfach  als  dauernde  Strafe  da  ausgesprochen,  wo  es  sich 
nur  um  eine  Schärfung  des  lösbaren  Bannes  handelte. 1  Um  so  sicherer  wird 
der  Verlust  der  Privilegien  immer  mit  dem  beständigen  Banne  verbunden  ge- 
wesen sein,  wie  das  mehrfach  ausdrücklich  ausgesprochen  ist.  So  1239  bei 
Aechtung  des  Markgrafen  von  Este:  ipaoa  proditorea  eorumque  Jilioa  et  ae- 
quacea  —  omni  konore,  omni  dominio,  onmique  iuriadictione,  quam  obti- 
ne*-ent  f'el  obtinuwint  ab  iinpe-rio  aiveabaliia,  qui  speetarent  od  impeii'um. 
privamua  et  penitua  ajtoliamua.  Bei  den  Aechtungen  ganzer  Städte  trifft  das 
sowohl  die  Gemeinden,  als  alle  einzelnen  Einwohner;  so  1226  bei  Aechtung 
der  lombardischen  Städte:  tarn  imiveraoa  quam  »in  ff  aha  prirarimua  omni 
iuriadletione  tarn  civilium  quam  vrimiitalium,  tarn  roluntariarum  quam 
conteneioaarum,  datiorum,  feudorum,  donationum,  prieileffiorum,  reya- 
liumy  ftonorum,  omnium  officiorum  iudicata»,  tabellionatua ,  miaaorum 
regia,  potestarie,  conaulatua  et  monetavum;  prirarimua  etiam  aeutentia- 
Uter  civitatea  i>redictaa  et  vires  earum  hiia  omnibus,  que  poaaent  eia  e.v 
pave  Conatanvie  vvwersia  et  ain/julia  prorenire,  ac  cetetva  omnibua,  qus  ah 
imperio  aeu  imperatoribua  aupradictia  —  auf  a  nobia  teueut,  habent  neu 
poxsident,  fannerunt,  habuerunt  aeu  poaaideruuf ;  dahin  ist  wohl  noch  weiter 
zu  zählen,  dass  Vavassoren  und  Kapitäne  Ehren  und  Titel  verlieren,  dass 
alle  bisherigen  Statuten  ungültig  sind  und  neue  nicht  gemacht  werden  dürfen, 
dass  die  Schulen  für  immer  aus  jenen  Städten  verlegt  werden.  Auch  in  allen 
Sentenzen  K.  Heinrichs  VII  wird  der  Verlust  der  Privilegien  ausgesprochen, 
sowohl  für  die  ganzen  Städte,  wie  für  alle  einzelnen  Einwohner;  insbesondere 

103,  —  1.  Böhmer  Acta  44. 

104.  1.  Vgl  §  7:$ 
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Mird  immer  ausgesprochen,  dass  die  Iudices  und  Notare  der  Stadt  ihre  vom 
Reiche  verliehenen  Amtsbefugnisse  verlieren. 

105.  —  Dabei  handelt  es  sich  um  Vorrechte.  Nach  deutschem  Rechte 
verliert  aber  der  für  immer  Geächtete  nicht  blos  etwaige  Vorrechte,  sondern 
es  trifft  ihn  Verlust  von  Recht  und  Ehre  überhaupt;  so  heisst  es  1187 
von  dem,  der  Jahr  und  Tag  in  der  Acht  verharrte:  nniverso  iure  et  honore 
et  legalitate  sua  privatum  ftabeatur,  ita  ut  in  ferendo  testimomo  vel  ad 
eausandian  de  cetew  ntquaquam  sit  admiltendus 1 ;  eine  Reihe  von  Einzel- 
fällen stimmt  damit  überein.  In  Italien  finde  ich  für  Entsprechendes  kein 
Zeugniss  vor  dem  dreizehnten  Jahrhundert  ;  nie  wird  bei  Verhängungen  oder 
Lösungen  vom  beständigen  Banne  darauf  hingewiesen,  dass  die  Gebannten  ihr 
Recht  verloren  oder  wiedergewonnen  hätten.  Wo  es  sich  um  namentlich  Ge- 
bannte, um  Vemrtheilung  zum  Tode  und  zur  Konfiskation  handelte,  konnte 
man  es  für  überflüssig  halten,  darauf  hinzuweisen.  Aber  auch  bei  nicht  na- 
mentlich Gebannten  fehlt  jede  Andeutung.  Durfte  man  sie  ungestraft  an  Person 
und  Gut  verletzen,  so  entfiel  damit  allerdings  ihr  Klagrecht;  fielen  sie,  was 
nur  vereinzelt  vorkommt,  in  Knechtschaft,  so  verloren  sie  ihre  Standesrechte. 
Das  sind  aber  doch  nur  Minderungen  der  Rechtsfähigkeit,  welche  sich  mittel- 
bar aus  anderen  Massregeln  ergeben;  als  selbstständige  Strafe  scheint  der 
Verlust  von  Recht  und  Ehre  den  italienischen  Rechteanschauungen  fremd 
zu  sein. 

Im  dreizehnten  Jahrhunderte  findet  sich  dann  auch  in  Italien  beim  be- 
ständigen Reichsbanne  als  entsprechende  Strafe  die  Infamie  verhängt,  welche 
aber  zweifellos  aus  dem  römischen  Rechte  übernommen  wurde.  Urkundliche 
Erwähnungen  der  Infamie  überhaupt  sind  mir  zuerst  aufgefallen  in  Privilegien 
K.  Friedrichs  I;  1158  bestimmt  der  Kaiser,  ut  hie  nota  pwniatur  infamie, 
wer  gegen  das  Privileg  handelt,  dasselbe  arglistig  auslegt  oder  darüber  vor 
einem  anderm  Richter,  als  dem  Kaiser  klagt2;  ähnlich  heisst  es  1159  von 
denjenigen,  welche  die  gewährten  Rechte  arglistig  verkümmern,  und  von  den 
Richtern,  welche  sieh  bei  ihren  Entscheidungen  nicht  daran  binden  wollen: 
cum  nota  in/amie  ipso  iure  sint  pleetendi.*  In  engstem  Anschlüsse  an  das 
römische  Recht  findet  sie  sich  dann  in  zwei  Entscheidungen  K.  Otto's  1212; 
er  entsetzt  den  Azo  von  Este  tanvjuam  suspeetum  et  in/amie  note  siddec- 
tum  der  Vormundschaft  über  seinen  Vetter,  und  droht  allen,  welche  diesen 
Entscheidungen  zuwiderhandeln,  quod  perpetue  Infamie  maeuhtm  snbeant, 
als  Wirkungen  der  Infamie  ausdrücklich  Unfähigkeit  zu  Aemtern  und  Würden, 
zum  Postuliren,  zum  Abschluss  von  Verträgen,  zum  Antritte  einer  Erbschaft 
hervorhebend.4 

Doch  scheinen  das  bis  dahin  mehr  vereinzelte,  zufallige  Erwähnungen  zu 
sein;  im  thatsächlichen  Rechtsleben  dürfte  die  Infamie  noch  kaum  zur  Geltung 
gelangt  sein.  Tritt  das  später  bestimmter  hervor,  so  mag  nicht  ohne  Einfluss 
gewesen  sein,  dass  das  kanonische  Recht  die  Infamie  in  vollem  Umfange  aus 

105.  —  1.  Mon.  Genn.  4,  184.  2.  Urk.  zu  (  remona  nach  Cereda.  3.  Böhmer 
Acta  91».       4.  Antich.  Est.  1,  397.  398. 
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dem  römischen  Rechte  beibehielt.  Denn  besonders  betont  finden  wir  sie  1220 
in  den  Gesetzen  K.  Friedrichs  zu  Gunsten  der  Kirche,  von  welchen  wir  schon 
früher  bemerkten,  dass  sie  vorzugsweise  durch  kirchenrechtliche  Gesichts- 
punkte bestimmt  sein  dürften.5  Es  heisst  zunächst  von  den  Stadtobrigkeiten, 
welche  fortan  Statuten  gegen  die  Rechte  der  Kirche  erlassen,  und  von  denen, 
welche  danach  richten:  sint  ex  tunc  ipso  iure  infames,  quorum  sententias 
et  actus  aUos  legitlmos  statuimus  aliquatenus  non  teuere.  Hier  kommt 
denn  auch,  so  weit  ich  sehe,  die  Infamie  zuerst  in  Verbindung  mit  dem  Banne 
vor,  wenn  auch  nicht  gerade  durch  denselben  begründet ;  es  heisst  von  den 
überwiesenen  Ketzern:  perpetua  damnamus  infamia,  difjidamus  atque 
bannimus;  von  den  der  Ketzerei  Verdächtigen:  tamquam  infames  et  bäu- 
mt* ab  omnibus  habeantur;  vom  Schützer  der  Ketzer  aber,  dass  er  gebannt 
sein  soll,  und  wenn  er  sich  binnen  einem  Jahre  nicht  von  der  Exkommunika- 
tion löst:  extunc  ipso  iure  sit  /actus  infamis,  nee  ad  publica  officia  seu 
consilia  vel  ad  eUgendos  aliquos  ad  huittsmodi,  nee  ad  testimonium  ad" 
mittat ur;  sit  etiam  intestalrilis,  ut  nec  testamcnti  liberam  habeat  factio- 
ncm,  nec  ad  hereditatis  suceessionem  accedat ;  nullus  preterea  ei  super 
quocumque  negotio,  set  ipse  alii  respondere  cogatur ;  quod  si  forte  iudex 
extiterit,  eins  sententia  nulluni  obtineat  firmitatem,  nec  cause  alique  ad 
eius  audientiam  perferantur ;  si  fuerit  advocatus,  eins  pairocinium  nulla- 
tenus  admittatur ;  si  tabeUio,  instrumenta  confecta  per  ipsum  nullius  p?~ 
nitus  sint  momenti.6 

Die  Infamie  erscheint  hier  wesentlich  als  selbstständige  Strafe,  da  zumal 
in  dem  letzten  Falle  keine  der  sonstigen  Strafen  des  beständigen  Bannes  ge- 
droht wird.  Fand  sie  aber  überhaupt  einmal  Eingang  in  das  Rechtsleben,  so 
musste  sie  insbesondere  auch  bei  Hochverrath  Anwendung  finden.  Der  engste 
Anschluss  an  das  römische  Recht,  welches  die  Infamie  über  die  Söhne  hinge- 
richteter Hochverräther  verhängt,  zeigt  sich  insbesondere  in  der  Formel  des 
üculus  pastoralis  für  die  Unterwerfung  einer  geächteten  Stadt;  es  wird  den 
sich  Unterwerfenden  vorgehalten,  dass  sie  als  Majestätsverbrecher  Leben  und 
Gut  verwirkt  haben:  et  propter  sceltTa  nefanda  parentum  filii  poenas  de- 
bent  pati  gravissimas,  et  quia  propter  tantum  scelus  efficiuntur  in  fames, 
et  quia  lege  proJyibcnte  nullt  succedere  possunt;  et  reputabitur  eis  in  prae- 
mittm,  quod  poenas  non  habeant  capitales.7  Um  so  näher  lag  es,  die  Infamie 
gegen  gebannte  Hochverräther  selbst,  deren  man  nicht  habhaft  war,  oder  auch 
gegen  die  Einwohner  gebannter  Städte  zu  verhängen.  So  wird  sie  denn  auch 
ausgesprochen  bei  der  Bannung  der  lombardischen  Städte  1226:  Item  priva- 
rimus  ros  omnibus  legitimis  actibus,  ita  quod  non  habeant  ius  testandi, 
testifcandi,  alienandi  et  succedendi  ex  testamento  vel  ex  intestato,  nec  ca- 
piendi  ex  causa  donationis  inter  vivos  vel  ex  causa  mortis  vel  iure  codi- 
ciliar  um  vel  al'to  quolibet  modo,  et  quod  ipso  iure  perpetuo  sint  infames; 
sie  wird  hier  ausserdem  als  selbstständige  Strafe  gedroht  denen,  welche  gegen 
das  Verbot  des  Kaisers  in  den  geächteten  Städten  Vorlesungen  halten  oder 


5.  Vgl.  §  82  u.  2.       6.  Mon.  (Jen«.  4.  243.  244        7.  Antiq.  It.  4,  114. 
FlrVer  FonHinopen.  14 
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hören:  perpefiia  infamia  denotantes,  ofßciis,  honoribus  et  kpifimis  aeti- 
bus  privantes  eosdem.  Das  wird  denn  auch  1227  hei  der  durch  den  Pab<t 
vermittelten  Lösung  durch  den  Kaiser  betont:  univcrsos  et  sinpulos — resti- 
tuentes  in  integrum  in  Omnibus  et  per  omnia  suo  statu/'  atquc  fame, 
remitfendo  infamiam  omnem  et  penam,  que  seeute  mint  ex  aliquo  predie- 
tarurtk,  ita  quod  ea,  que  per  eos  media  tempore  acta  sunt,  non  obsfantibua 
sujyradictis,  robur  obtineant,  quod  alias  debuerant  obtinere.*  Doch  scheint 
es  nicht,  dass  man  die  Infamie  schon  allgemein  als  mit  dem  beständigen  Hanne 
verbunden  betrachtete,  denn  bei  der  Verurt  hei  hing  der  Grafen  von  Casaloldi 
1220  und  des  Markgrafen  von  Este  1239  fehlt  jegliche  Andeutung. 

Regelmässig  wird  in  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII  die  Infamie  aus- 
gesprochen, doch  zunächst  in  der  Beschränkung  auf  namentlich  Gebannte  und 
ausserdem  auf  sämmtliche  Beamte,  Judices,  Advokaten  und  Notare  der  ge- 
bannten Städte.  Dass  sie  als  Strafe  des  Hochverraths  gefasst  wird  und  dem- 
nach den  Bestimmungen  des  römischen  Hechts  gemäss  auch  auf  die  Kinder 
übergeht,  ergibt  sich  insbesondere  aus  der  Verurtheiluriü  der  Breseianer  131 1, 
bei  welcher  der  König  nur  aus  Gnade  bewilligt:  quod  nee  ipso*  nee  jilios 
eorundem  eomitetur  infamia,  ae  testamenti  faetionem  non  perdant,  aetirr 
etiam  et  passive,  et  contrahendi  habeant  potestatem.9 

Zeigt  sich  bezüglich  der  Wirkungen  der  Infamie  vielfach  eine  l'ebeivin- 
stimmung  mit  der  aus  der  deutschen  Acht  sich  ergebenden  Rechtlosigkeit,  so 
scheint  doch  ein  engerer  Zusammenhang  mit  der  deutschen  Auffassung  zu 
fehlen,  es  scheinen  da  durchaus  römische  Rechtslehren  den  Ausgang  gebildet 
zu  haben.  Abgesehen  davon,  dass  das  deutsche  Recht  diese  Rechtlosigkeit 
nicht  auf  die  Kinder  übergehen  lässt,  fehlt  hier,  wie  beim  städtischen  Banne ,0, 
insbesondere  jede  Andeutung  der  für  die  deutsche  Echtlosigkeit  charakteri- 
stischen, in  den  Erklärungen  der  Oberacht  durchweg  hervorgehobene  Vernich- 
tung der  Familienrechte,  die  Erklärung  der  Frau  des  Geächteten  zur  Wittwe, 
der  Kinder  zu  Waisen. 

1(M>.  —  Die  bisher  besprochenen  Folgen  des  beständigen  Bannes  sind 
als  Strafen  des  Hochverraths  zu  betrachten;  sie  würden  auch  den  Hochver- 
räther getroffen  haben,  dessen  man  gewaltig  war.  Da  aber  der  Bann  innner 
ein  Kontumazialurteil  ist,  so  ist  es  unsicher,  ob  diese  Strafen  allseitig  aus- 
geführt werden  können;  und  von  der  blossen  Vemrtheilung  wegen  Hochver- 
raths unterscheidet,  sich  der  Bann  dadurch,  dass  bei  diesem  nun  überdies  die 
eigentlichen  Bannstrafen  verhängt  werden.  In  dieser  Richtung  sind 
die  Folgen  des  beständigen  Bannes  im  wesentlichen  dieselben,  wie  die  des 
lösbaren;  wie  dennji  auch  mehrfach  jener  sich  nur  daraus  zu  ergeben  scheint, 
dass  zu  einem  schon  früher  verhängten  lösbaren  Banne  unter  Fortbestehen 
desselben  die  Vemrtheilung  wegen  Hochverrats  hinzutritt.  Nur  dass  etwa 

185.  -]  8.  Huillard  2,  712.  In  wortlicher  Uebercinstinunung  ist  das  auch  bestimmt  im 
päbstlicben  Schiedssprüche  von  122*3,  Mnn.  Onn.  4,  300.  so  dass  die  uns  nicht  naher  he 
kannte  Aechtung  der  Lombarden  wegen  Hinderung  des  Reichstag  von  Karenna  der  von 
122«  gleichlautend  gewesen  sein  dürfte        !>.  Höiuner  Acta  -H4        10.  Vgl  $  ">7  n  17. 
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beim  beständigen  Banne  strengere  Vorkehrungen  getroffen  werden,  die  Fried- 
losigkeit dem  Verbrecher  möglichst  fühlbar  zu  machen. 

Zunächst  finden  wir  auch  hier  Friedlosigkeit,  Gestattung  strafloser 
Verletzung  des  Verbrechers  an  Person  und  Gut;  so  bei  Bannung  der  Lom- 
barden 1226:  Statuimns  insuper,  utquieunque  predietos  bannitos  et  hoste* 
vostros  et  Romnni  imperii  ofenderit  in  personis  et  rebus,  indemnis  trau- 
tteat  et  inpunis,  et  nullo  unquam  tempore' possit  e.rinde  ab  aliquo  con- 
veniri.  Nach  deutschem  Rechte  war  auch  die  Tödtung  des  Aechters  straflos ; 
war  in  den  Aechtungsformeln  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  jeder  ihn 
tödten  dürfe,  so  durfte  er  wenigstens  straflos  erschlagen  werden,  wenn  man 
ihn  ergreifen  wollte  und  er  sich  zur  Wehr  setzte. 1  Ist  der  namentlich  (Jebannte 
bereits  zum  Tode  verurtheilt2,  so  dürfte  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  er  auch 
in  Italien  straflos  erschlagen  werden  durfte;  ausdrücklich  ausgesprochen  finde 
ich  das  freilich  nirgends.  Jedenfalls  aber  traf  das  wenigstens  später  nicht  alle 
Einwohner  einer  geächteten  Stadt.  In  den  Sentenzen  K.  ITeinrichs  VII  ist  bei 
den  namentlich  Gebannten  immer  schlechtweg  von  Schädigung  an  Person  und 
Gut  die  Rede ;  geschieht  das  auch  wohl  bei  nicht  namentlich  Gebannten,  so 
findet  sich  doch  durchweg  ein  Zusatz,  der  das  auf  Gefangennahme  einschränkt; 
und  einmal  heisst  es  ganz  ausdrücklich :  quod  quilibet  possit  ipsos  Floren- 
tinos, tamquam  bannt  tos  et  rebelies  nostros  et  sacri  Romani  imperii,  per- 
sonal! ter  capere,  (amen  sine  lesione  personarum,  et  in  nosfram  fortiam 
adsignare. 

Weiter  wird  dann  auch  hier,  wie  das  schon  bei  dem  lösbaren  Banne  der 
Fall  sein  konnte,  die  Beschädigung  nicht  blos  erlaubt,  sondern  B  e  f  e  h  d  u  n  g 
vunReichs  wegen  ausdrücklich  geboten.  So  wird  bei  Bannung  der  Grafen 
von  Casaloldi  1220  allen  Getreuen  und  namentlich  einzelnen  benachbarten 
Städten  geboten:  ut  menwratis  nobilibus — fariant  vivam  guerram;  bei 
Verurtheilung  der  lombardischen  Städte  1226  den  Getreuen  befohlen:  qua- 
tenus —  ipsos  etiam  in  personis  et  rebus  persequi  et  eapere  intendatis. 
Dem  Reichsabte  von  S.  Salvator  gebietet  der  Kaiser  1312  sub  pena  priva- 
tionis  omni  um  feudorum,  Uber  tat  um  et  immunitatnm,  que  et  quasanobis 
et  Romano  tenes  imperio,  —  quatenus —  eontra  Senenses  —rebettes  nos- 
tros eondempnato8  et  proscriptos —  guerram  ineipere  et  eam  prosequi  vi- 
riliter  non  obmittas,  ipsos  in  bonis  et  personis  eorum  pro  viribus  offen- 
demlo.3  War  die  Reichsgewalt  irgend  dazu  in  der  Lage,  so  suchte  sie  selbst 
alsbald  durch  Verheerung  des  Stadtgebietes,  Belagerung  der  Stadt  oder  son- 
stige Befehdung  der  Gebannten  dem  Spruche  Nachdruck  zu  geben. 

107.  —  Auf  das  Verbot  der  Unterst  ü  t  z u  n  g ,  überhaupt  jeden 
Verkehrs  mit  dem  Gebannten,  wird  beim  beständigen  Banne  sichtlich  grösseres 
Gewicht  gelegt,  als  beim  lösbaren,  wo  dasselbe  oft  gar  nicht  erwähnt,  jeden- 
falls nicht  so  streng  betont  wurde.  Bei  Bannung  der  Grafen  von  Casaloldi 
1220  wird  allen  Getreuen  geboten,  quod  eis  nulluni  prestent  au.rilitnn,  eon- 


106.  -  1.  Vgl.  (ilossp  tu  Sachs.  Lan.lr.  I  38  §  2.  Schwab.  Landr.  I.assb.  252. 
2.  Vgl  $  M.       8.  Böhmer  Acta  4ÖC, 
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silium,  adiutorium  vel  f worein,  und  zwar  sub  obtentu  fidelitatis  et  (fratie 
nostre  und  bei  einer  Geldstrafe,  welche  für  die  Stadtgemeinde  tausend,  für 
einzelne  Personen  je  nach  ihrem  Range  zweihundert  bis  fünfzig  Mark  beträgt. 
Die  Strafe  findet  sich  dann  aber  auch  dahin  gesteigert,  dass  dieselben  Strafen 
gedroht  werden,  in  welche  der  Gebannte  verurtheilt  war;  so  1226  bei  Ver- 
urtheilung  der  Lombarden  für  alle  Begünstiger  im  allgemeinen,  für  alle,  welche 
aus  den  geächteten  Städten  einen  Podesta  oder  sonstigen  Beamten  nehmen, 
für  alle,  welche  ihnen  nicht  die  Strassen  schliessen,  ihnen  Markt  gewähren 
oder  Handelsverkehr  mit  ihnen  unterhalten.  Bei  Aechtung  des  Markgrafen 
von  Este  1239  wird  insbesondere  bestimmt,  quod—nuUus  preaumat  trac- 
tare,  ordinäre  neu  attemptare  treguam,  paeem,  eompositionem  vel  aliud 
certamentum  cum  predictis  banitis  Lombardis  —  nee  cum  eis  colloquium 
facere  nee  ipsis  litteras  vel  nuntios  desthmre;  si  quin  autem  contra  /*oc 
generale  edictum  ausu  temerario  attemptare  presumpserity  perpetuo  im- 
perii  banno  subiaceat,  eiusque  bonis — publicatis,  tanquam  proditor  co- 
rone  personaliter  puniatur.  In  den  Sentenzen  K.  Heinrichs  VII  erfolgt  das 
Verbot  der  Beherbergung  oder  irgendwelcher  Begünstigung  unter  bestimmten 
hohen  Geldstrafen  von  fünfhundert  Gold  abwärts,  oder  bei  Bannung  der 
Cremoneser  sub  pena  ad  arbitrium  nostrum  ;  doch  wird  bei  der  Verurthei- 
hing  K.  Roberts  auch  allen  denen,  welche  ihm  noch  gehorchen  oder  ihn  unter- 
stützen, mit  eigener  Friedlosigkeit  gedroht  Insbesondere  findet  sich  in  diesen 
Sentenzen  das  Verbot,  dem  Gebannten  dadurch  Vorschub  zu  leisten,  dass 
man  ihm  Schulden  zahlt,  und  zwar  bei  Strafe  der  Zahlung  einer  gleichen 
Summe  an  die  königliche  Kasse ;  wohl  mit  dem  Zusätze,  dass  dem  Verpflich- 
teten die  Hälfte  der  Schuld  nachgelassen  sein  soll,  wenn  er  die  andere  Hälfte 
an  die  königliche  Kasse  zahlt. 

108.  —  Eine  Lösung  vom  beständigen  Reichs  banne  ist  inso- 
fern ausgeschlossen,  als  der  Gebannte  nicht  mehr  das  Recht  hat,  nach  Rück- 
kehr zum  Gehorsam  und  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  in  eine  frühere  gün- 
stigere Rechtsstellung  wieder  einzutreten;  er  bleibt  wegen  seines  schweren 
Ungehorsams  als  Hochverräther  zu  Verlust  von  Leben  und  Gut  verurtheilt 
oder  hat,  wenn  es  noch  nicht  ausgesprochen  war,  ein  solches  Urtheil  auch 
dann  zu  erwarten,  wenn  ein  todeswürdiges  Verbrechen  ursprünglich  gar  nicht 
vorlag,  oder  wenn  es  ihm  möglich  wäre,  sich  zu  reinigen.  Behielt  das  Gesetz 
seinen  Lauf,  so  war  Rückkehr  zum  Gehorsam  gleichbedeutend  mit  freiwilliger 
Stellung  zur  Hinrichtung;  eine  solche  wurde  überhaupt  nicht  erwartet,  und 
daher  auch  der  Bann  als  unlösbar  gefasst. 

Gab  es  keinen  rechtlichen  Anspruch  des  Verurtheilten  auf  Lösung,  so 
konnte  doch  auch  der  beständige  Bann  jederzeit  durch  die  Gnade  des  Kai- 
sers gelöst  werden.  Vorbedingung  war  dafür  natürlich  immer  Rückkehr  zum 
Gehorsam.  Gab  nun  diese  an  und  für  sich  keinen  Anspruch  auf  Aufhebung 
oder  Milderung  des  früheren  Unheils,  so  erfolgte  in  der  Regel  die  Rückkehr 
zum  Gehorsam  erst  dann,  wenn  man  sich  vertragsmäßig  versichert  hatte, 
dass  der  Bann  in  Folge  derselben  gelöst  werden  würde.  War  aber  ein  solcher 
Vertrag  unter  irgend  annehmbaren  Bedingungen  nicht  zu  erreichen,  so  blieb 
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nur  bedingungslose  Rückkehr  zum  Gehorsam,  Ergehung  auf  Gnade  und  Un- 
gnade, bei  welcher  die  Gnade  nicht  beansprucht,  nur  auf  dieselbe  gehofft  wer- 
den konnte. 

Handelt  es  sich  um  Vertrags  weise  A  u  f  h  e  b  u  n  g  des  Bannes,  so 
konnte  diese  unter  den  verschiedensten  Bedingungen  erfolgen,  jenachdem  der 
Gebannte  ein  grösseres  oder  geringeres  Interesse  daran  hatte,  die  kaiserliche 
Gnade  wiederzuerlangen,  oder  der  Kaiser,  jenen  wieder  gehorsam  zu  sehen. 
Es  handelte  sich  dabei  einmal  um  ein  Abkommen  über  die  Forderungen  des 
Kaisers,  welche  die  Verurtheihmg  zur  Folge  hatten,  weiter  dämm,  ob  und  wie 
ausserdem  der  bisherige  Ungehorsam  doch  gestraft  werden  sollte.  Kamen  in 
jener  Richtung  weniger  einzelne  Streitpunkte  in  Betracht,  als  Ungehorsam  im 
allgemeinen,  während  es  zugleich  im  Interesse  des  Kaisers  lag,  durch  Straf  * 
forderungen  ein  ihm  erwünschtes  Abkommen  nicht  zu  erschweren,  so  konnte 
der  Vertrag  sich  darauf  beschränken,  dass  der  Kaiser  gegen  Rückkehr  zum 
Gehorsam  die  Gebannten  wieder  zu  Gnaden  annahm,  ihnen  alle  verwirkten 
Strafen  erliess  und  sie  in  alle  früheren  Rechte  wieder  einsetzte;  so  1273  bei  der 
Begnadigung  von  Mantua. 1  Es  konnten  aber  die  Sachen  auch  so  liegen,  dass 
der  Kaiser  nicht  allein  auf  Strafe  verzichten,  sondern  sich  überdies  zu  mancher 
Konzession  bezüglich  seiner  ursprünglichen  Forderungen  verstehen  musste;  so 
beim  Frieden  von  Konstanz  1183,  einer  Verbriefung  der  vorher  vertrags- 
massig festgesetzten  Bedingungen,  unter  welchen  der  Kaiser  die  Lombarden 
in  seine  Gnade  und  seinen  Frieden  wieder  aufnimmt.2  Begünstigten  die  Um- 
stände den  Kaiser,  so  handelte  es  sich  durchweg  nicht  blos  um  eine  Aner- 
kennung der  Forderungen  desselben,  sondern  auch  um  eine  Genugthuung  für 
den  Ungehorsam.  Diese  konnte  mehr  formeller  Art  sein,  weniger  eine  eigent- 
liche Bestrafung,  als  eine  Herstellung  der  verletzten  Ehre  des  Reichs  beab- 
sichtigen; so  wenn  bei  der  Losung  von  Alessandria  1183,  welches  überhaupt 
viel  ungünstiger  gestellt  wurde,  als  andere  lombardische  Städte,  die  Ein- 
wohner die  Stadt  verlassen  müssen,  um  durch  einen  Boten  des  Kaisers,  der 
jetzt  die  Stadt  unter  dem  Namen  Caesarea  erst  rechtsgültig  gründet,  wieder 
in  dieselbe  eingeführt  zu  werden.3  Oder  die  Genugthuung  trat  sonst  in  nähere 
Beziehungen  zur  Veranlassung  des  Bannes.  Wurde  bei  der  Bannung  der 
Lombarden  1226  insbesondere  betont,  dass  ihre  Auflehnung  die  Sache  des 
heiligen  Landes  gefährde,  so  war  die  hauptsächlichste  der  Bedingungen  der 
Lösung,  deren  Feststellung  einem  Schiedssprüche  des  Pabstes  überlassen  war, 
die  Stellung  von  vierhundert  Rittern  auf  eigene  Kosten  durch  zwei  Jahre  für 

108.  —  1.  Huillard  5,  116.  Hier,  wie  auch  sonst  häufig,  scheint  es  sich  nach  der 
Fassung  der  Urkunde  allerdings  einfach  um  einen  freiwilligen  Gnadenakt  des  Kaisers  zu 
handeln ;  dass  aber,  wie  das  an  und  für  sich  anzunehmen  wäre,  ein  Vertrag  Torherging, 
sehen  wir  aus  Rolandini  Chr.  Mon.  Germ.  19,  66.  2.  Die  bedeutende  Summe  von  15000 
Pfund  für  den  Kaiser  und  1000  Pfund  für  dessen  Boten,  welche  nach  den  Verhandlungen 
fMon.  Germ.  4.  174)  zu  zahlen  waren,  sind  wohl  nicht  gerade  als  Strafe,  sondern  als  Gegen- 
leistung gegen  die  Konzessionen  dos  Kaisers  zu  fassen.  Wegen  der  Zahlung  vgl.  Vignati 
373.  374.  3.  Mon.  Germ.  4,  181  zu  1184.  wahrend  nicht  allein  das  richtiggestellte 
Itinerar  auf  1183  weist,  sondern  auch  die  Urkunden  über  den  Konstanzer  Frieden  ergeben, 
dass  die  Lösung  Alessandri.Vs  diesem  Toranging. 
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drn  Kreuzzug  des  Kaisers. 1  Am  rege] illässigsten  handelt  e.s  .sieh  hu-mt  Er- 
füllung der  Forderungen  des  Kaisers,  »Stellung  von  Geissein  und  Uebernahnn? 
der  inanniclifaehsten  andern  Verpflichtungen,  wie  sie  dem  Einzelfalle  ange- 
messen waren,  um  Zahlung  einer  bedeutenden  Geldstrafe;  war  eine  solche  bei 
der  lösbaren  Acht  von  vornherein  bestimmt,  so  wurde  dieselbe  hier  jetzt  erst 
festgestellt;  und  dabei  wird  zugleich  eine  geringere  »Summe  an  die  Räthe  des 
Kaisers,  auch  wohl  an  die  Kaiserin  gezahlt,  wohl  von  dem  Gesichtspunkte 
aus,  dass  der  Verwendung  derselben  die  Begnadigung  zu  danken  ist. 5  War 
längerer  bewaffneter  Widerstand  geleistet,  so  konnte  aber  auch  bei  vertrags- 
weiser Rückkehr  zum  Gehorsam  die  Bedingungen  überaus  hart  sein,  den  Be- 
gnadigten fast  nichts,  als  das  Leben  verbürgend.  »So  1160  bei  Crema:  Erat 
antcm  pactum  talc,  quod  Cremenses  civitatem  dederent  ipsique  vita  sibi 
imlulta  cum  coniuqibus  ac  liberis  quovis  eundi  facultatcm  lutberent,  de 
rebus  suis  quantum  quisque  scmel  humeris  efferre  passet,  secum  e.cpor- 
taret;  Mediolanenses  rero  et  Brix'tenses,  qui  ad  praesidium  eiusdem  civi- 
tatis iutraverant,  relictis  ibidem  armis  et  Omnibus  suis,  vitam  sibi  pro 
lucro  c.ristimarent.s  Aehnlich  muss  bei  der  vertragsweisen  Begnadigung  von 
Cremona  1186,  bei  welcher  der  Kaiser  ausser  einer  Geldstrafe  sich  wesent- 
lich mit  Erfüllung  seiner  frühern  Forderungen  begnügt,  doch  bezüglich  der 
vom  Kaiser  belagerten  Burg  Manfreds  zugegeben  werden,  dass  die  Belagerten 
freien  Abzug  nur  mit  dem,  was  sie  tragen  können,  haben  und  dann  die  Burg 
zerstört  wird. 7 .  Es  ist  demnach  wohl  denkbar,  dass  die  Bedingungen,  durch 
welche  man  die  Lösung  hätte  erhalten  können,  so  hart  waren,  dass  man,  wie 
von  den  Mailändern  1162  behauptet  wird,  bedingungslose  Unterwerfung  vor- 
zog, von  der  Gnade  des  Kaisers  Günstigeres  hoffend.8 

109.  —  War  ein  Vertrag  unter  annehmbaren  Bedingungen  nicht  zu  er- 
halten und  weiterer  Widerstand  aussichtslos,  so  blieb  nicht«  übrig,  als  Rück- 
kehr zum  Gehorsam  durch  b  e  d  i  n  g  u  n  g  s  1  o  s  e  U  n  t  e  r  w  e  r  f  u  n  g ,  indem  die 
Gebannten  Person  und  Güter  der  Gewalt  des  Kaisers  übergaben,  sich  als 
Ilochverräther  bekennend  und  die  Gnade  des  Kaisers  anflehend.  Der  Kaiser 
kann  nun  Gnade  üben,  kann  aber  auch  einfach  dem  Rechte  seineu  Lauf  lassen, 
die  vollen  »Strafen  des  Hochverrates  vollziehen  lassen.1  »So  schreibt  der 
Kaiser  1162  von  den  Mailändern:  nudos  gladios  in  cervieibus  suis  defe- 
rentes  et  nmiestatis  nostra*  reos  sc  esse  profitentes,  personas,  res,  ipsam- 
qne  civitatem  absque  omni  tenore  et  sine  aliquu  conditione  iuterposita  in 
nostram  potestatem  cum  plena  deditione  reddidere.2  Sie  siud  nun  nach  der 


M.—)  4.  Huillard  2,  705  5.  So  zahlt  Mailand  1158  an  Kaiser,  Kaiserin  und  Kurie 
zusammen  9000  Mark,  Piacenza  1162  ebenso  6000  Mark.  Mon.  Germ.  4,  109.  Böhmer 
Acta  598.  Siena  1 186  dem  Könige  Heinrich  4000,  der  Königin  600.  der  Kurie  400  Pfund. 
Mon.  Germ.  4,  183.  Cremona  zahlt  1186  dem  Kaiser  1500  und  der  Kurie  300  Pfund. 
Archiv  zu  Cremona.  tt.  Radevicus  1.  2.  c  62.  7.  Böhmer  Acta  604.  8.  So  nach 
der  Ep.  Burchardi,  Script.  It.  6,  916.  Dagegen  hätte  nach  den  Ann.  Mediol.  und  Acerbus 
Moreua,  Mon.  Germ.  18,  373.  635,  der  Kaiser  auf  bedingungsloser  Uebergabe  bestanden. 

100.  —  1.  Vgl.  inkbesoudere  die  allgemeine  Formel  im  Oculus  pastoralls,  Antiq.  It. 
4,114.       2.  Mon.  Germ.  4.  132. 
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Streu«»-'  des  (io.v'tzt'.s  allen  Strafen  des»  Uoelu erratlies  verfallen,  haben  üii.- 
besondere  auch  das  Leben  verwirkt,  wie  ihnen  der  Kaiser  das  vorhält  und  sie 
selbst  zugestehen. J  Es  kommt  lediglich  darauf  an,  ob  der  Kaiser  Gnade  ein- 
treten lassen  will;  und  absichtlich  scheint  er  das  einige  Zeit  im  ungewissen  zu 
lassen ;  ain  1 .  März  erfolgte  die  Uebergabe ;  noch  am  7.  März  sagt  der  Kaiser 
bei  der  Schenkung  von  Crema  an  Cremona,  tjuod  si  forte  ad  f/ratiam  et 
iiiitn'ieonliam  noxh-aut,  Med'tolaneimes  reeeperintu«,  werde  er  sie  schwören 
lassen,  dieselbe  nicht  anzufechten.4  An  demselben  Tage  erfolgte  dann  endlich 
die  Lösung  vom  Banne,  nachdem  sie  geschworen  und  durch  Geissein  ver- 
bürgt hatten,  sich  allein  und  jedem  zu  unterwerfen,  was  der  Kaiser  über  sie 
vertilgen  würde.  Diese  Verfügungen  waren  bekanntlich  hart  genug;  die  Stadt 
wurde  zerstört,  der  Gemeindeverband  aufgehoben,  so  dass  natürlich  von  Wie- 
derherstellung der  Privilegien  nicht  die  Hede  war;  die  Bewohner  scheinen  ihre 
Freiheit  und  ihr  Eigen  verloren  zu  haben.5  Als  Tortona  sich  1155  bedin- 
gungslos unterwarf,  wurde  den  Einwohnern  nur  Leben  und  Freiheit  belassen.6 
Milder  war  unter  sonst  entsprechenden  Verhältnissen  das  Urtheil  K.  Hein- 
richs VII  131 1  gegen  die  Brescianer,  welche  Uttum  reeoffitonceittes  reatttm  de 
/>«  rtfoniit  et  rebi'8  in  dispo^ittone  et  rohnitate  nostra  sese  Ubere  totaliter 
stdnnifUTtnit ;  es  handelt  sich  dabei  nicht  um  Lösung  vom  Banne,  welcher 
nicht  vorhergegangen  scheint,  sondern  um  eine  Milderung  der  verwirkten 
Strafen  de>  Hochverrates;  der  König  schenkt  den  Einzelneu  das  Leben  unter 
Verzicht  auf  Gcfaugcnhaltung  und  Leibesstrafen,  erlässt  ihnen  und  ihren  Kin- 
dern die  Infamie  und  belässt  ihnen  ihre  Güter  oder  stellt  sie  ihnen  zurück ; 
weiter  steht  er  von  Zerstörung  der  Stadt  alt.  Dagegen  verhängt  er  von  den 
verwirkten  Strafen  die  Zerstörung  der  Festungswerke  auf  Kosten  der  Ein- 
wohner, den  Verlust  aller  vom  Reiche  der  Stadt  oder  einzelnen  Bewohnern 
v  erliehenen  Privilegien  und  Hoheit  si  echte,  die  Konfiskation  aller  der  Stadt- 
Gemeinde  zustehenden  Güter  und  Hechte,  den  Verlust  der  Amtsbefugnisse  für 
.ludices,  Advokaten  und  Notar«'  und  verurtheilt  ausserdem  die  Stadt  zur  Zah- 
lung von  siebzigtausend  Goldgulden. ' 

In  wie  weit  man  bei  bedingungsloser  Unterwerfung  auf  weitergehende 
Begnadigung  hoffen  durfte,  hing  natürlich  von  den  Umständen  ab.  Wurde 
Mailand  1 1 62,  nachdem  es  den  bewaffneten  Widerstand  bis  zur  äussersten 
Gränze  durchgeführt  hatte,  hart  bestraft,  so  erhielten  damals  Brescia  und 
Piacenza,  welche  den  drohenden  Gewaltmassregeln  durch  Unterwerfung  zuvor- 
kamen, eine  wesentliche  Milderung;  ausser  der  Unterwerfung  unter  alle  For- 
derungen des  Kaisers  wurde  die  Strafe  auf  Niederlegung  der  Befestigungen 
und  Zahlung  be  leutender  Geldsummen  beschränkt.8  Es  konnten  auch  die  Ver- 
hältnisse so  liegen,  dass  der  Kaiser,  obwohl  er  auf  bedingungsloser  Unter- 
werfung bestand,  doch  aus  politischen  Gründen  vollste  Begnadigung  eintreten 
Ii*  ss,  v,jn  allen  Strafen  absehend,  in  alle  früheren  Rechte  wieder  einsetzend;  so 

3.  Ep.  ßurrhardi.  Script.  It.  0.  SM*.      4,  Archiv  zu  l'rcmeua.      5.  Vgl.  §  ö,  Ott. 

Friv.  (jesta  1.  2.  c.  20.  7.  Böhmer  Acta  442.  K.  Acerbus  Mi  rena.  M»n.  Germ.  18.  638. 
Bvhuicr  Acta  507. 
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1238  bei  Begnadigung  von  Vorcelli,  cum —  ml  ßdelitatem  et  mamlnta  nostra, 
et  imperii  rediissentf  in  personis  et  rebus,  in  civitatc  et  episcapatu  ae 
districtu  eorum  precise  absque  condicione,  tenore  vel  pacto  in  omnibus  et 
per  omnia  se  nostris  mandatis  et  bencplacitis  exponentes,  pro  commissi* 
contra  •maiestatem  nostram  veniam  suppliciter  implorassent.9  Aehnlich 
bei  dem  einzigen  mir  aus  späterer  Zeit  bekannt  gewordenen  Falle  einer  Lösung 
einzelner  Personen.  Ein  Prokurator  der  Herren  von  Camino  erscheint  1313 
vor  dem  Kaiser:  misericordiam  postulavit —  de  omni  offensa  et  iniuria  — 
contra  imperatoriam  maiestatem —  et  de  ittis  excessibus —  de  qnibus  con- 
dempnati  fuerunt —  et  etiam  de  inobediencia  et  rebelliom  ipsorum,  in 
qnibus  contra  imperatoriam  maiestatis  luictenus  perseverarunt,  und  ver- 
spricht vollsten  Gehorsam  für  alle  bezüglichen  Befehle  des  Kaisers  ipso*  et 
eorum  bona  eiusdem  Serenissimi  prinripia  libere  submittens  sub  pena  averis 
et  corporis  et  persone  arbitrio  ipsius  prineipis  au  ferenda-,  nach  beschwo- 
renem Gehorsam  heisst  es  dann  vom  Kaiser:  predietnm  condemnationem  et 
processum  et  sententiam —  ad  sue  voluntatis  arbitrium  snspendit,  et  In- 
terim ipsos  —  in  integrum  restituit  ml  omnes  Iwnorcs,  dignitates,  iura  et 
bona  et  cetera  alia,  quibus  privat i  erant  per  sententiam  antedicUnn.10 
Mochte  in  solchen  Fällen  auf  die  Form  der  unbedingten  Uebergabe  Werth 
gelegt  werden,  so  schliesst  das  nicht  gerade  aus,  dass  vorher  eine  Verstän- 
digung über  das  stattgefunden  hatte,  was  man  von  der  Gnade  des  Kaisers  zu 
erwarten  hatte. 

110,  —  War  der  Gel>annte  im  Banne  gestorben,  so  waren  damit  noch 
nicht  alle  Wirkungen  des  Bannes  beendet;  trat  nicht  eine  Begnadigung 
der  Nachkommen  ein,  so  hatten  diese  insbesondere  nach  der  Strenge  des 
Gesetzes  die  konfiszirten  Erbgüter  verloren.  Nur  von  der  Gnade  des  Kaisers 
durfton  sie  eine  Wiedereinsetzung  erwarten,  und  es  stand  dann,  auch  abge- 
sehen davon,  dass  über  Manches  schon  endgültig  verfügt  sein  mochte,  beim 
Kaiser,  was  er  etwa  für  Zwecke  des  Reichs  zurückbehalten  wollte.  .So  sagt 
K.  Heinrich  1189,  dass  Graf  Humbert  von  Savoien  im  beständigen  Keichs- 
banne  gestorben  sei:  Post  cuius  mortemy  cum  ßlius  eins  Thomas  ex  multa 
maiestatis  nostre  miseratione  in  pratiam  imperii  et  nostram  rediret,  ex 
ipsius  consensu  —  Sedunensem  episcopatum  ad  manum  imperii  retinui- 
mus  specialifer,  cuius  ecclesie  episcopi  ante  tempora  illa  de  manu  comitum 
Sahaudie  per  aliquod  tempus  recipiebanl  regalia1:  danach  dürfte  alles 
l'ebrige  zurückgegeben  sein  Wenigstens  später  traf  dann  die  Nachkommen 
auch  die  Infamie,  von  welcher  sie  ebenfalls  nur  durch  die  Gnade  des  Kaisers 
befreit  werden  konnten.  Beispiele  kenne  ich  nur  aus  späterer  Zeit ;  K.  Karl  IV 
vernichtet  13,55  alle  condemnationcs,  sententias,  banuitiones,  proecssus  et 
banna,  welche  von  seinen  Vorgängern  gegen  die  Markgrafen  von  Monte  Santa 

100.—]  9,  Huillard  5.  157.      10.  Acta  Hcur.  VII.  2,  90.  Bei  der  Lösung  der  Grafen  ron 
Treriso  111b,  Tgl.  §  99  n.  3,  ist  gar  nichts  darüber  gesagt,  was  von  ihnen  geschehen  war, 
um  die  Losung  zu  erwirken;  sie  geschieht  auf  Bitten  der  Königin  und  der  Fürsten. 
110.  —  1.  Wurstemberger  4.  13.  Vgl.  auch  oben  §  99  n.  3. 
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Maria  und  deren  Vorfahren  vorhängt  waren,  und  zugleich  alle  sich  daraus 
ergelmiden  peraonarum  infamiaay  notas,  inlmbilitatea  et  defeetua  und  re- 
Mituirt  sie  ad  stattim,  famamy  nomen,  titulum  et  honorem  priatinum'2 ; 
noch  bestimmter  sagt  er  in  einem  Privileg  für  die  »Sühne  des  Fenzius  Albert ini 
von  Prato:  eoadem  —  in  integrum  reatituimua  ad  originalem  patriam,  a<l 
omnia  iura  ei  ei  um  Romanorum  et  ad  omnea  lwnoreay  dignitatea  et  mu- 
nerUy  quorum  aeu  quarum  dieti  eivea  Romuni  repertuntur  fore  eapaeea, 
nee  non  ad  omnia  et  aingula  bona  sua  et  poaaeaaionem  eorundem,  que 
idein  quondam  Feneziua  aeu  lui,  quibua  ipae  aueeeaait,  tempore  euiuadam 
aententie  eapitalia  late  contra  iptrnm  reperiebatur  poaaidere  aeu  eciam 
detinere,  penam  quoque  huinauwdi  aententie  aeu  bannt,  aive  peeunialem 
aiee  pcraonalem,  ai  quam  Nieolana  et  Franeiaeua  predicti  occoaione  pre- 
dicte  aentencie  quoquomodo  iueurriaae  noaeuntur,  ipsia  et  filiia  ae  liberis 
eorundem  Maliter  indulgemua  et  auetoritate  eeaarea  relxuvamua,  ipaoaque 
udreraua  dictum  eapitalem  aententiam  aeu  bann  um  per  quoaeunque  latam 
aeu  latum  in  integrum  reatituimua3;  es  handelt  sich  dabei  wohl  noch  um 
Banusentenzen  K.  Heinrichs  VII. 

111.  —  Wohl  nur  als  Regellosigkeit  können  wir  es  betrachten,  wenn 
sich  einige  Fälle  einer  Aufhebung  des  Reichsbannes  durch  den 
Pabst  finden.  Wenn  Pabst  Urban  1186  die  Lombarden  aufforderte  und 
den  Bischöfen  unter  strengen  Strafen  befahl,  den  Geboten  des  Kaisers  zur 
Ausführung  des  Reichsbannes  gegen  Cremona  nicht  zu  gehorchen  \  so  muss 
er  sich  wenigstens  eine  Befugniss  zugesprochen  haben,  über  die  Rechtmäs- 
sigkeit des  verhängten  Bannes  zu  urtheilen;  wie  das  denn  zu  andern  Zeiten 
auch  von  Kaisern  bezüglich  des  Kirchenbannes  geschehen  ist.  Bestimmter  ist 
ein  anderes  Zeugnis*.  Der  Markgraf  von  Este  war  1239  für  immer  gebannt; 
1243  ertheilt  ihm  der  Pabst  ein  Privileg,  worin  es  heisst:  Nihilominua  aen- 
tentias,  banna,  atatuta,  penaa,  et  pririlegia  data  et  eoneesaione8  faetaa  de 
bonis  tuia  ab  eodem  principe  rel  alio  pro  ipao  quibuacunque  communita- 
tibus  vel  peraoniay —  et  omnia  alia,  que  contra  te  et  tua  bona  generali ter 
et  l  specialiter  dieitur  atatuiaae,  auetoritate  preaeneium  revocamua.2  Auf 
welchen  Grund  der  Pabst  sich  dazu  für  berechtigt  hielt,  wird  nicht  angegeben ; 
zunächst  doch  wohl  nur  wegen  der  Exkommunikation,  welche  über  den  Kaiser 
bereits  gesprochen  war,  als  er  den  Reichsbann  gegen  den  Markgrafen  verhängte. 
Dieser  Grund  konnte  nicht  wirksam  sein,  als  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  VII 
der  Pabst  die  Bannsentenz  gegen  König  Robert  für  nichtig  erklärte.  Hier 
werden  Gründe  angegeben.  Einmal  werden  Mängel  des  Verfahrens  hervorge- 
hoben und  die  Kompetenz  des  Pabstes  durch  die  Behauptung  motivirt,  dass 
der  König  nicht  der  Gerichtsbarkeit  des  Kaisers,  sondern  der  des  Pabstes 
untersteht.  Wenn  dann  aber  der  Pabst  insbesondere  die  Nichtigkeit  erklärt, 
tarn  e.r  anperioritate ,  quam  ad  imperium  non  eat  dubium  noa  habere, 
quam  er  poteatate,  in  qua  raeante  imperio  imperatori  auecedimua ,  et 


2.  Böhmer  Acta  575.       3.  (ilafoy  588. 

111.  -  1.  Vgl.  Schefler  Friedrich  I  81).      2.  Antich.  Est.  1,  402;  irrig  zn  1212. 
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nii  ful<>mtnu.i  c,r  tl/tim  phuitudun'  poli'att.itiif*  »jinfut  (.'hri.sttut  -  )wbia  linl 
iimmritin  in  jur-iotm  b.  Pf  tri  vo/nramit,  so  hatte  von  solcher  Auflassung 
aus  der  Pabst  eben  su  wohl  jedes  andere  Urtheil  des  Kaisers  vernichten 
können,  er  würde  danacli  einfach  auch  in  weltlichen  Angelegenheiten  der  höchste 
Richter  im  Reiche  gewesen  sein.8  Doch  muss  die  Kurie  selbst  später  Beden- 
ken über  die  .Statthaftigkeit  solchen  Vorgehens  gehabt  haben,  da  sich  der 
Pabst  J34H  von  Karl  von  Mähren  versprechen  Hess,  jenes  Urtheil  nach  sehler 
Erhebung  zum  römischen  Könige  für  nichtig  zu  erklären. 4 

IX.  SIZIUSCIIER  RANN. 

112.  —  Wir  haben  bisher  die  Angaben,  welche  sich  über  den  Rann  in 
den  sizi  Ii. sehen  Konstitutionen  K.Friedrichs  II  finden1,  absieht  lieh 
ausser  Acht  gelassen,  obwohl  das  Ungehorsamsverfahren  dort  zusammen- 
hängender, als  in  irgend  einer  andern  Quelle  dieser  Zeit  dargestellt  erscheint. 
Denn  ein  engerer  Anschluss  an  das  italienische  Rannverfahrcii  besteht  da 
offenbar  nicht.  Zeigt  sich  dagegen  vielfach  ein«?  auflallende  Annäherung  an  das 
deutsche  Achtsverfahren,  so  wird  das  schon  jenes  Umstände«  wegen  nicht  auf 
longobardisehe  Vermittlung  zurückzuführen  sein.  Eben  so  wenig  auf  Einfüh- 
rung alter  allen  Germauen  gemeinsamer  Einrichtungen  durch  die  Normanen; 
denn  ein  näherer  Anschluss  gerade  an  das  normannische  Achtsverfahren  tritt 
in  keiner  Weise  hervor.2  Die  Erklärung  dürfte  darin  zu  suchen  sein,  dass  es 
sich  vorzugsweise  um  neue  Einrichtungen  de*  Kaisers  handelt,  bei  welchen  sich 
dieser  anscheinend  vielfach  durch  Grundsätze  des  deutschen  Achtsverfahrens 
leiten  Hess,  wenn  auch  hier  und  da  italienische  Einrichtungen  eingewirkt  haben 
mögen. 

Was  das  s  i  z  i  1  i  s  e  Ii  e  U  n  g  e  Ii  o  r  s  a  m  s  v  e  r  f  a  Ii  r  e  n  betrifft,  so  setzte 
das  ältere  Recht  auf  jeden  gerichtlichen  Ungehorsam  eine  »Strafe  von  neun 
Goldunzen.  Der  Kaiser  schaffte  diese  ab,  als  zu  hart  für  den  Armen,  zu  leicht 
für  den  Reichen,  und  setzte  auf  den  Ungehorsam  an  und  für  sich  sowohl  bei 
Uivilklagen,  als  in  .Straflallen,  als  Strafe  den  Verlust  eines  Drittels  des  beweg- 
liehen Vermögens. 

Zur  Sicherung  des  Klägers  erfolgt  bei  Civilklagen  Einweisung  in  den 
vorläufigen  Besitz  des  Klagegegenstandes  oder,  bei  Klagen  um  Schuld,  eines 
entsprechenden  Theiles  der  Güter.  Erfolgt  eine  Entscheidung  nicht  früher,  so 
tührt  nach  Ablauf  eines  Jahres  der  Ungehorsam  des  Reklagten  zu  wahrem 
und  beständigem  Besitze,  der  entsprechend  dem  römischen  und  italienischen 
Reehte  demnach  nur  noch  duivli  eine  Eigenthumsklage  bestritten  werden 

111.     |  8.  Acta  Henr.  VII.  2.  24;).  4.  Kicker  Urk.  /.ur  <;.  Av»  Kfimerxugs  K.  Ludwig*  173. 

112.  1.  Die  betreffenden  Bestimmungen  des  (  onst.  regni  Siciliae  rinden  .sich  zu- 
sammenhängend L.  1.  tit.  Mfl-107.  L.  2.  tit.  I-!*.  Huillard  4.  »ib'-83.  so  dass  Kiuzelverwei- 
Mingcii  überflüssig  erseheinen.  2.  Vgl.  Codex  legum  Normannicaruto.  insbesondere  c.  23. 
24  bei  Liul.  wig  Ucliquiae  7.  I  !)(>'.  lnNbcsundere  fehlt  liier  die  charakteristische  .Steigerung 
der  Acht  zur  Oberacht,  wahrend  die  nnrmauuische  Forsiuratio  dem  sizilUchen  Hechte  fremd 
bleibt 
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konnte;  hier  zum  Verkaufs  behufs  Deckung  der  Schuld.  Von  einein  Bann,  wie 
er  in  Italien  auch  bei  Civiltallen  vorkommt,  ist  hier  überall  nicht  die  Rede. 

Bezüglich  des  Ungehorsams  in  .Straffällen  erklärt  der  Kaiser  das 
ältere  Recht  für  ungenügend,  weil  die  Verteidigung  des  Angeklagten  durch 
d«-n  Ablauf  keiner  Frist  ausgeschlossen  war,  derselbe  ungemessene  Zeit  im 
Ungehorsam  verharren  konnte. 

Jetzt  treffen  denjenigen,  welcher  criminalitcr  et  capitalitcr  accnxatns 
der  Ladung  nicht  folgt,  zunächst  Mass  regeln  gegen  das  Gut.  Einmal 
jene  neue  Strafe  der  Einziehung  eines  Drittels  der  beweglichen  Güter  für  den 
Fiskus;  dieses  bleibt  auch  bei  folgender  Rückkehr  zum  Ungehorsam  verwirkt. 
Weiter  aber:  Bona  rcliqna  iu.vta  antiquam  formum,  qae  contra  abticntc.i 
rcquiniton  est  prodita,  rolamu«  annotari.  Wird  diese  Beschlagnahme  der 
Güter  ausdrücklich  als  altes  Recht  bezeichnet,  so  ist  das  zweifellos  auch  von 
der  weitern  Bestimmung  anzunehmen,  da>s  diese  Güter  nach  Jahresfrist  dem 
Fiskus  verfallen,  wenn  der  Ungehorsame  keine  Kinder  hat.  Denn  alles  das 
entspricht  nicht  allein  genau  dem  ältern  italienischen  Rechte3,  sondern  auch 
»lein  für  Sizilien  sehr  massgebenden 1  römischen. 

Es  werden  nun  aber  weiter  Zwa  n  g s  tu  a  s  s  r  c  ge  I  n  gegen  die  Person 
verhängt,  die  Bannitio  und  Foriudieatio,  entsprechend  der  Acht  und  Oberacht; 
und  von  diesen  mochte  ich  annehmen,  das»  sie  dem  ältern  sizilischen  Rechte 
fremd  waren,  dass  dieses,  wie  sich  das  auch  für  Italien  in  der  frühem  Zeit  zu 
ergeben  scheint,  nur  Zwangsmittel  gegen  das  Vermöge»  kannte.  Schon  die 
ausdrückliche  Hinweisung  nur  auf  diese  als  altes  Recht  legt  das  nahe.  Be- 
züglich der  Foriudieatio,  welche  dem  Angeklagten  jedes  Reimt  auf  Verteidi- 
gung abschneidet,  kann  weiter  die  Einführung  durch  den  Kaiser  keinem  Zweifel 
unterliegen,  da  dieser  ausdrücklich  sagt,  dass  bisher  die  Verteidigung  jeder- 
zeit gestattet  war.  Schon  dadurch  wird  das  aber  auch  höchst  wahrscheinlich 
für  die  Bannitio,  welche  mit  jener  überall  in  engster  Verbindung  steht,  bezüg- 
lich der  Friedlosigkeit  ihr  ganz  gleich  steht,  sich  nur  durch  die  Lösbarkeit  von 
ihr  unterscheidet;  so  oft  die  Bannitio  erwähnt  wird,  findet  sich  nie  die  geringste 
Andeutung,  dass  dabei  dem  alten  Brauche  gefolgt  oder  von  demselben  abge- 
wichen werde,  wie  das  sonst  in  den  Konstitutionen  nicht  selten  der  Fall  ist  ; 
es  wird  weiter  zu  beachten  sein,  dass  sich  in  den  Gesetzen  der  früheren  sizi- 
lischen Könige,  soweit  sie  sich  in  den  Fragmenten  der  Assisen5  erhalten  haben 
oder  in  die  Konstitutionen  übergegangen  sind,  nicht  die  geringste  Spur  des 
Bannes  findet.  Danach  wird  doch  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  d«»s  gesammte 
Achtsverfahren,  soweit  es  gegen  die  Person  gerichtet  ist,  erst  durch  K.  Fried- 
rich II  in  Sizilien  eingeführt  wurde. 

113.  —  Die  Bannitio  tritt,  wie  die  .Massregeln  gegen  das  Vermögen, 
unmittelbar  beim  Ungehorsam  gegen  die  peremtorische  Ladung  ein.  Dazu  ge- 
nügt nach  sizilischem  Rechte  eine  Ladung:  l'itafio  /tat  una  pro  ontnihu*, 
que  p.  remtnr'tHm  conti  nchit,  wobei  den  im  Königreiche  Anwesenden  eine  Frist 


3.  Vgl.  §  10  n.  7.  4.  Vgl.  Hartwig  r„d.  um»  munic.  Siciliae  I.  21.  5.  Fwgmeuu 
iuris  Siculi  ed.  Merkel.  185«. 
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von  dreissig  Tagen  zu  »tollen  ist,  wenn  nicht  besondere  Umstände  fiir  eine 
kürzere  Frist  sprechen. 1  Diese  Vereinfachung  des  Verfahrens  schliesst  sich 
allerdings  dem  italienischen  Rechte  näher  an;  es  sind  damit  die  wiederholten 
Fristen,  welche  das  deutsche  Recht  erfordert,  an  und  fiir  sich  beseitigt.  Sie 
werden  aber  überdies  als  vom  longobardi sehen  und  römischen  abweichendes 
fränkisches  Recht  an  anderer  Stelle  ausdrücklich  ausser  Kraft  gesetzt:  Ca- 
rilkUiones  et  captiones  antiquas  iure  Franeorum,  quinsaneu  et  memenia 
temporum,  que  hiter  Franeos  littpantes  in  utdictis  haetenus  aervabantur* 
—  submovemus.2 

Dagegen  wird  nun  dem  Geächteten  noch  eine  Frist  von  zwei  Monaten 
vom  Tage  der  Aechtung  ab  gewährt,  während  deren  die  Friedlosigkeit  noch 
nicht  für  ihn  eintritt,  niemand  ihn  an  Person  oder  Sachen  irgendwie  schädigen 
darf  und  er  sich  ohne  weitere  Förmlichkeit  dem  Richter  stellen  kann.  Es  ist  , 
das  dem  italienischen  Brauche  zu  vergleichen,  wonach  bei  Verhängung  des 
Bannes  selbst  eine  letzte,  allerdings  durchweg  viel  kürzere  Frist  gestellt  wird, 
nach  deren  Ablauf  der  Bann  erst  fallig  wird.3 

Der  engste  Anschluss  an  das  deutsche  Recht,  der  sich  auch  schon  darin 
zeigt,  dass  die  Acht  nur  bei  schweren  Straffallen  angewandt  wird,  ergibt  sich 
dann  aber  insbesondere  bei  den  Angaben  über  die  Wirkimg  der  Acht  und  die 
Steigerung  derselben  zur  Oberacht  nach  bestimmter  Zeit.  Auch  weiterhin,  ehe 
ein  Jahr  seit  der  Aechtung  verflossen,  wird  der  Aechter  noch  zur  Verantwor- 
tung zugelassen ;  aber  als  Friedloser  hat  er  sich  nun  zuerst  die  Möglichkeit  zu 
erwirken,  ungefährdet  zum  Gerichte  zu  gelangen;  er  hat  sich  an  irgend  einen 
königlichen  Beamten  zu  wenden,  der  ihm  sicheres  Geleit  vom  Grosshofjustitiar 
oder  dem  sonstigen  Justitiar,  der  ihn  ächtete,  zu  erwirken  hat 

114.  —  Ist  ein  Jahr  seit  dem  Tage  der  Aechtung  verflossen,  so  erfolgt 
die  Foriudicatio,  die  Oberacht.  Diese  ist  nicht  etwa  dem  Könige  oder 
dem  Hofgerichte  vorbehalten,  sondern  wird  verhängt  durch  denselben  Richter, 
welcher  die  Acht  aussprach ;  und  das  kann  nicht  allein  der  Grosshofjustitiar, 
sondem  auch  einer  der  andern  Justitiare  sein.  Dem  entsprechend  fehlt  über- 
haupt der  Unterschied,  welchen  man  in  Deutschland  zwischen  der  Verfestung 
durch  den  niedern  Richter  und  der  Reichsacht  machte;  auch  die  durch  den 
einzelnen  Justitiar  verhängte  Acht  scheint  fiir  das  ganze  Reich  wirksam  zu 
sein,  nur  ist  dieselbe  dem  Grosshofgerichte  schriftlich  anzuzeigen  behufs  Ein- 
tragung in  die  Liste  der  Geächteten,  wie  eine  gleiche  Anzeige  bei  der  Lösung 
von  der  Acht  und  der  Verhängung  der  Oberacht  zu  erfolgen  hat. 

Die  Wirkung  der  Oberacht  ist  nun  zunächst  Verlust  des  Verthei- 


113.  1.  Const.  !,.  1.  tit.  97.  Huillard  4,  61.  2.  Const.  L.  2.  tit.  17.  Huillard 
4.  89.  Es  wird  sich  da«  wohl  tunlichst  auf  Normannen  beziehen;  übrigens  kommt  auch  der 
Ausdruck  iure  yormanno  vivere  in  Sicilien  Tor:  Huillard  4.  5.3.3.  Nach  normannischem 
AchtfiTerfahren  war  tadung  zu  drei  Assisen  ron  je  40  Tagen  erforderlich:  erst  auf  der 
rierten  könnt«  die  Forbannitio  erfolgen.  Cod.  leg.  Norm.  c.  23.  §  5.  6.  3.  Vgl,  §53  n.  12. 
Doch  findet  sich  eine  Andeutung  auch  im  deutschen  Rechte;  Tgl.  §  90  n.  3;  und  Ähnlich 
wird  auch  im  normannischen  Hechte  die  Acht  er»t  wirksam  nach  Ablauf  der  rierten  Assise. 
(  od  leg.  Norm.  c.  23.  §  7. 
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digungsrechtes;  der  Angeklagte  gilt  für  überwiesen  und  verurtheilt,  wird 
zu  keiner  Verantwortung  wegen  des  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens,  noch 
auch  zu  einer  Entschuldigung  seines  Ungehorsams  mehr  zugelassen:  post 
ipsius  anni  decursum  per  bannt torem  e Hindern  foriudicari  debebit,  nulla 
oinnino  licentia  postea  remanente  se  super  }>rincipali  causa  criminis  de- 
J 'endend! y  sed  perinde  Jiabeatur  ac  si  confessus  de  crimine,  de  quo  aecu- 
satus  fuerit,  esset  per  definitivam  sententitun  condemnatus ;  sie  foriudi- 
catus  habebitur,  prout  in  aliquibus  nostri  imperii  partibus  nuneupatur, 
quasi  foris  omnem  aditum  iudicii  constitutum;  in  tan  tum  sibi  iudicii 
limina  predudmtur,  qnod  se  eontumaeem  et  tarn  fuisse  negare  non  possit, 
qtu  nee  per  se  tanto  tempore  comparuit,  nec  peralium  pretendentem  legi- 
thnam  causam  siu>  absentie  et  probantem  extitit  excusat us;  nulla  sibi  ap- 
ptttationis  seu  supplicationis  remedia  foriudicatus  superesse  cognoscat, 
quoad  omnia  fere  pro  mortuo  Itabeatur  et  hostis  publicum  reputetur,  sie 
ut  ab  omnibus  offendatur  impune. 

Den  Oberächter  trifft  weiter  wegen  des  fortgesetzten  Ungehorsamst  Ver- 
lust des  Gutes.  Aber  es  wird  nicht,  wie  in  Italien  beim  beständigen  Reichs- 
bann, einfach  konfiszirt ;  die  bezüglichen  Bestimmungen  nähern  sich  vielmehr 
dem  deutschen  Rechte. 1  Wie  in  Deutschland,  wird  auch  hier  das  bewegliche 
Gut  konfiszirt  Das  Uebrige  nur  dann,  wenn  der  Foriudicatus  keine  Kinder 
oder  sonstige  Erben  bis  zum  dritten  Grade  hat.  Doch  bekommen  diese  nicht, 
wie  in  Deutschland,  das  ganze  Erbe,  sondern  ein  Kindstheil  fallt  dem  Fiskus 
zu.  Dagegen  wird  hier  den  Kindern  in  dieser  Beschränkung  nicht  blos  das 
Erbe,  sondern  auch  das  Lehen  erhalten,  welches  in  Deutschland  immer,  hier 
nur  beim  Mangel  nächster  Erben  dem  Herren  ledig  wird.  Die  Vermögensrechte 
der  Frau  und  Mutter  werden  durchaus  gewahrt.  Nur  wird  bei  allem  dem,  wie 
in  Deutschland,  Vorsorge  getroffen,  dass  das  den  Angehörigen  belassene  Gut 
dem  Oberächter  selbst  nicht  mehr  zu  Gute  kommen  kann;  lässt  man  ihm  etwas 
davon  zukommen,  so  wird  es  konfiszirt. 

Bei  diesen  Verfügungen  ist  aber  ein  Vorbehalt  gemacht  bezüglich  des 
Hochverraths:  omnibus,  que  super  criminibus  lese  maiestatis  veteres 
iuris  auetores  tarn  contra  ipsos  reos  quam  successores  eorum  specialiter 
induxei'unt,  in  suo  robore  duraturis.  Ob  das  auf  die  Bestimmungen  des 
römischen  Rechtes  unmittelbar,  wie  wohl  wahrscheinlicher  ist,  oder  auf  die 
Bestimmungen  der  Assisen  zu  beziehen  ist,  ist  sachlich  ziemlich  gleichbedeutend, 
da  die  letztem  ziun  grössten  Theil  wörtlich  dem  rönüschen  Rechte  entnommen 
sind.2  Hinrichtung  und  Konfiskation  der  Güter  ohne  Vorbehalt  eines  Rechtes 
der  Erben  sind  die  Strafe,  wie  auch  gelegentlich  in  den  Konstitutionen,  denen 
besondere  Bestimmungen  über  den  Hochverrath  fehlen,  bemerkt  wird. 3  Das 
Gut  des  geächteten  Hochverräthers  wird  also,  wie  früher  auch  in  Deutschland, 
konfiszirt,  nicht  als  Wirkung  der  Oberacht,  sondern  als  Strafe  des  Verbre- 
chens, dessen  der  Oberächter  für  überwiesen  gilt.  Die  Auffassung,  dass  der 


114.  -  1.  Vgl.  §  WO.      2.  FraKmeiita  iuris  Siruli  ed.  Merkel  22.  Wh.      3.  f'«.»t, 
\.  2  tit  22   Huillard  4.  Hö 
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hartnäckige  Ungehorsam  selbst  als  Hochverrat!»  zu  bestrafen  ist,  tritt  nicht 
hervor;  die  in  den  Assisen  aufgeführten  Fälle  des  Hochverraths  haben  durch- 
weg Handlungen  im  Auge,  welche  unmittelbar  die  Sicherheit  des  Reichs  oder 
des  Königs  gefährden.  Ob  bei  Klagen  auf  Hoehverrath  das  Achtsverfahren 
selbst,  wie  in  Deutschland,  ein  beschleunigtes  war,  sogleich  die  Oberacht  ver- 
hängt werden  konnte,  ergibt  sich  aus  den  Konstitutionen  nicht. 

Dass  mit  der  Oberacht  Verlust  der  Familien  rechte  verbunden 
ist,  ergibt  sich  wohl  aus  dem  pro  nwrtuo  hal>mtttr,  wie  auch  aus  der  Be- 
stimmung, dass  nur  die  vor  der  Oberachtserklärung4  geborenen  oder  doch  ge- 
zeugten Kinder  Erbrechte  haben,  der  Aechter  also  später  keine  echte  Kinder 
mehr  gewinnen  kann.  Ks  stimmt  das  durchaus  mit  dem  deutschen  Hechte, 
während  sich  in  Italien  keine  Andeutungen  dafür  finden. 

Durch  die  Oberacht  wird  nun  weiter  die  Fried  I  nsi  gkei  t  zu  einer  be- 
ständigen, da  keinerlei  Rückkehr  zum  Gehorsam  dem  Oberächter  wieder  zu 
seiner  früheren  Rechtsstellung  verhelfen  kann.  Nur  ein  Mittel  zur  Lösung  der 
Oberacht  ist  angegeben;  wenn  nämlich  der  Oberächter  einen  anderen  Ober- 
ächter  erschlägt,  fängt  oder  seinen  Aufenthalt  verräth.  Es  stimmt  das  mit 
einer  Satzung  des  deutschen  Rechtes,  wie  sie  sich  wenigstens  1281  in  einem 
Landfrieden  K.  Rudolfs  findet,  wonach  der  Aechter  aus  der  Acht  gelassen 
werden  soll,  wenn  er  einen  andern  Aechter  dem  Gerichte  überantwortet. 5 

Die  Friedlosigkeit  selbst  scheint  dagegen  in  Folge  der  Oberacht  keine 
härtern  Wirkungen  zur  Folge  zu  haben.  Den  blossen  Aechtcr  trifft  sie  wäh- 
rend  der  ersten  zwei  Monate  gar  nicht;  nach  Verlauf  derselben  scheint  sie  ihn 
ganz  ebenso,  wie  den  Oberächter  zu  treffen,  da  die  betreffenden  Bestimmungen 
zwar  zunächst  als  Wirkungen  der  Oberacht  angeführt,  dabei  aber  durchweg 
der  Bannitus  und  Foriudi  \atus  ganz  gleichgestellt  werden.  Findet  sich  in  Italien 
kein  bestimmtes  Zeugniss,  dass  man  den  Aechter  tödten  darf,  scheint  auch  in 
Deutschland  die  Tödtung  nach  manchen  Zeugnissen  nur  gestattet  zu  sein,  wenn 
er  sich  der  Gefangennahme  widersetzt,  so  ist  sie  hier  nicht  allein  gestattet,  son- 
dern es  wird  dazu  aufgefordert  unter  Versprechen  von  Belohnung:  ab  omni- 
httx  o  fmdatur  impun>\  a<leo  n(  xi  !jmnm  mrident  ali<jt<isy  nullm»  proimh' 
mlumnitun  im-atur,  W  premtum  a  pratia  terenitatis  noxtr<'  e.vperM. 
Es  steht  in  der  Wahl  dessen,  der  eines  Aechters  gewaltig  wird,  ihn  zu  tödten 
oder  dem  Richter  auszuliefern;  die  Belohnung  ist  für  den  Aechter,  und  auch 
für  den  Oberächter,  wenn  es  sich  um  einen  andern  Oberächter  handelt,  Lö- 
sung von  der  Acht;  für  andere  Personen  eine  Geldsumme  von  sechs  bis  hun- 
dert Augustalen  je  nach  dem  Stande  der  Person.  Ist  die  Verfolgung  der 
Aechter  nicht  gerade  als  Pflicht  ausgesprochen,  so  ist  jedenfalls  alle  Unter- 
stützung derselben  verboten;  wie  im  deutschen  Rechte  trifft  die  Receptatores 
oder  Occultatores  derselben  gleichfalls  die  Acht,  während  wir  in  Italien  häu- 
figer Geldstrafen  darauf  gesetzt  finden. 

114.  |  4.  Heisst  es  ante  /  b,iniiu,u  edihon  avlf  forimlientiou^m  t»ii**fM».  so  ist  der  im 
iiltestpii  lV\tP  fohlende  Zti-.aU  offenbar  ein  Mi<svprständnis%  da  hier  nirlit  atrei  ver-rhie- 
d.'ii*'  /..iipiinktp  uia'.sgflH'ttd  <.ein  kennen         ."»,  Mmi  (Jenu.  I. 


Digitized  by  Google 


Allgpmpino  Entwicklung  tlp*  Kmim-erfahrens. 


22."] 


115.  —  Ist  das  sizilische  Aehtsverfahren  eist  durch  K.  Friedrich  II  ein- 
geführt, so  werden  wir  demselben  allerdings  ergänzende  oder  erläuternde  Be- 
lege für  das  deutsche  oder  italieniselie  Verfahren  nicht  entnehmen  dürfen. 
Zeigt  sich  sichtlich  der  engste  Anschluss  an  deutsche  Einrichtungen,  mögen 
hie  und  da  die  italienischen  beaehtet  sein,  so  konnte  natürlich  auch  manches 
ganz  unabhängig  von  beiden  den  besondern  Bedürfnissen  des  Königreichs 
gemäss  gestaltet  werden.  Dagegen  scheint  mir  für  die  Beurtheilung  der  Ent- 
wicklung des  i  t  a  I  i  e  n  i  s  «•  h  e  n  B  a  n  n  v  e  r  f  a  Ii  r  e  u  s  ü  berhaupt  der  l  'in- 
stand nicht  ohne  Bedeutung  zu  sein,  dass  ein  Bannverfahren  im  Sinne  der 
Aeht  früher  in  Sizilien  nicht  bekannt  gewesen  zu  sein  scheint;  die  Annahme, 
dass  auch  das  ältere  italienische  Recht  sich  auf  Zwangsmassregeln  gegen  das 
Gut  beschränkte,  scheint  darin  eine  wichtige  Stütze  zu  finden.  Würde  es  sich 
um  altlongobardisehe  Einrichtungen  handeln,  so  würden  diese  sich  doch  gewiss 
auf  dem  sizilisehen  Festland»»  »ehalten  haben.  Aber  auch  dann,  wenn  sich  jenes 
Verfahren  in  Italien  »*rst  unter  fränkischem  Einflüsse  entwickelt  hätte,  wäre  es 
fast  unbegreiflich,  dass  dasselbe  nicht  schon  früherauch  auf  die  Fürstentümer 
des  Südens  eingewirkt  haben  sollte,  zumal  ein  Bcdürfniss  nach  solchen  Ein- 
richtungen vorhanden  gewesen  zu  sein  scheint. 

So  weit  sieh  unsere  Untersuchungen  über  das  italienische  Bannverfahren 
auch  ausgedehnt  haben,  so  ist  doch  nicht  zu  läugnen,  dass  bezüglich  der  Ent- 
wicklung desselben  manches  noch  unklar  bleibt ;  ich  möchte  nicht  behaupten, 
dass  auch  nur  der  eine  Hauptpunkt,  die  Annahme  einer  Einwirkung  deutscher 
Einrichtungen,  genügend  siehergestellt  sei,  um  eine  Widerlegung  durch  er- 
neuerte Untersuchungen  nicht  mehr  erwarten  zu  lassen.  Nach  .Massgabe  der 
bisherigen  Erörterungen  aber  möchte  ich  als  vorläufiges  Ergebnis*  etwa  Fol- 
gendes annehmen : 

Das  älter«'  italienische  Ungehorsainsvcrfahren  kennt  auch  bei  Strafsachen 
nur  Zwangsmassregeln  gegen  das  Gut;  die  bei  der  deutschen  Acht  in  den 
Vordergrund  tretende  Friedlosigkeit  der  Person  ist  ihm  unbekannt.1  Auch  der 
Ungehorsam  gegen  den  König  wird  in  Italien  nur  durch  hohe  Geldstrafen  ge- 
büsst,  welche  von  daher  Eingang  in  Deutschland  finden. 1  Gegen  Ende  des 
eilften  Jahrhunderts  findet  dann  aber  von  Deutschland  her  der  Reichsbann 
Eingang  4,  bei  welcher  die  aus  der  Ungnade  des  Königs  sich  ergebende  Fried- 
losigkeit der  Person  in  den  Vordergrund  tritt,  und  zwar  so  sehr,  dass  das 
früher  in  Italien  allgemein  übliche  prozessualische  Zwangsmittel  der  Beschlag- 
nahme des  Gutes  beim  Reichshannverfahren  ganz  entfallt.4  Nur  handelt  es 
sich  freilich  dabei  nicht  um  eine  einfache  Uehertragung  des  deutschen  Ver- 
fahrens auf  Italien,  sondern  wesentlich  nur  um  die  Aufnahme  jenes  bis  dahin 
dem  italienischen  Verfahren  fremden  Begriffes,  während  man  sieh  im  übrigen 
vielfach  aufs  engste  an  die  hergebrachten  italienischen  Recht seinrichtungen, 
oder  aber  auch  an  die  Bestimmungen  des  um  dieselbe  Zeit  zu  allgemeinerer 
Geltung  gelangenden  römischen  Rechtes  hält,  anderes  sich  sichtlich  den  be- 
sonderen Bedürfnissen  des  Landes  gemäss  ganz  unabhängig  vom  deutschen 

115.      I.  Vgl.  $  4g       2.  Vgl.  §  :V.i.  Vgl.  S  41.      4.  VKI.  $>  Wfj 
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Brauche  gestattet.  Während  aber  im  zwölften  Jahrhunderte  sich  doch  noch 
mancher  nähere  Anschluss  an  diesen  ergibt5,  nähert  sich  im  dreizehnten  Jahr- 
hunderte auch  der  Keichsbann  vielfach  dem  eigenthümlichen  Bannverfahren, 
welches  sich  in  den  italienischen  Städten  ausgebildet  hatte6,  und  gewinnt  zu- 
gleich immer  weitere  Ausdehnung,  so  dass  er  nun  auch  im  Civilprozesse  immer 
häufiger  angewandt  wird. 7 

Was  dann  den  städtischen  Bann  betrifft ,  so  finden  sich  hier  so  be- 
deutende Abweichungen,  dass  an  eine  einfache  Uebcrtragung  des  Reichsbannes 
auf  das  Verfahren  in  den  städtischen  Gerichten  nicht  zu  denken  ist.  Aber  für 
die  Annahme  einer  Beeinflussung  des  Reichsbannes  durch  deutsche  Auffassung 
scheint  mir  auch  da  zu  sprechen,  dass  gerade  solche  Bestandteile  des  städti- 
schen Bannverfahrens,  welche  dem  Reichsbanne  nicht  entnommen  sein  können, 
sich  den  besondern  italienischen  Rechtsbestimmungen  oder  Verhältnissen  näher 
anschliessen,  während  nichts  im  Wege  steht  anzunehmen,  dass  das  städtische 
Bann  verfahren  erst  durch  Uebernahme  der  Friedlosigkeit  aus  der  Reichsacht 
zum  Abschlüsse  gelangt,  in  dieser  Richtung  demnach  doch  mittelbar  auch  von 
Deutschland  her  beeinflusst  sei.  Inden  ältesten  Zeugnissen  über  das  städtische 
Bannverfahren  finden  wir  wesentlich  nur  zwei  Massregeln  erwähnt,  für  welche 
dem  Reichsbanne  Entsprechendes  fehlt,  Beschlagnahme  oder  Verwüstung  des 
Guts  und  Verweisung  aus  der  Stadt.  Dass  die  Zwangsmassregeln  sich  vor- 
zugsweise gegen  das  Gut  richten,  wenn  auch  zum  Theil  in  anderer  Weise,  als 
das  im  älteren  Rechte  bestimmt  ist,  wird  sich  anstandslos  aus  einer  schärfen- 
den Weiterentwicklung  desselben  erklären  lassen.  Für  die  beim  städtischen 
Bannverfahren  so  sehr  in  den  Vordergrund  tretende  Ausweisung  aus  der  Stadt 
und  ihrem  Gebiete  scheint  sich  freilich  im  ältern  italienischen  Rechte  kein  be- 
stimmterer Anhaltspunkt  zu  bieten,  während  andererseits  auch  dem  Reichs- 
bannverfahren entsprechende  Massregeln  fehlen.  Ich  möchte  annehmen,  dass 
dieses  Ausweisungsverfahren  sich  erst  auf  der  Grundlage  städtischer  Selbst- 
ständigkeit, frühestens  zu  Ende  des  eilften,  wahrscheinlicher  erst  in  der  frühern 
Zeit  des  zwölften  Jahrhunderts  bestimmter  entwickelte.  Wir  wiesen  schon 
früher  darauf  hin,  dass  ein  Verfahren,  M  eiches  ausser  allem  organischen  Zu- 
sammenhange mit  dem  Reichsgerichtswesen  überhaupt  steht8,  welches  ledig- 
lich den  Stadtbezirk  als  geschlossenes  Rechtsgebiet  im  Auge  hat,  schwerlich 
in  einer  Zeit  geordneter  Wechselbeziehungen  zwischen  Reichsgerichten  und 
Ortsgerichten,  wie  wir  sie  im  eilften  Jahrhunderte  noch  finden,  entstanden  sein 
kann ;  während  es  durchaus  einer  Zeit  entspricht,  in  welcher  mit  der  steigenden 
Selbstständigkeit  der  Städte  das  Gemeindebewusstsein  sich  steigerte,  das  ge- 
sammte  Rechtsleben  sich  auf  engste  Kreise  beschränkte.  Es  wird  weiter  zu 
beachten  sein,  dass  die  Ausweisung  vorwiegend  in  Anwendung  gebracht  wird 
gegen  Zahlungsunfähige,  mag  die  Forderung  nun  durch  Vertrag  oder  durch 


115.  -1  5.  Dahin  wird  insbesondere  auch  der  erst  spater  zu  erörternde  Umstand  zu  ziehen 
sein,  dass  es  sich  bei  den  Ausnahmefällen,  in  welchen  in  Italien  noch  in  staufiseher  Zeit  in 
deutscher  Weise  das  Urthpil  gefragt  wird,  fast  ausschliesslich  um  Verhängung  des  Reichs- 
bamies  handelt.       «.  Vgl.  §  88.        7.  Vgl.  §  09.        8.  Vgl.  §  M.  f,;,. 
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Missethat  begründet  sein,  dass  sie  in  dieser  Richtung  an  die  Stelle  der  alten 
.Sehuldkneehtschaft  getreten  sein  muss;  und  wussten  wir  auch  nicht  bestimmter 
nachzuweisen,  wann  und  wie  dieser  Uel »ergang  erfolgte9,  so  liegt  doch  gewiss 
die  Annahme  sehr  nahe,  dass  die  Beseitigung  der  .Schuldknechtschaft  in  engerem 
Znsammenhange  mit  der  steigenden  Bedeutung  des  stadtischen  Bürgerthums 
erfolgte.  So  weit  scheint  sich  das  städtische  Bannverfahren  ganz  selbststän- 
dig, insbesondere  ausser  allem  Zusammenhange  mit  der  deutschen  Acht  ent- 
wickelt zu  haben,  von  welcher  sie  sieh  denn  ja  auch  gerade  durch  die  dadurch 
bedingten  Eigentümlichkeiten,  durch  die  Anwendung  nicht  blos  gegen  den 
Ungehorsamen,  sondern  auch  gegen  den  Gehorsamen,  nicht  blos  bei  Klagen 
um  Missethaten,  sondern  auch  um  Schulden,  durch  das  Hervortreten  der 
Massregeln  gegen  das  Gut  vor  denen  gegen  die  Person,  aufs  bestimmteste 
unterscheidet.  Dagegen  scheint  der  Begriff  der  Friedlosigkeit  auch  dem  altem 
städtischen  Bannverfahren  nur  bekannt  zu  sein  in  der  Beschränkung,  wie  sie 
sich  auch  im  altern  longobardischen  Hechte  findet,  der  Gestattung  der  Rache 
des  Verletzten  oder  seiner  Verwandten,  welche  sich  auch  später  noch  geltend 
macht  in  dem  besondern  Gewichte,  das  auf  die  Erlangung  der  Sühne  gelegt 
wird,  während  dadurch  auch  die  Massregel  der  Ausweisung  des  Verbrechers 
zur  Erhaltung  des  Friedens  in  der  Stadt  nahe  gelegt  sein  musste.10  Eine  all- 
gemeine Entziehung  des  Rechtsschutzes,  eine  Friedlosigkeit  gegen  Jedermann 
scheint  dagegen  dem  ältern  Verfahren  fremd  gewesen  zu  sein,  ist  erst  um  den 
Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts  in  städtischen  Statuten  bestimmt  nach- 
zuweisen n;  wie  überhaupt  allgemeine  Schmälerungen  der  Rechtsfähigkeit  in 
denselben  nicht  früher  erwähnt  werden. 12  Und  wie  es  scheint,  dass  der  Aus- 
druck Bann  erst  unter  K.  Friedrich  I  vom  Reichsbanne  auf  das  entsprechende 
städtische  Verfahren  übertragen  wurde13,  so  dürfte  auch  die  dem  ältern  italie- 
nischen Rechte  anscheinend  fremde  Friedlosigkeit  in  dieses  erst  durch  die  An- 
wendung beim  Reichsbanne  Eingang  gefunden  haben.  Sind  diese  Annahmen 
richtig,  so  würde  auch  die  abweichende  und  sichtlich  zum  grossen  Theile  auf 
einheimischer  Grundlage  beruhende  Gestaltung  des  städtischen  Bannes  unserer 
Ansicht  nicht  im  Wege  sein,  dass  das  Reichsbannverfahren  in  Italien  in  seinen 
Anfängen  wesentlich  durch  das  entsprechende  deutsche  Achtsverfahren  be- 
stimmt war,  während  seine  bedeutenden  Abweichungen  von  diesem  dann  zum 
grossen  Theile  daraus  zu  erklären  sind,  dass  es  sich  nicht  bloss  dem  italieni- 
schen Rechte  im  allgemeinen,  sondern  insbesondere  auch  jenem  Verfahren,  wel- 
ches sich  in  den  italienischen  Städten  zunächst  selbstständig  entwickelt  hatte, 
später  näher  anschloss,  wie  es  umgekehrt  auch  seinerseits  auf  die  Weiterent- 
wicklung des  städtischen  Verfahrens  nicht  ohne  Einflnss  geblieben  zu  sein 
scheint 

X.  VORSITZENDE. 

IIB.  —  Die  Befugnisse  des  einzelnen  Gerichtes  werden  abhängig  sein 
von  den  Befugnissen,  welche  den  zu  Gerichte  sitzenden  Personen  dauernd  oder 

9  Vgl.  §40.     10.  Vgl.  §51.    ll.Vgl.§50n.22     12. Vgl  § 58 n.  12.    18.  Vgl  §  44 
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doch  für  den  Einzelfall  zustehen.  Diese  Personen  werden  in  den  Gerichtsur- 
kunden durchweg  genau  angegeben;  in  den  altern  sogleich  im  Eingange  nach 
Angahe  des  Gerichtsortes.  Dabei  werden  nun  aber  immer  zwei  K hissen  von 
Gerichtspersonen,  Vorsitzende  und  B  e  i  s  i  t  z  e  n  d  e ,  scharf  auseinander- 
gehalten. Für  jene  wird  der  Ausdruck  Kcsidere  in  iudicio  ad  sin/jufarum 
Jiominum  iustitia*  facienda*  ac  deliberandax  gehraucht;  die  dann  folgenden 
Beisitzer  werden  aufgeführt  als  Hcsidente*  cum  eo  oder  cum  c#>,  nämlich  den 
Vorsitzenden.  In  den  ältesten  Formularen  tritt  der  Gegensatz  noch  schärfer 
dadurch  hervor,  dass  dieselben  nicht  als  Bericht  des  schreibenden  Notars, 
sondern  als  Bericht  der  Vorsitzenden  gefasst  sind.  Nur  diese  führen  sich  seHist 
in  erster  Person  ein :  Dum  eqo  N.  rc*edift*em  oder  no*  N.  et  A'.  reftedifi/te- 
mu*,  während  sie  dann  ihre  Beisitzer  mit  Jiesidentibm  nobiscunt  oder  ade- 
rant  nobiscum  auffuhren.  Bei  den  Unterschriften  tritt  der  Unterschied  in  der 
Regel  weniger  scharf  nur  dadurch  hervor,  dass  die  Vorsitzenden  zuerst  unter- 
schreiben; zuweilen  aber  doch  auch  hier  bestimmter,  indem  nur  die  Vorsitzen- 
den mit  Praefui  unterzeichnen,  während  die  Beisitzer  sich  des  gewöhnlichen 
Jnterfui  bedienen. 1 

Die  genauere  Feststellung  der  Thätigkeit  der  einen  und  der  andern  im 
Gerichte  bleibt  späterer  Untersuchung  vorbehalten.  Für  unsere  nächsten 
Zwecke  kann  es  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass  nur  die  Vorsitzenden  als 
Träger  dpi*  Gerichtsgewalt  erscheinen,  wie  sich  das  aus  jeder  Gerichtsurkunde 
ergibt.  Zunächst  an  sie  wendet  sich  der  Kläger  mit  der  Forderung,  ihm  Recht 
zu  schaffen,  sie  laden  Parteien  und  Zeugen;  insbesondere  sind  nur  sie  bei  der 
Ausführung  des  Urtheils  thätig,  so  durch  Ertheilung  der  Investitur,  Verhän- 
gung des  Königshannes,  oder  indem  sie  die  Ausführung  desselben  befehlen 
(Hier  verbürgen  lassen;  auf  ihren  Befehl  wird  die  Gerichtsurkunde  gefertigt. 
Als  Träger  der  Gerichtsgewalt  werden  die  Vorsitzenden  ausdrücklich  bezeich- 
net, wenn  860  der  Kaiser  ein  Gericht  mit  einer  Reihe  seiner  Grossen  besetzt 
und  l>ei  den  beiden  Erstgenannten  bemerkt  wird:  (Juan  ad  dhtrinaendnm  in 
e odem  plarito  fire/eeif:  ähnlich  heisst  es  1023  vom  Vorsitzenden  Königs- 
boten in  der  Unterfertigung:  Qni  ibi  fuit  et  diatvietum  fecit.'1 

Die  Befugnis*  des  Gerichtes  überhaupt  wird  daher  immer  bedingt  sein 
durch  die  Geriehtsgewalt  der  Vorsitzenden.  Damit  kann  bestehen,  dass  dieser 
seine  volle  (geriehtsgewalt  nur  üben  kann  unter  Zuziehung  von  Beisitzern  l»e- 
stimmter  Stellung,  wie  wir  dafür  in  späterer  Zeit  manche  Beispiele  finde») 
werden;  so  wenn  im  Gerichte  des  Hofvikar  oder  Grosshofjustitiar  nur  Hof- 
richter, oder  im  Lehensgerichte  nur  Lehensgenossen  beisitzen  sollen.  Aber  die 
besondern  Befugnisse  dieser  sind  doch  nicht  bestimmend  für  den  Umfang  der 
Gewalt  des  Vorsitzenden  und  damit  des  Gerichts,  sondern  nur  für  die  Mög- 
lichkeit der  Ausübung.  Und  in  älterer  Zeit  werden  wir  überhaupt  darauf  fast 
gar  kein  Gewicht  gelegt  finden;  es  wird  sich  zwar  ergel>en,  dass  gewisse  Per- 
sonen zunächst  als  Beisitzer  in  höhern,  andere  in  niederu  Gerichten  vorzugs- 

116.  -  1.  Miturelli  Ann.  1,  160.  Mon.  patr.  Ch.  1,  552.  Ughelli  3,  628  2.  Script. 
It  2  b,  »28  Fatteschi  321. 
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weise  verwandt  wurden,  eine  schärfere  Scheidung  da  aber  keineswegs  statt- 
fand, die  Gewalt  des  höhern  Vorsitzenden  keine  geringere  war,  wenn  seine 
Beisitzer  auch  vorwiegend  oder  selbst  ausschliesslich  dem  niederen  Kreise 
entnommen  waren. 

117.  —  Auffallender  ist  der  Umstand,  dass  wir  in  Italien  in  früherer 
Zeit  häufig  eine  Mehrzahl  von  Vorsitzenden  finden,  und  zwar  auch 
von  Vorsitzenden  verschiedener  Stellung.  Während  in  den  deutschen  Gerich- 
ten wenigstens  regelmässig  nur  ein  Richter  vorsitzt,  können  wir  das  in  Italien 
kaum  als  die  Regel  bezeichnen,  zumal  in  den  höheren  Gerichten.  Ueberaus 
häufig  finden  wir  zwei,  nicht  selten  auch  drei,  zuweilen  noch  mehrere  Vor- 
sitzende1, welche  als  solche  ausdrücklich  von  den  Beisitzern  geschieden  sind. 

Dabei  ergeben  sich  nun  verschiedene  Fälle.  Zunächst  können  es  mehrere 
Vorsitzende  ganz  derselben  Stellung  sein.  So  sehr  häufig  zwei  oder 
mehrere  Königsboten.  Es  erscheinen  weiter  nicht  selten  mehrere  Brüder  als 
Markgrafen  oder  Grafen  einer  Grafschaft,  welche  dann  gemeinsam  Vorsitzen. 
Dahin  werden  wir  es  auch  zu  ziehen  haben,  wenn  der  Kaiser  mit  seinem  Sohne 
vorsitzt2,  oder  die  Markgräfin  Beatrix  mit  ihrem  Gemahle3  und  häufig  mit 
ihrer  Tochter  Mathilde,  oder  ein  Markgraf  von  Saluzzo  mit  seiner  Mutter.4 
Das  nur  in  frühester  fränkischer  Zeit  vorkommende  Vorsitzen  mehrerer  Loeo- 
positi  oder  Scabini  werden  wir  später  genauer  besprechen. 

In  andern  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  Vorsitzende  derselben,  aber 
doch  e  n  t  s  p  r  e  c  h  e  n  d  e  r  S  t  e  1 1  u  n  g ,  insofern  der  weltlichen  die  als  gleich- 
stehend zu  betrachtende  geistliche  Gewalt  zur  Seite  tritt.  So  beim  gemeinsamen 
Vorsitzen  des  Pabstes  und  des  Kaisers5  oder  Boten  des  Pabstes  und  des 
Kaisers6,  oder  beim  Vorsitzen  des  Ortsbischofs  neben  dem  Grafen. 

Gar  nicht  selten  finden  wir  nun  aber  auch  Personen  höherer  und 
niederer  Stellung  gemeinsam  dem  Gerichte  Vorsitzen,  insbesondere  den 
höheren  Richter  mit  dem  ihm  untergeordneten  niederen.  In  Deutschland  gilt 
der  allgemeine  Grundsatz,  dass  der  niedere  Richter  dein  höheren  den  Stuhl 
räumt,  dass  seine  Thätigkeit  aufhört,  wenn  der  höhere  Richter,  als  dessen 
Stellvertreter  er  betrachtet  wird,  selbst  anwesend  ist.  Auch  Mir  Italien  wird 
wenigstens  bezüglich  des  Kaisers  Aehnliches  ausgesprochen,  wenn  Otto  von 
Freising  sagt:  Alia  itidnn  <\r  antiqim  consuctttdinr  manaase  traditur  iu- 
Atitia,  nt  principe  Italiam  hitrante  vunetae  vaeare  deheant  dignitate*  et 
inafjifttra  fiiff  ac  ad  ipsin*  ittttum  ftecnvdnm  *cita  leg  tan  ittrisque  peritonnn 
i  «dictum  nniverm  tractari.7  Und  dem  entsprechend  sehen  wir  denn,  auch 
vom  Gerichte  des  Königs  abgesehen,  nicht  selten  im  Gerichte  des  Königs- 
boten8 oder  des  Markgrafen9  den  Ortsgrafen  einfach  in  die  Reihe  der  Bei- 
sitzer zurücktreten. 


117.  —  t.  f..  ß.  824  sechs:  Tiraboschi  Non.  2,  41:  1022  fünf  RBnigsboten:  Oattula 
Hist.  1,  77.  2.  972.  1027:  Lupus  2,  303.  Rnbeis  Aquil.  500.  8.  Umi  Mon.  1,  337. 
4.  10&1:  Muletti  1,  274.  5.  SMi7.  1001 :  Fantuxzi  2.  27.  3.  17.  «.  838:  Kantuzzi  2,  5. 
7.  Gesta  Frld.  I.  2.  c.  13.  K.  820.  971.  1091  :  Antiq.  It.  1,  4C1.  Antich.  Est.  1,  152. 
Lupus  2,  774        ».  993.  1058.  72  :  De  Dionisiis  170.  Rena  e  Cnrairi  2  b.  5.  3  a.  52. 
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Es  ist  das  aber  keineswegs  als  die  Regel,  sondern  eher  als  die  Ausnahme 
zu  betrachten;  häufiger  sitzen  der  höhen'  und  der  niedere  Richter  gemeinsam 
dem  Gerichte  vor.  .So  insbesondere  oft  der  Ortsgraf  mit  dem  Königsboten  U) 
oder  dem  Markgrafen.  n  Aehnlich  finden  wir  als  Vorsitzende  den  Markgra- 
fen12 oder  den  Boten  des  Herzogs13  neben  dem  Königsboten,  den  Ortsgrafeu 
neben  dem  Boten  des  Herzogs11,  den  Vieecomes  neben  dem  Grafen15,  dem 
Bisehofe lfi  oder  der  Markgräfin. 17  Ja  neben  dem  Kaiser  selbst  erscheint  970 
wiederholt  der  Fürst  und  Markgraf  Pandulf  als  Vorsitzender18,  wie  1047 
dem  Kaiser  sein  Hofkanzler  zur  Seite  tritt. 19 

Und  dabei  handelt  es  sieh  nicht  um  einen  Mos  formellen  Unterschied 
zwischen  Vorsitzenden  und  Beisitzenden.  Nur  hie  und  da  scheint  lediglich  die 
Rücksichtnahme  auf  die  hervorragende  Stellung  einer  Person  dafür  massge- 
bend gewesen  zu  sein,  sie  unter  den  Vorsitzenden  zu  nennen;  so  insbesondere 
in  Fällen,  wo  der  Ortsbischof  als  Vorsitzender  neben  dem  weltliehen  Richter 
erscheint,  während  doch  weiterhin  nur  dieser  thätig  ist.20  Es  sind  vielmehr 
in  der  Regel  alle  als  Vorsitzende  Genannte,  aber  auch  nur  diese,  bei  Uebung 
der  GeriehLsgcwalt  durchaus  gleich  betheiligt.  Wo  das  überhaupt  bestimmter 
sichtlich  wird,  sind  es  alle  Vorsitzende,  mögen  sie  gleichen  oder  untergeord- 
neten Ranges  sein,  an  welche  die  Klage  gerichtet  wird,  welche  die  Beklagten 
vorladen,  die  Verhandlung  leiten,  den  Spruch  ausführen,  den  Königsbann  ver- 
hängen, auf  deren  Befehl  die  Urkunde  gefertigt  wird;  Mährend  da,  wo  Hin- 
ein Vorsitzender  genannt  wird,  auch  nur  dieser  in  der  genannten  Weise  thätig 
wird.  Ausnahmen  finden  sich  allerdings  in  der  einen,  wie  in  der  andern  Rich- 
tung; aber  abgesehen  von  einzelnen,  später  genauer  zu  erörternden  Fällen, 
werden  wir  befugt  sein,  darin  eine  blosse  Ungenauigkeit  der  Fassung  zu  sehen. 
So  haben  wir  mehrere  an  demselben  Tage  ausgestellte  Urkunden  aus  einer 
1038  Februar  22  zu  Vivinaja  in  der  Grafschaft  Lucca  gehaltene  Gerichts- 
sitzung; in  einer  sitzt  nur  der  Kanzler  vor,  während  der  unter  den  Beisitzern 
aufgeführte  Graf  mit  ihm  den  Bann  verhängt;  in  einer  andern  erscheinen  beide 
als  Vorsitzende,  während  nur  der  Kanzler  den  Bann  verhängt.'21 

Die  Mehrzahl  der  Vorsitzenden  würde  da,  wo  auch  das  Unheil  ihre 
Sache  ist,  ihre  einfache  Erklärung  darin  finden,  dass  man  für  die  Gerechtig- 
keit desselben  eine  erhöhte  Bürgschaft  suchte.  In  wie  weit  das  in  Italien  für 
gewisse  Perioden  zutraf,  werden  wir  später  genauer  zu  untersuchen  haben. 

Für  die  Jahrhunderte  aber,  welchen  wir  unsere  Beispiele  entnahmen, 
kann  dieser  Gesichtspunkt  nicht  der  massgebende  gewesen  sein.  Denn  der 
Vorsitzende  erscheint  da  nur  als  Träger  der  Gerichtsgewalt,  nicht  als  Urtheiler. 


117.-1  10.  840-1037:  Mem.  di  Lucca  5  b,  337.  Tirabo^chi  Xon.  2,  97.  Lupus  2.  114. 
Ughelli  1,  888.  Fatteschi  304.  321.  Anticli.  Est.  I,  128.  Antiq.  It.  1.  493.  Script  Ii.  I  b, 
499.  SarioN  I.  7G.  Fantuzxi  2.  67.  72.  11.  |Of .'M072:  Antich.  Kst.  1,  88.  Script.  It. 
2  b.  992.  Antiq.  It.  1,  299.  301.  966.  2.  9:,5.  12;  S97.  1068.  73:  Mem.  .1.  Lucca  4  c, 
71.  5c,  008.  Antiq.  It.  I,  48!».  13.  H4.'>:  Antiq.  It.  2.  973.  14.  99f>:  Fatteschi  307. 
15.  91 1  :  Uoselli  1,  290.  1«.  |0Ü9:  AtlV»  1*.  2.  32!».  1 1078:  itena  e  faniici  3b.  Ol. 
18.  Script.  It.  I  b,  443.  2  b,  902.  19.  Ughelli  1,  430.  20.  89U.  898:  «ouliui  2.  472. 
Üoselli  I,  286.       21.  Antiq.  It.  2,  »83.  I,  471. 
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Und  dann  liegt  die  Frage  nahe,  welchen  Zweck  konnte  man  insbesondere  noch 
beim  Vorsitzen  des  niedern  Richters  neben  dem  höhern  im  Auge  haben,  da 
ja  die  beschränktere  Gerichtsgewalt  jenes  in  den  ausgedehnteren  Befugnissen 
dieses  vollständig  enthalten  war?  Ich  denke,  dieser  Zweck  dürfte  zunächst 
darin  zu  suchen  sein,  dass  man  den  Entscheidungen  ein  grösseres  Gewicht  zu 
geben  suchte  einerseits  allerdings  durch  die  an  und  für  sich  ausgedehntere 
Gewalt  des  einen,  andererseits  aber  auch  durch  die  am  Orte  selbst  sich  stätiger 
fühlbar  machende  Gewalt  des  andern.  Insbesondere  musste  ja  auch  die  weitere 
Ausführung  und  Aufreehthaltung  der  Entscheidung  vielfach  vorzugsweise  Sache 
des  niedern  Richters  sein,  wie  das  auch  in  den  Urkunden  wohl  bestimmter 
hervortritt.  So  investiren  1028  Herzog  und  Graf  gemeinsam;  dann  heisst  es: 
Et  —  coepit  ipsc  l  V/o  diuv  marchio  prendere  mauibux  ipsum  W.  abbatem 
et  dedit  cum  in  manurn  B.  comiti«  et  praeeepit  ei  de  parte  imperatoris  et 
su*t:  ut  quieumque  de  rebus  i peius  monastcrii  tollere  volucrit  auf  contra 
nostrum  bauuum  fecerit,  facta«  tu  Ii.  comes  ipsmn  banuum  soleerc,  <juo- 
modo  tfratiam  dei  et  d.  imperatori«  et  in^'ain  Itabcrc  cupis."22  Während 
1 030  ein  Königsbote  und  die  Grafen  von  Bologna  als  Vorsitzende  gemeinsam 
investiren  und  bannen,  geben  nur  die  letztern  einen  Gerichtsboten  zur  körper- 
lichen Einweisung23;  ähnlich  gibt  1081  zu  Parma  die  Gerichtsboten  der  Bi- 
schof, zugleich  Ortsgraf,  gemeinsam  mit  dem  Könige,  während  übrigens  nur 
dieser  als  Vorsitzender  thätig  ist.24 

Mit  den  Aenderungen  im  Gerichtswesen  hört  im  zwölften  Jahrhunderte 
das  gemeinsame  Vorsitzen  höherer  und  niederer  Richter  auf.  In  der  Regel 
erscheint  jetzt  nur  ein  Vorsitzender.  Finden  wir  mehrere,  wie  das  insbeson- 
dere bei  delegirten  Richtern,  Schiedsrichtern,  Lehnsrichtern  und  städtischen 
Konsuln  der  Fall  ist,  so  sind  es  solche,  welche  in  ihren  richterlichen  Befug- 
nissen ganz  gleichstehen,  bei  welchen  überhaupt  die  sonst  dem  Einzelrichter 
zustehende  Befugnis«  nur  in  der  Weise  auf  mehrere  Personen  übertragen  er- 
scheint, dass  sie  dieselbe  gemeinsam,  nicht  auch  einzeln  ausüben  können. 

118.  —  Jenes  gemeinsame  Vorsitzen  von  Richtern  verschiedenen  Ranges 
könnte  allerdings  den  Gedanken  nahe  legen,  es  hätten,  so  weit  überhaupt  mit 
Königsbaun  gerichtet  wurde bestimmtere  A  b  s  t  u  f  u  n  g  e  n  d  e  r  G  e  r  i  c  h  t  s- 
barkeit,  eine  geordnete  Reihefolge  höherer  und  niederer  Gerichte  mit  ge- 
nauerer Abgränzung  ihrer  Befugnisse  nicht  bestanden.  Dass  sich  in  den  Ur- 
kunden so  sehr  selten  darauf  bezügliche  Andeutungen  finden,  wird  allerdings 
darauf  schliessen  lassen,  dass  in  dieser  Richtung  die  Gränzen  kaum  sehr  be- 
stimmt festgestellt  waren  oder  genau  eingehalten  wurden.  Aber  von  anderm 
abgesehen  finden  wir  zunächst  wenigstens  bezüglich  der  örtlichen  Ausdehnung 
der  Gerich tsgewalt  auch  in  Italien  eine  bestimmte  Stufenfolge  der  höhern  Ge- 
richte, welche  sich  im  allgemeinen  den  deutschen  Verhältnissen  anschliesst 
Nur  da<s  in  Italien  die  einzelne  Gerichtssitzung  nicht  ausschliesslich  nur  der 
einen  oder  der  andern  Stufe  angehört,  die  verschiedenen  übergeordneten  Ge- 


22.  Script.  It.  2  b,  092.       28.  SavioH  1,  76.       24.  Affö  Parma  2,  335. 
118.  ~  1.  Vgl.  §  29. 
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walten  gleichzeitig  wirksam  Werden.  So  finden  wir  eine  dreifache  Geriehts- 
gewalt  vertreten  in  einer  1028  im  marsisehen  Gebiete  gehaltenen  Gerichts- 
sitzung.2 Der  Herzug  Hugo  vertritt,  da  er  damals  ausdrücklich  zum  Königs- 
boten bestellt  war3,  einmal  die  königliche  Gerichtsgewalt,  dann  als  Herzog 
vou  Spoleto  die  des  höhern  Ortsriehters,  während  die  des  ordentlichen  Orts- 
richters durch  den  Grafen  vertreteu  ist.  Alle  drei  werden  denn  auch  bei  den 
Verhandlungen  ausdrücklich  betont.  Der  Abt  von  Casauria  wendet  sich  mit 
einer  Klage  an  den  Herzog  und  fordert  ihn  auf:  Modo  /tiefte  nobia  iustitiam 
de  parte  d.  imperatoria  et  de  parte  veatra  et  de  parte  Ii.  eomitia,  in  euiua 
eomitatum  et  poteafatem  ipsae  rea  pertinent;  und  wieder  heisst  es,  dass  der 
Herzog  und  der  Graf  den  Abt  investirten  de  parte  d.  imperatoria  et  de  aiut 
Vgonia  dueia  et  B.  eomitia. 

Die  hier  erwähnten  drei  Stufen,  Gericht  des  Königs,  Herzogs  oder 
Markgrafen,  Grafen,  oder  doch  ihnen  entsprechende,  ergeben  sich  uns  über- 
haupt als  die  regelmässigen  Stufen  der  höhern  Gerichtsbarkeit.  Werden  unsere 
Untersuchungen  sich  vorzugsweise  nur  mit  jener  ersten,  dem  Gerichte  des 
Königs  und  des  Reichs  beschäftigen,  so  werden  wir  doch  schon  des  vielfachen 
Ineinandergreifens  der  verschiedenen  Stufen  wegen  von  den  andern  nicht  ganz 
absehen  können,  wenn  wir  uns  bei  Besprechung  derselben  auch  auf  das  be- 
schränken, was  für  ihr  Verhältniss  zur  ersten  von  Bedeutung  scheint  oder  sich 
bei  Untersuchung  derselben  nebenbei  ergab.  Gab  es  dann  aber  unter  dem 
Grafengerichte  noch  niedere  Gerichte  der  verschiedensten  Art,  so  werden  wir 
von  diesen  für  unsere  Zwecke  zunächst  ganz  abschen  können. 

XI.  GRAFSCHAFT. 

119.  —  Das  Gericht  des  Grafen  haben  wir  als  das  regelmässige 
höhere  Gericht  zu  betrachten;  der  Graf  ist  der  ordentliche  höhere  Riehter, 
welcher  im  allgemeinen  befugt  ist,  in  seinem  Sprengel  über  alle  Personen  und 
alle  Sachen  zu  urtheilen,  welche  seiner  Gewalt  nicht  ausdrücklich  entzogen 
und  höheren  Gerichten  vorbehalten  sind.  Das  ganze  Königreich  war  in  frän- 
kischer Zeit  in  Grafschaften  gctheilt;  meistenteils  fielen  diese  mit  einem  Bis- 
thuine zusammen,  so  dass  die  Bischofsstadt  zugleich  Sitz  eines  Grafen  war; 
doch  war  auch  der  Fall  nicht  selten,  dass  die  Grafschaft  den  Umfang  des  Bis- 
thums nicht  erfüllte,  neben  der  Grafschaft  der  Bischofsstadt  noch  andere 
Grafschaften  im  Sprengel  bestanden.  An  der  Spitze  der  Grafschaft  stand  ein 
anfangs  vom  Könige  amtsweise  gesetzter,  später  von  ihm  oder  einem  der 
Grossen  belehnter  Graf. 

Dieser  Zustand  hat  sich  nun  aber  bis  zur  staufischen  Zeit  maunichfach 
geändert.  Der  alte  Umfang  der  Grafschaften  hat  sich  allerdings  noch  vielfach 
erhalten.  Aber  nur  selten  finden  wir  ganze  Grafschaften  noch  im  Besitze 
weltlicher  belehnter  G  r  a  f  e  n.  In  Oberitalien  war  das  so  sehr  die  Aus- 
nahme, dass  Otto  vou  Freising  nur  den  Grafen  von  Blandrate  zu  uenueu 
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weiss,  welcher  noch  das  ganze  Gebiet  von  Novara,  rite  ipsa  civitate  excepta, 
beherrschte. 1  Führt  er  das  auf  die  Begünstigung  des  Grafen  durch  Mailand 
zurück,  so  handelte  es  sich  doch  nicht  etwa  um  blosse  Gewaltherrschaft.  In 
kaiserlichem  Privileg  für  den  Grafen  1 156  heisstes,  dass  ihm  alle  Besitzungen 
und  Ehren  bestätigt  werden:  Preterea  conduettun  per  tot  tun  contitalum  et 
epiacopatum  Novarie  eident  comiti  inteyraliter  confinnamiui,  ut  nullius  in 
codem  conti  tat  u  ab  alitjuo  conducatur  uixiaf/  ipxo  comitc  tri  a  nuo  misso, 
ni  e  aliqtui  pugna  in  conti  tat  u  ßat,  nisi  in  eiusdem  comitia  jmsencia;  der 
Kaiser  bestätigt  ihm  weiter  liberam  potestateni  iuüticiant  et  iudicitun  fa- 
ciendi per  conti  tat  um  saunt2;  der  Graf  hatte  sich  demnach  im  reiehslehn- 
baren  Besitz  der  wichtigsten  gräflichen  Hechte  für  den  ganzen  Umfang  einer 
alten  Grafschaft  behauptet.  Doch  finden  sich  wühl  auch  sonst  noch  in  Ober- 
italien ungetheilte  Grafschaften  vom  Reiche  an  einzelne  Geschlechter  verliehen. 
.So  leiht  K.  Heinrich  1191  dem  Markgrafen  von  Este  die  Grafschaft  Rovigo3, 
dem  Grafen  Rambald  die  Grafschaft  Treviso4  mit  dem  Bemerken,  dass  die- 
selben von  den  Voreltern  ererbt  seien.  Nur  freilich  beweist  die  Verleihung 
noch  nicht  die  thatsächliche  Uebung;  zumal  in  letzterm  Falle,  wo  es  sich  um 
eine  »Stadt  handelt,  der  nach  dem  Konstanzer  Frieden  die  Regalien  ausdrück- 
lich zugesichert  sind,  kann  von  wirksamer  gräflicher  Gewalt  im  ganzen  Ko- 
mitate  nicht  die  Rede  sein.  Doch  schliesst  das  nicht  aus,  dass  solche  Grafen 
sich  immerhin  im  Besitze  einzelner  gräflicher  Rechte  auch  über  den  Umfang 
ihrer  eigenen  Besitzungen  hinaus  erhalten  mochten;  so  kommt  1190  ein  »Streit 
über  ein  Lehen  des  Kapitels  von  Treviso  anscheinend  durch  Appellation  zur 
Entscheidung  des  Grafen  Rambald5,  wofür  wohl  niu'  seine  gräflichen  Befug- 
nisse als  massgebend  gedacht  werden  können.  In  den  Lehnbriefen  dc>  vier- 
zehnten Jahrhunderts  für  die  Colalto  ist  dann  aber,  obwohl  sie  noch  den  Titel 
Grafen  von  Treviso  führen,  durchaus  um'  von  der  Gerichtsbarkeit  über  ihre 
eigenen  Besitzungen  die  Rede.6  Hie  und  da  finden  sich  sogar  noch  Neuver- 
leihungen geschlossener  Grafschaften;  so  belehnt  K.Friedrich  1159  den  Tin  to 
von  Cremona  de  contitatu  Iiwule  Fulckcric  mit  genau  angegebenen  Gränzen 
und  mit  allen  aufgezählten  Rechten,  iure  contitatui  ad  contitein  pertinen- 
tibtm.1 

120.  —  Die  alten  Grafen  waren  zunächst  vielfach  beseitigt  durch  die 
g  r  ä  f  I  i  c  h  e  G  e  w  a  1 1  d  e  r  B  i  s  c  h  ö  f  e.  Handelte  es  sich  bei  Verleihung  der- 
selben durch  den  König  anfangs  meistentheils  nur  tun  die  gräfliche  Gewalt  in 
der  Bischofsstadt  selbst  und  einem  bestimmten  Umkreise,  welche  dem  Grafen 
entzogen  und  auf  den  Bischof  übertragen  wurde,  so  wurden  doch  auch  sehr 
häufig  ganze  Grafschaften  an  die  Bischöfe  übertragen.  Für  unsere  Zwecke  ist 
dann  der  Bischof  zunächst  einfach  als  Graf  zu  betrachten;  wir  finden  ihn  nicht 
allein  die  Rechte  des  Grafen  übend,  insbesondere  dem  Grafengerichte  vor- 

119.  —  1.  <»o>ta  Frid.  1.  2.  c.  14.  2.  Böhmer  Acta  ÜO.  8.  Anticb.  E*t.  I.  357. 
4.  Antiq.  lt.  I,  433:  vgl.  2,  W,  5.  «alogera  N.  lt.  34  a.  67.  73.  6.  Böhmer  Acta 
448.  474.  7«  Böhmer  Acta  IUI.  Die  Verleihung  des  ganzen  Komitat«  Ivrca  an  den 
Grafen  Ton  Blandrato  12  Ii),  Huillard  1,  616,  erscheint  bedenklich  bei  Vergleich  mit  den 
Urkunden  Mon.  patr.  t'h.  1.  1162  und  Huillard  1,  605. 
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sitzend,  sondern  er  fuhrt  auch  sehr  häufig  ausdrücklich  den  Titel  eines  Grafen 
neben  dem  eines  Bisehofes;  anfangs  vorzugsweise  nur  dann,  wenn  er  zu  Ge- 
richte sitzt  oder  sonst  gräfliche  Rechte  übt.  .So  sitzt  zuerst,  so  weit  ich  sehe, 
1059  der  Bischof  von  Arezzo  als  Epiaeoptta  et  eontea  zu  Gerichte.1  Besass 
dieser  kaum  die  ganze  Grafschaft,  so  tritt  bei  andern  wohl  schon  im  Titel 
hervor,  dass  ihn»  gräfliche  Gewalt  sich  über  die  ganze  Grafschaft  oder  das 
ganze  Bisthum  erstreckt.  .So  heisst  es  1065:  epiaeoptta  aanete  Plaeentine 
eeeleat'e  et  eonwa  ttitta  eotnilattt  Piareittino2;  1081:  epiaeoptta  et  praeaea 
ipaitta  Parmenaia  epiaeopii  et  eomitattta* ;  1112:  Tridentine  aedia  epiaeo- 
ptta  et  romea  ipaitta  epiaeopattta* ;  1172:  Terdonenaia  epiaeoptta  et  eonwa 
et  toeiiia  teive  preaea.5  In  staufischer  Zeit  wird  dann  die  Bezeichnung  als 
Bischof  und  Graf  immer  häufiger.6 

Je  häufiger  der  Titel,  um  so  weniger  war  freilich  von  wirklicher  Uebung 
der  gräflichen  Befugnisse  durch  die  Bischöfe  noch  die  Rede.  Fast  nur  da,  wo 
deutscher  Einfluss  bestimmter  sich  geltend  machen  konnte,  wie  zu  Aglei  und 
Trient,  gelangten  auf  solcher  Grundlage  die  Bischöfe  zu  landesfürstlieher  Ge- 
walt. Durchweg  kam  die  thatsächliche  Uebung  der  weltlichen  Hoheitsrechte 
des  Bischofs  an  die  städtischen  Gemeinden;  theils  so,  dass  auch  formell  die 
Rechte  des  Bischofs  ganz  beseitigt  erscheinen,  theils  so,  dass  das  Recht  des- 
Reiben nur  noch  darin  seinen  Ausdruck  findet,  dass  er  die  Konsuln  mit  den 
Hoheitsrechten  belehnt.  Im  Konstanzer  Frieden  1183  heisst  es  ausdrücklich: 
In  eivitate  illa,  in  qua  epiaeoptta  per  prieilegimn  imperatoria  aive  retjia 
eomitatttm  haftet,  ai  eonaulea  per  ipattm  epiaeopum  eonattlatttm  reeipere 
antritt^  ah  ipao  reeipiant,  aiettt  reeipere  eonaneverttnt;  alioqttiit  ttnaqtiaeque 
eiritaa  a  noftia  eonattlatttm  reeipiet1 ;  wo  sich  alle  Reste  der  bischöflichen 
Hoheit  bereits  verloren  hatten,  sind  sie  demnach  damals  auch  da  nicht  herge- 
stellt, wo  der  Bischof  die  Verleihung  der  Grafschaft  erweisen  konnte. 

Doch  wird  man  in  dieser  Richtung  auch  nicht  zu  weit  gehen  und  ül>eraU 
alle  weltlichen  Hoheitsrechte  der  Bischöfe  als  durch  die  Städte  beseitigt  be- 
trachten dürfen.  Ein  so  mächtiges  Gemeinwesen,  wie  Parma,  schloss  noch 
1221  einen  Vertrag  mit  seinem  Bischöfe,  worin  ihm  die  Investitur  des  Podesta 
oder  der  Konsuln  zugestanden  und  sein  althergebrachtes  Recht  beim  gericht- 
lichen Zweikampf,  wie  seine  ausschliessliche  Befugniss  zu  einer  Reihe  richter- 
licher Handlungen,  wie  Emanzipationen,  Bestellung  von  Kuratoren  und  Tutoren, 
Bewilligung  zur  Veräusserung  von  Mündelgütern,  Ernennung  von  Notaren, 
anerkannt  wurde.8  Ausgedehntere  Hoheitsrechte  verblieben  dem  Bischöfe  von 
Vercelli.  Der  päbstliche  Legat  verkaufte  dieselben  allerdings  1243  im  Inte- 
resse der  Kirche  an  die  .Stadt,  so  dass  dem  Bischöfe  nur  noch  die  Hoheits- 
rechte zustehen  sollten,  welche  auch  die  der  Stadt  unterworfenen  Edeln  auf 

120.  -  1.  Antiq.  It.  1,  966.  Uena  c  Camici  2  a,  87.  2.  Campi  1.  518.  Zu  Pia- 
cenza  wird  der  Titel  schon  früh  sehr  häufig  gebraucht:  so  1119-60:  Bosclli  1,  306".  307. 
308.  312.  Campi  1,  393.  542.  8.  Arft  P.  2,  335.  4.  Bouclli  2,  379.  5.  Costa 
9,  78.  «.  So  zu  Feltre  1202:  Calogera  N.  R.  31b,  61 ;  Padua  1220.  35:  Dondi  7,  22. 
91;  Vercelli  1224:  Irici  71;  Cencda  1233:  Vcrci  Marca  1,  Uli  m  7.  Mon.  Germ. 
4,  176.       8.  Mon.  Parm.  1,  196, 
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ihren  Besitzungen  übten.9  Aber  das  muss  nicht  zur  Ausführung  gekommen 
sfiij.  Noch  his  ins  vierzehnte  Jahrhundert  finden  wir  den  Bischof  zu  Vereelli 
s*'ll»t  nicht  allein  im  Besitze  ähnlicher  obervormundschaftliehcr  Befugnisse 
und  des  Rechtes,  dass  der  gerichtliche  Kampf  nur  vor  Beamten  des  Bischofs 
vorgenommen  werden  darf,  sondern  er  erscheint  auch  noch  als  oberster  Richter, 
insofern  von  jedem  Spruche  des  Podesta  an  ihn  appellirt  werden  kann. 10  Im 
Gehiete  scheinen  seine  Rechte  vielfach  noch  ausgedehnter  gewesen  zu  sein;  zu 
Casale  gehen  nach  Bestimmungen  von  1203  nicht  allein  alle  Appellationen  an 
den  Bischof  seihst,  sondern  jede  Streitsache  kann  nach  Wahl  des  Klägers 
entweder  bei  den  Konsuln  oder  heim  Boten  des  Bischofs  anhängig  gemacht 
werden,  und  schwere  Straffälle  sind  überhaupt  dem  Gerichte  des  Bischofs  oder 
seines  Boten  vorbehalten. 1 1  Zu  Adria  stand  dem  dortigen  Bischöfe  noch 
1198  die  gesammte  hohe  Gerichtsbarkeit  und  eine  Reihe  der  wichtigsten 
Hoheitsrechte  zu,  wie  die  Stadt  selbst  zugab;  und  mochte  das  anerkannte 
Recht  von  ihm  thatsächlieh  vielfach  nicht  mehr  geübt  sein,  so  konnte  das  eine 
ganz  andere  Gestalt  gewinnen,  als  er  damals  seine  Rechte  lehenweise  auf  den 
Markgrafen  von  Este  übertrug,  der  in  der  Lage  war,  sogleich  auf  der  Uebung 
seines  vollen  Rechtes  zu  bestehen. 12  Ausnahmsweise  scheint  denn  auch  wohl 
ein  Bischofsich  im  Vollbesitz  der  gräflichen  Rechte  behauptet  zu  haben;  dem 
von  Voltcrra  wird  nicht  allein  in  kaiserlichen  Privilegien  von  1186  und  1220 
die  volle  Gerichtsbarkeit  für  den  Umfang  des  Komitats  und  des  Bisthums  be- 
stätigt13, sondern  er  muss  auch  thatsächlieh  Herr  des  Komitats  mit  Einschluss 
der  Stadt  gewesen  sein,  da  er  als  Prior  des  1197  geschlossenen  tuszischen 
Bundes  erscheint,  als  dessen  Glieder  übrigens  nur  die  Stadtgemeinden  selbst 
genannt  werden,  Volterra  allein  durch  den  Bischof  vertreten  ist. 

121.  —  Jedenfalls  ist  aber  in  der  staufischen  Zeit  das  Fortbestehen 
bischöflicher  Herrschaft  über  ganze  Grafschaftssprengel  eine  Ausnahme,  welche 
für  die  allgemeineren  Verhältnisse  noch  weniger  ins  Gewicht  fallt,  als  das 
Fortbestellen  einiger  Lehensgrafschaften.  In  Folge  einer  hier  nicht  näher  zu 
verfolgenden  Entwicklung  gelangte  in  einem  sehr  grossen  Theile  des  Reiches 
seit  dem  Ende  des  eilften  Jahrhunderts  die  gräfliche  Gewalt  an  die 
Städte;  wenn  sich,  wie  gesagt,  hie  und  da  auch  Bischöfe  und  Lehensgrafen 
im  Besitze  einzelner  gräflicher  Hoheitsreettte  behaupteten,  so  war  d:vs  doch 
Ausnahme,  und  insbesondere  wurde  die  hohe  Gerichtsbarkeit  jetzt  durchweg 
durch  die  städtischen  Behörden  geübt.  Eine  Aenderung  in  der  alten  Abgren- 
zung der  Grafschaftsprengel  war  damit  keineswegs  nothwendig  verbunden;  für 
den  örtlichen  Umfang  der  Befugnisse  der  städtischen  Behörden  war  zunächst 
der  Umfang  der  Befugnisse  derjenigen  massgebend,  von  welchen  sie  dieselben 
überkamen,  der  Bischöfe  und  Grafen;  während  einerseits  in  der  Regel  der 
UeWgang  sich  nicht  auf  die  Stadt  selbst  beschränkte,  die  städtischen  Be- 
hörden auch  im  ganzen  Umfange  der  Grafschaft  die  Befugnisse  ihrer  Vor- 
gänger ausübten,  fehlte  ihnen  andererseits  zunächst  jeder  Anspruch,  über  diese 
G  ranzen  hinauszugreifen. 

9.  Mandelli  1,  248.  10.  Mandelli  2,  63.  60.  70.  11.  Do  Conti  2.  348.  12.  Antiq. 
It.  2.  85.       18.  Lami  Mou.  1,  470.  Uuillard  2,  42. 
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Dieser  Zustand  scheint  in  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts 
bei  derReiehsgewalt,  welche  sich  damals  am  wenigsten  wirksam  erwies,  keinen 
Widerspruch ,  aber  auch  keinerlei  ausdrückliche  Anerkennung  gefunden  zu 
haben;  es  finden  sich  wohl  königliche  Schutzbriefe  für  Städte,  Bestätigungen 
und  Verleihungen  einzelner  Besitzungen  und  Rechte,  aber  doch,  so  weit  ich 
sehe,  kein  Privileg,  in  welchem  die  Gesammtheit  der  gräflichen  Huheitsrechte 
als  rechtlicher  Besitz  der  Stadtgememde  anerkannt  oder  ihr  verliehen  würde. 
Mochten  andererseits  die  Städte  ausser  den  früher  dem  Grafen  zustehenden 
Iloheitsrechteu  vielfach  auch  solche  usurpirt  haben,  welche  bisher  dem  Reiche 
noch  vorbehalten  waren,  mochten  sie  dazu  in  vielen  Fällen  geradezu  genöthigt 
sein,  weil  das  Reich  selbst  die  l'ebung  dieser  Rechte  vernachlässigte,  su  schei- 
nen die  städtischen  Behörden  doch  nicht  gerade  von  der  Anschauung  ausge- 
gangen zu  sein,  dass  ihnen  alle  Befugnisse  im  Gebiete,  auch  solche,  welche 
den  frühem  Ortsgewalten  fehlten,  zukämen.  So  erklären  sich  die  Konsuln  der 
mächtigsten  Stadtgemeinde,  Mailands,  bei  einem  1140  an  sie  gebrachten 
Rechtsstreite  für  inkompetent,  weil  beide  Parteien  sich  auf  Belehnung  durch 
das  Reich  beriefen  und  demnach  die  Sache  nur  im  Gerichte  des  Kaisers  ent- 
schieden werden  könne. 1 

122.  —  Dieses  unklare  Verhältniss  musste  nothwendig  geordnet  werden, 
als  es  seit  dem  zweiten  Zuge  K.  Friedrichs  I  wieder  zu  einer  wirksamen 
Herrschaft  des  Reiches  kam.  Dem  Kaiser  lag  wohl  nichts  ferner,  als  eine 
künstliche  Restauration  der  frühern,  durch  die  städtische  Entwicklung  that- 
sächlich  beseitigten,  auf  feudaler  Grundlage  beruhenden  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse. Aber  eben  so  wenig  war  er  gewillt,  den  thatsächlich  bestehenden 
Zustand  einfach  hinzunehmen,  sich  damit  zu  begnügen,  denselben  nur  in  irgend- 
welche bestimmtere  rechtliche  Verbindung  mit  der  Ordnung  des  gesammten 
Reiches  zu  bringen.  Die  Grundlagen  der  alten  Rechtsordnung  hatten  sich  voll- 
ständig zersetzt;  auch  wenn  der  Wille  vorhanden  gewesen  wäre,  wieder  au  sie 
anzuknüpfen,  würde  das  in  den  meisten  Fällen  nicht  mehr  durchführbar  ge- 
wesen sein.  Die  neue  Ordnung  entbehrte  jeder  rechtlichen  Grundlage.  So  galt 
es  vor  allem  einen  festen  Gesichtspunkt  zu  gewinnen,  der  für  eine  durchgrei- 
fende Neugestaltung  der  Rechtsverhältnisse  massgebend  sein  konnte.  Als 
diesen  festen  Punkt  stellten  der  Kaiser  und  seine  Rechtskundigen  die  unver- 
äusserlichen Rechte  der  Krone,  die  Regalien  hin,  welche  überall  dem  Reiche 
zustehen,  wo  die  Uebung  derselben  nicht  ausdrücklich  vom  Reiche  an  Einzelne 
verliehen  ist,  welche  Niemandem  als  Eigenthum  zustehen  können.  Es  handelte 
sich  dabei  keineswegs  nur  darum,  diejenigen  lloheitsrechte  an  das  Reich  zu- 
rückzubringen, welche,  wie  etwa  die  höhere  Reiohsgerichtsbarkeit,  auch  zur 
Zeit  der  Feudalgewalten  dem  Reiche  vorbehalten  gewesen  und  inzwischen  viel- 
fach von  den  Städten  usurpirt  waren.  Es  handelte  sich  dabei  auch  um  solche 
Befugnisse,  welche  früher  regelmässig  nicht  unmittelbar  in  der  Hand  des 
Reiches,  sondern  an  Grafen  und  Bischöfe  verliehen  waren.  Regal  ist  insbe- 
sondere auch  die  höhen-  Gerichtsbarkeit,  wie  sie  früher  von  den  Grafen  geübt 

121.  —  h  RoTelli  2,  34ü. 
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wurde.  Unter  den  Regalien,  welche  die  Mailänder  1 158  dem  Kaiser  zurück- 
stellen mussten,  werden  die  Komitate  ausdrücklich  erwähnt;  in  dem  dann  zu 
Roncalia  aufgestellten  Verzeichnisse  der  Regalien  wird  schlechtweg  auch  die 
potestas  coiutituendorum  iiuujistratuum  ad  iustitiam  expcdiendam  auf- 
geführt.2 

Damit  war  für  das  Vorgehen  des  Kaisers  eiue  feste  Richtschnur  ge- 
wonnen. Wo  er  noch  feudale  Gewalten  in  thatsächlicher  Uebung  der  ihnen 
nachweisbar  vom  Reiche  verliehenen  Regalien  fand,  hat  er  sie  ungestört  dabei 
belassen.  Anstandslos  hat  er  weiter  auch  da  die  alten  Verbi  iefungen  und  Ver- 
leihungen anerkannt  und  bestätigt,  wo  seit  Menschenaltern  von  Uebung  der 
bezüglichen  Rechte  nicht  mehr  die  Rede  gewesen  war;  bereitwillig  hat  er  bei- 
spielsweise 1160  dem  Erzbischofe  von  Ravenna  nach  Laut  der  alten  Privi- 
legien fast  alle  Grafschaften  der  Romagna  bestätigt3,  1184  den  Obizo  von 
Este  mit  den  Marken  Genua  und  Mailand  belehnt,  wie  sie  einst  sein  Ahnherr 
Azzo  besessen  hatte.*  Aber  dabei  Hess  er  es  auch  bewenden;  er  fühlte  sich 
nicht  berufen,  auf  Grundlage  alter  Briefe  längst  verschollene  Rechte  wieder 
zur  Wirksamkeit  zu  bringen,  in  welchen  die  Berechtigten  sich  nicht  zu  be- 
haupten gewusst  hatten,  welche  sie,  auch  jetzt  restituirt,  doch  auf  die  Dauer 
nicht  hätten  behaupten  können.  Erfasstc  nicht  das  ausser  Uebung  gekommene 
Recht,  auch  wo  es  noch  nachweisbar  war,  ins  Auge,  sondern  hielt  sich  an  den 
Besitzer;  Besitzer  der  Hoheitsrechte  waren  aber  im  grössten  Theile  Ober- 
italiens die  Städte. 

Von  jenem  Gesichtspunkte  aus  waren  dieselben  aber  durchweg  unrecht- 
mässige Besitzer.  Wohl  konnte  sich  diese  oder  jene  Stadt  darüber  ausweisen, 
dass  ihr  etwa  die  Münze  oder  ein  anderes  Hoheitsreeht  von  einem  früheren 
Könige  ausdrücklich  verliehen  war;  schwerlich  aber  irgendeine  über  eine  Ver- 
leihung der  Regalien  in  dem  Umfange,  wie  sie  thatsäehlich  von  den  städtischen 
Behörden  geübt  wurden;  insbesondere  scheint  eine  ausdrückliche  Verleihung 
der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  an  die  Stadt  durch  das  Reich  bis  dahin  nirgends 
erfolgt  zu  sein.5  Diese  und  die  meisten  übrigen  Regalien  standen  also  nach 
strengem  Rechte  zur  freien  Verfügung  des  Kaisers6;  es  stand  bei  ihm,  ob  er 
dieselben  an  das  Reich  zurücknehmen  oder  unter  billiger  Berücksichtigung  der 
Verhältnisse  den  thatsächlichen  Besitz  durch  ausdrückliche  Verleihung  in  einen 
rechtmässigen  verwandeln  wollte. 

123.  —  Bekanntlich  bestand  der  Kaiser  zunächst  auf  jenem;  die  Re- 
galien sollten  von  den  Städten  zurückgestellt  und  durch  Reichsbeamte,  kai- 
serliche Po  d  e  s  t  a  t  e  n  und  Rektoren,  welche  der  Kaiser  nach  Belieben 


i,  Mon.  Germ.  4,  1 10.  112.  &  Fantuzzi  3,  '2&J.  4.  Antich.  Kst.  I,  35.  5.  Doch 
mochten  hie  uud  da  durch  Afterbelchnung  griidiche  Hechte  bereits  rechtmässig  au  die 
Städte  gekommen  sein.  M.-ithilde  belohnt  1008  die  Bürger  von  Crcmona,  aber  doch  zunächst 
nur  als  Vertreter  des  Bisthums,  mit  der  (IrafVchnft  der  Insuls  Fulkerii.  Ughelli  4.  5M8. 
tf.  Auf  dem  ersten  Zuge  scheint  dieser  Sundpunkt  noch  nicht  massgebend  gewesen  zu  sein; 
wenn  der  Kaiser  1155  den  Mailändern  wegen  ihres  Ungehorsams  die  Regalien  aburthcilen 
läsat,  so  acheint  dariu  doch  eine  Anerkennung  bisherigen  rechtmässigen  Besitzes  zu  liegeu. 
Vgl.  $  73  n.  2. 
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flc-ii  einzelnen  Städten  vorsetzte,  verwaltet  werden.  So  muss  hcIi  Piacenza 
IIH2  verpflichten,  alle  Regalien  in  der  Stadt  und  in  der  Grafschaft  dein 
Kaiser  zurückzustellen:  Item  Pittcentini  reeipient  potestatem  tri  ptttestatts. 
quem  tri  quo*  domnus  Imperator  Hadem  ordinäre  ctducrit,  st'tr  Teutoni- 
cos,  m'tr  Lotnbardos,  et  iurabunt  sfare  ad  maudatum  illius  tri  illorttm  et 
ad  mandatum  d.  imperaloris.1  Diese  hatten  denn  auch  insbesondere  die 
höhere  Gericht-b  irkcit  zu  üben,  so  dass  ihre  Stellung  wesentlich  die  der  alten 
Grafen  war,  nur  dass  sie  nicht  belehnt,  sondern  amtsweise  gesetzt  waren; 
hätte  eine  Neuordnung  auf  feudaler  Grundlage  in  der  Absieht  des  Kaisers 
gelegen,  so  würde  von  jenem  Rechtsstaudpunkte  aus  nichts  im  Wege  gewusen 
sein,  die  Grafschaft  über  die  einzelnen  Stadtgebiete  wieder  zu  Lehen  zu  geben. 
Solches  mochte  auch  mannichfach  befürchtet  werden,  zumal  auf  dem  Römer- 
zuge Friedrich  im  Interesse  zweier  Feudalherren,  des  Markgrafen  von  Munt- 
ferrat  und  des  Bischofs  von  Asti,  gegen  Chieri  und  Asti  mit  grösster  Strenge 
vorgegangen  war.  Dem  Bischöfe  von  Tiuin  hat  der  Kaiser  kurz  nach  den 
ronkalischen  Beschlüssen  die  gräfliche  Gewalt  über  die  Stadt  in  ausgedehn- 
tester Weise  bestätigt,  nur  salra  per  omnia  imperiali  instieia  et  iüa  Ordi- 
nationen quam  in  luie  expeditione  fecJmtts.2 

Selbst  den  getreuesten  Städten,  wie  Pavia,  Ciemona,  Lodi,  gegenüber 
hielt  der  Kaiser  nicht  allein  den  eingenommenen  Reehtsstandpunkt  durchaus 
fest,  sundern  Hess  auch  bei  der  Durchführung  keine  weitere  Begünstigung  ein- 
treten, als  dass  er  ihre  Podestaten  aus  den  Bürgern  selbst  ernannte. 3  Doch  mochte 
es  immerhin  bei  der  unbeschränkten  Machtvollkommenheit,  mit  welcher  der 
Kaiser  gebot,  schon  als  bedeutender  Gewinn  erscheinen,  wenn  eine  Stadt  auf 
solcher  Grundlage  eine  dauernde  Regelung  ihrer  Beziehungen  zum  Reiche  er- 
langen konnte.  Als  Halt  für  das,  was  Friedrich  damals  den  am  günstigsten 
gestellten  Städten  zu  gewähren  gewillt  war,  wird  das  Privileg  für  Asti  1159 
Februar  dienen  können.  Er  erklärt,  quod  Jstensem  cieitatem  in  nostram 
inrisdictionem  et  specialem  potestatem,  snseepimus,  in  qua  honorem  et 
serrilium  cum  omni  liberafitate  ordimtntes  rectores  nostros  pro  nostnte 
roluntatis  arbitrio  in  ipsa  statuimns,  videlieet  — ,  qttihus  ettram  et  eusto- 
diam  et  retjimen  civitatis  intus  et  extra  de  iis,  qttae  prrtinent  ad  rcaalia 
iura  committimiui  cum  tUstrictu  vUlarttm,  q  aar  um  distrietum  solid  eranf 
futberc,  welche  dann  aufgezählt  werden;  ut  autem  praefata  eieitus  in  omni 
fublitate  derotior  et  ad  serritium  imperii  intmiatttr  promptior,  ipsani 
eiritatem  et  episeopatum  et  comitatttm  et  omnia  sttpra  memorata  prae- 
ttietis  trthns  .istensibtts  potesttttibus  excepto  fodro  renttli  hoc  tenore  eom- 
itttsimtts,  ut  sinaulis  annis  —  eentum  et  qttadrttainttt  mttreas  artjenti  ßseo 
imperiali  persolraut ;  —  tle  cetera  haue  potestatem  sibi  eommissam  et  in 
eiritafe  et  in  eomitatu  praedirti  tanidiu  reetores  httbettnt,  quanulia  mttic- 
sfati  uostrae  in  ipsis  bette  comphtenerit;  adiieientes  quoque  conslttnfcr 
statuimus,  quod  praedietam  potestatem  tle  eiritate  et  eomitatu  —  nullt 


133.  —  1.  Böhmer  Acta  51)8.       2.  Mon.  patr.  Ch.  1,  815.       8.  Morena.  Mon. 

(a  rm.  18,  609. 
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(trchiepiscopo,  nulli  episeopo,  mdli  niarehinni,  nullt  eomiti,  nulli  potcstati 
umjuam  eoneedemus,  nisi  solis  nostris  ßdelibns  de  ipsa  eiritate,  qitos  ad 
mit  um  nostrum  eliaendum  ordinareriwus.*  So  weit  das  nun  auch  hinter 
der  bisherigen  freien  Stellung  der  Stadt  zurückbleiben  mochte,  so  lag  darin 
doch  zweifellos  schon  eine  sehr  wesentliche  Anerkennung  der  Ergebnisse  der 
bisherigen  Entwicklung.  Alle  Ansprüche,  welche  etwa  der  Bischof  auf  Grund- 
lage alter  Verleihungen  auf  Stadt  und  Grafschaft  noch  hatte  erheben  können5, 
waren  damit  beseitigt  und  ebenso  jede  spatere  Verleihung  an  den  Markgrafen 
von  Montferrat6  oder  einen  andern  Feudalherren  ausgeschlossen.  Es  waren 
aber  weiter  der  Stadt  die  Regalien  selbst  insoweit  überlassen,  als  dieselben 
nicht  für  Rechnung  des  Reichs,  sondern  der  Stadt  verwaltet  wurden,  wogegen 
freilich  dem  Kaiser  eine  Abschlagssunnue  zu  zahlen  war;  es  war  zugleich  das 
Recht  der  Stadt  auf  das  Gebiet  der  Grafschaft  in  so  weit  anerkannt,  als  auch 
dieses  in  friiherin  Umfange  den  städtischen  Behörden  unterworfen  blieb;  und 
die*e  Behörden  sollten  nur  aus  den  Einheimischen  genommen  sein.  Dagegen 
lag  eine  überaus  empfindliche  Beschränkung  dem  früheren  Zustande  gegen- 
über darin,  dass  diese  ganz  nach  dem  Belieben  des  Kaisers  gesetzt  und  ent- 
setzt wurden. 

124.  —  Den  Städten  gegenüber,  auf  deren  Unterstützung  der  Kaiser 
vorzugsweise  angewiesen  war,  liess  sich  das  auch  nur  bis  zur  Wendung  der 
Machtverhältnisse  nicht  aufrecht  erhalten;  die  Hebung  der  Hoheitsreehte 
musste  wieder,  wie  früher,  an  freigewählte  Konsuln  überlassen  werden. 
In  einem  Abkommen  mit  Crcmona  11 62  Juni  13  findet  sich  nur  noch  eine 
Spur  kaiserlichen  Einflusses  auf  die  Bestellung  der  städtischen  Behörden ;  nur 
wenn  der  Kaiser  in  der  Lombardei  ist,  steht  es  ihm  frei,  die  Wahl  der  Kon- 
suln durch  einen  Boten  zu  leiten;  sonst  weiden  die  Konsuln  freigewählt  und 
mit  allen  Hoheitsrechten  in  der  Stadt  und  durch  das  ganz«'  Bisthuin  gegen 
jährlichen  Zins  von  zweihundert  Mark  Silber  investirt. 1  Zuerst  aber,  so  weit 
ich  sehe,  wurde  bei  dem  Vertrage  mit  Pisa  1162  April  6  einfach  der  be- 
stehende thatsäehliche  Zustand  zur  Grundlage  genommen  und  der  Rechts- 
standpunkt des  Kaisers  nur  dadurch  gewahrt,  dass  der  Gemeinde  dasjenige, 
was  sie  von  Hoheitsrechten  besass,  zu  Lehen  gegeben  und  damit  der  that- 
säehliche Zustand  in  einen  rechtmässigen  verwandelt  wurde:  Damus  et  eon- 
eedhnus  in  feudum  vobis  — ,  reeipientibus  pro  eiritate  restra,  tot  um  y  quod 
prae/ata  eivitas  vel  qiuielihet  persona  habet  et  tenet  de  rebus  regni,  et  to- 

(juod  regno  et  imperio  pertinet,  sire  de  mareha  vel  alio  quoeumjue 
rnihfa  vel  eonsuetudine,  vel  pertinuit  retro  a  triijinta  annis  vel  perthiebit 
in  eiritate  Pisana  et  eins  distrietu  per  lerras  et  instdas;  et  eoneedimus  et 


4.  Ughelli  4,  3GG.  5.  Ist  mir  ein  ausdrückliches  Zengniss  für  die  Grafenrechte  des  Bi- 
schofs über  die  Stadt  nicht  bekannt,  so  dürften  dieselben  nach  Urkunde  von  1043.  wonach 
dem  Bischöfe  die  missatischen  Rechte  in  seinem  ganzen  Bisthume  und  der  Grafschaft  Bre- 
dolo  zustandon.  doch  nicht  r.u  bezweifeln  sein.  Mon.  patr.  t'h.  1.  553:  vgl.  2.  22  und 
Ughelli  4,  356.  0.  Dieser  machte  noch  1 155  neben  dem  Bischöfe  Rechte  über  die  Stadt 
geltend  (Ütt  Fmiug  (iesta  I.  2,  c.  12.  15)  uud  erstrebte  zweifellos  deren  Besitz. 
124.  —  1»  Archiv  zu  Cremona. 
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damit*  in  feudttm  vobi*  comitatitm  in  vestro  di«triettt,  dessen  Ausdehnung 
dann  angegeben  wird.2  Und  ziemlich  eben  so  weitgreifend  war  die  Verleihung 
für  Genua  1162  Juni  9,  wobei  der  Kaiser  ausdrücklich  darauf  verzichtet,  der 
Stadt  einen  Podcsta  zu  setzen.3  Was  den  mächtigen  Seestädten,  die  sich  frei- 
lich in  günstigster  Lage  befanden,  gewährt  war,  konnte  dann  später  auch  den 
Binnenstädten  nicht  verweigert  werden.  Pavia  erhielt  1164  völlig  freie  Wahl 
der  Konsuln  und  alle  Hoheitsrechte,  aber  unter  einem  Vorbehalte:  pontem 
fern  et  ripam,  *icitt  eonutne  J'apie  tenere  et  po*sidere  solehat,  nobi*  exci- 
piimt*;  wogegen  freilich  auch  hier  von  einer  jährlichen  Abschlagssumme  nicht 
die  Rede  ist.4  Spätere  Abkommen  mit  einzelnen  Städten  sind  dann  je  nach 
den  besondern  Verhältnissen  mehr  oder  weniger  günstig;  alle  gehen  aber  doch 
wesentlich  von  demselben  Gesichtspunkte  aus,  dass  die  Stadt  im  Besitze  der 
Hoheitsrechte  verbleibt  und  dieselbe  durch  selbstgewählte  Beamte  übt;  das 
Hecht  des  Reiches  aber  wird  dadurch  gewahrt,  dass  durch  Investitur  der 
Konsuln  die  Hoheitsreehte  als  reichslelmbar  anerkannt  und  fiherdies  meistens 
für  die  Einkünfte  aus  denselben  dem  Reiche  eine  jährliche  Abschlagssmnme 
gazahlt  wird.  Und  auf  solcher  Grundlage  wurde  dann  schliesslich  im  Kon- 
stanzer Frieden  1183  für  den  gesammten  Kreis  der  lombardischen  Städte 
dieses  Verhältnis*  rechtlich  geordnet.  Für  diese  wenigstens  war  der  Versuch, 
die,  zunächst  weniger  dem  Reiche,  als  dessen  Vasallen  entrissenen  Rechte  für 
das  Rrieh  einzuziehen  und  durch  Beamte  verwalten  zu  lassen,  misslungen; 
was  früher  den  Bischöfen  und  Grafen,  musste  auch  jetzt  wieder  den  Städten 
als  Lehen  überlassen  werden;  ein  bedeutender  Rückschritt  gegen  die  anfäng- 
lichen Forderungen  des  Kaisers;  weniger  gegenüber  dem  Zustande,  der  dieser 
Entwicklung  vorhergegangen  war;  es  war  das  alte  Rechtsverhältnis.**  wesent- 
lich nur  in  die  der  neuen  Gestaltung  entsprechende  Form  übergeleitet. 

Zu  den  so  an  die  Städte  gekommenen  Hoheitsrechten  gehörte  nun  ins- 
besondere  die  gräfliche  Gerichtsgewalt.  Auf  die  IVberlassung  des  Comitatus 
wird  gewöhnlich  besonderes  Gewicht  gelegt;  und  bezeichnet  der  Ausdruck 
vielfach  zunächst  das  Gebiet  der  Grafschaff,  so  wird  er  doch  auch  nicht  selten 
in  Wendungen  angewandt,  wo  er  sich  auf  die  gräfliche  Gewalt  der  städtischen 
Behörden  bezieht;  so  wenn  es  häufig  heisst,  dass  der  Komitat  über  das  ganze 
Gebiet  verliehen  wird.  Besonders  bestimmt  wird  in  Privilegien  für  Pa via  1164 
und  111)1  die  stadtische  Geriehtsgowalt  derjenigen  gleichgestellt,  welche  die 
feudalen  Gerichtsherren  in  ihren  Gebieten  übten:  Omne*  etiam  inrisdietio- 
n»s,  qua*  ttnqitam  dnxin  *tto  dural tt  seit  ,omes  in  sno  tomitatn  auf  mar- 
thin in  sna  nutrcha  habet,  eidem  eivilati  I'apiae  infra  ipsam  eivitatnn 
et  extra  in  lato  episeopattt,  enmitaht  snt  difttriettt  Papiae  —  eoiieetlimns.'J 

125.  —  Dieser  L'ebergang  der  Grafschaft  an  die  Städte  war  aber  doch 
nur  in  Oberitalien  die  Regel;  in  Mittelitalien  scheint  er  eher  die  Ausnahme  zu 
bilden;  eine  Verwaltung  der  Grafschaften  durch  Rei  c  h  s  bea  m  t  e, 
wie  sie  Friedrich  |  auch  in  den  lombardiselien  Städten  beabsichtigte,  scheint 

124.  |  2.  I^nii  Mon.  1.  :\Mi  8.  Antiq  !t  4,  253  4.  Böhmer  Acta  1 12  Böhmer 
Art»  |»J(j. 
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hier  wirklich  in  grösserer  Ausdehnung  durchgeführt  zu  sein.  In  Tuszien,  Spo- 
leto,  der  Mark  Ancona  finden  wir  gerade  iu  der  Zeit  K.  Friedrichs  I  sehr 
häufig  Grafen  «in  der  Spitze  der  einzelnen  Grafschaften.  Sch.ui  der  Unistand, 
dass  sie  durchweg  Deutsche  sind,  meistens  Reichsdienstmannen ,  dass  sie 
häufig  wechseln,  eine  Vererbung  des  Amtes  fast  nie  nachweisbar  ist,  wird  uns 
die  Annahme  nahe  legen,  dass  es  sich  dabei  nicht  um  Lehensgrafen  handelt, 
sondern  um  Reichsbeamte,  welchen  die  Grafschaft  amtsweise  übertragen  war. 
Wir  werden  dann  anzunehmen  haben,  dass  es  hier  gelang,  die  Auffassung 
durchzuführen,  dass  die  Grafschaft,  wie  alle  andern  Regalien,  dem  Reiehe 
iil>erall  zu  freier  Verfügung  stehe,  wo  eine  ausdrückliche  Verleihung  derselben 
nicht  nachweisbar  war.  In  mehreren  Fallen  lässt  sich  Erwerbung  oder  Be- 
hauptung  der  Grafschaft  für  die  unmittelbare  Hoheit  des  Reichs  denn  auch 
urkundlich  nachweisen.  Der  Reichslegat  Bertold  stritt  lange  mit  dein  Rischofe 
von  Imola  sttper  tota  et  intepra  ittrisdictiove  fotittft  comitattt*  Inwfoe  et 
responsiove  ipsitt*  conutattts  imperio  facienda,  de  qua  comitattt  episeopus 
d  icehat  *e  eomitem  esse  dehere  et  imperio  de  comitattt  respondere  et  alitts 
pro  comitattt  imperio  eomitem  ante  non  debere,  was  der  Legat  bestritt: 
1 186  entschied  dann  der  Erzbisehof  von  Ravenna  als  Delegirter  des  Kaisers, 
dass,  salro  iure  comitattt«  ipsi  episeopo,  fti  quem  lutbet,  dem  Bischöfe  nur 
auf  seinen  eigenen  Besitzungen  die  Gerichtsbarkeit  zustehe1;  wonach  also  die 
Grafschaft  im  Besitze  des  Reiches  verblieb;  noch  1244  erklärte  K.  Friedrich, 
dieselbe  nie  vom  Reiche  veräussern  zu  wollen.'2  Siena  musste  sich  1 1 86  zum 
Verzichte  auf  alle  Hoheitsrechte  verstehen  und  insbesondere  heisst  es:  In 
primis  resipnalmnt  seretiissimo  repi  comitattt m  Senettsem*,  der  damals 
nur  kurze  Zeit  im  Besitze  «1er  Stadt  gewesen  sein  kann,  da  uns  von  den  frü- 
hem Zeiten  K.  Friedrichs  ab  die  ganze  Reihe  der  deutschen  Grafen  von  Siena 
bekannt  ist.4  Von  denen  von  Rimini  heisst  es  1233:  dimittitnt  ipso  d.  l'ac- 
vehnutrio  (de  imperiali  mandato  reetori  Jiomaniole)  vice  imperii  eomifa- 
tnm  Ariminensem  ad  /tabetidttm,  tntemlom,  ittmdiim,  frttendttm  ipso  co- 
mitattt in  iustt'tiis,  redditibtts  et  ohseqttiis  consttetis*  Es  mag  gejuigen. 
«las  Vorkommen  dieses  Verhältnisses  hier  vorläufig  anzudeuten;  wir  werden 
genauer  darauf  zurückkommen. 

126.  —  Die  bisher  besprochene  Entwicklung  konnte  den  Umfang  der 
Grafschaften  ganz  unberührt  lassen;  eine  Grafschaft  konnte  unter  Wahrung 
ihres  alten  Bestandes  vom  Lehensgrafen  an  den  Bischof,  von  diesem  an  die 
Stadt,  von  dieser  dann  etwa  wieder  an  das  Reich  kommen.  Und  in  vielen  Ge- 
genden des  Reiches  scheinen  noch  in  der  staufischen  Zeit  wirklich  die  Graf- 
schaften wesentlich  in  ihrem  alten  Umfange  fortbestanden  zu  haben.  Daneben 
finden  wir  nun  freilich  auch  eine  sehr  weitgreifende  Zerspl  i  t  terung  der 
G  rafscha  ft  en,  aufweiche  eine  Reihe  von  Gründen  hinwirkte. 

Die  kirchlichen  Immunitäten  scheinen  in  Italien  im  allgemeinen  den  Be- 
stand der  Grafschaften  unberührt  gelassen  zu  haben.  Während  diese  in  Deutsch- 
te. --  1.  Manzonius  llß    2.  Huillard  K,  153.    8.  Mon  Germ.  4,  182    4.  Antiq 
It.  4,  577.       5.  Tunini  3,  50« 
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land  vielfach  zu  völliger  Exemtion  der  kirchlichen  Besitzungen  von  der  Grafen- 
gewalt führten,  so  dass  die  gräflichen  Rechte  durch  den  Kirchenvogt  geübt 
wurden,  wurden  in  Italien  die  Rechte  der  Grafen  über  die  zu  den  Immunitäten 
gehörenden  Güter  und  Leute  zwar  vielfach  beschränkt,  dieselben  aber  doch 
nicht  der  Grafschaft  völlig  entzogen,  so  dass  dem  Graf  insbesondere  die  hohe 
Strafgerichtsbarkeit  verblieb. 1  Wurde  aber  durch  die  Immunität  die  gräfliche 
Gewalt  nicht  völlig  beseitigt,  so  mussten  Bischöfe  und  Aebte  um  so  mehr 
danach  streben,  selbst  die  Grafengewalt  zu  erhalten.  Vielfach  erlangten  denn 
auch,  wie  schon  bemerkt,  die  Kirchen  ganze  Grafschaften.  Wo  das  nicht  ge- 
lang, scheint  nun  allerdings  den  Kirchen,  wenigstens  in  Oberitalien,  nicht  die 
gräfliche  Gewalt  nur  über  ihre  Besitzungen,  wo  auch  immer  dieselben  gelegen 
waren,  verliehen  zu  sein;  man  scheint  an  der  Anschauung  festgehalten  zu 
haben,  dass  die  Uebung  der  Grafenrechte  innner  ein  geschlossenes  Gebiet 
vi  »raussetze.  Aber  es  kam  nun  vielfach  zur  A  u  s  s  c  h  e  i  d  u  n  g  g  e  s  c  h  1  o  s  s  e- 
n  e  r  G  e  b  i  e  t  e  f  ü  r  die  K  i r c h e n ;  ein  Gebiet,  welches  ganz  oder  grossen- 
theils  im  Besitze  einer  Kirche,  oder  in  welchem  die  gräfliche  Gewalt  sich  als 
besonders  lästig  erwies,  winde  von  der  Grafschaft  getrennt  und  die  gräfliche 
Gewalt  nur  in  diesem  der  Kirche  ü bei  tragen.  So  heisst  es  schon  857  in  Kai- 
serurkunde für  das  Kloster  S.  Sisto  zu  Piacenza:  Quippe  statt  atjer  Conti 
et  Lardarie  ad  alter  utr  ton  e.rtenditttr  et  statt  Padtts  et  Addtta.  ah  ine 
disenrrunt,  quo  usqtte  simul  eonvenitott,  ita  permittimus  atqtte  donamns 
omnem  eomitatum  ad  eortem  predieti  monasterii,  qtte  est  Tnsttht  Jttinca- 
rtoli,  quatenus  omnes  habitantes  vel  hos  intra  tenninos  proprium  aliquid 
habentes  deineeps  soltonodo  ante  predieti  monasterii  abbat  issam  vel  ali- 
quant personam  al>  ea  missttm  perßeiant  e.v  ipso  stto  proprio  omnem  pla- 
eitttm  et  emendationem  et  ipsi  numasterio  vel  abbatisse  persolvant  omnes 
pttblieas  aetiones  et  fnnetion.es  cum  omni  e.rttvio,  sieut  nobis  debent  vel 
nostro  conti  ti  attt  nostro  missatieo;  I0t>2  wird  das  bestätigt.2  Die  Bewohner 
von  Inzago  verpflichten  sich  1015,  keinen  andern  Herrn  anzuerkennen,  als  den 
Abt  von  S.  Ambrogio:  sed  per  eundem  dominum  et  per  eins  sttecessorem 
(tut  eorum  misso  se  distrinpere  et  paeifteare  debeant  de  omnibns,  que  inter 
illw  acciderent,  et  omnem  legem  sequi,  ut  tanquam  ante  eomitem  finita 
fuissenl2;  wo  sich  freilich  das  Zurückgehen  der  gräflichen  Gewalt  des  Abtes 
auf  kaiserliche  Verleihung  nicht  bestimmter  ergibt.  Noch  1186  wird  im  Hof- 
gi'riehte  gegen  Ansprüche  des  Grafen  von  Blandrate  entschieden,  dass  die 
gräflichen  Rechte  zu  Villanova  und  auf  zwei  Miglien  in  die  Runde  nach  kai- 
serlichen Verleihungen  der  Aehtissin  von  S.  Feiice  zu  Pavia  zustehen.4  Den 
Abt  vonS.  Maria  de  Pratalea  belehnt  der  Kaiser  noch  1232  de  iurisdictione 
et  conti ta tu  genannter  Villen  et  totius  sui  territorii.*  Im  allgemeinen  wer- 
den solche  gräfliche  Rechte  einzelner  Abteien  durch  die  Städte  beseitigt  sein. 

126.  —  1*  Vgl.  Hege]  2.  72,  der  dasselbe  annimmt,  wahrend  Bethmann-Hollweg  fW, 
dem  Hnullerille  1.  181  zustimmt,  sich  für  grttfliche  Gewalt  des  Kircheuvogts  entscheidet, 
der  aber,  worauf  wir  zurückkommen,  in  Italien  überhaupt  eine  andere  Stellung  einnimmt, 
wie  der  deutsehe  Vogt.  2.  Archiv  zu  Cremona.  3.  Giulini  3,  122.  4.  Vgl.  die  Urkk. 
unter  den  Beilagen.       5.  Huillard  4,  321. 
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Handelte  es  sich  dabei  nur  um  Ausscheidung  kleinerer  Gebiete,  so  wurde 
nun  bekanntlich  für  die  Bischöfe  sehr  häufig  der  wichtigste  und  wohl  oft  auch 
der  grösste  Theil  der  Grafschaft  ausgeschieden,  indem  ihnen  die  Grafengewalt 
in  der  Bischofsstadt  selbst  und  um  dieselbe  bis  auf  mehrere  Miglien  Entfer- 
nung übertragen  wurde;  es  blieben  dann  nur  Reste  der  Grafschaft  in  der  Hand 
des  weltlichen  Lehensgrafen.  Und  kamen  später  die  Grafschaften  der  Bischöfe 
grossentheils  an  die  Städte,  so  wussten  die  Bischöfe  sich  doch  sehr  häufig 
wenigstens  bei  der  hohen  Gerichtsbarkeit  über  die  unmittelbaren  Besitzungen 
der  Kirche  zu  behaupten,  was  dann  zu  einer  weitern  Zersplitterung  der  Ge- 
richtssprengel führte.  So  bestätigt  der  König  1 208  dem  Bischöfe  von  Vicenza 
die  Besitzungen  seiner  Kirche  cum  omni  iure,  Itonore,  eomitatu  et  omnibu* 
iurisdictionibus  ad  comitatum  spectantibu*6 ;  1220  dem  Bischöfe  von  Bo- 
logna plenam  iurisdictionem  omnium  castrorum  et  locorum  eiusdem  epis- 
copi  et  eccUsiae  Jiononiensis,  welche  aufgezählt  werden,  so  dass  nur  der 
Bischof  auf  diesen  plenam  iurisdictionem  in  placitis,  bannis  et  eeteris,  que 
pertinent  ad  iurisdictionem  civilem  et  criminalcm,  ausüben  soll,  und  zwar 
ohne  Rucksicht  auf  entgegenstehende  Privilegien  oder  Statuten  der  Stadt  Bo- 
logna oder  den  Konstanzer  Frieden. 7 

127.  —  In  staufischer  Zeit  finden  wir  dann  weiter  sehr  häufig  eine 
Ausscheidung  reichsunmittelbarer  Gebiete.  Es  scheint  nicht, 
dass  in  früherer  Zeit  die  Besitzungen  des  Reichs  von  der  gräflichen  Gewalt 
überhaupt  eximirt  waren,  wenn  da  auch  manche  prozessualische  Vorrechte  der 
Krone  sich  geltend  machten;  die  Vögte  des  Reiches,  wie  wir  sie  in  einzelnen 
Grafschaften  finden,  haben  das  Reich  vor  Gerieht  zu  vertreten,  sind  aber 
nicht  etwa  Richter  mit  gräflicher  Gewalt  über  die  Leute  auf  den  Reichsgiitern ; 
auch  über  diese  dürfte  wenigstens  in  schweren  Straffallen  der  Graf  gerichtet 
haben.  Vereinzelt  mögen  aber  schon  früh  einzelne  Gebiete  der  Grafschaft  ent- 
zogen und  unmittelbar  der  Gerichtsbarkeit  des  Reichs  unterstellt  sein;  den 
Leuten  von  Vigevano  und  benachbarten  Dörfern  bewilligt  der  König  1064,  utab 
arimannia  exeant,  so  dass  niemand  sie  zu  öffentlichen  Leistungen  verhalten 
könne,  nee  eos  nec  eorum  poateritatem  placitum  custodire  compeüet  ultra 
nostrum  placitum. 1  Wenn  dann  später  Friedrich  I  seine  Absicht,  die  an  die 
Städte  gekommenen  Grafschaften  unmittelbar  für  das  Reich  verwalten  zu 
lassen,  nur  in  beschränkter  Weise  durchfuhren  konnte,  so  ist  es  sehr  erklär- 
lich, wenn  er  dahin  strebte,  wenigstens  die  Theile  der  Grafschaften,  in  welchen 
sich  bedeutendere  Reichsbesitzungen  befanden,  oder  wo  die  Einwohner  selbst 
der  städtischen  Hoheit  widerstrebten,  den  Städten  zu  entzieli*n  und  unmittel- 
bar unter  das  Reich  zu  stellen.  So  erklärt  er  1 1 5.r>,  fideleg  nostros  regni  de 
Medicina  in  iuMitia  *ua  ad  servitium  regni  conservare  volentes,  dass  die- 
selben nur  dem  Reiche  unterstehen  und  keiner  Stadt  unterworfen  sein  sollen.2 

6.  Ughelli  5,  1048.       7.  Savioli  2.  452. 

127.  —  1.  Böhmer  Acta  (>0;  demgem&ss  wurde  denn  auch  spEter  1220.  1311.  1329 
die  Reichsunmittelbarkeit  von  VigeTano  bestätigt;  Huillard  1,  785.  877,  Böhmer  Act»  438. 
496;  und  es  Ist  möglich,  dass  manchen  der  staufischen  Exemtionen  schon  altere  Privilegien 
Torausgegangen  waren;  Tgl.  n.  3.     2.  SaTioli  1.  238  Vgl.  für  f'nmaccbio:  Huillard  4,  295. 
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Die  Leute  von  Sennione  am  Gardasee  befreit  er  1 1 58  gemäss  ihren  herge- 
brachten Privilegien  von  jeder  Gerichtsbarkeit,  ausser  der  des  Reiches,  so 
dass  sie  solumnwdo  semel  in  anno  per  tres  dies  continuos —  plocitum  ge- 
nerale 8 uit  imperatore  vel  eins  misso  facia-nt.3  Bei  einem  Abkommen  mit 
dein  Bischöfe  von  Padua  1161,  wodurch  dem  Reiche  Piere  di  Saceo  und  an- 
dere Besitzungen  überlassen  werden,  heisst  es :  Comitatum  de  Saccho  dom- 
nus  Imperator  sibi  et  imperio  retinebit,  neque  donabit,  nee  in/eoilabit,  nec 
quolibet  titulo  alienabit ,  nisi  praedicto  episcopatui  conferre  voluerit.4 
Burg  und  Ort  Crema  überlässt  der  Kaiser  1162  an  Cremona:  Villa*  autem 
omnes,  guas  habebant  Cremenses,  in  nostro  habebimus  dominicatu  et  po- 
testate  atque  dominio;  —  porro  rille  omnes  iurabunt  iüe  stare  ad  man- 
datum  nostrum  auf  certi  nostri  missi.s  Den  Herren,  Vasallen  und  Leuten 
von  Garfagnana  und  Versilia  verspricht  der  Kaiser  1185,  sie  keiner  Stadt 
oder  sonstigen  fremden  Gewalt  zu  unterwerfen,  sundern  sie  zu  behalten  ad 
manus  nostras  et  specialium  nuntiorum  nostrorum,  welche  er  mit  Zustim- 
mung der  Konsuln  und  Rektoren  im  Lande  ernennt.6  K.  Friedrich  11  nimmt 
1 226,  anscheinend  auf  Grundlage  eines  Privilegs  seines  Grossvaters,  den  Ort 
Sarzana  in  besondern  Schutz,  ipsum  in  dominio  nostro,  sicuti  alias  civi- 
tates  et  castra  imperii,  retinere  rolentes,  so  dass  er  nie  vom  Reiche  ver- 
äussert werden  soll;  bürg  um  quoque  prefatum  cum  pertinentüs  eius  ab 
omni  alterius  iurisdictione,  potestate  et  dominio  in  perpetuum  e.rimimu*, 
ita  quod  nulli  alii  subsint  vel  respondere  vel  cogi  possint  ad  iustitiam  vel 
ad  servitium  aliquod  in  civilibus  auf  criminalibus  causis  per  alium  te- 
neantur,  nisi  per  nos  auf  legatos  nostros  aut  capitaneos,  qui  ibidem  exti- 
terint  pro  tempore  ordinati.' 

128. —  Später  kam  es  dann  insbesondere  in  Mittelitalien  zu  einer  Aus- 
scheidung städtischer  Gebiete.  Ganze  Grafschaften  seheinen  hier 
den  Städten  nicht  häufig  überlassen  zu  sein.  Wo  die  Stadt  günstiger  gestellt 
erscheint,  wird  ihr  allerdings  zunächst  der  ganze  Komitat  überlassen,  aber 
nicht  ungeschmälert,  sondern  nach  Ausscheidung  von  Besitzungen  der  Kirchen 
und  insbesondere  der  im  Komitate  ansässigen  Edeln.  So  verleiht  1 186  K. 
Heinrich  der  Stadt  Perugia  tot  um  comitatum  Pcrusinum  exceptis  domibus 
et  possessionibus,  quas  habent  marchiones,  et  nwwisterium  s.  Salvatoris, 
et  filii  Ilogolini,  et  nobiles  de  JJeruta,  et  Bernardinus  Bulgarellus  et 
heredes  ipsorum;  in  quibus  quinque  domibus  sive  districtibus  nihil  iuris 
P<*ru*iuis  relinqnitur.1  Aber  es  findet  sich  auch  das  umgekehrte  Vorgehen, 
so  dass  der  Kotiiitat  im  allgemeinen  dem  Reiche  vorbehalten,  nur  ein  Theil 
für  die  Stadt  ausgeschieden  wurde.  Siena  hatte,  wie  erwähnt,  im  Juni  1 186 
den  Komitat  an  das  Reich  zurückstellen  müssen2;  im  Oktober  verlieh  dann 
der  König  der  Stadt  plcnam  iurisdictionem  in  ci  vi  täte  Senensi,  et  e.rtra 
civitatem  de  liominibus,  quos  habttit  episcopus  Scnensis  libere  ad  humum 


127.  -  1  8.  Böhmer  Acta  96.  4.  Antiq.  It.  C.  244.  5.  Archiv  atu  Creraona.  tt.  Pacchi  1 1 . 
7.  Uuiilard  2.  667. 

128.      1.  Bflhtner  Acta  155.       2.  VK1.  §  125  n.  3. 
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suam  et  quicumque  habitator  Senensis  in  comitatu  Serien*/,  dum  hee  di- 
valis  pagina  concessionis  nostra*  scriberetur ;  ausgenommen  von  der  Ge- 
walt der  Stadt  werden  dann  zunächst  zwei  Genannte  mit  ihren  Besitzungen, 
wohl  Bürger  der  Stadt,  da  sie  das  sonst  ohnehin  nicht  getroffen  hätte;  denn: 
Omnes  quoque  nobile«  extra  civi tatem  et  omnes  alias  per  tot  um  comitatum 
Senensem  Iwmines,  praeter  cos,  quo*  determinate  in  supra-sotuptis  regle 
sublimitatis  apicibus  pernotavimus,  cum  omni  iurisdictione — in  potestate 
nostra  Ubere  retinrmufi.3  Aehnlieh  erhielt  1186  Lucca  die  Gerichtsbarkeit 
in  der  Stadt  und  in  einem  Umkreise  von  sechs  Miglien,  doch  so,  dass  die  in 
demselben  belegenen  Besitzungen  der  Reichsvasallen  von  der  städtischen  Ge- 
richtsbarkeit  eximirt  sein  sollten4;  auch  Florenz  wurde  ähnlich  gestellt.5 

Auch  konnte  sich  eine  Aenderung  des  Grafschaftssprengeis  daraus  er- 
geben, dass  die  Gewalt  einer  begünstigten  Stadt  über  deren  eigene  Grafschaft 
hinaus  erweitert  wurde;  so  sagt  der  Kaiser  1184:  Meraniam —  et  Cocora- 
tinm  —  a  comitatu  Spoletano  propter  multitudinem  sue  perßdie  remove- 
mus,  et  ipsi  civitati  Fulginee  et  comitatui  adicimus  et  iure  comitatu*  ei 
concedimus.6  Und  dürfen  wir  auch  als  Regel  wohl  festhalten,  dass  die  Graf- 
schaften in  ihrem  alten  Umfange  an  die  Städte  übergingen,  so  war  doch  auch 
gewiss  der  Fall  sehr  häufig,  dass  die  Stadt  ihre  thatsächliche  ( Jewalt  nicht 
über  die  ganze  Grafschaft  oder  aber  auch  umgekehrt  wohl  über  Bestandteile 
benachbarter  Grafschaften  auszudehnen  wusste;  schon  der  Umstand  lässt 
darauf  schliessen,  dass  in  den  Privilegien  vieler  Städte  nicht  einfach  vom  Ko- 
mitate  die  Rede  ist,  sondern  alle  Orte,  über  welche  sich  die  Gerichtsbarkeit 
der  Stadt  erstrecken  soll,  einzeln  aufgeführt  werden,  was  überflüssig  war, 
wenn  es  sich  um  einen  Sprengel  in  althergebrachtem  Umfange  handelte 

129.  —  Es  kam  dann  aber  auch  wohl  zur  Ausscheidung  d  e  r  B  e- 
Sitzungen  weltlicher  (»rossen.  Vereinzelt  mag  das  schon  in  früherer 
Zeit  vorgekommen  sein.  K.  Lothar  gewährt  948  auf  Bitten  des  Grafen  Ale- 
drara  seinem  Getreuen  Waremund,  ut  de  suis  rebus  et  causis  atque  querelis, 
qiiemcunque  voluerit,  adcocatorem  et  missum,  quem  sibi  elegerit,  habeat, 
ante  cuiu*  missi  presentiam  diffiniatur  omnis  eius  intentio  et  quaeri- 
monia,  tamquam  ante  praesentiam  comitis  vel  missi  nostri  percurrentis1 ; 
doch  mag  es  zweifelhaft  sein,  ob  damit  die  Gewalt  des  Grafen  überhaupt  be- 
seitigt sein  sollte,  zumal  wir  später  sehen  werden,  dass  die  auch  hier  genann- 
ten missatischen  Rechte  in  der  Weise  verliehen  wurden,  dass  ein  Bote  des 
Beliehenen  sie  üben  durfte,  ohne  dass  damit  aber  zugleich  das  Eingreifen  son- 
stiger Reichsboten  ausgeschlossen  war.  Ebenso  mag  doch  der  Ausschluss  der 
gräflichen  Gewalt  zweifelhaft  sein,  wenn  der  Familie  der  spätem  Grafen  von 
Treviso  980  bei  Bestätigung  aller  ihrer  Besitzungen  in  den  Bisthümern  Treviso 
und  Ceneda  auch  das  Recht  verliehen  wird,  omnes  in  suis  liereditatibus  re- 
sidentes placitu  trahendi,  lege*  faciendi,  Utes  ac  contentiones  ßniendi.2 

B.  Antiq.  It.  4.  469.  4.  Mem.  di  Lucca  1,  198.  5.  Vgl  Scheffer  Friedrich  1.  75. 
8.  Bftnmer  Acta  144. 

129.  -  1.  Antiq.  lt.  2.  470.       2.  Antiq.  It.  I.  574. 
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In  staufischer  Zeit  finden  wir  dann  aber  ganz  bestimmte  Beispiele,  dass  welt- 
lichen Grossen  die  Grafenrechte  über  ihre  Besitzungen  verliehen  wurden.  So 
1159:  fideli  nostro  Tinto  Müsse  de  Gatta  de  Cremona  —  districtum  et 
honorem  de  omnibus  suis  possessiotübus,  quas  in  presenti  iuste  possidet 
seu  in  futurum  rationabiliter  ae  legittime  acquirere  potuerit,  imperatoria 
auctoritate  iure  comitatus  concessimus  et  super  /wc  eum  investivimus 
nostreque  exceUentie  comitem  ferimus.3  Den  Aicard  von  Robbio  und  dessen 
Erben  belehnt  der  Kaiser  1 1 78  dt  distrieto  et  regalibus  et  omni  honore  super 
suos  homines  et  super  omnem  terram  et  res  —  quas — habent—aut  de  cetero 
aquisierint,  so  dass  dieselben  keiner  andern  Gerichtsbarkeit  unterworfen  sein 
sollen,  nur  mit  dem  Vorbehalte:  quod  si  ipse  vel  heredes  sui  iustitiam  de 
hominibus  suis  facere  obmiserint,  legatus  noster  iustitiam  de  eis  faciat; 
wie  das  noch  1195  bestätigt  wurde4;  1202  verkauften  dann  die  Herren  von 
Robbio  diese  ihnen  zustehende  Gerichtsbarkeit  mit  Ausnahme  des  gericht- 
lichen Kampfs  an  die  Stadt  Vercelli.5  Und  auch  ohne  ausdrückliche  kaiser- 
liche Verleihung  mochten  manche  Herren  zur  Hebung  der  hohen  Gerichtsbar- 
keit auf  ihren  Gütern  gelangen,  auf  welchen  die  niedere  ihnen  wohl  ohnehin 
durchweg  zustand;  wussten  sie  sich  frei  von  der  städtischen  Hoheit  zu  er- 
halten, während  die  rechtmässige  Grafengewalt  durch  diese  beseitigt  war,  so 
war  ein  solches  Verhältniss  durch  die  Sachlage  selbst  gegeben. 

In  ganz  entsprechende  Stellung  geriethen  nun  aber  auch  vielfach  die 
Lehensgrafen,  welche  sich  nicht  im  Besitze  ganzer  Grafschaften  behaup- 
teten, deren  Sprengel  durch  die  Ausscheidungen  für  die  Bischöfe,  durch  die 
Ausdehnung  der  städtischen  Hoheit  auf  Reste  derselben  beschränkt  war.  Auf 
den  eigenen  Besitzungen  wurde  es  ihnen  am  leichtesten,  ihre  Befugnisse  zu 
behaupten;  andererseits,  je  kleiner  die  Sprengel  waren,  in  welchen  sie  die 
Amtsgewalt  noch  behaupteten,  um  so  leichter  musste  diese  auch  den  Charakter 
einer  grundherrlichen  gewinnen.  So  kann  es  nicht  auffallen,  wenn  in  den  Pri- 
vilegien der  staufischen  Zeit  sehr  gewöhnlich,  wie  wir  Aehnliches  schon  be- 
züglich der  Bischöfe  fanden,  den  gräflichen  Geschlechtern  die  Grafschaft  oder 
hohe  Gerichtsbarkeit  einfach  über  alle  ihre  eigenen  oder  lehnbaren  Besitzungen 
zugesprochen  wird,  wie  das  wohl  ineistentheils  dem  ^tatsächlichen  Zustande 
entsprach.  Obwohl  die  Grafen  von  Treviso  noch  1191  mit  der  ganzen  Graf- 
schaft belehnt  wurden6,  Hessen  sie  sich  doch  1155  vom  Kaiser  zusichern,  ne 
homines  residentes  in  praediis  eorum  ante  ducem  vel  marchiontm  aut  co- 
mitem seu  vicecomitem  sive  sciddasiitm  veniant  aut  ab  ipsis  constringan- 
tur,  nisi  a  praefatis  comitibus  et  eorum  heredibus  vel  ab  imperatoria 
maiestate1 ;  eine  ziemlich  überflüssige  Bestimmung,  wenn  die  Grafen  noch 
thatsächlich  ihre  Gewalt  übten ;  so  aber  der  Ausdruck  dessen,  was  sie  min- 
destens zu  behaupten  strebten.  So  heisst  es  1 164  für  den  Grafen  Ildebrandin, 


120.—]  8.  Böhmer  Acta  99.  4.  Mon.  patr.  Ch.  1,  894.  1035.  5.  Mandelli  2.  54. 
6.  Vgl.  §  119  n.  4.  7.  Antiq.  It.  2,  69.  Doch  könnte  freilich  dabei  auch  der  Ausschluss 
der  herzoglichen  oder  niarkgräflirhon  Gewalt  ins  Gewicht  fallen  oder  die  Gerichtsbarkeit 
über  die  in  andern  Grafschaften  belegenen  Besitzungen. 
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1191  fiir  Guido  Guerra  und  entsprechend  in  spätem  Privilegien  für  die  tus- 
zischen  Pfalzgrafen,  dass  der  Kaiser  ihnen  verleiht  omnia  regalia  et  omnem 
iurisdictionem  nostram,  quam  in  terris  et  possessionibus  suis  habemus  — 
salvo  iure  et  honorc  imperii.*  Auch  wo  noch  von  einem  reichslehnbaren 
Komitat  der  Familie  die  Hede  ist,  ist  oft  nichts  anderes  darunter  zu  verstehen. 
»So  verleiht  der  Reichslegat  1221  nomine  letalis,  antiqui  et  recti  feudi  dem 
Ugolin  von  Panico  und  dessen  Erben  in  perpetuum  comitatum  de  Panico  et 
ipsos  de  eo  investivimus,  scilicet  de  Castro  Panici  und  vielen  andern  ge- 
nannten Besitzungen;  alles  cum  omni  iurisdictione  ad  Imperium  in  dictis 
rebus  pertinente,  salra  in  onmibus  imperiali  iustitia.9  Die  Grafschaft  um- 
fasst  sichtlich  nichts,  als  die  eigenen  Besitzungen,  über  welche  dem  Geschlechte 
die  volle  Gerichtsgewalt,  nur  unter  Vorbehalt  der  des  Reiches,  zustehen  soll. 

Damit  ist  allerdings  vereinbar,  dass,  wie  wir  hie  und  da  noch  Lehens- 
grafen im  Besitze  der  Hoheitsrechte  über  ganze  Grafschaften  fanden,  zuweilen 
doch  auch  noch  in  Theilen  der  Grafschaft  sich  einzelne  Geschlechter  auch 
über  die  eigenen  Besitzungen  hinaus  bei  allen  oder  einzelnen  gräflichen  Ho- 
heitsrechten erhalten  hatten;  was  dann  freilich  auch  wieder  nicht  immer  völlige 
Unabhängigkeit  von  städtischer  Hoheit  voraussetzt,  wie  denn  in  Folge  der 
thatsächlichen  Entwicklung  sich  die  mannichfachsten  Verhältnisse  gestalten 
konnten.  So  waren  die  von  Camino  Bürger  von  Treviso  und  als  solche  der 
städtischen  Gerichtsbarkeit  unterworfen ;  dagegen  werden  sie  in  den  Verträgen 
mit  der  Stadt  seit  1 1 90  gleichwohl  als  Besitzer  eines  anscheinend  von  ihren 
eigenen  Besitzungen  unabhängigen,  wahrscheinlich  vom  Bischöfe  von  Ceneda 
geliehenen10  Komitats  anerkannt,  wenn  auch  mit  Beschränkungen;  im  allge- 
meinen haben  sie  konkurrirende  Gerichtsbarkeit  mit  dem  städtischen  Podesta, 
jenachdem  der  Kläger  sich  an  sie  oder  an  diesen  wendet;  auschliesslich  vor- 
behalten sind  ihnen  noch  alle  Zweikämpfe  in  ihrem  Komitat,  so  dass  der 
Kampf  auch  dann,  wenn  im  städtischen  Gerichte  auf  denselben  erkannt  ist, 
doch  vor  ihnen  vorzunehmen  ist;  weiter  alle  Klagen  um  Freiheit,  welche,  auch 
wenn  sie  vor  dem  Podesta  erhoben  werden,  von  diesem  an  die  Camino  zu  ver- 
weisen sind. 1 1 

130.  —  Zu  den  besprocheneu  Gründen  der  Zersplitterung  der  Graf- 
schaften kamen  nun  schliesslich  noch  dieTheilungen  undVeräusse- 
rungen  der  Grafschaftsrechte.  Veräusserungen  von  Theilen  des 
Lehens  ohne  Genehmigung  des  Herrn  waren  allerdings  verboten;  bezüglich 
der  grossen  Amtslehen  wurde  1158  zu  Roncalia  insbesondere  bestimmt:  Du- 
catus,  marchia,  comitatus  de  cetevo  non  dividantur.*  Es  findet  sich  das 
auch  wohl  geltend  gemacht.  Der  Kaiser  restituirt  1 164  dem  Grafen  von  Prato 
quecunque  avus  eins  comes  A.  et  filii  et  nepotes  a  se  alienaverunt  de  co- 
mitatu  ipsorum  et  quecunque  alii  lwmines  de  comitatu  ipsorum  aliena- 

8.  Oesterr.  Notiienbl.  2,  371.  Lami  Mon.  1,  671.  Huillard  2,  63.  6,  518.  Entsprechend 
1164  für  die  Grafen  von  Prato:  Sanol.  2,  275.      9.  Sayioli  3,  3.      10.  Verci  Marca  110. 
113.      11.  Verci  Ecel.  3,  106.  124.  134.  In  Ähnlichem  Verhältnisse  zu  Tremo  stand  der 
Bischof  von  Ceneda;  vgl  Verci  Marca  1,  45. 
130.  -  1.  Mon.  Germ.  4,  113. 
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verunt,  aicut  ordinal  um  est  in  RoncJudia2;  so  wird  noch  1255  gegen  das 
Verlangen  Peters  von  Savoien  nach  Theilung  eingewandt,  quod  eomitatua  non 
ilebet  dividi  nee  ducatua  iiuvta  legem  J'Wderici  quondam  imperatoria.3 
Aber  wie  schon  damals  die  meisten  Grafschaften  der  weltlichen  Grossen  durch 
Theilungen  aufgelöst  gewesen  sein  werden,  so  hat  man  sich  auch  später  wenig 
daran  gehalten,  wohl  ausdrücklich  auf  Geltendmachung  jener  Bestimmungen 
verzichtet;  so  veräussern  die  Markgrafen  von  Malaspina  1202  Besitzungen, 
reniinciando  apecialiter  tili  conauetudini,  qua  forte  poaaemua  contravenire, 
(Ucendo,  quod  comitea  vel  marchionea  non  debeunt  ita  rea  auaa  alienandv 
diatra/tere.* 

Durch  wiederholte  Erbtheilungen  konnte  die  Grafschaft  in  eine  Menge 
von  Theilen  aufgelöst  werden ;  so  überlässt  1 1 92  der  Markgraf  von  Bosco  au 
den  von  Montferrat:  totam  partem  meam,  quam  Itabeo  in  comitatu  Lo- 
reti — ,  que  pars  aeilicet  mea  comitatua  eat  dechmtaextu  totius  eomitatua*; 
wobei  es  sich  freilich  nicht  gerade  immer  um  reale  Theilung  handelt,  sondern 
die  Berechtigten  oft  lange  im  Gesammtbesitze  blieben.  Je  mehr  nun  aber,  wie 
wir  sahen,  die  thatsächliche  Entwicklung  dahin  führte,  dass  bei  Bischöfen  und 
weltlichen  Grossen  die  gräflichen  Rechte  sich  nur  über  die  eigenen  Besitzungen 
erstreckten,  um  so  näher  lag  es,  die  Grafschaft  als  Zubehör  des  G  r  u  u  d- 
eigenthums  zu  betrachten  und  mit  demselben  zu  veräussern.  Dagegeu 
musste  schon  1158  zu  Roncalia  ein  Verbot  gerichtet  werden:  qui  allodium 
suam  renditUrit,  diatrictum  et  iuriadictionem  imperatoria  vendere  non 
presiimat;  et  ai  non  vuleat.6  Aber  trotzdem  finden  wir  später  sehr 
häufig  mit  den  einzelnen  Besitzungen  zugleich  die  gräflichen  Befugnisse 'ver- 
äussert. Dem  Bischöfe  von  Turin  wird  1193  eine  Burg  abgetreten  mit  omni 
diatricto  et  iuriadictione  et  honore  et  comitatu1' ;  ebenso  verkauft  Ezeliu 
Güter  an  Vicenza.8  Dabei  wird  denn  noch  wohl  beachtet,  dass  die  gräflichen 
Hoheitsrechte  nur  lehnbar  sein  können;  es  wird  eine  iScheinbelehnung  vor- 
genommen, es  wird  das  proprium  pro  proprio  et  fetulum  pro  feudv  ver- 
äussert, wobei  eben  der  KomiUt  über  die  Besitzung  als  das  Lehen  erscheint; 
aber  es  handelt  sich  nur  um  den  Namen,  es  wird  aufs  sorgfältigste  alles  aus- 
geschlossen, was  das  Lehen  vom  Eigen  unterscheidet;  es  ist  ein  Lehen  ha- 
bendtun  et  tenendum  absque  atwitio  et  fidelitute  et  comendatione,  von  dem 
allerdings  einmal  im  Jahre  ein  Lehnstag  des  Herren  beschickt  werden  soll, 
aber  so,  dass  wegen  Nichterfüllung  dieser  Pflicht,  wegen  Nichtnachsuchung 
der  Investitur,  wegen  Befehdung  des  Herrn  oder  wegen  irgend  eines  andern 
Grundes  das  Lehen  niemals  eingezogen  werden  darf.9  Der  Komitat  theilt 
dann  alle  Geschicke  des  Grundeigenthums,  so  dass  nun  auch  die  Hälfte  oder 
ein  Viertel  des  Komitats  über  einzelne  Besitzungen  als  Vermögensbestand- 
theile  erscheinen.10  Bezeichnend  ist  in  dieser  Richtung  eine  Entscheidung  des 
Kaisers  von  1 238  gegen  den  in  Friaul  und  Istrien  eingerissenen  Missbrauch, 


138.—]  2.  SaTioli  1,  275.  8.  Wtmtemberger  4,  188.  4.  Antich.  Est.  1,  177.  5.  San 
Quintino  2.  157.  «.  Mon.  Germ.  4.  113.  7.  Mon.  patr.  Ch  1.  1001.  8.  Verci  Ecel. 
3,  172.      i>.  1223.  42:  Vcrö  Ecel.  3,  190.  292.      10.  1250:  Verci  Ecel.  3,  325. 
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dass  jeder,  welcher  ein  Grundstück  cum  omni  iure  besitzt,  daraus  auch  die 
Befugnisse  der  hohen  Gerichtsbarkeit  ableite,  während  sich  das  doch  nur  auf 
die  privatrechtlichen  Nutzungen  beziehe. 1 1 

131.  —  Finden  wir  so  auch  in  der  staufischen  Zeit  die  Grafschaften 
gänzlich  zersplittert  hat  sich  der  Begriff  der  Grafschaft  als  eines  geschlossenen 
Gerichtssprengeis  vielfach  ganz  verloren,  so  lässt  sich  doch  nachweisen,  dass 
die  höhere  Gerichtsbarkeit  überall  auf  die  alte  Grafschaft  zurückgeht,  die  Be- 
fugnisse derselben  zunächst  dadurch  bestimmt  sind.  Ueberaus  häufig  fanden 
wir  zur  Bezeichnung  derselben  denn  auch  noch  den  Ausdruck  Comitatus  in 
Hebung.  Der  Umstand  aber,  dass  die  hohe  Gerichtsbarkeit  nun  doch  in  wei- 
testem Umfange  nicht  mehr  durch  Grafen  geübt  wurde,  dann  das  allgemeine 
Eindringen  römischrechtlicher  Ausdrücke  in  die  Rechtssprache  führten  da- 
neben zu  neuen  Bezeichnungen  der  hohen  Gerichtsbarkeit.  Am 
häufigsten  ist  schon  im  zwölften  Jahrhunderte  der  Ausdruck  volle  Gerichts- 
barkeit, Iurisdictio  plena;  hie  und  da  mit  dem  ausdrücklichen  Bemerken, 
dass  sie  Strafgewalt,  wie  Civilsachen  umfasse.  In  einigen  Fällen  haben  wir 
auch  da,  wo  von  Verleihung  der  Gerichtsbarkeit  des  Reichs  die  Rede  ist,  nicht 
an  die  regelmässig  nur  durch  das  Reich  selbst  zu  übende  zu  denken,  welche 
ausdrücklich  vorbehalten  ist1,  sondern  einfach  an  die  hohe  Gerichtsbarkeit, 
welche  zu  den  Regalien  gehört,  nicht  zu  Eigen  besessen,  sondern  nur  vom 
Reiche  verliehen  werden  kann.  Später  wird  dann  der  Ausdruck  Merum  oder 
merum  et  mix  tum  imperium  aufgenommen,  um  insbesondere  die  Criminal- 
gewalt  hervorzuheben.  Dem  Markgrafen  Cavalcabo  bestätigt  der  Kaiser  1 1 96 
das  merum  imperium  curtis  Vitalianae2 ;  1238  erklärt  der  Kaiser,  dass 
der  Gastalde  des  Patriarchen  zu  Capo  d'  Istria  plenam  kabcat  potestatem 
faciendi  omnibus —  rationem,  videlicet  de  aüodiis  propriis, —  de  omnibus 
penis  corportdibus,  aue  uidentur  ad  penam  sanguinis  pertinere,  —  et  de- 
mum  de  omnibus  aliis,  que  spectare  ad  merum  et  mixtum  imperium  ac 
regalia  dinosettntur.3  Es  handelt  sich  da  überall  um  eine  der  gräflichen  ent- 
sprechende Gerichtsbarkeit,  wie  wir  das  für  die  städtische  wohl  ausdrücklich 
betont  fanden4,  während  nun  auch  wohl  daneben  wieder  die  städtische  zur 
Vergleichung  herangezogen  wird;  so  überlassen  1233  die  von  Camino  denen 
von  Conegliano  die  iurisdictio  plena  über  einige  Besitzungen,  ita  ut  —  possint 
et  valeant  exercere  plenissimam  iurisdictionem  et  potestatem  et  etiam  me- 
rum imperium  in  predictis  ei  Iiis  —  et  lwminibus  earum,  sicuti  qidlibet 
comes  sive  dux  seu  marchio  seu  civitas  valet  exercere  in  terris  —  et  homi- 
nibus  seu  iurisdictioni  subiectis.* 

Zuweilen  wird  auch  der  Ausdruck  Iudex  Ordinarius  angewandt,  um  die 
gräfliche,  der  des  römischen  Rector  provinciae  oder  des  Bischofs  im  kirch- 
lichen Gerichtswesen  zu  vergleichende  Gerichtsgewalt  zu  bezeichnen.   So  sagt 

11.  Huillard  5,  241. 

131.  —  1.  Vgl.  §  129  n.  8.  9.  2.  Toeche  Heinr.  VI.  634.  Der  Ausdruck  mag  ver- 
einzelt schon  früher  vorkommen,  worauf  ich  nicht  genauer  achtete:  im  allgemeinen  durfte 
er  noch  im  zwölften  Jahrhunderte  Bedenken  gegen  die  Echtheit  bezüglicher  Urkunden  er- 
regen.     3.  Huillard  5,  243.      4.  Vgl.  §  124  n.  5.      5.  Verci  Marc«  I,  88;  Tgl.  1,  1 15. 
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Tankred:  Ordinarius  iudex  est,  qui — in  saecularibus  ab  imperatore,  ut 
duces,  marchiones,  comites  totalem  aUcuius  provinciae  vel  hei  aeeipit  iu~ 
risdictionetn.6  Jedenfalls  wird  der  Ausdruck  so  aufzufassen  sein,  wenn  1169 
der  Bischof  von  Verona,  welchem  Grafengewalt  zustand7,  wegen  eines  Streites 
über  Grundeigentum  zu  Gerichte  sitzt  als  Veronensis  episcopus  et  Ordina- 
rius iudex*;  oder  wenn  der  Kaiser  1238  bestimmt,  dass  die  hohe  Gerichts- 
barkeit in  Friaul  und  Istrien  nur  die  Patriarchen  üben  sollen  und  deren  Beamte, 
quos  auetoritate  ordinarie  i  urisdictionis  loeo  et  vice  aua  duxerint  depu- 
tandos. 9  So  heisst  es  auch  1 1 62  und  1 1 93  in  Privilegien  für  Pisa,  welchem 
der  Komitat  ausdrücklich  verliehen  war10:  EtPisana  civitas  habeat  plenam 
iurisdictionem  et  potestatem  faciendi  iustitiam  et  etiam  vindietam  et 
dandi  tutores  et  mundoaldos  et  alia>  quae  index  Ordinarius  vel  quilibet 
potestate  praeditus  ab  imperatore  Juibere  debet  ex  sua  iurisdictione11 ; 
und  ganz  entsprechend  1220  für  Genua. 12  Aber  wie  hier  schon  die  Beziehung 
nicht  unzweifelhaft  ist,  so  ist  in  andern  Stellen  zweifellos  nicht  eine  der  gräf- 
lichen entsprechende  Gewalt  darunter  zu  verstehen.  So  heisst  es  in  kaiser- 
lichen Privilegien  für  den  Bischof  von  Imola  1210  und  1226:  Preterea 
dictum  episcopum  eiusque  successores  in  civitate  Imolcnsi  universoque 
episcopatu  ipsius  et  comitatu  nostro  Inwlensi  iudieem  ordinarium  faci- 
musy  dantes  ei  plenam  et  liberam  potestatem  atque  iurisdictionem,  quic- 
quid  ratio  iuris  expostulat  tarn  in  maioribus,  quam  in  minoribus,  pupiüis 
et  viduis  exequendi.13  Nun  stand  aber  die  Grafschaft  Imola  nach  einem 
Spruche  von  1186  unmittelbar  dem  Reiche  zu,  dem  Bischöfe  nur  die  Gerichts- 
barkeit auf  seinen  eigenen  Besitzungen14,  wie  beides  auch  in  jenen  Urkunden 
ausdrücklich  hervorgehoben  und  bestätigt  wird.  Und  ergibt  sich  aus  der  Ur- 
kunde an  und  für  sich  keine  engere  Begränzung  der  verliehenen  Gerichtsbar- 
keit, so  muss  doch  das  besondere  Betonen  der  vormundschaftlichen  Befugnisse 
auffallen.  Damit  stimmt,  dass  in  staufischer  Zeit,  worauf  wir  zurückkommen, 
Iudex  Ordinarius  ein  Titel  für  Personen  ist,  welchen  eine  Gerichtsbarkeit  in 
Strafsachen  und  Streitsachen  gar  nicht  zusteht,  deren  Befugnisse  sich  vor- 
zugsweise auf  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  beschränken;  und  nur  diese  dürften 
denn  auch  in  jenen  Urkunden  dem  Bischöfe  verliehen  sein.  Der  Ausdruck 
kann  allerdings  die  höhere,  gräfliche  Gerichtsbarkeit  bezeichnen,  scheint  aber 
eben  des  Umstandes  wegen,  dass  er  auch  in  wesentlich  anderer  Bedeutung  in 
Uebung  war,  nur  selten  zur  Bezeichnung  derselben  verwandt  worden  zu  sein. 

XII.  MARKGRAFSCHAFT. 

132.  —  Die  zweite,  dem  Grafengerichte  übergeordnete  Stufe  der  hohen 
Gerichtsbarkeit  bildet  das  Gericht  des  Mark  graten  oder  einer  der  mark- 

131.— J  6.  Tancred  P.  1.  t.  1.  §  1.  Vgl.  auch  Du  Gange  ad  Ordinarius.  Ausserdem  be- 
xeichnet  lurisdictio  ordimirin  auch  in  deu  Urkunden  dieser  Zeit  die  standige  Gerichtsbar- 
keit im  Gegensatz  zur  delegirtcn;  so  1220:  Huillard  1,  690.  7.  Ughelli  5,  793.  805. 
8.  Biancolini  5b,  116.  ».  Rubeis  Aquil.  699,  wonach  die  Stelle  bei  Huillard  5,  242  zu 
bessern.  10.  Vgl.  $  124  n.  2.  11.  Um.  Mon.  1,  339.  384.  12.  Huillard  1,  869, 
18.  Maozouiu»  151.  Huillard  2,  657.       14.  Vgl.  §  125  n.  1. 
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gräflichen  gleichstehenden  Gewalt.  Kannte  die  karolingische  Vufassung  zwi- 
schen dem  Grafen  und  dem  Könige  keine  ständige  richterliche  Gewalt,  so 
treten  später  in  Deutschland  nicht  gerade  überall,  aber  doch  in  den  mei- 
sten Theilen  des  Landes  ständige  fürstliche  Gewalten  zwischen  Grafschaft  und 
Königthum,  sei  es  in  Folge  einer  mehr  zufalligen  Vereinigung  einer  Anzahl 
von  Grafschaften  in  einer  Hand,  sei  es  im  Anschlüsse  an  die  althergebrachte, 
nur  zeitweise  für  die  Zwecke  der  öffentlichen  Verwaltung  unberücksichtigt 
gelassene  Gliederung  in  Stämme  und  Länder.  Und  in  Deutschland  ist  diese 
fürstliche  Mittelgewalt  die  vorzugsweise  bestimmende  für  die  Entwicklung  der 
staatlichen  Verhältnisse  geworden. 

Ist  letzteres  in  Italien  nicht  der  Fall  gewesen,  so  wareu  doch  zu  Zeiten 
auch  hier  die  Verhältnisse  nicht  viel  anders  gestaltet,  findet  sich  auch  hier 
eine  entsprechende  Mittelgewalt,  welche  oft  als  herzogliche,  häufiger  noch  als 
markgräfliche  bezeichnet  wu-d.  In  Deutschland  waren  Herzogthum  und 
Markgrafschaft  ihrem  Wesen  nach  verschieden;  schloss  jenes  die  Graf- 
schaft in  sich,  so  schloss  der  Begriff  der  Mark  die  Grafschaftsverfassung  aus. 
Für  Italien  hat  dieser  Gegensatz  keine  Geltung.  Mag  die  Bezeichnung  als 
Hark  auch  hier  mehrfach  von  der  Lage  an  der  Gränze  hergenommen  sein,  so 
blieb  das  doch'  etwas  ganz  äusserliches,  wenn  diese  Lage  nicht  zugleich  zu 
einer  besondern,  von  der  des  übrigen  Reiches  abweichenden  Organisation 
führte;  und  das  war  hier,  wenn  wir  etwa  von  der  Mark  Friaul  absehen,  so 
wenig  der  Fall,  als  da,  wo  wir  auf  der  deutschen  Westgränze  dem  Titel  einer 
Mark  Antwerpen  oder  Arlon  begegnen.  Die  italienische  Markgrafschaft  schliesst 
wie  das  Herzogthum  die  Grafschaft  in  sich;  beide  sind  ihrem  Wesen  nach 
nicht  verschieden,  wie  sich  das  ja  auch  darin  ausspricht,  dass  beide  Titel  viel- 
fach ganz  gleichbedeutend  gebraucht  werden.  Wurde  auch  herkömmlich  das 
eine  Gebiet  gewöhnlich  als  Mark,  das  andere  als  Herzogthum  bezeichnet,  so 
nennt  sich  doch  von  eiu  und  demselben  Gebiete  der  Fürst  bald  Herzog,  bald 
Markgraf,  oder  auch  Herzog  und  Markgraf.  Und  auch  der  Grafentitel  wird 
wohl  in  derselben  Bedeutung  gebraucht;  der  Titel  eines  Grafen  von  Tuszien 
oder  von  Romaniola  bezeichnet  mehrfach  nichts  anderes;  eine  Gewalt,  welche 
sich  als  grossgräfliche  bezeichnen  Hesse,  welcher  die  einzelneu  Grafschaften 
des  Landes  untergeordnet  waren.  Wie  wir  denn  vielfach  umgekehrt  auch  den 
markgräflichen  Titel  da  gebraucht  finden,  wo  kaum  von  der  Gewalt  über  eine 
ganze  Grafschaft  die  Rede  sein  kann. 

Das  Wesentliche,  um  das  es  sich  für  uns  handelt,  ist  eine  über  eine  An- 
zahl von  Grafschaften  ausgedehnte  Gewalt,  welche  wir,  wenn  auch  nur  nach 
dem  vorherrschenden  Sprachgebrauche,  als  markgräfliche  bezeichnen  können. 
Das  Bestehen  solcher  Gewalten  reicht  zum  Theil,  insbesondere  zu  Spoleto  und 
Benevent,  in  die  longobardischen  Zeiten  zurück.  Oder  bei  späterer  Entstehung 
konnte  sie  sich  wenigstens,  ähnlich  dem  deutschen  Stammherzogthume,  an  den 
schon  vorhandenen  Begriff  eines  im  Reichsganzen  eine  Sonderstellung  einneh- 
menden Landes  anschliessen,  wie  in  Tuszien  und  der  Romagna.  Oder  es  wur- 
den, wie  bei  der  Mark  Verona,  solche  grössere  Sprengel  vom  Könige  aus 
politischen  Rücksichten  absichtlich  gebildet.  Den  Titel  eines  Markgrafen  finden 
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wir  endlich  freilich  mehrfach  auch  da,  wo  es  sich  nicht  um  einen  grössern  ge- 
schlossenen Sprengel,  sondern  um  eine  mehr  zufallige  Vereinigung  mehrerer 
Grafschaften  in  einer  Hand  handelt;  so  beim  Hause  Canossa  bis  zur  Erwer- 
bung Tuszieus;  wobei  dann  freilich  zu  untersuchen  bleiben  wird,  ob  da  der 
Titel  uns  zur  Annahme  besonderer  markgräflicher,  über  die  Grafschaft  hinaus- 
gehender Befugnisse  berechtigt.  Uebrigens  nahmen  nicht  blos  weltliche,  son- 
dern auch  geistliche  Grosse  eine  solche  Stellung  ein;  so  der  Patriarch  von 
Aglei,  der  Erzbischof  von  Ravenna.  Selbst  die  städtische  Entwicklung  führt 
uns  auf  ein  ähnliches  Verhältnis*,  insofern  die  Gewalt  der  Rektoren  des  lom- 
bardischen oder  tuszischen  Bundes  sich  immerhin  der  markgräflichen  verglei- 
chen Hesse. 

Die  geschichtliche  Entwicklung,  welche  es  verhinderte,  dass  sich  in  Italien 
nicht,  wie  in  Deutschland,  auf  entsprechender  Grundlage  eine  dem  Königthuine 
gefahrliche  Fürstengewalt  entwickelte,  ist  bekannt  und  hier  nicht  weiter  zu 
erörtern.  Wie  nahe  das  unter  andern  Verhältnissen  gelegen  hätte,  zeigt  ge- 
nügend die  Stellung  der  mächtigen  Herzoge  und  Markgrafen  von  Tuszien. 
Was  sich  im  zwölften  Jahrhunderte  noch  von  einheimischen  markgräflichen 
Geschlechtern  gehalten  hatte,  durch  Theilungen  geschwächt,  von  den  Städten 
zurückgedrängt,  wenn  nicht  unterworfen,  bedurfte  des  Königthums.  Die  Ver- 
hältnisse lagen  hier  so  ganz  anders,  dass  gerade  das  Königthum  im  zwölften 
Jahrhunderte  sich  der  alten  markgräflichen  Verbände  zu  bedienen  suchte,  um 
durch  Einsetzung  ihm  ergebener  Herzoge  und  Markgrafen  den  kleineren  ein- 
heimischen Gewalten  gegenüber  einen  festern  Halt  zu  gewinnen. 

133.  —  Was  die  markgräfliche  Gewalt,  insbesondere  das  Verhältnis» 
der  Grafschaft  zur  Markgrafschaft  betrifft,  so  ergeben  sich  da  Ver- 
schiedenheiten für  die  einzelnen  Reichstheile.  In  Mittelitalien  erscheinen  die 
markgräflichen  Sprengel  geschlossener,  die  Befugnisse  ausgedehnter,  als  in 
Oberitalien,  wo  sich  dann  wieder  ein  weiterer  Gegensatz  zwischen  der  Lom- 
bardei und  der  Mark  Verona  zeigt.  Es  wird  das  zweifellos  damit  zusammen- 
hängen, dass  die  markgräflichen  Sprengel  in  Mittelitalien,  wenn  wir  von  der 
Mark  Ancona  abseheu,  durchweg  ihre  Grundlage  in  einer  althergebrachten,  in 
longobardische  Zeiten  zurückreichenden  Sonderstellung  einzelner  Länder  hatten. 

Für  die  Markgrafschaften  Mittelitaliens,  welchen  sich  die 
Fürstentümer  des  Südens  in  dieser  Richtung  anschliessen,  scheint  dieselbe 
Anschauung,  wie  in  Deutschland,  massgebend  gewesen  zu  sein,  die  nämlich, 
dass  das  Herzogthum  oder  die  Mark  mit  den  darin  begriffenen  Grafschaften 
vom  Könige  zunächst  dem  Markgrafen,  von  diesem  dann  die  einzelnen  Grat- 
schaften an  Grafen  weitergeliehen  waren.  Dem  Fürsten  Pandulf  und  seinem 
Sohne  Johann  verleiht  1023  der  Kaiser  principatum  Capuanum  cum  Om- 
nibus ad  cum  iuste  pertinentibus  comitatibus  atque  castelüs  caeterisq-ue  — 
dignitatibun  ad  ipsum  principatum  pertinentibus1 ;  in  den  longobardischen 
Fürstentümern  kann  die  Abhängigkeit  der  Grafen  vom  Fürsten  überhaupt 
keinem  Zweifel  unterliegen.  Als  Herzog  Weif  1 160  als  Markgraf  von  Tuszien 


133.  -  1.  Qattula  Acc.  1,  122. 
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einen  Ifoftag  zu  S.  Genesio  hielt,  heisst  es:  Ibi  baronibus  terre  illius  Septem 
comitatus  cum  tot  luwillis  dedit;  wie  auch  erwähnt  wird,  dass  er  dort  den 
Treuschwur  von  Grafen,  Städten  und  allen,  qtti  aliquod  de  marca  detine- 
banty  entgegennahm.2  Die  Markgrafen  Friedrich  und  Werner  von  Anco  na 
verleihen  1139  an  eine  Kirche  für  Besitzungen  in  der  Grafschaft  Sinigaglia 
totam  nostram  reyalitiem,  sicut  ibi  habemus  et  tenemus  vel  etiam  nostri 
comites  detinent  a  nobis,  wonach  wohl  nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  die  als 
Zeugen  erscheinenden  Grafen  von  Fann,  Pesaro,  .Sinigaglia  und  andere  mit 
den  Iloheitsrechten  von  den  Markgrafen  beliehen  waren.3  Hier,  wo  die  altern 
Verfassungverhältnisse  sich  am  längsten  ohne  wesentliche  Aenderungen  er- 
halten haben,  finden  wir  noch  später  vielfache  Zeugnisse  für  die  Abhängigkeit 
der  Grafschaft  von  der  Mark.  Als  K.  Otto  1210  dem  Azzo  von  Este  totam 
marvhiam  Anchone,  sicut  imirchio  Marquardts  fuibuit  et  temut,  verlieh, 
werden  zwölf  darin  enthaltene  Grafschaften  namentlich  aufgeführt;  ebenso 

1213  bei  der  Belehnung  desselben  durch  den  Pabst.4  Der  Markgraf  verleiht 

1214  dem  Wilhelm  Rangone  die  Grafschaften  Fermo  und  Sinigaglia  auf  zwei 
Jahre3;  1221  nimmt  er  gegen  den  Bischof  von  Fenno  den  dortigen  Komitat 
als  Zul>ehör  der  Mark  in  Anspruch,  während  1224  erwähnt  wird,  dass  der 
Pabst  mit  demselben  den  Bischof  durch  die  Fahne  investirt  habe6;  1228 
übergibt  der  Markgraf  die  Grafschaft  Fossombrone  dem  dortigen  Bischöfe  auf 
drei  Jahre  zur  Verwaltung. 7  Ist  mir  für  den  dritten  mittelitalienischen  Sprengel, 
das  Herzogthum  Spoleto,  ein  ausdrückliches  Zeugniss  nicht  bekannt  ge- 
worden, so  zeigt  sich  da  durchweg  eine  so  grosse  Uebereinstimmung  mit  den 
Verhältnissen  der  Marken  Tuszien  und  Ancona,  dass  dieselbe  auch  hier  nicht 
zu  bezweifeln  sein  wird. 

134.  —  Ziemlich  entsprechend  dürften  aber  auch  die  Verhältnisse  der 
Romagna  gewesen  sein.  Fast  ausnahmslos  lassen  sich  die  dortigen  Graf- 
schaften als  vom  Reiche  an  den  Erzbischof  von  Ravenna  verliehen  nachweisen. 
Schon  999  wird  ihm  der  Besitz  der  Hoheit  über  die  Stadt  Ravenna,  dann  der 
Grafschaften  Montefeltre,  Ceseua,  Ficocle  oder  Cervia,  Decima,  Imola  und 
Comacchio  bestätigt,  während  damals  der  Kaiser  die  Grafschaften  Bobbio, 
Forli  und  Forlimpopoli  hinzufügte1;  1017  erstreckt  sich  die  im  Auftrage  des 
Kaisers  ertheilte  Investitur  auch  auf  die  Grafschaften  Bologna  und  Faenza2; 
seit  1063  werden  in  den  Bestätigungsbriefen  auch  die  Grafschaften  Traver- 
saria  und  Ferrara3,  seit  1160  auch  die  Grafschaft  Argenta  genannt4;  fast 
alle  werden  noch  1209  als  dem  Erzbischofe  zustehend  erwähnt.5  Die  Gewalt 
des  Erzbischofe  gründete  sich  aber  nicht  allein  auf  die  Einzelverleihungen  der 
Grafschaften;  der  Exarchat  galt  als  ein  ihm  verliehener  Gesammtsprengel, 
wobei  er  sich  wohl  insbesondere  auf  die  Urkunde  von  1001  stützen  konnte, 
worin  der  Kaiser  ihm  omnem  legititnam  potestatem  et  districtionem  a  mari 

2.  Anon.  Weingart.  Hess  Mon.  39.  Ann.  Pisani.  Mon.  Germ.  19.  245.  3.  Olmeri  140. 
4.  Antich.  Est.  1,  392.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  44.  5.  Antich.  Est.  1,  419.  «.  Catalani 
353.  356.       7.  Antiq.  It.  1,  336. 

134.  —  1.  Giesebrecht  K.  Z.  1,  879.  2.  Sarioli  1,  73;  Tgl.  84.  3.  UgheUi  2,  362; 
vgl.  Mittarelli  Ann.  3,  22.       4.  Fantuzzi  5,  289.       5.  Fantuzii  5,  304. 
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Adriatico  usque  ad  Alpes  et  a  ßumine  Rheno  usque  ad  Foliam  verlieh.6 
Daher  führt  Erzbischof  Anselm  auch  wohl  den  Titel  eines  Exarchen7,  wie  Otto 
von  Freising  bei  seiuer  Wahl  bemerkt:  Ravennatensem  archiepiscopatum — 
simul  et  eiusdem  provinciae  exarchatum —  accepit.*  Auch  mit  Rücksicht 
auf  die  alten  Rechte  der  Kirche  gilt  der  ganze  Exarchat  als  von  den  Päbsten 
auf  den  Erzbischof  übertragen;  1125  bestätigt  ihm  der  Pabst  exarchatum 
Ravmnae,  qui  Romanae  ecclesiae  iuris  est13;  und  1177  schreibt  er  ihm, 
dass  sich  aus  seinen  Privilegien  ergebe,  quomodo  quidam  predecessores 
nostri  ecclesie  vestre  exarchatum  et  ducatum  Ravennc  dederunt  et  plerique 
alii  predecessores  nostri,  qui  eis  successerunt,  ipsorum  donationem  privi- 
legiis  conßrmarunt,  und  wie  er  desshalb  auch,  quia  Castrum  et  comitatus 
de  Brelonorio  infra  eimdem  exarchatum  consistere  dicitur,  ihm  dieselben 
unter  Verzicht  auf  die  der  römischen  Kirche  aus  dem  Testamente  des  letzten 
Grafen  erwachsenen  Ansprüche  überlasse. 10  Waren  hier  neben  dem  ganzen 
Sprengel  auch  die  einzelnen  Grafschaften  ausdrücklich  dem  Erzbischofe  ver- 
liehen, so  wird  das  um  so  sicherer  darauf  schliessen  lassen,  dass  die  noch  im 
eilflen  Jahrhunderte  >>ft  erwähnten  Grafen  von  Bologna,  Imola  und  andere  als 
Lehensgrafen  des  Erzbischofs  zu  betrachten  sind.  In  einigen  Fällen  können 
wir  ausdrücklich  nachweisen,  dass  die  Grafengewalt  vom  Erzbischofe  lehnbar 
war.  Er  verleiht  1021  die  Grafschaft.  Ghiazzolo 11 ;  Graf  Hugo  von  Bologna 
refutirt  ihm  1034  integrum  comitatum  Favoritin  um  und  wird  von  ihm  wieder 
de  medietate  in  benefitHum  investirt12;  1197  nimmt  der  Erzbischof  zu  Tra- 
versaria  denDukat,  zweifellos  die  Grafschaflsrechte  bezeichnend,  als  Lehen  in 
Anspruch. 13  Die  Grafschaft  Cervia  scheint  unmittelbar  für  den  Erzbischof 
durch  einen  Beamten  verwaltet  zu  sein,  der  bald  Comes,  bald  Vicecomes 
heisst14;  später  wird  der  dortige  Vieeeomitatus  ausdrücklich  auf  Lebenszeit 
verliehen.15  Die  Gewalt  des  Erzbischofs  über  den  ganzen  Spreugel  war  frei- 
lich schon  im  zwölften  Jahrhunderte  völlig  zersetzt,  auf  die  unmittelbaren  Be- 
sitzungen der  Kirche  beschränkt,  insbesondere  durch  die  städtische  Entwick- 


le. -]  6.  Giesebrecht  1,  881.  7.  1156.  57:  Ughelli  2,  370.  Fantuzzi  1,  396.  8.  Gest* 
Fr.  1.  2.  c.  21.  9.  Ughelli  2,  365.  10.  Mittarelli  Ann.  3,  text  331.  11.  Sarioli  1, 
text  143.  Um  1025  wird  auf  ein  Drittel  der  Grafschaften  yon  Cesena  und  Ficocle  gegen  die 
Kirche  Ton  Raren  na  geklagt,  wobei  es  sich  om  Ansprüche  von  Lehenserben  zu  handeln 
scheint.  Fantuzzi  4.  195.  12.  Sarioli  1,  86.  Dabei  ist  nicht  an  eine  reelle  Theilung, 
sondern  an  einen  Vorbehalt  der  Hälfte  der  Einkünfte  zu  denken,  wie  sich  solcher  auch 
1212  bei  Verleihung  yon  Argenta  an  den  Markgrafen  ron  Este  findet.  Fantuzzi  3,  66. 
Aehnliche  Verleihungen,  die  in  Deutschland  ungebräuchlich  sind,  finden  sich  oft  in  Italien; 
die  Uebung  der  Amtsbefugnisse  war  dann  wohl  zunächst  ganz  dem  belehnten  Grafen  oder 
Vicecomes  überlassen.  So  leiht  1168  der  Bischof  ron  Forli  zu  Lehenrecht  einem  Candolinus 
den  dritten  Theil  des  Castrum  Cuimani  mit  Zubehör,  sich  zwei  Drittel  der  Einkünfte  pro 
placilo  et  dUtrictu  ei  bando  vorbehaltend  und  bestimmend,  ut  tu  meut  müiarius  et  viee- 
comet  in  toto  eastro  Cuimani  et  tota  curte  Cuimani,  et  tui  liberi  et  kaeredei  iemper  debeant 
habere  vicecomitatum  praedicti  eattri  et  curtit.  Marchesi  148.  Besonders  deutlich  tritt 
dieses  Verhiltniss  zu  Trient  henror.  wo  die  Grafschaft  theils  in  der  Hand  des  Bischofs, 
theils  entsprechend  dem  deutschen  Brauche  ganz  an  Grafen  verliehen,  theils  aber  dem  Bi- 
schöfe mit  dem  Lehensgrafen  gemeinsam  war.  Vgl.  Durig  Beitr.  12.  18.  Fantuzzi  3,  61. 
14.  Vgl.  Fantuzzi  4,  239.  240.  246.       15.  1 189.  1253 :  Fantuzzi  2,  423.  424. 
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lung.  Doch  wurde  damit  hier  der  Begriff  eines  umfassenderen,  der  Einzel- 
grafschaft übergeordneten  Amtssprengeis  nicht  beseitigt;  wir  werden  sehen, 
wie  dieser  in  der  Reichsgrafschaft  oder  dem  Rektorate  der  Romagna  einen 
neuen  Ausdruck  gewann. 

135.  —  Die  Annahme  einer  Abhängigkeit  der  Grafschaft  von  der  Mark 
in  Mittelitalien  gewinnt  eine  weitere  Stutze  bei  Beachtung  der  Stellung  der 
mittelitalienischen  Bischöfe.  Diese  unterstehen  nicht  allein  im  allge- 
meinen der  Hoheit  der  Markgrafen,  insbesondere  der  Gerichtsbarkeit  derselben, 
sondern  es  scheint  auch,  dass  sie  bezüglich  der  Temporalien  ihrer  Kirchen,  so 
weit  diese  nicht  etwa  dem  Pabste  gehörten,  grossentheils  nicht  unmittelbar 
dem  Reiche,  sondern  dem  Markgrafen  unterstanden,  da  Regalienverleihungen 
durch  das  Reich  hier  nur  ganz  ausnahmsweise  vorkommen. 1  Insbesondere  aber 
ist  schon  früher  darauf  hingewiesen,  dass  da,  wo  die  Markgrafschaft  sich 
starker  entwickelt  zeigt,  Verleihungen  der  Grafschaft  an  die  Bischöfe,  wie  sie 
in  Oberitalien  so  häufig  sind,  nicht  vorkommen.2  Finden  wir  ein  ähnliches 
Verhältniss  auch  in  Deutschland  da,  wo  sich,  wie  in  Baiern  und  Schwaben  das 
Herzogthum  noch  als  Gewalt  über  einen  grössern  geschlossenen  Sprengel  dar- 
stellt3, so  wird  das  doch  zweifellos  damit  zusammenhängen,  dass  man  die 
Grafschaften  als  Zubehör  des  Herzogthums  oder  der  Mark  betrachtete.  Es 
finden  sich  allerdings  einige  Ausnahmen ;  aber  auch  da  ergibt  sich,  wo  wir  das 
genauer  verfolgen  können,  eine  Abweichung  von  der  einfachen  Verleihung  ge- 
schlossener Grafschaftsbezirke  an  die  oberitalienischen  Kirchen.4 

Die  dem  Bisthume  Arezzo  883  verliehene  weitgreifende  Immunität 
schloss  zweifellos  die  Grafengewalt  nicht  aus,  untersagte  dem  Grafen  nur,  auf 
den  Besitzungen  der  Kirche  Gericht  zu  halten  und  über  Hintersassen  der 
Kirche  in  Abwesenheit  des  Bischofes  oder  dessen  Vogtes  zu  richten.5  Es 
müssen  dann  später  dem  Bischöfe  ausgedehnte  richterliche  Befugnisse  zuge- 
standen worden  sein;  denn  1010  wird  vor  ihm  bei  einem  Streite  um  Grund- 


135.  —  1.  Vgl.  Ficker  Reichsfürstenstand  1.  316.  317.  Darauf  deutet  auch,  dass  die 
Bischöfe  hier  Lehen  Ton  deu  Markgrafen  nahmen;  so  1143  der  Ton  Lucca.  Mem.  di  Lucca 
4  b,  24.  2.  Vgl.  Hegel  2,  78.  84.  8.  Weiland,  da«  sachsische  Herzogthum  unter 
Lothar  und  Heinrich  dem  Löwen  7  n.  4.  bestreitet  das  gegenüber  einer  ton  mir,  Heerschild 
97,  gemachten  gelegentlichen  Behauptung.  Die  von  ihm  angeführten  beiden  Beispiele  nicht 
einer  Verleihung,  sondern  des  Besitzes  von  Grafschaftsrechten  durch  Bischöfe  waren  mir 
nicht  entgangen;  ich  würde  ihnen  sogar  noch  einige  hinzufügen  können,  dennoch  aber 
glauben,  an  dem  Gesagten  trotz  dieser  wirklichen  oder  scheinbaren  Aufnahmen  als  Regel 
festhalten  zu  dürfen.  Es  hat  allerdings  immer  sein  Missliches,  auf  die  Ergebnisse  umfassen- 
derer Untersuchungen  Bezug  zu  nehmen,  ohne  dieselben  zugleich  begründen  zu  können, 
wie  ich  dazu  auch  hier  nicht  in  der  Tage  bin.  Finden  wir  aber  in  Franken,  Sachsen  und 
Lothringen  zahllose  Verleihungen  von  Grafschaften  an  Kirchen,  wahrend  in  Baiern  und 
Schwaben  sich  nur  ganz  vereinzelte,  vielleicht  anderweitig  zu  erklärende  Erwähnungen 
kirchlicher  Grafschaftsrechte  finden,  beachten  wir,  dass  später  die  bischoflichen  Landes- 
hoheitsgebiete sich  dort  vorwiegend  durch  Einziehung  verliehener  Grafschaften  bilden,  in 
Baiern  dagegen  durch  Erwerb  der  Grafschaft  vom  Herzoge,  so  wird  doch  nicht  zu  bezweifeln 
sein,  dass  das  Verhältniss  der  Grafschaft  zum  Herzogthume  dort  und  hier  ein  wesentlich 
verschiedenes  gewesen  sein  mus*.       4.  Vgl.  §  120.  12C       5.  Antiq.  It.  1,  869. 
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stücke  auf  Kampf  erkannt6,  was  gräfliche  Befugnisse  vorauszusetzen  scheint. 
Ich  zweifle  kaum,  dass  sich  diese  auf  ein  Privileg  gründeten,  welches  dem  1052 
dem  Bischöfe  von  Volterra  ertheilten  entsprach.  Als  dieser  sich  über  den 
Druck  der  Grafen  lieschwerte,  wurde  ihm  nicht,  wie  in  Oheritalien  üblich,  die 
Grafschaft  in  einem  geschlossenen  Sprengel  verliehen,  sondern  es  heisst:  con- 
cedimus  predicto  episcopo  suisque  successoribus  clericos  et  famulos  alios- 
que  super  terram  sue  ecclesie  inhabitantes  in  sua  potcstate,  ut  liceat  eum 
ante  se  causam  apere  et  per  duellium  qualibet  legali  Kenten tia  litem  dif- 
finire."  Es  handelt  sich  darum,  dass  Sachen  der  Hintersassen  der  Kirche, 
welche  bisher  im  Grafengerichte  zu  erledigen  waren,  nun  auch  im  Gerichte  des 
Bischofs  entschieden  werden  konnten;  ob  sie  es  mussten,  ob  die  Gewalt  des 
Grafen  dadurch  auch  nur  bezüglich  jener  Hintersassen  ganz  beseitigt  war, 
muss  zweifelhaft  erscheinen,  zumal  wir  in  Italien  häufig  finden  werden,  dass 
die  ausnahmsweise  verliehene  richterliche  Befugnis»  die  entsprechende  Be- 
fugniss  des  ordentlichen  Richters  nicht  ausschliesst,  so  insbesondere  die  den 
Bischöfen  verliehene  Reichsgerichtsbarkeit  nicht  das  Eingreifen  anderer  Reichs- 
richter. Es  muss  weiter  zweifelhaft  erscheinen,  ob  auch  die  hohe  Strafgerichts- 
barkeit danach  dem  Bischöfe  zustehen  sollte.  Und  handelte  es  sich  wirklich 
um  die  volle  gräfliche  Gerichtsgewalt,  so  erstreckte  sich  diese  nicht  auf  ein 
geschlossenes  Gebiet  Audi  dem  Bischöfe  von  Arezzo  stand  trotz  jener  schon 
1 01 0  hervortretenden  Befugniss  jedenfalls  die  Grafschaft  in  seiner  Bischofs- 
stadt nicht  zu;  denn  1016  sitzen  dort  der  Markgraf  und  der  Ortsgraf  gemein- 
sam zu  Gerichte.8  Ein  Privileg  für  Arezzo  von  1052  scheint  dann  zunächst 
nur  die  Bestimmung  des  Immunitätsprivilegs  von  883  zu  wiederholen,  nur  mit 
der  Erweiterung,  dass  jenes  Verbot  bezüglich  der  Hintersassen  der  Kirche 
jetzt  auch  auf  den  Markgrafen  ausgedehnt  erscheint s;  dann  aber  heisst  es: 
De  coeteris  autem  Ihonünibu*  arimannis  et  coeteris  Imminibus  s.  Donata 
nuüo  iure  pertinentibus  damus  b.  Donata  intepram  medietatem  de  placito 
et  omni  districtu  per  totum  comitatum,  et  integrum  medietatem  de  cura- 
tura  et  omni  publica  exact'tonc  ipsius  Aretinae  civitatis. 10  Dabei  handelt 
es  sich  nun  nicht  blos  um  die  Einkünfte  der  Grafschaft,  sondern  um  die  Gra- 
fengewalt selbst;  denn  von  mm  an  nennt  der  Bischof  sich  früher  und  häufiger, 
als  wohl  irgend  ein  anderer,  eju'scopus  et  comesu,  und  sitzt  als  solcher  ins- 
besondere zu  Gericht  Dadurch  ist  aber  einmal  die  markgräfliche  Gewalt  nicht 
ausgeschlossen;  1059  sitzt  der  Markgraf  wiederholt  mit  dem  Bischöfe  zu 
Arezzo  zu  Gerichte. 12  Weiter  aber,  wie  ja  auch  die  Urkunde  nur  von  der 
Hälfte  spricht,  scheint  es  sich  nur  um  Gemeinsamkeit  der  Grafschaft  mit  dem 


115.— ]  «.  Antiq.  It.  3,  643.  7.  Antiq.  It  3.  641.  Ganz  Ähnlich  1055  für  Siena:  Pecci 
121.  8.  Antiq.  It.  1.  299.  9.  Alle  bekannten  Texte  (vgl.  Stumpf  Reg.  n.  2428).  »och 
der  mir  in  Abschrift  vorliegende,  von  Valentineiii  Reg.  n.  108  angeführte,  lassen  die  Stelle 
aus.  indem  sie  mit  «/  —  n*dlu$  marchio  ttc.  abbrechen ;  aber  eine  Best&tigungsurkunde  von 
1196  (Capelletti  18.  121)  lasst  nicht  bezweifeln,  dass  übrigens  die  Bestimmung  von  883 
nur  wiederholt  ist.  10.  '  apellctti  18.  99.  H.  1059-1130:  Antiq.  It.  1.  301.  966. 
Mittarelli  Ann.  2,  218.  232.  257.  3,  330.  331.  Rena  e  Camici  4  b,  72.  Vgl.  §  120  n.  1. 
12.  Antiq.  It.  1,  301.  966. 
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markgrii fliehen  Ortsgrafen  zu  handeln,  ein  Verhältnis*,  welches  wir  auch  in 
Oheritalien  fanden13,  aber  nie,  so  weit  ich  sehe,  durch  kaiserliche  Verleihung 
begründet.  Denn  1079  sitzt  der  Bischof  noch  mit  dem  Grafen  gemeinsam  zu 
Gf  richte. 14  Später  mag  er  dann  in  Alleinbesitz  gelangt  sein,  da  er  1 130  allein 
zu  Gerichte  sitzt  und  zwar:  cum  comitis  fungeretttr  officio,  und  einein  Abte 
einen  Vicecoinitatus  überlässt,  ohne  dass  der  Zustimmung  einer  andern  Ge- 
walt gedacht  wird. 15  Behauptet  hat  er  sich  nicht;  mögen  seine  Befugnisse 
zunächst  durch  die  Stadt  beseitigt  sein,  so  wurde  in  staufischer  Zeit  die  Graf- 
schaft durch  Reichsbeamte  verwaltet. 1 6  Doch  ist  es  wohl  ein  Rest  seiner 
Ausnahmsstellung,  wenn  er  noch  später  mit  den  Regalien  vom  Reiche  belehnt 
wird17,  wie  das  bei  den  tuszischen  Bischöfen  im  allgemeinen  nicht  der  Kall  ist. 

Bei  keinem  tuszischen  Bischöfe  finde  ich  Verleihungen  der  Grafschaft  in 
früherer  Zeit.  Beim  Bischöfe  von  Vol terra  fanden  wir  allerdings  ausge- 
dehntere Befugnisse;  aber  die  Grafschaft  soll  ihm  erst  Friedrich  I  übertragen 
haben18;  K.  Heinrich  verleiht  ihm  1186:  De  toto  ctiam  episcopatu  et  co- 
mitatu  Vulterrano  omnem  iurisdictionem  et  qutcunque  reqalia  ad  tu* 
nostrum  pertintnt19;  er  nahm  dann  aber  auch  sichtlich  eine  Ausnahmsstel- 
lung unter  den  tuszischen  Bischöfen  ein20,  von  welchen  auch  in  dieser  Zeit 
ausserdem  nur  noch  dem  Bischöfe  von  Luna,  wenn  wir  denselben  überhaupt 
hieherziehen  dürfen,  die  Grafschaft  in  seinem  Bisthume  zustand.21 

Im  übrigen  Mittelitalien  finde  ich  nur  den  Bischof  von  Ascoli,  welchem 
1056  die  Grafschaft  verliehen  und  später  mehrfach  bestätigt  wird22;  belehnt 
noch  1209  der  Kaiser  den  Bischof  cum  comitatu  et  universia  eins  pertinen- 
tiiSy  cum  omni  honore  et  iurisdictione,  excepto  imperiali'23,  so  sollte  man 
daraus  auch  auf  Exemtion  von  der  Mark  schliessen.  Doch  wird  1210  und 
1213  der  Komitat  ausdrücklich  als  zur  Mark  Ancona  gehörig  bezeichnet  24, 
dann  1232  vom  Pabste  dem  Bischöfe  gegen  einen  jährlichen  Zins  überlassen. 2 b 
In  der  Romagna  waren  schon  durch  die  Verleihungen  aller  einzelnen  Graf- 
schaften an  Ravenna  Verleihungen  an  die  Bischöfe  ausgeschlossen;  finden  wir 
später  bei  einzelnen  Bischöfen  gräfliche  Befugnisse  wenigstens  auf  den  eigenen 
Besitzungen26,  so  können  dieselben  vom  Erzbischofe  verliehen  oder  beim  Sin- 
ken seiner  Macht  usurpirt  sein,  wie  der  Bischof  von  Imola  ja  sogar  die  ganze 
Grafschaft,  freilich  erfolglos,  an  sich  zu  bringen  suchte.27  Jedenfalls  gelang 
es  den  Bischöfen  Mittelitaliens  nur  ganz  ausnahmsweise,  zur  Grafschaft  zu 
gelangen,  was  doch  zweifellos  in  der  grössern  Geschlossenheit  der  dortigen 
Marken  seinen  Grund  haben  wird. 

136.  —  Auch  bezüglich  der  städtischen  Entwicklung  ist  die  besondere 
Stellung  der  mittelitalienischen  Städte  zur  Mark  zu  beachten. 
Erscheint  in  Oberitalien  mit  dem  Erwerbe  der  Grafschaftsrechte  die  städtische 

18.  Vgl.  §134  n.  12.  14.  Mittarelli  Ann.  2.  277.  15.  Mittarelli  Ann.  3.  330.  16.  Ren» 
e  Camici  5d,  00.  Antiq.  It.  4.  579.  Ii.  1281 :  Bühmer  Acta  703.  18.  Vgl.  Hegel 
2.  7S*.  1».  Laiiii  Man.  1,  470.  20.  Vgl.  §  120  n.  13.  21.  1183.  93:  Ughelli  1,  848. 
Antiq.  lt.  4,  47Ü.  22.  Ughelli  1.  448.  452.  457.  28.  Ughelli  1.  402.  24.  Vgl. 
S  133  n.  4.  25.  Antiq.  It.  2.  745.  26.  Vgl.  §  134  n.  12;  §  120  n.  7.  27.  Vgl. 
S  125  n.  1. 
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Selbstständigkeit  vollendet,  so  waren  hier  nicht  blos  die  gräflichen,  sondern 
auch  die  markgräflichen  Befugnisse  zu  beseitigen.  Wie  ausgedehnt  diese  ins- 
besondere in  Tuszien  gewesen  sein  müssen,  zeigen  wohl  am  deutlichsten  die 
Gnadenbriefe,  welche  K.  Heinrich  IV  1081,  als  er  nach  Besiegung  der  Mark- 
gräfin Mathilde  Tuszien  zur  Verfügung  hatte,  an  Pisa  und  Lucea  verlieh. 1 
Danach  muss  die  markgräfliche  Gewalt  über  die  Städte  unter  dem  Hause  Ca- 
nossa  sich  den  Befugnissen  früherer  Markgrafen  gegenüber  wesentlich  gestei- 
gert haben;  es  handelt  sich  bei  diesen  Privilegien  sichtlich  weniger  um  die 
Anerkennung  einer  von  den  Städten  schon  erreichten  Unabhängigkeit,  als  um 
die  Zurückführung  der  markgräflichen  Rechte  auf  das  frühere  Mass.  Nach 
der  Urkunde  für  Pisa  werden  wiederholt  die  Leistungen  der  Stadt  auf  das 
Mass  zurückgeführt,  quomodo  fuit  consuetudo  tempore  l'yonismarehionis; 
durch  eidliche  Aussage  der  ältesten  Leute  soll  das  festgestellt  werden;  für 
Lucca  heisst  es:  Consuetudines  etiam  perversas  a  tempore  Bonifatii  mar- 
ehionis  durit<*r  eisdem  impositas  omnino  interdieimus  et  ne  ulterius  ßant 
preeipimus.2  Wenn  noch  ausdrücklich  verbrieft  werden  muss,  dass  die  Stadt 
ihrer  Mauern  nicht  beraubt,  Mädchen  und  Wittwen  nicht  gegen  ihren  Willen 
verheirathet  werden  sollen,  wenn  neben  einigen  prozessualischen  Vorrechten 
doch  vorzugsweise  nur  Behandlung  nach  dem  Gesetze,  Hintanhaltung  von 
Willkür  zugesagt  wird,  so  muss  die  Abhängigkeit  auch  der  mächtigsten  Städte 
doch  noch  eine  sehr  grosse  gewesen  sein.  Es  ist  denn  auch  jetzt  weder  von 
Befreiung  von  der  markgräflichen,  noch  von  der  gräflichen  Gewalt  die  Rede, 
wenn  auch  in  beiden  Richtungen  Pisa  gewisse  Begünstigungen  zugestanden 
werden.  Die  Gerichtsbarkeit  zu  Pisa  hatte  bisher,  soweit  die  Markgräfin  sie 
nicht  selbst  übte,  ein  markgräflicher  Vicecomes3;  es  handelt  sich  wohl  um 
dieselbe  Gewalt,  wenn  der  König  jetzt  zusichert:  Castaldionem  vel  aliquem 
nostriim  missum  in  suprasn'ipta  clvitate  vel  eomitatu  eorum  ad  plncitum 
faeiendum  eis  anpresse  non  sinemus  de  ahn  eomitatu.  Bezüglich  der  Mark 
aber,  welche  der  König  als  erledigt  betrachtete,  will  der  König  bei  einer  neuen 
Verleihung  die  Zustimmung  der  Stadt  einholen :  Nee  marekionem  aliquem  in 
Tuseiam  mittenius  sine  laudatione  hominum  duodeeim  eleetorum  in  eol- 
loquio  faeto  sonanttbus  eampanis. 

In  der  nächstfolgenden  Zeit  scheint  sich  dann  eine  grössere  Selbststän- 
digkeit der  mächtigern  Städte  rasch  entwickelt  zu  haben,  die  gräfliche  Gewalt 
durchweg  an  die  städtischen  Behörden  übergegangen,  die  markgräfliche  wenig- 


136.  —  1.  Antiq.  It.  4.  19.  Arch.  storico  10  b.  3.  2.  Stumpf  Reg.  nr.  2834  erklärt 
die  Stelle  für  Interpolation;  sie  fehlt  allerdings  in  einem  datirten  Abdrucke  (Stumpf 
nr.  2833),  wahrend  der  mir  Torliegende  undatirte  auch  durch  den  1081  nicht  zulässigen 
Titel  Henriat*  qwtrtut  Horn,  imperator  aug.  verdächtig  wird.  Vielleicht  handelt  es  sich 
hier  um  eine  Erneuerung  Heinrichs  V,  deren  Vorhandensein  freilich  unabhängig  erwähnt 
wird;  Tgl.  Arc!i.  storico  10,  25.  28;  noch  1209  hat  K.  Otto  die  Urkunde  in  dieser  Faa- 
song  erneuert;  Mem.  di  I-ucca  1.  204.  Die  Bestimmung  stimmt  so  sehr  mit  den  Zeit- 
Torhaltnisson  und  dem  Pririlege  für  Pisa,  für  spätere  Interpolation  fehlte  ?o  sehr  jede 
Veranlassung,  dass  sie  doch  w*.hl  nur  unter  Heinrich  IV  oder  spätestens,  was  für  unsere 
nächsten  Zwecke  keinen  wesentlichen  Unterschied  begründet,  unter  Heinrich  V  entstan- 
den sein  kann.       3.  1077:  Antiq.  Tt  3.  1095. 
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stens  thatsachlich  von  immer  geringerer  Bedeutung  geworden  zu  sein.  Aber 
formell  beseitigt  waren  diese  nirgends.  Vom  Markgrafen  Konrad  erbittet  sich 
Lucca  1120  nur  die  Bestätigung  der  früher  von  Kaisern  und  Markgrafen  ver- 
liehenen Privilegien. 4  Noch  1160  verlangte  und  erhielt  Herzog  Weif  den 
Treuschwur  der  tuszischen  Städte. 5  Waren  aber  zweifellos  die  markgräflichen 
Rechte  über  die  Städte  thatsachlich  beseitigt  oder  an  die  Stadtbehörden  über- 
gegangen, so  Hess  sich  nun  hier  das  Verhültniss  der  Städte  zur  Mark  ent- 
sprechend ordnen,  wie  das  der  lombardischen  Städte  zum  Reich,  indem  die 
Hoheitsrechte  des  Markgrafen  anerkannt,  von  diesem  aber  gegen  eine  Abfin- 
dung der  Stadt  überlassen  wurden.  Auf  solcher  Grundlage  erfolgte  1 160  ein 
Abkommen  mit  Lucca ;  Herzog  Weif  überliess  der  Stadt  omne  ruft,  aetionem, 
iurisdietionem,  et  omnes  res,  quw  quoquomodo  mihi  pertinent  vel  ad  ius 
marchiae  pertinere  videntiir  vel  ad  ins  qttondam  eomitisme  Mathildis  vel 
quondam  comitis  Ugolini  pertinnerunt,  in  der  Stadt  selbst  und  einem  Um- 
kreise von  fünf  Miglien,  wofür  ihm  die  Stadt  jährlich  tausend  Solidi  zahlen 
soll,  obwohl,  wie  er  bemerkt,  ihm  jene  Rechte  über  das  Doppelte  tragen 
würden.6 

137.  —  Damals  möchten  für  den  mit  Tuszien,  Spoleto,  Sardinien  und 
dem  Gute  der  Mathilde  belehnten  Herzog  Weif  noch  immer  die  Grundlagen 
für  Herstellung  einer  kräftigen,  wenn  auch  grosse  Selbstständigkeit  der  Städte 
zulassenden  Fürstengewalt  vorhanden  gewesen  sein.  Aber  auch  abgesehen 
davon,  dass  dauernde  Anwesenheit  im  Lande  die  unumgängliche  Vorbedingung 
dazu  gewesen  wäre,  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  kaiserliche  Politik  dem 
aufs  bestimmteste  entgegenwirkte;  es  zeigt  sich  deutlich  ein  Streben  nach 
Schwächung  der  markgräflichen  Gewalt  zu  Gunsten  des  Reichs. 
Mag  die  Hinneigung  des  Herzogs  zur  päbstlichen  Partei  darauf  einigen  Ein- 
fluss  geübt  haben,  so  lag  es  bei  der  überaus  günstigen  Stellung  des  Kaisers  in 
Oberitalien  nach  dem  Falle  Mailands  doch  an  und  für  sich  sehr  nahe,  die  be- 
absichtigte unmittelbare  Verwaltung  Italiens  für  das  Reich  auch  in  Mittel- 
italien möglichst  durchzuführen  oder,  so  weit  den  Städten  ihre  Selbstständigkeit 
zu  belassen  war,  dieselben  wenigstens  unmittelbar  dem  Reiche  zu  unterstellen 
und  so  dem  Wiederaufkommen  einer  Fürstengewalt  vorzubeugen,  deren  Ge- 
fährlichkeit für  das  Reich  zur  Zeit  der  Mathilde  so  bestimmt  hervorgetreten 
war.  Träger  dieser  Politik,  welche  unter  einfacher  Nichtberücksichtigung  der 
Rechte  des  Lehensfürsten ,  dagegen  mit  anfanglich  grosser  Schonung  der 
städtischen  Interessen  Mittelitalien  möglichst  unter  unmittelbare  Verwaltung 
des  Reichs  zu  bringen  suchte,  war  zweifellos  Erzbischof  Reinald  von  Köln. 
Sein  Werk  war  wohl  schon  das  Abkommen  mit  Pisa  1 1 62,  durch  welches  der 
Stadt  einfach  alle  Hoheitsrechte,  und  zwar  ausdrücklich  auch  die  der  Mark 
überlassen  wurden 1 ;  und  vergessen  hat  man  dabei  auf  die  entgegenstehenden 
Rechte  des  Herzogs  nicht,  da  den  Pisanem  ausdrücklich  zugesichert  wird :  Et 
*i  de  feudo,  qnod  vohi*  (Imperator)  dal  et  concedit,  litem  et  molestiam  a 


4.  Arch.  storico  4b.  5.    5.  Ann.  PUanl.  Mon.  Oerni.  19.  243.    U.  Mem.  di  Lucca  1,  174. 
137.  -  1.  Vgl.  S  124  n.  2. 
Flrkcr  Forschungen.  17 
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fruelfone  vel  eins  fiUo  vel  eorum  successore  vel  ab  aliqua  persona  pro  eis 
Jiabueritis,  vos  et  vestram  civitatcm  inde  adiurabit  per  bona  in  Jidem  usque 
ad  finem  factum;  noch  einfacher  heisst  es  1165  bei  Verleihung  der  Insel 
Sardinien,  einem  der  Lehen  Wehs,  an  die  Pisaner:  Et  si  quam  dationem 
alicui  civitati  aut  duci  Guel/oni  vel  alii  inde  fecimus,  aut  aliciä  per- 
sonae,  cui  noe  dedissemus,  eam  nunc  revocamus.2  Bei  seiner  ersten  Lega- 
tion in  Tuszicn  1162  trifft  dann  Reinald  ein  Abkommen  mit  Lucca,  wonach 
diesem  alle  Regalien  gegen  jährliche  Zahlung  von  vierhundert  Pfund  über- 
lassen werden,  aber  nur  für  sechs  Jahre,  nach  deren  Verlauf  dieselben  dem 
Kaiser  zu  resigniren  sind;  von  Rechten  des  Herzogs  ist  keine  Rede  mit  Aus- 
nahme einer  sehr  bedenklich  gefassten  Beziehung  auf  das  früher  erwähnte 
üebereinkommen  von  1160:  Et  si  d.  imperatori  placuerit,  quod  Lucani 
solvant  duci  solidos  mille,  quos  cotivenerunt,  tanto  minus  d.  imperatori 
de  praedicta  pecunia  usque  ad  praedictum  ternunum  aolvere  debent;  alias 
secundum  praedictum  ordinem  totam  solvere  debent.3  Im  folgenden  Jahre 
bestimmt  er  dann,  um  die  Anhänglichkeit  der  Stadt  Pistoja  an  das  Reich  zu 
belohnen,  ut  nullus  unquam  dux  vel  marchio  aut  comes —  se  de  civitate 
illa — audeat  tntromittei'e, —  sed  soli  d.  impen*atori  eiusque  nmitüs  et  his, 
quibus  ipse  precepei'it,  teneatur  servire,  quoniam  est  et  specialiter  se  esse 
recognoscit  de  dominicatu  imperii.4  Nicht  anders  ging  er  damals  im  Her- 
zogthume  Spoleto  vor;  in  der  kaiserlichen  Bestätigung  der  von  ihm  mit  der 
Stadt  Gubbio  getroffenen  Uebereinkunft  heisst  es:  nequc  duci  neque  mar- 
ehioni  alicui  et  nulli  unquam  persone  magne  vel  parve  in  aliquo  respon- 
deanty  nisi  legitime;  insu  per  neque  in  fodro  neque  in  collecta  neque  in 
aliquo  cuiquam  respondeant,  nisi  tantum  nobis  vel  generali  nostro  nuncio, 
qui  iurisdietiomnn  ad  hoc  habet,  während  die  Gerichtsbarkeit  dm  Konsuln 
unter  Mitwirkung  eines  Reichsboten  zugestanden  wird;  ein  ganz  entsprechendes 
Üebereinkommen  muss  Reinald  damals  mit  Citta  di  Castello  getroffen  haben. 5 
Gleichzeitig  bringt  er  geistliche  und  weltliche  Grosso  unmittelbar  ans  Reich. 
So  1163  die  Abtei  Borgo  S.  Sepolcro,  indem  er  vor  sich  erweisen  lässt,  dass 
dieselbe  von  Rechtswegen  nur  dem  Reiche  unterworfen  sein  solle. 6  Die  Grafen 
Ildebrandeschi,  und  wohl  auch  die  Guidi,  erhalten  1164  alle  lloheitsrechte 
auf  ihren  Besitzungen  unter  Vorbehalt  nur  der  Rechte  des  Reichs. 7  Wo  aber 
die  lloheitsrechte  gegenüber  den  Städten  behauptet  wurden,  da  finden  wir  sie 
von  nun  ab  durch  deutsche  Reichsbeamte  verwaltet;  können  wir  zuerst  1163 
solche  deutsche  Grafen  und  Reichsboten  zu  S.  Miniato  und  Siena  nachweisen, 
später  in  vielen  tuszischen  Grafschaften,  worauf  wir  zurückkommen,  so  ist 
wohl  kein  Zweifel,  dass  es  sich  um  eine  Einrichtung  Reinalds  handelt,  der 
damit  die  Reorganisation  des  Landes  zum  Abschlüsse  brachte;  nicht  ohne 
Grund  sagen  die  Pisaner  Annaion  vun  seiner  damaligen  Thätigkeit:  Xullus 

137.-]  2.  Dal  Borgo  40.  8.  Metn.  di  Lucca  1.  18fi.  Vgl.  §  136  n.  6.  4.  Zacharia 
Allted.  234.  5.  Böhmer  Acta  109.  191.  6.  Mittarelli  Ann.  4,  6.  10.  7.  Vgl.  §  129 
n.  8.  Ist  für  die  Guidi  keiu  gleichseitiges  Privileg  vorhanden,  so  zweifle  ich  bei  der  wört- 
lichen Uebereinstitnmung  ihrer  spHtern  Privilegien  mit  dein  für  Ildebraud  1104  nicht,  du«» 
sie  auf  ein  gleichzeitiges  zurückgehen. 
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enlm  marchio  et  mdlus  nuntius  imperii  fuit,  qui  tarn  lionorifiee  eivitates 
Italic  tributaret  et  Homauo  subieiret  imperio.8  Wahrend  Markgrafsehuft 
und  Herzogthum  als  Ganzes  dnn  Namen  nach  den  Weifen  blieben,  wurde  die 
Gewalt  über  alle  einzelnen  Tlieile  ihnen  entzogen  und  unmittelbar  an  das 
Reich  gebracht.  Der  alte  Weif  Hess  wohl  den  Sohn  zur  Verwaltung  der  ita- 
lienischen Lehen  zurück;  sagt  der  Weingartner  Mönch  von  diesem:  Militibus 
imperatoris ,  qui  eo  tempore  eivitatibus  Italic  preerant ,  quotiescunque 
ßnes  8U08  iniusta  opjn'estiione  invadere  temptaverant,  omnimodis  sc  op- 
posuit  et  ob  hoc  imperatoris  offensam  nonnunquam  ineun'it,  populärem 
nutein  favorem  co  nuifjis  sibi  aeeumidans  omni  um  eivitatnm  in  sc  pro- 
voeavit  affeetum9,  so  ist  da  ein  Gegensatz  gegen  die  kaiserliche  Politik  an- 
gedeutet, der  es  um  so  näher  legen  musste,  die  weifische  Gewalt  in  Mittel- 
italien nicht  erstarken  zu  lassen;  übrigens  war  auch  er,  als  Reinald  1163  in 
Tuszien  und  Spoleto  schaltete,  in  Deutschland  10,  in  Mittelitalien  wird  er  nie 
erwähnt;  nur  da,  wo  die  Weifen  in  den  Pogegenden  eigene  Besitzungen  hatten, 
scheinen  sie  noch  ^tatsächliche  Gewalt  geübt  zu  haben.  Als  der  alte  Weif 
1 1 69  dem  Kaiser  seine  italienischen  Reichslehen  zurückgab,  verzichtete  er  nur 
auf  eine  Stellung,  mit  welcher  wirkliche  Gewalt  schon  längst  nicht  mehr  ver- 
bunden war,  ein  Verzicht,  der  dennoch  fiir  den  Kaiser  immerhin  von  einigem 
Werthe  sein  mochte,  insofern  er  nun  ungehinderter  die  Verwaltung  des  Landes 
auch  bezüglich  der  Gesammtsprengel  nach  eigenem  Ermessen  ordnen  konnte. 

138.  —  Den  in  späterer  staufischer  Zeit  vom  Kaiser  über  Tus- 
zien, Spoleto,  Ancona,  Romagna  gesetzten  Herzogen,  Markgrafen  und  Grafen 
gegenüber,  auf  welche  wir  genauer  zurückkommen,  fehlte  ein  entsprechender 
Grund,  ihre  Gewalt  durch  Exemtionen  zu  schwächen.  Wohl  finden  sich  noch 
Beispiele.  So  sagt  d»*r  Kaiser  1 1 77  von  dem  Orte  Monte  S.  Vito  zwischen 
Sinigaglia  und  Ancona:  Montan  8.  Viti  —  per  nostram  auetoritatem  a  po- 
te8tate  Anconitanae  marchiae  exapimus,  ita  ut  nee  Conrado,  qui  in  prae- 
sentiarum  e'tdem  praeest  marchiae,  nee  post  ipsum  cuiquam  eins  succes- 
sorum —  debeat  —  aliquod  sereitutis  obsequium  aut  nulluni  subiectionis 
respectum,  sed — Uber  et  absolutus  a  dominio  marclüae  soli  imperio  ser- 
riat,  et  8ic  in  speeiali  iurisdietione  sub  imperio  semper  consistat,  nt  vec 
de  nostra  manu  nee  alieuius  sueeessorum  nostrorum  unqnam  sie  imperio 
aUenetur,  ut  idli  inferiori  potestati  dominium  super  ipsum  locum —  con- 
eedatur.  Auf  städtische  Selbstständigkeit  ist  es  dabei  in  keiner  Weise  abge- 
sehen; der  Ort  wird  einfach  durch  den  kaiserlichen  Vicecomes  verwaltet.  Aber 
es  werden  ihm  weiter  Wochenmarkt  und  Jahrmarkt  mit  besondern  Vergün- 
stigungen verliehen;  es  wird  jedem  erlaubt,  sich  dort  niederzulassen,  und  um 
dazu  anzulocken,  solchen  dreijährige  Abgabenfreiheit  bewilligt.  Eine  ähnliche 
Stellung  scheint  Matelica  gehabt  zu  haben. 1  Es  erinnert  das  durchaus  an  die 
staufischen  Städtegründungen  in  Deutschland  unter  Befreiung  von  der  Vogtei; 

H.  Man.  (ierm.  19.  24H.       tt.  Hess  Mon.  Ouelf.  3M.       10.  Kr  kehrt  1 163  Knde  Oct.  mit 
dem  Kaiser  aus  Deutschland  zurück  und  ist  auch  1  UM  in  Deutschland.  Vgl.  Stalin  2.  277. 
138.  —  1.  Böhmer  Acta  128.  213. 
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weniger  politische,  als  wirthschaflliche  Gesichtspunkte  sind  da  massgebend; 
um  dem  Reiche  gehörige  Orte  und  damit  die  kaiserlichen  Einkünfte  aus  den- 
selben zu  heben,  werden  sie  von  allen  Verpflichtungen,  ausser  denen  gegen  das 
Reich,  befreit. 

Wo  dagegen  mächtigern  Städten  die  gräfliche  Gewalt  überlassen  war, 
da  bot  nun  gerade  die  Markgrafschaft  das  Mittel,  sie  dennoch  einer  ständigen 
Verwaltung  durch  Reichsbeamte  zu  unterwerfen.  Wie  zur  Zeit  Welfs  auf 
Lockerung,  so  scheint  jetzt  die  kaiserliche  Politik  auf  Stärkung  der  mark- 
gräflichen Gewalt  zu  Gunsten  des  Reichs  bedacht  gewesen  zu  sein. 
Befreiungen  mächtigerer  Städte  von  derselben  sind  mir  in  dieser  Zeit  nicht 
mehr  aufgefallen;  selbst  die  Verleihungen  der  gräflichen  Rechte  an  dieselben 
wurden  beschränkter2,  dem  Reiche  ausgedehntere  Rechte  vorbehalten.  Wo 
die  markgräfliche  Gewalt  sich  schon  stärker  zersetzt  hatte,  liess  sie  sich  her- 
stellen durch  Ueberlassung  der  verschiedensten,  dem  Reiche  vorbehaltenen 
oder  von  demselben  wieder  in  Anspruch  genommenen  Uoheitsrechte.  Es  wird 
nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  in  den  spätem  Zeiten  Friedrichs  I  und  unter 
Heinrich  VI  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  auch  die  Städte  Mittel- 
italiens, welche  Stadt  und  Grafschaft  selbst  verwalteten,  doch  den  Markgrafen 
unterworfen  waren,  deren  Gewalt  eine  sehr  ausgedehnte  gewesen  zu  sein 
scheint.  Dem  Herzoge  von  Spoleto  scheinen  zu  Terni  die  Einkünfte  aus  der 
Strafgerichtsbarkeit  zuzustehen3;  Privilegien  für  Spoleto  und  Gubbio  werden 
vom  Kaiser  auf  sein  Einschreiten  gegeben4;  dem  Markgrafen  Markwald  müssen 
die  von  Raven  na  1195  Treue  schwören,  s'tatti  alti  liomines  de  Homania 
fccerunt,  die  dem  Reiche  zustehenden  Regalien  in  der  Stadt  und  ihrem  Be- 
zirke werden  ihm  vorbehalten,  zu  Cervia  steht  ihm  der  dritte  Theil  von  allen 
Einkünften  zu.5  Bestimmter  uoch  ergibt  sich  die  Abhängigkeit  aller  Städte 
aus  dem  Zustande,  welchen  wir  nach  der  Besitznahme  der  Reichslande  Spoleto 
und  Ancona  durch  den  Pabst  finden.  Dass  die  neue  Herrschaft  wenigstens 
anfangs  nicht  mehr  in  Anspruch  nahm,  als  die  frühere,  ist  von  vornherein  an- 
zunehmen; der  Pabst  betont  wohl  ausdrücklich,  dass  er  weniger  verlange,  als 
die  frühern  Gewalthaber.  Aber  die  Befugnisse  dieser  werden  doch  durchaus 
als  massgebend  betrachtet  für  das,  was  der  Pabst  und  seine  Rektoren  in  An- 
spruch nehmen;  so  wird  noch  1221  erwähnt,  die  Städte  des  Herzogthums 
hätten  die  Regalien  zurückgestellt,  statt  ea  ttnqttnm  habuit  aliquo  tempore 
clare  nhemorie  dux  Conradus ;  selbst  Spoleto  habe  sich  dazu  verstanden,  ob- 
wohl es  sich  anfangs  weigerte,  weil  der  Herzog  nicht  rechtmässiger  Besitzer 
gewesen  sei. 6  Dann  aber  ergibt  sich,  dass  der  Bestand  des  Herzogthums,  wie 
es  von  Conrad  an  die  Kirche  übergeben  wurde,  alle  Städte  desselben,  auch 
mit  Einschluss  von  Perugia,  Citta  di  Castcllo  und  Gubbio  umfasste",  wie  sich 
das  auch  für  die  Mark  nicht  blos  aus  den  auf  die  Besitzergreifung  bezüglichen 
päbstlichen  Schreiben8,  sondern  auch  aus  den  spätem,  alle  Städte  als  Zubehör 


138.—]  2.  Vgl.  S  128.  8.  Böhmer  Acta  60f».  4.  Ughelli  1.  1261.  Sarti  Eugub.  124. 
5.  Fantuni  4,  294.  6.  Huillard  2.  12».  7.  Innoc.  Epp  1.  1.  op.  88.  35«.  8.  Inn. 
Epp  I  3  op.  28.  29.  51.  52.  53. 
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aufzahlenden  Lehnbrieten  ergibt.9  Diese  Städte  hatten  allerdings  Selbstver- 
waltung durch  Konsuln,  welche  ihnen  auch  vom  Pabste  durchweg  bestätigt 
wird10,  doch  ohne  bestimmtere  Betonung  der  freien  Wahl,  während  wenig- 
stens Citta  di  Castello  einen  Rektor  entlassen  inuss,  weil  er  ohne  Zustimmung 
des  Pabstes  gewählt  war. 1 1  Wenn  aber  als  Verpflichtungen  der  Städte  der 
Treuschwur,  Parlament,  Heerfahrt  auf  eigene  Kosten,  Anerkennung  der  Appel- 
lationen, Verpflegung  des  Pabstes  und  seiner  Beamten,  ein  bedeutender  jähr- 
licher Zius  als  Abfindung  oder  eine  Steuer  von  jedem  Rauchfang  erwähnt 
werden  unter  der  Bemerkung,  dass  den  frühem  Gewalthabern  mehr  geleistet 
sei12,  so  ergibt  sich  wohl,  dass  die  Selbstregierung  eine  grosse  Abhängigkeit 
von  der  Mark  nicht  ausschloss.  Weiter  aber  müssen  fast  alle  Burgen  und  eine 
grosse  Menge  sonstiger  Besitzungen  unmittelbar  in  den  Händen  der  Reichs- 
beamten gewesen  sein  nach  dem  Umfange  dessen,  was  jetzt  vom  Pabste  als 
zum  Demanium  gehörig  von  den  Städten,  welche  sich  desselben  bemächtigt 
hatten,  zurückgefordert  wird.13  Wir  werden  dann  bei  spätem  Untersuchungen 
sehen,  wie  auch  weiterhin  die  grossen  markgräflichen  Sprengel  die  Grundlage 
tür  die  Verwaltung  Mittelitaliens  bildeten. 

139.  —  Haben  wir  so  in  Mittelitalien  noch  in  der  staufischen  Zeit  in  der 
Markgrafseliart  einen  sehr  wirksamen  Bestandteil  der  Reichsverfassung  zu 
sehen,  so  hat  dieselbe  in  Oberitalien  jede  Bedeutung  verloren.  Was  die  Mark- 
grafs c ha ft  in  der  Lombardei  betrifft,  so  ist  im  Westen  das  frühere 
Bestehen  grösserer  geschlossener  Marken,  wie  der  von  Ivrea,  von  Genua, 
nicht  zu  bezweifeln;  und  es  wird  darauf  zurückzufuhren  sein,  wenn  hier  ein 
Uebergang  der  Hoheitsrechte  auf  Bischöfe  und  Städte  weniger  hervortritt, 
dieselben  noch  in  staufischer  Zeit  überwiegend  in  den  Händen  zahlreicher 
markgräflicher  Geschlechter  sind.  Aber  von  einem  grossem  geschlossenen 
Sprengel  ist  da  nicht  mehr  die  Rede.  Ohne  dem  näher  nachzugehen !,  werden 
hier  Theilungen  vorzüglich  die  Zersplitterung  der  Mark  bewirkt  haben;  ähnlich, 
wie  bei  der  Grafschaft,  war  hier  in  der  staufischen  Zeit  der  thatsächliche 
Besitz  eines  Geschlechtes  auch  die  Grundlage  für  die  markgräfliche  Gewalt 
desselben.  Leiht  der  Kaiser  dem  Markgrafen  von  Carreto  1167  marehiam 
Guidonis  quondam  comith,  so  weist  schon  das  Fehlen  einer  territorialen 
Bezeichnung  darauf  hin.2  Leiht  er  1164  dem  Markgrafen  von  Malaspina 


9.  Vgl.  $  133  n.  4.  10.  Inn.  Epp.  I.  1.  ep.  375.  426.  11.  Inn.  Epp.  1.  2.  ep.  78.  306. 
12.  Inn.  Epp.  2,  33.  3,  28.  2Ü.  Böhmer  Acta  618.  18.  Inn.  Epp.  I.  1.  ep.  88;  I.  3.  ep. 
51.  52.  53;  Uuillard  2,  129. 

130.  —  1.  Die  verwickelte  und  für  unsere  sonstigen  Zwecke  unwichtige  Gestaltung 
der  Mark  im  westlichen  Oberitalien  habe  ich  überhaupt  nicht  naher  beachtet;  möglich,  dass 
eine  genauere  Untersuchung  da  zu  andern  Ergebnissen  führen  würde.  2.  Antiq.  It.  1,317. 
Vgl.  auch  Pabst  bei  Hirsch  Heinrich  II,  2,  358,  der  aber  doch  wohl  zu  weit  gehen  dürfte, 
wenn  er  nach  den  Urkunden  Mon.  patr,  Ch.  1,  217.  345  schon  für  das  zehnte  Jahrhundert 
auf  lediglich  durch  den  Besitz  der  einzelnen  Person  bestimmte,  von  jeder  andern  Amts- 
gewalt befreite  Hoheitsgebiete  schliesst;  dass  unter  den  zu  den  Besitzungen  gehörigen 
publica«  funetiones  ohne  ausdrückliche  Bezeichnung  auch  die  markgräflichen  und  gräflichen 
Befugnisse  zu  verstehen  sein,  ist  mir  bei  der  sonst  üblichen  Betonung  dieser  durchaus  un- 
wahrscheinlich. 
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omnia  qnae  in  hin  nennt  mai'elua  eel  arehiepiseoptttit  eins  anteeessores  risi 
sunt  habere  —  entn  ontnibns  renalibtts  et  entn  onmibtis  his>  qnae  a<l  ipso- 
rtttn  mareliiam  pertinere  nosenntttr3,  so  mögen  ihre  markgräflichen  Rechte 
auf  die  Mark  (renua  zurückgehen,  von  welcher  aber  jedenfalls  durch  Thei- 
lungen  im  Hause  der  Otbertiner  nur  ein  Theil  an  sie  gekommen  sein  kann,  da 
auch  die  estensische  Linie  noch  markgräfliche  Hechte  dort  übt;  von  einer  ge- 
schlossenen Mark  ist  nicht  mehr  die  Kede;  was  thatsächlich  unter  der  Hoheit 
der  Stadt  stand,  das  wurde  eben  so  wohl  als  deren  Markgrafschaft  betrachtet; 
1101  bestätigt  ihr  der  Kaiser  et  marehiam  et  eomitatnm.*  Markgräfliche 
und  gräfliche  Hoheit  fallen  hier  einfach  zusammen;  die  Abstufung  hat  sich 
ganz  verwischt;  nur  das  regelmässigem  Vorkommen  des  Markgrafentitels  er- 
innert an  ihr  früheres  Vorhandensein. 

140.  —  Für  die  Hauptmasse  der  Lombardei  ist  mir  auch  in  früherer 
Zeit  der  Bestand  einer  der  markgräflichen  entsprechenden  Gewalt,  insbeson- 
dere der  angeblichen  Mark  Mailand,  durchaus  unwahrscheinlich. 
Allerdings  belehnt  K.  Friedrich  1 184  den  Obizo  von  Este  de  tnatr/ua  Gemme 
et  de  nuireliia  Mediolani  et  de  omni  eo,  qttod  mareluo  Azzo  hahttit  et 
tennit  ab  intperio,  ita  nt  sitpradiettts  nuwhio  habeat  et  teneata  pracäieto 
imjteratore  ad  reetmn  fettdttnt.*  Die  unmittelbare  Zusammenstellung  mit 
der  Mark  Genua  legt  allerdings  den  Gedanken  nahe,  es  handle  sich  hier  um 
einen  umfassenden  markgräflichen,  an  Mailand  anknüpfenden  Sprengel,  der 
die  Lücke  zwischen  den  westlichen  Marken  und  der  Mark  Verona  gefüllt  hätte. 
Mau  mag  damals  an  dergleichen  gedacht  haben,  so  wenig  auf  einen  thatsäch- 
lichen  Erfolg  einer  Hervorziehimg  alter  Befugnisse  zu  rechnen  war,  bezüglich 
deren  schon  das  Zurückgehen  auf  Azzo  erkennen  lässt,  wie  man  sich  bewus&t 
war,  dass  seit  einem  Jahrhunderte  von  I  cking  der  verliehenen  Rechte  nicht 
mehr  die  Rede  gewesen  war.  Nach  so  langer  Zeit  konnte  man  sich  aber  auch 
recht  wohl  über  die  Tragweite  der  alten  Befugnisse  täuschen.  Markgräfliche 
Befugnisse  der  Estenser  in  der  Mark  Genua  sind  in  früherer  Zeit  nicht  zu  be- 
zweifeln; sie  sitzen  hier  nur  als  Markgrafen  bezeichnet  zu  Gerichte.2  Nun 
sitzt  allerdings  auch  Markgraf  Hugo  1021,  Markgraf  Azzo  1028,  1033  und 
1045  zu  Mailand  zu  Gerichte;  aber  jedesmal  mit  der  ausdrücklichen  Bezeich- 
nung marehio  et  eomes  eomitatns  istitis  Mediolanensis* ;  nichts  nöthigt  zur 
Annahme,  dass  der  Markgraf  hier  als  solcher  thätig  war;  der  Zusatz  scheint 
das  eher  auszuschliessen;  wir  finden  ihn  auch  bei  Pfalzgrafen  in  der  Regel 

139.-1  3.  Antich.  Est.  1,  IUI.  4.  Ottoboni  Annales.  Mon.  Germ.  18.  105.  Vgl.  Üb. 
iur.  Geti.  1,  370. 

140.  -  1.  Antich.  Est.  1.  36.  2.  994.  1039:  Antich.  Est.  1.  134.  Mon.  patr. 
(  h.  1.  527.  Dnhin  gehfirt  auch  wohl  das  Placitum  des  Markgrafen  und  Pfalzgrafen  Otbert 
972.  anscheinend  in  der  Gegend  von  Bobbio  ( Antich.  Est.  149),  da  er  nach  spater  zu  Erör- 
terndem hier  nicht  als  Pfalzgrnf  thltig  sein  kann.  3.  Giulini  3,  510.  Antich.  Est.  37. 
Antiq.  It.  4,  9.  Die  Urkk.  1028  und  1033,  von  welchen  Antich.  Est.  nur  der  Eingang  mit- 
getheilt  ist,  erkllrt  Muratori  allerdings  für  unecht  oder  verdächtig:  aber  bei  der  Ueberein- 
jtt'mmnng  mit  d*n  andern,  zweifellos  echten  Urkunden  werden  mindestens  echte  Vorlagen 
anzunehmen  sein. 
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gerade  dann  angewandt,  wenn  sie  nicht  als  solche,  sondern  als  Grafen  zu 
Gerichte  sitzen.  Was  Landulf1,  »her  auch  spätere  an  und  für  sich  weniger 
zuverlässige  Geschichtschreiber5  über  die  frühere  Gewalt  der  Estenser  zu  Mai- 
land melden,  steht  der  Annahme,  sie  seien  einfach  Grafen  von  Mailand  ge- 
wesen, nicht  im  Wege.  Allerdings  werden  sio  hier  als  ])ace*  bezeichnet,  und 
bis  in  spätere  Zeiten  findet  sich  eine  Cartis  darin  in  Mailand.6  Aber  diese 
Bezeichnung  geht  zweifellos  auf  altlongobardische  Zeiten  zurück;  schon  im 
neunten  Jahrhunderte  werden  die  Gerichtssitzungen  in  der  Regel  in  carte  da- 
i'atas  gehalten7;  und  wie  sich  hier  der  Ausdruck  durch  Jahrhunderte  hielt,  so 
mag  man  im  Volksmunde  den  an  die  Stelle  des  longobardischen  Dux  getretenen 
Grafen  nach  wie  vor  als  Herzog  bezeichnet  haben.8  Der  amtliche  Sprachge- 
brauch aber  kennt  so  wenig  einen  Herzog,  als  einen  Markgrafen  von  Mailand; 
ist  die  Curtis  ducis  der  Geriehtsort,  so  ist  es  doch  immer,  vom  Reichsgerichte 
abgesehen,  ein  Oomes  von  Mailand,  der  dort  zu  Gerichte  sitzt;  für  eine  Zwi- 
schenstufe zwischen  dem  Gerichte  des  Reichs  und  dem  des  Grafen  fehlt  jedes 
Zeugnis«.  Denn  wenn  man  1184,  nach  mehr  als  einem  Jahrhunderte,  annahm, 
Azzo  habe  eine  Markgrafschaft  Mailand  besessen,  wie  das  die  dort  vom  Mark- 
grafen geübten  gräflichen  Befugnisse  nahe  legten,  so  wird  man  das  nicht  in 
Rechnung  bringen  dürfen. 

141.  —  Was  von  Mailand  gesagt  wurde,  gilt  auch  von  der  übrigen 
Lombardei  im  engem  Sinne.  So  weit  nicht  vom  Könige,  Pfalzgrafen  oder 
Königsboten  Reichsgericht  gehalten  wird,  finden  wir  nur  gräfliche  Plaeita ;  eine 
der  markgräflichen  entsprechende  Gerichtsgewalt  tritt  nirgends  hervor.  Wohl 
führen  vereinzelt  Grafen  den  Markgrafentitel.  Etwa  weil  sie,  wie  die 
Estenser,  anderweitig  markgräfliche  Befugnisse  hatten.  Oder  der  Titel  wurde 
auch  fortgeführt,  weil  ein  Vorfahr  Markgraf  gewesen  war. 1  Und  war  das  nicht 
etwa  der  Fall  bei  den  Markgrafen  aus  dem  Hause  Canossa,  bei  welchen 
wir  schon  vor  der  Erwerbung  von  Tuszien  den  Titel  finden,  so  mag  die  Ver- 
einigung einer  grössern  Anzahl  von  Grafschaften,  der  von  Brescia,  Modena, 
R^ggio,  Mantua  und  Ferrara,  in  einer  Hand  Veranlassung  zur  Annahme  eines 

4.  Mon.  Germ.  10,  62.  5.  Vgl.  Antich.  Est  1,  68.  «.  Vgl.  Vicende  di  Miluo  270. 
7.  865.  892.  901 :  Fumagalli  375.  522.  Antiq.  It.  1,  717.  8.  Bei  Landalf,  dem  einzig 
gewichtigen  Zeugen,  kommt  hinzu,  dass  er  sichtlich  oft  die  mächtigern  weltlichen  Grossen 
»chlechtweg  als  Duces  bezeichnet,  ohne  dadurch  eine  bestimmtere  staatsrechtliche  Stellung 
andeuten  zu  wollen.  Kür  spatere  Goschichtschreiber  konnte  schon  die  Curtis  ducis  hinrei- 
chende Veranlassung  sein,  die  alten  Grafen  als  Herzoge  zu  bezeichnen. 

141.  1.  Dafür  geben  auch  in  Mittelitalien  ein  auffallendes  Beispiel  die  Mark- 
grafen, welche  ohne  landschaftliche  Bezeichnung  im  zwölften  Jahrhunderte  in  der  Gegend 
▼on  Arezzo  oft  genannt  werden:  z.  B.  1163.  74:  Antiq.  It.  4,  573.  Mittarelli  Ann. 4.  6.  46: 
wohl  dieselben,  deren  Besitzungen  1186  von  der  Hoheit  von  Perugia  befreit  werden;  Böh- 
mer Acta  155:  vgl.  auch  die  unechte  Urk.  Acta  104.  Ihr  Titel  beruht  zweifellos  auf  Ab- 
stammung von  Rainer,  Markgrafen  vonToscana  1016  bis  1027.  Vgl.  Mem.  di  Lucca  1,  224. 
Ebenso  werden  wir  sehen,  dass  die  Nachkommen  der  Werner,  Markgrafen  von  Ancona,  den 
Titel  fortführten.  Dass  der  in  Oberitalien  so  verbreitete  Titel  in  Mittelitalien  so  wenig  vor- 
kommt, hängt  sicher  mit  der  grössern  Geschlossenheit  und  Unteilbarkeit  der  dortigen 
Marken  zusammen. 
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volltönendem  Titels  gegeben  haben.  Aber  die  Gesammtheit  der  in  der  Hand 
des  Markgrafen  vereinigten  Grafschaften  wird  dann  so  wenig  als  Markgraf- 
schaft bezeichnet,  als  etwa  in  Deutschland  die  Grafschaften  der  Herzoge  von 
Zähringen  und  Meran  als  Herzogthum;  der  Markgraf  Thedald  hält  Gericht 
als  Graf  der  einzelnen  Grafschaften;  so  1001  als  marchio  et  comes  istiua 
Regensis  comitatus,  als  m.  et  c.  ipsius  comitatu  Brescianense,2  Es  stimmt 
damit,  dass  wir  in  solchen  Grafschaften  keinen  dem  Markgrafen  untergeord- 
neten Grafen  finden;  der  Markgraf  selbst  ist  Graf,  der  durch  einen,  gewiss 
meistens  nur  amtsweise  gesetzten  Vicecomes,  ebenso  wie  der  Graf,  vertreten 
wird.  So  zu  Mailand;  so  finden  wir  als  Vicecomes  von  Mantua  einen  Unfreien 
des  Markgrafen  Bonifaz3;  kaum  anders  dürfte  die  »Stellung  des  Ubertus  co- 
mes Ferrariensis  aufzufassen  sein,  der  1067  als  Bote  des  Herzogs  Gottfrid 
ein  Urtheil  ausfuhrt  und  ex  parte  domini  mei  den  Bann  verhängt.4 

Auch  sonst  muss  hier  die  durchgängige  Nichterwähnung  mark- 
gräflicher Befugnisse  auch  in  Fällen,  wo  sie  beim  Vorhandensein  sol- 
cher gewiss  zu  erwarten  wäre,  auffallen.  Wird  1 038  dem  Bischöfe  von  Modena 
die  Gewalt  zu  richten,  veluti  in  nostra  aut  marchionum  vel  comitum  /wisset 
presentia,  verliehen  und  bestimmt,  dass  alle  Einwohner  ihre  Streitsachen 
nicht  in  presentia  alienorum  comitum  et  marchionum  vel  missorum  nos- 
irorum  entscheiden  lassen  sollen5,  so  wird  die  Anführung,  wenn  man  ihr 
überhaupt  Gewicht  beilegen  will,  nur  durch  besondere  Beziehungen  zu  den 
tuszischen  Markgrafen  zu  erklären  sein.  Und  wird  der  Stadt  Pavia  1164 
Gerichtsgewalt  zugesprochen,  wie  sie  der  Herzog  in  seinem  Herzogthume,  der 
Markgraf  in  seiner  Mark,  der  Graf  in  seiner  Grafschaft  hat6,  so  soll  das 
gewiss  nur  die  unbedingte  Ueberlassung  der  vollen  Gerichtsbarkeit,  ausser  der 
des  Reichs,  bezeichnen,  es  wird  nicht  darauf  zu  deuten  sein,  dass  zu  Pavia 
selbst  eine  herzogliche  oder  markgräfliche  Gewalt  bestand  oder  bestanden 
hatte,  welche  auf  die  Stadt  zu  übertragen  war.  Bei  den  zahlreichen  Ueber- 
tragungen  der  Grafschaften  an  die  Bischöfe  ist  hier  sonst  nie  von  markgräf- 
lichen Befugnissen,  welche  ausdrücklich  beseitigt  oder  auf  den  Bischof  über- 
tragen würden,  die  Rede,  obwohl,  wie  wir  sehen  werden,  der  Reichsgerichts- 
barkeit dabei  sehr  häufig  gedacht  wird;  und  auch  anderweitig  ist  mir  kein 
Zeugniss  bekannt  geworden,  das  darauf  schliessen  Hesse,  es  habe  hier  eine 
Zwischenstufe  zwischen  dem  Reiche  und  der  Grafschaft  bestanden.  Und  es 


141.— 1  2.  Antiq.  It.  I,  408.  Tiraboscbi  Noo.  2,  134.  Solche  Bezeichnungen,  welche  in 
Mittelitalien  fehlen,  kommen  in  Oberitalien  allerdings  auch  wohl  da  ror,  wo  markgräf- 
liche Befugnisse  rermuthet  werden  sollten;  so  1004  bei  Markgrafen  tou  Saronu:  W.  «i 
0.  marchiontx  et  eomitet  ietiut  comitatu*  Vadtnti*;  San  Quintino  1,  9.  Doch  mag  es  sich 
auch  da  immerhin  nur  um  den  Titel  des  Markgrafen  und  die  Befugnisse  des  Grafen 
handeln.  Vgl.  übrigens  §  139  n.  1.  8.  Donizo.  Mon.  Germ.  14.  371.  4.  Morbio  1,  73. 
Nur  wird  freilich  das  Nichtvorkommen  eines  Grafen  die  Mark  nicht  ausschliessen;  auch 
zu  Genua,  Pisa  und  sonst  finden  wir  markgräfliche  Vicecomites;  es  mochte  der  Mark- 
graf gerade  bedeutendere  Grafschaften  in  seiner  Hand  behalten  und  dieselben  selbst  oder 
durch  untergeordnete  Beamte  Terwalten.  So  fehlt  auch  zu  RaTenna  und  Cerria,  nicht 
aber  sonst  in  der  Romagna.  ein  dem  Grafen  entsprechender  Beamter.  Vgl.  §  134  n.  14. 
5.  Antiq.  It.  b\  42.       «.  Vgl.  §  124  n.  5. 
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kann  kaum  auffallen,  dass  eine  solche  gerade  in  dem  Landestheile  fehlt,  wo 
das  Königthum  vorzugsweise  seinen  Sitz  hatte,  unmittelbarer  und  stätiger  ein- 
greifen konnte;  die  Lombardei  würde  danach  in  mancher  Beziehung  im  italie- 
nischen Reiche  eine  ähnliche  .Stellung  einnehmen,  wie  Franken  im  deutschen. 

142.  —  Jenes  Fehlen  von  Zeugnissen  für  das  Bestehen  einer  mailän- 
dischen  oder  sonstigen  lombardischen  Mark  gewinnt  noch  an  Bedeutung,  wenn 
wir  damit  die  zahlreichen  Nachrichten  über  die  Markgrafschaft  Verona 
vergleichen.  Für  die  Entstehung  derselben  sind  wir  auf  die  Angabe  des  Fort- 
setzers Reginos  beschränkt,  dass  K.  Otto  952,  als  er  Italien  an  Berengar 
zurückgab,  die  Marken  Verona  und  Aglei  davon  ausnahm  und  seinem  Bruder 
Heinrich,  Herzog  von  Baiern,  unterstellte. 1  War  es  dabei  damals  zunächst 
auf  eme  Trennung  vom  Königreiche  Italien  abgesehen,  so  verlor  die  Massregel 
io  dieser  Richtung  ihre  Bedeutung,  seit  die  deutschen  Könige  selbst  Könige 
Italiens  waren.  Wurde  die  Mark  aber  später  zweifellos  wieder  zu  Italien  ge- 
zahlt, so  erhielt  sich  doch  die  Verbindung  mit  den  benachbarten  deutschen 
Herzogssprengeln,  und  zwar,  seit  Kämthen  976  von  Baiern  getrennt  war, 
zunächst  mit  diesem ,  so  dass  der  jedesmalige  Herzog  von  Kämthen 
offenbar  als  solcher  zugleich  Markgraf  von  Verona  war,  da  trotz  aller  Wechsel 
im  Herzogthume  die  Mark  nie  an  einen  andern  kommt.  Der  Umstand,  dass 
der  Markgraf  zugleich  Herzog  war,  erklärt  es,  dass  hier  häufig  von  der  her- 
zoglichen statt  oder  neben  der  markgräflichen  Gewalt  die  Rede  ist,  zumal 
wenigstens  in  den  Titeln  eine  Auffassung  hervortritt,  wonach  die  herzogliche 
Gewalt  als  solche  auch  die  Mark  umfasst,  von  einem  Herzoge  der  Mark  die 
Rede  ist  So  sitzen  zu  Verona  zu  Gerichte  993:  HenrU'us  dux  Bawarorum 
seit  Karentanorum  atque  istius  marcMe  Veronensinm2 ;  996:  Otto  dux 
istius  matvhie3 ;  1013:  Adalperio  dux  istius  marchie* ;  während  die  spä- 
teren gewöhnlich  schlechtweg  als  Herzoge  ohne  nähere  Angabe  bezeichnet 
werden.  Auch  für  diese  fehlen  Zeugnisse  für  die  Uebung  ihrer  markgräflichen 
Befugnisse  nicht.  Herzog  Weif  sitzt  1050  zu  Vicenza  zu  Gericht5;  1055 
bestätigt  der  Kaiser  dem  Kloster  S.  Zeno  zu  Verona  districtum  duodeeim 
hominum  haremannorum,  quos  Wdpho  gloriosus  dux  per  investituram 
contulii  8.  Zenoniy  —  qui  prius  ad  uostrum  districtum  respiciebant 6,  wo 
es  sich  also  um  Uebung  von  Amtsrechten  zu  handeln  scheint.  Von  Herzog 
Liutold  sind  uns  Gerichtssitzungen  1078  zu  Verona7,  1085  zu  Padua,  1089 
zu  Treviso8  bekannt  Dass  der  Titel  selten  erscheint  erklärt  sich  geuügend 
daraus,  dass  die  Markgrafen  sich  zunächst  nach  ihrem  herzoglichen  Haupt- 
lande nennen.  Aber  vereinzelt  heisst  doch  noch  Herzog  Heinrich  von  Kärnthen 
in  Kaiserurkunden  1111  zu  Garda  dux  nostrae  marvhiae,  1116  zu  Padua 
Charentanae  totiusque  marchiae  dux9,  wie  sie  überhaupt  gerade  bei  An- 
wesenheit des  Kaisers  in  der  Mark  vorzugsweise  in  dessen  Umgebung  sind. 
Zeugnisse  über  die  Uebung  von  Amtsbefugnissen  liegen  uns  nicht  mehr  vor; 


142.  —  1.  Mon.  Germ.  1,  621.  2.  De  Dionisiis  176.  8.  Beilagen.  4.  Antich. 
E*t.  1,  85.  5.  Odorici  5,  63.  6.  Ughelli  5,  763.  7.  KapitulararcbW  zu  Verona 
nach  Wibtenfeld.       8.  Dondi  4,  8.  9.  18.       9.  Biancoüni  Not.  1,  266.  Dondi  4,  62. 
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die  städtische  Entwicklung  dürfte  für  solche  bald  wenig  Raum  mehr  gelassen 
haben.  Doch  finden  sich  noch  Zeugnisse,  dass  auf  das  Bestehen  herzoglicher 
oder  markgräflicher  Befugnisse  Rücksicht  genommen  wird;  zu  Padua  wird 
1 109  vorgesehen  das  ptoeitare  ante  episeopum  auf  eomifem  atit  dueem  vel 
regem  vel  eorum  missum*0;  es  ist  auch  wohl  dahin  zu  ziehen,  wenn  die  Kon- 
suln von  Verona  1140  urtheilen  seeundum —  hngisshnam  et  antiquissinutm 
eonsuetudivem  reg  um  et  dneum,  marehionum  aliorumque  toi  eorum  prin- 
eipum  et  elerieorum,  seeundum  Longobardam  etiam  legem.11 

143.  —  Um  diese  Zeit  muss  dann  eine  Trennung  der  Mark  vom 
Herzogthuine  Kärnthen  stattgefunden  haben,  sei  es  1022  beim  Ueber- 
gange  dieses  auf  die  Ortenburger,  sei  es  bei  einer  andern  Veranlassung;  K. 
Lothar  wird  damit  seinen  Schwiegersohn  Heinrich  belehnt  haben,  da  dieser 
1136  dux  Baiuvariae  et  marehio  Vernums* um  heisst. 1  Verloren  dann 
unter  K.  Konrad  die  weifischen  Herzoge  ihre  Reichslehen,  so  stand  die  Mark 
dem  Könige  zur  Verfügung  und  kam  nun  an  die  Markgrafen  von  Baden; 
wie  ich  denke,  dadurch,  dass  der  König  einen  seiner  getreuesten  Anhänger, 
den  Markgrafen  Hermann,  für  den  möglicherweise  zugleich  alte  znhringischo 
Ansprüche  oder  verwandtschaftliche  Beziehungen  zum  Kärnthner  Herzogshause 
ins  (iewicht  fielen2,  mit  der  Mark  belehnte.  Er  fuhrt  den  Titel  marehio  Ve- 
rona? zuerst  1151  Juni  zu  Regensburg  in  einer  Kaiserurkunde  für  ein  vene- 
tianisches  Kloster,  wo  also  der  Gegenstand  ein  Hervorheben  des  Titels  nahe 
legte;  es  schliesst  das  nicht  aus,  dass  derselbe  ihm  schon  früher  zukam,  da  er 
denselben  auch  später  nicht  ausschliesslich  fuhrt,  sich  bald  Markgraf  von 
Verona,  bald  von  Baden  nennt.  3  Jedenfalls  handelte  es  sich  dabei  nicht  ledig- 
lich um  willkürliches  Wiederaufgreifen  des  Titels  eines  von  frühern  Vorfahren 
begleideten  Amtes,  wie  das  sonst  wohl  vorkommt.  '  Denn  es  fehlt  nicht  an 

142.-1  10.  Dondi  5,  4.        11.  (ampaguola  XVII.  Vgl.  auch  §  129  n.  7. 

143.  —  1.  1«  dem  ungedruckten  Privileg  für  Venedig  1136  Oct.  3,  Reg.  imp. 
n.  216*2.  Bei  den  beiden  einzigen  andern  Zcugenschaften  Heinrichs  dieser  Zeit,  1136 
Aug.  17  und  1137  Sept  22,  Orig.  Guelf.  2,  533.  535,  heisst  er  ✓/»/.»•  B<u:  H  marehio 
Tuscie.  Aber  das  eine  schliesst  das  andere  nicht  aus:  gerade  in  einer  Urkunde  für  Ve- 
nedig den  Titel  hervorzuheben  lag  sehr  nahe;  für  die  Annahme  einer  Verwechslung 
scheint  mir  jeder  Grund  zu  fehlen.  2.  Vgl.  Stälin  2.  304  n.  6.  8.  Vgl.  Stalin  2, 
325  tf.  Wenn  Wilhelm  v.  Tyrus  ihn  schon  bei  Gelegenheit  des  Kreuzzuges  1147  Mark- 
grafen von  Verona  nennt,  so  ist  darauf  kaum  Gewicht  zu  legen;  die  Verleihung  mag 
erst  in  den  letzten  Jahren  K.  Konrads  erfolgt  sein,  als  dieser  den  italienischen  Ver- 
hältnissen grossere  Aufmerksamkeit  zuwandte.  4.  So  sicher  das  der  Fall  ist,  wenn 
Zähringer  sich  spater  Herzoge  von  Kärnthen  nennen,  so  unwahrscheinlich  ist  es  mir, 
dass  der  MarkgTafentitel  der  jüngern  zähringischen  Linie  überhaupt  auf  Verona  zurück- 
geht; Hermann,  der  jüngere  Sohn  Herzog  Berthoids  von  Kärnthen.  und  seine  Nach- 
kommen, oft  doch  auch  nur  als  Grafen  bezeichnet  (Stälin  2,  317.  318  zu  1087.  1090. 
1102),  werden  den  Titel  willkürlich  angenommen  haben,  um  sich  von  Grafen  geringerer 
Herkunft  zu  unterscheiden,  wie  ahnliches  auch  sonst  vorkommt.  Die  Mark  Verona  stand 
damals  in  so  engem  Zusammenhange  mit  dem  Herzogthnme  Kärnthen.  dass  eine  Thei- 
lung  der  Ansprüche  oder  auch  nur  der  Titel  unter  die  Söhne  des  entsetzten  Herzogs  in 
der  Weise,  dass  der  ältere  das  Herzogthum,  der  jüngere  die  Mark  beanspruchte,  kaum 
statthaft  scheinen  kann:  heisst  doch  auch  der  ältere  bei  den  Schriftstellern  bald  Marehio, 
bald  Dux.  Vgl.  Stälin  1,  550  n.  7.  Während  weiter  schon  1100  und  1112  der  Titel 
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Zeugnissen ,  dass  er  seine  Befugnisse  wirklich  übte  und  dieselben  auch  im 
Lande  Anerkennung  fanden.  Zur  Zeit  des  roncalischen  Tages  hält  der  Mark- 
graf 1 158  Nov.  18  sein  plaeitum  generale  zu  Padua,  bestätigt  auf  Klage  des 
dortigen  Bischofs  eine  frühere  Entscheidung  K.  Heinrichs  und  ein  Urtheil  seiner 
eigenen  Beisitzer,  wonach  alle  von  Dienstleuten  der  Kirche  veräusserten  Lehen 
dem  Bischöfe  zur  Verfügung  stehen. 5  Wohl  gleichfalls  in  den  frühern  Zeiten 
K.  Friedrichs  reicht  der  Probst  von  Treviso  llermanno  hielt to  Verone  mar- 
ehioni  eine  Klagschrift  gegen  Genannte  ein,  welche  seiner  Kirche  gehörige 
(Jiiter  in  unrechtmässigem  Besitze  hatten.6  Auch  nach  dem  Konstanzer  Frie- 
densschlüsse, den  mit  andern  auch  Hermanns  III  gleichnamiger  Sohn  als  Mark- 
graf von  Verona  beschwor7,  erscheinen  die  Befugnisse  nicht  als  beseitigt.  Es 
liegt  uns  ein  Notariatsinstrument  vor,  wonach  1184  Mai  11  dominus  Ar- 
nuinus  Teutonias  tot  ins  marchie  Veronemia  marekio  —  inveatieit  ßu- 
zo tum  de  Veronensi  ciritate  nomine-  ecclesie  s.  Julian!  —  in  episcopatn 
Veronenäi  in  loco  qui  dieitur  Epilla —  omnem  iurisdictionem  venaudi, 
piteandi,  capulandi,  paaculamli  in  integrum  infraaaupte  ecclesie  ad  ser- 
vitium  habitantibus  perpetue  coneessit  in  toto  districtu  suprascripte  Epille 
et  voluit  nemini,  nisi  imperaforie  maiestati  atque  prenominato  nuvrehioni 
de  predicta  inveetitione  eeu  concessione  subiacere  debere;  was  geschehen  sei 
in  comitatu  Mapuncic  in  curia  d.  F.  imperatoris  aub  pavaüione  supra- 
scripti  A.  marchionis  vor  genannten  Zeugen  und  vom  Notar  aufgezeichnet 
iuasu  predicti  A.  marchie  Veronensis  domini  et  marchionis.*  Auch  abge- 
sehen davon,  dass  die  Markgrafen  nur  hie  und  da  während  der  Züge  des 
Kaisers  im  Lande  waren,  konnte  der  ganzen  »Sachlage  nach  von  wirksamer 

Markgraf  mit  den  Namen  der  Hausbesitzungen  Limburg  und  Baden  verbunden  erscheint 
(Stalin  2,  304),  fehlt  jedes  Zeugnis«  für  eine  Beziehung  desselben  auf  die  Mark  Verona, 
so  lange  wir  für  diese  andere  Markgrafen  nachweisen  können.  Den  Hauptgrund  für  die 
Annahme,  es  habe  sich  nur  um  einen  bedeutungslosen  Titel  gehandelt,  kttnnen  wir  durch 
den  Nachweis  der  Uebung  markgrftflicher  Rechte  beseitigen:  dafür  muss  ein  neuerer, 
bestimmter  begründeter  Rechtsanspruch  bestanden  haben,  den  wir  wohl  nur  in  einer 
Belehnung  »uchen  dürfen.  Und  in  dieser  Richtung  dürfte  insbesondere  zu  beachten  sein, 
dass  Herzog  Weif  1152  wohl  mit  Tuszien,  Spoleto,  Sardinien,  dem  mathildischen  Erbe, 
nicht  aber  mit  Verona  belehut  wurde;  da  dieses  nach  n.  1  Lehen  seines  Bruders  war, 
muss  das  auffallen  und  erklart  sich  am  einfachsten  daraus,  dass  die  Mark  inzwischen 
anderweitig  verliehen  war.  5.  Dondi  H.  40.  tt.  Verci  Marca  1,  21.  7.  Mon.  Germ. 
4,  179.  8.  Biancolini  Not.  5  b,  134.  Vgl.  132,  wonach  Bnzotus  de  Advocatis  die  Kirche 
1176'  gegründet  hatte.  Die  Echtheit  der  Urkunde  scheint  keinen  Bedenken  zu  unter- 
liegen. In  der  vorliegenden  Form  unecht  ist  jedenfalls  die  Urk. ,  wonach  Pabst  Urban 
1186  Not.  2  in  praegentta  d.  Armani  Theutonki  marchümig  et  domini  totius  marchitu 
eben  jene  Kirche  S.  Giuliauo  di  Lepia  weiht.  Ughelli  5,  807;  vgl.  Stälin  2,  332  n.  I. 
Aber  beim  Zusammengehen  der  Zeitdaten  wäre  es  immerhin  mßglich,  dass  eine  echte 
Aufzeichnung  zu  Grunde  lag,  welche  man  spater  durch  Einschaltung  einer  Menge  von 
Kirchenfürsten,  deren  Namen  nicht  zutreffen,  auszuschmücken  suchte.  Ganz  unhaltbar 
ist  freilich  die  Inschrift,  wonach  1177  Juli  26  d.  Hermanus  marchio  et  dnminut  totiut 
marchiae  Veronensis  bei  der  Weihe  der  Kirche  S.  Maria  Antica  zu  Verona  durch  den 
Pabst  war.  Biancolini  Not.  2.  414  Aber  solche  zu  Verona  entstandene  Fälschungen 
beweisen  doch  wenigstens,  dass  man  dort  Hermann  ein  Gewicht  beilegte,  welches  uner- 
klärlich wäre,  wenn  es  sich  bei  ihm  nur  um  einen  bedeutungslosen  Titel  gehandelt  hätte. 
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Uebung  der  markgräflichen  Rechte  kaum  mehr  die  Rede  .sein;  es  fehlt  denn 
auch  jedes  weitere  Zeugniss  und  selbst  der  Titel  wird  von  spätem  Markgrafen 
von  Baden  nur  noch  ganz  vereinzelt  geführt 9 

Der  Sprengel  selbst  wurde  aber  nach  wie  vor  als  die  Veroneser  oder,  wie 
es  jetzt  häufiger  heisst,  Trevisaner  Mark,  sehr  gewöhnlich  auch  als  die  Mark 
schlechtweg  bezeichnet  und,  wie  wir  sehen  werden,  auch  für  die  Zwecke  der 
Reichsverwaltung  vielfach  als  ein  besonderes,  von  der  Lombardei  geschiedenes 
Gebiet  behandelt.  Auffallenderweise  nennt  sich  ganz  vereinzelt  Azzo  von 
Este  1 249  tlei  et  apoetoUce  sedis  f/i*atia  marchio  utriueque  marche,  tarn 
Anconitane,  quamTrimsiensis.10  Für  eine  päbstliche  Belehnung,  aufweiche 
sich  der  Titel  von  Ancona  gründet,  würde  hier  jeder  Rechtsgrund  fehlen;  doch 
ist  auf  den  bezüglichen  Ausdruck  wenig  Gewicht  zu  legen,  da  er  sich  auch 
sonst  regelmässig  apo»toliee  nedis  gratia  Estensis  et  Aneonitanns  marcfUo 
nennt,  obwohl  er  auch  Este  nicht  vom  Pabste  hatte.  Es  ist  möglich,  dass  er 
als  in  der  Mark  begütert  und  als  anerkanntes  Haupt  der  guelfischen  Partei 
derselben,  den  Titel  willkürlich  annahm ;  möglich  aber  auch,  dass  K.  Wilhelm, 
der  auch  sonst  Reichsbeamte  in  Italien  bestellt  hat,  ihm  die  Mark  verliehen 
hat.  Später  hat  dann  Herzog  Leopold  von  Oesterreich,  nachdem  ihm  Treviso 
und  Ceneda  1381  von  Venedig  abgetreten  waren,  den  Titel  nochmals  aufge- 
nommen und  sich  Markgraf  zu  Tervis  genannt. 

144.  —  Lässt  sich  nach  dem  Gesagten  das  Fortbestehen  der  markgräf- 
lichen  Gewalt  von  Verona  bis  in  die  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  I  verfolgen, 
so  kann  doch  von  einer  grössern  Wirksamkeit  derselben  im  zwölften  Jahr- 
hunderte kaum  mehr  die  Rede  sein;  wir  finden  hier  die  letzten  Spuren  einer 
Uebung  markgräflicher  Befugnisse  gerade  in  der  Zeit,  wo  dieselben  in  Mittel- 
italien erneute  Bedeutung  gewannen,  wo  das  Streben  der  Reichsregierung 
sichtlich  darauf  gerichtet  war,  in  grösserer  Festigung  der  markgräflichen  Ver- 
bände ein  Gegengewicht  gegen  die  in  den  engern  Kreisen  des  Staatslebens 
nicht  hintanzuhaltende  städtische  Selbstregierung  zu  schaffen.  Wenn  das  hier 
nicht  mehr  gelang,  so  wird  der  Grund  allerdings  zunächst  darin  zu  suchen  sein, 
dass  die  städtische  Selbstständigkeit  schon  zu  weit  vorgeschritten  war  und  im 
Lombardenbunde  einen  festen  Halt  gewonnen  hatte.  Fragen  wir  aber  weiter, 
wesshalb  die  städtische  Entwicklung  hier  weiter  fortgeschritten  war,  so  wird 
da,  von  anderm  abgesehen,  nicht  unbeachtet  bleiben  dürfen,  dass  auch  schon 
in  früherer  Zeit  die  Gestaltung  der  Mark  sich  hier  weniger  fest  und  geschlossen 
zeigt,  als  in  Mittelitalien. 

Die  Mark  Verona  schloss  sich  nicht,  wie  die  mittel  italienischen  Sprengel, 
an  die  althergebrachte  Sonderstellung  einzelner  Reichstheile  an;  die  altlongo- 
bardischc  Scheidung  zwischen  Austrien  und  Neustrien,  wenn  sie  auch  wenig- 
stens annähernd  der  spätem  Gestaltung  entsprach,  war  nie  von  grösserer 
politischer  Bedeutung,  hat  jedenfalls  später  keinerlei  Einfluss  mehr  geübt.  Die 
Mark  war  vom  Königthiune  errichtet  unter  Beachtung  nächstliegender  poli- 


143.-]  9.  Vgl.  Stälin  2.  333  ff.  ru  1197.  1219.  30.  55.  59.  60.  65;  3,  650  eu  1277. 
Friedrich  »oll  1268  Palatino  von  Verona  beiden.  Poggiali  5,  314.       10.  Savioli  3,  241. 
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tischer  Bedürfnisse;  um  so  eher  mochte  es  sicli  befugt  halten,  den  Bestand 
der  Mark  späteren  Interessen  gemäss  zu  ändern.  Und  so  finden  wir  einmal  A  b- 
trennungen  von  der  Mark  Verona,  welche  weniger  dadurch,  dass  sie  den 
Sprengel  verkleinerten,  als  durch  die  Aufhebung  des  unmittelbaren  Zusammen- 
hanges mit  dem  deutschen  Amtssprengel  des  Herzogs  und  Markgrafen  die 
Wirksamkeit  der  markgräflichen  Gewalt  wesentlich  beeinträchtigen  mussten. 

Dass  das  Gebiet  von  Trient  anfangs  zur  Mark  Verona  gehörte,  wird 
keinem  Zweifel  unterliegen.  Bei  einem  Missatgerichte,  welches  971  zu  Verona 
für  die  Mark  gehalten  wurde,  finden  wir  nicht  blos  den  Bischof,  sondern  auch 
Judices  des  Trienter  Komitats 1 ;  993  ist  der  Bischof  dort  beim  Placitum  des 
Herzogs  und  Markgrafen.2  Dann  schenkt  der  Kaiser  1027  dem  Bischöfe 
comitatum  Tridentinum  cum  omnibus  suis  pertinentiis  et  utilitatibus, 
quibus  cum  duces,  comites  sive  marchiones  hucusque  beneßcii  nomine  ha- 
bere visi  sunt;  mit  denselben  Ausdrücken  weiter  die  Grafschaften  Vintschgau 
und  Bozen.3  Es  handelt  sich  nicht  blos  um  die  Uebertragung  der  Grafschaft, 
sondern  auch  aller  Rechte,  welche  die  Herzoge  oder  Markgrafen  in  derselben 
bisher  übten,  um  eine  völlige  Ausscheidung  von  der  Mark.  Die  verschiedenen 
Stufen  der  Gewalt  waren  hier  in  einer  Hand  vereinigt;  es  findet  das  seinen 
Ausdruck  darin,  wenn  der  Bischof  1110  und  später  sich  als  marchio  et 
comes  ipsius  episcopatus,  dann  auch  sein  Gebiet  als  ducatus  oder  ducatm, 
marchionatus  et  comitatus  bezeichnet.4  Es  findet  sich  denn  weiterhin  hier 
auch  kein  Zeugniss  für  irgendwelche  Befugniss  der  Markgrafen  von  Verona. 

Ebenso  werden  wir  Friaul  zum  alten  Bestände  der  Mark  zu  rechnen 
haben,  insofern  der  Fortsetzer  Regino's  gleichzeitig  mit  der  Mark  Verona  auch 
die  Mark  Aglei  von  Italien  trennen  lässt;  doch  mochte  bei  der  engen  Verbin- 
dung beider  Sprengel  wenig  unterschieden  werden,  ob  der  Herzog  vou  Kärn- 
then  hier  zunächst  als  Markgraf  oder  als  Herzog  gebot.  Glaubte  Herzog 
Adalbert  1027  im  Uofgerichte  zu  Verona  das  Fodrum  und  andere  öffentliche 
Leistungen  von  allen  Besitzungen  des  Patriarchats  ex  parte  ipsius  ducatus 
in  Anspruch  nehmen  zu  können,  wogegen  freilich  entschieden  wurde,  dass  die- 
selben neque  ducibus,  neque  marchionibus,  neque  comitibus  zuständen5,  so 
Ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  ihm  in  den  Gebieten,  wo  jene  Besitzungen  lagen, 
also  insbesondere  in  Friaul,  die  herzoglichen  Befugnisse  zustanden.  Dem  ent- 
spricht es  dann,  wenn  in  ähnlichen  Ausdrücken,  wie  wir  sie  bei  Trient  fanden, 
der  König  1077  dem  Patriarchen  comitatum  Foriiulü  —  cum  omnibus  ad 
regalia  et  ad  ducatum  pwtinentio,  hoc  est  placitis,  coüectis,  fodro,  dis- 
trictionibus  nnivevsis  verleiht.6  Es  handelte  sich  dabei  zunächst  nicht  um 
die  Verleihung  eines  Herzogthums  Friaul,  sondern  einer  Grafschaft  mit  Ein- 
schluss  der  in  derselben  bisher  vom  Herzoge  geübten  Befugnisse.  Wie  zu 
Trient,  drückt  sich  das  denn  auch  hier  später  in  der  Bezeichnung  des  Gebietes 
als  Herzogthum  bestimmter  aus;  der  Pabst  bestätigt  dem  Patriarchen  1132: 
comitatum  marchiam  et  ducatum  regalibus  seu  impeivalibus  pririlegiis 


144.  -  1.  Antich.  Est.  1.  152.      2.  De  DioimiU  17G.      8.  Ughelli  5,  591.  592. 
4.  Zahlreiche  Belege  bei  Durig  Beitr.  14.       5.  Rubeis  Aquil.  500.       6.  Rubels  538. 
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ecclemae  tuae  eoncesm  "' ;  auch  in  den  spätem  kaiserliehen  Bestätigungen  ist 
vom  ilticatius  ?t  comitatits  oder  auch  nur  ducatua  Foriiulii  die  Rede;  1209 
wird  ausdrücklich  dabei  bestimmt,  quod  mtlli  niemorata  itidicia  vel  al'tqna 
ad  ins  dm'attis  spectantia,  /w  cum  nttt  sueeessweft  snoa,  Uceat  pei%- 
trartare.8  Friaul  und  Istrien  erscheinen  noch  1238  bezüglich  der  hohen  Ge- 
richtsbarkeit als  ein  durchaus  geschlossenes  Gebiet,  da  dieselbe  überall  nur 
durch  den  Patriarchen  oder  die  von  demselben  gesetzten  Beamten  geübt  wer- 
den soll.9  Die  Gewalt  des  Patriarchen  hatte  eine  um  so  festere  Grundlage, 
als  ihm  auch  die  Temporalien  des  Bisthums  Coneordia,  wie  der  andern  Bis- 
thümer  seines  weltlichen  Sprengeis,  zustanden. 1 0 

Zu  Trient,  wie  Aglei,  dürfte  diese  volle  Selbstständigkeit  der  Bischöfe, 
nicht  ohne  Einfluss  geblieben  sein  auf  die  spätere  Sonderstellung  der  Gebiete, 
in  welchen  eine  starke  fürstliche  Gewalt  volle  städtische  Selbstständigkeit  nicht 
aufkommen  Hess,  wo  die  ganze  Entwicklung  sich  der  deutschen  mehr  nähert, 
die  dann  wohl  überhaupt,  insbesondere  Trient,  nicht  mehr  als  Theile  des  ita- 
lienischen Königreichs  betrachtet  wurden;  so  wenn  K.  Friedrich  1182  be- 
stimmt, ut  Tridmtina  ciritas  cowiulibn*  perpettto  careat  et  sub  epheopi 
sui  gubernatione  imperio  fidelis  et  devota  vomistat,  ttiruti  et  etlie  regni 
Teutoniti  chntates  ordinate  dignoscuntur. 1 1 

145.  —  Von  diesen  Abtrennungen  abgesehen  scheint  allerdings  die  Mark 
Verona  insofern  ein  geschlossenes  Ganze  geblieben  zu  sein,  als  mir  nicht  wahr- 
scheinlich ist,  dass  andere  Grafschaften  der  markgräflichen  Hoheit  ausdrück- 
lich entzogen  wurden.  Aber  die  Stellung  der  G r a f s c h a f t e n  zur  Mark 
scheint  überhaupt  eine  andere  gewesen  zu  sein,  als  wir  sie  in  den  mittelitalie- 
nischen Marken  fanden.  Hier  wurden  die  Grafen  vom  Markgrafen  gesetzt,  die 
Grafschaften  erscheinen  als  Zubehörungen  der  Mark,  über  welche  der  König 
nicht  anderweitig  verfügt.  Wenn  dagegen  in  der  Veroneser  Mark  auch  Bi- 
schöfe und  Grafen  dem  Markgrafen  unterstehen,  insbesondere  seine  Gerichts- 
tage, welche  er  in  den  verschiedenen  Grafschaften  hält,  besuchen,  so  scheint 
doch  dem  Markgrafen  keinerlei  Verfügung  über  die  Grafschaften  selbst  zuzu- 
stehen; der  König  verfügt  über  dieselben  mit  derselben  Freiheit,  wie  im  übrigen 
Oberitalien.  Was  die  Bischöfe  der  Mark  betrifft,  so  unterstanden  dieselben, 
im  Gegensatze  zu  den  mittelitalienischen,  nicht  allein  bezüglich  ihrer  Tempo- 
ralien unmittelbar  dem  Reiche1,  sondern  es  lässt  sich  bei  allen  auch  Verleihung 
oder  Besitz  ganzer  Grafschaften  oder  wenigstens  gräflicher  Befugnisse  nach- 
weisen. Dem  Bischöfe  von  Vicenza  schenkt  der  Kaiser  1001  nmnetn  eomi- 


144.-]  7.  üghelli  5.  62.  8.  1180.  1209. 14:  üghelü  5.  71.  78.  Huillard  1,  290.  9.  Huil- 
lard  5,  241.  10.  Vgl.  Ficker  Reichsfürstenst.  1.  30.(»;  dazu  Stumpf  Acta  79.  11.  Ughelll 
5,  600.  Näheres  bei  Durig  Die  .staatsrechtlichen  Beziehungen  des  italieuischeu  Landes- 
theil« tou  Tirol  tu  Deutschland  und  Tirol  10  ff.  Der  Patriarch  wird  bei  Gislebert.  Hanon, 
ed.  Du  (  hasteler  221  aufs  bestimmteste  als  prineepf  Theutonia'  bezeichnet,  dagegen  1206 
ganz  bestimmt  als  j>rinctf>r  Ihttiat.  Böhmer  Acta  199.  Bis  auf  das  Ende  der  staulWchen 
Z*»it  waren  alle  Patriarchen,  mit  nur  einer  oder  zwei  Ausnahmen.  Deutsche,  wie  da>  auch 
bei  den  Bischöfen  von  Trient  wenigstens  ganz  uberwiegend  der  Kall  war. 
145.  —  1.  Vgl.  Kicker  Keichsfürstenst.  1,  311. 
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tatum  Vicentinum  nostri  iurh,  so  dass  er  haben  soll  potestatem  in  omni 
comitatu  Vicentino  secundum  morem  et  consuetudinem  ducum  vel  comitum 
—  placita,  districtus  tenendi  habendique  legemque  faciendi,  und  einen 
Missus  zu  bestellen,  ante  quem  placita,  leges  et  omnia  iura  et  bella  more 
comitum  difßniantur.2  Die  Erwähnung  der  herzogliehen  Gerichtsbarkeit 
könnte  es  hier  allerdings  nahe  legen,  an  eine  Exemtion  von  der  Mark,  wie  sie 
später  bei  Trient  und  Friaul  stattfand,  zu  denken;  doch  möchte  ich,  zumal  in 
so  früher  Zeit,  darunter  doch  nicht  mehr  verstehen,  als  dass  der  Bischof  mit 
denselben  Befugnissen  richten  darf,  wie  der  Herzog,  wenn  er  in  der  Grafschaft 
anwesend  sein  würde,  ohne  dass  das  die  herzoglichen  Rechte  selbst  beseitigt; 
noch  1 050  fanden  wir  ein  herzogliches  Placitum  zu  Vicenza. 3  Später  scheint 
sich  der  Bischof  nur  in  der  gräflichen  Gewalt  über  die  eigenen  Besitzungen 
behauptet  zu  haben,  welche  ihm  1208  cum  omni  iure,  Iwnore,  comitatu  et 
omnibus  iurisdictionibus  ad  comitatum  spectantibu*  bestätigt  werden.4 
Der  Bischof  von  Feltre  dürfte  schon  früh  Grafschaftsrechte  besessen  haben, 
falls  wir  darauf  aus  dein  Umstände  schliessen  dürfen,  dass  bei  der  Verleihung 
des  Komitats  Trient  an  den  dortigen  Bischof  1027  der  in  demselben  belegene 
Theil  des  Sprengeis  von  Feltre  ausgenommen  wird.  K.  Konrad  bestätigt  ihm 
1140  die  frühern  Schenkungen  una  cum  comitatu  und  verschiedene  Rechte 
für  den  ganzen  Umfang  des  Komitats;  K.  Friedrich  wiederholt  das  1184,  Be- 
stimmungen bezüglich  der  Stadt  hinzufügend,  welche  darauf  berechnet  waren, 
dieselbe,  wie  Trient,  den  Einflüssen  des  italienischen  Städtewesens  zu  ent- 
ziehen5; später  führt  der  Bischof  auch  den  Grafentitel. 6  Das  später  mit  Feltre 
verbundene  Bisthum  Belluno  schenkte  der  Kaiser  1156  cum  toto  comitatu 
an  den  Patriarchen,  wonach  auch  der  Bischof,  der  1161  wieder  unmittelbar 
wurde,  die  Grafschaft  hatte.7  In  einem  Schiedssprüche  von  1225  werden  den 
Trevisanern  zugesprochen  alle  Gerichtsbarkeiten,  qua*  epitcopatus  Feltri  et 
Belluni  et  homines  eorundem  hcorum  fbabent —  tarn  iure  comitatus,  quam 
aliorum  iurisdictionum*  Die  bischöfliche  Hoheit  hat  sich  hier  auch  lange 
behauptet;  noch  1337  behält  sich  der  Bischof  von  Feltre  und  Belluno  bei 
Uebertragung  der  Hauptmannschaft  an  Karl  von  Mähren  vor  die  Gerichtsbar- 
keit des  Bisthums  Feltre,  des  Valsugana  und  der  Grafschaften  Cesana  und 
Agnedo.9  Ist  eine  Verleihung  der  Grafschaft  an  den  Bischof  von  Ceneda 
nicht  bekannt,  so  ist  dieselbe  doch  nach  spätem  Zeugnissen  nicht  zu  bezweifeln. 
Der  Bischof  wird  1203  zwar  abhängig  von  Treviso,  aber  salvo  omni  comitatu 
ip»i  episcopo,  so  dass  die  Stadt  permittet  ipsum  nvercere  ipsum  comitatum 
suum;  weiterhin  führt  dann  der  Bischof  auch  den  Grafentitel,  tritt  die  Graf- 
schaft in  einzelnen  Theilen  des  Bisthums  an  die  Gemeinde  Conegliano  ab, 
während  noch  1 233  die  Herren  von  Camino  von  ihm  mit  der  obem  und  untern 
Grafschaft  des  Bisthums  belehnt  sind.10  Zu  Treviso  fanden  wir  allerdings 


2.  BrtWr  Acta  29.  &.  Vgl.  §  14*2  n.  5.  4.  Ughelli  5.  1048.  5.  Verci  Marca  1, 
1H.  25.  tt.  1202:  (  alogfra  X.  lt.  :{4I..  Ol.  7.  Ughelli  5.  151.  152.  8.  Verri 
Wirr»  1.68.  tt.  Cml.  Wangimi.  4,.»:i.  10,  Verci  Marra  1.45.  81.  W.  108.  110. 
III.  114.  115 
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noch  in  staufischer  Zeit  weltliehe  Grafen  vom  Reiche  mit  der  Grafschaft  be- 
lehnt11; doch  haben  1211  dem  Bischöfe  wenigstens  die  gräflichen  Rechte  über 
seine  Besitzungen  zugestanden. 12  Dem  Bischöfe  von  Padua  muss  wenigstens 
in  einem  Theile  seines  Bisthums  die  Grafschaft  zugestanden  haben;  den  Ko- 
mitat Sacco  tritt  er  1161  dem  Reiche  ab13,  womit  stimmt,  dass  er  früher 
mehrfach  Gerichtssitzungen  zu  Pieve  hält14;  noch  später  führt  er  den  Grafen- 
titel.15  Zu  Verona  werden  zwar  noch  1165  und  1178  die  Grafen  von  San 
Bonifacio  mit  der  ganzen  Grafschaft  belehnt16;  aber  die  Urkunden,  auf  welche 
wir  zurückkommen,  sind  durchaus  verdächtig;  jedenfalls  standen  auch  dem 
Bischöfe  Grafenrechte  zu.  Bezügliche  Ausdrücke  in  einem  Privileg  von  1 1 54 
sind  wohl  nur  auf  Rechte  in  der  Grafschaft  zu  beziehen;  1186  aber  belehnt 
der  Kaiser  den  Bischof  de  toto  honore  et  districtu,  quod  Imperium  habet  in 
episcopatu  et  comitatu  Veronae  seeundum  antiquum  consuetum  t««m.17 
146.  —  Das  Bestehen  der  Mark  hat  demnach  hier  nicht,  wie  das  in 
Mittelitalien  der  Fall  war,  die  Verleihung  der  Grafschaft  an  die  Bischöfe  ge- 
hindert; andererseits  aber  hat  diese,  von  Trient  und  Friaul  abgesehen,  an- 
scheinend nirgends  zugleich  die  markgräflichen  Befugnisse  beseitigt;  gerade  in 
den  Bischofsstädten  hielten  die  Markgrafen  ihre  Gerichtssitzungen.  Nicht 
anders  wird  die  Stellung  der  weltlichen  Grafen  gewesen  sein ;  sie  unter- 
standen dem  Markgrafen,  besuchten  insbesondere  dessen  Gerichtstage;  aber 
wir  finden  keine  Spur,  dass  sie  ihre  Grafschaften  vom  Markgrafen  hatten. 
Für  die  von  Treviso  konnten  wir  noch  später  Reichsbelehnungen  nachweisen. 
Aber  auch  die  Stellung  der  Markgrafen  von  Este  scheint  hier  keine 
andere  gewesen  zu  sein.  Von  Amtsbefugnissen  steht  ihnen  hier  sichtlich  nur 
die  Grafschaft  Gavello  zu;  1077  bestätigt  ihnen  der  König  omnes  res,  que 
sunt  posite  in  comitatu  GaveUi,  Rodig  um  usw.  —  et  conütatum  et  arma- 
niam  et  quiequid  pertinet  ad  ipsum  coniitatum,  während  bei  keiner  der 
übrigen  zahlreichen  Besitzungen  von  der  Grafschaft  die  Rede  ist;  es  wird  die- 
selbe Grafschaft  sein,  welche  ihnen  noch  1191  als  Grafschaft  Rovigo  vom 
Reiche  geliehen  wird1;  der  grösste  Theil  ihrer  übrigen  Besitzungen  lag  in  der 
Grafschaft  Padua,  welche  ihnen  niemals  zustand;  nach  Urkunde  von  1220 
sollten  diese  zwar  der  Hoheit  der  Stadt  entzogen  sein,  aber  es  deutet  auch 
nichts  auf  ein  geschlossenes  Hoheitsgebiet;  die  hohe  Gerichtsbarkeit  wird  nur 
für  die  eigenen  Besitzungen  zugestanden.2  Der  Markgrafentitel  begründet  hier 
sichtlich  weder  eigene  markgräfliche  Befugnisse,  noch  wird  er  uns  berechtigen, 
auch  nur  eine  Exemtion  des  estensisehen  Gebietes  von  der  Mark  anzunehmen. 
Wenn  1013  im  Placitum  des  Herzog  und  Markgrafen  zu  Veroua  die  esten- 
sisehen Markgrafen  Azzo  und  Hugo  in  die  Reihe  der  Beisitzer  zurücktreten, 
dagegen  wenige  Tage  später  zu  Monselice  gemeinsam  mit  dem  Grafen  von 

145.-]  11.  Vgl.  §  1 19  n.  4.  12.  üghelli  5,  537.  18.  Vgl.  S  127  n.  4.  14.  1120.  37: 
Dondi  4,  71.  5,  48.  15.  1220.  35:  Dondi  7,  22.  »1.  10.  Verci  Ecel.  1,  40;  Tgl. 
Antiq.  It.  1,  273.       17.  Ughelli  5.  795.  805. 

146.  —  1.  Antich.  Kst.  1,  41.  357;  Tgl.  auch  1,  361,  wonach  die  Grafschaft  1184 
gptheilt  war.  so  dass  die  Esie  eiu  Drittel  vom  Herzog  Weif  zu  liehen  hatten.  2.  Antich. 
Est.  1,  4G5. 
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Padua  dem  Gerichte  Vorsitzen3,  so  erscheint  dadurch  ihre  Stellung  zur  Mark 
genügend  gekennzeichnet. 

147.  —  Die  unmittelbare  Verfügung  des  Königs  über  die  Grafschaften 
der  Veroneser  Mark  mag  damit  zusammenhängen,  dass  dieses  Verhältniss 
überhaupt  in  Oberitalien  das  herrschende  war  und  dass,  als  die  Mark  gebildet 
wurde,  man  einfach  daran  festhielt  Zweifellos  dürfte  aber  in  diesem  Verhält- 
nisse einer  der  gewichtigsten  Gründe  zu  suchen  sein  für  die  Abnahme  wirk- 
samer markgräflicher  Gewaltübung.  Den  Bischöfen  gegenüber  hatten  die 
Städte  zweifellos  leichteres  Spiel;  der  Markgrafschaft  selbst  fehlte  ein  festerer 
Halt  im  Lande,  weil  die  Grafschaften  ihrer  Verfugung  entzogen  waren,  ihnen 
demnach  auch  die  Möglichkeit  fehlte,  Grafschaften  in  ihrer  Hand  zu  halten 
und  aratsweise  verwalten  zu  lassen.  Hätte  den  im  Lande  selbst  noch  reich 
begüterten  Weifen  eine  Wiederkräftigung  der  markgräflichen  Gewalt  noch 
gelingen  mögen,  so  fehlte  es  den  Markgrafen  von  Baden  dazu  an  jeder  Grund- 
lage, zumal  Kaiser  Friedrich  I  auch  hier  offenbar  grösseres  Gewicht  auf  die 
Durchführung  unmittelbarer  Verwaltung  für  das  Reich  legte,  eine  lebhaftere 
Förderung  markgräflicher  Interessen  von  ihm  kaum  zu  erwarten  war. 

Verlieren  sich  nun  auch  die  letzten  Spuren  einer  Uebung  seiner  Befug- 
nisse durch  den  Markgrafen,  so  finden  wir  hier  doch  noch  lange  die  Anschauung 
lebendig,  dass  es  über  der  gräflichen  noch  eine  höhere  Amtsgewalt  gebe.  Aber 
diese  erscheint  jetzt  nirgends  mehr  von  der  gräflichen  getrennt;  wie  beimBis- 
thume  Trient  in  Folge  ausdrücklicher  Exemtion,  so  mussten  nun  in  Folge  des 
Aufhörens  der  Uebung  markgräflicher  Befugnisse  durch  einen  Markgrafen 
diese  denjenigen  zufallen,  welchen  die  gräflichen  Gerechtsame  zustanden;  wir 
finden  überall  ein  Zusammenfallen  der  markgräflichen  und  gräf- 
lichenGewalt  Nichts  anderes  wird  es  bezeichnen,  wenn  1211  mehrere 
Zeugen  aussagen:  Ego  acio,  quod  episcopus  Tarvisinua  est  dominus  et 
dus,  comeset  marehio  oinnium  suarum  terrarum,  viüarum  et  casteüorum, 
burgorum  ad  episcopatum  pertinentium1 ;  ich  glaube  kaum,  dass  daraus 
irgend  auf  eine  ausdrückliche  Exemtion  von  der  Mark  zu  schliessen  ist  Denn 
ähnlichen  Ausdrücken  begegnen  wir  nun  in  der  Mark  sehr  häufig;  wie  die 
gräflichen,  so  werden  nun  auch  die  höhern  Amtsbefugnisse  als  Zubehör  der 
einzelnen  Besitzungen  betrachtet;  diese  werden  veräussert  cum  ducattt  et 
marchionatu  et  comitatu,  oder  es  wird  gesagt,  dass  dem  neuen  Besitzer  jede 
Gerichtsbarkeit  zustehe,  sicuti  quilibet  comes  sire  dux  neu  marehio  valet 
exercere"1 ;  Ausdrücke,  welche  sichtlich  nichts  bezeichnen  sollen,  als  den  Aus- 
schluss jeder  Gerichtsbarkeit  ausser  der  des  Reiches,  ohne  dass  eine  aus- 
drückliche Verleihung  herzoglicher  oder  markgräflicher  Befugnisse  an  den 
frühem  Besitzer  irgend  anzunehmen  wäre. 

148.  —  Die  Markgrafschaft  stellte  sich  uns  durchweg  dar  als  eine  mittlere 
Gewalt  zwischen  dem  Königthume  und  der  Grafschaft  welche  allerdings  auch 
fehlen  oder,  wenn  wir  wollen,  mit  der  Grafschaft  zusammenfallen  kann,  aber 


8.  Antich.  Est.  1.  83.  88. 

147.  -  1.  Ughelli  5,  537.    2.  Vgl.  §  130  n.  f»;  und  sonst  oft  in  den  Urkk.  bei  Verci. 
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doch  jedenfalls  noch  im  eilften  Jahrhunderte  so  regelmässig  gestaltet  erscheint, 
dass  wir  ihr  Vorhandensein  als  deu  normalen  Zustand  werden  fassen  dürfen. 

Liegen  die  anderweitigen  Befugnisse  des  Amtes  unsern  Zwecken  fern,  so 
bieten  gerade  für  eine  genauere  Feststellung  der  richterlichen  Gewalt 
des  Markgrafen  die  Quellen  sehr  wenig  Anhaltspunkte.  Unzweifelhaft  hat 
der  Markgraf  in  seinem  ganzen  Sprengel  zunächst  dieselbe  Gerichtsgewalt, 
wrie  der  Graf  in  seiner  Grafschaft,  konkurrirende  Gerichtsgewalt  mit  allen 
Grafen.  Ist  der  Markgraf  in  der  Grafschaft  anwesend,  so  sitzt  er  auch  dem 
Gerichte  vor,  entweder  gemeinsam  mit  dem  Ortsgrafen,  oder  so,  dass  dieser 
unter  die  Beisitzenden  zurücktritt. 1  Es  wird  weiter  nicht  zu  bezweifeln  sein, 
dass  manches  ausschliesslich  dem  Gerichte  des  Markgrafen  vorbehalten  war. 
Aber  bestimmtere  Zeugnisse  finde  ich  nur  dafür,  dass  sein  Gericht  der  bevor- 
zugte Gerichtsstand  für  manche  Personen  war.  K.  Otto  bewilligt  998  einem 
Diakon  zu  Verona  und  dessen  Brüdern:  ut  nullius  placitum  custodia» t  nec 
ad  legem  faciendam  sc  ante  presenciam  alicuius  presentent,  nisi  ante  nos 
auf  ante  nostrum  ducem2;  ist  damit  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  ausge- 
schlossen, so  ist  doch  ausser  der  königlichen  auch  die  des  Herzogs  oder  Mark- 
grafen von  Verona  vorbehalten.  So  verleiht  1 1 60  Weif  als  Markgraf  von 
Tuszien  den  Domherren  von  Pisa  das  Recht,  das«  sie  nicht  vor  Gericht  ge- 
laden werden  sollten  nisi  in  curia  nostra.A  Nach  Analogie  der  entsprechen- 
den deutschen  Verhältnisse  würden  wir  auch  anzunehmen  haben,  dass  ein  im 
Gerichte  des  Grafen  gescholtenes  Urtheil  an  das  des  Markgrafen  als  des 
nächsthöhera  Richter  zu  ziehen  gewesen  sei ;  doch  ist  mir  ein  sicherer  Beleg 
dafür  nicht  aufgefallen.  Das  Hauptgewicht  wird  wohl  weniger  auf  eine  schärfere 
Abgränzung  der  Kompetenz  zu  legen  sein,  als  darauf,  dass  die  Gewalt  des 
Markgrafen  eine  an  und  für  sich  stärkere  und  örtlich  ausgedehntere  war,  dass 
man  das  Recht,  welches  der  Graf  nicht  schaffen  wollte  oder  konnte,  noch  beim 
Markgrafen  zu  erlangen  hoffen  dürft«',  ohne  genöthigt  zu  sein,  sich  sogleich  an 
das  Reich  zu  wenden. 


148.  -  I.  Vgl.  S  1 17  n  9.  1 1 .       2.  Biihmer  Acta  25.       8,  Ughelli  3.  M9. 
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XILI.  REICHSGERICHT.SBARKEIT. 

149.  —  Als  Reichsgerichtsbarkeit  im  weitesten  Sinne  würden  wir  jede 
öffentliche  Gerichtsgewalt,  also  auch  Grafschaft  und  Markgrafschaft,  bezeich- 
nen können,  insofern  dieselbe  im  Gegensatze  zu  der  auf  dem  Eigenthum  und 
andern  privaten  Herrschaftsverhältnissen  beruhenden  überall  auf  Verleihung 
durch  das  Reich  zurückgeht.  Im  engern  Sinne  verstehen  wir  darunter  als  dritte 
und  höchste  Stufe  die  Gerichtsbarkeit,  welche  dem  Könige  und  den  ihn  un- 
mittelbar vertretenden  Richtern  entweder  ausschliesslich  oder  doch  konkur- 
rirend  mit  den  zur  Uebung  derselben  an  und  für  sich  befugten  ordentlichen 
Richtern  vorbehalten  ist. 

Sehen  wir  zunächst  auf  das  letztere,  so  hat  der  König,  wo  irgend  er 
persönlich  anwesend  ist,  konkurrirende  Gerichtsbarkeit  mit  allen 
andern  Richtern,  kann  jederzeit  in  ihre  Stelle  eintreten.  Bei  Otto  von  Freising 
fanden  wir  das  allgemein  ausgesprochen 1 ;  in  Einzelfällen  wird  bei  Verleihungen 
der  Gerichtsbarkeit  die  königliche  nicht  selten  ausdrücklich  vorbehalten.  So 
besonders  bestimmt,  wenn  K.  Heinrich  1186  der  Stadt  Lucca  die  volle  Ge- 
richtsgewalt zugesteht,  aber  mit  dem  Vorbehalte:  Item  volumus,  ut  si  pater 
ac  dominus  noster  Fr.  Romanorum  imperator  vel  nos  in  eivitate  vel  epis- 
copata  Lucano  furrimus,  retjiae  maiestatis  eccerceamus  iurisdictionem  et 
omni  quaerimoniam  moventi  secutulum  rationem  et  iustitiam  satisfacia- 
mus  non  obstante  preduta  conecssione,  idem  ins  guccessoribus  nogtris  im- 
peratoribus  ac  regibus  reservantes.2  Einen  schon  bei  Anwesenheit  des  Königs 
im  Lande  wirksamen  Vorbehalt  finden  wir  11 8'A  im  Konstanzer  Frieden  und 
gleichlautend  1219  in  einem  Privileg  für  Parma;  Streitigkeiten  über  Reichs- 
lehen sollen  durch  die  Pares  der  Stadt  und  des  Bisthums  entschieden  werden 
dürfen,  nisi  nos  in  Lombardia  f  'twrimus ;  tune  enim  in  andientia  nostra, 
si  nobis  placuerit,  causa  ayitabitttr.3  Und  was  vom  Könige  gilt,  gilt  jeden- 
falls auch  von  denjenigen  seiner  Stellvertreter,  welche  er  zur  Ausübung  aller 
königlichen  Rechte  ausdrücklich  bevollmächtigt  hatte;  wo  ein  solcher  Königs- 


140.       1.  Vgl.  §  117  n  7      2.  Metn.  di  bucci  1,  198.     8.  Moo.  Germ.  4,  178. 
Huilhrd  I.  609. 
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böte  anwesend  ist,  sehen  wir  ihn  auch  allein  oder  gemeinsam  mit  dem  Orts- 
richter dem  Gerichte  Vorsitzen.4  Auch  in  den  sizilischen  Konstitutionen  ist  die 
konkurrirende  Gerichtsbarkeit  des  Grosshofjustitiar  bestimmt  ausgesprochen; 
wohin  er  kommt,  iustitiarius  regionum  —  silere  debebit,  nt  puta  mhiori 
lumine  per  luminare  malus  superveniens  obscurato.5 

Konnte  jede  Sache,  auch  die,  zu  deren  endgültiger  Entscheidung  der 
niedere  Richter  an  und  für  sich  durchaus  befugt  war,  vor  dem  Könige  oder 
seinem  Boten  entschieden  werden,  so  scheint  man  gerade  in  Italien  sich  be- 
sonders häufig  unmittelbar  an  das  Reich  gewandt  zu  haben.  Unter  welchen 
Voraussetzungen  das  gestattet  war,  ob  die  alten  Vorschriften  des  longobar- 
dischen  wie  des  fränkischen  Rechtes,  welche  das  an  Vorbedingungen  knüpften6, 
später  noch  beachtet  wurden,  dafür  fehlen  mir  bestimmte  Zeugnisse.  Kommen 
auch  Fälle  vor,  dass  eine  im  Reichsgerichte  anhängig  gemachte  Sache  zur 
schliesslichen  Entscheidung  dem  Ortsrichter  überwiesen  wurde7,  so  finde  ich 
das  wenigstens  nie  dadurch  begründet,  dass  dieselbe  dem  ordentlichen  Richter 
nicht  hätte  entzogen  werden  dürfen.  In  den  sizilischen  Konstitutionen  K.  Fried- 
richs II  wird  dann  allerdings  genau  bestimmt,  wann  man  sich  an  das  Gross- 
gericht  wenden  dürfe8;  aber  wir  sind  nicht  berechtigt,  das  auch  für  das  frühere 
llofgericht  für  Italien  als  massgebend  zu  betrachten.  Doch  waren  gewiss  auch 
hier  Vorkehrungen  getroffen,  um  einer  Ueberhäufung  mit  geringfügigen  Sachen 
vorzubeugen,  wohl  in  der  Weise,  dass  es  bei  Sachen,  welche  an  und  für  sich 
nicht  vor  das  Hofgericht  gehörten,  einer  ausdrücklichen  Erlaubniss  zur  Ein- 
bringung bedurfte;  so  erzählt  der  Geschichtschreiber  Landulf  der  Jüngere, 
dass  er,  als  K.  Lothar  zu  Roncalia  zu  Gerichte  sass,  vom  Herzoge  Conrad 
von  Schwaben  liceiitiam  lamentamli  ad  imperatorem  erhielt,  der  dann  die 
Sache  befürwortend  an  die  Konsuln  von  Mailand  verwies.9  Eine  strenge  Gränze 
wird  schwerlich  eingehalten  sein,  da  nicht  selten  verhältnissmässig  geringfügige 
Sachen  vor  dem  Reiche  entschieden  wurden ,  ohne  dass  Fälle  vorzuliegen 
scheinen,  bei  welchen  eine  Uebergehung  des  ordentlichen  Richters  nöthig  ge- 
wesen wäre. 

150.  —  In  manchen  Fällen  ergibt  sich  freilich,  dass  eiu  Bedürfnis* 
zum  Eingreife  n  der  Reichsgerichtsbar  keit  auch  bei  solchen  Sa- 
chen vorlag,  zu  deren  Entscheidung  an  und  für  sich  der  ordentliche  Richter 
befugt  gewesen  wäre.  Der  Fall  verweigerter  oder  verzögerter  Justiz 
wird  als  solcher  in  der  karolingischen  Gesetzgebung  mehrfach  betont.  Im 
J.  845  wendet  sich  ein  Abt  mit  einer  Klage  gegen  in  der  Grafschaft  Trient 
wohnende  Hörige,  urnle  in  ipso  comitatu  iustieiam  mhiime  habere  pottti- 
mus,  unmittelbar  an  den  König.1  Den  Genuesern  wird  1164  der  Gerichts- 
stand vor  den  Richtern  zu  Genua  zugesichert,  welche  aber  auf  Verlangen  des 
Kaisers  die  Sachen  in  angemessener  Zeit  erledigen  sollen;  quod  ei  noluei-inf, 

140.    J  4.  Vgl.  oben  §  117  n.  8.  10.  12.   5.  Huillard  4,  50.   C  Vgl.  Waitx  V.O.  4,  402; 
•Schupfer  225,  wo  überhaupt  alles,  was  die  Reichsgerichtsbarkeit  unter  den  longobardischen 
K.tnigeu  betrifft,  sorgfaltig  lusammengestellt  ist.      7.  So  827.  858:  Mon.  patr.  Ch.  1.  34 
Antiq.  It.  3,  1033.       8.  Huillard  C,  158.       ».  Script  It  5.  518. 
160.  -  1.  Antiq.  It.  2,  973. 
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ante  nos  ipsa,  iustitia  ßat.2  In  kaiserlichen  Urkunden  1 178.  1195  wird  dem 
Aicard  von  Robbio  die  Gerichtsbarkeit  über  seine  Leute  bestätigt,  aber  vor- 
behalten: si  ipse  rel  heredes  eins  iustitiam  de  hominibus  suis  faeere  ob~ 
nüserint,  legatus  noster  iustitiam  de  eis  faciat.3 

Ein  anderer  Fall  ist  der  ungenügender  Mach  t  des  ordentlichen 
Richters.  So  wird  bei  Anstellung  der  Klage  im  Reichsgerichte  wohl  be- 
merkt, dass  man  sie  bereits  vergeblich  beim  Grafen  eingebracht  habe.4  Oder 
es  heisst  1 163  in  kaiserlicher  Urkunde  für  Gubbio:  Consules  quoque — faeere 
debent  institiam  in  rivitate  et  in  districtu  eins  —  ;  et  si  faeere  non  pote- 
rttnt,  imperialis  nostri  nuncii  aiuviUum  petant  et  secnm  pariter  faciant* 

Insliesondere  gehört  weiter  hieher  der  Fall  wirklicher  oder  doch  vermeint- 
licher U  n  g  e  r  e  c  h  t  i  g  k  e  i  t  e  i  n  e  s  U  r  t  h  e  i  1  s  des  ordentlichen  Richters.  Die 
Berufung  vom  Spruche  desselben  an  den  König  oder  dessen  Boten  wird  in  der 
karolingischen  Gesetzgebung  mehrfach  erwähnt.6  Auch  finden  sich  Einzelfälle; 
801  wendet  sich  ein  im  Gerichte  des  Bischofs  unterlegener  Priester  an  den 
Kaiser7;  880  wenden  sich  Personen,  welche  im  Grafengerichte  dem  Kloster 
Novalaise  als  Unfreie  zugesprochen  wurden,  an  das  Hofgericht,  welches  nach 
neuer  Verhandlung  den  Spruch  bestätigt.8  Doch  geschieht  in  den  altern  Ge- 
richtsurkunden  der  Berufung  von  einer  gerichtlichen  Entscheidung  selten  Er- 
wähnung. Erst  mit  den  Aenderungen  des  Gerichtswesens  im  zwölften  Jahr- 
hunderte scheint  sich  die  Appellation  an  den  Kaiser,  welche  jetzt  sehr 
häufig  bei  Einzelfallen  wie  bei  allgemeinen  gesetzlichen  Feststellungen  erwähnt 
wird,  im  Anschlüsse  an  die  Sätze  des  römischen  Rechts  bestimmter  gestaltet 
und  geregelt  zu  haben.  Die  Appellationen  an  den  Kaiser  waren  später  gerade 
der  Gegenstand  der  Reichsgerichtsbarkeit,  der  am  bestimmtesten  vorbehalten 
blieb,  während  übrigens  insbesondere  die  Städte  die  Hebung  einer  konkurri- 
renden  Reichsgerichtsbarkeit  möglichst  zu  beseitigen  suchten.  Durch  den  Kon- 
stanzer Frieden  scheint  dieselbe,  bis  auf  die  Appellationen,  ausgeschlossen  zu 
sein;  bestimmter  noch,  wenn  1219  an  Alba  die  volle  Gerichtsbarkeit  verliehen 
wird,  ita  quod  nnllus  ipsius  ciris  al>  ordinario  rel  delegato  aliquo  (iudice) 
ante  primam  sententiam  trahi  possit  ad  alind  tribunal  pro  eansa  civili 
rel  criminali,  nullusque  ex  aliqua  dehyationc 'rel  commissione  contra  civem 
rel  hahitantetn  Albae  seu  forensem  ibidem  delinqnentem,  pro  causa  seu, 
delicto  in  iurisdictione,  finibus  seu  territorio  dictae  civitatis  commisso, 
nisi  sohts  potestas  eiusque  riearius  vel  coüateralis,  iurisdictionem  exercere 
raleat,  crimine  lacsa.e  maiestatis  dunta*vat  eveeptot9 

151.  —  Es  schliesst  sich  dem  an  der  Fall  der  Unbilligkeit  eines 
Urtheils,  gegen  welches  ein  ordentliches  Rechtsmittel  nicht  mehr  gestattet 
ist  und  um  Restitution  gebeten  wird.  In  früherer  Zeit  ist  mir  dahin  Gehöriges 
nicht  aufgefallen;  und  auch  aus  der  staufischen  Zeit  kenne  ich  aus  den  Reichs- 
gerichten keine  Fälle  einer  auf  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  beruhenden 


2.  Andq.  It.  4,  254.  S.  Mon.  patr.  Ch.  1,  804.  1025.  4.  Mein,  di  Lucc»  5  c,  183. 
5.  Sarti  Engub.  1 13.  6.  Vgl.  Waiti  V.fi.  4.  403.  347.  Bninner  Inquisitionsb.  55.  7.  Mem. 
di  Lucca  5  b,  176.       8.  Mon.  patr.  Ch.  1,  62.      ».  Huillard  1,  tiüü. 
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Restitutio  in  integrum.  Es  gewinnt  nun  aber  die  Lehre,  dass  der  Kaiser  nicht 
an  die  Gesetze  gebunden  ist,  immer  mehr  und  mehr  festen  Boden,  und  wir 
finden  wohl  Verfügungen  des  Kaisers,  bei  welchen  dieser  aus  Gründen  der 
Billigkeit  vom  strengen  Rechte  absieht.  So  wenn  der  Kaiser  1162  wegen 
übermässiger  Verschuldung  der  Kirche  von  Como,  und  damit  dieselbe  den 
Reichsdienst  leisten  und  der  Bischof  den  nöthigen  Unterhalt  finden  könne,  die 
Kirche  von  jeder  Zinszahlung  befreit  und  alle  Schulden  derselben,  welche  nicht 
erweislich  für  den  Reichsdienst  oder  den  Nutzen  der  Kirche  eingegangen  sind, 
überhaupt  vernichtet1;  wie  auch  1163  der  Legat  Reinald  wegen  Verschuldung 
eines  Stiftes  dasselbe  für  die  Dauer  eines  Jahres  von  Erfüllung  aller,  auch  der 
eidlich  eingegangenen  Verpflichtungen  entbindet.2 

Derselbe  Gesichtspunkt  wird  massgebend  sein  müssen,  wenn  wir  mehr- 
fach Fälle  der  Kassation  eines  rechtskräftigen  Urtheils  durch 
den  Kaiser  finden.  Es  handelt  sich  dabei  zunächst  um  schiedsrichterliche  Ur- 
theile.  Gegen  den  Schiedsspruch  gibt  es  kein  ordentliches  Rechtsmittel;  die 
Partei  unterwirft  sich  ihm  unbedingt,  er  ist  rechtskräftig,  auch  wenn  er  dem 
Rechte  nicht  entspricht;  seine  Einhaltung  ist  regelmässig  verbürgt  durch  Ver- 
pflichtung zu  einer  hohen  Strafe  im  Falle  der  Nichtnnterwerfung  oder  Ver- 
letzung. War  diese  wohl  durchweg  so  hoch  gegriffen,  dass  nicht  vorauszusehen 
war,  es  werde  jemand  sie  zahlen,  um  dadurch  von  Einhaltung  des  Urtheils 
entbunden  zu  sein,  wie  das  römi sehe  Recht  das  gestattete3,  so  wird  auch  darauf 
in  den  Kompromissen  ausdrücklich  verzichtet  ;  auch  nach  Zahlung  der  Strafe 
solle  der  Schiedsspruch  seine  Kraft  behalten,  abermalige  Verletzung  abermals 
gebüsst  werden.1  Ueberdies  war  es  vielfach  der  Brauch,  sich  eidlich  zur  Ein- 
haltung zu  verpflichten.  Es  ist  erklärlich,  wenn  die  Kaiser  einem  Brauche, 
welcher  eine  Appellation  an  sie  ausschloss,  nicht  geneigt  waren.  Es  ist  ebenso 
erklärlich ,  wenn  unterliegende  Parteien  trotz  der  eingegangenen  feierlichen 
Verpflichtungen  durch  den  Kaiser  zu  einer  Restitution  oder  günstigem  Ent- 
scheidung zu  gelangen  suchten.  Dann  galt  es  aber  nicht  allein,  das  Urtheil 
selbst  für  ungerecht  und  unkräftig  zu  erklären,  sondern  die  Partei  auch  von 
Verpflichtungen,  welche  sie  ungezwungen  und  unbedingt  eingegangen  war,  und 
von  dem  etwa  geleisteten  Eide  zu  entbinden.  Eine  Berechtigung  des  Kaisers 
scheint  man  im  Einzelfalle  wohl  daraus  abgeleitet  zu  haben,  dass  die  Parteien 
zu  solcher  Verpflichtung  nicht  berechtigt  gewesen  seien.  So  erklärt  K.  Hein- 
rich 1193,  queniam  eoanitiones  et  diffonitiones  qaestionam  et  eontrover- 
siarum,  que  inter  civitates  invieem  rel  alias  persona*  adversus  civitates 
imperü  suboriuntur,  ad  culmen  taut  tun  spectant  imperiale,  ratum  habere 
non  volumusy  quod  ab  aliquo  vel  ab  aliquibus  sine  nostro  statuitur  nuin- 
dato,  und  daher  imperiali  auetoritate  ex  toto  et  ex  eerta  scientia  ivfirma- 
intts,  cassamtts  atque  in  irr it um  dedueimu*  —  sentenciam  sire  arbitrium 
siue  preeeptum,  welches  genannte  Schiedsrichter  zu  Ungunsten  der  Stadt 
Treviso  gegeben  hatten.5  Es  wird  darin  kaum  etwas  anderes  zu  sehen  sein, 

151.      I.  Ughelli  5,  294.     2.  Kri.,i  2,  M.     3.  Nov.  82  c.  11.     4.  Vgl.  i.  B.  die 
allgemeine  Forme)  in  Gratia«  summa  P.  3.  t.  2.  §  2.      5.  Cod.  Tremanus  nach  Stumpf. 
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als  eine  Beschönigung  eines  dein  strengen  Rechte  nicht  entsprechenden  Vor- 
gehens; hatten  die  Städte  auch  ihren  ordentlichen  Gerichtsstand  vor  dein 
Reiche,  so  ist  doch  nicht  abzusehen,  wie  sich  daraus  ein  Hinderniss,  Streitig- 
keiten durch  Komproiniss  auszutragen,  ergehen  soll;  und  es  ist  das  weder 
sonst  thatsächlich  beachtet,  noch  später  bei  ähnlichem  Vorgehen  des  Kaisers 
geltend  gemacht  Bei  Kassation  eines  gegen  Asti  für  Alessandria  durch  Mai- 
land gefällten  Schiedsspruches  1232 6  sucht  der  Kaiser  die  Schwierigkeit  des 
geleisteten  Eides  zu  beseitigen  durch  Geltendmachung  der  Gesetze  seiner  Vor- 
gänger, wonach  es  verboten  sei  Kompromisse  eidlich  einzugehen;  es  wird  die 
bezügliche  Novelle  Justinians7  geraeint  sein,  woraus  sich  aber  doch  nur  das 
Verl)Ot,  nicht  die  Unverbindlichkeit  des  dennoch  geleisteten  Eides  ergibt,  wäh- 
rend der  Kaiser  daraufhin  erklärt,  volumus  praedictum  sacramentum  vires 
aliquas  non  habere.  Damit  waren  nun  freilich  nicht  auch  Spruch  und  Strafe 
an  und  für  sich  beseitigt,  von  denen  der  Kaiser  sagt:  de  plenitiuline  maie- 
statis  nostre  ex  certa  scientia  praedictum  arbitrium —  decemimus  im' tum 
et  inane,  stipulationem  penalem  et  penam  in  diclo  coni>romisso  adiectam 
et  cessionem  penitus  irritantes.  Seine  Berechtigung  dazu  leitet  er  nicht  ab 
aus  der,  nebenbei  allerdings  betonten  Unbilligkeit  des  Spruches,  sondern  wäh- 
rend er  sich  einerseits  auf  die  Treue  der  Stadt  Asti  gegen  das  Reich  bezieht, 
wird  als  entscheidender  Grund  augegeben:  Cum  enim  Alexandrini  et  Me- 
diolanenaes  in  maiestatem  nostram,  quae  est  lex  animata  in  terris  et  a 
qua  iura  civilia  oriuntur,  commiserint,  non  est  dif/num,  ut  ab  hiis  et  de, 
fuis,  qui  anetoritate  iuris  civilis  nituntur,  auxilium  habeant  vel  favorem, 
et  ideo  omne  auxilium  aetionis,  exceptionis  iuris  rel  facti,  replicationis, 
quod  occasione  dicti  conpromissi  comune  Alexandrie  vel  Mcdiolani  con- 
sequi  potuissent,  eis  penitus  deneaamus;  Asti  soll  in  den  Stand  vor  dem 
Kompromisse  restituirt  sein.  Es  ist  ungewiss,  ob  damals  im  April  bereits  der 
Reichsbann  über  jene  Städte  verhängt  war;  jedenfalls  stützt  sich  der  Kaiser 
nicht  auf  diesen.  Ganz  ähnlich  lagen  die  Verhältnisse  1226  bei  Kassation 
eines  für  Bologna  gegen  Modena  schon  1204  geschehenen  Schiedsspruches8; 
auf  eine  Rechtfertigung  geht  der  Kaiser  hier  gar  nicht  ein,  er  kassirt  einfach 
tle  plenit  udine  potestatis  nostre  et  speeiali  qratia,  quam  1uü>emus  ad  ipsos 
(Mntinenses),  und  fallt  selbst  eine  ihnen  günstigere  Entscheidung;  die  lom- 
bardischen  Städte  waren  damals  im  Juni  noch  nicht  gebannt,  aber  Bologna 
stand  allerdings  dem  Kaiser  gegenüber. 

Danach  werden  wir  etwa  anzunehmen  haben,  dass  es  gesetzlich  auch 
dem  Kaiser  nicht  zustand,  einen  Schiedsspruch  zu  kassiren  und  von  den  be- 
züglichen Verpflichtungen  zu  entbinden;  dass  aber  allerdings  der  Kaiser,  so 
weit  man  ihn  als  nicht  an  das  Gesetz  gebunden  betrachtete,  de  plenit udine 
potestatis  das  dennoch  thun  konnte  und  es  that,  wenn  das  seinen  politischen 
Interessen  entsprach,  wie  das  in  den  beiden  letzten  Fällen  ziemlich  unverblümt 
gesagt  ist. 


6.  Böhmer  Acta  263.  7.  Not.  82  c.  1 1.  Auch  Bulgarus  §  2  S.  15  erwähnt  das  Verbot. 
8.  Uuiilard  2,  617. 
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Handelt  es  sich  um  die  Behauptung  der  Ungültigkeit  eines  Ur- 
t  h  e  i  1  s ,  so  konnte  diese  allerdings  in  jedem  Gerichte  geltend  gemacht  werden. 
Aber  die  Nichtigkeitsbeschwerde  konnte  sich  doch  auf  Gründe  stützen,  deren 
Anerkennung  wohl  nur  in  den  Reichsgerichten  zu  erwarten  war.  So  erklärt 
K.  Heinrich  1187  zu  Gunsten  des  Klosters  8.  Marino  und  Leo  zu  Pavia: 
Sententiam  itaque,  quam  (r.  qtumdatn  Mantuanus  episcopus  ecc  mandato 
pape  T'rbani  tercii  dedit  contra  ipsam  eccUsiam  regia  auctoritate  cassa- 
mus,  statusntcs,  ut  illa  sententia  nuttum  ecclesie  faciat  preiudicium,  pre- 
»crtim  cum  pape  Vrbani  non  interfuerit  de  hiis,  utpote  de  rebus  imperii, 
aliquo  modo  disponere,  et  cum  etiam  Ferrarienses  adversarii  ecclesie  tunc 
proscripti  fuerunt  et  imperiali  ac  regali  banno  innodati.9  Die  Form  ist 
übrigens  auch  hier,  wie  in  dem  erwähnten  verwandten  Falle  von  1 1 93,  die 
einer  Vernichtung  des  ungültigen  Urtheils,  nicht  einer  blossen  Erklärung,  dass 
es  an  und  für  sich  nichtig  gewesen  sei.  Anderweitig  finden  wir  allerdings  in 
der  nächstfolgenden  Zeit  Beispiele,  dass  in  Reichsgerichten  einfach  die  Nullität 
ausgesprochen  wird10,  während  dann  wohl  auch  wieder  da,  wo  der  Ausdruck 
angewandt  wird,  doch  noch  von  Vernichtung  des  nichtigen  Urtheils  die  Rede 
ist  ;  so  wenn  1210  im  Hofgerichte  geltend  gemacht  wird,  predictas  sententias 
non  debere  executioni  mandari,  inww  esse  tanquam  nullas  annickilandas 
et  cassandas. 1 1 

152.  —  Schliesslich  ist  hieher  auch  noch  der  Fall  der  Rechtsun- 
sicherheit zu  ziehen,  so  dass  da,  wo  ein  Gesetz  fehlte  oder  dasselbe  zwei- 
felhaft war,  die  Sache  zur  Entscheidung  des  Königs  zu  bringen  war.  In  den 
Edikten  der  longobardischen  Könige  scheint  das  nirgends  bestimmter  ange- 
deutet 1 ;  wird  der  Richter,  der  contra  leaein  urtheilt,  unbedingt  für  strafbar 
erklärt,  dagegen  derjenige,  welcher  per  arbitrhtm  urtheilt,  auch  im  Falle  der 
Ungerechtigkeit  des  Urtheils  nur  dann,  wenu  er  sich  nicht  vom  Verdachte  der 
Böswilligkeit  oder  Bestechung  reinigt2,  so  wird  das  eher  dafür  sprechen,  dass 
der  Richter  bei  einer  Lücke  der  Gesetzgebung  seinem  eigenen  Rechtsbewusst- 
sein  folgen  durfte.  Dem  fränkischen  Rechte  ist  ein  Eintreten  des  Königs  in 
solchem  Falle  nicht  fremd.  Nach  Angabe  Hinkmars  hatte  der  Pfalzgraf,  wenn 
eine  gesetzliche  Bestimmung  fehlte  oder  dieselbe  mit  dem  Christenthume  un- 


151.-]  9.  Zacharia  Anccd.  239.  10.  Beilageu  von  1J93  Marx  12  und  1211  Jan.  10. 
11.  Mittarelli  Ann.  4,  306. 

152.  —  1.  Bethmann  St&dtefr.  71  bezieht  die  Angabe  in  den  longobardischen  Ge- 
setzen (Ed.  Liutpr.  25.  26.  27),  da*K  Sachen,  welche  der  Richter  •nimm«  d«lib«rar«  }>oiett, 
an  den  König  zu  bringen  seien,  auf  Unwissenheit  des  Richters  und  entnimmt  daher  einen 
Grund  für  da«  Fehlen  von  urtheilenden  Schaff  en  bei  den  Longobarden.  So  sehr  mir  meine 
Untersuchungen  im  allgemeinen  seine  Auffassung  des  longobardischen  Gerichtswesens  be- 
stätigten, so  glaube  ich  mich  hier  doch  der  Ansicht  derjenigen  anschliessen  zu  müssen, 
welche  die  Stelle  auf  mangelnde  Befugnis«  des  Richters  beziehen.  Vgl.  Hegel.  1,  471 ; 
Schupfer  363.  Sonst  würde  auch  die  ganz  entsprechende  Wendung  in  königlichen  Urkunden 
ron  820.  833.  853  (Fattescbi  287.  Antiq.  It.  1,  459.  Mem.  di  Lucca  5b,  420),  wonach 
Sachen,  welche  die  Missi  an  Ort  und  Stelle  minitne  difänire  oder  deliberare  possunt,  an  den 
König  zu  bringen  sind,  auf  Unwissenheit  der  Richter  zu  beziehen  sein,  was  hier  noch  we- 
niger statthaft  erscheinen  dürfte.       2.  Ed.  Uutpr.  28. 
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verträglich  schien,  die  Sache  an  den  König  zu  bringen. 3  In  einem  in  die  spätere 
Rezension  des  Papienser  Rechtsbuches  aufgenommenem  Kapitular  heisst  es 
dann  ganz  allgemein  von  den  Richtern:  Tantum  aecundum  acripturam  iu- 
dicent,  ut  nuUatenua  audeant  aecundum  arbitrium  au  um  iudicare,  aed 
dicant  pleniter  legem  acripiam ;  de  quo  autem  twn  eat  acripta,  hoc  noatro 
conaiUo  fiabeatur.* 

Dass  das  später  so  gehalten  wurde,  dafür  sind  mir  aus  den  Gebieten 
vorwiegend  longobardischen  Rechts  keinerlei  Zeugnisse  bekannt  geworden. 
Dagegen  findet  sich  998  ein  Fall  zu  Rom.  Der  Vogt  des  Abts  von  Farfa  ver- 
langt nach  longobardischem  Recht  gerichtet  zu  werden ;  der  Vorsitzende  fragt 
die  Judices  mn  das  Recht,  welche  aber  antworten:  Certe  iata  rea  nobia  in 
dubio  eat;  aed  in  Providentia  ait  domni  hnperatoria.  Der  Vorsitzende  be- 
gibt sich  dann  zum  Kaiser,  welcher  ihm  befiehlt,  das  Verlangen  zuzugestehen, 
wenn  durch  Urkunden,  Eid  oder  Zeugen  bewiesen  werde,  dass  das  Kloster 
früher  nach  longobardischem  Rechte  gerichtet  worden  sei. 5  Es  wird  weiter 
auf  die  schon  besprochene,  1047  in  der  Romagna  erfolgte  Entscheidung  K. 
Heinrichs  IN  über  die  Leistung  des  Eides  durch  Geistliche  hinzuweisen  sein, 
welche  ausdrücklich  durch  Zweifel  der  Rechtsgelehrten  motivirt  wird.6 

Im  zwölften  Jahrhunderte  ist  mir  in  dieser  Richtung  nichts  aufgefallen, 
als  dass  K.  Friedrich  1159  allen  Richtern  mit  Strafe  droht,  welche  eine  be- 
stimmte Verfugung  nicht  beachten,  eine  gegen  dieselbe  verstossende  Klage 
annehmen,  vel  aub  quodam  ambiguitatia  eolore  ad  noa  retulerint. 7  Jeden- 
falls war  es  in  weiterin  Umfange  nicht  üblich,  sich  bei  Rechtsunsicherheit  an 
den  König  zu  wenden.  Je  allgemeiner  jetzt  erwähnt  wird,  dass  der  Richter  vor 
der  Entscheidung  den  Rath  von  Rechtsgelehrten,  auch  wohl  von  fremden  Ge- 
richten einholte,  um  so  beweisender  wird  in  dieser  Richtung  der  Umstand  sein, 
dass,  so  weit  ich  sehe,  in  solchen  Fällen  weder  der  König,  noch  das  Hofgericht 
jemals  genannt  werden. 

In  den  sizilischen  Konstitutionen  K.  Friedrichs  II  ist  dann  allerdings 
mehrfach  der  Fall  bestimmt  vorgesehen,  dass  der  Richter  im  Einzelfalle  nicht 
weiss,  was  Rechtens  ist;  er  wird  daher,  ai  cauae  dubietoa  Itoc  requirat  oder 
ai  novua  coaua  emeraerit,  angewiesen,  sich  an  den  Kaiser  als  Quelle  alles 
Rechtes  um  Entscheidung  zu  wenden8;  und  zwar  auch  der  Grossholjustitiar, 
während  dieser  seinerseits  angewiesen  ist,  den  niedern  Richtern,  welche  sich 
mit  Rechtsbedenken  an  ihn  wenden,  Rath  zu  ertheilen. 9  In  dieser  Consultatio 
principis  wird  aber  doch  zunächst  nur  eine  unter  Einwirkung  römischrecht- 
licher Begriffe  ausgebildete  Eigenthümlichkeit  des  sizilischen  Rechtes  zu 
sehen  sein. 

153.  —  Es  gibt  weiter  eine  ausschliessliche  Gerichtsbarkeit 
des  Reichs;  viele  Fälle  sind  nicht  blos  ausnahmsweise,  sondern  überhaupt 
der  Entscheidung  durch  andere  Richter  entzogen,  und  dem  Gerichte  des  Königs 


3.  Vgl  Waitz  V.G.  4,  413.  4.  L.  Pap.  E*tr.  35  (I.udov.  II.  4).  5.  Script  It  2  b.  50«. 
«.  Vgl.  $  22  n.  9.       7.  Böhmer  Act«  99.       8.  HuilUrd  4,  51.  6,  lt>0.       ».  Huillard 

4,  50.  6,  158.  . 
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oder  seiner  unmittelbaren  Stellvertreter  vorbehalten.  Es  handelt  sich  dabei 
um  eine  ausschliessliche  Kompetenz  entweder  bezüglich  bestimmter  Sachen 
oder  bestimmter  Personen. 

Dem  königlichen  Gerichte  vorbehaltene  Sachen  werden  in  der  ka- 
rolingischen  Zeit  mehrfach  erwähnt. 1  Auch  später  hat  es  solche  gegeben ; 
doch  finden  wir  in  den  Urkunden  nur  selten  bestimmtere  Hinweisungen,  wobei 
freilich  zu  beachten  ist,  dass  es  sich  da  vorzugsweise  um  S  t  r  a  f  s  a  c  h  e  n  ge- 
handelt haben  wird,  über  welche  uns  nur  wenige  Beurkundungen  vorliegen. 
Bei  Bestätigung  der  Immunität  für  Lodi  975  bestimmt  der  Kaiser  im  allge- 
meinen, dass  alle  Rechtssachen  der  Hintersassen  der  Kirche  vor  dem  Bischöfe 
mit  gleicher  Rechtskraft,  wie  in  den  öffentlichen  Gerichten  entschieden  werden 
können,  fügt  aber  hinzu:  Si  vero  aliqna  gravis  contentio  in  his  ibidem  orta 
fuerit,  imperiali  censemus  reservandum  dignoscentiae,  id  est  ad  pala- 
tium.2  Unter  K.  Friedrich  II  finden  sich  auch  abgesehen  von  den  sizilischen 
Konstitutionen  bestimmtere  Zeugnisse ;  so  bevollmächtigt  er  1239  den  Legaten 
ausdrücklich  zur  Entscheidung  derjenigen  Straffalle  und  Civilsachen,  qmtrum 
cognitio,  si  nos praesentes  essemus,  ad  nostrum  iudieium  pertineret;  1244 
gesteht  er  den  Rektoren  von  Montepulciano  die  Kriminalgerichtsbarkeit  zu, 
nisi  criminis  immanitas  eccigat  vel  iusta  causa  rcquirat,  quod  de  ipsis  in 
nostra  vel  generalis  vicarii  curia  cognoscatur.3  Sicher  waren  wohl  zu  jeder 
Zeit  die  Hochverrathsfalle  der  Entscheidung  des  Reichsgerichtes  vorbehalten; 
lässt  sich  fiir  frühere  Zeiten  nur  der  Umstand  geltend  machen,  dass  sie  that- 
sächlich  nur  in  den  Reichsgerichten  verhandelt  werden,  so  sind  nach  den  Kon- 
stitutionen K.  Friedrichs  II  alle  Klagen  de  crinune  lese  maicstatis  nostre 
ausdrücklich  der  Entscheidung  des,  wie  wir  sehen  werden,  später  auch  für 
Italien  kompetenten  Grosshofgerichtes  vorbehalten4;  1219  wurde  der  Stadt 
Alba  die  volle  Gerichtsbarkeit  bezüglich  aller  Civil-  und  Kriminalsachen  in 
erster  Instanz  zugestanden,  crinune  lese  maiestatis  duntaxat  excepto.b 

Was  Civilsachen  betrifft,  so  waren  Fiskalsachen  schon  in  karo- 
lingischer  Zeit  entweder  ausschliesslich  dem  Gerichte  des  Königs  vorbehalten 
oder  wenigstens  gestattet,  sie  durch  Uebujig  des  Reklamationsrechtes  dem 
ordentlichen  Richter  zu  entziehen.6  Auch  später  werden  sie  den  Reichsge- 
richten vorbehalten  gewesen  sein.  Wie  wir  schon  früher  einen  Fall  erwähnten, 
dass  der  König  1187  das  Urtheil  eines  jtäbstlichen  Delegirten  kassirte,  weil 
dem  Pabste  de  rebus  imperii  keine  Gerichtsbarkeit  zustehe7,  so  verweist  es 
K.  Friedrich  II  1223  dem  Abte  von  S.  Sisto,  dass  er  wegen  der  an  Cremona 
ülterlassenen  Reichsgüter  Luzzara  und  Guastalla  beim  Pabste  geklagt  habe, 
cum  de  ratione  imperii  questioiws  huiusmodi,  presertim  de  rebus  regaU- 
bus,  debeant  in  nostra  curia  ventilari;  er  befiehlt  ihm  daher,  eine  etwaige 
Klage  coram  nostra  curia  einzubringen;  nee  eay  quea<l  imperium  spectant, 
ad  forum  indebitum  trahas.6  In  seinen  Konstitutionen  finden  sich  dann  die 


153.  —  1.  Vgl.  Waiti  V.G.  4,  407.  2.  Zaccaria  Laud.  121.  3.  Huillard  5,  357. 
6.165.  4.  Huillard  6,  158.  5.  Huillard  1.  690.  6.  Vgl.  Brunner  Inquisitionsb.  59. 
7.  Vgl.  §  151  n.  9.       8.  Böhmer  Acta,  Nachtr. 
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strengsten  Vorbehalte;  alle  Klagen  gegen  den  Fiskus  sind  von  den  sizilischen, 
wie  von  den  Reichsbeamten  an  den  Grosshofjustitiar  abzugeben;  aber  auch 
dieser  entscheidet  unmittelbar  nur,  wenn  es  sich  um  Schulden,  Mobilien  und 
unbedeutende  Immobilien  handelt;  sonst  ist  die  Sache  dem  Kaiser  selbst  vor- 
zulegen. 9 

Verblieben  in  älterer  Zeit  die  prozessualischen  Vorrechte  auch  dem  an 
Vasallen  gegebenen  Krongute,  so  wurde  später  selbst  in  den  Zeiten  geringster 
Wirksamkeit  der  königlichen  Gewalt  anerkannt,  dass  über  Reichslehengut 
nur  vor  dem  Könige  zu  streiten  sei.  Als  1 140  die  Grafen  von  Seprio  wegen 
Grundbesitz  vor  den  Konsuln  von  Mailand  angesprochen  wurden  und  sie  sich 
darauf  beriefen,  dass  es  kaiserliches  Lehen  sei  und  sie  desshalb  non  liebere 
etare  in  placito,  nisi  ante  imperatorem,  erfolgte  auch  der  Spruch  der  Kon- 
suln dahin,  quod  ante  imperatorem  fuw  iudicium  di/ßniatur.i0  Doch  dürfte 
sich  das  zunächst  auf  Verleihungen  zu  Lehenrecht  beschränkt  haben;  denn  bei 
Verleihungen,  bei  welchen  lehenrechtliche  Verpflichtungen  nicht  erwähnt  wer- 
den, wird  der  Gerichtsstand  vor  dem  Kaiser  wohl  ausdrücklich  und  ausnahms- 
weise zugesichert.  So  verleiht  1169  der  Kaiser  seinem  Kaplan  Gottfrid  von 
Viterbo  und  dessen  Brüdern  den  Palast  zu  Viterbo  und  bewilligt  für  den  Fall, 
dass  sie  wegen  des  ihnen  vom  Reiche  Verliehenen  gerichtlich  angesprochen 
werden,  liceat  eis  8  tat  im,  habere  fori  nostri  e.vceptionem,  ita  videUcet,  quod 
in  talibus  cattsis  nusquam  alicui  responderey  nisi  in  presentia  nostra  vel 
successorum  nostrorum  coaantur ,  et  nostra  vel  successorum  nostrointm 
rocatione  ad  iudicium  evocentur;  cum  enirn  ßdeles  nostri  in  huiusmodi 
iudieiis  nonnunquam  soleant  preiudicio  et  iniuria  prcffravari,  malumus 
istortrm  iura  iüssa  servari ,  quam  post  causam  vulneratam  remedium 
querere. 1 1  Bei  Bestätigung  der  Gerichtsbarkeit  eines  Hofes  für  den  Mark- 
grafen Cavalcabo  1196  droht  der  Kaiser  jedem  mit  Infamie,  der  eundem 
ßdekm  nostrum  coram  aliquo  iudicum,  excepta  nosli*a  maiestatey  super 
prentemorate  curtis  iurisdictione  in  causam  traliere  presumpseiut.12  Dem 
Reichslehengute  werden  wir  in  späterer  Zeit  das  Gut  der  Reichskirchen 
gleichzustellen  haben.  Finden  wir  in  älterer  Zeit  auch  Streitigkeiten  über 
Kirchengut  häutig  im  ordentlichen  Gerichte  verhandelt,  so  konnten  solche  doch 
wenigstens  von  den  bevorrechteten  Kirchen  auf  Grundlage  des  Reklamations- 
rechtes und  des  Inquisitionsrechtes,  dessen  Uebung  eine  besondere  königliche 
Vollmacht  voraussetzt 1 3,  immer  an  die  Reichsgerichte  gebracht  werden.  Das 
von  der  Krone  selbst  geschenkte  Gut  genoss  noch  später  prozessualische  Vor- 
rechte; dem  Abte  von  S.  Sisto  zu  Piacenza  gestattet  der  Kaiser  1185,  alle 
seiner  Kirche  entfremdeten  Besitzungen,  welche  derselben  von  Königen  und 
Kaisem  geschenkt  wurden,  ohne  Rücksicht  auf  irgendwelche  Verjährung  zu- 
rückzuverlangen.14  Solche  Vergünstigungen  konnten  dann  wohl  nur  im  Reichs- 

9.  Huillard  6,  161.  Vgl.  auch  5,  959.  10.  RoTelli  2,  346.  Die  Bezeichnung  König  Kon- 
radh  ab  Imperator  kommt  auch  sonst  in  Gerichtsurkunden  vor;  so  1147:  Rena  e  Camici 
5  a,  14.  —  Doch  konnte  der  Kaiser  auch  seine  Lchensgerichtabarkeit  dauernd  auf  andere 
übertragen;  Tgl.  §  149  u.  3.  11.  Uligedruckt.  12.  Toeche  Heinr  VI.  634.  13.  Vgl. 
Brunner  Inquisitionsb.  80.  109.       14.  Archiv  zu  Cremona. 
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gerichte  zur  Geltung  gebracht  werden;  den  Mönchen  von  Nonantula  wird  1 144 
vom  Könige  gestattet,  ut  et  distractus  possessiones  rccolligant  et  de  hiis 
possessionibus,  que  infra  cc.  anno*  ecclesie  ablate  sunt,  nostra  freti  auc- 
toritate  iudicium  et  iustitiam  curie  exposcant;  hec  uns  ideo  fieri  iussimus, 
rw  rel  regnum  vel  ecclesia  Nonantuhma  detrimentum  sui  iuris  patiatur. 15 
Einzelnen  Kirchen  wird  der  bevorzugte  Gerichtsstand  bezüglich  ihres  Gutes 
ausdrücklich  verliehen;  so  997  dem  Bischöfe  von  Mantua  bewilligt,  dass 
Streitigkeiten  über  das  Vermögen  seiner  Kirche  nur  in  palatio  nostro  coram 
nostris  iudieibus  palat'tnis  entschieden  werden  solleu;  1077  dem  Reichsstirtc 
S.  Salvator,  dass  es  sine  regali  et  legali  iudicio  seiner  Güter  nicht  entwert 
werden  darf. 16 

154.  —  Besonders  beachtenswerth  für  spätere  Zwecke  sind  auch  die 
Befugnisse  des  Reichs  bezüglich  einer  Reihe  von  Gegenständen  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  so  bezüglich  der  Bestellung  von  Vormündern 
für  Minderjährige  und  Frauen,  von  Vögten  für  Geistliche,  der  Zustimmung  zur 
Veräusserung  von  Gütern  Minderjähriger,  zur  Vertauschung  von  Kirchen- 
gütern, der  Restitution,  Emanzipation,  Adoption  und  ähnlicher  Rechtshand- 
lungen, welche  wir  später  durchweg  nicht  vom  ordentlichen  Richter,  sondern 
von  andern  Personen  geübt  finden  auf  Grundlage  besonderer,  vom  Könige 
ertheilter  Vollmachten,  so  dass  dem  Reiche  hier  nicht  blos  eine  konkurrirende, 
sondern  eine  ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  zuzustehen  scheint.  Erscheinen 
diese  Befugnisse  später  den  Formen  des  römischen  Rechtes  genauer  angepasst, 
mögen  einzelne  überhaupt  erst  auf  Grundlage  desselben  Eingang  in  das  Rechts- 
leben gefunden  haben,  so  werden  sie  grossentheils  doch  schon  erwähnt  in 
Zeiten,  wo  von  stärkerer  Beeinflussung  des  longobardischen  Rechtes  durch 
das  römische  noch  nicht  die  Rede  sein  kann,  lassen  sie  sich  zum  Theil  in  ihrer 
besondern  Gestaltung  schon  in  den  Edikten  der  longobardischen  Könige  nach- 
weisen. Wir  haben  sie  durchweg  zurückzuführen  auf  die  ober  vor  mun  d- 
schaftlichen  Befugnisse  des  Königthums.  Aus  diesem  Ursprünge 
folgt  freilich  an  und  für  sich  nicht,  dass  dieselben  den  ordentlichen  Richtern 
entzogen,  dem  Reiche  vorbehalten  sein  müssten;  auch  die  Gerichtsbarkeit  in 
Streitsachen  ist  ja  zunächst  eine  Befugniss  des  Königthums,  wird  von  diesem 
au  den  ordentlichen  Richter  übertragen.  Und  es  scheint  wirklich,  dass  ur- 
sprünglich die  Uebung  mancher  jener  obervormundschaft liehen  Befugnisse, 
wenn  auch  das  Eingreifen  des  Königs  oder  unmittelbar  von  ihm  Beauftragter 
zunächst  betont  wird,  doch  auch  dem  ordentlichen  Richter  überlassen  war. 

So  bei  den  Massregeln  zum  Schutze  des  Gutes  Minderjähriger.  Bei 
Theilungen  oder  Rechtsstreitigkeiten  wird  im  Edikte  nur  das  Eingreifen  des 
Judex  oder  seines  Missus  erwähnt 1 ;  veräussert  ein  Minderjähriger  Güter  aus 
Noth,  so  soll  das  nur  geschehen  cum  misso  princqns  aut  cum  iudici  suo'1; 
geschieht  es,  um  die  Schulden  des  Vaters  zu  decken,  so  soll  es  gescheheu  cum 
notitia  prineipis  terre,  welcher  aus  seiner  Umgebung  einen  Boten  schickt,  um 


153.-1  15.  Tin.boBchi  Non.  2,  255.       1«.  Antiq.  It.  2,  6i)ü.  948. 
154.  -  L  Ed.  Uutpr.  74.  75.       2.  Ed.  Uutpr.  149. 
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Schaden  hintanzuhalten3,  wo  also  der  Judex  gar  nicht  genannt  wird.  Diese 
Bestimmungen  finden  sich  auch  später  immer  beachtet.  Aber  Fälle,  dass  dabei 
der  ordentliche  Richter,  der  dem  longobardischen  Judex  entsprechende  Graf 
einschreitet,  finde  ich  nur  sehr  wenige  und,  vielleicht  zufällig,  nur  im  Grafen- 
gerichte zu  Piacenza,  wo  Minderjährigen  die  Erlaubniss  zum  Verkaufe  wegen 
Xoth  843  und  8f>54,  wegen  Schulden  des  Vaters  noch  1021  gegeben  wird.5 
So  häufig  sich  sonst  bezügliche  Zeugnisse  finden,  so  wird  die  Erlaubniss  immer 
von  Personen  gegeben,  bei  welchen  eine  besondere  Uebertragung  königlicher 
Befugnisse  ausdrücklich  nachweisbar  oder  wenigstens  mit  grösster  Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen  ist.  Aehnlich  bezüglich  der  Bestellung  von  Tutoren; 
so  häufig  dazu  Königshofen  oder  andere  mit  der  Uebung  reichsgerichtlicher 
Befugnisse  betraute  Personen  bevollmächtigt  werden,  so  wüsste  ich  für  die 
Uebung  durch  den  ordentlichen  Richter  nur  anzuführen,  dass  nach  einigen 
Formeln  des  Papienser  Rechtsbuches  der  Graf  der  über  ihren  Mundwald  kla- 
genden Frau  einen  Tutor  bestellt.6  Was  die  Vertauschung  von  Kirchengütern 
l>etrifft,  so  soll  dieselbe  nach  dem  Edikte  nur  gestattet  sein  unter  Zuziehung 
eines  Boten  des  Königs,  des  Bischofs  oder  des  Judex,  oder  auch  dreier  zuver- 
lässiger Leute,  welche  den  Tausch  für  vorteilhaft  erklären. 7  Auch  das  wird 
später  immer  beachtet;  aber  wir  finden  durchweg  nur  Königsboten  zugezogen; 
833  bestätigt  der  Kaiser  nachträglich  einen  solchen  Tausch,  qttia  regiae  po- 
testatis  misstut  inter  luts  de/tterat  eommutationes —  et  quoniam  legaliter 
absqiw  regio  misso  non  poterant  co/nmutari.*  Dabei  könnte  nun  freilich  ein 
besonderer  Gesichtspunkt  massgebend  gewesen  sein.  Im  Edikte  handelt  es 
sich  offenbar  um  den  Schutz  aller  Kirchen  gegen  Verschleuderung  des  Kir- 
chenguts durch  die  Vorstände,  wofür  bei  jeder  Kirche  jede  der  angeführten 
Massregeln  genügen  soll,  die  Zuziehung  des  Boten  des  Judex  der  des  Boten 
des  Königs  gleichsteht.  In  den  spätem  Fällen  handelt  es  sich  durchweg  um 
Reichskirchen;  die  Zuziehung  gerade  eines  Königsboten  mag  weniger  durch 
das  Interesse  der  Kirche  an  und  für  sich,  als  durch  das  Interesse  des  Reichs 
als  Herrn  der  Temporalien  der  Kirche  bedingt  gewesen  sein.  Und  so  haben 
auch  die  spätem  lombardischen  Juristen  die  Bestimmung  aufgefasst;  nach  der 
Glosse  und  Exposition  zum  Papienser  Gesetzbuche  schreitet  der  Bote  des 
Königs  oder  Bischofs  ein,  jenachdem  die  Kirche  königlich  oder  bischöflich  ist; 
der  des  Judex  aber,  qttando  est  ecelesia  proprio  itidicis  oder  si  eins  (ituluis 
ül  est  coinitis)  investiture  subicitttr  monasterium.9  Wusste  man  aber  das 
Eingreifen  des  Grafen  nur  noch  aus  einem  privatrechtlichen  Herrschaftsver- 
hältniss  zu  erklären,  so  ergibt  sich  wenigstens,  dass  bezügliche  Amtsbefug- 
nisse  desselben  der  spätem  Zeit  fremd  gewesen  sein  müssen. 


8.  Ed.  Jjutpr.  10.  4.  Boselli  1,  277.  278.  5.  Tiraboschi  Non.  2,  153.  ft.  L.  Pap.  zu 
Koth.  182.  1J)5.  Es  .scheint  sich  dabei  nur  um  die  Bestellung  eines  Rechtsbeistandes  für 
den  Einzelfall  zu  handeln,  entsprechend  dem  Advocatus  der  Kirchen  und  bevorzugten  Per- 
sonen: so  klagt  1001  eine  Aebtissin  mit  ihrem  nvocatut  gegen  eine  Frau  mit  ihrem  tutor, 
qui  j*r  itutiottem  marehi*mit  tut t$i$tebat,  der  dann  weiterhin  als  aetor  der  Frau  be- 
zeichnet ist.  Antich.  Est.  1,  408.  1.  Ed.  Ahist.  IU.  8.  Anüq.  It.  I,  45.9.  tt.  1.  Pap. 
Gl.  und  Exp.  §  4  zu  Ast.  7. 
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Im  allgemeinen  dürfte  wohl  anzunehmen  sein ,  dass  es  sich  in  ältester 
Zeit  zunächst  nur  um  eine  konkurrirende  Gerichtsbarkeit  gehandelt  habe,  dass 
der  König  seine  obervormundschaftlichen  Befugnisse  durch  die  ordentlichen 
Richter,  daneben  alter  auch  jederzeit  selbst  oder  durch  unmittelbar  dazu  be- 
vollmächtigte Personen  übte.  Während  aber  in  andern  Ländern,  zumal  in 
Deutschland,  die  weitere  Entwicklung  sich  vorwiegend  dahin  gestaltete,  dass 
die  konkurrircnden  Befugnisse  des  Königthums  ganz  an  die  ständigen  Richter 
kommen,  werden  wir  in  Italien  mehrfach  das  Umgekehrte  finden,  dass  nämlich 
Befugnisse,  welche  früher  auch  der  ordentliche  Richter  übte,  später  dem 
Könige  oder  seinen  unmittelbaren  Vertretern  vorbehalten  sind;  es  ergibt  sich 
da  mehrfach  eine  spätere  Ausbildung  ausschliesslicher  Befug- 
nisse des  Reichs.  Die  .Skabinen  oder  Judices  und  Notare  wurden  anfangs 
keineswegs  ausschliesslich  vom  Könige,  sondern  auch  vom  Grafen  ernannt; 
wir  werden  aber  sehen,  wie  dann  im  zehnten  Jahrhunderte  die  vom  Könige 
ernannten  immer  häutiger  werden,  die  andern  ganz  verschwinden,  gewiss  nur 
desshalb,  worauf  wir  zurückkommen,  weil  man  besondern  Werth  auf  die  Er- 
nennung durch  den  König  legte  und  leichter  Gelegenheit  gefunden  haben  wird, 
eine  solche  zu  erlangen;  später  gilt  dann  die  Ernennung  als  ausschliessliches 
Recht  des  Königs.  Ein  ähnlicher  Gang  wird  bei  jenen  vormundschafllichen 
Befugnissen  anzunehmen  sein.  Wo  Gelegenheit  dazu  war,  wird  man  es  vor- 
gezogen haben,  sich  bei  bezüglichen  Angelegenheiten  an  den  König  oder  den 
unmittelbar  von  diesem  Bevollmächtigten  zu  wenden;  diese  Gelegenheit  war 
dann,  wie  wir  sehen  werden,  fast  überall  geboten,  seit  die  Könige  in  den  ein- 
zelnen Grafschaften  ständige  Boten  mit  jenen  Befugnissen  betrauten;  wandte 
man  sich  thatsächlich  nur  an  diese,  so  konnte  sich  leicht  die  Anschauung 
bilden,  dass  es  sich  hier  um  eine  ausschliessliche  Befugniss  der  Reichsboten 
handle.  Dabei  dürfte  noch  ein  anderer  Umstand  eingegriffen  haben.  Wir  be- 
merkten schon,  dass  die  gräflichen  Rechte  vielfach  an  die  .Städte  übergingen, 
weniger  durch  ausdrückliche  Uebertragung,  als  durch  Usurpation.  Bei  diesem 
Uebergange  ist  nun  keineswegs  anzunehmen,  dass  die  städtischen  Behörden 
gerade  jedes  Recht,  welches  der  Graf  hätte  üben  können,  in  Anspruch  nahmen ; 
es  lag  nahe,  wenn  Rechte,  welche  schon  bisher  vorzugsweise  nur  durch  Königs- 
boten geübt  waren,  nach  Beseitigung  der  Grafschaft  als  ausschliessliche  Be- 
fugniss der  Reichsgerichtsbarkeit  betrachtet  wurden.  Ein  auffallendes  Beispiel 
wird  uns  der  gerichtliche  Zweikampf  geben ;  ihn  abhalten  zu  lassen,  war  zwei- 
fellos ein  gräfliches  Recht;  dennoch  finden  wir  dasselbe  zunächst  fast  nirgends 
von  den  städtischen  Behörden  in  Anspruch  genommen  und  es  gewinnt  nun 
vielfach  den  Anschein,  als  sei  auch  dieses  ein  ausschliessliches  Recht  der  un- 
mittelbaren Vertreter  des  Königs. 

Wenn  nicht  schon  früher,  werden  wir  jedenfalls  für  die  staufische  Zeit 
die  Anschauung  als  massgebend  zu  betrachten  haben,  dass  es  sich  bri  jenen 
obervonnundschaftlichen  Rechten  nicht  um  einen  Bestandtheil  der  ordent- 
lichen richterlichen  (tewalt  handelt,  sondern  um  dem  Könige  vort>ehaltene  Be- 
fugnisse, welche  derselbe  durch  besonders  dazu  bevollmächtigte  Personen  übt, 
oder  dem  ordentlichen  Richter  wenigstens  ausdrücklich  neben  seiner  sonstigen 
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Gerichtsgewalt  verleihen  muss.  »Sie  werden  denn  auch  nicht  selten  solchen 
verliehen,  welchen  die  Hebung  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  längst  in  vollem 
Umfange  zustand.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  die  .Stadt  Parma,  welcher 
noch  1219  vom  Kaiser  die  volle  Gerichtsbarkeit  verliehen  war10,  dem  dor- 
tigen Bischöfe,  welcher  von  Altersher  die  Rechte  eines  Königsboten  hatte, 
noch  1221  die  ausschliessliche  Hebung  jener  Befugnisse  zugestand.1'  Dann 
ertheilt  der  Kaiser  1245  der  .Stadt  ein  Privileg,  in  dem  es  heisst,  dass  wegen 
seiner  Abwesenheit  und  des  Mangels  von  ihm  dazu  bevollmächtigter  Richter 
sich  oft  Gebrechen  ergäben;  propter  quod  quedam  iuris  solemnia,  que  tarn 
preroaativa  verum  quam  privilegio  personarum  nostro  potissime  dominio 
sunt  annexa,  plerisquc  fidelibus  explieanda  committimus;  dalier  verleiht  er 
der  Stadt  auf  deren  Bitte  et  potestatem  interponendi  deereta  in  alie- 
nationibus  rcrum  immobilium  pupillorum  et  im  dandi  tutore*  et  cura- 
tores  generale*  minoribus  xxv.  annis  et  Omnibus  aliis,  quibus  de  ivre 
dantur,  emancipandi  et  insinuandi  teste*,  qui  dantur  ad  etemam  rei  me- 
moria™, non  obstante,  quod  competat  episcopo  Parmensi  in*  predicta 
faciendi  de  iure  vel  ex  consuttudinc  vel  ex  forma  compositionis,  que  e*t 
inier  commune  et  ipsum  episcopum.n  Die  Aufzählung  der  Rechte  stimmt 
genau  mit  den  1221  dem  Bischöfe  zugestandenen;  und  mag  die  Grundlage  der 
bezüglichen  Rechte  des  Bischofs,  auf  welche  wir  zurückkommen  werden,  ver- 
gessen gewesen  sein,  so  ergeben  die  Worte  des  Kaisers  um  so  bestimmter, 
dass  man  damals  wenigstens  diese  Befugnisse  als  zunächst  dem  Kaiser  vor- 
behalten betrachtete. 

155. —  Dem  Reiche  stand  weiter  eine  ausschliessliche  Gerichts- 
barkeit über  bestimmte  Personen  zu.  Nach  den  Konstitutionen  K. 
Friedrichs  II  hatten  die  Hofleute  des  Kaisers  als  Beklagte,  wie  als  Kläger, 
ihren  bevorzugten  Gerichtsstand  im  (irossgerichte;  nur  der  Grosshofjustitiar 
hat  zu  richten  de  questionibns  nostrorum  curialiuin,  qui  immediate  nobis 
assistunt,  de  speeiali  conscientia  nostra  in  curia  commorantium,  qui  de 
curia  nostra  sine  speeiali  mandato  nostro  non  posaunt  reeedere. 1  Ist  mir 
ein  älteres  Zeugniss  dafür  nicht  bekannt  geworden,  so  ist  wohl  der  Natur  der 
Sache  nach  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  jederzeit  wenigstens  während  der 
Anwesenheit  solcher  Personen  am  wandernden  Hoflager  der  Fall  war. 

Nach  der  karolingischen  Gesetzgebung  haben  auch  sonst  gewisse  Klassen 
von  Personen  ihren  ausschliesslichen  Gerichtsstand  vor  dem  Reiche.  So 
sollen  die  Sachen  von  Bischöfen,  Grafen  und  andern  angesehenen  Personen 
nur  vor  dem  Könige  zur  Entscheidung  kommen2;  oder  es  wird  für  einen  Ein- 
zelfall bestimmt,  dass  Grafen  vom  Könige  oder  seinen  Boten  zu  richten  seien.3 
Später  finde  ich  keine  ausdrückliche  Zeugnisse  dafür,  dass  bestimmte  Klassen 
Von  Grossen  nur  vom  Reiche  zu  richten  seien.  In  Deutschland  hat  sich  in 
dieser  Richtung  später  insbesondere  ein  Vorrecht  einer  bevorzugten  Klasse 
von  Reichsvasallen,  der  Reichsfiir.sten,  ausgebildet.  In  Italien  fehlt  bei  den 


10»  Huillard  1,  fJ08.    11.  Vgl.  §  J  20  n.  8;  vgl.  auch  Huillard  1, 602.    12.  Huillard  ß,  377. 
155.  -  1.  Huillard  4,  4H.  Ii,  1 58.    2.  Vgl.  Waiu  V.O.  4,  409.    8.  L.  Pap  Loth.  42. 
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weltlichen  Grossen  überhaupt  eine  dem  entsprechende  Scheidung;  und  werden 
unter  den  Bischöfen  wohl  Fürsten  und  Xichtfürsten  unterschieden,  so  zeigt 
sich  doch  auch  da  die  Gränze  schwankend  und  ein  dadurch  begründeter  Ein- 
fluss  auf  den  Gerichtsstand  dürfte  kaum  nachweisbar  sein,  wenn  wir  vom 
Lehnsgerichte  absehen.4 

Im  allgemeinen  werden  wir  wohl  annehmen  dürfen,  dass  Grosse,  welche 
selbst  die  hohe  Gerichtsbarkeit  unmittelbar  vom  Reiche  hatten,  in  der  Regel 
nur  in  Reichsgerichten  belangt  wurden,  da  sonst  nur  in  ihrem  eigenen  Gerichte 
über  sie  hätte  geklagt  werden  können.  An  und  für  sich  war  das  gewiss  nicht 
unzulässig,  zumal  früher,  wie  wir  sehen  werden,  der  Richter  nicht  zugleich 
Urtheiler  war.  Wie  gegen  das  Reich  selbst  im  Reichsgerichte  geklagt  wurde, 
so  finden  wir  auch  wohl  eine  Klage  gegen  denPabst5,  einen  Erzbischof6,  einen 
Grafen7  im  Gerichte  desselben  verhandelt.  Aber  im  allgemeinen  scheint  das 
in  weltlichen  Gerichten  selbst  dann,  wenn  man  der  Willfahrigkeit  des  Richters 
versichert  sein  konnte,  nicht  üblich  gewesen  sein;  996  wird  eine  Scheinklage 
gegen  den  Markgrafen  Hugo  in  dessen  eigener  Behausung  nicht  unter  seinem 
Vorsitze,  sondern  dem  eines  ständigen  Königsboten  verhandelt.8  Und  zumal 
in  Strafsachen  konnte  ein  Erfolg  überhaupt  wohl  nur  bei  den  Reichsgerichten 
zu  erwarten  sein,  auch  wenn  ein  bestimmter  Anspruch  des  Richters,  nur  dort 
belangt  zu  werden,  nicht  bestanden  haben  sollte. 

Das  würde  übrigens  zunächst  nur  die  Markgrafen  und  da,  wo  ein 
markgräflicher  Verband  nicht  bestand,  die  Grafen  treffen;  denn  in  den  Mark- 
grafschaften finden  wir  Klagen  gegen  Grafen,  wie  gegen  Bischöfe,  häufig  an 
den  Markgrafen  gebracht.  In  dieselbe  Stellung  kamen  später  aber  auch  die 
nur  dem  Reiche  unterworfenen  Städte,  wenn  wir  von  der  Gerichtsbarkeit 
der  Rektoren  des  Lombardenbundes  absehen.  Für  diese  finde  ich  denn  auch 
ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  sie  ihren  Gerichtsstand  nur  vor  dem  Kaiser 
haben;  wir  erwähnten  bereits,  dass  dieser  das  1193  ganz  allgemein  aus- 
sprach9; und  auch  Ik?i  den  Streitigkeiten  K.  Friedrichs  II  mit  den  lombar- 
dischen Städten  wird  wohl  betont,  dass  dieselben  ihren  Gerichtsstand  am  Hofe 
des  Kaisers  haben. 1 0 

156.  —  Gegen  die  Annahme  eines  bevorzugten  Gerichtsstandes  ganzer 
Klassen  von  Grossen  vor  dem  Reiche  scheint  wenigstens  in  staufischer  Zeit 
zu  sprechen  die  häufige  ausdrückliche  Verleihung  desselben  an  einzelne  Per- 
sonen und  zwar  auch  an  solche,  bei  welchen  derselbe  wohl  ohnehin  vorauszu- 
setzen wäre,  wenn  sich  da  ein  Vorrecht  gewisser  Klassen  bestimmter  ausge- 
bildet hätte.  Einzelverleihungen  des  Gerichtsstandes  v6r  dem  Könige  finden 
sich  schon  in  karolingiseher  Zeit. 1  Sie  kommen  denn  auch  später  wohl  noch 
vor.  K.  Lothar  bewilligt  948  seinem  Getreuen  Waremund:  Leyem  etiam  sine 
sua  voluntate  in  nitro  Iura  von  ftteiat,  nhi  in  palatio  nostro.2  Dem  Wala 

155.-1  *•  Vß1-  Fi<*pr  IWchsfürstenst.  1.  229.  308.  5.  999:  Ughelli  |,  1159.  ß.  963: 
l  ampi  I.  492.  7.  950:  Fantu7.*i  4.  17(>.  8.  Mon.  patr.  Ch.  1.  307.  ».  Vgl.  §  151  n.  5. 
10.  Vgl  Huillanl  6,  212.  216. 

156.      1.  Vgl.  Waiu  V  G.  4, 41 1   Brunuer  Inquisitionsb.  Gl .    2.  Äntiq.  It.  2,  4C9. 
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von  Casale  bestätigt  der  Kaiser  1039,  ut  non  distringuatur  a  nulla  pote- 
state,  donee  veniat  ante  nostram  presentiam3 ;  oder  es  heisst  in  einem  Pri- 
vileg für  eine  Wittwe  und  deren  Sohn,  ut  nuttus — presumat  cos  ad  pla- 
citum  trahere  vel  distringere  aut  iudicare,  mit  ante  nostram  imperialem 
piwentiam.* 

In  der  stau  fischen  Zeit  werden  dann  überaus  häufig  Privilegien 
ertheilt,  durch  welche  einzelne  Personen  oder  Geineinden  von  jeder  Gerichts- 
barkeit ausser  der  des  Reiches  befreit  wurden.  Bei  der  damaligen  Lage  mussten 
solche  eben  so  sehr  im  Interesse  der  Krone,  als  der  Betheiligten  liegen.  Wir 
wiesen  bereits  darauf  hin,  wie  man  durch  solche  Exemtionen  in  den  welfischeu 
Lehensfürstenthümern  die  Möglichkeit  eines  für  das  Reich  bedenklichen  Wie- 
dererstarkens  der  markgräflichen  Gewalt  zu  beseitigen  wusste. 5  Inbesondere 
wird  aber  der  Werth,  den  man  auf  solche  Exemtionen  legte,  aus  den  durch 
die  städtische  Entwicklung  herbeigeführten  Aenderungen  der  Verfassung  zu 
erklären  sein.  Schloss  die  thatsächliche  Gerichtsgewalt  der  Städte  sich  wolü 
im  wesentlichen  an  die  frühere  gräfliche  an,  so  war  doch,  da  es  sich  ja  über- 
haupt zunächst  um  keinen  gesetzlich  geregelten  Uebergang  handelte,  keinerlei 
Gewähr  geboten,  dass  die  Städte  die  früher  der  gräflichen  Gewalt  gezogenen 
Schranken  einhielten,  den  etwa  früher  gewissen  Klassen  von  Personen  zu- 
stehenden bevorzugten  Gerichtsstand  berücksichtigten;  die  Fälle  sind  nicht 
selten,  wo  die  Stadt  den  rechtlichen  Inhaber  der  Grafschaft  selbst  ihrer  Ge- 
richtsbarkeit zu  unterwerfen  wusste.  Auch  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  die 
Eingesessenen  des  Gebietes  vielfach  sich  dagegen  sträubten,  die  von  den 
Städten  usurpirte  Gewalt  anzuerkennen.  Mächtigere  Gemeinden  mochten  glau- 
ben, nach  Beseitigung  der  früheren  gesetzlichen  Gewalt  eben  so  wohl  zur 
Selbstständigkeit  befähigt  zu  sein,  als  die  Hauptstadt.  Besonders  mächtige 
Städte  erstrebten  und  erreichten  dann  auch  wohl  die  Hoheit  über  Städte, 
welche  selbst  Mittelpunkte  einer  Grafschaft  und  eines  Bisthums  waren.  Ins- 
besondere ist  es  erklärlich,  wenn  die  Feudalherren  des  Gebietes  der  Unter- 
werfung unter  die  Gerichtsbarkeit  einer  Gewalt  widerstrebten,  welche  auf  ganz 
anderen  Grundlagen  beruhte,  als  die  eigene,  von  welcher  Berücksichtigung 
ihrer  Sonderinteressen  nicht  wohl  zu  erwarten  war.  Einzelne  Grosse,  einzelne 
Städte  und  Gemeinden  mussten  in  der  gerichtlichen  Reichsunmittelbarkeit  das 
sicherste  Mittel  sehen,  ihre  Unabhängigkeit  den  mächtigem  Stadtgemeiuden 
gegenüber  zu  behaupten,  sträubten  sich  nicht  gegen  eine  grössere  Abhängig- 
keit von  den  Reichsbeamten,  gegen  mancherlei  Leistungen  an  das  Reich,  wenn 
darin  eine  Bürgschaft  für  Bewahrung  ihrer  Selbstständigkeit  lag.  Ein  beson- 
ders auffallendes  Beispiel  bietet  Iraola;  wir  werden  sehen,  wie  dasselbe  fort- 
während in  der  Unterstellung  unter  unmittelbare  Reichsverwaltung  das  Mittel 
suchte,  seine  Unabhängigkeit  von  den  mächtigen  Nachbarstädten  zu  erhalten; 
noch  1 244  lässt  es  sich  vom  Kaiser  verbriefen,  dass  er  nie  leiden  werde,  dass 
der  Komitat  an  Bologna  oder  Faenza  komme,  aed  ipaum  perpetuo  in  noatra 


8.  Mon.  patr.  Ch.  2,  129.  4.  Archiv  »u  Cremona;  undatirt,  von  einem  Henriau  itnpt- 
rafor.       &.  Vgl.  §  137. 
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et  imperii  devotione  ac  dominio  reservamus,  da  es  nicht  hillig  sei,  wenn 
diejenigen,  welche  für  das  Reich  alles  einzusetzen  bereit  seien,  a  nostro  ac 
imperii  dominio  uUo  unquam  futuro  tempore  alienari  valeantvelvoeari.6 
Auch  in  andern  die  Reichsunmittelbarkeit  zusichernden  Privilegien  wird  wohl 
die  Unabhängigkeit  gerade  von  den  Nachbarstädten  besonders  betont;  so  1220 
fiir  Vigevano  von  der  Herrschaft  von  Pavia,  Vercelli  oder  Novara. 7  Es  lag 
natürlich  im  Interesse  des  Reichs,  diesem  Streben  entgegenzukommen;  miss- 
langen die  wiederholten  Versuche,  die  Hoheitsrechte  wieder  in  grösserm  Um- 
fange durch  königliche  Beamte  üben  zu  lassen,  so  war  immerhin  schon  manches 
damit  gewonnen,  wenn  wenigstens  einzelne  Grosse  und  Orte  in  den  verschie- 
denen Theilen  des  Landes  der  Hoheit  der  Städte  und  mächtigem  Lehensge- 
walten entzogen  waren,  nur  dem  Reiche  und  seinen  Beamten  unterstanden. 

157.  —  Damit  kann  natürlich  bestehen,  dass  nicht  gerade  in  jedem 
Einzelfalle  die  Abhängigkeit  von  den  Reichsbeamten  als  das  Wünschens- 
werthere  erscheinen  musste.  Als  1 1 90  die  von  Novara  geltend  machten,  ein 
Florius  de  Gatinaria  sei  de  iurisdictione  regis,  unde  debebat  faeere  rationem 
sub  rege  vel  nunciis  eins,  behauptete  er  dagegen  de  iurisdictione  Vereella- 
rum  zu  sein  und  erstritt  das  vor  einem  delegirten  Richter  des  Königs. 1  Es 
ergeben  sich  denn  auch  Abstufungen  in  den  Exemtion s pri  vilegien, 
je  nachdem  der  Gewalt  der  Reichsbeamten  engere  oder  weitere  G ranzen  ge- 
zogen sind. 

In  einigen  wird,  ähnlich  wie  bei  den  deutschen  Fürsten,  jede  Gerichts- 
barkeit beseitigt  bis  auf  die  persönliche  des  Königs.  So  bestätigt  der  Kaiser 
1 1 56  dem  Grafen  von  Blandrate,  ut  nullius  nnquam  potestate  de  omnibus 
terris  et  lwnoribus  suis  plaeitum  inhire  eogatur,  nisi  in  nostra  et  sucecs- 
sorum  nostrorum  reg  um  et  imperatorum  presentia2;  in  Privileg  für  den 
Abt  von  S.  Michele  della  Chiusa  1162  heisst  es:  preterea  si  quin  persona 
abbatem  ciriliter  in  aliquo  volucrit  convenire,  statuimus,  quod  rwn  possil 
eum  ad  alt  um  iudieem  traere  invitum,  preterquam  ad  Homanum  impe- 
ratorem*;  und  den  Kapitänen  von  Monteveglio  wird  1 1 96  bewilligt,  quod  nulli 
iudicio  stare  teneantur  preter  eorum  assensum  et  eleetionem,  nisi  eoram 
nostre  maiestatis  presentia.*  Der  hier  angedeutete,  in  Italien  ganz  allge- 
meine Brauch,  Streitigkeiten  durch  gekome  Richter  austragen  zu  lassen,  macht 
so  weitgehende  Exemtionen  erklärlicher. 

In  andern  ist  zwar  die  Gerichtsbarkeit  auch  von  Vertretern  des  Königs 
vorbehalten;  aber  doch  nur  von  besonders  bevollmächtigten  Reichs- 
boten, welche  der  König  für  den  Einzelfall  ausdrücklich  dazu  bestimmt  hat. 
Als  der  Kaiser  1164  den  Rittern  und  Leuten  von  Val  Camonica  die  Regie- 
rung durch  gewählte  Konsuln  zugestand,  erklärte  er  zugleich,  dass  sie  unter 
keiner  Gewalt  stehen  sollten,  als  der  des  Reiches,  nee  alicui  respondeant, 
nisi  solle  noetrae  maiestativel  nostro  eerto  misso,  quem  ad  hoc  *pecialiter 


1 56.—]  6.  Huillard  6,  153.       7.  Huillard  1,  785. 

167.  —  1.  Mon.  patr.  Ch.  1,  965.       2.  Böhmer  Acta  90.       3.  Avogadro  51. 
4.  SaTioli  2,  192. 
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pernostras  litteras  designaverimus.5  Entsprechend  1164  für  die  Grafen 
von  Loniello :  nisi  nostre  maiestati  vel  certo  nostro  nuncio,  quem  ad  hoc 
specialiter  deputandum  duxerimtis* ,  und  1191  für  die  Pfalzgrafen  von 
Tuszien:  ut  non  compeüanttir  de  aliqua  causa  sub  alicuivs  examine  re- 
spondere,  nisi  sub  nobis  vel  alio,  quem  speciäliter  ad  Jioc  delegamus.1  Eine 
noch  weitergehende  sehr  heachtenswerthe  Beschränkung  enthält  ein  kaiser- 
liches Privileg  von  1 1 85  für  die  Ubertini,  wonach  diese  keiner  civitas  Latina 
oder  potestas  Latina  unterworfen  sein  sollen,  sondern  sich  nur  vor  dem  Kaiser, 
dem  Könige  oder  einem  certus  nuntius  noster  de  Alamannia  missus  zu  ver- 
antworten haben.8 

Häufiger  wird  ohne  solche  Beschränkungen  die  Gerichtsbarkeit  der 
Reichsboten  überhaupt  vorbehalten.  Aicard  von  Robbio  wird  1178 
und  1195  vom  Kaiser  mit  der  Gerichtsbarkeit  und  den  Regalien  aller  seiner 
jetzigen  und  zukünftigen  Besitzungen  belehnt;  bezüglich  seines  eigenen  Ge- 
richtsstandes heisst  es:  si  aliquis  adversus  cum  vel  heredes  suos  querimo- 
niam  coram  nobis  dejwsuerit  vel  ad  curiam  nostram  appeUavcrit,  coram 
legatis  nostris  indubitanter  veniant  iustitiam  facturi  et  accepturi.9  Der 
Stadt  Pistoja  gewährt  1163  der  Legat  Rainald:  soli  domino  imperatori 
eittsquenuntiisetkis,  quibus  ipse  preceperit,  ieneatur  servire;  beschränkter 
heisst  es  in  dem  gleichzeitigen  Privileg  für  Gubbio:  neque  in  aliquo  eiäquam 
respondeant,  nisi  tont  um  nobis  vel  generali  nostro  nuncio,  qui  iurisdic- 
tionem  ad  lioc  habeat.10  Den  Bürgern  von  Fauo  verbrieft  der  Kaiser  1243: 
quod  pro  causis  et  questionibus,  quas  invicem  inter  cives  civitatis  eiusdem 
vel  cum  aliis  verti  continget,  extra  civitatem  ipsam  preterquam  ad  mag- 
nam  curiam  nostram  seu  vicariorum  nostrorum  in  Mawfüa  pro  tempore 
statutorum,  si  tarnen  hec  magnitudo  vel  causarum  qualitas  exiget,  nuüa- 
lenus  extraltantur. 1 1 

158.  —  In  allen  bisher  besprochenen  Fällen  handelt  es  sich  um  einen 
l>evorzugten  Gerichtsstand,  um  Personen,  welche  wohl  durchweg  selbst  die 
ordentliche  Gerichtsbarkeit  über  ihre  Besitzungen  hatten,  um  Gemeinden, 
welche  dieselbe  durch  ihre  Magistrate  übten,  während  sie  selbst  keiner  andern 
ordentlichen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  sein  sollten. 

In  andern  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  einen  bevorzugten  Gerichts- 
stand, um  eine  Befreiung  von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  überhaupt, 
sondern  darum,  dass  auch  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  nicht  durch  belehnte 
geistliche  oder  weltliche  Grosse  oder  städtische  Magistrate,  sondern  durch  un- 
mittelbar vom  Reiche  ernannte  Beamte  geübt  werden  soll;  es  handelt  sich  da 
nicht  um  eine  dem  Reiche  als  der  hohem  Gewalt  vorbehaltene  Gerichtsbar- 
keit, sondern  um  eine  Uebung  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit 
durch  das  Reich.  Wir  wiesen  schon  daraufhin,  dass  vielfach  noch  ganze 


5.  Odorici  5,  115.  Vgl.  1 186  für  die  Leute  Ton  Locarno :  Böhmer  Act*  147.  ß.  Böhmer 
Acta  112.  7.  Lami  Mon.  I,  672.  Wörtlich  wiederholt  1220.  1247:  Haillard  2,  63. 
6, 523.  8.  Archir  zu  Florenz  nach  Wcutenfeld:  rgl.  Scheffer  Friedr.  L  233.  9.  Mon. 
patr.  (  h  1,  894.  1025.    10.  Zacharia  Anecd.  234.  Sarti  Eugub.  1 13.    11,  Hulllard  6,  84. 
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Grafschaften  unmittelbar  für  das  Reich  verwaltet  wurden dass  wenigstens 
zeitweise  auch  die  mächtigsten  Städte  mit  ihrem  Gebiete  durch  kaiserliche 
Podestaten  regiert  wurden2,  welchen  dann  insbesondere  auch  die  ordentliche 
Gerichtsbarkeit  zustand.  Was  hier  als  harter  Druck  empfunden  wurde,  konnte 
da,  wo  es  einen  Schutz  gegen  mächtige  Nachbarn  gewährte,  auch  als  könig- 
liche Gunst  betrachtet  werden,  welche  man  sich  ausdrücklich  verbriefen  liess. 
Aus  der  Zeit  K.  Friedrichs  I  führten  wir  bereits  eine  Reihe  von  Beispielen 
von  Ausscheidungen  reichsunmittelbarer  Gebiete  an.3  Es  war  dabei  keines- 
wegs immer  abgesehen  auf  gerichtliche  Selbstständigkeit  nur  unter  Vorbehalt 
der  höhern  Reichsgerichtsbarkeit.  Im  Privileg  für  die  Garfagnana  1185  ist 
ausdrücklich  auf  die  Bestellung  eines  ständigen  Reichsbeamten  hingewiesen; 
es  ist  dem  Markgrafen  Wilhelm  von  Palota  der  Treueid  zu  leisten,  quem  per 
omnem  Oar/agnanam  et  Versiliam  potestatem  et  reetorem  constituimus ; 
es  ist  nach  dem  besondern  Privileg  für  Barga  dem  Reichsbeamten  alles  zu 
leisten,  was  einst  der  Gräfin  Mathilde  geleistet  wurde4;  und  wenn  Friedrich  1 
verspricht,  bei  Bestellnng  der  Reichsboten  mit  Zustimmung  des  Landes  vor- 
zugehen, so  heisst  es  bei  der  Wiederholung  des  Privilegs  durch  Friedrich  II 
bezüglich  der  Reichsboten  einfach:  quo*  etiam  ilri  tales  statuere  disponimus, 
quos  exceUentie  nostre  fideleset  eis  utile*  agnoscemus*  Unter  diesem  wurde 
dann  überhaupt,  wie  wir  sehen  werden,  die  Uebung  auch  der  ordentlichen  Ge- 
richtsbarkeit durch  Reichsbeamte  immer  allgemeiner;  und  auch  jetzt  mag  das 
wenigstens  zuweilen  wohl  noch  als  Begünstigung  erstrebt  sein.  So,  wie  schon 
erwähnt,  1226  von  Sarzana6;  so  resigniren  die  von  Chieri  1238,  um  Schutz 
gegen  mächtige  Nachbarn  zu  haben,  alle  Hoheitsrechte,  welche  die  Stadt  bisher 
übte,  dem  Kaiser,  welcher  sie  dafür  ab  omni  alterius  dominio  et  iurisdie- 
tione  befreit  und  gewährt,  ut  tarn  ipsi  habitantes  Cherii  quam  homines 
perlinenies  eis,  qui  olim  consueverant  sub  eiusdem  loci  potestatibus  con- 
veniri,  nonnisi  in  curia  nostra  vel  legatorum  nostrorum  aut  eapitanei 
nostri  specialiter,  qui  loeo  eidem  de  mandato  nostro  prefuerit,  tarn  in 
criminalibus,  quam  in  civiUbus  eau-sis  debeant  ad  iustitiam  conveniri.* 

In  diesen  und  ähnlichen  Fällen  bezeichnet  die  Reichsgerichtsbarkeit  nicht 
eine  höhere  Stufe  der  Gerichtsgewalt;  der  Rektor  der  Garfagnana  oder  der 
Kapitän  von  Chieri  sind  nicht  bestellt  zur  Uebung  der  höhern,  überall  dem 
Reiche  vorbehaltenen  Gerichtsbarkeit,  sondern  hal>en  zunächst  lediglich  die 
Stellung  eines  Judex  Ordinarius  des  Orts,  die  alte  gräfliche  Gewalt.  Es  ist 
dieselbe  Stellung,  welche  in  den  deutschen  Reichsvogteien  der  Judex  provin- 
cialis  einnimmt,  bei  dem  es  sich  ja  ursprünglich  auch  nur  um  eine  der  gräf- 
lichen gleichstehende  Gerichtsgewalt  handelte;  erst  in  einer  spätem  Entwick- 
lung verband  sich  damit  die  Anschauung  einer  von  der  der  sonstigen  Land- 
gerichte verschiedenen  ausgedehnteren  Kompetenz. 

In  der  staufischen  Periode  haben  wir  demnach  einen  zweifachen 
Begriff  der  Reichsgerichtsbarkeit  auseinanderzuhalten.   Sie  be- 


158.  -  U  Vgl.  S  125.  2.  Vgl.  §  123.  8.  Vgl.  §  127.  4.  Pacchi  14. 
6.  Huillard  6,  74.       6.  Vgl.  §  127  n.  7.       7.  Huillard  5,  177 
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zeichnet  uns  einmal  eine  höhere  Gerichtsgewalt,  welche  an  und  für  sich  der 
Kompetenz  anderer  Richter  entzogen,  überall  dem  Reiche  vorbehalten  war. 
Sie  kann  weiter  aber  auch  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  bezeichnen,  wo  die- 
selbe mehr  zufallig  nicht  zu  Lehen  gegeben  oder  selbstgewählten  Behörden 
überlassen  ist,  sondern  amtsweise  von  Reichsbeamten  in  gleicher  Kompetenz 
mit  andern  Richtern  geübt  wird.  Für  unsere  Zwecke  ist  zunächst  nur  jenes 
erste  Verhältniss  das  massgebende;  und  wir  würden  das  zweite  überhaupt 
nicht  weiter,  als  das  bei  der  gräflichen  oder  ordentlichen  Gerichtsgewalt  über- 
haupt der  Fall  ist,  bei  unsern  Untersuchungen  zu  beachten  haben,  wenn  nicht 
thatsächlich  beides  doch  häufig  in  einander  übergegangen,  der  ordentliche 
Reichsrichter  doch  auch,  wie  das  nahe  liegt,  häufig  mit  Befugnissen  der  dem 
Reiche  ausschliesslich  zustehenden  Gerichtsgewalt  betraut  gewesen  wäre. 

159.  —  Die  Uebung  der  Reichsgerichtsbarkeit  in  jenem  engern 
Sinne  gestaltet  sich  in  Deutschland  sehr  einfach.  Sie  ist  im  allgemeinen  aus- 
schliesslich Sache  des  Königs ;  die  dahin  gehörenden  Fälle  werden  im  könig- 
lichen Hofgerichte,  wo  bis  zur  Einsetzung  des  Hofjustitiar  regelmässig  der 
König  selbst  Richter  ist,  entschieden.  Es  sind  Ausnahmsfalle,  wenn  ein  Fürst 
statt  des  Königs  dem  Hofgerichte  vorsitzt  oder  wenn  solche  Sachen  ausserhalb 
des  Hofgerichtes  durch  Stellvertreter  des  Königs  entschieden  werden. 

Ungleich  inannichfaltiger  gestaltet  sich  das  auch  bei  der  Beschränkung 
auf  die  Fälle  der  eigentlichen  Reichsgerichtsbarkeit  in  Italien.  Diese  gehören 
auch  hier  zunächst  vor  das  königliche  Hofgericht.  In  diesem  ist  nun  aber 
keineswegs  regelmässig  der  König  selbst  Vorsitzender.  Häufiger  finden  wir 
einen  Vertreter  desselben,  und  zwar  kann  das  wieder  ein  ständig  mit  dem 
Vorsitze  im  Hofgerichte  betrauter  Reichsbeamter  sein,  oder  aber  auch  ein  vom 
Könige  nur  für  den  Einzelfall  ernannter.  Desshalb  werden  wir  denn  aber  auch 
das  Hofgericht  nicht  schlechtweg  dem  Gerichte  des  Königs  gleichstellen 
dürfen.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  gewisse  Sachen  der  persönlichen  Ent- 
scheidung des  Königs  vorbehalten  waren demnach  fiir  diese  das  Hofgericht 
nur  dann  kompetent  war,  wenn  der  König  selbst  demselben  vorsass;  war  das 
in  gewissen  Zeiten  oder  für  gewisse  Sachen  überhaupt  nicht  gebräuchlich,  so 
werden  wir  da  das  Gericht  des  Königs  noch  als  höhere  Stufe  über  dem  Hof- 
gerichte anzunehmen  haben. 

Dann  aber  wurden  keineswegs  alle  dem  Reiche  vorbehaltenen  Sachen  am 
Hofe  entschieden.  Auch  in  den  Zeiten,  wo  Italien  eigene  Herrscher  und  damit 
eine  ständige  Hofhaltung  im  Lande  hatte,  zeigte  sich  das  Bedürfniss,  die 
Reichsgerichtsbarkeit  nicht  blos  am  Hofe,  sondern  in  den  verschiedenen 
Theilen  des  Landes  durch  Vertreter  des  Königs  zu  üben.  Dieses  Bedürfniss 
musste  sich  dann  noch  bestimmter  geltend  machen,  als  seit  der  Verbindung 
mit  Deutschland  Abwesenheit  des  Königs  vom  Lande  die  Regel  war;  die 
Reichsgerichtsbarkeit  musste  vorwiegend  durch  Boten  des  Königs  versehen 
werden.  Es  wird  gestattet  sein,  zur  Unterscheidung  vom  Hofgerichte  den 
Ausdruck  Reichsgericht  in  engerer  Bedeutung  überall  da  zu  gebrauchen, 


159.  -  1.  Vgl.  S  152.  153.  157. 
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wo  dasselbe  nicht  an  den  Hof  des  Königs  geknüpft  erscheint,  Abwesenheit 
desselben  zur  Voraussetzung  hat. 

Handeln  nun  auch  alle  Königsboten  als  unmittelbare  Stellvertreter  des 
Königs,  üben  sie  im  Gegensatze  zu  der  ständigen  gräflichen  und  markgräf- 
lichen  Gewalt  Befugnisse  der  dem  Reiche  vorbehaltenen  Gerichtsgewalt,  so 
sind  ihre  Befugnisse  doch  keineswegs  immer  dieselben;  es  zeigen  sich  sehr 
verschiedene  Abstufungen.  Der  Königsbote  konnte  allerdings  bevollmächtigt 
sein,  im  ganzen  Umfange  des  Königreichs  alle  und  jede  Rechte,  welche  dem 
Könige  selbst  zustanden,  zu  üben.  Andere  aber  finden  wir  in  der  verschieden- 
sten Richtung  beschränkt.  Oft  bezieht  sich  ihre  Gewalt  nur  auf  einen  be- 
stimmten Sprengel,  oder  nur  auf  bestimmte  Arten  von  Fällen,  oder  auch  nur 
auf  einen  Einzelfall;  bald  entscheiden  sie  endgültig,  bald  ist  weitere  Berufung 
an  den  König  gestattet;  bald  sind  ihnen  gewisse  Befugnisse  ständig  über- 
tragen, bald  erlöschen  ihre  Vollmachten  schon  nach  kurzer  Zeit. 

Wir  werden  es  versuchen,  diesen  vielfachen  Verzweigungen  der  Reichs- 
gerichtsbarkeit nachzugehen,  indem  wir  mit  der  persönlichen  Thätigkeit  des 
Königs  im  Gerichte  beginnen,  dann  auf  die  anderweitigen  Vorsitzenden  des 
Hofgerichts  eingehen,  endlich  untersuchen,  wer  in  den  Reichsgerichten  der 
verschiedensten  Art  Vorsitzender  sein  konnte. 

XIV.  DER  KÖNIG. 

160.  —  In  der  vors  tau  fischen  Zeit  erscheint  die  richterliche  Thä- 
tigkeit des  Königs  durchaus  an  das  Hof ge rieht  geknüpft,  an  die  öffentlichen 
Gerichtssitzungen,  welche  am  jedesmaligen  Aufenthaltsorte  des  Hofes  abge- 
halten wurden.  Der  König  ist  bei  diesen  keineswegs  immer  anwesend ;  aber  so 
weit  er  überhaupt  persönlich  an  der  Uebung  der  Gerichtsbarkeit  Theil  nimmt, 
scheint  das  nur  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  zu  geschehen,  deren  Formen 
durchaus  dieselben  sind,  mögen  dieselben  vom  Könige  oder  einem  Vertreter 
desselben  gehalten  werden.  Eine  bestimmtere  Scheidung  zwischen  dein  Hof- 
gerichte und  dem  Gerichte  des  Königs  tritt  da  nicht  hervor,  was  nicht  aus- 
schliesst,  dass  gewisse  Sachen  nur  in  Anwesenheit  des  Königs  im  Hofgerichte 
verhandelt  werden  konnten. 

Der  König  kann  nun  im  Hofgerichte  thätigerVor  sitzen  der  sein; 
als  Regidens  in  iudicio  bezeichnet,  nimmt  er  dann  oft  selbst  alles  vor,  was 
auch  sonst  Sache  des  Vorsitzenden  Richters  ist  Wir  finden  Beispiele,  dass  an 
ihn  die  Klage  gerichtet  wird,  er  die  Beklagten  laden  lässt,  die  Fragen  an  die 
Parteien  und  Beisitzer  stellt,  das  Urtheil  durch  Investitur  ausführt,  die  Bann- 
strafe androht  und  dem  Notar  die  Anfertigung  der  Urkunde  befiehlt,  wo  er 
sich  also  bei  keiner  Aufgabe  des  Richters  eines  Vertreters  bedient.  Und  we- 
nigstens im  cilften  und  zwölften  Jahrhunderte  wird  in  solchen  Fällen  die  Ur- 
kunde nicht  selten  auch  vom  Könige  unterzeichnet  oder  unterschrieben. 1 

Beispiele  dafür,  dass  der  König  sich  so  allen  Obliegenheiten  des  Vor- 


160.  -  1.  1021.  47:  Antich.  Est.  1,  131.  ügholli  1.  450.  Dann  oft  bis  1116. 
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sitzenden  selbst  unterzieht,  finden  sich  wohl  auch  in  früherer  Zeit.2  Im  allge- 
meinen scheint  man  aber  doch  eine  beschränktere  persönliche  Thä- 
t  i  g  k  e  i  t  als  der  königlichen  Würde  angemessener  betrachtet  zu  haben.  Dabei 
zeigt  sich  ein  verschiedenes  Vorgehen. 

Auch  wenn  der  König  als  Residens  in  iudicio  aufgeführt  wird  und  im 
allgemeinen  die  Verhandlung  leitet,  lässt  er  doch  vielfach  insbesondere  das, 
was  sich  auf  die  Ausführung  des  Spruches  bezieht,  durch  andere  vornehmen. 
Zu  Ravenna  967  sitzen  Pabst  und  Kaiser  vor  und  erscheinen  bei  der  Ver- 
handlung gleichmassig  betheiligt;  die  Investitur  vollzieht  der  Kaiser  allein, 
lässt  aber  den  Bann  in  eua  vice  durch  den  Pfalzgrafen  verhängen,  welcher 
mit  lauter  Stimme  ex  iussione  d.  mei  imperatoris  die  Bannformel  spricht. 3 
K.  Otto  ist  970  zugleich  mit  dem  Fürsten  uud  Herzoge  Pandulf  Vorsitzender; 
bei  einer  Sache  erscheint  zunäclist  der  Kaiser  als  Leiter  der  Verhandlung, 
ertheilt  auch  selbst  die  Investitur,  während  schliesslich  per  iu&sionem  d.  im- 
peratoris der  Herzog  den  Bann  verhängt;  bei  einer  zweiten  erscheinen  beide 
gleichbetheiligt,  aber  den  Bann  spricht  wieder  nur  der  Herzog.4  In  andern 
Fällen  beauftragt  der  König  nach  erfolgtem  Spruche  einen  der  Beisitzer,  den- 
selben durch  Investitur  und  Bann  auszuführen;  so  901  einen  Vasallen,  983 
einen  Bischof,  1022  mehrere  Königsboten. 5  Bei  einem  Streite  um  die  Abtei 
Farfa  971  wird  zwar  vom  Kaiser  im  allgemeinen  für  den  einen  Bewerber  ent- 
schieden, die  nähere  Regelung  und  Ausführung  der  Entscheidung  dann  aber 
drei  anwesenden  Grossen  aufgetragen. 6  In  andern  Fällen  wird  nur  die  Klage 
vor  dem  residirenden  Kaiser  vorgebracht,  welcher  dann  andere  Personen  mit 
der  Verhandlung  und  Entscheidung  beauftragt;  diese  setzen  sich  an  einem 
andern  Orte  zu  Gerichte;  vom  Kaiser  wird  nur  etwa  noch  bemerkt,  dass  auf 
seinen  Befehl  die  Urkunde  gefertigt  sei 7,  oder  dass  über  ein  während  der  Ver- 
handlung sich  ergebendes  Rechtsbedenken  eine  Entscheidung  von  ihm  einge- 
holt wird.  8 

161.  —  Das  nähert  sich  denn  schon  der  in  früherer  Zeit  am  häufigsten 
vorkommenden  Form,  der  nämlich,  dass  der  König  zwar  am  Gerichtsortc 
anwesend  ist,  sich  aber  jeder  Tliätigkeit  enthält,  seine  Gegenwart  als  unthä- 
tiger  Vorsitzender  nur  dazu  zu  dienen  scheint,  das  Ansehen  der  Gerichts- 
sitzung zu  erhöhen.  Dann  wird  überhaupt  nicht  der  König,  sondern  sein  Stell- 
vertreter als  eigentlicher  Vorsitzender,  als  Nemdens  in  iudicio  aufgeführt, 
jener  Ehrenvorsitz  des  Königs  aber  regelmässig  durch  Praeesee  bezeichnet; 
die  stehende  Eingangsformel  lautet:  Dum —  in  loco  IV.,  ubi  dominus  N. 
fjlorio8'i88imus  rex  praeerat,  in  iudicio  resideret  N.  comcs  palatinus;  ver- 
einzelt auch  915:  -ubi  d.  B.  gl.  rex  -preherat  et  suum  generalem  tenebat 


2.  881.  910.  996.  1022:  Antiq.  It.  2.  931.  1,  125.  Fantuzzi  5,  262.  Script.  It  lb,  497. 
Vereinzelt  sitzt  1007  K.  Meinrieb  auch  in  Deutschland  zu  Neuburg  über  eine  Klage  gegen 
den  Buchof  von  Chiusi  zu  Gericht.  Ughelli  3,  622.  3.  Fantuzzi  2,  27.  Aehnlicb  inrestirt 
1056  der  Pabst  selbst,  während  er  einen  Jude?  bannen  lässt.  Ughelli  1,  352.  4.  Script. 
It.  1  b,  443.  2b,  962.  5.  Ughelli  1.  799.  Fantuzzi  1,  212.  Script,  lt.  lb,  500.  ö.  Script. 
It.  2  b,  476.     7.  997 :  Script  It.  1  b,  467.     8.  998:  Script,  lt.  2  b,  505.  Vgl.  $  152  n.  5. 
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placition. 1  Dass  der  König  persönlich  gegenwärtig  war  tritt  noch  bestimmter 
hervor,  wenn  es  I0l4heisst:  Dum —  impcrator — preeseet —  ibique  in  eins 
presentia  in  iudicio  adesset  d.  O.  comes  palacii.2  In  allen  Fällen,  wo  sich 
diese  Formeln  finden,  wird  dann  einer  weitern  Theil nahine  des  Königs  nicht 
mehr  gedacht;  nur  dass  er  vereinzelt  unter  denen  aufgeführt  wird,  auf  deren 
Geheiss  die  Urkunde  gefertigt  wurde. 3 

Dieser  unthätige  Vorsitz  des  Königs  findet  sich  sogleich  in  der  ersten 
mir  bekannt  gewordenen  Beurkundung  einer  Sitzung  des  italienischen  Hof- 
gerichtes aus  fränkischer  Zeit ;  es  handelt  sich  offenbar  um  dieselbe  Sache, 
wenn  es  mit  abweichender  Formel  800  heisst:  Dum  —  coniunxisset  Pipinus 
magnus  rex  cancellos  in  ßnibus  Spoletanis  et  rescdissem  ego  Bebroardus 
comes  palatü  in  iudicio.4  In  longobardischer  Zeit  findet  sich  dafür  kein 
Beispiel,  weder  im  Gerichte  des  Königs,  noch  dem  der  Herzoge  vou  Spoleto 
und  Benevent;  denn  wenn  der  König  762  eine  Sache  durch  andere  Richter  im 
Palaste  entscheiden  lässt  und  dann  ihr  Unheil  bestätigt5,  so  ist  da  das  Ver- 
hältniss  doch  ein  anderes.  Dennoch  möchte  ich  glauben,  dass  es  sich  dabei 
um  einen  altlongobardischen  Brauch  handelt,  da  das  Nichtvorkommen  in  der 
verhältnissmässig  geringen  Zahl  longobardischer  Gerichtsurkunden  das  kaum 
ausschliesst.  Für  eine  Zurückfiihrung  auf  fränkische  Einrichtungen  scheint 
mir  jeder  Anknüpfungspunkt  zu  fehlen.  Dagegen  lässt  sich  derselbe  Brauch 
wenigstens  im  neunten  Jahrhunderte  und  später  im  Hofgerichte  der  longobar- 
dischen  Fürstentümer  nachweisen.  Wichtiger  ist  noch,  dass  wir  ihn  in  den 
ersten  Zeiten  nach  der  fränkischen  Eroberung,  wo  eine  Einwirkung  fränkischer 
Einrichtungen  noch  durchaus  unwahrscheinlich  ist,  auch  in  Ortsgerichten,  ins- 
besondere zu  Lucca  finden  werden,  dass  der  Brauch  dann  hier  aufhört  und 
zwar  sichtlich  gerade  in  Folge  von  Umgestaltungen  des  Gerichtswesens,  welche 
wir  fränkischem  Einflüsse  zuzuschreiben  haben.  Wir  hätten  dann  anzunehmen, 
dass  es  sich  um  ausnahmsweiscs  Beibehalten  eines  früher  weiter  verbreiteten 
Brauches  nur  für  den  König  handelt;  denn  bei  andern  Reichsrichtern  ist  ein 
solcher  unthätiger  Vorsitz  später  nicht  nachzuweisen. 

Wenn  der  Brauch  sich  so  lange  hielt,  so  hat  man  offenbar  Werth  darauf 
gelegt,  dass  Sachen,  wenn  auch  ohne  thätige  Mitwirkung,  doch  in  Gegenwart 
des  Königs  erledigt  wurden.  Es  dürfte  danach  auch  kaum  zufällig  sein,  dass 
bei  den  Erwähnungen  des  bevorzugten  Gerichtsstandes  vor  dem  Könige  durch- 
weg zunächst  nur  die  Anwesenheit  des  Königs  betont  wird ;  es  heisst  in  prae- 
sentia  nostra,  coram  nostrae  maiestatis  praesentia,  ante  imperatorem.6 
Dass  der  König  zugleich  Richter  sein  solle,  ist  nicht  gesagt,  in  einem  Falle 
sogar  ausdrücklich  ein  anderer  Reichter  vorgesehen;  1081  bewilligt  der  König 
an  Lucca :  ut  Longobardus  iudex  iuditium  in  iam  dicta  civitate  vel  in 


161.  —  1.  Antiq.  It.  6.  305.    2.  Antich.  E»t.  1,  111.    8.  910.  964.  1001 :  Antiq. 
It.  2,  5.  Antich.  Est.  1,  143.  125.  Einmal  998  inrestirt  der  Torsitzende  Richter  per  «ta- 
dtm  d.  0.  imperatorit  lieentia  (Antiq.  It.  2,  793),  was  aber  darin  seinen  Grund  haben  mag, 
das*  es  sich  um  einen  Versieht  des  Fiskus  bandelt.       4.  Oalletti  Gabio  60.       5*  Troya 
5,  195.       6.  Vgl.  S  153  n.  11;  $  156  n.  3.  4;  $  157  n.  2.  4. 
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burgo  aut  placitum  non  exerceat,  nisi  nostra  aut  filii  nosiri  presente  per- 
sona vel  etiam  canceüarii  nostrt.7 

Doch  ist  der  Brauch  selbst  in  den  Gerichtsurkunden  dieser  spätem  Zeit 
nicht  mehr  nachzuweisen.  Jene  gewöhnliche  Formel  eines  blossen  Praeesse 
des  Königs  finde  ich  zuletzt  1014  angewandt8;  es  mag  zufallig  sein,  dass  das 
mit  dem  Aufhören  der  Stellung  des  Pfalzgrafen  als  regelmässigen  Vertreters 
des  Königs  im  liofgerichte  zusammenfallt.  Wird  1038  in  mehreren  Urkunden 
erwähnt,  dass  der  Hofltanzler  zu  Gerichte  gesessen  habe  per  data  licentia  d. 
Canradi  imperatoris,  qui  ibi  aderat,  so  ist  das  wohl  nur  eine  neue  Formel 
für  dieselbe  Sache.9 

Unter  den  drei  letzten  Saliern  ist  dann  aber  der  Brauch  überhaupt  nicht 
mehr  nachzuweisen.  Wird  ihre  Anwesenheit  in  den  Urkunden  überhaupt  er- 
wähnt, so  erscheinen  sie  auch  immer  selbst  als  Vorsitzende  Richter.  Und  auch 
für  jene  Vertretung  bei  einzelnen  richterlichen  Handlungen  finden  sich  keine 
Beispiele  mehr  in  den  ziemlich  zahlreichen  Beurkundungen  der  von  ihnen  ge- 
haltenen Gerichtssitzungen.  Von  K.  Lothar  sind  mir  Gerichtsurkunden  nicht 
bekannt  geworden;  nach  Berichten  der  Geschichtschreiber  scheint  auch  er 
gewöhnlich  persönlich  im  Hofgerichte  den  Vorsitz  gefuhrt  zu  haben.10 

162.  —  In  der  st  au  fischen  Zeit  hat  sich  da  manches  anders  ge- 
staltet. Als  K.  Friedrich  I  wieder  häufiger  in  Italien  war,  mochte  das  alte 
Herkommen  vielfach  in  Vergessenheit  gerathen  sein ;  es  hatte  sich  überdies 
unter  dem  Einflüsse  der  Schule  von  Bologna  das  Gerichtswesen  in  Italien 
überhaupt  wesentlich  geändert.  Zeigt  sich  demgemäss  auch  die  persönliche 
Theilnahme  des  Kaisers  an  der  Rechtspflege  jetzt  vielfach  durch  altrömischen 
Brauch  beeinflusst,  so  scheint  andererseits  auch  ein  gewisser  Einfluss  deutscher 
Einrichtungen  sich  geltend  zu  machen. 

Dass  der  Kaiser  in  öffentlichen  Gerichtssitzungen  vorsitzt  und 
die  Sache  selbst  zur  Entscheidung  führt,  scheint  jetzt  regelmässig  nur  noch 
vorzukommen,  wenn  es  sich  um  wichtigere  Angelegenheiten  der  Reichsstände, 
insbesondere  um  schwerere  Strafsachen  derselben  handelt.  So  insbesondere 
bei  Verhängung  des  Reichsbannes wo  die  Sache  unter  Vorsitz  des  Kaisers 
verhandelt  und  das  Urtheil  öffentlich  und  mündlich  verkündet  wird.  Der  Kaiser 
kann  dasselbe  ore  proprio  geben2,  oder  auch  durch  einen  andern  sprechen 
lassen,  wohl  im  Anschlüsse  an  den  altrömischen  Brauch,  wonach  der  Quaestor 
sacri  palatii  die  kaiserliche  Entscheidung  verliest3,  oder  an  das  Vorrecht  der 
Judices  illustres,  die  Sentenz  durch  einen  andern  vortragen  zu  lassen4;  so 
heisst  es  1239  bei  Bannung  des  Markgrafen  von  Este:  F.  d.  gr.  Rom.  im- 


7.  Arch.  storico  10  b,  4.  In  dieser  Stelle  würde  demnach  auch  für  einen  Reichsbeamten  ein 
solcher  passiver  Vorsitz  in  Aussicht  genommen  sein ;  in  Gerichtsurkunden  habe  ich  das  nie 
gefunden,  abgesehen  .von  der  Romagna,  auf  deren  besondern  Brauch  wir  spater  zurück- 
kommen. 8.  Antich.  Est.  1,  III.  0.  Antiq.  It.  1,  307.  471.  2,  983.  10.  Petr.  Diac. 
Mon.  Genn.  9,  822.  834.  Landulf.  iun.  Script,  lt.  5,  518. 

162.  -  1.  Vgl.  die  §  79  n.  2  angeführten  Falle:  auch  §  71  n.  6:  §  73  n.  2. 
2.  1220 :  Huillard  2,  48.  8.  Bethmann  Handbuch  1,  119.  4.  Tancred  P.  4.  t.  1.  $  3. 
Ein  Reichalegat  lässt  1213  einen  Hofrichter  statt  seiner  die  Gründe  der  Bannung  vortragen. 
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peralor — per  os  d.  Petri  de  Vinea  iudicis  imperialis  aale  in  Azzonem 
marehionem  Jlestensem  —  eo  domino  imperatore  Semper  ibidem  astante  et 
iubente  talem  indlvit  sententiam,  gut  d.  Petrus  de  Vinea  sedens  super 
equum  iussu  dicti  imperatoris  sie  dixit  alta  voce  usw. 5  Es  sind  das  Fälle, 
auf  welche  wir  später  genauer  zurückkommen ;  es  zeigt  sich  dabei,  zumal  im 
zwölften  Jahrhunderte,  ein  Verfahren  eingehalten,  welches  überhaupt  dem  sonst 
in  dieser  Zeit  in  Italien  üblichen  Vorgehen  nicht  entspricht,  sich  dagegen  viel- 
fach überaus  nahe  den  im  deutschen  Hofgerichte  üblichen  Formen  anschliesst. 

Öffentliche  und  mündliche  Entscheidungen  hat  der  Kaiser  dann  wohl 
auch  gegeben,  wenn  er  als  Schiedsrichter  urtheilte,  sei  es,  dass  er  dazu  ge- 
koren war,  sei  es,  dass  er  Unterwerfung  unter  seinen  Schiedsspruch  verlangte; 
so  1175  bei  Streitigkeiten  zwischen  Genua  und  Pisa6,  1185  zwischen  Tortoua 
und  den  Markgrafen  vonGavi7,  1191  zwischen  Cremona  und  Bergamo  einer- 
seits und  Brescia  andererseits8;  seine  Stellung  als  Kaiser  fiel  dabei  weniger 
ins  Gewicht;  er  wird  sich  an  die  sonst  üblichen  Fonnen  gehalten  haben. 

Von  diesen  Fällen  abgesehen  werden  öffentliche  Gerichtssitzungen  nur 
noch  selten  erwähnt  So  wissen  wir  durch  ltagewi n,  dass  der  Kaiser  1 1 58  zu 
Roncalia  öffentlich  zu  Gerichte  sass  und  die  verschiedenen  ihm  vorgebrachten 
Sachen  theils  selbst,  theils  durch  delegirte Richter  entschied9;  wir  haben  noch 
spätere  Zeugenaussagen  über  einen  Streit  zwischen  dem  Bischöfe  von  Brescia 
und  dem  Abte  von  Leno,  welcher  dort  in  conspectu  imperialis  maiestatis 
und  sub  tentorio  imperatoris,  ubi  d.  imperator  }rresidebaty  entschieden 
wurde. 10  Eine  Besitzstreitigkeit  zwischen  dem  Bischöfe  von  Freising  und 
Ezelin  wird  1 159  in  presentia  imperatoris  durch  von  diesem  bestellte  Richter 
entschieden.11  Später  scheint  das  nur  noch  selten  der  Fall  gewesen  zu  sein. 
Bei  einer  Klage  des  Bischofs  von  Turin  gegen  den  Grafen  von  Savoien  1185 
heisst  es:  Super  iis  porrecto  libello  in  palatio  imperatoris  iweta  Papiam 
eoram  d.  imperatore  residente  imperiali  more  apud  s.  Salvatorem,  wobei 
wohl  an  eine  feierliche  Gerichtssitzung  zu  denken  ist ;  es  wird  dann  auch  noch 
erwähnt,  dass  der  Kaiser  den  Beklagten  laden  lässt;  aber  die  Sache  erscheint 
dann  an  den  Generallegaten  übertragen,  der  die  peremtorische  Ladung  erlässt 
und  später  in  Abwesenheit  des  Kaisers  entscheidet. 12  Ebenso  klagt  1232 
Sie  na  gegen  Florenz  domino  F.  imperatore  —  ad  Preeinttm  solemnem  cu- 
riam  regente;  die  Sache  wird  dann  wohl  in  seiner  Gegenwart,  aber  durch 
zwei  von  ihm  bestellte  Richter  entschieden.13  Solche  öffentliche  Gerichts- 
sitzungen mögen  vorzugsweise  dazu  bestimmt  gewesen  sein,  Klagen  an  den 
Kaiser  zu  bringen,  obwohl  bei  der  jetzt  verlangten  schriftlichen  Einbringung 
derselben  in  einem  Libell  darauf  weniger  Gewicht  fallen  mochte;  bei  Ent- 


162. — 1  spricht  dann  aber  die  Bannformel  unter  Aufwerfung  des  Handschuhs  selbst.  Böh- 
mer Acta  637.  5.  Huillard  5,  319.  ft.  Mon.  patr.  Cod.  Sard.  1.  248;  vgl.  Ann.  Genuens. 
Mon.  Genn.  18,  97.  7.  Costa  37.  8.  Toeche  Heinr.  VI.  613.  9.  Raderic.  I,  2.  c.  5. 
10.  Zaccaria  Leno  136.  137.  Ebenda  179  ein  Zeugniss,  dass  der  Kaiser  sich  bei  solchen 
Verhandlungen  der  lateinischen  Sprache  bediente,  deren  er  auch  nach  andern  Zeugnissen 
mächtig  war.  11.  Verci  Ecel  3.  37.  12.  Mon.  patr.  Ch.  1,  938.  M.  Huillard  4,  415. 
Der  Aufdruck  curiam  rt<pre  bezeichnet  in  Sizilien  regelmässig:  zu  Gerichte  sitzen. 
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Scheidungen  des  Hofgeriehtcs  oder  sonstiger  vom  Kaiser  bestellter  Richter 
wird  auch  sehr  häufig  von  der  Klage  bemerkt,  dass  sie  beim  Kaiser  einge- 
bracht sei;  es  heisst  etwa:  cum  fuiaaet  eontroveraia  apud  imperatorein 
motaiit  oder  dass  der  Kläger  veniens  ante  preaentiam  d.  imperatoria  seine 
Klage  erhob15,  oder  ab  imperatore  die  Erledigung  verlangte16;  oder  es  geht 
auch  wohl  noch  die  Ladung  von  ihm  aus17;  aber  an  der  Verhandlung  in  der 
Gerichtssitzung  erscheint  er  ganz  unbetheiligt,  scheint  selbst  bei  den  doch  am 
Uofe  gehaltenen  Sitzungen  des  Hofgerichtes  nur  ausnahmsweise  anwesend 
gewesen  zu  sein. 18 

163.  —  Dieses  Zurückziehen  des  Kaisers  von  öffentlichen  Gerichts- 
sitzungen schloss  nun  aber  nicht  aus,  dass  der  Kaiser  dennoch  manche  an  ihn 
gebrachte  Sachen  persönlich  entschied.  Die  Erledigung  erfolgte  dann  durch 
schriftliche  Entscheidungen  des  Kaisers,  durch  Reacriptum,  wie 
eine  solche  Urkunde  wenigstens  iu  einem  Falle  genannt  wird1,  während  der 
Ausdruck  Decretum,  vielleicht  wegen  der  bestimmten  kirchenrechtlicheu  Be- 
deutung, bei  kaiserlichen  Entscheidungen  nicht  gebraucht  zu  sein  scheint, 
wenn  auch  vom  Decernere  des  Kaisers  oft  die  Rede  ist.  Die  Form  der  Ent- 
scheidung und  ihrer  Beurkundung  ist  da  eine  wesentlich  andere.  Sonstige  ge- 
richtliche Entscheidungen  liegen  uns  regelmässig  vor  in  einer  Ausfertigung  des 
Notars,  welcher  über  die  Gerichtssitzung  und  das  vor  ihm  gesprochene  oder 
verlesene  Urtheil,  welches  er  in  der  Regel  wörtlich  aufnimmt,  berichtet.  Hier 
erklärt  immer  der  Kaiser  selbst  in  einer  von  ihm  ausgestellten  Urkunde,  dass 
er  hiemit  so  und  so  entscheide,  nicht  etwa,  dass  er  zu  Gerichte  sitzend  so  und 
so  entschieden  habe;  die  Entscheidung  erfolgt  überhaupt  erst  durch  die  Aus- 
stellung der  bezüglichen  Urkunde. 

Aus  der  Zeit  K.  Friedrichs  I  sind  mir  nur  zwei  derartige  Erledigungen 
von  Appellatioussaehen  bekannt  geworden;  ihrer  Form  nach  sind  es  Schreiben 
an  die  obsiegende  Partei,  obwohl  diese  nur  in  einem  Falle  die  appellirende  ist. 
Dem  Kapitel  von  Parma  schreibt  der  Kaiser  1158,  da  sie  gegen  ein  Urtheil 
an  ihn  appellirt,  ihr  Gegner  aber,  peremtorisch  geladen,  nicht  erschienen  sei, 
■ideo  nostra  imperiali  auetoritate,  quoniam  litteraa  noatraa  aprevit,  aenten- 
tiam  iüam  caaaamua  et  poaaeaaionem,  ut  ante  aententiam  illam  liabuiatia, 
in  vobia  confirmamua.2  Im  andern  Falle  1182  schreibt  der  Kaiser  von 
Deutschland  aus  den  Markgrafen  von  Este,  führt  wörtlich  ein  Urtheil  an, 
welches  zu  deren  Gunsten  gegen  die  Leute  von  Este  gesprochen  war,  und  fahrt 
fort :  A  qua  aententia  predicti  Iwmiuea  de  Este  ad  noa  appettaverunt ;  ob 
quam  rem  habito  conailio  ßdelium  et  aapientum  noatrorum  predictam 
aententiam  laudamua  et  eonßrmamua.3  Die  Urkunden  sind  in  einfachster 
Briefform  gefasst,  ohne  Zeugen  oder  Andeutung  sonstiger  Beglaubigung,  welche 


14.  1162:  Aflu  Parma  2,  372.  15.  1196:  Ugholli  3.  713.  IB.  1210:  Mittarelli  Ann. 
4,  306.  17.  1 186 :  Archir  zu  Siena  nach  Wüstcnfeld.  18.  Ausdrücklich  erwähnt  finde 
ich  das  nur  1164.  1186:  URhelli  2,  693.  Archi*  zu  Siena. 

163.  —  1.  Vgl  n.  5.  Gewöhnlich  wird  die  Urkunde,  ■wie  sonst,  nur  als  scriptum 
oder  pagin,  bezeichnet.       2.  Affü  P.  2,  371.       8.  Antich.  Est.  1,  350. 
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wohl  nur  im  Siegel,  dessen  Vorhandensein  aber  auch  in  der  Urkunde  selbst 
nicht  erwähnt  ist,  zu  suchen  war. 

Dagegen  sind  in  späterer  staufischer  Zeit  die  mir  bekannten 
Entscheidungen,  bei  denen  es  sich  allerdings  durchweg  um  wichtigere  Ange- 
legenheiten handelt,  in  den  feierlichen  Formen  kaiserlicher  Diplome  gefasst; 
sie  sind  nicht  an  die  Partei,  sondern  an  alle  Reichsgetreue  gerichtet,  mit 
Strafandrohungen  für  die  Uebertreter,  Siegelformel,  Zeugen  und  vollständiger 
Datirung  versehen.  So  entscheidet  K.  Otto  1210  über  eine  Klage  des  Abtes 
von  S.  Salvator  gegen  die  Leute  von  Radicofani  durch  Urkunde,  welche  er 
dem  altrömischen  Ausdrucke  entsprechend  als  Jtanc  nostratn  praematicam 
sanetionem  bezeichnet4;  wiederholt  gebraucht  er  den  Ausdruck  presem  re~ 
scriptum  1212  für  Urkunden,  durch  welche  er  auf  Klage  des  Markgrafen 
Bonifaz  von  Este  den  Markgrafen  Azzo  der  Vormundschaft  über  denselben 
für  verlustig  erklärt,  während  er  in  der  zweiten  demselben  die  Hälfte  des 
väterlichen  Erbgutes  zuspricht.5  In  der  Form  kaiserlicher  Diplome  liegen  uns 
denn  auch  die  schon  früher  besprochenen  Entscheidungen  von  1187,  1193, 
1226  und  1232  vor,  durch  welche  der  Kaiser  die  Kassation  von  Urtheilen 
ausspricht. 6  Auch  Strafsachen  scheinen  jetzt  wohl  ohne  weitere  Förmlich- 
keiten einfach  durch  ein  Schreiben  des  Kaisers  an  den  betreffenden  Beamten 
erledigt  zu  sein,  worin  er  ihm  unter  Mittheilung  des  Thatbestandes  die  Aus- 
führung der  angegebenen  Strafen  befiehlt;  so  1238  bei  Bannung  des  Paul 
Traversaria,  der  Stadt  Genua7;  es  fehlt  jede  Andeutung,  dass  irgend  eine 
förmlichere  Urtheilsfallung  vorhergegangen  sei,  die  Verurtheilung  scheint  durch 
das  betreffende  Schreiben  selbst  zu  erfolgen. 

164.  —  Ungleich  häufiger  sind  die  Fälle  einer  Erledigung  durch 
Ueberweisung  der  Sache  an  andere  Richter,  indem  der  Kaiser  die 
auf  dem  Wege  der  Klage,  Appellation,  Supplikation  oder  auch  Relation  an 
ihn  gebrachten  Sacheu  anderen  Richtern  zur  Entscheidung  übergab.  Der  all- 
gemeine Ausdruck  dafür  ist  Causam  committere  oder  committere  et  dele- 
gare;  der  schriftlich  gegebene  Auftrag  heisst  Commissio  oder  Litterae  com- 
mi8sionis.  Es  waren  dafür  zunächst,  wie  wir  mehrfach  sehen  werden,  die 
Grundsätze  des  römischen  Rechtes  über  die  Delegation  massgebend. 

Dabei  konnte  der  Kaiser  sich  zunächst  des  ständigen  Hofgerichtes 
bedienen.  Wir  bemerkten  bereits,  dass  dieses  mehrfach  entschied,  auch  wo 
unmittelbare  Einbringung  der  Klage  beim  Kaiser  erwähnt  wird. 1  Und  dann 
dürfte  der  Uofvikar  nicht  an  und  für  sich,  sondern  nur  auf  besondern  Auftrag 
zur  Entscheidung  befugt  gewesen  sein.  So  heisst  es  1196,  dass  der  Beklagte 
a  presentia  predicti  WratvV,  cui  causa  predicta  cognoscenda  et  definiemia 
omnino  a  dicto  d.  imperatore  faerat  commissa,  contumaciter  se  subtra- 
xisset2;  und  aus  einem  Falle  1211  ersehen  wir,  dass  auch  die  Kommission  an 
den  Hofvikar  schriftlich  erfolgte. 3  Oder  der  Kaiser  bestellte  nur  zur  Entschei- 

163.-]  4.  Böhmer  Acta  226.  5.  Antich.  Est.  1,  306.  397.  6.  Vgl.  oben  %  151. 
7.  Huillard  5,  223.  237. 

164.  —  1.  Vgl.  $  162  n.  14.  2.  üghelli  3,  713.  3.  Böhm«  Acta  229.  Vgl. 
Beilage  Ton  1211  Jan.  10. 
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dung  des  Einzelfalles  delegirte  Rieh t er,  was  insbesondere  dann  geschah, 
wenn  es  sich  zweckmässiger  erwies,  die  Sache  an  Ort  und  Stelle,  statt  am 
Hofe  zu  entscheiden. 

Es  stand  aber  auch  wohl  nie  etwas  im  Wege,  dass  der  Kaiser  den  or- 
dentlichen Richter  zur  Entscheidung  der  Sache  anwies.  Wir  erwähnten 
bereits,  dass  K.  Lothar  die  an  ihn  gebrachte  Klage  eines  Mailänders  empfeh- 
lend den  Konsuln  von  Mailand  überwies.4  Die  beiden  Podestaten  von  Parma, 
damals  vom  Kaiser  gesetzte  Beamte,  entscheiden  1160  eine  Sache  als  con- 
stituti  ab  imperatove  cognitores  litis*,  1165  finden  wird  die  Konsuln  von 
Mailand  als  Delegirte. 6  Aber  häufiger  scheint  das  doch  in  früherer  staufischer 
Zeit  nicht  geschehen  zu  sein ;  so  weit  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  in  den 
Händen  gewählter  städtischer  Behörden  oder  erblich  verliehen  war,  ist  es 
erklärlich,  wenn  der  Kaiser  es  vermied,  durch  häufigere  Delegirung  der  ordent- 
lichen Richter  diese  an  die  Entscheidung  auch  der  dem  Reiche  vorbehaltenen 
Sachen  zu  gewöhnen ;  wie  umgekehrt  erklärlich  ist,  wenn  die  städtischen  Be- 
hörden zu  verhüten  suchten,  dass  Sachen,  für  welche  sie  kompetent  waren,  an 
den  Kaiser  gebracht  und  damit  ihrer  Entscheidung  entzogen  wurden. 7  In  dieser 
Richtung  mag  mehrfach  ausdrücklich  zugestanden  sein,  dass  der  Kaiser  solche 
zunächst  dem  Stadtgerichte  zur  Entscheidung  zuzuweisen  hatte;  wenigstens 
dürfte  sich  das  aus  dem  Privileg  für  Genua  1 1 62  ergeben,  in  welchem  es 
heisst,  dass  jeder  Genueser  nur  vor  den  dortigen  Richtern  zu  Rechte  zu  stehen 
habe,  weiter  aber:  Et  si  nos  praeeeperimus,  alt  cid  faciendum  esse  iitsti- 
tiam,  infra  terminum  convenientem  ei  iustitiam  faciant  Immenses  iu- 
dices  — ;  quod  si  noluerint,  ante  nos  ipsa  iustitia  fiat.8 

Dieses  Verhältniss  gestaltete  sich  dann  anders,  als  in  den  spätem  Zeiten 
K.  Friedrichs  II  im  ganzen  Reiche,  soweit  es  überhaupt  die  Hoheit  des 
Kaisers  anerkannte,  die  Gerichtsbarkeit  durch  kaiserliche  Beamte  geübt  wurde. 
Nur  ausnahmsweise  wurden  jetzt  noch  delegirte  Richter  für  den  Einzelfall 
bestellt;  wurden  die  Sachen  nicht  an  das  kaiserliche  Grosshofgericht  ver- 
wiesen, so  beauftragte  der  Kaiser  die  bezüglichen  ständigen  Reichsbeamten 
mit  der  Erledigung.  Vorzüglich  nur  in  solchen  Fällen,  wo  der  Kaiser  dem 
Grosshofjustitiar  eine  Sache  zur  Untersuchung  überträgt,  um  sie  spruchreif  an 
ihn  zurückzusenden,  oder  wo  der  Grosshofjustitiar  aus  eigenem  Antriebe  dem 
Kaiser  eine  Sache  spruchreif  einsendet,  weil  er  sich  nicht  getraut,  sie  sine 
speciali  consensu  prineipis  zu  entscheiden 9,  übergibt  der  Kaiser  die  Sache, 
nachdem  er  sich  darüber  Vortrag  erstatten  Hess,  zur  Entscheidung  an  Richter, 
welche  er  für  den  Einzelfall  aus  seinen  Hofrichtern  oder  seiner  sonstigen  Um- 
gebung bestellt.10 

165.  —  In  diesen  letzten  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  Ueberweisung 
der  ganzen  Sache  zu  selbstständiger  Behandlung,  sondern  nur  um  Ueber- 
weisung z  u  r  U  r  t  h  e  i  I  s  f ä  1 1  u  n  g  in  einer  bereits  spruchreif  vorliegenden 


4.  Vgl.  S  149  n.  9.  6.  Äfft  P.  2,  371.  «.  Robohni  3,  144.  7.  Vgl.  §  150  n.  9;  auch 
Bnhiner  Acta  229.  8.  Antiq.  It.  4,  254,  9.  Vgl.  §  152  n.  8.  10.  Vgl.  Huillard  2,  379. 
382.  431. 
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Sache ;  es  heisst  vom  Kaiser :  precepit  negotium  ipsum  iudiciali  sententia 
termhutri;  es  erfolgt  keine  weitere  Verhandlung,  es  wird  nur  ein  Prokurator 
ad  sententiam  audiendam  bestellt,  die  Sentenz  lediglich  auf  Grundlage  der 
vorliegenden  Akten  gesprochen.  In  einem  Falle  wird  dann  die  Sentenz,  an- 
scheinend sogleich1,  vom  Kaiser  in  perpetuum  bestätigt,  wie  sich  freilich 
solche  Bestätigungen,  worauf  wir  zurückkommen,  auch  sonst  finden,  und  das 
Gewicht  derselben  hier  vielleicht  nur  darin  zu  suchen  ist,  dass  es  sich  um  eine 
Klage  gegen  den  Fiskus  handelte. 

Es  könnte  da  aber  doch  ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  bestehen. 
Wird  eine  Sache  delcgirt,  so  ist  die  Berufung  an  den  Delegirenden  gestattet, 
also  in  jenen  frühem  Fällen  an  den  Kaiser.  Es  findet  sich  nun  aber  in  den 
Gerichten  der  staufischen  Zeit  sehr  häufig  die  Form,  dass  der  Vorsitzende 
Richter  einen  Beisitzer  mit  der  Urtheilsfallung  beauftragt.  Wir  werden  darauf 
später  genauer  einzugehen  haben ;  es  dürfte  vorläufig  ein  Beispiel  genügen. 
Beim  Erzkanzler  und  Legaten  Reinald  wird  1163  eine  Klage  eingebracht: 
Hoc  audito  d.  archicanecttarius  misit  }*ro  iam  dictis  fratribus  et  auditis 
8td>  iuramento  testibus  eognovit  verum  esse,  quod  ablas  asswembat;  tan- 
dem  precepit  Obizo  iudici  suo,  ut  vice  eins  sententiam  de  Jboe  proferret  ; 
worauf  der  Judex  das  Urtheil  spricht.2  Diese  Form  finden  wir  insbesondere 
auch  im  Hofgerichte ;  das  Urtheil  spricht  in  der  Regel  nicht  der  Vorsitzende 
Ilofvikar,  sondern  einer  der  beisitzenden  Hofrichter.  Hier  hat  zweifellos  das 
Urtheil  dieselbe  Kraft,  als  wenn  es  vom  Vorsitzenden  selbst  gesprochen  wäre; 
es  ist  weniger  ein  Urtheil  der  einzelnen  Person,  als  des  Gerichts,  dessen  Be- 
fugnisse durch  die  des  Vorsitzenden  bestimmt  sind;  eine  Berufung  würde  dem- 
nach auch  nicht  von  dem  urtheilenden  Beisitzer  an  den  Vorsitzenden  gestattet 
sein,  sondern  nur  an  den  höhern  Richter.  Wir  werden  kaum  fehl  gehen,  wenn 
wir  da  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts  über  die  Iurisdictio  mandata 
im  Gegensatze  zur  delegata  als  massgebend  betrachten,  wonach  derjenige, 
dem  mandirt  Ist,  nur  die  dem  Mandanten  selbst  zustehenden  Befugnisse  als 
dessen  Stellvertreter  ausübt,  von  ihm  demnach  auch  die  Berufung  an  den- 
jenigen geht,  an  welchen  vom  Mandanten  zu  appelliren  wäre.3 

Liesse  sich  eine  entsprechende  Form  für  das  Gericht  des  Kaisers  nach- 
weisen, so  würde  in  solchen  Fällen  das  Urtheil  die  Kraft  eines  Unheiles  des 
Kaisers  selbst  haben  und  damit  weitere  Berufung  überhaupt  unzulässig  sein. 
Jene  Fälle,  wo  K.  Friedrich  II  die  spruchreife  Sache  zur  Urtheilsfallung  ül>er- 
weist,  unterscheiden  sich  von  der  angedeuteten  Form  doch  wesentlich  nur 
dadurch,  dass  das  Urtheil  nicht  unter  persönlichem  Vorsitze  des  Kaisers  ge- 
sprochen wird;  es  mochte  demnach,  wenn  wir  den  einen  Fall  verallgemeinern 
dürfen,  noch  einer  Bestätigung  des  Kaisers  bedürfen,  um  rechtskräftig  zu  sein. 

Dasselbe  Verfahren  scheint  mir  nun  alter  auch  bei  einigen  andern  Fällen 
vorzuliegen,  bei  welchen  sich  überdies  wohl  kaum  zufällig  ein  engerer  An- 


165.  -  1.  Huillard  2.  432.  434;  Urtheil  and  Bestätigung  sind  beide  nur  rotn 
Monate  Mai  datirt.  2.  Rena  e  Cainici  5  b,  28.  3.  L.  1  §  1.  Oig.  I,  21;  L  16  Dig.  2,  1 ; 
L  1.  $  1  Dig.  49,  3. 
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schluss  an  den  römischen  Sprachgebrauch  in  der  Weise  zeigt,  dass  hier  nicht 
von  Kommission  oder  Delegation  die  Rede  ist,  sondern  von  U  e  t»  e  r  w  e  i  s  u  n  g 
durch  Mandat,  indem  das  Urtheil  de  mandato  des  Kaisers  gefällt  wird. 
Und  auch  sonst  zeigen  sich  Eigenthüralichkeiten ,  welche  dein  Begriffe  der 
mandirten  Jurisdiktion  entsprechen.  Ein  delegirter  Richter  des  Kaisers  ent- 
scheidet 1196  für  die  Leute  von  Casale  gegen  den  Bischof  von  Vercelli. 
Dagegen  wird  appellirt.  Die  Appellation  kommt  dann  im  llofgerichte  zur 
Entscheidung  und  der  Ilofvikar  urtheilt  de  mandato  d.  imperatoris,  dass 
schlecht  geurtheilt  und  wohl  appellirt  sei.  Dabei  fällt  zunächst  auf,  dass  der 
Hofvikar  selbst  urtheilt,  während  in  dieser  spätem  Zeit  sonst  in  allen  mir 
bekannten  Fällen  das  Urtheil  durch  einen  der  beisitzenden  Hofrichter  ge- 
sprochen wird,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Hofvikar  nicht  schon  kraft 
seines  Amtes,  sondern  durch  spezielle  Kommission  zur  Entscheidung  der  Sache 
berufen  ist.  Ist  unsere  Auffassung  richtig,  so  würde  das  genau  dem  Satze 
entsprechen,  dass  die  mandirte  Gerichtsbarkeit  nicht  weiter  mandirt  werden 
darf4,  bei  einem  Urtheilsmandate  des  Kaisers  der  Beauftragte  demnach  per- 
sönlich zu  urtheilen  hatte.  Es  fällt  weiter  auf,  dass  während  dem  Delegatus  a 
principe  die  Exekution  seines  Urtheils  zusteht,  diese  demnach  sonst  auch  Sache 
des  Hofvikar  ist,  hier  der  Kaiser  selbst  den  Befehl  ertheilt,  den  Spruch  des 
Vikar  auszuführen,  was  durchaus  mit  der  Auffassung  stimmen  würde,  dass 
jener  Spruch  als  ein  Spruch  des  Kaisers  selbst  zu  betrachten  sei.  Der  Kaiser 
fügt  nun  weiter  dem  Befehle  zur  Besitzeinweisung  zu:  Nee  si  Casalenses 
dixerint  appelhuse  a  predicta  sententia  vel  suppUcasse  nobis,  jyropterea  id 
dimittat,  ipso«  in  hoc  quoniam  non  aiidivimns;  und  später  befiehlt  er,  die- 
selben bei  weiterer  Widersetzlichkeit  ohne  Verzug  zu  bannen,  licet  dixerint 
se  ad  maiestatis  nostre  audientiam  appettasse,  cum  ipsa  sententia  de 
mandato  nostro  per  vicarium  et  iudices  ettriae  nostrae  concorditer  ;«'o- 
mttlgatum  fuerit  et  a  nobis  postmodum  conßrmata.5  Da  wie  von  andern 
Delegirten,  so  auch  von  delegirten  Appellationsrichten)  des  Kaisers  noch  ap- 
pellirt werden  konnte6,  da  weder  zu  erweisen,  noch  irgen  J  wahrscheinlich  ist, 
dass  der  Hofvikar  als  solcher  inappellabel  war,  so  wird  für  die  Nichtzulassung 
der  Appellation  wohl  nur  als  massgebend  betrachtet  werden  können,  dass  das 
Urtheil  de  mandato  des  Kaisers  gesprochen  war  und,  von  ihm  bestätigt,  die 
Kraft  eines  von  ihm  selbst  gesprochenen  Urtheils  hatte. 

Bei  einem  andern  Falle,  den  ich  hieherziehen  möchte,  war  1185  vor  dem 
Hofvikar  ein  Urtheil  fiir  den  Prior  von  Vivo  gegen  den  Grafen  von  Sarteano 
gesprochen,  aber  nicht  ausgeführt.  Der  Prior  wendet  sich  1210  Januar  mit 
einem  Executionsgesuch  an  den  Hofvikar,  wogegen  die  Erben  Ungültigkeit  des 
frühem  Urtheils  einwenden.  In  gewöhnlicher  Weise  erklärt  dann  einer  der 
Hofrichter,  dass  das  Urtheil  als  gültig  auszuführen  sei.  Dann  heisst  es  im 
Angust,  dass,  da  der  Prior  gestützt  auf  die  frühere  Sentenz  und  auf  das  spätere 
Exekutionsmandat  posttdant  ab  imperatore,  ut  illam  sententiam  faceret 
attendi  et  efectui  maneipari,  die  Erben  des  Grafen  dagegen  aus  verschie- 


4,  L  1  I)ig.  1,  21.       &.  De  Conti  1,  372-382.       ß,  1190:  Calogera  N.R.  34a,  74. 
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denen  Gründen  Nnllität  der  Sentenz  geltend  machten.  Der  Kaiser  wird  liier 
jedenfalls  angegangen  als  der  höhere  Richter,  sei  es,  weil  der  Ilofvikar  nicht 
im  Stande  gewesen  war,  die  Ausführung  zu  erzwingen,  sei  es,  dass  eine  Nich- 
tigkeitsbeschwerde der  Erben  das  nochmalige  Verfahren  veranlasste.  Von  der 
Erledigung  heisst  es  dann:  Tandem  ego  Albertus  Struzius  Cremonensis 
imperialis  curie  iudex  de  spetiali  mandato  d.  Ottonis  d.  gr.  Pom.  impe- 
ratoris et  mandato  d.  Cunradi  Spirensis  episcopi  imperialis  aide  can- 
eeüarü  et  d.  Henrici  Mantuani  epiaeopi  imperialis  aide  vicarii  et  Pres- 
byteri  Caccie  presentia,  Iohannis  de  Pado  et  Puffini  de  Porta  Plaeentino- 
rum  imperialis  aide  iudieumt  dieo  et  precipio,  dass  die  Brüder  dem  Prior 
gemäss  dem  Urtheile  in  angegebener  Frist  zahlen  und  ihn  in  Besitz  setzen 
sollen,  aber  salvo  de  mandato  d.  imperatoris  in  omnibus  et  per  omnia  iure 
dictorum  fratrum.7  Es  handelt  sich  hier  offenbar  nicht  um  ein  nochmaliges 
Exekutionsmandat  des  Hofgerichts,  wenn  IlorVikar  und  Hofrichter  auch  gegen- 
wärtig sind;  der  Spruch  AI berts  ist  nicht  als  Spruch  des  Hofgerichts8,  sondern 
des  Kaisers  aufzufassen,  zumal  dieser  nach  der  Schlussstelle  auch  unmittel- 
baren Einfluss  auf  die  Fassung  des  Spruches  genommen  hat. 

Ist  in  keinem  dieser  Fälle  der  persönlichen  Anwesenheit  des  Kaisers  ge- 
dacht, dieselbe  beim  ersten  höchst  unwahrscheinlich,  so  dürfte  hieher  schliess- 
lich auch  noch  einer  der  seltenen  Fälle  öffentlicher  kaiserlicher  Gerichts- 
sitzungen zu  ziehen  sein.  Domino  F.  —  imperatore  ad  Precinam  solemnem 
cnriam  regente  und  in  Gegenwart  vieler  Grossen  klagt  1232  ein  Sindikus 
der  Stadt  Siena  wegen  Gewalttaten  gegen  Florenz  auf  Schadensersatz  und 
Bestrafung  nach  dem  Gesetze;  weiter  ein  Advokat  des  Fiskus  auf  zehntausend 
Mark  wegen  Ungehorsams  gegen  die  unter  solcher  Strafandrohung  geschehene 
Ladung,  und  auf  hunderttausend  Mark,  weil  Florenz  unter  Androhung  der- 
selben die  Befehdung  von  Siena  untersagt  war.  Die  Ladung  geschah  ex  parte 
d.  imperatoris  durch  einen  nuntius  d.  imperatoris;  der  Kaiser  erscheint 
dann  auch  am  Verfahren  noch  betheiligt,  insofern  er  das  Gerichtszeugniss 
abgibt,  der  Gehorsam  der  einen,  der  Ungehorsam  der  andern  Partei  ex  re- 
memoratione  et  testimonio  donnni  nostri  imperatoris  festgestellt  wird. 
Dann  aber  heisst  es :  Xos  G.  de  Arnesten  imperialis  in  Italia  legatus  et 
magister  P.  de  Vinea  magne  imperialis  eurie  iudex  de  speeiali  mandato 
d.  nostri  imperatoris  curiam  solemniter  fecimus  congregari  de  eotmtibus 
et  baronibus  et  iurisperitis,  qui  in  euria  ipsa  erant,  et  diligenti  cum  eis 
consilio  habito,  pronunptiamus  in  luie.  forma,  dass  nämlich  Florenz  zu  den 
vom  Fiskus  geforderten  Summen  und  zu  sechshunderttausend  Pfund  Schadens- 
ersatz an  Siena  verurtheilt  sei.  Schliesslich  heisst  es  dann  noch,  dass  das 


165.—]  7.  Mittarelli  Ann.  4,  133.  290.  306.  8.  Nach  dem  anscheinend  etwas  ver- 
dorbenen Text  kann  sich  auch  auf  den  Hofvikar  eben  so  wohl  das  nachfolgende  pra*- 
$entia,  als  das  vorhergehende  mandato  beziehen.  Nicht  zu  erklären  weiss  ich  da«  Mandat 
des  Hofkanzlers,  welcher  in  dieser  Zeit  ausser  aller  Beziehung  zur  Reichsgerichtsbarkeit 
zu  stehen  scheint,  wahrend  er,  wie  wir  sehen  werden,  im  eilften  Jahrhunderte  allerdings 
gerade  im  Hofgerichte  eine  hervorragende  Stellung  einnimmt. 
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geschehen  sei  zu  Aprocina  ibidem  d.  noatro  imperatore  presente,  wonach 
wohl  auch  dessen  Anwesenheit  beim  Urtheile  selbst  nicht  zu  bezweifeln  ist. 9 

Nach  diesen,  allerdings  vereinzelten  Zeugnissen,  wird  eine  Art  der  Er- 
ledigung nicht  zu  bezweifeln  sein,  bei  welcher  zwar  der  Kaiser  nicht  persönlich 
urtheilte,  das  von  einem  andern  für  ihn  gesprochene  Urtheil  aber  die  Rechts- 
kraft eines  kaiserlichen  Urtbeils  hatte,  während  das  beim  Urtheile  des  vom 
Kaiser  Delegirten  nicht  der  Fall  war. 

166.  —  Doch  war  eine  Einfluss nähme  des  Kaisers  auf  über- 
wiesene Sachen  nicht  ausgeschlossen.  Nach  den  früheren  uns  erhaltenen 
Kommissionsbriefen  scheint  der  Kaiser  in  denselben  sich  allerdings  auf  die 
Rechtsfrage  gar  nicht  einzulassen,  die  Kommissare  einfach  anzuweisen,  dem 
Rechte  gemäss  zu  entscheiden;  es  heisst  etwa:  mandamua,  quatenua  par- 
tibus  convooatta  audiatia  causam  et  eam  studeatia  mediante  iustitia  fine 
debito  terminare.1  Den  weitern  Inhalt  bildet  dann  die  Ertheilung  der  zur 
Erfüllung  des  Auftrages  nöthigen  Befugnisse,  die  Zeugen  zur  Aussage  zu 
zwingen,  das  Urtheil  auszuführen,  das  Erscheinen  der  Parteien  oder  die  Aus- 
führung des  Urtheils  nöthigeufalls  durch  den  Bann  zu  erzwingen.  Heisst  es 
aber  wohl,  das  Urtheil  sei  gefällt  inspecto  etiam  tenore  litterarum  comia- 
aionia  domini  Imperator ia2,  so  ist  doch  zu  schliessen,  dass  das  Auftrag- 
schreiben auch  Bestimmungen  enthalten  konnte,  welche  massgebend  auf  die 
Erledigung  einwirkten.  Dafür  finden  wir  denn  auch  wohl  bestimmtere  Beispiele. 
Delegirte  Appellationsrichter  sagen  1195,  die  eine  Partei  habe  sich  entfernt, 
quia  noa  tanqttam  auspectoa  recuaaverant ;  aed  quia  in  litteris  comnüaaio- 
nia  d.  imperatoria  continebatur,  qtwd  remota  auspeeti  occuaatione  nihilo- 
minus  procederemue,  hätten  sie  dessungeachtet  das  Urtheil  gesprochen.3 

Insbesondere  scheint  auch  in  den  Fällen,  wo  nur  das  Urtheil  auf  Mandat 
des  Kaisers  gesprochen  wird,  der  Kaiser  bestimmtere  Anweisungen  gegeben 
zu  haben,  welche  beim  Urtheile  zu  beachten  waren.  So  in  dem  besprocheneu 
Falle  von  1210,  wo  zwar  die  Exekution  durch  die  Nichtigkeitsbeschwerde  der 
einen  Partei  nicht  aufgehalten  werden  soll,  ihr  aber  nach  Mandat  des  Kaisers 
weitere  Verfolgung  ihres  Rechtes  vorbehalten  bleibt.4  Eine  vom  Grosshof- 
justitiar an  den  Kaiser  eingesandte  Sache  überwies  dieser  nach  erstattetem 
Vortrag  an  fünf  Richter  eam  aut  per  sententiam  aut  per  anücahilem  com- 
positionem  aut  per  noetram  providentiam  terminandam ;  sie  entscheiden 
demgemäss  nicht  nach  strengem  Recht  durch  Sentenz,  noch  nach  gütlichem 
Uebereinkoininen,  sondern  per  hanc  no8tram  providentiam  nach  Billigkeit, 
weil  sie  sich  überzeugten,  partibus  expedire,  quod  ita  inier  eoa  termina- 
rttur  negotium.5  In  einem  entsprechenden  Falle  befreien  die  beauftragten 
Richter  zwar  im  allgemeinen  den  Kläger  von  gewissen,  vom  Fiskus  bean- 
spruchten Leistungen,  aber  mit  dem  Zusätze :  niei  forte  d.  imperatw  de 


9.  Huillard  4,  415. 

IM.  -  1.  1210.  14.  23:  Beilag«  von  1210  Aug.  Id.  Böhmer  Acta  237.  Huillard 
2,  362.  2.  Beilage  Ton  1193  Marz  12.  tt.  (alogera  N.R.  34  a,  7».  4,  Vgl. 
S  165  n.  7.       5.  HuiUard  2,  382. 
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adintoriis,  sicut  viva  voce  protulil  cor  am  nobis,  mandaret  certum  quid 
cKvigi,  wo  es  sich  also  am  eine  mündliche  Weisung  handelt 6 

Auch  eine  spätere  Einflussnabme  des  Kaisers  mochte  bei  Kommissionen 
wohl  sogleich  vorbehalten  sein.  Ein  Streit  zwischen  Bergamo  und  Brescia 
wird  1191  je  zwei  Bürgern  der  Städte  vom  Kaiser  so  komraittirt,  quod  tri 
amicabiliter  vel  per  sententiam  predictam  discordiam  non  terminaverint, 
ad  dominum  imperato-rem  refferant.7  Doch  mochte  sich  der  Kaiser  auch 
ohne  solche  ausdrückliche  Vorbehalte  immer  zu  späterm  Eingreifen  befugt 
halten;  1192  schreibt  er  drei  Delegirten,  dass  er  ihnen  die  Entscheidung  eines 
Streites  zwischen  ihm  selbst  und  Crema  früher  überwiesen  habe;  nolentes 
autem,  ut  in  absentia  nostra  iam  dicta  causa  tractetur,  robis  mandamus 
et  omnino  precipimus,  ne  ulterius  in  ea  procedatis,  et  quicquid  interim 
actum  ftter it,  auctoritate  imperiali  cassamus.6  Im  Hofgerichte  wurde  1184 
eine  Klage  der  Töchter  Alberte  von  Este  gegen  ihren  Oheim  Obizo  verhandelt; 
während  der  Verhandlung  heisstes:  Et  imperator  misit  ibi  ad  illos  iudices, 
ttt  non  deberent  cognoscei'e  plus  de  feudis,  que  marchiones  tenuerunt  a 
ducibus,  quia  dicebat,  quod  erat  ratio  marchionis  Obizonis.9 

167.  —  Vielleicht  mochte  auch  schon  in  früherer  Zeit  zuweilen  das 
Auftragsschreiben  eine  bedingte  Entscheidung  des  Kaisers  ent- 
halten ;  doch  ist  mir  ein  bestimmtes  Zeugniss  dafiir  aus  der  Zeit  vor  K.  Fried- 
rich II  nicht  bekannt  geworden.  Unter  diesem  wird  das  nun  aber  die  bei  weitem 
gewohnlichste  Weise  der  Erledigung,  wobei  sichtlich  die  Formen  des  römischen 
Reskriptprozesses  zum  Vorbilde  gedient  haben.  Die  Behandlung  ist  bei  sizi- 
lischen  und  italienischen  Angelegenheiten  durchaus  dieselbe.  Die  Erledigung 
erfolgt  allerdings,  so  weit  ich  sehe,  nie  durch  ein  Reskript  an  die  supplizirende 
Partei,  sondern  durch  ein  Mandat  an  den  delegirten  oder,  was  jetzt  häufiger 
wird,  den  ordentlichen  Richter. 1  Der  Kaiser  theilt  ihm  den  Inhalt  der  Klage 
mit,  beauftragt  ihn  dann  aber  nicht  im  allgemeinen,  nach  dem  Rechte  zu  ent- 
scheiden, sondern  die  Wahrheit  der  Angabe  des  Klägers  zu  untersuchen;  fiir 
den  Fall  der  Wahrheit  entscheidet  er  selbst,  dass  dem  Verlangen  des  Klägers 
in  dieser  oder  jener  Weise  zu  genügen  sei,  den  Richter  anweisend,  sich  daran 
zu  halten,  damit  er  nicht  nochmals  durch  eine  begründete  Beschwerde  in  dieser 
Sache  behelligt  werde.  So  zeigt  der  Kaiser  1223  dem  Bischöfe  von  MüVto  an, 
Genannte  hätten  ihm  geklagt,  sie  hätten  früher  aus  Noth  einem  Abte  Be- 
sitzungen verkauft,  in  quarum  venditione  ultra  dimidium  iusti  pretii  asse- 
ruei*unt  sc  fuisse  deeeptos ;  cum  ipitur  deeeptis  et  non  deeipienttbus  iura 
suhveniant,  fidelitati  tue  preeipiendo  mandamus,  quatenus  inquiras  super 
hoc  diligenter  veritatem,  et  si  constitcrit  ita  esse,  cogas  sicut  inst  um  fitei'it 
ettndem  abbatem,  ut  vel  iusti  pretii  suppleat  quantitatem,  in  qua  vendi- 

166.  J  «.  Huillard  2,  433.  7.  Arch.  storico  N.S.  3  b,  19.  8.  Toeche  Heinr.  VI.  622. 
9.  \ntich.  Est.  I.  361. 

167.  —  1.  Den  Ausdruck  re$cribtre  finde  ich  erat  gebraucht  in  einem,  »ich  sonst 
noch  genau  au  die  unter  Friedrich  II  gebrauchliche  Forin  anschliessenden  Mandate  des 
ReichüTikar  Rudolf  1281  ;  da*  Mandat  solle  so  ausgeführt  werden,  qttod  not  »oh  oj^tltat 
rt/eribfre  üerato  Böhmer  Acta  704. 
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tionis  tempore  fuerint  dreevti,  vet  reeepto  pretio,  quod  pro  eisdem  per- 
solrit,  ciiieam,  domuw  et  terms  eis  restituat  supradictas,  nt  super  hoe 
de  eetero  ad  nos  iusta  querimonia  non  recurrat;  wobei  es  auffallen  kann, 
dass  der  Richter,  trutz  der  Aufforderung  der  Kläger,  iiuvta  formam  impe- 
riale mamlati  nobis  commissam  vorzugehen,  sich  auf  die  Frage,  ob  wirklich 
eine  Laesio  enormis  vorlag,  gar  nicht  einläset  und  fu>  den  Abt  entscheidet, 
weil  der  Verkauf  in  so  bindender  Form  geschehen  sei,  dass  die  Kläger  ihn 
nie  mehr  anfechten  könnten ;  wovon  dann  allerdings  ad  impci'atoris  audien- 
tiam  appellirt  wird.2  In  ähnlicher  Form  sind  alle  bezüglichen  Mandate  gefasst; 
wie  das  römische  Recht  für  die  entsprechenden  kaiserlichen  Reskripte  die 
Klausel:  si  preees  reriiaie  nitantur,  verlangt3,  so  fehlt  auch  hier  nie  eine 
entsprechende  Formel ;  es  heisst,  si  est  ita  oder  si  rem  inveneris  ita  esse,  si 
jrremissa  veritate  nitantur,  si  premissis  veritas  sufragatur,  si  tibi  eon- 
stiterit  de  premissis. 4  War,  wie  das  mehrfach  der  Fall  war,  die  Klage  gegen 
den  ordentlichen  Richter,  einen  Reichsl .teamten  oder  die  »Stadtbehörde,  ge- 
richtet, so  erging  das  kaiserliche  Mandat  dennoch  an  ihn  selbst. 5  Zur  Siche- 
rung gegen  Ungehorsam  mochten  dann  wohl  noch  weitere  Massregeln  ergriffen 
werden;  1247  befiehlt  der  Kaiser  zunächst  der  Stadt  Pavia,  einer  gegen  sie 
gerichteten  Klage  des  Abtes  von  S.  Salvator,  si  est  ita,  in  angegebener  Weise 
abzuhelfen,  theilt  das  aber  gleichzeitig  dem  Reichsvikar  von  Pavia  aufwärts 
mit,  ihm  befehlend,  si  premissa  iiuvta  mandatttm  nostrum  adimplere  ne- 
f/l\rerint,  sie  dazu  zu  verhalten.6  Nur  in  einem  Falle  finde  ich,  dass  das 
Mandat  auch  im  Falle  der  sich  herausstellenden  Wahrheit  nicht  unbedingt 
gefasst  ist  ;  1245  befiehlt  der  Kaiser  in  der  gewöhnlichen  Form  dem  Reichs- 
vikar  von  Tuszien,  einer  gegen  ihn  gerichteten  Klage,  si  est  ita,  gerecht  zu 
werden,  aber  mit  dem  Zusätze :  nisi  aliqttam  causam  habeas  e.rpositionis 
superius  non  e.vpressam,  quare  presens  numdatum  nostrum  exequi  non 
debeas ;  quam  curie  nostre  seribas. 7 

168.  —  Sehr  häufig  finden  sich  weiter  kaiserliche  Bestätigungen 
der  Urtheile  anderer  Richter,  welche  nicht  veranlasst  sind  durch 
Berufung  gegen  das  Urtheil  als  ein  ungerechtes,  sundern  durch  eine  Supplik 
der  obsiegenden  Partei.  Der  Kaiser  erklärt  etwa,  sententiam,  tanquam  iusfe 
et  rutionabiliter  latam,  ratam  haiwmus  et  conßrmamus.  In  einem  der 
frühesten  Fälle  gewinnt  die  Bestätigung  den  Charakter  einer  nochmaligen 
selbstständigen,  nach  vorhergehender  Prüfung  ergangenen  gleichlautenden  Ent- 
scheidung; 1186  bestätigt  K.  Heinrich  einen  Spruch  der  Konsuln  von  Pavia, 
weil  derselbe  nach  einem  Privileg  seines  Vaters,  wie  nach  den  Aussagen  der 
Zeugen  ein  gerechter  sei. 1  Auch  später  wird  eine  vorhergehende  Prüfung  wohl 

2.  Huillard  2,  374.  8.  L.  7.  pr.  Cod.  1,  23.  4.  Huillard  2,  518.  520.  5,  165.  1119. 
C.  77.  78.  155.  419.  Böhmer  Acta  239.  273.  275.  Auch  in  Straffallen  ergehen  Mandate 
mit  solcher  Klausel:  Huillard  4.  241.  5.  So  Huillard  6.  77.  6.  Huillard  6,  920.  Aehn- 
lieh  1230  bei  einein  Exekutionsmandat,  bei  welchem  zunächst  das  Kapitel  Ton  Lucca 
als  Oerichtsherr  beauftragt,  aber  bemerkt  wird,  dass  gleichzeitig  der  Podesta  angewiesen 
sei.  i»  H'ffcfu  wttro  für  Ausführung  zu  s>rgen.  Huillard  3,  IH9.  7,  Böhmer  Acta  274. 
168.  -  1.  Böhmer  Acta  157. 

20* 


Digitized  by  Google 


308  Der  König. 

erwähnt  ;  so  wenn  K.  Friedrich  II  eine  Sentenz  bestätigt,  quam  per  iudices 
magne  curie  nostre  diligentia  inspectam  accepimus  iuste  latam,  oder  Iia- 
bita  diligenti  proviaione  cum  iudicibus  nostris.2  Doch  finde  ich  kein  Bei- 
spiel, dass  die  Bestätigung  eine  irgendwie  bedingte,  etwa  die  Exekution  ein- 
zelner Bestimmungen  bis  auf  weiteres  suspendirende  gewesen  sei,  wie  das  bei 
Bestätigung  der  im  deutschen  Hofgerichte  gefundenen  Urtheile  wenigstens  ver- 
einzelt wohl  vorkommt. 3 

Es  dürfte  sich  bei  diesen  Bestätigungen  um  einen  in  staufischer  Zeit  auf- 
gekommenen Brauch  handeln.  Von  Friedrich  I  ist  mir  kein  sicheres  Beispiel 
bekannt,  dass  er  ohne  durch  eine  Appellation  dazu  veranlasst  zu  sein,  ein 
richterliches  Urtheil  einfach  bestätigt  hätte. 4  Dagegen  beginnt  K.  Heinrich  VI 
sogleich  mit  solchen  Bestätigungen,  sobald  er  die  Verwaltung  Italiens  über- 
nimmt5; von  da  ab  finden  sie  sich  dann  sehr  häufig.  Dass  der  Umstand,  dass 
in  Deutschland  die  im  Hofgerichte  gefundenen  Urtheile  einer  Bestätigung  des 
Kaisers  als  Vorsitzenden  Richters  bedurften,  auf  das  Aufkommen  des  Brauches 
in  Italien  eingewirkt  habe,  ist  kaum  sehr  wahrscheinlich;  das  Verfahren  war 
ein  durchaus  verschiedenes,  als  nothweudig  ist  die  Bestätigung  auch  später  in 
Italien  nickt  nachzuweisen  und  sie  steht  mit  der  Reichsgerichtsbarkeit  insofern 
in  keinem  nähern  Zusammenhange,  als  der  Kaiser  nicht  blos  Sprüche  seines 
Hofgerichtes  oder  von  ihm  delegirter  Richter,  sondern  auch  städtischer  Kon- 
suln und  anderer  ordentlicher  Richter  bestätigt. 

Bei  der  Bitte  um  solche  Bestätigungen  hatte  man  wohl  in  erster  Reihe 
denselben  Zweck  im  Auge,  wie  in  früherer  Zeit  bei  der  Bitte  um  Verhängung 
des  Königsbannes.  Nicht  die  Rechtskräftigkeit  des  Urtheils  war  davon  ab- 
hängig; aber  man  erstrebte  eine  grössere  Bürgschaft  für  die  Achtung  desselben 
durch  Androhung  einer  Strafe  für  jeden  Verletzer.  Dafür  war  man  seit 
dem  Aufhören  des  altern  Königsbannes  auf  den  Kaiser  angewiesen.6  Die  Be- 
stätigung ist  durchweg  in  den  Formen  feierlicher  Diplome  gefasst;  wie  sonst, 
folgt  daher  ein  Befehl  des  Königs,  dass  niemand  dagegen  handeln  solle,  und 
weiter  die  gewölinliche  Strafiindrohung,  dass  der  Verletzer  der  Ungnade  des 
Königs  verfallen  und  eine  angegebene  Geldstrafe  zu  zahlen  habe.  Eine  solche 
Strafdrohung  fehlt  nur  in  sizilischen  Bestätigungen7,  während  sie  sich  in  den 
Italien  betreffenden  immer  findet,  so  dass  hier  darin  ein  ganz  ausreichender 
Grund  für  die  Nachsuchung  gefunden  werden  kann,  wenn  der  Bestätigung 
auch  ein  weiterer  Werth  nicht  zukam. 

169.  —  Andererseits  scheint  man  aber  doch  der  kaiserlichen  Bestätigung 
noch  einen  besondern  Werth  für  das  weitere  Verfahren  beigelegt  zu 


168.  -]  2.  Böhmer  Act»  259.  Huillard  2,  640;  tgl.  2,  276,  wo  es  sich  aber  nicht  nm  ein- 
fädle Betätigung  handelt.  8.  1225 :  Huillard  2,  488.  4.  Es  liegt  mir  nur  der  Auszug 
einer  ungedruckten  Urkunde  Ton  1173  ror,  wodurch  der  Kaiser  eine  neuere,  in  Sachen  des 
Kapitels  Ton  Vicenza  gegebene  Sentenz  kassirt,  dagegen  eine  frühere  ron  ihm  bestätigte 
Sentenz  nochmals  bestätigt.  Doch  wird  sich  ohne  Kenntnis*  des  Wortlautes  kaum  ent- 
scheiden lassen,  ob  es  sich  dabei  um  eine  nicht  durch  Appellation  herrorgerufeue  Bestäti- 
gung handelt.  5.  1186.  87:  U  Farina  4,  180.  Bühmer  Acta  157.  Mou.  patr.  th.  1,  954. 
C.  Vgl.  §  41  D.  12.       7.  Huillard  2,  431.  4,  534. 
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zu  haben.  Worin  dieser  aber  zu  suchen  sei,  tritt  wenigstens  in  den  früheren 
Fällen  nicht  mit  genügender  Sicherheit  hervor;  und  der  Fälle,  wo  wir  das 
Eingreifen  einer  solchen  Konfirmation  in  den  Prozess  nachweisen  können,  sind 
zu  wenige,  um  darauf  ein  sicheres  Urtheil  gründen  zu  können. 

Nach  einem  schon  besprochenen  Falle  von  1 1 96  könnte  es  allerdings 
scheinen,  als  seien  durch  die  Bestätigung  Appellation  und  Supplikation  abge- 
schnitten worden. 1  Ist  aber  unsere  Auffassung  des  Falles  richtig,  so  würde 
für  die  Beseitigung  weiterer  Rechtsmittel  da  nicht  gerade  die  Konfirmation 
das  massgebende  sein  müssen,  sondern  der  Umstand,  dass  das  auf  Mandat 
des  Kaisers  gesprochene  Urtheil  die  Kraft  eines  vom  Kaiser  selbst  gespro- 
chenen hatte.  Es  ist  möglich,  dass  in  solchen  Fällen  überhaupt  eine  kaiser- 
liche Bestätigung  nöthig  war,  um  dem  Urtheile  die  Kraft  eines  von  ihm  selbst 
gesprochenen  zu  geben,  was  sich  nach  den  wenigen  betreffenden  Fällen  kaum 
wird  entscheiden  lassen.  Für  die  Rechtswirkung  einer  Bestätigung  überhaupt 
wird  dieser  Fall  nicht  massgebend  sein  dürfen. 

Bei  einem  andern  Falle  von  1190  scheint  sich  vielmehr  zu  ergeben,  dass 
die  kaiserliche  Bestätigung  zwar  beachtet,  auch  thatsächlich  nicht  gegen  sie 
entschieden  wird,  der  Gebrauch  weiterer  Rechtsmittel  durch  dieselbe  aber  in 
keiner  Weise  beschränkt  erscheint.  Einem  Vasallen  des  Kapitels  von  Treviso 
wird  im  Genossengericht  ein  Lehen  abgesprochen.  Dann  erfolgt  ein  Urtheil 
des  Grafen  von  Treviso  zu  Gunsten  des  Vasallen,  gegen  welches  vom  Kapitel 
an  König  Heinrich  appellirt  wird.  Dieser  kommittirt  die  Sache  dem  Bischöfe 
von  Feltre,  welcher  auf  bene  appellatum  erkennt.  Dieses  Urtheil  muss  vom 
Könige  bestätigt  und  dennoch  von  demselben  appellirt  worden  sein.  Denn  die 
Sache  kommt  nun  an  die  ständigen  estensischen  Appellationsrichter  des  Bis- 
thums Treviso,  welche  viaia  et  auditia  rationibua —  utritiaque  portia  et 
dilifjenter  inapectia  viaoque  inatrumento  aeu  privilegio  conßrtnationia  eiua- 
tlem  aententte  domini  noatri  Henrici  hnperatoria  den  Spruch  des  Bischofs 
bestätigen  und  die  Appellation  verwerfen ;  wird  auch  bei  dem  Appellations- 
urtheile  Gewicht  auf  die  Bestätigung  gelegt,  so  erscheint  doch  die  Zulässigkeit 
der  Appellation  selbst  nicht  dadurch  ausgeschlossen.  Schliesslich  kommt  die 
Sache  dann  noch  vor  den  Podesta  von  Treviso,  bei  welchem  auf  Ausführung 
geklagt  sein  wird;  viaia  rationibua  — ,  riaia  aententiia  et  confimmtione  d. 
11.  hnperatoria  kondemnirt  er  den  Vasallen  zur  Herausgabe  des  Lehen  an 
den  Massar  des  Kapitels,  aber  preatita  aecuritatc  a  maaaario  —  quod  ai 
aententia  fnerit  retraetata  per  aupplicationein,  quod  reatituat  rem  cum 
legitimi*  augmentia.2  Wird  hier  wieder  die  Konfirmation  ausdrücklich  be- 
tont, so  tritt  um  so  bestimmter  hervor,  dass  man  dieselbe  nicht  als  Hinderniss 
für  die  Ergreifung  irgendwelchen  weitem  Rechtsmittels  !>etrachtet,  da  auch 
hier  noch  auf  etwaige  Supplikation  Rücksicht  genommen  wird. 

Dem  entspricht  ein  schon  besprochener  Fall3,  bei  welchem  der  Kaiser 
1 1 93  zu  Gunsten  von  Treviso  einen  Schiedsspruch  kassirt ;  es  heisst  dabei 


169.  —  1.  Vgl.  $  165  n.  5.       2.  Calogera  N.R.  34  a,  65-76.  Dem  dürfte  sich  der 
S  168  n.  4  erwähnte  Fall  anschliessen,  wenn  er  überhaupt  hieher  gehört.   8.  Vgl.$  151  n.  5. 
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non  obstante  knie  nostre  infirmatione  aliqua  constitutione  vel  lege  et  non 
obstantibus  aliquibus  litteris  conßrmationis  ab  ad  versa  parte  impetratis, 
wonach  nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  der  kassirte  Spruch  vorher  vom  Kaiser 
bestätigt  worden  war,  jedenfalls  ausgesprochen  ist,  dass  die  etwaige  Konfir- 
mation einer  spätem  Kassation  nicht  im  Wege  stehen  würde;  und  bewegen 
wir  uns  dabei  auch  auf  dem  Gebiete  kaiserlicher  Unumschränktheit,  so  ist 
diese  doch  eben  immer  in  Anschlag  zu  bringen ;  konnte  man  sich  auch  gegen 
einen  vom  Kaiser  ausdrücklich  bestätigten  Spruch  noch  mit  Erfolg  an  den 
Kaiser  wenden,  so  fehlte  der  Bestätigung  überhaupt  eine  endgültige  Bedeutung. 

Eine  andere  Auffassung  zeigt  sich  in  einem  Falle  1211;  es  scheint  die 
endgültige  Bedeutung  einer  kaiserlichen  Bestätigung  überhaupt  anerkannt  zu 
werden;  aber  im  Einzelfalle  wird  gegen  sie  geltend  gemacht,  dass  sie  er- 
schlichen und  demnach  ungültig  sei.  Die  Stadt  Asti  wurde  von  einem  Appel- 
lationsrichter verurtheilt  und  dessen  Urtheil  vom  Kaiser  bestätigt.  Sie  wendet 
sich  an  den  Kaiser,  der  die  Sache  dem  Hofvikar,  und  dieser  wieder  zwei  Hof- 
richtern kommittirt.  Vor  diesen  wird  zunächst  Nullität  des  Unheils  geltend 
gemacht,  wegen  mangelnder  Litiskontestation ,  nicht  gehöriger  Ladung  und 
weil  beim  Mangel  eines  vorhergehenden  Urtheils  nicht  in  der  Appellations- 
instanz hätte  erkannt  werden  können;  weiter  aber,  falls  das  Urtheil  nicht 
nichtig  sei,  sei  es  ungerecht  und  in  gehöriger  Weise  davon  appellirt;  was  aber 
die  Bestätigung  betrifft,  so  wird  behauptet,  quod  ilhi  confirmatio  non  valebat 
nee  tenebat  et  facta  erat  per  obreptionem,  cum  dixisset  nomine  praedicti 
communis,  quod  praedicta  sententia  eel  sententie  nulla  vel  nulle  e-rant,  et 
si  aliqua  vel  alique  erant,  quod  ab  ea  vel  ab  eis  praedictum  commune 
appellaverat.  Das  Urtheil  wird  daim,  zwar  ohne  Erwähnung  der  Konfirma- 
tion, übrigens  aber  ganz  übereinstimmend  gegeben;  es  wird  zunächst  die 
Nichtigkeit  ausgesprochen,  eventuell  das  Urtheil  für  ungerecht  und  die  Appel- 
lation für  gegründet  erklärt4  Das  hat  dann  der  Kaiser  bestätigt,  indem  er 
zugleich  die  frühere  Sentenz  für  ungültig  erklärt,  gleichfalls  ohne  die  Bestä- 
tigung derselben  zu  erwähnen.5  Es  würde  sich  daraus  ergeben,  dass  der 
Kaiser  überhaupt  nur  ein  rechtskräftiges  Urtheil  bestätigen  soll,  dass  die  Be- 
stätigung sonst  als  erschlichen  zu  betrachten  ist  und  weder  die  Nichtigkeits- 
beschwerde, noch  die  Durchführung  der  gehörig  erhobenen  Berufung  aus- 
schliesst. 

Damit  stimmen  spätere  Zeugnisse ;  es  ist  nie,  so  weit  sich  das  ersehen 
lässt,  von  der  Bestätigung  eines  Urtheils  die  Rede,  gegen  welches  ein  ordent- 
liches Rechtsmittel  noch  zulässig  war;  dagegen  wohl  ausdrücklich  auf  das 
Gegentheil  hingewiesen.  Die  Bitte  um  Bestätigung  einer  Sentenz  1235  stützt 
sich  ausdrücklich  darauf,  dass  von  derselben  nicht  appellirt  sei:  Xos  autem 
ipsius  supplicationibus  inclinati,  sententiam  ipsam,  sieut — fuisse  nos- 
citur  iuste  latam  nec  lecjitima  appellatione  suspensam,  perpetuo  duximus 
conßrmandam.6  Der  Kaiser  schreibt  1249,  dass  von  einem  Spruche  seiner 
Hofrichter  ad  nostram  audientiam  appellirt,  die  Appellation  aber  während 


189.-]  4.  Beilage  ron  121 1  Jan.  10.       5.  Böhmer  Act»  228.       6.  UuiUard  4,  534. 
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der  gesetzlichen  Frist  nicht  verfolgt  sei,  propt-er  qiwd  Iota  nutnet  sententia 
lata  per  hulices  supraseripios,  deren  Ausführung  dann  befohlen  wird. 7 

Die  erwirkte  kaiserliche  Konfirmation  greift  demnach  keineswegs  äudernd 
in  den  regelmässigen  Gang  des  Prozesses  ein ;  das  Urtheil  wird  nicht  durch  sie 
rechtskräftig,  sondern  sie  bestätigt  nur,  dass  ein  gültiges,  durch  ordentliche 
Rechtsmittel  nicht  mehr  anfechtbares,  demnach  rechtskräftiges  Urtheil  vor- 
liegt; sie  schneidet  nicht  die  gesetzlich  noch  zulässige  Berufung  an  den  Kaiser 
ab,  sondern  stellt  fest,  dass  eine  solche  gesetzlich  nicht  mehr  zulä&sig  ist.  Ihr 
prozessualischer  Werth  ist  demnach  nur  darin  zu  suchen,  dass  sie  zur  Be- 
gründung einer  Actio  iudicati  dienen,  auf  Grundlage  derselbeu  Exekution  des 
Urtheils  verlangt  werden  konnte. 

Die  Bestätigung  erscheint  denn  auch  mehrfach  in  engster  Verbindung 
mit  kaiserlichen  Exekutionsmandaten.  Wandte  man  sich  mit  einer 
Klage  auf  Exekution  an  den  Kaiser,  so  war  natürlich  die  Rechtskräftigkeit 
des  Urtheils  zu  erweisen ;  darauf  mag  es  auch  zu  beschränken  sein,  wenn  zu- 
weilen später  von  einer  der  Bestätigung  vorhergegangenen  Prüfung  die  Rede 
ist.8  Die  Erledigung  scheint  dann  in  der  Form  erfolgt  zu  sein,  dass  der  Kaiser 
zunächst  auf  Bitte  des  Klägers  in  besonderer  Urkunde  die  Sentenz  bestätigt, 
weiter  aber  dem  ordentlichen  Richter  oder  einer  andern  Person  meldet,  dass 
er  die  .Sentenz  bestätigt  habe,  und  ihr  daraufhin  befiehlt,  diligenter  inspevto 
teno-re  predkte  aententie,  dieselbe  auszuführen.  In  einem  Falle  1220  liegen 
uns  beide  Urkunden,  Konfirmation  und  Exekutionsmandat  vor9;  in  einem 
Exekutionsmandate  an  die  Stadt  Bologna  wird  die  Bestätigung  erwähnt,  akut 
in  aeripto  confirnuitionia  noatre,  quod  eidein  iudeo  indulsimus,  poteritia 
pletuus  cognoacere  et  videre. 1 0  Wird  in  andern  Exekutionsmandaten  eine 
ausdrückliche  Kontirmationsurkunde  nicht  erwähnt,  so  ergibt  sich  die  Bestä- 
tigung wenigstens  aus  der  Formel,  dass  die  Sentenz,  prout  iuate  lata  fuitf 
auszuführen  sei11  oder  es  wird  wohl  bestimmter  angegeben,  wesshalb  das 
Urtheil  nun  rechtskräftig  sei.12 

Nach  allem  wird  etwa  anzunehmen  sein,  dass  als  die  kaiserlichen  Be- 
stätigungsbriefe üblich  wurden,  man  dabei  wohl  in  erster  Reihe  die  Strafan- 
drohung im  Auge  hatte,  es  aber  zugleich  versuchte,  dieselben  im  Prozesse 
insbesondere  etwa  gegen  die  Statthaftigkeit  weiterer  Berufung  geltend  zu 
machen,  während  doch,  wie  der  Fall  von  1211  nahe  legt,  wohl  kaum  genügend 
.Sorge  getragen  war,  dass  nur  wirklich  rechtskräftige  Urtheile  bestätigt  worden. 
Noch  näher  konnte  das  liegen,  wenn  häufiger,  wie  wir  das  in  einem  der  frühe- 
sten Fälle  fanden13,  die  Bestätigung  in  einer  Weise  gefasst  war,  welche  sie 
zugleich  als  selbstständige  persönliche  Entscheidung  des  Kaisers  erscheinen 
lassen  konnte,  die  an  und  für  sich  eine  Berufung  nicht  zuliess.  Hatte  der 
Richter  danach  ein  dem  ordentlichen  Prozess  fremdes  Moment  zu  beachten,  so 
ist  es  erklärlich,  wenn  die  frühem  Fälle  bezüglich  der  der  Konfirmation  bei- 
zulegenden Wirkung  nicht  übereinzustimmen  scheinen.  Später  hat  sie  einfach 


7.  Böhmer  Acta  277.  8.  Vgl.  §  168  n.  2.  ».  Huillard  1.  775  776.  10.  Huillard 
2,  640.       11.  Huillard  3,  199.  6,  453.       12.  Vgl.  oben  n.  7.       13.  Vgl  §  168  n.  1. 
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den  Werth  einer  Anerkennung  des  ohnehin  rechtskräftigen  Unheils  durch  den 
Kaiser,  auf  deren  Grund  insbesondere  auch  ein  kaiserliches  Exekutionsmandat 
gefordert  werden  konnte,  während  sie  ausserdem  die  Einhaltung  des  Urtheils 
durch  ausserordentliche  Strafandrohungen  sicherte. 

XV.  DER  PFALZGRAF. 

170.  —  Der  regelmässige  Stellvertreter  des  Königs  im  Hofgerichte  ist 
im  neunten  und  zehnten  Jahrhunderte  der  Pfalzgraf,  der  Cornea  palatii 
oder  Cornea  socri  palatii. 

Der  longobardischen  Verfassung  ist  der  Pfalzgraf  fremd;  es  ist 
nicht  unwahrscheinlich,  dass  der  Majordomus,  welcher  ja  einst  auch  bei  den 
Franken  statt  des  Königs  zu  Gerichte  sass,  eine  entsprechende  Stellung  ein- 
nahm ;  doch  wird  schwer  zu  entscheiden  sein,  ob  er  in  den  Fällen,  wo  er  statt 
des  Königs  vorzusitzen  scheint,  kraft  seines  Amtes  oder  nur  in  Folge  eines 
besondern  königlichen  Auftrags  Mir  den  Einzelfall  thätig  ist 1 

Das  Amt  wird  demnach  aus  der  fränkischen  Verfassung  übernommen 
sein.  Aber  die  Dürftigkeit  der  Zeugnisse,  dann  der  Umstand,  dass  nicht  jeder 
in  Italien  auftretende  Pfalzgraf  auch  Pfalzgraf  fiir  Italien  sein  muss,  da  ja 
Pfalzgrafen  aus  andern  Reichstheilen  dort  als  Königsboten  verwandt  werden 
konnten2,  lässt  eine  sichere  Beantwortung  der  Frage,  seit  wann  es  eigene 
Pfalzgrafen  für  Italien  gab  und  ob  das  Amt  desselben  zu  Anfang  des 
neunten  Jahrhunderts  schon  ein  ständiges  war  oder  nur  zeitweise  besetzt 
wurde,  kaum  zu.  Nach  den  fränkischen  Einrichtungen  scheint  der  königliche 
Hof  auch  einen  Pfalzgrafen  zu  erfordern ;  und  es  dürfte  die  Wahrscheinlich- 
keit dafür  sein,  dass,  soweit  es  eine  besondere  königliche  Hofhaltung  in  Italien 
gab,  dort  auch  ein  eigener  Pfalzgraf  bestellt  war. 

Das  bestätigt  sich  dadurch,  dass  wir  gleich  bei  K.  Pipin  einen  Pfalz- 
grafen nachweisen  können  und  zwar  nicht  in  ausserordentlicher  Verwendung, 
sondern -als  Vorsitzenden  des  Hofgerichtes;  in  Anwesenheit  des  Königs  sitzt 
Pfalzgraf  Bebroard  oder  Hebroard  800  zu  Spoleto  zu  Gerichte. 3  Ist  danach 
kaum  zu  bezweifeln,  dass  er  Pfalzgraf  für  Italien  war,  so  ist  dasselbe  anzu- 
nehmen für  den  zur  Zeit  K.  Bernards  814  genannten  Pfalzgrafen  Suppo,  da 
er  derselbe  zu  sein  scheint,  welcher  früher  Graf  von  Brescia  war,  822  Herzog 
von  Spoleto  wurde  und  824  starb.4  Bei  dem  Pfalzgrafen  Adalhard,  der 
823  vom  Kaiser  nach  Italien  geschickt  wurde  und  dort  als  Comes  palatii  und 
Missus  zu  Gerichte  sass5,  kann  es  zweifelhafter  erscheinen,  ob  seine  Würde 
sich  von  vornherein  auf  Italien  bezog;  er  wurde  824  Nachfolger  des  Suppo  im 


176.  —  1.  Vgl.  Schupfer  256.  2.  Dahin  gehört  unter  K.  Pippin  der  Pfaligraf 
Echerigus.  der  mit  andern  Missus  in  Italien  war.  Antiq.  It.  5.  953.  Vgl.  Pernioe  28.  Ein 
Verzeichnis«  der  unter  den  ersten  Karolingern  überhaupt  Torkommenden  Pfalzgrafen  bei 
Sickel  Acta  I.  361.  8.  Galletti  Gabio  60;  dieselbe  Gerichtssitzung  wird  erwähnt  Script, 
It.  2  b,  357,  wo  es  Hebroardu»,  dort  aber  wiederholt  Bebroardus  hebst.  4*  Script.  It.  2  b, 
361.  Vgl.  Antiq.  It  1.  355.  5.  Einhard*  Ann.  ad  a.  823.  Vita  HludoT.  36.  Tiraboschi 
Non.  2,  41. 
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Herzogthuine  Spoleto  und  starb  in  demselben  Jahre.  Auch  827  finden  wir 
einen  Pfalzgrafen  Adalgis  als  Missus  des  Kaisers.6  Da  seit  822  Lothar 
König  von  Italien  war,  so  ist  es  doch  am  wahrscheinlichsten,  dass  beide  aus- 
drücklich als  Pfalzgrafen  ftir  Italien  bestellt  und  wohl  eben  dieser  Stellung 
wegen  in  Abwesenheit  des  Königs  mit  der  Verwaltung  des  Landes  betraut 
wurden. 

Wird  835  Maurin us  vom  K.  Lothar  als  Cotnes  palatii  nostri  be- 
zeichnet7, so  haben  wir  damit  ein  ausdrückliches  Zeugniss  für  einen  besondern 
Pfalzgrafen  für  Italien;  und  bei  allen  späteren  Erwähnungen  ist  diese  .Stellung 
nicht  mehr  zu  bezweifeln.  Maurinus  ist  noch  840  im  Amte8;  dann  852.  53. 
60  Hucpald.9  Ihm  mag  ein  Johann  gefolgt  sein,  da  878  der  Sohn  eines 
Pfalzgrafen  dieses  Namens  erwähnt  wird.10  Der  Pfalzgraf  Boderad  wird 
869  und  874  genannt,  unterschreibt  876  das  Wahldekret  K.  Karls  und  kommt 
noch  879.  880  vor."  Unter  Wido  war  891.  92  Pfalzgraf  Main f red,  Graf 
von  Mailand12,  der  in  nicht  näher  angegebener  Zeit  das  Amt  auch  bei  K.  Ar- 
nulf versah13;  unter  Lambert  895.  96.  97  Amedeus. 14  Dann  wird  Sig- 
frid, schon  früher  Graf  von  Piacenza15,  901  bis  904  häufig  bei  K.  Ludwig, 
aber  auch  bei  K.  Berengar  als  Pfalzgraf  und  Graf  von  Piacenza  und  Mailand 
erwähnt. 16  Nach  grösserer  Lücke  folgen  917.  20  Markgraf  Ode Ir ich17, 
nach  Liutprand  ein  Schwabe18;  926.  27  Giselbert  I,  Graf  von  Bergamo19, 
der  bald  darauf  als  verstorben  erwähnt  wird20;  935  Sarilo21,  ein  Burgunder, 
der  940  Markgraf  von  Camerino  wird  und  beim  Könige  in  Ungnade  fallt22; 
941.  42  Hubert23,  natürlicher  Sohn  K.  Hugo's,  zugleich  Markgraf  von 
Tuszien;  945  und  wohl  noch  954  Lan frank  I24,  Sohn  Giselberts  I,  ge- 
storben vor  959. 2 5 

Unter  K.  Otto  I  erscheint  dann  sehr  häufig  962.  64.  67.  70.  72  als 


«.  Tiraboschi  Non.  2,  46.  7.  Antiq.  It.  2,  62.  Er  war  nicht,  wie  Muratori  Antiq.  lt.  1,  356 
annimmt,  derselbe  mit  dem  frühem  Grafen  Mauringus  Ton  Brescia,  da  dieser  nach  Einhard 
ad  a.  824  als  designirter  Herzog  von  Spoleto  starb.  8*  Mem.  di  Lucca  ob,  337.  9.  Antiq. 
iL  2,  954.  üghelli  3,  26.  Script.  It  2  b,  928.  Ingelrada  JUia  Apuldi  com.  wird  896 
erwähnt.  Faatuzzi  1,  96.  Manche  nähere  Angaben  über  diese  und  die  folgenden  Pfalzgrafen 
rinden  sieh  noch  Antiq.  It.  1.  356,  aufweiche  ich  im  allgemeinen  verweise.  10.  Robolini 
2.  38.  Dagegen  bestätigt  sieb  die  Verrouthung  Muratori's,  dass  in  der  Ton  ihm  Antiq.  lt. 
1.  495  mitgetheilten  Urk.  von  865  Iohanntt  s.  fxil.  (com«*)  zu  lesen  sei,  nicht;  nach  dem 
Abdrucke  Mem.  di  Lucca  5  b,  466  ist  arcecangelarius  zu  lesen,  was  durch  eine  andere  Urk. 
ebenda  4  c  64  bestätigt  wird.  -  Den  hier  in  der  Reihe  bei  Muratori  erseheinenden  Heri- 
bald,  wie  sp«ter  Ezzeca,  schhesse  ich  als  Vicepfalzgrafen  aus;  Tgl.  $  177.  11.  Vgl. 
Dümmler  Ostfr.  Reich  1,  725.  Boselli  1.  280.  Mon.  Germ.  3,  529.  Antiq.  It  1,  361.  359. 
Ein  Everardus  comes  filiu$  b.tn.  Boderadi,  qui  fuit  comitx  palatino  im  J.  899.  Campi  1, 478. 
12.  üghelli  2,  120.  FumagaBi  522;  Tgl.  Moriondi  1.  2.  18.  Fumagalli  541.  14.  Campi 
I,  475.  Fnmagalli  541.  Antiq.  It.  1,  497.  15.  802.  98:  Campi  1,  234.  238.  Boselli 
1,  280.  1«.  Üghelli  2,  255.  Antiq.  It.  1,  718.  717.  367.  Lupus  2.  14.  19.  23.  Campi 
1,  240.  Dümmler  Ostfr.  Reich  2,  535.  17.  Antiq.  It.  1,  369.  Frisi  2,  17.  18.  Antapod. 
1.  2  c.  57.  19.  Lupus  2,  155.  206.  Morbio  3,  155.  20.  Liutpr.  Antap.  1.  3  c.  39. 
21.  ArT6  Parma  1,  339.  Antiq.  lt.  2,  935.  22.  Liutpr.  Antap.  1.  5  c.  5.  Hist.  Farf  Mon. 
Gem.  13,  537.  28.  Antiq.  It.  1,  953.  499.  373.  24.  Tiraboschi  Non.  2,  117.  Verci 
Marc«  1,  4.       26.  Lupus  2,  206. 
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Pfalzgraf  der  Markgraf  Othert2ß,  Stammvater  der  Markgrafen  von  Este, 
gestorben  vor  975. 2 7  Es  kann  auffallen,  dass  im  Juli  972  zu  Mailand  ein 
Adelbert  als  Markgraf  und  Pfalzgraf  in  Gegenwart  des  Kaisers  dem  Hof- 
gerichte vorsitzt28,  während  Otbert  noch  im  folgenden  Monate  als  Pfalzgraf 
ein  Placitum  hält.29  Adelbert  ist  unzweifelhaft  der  älteste  Sohn  Otberts;  es 
wird  anzunehmen  sein,  dass  er  nur  etwa  den  Vater  vertretend  den  Titel  führt, 
da  er  später  nie  mehr  Pfalzgraf  heisst.30  Als  Nachfolger  Otterts  finden  wir 
vielmehr  976.  79.  81.  89.  83  Giselbert  II,  Grafen  von  Bergamo,  Sohn 
des  Pfalzgrafen  Lanfrank  1. 3 1 

Nachfolger  Giselberts  war  Ardoin,  der  996  nur  als  Pfalzgraf  bezeichnet 
zu  Limite  zu  Gerichte  sitzt32  und  anderweitig  in  dieser  Zeit  nicht  als  Pfalz- 
graf erwähnt  wird,  während  wir  1001  einen  andern  Pfalzgrafen  im  Amte 
finden  werden.  Es  scheint  das  die  gewöhnliche  Angabe  zu  unterstützen,  dass 
wir  in  ihm  den  Markgrafen  von  Ivrea  und  spätem  Gegenkönig  zu  sehen 
haben33,  der  999  seiner  Aemter  entsetzt  wurde.  Aber  es  muss  doch  auffallen, 
dass  er  nicht  zugleich  als  Markgraf  bezeichnet  ist,  während  sonst  in  den  Ge- 
richtsurkunden der  Doppeltitel  Marchio  et  comes  -palatii  ganz  regelmässig 
gebraucht  wird,  nur  die  das  Amt  versehenden  Grafen  sich  mehrfach  nur  des 
Pfalzgrafentitels  bedienen.  Ist  schon  früher  mit  freilich  sehr  unzulänglichen 
Gründen  behauptet,  Ardoin  sei  ein  Sohn  des  Pfalzgrafen  Giselbert  gewesen34, 
so  wird  das  allerdings  dadurch  sehr  wahrscheinlich,  dass  ein  Sohn  Giselberts 
dieses  Namens  wirklich  nachzuweisen  ist,  der  zudem  wenigstens  später  zu- 
weilen den  pfalzgräflichen  Titel  führt.  Er  heisst  1019  Jrdoimu  comes  ßlius 
liifii'lberti  comitis  palatii™,  1021  comes  palatii  et  comes  ist  ins  comitatus 
ßerfionvusi*™  und  1022  comes  palatii37,  während  er  sonst  nur  Graf  heisst. 
Ausser  ihm  führt  auch  sein,  sonst  nur  als  Graf  von  Bergamo  bezeichneter 
Bruder  Lanfrank  II  1017.  18  den  Titel  Pfalzgraf.30  Da  aber  beide  den 
Titel  nicht  regelmässig  führen,  insbesondere  nie  am  Hofe  thätig  sind,  so  werden 
sie  den  Titel,  der  bei  den  spätem  Grafen  von  Bergamo  nicht  mehr  vorkommt, 
nur  nach  dem  Vater  fortgeführt  haben,  ohne  Amtsbefuguisse  zu  üben.  Das 
schliesst  freilich  nicht  aus,  dass  Ardoin  nach  dem  Tode  des  Vaters  das  Amt 
wirklieh  bekleidete ;  ist  unsere  Vemnithuug  richtig,  so  müsste  er  daun  freilich 
noch  von  Otto  III  des  Amtes  entsetzt  sein. 

Denn  1001  führt  Ot  to,  Graf  von  Pavia  undLomello,  Neffe  des  Bischofs 
Peter  von  Como  nicht  allein  den  Titel39,  sondern  sitzt  auch  als  Protospa- 
taritts  et  eomes  sacri  palatii  zu  Kavenna  und  Pavia  dem  Hofgerichte  vor.40 


171.  1  26.  Mon.  patr.  Ch.  1,  196.  Ughelli  4,  348.  KantUMi  2.  27.  Antich.  Est.  1.  143. 
139.  145.  147.  149.  27.  Antiq.  It.  1.  375.  28.  Lupus  2.  303.  29.  Antich.  Est. 
I.  149.  80.  Antiq.  It  1.  375.  Affö  P.  1,  372.  31.  Beilagen  ron  976  Oct.  25  und 
981  Oct.  15.  Lupus  2,  342.  350.  359.390.  82.  Antiq.  lt.  1,383.  88.  So  such 
ProTana  55  ff.  Hirsch  Heinr.  II  I,  237.  84.  Vgl.  ProTana  56.  85.  Archiv  zu  tremona 
nach  Wihtenfeld.  86.  Cod.  Sicardianus  nach  Wüstenfeld.  87.  Tiraboschi  Non.  2,  155. 
38.  Antiq.  It.  2.  130.  5,  678.  Lupus  2.  483.  491.  Beider  Schwester  war  Richilde,  Gemahlin 
des  Markgrafen  ßonifaz;  eine  andere  Schwester  G isla  heisst  1029  Gemahlin  des  Markgrafen 
ügo.  gewiss  de»  Kstpnser«.  rWIli  1.  297:  rgl  Antich.  Est.  1,  92.  8».  Antiq.  It.  1,  385. 
40.  Kantuizi  1,  225  Antich.  Est.  I,  125. 
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In  der  Zeit  der  Gegenkönige  wird  kein  Pfalzgraf*  erwähnt;  1014  hält  dann 
aber  Otto  wieder  als  Pfalzgraf  und  Graf  von  Pavia  vor  dem  Kaiser  Gericht 
zu  Pavia  * l;  1018  sitzt  er  zu  Loinello  als  Pfalzgraf  und  Graf  von  Lomello  zu 
Gericht*-  und  wird  zu  Pavia  eine  Schenkung  von  ihm  vorgenommen13;  auch 
unterschreibt  er  die  Beschlüsse  der  in  einem  der  nächsten  Jahre  zu  Pavia  ge- 
haltenen .Synode'4;  noch  1025  wird  er  urkundlich  als  Pfalzgraf  erwähnt, 
während  die  Chronik  von  Novalaise  ihn  nur  als  Grafen  von  Lomello  bezeichnet. 1 

171.  —  Otto  ist  der  Stammvater  der  spätem  Pfalzgrafen  von  Lomello, 
auf  welche  uns  spätere  Untersuchungen  zurückführen  werden.  Für  unsere 
nächsten  Zwecke  können  wir  aber  von  ihnen  absehen.  Denn  die  Thätigkeit 
der  Pfalzgrafen  als  Vorsitzende  im  Hofgerichte  nimmt  auffallenderweise  wäh- 
rend der  Regierung  K.  Heinrichs  II  ein  Ende;  seit  1014  sitzt  nie  mehr  ein 
Pfalzgraf  dem  Hofgerichte  vor. 

Es  wäre  denkbar,  dass  der  Grund  für  das  Aufhören  des  Vorsitzes 
des  Pfalzgrafen  im  Hofgerichte  nur  in  einer  durch  zufällige  Veran- 
lassungen bewirkten  längern  thatsächlichen  NichtÜbung  des  Amtes  zu  suchen 
sei,  wodurch  dasselbe  seine  frühere  Bedeutung  verlor,  ohne  dass  ihm  dieselbe 
jemals  ausdrücklich  entzogen  wäre.  Dafür  Hesse  sich  etwa  geltend  machen, 
dass  noch  Otto  von  Freiing  der  Stadt  Tortona,  indem  sie  Pavia  die  Erniedri- 
gung der  Pfalzgrafen  von  Lomello  zum  Vorwurfe  macht,  die  Worte  in  den 
Mund  legt:  Fattus  est  ille  inter  Malaie  proeeres  nobilissimtts  iinjuilinus 
tuu#,  qtti  debuit  esse  dominus,  reddit  tibi  nunc  eeetigaU  etti  tu-  principis 
vicem  fjerenti  ceetitjal  persolvere  solebas ;  v ideal  princeps  et  anintadvertaty 
qua  honestate  stii  imperüque  honore  ipsitts  tat  er  i  itulieium  de  Malis  Ut- 
tums asaidcat1;  es  Hesse  sich  etwa  daraus  folgern,  dass  das  bezügliche  Recht 
des  Pfalzgrafen,  wenn  es  auch  nie  mehr  geübt  wurde,  noch  immer  als  fort- 
bestehend betrachtet  wurde,  also  auch  schwerlich  je  ausdrücklich  beseitigt  war. 

Aber  gerade  in  so  später  Zeit  konnten  Erinnerungen  au  die  einstige 
Stellung  und  darauf  gegründete  Ansprüche  auch  dann  recht  wohl  wieder  auf- 
tauchen, wenn  dieselbe  etwa  anderthalb  Jahrhunderte  früher  ausdrücklich 
beseitigt  war.  Dass  es  gerade  für  K.  Heinrich  II  an  Veranlassungen  zu  durch- 
greifenden Aendenmgen  in  der  Verwaltung  Italiens  nicht  fehlte,  bedarf  keines 
Nachweises ;  dass  er  solche  wirklich  vornahm,  zeigt  beispielsweise  die  mit  ihm 
eintretende  Verbindung  des  Erzkanzleramtes  für  Italien  mit  deutschen  Kirchen- 
würden,  während  dasselbe  bis  dahin  immer  in  den  Händen  italienischer  Bi- 
schöfe war;  dem  würde  die  später  zu  begründende  Annahme  ganz  entsprechen, 
dass  der  Kaiser  die  dein  Pfalzgrafen,  der  innner  ein  italienischer  weltlicher 
Grosser  war,  genommenen  hotgerichtlichen  Funktionen  dem  Kanzler  Iii r  Italien 
übertrug.  Und  noch  ein  anderer  Unistand  legt  es  nahe,  an  eine  absichtliche 
Aenderung  zu  denken.  In  Urkunden  der  Ottonen,  durch  welche  die  Befugnisse 
der  dem  Reiche  vorbehaltenen  Gerichtsbarkeit  auf  Bischöfe  oder  ständige 


41.  Antiq.  It.  1,  401).  Antich.  Em.  1,  III.      42.  Mun  Germ.  L  1.  twl).      43.  Autiq.  It. 
I,  387.       44.  Mon.  Germ.  4,  564.       45.  Vgl.  Robolini  2.  102. 
171.  -  1.  Gestn  Eritl.  1.  2  c.  18. 
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Königsboten  übertragen  werden,  wird  dieselbe  regelmässig  als  p  falzgräfliche 
bezeichnet;  es  heisst,  der  Betreffende  solle  richten  dürfen  tanquam  no8tri 
eomes  paiatii  oder  tanquam  si  nostri  conütis  palatii  ibi  adesset  presentia 
oder  tanquam  ante  nostram  vel  nostri  comitis  palatii  praesentiam.  Wäre 
nun  eine  Aenderung  in  den  bisherigen  Rechten  des  Pfalzgrafen  nicht  beab- 
sichtigt gewesen,  wären  dieselben  seit  1014  nur  durch  thatsächliche  Nicht- 
Übung allmälig  in  Vergessenheit  gerathen,  so  hätte  zunächst  kein  Grund  vor- 
gelegen, von  jener  Bezeichnung  abzugehen.  Aber  ich  finde  sie  nur  noch  vereinzelt 
in  solchen  Urkunden,  wo  der  Ausdruck  recht  wohl  aus  altem  Vorlagen  über- 
nommen sein  könnte2;  dagegen  scheint  er  durchweg  vermieden,  wo  es  sich 
um  neue  Verleihungen  solcher  Rechte  handelt;  in  Urkunden  von  1014  für 
den  Bischof  von  Novara,  1027  für  den  von  Reggio,  1038  für  den  von  Mo- 
dena3  und  weiterhin  in  allen  andern,  in  welchen  nach  dem  alten  Brauche  die 
übertragenen  Befugnisse  als  pfalzgräfliche  zu  bezeichnen  gewesen  wäre,  ver- 
missen wir  den  Ausdruck,  wird  die  Reichsgerichtsbarkeit  als  die  des  Königs 
«der  seiner  Missi  bezeichnet.  Auch  in  der  longobardischen  Rechtslitteratur 
des  eilften  und  zwölften  Jahrhunderts,  in  den  Formeln,  Glossen  und  Ausfüh- 
rungen zum  Papienser  Rechtsbuche,  in  den  Arbeiten  Ariprands  und  Alberts, 
wird  der  Pfalzgraf  nie  erwähnt,  was  bei  dem  sonstigen  Festhalten  an  so  man- 
chem thatsächlich  Antiquirten  kaum  denkbar  wäre,  wenn  das  Recht  des  Pfalz- 
grafen, dem  Hofgerichte  vorzusitzen,  nur  ausser  Uebung  gekommen,  nicht 
ausdrücklich  abgeschafft  wäre.  In  wie  weit  einzelne  andere  pfalzgräfliche  Be- 
fugnisse fortdauerten  und  auf  die  spätere  Entwicklung  Einfluss  gewannen,  wird 
geeigneter  bei  Besprechung  der  neuem  Pfalzgrafen  zu  erörtern  sein ;  filr  unser« 
nächsten  Zweck  verliert  das  Amt  seit  K.  Heinrich  II  jede  Bedeutung. 

172.  —  Sehen  wir  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Pfalz- 
grafen am  t  es,  so  ist  zunächst  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  nur  einen  Ptalz- 
grafen  für  das  gesammte  Königreich  gab.  Für  die  Einheit  des  Amtes 
spricht  schon  die  Art  der  Erwähnung  desselben  in  den  Urkunden ;  es  ist  immer 
nur  von  den  Befugnissen  des  Cornea  palatii,  nie  der  Comites  palatii  die  Rede, 
während  in  entsprechender  Verbindung  durchweg  nicht  der  Missu8y  sondern 
die  Missi  genannt  werden.  In  der  aufgestellten  Reihefolge  findet  das  seine 
Bestätigung.  Von  Adalbert,  dann  Ardoin  und  Lanfrank  II  abgesehen,  welche 
nur  ausnahmswsise  den  Titel  des  Vaters  zu  führen  scheinen,  ergeben  sich 
keine  Kollisionen.  Allerdings  wurden  einige  urkundlich  als  Pfalzgrafen  be- 
zeichnete Personen,  welche  gleichzeitig  mit  andern  das  Amt  versehen  haben 
müssten,  nicht  berücksichtigt;  aber  mehrere  von  ihnen  werden  wir  so  bestimmt 
als  Vicepfalzgrafen  nachweisen  können,  dass  diese  Stellung,  wenn  sie  in  ein- 
zelnen Fällen  weniger  bestimmt  hervortritt,  doch  immer  zu  vermuthen  sein 
wird.  Es  fehlt  sogar  ein  bestimmtes  Zeugnis»,  dass  es  zur  Zeit  von  Gegen- 
königen auch  Gegenpfalzgrafen  gegeben  habe ;  denn  auch  Mainfred,  von  dem 


171.— J  2.  1039.  1041 :  Mon.  patr.  Ch.  1,  553.  2,  120;  1116:  Moriondi  1,  46.  8.  Ughelli 
4,  700.  Tiraboschi  Mod.  2,  24.  Antiq.  It.  6.  42.  Bei  Besprechung  der  Rödigen  Königs- 
boten werden  nähere  Belege  für  da.»  Gesagte  angeführt  werden. 
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es  896  Oct.  heisst:  qui  fuit  conies  palaeü  Arnulfi  regis\  würde  nur  dann 
Laraberts  Pfalzgrafen  Amadeus  gegenübergestanden  haben,  wenn  gerade  an 
den  zweiten  Zug  Arnulfs  zu  denken  wäre,  wozu  keine  Nöthigung  vorliegt.  Von 
besondern  Pfalzgrafen  fiir  Tuszien  oder  die  Koraagna  findet  sieh  keine  Spur ; 
derselbe  Pfalzgraf  ist  hier,  wie  in  der  Lombardei  thätig.  Den  vereinzelt  vor- 
kommenden Pfalzgrafen  von  Rom  aber  dürfen  wir  für  die  Verhältnisse  des 
Königreichs  unberücksichtigt  lassen. 

Das  Anit  scheint  nach  der  langen  Amtsdauer  mehrerer  Pfalzgrafen 
lebenslänglich  verliehen  gewesen  zu  sein.  Aber  es  war  nicht  erblich; 
so  weit  uns  die  Verwandtschaftsverhältnisse  genauer  bekannt  sind,  folgt  der 
•Sohn  nie  unmittelbar  auf  den  Vater;  nur  bei  Ardoin  würde  das  der  Fall  sein, 
wenn  unsere  Annahme  über  seine  Abkunft  gegründet  wäre.  Doch  waren  die 
Grafen  von  Bergamo,  obwohl  immer  durch  andere  getrennt,  so  oft  Pfalzgrafen 
gewesen,  dass  zur  Zeit  des  Aufhörens  der  alten  Bedeutung  des  Amtes  sich 
bei  ihnen  schou  ein  erblicher  Anspruch  auf  den  Titel  geltend  zu  machen  scheint, 
während  andererseits,  wie  wir  sehen  werden,  die  Reste  der  pfalzgräflichen 
Befugnisse  sich  auf  die  Grafen  von  Lomello,  Nachkommen  des  letztgenannten 
Pfalzgrafen  Otto,  vererben. 

Durchweg  ergibt  sich  eine  Verbindung  mit  andern  Aemtern, 
der  jedesmalige  Pfalzgraf  ist  zugleich  Markgraf  oder  Graf  einer  oder  mehrerer 
Grafschaften.  Aber  dauernd  ist  ein  bestimmter  engerer  Amtssprengel  nicht 
mit  der  Pfalzgrafschaft  verbunden  gewesen,  insbesondere  nicht  die  Graf- 
schaftPavia.  Nur  vom  letzterwähnten  Pfalzgrafen  Otto  wissen  wir  be- 
stimmt, dass  er  zugleich  Graf  von  Pavia  war.  Dagegen  ist  während  der  Amts- 
führung Giselberts  von  Bergamo  uud  Arduins,  976  Markgraf  Arduin2,  984 
bis  999  Bernard  als  Graf  von  Pavia  urkuudlich  nachweisbar. 3  Es  ist  irrig, 
wenn  angenommen  wird,  schon  im  neunten  Jahrhunderte  sei  die  Pfalzgrafschaft 
zu  einer  wesentlich  lokalen  Gewalt  geworden4;  sie  ist  noch  ein  eigentliches, 
auf  das  ganze  Königreich  bezügliches  Reichsamt. 

173. —  Was  die  richterlichen  Befugnisse  des  Pfalzgrafen  be- 
trifft, so  ist  er  dazu  berufen,  im  königlichen  Hofgerichte  als  ständiger 
»Stellvertreter  des  Königs  die  dem  Reiche  vorbehaltene  Gerichtsbarkeit  aus- 
zuüben, welche  daher  in  den  Urkunden  häufig  als  die  des  Königs  oder  seines 
Pfalzgrafen  bezeichnet  wird.  Dass  in  allen  und  jeden  Sachen  der  Pfalzgraf  die 
Stelle  des  Königs  als  obersten  Richters  einnehmen  konnte,  ist  allerdings  nicht 
wahrscheinlich ;  wie  sich  hier  in  der  karolingischen  Zeit  Beschränkungen  zei- 
gen so  werden  auch  später  manche  Sachen,  insbesondere  wohl  Straffälle  der 
Grossen,  der  persönlichen  Entscheidung  des  Königs  vorbehalten  gewesen  sein; 
doch  sind  mir  ausdrückliche  Zeugnisse  für  eine  bestimmtere  Scheidung  in  dieser 

172.  —  1.  Fumagalli  541.  Auch  Dümmler  Ostfr.  Reich  2,  377  bezieht  d»s  auf  deu 
ersten  Zug  Arnulfs.  Doch  wurde  Mainfred  freilich  erst  nach  dem  «weiten  Zuge  als  An- 
hänger Arnulfs  hingerichtet,  und  es  mag  Zufall  sein,  dass  er  in  spatern  ihn  erwähnenden 
Zeugnissen  n  icht  mehr  Pfahsgraf  heisst.  Vgl.  Dümmler  2,  414.  423  2.  Tod  Sicard.  nach 
Wüstenfeld.       8.  Vgl.  Roboliui  2,  244.  3.  50.       4.  So  Peruice  45. 

173.  -  1.  Vgl.  Waitz  V.G.  4,  413. 
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Richtung  nicht  bekannt  geworden.  Dass  der  König  selbst  im  Hofgerichte  als 
Richter  auftritt,  ist  jedenfalls  als  die  Ausnahme,  der  Vorsitz  des  Pfalzirrafeti 
als  die  Regel  zu  betrachten.  Wie  dem  Könige  selbst,  so  tritt  auch  ihm  im 
ITofgeiiehte  in  der  Regel  kein  zweiter  Vorsitzender  zur  Seite,  wie  das  beim 
Vorsitze  anderer  Personen  üblich  war;  es  sind  Ausnahmen,  wenn  964  zu 
Lucca  und  976  zu  Piaeenza  am  Hofe  ein  Missus  mit  dem  Pfalzgrafen  vorsitzt.'-* 
Und  nur  in  Abwesenheit  des  Pfalzgrafen  scheint  es  üblich  gewesen  zu  sein, 
dass  der  König  andere  Personen  mit  dem  Vorsitze  im  Hofgerichte  betraute; 
nur  einmal,  so  weit  ich  sehe,  bestellt  der  König,  obwohl  der  Pfalzgraf  anwe- 
send ist,  andere  Richter  und  auch  in  diesem  einen  Falle  lässt  sich  das  daraus 
erklären,  dass  der  Pfalzgraf  im  Laufe  der  Verhandlung  als  Anwalt  des  Fiskus 
auftritt. 3  Gewöhnlich  war  auch  beim  Vorsitzen  des  Pfalzgrafen  der  König  in 
der  Gerichtssitzung  anwesend,  da  überwiegend  das  Praeesse  des  Königs4 
ausdrücklich  erwähnt  wird.  Doch  war  es  nicht  immer  der  Fall,  obwohl  der 
König  am  Orte  war;  so  klagen  852  beimK.  Ludwig,  als  dieser  zu  Pavia  sein 
fiemrale  placitum  hielt,  die  Leute  von  Cremona:  quidem  d.  Imperator  au- 
diens  hnnc  elamorem  dirc.rit  de  stti  presentia  mis/wm  Tfieodericnm  con- 
siliarittm  fiimm — ;  tunc  predicttiA  Th.  reniens  in  ipsitm  palafiitm,  tibi  in 
iud/cio  residebat  II.  eomes  meri  palatii  usw. 5  Wurde  das  Ilofgericht  in  der 
Regel  im  königlichen  Palaste  gehalten,  so  scheint  das  nicht  gerade  erforder- 
lich gewesen  zu  sein;  927  und  962  sitzt  der  Pfalzgraf  zu  Pavia  in  eurfe 
•proprio,  zu  Gerichte.6  Dass  auch  dann,  wenn  der  König  selbst  die  Verhand- 
lung leitete,  wenigstens  die  Exekution  zunächst  Sache  des  Pfalzgrafen  war7, 
ist  sehr  wahrscheinlich ;  doch  wüsste  ich  als  Beleg  nur  anzuführen,  dass  967 
der  Pfalzgraf  im  Auftrage  des  Königs  die  Bannformel  spricht.8  Geschieht  das 
mehrfach  auch  durch  andere  Personen,  so  erklärt  sich  das  durch  Abwesenheit 
des  Pfalzgrafen9;  wie  es  denn  überhaupt  scheint,  dass  in  solchem  Falle  der 
König  selbst  häufiger  als  sonst  als  Richter  vorsass. 

174.  —  Eine  nähere  Beziehung  des  pfalzgräflichen  Amtes  zur  Königs- 
stadt Pavia,  als  sich  ohnehin  daraus  ergab,  dass  die  Hofhaltung  des  Königs 
und  damit  das  Hofgericht  am  häufigsten  zu  Pavia  war,  ist  nicht  nachzuweisen; 
es  scheint  insbesondere  für  die  Annahme,  dass  auch  bei  Abwesenheit  des 
Königs  ein  s  t  ä  n  d  i  g  e  s  h  ö  c  h  s  t  e  s  R  e  i  c  h  s  g  e  r  i  c  h  t  z  u  P a  v  i  a  unter  Vor- 
sitz des  Pfalzgrafen  seinen  Sitz  gehabt  habe,  jeder  Anhaltspunkt  zu  fehlen. 
Allerdings  ist  nicht  in  allen  vom  Pfalzgrafen  als  solchem  zu  Pavia  gehaltenen 
Gerichtssitzungen  die  Anwesenheit  des  Königs  ausdrücklich  erwähnt.  Aber 
bei  allen  ergibt  die  Vergleiehung  mit  dem  Itinerare  des  Königs  sicher  «Klei- 
na.—! 2.  Antieh.  Est.  1,  143.  Beilage  von  97G  Oct.  25.  Wird  89«  neben  dem  Pfalzgrafen 
der  Erzbischof  von  Mailand  als  Vorsitzender  genannt  (Fumagalli  541),  so  ist  das  ohne  Be- 
deutung, da  im  weitem  Verlaufe  nur  der  Pfalzgraf  tliStig  erscheint.  Vgl.  §  1 17  n.  20.  Wegen 
eines  andern  Falles  vgl  §  177  n.  13.  3.  Script,  lt.  2b.  928.  4.  Vgl.  §  IUI. 
5.  Atitiq.  It.  2,  954.  C.  M..rl.io  3,  155.  M»n.  patr.  Ch.  1,  19U.  7.  Vgl  Waitz  V  fi 
4,  415.  IVrnire  1U.  S.  F.mtuzzi  2.  27.  ».  Vgl.  §  1U0  n.  4.  5.  Pfalzgral  Ezzeea  ist  bei 
dem  Falle  Ton  970  allerdings  anwesend:  aber  abgesehen  davon,  dass  er  nur  Vicepfalzgraf 
ist.  ist  der  bannende  Herzog  Pandulf  Vorsitzender  mit  dem  Kaiser. 


Digitized  by  Google 


Richterliche  Befugnisse.  319 

wenigstens  wahrscheinlich  gleichzeitige  Anwesenheit  desselben  zu  Pavia.  Klagt 
816  der  Abt  von  S.  Ambrosius,  Maginfredus,  qui  fttit  coitbes  palacii  Ar- 
nulfi  regia,  et  Waldo  qnseopus  missi  d.  regis  hätten  zu  Pavia,-  ubi  in  iu- 
dicio  residebant,  zu  seinen  Ungunsten  entschieden so  dürfte  das  allerdings 
in  Abwesenheit  des  Königs  geschehen  sein ;  da  aber  danach  auch  zu  Pavia 
der  Pfalzgraf  nicht  als  solcher,  sondern  als  Missus  und,  wie  das  im  Hofgerichte 
nicht  üblich  war,  gemeinsam  mit  einem  andern  zu  Gerichte  sitzt,  so  wird  darin 
gerade  ein  Beweis  gegen  jene  Annahme  zu  sehen  sein.  Auch  aus  dem  Um- 
stände, dass  der  Pfalzgraf  zuweilen  zu  Pavia  in  seiner  eigenen  Behausung  zu 
Gerichte  sass,  wird  nicht  gefolgert  werden  dürfen,  dass  er  dort  seinen  stän- 
digen Sitz  hatte ;  da  die  Reichstage  in  der  Kegel  zu  Pavia  gehalten  wurden, 
hatten  viele  geistliche  und  weltliche  Grosse  dort  eigene  Wohnungen.'2  Anderer- 
seits finden  wir  den  Pfalzgrafen  keineswegs  nur  zu  Pavia,  sondern  an  den 
verschiedensten  andern  Orten  in  Gegenwart  des  Königs  dem  Hofgerichte  Vor- 
sitzen. 

Eben  so  wenig  lässt  sich  die  Annahme  begründen,  dass  dem  Pfalzgrafen 
cils  solchem  auch  in  Abwesenheit  des  Königs  eine  vom  Hofgerichte  unabhän- 
gige Gerichtsbarkeit  im  ganzen  Reiche  zugestanden  habe.  Allerdings 
sind  die  Fälle  nicht  selten,  dass  der  Pfalzgraf  ohne  Anwesenheit  des  Königs 
an  den  verschiedensten  Orten  zu  Gerichte  sitzt.  Aber  er  richtet  dann  erweis- 
lich in  seiner  Eigenschaft  als  Markgraf  oder  Graf  im  eigenen  Gerichtssprengel, 
wie  etwa  892  Mainfred,  90 1  Siegfrid  zu  Mailand3,  welche  denn  auch  in  den 
Urkunden  ausdrücklich  als  Pfalzgrafen  und  Grafen  von  Mailand  bezeichnet 
sind.  Oder  aber  er  richtet  in  der  Eigenschaft  eines  Königsboten ;  wie  oben  zu 
Pavia  wird  der  Pfalzgraf  840  zu  Lucca,  897  zu  Florenz4  mit  andern  Gerieht  • 
haltend  ausdrücklich  als  Missus  bezeichnet.  Ich  finde  nur  einen  Fall,  wo  jenes 
nicht  zutrifft,  dieses  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  wenn  996  Arduin  im 
Sprengel  von  Brescia  Gericht  hält5;  und  auch  hier  steht  wenigstens  nichts  der 
Annahme  im  Wege,  dass  er  als  Königsbote  handelte.  Bei  der  verhält niss- 
mässig  grossen  Anzahl  uns  bekannter  pfalzgräflicher  Gerichtssitzungen  ist  es 
demnach  durchaus  unwahrscheinlich,  dass  dem  Pfalzgrafen  in  Abwesenheit 
des  Königs  irgendwelche,  nicht  durch  sein  sonstiges  Amt  oder  besondern  kö- 
niglichen Auftrag  begründete  Gerichtsbarkeit  zustand;  die  Uebung  seines 
pfalzgräflichen  Amtes  ist  offenbar  aufs  engste  an  den  Hof  des  Königs  geknüpft. 

175.  —  Dass  auch  bei  Gegenständen  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit, welche  dem  Könige  ausschliesslich  vorbehalten  oder  doch  vorzugsweise 
von  ihm  geübt  wurden derselbe  durch  den  Pfalzgrafen  vertreten  wurde,  ist 
sehr  wahrscheinlich.  Aber  unmittelbare  Zeugnisse  haben  sich  dafür  kaum  er- 
halten. Heisst  es  1014  bei  Bestellung  ständiger  Königsboten,  dass  vor  ihnen 
gerichtlich  entschieden  werden  könne,  tan  quam  ante  presentia  nostra  rel 
no*tri  palatini  comiti*,  während  es  bei  Verleihung  der  weitern  Befngniss,  nt 


174.  —  1.  Futnagalli  541.      2.  Vgl.  Antiq.  It.  1.  95.  Lupus  2.  »4.      8.  Fumagalli 
622.  Antiq.  It.  I,  717.        4.  Mein,  di  Lucca  5b.  337.  4c.  71.        5.  Antiq  It.  I.  383 

175.  -  1.  Vgl.  §  154. 


Digitized  by  Google 


320 


Der  Pfalzgraf. 


p088tnt  dare  advoeatores  clercis  et  tutores  viduis  et  orfani«,  nur  heisst, 
fiieut  nos  ipsi2,  so  Hesse  sich  das  eher  dagegen  geltend  machen.  Dafür  Hesse 
sich  darauf  hinweisen,  dass  1018  im  Gerichte  des  Otto,  Pfalzgrafen  und 
Grafen  von  Lomello,  ein  ständiger  Vogt  für  einen  Abt  bestellt  wird.3  Aller- 
dings nicht  im  Hofgerichte,  sondern  zu  Lomello ;  da  aber  in  dieser  Zeit  das 
Vorsitzen  im  Hofgerichte  überhaupt  nicht  mehr  nachweisbar  ist,  so  wird  daraus 
nicht  gerade  zu  schliessen  sein,  dass  er  als  Ortsgraf  handelt ;  der  Umstand, 
dass  die  Urkunde,  wie  sie  uns  erhalten  ist,  als  allgemeines  Formular  dienen 
soll,  lässt  die  Vornahme  des  Aktes  gerade  im  Gerichte  des  Pfalzgrafen  kaum 
als  zufallig  erscheinen.  Insbesondere  spricht  aber  für  die  Uebung  solcher 
Rechte  durch  den  Pfalzgrafen  der  Umstand,  dass,  wie  wir  sehen  werden,  die 
Bedeutung  der  spätem  Pfalzgrafen  sich  vorzugsweise  an  derartige  Befugnisse 
zu  knüpfen  scheint. 

176.  —  War  der  Pfalzgraf  nicht  am  Hofe  und  wollte  der  König  nicht 
selbst  richten,  so  konnte  er  Andere  zu  Vorsitzenden  im  Hofgerichte  bestellen, 
welche  dann  zwar  einerseits,  wie  der  Pfalzgraf  selbst,  Vertreter  des  Königs, 
aber  andererseits,  insofern  sie  die  regelmässig  dem  Pfalzgrafen  zukommenden 
Funktionen  versehen,  auch  Stellvertreter  des  Pfalzgrafen  sind. 
Richtet  der  Pfalzgraf  selbst  in  der  Regel  allein,  so  finden  wir  in  diesem  Falle 
häufiger  zwei,  als  einen  Vorsitzenden.  Diese  führen  dann,  wie  jeder  andere, 
den  Titel  Königsboten,  Missi  domini  regia,  ein  Titel,  auf  dessen  Viel- 
deutigkeit wir  zurückkommen,  der,  wie  sich  hier  insbesondere  zeigt,  nicht  not- 
wendig Vertretung  des  abwesenden  Königs  zur  Voraussetzung  hat. 

Zuweilen  ergibt  sich  aus  der  Fassung  der  Urkunden  selbst,  dass  solche 
Missi  nur  für  die  Erledigung  des  Einzelfalls  vom  Könige  bestellt  wurden.  So 
heisst  es  860:  Imperator — instituit  ßdeles  et  optimates  siios^  videlicet  W. 
episcopum  et  A.  co  mit  ein  stabuli,  qiws  ad  distringendum  in  eodem  placito 
prefeeit 1 ;  um  908  sitzen  in  Gegenwart  des  Königs  die  Bischöfe  von  Pavia 
und  Bergamo  ab  ipso  principe  constituti  zu  Gericht,  910  Gauso  vassus  et 
missus  d.  regis  ex  hoc  causa  constitutus2;  997  überträgt  der  Kaiser  eine 
Klage  dem  Archidiakon  und  Pfalzrichter  Leo  und  dem  Bischöfe  von  Brescia 
zu  sofortiger  Entscheidung,  welche  beide  unzweifelhaft  nur  mit  Rücksicht  auf 
diesen  Einzelfall  als  Missus  d.  imperatoris  unterzeichnen. 3 

177.  —  Es  scheint  nun  aber  auch  mehrfach  der  König  für  längere  Zeit 
jemanden  bestellt  zu  haben,  in  seiner  oder  des  Pfalzgrafen  Stelle  dem  Hof- 

175.-]  2.  Giulini  3,  1 18.       8.  Mon.  Germ.  L.  4,  650. 

176.  -  1.  Script.  It.  2  b,  928.  2.  Antiq.  It.  2,  934.  5.  3.  Script  It.  1  b,  467. 
Aach  901.  998  Missi  als  Vorsitiende  im  Hofgerichte:  Mon.  patr.  Ch.  1,  98.  Antiq.  It.  2, 
793.  Nur  ist  freilich  nicht  immer,  wenn  in  Gegenwart  de«  Königs  ein  Missus  dem  Hof- 
gerichte rorsitzt,  anzunehmen,  dass  der  Titel  sich  nur  auf  den  Einzelfall  bezieht;  der 
Betreffende  konnte  damals  Uberhaupt  für  längere  Zeit  zum  Königsboten  bestellt  sein, 
wie  der  998  als  Missus  rorsiizende  Herzog  Otto  wenigstens  996  als  Missus  auch  selbst* 
stlndige  Placita  halt  (Mon.  patr.  Ch.  1,  300.  Robolioi  2,  84),  während  andererseits  auch 
blosse  Beisitzer  im  Hofgerichte  sich  als  Missi  unterschreiben,  weil  sie  anderweitig  zu 
Königsboten  bestellt  waren;  so  918  die  Bischöfe  Ton  Mantua  und  Verona,  967  der  Ton 
Parma,  1022  der  ron  Trient  Tiraboschi  Non.  2,  97.  Antich.  Est.  1,  145.  Script.  It.  1  b,  497. 
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gerichte  vorzusitzen.  Dazu  war  wohl  insbesondere  Veranlassung  geboten  bei 
Zügen  in  entferntere  Reichstheile,  auf  welchen  der  Pfalzgraf  den  König  nicht 
begleitete,  oder  bei  Erledigung  der  Pfalzgrafschaft  oder  wenn  der  Pfalzgraf 
den  König  nicht  anerkannte.  Denn  anzunehmen,  es  habe  sich  bei  diesen  V i ce- 
pfalzgrafen  um  ein  ständiges,  immer  besetztes  Reichsamt  gehandelt,  scheint 
die  Seltenheit  des  durchweg  durch  besondere  Umstände  zu  erklärenden  Vor- 
kommens und  das  Schwanken  des  Titels  zu  verbieten.  Was  diesen  betrifft,  so 
konnte  zunächst  der  Auftrag  oder  die  Vertretung  des  Königs  betont  werden ; 
und  dann  mochte  der  allgemeine  Ausdruck  Missus  d.  imperatoris  auch  dieses 
Verhältnis»  bezeichnen.  Ging  man  vom  Pfalzijrafen  als  dem  regelmässigen 
Vorsitzenden  im  Hofgerichte  aus,  so  bot  sich  der  Titel  Vicecomes  palatii. 
Und  weiter  wird  es  kaum  befremden  können,  wenn  ein  solcher  auch  schlecht- 
weg als  Comes  palatii  bezeichnet  wird;  lässt  sich  wenigstens  in  einzelnen 
Fällen  bestimmt  nachweisen,  dass  dieser  Titel  auch  für  den  blossen  Vicepfalz- 
grafen  gebraucht  wurde,  so  wird  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  dasselbe 
auch  in  andern  Fällen  anzunehmen,  wo  das  Kollidiren  mit  einem  andern  Pfalz- 
grafen oder  besondere  Umstände  es  unstatthaft  machen,  an  den  eigentlichen 
Pfalzgrafen  zu  denken. 

Die  ersten  Fälle  finde  ich  in  den  spätem  Regierungsjahren  K.  Ludwigs  II. 
Auf  Klage  des  Abts  von  S.  Viceiizo  befiehlt  872  zu  Valva  der  Kaiser  Ad- 
raldo  vicecomiti  palatii,  ut  resideret  in  iudicio ;  und  da  die  beklagten  Un- 
freien nicht  zur  Stelle  zu  bringen  sind,  befiehlt  er  weiter  Sanson  castaldeo, 
ut  in  vicecomiti  ( vice  comitis  ?J  sui  palatii  pergeret  —  ad  eius  iustitiam 
pleniter  adimplendam —  et  ipsi  Iwmines — sie  eos  replicaret  in  servitio  de 
ipso  monasterio,  sicut  et  in  praesentia  dueum  vel  comitum  palatii  mei. 
Hier  dürfte  Adrald  dauernd  am  Hofe  als  Vicepfalzgraf  fungirt  haben,  wäh- 
rend dem  Ortsgastalden  nur  für  einen  Einzelfall  die  Befugniss,  mit  der  Gewalt 
des  Pfalzgrafeu  zu  richten,  übertragen  war;  er  heisst  dann  wegen  dieses  Auf- 
trages im  weitern  Verlaufe  und  in  der  Unterschrift  immer  Missus  d.  impera- 
toris. 1  Bestimmter  tritt  das  Dauernde  des  Amtes  hervor  bei  Heribald, 
welcher  873  und  874  zu  Casauria  und  Pinna  mehrfach  Conies  sacri  palatii, 
auch  Missus  et  conies  sacri  palatii  heisst.2  Schon  der  Umstand,  dass  vorher 
und  nachher  Boderad  als  Pfalzgraf  nachweisbar  ist,  würde  es  bedenklich 
machen,  ihn  in  die  Reihe  der  eigentlichen  Pfalzgrafen  zu  stellen. 3  Es  kommt 
hinzu,  dass  nach  einer  andern  gleichzeitigen  Urkunde  H.  conies  in  vice  comitis 
palatii  zu  Gericht  sitzt,  wie  dieselbe  auch  mit  dem  Handzeichen  des  des 
Schreibens  unkundigen  //.  vicecomitis  palatii  unterfertigt  ist.4  Das  ist  na- 
türlich für  die  Beurtheilung  seiner  Stellung  entscheidend ;  es  kann  nicht  auf- 
fallen, wenn  der  blosse  Stellvertreter  schlechtweg  Pfalzgraf  genannt  wird, 
während  es  unerklärlich  wäre,  dass  der  eigentliche  Pfalzgraf  auch  nur  ver- 
einzelt als  Stellvertreter  bezeichnet  sein  sollte. 


177.  —  1.  Script.  It.  1  b,  396.  2.  Script.  It.  2  b,  938.  944.  806.  &  So  Pernice 
45.  der  daraus  Schlüsse  auf  ein  gemindertes  Ansehen  des  Amtes  zieht.  4.  Script. 
It.  2  b.  042. 
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Weiter  scheint  der  schon  in  der  Reihe  der  Pfalzgrafen  erwähnte  0  d  e  1- 
r  i  c  h  eine  Zeitlang  mit  dem  Titel  eines  Missus  den  Pfalzgrafen  nur  vertreten 
zu  haben.  Nach  903  finden  wir  am  Hofe  K.  Berengars  keinen  Pfalzgrafen ; 
908  und  910  richten  der  Kimig  selbst  oder  Vertreter  für  den  Einzelfall.5 
Dann  aber  finden  wir  913  und  915  in  Gegenwart  des  Königs  Odelricus  vasstts 
et  missus  d.  rcgisB,  918  denselben  als  Marchio  et  missus  d.  imperatoris 
dem  Hofgerichte  Vorsitzen7,  während  er  schon  917  und  wieder  920  urkundlich 
Marchio  et  eomes  sacri  palatii  heisst8  und  auch  von  Liutprand  als  Pfalzgraf 
bezeichnet  wird;  921  sitzt  er  in  der  Romagna  wieder  als  Vassus  et  missit* 
zu  Gerichte.9  Es  möchte  hier  etwa  die  Annahme  am  nächsten  liegen,  dass 
der  Pfalzgraf  Siegfrid  sich  von  Berengar  fernhielt  und  Odelrich  statt  seiner 
fungirte ;  führt  dieser  dann  später  auch  den  Titel,  so  mag  ihm  etwa  nach  Sieg- 
frids  Tode  das  Amt  selbst  übertragen  sein;  ist  es  auffallend,  dass  er  daneben 
wieder  nur  Missus  heisst,  so  dürfte  das  beim  Mangel  aller  bestimmteren  An- 
haltspunkte kaum  genügen,  ihn  aus  der  Reihe  der  eigentlichen  Pfalzgrafen 
auszuscheiden. 

Dagegen  scheint  mir  das  geboten  bei  Ezzeca,  welcher  bei  zwei  kaiser- 
lichen Gerichtssitzungen  970  Ende  Sept.  zu  Marsica  Pfalzgraf  heisst10,  wäh- 
rend schon  wenige  Tage  später  am  3.  Nov.  zu  Chiassa  bei  Arezzo  der  da- 
malige Pfalzgraf  Otbert  Hofgericht  hält,  der  dem  Kaiser  hieher  mit  den  in 
den  frühern  Urkunden  gleichfalls  nicht  genannten  Königsrichtero  von  Pavia 
entgegengekommen  sein  wird. 1 1  Er  ist  gewiss  derselbe  mit  Heccico,  der  einige 
Zeit  vorher,  wahrscheinlich  in  Anwesenheit  des  Kaisers  zu  Ferrara  Gericht 
hält  und  dabei  wiederholt  den  auffallenden  Titel  Comcs  missus  et  missus  im- 
perialis  führt12,  den  ich  nur  etwa  dahin  zu  erklären  wüsste,  dass  die  Wieder- 
holung des  Ausdruckes  bezeichnen  soll,  er  handle  gleichzeitig  als  dauernd  und 
für  den  Einzelfall  beauftragter  Vertreter  des  Kaisers.  Wieder  wird  es  derselbe 
sein,  der  972  zu  Mailand  als  Equico  rassits  et  missus  imperatoris  zugleich 
mit  Otberts  Sohne  Adelbert,  der  als  Pfalzgraf  bezeichnet  ist,  dem  Hofgerichte 
vorsitzt. 13  Handelt  es  sich  hier  wirklich  immer  um  dieselbe  Person,  so  dürfte 
Ezzeca  dauernd  bestellt  gewesen  sein,  bei  Abwesenheit  des  wohl  schon  be- 
tagten Pfafzgrafen  dessen  Stelle  einzunehmen. 

Während  der  Amtsführung  des  Pfalzgrafen  Giselbert  II  wird  983  zu 
Ravenna  ein  Anselm  als  Pfalzgraf  erwähnt;  mit  einer  Sache,  unde  recla- 

177.-1  5.  Antiq.  It.  1,  125.  2,  934.  5.  6.  Tiraboschi  Non.  2,  99.  Mou.  patr.  Ch  1,  120. 
7.  Tiraboschi  Non.  2,  97.  8.  Antiq.  It  1,  369.  üghelli  4,  61.  9.  Antiq  lt.  2,  969: 
der  Einwand  Muratori's  gegen  die  Echtheit  der  Urkunde  ist  durch  dos  bei  Amadesius  2. 
82  Gesagte  erledigt.  10.  Script.  It.  1  b,  443.  2  b,  962 ;  in  der  zweiten  Urk.  heisst  er. 
•wohl  irrthümlich.  auch  dux  et  marchio;  Tgl.  Muratori  Ann.  ad  a.  970.       11.  Antich.  Est. 

1,  147;  dass  die  hier  genannten  Judices  zum  Theile  von  Pavia  waren,  werde  ich  bei 
Besprechung  der  Judices  nachweisen.  12.  Mittarelli  Ann  1,  81  und  ebenso  Sarioli  1,  50. 
Die  Monatsangabe  fehlt;  nach  imp.  9  und  ind.  13  füllt  die  Urk.  zwischen  Febr.  2  und 
Sept.  24;  der  Kaiser  war  970  Marz  22  zu  Ferrara  (Stumpf  n.  484)  und  die  grosse  Zahl 
der  in  der  Urk.  aufgezählten  Bisehöfe  Usst  darauf  schliessen,  dass  sie  auf  einem  Hof- 
tage des  Kaisers,  der  allerdings  nicht  als  nnwesend  erwähnt  wird,  ausgestellt  sei.    18.  Lupus 

2.  303;  Tgl.  §  171  n.  28. 
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mastis  per  tres  viribus  in  placitis  d.  Anselmi  marchionis  et  comites  palatio 
d.  Ottonis  imperatoris,  werden  die  Kläger  durch  einen  Vassen  des  Mark- 
grafen investirt14  Anselm,  in  dein  wir  den  Sohn  Aledrams,  Stammvater  der 
Markgrafen  von  Montferrat  zu  sehen  haben 1 5,  erscheint  auch  bei  einer  damals 
zu  Ravenna  gehaltenen  Gerichtssitzung  des  Kaisers,  aber  nur  als  Markgraf 
bezeichnet  und  ohne  irgend  thätig  zu  werden,  da  der  Kaiser  zur  Verhängung 
des  Bannes  einen  Bischof  bestellt16;  um  so  sicherer  wird  es  sich  auch  bei  ihm 
wohl  nur  um  eine  Vertretung  des  abwesenden  Pfalzgrafen  handeln. 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  1001  zu  Ravenna  neben  dem 
Logotheten  Bischof  Leo  von  Vercelli  und  dem  Protospatar  Pfalzgrafen  Otto 
ein  R  a  i  m  a  r  als  Comes  missus  imperialis  im  Hofgerichte  vorsitzt,  der  dann 
in  den  Unterschriften  ebenso  wie  Otto  Comes  sacri  palatii  heisst. 17  Das 
Wechseln  der  Titel  Missus  und  Comes  palatii  würde  dem  bisher  über  die  Vice- 
pfalzgrafen  Bemerkten  entsprechen.  Auffallend  ist  sein  Fungiren  zugleich  mit 
dem  eigentlichen  Pfalzgrafen;  doch  dürfte  es  bei  den  Eigenthüinlichkeiten  der 
Ilofordnung  K.  Otto's  m  bedenklich  sein,  daraus  einen  Schluss  auf  die  Be- 
fugnisse des  Vicepfalzgrafen  überhaupt  zu  ziehen. 

XVI.  DER  KANZLER  Fl  R  ITALIEN. 

178,  —  Die  früher  geäusserte  Ansicht,  dass  die  Befugniss  des  Pfalz- 
grafen, dem  Hofgerichte  vorzusitzen,  nicht  durch  einfache  NichtÜbung,  sondern 
durch  ausdrückliche  Anordnung  K.  Heinrichs  II  ihr  Ende  gefunden  habe,  würde 
sehr  wesentlich  gestützt  werden,  wenn  sich  nachweisen  Hesse,  dass  jene  Be- 
fugniss jetzt  ständig  auf  einen  andern  Reichsbeamten  übertragen  sei.  Und  ich 
glaube  allerdings  nicht  bezweifeln  zu  dürfen,  dass  fortan  der  Kanzler  für 
Italien  kraft  seines  Amtes  dazu  berufen  war,  den  König  im  Hofgerichte  zu 
vertreten. 

Denn  vor  allem  fallt  die  Thatsache  auf,  dass  im  weitern  Verlaufe  des 
eilften  Jahrhunderts  bei  allen  erweislich  in  Gegenwart  des  Königs  gehaltenen 
Gerichtssitzungen  entweder  dieser  selbst  oder  aber  der  Kanzler,  und  zwar 
immer  der  für  Italien,  den  Vorsitz  fuhrt.  Bei  einem  1022  vom  Kanzler  Diet- 
rich zu  Penne  gehaltenen  Placitum  ist  allerdings  die  Gegenwart  des  Kaisers 
nicht  zu  erweisen. 1  Dagegen  ergibt  sie  sich  für  ein  1 038  Febr.  22  im  Gebiete 
von  Lucca  gehaltenes  Placitum,  bei  welchem  nach  drei  auf  uns  gekommenen 
Urkunden  Kcuielohus  canceüarius  et  missus  sacri  palatii  vorsass,  aus  dem 
Itinerar  und  der  Formel  per  data  licentia  domini  imperatoris,  qui  ibi  ade- 
rat.2 Ebenso  ergibt  sich  aus  dem  Itinerar  die  Anwesenheit  des  Kaisers  bei 
Gerichtssitzungen,  welche  Chtnterius  canceüarius  et  missus  d.  imperatoris 
1055  Juni  14  zu  Omiclo  am  Arno,  Oct  4  bei  Padua,  Oct.  18  zu  Mantua  und 


14.  Morbio  1,  119.  15-  Nach  gütiger  Mitteilung  Wüstenfelds  gab  es  damals  keinen 
andern  Markgrafen  dieses  Namens.  16.  Fautuiii  1,  212;  Tgl.  $  173  n.  9.  17.  Fan- 
tnzzi  1,  227. 

178.  —  1.  Gattala  Hist.  1,  77.       2.  Antiq.  It.  1.  307.  471.  2,  983. 
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Nov.  3  im  Veronesischen  hielt.3  Auch  bei  einem  Placitum,  welches  1077 
März  1 4  der  Kanzler  Bischof  Gregor  von  Vercelli  gemeinsam  mit  dem  Missus 
Ulrich  zu  Verona  hielt,  mag  der  König  nach  dem  Itinerar  anwesend  gewesen 
sein;  dann  wäre  dasselbe  freilich  auch  anzunehmen  für  eine  Gerichtssitzung, 
welche  dort  wenige  Tage  vorher  von  den  Bischöfen  von  Osnabrück  und  No- 
vara  gehalten  wurde. 1  Allerdings  sind  diese  Fälle  nicht  zahlreich  genug,  um 
darauf  allein  unsere  Ansicht  stützen  zu  können.  Und  wenn  der  Titel  Missus, 
wie  wir  bei  Besprechung  der  Vicepfalzgrafen  sahen,  auch  mit  einem  in  Gegen- 
wart des  Königs  zu  übenden  Amte  nicht  unvereinbar  ist,  derselbe  wohl  ge- 
radezu mit  Beziehung  auf  den  Vorsitz  im  Ilofgerichte  schon  früher  gefuhrt 
wurde,  so  könnte  er  doch  aucli  die  Annahme  nahe  legen,  die  Kanzler  seien  in 
jenen  Fällen  nicht  als  solche,  sondern  weil  sie  mehr  zufallig  damals  zugleich 
zu  Königsboten  für  Italien  ernannt  waren,  zum  Vorsitze  im  Hofgerichte  berufen 
gewesen;  von  Günther  lässt  sich  bestimmt  nachweisen,  dass  er  1055  schon 
vor  der  Ankunft  des  Kaisers  als  Königsbote  thätig  war. 5 

Grösseres  Gewicht  möchte  ich  auf  den  Umstand  legen,  dass  jetzt  auch 
bei  den  vom  Könige  selbst  gehaltenen  Gerichtssitzungen  der  Kanzler,  wenn  er 
überhaupt  als  anwesend  erscheint,  in  einer  Weise  hervortritt,  welche  aufs  be- 
stimmteste auf  eine  besondere  Bedeutung  desselben  für  das  Hofgericht  hin- 
weist. Bei  kaiserlicher  Gerichtssitzung  1021  unterschreibt  der  Kanzler  Dietrich 
zuerst  vor  dem  Erzbischofe  von  Köln  und  dem  Patriarchen  von  Aglei,  wie  das 
an  und  für  sich  seiner  Hangstellung  nicht  entsprechen  würde;  ebenso  1022 
vor  den  Bischöfen,  wo  er  zugleich  als  erster  Beisitzer  genannt  wird.6  Später 
scheint  dann  die  Hegel  gewesen  zu  sein,  dass  die  königlichen  Gerichtsurkunden 
unmittelbar  nach  dem  Könige  von  dem  auch  als  erster  Beisitzer  aufgeführten 
Kanzler,  ausser  diesem  aber  nur  noch  von  den  Hofnchtern,  nicht  aber  von 
den  andern  als  Beisitzern  aufgeführten  Grossen  unterschrieben  wurden. 7  Nichts 
aber  ist  auffallender  in  dieser  Richtung,  als  dass  1047  der  Kanzler  Heinrich 
sogar  neben  dem  Kaiser  als  Vorsitzender  aufgeführt  wird.8 

Besonders  beachtenswerth  erscheint  mir  endlich,  dass  es  um  1081  in 
einem  königlichen  Privilege  für  Lucca  heisst:  tit  Longobardua  iudex  iudicium 
in  iam  dieta  civitate  vcl  in  burgo  auf  placitum  non  exerceat,  nisi  noatra 
auf  filii  nostri  presentr  persona  vel  etiam  canccUarü  noatri.9  Es  handelt 
sich  hier  offenbar  nicht  um  eine  Beschränkung  auf  das  Reichsgericht  über- 
haupt, in  welchem  Falle  gewiss  der  allgemeinere  Ausdruck  Miaaorum  no8tro- 
rum  gewählt  wäre,  sondern  auf  das  Hofgericht.  Und  in  Verbindung  mit  jenen 
andern  Haltpunkten  wird  danach  kaum  ein  Zweifel  bleiben,  dass  im  eilften 
Jahrhunderte  der  Kanzler  für  Italien  in  ähnlich -r  Weise,  wie  früher  der  Pfalz- 
graf, kraft  seines  Amtes  dazu  berufen  war,  den  König  im  Uofgerichte  zu  ver- 


178.  -J  8.  Antiq.  It.  1,  473.  2,  795.  968.  Würdtwein  N.  Subs.  12,  11.  4.  Antiq.  It. 
2,  947.  945.  &.  Affd  Parma  2,  326.  6.  Antich.  Est.  1.  131.  Script.  It.  1  b,  497. 
7.  1055.  77.  95.  97:  Antich.  Est.  1.  167.  275.  t  ampi  1,  519.  Antiq.  It.  2.  943.  8.  Ug- 
helli  1,  450.  9.  Arch.  «torico  10  b.  4.  Die  Urkunde,  wie  sie  hier  vorliegt,  soll  freilich 
interpolirt  sein,  doch  trifft  das  die  bezugliche  Stolle  nicht.  Die-elhe  wird  noch  in  Privileg 
ron  1209*wr.rtlich  wiederholt.  Vgl.  §  136  n.  2. 
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treten.  Dass  er  als  Geistlicher  die  Blutgerichtsbarkeit  nicht  üben  durfte,  kann 
kein  Bedenken  erregen,  da  wir  auch  später  das  entsprechende  Amt  des  Hof- 
vikar ausnahmslos  mit  Geistlichen  besetzt  finden ;  es  wird  anzunehmen  sein, 
•  dass  bei  schweren  Straflällen  der  König  selbst  dem  Hofgerichte  vorsass. 

179.  —  Der  Kanzler  Dietrich  unterschreibt  1022  mit  dem  ungewöhn- 
lichen Titel  secretorum  Romani  imperii  eaneellarius  ac  logotheta  Italiens. 1 
Sonstigem  Sprachgebrauche  nach  würde  der  Ausdruck  Logothet  zunächst 
auch  auf  das  Kanzleramt  zu  beziehen  sein.  Auch  am  Hofe  K.  Otto's  III  heisst 
vereinzelt  998  Heribert  Logotlieta  et  eaneeüarius2,  in  einem  Schreiben  des 
Kaisers  auch  Arehilogotheta.3  Dann  aber  finden  wir  bei  ihm  den  Titel  nicht 
für  den  Kanzler,  sondern  für  einen  anscheinend  mit  besondem  hofgerichtlichen 
Funktionen  betrauten  Grossen  gebraucht.  Während  1001  Peter  von  Como 
Erzkanzler,  Heribert  Kanzler  war,  erscheint  Bischof  Leo  von  Vereelli  als 
Logotheta  sacri  palatii,  sitzt  als  solcher  zugleich  mit  dem  Pfalzgrafen  und 
Vicepfalzgrafen  dem  Ilofgerichte  vor,  unterschreibt  bei  einem  Placitum  des 
Pabstes  und  Kaisers  allein  mit  der  ungewöhnlichen  Formel:  affuit,  volirit, 
laudavit  et  in  eternum  valere  preeepit,  und  lässt  durch  einen  Stellvertreter 
ein  Placitum  zu  Rimini  halten.4  Es  würde  fruchtlos  sein,  darauf  hin  seine 
Stellung  neben  der  des  Pfalzgrafen  näher  bestimmen  zu  wollen.  Aber  immer- 
hin wird  dadurch  die  Annahme  nahe  gelegt,  dass  auch  beim  Kanzler  Dietrich 
der  Ausdruck  auf  den  Vorsitz  im  Hofgerichte  zu  beziehen  ist,  und  dass  K. 
Heinrich  II  bei  den  Aenderungen  bezüglich  des  Vorsitzes  im  Hofgerichte  sich 
den  uns  nicht  genauer  bekannten  bezüglichen  Einrichtungen  der  Hofordnung 
seines  Vorgängers  näher  anschloss. 

XVII.  DIE  KÖNIGIN. 

180.  —  Seit  dem  Ende  des  eilften  Jahrhunderts  findet  sich  kein  Beispiel 
mehr,  dass  der  Kanzler  dem  Hofgerichte  vorsitzt  oder  auch  nur  eine  hervor- 
ragendere Stellung  in  demselben  einnimmt.  Wenn  bei  den  zahlreichen  Ge- 
richtssitzungen, welche  K.  Heinrich  V  1116  März,  April  und  Mai  hielt1,  der 
damalige  Kanzler  für  Italien,  Bischof  Burchard  von  Münster,  nur  ein  einziges- 
mal  erwähnt  wird  und  zwar  den  beisitzeuden  Richtern  und  Rechtskundigen 
nachgestellt2,  so  liegt  darin  wohl  das  bestimmteste  Zeugniss,  dass  die  früher 
dem  Kanzler  im  Hofgerichte  zustehenden  Befugnisse  aufgehoben  oder  in  Ver- 
gessenheit geratheu  waren. 

Dagegen  scheint  man  nun  zeitweise  die  Königin  als  zunächst  zur  Ver- 
tretung des  Königs  im  Hofgerichte  berufen  betrachtet  zu  haben.  In  früherer 
Zeit  tritt  eine  Betheiligung  der  Königin  am  Gerichte  selten  hervor.  Zu  Pia- 
ceuza  finden  wir  874  ein  unthätiges  Praeesse  der  Kaiserin  Ingilberg,  während 


179.  —  1.  Gattula  Hist.  1,  77.  2.  Böhmer  Acta  27.  8.  Vgl.  Ranke  Jahrbücher 
2  b,  135.       4.  Fantuzzi  1,  225.  227.  3,  17. 

186.  —  1.  Verci  Ecelini  3,  19.  Antich.  Est.  1,  283.  Cornelius  Eccl.  Ven.  8.  215. 
Tiraboschi  Mod.  2,  86.  88.  Antiq.  It.  2,  045.       2.  Orsato  1,  287. 


Digitized  by  Google 


326 


Die  Königin. 


der  Pfalzgraf  das  Gericht  hält. 3  Um  896  wird  zu  Benevent  bei  der  Kaiserin- 
mutter Angeltrud  und  dem  Fürsten  Radelchis  geklagt,  welche  dann  einen 
»Sachwalter  des  Fiskus  bestellen  und  mit  der  Entscheidung  einen  Richter  be- 
auftragen.4 Die  Kaiserin  Adelheid  ist  976,  während  der  Kaiser  in  Deutsch- 
land war,  zu  Piacenza  unthätige  Vorsitzende ;  der  thätige  Vorsitzende  ist  auch 
hier  der  Pfalzgraf.5  Im  J.  990  sitzen  zu  Ravenna  die  Bischöfe  von  Piacenza 
und  Wirzburg  zu  Gerichte  iussione  d.  Tlicofana  imperatricie,  wie  auch  die 
Bannstrafe  eamere  imperatricis  bestimmt  wird6;  Theophania  übte  damals 
freilich  überhaupt  alle  kaiserlichen  Rechte  in  Italien.7  Auch  sonstige  Beispiele, 
dass  Frauen  dem  Gerichte  Vorsitzen,  sind  früher  vereinzelt;  so  1005  die 
Gräfin  Emma  von  Imola,  1064  die  Gräfin  Adelheid  von  Saluzzo  zugleich  mit 
ihrem  Sohne.8  Ganz  regelmässig  finden  wir  dann  aber  die  tuszischen  Mark- 
gräfinnen  Beatrix  und  Mathilde  selbst  den  Vorsitz  führen;  und  nichts  liegt 
näher,  als  dass  das  den  Anstoss  gegeben  habe,  dass  nun  auch  die  Königinnen 
in  derselben  Weise  thätig  wurden,  zumal  das  zunächst  im  Bereiche  der  früher 
mathildischen  Besitzungen  geschah. 

Die  Königin  Mathilde  sitzt  1117  zu  Roccha  Carpineta,  1118  zu 
Castrocaro  zu  Gerichte,  lässt  laden,  investirt,  bannt,  lässt  die  Urkunde  schrei- 
ben, unterzieht  sich  also  allen  Aufgaben  des  Vorsitzenden  Richters.9  In  der- 
selben .Stellung  finden  wir  dann  während  K.  Lothars  zweitein  italienischen 
Zuge  die  Kaiserin  R  i  c  h  e  n  z  a ,  welche  längere  Zeit  zu  Reggio  mit  ansehn- 
lichem Gefolge  Hof  hielt,  während  der  Kaiser  Oberitalien  durchzog.  Die 
Uebung  der  Gerichtsbarkeit  war  ihr  damals  ausdrücklich  zugewiesen,  da  der 
Kaiser  in  einer  Urkunde  von  ihr  sagt:  quam  pro  facienda  imtitia  inRhegio 
dvitate  dimisitnus. 1 0  Nach  einer  spätem  Angabe  brachten  dort  im  bischöf- 
lichen Palaste  die  Mönche  von  S.  Peter  zu  Modena  eine  Klage  bei  ihr  vor11; 
wir  haben  dann  weiter  Urkunden  über  Gerichtssitzungen,  welche  sie  dort  1 1 36 
Nov.  und  Dez.  in  Sachen  des  Abts  von  Nonantula  imd  des  Kapitels  von 
Reggio  hielt.12  Und  ihre  richterliche  Thätigkeit  scheint  nicht  gerade  durch 
die  Abwesenheit  des  Kaisers  bedingt  gewesen  zusein;  als  dieser  1137  mit 
ihr  im  Veronesischen  war,  wandten  sich  die  Domherren  von  Verona  um  Be- 
sitzeinweisung an  beide  und  war  es  die  Kaiserin,  welche  dieselbe  ex  mandato 
imperatoris  vornehmen  Hess. 1 3 

Aus  späterer  Zeit  fehlt  jedes  Zeugniss  für  eine  Theilnahme  der  Königin 
am  Reichsgerichtswesen,  was  sich  schon  daraus  erklären  dürfte,  dass  auch 
dieses  sich  nun  den  Regeln  des  römisch-kanonischen  Prozesses  eng  anschliesst, 


180.—]  3.  Boselli  1,  280.  4.  Script.  It.  1  b,  410.  5.  Beilage  von  976  Oct.  25. 
ö.  Fantuzzi  1,  218.  7.  Vgl.  Ranke  Jahrbücher  2b.  G6.  8.  Fantuzzi  5.  268.  Muletti 
1.  274.  9.  Ughelli  2,  287.  Mittarelli  3.  275.  Ob  der  Kaiser  anwesend  war.  ist  un- 
gewiss ;  beschrankten  wir  sonst  den  Begriff  des  Hofgerichts  auf  die  in  Anwesenheit  des 
Königs  gehaltenen  Gerichtssitzungen,  so  wird  bezüglich  des  Gericht«  der  Königin  davon 
überhaupt  abzusehen  sein.  10.  üghelli  2,  288.  11.  Antiq.  It.  6.  236.  Geschah  das 
wirklich  schon  im  Sept.,  was  sonstige  Nachrichten  bedenklich  machen,  so  müsste  ihr 
Aufenthalt  mehrere  Monate  gedauert  haben.  Vgl.  Jaffe  Lothar  183.  12.  Antiq.  It.  1, 
613.  6,  233.       18.  üghelli  5,  755. 
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welcher  im  allgemeinen  die  Unfähigkeit  der  Frauen  zum  Richteramte  scharf 
betont,  obwohl  noch  Innocenz  III  zunächst  mit  Rücksicht  auf  die  Königin  von 
Frankreich  ausnahmsweise  hochgestellten  Frauen  diese  Fähigkeit  da,  wo  das 
Herkommen  dafür  spricht,  zugesteht. 14 

XVIII.  DER  HOFVIKAR. 

181.  —  So  weit  ich  sehe,  blieb  es  früher  ganz  unbemerkt,  dass  es  seit 
K.  Friedrich  I  einen  höchsten  Reichsbeamten  für  Italien  gibt,  dessen  Stellung 
vielfach  der  des  alten  Pfalzgrafen  entspricht  und  insbesondere  von  der  des 
Legatus  Italiae,  mit  der  man  sie  bisher  zusammenzuwerfen  pflegte,  dadurch 
sich  bestimmt  unterscheidet,  dass  der  Hofvikar  lediglich  richterliche  Befugnisse 
hat  und  sein  Amt  sich  wenigstens  später  regelmässig  an  den  Hof  des  Kaisers 
knüpft,  während  das  des  Legaten  gerade  die  Abwesenheit  des  Kaisers  zur 
Voraussetzung  hat.  Der  zuerst  am  häufigsten  vorkommende  Titel  ist  Do- 
mini imperatoris  vicarius  ad  iustitias  faeiendasx  oder  vollständiger  in 
Italia  vicarius2,  auch  blos  d.  imperatoris  iHcarius3;  spater  ist  der  gewöhn- 
lichste Ausdruck  Vicarius  imperialis  aidae*  oder  curiae5;  vereinzelt  auch 
Vicarius  imperii  oder  Italiae.6 

Was  die  Anfänge  des  Amtes  betrifft,  so  scheint  es  nicht,  dass  das- 
selbe auf  einer  ausdrücklichen  Einführung  beruht;  es  wird  sich  allmählig  ent- 
wickelt, seine  spätere  festere  Gestaltung  zunächst  auf  dem  Wege  des  Her- 
kommens gewonnen  haben.  Konnte  von  einem  bestimmteren  Herkommen 
bezüglich  alles  dessen,  was  die  Uebung  der  Reichsgerichtsbarkeit  betraf,  beim 
Beginne  der  Regierung  K.  Friedrichs  I  kaum  die  Rede  sein,  so  gilt  das  ins- 
besondere bezüglich  der  Vertretung  des  Kaisers  als  Richters ;  wird  man  das 
Vorsitzen  der  Königin  schon  an  und  für  sich  kaum  als  feststehendes  Herkom- 
men zu  betrachten  haben,  so  mussten  überdies  die  vorhin  angedeuteten  Aen- 
derungen  im  Gerichtswesen  es  verbieten,  darauf  zurückzugreifen.  Es  scheinen 
da  denn  auch  zunächst  bestimmtere  Einrichtungen  nicht  bestanden  zu  haben. 
Richtete  der  Kaiser  nicht  selbst,  so  scheint  er  auch  im  Hofgerichte,  wie  sonst, 
die  Sachen  an  für  den  Einzelfall  bestimmte  Vertreter  überlassen  zu  haben. 7 
Solche  Vertreter  konnten  verschieden  bezeichnet  werden,  als  Legaten,  Missi 
oder  auch  Vikare  des  Kaisers ;  der  Gebrauch  aller  dieser  Ausdrücke  ist  zumal 
in  dieser  Zeit  noch  sehr  schwankend.  Noch  1161  März  werden  vier  delegirte 
Richter  des  Kaisers  in  derselben  Urkunde  bald  als  Iiidices  et  vicarit,  bald 
als  Missi  et  iudices  d.  imperatoris  bezeichnet8;  werden  wir  auch  etwa  an- 
nehmen dürfen,  dass  der  Ausdruck  Vikar  schon  vorzugsweise  gerade  für  rich- 


14.  C.  4.  X.  de  arbitris  (1.  43). 

181.  -  1.  1162.  63.  85:  Affo  Parma  2,  372.  374.  Mittarelli  4,  133.  2.  1163: 
Aflo  P.  2,  375.  8.  1163.  64.  91.  1210:  Antiq.  It.  1,  477.  325.  Poggiali  5.  13.  Mitta- 
relli 4.  290.  Aflarosi  1,  141.  4.  Zuerst  um  1164:  Fantuzzi  4,  26'9.  5.  Zuerst  1185: 
Costa  Chart.  Üert.  37.  6.  1210.  19:  Mittarelli  4,  299.  Huillard  1,  594.  1.  Vgl. 
%  162  n.  11.       8.  Tiraboschi  Non.  2,  279. 
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orliche  Vertreter  des  Kaisers  gebraucht  wurde,  so  ist  er  jedenfalls  noch  nicht 
ausschliessliche  Bezeichnung  für  einen  einzelnen  stäudigen  Vertreter. 

Das  Amt  wird  sich  daraus  entwickelt  haben,  dass  der  Kaiser  einen  der 
Grossen  aus  seiner  Umgebung,  der  sich  durch  genügende  Rechtskunde,  etwa 
auch  Kenntniss  der  italienischen  Sprache  dazu  empfahl,  besonders  häufig  zum 
Vertreter  bestellte,  ihn  in  Rechtssachen  vorzugsweise  zu  Rathe  zog,  ihn  dann 
wohl  auch  beauftragte,  in  seiner  Abwesenheit  überhaupt  statt  seiner  alle 
Rechtssachen  zu  erledigen.  Denn  während  später  der  Ilofvikar  Stellvertreter 
des  anwesenden  Kaisers  ist,  scheint  anfangs  gerade  das  Bedürfniss  einer  Ver- 
tretung des  abwesenden  Kaisers  mehrfach  dazu  geführt  zu  haben,  einem  ein- 
zelnen Grossen  allgemeinere  Vollmachten  zu  geben.  Und  sind  später  die  Ilof- 
vikare  durchweg  Bischöfe,  so  werden  wir  bezüglich  der  Anfange  des  Amtes 
um  so  weniger  fehlgehen,  wenn  es  gerade  Bischöfe  sind,  bei  welchen  uns  Zeug- 
nisse für  eine  solche  vorbereitende  Stellung  vorliegen,  mit  denen  wir  daher  die 
Reihe  der  Ilofvikare  werden  beginnen  dürfen,  wenn  auch  Titel  und  bestimm- 
tere Gestaltung  des  Amtes  erst  etwas  später  nachweisbar  sind. 

182.  —  Auf  dem  ersten  Zuge  K.  Friedrichsl  ergeben  sich,  so  weit 
ich  sehe,  noch  keine  bezügliche  Ilaltpunkte.  Für  den  zweiten  aber  ist  nicht  zu 
bezweifeln,  dass  Bischof  Eberhard  von  Bamberg,  der  auch  den  ersten 
mitgemacht  hatte  und  jetzt  überhaupt  einer  der  einflussreichsten  Rathgeber 
des  Kaisers  war,  von  diesem  vorzugsweise  auch  in  Rechtssachen  verwandt 
wurde.  Zu  Roncalia  1158  Nov.  entscheidet  Eberhard  einen  Streit  zwischen 
dem  Bischöfe  von  Brescia  und  dem  Abte  von  Leno,  wobei  ausdrücklich  be- 
merkt wird,  dass  er  das  Urtheil  nicht  in  deutscher,  sondern  in  italienischer 
Sprache  gab. 1  Ständiger  Vorsitzender  des  Ilofgerichtes  war  er  aber  schwer- 
lich; 1159  Febr.  wird  seine  Anwesenheit  in  demselben  erwähnt;  aber  nicht 
er,  sondern  zwei  andere  vom  Kaiser  bestellte  Richter  entscheiden  die  Sache.2 
Dann  aber  erzählt  Ragewin,  dass  der  Kaiser  vom  Beginne  der  Fasten  bis 
Ostern,  anderweitig  in  Anspruch  genommen,  vom  Ileere  abwesend  gewesen 
sei ;  dimiserat  tarnen  loco  suo  venerabilem  turum  E.  Babenbergensem  ep'ts- 
copum,  qui  venientes  et  negocia  Jiabentes  audiret,  causasque  eorum  dili- 
geuti  examinatione  terminaret;  er  rühmt  dann  seine  Ergebenheit,  seine 
Einsicht  und  Kenntnisse,  sein  Studium  circa  scripturae  sensnm  ac  quaestio- 
num  discussionem,  und  bemerkt,  dass  der  Kaiser  zwar  alle  Bisehöfe  hochhielt, 
speclaliter  tarnen  memo**ati  viri,  sicut  prudentissimi,  nitebatur  consilio 
enmque  digntim  estimavit,  in  cuius  arbitratu  et  discretione  operas  suas 
locaret  et  onus  simul  ac  honorem  communicaret.3  Es  ist  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass,  als  der  nächste  Grund  dieser  Vertretung  aufhörte,  Eberhard 
dennoch  nicht  Mos  thatsächlich  den  grössten  Einfluss  übte,  sondern  auch  am 
Hofe  eine  Stellung  einnahm,  welche  ihn  auch  formell  zu  bestimmterer  Ein- 
flussnahme  berechtigte.  Ich  wüsste  es  wenigstens  nicht  anders  zu  erklären, 
dass  eine  Urkunde,  durch  welche  der  Kaiser  11 59  Nov.  über  Güter  gebannter 
Mailänder  und  Cremoneser  verfugt,  zur  Beglaubigung  von  Eberhard  und  dem 


182.  -  1.  Zaccaria  Leno  136.       2,  Verci  Ecel.  3,  36.       8.  Raderic.  1.  2  c  29. 
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Hofkanzler  unterschrieben  ist,  während  dann  ein  Hofrichter  mit  dem  Bemerken 
unterschreibt,  dass  er  die  Urkunde  auf  Befehl  des  Kaisers  und  unter  Zustim- 
mung Eberhards  und  des  Kanzlers  gefertigt  habe. 4  Die  in  einer  der  kaiser- 
lichen Kanzlei  ganz  fremden  Form  abgefasste  Urkunde  nähert  sich  der  Fassung 
späterer  Hofgerichtsurkunden,  wie  sie  ja  auch  nicht  von  einem  Mitglied»  der 
Kanzlei,  sondern  des  Hofgerichts  geschrieben  ist;  um  so  bestimmter  scheint 
mir  jener  Umstand  darauf  zu  deuten,  dass  Eberhard  gerade  zum  Hofgerichte, 
über  das  uns  aus  dieser  Zeit  Zeugnisse  durchaus  fehlen,  in  näherer  Beziehung 
gestanden  habe.  Darauf  lässt  weiter  vielleicht  auch  schliessen  die  Beurkun- 
dung einer  Uebereinkunft  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Bischöfe  von  Padua 
1161  Okt.,  welche  wieder  in  den  Formen  einer  Gerichtsurkunde  gefasst  ist.5 
Als  Vermittler  werden  genannt  der  Erzkanzler  Reinald,  Eberhard,  der  Kanzler, 
der  Protonotar  und  der  Missus  Paganus,  der  damals  das  Paduanische  ver- 
waltete; als  anwesend  werden  in  erster  Reihe  drei  Hofrichter  genannt;  und 
ist  da  die  TheJrnahme  Eberhards  auch  an  und  für  sich  nicht  auffallend,  so 
kann  jedenfalls,  wenn  überhaupt  einem  der  genannten  Vermittler  eine  be- 
stimmtere Beziehung  zum  Hofgerichte  zukommt,  das  nur  Eberhard  sein.  Später 
finden  wir  Eberhard  nochmals  ausserhalb  des  Hofes  mit  richterlichen  Befug- 
nissen betraut;  als  Imperialis  aide  legatus  a  gloriosissimo  imperatore  F. 
ad  iustitias  et  provisiones  facienda*  in  Pannemi  civitate  delegatus  ent- 
scheidet er  1162  Apr.  24  zu  Parma  einen  Rechtsstreit. 6  Er  muss  dann  nach 
Deutschland  zurückgekehrt  sein,  da  er  in  den  Kaiserurkunden  nicht  mehr  ge- 
nannt wird.  Die  dürftigen  Haltpunkte  erlauben  da  kein  sicheres  Urtheil ;  das 
einzige  bestimmtere  Zeugniss  für  Vertretung  des  Kaisers  insbesondere  auch 
als  Richters  bezieht  sich  auf  Abwesenheit  des  Kaisers;  aber  es  ist  wenigstens 
wahrscheinlich,  dass  er  auch  in  dessen  Anwesenheit  eine  feste  bevorzugte 
.Stellung  im  Hofgerichte  eingenommen  hat,  die  damit  der  des  spätem  Hofvikar 
schon  wesentlich  entsprechen  würde. 

183.  —  Damit  stimmt  nun  auch  vollkommen  das  Vorkommen  Bischof 
Hermanns  von  Verden,  bei  dem  später  Titel  und  Stellung  des  Hofvikars 
zuerst  bestimmt  hervortreten,  und  den  wir  als  Nachfolger  Eberhards  zu  be- 
trachten hätten.  Denn  während  Eberhard  am  Hofe  ist,  finden  wir  ihn  aller- 
dings schon  als  Richter  verwandt,  aber  nicht  am  Hofe  selbst.  Als  Legat  des 
Kaisers  bezeichnet,  entscheidet  er  1159  Juni  28  bei  S.  Maria  in  Portu  de 
Saltu  zwischen  Ravenna  undFerrara  über  eine  Klage  der  Kirche  von  Ravenna 
zu  deren  Gunsten. 1  Als  Vicarius  d.  imperatoris  und  in  Anwesenheit  von 
zwei  Uofrichtern  spricht  er  1161  März  30  zu  Pieve  di  Sacco  den  Domherrn 


4.  Böhmer  Acta  100.       5.  Autiq.  It.  6,  243;  besser  Dondi  b\  47.       tt.  Aöo  P.  2,  217. 

183.  —  1.  Rubeus  Rar.  326  extr.  mit  quarto  kfd.  tu/.,  Frizzi  2,  171  mit  hin.  28, 
gewiss  verdruckt  für  lt*n.  3i8,  da  Hermann  im  Januar  in  lombardischen  Städten  beschäftigt 
und  Febr.  2  beim  Kaiser  in  der  Gegend  vou  Vercelli  war.  Tourtual,  Bischof  Hermann  von 
Verden  (Münster  1866)  S.  43,  setzt  die  Urk.  zu  1163.  weil  Hermann  1159  nicht  Legat 
gewesen  sei;  aber  wesshalb  nicht  ?  Dieser  Titel  würde  umgekehrt  1 163  auffallen  müssen, 
wo  Hermann  ganz  regelmässig  als  Vikar  bezeichnet  wird,  und  auch  daneben  nur  einmal 
(Antiq.  It.  1,  477)  als  Legat. 
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von  Padua  den  Besitz  streitiger  Ländereien  zu.2  Der  Hof  muss  allerdings 
damals  in  der  Nähe  gewesen  sein,  da  der  Kaiser  April  2  unter  Zeugniss  Her- 
manns zuMonselice  urkundet3,  und  es  wäre  immerhin  möglich,  dass  Hermann 
schon  damals  eine  bestimmtere  Stellung  im  Hofgerichte  eingenommen  hätte, 
zumal  Eberhard  seit  1160  Febr.  nicht  beim  Kaiser  nachzuweisen  ist,  erst 
1161  Juni  3 4  wieder  in  dessen  Urkunden  auftritt.  Nur  wird  uns  da  die  Be- 
zeichnung als  Vikar  noch  kaum  als  sicherer  Halt  dienen  dürfen. 5 

Seit  1161  Juni  ist  Hermann  nicht  mehr  beim  Kaiser  und  muss  nach 
Deutschland  zurückgekehrt  sein,  wo  er  noch  im  Frühjahr  1162  nachweisbar 
ist.6  Juni  9  wird  er  zuerst  wieder  am  Hoflager  zu  Pavia  genannt  Eberhard 
war  damals,  wie  gesagt,  nicht  mehr  beim  Kaiser;  Gehen  und  Kommen  der 
beiden  Bischöfe  fallt  hier  wieder  so  nahe  zusammen,  dass  man  geradezu  an 
eine  Ablösung  denken  möchte.  Von  nun  au  ist  jedenfalls  eine  Stellung  Her- 
manns, die  ihn  kraft  seines  Amtes  zum  Vorsitze  im  Hofgerichte  berief,  nicht 
mehr  zu  bezweifeln.  Denn  mit  dem  auch  später  üblichen  Titel  eines  Vicarius 
imperatoria  ad  ittaticiaa  facienda*  sitzt  er  1162  Juni  24  in  der  Gegend  von 
Modena  inter  caatrum  Moereti  et  caatrumToxoli  wegen  einer  Controveraia 
apud  imperatorem  nwta  zu  Gerichte7;  und  zwar  nach  Vergleichung  mit  dem 
Itinerare  des  Kaisers  zweifellos  an  dessen  Hoflager8,  dem  er  auch  weiter  ge- 
folgt zu  sein  scheint ;  im  September  kehrte  er  mit  dem  Kaiser  durch  Burgund 
nach  Deutschland  zurück. 9  Aber  schon  Ende  November  wurde  er  wieder  nach 


183.  -1  2.  Dondi  b\  43.  Fohlt  iii  den  vou  Tourtuol  Keiner  Arbeit  beigegebenen  Regesten 
Hermanns,  welche  übrigens  nicht  blos  der  Ergänzung,  worauf  ich  weniger  Gewicht  legen 
möchte,  .sondern  insbesondere  auch  der  Berichtigung  gar  dringend  bedürfen.  Da  sich 
häufig  Abweichungen  von  meinen  eigenen  Notizen  ergaben,  niithigten  mich  dieselben  zu 
einer  nochmaligen  mühsamen  Prüfung  der  Genauigkeit  derselbeu:  und  im  Interesse  an- 
derer Forscher  scheint  es  mir  geboten,  in  den  folgenden  Anmerkungen  von  den  Ergeb- 
nissen so  viel  mitzutheilen,  als  nothig  sein  dürfte,  um  sich  ein  Urtheil  über  Vollständigkeit 
und  Genauigkeit  jener  und  anderer  Regesten  des  Verfassers  zu  bilden.  8.  Kapitular- 
archiv  zu  Verona  nach  Wüstenfeld.  4.  Mon.  Boica  29,  359;  und  mit  ihm  Hermann, 
was  Tourtual  übersieht.  Werde  ich  mich  häufig  auf  das  Vorkommen  oder  Nichtvorkommen 
einzelner  Personen  beim  Kaiser  beziehen,  so  stützen  sich  diese  Angaben  auf  eine  das 
bekannte  Material  nahezu  erschöpfende  Zusammenstellung  der  Zeugenreihen  der  Kaiscr- 
urkunden.  Sie  genauer  zu  belegen,  werde  ich,  von  wichtigern  Fällen  abgesehen,  unter- 
lassen dürfen  mit  Rücksicht  auf  die  von  Scheffer-Boichorst  bereits  begonnene  Neubear- 
beitung der  Regesten  Böhmers  vou  1125  bis  II 97,  welche  sämmtliche  Zeugen  mittheilen 
wird,  während  für  die  Zeit  nach  1197  schon  jetzt  in  Böhmers  Regesten  und  Huillards 
Urkundenwerk  genügende  Hülfsmittel  zu  Gebote  stehen.  5.  Vgl.  §  181  n.  5.  ö.  Lappen- 
berg Hamburg.  Urkundenb.  1,  208.  7.  Affö  P.  2,  372;  von  Tourtual  übersehen,  obwohl  er 
das  Werk  sonst  benutzte.  8.  Beziehungen  auf  das  Itinerar  des  Kaisers  werde  ich  in 
der  Regel  auch  da,  wo  es  mir  in  grösserer  Vollständigkeit  vorliegt,  als  bisher  in  Böhmers 
Regesten  der  Fall  war,  nicht  näher  belegen,  da  auch  abgesehen  von  der  Neubearbeitung 
dieser  Regesten  durch  Stumpfs  Verzeichniss  iu  kurzer  Frist  das  vervollständigte  urkund- 
liche Itinerar  zugänglich  sein  wird.  In  den  meisten  Fallen  dürften  sich  die  Ortsangaben 
in  den  Hofgerichtsurkunden  auch  für  das  Itinerar  des  Kaisers  selbst  verwerthen  lassen. 
V.  Tourtual«  Regesten  sind  hier  durch  die  Daten  Aug.  18  Turin.  Sept.  7.  8  Laonne.  Sept.  24 
Selz  zu  ergänzen;  es  ist  mir  unverständlich,  wesshalb  er  die  Zeugenschaft  zu  Laonne  S.  85 
ausdrücklich  in  Abrede  stellt,  da  Hermann  iu  allen  Abdrücken,  Spon  2,  27  und  32,  Antiq. 
It.  6,  58,  M6m.  et  doc.  de  Geneve  5,  347  aufgeführt  ist. 
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Italien  geschickt.  Morena  erzählt  nämlich,  dass  der  Kaiser  sogleich  den  Rei- 
nald von  Köln  zurückgeschickt  habe,  ut  vice  sua,  que  forent  ordinanda  in 
Italia,  atatueret ;  er  war  nach  den  von  ihm  ausgestellten  Urkunden  Legat 
für  Italien.  Dann  fährt  Morena  fort :  Deinde  quoque  misit  in  Ytaliam  cla- 
riaaimua  impcrator  quasi  circa  featum  8.  Andree  domnum  Ilermannum 
Verdensem  epiacopum  de  Saxonia,  deditque  ei  poteatatem,  ut  de  omnibu* 
cauaia  Ytolie,  tarn  de  principalibu8,  quam  de  litibus  appettationum,  aua 
vice  cogno8ceret  eaaque  legittimo  tramite  diffiniret;  qiii  et  ipae  partim 
Laude  partimque  in  aliia  tarn  Marchie  quam  Lomhardie  civitatibm  aa- 
pienter  et  moderate  mandatum  imperatoria  adimplevit.xo  Die  rein  richter- 
lichen Befugnisse  des  Vikar  werden  hier  demnach  aufs  bestimmteste  von  der 
umfassenderen  Gewalt  des  Legaten  unterschieden;  andererseits  ergibt  sich, 
dass  man  das  Amt  des  Vikar  noch  nicht  eng  an  den  Hof  knüpfte,  die  Uebung 
desselben  noch  nicht  durch  die  Anwesenheit  des  Kaisers  im  Lande  bedingt 
war.  Hermann  sitzt  1163  März  7  zu  Parma11,  März  11  zu  Modena12  zu 
Gerichte,  April  23  wird  zu  Parma  noch  ein  Urtheil  desselben  erwähnt13,  das 
aber  schon  früher  gefällt  sein  kann.  Eben  so  regelmässig,  wie  Reinald  sich 
Legat  nennt,  heisst  nun  Hermann  Vikar;  nur  zu  Modena  finden  wir  noch  ein 
letztes  Schwanken  des  Titels,  indem  der  Notar  ihn  als  Vikar  und  Legaten 
bezeichnet.  Hermann  mag  dann  Italien  verlassen  haben14,  da  er  dort  nicht 
mehr  nachweisbar  ist  und  im  Mai  zu  Parma  die  Hofrichter  ohne  Vikar  zu 
Gerichte  sitzen. 15  Er  kam  dann  jedenfalls  mit  dem  Kaiser  nach  Italien  zurück, 
mit  dem  er  1163  0ct.  29  in  Lodi  einzieht16,  wie  er  auch  ferner  bis  zum  Ende 


10.  Mon.  Genn.  18,  640.  11.  Affö  P.  2,  374.  12.  Antiq.  it.  1,  477.  Tourtual  ver- 
wirrt das  Itinerar,  indem  er  Nonen  und  Idus  verwechselnd  die  Urk.  zu  Marz  3  setzt. 
18.  Affö  P.  2,  375.  Auch  in  ungedr.  Urk.  von  1173  Juli  24  bestätigt  der  Kaiser  eine  früher 
von  Hennann  zu  Gunsten  des  Kapitels  von  Vicenza  gegebene  Sentenz.  14.  In  Deutsch- 
land ist  er  übrigens  in  den  Kaiserurkunden  nicht  nachweisbar.  Nach  Tourtual  nr.  47  aller- 
dings am  13.  Aug.  Er  führt  die  Urk.  zunächst  an  nach  der  Verdener  Chronik  bei  Leibnitz 
Script,  rer.  Brunsvic.  2,  217,  wo  sich  lediglich  ein  Auszug  ohne  alle  Zeitangaben  findet; 
dann  nach  Hodenberg  Verdener  Geschichtsq.  2,  43,  wo  die  Urk.  allerdings  gedruckt  ist, 
aber  wieder  ohne  alle  Zeitangaben,  während  nach  Tourtual  anzunehmen  wäre,  sie  habe  die 
Daten  1163  Aug.  13.  Woher  die  Tagesangabe  kommen  soll,  ist  mir  unfassbar;  für  das  Jahr 
wurde  wohl  Hodenbergs  Angabe,  der  die  Urk.  auf  1159  bis  1167  bestimmt,  und  um  1163 
setzt,  aufgegriffen;  sie  kann  aber  nicht  zu  1163  gehören,  da  Reinald  von  Köln  damals  in 
Italien  war.  Dieser  reiht  Tourtual  nr.  48  dann  als  1163  ausgestellt  eine  eigene  Urkunde 
Hermanns  an,  die  in  der  Verdener  Chronik  a.  a.  0.  stehen  soll;  es  findet  sich  auch  eiu 
Auszug,  aber  mit  der  ausdrücklichen  Jahresangabe  1155,  welche  durch  den  Abdruck  der 
Urk.  bei  Hodenberg  2,  42  und  bei  Tourtual  selbst  S.  82  bestätigt  wird,  wie  denn  auch 
Tourtual  nr.  9  denselben  Auszug  schon  zu  1155  angeführt  hat.  —  Auch  die  Nachricht  des 
Morena.  dass  Hermann  mit  dem  Kaiser  auf  der  Rückkehr  aus  Deutschland  Oct.  29  nach 
Lodi  kam,  wird  eino  Rückkehr  Hermanns  nach  Deutschland  wenigstens  nicht  sicher  er- 
weisen, da  der  Gescbichtschreiber  vielleicht  zunächst  nur  den  gemeinsamen  Einzug  in  Lodi 
im  Auge  hatte.  16.  Affö  P.  2.  376.  1«.  Morena.  Mon.  Germ.  18.  642,  wo  aus  Ver- 
sehen Oct.  28  reduzirt  ist.  Tourtual  in  seinen  Regesten  dreht  das  Sachverhältniss  um. 
korrigirt  Reuter,  der  das  Richtige  hat,  und  behauptet  wiederholt  S.  45  und  66,  dass  4.  kal. 
Nov.  allerdings  Oct  28  sei,  der  Montag  aber  für  Oct.  29  spreche!  Zu  1163  Nov.  27  be- 
merkt er,  ich  hätte  die  Urk.  in  den  Regesten  Reinalds  übersehen,  was  ciufach  nicht  der 
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des  Jahrs  in  dessen  Urkunden  erscheint.  Dass  er  auch  jetzt  als  Vikar  fungirte, 
wird  nicht  zu  bezweifeln  sein;  ausdrückliche  Zeugnisse  finden  6ich  nicht;  es 
wäre  nur  etwa  zu  erwähnen,  dass  der  Kaiser  in  einem  Privileg  nur  seiner 
Verwendung  neben  der  des  Erzkanzlers  gedenkt.1 7  Seit  Anfang  1164  wird  er 
in  Italien  zunächst  nicht  mehr  genannt  und  wird  nach  Deutschland  zurück- 
gekehrt sein. 

184.  —  Sein  Nachfolger  ist  Bischof  Albert  von  Trient,  der  1164 
Febr.  9  beim  Kaiser  ist  und  in  dessen  Anwesenheit  Febr.  24 1  zu  Fano  als 
Vikar  zu  Gerichte  sitzt.2  Da  er  weiterhin  nicht  mehr  am  Hofe  nachzuweisen 
ist  und  April  30  am  Hoflager  zu  Pavia  die  Hofrichter  ohne  Vikar  zu  Gerichte 
sitzen3,  so  wird  er  das  Amt  nur  kurze  Zeit  bekleidet  haben. 

Wahrscheinlich  ist  ihm  in  diesem  Bischof  Garsed onius  von  Man- 
tua,  wohlder  eifrigste  Anhänger  des  Kaisers  unter  den  italienischen  Bischöfen, 
gefolgt.  Vielleicht  hat  er  ein  entsprechendes  Amt  schon  früher  unter  anderm 
Titel  versehen.  Schon  1162  soll  er  sich  in  einem  Briefe  an  den  Kaiser  als 
Comes  canwrae  imperialis  unterschrieben  hab^n.4  Er  entscheidet  dann  1163 
Juli  10  zu  Mantua  über  eine  Klage  des  Abtes  von  S.  Zeno  zu  Verona,  wo 
schon  der  Gegenstand  ein  Eingreifen  des  Bischofs  nur  erklärlieh  macht,  wenn 
er  als  Reichsrichter  handelt;  und  darauf  wird  es  zu  beziehen  sein,  wenn  er  in 
der  Urkunde  zweimal  als  Imperialis  anh*  comes  bezeichnet  ist. 5  Der  Titel, 
dem  des  Pfalzgrafen  entsprechend,  ist  mir  sonst  nicht  vorgekommen.  Sind  die 
Titel  der  Keichsbeamten  in  dieser  Zeit  noch  schwankend,  so  könnte  er  immer- 
hin die  Stellung  des  Uofvikar  bezeichnen;  auch  können  beide  Erwähnungen  in 
Zeiten  der  Abwesenheit  Hermanns  fallen.  Dagegen  scheint  zu  sprechen,  dass 
seine  beiden  Assessoren  nicht,  wie  sonst  üblich,  als  Hofrichter  bezeichnet  sind. 6 
Wahrscheinlicher  dürfte  es  sich  um  ein  eigenes  Heichsamt  mit  richterlichen 
Befugnissen  handeln,  das  später  wieder  einging;  die  vereinzelten  Erwähnungen 

183.—]  Fall  ist.  Ebenso  soll  ich  mit  Böhmer  die  bezügliche  Urk.  irrig  zu  1160  Febr.  15 
statt  Febr.  16  setzen,  auf  das  Schaltjahr  vergessend;  aber  wozu  gibt  es  denn  einen 
Bissextus.'        17.  Biancolini  Nut.  5  a,  95. 

184.  —  1.  Octava  die  lunae  exeunte  m.  Febr  ,  was  nicht  stimmt,  da  die  Rück- 
zahlung bei  Beachtung  des  Schalttages  auf  Febr.  22,  einen  Samstag  führt.  Nach  den 
Ann.  Genuens.  war  der  Kaiser  qtuirto  die  ante  quadratjetimam  zu  Fano,  was  Mon. 
Germ.  18,  57  auf  Febr.  29  reduzirt  ist,  während  es  vom  Aschermittwoch  ab  gezählt 
Febr.  22  ergeben  würde.  2.  Antiq.  It.  1,325;  danach  Amiani  1,  150;  auch  Ughelli 
2,  693.  Amiani  gibt  noch  eine  angeblich  1165  von  Albert  zu  Fano  ausgestellte  Urkunde, 
worin  er  ylorioti  iinfteratoris  mandttto  den  odeln  Ilofrichter  Ugo  Ruffus  und  dessen 
Nachkommen  zu  comile*  ae  glorioei  imjwatorit  commenta/e*  erhebt.  Es  ist  eine  offenbare 
Fälschung  im  Interesse  der  Ruffo  von  Fermo,  deren  einzige  Grundlage  jene  Gerichtsurkunde 
zu  bilden  scheint,  in  welcher  Amiani  auch  ganz  willkürlich  den  Namen  Ktmtt  in  Rujfta 
geändert  hat.  8.  Affö  P.  2,  378.  4.  Ughelli  1.  863.  5.  Antiq.  lt.  1,  475  und  vollstän- 
diger Biancolini  Not.  5a,  94.  —  Tourtual  Forschungen  5  ff.  gibt  Regesten  des  Garse- 
donius,  führt  die  Urk.  an,  aber  uicht  die  Drucke,  und  verweist  auf  Affo  P.  2,  wo  ich 
nichts  Bezügliches  zu  finden  weiss.  ö.  Der  eine,  Rudolf,  ist  es  1164  allerdings  ge- 
wesen, Böhmer  Acta  111.  Tourtual  S.  7  will  aus  der  Erwähnung  von  Assessoren  über- 
haupt folgern,  dass  G.  Hofvikar  war;  es  würde  da«  eher  dagegen  sprechen,  da  Assessoren 
nur  vereinzelt  in  Reichsgerichten,  dagegen  ganz  gewöhnlich  insbesondere  in  den  geist- 
lichen Gerichten  dieser  Zeit  genannt  werden. 
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werden  ein  sicheres  Urtheil  nicht  gestatten.  Im  J.  1164  werden  wir  Garse- 
donius aber  jedenfalls  als  Hofvikar  zu  betrachten  haben.  Darauf  deutet  schon 
mit  ziemlicher  Sicherheit,  dass  er  der  einzige  Bischof  ist,  welcher  nach  den 
Urkunden  seit  dem  Mai  ständig  am  Hofe  74:  sein  scheint.7  Vielleicht  Hesse 
sich  damit  auch  in  Verbindung  bringen,  dciss  jetzt  Pfalzgraf  Otto,  allerdings 
ganz  vereinzelt,  Mai  28  als  Palatinos  camere  eomes  bezeichnet  wird8;  man 
könnte  annehmen,  Garsedonius  sei  nach  Alberts  Abzüge  Hofvikar  geworden, 
und  das  von  ihm  früher  bekleidete  Amt  eines  Hofgrafen  oder  Kammergrafen 
auf  Otto  übertragen.  Dann  aber  heisst  er  in  einer  höchstwahrscheinlich  1164 
Nov.  2  ausgestellten  Urkunde,  durch  welche  sich  mit  seiner  Zustimmung  die 
Leute  von  Monte  S.  Maria  denen  von  Cesena  verpflichten,  ausdrücklich  Im- 
perialis aide  wart us9,  wie  es  auch  bei  dieser  Gelegenheit  in  einer  spätem 
Chronik  von  Cesena  von  ihm  heisst:  Ipse  itaque  tunr  erat  vicarins  impe- 
rafora.10  Da  der  Kaiser  damals  schon  nach  Deutschland  zurückgekehrt  war, 
so  wäre  demnach  auch  hier  die  Uebung  des  Amtes  nicht  durch  seine  Anwesen- 
heit bedingt  gewesen.  Garsedonius  ist  erst  1187  gestorben,  wird  aber  später 
nicht  mehr  als  Hofv  ikar  bezeichnet. 

Weiterhin  werden  Hofvikare  nur  erwähnt,  wenn  der  Hof  selbst  in  Italien 
ist.  Auf  dem  nächsten  Zuge  finden  wir  die  Bischöfe  Hermann  von  Verden 
und  Daniel  von  Prag  gleichzeitig  als  Vikare.  Denn  Vincenz  von  Prag  sagt 
von  jenem:  qui  semper  in  curia  d.  imperatoris  d.  Danielis  episcopi  con- 
tubernalis  et  cum  eo  in  ea  expeditione  imperiales  euriae  in  tota  Italia 
iudex  extiterat.u  Ueber  Hennanns  richterliche  Thätigkeit  ist  aus  dieser  Zeit 
ein  urkundliches  Zeugniss  nicht  erhalten;  bis  1167  April  23  ist  er  nach  den 
Kaiserurkunden12  am  Hofe  und  wurde  dann  zurück  nach  Pavia  geschickt13 
Daniel  sitzt  1 167  Jan.  1 7  zu  Campremoldo  bei  Piacenza  zu  Gericht14,  zweifellos 

7,  Vgl.  Tourtual  Forschungen  8.  256,  wozu  noch  Sept.  23  Paria  kommt.  8.  Verci 
EceL  3,  42;  wahrscheinlich  wird  es  sich  nur  um  eine  willkürliche  Erweiterung  des  ihm 
ohnehin  zukommenden  Pfalzgrafentitels  handeln.  0.  Fantuzzi  4,  269;  die  Datirung 
anno  miU.  cent.  LXX  .  .  .  tem  ditcordie  sedi$  Romane  ist  korrumpirt;  ind.  XJU  weist 
auf  1164  oder  1179  Not.  2;  letzteres  i.st  dadurch  ausgeschlossen,  dass  die  Datiruug  Fort- 
dauer des  Schisma  Torauszusetzen  scheint.  10.  Script.  It.  14,  1090  zu  1165  Not.  2; 
aber  die  Chronologie  der  Quelle  ist  überhaupt  rerwirrt  und  dürfte  auf  die  ron  Tourtual 
nicht  berücksichtigte  Indiktion  mehr  Gewicht  zu  legen  sein.  Die  Notiz  der  Chronik,  aus 
welcher  Tourtual  eiue  eigene  Urkunde  macht,  dürfte  wohl  nur  jener  Urkunde  gleichen 
Inhaltes  entnommen  sein.  11.  Mon.  Germ.  17.  683.  12.  Tourtuals  Regesten  sind 
zu  ergänzen  durch  Febr.  10  im  Bolognesischen,  März  00  S.  Procolo  bei  Faenza,  obwohl 
wenigsten»  letztere  Urk.  im  rorgelegen  hat,  da  er  sie,  Forschungen  198,  für  Daniel  an- 
führt. Sie  gehört  nicht  in  den  Februar,  sondern  in  den  März  nach  einer  vollständigem 
Abschrift  Böhmers,  wie  sich  das  auch  schon  aus  dem  Itinerar  ergibt.  18.  Vinc.  Prag. 
Mon.  Germ.  17,  683.  Tourtual  reiht  diese  Gesandtschaft  zum  Februar  ein,  lässt  dagegen 
Hermann  im  Mai  an  der  Belagerung  Ton  Ancona  Theil  nehmen,  beides  nach  Vincenz, 
obwohl  dieser  gerade  jene  Gesandtschaft  als  Grund  der  Nichttheilnahme  an  der  Belage- 
rung anführt!  14.  Antiq.  lt.  4.  39.  In  den  Mon.  Germ.  18,  584  n.  21  wird  die  Orts- 
angabe in  loco  q.  d.  Campnt  Rimoldi  auf  Camporinoldo  bei  S.  Colombano  südlich  Ton 
Lodi  bezogen;  aber  abgesehen  Ton  der  grßssern  Uebereinatimmung  des  Namens  selbst, 
weist  auch  das  Itinerar  bestimmt  auf  Campremoldo;  die  Lage,  etwas  südwestlich  Ton 
Piacenzn.  scheint  zu  ergeben,  das*  der  Kaiser  auf  Nebenwegen  an  der  Stadt  Torbeitog. 
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am  Hofe,  da  der  Kaiser  selbst  Jan.  23  im  Gebiete  von  Piacenza  urkundet; 
er  wird  nicht  ausdrücklich  als  Hofvikar,  wohl  aber,  wie  das  nur  bei  diesem 
üblich  ist,  als  Sedena  ;>ro  tribunoli  bezeichnet  und  hat  die  Hofrichter  zu  Bei- 
sitzern. Daniel  scheint  immer  am  Hofe  geblieben  zu  sein ;  im  August  erlagen 
dann  beide  Bischöfe  der  Pest. 

185.—  Während  des  Aufenthaltes  des  Kaisers  in  Italien  1174  bis  1178 
wird  zunächst  kein  Hofvikar  genannt.  Es  ist  möglich,  dass  1 1 74  und  11 75 
Hugo  von  Verden,  1177  der  Erwählte  Konrad  von  Worms  das  Amt  ver- 
sahen, da  sie  die  am  regelnlässigsten  in  den  Kaiserurkunden  vorkommenden 
Bischöfe  sind ;  aber  Urkunden  über  Hofgerichtssitzungen  sind  aus  dieser  Zeit 
nicht  bekannt  und  in  den  Zeugenreihen  der  Kaiserurkunden  ist  es  bis  dahin  noch 
nicht  üblich,  dem  Bischofstitel  den  des  Vikar  zuzusetzen.  Gegen  Ende  des 
Zuges  tritt  dann  zuerst  Magister  Metellus  aus  Brescia 1  beim  Kaiser  auf, 
1 1 78  März  9  ohne  weitere  Bezeichnung,  aber  durch  seine  Stellung  vor  allen 
weltlichen  Zeugen  als  Geistlicher  kenntlich2;  Juni  23  wird  er  dann  in  einem 
in  Gegenwart  des  Kaisers  aufgenommenen  Notariatsinstrumente  ausdrücklich 
als  Hofvikar  bezeichnet. 3 

Ist  Metellus  der  einzige  Hofvikar,  der  nicht  Bischof  war,  so  mag  damit 
zusammenhängen,  dass  während  des  letzten  Aufenthaltes  des  Kaisers  in  Italien 
neben  ihm  ein  zweiter  Hofvikar  im  Amte  ist,  was  auffällt,  da  das,  von  der 
Nachricht  über  Hermanns  und  Daniels  gemeinsame  Amtsführung  abgesehen, 
sonst  nicht  vorkommt,  insbesondere  mit  dem  Abtreten  des  Metellus  wieder  auf- 
hört, während  nach  dem  Abtreten  seines  ersten  bischöflichen  Kollegen  derselbe 
alsbald  ersetzt  wird ;  es  ist  das  um  so  auffallender,  da  wir  in  dieser  Zeit,  wenn 
in  den  Gerichten  Vorsitzende  überhaupt  auftreten,  es  sich  nicht  um  mehrere 
gleichgestellte  Richter  handelt,  immer  nur  einen  Vorsitzenden  finden,  auch  in 
andern  Keichsämtern,  insbesondere  dem  des  Legaten,  die  früher  übliche  Dop- 
pelbesetzung ganz  aufgehört  hat.  Es  scheint,  dass  man  Werth  darauf  legte, 
dass  ein  Bischof  Vikar  war,  dass  man  aber  auch  die  Rechtskenntniss  des  Me- 
tellus im  Hofgerichte  nicht  entbehren  mochte,  während  eine  blosse  Stellung 
als  Hofrichter  für  einen  frühern  Vikar  nicht  angemessen  scheinen  konnte, 
auch  wohl  herkömmlich  Geistliche  davon  ausgeschlossen  waren,  da  die  Hof- 
richter eben  so  ausschliesslich  Laien,  wie  die  Vikare  Kleriker  sind. 

Der  erste  Genosse  des  Metellus  war  der  Erwählte  Kon rad  von  Lübeck; 
früher  Hofkaplan  des  Kaisers  war  er  von  diesem  1183  zum  Bischöfe  ernannt 
und  erscheint  nun  in  Italien  in  den  Kaiserurkunden  seit  dem  Beginne  des  Zuges 
im  Sept.  1184  sehr  regelmässig  als  Zeuge.  In  richterlichen  Funktionen  finden 
wir  ihn  in  einem  spätem  Zeugeuverhöre,  wonach,  als  Pabst  und  Kaiser  zu 


184.—]  Tourtual  Böhmens  Antheil  349.  353  sucht  den  Ort  am  Comersee,  wahrend  er 
ihn  in  den  Kegesten  Daniels,  Forschungen  197.  208,  gar  nicht  nennt. 

1»5.  —  I-  Antich.  Est.  1,  360.  2.  Ughelli  3,  413.  8.  MandelU  2,  340.  Ist  die 
Vermuthung  von  Scheffer  Friedr.  I.  30  richtig,  dass  er  derselbe  sei  mit  dem  1183  Tom 
Kaiser  Ton  Konstanz  aus  an  den  Pabst  gesandten  Hofkaplan  Magister  Beletus,  so  durfte 
der  Kaiser  ihn  wegen  der  Verhandlungen  mit  den  Lomborden  nach  Deutschland  berufen 
haben. 
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Verona  zusammen  waren,  also  1184  Nov.,  eine  Klagschrift  eingereicht  wurde 
eoram  iudieibus  imperatoriSy  videlieet  episeopo  de  husbeeeo  et  mapistro 
Metello  de  Brixia  et  Ottone  Cendadario  et  aliis  iudieibus  imperatoris.4 
»Sind  hier  Vikare  und  Ilofrichter  nicht  unterschieden,  so  lassen  spätere  Zeug- 
nisse keinen  Zweifel  über  die  »Stelluug.  Zu  Piacenza  spricht  1185  Jan.  22  ein 
Hofrichter  das  Urtheil  domino  Conrado  Lubiensi  electo  et  niapistro  Metello 
Brixiensi  vicariis  d.  imperatoris  ad  iustieias  faeiendas  (sedentibus  pro 
tribunali)*;  und  April  7  zu  Parin  entscheidet  der  Kaiser  als  Schiedsrichter 
nach  Rath  der  Bischöfe  von  Asti  und  Novara  et  rieariorum  eurie  ridelieet 
d.  Conradi  Lubieensis  eleeti  et  mapistri  Metelli  und  anderer.6  Die  gleich- 
berechtigte Stellung  des  Metellus  mit  Konrad  ist  danach  nicht  zu  bezweifeln, 
wenn  er  auch  in  der  Zeugenreihe  wohl  nicht  bestimmter  von  den  Hofrichtern 
unterschieden  wird.7  Konrad,  der  seit  April  7  nicht  mehr  beim  Kaiser  ge- 
nannt wird,  kehrte  nach  Deutschland  zurück,  ist  dann  Nov.  28  noch  einmal 
beim  Kaiser  zu  Pavia8  und  entsagte  dann  seinem  Bischofssitze. 

Nachfolger  Konrads  ist  Bischof  Bon ifaz  von  Novara,  den  wir  schon 
April  7  unter  den  Rathen  des  Kaisers  erwähnt  fanden,  während  er  in  den 
nächsten  Monaten  am  Hoflager  nicht  nachzuweisen  ist.  Dann  aber  Juli  10  zu 
Piacenza  befehlen  d.  Bonefacius  Novariensis  episcopus  et  maxister  Me- 
tellus riearii  imperialis  eurie  in  einer  am  Iiofgerichte  anhängigen  Streit- 
sache ein  Zeugenverhör  aufzunehmen. 9  Bonifaz  ist  dann,  bis  der  Kaiser  1186 
Juni  Italien  verlässt,  immer  in  dessen  Umgebung.  Zu  Siena  1185  Oct.  9  sitzt 
er  allein  als  Hofvikar  zu  Gerichte10;  Metellus  mag  dem  Hofe  nach  Mittel- 
italien nicht  gefolgt  sein.  Doch  scheinen  auch  bei  Anwesenheit  beider  nicht 
gerade  nlle  Amtshandlungen  gemeinsam  vorgenommen  zu  sein ;  1 1 86  Febr.  1 6 
zu  Pavia  ertheilt  nur  Metellus  als  Viearius  d.  imperatoris  mit  den  Hof- 
richtem  dem  Hofnotar  den  Befehl,  ein  Instrument  über  Zeugenaussagen  anzu- 
fertigen, während  in  derselben  Sache  an  demselben  Tage  das  Urtheil  ge- 
sprochen wird  domino  B.  Novariensi  episeopo  et  inapistro  Metello  vicariis 
d.  imperatoris  ad  iusticias  faeiendas  sedentibus  pro  tribunalt.1 1  Metellus 
erscheint  noch  im  Juni  bei  der  Unterwerfung  Cremona's  als  Viearius  eurie12; 


4.  Antich.  Est.  1,  360.  Der  Prozess  wird  fortgeführt  zu  Monselice.  was  genau  mit  dem 
Itinerare  des  Kaisers  stimmt,  der  Not.  4  zu  Verona,  Not.  12  zu  Monselice  ist.  5.  Bei- 
lage; stimmt  mit  dem  Itinerar  des  Kaisers.  Tgl.  Scheffer  Friedr.  I.  226.  6.  C  osta  37. 
7.  1185  Febr.  14:  üghelli  2,  697.  8.  Mon.  Boica  31,  424.  Auch  Scheffer  ist  es 
nachträglich  aufgefallen,  dass  dieses  Vorkommen  die  Identität  Konrads  mit  dem  i  185 
Mai  17  zu  Magdeburg  vorkommenden  Domherrn  Konrad  und  damit  dem  spätem  Bischof 
Ton  Hildesheim  höchst  unwahrscheinlich  macht,  welche  insbesondere  tou  Lüutzel  Gesch. 
der  Diözese  Hildesheim  1,  482.  504  Tertreten  war.  aber  auf  Grundlage  einer  ganz  Ter- 
wirrten  Chronologie  der  Kaiserurkunden.  Cohn  hat  dann  allerdings  in  den  Gottinger 
gel.  Anzeigen  1867  S.  231  gegen  Scheffer  trotz  jenes  Vorkommens  die  Identität  Ter- 
treten; aber  sie  bleibt  mir  doch  sehr  unwahrscheinlich,  wenn  man  auch  den  Ton  Cohn 
für  die  Möglichkeit  geltend  gemachten  Gründen  zustimmen  kann.  9.  Beilage ;  mit  dem 
lünerare  des  Kaisers  stimmend  und  die  Annahmen  Scheffers  S.  231  bestätigend.  10,  Mit- 
tarelli  Ann.  4,  133;  auch  Rena  e  Camici  6c  21;  mit  dem  Itinerare  stimmend  und  das- 
selbe ergänzend.       11.  Beilagen.       12.  Böhmer  Aeta  605. 
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am  Hofe  ist  er  später  nie  mehr  nachzuweisen  und  mag  sich  nach  Brescia  zu- 
rückgezogen haben,  wo  er  noch  1 1 93  März  1 2  als  kaiserlicher  Delegirter  und 
nur  als  Magister  Metellus  bezeichnet  in  einer  Appellationssache  entscheidet.13 

186.  —  Bei  K.  Heinrich  VI  wird,  während  er  1186  und  1187  Italien 
verwaltete,  nie  ein  Hofvikar  genannt ;  es  ist  überhaupt  kein  Bischof  ständig 
an  seinem  Hofe,  in  dem  wir  den  Vikar  vermuthen  dürften.  Bonifaz  ist  nur  ein 
einzigesmal  1187  April  17  bei  ihm  und  zwar  mit  sehr  vielen  anderen  Bi- 
schöfen, so  dass  ihm  wohl  nur  als  Bischof  Tag  geboten  war.  Die  Thätigkeit 
des  Hofgerichtes  lässt  sich  allerdings  auch  jetzt  verfolgen;  aber  es  treten 
immer  nur  Hofrichter  auf  ohne  Erwähnung  eines  Vikar;  so  1 186  Oct.  22  zu 
Bertinoro  bei  einem  Urtheile  zu  Gunsten  von  Siena,  wo  die  Anwesenheit  des 
Königs  erwähnt,  aber  ein  Vorsitzender  nicht  genannt  wird1;  so  1187  Oct.  24 
zu  Turin  bei  einer  Besitzeinweisung  in  einem  schon  lange  am  Hofgerichte  an- 
hängigen Rechtsstreite.2 

Auf  dem  Römerzuge  tritt  dann  Bonifaz  von  Novara  wieder  als 
Vikar  auf.  Gerichtssitzungen  sind  nicht  bekannt;  aber  er  ist  1191  Januar  bis 
Dezember  immer  am  Hofe  und  wird  zwar  nicht  in  den  Kaiserurkunden,  wohl 
aber  in  Notariatsinstrumenten  im  November3  und  Dezember4  ausdrücklich  als 
Hofvikar  bezeichnet.  Er  wird  kurz  nachher  gestorben  sein,  jedenfalls  vor  dem 
nächstfolgenden  Zuge  des  Kaisers,  auf  dem  sein  Nachfolger  Otto  beim  Kaiser 
erwähnt  wird.5 

Auf  diesem  Zuge  ist  dann  Hofvikar  Bischof  Heinrich  von  Worms, 
der  1194  Juni  23  noch  als  Legat  thätig  ist6,  dann  aber  vom  Beginn  des  Juli 
bis  1195  Mai  dem  Hofe  folgt,  1194  Juli  23  zu  Pisa  dem  Hofgerichte  als 
Vikar  vorsitzt7  und  wenigstens  vereinzelt  wohl  auch  als  blosser  Zeuge  in  Kai- 
serurkunden den  Titel  Imperialis  curia*  incarius  rührt.8 

Heinrich  starb  Ende  1195;  sein  Nachfolger  war  Erzbischof  Angelus 
von  Tarent.  Er  scheint  schon  früher  in  nähern  Beziehungen  zum  Hofge- 
richte gestanden  zu  haben.  Der  Kaiser  delegirte  nämlich  1194  zu  Pavia  den 
Hofrichter  Guido  del  Pozzo  zur  Entscheidung  eines  Streites  zwischen  dem 
Bischöfe  von  Vercelli  und  der  Gemeinde  Casale  und  bestätigte  dessen  Voll- 
macht später  zu  Pisa  vor  dem  Hofvikar  Heinrich,  dem  Magister  Angelus,  dann 
Arnold  und  Lothar  von  S.  Genesio.9  Die  beiden  letztern  sind  uns  als  Hof- 
richter bekannt  und  es  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  sich  hier  um  Zu- 
ziehung des  Personals  des  Hofgerichtes  handelte,  demnach  wohl  auch  Angelus 
zu  diesem  in  näheren  Beziehungen  stand.  Hofrichter  war  er  allerdings  nicht, 
da  diese  immer  Laien  waren,  ein  Umstand,  auf  den  wir  schon  zur  Erklärung 
der  Ausnahmsstellung  des  Magister  Metellus  hinwiesen;  er  dürfte  oline  be- 
stimmteren Titel  den  Hofvikar  durch  seine  Rechtskunde  unterstützt  haben, 


185.    1  18.  Beilage. 

186.  —  1.  i*ccc\  180  extr. :  Archiv  zu  Siena  nach  Wüstenfeld.  2.  Beilage;  stimmt 
mit  dem  Itinerar  des  Königs  und  dürfte  dasselbe  ergänzen.  8.  Poggiali  5.  13.  4.  Arch. 
Rtorico  N.S.  3b,  18:  auch  Toeche  Heinr.  VI.  614.  5.  Antiq.  It.  1,  845.  Vgl.  auch  Ug- 
helli  4.  708.  0.  Lnmi  Mon.  I.  382.  7.  Antiq  lt.  2.  503;  auch  üghelli  3,  712.  Und 
Mon.  1.  381.       8.  Pirro  2,  980.  Troraby  Stor.  Cartua.  5,  15.       B.  De  Conti  1,  259. 
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was  ihn  dann  später  als  besonders  geeignet  für  das  Amt  selbst  erscheinen 
lassen  musste.  Denn  die  Identität  mit  dem  Erzbischofe  von  Tarent,  der  als 
solcher  1195  Mai  20  zu  Faenza  zuerst  beim  Kaiser  genannt  wird10,  ist  um 
so  weniger  zu  bezweifeln,  da  Angelus  vereinzelt  auch  als  Erzbischof  noch  Ma- 
gister heisst. 1 1  Angelus  war  1 196  Juni  beim  Kaiser  in  Deutschland,  begleitete 
ihn  nach  Italien  und  ist  bis  1197  Juni  innner  in  seiner  Umgebung.  Als  Hof- 
vikar spricht  er  1196  Sept.  20  zu  Piacenza  selbst  das  Unheil 12  und  sitzt 
Nov.  17  zu  Tivoli  dem  llofgerichte  vor13;  Nov.  27  bestätigt  der  Kaiser  einen 
durch  den  Hofvikar  vermittelten  Vergleich. 14 

187.  —  Bei  K.  Otto  IV  versah  das  Amt  Bischof  Heinrich  von 
Mantua.  Auch  er  scheint  schon  früher  in  Reichsgeschäften  verwandt  zu 
sein;  1197  finden  wir  ihn  als  Erwählten  mit  einem  Hofrichter  vom  Kaiser 
delegirt  zur  Entscheidung  einer  Klage  des  Erzbischofs  von  Ravenna1;  1209 
ist  er  mit  den  Hofrichtern  in  der  Umgebung  des  Generallegaten  Wolfger.2 
Auf  dem  Römerzuge  ist  er  vom  Dez.  1209  bis  Mai  1210  ununterbrochen  am 
Hofe  und  fuhrt  nun  auch  als  blosser  Zeuge  regelmässig  den  Titel  eines  Hof- 
vikar. Als  solcher  sitzt  er  Jan.  29  zu  Siena  dem  Hofgerichte  vor3;  April  28 
und  Mai  23  werden  Schreiben  erwähnt,  welche  er  in  einer  Streitsache  erliess4; 
Aug.  27  ist  er  im  Hofgerichte  zu  S.  Salvator  am  Berge  Amiate5  und  zwei 
Tage  später  ebenda  zuletzt  Zeuge  beim  Kaiser. 6 

Es  erklärt  sich  das  daraus,  dass  der  Kaiser  sich  jetzt  zum  Süden  wandte, 
dagegen  Heinrich  als  Vikar  und  Legaten  in  die  Lombardei  geschickt  haben 
muss.  Es  urtheilen  nämlich  nach  einem  vom  damaligen  Hofnotar  Alberich  von 
Rovereto  gefertigten  Instrumente  1211  Jan.  10  zu  Pavia  in  einer  Klagsache 
der  Stadt  Asti  die  beiden  Hofrichter  Presbiter  Caccia  und  Walfred  von  Ton  i- 
cella, quibus  nobis  duobus  commisse  sunt  omnes  cause  tarn  principales 
quam  appeüationes  a  Plaeencia  et  Cremona  in  sursum  versus  Cumas  et 
Taurinum  et  Terdonam  secundum  et  usque  quo  Lonibardia  extenditur 
eognoscende  et  ßniende  a  d.  Ilenrico  d.  gr.  Mantuanensi  episeopo  hupe- 
rialis  aule  vieario  et  legatoy  et  specialiter  ista  causa,  que  speeiali  commis- 
sione  dieto  d.  vieario  commissa  erat  a  d. —  imperatore.7  Der  Kaiser  be- 
stätigt diesen  Spruch  1211  März  4  zuCapua,  und  bemerkt,  dass  er  die  Sache 
episeopo  Mantuano  et  vieario  nostro  et  in  Lombardia  legato,  dieser  sie 
dann  1210  Nov.  25  durch  ein  vom  Hofnotar  gefertigtes  Schreiben  jenen 
Richtern  delegirte.8  Daraus  ergibt  sich  nun  zweifellos,  dass  Heinrich  als  Legat 
der  Lombardei  nicht  etwa  nur  den  Titel  des  Vikar  fortführte,  sondern  während 


10,  Mittarelli  Ann.  4.  194  11.  Böhmer  Acta  190.  12.  De  Conti  1,  379.  Der  Kaiser 
urkundet  Sept.  15  zu  Pavia.  Sept.  21  zu  Forum  novum,  wohl  sicher  Fornovo  südwestlich 
von  Parma;  vgl.  Toeche  Heinr.  VI.  684.  Danach  entspricht  Piacenza  durchaus  dem  Iti- 
nerar:  der  RaUer  konnte  auch  immerhin  Sept.  20  noch  dort  gewesen  sein,  wenn  auch  die 
Kürze  der  Zeit  hier  auffallt.  1».  Ughelli  3,  713;  auch  La  Farina  4,  297.  14.  Petrini 
405;  auch  Böhmer  Acta  192. 

187.  —  1.  Fantuzzi  2,  362.  2.  Odorici  7,  51.  8.  Mittarelli  Ann.  4,  290.  4.  Bei- 
lagen.  5.  Mittarelli  Ann.  4,  306.  6.  Böhmer  Acta  227.  7.  Beilage.  8,  Böhmer 
Acta  229. 

Ficker  Fomcluingeu.  22 
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des  Aufenthaltes  des  Kaisers  in  Unteritalien  in  sonst  ungewöhnlicher  Weise 
überhaupt  das  Hofgerieht  nach  Oberitalien  verlegt  wurde.  Denn  beim  Kaiser 
ist  jetzt  kein  Vikar  und  von  den  Hofrichtern  nur  Albert,  Arnold  und  Rufin; 
die  oben  genannten  aber  fand  Heinrich  nicht  etwa  in  Oberitalien  vor,  sondern 
sie  haben  mit  ihm  den  Hof  verlassen,  da  Presbiter  und  Walfred  im  August 
mit  Heinrich  beim  Kaiser  sind;  ebenso  der  Hofnotar  Alberich.  Lässt  überdies 
jene  Delegirung  der  Streitsachen  eines  bestimmten  Bezirkes  sehliessen,  dass 
noch  mehrere  Hofrichter  beim  Vikar  waren,  so  ist  jene  Scheidung  des  Hof- 
gerichts vom  Hofe  nicht  zu  bezweifeln,  wie  wir  ähnliches  auch  wohl  bei  den 
ersten  Vikaren  fanden. 

Die  Stellung  Heinrichs  dürfte  dadurch  beendet  sein,  dass  er  sich  später 
von  Otto  zurückzog,  wenn  auch  vielleicht  nicht  sogleich  Friedrich  anschloss.9 
Hofrichter  scheinen  dem  rückkehrenden  Kaiser  wohl  entgegengegangen  zu  sein, 
da  wir  insbesondere  auch  jenen  Presbiter  1211  Dez.  28  zu  Prato  am  Hofe 
finden;  aber  Heinrich  wird  nicht  mehr  beim  Kaiser  erwähnt.  Und  spätestens 
bei  seinem  Abzüge  aus  Italien  muss  der  Kaiser  einen  seiner  Begleiter  auf  dem 
sizilischen  Zuge,  den  Grafen  Egidius  von  Cortenova,  zu  seinem  Vertreter  in 
der  Lombardei  bestellt  haben,  der  1212  Juli  2  als  Legat,  Sept.  4  als  Viea- 
rius  in  Lombardia  d.  imperatoris  urkundet. 10  Letzteren  Titel  mit  dem 
Hofvikariate  in  Verbindung  zu  bringen,  haben  wir  keinen  Grund,  da  er  in 
dieser  Zeit  auch  schon  von  Vertretern  des  Kaisers  gebraucht  wird,  welche 
keineswegs  blos  richterliche  Befugnisse  hatten ;  so  findet  er  sich  insbesondere 
bei  Statthaltern  des  Königreichs  Sizilien  schon  unter  Heinrich  VI;  doch  mag 
in  diesem  Einzelfalle  auf  den  Gebrauch  des  Titels  immerhin  eingewirkt  haben, 
dass  der  vorhergehende  Legat  zugleich  Ilofvikar  gewesen  war. 

188.  —  Sicherer  noch  dürfte  die  spätere  Doppelstellung  Heinrichs  den 
Ausgangspunkt  gebildet  haben,  als  es  sich  um  die  Neubesetzung  des  Amtes 
unter  K.  Friedrich  II  handelte.  Dieser  schreibt  1213  Febr.  16,  dass  er 
den  Bischof  Fried  rieh  von  Trient  bestellt  habe  als  generali -m  legatum 
7io s tr um  —  per  totam  Lowbardiam  et  mareliiam  Veronensem  atque  7W- 
ciam  et  Jtomaniam  — ;  ad  hee  etiam  ad  evident  tarn  nortre  eirca  ipsum 
episvopum  eonaanguineum  nostrum  dileetionis  in  Omnibus  prenotninatis 
loci«,  civitatibitfi  et  terris  ipsum  7W8trum  viearium  instituimiut  ad  tempora 
vite  tun;  vieariam  ut  predi.rimus  ei  in  feodum  eonredentes.*  Die  Beziehung 
der  Aemtcr  auf  einzelne  Landestheile,  statt  auf  gauz  Italien,  kann  nicht  auf- 
fallen; es  ist  da  einfach  die  Rücksicht  auf  die  pübstlieheti  Rechte  auf  Spoleto 
und  Ancona  massgebend,  worauf  wir  zurückkommen.  Auffallender  ist  es,  dass 
dem  Vikariat  überhaupt  eine  örtliche  Grundlage  gegeben  wird,  jede  Beziehung 
auf  den  Hof  fehlt,  so  dass  es  zweifelhaft  sein  könnte,  ob  es  sich  hier  über- 
haupt um  das  Amt  des  Hofvikar  handle.  Aber  da  wird  eben  die  letzte  Stellung 
Heinrichs  von  Mantua  massgebend  gewesen  sein,  der  auch  Legat  und  Ilofvikar 


187.  —  J  9.  Es  flllt  wenigstens  auf,  dass  er  in  zu  Mantua  1212  Aug.  22  ausgestellter  Urk. 
Friedrichs  (Bfihmer  Acta,  Xachtr.)  nicht  geuanut  wird.        10.  Mittarelli  1,  49.  2,  IG3. 
188.  -  1.  Huillard  I.  21!» 
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war,  letztes  Amt  aber  auch  in  Abwesenheit  des  Königs  in  der  Stellung  eines 
OberrHiters  flir  Italien  übte.  Uebrigens  zeigen  auch  die  Titel  Friedrichs,  das* 
man  zweifellos  das  Amt  des  Hofvikar  im  Auge  hatte;  andererseits  freilich 
aber  auch,  dass  man  die  Bedeutung  beider  in  seiner  Person  vereinigten  Aemter 
nicht  genügend  scharf  auseinanderhielt.  Aus  der  Reichskanzlei  fehlen  uns  ge- 
nügende Zeugnisse;  der  König  bezeichnet  ihn  1214  als  Vieariua  et  UqatnB 
noster;  in  spätem  Königsurkunden  fehlen  die  Titel.2  Um  so  häufiger  finden 
wir  sie  in  den  Trienter  Urkunden.  Dann  werden  am  häufigsten  beide  Aemter 
nicht  in  besondere  Beziehungen  gebracht,  gemeinsam  auf  den  Hof,  auf  das 
Land  oder  auf  beides  bezogen;  es  heisst  überwiegend  regali*  aale*,  vereinzelt 
fotiu*  Italie*,  mehrfach  regali*  aule  atqne  totitt*  Italie  legatu*  et  vieariu*.5 
In  andern  Fällen  werden  beide  Aemter  auseinandergehalten,  und  ihrer  Bedeu- 
tung und  dem  sonstigen  Brauche  nach  wäre  dann  das  Vikariat  auf  den  Hof, 
die  Legation  auf  das  Land  zu  beziehen ;  und  so  finden  wir  den  Titel  regali* 
aule  vieariu*  et  totiu*  Italie  legatu*  denn  auch  nicht  allein  von  Trienter 
Notaren6,  sondern  auch  vom  Bischöfe  selbst  und  in  einer  vom  Hofnotar  ge- 
fertigten Urkunde  gebraucht  7,  so  dass  er  auch  danach  wohl  als  der  genaueste 
zu  betrachten  ist.  Aber  wir  finden  die  Beziehungen  auch  umgekehrt  in  dem 
Titel  regali*  aule  legatu*  atque  tociu*  Italie  viearius.6 

Friedrich  ist  mehrfach  als  Vertreter  des  Königs  in  Italien  thätig  gewesen. 
Zu  Cremona  1213  Mai  2  bannte  er  eine  grosse  Zahl  lombardischer  Städte 
und  Grossen  wegen  Ungehorsams  gegen  ihn  und  den  König.9  Auch  1215  war 
er  in  Italien,  da  er  urkundlich  Sept.  2  zu  Verona,  Sept.  4  zu  Carpi  im  Mode- 
nesischen  nachzuweisen  ist. 10  Wahrscheinlich  1217  schrieb  er  denen  von 
Cremona,  dass  er  für  ihre  Angelegenheiten  sorge  und  ihnen  mit  einem  Theile 
des  königlichen  Heeres  bis  Mai  zur  Hülfe  kommen  werde11;  doch  scheint  das 
kaum  ausgeführt.  Längere  Zeit  kann  er  sich  nach  Ausweis  der  von  ihm  zu 
Trient  ausgestellten  Urkunden  wohl  nie  in  Italien  aufgehalten  haben. 

Seine  Stellung  war  nun  ganz  geeignet,  die  frühere  Bedeutung  des  Amtes 
des  Hofvikar  in  den  Hintergrund  treten  zu  lassen.  Wäre  er  als  solcher  zu- 
nächst berufen  gewesen,  dem  Hofgerichte  vorzusitzen,  so  bot  sich  dazu  keine 
Gelegenheit,  da  der  König  während  seiner  Amtsdaner  nicht  nach  Italien  kam. 
Sollte  er  darüber  hinaus  entsprechend  der  spätem  Stellung  Heinrichs  von 
Mantua  auch  in  Abwesenheit  des  Königs  die  Stellung  eines  obersten  Richters 
für  Italien  einnehmen,  so  kam  er  wenigstens  thatsächlich  nicht  in  die  Lage, 
in  dieser  Richtung  Befugnisse  zu  üben,  welche  ihm  nicht  ohnehin  als  General- 
legaten zugestanden  hätten.  Denn  diesem  stand  an  und  für  sich,  wie  wir  sehen 
werden,  die  Gerichtsbarkeit  in  vollstem  Umfange  zu.  Ein  Auseinanderhalten 
l>eider  Aemter  war  trotzdem  bei  Heinrich  schon  durch  den  örtlichen  Unter- 

2.  Hulllard  I,  286.  404.  527.  529.  8,  Tod.  Wangian.  266-317  swfilfmal.  4.  Cod.  W. 
275.  6.  Tod.  W.  278.  288.  312.  318.  6.  Cod.  W.  279.  309.  7.  Böhmer  Acta  635. 
636.  Heisst  es  im  letztem  Falle  ungenauer  eurif  vicariut  et  in  bumbardia  Ugalu$y  so 
dürfte  da  geradezu  der  Titel  Heinrichs,  der  nicht  Legat  für  ganx  Italien  war,  zum  Vorbild 
gedient  haben.  8.  Cod.  W.  285.  295.  9.  Böhmer  Acta  636.  10.  Cod.  W.  294. 
11.  Böhmer  Acta  635. 


Digitized  by  Google 


340 


Der  Hofyikar. 


schied  begründet,  da  seine  Stellung  als  Hofvikar  sich  auf  ganz  Italien,  als 
Legat  nur  auf  die  Lombardei  bezog.  Oertlich  decken  sich  nun  freilich  bei 
Friedrich  beide  Aemter;  dennoch  hatte  auch  bei  ihm  das  Auseinanderhalten 
bei  der  Ernennung  und  im  Titel  noch  immer  seinen  guten  Grund,  da  er  auf 
Lebenszeit  nur  Vikar,  nicht  auch  Legat  war;  wäre  ein  anderer  Legat  ernannt, 
so  würden  ihm  auch  neben  diesem  die  rein  richterlichen  Befugnisse  des  Vikar 
geblieben  sein.  Aber  dazu  ist  es  eben  nicht  gekommen ;  als  Vikar  bezeichnet, 
ist  er  doch  nie  nur  in  dieser  Eigenschaft  thätig  gewesen,  handelt,  wenn  wir 
wollen,  immer  nur  als  Legat;  man  konnte  sich  so  daran  gewöhnen,  die  Befug- 
nisse beider  Aemter  zu  vermengen,  zumal,  wie  gesagt,  der  Ausdruck  Vikar 
in  dieser  Zeit  schon  vielfach  auch  für  andere  Vertreter  des  Königs  in  Ge- 
brauch war. 

189.  —  Das  wird  im  Auge  zu  behalten  sein,  um  die  ganz  unsichere 
Stellung  des  Nachfolgers,  Bischofs  Jakob  von  Turin,  zu  erklären,  der  nur 
Vikar  ist,  aber  vereinzelt  statt  dessen  auch  Legat  heisst,  als  solcher  verwendet 
wird,  nie  aber  die  besondern  Befugnisse  des  Vikariates  übt  Friedrich  heisst 
noch  1218  Jan.  30  Vikar  und  Legat,  dagegen  bei  der  letzten  Erwähnung 
Febr.  17  nur  regalis  aide  et  totius  Italie  legatusx ;  er  ist  1218  Nov.  6  zu 
Accon  gestorben.2  Da  Jakob  schon  im  Oktober  im  Amte  ist,  so  liesse  sich 
etwa  schliessen,  Friedrich  habe  das  Amt  des  Vikar  abgegeben,  sei  nur  Legat 
geblieben.  Doch  mag  jene  Unvollständigkeit  des  Titels  auch  blosser  Zufall 
und  nur  die  Abreise  Friedrichs  Veranlassung  gewesen  sein,  einen  andern  Vikar 
zu  ernennen.  Wurde  dieser  nicht  zugleich  auch  zum  Legaten  ernannt,  wie  das 
seiner  nächsten  Verwendung  besser  entsprochen  hätte,  so  dürfte  wohl  ein 
Hauptgrund  darin  zu  suchen  sein,  dass  die  Generallegaten  immer  Deutsche, 
Hofvikare  dagegen  schon  häufig  italienische  Bischöfe  gewesen  waren. 

Wir  findeu  Jakob  zuerst  1218  Okt.  3  zu  Cremona,  Okt.  5  zu  Parma, 
von  beiden  Städten  das  Versprechen  verlangend  und  erhaltend,  sich  bezüglich 
ihrer  Streitigkeiten  mit  andern  Lombarden  seinem  Schiedssprüche  zu  unter- 
werfen; in  der  von  seinem  Hofnotar  gefertigten  Urkunde  heisst  es  wiederholt 
nur  imperialis  aide  vicarius,  in  der  Beurkundung  Cremona's  wohl  weniger 
genau  Vicarius  et  legatus.3  Im  Februar  und  März  1219  ist  er  beim  Könige 
in  Deutschland  als  Italie  vicarius,  vicarius  noster,  imperialis  aide  vicarius, 
regis  vicarius*,  aber  auch  als  Italie  legatus  bezeichnet.5  Er  wurde  dann  mit 
dem  damals  gleichfalls  am  Hofe  befindlichen  Markgrafen  Wilhelm  von  Mont- 
ferrat  nach  Italien  gesandt,  sichtlich  zunächst  zu  dem  Zwecke,  um  entfremdete 
Reichsgiiter  zurückzuverlangen  und  den  Treueid  entgegenzunehmen,  wie  das 
sonst  nächste  Aufgabe  des  Legaten  war.  Und  das  scheint  in  Italien  nicht  un- 
beachtet geblieben  zu  sein.  Als  beide  im  Mai  von  Bologna  die  Zurückgabe  der 
Grafschaft  Imola  verlangen,  erklärt  ihnen  der  Podesta,  wie  er  nicht  glaube, 
dass  sie  in  dieser  Sache  vicarios  esse  d.  regis  —  nec  etiam  ad  vicariam  sibi 
srilicet  predicto  qriscopo  concessam  a  d.  rege  spectabat,  quod  petitionem, 


189.  ~  1.  Cod.  Wangian.  318.  319.       2.  Bonelli  2,  3.       8.  Böhmer  Acta  646. 
647.      4.  Huilhrd  I.  594.  598  (J05.  G14.       5.  Huillard  1,  596.  Böhmer  Acta,  Nach*. 
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quam  idem  episcopus  faeiehat,  fasere  deberet.6  Nach  Ablehnung  auf  Grund 
der  beiden  zeitweilig  übertragenen  Befugnisse  wird  der  Bischof  seine  dauern- 
den Befugnisse  als  Vikar  geltend  gemacht  und  die  Ablehnung  dieser  sich 
darauf  gegründet  haben,  dass  es  sich  dabei  um  rein  richterliche  Befugnisse, 
nicht  auch  um  die  des  Legaten  handle.  Und  als  dann  der  Bischof  die  Stadt 
bannte,  erklärte  diese  die  Sentenz  fiir  nichtig,  eventuell  dagegen  an  Pabst  und 
König  appellirend 7,  wobei  möglicherweise  wieder  geltend  gemacht  wurde,  dass 
die  Verhängung  des  Bannes,  worauf  wir  zurückkommen,  nicht  in  den  Befug- 
nissen eines  Hofvikar  liege.  Auch  sonst  trafen  sie  auf  Widerstand ;  damals 
wird  Jakob  Asti  wegen  Verweigerung  des  Treueides  gebannt  haben.8  Im 
August  sind  beide  wieder  beim  Könige  in  Deutschland.  Jakob  wird  hier  nur 
als  Hofvikar  bezeichnet9,  wie  er  dann  auch  im  Oktober  zu  Novara  als  d.  reaia 
ricarius  und  gekomer  Schiedsrichter  einen  Streit  zwischen  der  Stadt  und  dem 
Bischöfe  entscheidet 10 

Es  wurde  dann  1220  April  17  der  Hofkanzler  Konrad  zum  Generalle- 
gaten ernannt,  während  im  September  der  König  den  Römerzug  antrat.  Man 
sollte  nun  erwarten,  Jakob  in  den  eigentlichen  Befugnissen  seines  Amtes  thätig 
zu  finden.  Aber  davon  zeigt  sich  keine  Spur.  Als  der  Legat  1220  Sept  den 
von  Jakob  gegen  Bologna  verhängten  Bann  aufhob,  bezeichnete  er  ihn  auf- 
fallenderweise als  ttmc  renalis  curiae  vieariumu,  anscheinend  von  der  An- 
sicht ausgehend,  dass  mit  seiner  eigenen  Ernennung  die  Stellung  Jakobs  auf- 
gehört habe,  der  allerdings  mit  dem  Titel  eines  Vikar  wesentlich  als  Legat 
thätig  gewesen  war;  man  muss  schon  ganz  unklar  über  die  Bedeutung  des 
Amtes  gewesen  sein,  den  Vikar  etwa  als  Legaten  mit  weniger  ausgedehnten 
Vollmachten  betrachtet  haben.  Doch  lässt  der  Titel  sich  noch  weiter  verfolgen. 
Beim  Beginne  des  Römerzuges  oft  in  den  Kaiserurkunden  erwähnt,  wird  Jakob 
zwar  gewöhnlich  nur  als  Bischof,  aber  vereinzelt  doch  auch  als  Vikar  be- 
zeichnet. 12  Aber  von  einer  Thätigkeit  in  dieser  Eigenschaft  findet  sich  keine 
Spur,  es  sei  denn,  dass  man  dahin  ziehen  wollte,  dass  der  Kaiser  durch  ihn 
als  vicarium  nostrum  die  römische  Kirche  in  den  Besitz  der  mathildischen 
Güter  einweisen  lässt. 1 3  Er  steht  dann  unter  Beibehaltung  des  Titels  offenbar 
in  nähern  Beziehungen  zum  Generallegaten,  scheint  zur  Unterstützung  desselben 
in  untergeordneter  Stellung  bestimmt  gewesen  zu  sein.  Zu  Piacenza  1220 
Okt.  23  erlassen  der  Legat  und  der  nur  als  Bischof  bezeichnete  Jakob  einen 
Befehl  an  Alessandria 14 ;  tritt  da  eine  Unterordnung  nicht  bestimmter  hervor, 
so  nimmt  er  später  an  den  Handlungen  des  Legaten  keinen  Antheil  mehr,  wird 
nur  als  Zeuge  genannt.  So  Okt.  29  zu  Pontremoli,  jetzt  wieder  ausdrücklich 
als  imperialis  aide  vicariu*  bezeichnet.15  Während  der  Kaiserkrönung  am 
Hofe,  wird  er  dann  gleich  dem  Legaten  zum  Norden  zurückgekehrt  sein  und 
muss  das  von  innern  Streitigkeiten  zerrüttete  Piacenza  wohl  im  Auftrage  des 
Legaten  verwaltet  haben,  da  er  dort  1221  Jan.  5  als  imperialis  aule  vica- 


6.  SaTioli  2,  405.  7.  Savioli  2.  406*.  8.  Böhmer  Acta  242:  Tgl.  auch  Huillard  I,  674. 
9.  Huillard  1,  668.  Böhmer  Acta,  Nachtr.  10.  Carolus  Not.  388.  11.  Huillard  1,  857. 
12.  Huill«rd  1, 835. 858.    1«.  Huillard  1,857.    14.  Huillard  1, 879.    15.  Böhmer  Acta 656. 
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rius  atque  ciustcm  vel  gubernator  Placentie  mehrere  auf  die  vom  Legaten 
versuchte  Vermittlung  der  Parteien  bezügliche  Urkunden  transsumiren  Hess. 16 
Dann  ist  er  wieder  Jan.  27  zu  Bologna17,  Febr.  23  und  die  folgenden  Tage 
zu  Como  beim  Legaten18,  auch  jetzt  noch  als  llofvikar  bezeichnet.  Mit  dem 
dann  erfolgenden  Abzüge  des  Legaten  aus  Italien  scheint  jede  besondere  Ver- 
wendung Jakobs  in  Reichsgeschäften  aufgehört  zu  haben ;  in  städtischer  Ur- 
kunde 1222  heisst  er  noch  einmal  llofvikar19,  aber  in  den  Kaiserurkunden, 
in  welchen  wir  ihn  bis  zu  seinem  1226  erfolgten  Tode20  noch  mehrfach  finden, 
wird  er  immer  einfach  als  Bischof  bezeichnet. 

Das  Amt  erscheint  so  schon  unter  Jakob  seiner  ursprünglichen  Bedeu- 
tung ganz  entkleidet,  es  bleibt  nur  noch  der  Titel,  dessen  Träger  aber  in  durch- 
aus anderer  Stellung  verwandt  wird,  während  dann  schliesslich  auch  der  be- 
deutungslose Titel  aufhört.  Hatte  sich  das,  wie. wir  sahen,  schon  länger 
vorbereitet,  so  kam  hinzu,  dass  das  Hofgerieht  für  Italien,  worauf  wir  zurück- 
kommen, nun  ganz  umgestaltet  oder  vielmehr  beseitigt  wurde.  In  ganz  ent- 
sprechender Stellung,  wie  den  llofvikar,  werden  wir  auch  die  bisherigen  Bei- 
sitzer im  llofgerichte,  die  Hofrichter,  seit  1220  finden;  der  frühere  Titel  wird 
noch  eine  Zeitlang  fortgeführt,  aber  von  einer  Thätigkeit  am  königlichen  Hofe 
ist  nicht  mehr  die  Rede ;  dagegen  scheinen  nun  auch  sie,  wie  der  Vikar,  zu- 
nächst dem  Legaten  von  Italien  zugewiesen  zu  sein.  Mochte  nun  auch  das 
Gericht  des  Legaten  zunächst  das  frühere  Hofgericht  ersetzen  sollen,  so  war 
da  doch  für  eine  entsprechende  Thätigkeit  des  Vikar  kein  Raum,  da  der  Legat 
im  Gerichte  durchweg  selbst  den  Vorsitz  führt.  Bei  spätem  Legaten  ist  denn 
auch  Jakob  nicht  mehr  nachzuweisen;  und  ist  schon  bei  ihm  selbst  in  späterer 
Zeit  das  Amt  in  Vergessenheit  gerathen,  so  fehlte  natürlich  jedes  Bedürfniss, 
ihm  einen  Nachfolger  zu  geben. 

Noch  zu  erwähnen  ist,  dass  auch  der  Kardinalbischof  Hugo  von  Ostia 
1221  einigemal  apoatoliee  sedis  legatue  et  imperiales  aule  vicaritis  heisst, 
ohne  aber  selbst  jemals  diesen  Titel  zu  führen.21  In  dieser  Zeit  vielfacher 
Umgestaltungen  sind  die  Titel  überhaupt  sehr  schwankend ;  ein  eigentliches 
Reichsamt  bekleidete  er  schwerlich;  der  Ausdruck  dürfte  damit  in  Verbindung 
stehen,  dass  der  Kaiser  ihm  die  Vollmacht  ertheilt  hatte,  innerhalb  seiner 
Legation  zur  Förderung  des  Kreuzzuges  vom  Reichsbanne  entbinden  zu  dürfen.22 

190.  —  Sehen  wir  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Amtes, 
so  haben  wir  als  Regel  zu  betrachten,  dass  es  nur  einen  Hofvikar  gab.  Zwei 
Hofvikare  nebeneinander  im  Amte  finden  wir  nur  1167,  dann  1184  bis  1186, 
wo  das  in  der  besondern  Stellung  des  Magister  Metellus  seinen  Grund  zu 
haben  scheint.  Von  diesem  abgesehen  wurde  das  Amt  ausnahmslos  von  Bi- 


189.- J  16.  Archiv  zu  Cremoua  nach  Wüstenfeld.  17.  Huillard  2,  47.  18.  Böhmer  Acta 
«57.  RoTelli  2,  379.  De  Conti  1.  250.  1».  Muletti  2.  237.  20.  Ughelli  4,  1053. 
21.  Huillard  2,  144  n.  22.  Huill.  2.  125.  Ks  scheinen  in  dieser  Zeit  auch  wohl  sonst 
Personen,  welche  zum  Pabstc  in  näheren  Beziehungen  standen,  auch  vom  Kaiser  Voll- 
machten gegeben  zu  sein.  »So  ist  1218  Okt.  30  mit  dem  Kardinallegaten  Hugo  zu  Cremona 
ein  m«<jitter  Sicolaut  d.  Frtdtriei  U<j<ttut,  der  dann  12 1!»  Marz  12  als  mngitter  .V.  de  Crt- 
>nona  d  pape  tubdiaconui  beim  Kaiser  auftritt.  Böhmer  Acta  649  und  Nachtr. 
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schöfen  versehen,  was  sich  daraus  erklären  dürfte,  dass  man  einfachen  Rechts- 
gelehrten ein  so  hervorragendes  Hotamt  nicht  anvertrauen  mochte,  bezüglich 
der  Grossen  des  Reichs  sich  aber  nur  unter  den  geistlichen  solche  fanden, 
welche  mit  den  nun  auch  im  Reichsgerichte  bestimmt  hervortretenden  Formen 
des  römisch-kanonischen  Prozesses  genügend  bekannt  waren.  Es  ist  das  ein- 
zige höhere  Reichsamt,  in  welchem  neben  Deutschen  auch  Italiener  verwandt 
wurden ;  und  Angelus  gehört  wenigstens  als  Erzbischof  von  Tarent  dem  sizi- 
lischcn  Königreiche  an,  wenn  er  auch  von  Geburt  Italiener  gewesen  sein  sollte. 

Die  Befugnisse  des  Hofvikar  scheinen  lediglich  richterliche  gewesen  zu 
sein ;  sind  einzelne  auch  anderweitig  in  Reichsangelegenheiten  thätig,  so  wird 
die  Befugnis»  nicht  in  dem  Amte  als  solchem,  sondern  in  besonderm  könig- 
lichen Auftrage  zu  suchen  sein. 1  Bei  Errichtung  des  Amtes  scheint  es  in  der 
Absieht  gelegen  zu  haben,  dass  der  Hofvikar,  der  anfangs  ja  auch  nicht  Vi- 
earius  curia*',  sondern  Vicarius  ad  iustitia*  facienda*  heisst,  insbesondere 
auch  den  abwesenden  Kaiser  als  höchsten  Richter  vertreten  sollte.  In  der 
weitern  Entwicklung  erscheint  die  Hebung  des  Amtes  ebenso,  wie  früher  beim 
Pfalzgrafen,  durch  die  Anwesenheit  des  Königs  bedingt,  worauf  das  jetzt  regel- 
mässigem Vorkommen  von  Generallegaten,  welche  in  seiner  Abwesenheit  die 
höchste  Reichsgerichtsbarkeit  übten,  eingewirkt  haben  mag.  Denn  alle  Ge- 
richtssitzungen des  Hofvikar  wurden  an  Orten  gehalten,  wo  nach  dem  Itinerar 
die  gleichzeitige  Anwesenheit  des  Königs  nachweisbar  oder  wahrscheinlich  ist; 
selbst  den  Titel  können  wir  später  nur  während  der  italienischen  Züge  nach- 
weisen, wenn  wir  von  den  Zeiten  des  Ausganges  des  Amtes  unter  K.  Fried- 
rich II  absehen. 

Wird  das  Amt  in  der  einzigen  bekannten  Verleihungsurkunde  für  Fried-  , 
rieh  vou  Trient  lebenslänglich  verliehen,  so  wird  das  Tür  frühere  Zeiten  nicht 
massgebend  sein  dürfen.  In  der  Zeit  der  Thronstreitigkeiten  wurden  auch 
andere  Reichsämter  mehr  und  mehr  weniger  nach  dem  Bedürfnisse  besetzt, 
sondern  vom  Könige  dauernd  verliehen,  um  einzelne  Grosse  für  sich  zu  ge- 
winnen, wie  das  insbesondere  auch  bei  dem  jetzt  lebenslänglich  von  Bischöfen 
versehenen  Amte  des  Reichskanzlers  hervortritt.  Schon  der  häufige  Wechsel 
deutet  darauf,  dass  das  Amt  früher  nicht  lebenslänglich  verliehen  war.  Lässt 
sieh  das  Xiehtwiedererscheinen  im  Amte  auf  einem  folgenden  Zuge  in  manchen 
Fällen  durch  Tod  oder  bei  Deutsehen  durch  Niehttheilnahme  am  Zuge  erklären, 
so  trifft  das  doch  bei  Garsedonius  und  Heinrich  von  Mantua  nicht  zu.  Das 
Amt  wurde  am  wahrscheinlichsten  beim  Beginne  des  Zuges  nach  Belieben  des 
Kaisers  besetzt,  nur  dass  dieser  wohl  ohne  besondern  Grund  den  frühern 
Vikar,  wenn  er  am  Zuge  theilnahm,  nicht  überging,  worauf  insbesondere  das 
ausnahmsweise  Verbleiben  des  Metellus  im  Amte  deutet. 

191.  —  Die  r  i  c  h  t  e  r  1  i  c  h  e  n  B  e  f  u  g  n  i  s  s  e  des  Hofvikar  werden  auf- 
zufassen sein  als  die  eines  J)  e  1  e  g  i  r  t  e  n  des  Kaisers.  Und  zwar  scheint 
er  bald  als  Delegirter  für  den  Einzelfall,  bald  als  ständiger  Delegirter  des 
Kaisers  zu  richten.  Das  erstere  ergibt  sich  in  mancheu  Fällen  bestimmt  aus 

190.  -  1.  Vg.  §  181)  n.  6\ 
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der  Angabe,  dass  die  Klage  beim  Kaiser  eingereicht  und  dieselbe  von  diesem 
ausdrücklich  dem  Hofvikar  kommittirt  worden  sei. 1  Aber  die  spezielle  Kom- 
mission wird  nicht  erforderlich,  der  Hofvikar  auch  dauernd  bevollmächtigt 
gewesen  sein,  die  am  Hofe  vorgebrachten  Klagen  ohne  weiteres  Eingreifen 
des  Kaisers  zu  erledigen.  War  bei  den  Anfangen  des  Amtes  mehrfach  gerade 
das  Bedfirfniss  einer  Vertretung  des  abwesenden  Kaisers  massgebend,  so  lag 
die  allgemeine  Vollmacht  in  der  Natur  der  Sache  und  wird  1159  und  1162 
ausdrücklich  bezeugt.2  Ebenso  ergibt  sich  das  für  Heinrich  von  Mantua,  als 
er  1210  getrennt  am  Hofe  thätig  war,  bestimmt  daraus,  dass  er  ständige 
Subdelegirte  für  alle  Sachen  aus  bestimmten  Landestheilen  bestellen  konnte. 3 
Aber  es  wird  das  auch  da  nicht  zu  bezweifeln  sein,  wo  das  Amt  in  später 
regelmässiger  Weise  am  Hofe  selbst  geübt  wurde.  Fälle,  wo  Einbringung  der 
Klage  vor  dem  Hofgerichte  selbst  erwähnt  wird,  rinde  ich  allerdings  nur  1 184 
und  1 1874,  und  es  wäre  doch  auch  dadurch  vorherige  Ueberweisung  durch 
den  Kaiser  nicht  gerade  ausgeschlossen;  aber  abgesehen  von  dem  ganz  allge- 
meinen, auf  dauernde  Kommission  deutenden  Titel  Vicarius  ad  iustitias 
facienda*,  wird  vor  allem  dafür  ins  Gewicht  fallen,  dass  bei  allen  Beurkun- 
dungen von  Urtheilen,  welche  von  sonstigen  nur  für  den  Einzelfall  delegirten 
Richtern  gesprochen  werden,  immer  ausdrücklich  bemerkt  wird,  dass  sie  als 
speziell  Delegirte  thätig  sind,  und  ebenso  auch  in  den  erwähnten  Fällen,  wo 
es  sich  um  spezielle  Delegation  des  Hofvikars  handelt ;  wird  dagegen  in  der 
Mehrzahl  der  Hofgerichtsurkunden  ein  spezieller  Auftrag  nicht  erwähnt,  so  ist 
auch  wohl  sicher  anzunehmen,  dass  dann  die  Befugnis«  zur  Entscheidung  durch 
das  dauernd  übertragene  Amt  begründet  war.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass 
man  sich  in  der  Regel  bei  den  überhaupt  zur  Kompetenz  des  Hofgerichtes 
gehörenden  Sachen  zunächst  an  dieses  zu  wenden  hatte,  nur  unter  gewissen 
Voraussetzungen  sich  an  die  Person  des  Kaisers  wenden  durfte. 

Die  Kompetenz  des  Hofvikar  scheint  sich  nur  auf  Civilsachen  erstreckt 
zu  haben,  um  welche  es  sich  in  allen  uns  erhaltenen  Entscheidungen  handelt, 
während  wir  bei  den  am  Hofe  verhandelten  Straffällen  durchweg  den 
Kaiser  selbst  als  Vorsitzenden  finden.5  Schon  die  regelmässige  Besetzung  des 
Amtes  nur  mit  Geistlichen  lässt  darauf  schliessen,  dass  mit  demselben  keine 
Blutsgerichtsbarkeit  verbunden  war,  obwohl  diese  freilich  bei  der  Bestellung 
von  Bischöfen  zu  Legaten  nicht  als  Hinderniss  betrachtet  worden  ist. 

Bei  Civilsachen  ergeben  sich  dagegen  keine  bestimmtere  Beschrän- 
kungen der  Kompetenz  des  Hofvikar,  wenn  wir  etwa  von  Lehenssachen 
absehen,  auf  deren  Behandlung  wir  später  genauer  zurückkommen.  Entschei- 
dungen von  Lehenssachen  vor  dem  Hofvikar  sind  nur  allerdings  nicht  bekannt; 
da  der  Kaiser  über  solche  aber  auch  sonst  durch  Delegirte  urtheilen  Hess, 
ohne  dass  diese  etwa  Lehensgenossen  zu  Beisitzern  hatten,  so  dürfte  wenig- 
stens einer  Uebertragung  von  Lehenssachen  an  das  Hofgericht  durch  spezielle 


191.  —  l.Vgl.  $  162  n.  14;  §  164  n.  2.  2.  Vgl.  §  182  n.  3;  $  183  n.  10.  8.  Vgl. 
§  187  n.  7.  4.  Antich.  Est.  I,  360  Beilage  mn  1187  Okt.  24.  Vgl.  MitUrelli  Ann.  4. 
290.  wo  es  sich  aber  nur  um  einen  Exekutionsantrag  handelt.       5.  Vgl.  §  162. 
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Delegation  kaum  etwa,«  im  Wege  gestanden  haben ;  dem  spätem  Grosshof- 
justitiar stand  Gerichtsbarkeit  in  Lehenssachen  von  vornherein  zu. 6  Wird 
1235  bei  Einsetzung  des  deutschen  Hofjustitiar  die  Entscheidung  von  Klagen 
gegen  Grosse  auch  in  wichtigern  Civilstreitigkeiten  dem  Kaiser  persönlich 
vorbehalten,  so  scheinen  die  Befugnisse  des  Hofvikar  in  dieser  Richtung  nicht 
beschränkt  gewesen  zu  sein;  so  werden  vor  ihm  Klagen  gegen  den  Markgrafen 
Werner  um  eine  Burg,  gegen  den  Grafen  von  Sarteano  um  die  Hoheitsrechte 
in  der  Stadt  Chiusi,  gegen  den  Grafen  von  Tuszien  und  gegen  den  Kaiser 
selbst  um  die  Stadt  Massa  entschieden. 7 

Dass  der  Hofvikar  auch  zur  Entscheidung  der  an  den  Kaiser  zu  bringen- 
den Appellationen  befugt  war,  ist  1162  und  1211  ausdrücklich  gesagt8 
Allerdings  sind  das  Fälle,  bei  welchen  der  Hofvikar  den  abwesenden  Kaiser 
vertrat  seine  Befugnisse  also  vielleicht  ausnahmsweise  ausgedehntere  gewesen 
.sein  könnten.  Auch  sind  mir  keine  Fälle  bekannt,  dass  der  Hofrichter  kraft 
seines  Amtes  über  Appellationen  entschied.  Das  dürfte  sich  aber  vielleicht 
daraus  erklären  lassen,  dass  es  wenigstens  seit  dem  Konstanzer  Frieden  überall 
ständige  delegirte  Appellationsrichter  des  Kaisers  gab,  an  welche  man  in  der 
Regel  Berufung  von  den  Urtheilen  der  ordentlichen  Ortsrichter  eingelegt  haben 
wird.  Von  ihnen  selbst,  wie  von  andern  delegirten  Richtern,  wird  dann  wohl 
nur  noch  die  Appellation  an  den  Kaiser  selbst  zulässig  gewesen  sein.  Auch 
über  solche  Berufungen  konnte  wenigstens  später  der  Grosshofjustitiar  kraft 
seines  Amtes  entscheiden ;  in  den  neuen  Konstitutionen  ist  ausdrücklich  gesagt, 
dass  er  de  appeUationibus  ordinariorum  seu  delegatorum  nostrorum  ad 
nostram  curiam  interiectis  —  decidat.9  Beim  Hofvikar  dürfte  der  einzige 
mir  bekannte  Fall  eher  dagegen  sprechen;  er  urtheilt  1196  zwar  über  Appel- 
lation von  einem  kaiserlichen  Delegirten,  aber  auf  besonderes  Mandat  des 
Kaisers. 10 

Vom  Hofvikar  stand  zweifellos  die  Appellation  an  den  Kaiser  noch 
frei,  entsprechend  dem  allgemeinen  Grundsatze,  dass  vom  Delegaten  an  den 
Deleganten  berufen  werden  könne.  Der  letzterwähnte  Fall  von  1 1 96  scheint 
auch  bestimmt  dafür  zu  sprechen,  dass  eine  solche  Appellation  von  einem 
Urtheile  des  Hofgerichtes  an  und  für  sich  gestattet  war;  ebenso  lässt  ein  früher 
besprochener  Fall  darauf  schliessen,  dass  eine  im  Hofgerichte  abgewiesene 
Nichtigkeitsbeschwerde  noch  beim  Kaiser  verfolgt  werden  konnte. 1 1  Es  dürfte 
sich  dafür  auch  geltend  inachen  lassen,  dass  vom  spätem  Grosshofgerichte  an 
den  Kaiser  appellirt  wurde. 12 

«.  Huillnrd  2,  158.  7.  Antiq.  It.  I.  325.  Böhmer  Acta  192.  Ughelli  3,  713.  712.  8.  Vgl. 
§  183  n.  10;  %  187  d.  7.  9.  Huillard  6*.  158.  In  der  entsprechenden  Stelle  der  Konsti- 
tutionen Ton  1231,  Hnillard  4.  50,  sind  die  betreffenden  Worte  inferinrttm  iudictum  (»e*4 
<M<yatorum  a  nobis)  Znsatz,  wornacb  es  sich  dabei  um  eine 'nachtragliche  Ausdeh- 
nung der  Befugnisse  zu  bandeln  scheint.  10.  Vgl.  §  165  n.  5.  So  wird  es  auch  zu  er- 
klären sein,  wenn  in  dem  $  169  n.  2  besprochenen  Falle  eine  Appellation  Ton  einem  dele- 
girten Appellationsrichter  des  Kaisers  durch  ständige  Appellationsrichter  entschieden  wird; 
es  war  schwerlich  an  sie  appellirt,  sondern  ihnen  wohl  der  Einzelfall  Tom  Kaiser  überwiesen, 
obwohl  das  in  der  Fassung  des  Unheils  nicht  deutlich  herrortritt  11.  Vgl.  §  165  n.  7. 
12.  Böhmer  Acta  277. 
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Als  Delegatus  a  principe  musste  dem  Hofvikar  das  Recht  der  .Subde- 
legation zustehen;  doch  finde  ich  Subdelcgirte  desselben  ausdrücklich  er- 
wähnt nur  1211,  wo  die  Sachen  an  Hofrichter  nach  bestimmten  Bezirken 
dauernd  überwiesen  erscheinen. 1 3  Der  Grund  wird  darin  liegen,  dass  Delegirte 
für  Sachen,  welche  nicht  am  Hofe  entschieden  wurden,  vom  Kaiser  selbst 
delegirt,  die  im  Hofgerichte  zu  erledigenden  Sachen  aber  wohl  vom  Hofvikar 
an  einzelne  Hofrichter  mandirt  wurden14,  insofern  wir  schliessen  dürfen,  dass 
der  mit  dem  Urtheile  beauftragte  Hofrichter  auch  die  Verhandlung  geleitet 
haben  wird  und  damit  wesentlich  dieselbe  Erleichterung  geboten  war,  wie  durch 
Delegirung  einzelner  Hofrichter.  Wenn  man  1211  davon  abging,  so  mochte 
der  Grund  darin  liegen,  dass  man,  um  bei  Abwesenheit  des  Kaisers  die  Appel- 
lation nicht  zu  erschweren,  durch  die  Subdelegation  noch  die  Berufung  an  den 
Hofvikar  selbst  offen  halten  wollte.  Möglich  wäre  es  auch,  dass  für  solche 
Ausnahmsfälle  dem  Hofvikar  Inappellabilität  besonders  zugesprochen  wurde, 
wie  dieselbe  dem  General legaten  zustand,  der  regelmässig  in  Abwesenheit  des 
Kaisers  richtet. 

192.  —  Wie  dem  Delegatus  a  principe  überhaupt  die  Exekution 
seiner  Urtheile  zustand,  indem  er  dieselben  selbst  ausführen  oder  durch  den 
ordentlichen  Richter  ausführen  lassen  konnte,  so  stand  dieselbe  auch  dem 
Hofvikar  zu.  Es  wird  im  Hofgerichte  nicht  allein  auf  Exekution  erkannt,  son- 
dern dieselbe  auch  mehrfach  durch  vom  Vikar  oder  den  Hofrichtern  zur  Be- 
sitzeinweisung gegebene  Boten  vollzogen. 1  Dass  die  Exekution  auch  dem 
ordentlichen  Ortsrieliter  überlassen  werden  konnte,  ist  nicht  zu  bezweifeln, 
wenn  mir  auch  ein  Zeugniss  nicht  bekannt  ist;  doch  erfolgt  1164  eine  Besitz- 
einweisung auf  Grund  eines  Urtheils  der  Hofrichter  gemeinsam  durch  einen 
Boten  dieser  und  einen  Boten  des  Podesta  von  Parma.2  Wir  fanden  aller- 
dings Beispiele,  dass  ein  Spruch  des  Hofgerichtes  vom  Kaiser  ausgeführt 
oder  doch  die  Ausführung  vom  Kaiser  verlangt  wurde3;  es  lagen  da  aber 
Ausnahmsfalle  vor,  welche  die  Befugniss  im  allgemeinen  nicht  in  Frage  stellen 
können. 

Dagegen  dürften  dem  Hofvikar  lediglich  die  prozessualischen  Zwangs- 
mittel des  ordentlichen  Civilverfahrens  sowohl  zum  Behufe  der  Prozessleitung, 
als  der  Exekution  zugestanden  haben ;  es  scheint  ihm  insbesondere  der  Bann 
gefehlt  zu  haben,  obwohl  dieser  als  ausserordentliches  Zwangsmittel  auch  im 
Civil  verfahren  Anwendung  fand.4  Von  den  beiden  letzten  Hofvikaren  sind  uns 
allerdings  Bannsprüche  bekannt;  aber  sie  handeln  dabei  sichtlich  nicht  in  jener 
Eigenschaft,  sondern  als  Legaten,  wozu  Friedrich  ausdrücklich  ernannt  war, 
während  Jakob  wenigstens  thatsächlich  nur  als  solcher  thätig  war.5  Davon 
abgesehen  finde  ich  nie  einen  Bann  vom  Hofvikar  verhängt;  iu  dem  einzigen 
Falle  von  1 196,  wo  der  Bann  zur  Erzwingung  eines  Urtheils  des  Hofgerichtes 

101.—  |  13.  Vgl.  §  187  n.  7.  Ein  Fall  ron  1 IG2.  wo  eineSache  rom  Hofgericbte  dem  Probst 
Ton  Parma  überwiesen  wird,  gehört  nicht  hicher,  da  die  Sache  an  ihn  als  den  ordentlichen 
Richter  gewiesen  wird.  Affö  P.  2,  372.       14.  Vgl.  §  165. 

192.  —  1.  1161.  63:  Dondi  6.43.  Affö  P.  2.375.  Beilage  Ton  1187  Okt.  24. 
2.  Aflu  P.  2,  378.    3.  Vgl.  §  165  n.  5. 7.    4.  Vgl.  §  69.    5.  Vgl.  §  188  u.  0;  §  189  n.  7. 
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in  Anwendung  kommt,  wird  er  auf  Befehl  des  Kaisers  verhängt;  freilieh  war 
da  auch  das  Urtheil  auf  Mandat  des  Kaisers  erfolgt,  so  dass  dieser  Fall  aller- 
dings für  das  Fehlen  der  Befugniss  beim  Uofvikar  kaum  geltend  gemacht 
werden  kann. 6  Dafür  scheint  mir  aber  insbesondere  massgebend,  dass  wir 
nicht  allein  vom  Uofvikar  nie  einen  Bann  thatsächlich  verhängt  finden,  sondern 
auch  niemals  vom  Ilofgerichte  der  Bann  oder  eine  Geldstrafe  zur  Aufrecht- 
haltung seiner  Entscheidungen  angedroht  wird,  wie  das  bei  entsprechenden 
Entscheidungen  der  Legaten  durchweg  der  Fall  ist7;  wünschte  die  siegende 
Partei  hier  eine  entsprechende  .Sicherung,  so  war  dieselbe  nur  zu  erlangeu 
durch  eine  mit  Bann  oder  Geldstrafe  drohende  Bestätigung  des  Kaisers,  wie 
solche  für  Urtheile  des  Hofgeriehtes  eben  so  wohl,  wie  für  die  anderer  Richter 
gesucht  wurde.8  Auch  der  Umstand,  dass  bei  Einsetzung  des  deutschen  Hof- 
justitiar  1235  der  Kaiser  sich  die  Befugniss  zu  ächten  vorbehielt9,  Hesse  sich 
für  einen  ähnlichen  Vorbehalt  im  ältern  italienischen  Ilofgerichte  geltend 
machen.  Es  kann  das  auffallen,  insofern  die  Banngewalt  nicht  blos  den  Le- 
gaten im  allgemeinen,  sondern  auch  den  für  einzelne  Civilstreitigkeiten  dele- 
girten  Richtern  des  Kaisers  zugestanden  wurde. 10  Der  Grund  wird  darin  zu 
suchen  sein,  dass  der  Uofvikar  regelmässig  nur  am  Hofe  selbst  thätig  ist,  dass 
also  im  Falle  des  Bedürfnisses  ohne  Verzug  die  Zwangsgewalt  des  Kaisers 
selbst  ergänzend  eingreifen  kann.  Damit  wäre  nicht  gerade  ausgeschlossen, 
dass,  wie  andern  Delegirten,  so  auch  dem  I  lofvikar,  wo  er  ausnahmsweise  den 
abwesenden  Kaiser  zu  vertreten  hatte,  die  Banngewalt  zugestanden  worden 
wäre,  obwohl  mir  auch  dafür  ein  Zeugniss  nicht  bekannt  geworden  ist. 

193.  —  Eine  Ehrenauszeichnung  des  Uofvikar  scheint  das  Tribunal 
gewesen  zu  sein.  Noch  die  Kaiserin  Richenza  bedient  sich  des  alten  Aus- 
druckes residere  ad  institiam  faeiendam1;  Petrus  Diaconus  sagt  wohl  bei 
Gelegenheit  des  Streites  über  Monte  Cassini)  1137:  Imperator  sibi  tribuwU 
in  temtorio  parari  inssit2;  aber  urkundlich  finde  ich  erst  1 162  bei  der  er- 
sten Gerichtssitzung,  bei  welcher  das  Amt  des  Uofvikar  bestimmter  hervor- 
tritt, diesen  als  Sedens  pro  tributudi  bezeichnet.3  Von  da  ab  wird  der  Aus- 
druck dann  ebenso  regelmässig  vom  Uofvikar  gebraucht,  als  er  nie  bei  andern 
Reichsbeamten  vorkommt,  selbst  nicht  bei  den  Gerichtssitzungen  der  General- 
Jegaten,  wo  esse  pro  iastitia  facienda  oder  ähnliche  Wendungen  gebraucht 
werden.4  Zum  Unterschiede  davon  scheint  der  Ausdruck  in  media  residere 
gebraucht,  wenn  es  1188  von  den  ohne  Vorsitzenden  entscheidenden  Hüf- 
fe Vgl.  §  165  n.  5.  7.  Vgl.  $  41  n.  6.  H,  1186.  96:  La  Karin»  4,  180.  Böhmer 
Act*  228.  Vgl.  §168.       9.  Mon.  Germ.  4,  317.       10.  Vgl.  §  69  n.  16. 

193.  —  I.  Antiq.  It.  1,  613.  6,  233.  Vgl.  $  4.  2.  Mon.  Germ.  9,  822.  8.  Afl'6 
Parma  2,  372.  4*  Vereinzelt  finde  ich  den  Ausdruck  pro  tribunali  sedere  auch  gebraucht 
bei  Gerichtssitzungen  von  Bischöfen,  bei  welchen  diese  zugleich  den  Titel  ihrer  weltlichen 
Amtsgewalt  führen;  so  1184  rom  Vremonenti»  epireopu»  et  comei,  1203  Tom  patriartha 
Aquilegi*n$i*  et  marchio  htrie.  Tiraboschi  Non.  2,  309.  Mittarelli  Ann.  4,  256.  Bei  der 
Magna  curia  K.  Friedrichs  II  tritt  der  sizilische  Ausdruck  enriam  regere  un  die  Stelle;  dem 
f,ro  tribunali  tedere  scheint  jetzt  nicht  mehr  die  gleiche  Bedeutung  beigelegt  zu  sein, 
rla  pr  1241  sogar  vom  Vikar  des  Generalkapitäns  tob  Tuszien  gebraucht  wird.  Rena  e 
t'amici  6  b,  56. 
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richtern  heisst  presentibits  iudicibus  ab  imperatore  delegatie  et  in  audio 
residentibus.5 

Für  die  vor  ihm  ergangenen  Sprüche  scheint  dem  Hofvikar  1163  die 
Ausfertigung  unter  kaiserlichem  »Siegel  zugestanden  zu  haben,  da  es  bei  der 
Kostenberechnung  für  ein  vor  Hermann  von  Verden  gesprochenes  Urtheil 
heisst :  xx.  sol.  pro  sigillo  iaiperatoris,  quod  est  appositum  carte  sententiet 
et  iiii.sol.pro  dttobus  sigiUis  predicti  episcopi6;  zugleich  wird  er  ein  eigenes 
Amtssiegel  geführt  haben,  woraus  sich  die  beiden  Siegel  des  Bischofs  erklären 
würden,  falls  diese,  wie  es  doch  scheint,  ein  und  derselben  Urkunde  anhingen. 
Doch  dürfte  der  Gebrauch  des  kaiserlichen  Siegels  damals  vielleicht  nur  ein 
ausnahmsweiser  gewesen  sein,  weil  der  Kaiser  nicht  in  Italien  war.  Später 
finde  ich  eine  Besiegelung  der  Urtheile  des  Hofgerichtes,  welche,  wie  bei  andern 
italienischen  Gerichten,  immer  in  Notariatsinstrumenten  bekundet  werden, 
nicht  mehr  erwähnt;  von  Amtsschreiben  Heinrichs  von  Mantua,  welche  1210 
erwähnt  werden,  heisst  es  nur,  dass  sie  mit  dem  Siegel  des  Bischofs  gesiegelt 
waren. 7 

Bezüglich  der  Einkünfte  dürfte  die  allgemeine  Bestimmung  K.  Fried- 
richs vom  J.  1177  auch  für  den  Hofvikar  massgebend  gewesen  sein,  wonach 
in  allen  Gerichten  bei  einer  definitiven  Sentenz  nicht  mehr  als  zwölf,  bei  einer 
Zuerkennung  des  Besitzes  nicht  mehr  als  sechs  Denare  vom  Pfunde  des  Wer- 
thes  der  zugesprochenen  Sache  als  Judicatura  genommen  werden  durften,  und 
von  diesen  iUe  qui  nuiior  est  iudex  vel  vicarius  die  eine,  die  Judices  aber, 
unter  welchen  die  Beisitzer  zu  verstehen  sind,  die  andere  Hälfte  haben  sollten8; 
doch  fehlen  bei  den  mir  bekannt  gewordenen  Nachrichten  über  Zahlungen  an 
das  Hofgericht  nähere  Angaben  über  die  Art  der  Vertheilung  und  das  Ver- 
hältniss  zum  Werthe  der  Streitsache. 9 

193.—]  5.  Antiq.  It.  2,  79.  Ebenso  entscheidet  1194  in  einer  Lebenssache  des  Bischofs 
ron  Asti  die  electa  curia  in  medio  porita,  Mon.  patr.  Ch.  2,  1162;  auch  Tancred  P.  1  T.  5 
§  5  bezeichnet  den  Richter  als  in  medio  tedene.  6.  Affö  Parma  2,  375.  7.  Beilagen 
Ton  1210  April  28.  Mai  23.  8.  Mon.  Germ.  4,  162.  Auch  1185  bewilligt  der  Kaiser  dem 
Erzbischofe  Ton  Ravenna  und  seinen  Suffraganen,  dass  sie,  wenn  sie  eine  Sache  coram  w- 
diabus  mn(ni  vel  eis,  quo»  alicui  iurüdietioni  prefecimut,  zu  fuhren  haben,  für  du  Pfund 
nur  zwölf  Denare  zahlen  und  dass  die  Sachen  Ton  Ausnahmsfallen  abgesehen  in  vierzig 
Tagen  erledigt  sein  sollen.  Mittarelli  Ann.  4,  125.  9.  Für  einen  den  Besitz  eines  Hofes 
und  des  Tierten  Theiles  eines  andern  betreffenden  Spruch  wurden  1163  gezahlt  13  Pfund 
4  Solidi  Mailindisch ;  nämlich  10  Pfund  als  Judicatura,  40  Solidi  (2  Pfund)  für  den  in  den 
Besitz  einweisenden  Boten  des  Hofvikar,  der  Rest,  wie  erwähnt,  für  die  Siegel.  Afl'6  Parma 
2,  375.  Bei  Zusprechung  des  Besitzes  der  Stadt  Massa  an  den  dortigen  Bischof  gegen  den 
Grafen  ron  Tuszien  wird  im  Spruche  dem  abwesenden  Beklagten  das  Klagrecht  vorbe- 
halten, aber:  non  audiatur,  nun  restitutis  prhts  erperuit  facti»  pro  iudicatura,  teil.  Hbr. 
centum  Senentium,  ei  »ententiae  scriptura  solid,  txxx.  Senentiutn.  Ughelli  3,  713.  Eine 
genaue  Kostenberechnung  findet  sich  1190  über  einen  zwischen  Vercelli  und  Novaxa,  aber 
nicht  vor  dem  Hofvikar,  sondern  vor  delegirten  kaiserlichen  Richtern  wegen  Bruch  des 
Waffenstillstandes  geführten  Streit.  Es  waren  500  Mark  Strafe  und  200  Pfund  Schadens- 
ersatz angesprochen  und  wurde  auf  500  Mark  Strafe  und  100  Pfund  Schadensersatz  gegen 
Vercelli  erkann.  Pro  iudicatura  waren  200  Pfund  zu  zahlen,  dann  eine  Reihe  weiterer  Aus- 
lagen; für  den  einzelnen  Termin  an  Ausgaben  für  die  Richter  durchweg  10  Pf.;  die  ge- 
sammten  Gericht *kosten  betrugen  311  Pf.  11  SoL  5  Denare.  Mon.  patr.  Ch.  1,  959.  Zwei 
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XIX.  DER  GROSSHOFJUSTITIAR. 

194.  —  Eine  richterliche  Thätigkeit  des  Hofvikar  ist,  wie  wir  sahen, 
schon  auf  dem  Römerzuge  K.  FriedrichsII  nicht  mehr  zu  erweisen, 
und  bei  dem  auffallenden  Zurücktreten  auch  des  Titels  kaum  anzunehmen,  dass 
der  Grund  nur  in  dem  zufalligen  Fehlen  von  Gerichtsurkunden  aus  dieser  Zeit 
zu  suchen  sei.  Dagegen  finden  wir  den  bekannten  Rechtsgelehrten  Roffred 
von  Benevent,  welcher  selbst  erzählt,  dass  er  auch  bei  der  Kaiserkrönung 
gegenwärtig  war im  Dez.  1 220  beim  Kaiser  mit  dem  Titel :  Juris  civilis 
professor  et  imperialis  et  regaUs  curiae  mag  ister  et  iude.v.  Der  Ausdruck 
Curiae  magister  scheint  doch  zu  verbieten,  in  ihm  einen  blossen  beisitzenden 
Hofrichter  zu  sehen,  vielmehr  anzudeuten,  dass  ihm  damals  die  Leitung  des 
Hofgerichts  anvertraut  war. 3  Dazu  würde  der  Kaiser  sich  demnach  hier  zuerst 
eines  rechtsgelehrten  Laien  bedient  haben,  während  sich  in  dem  Ausdrucke 
imperialis  et  regaUs  die  doppelte  Beziehung  des  Hofgerichtes  zum  Kaiser- 
reiche und  zu  Sizilien  ausspricht. 

Mag  es  damals  etwa  t>eabsichtigt  gewesen  sein,  ein  sowohl  den  Verhält- 
nissen des  Kaiserreiches,  als  des  Königreiches  entsprechendes  Hofgericht  neu 
zu  gestalten,  so  ist  der  Kaiser  davon  abgekommen.  Der  Kaiser  hielt  sich 
mehrere  Jahre  lang  ununterbrochen  im  Königreiche  auf  und  es  deutet  zunächst 
nicht  das  geringste  darauf  hin,  dass  an  seinem  Hofe  irgend  eine  richterliche 
Behörde  bestand,  welche  auch  über  das  Kaiserreich,  zunächst  Italien,  Ge- 
richtsbarkeit gehabt  hätte.  Die  fiir  das  Königreich  bestehenden  bezüglichen 
Einrichtungen  würden  wir  unbeachtet  lassen  können,  wenn  jenes  Verhältniss 
auch  später  dasselbe  geblieben  wäre.  Aber  das  zunächst  sizilische  Obergericht 
erstreckte  später  seine  Befugnisse  auch  über  Italien,  und  zwar  scheint  das  in 
Verbindung  zu  stehen  einerseits  mit  durchgreifenden  Veränderungen  in  der 
gesammten  Verwaltung  Italiens,  aufweiche  wir  später  näher  einzugehen  haben, 
andererseits  aber  auch  mit  einer  ganz  wesentlichen  Aenderung  der  bezüglichen 
Verhältnisse  in  Sizilien.  Ein  Eingehen  auf  diese  ist  daher  auch  durch  die 
nächsten  Zwecke  geboten  und  ich  werde  mich  demselben  um  so  weniger  ent- 
ziehen können,  als  ich  diese  Verhältnisse  zum  Theil  wesentlich  anders  glaube 
auffassen  zu  müssen,  als  das  bisher  geschehen  ist. 

195.  —  Oberstes  Gericht  fiir  das  Königreich  war  die  Magna  curia  im- 
perialis oder  regia,  in  der  frühern  Zeit  Manfreds  auch  als  regia  et  princi- 
palis  bezeichnet,  der  kaiserliche  Gros sgerichtsho f.  Aus  dem  Titel 
wird  sich  eine  nähere  Beziehung  zum  kaiserlichen  Hoflager  nicht  nothwendig 
ergeben  müssen.  Der  vieldeutige  Ausdruck  Curia  bezieht  sich  allerdings  in 


Delegirte  des  Kaiser«  erhalten  1211  anscheinend  für  einen  Termin  und  für  das  Urtheil 
15  Pf.,  jeder  die  Hälfte.  Vgl.  Beilage  Ton  1211  Jan.  7. 

IM.  -  1.  Sarigny  3,  191.  2.  Huillard  2,  73.  8.  Der  Ausdruck  Magister  iudex 
kommt  auch  spater  einigemal  vor.  scheint  dann  aber  einen  obersten  Stadtrichter  zu  be- 
ceichnen.  Unter  den  Grosshofrichtern  heisst  1223  Thomas  magister  mder,  1224  Simon  de 
Toeco  Caput  magister  mdex  und  eiu  nicht  tu  den  Hofrichtern  gehörender  iustitie  Catanie 
wagüter.  Huillard  2,  379.  425. 
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Italien  im  zwölften  Jahrhunderte  zunächst  auf  das  Hoflager  des  Kaisers, 
welches  ausserdem  nhAula  bezeichnet  wird;  wird  der  Ausdruck  für  Personen 
gebraucht,  so  bezeichnet  er  in  engerer  Bedeutung  nur  die  Käthe  des  Kaisers 1 ; 
in  weiterer  alle  um  den  Kaiser  versammelten  Personen,  und  demnach  wohl 
auch  das  kaiserliche  Gericht  dann,  wenn  der  Kaiser  in  später  zu  erörternden 
Ausnahmsfallen  alle  Anwesenden  um  das  Urtheil  frug.2  Dagegen  wird  das 
ständige  Hofgericht  selbst  nicht  als  Curia  bezeichnet,  wenn  wir  auch  die  Titel 
Vicarius  curia e  und  Tudices  curiae  finden ;  schon  der  Umstand,  dass  es  da- 
neben auch  Viearius  aulae  oder  imperatoris  heisst,  beweist,  dass  der  Titel 
nur  die  unmittelbare  Beziehung  zum  Hofe  oder  zur  Person  des  Kaisers  be- 
zeichnen soll,  wie  ganz  entsprechend  auch  die  verschiedensten  andern  Reichs- 
beamten als  Beamte  imperatoris  oder  saevi  imperii  und  ganz  gleichbedeu- 
tend auch  curiae  oder  aulae  imperialis  bezeichnet  werden. 

Nach  sizilischem  Sprachgebrauche  dagegen  bezeichnet  Curia  allerdings 
auch  das  Hoflager  des  Kaisers ;  insbesondere  aber  jeden  Gerichtshof,  auch 
den  der  Provinzialbeamten  und  andere;  curiam  regere  heisst  ganz  allge- 
mein: zu  Gerichte  sitzen.  Schon  der  Ausdruck  Mapin  curia  deutet  darauf, 
dass  dieser  Gebrauch  hier  zunächst  massgebend  ist.  Der  Ausdruck  Curia 
wechselt  zudem  hier  nie  mit  A  ula  oder  einem  andern ;  er  ist  durchaus  fest- 
stehend. Es  ist  zudem  nicht  Mos  von  einem  lustitiarius  oder  von  Judiccs 
magnae  curiae  die  Rede,  sondern  es  wird  das  Gericht  selbst  als  Curia  be- 
zeichnet und  zwar  auch  dann,  wenn  es  sich  gar  nicht  am  kaiserlichen  Hoflager 
befindet.  So  sagt  der  Grosshofjustitiar  1225  Juli:  Dum  —  olim  apud  Sul- 
monam  curiam  repcremuSy  sei  ein  Prozess  begonnen ;  cumque  curia  post 
multum  temporis  spat i um  processisset  Tranutu,  sei  die  Sache  bis  zum  Ur- 
theile  fortgeführt;  man  habe  aber  in  actis  curic  die  Litiskontestation  nicht 
aufgefunden  unddesshalb  an  einen  in  Kalabrien  weilenden  Hofrichter  geschrie- 
ben, der  dieselbe  bezeugte;  deinde  curia  procedente  Troyam,  sei  da  das 
Urtheil  gesprochen. 3  Nun  war  aber  der  Kaiser  fast  zwei  Jahre  lang  auf  der 
Insel  gewesen,  ist  erst  1225  Mai  wieder  zu  Foggia,  Juni  zu  Troya  nachzu- 
weisen; das  Gericht  hat  demnach  inzwischen  in  verschiedenen  Städten  des 
Festlandes  seinen  Sitz  gehabt,  die  wandernde  Curia  ist  nicht  das  kaiserliche 
Hoflager,  sondern  das  Gericht.  Es  wird  daher  genauer  von  einem  Grossge- 
richtshofe, Grossgerichte  oder  Grosshofe,  als  von  einem  Grosshofgerichte  zu 
reden  sein,  da  wenigstens  der  Titel  nicht  besagt,  dass  das  Gericht  seinen  Sitz 
gerade  am  Hofe  des  Kaisers  haben  müsse. 

Ueber  die  A  n  f  ä  n  g  e  des  Gerichts  scheinen  bestimmtere  Nachrichten 
zu  fehlen.  In  den  Assissen  König  Rogers  wird  das  Grossgericht  nicht  erwähnt 
und  wenigstens  eine  Stelle  dürfte  bestimmter  schliessen  lassen,  dass  zu  seiner 
Zeit,  wenn  ein  solches  Gericht  schon  bestand,  die  Befugnisse  desselben 
noch  nicht  in  späterer  Weise  geordnet  waren.  Während  nämlich  sowohl 
in  den  früheren4,  als  in  den  späteren5  Konstitutionen  K.  Friedrichs  II  liestitnmt 

195.  -  1.  Vgl  z  B.  §  108  n.  5.  2.  Vgl.  %.  B.  §  73  n.  2.  8.  Huillanl  2.  49«. 
4.  Con*t.  Sic.  L.  1  t.  40.  Huillard  4.  49        Ii.  Tonst.  L  I  t.  38.  Huill.  6,  158. 
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ausgesprochen  wird,  dass  die  Ilofleute  ihren  Gerichtsstand  nur  vor  dem 
Grossjustitiar,  also  im  Grossgerichte  haben,  wird  in  einem,  allerdings  auch  in 
die  Konstitutionen  übergegangenen  Gesetze  K.  Rogers  nur  den  Judices  über- 
haupt bei  Sachen  der  Hofleute  besondere  Rücksichtnahme  befohlen6;  es  scheint 
demnach  ein  besonderes  Gericht  für  solche  Sachen  noch  nicht  bestanden  zu 
haben.  Doch  reicht  das  Grossgericht,  wenn  auch  nicht  gerade  in  der  spätem 
Gestaltung,  jedenfalls  in  die  normannischen  Zeiten  zurück.  Urtheilen  1137  zu 
Tarent  drei  Genannte  als  reqalis  curiae  iustißcatores  ad-  dirimenda  negotia 
et  iniustitias  dirigendas7,  so  fehlt  eine  bestimmtere  Beziehung,  es  mögen 
Delegirte  des  Königs  sein.  Auch  bei  einer  Hofgerichtssitzung  K.  Wilhelms 
1155  zu  Salerno  deutet  nichts  auf  Einrichtungen,  welche  denen  des  Gross- 
gerichtes entsprächen ;  die  Beisitzer  sind  schlechtweg  als  comites  et  magnates, 
dann  als  curia  bezeichnet,  während  die  vom  regalis  notarius  geschriebene 
Urkunde  nicht  von  irgend  einem  zunächst  mit  richterlichen  Funktionen  be- 
trauten Reichsbeamten,  sondern  vom  magnus  ammiratorum  ammiratus  und 
vom  cancellarius  regis  beglaubigt  wird.8  Dann  aber  findet  sich  1172  zu 
Messina  eine  Sitzung  der  magna  et  suprema  curia  erwähnt,  bei  welcher  drei 
gleichgestellte  Judices  thätig  sind9;  1173  dann  auch  ein  HaynaUus  de 
Monte forti  et  Persico  magne  curie  magister  iusticiarius.i0 

196.  —  Nach  der  letzten  Erwälmung  geht  auch  das  Amt  des  Gross- 
hofjustitiar,  des  Magister  iustitiarius  nuignae  curiae  imperialisy  auf 
die  normannische  Zeit  zurück.  Ist  1 1 72  ein  solcher  nicht  genannt,  so  wird 
das  nicht  gerade  schliessen  lassen,  dass  das  Amt  noch  nicht  bestand.  Auch 
später  ist  die  Anwesenheit  eines  Justitiar  nicht  gerade  nothwendig,  um  das 
Grossgericht  abzuhalten;  es  sind  in  demselben  zuweilen  nur  gleichgestellte 
Grosshofrichter,  Iudices  magnae  curiae  Imperialist  thätig,  welche  sich  dann 
eben  so  wohl  des  Ausdruckes  Curiam  regere  und  ähnlicher  bedienen.1  Regel 
ist  aber  doch  das  Vorsitzen  des  Justitiar.  Das  Amt  lässt  sich  denn  auch 
weiter  verfolgen.  Zur  Zeit  Tankreds  ist  1 1 93  ein  Magister  Rusticus  sacri 
regii  palatii  et  magnae  regia*  curiae  magister  iustitiarius.2  K.  Hein- 
rich VI  scheint  dann  das  Amt  schon  vor  seiner  Krönung  neu  besetzt  zu  haben, 
da  im  Nov.  1 1 94  Rainald  von  Mohac  als  dei  et  imperiales  gratia  comes 
Ariani  et  po lentis  imperialis  curiae  et  sacri  palatii  magister  comestabilis 
et  magister  iustitiarius  urkundet3,  obwohl  da  die  Beziehung  auf  das  Gross- 
gericht nicht  so  bestimmt  hervortritt.   Bei  K.  Heinrich  finde  ich  das  Amt 

ß.  Ass.  Sic.  XXXV.  Const.  L.  3  t.  40.  Huillard  4,  140.  7.  Oattula  Acc.  1.  254.  8.  Gat- 
tula  Acc.  1,  258.  9.  Gregorio  2.  pr.  21.  10.  Garofalo  33.  Da  mir  nur  sehr  wenige 
iu nächst  für  andere  Zwecke  gefertigte  Notizen  über  das  sizilische  Gerichtswesen  vor 
liegen,  so  mag  immerhin  die  Magna  curia  bedeutend  weiter  zurückreichen.  In  Konsti- 
tutionen K.  Wilhelms  wird  sie  erwähnt;  Const.  Sic.  I,.  3  t.  34.  35,  Huill.  4,  142:  für  den 
Magüter  iuatitiariu*  findet  sich  nur  eine  unsichere  Stelle  L.  1  t.  58.  Huill.  4,  178;  denn 
wenn  die  Konstitution  auch,  wie  die  Vergleichung  mif  L  I  t.  48,  Huill.  4,  52  wahrschein- 
lich macht,  von  K.  Wilhelm  herrührt,  so  fehlt  uns  für  dieselbe  doch  die  Kontrolle  der  älte- 
sten Texte,  und  der  Ausdruck  könnte  später  zugefügt  snin. 

196.  —  1.  So  1239.  45:  Huillard  5,  313.  6,  250.     2.  Mongitore  Trin.  8.     3.  Mon- 
gitore  Trin.  10. 
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weiter  nicht  erwähnt,  wie  überhaupt  sizilische  höhere  Reichsbeamte  ausserdem 
Kanzler  und  Vikar  oder  Legaten  kaum  genannt  werden.  Wenn  er  auf  seinem 
letzten  Zuge  einen  sizilischen  Grossen,  den  Erzbischof  Angelus  von  Trient, 
zum  Hofvikar  bestellte,  so  könnte  dabei  die  Absicht  mitgewirkt  haben,  dass 
seine  Thätigkeit  sich  auch  auf  das  Königreich  erstrecken  solle.  Aber  zu  er- 
weisen ist  das  nicht,  alle  Zeugnisse  für  seine  richterliche  Thätigkeit  gehören 
Italien  an.4  Unter  Friedrich  II  bestand  das  Amt  jedenfalls  fort;  1202  wird 
Bartorillus  de  Paranicio  erwähnt5;  1210  werden  auffallenderweise  nebenein- 
ander Wilhelm  de  Petrecaco  und  Andreas  de  Baro  als  magna?  regtae  cttriae 
magistri  iutticiarii  genannt,  von  welchen  der  letztere  auch  als  solcher  unter- 
schreibt.6 Während  der  Abwesenheit  des  Königs  in  Deutschland  scheint  das 
Grossgericht  seinen  Sitz  zu  Palermo  gehabt  zu  haben,  wo  1216  .Stephan  de 
Partenico  mit  demselben  Titel  eine  Urkunde  unterschreibt, 7  In  diesen  Fällen 
lässt  schon  der  Titel  die  näheren  Beziehungen  zum  Grossgerichte  nicht  be- 
zweifeln. 

m 

197.  —  Für  die  spätere  Gestaltung  ist  nun  aber  der  bisher  unbeachtet 
gebliebene  Umstand  nicht  unwichtig,  dass  schon  in  früherer  Zeit  der  Gross- 
hofjustitiar nicht  der  einzige  Grossjustitiar,  Magister  ituttitiarius  >,  war.  Wir 
finden  insbesondere  einen  Beamten  unter  dein  Titel  eines  Gros sj  ustitiar 
von  Apulien  und  Terra  di  Lavoro.  Bestand  das  sizilische  Reich 
eigentlich  aus  drei  Hoheitsgebieten,  dem  Königreiche  Sizilien  im  engern  Siune, 
die  Insel  und  Kalabrien  umfassend,  dem  Herzogthume  Apulien  und  dem  Für- 
stenthume  Capua,  welche  vom  Pabste  mit  drei  Fahnen  geliehen2  und  im 
königlichen  Titel  noch  in  den  frühem  Zeiten  K.  Friedrichs  II  unterschieden 
wurden3,  so  bezieht  sich  jenes  Amt  zweifellos  auf  das  gesammte  Festland  ausser 


196.-]  4.  Vgl.  §  186.  5.  Huillard  Intr.  139.  6.  Gorruba  236.  Vielleicht  ist  Andreas 
derselbe  mit  Andreas  logotheta,  der  1212  mit  dem  Erzbigehofe  ron  Bari  den  König  nach 
Deutschland  begleitet  hat,  Huillard  1,  233,  und  spater  bis  1239  mehrfach  mit  demselben 
Titel  erwähnt  wird.  Vgl.  Huill.  Intr.  132.       7.  Mastrullo  368. 

197,  —  1.  Winkelmann  Fr.  II.  1.  368  Terdeutscht  das  beim  spatern  Vorkommen  mit 
Oberjustitiar,  ein  Ausdruck,  den  ich  an  und  für  sich  vorziehen  möchte,  da  dann  bei  diesen 
Titeln  die  Übersetzung  sowohl  von  Magna  als  Ton  Magister  mit  (frort  rermieden  wird. 
Dann  aber  würden  wir,  da  bei  Hof  ober justitiar  eine  bestimmtere  Beziehung  auf  den  Gross- 
gerichtshof fehlt,  zunächst  an  die  Hofhaltung  des  Kaisers  zu  denken  wäre,  zu  dem  unge- 
schickten Titel  Gros/hofoberjuttitiar  gelangen.  Dagegen  wird  es  keinem  Bedenken  unter- 
liegen, das  entsprechende  Grotthofgrott Justitiar  in  Grosshofjustitiar  zusammenzuziehen : 
ist  damit  eine  genügende  Unterscheidung  Ton  andern  Grossjustitiaren  gegeben,  so  könnte 
der  Ausdruck  nach  anderer  Seite  nur  dann  irreleiten,  wenn  am  Grossgerichtshofe  noch  ein 
einfacher  Justitiar  thatig  gewesen  wäre,  was  nicht  der  Fall  ist.  Auch  möchte  ich  den  ron 
Winkelmann  einmal  eingeführten  Ausdruck  Grotshof Justitiar,  wofür  mit  ihm  da,  wo  auf 
Genauigkeit  weniger  ankommt,  kürzend  Hofjuttitiar  gesagt  werden  mag.  ohne  bestimmtere 
Veranlassung  nicht  Andern,  wahrend  mir  der  Gebrauch  ron  Oberjustitiar  daneben  doch  zu 
willkürlich  erscheinen  würde.  Schreibt  Höfler  nur  Grossjustitiar,  Huillard  nur  Grand  j*t*ti- 
eier  oder  Maitre  jutticier,  so  könnte  das  nur  genügen,  wenn  es  nur  einen  solchen  gegeben 
hatte.  Der  von  Raumer  und  Schirrmacher  gebrauchte  Ausdruck  Grotsrichter  wird  schon 
wegen  der  ludicet  magnae  curiae  zu  vermeiden  sein.  2.  Romuald.  Snlernit.  Mon.  (Jerni. 
IM.  429.  Ii,  Kr  nennt  sich  r<*>  Sici/ie,  ducatu*  A/m/ie  et  i>rincij»itur  t\n>ue  noch  1212 
iu  Deutschland,  su  lange  er  sich  in  Romato>rum  intf>erah>rem  eUctut  nennt;  mit  der  An- 
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Kalabrien,  auf  Apulien  im  weitem  Sinne  mit  Capua  oder  Terra  di  Lavoro. 
Es  wird  sich  allmählig  entwickelt  haben  aus  dem  Bedürfnisse  eines  mit  um- 
fassenderen Befugnissen  ausgestatteten  Vertreters  des  meistenteils  auf  der 
Insel  weilenden  Königs  in  diesen  entfernteren  Reichstheilen.  Als  K.  Wilhelm 
1155  vom  Festlande  nach  Sizilien  zurückging,  überliess  er  seinem  Kanzler 
Appulie  amministrationem;  ebenso  heisst  es  1156,  dass  der  König  auf  die 
Insel  zurückkehrte,  nachdem  er  den  Seneschall  Simon  tnagistrum  capitanhtm 
Apulie  constituit;  1167  wird  vom  Grafen  Gilbert  von  Gravina  gesagt:  qui 
tunc  vapitaneus  erat  tot  ins  Apulie.*  Um  diese  Zeit  wird  das  Amt  schon 
fester  gestaltet  gewesen  sein.  Denn  1167  sitzt  zu  Suessa  ein  Johann  als  Ma- 
gister camerarius  totius  Apulie  et  terre  haboris  zu  Gerichte5,  wonach  die 
später  übliche  örtliche  Bezeichnung  jenes  Amtes  schon  festgestanden  haben 
muss,  obwohl  sie  hier  von  einem  andern  Amte  gebraucht  wird;  dürfte  der 
Kapitän  zunächst  militärische  und  Strafgewalt  gehabt  haben,  so  mag  ihm  der 
Grosskämmerer  als  oberster  Civilrichter  und  Finanzbeamter  rur  Apulien  zur 
Seite  gestanden  haben.6  Kaum  wird  zu  bezweifeln  sein,  dass  jene  Aufstellung 
von  Kapitänen  den  Ausgaug  für  die  Entwicklung  des  Amtes  eines  Gross- 
justitiar für  Apulien  gegeben  hat,  zumal  wir  auch  später  zuweilen  beide  Titel 
vereinigt  finden.  Den  Titel  Grossjustitiar  finde  ich  dann  zuerst  1176  erwähnt, 
wo  Graf  Roger  von  Andria,  nutgnus  eomestabulus  et  magister  iustitiarius 
tocius  Apidie  et  terre  Isaboris,  als  Gesandter  zu  den  Friedensverhandlungen 
von  Venedig  geschickt  wird.7  Tritt  1194  in  dem  erwähnten  Titel  des  Rainald 
von  Mohac8  die  Beziehung  auf  Apulien  nicht  hervor,  so  wird  es  sich  doch 
vielleicht  auch  da  um  dieses  Amt  handeln,  welches  durchweg  von  apulischen 
Grafen  versehen  zu  sein  scheint,  während  die  Grosshofjustitiare  doch  wohl 
zunächst  Rechtskundige  waren.  Urkundlich  ist  weiter  1202  Graf  Walter  von 
Brienne,  1206  Graf  Peter  von  Celano  Magister  iustitiarius  Apulie  et  terre 
Labori*.9  P.  Innocenz  III  traf  dann  hier  1208  eine  neue  Einrichtung,  indem 
er  behufs  Unterstützung  des  Königs  und  Erhaltung  des  Landfriedens  die 
Grafen  Peter  von  Celano  und  Richard  von  Fondi  zu  Grosskapitänen  bestellte, 
bestimmend:  Vt  ipsi  comites  sint  magistri  eapitanei,  quibus  super  iis 


nähme  des  Titels  Romanontm  rt  v  terkürzt  er  jenen  in  r<w  SieiNe.  Vgl.  Hnillard  1,  227  ff. 
Ebenso  führt  Constanze  den  rolleren  Titel  nur,  bis  anch  sie  sich  rtgina  Romanornm  nennt, 
wahrend  er  rom  jungen  Könige  Heinrich  noch  1216  gefuhrt  wird.  Huillard  1,  241.  253. 
468.  4.  Romuald.  Sal.  Mon.  Germ.  19,  428.  429.  436.  5.  Gattula  Acc.  1,  263. 
6.  Noch  1202  werden  zwei  Grosskammerer  für  Apulien  und  Terra  di  Laroro  genannt. 
Huillard  1,  87.  93;  Tgl.  auch  2.  365  die  magittri  ncreiorum.  Später  dürfte  das  Amt  ein- 
gegangen  sein.  Allerdings  werden  Magistri  camerarii  noch  in  den  Konstitutionen  und 
sonst  unter  Friedrich  II  häufig  erwähnt.  Aber  ihr  örtlicher  Wirkungskreis  ordnet  sie 
nicht  neben  den  Grossjuxtitiar,  sondern  neben  die  Justitiare,  da  er  nur  ein  Justitiarat  um- 
fasst;  so  gibt  es  einen  Grosskammerer  ron  Abruzzo,  Ton  Roseto  bis  zum  Faro,  also 
Kalabrien,  ron  Terra  di  LaToro.  Huillard  5,  594.  894.  930.  6,  718.  Der  Titel  bezeichnet 
wohl  nur,  dass  ihm  mehrere  Kämmerer  untergeordnet  waren ;  wenigstens  ergibt  sich  das 
bestimmt  für  das  Justitiarat  diesseits  des  Salso,  wo  der  Secretus  Messane,  dem  Gross- 
kammerer gleichstehend,  mehrere  Klmmerer  unter  sich  hat.  Huillard  5,  866.  7.  Ro- 
muald. Sal.  Mon.  Germ.  19.  443.  8.  Vgl.  §  196  n.  3.  ».  Huill.  1,  92.  123. 
Fukcr  Foncliungen.  23 
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omnea  Intendant  a  Salerno  uaque  Ceperanum,  aieut  a  mari  uaque  ad 
wäre  protenditur  tractua  terre,  aalvo  Statut o  regio,  quo  Celanua  comee 
est  magiater  iuatitiariua  Apulie  et  terre  Laborie,  et  salvo  mandato  regio, 
quod  factum  est  comiti  Fundano  de  eivitate  Neapoli,  ut  ait  apecialia  rector 
rpaiua.10  Der  Titel  Kapitän,  den  wir  nur  anfangs  gebraucht  fanden,  wo  das 
Amt  noch  kaiun  ein  ständiges  war,  bezeichnet  auch  hier  sichtlich  die  ausser- 
ordentlichen Vollmachten ;  wäre  aber  nach  der  päbstlichen  Bestimmung  zu- 
nächst nur  dieser  Titel  beiden,  der  eines  Grossjustitiar  nur  Peter  zugekommen, 
so  scheinen  doch  beide  denselben  Doppeltitel  gebraucht  zu  haben;  dieAnnalen 
von  Monte  Cassino  sagen  sogleich  bei  der  Erhebung:  constitutia  ad  hoc  ca- 
pitaneia  et  nutgiatria  iuatitiarüa  Apuliae  et  teivae  I^ibwia  comite  P.  et 
comite  7?.n;  dann  aber  ertheilt  1209  April  14  der  König  Riccardo  de 
Aquila  eomiti  Fundano  capitaneo  et  magisfro  iustitiario  A.  et  t.L.  einen 
Befehl  zu  Gunsten  des  Klosters  Casamari. 12  Beide  Titel  finden  wir  auch 
später  verbunden;  Bernard  Gentiiis,  Graf  von  Xereto,  der  nur  als  solcher 
bezeichnet  1216  beim  Könige  in  Deutschland  war  und  also  wahrscheinlich 
dort  ernannt  wurde,  heisst  urkundlich  1217  Kapitän  und  Grossjustitiar  von 
Apulien  und  Terra  di  Lavoro ;  ebenso  1220  sein  Sohn  Mattheus  Gentiiis, 
Graf  von  Alesina. 13  Auch  die  Rückkehr  des  Königs  brachte  da  zunächst 
keine  Aenderung;  denn  Richard  von  S.  Germano  meldet  zu  1221  :  Tunc 
etiam  Thomaa  de  Aquino,  factua  Acerrurum  conws,  magiater  iuatitiariua 
/actus  eat  Apulie  et  terre  Laboria.*4  Wollen  wir  Gewicht  darauflegen,  dass 
hier  der  Titel  eines  Kapitän  wieder  fehlt,  so  dürfte  man  die  Stellung  des  Ka- 
pitän als  durch  Abwesenheit  des  Königs  aus  dem  Reiche  bedingt  betrachtet 
haben,  was  spätem  Erwähnungen  entsprechen  würde,  als  ein  ausserordent- 
liches Amt,  während  das  damit  verbundene  des  Grossjustitiar  sicher  ein  stän- 
diges war. 

198.  —  Bis  dahin  sind  demnach  die  auf  die  normannische  Zeit  zurück- 
gehenden  Einrichtungen,  wonach  es  einen  Grosshofjustitiar  und  eiuen  Gross- 
justitiar von  Apulien  gab,  ungeändert  geblieben.  Dann  aber  muss  eine  erste 
Umgestaltung  durch  K.  Friedrich  II  vorgenommen  sein.  Das  beson- 
dere Amt  des  Grossjustitiar  von  Apulien  hört  auf;  die  Befugnisse  desselben 
werden  mit  denen  des  Grosshofjustitiar  vereinigt,  der  deingemäss  nun  aber 
auch,  und  mit  ihm  das  Grossgericht,  in  Apulien  bleibt  und  dem  kaiserlichen 
Hofe  weder  nach  Sizilien,  noch  ausserhalb  des  Königreiches  folgt ;  auch  ein 
besonderer  Kapitän  für  Apulien  findet  sich  nicht  mehr,  wohl  aber  ein  Gtjri- 
taneua  regni  bei  Abwesenheit  des  Kaisers  aus  dem  Königreiche. 

Um  diese  von  den  bisherigen  Darstellungen  abweichende  Aunahme  zu 
begründen,  werden  wir  dem  Aufenthalte  des  jetzigen  Grosshofjustitiar 
Heinrich  von  Morra  näher  nachgehen  müssen,  wie  das  insbesondere 
durch  die  genauen  Nachrichten  des  Richard  von  S.  Germano  ermöglicht  wird. 


197.—]  10.  Huillard  1,  134;  Tgl.  139;  auch  Rycc.  de  S.  Germ.  Mon.  Germ.  19,  333. 
11.  Mon.  Genn.  19,  319.  12.  Ungedruckt.  18.  HuiJlard  1,  211.  492.  2,  168.  597. 
14.  Mon  Germ.  19,  340. 
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Erste  Umgestaltung  durch  K.  Friedrich  II.  Heinrich  v.  Morra.  Jßß 

Wer  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Rückkehr  des  Kaisers  Grosshofjustitiar  war, 
ist  nicht  bekannt1,  und  Heinrich  dürfte  das  Amt  wenigstens  in  seiner  neuen 
Bedeutung  nicht  vor  1223  erhalten  haben2,  da  ihn  Richard  sonst  wohl  sicher 
schon  früher  erwähnen  würde;  nach  seiner  Darstellung  wird  zu  schliessen  sein, 
dass  Apulien  1222  noch  von  Thomas  von  Acerra  verwaltet  wurde.  Die  erste 
Erwähnung  findet  sich  1223;  der  Kaiser  war  Ende  1222  von  Sizilien  auf  das 
Festland  gekommen,  welches  er  im  Mai  wieder  verliess.  Im  April  belagerte  er 
Celano;  dann  sagt  Richard:  Tpae  se  in  Apuliam  confert  exinde  in  Siciliam 
reditnrus,  relictis  tunc  in  manus  H.  de  Morra  magistri  iustitiarii  comi- 
thsa  (Molisii)  et  filio  eins.  Die  Erhebung  Heinrichs  und  die  Neugestaltung 
des  Amtes  wird  danach  wahrscheinlich  in  die  ersten  Monate  1223  su  setzen 
sein.  Der  Kaiser  blieb  nun  zwei  Jahre  in  Sizilien.  Während  dieser  Zeit  ist 
Heinrich  zweifellos  immer  in  Apulien  gewesen,  wie  sich  aus  der  Darstellung 
Richards  ergibt;  er  leitet  dort  die  Reichsangelegenheiten.  Aber  mit  ihm  hat 
auch  das  Grossgericht  seinen  Sitz  in  Apulien  gehabt.  Denn  während  Hein- 
rich bei  Geschichtschreibern  und  als  Zeuge  einfach  Grossjustitiar  heisst,  nennt 
er  sich  in  allen  Gerichtsurkunden  regelmässig  magne  impericUis  curie  ma- 
gutter  iustitiarius;  als  solcher  führt  er  1223  September  eine  ihm  vom  Kaiser 
überwiesene  Sache,  dann  1224  Mai  eine  vor  ihm  eingebrachte  Klage  gegen 
den  Fiskus  bis  zum  Endurtheile,  sie  dann  spruchreif  dem  Kaiser  einsendend. 3 
Werden  hier  seine  Beisitzer  nicht  genannt,  so  hat  er  bei  schon  erwähnten, 
noch  in  Abwesenheit  des  Kaisers  gehaltenen  Gerichtssitzungen  zu  Sulmona 
einen,  zu  Trani  zwei  Groshofrichter  bei  sich.4  ZuFoggia  sind  1223  November 
drei  Grosshofrichter  thätig  und  zwar,  wie  bemerkt  wird,  bei  zeitweiliger  Ab- 
wesenheit des  Hofjustitiar  im  Dienste  des  Kaisers.5  Ueber  dem  Grossgerichte 
stand  nun  allerdings  noch  das  persönliche  Gericht  des  Kaisers ;  die  grössere 
Zahl  der  Grosshofrichter  scheint  ihn  nach  Sizilien  bogleitet  zu  haben;  mit 
diesen,  aber  noch  andern  Personen,  erledigte  er  in  schon  besprochener  Weise 
die  vom  Grossgerichte  an  ihn  gelangenden  Rechtssachen8;  aber  es  treten  da 
keine  standige  Einrichtungen  hervor,  insbesondere  kein  dem  Grosshofjustitiar 
zu  vergleichender  Vorsitzender. 

Nach  der  Rückkehr  des  Kaisers  scheint  dann  das  Grossgericht  1225 
Juli  am  Hoflager  zu  Troja  gehalten  zu  sein,  wie  das  Itinerar  nahe  legt.  Doch 
mag  es  fraglich  sein,  ob  auch  nur  dann,  wenn  der  Kaiser  in  Apulien  war,  das 
Grossgericht  noth wendig  dem  Hofe  zu  folgen  hatte ;  betont  wird  nie,  dass  das 
Gericht  in  Anwesenheit  des  Kaisers  gehalten  sei ;  doch  sind  freilich  nur  sehr 
wenige  Gerichtsurkunden  bekannt.  Heisst  es  1226  vom  Kaiser,  dass  er  aas 
Apulien  nach  Terra  di  Lavoro  geht  und  dann,  nach  Zurücklassung  seiner 

196.  —  1.  Nach  Huillnrd  Iutr.  139  schrieb  Pabst  Honorius  1221  Juni  an  Graf 
Walter  ron  Cotrone,  magitter  rtgni  iuttiliariut ,  die  Stadt  Rieti  nicht  ferner  tu  belä* 
stigen.  In  ihm  den  Hofjustitiar  zu  sehen,  möchte  doch  Bedenken  haben.  Eher  wäre  an 
einen  Grossjustitiar  ron  Apulien  zu  denken;  aber  dazu  muss  Thomas  schon  in  den  er- 
sten Monaten  1221  ernannt  sein.  2.  Die  Urk.  von  1221.  Huillard  2,  940,  in  welcher 
er  bereits  den  Titel  führt,  ist  zweifellose  Fälschung.  8.  Huillard  2,  379.  431.  4.  Vgl. 
$  I9i  n.  3.       5.  Huillard  2,  433  n.  1.       6.  Vgl.  §  104  n.  10;  auch  Huillard  2,  425. 
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Gemahlin  zu  Saleruo,  rasch  nach  Apulien  zurückkehrt,  tibi  H.  de  Morra 
magistrum  iuatitiarium  capUaneum  statuit  regni  sui7,  so  dürfte  dieser 
wohl  inzwischen  in  Apulien  zurückgeblieben  sein.  Im  März  trat  der  Kaiser 
dann  seinen  Zug  in  die  Lombardei  an;  dass  Heinrich  ihn  dabei  nicht  begleitete, 
folgt  schon  aus  der  ihm  verlieheneu  Statthalterschaft  und  wird  dadurch  be- 
stätigt, dass  er  1226  Mai  zu  Capua  dem  Grossgerichte  vorsitzt8  Ist  in  der 
Erzählung  des  Richard  die  Zeitfolge  streng  eingehalten,  so  erliess  Heinrich 
noch  nach  der  Rückkehr  des  Kaisers  in  das  Königreich  zu  S.  Germano  gegen 
Ende  des  Jahrs  auctoritate  imperiali  Statuten  gegen  Geächtete,  Spieler  und 
Nachtschwärmer  und  gestattete  dem  Abte  von  S.  Germano  die  Errichtung 
eines  Jahrmarktes;  er  scheint  also  in  Terra  dieLavoro  gewesen  zu  sein,  wäh- 
rend der  Kaiser  zu  Foggia  Hof  hielt;  er  dürfte  weiter,  etwa  mit  Rücksicht 
auf  den  beabsichtigten  Kreuzzug,  noch  Reichskapitän  geblieben  sein,  da  ihm 
sonst  solche  Verfügungen  kaum  zugestanden  haben  würden.  Sicher  war  dann 
während  des  Aufenthaltes  des  Kaisers  auf  der  Insel  1227  Heinrich  auf  dem 
Festlande,  wie  sich  aus  dem  Berichte  Richards  ergibt.  Während  des  Kreuz- 
zuges 1 228  ist  dann  Reinald  von  Spoleto  Statthalter,  der  nicht  als  Kapitän, 
sondern  als  Ballius  regni  bezeichnet  wird;  auch  der  Grosshofjustitiar  blieb 
zurück  und  befehligte  das  Heer,  welches  1229  März  17  von  den  Päbstlichen 
bei  S.  Germano  geschlagen  wurde. 

Im  Juli  1231  war  Heinrich  beim  Kaiser  auf  dem  Tage  zu  Melfi.9  Als 
dann  der  Kaiser  gegen  Ende  des  Jahrs  nach  Oberitalien  ging,  begleiteten  ihu 
Thomas  Graf  von  Acerra  und  andere  sizilische  Grosse  nach  Ravenna,  vou 
wo  sie  Dez.  25  entlassen  wurden ;  Heinrich  war  nicht  unter  ihnen,  da  sie  uns 
aus  den  Zeugeureihen  genügend  bekannt  sind.  Thomas,  früher  schon  Statt- 
lialter  von  Jerusalem,  wurde  nun  vom  Kaiser  zum  Capitaneus  regni  bestellt; 
Thomas  und  Heinrich  scheinen  das  Reich  während  der  Abwesenheit  des  Kai- 
sers gemeinsam  verwaltet  zu  haben,  da  sie  gemeinschaftliche  Befehle  erlassen ; 
1232  Juli  finden  sie  sich  dann  bei  dem  rückkehrenden  Kaiser  zu  Melfi  ein. lü 
Dezember  1232  wird  Heinrich  an  den  Paust  geschickt,  von  wo  er  Januar  1233 
zurückkehrt;  als  danu  der  Kaiser  im  April  nach  Sizilien  ging,  blieb  Heinrich 
wieder  erweislich  in  Apulien  zurück,  da  er  im  Juli  zu  Sulmona  dem  Gross- 
gerichte vorsitzt. 11  Von  Salpi  in  der  Capitanata  aus  erliess  dann  1234 
Okt.  28  der  Kaiser  einen  schriftlichen  Befehl  an  den  GrosshoQustitiar12,  aus 
dem  wold  geschlossen  werden  darf,  dass  dieser  sich  nicht  am  Hofe  befand, 
obwolü  der  Kaiser  auf  dem  Festlande  war.  Als  dann  der  Kaiser  1235  April 
das  Königreich  für  lauge  Zeit  verliess,  begleiteten  ihn  Thomas  und  Heinrich 
bis  Fano,  kehrten  von  da  zurück  und  verwalteten  das  Königreich  in  Geinein- 
schaft mit  den  Erzbischöfen  von  Palermo  und  Capua. 1 3  Letztere  dürften  we- 
niger in  Betracht  kommen ;  das  Verhältniss  scheint  wie  im  J.  1232  gestaltet 


1  7.  Rycc.  de  S.  Germ.  Mon.  Germ.  19,  345.  Die  ehuige  Urk.  dieser  Zeit,  in  weU 
eher  Heinrich  Zeuge  beim  Kaiser  ist,  hat  keinen  Ort.  Huillard  2,  536.  8.  Uuillard 
2,  541  D.  !.  ».  Huillard  3.  295.  297.  10.  Rycc.  de  S.  Germ.  Mon.  Germ.  19,  365.  368. 
11,  Gatiuk  Acc.  I,  297.    12.  Huill.  4,  494.    18.  Rycc.  de  S.  Germ.  Mon.  G«rm.  19, 373. 
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gewesen  zu  sein ;  der  Kaiser  richtet  seine  Befehle  gemeinsam  an  Thomas  und 
Heinrich.14  Er  bescheidet  sie  dann  nach  dem  Berichte  Richards  mehrfach  zu 
sich ;  1 236  Dezember  reisen  beide  zum  Kaiser  nach  Deutschland  und  kehren 
1237  Mai  zurück;  im  September  wird  Heinrich  in  die  Lombardei  berufen, 
von  wo  er  1238  Januar  zurückkehrt;  im  Juni  gehen  beide  zum  Kaiser;  Hein- 
rich kommt  schon  im  August  zurück,  während  Thomas  in  der  Lombardei 
bleibt.  Dann  wird  Heinrich  1239  August  nochmals  an  den  kaiserlichen  Hof 
berufen,  an  welchem  er  nun  verbleibt;  und  damit  tritt  eine  Aenderung  in 
seiner  Stellung  ein,  auf  die  wir  später  zurückkommen. 

Die  gegebenen  Nachweise  reichen  zweifellos  hin,  um  uns  zu  dem  Schlüsse 
zu  berechtigen,  dass  das  Amt  des  Grosshofjustitiar  bis  1239  in  keinerlei 
näherer  Beziehung  zum  kaiserlichen  Hofe  steht.  Nie  ist  der  Grosshofjustitiar 
ausserhalb  des  Königreichs  ständig  am  Hofe;  nie  folgt  er,  so  weit  unsere 
Nachrichten  reichen,  dem  Kaiser  auch  nur  nach  Sizilien;  es  scheint  selbst 
zweifelhaft  zu  sein,  ob  er  seinen  regelmässigen  Aufenthalt  am  Hofe  hatte, 
wenn  dieser  in  Apulien  selbst  war.  Das  gilt  denn  auch  für  das  Grossgericht. 
Seine  Funktionen  sind  übrigens  keineswegs  nur  richterliche;  er  ist  ständiger 
Statthalter  von  Apulien. 

199.  —  Es  legt  das  die  Frage  nahe,  ob  es  neben  ihm  einen  Gross- 
justitiarvon  Sizilien  gab,  da  doch  auch  dort  bei  längerer  Abwesenheit 
des  Kaisers  das  Bedürfnis*  eines  Statthalters  vorliegen  konnte.  Aus  früherer 
Zeit  wüsste  ich  da  nur  anzuführen,  dass  Wilhelm  Capparone  sich  1203  regia 
custodem  et  magiatrum  capitaneum  Siciliae  genannt  haben  soll  *,  was  viel- 
leicht schliessen  lässt,  dass  ein  solcher  Titel  im  Gegensatze  zu  den  Kapitänen 
oder  Grossjustitiaren  Apuliens  auch  sonst  in  Gebrauch  war.  Für  unsere  Zeit 
ist  nur  zu  erwähnen  die  Nachricht  der  sizilischen  Annalen,  wonach  der  Kaiser 
Ende  1231  oder  1232  miait  ipaaa  conatittttionea  auoa  per  totum  regnum  et 
in  Sicilimn  per  domnum  Hiccardmn  de  Montenegro,  qiti  erat  magiater 
iuaticioriua  Sicilie ;  wegen  einer  Empörung,  welche  der  Kaiser  1 233  unter- 
drückte, flüchtete  sich  dann  der  Magiater  inaticiariua.2  Da  der  Kaiser  seit 
1227  nicht  auf  der  Insel  war,  so  hat  es  nichts  unwahrscheinliches,  dass  Richard 
damals  dort  Statthalter  mit  ausgedehnteren  Vollmachten  war;  und  es  ist 
möglich,  dass  dort  auch  sonst  Grossjustitiare  bestellt  werden,  da  wir  über  die 
dortigen  Beamten  so  dürftig  unterrichtet  sind. 

200.  —  Die  bisher  gewonnenen  Ergebnisse  stehen  nun  freilich  in  Wider- 
spruch mit  der  gewöhnlichen  Annahme,  dass  der  Grosshofjustitiar  dem  Hofe 
zu  folgen  hat,  wie  das  in  einer  Konstitution  ausdrücklich  gesagt  ist,  Aber 
diese  Konstitution,  auf  die  wir  zurückkommen,  gehört  einer  spätem  Zeit  an ; 
es  kann  sich  zunächst  nur  um  die  Frage  handeln  nach  dem  Verhältnisse  zu 


14.  Hoillard3,  913. 

190.  _  l.  Gesta  Innoc.  c.  36".  2.  Mon.  Germ.  19,  497.  Die  in  den  Ann.  Sic. 
befindlieben  Jahre  nach  Christus  sind  rerschoben:  dagegen  stimmt  die  Angabe  der  In- 
duktionen durchweg  mit  den  sonstigen  Nachrichten:  da«  Work  ist  überhaupt  nach  In- 
diktion<jahren  geordnet,  da  sehr  gewöhnlich  die  Erzählung  su  den  einreinen  Jahren  mit 
den  letzten  Monaten  des  Jahres  beginnt. 
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den  Bestimmungen  der  altern  sizilischen  Konstitutionen, 
welche  vor  1 239  vorhanden  waren.  Es  kommt  da,  da  einige  erweislich  später 
erlassene  Konstitutionen  unsern  Gegenstand  nicht  berühren,  nur  die  1231  zu 
Melfi  veröffentlichte  Redaktion  in  Betracht,  welche  uns  jetzt  nach  ihrem  ur- 
sprünglichen Bestände  und  ihren  ursprünglichen  Lesarten  genau  bekannt  ist1; 
eine  Vergleichung  mit  der  spätem  Redaktion  ergibt,  dass  in  diese  nicht  allein 
die  neuern  Konstitutionen  eingeschoben  sind,  sondern  nicht  selten  diesen  ent- 
sprechend auch  der  Text  älterer  Konstitutionen  geändert  ist. 

In  den  bezüglichen  Stellen  der  Konstitutionen  von  Melfi2  scheint  mir 
nun  nichts  jenem  Ergebnisse  zu  widersprechen.  Bedenken  erregen  könnte  nur 
die  Bestimmung,  dass  die  Sachen  der  Hofleute,  qui  a  nostra  curia  dtscedere 
—  wo»  p088unt,  mögen  sie  Kläger  oder  Beklagte  sein,  magister  iuBtitiariua 
examinet  et  decidat ;  qui  etiam  prerogativa  Bpeciali  letantur,  ut  illic  ad- 
t'ersarios  Buos  —  valeant  evoeare.  Es  läge  allerdings  die  Annahme  nahe, 
dass  es  sich  da  nicht  allein  um  den  bevorzugten  Gerichtsstand  vor  dem  Gross- 
gerichte überhaupt  handle,  sondern  um  die  Bequemlichkeit,  ihre  Sachen  am 
Hofe  selbst  erledigen  zu  können;  zumal  auch  das  illic  sich  immerhin  auf  den 
Grossjustitiar  beziehen  kann,  die  Beziehung  auf  nostra  curia,  unter  der  hier 
nur  das  Hoflager  selbst  verstanden  werden  kann,  aber  doch  näher  liegt.  Aber 
dem  griechischen  Texte  gemäss  scheint  es  statt  illic  ursprünglich  ad  magnam 
curiam  geheissen  zu  haben;  die  Aenderung  in  eioer  Zeit,  wo  das  Grossgericht 
wirklich  zu  einem  Hofgerichte  geworden  war,  Hesse  sich  eher  für  unsere  An- 
nahme verwerthen;  und  der  Gerichtsstand  der  Hofleute  vor  einem  höhern 
ständigen  Gerichte,  wenn  dieses  auch  nicht  immer  am  Hofe  war,  hat  doch  an 
und  für  sich  nichts  Unwahrscheinliches,  zumal  wenn  wir  bedenken,  dass  neben 
dem  Grossgerichte  ein  ständiges  Hofgericht  nicht  bestand,  demnach  solche 
Sachen,  sollten  sie  überhaupt  immer  am  Hofe  erledigt  werden,  in  erster  Instanz 
an  die  Person  des  Kaisers  hätten  gebracht  werden  müssen. 

Eine  andere  Bestimmung  dürfte  unser  Ergebniss  bestimmt  bestätigen : 
Appellationes  etiam  et  consultationes  in feriorum  iudicata,  que  ad  nostri 
ciUmrnis  audientiam  deferuntur,  dum  nobiscum  in  nostra  curia  commo- 
ratur,  pro  iurisdictione  «ua  sutcipiat  audiendas  et  ßne  debito  terminan- 
das.  Da  scheint  doch  aufs  bestimmteste  vorgesehen,  dass  der  Grosshofjustitiar 
nicht  immer  am  Hofe  des  Kaisers  ist.  Und  auf  dasselbe  dürfte  schliessen 
lassen  die  Bestimmung,  dass  die  Gerichtsbarkeit  des  Ortsjustitiar  aufhören 

200.  —  1.  In  dieser  Richtung  hat  sich  zweifellos  Huillard  ein  überaus  grosses 
Verdienst  erworben.  Pagegen  tnu.vs  ich  der  von  Winkelmann  Kriedr.  II.  1.  348  erhobenen 
Klage  über  die  versuchte  chronologische  Anordnung  zustimmen.  Es  ist  mir  bei  diesen 
Untersuchungen  überaus  hinderlich  gewesen,  dass  ich  nur  den  Text  Huillards  dauernd 
zur  Hand  hatte,  während  in  allen  bisherigen  Arbeiten  nach  ('arcani  citirt  ist  und  zwar 
nach  Zahlen  der  Bücher  und  Titel,  während  Huillard  4,  255  nur  eine  Zusammenstellung 
nach  den  Anfangsworten  gibt,  so  dass.  um  ein  älteres  Citat  in  seiner  Ausgabe  aufzu- 
finden, es  nötbig  sein  würde,  zuerst  die  Aufangswurte  des  Titels  bei  Carcaai  aufzu- 
suchen. Um  die  Ausgabe  ohne  Zuziehung  von  l  arcani  benutzen  zu  können,  würde  eine 
Tabelle  nfitliig  sein,  welche  der  Zahluug  bei  C'arcani  folgend  für  jeden  Titel  die  Seiten- 
zabi de,  Werkes  Huillards  angäbe.       S.  Const.  Sic.  L.  1  t.  40.  41.  Huill.  4,  4'J.  50. 
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soll,  wenn  der  Grossjustitiar  ciritatem  quamlibet  vel  he  um  unit  nobiscum 
intraverit,  queusque  in  eodem  loco  magister  iustitiarius  ipse  una_cum 
iudieibus  nostris  curiam  nostram  tenuerit.  Die  Worte  una  nobiscum  sind 
mindestens  überflüssig,  wenn  er  ohnehin  immer  am  Hofe  ist,  und  sind  denn 
auch  im  spätem  Texte  fortgelassen. 

Nach  den  frühern  Angaben  gab  es,  wenn  nicht  auch  sonst,  wenigstens 
zur  Zeit  des  Erlasses  der  Konstitutionen  von  Mein*  wahrscheinlich  zwei  Gross- 
jnstitiare,  einen  für  Apulien,  einen  für  Sizilien,  von  welchen  der  erste  zugleich 
Grosshofjustitiar  war.  Möglicherweise  könnte  sich  darauf  der  Ausdruck  be- 
ziehen, dass  der  Grosshofjustitiar  die  Appellationen  pro  iurisdictione  suti 
erledigen  solle,  obwohl  es  doch  sehr  fraglich  ist,  ob  damit  ein  Jurisdiktions- 
gebiet bezeichnet  werden  sollte.  Eher  Hesse  sich  darauf  hinweisen,  dass  auch 
in  den  alten  Konstitutionen  zwar  da,  wo  die  Beziehung  auf  den  Grosshof- 
justitiar sicher  ist,  nur  vom  Magister  iustitiarius  die  Rede  ist,  oder  auch 
vom  Magister  iustitiarius  magne  eurie  nostre3,  was  überflüssig  erscheinen 
könnte,  wenn  es  nur  einen  Grossjustitiar  gab ;  dass  dagegen  auch  mehrfach 
Magistri  iustitiarii  genannt  werden4,  was  vereinzelt  im  spätem  Texte  in 
Magister  iustitiarius  geändert  ist5;  doch  dürfte  nicht  zu  viel  Gewicht  darauf 
zu  legen  sein,  da  auch  wohl  umgekehrt  die  Einzahl  des  alten  Textes  später  in 
die  Mehrzahl  geändert  ist.6  Zudem  könnte  sich  die  Mehrzahl  auch  auf  die 
frühesten  Zeiten  K.  Friedrichs  beziehen,  wo  es  neben  dem  Grosshofjustitiar 
einen  besondern  Grossjustitiar  Mir  Apulien  gab;  die  Entstehungszeit  der  Ge- 
setze ist  uns  grossentheils  nicht  genauer  bekannt  und  wenigstens  in  einem 
Falle  handelt  es  sich  nicht  um  den  Zustand  zur  Zeit  des  Tages  von  Melfi, 
sondern  es  wird  die  olim  a  magistris  iustitiariis  vel  camerarüs  geschehene 
Ernennung  von  Richtern  und  Notaren  abgeschafft. 7  Das  so  dürftig  bezeugte 
Bestehen  eines  Grossjustitiar  von  Sizilien  würde  danach  mit  den  Konstitu- 
tionen zwar  ganz  wohl  vereinbar  sein,  sich  aber  durch  dieselben  doch  auch 
nicht  bestimmter  begründen  lassen. 

301.  —  In  den  Jahren  1239  und  1240  erfolgte  tum  eine  zweite  Um- 
gestaltung durch  K.  Friedrich  II.  Das  Grossgericht  wird  jetzt  zu 
einem  Hofgerichte,  welches  dem  Kaiser  innerhalb  und  ausserhalb  des  König- 
reiches folgt;  für  das  Königreich  werden  zwei  Grossjustitiare  bestellt;  das 
Grossgericht  aber  bleibt  nicht  blos  höhere  Instanz  für  das  Königreich,  son- 
dern seine  Kompetenz  wird  auch  auf  das  Kaiserreich,  zunächst  Italien,  aus- 
gedehnt. 

Die  erstenSpuren  eines  ständigen  Gerichtes  am  kaiserlichen 
Hofe,  welches  wir  als  Vorstufe  für  jene  Umgestaltung  zu  betrachten  haben, 
reichen  nicht  über  das  Ende  des  J.  1238  zurück.  Es  mögen  auch  schon  früher 

5.  t  onst.  L.  1  t.  40,  L.  2  t.  5  22;  Huill.  4.  40.  79.  94.  4.  L.  1  t.  79.  81 ;  Huill.  4,  54. 
58.  5.  I*  1  t.  4«;  Huill.  4,  49  n.  a.  «.  So  L.  1  t.  40;  Huill  4,  50  n.  a.  c,  wo  sich 
annehmen  lies««,  man  habe  den  Text  mit  der  Bestellung  mehrerer  Grossjustitiare  1240  in 
Uebereinstimmung  bringen  wollen,  wenn  et.  sich  nicht  gerade  um  die  Gerichtsbarkeit  über 
Honeute  handelte,  welche  auch  seit  1240  nur  dem  Grossbofjufctitiar  zustand.  7.  I*  1 1. 79; 
Uuill.  4,  54. 
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einzelne  Grosshofrichter  den  Kaiser  ausserhalb  des  Königreichs  begleitet  haben, 
zumal  einzelne  derselben  von  ihm  vorzugsweise  in  .Staatsgeschäften  verwandt 
wurden ;  er  mag  dann  auch  sizilische  Rechtssachen,  welche  dort  an  ihn  per- 
sönlich gebracht  wurden,  mit  ihnen  erledigt  haben,  obwohl  mir  ein  Beispiel 
nicht  bekannt  ist  und  es  wahrscheinlich  sein  dürfte,  dass  für  die  Zeit  seiner 
Abwesenheit  aus  dem  Königreiche  der  Capitaneus  regni  inappellabel  war  und 
die  ausgedehnteren  Vollmachten  der  Legaten  für  Italien  hatte,  wodurch  das 
persönliche  Eingreifen  des  Kaisers  meistens  unnöthig  wurde.  Jedenfalls  fehlt 
jeder  Anhalt  für  die  Annahme,  dass  in  solchen  Fällen  schon  früher  am  Hofe 
ständige  Einrichtungen  zur  Erledigung  sizilischer  Sachen,  welche  zur  Kompe- 
tenz des  Grossgerichtes  gehörten,  bestanden;  es  wird  da  nur  vom  persönlichen 
Gerichte  des  Kaisers  oder  der  von  ihm  für  den  Einzelfall  Delegirten  oder 
Mandirten  die  Rede  sein  können. 

Die  lange  Abwesenhoit  des  Kaisers  aus  dem  Königreiche  seit  1235  wird 
das  Bedürfniss  eines  ständigen  Gerichtes  am  Hofe  selbst  bestimmter  haben 
hervortreten  lassen ;  auch  das  Bestehen  einer  entsprechenden  Einrichtung  in 
Deutschland  seit  der  Einführung  des  deutschen  Hofjustitiar  1235  mag  da 
Einfluss  geübt  haben. 1  Wir  haben  nun  eine  Gerichtsurkunde  von  1 239  April  25, 
in  welcher  es  heisst:  Dum  ego  R.  de  Petrasturmina,  magne  et  imperialis 
curie  iudex,  olim  apud  Cremonam  curiam  regerem,  mandatum  ab  impe- 
riale parte  reeepi,  über  ein  Lehen  zu  untersuchen,  welches  nach  einer  an  den 
Kaiser  gelangten  Denunziation  dem  Fiskus  unrechtmässiger  Weise  von  den 
jetzigen  Besitzern  vorenthalten  werde.  Diese  waren  selbst  in  curia;  da  aber 
die  Sache  in  Lombardie  partibus  nicht  wohl  klar  zu  stellen  war,  wird  der 
Justitiar  der  Abruzzen  vom  Kaiser  beauftragt,  sie  an  Ort  und  Stelle  zu  unter- 
suchen. Als  dieser  dann  das  Ergebniss  ad  imperialem  curiam  destinasset 
apud  Paduam,  kommt  die  Sache  vor  dein  Grosshofrichter  zur  weitern  Ver- 
handlung, der  dann  diligenti  consilio  habito  cum  baronibua  et  aliis  probis 
viris  die  Beklagten  zur  Herausgabe  verurtheilt.2 

Dabei  ist  nun  manches  auffallend  bei  Vergleichung  mit  dem  bisherigen 
Zustande.  Zunächst  wäre  hinzuweisen  auf  den  abweichenden  Titel  magne  et 
imperialie  curie  iudex  statt  des  sonst  feststehenden  magne  imperialis  curie ; 
will  man  darauf  Gewicht  legen,  so  könnte  das  einen  Richter  des  Grossgerichts 
und  des  kaiserlichen  Hofes  bezeichnen.  Roger  von  Petrastunnina  ist  früher 


201.  —  1.  Wenn  Winkelmann  Friedr.  II.  1.  478  den  deutschen  Hofjustitiar  dem 
Grosshofjustitiar  wesentlich  gleichstellt,  so  ist  es  wohl  richtig,  wenn  Franklin  Reich.s- 
hnfg.  I,  69  da«  nicht  billigt.  Schon  an  und  für  sich  musste  das  ganz  abweichende  Ver- 
fahren im  deutschen  Gerichte  wesentliche  Verschiedenheiten  bedingen.  Auch  in  Einzeln- 
beiten  finden  sich  Unterschiede;  der  Vorbehalt  der  Aechtung  für  den  Kaiser  ist  dem 
sizilischen  Rechte  fremd;  vgl.  $  114.  Wird  Gewicht  gelegt  auf  das  ständige  Verbleiben 
am  Hofe,  so  würde  da  die  deutsche  Einrichtung  den  Ausgang  bilden.  Umgekehrt  wird 
in  einzelnem  wieder  die  sizilische  die  deutsche  beeinflußt  haben.  So  sicher  bei  der  Auf- 
nahme des  normannisch-sizilischeu  Titels  Justitiar.  Und  eine  grossere  Annäherung  an 
das  sizilische  Grossgericht  wenigstens  gegenüber  dem  früheren  italienischen  Hofgericht« 
zeigt  sich  insbesondere  darin,  dass  der  Hofjustitiar  auch  Strafgericbtsbnrkeit  hatte  und 
demnach,  wie  das  beim  Notar  ausdrücklich  gefordert  ist,  Laie  war.       2«  Huillard  5,  313. 
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als  Grosshofrichter  nicht  nachzuweisen.  Wurden  die  Grosshofrichter  Peter  von 
Vinea  und  Thadeus  von  Suessa,  welche  1 238  gleichfalls  beim  Kaiser  waren, 
wohl  zunächst  in  allgemeinen  Reichsangelegenheiten  verwandt,  so  erscheint 
Roger  am  Hofe  vorzüglich  mit  den  Verwaltungssachen  des  Königreichs  be- 
schäftigt gewesen  zu  sein3;  er  kommt  auch  später  nie  mehr  als  Grosshofrichter 
vor,  und  es  hat  daher  nichts  Unwahrscheinliches,  dass  ihm  der  Kaiser  damals 
die  ausserordentliche  Stellung  eines  standigen  Hofrichter  angewiesen  hatte,  um 
dem  sich  am  Hofe  fühlbar  machenden  Bedürfnisse  abzuhelfen.  Dass  es  sich 
um  eine  ständige  Stellung  handelt,  möchte  aus  dem  Ausdrucke  curiam  regerey 
überhaupt  daraus  zu  schliessen  sein,  dass  die  Urkunde  sich  ganz  in  den  am 
Grossgerichte  üblichen  Formen  bewegt;  wenn  früher  Grosshofrichter  am  Hofe 
in  Einzelauftrag  des  Kaisers  entscheiden4,  sind  die  Formen  durchaus  andere, 
ist  insbesondere  vom  curiam  regere  nicht  die  Rede;  Roger  scheint  regel- 
mässig am  Hofe  zu  Gerichte  zu  sitzen  und  ihm  in  dieser  Eigenschaft  die  Ein- 
zelsache überwiesen  zu  sein,  welche  nach  den  altern  Konstitutionen  wohl  zur 
Kompetenz  des  Grossgerichtes  gehörte. 5  Da  der  Kaiser  zuletzt  1 238  November 
und  Dezember  zu  Cremona  war,  würden  diese  Einrichtungen  also  jedenfalls 
bis  dahin  zurückreichen. 

Doch  war  Roger  nicht  allein  am  Hofe  als  Richter  thätig.  Zu  Padua,  wo 
damals  das  Hoflager  war,  verweisen  1239  Februar  15  die  Grosshofrichter 
RofTrid  von  S.  Germano  und  Lorenz  von  Parma  Ansprüche  der  von  Vercelli 
zu  wiederholter  Untersuchung  an  den  kaiserlichen  Kapitän  vonlvrea.6  Roffrid 
war  schon  lange  Grosshofrichter  und  schon  früher  beim  Kaiser  in  Oberitalien, 
da  er  1 238  Mai  von  demselben  als  Bote  nach  Genua  gesandt  wurde. 7  Lorenz, 
den  ich  sonst  nie  genannt  finde,  ist  unter  allen  mir  bekannten  Grosshofrichtem 
der  einzige  N'ichtsizilianer.  Und  wohl  nicht  ohne  Zusammenhang  damit  ist 
auch  die  Sache  meines  Wissens  die  erste  nichtsizilische ,  über  welche  von 
Grosshofrichtern  entschieden  wird. 

Nach  diesen  Haltpunkten  dürfte  es  sich  damals  noch  in  keiner  Weise  um 
eine  Umgestaltung  des  Grossgerichtes  gehandelt  haben,  sondern  um  die  Be- 
stellung eines  davon  unabhängigen  Hofgerichtes,  welches  dem  Hofe  folgend 
über  die  dort  angebrachten  Sachen  aus  dem  Kaiserreiche,  wie  aus  dem  König- 
reiche entschied,  welches  besetzt  scheint  mit  Richtern,  welche  wohl  zum  Theil 
für  diesen  Zweck  neuemannt  und  nicht  ausschliesslich  Sizilianer  waren.  Heissen 
auch  diese  Grosshofrichter,  so  wird  das  nicht  gerade  eine  nähere  Beziehung 
zum  Grossgerichte  erweisen  müssen ;  der  Titel,  wenn  auch  von  diesem  aus- 
gehend, scheint  überhaupt  Rechtskundigen  im  Dienste  des  Kaisers  verliehen 
zu  sein,  wenn  dieselben  auch  gar  nicht  oder  doch  nicht  vorzugsweise  im 
Grossgerichte  verwandt  wurden. 

202.  —  Es  scheinen  das  vorläufige  Einrichtungen  gewesen  zu  sein,  statt 
deren  dann  später  die  Umgestaltung  des  Grossgerichtes  zum  Hof- 
gerichte eintrat.  Dafür  wird  entscheidend  gewesen  sein  die  schon  erwähnte 


8.  Vgl.  Huillard  5.  449.  479.  529.  535.  629  usw.  4.  Vgl.  S  164  n.  10.  5.  Const.  Sic. 
L.  1  t  40;  Huill.  4,  49.       6.  Mandelli  1.  204  eitr.       7.  Huill.  5,  206. 
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Berufung  des  Grosshofjustitiar  zum  Kaiser  im  August  1239.  Die  durchgrei- 
fenden Aenderungen  der  Verwaltung  Italiens,  welche  wir  später  genauer  dar- 
legen werden,  hatten  1239  Juli  25  durch  die  Ernennung  K.  Enzio's  zum 
Generallegaten  mit  beschränkteren  Vollmachten  ihren  Abschluss  erhalten. 
Heinrich  von  Morra  bleibt  jetzt  am  Hofe,  wo  mit  seinem  ltathe  die  Neuge- 
staltung des  Gerichtswesens  vorbereitet  sein  wird.  Wird  1239  Okt.  13  ein 
Befehl  für  die  verschiedenen  Beamten  des  Königreichs  auch  an  ihn  ausgefertigt 
mit  dem  Bemerken,  dass  ihm  zur  Ausfuhrung  ein  Termin  bewilligt  sei  memia 
unius  post  reditum  suum  in  regnum,  quin  preaens  erat  in  curia*,  so  Hesse 
sich  daraus  vielleicht  schliessen,  dass  damals  bestimmte  Beschlüsse  noch  nicht 
gefasst  waren,  insbesondere  noch  nicht  feststand,  dass  der  Grosshofjustitiar 
immer  am  Hofe  verbleiben  solle.  Doch  geschah  das  schon  jetzt,  ohne  dass  wir 
freilich  bestimmtere  Zeugnisse  hätten,  dass  er  damals  am  Hofe  dem  Gerichte 
vorsass.  Er  war  noch  beim  Kaiser,  als  dieser  1240  März  18  die  Gräjize  des 
Königreichs  erreichte;  von  da  erst  sandte  er  ihn  mit  lombardischen  Truppen 
nach  Foggia  voraus.2 

Der  Kaiser  blieb  bis  zum  Juni  im  Königreiche  und  in  diese  Zeit  fallt  nun 
die  Ausarbeitung  der  neuen  s  i  z  i  1  i  s  c  h  e  n  Konstitutionen,  durch  welche 
insbesondere  auch  die  Verhältnisse  des  Grossgerichtes  neu  geregelt  wurden ; 
veröffentlicht  werden  sie  vielleicht  erst  nach  seinem  Wiederabzuge  sein.  Der 
Kaiser  selbst  sagt  ganz  ausdrücklich  in  d»T  Vorrede  derselben,  schon  seit  seiner 
Kaiserkrönung  sei  er  um  die  Besserung  der  Gesetze  bemüht  gewesen:  Sicque 
nuperrime  diebus  iatis,  dum  ab  Expeditione  Lirjurum  ad  regnum  nostrum 
Sicilie  quietis  aar  am  veniremua  aaaumere,  licet  brerem,  ißtius  ctiam  »w- 
dici  tempori/s  spat  iura  dare  noluimu*  ad  requiem,  quin  etiain  preterita 
niteremur  absentie  noatre  tempore,  dispendia  eommiaaa  corrigere  et  in  fu- 
turum de  statu  pacißco  noatrorum  fidAium  cogitare.*  Die  Erwähnung  eines 
kurzen,  auf  den  lombardischen  Feldzug  folgenden  Aufenthaltes  im  Königreiche 
lässt  über  die  Entstehung  im  Frühjahre  1 240  an  und  für  sich  keinen  Zweifel ; 
und  auch  ohne  solche  Angabe  würden  wir  darauf  schliessen  müssen  aus  dem 
engsten  Zusammenhange,  in  welchem  die  erweislich  in  den  Mai  1 240  fallenden, 
später  zu  erörternden  Neugestaltungen  im  Königreiche  zu  diesen  Konstitutionen 
stehen.  * 

202.  1.  Huillard  5,  444.  2.  Huillard  5,  85.5.  Der  Au.,stellort  Arrone  liegt  noch 
ausserhalb  des  Königreichs  Astlich  ron  Terni;  Mir/.  19  stand  der  Kaiser  schon  zu  Antro- 
doco.  3«  Const.  Sic.  L.  1  t.  38;  Huillard  6',  157.  4*  Allerdings  wurde  bisher,  ins- 
besondere auch  Ton  Huillard  und  Winkelmann.  der  Erlass  der  neuen  Konstitutionen  zu 
r.rosseto  Anfang  1244  angenommen.  Den  Haltpunkt  dafür  gibt  die  Angabe  des  Richard 
Ton  S.  Germuno  zu  1243:  inde  Orottetum  »e  conlulit,  übt  qmudatn  edidit  eanetionet 
contra  itidicet,  advocatot  et  notnriog,  mtax  per  tot  tun  regnum  fiublicari  preeeptt  et  tena— 
citer  ohtervari,  qmirtim  initium  tale  ett :  \ichi?  vetentm  auttoritate  detruhiiur.  Mon. 
Germ.  19,  384.  Dem  entsprechend  beginnen  die  neuen  Konstitutionen  allerding*  mit: 
Xihi/  veterum  princii*tn  auctorit.Ue  dflr*hi„wr.  Ks  wird  kein  Gewicht  darauf  zu  legen 
sein,  dass  die  Uebereinstimmung  keine  ganz  genaue  i>t;  denn  e»  ist  uns  keine  andere 
Konstitution  mit  entsprechendem  Eingang«  bekannt:  und  wenn  auch  nicht  unwahrschein- 
lich wäre,  dass  mau  bei  Einreihung  neuer  Konstitutionen  in  den  Ten  des  Gesetzbuches 
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Als  nächsten  Zweck  der  neuen  Gesetzgebung  gibt  nun  der  Kaiser  selbst 
die  Regelung  der  Hofgerichtsbarkeit  an,  indem  er  fortfahrt :  Et  ut  secundum 
ordinem  singula  tractaremus,  carte  nostre  providimus  ordinäre  iustitiam, 
a  qua  velut  a  fönte  rivuli,  per  regnum  undique  normo,  iustitie  derivetur. 
Vor  allem  wird  nun  bestimmt,  dass  das  Grossgericht  seinen  Sitz  am  Hofe 
haben  soll :  Statuimus  ut  magne  curie  nostre  tnagister  iustitiarins  nobis- 
cum  in  curia  commoi*etur,  cid  quatuor  iudices  volumus  aesidere.  Zur 
Kompetenz  des  Grosshofjustitiar  soll  gehören  die  Gerichtsbarkeit  über  hnma- 
trikultrte  Lehen  und  Sachen  der  Hofleute,  wie  das  schon  in  den  alten  Konsti- 
tutionen erwähnt  war.  Dann  die  an  den  Hof  gebrachten  Appellationen  nicht 
blos  von  ordentlichen,  sondern  auch  von  delegirten  Richtern  des  Kaisers,  wobei 
die  erwähnte  beschränkende  Bestimmung  der  alten  Konstitutionen5  jetzt  na- 
türlich entfiel.  Weiter,  was  in  diesen  noch  nicht  erwähnt  ist,  Hochverraths- 
sachen  und,  in  der  Auffassung  des  römischen  Rechts,  Klagen  mitleidswürdiger 
Personen.  Er  hat  die  Konsultationen  niederer  Richter  zu  beantworten,  hat  in 
angegebener  Weise  Klagen  über  verweigerte  und  verzögerte  Justiz  zu  erle- 
digen, überhaupt  die  uiedern  Richter  zu  überwachen.  Alle  Bittschriften  siud 
zunächst  ihm  einzureichen  und  nach  Befund  zu  erledigen  oder  an  den  Kaiser 
zu  verweisen.  Nur  über  geringere  Fiskalsachen  kann  er  selbst  entscheiden ; 

etwa  ganz  allgemein  gehaltene  Einginge  fortgelassen  hätte,  so  wird  doch  kaum  anzu- 
nehmen sein,  da* s  man  zweimal  so  übereinstimmende  Eingangsworte  gewählt  und  damit 
Verwechslungen  nahe  gelegt  hatte.  Wir  werden  ein  Versehen  Richards  annehmen  müssen. 
Schon  das  ist  sehr  auffallend,  dass  er  von  dem  Hauptinhalte  der  neuen  Konstitutionen, 
den  Bestimmungen  über  das  Grossgericht  ganz  schweigt,  nur  von  Bestimmungen  gegen 
Richter,  Notare  und  Advokaten  spricht.  Solche  können  dieselben  allerdings  auch  ent- 
halten haben,  da  wir  nicht  genau  wissen,  was  alles  zu  der  mit  Nihil  veterum  beginnen- 
den Gesetzgebung  gehört:  und  es  wäre  möglich,  dass  Richard  nur  einen  Theil  des  In- 
haltes herausgegriffen  hätte.  Dann  aber  hätten  wir  nur  einen  neuen  Beweis  für  die 
Entstehung  im  J.  1240;  denn  1240  Mai  5  wird  den  Kapitänen  befohlen,  für  Aufrecht- 
haltung der  nuper  in  atria  nottra  erlassenen  Gesetze  über  Richter,  Notare,  Aerzte  und 
Advokaten  zu  sorgen,  Huillard  5,  974:  es  dürften  vielleicht  L.  1  t  73.  74.  75.  85,  Huillard 
4.  202  fT.  gemeint  sein.  Möglich  ist  freilich,  dass  auch  später  noch  Konstitutionen  über 
denselben  Gegenstand  erfolgten,  die  dann  immerhin  1244  zu  Grosseto  erlassen  sein  mögen. 
Keinenfalls  aber  die  Konstitution  Nihil  veterum  und  was  sich  ihr  unmittelbar  ansehliesst ; 
die  in  ihr  selbst  gegebenen  Zeitbestimmungen  müssen  da  entscheidend  sein;  und  würde  die 
Angabe  eines  Aufenthaltes  im  Königreiche  die  Veröffentlichung  zu  Grosseto  allenfalls  zu- 
lassen, da  der  Kaiser  im  Sommer  1243  einige  Zeit  im  Königreiche  war,  so  ist  dieselbe 
durch  die  Erwähnung  des  Feldiuges  in  Oberitalien  bestimmt  ausgeschlossen.  Möglich  wäre 
auch,  dass  1 244  zu  Grosseto  eine  nochmalige  Publikation  erfolgte,  bei  welcher  etwa  neue 
Bestimmungen  hinzugefügt  wurden;  es  wäre  dann  zu  denken  an  die  zweiten  Absätze  von 
L.  1  U  39.  42,  Huill.  6,  160.  161.  welche,  obwohl  diese  Konstitutionen  überhaupt  denen 
von  Mein  gegenüber  neue  sind,  noch  besonders  mit  Nova  eon$titutu>  bezeichnet  sind,  welche 
auch  dadurch  zu  den  andern  Stücken  in  einem  gewissen  Gegensatze  stehen,  dass  nur  in 
ihnen  von  einer  Kompetenz  für  das  Imperium  die  Rede  ist,  in  den  andern  jede  bezügliche 
Andeutung  fehlt,  es  insbesondere  in  dieser  Richtung  auffallen  kann,  dass  im  Schlusssatze 
der  Einleitung  das  Hofgericht  nur  als  Quelle  der  Gerechtigkeit  für  das  Regnum  bezeichnet 
wird.  Auffallen  müsste  dann  aber  wieder,  dass  Bestimmungen  Uber  das  Amt  des  Grossbof- 
justitiar  gerade  1244  veröffentlicht  sein  sollteu,  während  das  Amt  selbst  von  1242  bis  1246 
nicht  besetzt  war.       5.  Vgl.  §  200. 
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wegen  grösserer  hat  er  den  Kaiser  zu  konsultiren,  wie  eine  solche  Konsulta- 
tion auch  sonst  mehrfach  vorgesehen  ist6 

203.  —  Wurde  das  Grossgericht  zu  einem  Hofgerichte,  hatte  es  danach 
voraussichtlich  nur  noch  zeitweise  seinen  Sitz  im  Königreiche,  so  stimmt  damit, 
dass  gleichzeitig  Vorsorge  getroffen  wurde  gegen  die  sich  daraus  ergebende 
Erschwerung  der  Rechtspflege  im  Königreiche ;  es  geschah  das  dadurch,  dass 
für  dieses  zwei  Kapitäne  und  Grossjustitiare  mit  entsprechenden 
Befugnissen  aufgestellt  wurden. 1  Richard  von  S.  Germano  erzählt  zum  Oktober 
1239:  qmdam  Andreas  de  Cicala  a  porta  Roseti  vsqu*  ad  ßnes  regni 
per  imperatorem  capitaneus  consUtuitvr.2  Dieser  6ndet  sich  denn  auch 
urkundlich  von  1239  Okt.  5  bis  1240  Mai  3  häufig  erwähnt  als  Capitaneu* 
a  porta  Roseti  usque  ad  ßnes  regni  oder  usque  Trontum  oder  usque  TVon- 
tum  ad  ßnes  regni.*  Es  handelt  sich  da  zunächst  nur  um  das  Wiederauf- 
nehmen alter  Einrichtungen ;  den  Titel  Kapitän  fanden  wir  auch  früher  für 
Statthalter  des  abwesenden  Kaisers  gebraucht;  die  örtliche  Bezeichnung,  vom 
Passe  Roseto,  auf  der  Gränze  Kalabriens  und  der  Basilicata,  bis  zum  Tronto 
oder  der  Reichsgränze ,  entspricht  dem  früher  für  denselben  Amtssprengel 
üblichen  Ausdrucke  Apulien  und  Terra  di  Lavoro.  Für  Sizilien  mit  Kalabrien 
ist  damals  ein  entsprechender  Beamter  noch  nicht  ernannt,  da  wir  ihn  sonst 
sicher  im  Regestum  erwähnt  fanden ;  insbesondere  ist  der  spätere  Kapitän, 
Roger  deAmicis,  noch  1240  April  29  nur  noch  Justitiar  Siziliens  jenseits  des 
Salso.4 

Dann  aber  bestellt  der  Kaiser  1240  Mai  3  den  Andreas  als  Cupitaneum 
et  magistrum  tustitiarium  a  porta  Roseti  usque  ad  ßnes  regni  und  gleich- 
zeitig den  Roger  de  Ainicis  unter  demselben  Titel  für  den  Bezirk  a  porta 
Roseti  usque  Parum  et  per  totam  Sieiliam.  Auch  da  sind  Titel  und  Ab- 
grenzung der  Bezirke  nicht  neu;  wenigstens  für  Apulien  fanden  wir  auch 
früher  schon  den  Titel  eines  Kapitän  und  Grossjustitiar. 5  An  demselben  Tage 


202  — ]  6.  Const.  Sic.  L.  1  t.  38.  39.  40.  42;  Huillard  6,  158.  Ueber  Befugnisse  und  Ge- 
schäftsbehandlung  des  Grossgerichts  würde  sich  noch  manches  Genauere  aus  andern  An- 
gaben der  Konstitutionen  und  dem  sonstigen  Material  gewinnen  lassen ;  ein  weiteres  Ein- 
gehen darauf  liegt  unsern  sonstigen  Zwecken  au  fern,  da  wir  zu  Rückschlüssen  auf  da« 
frühere  italienische  Hofgericht  doch  nicht  berechtigt  sein  würden. 

203.  —  1«  Es  ist  das  Verdienst  Winkelmanns,  darauf  zuerst  in  seiner  Schrift  De 
regni  Siculi  administratione  S.  43  aufmerksam  gemacht  zu  haben;  ist  ihm  der  Zusammen- 
hang mit  einer  Umgestaltung  des  Grossgerichtes  entgangen,  wohl  vorzüglich  wegen  des 
Festhaltens  an  der  §  202  n.  4  besprochenen  Angabe  des  Richard  Ton  S.  Germano.  so 
waren  es  doch  zunächst  seine  bezüglichen  Bemerkungen,  welche  mich,  nachdem  ich  mich 
früher  betreffs  des  Grossgerichtes  auf  die  Untersuchung  der  Kompetenz  für  Italien  be- 
schrankte, noch  bei  der  letzten  Ueberarbeitung  auf  die  Untersuchung  der  auch  dafür  wich- 
tigen Frage  führten,  ob  denn  das  Grossgericht  immer  ein  Hofgericht  gewesen  sei.  Ein 
grosser  Theil  des  Bandes  war  damals  schon  gedruckt,  wodurch  sich  erklärt,  wenn  ich  selbst 
$114  und  vielleicht  noch  an  andern  Stellen  Ausdrücke  anwende,  welche  nach  dem  Ergeb- 
nisse dieser  Untersuchung  nicht  genau  sind.  2.  Mon.  Germ.  19,  378.  8.  Huillard 
5,  411.  420-947.  4.  Huillard  5,  936.  Nennen  die  Ann.  Siculi.  Mon.  Germ.  19,  497,  ihn 
schon  zu  1238  Kapitän,  so  ist  zu  beachten,  dass  in  ihnen  die  ganze  Chronologie  verschoben 
ist;  das  unter  1238  Erzahlte  gehürt  zu  1240,  womit  Ind.  13  stimmt.       5.  Vgl.  $  197. 
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ist  an  beide  dann  noch  eine  Instruktion  erlassen,  in  der  sie  angewiesen  werden, 
zur  Erleichterung  der  Unterthanen  Klagen  gegen  den  Fiskus  anzunehmen,  die 
Sachen  zu  untersuchen  und  spruchreif  an  den  Kaiser  einzusenden ;  nur  Sachen, 
welche  grosse  Lehen  betreffen,  sind  dem  Grosshofjustitiar  durchaus  vor- 
behalten. 6 

Dabei  handelt  es  sich  nur  um  einzelne  Befugnisse.  Ihre  Stellung  im  all- 
gemeinen lernen  wir  kennen  aus  einer  eigenen  von  ihnen  handelnden  Konsti- 
tution. 7  Schliesst  sich  diese  im  spätem  Texte  des  Gesetzbuches  unmittelbar 
au  die  neuen  Konstitutionen  über  den  Grosshofjustitiar  an,  sind  diese,  wie  wir 
sahen,  um  dieselbe  Zeit  entstanden,  wo  jene  Ernennung  erfolgt,  so  bildet  jene 
Konstitution  zweifellos  einen  Theil  derselben  Gesetzgebung,  ist  gleichfalls  in 
das  Frühjahr  1240  zu  setzen8,  und  war  wahrscheinlich  zur  Zeit  der  Ernen- 
nung schon  abgefasst,  da  in  ihr  von  Fiskalsachen  nicht  die  Rede  ist,  es  sich 
demnach  bei  der  Instruktion  vom  3.  Mai  um  eine  Ergänzung  der  schon  ander- 
weitig festgestellten  Befugnisse  zu  handeln  scheint.  Das  Gericht  des  Gross- 
justitiar ist  danach  eine  Mittelstufe  zwischen  dem  des  Justitiar  und  Grosshof- 
justitiar. In  erster  Instanz  soll  er  nur  erkennen  über  schwere  Verbrechen  der 
Gemeinden,  Grafen  und  Barone;  ausnahmsweise  auch  in  Abwesenheit  des 
Justitiar  über  andere :  alioquin  vero  o/ßcialium  ordo  servetur;  ad  iusti- 
tiarium  prtmum,  deimle  ad  mapistros  iustitiarios  et  demtm  in  defectu 
omni  um  ad  tnapnam  curiam  nostram  volumus  ^yroclamari.  Sie  haben  ihre 
Provinz  zu  bereisen,  Gerichtssitzungen  abzuhalten,  insbesondere  Klagen  gegen 
die  Justitiare  und  andere  Beamte  entgegenzunehmen;  Beaufsichtigung  der 
Beamten  wird  ihnen  vorzüglich  zur  Pflicht  gemacht  Besonders  aber  wird  ftir 
ihre  Einsetzung  massgebend  gewesen  sein  das  Bedürfniss  nach  einer  Appella- 
tionsinstanz im  Königreiche  selbst.  Die  Appellation  von  den  Sprüchen  infe- 
riorum  itulicum,  unter  welchen  Kämmerer  und  andere  Civilrichter  zu  ver- 
stehen sein  werden,  geht  ordentlicherweise  an  sie,  während  von  ihren  Sprüchen 
dann  an  den  Kaiser  zu  appelliren  ist.  Ist  aber  der  Kaiser  ausserhalb  des 
Königreiches  im  Kaiserreiche,  so  dürfen  sie  ausserordentlicherweise  esc  gene- 
rali comimssione  apecialiter  eis  facta  auch  die  von  den  Sprüchen  der  Ju- 
stitiare und  niederen  Richter  an  den  Kaiser  einzulegenden  Appellationen  ent- 
gegennehmen und  entscheiden,  so  dass  niemand  seinen  Gegner  durch  eine 
ausserhalb  des  Königreichs  eingebrachte  Appellation  belästigen  darf;  nur  wo 
es  sich  um  Hals  oder  Hand,  um  Verbannung  und  Einziehung  der  Güter  han- 
delt, steht  es  in  der  Wahl  des  Beklagten,  an  den  Kaiser  oder  den  Grossjusti- 
tiar zu  appelliren. 

In  der  nächsten  Zeit  linden  wir  beide  Kapitäne  und  Grossjustitiare  in 
Thätigkeit.  Roger  de  Amicis  urkundet  als  solcher  zuletzt  1241  April  189  und 
wird  dann  in  diesem  oder  dem  folgenden  Jahre  als  Gesandter  nach  Aegypten 
geschickt,  wo  er  sich  1243  noch  aufhielt;  1244  ist  dann  Roger  de  Parisio 


8.  HuUlard  5.  951.  958.  7.  L  1  t  43;  Huill.  4.  182.  8.  Dahin  setzt  sie  auch  Winkel- 
tnann.  wahrend  Huillard  sie  noch  blosser  Vermuthung  zu  1235  setzt  wegen  der  damals 
beginueudeu  llugerii  Abwesenheit  des  Kaisers.       ».  Huillard  5,  1(H>7. 
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Kapitän  Siziliens. 10  Andreas  de  Cicala  heisst  1242  Mai  bei  Richard  von  S. 
Germauo  Capitaneus  regni  und  ist  unter  demselben  Titel  1243  Februar  beim 
Kaiser11;  es  scheint  demnach,  dass  er  während  der  Abwesenheit  Rogers 
.Statthalter  des  gesammten  Königreichs  war.  Später  wird  er  ohne  Titel 
nur  noch  als  Theilnehmer  an  der  grossen  Verschwörung  Anfang  1246  er- 
wähnt.12  Die  Einrichtungen  von  1240  scheinen  dann  nicht  weiter  eingehalten 
zu  sein,  da  unter  K.  Friedrich  Kapitäne  nicht  mehr  genannt  werden. 1 3  Später 
scheint  man  wohl  auf  ähnliche  Einrichtungen  zurückgegriffen  zu  haben.  Unter 
K.  Konrad  IV  heisst  Pfalzgraf  Heinrich  von  Lomello  königlicher  Kapitän  und 
Justitiar  von  Terra  di  Lavoro  und  Molise11,  wo  also  die  Funktionen  des  Ka- 
pitäns mit  denen  des  blossen  Justitiar  verbunden  erscheinen.  Unter  Manfred 
heisst  Gualvano  Lancia  1257  dei,  regis  et  prim'ipalis  gratia  comes  Princi- 
patus,  regni  Sicilie  marescalcus,  et  a  porta  Roseti  usque  ad  fines  regni 
capitaneus  generalis15 ;  es  ist  da  bei  abweichendein  Titel  die  frühere  örtliche 
Bezeichnung  beibehalten.  Da  Manfred  meistens  auf  dem  Festlande  weilte,  war 
insbesondere  für  Sizilien  das  Bedürfniss  eines  Statthalters  vorhanden ;  neben 
dem  Justitiar  wird  1257  Graf  Friedrich  Lancia  als  Vicarius  generalis  in 
Calabria  et  Sicilia,  1259  Graf  Friedrich  Maletta  als  Capitaneus  Sicilia? 
erwähnt16;  1260  schreibt  der  König  (rerriero  de  Palangrtnis  regni  nostri 
Sicilie  magistro  iustitiario*' ;  ist  dabei  nicht  an  den  Grosshofjustitiar  zu 
denken,  was  doch  kaum  wahrscheinlich  ist,  so  wäre  da  noch  einmal  auf  den 
Titel  des  Grossjustitiar  zurückgegriffen. 

204.  —  Sind  die  Bestimmungen  über  die  Grossjustitiare  anscheinend 
nur  kurze  Zeit  beachtet,  so  scheint  das  Grossgericht  nach  seiner  Um- 
gestaltung den  Bestimmungen  der  neuen  Konstitutionen  genau  entsprochen 
zu  haben.  Insbesondere  lässt  sich,  so  weit  unsere  Zeugnisse  reichen,  erweisen, 
dass  es  jetzt  wirklich  Hofgericht  blieb,  dem  Kaiser  folgte.  Heinrich  von 
Mori  a  sitzt  mit  zwei  Hofrichtern  1240  Dezember  im  Lager  vor  Faenza  zu 
Gerichte1;  1241  Juni  ist  er  Zeuge  im  Lager  vorSpoleto.2  Im  Lager  bei  Tivoli 
sind  dann  im  August  zwei  Hofrichter  bei  einem  Schiedssprüche  betheiligt.3 
Heinrich  ist  dann  noch  im  Dezember  zu  Foggia4  und  1242  August  15  zu  S. 
Gerinauo5  beim  Kaiser,  ausdrücklich  als  Grosshofjustitiar  bezeichnet.  Er 
dürfte  danach  doch  das  Amt  bis  zu  seinem  in  demselben  Jahre  erfolgten  Tode 


203.— 1  10.  Vgl.  Ann.  Siculi.  Mon.  Germ.  19,  497;  bei  den  widersprechenden  Jahresan* 
gaben  ist  der  Indiktion  iu  folgen.  11.  Mon.  Germ.  19.  383.  Huillnrd  6,  82.  12.  Huillard 
6,421.438.  13.  Damit  mag  zusammenhangen,  dass  die  Konstitution  Capttaneonnn 
in  manchen  Texten  fehlt.  In  der  Sammlung  des  Peter  Ton  Vinea  finden  sich  freilich  Schrei- 
ben ron  1247  und  spater  mit  der  Ueberschrift  Cafntaneo  oder  Capitaneii  regni,  Huillard 
6,  555.  569.  701.  708:  aber  es  milchte  auf  die  Ueberschriften  wenig  zu  geben  sein;  dem 
Inhalt«  nach  kennten  es  recht  wohl  Rundschreiben  an  alle  Beamte  des  Königreichs  sein, 
wie  sich  auch  wohl  die  Überschrift  Officialibut  rtpui  findet.  Huillard  6.  594.  14.  II  Sag- 
giatore  di  Roma  5,  370  nach  Wüstenfeld.  15.  Archiv  zu  Neapel  noch  Böhmer,  ltt.  Nie. 
de  Jamsilla.  Script.  It.  8,  578.   Ann.  Simli.  Mon.  Germ.  19,  499.        17.  Notiz  Böhmers. 

20t.  -■  1.  Huillard  5.  1073     2.  Ungedruckt.     8.  Gattula  Hist.  1.  273     4.  Huill. 
5,  14.       5.  L'ngpdruckt. 
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bekleidet  haben,  obwohl  Richard  von  S.  Germano  ihn  bei  Erwälfnung  des- 
selben als  Magister  quondam  iustittarius  bezeichnet. 6 

Es  scheint,  dass  nach  seinem  Tode  das  Amt  des  Grosshofjustitiar  längere 
Zeit  unbesetzt  blieb.  Lässt  schon  das  Fehlen  jeder  Erwähnung  darauf  schlies- 
sen,  so  kommt  hinzu,  dass  beider  einzigen  aus  den  nächsten  Jahren  bekannten 
Sitzung  des  Grossgerichtes,  1 245  Januar  zu  Foggia,  vier  Grosshofrichter  ohne 
Vorsitzenden  Gericht  halten,  und  sich  dabei  auf  eine  früher  von  ihnen  zu  Terni 
gehaltene  Gerichtssitzung  beziehen",  was  damit  stimmt,  dass  der  Kaiser  sich 
1 244  im  Sommer  längere  Zeit  zu  Terni  aufhielt. 

Später  war  dann  Grosshofjustitiar  Richard  von  Montenigro;  er 
war  1232  Grossjustitiar  von  Sizilien8,  wurde  1239  September  Justitiar  von 
Terra  di  La voro  und  1242  dieser  Stelle  entsetzt.9  Dann  wird  er  nicht  er- 
wähnt, bis  er  1246  November  zu  Foggia  als  Grosshofjustitiar  Zeuge  beim 
Kaiser  ist10  und  dort  im  Dezember  mit  vier  Hofrichtern  Gericht  hält. 1 1  Auch 
später  wird  er  nur  am  Uoflager  erwähnt;  so  1248  Juni  vor  Parma,  Nov.  und 
Dez.  zu  Vercelli.12  Im  Dez.  1250  sitzt  er  zu  Foggia  zu  Gerichte,  eine  früher 
zu  Melfi  gehaltene  Sitzung  erwähnend,  und  unterzeichnet  dann  zu  Fiorentino 
das  Testament  des  Kaisers. 13  Er  scheint  sein  Amt  auch  unter  K.  Konrad 
noch  bekleidet  zu  haben,  wandte  sich  1254  der  Kirche  zu  und  starb  in  der 
Verbannung. 1 4  Sein  Nachfolger  ist  Thomasius  Gentiiis,  der  als  Gross- 
justitiar des  königlichen  und  fürstlichen  Hofes  1 256  Mai  im  Lager  bei  Bene- 
vent, also  wohl  am  Hofe  .Manfreds,  zu  Gerichte  sitzt. 1 5 

205.  —  Was  nun  den  für  uns  wichtigsten  Punkt,  die  Kompetenz 
des  Grossgerichtes  für  Italien  betrifft,  so  zeigt  sich  von  einer  solchen 
vor  der  Umgestaltung  des  Gerichtes  keine  Spur.  Und  es  kann  das  nicht 
befremden,  da  bis  dahin  das  Gericht  nicht  allein  ausschliesslich  mit  Sizilianern 
besetzt  ist,  sondern  auch  nur  im  Königreiche  seinen  Sitz  hat,  dem  Kaiser 
nicht  folgt,  nicht  als  Hofgericht  zu  betrachten  ist.  Ein  ständiges  Hofgericht 
des  Kaisers  gab  es  in  dieser  Zeit  überhaupt  nicht.  Die  Verhältnisse  Deutsch- 
lands, wo  das  Hofgericht  des  Königs  bestand,  machten  ein  solches  nicht 
nöthig.  Aber  auch  die  Verhältnisse  Italiens,  wie  sie  in  der  früheren  Zeit  des 
Kaisers  geordnet  waren,  mochten  ein  solches  entbehrlich  erscheinen  lassen. 
Denn  in  Abwesenheit  des  Kaisers  wurde  im  Königreiche  Italien  die  höchste 
Reichsgerichtsbarkeit  durch  die  Legaten  geübt,  in  deren  Umgebung  wir  denn 
auch  die  Mitglieder  des  frühei  n  italienischen  Hofgerichtes  finden,  und  da,  wie 
wir  sehen  werden,  das  Amt  des  Legaten  jetzt  ein  ständiges  und  die  Appella- 
tion von  seinen  Sprüchen  an  den  Hof  des  Kaisers  ausgeschlossen  war,  so  lag 
in  der  Regel  keine  Veranlassung  vor,  Sachen  an  den  Hof  zu  bringen. 

Manches  wird  freilich  doch  noch  immer  an  den  Kaiser  persönlich  ge- 
kommen sein;  und  jedenfalls  war  die  Reichsgeiichtsbarkeit  in  ausgedehn- 
terer Weise  vom  Hofe  selbst  aus  zu  versehen,  wenn  der  Kaiser  sich,  wie 

6.  Mon.  Genn.  19.  383.  7.  Huillard  6,  250.  S.  Vgl.  §  199  n.  2.  9.  Rycc.  de 
S.  Germ.  Mon.  Germ.  19,  378.  382.  10.  l'ngpdr.  11.  Htiill.  6,  495.  12.  Huill.  Ii.  630. 
6C0.  661.  670.  672.     18.  Huill.  6,  801.  808.     14.  Huill.  Intr.  140.     15.  Huill.  6.  250. 
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1226  und  1232  in  Italien  aufhielt  Aber  auch  dann  wird  eiu  Hofgericht  nicht 
erwähnt.  Was  sich  da  von  richterlichen  Entscheidungen  erhalten  hat,  erscheint 
formell  einfach  als  persönliche  Entscheidung  des  Kaisers ;  nur  dass  es  etwa 
heisst  habita  diUgenti  provisione  cum  iudicibus  nostris  oder  iudicibus 
curie  nostre. 1  Thatsächlich  werden  die  Entscheidengen  jedenfalls  durch  die 
am  Hofe  anwesenden  Rechtskundigen  gegeben  sein.  Aber  wer  waren  diese? 
So  weit  ich  irgend  sehe,  sind  nie  italienische  Rechtskundige  längere  Zeit  am 
Hofe,  lässt  sich  bei  keinem  Italiener  ein  Titel  nachweisen,  der  auf  richterliche 
Funktionen  in  der  Umgebung  des  Kaisers  schliessen  Hesse.  Es  scheint  viel- 
mehr, dass  immer  einige  der  sizilischen  Grosshofrichter  in  der  Umgebung  des 
Kaisers  waren,  wie  wir  das  für  einen  Aufenthalt  in  Sizilien2,  später  auch  in 
Italien3  nachweisen  können,  und  sich  auch  wohl  sonst  ergeben  würde,  wenn 
es  gebräuchlich  gewesen  wäre,  dieselben  als  Zeugen  in  den  Urkunden  zu 
nennen.  Ihre  Ansicht  muss  dann  natürlich,  wenn  sonstige  Rechtskundige  nicht 
am  Hofe  waren,  für  alle  Rechtssachen  massgebend  gewesen  sein,  welche  zur 
persönlichen  Entscheidung  des  Kaisers  kamen.  Und  in  einem  Falle,  wo  es 
sich  sogar  um  eine  deutsche  Angelegenheit  handelt,  wird  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen;  der  Kaiser  bestätigt  1227  zu  Brindisi  zu  Gunsten  des  Erzbischofs 
von  Salzburg  eine  vom  Könige  Heinrich  erneuerte  und  von  mehreren  deutschen 
Fürsten  bezeugte  Sentenz,  quam  per  iudices  magne  curie  nostre  diligenter 
inspectam  accepimus  taste  latam.*  Allerdings  war  der  Kaiser  da  nicht  ge- 
nöthigt  nur  Grosshofrichter  zuzuziehen.  Auch  bei  einer  Sache  aus  dem  Kö- 
nigreiche, welche  1223  am  Hofe  in  Sizilien  zur  Entscheidung  kommt,  beauf- 
tragt der  Kaiser  mit  der  Untersuchung  zunächst  fünf  Grosshofrichter,  bestellt 
dann  aber  nach  erstattetem  Vortrage  ausser  dreien  von  jenen  auch  den  Herzog 
Rainald  von  Spoleto  und  den  Bischof  von  Patti  zu  Urtheilern.5  Und  so  mag 
er  bei  italienischen  Angelegenheiten  wohl  gerade  solche  Personen  zugezogen 
haben,  welche  zu  Italien  in  näheren  Beziehungen  standen ;  die  einzige  uns  ge- 
nauer bekannte  italienische  Rechtssache,  welche  1232  am  Hofe  zu  Aprocina 
zur  Verhandlung  kommt  entscheiden  auf  Mandat  des  Kaisers  Gebhard  von 
Arnstein,  Legat  Italiens,  und  der  Grosshofrichter  Peter  von  Vinea,  während 
ein  anderer  Grosshofrichter  den  Fiskus  vertritt.6  Aber  solche  Deutsche,  welche 
italienische  Reichsämter  versahen,  sind  nur  ausnahmsweise,  italienische  Grosse 
fast  nie  am  Hofe  des  Kaisers  im  Königreiche;  das  entscheidende  Gewicht 
fiel  doch  immer  auf  die  Rechtskundigen  am  Hofe  und  diese  waren,  so  weit  wir 
sehen,  nur  sizilischo  Grosshofrichter.  Diese  also  hatten  jedenfalls  schon  einen 
überwiegenden  Einfluss  auf  die  Erledigung  italienischer  Sachen,  während 
dem  Grosshofgerichte  als  solchem  gewiss  noch  keine  Kompetenz  für  Italien 
zustand. 

Dann  scheint  es,  wie  erwähnt,  1238  in  der  Absicht  gelegen  zu  haben, 
ein  neben  dem  Grossgerichte  bestehendes  Hofgericht  einzurichten,  welches  mit 
Mitgliedern  aus  dem  Kaiserreiche  und  aus  dem  Königreiche  besetzt,  für  beide 


285.  —  1.  Huillard  2,  641.  Böhmer  Acta  255.       2.  Vgl.  §  198  n.  6.       8.  Vgl. 
§  201  u.  3.  5.       4.  Bahmer  Acta  259.       5.  Huillard  2.  379.       «.  Vgl.  §  165  n.  9. 
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kompetent  sein  sollte;  doch  wird  das  nur  vorübergehend  zur  Ausführung 
gekommen  sein.7 

206.  —  Erseheint  nach  der  Umgestaltung  des  Grossgerichtes 
im  J.  1240  dieses  selbst  als  Hofgericht,  so  ist  eine  Aenderung  der  Besetzung 
desselben  damit  nicht  verbunden  gewesen;  sowohl  Grosshofjustitiar,  wie 
Grosshofrichter  sind  nach  wie  vor  ausschliesslich  Sizilianer.  Trotzdem  ist  jetzt 
die  Kompetenz  für  Italien  nicht  zu  bezweifeln.  In  den  Konstitututionen  ist 
ausdrücklich  darauf  hingewiesen ;  es  heisst  einmal,  dass  der  Grosshofjustitiar 
alle  Petitionen  tarn  de  imperio  quam  ds  regno  entgegenzunehmen  und,  wenn 
sie  nicht  persönliche  Entscheidung  des  Kaisers  erfordern,  zu  erledigen  hat ; 
weiter  soll  er  causa*  per  magistros  camerarios  in  regno  vel  pei*  capitaneos 
*n  imperio  coram  ein  contra  ßscum  motas  et  ad  curiani  terminaiidas  de- 
latas  selbst  entscheiden,  wenn  nicht  der  Kaiser  zu  konsultiren  ist. 1  Es  kann 
allerdings  zweifelhaft  erscheinen,  ob  diese  Bestimmungen  schon  dem  J.  1240 
angehören,  oder  erst  später,  etwa  Anfang  1244  erlassen  sind.2  .Sollte  aber 
diese  Kompetenz  nicht  schon  1240  ausdrücklich  ausgesprochen  sein,  so  wird 
doch  kaum  bezweifelt  werden  können,  dass  sie  schon  damals  in  der  Absicht 
lag,  sich  jedenfalls,  seit  das  Grossgericht  dem  Hofe  folgte,  von  selbst  ergeben 
musste;  der  1239  bestellte  Generallegat  für  Italien  war  nicht  mehr  inappel- 
label3, die  Zahl  der  Appellationen  an  den  Kaiser  aus  Italien  musste  sich 
ausserordentlich  mehren,  und  ist  nicht  ausdrücklich  gesagt,  dass  auch  diese 
vom  Grosshofjustitiar  zu  erledigen  sind,  so  ist  doch  auch  kein  Grund  anzu- 
nehmen, dass  sie  ausgenommen  sein  sollen,  wenn  diesem  einfach  alle  Appella- 
tionen zugewiesen  werden.4 

Und  für  diese  Kompetenz  finden  sich  denn  auch  jetzt  manche  Einzel- 
belege. Dass  schon  1239  in  .Sachen  der  Stadt  Vercelli  durch  Grosshofrichter 
entschieden  wurde5,  möchte  ich  allerdings  noch  nicht  hieherziehen,  da  damals 
anscheinend  überhaupt  andere  Einrichtungen  in  de1*  Absicht  lagen.  Später 
fehlt  es  nicht  an  Zeugnissen.  Dem  Reichsvikar  der  Mark  Ancona  befiehlt  der 
Kaiser  1 242,  jemanden  vor  das  Hofgericht  zu  laden,  um  sich  dort  wegen  einer 
gegen  ihn  erhobenen  Klage  wegen  des  Besitzes  einer  Burg  zu  verantworten. 
Den  Bürgern  von  Fano  bewilligt  der  Kaiser  1243:  quod  pro  causis  et  que- 
stionibus,  quas  invicem  int  er  cives  civitatis  eiusdem  vel  cum  aliis  verti 
continpety  evtra  civitatem  ipsam  preterquam  ad  magnam  cur  tarn  nostram 
seu  vicariorum  nostrorum  in  Marcliia  pro  tempore  statutorutti,  si  tarnen 

7.  Vgl.  $  201. 

206.  -  1.  Const.  Sic.  L.  1  t.  39.  42;  Huillard  b\  IM.  161.  2.  Vgl.  §  202  u.  4 
am  Ende.  8.  Huillard  5.  359.  4.  Cou.st.  Sic.  L.  1  t.  38;  Huillard  6,  158.  Die  Titel, 
welche  ungelndert  blieben,  können  uns  keinen  bestimmteren  Anhalt  bieten,  da  die  Magna 
curia,  wie  andere  sizilische  Behörden,  auch  früher  schon  als  imperiali*  bezeichnet  wird 
Doch  heust  es  ausnahmsweise  1250  im  Testamente  des  Kaisers,  Huillard  6,  808.  810.  das« 
es  abgefasst  sei  in  Gegenwart  magittri  R.  de  Panormo  imperii  et  regni  Sicitie  et  magne 
curie  noitre  htdidi,  während  Riebard  von  Montenigro  als  imfterialit  regieque  curie  magister 
iuttitiariue  unterschreibt,  worin  sich  doch  das  Bewusstsein  der  Beziehung  ihrer  Aemter 
sowohl  auf  das  Kaiserreich,  wie  auf  das  Königreich  anzusprechen  scheint.  o.  Vgl. 
$  H)l  n  (». 
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hec  magnitudo  vel  causarum  quoll  tos  e.rlget,  nullatenus  extralumtur6 ; 
ganz  «Mitsprechend  wird  1244  denen  von  Montepuleiano  die  Kriminalgeriehts- 
barkeit  bewilligt,  nisi  criminis  immanitas  exigat  vel  iusta  causa  requlraf, 
quod  de  ipsis  In  nostra  vel  nostri  generalis  vicarü  curia  cognoscaturJ 
Die  Stadt  Cesena  appellirt  1243  gegen  eine  Entscheidung  des  Generallegaten 
au  den  Kaiser,  welcher  demselben  befiehlt,  die  Akten  nostre  curie  einzu- 
schicken und  den  Parteien  einen  Tennin  zu  bestimmen,  quo  sub  peremptorio 
se  nostre  curie  representent,  in  causa  eadein  processuri,  prout  postulat 
ordo  iuris.b  Zu  Gunsten  von  Tortona  entscheidet  der  Kaiser  1244  de  con- 
silio  imperialis  curiae  gegen  die  Leute  von  Arquata. 9  Die  Stadt  Civitanova 
ersucht  1 244  um  Bestätigung  ihrer  alten  Rechte ;  der  Kaiser  liess  zunächst 
durch  den  Generalvikar  der  Mark  eine  Untersuchung  darüber  anstellen,  deren 
Ergebniss  nostre  curie  eingesandt  wurde;  auf  Grundlage  desselben  wurde 
dann  per  iudices  vuigne  curie  nostre  festgestellt,  welche  Rechte  als  alther- 
gebrachte erwiesen  und  demnach  zu  bestätigen  seien. 10  Auf  Klage  des  Abtes 
von  S.  Salvator  am  Berge  Amiate  gegen  die  Gemeinde  Montenero,  genannte  Bür- 
ger von  Siena,  die  Visconti  von  Campiglio  und  die  Grafen  von  Pitigliano  wegen 
Vorenthaltung  genannter  Besitzungen  befiehlt  der  Kaiser  1244  August  dem 
Generalvikar  von  Tuszien,  cum  prefati  altbas  et  conventus  supranominatos 
velint  in  magna  nostra  curia  convenire,  die  Genannten  vorzuladen,  binnen 
sechszig  Tagen  coram  nmtro  comtpectu  zu  erscheinen. 11  Wegen  eines  Klage- 
gegenstandes wird  später  erwähnt,  wie  zu  Gunsten  der  Abtei  per  iudice* 
iikagne  curie  nostre  sententialitei'  pronuntiatuin  fucrit. 12  Es  scheint  sich 
weiter  um  eine  Fortführung  derselben  Sache  gegen  einzelne  Beklagte  zu  han- 
deln, wenn  der  Kaiser  1245  Februar  dem  Richter  des  Generalvikar  von 
Tuszien  befiehlt,  Zeugen  zu  verhören  in  qn-estione,  que  vertitur  in  magna 
curia  nostra.  zwischen  dem  Abtg  von  S.  Salvator  und  den  Brüdern  Peppo 
und  Friedrich,  Bürgern  von  Siena,  über  den  Ort  Pian  Castagnajo ;  es  handelt 
sich  auch  dabei  jedenfalls  um  ein  Verfahren  in  erster  Instanz,  wie  sich  aus  der 
Angabe  des  Abtes  ergibt,  der  sagt,  dass  er  vor  langer  Zeit  desshalb  schon 
vor  dem  geistlichen  Gerichte  geklagt  habe,  während  er  kein  anderes  weltliches 
Gericht  erwähnt. 13  Im  Juni  wird  ihm  nochmals  befohlen,  über  weitere  Punkte 
Zeugen  zu  verhören  und  das  Protokoll  an  die  Kurie  einzusenden.14  Die  Brüder 
wurden  verurtheilt  und  legten  Appellation  an  den  Kaiser  ein;  1248  März 
beauftragte  ein  Hofrichter  den  Notar  des  Vikar  von  S.  Quirico  die  Brüder 
aufzufordern,  binnen  dreissig  Tagen  zum  Verfolgen  derselben  vor  dem  Ilof- 
gerichte  zu  erscheinen. 1 5  Da  sie  die  Appellation  nicht  verfolgten,  wandte  sich 
der  Abt  an  den  Kaiser  mit  der  Bitte,  sententiam  latam  in  nostra.  magna 


206.  1  «.  Huillard  6,  67.  83.  7.  Böhmer  Acta  27.3.  8.  Huill.  6,  908.  9.  Huill.  6.  183. 
10.  Huillard  6,  242,  welcher  darin  einen  Beweis  sieht,  dass  die  alten  Begasten  und  Rech- 
nungen am  Hofe  aufbewahrt  und  damals  eingesehen  wurden:  das  iwrta  formam  scheint 
darauf  doch  nicht  bestimmter  hinzudeuten  und  aus  dem  ganzen  Vorgehen  möchte  ich  eher 
auf  das  Gegentheil  schliefen.  II.  Huill.  6,  233.  12.  Huill.  6,  453.  18.  Huill. 
H.  252.  254.  14.  Böhmer  Acta  275.  15.  Repetti  Dizionario  4.  1G'G\  wn  noch  einige 
Auszüge  aus  deu  Prozessakten. 
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ruria  ausführen  zu  lassen,  welcher  dann  1249  April  dem  Vikar  der  Grafschaft 
Siena  befahl,  die  Brüder  peremtorisch  aufzufordern,  binnen  zehn  Tagen  in 
nontra  magna,  curia  zu  erscheinen16;  im  Mai  befahl  er  dann  demselben,  die 
per  ind'wes  curie  nnstrr  gesprochene  Sentenz  wegen  Kontumaz  der  Appellan- 
ten auszuführen. 1 7 

207.  —  Diese  Beispiele  würden  die  Kompetenz  des  Grossgerichtes  für 
Italien  genügend  erweisen,  auch  wenn  dieselbe  in  den  Konstitutionen  nicht 
ausdrücklich  ausgesprochen  wäre.  Und  was  die  Ausdehnung  der  Kom- 
petenz f  fi  r  1 1  a  1  i  e  n  betrifft,  so  handelt  es  sich  da  nicht  blos  um  eine  höchste 
Appellationsinstanz  für  den  Fall  einer  Berufung  vom  Generallegaten  für  Italien 
an  den  Kaiser.  Ist  bei  der  Bestellung  dieses  1239  eine  solche  Appellation 
vorbehalten,  so  heisst  es  übrigens :  Criminalea  etiam  questiones  audio*  et 
civiles,  quarum  cognitio,  #i  uns  presente*  eaaeinu*,  ad  nostrum  iudicium 
pertineretx,  wonach  es  also  keine  Sachen  gab,  für  welche  der  Legat  nicht 
wenigstens  in  erster  Instanz  kompetent  gewesen  wiire.  Dann  aber  war  das 
keine  ausschliessliche  Kompetenz ;  in  den  spätem  Jahren  werden  wir  da  dem 
Grossgerichte  mindestens  konkurrirende  Kompetenz  zusprechen  müssen.  Für 
die  Appellationen  ergibt  sich  Entsprechendes  bestimmt;  soll  nach  der  Ernen- 
nungsurkunde von  allen  Richtern  in  Italien,  also  auch  den  Generalvikaren, 
zunächst  an  den  Legaten  appellirt  werden,  so  behält  sich  1244  Vol terra  bei 
Einlegung  einer  Appellation  gegen  einen  Spruch  des  Generalvikar  von  Tuszien 
noch  die  Entscheidung  vor,  ob  sie  an  König  Enzio,  also  den  Legaten,  oder 
sogleich  an  den  Kaiser  appelliren  will.'2  Und  ich  möchte  sogar  annehmen,  dass 
darüber  hinaus  trotz  jener  unbeschränkten  Befugniss  des  Legaten  sich,  wenn 
nicht  durch  gesetzliche  Verfügung,  wenigstens  herkömmlich  auch  für  Italien 
eine  ausschliessliche  Kompetenz  des  Grossgerichts  bezüglich  der  Sachen  fest- 
gestellt hat,  welche  in  den  neuen  Konstitutionen  dem  Grosshofjustitiar  vorbe- 
halten sind.  Wenn  sich  der  Reichsabt  von  S.  Salvator  wegen  einer  Sache, 
die  den  Bestimmungen  der  Konstitutionen  über  grosse  Lehen  entsprechen 
würde,  an  das  Grossgericht  wendet,  so  ergibt  sich  freilich  nicht,  dass  er  sich 
nicht  an  den  Legaten  habe  wenden  dürfen. 3  Besonders  auffallend  ist  aber, 
dass  in  den  Privilegien  fürFano  und  Montepulciano  mit  Uebergehung  des  Ge- 
richtes des  Legaten  das  Grossgericht  als  die  dem  Gerichte  des  Provinzial- 
beamten,  des  General  vikar  der  Mark  oder  Tusziens,  unmittelbar  übergeordnete 
Instanz  erscheint;  wir  werden  daraus  doch  schliessen  dürfen,  dass  Verbrechen, 
für  welche  auch  der  Generalvikar  nicht  kompetent  war,  also  insbesondere 
wohl  Hochverrath,  als  zur  ausschliesslichen  Kompetenz  des  Grossgerichts  ge- 
hörig betrachtet  wurden.  Dasselbe  scheint  sich  zu  ergeben  für  Fiskalsachen ; 
sind  solche  vor  den  Kapitänen  im  Kaiserreiche,  unter  welchen  zunächst  die 
Generalkapitäne  oder  Generalvikare  zu  verstehen  sein  werden,  angebracht,  so 


1«.  Haillard  6.  722.        17.  B«hraer  Act»  277. 

207.  —  1.  Huillard  5.  359.  2.  Rena  e  Camici  bb.  üo.  8.  Bei  dem  nur  ausiugs- 
weise  bekannten  Falle  von  1242.  §  206  n.  6,  ergibt  sich  nicht,  ob  es  sich  um  die  erste 
Instant  handelt. 
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sind  sie  von  diesen  an  den  Grosshofjustitiar  /u  bringen4;  vom  Legaten  ist 
auch  da  keine  Rede.  Es  ist  möglich,  dass  die  Kompetenz  des  Legaten  nicht 
ausdrücklich  beseitigt  Mar;  aber  thatsächlich  wenigstens  scheint  sie  nicht  mehr 
beachtet  zu  sein,  erscheint  das  Grossgericht  überall  als  die  dem  Gerichte  der 
italienischen  Provinzialbeamten  unmittelbar  übergeordnete  Instanz. 

Die  angeführten  Stellen  erlauben  es  auch  nicht,  dabei  nur  an  das  per- 
sönliche Gericht  des  Kaisers  zu  denken;  es  ist  zu  bestimmt  in  den  Konstitu- 
tionen vom  Grosshotjustitiar5  und  in  vielen  Einzelfällen  vom  Grossgerichte 
die  Rede.  In  andern  Fällen  ist  offenbar  gleichfalls  nur  an  dieses  zu  denken, 
wenn  der  Kaiser  von  Curia  nostra  spricht.  Würden  wir  alle  Fälle  herziehen, 
wo  etwas  der  kaiserlichen  Kurie  vorbehalten  wird,  so  würden  sich  jene  Belege 
noch  sehr  mehren  lassen.  Und  in  gewisser  Weise  würde  das  nicht  unrichtig 
sein.  Alle  an  den  Hof  gelangenden  Klagen,  Appellationen  und  Bittschriften 
gingen  durch  die  Hand  des  Grosshofjustitiar;  dieser  stellte  erst  fest,  was  er 
erledigen  könne,  was  der  Entscheidung  des  Kaisers  bedürfe ;  von  vornherein 
lassen  sich  daher  Sachen,  welche  an  das  Grossgericht,  oder  aber  an  das  per- 
sönliche Gericht  des  Kaisers  zu  bringen  sind,  gar  nicht  scheiden.  Für  alles 
aber,  was  dann  später  an  den  Kaiser  kam,  war  dieser  doch  wieder  auf  den 
Rath  der  Grosshofrichter  angewiesen,  da  diese  eben  die  einzigen  Rechtskun- 
digen am  Hofe  waren ;  und  nicht  das  allein ;  bis  auf  wenige  höhere  Hofbeamte 
und  vereinzelte  Grosse  M  aren  die  Grosshofrichter  überhaupt  die  einzigen  stän- 
digen Räthe  des  Kaisers,  auf  deren  Vortrag  auch  wohl  die  meisten  Verwal- 
tungssachen entschieden  wurden.  Schon  allein  der  Umstand,  dass  es  am  Hofe 
keinen  einzigen  Beamten  gab,  dessen  Amt  sich  auf  Italien  bezogen  hätte,  weist 
unbedingt  darauf  hin,  dass  alle  italienischen  Angelegenheiten,  welche  bei  der 
seit  1239  durchgeführten  Zentralisation  jetzt  in  Masse  an  den  Hof  gebracht 
werden  mussten,  dort  entMeder  von  dem  nur  mit  Sizilianern  besetzten  Grossge- 
richt selbst  oder  doch  vom  Kaiser  unter  vorzugsweiser  Zuziehung  der  Mit- 
glieder desselben  erledigt  wurdeu.6 


287.—]  4.  Vgl.  §  206  n.  1.  5.  Wird  dieser  bei  den  Einzelfällen  nicht  genannt,  so 
wird  zu  beachten  sein,  dass  diese  fast  alle  1242  bis  1246  fallen,  wn  das  Amt  erledigt 
war.  Vgl.  §  204  n.  7.  G.  Franklin  Keichshofg.  1,  69  sagt:  Die  Bemerkung  toii  Kicker 
(das  deutsch«  Kaiserreich  in  seinen  universalen  und  nationalen  Beziehungen  S.  108): 
„Das  mit  Sizilianern  besetzte  sizilische  Hofgericht  sollte  seine  Wirksamkeit  auch  aul 
das  Kaiserreich  erstrecken,"  entbehrt  in  Wahrheit  jeder  thatsächlicben  Begründung  - 
Ich  verweise  dem  gegenüber  auf  das  Gesagte;  denn  dass  ich  auch  dort  zunächst  nur 
Italien  im  Auge  hatte,  ergibt  der  Verfolg  der  Stelle,  in  der  es  überdies  ausdrücklich 
heisst:  „Von  Deutschland  musste  man  dabei  freilich  zunächst  absehen."4  —  Forschung 
und  Veröffentlichung  derselben  werden  nicht  immer  gleichen  Schritt  halten  künneu;  es 
wird  zuweilen  nicht  zu  vermeiden  sein,  sich  auf  ein  von  der  gewöhnlichen  Aunahme 
abweichendes  Ergebnis*  eigener  Forschung  beziehen  zu  müssen,  ohue  dasselbe  sogleich 
begründen  zu  können.  Dann  werde  ich  freilich  nicht  verlangen  können,  dass  ein  An- 
derer das  auf  guten  Glauben  als  erwiesen  annehmen  soll;  denn  die  Gründe,  welche  mich 
überzeugten,  werden  nicht  gerade  auch  jeden  Andern  überzeugen  müssen.  Wohl  aber 
glaube  ich  vorlaugen  zu  können,  dass  man  mir  nicht  zutraut,  eine  solche  Behauptung 
auszusprechen,  ohne  genügende  Gründe  wenigstens  für  die  eigene  Ueberzeuguug  zu  haben ; 
Uass  man  nicht  schlechtweg  erklart,  dieselben  entbehrten  in  Wahrheit  jeder  thauach- 
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208.  —  Nach  dem  Ausgange  der  .Stautet-  konnte  zunächst  von  einem 
Hofgerichte  für  Italien  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Erst  während  des  Zuges  K. 
Heinrichs  VII  waren  wieder  italienische  Rechtssachen  in  grosser  Zahl  am 
Hofe  zu  entscheiden;  Hofrichter  und  rechtsgelehrte  Räthe  des  Königs  werden 
uns  da  denn  auch  in  grosser  Zahl  genannt.  Aber  ein  vom  persönlichen  Ge- 
richte des  Königs  zu  scheidendes  ständiges  Hofgerieht  scheint  nicht  bestanden 
zu  haben ;  insbesondere  finden  wir  keinen  ständigen  Vorsitzenden,  keinen  Be- 
amten, dessen  Stellung  der  des  frühem  Hofvikar  oder  Grosshofjustitiar  ent- 
sprochen hätte;  so  weit  der  König  nicht  selbst  urtheilte,  scheint  er  die  Rechts- 
sachen einem  oder  mehreren  Hofrichtern  für  den  Einzelfall  kommittirt  zu 
haben. 


liehen  Begründung,  ehe  man  meine  Gründe,  welche  ja.  so  wenig  das  hier  der  Fall  ist, 
sich  auch  auf  bisher  nicht  veröffentlichte  Quellen  stützen  könnten ,  kennt  und  als  un- 
genügend erweist,  oder  aber  für  die  entgegenstehende  Ansicht  einen  Grund  beizubringen 
weiss,  der  von  vorneherein  die  Möglichkeit  des  Gegenbeweises  ausschliesst :  bis  dahin 
wird  der  Gegner  doch  höchstens  behaupten  .können,  dass  ^seines  Wissens*,  nicht  aber 
«in  Wahrheit*,  meine  Bemerkung  jeder  thatsächlichen  Begründung  entbehre.  Ich 
würde  da,  zumal  ich  sachlich  meine  Bemerkung  genügend  gerechtfertigt  zu  haben  glaube, 
auf  die  Form  kein  Gewicht  gelegt  haben,  wenn  es  sich  nicht  gerade  um  eine  Stelle  in 
einer  Schrift  handelte,  welche  insbesondere  auch  polemisch  gegen  eine  von  der  meinigen 
abweichende  Auffassung  des  Werthes  des  Kaiserreichs  gerichtet  war;  wenu  es  sich  nicht 
weiter  auch  gerade  um  einen  Punkt  handelte,  dem  ich,  sei  es  mit  Recht  oder  Unrecht, 
das  grösste  Gewicht  für  meine  Auflassung  beilegen  zu  müssen  glaubte,  nämlich  um  den 
durch  den  Erwerb  Siziliens  durchaus  veränderten  Charakter  des  Kaiserthums:  wenn  sich 
demnach  aus  einer  so  bedingungslosen  Zurückweisung  meiner  Behauptung  nicht  folgern 
Hesse,  dass  man  mir  zutraue,  für  polemische  Zwecke  Behauptungen  aus  der  Luft  zu 
greifen.  So  wenig  ich  Grund  zu  der  Annahme  habe,  dass  der  geehrte  Gegner  selbst  eine 
solche  Folgerung  nahe  legen  wollte,  so  wenig  wird  er  es  mir  unter  diesen  Umständen 
verdenken  können,  wenn  ich  mich  gegen  eine  solche  Aeusserung  wenigstens  so  lange 
verwahren  zu  müssen  glaube,  als  mir  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  ich  irgendwo  von  den 
gewöhnlichen  abweichende  Behauptungen  aufgestellt  habe,  ohne  dass  Gründe  vorhanden 
waren,  welche  wenigstens  für  meine  persönliche  Ansicht  genügen  konnten,  mag  diese 
sieb  nun  schliesslich  als  richtig  erweisen  oder  nicht.  Ueber  die  Umgestaltung  Italiens 
nach  sizilischem  Muster  habe  ich  mich  dort  nur  sehr  vorsichtig  ausgesprochen,  da  ich 
den  Gegenstand  noch  nicht  eingehender  verfolgt  hatte:  der  zweite  Band  dieser  Arbeit 
wird  die  Belege  bringen,  dass  ich  da  nicht  allein  nichts  zurückzunehmen  habe,  sondern 
zu  viel  weitgreifendereu  Behauptungen  berechtigt  gewesen  wäre;  habe  ich  dort  bezüg- 
lich des  nächsten  Gegenstandes  nur  gesagt,  dass  das  Hofgericht  seine  Wirksamkeit  auch 
auf  das  Kaiserreich  erstrecken  sollte,  so  würde  ich  mich  jetzt  zu  der  Behauptung  berech- 
tigt halten,  dass  es  das  wirklich  gethan  hat  Selbst  für  Deutschland  würde  ich  in  meinen 
bezüglichen  Aeusserungen  jetzt  weiter  gehen  können,  ohne  dass  es  mir.  auch  von  der 
§  205  n.  4  hervorgehobenen  Stelle  abgesehen,  an  Gründen  fehlen  würde. 
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fVon  den  Zahltu  ilcr  t  itate,  »owcit  ihnen  oiue  nllicr.  He/t  ichiimig  fehlt,  bezieht  sich  die  dem  Mruhr 
vorstehende  auf  den  »«Dil,  .Iii-  nachstehende  auf  die  -Seite,  und  zwar  de«  Irkundciihucho  .  (nlU 
diese«  heionder«  r»K»«»irt  ist ;  |.t  die  Seite  desTex'es  zu  verstehen,  so  1«  das  besonders  bemerkt. 
F>*r  Handzahl  zoirefQ_  tc  Buchstaben  bezeichnen  die  besonders  i>asinirtcn  Abthellungeu  de*  Bande*. 
l>i«  leicht  verständlichen  ,  abgekürzt  angeführten  Namen  der  t;e»chichuehreiber  sind  hier  nicht 
au/genommen,  wenn  ihnen  die  Angabe  dei  Sumtiielwerkcs.  mu  h  dem  sie  benutzt  wurden ,  I»  den 
Citaten  zugefügt  wurde.) 

Acta  Henr.  V!I..  Dünniges  Acta  Henrici  VII  imperatoris  Homnnorum.  Berolini 
1831*.  A  ffarosi  Notizie  storiche  della  citta  di  Reggi«.  Reggio  1755.  AfföGuast, 
Istoria  della  citta  e  ducato  di  Guastalla.  Guaj>t.  1785.  Äff«  P. ,  Storia  della  citta  di 
Parma.  P.  1792.  Alticozzi  Risposta  apologetica  nl  libr«  dell' antico  domini«  del  rescovn 
d'Arrezzo  sopra  Cortona.  I.irorno  1763.  Amadesius  In  antistitnm  Ravennatum  ehro- 
notaxim  disquisitiones  perpetnae.  Farentine  1783.  Ainiani  Memorie  istnriche  di  Fano. 
F.  1751.  Ammirato  Fiesole,  Vescovi  di  Fiesole.  di  Vnlterra  e  d'Arezzn.  Firenze  1637 
Ammira  to  Guidi,  \  Iber«  e  istoria  della  famiglia  de  conti  Guidi.  Firenze  1640.  An- 
schütz  Die  Lombarda-Commeutare  dtv>  Aripraud  und  Albertus.  Heidolberg  1855.  A  ntieb. 
Est..  Muratori  Delle  antirhitä  Esteusi  od  Italiane.  Modena  1717.  Antiq.  It..  Muratori 
Antiquitäten  Italicap  medii  aevi.  Medinlani  1738.  Arch.  stor. ,  Archivin  storico  Italiano 
Firenze  1842;  N.S..  Nunva  serie.  Firenze  1855.  Aren  Xnovi  studii  intorno  alla  econo- 
mia  politica  di  Mantova.  M.  1846.  Ass.  Sic.  Merkel  <ommeiitatir>  qua  iuris  Siculi  mtc 
assisarum  regum  regni  Siciliae  fragmeuta  ex  eudieibus  manu  scripti*  proponuntur.  Halis 
1856.      Avogadro  Storia  della  abbazia  di  S.  Michelo  della  Cbiusa.  Novara  1837. 

Bacchini  Dell' istoria  del  monastero  di  S.  Benedetto  di  Polirone.  Modona  1696. 
Baldassini  Memorie  istnriche  di  Jesi.  J.  1765.  Bergmann  Pillii.  Tancredi,  Gratia* 
libri  de  iudiciorum  online.  Gottingae  1842.  Bethtuann  Handb..  Bethmann-HoÜVeg 
Handbuch  des  Cirilprozesses.  Bonn  1834.  Beth  ni  an  n  S  tfld  t  efr..  Ursprung  der  loin- 
bardiat'ben  Städtefreiheit.  Bonn  1846.  Beyer  U.B. ,  Urkundeubucb  zur  Geschichte  der 
mittelrheinischen  Territorien.  Coblenz  1860.  Biaucolini  Not..  Notizie  storiche  delle 
r-hiese  di  Verona.  VT.  174.0.  Biancolini  Vesc.  Serie  cbmnologica  dei  rescovi  e  gover- 
natori  di  Verona.  V.  1760.  B f» h m er  A c t a  imperii  selecta.  Innsbruck  1868.  Böhmer 
Fönte»  rerum  Germauicarum.  Stuttgart  1843.  Böhmer  Reg.,  Regesta  regum  atque 
imperatorum  Ruinauoruin.  Frankfurt  1831.  Bonaini  Stat. ,  Statuti  inediti  della  cittä 
di  Pi*a  dal  XII  al  XIV  secolo.  Firenze  1854.      Bonaini  Val  d'Ambra,  Statuto  della 
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Val  d' Ambra  del  MCCV1II  de)  conte  Guido  Guerra  III.  Pisa  1851.  Bonelli  Notizie 
istoriche  critiehe  intorno  al  Adelpreto  TescoTO  del!«  chiesa  di  Trento.  Tr.  1754.  BoTe- 
tius  Cap.,  Die  Capitularien  im  Longobardenreich.  Halle  1S64.  Borgia  Memorie  isto- 
riche di  BeneYento.  Romae  1763.  Bote  Iii  Delle  storie  Piacentine  libri  XII.  Piacenza 
1793.  Briegleb  Executivpr.,  Geschichte  de»  Executivprozesses.  II.  Aufl.  Stuttgart 
1845.  Bruuetti  Codice  diplomatico  Toscano.  Firenze  1806.  Brunner  Inquisi- 
tionsb.,  Zeugen  und  Inquisitionsbeweis  der  karolingischen  Zeit.  Wien  1866;  aus  den 
Sitzungsber.  der  kaiserl.  Akademie  51,  343.  Bulgarus  Summa  de  iudiciis  bei  Wunder- 
lich. S.  7.      Bussi  Istoria  della  citta  di  Viterbo.  Roma  1742. 

(Calogera)  N.  R.,  Nuova  raccolta  d'oposcoli  scientitici  e  tilologici.  Venezia  (1780). 
Campagnola  Liber  iuris  civilis  urbis  Veronae.  V.  1728.  Campi  Dell' historia  eccle- 
siastica  di  Piacenza.  P.  1651.  Cap  p e II e  1 1  i  Le  chiese  d'Iulia  dalla  loro  origine  sino  ai 
nostri  giorni.  Venexia  1844.  Carli,  Delle  antichita  tlaliche.  Parte  quarta.  Milano  1790. 
Carolus  Not..  Carolus  Novariensis  episcopus  Noraria  seu  de  ecclesia  Norariensi.  No- 
rarine  1612.  Cartularium  Lang,,  Additio  III  zum  Liber  Papienxix  in  den  Mon.  Germ. 
L  4,  595.  (Catalani)  De  ecclesia  Firtnana  eiusque  episcopis  et  archiepiscopis  cum- 
mentarius.  Firmi  17»?.  Cecina  Notizie  istoriche  di  Volterra.  Pisa  1758.  Chart. 
Ulc  Clciensis  ecclesiae  chartarium.  Aug.  Taurinorum  1753.  Cibrario  Chieri,  Storia 
di  Chieri.  Torino  1827.  Cibrario  Sit.,  Storia  della  monarchia  di  SaToia.  Torino  1840. 
Cod.  Sard. ,  (Tola)  Codex  diplomaticus  Sardiniae;  in  den  Mon.  patr.  Cod.  Wangian., 
Kink  Codex  Wangianu*,  Urkundenbuch  des  Hochstifts  Trient.  Wien  1852;  Bd.  5  der 
II.  Abth.  der  Fontes  rerum  Austriacarum.  Cod.  Westf.,  Codex  diplomaticus  historiae 
Westfaliae,  II.  Abth.  von  Erbard  Regesta  historiae  Westfaliae.  Münster  1847.  Com- 
pagnoni  La  reggia  Picena  orero  de*  presidi  della  Marca.  Macerata  1661.  Const.  Sic, 
Constitutione*  regni  Siciliae:  bei  Huillard  4.  1  und  6,  156.  Corio  L' historia  di  Milano. 
Vinegia  1554.  Cornelius  Ecclesiae  Venetae.  Venetiis  1749.  Costa  Chartarium 
Dertouense.  Aug.  Taurinorum  1814. 

Dal  Borgo  Raccolta  di  diplomi  Pisani.  Pisa  1765.  De  Angeli  Delle  origini  del 
dominio  tedesco  in  Italia.  Milano  1861.  De  Conti  Notizie  della  citta  di  Casale  del  Mon- 
ferrato.  Casale  1839.  De  Dionysiis  De  duobus  episcopis  Aldone  et  Notingo  Veronensi 
ecclesiae  assertis  et  rindicatis  dissertatio.  Veronae  1758.  Del  Re  Cronisti  e  scnttori 
sincroni  Napoletani.  Napoü  1845.  Deutschsp.  Ficker  Der  Spiegel  deutscher  Leute. 
Innsbruck  1859.  Doudi  dall'Orologiu  Dissertazioni  sopra  l'istoria  ecclesiastica  di  Padova. 
P.  1802.  Drouke  Codex  diplomaticus  Fuldensis.  Cassel  1850.  Du  Cange  Glossarium 
mediae  et  infimne  latinitatis  ed.  Henschel.  Parisiit  1840.  Dümge  Regesta  Badensia. 
Carlsrnhe  183«.  Diimmler  Ostfr.  R..  Geschichte  des  ostfrankischen  Reichs.  Berlin 
1862.  Durandi  11  Piemonte  cispadano  antico.  Torino  1774.  Durig  Beitr.,  Beiträge 
zur  Geschichte  Tirols.  Innsbruck  1860. 

Ed.  (Roth,  usw.),  Edictus  tangobardorum ;  iu  den  Mon.  Germ.  L.  4,  1. 

(Fanciulli)  Osservazioni  critiehe  sopra  le  antichita  cristiane  di  Cingoli.  Osimo 
1769.  Fantuzzi  Monumenti  Ravennati.  Venezia  1801.  Fatteschi  Memorie  iRtoricho- 
diplomatiche  riguardanti  la  serie  dei  duchi  di  Spoleto.  Camerino  1801.  Federicus  Re- 
rum Pomposianarum  historia.  Romae  1781.  Ficker  Reichst,  Vom  Reichsfürstenstande. 
Innsbruck  1861.  Fiuravanti  Memorie  storiche  della  citta  di  Pistoja.  Lucca  1758. 
Fiorentini  Memorie  della  gran  contessa  Matilde.  Lucca  1756.  Forschungen  zur 
deutschen  Geschichte,  herausgegeben  von  der  historischen  Commission  zu  München.  Göt- 
tingen 1862.  Franklin  Reichshof g..  Da«  Reichshofgericht  im  Mittelalter.  Weimar 
1867.  Frisi  Memorie  storiche  di  Monza.  Milano  17})4.  Frizzi  Memorie  per  la  storia 
di  Ferrara.  F.  1791.      F umaga Iii  Codice  diplomatico  Sant-Ambrosiano.  Milano  1805. 

Galletti  Gabio  antica  citta  di  Sabina.  Roma  1757.  Galletti  Primicero,  Del 
primicero  della  santa  sede  apostolica  e  di  altri  uftlxiali  maggiori  de!  sacro  palagio  Latera- 
nense. Roma  1776.  Gamurrini  Istoria  genealogica  delle  famiglie  nobili  Toscane  et 
Umbre.  Fiorenza  1668.  (Garofalo)  Tabularium  regiae  ae  imperialis  capellae  collegiatae 
divi  Potri  in  regio  Panormitano  palatio.  Panorni  183p.  Garruba  Serie  critica  de'sacri 
pa«tori  Baresi.  Bari  1844.      Gattula  Acc,  Ad  hutoriam  abbatiae  ta»ineusU  acce*- 
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sioucs.  Venotiis  1734.  Gattula  Hist,  HUtoria  abbatiae  Cassinensis.  Venetii».  1733. 
(Jpsta  Inn.,  Innocentii  III  papae,  in  den  Script.  It.  3a,  486.  Giesebrecht  K.  Z„ 
Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit.  III.  Aufl.  Braunschweig  1863.  Oiulini  Memt.rie 
spettanti  alla  storia  di  Milano.  M.  1760.  Glafey  Anecdotorum  S.  R.  I.  historiam  ac 
ins  publicum  illustrantium  collectio.  Dresdae  \7'M.  Gradonicus  Pontificum  Brixia- 
norum  series.  Brixiae  1755.  Orassi  Memorie  istoriche  della  chiesa  rescovile  di  Monte- 
regale  in  Piemonte.  Toriuo  1789.  Gratia  Aretinus  Summa  de  iudiciario  ordine  bei 
Bergmann  S.  317.  Greg.  Reg.,  Gregorii  VII  papae  registrum  bei  Jafte  Bibl.  2.  1. 
Gregorio  Considerazioni  sopra  la  storia  di  Sicilia.  Palermo  1805.  GregoroTiu* 
Geschichte  der  Stadt  Rom  im  Mittelalter.   Stuttgart  1859. 

Haullerille  Histoire  des  communes  Ivombardes.  Paris  1857.  Hegel  Geschichte 
der  Stildteverfassung  Ton  Italien.  I>eipzig  1847.  Hess  Mon.,  iMonumentorum  Guel- 
licorum  pars  historica.  Kempten  1784.  Hirsch  Heiur.  II.  Jahrbücher  des  Reichs 
unter  Heinrich  II.  Berlin  1862.  Hui  llard- ßreholles  Historia  diplomatica  Friderici 
>ecundi.  Parisiis  1852.  Huillard  Pierre.  Vie  et  correspondance  de  Pierre  de  la  Vigne. 
Paris  1865. 

Jaffe  Bibl.,  Bibliotheca  rerum  Germanicarum.  Berolini  1864.  Jaffe  Conr.. 
Geschichte  des  deutschen  Reichs  unter  Conrad  dem  Dritten.  Hannover  1845.  Jaffe 
Loth..  Geschichte  des  deutschen  Reichs  unter  Lothar  dem  Sachsen.  Berlin  1843.  Jaff»* 
Reg.,  Regesta  pontificnm  Romanorum.  Berolini  1851.  Innoc.  Ep. ,  Innocentii  III 
Romani  pontificis  regesto  sire  epistolae:  benutzt  nach  dein  Abdrucke  bei  Migne  Inno- 
centii III  opera  omnia.  Parisiis  1855.  Innoc.  Reg.  imp..  Innocentii  III  registrum 
super  negotio  iniperii:  ebenda  3,  995.  Irici  Tridinensis  Kerum  patriae  libri  tres.  Me- 
diolani  1745. 

Lacomblet  Urkundenbuch  für  die  Geschichte  des  Niederrbeins.  Düsseldorf  1849. 
La  Farina  Studj  sul  secolo  decimo  terzo.  Firenze  1842.  Lami  Del..  Deliciae  eru- 
ditorum  seu  Teterum  anekdoton  opusculorum  collectanea.  Florentiae  1736.  Lami  Mon.. 
Ecclesiae  Florentinae  inonumenta.  Florentiae  1759.  Laspeyres  Ueber  die  Entstehung 
und  älteste  Bearbeitung  der  Libri  feudorum.  Berlin  1830.  Leg.  raunic,  I>eges  mu- 
nicipales;  in  den  Mon.  patr.  Lib.  iur.  Gen,  Uber  iuriuin  reipublicae  Genuensis;  in 
den  Mon.  patr.  L.  Pap..  Liber  legis  Langobardorura  Papiensis  dictus;  in  den  Mon. 
•  ierm.  L.  4,  290.  Ludewig  Kol  .  Reliquiae  manuscriptorum.  Francofurti  1720.  Lünig 
C.  It.,  Codex  Italiae  diplomaticus.  Frankfurt  J 725.  Lupus  Codex  diplomaticus  ciri- 
tatis  et  ecclesiae  Bergomatis.   B.  1784. 

Mabillon  Ann.,  Annales  ordinis  S.  Beuedicti.  Lutetiae  Par.  1703.  Mandel  Ii 
II  comune  di  Vercelli  nel  medio  evo.  Vercelli  1857.  Manzonius  Episcoporum  Cor- 
neliensium  sire  ImoleriMiim  historia.  Parentiae  1719.  Marangoni  Memorie  di  Cittä 
nuora.  Roma  1743.  Marchesi  Supplemento  istorico  dell' antica  citta  di  Forli.  F.  1678. 
Margarinus  Bullarium  Cassinense.  V'enetiis  1650.  Mastrullo  Monte  Vergine  sagro. 
Xapoli  1663.  Meichelbeck  H.  F.,  Historia  Frisingensis.  AugusUe  1724.  Mem. 
di  Lucca.  Memorie  e  documenti  per  servire  all' istoria  del  principato  Lucchese.  L.  1813. 
Merkel  Long..  Appunti  per  la  storia  del  diritto  Ixmgobardo;  in  (Bollati)  Memorie 
spettanti  alla  storia  del  diritto  Italiano  nel  medio  cto.  Torino  1857:  Uebersetzung  der 
(ieschichte  des  Longobardenrechts,  Berlin  1850.  mit  Benutzung  der  Ton  Merkel  gesam- 
melten Ergänzungen.  Miraeus  Opera  diplomatica  et  historica  ed.  Foppens.  Lovanii 
1723.  Mittarelii  Acc,  Ad  scriptores  rerum  Italicarum  accessiones  historicae  FaTen- 
tinae.  Venetiis  1771.  Mittarelii  Ann..  Annales  Camaldulenses.  Venetiis  1755. 
Mohr  C.  D.,  Codex  diplomaticus  ad  historiam  Raeticam.  Chur  1844.  Mon.  Boica. 
Monumenu  Boica.  Monachii  1769.  Mon.  Germ..  Pertz  Monument*  Germaniae  biato- 
rica.  HannoTerae  1826;  angeführt  nach  der  durchlaufenden  Zählung  der  Bände,  aus* er 
dem  noch  unToIlendeten  IV.  Bande  der  Leges.  welcher  mit  L.  4.  bezeichnet  ist.  Mon. 
Mod.  Stat.,  Monumenti  di  storia  patria  delle  prorincie  Modenesi ;  Serie  degli  statuti. 
Parma  1864.  Mon.  Farm..  Monumenu  historica  ad  provincias  Parmensem  et  Pla- 
centinam  pertinenüa.  Parmae  1856;  die  Bände  sind  nach  der  Bog«nbezeichnung  gezählt. 
Mon.  patr.,  Hwtoriae  patriae  monumenu  ediu  iussu  regis  (  aroli  Alberti.  Aug.  Tau- 
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rinorum  1836:  (Mi..  Chartae;  Script.,  Scriptores:  Tgl.  (  od.  Sard.;  Leg.  munic. :  Lib. 
iur.  Gen.  Mongitore  Monumenta  historiea  sacrae  domns  mansionis  ss.  Trinitatis  mi- 
litari» ordinis  Theutonicorum  urbis  Panormi.  P.  1721.  Morbio  Storie  dei  raunicipi 
Italiani.  Milano  1836  Moriondi  Monumeuta  Aquensia.  Taurini  1789.  Muletti 
Memoric  storico-diplomatiche  appartenenti  alla  citta  ed  ai  marchesi  di  Saluzzo.  S.  1829. 
Mnratori  Ann.,  Annali  d'Italia.   Milano  1744. 

Notizenbl..  Notizenblatt,  Beilage  zum  Archiv  fiir  Kunde  österreichischer  Ge- 
schichtsquellen. Wien  1851.  Novellis  Storia  di  Savigliano  e  dell'abbazia  di  S.  Pietro. 
Torino  1844. 

Odorici  Storie  Brescinue.  B.  1853.  Oesterr.  Archiv,  Archiv  für  Kunde 
österreichischer  Goschirhtsquellen.  Wien  1848.  (Olivieri)  Memorie  della  badia  di  S. 
Tommaso  in  Foglia  nel  contado  di  Pesaro.  P.  1778.  Or.  Guelf.,  Scheidt  Origines 
Guelticae.  Hanoverae  1750.  Orsato  Historia  di  Padova.  P.  1678.  Osenbrüggen 
AI.  Strafr,  Das  Alamannische  Strafrecht  im  deutschen  Mittelalter.  Schaffhaunen  1860. 
Ott.  Fris.  Gesta,  Otto  Frisingensis  episcopus  De  gestis  Friderici  I:  bei  Urstisius  Ger- 
maniae  historici  illustres.   Francofurti  1585. 

Pacchi  Ricerche  istoriche  sulla  provincia  della  Garfngnana.  Modena  1785.  Pccci 
Stnria  del  vescovado  di  Siena.  Lucca  1748.  Pernice  De  Comitibus  palatii  commen- 
tatio  prior.  Halis  1863.  Petrini  Memorie  Penestrine.  Roma  1795.  Phillips  Engl. 
R.G. ,  Englische  Reichs-  und  Rechtsgeschichte.  Berlin  1827.  Phillips  K.R.,  Kir- 
chenrecht. Regensburg  1845.  Pill  ins  Medicinensis  Summa  de  ordine  iudiciorum:  bei 
Bergmann  S.  1.  Pirro  Sicilia  sacra  ed.  Mongitore.  Panormi  1733.  Poggiali  Me- 
morie storiche  della  citta  di  Piaeenza.  P.  1757.  Provana  Studi  critiri  sovra  la  storia 
d'Italia  a  tempi  del  re  Ardoino.  Torino  1844.  Puricelli  Ambrosianae  Mediolani  ba- 
silicae  monumenta.  Mediolani  1645. 

Radevicus  (Ragewin)  De  gestis  Friderici  I:  bei  Urstisius  Gerinaniae  historici 
illustres.  Francofurti  1585.  Ranke  Jahrb..  Jahrbücher  des  deutschen  Reich«  unter 
dem  sächsischen  Hause.  Berlin  1837.  Raum  er  Geschichte  der  Hohenstaufen  und  ihrer 
Zeit.  n.  Aufl.  Leipzig  1840.  Reg.  fPhil.  usw.).  Böhmer  Regesta  imperii.  neue  Bear- 
beitungen, angeführt  nach  den  Nummern  der  Urkunden  der  einzelnen  Herrscher.  Rem- 
ling  Urkundenbuch  zur  Geschichte  der  Bischöfe  von  Speier.  Sp.  1852.  Rena  e  Camici, 
della  Rena  Serie  degli  antichi  duchi  e  marchesi  di  Toscana,  (ed.  Camici).  Firenze  1764. 
Repetti  Dizionario  geografico,  fisicn.  storico  della  Toscana.  Firenze  1842.  Reuter 
Geschichte  Alexanders  des  Dritten.  II.  Ausg.  Leipzig  1860.  Riccardi  Storia  dei  vescovi 
Vicentini.  V.  1786.  Robolini  Notizie  appartenenti  alla  storia  della  sua  patria.  Pavia 
1823.  Roman  in  Storia  documentata  di  Venezia.  V.  1853.  Ronchetti  Memorie 
della  citta  e  chiesa  di  Bergamo.  B.  1807.  Roul.  de  Cluny.  Huillard-Breholles  Exa- 
men des  chartes  de  l'eglise  Romaine  contenues  dans  los  rouleaux  dits  rouleaux  de  Cluny. 
Paris  1865;  aus  Bd.  21b  der  Nntices  et  eitraits  des  manuscrits.  Rovelli  Storia  di 
Como.  Milano  1789.  Rubeis  Aquil.  Monumenta  ecclesiae  Aquileiensis.  Argentinae 
1740.  Rubeus  Rav..  Ravcnnatum  historiarutn  libri  undecim:  angeführt  nach  dem 
Abdrucke  in  Hraevius  Thesaurus  antiquitatum  Italine.  Bd.  7  a. 

Sflchs.  Ldr..  Homeyer  Des  Sachsenspiegels  er>ter  Theil  oder  da>  sächsische  I^and- 
recht.  III.  Ausg.  Berlin  1861.  Siich«..  Llir. .  Das  sächsische  Lehnreclit ,  in  Homeyer 
Des  Sachsenspiegels  zweiter  Theil.  Berlin  1842.  Sa  ncl  eme  n  t  i  u  s  Series  critico-chro- 
nologica  episcoporum  Cremonensium.  C.  1814.  San  Quintino  Osservnzioni  critiche 
.sopra  alcuni  particulari  delle  storie  del  Piemonte  e  della  Liguria.  Torino  1851.  San- 
tini  Saggio  di  memorie  della  citta  di  Tolentino.  Macerata  1759.  Sarti  Bon.,  De 
claris  arehigymnasii  Bononiensis  professoribus.  B.  1769.  Sarti  Eug. ,  De  episcopis 
Eugubinis.  Pisauri  1755.  Savigny  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter. 
II.  Ausg.  Heidelberg  1834.  Savioli  Annali  Bolognesi.  Bassano  1788.  Scheffer- 
Boichorst  Kaiser  Friedrich  I  letzter  Streit  mit  der  Kurie.  Berlin  1866.  Schirrmacher 
Kaiser  Friedrich  der  Zweite.  Göttingen  1859.  Schupfer  Delle  istituzioni  politiche 
Longobardiche.  Firenze  1863.  Schw.  Ldr.  und  Lhr. ,  Lassberg  Der  Schwabenspiegel 
oder  schwäbisches  Land-  und  Lehenrechtbuch.  Tübingen  1840.     Script.  It..  Muratori 
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Kerum  Italicarum  scriptores.  Mediolani  17*23.  Sickel  Acta  regum  et  imperatorum 
Karolinorum  dige.sta  et  enarrata.  Wien  1867.  Sitzungsber.,  Sitzungsbericht«  der 
philosophisch -historischen  Klasse  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissenschaften.  Wien 
1848.  Spangenberg  Die  Lehre  von  dem  Urkundenbeweise.  Heidelberg  1827.  Spon 
Histoire  de  Geneve.  G.  1730.  Stumpf  Acta  imperii  adhuc  inedita;  Anhang  zu  den 
Reichskanzlern.  Stumpf  Reg.,  Die  Kaiserurkunden  des  X.,  XI.  und  XII.  Jahrhun- 
derts chronologisch  verzeichnet :  Bd.  2  der  Reichskanzler.  Stumpf  Reichs k.,  Die 
Reichskanzler  vornehmlich  des  X.,  XI.  und  XII.  Jahrhunderts.  Innsbruck  1865.  Su- 
dendorf Reg..  Registrum  oder  merkwürdige  Urkunden  für  die  deutsche  Geschichte. 
Jena  1849. 

Tancredus  Bononiensis  Ürdo  iudiciarius;  bei  Bergmann  S.  87.  Tatti  Annali 
sacri  della  cittä  di  Como.  C.  1663.  Terraneo  La  principessa  Adelaide,  contesaa  di 
Torino.  T.  1759.  Theiner  Cod.  dorn.,  Codex  diplomaticus  dominii  temporalis  s. 
*edis.  Romae  1861.  Tiraboschi  Mod.,  Memorie  storiche  Modenesi.  M.  1793.  Ti- 
raboschi  Non.,  Storia  dell' augusta  badia  di  Nonantola.  Modena  1784.  Toeche 
Heinr.  VI,  Kaiser  Heinrich  VI.  Leipzig  1867.  Tommasi  Dell' historie  di  Siena. 
Venezia  1625.  Tonduzzi  Historie  di  Faenza.  F.  1675.  Tonini  Rimini  dal  prin- 
cipio  dell'era  rolgare  all' anno  1200.  R.  1856;  Rimini  nel  secolo  XIII  ossio  volume  terzo 
della  storia  cirile  e  sacra  Riminese.  R.  1862;  angeführt  als  Bd.  2  und  3.  Tourtual 
Bfthmens  Anth..  Böhmens  Antheil  an  den  Kämpfen  Kaiser  Friedrich  I  in  Italien. 
Güttingen  1 865.  Tourtual  Forsch.,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Kirchengeschichte 
des  XII.  Jahrhunderte.  Münster  1866.  Troya  Codice  diplomatico  Longobardo.  Napoli 
1852;  Bd.  4  der  Storia  d' Italia.  Troya  Romani,  Della  condizione  de'Romani  Tinti 
da'Lungobardi.  II.  Ediz.  Milano  1844. 

Ughelli  Italia  sacra  ed.  Coleti.   Venetiis  1717. 

Valentineiii  Reg.,  Regesta  documentornm  Germania«  historiam  illustrantium. 
München  1864:  aus  den  Abhandlungen  der  k.  bayer.  Akademie.  Cl.  Hl,  Bd  9b.  Verci 
Ecel..  Storia  degli  Ecelini.  Bas* an o  1779.  Verci  Marca,  Storia  della  marca  Tri- 
▼igiana.  Venezia  1786.  Vesi  Documenti  editi  c  inediti  che  serrono  ad  illustrare  la 
storia  di  Romagna.  Bologna  1845.  Vignati  Storia  diplomatica  della  Lega  Ix>inharda. 
Milann  1866.       VUi  Notizie  storiche  della  citta  «  dello  stato  di  Mantora.   M.  1787. 

Waitz  V.G..  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  Bd.  3.  4.  Kiel  1860.  Watte- 
rich Pontificum  Romanorum  Tita«  ab  aequalibus  conscriptae.  Lipsiae  1862.  Wetz  eil 
System  des  ordentlichen  Cirilprozesses.  II.  Aufl.  Leipzig  1865.  Wilda  Straf r.. 
Das  Strafrecht  der  Germanen  Halle  1842.  Winkelmann  Geschichte  Kaiser  Fried- 
richs des  Zweiten  und  »einer  Reiche.  Berlin  1863.  Wirtemb.  U.  B.  (Kausler)  Wir- 
tembergisches  Urkundenbucb.  Stuttgart  1849.  Würdtwein  N.  S..  Nova  subsidia 
diplomatica.  Heidelbergae  1781.  Wunderlich  Auecdota  qua«  processum  civilera 
spectant.  Gottingae  1841.  W ur s  tem  b er  ger  Peter  der  Zweite  Graf  ron  SaToyen. 
Bern  1856. 

Zaccaria  Laud..  Laudensium  episcoporum  series.  Mediolani  1763.  Zaccaria 
Lenn.  Dell' antichissima  badia  di  Leno  libri  tre  Venezia  1767.  Zacharia  Anecd.. 
Anecdota  medii  aeri.  Aug.  Taurinorum  1755.  Zacharia  Crem.,  Cremonensium 
episcoporum  serie*.  Mediolani  1749.  Zacharia  Iter  litterarium  per  Italiam.  Vene- 
tiis 1762. 
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Vorrede.  Entstehung  der  Arbeit.  S.  V.  Ergebnis»  bezüglich  des  Ausgangs- 
punkte. IX.  Benutzung  des  Materials,  XII.  Inhalt  der  spätem  Abteilungen.  XIV.  - 
Rückblick  auf  eine  Verteidigung  des  Verfassers  gregen  t.  Sybel,  XV.  —  Erörterung  der 
Einwendungen  Roth's  gegen  frühere  Behauptungen  des  Verfassers,  XX.  Die  Auflösung 
Deutschlands  Folge  des  Feudalismus.  XXII.  Germanische  Selbstständigkeit  der  Theile, 
XXIII:  das  Streben  nach  derselben  hindert  grössere  Staatenbilduug  nicht.  XXVI.  Notlüge 
Befugnisse  der  Zentralgewalt.  XXVII.  Gegensatz  zwischen  Feudalismus  und  Autonomie, 
XXVIII.  Das  fränkische  Reich  uicht  allgemeingültiger  Massstab  für  das  germanische 
Staatswesen,  XXX:  es  steht  gegen  das  deutsche  Staatswesen  zurück  durch  seine  Theil- 
barkeit,  XXXI.  Ungeniigen  der  fränkischen  Verfassung  bei  weiterer  Ausdehnung  des 
Reichs.  XXXIII.  Furtbestand  der  Volksrechte  ohne  Autonomie  der  Theile,  XXXIV.  Un- 
genügen  der  zentralen  Gesetzgebung  zunächst  für  Italien,  XXXV.  Entstehung  des  deut- 
schen Reichs  auf  Grundlage  der  Anerkennung  herkömmlicher  Einheit  einerseits,  her- 
kömmlicher Sonderstellung  andererseits.  XXXVI.  Grossere  Einheit  hinderte  damals  der 
Gegensatz  der  Stämme  oder  iJinder.  XXXVIII.  Dieser  und  das  Stammherzogthum  be- 
ruhen nicht  auf  der  Feudalität,  XXXIX.  Selbstständigkeit  des  Stammes  ist  nicht  durch 
ein  Stainmherzogthum  bedingt.  XU.  Stainmherzogthum  und  Feudalfürstenthum  sind 
wesentlich  verschieden,  XLII.  In  Deutschland  hinderten  äussere  Umstände  den  Bruch 
mit  dem  Feudalstaate,  der  ohnedem  auch  dort  in  Aussicht  stand.  XLIII.  Die  damalige 
Gestaltung  der  Fendalsprengel  würde  eine  Belassung  der  Selbstständigkeit  der  Theile 
nicht  gehindert  haben.  XI/V:  das  Streben  danach  macht  sich  später  auch  unabhängig 
vom  Feudalismus  geltend  und  würde  durch  den  Uebergang  zum  Beamtenstaate  nicht 
beseitigt  sein,  XLV1I.  aber  auch  die  nüthigc  Macht  des  Ganzen  nicht  gehindert  haben.  L. 
Der  massgebende  Einfluss  des  Feudalismus  auf  die  schliessliche  Entwicklung  lässt  häufig 
seine  Bedeutung  für  frühere  Perioden  überschätzen.  LI. 

Einleitung.  Italien  ein  nach  aussen  scharf  geschlossenes,  nach  innen  mannich- 
faltig  gestaltetes  Rechtsgebiet.  Einfluss  der  fränkischen  Herrschaft.  Geringer  Einfluss 
der  deutscheu  Hen-schaft  auf  Italien.  Grosserer  Einfluss  Italiens  auf  Deutschland.  Be- 
deutung und  Bearbeitung  der  italienischen  Rechtsgeschichte. 

A.  Gericht  und  B  »  n  u. 

1.  Die  Gerichts  Urkunden.  1.  Form,  Inhalt  und  Zweck;  l'rozessformeln; 
Unkelbüt&tändigkeit  der  Fassung.  '2.  Zeitliche,  3.  ortliche  Unterschiede  der  Fassung. 
4.  Reichsgerichtsurkunden. 
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II.  Verfahren  im  I  o  n  gH  ha  r  d  i  sc  h  e  n  Italien  5.  Allgemeines.-  Verfahren 
bei  Rechtsstreitigkciteu.  -  6.  Ordentliches  Verfahren.  Klage.  Antwort.  Beweis».  Ge 
standniss.  7.  Unheil,  ürtheil  und  Geständnis*.  8.  Spätere  Verallgemeinerung  der  For- 
mulare. —  9.  Ungehorsamsverfahren.  Klage.  Ladung.  Salische  Kapitel.  10.  Investitur. 
Bannung  de»  Vermögens.  Pfändung.  Nichterwähnung  des  Urtheils.  11.  Königsbann.  -■ 
12.  Verfahren  bei  unbestrittenen  Rechtsverhältnissen.  Entstehung.  Simulation  eine* 
Rechtsstreites.  13.  Anwendung  zur  Sicherung  von  Urkunden,  von  Erbe  oder  Freiheit. 
14.  Anwendung  desselben  Formulars  bei  Streitsachen.  Unheil.  15.  Zweck  die  Erlangung 
eines  gerichtlichen  Geständnisses  und  rechtskräftigen  Unheils.  Guarentigiirte  Urkunden. 
16.  Verpflichtung  des  Scheinbeklagten  zum  I^aunegild.  —  17.  Ungehorsams-  oder  Bann- 
verfahren  bei  unbestrittenen  Rechtsgeschäften :  18.  wird  später  die  allgemein  übliche 
Form.    19.  Anwendung  zur  Sicherung  des  gesammten  Gutes. 

t 

III.  Verfahren  iu  der  Romagna.  20.  Litiskoutestation.  21.  Coufessiu  iu  iure; 
Anwendung  für  unbestrittene  Rechtsverhältnisse :  guarentigiirte  Urkunden.  22.  Beweis- 
verfahren.  Longobardischer  Voreid.  Kalumnieneid.  23.  Urtheil.  Ausführung.  24.  Unge- 
horsamsverfahren. 

IV.  Aelterer  Königsbann.  25.  Fränkischer  Königsbann.  26.  Geldstrafen  der 
italienischen  Königsurkunden ;  abweichende  Bestimmung  und  Theilung  der  Strafsummen. 
27.  Vereinzelt  als  Bann  bezeichnet.  28.  Gerichtlicher  Königsbann.  29.  Befugniss  zur 
Verhängung.   30.  Selbstständige  Banngewalt  der  Grossen. 

• 

V.  Bann  und  Acht.  31.  Reichsbann  des  zwölften  Jahrhunderts.  Reichsacht. 
Strafandrohungen  der  deutschen  Königsurkunden.  32.  Fortdauer  des  fränkischen  Königs- 
bannes, der  Immnnitätsstrafe.  33.  Geldstrafen  für  den  Einzelfall  aus  Italien  übernommen. 
34.  Neues  Gewette  des  deutschen  Königs.  35.  Androhung  der  königlichen  Ungnade,  der 
Strafen  des  Majestätsverbrcchens :  Verbindung  mit  der  Geldstrafe.  36.  Androhung  des 
Bannes  des  Königs:  der  Ausdruck  aus  Italien  übernommen.  37.  Ungnade  und  Bann 
gleichbedeutend  mit  Reichsacht.  38.  Bedingtheit  der  Drohung:  Lösbarkeit  der  Ungnade. 
39.  Zahlung  als  Bedingung  der  Lösung.  40.  Steigerung  zur  Oberacht.  —  41.  Drohung 
der  Ungnade  und  des  Bannes  in  Italien  aus  Deutschland  übernommen;  Ausdehnung  der 
Befugniss  auf  die  Legaten;  verschieden  vom  altern  Königsbann.  42.  Die  Aechtung  scheint 
dem  frühern  italienischen  Rechte  fremd  zu  sein. 

VI.  Städtischer  Bann,  43.  Uebereinstimmen  der  Statute  verschiedener  Zeiten 
und  Orte.  44.  Bedeutung  des  Ausdruckes  Bann.  —  45.  Arten  des  Bannes:  Ungehor- 
sam.sbann  und  Ausweisungsbauu.  Veranlassung  des  Bannes.  46.  Bann  um  Schulden. 
Schuldknechtschaft.  47.  Einfacher  Ungehorsamsbann.  48.  Bann  um  Missethat.  49.  Rann 
um  Frevel.  50.  Lösbarer  Bann  um  Ungerichte.  51.  Beständiger  Bann:  Sühnbarer.  52.  Un- 
suhubarer.  —  53.  Fälligkeit  des  Bannes.  Ladung.  Bannfrist.  —  54.  Wirkungen:  Ver- 
urtheüung  des  Ungehorsamen.  55.  Bannbusse.  56.  Massregeln  zur  Ausführung  des  Ur- 
theil*. 57.  Ausschliessliche  Wirkungen  des  Bannes:  Massregeln  gegen  die  Person:  Verbot 
des  Aufenthaltes,  der  Unterstützung.  58.  Minderung  der  Rechtsfähigkeit.  59.  Friedlosig- 
keit.  60.  Massregeln  gegen  das  Gut:  Wüstlegung.  Zerstörung  des  Hauses.  61.  Einziehung 
des  Gutes.  62.  Verfügung  über  das  Gut.  63.  Wirkungen  für  fremde  Gerichtsbezirke: 
Keine  Steigerung  zum  Reichsbann.  Bann  gegen  Auswärtige.  64.  Anerkennung  des  Bannes 
durch  andere  Städte.  65.  Massregeln  gegen  fremde  Gebannte.  Ungenügen  des  Verfahrens. 
—  66.  Milderungen  des  unsühnbaren  Bannes.  Eingränzung.  67.  Aufhebung  des  unsühn- 
baren  Bannes. 

VII.  Lösbarer  Reichsbann.  68.  Arten  des  Reichsbanncs.  —  69.  lesbarer. 
Veranlassung.  Anwendung  bei  bürgerlichen  Streitsachen.  70.  Fälligkeit.  Ladung.  Ver- 
hängung. Bannfrist.  -  71.  Wirkungen:  Keine  Verurtheilung  des  Ungehorsamen.  72.  Bann- 
bnsse.  73.  Entziehung  der  Privilegien.  74.  Entziehung  des  Rechtsschutzes.  75.  Verbot 
der  Unterstützung.  Verbannung  aus  dem  Reiche  nicht  betont.  78.  Befehdung  von  Reichs- 
wegen. 77.  Erklärung  zum  Reichsfeinde.  —  78.  Lösung. 
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VIII.  Beständiger  Reichsba  nn.  79.  Ist  bedingt  durch  Verurtheilung  wegen 
Hochverraths.  80.  Bestrafung  des  Ungehorsams  als  Hochverrath.  81.  Deutsche  Ober- 
acht als  Strafe  des  Ungehorsams  gegen  den  König.  82.  In  Italien  Verharren  im  lös- 
baren Banne  durch  Jahresfrist  nicht  Vorbedingung.  83.  Stillschweigendes  Uebergehen 
des  lösbaren  in  bestandigen  Bann  durch  nachfolgende  Verurtheilung  als  Hochverrather, 
84.  wovon  die  Verurtheilung  in  die  einzelnen  Strafen  des  Hochverrates  zu  unterscheideil 
ist  85.  Näherer  Anschluss  dieses  Verfahrens  der  frühern  .stautischen  Zeit  an  das  deutsche 
Achtsverfahren.  86.  Gesetzliche  l*adungen  und  Fristen;  87.  Nichteinhaltung  nach  älterm 
italienischen  Recht,  88.  in  späterer  staufischer  Zeit,  89.  in  den  Sentenzen  K.  Hein- 
richs VII.  90.  Fälligkeit.  Banufrist.  Hl.  Subjekt  der  Verurtheilung.  Bannung  moralischer 
Personen  -  92.  Wirkungen:  93.  Strafen  des  Hochverraths:  .94.  Verurtheilung  zum 
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C.  VORSITZENDE  IM  REICHSGERICHTE. 


XX.  KÖNIGSBOTEN  FÜR  DEN  EINZELFALL. 

209.  —  Die  Uebung  der  Reichsgerichtsbarkeit,  so  weit  diese  nicht  am 
Hofe  selbst  durch  den  König  oder  seine  Stellvertreter  gehandhabt  wurde,  be- 
zeichnen wir  zur  Unterscheidung  vom  Hofgerichte  schlechtweg  als  Reichs- 
gericht. Den  Vorsitz  im  Reichsgerichte  fuhren  Reichsbeamte  mit  sehr  ver- 
schiedenen Befugnissen  und  wenigstens  später  auch  mit  verschiedenen  Titeln, 
welche  aber  durchweg  dem  deutschen  Ausdrucke  Königs  böte  entsprechen. 

Bis  zum  Beginne  des  zwölften  Jahrhunderts  ist  die  regelmässige  B  e- 
z  e  i  c  h  n  u  n  g  der  Vorsitzenden  im  Reichsgerichte  Missus  domhü  regis  oder 
d.  imperatoris,  auch  Missus  regalis  oder  Imperialist ;  seltener  und  anschei- 
nend nur  für  Boten  höhern  Ranges  gebraucht  Missus  sacri  palatii.2  Der 
engere  Ausdruck  Missus  discurrens  kommt  später  für  den  einzelnen  Königs- 
boten nur  ganz  vereinzelt  vor3;  häufiger  werden  in  Urkunden  bei  Aufzählung 
verschiedener  Beamtenklassen  auch  die  Missi  discurrentes  erwähnt,  in  der 
Regel  wohl  nur  als  wörtliche  Wiederholung  des  in  der  karolingischen  Zeit 
sehr  gebräuchlichen  Ausdruckes  aus  ältern  Vorlagen  und  anscheinend  ohne 
die  Absicht,  dadurch  nur  eine  besondere  Klasse  von  Königsboten  zu  bezeich- 
nen.4 Ganz  gleichbedeutend  mit  dem  fast  ausschliesslich  vorkommenden  Missus 
wird  in  wenigen  Fällen  der  Ausdruck  Nuntius  gebraucht5;  seltener  noch 
hören  wir  vom  Legatus.6  In  der  staufischen  Periode  werden  die  Bezeichnun- 
gen dann  mannichfaltiger;  während  das  alte  Missus  mehr  zurücktritt,  werden 
die  Königsboten  verschiedener  Art  jetzt  als  Legatus,  Delegatus,  Nuntius, 
Vicarius,  Capitaneus  d.  imperatoris  oder  imperii  bezeichnet. 

209.  —  1*  Vereinzelt  982:  M.  imperatoriut,  998:  M.  domnicus.  Fatteschi  304.  308. 
2.  Script.  It.  1  b,  465.  2b,  973.  Antiq.  It.  1,  307.  471.  2,  983.  8.  918:  Antiq.  It.  1,  455. 
4.  861-1047  :  üghelli  2,  97.  3,  353.  4,  966.  970.  Antiq.  It.  5,  197.  Ebenso  noch  1161  in 
Wiederholung  einer  Urk.  von  1031  :  Ughelli  5,  149.  153.  5.  1000-1077:  Antiq.  It.  2. 
967.  947.  3,  729.  Fantuzzi  2,  72.  ö.  915  wird  einmal  beiläufig  der  Missus  so  genannt, 
Antiq.lt.  1,487:  ebenso  in  einer  auf  1091  bezüglichen,  aber  vielleicht  viel  spater  abge- 
fassten  Klagschrift.  Lupus  2,  775.  Um  1055  heisst  ein  einfacher  Bote  des  Kaisers  einmal 
AW«W,  dann  Legatta.  Savioli  1.  95.  Erst  1100  und  1116  nennt  ein  Kflnigsbote  selbst 
sich  De/tgatus  a  principe,  1115  Legatus  d.  imperatoris.  Antiq.  It.  1,  476.  3,  1121.  Fan- 
tuzzi 5.  163. 
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Finden  wir  in  der  frühern  Zeit  den  einzigen  Ausdruck  Missus  d.  regis 
fast  ausschliesslich  in  Gebrauch,  so  ergibt  sich  doch  bald,  dass  die  Ver- 
schiedenheit der  Stellung  der  so  bezeichneten  Personen  nicht  minder 
gross  war,  als  später,  wo  auch  die  Bezeichnungen  mannichfaltiger  werden. 
Missus  des  Königs  ist  jede  Person,  die  vom  Könige  unmittelbar  mit  Verrich- 
tungen beauftragt  ist,  welche  nicht  schon  an  und  für  sich  in  den  Befugnissen 
ihrer  sonstigen  amtlichen  Stellung  liegen,  sondern  nur  kraft  besonderen  könig- 
lichen Auftrages  geübt  werden  dürfen.  Der  Ausdruck  Missus  wird  dann  als 
Titel  unter  Beibehaltung  des  sonstigen  Titels  diesem  zugefügt,  und  zwar,  wie 
wir  mehrfach  sehen  werden,  nicht  blos  da,  wo  es  sich  eben  um  Ausführung 
jenes  Auftrags  handelt,  sondern  überhaupt  so  lange  die  Beauftragung  dauert. 
Aber  der  Inhalt  des  diesen  Titel  begründenden  Auftrages  konnte  nun  ein 
überaus  verschiedener  sein.  Ein  und  derselbe  Titel  bezeichnet  denjenigen,  der 
mit  voller  königlicher  Machtvollkommenheit  das  ganze  italienische  Königreich 
verwaltet,  wie  etwa  denjenigen,  der  ein  Schreiben  des  Königs  zu  überbringen 
oder  im  Auftrage  des  Königs  bei  einem  Tausche  den  Werth  eines  Grund- 
stückes zu  schätzen  oder  in  den  Besitz  einer  Sache  als  Gerichtsbote  einzu- 
weisen hat  Es  liegt  dem  Ausdrucke  auch  keineswegs  der  Begriff  eines  nur 
vorübergehenden  Auftrages  zu  Grunde;  Missus  heisst  eben  so  wohl  derjenige, 
welcher  lebenslänglich  mit  der  Uebung  königlicher  Iloheitsrechte  betraut  ist, 
wie  derjenige,  der  nur  eine  einzelne  kurz  dauernde  Handlung  zu  vollziehen 
hat.  Eben  so  wenig  lässt  sich  festhalten,  dass  der  Begriff  des  Missus  die  Ab- 
wesenheit des  Königs  voraussetzt;  der  Ausdruck  wird  auch  da  angewandt,  wo 
jemand  in  Gegenwart  des  Königs  einen  Auftrag  desselben  zu  erfüllen  hat. 

Dass  sich  bis  zum  zwölften  Jahrhunderte  für  so  verschiedene  Stellungen 
im  amtlichen  Sprachgebrauche  nicht  auch  verschiedene  Bezeichnungen  festge- 
stellt haben,  kann  auffallen,  ist  aber  doch  erklärlich.  Es  handelt  sich  um  Stel- 
lungen, deren  Rechte  und  Pflichten  nicht  wie  die  der  ständigen  Reichsämter 
von  vornherein  feststehen,  deren  nähere  Begränzung  von  vornherein  ganz 
ungewiss  ist,  im  Einzelfalle  lediglich  von  der  freien  Willensbestimmung  des 
Königs  abhängt.  Der  königliche  Auftrag  ist  das  einzige  allen  Fällen 
Gemeinsame;  es  hängt  aber  ganz  vom  Belieben  des  Königs  ab  nicht  allein,  ob 
er  einen  solchen  geben  will,  sondern  auch  wie  er  ihn  geben  will,  in  welcher 
zeitlichen  und  örtlichen  Ausdehnung,  mit  welchen  Befugnissen.  So  erklärt  es 
sich,  wenn  man,  nur  die  Beauftragung  durch  den  König  ins  Auge  fassend,  die 
so  sehr  verschiedenen  und  vielfach  ineinander  übergehenden  Einzelgestaltungen 
im  Ausdrucke  nicht  unterschied.  Es  erklärt  sich  weiter  daraus,  dass  noch  in 
staufischer  Zeit,  wo  man  sich  mehrerer,  aber  doch  dem  Wortsinne  nach  sich 
sehr  nahestehender  Ausdrücke  bediente,  diese  nun  wohl  herkömmlich  über- 
wiegend nur  für  die  eine  oder  andere  Art  von  Königsboten  in  Gebrauch  waren, 
sich  eine  schärfere  Scheidung  daraufhin  aber  doch  kaum  begründen  Messe, 
überaus  häufig  auch  noch  der  eine,  wie  der  andere  Ausdruck  dem  einfachen 
Wortsinne  nach  für  Königsboten  verschiedenster  Stellung  gebraucht  wurde. 

210.  —  Wie  aber  das  Institut  schon  früher  insbesondere  durch  Karl 
den  Grossen  vielfach  eine  festere  Gestaltung  erhalten  hatte,  so  mussten  sich 
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doch  auch  nach  dem  Verfalle  der  bezüglichen  karolingischen  Einrichtungen, 
sei  es  noch  im  Anschlüsse  an  die  Reste  dieser,  sei  es  im  Anschlüsse  an  die 
durch  die  spätem  geschichtlichen  Wechselfalle  geschaffenen  Zustände,  wieder 
bestimmtere  Formen  ausbilden,  in  welchen  herkömmlich  für  diesen  oder  jenen 
Fall  die  Beauftragung  durch  den  König  geschah ;  es  ist  nicht  wohl  denkbar, 
dass  bei  einem  Institute,  welches  bei  der  italienischen  Reichsregierung  eine  so 
hervorragende  Stelle  einnimmt,  so  regelmässig  in  Verwendung  kommt,  wäh- 
rend es  andererseits  so  überaus  Verschiedenes  umfasst,  sich  nicht  wenigstens 
durch  Gewohnheit  und  Herkommen  bestimmtere  Begrenzungen  und  damit  eine 
Unterscheidung  verschiedener  Klassen  von  Künigsboten  feststellte, 
wenn  dieselben  im  Ausdrucke  auch  gar  nicht  oder  höchst  selten  auseinander- 
gehalten wurden.  Diese  Klassen  noch  jetzt  genauer  zu  sondern,  ihre  Befug- 
nisse zu  bestimmen,  wird  freilich  durch  nichts  mehr  erschwert,  als  durch  das 
Fehlen  besonderer  Ausdrücke  zur  Bezeichnung  der  Verschiedenheit  der  Sache. 
Es  wird  weiter  dadurch  erschwert,  dass  unsere  Kenntniss  des  Instituts  zumal 
in  älterer  Zeit  vorzugsweise  auf  den  Urkunden  über  einzelne  Gerichtssitzungen 
beruht  und  gerade  bei  diesen  die  Thätigkeit  der  verschiedenen  Klassen  von 
Königsboten  wesentlich  dieselbe  ist. 

Dennoch  werden  wir  uns  zum  Behufe  der  folgenden  Untersuchungen  dem 
Versuche  einer  solchen  Scheidung  nicht  entziehen  können.  Als  Hauptgesichts- 
punkt für  die  Scheidung  dürfte  am  geeignetsten  die  Dauer  des  königlichen 
Auftrags  ins  Auge  zu  fassen  sein,  da  sich  danach  von  der  Masse  der  Kö- 
nigsboten zunächst  zwei  Klassen  ziemlich  bestimmt  ausscheiden.  Eine  erste 
Klasse  bilden  die  Königsboten  für  den  Einzelfall,  deren  Auftrag  sich 
auf  die  Erledigung  nur  eines  einzelnen  bestimmten  Falles  beschränkt.  Den 
l»esthnmten  Gegensatz  zeigen  uns  dann  die  ständigen  Königs  boten, 
welche  dauernd,  etwa  durch  lebenslängliche  oder  gar  erbliche  Verleihung  oder 
durch  immerwährende  Verbindung  mit  einer  andern  Würde,  mit  der  Uebung 
königlicher  Hoheitsrechte  beauftragt  sind ;  ihre  Befugnisse  sind  in  der  Regel 
auf  gewisse  Hoheitsrechte  und  zumal  in  älterer  Zeit  auf  einen  bestimmten  Be- 
zirk beschränkt.  Zunächst  aus  dem  Fehlen  der  fiir  beide  Klassen  bestimmen- 
den Momente  ergibt  sich  die  dritte  wichtigste  Klasse  von  Königsboten,  deren 
Auftrag  sich  weder  auf  einen  Einzelfall  beschränkt,  noch  aber  auch  ein  stän- 
diger ist,  welche  beauftragt  waren,  nur  zeitweise,  aber  in  allen  ihnen  vorkom- 
menden Fällen  alle  oder  die  meisten  königlichen  Hoheitsrechte  zu  üben.  Da 
die  Uebung  ihres  Amtes  das  Bereisen  des  ihnen  zugewiesenen  engem  oder 
ausgedehnteren  Bezirkes  nöthig  machte,  so  lassen  sie  sich  etwa  im  Anschlüsse 
an  den  alten  Ausdruck  Missi  discurrentes  als  wandernde  Königsboten 
bezeichnen.  Innerhalb  dieser  Klassen  werden  sich  dann  noch  weitere  Schei- 
dungen versuchen  lassen. 

Entspricht  jene  Eintheilung  vorzüglich  den  Verhältnissen  der  altern  Zeit, 
ist  sie  für  die  st  au  fische  Periode  nicht  mehr  so  ganz  massgebend,  da  hier 
insbesondere  die  Stellung  der  wandernden  Königsboten  vielfach  in  die  stän- 
diger Reichsbeamten  übergeht,  so  schliesst  sich  doch  auch  die  Gestaltung 
der  spätem  Verhältnisse  eng  genug  an  jene  Scheidung  an,  um  von  ihr  für 

1* 
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den  ganzen  Verlauf  der  zu  berücksichtigenden  Jahrhunderte  ausgehen  zu 
können. 

211.  —  Die  Königsboten  für  den  Einzelfall  zeigen  uns  die  ein- 
fachste Gestaltung  des  Instituts;  der  König  beauftragt  jemanden,  in  einem 
einzelnen  Falle  seine  Stelle  zu  vertreten.  Dass  die  Vollmacht  sich  nur  auf 
einen  Einzelfall  bezieht,  scheint  in  den  Urkunden  oft  ausdrücklich  gesagt  zu 
sein,  wenn  der  Vorsitzende  als  Missus  d.  regis  ex  hac  causa  ab  eo  consti- 
tutum bezeichnet  wird.  Doch  wurde  anscheinend  der  Ausdruck  nicht  scharf 
darauf  beschränkt,  er  scheint  oft  nur  andeuten  zu  sollen,  dass  der  Missus  ge- 
rade auch  für  diese  Sache  bevollmächtigt  war,  mag  sich  diese  Vollmacht  nun 
aus  einem  allgemeinen  Auftrag  ergeben,  mag  sie  überhaupt  nur  für  diesen 
Einzelfall  gegeben  sein.  So  weist  968  der  unter  jenem  Titel  zu  Gericht  sitzende 
Adalgis  seine  Vollmacht  als  ständiger  Missus  vor,  während  es  zudem  an  und 
für  sich  unwahrscheinlich  ist,  dass  er  für  den  Einzelfall  etwa  noch  besonders 
bevollmächtigt  wurde,  da  es  sich  lediglich  um  gerichtliche  Verlautbarung  eines 
Verkaufes  handelte.  *  Noch  bestimmter  ergibt  sich  das  bei  einem  Falle,  wo 
der  auch  anderweitig  als  ständiger  Missus  zu  erweisende  Arioald  im  Juli  1035 
als  Missus  d.  imperatoris  ex  a*  causa  ab  eo  constitutus  zu  Gerichte  sitzt, 
wobei  es  sich  um  Anerkennung  eines  erst  am  5.  Juli  geschlossenen  Vertrags 
handelt,  also  von  einem  besondern  Auftrage  des  damals  in  Deutschland  wei- 
lenden Kaisers  nicht  die  Rede  sein  kann.2 

Die  Bestellung  von  Königsboten  zu  Richtem  für  eine  einzelne  beim  Könige 
angebrachte  Streitsache  war  wohl  meistens  dadurch  veranlasst,  dass  die  Sache 
am  Orte  selbst  leichter  zu  entscheiden  war,  als  am  Hofe.  Dann  konnte  der 
König  einen  Missus  aus  seiner  Umgebung,  de  presentiis  suis,  schicken,  um 
au  Ort  und  Stelle  zu  richten;  er  wird  vom  Hofe  entsandt.  So  klagt  845 
ein  Abt  beim  Könige  gegen  dienstweigernde  Hörige,  bezüglich  deren  er  in  der 
Grafschaft  Trient,  wo  sie  gesessen  seien,  kein  Recht  erlangen  könne;  tunc 
predictus  rex  de  suis  presentiis  missum  suum  Oaribaldum  palatinum 
iudicem  iüue  direxit  ad  ipsam —  causam  inquirendum  et  cideui  abbati 
iustitiam  faciendum,  welcher  dann  zu  Trient  Gericht  hält.  Im  J.  852  selückt 
der  Kaiser,  nachdem  die  Einwohner  von  Cremona  gegen  ihren  Bischof  bei  ihm 
geklagt  hatten,  de  sui  presentia  missum  Theodericum  consiliarium  suum, 
qui  hec  omnia  diligenter  inquireret  atque  diligenter  diffiniret ;  er  hält  zu 
Cremona  Gericht  und  unterschreibt:  qui  missus  de  hac  causa  inquirendum 
fwt.9  So  schickt  der  Kaiser  999  nach  Gaeta  missum  suum  atque  capella- 
num  vnum  clericum  nomine  Noticherium  geutis  Lotherincum  propter  di- 
stringendum  et  dijiniendum  hereditates  sacr't  episcopii  s.  Gajetanae  ec- 
clesiae;  1001  schickt  er  einen  seiner  llofkapläne,  um  am  Orte  selbst  über 
eine  Klage  des  Abtes  von  Leno  zu  richten.4  Natürlich  konnte  auch  der  allge- 
mein bevollmächtigte  wandernde  oder  ständige  Königsbote  mit  der  Entschei- 


211.  —  1.  Affo  Parma  1,353.  Vgl.  einen  ahnlichen  Fall  von  1018:  Autiq.  It.  5. 931. 
2.  Giulini  3,  517.  Aehnlich  527.  3.  Antiq.  It.  2.  971.  954.  4.  Gattula  Acc.  1.  11«. 
Zaccaria  Leno  83. 
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dung  eines  Einzelfalls  vom  Könige  noch  besonders  beauftragt  werden.  So  legt 
der  für  ganz  Italien  bevollmächtigte  Graf  Alberich  880  zu  Como  eine  beson- 
dere Vollmacht  des  Königs  vor,  an  Ort  und  Stelle  Zeugen  über  einen  Streit 
der  Aebte  von  S.  Ambrogio  und  Reichenau  zu  verhören.3 

212.  —  In  andern  Fällen  wird  derMissus  nicht  vom  Hofe  gesandt,  son- 
dern am  Orte  bestellt;  es  werden  Grosse  aus  der  Gegend,  wo  die  Sache 
zu  entscheiden  ist,  vom  Könige  mit  Erledigung  derselben  beauftragt.  So  sitzen 
833  zu  Siena  die  Bischöfe  von  Florenz  und  Volterra  im  Auftrage  des  Kaisers 
zu  Gericht  wegen  einer  Klage  des  Bischofs  von  Arezzo. 1  Nach  einigen  uns 
genauer  bekannten  Fällen  wurde  dann  dem  Kläger  eine  königliche  Weisung 
an  die  Betreffenden  zugestellt,  ihm  Recht  zu  schaffen.  In  einem  Placitum  zu 
Lucca  853  zeigt  der  dortige  Bischof  einen  kaiserlichen  Befehl  an  die  drei  Vor- 
sitzenden Missi,  nämlich  den  Bischof  von  Pisa,  den  Markgrafen  von  Tuszien 
und  einen  Vasallen  vor :  et  quicquit  ex  episcopatum  Lucense  apstractum 
invenissent,  —  diUgentissime  sup  sacramento  per  inquisitionem  investi- 
gare  studissent  adque  secundum  ipsam  inquisitionem  difinissent ;  si  vero 
orta  /wisset  contemptio,  quc  delibevare  ibi  menime  potuissent,  sub  wadia 
ßrmisque  fidiiussoribus  lioc  ante  nostra  venire  /ecissent  praesentia.2  Es 
wurde  dann  auch  wohl  eine  Mehrzahl  bestellt,  so  dass  es  im  Ermessen  des 
Klägers  stand,  an  wen  er  sich  wenden  wollte.  In  einem  bezüglichen  Befehl 
sagt  der  Kaiser  864,  der  Bischof  von  Lucca  habe  bei  ihm  über  die  vielen 
Vergewaltigungen  seiner  Kirche  geklagt;  ideo  constituimus  missos  nostros 
die  Bischöfe  von  Pistoja,  Pisa  und  Florenz,  den  Markgrafen  von  Tuszien, 
einen  Grafen  und  einen  Vasallen,  welche  dem  Bischöfe  zu  seinem  Rechte  ver- 
helfen sollen  und  insbesondere  die  Befugniss  erhalten,  die  Sachen  eines  jeden, 
der  sich  weigert  ihrer  Ladung  zu  folgen  oder  eidlich  vor  ihnen  auszusagen, 
unter  Königsbann  zu  legen;  schliesslich  heisstes:  Quod  si  /ortasse  omnes 
predicti  missi  nostri  ad  Itanc  iustitiam  /aciendam  se  coniungi  non  po- 
tuwint,  tunc — precipitmts,  ut  cuicumque  illorum  predictus  episcopus  — 
hoc  annunciaverit  vel  hanc  nostra m  epistolam  ostens&rit  per  se  absque 
ulla  dilatione —  eptscopo —  veram  iitstitiam  et  plenam  inquisitionem  /a- 
cere  studeat ;  auf  Grund  dessen  sitzt  dann  nur  der  Bischof  von  Pistoja  noch 
871  zu  Lucca  zu  Gericht,  indem  der  Vogt  von  Lucca  jenen  Befehl  vorlegt 
und  sagt:  Volo  ut  isteO.  episcopus,  qui  est  missus, — /aciat  exinde  inqui- 
sitionem.3 Dabei  konnte  es  sich  dann  auch  ergeben,  dass  in  Folge  des  könig- 
lichen Auftrags  ein  Untergebener  Richter  über  seinen  Herrn  wurde ;  so  wird 
945  zu  Reggio  gegen  den  dortigen  Bischof  geurtheilt  von  lUloinus  vassus  d. 
A.  episcopi  ipsius  scd'ts  —  et  >nisstts  d.  l'gonis  regis  ex  ac  causa  ab  eo 
constitutus.*  Wo  bei  verhältnismässig  geringfügigen  Sachen  das  Eingreifen 
eines  königliehen  Missus  nöthig  war,  wurde  derselbe  wohl  durchweg  aus  der 
Gegend  selbst  bestellt,  wenn  nicht  etwa  ständige  Königsboten  dafür  zur  Hand 
waren. 5 

5.  Antiq.  It.  5,  fl29. 

212.  -  1.  Antiq.  it.  5,  Ü23.     2.  Mem.  di  Lucca  ab,  420.     8.  Mem.  di  Lucca  4 b, 
52.     4.  Antiq.  lt.  1,  464.    5.  So  sollte  sich  bei  jedem  Tausch  von  Kircbengut  ein  Missu* 
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213.  —  Den  Titel  Missus  führt  nun  aber  weiter  auch  der,  welcher  am 
Hofe  selbst  und  in  Gegenwart  des  Königs  auf  besondern  Auftrag  desselben 
handelt ;  so  fanden  wir  den  Titel  insbesondere  auch  von  denjenigen  gebraucht, 
welche  für  die  Entscheidung  eines  Einzelfalles  mit  dem  Vorsitze  im  Ilofgerichte 
betraut  waren.1  So  mag  denn  auch,  wenn  901  der  richtende  Kaiser  seinem 
Vassus  et  missus  Walter  befiehlt,  den  Kläger  zu  investiren2,  der  Titel  sich 
nur  auf  diesen  sogleich  erledigten  Auftrag  beziehen.  Missus  d.  regis  heisst 
dann  immer  auch  derjenige,  welcher  nach  Entscheidung  der  Sache  vom  Könige 
beauftragt  wird,  in  den  Besitz  einzuweiseu. 

XXI.  NUNTIEN  UND  DELEGIRTE. 

214.  —  Auch  in  der  staufischen  Zeit  finden  wir  überaus  häufig 
Königsboten  erwähnt,  welche  nur  mit  der  Erledigung  einzelner  Angelegen- 
heiten beauftragt  waren.  »So  weit  es  sich  dabei  nicht  um  Vertretung  des  Kö-* 
nigs  als  Richter  handelt,  ist  der  Ausdruck  Nuntius  d.  imperatoris  für  sie 
am  üblichsten.  Der  urkundliche  Sprachgebrauch  ist  allerdings  kein  festste- 
hender; hie  und  da  wird  auch  der  Bote  für  den  Einzelfall  wohl  mit  dem  ältern 
Ausdrucke  als  Missus,  oder  dem  neuem  als  Lepatus  bezeichnet;  häufiger 
noch  wird  umgekehrt  der  Ausdruck  Xuntius  auch  für  ständige  Vertreter  des 
Königs  oder  seiner  Legaten  gebraucht,  und  dann  auch  wohl  für  solche,  welchen 
richterliche  Befugnisse  zustanden.  Wo  es  sich  aber  um  Nuntien  für  den 
Einzelfall  handelt,  entspricht  es  durchaus  dem  Sprachgebrauche,  wenn  wir 
darunter  nur  solche  Boten  verstehen,  bei  welchen  es  sich  nicht  um  die  Be- 
stellung zu  Richtern  handelt.  Die  Angelegenheiten,  zu  welchen  solche  Nuntien 
verwandt  wurden,  konnten  natürlich  die  allerverschiedenartigsteu  sein.  So  in- 
vestirt  beispielsweise  1162  Benedikt  von  Aachen  als  Nuntius  des  Kaisers  in 
dessen  Auftrage  den  Probst  von  Monza1;  Nuntien  führen  1183  die  Verhand- 
lungen mit  den  Lombarden2;  1191  schickt  der  Kaiser  den  Kämmerer  Rudolf 
als  Nuntius  nach  Borgo  S.  Donino,  um  die  Uebergabe  des  Orts  an  Piacenza 
auszuführen3;  1192  bestellt  er  zwei  Hofrichter  zu  seinen  Nuntien,  um  sua 
vice  alles  zur  Herstellung  des  Friedens  zwischen  Brescia  und  Bergamo  Nöthige 
vorzunehmen4;  1220  verhängt  der  Markgraf  von  Caretto  als  Nuntius  d.  im- 
peratoris ad  Itoc  constitutus  den  Bann  über  Ventimiglia. 5  Am  häufigsten 

212.]  überzeugen,  dass  der  Tausch  der  Kirche  uicht  uachtheilig  sei;  vgl.  §  154  n.  7.  Missi. 
welche  den  Titel  nur  mit  Rücksicht  auf  einen  solchen  Auftrag  zu  führen  scheinen,  werden 
denn  auch  oft  erwähnt;  so  erfolgt  892  die  Besichtigung  durch  Ragifredut  huU*  et  mit  tut 
d.  imp.,  der  aber  in  der  Unterschrift  den  Titel  nicht  fuhrt;  956  unterzeichnet  in  solcher 
Eigenschaft  Wala  vattut  et  mim»im  d.  re<jum,  qui  mittut  fui  nt  supr«,  984  Antfrtdus 
mittut  d.  regit  tuper  iptU  rebut  accetti  et  mittut  fui  ut  tupra.  Fumagalli  522.  Frisi  2,22. 
Tiraboschi  Jfon.  2,  126;  rgl.  auch  966:  Mon.  patr.  Ch.  I,  209.  Doch  iiude  ich  nirgends 
bestimmt  erwähnt,  dass  die  Vollmacht  dazu  nur  für  den  Einzelfall  gegeben  war:  gerade  für 
solche  Angelegenheiten  dürften  früh  dauernde  Vollmachten  ertheilt  sein. 

213.  —  1.  Vgl.  §  176.     2.  Ughclli  1.  799. 

214.  —  1.  Frisi  2,  63.    2.  Antin,,  lt.  4.  291.  305.    8.  Afl'o  Parma  3,  301.    4.  Üdo- 
nci  6,  74.  Arch.  stör.  N.S.  3b,  18.     5.  Liber  jur.  Gen.  1,  660.  662. 
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finden  wir  von  Deutschen  die  Reichsdienstmannen ,  von  Italienern  die  Hof- 
richter  als  Nuntien  verwandt. 

215.  —  Dieser  Klasse  werden  auch  im  allgemeinen  die  ofterwähnten 
Nuntien  zur  Erhebung  des  Fodrum,  pro  fodro  coüigendoy  zuzuzählen 
sein,  da  ihre  Vollmacht  sich  oft  auf  Erledigung  dieser  Einzelangelegenheit  be- 
schränkt zu  haben  scheint.  Otto  von  Freising  spricht  von  ihnen  im  allgemei- 
nen: Mos  enhib  antiquis,  ex  quo  Imperium  Romanum  ad  Francos  deri- 
vatum  est,  ad  nostra  usque  deductus  est  tempora,  ut  quotiescunque  reges 
Italiam  ingredi  destinaverint,  gnaros  quoslibetde  familiaribus  suis  prae- 
inittaat,  qui  singulas  cii'itates  seu  oppida  peragrando,  ea  quae  ad  fiscum 
regalem  spectant,  quae  ab  accolis  fodrum  dicuntur,  evquirant. 1  Häufig 
waren  diese  Befugnisse  gewiss  mit  den  weitergehenden  verbunden,  den  ganzen 
Zustand  Italiens  für  die  Ankunft  des  Königs  zu  ordnen;  wir  werden  häufig 
gerade  in  der  Zeit  vor  einem  Zuge  des  Königs  Boten  mit  den  umfassendsten 
Vollmachten  thätig  finden.  Doch  scheint  wenigstens  in  der  staufischen  Zeit 
die  Befugniss  zur  Erhebung  des  Fodrum  durch  eine  ausdrückliche  Vollmacht 
bedingt  gewesen  zu  sein,  da  das  in  den  bezüglichen  .Stellen  der  Privilegien 
mehrfach  betont  wird.  So  sagt  der  Kaiser  1164  und  1185,  von  der  Kirche 
von  Fermo  solle  niemand  Abgaben  erheben,  praeter  solum  legatum  nostrum, 
cum  a  nobis  pro  fodro  coüigendo  specialiter  destinatus  fuerit;  und  1178 
für  den  Bischof  vonRieti:  fodrum  enim  regale — nemo  ea'igat,  nisi  nos 
aut  certus  nuncius  noster  ad  hoc  specialiter  destinatus.2  Jedenfalls  schei- 
nen nicht  immer  die  sonstigen  Legaten  zu  diesem  Behufe  verwandt,  sondern 
zuweilen  eine  Mehrzahl  von  Nuntien  nur  für  den  bestimmten  Zweck  und  wohl 
für  bestimmte  Bezirke  bestellt  zu  sein.  So  vor  dem  Römerzuge  K.  Heinrichs 
1 191 ;  der  Stadt  Piacenza  bestätigt  den  Empfang  des  Fodrum  Rudolf  us  ca- 
merarius  deputatus  ad  fodrum  regale  recipiendum,  dem  Bischöfe  von  Turin 
Thomas  de  Xono  nuncius  regis  et  totius  Taurinensis  episcopatus  legatus 
et  i>rincipaliter  ad  hoc  missus3,  während  d.  Bonusioliannes  Verceüensis 
advocatus  et  d.  11.  regis  legatus,  welcher  nach  besiegelter  Vollmacht  des 
Kaisers  zugleich  mit  dem  Grafen  Heinrich  von  Eppan  in  Veranlassung  der 
bevorstehenden  Kaiserkrönung  ad  fodrum  regale  atque  alia  sei-citia  requi- 
renda  et  colligenda  bestellt  war,  ein  vom  Könige  zu  bestätigendes  Abkommen 
mit  dem  Bischöfe  von  Padua  trifft,  wonach  dieser  gegen  Zahlung  von  hundert 
iMark  vom  Fodrum,  von  der  Heerfahrt  und  von  der  Hoffahrt  nach  Roncalia 
befreit  sein  soll.4 

216.  —  Von  den  in  den  verschiedenartigsten  Verwaltungsangelegenheiten 
thatigen  Nuntien  werden  die  vom  Könige  für  den  Einzelfall  delegirte n 
Richter  nun  auch  im  Ausdrucke  immer  unterschieden.  Der  frühere  Aus- 
druck Missus  verliert  sich  auch  für  sie;  1161  werden  delegirte  Richter  noch 
einmal,  abwechselnd  mit  dem  Ausdrucke  Vtcarii,  als  Missi  d.  imperatoris 
bezeichnet1;  1159  heisst  es  Cognitores  cause  e.v  precepto  imperatoris; 

215.  -  1.  (Jesu  Frid.  I.  2  c.  12.  2.  Ughelli  2.  t>94.  697.  1,  1201.  3.  Poggiaü 
5,  11.  Mon.  patr.  th.  1.  9bU      4.  Antiq.  It.  2,  W. 

216.  -  1.  Tix.boschi  Non.  2,  279. 
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1160:  eonslituti  ab  imperatore  cognitores  litis:  1186:  Cogmtor  contro- 
reraiae  ex  delegatione  d.  imperatoris.2  Weiterhin  heissen  sie  in  der  Regel 
Iudices  delegati  oder  Delegat}  d.  imperatoris. 3 

Ihre  Zahl  ist  verschieden;  wir  finden  einen  Delegirten,  häufig  zwei  oder 
drei,  zuweilen  vier  oder  fünf.  Auch  bei  Bestellung  einer  Mehrzahl  haben  alle 
offenbar  dieselben  Befugnisse ;  es  fehlt  auch  dann,  wenn  die  sonstigen  Rang- 
verhältnisse sehr  verschieden  sind,  jede  Spur,  dass  etwa,  entsprechend  dein 
Hofgerichte,  der  delegirte  Bischof  Vorsitzender,  die  mit  ihm  delegirten  Hof- 
richter nur  Beisitzer  gewesen  seien;  wir  haben  alle  als  gleichberechtigt  zu 
betrachten. 

Wie  früher  Missi,  so  konnten  auch  am  Hofe  selbst  Delegirte  bestellt 
werden.  .So  in  den  frühern  Zeiten  K.  Friedrichs  I,  wo  ein  ständiges  Hofgericht 
für  Italien  noch  nicht  bestand.4  Seit  dieses  hervortritt,  finden  sich  am  Hofe 
selbst  nie  Delegirte,  welche  demselben  nicht  angehört  hätten ;  ist  der  Hofvikar 
als  ständiger  Delegirter  zu  fassen,  so  scheinen  auch  Einzelsachen  immer  nur 
an  ihn  delegirt  zu  sein3;  ebenso  werden  wir  die  Hofrichter,  wenn  sie  aus- 
nahmsweise in  seiner  Abwesenheit  zu  Gerichte  sitzen6,  als  ständige  Delegirte 
zu  betrachten  haben.  Auch  die  frühern  Fälle  eiues  Urtheileus  auf  Mandat 
treffen  den  Hofvikar  und  einen  Hofrichter.7  Als  dann  beim  Mangel  eines 
ständigen  Hofgerichtes  in  der  frühern  Zeit  K.  Friedrichs  II  diese  Form  häu- 
figer angewandt  scheint,  werden  allerdings  ausser  den  Grosshofriehtern  auch 
wieder  andere  Personen  am  Hofe  bestellt.8  Davon  abgesehen  finden  wir  De- 
legirte nur  in  Abwesenheit  des  Kaisers,  dann  insbesondere  da  bestellt,  wo  die 
Entscheidung  an  Ort  und  Stelle  der  durch  das  Hofgericht  vorzuziehen  schien. 

Wurden  in  früherer  Zeit,  wo  für  den  Vorsitzenden  nur  die  Gerichtsgewalt 
in  Betracht  kam,  auch  weltliche  Grosse,  bei  denen  wir  genauere  Reehtskennt- 
uiss  schwerlich  voraussetzen  dürfen,  vom  Könige  mit  gerichtlichen  Entschei- 
dungen betraut,  so  finden  wir  jetzt,  dass  häufig  alle,  durchweg  wenigstens 
einige  der  Delegirten  in  ihrer  sonstigen  Stellung  Ständen  angehören,  bei 
welchen  wir  auf  genauere  Rechtskenntniss  schliessen  dürfen.  Am  häufigsten 
finden  wir  die  ständigen  Hofrichter  des  Königs  zu  Delegirten  bestellt;  vielfach 
nur  solche9,  oder  mit  andern. 1(1  Sind  aber  Grosse  des  Reichs  delegirt  ,  so 

216.]  2.  Verci  Ecelini  3.  37.  Affö  Parma  3.  371.  Fantuzri  6.  54.  8.  Zuerst  1188:  Antiq. 
It.  2,  79.  Früher  findet  .sich  rereinzelt  zu  Monselice  1100:  W.  mittti*  d.  iinp.  atque  deU- 
tfoiut  ab  ipto  principe;  1116:  M.  delegatu*  ab  ipto  principe  in  comitatu  Pitano  pro  litibus 
difßniendit.  Antiq.  It.  1,  47b'.  3.  1121.  Zuerst  überhaupt,  so  weit  ich  sehe,  unterschreibt 
1093  zu  Sinigaglia  ein  defeijafu*  a  principe  iuder,  Mittarelli  Ann.  9,  16.  wo  unter  dem 
Princeps  aber  nicht  der  Kaiser,  sondern  Markgraf  Werner  zu  Terstehen  ist:  auch  kann  e> 
sich  hier  nicht  um  Delegation  für  den  Einzelfall  handeln,  da  der  Judex  gar  nicht  Richter 
ist,  sondern  einem  Missiis  des  Markgrafen  das  Urtheil  findet.  Scheint  es  sich  hier  überall 
um  dauernde  Befugnisse  zu  handeln,  so  dürfte  ein  Zusammenhang  mit  der  später  üblichsten 
Anwendung  des  Ausdruckes  nur  für  Einzelfälle  noch  nicht  bestehen.  De/eaati  des  Erz- 
bischofs  Ton  Rnrenna  für  einen  Einzelfall  werden  1119  genannt.  Amadesius2.357.  4.  Vgl. 
§  162  n.  9.  11.  Tu  Vgl.  §  191.  «.  Vgl.  §  183  n.  15.  §  184  n.  3.  §  186  n.  1.  2 
7.  Vgl.  §  165  n.  5.  7.  8.  Vgl.  §  164  n.  10.  §  165  n.  9.  §  198  n.  6.  0.  1161-96: 
Tiraboschi  Non.  2,  279.  Afl'ö  Parma  2.  376.  Mon.  patr.  Ch.  1.  965.  Odorici  6.  74.  Antich. 
Est.  1,  360.  De  Conti  1,  372.       10.  So  entscheiden  1188  zu  Paria  drei  Hofrichter  mit 
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siud  das  jetzt  immer  Bischöfe,  wie  ja  auch  alle  Hofvikare  diesem  Stande  an- 
gehörten; so  finden  wir  als  Delegirte  1186  den  Erzbischot*  von  Ravenna11, 
1191  den  Bisehof  von  Feltre12,  1192  den  Bischof  von  Trient  mit  zwei  Hof- 
riehtern13,  1 197  den  Bischof  Heinrich  von  Mantua,  der  später  Hofvikar  war, 
mit  einem  Hofriohter 1 4,  1219  den  Bischof  von  Pavia  mit  zwei  Genossen. 15 
Von  seinen  Hofgeistlichen  schickte  der  Kaiser  1 1 65  den  Kaplan  Konrad,  um 
vice  imperatoria  einen  .Streit  zwischen  Genua  und  Pisa  zu  entscheiden. 16  So 
häufig  auch  jetzt  noch  in  Italien  deutsche  weltliche  Grosse,  insbesondere 
Reichsdienstmannen,  in  Stellungen  verwandt  wurden,  mit  welchen,  wie  der  der 
Legaten,  nebenbei  auch  richterliche  Befugnisse  verbunden  waren,  so  finden 
wir  sie  doch  nie  in  der  lediglich  richterlichen  des  Delegirten.  Eine  Delegirung 
italienischer  Markgrafen  und  Grafen  finde  ich  nur  in  einer  Formel  vorge- 
sehen. 1 7 

Für  weniger  wichtige  Sachen  wurden  vom  Kaiser  wohl  die  betreffenden 
Ortsbehörden  delegirt;  so  1160  die  beiden  Judices  et  potestates  von  Parma, 
1165  die  Konsuln  von  Pavia.18  Oder  am  Orte  ansässige  Rechtskundige;  so 
1 1 93  zu  Brescia  der  frühere  Hofvikar  Magister  Metellus  und  der  Bresciauer 
Wilhelm  vonOriana19;  1210  zu  Faenza  zwei  dortige  Judices. 20  Doch  dürften 
nicht  ohne  Absicht  die  Delegirten  mehrfach  verschiedenen  Orten  entnommen 
sein;  so  finden  wir  neben  einem  Astenser  1210  einen  von  Pavia,  1214  von 
Cremona.21  In  der  Regel  wird  auf  möglichste  Unparteilichkeit  der  Richter 
gesehen  sein;  es  wird  im  allgemeinen  der  Partei  zugestanden  haben,  einen 
verdächtigen  abzulehnen,  da  das  in  einem  Einzelfalle  ausdrücklich  ausge- 
schlossen wird.22  Doch  werden  1191  bei  einem  Streite  zwischen  Bergamo 
und  Brescia  je  zwei  Delegirte  aus  jeder  Partei  bestellt,  freilich  mit  der  Be- 
stimmung, die  Sache  an  den  Kaiser  zurückzuleiten,  wenn  sie  sich  nicht  einigen 
können.23  Wenn  nach  einer  Formel  die  klagende  Partei  bestimmte  Personen 
erbittet  und  der  Kaiser  gerade  diese  delegirt,  so  dürfte  das  doch  kaum  einem 
allgemeineren  Brauche  entsprochen  haben.24  Auch  die  aus  den  Bürgern  der 
Städte  ernannten  werden  durchweg  als  Judices,  also  als  Rechtsgelehrte  von 
Beruf  bezeichnet ;  sind  sie  andern  Standes,  so  werden  wir  doch  immer  Rechts- 
kundige in  ihnen  vermuthen  dürfen ;  ein  Medicus  Muscardinus,  der  1 1 95  vom 
Kaiser  zum  Delegirten  bestellt  wird,  war  gewiss  zugleich  Rechtskundiger,  da 
ihn  1 1 90  das  Kapitel  zu  Treviso  zum  Prokurator  behufs  Verfolgung  einer 
Rechtssache  beim  Kaiser  bestellt.25  Geistliche,  welche  nicht  zum  Reiche  als 

dem  Judex  Ariprand  (toii  Mailand,  Savioli  2,  86)  und  dem  erst  spttter  als  Hofrichter  vor- 
kommenden Guido  de  Puteo  (von  Pavia)  als  Delegirte  einen  Streit  zwischen  dem  Kaiser 
und  Crema:  115)0  zu  Tortona  zwei  Kastellane  und  zwei  Hofrichter  einen  Streit  zwischen 
Xovara  und  Vercelli.  Antiq.  It.  2.  79.  Mon.  patr.  Ch.  1.  959.  11.  Fantuzzi  6,  54. 
12.  Calogera  N.R.  34a.  73.  18.  Toeche  Heinr.  VI.  622.  14.  Fantuzzi  2, 362.  15.  Antiq. 
It.  4.  89.  16.  Mon.  Germ.  18,  62.  17.  Beilage  von  vor  1215  aus  Boncompagnus. 
18.  Aftö  Parma  2,  371.  Robolini  3.  144.  Vgl.  §  164  n.  4-8,  wo  Pavia  statt  Mailand  zu 
lesen  Ut.  1».  Beilage  von  1193  März  12:  wegen  Wilhelm  vgl.  Arch.  stor.  N.S.  3  b,  19. 
20.  Fantuzzi  2.  373.  31.  Beilage  von  1210  Dez.  8.  Böhmer  Acta  237.  32.  Vgl. 
§  166  n.  3.  28.  Tuecbo  Heinr.  VI.  614.  24.  Beilage  von  vor  1215  aus  Boncompagnus. 
25.  Calogera  N.R.  34  a,  79.  69. 
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Reichsbischöfe  oder  soust  in  näheren  Beziehungen  stellen,  finde  ich  nicht  als 
kaiserliche  Delegirte  genannt. 

K.  Friedrich  II  überwies  die  an  Ort  und  .Stelle  zu  entscheidenden  Einzel- 
talle in  der  Regel  seinen  Legaten  und  Vikaren ;  doch  kommen  zuweilen  auch 
noch  andere  vor;  so  entscheider  1237  Ezelin  da  Romano  als  Delegatus  d. 
i  mperatoris  in  liac  parte  eine  ihm  vom  Kaiser  überwiesene  Appellation.26 
Ausnahmsweise  scheinen  unter  ihm  auch  wohl  einzelne  Personen  von  vornherein 
tür  gewisse  Sachen  delegirt  gewesen  zu  sein;  1221  sitzt  zu  Gerichte  Lando 
d.  gr.  Jieginus  archiepiscopus  d.  imperatoris  consiUarius  et  familiaris  ac 
in  omnibus  causis  monasterii  s.  StepJiani  de  Netnore  per  imperialem  cle- 
mentiam  iudex  delegatus27 ;  und  1219  werden  vom  Könige  zwei  Delegirte 
zwar  zunächst  zu  dem  Zwecke  bestellt,  der  .Stadt  Asti  wegen  einer  Klage 
gegen  Alba  Recht  zu  schaffen,  aber  mit  dem  Bemerken,  dass  sie  auch  zur 
Entscheidung  aller  andern  Klagen,  welche  die  von  Asti  bei  ihnen  einbringen 
wollen,  befugt  sein  sollen.28 

217.  —  Die  richterlichen  Befugnisse  der  Delegirten  sind  zunächst 
abhängig  von  dem  Inhalte  der  ihnen  wohl  immer  schriftlich 1  ertheilten  kaiser- 
lichen Vollmacht,  Commissio  oder  Litterae  commhsionis,  deren  sich  einige 
erhalten  haben.  Konnten  diese  ungewöhnliche  Beschränkungen  oder  Befug- 
nisse enthalten,  konnte  der  Kaiser  auch  später  noch  in  delegirte  Sachen  ein- 
greifen2, so  werden  wir  doch  zweifellos  anzunehmen  haben,  dass  abgesehen 
von  dem  Inhalte  der  besondern  Vollmacht  die  Stellung  des  kaiserlichen  Dele- 
girten als  eine  an  und  für  sich  rechtlich  geregelte  betrachtet  wurde,  mit  der 
gewisse  Befugnisse  verknüpft  waren,  wenn  sie  auch  im  Einzelfalle  nicht  aus- 
drücklich angegeben  wurden.  Und  dann  waren  zweifellos  die  Grundsätze  des 
römischen  und  des  dieselben  weiterbildenden  kanonischen  Rechtes  dafür  mass- 
gebend, zumal  das  Institut,  so  wenig  es  etwa  ursprünglich  dem  Brauche  der 
Kirche  entnommen  ist,  doch  in  den  später  üblichen  Formen  erst  in  den  letzten 
Zeiten  K.  Friedrichs  I  zugleich  mit  der  Ersetzung  des  Ausdruckes  Cognitor 
durch  Delegatus*  bestimmter  und  häufiger  hervortritt.  Die  Kommissions- 
schreiben, welche  uns  freilich  erst  aus  dem  dreizehnten  Jahrhunderte  vereinzelt 
erhalten  sind4,  schliessen  sich  denn  auch  zum  Theil  wörtlich  den  in  päbstlichen 
Delegationsurkunden  gebräuchlichen  Formeln  an. 

In  den  mir  bekannten  Fällen  erscheinen  die  Delegirten  immer  mit  der 
gesammten  Prozessführung  beauftragt;  wo  es  sich  nur  um  die  Vollziehung 
einzelner,  wenn  auch  richterlicher  Handlungen  handelt,  ist  der  Ausdruck  nicht 
üblich,  ist  von  Nuntien  die  Rede. 5  Bezüglich  der  Sachen,  die  delegirt  wur- 
den, tritt  eine  Beschränkung  auf  minder  wichtige  oder  auf  bürgerliche  Streitig- 

216.)  26.  Huillard  5.  68.    27.  Huillard  2.  211.    28.  Böhmer  Acta  776. 

217.  —  I.  1186  beruft  sich  ein  Delegirter  auf  die  frühere  DeUewtio  des  Kagers, 
daneben  aber  auch  auf  die  vmu  roci*  imrio  K.  Heinrichs.  Ughelli  2.  630.  2.  Vgl.  §  166. 
Die  Falle,  wofür  sich  dort  Beispiele  Huden,  dass  der  Delegant  die  Delegation  revozirt  oder 
der  Delegat  die  Sache  an  den  Deleganten  zurückweist,  sind  bei  Tancred  P.  1  t.  2  §  3  er- 
wähnt. 8.  Vgl.  §  216  n.  3.  4.  1210.  14.  19:  Beilage  ron  1210  Aug.  11);  Böhmer 
Act*  237.  776.       6.  Vgl.  §  214. 
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keiten  nicht  hervor.  Streitigkeiten  zwischen  dein  Reiche  und  dem  Bischof« 
von  Iinola  über  die  dortige  Grafschaft,  dem  Reiche  und  der  Stadt  Crema  über 
die  Insula  Fuleherii  werden  1186  und  1188  von  Delegirten  entschieden6, 
ebenso  1188  eine  Klage  des  Bischofs  von  Turin  gegen  den  Grafen  von  Sa- 
voien,  1 190  der  Stadt  Xovara  gegen  Vercelli  über  Gewaltthat  und  Friedens- 
bruch.7 Insbesondere  werden  auch  Appellationen  an  den  Kaiser  von  diesem 
häufig  delegirt8,  entsprechend  dem  Satze,  welcher  das  nur  dem  Princeps  zu- 
gesteht. Und  zwar  geschieht  das  auch  da,  wo  es  sich  bereits  um  die  zweite 
Appellation  handelt  und  damit  weitere  Appellation  an  den  Kaiser  ausge- 
schlossen ist.9 

Die  Befugnisse  des  Delegatus  a  principe,  Parteien  und  Zeugen  zu  laden 
und  zur  Aussage  zu  zwingen  und  sein  Urtheil  selbst  zu  vollziehen,  werden  in 
den  Kommissionsbriefen  ausdrücklich  zugestanden.  Ausser  den  sonstigen  pro- 
zessualischen Zwangsmitteln  scheint  ihnen  im  dreizehnten  Jahrhunderte  auch 
gewöhnlich  die  Gewalt  des  Bannes  zur  Erzwingung  des  Gehorsams  bezüglich 
der  Ladung  und  der  Ausführung  bewilligt  zu  sein10;  es  mag  darauf  die  Ge- 
walt päbstlicher  Delegaten,  mit  kirchlichen  Censuren  vorzugehen,  eingewirkt 
haben. 

Vom  Spruche  des  Delegirten  ging  die  Appellation  an  den  Kaiser1 1 
und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Delegirte  bereits  in  der  Appellationsinstanz 
erkannte.12  Das  Recht  des  Princeps,  sine  remedio  appellationis  zu  delegiren, 
wird  dem  Kaiser  gewiss  zugesprochen  sein ;  ein  Beispiel,  dass  davon  Gebrauch 
gemacht  wurde,  finde  ich  nicht;  wohl  aber  konnten  wir  einen  Fall  der  von  den 
Prozessualisten 13  damit  in  Verbindung  gebrachten  Delegation  unter  Beseitigung 
der  Rekusation  wegen  Verdächtigkeit  des  Richters  anführen.  *4 

Steht  dem  Delegatus  a  principe  das  Recht  der  Subdelegation  zu,  so 
fanden  wir  beim  Hofvikar  ein  Beispiel,  dass  dieser  eine  ganze  Sache  subdele- 
girte15;  bei  Delegirten  für  den  Einzelfall  scheint  das  nicht  üblich  gewesen  zu 
sein.  Wenigstens  finde  ich  Beispiele  nur  für  Subdelegation  zur  Vornahme  ein- 
zelner Handlungen.  So  verhört  1193  ein  Notar  als  Missus  eines  delegirten 
Hofrichters  Zeugen. 16  Auch  wenn  1219  ein  Sohn  des  Delegirten,  cui  pater 
i'icem  Uttum  commiserat,  bei  Ueberreichung  der  Klagschrift  erscheint17,  wird 
sich  die  Stellvertretung  nur  auf  die  einzelne  Handlung  beziehen.  Ein  bestimm- 
teres Beispiel  kenne  ich  erst  aus  späterer  Zeit.  Dem  Bischöfe  von  Chur  war 
1310  vom  K.  Heinrich  eine  Appellation  in  Sachen  der  Herren  von  Arco  gegen 
mehrere  Brescianer  delegirt;  nachdem  er  die  Causae  cognitio  durchgeführt 
hatte,  so  dass  nichts  erübrigte,  als  die  Fällung  der  Sentenz,  sulfdelegirte  er 
für  diese,  da  er  selbst  an  den  Hof  des  Königs  berufen  wurde,  den  Dekan  von 
Chur.18 

B.  Ughelli  2,  63().  Antiq.  iL  2,  79.  7.  Mon.  patr.  Ch.  1,  938.  959.  8.  1191-95:  t»lo- 
gera  NR.  34«,  73.  79.  Verci  Marc*  1.  40.  Beilage  von  1193  März  12  usw.  9.  Beilage 
von  c.  1215  aus  Boncompagni  Oliva.  10.  Vgl.  §  69.  11.  Vgl.  §  165  n.  5:  §  169  n.  4. 
12.  Sl69n.2.  13.  Vgl.  Pilliu*  P.  2  S  17.  14.  Vgl.  §  166  n.  3.  15.  Vgl.  §  191 
n.  13.  16.  Anticb.  Est.  I,  360.  17.  Antiq.  iL  4,  89.  18.  Böhmer  Acta  460.  Da- 
nach würde  die  nur  dem  Princeps  bei  Appellationssachen  gestattete  Delegation  auch  auf  die 
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Bezüglich  der  Kondelegation  Mehrerer  verlangte  das  römische  Recht, 
dass  alle  beim  Urtheile  gegenwärtig  sein  sollen. 19  Auch  das  kanonische  Recht 
hält  das  als  Regel  fest,  doch  so,  dass  die  Bestellungsformel  Ausnahmeu  be- 
gründen konnte.20  Dem  dürfte  man  sich  im  Reichsgerichte  angeschlossen 
haben.  In  der  Regel  erscheinen  alle  Kondelegirte  betheiligt  Doch  urtheilt 
1197  ein  delegirter  Hofrichter  in  Abwesenheit  seines  Kondelegirten,  des  Er- 
wählten von  Mantua21;  und  bei  Bestellung  zweier  Delegirter  1214  fugt  der 
König,  entsprechend  der  Formel  in  päbstlichen  Auftragsschreiben,  ausdrücklich 
hinzu:  Quod  ai  ambo  hiis  exequendis  nequiveritis  Interesse,  unus  vestrum 
nichilominus  ejequatur.22 

Als  Zeichen  der  Erfüllung  ihres  Auftrages  scheinen  die  Delegirten  das 
von  ihnen  gefällte  Urtheil  dem  Kaiser  eingesandt  zu  haben23,  der  dasselbe 
dann  wohl  ausdrücklich  bestätigte24,  wie  wir  das  auch  bei  den  Urtheilen  an- 
derer Richter  finden,  ohne  dass  die  Rechtsgültigkeit  des  Urtheils  dadurch  be- 
dingt gewesen  wäre.23 

XXII.  STÄNDIGE  KÖNIGSBOTEN. 

218.  —  Bei  der  regelmässigen  Gestaltung,  welche  das  Institut  der  wan- 
dernden Königsboteu  unter  Karl  dem  Grossen  gewann,  war  für  die  Uebung 
der  den  ständigen  Ortsgewalten  entzogenen,  dem  Reiche  vorbehaltenen  Befug- 
nisse auch  ohne  unmittelbares  Eingreifen  des  Königs  in  allen  Theilen  des 
Reiches  hinreichend  gesorgt.  Wandernde  Königsboten  finden  wir  nun  auch 
später;  aber  die  Wirksamkeit  derselben  blieb  doch  keine  so  regelmässige  und 
stätige,  als  Karl  das  beabsichtigt  hatte.  Hörten  die  jährlichen  Bereisungeu 
auf,  erschienen  in  einem  Bezirke  nur  noch  dann  und  wann  durch  besondere 
Umstände  veranlasst  allgemein  bevollmächtigte  Königsboten,  während  es  doch 
schwer  durchführbar  war,  für  jeden  durch  die  gewöhnlichen  Ortsgewalten  nicht 
zu  erledigenden  Einzelfall  an  den  Hof  zu  gehen  oder  einen  Missus  besonders 
zu  erbitten,  so  musste  allerdings  der  Gedanke  nahe  liegen,  die  Befugnisse  des 
Missus  für  einen  bestimmten  Sprengel  einem  in  demselben  Ausässigen  und 
zwar  dauenidzu  übertragen,  ihn  zum  ständigen  Königsboten  zu  bestellen. 
Nur  durfte  das  freilich,  so  lange  der  ursprüngliche  Zweck  der  Einrichtung 
noch  im  Auge  behalten  wurde,  nicht  der  mit  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit 
betraute  Reichsbeamte  sein. 

Diesem  Bedürfnisse  scheint  mau  schon  in  der  spätem  karolingischen  Zeit 
in  Italien  dadurch  entsprochen  zu  haben,  da>s  mau  den  Bischöfen  als  sol- 
chen die  Befugnisse  von  Königsboten  innerhalb  ihrer  Diözesen  zugestand. 
Auf  der  Reichsversammlung  zu  Pavia  876  wurde  ganz  allgemein  ausgespro- 
chen: Ipsi  nihilominus  episcopi,  sinpuli  in  suo  episcopio,  miasatici  notftri 

217.]  Subdelegation  auszudehnen  sein;  auch  würde  hier  die  $ota  difßnitio  sine  Cognition* 
subdelegirt  sein,  was  nach  Pillius  P.  2  §  17  nicht  statthaft  wäre.  IV.  L.  37.  39.  Dig. 
42.  I.  30.  Vgl.  Phillips  Kirchcnr.  b\  770.  21.  Fantuzii  2,  3b*2.  22.  Böhmer  Acta 
237.  28.  Beilage  Ton  vor  P215  aus  Boncompagnus.  24.  Böhmer  Acta  228.  Beilage 
von  c.  1215  aas  Boncompagni  Oliva.     2o.  Vgl  $  16a 
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potestate  et  auctoritate  funganttvr. 1  Es  kann  freilich  auffallen,  dass  in  dem- 
selben Gesetze  unmittelbar  nachher  die  Bischöfe  und  Grafen  aufgefordert 
werden,  gegen  Gewaltthaten  einzuschreiten,  und  der  Kaiser  hinzufügt :  Et  si 
ipsi  per  ee  coristringere  ad  emendationem  illos  non  potuerint,  comtitutis 
mi88i8  nostris  renuntient,  ut  ipsorum  iudicio  legaliter  secundum  capitu- 
lare  avi  et  gemtoris  nostri  emendent;  quod  siet  ipti  hoc  emendare  nequi- 
verint,  ad  naatram  notitiam  perducant.  Aber  es  ist  wohl  von  vornherein 
nach  dem  Zwecke  der  Einrichtung  anzunehmen  und  für  andere  Fälle  bestimmt 
nachzuweisen,  dass  die  Bestellung  ständiger  Missi  keineswegs  die  Thätigkeit 
ausserordentlicher  Königsboten  in  dem  betreffenden  Bezirke  ausschliessen 
sollte,  jene  vielmehr  zunächst  nur  dann  eingreifen  sollten,  wenn  diese  nicht 
zur  Hand  waren. 

Suchen  wir  nun  nach  Belegen  für  die  that sächliche  Uebung  der 
Befugnisse  ständiger  Missi  durch  die  Bischöfe,  so  bietet  uns  der  ganz  allge- 
meine Titel  Missus  keinerlei  Anhaltspunkt  zu  entscheiden,  ob  ein  Bischof  als 
ständiger,  oder  aber  als  wandernder  Königsbote  oder  nur  für  den  Einzelfall 
thätig  war.  Doch  kann  hier  ein  anderer  Umstand  in  den  meisten  Fällen  den 
nöthigen  Halt  gewähren.  Nach  der  Einrichtung,  welche  Karl  der  Grosse  dem 
Institute  gab,  scheint  die  Wirksamkeit  des  Eingreifens  der  Königsboten  we- 
sentlich auch  dadurch  verbürgt  gewesen  zu  sein,  dass  sie  dem  Bezirke,  welchen 
sie  zu  bereisen  hatten,  fremd  waren.2  Das  trifft  auch  später  bei  den  wandern- 
den Königsboten  noch  zu.  Ebenso  gehörten  die  für  den  Einzelfall  bestellten 
Boten,  wenn  auch  vielfach  der  Nachbarschaft,  doch  wohl  nur  selten  dem  Orte 
selbst  an,  an  dem  sie  thätig  wurden.  Dagegen  haben  wir  das  als  die  Regel  zu 
betrachten  bei  den  verschiedenen  Arten  ständiger  Boten,  deren  Bedeutung 
eben  darin  lag,  dass  sie  immer  an  Ort  und  Stelle  zur  Hand  waren ;  sehen  wir 
einen  Missus  in  seinem  Wohnbezirke  thätig,  so  werden  wir  auch  durchweg 
einen  standigen  Boten  in  ihm  vermuthen  dürfen. 

Zunächst  finden  wir  denn  auch  wirklich  in  Uebereinstimmung  mit  jenem 
Gesetze  im  neunten  Jahrhunderte  nicht  selten  Fälle,  dass  Bischöfe  in  ihrem 
Sprengel  ausdrücklich  als  Missi  bezeichnet  thätig  sind.  Sitzt  schon  820  zu 
Verona  der  Ortsbischof  als  Missus  zu  Gerichte3,  so  möchte  ich  das  nicht  mit 
Sicherheit  hieherziehen,  da  die  Klage  gegen  den  Ortsgrafen  gerichtet  und  dem- 
nach Beauftragung  für  den  Einzelfall  nicht  unwahrscheinlich  ist.  Dann  aber 
sitzen  844  zu  Mailand  der  Graf  und  Vicedominus  per  admonitionein  des 
dortigen  Erzbischof  und  Missus  zu  Gericht,  während  später  die  Sache  vor  dem 
Erzbischofe  selbst  und  einem  Grafen  als  Missis  verhandelt  wird4;  ebenso  sind 
uns  859,  874,  905  und  um  908  Gerichtssitzungen  bekannt,  welche  die  Erz- 
bischofe zu  Mailand  als  Missi  allein  oder  mit  «andern  halten.6  Der  Bischof 
von  Modena  handelt  864  zu  Guastalla  als  Missus,  wo  es  sich  um  einen  Ein- 
zelfall handeln  könnte.6  Sicher  gehört  wohl  hieher,  wenn  880  zu  Verona7, 

218.  -  1.  -Mon.  Germ.  3.  531.  2.  Vgl.  Wahr.  V.G.  3,  388.  8.  Antiq.  It.  1,  461. 
4.  Antiq.  It.  1,  467.  5.  Fumagalli  320.  Antiq.  It.  5,  987.  1,  773.  2.  »34.  tf.  Antiq.  It. 
2,241.      7.  Antiq.  It.  1,  435. 
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892  und  898  zu  Piacenza8,  899  und  901  zu  Pavia9  der  Ortsbischof  als  Kö- 
nigsbote zu  Gerichte  sitzt. 

Diese  Belege  fallen  zum  Theil  vor  das  Gesetz  von  876,  wie  es  denn  an 
und  für  sich  wahrscheinlich  sein  dürfte,  dass  dieses  nur  einen  Zustand  be- 
stätigte oder  verallgemeinerte,  welcher  sich  auf  Grundlage  häufiger  Einzel- 
verleihungen allmählig  zu  einem  herkömmlichen  gestaltet  haben  mochte.  Es 
ist  sehr  erklärlich,  wenn  gerade  die  Bischöfe  nach  missatisehen  Befugnissen 
in  ihren  Sprengein  strebten,  sobald  die  Thätigkeit  der  wandernden  Königs- 
boten aufhörte,  eine  regelmässige  zu  sein.  Bei  Bestellung  dieser  war  das  geist- 
liche Element,  wenn  nicht  bevorzugt,  wenigstens  gleichmässig  bedacht ;  und 
waren  einerseits  die  kirchlichen  Angelegenheiten  dem  Wirkungskreis  der  Kö- 
nigsboten nicht  entzogen,  so  übten  andererseits  die  kirchlichen  Gewalten  auf 
diesem  Wege  auch  einen  entsprechenden  Einfluss  auf  die  weltlichen  Ange- 
legenheiten. Das  entfiel,  wenn  wandernde  Boten  den  Sprengel  nicht  besuchten ; 
die  weltliche  Gewalt  lag  dann  lediglich  in  der  Hand  des  Grafen ;  und  hatte 
man  sich  einmal  daran  gewöhnt,  dass  hier  auch  dem  geistlichen  Elemente  eine 
Einflussnahme  gewährt  war,  so  lag  nichts  näher,  als  wenn  die  Bischöfe  dahin 
strebten,  in  ihrem  Sprengel  dem  Grafen  in  ähnlicher  Weise  zur  Seite  zu  treten, 
wie  das  Institut  der  wandernden  Boten  auf  ein  Zusammenwirken  beider  Ge- 
walten berechuet  war. 

219.  —  Jene  Bestimmung,  wonach  jeder  Bischof  als  solcher  Missus  in 
seinein  Sprengel  war,  scheint  aber  nicht  lange  wirksam  gewesen  zusein;  finden 
wir  später  Bischöfe  als  ständige  Königsboten,  so  scheint  das  lediglich  auf 
Einzelverleihungen  zurückzuführen  sein.  Die  Zeugnisse,  wonach  Bischöfe  in 
ihrer  Bischofsstadt  als  Missi  zu  Gerichte  sitzen,  hören  im  zehnten  Jahrhun- 
derte zunächst  auf.  Schon  918  unterschreiben  sich  bei  einer  Hofgerichtssitzung 
zu  Verona  die  beiden  beisitzenden  Bischöfe  von  Mantua  und  Verona  auffallen- 
derweise als  Missi  *,  obwohl  sie  damals  offenbar  nicht  in  dieser  Eigenschaft 
thätig  waren;  es  hindert  nichts  anzunehmen,  dass  sie  ständige  Missi  in  ihren 
Diözesen  waren ;  waren  sie  das  aber  schon  an  und  für  sich  kraft  ihrer  bischöf- 
lichen Würde,  nicht  kraft  besonderer  Verleihung,  so  fragt  sich  doch,  wozu  die 
ausdrückliche  Hervorhebung  im  Titel?  und  wesshalb  fuhren  diesen  dann  nicht 
auch  die  beiden  andern  unterschreibenden  Bischöfe?  Und  später  im  Jahrhun- 
derte finden  wir  dann  missatische  Befugnisse  nur  an  einzelne  Bischöfe  und 
unter  wesentlich  anderen  Verhältnissen  vielfach  ausdrücklich  verliehen,  was 
doch  bestimmt  auf  ein  Aufhören  der  allgemeinen  missatisehen  Ge- 
walt der  Bischöfe  schliessen  lässt. 

Es  mag  überhaupt  fraglich  erscheinen,  ob  jene  missatische  Gewalt  für 
die  Bischöfe  von  grossem  Werthe  war,  so  lange  die  gräfliche  Gewalt  unge- 
schmälert daneben  bestand.  Dass  sie  sich  nicht  auf  Verwaltungsangelegen- 
heiten  beschränkte,  dass  sie  insbesondere  auch  Gerichtsgewalt  in  sich  begriff, 
ergeben  allerdings  die  angeführten  Beispiele.  Aber  neben  den  so  bestimmten 

218.1  8.  fampi  1,  2:14.  2:18.      9.  Tiraboschi  Non.  2.  77.  Mon.  patr.  (  b.  1.  !»8. 
219.  -  1.  Tiraboscbi  Non.  2.  U7. 
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richterlichen  Befugnissen  des  Grafen  dürfte  dieselbe  doch  auf  dieser  Grund- 
lage kaum  zu  einer  bedeutendem  Ausdehnung  gelangt  sein;  und  insbesondere 
musste  die  hohe  Strafgerichtsbarkeit  schon  wegen  der  Schranken,  welche  dem 
geistlichen  Stande  hier  gezogen  waren,  ausschliesslich  Sache  der  Grafen 
bleiben.  War  im  neunten  Jahrhunderte  das  Streben  der  Bischöfe  anscheinend 
auf  eine  mit  der  des  Grafen  konkurrirende  Gewalt  im  ganzen  Sprengel  ge- 
richtet, so  geht  im  zehnten  dasselbe  aufs  bestimmteste  dahin,  wenn  nicht  im 
ganzen  Sprengel,  wenigstens  in  der  Bischofstadt  und  deren  nächsten  Umge- 
bung die  gräfliche  Gewalt  ganz  zu  beseitigen,  ausser  anderen  Hoheitsrechten 
hier  insbesondere  die  hohe  Gerichtsbarkeit  ungetheilt  in  ihre  Hände  zu  bringen. 
Der  Erfolg  war  ein  sehr  verschiedener;  während  für  viele  Bischöfe  ein  Er- 
werb der  Grafenrechte  weder  nachweisbar  noch  wahrscheinlich  ist,  er- 
langten andere  sie  bald  in  der  Stadt  und  der  Umgebung,  bald  in  ihrem  ganzen 
mit  der  Grafschaft  zusammenfallenden  Sprengel,  vereinzelt  sogar  über  diesen 
hinaus  in  fremden  Sprengein. 

220.  —  Zu  wenig  beachtet  scheint  mir  nun  bisher  der  für  unsere  Zwecke 
wichtige  Umstand  zu  sein,  dass  die  Verleihungen  sich  vielfach  nicht  auf  die 
Rechte  der  Grafschaft  beschränkten,  dass  es  sich  seit  dein  Beginne  der  deut- 
schen Herrschaft1  nicht  selten  auch  um  die  Verleihung  der  Befugnisse 
der  Heiehsgerichtsbarkeit  an  einzelne  Bischöfe  handelte.  Am  häu- 
figsten ist  das  da  der  Fall,  wo  dem  Bischöfe  auch  Grafengewalt  verliehen 
war;  war  das  in  Mittelitalien  im  allgemeinen  nicht  üblich,  so  rinden  sich  doch 
auch  da  Verleihungen  reichsrichterlicher  Befugnisse  über  die  in  die  Immunität 
gehörigen  Leute.2 

Die  Zeugnisse  sind  so  zahlreich  und  deutlich,  dass  sie  keinen  Zweifel 
hissen.  In  Privilegien  von  962,  989  und  1004  für  den  Bischof  von  Parma3, 
wodurch  um  den  Streitigkeiten  zwischen  der  Grafschaft  und  dem  Bisthume 
ein  Ende  zu  machen,  die  Stadt  mit  einem  Umkreise  von  drei  Meilen  von  der 
Grafschaft  eximirt  wird,  heisst  es  vom  Bischöfe,  vt  deliberandi  et  diiudicandi 
fteu  distrinpendi  potestatem  Jutberet  —  veluti  si  jH'aejteiis  adesset  noster 
comes  palatii;  die  Einwohner  sollen  kein  Placitum  suchen,  nisi  Parmensis 
eccle»iac  episcopi,  qui  pro  tempore  fuerit;  sed  habeat  i peius  ecclesiae  epis- 


220.  — -  1.  Nach  einem  vereinzelten  Zeugnisse  konnte  es  scheinen,  dass  zuweilen 
schon  früher  zum  Schutze  einer  Kirche  die  missatische  Gewalt  über  dieselbe  standig  ver- 
liehen wurde.  Im  J.  857  sagt  der  Kaiser,  dass  die  Milnche  des  neugegründeten  Klosters 
S.  Michaelis  in  Viliana  (dessen  Lage  ich  nicht  kenne,  das  aber  doch  schwerlich  mit  Mura- 
tori  in  Kärnten  zu  suchen  sein  dürfte)  zwei  Brüdern  bewilligt  hatten,  tit  mifti  eorttm  f.ri- 
tterent,  ttt  ubieitmqn^  nfctttarium  fit  f&r'l,  aintninicii/mn  ftrreni,  und  verleiht  dann  jenen 
Brüdern  omuem  mittaficttm  de  yredicto  monatterio,  ul  notfro  mundeburdio  tt  nottnt  avclo- 
rituU  mb  eontm  »umtat  tuitit>nt.  Antiq.  It.  5.  279.  Aber  der  Ausdruck  Missaticum  dürfte 
sich  doch  nach  dem  Zusammenhange  kaum  auf  die  Befugnisse  von  Königsboten  beziehen, 
sundern  lediglich  die  von  den  Mönchen  überlassene  Schutzherrschaft  bezeichnen.  2.  Vgl. 
uuten  n.  7  für  Lucca:  vgl.  §  135  n.  7  ähnliche  Verleihungen,  bei  welchen  aber  die  Reichs- 
gerichtsbarkeit  nicht  erwähnt  ist.  8.  Aflü  Parma  1,  351.  367.  380.  Hin  Privileg  von  880. 
in  welchem  sich  schon  dieselbe  Formel  findet  (AflVi  P.  1,  298),  ist  wohl  unzweifelhaft  un- 
echt; bei  den  spätem  dürften  Bedenken  nur  etwa  gegen  das  von  989  daraus  entnommen 
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copus  (vel  missus  ipritui)7  Ucentiam,  tamquam  nostri  comes  palatii,  di- 
stringendi  et  dißniendi  vel  deliberandi  omnes  res  et  familias — ;  et  si 
acciderit  de  praedictis  rebus  et  familiis  sine  pugna  legalitei-  non  posse 
di/ßniri,  —  concedimus  episcopi  fmisso  sive)  vicedomino,  ut  sit  noster 
missus  et  Iwbeat  potestatem  deliberandi  et  difßniendi  atque  diiudicandi 
tamquam  noster  comes  palatii.  Es  heisst  weiter  im  Privilege  für  das  Bis- 
thum  Asti  969:  ut  omnis  incola  seu  colonus  atque  Jiabitator  et  residens 
terre  et  terrarum  —  a  nuüo  homine  per  placitum  aut  per  legem  distrin- 
gatur,  dilanietur,  nisi  ante  preta*vate  s.  ecclesie  presulis  suique  missi 
presentiam  et  tahrm  legem  ibi  faciat,  qualem  ante  nostram  auf  nostri 
comitis  palatii  presentiam  facere  debuerant5;  für  das  Bisthum  Lodi  um 
980:  — queivlas  et  intentiones  omni  um  hominum  in  dicta  eivitate  degen- 
tium  et  liabitantium  episcopus  ipsius  civitatis  aut  missus,  quem  ipse  de- 
legaverit,  noster  etiam  regius  existens  missus,  ita  definiat  ....  tanquam 
si  nostri  conti tis  palatii  adesset  ibi  praesetttia6 ;  für  das  Bisthum  Lucca 
980:  Tonsos  vero  —  et  omnes  hontines  in  sua  terra  residentes  aut  ad 
ei us dem  terre  castella  conf ugientes,  ad  iamdicti  episcopi  suorumque  suc- 
cessorum  venient  iudicium,  et  nulla  imperii  nostri  magna  parvaque  per- 
sona habeat  potestate  ad  distringendum,  sed  liceat  ei  ad  vicem  regte  po- 
testatis  eas  distringere,  während  es  bei  einer  wohl  auf  den  Wortlaut  älterer 
Urkunden  zurückgehenden  Bestätigung  von  Besitzungen  1194  heisst:  ad  iu- 
sticiam  et  legem  faciendam,  regendam,  gubemandam  per  te  et  tuum  nun- 
tium  ita,  sicut  nosvel  noster  missus  agere  debuissemus* ;  1014  bei  Schen- 
kung der  Grafschaft  im  Val  d'  Ossola  an  das  Bisthum  Xovara:  sed  liceat 
memorato  praesuli  suisque  succcssoribus  iam  saepedictum  comitatum  cum 
supradicta  plebe  vel  corte  teuere  et  omnes  homines  ipsius  comitatus  sive 
ipsius  plebis  vel  cortis  per  se  vel  suum  legatum  distringere,  sicut  pw  nos 
vel  nostrum  missum  distringendi  essent.b  Dem  Bischöfe  von  Reggio  ge- 
währt der  Kaiser  1027  für  die  Stadt  mit  vier  Meilen  Umkreis,  wie  für  alle 
Besitzungen  und  Leute  der  Kirche,  ut  habeat  nostram  imperialem  auctori- 
tatem  omnes  suarum  terrarum  causas  agendi,  definiendi  ante  se,  per  ad- 
vocatores  aecclesiae  duellum  iudicandi  et  iustitiam  faciendi  et  quicquid 
aliud  regalibus  missis  coucessum  esta  regihus  vel  impcratoribus  faciendi; 


220.)  werden  können,  dass  es  sich  in  der  Fassung  näher  dein  von  880,  als  denen  ron  962 
und  1004  anschliesst,  obwohl  mir  auch  da«  nicht  entscheidend  scheint.  Stumpf  Reg.  n.  304. 
924.  1380  bezeichnet  nur  das  von  989  als  unecht.  —  Krunner  Inquisitionsb.  50. 126  deutet 
die  Verleihung  für  Parma  dahin,  es  habe  sich  dabei  um  ein  den  Kampf  abschliessendes 
Vorrecht  des  Verfahrens  im  Königsgerichte  gehandelt.  Aber  abgesehen  daron.  dass  wenig- 
stens unter  den  Ottonen  auch  im  Königsgerichte  auf  Kampf  erkannt  wird,  ergibt  sich  aus 
dem  Vergleiche  mit  andern  Stellen,  so  der  §  135  n.  7,  dann  unten  u.  9  und  auderm  sputer 
zu  Erörternden,  dass  es  sich  nicht  darum  handelte,  deu  Kampf  zu  beseitigen,  sondern  auch 
im  Bischofsgerichte  zu  ermöglichen.  —  Pernice  45  will  in  der  Stelle  eine  Ernennung  des 
Bischofs  zum  Pfolzgrafen  für  seine  Grafschaft  sehen.  4.  Das  Eingeklammerte  nur  in  der 
ürk.  rnn  !>89.  5.  Mmi.  patr.  (  h.  1,  221.  Ü.  Ughelli  4,  WO;  die  undutirte.  bisher  Otto  I 
zugeschriebene  Urk.  setzt  Stumpf  Reg.  n.  8t»5  zwischen  !*78  und  983.  7.  Mein,  di  Eucca 
5c.  402.  4<%  148.      8.  Ughelli  4,  700. 
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wie  das  1 1 95  wörtlich  bestätigt  und  noch  hinzugefügt  wird :  Concedimus  etiam 
prenominato  episcopo,  quod  de  omuihus,  qui  in  tei*ris  suis  possident,  possit 
nomine  ecclesie  peticiones  et  acciones  sid>  adrocato  ecclesie  dirnjere  et  advo- 
cciius  auctoritate  imperial]  possit  tudicare  et  eins  sententia  auctoritate  im- 
periali  .  .  . s  Dein  Bischöfe  von  M  o  d  e  n  a  wird  1 038  bei  Verleihung  der 
Grafschaft  die  Gewalt  verliehen  per  se  aut  per  suos  missos  iudicandi,  di- 
strhifjendi,  placitum  tenendi—et  ita  faciendi  omnique  modo  iudicandi  et 
disfrin/jendi,  veluti  in  nostra  aut  marchionum  vel  comitum  fuisset  presentia, 
und  bestimmt,  dass  alle  Einwohner  der  Stadt  und  der  Grafschaft  ihre  Streit- 
sachen nicht  in  presentia  alienorum  comitum  et  marchionum  vel  missorum 
nostrorum,  sondern  vor  dem  Bischöfe  oder  dessen  Boten  entscheiden  lassen 
sollen. 10  Dieselbe  Gewalt  wird  fast  wörtlich  gleichlautend,  und  demnach  wohl 
auf  eine  Verleihung  aus  dieser  Zeit  zurückgehend,  1159  dem  Bischöfe  von 
Turin  fiir  die  Stadt  und  zehn  Meilen  Umgebung  bestätigt.11 

Die  richterlichen  Befugnisse,  welche  hier  verliehen  werden,  sind  offenbar 
die  von  Königsboten,  wie  das  mehrfach  ausdrücklich  gesagt  ist;  werden  sie 
früher  als  der  königlichen  oder  pfalzgräflichen  Gerichtsbarkeit  entsprechende 
bezeichnet,  so  ist  auch  darunter  nichts  anderes  zu  verstehen,  nicht  etwa  an 
liesondere  Befugnisse  gerade  des  Hofgerichtes  zu  denken;  der  Pfalzgraf  wird 
genannt  als  der  regelmassigste  richterliche  Vertreter  des  Königs;  ist  in  den 
spätem  Verleihungen  von  ihm  nicht  mehr  die  Rede,  so  hängt  das  damit  zu- 
sammen, dass  die  frühere  Stellung  des  Pfalzgrafen  aufgehört  hatte. 12  Die 
Erweiterung  gegenüber  der  gräflichen  Gewalt  liegt  darin,  dass  Sachen,  welche 
sonst  nur  im  Hofgerichte  oder  Reichsgerichte  entschieden  werden  konnten, 
nun  im  Sprengel  selbst,  auch  wenn  kein  wandernder  Königsbote  da  war,  vor 
dem  Bisehofe  oder  seinem  Stellvertreter  als  ständigem  Missus  ihre  Erle  ligung 
finden  konnten. 

221.  —  Auf  Grundlage  dieser  Verleihungen  konnten  nun  zunächst  die 
B  i  s  c  h  ö  f e  selbst  als  K  ö  n  i  g  s  b  o  t  e  n  thätig  sein,  in  derselben  Weise,  wie 
sie  auch  häufig  die  gräflichen  Rechte  selbst  übten.  Dass  die  Bischöfe  selbst 
Königsboten  sein  sollen,  ist  allerdings  in  den  Privilegien  nicht  ausdrücklich 
gesagt;  aber  es  wurden  ihnen  die  Befugnisse  derselben  übertragen,  und  es 
mochte  demnach  auch  nichts  im  Wege  stehen,  sich  als  Königsboten  zu  be- 
zeichnen; auch  bei  den  Verleihungen  der  Grafschaftsrechte  wird  nicht  gesagt, 
dass  der  Bischof  Graf  sein  solle;  dennoch  haben  auf  Grundlage  derselben  viele 
Bischöfe  später  den  Grafentitel  angenommen.1  Ist  jenes  nicht  allgemeiner 
üblich  geworden,  so  dürfte  der  Grund  darin  liegen,  dass  man  bei  der  spätem 
weiten  Verbreitung  des  Titels  eines  Königsboten  mehr  Gewicht  auf  den  Grafen- 
titel legte.  In  einzelnen  Fällen  finden  wir  aber  auch  den  Titel. 

Trifft  das  insbesondere  den  Bischof  von  Piacenza,  so  mögen  da  beson- 
dere Beweggründe  wirksam  gewesen  sein.  Zu  Piacenza  selbst  hält  Erzbischof 
Johann  990  und  991  Placita  als  Missus  d.  rettis;'*  da  er  990  auch  ausser- 


».TiraboscliiMod.2,24.4,80.     10.  Antiq.  It.  6, 42.     11.  UgheJIi  4.  1050.  12.Vgl.§l7l. 
221.  -  1.  Vgl.  §  120.      2.  f.mpi  1,  280.  4»4. 
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halb  seines  Sprengeis  als  Missus  thätig  ist,3  so  würde  das  an  und  für  sich 
nicht  nothwendig  auf  ständige  Befugnisse  schliessen  lassen.  Es  halten  nun 
aber  weiter  1009  zu  Piacenza  Lanfrank  und  Hugo,  Grafen  von  Piacenza,  und 
mit  ihnen  Bischof  Siegfried  als  Königsbote  bezeichnet  Gericht;4  auch  1015 
sitzt  der  letztere  anscheinend  mit  demselben  Titel  zu  Gerichte.5  Von  den  be- 
züglichen altern  Privilegien  des  Bisthums  ist  uns  nur  eins  von  997  bekannt, 
wonach  der  Kaiser  dem  Bischöfe  districtum  ab  uno  milliario  in  circuitu,  — 
plsicitum,  omnes  publica*  e.r/dbitioncs  verleiht. 6  Es  handelt  sich  also  nur  um 
die  Gerichtsbarkeit  der  Stadt  mit  sehr  beschränktem  Umkreise;  und  selbst  da 
muss  es  auffallen,  dass  1009  doch  auch  die  Grafen  noch  in  der  Stadt  zu  Ge- 
richte sitzen.  In  Ortschaften  des  Gebietes  hält  Lanfrank  noch  1017,  1021 
und  1026  als  come*  Placentinus  oder  comes  comitatu  intim  Phtccntine  et 
A ucicnsis  Gericht.7  Es  liegt  die  Annahme  am  nächsten,  dass  dem  Bischöfe  die 
missatischen  Befugnisse  verliehen  waren,  ehe  er  noch  gräfliche  Gewalt  hatte, 
und  dass  gerade  dieses  Ausnahmeverhaltniss  hier  auf  den  Titel  besondern 
Werth  legen  Hess.  Dann  muss  auch  die  Grafschaft  an  den  Bischof  gekommen 
sein,  da  er  1065  als  comes  uius  comitatu  J'laccntino  sin'  missus  d.  reais  zu 
Gerichte  sitzt.8  Ist  da  der  frühere  Titel  neben  dem  gräflichen  noch  beibehalten, 
so  finden  wir  später  auch  hier  nur  den  letzern  gebraucht. 9  Ob  nun  der  Bischof 
als  Graf  oder  Königsbote  zu  Gerichte  sitzt,  ist  nicht  zu  unterscheiden.  Aber 
wir  finden  auch  später  bei  ihm  noch  Befugnisse,  welche  nicht  als  gräfliche, 
sondern  als  reichsrichterliche  zu  betrachten  sind10,  welche  wir  insbesondere 
häufig  bei  ständigen  Königsboten  finden  werden.  Der  Bischof  und  Graf  ertheilt 
1119  die  Erlaubnis«  zum  Verkaufe  von  Mündelgütern ; 1 1  und  1162  erkennt 
der  kaiserliche  Podesta  von  Piacenza  punnas  iudicata*,  Udorum  atque  cura- 
forum  dationes,  testameutornrmpte  apertiones,  dann  omnia,  quae  minores 
faciunt  coram  potestate,  als  Befugnisse  des  Bischofs  an,  welche  er  demselben 
zurückstellt. 12  Führt  der  Bischof  von  Nova ra  1129  bei  Ertheilung  seiner 
Zustimmung  zum  Verkaufe  von  Mündelgut  vereinzelt  den  Titel  episcopus  et 
missus  d.  imperatoris*3,  so  ist  wohl  kein  Zweifel,  dass  das  durch  seine 
augenblickliche  Amtsthätigkeit  veranlasst  ist. 

Aehnliche  Befugnisse  finden  wir  auch  sonst  bei  einzelnen  Bischöfen  und 
dürfen  daraus  wohl  schliessen,  dass  ihnen  missatische  Befugnisse  ständig  ver- 
liehen waren.  Den  Bischof  von  Forli  ersuchen  1021  die  Söhne  des  Grafen 
Ubald,  dass  er  ihnen  wegen  Minderjährigkeit  einen  Kurator  bestelle. 14  Wir 
erwähnten  bereits,  dass  dem  Bischöfe  von  Parma  1221  das  Recht  auf  den 
Kampf  und  die  Uebung  einer  Reihe  nhervormundschaft  lieber  Befugnisse  von 
der  Stadt  zuerkannt,  noch  1245  bei  Verleihung  derselben  an  die  Stadt  durch 
den  Kaiser  das  bezügliche  Recht  des  Bischofs  betont  wurde15;  und  scheint 
man  damals  den  Ursprung  dieser  Befugnisse  kaum  mehr  gekannt  zu  haben, 

221.1  8.  Fantuxzi  1,  218.  4.  Cod.  Sicartlian.  xu  Cremona  nach  Wüsteufeld.  5.  Nach 
Campi  1,  310:  come  minittro  di  ctinre  ntl  wteovtUo  mo.  6.  Campi  1.  495.  7.  Boselli 
1.  293.  Tiraboschi  Non.  2,  152.  Campi  1.  5<M).  8.  Campi  1.  518.  ».  Vgl.  §  120  n.  2. 
10.  Vgl.  §  154.  11.  Boselli  1,  306.  12.  Campi  2,  358.  18.  Mon.  patr.  Ch.  1,  761. 
14.  FautuKi  2,  368.      15.  Vgl.  $  120  n.  8;  §  154  n.  12. 
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so  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln,  dass  derselbe  in  den  alten  Verleihungen 
missatischer  Rechte  zu  suchen  ist.  Besonders  häufig  finden  wir  solche  Rechte 
noch  später  beim  Bischöfe  von  Vercelli  erwähnt;  1169  wird  ihm  die  bat- 
taüia  vorbehalten,  1 1 70  gibt  er  die  Zustimmung  zum  Verkaufe  von  Mündel- 
gütern, 1205  bestellt  er  einen  Kurator  für  Pupillen16;  zuCasale  werden  1203 
ausser  den  schweren  Straffallen,  Appellationen,  Lehenssachen  und  andern 
Hoheitsrechten  insbesondere  auch  duella  sive  treuaae,  dann  dationes  tutorum 
et  curatorum  ac  remotio  suspectorum  als  bischofliche  Rechte  anerkannt17; 
1243  wird  die  bischöfliche  Gerichtsbarkeit  an  die  Stadt  Vercelli  verkauft, 
salvo  tarnen  datione  tutorum  et  curatorum  et  interpositione  decretorum**; 
noch  im  Beginne  des  vierzehnten  Jahrhunderts  heisst  es:  De  omni  sententia, 
quae  dafür  a  potestate  vel  ein*  iudice  pot«.*t  ad  episcopum  appellari  et  omnes 
baüalUae  iudicatae  debent  fieri  per  nuntios  et  advocatos  ejtiscojx  et  sub  eh 
ordinari.  —  Omne  ius  ac  potesUts  remansit  in  episcopum  dare  auetoritatem 
manripationibus,  et  abstinendi  a  paterna  Iwreilitate,  et  dare  tutores  et  cura- 
tores,  addere,  remoeere,  mutare,  de  causis  suspectis  coanoscere  et  de  in  in- 
tegrum restitutionibus  audire,  iudicare,  decretum  et  auetoritatem  dare  super 
contractibus  minorum.19  Sind  diese  Befugnisse  auch  als  missatische  nicht 
ausdrücklich  bezeichnet,  Hesse  sich  etwa  annehmen,  sie  hätten  sich  aus  der 
gräflichen  Gewalt  entwickelt,  so  werden  uns  die  weiteren  Erörterungen  doch 
nicht  zweifelhaft  lassen,  wohin  wir  sie  zu  ziehen  haben. 

Wurde  für  die  Bischöfe  der  Titel  eines  Missus  nicht  üblich,  wohl  aber 
der  eines  Comes,  so  war  es  sehr  naheliegend,  wenn  man  diesen  überhaupt  als 
Ausdruck  für  die  Gesammtheit  der  ihnen  zustehenden  Befugnisse  weltlicher 
Gerichtsbarkeit  fasste,  später  die  verschiedene  Wurzel  derselben  nicht  mehr 
unterschied.  Wird  bei  Uebung  derselben  durch  den  Bischof  besonders  betont, 
dass  derselbe  als  Graf  handelt,  so  soll  damit  nicht  eine  bestimmte  Stufe  welt- 
licher Gerichtsbarkeit  hervorgehoben  werden,  sondern  offenbar  nur  der  Um- 
stand, dass  er  als  weltlicher,  nicht  als  geistlicher  Richter  thätig  ist.  So  lässt 
1 1 76  zu  Modena  eine  Wittwe  die  nur  mündlich  vor  Zeugen  geschehene  letzte 
Willenserklärung  ihres  Sohnes  nach  Verhörung  der  Zeugen  schriftlich  fest- 
stellen coram  d.  Upone  ejnscopo  Mutinensi ,  comite  illius  civitatis  t  cuius 
decreto  et  auetoritate  Jwe  omnia  facta  sunt,  während  schliesslich  nochmals 
betont  wird,  dass  das  geschehen  sei  im  bischöflichen  Palaste,  d.  Tr.  Mutinensi 
episcopo  pro  tribunali  et  comite  sedenti,  qui  haue  auetoritatem  domine  I. 
prebuit  et  luic  instrumentum  iuris  fieri  iussit  et  sua  sponte  voluntate  fieri 
voluit.20  Mag  für  diese  und  ähnliche  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit auch  das  Grafengericht  ursprünglich  durchaus  kompetent  gewesen  sein, 
so  erscheinen  sie  in  dieser  spätem  Zeit  doch  durchweg  als  missatische  Befug- 
nisse; werden  sie  nur  bei  den  Bischöfen  mehrfach  in  nähere  Beziehung  zur 
Grafengewalt  gebracht,  so  dürfte  dafür  lediglich  der  angedeutete  Umstand 
massgebend  gewesen  sein. 


16.  Mandelli  2.  69.  18.  17.  De  Conti  2,  348.  18.  Mandelli  1.  248.  19.  Mandelli 
2.  79.     20.  Tiraboschi  Mod.  3,  68. 
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222.  —  Die  verliehenen  Befuguisse  der  Reichsgerichtsbarkeit  können 
nun  auch  durch  Stellvertreter  der  Bischöfe  geübt  werden,  sollen  es 
sogar  insbesondere  bezüglich  des  Kampfes,  wie  darauf  in  den  Verleihungs- 
urkunden  mehrfach  ausdrücklich  hingewiesen  ist.  In  der  Bezeichnung  dieser 
Stellvertreter  herrscht  keine  Uebereinstimmung.  Werden  dieselben  in  der  Ur- 
kunde für  Reggio  als  Adeocatores  oder  Adrocati  ecelesiae  bezeichnet,  wie 
auch  in  dem  vorhin  aus  Vercelli  angeführten  Falle  von  Nuntien  und  Advokaten 
des  Bischofs  die  Rede  ist,  so  könnt«*  die  Vermuthung  nahe  liegen,  es  sei  zu- 
nächst der  Kirche  n  v  o  g  t  berufen  gewesen,  den  Bischof  in  Uebung  seiner 
richterlichen  Funktionen  zu  vertreten,  zumal  das  in  Deutschland  vorzugsweise 
als  seine  Aufgabe  erscheint.  Für  manche  der  folgenden  Untersuchungen  müsste 
es  uns  aber  durchaus  irre  leiten,  wenn  wir  die  Stellung  der  Vögte  in  Italien 
als  der  in  Deutschland  entsprechend  auffassen  würden. 

In  der  Mark  Verona  scheint  sich  da  allerdings  spater  mehrfach  ein  näherer 
Anschluss  an  die  deutsehe  Entwicklung  zu  ergeben.  Die  Stellung  der  Grafen 
von  Göns  als  Vögte  von  Aglei,  der  von  Tirol  als  Vögte  von  Trient  ist  ganz 
gewiss  nach  deutschem  Massstabe  zu  messen.  Es  sind  das  freilieh  Gebiete, 
welche  auch  sonst  vielfach  mehr  der  deutsehen  Entwicklung  folgen.  Aber  es 
fehlt  nicht  an  weitern  Belegen.  Schon  1031  heisst  es  im  Privileg  für  Belluno, 
dass  kein  anderer  Richter  über  die  Hintersassen  der  Kirche  Gericht  halten 
soll,  sed  lieeat  episeapo  eiusque  adroeato  plaeitum  super  eos  feuert'  omvesque 
illornm  causa*  legitime  diffinirex;  1235  verkaufte  Ezeltn  von  Romano  die 
Vogtei  an  den  Bischof.2  Auch  im  Privileg  für  Feltre  von  1140  erscheint  der 
Vogt  bestimmt  als  richterlicher  Vertreter  des  Bischofs:  quidquid  discutien- 
dum,  agitandum  legalibus  infra  ipsa  loea  ecclesie  contigerit,  liceat  ipsius 
eevleme  episeopo  eel  advoeato,  quem  ipse  destfnare  voluerit,  disceniere,  iudi- 
care  et  omnino  difinire.*  Friedrich  von  Poreile  als  Vogt  des  Bisthums  Ceneda 
nimmt  1230  die  Duelle  als  zur  Gerichtsbarkeit  des  Vogt  gehörig  in  Anspruch.4 
Zu  Vicenza  erscheint  der  Vogt  1187  als  Vorsitzender  des  Lehnhofs,  nimmt 
auch  sonst  die  erste  Stelle  unter  den  Vasallen  ein.5  Und  auch  bei  Abteien 
scheint  die  Stellung  des  Vogts  hier  wohl  eine  entsprechende  gewesen  zu  sein; 
der  Kaiser  bestellt  1050  zwei  seiner  Vasallen  zu  Vögten  von  S.  Zeno  bei 
Verona,  welchen  mit  Ausschluss  der  herzoglichen,  markgräflichen,  gräflichen 
und  jeder  andern  Gewalt  die  Potestas  phicitaudi  bezüglich  aller  Besitzungen 
des  Klosters  und  als  Benefieium  der  dritte  Theil  de  omni  generali  placito  zu- 
gesprochen wird.0 

Im  allgemeinen  aber  ist  in  Italien  der  Vogt  auch  später  nicht  Träger  der 
seiner  Kirche  zustehenden  Gerichtsbarkeit;  es  ist  mir  kein  Fall  bekannt  ge- 
worden, dass  der  Vogt  in  einem  Gerichte  den  Vorsitz  führte.  Es  ist  vielmehr, 
wie  das  schon  in  der  karolingischen  Gesetzgebung  betont  ist7,  seine  Aufgabe, 

222.  —  1.  Ughelli  5,  149.  2.  Calogera  N.R.  34  a,  88.  8.  Verci  Marca  1.  19. 
4.  Verci  M.  1,  77.  5.  Riccardi  69.  73.  77.  0.  Antiq.  It.  5,  291.  7.  Vgl.  Waitz  V.O. 
4,  393,  wo  allerdings  der  Vogt  auch  als  Richter  angenommen  ist,  ohne  dass  sich  das 
ans  deu  angeführten  Stellen  mit  voller  Sicherheit  ergeben  dürfte;  insbesondere  wird  das 
nutiiiam  jactre  im  Gegensatze  zu  acäptre  in  n.  1  S.  380  doch  wohl  auf  Gewährung  des 
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die.  Kirche  und  ihre  Hintersassen  als  Partei  zu  vertreten;  er  wird  nicht  als 
Richter  statt  des  Bischofs,  sondern  als  Rechtsbeistand  desselben  thätig.  Es 
ergibt  sich  das  überall,  wo  die  Befugnisse  des  Kirchenvogtes  bestimmter  an- 
gegeben werden.  So  in  einer  Formel  zum  Papienser  Rechtsbuche:  Domne 
comes,  hoc  dick  H.  episcopus,  quod  ruft  elitjere  Domhuettm,  ut  fiat  suus 
adrocatus  et  de  episcopatu,  quod  hobeat  de  hoc  hora  inanten  lieentiam  et 
potestatem  (U>  rebus  aeccb'siae  ap\u>Uationes  faciendi  et  recipiendi  et  res  aec- 
clesiae  per  putjnam  requirendi  et  exeutienaj,  et  quod  fecerit  per  se  rel  cum 
episcopo  de  rebus  aecclesiae  permanent  stafdle*  So  bestellt  1018  im  Ge- 
richte des  Pfalzgrafen  von  Lomello  nach  einer  Formel  ein  Abt  einen  Judex  zu 
seinem  Vogt,  so  dass  er  Gewalt  habe,  <•.»•  ipso  monasterio  in  placitas  per- 
a/jendum,  alii  interpellondum,  responsum  dandnm,  finem  faciendum  et  re- 
cipiendum  ac  per  leyem  querendum  et  equiciendum. 9  Die  Vögte  des  Bischofs 
von  Mantua  befreit  der  Kaiser  1037  von  öffentlichen  Lasten,  ut  securius  ae 
dilinentius  causas  ipsius  ecclesiae  perßeere  possint,  sire  per  puonam,  sire 
per  lefjale  iudicium.*0  Zu  Lucca  heisst  es  1068:  d.  Anseimus  renerabilis 
papa  et  Jjueensis  episcopus  in  presentia  d.  Jieatricis  comitisse  et  Flaiperti 
iudieis,  missi  d.  imperatoris,  eletjit  Berinaarium,  < — •  ut  esset  adrocatus  de 
predicta  ecclesia  episcopatus  s.  Martini,  ut  deinde  in  antea  haheret  potesta- 
tem pro  rebus  prefati  episcopatus  in  pludtum  ambulandi,  appeUotUmes  fa- 
ciendi, auadiam  dandi,  fide'mssores  dandi  et  recipiendi  et  res  snpradicti 
episcopatus  per  bellum  et  omnibus  modis  reqmrendi  et  etrcutiendi ;  et  hoc 
qmul  e.vinde  fecerit  cum.  predicto  papa  auf  sine  ipso,  stabile  permanent 
semper.11  Ein  Ubertus  erklärt  1064,  dass  der  Doge  von  Venedig  ihn  zum 
Vogt  des  herzoglichen  Klosters  S.  Hilarius  und  Benedictas  bestellt  habe,  und* 
—  amodo  in  antea,  usque  dum  adrocatore  sum  eiusdem  restri  cenobii  per 
restrum  consensum,  in  omnibus  f actis  rel  pertinentiis  eins  —  ab  intus  et 
foris  adrocatore  et  defensore  esse  promitto,  secundum  qtwd  ealuero  et  po- 
tnero,  sire  ante  presentia m  imperatoris,  quam  et  ducis,  marchionis,  et  epis- 
copi,  comitis  sire  coram  omnibus  hominibus,  ut  valnero  et  potuero,  sine 
fraude  et  bona  infienio,  tum  in  isfis  pertinentiis,  que  modo  retinenl,  verum 
etiam  in  antea  pro  qualicumque  ratione  de  res  eiusdem  cenobii  inrenire  po- 
tuero; würde  er  seiner  Verpflichtung  nicht  gewissenhaft  nachkommen,  so  wolle 
er  nicht  mehr  Vogt  sein  und  auf  die  genannten  Güter,  welche  ihm  dafür  aus 
den  Besitzungen  des  Klosters  zugewiesen  seien,  verzichten. 12 

Die  Aufgabe  des  Vogtes  kann  danach  nicht  zweifelhaft  sein.  Auch  in 
den  Gerichtsurkunden  finden  wir  ihn  immer  als  Beistand  oder  Vertreter  seiner 
Partei  im  Gerichte,  nicht  aber  als  Richter.  Damit  stimmt  durchaus  überein, 
dass  wir  in  Italien  beim  Vogte  nicht  auf  Macht  und  Ansehen,  wie  in  Deutsch- 
land, das  Gewicht  gelegt  finden,  sondern  auf  die  Rechtskunde.  Nur  ganz  ver- 

Rechtes  als  Partei,  nicht  als  Richter  zu  beziehen  sein.  -  Dass  Bethinann  Stadtefr.  120 
den  Vogt  als  Richter  annimmt,  gründet  sich  Torzugsweise  nur  darauf,  dass  er  den  Vogt 
und  Missus  des  Bischofs  gleichstellt.  8.  L.  Pap.  Karol.  22:  fast  gleichlautend  in  der 
Exp.  zu  Loth.  9.  9.  Mon.  Germ.  L.  4,  651.  10.  Antiq.  It.  1,  612.  11.  Mem.  di 
Lucca  4  b,  143.     12.  Antiq.  It.  5,  295. 


Digitized  by  Google 


22 


Ständige  K  «  n  i  g  s  b  o  t  e  n. 


einzelt  weiden  Vögte  erwähnt,  welche  nicht  schon  ihrer  sonstigen  Stellung 
nach  als  Rechtskundige  zu  betrachten  sind;  so  hat  910  der  Bischof  von  Cre- 
inooa  einen  seiner  Vasallen  zum  Vogte. 1 3  In  der  Regel  finden  wir  als  Vögte 
Notare14,  Skabinen15,  städtische  Judices16  und  insbesondere  Königsrichter. 1 7 
Nach  den  angeführten  Stellen  erscheint  die  Vogtei  als  ein  dauernd  übertra- 
genes Amt;  die  Bestellung  nmsste  sichtlich  noch  später  vor  dem  Grafen  oder 
einem  Königsboten  geschehen.  Wie  das  in  den  Kapitularien  vorgesehen  ist18, 
konnte  eine  Kirche  auch  mehrere  Vögte  haben.  Bei  einem  Rechtsstreite  833 
erscheint  der  Bischof  von  Arezzo  mit  drei,  ein  Abt  mit  zwei  Vögten. 1 9  Bei 
sechs  kurz  nach  einander  gehaltenen  Gerichtssitzungen  erscheint  der  Bischof 
von  Cremona  jedesmal  mit  einem  andern  Vogte.20  Auch  die  Bestimmung  K. 
Pipins,  dass  die  Kirche  in  jeder  Grafschaft,  wo  sie  Besitzungen  hat,  einen 
Vogt  haben  solle,  erscheint  wohl  noch  beachtet,  obwohl  die  spätem  Rechts- 
kundigen sie  als  durch  die  Bestimmung  K.  Lothars,  wonach  die  Kirchen  nur 
zwei  Vögte  haben  sollten,  aufgehoben  betrachteten.21  Als  896  das  Kloster  S. 
Ambrogio  gegen  das  Kloster  Reichenau  wegen  zu  Limonta  gehöriger  Besitzun- 
gen klagte,  Hess  der  Pfalzgraf  nachforschen,  si  infra  eodem  comitato  Medio- 
lauen*',  hobt  ipso*  res  eonsistebant,  pars  iptiitm  mooasterit  Attwe  advovalmt 
eonstitottts  abebant  a  non;  und  da  keiner  zu  erfragen  war,  ertheilte  er  die 
Investitur.22  Erscheinen  die  Vögte  als  ständige  Bevollmächtigte,  ist  später 
die  Vogtei  nicht  selten  erblich  geworden,  so  scheint  das  nicht  ausgeschlossen 
zu  haben,  für  den  Einzelfall  einen  Vogt  besonders  zu  bestellen.  Da  im  Ge- 
richte zu  Rom  998  der  Vogt  des  Abtes  vonFarfa  besonderer  Umstände  wegen 
als  Urtheiler  fungiren  muss,  wird  dem  Abte  für  den  Einzelfall  ein  anderer 
Vogt  bestellt.23  In  einem  Missatgerichte  999  heisst  es  vom  Vogte  des  Klo- 
sters S.  Sisto  zu  Piacenza:  qoi  pro  Imc  etuwa  ab  eadetn  domna  lta  abba- 
tissa  seit  ab  ijwo  Cesso  dei  pratia  diaeonn*  et  niissos  avoeatus  ipsius  tw>- 
nasterio  electns  fnit.24  Weigert  sich  1057  ein  Abt,  zu  Rechte  zu  stehen, 
weil  er  keinen  Vogt  bei  sich  habe,  so  weist  der  Richter  das  ab  und  fordert  ihn 
auf,  sich  einen  Vogt  zu  nehmen.25  Daraus  erklärt  sich,  dass  im  Einzelfalle 

222.1  13*  Antiq.  It.  2,  5.  Muratori.  der  auch  geneigt  ist.  die  Vögte  in  einer  der  deut- 
schen entsprechenden  Stellung  zu  fassen,  legt  Antiq.  It.  5,  277  Gewicht  auf  eine  Ur- 
kunde, wonach  841  eine  Acbtissin  wegen  der  Beeinträchtigungen  ihres  Klosters  sich 
»um  Kaiser  einen  tutor  erbittet  und  dieser  zwei  Grafen  ad  huiuteemodi  advocaliontm 
bestimmt.  Aber  dieser  Ausdruck  ist  hier  offenbar  nicht  iu  der  sonst  üblichen  Bedeutung 
gebraucht;  die  genauere  Beachtung  des  Inhalts  der  Urkunde  ergibt,  dass  das  Verlangeu 
der  Aebtissin  auf  Gestattung  der  Inquisitio  für  das  Klostergut  gerichtet  ist,  zu  welcher 
die  Grafen  bevollmächtigt  werden,  welche  wir  danach  als  Kffnigsboten  für  einen  Einzel- 
fall zu  betrachten  haben.  14.  913  der  Abtei  Nonantula.  935  des  Bisthums  Parma. 
Tiraboschi  Non.  2.  99.  Affö  P.  1.  339.  15.  820  des  Grafen  Ton  Verona,  880  des  Kl. 
Noralaise,  915—945  der  Bischöfe  ron  Lucca,  Bergamo,  Reggio.  Antiq.  It.  1,  461.  359. 
487.  463.  Lupus  2,  114.  127.  16.  892.  918  des  Kl.  S.  Ambrogio.  Fumagalli  522. 
Antiq.  It.  1,  455.  17.  899  ff.  Tiraboschi  Non.  2,  77.  97.  Antiq.  iL  2,  934.  6,  305.  1, 
499  und  sonst  sehr  häufig.  18.  Vgl.  Waitz  V.O.  4,  393  n.  4.  19.  Antiq.  lu  5,  923. 
20.  Vgl.  Beilagen  ron  998  Oct.  Not.,  999  Febr.  4,  1001  Jan.;  dann  nach  Mittheilung  ron 
Wüstenfeld  1001  Febr.  ein  Vogt  Anselm.  21.  L.  Pap.  Pipp.  6  mit  Zusatz  und  Exp. 
22.  Fumagalli  541.  28.  Script.  It.  2  b,  505.  24.  Beilage  ron  999  Febr.  4.  25.  Ughelli  1, 353. 
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wühl  Gewicht  darauf  gelegt  wird,  dass  der  ständige  Vogt  insbesondere  auch 
für  diesen  bevollmächtigt  war.  Im  Gerichte  der  Markgrafen  von  Savona  er- 
scheint 1 004  Bischof  Johann  von  Vado  »na  cm»  aroeatore  suo  eins  ipsius 
episcopia;  qui  et  ipse  Joha»»es  episcopus  euudei»  de  ac  causa  sumn  eins 
ipsius  episcopio  elnjit  acocatom».26  Das  beim  Einzelfall  hervortretende  Be- 
dürfniss  mag  auch  nächste  Veranlassung  geboten  haben,  einen  ständigen  Vogt 
zu  bestellen,  wenn  dieser  fehlte.  Die  Aebtissin  von  8.  Peter  zu  Padua  wendet 
sich  1090  an  den  zu  Gerichte  sitzenden  Kaiser,  legt  eine  Schenkungsurkunde 
des  dortigen  Bischofs  vor  und  sagt:  Peto  eobis  d.  lleinricus  imperator,  ut 
propter  dem»  et  intime  restre  mereedem  iletis  mihi  et  suprascripto  »w»a- 
sterio  advocatorum  et  »uttatt's  bannmn  super  »os  et  super  omaes  res  iam- 
dicti  »umasterii.  Sieqne  una  cum  supradicto  M.  episcopo  ineestieit  H'eri- 
zo»em  jilium  Atti»<ii  de  advocathme  suprascripti  »wnasterii.  Da  in  der 
dann  folgenden  Bannfonnel  auch  jede  spätere  Belästigung  nicht  bloss  jedes 
Vogtes  der  Kirche  überhaupt,  sondern  eben  jenes  Werizo  untersagt  wird,  so 
handelt  es  sich  offenbar  um  dauernde  Bestellung.27 

223.  —  Die  Einrichtung  der  Vogtei  steht  insoweit  überhaupt  in  keiner 
ausschliesslichen  Beziehung  zur  Kirche,  als  es  auch  Vögte  weltlicher 
Personen  gab,  deren  .Stellung  sich  von  der  der  Kirchenvögte  nicht  unter- 
scheidet. Allerdings  war  nicht  jedem  ein  Vogt  gestattet;  die  Bestimmungen 
der  fränkischen  Gesetzgebung1  erscheinen  noch  später  beachtet,  insofern  we- 
niger angesehene  Laien  im  Gerichte  immer  ohne  Vogt  erscheinen.  Mit  Rück- 
sicht auf  den  Kampf  wird  noch  967  das  Hecht  der  Vertretung  durch  einen 
Vogt  im  allgemeinen  von  Laien  nur  dem  Grafen  gestattet.2  Als  besondere 
Gunst  wird  es  vom  Könige  wohl  ausdrücklich  verliehen;  so  967  einem  Ge- 
treuen in  Tuscien:  Daums  quoque  ei  Ucentiam,  i»  placito  sum»  adiutorem 
mitte  re,  qualem  eletjerit,  suaui  causam  iniudicio  leijali  de/endere.3  Wir  finden 
einmal  sehr  häutig  Vögte  des  Reichs,  auf  welche  wir  zurückkommen.  Auch 
bei  Grafen  sind  sie  nachweisbar.  Da  der  Graf  von  Verona  820  von  Nonantula 
verklagt  wird,  befiehlt  er  Ji.  scavhio  et  advocatore  suo,  ut  exinde  inquirere 
et  ad  plaido  plenam  raeio»em  exhule  donared,  während  dann  später  der 
Graf  und  sein  Vogt  abstehen.4  Eine  Klage  des  Klosters  S.  Zeno  wird  833 
gegen  zwei  Vögte  eines  Grafen  gerichtet.5  Zu  Mailand  wird  900  eine  Klage 
von  einem  Notar  als  adencatus  publica  comitatus  ipsius  erhoben,  der  dann 
gemeinsam  mit  dem  Grafen  von  derselben  absteht6;  doch  ist  er  wohl  weniger 
als  Vertreter  des  Grafen,  als  der  Reichsrechte  in  der  Grafschaft  zu  betrachten. 
Im  Grafengerichte  zu  Rieti  1008  wird  L.  adeoadus  suprascriptormn  comi- 
tm»  zur  Klagebeantwortung  aufgefordert,  worauf  B.  comes  cum  suo  advocato 
L.  gestehend  antwortet.7  Auch  sonst  werden  Vögte  angesehener  Personen 
erwähnt.  Unterzeichnet  909  ein  Index  domine  regine  eine  Schenkung  der 
Königin  Ermengard8,  so  lässt  schon  wohl  der  ganz  ungewöhnliche  Titel  darauf 

26.  San  Quintino  1,  9.     27.  Verci  Ecel.  3,  18. 

223.  -  1.  Vgl.  Waiu  V.G.  4,  342.  2.  Mon.  Genn.  4,  33.  8.  MitUrelli  Ann. 
1,  79.  4.  Antiq.  lt.  1,  461.  5.  Antiq.  It.  1,  459.  6,  Antiq.  It.  1,  718.  7.  Galletti 
Rieti  120.     8.  Affe  GumULU  1,  315. 
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sehlies>,en,  dass  er  ständiger  Rerhtsbcistand  derselben  war.  Ein  Iudex  et  <td- 
rocatus  domine  Adeleaide  imperatricis  vertritt  dieselbe  996  im  Gerichte  zu 
Pavia9;  auch  in  Deutschland  hatte  die  Kaiserin  italienische  Königsrichter  bei 
sich,  da  wir  solche  in  .Schenkungsurkunden  derselben  für  Italien,  ausgestellt 
995  zu  Frankfurt  und  999  im  Elsass,  unterschrieben  finden. 10  Von  der  ver- 
wittweten  Gräfin  Imilla  und  ihrem  Sohne  Walfred  als  Prokurator  seiner  Brüder 
heisst  es  um  1025:  miserunt  (viraam)  in  manum  Petrus  de  Let»  atlpie 
dixemnt,  nos  institnimus  te  advocatum  nostrum —  de  omni  causa,  que  alte 
nobis  uaenda  est  adrersus  Harenatensem  ecclesiam  et  d.  E.  archiejnscopum ; 
der  Vogt  erhebt  dann  die  Klage  in  vice  et  pro  persona  der  Gräfin  und  ihrer 
•Söhne. 1 1  Bei  angesehenen  Frauen  traf  dann  das  Recht,  einen  Vogt  zu  haben, 
mit  dein  Erfordernisse  der  Geschlechtstutel  zusammen,  wegen  dessen  sonst 
Frauen  ein  Tutor  zur  Führung  ihrer  .Sache  im  Gerichte  bestellt  wurde. 12 
Waldrade,  Wittwe  des  Dogen  von  Venedig,  ersucht  976  in  einem  Schreiben 
die  Kaiserin  Adelheid  um  die  Erlaubniss,  dass  ihr  Vasall  Hildebert  ml  diß- 
niendas  Utes  et  laudum  dein  scriptum  —  nosier  sit  adrocatus;  worauf  der 
Pfalzgraf  auf  Befehl  der  Kaiserin  demselben  licmtiam  et  auetoritatem  publi- 
cam  tribuit,  ut  ipsius  Hualdrade  olim  dueatricis  tntor  et  adrocatus  existeret; 
im  weiteren  Verlaufe  der  Verhandlung  wird  er  dann  immer  als  Vormund  und 
Vogt  bezeichnet.13  Es  scheint,  dass  auch  sonst  in  Fällen,  wo  der  König  nur 
unthätiger  Vorsitzender,  der  Pfalzgraf  Richter  ist,  doch  die  Bestellung  eines 
Vogt  für  den  Einzelfall  auf  besondern  Befehl  des  Königs  geschieht;  in  Ge- 
richtsurkunde von  935  wird  das  betont;  zugleich  mit  dem  Markgrafen  Ansgar 
wird  angesprochen  ]{.  adiutur  eins,  qui  eins  euusum  ex  rea'ui  iussione  per- 
iMfcbat**;  der  Ausdruck  Adintor  mag,  da  in  derselben  Urkunde  die  Vögte  des 
Königs  und  der  Kirche  von  Parma  als  Adrocati  bezeichnet  werden,  gewählt 
sein,  weil  es  sich  hier  nur  um  Bestellung  für  den  Einzelfall  handelt;  denn 
Vögte  von  Markgrafen  werden  auch  sonst  in  dieser  Zeit  mehrfach  erwähnt.15 
Das  Institut  seheint  auch  später  keine  weitere  Ausdehnung  gewonnen  zu 
haben,  bei  Laien  eher  ausser  Gebrauch  gekommen  zu  sein.  Auch  die  Grafen 
erscheinen  im  Gerichte  als  Partei  durchweg  ohne  Vogt.  Doch  lässt  sich  bei 
mächtigem  Grossen  die  Vogtei  bis  ins  zwölfte  Jahrhundert  verfolgen.  Als 
Vogt  des  Herzog  Adalbert  von  Kärnthen  erscheint  mit  ihm  1027  zu  Verona 
ein  Graf  Vizelin  im  Gerichte,  ganz  in  der  sonstigen  .Stellung  der  Vögte,  bei 
jeder  Erwähnung  der  Partei  ausdrücklich  mit  dem  Herzoge  genannt. 16  Be- 
sonders häufig  werden  wir  Vögten  der  Markgrafen  von  Tuszien  begegnen. 

223.1  9.  Mon.  patr.  Ch.  1.  300.  10.  Mon.  patr.  Ch.  ],  300.  Margarin  2.  44.  Die  italie- 
nischen Grossen  Hessen  sich  wohl  auch  nach  Deutschland  toii  Rechtskundigen  begleiten : 
so  schreibt  1023  tu  Brumpt  im  Elsasse  dem  Bischöfe  ron  Lucca  ein  Königsrichter  eine 
Urkunde.  Mem.  di  Lucca  4b.  124  11.  Fantuzii  4.  105.  12.  Vgl.  §  154  n.  «.  18.  Bei- 
lage Ton  »76  Oct.  25.  14.  AlRi  P.  1,  344.  15.  906.  915 :  Affö  P.  1.  342.  Mon.  patr. 
Ch.  1.  120.  Auch  in  Urk.  Ton  1013  zu  Rarenna.  Mittarelli  Ann.  1.  201»,  ist  rom  Adiutor 
des  klagenden  Laien,  vom  Advocator  des  Abtes  die  Rede;  doch  könnte  da  der  Ausdruck 
allerdings  den  Beistand  einer  Partei,  welche  kein  Recht  auf  einen  Vogt  hatte,  bezeich- 
nen, was  mit  besonderm  Brauche  der  Romagna  zusammenhängen  mag.  1$.  Rubels 
Aquil.  500. 
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Noch  1114  finden  wir  einen  <r.  hul^v  et  mlroentu*  duei*  (ruefji,  1115  einen 
//.  fcf/i#i>eritu#  et  mlvoeatn*  mttirhioni*  Fuleoni*. 1 "  Sahen  wir  oben  solche 
Vögte  mehrfach  nur  für  den  Einzelfall  bestellt,  so  hatten  doch  auch  Laien 
eben  so  wohl  ständige  Vögte,  wie  die  Kirchen.  Gerade  in  den  spätem  Fällen 
tritt  das  schon  dadurch  deutlich  hervor,  dass  der  Titel  dem  sonstigen  Titel 
zugefügt  erscheint,  auch  wo  der  Betreffende  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als 
Vogt  thätig  ist.  Auch  würden  wir  für  manche  die  längere  Amtsdauer  bestimmt 
nachweisen  können;  so  führt  der  Judex  Ubald  von  Carpineta  schon  1100  und 
noch  1113  den  Titel  eines  Vogtes  der  Markgräfin  Mathilde. 18  Noch  1166 
lassen  die  Markgrafen  von  ('olle  einen  Schwur  per  nostrmn  <nln>eutum  lei- 
sten'9; es  ist  das  letzte  mir  aufgefallene  Beispiel.  Auch  diese  Vögte  Welt- 
licher sind  durchaus  ihrem  sonstigen  Berufe  nach  Rechtskundige;  nur  verein- 
zelt fanden  wir  einen  Vasallen  und  einen  Grafen  als  Vögte  genannt. 

Der  Charakter  der  Vogtei  ist  sichtlich  ganz  derselbe,  ob  er  bei  Geist- 
lichen oder  Weltlichen  vorkommt.  Es  handelt  sich  um  einen  rechtskundigen 
Vertreter  oder  Beistand  der  Partei  im  Gerichte.20  Der  Gesichtspunkt  sonstiger 
Hfllfsbedürftigkeit  der  Partei,  welche  einen  mächtigen  Schirmvogt  oder  waffen- 
fähigen Vertreter  fordert,  macht  sich  nicht  bestimmter  geltend;  hat  der  Kir- 
chenvogt fiir  seine  Partei  im  Gerichte  zu  kämpfen21,  so  ist  das  auch  die 
Aufgabe  des  Vogtes  eines  Laien ;  findet  die  Vogtei  bei  Kirchen  weitere  Aus- 
dehnung, als  bei  Laien,  so  hat  das  wohl  nur  seinen  Grund  darin,  dass  Geist- 
liche den  Gerichten  fern  bleiben  und  nicht  selbst  schwören  sollten;  Frauen  und 
Unmündigen,  wenn  sie  nicht  ihres  Standes  wegen  Anspruch  auf  einen  Vogt 
haben,  wird  kein  Vogt,  sondern  ein  Tutor  bestellt.  Insbesondere  aber  ist  der 
Vogt  im  allgemeinen  nicht  Richter  in  Stellvertretung  seiner  Partei.  Es  mag 
sein,  dass  bei  der  grossen  Mannichfaltigkeit,  welche  wir  bei  Ausübung  der  den 
Kirchen  verliehenen  Gerichtsbarkeit  finden,  sich  hie  und  da  einzelne  richter- 
liche Befugnisse,  wie  das  Abhaltenlassen  des  gerichtlichen  Kampfes,  her- 
kömmlich mit  dem  Amte  des  Vogtes  verbanden;  es  mag  auch  vereinzelt  der 
Titel  auf  den  richterlichen  Stellvertreter  des  Bischofs  übergegangen  sein,  wie 
das  auch  ausserhalb  der  Mark  Verona  wenigstens  zu  Reggio  nach  dem  Wort- 
laute der  kaiserlichen  Privilegien  nicht  zu  bezweifeln  sein  wird22;  aber  im  all- 
gemeinen haben  wir  die  Vogtei  als  solche  nicht  als  eine  richterliche  Stellung 
zu  fassen,  finden  insbesondere  auch  die  Befugnisse  der  den  Kirchen  verliehenen 
Reichsgerichtsbarkeit  nicht  mit  ihr  verbunden. 

224.  —  In  den  Verleihungsurkunden  selbst  ist  bezüglich  dieser  mehrfach 

17.  Aiitiq.  It.  2,  975.  Antich.  Est.  1.  315.  18.  Mem.  di  Lucca  4  b,  160.  4  c,  123.  Tira- 
boschi  Mod.  2,  80.  19.  Soldani  60.  20.  Vereinzelt  erscheinen  allerdings  in  Urkunden 
von  948  und  1195,  Antiq.  It.  2,  469.  Toeche  Heinr.  VI.  631.  aufweiche  wir  §  229  zurück- 
kommen, auch  die  richterlichen  Stellvertreter  Weltlicher  als  Adrocatores  bezeichnet. 
21.  Ein  Beispiel  935:  Affo  P.  1,  339.  22.  Vgl.  §  220  n.  9.  Heisst  es  schon  882  für 
Ilrggio:  Liberi  vtro,  tjuw  leyalit  eoaetio  ad  placitum  exigit  querere,  per  advocahim  emt- 
dem  eccletie  tuper  ret  iptiut  eceteti*  ditlringantur,  ne  pigneratiotue  oetafio  adilum  rti- 
pine  predatoribw  preßtet,  Tiraboschi  Mod.  l',  55.  so  ist  das  doch  wohl  nur  Ton  der  Pflicht 
des  Vogtes  zu  rerstehen,  die  Hintersassen  im  Grafengerichte  zu  stellen. 
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auf  eine  .Stellung  hingewiesen,  welche  wir  als  die  eines  bischöflichen 
Königs  boten  bezeichnen  können.  In  den  Privilegien  für  Asti,  Novara, 
Modena  ist  allerdings  nur  Rede  davon,  dass  der  Bischof  jene  Rechte  selbst 
oder  durch  seinen  Missus  üben  soll;  in  denen  für  Parma  und  Lodi  wird  ge- 
sagt, dass  der  Vertreter  des  Bischofs  zugleich  königlicher  Missus  sein  soll. 
Da  auch  dort  die  verliehenen  Befugnisse  dieselben  zu  sein  scheinen  und  gerade 
diese  Befugnisse  auch  sonst  von  Königsboten  geübt  werden,  so  dürfte  ein  we- 
sentlicher Unterschied  nicht  anzunehmen  sein.  Eine  entsprechende  Bestimmung 
finden  wir  nun  auch  in  einem  Falle,  wo  gar  nicht  reichsrichterliche  Befugnisse, 
sondern  nur  gräfliche  verliehen  werden.  Dem  Bischöfe  von  Vicenza  verleiht 
der  Kaiser  1001  die  Gerichtsbarkeit  in  der  ganzen  Grafschaft:  imuper  hac 
nostri  praecepti  pat/ina  liceat  ei  et  8ticce88oribu8  8iu8  e.r  militibux  eiuxdrm 
ecclesiac  publicum  n08trum  mi88um,  qualemcunque  elerierint,  conxtituere, 
ante  quem  placita,  letjex  et  omnia  iura  et  betla  more  comitum  difßmantur. 1 
Zumal  nach  dieser  letzten  Stelle  sollte  man  schliessen,  der  Vertreter, 
welchen  der  Bischof  bestellte  zur  Uebung  der  richterlichen  Befugnisse,  die  er 
selbst  nicht  üben  durfte  oder  wollte,  sei  durch  diese  Bestellung  selbst  auch 
zugleich  zum  Königsboten  geworden.  Welchen  Grund  man  hatte,  dieses  Ver- 
hältniss  besonders  zu  betonen,  wäre  dann  freilich  schwer  abzusehen.  Die  Sache 
scheint  sich  aber  auch  nicht  so  verhalten  zu  haben.  Denn  gerade  für  eins  der 
Bisthümer,  in  deren  Privilegien  nur  vom  Boten  des  Bischofs  die  Rede  ist, 
ohne  Erwähnung,  dass  er  Königsbote  sein  solle,  tür  Asti,  liegt  uns  eine  Be- 
stallungsurkunde vor.  Um  1041  bekundet  nämlich  K.  Heinrich,  quod  no8 
interventu  ac  petitione  mmtri  dilecti  ßdelfo  8cilicet  Petri  epm'opi  Astenaie 
quendum  8uum  militem  nomine  Cmübertum  elujimux  et  xtatuimux  nostrum 
ini88um  in  toto  epitcopato  Astenxi  et  in  eomitatu  ßredolenxi  inter  T unarum 
et  Sturam;  nnde  volumu*  et  lieentiam  ei  doiiamux,  ut  ante  8e  tanquam  ante 
no8tram  auf  noxtri  palatini  conti ti/t  prexentiam  placita  teueat  et  per  legem 
et  iustitiam  et  per  pugnam  difßniat  ounuuni  hominnm  oeetmone  remota.2 
Die  in  dieser  Zeit  sonst  nicht  mehr  gebräuchliche  Beziehung  auf  den  Pfalz- 
grafen3 dürfte  um  so  sicherer  darauf  hindeuten,  dass  man  bei  der  Abfassung 
das  Privileg  von  969  oder  doch  ältere  darauf  beruhende  Bestallungsurkuuden 
vor  Augen  hatte.  Nehmen  wir  diesen  Vorgang  als  massgebend,  so  ergibt  sich, 
dass  der  Bischof  den  Missus  bezeichnete,  dieser  aber,  ähnlich  wie  in  Deutsch- 
land der  von  einein  Fürsten  gesetzte  Richter  doch  vom  Könige  unmittelbar 
mit  dem  Königsbann  zu  beleihen  war,  einer  besondern  königlichen  Vollmacht 
bedurfte,  um  die  Befugnisse  des  Königsboten  zu  üben,  damit  aber  auch  andern 


224.  —  1*  Riccardi  26;  auch  Böhmer  Acta  29.  In  andern  entsprechenden  Urkunden 
ist  nur  Rede  davon,  dass  die  Gerichtsbarkeit  durch  den  Bischof  oder  dessen  Missi  zu  üben 
sei;  so  1041  für  Bergamo,  Ughelli  4,  444.  2.  Mon.  patr.  Ch.  1,  553.  Die  undatirte  Urk. 
ist  wohl  sicher  auf  K.  Heinrich  III  und  Bischof  Peter  II  zu  beziehen,  da  Peter  I  Anhänger 
Harduins  und  mit  R.  Heinrich  II  zerfallen  war,  da  weiter  der  902  an  das  Bisthum  ge- 
schenkte Comi latus  Bredolensis  in  einer  Reihe  folgender  Privilegien  nicht  wieder  erwähnt 
wird,  wohl  aber  im  Privileg  K.  Heinrichs  von  1041.  Vgl.  Ughelli  4,  341-356.  8.  Vgl. 
$  171  n.  2. 
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ständigen  Königsboten  ganz  gleichstand,  insbesondere  auch  wohl  einfach  den- 
selben Titel  führte. 

Dasselbe  scheint  sich  auch  zu  ergeben  für  eins  der  Bisthümer,  bei  deuen 
dein  Vertreter  des  Bischofs  von  vornherein  die  Stellung  eines  Königsboten 
zugesprochen  wird,  fürLodi.  Dort  wird  1051  eine  Schenkung  bekundet/« 
presencia  Ariprandi  misso  d.  secondo  Eurici  imperatoris,  als  dieser  im 
bischöflichen  Palaste  in  miiüo  et  in  iudicio  residebat;  obwohl  er  Bote  des 
Königs  heisst,  werden  wir  doch  wohl  zunächst  den  Vertreter  des  Bischofs  in 
ihm  zu  sehen  haben.4  Aber  auch  hier  bedurfte  es  für  denselben  einer  persön- 
lichen Bevollmächtigung  durch  den  König.  Denn  bei  einem  1076  gerichtlich 
bekundeten  Verkauf  durch  Eheleute  wird  bemerkt,  dass  die  Frau  handelte  mit 
Zustimmung  Alberiei  mittun  domni  terdi  Enrici  rea\  qut  per  epistolam  et 
xujellum  »ipilatum  mimt*  ej'istebat,  und  dann  die  Vollmacht  wörtlich  einge- 
rückt Der  König  sagt:  eoneedimus  Albertco  et  Lanfranco  suo  nepote,  qua- 
tenus  lieeat  ad  ein  Uten  et  contentiones  per  dnellum  in  Laudensi  comutatu, 
quem  er  ecclesie  pontißds  parte  teneut5,  ante  eorum  presencia  defßnire;  et 
insuper  ecinm  predictis  nostris  fidelibus  eoneedimus  cum  episcopo,  abbate, 
iUiatise  in  prelibato  comulatv  quemadmodum  ante  nostras  presentia  diffi- 
nire;  nostra  repali  octoritatem  predictis  no.it rix  fidel ibus  eoneedimus  ad 
requirendam  publicum  questionem  adrocatum  elipere,  atque  mulieri,  cui 
mondualdus  suus  denepat  roluutatem ,  et  ante  eorum  presenciam  rirum 
suum  seit  maritum  elipere;  et  si  forte  quislibet  mulier  in  prelibato  comitatu 
reu  sua*  renundare  cupiens  propincos  suos  abere  nequirerit,  tieenciam  tum 
dictis  nostris  fidelibus  abeant,  interopacionem  facere;  adque  omnia  que  con- 
tinet  licead  ad  eis  in  prescripto  Laudensi  comutatu  nostra  repali  octorita- 
tem  facere.6  Scheint  sich  danach  die  Gewalt  der  Boten  auf  die  ganze  Graf- 
schaft zu  erstrecken,  während  um  980  dem  Bischöfe  nur  die  Gewalt  in  der 
Stadt  mit  sieben  Meilen  Umkreis  verliehen  wurde,  1000  noch  ein  Graf  in  der 
Grafschaft  Lodi  erwähnt  wird :,  so  dürfen  wir  wohl  annehmen,  dass  inzwischen 
die  ganze  Grafschaft  an  den  Bischof  gekommen  war,  der  wenigstens  in  spä- 
terer Zeit  sich  auch  des  Grafentitel  bedient.8  Und  wird  ein  Einschreiten  des 
Bischofs  beim  Könige  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  so  erscheint  die  Beziehung 
zum  Bischöfe,  falls  der  Text  richtig  gebessert  wurde,  um  so  nachdrücklicher 
dadurch  betont,  dass  gesagt  wird,  dass  sie  die  Grafschaft  vom  Bischöfe  haben; 
das  Verhältuiss  wird  so  gewesen  sein,  dass  der  Bischof  sie  zu  seinen  Ver- 
tretern für  die  Uebung  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  bestellt  hatte,  wozu  dann 
noch  die  Vollmachten  von  Königsboten  unmittelbar  beim  Könige  nachzusuchen 
waren. 


4.  Zaccaria  Laud.  143.  Er  war  wohl  ein  Vasall,  kein  Rechtsgelehrter,  da  er  die  Urkunde  nur 
mit  seinem  Handzeichen  unterfertigt,  nicht  unterschreibt,  wie  die  beisitzenden  Judioes.  5.  In 
dem  ganz  verdorbenen  Texte  heisst  es :  quem  et  eccletie  pontißci  parte  tmet,  was  ich  nicht 
anders  zu  bessern  weiss;  insbesondere  wüsste  ich  keine  entsprechende  Aenderung  vor- 
zunehmen, welche  als  Sinn  ergäbe:  so  weit  die  Grafschaft  dem  Bischöfe  zusteht  oder 
nicht  zusteht  0.  Zaccaria  Laud.  151;  auch  Böhmer  Acta  62.  7.  Antiq.  It.  1,  455. 
8.  Nach  Zaccaria  Laud.  279  seit  1298. 
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Auch  ständige  Königsboten,  welche  wir  zu  Cremona  finden,  dürften  als 
bischöfliche  zu  betrachten  sein,  obwohl  uns  trotz  des  Vorliegens  der  ganzen 
Reihe  kaiserlicher  Privilegien  eine  ausdrückliche  Verleihung  missatischer  Be- 
fugnisse an  den  Bischof  nicht  bekannt  ist.  Es  ist  das  vielleicht  daraus  zu 
erklären,  dass  die  in  den  spätem  Privilegien  wiederholte  Fassung  in  Zeiten 
zurückreicht,  wo  es  noch  nicht  üblich  war,  den  Bischöfen  gräfliche  und  missa- 
tische  Befugnisse  ausdrücklich  zuzusprechen.  Schon  in  Privileg  Berengars  916 
werden  dem  Bischöfe  alle  öffentlichen  Einkünfte  in  der  früher  zur  Grafschaft 
Brescia  gehörigen  Stadt  und  einem  Umkreise  von  fünf  Miglien  zugesprochen 
und  den  Grafen  und  niedern  Beamten  wird  verboten,  dort  Gericht  zu  halten.9 
Dass  nun  dem  Bischöfe  selbst  die  Gerichtsbarkeit  zustehen  solle,  ist  zwar  hier, 
wie  in  den  spätem  Privilegien 10  nicht  ausdrücklich  gesagt  und  es  mag  das  auf 
die  langen  Streitigkeiten  des  Bischofs  mit  den  Bürgern  eingewirkt  haben ;  aber 
vom  Reiche  sind  ihm  offenbar  später  dieselben  Befugnisse  zuerkannt,  welche 
andere  Bischöfe  in  ihrem  Bezirke  übten.  Insbesondere  wird  996  dem  Bischöfe 
die  dixtrictio  infra  eivitatem  et  e,rtr<t  unter  Kassirung  einer  entgegenstehen- 
den frühern  kaiserlichen  Entscheidung  zugesprochen  und  das  998  Jan.  im 
Hofgerichte  durch  Urtheil  festgestellt n ;  und  1043  wird  allen  Bürgern  bei 
Strafe  befohlen,  das  Placitum  des  Bischofs  in  der  Stadt  zu  suchen. 12  Sein 
Bezirk  wurde  dann  1 055  erweitert  durch  Verleihung  des  später  als  Grafschaft 
bezeichneten  dtstrictus  de  Insuhi  Fulcherii,  welchen  früher  Markgraf  Bonifaz 
wohl  als  Theil  der  Grafschaft  Brescia  hatte. 1 3  Später  hat  der  Bischof  auch 
den  Grafentitel  geführt;  als  epixeopux  et  comex  pro  tribunali  xedeixx  bestellt 
er  1 184  einen  Syndikus  für  ein  Kloster. 14 

Nach  jenem  Urtheile  von  998  finden  wir  nun  zunächst  eine  Reihe  Ge- 
richtssitzungen, welche  ein  Vexxo  diaeowix  et  tu  insu*  d.  Ottonix  imperatoris 
zu  Cremona  und  in  der  Umgebung  abhält,  bei  welchen  durchaus  der  Bischof 
zu  Cremona  als  Kläger  auftritt;  so  nach  zwei  Gerichtsurkunden  998  Oet.  zu 
Cremona15,  im  Nov.  nach  zwei  Urkunden  zu  Genivoita16,  in  der  Grafschaft 
Bergamo  belegen,  aber  der  Kirche  von  Cremona  gehörig;  999  Febr.  4  zu 
Roncariolo  in  der  Grafschaft  Lodi17,  dann  im  Mai  wieder  zu  Genivoita18; 
1000  bestätigt  der  Kaiser  der  Kirche  einen  Hof,  welchen  sie  im  Gerichte 
seines  Boten  Cesso,  eapelhtni  voxtri,  erstritten  habe. 19  Einen  bischöflichen 
Boten  werden  wir  in  ihm  nicht  zu  sehen  haben,  da  er  nach  der  letzten  Erwäh- 
nung der  Hofgeistlichkeit  angehörte;  aber  ausserdem  als  Missus  nicht  genannt, 
wird  er  vom  Kaiser  ausdrücklich  zu  dem  Zwecke  bestellt  sein,  um  die  vielfach 
verletzten  Rechte  des  Bischofs  zu  allseitiger  Anerkennung  zu  bringen. 

Weiterhin  scheinen  diese  dann  aber  dadurch  gesichert  zu  sein,  dass  der 
Kaiser  aus  den  Getreuen  des  Bischofs  einen  ständigen  Boten  bestellte.  Ade- 
lelimtx  qni  et  Azo  iitixxiut  d.  Ottonix  imperatorix  sitzt  zu  Cremona  1001  Jan. 


224.|  9.  Ughelli  4,  587.  10.  Ughelli  4,  592  ff.  Antiq.  It.  6,  51.  1,  998.  II.  Antiq.  It. 
2,  794.  12.  Antiq.  It.  6,  53.  13.  Antiq.  It.  6.  1001.  14.  Tiraboschi  2.  300.  15.  Antiq. 
lt.  2,  27.  Beilage.  16.  Beilage  und  Mittheilung  Ton  Wüstenfeld.  1 7.  Beilage.  18-  Antiq. 
It.  2,  275.     1«.  Antiq.  It.  2,  967. 
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zu  Gerichte,  wobei  er  einem  Unmündigen  einen  Vormund  bestellt20;  er  hält 
weiter  zu  Cremoua  Gerichtssitzungen  1001  Febr.21,  dann  1004  als  miasu* 
d.  Ardoini  w/*V22  und  1012  als  missu/f  d.  Enrici  re</is.2i  Da  er  immer 
seinen  Doppelnamen  gebraucht,  so  kann  die  Identität  der  Person  gar  nicht 
zweifelhaft  sein ;  eben  so  wenig  bei  der  dauernden  Thätigkeit  an  ein  und  dem- 
selben Orte,  dass  er  ein  ständiger  Bote  war.  Dafür  aber,  dass  wir  in  ihm  zu- 
nächst einen  Vertreter  des  Bischofs  zu  sehen  haben,  spricht,  dass  es  wohl 
derselbe  Adelelm  ist,  der  998  als  Vogt  des  Bischofs  und  des  Bisthums  ge- 
nannt wird24,  dass  er  seine  Gerichtssitzungen  immer  in  der  Vorhalle  des  Domes 
hält,  und  dass  er  nicht  zu  den  Judices  der  Stadt  gehört,  aus  welchen,  wie  wir 
sehen  werden,  in  den  nichtbischöflichen  »Städten  die  ständigen  Boten  durchweg 
bestellt  wurden.  Damit  stimmt  denn,  dass  auch  1064  ein  Adraldun,  qui  di- 
cittrr  de  Curi,  miann«  d.  Henri  ei  reff  in  ac  miles  d.  (Imldi  (Cremonemis) 
ejtiscopi  erwähnt  wird25,  in  welchem  wir  wohl  gleichfalls  einen  ständigen  Boten 
zu  sehen  haben. 

Diese  Verhältnisse  mögen  verschiedenartig  gestaltet  gewesen  sein.  Die 
ausdrückliche  Verleihung  missatisch er  Befugnisse  an  den  Bischof  selbst  werden 
wir  nicht  gerade  als  nöthige  Vorbedingung  für  das  Vorkommen  bischöflicher 
Königsboten  zu  betrachten  haben.  Vergleichen  wir  aber  die  oben  angeführte 
Stelle  für  Vicenza  mit  den  Nachrichten  über  Cremona,  so  dürfte  sich  daraus 
wohl  ergeben,  dass  auch  da,  wo  dein  Bischöfe  zunächst  nur  die  ordentliche 
gräfliche  Gerichtsgewalt  zustand,  es  üblich  war,  den  Vertreter  des  Bischofs 
zugleich  zum  Königsboten  zu  ernennen;  für  die  Kirche  war  damit  im  wesent- 
lichen dasselbe  erreicht. 

225.  —  Bischöfliche  Königsboten,  welche  nur  diesen  Titel  führen,  lassen 
sich  nur  wenige  mit  Sicherheit  nachweisen.  Mag  das  auch  zum  Theil  darin 
seine  Erklärung  finden,  dass  sie  eben  wegen  des  Mangels  eines  besonderen 
Titels  schwer  von  andern  Königsboten  zu  unterscheiden  sind,  so  kann  der 
Grund  doch  auch  darin  liegen,  dass  die  bezüglichen  Vertreter  des  Bischofs 
andere  Titel  führten.  Dafür  gibt  uns  das  Privileg  für  Parma  einen  bestimm- 
teren Ualtpunkt,  indem  es  heisst,  dass  zum  Zweck  der  Hebung  der  verliehenen 
richterlichen  Befugnisse  der  Vicedo minus  des  Bischofs  Königsbote  sein  soll. 

Das  Amt  des  Vicedominus  war  sehr  verschieden  gestaltet.  Ks  wurde 
bald  von  Klerikern,  bald  von  Laien  bekleidet;  schon  das  deutet  darauf,  dass 
die  Befugnisse  nicht  immer  dieselben  gewesen  sein  werden.  Der  Ausdruck 
selbst  bietet  kaum  einen  Anhalt;  er  Hess  sich  für  jeden  Stellvertreter  des  Bi- 
schofs verwenden.  Dem  Wortsinne  nach  könnte  auch  der  Vogt,  insofern  er 
den  Bischof  als  Partei  zu  vertreten  hatte,  Vicedominus  desselben  heissen; 
mau  hat  auch  wohl  angenommen,  dass  es  sich  bei  beiden  Aemtern  wesentlich 
um  dasselbe  handle;  während  andere  wieder  im  Vicedominus  einen  blossen 
Verwaltungsbeamten  ohne  gerichtliche  Funktionen  sehen.  Für  Italien  ist  we- 
nigstens im  allgemeinen  beides  nicht  richtig.  Als  Kegel  werden  wir  hier  fest- 

20.  Beilage.  21.  Mittheilung  ron  Wüstenfeld.  22.  Antiq.  It.  2,  965;  auch  Sanclemen- 
tius  227.    28.  Mittheilung  von  Wüstenfeld.    24.  Beilage  vou  998  Nov.    26.  Lupus  2,  666. 
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halten  dürfen,  dass  der  Vogt  Vertreter  des  Bischofs  als  Partei,  der  Vicedo- 
minus  wenigstens  dann,  wenn  er  in  weltlichen  Gerichten  eine  bestimmtere 
Stellung  einnimmt,  Vertreter  des  Bischofs  als  Richter  ist. 

Es  finden  sich  allerdings  einzelne  Fälle,  dass  der  Vicedominus  für  die 
Kirche  als  Kläger  auftritt,  ohne  einen  Vogt  zur  Seite  zu  haben,  also  anschei- 
nend selbst  als  Vogt  handelnd.  Im  Gerichte  des  Bischofs  von  Pisa  796  nimmt 
der  Vicedominus  mehrere  Personen  als  Unfreie  der  Kirche  von  Pisa  in  An- 
spruch und  führt  die  Sache  für  die  Kirche  durch;  es  urtheilen  zwei  Kleriker 
und  ein  Skabin. 1  Im  Gerichte  des  Bischofs  von  Lucca  klagt  902  der  Erz- 
priester  und  Vicedominus  als  Vertreter  des  Bisthums  gegen  einen  Priester 
wegen  einer  Kirche,  während  der  Archidiakon  die  Verhandlung  leitet  und  ur- 
theilt.2  Aber  in  beiden  Fällen  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  es  sich  nicht 
um  Verfolgung  der  Rechte  der  Kirche  in  auswärtigen  und  weltlichen  Gerichten 
handelt,  was  Sache  des  Vogts  gewesen  sein  würde;  der  Vicedominus  erscheint 
hier  als  ein  Geistlicher,  der  die  Vermögensrechte  der  Kirche  wahrzunehmen, 
sie  also  auch  vor  dem  Bischöfe  selbst  zur  Geltung  zu  bringen  hat ;  hätte  das 
vor  einem  andern  Gerichte  geschehen  müssen,  so  wäre  das  Sache  des  Bischofs 
mit  seinem  Vogte  gewesen. 

Es  ist  mir  denn  auch  kein  Beispiel  vorgekommen,  dass  der  Vicedominus 
als  solcher  die  Kirche  nach  aussen  als  Partei  vertritt. 3  Auch  dürften  nur  sehr 
vereinzelt  die  Stellungen  eines  Vogtes  und  Vicedominus  der  Kirche  einer  Per- 
son übertragen  sein.  Zu  Ravenna  erscheint  Johann  de  Vera,  der  1001  nur 
Vicedominus,  neben  ihm  der  Pfalzrichter  Petrus  Vogt  ist,  1018  als  Vicedo- 
minus und  Vogt  der  Kirche.4  Auch  Flaipert,  Vicedominus  von  Lucca,  ist 
1058  zugleich  Vogt,  aber  nicht  des  Bischofs,  sondern  des  Markgrafen.5 

Dagegen  finden  sich  schon  früh  Beispiele,  dass  der  Vicedominus  den 
Bischof  als  Richter  vertritt. 6  Wegen  einer  Klage  des  Klosters  S.  Ambrogio, 
welche  schon  früher  im  Gerichte  des  Schultheissen  verhandelt  war,  sitzt  844 
auf  Befehl  des  Erzbischof  und  Künigsboten  der  Vicedominus  und  Diakon 
Gunzo  zuerst  mitSkabinen,  dann  gemeinsam  mit  dem  Ortsgrafen  zu  Gerichte; 
wieder  finden  wir  882  zu  Limonfa  den  Vicedominus  der  Kirche  von  Mailand 
und  Diakon  Ariprand  als  Richter.7  Bei  Kirchen,  welche  nie  gräfliche  Gewalt 


225.  —  1.  Antiq.  It.  3.  1015;  auch  Brunetti  2,  308.  2.  Antiq.  It.  5,  309;  auch 
Mem.  di  Lucca  5  c,  13.  8.  Bethmann  Städtefr.  121  «reist  ausser  den  genannten  Killen 
noch  auf  Fantuzzi  I,  226  hin;  aber  dabei  handelt  es  sich  nur  um  die  Entgegennahme  einer 
Investitur  gemeinsam  durch  den  Vogt  und  den  Vicedominus  von  Ravenna,  was  doch  nicht 
beweist,  dass  der  etwa  vorhergegangene  Rechtsstreit  auch  von  beiden  für  die  Kirche  geführt 
sei.  —  Es  konnte  auffallen,  dass  es  in  Kapitular  von  803,  I*.  Pap.  Karol.  101,  heisst.  der 
in  die  Immunität  geflohene  Verbrecher  sei  vom  Bischöfe,  Abt  oder  deren  Vicedomiuus  tu 
reklamiren,  während  in  den  spÄtern  Prozessformeln  dazu  die  Forderung  au  den  Vogt  ge- 
richtet wird.  Aber  ein  Beweis  für  das  Entsprechen  beider  Aemter  wird  daraus  kaum  ent- 
nommen werden  können;  die  Formeln  haben  nicht  zunächst  die  ursprüngliche  Forderung, 
sondern  einen  daraus  entstehenden  Rechtsstreit  im  Auge,  der  allerdings  vom  Vogte  durch- 
zuführen war.  4.  Fantuzzi  1.  226.  250.  Ein  Beispiel  aus  Frankreich  bei  Waitz  V.G.  4. 
394.  5.  Antiq.  It.  5,  964.  6.  Vgl.  Waitz  V.G.  4.  394.  7.  Antiq.  It.  1.  467.  3,  747.  — 
865  Ist  ein  Aspert  Archidiakon  und  Vicedominus  der  Kirche  von  Mailand.  Fumagalli  375 
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erlangten  oder  wo  zur  Hebung  der  gräflichen  Gerichtsbefugnisse  ein  anderer 
Beamter  bestellt  war,  fehlte  auch  später  eine  bestimmtere  Veranlassung,  von 
dein  ursprünglich  anscheinend  allgemeinen  Brauche  abzugehen,  zum  Vieedo- 
minus  nur  Kleriker  zu  bestellen. 

Bei  vielen  Kirchen  finden  wir  aber  später  das  Amt  in  den  Händen  von 
Laien.  80,  wie  schon  erwähnt,  zu  Ravenna,  wo  um  1055  der  Vicedom  auch 
den  Grafontitel  führt8;  zu  Asti  ist  1181  ein  Vasall  des  Bischofs9,  zu  Pavia 
1189  der  kaiserliche  Hofrichter  Sirus  Salimbene  Vicedom.10  Den  Grund 
werden  wir  doch  darin  zu  finden  haben,  dass  der  Vicedom  in  Uebung  der  dem 
Bischöfe  zustehenden  Blutsgerichtsbarkeit  nicht  gehindert  sein  sollte.  Denn 
dass  er  auch  später  vielfach  Richter  statt  des  Bischofs  war,  dafür  finden  wir 
die  bestimmtesten  Belege.  Der  Bischof  von  Mantua  belehnt  1086  die  Söhne 
des  Vicedominus  Rezo  de  veadoiiuithapo  cum  toto  Iwnore  et  sua  iuriadicione ; 
et  do  eh  parabolam  et  licentiam  ire  per  ejnacopatum  et  per  curia«  rneaa  et 
per  tot  um  ineum  districtum  citra  Padum  et  ultra  alberaando  et  platezando 
et  bondezanda  et  coftnoacendo  et  deßniendo  discordiaa  et  Utes  et  offenaionea, 
qua«  tnci  lurmine«  fecerint  tnter  ae,  et  facienda  emendam  offenaionia  — , 
dando  penam  xecuudum  quamque  offenaionem; —  et  omnia  quecunque  diace- 
ritis  vel  face ritis,  «cilicet  ftoc  ratum  haben  et  habeba  vobis  et  veatria  qene- 
rationibna;  es  folgen  dann  noch  einige  Bestimmungen  über  die  Ueberlassung 
der  Strafgelder. 1 1  Es  entspricht  das  wesentlich  der  Stellung  des  deutschen 
Kirchenvogts.  Erscheint  das  Amt  hier  zu  erblichem  Lehen  geworden,  so  war 
das  nicht  immer  der  Fall.  Zu  Padua  erscheint  die  amtsweise  Besetzung  fest- 
gehalten, wenn  es  1185,  und  ähnlich  1204,  vom  Bischöfe  heisst:  inveativit 
T anaelfiardinum  de  vicedominatu  Sacci,  ut  hec  inveatitura  tantum  duret  in 
vita  predicti  ejn'acopi  et  T(tn«elfjardhti,  donec  idem  T.  permanaerit  in  domo 
aua  et  non  tranaierit  ad  vitam  relipioaam;  —  ita  tarnen ,  quod  duaa  pnrtea 
tociua  lucri,  quod  fecerit  pro  vicedominatu  vel  occaxione  vicedominatua  pre- 
ßtet iphcopo,  dednctia  erpenai«  «ine  fraude  factia  de  lucro  faciendo;  et  «i 
aliquid  fecerit,  quod  videMur  episcopo  iniquum  auf  auperßuum,  ad  volun- 
tateta  epiacopi  nu*derabitur.n  Hier  wird  also  ausdrücklich  bedungen,  dass 
der  Vicedom  Laie  bleiben  soll.  Tanselgardin  führt  sonst  schlechtweg  den  Titel 
Vicedom;  dass  das  Amt  zunächst  auf  Sacco  beschränkt  erscheint,  wird  damit 
zusammenhängen,  dass  der  Bischof  nur  hier  Grafengewalt  gehabt  zu  haben 
scheint. 13  Auch  zu  Trient  ist  der  Vicedom  als  richterlicher  Stellvertreter  des 
Bischofs  nachweisbar.  Nach  Vertrag  von  1 1 59  sollen  die  Leute  von  Val  di  Ledro 
wegen  Ehebruch  und  Mord  aub  potestate  vicedomini  vel  archidiaconi  zu  Rechte 
stehen14,  wo  jener  als  Träger  der  weltlichen,  dieser  der  geistlichen  Gerichts- 
barkeit zu  fassen  sein  wird;  und  1211  und  1213  wird  einzelnen  Personen  das 
Vorrecht  ertheilt,  quod — mhtiaterialibua  non  aubiaceant,  tantum  pro  epia- 
copo  et  vicedomino  racionem  faeiant,  bannum  vero  non  aolvant.*5  Auffallen 
kann  hier  aber,  dass  während  1147  noch  ein  Herr  von  Cagno,  wohl  sicher 


8.  Sarioli  1,  97.  9.  firassi  2.  12.  10.  Robolini  3,  187.  11.  Arco  453.  12.  Dondi 
b\  124.  193.     18.  Vgl.  $  145  n.  13.    14.  Cod.  Wangian.  25.    15.  Cod.  Wang.  225.  270. 
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ein  Laie,  Vicedom  ist,  die  später  erwähnten  Vicedome  des  Bisthums  seit  1182 
Geistliche  sind,  Albert,  zugleich  Domdeehant,  weiter  Konrad  von  Beseno, 
später  Bischof  von  Trient,  dann  Bertold  von  Neiffcn,  später  Bisehof  von 
Brixen,  während  seit  1218  kein  Vicedom  des  Stifts  mehr  genannt  wird; 
daneben  gibt  es  in  dieser  Zeit  besondere  Vicedome  für  den  Xonsberg.  Ber- 
told, dann  Peter  von  Malosco,  welche  Laien  sind,  und  wenigstens  der  letz- 
tere Rechtsgelehrte  von  Beruf. 16  Zu  Arezzo  gehört  noch  1248  zu  dem 
erblich  verliehenen  Vicedomiuat  die  Civil-  und  Kriminalgerichtsbarkeit  im 
ganzen  Bisthuine. 17 

Danach  kann  es  denn  nicht  befremden,  wenn  in  den  Privilegien  für 
Parma  der  Vicedom  als  derjenige  bezeichnet  wird,  welcher  als  Königsbote  die 
dem  Bischöfe  verliehenen  reiehsriehterlichen  Befugnisse  üben  soll.  Doch  lässt 
sich  die  genauere  Gestaltung  des  Verhältnisses  hier  nicht  verfolgen;  bis  auf 
die  Zeit,  wo  der  Bischof  auch  die  Grafschaft  erwarb,  finde  ich  nur  einmal  1000 
einen  Vicedom  erwähnt,  und  dieser  ist  Diakon. 15>  In  Verbindung  und  doch  im 
Titel  geschieden  finde  ich  beide  Stellungen  nur  bei  einem  Flaipert,  welcher 
überaus  häufig  und  zwar  immer  zu  Lucca  oder  in  dessen  nächster  Umgebung 
erwähnt  wird.  Kr  ist  1018  und  1025  nur  Notar11»;  UTAS  bis  10."»5  ist  er 
Itule.v  d.  imperatori*  et  ttdrocatd*  d.  Jionifitrii  warcluoni**1* ;  1058  treten 
dann  zu  diesen  Titeln  gleichzeitig  die  eines  Mixttt*  d.  imperatori*  et  rire- 
dtmihw  d.  A n#tlnti  »>/)w«;)i21;  von  da  ab  wird  er  noch  oft  als  Advocatus 
oder  als  Vicedominus,  am  häufigsten  aber  als  Königsbote  erwähnt,  und  sitzt 
als  solcher  1068  mit  der  Markgräfin  Beatrix,  1073  mit  Mathilde  zu  Lucca 
dem  Gerichte  vor.'22  Ist  es  auch  möglich,  dass  ihm  beide  Stellungen  unab- 
hängig von  einander  zukamen,  so  macht  das  gleichzeitige  Erscheinen  des  Titels 
es  doch  im  höchsten  Grade  wahrscheinlich,  dass  der  Bischof,  welchem  reichs- 
richterliche Befugnisse  zustanden23,  als  er  ihn  zum  Vicedom  machte,  ihn  zu- 
gleich vom  Könige  zum  Missus  machen  liess.  Nach  ihm  scheint  noch  ein 
gleichnamiger  Sohn  Königsbote  zu  Lucca  gewesen  zu  sein'24,  ohne  dass  ich 

225.)  16.  Vgl.  Cod.  Wangiaa.  nach  dem  Register.  Es  mag  das  vielleicht  mit  einer  Aende- 
rung  der  Stellung  des  Vogts  zusammenfallen.  Der  Bischof  bat  1082  zu  Verona  im  Gerichte 
als  Vogt  eineu  Judex.  Cod.  Wang.  19:  war  dieser  nicht  blus  für  den  Einzelfall  bestellt,  so 
würde  damals  auch  hier  die  Vogtei  noch  keine  andere  Bedeutung  gehabt  haben,  als  sonst 
in  Italien.  Mindestens  seit  1 182  sind  dann  die  Grafen  Ton  Tirol  ErbTfigte  des  Stifts  in 
offenbar  ganz  anderer  Bedeutung;  es  wttre  möglich,  dass  auf  diese  Befugnisse,  welche  früher 
dem  Vicedom  zustanden,  insbesondere  die  Blutgerichubarkeit.  übergegangen  waren,  und 
demgemäss  wieder  ein  (leistlicher  zum  Vicedom  bestellt  wurde.  In  benachbarten  BUthü- 
mern  können  wir  freilich  schon  früher  den  Vogt  als  Richter  statt  des  Bischofs  nachweisen: 
▼gl.  $  222  n.  I.  3.  17.  Ammirato  Fiesole  205.  —  Ausnahmsweise  scheint  sich  auch  in 
Deutschland  dag  Amt  wohl  in  ähnlicher  Weise  entwickelt  zu  haben:  so  fehlt  zu  Hildesheim 
ein  oberster  Stiftsvogt,  während  im  zwölften  Jahrhunderte  ein  Edelherr  als  Vicedominus 
eine  entsprechende  Stellung  eingenommen  zu  haben  scheint.  18.  Äff«)  P.  1,  377;  2,  319 
wird  1046  ein  Domherr  als  Sohn  desselben  bezeichnet.  19.  Mem.  di  Lucca  4  b,  123.  4  c, 
100.  20.  Antiq.  It.  I.  307.  471.  2,  983.  Ughelli  1.  806.  Mem.  di  Lucca  4b,  13». 
21.  Mem.  di  Lucca  5  c.  063.  4  b,  139.  22.  Mem.  di  Lucca  5  c,  668.  Antiq.  It.  1.  489. 
28.  Vgl.  §  220  n.  7.       24.  Ein  Flaipert  ist  1099  et  »uW,  Antiq.  It.  3,  1104. 

gewiss  derselbe,  welcher  1078  nach  Mem.  di  Lucca  4  c,  113  nur  Iudex  ei  notariu*  heissu 
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ihn  zugleich  als  Vicedomiuus  nachzuweisen  wüsste.  Lässt  sich  so  nur  ver- 
einzelt das  Zusammentreffen  des  Königshoten  und  Vicedominus  nachweisen, 
so  mag  das  Verhältnis*  doch  mehrfach  bestanden  haben,  da  man  in  der  Regel 
keine  Veranlassung  nehmen  mochte,  beide  Stellungen  im  Titel  hervorzuheben. 

226.  —  Dasselbe  wird  anzunehmen  sein  bezüglich  der  bischöflichen 
Grafen  und  Vicegrafen,  welche  wir  mehrfach  in  derselben  Stellung  finden, 
welche  wir  für  den  Vicedominus  nachwiesen,  und  bei  denen  zuweilen  auch  die 
Stellung  eines  ständigen  Königsboten  bestimmter  hervortritt.  Dass  Bischöfe 
ganze  Grafschaften,  welche  ihnen  vom  Könige  verliehen  waren,  weiter  an 
Grafen  zu  Lehenrecht  gaben,  wie  das  in  Deutschland  sehr  gewöhnlich  war, 
scheint  in  Italien  nur  ausnahmsweise  vorzukommen,  wo,  wie  bei  Ravenna,  dem 
Bischöfe  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Grafschaften  zustand,  oder  wo,  wie  bei 
Trient,  deutscher  Einfluss  sich  geltend  machen  mochte. 1  Aber  es  scheinen 
mehrfach  auch  Beamte,  durch  welche  die  Bischöfe  ihre  Grafengewalt  übten, 
den  Grafentitel,  oder  häufiger  den  eines  Vicegrafen  geführt  zu  haben;  und 
stand  dem  Bischöfe  überdies  missatische  Gewalt  zu,  so  liegt  die  Annahme 
nahe,  dass  sie  denselben  Beamten  auch  zum  Königsboten  bestellen  Hessen. 
Ist  unsere  Auffassung  einer  früher  besprochenen  Urkunde  von  1076  richtig, 
so  wurden  Personen,  welchen  der  Bischof  von  Lodi  die  Grafengewalt  über- 
tragen hatte,  vom  Könige  zu  sginen  Boten  ernannt2;  die  Sache  war  da  vor- 
handen, wenn  auch  der  Titel  fehlt.  In  einzelnen  Fällen  scheint  auch  dieser 
nachweisbar  zu  sein. 

Dem  Bischöfe  von  Parma  wird  1029  die  ganze  Grafschaft  zugesichert 
für  den  Fall,  dass  der  damalige  Graf  Bernhaid  ohne  Söhne  sterbe;  1035 
folgt  dann  die  wirkliche,  später  mehrfach  bestätigte  Verleihung  der  Graf- 
schaft.3 Im  weitern  Verlaufe  des  Jahrhunderts  erscheinen  dann  noch  manche 
Comite8  de  comitatu  Parmenti,  bei  welchen  es  sich  allerdings  nur  um  die 
Herkunft  aus  gräflichem  Geschlechte  nebst  Bezeichnung  des  Wohnortes  zu 
handeln  scheint.4  Aber  bei  einem  1055  zu  Parma  gehaltenen  Placitum  wan- 
dernder Königsboten  finden  wir  als  Beisitzer  an  bevorzugter  Stelle  hinter  den 
Bischöfen  und  vor  den  Königsrichtern  aufgeführt  Ardoinus  comes  comitatus 

während  Ughelii  1,  815  auch  hier  Iudex  et  mittut  liest,  was  zweifelhaft  liesse,  ob  es  nicht 
noch  der  altere  Flaipert  sein  könne.  Ein  Judex  Flaipert  wird  1 1 1 1  zu  Lucca  genannt.  Mem. 
di  L  4c,  128. 

238.  —  1.  Vgl.  §  134  n.  11.  12.  Ist  das  Verhältnis»  überhaupt  einmal  nachweisbar, 
so  mag  es  doch  auch  in  andern  Fallen  erklären  können,  dass  Grafen  von  Grafschaften  vor- 
kommen, welche  schon  früher  an  Bischöfe  geschenkt  waren.  So  gehört  die  Grafschaft 
Plombia  urkundlich  1025  dem  Bischöfe  von  Novara,  Mon.  patr.  Ch.  1,  445.  während  1034 
ein  Graf  von  Plombia  erwähnt  wird.  Solche  Fälle  pflegt  man  dadurch  zu  erklären,  dass  ent- 
weder die  Bischöfe  nicht  zum  Besitze  gelangten,  oder  dass  die  Grafen  nur  den  Titel  führten 
ohne  gräfliche  Rechte.  Aber  nothwendig  ist  keines  von  beiden,  da  der  Graf  ein  Lehensgraf 
sein  oder  nach  den  folgenden  Erörterungen  selbst  als  Beamter  des  Bischofs  den  Grafentitel 
führen  konnte.  —  Bethmann  Städtefr.  121  stellt  überhaupt  das  Vorkommen  bischöflicher 
Coraltes  oder  Vicecomites  in  Abrede,  da  durch  die  Immunitätsprivilegien  auch  die  Gewalt 
des  Comes  oder  Vicecomes  ausgeschlossen  wurde;  aber  das  bezieht  sich  doch  zweifellos  nur 
auf  vom  Bischöfe  unabhängige  Grafen  und  Vicegrafen.  2,  Vgl.  §  224  n.  6.  3.  Affo 
P.  2,  302.  310.     4.  Vgl.  Antiq.  It.  1,  423.  Affö  P.  2.  57. 

Fickcr  Foracliunnen.  II.  3 
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istius  Parnu>nsis,  eciam  Painaldus  comes  Placentincnsis  comitatus ;  jener 
ist  auch  1051  im  Gerichte  des  Markgrafen  im  Modenesischen,  aber  bei  Ver- 
handlung einer  Angelegenheit  des  Bischofs  von  Parma,  als  comes  Pannensis 
et  missus  d.  imperatoivs  erster  Beisitzender. 5  Der  Grafentitel  tritt  hier  doch 
so  bestimmt  auf,  dass  an  gräflichen  Befugnissen  Arduins  über  die  Grafschaft 
kaum  zu  zweifeln  sein  wird;  dann  konnten  ihm  diese  aber  nur  vom  Bischöfe 
übertragen  sein;  und  übte  er  dieselben  nicht  unter  dem  Titel  eines  Vieecomes, 
sondern  eines  Comes,  so  mag  darauf  eingewirkt  haben,  dass  er  schon  nach 
seiner  Abstammung  gewohnt  war,  den  Grafentitel  zu  führen.  Diese  Auffassung 
gewinnt  nun  weiter  darin  eine  gewichtige  .Stütze,  dass  ihm  ein  bischöflicher 
Vicecomes  im  Amte  gefolgt  zu  sein  seheint,  Arduin  wird  als  Comes  de  comitatu 
Pacmcnsi  noch  1062  erwähnt.6  Er  war  nicht  zugleich  Vicedominus,  da  1055 
neben  ihm  ein  bischöflicher  Vasall  Ingezo  als  solcher  genannt  wird.  Später 
1 069  sitzt  nun  aber  dieser  als  Vicecomes  mit  dem  Bisehofe  dem  Gerichte  vor, 
während  ein  Vicedominus  Kotechild  unter  den  Beisitzern  ist,  und  1081  heisst 
er  als  Beisitzer  des  Königs  Vicecomes  et  vicedominus,  während  der  Bischof 
selbst  als  pvaeses  ipslus  Parmensi*  episcopii  et  comitatu*  bezeichnet  ist, 
und  ausserdem  noeh  ein  anderer  Vasall  des  Bischofs  Vicedominus  heisst. 7 

Ist  die  Annahme  richtig,  dass  Arduin  stellvertretender  Graf  des  Bischofs 
war,  so  wird  auch  kaum  ein  Bedenken  gegen  die  weitere  vorliegen,  dass  er 
1051  nur  als  ständiger  Königsbote  des  Bischofs  Missu*  d.  hnperatoris  heisst.8 

Bestimmter  noch  dürfte  ein  solches  Verhältnis  für  Piacenza  anzu- 
nehmen sein.  Wir  sahen  früher,  dass  dort  dem  Bischöfe  wenigstens  seit  990 
missatisehe  Befugnisse  zustanden,  aber  noch  nicht  die  Grafschaft,  dass  noch 
1026  Lanfrank  aus  dem  alten  Grafengeschlechte  Graf  ist,  später,  jedenfalls 
vor  1065,  dann  die  Grafschaft  an  den  Bischof  gekommen  sein  muss.9  Es 
finden  sich  nun  folgende  Erwähnungen.  Im  Gebiete  von  Piacenza  sitzt  1034 
Tado  missu*  d.  impcratoris  zu  Gerichte. 1 0  Es  geben  weiter  1044  Tadto 
comes  ßlius  b.  in.  iteimjue  Tadtoni,  qni  fuit  missus  d.  impcratoris,  et  Rai- 
naldus  similitcr  missus  d.  refjis,  pater  et  filio,  etwas  zu  Zinslehen,  wobei 
bestimmt  wird,  dass  der  Zins  zu  zahlen  sei  intus  ipsa  civitat*  Placcntia, 
casa  habitationis  ipsornm  d.  Tadtoni  comes  et  Rainald  i  missus  d.  regis.xx 
Rainald  hält  dann  als  Missu*  d.  impcratoris  1047  Gericht  zu  Broni  in 
Sachen  des  Bischofs  von  Piacenza  gegen  den  von  Bobbio12,  während  er,  wie 
erwähnt,  1055  zu  Parma  Comes  Piacentineusi*  comitatu*  heisst.  Endlich 
sitzt  1065  d.  Dionisiu*  episcopus  s.  Plocentinac  ecclcsiae  et  comes  uiu* 
comitatu  Piacottino  sive  missus  d.  retjis  zu  Gerichte  in  ncitate  Placcntia 
in  carte  propria  »/.  Rainaldi  missi  d.  rcffi*.13 

226. 1  5.  Äff»  P.  2.  325.  323.  G.  Antiq.  It.  1,  423.  7.  Affo  P.  2,  325.  329.  335. 
8.  Es  wäre  möglich,  dass.  wenn  in  der  verdächtigen  Urk.  von  989  der  Missus  des  Bischofs 
eingeschoben  scheint,  in  den  andern  Privilegien  nur  der  Vicedominus  genannt  wird,  vgl. 
§  220  n.  4,  das  duinit  zusammenhängt,  dass  dem  Vicedominus  in  dieser  Zeit  die  betref- 
fenden Befugnisse  nicht  zugestanden  zu  haben  scheinen.  9.  Vgl.  §  22  t  n.  8.  10.  Bo- 
selli  1,  29G;  in  villa  Hucca  Anita,  wohl  Bocca  d'Adda;  jedenfalls  handelt  es  sich  um  einen 
Königshofen  von  Piacenza.  da  siimmtliche  beisitzende  Judices  als  Placentiner  nachweisbar 
sind.      11.  (  ampi  1.  508.      12.  Antich.  Est.  1,  105.      18,  Campi  1,  518. 
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Es  handelt  sich  hier  sichtlich  um  ein  zu  Piacenza  ansässiges  Geschlecht, 
das  aber  in  keinerlei  Beziehung  zu  dem  alten  Grafenhause  steht.  Der  Gross- 
vater ist  nur  Königsbote;  am  wahrscheinlichsten  doch  als  Bote  des  Bischofs. 
Es  wird  dann  an  diesen  die  Grafschaft  gekommen  sein  und  als  sein  Bote  der 
jüngere  Tado  davon  den  Grafentitel  geführt  haben.  Dass  schon  neben  ihm 
sein  Sohn  Königsbote  heisst,  schliesst  nicht  aus,  dass  nicht  auch  er  es  war. 
Denn  wie  wir  schon  früher  ein  Beispiel  fanden14,  werden  wir  noch  mehrfach 
sehen,  dass  Ernennungen  zu  Königsboten  sogleich  auf  einen  Sohn  oder  NefFen 
ausgedehnt  wurden.  Nach  dem  Tode  des  Vaters  wird  dann  Rainald  überhaupt 
in  seine  Stellung  eingetreten  sein,  bald  als  Graf,  bald  als  Königsbote  be- 
zeichnet. Vicedominus  ist  auch  er  nicht  gewesen,  da  1065  als  solcher  ein 
Adalbert  in  ziemlich  untergeordneter  Stellung  genannt  wird. 15  Unsere  An- 
nahmen über  die  Stellung  dieser  Grafen  und  Königsboten  von  Piacenza  ge- 
winnen nun,  gerade  wie  zu  Pariria,  dadurch  eine  Bestätigung,  dass,  während 
neben  ihnen  nie  ein  Vicecomes  genannt  wird,  ein  solcher  nach  Reinalds  Ab- 
gang dessen  Stelle  einnimmt.  Ein  Grimerius,  1052  als  Judex  zu  Piacenza1  G, 
1055  als  Vasall  des  Bischofs  genannt17,  ist  1077  als  Vicecomes  Beisitzer  im 
Hofgerichte  zu  Piacenza18;  da  auch  später  Vicegrafen  mehrfach  denselben 
Namen  führen19,  so  wird  das  Amt  sich  schon  von  ihm  ab  vererbt  und  der 
Familie  der  Visconti  von  Piacenza  den  Namen  gegeben  haben.  Hier,  wie  zu 
Parma,  muss  das  Amt  des  Vicedominus  daneben  fortbestanden  haben,  da  der 
Amtsname,  wie  zu  Parma  auch  der  des  Advocatus,  zum  Geschlechtsnamen 
geworden  ist. 

227.  —  Es  scheint  übrigens  nur  ausnahmsweise  ein  vom  Bischöfe  amLs- 
weise  gesetzter  Vertreter  den  Grafentitel  geführt  zu  haben1;  häufiger  finden 
wir  bischöfliche  Vicegrafen,  wie  denn  auch  zu  Parma  und  Piacenza 
dieser  Titel  bald  den  andern  ersetzte.  Er  bezeichnet  das  Verhältnis.*  auch 
unzweifelhaft  richtiger,  da  es  sich  nicht  um  Weiterverleihung  der  Grafschaft 
durch  den  Bischof  handelt,  dieser  vielmehr  im  Besitze  der  Grafengewalt  ver- 
bleibt, davon  auch  den  Grafentitel  führt2,  sich  nur  durch  einen  Beamten  ver- 
treten lässt.  Es  ist  das  keine  den  bischöflichen  Grafschaften  eigentümliche 
Einrichtung;  die  Vicecomites  finden  sich  ganz  allgemein  als  Stellvertreter  des 
Grafen  oder  auch,  wenn  die  Grafschaft  nicht  verliehen  war,  des  Markgrafen.3 
Als  Gerichtsvorsitzende  statt  des  Grafen  finden  sie  sich  selten4;  vereinzelt 
sitzen  sie  mit  dem  Grafen  oder  Bischof  vor5;  in  der  Regel  erscheint  der  Vice- 
comes unter  den  Beisitzern,  in  älterer  Zeit  vorwiegend  an  ihrer  Spitze6,  später 
in  mehr  untergeordneter  Stellung,  gewöhnlich  als  erster  der  Vasallen  hinter 

14.  Vgl.  §  224  n.  6.  15.  Campi  1,  518.  16.  Mitteilung  Ton  Wüstenfeld.  17.  Compi 
1,  515.      18.  Campi  1,  519.     19.  1143.  78:  (ampi  1.  541.  Antiq.  It.  1,  661. 

227.  —  1.  Vielleicht  ist  dahin  auch  zu  zahlen  der  um  1055  zu  Rarenna  yorkom- 
mende  lohonnf*  eomes  et  vicedominuf.  Sarioli  1,  97.  2.  Vgl.  §  120.  8.  Vgl.  §  141  n.  4. 
4.  So  880  zu  Asti:  Mon.  patr.  Ch.  1,  60;  910  zu  Corneto:  Script.  It.  2  b,  951;  1077  zu 
Pisa:  Antiq.  It.  3,  1095.  5.  So  911  zu  Piacenza:  Boselli  1,  290;  1069  zu  Parma:  Affö 
P.  2,  329.  6.  So  880-919  zu  Verona,  Mailand,  Bergamo:  Antiq.  It.  1,  435.  718  717. 
455  Fumagalli  522:  noch  1046  zu  Arezzo:  Rena  e  Camici  1  c,  59. 
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den  Judices  und  Notaren,  während  die  Grafen  diesen  vorstehen";  nur  verein- 
zelt scheint  er  selbst  ein  Judex  oder  sonstiger  Rechtskundiger  gewesen  zu 
sein.8  Sind  die  Vögte  durchweg  Rechtskundige,  nicht  aber  die  Vicedomini  und 
Vicecomites,  so  spricht  auch  das  für  die  Verschiedenheit  der  Stellung;  so  lange 
die  Funktionen  des  Richtens  und  Urtheilens  geschieden  waren,  war  für  den 
Vertreter  der  richterlichen  Gewalt  Rechtskunde  nicht  gerade  erforderlich. 

Der  Vicecoines  ist  nun  allerdings  keineswegs  immer  als  Vertreter  des 
Bischofs  bezüglich  der  gesammten,  diesem  zustehenden  Gerichtsgewalt  zu 
fassen.  Er  erscheint  häufig  als  ein  Beamter  oder  Vasall,  der  in  einem  kleinen 
Theile  der  Grafschaft,  oft  nur  auf  einzelnen  Besitzungen  die  gräfliche  Gewalt 
in  Vertretung  des  Bischofs  übt.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  der  Bischof  von 
Forli  1168  den  Vicecomitat  über  Burg  und  Hof  Comano  zu  Lehen  gab.9 
Dem  Abt  von  Pratalia  überlässt  der  Bisehof  von  Arezzo  cuatodiam  turria 
Marciani  et  ricecomi/atum  et  castaldionatum,  ut  ait  quasi  secnndux  post 
eum  in  praedicto  Castro  et  curte  iam  dictos  ablas  et  am  sueeessores;  es 
geschieht  das  sichtlich  unter  Zustimmung  aller  höhern  Beamten  des  Bisthums, 
vor  allem  des  zuerst  genannten  Vicedominus,  den  wir  demnach  als  obersten 
Stiftsbeamten  zu  betrachten  haben. 10  Die  Vicecomites  scheinen  vielfach  den 
Gastalden  gleichzustehen ;  so  auch  um  1 1 00  beim  Bischöfe  von  F  e  r  m  o. 11 

Die  Erzbischöfe  von  Ravenna  scheinen  die  Reste  ihres  weltlichen 
Gebiets  später  durchweg  durch  Vicecomites  verwaltet  zu  haben.  So  wird 
1220  für  Savignano  im  Gebiete  vonRimini  ein  Vicecoines  auf  Dauer  des  Be- 
liebens des  Erzbischofs  bestellt12;  1250  finden  wir  einen  Vicccome*  terrarum 
eccbaie  Ravenne  de  comitatu  Ceaene;  1270  überlässt  der  Erzbischof  die 
Vicecomitaria  Arymti  dem  Markgrafen  von  Este  auf  ein  Jahr. 13  Da  die 
Kirche  ^ine  Mehrzahl  von  Grafschaften  hatte,  so  konnte  sich  hier  der  Vice- 
comitat über  eine  ganze  Grafschaft  erstrecken,  ohne  dass  der  Vicecoines  dess- 
halb  Stellvertreter  des  Bischofs  in  dessen  ganzen  Gebiete  war.  Die  Grafschaft 
Ccrvia  war  in  der  Hand  des  Erzbischofs,  der  dort  auch  1 127  und  1141  selbst 
als  Richter  auftritt;  daneben  finden  wir  1127  einen  Vicecomes  Raatetlua,  der 
1141  als  Cornea  Crrvioe  am  Ende  aller  Anwesenden  steht14,  also  gewiss 
nicht  Lehensgraf  war,  während  der  Umstand,  dass  er  eine  ganze  Grafschaft 
verwaltete,  den  vereinzelten  Gebrauch  des  Grafentitels  erklären  mag;  1189 
und  1253  wird  der  Vicecomitatua  oder  die  Viacontaria  verliehen  auf  Le- 
benszeit des  Beliehenen. 1 5  In  der  Nähe  von  Cervia  sitzt  1154  ein  Johannes 
Urseolus  als  Missua  a.  Ratennatia  eccleaie  archhyiscopalis  zu  Gerichte,  der 
weiterhin  schlechtweg  Vicecomes  heisst;  scheint  er  auch  dem  Orte  fremd  zu 
sein,  so  wird  uns  das  kaum  berechtigen,  in  ihm  einen  ständigen  obersten  Stell- 


227.]  7.  So  schon  898  zuPiacenza:  Boselli  1,  28G:  dann  971-1067  zu  Verona.  Como. 
Lucca,  Pisa:  Antich.  Est.  1.  152.  De  Dionisiis  176.  Tatti  2,  851.  Ughelli  1,  806.  Antiq. 
lt.  3,  1091.  8.  So  steht  1043  zu  Paria  in  der  Reihe  der  andern  Judices  liichardus  vwre- 
comet  et  iudex  tacri  palatii.  Antiq.  It.  5,  521.  9.  Vgl.  $  134  n.  12.  10.  Mittarelli 
Ann.  3,  330;  Tgl.  $  225  n.  17.  11.  Catalani  331.  12.  Fantuzzi  2,  427.  18.  Ama 
desius  3,  188.  196.     14.  Fantuzzi  4,  239.  240.  246.     15.  Fantuzzi  2,  423.  424. 
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Vertreter  des  Erzbischofs  zu  sehen ;  ein  solcher  scheint  hier  im  zwölften  Jahr- 
hunderte zu  fehlen,  da  auch  ein  Vicedominus  später  nicht  erwähnt  wird. 16 

L'in  so  bestimmter  tritt  in  späterer  Zeit  zu  Ravenna  ein  Vicecomes  als 
oberster  Stellvertreter  des  Erzbischofs  in  allen  weltlichen  Angelegenheiten 
hervor.  Schon  Guido  da  Polenta  soll  mit  seinem  Vater  Lambert  Procurator 
et  vicecomes  des  Erzbischofs  gewesen  sein. 17  Urkundlich  finde  ich  zuerst  1270 
Guido  de  Tumba  als  Vicecomes  et  baiulus  s.  ecclesic  Pavennatis;  1274 
nimmt  er  als  Vtcarius  s.  ecclesic  Pav.  constitutum  a  vencrabili  d.  PhyUppo 
quondam  archiepiscopo  et  choro  et  capitnlis  eiusdetn  Verleihungen  vor  no- 
mine et  vice  d.  archiepiscopi  futuri  et  eins  ecclesic.1*  Dann  bestellt  1295 
der  Erzbischof  Artusinum  noUtrium  *uum  et  ecclesic  P<tvennatis  vicecomi- 
tem,  procuratorem,  syndicum,  actorem  et  nuncium  specialem,  worauf  weit- 
läufig alle  Rechte  aufgezählt  werden,  zu  welchen  er  in  Vertretung  des  Erz- 
bischofs befugt  sein  soll,  so  dass  dieser  alles  genehm  halten  wird,  waserthut; 
das  Amt  scheint  dann  ihm  und  seinem  Sohne  Hostasius  de  Artusinis  länger 
verblieben  zu  sein,  da  beiden  1303  das  officium  vescontarie  et  procurationis, 
wie  es  ihnen  früher  verliehen  sei,  bestätigt  wird. 19  Weiter  erscheint  1322 
Hostasius  de  Polenta  als  llcecomes  generalis  der  Kirche.20  Später  scheint 
das  Amt  jährlich  zu  wechseln  und  ähnlich,  wie  das  des  Podesta,  mit  Bürgern 
fremder  Städte  besetzt  zu  sein ;  der  Titel  heisst  wechselnd  Vicecomes  et  ca- 
nurarius  Generalis,  vicecomes  et  officialis,  vicecomes  et  procurator.21  Zu- 
weilen scheint  das  Amt  mit  dem  eines  geistlichen  Vikar  verbunden  worden  zu 
sein;  so  ernennt  der  Erzbischof  1336  einen  Domherrn  aus  Venedig  zum  Vi- 
earius  generalis  —  in  spiritualibus  et  iemporalibus;  1348  ist  der  Bischof 
von  Faenza  Vicarius  et  htcumtenens  ae  vires  gei-ens  d.  archiepiscopi.22  Die 
Vollmacht  lautet  später  nicht  mehr  auf  einzelne  bestimmte  Rechte,  sondern  sie 
ist  eine  unbeschränkte;  so  1342,  wo  abweichend  von  dem  sonstigen  Brauche 
zwei  solche  Statthalter,  ein  Bolognese  und  ein  Perusiner,  bestellt  werden: 
ipsos  et  corum  qnemlibet  iwstros  vicecomitts  et  offidales  faeimus  et  con- 
stituimus  in  Omnibus  comitatibus,  ten'is,  camtris,  villis  et  inrisdictionibus 
ad  nos  et  nostram  Pavennatem  ecclesiam  spectantibus,  dantes  et  conce- 
dtntes  eisdem  et  corum  euilibet  plenam  et  liberum  potestatem  et  iurisdictio- 
nem  in  ipsis  locis  faciendi,  que  nosmet  ipsi  faceremus  et  facere  possemus, 
si  presentes  essemus.23  Insbesondere  scheinen  von  diesen  Statthaltern  auch 
die  Beamten  in  den  einzelnen  Gebieten  der  Kirche  bestellt  zu  sein,  da  diese 
sich  als  Gastalden  oder  Vikare  des  Vicecomes  bezeichnen.21  Dieser  handelt 
immer  vice  et  nomine  d.  archiepiscopi  et  ecclesic  Pavennatis. 

Gehört  diese  bestimmter  nachweisbare  Stellung  einer  spätem  Zeit  an,  so 
wird  doch  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  auch  schon  früher  der  Vicecomes  als 
oberster  weltlicher  Stiftsbeamter  zuweilen  eine  entsprechende  Stellung  einnahm, 

16*  Vgl.  §  225  n.  4  und  oben  n.  1 :  dann  1034  Thsobaldiu  illuslrit  vir  vicedominm. 
Fantuzxi  4.  202.  17.  Rubens  Rar.  433.  18.  Amadeas  3.  203.  221.  19.  Amadesius 
3,  227.  228.  20.  Amadesius  3.  246.  21.  1332-48:  Amadesius  3.  253.  258.  259.  263. 
268.  280.  283.  288.  22.  Amadesius  3,  280.  256.  28.  Amadesius  3,  280.  24.  Ama- 
desius 3,  246.  253.  263. 
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wie  wir  sie  für  den  Vicedominus  nielirfach  nachwiesen.  Zu  Parma  und  Pia- 
cenza,  wo  der  Vieecomes  offenbar  den  bischöflichen  Grafen  und  Königsboten 
ersetzt,  wird  das  kaum  einem  Zweifel  unterliegen ;  überhaupt  wo  in  Bischofs- 
stadten  Vicecomites  ohne  nähere  örtliche  Bezeichnung  oder  mit  ausdrücklicher 
Beziehung  auf  die  .Stadtgrafschaft,  wo  diese  die  Grundlage  der  richterlichen 
Gewalt  des  Bischofs  bildet,  genannt  werden.  So  1080  und  1083  zu  Turin 
Ei'tmzo  i*iceeome8  Taurinnwi*  und  i*tius  civitatis. 2i 

Auch  das  Vorkommen  eines  weltlichen  Vicedominus  scheint  einen  Viee- 
comes, dessen  Amt  sich  auf  das  ganze  Bisthum  bezog,  nicht  auszuschließen. 
Zu  Asti  stehen  1095  an  der  Spitze  der  Vasallen  der  Kirche  zuerst  der  Sig- 
nier, dann  der  Vieecomes,  weiter  der  Vicedominus;  1181  zuerst  der  Vice- 
dominus, dann  der  Vieecomes,  während  ein  Graf  auf  sie  folgt.26  Ist  hier  die 
Stellung  eine  wechselnde,  so  fanden  wir  zu  Parma  und  Piacenza  weltliche 
Vicedomini  in  sichtlich  niederer  Stellung,  als  sie  der  Vieecomes  einnahm.  Wie 
in  solchen  Fällen  die  Befugnisse  beider  Aemter  sich  geschieden  haben  mögen, 
dafür  fehlt  mir  jeder  bestimmtere  Haltpunkt.  Beide  Ausdrücke  sind  sichtlich 
für  ganz  entsprechende  Stellungen  angewandt;  in  ein  und  derselben  Urkunde 
wird  1103  ein  Bote  der  Markgräfin  Mathilde  zuerst  Vicedominus,  dann  Viee- 
comes genannt27;  zu  Parma  finden  wir  ein  Beispiel,  dass  eine  Person  beide 
Titel  zugleich  führt,  obwohl  daneben  noch  ein  Vicedominus  genannt  wird.28 
Den  bestimmtesten  Beweis,  dass  beide  Titel  dasselbe  Amt  bezeichnen  können, 
geben  uns  zwei,  wohl  ganz  gleichzeitig  zu  Bergamo  1091  ausgefertigte  Ge- 
richtsurkunden; derselbe  Maginard  wird  in  der  einen  als  Mcccomc*  Jirisicnsis 
civitatis,  in  der  andern  als  Vicctfammts  lieixiensis  cccb'xic  bezeichnet.29 
Sehr  zufallige  Verhältnisse  mögen  darauf  eingewirkt  haben,  dass  hier  dieser, 
dort  der  andere  Ausdruck  angewandt  wurde;  der  Titel  des  Amtes  kann  da 
nicht  allgemein  entscheidend  sein;  es  lässt  sich  wohl  nachweisen,  dass  diese 
oder  jene  Befugnisse  damit  verbunden  sein  konnten;  welche  wirklich  damit 
verbunden  waren,  würde  für  jede  Kirche  besonders  zu  untersuchen  sein. 

Wusste  ich  für  den  Vicedominus  nur  einen  vereinzelten  Beleg  anzuführen, 
dass  er  als  Vertreter  des  Bischofs  in  dessen  reichsrichterlichen  Befuguissen 
zugleich  Königsbote  war,  so  wüs.ste  ich  auch  für  den  Vieecomes  in  dieser  Rich- 
tung nichts  anzuführen,  als  dass  die  bischöflichen  Grafen  von  Parma  und  Pia- 
cenza, in  deren  Stellung  die  spätem  Vicecomites  eingetreten  zu  sein  scheinen, 
Königsboten  waren.  Es  kann  das  auch  kaum  befremden.  Man  wird  später  bei 
der  Gesammtheit  der  dem  Bischöfe  zustehenden  richterlichen  Befugnisse  nicht 
mehr  unterschieden  haben,  ob  sie  auf  der  Grafschaft,  oder  auf  der  Reichsge- 
richtsbarkeit beruhten;  wie  die  Bischöfe  selbst  nur  ganz  vereinzelt  im  Titel 
ihre  missatischen  Befugnisse  betonen,  häufiger  sich  Grafen  nennen,  so  übt  der 
Vicedominus  oder  Vieecomes  die  Gesammtheit  der  bischöflichen  Befugnisse 
einfach  unter  diesem  Titel.  Und  darauf  mag  eingewirkt  haben,  dass  es  mit  der 
Zeit  in  Vergessenheit  gerieth,  dass  der  Vertreter  des  Bischofs  ausdrücklich 

227.]  26.  Terranco  1,  118.  Chart.  Ulc  59.  2«.  Böhmer  Act»  815.  üra^i  2.  12. 
21  Luni  Del.  2,  195.     28.  Vgl.  §  226  n.  7.     2».  Lupu»  2,  771.  774. 
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zum  Königsboten  bestellt  werden  musste;  es  ist  mir  wenigstens  keine  Spur 
aufgefallen,  dass  man  später  noch  daran  gehalten  hätte. 

228.  —  .Ständige  Königsboten  finden  sich  keineswegs  nur  im  Anschlüsse 
an  das  Bisthum.  Zunächst  lag  wohl  auch  für  die  weltlichen  Reich sbe- 
amten  das  .Streben  nahe,  in  ihrem  .Sprengel  mit  den  gräflichen  oder  mark- 
gräflichen  auch  die  missatischen  Befugnisse  zu  vereinigen.  In  einzelnen  Fällen 
scheint  sich  denn  auch  eine  Vereinigung  beider  .Stellungen  zu  ergeben.  So  sitzt 
923  im  Gebiete  von  Bergamo  zu  Gerichte  Itiselbertus  coines  et  misso  d. 
refft«  eoiiiiUtttix  intim*  Jiergoniensis  wo  die  ausdrückliche  Beziehung  des 
Titels  auf  den  eigenen  Komitat  doch  kaum  an  Bestellung  nur  für  einen  Einzel- 
fall denken  lässt.  Im  Gebiete  von  Lodi  sitzt  1000  Benzo  als  Missus  zu  Ge- 
richte auf  Grund  einer  eingerückten  Vollmacht,  aus  deren  sehr  lückenhaftem 
Texte  sich  nur  ergibt,  dass  der  Kaiser  cunetis  in  Laudensi  comitatu  ma- 
nentibus  anzeigt,  dass  er  dem  He-nz»  ipsius  comitattis  conüti  eine  besondere 
Gerichtsgewalt  verliehen  habe2,  welche  nur  die  des  Missus  sein  kann,  da  er 
als  solcher  zu  Gerichte  sitzt.  Bei  einem  kaiserlichen  Placitum  zu  Verona  1021 
wird  unter  den  beisitzenden  Grafen  ein  Tado  aufgeführt,  der  sich  als  Missus 
d.  imperatori*  unterzeichnet3,  gewiss  derselbe,  der  1013  als  Conus  comita- 
tus  Veroneiwi«  zu  Gerichte  sitzt4;  die  Beziehung  des  Titels  auf  den  gräflichen 
Amtssprengel  liegt  da  doch  am  nächsten  und  wird  wohl  nicht  dadurch  ausge- 
schlossen, dass  anscheinend  derselbe  Graf  Tado  1017  auch  zu  Ravenna  in 
einem  Einzelfalle  als  Missus  thätig  ist. 5  Hugo,  Herzog  von  Spoleto  und  Mark- 
graf von  Camerino,  hält  1028  zu  Casauria,  also  in  seinem  eigenen  Sprengel, 
ein  Placitum  als  Dax  et  inissti*.  Diese  Erwähnungen  sind  aber  doch  so  ver- 
einzelte, dass  wir  wohl  schliessen  dürfen,  es  sei  in  weiterm  Umfange  nicht 
üblich  gewesen,  den  weltlichen  Reichsbeamten  auch  eine  dauernde  missatischc 
Gewalt  in  ihrem  Sprengel  zu  übertragen,  wie  das  den  Interessen  der  Krone 
auch  am  wenigsten  hätte  entsprechen  können.  Und  dürfen  wir  in  den  meisten 
jener  Fälle  auch  mit  ziemlicher  Sicherheit  annehmen,  dass  es  sich  nicht  um 
einen  Einzelfall,  sondern  um  ständige  Bestellung  handelte,  so  bezog  sich  diese 
doch  wohl  höchstens  auf  die  Lebensdauer  der  Person;  es  fehlt  jeder  Anhalts- 
punkt, der  uns  berechtigte,  in  ähnlicher  Weise,  wie  bei  den  Bisthümern,  eine 
dauernde  Verbindung  missatischer  Befugnisse  mit  bestimmten  weltlichen  Reichs- 
ämtern anzunehmen.  Die  Stellung  solcher  Grafen  würde  dann  der  Stellung 
der  auf  Lebenszeit  ernannten  bischöflichen  Königsboten  oder  der,  später  zu 
besprechenden,  rechtskundigen  Missi  entsprechen. 

229.  —  In  näherm  Anschlüsse  an  die  bischöflichen  Privilegien  scheint 
es  sich  dagegen  meistens  um  dauernde  und  vererbliche  Rechte  zu  handeln, 

228.  -  1.  Lupus  2.  127.  2.  Antiq.  lt.  1,  435.  8.  Antich.  Est.  1,  131.  4.  Antiq. 
It.  1,  46b'.  5.  Savioli  1,  73.  Von  dem  §  226  n.  10  als  Missus  erwähnten  altern  Tado. 
der  den  Grafentitel  nicht  fährt,  ist  er  jedenfalls  zu  scheiden.  Auch  1001  erscheint  zuReggio 
als  Beisitzer  des  Markgrafen  ein  Tuto  comet  mitstt»  d.  »im/»..  Antiq.  It.  1.  408;  da  er  nicht 
▼orsitzt,  scheint  er  den  Titel  als  ständiger  Bote  zu  führen;  da  aber  der  Markgraf  zugleich 
Ortsgraf  und  Tuto  schwerlich  ein  blosser  Untergraf  ist,  so  muss  hier  die  Beziehung  auf 
einen  bestimmten  Grafensprengel  zweifelhaft  erscheinen. 
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wenn  einzelnen  Personen  die  Befugnisse  von  Königs  boten  für  die  eige- 
nen Besitzungen  verliehen  werden;  ist  dabei  nur  vereinzelt  gesagt,  dafcs 
sie  selbst  Königsboten  sein  sollen,  wie  das  ja  auch  in  den  bischöflichen  Privi- 
legien durchweg  nicht  gesagt  ist,  so  handelt  es  sich  doch  sachlich  um  dasselbe; 
als  wesentlich  werden  wir  die  Uebertragung  von  Befugnissen  der  Reichsge- 
richtsbarkeit zu  betrachten  haben. 

Vereinzelt  steht  ein  Privileg,  durch  welches  K.  Lothar  948  seinem  Ge- 
treuen Waremund  und  dessen  Erben  gestattet,  ut  de  suis  rebus  et  causis 
atque  querelisy  quemcunque  voluerit,  advocatorem  et  missum,  quem  sibi 
elegerit.  habcat,  ante  euius  missi  presentiam  difßniatur  omnis  cius  in- 
tentio  et  quaerimoniay  tamquam  ante  praesentiam  eomitis  vel  missi  nostri 
percurrentis ;  und  weiter,  dass  er  wider  seinen  Willen  nur  vor  dem  Könige 
zu  Rechte  zu  stehen  hat. 1  Nicht  ihm  selbst  werden  richterliche  Befugnisse 
zugestanden;  aber  er  hat  nicht  nöthig,  sich  mit  seinen  Klagen  an  einen  Grafen 
oder  Königsboten  zuwenden;  ein  von  ihm  bestellter  Bote  soll  sie  mit  denselben 
Befugnissen  erledigen  können. 

In  spätem  Fällen  ist  es  der  Beliehene  selbst,  welchem  die  Befugnisse  zu- 
gesprochen werden,  und  nur  vereinzelt  geschieht  dabei  der  Uebung  auch  durch 
Stellvertreter  Erwähnung.  Dem  Wala  von  Casale  bestätigt  1039  der  Kaiser 
das  Recht,  dass  er  darf  omni«  iudicia  agere  velut  nostro  palatino  comite2; 
1116  heisst  es  in  Bestätigungsurkunde  für  Konrad  und  Guido  Cani:  largimur 
insuper,  ut  tarn  dietis  eonsortibus  omnis  arimanni,  qui  in  curte  .  .  ad 
eorum  conveniant  placitum,  et  ita  per  Jenem  et  pugnam  omne  placitum  tarn 
ipsi  quam  sui  hcredes  ante  se  definiant,  quemadmodum  ante  nostram  pre- 
sentiam vel  nostri  eomitis  palatini  f  teere  debuerant,  omni  ratione  impe- 
riali  salva  existente. 3  In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  schon  um  Bestätigung, 
und  die  Erwähnung  des  Pfalzgrafen  dürfte  darauf  schliessen  lassen,  dass  die 
ersten  Verleihungen  spätestens  in  den  Beginn  des  eilfteu  Jahrhunderts  fielen.4 
Dem  Salinguerra  Taurello  von  Ferrara  und  dessen  Erben  bestätigt  K.  Hein- 
rich 1195  alle  Besitzungen:  atque  confirmamus  liberum  facultatem,  si  quis 
vel  homines  suos  interpeüaverit  vel  ab  hominibus  dieti  Salinpuerre  inter- 
pellatus  fuerit,  ut  ludnat  nostram  imperialem  auctoritatemomnes  suarum 
terrarum  eausas  agendi,  deßniendi  anlese  per  adrocatores  suos  et  duellum 
ittflieandi,  legem  et  iustitiam  faxiendi,  et  quecumque  aliis  regulibus  (missis) 
eoncessum  esta  regibus  vel  ab  imperatoribus  faciendi ;  —  concedimus  etiam 
predicto  Salingnerre,  qnod  de  omnibus,  qui  in  terris  suis  possident.  possit 
nomine  suo  petitiones  et  actione»  sub  adroeatos  suos  dirigere,  et  advocatus 
auctoritatc  imperiali  possit  iudieare  et  aus  smtentia  auetoritate  imperiali 
tcneat*  Den  Grafen  von  Castello  bewilligt  K.  Otto  1210,  ut  in  omnibus 
praediis  suis  habeant  potestatem  legem  faciendi,  Utes  defßniaidi,  sive  per 

229.  —  1.  Antiq.  It.  2,  470.  2,  Mon.  patr.  Ch.  2,  129.  8.  Moriondi  1.  46. 
Beide  Urkunden  sind  au»  Copiecn  Teritffentlicht,  erscheinen  aber  unverdächtig.  #.  Vgl. 
S  171  n.  3.  6.  Tocche  Heinr.  VI.  «31,  wo  eine  Ergänzung  des  lerstörten  Worte»  durch 
privilsgiii  vorgeschlagen  ist. 
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duella,  sire  alia  legis  instrumenta,  relnti  si  ipsa  letalis  actio  coram  nostra 
praesentia  ventillaretur. 6 

In  allen  diesen  Fällen  ist  nur  die  streitige  Gerichtsbarkeit  erwähnt.  Aber, 
wenn  nicht  immer,  wurden  jedenfalls  nicht  selten  auch  für  Gegenstände;  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  welche  auch  sonst  gerade  bei  Königsboten  betont 
werden,  Befugnisse  für  die  eigenen  Besitzungen  verliehen.  Wir  erwähnten 
bereits,  dass  der  Kaiser  1159  dem  Tinto  Mussa  von  Cremona  die  Grafenge- 
walt über  seine  eigenen  Besitzungen  verlieh7;  es  heisst  dann  weiter:  statuen- 
tes,  ut  ipse  eiuxque  Bredes  per  omnes  suas  possessionis — veri  ac  iusti 
nostri  missi  existant,  plenamque  potesUUem  torius  honoris  ac  distrietns  in 
eis  habeant,  scilicet  ut  Vitium  altercationes  dirrimant,  venditiones  seu  re- 
«titutiones  maiores  aut  minores  coram  eis  ac  per  eos  fiant  et  mondualdi 
viduarum  aliorunuptr  orphanorum,  quibus  necesse  ftterit,  exhtant,  bella 
quoque  in  presmtia  ipsorum  fieri  decernimus;  kurz  nachher  belehnt  der 
Kaiser  ihn  mit  der  Grafschaft  der  Insula  Fulcherii  und  fügt  hinzu:  Et  ut  ha- 
beat  ins  dandi  tutores,  restituendi  minores,  eonstituendi  mondualdos  et 
alios  legitimos  actus  *  Auch  sonst  finden  wir  wohl  weltliche  Grosse  im  Be- 
sitze solcher  Rechte.  Denen  von  Crcma  verleiht  der  Kaiser  1185  alle  Hoheits- 
rechte, welche  die  Grafen  von  Camisano  bisher  vom  Reiche  zu  Crema  hatten 
und  durch  Untreue  verwirkten;  darunter  werden  genannt  die  iura  —  de  om- 
tübus  emaneipationibus  seu  manumissimiibus  faciendis,  et  consent iendo  et 
auetoritatem  praestando  eis  faciendis,  —  et  in  consentiendo  mulieribu*  et 
minoribuJ*  in  rebus  suis  atienandis  cum  utilitate,  in  consultis  mulieribus 
faciendis. 9  Den  Markgrafen  Sopramonte,  später  Cavalcabo,  wurde  vom  Kaiser 
1158  die  plena  iurmiietio  et  potestasia  totius  curtis  Vitaliaitc  verliehen18 
und  1196  Sept.  als  mernm  imperium  et  potestasia  bestätigt. H   Im  Nov. 
1 1 96  stellen  dann  die  Konsuln  von  Cremona  die  Rechte  der  Markgrafen  zu 
Vitaliana  fest,  wobei  es  heisst:  Item  pugne,  tutete  et  eure  et  pubficatiomts 
iestium  debeant  fieri  sub  marchiwe  Supramonte  in  eo  loco.i2  Sollten,  was 
kaum  wahrscheinlich  ist,  diese  Befugnisse  nicht  auf  einer  besondern  Verlei- 
hung beruhen,  so  würde  man  dieselben  hier  aus  der  verliehenen  vollen  Ge- 
richtsgewalt abgeleitet  haben,  wofür  sich  in  so  weit  ein  Anhaltspunkt  bieten 
konnte,  als  der  sonst  übliche  Vorbehalt  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit13  in 
den  Urkunden  fehlt.  Die  Bestimmung  von  Roncalia,  dass  niemand  mit  dem 
Grundeigenthuine  zugleich  die  kaiserliche  Gerichtsbarkeit  verkaufen  solle", 
mag  denn  auch  dieses  Verhältniss  im  Auge  gehabt  haben. 

Auch  Aebten  sind  solche  Befugnisse  für  die  Besitzungen  und  Leute  des 
Klosters  wohl  zugestanden.  So  1210  im  Privileg  K.  Otto's  für  Nonantula : 
Et  concedimus  eidem  ahbati  eiusque  successoribus  potestafem  dandi  tutores 
et  curatores  eosque  remorendi,  ubi  ins  exegerit,  per  omnes  terras  et  homines 
abbatiae,  ubicumque  in  nostro  imperio  fuerint.  Das  Recht  hatte  ihm  schon 

6.  Moridndi  2,  552.  7.  Vgl.  §  129  n.  3.  8.  Böhmer  Acta  99.  101.  9,  Böhmer  Acta 
145.  10.  Künftig  bei  Stampf  Acta.  11.  Toeche  Heinr.  VI.  834.  12.  Beilage  too 
1 196  Not.  26.     18.  Vgl.  $  129  n.  9.     14.  Vgl.  $  130  n.  6. 
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früher  zugestanden;  1208  ersueht  eine  Wittwe  den  Abt  um  einen  Tutor  für 
ihre  Tochter,  worauf  der  Abt  dein  Oheim  befiehlt,  itt  tttU'Utm  'tpsius  susci- 
peret;  quam  ipse  recepit,  ipso  d.  abbate  attetoritatem  suant  p restaute  et 
tteeomodantr,  ei  dieendo:  esto  eins  tttforJ5  DerAebtissin  von  S.  Miehele  bei 
Verona  bewilligt  der  König  1220:  itt  abbatissa  —  lieentiam  et  potestatem 
haheat  ej  ercendi  iurisdietionem,  d'tstrictum  et  honorrm  in  predietis  facis  et 
prrsoni*,  emanripandi,  dandi  tntores,  dnndi  et  removendi  cttratores,  cop- 
noseendi  et  htdicandi  de  stttpeeto,  loanoseendi  et  ittdieandi  dt'  liberaUbms 
eausis  et  qttestionibits,  —  mm  obstante,  qttod  ipsttm  monasteritim  sit  mo- 
mtcharttm. 16 

Handelt  es  sich  in  manchen  dieser  Fälle  nur  um  die  Verleihung  einzelner 
der  sonst  den  Königsboten  zustellenden  Befugnisse,  so  soll  in  andern  offenbar 
die  Gesammtheit  derselben  verliehen  werden.  Nur  in  der  Verleihung  furSalin- 
guerra  ist  darauf  hingewiesen,  dass  dieselben  auch  durch  .Stellvertreter  geübt 
werden  können,  die  dort  als  Vögte  bezeichnet  sind.  Eine  bestimmtere  Angabe, 
entsprechend  den  bischöflichen  Privilegien,  dass  ein  Bote  des  Beliehenen  zu- 
gleich Königsbote  sein  solle,  finde  ich  nicht ;  und  die  dort  zunächst  massgebende 
Rücksicht  auf  den  durch  den  Bischof  nicht  zu  verfügenden  Kampf  entfiel  aller- 
dings bei  den  Verleihungen  für  Weltliche.  Doch  wären  aucli  hier  ähnliche 
Bestimmungen  recht  wohl  denkbar;  die  auffallende  Erwähnung  1169  eines 
do mini  Manfredi  iudieis  et  mixsi  reais  comttis  de  iUtvaliapa^"*  Hesse  sich 
vielleicht  daraus  erklären,  dass  derselbe  ein  vom  Grafen  von  Cavaglia  be- 
stellter Königsbote  war. 

230.  —  Bei  den  bisher  besprochenen  Fällen  handelt  es  sich  durchweg 
um  ausnahmsweise  dauernde  Verleihung  reichsrichterlicher  Befugnisse  an  ein- 
zelne Kirchen  und  Personen  zunächst  in  deren  eigenem  Interesse;  die  Uebung 
derselben  geschah  in  sehr  verschiedener  Weise,  unter  verschiedenen  Titeln. 
Regelmässiger  scheint  das  Institut  da  gestaltet  gewesen  zu  sein,  wo  zunächst 
im  öffentlichem  Interesse  die  Uebung  der  reichsrichterlichen  Befugnisse  in  einem 
Sprengel  ständig  an  Personen  übertragen  wurde,  welche  dort  ansässig  waren, 
welchen  aber  eine  anderweitige  Amtsgewalt  im  Sprengel  nicht  zustand.  Aus- 
schliesslich zu  gerichtlichen  Funktionen  berufen,  wurden  sie  fast  ausschliesslich 
dem  Stande  der  Judices  entnommen ,  jedenfalls  bei  der  Bestellung  auf  die 
Rechtskunde  Rücksicht  genommen;  wir  werden  sie  danach  als  rechtskun- 
dige Königs  boten  bezeichnen  können. 

Es  ist  neuerdings  die  Vermuthung  ausgesprochen diese  ständigen  Missi 
seien  eine  Einrichtung  K.  Heinrichs  II,  dem  eine  solche  allerdings  nahe  gelegen 
hätte.  Es  erprobt  sich  das  nicht;  sie  lassen  sich  weiter  zurück  verfolgen.  Aber, 
m>  weit  ich  sehe,  nicht  über  die  Zeiten  K.  Otto  I,  wie  auch  die  Beispiele  einer 
dauernd  an  einzelne  Bischöfe  übertragenen  missatischeu  Gewalt  erst  unter 
diesem  begannen.  In  den  der  deutschen  Herrschaft  zunächst  vorausgehenden 
Jahrzehnten  scheint  das  Institut  der  Königsboten  ganz  in  Verfall  gekommen 

299.1  15.  Tir»bo»chi  Non.  2,  345.  340.     16.  Huillard  1.  830.      17.  MmdeUi  2,  261. 
230.  -  1.  Von  Pabst  bei  Hin>cb  Heinrich  II.  2.  440. 
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zu  »ein;  von  den  letzten  Jahren  K.  Berengars  I  ab  findet  »ich  kaum  eine  ver- 
einzelte Erwähnung.2  Mag  nun  eine  ausdrückliche  Bestellung  der  Grafen  zu 
Königsboten  nur  vereinzelt  vorgekommen  sein,  thatsäehlich  werden  dieselben 
durchweg  die  entsprechenden  Befugnisse  in  ihren  Sprengein  geübt  haben.  Der 
Aufrechthaltung  der  königlichen  Hoheitsrechte  wäre  gewiss  nichts  nachthei- 
liger gewesen,  als  eine  dauernde  Verbindung  der  missatischen  mit  der  gräf- 
lichen Gewalt.  Dieser  Gesichtspunkt  mag  für  K.  Otto  I  vorzugsweise  bestim- 
mend gewesen  sein;  ihm  haben  wir  wohl  zweifellos  die  Neugestaltung  eines 
Instituts  zuzuschreiben,  welches  bei  der  durch  die  Verbindung  der  italienischen 
mit  der  deutschen  Krone  bedingten  häufigeren  Abwesenheit  des  Königs  aus 
dem  Lande  jetzt  von  doppelter  Wichtigkeit  war.  Wie  Otto  die  Einrichtung 
der  nun  wieder  häufig  erwähnten  wandernden  Königsboten  neu  belebte,  wie  er 
zuerst  missatische  Befugnisse  an  einzelne  Bischöfe  verlieh,  so  scheint  auch  er 
zuerst  in  einzelnen  Sprengein  ständige  Königsboten  eingesetzt  zu  haben,  wel- 
chen sonstige  Amtsgewalt  dort  nicht  zustand,  um  so  dem  Bedürfnisse  nach 
ständiger  Uebung  der  reichsgerichtlichen  Befugnisse  zu  genügen,  ohne  das  In- 
teresse der  Krone  durch  Uebertragung  derselben  an  die  sonstigen  Reichsbe- 
amten zu  gefährden. 

Das  erste  sichere  Beispiel  ist  von  968;  zu  Mailand  sitzt  zu  Gerichte 
Adelgiaiut  qui  et  A;o  de  cadem  cicitate  dileetum  ßdeletn  et  nuaana  d.  Otto- 
nis  i/nperatoria  t\v  hnc  cauaa  conatitutux,  etiam  et  praeeeptum  de  amdo 
ipaiua  d.  iniperatoria  in  cafee  aiffillatuni  ibi  oatt'nait  et  leaere  fecit  haue 
fornuun  continente:  — -  Otto-—  Adaltfiaua  qni  et  Azo  dilecto  fideli  noateo 
aalutetn.  Mandant  na  tibi,  qnntenua  si  inter  hominea  in  condtatu  Mcdiola- 
nsnai*  aliqiut  content  in  oeta  fueeit  de  qnibnacunxque  cattaia,  nee  inde  ndaaua 
evwtat  in  de/miendtun,  iennt  deßnina)  tanquam  si  ante  noatntm  rel  noatri 
cottutis  pulatii  preaentiam  factum  fuiaxet.*  Es  ist  wahrscheinlich  der  Pfalz- 
richter dieses  Namens,  der  962  dem  Hofgerichte  zu  Pavia  beisitzt. 4 

Finden  wir  nun  Judices,  welche  nachweislich  nur  sehr  selten  als  wan- 
dernde Königsboten  verwandt  wurden,  längere  Zeit  und  insbesondere  auch  an 
ihrem  sonstigen  Aufenthaltsorte  als  Missi  thätig,  so  dürfen  wir  wohl  ziemlich 
sicher  schliessen,  dass  sie  ständige  Königsboten  waren.  Solche  finden  wir  ins- 
besondere zu  Pavia.  Ein  Königsrichter  Walter  war  967  mit  dem  Kaiser  zu 
Ravenna5,  aber  gewiss  zu  Pavia  ansässig,  wo  er  970  eine  Urkunde  unter- 
schreibt6, die  Kirche  S.  Mariae  Gualterii  gründete  und  989  starb.7  Als  H'al- 
taritta  index  et  ndxao*  d.  inipemtoris  hält  er  975  zu  Pavia  Gericht8;  976 
Februar  ist  er  zu  Pavia  als  Missus  bezeichnet  erster  Beisitzender  des  Mark- 
grafen Arduin  als  Grafen  von  Pavia,  während  er  im  Sept.  wieder  selbst  zu 
Pavia  vorsitzt9;  es  ist  gewiss  derselbe  Judex  und  Missus  Walter,  der  976 

2»  Zwischen  919  und  964  weiss  ich  wandernde  Königsboteu  überhaupt  nicht  nachzuweisen: 
ton  andern  923  den  (Jrafcn  in  seinem  Sprengel.  Tgl.  $  228  n.  1.  dann  945  einen  Boten  für 
einen  Einzelfall.  Antiq.  It.  1,  463.  J*.  Affö  Parma  I.  353.  4.  Mon.  patr.  Ch.  1.  196. 
Ebenda  schon  935  ein  Pfalzrichter  Adalgis:  Antiq.  It.  2.  935.  5.  Fantuzzi  2.  27.  6.  Ti- 
raboschi  Non.  2,  124.  7.  Vgl.  Robolini  2,  267.  8.  Antiq.  It.  1.  480.  9.  Cod.  Sicar- 
dian.  nach  WQstenfeld. 
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Mai  zu  Brescia10  und  981  zu  Savigliano11  bei  Turin  Gericht  hält.  War  er, 
wie  danach  doch  kaum  zu  bezweifeln,  ständiger  Missus,  so  würde  sein  Sprengel 
ein  sehr  ausgedehnter  gewesen  sein.  .Sicherer  noch  ergibt  sich  als  ständiger 
Bote  und  zwar  zunächst  zu  Pavia  ein  Alberten*  iudex  et  nu**u*  d.  regis, 
welcher  995  zu  Pavia12,  996  zu  Salarodrado 1 3  allein,  dann  996  zu  Pavia« 1 
gemeinsam  mit  dem  damaligen  wandernden  Königsboten  Herzog  Otto  Placita 
hält;  997  unterschreibt  er  zu  Pavia  eine  unvollständige  Gerichtsurkunde  zu- 
erst15, so  dass  er  Vorsitzender  gewesen  sein  wird;  1005  unterschreibt  er  dort 
bei  einem  von  ihm  als  Boten  für  den  Einzelfall  genehmigten  Tausch  von  Kir- 
chengut mit:  A.  iudex  et  misms  d.  regis  mi**u8  fui  ut  siipra,  wobei  der 
Gegensatz  der  ständigen  und  vorübergehenden  Vollmacht  bestimmt  hervor- 
tritt.16  Bei  Gerichtssitzungen,  welche  1001  der  Pfalzgraf  mit  fünfzehn,  1014 
der  Kaiser  mit  dreizehn  Pfalzrichtern  zu  Pavia  halten,  steht  er  als  Beisitzender 
im  Texte  wie  in  der  Unterschrift  allen  Pfalzrichtern  voran  und  führt  allein  den 
Titel  Missus. 17  Im  .1.  1018  sitzt  er  zu  Pavia  in  eigener  Wohnung  als  Judex 
und  Missus  mit  zehn  Pfalzrichtern  zu  Gericht18  und  unterschreibt  als  solcher 
eine  zu  Pavia  ausgestellte  Privaturkunde. 19  Er  mag  als  Nachfolger  des  Walter 
betrachtet  werden ;  doch  scheint  schon  jetzt  das  Vorhandensein  eines  ständigen 
Missus  am  Orte  die  Bestellung  eines  andern  nicht  ausgeschlossen  zu  haben. 
Denn  ausser  ihm  unterzeichnet  die  letztgenannte  Urkunde  auch  ein  Adelbert 
als  Judex  und  Missus,  gewiss  derselbe,  der  1023  zu  Carignan  mit  Richtern 
von  Pavia  ein  Placitum  hält.20  Als  Beisitzenden  im  Reichsgerichte  zu  Pavia 
finden  wir  ihn  noch  104321,  wo  ausser  ihm  auch  sein  Sohn  Antonius  den  Titel 
Missus  führt,  der  aber  nicht  zugleich  Judex  gewesen  zu  sein  scheint,  da  er 
auch  1051  in  der  Gegend  von  Binasco  dem  Gerichte  vorsitzend  nur  als  Mis- 
sus d.  seeundi  Henriei  imperatoris  bezeichnet  ist22;  danach  haben  wir  ge- 
wiss in  ihm  denselben  Antonius  oder  Antoninus  zu  sehen,  der  1034  bei  einem 
Missatgerichte  im  Placentinischen  im  Texte  den  Judices  folgend  als  Legis- 
lator bezeichnet  ist,  sich  dann  bei  der  Unterschrift  und  nochmals  bei  der  Be- 
glaubigung zwischen  den  Judices  stehend  als  Adroentus  unterschreibt23;  er 
war  offenbar  ein  angesehener  Rechtskundiger  und  es  ist  um  so  auffallender, 
dass  er  nach  diesen  ineinandergreifenden  Zeugnissen,  welche  ein  zufalliges 
Fehlen  des  Titels  ausschliessen,  nicht  Judex  war. 

Ausser  Pavia  lässt  sich  insbesondere  zu  Mailand,  wohin  schon  das 
erstangefnhrte  Beispiel  gehörte,  die  Thätigkeit  ständiger  Missi  genauer  nach- 
weisen. Hier  gibt  1009  Anastasius  -  Amizo,  Sohn  Herlembalds,  als  Königs- 
bote seine  Bewilligung  zum  Verkaufe  von  Pupillengütern24;  ebenso  1015,  wo 
wir  seine  Vollmacht  kennen  lernen:  Ifenrieus  d.  gr.  Jtout.  imperaior  aug. 
Caguoscat — qnod — eligimus  Amizonem  ,  Herlendmidi  ßlium,  militem 

230.)  10.  De  Dionysiis  174.  11.  Mon.  patr.  Cb.  1,  260;  auch  Novell«  369.  12.  Upu* 
2,  402.  18.  Mon.  patr.  Cb.  1.  307.  Der  Ort  dürfte  Sale  nordwestlich  von  Tortona  »ein: 
rgl.  Robolini  2.  280.  14.  Mon.  patr.  Cb.  1,  300.  15.  Archiv  zu  Cremona  nach  Wü- 
stenfeld. 1«.  Tiraboschi  Mod.  1.  169.  17.  Anticb.  E„t.  1.  125.  III.  18.  Tiraboschi 
Mod.  2,  13.  19.  Antiq.  It.  1,  387.  20.  Moriondi  1,  20.  21.  Antiq.  lt.  5,  521. 
22.  Giulini  3,  532.     23.  Boselli  1.  301.     24.  Gialini  3,  75. 
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saneti  Ambrosii,  et  Herlembaldum  eius  ßlium,  ut  sint  imperiales  missi,  qui- 
bus  concesshmis,  ut  intribus  comitatibus,  Mediolanensi,  Papiensi,  Sevriensi 
habeant  Ucentiam  dißnire  Itomnes  Utes  et  intentiones  propugnare  et  legale 
iudicium  ante  illos  tanquam  ante  presentia  nostra  vel  nostri  palatini  eo- 
mitis;  et  ut  cunctis  certius  fiat  certissimus  illis  obere  Ucentiam  in  istis 
trt'bus  comitatibus,  ut  possint  dare  advocatores  clercis  et  tutores  viditis  et 
orfanis  sicut  nos  ipsi.25  War  Araizo  ritterlicher  Dienstniann  des  Erzstifts, 
so  stimmt  damit,  dass  ich  ihn  auch  anderweitig  nie  als  Judex  nachweisen 
kann.  Neben  ihm  war  noch  ein  Königsbote  Adelhard  zu  Mailand  thätig,  der 
1010  gleichfalls  in  den  Verkauf  von  Mündelgut  willigt26;  er  scheint  Vater  des 
spater  oft  genannten  Arioald  gewesen  zu  sein.27  Dieser  wird  seit  1005  als 
Pfalzrichter  mehrfach  zu  Mailand  und  in  dessen  Umgebung  erwähnt28;  als 
Judex  und  Missus  erscheint  er  zuerst  1 029,  wo  vor  ihm  ein  Verkauf  angezeigt 
wird29,  und  sitzt  als  solcher  1035  und  1046  zu  Mailand  dem  Gerichte  vor30, 
während  1045  in  der  Laube  seiner  Wohnung  zu  Mailand,  welche  also  für 
Gerichtssitzungen  eingerichtet  war,  der  Markgraf  Azzo  zu  Gerichte  sitzt. 3 1 
Dass  er  hier  und  wohl  auch  sonst32  nur  Judex  heisst,  wird  doch  nicht  be- 
zweifeln lassen,  dass  er  ständiger  Missus  war. 

Finden  wir  solche  ständige  Boten  insbesondere  zu  Pavia  und  Mailand 
sehr  regelmässig  erwähnt,  so  wird  das  damit  zusammenhängen,  dass  Bischof 
und  Erzbischof  dort  gräfliche  und  reichs richterliche  Befugnisse  nie  erlangt  zu 
haben  scheinen.33  Insbesondere  lässtwohl  das  Nichterwähnen  des  Erzbischofs 
in  den  beiden  uns  für  Mailand  vorliegenden  Vollmachten  sicher  darauf  schlies- 
sen,  dass  es  sich  hier  nicht  um  Königsboten  handelte,  welche  auf  Vorschlag 
des  Bischofs  bestellt  waren,  wie  wir  das  bei  einer  Vollmacht  für  Asti  betont 
fanden.34 

Liessen  in  den  besprochenen  Fällen  die  grössere  Zahl  von  Gerichts- 
sitzungen an  der  Eigenschaft  eines  ständigen  Boten  nicht  zweifeln,  so  mag  es 
Zufall  sein,  dass  vereinzelte  Gerichtsurkunden,  bei  welchen  wir  im  Vorsitzen- 
den einen  rechtskundigen  Boten  wenigstens  vermuthen  dürfen,  sich  sonst  nur 
wenig  erhalten  haben.  Im  Gebiete  von  Piacenza  sitzt  981  Astulfus  iudex  et 
missus  d.  imperatoris  zu  Gerichte.35  Es  ist  zweifellos  der  Judex  Aistulf,  der 
962  und  976  zu  Pavia  dem  Gerichte  beisitzt  und  dort  noch  989  eine  Urkunde 
unterschreibt36,  also  gewiss  zu  Pavia  ansässig  war,  während  wir  ihn  später 
auch  als  wandernden  Königsrichter  finden  werden.  Dass  er  sich  989  nicht 
ausdrücklich  als  Missus  unterschreibt,  wird  doch  hier  so  wenig,  wie  vorhin 

25.  Giulini  3,  118.  Da  Heinrich  Kaiser  heisst,  kann  die  Vollmacht  frühestens  1014  aus- 
gefertigt »ein,  obwohl  Amizo  schon  1009  Königsbote  ist;  die  Erneuerung  mag  veranlasst 
»ein  durch  die  Ausdehnung  auf  den  Sohn  oder  einen  weitern  Sprengel;  vielleicht  dürfen  wir 
daraus  auch  schliessen.  dass  es,  wie  ähnliches  ja  vielfach  nachweisbar  ist,  Sitte  war,  solche 
Vollmachten  nach  der  KaiserkrGnung  ku  erneuern;  möglich  wäre  es  auch,  dass  er  zuerst 
ron  K.  Arduin  ernannt  war.  26.  Giulini  3.  77.  27.  Vgl.  Giulini  3,  132.  28.  Giulini 
3,  498.  Krisi  2,  32.  Antiq.  It.  5,  931.  Mon.  patr.  Ch.  1,  441.  29.  Giulini  3,  516. 
SO.  Giulini  3,  517.  527.  81.  Antiq.  It.  4,  9.  82.  1042:  Giulini  3,  527.  83.  Für 
Mailand  Tgl.  Hegel  2.  77.  84.  Vgl.  §  224  u.  2.  85.  Beilage  von  981  Üct.  15. 
86.  Mon.  patr.  Ch.  1,  196.  Cod.  Sicard.  nach  Wüstenfeld.  Campi  1,  494. 
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hei  dein  Mailänder  Arioald,  die  Annahme  ausschliessen,  das»  er  ständiger 
Bote  war. 

In  der  Regel  scheint  freilich  so  grosses  Gewicht  auf  die  Stellung  gelegt 
zu  sein,  dass  der  ständige  Missus  auch  da,  wo  er  nicht  als  solcher  thätig  war, 
sondern  nur  als  beisitzender  Judex,  sich  doch  des  Titels  bediente.  Beispiele 
boten  uns  bereits  die  Boten  von  Pavia.  Im  J.  1055  hielten  der  Kaiser  und 
der  Hofkanzler  an  verschiedenen  Orten  mit  einer  Reihe  von  Pfalzrichtern, 
welche  sie  begleiteten,  Gericht;  von  diesen  unterschreibt  nur  der  durchweg 
zuerst  genannte  Atto  als  Judex  und  Missus37;  dieser  aber  auch  immer;  noch- 
mals erscheint  er  als  solcher  1065  an  der  Spitze  der  Beisitzer  im  Gerichte 
des  Bischofs  zu  Piacenza.38  Dann  dürfen  wir  aber  auch  mit  voller  Sicherheit 
schliessen,  dass  noch  im  eilften  Jahrhunderte  die  Zahl  der  rechtskundigen 
Missi  eine  sehr  geringe  gewesen  sein  muss;  denn  unter  den  uns  in  so  überaus 
grosser  Zahl  bekannten  Beisitzern  findet  sich  kaum  einer  oder  anderer,  der 
als  Missus  bezeichnet  wird.39 

Alle  bisher  besprochenen  Fälle  gehören  der  Lombardei  an,  wie  wir 
auch  bischöfliche  Königsboten  vorzugsweise  nur  dort  bestimmter  nachweisen 
konnten;  die  Einrichtung  scheint  überhaupt  nur  dort  weitere  Ausdehnung  ge- 
wonnen zu  haben.40  In  Tuszien  fanden  wir  allerdings  zu  Lucca  einen  stän- 
digen Missus  Flaipert  häufig  erwähnt  und  es  gab  dort  auch  später  immer 
ständige  Missi,  auf  welche  wir  bei  Besprechung  der  neuei  n  Pfalzgrafen  zurück- 
kommen werden;  doch  mag  sich  da  die  Stellung  zunächst  an  missatische  Be- 
fugnisse des  Bischof«  anknüpfen.41  Ausserdem  finden  sich  nur  schwache  An- 
haltspunkte. Zu  Arezzo  unterfertigt  1014  ein  Lambert  eine  Gerichtsurkunde 
als  Judex  und  Missus.42  Den  Pisanern  verbrieft  der  König  1081:  Castaidio- 
nem  vrl  aVquem  nostruut  missum  in  supnutcripta  riritate  vel  eomHatu 

23a.)  87.  Affö  P.  2.  326.  Antich.  Est.  1,  167.  Antiq.  It.  1.  473.  2,  795.  Würdtwein  X.S. 
12,  11.  38.  Campi  1,  518.  Dass  er  zu  Piacenza  seinen  Sit«  gehabt  habe,  möchte  ich 
daraus  kaum  schliessen.  da  er  dort  sonst  nicht  vorkommt  und  damals  dort  Rainald  noch 
Missus  war;  vgl.  §  226  n.  13.  Sonst  würden  wir  wohl  auch  in  ihm  einen  bischöflichen 
Missus  zu  sehen  haben,  da  es  unwahrscheinlich  ist,  dass  da,  wo  die  Bischöfe  und  deren 
Boten  missatische  Befugnisse  hatten,  noch  anderweitige  Königsboten  bestellt  wurden:  es 
müsste  sonst  auffallen,  dass  wir  trotz  eines  ziemlich  reichen  urkundlichen  Materials  insbe- 
sondere auch  später,  wo  die  Stellung  so  weite  Ausdehnung  gewann  und  der  Titel  für  die 
Vertreter  der  Bischöfe  nicht  mehr  in  Gebrauch  gewesen  zn  sein  scheint,  zu  Parma  und 
Piacenza  keine  Königsboten  nachweisen  können.  Zu  Piacenza  hält  950  Juni  1 1  auch  ein 
Wido  mittut  d.  imp.  Gericht,  vgl.  Beilage;  er  konnte  aber  recht  wohl  wandernder  Bote  sein. 
89.  Judices  sind  mir  ausser  den  im  Texte  genannteu  überhaupt  nicht  aufgefallen.  Ständige 
Boten  könnten  etwa  sein  Alberintt  qttotidam  Haginerii  eontitit  niisnt*  d.  imp.,  964  erster 
Beisitzender  im  Missatgerichte  zu  Reggio,  Rena  e  Camici  1  a,  120:  dann  Gibardttt  qui  et 
Agebizzo  mittut  d.  imp.  im  Hofgerichte  zu  Piacenza  976  Oct.  25,  vgl.  Beilage.  40.  Auch 
bei  einer  der  letzten  Erwähnungen  des  Amtes,  in  einem  Formelbuche  aus  der  Zeit  K.  Al- 
brechts, heisst  es.  der  König  ernenne  jemanden  zum  Missus  und  Judex  Ordinarius,  weil  es 
in  (juibtudam  Ltimbardie  partibtu  Recht  und  Gewohnheit  sei,  dass  bei  den  Verträgen  der 
Weiber  und  Minorennen  notlra  ve/  nostri  misti  auctoritat  rtqniratttr.  Oesterr.  Archiv 
1849.  2.  290.  Doch  dürfte  auf  die  hier  ausgesprochene  Beschränkung  wenigstens  für  frühere 
Zeiten  kaum  Gewicht  zu  legen  sein.  41.  Vgl.  §  225  n.  21.  42.  Antich  Est.  I.  190: 
im  Monate  vorher  unterschreibt  er  nur  als  Judex.  Antiq.  It.  3,  729. 
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eorum  ad  placitum  fadendum  eis  superesse  non  sinemns  de  alio  comi- 
tatuiZ;  wir  werden  aber  kaum  daraus  schliessen  dürfen,  dass  es  zu  Pisa 
wirklich  ständige  Missi  gab;  beim  Vorhandensein  zahlreicher  Urkunden  müssten 
dieselben  sonst  anderweitig  nachweisbar  sein.44 

Da  im  Herzogthume  Spoleto  und  in  der  Mark  Verona  ständige  Kö- 
nigsboten überhaupt  zu  fehlen  scheinen,  so  liegt  die  Vermuthung  nicht  fern, 
dass  die  Beschränkung  der  Einrichtung  vorzugsweise  auf  die  Lombardei  damit 
zusammenhängen  könnte,  dass  dort  die  markgräfliche  Gewalt  gefehlt  hat.45 
Auch  die  Romagna  hat  keine  ständigen  Königsboten,  welche  sich  denen  der 
Lombardei  vergleichen  Hessen,  was  damit  zusammenhängen  könnte,  dass  hier, 
worauf  wir  zurückkommen,  ziemlich  regelmässig  königliche  Vasallen  als  Boten 
anwesend  gewesen  zu  sein  scheinen,  welche  sich  aber  ihrer  ganzen  Stellung 
nach  näher  den  wandernden  Königsboten  anschliessen. 

231.  —  Auch  im  zwölften  Jahrhunderte  bleibt  die  Einrichtung, 
wenn  wir  von  Lucca  absehen,  auf  die  Lombardei  beschränkt.  Hier  aber  ge- 
winnt dieselbe  nun  eine  sehr  weite  Ausdehnung.  Schon  gegen  Ende  des  eilften 
Jahrhunderts  müssen  die  Pfalzrichter  in  immer  grösserer  Zahl  zugleich  zu 
Königsboten  bestellt  sein.  In  Urkunden  von  Mailand  und  Bergamo  aus  den 
Jahren  1082  bis  1098  werden  Vitus  -  Bonushomo,  Mediolanus  -  Otto,  Am- 
brosius-Paganus häufig  als  Judices  und  Missi  erwähnt1;  ausser  Ambrosius 
unterschreiben  1095  zu  Mailand  auch  noch  Albert  und  Heriprand  als  Missi.'2 
Wie  zahlreich  dann  in  der  Folgezeit  die  Verleihungen  geworden  sein  müssen, 
ergibt  sich  wohl  genügend  daraus,  dass  in  neun  Mailänder  Urkunden  ans  der 
Zeit  von  1117  bis  1156  fünfzehn  verschiedene  Richter  zugleich  als  Missi  be- 
zeichnet werden3,  also,  da  schwerlich  in  jenen  Urkunden  gerade  alle  genannt 
sind,  gewiss  eben  so  viele  gleichzeitig  zu  Mailand  fungirten.  Hört  dagegen 
gerade  in  dieser  Zeit  die  Thätigkeit  anderer  Königsboten  in  Italien  fast  ganz 
auf,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  der  früher  so  umfassend  gebrauchte  Ausdruck 
Missus  jetzt  vorzugsweise  nur  noch  diese  rechtskundigen  Königsboten  be- 
zeichnet, für  die  übrigen  andere  Ausdrücke  üblich  werden.4 

Um  so  auflallender  ist  es  dann,  dass  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  solche  Missi  nur  noch  vereinzelt  erwähnt  werden.  Scheint  im 
dreizehnten  Jahrhunderte  in  einzelnen  Ausnahmsfallen,  auf  welche  wir  zurück- 
kommen, die  Stellung  in  Verbindung  mit  der  der  neuern  Pfalzgrafen  besondere 
Bedeutung  zu  gewinnen,  so  zeigen  sich  davon  abgesehen  nur  noch  vereinzelte 
Spuren.  Wenn  K.  Friedrich  1226  das  Amt  noch  erwähnt,  indem  er  erklärt, 
dass  die  gebannten  Lombarden  auch  der  ofßciorum  iudicata*,  tabelinmatti», 
missorum  rsgis  verlustig  sein  sollen5,  so  scheint  das  Amt  der  Königsboten 


48.  Antiq.  It.  4.  20.  44.  Nur  in  einem  markgräflichen  Placitum  zu  Pisa  1067  wird  als 
letzter  Beisitzer  ein  Teudinut  clericut  et  mittut  d.  regit  genannt,  Antiq.  It.  3,  1091.  der 
aber  doch  kaum  bieher  gehören  dürfte.      45.  Vgl.  §  141. 

231.  -  1.  Lupus  2,  735.  754.  759.  771.  774.  787.  Oiulini  4,  533.  544.  2.  Antiq. 
It.  5,  268.  8.  Giulini  5.  54C.  553.  585.  6,  528.  Puricelli  5G6.  Rorelli  2.  34G.  Frisi  2. 
59.  60.  Antiq.  It.  4,  30.  4.  Vgl.  §  209  n.  C.  5.  Böhmer  Acta  255.  Eine  spätere  all- 
gemeine Erwähnung  Tgl.  §  230  n.  40. 
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nicht  zufällig  zuletzt  erst  nach  den  Notaren  genannt  zu  sein.  Denn  der  Titel 
scheint  in  der  Lombardei  in  so  geringem  Ansehen  gestanden  zu  sein,  dass 
nur  noch  Notare  einigen  Werth  darauf  gelegt  haben  mögen.  Die  letzten  Ju- 
dices,  die  sich  Missi  nennen,  finde  ich  1193  zu  Brescia,  1196  zu  Mailand, 
1199  zuLodi6;  dann  führt  zu  Mailand  noch  bis  1204  ein  einzelner  Notar 
regelmässig  den  Titel7;  nur  zu  Lodi  ist  er  noch  weiter  bis  1241  mehrfach 
nachweisbar,  aber  nur  bei  Notaren.8 

232. —  Die  Befugnisse  der  ständigen  Königsboten  waren  wenig- 
stens später,  wenn  sie  nicht  gar  dauernd  mit  einer  Würde  verknüpft  oder 
erblich  zugestanden  waren,  lebenslänglich  verliehen.  In  der  frühern  Zeit 
kann  das  insofern  zweifelhaft  sein,  als  zwar  die  bekannten  Vollmachten  be- 
züglich der  Dauer  keine  Beschränkung  enthalten,  wir  auch  bei  keiner  einzelnen 
Person  nachweisen  können,  dass  ihr  das  Amt  später  nicht  mehr  zustand,  aber 
wenigstens  in  einem  Falle  eine  Vollmacht  für  jemanden  ausgestellt  wird,  der 
schon  früher  Königsbote  war. 1  Die  nahe  Beziehung  des  Amtes  zur  Person 
des  Königs  und  die  Behandlung  entsprechender  Verhältnisse  dürften  etwa 
schliessen  lassen,  dass  die  Vollmacht  nur  auf  Lebenszeit  des  Königs  Kraft 
hatte  und  beim  neuen  Könige  eine  Erneuerung  nachzusuchen  war.  Dem  wür- 
den die  in  früherer  Zeit  üblichen  Titel  entsprechen.  Dieser  bezieht  sich  immer 
auf  den  jeweiligen  Herrscher,  unterscheidet  insbesondere  auch,  ob  dieser  König 
oder  Kaiser  ist,  wie  denn  möglicherweise  auch  nach  der  Kaiserkrönung  eine 
Erneuerung  nöthig  sein  mochte;  so  heisst  zu  Pavia  Alberich  996  im  April 
noch  Missus  d.  regis,  im  »Sept.  d.  imperahms.2  Wird  der  Name  des  Herr- 
schers zugefügt,  was  allerdings  früher  weniger  üblich  ist,  so  ist  es  auch  immer 
der  des  lebenden;  zu  Cremona  fanden  wir  denselben  Adelelm  als  Missus  K. 
Otto's,  Harduins  und  Heinrichs3;  zu  Mailand  heisst  Arioald  1035  Bote  K. 
Konrads,  1046  K.  Heinrichs.4 

Es  würde  darauf  kaum  Gewicht  zu  legen  sein,  wenn  nicht  inj  zwölften 
Jahrhunderte  der  Brauch  ein  anderer  gewesen  wäre.  Nach  dem  Titel  erscheint 
der  Missus  jetzt  nicht  als  Bote  des  regierenden  Herrschers,  sondern  des  Herr- 
schers, der  ihn  bestellt  hatte,  mochte  dieser  auch  längst  verstorben  sein.  So 
unterschreiben  sich  während  der  Regierung  K.  Lothars  die  Missi  noch  häufig 
als  Boten  K.  Heinrichs;  unter  K.  Konrad  finden  sich  Beispiele,  dass  neben- 
einander ein  Iude.r  et  missu*  d.  quarti  Henrici  und  </.  tertii  LotJutni  im- 
peratoris  genannt  werden. 5  Hätte  es  nun  auch  früher  keiner  Erneuerung  der 
Vollmachten  bedurft,  so  wäre  nicht  wohl  abzusehen,  wesshalb  man  von  dem 
frühern  einfachem  Brauche  hätte  abgehen  sollen.  Bedurfte  es  aber,  wie  wir 


231.]  6.  Odorici  6,  77.  Giulini  7,  563.  Antiq.  It.  4,  370.  7.  Mon.  patr.  Ch.  t,  1089, 
1090.  1117.  1118.  1119.  Böhmer  Act*  622.  623.  8.  Zaccaria  Laud.  225.  229.  236. 
238.  AufFallenderweise  nennt  .sich  1216  zu  Rimini.  wo  das  Amt  sonst  überhaupt  nicht  vor- 
kommt, ein  Tabellio  der  Stadt  Nolarius  tacri  palatü  Mtdiolaneiui*  et  mittu*  d.  Ottonii 
Rom.  imperaloru,  Fantuzzi  5,  317.  320;  ersteres  worauf  wir  zurückkommen,  deutet  auf 
Ernennung  zu  Mailand  selbst. 

232.  -  1.  Vgl.  §  230  n.  25.    2.  Mon.  patr.  Ch.  1,  300.  307.    8.  Vgl.  §  224  n.  20. 
4.  (iiulini  3,  517.  527.     5.  1 140.  48:  Rorelli  2.  346.  Antiq.  It.  4.  30. 
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vernuithen,  einer  solchen,  so  erklärt  sich  das  leicht;  man  hielt  sich  nicht  mehr 
streng  an  die  alte  Regel,  übte  die  Befugnisse  auch  ohne  Erneuerung  der  Voll- 
macht fort,  ohne  aber  doch  so  weit  zu  gehen,  sich  als  Boten  eines  Herrschers 
zu  bezeichnen,  von  dem  man  nicht  dazu  ermächtigt  war.  Ein  genauerer  Nach- 
weis, wann  das  begann,  ist  durch  das  Aufeinanderfolgen  der  drei  Heinriche 
erschwert.  Schon  Flaipert  nennt  sich  10586und  weiterhin  noch  immer  Missus 
d.  imperatoris,  was  sich  streng  genommen  nur  auf  den  verstorbenen  K.  Hein- 
rich III  beziehen  könnte;  doch  mag  da  nur  der  gewohnte,  volltönendere  Titel 
beibehalten  sein.  Auffallender  ist  es,  dass  lange  nach  der  Kaiserkrönung  K. 
Heinrichs  V  sich  zu  Mailand  überwiegend  nur  Missi  <i  regis  finden7;  es 
könnte  das  die  Vermuthung  bestimmter  begründen,  dass  auch  nach  der  Kai- 
serkrönung die  Vollmachten  zu  erneuern  gewesen  wären,  während  die  politische 
Stellung  Mailands  es  genügend  erklären  kann,  wenn  das  gerade  damals  nicht 
geschah.  Den  entsprechenden  Brauch  werden  wir  übrigens  auch  bei  den  Ju- 
dices  und  Notaren  finden. 

233.  —  Wo  uns  die  Vollmachten  bekannt  sind,  erscheinen  die  Befug- 
nisse durchaus  auf  einen  bestimm  ton  Sprengel  beschränkt.  Bei  den  bi- 
schöflichen Boten  war  dieser  zunächst  durch  den  örtlichen  Umfang  der  Befug- 
nisse des  Bischofs  bestimmt.  Erhielten  aber  diese  Boten  ihre  Vollmacht  nicht 
vom  Bischöfe,  sondern  vom  Könige  selbst1,  so  würde  der  Annahme  kaum 
etwas  im  Wege  stehen,  dass  der  König  in  Einzelfällen  die  Befugnisse  des 
Boten  über  einen  weitern  Kreis  ausdehnen  konnte.  Ist  unsere  Annahme  richtig, 
dass  der  Missus  Rainald  zu  Piacenza  zunächst  Vertreter  des  dortigen  Bischof 
war,  so  würde  daraus  etwa  zu  erklären  sein,  dass  er  auch  zu  Broni  im  Ge- 
biete von  Pavia  zu  Gerichte  sitzt.2  Für  andere  Boten  waren  wohl  zunächst 
die  Grafschaftssprengel  massgebend3;  doch  konnten  ihre  Befugnisse  auch 
mehrere  umfassen,  wie  wir  1014  eine  Vollmacht  auf  die  Grafschaften  Mai- 
land, Pavia  und  Seprio  ausgedehnt  fanden.4  Handelt  es  sich  hier  um  einen 
Mailänder,  so  treffen  fast  alle  Beispiele  für  Gerichtssitzungen  in  fremden  Graf- 
schaften Boten  von  Pavia,  deren  Sprengel  oft  sehr  ausgedehnt  gewesen 
sein  muss;  sitzt  Walter  ausser  zu  Pavia  auch  zu  Brescia  und  bei  Turin  zu 
Gerichte,  so  muss  sein  Sprengel  fast  die  ganze  Lombardei  umfasst  haben; 
ebenso,  wenn  später  ein  Missus  von  Pavia  zu  Catignano  Gericht  hält.5  Und 
das  ist  gewiss  nicht  Zufall ;  es  stimmt  durchaus  damit,  dass,  wie  wir  später 
nachweisen  werden,  die  Judices  von  Pavia  in  der  betreffenden  Zeit  eine  beson- 
ders  bevorzugte  Stellung  einnahmen,  namentlich  auch  aus  ihnen  die  Judices 
genommen  wurden,  welche  den  König  und  die  wandernden  Boten  desselben 
auf  ihren  Reisen  begleiteten,  um  sie  als  Urtheiler  zu  unterstützen. 

Die  dem  Königsboten  verliehenen  Befugnisse  sind  übrigens  auch  für 
seinen  eigenen  Sprengel  keine  ausschliessliche.  Es  ergibt  sich  das 
schon  daraus,  dass  an  ein  und  demselben  Orte  nicht  blos  später,  sondern 


6.  Antiq.  It.  1.  963.     7.  1119.  23:  Oiulini  5,  548.  Paricelli  566. 

233.  -  1.  Vgl.  §  224  n.  2.      2.  Vgl.  §  226  n.  12.      8.  Vgl.  §  224  o.  6;  §  230 
n.  3.     4.  Vgl.  §  230  n.  25.     5.  Vgl  §  230  n.  10.  1  i.  20. 
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schon  in  früherer  Zeit  gleichzeitig  mehrere  bestellt  waren,  dass  1014  die  Voll- 
macht eines  Mailänders  auch  auf  die  Grafschaft  Pavia  ausgedehnt  wurde, 
obwohl  es  zu  Pavia  eigene  Boten  gab.6  Bei  konkurrirenden  Befugnissen  meh- 
rerer Boten  wird  es  in  der  Wahl  der  Parteien  gestanden  haben,  an  welchen 
sie  sich  wenden  wollten.  Damit  kann  bestehen,  dass  insbesondere  im  Interesse 
der  missatischen  Befugnisse  der  Bischöfe  für  Gebiet  und  Leute  derselben  die 
Thätigkeit  fremder  Boten  ausgeschlossen  war;  scheint  der  König  in  den  be- 
züglichen Bischofsstädten  andere  Boten  nicht  bestellt  zu  haben7,  so  ist  in  dem 
Privileg  für  Modena  ausdrücklich  nicht  blos  die  Gerichtsbarkeit  fremder  Grafen 
und  Markgrafen,  sondern  auch  fremder  Königsboten  ausgeschlossen.8 

Doch  wird  auch  das  auf  ständige  Boten  zu  beschränken  sein,  nicht  alle 
Königsboten  treffen.  Denn  was  das  V erhält niss  zu  nichtständigen 
K  ö  n  i  g  s  b  o  t  e  n  betrifft,  so  war  die  Thätigkeit  dieser  in  solchen  Sprengein, 
wo  es  ständige  gab,  nicht  nur  nicht  ausgeschlossen,  sondern  wir  werden  zwei- 
fellos anzunehmen  haben,  dass,  wenn  ein  vom  Könige  besonders  bevollmäch- 
tigter Bote  anwesend  war,  die  Befugnisse  der  ständigen  in  ähnlicher  Weise  zu 
ruhen  hatten,  wie  die  anderer  Richter  in  Gegenwart  des  Königs.  In  einer  der 
Vollmachten  ist  das  ausdrücklich  betont9;  war  der  Zweck  der  ganzen  Ein- 
richtung offenbar  der,  auch  in  Abwesenheit  des  Königs  oder  ausserordent- 
licher Boten  desselben  die  Hebung  der  Reichsgerichtsbarkeit  zu  ermöglichen, 
so  entfiel  dieser,  wenn  ein  solcher  anwesend  war.  Das  wird  denn  auch  bestä- 
tigt durch  eine  ganze  Reihe  erwähnter  Fälle,  wo  im  Gerichte  des  Pfalzgrafen 
oder  des  ausserordentlichen  Boten  der  anwesende  ständige  Missus  diesem 
weicht,  in  die  Reihe  der  Beisitzer  zurücktritt.  Wird  er  in  ganz  vereinzelten 
Fällen  976  neben  dem  Pfalzgrafen 1  °,  996  neben  einem  Herzoge  als  wandern- 
den Königsboten 1 1  mit  als  Vorsitzender  aufgeführt,  so  lässtdas  auch  in  andern 
Fällen  nicht  auf  gleichstehende  Befugnisse  schliessen12,  während  hier  überdies 
976  weiterhin  ausschliesslich  der  Pfalzgraf  thätig  ist,  996  eine  Thätigkeit  der 
Vorsitzenden  überhaupt  nicht  mehr  erwähnt  wird. 

234.  —  Die  Befugnisse  der  ständigen  Missi  sind  nach  den  Vollmachten, 
wie  nach  allen  sonstigen  Zeugnissen  über  ihre  Thätigkeit  rein  richterliche. 
.Sind  andere  Boten  überhaupt  mit  der  Wahrnehmung  aller  Rechte  des  Reichs, 
insbesondere  auch  mit  Aufgaben  der  Verwaltung  betraut,  so  findet  sich  davon 
bei  den  ständigen  Boten  keine  Spur. 1 

Sie  sind  zunächst  bevollmächtigt  zur  Uebung  der  Gerichtsbarkeit 
in  Streitsachen;  in  den  Privilegien  für  die  Bisthümer,  wie  in  den  ein- 

233.1  «.  Vg.  §  230  n.  20.  25.  7.  Vgl.  §  230  n.  38.  Hält  nach  n.  35  ein  Missus  Ton  Paria 
im  Gebiete  von  Piacouza  Gericht,  so  fallt  das  in  eine  Zeit,  wo  tnissatische  Befugnisse  des 
Bisehofs  noch  nicht  nachzuweisen  sind.  Vgl.  §  221  u.  2.  8.  Vgl.  §  220  n.  10.  9.  Vgl. 
§  230  n.  3.  10.  Beilage  von  976  Oct.  25.  11.  Mon.  patr.  Ch.  1,  300.  12.  Vgl. 
§  117  n.  11. 

234.  —  1.  Allerdings  scheint  an  manchen  Orten,  worauf  wir  zurückkommen,  immer 
ein  K«"nig>bote  gewesen  zu  sein,  der  insbesondere  auch  verwaltende  Befugnisse  hatte;  doch 
gehört  das  nicht  hieher,  da  es  sich  da  nur  um  eine  Ständigkeit  des  Amtes  handelt,  welche 
willkürlichen  Wechsel  der  Person  nicht  ausschliesst,  während  wir  das  Charakteristische  der 
.standigen  Boten  eben  in  der  dauernden  Beauftragung  der  Person  zu  sehen  haben. 
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zelnen  Vollmachten  wird  vor  allem  die  Befugniss  betont,  über  alle  Sachen  zu 
Gerichte  zu  sitzen  und  dieselben  mit  derselben  Rechtskraft  zur  Entscheidung 
zu  bringen,  als  wenn  die  Sache  vor  dem  Könige  oder  seinem  Pfalzgrafen  oder 
andern  Königsboten  verhandelt  wäre. 

In  einer  später  näher  zu  erörternden  Urkunde  von  1220,  in  welcher  die 
Befugnisse  der  Vögte  von  Lucca  als  Königsboten  genau  aufgezählt  werden, 
wird  bezüglich  des  Gerichts  nur  die  Befugniss  erwähnt,  placita  voluntaria  de 
tota  marckia  ante  eos  vmientia  distringendi2,  was  den  Gedanken  nahe 
legen  könnte,  es  habe  den  ständigen  Boten  auch  früher  an  einer  richter- 
lichen Zwangsgewalt  gefehlt,  ihre  Thätigkeit  sei  in  Weise  der  schieds- 
richterlichen eine  durch  die  Übereinstimmung  beider  Parteien  bedingte  ge- 
wesen. Bei  den  missatischen  Befugnissen  der  Bischöfe  und  ihrer  Boten  ist 
daran  gewiss  nicht  zu  denken,  auch  wenn  mau  auf  den  in  den  Privilegien 
durchweg  vorkommenden  Ausdruck  J  Hstrhujere  kein  G  vicht  legen  will,  da 
dieselbe  eben  jede  andere  richterliche  Gewalt  im  Bezirke  überflüssig  machen 
sollte;  freilich  kam  da  in  der  Regel  die  gräfliche  Gewalt  hinzu.  Aber  auch  bei 
den  rechtskundigen  Königsboten  ist  es  mir  unwahrscheinlich.  Nie  findet  sich 
die  geringste  Andeutung  in  den  Gerichtsurkunden,  welche  durchaus  nach  den 
sonst  üblichen  Formularen  gefasst  sind.  Insbesondere  scheint  mir  dagegen  zu 
sprechen,  dass  es  981  vor  dem  Missus  Walter  zu  einem  Ungehorsamsverfahren 
kommt;  auf  Klage  des  Vogts  des  Bisthums  Asti  lässt  der  Missus  den  Be- 
klagten durch  Brief  und  Boten  laden,  ertheilt  dann  wegen  dessen  Ungehorsams 
die  Investitur  des  Streitgegenstandes  und  sichert  dieselbe  durch  Verhängung 
des  Königsbannes.3  Wie  hier,  finden  wir  auch  sonst  die  ständigen  Missi  den 
Königs  bann  verhängen;  so  1001  und  1004  Adelelm  zu  Cremona4;  so 
1068  und  1073  Flaipert  zu  Lucca  gemeinsam  mit  der  Markgräfin.5  Wenn 
daher  1069  zu  Parma  derVicecomes  Ingezo  gemeinsam  mit  dem  Bischöfe  den 
Bann  verhängt6,  so  haben  wir  darin  wohl  einen  weitern  Beweis  zu  sehen,  dass 
der  dortige  Vicecomes  zugleich  als  Königsbote  zu  betrachten  ist.7 

Bezüglich  der  Kompetenz  ist  nirgends  irgendwelche  Beschränkung 
angedeutet;  sie  soll  so  umfassend  sein,  wie  die  des  Hofgerichtes  selbst.  Wer- 
den um  1070  Königsboten  zu  Lodi  ausdrücklich  bevollmächtigt,  auch  in 
Sachen  von  Bischöfen,  Aebten  und  Aebtissinnen  zu  richten8,  so  ergibt  sich 
daraus  die  Gerichtsbarkeit  auch  über  solche  Personen,  welche  im  Grafenge- 
richte nicht  zu  belangen  waren.  Auch  dürfte  kein  genügender  Grund  vorliegen, 
ihnen  die  Gerichtsbarkeit  in  S  t  r  a  f  s  a  c  h  e  n  abzusprechen.  Dass  keine  bezüg- 
liche Beurkundungen  vorliegen,  kann  da  nicht  in  Betracht  kommen,  da  uns 
dergleichen  aus  dem  ganzen  betreffenden  Zeitraiune  überhaupt  nur  zwei  oder 
drei  bekannt  sind.  Eher  Hesse  sich  geltend  machen,  dass  in  den  Vollmachten 
nie  auf  Strafgewalt  ausdrücklich  hingewiesen  ist;  aber  auch  die  damit  eng  zu- 
sammenhängende Banngewalt  ist  nicht  erwähnt,  während  wir  sie  doch  that- 


2.  Huillard  2,  84.  8.  Mon.  patr.  Ch.  1,  260.  4.  Mittheilung  vou  Wüstenfeld.  Antiq. 
It.  2,  965.  5.  Mem.  di  Lucca  5  c,  668.  Antiq.  It.  1,  489.  6.  Affö  P.  2,  329.  7.  Vgl. 
S  226  n.  7.     8.  Vgl.  §  224  n.  6. 
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sächlich  geübt  fanden.  Bei  der  ganz  unbeschränkten  Fassung  der  Vollmachten 
würde  sich  ein  Ausschluss  von  Strafsachen  nur  etwa  damit  begründen  lassen, 
dass  diese  unter  den  Streitsachen,  von  welchen  im  allgemeinen  die  Rede  ist, 
nicht  mitzuverstehen  seien,  was  bei  dem  Vorherrschen  der  Geldstrafen,  bei 
dem  dadurch  begründeten  Fehlen  eines  bestimmteren  Gegensatzes  zwischen 
Civilprozess  und  Strafprozess  kaum  anzunehmen  ist.  Bei  bischöflichen  Boten 
ist  an  der  .Strafgewalt  gar  nicht  zu  zweifeln,  wie  sie  denn  auch  1086  beim 
Vicedominus  von  Mantua  ausdrücklich  betont  wird9;  nur  wird  das  freilich,  da 
hier  durchweg  die  Grafengewalt  hinzukam,  an  und  für  sich  für  die  Stellung 
der  rechtskundigen  Königsboten  nicht  beweisend  sein. 

235. —  Es  w  erden  dann  weiter  die  Befugnisse  der  ständigen  Missi  sicher 
nicht  aufzufassen  sein  als  beschrankt  auf  solche  Sachen,  für  welche  der  or- 
dentliche Ortsrichter  nicht  kompetent,  welche  dem  Reiche  vorbehalten  waren. 
Weder  die  Vollmachten,  noch  die  Beschaffenheit  der  vor  ihnen  verhandelten 
Sachen  weist  darauf  hin;  wir  finden  da  ganz  dieselben  Gegenstände,  wie  in 
den  sonstigen  Gerichten.  Ist  die  Reichsgerichtsbarkeit  überhaupt  eine  mit 
jeder  andern  Gerichtsbarkeit  konkurrirende,  so  wird  uns  das  auch  für  die  Be- 
fugnisse der  ständigen  Boten  massgebend  sein,  wir  werden  ihnen  konkur- 
rirende G  e  r  i  c  h  t  s  b  a  r  k  e  i  t  mit  dem  Grafen  zusprechen  müssen.  Und 
dadurch  insbesondere  muss  die  Einrichtung  auch  einen  sehr  massgebenden 
Einfluss  auf  die  Entwickung  städtischer  Selbstständigkeit 
gewonnen  haben.  Wenn  die  gräflichen  Rechte  der  Pfalzgrafen  von  Lomello 
überPavia1,  der  Markgrafen  von  Este  über  Mailand'2  in  der  ersten  Hälfte 
des  eilften  Jahrhunderts  aufzuhören  scheinen,  wenn  sich  später  kaum  noch 
einige  Spuren  derselben  zeigen,  ohne  dass  wir  auch  irgend  von  einem  Kampfe 
zur  Aufrechthaltung  derselben  wüssten,  so  liegt  es  gewiss  nahe,  die  Erklärung 
dafür  in  dem  Vorhandensein  ständiger  Königsboten  zu  suchen.  Diese  waren 
aus  den  angesehensten  Bürgern  der  Stadt  selbst  gesetzt;  hatten  sie  alle  rich- 
terlichen Befugnisse  der  Grafen,  so  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  man  sich  vor- 
zugsweise an  sie  wandte,  wenn  sie  thatsächlich  ganz  in  die  Stelle  des  ordent- 
lichen Richters  für  die  Stadt  eintraten.  Es  konnte  zunächst  nur  im  Interesse 
des  Reichs  liegen,  wenn  die  Feudalgewalten  dadurch  zurückgedrängt  wurden. 
Aber  es  lag  das  wohl  noch  mehr  im  Interesse  der  Stadt;  wurde  das  wichtigste 
Hoheitsrecht  in  der  Stadt  durch  Personen  geübt,  welche  aus  den  Bürgern 
selbst  vom  Könige  bestellt  wurden,  so  ist  darin  gewiss  eine  überaus  wichtige 
Vorstufe  für  städtische  Selbstständigkeit  zu  sehen;  die  Bestellung  rechtskun- 
diger Königsboten  in  der  Stadt  musste  gewiss  als  eine  überaus  wichtige  Be- 
günstigung derselben  erscheinen. 

Ich  möchte  annehmen,  dass  das  Streben  danach  in  die  schon  erwähnten 
unklaren  Verhältnisse  von  Cremona  eingegriffen  hat.3  Dieses  gehörte  zur 
Grafschaft  Brescia,  bis  916  dem  Bischöfe  die  Hoheitsrechte  für  Stadt  und 
Bannmeile  zugesprochen  wurden.  K.  Otto  bekennt  nun  996,  dass  die  (re- 


234.]  9.  Vgl.  §  225  ii.  11. 
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monmM«  vires  nefnudn  deeepthnd*  (fände  ihn  bewogen  hatten,  die  Privilegien 
seiner  Vorgänger  für  den  Bischof  de  i'rewone  diatrietione  infra  eieäatem 
et  extra  ausser  Acht  zu  lassen,  welche  er  jetzt  wieder  herstellt;  die  Streitig- 
keiten dauern  auch  später  fort  und  betreffen  insbesondere  auch  die  Gerichts- 
barkeit des  Bischofs  über  die  Stadt,  welche  1043  vom  Kanzler  und  Königs- 
boten aufs  bestimmteste  anerkannt  wird.  Es  muss  sich  doch  fragen,  unter 
welcher  Gerichtsbarkeit  die  Bürger  denn  nach  Beseitigung  der  des  Bischofs 
stehen  wollten.  Au  eine  hohe  Gerichtsbarkeit  selbstgewählter  städtischer  Be- 
hörden ist  zur  Zeit  K.  Otto's  III  natürlich  nicht  zu  denken.  Eben  so  wenig 
gewiss  an  einen  Wunsch,  die  Gewalt  des  Grafen  von  Brescia  über  die  Stadt 
wiederherzustellen.  Ich  weiss  den  ganzen  Vorgang  nicht  anders  zu  erklären, 
als  durch  die  Annahme,  dass  die  Bürger  verlangten,  es  solle  unter  Beseitigung 
der  Gerichtsbarkeit  des  Bischofs  und  des  bischöflichen  Königsboten  ihnen,  wie 
zu  Mailand  und  Pavia,  ein  ständiger  Bote  aus  den  Judices  der  Stadt  gesetzt 
werden,  und  dass  der  Kaiser  darauf  eingegangen  war.  Damit  würde  auch 
stimmen,  dass  bei  dem  998  im  Hofgerichte  eingeleiteten  Verfahren  zur  Aner- 
kennung der  kaiserlichen  Urkunde  der  Kaiser  selbst  und  sein  Vogt  als  Schein- 
beklagte erscheinen,  nicht  etwa  die  Bürger  oder  der  Graf  von  Brescia,  etwaige 
Verletzung  also  nur  vom  Kaiser  selbst  befurchtet  wurde.  Auch  wenn  die  Pi- 
saner sich  1 081  vom  Kaiser  versprechen  lassen,  dass  er  ihnen  zum  Gericht- 
halten nur  einen  Missus  aus  der  Grafschaft  selbst  setzen  wird4,  so  scheint 
sich  darin  dasselbe  Stieben  auszusprechen.  Die  Hebung  der  Gerichtsbarkeit 
in  Stadt  und  Grafschaft  durch  vom  Könige  aus  den  rechtskundigen  Bürgern 
bestellte  Boten  dürfen  wir  wohl  als  eine  erste  Form  städtischer  Selbstständig- 
keit betrachten;  bestanden  die  Befugnisse  des  Grafen  formell  fort,  so  mussten 
sie  doch  thatsächlich  dadurch  jede  Bedeutung  verlieren;  und  Städte,  wie  Mai- 
land und  Pavia,  mussten  sich  in  Folge  dessen  einer  ungleich  freieren  Stellung 
erfreuen,  als  diejenigen,  wo  die  Gerichtsbarkeit  durch  bischöfliche  Boten  geübt 
wurde  oder  bei  stärkerer  Ausbildung  der  niarkgrä fliehen  Gewalt  das  Institut 
der  ständigen  Missi  überhaupt  keinen  Boden  gewonnen  zu  haben  scheint. 

Fanden  wir  in  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  rechtskundige 
Missi  besonders  häufig  genannt,  so  findet  sich  doch  nie  mehr  ein  Beispiel,  dass 
sie  Gericht  gehalten  hätten.  Statt  dessen  finden  wir  nun  die  Gerichtsbarkeit 
in  den  Händen  der  städtischen  Konsuln,  welche  sie  also  zunächst  von  den 
Missi  übernommen  haben  müssen.  Wann  und  wie  dieser  Uebergang  erfolgte, 
lässt  sich  leider  nach  den  Urkunden  nicht  näher  verfolgen,  da  insbesondere 
lür  Mailand  und  Pavia  Geriehtsurkunden  aus  der  zweiten  Hälfte  des  eilften 
Jahrhunderts  gar  nicht  bekannt  sind;  nur  der  Umstand,  dass  Konsuln  in  dieser 
Zeit  überhaupt  noch  nicht  genannt  werden,  wird  annehmen  lassen,  dass  die 
Gerichtsbarkeit  noch  vorzugsweise  durch  ständige  Missi  gehandhabt  sein  wird. 

236.  —  Es  ist  nun  auffallend,  dass  die  städtischen  Konsuln,  obwohl  sie 
die  gesammte  hohe  Gerichtsbarkeit  übten,  sich  nicht  für  befugt  hielten,  den 
gerichtlichen  Kampf  vor  sich  vornehmen  zu  Ussen,  wenn  sie  auch  auf 


4.  Vgl.  §  230  n.  43. 
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denselben  erkannten.  Bei  einem  Rechtshandel  erkennen  1112  die  Konsuln 
von  Pavia,  dass  zunächst  durch  Zeugen  zu  beweisen,  beim  Gegenüberstehen 
der  Zeugenaussagen  aber  die  Sache  durch  den  Kampf  vor  dem  Pfalzgrafen  zu 
entscheiden  sei ;  sie  senden  daher  einen  Boten  ad  comitem  sacri  palatii,  qua- 
tenus  Papiam  veniat  et  ftoc  bellum  dei  adiutorio  videat  et  discernat;  der 
d.  Guido  eomes  sacri  palatii  Ticinenms  civitatis  kommt  dann  wirklich  nach 
Pavia  und  erklärt  in  öffentlicher  Gerichtsversammlung  die  Kläger  für  abge- 
wiesen, weil  ihre  Zeugen  den  Eid  und  ihr  Kämpfer  den  Kampf  weigerten. 1 

Könnte  es  sich  hier  möglicherweise  um  einen  liest  pfalzgräflicher  Befug- 
nisse handeln,  so  finden  wir  Aehnliches  auch  an  andern  Orten  und  zwar  so, 
dass  die  Vornahme  des  Kampfes  dort  noch  als  missatische  Befugniss  erscheint. 
So  ist  insbesondere  in  den  Statuten  von  Mailand  ganz  ausdrücklich  gesagt, 
dass  bis  zum  Konstanzer  Frieden  zum  Kampf  immer  ein  Königsbote  zuge- 
zogen wurde,  man  erst  später  davon  abliess.2  Bezeichnender  noch,  da  es  sich 
um  neue  Einrichtungen  handelt,  ist  eine  bezügliche  Bestimmung  in  dem  Ver- 
trage des  Kaisers  mit  dem  nougegründeten  Alessandria  1183;  es  soll  ein 
Nuntius  des  Kaisers  dort  seinen  Sitz  haben:  et  dnella,  qnae  ßrmantur  ante 
eonsules,  fient  in  premitia  nunc»  et  comubtm3;  da  die  ganze  Gerichtsbar- 
keit sonst  bei  den  Konsuln  ist,  ausser  den  Appellationen,  so  lässt  das  doch 
auf  eine  allgemeinere  Auffassung  schliessen ,  welche  in  der  Vornahme  des 
Kampfes  noch  eine  ausschliessliche  reichsrichterliche  Befugniss  sieht. 

Damit  stimmt  nun  vollkommen  überein,  dass  gerade  solche  Bischöfe,  von 
denen  wir  wissen  oder  voraussetzen  dürfen,  dass  ihnen  missatische  Befugnisse 
zustanden,  sich  in  ihrem  Rechte  auf  den  Kampf  vielfach  auch  da  behaupteten, 
wo  ihre  Gerichtsbarkeit  übrigens  an  die  städtischen  Behörden  übergegangen 
war.  Ursprünglich  scheint  man  es  der  Stellung  des  Bischofs  nicht  entsprechend 
gehalten  haben,  dass  vor  ihm  gekämpft  wurde.  Im  Privileg  für  Panna  ist  an- 
gedeutet, dass  das  der  Grund  sei,  wesshalb  der  Vertreter  des  Bischofs  die 
Befugnisse  eines  Königsboten  haben  solle;  auch  in  andern,  welche  den  Kampf 
erwähnen,  ist  dabei  als  Vorsitzender  der  Vertreter  des  Bischofs  vorgesehen.4 
So  ist  denn  auch  wohl  später  zunächst  vom  Kampfe  vor  Boten  des  Bischofs 
die  Rede. 5  Doch  scheint  man  auch  schon  früh  davon  abgesehen  zu  haben. 
Schon  1010  wird  vor  dem  Bischöfe  von  Arnzzo  auf  Kampf  erkannt.6  Dem 
Bischöfe  von  Vul terra  wird  1052  bezüglich  der  Kirchenleute  gestattet:  td 
lieeat  eam  ante  se  eausam  tujere  et  per  diteUium  qttal-ihet  hujali  aententin 
litetn  difßnire'1;  dem  von  Siena  1055:  ut  amodo,  *ietU  preeepta  ludtet  eeel- 
sia  de  $ui*  possesxionibus  et  Itontinihu*  re*identihu#  in  prediitt  eiujtdent 
ccchtie,  faciat  epitcoptt*  baem  et  ittdüium  per  pnanam  tecnndnm  qnod 
tHxtiun  e«t.H  In  der  Expositio  zum  Papienser  Rechtsbuche  ist  der  Kampf  vor 
dem  Bischöfe  ganz  allgemein  vorgesehen.9  Wäre  nun  durch  solche  allgemei- 
nere Angaben  nicht  gerade  ausgeschlossen,  dass  der  Bischof,  wenn  er  auch 


238.  -  1.  Robolini  3,  85.  2.  Giulini  7,  318.  3.  Mon.  Orm.  4.  181.  4.  Vgl. 
§  220  n.  3  f);  §  224  n.  I.  5.  Vgl.  §  221  n.  Iii  0.  Antiq.  It.  3,  «43.  7.  Antiq  It. 
3,641.     8.Peccil2l.     9»  L.  Pap.  Ott.  I.  6.  Exp.  §  7. 
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auf  Kampf  erkannte,  vur  einem  Vertreter  kämpfen  Hess,  so  ergibt  sich  später 
doch  wohl  ganz  bestimmt,  dass  von  Vornahme  vor  dem  Bisehofe  selbst  die  Rede 
ist  So  will  der  Bischof  von  Ceneda  1 230  vor  sich  kämpfen  lassen,  obwohl 
gerade  der  Vogt  des  Bisthums  sich  dagegen  verwahrt,  behauptend,  quod  ipso, 
dehet  faeere  ßeri  et  manutenere  predietu/n  dnellnm  sive  putjnam  sieut  ad- 
vogariua  ttd  honorem  d.  episeopi  et  episcopatus  et  ad  inrisdietionem  adro- 
ff arte  per t inet  et  ins  est  ipsius  d.  Frederiei  1*oe  fwri  faeere10,  wo  also  gegen 
die  Forderung  des  Bischofs  nur  die  besondere  Berechtigung,  nicht  etwa  die 
allgemeine  Unzulässigkeit  geltend  gemacht  wird. 

Ein  anderer  Fall  gibt  uns  dann  wieder  einen  bestimmten  Beleg,  dass  die 
Konsuln  sich  die  Befugniss  zum  Kampfe  nicht  zuschrieben.  Zu  Tortona  ver- 
urtheilen  die  Konsuln  1 1 99  zwar  zum  Tode ;  der  Kampf  aber  hat  nicht  vor 
ihnen  zu  geschehen,  sondern  ante  d.  Ottonein  Terdonensem  episeopntn  et 
eomitem  et  in  eius  presentia. 1 1  Zu  Vercelli  fanden  wir  das  ausschliessliche 
Recht  des  Bischofs  auf  den  Kampf  wiederholt  und  noch  spät  anerkannt12; 
auch  die  Herren  von  Robbio  behielten  sich,  als  sie  1202  ihre  Gerichtsbarkeit 
an  die  Stadt  Vercelli  verkauften,  die  Duelle  vor13,  wie  wir  auch  sonst  im 
zwölften  Jahrhunderte  den  Zweikampf  durchweg  genannt  finden,  wo  es  sich 
um  Verleihung  oder  Anerkennung  missatischer  Befugnisse  der  weltlichen 
Grossen  für  ihre  Besitzungen  handelt. 1 4  Zu  Modena  nimmt  der  Bischof  noch 
1227  die  Duelle,  allerdings  mit  der  gesammten  Gerichtsbarkeit,  in  Anspruch, 
ohne  freilich  gegenüber  dem  hergebrachten  Besitzstande  der  Stadt  mehr  zu 
erreichen,  als  eine  Abfindung. 1 5  Und  auch  in  den  bedeutendsten  bischöflichen 
Städten,  in  Piacenza  und  Parma,  wird  1162  und  1221  gerade  der  Kampf 
unter  den  von  der  Stadt  noch  anerkannten  Befugnissen  des  Bischofs  auf- 
gezählt.16 

Das  Verbleiben  gerade  dieses  Rechts,  wie  die  besondere  Betonung  des- 
selben bei  den  Verleihungen  missatischer  Befugnisse  und  Bestellungen  von 
Königsboten,  könnten  die  Annahme  nahe  legen,  es  sei  dasselbe  überhaupt  eine 
ausschliessliche  Befugniss  der  Reichsgerichtsbarkeit  gewesen.  Aber  an  und 
für  sich  war  das  gewiss  nicht  der  Fall.  Es  handelt  sich  dabei  zunächst  durchaus 
um  eine  Befugniss  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit,  der  Grafschaft.  Für  die 
früheren  Zeiten  mag  es  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass  in  den  Formeln  und 
in  der  Erläuterung  zum  Papienser  Rechtsbuch  das  Grafengericht  allgemein  als 
der  Ort  des  Kampfes  vorausgesetzt  wird.  Aber  auch  in  dieser  spätem  Zeit 
wird  der  Kampf  als  Befugniss  von  Grafen  wohl  noch  ausdrücklich  betont.  So 
in  kaiserlichem  Privileg  für  den  Grafen  von  Blandrate  1156:  nee  aliipta  pngna 
in  eomifata  ßat,  nisi  in  eiusdem  comitis  presencia. 1 '  Die  Trevisaner  ver- 
sprechen 1190  den  Camino  und  1199  den  Prato,  sie  in  der  Uebung  ihrer 
gräflichen  Befugnisse  nicht  zu  beirren  und  insbesondere :  ptujnas  omnes  in 
coinitatit  vestro  ortas  ante  vos —  esse  permittemns.^    Und  so  mag  denn 

10.  Verci  Maxca  1,  77.  11.  Co.vta  78.  12.  Vgl.  §  221  n.  19.  13.  MandHli  2.  54. 
H.  Vgl.  §229.  15.  Tirabogchi  Mod.  4,  8H.  1«.  Vgl.  §  221  n.  12.  15.  1  Böhmer 
Act»  90.  18.  Vprci  Ecel  3,  106.  124.  134.  Zu  Aosta  wird  12HI  r.  r  dorn  Vicrcomes  ge- 
kämpft. Cibrario  Sar  2,  351. 
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auch  in  dem  Rechte  des  Pfalzgrafen  von  Lomello  auf  den  Kampf  zu  Pavia 
etwa  nur  ein  Rest  seiner  dortigen  graflichen  Befugnisse  zu  sehen  sein. 

Aber  allerdings  konnte  sich  sehr  leicht  die  Auffassung  der  Befugniss,  vor 
sich  kämpfen  zu  lassen,  als  eines  dem  Reiche  vorbehaltenen  Rechtes,  welches 
nur  kraft  besonderer  königlicher  Vollmacht  zu  üben  war,  überall  da  ausbilden, 
wo  die  weltliche  Grafengewalt  beseitigt  war,  die  städtischen  Behörden  sich 
aber  nicht  für  befugt  hielten,  selbst  den  Kampf  vornehmen  zu  lassen;  sie 
konnten  sich  dann  nur  an  einen  Königsboten  wenden  oder  an  den  Bischof. 
Aber  freilich  ist  schwer  abzusehen,  wesshalb  die  Konsuln  zögerten,  gerade 
dieses  Recht  an  sich  zu  nehmen.  Ist  es  höchst  wahrscheinlich,  dass  die  Ge- 
richtsbarkeit der  Konsuln  zunächst  in  Civilsachen  sich  daraus  entwickelte, 
dass  Einzelne  sich  ihrer  Entscheidung  freiwillig  unterwarfen,  dass  das  dann 
vielleicht  allgemein  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  so  konnten  Missus  oder  Bischof 
dagegen  so  wenig  einsprechen,  wie  früher  der  Graf,  wenn  man  den  Missus 
vorzog.  Konnte  man  aber  dabei  das  Beweismittel  des  Kampfes  nicht  immer 
entbehren,  war  ein  blos  gekorener  Richter  nicht  befugt,  den  Kampf  vornehmen 
zu  lassen,  so  konnte  sich  allerdings  ein  Zustand  ergeben,  der  die  dem  Missus 
zustehende  Gerichtsbarkeit  bis  auf  die  Vornahme  des  Kampfes  thatsächlich 
ausser  Kraft  setzte.  Mag  dieser  Zustand  sich  nun  so  oder  anders  entwickelt 
haben,  jedenfalls  ist  nach  einer  Reihe  übereinstimmender  Zeugnisse  nicht  daran 
zu  zweifeln,  dass  auch  nach  dem  Uebergange  der  Gerichtsbarkeit  an  die  Kon- 
suln die  Befugnis?,  kämpfen  zu  lassen,  noch  längere  Zeit  ein  Vorrecht  der 
Missi  blieb. 

237.  —  Die  Befugnisse  der  Missi  bezogen  sich  aber  nicht  blos  auf  die 
streitige,  sondern  auch  auf  die  freiwillige  Gerich  tsbarkeit  Allerdings 
wird  bei  den  altern  Verleihungen,  zum  Theil  auch  in  den  Vollmachten1  zu- 
nächst die  Gerichtsbarkeit  in  Streitsachen  betont;  dass  aber  damit  die  Befug- 
nisse nicht  erschöpft  waren,  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  daneben  noch 
allgemein  auf  die  Befugnisse  des  Pfalzgrafen  und  anderer  Königsboten  hinge- 
wiesen wird.  In  andern  Vollmachten  ist  dann  aber  ausdrücklich  auch  auf 
Gegenstände  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  hingewiesen.  80  wird  1014  zu 
Mailand  die  Bestellung  von  Vögten  für  Geistliche,  von  Tutoren  für  Wittwen 
und  Waisen  erwähnt;  um  1070  zu  Lodi  ausser  der  Bestellung  von  Vögten 
für  den  Fiskus  auch  die  Befugniss,  die  Frau  in  Ermanglung  eines  Mundwaldes 
an  den  Mann  zu  geben  und  die  bei  Veräusserung  von  Gütern  nöthige  Befra- 
gung der  Frau,  ob  sie  ungezwungen  handle,  vorzunehmen.2  Dabei  ist  es 
gewiss  nicht  auf  eine  erschöpfende  Aufzählung,  sondern  nur  auf  eine  mehr 
zufällige  Hervorhebung  einzelner  Befugnisse  abgesehen;  der  Mailänder  Amizo 
willigt  in  einen  Verkauf  von  MümMgut  eben  auf  Grundlage  jener  Vollmacht, 
in  welcher  davon  doch  nicht  ausdrücklich  die  Rede  ist.  Für  solche  Einwilligung 
fanden  wir  mehrere  Zeugnisse;  zu  Mailand  wird  ein  Verkauf  vor  dem  Missus 
angezeigt3;  in  den  Formeln  geschieht  die  Desponsatio  der  Wittwe  vor  dem 


237.  -  1.  Vgl.  §230  n.  3;  §  224  n.  2.    2.  Vgl.  §  230  u.  23;  §  224  n.  Ü\    3.  Vgl. 
§  230  n.  29. 
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Grafen  oder  Missus1,  einem  Unmündigen  erlaubt  der  Missus,  die  Mutter  an 
den  Mann  zu  geben.5  Auch  waren  ja  in  den  Formen  des  Verfahrens  streitige 
und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  wenig  getrennt,  war  es  gebräuchlich,  das  Ver- 
schiedenartigste in  den  Formen  eines  Rechtsstreites  zu  erledigen.  Wir  werden 
zweifellos  annehmen  dürfen,  dass  die  ständigen  Boten  berechtigt  waren,  alle 
richterlichen  Handinngen  mit  derselben  Rechtskraft  vorzunehmen,  als  wären 
sie  im  Hofgerichte  erledigt. 

Im  zwölften  Jahrhunderte  und  später  werden  dann  diese  Befugnisse 
häufiger  und  genauer  angegeben.  Die  Bestellung  von  Vögten  für  Geistliche, 
welche,  wie  wir  sehen  werden,  mit  den  Aenderungen  im  Gerichtswesen  ihre 
Bedeutung  verlor,  wird  nicht  mehr  erwähnt.  Am  häufigsten  auch  jetzt  Be- 
fugnisse der  Alters-  und  Geschlechtsvormundschaft,  Bestellung  von  Tutoren 
und  Kuratoren,  Entfernung  verdächtiger,  auch  Uebernahme  der  Vormund- 
schaft durch  den  Missus  selbst;  bei  einer  spätem  Aufzählung  von  1220  wird 
auch  die  Bestellung  von  Kuratoren  für  furiosi,  prodigi,  pcrpctim  morbo  la- 
borantes  et  mente  capti  erwähnt6,  wie  denn  jetzt  überhaupt  der  engere  An- 
schluss  an  den  Sprachgebrauch  und  die  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes 
bestimmt  hervortritt.  Als  Rechtshandlungen,  welche  von  ihnen  oder  mit  ihrer 
Zustimmung  vorzunehmen  sind,  finden  wir  genannt  die  Interpositio  decreti 
in  aUenationibus  rerum  immobilium  pupillorum,  Aperitio  testatnentonnn , 
denuntiatio  paterne  hereditatix,  Produdio  testium  ad  eternam  memoriam 
reeipiendorum  >  Emancipatio ,  Manumissio ,  Venditio,  Restitutio  in  in- 
tegrum. 7 

Erscheinen  diese  Befugnisse  in  der  staufischen  Zeit  nicht  mit  der  ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit  verbunden,  sondern  als  dem  Reiche  vorbehaltene  nur 
kraft  besonderer  Verleihung  des  Königs  zu  übende,  so  haben  wir  schon  früher 
die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  das  nicht  von  jeher  der  Fall  gewesen  sein 
dürfte,  dass  wohl  auch  dem  Grafen  solche  Befugnisse  ursprünglich  zustanden, 
sie  dann  aber  später  thatsächlich  nur  noch  von  Königsboten  geübt  wurden 
und  damit,  ähnlich  wie  beim  gerichtlichen  Kampf,  sich  die  Anschauung  aus- 
bildete, dass  es  sich  dabei  um  dem  Reiche  vorbehaltene  Befugnisse  handle.8 

Das  mag  dann  dazu  mitgewirkt  haben,  dass  die  bezüglichen  Befugnisse 
der  Missi  auch  später  noch  anerkannt,  insbesondere  nicht  sogleich  von  den 
städtischen  Behörden  an  sich  genommen  wurden.  Wo  sie  einzelnen  Personen 

4.  Cartularium  Lang.  n.  16.  5.  Mon.  Germ.  L.  4,  605.  «.  Huillard  2,  84.  7.  Vgl. 
§  154  n.  12:  §  221  n.  12.  10;  §  22<>  n.  8.  !).  12.  16.  8.  Vgl.  §  154.  Ausser  den  dort 
angeführten  Fallen  gibt  auch  zu  Bergamo  uoch  1110  der  Graf  die  Erlaubnis  zum  Verkauf 
von  Gütern  Unmündiger,  Lupus  2,  865;  ebenso  ist  das  vorausgesetzt  in  der  Formel  (ar- 
tular.  I-ing.  n.  6,  wahrend  nach  n.  1b'  die  Desponsatio  riduae  vor  dem  Grafen  oder  Missus 
zu  geschehen  hat.  Es  ist  überhaupt  in  der  gesummten  an  das  Papienser  Rechtsbuch  an- 
schliessenden Littcratur  viel  weniger  vom  Missus  die  Rede,  als  die  urkundlichen  Zeugnisse 
das  erwarten  lassen  sollten;  der  Grund  mag  hauptsächlich  in  der  Betonung  de>  Grafen  in 
den  Gesetzen  selbst  zu  suchen  sein:  doch  waren  um  dnn  Beginn  des  eilften  Jahrhunderts 
die  Befugnisse  des  Grafen  gerade  zu  Pavia  wühl  noch  weniger  durch  die  Missi  zurückge- 
drängt, Tgl.  §171  n.  41.  43,  wie  er  sich  dort  noch  später  im  Rechte  des  Kampfes  be- 
hauptet zu  haben  scheint,  vgl.  $  236  n.  1. 
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im  zwölften  Jahrhunderte  und  später  verliehen  oder  bestätigt  wurden9,  lässt 
das  allerdings  in  dieser  Richtung  keinen  .Schluss  zu;  es  war  dabei  wohl  zu- 
nächst gerade  auf  möglichste  Unabhängigkeit  von  den  städtischen  Behörden 
abgesehen.  Aber  wir  fanden  die  bestimmtesten  Beispiele,  dass  Bischöfe,  auch 
nachdem  ihre  sonstige  Gerichtsbarkeit  längst  an  die  .Stadt  gekommen  war, 
sich  doch  noch  im  anerkannten  Besitze  dieser  Befugnisse  behaupteten. 10 

Und  so  wird  wohl  von  vornherein  anzunehmen  sein,  dass  auch  in  den 
nichtbischöflichen  Städten  bezügliche  Befugnisse  der  rechtskundigen  Missi 
noch  anerkannt  wurden,  wenn  im  übrigen  die  Gerichtsbarkeit  auch  an  die 
Konsuln  gekommen  war.  Es  scheint  mir  dafür  bezeichnend,  dass  noch  1183 
für  den  ständigen  Boten  des  Kaisers  zu  Alessandria  ausser  den  Appellationen 
und  dem  Kampfe  insbesondere  auch  solche  Befugnisse  vorbehalten  werden: 
dabit  tutores  pupillis  et  euratores  et  restituet  minore/!. 1 1  Damit  muss  ins- 
besondere auch  die  Stellung  zusammenhängen,  welche  zu  Genua  Philippus  de 
Lamberto  einnimmt,  der  seit  1138  mehrfach  unter  den  Konsuln  erwähnt 
w  ird. 12  Aus  Protokollen  über  Emanzipationen  1156  und  1 157  ergibt  sich,  dass 
dieselben  vor  den  Konsuln  und  mit  deren  Zustimmung  vorgenommen  wurden; 
es  heisst,  eonsuh's  laudarernnt  eam  firuiam  esse;  dann  aber  wird  immer 
noch  hinzugefügt  PhiUppo  de  Lamberto  suam  auetoritatem  praestante  oder 
J'ldlippus  preterea  T Atmberti  suam  auetoritatem  interposuit.13  Und  im 
Breve  Compagne  von  1157  heisst  es:  Si  fuero  eonsul,  e<io  non  faciam  ali- 
ouem  notarium,  nee  illud  officium  alictti  toll  um,  nee  emaneipabo  aliquem, 
nee  aetatem  dabo  alieui  sine  auctoritate  Philippi  de  Lamberto,  sieat  scrip- 
tum est  in  breribus  eonsulum.1*  Es  zeigt  sich  da  ein  ähnliches  Verhältniss, 
wie  beim  Kampfe,  auf  den  die  Konsuln  erkennen,  der  aber  nur  vor  einer  be- 
sonders befugten  Person  vorgenommen  wird. 

Die  ausschliessliche  Befugniss  des  Lambert  kann  doch  nur  auf  eine  be- 
sondere königliche  Vollmacht  zurückgehen.  Auf  das  Recht  der  Ernennung 
von  Notaren  kommen  wir  zurück;  bei  der  Emanzipation  und  der  Venia  aetatis 
handelt  es  sich  allerdings  nur  um  eine  einzelne  missatische  Befugniss,  und  es 
scheint  nicht,  dass  ihm  weitere  zustanden.  Aber  es  ergibt  sich  jedenfalls,  dass 
die  Konsuln  sich  bei  gewissen  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
noch  durch  die  besondern  reichsrichterlichen  Vollmachten  einzelner  Personen 
gebunden  fühlten.  Und  so  wird  das  auch  in  andern  Städten  noch  der  Fall 
gewesen  sein.  Auch  nach  dem  Aufhören  der  missatischen  Gerichtsbarkeit 
konnten  die  verbleibenden  Befugnisse  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  wie  der 
Kampf,  noch  immer  genügendes  Ansehen  und  Einkommen  sichern,  um  eine 
bezügliche  königliche  Vollmacht  begehrenswert!]  erscheinen  zu  lassen,  wenn 
die  Erlangung  derselben  auch  wahrscheinlicherweise  mit  nicht  unbedeutenden 
Kosten  verbunden  war.  So  erklärt  sich,  dass  in  den  Städten  noch  bis  in  die 
zweite  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  häufig  Missi  genannt  werden.  Hört 


237.]  9.  Vgl.  §  225».  10.  Vgl.  §  221.  11.  Mon.  Germ.  4.  181.  12.  Ann.  Genuin«. 
Mon.  Horm.  18.  10.  20  21.  30.  13.  Mon.  pntr.  Ch.  2.  311  334.  3t>3.  453.  454.  455. 
14.  Aui  dolla  societä  Ligure  1,  186;  Tgl.  auch  Cibrario  Sar.  1,  321. 
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das  weiterhin  auf,  so  wird  zu  vermuthen  sein,  dass  inzwischen  auch  die  ihnen 
noch  gebliebenen  Befugnisse  wenigstens  insoweit  beseitigt  waren,  als  dieselben 
nicht  ohnehin  den  Judices  und  Notareu  zustanden. 

238.  —  Es  erklärt  sich  das  durch  den  U ebergang  der  in is sa- 
tisch e  n  Befugnisse  a  u  f  d  i  e  Städte,  der  sich  mehrfach  genauer  nach- 
weisen lässt.  Denn  nicht  überall  erfolgte  derselbe  durch  Usurpation,  sundern 
auch  durch  ausdrückliche  kaiserliche  Verleihung.  Eine  erste  Erwähnung  finde 
ich  in  dem  Privilege  für  Pisa  1162,  wo  den  Konsuln  die  Bestellung  von  Tu- 
toren und  Mundwaiden  verliehen  wird. 1  Insbesondere  heisst  es  dann  im  Pri- 
vileg für  Pavia  1164  von  den  Konsuln,  ut  lieeat  ante  eorum  presentiam 
duellum  fneere ,  minore*  restduere,  renditionibnn  minorum  nuetoritutem 
prextare,  tntoren  et  proeuratores  dare;  was  1191  wiederholt  und  noch  hin- 
zugefügt wird:  emancipationibuti  nuetoritntem  prat'stare ,  similique  modn 
adoptionibu*  et  donationibu*  ultra  lenitimnm  surnmam  nsseimim  et  aucto- 
ritatem praebere.2  Es  sind  damit  alle  Rechte,  welche  den  Königsboten  noch 
geblieben  sein  mochten,  insbesondere  auch  der  Kampf,  an  die  städtische  Be- 
hörde übertragen;  daneben  für  diese  Gegenstände  noch  Missi  zu  bestellen, 
hätte  keinen  Sinn  gehabt.  So  wird  auch  Crema  bei  seiner  Wiedererrichtung 
1185  vom  Kaiser  belehnt  de  dueUis  fneiendis  et  ordinand'm  et  iudieamUs 
und  mit  obervormundschaftlichen  Rechten,  welche  dort  bisher  den  Grafen  von 
Camisano  verliehen  waren.3 

Vielfach  werden  diese  Befugnisse  gewiss  auch  von  den  Konsuln  usurpirt 
sein.  Seit  dem  Konstanzer  Frieden  1183  war  ihre  Uebung  dann  auf  Grund- 
lage der  allgemeinen  Ueberlassung  der  Regalien  an  die  Städte  nicht  mehr  zu 
bestreiten.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  man  von  da  ab  zu  Mailand  beim 
Kampfe  keinen  Missus  mehr  zuzog. 4  Nach  den  nicht  lange  nachher  entstan- 
denen Statuten  von  Verona  wird  vor  dem  Podesta  gekämpft;  bei  der  Ver- 
äusserung  von  Pupillengütern  sind  zwei  von  der  Gemeinde  besonders  dazu 
bestimmte  Personen  zuzuziehen.5 

Die  Bestimmungen  des  Friedens  konnten  freilich  eigentlich  nur  da  mass- 
gebend sein,  wo  jene  Befugnisse  in  der  Hand  des  Kaisers  oder  der  von  ihm 
bestellten  Boten  gewesen,  nicht  wo  dieselben  an  Bischöfe  oder  andere  Per- 
sonen dauernd  verliehen  waren.  Doch  mögen  sie  auch  da  von  den  Städten 
zum  grossen  Theil  usurpirt  sein.  Der  Bischof  von  Modena,  der  wenigstens 
für  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  noch  1176  in  der  Stadt  als 
Graf  zu  Gerichte  sass6,  nahm  auf  Grundlage  seiner  Privilegien  noch  später 
für  Stadt  und  Bannmeile  ausser  der  gesammten  Gerichtsbarkeit  insbesondere 
auch  die  Duelle,  die  Emanzipationen,  die  Bestellung  von  Tutoren  und  Kura- 
toren in  Anspruch;  dagegen  behauptete  die  Stadt,  dass  ihr  diese  Rechte  zu- 
ständen ex  concwione  impernturum  et  ex  tenore  pacis  de  (Cowtta ntin)  inter 
hops ratore in  et  Lombarda*  factam;  item  et  quin  haee  omnin  tunto  tempore 
posnedernnt,  qnod  iam  memoria  nun  exfftabat.  Letzteres  dürfte  das  Aus- 


238.  —  1.  Vgl.  §  131  n.  U.      2.  Böhmer  Acta  113.  16H      8.  Böhmer  Acta  145; 
vgl.  %  229  n.  9.    4.  Vgl.  §  236  n.  2.    5.  Campagnola  03.  95.  30.  40.    «.  Vgl.  §  221  n.  20. 
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sehlaggebende  gewesen  sein;  1227  kam  es  zu  einem  Vertrags  wonach  der 
Bisehof  gegen  einige  Besitzungen  und  eine  Abfindung  von  zweitausend  Pfund 
auf  seine  Ansprüche  verzichtete. 7  Doch  erscheinen  solche  Rechte  auch  später 
wohl  noch  brachtet.  Mehrfach  vielleicht  in  der  Weise,  wie  wir  Beispiele  schon 
bezüglich  der  Grafschaft  fanden8,  dass  die  Stadt  das  Sonderrecht  zwar  be- 
stehen liess,  aber  auch  für  sich  konkurrirende  Uebung  desselben  in  Anspruch 
nahm.  Oemona  erkennt  1196  die  Gerichtsbarkeit  der  Markgrafen  Sopra- 
monte  über  Vitaliana  und  insbesondere  auch  das  Hecht  auf  den  Kampf  und 
die  vormundschaftlichen  Befugnisse  an;  aber  mit  dem  Zusätze:  eo  sairo  in 
omnilm-s,  n{  ijhw  i'fl  si  nni  vohterhit  rettire  ('remoite  ad  vtttonein  jx'ten- 
da>n,  tjfiod  nossint  et  il'.'ln'iint  ventn',  ioy  alujiio  modo  dt'ln'ttt  eis  prohiberi.^ 
Dann  aber  sahen  wir  auch,  dass  zu  Parma  1221  dem  Bischöfe  eine  Anzahl 
dieser  Befugnisse  noch  ausschliesslich  zugestanden,  dieselben  erst  1245  vom 
Kaiser  aie-h  der  Stadt  verliehen  wurden  und  auch  jetzt  anscheinend  noch 
unter  Anerkennung  der  konkurrirenden  Befugnisse  des  Bischofs. 10  Zu  Ver- 
eelli  konnten  wir  das  ausschliessliche  Recht  des  Bischofs  sogar  noch  später 
verfolgen. 1 1  Aber  es  handelt  sich  da  doch  nur  um  ausnahmsweise  erhaltene 
dauernde  Befugnisse  einzelner  Personen,  deren  ursprüngliche  Grundlage  wohl 
längst  in  Vergessenheit  gerathen  war. 

XXIII.  STÄNDIGE  APPELL ATIOXSRICHTER. 

239.—  Seit  dem  Konstanzer  Frieden  lag  im  allgemeinen  für  den  Kaiser 
keine  Veranlassung  mehr  vor,  ständige  Boten  mit  den  bisherigen  Befugnissen 
in  den  lombardischen  Städten  zu  bestellen;  nur  ganz  vereinzelt  mochte  das 
noch  geschehen,  wo,  wie  zu  Alessandria,  dem  Reiche  ausgedehntere  Befugnisse 
vorbehalten  waren.1  Dagegen  ergab  sich  nun  wegen  der  bezüglich  des  Vor- 
behalts der  A  p  p e  1 1  a  t  i  o  n  e  n  f  ü  r  de  n  Kaiser  im  Frieden  gemachten 
Zugeständnisse  eine  neue  Veranlassung  zur  Aufstellung  ständiger  Boten. 

In  älteren  Urkunden  geschieht  einer  Berufung  an  das  Reich  vom  Spruche 
anderer  Richter  sehr  selten  Erwähnung2;  vielleicht  nur  wegen  der  Einförmig- 
keit der  Formulare  für  die  Gerichtsurkunden ,  welche  immerhin  annehmen 
liesse,  dass  es  sich  oft  um  Berufungen  handelte,  wenn  das  in  den  Urkunden 
auch  nicht  erwähnt  wird.  Im  zwölften  Jahrhunderte  rinden  wir  dann  auch  in 
den  Urkunden  Appellationen  bestimmter  erwähnt.3  Fried-ieh  1  scheint  auch 

238.|  7.  Tiraboschi  Alod.  4.  85).  In  diesem  Vortrage  findet  sich  auch  die  beachtenswertbe 
Hestimmuug,  dass  alles  erblich  verliehene  Kirchengut  in  Allod  verwandelt  werden  soll,  und 
zwar  so.  dass  jeder  kaiserliche  Denar  vom  Zins  mit  fünf  kaiserlichen  Soldi  abzulösen  ist. 
H.  Vgl.  §  121»  n.  11.  ?).  Heilage  von  110«  Nov.  2«.  Vgl.  §  22<)  n.  12.  Auch  den  Ge- 
meindebehörden in  Orten  des  Gebiet«  wurden  solche  Refugnisse  wohl  zugestanden;  Modena 
behält  sich  1276  bei  einem  Vertrage  mit  Fregnano  die  Kriminalgerichtsbarkeit  uud  die 
Appellationen  vor:  die  (  ivilgerichtsbarkeit  bleibt  dem  Pode>ta  von  Fregnano:  Li 
idtm  potettm  vel  iudex  tiitwrt  vtl  inmiore.»  darf  et  o  iistituere  et  utfimenta  dwnere. 
Tiraboschi  Mod.  5,  84.      10.  Vgl.  §  154  n.  12.      11.  Vgl.  §  221  n.  II». 

239.  —  1.  Vgl.  §  237  n.  1 1.  2.  Vgl.  §  150  n.  b\  .1.  Die  erste  bestimmtere  Kr- 
wähnung  linde  ich  in  meinen  Notizen  1108,  wo  eine  vor  dem  JSi&cbofe  von  Acqui  verhan- 
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ziemlich  geringfügige  Appellationssachen  selbst  entschieden  zu  haben  und 
zwar  auch  von  Deutschland  aus4;  doch  finden  wir  1162,  als  der  Kaiser  ab- 
wesend war,  den  Ilofvikar  zur  Entscheidung  von  Appellationen  bevollmäch- 
tigt5; es  ist  möglich,  dass  der  Kaiser  auch  bei  Anwesenheit  in  Italien  schon 
vor  dem  Konstanzer  Frieden  Appellationen  delegirte;  doch  ist  mir  ein  Beleg 
nicht  vorgekommen.  In  den  Städten  des  Lombardenbundes  trat,  wie  in  andern 
Richtungen,  so  auch  hier  die  Gewalt  der  Rektoren  des  Bundes  an  die  Stelle 
des  Reichs;  Appellation  an  den  Kaiser  wurde  schon  1168  verboten;  1179 
wird  vom  Spruche  des  Assessor  des  Podesta  von  Lodi  an  die  Rektoren  ap- 
pellirt  und  von  diesen  die  Sache  einem  Konsul  von  Mailand  delegirt. 6 

Im  Frieden  wurden  nun  allerdings  die  wichtigeren  Appellationen  dem 
Kaiser  vorbehalten;  aber  er  soll  sie  am  Orte  selbst  durch  einen  Boten  üben: 
In  cauxix  appellationmn,  8t  qttantitas  viffinti  qninqne  libramm  imperialium 
annunam  eseedat,  appellatio  ad  no*  fiat,  —  ita  tarnen,  ut  nun  eoffantur  in 
Alen\annia)i>  ire,  sed  nos  habebitnua proprium-  nuntium  in  eieitate  vel  epis- 
eopatti,  qui  de  ipsa  appellatione  eofinoxeat.7  In  einem  Privileg  für  Parma 
1219  wird  das  wörtlich  wiederholt.8  Als  1191  der  Kaiser  Piacenza  auch  die 
etwa  durch  den  Frieden  noch  nicht  erworbenen  Regalien  zugestand,  behielt  er 
sich  ausser  dem  Fodrum  doch  die  Appellationen  nach  Laut  des  Friedens  vor.9 
Für  die  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Friedens  auf  Seiten  des  Kaisers  stehen- 
den lombardischen  Städte  hatte  das  unmittelbar  keine  Kraft.  Im  Vertrage 
mit  Alessandria  ist  ohne  Beschränkung  gesagt,  da<s  die  Appellationen  durch 
den  Boten  des  Kaisers  zu  entscheiden  seien. 10  Die  Konsuln  von  Asti  er- 
hielten erst  1186  wegen  der  Verdienste  der  Stadt  beim  Zuge  gegen  Cremoua, 
die  von  Pavia  im  grossen  Freibriefe  1191  die  Befugniss  zur  Entscheidung  von 
Appellationen  bis  zu  fünf  und  zwanzig  Pfund;  aber  ej'eedentes  fnimma)ti  prar- 
dictam  noatrae  reaereamus  maiestati. 1 1  Solche  Privilegien  scheinen  in  jener 
Zeit  auch  die  tuszischen  Städte  vielfach  erhalten  zu  haben.  So  heisst  es  bei 
Verleihung  der  Gerichtsbarkeit  an  Lucca  1186:  mrfeo  iure  appcllationinn  in 
caush  eriminalibus  et  cieilibus,  emn  de  re  iumwbili  aaitar,  quae  ealentiant 
deeent  niarchirum  exeedit1'2;  im  Privileg  für  Perugia  1186  werden  die  Sa- 
chen über  fünf  und  zwanzig13,  in  denen  für  Siena  1186  und  1209  die  über 
zwanzig  Pfund  vorbehalten. 14  Die  Vergünstigung  aber,  dass  auch  die  grössern 
Appellationen  am  Orte  selbst  entschieden  werden  sollen,  findet  sich  bei  diesen 
Einzelverleihungen  nirgends  ausgesprochen1,15;  und  so  mochten  noch  immer 
viele  Appellationen  durch  den  Kaiser  oder  das  Hofgericht16  oder  den  Legaten 
zu  entscheiden  bleiben,  wenn  der  Kaiser  sie  nicht  aus  eigenem  Autriebe  am 
Orte  selbst  für  den  Einzelfall  delegiren  wollte. 

Solches  stand  dem  Kaiser  aber  wohl  unzweifelhaft  auch  da  zu,  wo  du- 


delte Sache  an  den  Erzbischof  tou  Mailand  pro  apptllatione  dtbita  ett.  Moriondi  1,  40. 
4.  Vgl.  §  163  n.  2.  3.  5.  Vgl.  §  183  n.  10.  6.  Viguati  180.  239.  7.  Mnn.  Genn.  4,  177. 
8.  Huillard  1,  009.  9.  Böhmer  Acta  164.  10.  Mon.  Germ.  4,  181.  11.  Böhmer  Acta 
146.  166.  12.  Mein,  di  Lucca  1.  198.  18.  Böhmer  Acta  156.  14.  Lami  Mon.  1,  380. 
Böhmer  Acta  766.  15.  Zu  Asti  wird  1203  appellirt  an  den  Kaiser,  yiu  nunc  ett  vel  fu- 
turut  ett.  Kopialbuch  Ton  A«ti  bl.  192  zu  Wien.      16,  Vgl.  §  191  n.  8. 
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Frieden  Kraft  hatte;  die  Bestimmung  wird  nicht  so  aufzufassen  sein,  dass  der 
Kaiser  die  Appellationen  nur  durch  den  ständigen  Boten  zu  entscheiden  hatte. 
Solche  für  den  Einzelfall  delegirte  Appellationsrichter  finden  wir  1191  zu 
Treviso17,  1193  zu  Padua18  und  Brescia19,  obwohl  diese  Städte  zum  Bunde 
gehörten,  Treviso  und  Padua  insbesondere  dem  Markgrafen  von  Este  als 
ständigem  Appellationsrichter  unterstanden.  Das  Gewicht  fiel  offenbar  nur 
darauf,  dass  die  Appellationen  nicht  in  Deutschland  oder  doch  am  Hofe,  son- 
dern an  Ort  und  Stelle  zu  erledigen  waren,  was  eben  durch  Bestellung  stän- 
diger Boten  ermöglicht  werden  sollte,  ähnlich  den  römischen  Judices  sacrarum 
cognitionum. 

240.  —  Bei  der  Aufstellung  ständiger  Appellationsrichter 
handelt  es  sich  also  um  eine  Einrichtung  für  ähnliche  Zwecke,  als  die  waren, 
welche  zur  Bestellung  ständiger  Missi  führten;  auch  das  Amt  des  Cognitor 
appellationum  oder  Vicarius  ei  nuntius  ad  audiendas  causas  appellationum 
beschränkt  sich  auf  rein  richtediche  Befugnisse.  Es  hätte  daher  nahe  gelegen, 
an  das  ältere  Institut  anzuknüpfen,  dem  Amte  des  ständigen  Missus  durch 
Uebertragung  der  Appellationen  neue  Bedeutung  zu  geben.  Wenn  das  nicht 
geschah,  nur  etwa  der  Nuntius  zu  Alessandria  die  beiderseitigen  Befugnisse 
vereinigen  soll1,  wenn  nicht  einmal  im  Titel  eine  Anknüpfung  hervortritt,  so 
ist  das  wohl  ein  weiterer  Beweis,  dass  die  Stellung  des  ständigen  Missus, 
wenn  sie  auch  vereinzelt  noch  erwähnt  wird,  eine  ganz  bedeutungslose  ge- 
worden war. 

Für  die  Ausfuhrung  jener  Fnedensbestimmung  liegen  uns  manche  Zeug- 
nisse vor.  Doch  scheint  sie  in  sehr  verschiedener  Weise  vorgenommen  zu 
sein,  ein  allgemeingültiger  Brauch  sich  nicht  festgestellt  zu  haben.  Zu  Bergamo 
verlieh  zunächst  K.  Heinrich  1189  dem  dortigen  Bischöfe  appellationes  de 
toto  episcopatu,  qaae  ad  nostram  fiunt  audientiam ,  —  quatinus  eas  a 
praetcnti  tempore  usque  ad  festum  s.  Michaelis  et  ex  tunc  in  anh'a  per 
triennium  vice  nostra  cognoseat  et  auctoritate  nostra  juxte  decidat.2  Dann 
aber  wurde  die  Befugniss  hier  zu  einem  erblichen  Lehen;  1220  verleiht  K. 
Friedrich  zwei  Bürgern  von  Bergamo  und  deren  Erben  wegen  ihrer  und  ihrer 
Vorfahren  Verdienste  um  das  Reich  jure  et  titulo  letalis  feudi  cognitionem 
et  di/jinitionem  cansarum  appellationum  für  die  Stadt  und  den  Bezirk,  wie 
dieselben  schon  früher  dem  einen  von  ihnen  von  K.  Heinrich  und  von  K. 
Philipp  verliehen  seien.3  Den  Bürgern  von  Ferrara  bewilligte  der  Kaiser 
1195:  quatenus  de  concivibus  suis  aliqnem  eligant,  qui  cognitor  appella- 
tionum, que  Hadem  emerserint,  ccistat  nostra  concessione  et  auctoritate.* 
Zu  Mailand  heisst  es  1186  von  dem  Konsul  Hugo  Castaneanega,  1197  von 
dem  Konsul  und  Judex  Albert  Septala:  qui  et  nuntius  Friderici  impera- 
tons  nuncupabatur5;  das  kann  sich  wohl  nur  auf  die  Appellationsgerichts- 


239.1  1<.  Calogera  N.R.  34  a,  73.       18.  Verci  Marca  1,  40.       19.  Beilage  Ton  1193 

März  12. 

249.      1.  Vgl.  §  237  n.  1 1.    2.  Lupus  2.  1399.     8.  Huillard  2,  57.     4.  Antiq. 
iL  4,  703.      5.  Tristan  Calchus  283.  288  bei  Graeyius  2  a. 
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barkeit  beziehen 6  und  die  Bestellung  dürfte  dann  hier  eine  lebenslängliche 
oder  doch  länger  dauernde  gewesen  sein,  da  nach  dem  üblichen  Sprachge- 
brauche auch  der  letztere  noch  vom  K.  Friedrich  bestellt  sein  muss.  K.  Otto 
befiehlt  dann  1212  den  Behörden  von  Mailand,  für  die  Beachtung  aller  Ver- 
fügungen und  Entscheidungen,  que  et  quas  nostra  imperial}  auetoritate  Ö. 
de  Pusteria  et  M.  de  Osa,  guos  in  civitate  Mediolani  et  eins  iurisdictione 
constiturmus  cognitimü  eausarum,  pro  utilitate  earum,  que  sub  eorum 
examine  ventilabuntur,  tulerint  vel  faeient,  zu  sorgen,  ita  ut  iurisdictionem 
a  nostra  maiestate  eis  concessam  plenarie  possint  exercere7;  dabei  ist  frei- 
lich von  den  Appellationen  nicht  ausdrücklich  die  Rede,  an  welche  aber  doch 
zunächst  zu  denken  sein  möchte.  Zu  Como  verleiht  K.  Friedrich  1216  bis 
auf  Widerruf  der  Gemeinde  die  Entscheidung  aller  Appellationen  in  der  Stadt 
und  deren  Gebiete.8  Den  Behörden  von  Modena  und  Bologna  befiehlt  1220 
der  Generallegat  Konrad,  alle  Appellationen  an  Mattheus  von  Corrigia  zu 
richten,  dem  dieselben  vom  Könige  verliehen  seien.9  Zu  Brescia  scheint  von 
vornherein  ein  Ausnahmeverhältniss  bestanden  zu  haben,  da  es  in  der  betref- 
fenden Bestimmung  des  Friedens  heisst:  salvo  iure  et  moribus  Brixiensis 
ecclesiae  in  appellationibus ;  wird  1306  vom  Podesta  an  den  Conml  appel- 
lationum d.  episcopi  Brixiensis,  von  diesem  dann  weiter  an  den  Kaiser 
appellirt10,  so  wird  dort  der  Bischof  eine  ausgedehntere  Appellationsgerichts- 
barkeit behauptet  haben,  wie  wir  das  auch  zu  Vercelli  nachwiesen 1 welche 
er  durch  einen  Konsul  üben  Hess. 

241.  —  Am  genauesten  sind  wir  unterrichtet  über  die  Stellung  der 
Markgrafen  von  Este  als  ständiger  Appellationsrichter  für  die 
Mark  Verona.  Ihre  Befugnisse  reichen  bis  in  die  Zeiten  K.  Friedrichs  I 
zurück,  wenn  dieselben  auch  vielleicht  anfangs  nur  für  bestimmte  Zeit  und  für 
einzelne  Bezirke  verliehen  waren.  Schon  1186  Aug.  wird  erwähnt,  dass  eine 
Sentenz  der  Konsuln  von  Verona  per  iudices  marchionls  ex  appellatione 
copnoscentes  verworfen  sei. 1  Markgraf  Opizo  entscheidet  dann  im  Dez.  eine 
Appellation  commissis  nobis  per  imperatorein  appellationibus  totius  Padue 
atqu£  eins  distrietus,  und  1187  als  Vicarius  et  nuntius  d.  imperatoris  Fin- 
dend ad  audiendas  causas  appellationum  Veronae  et  eins  distrietus,  und 
zwar  cancessa  mihi  licentia  a  partibus  iudieandi  in  liest,  sicut  in  partibus 
Verone  iudicare  deberem.2  Letzteres  bezieht  sich  unzweifelhaft  auf  die  Be- 
stimmung des  Friedens,  dass  die  Appellation  im  Bezirke  selbst  zu  erledigen 
war,  und  bei  der  weiten  Ausdehnung  des  Gebietes  ergab  sich  daraus  um  so 
mehr  die  Nothwendigkeit  von  Stellvertretern.  Doch  erscheinen  diese  nicht 
einfach  als  Delegirte  des  Markgrafen.  Im  .1.  1 1 92  entscheiden  O.  et  H.  eon- 
stituti  ad  audiendas  et ßniendas  eausas  appellationum  Terrisini  episeopii, 
Venetensis,  Feltrensis  et  Bellunensis  a  d.  marehione  Opizono  de  Este,  eon- 

6.  An  rechtsgelehrte  Missi  in  der  alten  Bedeutung  ist  wohl  nicht  zu  denken;  angesehenere 
Personen  scheinen  die  Stellung  kaum  noch  bekleidet  zu  haben  und  die  Namen  der  in  dieser 
Zeit  noch  zu  Mailand  nachweisbaren  sind  andere.  Vgl.  §  231  n.  6.  7.  7.  Bßhmer  Acta  232. 
8.  Huillard  1,  467.  9.  Odorici  8.  74.  10.  Böhmer  Acta  461.  11.  Vgl.  §  221  n.  1». 
241.  —  1.  KapitulararchiT  zu  Verona  nach  Wuatenfeld.     2.  Antiq.  It.  4,  477.  479. 
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stituto  a  d.  Ifenrico  d.  ffr.  Horn,  imp.  et  Semper  auffusto  et  tunc  refft»,  et 
ab  ipso  imperatore,  wo  also  von  einer  Bestellung  durch  den  Markgrafen  und 
den  Kaiser  die  Rede  zu  sein  scheint.  3  Dann  aber  entscheiden  um  1196  ge- 
meinsam A;o  Hestcnsi*  marchio  constitutum  per  d.  llenricum  Horn.  hup. 
ad  coffnoscendas  et  ßnienda*  appeUationum  causa*  Vcrone  et  tociu*  Mar- 
tine, et  Nordellinu*  civis  Veroneusis  coustitutus  per  eundem  d.  imperato- 
rein ad  coftn.  et  fin.  app.  causa*  Vcrone  et  ein*  districtu*  ad  voluntatem 
eiusdem  marchionis  et  sub  eodem  marchione*,  wonach  das  Verhältniss  so 
gewesen  sein  dürfte,  dass  der  Kaiser  auf  Vorschlag  des  Markgrafen  diesem 
untergeordnete  Appellationsrichter  in  den  einzelnen  Bezirken  ernannte.  In 
dieser  Richtung  liegt  wohl  eine  Erweiterung  der  früheren  Befugnisse  vor, 
wenn  K.  Philipp  1207  bekundet,  quod  nos^Azoni  marchioni  Estensi)  omne* 
causa*  appeUationum  de  marchia  Vevoneiisi  in  beneßdo  quamdiu  vixerit 
committirnu*  audiendas  et  finc  debito  terrninanda*  in  sua  proprio  persona 
et  nominatim  in  his  civitatibu*  Verona,  Viccntia,  Padua,  Tarvisio,  Tri- 
dento,  ydtro,  lielluno  et  eorum  comitatibu*  in  inteffrum,  ut  illas  cat<*as, 
sicut  dictum  est,  ipse  iam  dictus  marclüo  audire  debcat  et  fine  debito  ter- 
■minarc ,  sicut  ei  quondam  concesserat  dilectus  dominus  et  f rater  noster 
JJenricu*  Moni.  imp.  cts.  aua.;  et  si  eepeditius  vel  melius  videbitur  per- 
sona m  vel  persona*  ad  hoc  idoneum  vel  idoneos  eliffere  vel  constitucre,  re- 
aali  nostra  concessione  valeat  ad  hec  excquendu,  qui  temporibns  ab  eo  con- 
stituti*  vice  nostra  causa*  audiant  et  finc  debito  decidant;  et  quicunque  ab 
ipso  marchione  constituti  fuerint  ad  hec,  loco  uostrorum  nunciorum  Jta- 
beantur  et  his,  que  ipsi  super  causis  preta.eatis  iudieaverint,  reaia  aueto- 
ri  täte  nostra  dehitam  haheant  ßrmitntem*  Werden  danach  nun  auch  die 
Unterrichter  vom  Markgrafen  ernannt,  so  wird  doch  ausdrücklich  betont,  dass 
sie  als  unmittelbare  Boten  des  Königs  gelten  sollen.  .Später  mag  man  darauf 
weniger  Gewicht  gelegt  haben;  der  Vertreter  wird  nun  als  Delegirter  des 
Markgrafen  bezeichnet;  so  heisst  es  1222,  dass  der  Markgraf  als  Coffnitor 
ac  diffinitor  et  iudex  coustitutus  a  d.  imp.  Frederico  ad  omne*  appeUa- 
tioues  et  causas  appeUationum  intepraliter  totius  Marchie — commisit  atque 
delepavit  omne*  appellationes  et  causa*  appeUationum  factarum  et  facien- 
da rum  in  Vicencia  et  Vicentiua  et  ein*  districtu  *ive  comitatu  a  qnocun- 
que  iudice  facte  sint,  d.  Simoni  hu/tnu  professori  de  Vicencia,  ita  ut  ipse.  d. 
Simon  possit  plcne  et  Uhere  partes  citure,  causa*  audire,  eas  eraminare  et 
srntenfialitvr  difßuirc  et  possessiones  dare  et  omnia  facere,  que  ad  deciden- 
das  difßnicudasque  Utes  prrtinent,  prout  ipse  d.  marchio  possit,  worauf  der 
Ernaunte  gewissenhafte  Erfüllung  aller  ihm  e,c  Juic  deleffatione  erwachsenden 
Pflichten  beschwört.6 

242.  —  Die  Befugnisse  dieser  ständigen  Appellationsrichter  be- 

241.]  8.  Verci  Marca  1.  39;  ebenso  Calogera  N.  R.  34a,  74.  Die  Schlussworte  scheinen 
doch  auf  Bestellung  der  Stellvertreter  auch  durch  den  Kaiser  Heinrich  zu  beziehen  zu  sein, 
nicht  etwa  darauf,  dass  der  Markgraf  ausser  roni  damaligen  Könige  Heinrich  auch  rom 
damaligen  Kaiser  Friedrich  bestellt  sei,  in  welchem  Falle  der  Name  desselben  gewiss  ge- 
nannt wire.     4.  Antich.  Est.  1,  384.     5.  Autich.  Est  1,  383.    6.  Verci  Ecelini  3,  199. 


Digitized  by  Google 


Estensische  Unterrichter.  Befugnisse.  65 

schränken  sich  zweifellos  auf  die  Entscheidung  der  dein  Kaiser  vorbehaltenen 
Appellationen.  Diese  entscheiden  sie  kraft  ihres  Amtes,  ohne  eine  ausdrück- 
liche Ueberweisung  des  Einzelfalles  durch  den  Kaiser;  nie  wird  eine  solche, 
sondern  immer  nur  die  dauernde  Vollmacht  erwähnt;  die  Appellationen  waren 
offenbar  unmittelbar  bei  ihnen,  nicht  am  Hofe  einzulegen.  Wurde  noch  an  den 
Kaiser  persönlich  appellirt,  so  scheint  er,  so  weit  die  dürftigen  Zeugnisse  das 
erkennen  lassen1,  die  Entscheidung  nicht  den  Appellationsrichtern,  sondern 
für  den  Einzelfall  Delegirten  überwiesen  zu  haben. 

Die  .Stellung  der  Appellationsrichter  wird  nicht  als  die  von  Delegirten 
des  Kaisers  aufzufassen  sein.2  Von  den  letztern  konnte  an  den  Kaiser  appel- 
lirt werden.  Die  Appellationsrichter  haben  wir  aber  gewiss  als  inappellabel 
zu  betrachten,  da  sonst  die  Einrichtung  den  Zweck,  den  man  dabei  im  Auge 
hatte,  in  keiner  Weise  erreicht  hätte.  Es  findet  sich  auch  kein  Beispiel, 
dass  von  ihnen  appellirt  oder  eine  Appellation  vorgesehen  wäre;  nur  das 
ausserordentliche  Rechtsnüttel  der  Supplikation  an  den  Kaiser  scheint  noch 
zulässig  gewesen  zu  sein.3  Der  Ausdruck  Deleaare  scheint  denn  auch  nicht 
ohne  Absicht  für  die  Bestellung  der  Appellationsrichter  durch  den  Kaiser  ver- 
mieden zu  sein.  Ihre  Gerichtsbarkeit  wird  als  mandirte  zu  fassen  sein4;  sie 
entscheiden,  wie  es  vom  Bischöfe  von  Bergamo  und  von  den  estensischen 
Unterrichtern  heisst  vice  noxtra  und  auctocitute  »ostra;  ihr  Urtheil  hat  die 
Kraft  eines  vom  Kaiser  selbst  gesprochenen. 

Aus  dieser  Auffassung  dürfte  denn  auch  die  eigenthümliche  Stellung  der 
estensischen  Unterrichter  zu  erklären  sein.  Die  mandirte  Gerichtsbarkeit 
sollte  nicht  weiter  mandirt  werden.5  Appellationen  delegiren  sollte  überhaupt 
nur  der  Princeps.6  Man  scheint  desshalb  zu  dein  Aushülfsmittel  gegriffen  zu 
haben,  dass  der  Kaiser  die  vom  Markgrafen  bezeichneten  Unterrichter  anfangs 
unmittelbar  zu  seinen  Appellationsrichtei  n  bestellte,  sie  später  von  vornherein 
für  seine  unmittelbaren  Vertreter  erklärte.  Ist  dann  1222  allerdings  von  De- 
legation die  Rede,  so  dürfte  doch  durch  die  Befugniss,  zu  entscheiden,  prout 
ipse  d.  marchio  po*sitf  Appellation  an  den  Markgrafen  ausgeschlossen  sein. 

Ist  unsere  Ansicht  richtig,  dass  die  Appellationsrichter  inappellabel 
waren,  so  ist  durch  die  Bestellung  derselben  zunächst  nur  einmalige  Appella- 
tion ermöglicht.  Doch  Hess  sich  die  gestattete  zweite  Appellation  frei  halten, 
wenn  man  zunächst  unmittelbar  an  den  Kaiser  zur  Erwirkung  eines  Delegirten 
appellirte.  Dadurch  dürfte  sich  ein  früher  besprochener  Fall  von  1 1 90  er- 
klären; von  der  Entscheidung  des  Bischofs  von  Feltre  als  delegirten  Appella- 
tionsrichters wird  an  die  ständigen  estensischen  Appellationsrichter  appellirt7 

243.  —  Was  das  Aufhören  der  Einrichtung  betrifft,  so  mögen 
manche  mächtige  Städte  insbesondere  zur  Zeit  des  Thronstreites  sich  an  die 
Bestimmungen  des  Friedens  nicht  mehr  gebunden  und  die  Appellationen  über- 

242.  —  1.  Vgl.  §  239  n.  17.  2.  Wie  §  191  nach  n.  8  geschehen  ist  und  demnach 
tu  berichtigen  wäre.  8.  Vgl.  §  169  n.  2.  4.  Vgl.  §  165.  5.  Vgl.  §  165  n.  4. 
6.  Pillius  P.  2  §  16.  Vom  Hofrikar  waren  allerdings  1212  auch  die  Appellationen  dele- 
girt;  rgl.  §  187  n.  7  und  §  191  n.  13;  und  1310  fanden  wir  Subdelegation  einer  vom 
KaUer  delegirten  Appellation;  rgl.  §  217  n.  18.      7.  Vgl  §  169  U.  2. 
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haupt  an  sich  gezogen  haben;  die  Zeugnisse  für  die  Uebung  der  estensischen 
Appellationsgerichtsbarkeit  fallen  durchaus  vor  den  Tod  K.  Heinrichs  VI. 
Ein  ausdrückliches  Zeugniss  haben  wir  in  bezüglichen,  jedenfalls  vor  1228, 
wahrscheinlich  erheblich  früher  fallenden  Bestimmungen  der  Statuten  von 
Verona,  welche  also  zunächst  gegen  die  den  Städten  gewiss  sehr  lästigen  Be- 
fugnisse der  Markgrafen  von  Este  gerichtet  waren.  Appellationssachen  bis 
zum  Betrage  von  zehn  Pfund  sind  durch  zwei  besonders  dazu  bestellte  Richter 
aus  der  Stadt  ohne  Gestattung  weiterer  Appellation  zu  erledigen.  Bezüglich 
der  grossem  hat  derPodesta  zu  schwören:  Omnes  causa*  quantitativ  cuius- 
cumque  appellationum  Verontnsis  districtus  suscipiam  per  me  vel  iudices 
communis  Veronae  terminandas — ;  et  n£  alias  iudic^t  de  appellatione, 
quam  epo  vcl  iudices  communis  X'eronae  curabo;  —  et  sententias  cassabo 
in  f  uturum  ab  alio  latas  in  causa  appellationi*,  quam  a  me  vel  iudicibus 
communis  Veronae  vel  ab  illis  duobus  iudicibus;  eo  salvo,  ul  delepans 
possit  appellari  et  iudicare,  simiUtiT  maior  dominus  in  feudis;  auch  Appel- 
lationen von  Urtheilen  geistlicher  Gerichte  in  weltlichen  Streitsachen  zwischen 
Klerikalen  und  Laien  hat  der  Podesta  zu  entscheiden. 1 

Noch  in  den  frühern  Zeiten  K.  Friedrichs  II  fanden  wir  mehrfach  stän- 
dige Appellationsrichter  erwähnt.  Später  ist  nicht  mehr  davon  die  Rede.  Seit 
den  nach  1 238  hervortretenden  Aenderungen  in  der  Verwaltung  Italiens  ent- 
fiel das  Bedürfniss  für  ständige  Appellationsrichter;  so  weit  die  Hoheit  des 
Kaisers  anerkannt  wurde,  werden  wir  Generalvikare  als  regelmässige  und 
ständige  Behörde  finden,  welchen  insbesondere  auch  die  Entscheidung  von 
Appellationen  übertragen  war.  Freilich  so,  dass  von  ihnen  dann  an  den  Kaiser 
appellirt  werden  konnte.  Den  Bestimmungen  des  Friedens  entsprach  das  aller- 
dings nicht;  aber  an  diesen  hielt  sich  ja  der  Kaiser  überhaupt  nicht  mehr 
gebunden. 

Auch  im  vierzehnten  Jahrhunderte  erscheint  die  Appellationsgeriehtsbar- 
keit  zunächst  als  Befugniss  des  Reichsvikariats ,  und  zwar  vielfach  in  der 
Ausdehnung,  dass  auch  die  ausdrücklich  an  den  Kaiser  eingelegten  Appella- 
tionen durch  den  Vikar  zu  entscheiden  sind,  während  in  andern  Fällen  vom 
Vikar  noch  an  den  Kaiser  appellirt  werden  kann.2 

XXIV.  NEUERE  PFALZGRAFEN. 

244.  —  In  den  spätem  Zeiten  des  Reichs  finden  wir  eine  Reihe  kaiser- 
licher Reservatrechte  durch  ständige  Beamte  geübt,  die  Hofpfalzgrafen, 
auch  Pfalz-  und  Ilofgrafen,  Comifes  palatini  oder  sacri  palatii,  auch  sacri 
palatii  Lateranensis.  Der  Ursprung  dieser  Einrichtung  ist  meines  Wissens 
in  neuerer  Zeit  nie  genauer  untersucht;  ich  finde  darüber  keine  bestimm- 
tere Ansicht  ausgesprochen,  als  dass  es  sich  um  ein  unter  K.  Karl  IV 
aufgekommenes  Amt  handle,  dessen  Einrichtung  dadurch  veranlasst  sei,  dass 


243.-  1.  Campagnola  19.  20.  21.     2.  Vgl.  Sickel  in  den  Sitxungsb.  30,  61. 
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eine  Reihe  kaiserlicher  Befugnisse,  welche  als  solche  früher  unbekannt  waren, 
aus  dem  römischen  Rechte  abgeleitet  wurden. 1 

Mag  es  nun  richtig  sein,  dass  das  Amt  in  seiner  vollen  spätem  Ausbil- 
dung sich  nicht  vor  K.  Karl  IV  nachweisen  lässt,  so  reicht  doch  die  Verbin- 
dung des  Titels  mit  vielen  der  spätem  Befugnisse  erheblich  weiter  zurück;  und 
wenigstens  die  Anfänge  der  Einrichtung  lassen  sich  bis  in  viel  frühere  Zeiten 
zurückverfolgen,  scheinen  mit  Eigentümlichkeiten  der  ältern  italienischen 
Rechtsverfassung  aufs  engste  zusammenzuhängen.  Ergeben  sich  vielfach 
engere  Beziehungen  zum  römischen  Rechte,  so  ist  daraus  nicht  gerade  auf 
Ableitung  aus  demselben  zu  schliessen;  es  genügt,  den  umformenden  Einfluss 
in  Anschlag  zu  bringen,  den  das  Wiederaufleben  der  wissenschaftlichen  Be- 
schäftigung mit  dem  römischen  Rechte  auf  alle  italienischen  Rechtsinstitute 
ausübte.  Die  Hofpfalzgrafen  scheinen  mir  eins  der  auffallendsten  Beispiele  , 
zu  bieten,  dass  ein  rein  italienisches  Rechtsinstitut  schon  vor  der  allgemeinen 
Rezeption  der  Fremdrechte  in  Deutschland  Eingang  fand  und  sich  dort  bis 
zur  Auflösung  des  Reichs  in  seiner  Wirksamkeit  behauptete.  Schon  dieser 
Umstand  dürfte  der  Untersuchung  der  Anfange  einer  Einrichtung  grösseres 
Interesse  verleihen,  welche  in  ihrer  bestimmteren  Gestaltung  allerdings  erst 
Zeiten  angehört,  auf  welche  sich  unsere  Untersuchungen  im  allgemeinen  nicht 
mehr  erstrecken;  es  kommt  hinzu,  dfiss  jene  Anfange  gerade  mit  Einrich- 
tungen zusammenzuhängen  scheinen,  welche  wir  ohnehin  näher  zu  besprechen 
hatten;  es  ergaben  sich  dabei  manche  Haltpunkte,  welche  demjenigen  leicht 
entgehen  dürften,  der  sich  in  anderm  Zusammenhange  mit  dem  Gegenstande 
beschäftigen  würde.  Die  Untersuchung  ist  allerdings  nicht  blos  durch  die 
Dürftigkeit  der  Zeugnisse,  sondern  vorzüglich  auch  durch  die  Verdächtigkeit 
derselben  erschwert;  manches  bleibt  noch  unklar;  aber  so  viel  dürfte  sich  doch 
mit  Sicherheit  nachweisen  lassen,  dass  das  Amt  sich  in  engem  Anschlüsse  an 
ältere  italienische  Rechtseinrichtungen  allmälig  ausgebildet  hat,  nicht  im  vier- 
zehnten Jahrhunderte  ganz  neu  geschaffen  ist. 

Sehen  wir  auf  den  Inhalt  der  spätem  pfalzgräflichen  Komitiven2,  so 
finden  wir  einmal  eine  Reihe  von  Befugnissen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit; 
so  die  Befugniss,  tutores  et  euratores  ennttituendi,  (leeret um  alienationibus 
minorum  interponmdi,  in  intefirum  restituendi ,  testamenta  eonßrmandiy 
veniam  aeUttis  eoncedendi,  adoptiones  firmandi,  emaneipatidi,  manumittendi 
und  einige  ähnliche.  Sie  sind  uns  bereits  bekannt;  es  sind  Befugnisse  der 
standigen  Missi,  wie  wir  sie  seit  dem  zwölften  Jahrhunderte  in  engerem  An- 
schlüsse an  die  Terminologie  des  römischen  Rechtes  aufgezählt  fanden,  die 


244.  —  1*  Eichhorn  R.G.  3,  387.  Schon  hei  den  altern  Publizisten,  insbesondere  bei 
Spener,  wird  das  wohl  betont,  welche  übrigens  nach  den  rerschiedensten  Anknüpfungs- 
punkten suchten;  da  es  ihnen  an  ausreichendem  Materiale  durchaus  fehlte,  insbesondere 
auch  die  Torzugsweise  Berücksichtigung  der  Erhebung  des  Castruccio  zum  lateranensischen 
Pfalzgrafen  1328  aus  später  zu  erörternden  Gründen  sie  irre  leiten  musste,  so  schien  es 
mir  überflüssig,  ihre  Ansichten  bestimmter  zu  berücksichtigen,  2t  Beispiele  im  Vitr. 
illtutr.  3,114.260;  Moser  4,  230;  Schubart,  De  comitibus  palatinis  caesareis,  bespricht  alle 
einzelnen  Befugnisse. 
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aber  nicht  erst  überhaupt  auf  Grundlage  desselben  sich  ausbildeten,  sondern 
schon  in  früherer  Zeit  als  missatische  Befugnisse  zu  betrachten  sind. 3  Hörte 
nun  auch  die  Uebung  dieser  Befugnisse  durch  rechtskundige  Missi  in  den 
Städten  im  Laufe  des  zwölften  Jahrhunderts  auf,  so  fanden  wir  dieselben  doch 
noch  später  von  Bischöfen,  aber  auch  von  einzelnen  weltlichen  Grossen  ge- 
übt4; Beispiele  von  Bestätigungen  und  Verleihungen  derselben  würden  sich 
noch  aus  späterer  Zeit  beibringen  lassen.  Handelte  es  sich  nur  um  diese  Be- 
fugnisse, so  würde  nur  zu  untersuchen  sein,  wesshalb  sie  später  gerade  unter 
dem  Titel  eines  Pfalzgrafen  geübt  wurden. 

Die  späteren  Komitive  erstreckten  sich  nun  aber  auch  über  Befugnisse, 
welche  wir  als  missatische  nicht  nachweisen  können.  So  ganz  regelmässig  die 
Befugniss  zur  Ernennung  von  Notaren,  wohl  auch  Judices,  und  zu  legitimiren; 
weiter  zur  Verleihung  von  Wappen  und  akademischen  Würden;  bei  weitester 
Ausdehnung  in  der  Comitiva  maior  kommt  dazu  noch  die  Befugniss,  in  den 
Adelstand  und  Ritterstand  zu  erheben  und  selbst  andere  Pfalzgrafen  zu  er- 
nennen. Es  erhebt  sich  demnach  die  Frage,  seit  wann  der  Kaiser  auch  solche 
Befugnisse  an  ständige  Vertreter  verliehen  hat  und  in  wie  weit  sich  dabei 
etwa  schon  früher  ein  engerer  Zusammenhang  mit  dem  Pfalzgrafentitel  ergibt. 

245.  —  Zunächst  scheint  es,  dass  der  Titel  eines  Pfalzgrafen  in 
einigen  Fällen  geführt  wurde,  ohne  dass  sich  irgendwelche  eigenthümliche  Be- 
fugnisse an  deuselben  knüpften;  er  scheint  nur  benutzt  zu  sein  als  volltönen- 
derer Titel  für  besonders  angesehene  Grafengeschlechter.  Hie  und  da  wohl 
nur  ausnahmsweise.  So  wird  ein  Graf  von  Savoien  1137  als  ilhtxtrissimu* 
et  palatimt»  comes  Amedeua  bezeichnet1,  obwohl  sonst  weder  der  Titel  bei 
den  Grafen  üblich  ist,  noch  in  früherer  Zeit  irgendwelche  besondere  Befug- 
nisse bei  ihnen  hervortreten. 

Doch  scheint  der  Titel  in  dieser  Weise  auch  dauernd  von  einzelnen  Ge- 
schlechtern geführt  zu  sein.  Das  dürfte  insbesondere  der  Fall  sein  bei  dem 
Titel  von  Pfalzgrafen  von  Tuszien,  welchen  die  Geschlechter  der  Ilde- 
brandeschi und  Guidi  führen.  Der  Gebrauch  des  Titels  ist  anfangs  ein  sehr 
schwankender.  Er  findet  sich  zuerst  bei  den  Ildebrandeschi;  in  Urkunde 
des  Legaten  Reinald  1163  heisst  Ildebrandin  Cornea  palatinu»2,  während  er 
noch  1162  beim  Legaten3,  dann  aber  auch  wieder  1164  in  kaiserlichem  Pri- 
vileg nur  den  Grafentitel  führt.4  Seinen  Sohn  bezeichnet  dann  der  Kaiser 
1195  nicht  nur  selbst  als  Pfalzgrafen,  sondern  auch  als  Sohn  qmmdam  eo- 
rnlth  Jldebrandim  palathti*,  während  er  wenige  Monate  später  bei  Herzog 
Philipp  vorkommend  nur  Cornea  de  Tuscht  heisst6,  dann  in  den  Urkunden 
K.  Otto's  wieder  als  Pfalzgraf,  aber  auch  als  Graf  erscheint.  Bei  den  Guidi 
ist  der  Titel  im  zwölften  Jahrhunderte  noch  nicht  nachzuweisen;  wohl  aber 
wird  ihre  Grafengewalt  auffallenderweise  im  Titel  auf  ganz  Tuszien  bezogen. 
So  heisst  Guido  Guerra  seit  1154  Comes  Tuscie7,  dann  1191  in  kaiserlicher 


241]  8.  Vgl.  §  237.     4.  Vgl.  §  221.  229. 

245.    -  1.  Moriondi  1,  52.       2.  Antiq.  It.  4.  573.       8.  Mem.  di  Lucca  I,  187. 
4.  Notiienbl.  2,  371.    5.  Notixeubl.  2,  371.    6.  Reg.  Phil.  u.  1.  2.    <.  Ammirato  Gaidi  1. 
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Urkunde  universe  Tuseie  eomess,  1195  auch  generalis  Tuseie  comett.9  Erst 
1212  in  mehreren  gleichzeitig  gefertigten  Urkunden  über  einen  Friedensschluss 
zwischen  Bologna  und  Pistoja  heisst  Tegrün  bald  einfach  Comes  filius  Gui- 
donis  eomitis,  bald  Comes  Tuseie  palatinus10;  1219  werden  er  und  seine 
Brüder  als  filii  Guidoms  Garere  Tiuscie  comitis  palatini**,  dann  1220  vom 
Kaiser  sie  selbst  als  Tuseie  eomites  palatini  bezeichnet. 12  Im  Privileg  des 
Kaisers  für  die  Guidi  von  1247  heissen  dieselben  wiederholt  nur  Grafen,  nur 
dass  vereinzelt  ein  verstorbener  Guido  Pfalzgraf  genannt  wird. 13 

Das  blosse  Schwanken  des  Titels  finden  wir  freilich  auch  wohl  da,  wo 
der  Titel  keineswegs  willkürlich  angenommen  war;  so  bei  den  Pfalzgrafen  von 
Lomello.  Aber  insbesondere  bei  den  Guidi  scheint  doch  der  Umstand,  dass 
sie  schon  früher  Titel  führen,  welche  offenbar  einen  Vorrang  vor  andern  Grafen 
bezeichnen  sollten,  durchaus  nahe  zu  legen,  dass  auch  die  Annahme  des  Pfalz- 
grafentitels nur  diesem  Zwecke  dienen  sollte.  Insbesondere  fehlt  aber  in  den 
kaiserlichen  Privilegien  für  beide  Geschlechter 1 4  jede  Andeutung  von  Befug- 
nissen, welche  über  die  gewöhnliche  Verleihung  der  Gerichtsbarkeit  für  die 
eigenen  Besitzungen  unter  Vorbehalt  der  des  Reiches  hinausginge. 15  Auch 
wüsste  ich  sonst  für  die  Geltendmachung  ausserordentlicher  Befugnisse  nur 
anzuführen,  dass  1302  Karolus  comes  ßlius  d.  comitis  Gttidonis  de  Batti- 
foUe  dri  r/ratia  in  Tuscia  ptdatiuus  einen  Florentiner  e.e  anctoritafc  habita 
ab  imperatoria  maiestatr,  sieut  in  ipsorum  prh'ilcpüs  cvidentrr  dicitar  con- 
tineri,  zum  Judex  und  Notar  per  tottim  Jiomanum  Imperium  ernennt. 16  Da 
aber  in  den  uns  bekannten  älteren  Privilegien  der  Familien  von  solchen  Be- 
fugnissen gar  nicht  die  Rede  ist,  da  wir  sehen  werden,  dass  eine  Ertheilung 
der  Befugniss,  Judices  zu  ernenuen,  für  die  Zeiten,  auf  welche  uns  der  Pfalz- 
grafentitel der  Guidi  zurückführen  würde,  durchaus  unwahrscheinlich  sein 
muss,  so  wird  anzunehmen  sein,  dass  es  sich  hier  um  Uebung  einer  erst  später 
verliehenen,  möglicherweise  auch  willkürlich  auf  Grund  des  später  häufig  mit 
solchen  Rechten  verbundenen  Pfalzgrafentitels  angemassten  Befugniss  handelt. 
Dass  dieser  Titel  bei  seinem  Aufkommen  in  irgendwelcher  Beziehung  zu  ausser- 
ordentlichen reichsrichterlichen  Befugnissen  stand,  ist  mir  durchaus  unwahr- 
scheinlich. 

246.  —  Von  den  in  den  spätem  pfalzgräflichen  Komitiven  aufgezählten 
Befugnissen  ist  allerdings  die  zur  Ernennung  von  Notaren  diejenige, 
welche  sich  am  frühesten  in  näherer  Verbindung  mit  dem  Pfalzgrafentitel 
nachweisen  lässt.  In  der  Ernennung  von  Notaren  überhaupt  haben  wir  kein 
dem  Könige  von  jeher  vorbehaltenes  Hoheitsrecht  zu  sehen.  Nach  den  Ge- 


Mittarelli  Acc.  458.  Möglichenrpi.se  könnte  die  Adoption  des  Grafen  Guido  durch  die  Mark- 
grflfin  Mathilde  (Tgl.  Giesebrecht  K.Z.  3,  1139)  weitergehende  Ansprüche  des  Geschlechts 
begründet  haben.  8.  Lami  Mon.  1,  671.  9.  Delizie  degli  eruditi  Toscani  8,  165  nach 
Wüstenfeld.  10.  Sayioli  2,  328.  330.  331.  333.  11.  Rena  e  Camici  6  a,  100.  101. 
12.  Huillard  2,  63.  13.  Huillard  6,  518.  14.  Für  dip  Ildebrandpschi  1164.  95.  1209. 
10.  81:  Notizenbl.  2.  371.  372.  Sitzungsber.  14.  160;  für  die  Guidi  1195.  1220.  45:  Lnmi 
Mon.  1,  671.  Huillard  2,  63.  6,  518;  Tgl.  §  137  n.  7.  15.  Vgl.  §  12Ü  n.  8.  16.  Sol- 
d**ill9. 


Digitized  by  Google 


70 


Neuere  Pfalzgrafen. 


setzen  Karls  des  Grossen  sollten  die  Königsboten  sie  in  den  einzelnen  Graf- 
schaften bestellen.  Weiterhin  wurde  ihre  Bestellung  wohl  Befugnis  s  der 
Grafen.  Denn  wenn  der  Kaiser  962  dem  Bischöfe  von  Parma  bewilligt,  ut 
habeat  potestatem  elioendi  seu  ordinandi  sibi  notarios  —  remoUi  prohibi- 
cione.  vel  controvcrsia  comitatus  sive  comitis*,  so  handelt  es  sich  offenbar 
nicht  um  ein  königliches,  sondern  um  ein  gräfliches  Recht,  welches  dem  Bi- 
schöfe zugestanden  wurde.  Auch  andern  Kirchen  wurde  dasselbe  wohl  ver- 
liehen oder  als  althergebracht  bestätigt;  der  Kirche  vonModena  werden  schon 
898  ihre  Besitzungen  und  Rechte  bestätigt  cum  canceUariis ,  quos  prisca 
consuetudine  prefata  ecclcsia  de  clericis  sui  ordinis  ad  scribendos  sue  po- 
testatis  Ubellos  et  pothecarios  habeat,  wie  das  noch  im  Privileg  von  1026 
wiederholt  wird2;  dem  Bischöfe  von  Heggio  bewilligt  der  König  942  advo- 
cato8  sive  notarios,  quantos  aut  qualcs  pontifices  vel  ministri  ecclcsia*  ele- 
yerint,  tarn  de  suis,  quamque  de  alienis  liberis  hominibus3;  schon  813  und 
später  werden  oft  Priester  zugleich  als  Notare  der  Kirche  von  Modena  oder 
Reggio  bezeichnet. 4 

Diese  Grafschaftsnotare  werden  zuweilen  bestimmt  nach  der  Stadt  oder 
Grafschaft,  der  sie  angehörten,  bezeichnet,  so  werden  865  neben  einem  No- 
tarius  Papiensis  mehrere  Notare  de  Luca,  900  ein  Notarius  civitatis  ipsius 
Mediolanensis  genannt.5  Häufiger  geschieht  das,  um  sie  von  einer  andern 
Klasse  von  Notaren,  den  Königsnotaren  oder,  wie  sie  später  auch  häufig 
genannt  werden,  den  Pfalznotaren  zu  unterscheiden.  So  werden  918  zu  Ve- 
rona zuerst  die  Notarii  sacri  palatii,  dann  die  Notarii  istius  comitatus  auf- 
geführt; 927  neben  einem  Nottulns  d.  regis  ein  Notarius  Mediolanensis; 
935  neben  Pfalznotaren  die  Notarii  ipsius  Parmensis;  964  zu  Reggio  neben 
den  Iudices  d.  imperatoris  ein  Notarius  et  iudex  in  conritatu.6  Die  Kö- 
nigsnotare finden  wir,  ebenso  wie  die  später  genauer  zu  beachtenden  Königs- 
richter, anfangs  nur  in  geringer  Zahl  ernannt;  sie  besorgen  die  bezüglichen 
Dienstleistungen  am  Hofe  und  begleiten  die  Boten  des  Königs  auf  ihren  Rund- 
reisen. Im  neunten  und  zehnten  Jahrhunderte  gewinnt  der  Titel  dann  immer 
weitere  Ausdehnung  und  wird  nun  immer  häufiger  auch  von  den  in  einzelnen 
Städten  ansässigen  Notaren  geführt;  es  ergibt  sich  zweifellos,  dass  nicht  etwa 
die  Dienstleistung  am  Hofe,  sondern  die  Ernennung  durch  den  König  für  den 
Titel  massgebend  ist.  Das,  was  eine  solche  erstreben  Hess,  dürfte  in  gewissen 
Vorrechten  der  Königsnotare  zu  suchen  sein,  deren  Befugnisse  sich  insbeson- 
dere wohl  auf  das  ganze  Reich  erstreckten,  während  die  anderer  Notare  auf 
die  Grafschaft  beschränkt  waren.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des  zehnten  Jahr- 
hunderts finden  wir  dann  wenigstens  in  Lombardien  und  in  Tuszien  nur  noch 
Königsnotare;  was  anfangs  nur  ein  schätzenswerther  Vorzug  war,  muss  mit  der 
Zeit  mehr  und  mehr  als  notwendiges  Erforderniss  betrachtet  worden  sein. 
Gab  es  im  eilften  Jahrhunderte  keine  Notare  mehr,  als  Königsnotare,  konnten 


246.  -  1.  Affö  P.  1,  351.  2.  Savioli  U  35.  Ughelli  2.  114.  3.  Ugholli  2.  261. 
4.  Tiraboschi  Med.  1.  15.  20.  21  usw.  5.  Mem.  Ai  I.ucca  4  c.  H4.  Antiq.  It.  1.  718- 
tf.  Tiraboschi  Non.  2,  97.  Morbio  3,  155.  Äflö  P.  1,  339.  Rena  e  Camici  1  a,  120. 
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solche  aber  nur  vom  Könige  selbst  ernannt  werden,  so  war  damit  die  Ernen- 
nung von  Notaren  überhaupt  zu  einer  ausschliesslichen  Befugniss 
des  Königs  geworden. 7 

Beurkundungen  der  Ernennung  von  Notaren  durch  den  König  finden  sich 
allerdings  häufiger  erst  im  dreizehnten  Jahrhunderte.  Das  erste  mir  bekannte 
Zeugniss  ist  ein  Protokoll  von  1186,  wonach  K.  Heinrich  investivit  B.  de 
Florentia  tk  arte  et  officio  notarie  eo  modo,  ut  deftinc  in  antea  sit  publicus 
notarius;  worauf  denn  predictus  B.  iuravit  fidelitatem  ipso  domino  retfi  et 
patri  suo  —  imjH'ratori,  ut  est  mos  notariorum  et  vasallorum  imperatoria 
stio  regi  et  imperatort  iurare;  er  beschwört,  wissentlich  keine  falsche  Ur- 
kunden, Zeugenaussagen  und  Urtheile  zu  schreiben  und  ohne  Willen  der  Par- 
teien nichts  in  die  Öffentlichkeit  zu  bringen.8  K.  Otto  ertheilt  1210  nach 
vorhergegangener  Investitur  und  geleistetem  Schwur  durch  Privileg  Ucenciam 
et  liberum  potestatem  ubilibet  e.cercendi  recte  iwc  non  et  fideUter  omnia,  qtie 
ad  htuus  actis  officium  norerit  pertinere s,  wo  also  die  örtliche  Unbe- 
schränktheit  der  Vollmacht  bestimmt  hervortritt.  Dass  aber  die  Bezeichnung 
als  Notar  des  Königs  oder  des  Kaisers  durchweg  auf  die  Ernennung  durch 
diesen  oder  jenen  zu  beziehen  ist,  ergibt  sich  daraus,  dass  zuweilen  der  Name 
des  Herrschers  zugefügt  wird  und  dass  das  dann  keineswegs  immer  der  des 
regierenden  ist,  wie  wir  ganz  denselben  Brauch  für  die  Missi  bereits  nach- 
wiesen10, für  die  Judices  nachweisen  werden.  So  unterschreibt  1123  noch 
eiu  Notaritts  d.  tertii  llenrici  reais11,  1198  ein  d.  Friderici  imperatoria 
uotarius  ac  d.  llenrici  Honnmorum  repis  iudexvl,  1209  ein  d.  llenrici 
ref/is  noUi-rius13;  es  wird  also  nicht  einmal  auf  den  spätem  Kaisertitel  des 
Herrschers  Rücksicht  genommen,  wie  sich  das  noch  deutlicher  zeigt,  wenn  es 
1197  ausnahmsweise  heisst:  Xotarins  d.  Henrici  reais,  qtti  nunc  est  impe- 
ratorJ*  Besonders  bestimmt  tritt  diese  Bedeutung  des  Titels  auch  hervor, 
wenn  es  1178  heisst:  G.  coram  rerte  Federico  f actus  uotarius ,  oder  1189: 
/.  twtariu*  ab  impt*rator«  F.  f actus. 1 5 

247.  —  Dieser  Umstand  ist  nun  für  uns  desshalb  beachtenswerth,  weil 
wir  schliessen  müssen,  dass  diesem  Brauche  gemäss  Notare,  welche  sich  als 
Notare  eines  Grossen  oder  einer  Stadt  bezeichnen,  nicht  durch  den 
König  ernannt  sind ;  dass  weiter  auch  bei  ihnen  sich  der  Titel  nicht  auf  die 
Dienstleistung  bei  dieser  oder  jener  Person  bezieht,  sondern  auf  Ernennung 
durch  dieselbe,  also  etwa  die  nicht  selten  vorkommenden  XotarU  Welfonis 
ducis  durch  Herzog  Weif  ernannt  sein  werden.  Das  bestätigt  sich  nun  auch 
hier  dadurch,  dass  der  Titel  sich  mehrfach  auf  eine  verstorbene  Person  be- 
zieht, finden  wir  1136  einen  Xotarius  W'elphouis  ducis  \  so  kann  es  sich 


7.  Eine  ganz  genau  entsprechende  Entwicklung  werden  wir  sp&ter  bezüglich  der  Judices 
genauer  zu  verfolgen  haben,  so  dass  es  hier  genügen  mag,  dieselbe  im  allgemeinen  an- 
zudeuten. 8.  Savioli  2,  146.  9.  Brthmer  Acta  222.  10.  Vgl.  §  232  n.  5.  11.  Pu- 
ricelli  566.  12.  Mem.  di  Lucca  3,  114.  13.  Odorici  3.  114.  14.  Archiv  zu  Cremona. 
15.  Tiraboschi  Non.  2,  203.  Archiv  zu  Cremona.  In  früherer  Zeit  linden  sich  solche  Be- 
zeichnungen nur  vereinzelt:  so  1047  ein  tabellio  d.  Henr.  imperatort«.  Manzonius  63. 

247.  -  1.  ^ntich.  Est.  1,  287;  die  Urkunde  erregt  allerdings  Bedenken,  aber  kaum 
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nur  um  den  1120  gestorbenen  Herzog  handeln.  Von  1160  ab  unterschreibt 
mehrfach  ein  Johannen  Calandinn*  imperialis  sacri  palatii  notar'ms  et 
J*armensi*  episcopi  Lanfranci,  der  unter  dem  Nachfolger  des  Bischofs  den- 
selben Titel  fortführt.2  Zu  Trient  unterzeichnet  sich  1188  nach  dem  Tode 
des  Bischofs  Albert  ein  Riprand  noch  als  Notar  desselben3;  zu  Aglei  finden 
wir  1206  einen  Notar  des  1204  verstorbenen  Patriarchen  Peregrin.4 

Es  bestätigt  sich  das  aber  weiter  durch  einen  Umstand,  der  bestimmt 
ergibt,  dass  solche  Notare  nicht  vom  Kaiser  bestellt  waren;  es  ist  nämlich 
zuweilen  von  einer  nachherigen  Bestätigung  durch  den  Kaiser  die  Rede.  So 
zeichnet  sich  seit  1175  mehrfach  Fantolinus  notarins  d.  Welfonis  ducis  et 
ab  imperatore  Vrederieo  eonfirmata*  postea5;  1202  Affordimts  notarins 
qimndatn  Drudi  Feltri  episeopi  et  comitis  et  a  d.  F.  imperatore  investiins 
et  conßrmatns6;  1255  zu  Tramin  in  Südtirol  Trintinns  d.  Henriei  reais 
Jionninortnn  notarins  et  ab  inlustri  d.  Friderieo  imperatore  conßrmatnsJ 
Es  könnte  eine  solche  Bestätigung  später  freiwillig  gesucht  sein,  um  nicht 
hinter  andern  Notaren  zurückzustehen.  Aber  es  liegt  uns  ein  ausdrückliches 
Zeugniss  vor,  dass  zunächst  wenigstens  im  gegebenen  Falle  die  nachträgliche 
Bestätigung  nothwendig  war.  Den  Konsuln  von  Pavia  bewilligt  der  Kaiser 
1191  das  Recht,  notarios  qnoque,  einn  non  erimns  in  Lond>ardia,  eonsti- 
tnere;  ita  tarnen  qnod  Uli,  qui  faerint  in  nostra  absentia  faeti,  a  nostra 
maiestate,  cum  erimns  in  T Annbardia,  reeipiant  eonßrmationem.8  Daraus 
erklärt  es  sich  denn  auch  wohl,  dass  jemand  sich,  wie  oben  bei  dem  Beispiele 
aus  Parma,  zugleich  als  Notar  des  Kaisers  und  eines  andern  bezeichnet. 

Aehnliches  finden  wir  auch  in  der  Romagna,  wo  diese  Verhältnisse  in 
so  weit  anders  lagen,  als  hier  die  Ortsnotare  nie  ganz  durch  die  Königsnotare 
verdrängt  waren,  wie  wir  dort  auch  abweichend  vom  übrigen  Italien  später 
noch  Judices  der  einzelnen  Orte,  dagegen  selten  Königsrichter  finden  werden. 
Kommen  dort  einzelne  Königsnotare  oder  Pfalznotare  immer  vor,  so  heisst  es 
häufiger  Xotarias  oder  Tabellio  schlechtweg,  oder  etwa  Notar'ms  Bono- 
niensis  oder  f'omposianae  eeelesiae,  oder  Xotarias  Cesenensis,  Faventinus, 
Imalensi*. 9  So  finden  wir  auch  zu  Bologna  in  der  ersten  Zeit  K.  Friedrichs  I 
den  Gemeindenotar  als  Xotarias  liononiensis  potestatis  oder  populi  Hono- 
niensis  et  vonsntnm  bezeichnet. 10  Dann  scheint  man  auch  hier,  wenn  der 
Kaiser  das  nicht  etwa  nach  dem  Tage  von  Roncalia  ausdrücklich  verlangt 
hat,  wenigstens  Werth  darauf  gelegt  zu  haben,  dass  die  Notare  vom  Kaiser 

247.1  gerade  wegen  dieses  Umstände«.  2.  Aff6  P.  2,  371.  373.  380.  384;  Tgl.  216. 
8.  Bonelli  3  b,  37.  4.  l'ghelli  5,  69.  5.  Mon.  Germ.  4,  127.  Antiq.  It.  1.  660.  Verti 
Ecel.  3,  81.  6.  Calogera  NR.  34  b.  61.  7.  Mitiheilung  ron  Durig.  Auch  1245  findet 
sich  zu  Trient  ein  d.  Jlenrici  Homanorum  regit  notarins,  Verci  Ecel.  3,  299.  Da  die 
Befugnisse  K.  Heinrichs  (VII)  sich  auf  das  deutsche  Königreich  beschränkten,  so  liegt 
darin  ein  weiterer  Beweis,  dass  das  Stift  Trient  diesem  zugerechnet  wurde;  Tgl.  Durig 
Die  staatsrechtlichen  Beziehungen  des  italienischen  Landestheils  Ton  Tirol  10.  Der  ita- 
lienische Brauch,  alle  Urkunden  durch  Notare  ausfertigen  zu  lassen,  war  auch  in  den 
deutschen  Theilen  des  Stifts  durchaus  herrschend  und  reichte  genau  so  weit,  wie  die 
Grämen  des  Bisthums.  8.  Böhmer  Acta  166.  9.  1089-1187:  Sanoli  1,  135.  144. 
175.  229.  257.  2,  16.  149.  155.      10.  Sanol!  1,  227.  228.  232.  234.  247.  252. 
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bestellt  waren;  seit  1159  finden  wir  sehr  häufig  die  Unterschrift  Romane 
lepis  erjo  Wido  tabellio  w/V1;  1164  fungirt  ein  Albert,  nur  als  Notar  K. 
Friedrichs  bezeichnet. 12  Nach  dem  Abfalle  wird  man  dann  aber  auf  das  frü- 
here Verhältniss  zurückgegriffen  haben ;  jener  Albert  heisst  seit  1 1 68  impe- 
ratoris  Friderici,  nunc  quoque  populi  Jiononiensis  notarius13;  der  nach 
ihm  von  der  Gemeinde  verwandte  Lambert  nennt  sich  zunächst  nur  communis 
Jiononiensis  notarius1* ;  nach  dem  Konstanzer  Frieden  scheint  er  dann  aber 
doch  Gewicht  auf  eine  Bestellung  durch  den  Kaiser  gelegt  zu  haben,  da  er 
sich  seit  1186  immer  als  communis  Jiononiensis  et  imperatoris  F.  auetori- 
tate  constitutum  notarius  nennt. 15  Bei  den  spätem  scheint  dann  wieder  die 
Ernennung  durch  den  Kaiser  vorhergegangen  zu  sein,  da  wir  vorwiegend  den 
Titel  imperatoris  F.  et  nunc  communis  Jiononiensis  notarius  fiuden. 16 
Noch  mehr  treten  zu  Faenza  die  kaiserlichen  Notare  zurück ;  in  zahlreichen 
Urkunden  finde  ich  zunächst  nur  vereinzelt  1174  einen  notarius  imperatoris; 
erst  seit  1219  werden  mehrfach  kaiserliche  Notare  erwähnt,  aber  auch  jetzt 
vorwiegend  mit  der  Doppelbezeichnung  imperiales  et  Faventinus  noUirius. 1 7 
Auch  sonst  finden  wir  hier  häufig  solche  Doppel bezeichn ungen ;  so  einen  sacri 
palatii  et  sanete  Pomposiane,  oder  s.  Cassiani  ecclesie,  oder  s.  liavenna- 
tensis  ecclesie  et  imperialis  notarius. 18 

.Sehen  wir  von  den  besondern  Verhältnissen  der  Romagna  ab,  so  ist  es 
durchaus  unwahrscheinlich,  dass  wir  in  dieser  Ernennung  von  Notaren 
durch  Grosse  und  Städte  im  zwölften  Jahrhunderte  noch  einen  Rest 
des  früheren  Zustandes,  wo  jene  Ernennung  überhaupt  keine  ausschliessliche 
Befugniss  des  König*  war,  zu  sehen  haben ;  es  müssten  sich  sonst  fast  noth- 
wendig  Zeugnisse  aus  dem  eilfiten  Jahrhunderte  finden.  Aber  selbst  da,  wo 
das  zunächst  zu  erwarten  wäre,  wie  etwa  bei  der  Markgräfin  Mathilde  oder 
zu  Parma,  wo  der  Bischof  ein  ausdrückliches  Privilegium  hatte19,  finden  wir 
die  Notare  immer  als  Königsnotare  oder  Pfalznotare  bezeichnet;  heissen  sie 
zuweilen  schlechtweg  Notare,  so  fehlt  wenigstens  jede  Andeutung  einer  Be- 
stellung auch  durch  andere  Personen. 

Wurde  eine  solche  im  zwölften  Jahrhunderte  überhaupt  wieder  gebräuch- 
lich, so  ist  es  allerdings  nicht  unwahrscheinlich,  dass  man  nun  für  diese  Be- 
fugniss wohl  auf  alte  Privilegien,  die  auf  andere  Verhältnisse  berechnet  ge- 
wesen waren,  zurückgriff.  80  etwa  zu  Parma;  wir  fanden  seit  1160  einen 
durch  den  Bischof  bestellten  Notar;  und  im  Abkommen  der  Stadt  mit  dem 
Bischöfe  1221  heisst  es  ausdrücklich:  creationes  tabellionum  dimittent  epis- 
ropo,  nee  impeilient,  neqtte  amodo  de  eis  sc  intromitfent.20  Es  ist  weiter 
möglich,  dass  insbesondere  durch  den  Einfluss  von  Bologna  der  abweichende 
Brauch  der  Romagna  auf  Nachbargebiete  übergriff,  wie  wir  1156  einen  no- 
tarius populi  Mutine  et  potestatis  finden21;  es  werden  dann  insbesondere  zur 


11.  SaTioli  I.  262  u>w.  12.  Savioli  I.  274.  277.  13.  Sovioli  2.  6.  31.  14.  Sarioli 
2.  55  usw.  15.  Savioli  2,  14«  usw.  1«.  Savioli  2.  16«.  180  usw.  17.  Mittarelli 
Aec.  448.  472  fl'.  18.  Antich.  Est.  1,  369.  Mittarelli  Acc.  481.  19.  Vgl.  §  246  n.  1. 
20.  Mon.  Parm.  I,  196.     21.  SaTioli  1,  245. 
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Zeit  des  Lombardenbuudes  manche  Städte  das  Recht  usurpirt  haben.  Im  all- 
gemeinen scheint  es  aber  doch  als  ein  ausschliessliches  Recht  des  Kaisers 
anerkannt  geblieben,  nicht  etwa  mit  andern  Regalien  auf  die  Städte  überge- 
gangen zu  sein. 

Allerdings  konnte  nun  der  Kaiser  zur  Hebung  dieser,  wie  anderer  dem 
Reiche  vorbehaltener  Befugnisse,  auch  andere  Personen  dauernd  bevollmäch- 
tigen. Aber  es  scheint  das  doch  nur  selten  geschehen  zu  sein.  Ausser  den 
schon  angeführten  oder  später  besonders  zu  besprechenden  Fällen  finde  ich 
nur  ganz  vereinzelte  Belege.  In  Tuszien  wird  1133  ein  Xotariu*  d.  mar- 
chionis  Curradi  genannt22;  und  bei  Einzelfallen  wird  dieser  Titel  kaum  ein 
sicheres  Zeiigniss  geben,  da  er  doch  auch  immerhin  hie  und  da  mit  Bezug  auf 
die  Dienstleistung  gebraucht  sein  kann.  Zu  Genua  fanden  wir  1157  von  den 
Konsuln  die  ausschliessliche  Befugniss  des  Philippus  de  Lamberto  zur  Be- 
stellung von  Notaren  in  Verbindung  mit  missatischen  Befugnissen  anerkannt23; 
es  wäre  daher  zu  vermuthen,  dass  das  Recht  wenigstens  in  dieser  spätem 
Zeit  häufiger  bei  Ertheilung  missatischer  Gewalt  mitverliehen  wurde.  Aber  es 
bestätigt  sich  das  nicht;  von  vereinzelten  später  zu  besprechenden  Fällen 
abgesehen  wird  auch  da,  wo  missatisehe  Befugnisse  bestimmter  erwähnt  wer- 
den, der  Ernennung  von  Notaren  nicht  gedacht.21  Auch  die  Verleihung  an 
Städte  kann  nur  sehr  vereinzelt  geschehen  sein ;  ausser  für  Pavia  weiss  ich 
es  nur  zu  Genua  nachzuweisen,  wo  jene  zuerst  einem  einzelnen  Genueser  er- 
theilte  Befugniss  auf  die  Stadt  übergangen  sein  wird,  in  deren  Privileg  es 

1220  heisst:  Item  donamiis  et  concedimus  liberum  potestatem  consulibm 
rel  potssttitibn*  Imme  faciendi  noturios  in  eifitute  fantte.2*  In  andern 
städtischen  Privilegien  habe  ich  das  nie  erwähnt  gefunden;  dass  die  Verlei- 
hung an  Städte  im  allgemeinen  nicht  üblich  war,  ergibt  sich  wohl  am  deut- 
lichsten daraus,  dass,  als  1245  an  Parma  die  missatischen  Rechte  in  der- 
selben Ausdehnung,  wie  sie  der  Bischof  hatte,  übertragen  wurden26,  doch  die 
Ernennung  von  Notaren  nicht  verliehen  wird,  obwohl  das  hier,  da  dem  Bi- 
schöfe auch  dieses  Recht  zustand,  doppelt  nahe  gelegen  hätte.  Und  auch  bei 
Bischöfen  scheint  es  sich  doch  nur  um  ganz  vereinzelte  Ausnahmen  zu  han- 
deln. Fanden  wir  Beispiele  für  Trient,  Feltre,  Aglei,  so  sind  das  Gränzbis- 
thümer,  bei  welchen  die  kaiserliche  Politik  darauf  gerichtet  war,  sie  der  ita- 
lienischen Entwicklung  möglichst  fern  zu  halten27,  welchen  eben  im  Hinblicke 
darauf  solche  und  ähnliche  Vorrechte  gestattet  sein  mögen.  l'ebrigens  finde 
ich,  vom  Bischöfe  von  Parma  abgesehen,  nur  ein  Zeugniss  für  den  Erzbischof 
von  Ravenna,  auf  das  ich  zurückkomme,  und  den  Erzbischof  von  Genua,  der 

1221  einen  Notar  entsetzt  und  restituirt28,  was  doch  auf  ein  Ernennungsrecht 
wird  schliessen  lassen.  Es  ergibt  sich  vielmehr  auch  hier,  dass  selbst  bei 
Bischöfeu,  welche  die  missatischen  und  andere  gerichtliche  Befugnisse  in  voll- 
ster Ausdehnung  behaupteten,  wie  der  von  Vercelli29,  oder  beanspruchten, 


247.J  22.  Rena  e  ( amici  4  c,  75.  7f>.  28.  Vgl.  §  237  n.  14.  24.  Vgl.  §  229  n  8  usw. 
25.  Huill.rd  1,  870  2«.  Vgl.  %  154  n.  12.  27.  Vgl.  §  144  n.  11.  28.  Lib.  iur. 
Geu. -1,664.     2».  Vgl.  §  221  n.  19. 
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wie  der  von  Modena30,  doch  von  der  Ernennung  von  Notaren  nicht  die  Rede 
ist;  und  bei  letzterem  ist  das  um  so  bezeichnender,  da  ihm  die  alten  Privile- 
gien seiner  Kirche  ein  solches  Recht  zusprachen.31 

Scheint  die  Befugniss  nur  selten  gegeben  zu  sein,  so  scheint  sie  nun  aber 
weiter  in  diesen  Fällen  nicht  in  der  Ausdehnung  gegeben  zu  sein,  wie  das 
sonst  bei  der  Verleihung  der  Uebung  vorbehaltener  lloheitsreehte  wohl  üblich 
war,  nicht  in  dem  »Sinne,  dass  die  Ernennung  durch  einen  andern  gleiche  Wir- 
kung haben  solle,  wie  eine  Ernennung  durch  den  Kaiser  selbst.  Nach  dem 
Privileg  für  Pavia  erscheint  die  erlangte  Befugniss  des  Notars  überhaupt  nur 
als  eine  vorläufige,  bedingte,  welche  erst  durch  die  Bestätigung  des  Kaisers 
dauernde  Kraft  erlangte.  Und  die  auch  sonst  mehrfach  erwähnte  spätere  Be- 
stätigung durch  den  Kaiser  lässt  darauf  schliessen,  dass  dieser  Vorbehalt  dort 
kein  vereinzelter  war.  »Sollte  dieser  Vorbehalt  aber  auch  nicht  als  allgemein 
massgebend  zu  betrachten  sein,  so  war  die  Befugniss  wohl  jedenfalls  eine  ört- 
lich beschränkte;  die  Konsuln  von  Genua  dürfen  offenbar  nur  in  der  Stadt 
selbst  Notare  ernennen.  Und  diese  Notare  durften  gewiss  auch  nur  am  Orte 
selbst  ihre  Befugnisse  üben,  nicht  im  ganzen  Reiche,  wie  die  durch  den  Kaiser 
ernannten;  so  weit  die  dürftigen  Zeugnisse  reichen,  finden  wir  sie,  falls  sie 
nicht  später  vom  Kaiser  bestätigt  waren,  nur  an  dem  Orte  fungiren,  wo  sie 
bestellt  waren. 

248.  —  Diese  so  beschränkte  Befugniss  kann  nicht  wohl  den  Ausgang 
für  die  bezüglichen  Befugnisse  der  spätem  Pfalzgrafen  gebildet  haben;  denn 
bei  diesen  handelt  es  sich  um  die  Ernennung  von  Notaren  in  Ver- 
tretung des  Kaisers,  welche  einer  Bestätigung  nicht  bedurften,  um  gleich 
den  vom  Kaiser  ernanntem  überall  die  Befugnisse  des  Notariats  üben  zu  dürfen. 

Wir  finden  nun  zunächst  häufig  Notare  der  Pfalzgrafen  von  Lo- 
111  e  1 1  o  erwähnt,  und  zwar  an  sehr  verschiedenen  Orten,  wie  das  bei  jenen 
nicht  der  Fall  war.  So  zu  Vicenza  1185  einen  Notaritts  eomitis  W.  sacri 
palatiix;  zu  Parma  1311  einen  Ji.  a  domino  1.  contite  df  Lomello  nota- 
ritis2;  in  der  Mark  Verona  1230  einen  Not.  Lattrentii  comitis  paUithü  de 
Lomello3,  zu  Reggio  1256  d.  Mttrc/ti  comitis  de  LomeUo1,  in  der  Lunigiana 
J284  </.  Jucobi  comitis  dr  J^o/nello*;  auch  in  der  Mark  Ancona  finden  sich 
Notare  der  Pfalzgrafen  von  Lomello.6  Es  wird  danach  zu  vermuthen  sein, 
dass  die  Notare,  welche  sich  seit  1165  nur  als  Notarats  palatini  comitis 
bezeichnet  finden7,  gleichfalls  von  den  Lomello  ernannt  sind,  was  zugleich, 
insofern  man  eine  nähere  Bezeichnung  noch  für  überflüssig  hielt,  darauf  deuten 
würde,  dass  es  damals  keine  anderen  Pfalzgrafen  mit  solchen  Befugnissen 
gab.  Dahin  werden  wir  auch  rechnen  dürfen,  wenn  es  1216  palatinu*  et  d. 
Friderici  imperatoris  oder  1243  pitlatintts  atqttc  im pcrialis  notarius  heisst.^ 
Wahrscheinlich  haben  wir  uns  die  Zahl  der  von  den  Pfalzgrafen  ernannten 

80.  Vgl.  §  238  n.  7.      81.  Vgl.  §  246  n.  2. 

218.  -  1.  Cappelletti  10,  841.  2.  Acta  Heur.  VII  2.  137.  8.  Vorci  Marca  2.  78; 
▼gl.  4,  143.  4.  Antiq.  lt.  1,  660.  6.  Lib.  iur.  Gen.  (J.  (.'umpngnoni  e  Vecchietti  Ve»,- 
cori  di  Osimo  3,  154  nach  Wüstenfeld.  7.  1165.  69.  1205.  9.  10  22:  Antich.  Est.  1.  325- 
380.  Antiq.  It.  1,  660.  Verci  Ecel.  3,  199.     8.  Antiq.  It.  1,  660.  San  Quintino  2,  228- 
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Notare  noch  viel  grösser  zu  denken,  als  es  diese  Beispiele  schliessen  lassen. 
Denn  noch  häufiger  als  Xoturii  d.  hnjyerutoris  werden  Xohirii  «acri  paOitii 
erwähnt;  und  mag  letzteres  Ernennung  durch  den  Kaiser  nicht  ausschliessen, 
so  würde  der  Titel  doch  auch  mit  Ernennung  durch  den  Pfalzgrafen  durchaus 
vereinbar  erscheinen,  und  wird  auch  wirklich  von  pfalzgräflichen  Notaren  ge- 
braucht; so  findet  sich  nach  1210  zu  Parma  ein  Xobtrhts  ttacri  pahttii.  d. 
Ottouia  comitift  pahttini,  1263  zu  Verona  ein  /.  a  comite  lacobo  de  I^omello 
ftacrt  ptdacii  notaritts*  Heisst  es  in  den  Statuten  von  Asti,  dass  niemand 
Vasall  eines  Markgrafen  oder  Grafen  sein  darf,  mit  Ausnahme  der  Grafen 
von  Lomello,  wenn  es  sich  um  Notare  handelt10,  so  werden  diese  offenbar  als 
diejenigen  betrachtet,  welche  regelmässig  die  Notare  ernennen,  da  auch  son*t 
durchweg  erwähnt  wird,  dass  der  Notar  Vasall  desjenigen  wird,  der  ihn 
ernennt. 

Es  liegt  hier  gewiss  am  nächsten,  an  einen  Rest  der  Befugnisse  des  alten 
Pfalzgrafenamtes  zu  denken,  da  die  Lomello  von  Otto  abstammen,  dem  letzten 
Pfalzgrafen,  der  1014  dem  Hofgerichte  vorsass.11  Grossen  Werth  scheint 
man  übrigens  im  zwölften  Jahrhunderte  dem  Pfalzgrafentitel  nicht  beigelegt 
zu  haben;  häufig  als  Zeugen  in  Kaiserurkunden  vorkommend,  heissen  die  Lo- 
mello einfach  Grafen,  nur  vereinzelt  Pfalzgrafen. 12  Auch  sonst  findet  sich  der 
Titel  nicht  häufig;  heisst  Wifred  1185  Ltunnellcnsi*  et  imperialis  coim**\ 
so  ist  das  wohl  gleichbedeutend.  Der  Titel  kam  übrigens  allen  Mitgliedern 
der  Familie  zu;  in  einer  Theilungsurkunde  von  1174  werden  vier  derselben 
im  Texte  als  Pfalzgrafen  bezeichnet,  in  den  Unterschriften  aber  als  Grafen. 14 

Auch  von  besondern  Befugnissen  des  Geschlechtes,  wenn  wir  von  der 
Ernennung  der  Notare  absehen,  finden  wir  wenig.  Dass  sich  mindestens  Er- 
innerungen an  die  einstige  Bedeutung  des  Amtes  erhalten  hatten,  zeigt  die 
Stelle  des  Otto  von  Freising,  worin  der  Pfalzgraf  von  Lomello  als  berufen 
erscheint,  an  der  Seite  des  Kaisers  über  die  Italiener  zu  richten15;  doch  kann 
von  irgendwelcher  thatsächlicher  Bedeutung  für  das  Ilofgericht  beim  Fehlen 
jedes  Zeugnisses  nicht  wohl  die  Hede  sein.  Wir  erwähnten  ferner,  dass  1112 
dem  Pfalzgrafen  Guido  zu  Pavia  noch  das  Recht  zugestanden  wurde,  dass 
nur  vor  ihm  gekämpft  werden  durfte16;  doch  lässt  sich  das  auch  als  ein  Rest 
gräflicher  Befugnisse  erklären,  wenn  es  auch  möglich  ist,  dass  die  Auffassung 
des  Pfalzgrafen  als  eines  mit  besondern  Befugnissen  ausgestatteten  Vertreters 
des  Königs  es  erleichtert  haben  mag,  sich  bei  einem  Rechte  zu  behaupten, 
welches  in  grössern  Städten  sonst  dem  Grafen  kaum  noch  geblieben  war. 
K.  Friedrich  1  bestätigt  1164  den  Grafen  von  Lomello  ihre  Güter  mit  der 
Gerichtsbarkeit;  aber  wie  sie  selbst  nur  als  Grafen  bezeichnet  sind,  so  fehlt 
jede  Andeutung  über  Befugnisse,  welche  nicht  auch  andern  Grafenhäusern 
zugestanden  hätten. 17 

Anders  in  einem  Privileg  K.  Friedrichs  II  vom  J.  1219,  in  welchem  sie 


218.1  »•  Al™  *'  :i<  325.  vpr"  Ktel  3-  4™  10.  Ducange  ad  r.  Notarii.  II.  Vgl. 
§170n.  41.  12.  1116.  1163?  Moriondi  I.  45.  Odorici  5.  9U.  18.  Morton*  2,  638. 
14.  Odorici  6,  24.    15.  Vgl.  §  171  n.  L    1«.  Vgl.  $  236  n.  1.    17.  Böhmer  AcU  112- 
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Pfalzgrafen  genannt  werden  und  in  welchem  ihnen,  worauf  wir  zurückkommen, 
das  Recht  zur  Ernennung  von  Notaren  bestätigt  wird.  Hier  heisst  es,  dass 
der  König  sie  belehnt  de  eorum  comitatu  cum  iustitiis  et  dianitatibus  suis 
per  ensem  hur  tu  consuetudinem;  dass  er  ihnen  weiter  eine  Entscheidung  der 
Legaten  K.  Friedrichs  I  bestätigt,  videlieet  quod  predicti  comites  palatiniy 
cum  Imperator  fucrit  in  Lombardia,  ante  ipsum  debent  de  suo  comitatus 
iure  ensem  portare.1*  In  beidem  würden  wir  einen  besondern  Ehrenvorzug 
zu  sehen  haben.  Von  jener  Form  der  Belehnung  mit  dem  Schwerte  sagt  Otto 
von  Freising:  Estenim  consuetudo  curiae,  ut  reana  per  gladium,  prorinciae 
per  vexiüum  a  principe  tradantur  vel  recipiantur 1 9,  woraus  sich  jedenfalls 
ergibt,  dass  diese  Form  als  eine  besonders  ehrenvolle  galt,  während  sie,  als 
pfalzgräfliches  Verrecht  gefasst,  doch  auch  nicht  als  zu  weitgehend  erscheinen 
dürfte,  wenn  wir  bedenken,  dass  die  in  Deutschland  seltenere  Form  der  Be- 
lehnung mit  der  Fahne  in  Italien  sehr  weite  Ausdehnung  gewonnen  hatte. 
Ebenso  galt  das  Tragen  des  Schwertes  vor  dem  Kaiser  als  ein  Recht,  auf 
welches  wenigstens  in  Deutschland  im  zwölften  Jahrhunderte  das  grösste  Ge- 
wicht gelegt  und  das  von  den  mächtigsten  Fürsten  in  Anspruch  genommen 
wurde.20  Ein  Grund,  die  Echtheit  der  Urkunde  zu  bezweifeln,  scheint  mir 
nicht  vorhanden  zu  sein21;  sie  wird  uns  demnach  als  Beleg  gelten  dürfen, 
dass  die  von  Lomello  sich  wenigstens  bei  einzelnen  Vorrechten  behauptet 
haben,  die  als  Zubehör  ihrer  althergebrachten  Pfalzgrafenwürde  zu  betrachten 
sein  werden. 

Dadurch  gewinnt  denn  die  Vermuthung  an  Wahrscheinlichkeit,  dass  es 
sich  auch  bei  der  Ernennung  der  Notare  um  ein  auf  das  alte  Pfalzgrafenamt 
zurückgehendes  Recht  handle.  Es  ist  neuerdings  bestimmter  nachgewiesen, 
dass  schon  am  fränkischen  Hofe  die  Fertigung  der  Gerichtsurkunden  nicht  Sache 
der  Mitglieder  der  Kanzlei  war,  dass  es  dazu  besondere  Notare  gab,  welche 

18.  Robolini  4  a,  375  und  danach  Huillard  1.  595.  Die  hier  angezogene  Abschrift  Böh- 
mers ex  cop.  auth.  von  1640  zu  Paria,  welche  mir  vorliegt,  hat  nur  den  Monatstag 
mehr,  übrigens  dieselbe  Lücke  im  Texte,  so  dass  beide  Texte  auf  dieselbe  Vorlage  zu- 
rückgehen werden.  19.  Gesta  Frid.  1.  2  c.  5.  20.  Vgl.  die  Kicker  Entstehungszeit  des 
Sachsenspiegels  128  gegebenen  Belege;  dazu  Ann.  Caraerac.  Mon.  Germ.  16,  523,  wo- 
nach 1152  der  Graf  von  Flandern  das  Schwert  vortrug.  Als  Zeichen  des  Marschallamtes 
wird  dasselbe  für  frühere  Zeit  kaum  zu  fassen  sein,  da  als  solches  der  Stab  erscheint. 
Uebrigens  habe  ich  in  der  Zeit  der  deutschen  Herrschaft  keine  Spur  gefunden,  dass  die 
Tier  Hofämter  in  Italien  besonders  bestellt  waren.  21.  Böhmer  Reg.  Frid.  n.  254  be- 
zeichnet sie  ohne  Angabe  einzelner  Gründe  für  verdächtig.  Dass  der  Bischof  von  Turin 
halte  legatut  statt  tntariue  heisst,  kaun  nicht  mehr  auffallen,  da  sich  gleichzeitige  Ori- 
ginalurkunden gefunden  haben,  in  welchen  das  ebenso  der  Fall  ist;  vgl.  §  189  n.  3.  5. 
Die  an  und  für  sich  auffallende  Datirung  nrmo  decimo  die  mentit  Februarii  statt  der 
römischen  Zahlung  wird  gerade  hier  eher  für  die  Echtheit  sprechen,  da  dieselbe  Zah- 
lung sich  weuige  Tage  früher  findet:  Huillard  1,  594.  Zeit,  Ort,  Zeugen  stimmen  so 
genau  zusammen,  dass  eine  echte  Vorlage  jedenfalls  angenommen  werden  muss,  es  sich 
wohl  nur  um  Interpolationen  handeln  könnte.  Aber  auch  dagegen  spricht,  dass  die  noch 
zu  besprechende  Stelle  über  die  Notare  mit  anderweitigen  Nachrichten  genau  stimmt, 
dass  von  nutzbaren  aussergewflhnlichen  Hoheitsrechten  ausserdem  nichts  in  Anspruch 
genommen  ist;  griff  man  einmal  zu  Fälschungen,  so  würde  man  sich  kaum  mit  so  we- 
nigem begnügt  haben. 
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in  näherer  Beziehung  zum  Pfalzgrafen  standen,  indem  sie  in  Vertretung  oder 
auf  Befehl  des  Pfalzgrafen  unterzeichnen,  dem  sie  zweifellos  ganz  getrennt 
von  der  Kanzlei  untergeordnet  waren.22  Da  das  Pfalzgrafenamt  erst  durch 
die  Franken  in  Italien  eingeführt  wurde,  so  wird  sich  hier  ein  entsprechendes 
Verhältniss  gestaltet  haben.  Jene  Scheidung  wenigstens  trifft  auch  hierzu; 
die  Hofgerichtsurkunden  sind  nicht  von  den  Mitgliedern  der  Kanzlei,  sondern 
von  den  Königsnotaren  gefertigt;  es  scheint  da  gar  keine  Verbindung  zu  be- 
stehen, wie  denn  insbesondere  auch  die  barbarische  sprachliche  Form  die  Ge- 
richtsurkunden von  den  aus  der  Kanzlei  hervorgegangenen  Schriftstücken  aufs 
bestimmteste  unterscheidet.  Es  ist  nun  gewiss  nicht  unwahrscheinlich,  dass 
die  zunächst  am  Hofe  beschäftigton  Königsnotare  oder  Pfalznotare  vom  Pfalz- 
grafen bestellt  wurden  oder  wenigstens  von  ihm  in  Vertretung  des  Königs  be- 
stellt werden  konnten ,  wenn  ich  auch  einen  bestimmteren  Beleg  für  diese 
Annahme  nicht  gefunden  habe.23  Da  dann  später,  wie  gesagt,  diese  Königs- 
notare alle  anderen  Notare  verdrängten,  so  würde  damit  eine  genügende 
Erklärung  für  eine  spätere  ganz  allgemeine  Befugniss  des  Pfalzgrafen  ge- 
geben sein. 

Die  Vermuthung,  dass  es  sich  um  ein  althergebrachtes  pfalzgräfliches 
Vorrecht  handle,  nicht  um  eine  ausnahmsweise  und  beschränkte  Befugniss, 
wie  sie  andern  Personen  wohl  ertheilt  wurde,  stimmt  jedenfalls  mit  den  Zeug- 
nissen über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Lomello  das  Recht  übten.  Das 
früheste  hat  sich  in  einem  Komunalregister  von  Piaeenza  erhalten,  wonach 
1135  coram  eomite  palatino  Guilielino  seilieet,  ubi  populus  Placentinus 
ad  eoneionem  eonvenit,  obblipati  farono  i  notai  di  Piaeenza  a  piurare,  in 
ehartis  ropatu  contrafh'ntium  scribendis  nihil  falxitatis  seienter  immiscere.2i 
Die  Lomello  waren  wohl  im  Gebiete  von  Piaeenza  begütert,  aber  gräfliche 
und  sonstige  Hoheitsrechte  standen  ihnen  dort  nicht  zu;  hätte  ihnen  nur  die 
sonstige  beschränkte  Befugniss  zu  Ernennungen  zugestanden,  so  wäre  nicht 
abzusehen,  wie  sie  in  bestimmterer  Beziehung  zur  Gesammtheit  der  Notare 
von  Piaeenza  hätten  stehen  sollen;  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Zeugnissen 
wird  nur  anzunehmen  sein,  dass  der  Pfalzgraf  als  dazu  ständig  befugter  Ver- 
treter des  Königs  die  Notare  in  Pflicht  nahm. 

Denn  dass  sie  schon  in  zwölften  Jahrhunderte  als  solche  Notare  er- 
nannten, ergibt  sich  aus  einem  1164  zu  Piaeenza  gefertigten  Protokoll,  wo- 
nach d.  Mussum  eoutes  palatinux  de  Lomello  fnit  manifestum,  quod  Petra* 
Sarin  int  hodie  feeerat  sacratnentnm  notarietatis  in  sua  prexentia —  et  in- 
super  fnit  manifextnx,  quod  inrextirerat  ipxum  Petrum  de  officio  notarie- 
tatix  a  parte  demini  impevatoris25  Nehmen  wir  dazu  den  Umstand,  dass 


248.1  22.  Vgl.  Sickel  Acta  1.  359  ff.  23.  Die  Annahme,  die  Xotarii  d.  regit  seien  et« 
rom  Könige,  die  Notarii  tacri  po/alii  vem  Pfalzgrafen  bestellt,  dürfte  sich  kaum  be- 
gründen lassen;  führen  einzelne  Personen  auch  rorwiegend  den  einen  oder  andern 
Titel,  so  werden  im  allgemeinen  doch  beide  ganz  gleichbedeutend  gebraucht,  wie  wir 
das  bezüglich  der  entsprechenden  Titel  der  Judices  spater  genauer  nachweisen  werden. 
24.  Poggiali  4,  131;  Tgl.  Campi  1,  403.  26.  Boselli  1,  316.  Eine  spatere  Ernennung 
Beilage  ron  1270  Febr.  19. 
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die  Notarsernennungen  der  Lomello  in  keiner  Weise  örtlich  beschränkt  er- 
scheinen, so  tritt  bei  ihnen  das  Recht  in  der  Auffassung  der  spätem  Pfalz- 
grafendiplome, wonach  es  in  Vertretung  des  Kaisers  und  mit  unbedingter 
Wirksamkeit  geübt  wird,  zuerst  hervor,  während  gerade  bei  ihnen  gewiss  die 
höchste  Wahrscheinlichkeit  dafür  spricht,  dass  es  nicht  etwa  neu  verliehen, 
sondern  ein  Rest  alter  pfalzgräflicher  Befugnisse  ist. 

249.  —  Danach  wird  von  vornherein  unwahrscheinlich  sein,  dass  noch 
bei  irgend  einem  andern  Geschlechte  eine  entsprechende  Befugniss  altherge- 
bracht war.  Wo  wir  sie  finden,  ist  spätere  Verleihung  derselben  erweislich 
oder  doch  wahrscheinlich.  Zunächst  steht  die  der  Pfalz grafen  von  AI- 
Ii  ate  in  naher  Wechselbeziehung  zu  der  der  Lomello.  Wenig  zu  geben  sein 
wird  im  allgemeinen  auf  die  Nachricht  des  Corio,  dass  K.  Friedrich  I  nach 
der  Zerstörung  von  Mailand  1162  die  Befugnisse  aller  Notare  für  erloschen 
erklärte  und  dem  Kaspar  von  Alliate  das  Recht  gab,  neue  Notare  zu  bestellen, 
welche  dann  aber  in  die  Hände  des  Grafen  Tadeo  von  Langosco  den  Eid  der 
Treue  zu  leisten  hätten. 1  Einen  Grafen  von  Lomello,  später  Langosco,  dieses 
Namens  gab  es  damals  nicht;  es  würde  etwa  an  Guido  zu  denken  sein.  Ist, 
wie  doch  wahrscheinlich,  die  ganze  Erzählung  später  erfunden,  um  das  Recht 
der  Alliate  zu  erklären,  so  ist  nur  auffallend,  dass  daneben  das  Recht  der 
Lomello  in  einer  dem  spätem  Verhältnisse  kaum  entsprechenden  Weise  be- 
tont wird.  Wäre  auf  jene  Nachricht  etwas  zu  geben,  so  würde  sie  dahin  aus- 
zulegen sein,  dass  die  Alliate  ein  bedingtes  Ernennungsrecht  erhielten,  die  von 
ihnen  bestellten  Notare  vom  Könige  oder  vom  Pfalzgrafen  in  dessen  Namen 
zu  bestätigen  waren. 

Später  handelt  es  sich  aber  offenbar  um  etwas  Anderes.  Tristanus 
Calchus  erzählt  zu  1208  von  den  vier  Brüdern  Gallinus,  Burgundio,  Peter 
und  Ruffin  d' Alliate:  Horum  igitur  industria  usus  Otho  foedera  cum  Me- 
diolanensibus  iunpit  atque  in  memoria m  meriti  bis  fratribus  eorumque  ne- 
potibus  privibyium  dedit,  quo  soli  notarios  et  tabelliones  crearent,  caeteri* 
omnibus,  qui  eandem  auctoritatem  haberent,  iiderdictis,  eosdem  titulo  co- 
mitum  palatinorum  Mediolani  donat;  er  habe  ihnen  noch  andere  Begün- 
stigungen gewährt  ;  sed  propter  suborta  bellt  et  temporum  mutationes  nihil 
eorum,  nisi  creandorum  notariorum  auctoritatem  obthiuerunt.2  Da  uns 
das  Privileg  selbst  nicht  vorliegt,  so  könnte  die  Nachricht  Bedenken  erregen, 
wenn  sie  nicht  durch  das  bereits  besprochene  Privileg  der  Lomello  von  1 2 1 9 3 
bestätigt  würde.  In  diesem  heisst  es  nämlich  am  Schlüsse:  Cassamus  etiam 
et  inrita  esse  decemimus  coneessiones,  privileyia  et  dona  facta  ab  Ottone 
quondam  dicto  imperatore  alicui  persone  in  preiudicium  memoratorum 
comitum  et  dignitatum  suarum  et  maocime  Gallino  de  Aliate  vel  alicui 
persone  de  domo  sua  ciei  Mediolanensi  de  licentia  sibi  indulta  super  no- 
tariis  ordinandis,  non  obstante  aliqua  temporis  preseriptione,  que  ipsis 
comitibus  posset  preiudicium  inrotnire. 

249.  -  1.  Corio  52  b.       2.  Tristan.  Calchus  294  bei  Graetiu«  2  b.       8.  Vgl. 
§  248  n.  18. 
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Die  Bedeutung  der  Massregel  Otto's  wird  danach  keinem  Zweifel  unter- 
liegen können.  Während  er  sich  vorzugsweise  auf  Mailand  stützte,  standen 
ihm  Pavia  und  damit  wohl  auch  die  Pfalzgrafen  von  Lomello  feindlich  gegen- 
über. Besitzungen  seiner  Feinde  verlieh  er  damals  an  Anhänger;  so  an  die 
Mailänder  Albert  von  Mandello  und  eben  jenen  Gallinus  von  Alliate  Güter 
des  Bischofs  von  Cremona  und  des  Klosters  Coelum  aureum  zu  Pavia. 4  Dem- 
gemäss  wird  er  auch  das  Recht  der  Lomello  als  verwirkt  erklärt  und  den 
Alliate  übertragen  haben.  Diese  müssen  das  Recht  auch  alsbald  ausgeübt 
haben;  zu  Rimini  unterschreibt  1216  ein  Petrus  tabellio  comunis  Arimini, 
notarius  aacri  palatii  Mediolanensia  et  miasus  d.  Ottoma  Born,  impera- 
toris.5  K.  Friedrich  II  konnte  dann  wohl  das  Recht  jener  wieder  herstellen; 
aber  es  war  schwer  zu  verhindern,  dass  nicht  auch  diese  das  ihnen  verbriefte 
Recht  weiter  ausübten.  In  dem  Umfange,  wie  die  Lomello,  scheinen  sie 
dasselbe  nie  geübt  zu  haben;  doch  finden  sich  vereinzelt  auch  später  ausser- 
halb Mailand  von  ihnen  ernannte  Notare ;  so  1322  zu  Trient  ein  Xotarius 
eomitis  palatini  de  Alehat  *  Und  auch  Tristanus  Calchus  spricht  von  ihrer 
Befugniss  als  einer  zu  seiner  Zeit  noch  fortbestehenden. 

250.  —  Scheint  bei  diesem  Vorgänge  die  Anschauung  festgehalten,  dass 
die  Ernennung  der  Notare  ein  besonderes  pfalzgräfliches  Recht  sei,  welches 
nur  mit  der  einheitlichen  Pfalzgrafenwürde  selbst  entzogen  und  verliehen 
werden  könne,  so  muss  es  auffallen,  dass  schon  1165  den  Grafen  von  San 
Bonifazio  ein  solches  Recht  verliehen  sein  soll.  In  kaiserlichem  Privileg 
wird  dem  Bonifatius  eomea  Veronensis  zunächst  der  eomitatua  Verone  mit 
angegebenen  Rechten  bestätigt;  es  heisst  dann  weiter:  Insuper  ei  suisque 
heredibus  eoneedimua,  utpossint  ßlioa  familias  eniuslibet  etatia  emancipare, 
etiam  in  infantia  constitutos ,  et  a  patria  potestate  liberare;  poasintque 
«pud  ipsum  et  8twa  Iwredea  teatamenta  publieari;  eoneedeides  insuper  et, 
ut  possint  tntorea  et  euratores  dure;  adieientes  etiam,  ut  posaint  tabel- 
liones  eonstituere  et  ut  tabelliones  ab  eo  eonstituti  in  omnem  orbem  terra- 
rum  instrumenta  valeant  eonßeere.1  Das  soll  dann  1 1 78  in  einem  nur  im 
Auszuge  bekannten  Privilege  Sauro  eomiti  de  Saneto  liontfacio  bestä- 
tigt sein.2 

Die  Urkunde  würde  auch  desshalh  für  uns  von  Wichtigkeit  sein,  weil 
wir  hier  das  Recht,  Notare  mit  örtlich  unbeschränkter  Vollmacht  zu  ernennen, 
mit  missatischen  Befugnissen  verbunden  finden.  Aber  sie  ist  eine  zweifellose 
Fälschung.  Wie  die  Verleihung  der  Grafschaft  sich  schwer  mit  den  Privi- 
legien des  Bisthums  vereinigen  lassen  würde3,  so  Hessen  sich  auch  sonst  die 
mannichfachsten  Bedenken  gegen  den  Inhalt  erheben;  doch  können  wir  davon 
absehen,  da  die  äussern  Haltpunkte  für  den  Beweis  der  Unechtheit  vollkom- 
men genügen.4 

210. 1  4.  Vgl.  Corio  79  b.  Giulini  7,  228.  5.  Fantuzzi  5,  317.  320.  6.  Mitteilung 
ton  Durig. 

250.  -  1.  Verci  Ecel.  3.  40.  2.  Antiq.  It.  1,  273.  8.  Vgl.  §  145  n.  IG.  4.  Die 
Angaben  1165  Feb.  7.  ind.  13,  regni  13  stimmen  genau  und  imp.  11  statt  10  würde  kein 
Bedeukeu  erregen.  Während  aber  damals  der  Kaiser  in  Deutschland  war,  Ut  die  ürk.  ru 
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Wir  würden  diese  Fälschung  so  wenig  zu  beachten  haben,  wie  viele 
andere5,  wenn  wir  nicht  wirklich,  und  zwar  in  früher  Zeit,  Notare  der  Grafen 
zu  Verona  fanden;  nämlich  1187  und  1204  einen  Zeno  comitis  Sauri  et 
imperatoris  Friderici  notarius6  und  1207  einen  Bellasius  comitis  Boni- 
facii  notarius. 7  Es  ist  schwer  glaublich,  dass  da  schon  jene  Fälschung  mass- 
gebend gewesen  sein  sollte.  Am  wahrscheinlichsten  dürfte  es  sein,  dass  den 
Grafen  allerdings  die  Befugniss  in  der  früher  erörterten  beschränkten  Aus- 
dehnung zustand.  Es  spricht  dafür,  dass  Zeno  sich  nach  seinem  Titel  wohl 
später  vom  Kaiser  hat  bestätigen  lassen,  dass  weiter  zunächst  von  Notaren 
der  Grafen  nicht  mehr  die  Rede  ist,  wie  wir  das  durchweg  finden,  wo  es  sich 
nur  um  bedingte  Vollmachten  zu  handeln  scheint;  diese  mussteu  ihren  Werth 
verlieren,  seit  mehr  Gelegenheit  geboten  war,  von  den  mit  unbedingten  Voll- 
machten versehenen  Pfalzgrafen  das  Notariat  zu  erhalten.  Vielleicht,  dass 
spätere  Grafen  von  San  Bonifacio  es  versuchten,  die  von  ihren  Vorfahren 
geübte  Befugniss  in  erweiterter  Bedeutung  wieder  in  Anspruch  zu  nehmen  und 
dass  dem  jene  Fälschung  zur  Grundlage  dienen  sollte.  Dass  sie  das  Recht 
später  übten,  ergibt  sich  aus  dem  Vorkommen  eines  notarius  d.  Lodoyci  co- 
mitis sancti  Bonifacii  1291  und  d.  Lodoiei  comitis  Veronensis  1302  im 
Gebiete  von  Trient.8 

251.  —  Gewichtigere  Zeugnisse  finden  wir  in  der  Ro magna.  Die 
Verhältnisse  waren  da,  wie  gesagt,  andere;  die  Ernennung  von  Notaren 
scheint  hier  früher  überhaupt  nicht  als  ausschliessliches  Recht  des  Reichs  be- 
trachtet, erst  unter  Friedrich  I  auf  die  Ernennung  durch  den  Kaiser  grösseres 
Gewicht  gelegt  zu  sein;  mögen  auch  die  Städte  daran  festgehalten  haben, 
Notare  zu  bestellen,  so  scheinen  diese  sich  doch  nun  durchweg  auch  um  eine 
kaiserliche  Vollmacht  bemüht  zu  haben. 1  Hier  nun  einzelnen  Grossen  die  Be- 
fugniss zu  verleihen,  mit  kaiserlicher  Machtvollkommenheit  Notare  zu  be- 
stellen, konnte  um  so  näher  liegen,  als  bei  der  ursprünglich  verschiedenen 
Gestaltung  des  Verhältnisses  althergebrachte  Befugnisse  der  Pfalzgrafen  von 
L,omello  hier  nicht  hinderlich  gewesen  sein  werden. 

In  Gegenwart  des  Erzbischofs  von  Raven  na  beschwört  1200 
iussione  suprascripti  archiejuscopi  et  eins  auetoritate  ein  Lauterius,  die 
Kunst  des  Tabellionats  in  angegebener  Weise  treu  zu  üben:  Et  postquam 
Jwc  omnia  diettts  L.  iuravit,  —  in  contmuo  dictus  arefuepiscopus  aeeepit 


Paria  ausgestellt.  Greift  der  Heraasgeber  nm  ein  Jahr  zurück,  so  ist  damit  nichts  ge- 
wonnen |  da  der  Kaiser  1 164  Febr.  in  der  Romagna  war.  Ganz  unvereinbar  mit  den 
Zeitangaben  ist  weiter  die  erst  seit  1168  zulässige  Rekognition  Philipps  von  Köln  als 
Erzkanzlers.  Irgendwelche  bedeutendere  Aenderung  in  den  Jahresangaben  vorzunehmen, 
nm  die  Urkunde  in  die  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  zu  setzen,  verbietet  aber  offenbar 
das  genaue  Ineinandergreifen  fast  aller  Zeitangaben.  5t  So  wenn  der  Kaiser  1160 
dem  Abte  von  Crispino  die  faaJtat  creandorum  tabeüiomtm  verleiht.  Soldani  194.  Die 
meisten  der  zahlreichen  Fälschungen  begnügen  sich  nicht  mit  so  wenig,  sondern  lassen 
schon  in  früher  Zeit  die  pfalzgr&flichen  Befugnisse  in  vollster  Ausdehnung  verleihen; 
▼gl.  z.  B.  Böhmer  Acta  35.  6.  Antiq.  It.  4,  479.  Verci  Ecel.  570.  7.  Antich.  Est. 
1,  368.  8.  Mittheilung  von  Durig. 
251.  —  1.  Vgl.  §  247  n.  9  usw. 
Flcker  Fortcliunecn.  It.  6 
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calamarium  et  pinnam  et  cartam  propria  manu  et  investivit  dictum  L.  ex 
auctoritate  d.  imperatoris,  ut  de  cefuro  liceat  ei  operari  dictam  artem  ta- 
beüionatus.2  An  einen  kaiserlichen  Auftrag  ftir  den  Einzelfall  ist  nicht  wohl 
zu  denken,  da  es  damals  keinen  Kaiser  gab;  der  Erzbischof  muss  dauernd 
befugt  gewesen  sein,  in  Vertretung  des  Kaisers  Tabellionen  zu  bestellen.  Sein 
Recht  scheint  aber  doch  einen  andern  Charakter  zu  haben.  Als  Regel  gilt 
doch  sonst  Ernennung  durch  den  Kaiser,  der  ausnahmsweise  durch  einen 
andern  Berechtigten  vertreten  wird.  Zu  Ravenna  ist  aber  offenbar  die  Ge- 
sammtheit  der  zu  einer  Zunft  vereinigten  Tabellionen  vom  Erzbischofe  ab- 
hängig; bei  einem  Schiedssprüche  von  1227  regelt  der  Erzbischof  die  Ver- 
hältnisse der  Zunft  und  erklärt  dabei  insbesondere,  qund —  omnes  de  socie- 
tate  sua  et  qui  ulterius  exercebunt  artem  tabellionatus  in  Ravenna,  per 
sacramentum  fidelitatis  factum  vel  faciendum  sint  vasalli  ecclesiae  Ra- 
vennatis  et  archiepiscoporum. 3  Des  Kaisers  geschieht  dabei  keine  Erwäh- 
nung; soll  ausser  der  Zunft  niemand  zu  Ravenna  Tabellio  sein,  so  mag 
dadurch  freilich  der  vom  Kaiser  ernannte  Notar  nicht  ausgeschlossen  sein, 
da  auch  sonst  wohl  in  der  Romagna  zwischen  Tabellionen  und  Notaren 
unterschieden  wird.  Aber  auch  in  dem  Falle  von  1200  handelte  es  sich  um 
einen  Tabellio  trotz  der  Erwähnung  der  kaiserlichen  Vollmacht.  Es  scheint 
sich  da  doch  um  ein  eigenthümliches,  althergebrachtes  Recht  des  Erzbischofs 
zu  handeln,  welches  man  vielleicht  nur  vereinzelt  mit  dem  jetzt  sonst  beste- 
henden Zustande  dadurch  in  nähere  Verbindung  brachte,  dass  man  es  als  in 
Vertretung  des  Kaisers  geübt  auffasste. 

Das  Recht  zur  Ernennung  von  Notaren  hatten  hier  weiter  die  Grafen 
von  Panico.  Schon  1208  wird  eine  Schenkungsurkunde  für  S.  Maria  di 
Farneto  durch  einen  Notajo  per  autoritä  del  conte  Ugolino  da  Panico  ge- 
fertigt.4 Und  bei  der  Belehnung  des  Grafen  Ugolin  und  seiner  Erben  durch 
den  Hofkanzler  und  Legaten  Italiens  1221  heisst  es  ausdrücklich:  Et  pote- 
statem  eis  faciendi  tabelliones  ad  Jbonorem  imperii  confirmamus  .b  Es 
scheint  das  doch  über  das  in  der  Romagna  allgemein  übliche  Recht,  Notare 
zu  bestellen,  hinauszugehen;  der  Zusatz  ad  honorem  imperii  wird  auf  Er- 
nennung in  Vertretung  des  Reichs  hindeuten.  Die  besondere  Befugniss  wird 
denn  auch  betont,  wenn  es  1239  heisst:  J).  Rainerius filius  comitis  Ugolini 
de  Panico,  ut  sibi  institutum  est  et  privilegiatum  a  Romano  imperatorey 
constituit  Andream  fdium  Rabmni  de  Faventia  ad  officium  artis  notarii 
et  cum  penna  et  calamario  legitime  investivit.6  Mit  noch  bestimmteren 
Ausdrücken  ernennt  1 323  zu  Pisa  Jiemardus  vocatus  Gaddus  com**  de 
Panigo  einen  Notar,  recepto  inrammto  pure  fidelitatis  Romani  imperii,  cuius 
vires  fungimur  in  hac  parte,  et  nostri  omniumque  de  domo  nostra,  —  twi- 
periali  auctoritate,  qua  fungimur,  concessa  predecessoribus  nostris  —  a  Ro- 
manorum  quondam  divis  principibus,  ]>routpatet  in  privilegiis  mde  scriptis. 7 

251.1  2-  Fantuzii  5,  300.  8.  Fantuxzi  5,  289.  304.  4.  Tiraboschi  1,  332.  6.  Sarioli 
3,  3.  «.  Mittarelli  Acc.  489  extr.  Er  nennt  sich  spiter  einfach  Andreas  Ratmini  nota- 
riut,  Mitt.  496.  7.  Bonaini  Stat.  3,  845.  Zu  Trient  1307  ein  PetrM  d.  Bonifaeii  eomxtis 
de  Panico  notariut  ;  Mitlheilung  von  Durig. 
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Die  Grafen  von  Panico  haben  nie  den  Pfalzgrafentitel  geführt,  wie  auch 
die  von  Loraello  kein  besonderes  Gewicht  darauf  legten,  sich  in  der  Regel  nur 
als  Grafen  bezeichneten.  Es  handelt  sich  zudem  bei  diesen  Geschlechtern 
ausschliesslich  um  die  Befugniss,  Notare  zu  ernennen;  die  übrigen  Befugnisse 
der  spätem  Pfalzgrafschaft  stehen  ihnen  nicht  zu.  So  sehr  daher  auch  der 
Umstand,  dass  bei  den  Lomello  eine  der  spätem  Befugnisse  nicht  allein  zuerst 
mit  dem  Pfalzgrafentitel  verbunden  erscheint,  sondern  auch  höchst  wahr- 
scheinlich hier  als  Rest  der  Rechte  des  alten  Pfalzgrafenamtes  zu  betrachten 
ist,  dafür  zu  sprechen  scheint,  dass  wir  hier  den  Ausgangspunkt  der  ganzen 
spätem  Entwicklung  zu  suchen  haben,  so  machen  die  angedeuteten  Umstände 
es  doch  wieder  höchst  unwahrscheinlich,  dass  dieselbe  sich  irgendwie  unmittel- 
barer an  die  Stellung  dieser  Geschlechter  anknüpft. 

Fanden  wir  andererseits  missatische  Befugnisse,  welche  später  einen 
Bestandtheil  des  Pfalzgrafenamtes  bildeten,  auch  dann,  als  dieselben  in  den 
Städten  nicht  mehr  durch  besondere  Boten  geübt  wurden,  noch  mehrfach  an 
einzelne  Grosse  verliehen8,  so  ist  auch  da  nicht  abzusehen,  wie  sich  daraus 
die  spätere  Pfalzgrafschaft  entwickelt  haben  soll;  wir  finden  da  weder  einen 
Zusammenhang  mit  dem  Titel,  noch  scheint  es  üblich  gewesen  zu  sein,  das 
Recht,  Notare  in  Vertretung  des  Kaisers  zu  ernennen,  mit  sonstigen  missa- 
tischen  Befugnissen  zu  verbinden. 

252.  —  Das  gesuchte  Zusammentreffen  beider  Arten  von  Befugnissen 
mit  dem  Titel  finden  wir  nun  bei  einem  tuszischen  Geschlechte,  den  Advocati, 
Avvogadri,  Vögten  von  Lucca,  das  sich  auch  nach  Col  di  Pozzo  bei 
Lucca  nannte.  Hier  finden  wir  den  Titel  des  Pfalzgrafen  und  die  Befugniss, 
Notare  zu  ernennen,  verbunden  mit  dem  Titel  und  den  Befugnissen  desMissus; 
und  zugleich  treten  wir  den  spätem  pfalzgräflichen  Befugnissen  dadurch  um 
einen  Schritt  näher,  dass  auch  das  Recht,  Judices  zu  ernennen,  hier  hinzu- 
kommt. Scheint  es  mir  fast  zweifellos,  dass  wir  hier  den  nächsten  Ausgangs- 
punkt für  die  spätere  Gestaltung  zu  suchen  haben,  so  wird  es  um  so  noth- 
wendiger  sein,  die  Zuverlässigkeit  der  Zeugnisse  genauer  zu  prüfen. 

Es  handelt  sich  dabei  vor  allem  um  eine  Bestätigungsurkunde  K.  Fried- 
richs II  von  1220,  in  der  es  heisst:  Sicut  namque  ex  privilegiis  progenito- 
rum  nostrorwm  Frederici  et  llenrici  Romanorum  imperatorum  didicimus, 
ita  nos — fidelibus  nostris  Lamberti,  Duodo ,  Visdomino,  Orlandino, 
Normanno,  Sexmundino,  Gattaneüo,  Cecio,  Frederico,  Quirico  eorumque 
legitimis  Iteredibus  et  proheredibus —  confirmamus  Jionorem  et  omnem  eius 
effectum,  scilicet  ut  sint  comites  palatii  et  ?nissi  domini  imperatoris.  Ita- 
que  potestatem  et  ordinariam  iuris  dictionem  eis,  qui  sunt  comites  sacri 
palatii  et  imperiales  missi,  concedinuis  iudices  faciendi  sive  mittendi,  no- 
tarios  faciendi  et  mittendi,  emancipationes  celebrandi  et  rursus  alienor- 
Hönes  minorum  necessitate  cogente,  vel  etiam  pignorandi  publica  scriptura 
intenteniente,  et  midieres  suis  viris  tradendi  vel  disponsandi,  etplacita  vo~ 
luntaria  de  tota  marchia  ante  cos  venientia  distringendi,  et  homines  pena 


8.  Vgl.  §  229. 
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sui  banni  alligandi  et pubh'candi,  et  viarum  publicarum  destruetores  mulcta 
puniendi,  et  pugnam  legaliter  ordinandi  vel  imperandi.  Preterea  conce- 
dimus  eis  potestatem  restitiumdi  lapsos  causa  cognita  volentibus  manu- 
mittere  seri'os  suos,  et  substituendi  advocatos  ecclesiis  et  clericis,  et  dandi 
tutores  et  curatores  minoribus,  furiosis  et  prodigis  et  perpetuo  morbo  la- 
borantibus  et  mente  captis,  feminis  autem  mundualdos,  et  removendi  su- 
spectus et  alios  substituendi,  et  potestatem  recipiendi  nostra  vice  in  suum 
mundium  pueüas  et  viduas,  quartim  mundium  a  suis  mundualdis  iure 
fuerit  perditum  et  quarum  certus  mundualdus  non  invenitur.  Insuper  ad- 
vocatiam,  quam  a  inarchionibus  possident  per  totam  marchiam,  et  %nce- 
dominatuniy  quem  habent  ab  episcopo  Lucensi,  et  eins  beneficium  ipsis  im- 
periali  auctoritate  perenniter  conßrmamus.  Er  bestätigt  ihnen  weiter  alle 
Besitzungen  und  Lehen,  welche  sie  auf  ab  imperatore  aut  a  marchiane  aut 
ab  episcopis  haben,  weiter  für  ihre  Besitzungen  omnem  iustitiam  et  usum 
antiquum,  que  pertinent  ad  regnum  seit  ad  marchiam.  Schliesslich  heisst 
es  dann  nochmals  bei  der  Strafandrohung,  dass  dieselbe  zur  Hälfte  ipsis  co- 
mitibus  sacri  palatii  et  imperialibus  missis  et  advocatis  zukommen  solle. 1 

Die  Urkunde  liegt  uns  nur  vor  in  einer  1433  bei  Gelegenheit  der  Er- 
nennung eines  Judex  und  Notar  durch  ]>inus  quondam  Iulii  de  Advocatis 
Lucanus  sacri  palatii  et  Romani  imperii  comes  gefertigten  Abschrift  Beim 
Zutreffen  aller  Aeusserlichkeiten  ist  zunächst  nicht  zu  bezweifeln,  dass  jeden- 
falls eine  echte  Urkunde  K.  Friedrichs  II  vorhanden  gewesen  sein  muss.  Da- 
mit kann  freilich  die  Möglichkeit  weitgreifender  Interpolationen  bestehen,  die 
etwa  vorgenommen  sein  könnten,  um  eine  Bestätigung  zu  erwirken,  welche 
K.  Karl  1355  auf  Grundlage  der  Privilegien  K.  Friedrichs  I  und  II  und  K. 
Ottos  IV  ertheilte.2 

Sind  wir  damit  auf  eine  genauere  Prüfung  des  Inhalts  hingewiesen,  so 
scheint  diese  durchweg  für  die  Echtheit  zu  sprechen.  Die  Urkunde  gibt  sich 
als  Bestätigung  älterer,  insbesondere  schon  von  K.  Friedrich  I  verliehener 
Rechte.  Dass  ein  Privileg  K.  Friedrichs  I  schon  früher  vorhanden  war,  haben 
wir  jedenfalls  nicht  zu  bezweifeln.  Denn  1203  bestätigt  der  Podesta  von 
Lucca  Orlandino  q.  Oaytani  et  Avogadro  q.  Tancredi  karissitnis  atque 
nobilibus  civibus  nostris  et  sacri  palatii  comitibus  und  ihren  Genossen  alle 
ihre  Besitzungen,  Rechte  und  Lehen,  wie  ihnen  dieselben  a  clarissimo  Fre- 
derigo  d.  gr.  olim  Romanorum  rege  verliehen  sein. 3  Ist  der  Königstitel,  wie 
doch  kaum  zu  bezweifeln,  hier  genau  gebraucht,  so  ist  die  Urkunde  wahr- 
scheinlich in  den  ersten  Monaten  des  J.  1155,  jedenfalls  nicht  später  ausge- 
stellt worden.4  Und  es  ist  dann  weiter  wohl  anzunehmen,  dass  in  der  Be- 
stätigung von  1220  die  Urkunde  von  1155  mindestens  zum  grossen  Theile 
wörtlich  wiederholt  wurde.  Es  spricht  dafür,  auch  abgesehen  von  dem  Ge- 
brauche der  Kanzlei,  die  übereinstimmende  Aufzählung  der  Besitzungen  in  den 


252.  -  1.  Mem.  di  Lucca  3, 141 ;  danach  Huillard  2. 84.  2.  Mem.  di  Lucca  3, 143. 
8.  Archivio  «torico  10,  7.  4.  Auch  für  die  Stadt  Lucca  ist  1 155,  aber  freilich  erst  nach 
der  Kauerkrönung,  ein  Pmileg  gegeben.  Arch.  stor.  10,  6. 
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Urkunden  von  1203  und  1220;  dann  insbesondere  der  wiederholte  Gebrauch 
der  Ausdrücke  Marchio  und  Marchia,  welche  für  Tuszien  1 220  als  durchaus 
antiquirt  gelten  müssen,  deren  Anwendung  gewiss  nur  aus  wörtlicher  Wieder- 
holung einer  altern  Urkunde  zu  erklären  ist;  wird  das  Vorhandensein  eines 
Marchio  vorausgesetzt,  so  würde  das  selbst  den  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  I 
nicht  mehr  entsprechen.  Nur  freilich  haben  wir  damit  für  einzelne  Stellen  keine 
Sicherheit,  ob  sie  nicht  erst  1220  zugefügt  oder  auch  später  gefälscht  sind. 

Nach  der  Urkunde  waren  vier  Aemter  in  den  Händen  des  Geschlechts, 
das  des  markgräflichen  Advokaten  durch  die  ganze  Mark,  des  Vicedominus 
des  Bischofs,  des  Königsboten  und  des  Pfalzgrafen.  Das  stimmt  durchaus  mit 
anderweitigen  Zeugnissen.  Es  ist  zunächst  beachtenswert!],  dass  wir  schon 
im  eilften  Jahrhunderte  die  drei  ersten  Aemter  in  der  Hand  eines  Flaipert 
vereinigt  fanden.5  Doch  scheinen  sie  nicht  schon  von  da  ab  gemeinsam  ver- 
erbt zu  sein;  Flaiperts  Sohn  gleichen  Namens  heisst  1099  nur  Judex  und 
Missus;  als  dieses  Söhne  werden  1124  Roland  und  lldeprand  genannt6,  Na- 
men, welche  dem  Geschlechte  der  spätem  Vögte  fremd  sind.  Dasselbe  trifft 
einen  Missus  Donusdei,  1086  zu  Lucca  erwähnt7,  und  einen  Judex  und  Missus 
Sarpert,  der  1098  in  seiner  Wohnung  zu  Lucca  einem  Unmündigen  Erlaubnis» 
zur  Theilung  von  Grundstücken  mit  Verwandten  ertheilt.8  Es  dürfte  danach 
wohl  zu  Lucca  gleichzeitig  mehrere  ständige  Königsboten  gegeben  haben. 
Besonderes  Ansehen  dürfte  unter  diesen  derjenige  genossen  haben,  welcher, 
wenn  eine  frühere  Annahme  richtig  ist,  als  Vicedominus  des  Bischofs  vom 
Könige  zum  Missus  zu  ernennen  war.9  Eben  diese  Stellung  dürfte  es  sein, 
welche  seit  dem  Beginne  des  zwölften  Jahrhunderts  in  der  Familie  der  Vögte 
erblich  wurde.  Es  werden  nämlich  erwähnt  1097  Lambert  als  Advocattts  a. 
Martini10,  ll04Sesmund  und  Lambert  als  Söhne  des  verstorbenen  Vogts 1 1 ; 
1105  ist  Lambert  als  Advocatus  de  Ltu-a  im  Gerichte  der  Markgräfin. 12 
Als  Königsboten  finden  wir  zu  Lucca  1121  Sensanima,  1124  Tancred13; 
beide  werden  1 130  Söhne  Lamberts  genannt.  Sensamina  heisst  1147  und 
1151  Vogt";  sein  Sohn  Tancred  heisst  1156  und  1182  ausdrücklich  Pfalz- 
graf und  Missus,  1164  Vogt  und  Pfalzgraf15,  während  er  oft  nur  Vogt  oder 
genauer  Vogt  des  Bischofs  heisst.16  Von  seinen  Söhnen  Gaetano,  Lambert, 
Duodo  und  Avvocato  gibt  1185Duodo  als  Missus  seine  Zustimmung  zu  einem 
Verkaufe  von  Pupillengütern;  bei  einer  Vergleichung  der  Namen  scheinen  es 
sämmtlich  Söhne  und  Enkel  Tancreds  zu  sein,  für  welche  die  Urkunden  von 
1203  und  1220  ausgestellt  wurden. 

Der  Titel  des  Vicedominus  erscheint  hier  nicht;  dass  das  Amt  beim  Ge- 


S.  Vgl.  §  225  n.  20.  21.  6.  Vgl.  Mem.  di  Lucca  3,  144  und  oben  §  225  n.  24.  Damit 
konnte  allerdings  eine  Vererbung  der  Aemter  durch  einen  andern  Sohn  Flaiperts  bestehen, 
die  aber  doch  nicht  bestimmter  zu  erweisen  bt.  7.  Mem.  di  Lucca  4  b,  136.  8.  Zacha- 
riae  Iter  literarium  39.  Ob  Verwechslung  mit  Flaipert?  9.  Vgl.  §  225  n.  23.  10.  Mem. 
di  Lucca  4  b,  160.  11.  Mem.  di  Lucca  3,  145,  woher  auch  die  folgenden  nicht  besonders 
belegten  Angaben.  12.  Pacchi  4.  18.  Antich.  Est.  1,  54.  14.  Mem.  di  Lucca  4  b, 
177.  5c  684.  15.  Mem.  di  Lucca  3,  144.  145.  4b,  181.  16.  Mem.  di  Lucca  4b,  185. 
4  c,  137.  139.  143. 
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schlechte  war,  ersehen  wir  zunächst  nur  aus  der  Urkunde  von  1220,  wie  auch 
das  darauf  schJiessen  lässt,  dass  einer  der  Vögte  hier  den  Namen  Visdominus 
führt.  Finden  wir  aber,  wie  1220,  so  schon  bei  Flaipert  die  Aeniter  des 
markgräflichen  Vogt  und  des  bischöflichen  Vicedominus  vereinigt,  so  ist  wohl 
zu  schliessen,  dass  das  auch  in  der  Zwischenzeit  der  Fall  war;  und  es  ist 
möglich,  dass  der  häufiger  vorkommende  Titel  Advocatus  mit  Beziehung  auf 
beide  Stellungen  gebraucht  wurde.  Denn  es  muss  auffallen,  dass  Larabert  und 
Tancred  ausdrücklich  auch  als  Advocati  des  Bisthums  bezeichnet  werden, 
während  doch  bei  Flaipert  und  wieder  1220  ausdrücklich  die  Vogtei  als  mark- 
gräfliches Amt  bezeichnet  wird.  Und  dass  die  spätem  Vögte  dieselbe  Stellung 
beim  Bischöfe  einnahmen,  wie  einst  Flaipert,  muss  doch  auch  dadurch  sehr 
nahe  gelegt  werden,  dass  die  Wohnungen  der  Vögte  beim  bischöflichen  Pa- 
laste sich  schon  als  Besitzthum  Flaiperts  erweisen  lassen. 17  Dem  genauer 
nachzugehen,  auch  wenn  die  Quellen  es  erlauben  sollten,  würde  für  unsern 
Zweck  kaum  nöthig  sein;  wir  finden  zu  Lucca  das  Amt  eines  Königsboten 
schon  im  eilften  Jahrhunderte  mit  bestimmten  andern  Aemtern  verbunden,  im 
zwölften  mit  diesen  in  einem  Geschlechte  vererben. 

253.  —  Was  nun  insbesondere  den  Pfalzgrafentitel  des  Ge- 
schlechts betrifft,  so  ist  dieser  in  der  Urkunde  von  1 220  zweifellos  nicht  In- 
terpolation, da  wir  ihn  schon  früher  wiederholt  nachwiesen.  Schwerlich  aber 
dürfte  sich  mit  genügender  Sicherheit  bestimmen  lassen,  was  das  Annehmen 
des  Titels  hier  veranlasste,  welche  Bedeutung  man  mit  ihm  verband.  Das 
Vorkommen  desselben  gerade  bei  den  Inhabern  missatischer  Befugnisse  Hesse 
sich  allerdings  damit  zusammenbringen,  dass  diese  in  älterer  Zeit  in  den  Ur- 
kunden sehr  gewöhnlich  dahin  bezeichnet  werden,  dass  der  Missus  dieselben 
Befugnisse  zu  richten  haben  solle,  wie  der  Pfalzgraf.  Ich  wäre  aber  doch  ge- 
neigter, von  dem,  möglicherweise  allerdings  zufälligen,  aber  doch  gewiss  zu 
beachtenden  Umstände  ausgehen,  dass  der  Titel  vor  1156  nicht  nachweisbar 
ist,  die  später  bestätigten  Befugnisse  des  Geschlechtes  aber  auf  ein  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  1 1 55  gegebenes  Privileg  zurückgehen.  Und  damit 
ist  die  Annahme  nahe  gelegt,  dass  der  Titel  Comes  sacri  palatii  vom  Könige 
ausdrücklich  an  Tancred  verliehen  wurde.  Es  dürfte  das  eine  gewisse  Stütze 
darin  finden,  dass  gerade  in  der  frühern  Zeit  K.  Friedrichs  I  manche  Titel  neu 
auftauchen,  welche  sich  theils,  wie  der  des  Hofvikar,  lange  behaupteten,  theils 
bald  wieder  verschwanden;  dass  weiter  damals  nicht  gerade  derselbe,  aber 
doch  nächstverwandte  Titel  auch  anderweitig  auftreten.  Bischof  Garsedonius 
von  Mantua  führt  anscheinend  wegen  reichsrichterlicher  Befugnisse  1 1 62  und 
1163  die  Titel  Cotms  camerne  imperialis  und  Imperialis  aula<.>  comes.1 


262.]  17.  Vgl.  Mem.  di  Lucca  3,  145.  Zur  Zeit  Flaiperts  waren  der  Vicedominus  und  der 
Advocatus  de»  Bisthums  verschiedene  Personen;  Tgl.  §  222  n.  11.  Dass  der  spätere  Advo- 
catus dem  frühern  Vicedominus  entspricht,  könnte  auch  dadurch  näher  gelegt  werden,  dass 
wir  1102  und  1121  einen  geistlichen  Vicedominus  zu  Lucca  finden.  Mem.  di  L.  4  c,  124. 
129.  Als  Vertreter  des  Bischofs  vor  Gericht  wird  auch  noch  1178  ein  Advocatus  genannt, 
der  unserm  Geschlechte  nicht  angehört.  Mem.  di  L.  4  b,  189. 
253.  -  U  Vgl.  §  184  n.  4.  5. 
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Ebenso  scheinen  doch  auch  in  dem  Privileg  von  1159  für  Tinto  Mussa  die 
Worte:  eum  —  noaire  excellenüe  comitem  fecimw2,  den  Grafentitel,  der  sich 
allerdings  hier  aus  der  Verleihung  gräflicher  Befugnisse  genügend  erklärt,  in 
eine  bestimmtere  Beziehung  zur  Person  des  Kaisers  zu  bringen,  wodurch  er 
jenen  andern  Ausdrücken  sehr  nahe  tritt 

Sollte  der  Titel  nicht  willkürlich  angenommen,  sondern,  wie  mir  am 
wahrscheinlichsten  ist,  ausdrücklich  verliehen  sein,  so  liegt  die  Frage  nach 
seiner  Bedeutung  um  so  näher.  Dass  er  nicht  blos  bestimmt  war,  den  des 
Missus  zu  ersetzen,  scheint  sich  aus  dem  Beibehalten  beider  zu  ergeben;  es 
wird  anzunehmen  sein,  dass  sich  bestimmte,  nicht  schon  dem  Missus  zustehende 
Befugnisse  an  den  Titel  knüpften.  In  der  Urkunde  von  1220  sind  die  Be- 
fugnisse de«  Pfalzgrafen  und  Missus  zusammeugefasst.  Eine  Prüfung  der- 
selben scheint  mir  nun  durchweg  zu  Gunsten  der  Unverlalschtheit  der  Urkunde 
zu  sprechen  und  dafür,  dass  dieselben  1220  einfach  aus  dem  altern  Privileg 
wiederholt  wurde.  Was  aufgezählt  wird,  sind  grossentheils  Befugnisse,  welche 
wir  als  den  ständigen  Missi  auch  sonst  zustehende  erweisen  können,  oder  welche 
mit  diesen  so  enge  zusammenhängen,  dass  ihre  Erwähnung  nichts  Auffallendes 
hat.  Wir  hätten  dann  hier  allerdings  die  vollständigste  Aufzeichnung  der 
Rechte  ständiger  Missi  im  zwölften  Jahrhunderte,  wobei  insbesondere  noch 
etwa  auf  die  Gewalt  des  Missus  bezüglich  der  Beschädigungen  der  öffentlichen 
Strassen  hinzuweisen  wäre,  welche  ich  sonst  nicht  erwähnt  finde,  die  seiner 
Stellung  aber  recht  wohl  entspricht.  Einzelnheiten  scheinen  eine  spätere  Fäl- 
schung noch  insbesondere  unwahrscheinlich  zu  machen.  So  die  ausdrückliche 
Erwähnung  des  gerichtlichen  Zweikampfes,  welche  sogar  schon  1220  auffallen 
könnte,  wenn  es  sich  nicht  um  blosse  Bestätigung  eines  ältern  Rechtes  han- 
delte, während  ein  späterer  Fälscher  darauf  schwerlich  mehr  Werth  gelegt 
hätte.3  Ebenso  die  Verleihung  des  Rechtes  zur  Bestellung  von  Vögten  für 
Kirchen,  welches,  früher  als  missatische  Befugniss  bestimmt  betont,  schon  in 
andern  Aufzählungen  solcher  Rechte  aus  dem  zwölften  Jahrhunderte  nicht 
mehr  genannt  wird.1  Andererseits  fehlen  hier  Rechte,  welche  ein  späterer 
Fälscher  gewiss  in  Anspruch  genommen  hätte;  so  insbesondere  das  Recht  zu 
legitimiren;  ebenso  die  in  später  zu  besprechenden  Diplomen  vorkommende 
Entscheidung  von  Appellationen,  welches  mir  allerdings  1220  die  Urkunde 
nicht  gerade  verdächtigen  würde,  aber  wenigstens  mit  der  Annahme,  es  handle 


2.  Vgl.  §  129  n.  3.  8*  Allerdings  wird  der  gerichtliche  Kampf  noch  riel  später  insbe- 
sondere in  den  städtischen  Statuten  erwähnt,  so  im  dreizehnten  Jahrhunderte  in  denen  Ton 
Brescia,  Odorici  7,  121.  122.  126,  und  ron  Parma,  Mon.  Parm.  1,  287;  selbst  noch  in  den 
1327  reformirten  ron  Modena  für  den  Fall  des  Gegenüberstehens  Ton  Zeugen,  wo  die  Be- 
stimmung dann  später  getilgt  ist,  Mon.  Mod.  Stat.  1,  388;  wohl  eben  so  weit  reichten  die 
Zeugnisse  über  das  Recht  des  Bischofs  Ton  Vercelli,  Tgl.  §  221  n.  19.  In  den  siziliscben 
Konstitutionen  wird  er  bis  auf  einen  unbedeutenden  Rest  abgeschafft.  Tgl.  Huillard  4,  24. 
103.  Insbesondere  möchte  ich  Gewicht  darauf  legen,  dass  überall,  wo  unter  Friedrich  II  bei 
Bestallungen  der  Legaten  und  Vikare  die  richterlichen  Befugnisse  derselben  einzeln  auf- 
gezählt werden,  der  Kampf  fehlt.  Ebenso  in  den  weiter  anzuführenden  echten  spätem 
Pfalzgrafendiplomen:  und  ganz  entsprechend  denn  auch  in  den  angeblichen  ältern  Fäl- 
schungen, da  man  offenbar  später  keinerlei  Werth  mehr  darauf  legte.     4*  Vgl.  §  237. 
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sich  um  eine  wörtliche  Wiederholung  der  1155  ertheilten  Befugnisse,  unver- 
einbar sein  würde.  Es  sind  das  Umstände,  welche  die  Annahme  späterer  In- 
terpolation doch  sehr  unwahrscheinlich  machen. 

254.  —  Und  das  wird  denn  auch  zu  beachten  sein  bei  der  für  uns  wich- 
tigsten, aber  freilich  auch  bedenklichsten  Stelle  des  Diploms,  der  nämlich, 
durch  welche  die  Bestellung  von  Judices  und  Notaren  als  Befugniss  des  Ge- 
schlechtes bezeichnet  wird.  Denn  gerade  hier  handelt  es  sich  um  eine  Be- 
fugniss, welche  dem  Missus  als  solchem  nirgends  zugestanden  zu  sein  scheint, 
welche  demnach  wohl  als  Befugniss  des  Pfalzgrafenamtes  zu  fassen  ist;  wie 
das  auch  in  der  Anordnung  der  Urkunde  eine  äussere  Stütze  findet,  insofern 
hier,  wie  der  Titel  des  Pfalzgrafen  vor  dem  des  Missus  erscheint,  so  auch 
diese  Befugniss  allen  anderen  voransteht.  Und  es  kommt  hinzu,  dass  wir 
schon  in  Oberitalien  die  Ernennung  von  Notaren  als  ein  pfalzgräfliches  Recht 
nachweisen  konnten. 

Aber  auch  freilich  nur  die  Ernennung  von  Notaren,  nicht  von  Judices. 
Die  Ernennung  von  Judices  hat  sich,  worauf  wir  zurückkommen  werden, 
in  ganz  entsprechender  Weise,  wie  die  von  Notaren,  zu  einem  ausschliesslichen 
königlichen  Hoheitsrechte  ausgebildet.  Aber  es  scheint  lange  an  demselben 
als  einem  nur  durch  die  Person  des  Königs  zu  übenden  festgehalten  zu  sein. 
Macht  das  spätere  Recht  der  von  Lomello  es  wahrscheinlich,  dass  schon  den 
alten  Pfalzgrafen  die  Ernennung  von  Notaren  überlassen  war,  so  würde  ihnen 
aus  entsprechendem  Grunde  die  der  Judex  nicht  zugestanden  haben,  da  sich 
bei  den  Lomello  nie  eine  Uebung  dieses  Rechtes  zeigt.  In  echten  Urkunden 
finde  ich  denn  auch  während  der  ganzen  staufischen  Periode  kein  zweites  Bei- 
spiel, dass  das  Recht  der  Ernennung  von  Judices  ständig  auf  eine  Kirche,  ein 
Geschlecht  oder  eine  Person  übertragen  wäre.  Gerade  unter  Friedrich  II  er- 
scheint es  als  ein  Recht  nur  der  höchstgestellten  Königsboten,  welches  zudem 
zögernder  verliehen  wird,  als  die  Uebung  anderer  Hoheitsrechte.  Nicht  einmal 
den  Generallegaten,  obwohl  diese  im  allgemeinen  zur  Uebung  jedes  könig- 
lichen Rechtes  befugt  sind,  scheint  es  ohne  besondere  Vollmacht  zugestanden 
zu  haben.  Denn  in  der  ersten  Bestallung  Konrads  von  Metz  und  Speier  vom 
April  1220  ist  nur  von  der  Bestellung  von  Notaren  die  Rede;  erst  in  der 
zweiten  vom  Nov.  1220  heisst  es  dann  ausdrücklich  am  Schlüsse  der  Ur- 
kunde: ad  maiorem  gratiae  nostrac  evidentiam  concedentes  eidem  legato 
nostro  potestatem  et  liberum  plenamque  /acultafcm  faciendi  iudices  ordi- 
narios.1  Bei  der  Bestellung  Enzio's  1239  heisst  es  dann  wohl  schlechtweg: 
Creandi  iudices  et  notarioa  tibi  concedimus  plenariam  pote&tatem2;  aber 
noch  scheint  das  Recht  auf  den  Generallegaten  beschränkt  zu  sein.  Denn 
obwohl  sich  die  Befugnisse  der  Generalvikare  sonst  durchweg  nur  in  örtlicher 
Ausdehnung  von  denen  des  Generallegaten  unterscheiden,  wird  doch  in  Be- 
stallungen des  Pandulf  1240  und  des  Friedrich  von  Antiochien  1246  zu 
Generalvikaren  von  Tuszien  das  Recht,  Judices  und  Notare  zu  ernennen, 
nicht  erwähnt;  dem  letztern  wird  es  dann  nachträglich  durch  besondere  Ur- 

254.  —  1.  Huillsrd  1,  754.  2,  56.     2.  Huillard  5,  350. 
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künde  verliehen;  erst  1249  wird  es  von  vornherein  als  Befugniss  eines  Ge- 
neralvikar erwähnt.3 

Dem  gegenüber  müssen  Bedenken  gegen  eine  erbliche  Verleihung  dieses 
Rechtes  1220  gewiss  nahe  liegen.  Und  auch  von  anderen  stützenden  That- 
sachen  wüsste  ich  nur  anzuführen,  dass  uns  seit  dein  Beginne  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  allerdings  Urkunden  vorliegen,  wonach  Mitglieder  des  Ge- 
schlechts unter  dem  Titel  eines  Cornea  et  missus  aacri  palatii  Romani  im- 
perii  oder  Comes  sacri  palatii  imperialia  et  ipaiua  aacri  palatii  et  Romani 
imperii  nunptius  Judices  bestellen. 4  Das  aber  genügt  nur  zum  Beweise,  dass 
wir  es  jedenfalls  mit  einer  Befugniss  zu  thun  haben,  welche  über  die  an  auf 
Grundlage  von  Fälschungen  erschlichenen  Privilegien  so  reiche  Zeit  K.  Karls  IV 
weit  zurückreicht. 

Andererseits  liegen  doch,  wie  mir  scheint,  überwiegende  Gründe  für  die 
Glaubwürdigkeit  der  Stelle  vor.  Die  ganze  bisherige  Untersuchung  erweckt 
das  günstigste  Vorurtheil  für  die  Urkunde.  Der  Pfalzgrafentitel  lässt  sich 
weit  über  dieselbe  zurückverfolgen,  beruht  keinenfalls  auf  Interpolation,  und 
die  hier  fraglichen  Befugnisse  lassen  sich  wenigstens  in  der  engern  Begrän- 
zung  auf  Ernennung  von  Notaren  schon  früher  als  pfalzgräfliche  erweisen.  Ich 
muss  weiter  gestehen,  dass  die  Gründe,  aus  welchen  ich  Bedenken  gegen  eine 
Verleihung  des  Rechtes  im  J.  1220  entnahm,  mir  nicht  mit  gleichem  Ge- 
wichte gegen  eine  1220  nur  bestätigte  Verleihung  gerade  vom  J.  1155  zu 
sprechen  scheinen.  Allerdings  weiss  ich  aus  dem  zwölften  Jahrhunderte  kein 
Zeugniss  beizubringen,  dass  das  Recht,  Judices  zu  ernennen,  vom  Kaiser  ver- 
liehen wurde.  Aber  es  ist  zu  bedenken,  dass  dem  Römerzuge  K.  Friedrichs  I 
die  beiden  Regierungen  Lothars  und  Konrads  voraufgingen,  dreissig  Jahre, 
während  deren  die  unmittelbare  Einwirkung  des  Königs  auf  Italien  fast  ruhte, 
da  Konrad  gar  nicht  nach  Italien  kam,  Lothar  aber  trotz  seiner  beiden  Züge 
den  italienischen  Angelegenheiten  im  allgemeinen  noch  weniger  Aufmerksam- 
keit geschenkt  zu  haben  scheint.  Wohl  nie  dürften  Recht  und  Herkommen  so 
zweifelhaft  gewesen  sein,  als  gerade  zur  Zeit  des  Römerzuges  K.  Friedrich  I; 
das  Alte  hatte  sich  vielfach  verwischt,  von  neuen  planmässigen  Gestaltungen 
ist  noch  nicht  die  Rede ;  gerade  in  einer  solchen  Zeit  mag  eine  Verleihung  von 
Befugnissen,  wie  sie  sonst  anscheinend  nicht  zu  geschehen  pflegte,  trotzdem 
immerhin  glaublich  erscheinen.  Und  zumal,  wenn  anzunehmen  wäre,  dass  es 
sich  dabei  etwa  nur  um  die  Sanktion  eines  thatsächlich  schon  bestehenden 


8*  Huillard  5,  650.  6,  386.  432.  741.  Es  dürfte  auch  zu  erwähnen  sein,  dass  in  der  sehr 
rollständigen  Aufzahlung  der  beim  Kaiser  nachzusuchenden  Befugnisse,  welche  1215  Bon- 
compagnus  gibt,  nur  die  Befugniss  faciendi  tabcUiones  erwähnt  wird.  Quellen  u.  Erört.  9  a, 
J54.  4*  1305.  37.  40:  Mem.  di  Lucca  3,  146.  Bonaini  Stat.  3,  847.  Von  ihnen  ernannte 
Notare  finden  sich  nicht  selten  und  auch  in  entfernteren  Gegenden ;  so  nach  Mittheilung 
Durigs  1295  und  1320  in  Südtirol  ein  notarm*  <L  Bartholom*  comitis  de  Luca,  1307  ein 
notaritts  d.  M.  comitis  de  advoc{atis)  Luze.  —  Sowohl  im  deutschen,  als  im  wälschen  Theile 
Südtirols  bezeichnen  sich  die  Notare  besonders  häufig  nach  ihrem  Ernenner;  so  finden  sich 
nach  Mittheilung  Durigs  oft  Notare  der  Pfalzgrafen  Ton  Lomello;  so  1296  ein  Notar  d. 
comitis  Claremontii,  1305  rf,  Philipi  comitis  de  Arada,  1311  comitis  Deodatit,  über  deren 
PriTilegien  ich  sonst  nicht«  in  Erfahrung  brachte;  vgl.  auch  $  250  n.  8,  §  251  n.  7. 
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Brauches  handelte.  Dass  in  Oberitalien  auch  unter  Lothar  und  Konrad  Missi, 
Judices  und  Notare  vom  Könige  bestellt  wurden,  zeigt  uns  allerdings  die  hier 
nicht  seltene  Erwähnung  des  ernennenden  Herrschers  im  Titel.  In  dem  ent- 
fernteren Tuszien  finden  sich  solche  Beispiele  nur  vereinzelt5;  es  musste  hier 
schwerer  sein,  die  Bestallungen  von  Deutschland  aus  zu  erwirken.  Damit  wird 
zusammenhängen,  dass  hier  nun  häufiger  päbstliche  Judices  und  Notare  in 
Thätigkeit  sind.  Aber  wir  finden  doch  daneben  immer  in  grosser  Zahl  Indices 
und  Notarii  d.  regia  oder  sacri  palatii  erwähnt,  nur  ohne  Nennung  des  be- 
stimmten Königs.  Sollten  diese  wirklich  immer  vom  Könige  selbst  bestellt 
gewesen  sein  ?  Sollte  die  Annahme  nicht  nahe  liegen,  dass,  um  dem  Bedürf- 
nisse zu  genügen,  die  ständigen  Missi  des  Königs  zu  Lucca  sich  zur  Bestel- 
lung von  Judices  und  Notaren  berechtigt  hielten,  demnach  K.  Friedrich  1155 
nur  eine  herkömmlich  schon  geübte  Befugniss  ausdrücklich  bekräftigte?  Die 
Stellung  dieser  ständigen  Königsboten  zu  Lucca  musste  überhaupt  eine  viel 
einflussreichere  sein,  als  die  der  Missi  in  Oberitalien,  da  ausser  ihnen  Tuszien 
wenigstens  dauernd  keine  weitern  Königsboten  gehabt  zu  haben  scheint. 6  Mag 
jene  Vermuthung  nun  gegründet  sein  oder  nicht,  so  glaube  ich  mich  nach  allein 
doch  für  die  Annahme  entscheiden  zu  müssen,  dass  K.  Friedrich  1 1 55  dem 
Königsboten  und  Vogte  Tancred  die  Befugniss  zur  Bestellung  von  Judices  und 
Notaren  verlieh  und  dass  sich  darauf  zunächst  der  Pfalzgrafentitel  bezieht, 
den  er  von  da  ab  führt.  Dass  auf  die  Verleihung  gerade  dieses  Titels  der 
Umstand  von  Einfluss  war,  dass  bei  den  Pfalzgrafeu  von  Lomello  sich  wenig- 
stens die  Befugniss  zur  Ernennung  von  Notaren  damit  verbunden  fand,  ist 
möglich,  obwohl  der  geringe  Werth,  welcher  bei  diesen  damals  auf  den  Titel 
gelegt  wurde,  dagegen  zu  sprechen  scheint;  es  ist  aber  auch  möglich,  dass 
der  Titel  zur  Bezeichnung  der  Befugniss  unabhängig  davon  gewählt  wurde,  da 
ähnliche  auch  sonst  in  jener  Zeit  ganz  willkürlich  eingeführt  zu  sein  scheinen. 7 
255.  —  Die  Stellung,  welche  die  Avvocati  von  Lucca  demnach  an- 
scheinend schon  im  zwölften  Jahrhunderte  einnahmen,  welche  ihnen  dann 
1 220  bestätigt  wurde,  tritt  dem  spätem  Pfalzgrafenamte  so  nahe,  dass  wir  in 
ihr  gewiss  mit  grösster  Wahrscheinlichkeit  den  nächsten  Ausgangspunkt  zu 
sehen  haben.  Insbesondere  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  Stellung 
der  Avvocati  massgebend  war  für  die,  so  weit  ich  sehe,  nächstfolgende  Er- 
theilung  pfalzgräflicher  Privilegien  durch  K.  Wilhelm  1249  an  die  Fieschi, 
Grafen  vonLavagna.1  Titel  und  Rechte  werden  hier  nicht  als  alther- 
gebracht bezeichnet,  sondern  neu  ertheilt.  Es  heisst,  dass  der  jedesmalige 
Aelteste  des  Hauses  Comitis  palatini  dignitate  praefulgeat  et  Ixmare  et 
comes  palatinus  twi&tat  cum  omni  iure,  omni  dominio,  omni  iurisdictione 
et  causa  et  cum  omnibns  pertinentiis  ad  dignitatem  et  honorem  predktum. 
Als  Einzelbefugnisse  werden  einmal  solche  angeführt,  welche  wir  auch  bei  den 

254.1  5.  In  einer  Anzahl  Urkunden,  welche  ich  für  diesen  Zweck  durchsah,  finde  ich 
nur  zu  Pisa  1146  einen  Judex  Lothars  (Antiq.  It.  3,  1161),  zu  Lucca  wohl  noch  1U4 
einen  Notar  Kaiser  Heinrichs  (Mem.  di  Lucca  4  b,  176),  aber  keinen  Lothars  oder  Kon- 
rad..    «.  Vgl.  $  230  n.  41.     7.  Vgl.  oben  $  253  n.  1.  2. 
255.  -  1.  Lunig  C.  D.  It.  2,  2459. 
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Avvocati  fanden:  dandi  tutores  et  curato-res  minoribua  et  aliis,  qui  tutela 
et  cum  indigent,  eorumque  alienationibus  interponendi  decreta,  faciendi 
iudices  ordinarios  et  tabellionea  publicos  imperUdi  auetoriUUe  vel  reffia  per 
Italiam,  wobei  allerdings  die  ausdrückliche  Beziehung  auf  ganz  Italien  neu 
ist  Dann  aber  kommt  hinzu  die  ausgedehnteste  Verleihung  der  Befugnisse 
ständiger  Appellationsrichter;  der  Pfalzgraf  kann  alle  Appellationen  an  den 
Kaiser  oder  König2  oder  dessen  Vikar  aus  ganz  Italien  entscheiden  oder  durch 
einen  Vertreter  entscheiden  lassen  und  Richter  in  den  einzelnen  Landestheilen 
aufstellen,  welche  solche  Appellationen  entscheiden  können. 

So  weitgehend  diese,  wie  andere  in  der  Urkunde  aufgezählte,  unsern 
Gegenstand  nicht  berührende  Befugnisse  sind,  so  scheint  mir  kein  Grund  vor- 
zuliegen, an  der  Echtheit  der  Urkunde  zu  zweifeln.  Denn  es  handelt  sich  we- 
nigstens um  keine  Befugnisse,  deren  Verleihung  den  Anschauungen  der  Zeit 
überhaupt  fremd  war;  auch  die  Appellationsgerichtsbarkeit  stand  ja  in  der- 
selben Weise,  nur  örtlich  beschränkter,  den  Este  zu3,  während  die  Legitima- 
tion auch  hier  noch  nicht  erwähnt  ist.  Für  K.  Wilhelm,  von  welchem  noch 
weitere  Privilegien  für  die  Fieschi  vorliegen4,  gab  es  genügsame  Gründe,  um 
den  nächsten  Verwandten  des  Pabstes  Innocenz  auch  ungemessene  Wünsche 
zu  gewähren.  Für  diese  Wünsche  werden  den  Fieschi  zunächst  Titel  und 
Vorrechte  der  benachbarten  Avvocati  massgebend  gewesen  sein;  und  dann 
erklärt  es  sich  leicht,  wenn  Befugnisse,  welche  bei  diesen  wohl  noch  als  missa- 
tische  von  den  pfalzgräflichen  zu  trennen  sind,  jetzt  und  später  unter  dem 
volltönenderen  Titel  des  Pfalzgrafen  zusammengefasst  werden. 

Jedenfalls  würde  es  sich  um  keine  Fälschung  viel  späterer  Zeit  handeln. 
Denn  die  Urkunde  wurde  um  1312  der  Kanzlei  K.  Heinrichs,  wohl  zum 
Zwecke  der  Bestätigung,  vorgelegt5;  von  den  zugefügten  Randbemerkungen 
deutet  nichts  auf  einen  Zweifel  an  der  Echtheit  der  Urkunde;  dagegen  nahm 
man  offenbar  Anstand,  sie  in  vollem  Masse  zu  bestätigen,  was  von  den  hieher 
gehörenden  Bestimmungen  insbesondere  die  Appellationsgerichtsbarkeit  trifft. 
Es  scheint  dann  von  K.  Heinrich  nur  eine  allgemeine  Bestätigung  der  von 
frühern  Königen  verliehenen  Privilegien  ertheilt  zu  sein.6  Es  fehlt  dann  aber 
die  Befugniss  zur  Entscheidung  von  Appellationen  auch  in  einem  sehr  aus- 
führlichen, auf  die  Urkunde  K.  Wilhelms  Bezug  nehmenden  Privilege  K. 
Karls  IV  von  13697,  während  dafür  hier  andere  Rechte,  wie  sie  sich  in  den 
spätem  Diplomen  finden,  so  insbesondere  das  Recht  zu  legitimiren,  hinzukommen. 

256.  —  Eine  sehr  ausgedehnte  Befugniss  zur  Entscheidung  von  Ap- 
pellationen wird  nun  freilich  schon  früher  in  Verbindung  nicht  gerade  mit 
dem  pfalzgräflichen  Titel,  aber  doch  mit  andern  pfalzgräflichen  Befugnissen 
in  einem  Privileg  für  den  Bischof  von  Volterra  von  1220  erwähnt.1 


2.  Das  verdorbene  ad  contervatorem  bei  Lünig  ist  nach  Acta  Henr.  2,  109  in  ad  regem  teti 
cttarem  zu  bessern.  3.  Vgl.  §  241.  4.  Notizenbl.  1,  146.  5.  Acta  Henr.  VII 
2,  109.  6«  Notizenbl.  1,  147.  Heinrichs  Kanzlei  scheint  das  mehrfach  gethan  zn  haben, 
-wo  sie  eine  ausdrückliche  Bestätigung  bedenklicher  Rechte  vermeiden  wollte.  7»  Lünig 
C.  D.  It.  2,  2461. 

256.  -  1.  Huülard  2,  42. 
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Wäre  dieses  echt,  so  würde  uns  dasselbe  für  einzelne  spätere  pfalzgräfliche 
Rechte  das  früheste  Zeugniss  geben. 

Dieses  Privileg  K.  Friedrichs  II  wiederholt  durchweg  wörtlich  ein  Privileg 
K.  Heinrichs  von  11 86 2  und  schliesst  sich  diesem  so  genau  an,  dass  es  sich, 
wie  dieses,  nur  auf  frühere  Verleihung  des  Vaters  beruft,  während  es  sonst 
unter  entsprechenden  Verhältnissen  in  den  Privilegien  K.  Friedrichs  II  üblich 
ist,  neben  dem  Vater  auch  den  Grossvater  zu  neunen;  dass  es  weiter  einige 
Bestimmungen,  welche  in  dem  früheren  Privileg  erst  nach  der  Strafandrohungs- 
formel zugefügt  sind,  an  derselben  unpassenden  Stelle  belässt.  Gegen  die 
Echtheit  der  Urkunde  K.  Heinrichs  dürften  sich  keine  gegründete  Bedenken 
erheben  lassen.  In  beiden  Urkunden  heisst  es  übereinstimmend:  De  toto 
etiam  epiacopatu  et  comitatu  Vulterrano  omnem  iuriadictionem  et  quecun- 
que  ad  iua  noatrum  pertinent  et  preterea  fodri  conlectionem  prenominato 
epUcopo  auiaque  aucceaaoribus  munißcentia  noatra  concedimua;  und  in  einer 
der  am  Schlüsse  zugefügten  Stellen:  Concedimua  etiam — ut — epiacopua 
cariaaimua  ßdelta  noater  et  illuatria  princepa  imperii  tum  in  facienda  «*- 
atitia  et  pace  manutenentla,  quam  in  fodro  conligendo  et  ceteria,  que  ad  ins 
et  honorem  noatrum  apectanty  per  totum  epiacopatum  et  comitatum  Vulter- 
ranum  vice  noatra  ordinet  et  diaponat.  Diese  Verleihungen  scheinen  kein 
Bedenken  zu  erregen.  Der  Bischof,  dem  früher  nur  die  Immunität  mit  aus- 
gedehnten richterlichen  Befugnissen  zustand,  soll  von  K.  Friedrich  I  die  Graf- 
schaft erhalten  haben,  womit  die  hervorragende  Stellung,  welche  er  gerade  in 
dieser  Zeit  in  Tuszien  einnimmt,  durchaus  übereinstimmt. 3  Was  hier  ver- 
liehen wird,  ist  auch  nur  die  Uebung  der  Gerichtsbarkeit  in  der  Grafschaft 
selbst  und  zwar,  wenn  wir  das  vice  noatra  betonen  wollen,  mit  den  Befugnissen 
eines  Königsboten,  wie  sie  ja  auch  sonst  häufig  an  Bischöfe  verliehen  waren. 

Es  finden  sich  nun  weiter  in  dem  Privileg  von  1186  Bestimmungen,  wo- 
nach der  Bischof  für  die  Ueberlassung  der  Bergwerke  jährlich  dreissig  Mark 
Silber  an  die  kaiserliche  Kammer  zu  zahlen  hat;  und  weitere  dreissig  Mark 
für  die  Ueberlassung  der  Regalien  in  der  Grafschaft.  Beide  Sätze  sind  in  dem 
Privileg  von  1220  einfach  ausgelassen,  was  gewiss  die  gewichtigsten  Be- 
denken gegen  die  Echtheit  oder  doch  Unverfalschtheit  desselben  erregen  muss. 
Wollte  der  Kaiser  1220  jene  Abgaben  wirklich  erlassen,  so  würde  das  doch 
schwerlich,  zumal  man  übrigens  die  frühere  Urkunde  nur  abschrieb,  nur  still- 
schweigend, nicht  durch  ausdrückliche  Nachlassung  geschehen  sein.  Es  kommt 
noch  ein  anderer  erschwerender  Umstand  hinzu.  Jene  Abgaben  wurden  noch 
bis  1 355  als  in  Kraft  bestehend  betrachtet  und  erst  damals  auf  besonderes 
Nachsuchen  des  Bischofs  von  K.  Karl  IV  ausdrücklich  nachgelassen4;  es 
kann  also  auch  kein  anderweitiges  Privileg  gegeben  haben,  durch  welches  jene 
Abgaben  1220  schon  nachgelassen  waren,  was  ihre  Nichterwähnung  etwa  er- 
klären könnte. 

Das  muss  denn  schon  von  vornherein  das  grösste  Misstrauen  gegen  eine 
andere,  für  uns  wichtige  Abweichung  erregen.  Im  Privileg  von  1186  heisst 


256.]  2.  Larai  Mon.  J,  470.     8.  Vgl.  §  120  n.  13.  %  135  n.  7.  18.     4.  Ughelli  1,  1455. 
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es:  Concedimus  etiam  ipsi  Vulterrano  episcopo,  ut  liceat  ei  civiles  et  crimi- 
nelles causas  uni  vel  pluribus,  sicut  ipsi  plaaierit,  terminandas  delegare. 
Diese  Verleihung  des  Rechtes  der  Delegation,  wie  es  jedem  ordentlichen 
Richter  zustand,  hat  nichts  auffallendes.  Dagegen  findet  sich  nun  1220  diese 
Stelle  in  folgender  Weise  erweitert:  Concedimus  etiam  ipsi  Vulterrano  epis- 
copo et  ecclesie  sue,  ut  sicut  in  episcopatu  suo  ei  concessimus  civiles  et  cri- 
minales  causas  cognoscere  et  uni  vel  pluribus  pro  voluntate  sua  terminan- 
das  delegare,  ita  et  liceat  ei  vice  nostra  per  totam  Tttsciam  utrasque  causas 
et  cognoscere  et  delegare;  potestalem  etiam  ei  concedimus  iudices  etnotarios 
ordinäre,  tutores  et  curatores  et  mondualdos  dare  et  naturales  filios  legi- 
timos  constituere  et  libertates  donare  et  appellationes  in  tota  provincia  sua, 
que  ad  nostram  serenitatem  referende  sunt,  reeipere;  ita  ut  hec  omnia  vice 
nostra  libere  exequatur;  worauf  dann  noch  eine,  der  altern  Urkunde  gleich- 
falls fremde  Bestimmung  über  unrechtmässig  veräussertes  Kirchengut  folgt. 
Damit  wären  nun  pfalzgräfliche  Befugnisse  in  weiter  Ausdehnung  verliehen. 
Aber  eine  solche  Verleihung  ist  für  1 220  ganz  unglaublich.  An  den  Appella- 
tionen wäre  weniger  Anstoss  zu  nehmen,  als  an  der  Verleihung  der  Gerichts- 
barkeit erster  Instanz  durch  ganz  Tuszien,  wenn  wir  dieselbe  auch  nur  als 
konkurrirende  zu  betrachten  hätten.  Der  Stellung  früherer  ständiger  Königs- 
boten würde  das  wohl  entsprechen ;  jetzt  aber  war  die  Gerichtsbarkeit  erster 
Instanz  durchweg  den  Städten  und  Grossen  in  Privilegien  ausdrücklich  zuge- 
sprochen, nur  die  Appellation  dem  Reiche  vorbehalten;  eine  solche  Verleihung 
wäre  in  dieser  Zeit  ein  entschiedener  Eingriff  in  die  Rechte  Dritter  gewesen, 
und  sie  würde  durchaus  vereinzelt  stehen.  Zudem  war  ein  Bedürfniss  für  die- 
selbe in  keiner  Weise  vorhanden,  da  es  jetzt  durchweg  einen  mit  genügenden 
Vollmachten  versehenen  Königsboten  in  Tuszien  gab;  gerade  kurz  vorher 
hatte  der  Kaiser  den  Eberhard  von  Lautern  dazu  ernannt5  Die  Bedenken 
gegen  Verleihungen  des  Rechtes,  Judices  zu  ernennen,  haben  wir  schon  bei 
Besprechung  der  Stellung  der  Avvocati  geäussert6;  was  sich  dort  für  die  Zu- 
lässigkeit  geltend  machen  liess,  fällt  hier  fort;  es  ist  mir  insbesondere  kein 
Beispiel  vorgekommen,  dass  der  Bischof  ein  solches  Recht  wirklich  geübt 
hätte.  Nicht  minder  bedenklich  muss  die  Verleihung  des  Rechtes  der  Legiti- 
mation erscheinen,  auf  welches  wir  zurückkommen.  Wir  müssen  nach  allem 
annehmen,  dass,  wenn  der  Kaiser  1220  dem  Bischöfe  wirklich  ein  Privileg 
ertheilt  hat,  was  bei  der  Unvollständigkeit  des  uns  vorliegenden  Textes  kaum 
zu  entscheiden  ist,  dasselbe  in  der  für  uns  wichtigen  Stelle  interpolirt  ist. 

Es  hat  nun  freilich  K.  Karl  IV  1355  genau  die  dort  angegebenen  Rechte, 
nur  in  der  später  üblichen  ausführlicheren  Fassung,  dem  Bischöfe  in  einer 
unverdächtigen  Urkunde  verliehen.7  Das  wird  uns  aber  höchstens  einen 
Fingerzeig  über  den  Zweck  der  Fälschung  geben  können;  was  der  Fälscher 
nach  der  Auslassung  der  Stellen  über  die  Abgaben,  nach  der  Einschiebung 
über  jene  ausserordentlichen  Befugnisse  offenbar  wünschte,  i*t  in  den  beiden 
Privilegien  K.  Karls  wirklich  gewährt;  die  Fälschung  wird  gemacht  sein,  um 


5.  Huillard  1,  848.     6.  Vgl.  $  254.      7.  Ughelli  1,  1454. 
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diese  zu  erwirken;  und  gerade  in  der  Kanzlei  K.  Karls  IV  scheint  mau  ohne 
weitere  Prüfung  ziemlich  alles  bestätigt  zu  haben,  was  vorgelegt  wurde.  Das 
hat  dann  insoweit  noch  weiter  nachgewirkt,  als  nun  1 364  auch  dem  Bischöfe 
von  Florenz  eben  jene  Rechte  mit  einigen  andern  verliehen  wurden8,  wobei 
sichtlich  das  Privileg  für  Volterra  als  Vorlage  gedient  hat.  Uebrigens  schei- 
den sich  diese  Diplome  von  den  übrigen  dadurch,  dass  in  beiden  wohl  die  ge- 
wöhnlichen pfalzgräflichen  Befugnisse ,  nicht  aber  der  Titel  verliehen  wird ; 
dass  weiter,  abgesehen  von  der  Gerichtsbarkeit  durch  ganz  Tuszien,  auch  die 
Entscheidung  von  Appellationen  den  sonstigen  Pfalzgrafendiplomen  fremd  ist, 
wie  wir  dieselbe  ja  auch  bei  den  Fieschi  später  nicht  wieder  verliehen  fanden. 

257.  —  Ganz  regelmässig  wird  in  den  spätem  Diplomen  die  Befugniss 
zur  Legitimation  Unehelicher  ertheilt,  für  welche  wir  bisher  noch  keinen 
Haltpunkt  fanden.  Mit  dem  steigenden  Ansehen  des  römischen  Rechtes  wurde 
gewiss  die  Befugniss  zu  legitimiren  als  ein  kaiserliches  Vorrecht  anerkannt. 
Doch  ist  mir  im  zwölften  Jahrhunderte  noch  kein  Zeugniss  für  eine  Legitimatio 
per  rescriptum  principis  aufgefallen,  während  auch  im  dreizehnten  die  Zeug- 
nisse dafür  aus  Italien  auffallend  selten  sind.  Der  Grund  mag  darin  liegen, 
dass  bei  der  sehr  günstigen  Stellung  der  Konkubinenkinder  im  longobardischen 
Rechte  die  Legitimation  durch  Rescript  wenig  Vortheil  bieten  konnte,  so  lange 
diese  sich  in  den  Schranken  des  Justinianeischen  Rechtes  hielt.  Denn  abge- 
sehen von  der  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe,  scheint  kein  Grund  zur 
Annahme  vorhanden,  dass  die  Bestimmung  des  Edikts,  wonach  der  Vater 
natürliche  Söhne  den  ehelichen  Söhnen  bei  Zustimmung  dieser  gleichstellen 
konnte,  ihre  Gültigkeit  verloren  habe;  wenigstens  in  den  Formeln  zum  Pa- 
pienser  Rechtsbuche  erscheint  sie  als  wirksam  bezüglich  der  Vererbung  von 
Grundeigenthum  anerkannt. 1  Wenn  das  longobardische  Lehenrecht,  ohne  die 
Form  der  Legitimation  zu  erwähnen,  den  später  legitimirten  Naturales  das 
Erbrecht  in  Lehen  abspricht2,  so  lässt  sich  das  für  eine  die  Regel  bestätigende 
Ausnahme  fassen;  und  dieser  Mangel  konnte  auch  durch  Reskript  nicht  be- 
seitigt werden,  insofern  wenigstens  in  den  ältesten  italienischen  Legitimations- 
rcskripten die  Erbfolge  in  Lehen  ausdrücklich  ausgeschlossen  wird.3  Mangelt 
es  an  bestimmteren  Zeugnissen4,  so  dürfte  doch  der  Annahme  kaum  etwas  im 
Wege  stehen,  dass  da,  wo  vorwiegend  longobardisches  Recht  massgebend 
war,  die  Legitimation  der  Naturales  ohnehin  so  erleichtert  war,  dass  für  diese 
durch  ein  Reskript  weitergehende  Vortheile  nicht  zu  erlangen  waren. 

Dieses  Verhältniss  gestaltete  sich  dann  anders,  als  unter  dem  Einflüsse 
des  kanonischen  Rechtes  die  Anschauung  Boden  gewann,  dass  auch  Spurii 


256.18.  Ughelli  3,  151. 

257.  —  1.  L.  Pap.  zu  Roth.  155.  2.  II  Feud.  2G  §  10.  8.  Huillard  4.  225.  226. 
4.  In  einer  leider  unvollständigen  Stelle  eines  1208  zu  Reggio  abgefassten  Testament« 
heisst  es  bei  Einsetzung  eines  eventuellen  Erben:  ri  fitie  mte  non  viverenl  et  non  haberet 
(ßiios  preter  naturales)  Mo/,  quo$  habet  in  Cons(antinoi>olitano  ei  ipte  veUt  eot  legiti- 
mar«,  nolo  ut  ipti  habeant  niti  Falcidiam  etc.  Affarosi  Prosp.  1,  431.  Die  Ergänzung 
ist  allerdings  unsicher;  aber  es  scheint  doch  von  einer  wesentlich  nur  vom  Willen  des 
Vaters  abhängenden  Legitimation  die  Rede  zu  sein. 
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legitimirt  werden  könnten.  Für  die  Legitimation  durch  den  Princeps  dürfte 
das  älteste  Zeugniss  das  bekannte  Schreiben  des  Pabstes  Innocenz  an  Wil- 
helm von  Montpellier  von  1202  sein.5  Die  Legitimation  bezüglich  ihrer  Wir- 
kungen für  das  weltliche  Recht  ist  hier  als  Recht  des  Landesfürsten  aner- 
kannt; im  Patnraonium  der  römischen  Kirche  schreibt  es  sich  der  Pabst  zu, 
weil  er  dort  auch  oberster  Landesfürst  sei;  eine  Legitimation,  welche  er  in 
einem  andern  Lande  vornehmen  würde,  betrachtet  er  im  allgemeinen  als  einen 
Eingriff  in  die  Befugniss  des  Landesfürsten,  zu  der  er  sich  nur  in  besondern 
Ausnahmsfallen  berechtigt  halten  dürfe.  Gegen  Ansprüche  des  Papstes,  wenn 
nicht  auf  Legitimation,  doch  auf  Entscheidung  der  rechtlichen  Wirkungen  einer 
kaiserlichen  Legitimation,  scheint  es  gerichtet,  wenn  der  Kaiser  1242  bezüg- 
lich der  von  ihm  legitimirten  Söhne  des  Burchard  von  Avesnes  betont,  dass 
die  Restitutio  natalium  soli  principi  Romano  in  hnperio  nostro  debetur, 
und  ihr  Erbrecht  aufrecht  erhält  non  obstantibus  litteris  aliquibus  vel  re- 
scripto  super  successione  temporalium  vel  rebus  imperii  a  sede  apostolica 
impetratis.6  Ein  Beispiel  für  eine  Legitimation  durch  den  Pabst  findet 
sich  dann  1251;  Rainald,  Sohn  des  Markgrafen  Azzo  von  Este,  starb  als 
Geissei  in  Apulien  mit  Hinterlassung  unehelicher  Kinder,  von  welchen  der 
Markgraf,  faciens  ipaos  fieri  lepitimos  tarn  per  sedem  apostolicam,  quam 
per  regem  Alemanie  Guilielm um,  den  Opizo  zu  seinem  Nachfolger  einsetzte." 
Da  die  Este  damals  Markgrafen  von  Ancona  waren,  so  wird  auch  hier  die 
»Stellung  des  Papstes  als  Landesherrn  massgebend  gewesen  sein.  Bestimmter 
ergibt  sich  das,  wenn  1346  Markgraf  Opizo  von  Este,  päbstlicher  Vikar  von 
Ferrara,  den  Pabst  um  Legitimation  von  Kindern  ersucht,  welche  er  in  civi- 
tati  Ferrariensi — eeclesie  Romane  immediale  subiecta  erzeugte,  und  der 
Pabst  dieselbe  ertheilt  apostolica  in  omnibus  et  sinpulis  locis  et  terris  spiri- 
tualiter  et  temporaliter  nobis  et  eidem  eeclesie  Romane  subiectis,  et  impe- 
riali,  que  —  vacante  Romano  imperio,  sicut  nunc  vacat,  in  nobis  et  ecclesia 
Romana  predicta  resiilere  noscitur,  auetoritatibus  in  omnibus  et  sinpulis 
terr't8  et  locis  eidem  imperio  subditis.6  Erfolgt  die  Legitimation  mit  vollster 
Wirkung  für  das  geistliche,  wie  das  weltliche  Rechtsgebiet,  so  ist  auch  aufs 
bestimmteste  auf  die  Stellung  des  Papstes  einerseits  als  Herrn  des  Kirchen- 
staats, andererseits  als  Verweser  des  Kaiserthums  hingewiesen.  Es  ist  mir 
auch  sonst  aus  dieser  Zeit  kein  Zeugniss  vorgekommen,  dass  der  Pabst  als 
solcher  mit  Wirksamkeit  für  das  weltliche  Rechtsgebiet  legitimirt  hätte;  eine 
Formel  aus  der  Zeit  K.  Rudolfs  berührt  nur  das  kirchliche  Gebiet:  tibi  ad 
graciam  dispensacionis  admitti  supplicium  postulanti  apostolice  miseri- 
cordie  iamtam,  ut  non  solum  ad  sacros  ordines,  verum  eciam  ad  per- 
sonatus  et  dipnitates  ecclesiasticas  assumi  valeas,  auetoritate  presencium 
aperimus.9 

5.  Innoc.  Ep.  1.  5  ep.  128;  auch  Cap.  13.  X.  4,  17.  «.  Huillard  6,  33.  7.  Ann.  Patavini. 
Mon.  Germ.  19,  162.  8.  Theiner  Cod.  dorn.  2,  154.  9.  Oesterr.  Archir  14,  326.  Ebenso 
bezieht  es  sich  sichtlich  nur  auf  das  kirchliche  Rechtsgebiet,  wenn  nach  dem  Chron. 
Montis  Sereni  ed.  Eckstein  69  der  Pabst  1201  den  Erwählten  von  Merseburg  legitimirt, 
damit  er  die  Weihe  empfangen  darf.    Auch  nach  der  oft  angeführten  Stelle  Schwab. 
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Die  frühesten  Beispiele  einer  Legitimation  durch  den  Kaiser 
beziehen  sich  nicht  allein  auf  Spurii,  sondern  es  ist  auch  der  Umstand,  dass 
es  sich  um  solche  handelt,  ausdrücklich  betont.  Es  sind  undatirte  Reskripte 
K.  Friedrichs  II,  in  deren  einem  es  sich  um  Söhne  eines  Geistlichen,  im  an- 
dern eines  Verheiratheten  von  einer  Ledigen  handelt,  welche  er,  da  der  Mangel 
der  Geburt  legitimationis  Jwnore  per  principe»!  ersetzt  werde,  de  plenitu- 
dine  potestatis  nostre  et  ex  certa  scientia,  eos  spurios  esse  scientes,  legiti- 
mirt  und  ihnen  alle  Rechte  ehelich  Geborener,  mit  Ausnahme  des  Erbrechtes 
in  Lehen  zuspricht,  wogegen  im  ersten  Falle  der  zwanzigste  Theil  der  dadurch 
gewonnenen  Einkünfte  an  den  Kaiser  zu  zahlen  ist,  wie  das  in  einer  sizilischen 
Konstitution  auch  für  nichtlegitimirte  Kinder  von  Geistlichen  allgemein  be- 
stimmt ist,  welchen  Friedrich  aus  kaiserlicher  Machtvollkommenheit  trotz 
mangelnden  Erbrechtes  die  elterlichen  Güter  in  der  Form  einer  Verpachtung 
durch  den  Staat  belässt.10  Ausserhalb  Italien  finden  wir  die  schon  erwähnte 
Legitimation  der  Söhne  des  Burchard  von  Avesnes,  welche  wir  nur  aus  spä- 
terer Erwähnung  von  1242  kennen,  und  bei  der  es  sich  um  Naturales  zu 
handeln  scheint. 

Scheint  im  allgemeinen  die  Legitimation  durch  den  Kaiser  im  longobar- 
dischen  Italien  im  dreizehnten  Jahrhunderte  noch  wenig  gebräuchlich  gewesen 
zu  sein,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  wir  keinerlei  Zeugniss  fiir  die  Uebertragung 
der  Befugniss  zur  Legitimation  in  Vertretung  des  Königs  finden. 
Selbst  in  den  umfassendsten  Vollmachten,  in  denen  der  Generallegaten,  ist 
davon  nicht  die  Rede.  Wo  dasselbe  in  Privilegien  erwähnt  wird,  wie  in  dem 
besprochenen  für  den  Bischof  von  Volterra,  in  einem  von  1248  für  die  Grafen 
von  Radicate11,  fehlt  es  nicht  an  andern  Gründen  für  die  Annahme  einer 
Fälschung. 

258.  —  Um  so  auffallender  ist  ein  ganz  unverdächtiges  Zeugniss  aus 
der  Romagna,  wonach  der  Erzbischof  von  Ravenna  schon  1214  eine  Legi- 
timation ertheilte.  Es  heisst  in  einem  Protokolle  über  die  in  der  erzbischöf- 


257.]  Ldr.  47  scheint  doch  nicht  nothwendig  Legitimation  durch  den  Pabst  und  den  Kaiser 
als  gleichgestellt  zu  betrachten  sein,  zumal  nach  der  ältesten  Fassung  Deutschsp.  45: 
da  mag  der  babtt  wol  ein  e  chint  auz  machen  und  auch  der  kait«r,  iet  weder  nach 
seinem  rechi;  es  dürfte  das  doch  recht  wohl  die  Auslegung  zulassen,  dass  der  Pabst  für 
das  Gebiet  des  geistlichen,  der  Kaiser  des  weltlichen  Rechts  legitimirt.  Daraus  würde 
sich  denn  auch  erklären,  dass  man  von  beiden  Gewalten  zugleich  legitimiren  Hess;  so 
1329:  Böhmer  Acta  600.  Sp&ter  haben  allerdings  die  päbstlichen  Pfalzgrafen  auch  im 
Reiche  die  Befugniss  zur  Legitimation  mit  denselben  Wirkungen,  wie  sie  die  durch 
kaiserliche  Pfalzgrafen  hatte,  beansprucht.  Vgl.  Schubart  325.  10.  Huillard  4,  225. 
226.  Das  erste  Reskript  ist  bei  Goldast  Constit.  imp.  3,  398  Konrad  IV  zugeschrieben 
und  wird  als  solches  häufig  angeführt;  für  Deutschland  hut  es  jedenfalls  keine  Bedeutung. 
Formeln  für  die  Legitimation  aus  der  Zeit  K.  Rudolfs,  Oesterr.  Archiv  14,  325,  sind  sicht- 
lich durch  den  Sprachgebrauch  der  Kanzlei  Friedrichs  II  bestimmt.  Formeln  aus  der  Zeit 
K.  Adolfs  im  Archiv  der  Gesellsch.  10,  576,  K.  Albrechts  im  Oesterr.  Archiv  1849.  2,  300. 
11.  Huillard  6,  656.  Auch  ein  Privileg  für  das  Geschlecht  von  1186,  im  Auszuge  im  No- 
tizenbl.  2,  370,  ist  nach  einer  vollständigen  Abschrift,  welche  Stumpf  veröffentlichen  wird, 
jedenfalls  interpolirt,  da  das  Recht  ofßciaies  et  ütdices  -  ordinariot  conttiluendi  et  creandi 
erwühnt  wird. 
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liehen  Kurie  verhandelten  Geschäfte:  lacobus  et  Gisla  in  presentia  d.  Hn- 
baldi  archiepiscopi  constituti  ivraveritnt,  qaod  eo  tempore,  quo  genita  fuit 
Sibil'ta  eorum  filia,  poterant  esse  ?vr  et  uxor,  quin  vir  non  habebat  uxorem, 
neque  mulier  virum,  iiee  erat  inter  eos  impedimentum  ipsis  scientibus; 
postmodum  presentaverunt  eamdem  Sibiliam,  quam  dicebant  esse  natu- 
ralem, d.  archiqnscopo  postulnndo  ipsam  legitimari,  volentes  ipsam  suc- 
cedere  in  bonis  eorum  sicut  legitimam  filiam,  et  auetoritatem  in  hoc  d. 
archiepiscopi  postulantes;  et  ipse  prestitit  illam  tamquam  Ordinarius 
iudex. 1 

Der  Erzbischof  handelt  hier  offenbar  nicht  als  Vertreter  des  Kaisers ; 
der  Zusatz  ty?  auetoritate  d.  imperatoris  würde  sonst  hier  gewiss  eben  so 
wenig  fehlen,  wie  bei  der  früher  besprochenen  Ernennung  eines  Notar.2  Es 
ist  ausdrücklich  betont,  dass  der  Erzbischof  als  Judex  Ordinarius  handelt. 
Darunter  ist  nun  hier  offenbar  nicht  der  den  alten  Pfalzrichtern  entsprechende, 
in  der  staufischen  Zeit  oft  diesen  Titel  führende  Judex  zu  verstehen,  dessen 
Befugnisse  sich  auf  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  beschränken;  sondern  der 
ordentliche  Richter  der  Provinz  im  Sinne  des  römischen  Rechts. 3  Als  solcher 
konnte  aber  der  Erzbischof  für  die  ganze  Romagna  gelten,  wenn  auch  that- 
sächlich  seine  Befugnisse  sehr  zurückgedrängt  sein  mochten.4  Damit  ist  nun 
aber  an  und  für  sich  für  die  Erklärung  jenes  Vorganges  nichts  gewonnen. 
Denn  die  Legitimation  ist  keine  Befugniss  des  ordentlichen  Richters. 

Es  wird  insbesondere  zu  beachten  sein,  dass  es  sich  hier  um  keine  Spuria 
handelt,  sondern  die  Statthaftigkeit  der  Legitimation  offenbar  bedingt  er- 
scheint durch  die  eidliche  Versicherung,  dass  die  Tochter  eine  Naturalis  sei. 
Damit  sind  wir  denn  doch  sichtlich  auf  die  Legitimation  durch  Reskript  in  der 
engern  römischen  Auffassung  hingewiesen.  Wenn  sich  diese  in  der  Romagna, 
nicht  aber  im  longobardischen  Italien  findet,  so  kann  das  nicht  auffallen,  wenn 
unsere  frühere  Vermuthung  richtig  ist,  dass  dieselbe  neben  den  milden  Be- 
stimmungen des  longobardischen  Rechtes  kaum  einen  Werth  hatte;  ein  Grund, 
der  in  der  Romagna  entfiel.  Und  wir  sind  gerade  hier  nicht  auf  die  An- 
nahme hingewiesen,  in  solcher  Legitimation  eine  Wirkung  des  Wiederauf- 
lebens des  wissenschaftlichen  Rechtes  zu  sehen;  es  ist  an  und  für  sich  wahr- 
scheinlich, dass  eine  Form,  für  welche  hier  jederzeit  ein  Bedürfniss  vorlag, 
sich  von  altrömischer  Zeit  her  erhalten  hat.  Auffallend  würde  also  nur  noch 
die  Befugniss  gerade  des  Erjbischofs  sein. 

Den  Erzbischof  finden  wir  überhaupt  im  Besitze  mannichfacher  Befug- 
nisse, welche  sich  kaum  einfach  daraus  erklären  lassen,  dass  ihm  die  Graf- 
schaften der  Romagna  verliehen  waren,  während  andererseits  doch  in  den 
kaiserlichen  Privilegien  nicht  die  geringste  Andeutung  einer  Verleihung  solcher 
Befugnisse  durch  den  Kaiser  vorkommt.  Wir  wiesen  schon  darauf  hin,  wie 
die  Ernennung  der  Tabellionen  zu  Ravenna  als  selbstständiges  und  ausschliess- 
liches Recht  des  Erzbischofs  erscheint. 5  Der  Erzbischof  übt  die  jetzt  durch- 


258.  -  1.  Amadesius  3,  167.        2.  Vgl.  §  251  n.  2.        3.  Vgl.  §  131  n.  6. 
4.  Vgl.  §  134.     5.  Vgl.  §  251  n.  3. 
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weg  als  ausschliessliches  Recht  des  Kaisers  aufgefasste  Appellationsgerichts- 
barkeit6, ohne  dass  eine  Bestellung  desselben  zum  kaiserlichen  Appellations- 
richter irgend  wahrscheinlich  wäre.  Zu  einer  Freilassung  und  Adoption  gibt 
der  Erzbischof  1215  seine  Auctoritas7;  ebenso  1213  zur  Bestellung  eines 
Prokurator,  wie  auch  mehrfach  Schiedsrichter  vor  ihm  bestellt  werden.8  Es 
wird  nun  gewiss  die  Annahme  nicht  unwahrscheinlich  sein,  dass  seine  eigen- 
tümlichen Befugnisse  vielfach  damit  zusammenhängen,  dass  er  lange  Zeit  in 
einem  Lande  römischen  Rechtes  wenigstens  thatsächlich  der  höchste  Richter 
war.  Erhielt  sich  das  römische  Recht  in  der  Romagna,  so  liegt  es  auf  der 
Hand,  dass  manche  Befugnisse,  welche  dasselbe  dem  Princeps  ausschliesslich 
zuspricht,  hier  nothwendig  auf  den  höchsten  Provinzialbeamten  übergehen 
mussten,  wenn  man  an  den  betreffenden  Rechtsinstituten  überhaupt  festhalten 
wollte,  etwa  zunächst  auf  den  Exarchen.  Die  päbstliche  Hoheit  wird  da  wenig 
Einfluss  gewonnen  haben.  Gerade  der  Erzbischof  nahm  ja  dieser  gegenüber 
alsbald  die  weltliche  Hoheit  aufs  bestimmteste  in  Anspruch9;  und  später 
wusste  er  wirklich  die  päbstliche  Hoheit  zu  beseitigen,  war  auf  Grund  kaiser- 
licher Verleihungen  Herr  der  Romagna,  wenn  daneben  der  Exarchat  wohl 
auch  als  vom  Pabste  ihm  überlassen  betrachtet  wurde. 10  Ich  möchte  daher 
annehmen,  dass  der  Erzbischof  bei  der  Legitimation  ein  Recht  des  römischen 
Princeps  übt,  welches  unter  dem  Einflüsse  der  thatsächlichen  Verhältnisse  in 
der  Romagna  auf  den  höchsten  Richter  in  der  Provinz  übergegangen  war. 
Hätte  nun  später  auch  der  König  von  Italien  wieder  in  das  Recht  des  Princeps 
eintreten  können,  so  ist  es  doch  erklärlich,  wenn  das  bei  einem  den  longobar- 
dischen  Einrichtungen  fremden  Institute  nicht  geschah,  wenn  man  auch  später 
darin  ein  herkömmliches  Sonderrecht  des  Erzbischofs  sah.  Ganz  in  derselben 
Weise  würde  auch  das  Recht  des  Pabstes  im  Patrimonium  zu  legitimiren  sich 
erklären,  insofern  wir  auch  dieses,  wie  doch  kaum  zu  bezweifeln,  als  ein  alt- 
hergebrachtes zu  betrachten  haben. 

Haben  sich,  wie  wir  annehmen,  die  römischen  Formen  der  Legitimation, 
wenn  auch  vielleicht  mannichfach  entstellt,  in  der  Romagna  immer  erhalten, 
nur  nicht  gerade  als  kaiserliches  Hoheitsrecht,  so  musste  doch  die  Schule  von 
Bologna  auf  das  Vorrecht  des  Princeps  zurückkommen.  Hier  finden  wir  denn 
auch  ein  auffallend  frühes  Beispiel,  dass  dem  Kaiser  das  Recht  zur  Verleihung 
der  Befugniss  zu  legitimiren  zugeschrieben  wird.  In  der  schon  1215  zu  Bo- 
logna von  der  Universität  gebilligten  Rhetorik  des  Buoncompagno  heisst  es 
nämlich:  Ab  imperatore  siqm'dsm  <'t  rfiffihmt  phuntitr  .wcultria  officio,  — 
nuetoritas  avdimdi  de  appellttcionihu-*,  faciendi  tabellianes,  emaneipandi, 
leffitthnandi,  manumittendi,  damit  tutores  et  curatore». 1 1  Aber  während 
wir  für  die  Uebertragung  aller  andern  Befugnisse  Belege  finden,  fehlen  die- 
selben für  die  Legitimation  in  dieser  Zeit  noch  durchaus;  und  es  wäre  doch 
recht  wohl  denkbar,  dass  die  Schule  die  Verleihung  einer  solchen  Befugniss 


258.1  &  Fantuwi  313.  Amadesius  3,  167  und  sonst.  7.  Pantuzzi  5,  313.  8.  Ama- 
desius  3,  159.  161.  167.  9.  Vgl.  Tod.  Carolin,  cp.  51.  55.  56,  JaffA  Bibl.  4,  171.  184. 
187.      10.  Vgl.  §  134.      11.  Quellen  u.  fcrört  9a,  154. 
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als  statthaft  hinstellte,  ohne  dass  sie  schon  thatsächlich  vom  Kaiser  ge- 
übt wurde. 

259.  —  Damit  scheint  zu  stimmen,  dass  es  noch  in  den  spätem  Zeiten 
des  Jahrhunderts  in  der  Romagna  sichtlich  sehr  schwierig  war,  eine  Legiti- 
mation zu  erlangen,  was  kaum  denkbar  wäre,  wenn  schon  früher  die  Ver- 
leihung der  Befugniss  dazu  an  andere  Personen  durch  den  Kaiser  üblich 
gewesen  wäre.  Wir  ersehen  das  aus  einem  Falle,  der  uns  mit  den  Pfalz- 
grafen Venerosi  bekanntmacht,  deren  Fälschungen  kaum  ohne  Ein fluss  auf 
die  weitere  Gestaltung  der  pfalzgräflichen  Befugnisse  geblieben  sind. 

Rolandinus  Passagerii ,  damals  eine  der  einflussreichsten  Personen  zu 
Bologna1,  hatte  eine  einzige  Tochter  während  Lebzeiten  seiner  Frau  mit  einer 
Ledigen  gezeugt.  Schon  1285  gestattete  ihm  die  Gemeinde  Bologna,  der- 
selben bis  zu  dreihundert  Pfund  zuwenden  zu  dürfen.2  Im  folgenden  Jahre 
richtete  er  dann  an  das  im  Stadthause  versammelte  Kollegium  der  Doktoren, 
Advokaten  und  Judices  eine  Bittschrift,  in  welcher  er  seinen  sehnlichen  Wunsch 
ausdrückte,  jene  einzige  Tochter  als  Nonne  oder  Ehefrau  unterzubringen  und 
ihr  nach  Belieben  von  seinem  Gute  zuzuwenden,  si  tarnen  h>rfh  I tonnin, 
creta  non  obstent.  Da  sei  nun  ein  Herr  aus  altangesehenem  Geschlecht»', 
Bortfudotus  de.  Venerosi*  eomes  palatinus  in  Lomhardia  et  eomes  itt'ny 
Hipe  insule  Suzarie*  et  Jiardine,  nee  non  quarU  partis  tot 'ms  chrifatU 
Verone  dominus,  welcher  vierzehn  kaiserliche  Privilegien  habe,  ihm  selbst 
von  K.  Friedrich  II,  die  übrigen  von  frühem  Kaisern  seinen  Vorfahren  er- 
theilt,  von  welchen  er,  Rolandin,  mehrere  mit  Goldbullen  eingesehen  habe, 
eins  ganz  mit  goldenen  Buchstaben  geschrieben.  Darin  werde  demselben  das 
Recht  zur  Legitimation  ertheilt,  wie  Rolandin  das  ganz  dem  Wortlaute  der 
später  zn  erörternden  Privilegien  entsprechend  näher  angibt.  Er  ersucht  dann 
das  Kolleg  um  ein  doppeltes  Gutachten.  Einmal  darüber,  ob  die  Kaiser  dem 
Grafen  derartige  Privilegien  verleihen  konnten  und  ob  solche  Verleihung 
rechtskräftig  sei;  und  daraus  ergibt  sich  doch  wohl  aufs  bestimmteste,  dass 
damals  eine  Verleihung  der  Befugniss  zur  Legitimation  etwas  durchaus  Unge- 
wöhnliches sein  musste.  Er  bittet  weiter  um  ein  Gutachten  darüber,  ob  seine 
Tochter,  wenn  sie  daraufhin  vom  Grafen  legitimirt  sein  würde,  ihn  rechtmässig 
beerben  könne.  Es  wurde  dann  eine  Kommission  niedergesetzt  und  schliess- 
lich erfolgte  ein  Gutachten,  ganz  dem  Wunsche  Rolandins  entsprechend,  nur 
mit  der  Klausel,  si  eonstat  prb'ilepia  ita  esse,  wonach  diese  selbst  noch  nicht 
zur  Prüfung  vorgelegt  waren.4 

Dieser  ganze  Hergang  ist  durch  Aufnahme  in  die  Komunalregesten  aufs 
glaubwürdigste  bezeugt.  Ebenda  sind  uns  durch  Transsumpt  von  1322  von 
den  Privilegien  die  von  Heinrich  VI,  Friedrich  II  und  Heinrich  VII  erhalten.5 
Im  erstem,  gegeben  zu  Piacenza  1195  Mai  29,  verleiht  und  bestätigt  der 


295.  —  1.  Vgl.  Sarti  Bon.  1.  424.  Savigny  5,  539.  2.  Sarti  Bon.  1,  428.  3.  Die 
Insula  Suzaria  zwischen  Po  und  Zara,  nördlich  von  Gonzaga,  wird  872  an  die  Kirche  von 
Reggio  geschenkt,  Tiraboschi  Mod.  1,  40,  und  spftter  oft  als  Eigenthuin  derselben  erwähnt. 
4.  Sarti  2,  140.      5.  Mittheilung  von  Wüstenfeld;  vgl.  Huillard  G,  941. 
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Kaiser  Veneroso  filio  Brandalimi  comitts  palatini  de  Venerosis  de  Ripa 
Insule  Suzarie  et  Bardine  et  quarte  partis  totius  civitatis  Verone  und 
dessen  Erben  per  totum  Romanum  Imperium  iure  Iwnorabilis  feudi  et  m- 
vestiture  facultatem  et  liberum  potestatem  ordinandi  et  faciendi  filios  le- 
giptimos,  qui  non  sunt  legiptimi,  et  ßlios  adoptivos  et  iudices  ordinarios  et 
notarios,  et  etiam  accipere  et  alluere  et  extrahere  duos  homines  condempna- 
tos  in  persona  et  in  pecunia  de  banpno  et  carceribus  cuiuslibet  communis, 
civitatis  vel  castri  ad  voluntatem  sui  sine  contradictione  vel  molestatione 
alicuius  persone,  ubicumque  sint  per  totum  Romanum  Imperium,  —  lege 
aliqua  non  obstante,  et  illa  predpue,  que  legiptimare  spurios  nisi  ex  certa 
scientia  non  permittit;  ita  quod  quoscunque  fecerit,  possint  succedere  ltere- 
ditati  patris  et  omni  alii  suo  iuri,  tamquam  veri  et  legiptimi  cives  Romani, 
et  omnia  officia  et  iudicatus  et  acta  publica  conlractus  conscribere  atque 
conficerc  et  omnia  facere  et  exercere,  que  ad  ipsa  tabellionatus  et  iudicatus 
officia  de  iure  pertinere  noscuntur,  in  quacumque  park  j uerint  imperii  me- 
mwati,  sicut  a  nobis  sive  a  nostra  largitate  dicta  officio  obtinuerint,  ut  de 
penna  et  calamario  et  iudicata  possint  et  valeant  investire  eosdem;  weiter 
wird  ihnen  freie  Verpflegung  am  Hofe  zugesichert  und  jährlich  vierzig  Pfund 
Silber  zur  Verbesserung  ihres  obgenannten  Lehens.  Dann  wird  noch  ange- 
geben, dass  Venerosus  dem  Kaiser  den  Treueid  geleistet  habe,  wobei  er  pa- 
latinus  comes  in  Lombardia  heisst6 

So  weit  ist  alles  offenbar  grobe  Fälschung.  Dagegen  entsprechen  die 
Eingangs-  und  Schlussformeln,  der  grösste  Theil  der  Zeugen,  die  Datirung 
ganz  genau  einer  zweifellos  echten,  an  demselben  Tage  für  die  Kirche  von 
Parma  ausgestellten  Urkunde.7  Man  könnte  danach  annehmen,  der  Kaiser 
habe  damals  wirklich  eine  Urkunde  für  das  Geschlecht,  wenn  auch  andern 
Inhalts  ausgestellt,  welche  der  spätem  Fälschung  zum  Anhalte  diente.  Aber 
die  wörtliche  Uebereinstimmung  zieht  sich,  insofern  der  ganz  verschiedene  In- 
halt das  irgend  zulässt,  so  weit  in  die  Urkunde  hinein,  dass  es  mir  fast  zwei- 
fellos erscheint,  dass  gerade  jene  Urkunde  für  Parma,  von  der  der  Fälscher 
eine  Abschrift  zur  Hand  haben  mochte,  zur  Vorlage  gedient  hat;  die  Ueber- 
einstimmung ist  grösser,  als  dass  sie  sich  durch  die  Annahme  erklären  Hesse, 
man  habe  sich  in  der  Reichskanzlei  für  beide  Urkunden  an  dasselbe  Formular 
gehalten,  was  an  und  für  sich  bei  so  verschiedenen  Gegenstanden  unwahr- 
scheinlich ist. 

Die  Urkunde  Friedrichs  II,  angeblich  ausgestellt  1245  März  13  zu  Parma» 
wiederholt  dem  Bertholoctus  comes  filius  Petri  Venerosi  comitis  palatini 
jene  Verleihung  mit  denselben  Ausdrücken.8  Sie  ist  eine  ganz  ungeschickte 
Fälschung,  ohne  irgend  eine  echte  Vorlage  gemacht,  da  auch  von  den  Aeus- 
serlichkeiten  nichts  zutrifft.  Es  wäre  auf  diese  Fälschungen  keinerlei  Werth 
zu  legen  gewesen,  wenn  sie  nicht  seltenen  Erfolg  gehabt  hätten,  auf  Grund- 
lage derselben  sich  vielleicht  überhaupt  erst  die  später  massgebende  An- 


250.]  6.  Sarti  Bon.  2,  143;  auch  Antiq.  It.  1,  393  aus  einem  Klosterarchire  zu  Sien*. 
7.  Affo  P.  3,  307.     8.  Sarti  2,  142 ;  aus  derselben  Quelle  Huillard  6,  941. 
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schauung  bestimmter  ausgebildet  hat,  dass  der  Kaiser  die  Befugniss  zu  legi- 
timiren  andern  übertragen  könne. 

Es  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  Rolandinus  Passagerii  nicht  ein 
Getäuschter,  sondern  an  der  Fälschung  vorzugsweise  betheiligt  war.  Vor  1 286 
fehlt  jede  Spur  für  irgendwelche  besondere  Befugniss  der  Venerosi,  wie  mir 
überhaupt  Erwähnungen  einer  Familie  mit  jenen  Bezeichnungen  nicht  aufge- 
fallen sind.9  Bartolotto  und  seine  Brüder  wurden,  anscheinend  schon  unter 
jenen  Titeln,  erst  1285  zu  Bürgern  in  Bologna  aufgenommen. 10  Sie  mochten 
schon  früher  in  Verbindung  mit  Rolandin  stehen,  alles  schon  länger  vorbe- 
reitet sein.  Die  Umstände  waren  überaus  günstig.  Bei  einer  der  Stadt  an- 
scheinend bisher  fremden  Familie  konnten  Privilegien,  von  denen  bisher  nichts 
verlautete,  nicht  befremden.  Das  Kolleg  der  Doktoren  und  Advokaten  mochte 
die  mannichfachsten  Gründe  haben,  den  Wünschen  des  mächtigen  Rolandin 
nicht  entgegenzutreten,  und  lieber  etwaige  Bedenken  zu  unterdrücken.  Und 
vor  allem  wird  zu  beachten  sein,  dass  dem  Rolandin  als  Lehrer  der  Notariats- 
kunst und  Praeconsul  des  Kollegs  der  Notare  zur  Durchführung  von  Fäl- 
schungen die  mannichfachsten  Hülfsmittel  zu  Gebote  standen.  Ob  sich  Wider- 
spruch erhob,  wissen  wir  nicht.  Es  mag  mit  jenem  Hergänge  zusammenhängen, 
dass  1287  ein  unehelicher  Sohn  des  Juristen  Egidius  Fuscararius  durch  De- 
kret des  Volks  von  Bologna  legitimirt  wurde11,  während  dieses  doch  1285 
sich  offenbar  dazu  bezüglich  der  Tochter  des  Rolandin  nicht  befugt  hielt. 
Vielleicht,  dass  erst  das  Auftauchen  einer  solchen  Befugniss  überhaupt  den 
Gedanken  nahe  legte,  dieselbe  für  die  Stadt  in  Anspruch  zu  nehmen.  Viel- 
leicht aber  auch,  dass  man  auf  den  Unterschied  zwischen  dem  Naturalis,  um 
den  es  sich  hier  zu  handeln  scheint,  und  dem  Spurius  noch  grösseres  Gewicht 
legte  und  die  Stadt  sich  nur  bezüglich  jenes  die  Befuguiss  beilegte. 

Das  Privileg  Friedrichs  II  wurde  1 322  nicht  im  Original  vorgelegt,  son- 
dern in  einem  Transsurapt,  gefertigt  1289  in  Gegenwart  des  Podesta  von 
Bologna  und  seines  Judex  und  von  fünf  Notaren  beglaubigt,  wobei  zugleich 
eine  Erklärung  des  Podesta  erfolgt  war,  dass  dasselbe  gleiche  Kraft  haben 
solle,  als  das  verglichene,  unverletzt  und  mit  Goldbulle  versehen  vorgelegte 
Original.  Dieses  mag  demnach  doch  Mängel  gehabt  haben,  welche  man  für 
später  den  Augen  entziehen  wollte.  Damit  spätestens  war  also  zu  Bologna  die 
Fälschung  amtlich  anerkannt 

Die  Privilegien  scheinen  dann  auch  K.  Heinrich  VII  vorgelegt  zu  sein, 
der  1311  den  BrtmdalLvius  comes  condam  Bartholocti  comitis  palatini  de 
Vetwrosie  de  ripa  insule  Stwzare  et  Bardine  mit  den  Reichslehen,  welche 
ihm  nach  den  Privilegien  früherer  Kaiser  zustehen,  belehnt. 12  Da  der  Titel, 
nur  mit  Auslassung  des  Viertels  von  Verona,  entspricht,  jene  Befugnisse  auch 
in  den  frühern  Urkunden  als  Lehen  bezeichnet  sind,  so  mochte  das  allerdings 

9.  In  einer  unbedingt  unechten  Raiserurkunde  ron  1162,  Soldani  82,  auch  Bflhmer  Acta 
105,  ist  ein  Veneroiut  comes  palatinut  in  Loinbardia  Zeuge;  sie  soll  freilich  schon  1223 
transsumirt  sein;  doch  wird  auch  das  Transsumpt  unbedenklich  als  Fälschung  zu  bezeich- 
nen sein.  10.  Ghirardacci  267  nach  Aufzeichnungen  des  Stadtarcbirs.  11.  Sarti  1,  369, 
nur  Auszag.     12.  Böhmer  AcU  439;  vgl.  Huillard  6,  941. 
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als  Bestätigung  durch  das  Reich  gelten  können,  obwohl  doch  gewiss  nicht 
ohne  Grund  die  Aufzählung  vermieden  und,  wie  das  freilich  auch  sonst  vor- 
kommt, hinzugefügt  ist,  aalvo  iure  imperii  et  quorumlibet  aliorum. 

Die  Venerosi  haben  anscheinend  an  den  verschiedensten  Orten  ihre  Be- 
fugnisse mit  Erfolg  zur  Anerkennung  zu  bringen  gewusst.  So  ernannte  Barto- 
lotto  zu  Ferrara  1290  einen  Notar13;  sein  zu  Como  1297  aufgesetztes  Testa- 
ment, in  welchem  er  seinen  einzigen  Sohn  Brandaligi  zum  Erben  insbesondere 
auch  jener  pfalzgräflichen  Befugnisse  einsetzt,  ist  von  einem  von  ihm  ernann- 
ten Judex  Ordinarius  geschrieben.14  Brandaligi  ernennt  1304  einen  Kamal- 
dulensermönch  zum  Notar. 15  Sein  Sohn  Bartolotto  hat  1333  in  Tusziea 
Spurii  legitimirt16;  1336  investirt  er  einen  Florentiner,  nachdem  dieser  ihm 
pro  Romano  imperio  et  ipsius  Corona  und  für  sich  und  sein  Haus  den  üb- 
lichen Treuschwur  geleistet  hat:  e.r  audoriüite  de  hoc  habita  ab  imperatoria 
maiestatey  aicut  in  ipaorum  imj>cratorumt  qui  precesaerunt  et  8er.  d.  Jlen- 
rici  olim  Rom.  regia  et  8.  aug.  privilegiia —  evidenter  apparet  —  ipaum  X. 
—  de  predictia  arte  et  ofjieiis  notarie  et  iudicatua  ordinarie  iuriadictionis 
publice  iibilibet  fidelittn*  exercendi  cum  anulo  aureo,  penna  et  calamario  et 
obaculo  pt*rpetue  pacta  et  recordationia  et  amoria  interveniente  publice  in- 
vcativit;  worauf  dann  die  einzelnen  Befugnisse  aufgezählt  werden,  welche  der- 
selbe per  totum  Romanum  i)nperium  üben  darf  und  au  welchen  ihu  niemand 
hindern  soll  bei  Strafe  von  hundert  Mark  Silber,  quarum  medieta«  ipai  do- 
mino  comiti  vice  prineipis  applied  ur.*"1 

260.  —  Gelang  es  den  Venerosi,  sich  in  der  Uebung  der  in  ihren  Fäl- 
schungen beanspruchten  Befugnisse  zu  behaupten,  so  lässt  das  allerdings 
darauf  schliessen,  dass  die  Auffassung,  der  Kaiser  könne  sein  Recht,  zu  legi- 
timiren,  auf  andere  übertragen,  der  Zeit  nicht  fremd  war.  Doch  habe  ich  Fälle 
einer  ausdrücklichen  Verleihung  des  Rechtes  zur  Legitimation  vor 
dem  vierzehnten  Jahrhunderte  nicht  gefunden. 

Dem  Abte  und  Konvente  von  S.  Salvator  am  Berge  Ainiato  bestätigt 
und  erneuert  K.  Heinrich  1313  deren  von  seinen  Vorgängern  erhaltenen 
Rechte,  von  welchen  besonders  aufgezählt  werden  die  Befuguiss:  filioa  non 
legiptim08  legiptimandi,  ßlios  adoptivoa  redpiendi,  notarios  iiulicesque  or- 
dinarioa  ercandi.1  Sollte  diese  Stelle  nicht  etwa  überhaupt  eingeschoben 
sein2,  so  wird  sich  doch  schwerlich  daraus  der  Schluss  ziehen  lassen,  dass 
dem  Abte  diese  Rechte  schon  früher  ausdrücklich  verliehen  seien;  sie  mögen 
ohne  genauere  Prüfung  oder  auf  Grundlage  von  Fälschungen  aufgenommen  sein. 

Das  erste  Beispiel  ausdrücklicher  Verleihung  gibt  eine  Urkunde  von 
1315,  in  welcher  K.  Ludwig  den  Colonna  von  Rom  das  Recht  ertheilt,  No- 
tare zu  kreiren,  Uneheliche  zu  Iegitimiren  und  Münzen  zu  schlagen.3  Auf  die 


259.|  13.  Antiq.  It.  1,  305.  14.  Sarti  2,  144.  15.  Mittarelli  Ann.  5,  260.  16.  HollUrd 
«,941.      17.  Bonaini  Stat.  3,  845. 

260.  —  1.  Böhmer  Acta  459.  2.  Sie  ist  jedenfalls  ungeschickt  eingefügt,  scheint 
sich  aher  auch  in  dem  angeblichen  Originale  zu  Florenz  so  zu  finden.  3.  Böhmer  Acta 
800;  das  Itinerar  (Tgl.  Reg.  Lud.  n.  165)  stimmt,  und  Bedenken  gegen  die  nur  in  Bestä- 
tigung K.  Friedrichs  III  rorliegende  Urkunde  dürften  sich  kaum  begründen  lassen;  nur  der 
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Verleihung  für  Castruccio  1327  kommen  wir  zurück;  zuerst  mit  dem  Pfalz- 
grafentitel verbunden  erscheint  die  Befugniss  dann  1328  im  Privileg  für  die 
Grafen  von  Montefeltre:  Ad  lux  quoque  v<)8  et  dietna  f ratrea  veatroa  et  corum 
et  veatroa  deaeendentea  comitea  palatinoa  de  novo  faeimua  et  crenmua,  aa- 
aignantea  vobia  comitntum  predictum  Feretrenaem,  ut  ex  eo  comitcttii  voa  — 
nomen  et  titulum  haheatia  vobiaque — poteattitem  et  auetoritatem  —  conce- 
dimua  —  leniptimandi  et  ad  antiquum  et  primevum  atatum  reduemdi  ouinea 
et  ainfftdoa  tarn  natundea  quam  apurioa  et  eeimn  ex  inceatuoao  et  dmnpnato 
coytu  proereatoa  et  auper  defeettt  qtudibet  diapenaandi,  et  notarioa  et  iudicca 
ordinari<)8  faciendi.  *  Dieser  Verleihung  schliessen  sich  inhaltlich  die  meisten 
der  zahlreichen  von  K.  Karl  IV  ertheilten  Diplome  dadurch  genauer  an,  dass 
auch  in  ihnen  nebst  dem  Titel  eines  Pfalzgrafen  ausdrücklich  nur  die  Be- 
fugniss zu  legitimiren  und  Judices  und  Notare  zu  ernennen  ertheilt  wird,  wäh- 
rend insbesondere  die  obervormundschaftlichen  Befugnisse  nicht  erwähnt  wer- 
den. Weiter  ertheilte  der  Kaiser  1330  nach  einer  nur  auszugsweise  bekannten 
Urkunde  zwei  Bürgern  von  Bergamo  das  Recht,  in  ganz  Italien  natürliche 
Kinder  zu  legitimiren. 5  Unter  Karl  IV  haben  wir  dann  die  Legitimation  als 
die  am  regelnlässigsten  mit  dem  Pfalzgrafentitel  verbundene  Befugniss  zu  be- 
trachten, insofern  dieselbe,  so  weit  ich  sehe,  nie  in  den  Diplomen  fehlt,  wäh- 
rend vereinzelt  von  den  sonst  gewöhnlichen  Befugnissen  wohl  nur  diese  dem 
neuen  Pfalzgrafen  ertheilt  wird.6  In  Diplomen  von  1355  findet  sich  dabei 
noch  keine  Beschränkung,  es  ist  einfach  von  der  Legitimation  aller  Arten  von 
Unehelichen  die  Rede7;  später  erstreckt  sich  zwar  auch  die  Befugniss  auf 
qmalibet  baatardoa,  apurioa,  tiotoa,  manaerea  et  ex  quocumque  nefario  vel 
dampnato  eoitu  proereatoa,  aber  jetzt  durchweg  mit  dem  Zusätze:  illuatriunt, 
apectubilium,  dueum,  comitum,  baronuin  et  proeerum  natia  duntaxnt 
exceptia. 8 

261.  —  In  späterer  Zeit  enthielt  wenigstens  die  Comitiva  maior  auch  die 
Befugniss  zur  Erhebung  in  den  Ritterstand.  Die  erste  Andeutung 
dafür  finde  ich  in  dem  Privileg,  durch  welches  Castruccio  degli  Antelminelli 
1327  zum  Herzoge  von  Lucca  und  Bannerträger  des  Reichs  erhoben  und 
welches  dann  1328  nach  der  Kaiserkrönung  gleich  lautend  bestätigt  wurde.1 
Ausser  vielen  andern  Befugnissen  des  neuen  Herzogs,  welche  uns  hier  nicht 


Ausdruck  imperiale  tigillum  ist  ungewöhnlich  und  streng  genommen  unrichtig.  4.  Theiner 
Cod.  dorn.  temp.  I,  554.  5.  Reg.  Lud.  n.  2719  aus  alter  Copie  zu  Brescia.  Von  Publi- 
zisten (vgl.  Schubart  26.  226)  wird  diese  Urkunde  angeführt  und  dabei  Ertheilung  des 
Pfalzgrafentitcls  erwähnt,  die  nach  Böhmers  Auszug  unwahrscheinlich  sein  dürfte;  einen 
Druck  der  Urkunde  habe  ich  nicht  gefunden.  6.  1368:  Lünig  G.  It.  2,  1475.  7.  Mem. 
di  Lucca  4  b,  61.  Remling  1,  597.  Manucci  238.  8.  1360:  Glafcy  25  usw.  In  dem  das 
gewöhnliche  Mass  überschreitenden  Diplome  von  1361  für  Nicolaus  do  Albertinis,  Glafey 
572,  und  der  darauf  beruhenden  Formel  einer  Creatio  optima  bei  Joh.  de  Geylnhusen  24 
findet  sich  die  Klausel  nicht. 

261.  —  1.  Manucci  207.  211;  letzteres  auch  sonst  oft  gedruckt.  Das  Recht  wird 
auch  verliehen  an  dio  MarkgTafen  von  Colle  in  einer  angeblich  schon  1162  ausgestellten 
und  1223  transsumirten  Urkunde;  Soldani  82,  auch  Böhmer  Acta  105;  aber  eben  diese 
Stelle  dürfte  bestimmt  für  die  Unechtheit  auch  des  Transsumptcs  sprechen. 


Digitized  by  Google 


104  Ncuoro  Pfalzgrafen 

berühren,  wird  auch  die  aufgeführt:  Milites  quoquc  in  dicto  ducatu  et  extra 
constituendi  et  militari  cingulo  ilecorandi,  welcher  sich  dann  die  pfalzgräf- 
lichen Befugnisse  der  Ernennung  von  Richtern  und  Notaren  und  Legitimation2 
anschliessen,  ohne  dass  jedoch  der  pfalzgräfliche  Titel  erwähnt  würde. 

Die  Ertheilung  der  Ritterwürde  an  einen  Ritterbürtigen  haben  wir  nicht 
als  Reservatrecht  des  Kaisers  zu  betrachten,  wenn  es  auch  scheiut,  dass  be- 
sonderes Gewicht  darauf  gelegt  wurde,  vom  Kaiser  selbst  zum  Ritter  ge- 
schlagen zu  sein.  So  bekundet  K.  Karl  1353,  dass  er  selbst  den  Marino 
Faliero  von  Venedig  mit  der  Ritterschaft  geziert  habe  und  derselbe  alle  Ehren 
und  Rechte  geniessen  solle,  wie  ceteri  milites,  quo*  cesarum  augiata  poteneia 
militavit3;  und  1360  ertheilt  er  zu  Gunsten  des  Symon  Buccanigra,  Vikars 
von  Genua  und  kaiserlichen  Admirals,  dem  Burggrafen  von  Magdeburg  den 
Auftrag,  quatemi*  eundem  Symonem  pro  nobis  et  nostro  nomine  atque  vice 
miUtem  constituere,  cingulo  quoque  ac  nniversis  militaribus  poseis  et  debeas 
insigniis  insignire,  adJubitis  nniversis  sollempnitatibns,  qne  circa  imj)eriales 
consueverunt  milites  adltiberi;  volumus  enim  —  nt  postquam  dictns  S.  a  te 
premisso  fuerit  ordine  miliciam  assecntus,  proinde  noster  et  sacri  reputetnr 
et  sit  miles  imperii  et  Idisdcm  privilegüs  et  dignitatibus  ubilibet  pociatur, 
ac  si  dictatn  esset  miliciam  per  manum  nostram  caesaream  presencialiter 
assecntus.*  Es  handelt  sich  hier  sichtlich  weniger  um  die  Ertheilung  der 
Würde  eines  Ritters  überhaupt,  als  der  bevorzugten  eines  kaiserlichen  Ritters. 
Worin  der  Vorzug  eines  solchen  bestehen  soll,  tritt  nicht  hervor  und  berührt 
uns  insoweit  nicht,  als  es  nicht  scheint,  dass  solche  Vollmachten,  wie  sie  hier 
für  den  Einzelfall  ertheilt  werden,  etwa  später  auch  dauernd  verliehen  wurden. 

Das  Recht,  Ritterbürtige  zu  Rittern  zu  machen,  wurde  von  den  ver- 
schiedensten Personen  geübt,  erscheint  wohl  als  Befugniss  jedes  Ritters,  wird 
insbesondere  auch  bei  Reichsbischöfen  nicht  selten  erwähnt.  Der  Brauch  mag 
verschieden  gewesen  sein  und  es  ist  möglich,  dass  man  vielfach  für  die  Uobung 
des  Rechtes  eine  kaiserliche  Verleihung  verlangte,  wie  sie  Castruccio  erhielt. 
Das  war  dann  aber  keine  Verleihung  eines  an  und  für  sich  nur  dem  Kaiser 
zustehenden  Rechtes,  wie  das  bei  den  pfalzgräflichen  Befugnissen  durchweg 
der  Fall  ist;  und  es  kann  darin  nicht  der  Ausgang  für  die  spätere  Befugniss 
der  Comitiva  maior  gesucht  werden. 


261.]  2«  Von  dieser  macht  Castruccio  in  seinem  Testamente  zu  Gunsten  seiner  eigenen 
unehelichen  Kinder  Gebrauch.  Manucci  226.  3*  Böhmer  Acta  573.  Vgl.  auch  Glafey  25. 
Joh.  de  Geylnhusen  20.  Schon  1323  ertheilt  K.  Ludwig  dem  Grafen  Bertold  Ton  Neiffen 
als  Generalrikar  yon  Italien  die  Vollmacht:  pertouas  etiam  expediertet  in  milites,  conti- 
liariot,  capellanot,  familiariot  et  domesticos  nostros  et  imperii  reeipiendi  et  itggregandi 
ac  sie  reeeptis  concedendi  cum  nottrit  militibus  et  familiaribus  parem  priviltgii,  stipendii, 
honoris  et  itatut  dignitaiem.  Verci  Marca  9,  31.  Aber  da  dürfte  es  sich  Tielleicht  weniger 
um  die  Erhebung  zu  Rittern,  als  um  die  Aufnahme  von  Rittern  in  den  königlichen  Dienst 
handeln,  die  danach  allerdings  als  eine  bevorrechtete  Personenklasse  erscheinen.  K.  Ludwig 
bezeichnet  1337  zwei  Ritter  als  Milites  ettrie  nottre.  Bflhmer  Acta  525.  Aach  bei  Job.  de 
Geylnhusen  18  nimmt  K.  Karl  IV  jemanden  t»  familiärem,  dornest iatm  commentalem  et 
militem  nostrum  an,  wobei  als  Vorrecht  insbesondere  Abgabenfreiheit  verliehen  wird. 
4.  Glafey  275. 
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Dagegen  war  es  allerdings  ein  kaiserliches  Reservatreclit,  Nichtrittcr- 
bürtigen  die  Fähigkeit  zur  Erlangung  der  Ritterwürde  zu  ertheilen;  waren  sie 
durch  allgemeine  Reichssatzungen  davon  ausgeschlossen,  so  konnte  nur  der 
Kaiser  vom  Gesetze  entbinden.  So  ertheilt  K.  Friedrich  II  jemandem  die 
Gnade :  quod  quanquam  pater  suus  miles  non  fuerit  et  nostris  eonstitutio- 
nibus  caveatur,  quod  milites  jleri  nequeant,  qui  de  geiwre  militum  non  nas- 
cuntur,  ipse  tarnen  de  culminis  nostri  licentia  decorari  valeat  cingulo 
militari. 5 

Tritt  bei  der  Verleihung  an  Castruccio  eine  Ausdehnung  des  Rechtes 
auch  auf  Nichtritterbürtige  nicht  bestimmt  hervor,  so  ist  das  nun  später 
mehrfach  der  Fall.  So  heisst  es  zuerst  1355  im  Pfalzgrafendiplome  für  den 
Bischof  von  Lucca:  Item  modo  predicto  possis  et  valeas  quoscumque  mobiles 
et  etiam  plebeios  hainlos  milites  facere  et  ad  militare.  decus  Jtonorabiliter 
promovere  per  Universum  Romanum  Imperium  et  ubique  locorum  de  nostre 
regalis  plenitudine  potestat'ts. 6  Wörtlich  wiederholt  wird  das  kurz  nachher 
im  Pfalzgrafendiplome  für  den  Bischof  von  Speier7;  auch  in  einem  Privileg 
für  den  Bischof  von  Florenz  von  1364,  in  welchem  aber  der  Pfalzgrafentitel 
nicht  ertheilt  wird,  findet  sich  dieselbe  Bestimmung.8  Häufiger  aber  ist  diese 
Befugniss  nicht  verliehen;  in  allen  mir  bekannt  gewordenen  Pfalzgrafendiplo- 
meu  K.  Karls  IV  finde  ich  kein  weiteres  Beispiel;  auch  aus  der  nächstfolgen- 
den Zeit  weiss  ich  nur  anzuführen,  dass  K.  Ruprecht  1402  den  edeln  Floren- 
tiner Maso  de  Albicis  zum  Pfalzgrafen  ernannte  mit  der  Gewalt,  Adelige  und 
Plebejer  zu  Rittern  schlagen  zu  dürfen;  die  Stelle  stimmt  wörtlich  mit  der 
entsprechenden  im  Privilege  für  den  Bischof  von  Florenz,  welches  damals  als 
Vorlage  gedient  haben  wird.y  Auch  später  ist  die  Erhebung  in  den  Ritter- 
stand nur  eine  Befugniss  der  Comitiva  maior,  für  welche  wir  demnach  den 
Ausgangspunkt  in  jenen  Privilegien  zu  sehen  haben. 

262.  —  Das  verwandte  beschränktere  Recht  der  Erhebung  von 
Bauern  zu  Bürgern  verleiht  K.  Karl  1360  einem  Ritter  und  Pfalzgrafen 
aus  Vercelli.  indem  er  ihm  und  seinen  Nachkommen  bewilligt,  quod  possiti*  et 
valeatis  quoscunque  forenses  sive  rusticos  villarum  et  terra rum  quarum- 
cunque  cives  facere  et  constituere  et  eisdem  de  civilitatis  huiusmodi  beneßeiis 
et  gracia  providere,  so  dass  sie  sich  aller  Rechte  und  Freiheiten  erfreuen 
sollen,  quibus  ceteri  cives  originarii  quarumeunque  civitatum  imperii  gau- 
dent  seu  quomodolibet  de  iure  vel  consuetudine  laudabili  pociuntur. 1  Aber 
der  Fall  bleibt,  so  weit  ich  sehe,  vereinzelt2,  und  wird  als  Zeugniss  dienen 
können,  wie  man  in  der  Kanzlei  K.  Karls3  auf  Anschauungen  und  Unter- 


5.  Petr.  de  Vineis  1.  6  c.  17.  ß.  Mem.  di  Lucca  4  b,  61.  7.  Remling  1,  597.  8.  Ughelli 
3,  J51.     9.  Reichsrogistraturbuch  A  bl.  57  zu  Wien. 

262.  —  1.  Glafey  22.  2.  K.  Karl  soll  1363  dem  Johann  de  Amatis  die  Befugniss 
verliehen  haben,  civt4  Romanot  zu  kreiren;  doch  scheint  mir  das  Zeugniss  nicht  unver- 
dächtig; Tgl.  unten  §  263  n.  6.  8.  Für  die  Behandlung  der  italienischen  Geschäfte  wer- 
den da  insbesondere  massgebend  gewesen  sein  die  Referotdarii  imperialit  curie  et  au/e 
nottre  in  partibftt  halte;  nach  einer  Formel  bei  Joh.  de  Geyluhusen  21  waren  sie  nur,  wenn 
der  Kaiser  in  Italien  war,  besoldet  und  im  Amte  und  hatten  insbesondere  alle  Gesuche 
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Scheidungen  verfiel,  welche  sich  dem  ^tatsächlichen  Rechtslebcn  kaum  näher 
anschlössen;  wir  würden  durch  jenes  Privileg  auf  den  Begriff  eines  von  der 
Mitgliedschaft  einer  bestimmten  bürgerlichen  Gemeinde  unabhängigen  Bürger- 
standes geführt,  den  wir  doch  schwerlich  als  in  den  thatsächlichen  Rechts- 
verhältnissen begründet  werden  anerkennen  können.  Als  ein  durch  den  Kaiser 
selbst  geübtes  Reservatrecht  findet  sich  übrigens  auch  sonst  Erhebung  in  den 
Bürgerstand  erwähnt.  Aus  der  Kanzlei  K.  Karls  IV  ist  uns  eine  Formel  er- 
halten, worin  er  ebenfalls  ganz  allgemein  veroa  et  ordinarioa  eines  in  civitu- 
tibus  nobis  et  aacro  imperio  aubiectia  ernennt;  in  einer  andern  dagegen  wird 
zum  Bürger  einer  bestimmten  Stadt  erhoben.4  Und  so  findet  sich  das  Recht 
auch  später  noch  geübt.  K.  Ruprecht  sagt  1409  von  den  Brüdern  de  Casatiis: 
eoa  —  dieimus,  fneimua  et  creamus  cives  noatre  imperialia  civitatis  Medio- 
lancnsia  eoaqtte  civium  Mediolnnensium  conaortio  affffreaamus,  so  dass  sie 
alle  Rechte  anderer  Bürger  von  Mailand  geniessen  sollen5;  an  demselben 
Tage  ernennt  er  in  einem  Pfalzgrafendiplome  für  den  Doktor  der  Rechte, 
Blasius  de  Bechetis,  diesen  und  seine  Erben  zu  cives  civitatis  nostre  Medio- 
leint  ac  capitaneoa  et  valupaorea. 6  An  ältere  königliche  Befugnisse  wird  sich 
da  schwerlich  anknüpfen  lassen;  es  wird  sich  um  ein  im  Anschlüsse  an  rö- 
mischrcehtliche  Begriffe  in  der  Kanzlei  K.  Karls  erdachtes  Recht  des  Kaisers 
handeln. 

Sollte  trotz  des  anscheinend  ganz  vereinzelten  Vorkommens  jene  Weiter- 
verleihung des  Rechts,  in  den  Bürgerstand  zu  erheben,  dennoch  auf  die  spätere 
Gestaltung  des  Instituts  eingewirkt  haben,  so  Hesse  sich  vielleicht  die  später 
auch  in  der  Comitiva  maior  wohl  enthaltene  Befugniss  zur  Verleihung  von 
Wappen,  Insignia  civica7,  wie  es  wohl  ausdrücklich  heisst,  damit  in  Ver- 
bindung bringen.  Doch  bietet  sich  dafür  vielleicht  noch  ein  anderer  Anknü- 
pfungspunkt. In  dem  schon  erwähnten  Privilege  für  den  Bischof  von  Florenz 
von  1 364  wird  unmittelbar  nach  der  Befugniss,  Ritter  zu  machen,  noch  be- 
willigt: quod  /amiliares  tui  et  successorum  tuorum  impune  deferre  possint 
quaecumque  arma  offendibilia  et  defendibilia  per  totum  Romanum  Impe- 
rium.* Es  handelt  sich  dabei  offenbar  um  eine  Befreiung  von  dem  Verbotr, 
wonach  Nichtritter,  namentlich  Bürger  und  Bauern,  insbesondere  keine  An- 
griffswaffen tragen  sollen.  Ist  nun  auch  nicht  ausdrücklich  gesagt,  dass  der 
Bischof  das  Recht,  Waffen  zu  tragen,  überhaupt  verleihen  darf,  sondern  dass 
seine  Diener  oder  Hausgenossen  es  geniessen  sollen,  so  Hesse  sich  wenigstens 

262.]  italienischer  Grossen  und  Gemeinden  entgegenzunehmen,  zu  begutachten  und  dem 
Kanzler  darüber  zu  berichten.  4.  Job.  de  Geylnhusen  37.  38.  5.  Beilage  von  1409 
Fcb.  16.  6.  Reichsregistraturbuch  A  bl.  113  zu  Wien.  7.  Für  Verleihung  von  Wappen 
an  Bürger  habe  ich  unter  IL  Karl  noch  kein  Beispiel  gefunden;  bei  den  erwähnten  Ernen- 
nungen zu  Bürgern  ist  davon  nicht  die  Rede.  In  Formeln  bei  Joh.  de  Geylnhusen  40.  42 
erscheint  die  Verleihung  von  Wappen  verbunden  mit  der  ausdrücklichen  Erhebung  zum 
nobilis  et  militari/  et  tumquam  de  nobili  genere  proereatia;  in  einer  andern,  ebenda  35, 
allerdings  zunächst  nur  mit  der  Verleihung  der  Lebensfähigkeit,  die  aber  doch  auch  als 
Verleihung  der  Ritterbürtigkeit  gefasst  erscheint,  wenn  es  heisst,  der  Begnadigte  sollt 
seine  I^henrcchte  übon  more  et  ritu  quorumeunqw  n/inrm»  nohilium  mi/ltarittm  und  sich 
ifuecmujue  c!en«di,i  et  nobilitatit  imignio  wählen  dürfen.      8.  üghelli  3,  132. 
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mittelbar  ein  solches  Recht  daraus  ableiten,  insofern  es  im  Belieben  des  Bi- 
schofs stand,  mit  der  Aufnahme  zum  Familiaris  zugleich  das  Waffenrecht  zu 
verleihen.  Doch  scheint  gegen  einen  bestimmteren  Zusammenhang  mit  dem 
spätem  pfalzgräflichen  Rechte,  Nichtritterlichen  Wappen  oder  Waffenfahig- 
keit  zu  leihen,  zu  sprechen,  dass  1402  in  Pfalzgrafendiplomen  für  die  Floren- 
tiner Thomas  de  »Sacchetis  und  Maso  de  Albicis,  bei  welchen  die  Stelle  des 
Privilegs  für  den  Bischof  sichtlich  massgebend  gewesen  ist,  es  sich  nur  um 
ein  Recht  des  Pfalzgrafen  selbst  handelt;  es  heisst:  Et  tu  et  tut  heredes  et 
succeaaores  legitimi  poasitia  liiere  et  inpunc  quecunque  arma  offendibilia  et 
defendibilia  deferre  per  totum  Romannm  Imperium.9 

263.  —  Sicher  reicht  bis  in  die  Zeiten  K.  Karls  IV  die  Verleihung  der 
Befugniss  zur  Ernennung  zu  akademischen  Würden  zurück,  wie  die- 
selbe später  auch  wohl  in  der  Comitiva  minor  ertheilt  wird.  Nicolaus  de  AI- 
bertinis  von  Prato  erhält  im  Pfalzgrafendiplome  1361  für  sich  und  seine 
Erben  das  Recht,  doetorea  in  iure  eivili  eonstituere  in  omnibus  civitatibua 
imperii  noatri,  terria  et  loeia,  lüligmti  priua  examinattone  adkibita  a  doc- 
toribus  collegii  civitutum  fotheneium  privileffia  atudii,  ipaiaque  sie  exami- 
luitis  et  approbutis  lieeneiam  tribuere,  sacratissimas  leaea  legendi  et  doeendi 
locorum  ubique  nostre  dieionia  vel  imperii.  Später  heisst  es  dann  noch, 
dass  sie  den  von  ihnen  ernannten  Notaren  und  Judices  die  ihnen  verliehenen 
Befugnisse  übertragen  können,  preterquam  doetorea  in  iure  eivili  eonstituere, 
quod  nolumus  uliia  posse  eoneedi,  nee  per  nlios,  niai  per  vos  modo  quo 
supra  et  solempnibus  antedictia,  dum  tarnen  ut  ipsi  lieeneiam  solam  vel 
actum  licencie  per  alium  possitia  faeere,  eui  specialiter  coneeasei-itia  et  ex- 
presae. 1  Um  ein  geschichtlich  begründetes  kaiserliches  Reservatrecht  kann  es 
sich  dabei  nicht  handeln;  alles  was  wir  über  die  betreffenden  Einrichtungen 
der  italienischen  Universitäten  wissen,  spricht  durchaus  dagegen;  nur  die  ab- 
weichenden Verhältnisse  der  Universität  Neapel  könnten  einen  Haltpunkt 
bieten,  die  aber  doch  schwerlich  hier  massgebenden  Einfluss  geübt  haben 
werden.2  Ob  Prager  Einrichtungen  da  eingewirkt  haben  könnten,  ist  mir  un- 
bekannt; für  Italien  handelte  es  sich  wohl  zweifellos  nicht  blos  bei  der  Ver- 
leihung der  Befugniss  an  einen  andern,  sondern  bei  Beanspruchung  der  Be- 
fugniss des  Kaisers  selbst3  um  eine  Neuerung;  die  Universitäten  scheinen  denn 
auch  der  Ernennung  von  Doktoren  durch  Pfalzgrafen  sehr  abgeneigt  gewesen 


9.  Reichsregistraturbuch  A  bl.  55.  57  zu  Wien.  Reg.  Rup.  n.  1134  ist  das  mit  Waffen  ver- 
leihen übersetzt,  was  freilich  den  nächsten  Auschluss  für  die  pfalzgräfliche  Befugniss  gäbe, 
aber  doch  sicher  unzulässig  ist. 

203.  —  1«  Glafey  574.  Ebenso  in  der  Formel  einer  Creatio  comüit  paUuini  optima 
bei  Job.  de  Geylnhusen  27,  welche  bei  der  Wiederholung  auch  ganz  persönlicher  Bezie- 
hungen, wie  der  auf  den  verstorbenen  Vater,  wohl  zweifellos  auf  jenes  Diplom  für  Nicolaus 
zurückgeht,  dasselbe  wörtlich  wiederholt  und  nur  uoch  einige  Einschiebungen  hat,  in  wel- 
chen insbesondere  verschiedene  Befugnisse  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  hinzugefugt 
werden.  Beide  gehen  über  das  gewöhnliche  Mass  auch  hinaus  durch  eine  Strafdrohung  von 
tausend  Mark  Gold,  während  sonst  hundert  Mark  bestimmt  werden.  2.  Vgl.  Sarigui  3, 
224.  325.  415.  8.  Eine  Formel  für  die  Ernennung  eines  Licentiaten  zum  Doctor  iuris 
civilis  durch  den  Kaiser  bei  Joh.  de  Geylnhusen  52. 
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zu  sein.4  Jedenfalls  ergibt  sich  auch  hier,  dass  die  spätere  pfalzgräfliche  Be- 
fugniss  bis  in  die  Zeiten  K.  Karls  zurückreicht,  wenn  ich  auch  ein  weiteres 
sicheres  Beispiel  aus  älterer  Zeit  nicht  nachweisen  kann.  In  Deutschland  finde 
ich  sie  zuerst  erwähnt  1492  im  Pfalzgrafendiplome  für  Johann  Reuchlin, 
welcher  in  genauer  angegebener  Weise  zehn  Doktoren  in  beliebiger  Fakultät 
soll  kreiren  dürfen. 5 

Heisst  es  in  dem  oben  erwähnten  Diplome  nicht  blos  schlechtweg,  dass 
der  Pfalzgraf  Judices  ernennen  darf,  sondern  auch,  dass  er  diesen  mit  ange- 
gebener Ausnahme  die  ihm  verliehenen  Befugnisse  weiter  übertragen  kann,  so 
liesse  sich  darin  vielleicht  schon  ein  Ansatz  zum  Recht  der  Ernennung 
Anderer  zu  Pfalzgrafen  sehen,  wie  es  durch  die  spätere Comitiva  maior 
gegeben  wird.6  Allerdings  handelt  es  sich  hier  nur  um  Judices.  Da  nun  aber 
die  Einrichtung  der  Judices  in  Deutschland  nie  bestimmter  Platz  gegriffen  zu 
haben  scheint,  ihre  Befuguisse  aber,  insbesondere  bezüglich  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  auch  in  der  Comitiva  minor  verliehen  werden,  so  konnte  die 
später  in  Deutschland  übliche  Bestellung  von  Pfalzgrafen  durch  die  Oberpfalz- 
grafen  in  vieler  Beziehung  als  der  Bestellung  von  Judices  entsprechend  gefasst 
werden.  Dafür  scheint  noch  ein  anderes  zu  sprechen.  Die  erste  mir  bekannte 
sichere  Verleihung  der  Befugniss,  Pfalzgrafen  zu  ernennen,  findet  sich  bei  der 
Ernennung  des  Markgrafeu  Jost  von  Mähren  zum  Generalvikar  von  Italien 
durch  K.  Wenzel  1383;  nach  Erwähnung  der  Legitimation  wird  die  Befugniss 
conatituendi  et  ordinandi  comites  palatmos,  iabelliones  seu  nntarios  publi- 
C08  creandi  aufgeführt. 7  Ist  der  Befugniss,  Judices  zu  ernennen,  nicht  ge- 
dacht, während  dieselbe,  da  ein  weitergehendes  Recht  ertheilt  wird,  gewiss 
nicht  ausgeschlossen  sein  sollte,  so  kann  es  scheinen,  man  habe  in  der  Kanzlei 
keinen  wesentlichen  Unterschied  zwischen  Pfalzgrafen  und  Judices  angenommen. 

264.  —  Es  ist  uns  damit  gelungen,  alle  wesentlichen  Befugnisse,  welche 
später  durch  die  Pfalzgrafendiplome  verliehen  wurden,  in  ihren  Anfangen  mit 
Sicherheit  oder  doch  Wahrscheinlichkeit  bis  in  das  vierzehnte  Jahrhundert, 
zum  Theil  aber  auch  in  erheblich  frühere  Zeiten  zu  verfolgen.  Von  einer 
festen  Gestaltung  des  neuern  Pfalzgrafenamtes  werden  wir  aber 
wohl  erst  in  der  Zeit  K.  Karls  IV  sprechen  dürfen.  Bis  dahin  handelt  es  sich 
um  Sonderprivilegien  einzelner  Familien  oder  Personen,  welche  in  sehr  ver- 


263.]  4.  Vgl.  Sarigny  3,  217  n.  b.  291.  Moser  5,  411.  5.  Schubart  333.  6.  Bestimmt 
▼erliehen  soll  dieses  Recht  schon  sein  1363  Mai  30  zu  Prag  in  einem  Pfalzgrafendiplome 
für  Johann  de  Amatis  zu  Padua;  ich  kenne  daron  nur  einen  Auszug  bei  Schubart  230, 
welchen  Spener  302  wiederholt,  wonach  ihm  ausser  den  gewöhnlichen  Befugnissen  be- 
willigt wurde,  ut  civet  Romanos,  milites  armatae  militiae,  doctores  crearet,  capitaneos,  val- 
vatsoret,  comilet  palatinot  efßcerel.  Seine  Nachkommen  scheinen  im  seebszehnten  Jahr- 
hunderte daraufhin  solche  Rechte  allerdings  geübt  zu  haben;  Tgl.  Schubart  53.  231.  Die 
civts  Romani  wie  die  comites  palatini  sind  jedenfalls  auffallend,  wenn  ich  auch  nicht  be- 
haupten möchte,  dass  die  Ausstellung  eines  solchen  Diploms  unter  Karl  unzulässig  erschei- 
nen müsse.  Aach  dass  der  Kaiser  urkundlich  1363  Mai  31  und  Juni  1  zu  Breslau  war 
(Böhmer  Cod.  dipl.  M,  Francofurt.  6S7.  688),  dürfte  die  Unechtheit  nicht  gerade  erweisen. 
Doch  erscheint  mir  die  Angabe  zu  Terdacbtig,  als  dass  ich  weitern  Gebrauch  daron  machen 
möchte.      7.  Sitzungsber.  30,  87. 
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schiedener  Form  verliehen  bald  diese,  bald  jene  Befugnis»  umfassten.  Nur  die 
Befugniss,  Notare  zu  ernennen,  scheint  so  häufig  ertheüt  worden  zu  sein,  dass 
wir  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  allgemeine 
Formeln  für  bezügliche  kaiserliche  Verleihungsurkunden  finden.1  Aber  der 
Pfalzgrafentitel  wird  dabei  nicht  verliehen,  wie  denn  auch  da,  wo  weiterge- 
hende Befugnisse  gewährt  werden,  der  Gebrauch  ein  schwankender  ist,  der 
Titel  bald  mit  den  Befugnissen  ertheilt  wird,  bald  nicht.  Findet  sich  auch  unter 
K.  Ludwig  schon  eine  Urkunde,  welche  in  ihrem  Inhalte  wesentlich  dem  später 
gebräuchlichsten  Umfange  der  Diplome  entspricht,  so  zeigt  sich  doch  in  dem, 
was  sich  sonst  Einschlagendes  aus  seiner  Zeit  erhalten  hat,  so  wenig  Ueber- 
einstimmendes2,  dass  wir  für  diese  Zeit  der  neuern  Pfalzgrafschaft  noch  nicht 
den  Charakter  einer  allgemeingültig  geregelten  Einrichtung  werden  zuspre- 
chen dürfen. 

Unter  K.  Karl  IV  ist  das  allerdings  der  Fall.  Bis  zu  seinem  Römerzuge 
1355  scheint  Karl  sich  den  italienischen  Verhältnissen  ganz  fern  gehalten  zu 
haben,  es  findet  sich  kaum  eine  oder  andere  dieselben  betreifende  Urkunde. 
Auch  auf  dem  Römerzuge  selbst  scheinen  Pfalzgrafendiplome  noch  nicht  in 
grösserer  Zahl  ausgestellt  zu  sein.  Die  für  die  Bischöfe  von  Lucca  und  Speier 
tragen  noch  den  Charakter  eines  Sonderprivilegs,  reichen  insbesondere  über 
das  gewöhnliche  Mass  der  Befugnisse  hinaus.  In  einem  dritten  dagegen  für 
Francesco  Castracani  degli  Antelminelli  ist  bereits  von  der  Stellung  des  Pfalz- 
grafen als  einer  allgemeingültig  geregelten  die  Rede;  es  heisst:  Te  tuosque 
heredes  legittimos  descendentes  nostri  sacri  palatii  comites  facimus  et  crea- 
mus  e.v  nostre  imperialis  plenitudine  potestatis  cum  omnibus  fwnoribus, 
dignitatibtts,  gratiis,  privilegiis,  beneficiis,  iurisdietionibus,  o/ßciis,  gaggis, 
salariis,  stipendiis,  annonis,  prebendis,  pabulis,  que  et  quas  comites  sacri 
palatii  et  imperiale  aide  de  iure  vel  de  consuetudinibus  seit  de  facto  habere, 
uti  seit  percipere  sive  exercei-e  consueverunt,  aggregantes  te  tuosque  succes- 
sores  legittimos  aliis  nostris  cormtibus  palatinis;  et  te  de  dicta  dignitate 
investi?nus  plenarie  per  presentes.  Als  Befugnisse  werden  dann  die  Ernen- 
nung von  Richtern  und  Notaren  und  die  Legitimation  angegeben. 3 

In  diesem  ersten  uns  bekannten  Falle  mag  die  Umstellung  der  Pfalzgraf- 
schaft als  eines  durch  Recht  und  Gewohnheit  fest  gestalteten  Instituts  auf 
einer  subjektiven  Auffassung  der  kaiserlichen  Kanzlei,  wie  eine  solche  ent- 
sprechend auch  sonst  hervortritt4,  beruhen;  die  Einwirkung  der  Reichsregie- 
rung auf  Italien  war  damals  so  lange  unterbrochen  gewesen,  dass  von  einem 

264.  —  1.  Oesterr.  Archiv  14,  362.  Fontes  rer.  Austr.  II,  25,  393.  Archir  der  Ge- 
»ellsch.  10,  514.  2.  Vgl.  §  260  n.  3.  5.  8.  Manucci  237.  Diese  Urkunde  oder  ihre 
etwa  schon  vorhandene  Vorlage  hat  sicher  gerade  in  der  hervorgehobenen  Stelle  auf  die 
Fassung  von  Diplomen  eingewirkt,  in  welchem  nicht  der  Lateranensische,  sondern  der  ein- 
fache Pfaligrafentitel  ertheilt  wird;  vgl.  die  allgemeine  Formel  bei  Joh.  de  Geylnhusen  32. 
4.  So  glaubte  ich  früher,  Reichsfürstenst.  1, 116.  212,  die  Urkunde  von  1366,  durch  welche 
Jobann  von  Nassau  cum  Fürstgrafen  erhoben  wird,  insbesondere  auch  desshalb  als  unecht 
bezeichnen  zu  sollen,  weil  von  einem  collegium.  f>rincipum  comitum  und  feststehenden 
Rechten  derselben  in  jener  Zeit  nicht  wohl  die  Rede  sein  könne;  aber  die  Urkunde  ist 
zweifellos  echt,  da  sie  sich  im  Formelbuche  des  Joh.  de  Geylnhusen  45  findet. 
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bestimmteren  Herkommen  kaum  die  Rede  sein  konnte;  die  Kauzlei  scheiut 
bereitwillig  alles  bestätigt  und  gewährt  zu  haben,  was  verlangt  wurde,  wenn 
nur  die  kaiserliche  Kasse  ihre  Rechnung  dabei  fand.  Und  das  dürfte  insbe- 
sondere bei  den  Pfalzgrafendiploinen  der  Fall  gewesen  sein;  Befugnisse,  deren 
Uebung  zweifellos  mit  bedeutenden  materiellen  Vortheilen  verknüpft  war, 
konnten  auch  theuer  gezahlt  werden.  Es  ist  denn  auch  dafür  gesorgt,  dass 
es  sich  jener  Auffassung  gemäss  bald  um  eine  zahlreiche  Klasse  von  Personen 
handelte.  Die  Diplome  müssen  jetzt  bald  in  sehr  grosser  Zahl  ausgestellt 
sein;  in  dem  uns  erhaltenen  Registraturbuche  des  Jahres  1360,  in  welchem 
der  Kaiser  nicht  in  Italien  war,  auch  sonst  kein  Anlass  vorliegt,  etwa  unge- 
wöhnlich häufige  Verleihungen  anzunehmen,  sind  eilf  Diplome  verzeichnet. 5 

Bezüglich  der  sonstigen  Stell ung  der  Personen,  an  welche  sie 
ertheilt  wurden,  zeigt  sich  jetzt  ein  Unterschied.  Die  früheren  Verleihungen 
einschlagender  Befugnisse,  insbesondere  der  auch  schon  früher  weiter  ver- 
breiteten zur  Ernennung  von  Notaren,  geschahen  an  angesehene,  vorwiegend 
gräfliche  Familien.  Dass  zur  Zeit  des  ersten  Zuges  K.  Karls  nach  Italien  es 
noch  nicht  üblich  war,  blosse  Rechtskundige  zu  Pfalzgrafen  zu  ernennen, 
möchte  insbesondere  aus  den  1355  dem  Bartolus  de  Saxoferrato  verliehenen 
Privilegien  zu  schliessen  sein.  In  einem  nimmt  ihn  der  Kaiser  zu  seinem  Rath 
und  Hausgenossen  an.  In  einem  zweiten  ertheilt  er  ihm  die  Befugniss,  die 
Venia  aetatis  mit  derselben  Wirkung  zu  verleihen,  als  wenn  sie  per  ncstram 
imperialem  facta,  esset  celsitudinem ;  weiter  aber  seolares  seu  studentes 
studii  Perusini,  qai  de  tuo  vel  ipsorum  (luredum  tuontm)  dumtaxat  au- 
ditorio  fuerint,  zu  legitimiren.6  Die  geringe  Ausdehnung  der  verliehenen  Be- 
fugnisse, wie  das  Fehlen  des  Pfalzgrafentitels  in  Verleihungen  für  einen  so 
berühmten  Rechtslehrer,  welchen  der  Kaiser  sichtlich  ganz  besonders  aus- 
zeichnen wollte,  wären  doch  kaum  erklärlich,  wenn  damals  das  Institut  schon 
zu  der  Entwicklung  gelangt  gewesen  wäre,  in  der  wir  es  wenige  Jahre  später 
finden.  Denn  1 360  und  später  sind  es  auch  Ritter  und  Bürger,  vorwiegend 
aber  Doktoren  der  Rechte  oder  sonstige  Rechtskundige,  welchen  die  pfalz- 
gräflichen Befugnisse  mit  dem  Titel  ertheilt  werden.7  Damit  hängt  wohl  ein 
anderer  Unterschied  zusammen.  Früher  wurden  solche  Befugnisse  durchweg 
erblich  ertheilt.  Häufig  geschieht  das  auch  jetzt  noch.  Aber  insbesondere  da, 
wo  es  sich  um  Rechtskundige  handelt,  lautet  das  Privileg  nur  per  tempora 
fite  tae**,  oder  es  wird  wenigstens  die  Ausdehnung  auf  die  männlichen  Nach- 
kommen nicht  erwähnt. 9  Es  wurde  offenbar  der  Rechtskundige  als  persönlich 

261|  5.  Glafey  24.  30.  38.  42.  157.  Kaum  geringer  ist  die  Zahl  in  den  Registratur- 
büchera  K.  Ruprechts.  6.  Lancellottus  30.  32.  Vgl.  Sarigny  6,  150.  Nach  Schubart  247 
soll  allerdings  schon  1340  K.  Ludwig  den  Rechtslehrer  Signorolus  oder  Signorinus  de 
Homodeis  ron  Mailand  tum  Ritter  und  Pfalzgrafen  gemacht  haben;  doch  ist  mir  ein 
bestimmteres  Zeugniss  dafür  nicht  bekannt.  7.  Schon  1311  findet  sich  ein  Johannes 
de  Castiglione  hidrjt  —  regit,  com«»  pahitii  et  jvrocuralor  fisci  in  Lombardia  et  Marchia 
generalis.  Acta  Henr.  VII  2,  167.  Aber  es  fehlt  hier  an  jedem  Halte  für  die  Bedeutung  des 
Titels  im  Einzelfalle.  Von  zahlreicheren  Verleihungen  pfalzgr&tl icher  Rechte  kann  jeden- 
falls in  dieser  Zeit  noch  nicht  die  Rede  sein,  da  sich  sonst  in  den  Resten  der  Registratur 
Heinrichs  VII  Zeugnisse  finden  müssten.      8.  Glafey  38.  42.      9.  Lünig.  C.  It.  2,  1475. 
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besonders  befähigt  angesehen,  wie  das  noch  deutlicher  hervortritt,  wenn  mehr- 
fach die  Vererblichkeit  bedingt  ausgesprochen  wird,  nämlich  für  diejenigen 
Nachkommen,  welche  Doktoren  der  Rechte  sein  werden.  So  werden  schon 
1355  im  Diplome  fürBartolus  die  erwähnten  Befugnisse  verliehen  tibi  et  fdiis 
tuis  caeterisque  kaitimis  descendentibus ,  legum  dumtaxat  doctoribusxo; 
oder  es  wird  1409  ein  Doktor  beider  Rechte  mit  der  Pfalzgrafenwürde  inve- 
stirt  suo  et  heredum  suorum  iuris  canonici  auf  civilis  doctorum  ex  eo  des- 
cendent'mm  per  lineam  masetdinam  nomine. 1 1  Die  Einrichtung  nähert  sich 
dadurch  sehr  der  älteren  ständiger  rechtskundiger  Missi.  Später  wurde  die 
pfalzgräfliche  Komitive  dann  auch  wohl  dauernd  gelehrten  Körperschaften 
oder  deren  zeitigen  Vorstehern  verliehen. 12 

Als  Befugnisse  werden  jetzt  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle 
nur  aufgeführt  die  Legitimation  und  die  Ernennung  von  Richtern  und  No- 
taren; vereinzelt  wird  nur  die  Legitimation  erwähnt13  oder  nur  der  Ernennung 
von  Notaren,  nicht  auch  von  Richtern  gedacht. 14  Die  Befugnisse  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  auf  welche  bei  ähnlichen  Verleihungen  im  dreizehnten 
Jahrhunderte  noch  besonderes  Gewicht  gelegt  wird,  werden  in  der  Regel  nicht 
genannt.  Man  hat  sie  wohl  nicht  gerade  aussch Hessen  wollen;  da  sie  aber 
ohnehin  schon  den  Judices  zustanden,  legte  man  wohl  wenig  Gewicht  darauf 
oder  betrachtete  dieselben  auch  ohne  besondere  Erwähnung  mit  der  Pfalz- 
grafenwürde verbunden.  Vereinzelt  werden  sie  auch  jetzt  noch  aufgeführt. 
Im  Diplom  für  die  Fieschi  1369  ist  das  wohl  zunächst  dadurch  veranlasst, 
dass  sich  dieses  an  eine  ältere  Verleihung  anschliesst. 15  Besonders  betont 
sind  jene  Rechte  dann  in  dem  Pfalzgrafendiplome  für  Nicolaus  de  Albertinis 
von  Prato  von  1361  und  einer  darauf  beruhenden  Formel;  sie  werden  nicht 
allein  in  grosser  Zahl  einzeln  aufgezählt,  sondern  auch  hinzugefügt:  et  breviUr 
omnia,  que  sunt  de  iurisdiccione  voluntaria  exercere  vel  eciam  contenciosa, 
dum  tarnen  inter  volentes  et  proroyantex,  et  que  ßant  per  modum  iurisdic- 
cionis  voluntarie.™  Werden  sie  später  wieder  häufiger  erwähnt,  so  mag 
darauf  von  Einfluss  gewesen  sein,  dass  sich  in  Deutschland  die  Stellung  des 
Judex  Ordinarius  nicht  eingebürgert  zu  haben  scheint,  jene  Rechte  daher  hier 
grössere  Bedeutung  hatten.  Vereinzelt  erscheinen  dann,  wie  wir  sahen,  noch 
andere  weitergehende  Befugnisse  mit  dem  Pfalzgrafentitel  verbunden;  bezüg- 
lich dieser  hat  sich  auch  zur  Zeit  K.  Karls  ein  festerer  Brauch,  eine  der  spä- 
tem Comitiva  maior  entsprechende  ständige  Form  noch  nicht  gebildet,  es  sei 
denn,  dass  wir  in  den  übereinstimmenden  Privilegien  für  die  Bischöfe  von 

10.  Lancellottus  32.  11.  Reichsregistraturbuch  Abi.  113  zu  Wien.  Vgl.  Reg,  Rup. 
n.  2732.  2735.  12.  Vgl.  Schubart  244.  Moser  4,  228.  18.  1368:  Lünig  Cod.  It.  2, 
1475.  14.  1358:  Glafey  635.  Ebenso  1355  in  den  Diplomen  für  Lucca  und  Speier. 
15.  Vgl.  §  255  n.  7.  16.  Glafey  574.  Job.  de  Geylnhusen  27;  vgl.  §  2G3  n.  1.  Job. 
de  G.  29  hat  eine  Formel,  welche  er  zum  Unterschinde  von  der  Crentio  optima  und  der 
einfachen  Creatio  als  Crtatio  cum  bonif  claumlis  bezeichnet;  da  ausser  den  gewöhn- 
lichen Rechten  bezüglich  der  Legitimation  und  der  Notaro  und  Judices  nur  Ernennung 
ron  Tutoren  und  Kuratoren,  Emanzipation,  Adoption  und  Venia  aetatis  erwähnt  werden, 
so  würde  man  allerdings  in  dieser  Erwähnung  einen  Vorzug  gesehen  haben,  wenn  auf 
jene  Ueberschrift  überhaupt  Gewicht  zu  legen  ist. 
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Lucca  und  Speier  von  1355,  in  welchen  insbesondere  auch  die  Erhebung  in 
den  Ritterstand  betont  wird,  den  unmittelbaren  Ausgangspunkt  für  die  spätere 
Comitiva  maior  nachweisen  könnten,  wozu  aber  das  mir  bekannt  gewordene 
Material  kaum  berechtigt17;  erst  in  späterer  Zeit  dürfte  sich  bei  häufigerer 
Verleihung  der  das  gewöhnliche  Mass  überschreitenden  Befugnisse  die  An- 
schauung einer  fest  geregelten  höhern  Stufe  des  Pfalzgrafenamtes  ausge- 
bildet haben. 

265.  —  Unter  K.  Karl  IV  erscheint  nun  auch  zuerst  der  Titel  eines 
Lateranensischen  Pfalzgrafen,  Comes  sacri  palatü  Lateranensis, 
mit  den  gewöhnlichen  pfalzgräflichen  Befugnissen  verbunden.  Finden  wir  den 
Titel  auch  früher  wohl  erwähnt,  so  scheint  da  doch  jede  Beziehung  zu  dieser 
spätem  Bedeutung  des  Titels  zu  fehlen. 

Unter  den  Ottonen  werden  Pfalzgrafen  zu  Rom  erwähnt,  doch  ohne  dass  im 
Titel  eine  Beziehung  zum  Lateranensischen  Palaste  hervorträte1;  es  dürfte  sich 
um  ein  später  eingegangenes  kaiserliches  Amt  handeln.  Ein  Conus  palatü 
Latevawnsis  wird  dann  genannt  in  dem  wohl  auf  die  Zeiten  K.  Heinrichs  III 
zurückreichenden2  Ordo  coronationis  Romanae,  wonach  derselbe  gemeinsam 
mit  dem  Präfekten  den  zu  Krönenden  beim  Eintritte  in  die  Stadt  zu  empfan- 
gen und  nach  geschehener  Krönung  die  Fussbekleidung  des  Kaisers  zu  wech- 
seln hat;  nach  dem  Ordo,  welcher  für  die  Krönung  K.  Heinrichs  VII,  dann 
K.  Karls  IV  in  Anwendung  kommen  sollte,  hat  er  gemeinsam  mit  dem  Primi- 
cerius  iudicum  den  Kaiser  bei  der  Krönung  zu  geleiten.3  Schwerlich  war  er 
ein  kaiserlicher  Beamter,  da  sonst  kaum  erklärlich  wäre,  dass  wir  ihn  als 
solchen  nie  in  der  Umgebung  des  Kaisers  oder  bei  Abkommen  des  Kaisers 
mit  dem  Pabste  genannt  finden,  wie  das  doch  beim  Präfekten  der  Fall  ist;  er 
dürfte  ein  päbstlicher  Palastbeamter  gewesen  sein,  etwa  entsprechend  dem 
spätem  Praefectns  palatü.4 

Jedenfalls  hatte  mau  diese  Stellung  im  Auge  bei  der  Würde  eines  La- 
teranensischen Pfalzgrafen,  welche  K.  Ludwig  1328  wohl  zunächst  in  Veran- 
lassung seiner  Krönung  dem  Castruccio  verlieh.5  Er  verleiht  ihm  und  seinen 


284.]  17.  Joh.  de  Geylnhusen  hat  noch  keine  Forme],  in  welcher  die  Erhebung  in  den 
Ritterstand  erwähnt  würde;  in  seiner  Creatio  optima,  vgl.  §  203  n.  1,  ist  die  höchste  ver- 
liehene Einzelbefugniss  die  der  Ernennung  von  Doktoren;  näher  tritt  sie  der  spätem  Co- 
mitiva maior  insbesondere  in  der  Befagniss.  die  verliehenen  Rechte  auf  Andere  zu  übertragen. 

266.  —  1.  Vgl.  Giesebrecht  K.  Z.  1,  803.  2.  Vgl.  Gregorovius  4.  50.  Phillips 
K.R.  6,  345.  8.  Mon.  Germ.  4,  187.  192.  532.  Theincr  Cod.  dorn.  2,  283.  Das  Amt 
scheint  längere  Zeit  bei  den  Frangipani  gewesen  zu  sein,  von  welchen  1109  Otto,  dann 
1207  Manuel,  Otto  und  Petrus  sich  als  römische  Konsuln  und  laterauensische  Pfalzgrafen 
bezeichnen.  Contator  Storia  di  Terracina  100.  180  nach  Wüstenfeld.  Später  führen  die 
Orsini  den  Pfalzgrafentitel,  doch,  so  weit  ich  sehe,  ohne  Beziehung  auf  den  Lateran. 
4.  Vgl.  über  diesen  Phillips  K.  R.  0,  539.  5.  Die  uns  erhaltene  Verleihungsurkunde, 
Manucci  210  und  sonst  oft  gedruckt,  ist  allerdings  erst  vom  14.  März;  aber  schon  in  der 
Verleihungsurkunde  -des  Dukats  vom  15.  Feb.  führt  Castruccio  den  pfalzgräflichen  Titel ; 
und  wie  diese  letztere  nur  die  frühere  königliche  Verleihungsurk.  von  1327  wörtlich  wieder- 
holt (vgl.  Manucci  207.  211),  so  wird  auch  über  das  Pfalzgrafenamt  schon  vor  der  Krönung 
eiue  uns  verlorene  Verleihungsurkunde  ausgestellt  sein,  welche  nach  der  Krönung  wieder- 
holt ist. 
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männlichen  Erben  Comitatum  sacri  Lateranensis  palatii,  quem  ad  fiscum 
nostrum  et  sacrurn  Romanum  Imperium  iustis  et  legitimis  causis  devohi- 
tum  et  applied  tum  pronuntiamus  et  declaramus  et  ad  omnem  dubietatem 
tollendam  devolvimus  et  applicamus.  Es  ist  das  wohl  nicht  dahin  aufzu- 
fassen, dass  das  bisher  schon  vom  Kaiser  besetzte  Amt  nur  von  seinem  letzten 
Besitzer  heimgefallen  sei,  sondern  dahin,  dass  das  bisher  päbstliche  Amt  für 
das  Reich  eingezogen  sei;  wie  denn  auch  Ludwig  nach  seiner  Krönung  im 
Lateran  residirte  und  denselben  ausdrücklich  als  imperiale  palatium  be- 
zeichnete.6 Der  Kaiser  spricht  dem  neuen  Pfalzgrafen  alle  mit  dem  Amte 
verbundenen  Ehren  und  Einkünfte  zu;  die  einzeln  aufgezählten  Befugnisse 
beziehen  sich  dann  aber  ausschliesslich  auf  die  Kaiserkrönung,  bei  welcher 
ihm,  wie  früher,  das  Geleite  des  Kaisers  und  andere  Funktionen  zugesprochen 
werden.  Alles  das  bietet  offenbar  nicht  den  geringsten  Anhaltspunkt  für  die 
spätere  Bedeutung  des  Titels7;  insbesondere  handelt  es  sich  um  ein  Amt, 
welches  seiner  Natur  nach  nicht  mehrfach  verliehen  werden  konnte. 

Wir  finden  nun  allerdings,  besonders  häufig  in  Tuszien  im  eilften  und 
zwölften  Jahrhunderte,  Lateranensische  Pfalzrichter  und  Pfalznotare 
erwähnt,  welche  ganz  in  derselben  Weise,  wie  die  königlichen  thätig  sind,  und 
bei  denen  an  Ernennung  durch  den  Pfalzgrafen  gedacht  werden  könnte.  Aber 
der  Ausdruck  bezeichnet  gewiss  nichts,  als  vom  Pabste  bestellte  Judices  und 
Notare  im  Gegensatze  zu  den  königlichen.  Der  Ausdruck  Notartus  sacri 
palatii  Lateranensis  findet  sich  seltener8;  um  so  häufiger  Notanus  aposto- 
lice  sedis;  beide  aber  bezeichnen  offenbar  dasselbe,  da  wir  beide  Titel  bei  der- 
selben Person  nachweisen  können9;  auch  finden  sich  später  Beispiele,  dass 
der  Papst  selbst  das  Notariat  verleiht. 1 0  Sehr  häufig  ist  umgekehrt  der  Aus- 
druck Iudex  sacri  palatii  Lateranensis,  gewiss  ebenso  gleichbedeutend  mit 
dem  weniger  vorkommenden  Iudex  apostolice  sedis. 11  Denselben  Wechsel 
finden  wir  bezüglich  der  Iudicc*  d.  rems  und  sacri  palatii,  wo  beide  Aus- 
drücke durchaus  gleichbedeutend  sind. 12  »Später  heisst  es  nicht  selten  sacro- 
sanete  Romane  ecclexie  ac  sacri  imperii  auetoritate  notarius.13  Der  La- 
teranensische Palast  bezeichnet  da  sichtlich  nur  die  päbstliche  Kurie  überhaupt; 
nie  finden  wir  Judices  und  Notare  des  Lateranensischen  Pfalzgrafen  ausdrück- 
lich genannt,  und  es  berechtigt  uns  demnach  nichts,  demselben  ein  solches 
Ernennungsrecht  zuzuschreiben.  Stand  dasselbe  dem  Präfekten  von  Rom,  sei 
es  durch  kaiserliche,  sei  es  durch  päbstliche  Verleihung  zu,  so  finden  wir  dem 
entsprechend  auch  die  Titel  sacre  prefecture  auetoritate  notarius  oder  impe- 


6.  Reg.  Lud.  n.  958.  7.  Das  hat  zuerst  Spener  6,  318  geltend  gemacht,  während  die 
früheren  Publizisten  durchweg  in  dieser  Urkunde  den  Haupthaltpunkt  suchten.  8.  So 
1180:  Mittarelli  Ann.  3,  26.  75.  ».  So  zu  Pisa  1112.  24:  Antiq.  It.  3,  1116.  1124. 
10.  So  zu  Rieti  1221:  Naudaeus  14  bei  Graerius  9h.  11.  1153:  Antiq.  It.  3,  1170. 
1174.  12.  Vgl.  §  248  n.  23.  18.  z.  B.  1312:  Acta  Henr.  VII.  2.  169.  178.  186.  187. 
—  So  nach  Mittheilung  Ton  Durig  1282  zu  Trient  Petrus  de  Caffo  .Pergamentis  attf- 
toritate  $edit  apo$toliee  et  imperiale  notarius,  mittut  regit  et  iudex  ordinariut;  in  dieser 
mir  erst  nachträglich  bekannt  gewordenen  Stelle  ist  der  Titel  Missus  noch  bedeutend  später- 
gebraucht als  in  den  früher  erwähnten;  vgl.  §  231  u.  8. 

Ficker  Fornchunpeii   It.  8 
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riali  et  ahne  iirbis  prejWti  anetoritate  notariu*  et  h«b\r  Ordinarius.** 
Haben  in  späterer  Zeit  auch  die  Päbste  die  Befugnis.*,  zu  legitimiren  und  No- 
tare zu  kreiren,  durch  von  ihnen  ernannte  Pfalzgrafen  nicht  ohne  Widerspruch 
ausüben  lassen 1 5,  so  deutet  da  doch  nichts  auf  einen  Zusammenhang  mit  äl- 
teren römischen  Verhältnissen;  es  scheint  sich  lediglich  um  eine  Nachahmung 
der  kaiserlichen  Pfalzgrafen  zu  handeln. 

Findet  sich  so  vor  der  Zeit  K.  Karls  IV  keine  Spur  einer  bestimmteren 
Beziehung  jenes  Titels  zu  den  pfalzgräflichen  Befugnissen16,  so  scheint  mir 
der  Umstand  um  so  beachtenswerter,  dass  dieselbe  zuerst  gerade  in  dem 
Diplom  für  den  Bischof  von  Lucca  1355  hervortritt.  Der  König  bewilligt  ihm, 
nt  possis  tamquam  comes  saeri  iMteranensis  pahttii  nofarios  et  tttbelliones 
jntblicos  facere —  ;  item  ut  eadem  anetoritate  regali  dietis  nomhübm  possis 
—  lefiiptimare — ;  item  modo  predieto  possis —  milites  facere.17  Es  ist  nun 
daran  zu  erinnern,  dass  eben  diese  Befugnisse,  wenn  auch  in  abweichender 
Fassung,  1327  dem  Castruccio  bei  seiner  Erhebung  zum  Herzoge  von  Lucca 
gewährt  waren. 18  Da  die  Verleihung  des  Rechtes,  in  den  Ritterstand  zu  er- 
heben, sonst  noch  nicht  üblich  gewesen  zu  sein  scheint,  so  deutet  schon  das 
darauf  hin,  dass  dem  Bischöfe  von  Lucca  für  das,  was  er  erbat,  die  früher 
dem  Herzoge  gewährten  Befugnisse  massgebend  gewesen  sein  dürften,  wie 
das  weiter  gerade  zu  Lucca  doppelt  nahe  liegen  konnte.  Nun  aber  war  gerade 
auch  Castruccio  Lateranensischcr  Pfalzgraf  gewesen,  ohne  dass  das  freilich 
zu  jenen  Befugnissen  in  irgendwelcher  Beziehung  gestanden  hätte.  Aber  wo 
eine  andere  genügende  Erklärung  fehlt,  wird  die  Annahme  kaum  zu  unwahr- 
scheinlich sein,  dass  man  da  einige  Jahrzehnte  später  nicht  mehr  genau  unter- 
schied, beides  zusammenwarf  und  der  Bischof  die  Kanzlei  ersuchte,  ihm  als 
Lateranensischen  Pfalzgrafen  Befugnisse  zu  verleihen,  wie  sie  früher  Ca- 
struccio unter  diesem  Titel  geübt  habe. 

Das  Pfalzgrafendiplom  für  den  Bischof  von  Lucca  ist  nun  aber  das  erste 
uns  bekannte,  sehr  wahrscheinlich  das  erste  überhaupt,  welches  K.  Karls 
Kanzlei  ausstellte.  Das  musste  um  so  bestimmender  sein  bei  dem  so  vielfach 
hervortretenden  Mangel  an  genauerer  Kenntnis.*  der  früheren  italienischen 
Verhältnisse.  Man  hatte  nun  in  der  Kanzlei  ein  Formular,  nach  dem  man 
wenige  Wochen  später  denn  auch  ein  wörtlich  übereinstimmendes  Diplom  für 
den  Bischof  von  Speier  ausfertigte.  In  dem  etwas  spätem  Diplom  für  Fran- 
cesco Castracani  ist  jene  Vorlage  nicht  benutzt  und  er  wird  zwar  zum  Com?* 
nosfri  sacri  palatii,  aber  nicht  Lateranensis  ernannt. 1 9  Danach  würde  sich 

265.]  H.  1308.  12:  Turriozzi  137.  Acta  Henr.  VII.  2,  184.  189.  15.  Vgl.  Schubart  325. 
16,  In  der  schon  Bfihmer  Reg.  Lad.  1904  als  unecht  bezeichneten,  auch  bei  Freher 
Notae  in  Petrum  de  Andlo,  ed.  1612,  bl.  199  gedruckten  Urkunde,  worin  K..  Ludwig 
1338  gestattet,  da.ss  hieobut  princeyt  et  legatut  notter  et  Fenz'mt  mite*  frtUret ,  war« 
qjiondttm  nobilit  viri  Alberti  de  Prato,  Lttnicianoe  et  sacrae  Luteranentis  /Httatn  co- 
mitet,  ihrem  Wappen  die  baierische  Herzogskrone  zufügen,  wird  der  Titel  wohl  nur  die 
sonstigen  Hakpunkte  für  die  ünechtheit  oder  Verfälschung  stärken  können.  Doch  scheint 
Fenzius  nach  Urkk.  von  1361  allerdings  schon  den  einfachen  Pfalzgrafentitel  geführt  zu 
haben:  vgl.  Glafev  573.  578.  589.  17.  Mem.  di  Lucca  4  b,  61.  18.  Vgl.  §  261  n.  1. 
19.  Vgl.  §  264  n.  3. 
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etwa  erwarten  lassen,  dass  man  letzteren  Titel  für  die  Diplome  mit  weiter- 
gehenden Befugnissen  vorbehalten  hätte;  wie  denn  auch  in  drei  Formeln  für 
die  Bestellung  von  Pfalzgrafen  aus  der  Kanzlei  K.  Karls  nur  in  der  als  Creatto 
optima  und  als  Creatio  cum  bonis  clausulis  bezeichneten  von  Lateranensi- 
schen  Pfalzgrafen  die  Rede,  nicht  in  der  dritten,  welche  nur  die  gewöhnlichen 
Befugnisse  verleiht.20  Aber  eine  solche  Scheidung  ist  doch  in  keiner  Weise 
bestimmter  durchgeführt.  In  manchen  spätem  Diplomen  ist  nur  von  Pfalz- 
grafen schlechtweg  die  Rede,  in  der  Mehrzahl  der  mir  vorliegenden  von  La- 
teranensischen  Pfalzgrafen.  Aber  es  ist  da  offenbar  nur  der  zufällige  Gebrauch 
dieser  oder  jener  Vorlage  massgebend.21  Sachlich  ergibt  sich  nicht  der  ge- 
ringste Unterschied;  dieselben  Befugnisse  werden  in  den  einen,  wie  in  den 
andern  verliehen.  Man  hat  aber  weiter  beide  Titel  sichtlich  als  gleichbedeu- 
tend betrachtet.  Dass  der  Ausdruck  sacrum  palathan  in  dieser  und  ver- 
wandten Anwendungen  ursprünglich  nichts  weiter  bezeichnen  sollte,  als  die 
Beziehung  zum  Könige  oder  zum  königlichen  Hofe  überhaupt,  hat  man  in  der 
Kanzlei  anscheinend  nicht  gewusst  oder  nicht  beachtet;  man  scheint  den  Be- 
griff eines  bestimmten  Palastes  untergelegt  und  durch  das  Diplom  für  den 
Bischof  von  Lucca  veranlasst  angenommen  zu  haben,  auch  der  einfache  Titel 
Pfalzgraf  beziehe  sich  immer  auf  den  Lateranensischen  Palast.  Dann  erklärt 
es  sich,  dass  man  in  Diplomen  gleichen  Inhalts  bald  den  volleren,  bald  den 
einfacheren  Titel  ertheilt.  Es  lässt  sich  dafür  geltend  machen,  dass,  obwohl 
im  Diplome  eine  Erhebung  zum  Lateranensischen  Pfalzgrafen  erfolgt,  mehrfach 
im  Eingange  der  Betreffende  nur  als  Pfalzgraf  angeredet  wird22,  während  in 
audern  sich  auch  au  dieser  Stelle  der  vollere  Titel  findet23;  dass  auch  da,  wo 
der  Pfalzgrafentitel  schon  auf  älterer  Verleihung  beruht,  wie  bei  den  Fieschj, 
jetzt  gleichfalls  von  Lateranensischen  Pfalzgrafen  die  Rede  ist.24  Es  scheint 
mir  insbesondere  dafür  zu  sprechen,  dass  dem  Titel  Pfalzgraf  nun  nicht  selten 
der  eines  Grafen  des  kaiserlichen  Hofes  zugefügt  wird,  was  doch  durchaus 
dafür  zu  sprechen  scheint,  dass  man  beide  Ausdrücke  nicht  mehr  als  gleich- 
bedeutend erkannte,  wie  "sie  es  doch  ursprünglich  waren.  So  ist  schon  1355 
im  Diplome  für  Francesco  Castraeani  von  den  Com ites  sacri  palatü  et  im- 
perialts  aule  die  Rede25,  während  dann  1360  in  der  am  meisten  angewandten 
Formel  der  Titel  sacri  Lateranensis  palatü  et  aule  nostre  et  imperialis 
consistorii  comes  ertheilt  wird.26  Ob  unsere  Erklärung  über  die  Entstehung 
der  Anwendung  des  Titels  in  dieser  Bedeutung  die  richtige  sei,  mag  dahin- 
gestellt bleiben ;  einen  sachlichen  Unterschied  hat  der  Gebrauch  des  einen  oder 
andern  Titels  jedenfalls  nicht  begründet.27 


20.  Joh.  de  Geylnhusen  24.  29.  32.  21.  Wie  sich  das  bei  der  dritten  Formel  des  Joh.  de 
Geylnhusen  insbesondere  daraus  zu  erklären  scheint,  dass  sie  in  der  betreffenden  Stelle  auf 
Vorlage  aus  einer  Zeit  zurückgeht,  wo  der  Titel  noch  nicht  üblich  war.  Vgl.  $  264  n.  3. 
22.  Glafey  30.  38.  28.  Glafey  572.  Lüuig  C.  It.  2,  2461.  24.  Lünig  C.  It.  2,  2461. 
25.  Vgl.  §  264  n.  3.  26.  Glafey  31.  39.  42.  27.  Wenn  spatere  Publizisten  (Vgl. 
Schubart  234;  Vitriar.  III.  1.  3  t.  2  §  57  n.  1;  Spener  6,  203)  Comites  palatü  Lateraneiutis 
Romani  und  palatü  Lattranengit  Aquitgranmm  unterscheiden,  oder  im  Anschlüsse  an 
ein  Kapitular  von  817  (Mon.  Germ.  4,  201 J,  wo  es  heisst  in  domo  Aqttitgrani  palatü, 
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266.  —  Was  schliesslich  die  Aufnahme  des  Pfalzgrafenamtes  in 
Deutschland  betrifft,  so  liegt  da  eine  genauere  Untersuchung  unseren  näch- 
sten Zwecken  zu  fern;  wir  begnügen  uns,  auf  einige  Haltpunkte  hinzuweisen, 
auf  welche  wir  ohnehin  durch  die  vorstehende  Erörterung  aufmerksam  wurden. 

Den  ersten  Halt  bieten  die  schon  erwähnten  Formeln  aus  der  Zeit  K. 
Rudolfs,  in  welchen  dieser  die  Befugniss  zur  Ernennung  von  Notaren  und 
zwar  vererblich  ertheilt. 1  Haben  diese  Formelsammlungen  zunächst  die  deut- 
schen Verhältnisse  im  Auge,  so  wäre  wohl  anzunehmen,  dass  solche  Ver- 
leihungen damals  in  Deutschland  schon  üblich  waren;  wären  sie  nur  zwecklos 
aus  italienischen  Sammlungen  entnommen,  so  müsste  auch  auffallen,  dass  von 
den  Judices  in  italienischer  Bedeutung,  welche  in  Deutschland  nicht  Eingang 
gefunden  zu  haben  scheinen,  in  jenen  Formelbüchern  nicht  die  Rede  ist.  Be- 
denken könnte  nur  erregen,  dass  eine  solche  Befugniss  damals  schon  erblich 
und  unbeschränkt  ertheilt  sein  sollte,  während  sie  in  dem  zunächst  zu  be- 
sprechenden Falle  einem  besonders  bevorzugten  deutschen  Grossen  nur  be- 
schränkt ertheilt  wird. 

Finden  sich  aus  derselben  Zeit  auch  schon  häufig  Formeln  für  die  Legi- 
timation durch  den  König2,  so  ist  mir  doch  keine  für  die  Verleihung  dieser 
Befugniss  an  Andere  aufgefallen.  So  weit  ich  sehe,  geschieht  das  zuerst  in 
einem  Privileg,  welches  K.  Ludwig  1327  unmittelbar  vor  dem  Beginne  des 
Römerzuges  zu  Trient  dem  Grafen  Bertold  von  Henneberg  ausstellte ;  er  be- 
willigt ihm,  ut  videlicel  auctoritate  nostra  regia  per  tempora  vife  sue  viainti 
per8ona8  duntaxat  manzeres,  spurios  vel  aüter  ilh'ijitime  natos  Ugitimare 
valeat — ;  ad  hoc  eidem  concedimus  ex  eadem  tjracia  special'*,  quod  simi- 
Uter  per  tempwt  vite  sue  eadem  fultus  autoritate  ihrem  duntaxat  notarios 
puhlicos  po88tt  instituere  ei  facere  ad  saum  arlntrium  elif/endos;  diese  Be- 
fugniss wird  dann  auch  auf  die  von  ihm  abstammenden  spätem  Besitzer  der 
Burg  Henneberg  ausgedehnt,  aber  so,  dass  sie  bei  diesen  auf  zehn  Uneheliche 
und  sechs  Notare  beschränkt  sein  soll. 3  Diese  Art  der  Verleihung  auf  eine 
bestimmte  Zahl  ist  in  dieser  Zeit  eine  ganz  vereinzelte.  Auch  in  späterer  Zeit 
habe  ich  nur  in  Deutschland  noch  vereinzelte  Beispiele  gefunden.  K.  Ruprecht 
gibt  1401  dem  Protonotar  der  Stadt  Köln  die  Befugniss  zur  Ernennung  von 
drei  Notaren.4  Im  Pfalzgrafendiplom  für  Johann  Reuchlin  von  1492  ist  die 
Befugniss  zur  Legitimation  und  zur  Ernennung  von  Notaren  zwar  unbe- 
schränkt, die  zur  Kreirung  von  Doktoren  auf  zehn  beschränkt.5  Die  Urkunde 
für  Bertold  macht  doch  den  Eindruck,  dass  es  sich  um  ein  Sonderprivileg 

265.]  qwxe  ad  Lateranü  dicitur,  den  Titel  überhaupt  Ton  Aachen  ableiten,  so  wird  das 
keiner  Wiederlegung  bedürfen.  Auffallenderweise  heisst  es  im  Reichsregistraturbache  A. 
bl.  89  zu  Wien,  Tgl.  Reg.  Rup.  n.  1990:  Item  in  communi  forma  tuyra  quinquagesimo 
primo  fotio  data  e$t  liltera  cmnifatu»  palatini  Iieni  honorabifi  Laarencio  de  Carrocüt 
de  Corneto;  aber  es  muss  das  ein  blosser  Schreibfehler  sein,  da  auf  bl.  51  ganz  in  den  ge- 
wöhnlichen Ausdrucken  zum  Comet  palacii  Laieranenti*  ernannt  wird. 

266.  —  1.  Vgl-  §  264  n.  1.  Es  dürfte  keine  undankbare  Aufgabe  sein,  zu  unter- 
suchen, wann  und  wie  das  Institut  des  Notariats  in  Deutschland  in  der  Gestaltung,  die  es 
in  Italien  gewonnen,  Eingang  gefunden  hat.  2.  Vgl.  §  257  n.  10.  3.  Schoppach 
Heuneb.  U.B.  1,  107.     4.  Reg.  Rup.  n.  380.     5.  Schubart  333. 
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handelt,  dessen  Inhalt  nur  für  den  Einzelfall  so  forniulirt  wurde.  Ist  die  Ver- 
leihung auch  eine  dauernde,  so  mag  nebenbei  der  Gesichtspunkt  mitgewirkt 
haben,  für  die  Zeit  der  Abwesenheit  des  Königs  dem  Bedürfnisse  in  Deutsch- 
land zu  genügen;  denn  Bertold,  der  mit  dem  Könige  in  Trient  war6,  scheint 
von  da  zurückgekehrt  und  ohne  ausdrücklich  zum  Vikar  ernannt  zu  sein,  dann 
vorzugsweise  den  König  in  Deutschland  vertreten  zu  haben.7  Scheinen  Ver- 
leihungen der  Befugniss  zum  Legitimiren  bis  dahin  in  Deutschland  nicht  üb- 
lich gewesen  zu  sein,  so  mag  gerade  zu  Trient  italienischer  Einfluss  sich  geltend 
gemacht  haben;  doch  zeigt  auch  hier  die  Nichterwähnung  der  Judices  Be- 
achtung der  deutschen  Verhältnisse. 

Uebrigens  scheint  dieser  Vorgang  ein  vereinzelter  geblieben  zu  sein.  Erst 
auf  dem  Römerzuge  1355  erhält  dann  der  Bischof  von  Speier  als  Lateranen- 
sischer  Pfalzgraf  das  Recht  zu  legitimiren,  Notare  zu  kreiren  und  Ritter  zu 
machen8;  es  ist,  so  weit  ich  sehe,  die  erste  Verleihung  des  Pfalzgrafentitels 
in  dieser  Bedeutung  an  einen  Deutschen.  Dass  die  bezüglichen  italienischen 
Verhältnisse  da  den  Ausgang  bildeten,  wird  um  so  weniger  zu  bezweifeln  sein, 
als  das  Diplom  das  kurz  vorher  dem  Bischöfe  von  Lucca  gegebene9  wörtlich 
wiederholt.  In  Deutschland  selbst  würde  man  damals  wohl  noch  schwerlich 
auf  Ertheilung  eines  solchen  Diploms  verfallen  sein. 

Handelt  es  sich  bis  dahin  zunächst  um  Sonderprivilegien  einzelner 
Grossen,  so  mag  dann,  ohne  dass  ich  das  mit  den  mir  zu  Gebote  stehenden 
Hülfsmitteln  genauer  verfolgen  könnte,  während  der  Regierungen  K.  Karls 
und  K.  Wenzels  auch  in  Deutschland  der  Brauch  aufgekommen  sein,  Pfalz- 
grafendiplome in  der  in  Italien  üblichen  Weise  insbesondere  auch  an  Rechts- 
gelehrte auszustellen.  In  der  frühern  Zeit  K.  Karls  wird  es  noch  schwerlich 
der  Fall  gewesen  sein;  denn  das  erhaltene  Registraturbuch  von  1360  hat  eine 
Reihe  Diplome  für  Italien,  aber  keins  für  Deutschland. 10  In  den  Registratur- 
büchern K.  Ruprechts  finden  sich  aber  schon  Fälle  für  Deutschland  gleich 
vom  Beginne  seiner  Regierung  ab,  so  dass  es  nicht  scheint,  dass  etwa  erst 
seine  nähern  Beziehungen  zu  Italien  da  massgebend  waren;  er  dürfte  den 
Brauch  schon  vorgefunden  haben.  Das  erste  Diplom  dieser  Art  ist  1401  für 
Friedrich  Schaffard,  Licentiaten  in  decretis  und  Probst  von  S.  Paulin  bei 
Trier  ausgestellt. 1 1  Es  ertheilt  die  Befugniss  zur  Ernennung  von  Notaren  und 
zur  Legitimation ;  dass  es  die  Judices  nicht  erwähnt,  mag  darin  seinen  Grund 
haben^  dass  die  Formel  zunächst  mit  Rücksicht  auf  Deutschland  abgefasst 
war.  Doch  wurde  in  keiner  Weise  ein  Unterschied  zwischen  Komitiven  für 
Deutschland  und  Italien  gemacht;  eben  jene  für  Schaffard  hat  vielen  für 


H.  Er  verbürgt  sich  dort  Feb.  22  für  Einhaltung  der  Urk.  Reg.  Lud.  n.  3238.  Orig.  zu 
Innsbruck.  Vgl.  auch  Reg.  Lud.  n.  946.  7.  Vgl.  Reg.  Lud.  n.  943.  944.  945.  3241. 
8.  Remling  1,  597.  9.  Vgl.  §  265  n.  17.  10.  Vgl.  §  264  n.  5.  Dass  sich  bei  Joh.  de 
Geylnhnsen  drei  Formeln  für  die  Bestellung  ron  Pfalzgrafen  finden,  kann  wenigstens  nicht 
erweisen,  dass  K.  Karl  solche  schon  in  Deutschland  ernannte;  denn  auch  ron  seinen  son- 
stigen Formeln  sind  vielo  nur  für  Italien  verwendbar.  11,  Beilage  ron  1401  Jan.  7.  Die 
Publizisten  gaben  als  ältestes  Diplom  dieser  Art  das  bei  Schubart  329  abgedruckte  für  Jo 
hann  Reuchlin  ron  1492  an. 
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Italien  ausgestellten  als  Vorlage  gedient,  und  umgekehrt  werden  auch  in  einer 
für  Deutschland  ausgestellten  die  Judiccs  erwähnt. 12  Doch  ist  die  Zahl  der 
letztern  noch  sehr  gering;  nur  fünf  finden  sich  in  den  Registraturbüchern  K. 
Ruprechts13,  während  sie  für  Italien  in  grosser  Zahl  angefertigt  wurden. 

XXV.  WANDERNDE  KÖNIGSBOTEN. 

267.  —  Von  den  bisher  besprochenen  verschiedenen  Klassen  von  Kö- 
nigsboten sind  diejenigen  zu  unterscheiden,  deren  Befugnisse  weder  auf  einen 
einzelnen  Fall  beschränkt,  noch  aber  auch  dauernd  mit  einer  Person,  einem 
Geschlechte,  einer  Würde  verknüpft  erscheinen.  Sehen  wir  von  diesem  nega- 
tiven Momente  ab,  so  ergibt  sich  im  übrigen  eine  so  grosse  Verschiedenheit 
der  Stellung,  dass  es  schwer  sein  dürfte,  die  ganze  Klasse  für  den  ganzen 
zu  beachtenden  Zeitraum  durch  einen  Ausdruck  mit  genügender  Bestimmtheit 
zu  kennzeichnen.  Wählen  wir  im  Anschlüsse  an  den  quellenmässigen  Aus- 
druck Mi88t  iUscurrentes,  der  freilich  später  nur  selten  und  anscheinend  kaum 
mit  bestimmter  Beziehung  auf  nur  diese  Klasse  gebraucht  wird  die  Bezeich- 
nung umherziehende  oder  wandernde  Künigsboten,  so  ist  damit  allerdings  ein 
in  den  meisten  Fällen  zutreffender  Unterschied  von  den  bisher  besprochenen 
Klassen  hervorgehoben.  Den  Boten  für  den  Einzelfall  gegenüber  wäre  viel- 
leicht eher  das  Dauernde  des  Auftrags  hervorzuheben;  doch  ist  auf  diese,  sich 
durchweg  bestimmt  ausscheidende  Klasse  weniger  Gewicht  für  die  Aufsu- 
chung unterscheidender  Merkmale  zu  legen.  Dagegen  scheint  das  Umherziehen 
allerdings  charakteristisch  gegenüber  den  ständigen  Boten.  Ist  für  die  Auf- 
stellung dieser  zunächst  das  dauernde  Bedürfniss  des  bestimmten  Ortes  mass- 
gebend, ihre  Thätigkeit  auf  diesen  beschränkt,  so  ist  für  die  Sendung  wan- 
dernder Königsboten  eben  der  Gesichtspunkt  der  Erspriesslichkeit  zeitweisen 
Eingreifens  einer  dem  Orte  fremden  Gewalt  bestimmend,  sie  ziehen  von  Ort 
zu  Ort,  um  ihres  Amtes  zu  pflegen,  wo  immer  Veranlassung  dazu  sich  bietet 
Wie  man  das  in  dem  Ausdrucke  Mi88H8  (foatrrens  besonders  betonte,  so 
wird  es  auch  wohl  sonst  hervorgehoben;  eine  Urkunde  von  880  beginnt:  Dum 
d.  K(iroln8  re.v  sue  pietatis  in  regnum  Italicum  uno*  coiwtituissel  missos — , 
nt  irent  de  loco  in  locum,  quiequid  ibi  iniuste  invcni88oni,  Ugali  ordine  ad 
finem  perducerent.2  Und  wo  uns  zahlreichere  Zeugnisse  über  die  Thätigkeit 
einzelner  erhalten  sind,  lässt  sich  ein  solches  Wandern  vielfach  genauer 
nachweisen. 

Ueberall  freilich  wird  dieser  Umstand  sich  nicht  als  genügendes  Schei- 
dungsmoment bewähren.  Auch  der  waudernde  Missus  ist  in  seinen  Befug- 
nissen vielfach  an  örtliche  Schranken  gebunden  und  sein  Sprengel  nicht  ge- 
rade immer  ausgedehnter,  wie  der  des  ständigen  Boten,  während  doch  auch 
der  Beruf  dieses  das  Umherziehen  in  demselben  vielfach  erfordern  mochte, 
wir  auch  ihn  an  verschiedenen  Orten  zu  Gerichte  sitzen  sehen.  Da  würde  das 


206.]  12.  Reg.  Rup.  n.  1548.     18.  Reg.  Rup.  n.  78.  1548.  2441.  2446.  2793. 
267.  -  1.  Vgl,  §  209  n.  3.  4.     2.  Antiq.  It.  5,  929. 


Digitized  by  Goo 


Wandernde  K  (» n  i  g  s  h  o  t  e  u. 


110 


Unterseheidende  mehr  darin  zu  suchen  sein,  dass  es  sich  hier  um  eine 
ständige,  dort  um  eine  ausserordentliche,  nur  zeitweise  übertragene  Gewalt 
handelt. 

Andererseits  werden  wir  finden,  dass  die  Thätigkeit  von  Königsboten, 
deren  Stellung  in  andern  Beziehungen  von  der  der  wandernden  sich  kaum 
unterscheidet,  sich  nicht  allein  an  einen  bestimmten  Ort  knüpft,  sondern  an 
diesem  auch  dauernd  geübt  wird,  also  doch  der  nächste  Anschluss  bei  den 
ständigen  Boten  zu  suchen  sein  würde,  jedenfalls  das  Merkmal  des  Wanderns 
nicht  mehr  zutrifft.  Wenn  wir  trotzdem  auch  die  Besprechung  solcher  Stel- 
lungen hier  anknüpfen,  so  dürfte  sich  das  durch  Folgendes  rechtfertigen.  Es 
handelt  sich  allerdings  um  ein  ständiges  Amt,  insofern  es  herkömmlich  sein 
oder  in  der  Absicht  des  Herrschers  liegen  konnte,  dass  immer  ein  Königsbote 
am  Orte  sein  sollte.  Wie  denn  insbesondere  in  der  spätem  staufischen  Pe- 
riode die  Stellung  auch  da,  wo  sie  nicht  an  einen  bestimmten  Ort  geknüpft 
war,  wo  das  Wandern  blieb,  doch  überall  den  Charakter  eines  ständigen, 
immer  besetzten  Amtes  annahm.  Aber  es  bleibt  aucli  dann  doch  der  wichtige 
Gegensatz  zu  den  ständigen  Missi,  dass  das  Amt  nicht  lebenslänglich  oder 
gar  erblich  verliehen  wird,  dass  es  sich  wohl  um  ein  ständiges  Amt,  nicht 
aber  um  ständige  Befugnisse  der  Person  handelt,  für  diese  doch  immer  das 
Moment  nur  zeitweiser  Beauftragung  mit  den  wandernden  Missi  gemein  bleibt. 
Dann  aber  stehen  sie  mit  diesen  noch  immer  in  engster  Verbindung  durch  die 
Art  ihrer  Befugnisse.  Bei  den  ständigen  Missi  sind  diese,  wie  wir  sahen, 
durchaus  auf  richterliche  Thätigkeit  beschränkt.  Auch  bei  den  Boten  für  den 
Einzelfall  handelt  es  sich  in  der  Regel  entweder  nur  um  richterliche  oder  aber 
nur  um  anderweitige  Befugnisse;  und  hi  späterer  Zeit  fanden  wir  das  ja  auch  im 
Ausdrucke  auseinandergehalten,  insofern  nur  jene  als  Delegirte,  diese  in  der 
Regel  als  Nuntien  des  Königs  bezeichnet  werden.  Dagegen  handelt  es  sich 
bei  der  hier  zu  besprechenden  Klasse  im  allgemeinen  nicht  um  die  Beschrän- 
kung auf  die  Uebung  bestimmter  richterlicher,  administrativer  oder  fiskalischer 
Hoheitsrechte,  sondern  um  eine  allgemeine  Vollmacht,  um  die  Befug- 
niss,  die  königliche  Gewalt  nach  allen  Richtungen,  wo  es  noth  thut  und  nicht 
etwa  ausdrückliche  Vorbehalte  gemacht  sind,  zu  vertreten.  Darin  dürfte  wohl 
vorzugsweise  das  alle  hier  zu  besprechenden  Gestaltungen  des  Instituts  Ver- 
bindende zu  suchen  sein,  es  rechtfertigen,  im  übrigen  sehr  verschiedene  Stel- 
lungen gemeinsam  zu  behandeln.  Es  Hesse  sich  danach  auch  etwa  die  ganze 
Klasse  als  die  der  Königsboten  mit  allgemeiner  Vollmacht  bezeichnen,  wenn 
wir  es  nicht  vorzögen,  uns  an  den  Ausdruck  der  Quellen  zu  halten,  welcher 
zumal  für  die  ältere  Zeit  die  Sache  mit  genügender  Bestimmtheit  bezeichnet, 
während  wir  für  die  spätere  Zeit  bei  der  Möglichkeit  schärferen  Auseinander- 
haltens verschiedener  Gestaltungen  eines  alle  bezeichnenden  Ausdrucks  we- 
niger mehr  bedürfen  werden. 

268.  —  Wie  bei  manchen  frühern  Untersuchungen  beschränken  wir  uns 
auch  hier  zunächst  auf  die  vors  tau  fische  Zeit.  Die  Gestaltung,  in  wel- 
cher sich  das  Institut  der  wandernden  Königsboten  durch  Jahrhunderte  in 
Italien  erhalten  hat,  schliesst  sich  unmittelbar  an  die  bezüglichen  Einrichtungen 
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Karls  des  Grossen  an !,  wenn  auch  manches  im  Laufe  der  Zeit  sich  ändern 
mochte,  manches  entfiel,  was  bei  den  Anordnungen  Karls  als  wesentlich  für 
die  Verbürgung  des  Erfolgs  ins  Auge  gefasst  war.  Die  in  der  karol in- 
dischen Periode  für  Italien  erlassenen  Gesetze  setzen  überall  das  Fort- 
bestehen des  Institutes  voraus;  und  das  ganze  neunte  Jahrhundert  hindurch 
finden  wir  zahlreiche  Zeugnisse  für  die  Thätigkeit  umherziehender  Königsboten. 

Auch  in  ihren  Befugnissen  zeigt  sich  keine  Aenderung.  Dieselben 
bezogen  sich  keineswegs,  wie  die  des  Pfalzgrafen  oder  die  der  spätem  stän- 
digen Missi  zunächst  nur  auf  die  Uebung  der  Reichsgerichtsbarkeit,  wenn  die 
uns  erhaltenen  urkundlichen  Zeugnisse  auch  vorzugsweise  diese  Seite  ihrer 
Thätigkeit  betreffen.  Wir  ersehen  ans  den  für  Italien  erlassenen  Gesetzen  des 
neunten  Jahrhunderts,  insbesondere  denen  aus  den  J.  832,  855  und  856  2, 
wo  von  ihren  Aufgaben  näher  die  Rede  ist,  wie  ihr  Geschäftskreis  noch  immer 
so  umfassend  war,  wie  der  der  Reichsregierung  überhaupt,  wie  sie  überall 
einzugreifen  befugt  und  verpflichtet  waren,  wo  irgend  ein  Interesse  des  Reichs 
das  zu  erheischen  schien.  Sie  haben  die  Amtsführung  der  Beamten  zu  über- 
wachen, pflichtvergessene  Grafen  dem  Könige  zur  Anzeige  zu  bringen,  unred- 
liche Schöffen  und  Notare  zu  entfernen  und  taugliche  einzusetzen;  sie  haben 
zu  sorgen,  dass  jeder  dem  Könige  den  Treuschwur  leistet,  die  königlichen 
Pfalzen  in  Stand  erhalten,  die  Benefizien  nicht  verschlechtert  werden,  dass 
das  Gut  der  Grafschaften  und  Kirchen  nicht  in  fremde  Hände  geräth;  sie 
haben  zu  achten  auf  Einhaltung  der  Strassen,  Brücken  und  Fähren,  auf  rech- 
tes Mass  und  Gewicht,  auf  das  Münzwesen;  Wittwen  und  Waisen  und  andern 
Hülfsbedürftigen  haben  sie  Schutz  zu  gewähren ;  selbst  das  Kriegswesen  fällt 
vielfach  in  ihren  Wirkungskreis.  Auch  die  kirchliche  Ordnung  ist  nach  wie 
vor  Gegenstand  ihrer  Thätigkeit,  wie  die  weltliche;  der  Zustand  der  Klöster, 
das  Verhalten  der  Geistlichkeit,  die  Instandhaltung  der  Kirchen  sind  von  ihnen 
zu  überwachen. 

Daneben  wird  dann  freilich  auf  die  richterliche  Thätigkeit  besonderes 
Gewicht  gelegt;  totius  populi  querimonia  generali ter  audiatur  et  legaliter 
deßniatur;  es  werden  die  Verbrechen  aufgezählt,  gegen  welche  sie  insbeson- 
dere vorzugehen  haben;  vorzugsweise  wird  ihnen  eingeschärft,  da  Recht  zu 
schaffen,  wo  die  Grafen  das  verweigern.  Ihre  gesammte  Thätigkeit  wird  auch 
wohl  schlechtweg  dahin  bezeichnet,  dass  sie  ad  iu&tieia*  facienda«  nach 
Italien  gesandt  seien. 

Gegen  Ende  des  Jahrhunderts  zeigt  sich  dann  allerdings  eine  auffallende 
Abnahme  der  Zeugnisse  über  ihre  Thätigkeit  und  im  zehnten  Jahrhunderte 
scheint  das  Institut  ganz  in  Verfall  gerathen  zu  sein.  Sitzen  919  der  Bischof 
von  Cremona  und  ein  königlicher  Vasall  in  der  Grafschaft  Bergamo  als  Missi 
zu  Gericht3,  so  werden  wir  in  ihnen  noch  wandernde  Königsboten  zu  sehen 
haben ;  aber  das  ist  auch  das  letzte  Zeugniss,  das  mir  bis  auf  den  Beginn  der 
deutschen  Herrschaft  aufgefallen  ist.4 


268.  -  1.  Vgl.  Waitz  V.G.  3,  380.     2.  Mon.  Germ.  3,  363.  434.  437.     8.  Lupiu 
2,  114.     4.  Vgl.  §  230  n.  2. 
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269.  —  Mit  dem  Eintritte  der  deutsehen  Herrschaft  gewinnt  das 
Institut  sogleich  neues  Leben.  Wie  wir  schon  die  Einrichtung  der  ständigen 
Missi  in  ihrer  spätem  Gestaltung  auf  K.  Otto  I  zurückführten,  so  hat  er  sich 
auch  alsbald  des  Instituts  der  wandernden  Missi  wieder  in  ausgedehntem 
Masse  bedient.  Die  Annahme,  dass  dasselbe  nach  so  langer  Zwischenzeit 
jetzt  wesentliche  Aenderuugen  erfahren  habe,  läge  nahe;  aber  es  scheint  das 
nicht  der  Fall  gewesen  zu  sein;  sei  es,  dass  man  sich  noch  bewusst  an  das 
frühere  Herkommen  anschloss,  sei  es,  dass  auch  ohne  bewusstes  Zurückgreifen 
das  gleichgebliebene  Bedürfniss  ohnehin  auf  eine  wesentlich  gleiche  Gestaltung 
hinführte. 

Ueber  die  B  e  f  u  g  n  i  s  s  e  der  Missi  liegen  uns,  wenn  wir  von  den  Gc- 
richtsurkunden  absehen,  allerdings  aus  der  sächsischen  und  fränkischen  Zeit 
fast  keine  Zeugnisse  vor;  es  ist  insbesondere  zu  beklagen,  dass  sich  nicht  eine 
einzige  Vollmacht  erhalten  zu  haben  scheint.  Aber  es  wird  doch  kaum  zu 
bezweifeln  sein,  dass  ihre  Befugnisse  noch  eben  so  verschiedenartige,  eben  so 
umfassende  waren,  wie  im  neunten  Jahrhunderte,  dass  es  sich  auch  jetzt  we- 
niger um  einzelne  bestimmt  zugewiesene  Aufgaben,  als  um  eine  allgemeine 
Vertretung  der  königlichen  Gewalt  nach  allen  Richtungen  handelte.  Einge- 
schränktere Vollmachten  mögen  vorgekommen  sein;  wenn  aber  der  Kanzler 
und  Missus  Adaiger  1043  den  Cremonesen  ex  parte  senioris  nostri,  quasi 
ex  ore  sitOy  euius  vice  in  regno  sumus,  befiehlt,  das  Placitum  ihres  Bischofs 
zu  suchen,  ihnen  ex  regali  auetoritate  gebietet,  dem  Bischöfe  gegen  Wider- 
spenstige beizustehen,  und,  wie  das  in  der  Regel  nur  dem  Könige  zustand 
auf  die  Nichtachtung  seiner  Befehle  Geldstrafen  setzt2,  so  dürfen  wir  gewiss 
annehmen ,  dass  auch  jetzt  schon  die  Vollmachten  vielfach  eben  so  unbe- 
schränkt ausgestellt  wurden,  als  in  der  stautischen  Zeit,  wo  wir  die  Legaten 
mit  vollster  königlicher  Machtvollkommenheit  ausgestattet  finden,  ihnen  ein- 
fach jede  Befugniss  zugesprochen  wird,  welche  dem  Könige  selbst,  wenn  er 
anwesend  wäre,  zustehen  würde.  Und  dafür  dürfte  insbesondere  auch  auf  eine 
Urkunde  hinzuweisen  sein,  durch  welche  der  Kaiser  1055  den  Bewohnern  von 
Ferrara  eine  Reihe  von  Befreiungen  und  Vergünstigungen  gewährt;  nicht  allein 
dass  bei  einzelnen  wiederholt  ein  Vorbehalt  gemacht  wird  für  den  Fall,  dass 
der  Kaiser  oder  sein  Missus  nach  Italien  komme;  auch  für  alles  Verliehene 
wird  vorbehalten,  nisi  cum  nos  aat  noater  missus  in  regno  Ytalico  steteri- 
mus3,  woraus  wir  doch  wohl  die  allgemeine  Anschauung  entnehmen  dürfen, 
dass  alle  dem  Kaiser  selbst  gebührenden  Leistungen  auch  seinem  Boten  für 
Italien  zustehen. 

Auch  müssen  die  alten  Bestimmungen,  wonach  Bischöfe Aebte  und 
Grafen  das  Placitum  des  Missus  zu  suchen  hatten,  immer  in  Kraft  geblieben 
seien.  Denn  bei  vielen  Gerichtssitzungen  der  Missi  finden  wir  so  zahlreiche 
geistliche  und  weltliche  Grosse  unter  den  Beisitzern  genannt,  dass  an  einer 
Verpflichtung  derselben  nicht  zu  zweifeln  ist.  Und  für  blosse  Gerichtssitzungen 
hätte  es  ihrer  nicht  bedurft;  die  Anwesenheit  der  Judices  hätte  dazu  genügt, 


269.  —  1.  Vgl.  §  30.  41.     2.  Antiq.  It.  6,  53.     8.  Antiq.  It.  5,  753. 
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wie  denn  die  ständigen  Missi,  deren  Befugnisse  nur  richterliche  waren,  auch 
durchweg  nur  mit  den  Judiees  zu  Gerichte  sitzen.  So  freilich  auch  oft  die 
wandernden  Boten,  die  dann  aber  zunächst  nur  ihre  richterlichen  Pflichten 
üben.  Finden  wir  dagegen  in  andern  Fällen  zahlreiche  Grosse  um  sie  ver- 
sammelt, wie  auf  Hoftagen  des  Königs,  da  werden  wir  auch  schlicssen  dürfen, 
dass  es  sich  hier  um  die  Erledigung  so  mannichfachcr  Geschäfte  handelte,  als 
sie  auf  Hoflagen  vorzukommen  pflegten. 

270.  —  Bezüglich  der  richterlichen  Befugnisse  der  wandernden 
Königsboten  scheint  sich  in  der  deutschen  Periode  gleichfalls  nichts  geändert 
zu  haben.  Es  deutet  insbesondere  nichts  darauf  hin,  dass  die  Hebung  der 
Reichsgerichtsbarkeit  nun  etwa  nur  Sache  der  ständigen  Missi  gewesen,  die 
wandernden  zunächst  auf  die  anderweitigen  Reichsangclcgenheiten  hingewiesen 
seien.  Nicht  allein,  dass  wir  sie  thatsächlich  überaus  häufig  das  Richteramt 
üben  sehen;  es  wird  dasselbe  wohl  noch  geradezu  als  ihre  Hauptaufgabe  be- 
zeichnet. So  heisst  es  in  Urkunde  von  1014,  der  Kaiser  habe  Boten  gesandt, 
ut  ioatitina  aanetorum  eedcaiarum  dri  et  totiua  populi  ttnditia  querelia  dili- 
gentiaaime  bveatigarent  et  omni  studio  drfinirent. 1 

In  früherer  karolingischer  Zeit  ist  mehrfach  von  Sachen  die  Rede,  welche 
die  Missi  nicht  entscheiden  können,  welche  sie  daher  an  das  Gericht  des 
Königs  verweisen  sollen.2  Noch  853  heisst  es,  dass  Missi  an  Ort  und  Stelle 
über  Klagen  des  Bischofs  von  Lucca  entscheiden  sollen;  *i  rero  ort«  fuiaset 
contenijdio,  qite  delibernre  ibi  menime  potttiaaent,  at(b  wttdia  Jirmiaqne  fide- 
iuaaoribua  hoc  ante  attmn  (impenttoria)  venire  feciaaent  presenti«.3  Später 
finde  ich  kein  Zeugniss,  dass  irgendwelche  Sachen  ausdrücklich  der  Entschei- 
dung der  Missi  vorenthalten  seien;  nur  mittelbar  lässt  sich  das  daraus  folgen, 
dass  gewissen  Personen  der  ausschliessliche  Gerichtsstand  vor  dem  Könige 
zugesprochen  war.4  Von  solchen  Ausnahmen  abgesehen  wird  nicht  zu  be- 
zweifeln sein,  dass  den  wandernden  Boten  als  Vertretern  des  Königs  die 
Reichsgerichtsgewalt  im  vollsten  Umfange  zustand,  dass  vor  ihnen  alle  Sachen 
mit  derselben  Rechtskraft  zur  Entscheidung  gebracht  weiden  konnten,  wie  im 
Uofgerichte  selbst.  Der  bestimmteste  Beweis  liegt  unzweifelhaft  darin,  dass 
solche  Befugniss  sogar  den  ständigen  Königsboten  zustand. 

Denn  auch  diesem  gegenüber5  erscheint  der  wandernde  Missus  als  der 
höhere  Richter,  welchem  der  Vorsitz  gebührt,  der  also  gewiss  mindestens  mit 
denselben  Befugnissen  ausgestattet  war.  Und  ebenso  jeder  andern  Ortsgewalt 
gegenüber.  War  nach  italienischem  Brauche  dadurch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  auch  der  niedere  Richter  den  Vorsitz  mit  dem  höhern  theilt6,  so  wird 
doch  auch  dann  der  Missus  des  Königs  zuerst  genannt;  erscheint  ein  solcher 
unter  den  Beisitzern,  so  weiss  ich  ihn  nie  als  wandernden  Boten  nachzuweisen, 
scheint  es  sich  immer  um  ständige  Missi  zu  handeln.7 

Insbesondere  dürften  auch  wohl  nur  die  wandernden  Boten  solche  Vor- 


270.  1.  Antich.  Est.  1,  190.  2.  Vgl.  im  allg.  Waitz  V.G.  4,  406.  Beispiele  aus 
Italien  820.  833:  F.ittescbi  287.  Antiq.  It.  1,  459.  3.  Mom  <li  Lucca  5  b.  420.  4.  Vgl. 
§156.      5.  Vgl.  §  233  u.  9.     6.  Vgl.  §  1 17  n.  10  ff.      7.  Vgl.  §  230. 
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rechte  bezüglich  des  gerichtlichen  Verfahreiis  mit  dem  Könige  getheilt  haben, 
welche  auf  eine  durch  die  Kürze  des  Aufenthalts  gebotene  Beschleunigung 
desselben  hinzielten.  Denn  dahin  ist  es  wohl  unzweifelhaft  zu  verstehen,  wenn 
1055  den  Bewohnern  von  Ferrara  vom  Kaiser  das  Recht  auf  die  gesetzlichen 
Fristen  im  Gerichte  zugesichert  wird,  niai  cmn  nos  aut  noster  missus  in 
reynum  Ytalicum  venerimus.6  Dieser  Vorbehalt  trifft  offenbar  nur  den  wan- 
dernden Boten,  da  beim  ständigen  ein  entsprechendes  Bedürfniss  nicht  vorlag. 
Doch  werden  nicht  immer  die  bei  den  Königsboten  anhängig  gemachten  Sachen 
auch  vor  diesen  zur  Entscheidung  gebracht,  sondern  mehrfach  an  die  Ortsbe- 
hörden zur  weitern  Behandlung  verwiesen,  sei  es,  weil  sie  zu  sehr  in  Anspruch 
genommen  waren,  um  auch  minder  Wichtiges  zu  erledigen,  sei  es,  dass  die 
Zeit  ihres  Aufenthaltes  zur  Erledigung  nicht  hinreichte.  Bei  einem  Streite  um 
Freiheit  827  lässt  der  Missus  die  Parteien  nur  Bürgschaft  leisten,  sich  im 
Placitum  des  Ortsgrafen  zu  stellen,  und  empfiehlt  diesem  sorgsame  Unter- 
suchung der  Sache.9  Bei  einem  Streite  um  Gruudeigenthum  844  übertragen 
die  Missi  die  Entscheidung  dem  Vicedominus  und  den  Skabinen. 1 0  Zu  Pisa 
wird  858  vor  Königsboten  ein  Streit  anhängig  gemacht  und  ein  weiteres  Pla- 
citum verbürgt;  da  aber  inzwischen  die  Köuigsbotcn  weitergezogen  sind,  wird 
dasselbe  per  imperialem  iussionem  vor  dem  Bischöfe  und  dem  Gastalden 
von  Pisa  gehalten 1  \  was  sich  doch  möglicherweise  auch  auf  einen  Auftrag  der 
Missi,  nicht  gerade  des  Kaisers  selbst,  beziehen  könnte. 

Es  legt  das  die  Frage  nahe,  ob  die  Missi  überhaupt  ihre  Gerichtsgewalt 
einem  Andern  wenigstens  für  den  Einzelfall  übertragen  konnten.  Bei  Her- 
zogen, Markgrafen,  Grafen  war  das  unzweifelhaft  der  Fall;  und  ihr  Stellver- 
treter im  Gerichte  wird  dann  sehr  häufig  als  ihr  Missus  bezeichnet. 12  Aber 
bei  den  Königsboten  liegt  die  Sache  doch  von  vornherein  insofern  anders,  als 
es  sich  bei  ihnen  selbst  schon  um  eine  vom  ständigen  Inhaber  der  Gewalt  ab- 
geleitete Befugniss  handelt,  es  darauf  ankäme,  ob  wir  dem  später  vielfach 
wirksamen  Satz  des  römischen  Rechts,  dass  ausnahmsweise  der  Delegatus  a 
principe  seine  Gewalt  weiter  übertragen  dürfe,  auch  schon  für  frühere  Zeiten 
Geltung  zusprechen  dürften.  Aber  wenigstens  aus  den  angeführten  Einzel- 
fällen möchte  ich  das  nicht  folgern.  Es  dürfte  sich  schwer  erweisen  lassen, 
dass  jene  Sachen  nicht  auch  an  und  für  sich  im  ordentlichen  Ortsgerichte 
hätten  entschieden  werden  können ;  man  mochte  sie  nur  vor  die  Königsboten 
bringen,  weil  dem  höhern  Richter,  wenn  er  ohnehin  anwesend  war,  der  Vorzug 
gebührte,  und  diese  konnten  sie  an  die  Ortsrichter  zurückverweisen,  ohne 
diesen  zugleich  ihre  ausserordentlichen  Befugnisse  zu  übertragen.  Ausserdem 
aber  ist  mir  nur  ein  Zeugniss  aufgefallen,  welches  auf  eine  Weiterübertragung 
missatischer  Befugnisse  deuten  könnte.  Es  hält  1001  d.  Lambertus  comes 
vassus  et  missus  d.  Leonis  episeopi  Vercellensis  eeclesie  ein  Placitum  und 


8.  Antiq,  It.  5,  753.  9.  Mon.  patr.  Ch.  1,  34.  10.  Fumagalli  240.  11.  Antiq.  It. 
3,  1033.  12.  t.  B.  995:  H.  epitcoput  mittut  Hugonit  ducit  et  marchionü.  Fatteschi  307. 
0.  epitcoput  Veronas  mittut  Othonit  marehiae  Vtronenti*  dueit  hält  996  Gericht  im  Ko- 
mi Ute  TreTiso.  Valentineiii  Reg.  n.  83. 
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zwar  zu  Rimini13,  wo  offenbar  seinem  Vollmachtgeber  selbst  eine  Gerichts- 
barkeit nur  in  Stellvertretung  des  Königs  zustehen  konnte.  Wir  fanden  nun 
auch  wirklich  in  derselben  Zeit  Leo,  zwar  nicht  als  Missus,  sondern  als  Logo- 
theten mit  Funktionen  der  Reichsgerichtsbarkeit  betraut14  und  werden  an- 
nehmen müssen,  dass  er  diese  weiter  übertragen  konnte.  Aber  seine  Stellung 
ist  eine  so  wenig  klare,  die  Hofordnung  K.  Otto's  III  zeigt  uns  überhaupt  so 
viel  Eigenthümliches ,  dass  ich  das  für  die  Annahme  der  Uebertragbarkeit 
missatischer  Befugnisse  im  allgemeinen  nicht  geltend  macheu  möchte.  Viel 
bestimmter  scheint  mir  dagegen  der  Umstand  zu  sprechen,  dass  selbst  in  der 
frühem  staufischen  Zeit,  wo  uns  die  bezüglichen  Verhältnisse  genauer  bekannt 
sind,  jene  Anschauung  nicht  wirksam  gewesen,  dass  sie  sich  erst  später  unter 
dem  Einflüsse  des  römischen  Rechtes  langsam  Bahn  gebrochen  zu  haben 
scheint. 

271.  —  Was  Personen  und  Zahl  der  Königsboten  betrifft,  so  zeigt 
uns  die  deutsche  Periode  gleichfalls  keine  wesentliche  Aenderung.  Wie  schon 
unter  Karl  dem  Grossen,  so  werden  auch  später  eben  so  häufig  Geistliche  wie 
Weltliche  verwandt.  Von  jenen  am  häufigsten  Bischöfe;  Aebte  finde  ich 
später  nicht  mehrt  erwähnt.  Die  sonst  erwähnten  Geistlichen  gehörten  wohl 
durchweg  der  Hofgeistlichkeit  an.  So  finden  wir  865  einen  ArcMdiaconns 
Capelle  sacri  palaiii*,  nicht  selten  einen  Capellanus  d.  imperatoris2  als 
Königsboten  verwandt;  auch  wenn  der  Missus  einfach  als  Presbyter3,  Dia- 
conus4  oder  Subdiaconus5  bezeichnet  wird,  dürfte  es  sich  um  Mitglieder  der 
königlichen  Kapelle  handeln.  Insbesondere  erscheinen  dann  auch  die  Kanzler 
als  Königsboten. 

Auch  die  weltlichen  Königsboten  gehörten  zum  grossen  Theile  dem  Hofe 
an.  So  finden  wir  mehrfach  den  Pfalzgrafen6,  852  einen  Consiliar'ms,  einen 
Palatü  obtimas7,  865  einen  Seneschall8;  dahin  werden  zum  grossen  Theil 
auch  die  häufig  vorkommenden  Boten  gehören,  welche  einfach  als  Vagst  <l. 
regia  bezeichnet  werden.  Wohl  am  häufigsten  werden  Grafen  verwandt,  ver- 
einzelt Herzoge  und  Markgrafen.  Für  einen  Einzelfall  fanden  wir  862  einen 
Iudex  palatinus9;  gehörten  aber  später  die  ständigen  Missi  vorzugsweise 
dem  Stande  der  Königsrichter  an,  so  sind  mir  nur  ganz  vereinzelte  Fälle  vor- 
gekommen, dass  solche,  und  zwar  nur  mit  andern  höheren  Ranges,  als  wan- 
dernde Boten  verwandt  wurden. 10  Sehr  gewöhnlich  hatten  dagegen,  wie  wir 
später  nachweisen  werden,  die  Königsboten  auf  ihren  Reisen  Königsrichter  in 
ihrem  Gefolge,  welche  dann  aber  selbst  nicht  als  Missi  bezeichnet  sind. 

Bei  den  ständigen  Königsboten  brachte  es  schon  die  ganze  Stellung  mit 
sich,  dass  sie  dem  Lande  selbst  angehörten.  Bei  den  wandernden  konnte  es 
den  Interessen  des  Reichs  und  gewiss  auch  denen  des  Landes  oft  mehr  ent- 

270.]  18.  Fantuzzi  1,  225.      14.  Vgl.  §  179  n.  4. 

271.  -  1.  Fumagalli  383.  2.  999.  1000.  1022.  1046:  G»ttula  Acc.  1,  IIb*.  Antiq. 
It.  2,  967.  Mon.  Neapolit.  4,  161.  Script.  It.  1  b,  499.  Tiraboschi  Non.  2,  184.  3.  1000: 
Sayioli  2,  461.  4.  838.  998:  Antiq.  It.  2,  979.  2,  29.  5.  998:  Antiq.  It.  1.  493. 
6.  Vgl.  $  174  n.  4.  7.  Antiq.  It.  2,  25.  954.  8.  Fumagalli  383.  9.  Antiq.  It  2.  973. 
10.  879.  1022:  Antiq.  lt.  1,  360.  Gattula  Hbt.  1,  77. 
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sprechen,  wenn  sie  dem  Lande  fremd  waren.  In  sehr  vielen  Fällen  wird  aller- 
dings kaum  zu  entscheiden  sein,  welchem  Reiche  der  Bote  angehörte;  aber 
wenigstens  bei  der  Verwendung  von  Bischöfen  zeigt  sich  bestimmt,  dass  die 
italienischen  Grossen  unter  der  deutschen  Herrschaft  zwar  keineswegs  von 
dieser  Stellung  ausgeschlossen  waren,  sehr  häufig  doch  aber  auch  schon  jetzt 
Deutsche  zu  derselben  verwandt  wurden;  und  gewiss  noch  in  grösserer  Zahl, 
als  die  Namen  der  Bischofssitze  das  erkennen  lassen,  da  diese  im  zehnten  und 
eilften  Jahrhunderte  in  Italien  sehr  häufig  mit  Deutschen  besetzt  wurden. 

Scheinen  nach  der  ersten  Gestaltung  des  Instituts  durchweg  für  ein  und 
dieselbe  Mission  mehrere  Boten  ernannt  zu  sein11,  so  dauert  dieser  Brauch 
bis  ins  eilfte  Jahrhundert  fort  Doch  war  es  nicht  mehr  so  regelmässig  der 
Fall;  die  Zahl  der  Fälle,  wo  nur  ein  Missus  genannt  wird,  dürfte  eher  über- 
wiegen. Das  ist  allerdings  mehrfach  daraus  zu  erklären,  dass  eben  im  Einzel- 
falle nicht  alle  thätig  sind,  etwa  nur  einer  von  ihnen  zu  Gerichte  sitzt,  wie 
das  hie  und  da  ausdrücklich  in  den  Urkunden  bemerkt  ist. 12  Aber  die  Fälle, 
wo  nur  einzelne  auftreten,  sind  doch  zumal  in  späterer  Zeit  zu  häufig,  als  dass 
sie  sich  durch  jenen  Umstand  allein  erklären  Hessen;  und  insbesondere  wird 
da,  wo  wir  mehrere  Zeugnisse  für  die  Thätigkeit  eines  Missus  haben  und 
dieser  dennoch  immer  nur  einzelu  handelt,  doch  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass 
er  keinen  Genossen  hatte. 

Bei  einer  Mehrzahl  finden  sich  am  häufigsten  zwei,  ziemlich  oft  auch 
drei;  nur  hie  und  da  eine  grössere  Zahl;  so  865  ein  Bischof,  der  Pfalzgraf 
und  zwei  Grafen;  981  ein  Bischof,  ein  Graf  und  zwei  nicht  näher  Bezeichnete; 
1022  der  Kanzler,  drei  Bischöfe  und  ein  Judex. 13 

Wie  in  den  angeführten  Beispielen  sind  in  der  Regel  bei  einer  Mehrzahl 
von  Missi  der  geistliche  und  der  weltliche  Stand  vertreten.  Doch  finden  sich 
häufig  Ausnahmen.  So  nicht  selten  nur  zwei  Bischöfe 14 ;  aber  auch  821  ein 
Graf  und  zwei  Vassen,  857  zwei  Vassen,  879  ein  Graf  und  ein  Judex,  1014 
zwei  Grafen. 15  Die  Geistlichkeit  erscheint  insbesondere  unter  den  Ottonen 
überwiegend  vertreten.  Die  mehreren  Königsboten  erscheinen  durchweg  ganz 
gleichgestellt;  die  bezüglichen  gerichtlichen  Handlungen  werden  von  ihnen  ge- 
meinsam vorgenommen;  nur  ausnahmsweise  kommt  es  vor,  dass  von  mehreren 
Vorsitzenden  Boten  etwa  nur  der  angesehenste  investirt  und  bannt. 16 

272.  —  Was  die  örtliche  Ausdehnung  der  Gewalt  der  Kö- 
nigsboten betrifft,  so  war  diese  sehr  verschieden;  bald  nur  einzelne  Graf- 
schaften umfassend,  konnte  sie  sich  auch  über  das  ganze  Königreich  erstrecken. 
Die  ursprünglichen  Einrichtungen  setzten  eine  wenn  auch  wechselnde  Ein- 
theilung  des  ganzen  Reichs  in  missatische  Sprengel  voraus. 1  Eine  solche  Ein- 
theilung  ist  uns  für  Italien  nur  aus  dem  J.  866  bekannt,  wo  zunächst  in 
Veranlassung  der  Heerfahrt  gegen  Benevent  das  ganze  Königreich  in  zwölf 

11.  Vgl.  Waitx  V.G.  3,  386.       12.  865.  880:  Antiq.  It.  1,  495.  Fumagalli  383.  485. 
18.  Antiq.  It.  1,495.  Script.  It.  2  b.  973.  Galletti  Rieti  112.  Gattula  Hist.  1,77.      14.  981. 
990.  1077:  Ughelli  1,  888.  Fantuzzi  1,  218.  Antiq.  It.  2,  945.       15.  Script.  It.  2  b,  373. 
Antiq.  It.  1,  557.  3C0.  3,  729.      16.  1037:  Antiq.  It.  2,  9G3. 
272.      1.  Vgl.  Waitz  V.G.  3,  385. 
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Missionssprengel  getheilt  wurde. 1  In  Oberitalien  ist  dabei  von  sonstigen 
geistlichen  oder  weltlichen  Amtssprengeln  ganz  abgesehen,  nur  natürliche 
Gränzen  sind  massgebend;  es  sind  hier  die  Sprengel  zwischen  Po  undTrebbia, 
Po  und  Tessin,  Tessin  und  Adda,  Adda  und  Etsch,  von  der  Etsch  bis  Friaul 
genannt.  Dagegen  sind  für  Tuszien  die  Stadtgebiete  massgebend ;  Pisa  und 
Lucca,  Pistoja  und  Luni,  Florenz,  Volterra  und  Arezzo,  Chiusi  und  Siena 
bilden  je  einen  Sprengel.  Weiter  sind  besondere  Missi  bestellt  für  das  Mini- 
sterium des  Wido  und  das  des  Berengar,  also  wohl  für  die  Dukate  von  Spo- 
leto  und  Friaul.  Endlich  bildet  das  italische  Küstenland,  worunter  Exarchat 
und  Pentapolis  zu  verstehen  sein  dürften,  ein  grösseres  Missaticum. 

Aus  späterer  Zeit  finde  ich  kein  Zeugniss  mehr  für  eine  solche  Eintei- 
lung des  gesammten  Reiches  in  Missionssprengel.  Auch  bieten  uns  die  Ur- 
kunden nur  selten  Anhaltspunkte  zur  Beurtheilung  der  örtlichen  Ausdehnung 
der  Gewalt  der  Königsboten.  Der  Bischof  von  Novara  sitzt  902  zu  Yercelli 
zu  Gerichte,  da  er  misso  directus  j Hisset  in  finibus  Torsesianensis,  Astensis, 
Tanrinensift,  Kpo(rediensis)  .  .  .3,  also  als  Missus  für  eine  Reihe  benach- 
barter Grafschaften  oder  Bisthümer.  Wie  hier  der  Missus  selbst  der  Nach- 
barschaft angehört,  so  werden  wir  auf  solche  enger  begränzte  Missionssprengel 
überhaupt  wohl  in  den  meisten  Fällen  schliessen  dürfen,  wo  ähnliche  Bezie- 
hungen vorliegen.   Der  Königsrichter  Grauso,  welcher  879  als  Missus  zu 
Turin  war4,  war  in  der  Nähe,  zu  Asti,  ansässig.5  Hält  der  Patriarch  Radald 
971  als  Missus  ein  Placitum  zu  Verona  mit  den  Grossen  der  ganzen  Mark, 
wieder  der  Patriarch  Johann  994  bei  Vicenza6,  so  liegt  gewiss  die  Annahme 
nahe,  dass  seine  Gewalt  sich  nicht  auf  das  ganze  Königreich  bezog,  sondern 
auf  seine  Kirchenprovinz  oder  auf  die  Veroneser  Mark  beschränkt  war.  Zu- 
weilen umfasst  der  Sprengel  nur  eine  einzelne  Grafschaft.  Zu  Mailand  sitzt 
918  Berengar,  Neffe  und  Bote  des  Kaisers  Berengar  zu  Gerichte,  qui  in  co- 
mitatu  Mediolanrnsi  ab  ipso  iutperaiore  missus  esset  constitutus  tanquam 
comes  et  missus  discurrens ,  der  die  bezügliche  besiegelte  Vollmacht  des 
Kaisers  vorlegt  und  verlesen  lässt.7  Und  1115  finden  wir  einen  Margoahlus 
dAenatus  a  principe  in  eomitatu  Pisano  pro  litibus  diffiniendis*  Die  Ab- 
gränzung  der  Missionssprengel  wird  je  nach  dem  augenblicklichen  Bedürfnisse 
eine  verschiedene  und  wechselnde  gewesen  sein. 

273.  —  Daneben  scheint  aber  doch  mehrfach  das  Bestehen  ständiger 
Mission  *  Sprengel  angenommen  werden  zu  müssen.  Es  scheint,  dass  her- 
kömmlich für  einzelne  Reichstheile,  welche  innerhalb  der  Gesammtheit  des 
Reichs  doch  wieder  als  engeres  Ganze  betrachtet  wurden,  häufig  eigene  Missi 
bestellt  wurden.  Einen  solchen  Sprengel  können  wir  insofern  als  ständig  be- 
zeichnen, als  seine  Ahgränzung  nicht  durch  augenblickliche  Bedürfnisse  der 
Verwaltung,  sondern  durch  eine  auf  geschichtlicher  Grundlage  beruhende  fest- 
stehende Gliederung  des  Reiches  bestimmt  war. 


272.)  2.  Mon.  Oerm.  3,  505.  8.  Tirabosclii  Non.  2,  85.  Das  erstgenannte  Gebiet  rouss 
Tortnna  .«.ein.  4.  Antiq.  It.  1,  360.  5.  Mon.  patr.  Ch.  1,  CO.  72.  74.  C  Antich. 
Kst.  I.  152.  128      7.  Autiq.  It.  1,  455.      8.  Antiq.  It.  3,  1121. 
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Für  Tuszien  insbesondere  leidet  das  keinen  Zweifel.  Ende  857  tagen 
zu  Lucca  zwei  kaiserliche  Vassen,  dum  ad  potestate  d.  lllud.  aupusti  par- 
tibus  Tusciae  directi  fuissemus,  welche  wir  Anfang  858  zu  Pisa  als  partibus 
Tusciae  directi  wiederfinden. 1  Abermals  finden  wir  865  zu  Lucca  als  par- 
tibus Tusciae  missi  directi  den  Bischof  von  Arezzo,  den  Pfalzgrafen  und 
zwei  Grafen;  897  zu  Florenz  den  Pfalzgrafen  als  Missus  directus  in  finibus 
Tusciae;  910  heisst  der  Bischof  von  Lucca  Missus  et  discumens  per  totam 
Tusciam.2  Können  wir  gerade  im  neunten  Jahrhunderte  vielfach  besondere 
Missi  für  Tuszien  nachweisen,  so  mag  das  lediglich  seinen  Grund  darin  haben, 
dass  die  sonst  ungebräuchliche  Bezeichnung  des  Missionssprengeis  damals 
zufallig  in  die  dortigen  Formulare  der  Urkunden  Eingang  gefunden  hatte. 
Auch  später  sind  gewiss  solche  vielfach  ernannt,  trotz  des  Fehlens  der  Be- 
zeichnung. Und  finden  wir  diese  in  andern  Reichstheilen  überhaupt  nicht,  so 
schliesst  das  ein  entsprechendes  Verhältniss  nicht  aus;  dass  etwa  der  fest- 
stehende Umfang  der  Veronesermark  häufig  massgebend  für  die  Ausdehnung 
einer  Mission  war,  ist  kaum  zu  bezweifeln. 

Der  Begriff  der  .Ständigkeit  konnte  sich  nun  aber  auch  dahin  erweitern, 
dass  nicht  allein  der  Umfang  eines  Missionssprengeis  von  vornherein  feststand, 
sondern  herkömmlich  für  denselben  innner  ein  Missus  bestellt,  immer  ein  Ver- 
treter des  Königs  am  Orte  war,  die  Mission  also  den  Charakter  eines  stän- 
digen Amtes  erhielt.  Ein  Beispiel  dafür  gibt  uns  schon  seit  dem  Beginne 
des  neunten  Jahrhunderts  der  stehende  Missus  des  Kaisers  zu  Rom.3  Doch 
handelt  es  sich  freilich  zu  Rom  durchweg  um  Ausnahmsverhältnisse,  deren 
weitere  Verfolgung  unseren  Zwecken  ferner  liegt. 

Beachtenswerther  dürfte  sein,  dass  höchst  wahrscheinlich  auch  die  Ro- 
magna  einen  stehenden  Missionssprengel  bildete.  Es  wäre  möglich,  dass 
schon  in  ältester  Zeit  wie  zu  Rom,  so  auch  zu  Ravenna  immer  ein  kaiserlicher 
Missus  seinen  Sitz  hatte;  doch  ist  mir  ein  Zeugniss  nicht  bekannt.  In  der 
deutschen  Zeit  muss  aber  jedenfalls  auffallen,  dass  einzelne  Missi  in  der  Ro- 
magna  wiederholt  genannt  werden,  während  sich  kein  Zeugniss  ihrer  Wirk- 
wunkeit  ausserhalb  derselben  findet.  So  hält  als  Königsbote  der  Subdiakon 
Oldaricus  998  zu  Imola  Gericht1;  ein  Missus  Heimo  ist  1014  Zeuge  zu  Ra- 
venna5, wohl  derselbe,  der  als  Graf  und  Kämmerer  des  Kaisers  in  demselben 
Jahre  zu  Comacchioß  und  1021  als  Graf,  Vasall  und  Bote  des  Kaisers  zu 
Faenza  Gericht  hält7;  es  sitzen  weiter  zu  Gerichte  ein  nur  als  Missus  bezeich- 
neter Alexander  1030  Apr.  20  und  27  zu  Ravenna,  Juni  zu  Bologna,  1031 
Jan.  zu  Ravenna»;  Graf  Adelhard  1036  Jan.  und  1037  Febr.  bei  Imola9 
und  Graf  Cisnone  1307  Jan.  zu  Ravenna10;  1055  ein  Hugo  zu  Caput  de 
Rheda"  und  Graf  Bertold  und  Sittibald  zu  Ravenna  oder  Forli12;  1115  ver- 


273.  —  1.  Antiq.  It.  1,  557.  3,  1033.  2.  Antiq.  It.  1,  495.  407.  Ughelli  3.  353. 
8.  Vgl.  Giesebreeht  Kaiserzeit  1,  858.  4.  Antiq.  It.  1.  403.  5.  Fantuzzi  3,  17.  ß.  Fe- 
dericus  1,  4 60";  er  heisst  liier  Nanno,  was  doch  aus  Haimo  korrampirt  sein  wird.  7.  Fan- 
tuzzi 1,  253.  8.  Fant.  1,  263.  2G5.  2C8.  4,  Ifi8.  0.  Fant.  2,  67.  72.  10.  Fant.  1,  274. 
11.  Rubens  Rar.  277.      12.  Fantuzzi  2,  284. 
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gibt  der  kaiserliche  Legat  Folkmar  die  Stellen  der  Kardinäle  zu  Ravenna  auf 
Designation  der  Konsuln  und  des  Volks. 13 

Allerdings  erscheinen  einzelne  gleichzeitig;  aber  das  Bestehen  ständiger 
Boten  würde  das  Eingreifen  auch  anderer  nicht  gerade  ausschliessen.  Auch 
liegen  die  Zeitpunkte  des  Auftretens  nicht  gerade  weit  auseinander;  aber  für 
Alexander,  wohl  auch  für  Adelhard,  werden  wir  doch  ziemlich  sicher  anneh- 
men können,  dass  er  mindestens  ein  Jahr  lang  als  Missus  in  der  Romagna 
thätig  war,  was  doch  mit  der  Stellung  gewöhnlicher  wandernder  Boten  schwer 
zu  vereinen  ist.  Und  wollen  wir  in  Heimo  nicht  einen  ständigen  Beamten 
sehen,  so  müssen  wir  bei  ihm  jedenfalls  annehmen,  dfiss  er  zweimal  in  die 
Romagna  gesandt  wurde.  Doch  würde  ich  diesem  immerhin  auffallenden  Vor- 
kommen weniger  Gewicht  beilegen,  wenn  nicht  der  Umstand  hinzukäme,  dass 
K.  Friedrich  1160  dem  Erzbischofe  von  Ravenna  alle  Regalien  bestätigte, 
e.rce])tis  Ulis  nostris  regalibus  cum  dietrictu,  quorum  custodiam  Jwmo  et 
mifisu*  noster,  qui  in  eadem  civitate  manere  consuevit,  in  /endo  habere  a 
nabia  dignoscitur.1*  Handelt  es  sich  dabei  schwerlich  um  eine  erst  von  K. 
Friedrich  selbst  geschaffene  Stellung,  so  hat  sie  unzweifelhaft  in  viel  frühere 
Zeiten  zurückgereicht,  da  unter  den  nächstvorhergehenden  Regierungen  solche 
dauernde  Einrichtungen  wohl  am  wenigsten  getroffen  wurden.  Es  Hesse  sich 
auch  unterstützend  geltend  machen,  dass  hier  durchweg  nur  ein  einziger  Missus 
thätig  ist  und  die  Boten  vielfach  nur  einfache  Vasallen  gewesen  zu  sein  schei- 
nen. Weiter  aber  auch,  dass  ich  in  der  Romagna  keine  Spur  von  ständigeu 
Missi  in  der  früher  erörterten  Bedeutung  finde,  keine  Judices,  welche  mit  der 
Uebung  reichsrichterlicher  Funktionen  betraut  sich  als  Missi  bezeichnen.  War 
von  altersher  immer  ein  Vertreter  des  Königs  im  Lande,  welcher  mit  den  an- 
dern Hoheitsrechten  auch  die  Reichsgerichtsbarkeit  zu  üben  hatte,  so  entfiel 
damit  hier  ein  entsprechendes  Bedürfnis«.  Die  Veranlassung  zu  einer  solchen 
Ausnahmestellung  mag  gegeben  haben,  dass  dem  Erzbischofe  von  Ravenna 
schon  unter  den  Ottonen  die  weltliche  Hoheit  über  die  Romagna  in  so  ausge- 
dehntem Masse  zustand15,  dass  für  selbstständige  gräfliche  oder  markgräfliche 
Gewalt  neben  der  erzbischöflichen  hier  kein  Raum  mehr  war,  während  ande- 
rerseits doch  dem  Reiche  manche  Hoheitsrechte  unmittelbar  verblieben,  welche 
bedeutend  genug  waren,  um  die  beständige  Anwesenheit  eines  Reichsbeamten 
nöthig  erscheinen  zu  lassen.  Dass  dem  Reiche  hier  noch  später  Hoheitsrechte 
unmittelbar  zustanden,  ergibt  sich  ausser  dem  angeführten  Zeugnisse  auch 
daraus,  dass  Markward  von  Annweiler  1 1 95  die  Rechte  der  Stadt  bestätigt 
mb'is  regalibus,  quos  imperator  et  ipse  Marchoaldus  in  civitate  Kavenne 
et  eins  districtu  habere  eonsuevit. 1 6 

Es  wird  weiter  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  es,  wie  wir  das  in  der  stau- 
fischen Zeit  finden  werden,  auch  früher  Boten  für  einzelne  Orte  gab, 
welche  insbesondere  mit  der  Verwaltung  der  Güter  und  Einkünfte  des  Reichs 
betraut  waren;  waren  diese  nicht  zu  Lehen  gegeben,  so  war  ein  Beamter  des 
Reichs  erforderlich,  auch  wenn  für  das  Gericht  anderweitig  genügend  gesorgt 


273.1  UJ.  Fautuwi  5.  1G3.    14.  Ughelli  2,  372.    15.  Vgl.  §  134.    IC  Fantuui  4,  2i«. 
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war.  Aber  es  finden  sich  kaum  bestimmtere  urkundliche  Zeugnisse.  Zu  Imola 
nehmen  1047  Judices  eine  Gränzbestiromung  für  ein  Kloster  vor,  und  zwar 
cum  conailio  et  voluntate  d.  Ramberti  preabyteri  et  prepoaiti  Papienais  et 
dommi  Bezolini  .  .  .  vasallis — Uenrici  imperatoria,  qui  tunc  tenebant  do- 
jninationem  predicte  civitatis.*7  An  untergeordnete  Verwaltungsbeamte  wäre 
auch  vielleicht  zu  denken,  wenn  wir  vereinzelt  bei  Gerichtssitzungen  unter  den 
Beisitzern  ganz  zuletzt  einen  Königsboten  genannt  finden;  so  1014  zu  Co- 
macchio,  1067  zu  Pisa.18 

274.  —  Erstreckte  sich  in  vielen  Fällen  die  Vollmacht  der  Missi  nur 
auf  einzelne  Gebiete,  so  war  sie  in  andern  gewiss  eine  örtlich  unbeschränkte, 
wurden  häufig  Königsboten  für  ganz  Italien  ernannt.  Inder  karo- 
lingischen  Zeit  werden  solche  mehrfach  ausdrücklich  erwähnt.  So  bei 
Lebzeiten  K.  Pipins  der  Patriarch  Paulinus,  der  Erzbischof  Arno,  der  Abt 
Fardulf  und  der  Pfalzgraf  Echerigus,  qui  in  Italia  miaai  fuerunt. 1  Nach 
dem  Tode  K.  Pipins  schickte  K.  Karl  mia808  suos  ad  procurandam  Itoliam, 
darunter  den  Abt  Adalhard2,  welcher  812  bis  814  mehrfach  alsMissus  thätig 
erscheint3  und  damals  für  den  unmündigen  K.  Bernhard  die  Regierung  des 
Reiches  führte.4  Im  J.  820  spricht  der  Kaiser  von  miaaia  noatria  Adallaho 
episcopo  et  Artmamw  comiti,  quos  ad  iuatieias  faciendas  in  Italiam  mi- 
simus.5  Zu  823  sagt  Einhard:  miaaua  eat  in  Italiam  Adalhardua  comea 
palatii  iuaaumque  eat,  ut  Mauringum  Brixienaem  comitem  aecum  adsu- 
nieret  et  incohataa  iuaticiaa  perficere  curaret,  und  die  Vita  Hludovici:  ad 
supplenda  autem,  quae  minus  perfecta  erant,  miaaus  eat  A.  comes  palatii 
adhtbito  80cio  Mauringo*;  Adalhard  erscheint  denn  auch  urkundlich  als 
Missus.7  Findet  sich  876  unter  dem  Wahldekrete  Karls  des  Kahlen  das 
Signum  Bo8onia  incliti  ducis  et  aacri  palatii  archiminiatri  atque  impe- 
riale miaai\  so  wird  der  Titel  doch  am  wahrscheinlichsten  darauf  zu  be- 
ziehen sein,  dass  er  den  Kaiser  bei  dessen  bevorstehender  Abwesenheit  in 
Italien  zu  vertreten  hatte.  Als  Karl  der  Dicke  nach  seinem  ersten  Aufenthalte 
Italien  etwa  im  April  880  verlassen  hatte,  heisst  es  im  Mai  bei  einer  Gerichts- 
sitzung zu  Como:  J)um  d.  Karolua  rex  aue  pietatia  in  regnum  Italicum 
8U08  conatituiaaet  mi88oa  I.  humilia  episcopus,  I.  et  A.  comitibus,  ut  irent 
de  loco  in  locum,  quicquid  ibi  iniuate  inveniasent,  legali  ordine  ad  finem 
perducerent. 9 

Es  handelte  sich  hier  also  um  Fälle  der  Unmündigkeit  und  insbesondere 


17.  Fantuzzi  6,  29.  —  In  Urkunde  bei  Rena  e  Camici  2a,  88  bekennt  1040  dominus 
Ltandolfut  camer«  imperialis  vicarius  in  volle  Arni  Tora  Rektor  von  Fondoli  für  die  Ge- 
meinde 4  Pfund.  13  Solidi,  2  Denare  erhalten  zu  haben,  qtu>  summa  debebatur  in  anno 
preterüo  ex  imperiali  tributo.  Die  Indiktion  8  stimmt;  aber  die  Ausdrücke  vicarius,  reetor, 
itnperialis  scheinen  mir  dieser  Zeit  nicht  zu  entsprechen ;  ich  möchte  irgendwelchen  Irrthum 
in  der  Zeitangabe  annehmen  und  die  Urkunde  in  die  Zeit  K.  Friedrichs  II  verweisen. 

18.  Federicus  1,  466.  Antiq.  It.  3,  1091. 

274.  -  1.  Antiq.  It.  5,  953.  2.  Tiraboschi  Non.  2,  3ß.  8.  Antiq.  It.  5.  953. 
919.  Script.  It.  2  b,  361.  4.  Vgl.  Waitz  V.G.  3.  447.  5.  Ughelli  2,  201.  6.  Mon. 
Germ.  1,  210.  2,  627.  7.  Tiraboschi  Non.  2,  41.  8.  Mon.  Germ.  3,  529.  9.  Fuma- 
galli  485. 
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der  Abwesenheit  des  Herrschers.  Hatte  in  der  spätem  Karolingerzeit  Italien 
meistens  einen  eigenen  im  Lande  anwesenden  König,  so  entfiel  damit  auch  die 
Hauptveranlassung,  einen  Königsboten  für  ganz  Italien  zu  bevollmächtigen. 
Werden  Missi  noch  häufig  erwähnt,  so  ist  doch  bei  keinem  ausdrücklich  ge- 
sagt oder  auch  nur  wahrscheinlich,  dass  seine  Vollmacht  sich  auf  das  ganze 
Reich  erstreckte. 10  In  der  ersten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  kam  dann 
das  Institut  der  Königsboten  überhaupt  in  Verfall. 

Das  ändert  sich  dann,  wie  schon  bemerkt,  mit  dem  Eintritte  der  deut- 
scheu Herrschaft.  Während  des  Aufenthaltes  K.  Otto's I  in  Italien  finden 
wir  alsbald  wieder  Königsboten  thätig. 11  Und  auch  später  finden  sich  die 
zahlreichsten  Zeugnisse  für  die  Thätigkeit  wandernder  Königsboten  gerade  in 
Zeiten  der  Anwesenheit  des  Königs  im  Reiche12;  es  scheint  Sitte 

274.]  10.  Ueber  die  eigentümliche  Stellung,  welche  Odelrich,  der  Günstling  R.  Berengars, 
unter  dem  Titel  eines  Missus  einnahm.  Tgl.  §  177  n.  6.  Seine  Stellung  scheint  sich  doch 
aufs  engste  an  den  Hof  geknüpft  zu  haben  und  nicht  hieher  zu  gehören;  auch  wenn  es  915 
heisst:  Dum  d.  B.  rex  —  Romam  iret,  cumqu*  pervtniret  infra  Tufda  fori»  —  Ltica  --- 
premisit  suum  Ugatum  Ux  faciendum,  idett  Odelricus  $*toqtie  vasms  et  mi$tu*  conttitutus 
(Antiq.  It.  1,  487),  so  wird  das  nicht  hieherzuziehen  sein.  11.  Bischof  Hubert  von 
Parma  heisst  964.  967  Missus.  Antich.  Est.  1,  143.  üghelli  1,  1430.  -  Zu  Reggio  963? 
Warmundus,  969?  Ansprandus  de  loco  Simanelli.  Rena  e  Camici  la,  120.  127.  —  967  zu 
Florenz:  Fridericus  vassus.  Lami  Mon.  1,  694.  —  968  in  Apulien:  Tuitelo  comes.  Script. 
It.  2b,  982.  —  970  zu  Ferrara:  Heccico  comes:  Tgl.  §  177  n.  12.  —  971  zu  Verona:  Pa- 
triarch Radald.  Ant.  Est.  1,  152.  12.  Unter  Otto  II:  981  Marz  bei  Fermo:  Egemno 
Alemannus.  Fatteschi  303.  —  Aug.  in  Marsica:  Erzkanzler  Bischof  Peter  Ton  Paria  und 
Bisch.  Guibert  von  Tortona;  in  einem  andern  Placitum:  Peter  toii  PaTia,  die  Grafen  Arnulf 
und  Drusius  und  ein  Ansfred;  in  einem  dritten:  Bisch.  Giselbert  Ton  Bergamo,  die  Grafen 
Arnulf  und  Gebhard,  und  Ansfred;  Oct.  zu  Penna:  Itto.  Script.  It.  1  b,  465.  2b,  973.  974; 
Tgl.  956.  Galletti  Rieti  112.  -  Not.  zu  Gonzaga:  Graf  Sigfrid.  Margarin  2,  54.  -  982 
Nor.  zu  Rieti,  Dez.  zu  Amiterno,  983  Jan.  zu  Vahra;  abermals  Peter  ron  Paria.  Fatteschi 
304.  Script.  It.  2b,  977.  981.  —  Unter  Otto  III:  996  Marz  zu  Verona:  Herzog  Otto  t. 
Kärnthen  und  Bisch.  Peter  t.  Como.  Kohlschütter  84.  —  Apr.  zu  Paria:  Herzog  Otto. 
Mon.  patr.  Ch.  1,  300.  Robolini  2,  84.  —  998  in  der  Sabina:  Roppertus  comes.  Fatteschi 
308.  309.  _  Bei  Ceneda:  Wangerius.  Kohlschütter  87.  —  Jan.  zu  Cremona.  Juli  zu  Ve- 
rona: Herzog  Otto  t.  Kärnthen.  Antiq.  It.  2,  793.  Kohlschütter  90.  —  998.  999:  Cesso 
diaconus;  Tgl.  §  224  n.  15.  —  1000  zu  Parma:  Conradus  presbiter.  Äfft»  Parma  1,  377. 

—  Unter  Hei  nri  ch  II:  1014  Febr.  u.  M.'irz  zu  Arezzo:  Beruardus  et  Mazzolinus  co- 
uiites.  Antiq.  It.  3,  729.  Antich.  Est.  1,  190.  —  1022  Febr.  zu  Penna:  Kanzler  Theodo- 
rich, Bisch.  Leo  t.  Vercelli,  Heinr.  r.  Parma,  Ulrich  t.  Trient,  Armannus  iudex.  Gattula 
Hist.  1,  77.  —  März  zu  Capua:  Antonius  capellanus  und  Benzo.  Mon.  Neapolit.  4.  161. 

—  März  zu  Vahra:  Ambrosius  capellanus;  April  zu  Beuevent:  Bisch.  Leo  t.  Vercelli, 
Heinrich  r.  Parma,  der  Gastalde  und  Judex  Adericus.  Script.  It.  1  b,  499.  500.  —  Unter 
Konrad  II:  1027?  in  den  Abruzzen :  Emardus  mit  den  Bischöfen  t.  Vicenza  u.  Norara. 
Ughelli  1,  351.  1037  Feb.  zu  Sinigaglia:  Gualterius  comes.  Fautuzzi  2,70.  —  März  zu 
Siena:  Erzb.  Hermann  r.  Köln  und  Graf  Bertolf.  Antiq.  It.  2,  963.  —  1038  Feb.  bei 
Lucca:  Kanzler  Kadaloh  (mit  Graf  Bertold).  Antiq.  It.  1,  307.  471.  2,  983.  —  Marz  bei 
Rosella:  Altohomo.  Antiq.  It.  5,  979.  Mai  zu  Florenz:  Graf  Bertold.  Rena  e  Camici 
2a,  74.  —  Unter  Heinrich  III:  1046  Nor.  zu  Pistoja:  Wibertus  comes.  Antiq.  It.  3, 
731.      Uez.  zu  Florenz:  Goteboldus  capellanus  (später  Kanzler).  Tiraboschi  Non.  2,  184. 

—  Dez.  zu  Arezzo:  Herimannus  comes.  Rena  e  Camici  1  c,  59.  -  1055  mehrfach  der 
Kanzler  Günther,  vgl.  §  178  n.  3.  5;  Mai  zu  Lucca:  Bisch.  Eberhard  (ron  Naumburg). 
Mem.  di  Lucca  4b,  133;  vgl.  das  uudatirte  Placitum  zu  Florenz:  Ughelli  3,  537.  Gleich- 
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gewesen  zu  sein,  dann  alle  einzelnen  Landestheile  bereisen  zu  lassen,  auch 
diejenigen,  welche  der  König  nicht  persönlich  besuchte,  damit  eine  gleichzeitige 
und  gleichmässige  Ordnung  alles  dessen,  was  des  Eingreifens  ausserordent- 
licher Reichsbeamten  bedurfte,  im  ganzen  Reiche  erfolge.  Und  es  war  das 
dann  natürlich  dadurch  sehr  erleichtert,  dass  sich  eine  grössere  Anzahl  ins- 
besondere auch  von  deutschen  Vertrauten  des  Königs  ohnehin  in  dessen  Be- 
gleitung im  Lande  befand.  Diese  Boten  werden  dann  meistentheils  nach  dem 
Bedürfnisse  nur  für  einzelne  Landestheile  bevollmächtigt  gewesen  sein.  Aber 
die  Anwesenheit  des  Königs  dürfte  doch  auch  das  Bestehen  von  Vollmachten 
für  das  ganze  Königreich  nicht  ausgeschlossen  haben.  Allerdings  ist  es  schwer 
darüber  mit  einiger  Sicherheit  zu  urtheilen,  wo  es  sich  durchweg  nur  um  ganz 
vereinzelte  urkundliche  Zeugnisse  handelt,  wo  der  Titel  gar  nicht  den  gering- 
sten Anhalt  bietet,  die  verschiedenen  Klassen  von  Königsboten  auseinander- 
zuhalten. Doch  glaube  ich  etwa  annehmen  zu  dürfen,  dass  wenn  ein  Zug  des 
Königs  nach  Italien  beschlossen  war,  Boten  mit  Vollmachten  für  das  ganze 
Königreich  vorausgesandt  wurden,  um  den  Zustand  desselben  zu  ordnen  und 
die  dem  Könige  gebührenden  Einkünfte  zu  erheben,  wie  das  später  als  alter 
Brauch  ausdrücklich  erwähnt  wird13;  dass  weiter  die  Vollmachten  derselben 
auch  mit  der  Ankunft  des  Königs  nicht  erloschen.  Denn  gerade  angesehenere 
Boten  lassen  sich,  wenn  nicht  überhaupt  schon  vor  Ankunft  des  Königs  im 
Lande,  doch  als  thätig  in  den  südlichem  Landestheilen  nachweisen,  während 
der  König  erst  in  Oberitalien  ist;  und  sie  erscheinen  dann  auch  wohl  später 
noch  am  Hofe  oder  in  der  Nähe  desselben  als  Missi.  So  sind  unzweifelhaft 
1037  der  Erzbischof  von  Köln  und  der  Graf  Bertold  vorausgesandt,  von  wel- 
chen der  letztere  dann  auch  im  folgenden  Jahre  noch  seine  Befugnisse  übt. 
Kanzler  Günther  und  ein  Odelricus  halten  1055  Februar,  während  der  Kaiser 
noch  in  Deutschland  ist,  schon  ein  Placitum  zu  Parma14,  und  Günther  fuhrt 
dann  während  des  ganzen  Zuges  auch  am  Hofe  den  Titel  eines  Missus  fort, 
wobei  allerdings,  was  dann  auch  1038  den  Kanzler  Kadaloh  treffen  würde, 
möglicherweise  besondere  Beziehungen  des  Kanzlers  zum  Hofgerichte  mass- 
gebend gewesen  sein  könnten. 15  Auch  Eberhard  von  Naumburg,  der  1055 
schon  zu  Florenz  tagt,  während  der  Kaiser  kaiun  den  Po  überschritten,  dürfte 
ein  solcher  Bote  für  ganz  Italien  gewesen  sein;  ebenso  wohl  996  der  Herzog 
Otto  von  Kärnthen,  der  dann  noch  zwei  Jahre  später  Missus  heisst.  Eine 
Thätigkeit  durch  mehrere  Jahre  ergibt  sich  auch  bei  Peter  von  Pavia  981  bis 
983,  bei  welchem  aber  die  Orte,  an  denen  er  thätig  ist,  sich  zu  nahe  liegen, 
als  dass  sich  eine  Ausdehnung  seiner  Vollmacht  auf  das  ganze  Reich  daraus 
folgern  Hesse. 

Näher  lag  unzweifelhaft  noch  bei  länger  dauernder  Abwesenheit  des 
Königs  das  Bedürfniss,  Königsboten  für  ganz  Italien  zu  ernennen,  obwohl 

zeitige  Missi  in  der  Romagna  Tgl.  §  273  n.  11.  12.  —  Unter  Heinrich  IV:  1077  za 
Padua:  Sigfrid  u.  Miozo;  zu  Verona:  Bisch.  Benno  Osnabrück  n.  Otto  v.  Norara;  ebenda 
Kanzler  Gregor  Vercelli  u.  Odelricus.  Antiq.  It.  1,  457.  2,  945.  947;  zu  Pavia:  Bisch. 
Benno.  Affarosi  Prosp.  1,389.  —  1091  zu  Bergamo:  Graf  Konrad.  Lupus  2,  771.  774. 
13.  Vgl.  §  2 1 5  u.  1 .      14.  Affo  Parma  2,  320.      15.  Vgl.  §  178  n.  3. 
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jetzt  durch  das  Institut  der  ständigen  Missi  wenigstens  die  Uebung  der  Reichs- 
gerichtsbarkeit auch  in  Abwesenheit  des  Königs  genügend  sichergestellt  er- 
scheinen mochte.  Aber  es  ergibt  sich  hier  dieselbe  Schwierigkeit,  eine  solche 
Stellung  bestimmter  nachzuweisen.  Nur  etwa  dann,  wenn  angesehene  deutsche 
Grosse  in  Italien  allein  oder  mit  andern  als  Missi  auftreten,  wird  die  grösste 
Wahrscheinlichkeit  dafür  sein,  dass  wir  in  ihnen  Stellvertreter  des  Königs 
für  das  ganze  Reich  zu  sehen  haben.  So  finden  wir  als  Königsboten  990  zu 
Ravenna  mit  dem  Erzbischof  von  Piacenza  den  Bischof  Hugo  von  Wirzburg16, 
994  bei  Vicenza  den  Patriarchen  von  Aglei  und  den  Grafen  Oci  oder  Wal- 
pot17,  1017  zu  Ravenna  den  Kanzler  für  Italien  Pilgrim  mit  dem  Grafen 
Tato,  wohl  von  Verona18;  1041  zu  Pavia  den  Bischof  Nitker  von  Freising. 19 
Am  bestimmtesten  sind  die  Zeugnisse  für  den  deutschen  Kanzler  Adaiger,  der 
1043  April  bis  Juni  Placita  zu  Como,  Pavia,  Asti  und  Marengo  hält20  und 
selbst  sagt:  cuius  (regia)  vice  in  regno  aumu8.2x  Eine  ähnliche  Stellung 
werden  wir  annehmen  dürfen  für  den  Bischof  Ulrich  von  Trient,  der  1045  zu 
Lucca  zu  Gerichte  sitzt22;  dann  für  Bischof  Dietmar  von  Chur,  der  1047 
Oct.  und  Nov.  zu  Parma  allein,  1 049  Jan.  zu  Bergamo  mit  den  Grafen  Gunzo 
und  Adelbert  Placita  hält.23  Auch  werden  1068  Erzbischof  Anno  von  Köln, 
Bisohof  Heinrich  von  Trient  und  Herzog  Otto  von  Baiern,  1076  Graf  Eber- 
hard von  Nellenburg,  und  1080  Erzbischof  Liemar  von  Bremen  und  Bischof 
Rupert  von  Bamberg  als  Boten  für  ganz  Italien  zu  betrachten  sein.24  Welche 
von  andern  in  Abwesenheit  des  Königs  tagenden  Boten25  Stellvertreter  für 
das  ganze  Reich  gewesen  sein  dürfteu,  wird  beim  Mangel  aller  Anhaltspunkte 
sich  nicht  entscheiden  lassen. 

Es  dürfte  noch  zu  erwähnen  sein,  dass  man  am  Hofe,  als  es  sich  1066 
um  die  Uebernahme  einer  Legation  nach  Italien  handelte,  als  den  dazu  zu- 
nächst Verpflichteten  den  Erzbischof  von  Köln  bezeichnete,  utputa  arcltican- 
cellarium  atque  per  quem  pre  omnibu*  amministrari  oporteret  ItaUae  ne- 
gotium.26 Aber  nach  den  von  uns  angeführten  Zeugnissen  tritt  eine  nähere 
Verbindung  zwischen  den  Aemtern  eines  Erzkanzler  und  eines  Königsboten 
für  Italien  kaum  hervor;  Peter  von  Pavia  und  Peter  von  Como  waren  aller- 
dings zugleich  Erzkanzler;  aber  seit  das  Erzkanzleramt  von  Deutschen  ver- 
sehen wurde,  ist  nur  1037  Erzbischof  Hermann,  dann  1068  Anno  von  Köln 
zugleich  als  Königsbote  nachzuweisen. 

274.]  16.  Fantuzzi  1,  218.  17.  Antich.  Est.  1,  128;  Tgl.  aber  §  272  n.  6.  18.  Sarioli 
i,  73.  19.  Meichelbeck  H.  F.  1,  510.  20.  Ughelli  5,  287.  Antiq.  It.  5,  521.  Mon. 
patr.  Ch.  I,  552.  Robolini  3,  46.  21.  Vgl.  §  269  n.  1.  22.  Mem.  di  Lucca  5  c,  661. 
28.  Aff6  Parma  2.  319.  320.  Lupus  2,  626.  Er  beisst  nur  1049  ausdrücklich  Bischof, 
wird  im  Texte  Teutemarius  genannt,  unterschreibt  aber  als  Diemar  und  Thitemarius,  so 
dass  die  Bestimmung  kaum  zweifelhaft  sein  wird.  24.  Ann.  Altahens.  Vita  Anselm!. 
Mon.  Germ.  20,  818.  14,  17;  Bonitho.  Jaffe  Bibl.  2,  664.  677.  Aus  den  Ton  mir  weniger 
beachteten  Geschichtschreibern  dürften  sich  noch  weitere  Boten  ergeben.  25.  So  976 
Üct.  25  zu  Piacenza:  Gibardus  oder  Agebizzo.  Beilage.  —  986  Markgraf  Thedald.  Antiq. 
It.  5,  676.  —  1023  zu  Amiterno:  Aruostrus.  Fatteschi  321.  -  1048  zu  Broni:  Bisch. 
Peter  ron  Tortona.  Ughelli  4,  928.  —  1050  Juni  11  zu  Piacenza:  Wido.  Beilage.  —  1085 
zu  Fontaneila:  Graf  Hugo,  üdoriciö,  71.  —  1100  zu  Monselice:  Warnerius  (comes)  missus 
et  delegatus.  Antiq.  It.  1, 476.  Cornelius  Eccl.  Ven.  1 1,  367.    26.  Giesebrecht  K.Z.  3,  1 193. 
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275.  —  Wenn  in  der  stau  fischen  Zeit  den  frühern  Verhältnissen 
gegenüber  manches  geändert  erscheint,  so  erklärt  sich  das  leicht,  wenn  wir 
bedenken,  dass  mehrere  Jahrzehnte  vorhergegangen  waren,  während  denen 
Italien  sich  fast  ganz  selbst  überlassen  war.  Während  unter  K.  Heinrich  Hl 
die  Tliäti^keit  ausserordentlicher  Rfi'-hsbeamten  in  Italien  am  wenigsten  unter- 
brochen gewesen  sein  dürfte,  mindert  sich  dieselbe  sichtlich  schon  unter  K. 
Heinrich  IV  und  scheint  dann  im  zwölften  Jahrhunderte  fast  ganz  aufzuhören. 
Einige  unter  K.  Heinrich  V  erwähnte  Boten  scheinen  nur  lokale  Bedeutung 
gehabt  zu  haben1;  nur  nach  seiner  Aussöhnung  mit  der  Kirche  1123  dürfte 
R»  ich  in  grösserer  Ausdehnung  durch  Boten  bereist  sein.2  Während  der 
ganzen  Regierung  K.  Lothars,  selbst  während  seiner  Römerzüge,  finde  ich 
nirgends  Reichsboten  thätig.3  Nicht  viel  anders  scheint  das  in  den  frühern 
Zeiten  K.  Konrads  gewesen  zu  sein.  Der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit  ge- 
schieht noch  wohl  Erwähnung;  so  entscheiden  1140  die  Konsuln  von  Mailand 
bei  einer  Lehenssache  ausdrücklich:  qitod  anU'  hup»  ratorem  hoc  iuditinm 
diffiniatur.*  Aber  vergeblich  suchen  wir  nach  Zeugnissen  für  die  Uebung  der 
Reichsgerichtsbarkeit.  Ständige  Missi  wurden  allerdings  auch  von  Lothar  und 
Konrad  noch  zahlreich  ernannt;  sie  übten  aber,  wie  wir  sahen,  nur  noch  ganz 
untergeordnete  Befugnisse.  Hie  und  da  wird  noch  eine  Beauftragung  für  einen 
Einzelfall  vorgekommen  sein;  aber  im  wesentlichen  scheint  doch  zumal  unter 
Lothar  die  Uebung  der  Hoheitsrechtc  des  Reiches  geruht  zu  haben,  alles  den 
örtlichen  Gewalten  überlassen  gewesen  zu  sein.  Konrad  scheint  dem  Lande, 
in  welchem  er  mehrere  Jahre  als  Gegenkönig  weilte,  mehr  Aufmerksamkeit 
geschenkt  zu  haben.  Aber  bei  den  Boten,  welche  er  sandte,  galt  es  doch 
mehr  die  Ordnung  der  grössern  politischen  Verhältnisse,  insbesondere  auch 
der  Beziehungen  zum  römischen  .Stuhle,  als  ein  Eingreifen  in  die  Landesver- 
hältnisse  im  einzelnen.  Erst  seit  dem  zweiten  Zuge  K.  Friedrichs  I  beginnt 
wieder  eine  lebhaftere  Thätigkeit  ausserordentlicher  Reichsbeamten,  deren 
Wirksamkeit  dann  bald  zu  einer  eingreifenderen  und  regel massigeren  wird, 
als  früher  jemals  der  Fall  war,  und  schliesslich  unter  K.Friedrich  II  geradezu 
zu  einer  ständigen  Beamtenregierung  ausgebildet  erscheint. 

Es  ist  sehr  erklärlich,  wenn  nach  einer  so  langen  Unterbrechung  der 
Wirksamkeit  des  Instituts  sich  in  dieser  spätem  Zeit  mancher  Unterschied 
gegen  die  frühere  Gestaltung  zeigt.  Von  einem  Anschlüsse  an  altes  Herkom- 
men konnte  kaum  mehr  die  Rede  sein,  da  dasselbe  in  Vergessenheit  gerathen 
war.  Es  war  alles  neu  zu  gestalten,  und  wenn  sich  dabei  auch  wieder  manche 
Uebereinstimmung  mit  früheren  Einrichtungen  ergab,  so  ist  das  wohl  zunächst 
nur  auf  die  Gleichheit  der  zu  befriedigenden  Bedürfhisse  zurückzuführen.  Es 
ist  damit  zugleich  der  Grund  gegeben,  wesshalb  hier,  wie  fast  bei  allen  Ein- 

275.  —  1.  Vgl.  §  272  n.  8.  $  273  n.  13;  11 16  hftlt  ein  Johannes  Boitane  als  Missus 
des  Kaisers  Gericht  für  Nonantula.  Sarioli  1,  158.  8.  1131  wollte  er  den  Bischof  Ekbert 
Ton  Münster  nach  Italien  schicken,  der  aber  aus  Furcht  vor  dem  Gegenkönige  das  Land 
gar  nicht  betrat.  Vgl.  Jaffe  Lothar  99.     4.  Rorelli  2,  346. 
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richtungen  der  Reichsregierung,  gerade  in  der  frühern  staufischen  Zeit  am 
wenigsten  eine  feste  Regel,  eine  gleichmässige  Behandlung  hervortritt;  das 
alte  Herkommen  war  in  Vergessenheit  gerathen,  das  neue  hatte  sich  erst  zu 
bilden;  man  traf  diese  und  jene  Einrichtung,  um  dem  Bedürftiisse  des  Augen- 
blickes zu  genügen,  die  man  wieder  fallen  Hess,  wenn  sie  sich  nicht  erprobte, 
die  aber  auch  dann,  wenn  sie  zu  festerer  Gestaltung  führte,  noch  den  mannich- 
fachsten  Aenderungen  unterzogen  werden  mochte,  bis  wieder  von  einem  festen 
Herkommen  die  Rede  sein  konnte. 

276.  —  Wie  früher,  finden  wir  auch  in  der  staufischen  Zeit  Königsboten, 
welche  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  den  König  zu  vertreten  hatten. 
Treten  diese  Generallegaten  anfangs  mehr  als  ausserordentliche  Behörde 
auf,  so  wurde  es  weiterhin  mehr  und  mehr  zum  Herkommen,  dass  Italien  bei 
Abwesenheit  des  Königs  immer  durch  einen  solchen  mit  den  umfassendsten 
Vollmachten  ausgestatteten  Stellvertreter  regiert  wurde. 

Was  den  Titel  betrifft,  so  ist  der  frühere  Ausdruck  Missus  jetzt  durch 
Legatus  ersetzt;  es  dürfte  dafür  das  Vorgehen  der  Kirche  massgebend  ge- 
wesen sein,  wo  eine  entsprechende  Aenderung  des  Sprachgebrauchs  schon  im 
eilften  Jahrhunderte  eingetreten  war. 1  Die  Boten  für  ganz  Italien  werden  jetzt 
so  regelmässig  als  Legaten  bezeichnet,  dass  wir  bei  Erwähnung  eines  Xuntius 
oder  Missus  von  vornherein  auf  weniger  ausgedehnte  Befugnisse  schliessen 
dürfen.  Dagegen  hat  sich  wenigstens  im  zwölften  Jahrhunderte  der  Sprach- 
gebrauch nicht  auch  schon  dahin  festgestellt,  dass  nur  die  Boten  für  ganz 
Italien  als  Legaten  bezeichnet  werden;  in  der  Regel  werden  allerdings  die 
Ausdrücke  Legatus  <l  regit,  <l.  imperatoris,  imperatoriae  nmiesUttis,  sacri 
palatii2,  imperiaUs  aulae  oder  sacri  imperii  nur  für  sie  gebraucht  ;  aber  es 
finden  sich  solche  Ausdrücke  doch  auch  für  Boten  mit  beschränkterer  Voll- 
macht. Häufig  findet  nun  aber  die  Beziehung  des  Amtes  auf  ganz  Italien 
schon  im  Titel  ihren  Ausdruck;  mit  einer  der  ebenerwähnten  Bezeichnungen 
verbunden  oder  auch  ohne  dieselben  heisst  es  nun  häufig  J^egaius  in  Italia, 
ItaUe,  fotius  iUdie,  per  Italiam  oder  per  totam  Italiam.  K.  Friedrich  II 
gebraucht  einigemal  den  Ausdruck  I^egatus  a  latere  oder  de  latere  nostro5, 
wie  auch  wohl  früher  schon  ein  Legat  hervorhebt,  dass  der  König  ihn  ejc  Li- 
ter* suo  gesandt  habe.  *  Der  Ausdruck  Legatus  generalis  kommt  vereinzelt 
1213  vor5;  K.  Enzio  gebraucht  ihn  seit  1239  häufig  in  seinen  eigenen  Ur- 
kunden; er  findet  sich  weiter  12496,  wo  er  aber  nicht  einen  Boten  für  ganz 
Italien  bezeichnet,  sondern  ungenau  statt  des  für  die  Boten  der  einzelnen 
Reichstheile  üblichen  Viearius  generalis  gebraucht  wird,  wie  der  Ausdruck 
generalis  überhaupt  sich  mehr  auf  die  Ausdehnung  der  Machtbefugnisse,  als 
des  Machtgebietes  zu  beziehen  scheint.  Doch  dürfte  das  nicht  hindern,  den 
Ausdruck  Generallegat  der  Kürze  wegen  zur  Bezeichnung  einer  Stellung  zu 
gebrauchen,  welche  im  Anschlüsse  an  den  Sprachgebrauch  der  Zeit  genauer 


276.  —  1.  Vgl.  Phillips  Kirchenrecht  6,  718.  2.  Nor  vereinzelt  1184:  Mon  patr. 
Ch.  1,  930.  8.  So  HuUUrd  2,  54.  5,  357.  4.  1147:  Antiq.  It.  4,  28.  5.  HoilUrd 
1,  249.     «.  HuiUard  6,  741. 
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als  die  eines  Legaten  für  ganz  Italien  zu  bezeichnen  wäre;  für  unsere  Zwecke 
empfiehlt  sich  das  auch  desshalb,  weil  wir  unter  K.  Friedrich  II  eine  Theilung 
Italiens  unter  mehrere  Legaten  finden  werden,  deren  Stellung  im  übrigen 
durchaus  dieselbe  zu  sein  scheint,  wie  die  der  frühem  Legaten  ganz  Italiens. 

Die  grössere  Genauigkeit  der  Titel  erlaubte  es  nun  in  den  meisten  Fällen, 
die  Generallegaten  von  andern  Boten  bestimmter  zu  unterscheiden.  Ich  habe 
es  danach  und  nach  andern  Haltpunkten  versucht,  ein  Verzeichniss  der  Ge- 
nerallegaten aufzustellen,  wobei  allerdings  hie  und  da  über  die  Stellung  Zweifel 
bleiben,  gewiss  auch  noch  manches  sich  ergänzen  Hesse,  das  aber  doch  vor- 
läufig als  Grundlage  für  die  Beurtheilung  der  allgemeineren  Verhältnisse  dieses 
wichtigsten  der  italienischen  Reichsämter  genügen  dürfte. 

277.  —  K.  Konrad  III  scheint  zu  Anfang  1139  den  Reichskanz- 
ler A  r  n  o  1  d  nach  Italien  geschickt  zu  haben,  da  es  heisst,  dass  der  Kanzler 
des  Königs  1139  ein  Privileg  für  Genua  selbst  überbracht  habe1;  die  hohe 
Stellung  der  gewählten  Person  wird  auf  einen  Boten  für  ganz  Italien  schliessen 
lassen.  Der  Abt  Wi bald  von  Stab lo  wurde  1146  als  Legat  au  den  Pabst 
nach  Rom  geschickt2;  und  es  ist  wohl  anzunehmen,  dass  die  zunächst  nach 
Rom  bestimmten  Boten  durchweg  zugleich  für  ganz  Italien  bevollmächtigt 
wurden.  Bestimmt  ergibt  sich  das  für  eine  Legation  des  Bischofs  Her- 
mann von  Konstanz  1147.  In  einem  Briefe,  in  welchem  er  als  d.  regia 
legatus  die  von  Crema  auffordert,  dem  Bischöfe  von  Cremona  wegen  mehrerer 
Klagen  Genüge  zu  thun,  sagt  er  ausdrücklich:  Xotum  robis  fieri  volumus, 
quin  dominus  noster  <u*  latere  suo  nos  in  partes  Utas  dirigens  tocius  Italici 
regni  negotia  ad  honorem  suum  iure  traetanda  nobis  commisit,  nosque  Om- 
nibus oppressis  et  preeipue  ecclesiis  institiam  faeere,  treguam  ßrmiter  ser- 
rare et  ornnes,  qui  in  regno  isto  eaptivi  tenentur,  Uberare  et  quosque  rebelles 
et  nostris,  inuno  d.  regis  mandati*  npugnanh's,  eins  banno  sub'ticerc  et 
ßdeles  eius  de  adventu  et  servitio  suo  diUgenter  commonere  preeepit.*  Am 
14.  Sept.  finden  wir  ihn  zu  Sterpolongo  in  Tuszien,  wohin  ihn  nach  Angabo 
der  Urkunde  der  König  gemeinsam  mit  dem  Grafen  Reimbodo  von 
Rocking4  als  Legaten  gesandt  hatte  zunächst  zum  Zwecke  der  Ausgleichung 

277.  -  1.  Ann.  Gen.  Mon.  Germ.  18,  19.  Nach  den  Rekognitionen  könnte  er  Ton 
1138  Dez.  bis  1139  Mai  20  rom  Hofe  abwesend  gewesen  sein.  Vgl.  Mon.  patr.  Lib. 
jnr.  Gen.  1,  57.  Lappenberg  Hamb.  U.B.  1.  144.  Schannat  Hist.  Wormat.  69.  2.  Ep. 
Wibaldi  bei  Jaflo  Bibl.  I,  262.  Kr  rci.ste  März  24  ab  und  war  Anfang  August  zurück- 
gekehrt. 3.  Antiq.  It  4,  28,  auch  Zacharia  Cremon.  121.  Das  undatirte  Schreiben  be- 
zieht Jaffe  Konrad  188  auf  die  Legation  1150  mit  dem  Bischof  tou  Basel,  und  es  könnte 
dafür  sprechen,  dass  ein  Zug  des  Königs  nach  Italien  darin  in  Aussicht  genommen  er- 
scheint; aber  das  ist  auch  in  dem  folgenden  von  Jaffe  nicht  beachteten  datirten  Zeug- 
nisse der  Fall.  Der  Bischof  ist  das  ganze  Jahr  1147  bis  zum  Dez.  iu  Deutschland  nicht 
nachweisbar.  Vgl.  Jaft'A  Konrad  266.  4.  Rmmboctum  filium  quotidnm  item  Raimbocti 
comitem  de  Rwhin  heisst  es  in  der  Urkunde ;  ich  zweifle  nicht,  dass  er  derselbe  ist  mit 
dem  Edelherrn  Reimbodo,  Regenboto  de  Rocchingen,  Rogging  (wohl  Rocking  in  der  Ober- 
pfalz), der  1142,  1150  und  1152  Zeuge  in  Urkunden  K.  Konrads  ist;  Mon.  Boica  22. 
169;  Heineccius  Antiq.  Goslar.  146;  Herrgott  Genealogia  2,  174;  Wirtemb.  U.B.  2,  57. 
Er  führt  allerdings  nie  den  Grafentitel,  während  er  in  jener  Gcrichtsurkunde  wiederholt 
Graf  genannt  wird;  doch  findet  sich  das  in  Italien  auch  wohl  bei  andern  deutschen 
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der  Streitigkeiten  zwischen  Pisa  und  Lucca;  beide  entscheiden  hier  einen 
Rechtsstreit;  auch  der  Graf  heisst  d.  regis  legatus,  wird  aber  nur  fürTuszien 
bevollmächtigt  gewesen  sein,  da  er  investirt  vice  d.  Conrad*  imperatoris, 
cuius  in  Tuscia  oblinebat  legationem.* 

Als  K.  Konrad  vom  Kreuzzuge  zurückgekehrt  den  italienischen  Verhält- 
nissen grössere  Aufmerksamkeit  widmete,  sandte  er  im  März  1150  den  No- 
tar Heinrich  zunächst  an  den  Pabst6,  der  aber  zugleich  mit  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  Italiens  überhaupt  beauftragt  war,  da  der  König  an  den  Abt 
von  Nonantula  schreibt:  Mittimm  autem  ad  praesens  in  Jtaliam  protono- 
tarium  nostrum  Ilenricum,  rirum  prudentem  et  industrium,  qui  ex  dispo- 
sitionis  nostrae  decreto  negotia  terrae  iUins  secundum  honorem  regni  ordi- 
nabit  et  statum  terrae  ex  alto  consilio  prudentiae  nostrae  in  melius  refor- 
mabit  et  negotia  Uta  plenius  audiet  et  tanquam  a  secreto  consilii  nostri 
missus  ab  omnibns  ineommodis  potenter  te  eripiet.7  Im  Juli  war  er  nach 
Deutschland  zurückgekehrt.8  Der  König  bestimmte  dann  den  Reichskanzler 
Arnold  und  den  Abt  Wibald  zu  Legaten  an  den  Pabst9,  gab  aber  ihren  Be- 
denken gegen  die  Uebernahme  nach  und  sandte  statt  ihrer  im  Herbste  1150 
die  Bischöfe  Ortlieb  von  Basel  und  Hermann  von  Konstanz,  von 
deren  Legation  wir  nur  wissen,  dass  sie  den  Pisauern  Bewilligungen  gegen 
ihre  Feinde  zugestanden,  welche  der  König  später  aufrecht  zu  erhalten  ver- 
sprach, nachdem  sie  im  Juni  1151  zurückgekehrt  waren. 10  Gegen  Ende  1151 
schickte  dann  K.  Konrad  den  Erzbischof  Arnold  von  Köln,  den  Abt  Wi- 
bald vonStablo  und  den  Notar  Heinrich  an  den  Pabst  und  die  Rö- 
mer, welche  zugleich  beauftragt  waren,  mit  den  Pisanern  wegen  des  Zuges 
gegen  Sizilien  zu  verhandeln. 1 1 

278. —  K.  Friedrich  I  sandte  sogleich  nach  seiner  Krönung  im  März 
1152  den  Bischof  Eberhard  von  Bamberg  mit  dem  Erwählten  Hillin 
von  Trier  und  dem  Abte  Adam  von  Ebrach  zur  Ankündigung  seines 
Regierungsantrittes  an  den  Pabst,  die  Römer  und  die  Italiener  überhaupt, 
welche  Ende  Juni  nach  Deutschland  zurückkehrten. 1  Von  dem  Hoftage  zu 
Wirzburg  im  Okt.  1152  aus,  wo  der  Römerzug  beschworen  wurde,  scheint  er 
dann  die  Bischöfe  Anselm  von  Havelberg  und  Hermann  von  Kon- 
stanz und  den  Grafen  Ulrich  von  Lenzburg  nach  Italien  geschickt  zu 
haben,  welche  in  Gemeinschaft  mit  den  Grafen  Wido  Guerra  und  Wido  von 
Blandrate  zu  Rom  den  Vertrag  mit  dem  Pabste  verhandelten,  welchen  der 
König  nach  ihrer  Rückkehr  1153  März  23  zu  Konstanz  bestätigte.2  Dass 

277.]  Edelherren.  Er  dürft«  auch  der  Graf  Ramboth  sein,  der  in  einer  Ton  Konrad  aU 
Gegenkönig  1129  Juli  15  zu  Mailand  ausgestellten,  nach  Stumpf  Reg.  n.  3366  aller- 
dings unechten  Urkunde  Zeuge  Ut;  seine  spatere  Verwendung  in  italienischen  Geschäften 
würde  dann  um  so  erklärlicher  sein.  5.  Rena  e  Camici  5  a,  14.  6*  Jaffe  Bibl.  1,  371. 
378.  7.  Tiraboschi  Non.  2,  273.  8.  Jaffe  Bibl.  1,  403.  9.  Vgl.  Jaffe  Konrad  185. 
10.  Jaffe  Bibl.  1,  425.  478;  vgl.  Jaffe  Konrad  188.  11.  Jaffe  Bibl.  1.  472.  478.  479; 
Tgl.  Jaffe  Konrad  203. 

278.  —  1.  Mon.  Germ.  4,  89.  Ott.  Fri*ing.  de  g.  Fr.  1.  2  c  4.  6.  2.  Mon.  Germ. 
4,  92;  Tgl.  Jaffe  BibL  1,  547,  wo  schon  heTrorgehoben,  dass  der  Vertrag  Ton  den  U- 
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der  König,  wie  zu  erwarten  wäre,  vor  dem  Antritte  des  Römerzuges  ange- 
sehenere Legaten  voraussandte,  ist  nicht  bekannt3;  doch  scheint  ein  Bertold, 
der  nur  als  Missus  bezeichnet  wird,  mit  ziemlich  umfassenden  Vollmachten 
vorausgesandt  zu  sein,  da  er  11 54  Okt.  30  mit  dem  Bischöfe  von  Padua  über 
den  Nachlass  der  Heerfahrt  und  die  Investitur  mit  den  Regalien  einen  Ver- 
trag schloss.4 

Vor  seinem  zweiten  Zuge  sandte  dann  der  Kaiser  zu  Anfang  11 58 5  den 
Reichskanzler  Reinald  von  Dassel  und  den  Pfalzgrafen  Otto  von 
Wittelsbach  voraus,  um  die  italienischen  Verhältnisse  zu  ordnen.  Ein  er- 
haltener Gesandtschaftsbericht6  und  die  Nachrichten  der  Schriftsteller  geben 
genügende  Auskunft  über  ihr  erfolgreiches  Wirken7;  von  Urkunden  liegt  uns 
der  Vertrag  vor,  den  sie  im  Juni  mit  Piacenza  über  die  dem  Kaiser  gegen 
Mailand  zu  leistende  Hülfe  abschlössen.8  Beide  wurden  in  der  nächsten  Zeit 
dann  noch  mehrfach  mit  andern  Grossen  als  Boten  für  besondere  Zwecke  ver- 
wandt; so  insbesondere  zur  Durchführung  der  ronkalischen  Beschlüsse.9  Otto 
wurde  im  Sommer  1159  mit  dem  Probste  Heribert  von  Achen10  und  dem 
Grafen  Wido  von  Blandrate  nach  Rom  gesandt  und  sass  als  Legatus  iussu 
d.  imperaioris  F.  ad  partes  Romanas  transmissus  in  dem  Reichsstiftc 
Farfa  öffentlich  zu  Gerichte.11  Sein  Bruder,  Pfalzgraf  Friedrich  von 
Wittelsbach  nimmt  1159  März  9  zu  Imola  als  Legatus  d.  F.  impera- 
toris  in  Italia  die  Kirche  von  Imola  ex  parte  domini  mei  F.  imp.  in  Schutz. 12 
Der  Titel  scheint  einen  blossen  Einzelauftrag  auszuschliessen,  so  dass  er  das 
Amt  eines  Generallegaten  bei  Anwesenheit  des  Kaisers  im  Lande  versah. 
Am  17.  Mai  war  er  wieder  am  Hofe13  und  ist  weiter  auch  1160  und  1161 


gaten  zu  Rom  rerhandelt  sein  müsse,  ron  wo  der  Pabst  seinerseits  am  8.  Feb.  Legaten 
an  den  König  abordnete.  Anselm  und  Wido  tod  Blandrate  sind  im  Okt.  zu  Wirzburg 
mehrfach  Zeugen  des  Königs.  Jan.  3  ist  auch  der  spätere  Reichskanzler  Reinald,  da- 
mals Probst  zu  Hildesheim,  zu  Rom  (Örig.  Guelf.  3,440),  der  der  Gesandtschaft  bei- 
gegeben gewesen  sein  dürfte.  Bischof  Hermann  ist,  wohl  unmittelbar  aus  Italien  zurück- 
kehrend, 1153  Feb.  15  Zeuge  des  Königs  zu  Bisanz,  wahrend  in  der  Zwischenzeit  keiner 
der  Genannten  als  Zeuge  erscheint.  8*  Die  Erzbischöfe  Arnold  ron  Köln  und  Anselm 
ron  Raxenna  scheint  der  König  erst  Ton  Tuszien  aus  an  den  Pabst  Torausgesandt  zu 
haben.  Vgl.  Vita  Hadriani  ap.  Watterich  2,  326.  womit  die  Urkunden,  wonach  beide 
noch  im  Mai  beim  Könige  sind,  stimmen.  4.  Dondi  6,  26;  auch  Böhmer  Acta  596. 
Da  Bertold  keinen  weitern  Titel  führt,  so  ist  wohl  nicht  an  Herzog  Bertold  ron  Zäh- 
ringen oder  Graf  Bertold  von  Andechs  zu  denken,  welche  den  Römerzug  mitmachten; 
wahrscheinlich  dürfte  es  der  Triskämmerer  Bertold  ron  Schonenberg  (Tgl.  Sitzungsber. 
40,  501)  sein;  es  lässt  sich  das  nicht  bestimmter  nachweisen,  da  auf  dem  Römerzuge 
nur  die  angesehenem  Grossen  als  Zeugen  aufgeführt  sind.  5.  Vgl.  Scheffer  Fr.  I.  206: 
nachdem  dort  Uberhaupt  festgestellt,  dass  die  Rekognition  Anwesenheit  des  Kanzlers 
nicht  Toraussetzt,  kann  die  Zeitfrage  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen.  6.  Sudendorf 
Registrum  2,  131.  7.  Vgl.  Ficker  Reinald  22.  Heigel  u.  Riezler  90.  8.  Boselli  1,  310: 
auch  Böhmer  Acta  596.  9.  Vgl.  Ficker  Reinald  27.  Heigel  u.  Riezler  99.  10.  Nicht 
Aqui,  wie  Heigel  107  das  urkuudliche  Atianae  capdlae  nach  dem  Aquensis  des  Rage- 
win  korrigirt;  auch  ist  die  imperuU\$  camera  nicht  ein  kaiserlicher  Hoftag,  sondern  das 
Reichsstift  Farfa  selbst  11,  Script.  It.  2b,  678;  auch  Margarin  2,  178.  Vgl.  Raderic. 
1.  2  c  41.  Tourtual  Forschungen  13.  12.  Sarioli  1,  256;  auch  Manzonius  99.  18.  Böh- 
mer Acta  99. 
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mehrfach  in  Italien  in  der  Umgebung  des  Kaisers  nachzuweisen,  ohne  dass 
mir  weitere  Zeugnisse  für  eine  längere  Fortdauer  jener  Stellung  bekannt  ge- 
worden wären. 14 

Bestimmtere  Zeugnisse  haben  wir  über  die  Legation  des  Erzbischof 
Reinald  von  Köln.  Nach  1162  Juni  10  amlloflager  zu  Pavia15,  schliesst 
er  als  Imperatoriae  maieatatia  Lantus  am  9.  Juli  zu  San  Genesio  einen 
Vertrag  mit  den  Konsuln  von  Lucca  über  die  Regalien  der  Stadt  und  lässt 
denselben  einige  Tage  später  zu  Lucca  beschwören16;  er  war  weiter  in  dieser 
Zeit  als  Legat  zu  Pisa  und  Genua  mit  der  Beilegung  des  Krieges  zwischen 
diesen  Städten  beschäftigt. 17  Am  18.  Aug.  war  er  wieder  beim  Kaiser  zu 
Turin  und  ging  mit  diesem  weiter  nach  Burgund  und  Deutschland,  vou  wo  ihn 
derselbe  aber  schon  nach  wenigen  Tagen  zurückschickte,  ut  vice  aua,  que  fo- 
rmt ordinamla  in  Ytalia  aiatiwret.16  Die  jetzige  Amtsführung  Reinalds 
bietet  uns  wohl  das  erste  Beispiel  einer  länger  dauernden  Verwaltung  des 
Landes  in  Vertretung  des  Kaisers.  Er  bereiste  zuerst  die  Lombardei  und  die 
Trevisaner  Mark;  1162  Nov.  22  hielt  er  Tag  zu  Piacenza  und  verordnete, 
dass  unter  Abstellung  der  eigenen  Münze  dort  fortan  nach  Imperialen  zu 
rechnen  sei19;  Ende  März  1163  kam  er  nach  Pisa,  bereiste  dann  ganz  Tus- 
zien,  die  Romagna  und  die  Marken,  kam  am  20.  Okt.  nach  Pisa  zurück,  hielt 
noch  zu  Sarzana  ein  Parlament  für  ganz  Tuszien  und  kehrte  dann  Anfang 
November  zum  Kaiser  nach  Lodi  zurück.20  Auch  während  der  Anwesenheit 
des  Kaisers  im  Lande  führt  Reinald  den  allgemeinen  Titel  Imperatoriae  ma~ 


278.]  14*  Auch  Bischof  Hermann  von  Verden  1159  nnd  Eberhard  Ton  Bamberg  1162 
bezeichnen  sich  urkundlich  als  Legaten  des  Kaisers;  Tgl.  §  182  n.  6,  §  183  n.  1;  doch 
scheint  es  sich  da  nicht  um  ausgedehntere  Vollmachten  zu  handeln.  15«  Fluillard  2, 
661.  16.  Mem.  di  Lucca  1,  186.  17.  Ann.  Genueus.  Mon.  Germ.  18,  33.  Vgl.  Ficker 
Reinald  44.  18.  Morena.  Mon.  Germ.  18,  640.  10.  Ann.  Piacentini.  Mon.  Germ.  18, 
413.  SO.  Vgl.  Morena  und  insbesondere  Ann.  Pisani.  Mon.  Germ.  18,  640.  19,  249.  — 
Urkunden:  Aug.  1.  Siena,  bekundet  ein  in  zahlreicher  Versammlung  zu  Montalcino  für 
das  Kloster  S.  Antimi  von  ihm  gesprochenes  ürthcil.  Antiq.  It.  4,  573.  —  Sept.  7.  Arezzo. 
Freibrief  für  die  Abtei  Borgo  San  Scpolcro,  Not.  6  zu  Lodi  vom  Kaiser  bestätigt.  Mittarelli 
Ann.  4,  6.  10,  auch  Rena  e  Camici  5b,  19.  24.  -  Sept.  9.  Arezzo.  Urtheil  für  die  Abtei 
S.  Flora  und  Lucilla.  Rena  c  Camici  5  b,  28.  —  Undatirtes  Prmleg  für  Pistoja  wegen  der 
ihm  in  Tuszien.  Romanien  und  Campanien  geleisteten  Dienste.  Zacharia  Anecd.  234,  auch 
Fioravanti  62;  hieher  gehörig  wegen  der  mit  den  vorigen  Urkunden  stimmenden  Zeugen, 
wonach  sich  insbesondere  der  Bischof  Aicard  Ton  Parma  in  seiner  Begleitung  befand.  — 
Not.  3.  Lodi.  Der  Kaiser  bestätigt,  was  Reinald  als  sein  Legat  in  Tuszien  den  Bürgern 
Ton  Sarzana  wogen  ihrer  Treue  Tersichert  hat.  Auszug  Bühmers  aus  Hs.  der  Maglia- 
becchiana  25,  558;  nach  Stumpf  Reg.  n.  3987  gedruckt  bei  Targioni -  Tozetti  Relazione 
d'alcuni  viaggi  12,  63  und  verdächtig;  doch  dürfte  es  sich  wohl  nur  um  Korruptionen 
handeln;  die  Urkunde  stimmt  zu  andern  damals  gegebenen  und  nach  der  §  127  n.  7 
abgedruckten  Stelle  muss  ein  solches  Privileg  vorhanden  gewesen  sein.  —  Nov.  8.  Lodi. 
Der  Kaiser  bestätigt  den  Ton  Reinald  mit  der  Stadt  Gubbio  geschlossenen  Vertrag.  Sarti 
Eugub.  113,  auch  Reposati  Deila  zecca  di  Gubbio  1,  394.  —  Ein  Uebereinkommen  Rei- 
nalds mit  Gitta  di  Castello  wird  1196  erwähnt.  Böhmer  Acta  191.  Nach  Morena,  Mon. 
Germ.  18,  642  liess  Reinald  in  dieser  Zeit  auch  die  Burg  Moutemalo  im  Bisthume  Lodi 
wiedererbauen;  dass  er  schon  Okt.  28  gleichzeitig  mit  dem  Kaiser  nach  I/>di  kam.  ist 
wohl  ungenau.  —  Vgl.  auch  oben  §  137. 
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iestatia  leyatus  fort,  wurde  nun  aber  insbesondere  mit  der  Verwaltung  des 
Gebietes  von  Mailand  beauftragt;  denn  Dez.  10  urkundet  er  zu  Monza  ex 
aiwtoritate  fcyatimiitt,  quam  d.  noster  serenissimn*  hnperator  in  tota  Me- 
diolanemium  terra  nobi»  eommmt.21  Da  er  fortan  nie  am  Hofe  erscheint, 
wird  er  den  Winter  über  zu  Monza  seineu  Sitz  gehabt  haben,  wo  er  noch 
1164  Feb.  9  wegen  einer  Klage  des  Abtes  S.  Peter  zu  Pavia  gegen  die 
Herren  von  Castello  zu  Gerichte  sitzt22,  woraus  sich  zugleich  ergeben  dürfte, 
dass  seine  Gewalt  sich  jetzt  nicht  etwa  auf  das  Mailändische  beschränkte. 
Im  Frühjahr  wandte  er  sich  wieder  nach  Tuszien,  kam  Apr.  1 1  uach  Pisa, 
ging  weiter  nach  Borgo  San  Genesio,  von  dort  eilends  nach  Lucca,  wo  er 
Apr.  22  den  Gegenpabst  Paschal  wählen  Hess,  und  hielt  daun  Mai  2  einen 
Tag  für  ganz  Tuszien  zu  San  Genesio.23  Ende  Mai  war  er  wieder  beim  Kaiser 
zu  Pavia  und  ging  im  Juni  nach  Deutschland  zurück. 

Reinalds  Nachfolger  ist  der  Reichskanzler  Christian,  angeblich 
aus  dem  Hause  der  Grafen  von  Buch.24  Sehr  wahrscheinlich  wurden  ihm 
sogleich  nach  Reinalds  Abzüge  dessen  Vollmachten  übertragen,  da  der  Kanzler 
1164  Aug.  30,  als  der  Kaiser  noch  in  Italien  war,  im  Kloster  Chiaravalle 
della  Colomba  unter  Zeugniss  bekannter  Anhänger  des  Kaisers  dem  Kloster 
eine  Schenkungsurkunde  ausstellte25;  ist  nicht  angegeben,  dass  er  dabei  den 
Titel  eines  Legaten  führte,  so  ist  doch  wahrscheinlich,  dass  er  als  Vertreter 
des  Reichs  handelte.  Er  hat  weiter  den  Kaiser  bei  dessen  Rückzüge  Anfang 
Oktober  jedenfalls  bis  an  die  Xordgränze  Italiens  begleitet26,  wandt«  sich 
dann  wohl  zum  Süden,  kam  nach  Pisa  und  führte  dort  Nov.  30  den  Gegen- 
pabst ein.  Den  Pisanern  sagte  er  damals  gegen  Zahlung  einer  bedeutenden 
Summe  die  Belehnung  mit  Sardinien  durch  den  Kaiser  zu.  Weiter  führte  er 
dann  den  Gegenpabst  nach  Viterbo  und  unternahm,  um  die  Anerkennung  des- 
selben zu  erzwingen,  einen  Heereszug  in  die  Maritima  und  Campagna,  Rom 
selbst  bedrängend.  Gegen  Ende  Februar  1 1 65  finden  wir  ihn  nach  den  Ur- 
kunden im  östlichen  Tuszien,  wohl  auf  der  Heimreise  nach  Deutschland.27 


21*  Gibt  den  Stiftsherrn  S.  Juliani  de  Colonia  einen  Aufschub  zur  Zahlung  ihrer  Schulden. 
Frisi  2,  66.  Vgl.  Ann.  Mediol.  Mon.  Germ.  18,  375.  22.  Zachariae  her  lit.  37.  23.  Ann. 
Pisani.  Mon.  Germ.  19,  250.  Vgl.  Ficker  Reinald  57.  Reuter  Alexander  III.  2,  15.  575. 
24.  Vgl.  Varrentrapp  3,  wonach  seine  Herkunft  ganz  unsicher  ist.  25.  Auszug  bei 
Affo  P.  2.  232  und  Campi  2,  21.  üeber  eine  andere  angeblich  1164  für  ein  italienisches 
Kloster  ausgestellte  Urk.  Tgl.  Varrentrapp  127  Anm.  26.  Er  rekognoszirt  Okt.  4.  5  in 
cattro  Bei  fort,  nach  Rampoldi  Corogr.  dell*  Italia  1,  208  Belforte  bei  Varese.  Die  Re- 
kognition  lässt  hier  wohl  um  so  sicherer  auf  Anwesenheit  »chliessen,  als  eine  Okt.  9  zu 
Dissentis  ausgestellte  Urkunde  (Böhmer  Acta  153:  das  Jahr  wird  nach  jener  Ortsbe- 
stimmung nicht  mehr  zweifelhaft  sein  können)  und  mehrere  während  seiner  Abwesen- 
heit ausgestellte  Raiserurkunden  überhaupt  keine  Rekognition  haben.  Not.  1  soll  Chri- 
stian allerdings  zu  Ulm  rekognoszirt  haben ;  aber  abgesehen  Ton  der  Bedenklichkeit  der 
Benutzung  der  Rekognition  ist  die  Urk.  verdächtig,  wie  schon  Varrentrapp  18  bemerkt, 
wenn  es  auch  möglich  bleibt,  dass  der  Kaiser  seinen  Neffen  Friedrich  als  filmt  bezeich- 
nete. Auch  dass  Christian  noch  im  November  nach  Pisa  kommt,  macht  sehr  unwahr- 
scheinlich, dass  er  damals  in  Deutschland  war.  27.  Näheres  bei  Varrentrapp  18  ff., 
wo  bereits  Angaben  Reuters  über  die  Zeitfolge  berichtigt  sind.  Meine  Annahmen  wei- 
chen Ton  denen  V's  dadurch  ab,  daas  ich  den  Zug  ins  Römische,  dessen  Zeit  nicht 
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Während  des  vierten  Zuges  nach  Italien  Ende  1166  und  1167  müssen 
die  Erzbischöfe  Reinald  von  Köln  und  Christian  von  Mainz  die 
Vollmachten  von  Legaten  gehabt  haben,  wenn  auch  der  Titel  nicht  ausdrück- 
lich nachweisbar  ist.  Anscheinend  schon  vor  dem  Kaiser  aufbrechend,  siud 
sie  auch  später  selten  am  Hofe,  sondern  mit  der  Ordnung  der  Angelegenheiten 
in  den  westlichen  Landestheilen,  insbesondere  zu  Genua  beschäftigt29  Für 
besondere  Vollmachten  spricht  wohl  schon,  wenn  der  Kaiser  1167  Jan.  23 
sagt,  ein  gewisser  Waraelottus  sei  wegen  der  Weigerung,  sich  vor  Gericht  zu 
stellen,  tarn  a  nobis,  quam  ab  illustribns  principibus  ColonienM  ac  Ma~ 
guntino  arcluepiscopis  in  banno  nostro  missus29;  das  kann  doch  wohl  nur 
ein  Bann  sein,  welchen  die  Erzbischöfe  schon  vor  dem  Kaiser  über  ihn  ver- 
hängt hatten.  Für  die  Banngewalt  Reinalds  ergibt  sich  ein  weiteres  Zeugniss, 
indem  er  Feb.  13  in  öffentlicher  Versammlung  zu  Genua  erklärt,  dass  er  den 
Markgrafen  Wilhelm  Sarracenus  und  die  Markgrafen  von  Gavi  zuerst  zu  Ma- 
rengo  vorlud,  um  sich  wegen  der  den  Genuesern  entrissenen  Burg  Palodi  zu 
rechtfertigen;  dass  sie  ihm  dann  auf  einem  Tage  zu  Gavi  Gehorsam  gelobten; 
dass  sie  aber  nun  desshalb  nach  Genua  geladen,  nicht  erschienen  seien,  wess- 
halb  er  den  Bann  über  sie  verhängt  und  den  Kapellan  Konrad  schwören  lässt, 
dass  der  Kaiser  den  Bann  bestätigen  werde.30  Wie  hier,  nennt  er  sich  auch 
in  einer  Apr.  27  ausgestellten  Urkunde,  wodurch  er  die  von  Siena  von  der 
Heerfahrt  befreit  und  ihnen  Erwerbungen  bestätigt  unter  Androhung  einer 
Geldstrafe,  nur  Erzbischof  und  Erzkanzler;  aber  wie  schon  der  Inhalt  auf  aus- 
gedehnte Vollmachten  schliessen  lässt,  so  bedient  er  sich  doch  bestimmter  des 
Ausdrucks,  dass  er  in  hujatione  et  twpeditionc  des  Kaisers  nach  Tuszien  ge- 
kommen sei. 3 1  Christian,  nachdem  er  März  5  zu  Imola  zum  Erzbischöfe  ge- 
weiht war,  trennte  sich  dann  gleichfalls  vom  Kaiser32  unc[  ging  nach  Genua 


278.]  genauer  überliefert  ist,  vor,  nicht  nach  den  urkundlich  feststehenden  Aufenthalt 
in  Tuszien  Feb.  1165  setzen  möchte.  Denn  Christian  urkundet  als  imperialis  endne  can— 
eeüariu»  atqu«  legntut  Feb.  22  zu  Arezzo,  Feb.  24  aber  zu  Soci  nördlich  Ton  Bibbiena 
(Varrentrapp  127);  er  bewegte  sich  also  damals  Ton  Süden  nach  Norden  und  es  ist 
nicht  wohl  abzusehen,  was  er  zu  Soci  zu  suchen  haben  konnte,  wenn  er  nicht  den 
Apennin  überschreiten  wollte;  kehrte  er  damals  aus  dem  Römischen  zurück,  so  stimmt 
jene  Richtung  durchaus.  (Sollte  der  Umstand,  dass  beide  Urkunden  im  Hause  eine« 
Medicus  ausgestellt  sind,  etwa  an  Rückkehr  wegen  Krankheit  denken  lassen?)  Auf  die 
auffallende  Rekognition  Apr.  17  zu  Frankfnrt  (Tgl.  Varrentrapp  128)  wird  keine  Rück- 
sicht mehr  zu  nehmen  sein,  da  die  Urk.  nach  Stumpf  Reg.  n.  4042  unecht  ist.  Späte- 
stens im  Mai  würde  er  zurückgekehrt  sein,  falls  wir  aus  der  Rekognition  darauf  schliessen 
dürfen;  doch  nennt  ihn  auch  eine  Rekognition  1164  Dez.  30.  Vgl.  Stumpf  Reg.  n.  4038. 
4043.  —  Ein  Schreiben  Christians  als  Legaten  Italiens  an  den  König  Ton  Frankreich 
hat  schon  Varrentrapp  140  richtig  in  diese  Zeit  eingereiht.  28.  Näheres  bei  Reuter 
2.236;  Ficker  Reinald  105;  Tourtual  Forschungen  125;  Varrentrapp  26.  29.  Rena 
e  Camici  5  b,  78.  80.  Kib.  iur.  Gen.  1,  225.  81.  Böhmer  Acta  818.  Aus  der  bei 
Tommasi  1,  141.  145,  auch  bei  MalaTolti  31  erwähnten  Urkunde  Reinalds  macht  Tour- 
tual 127  eine  zweite;  die  Inhaltsangabe  ergibt  aufs  bestimmteste,  dass  es  dieselbe  ist. 
82.  Die  Anwesenheit  Christians  zu  Rimini  März  23  hat  schon  Varrentrapp  32  richtig 
beseitigt;  Tourtual  132  behält  sie  bei,  obwohl  er  selbst  83  ff.  ausgeführt  hat,  dass  min- 
destens die  Zeugenangaben  der  betreffenden  Urkunde  nicht  in  dieses  Jahr  gehören. 
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und  Tuszien,  dann  zur  Schlacht  bei  Tusculanum  sich  mit  Reinald  vereinigend; 
bezügliche  Urkunden  haben  sich  von  ihm  nicht  erhalten,  doch  wird  nicht  zu 
bezweifeln  sein,  dass  er  mit  entsprechenden  Vollmachten,  wie  Reinald  ausge- 
stattet war;  es  liesse  sich  dafür  auch  anfuhren,  dass,  als  die  Pisaner  sich 
gegen  Reinald  zur  Heerfahrt  gegen  Sizilien  verpflichteten,  bestimmt  wurde, 
dass  nur  der  Kaiser  selbst  oder  Reinald  oder  Christian  dieselbe  sollte  nach- 
sehen können.33 

Bei  seinem  Abzüge  nach  Oberitalien  im  Aug.  1167  hat  dann  der  Kaiser 
den  Reichskanzler  Philipp  von  Heinsberg  in  Mittelitalien  zurückge- 
lassen. Zu  Pisa34,  dann  Aug.  29  zu  Pontremoli35,  ist  er  noch  beim  Kaiser. 
Dann  muss  er  mit  nicht  unbedeutender  Macht36  ins  Römische  zurückgekehrt 
sein ;  dieser  bisher  nicht  beachtete  Umstand  dürfte  es  eben  so  sehr,  als  die 
Rücksicht  auf  die  Geiseln  erklären,  dass  die  Römer  zunächst  auf  kaiserlicher 
Seite  verblieben.37  Viterbo,  wo  der  Kaiser  den  Gegenpabst  zurückgelassen, 
muss  abgefallen  sein;  denn  1173  bewilligte  Christian  von  Mainz,  dass  das 
zerstörte  Ferento  nicht  wieder  erbaut  werde,  und  löste  die  Stadt  Viterbo,  quam 
propter  idem  Fe-rentum  tlominu*  Pltilippit*  Coloniensis  archiepitcvpuJt 
banno  imperialt  subiacw  pronuiiciavit,  von  diesem  Banne38,  der  nur  in 
dieser  Zeit  von  Philipp  verhängt  sein  kann.  Er  wird  dann  den  Gegenpabst 
nach  Rom  geführt  haben,  wo  er,  inzwischen  zum  Erzbischofe  von  Köln  er- 
wählt, 1168  Feb.  26  von  demselben  die  Unterwerfung  des  Bisthums  Kamme- 
rich unter  Köln  erlangte.39  Im  April  zogen  die  Römer  mit  Philipp  und  dem 
Präfekten  gegen  Albano  und  zerstörten  dasselbe.40  Im  Juni  finden  wir  Philipp 
auf  dem  Heimwege  zu  Lucca ;  wegen  des  Aufstandes  der  Lombarden  war  ihm 
der  Landweg  versperrt;  auch  zur  See  getrauten  sich  die  von  Lucca  und  Genua 
ihn  aus  Furcht  vor  den  Lombarden  nicht  zu  geleiten;  er  ging  dann  nach  Pisa 
und  wurde  von  den  Pisanern  mit  seinem  Gefolge  auf  sieben  Galeeren  zur  Pro- 
vence gebracht41,  von  wo  er  Aug.  15  wieder  zu  Köln  eintraf.42 

Ende  April  1169  ging  dann  der  Bischof  Eberhard  vonBamberg 
als  Bevollmächtigter  des  Kaisers  nach  Italien  und  kehrte  erst  im  Frühjahre 
1 170  von  dort  zurück;  doch  scheint  er  sich  wesentlich  auf  Versuche  zur  Ver- 
ständigung mit  dem  Pabste  beschränkt  zu  haben;  von  einer  anderweitigen 
Thätigkeit  ist  uns  nichts  bekannt.43 

88.  Ann.  Pisani.  Mon.  Genn.  19,  255.  84.  Zeugenschaft  und  Rekognition;  Soldani  159, 
auch  Böhmer  Acta  120.  85*  Rekognition  nach  dem  vollständigem  und  richtigem  Ab- 
drucke Lami  Del.  13,798;  Reg.  imp.  n.  2527  irrig  zu  Sept.  4  nach  Mem.  di  Lucca  3a,  240. 
36.  Bei  «einer  Rückfahrt  hatte  er  120  deutsche  Ritter  bei  sich.  Ann.  Pisani.  Mon.  Germ. 
19,258.  87.  Vgl.  Reuter  2,  279.  88.  Bussi  398,  auch  Böhmer  Acta  602.  Setzen  die 
Chroniken  von  Viterbo  (Böhmer  Fontes  4,  690)  den  Beginn  der  Feindseligkeiten  auf  1169. 
so  wird  darauf  kein  Gewicht  zu  legen  sein ;  es  ist  nicht  abzusehen,  zu  welcher  andern  Zeit 
Philipp  hier  hatte  einschreiten  sollen.  89.  Lacomblet  1,  300.  40.  Ann.  Ceccanenses. 
Mon.  Germ.  19,  286.  Philipp  wird  hier  nur  als  Kanzler  bezeichnet  und  es  ist  daher  die 
Nachricht  mehrfach  auf  Christian  von  Mainz  bezogen:  so  Watterich  2,  579,  Gregorovius  4, 
553.  554 ;  aber  von  anderm  abgesehen  ist  eine  Legation  Christians  in  dieser  Zeit  schon 
durch  sein  Itinerar  ausgeschlossen;  Tgl.  Varrentrapp  131.  41.  Ann.  Pisani.  Mon.  Germ. 
19,  258.  42.  Ann.  Colon.  Mon.  Genn.  17,  782.  48.  Näheres  bei  Reuter  3,  19  ff., 
709  ff.;  Tgl.  dazu  das  päbstl.  Schreiben  bei  Boselli  1,  322,  auch  Böhmer  Acta  600. 
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279.  —  Bis  dahin  ist  das  Reichsamt  eines  Legaten  fiir  Italien  noch 
wenig  fest  gestaltet;  von  einer  durch  das  Herkommen  geregelten  Stellung 
wird  noch  kaum  die  Rede  sein  können.  Die  jetzt  folgende  lange  Amtsführung 
des  Erzbischofs  Christian  von  Mainz  wird  vorzüglich  daraufhingewirkt 
haben,  der  Legation  Italiens  mehr  und  mehr  den  Charakter  eines  ständigen, 
immer  besetzten  Reichsamtes  zu  gebpn,  der  wohl  zeitweise  unter  dem  Einflüsse 
der  Ereignisse  wieder  mehr  zurücktritt,  schliesslich  aber  doch  in  den  Ein- 
richtungen K.  Friedrichs  II  zu  ganz  bestimmtem  Ausdrucke  gelangt.  Lassen 
die  erhaltenen  Zeugnisse  auch  noch  Lücken  und  Zweifel,  so  scheint  doch  von 
nun  an  das  Amt  nie  längere  Zeit  unbesetzt  geblieben  zu  sein,  wenn  wir  von 
den  Jahren  absehen,  wo  von  einer  Wirksamkeit  der  Reichsregierung  in  Italien 
überhaupt  nicht  die  Rede  war. 

Gegen  Ende  1171  kam  Christian,  qui  ümc  legationem  et  vicem  impe- 
ratoris  FmWici  aerehat  per  totam  Italiam1,  zunächst  nach  Genua  und 
verblieb  dann  als  Generallegat  in  Italien  bis  zu  seinem  1183  Aug.  25  zu  Tus- 
culanum  erfolgten  Tode;  nur  einmal  nach  der  Belagerung  Ancona's  scheint  er 
1173  Nov.  auf  kurze  Zeit  nach  Deutschland  zurückgekehrt  zu  sein.2  Dass 
seine  Gewalt  ganz  Italien  umfasste,  ist  in  den  von  ihm  als  Legaten  ausge- 
stellten Urkunden3  im  Titel  immer  hervorgehoben;  er  nennt  sich  am  regel- 
mässigsten  totius  Italie  leaatus,  vereinzelt  auch  sacri  imperii  in  Italia  oder 
imperialis  aule  pfi*  Italiam  l'aatus;  in  den  für  Deutschland  ausgestellten 
Urkunden  führt  er  den  Titel  nicht  ;  ebensowenig  als  Zeuge  beim  Kaiser.  Auf 
das  Einzelne  seiner  rastlosen  Thätigkeit  gehen  wir  um  so  weniger  ein,  als  die- 
selbe neuerdings  anderweitig  erschöpfend  behandelt  ist.4 

279.  —  1.  Ann.  Genuens.  Mon.  Germ.  18.  91.  2.  Vgl.  Varrentrapp  61.  Hab«  ich 
Böhmer  Acta  125  die  bezügliche  kaiserliche  Urkunde  tu  1172  eingereiht,  «o  wird  nun 
allerdings,  nachdem  V.  eine  1173  zu  Bingen  ausgestellte  Urk.  Christians  nachgewiesen 
und  andere  Schwierigkeiten  beseitigt  hat,  die  Zeugenschaft  Christians  für  1173  aus- 
schlaggebend sein  müssen.  8.  Vollständig  aufgezahlt  bei  Varrentrapp  135  ff.  Bezüg- 
lich der  Einreihung  bieten  insbesondere  die  Urkk.  für  Fermo,  n.  110  und  129,  Schwie- 
rigkeiten. In  n.  110  restituirt  Christian  der  durch  sein  Heer  zerstörten  Stadt  Fermo  die 
frühern  Freiheiten  und  verspricht  ohne  Willen  der  Bürger  keine  Befestigungen  in  der 
Stadt  anzulegen.  Die  Daten  sind  verwirrt;  in  dem  mir  Torliegenden  Auszuge  Feb.  1177 
(1178  in  dem  Abdrucke  bei  Adami  de  rebus  gestis  in  civ.  Firmana  14  bei  Graevius  7  b), 
ind.  9  (1176),  imp.  25  (1180:  reg.  25  wäre  1177).  Der  Au.sstellort  Seriolum  wird  Si- 
rolo  südöstlich  von  Ancona  am  Meere  sein;  das  dürfte  dafür  sprechen,  die  Urk.  mit  V. 
zu  1177  zu  setzen,  da  Christian  um  diese  Zeit  p&bstliche  Gesandte  durch  die  Mark  nach 
Ravenna  geleitete;  Tgl.  Varrentrapp  74.  Die  zweite  Urk.  n.  129,  durch  welche  Chri- 
stian denen  von  Fermo  ihre  Freiheiten  und  Besitzungen  restituirt  und  sie  auf  fünf  Jahre 
Tom  Fodrum  und  sonstigen  Abgaben  befreit,  hat  die  übereinstimmenden  Daten  1177. 
3  non.  ian.  ind.  10  ap.  Assisium.  V.  setzt  sie  dennoch  1178,  und  dafür  scheint  aller- 
dings sehr  zu  sprechen,  dass  Christian  Zeuge  in  einer  Urkunde  ist,  in  welcher  der  Kaiser 
deuen  von  Fermo  ihre  Freiheiten  restituirt  und  ihnen  das  Fodrum  auf  zehn  Jahre  nach- 
sieht. Dagegen  wäre  nun  höchst  auffallend,  dass  der  Legat  in  Anwesenheit  des  Kaisers 
überhaupt  eine  solche  Urkunde  gleichen  Inhalts  ausgestellt,  noch  mehr,  dass  er  den  Zeit- 
raum darin  verkürzt  hätte.  Dieser,  V.  nicht  genauer  bekannte  Inhalt  der  ungedruckten 
Urkunde  in  Verbindung  mit  der  Datirung  scheint  mir  doch  für  1177  zu  sprechen,  zu- 
mal Christian,  der  im  Nov.  1176  zu  Anagni,  im  Feb.  1177  bei  Ancona  ist.  in  der 
Zwischenzeit  recht  wohl  zu  Assisi  sein  konnte.      4.  Vgl.  Varrentrapp  48  ff. 
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Sein  Nachfolger  ist  der  Reichskanzler  Gottfrid  aus  dem  Hause 
der  Grafen  von  Helfenstein. 5  Er  sitzt  1184  März  11  als  sacri  palatii  in 
Italia  legatus  zu  Mailand  zu  Gerichte  wegen  einer  Klage  des  Bischofs  von 
Turin  gegen  den  Grafen  von  Savoien.6  Er  war  im  Juni  wieder  beim  Kaiser 
in  Deutschland7,  wird  dann  mit  diesem  nach  Italien  gezogen  sein,  war  aber 
nur  zeitweise  am  Hoflager8  und  noch  mehrfach  als  Legat  thätig.  So  gegen 
Ende  des  Jahrs  bei  Streitigkeiten  zwischen  Pavia  und  Piacenza,  indem  er  als 
Legat  Schiedsrichter  bestätigt,  welche  dieselben  Nov.  14  gewählt  hatten  und 
ihnen  zwei  aus  seiner  Umgebung  zufugt9;  1185  Sept.  2,  während  der  Kaiser 
in  Tuszien  war,  spricht  er  zu  Turin  dem  Grafen  von  Savoyen  dessen  Turiner 
Kirchenlehen  ab. 1 0  Als  Legat  wird  er  nicht  weiter  erwähnt,  war  aber  noch 
1186  Juni  beim  Kaiser  in  Italien  und  wird  mit  demselben  nach  Deutschland 
zurückgekehrt  sein ;  um  diese  Zeit  wurde  er  dann  Bischof  von  Wirzburg. 1 1 

Schon  neben  ihm  finden  wir  einen  andern  Legaten  thätig,  den  Edelherren 
Bertold  von  Kunigsberg,  der  als  Elsässer  bezeichnet  wird12,  also  wohl 
von  der  Königsburg  bei  St.  Bilt  stammend.  Als  Legaten  des  Kaisers  finden 
wir  ihn  zunächst  im  Juni  1184  genannt;  derPabst,  in  die  Lombardei  reisend, 
beauftragt  ihn  mit  dem  Schutze  der  Campagna  gegen  die  Römer,  insbesondere 
mit  der  Verteidigung  von  Tusculanum  und  der  Wiedereroberung  von  Rocca 
di  Papa.13  Er  wird  vom  Kaiser  nach  dem  Tode  Christians  zu  dem  besondern 
Zwecke  gesandt  sein,  um  die  Besitzungen  der  Kirche  gegen  die  Römer  zu 
schützen.  Ob  er  schon  in  dieser  Zeit  den  Titel  eines  legatus  in  Italia  führte, 
wissen  wir  nicht;  jedenfalls  führt  er  ihn  schon  1185  Feb.  11  und  März  5  als 
Zeuge  des  Kaisers14,  also  während  Gottfrid  noch  im  Amte  war.  Machten  die 
Verhältnisse  Überitaliens,  wie  die  des  Römischen  die  Anwesenheit  eines  Le- 
gaten mit  umfassendsten  Vollmachten  wUnschenswerth,  so  hatte  das  Amt  sich 
wohl  noch  kaum  so  fest  gestaltet,  dass  nicht  auch  zwei  Legaten  nebeneinander 
fungiren  konnten.  Ob  damit,  wie  später  unter  Friedrich  II,  eine  Scheidung  der 
Amtsbezirke  verbunden  war,  ist  mit  Sicherheit  nicht  zu  erkennen;  doch  scheint 
Bertold  zunächst  auf  Mittelitalien  mit  Einschluss  der  Romagna  angewiesen 
gewesen  zu  sein.15  Diesem  Verhältnisse  entspricht  es  auch,  wenn  beide  nur 

5.  Vgl.  über  ihn  Stalin  2.  390;  Scheffer  57.  6.  Mon.  patr.  Ch.  1,  930.  Die  Beweise, 
welche  sich  hier  und  sonst  ans  dem  Itinerar  der  Kanzler,  welche  zugleich  Legaten 
waren,  für  den  Satz  ergeben,  dass  die  Rekognition  die  Anwesenheit  des  Rekognoscenten 
nicht  erweist,  hat  Scheffer  205  ff.  sehr  Tollständig  zusammengestellt.  7.  Zeuge  1 184 
Juni  20  zu  Gelnhausen;  Böhmer  Acta  137.  8.  Vgl.  bei  Scheffer  223  fl*.  die  Zeugen 
der  Kaiserurkunden.  9.  Poggiali  4,  355  extr.  10.  Mon.  patr.  Ch.  1,  938.  11.  Dass 
er  Bischof  von  Wirzburg  war,  ist  schon  tou  Stalin  2,  390  festgestellt ;  dass  er  es  nach 
der  gewöhnlichen  Annahme  nicht  schon  1184  wurde,  hat  Scheffer  115.  211  nachgewiesen. 
12.  Ansberti  Hist.  Fontes  rer.  Austr.  I,  5,  17.  18.  Ann.  Ceccan.  und  Casin.  Mon.  Germ. 
19,  287.  313.  In  beiden  Quellen  heisst  er  comes  Bertoldut;  doch  wird  die  Identität 
desshalb  nicht  zu  bezweifeln  sein.  14.  Puricelli  1,  1028.  Pacchi  14.  15.  Er  ist  als 
Zeuge  und  nach  den  sonstigen  Zeugnissen  nur  hier  thätig;  auch  Hesse  sich  anführen, 
dass  1185  Aug.  der  Kaiser  einen  Befehl  zum  Schutze  des  Klosters  Fönte  Avellana  an 
Bertold  gemeinsam  mit  dem  Markgrafen  von  Ancona  und  dem  Herzog  von  Spoleto 
richtet  (Mittarelli  9,  34),  nicht  auch  an  den  Legaten  Gottfrid,  was  einen  grossem  mittel- 
italienischen  Amtsbezirk  anzudeuten  scheint. 
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Legaten  in  Italia  oder  Italie  heissen,  nicht  totius  Italie,  wie  Christian  sich 
vorzugsweise  nannte;  erst  nach  dem  Abzüge  Gottfrids  wird  Bertold  vereinzelt 
mit  diesem  bestimmteren  Titel  bezeichnet. 16 

Im  Juni  unternahm  Bertold,  von  den  Edeln  des  Gebiets  um  Hülfe  ange- 
gangen, einen  Heereszug  gegen  Faenza;  Juni  20  kam  es  zur  Schlacht,  über 
deren  Ausgang  uns  nur  ungenaue  und  widersprechende  Berichte  vorliegen.17 
Ende  August  und  im  September  ist  Bertold  beim  Kaiser  im  Spoletinischen18; 
Okt.  13  bestätigt  er  zu  Iraola  dem  dortigen  Bischöfe  seine  Besitzungen.19 
Erst  1186  Juni  24  wird  er  während  der  Belagerung  von  Orvieto  wieder  beim 
Könige  Heinrich  genannt20  und  scheint  dann  bis  Ende  des  Jahres  grossen- 
theils  bei  diesem  in  der  Mark  und  in  der  llomagna  gewesen  zu  sein21;  ein 
Streit  Bertolds  mit  dem  Bischöfe  von  Iinola  über  die  Rechte  des  Reichs  auf 
die  dortige  Grafschaft  wurde  Okt.  26  vom  Erzbischofe  von  Ravenna  als  De- 
legirtera  entschieden.22  Noch  im  Frühjahre  1187  scheint  er  mit  dem  Konige 
in  Tuszien  gewesen  zu  sein,  da  der  Pabst  klagt,  dass  der  König  und  Bertold 
die  dortigen  Kirchen  bedrängten.23  Dann  aber  finden  wir  ihn  Juli  12  beim 
Kaiser  zu  Hagenau24,  jetzt  nicht  mehr  als  Legat  bezeichnet,  obwohl  er  sonst 
der  erste  ist,  welcher  auch  als  blosser  Zeuge  in  Kaiserurkunden  den  Titel 
führt,  während  die  frühern  Legaten  sich  desselben  nur  bedienten,  wenn  sie  als 
solche  thätig  waren.  An  und  für  sich  würde  das  das  Aufhören  seiner  Stellung 
nicht  gerade  erweisen,  da  die  deutschen  Grossen  ihre  Titel  italienischer  Reichs- 
ämter in  Deutschland  häufig  nicht  fortführten.  Aber  wir  finden  jetzt  andere 
Legaten  thätig  und  während  des  Kreuzzuges,  wo  Bertold  Anfang  1190  als 
Gesandter  an  den  griechischen  Kaiser  geschickt  wurde,  wird  er  als  Graf  von 
Tuszien  bezeichnet.25 

In  der  nächsten  Zeit  sind  unsere  Nachrichten  sehr  dürftig  und  ungenau. 
Da  K.  Heinrich  bis  Ende  1187  in  Italien  blieb,  mochte  kein  Bedürfnis  zur 
Ernennung  eines  Legaten  bestehen.  In  einer  allerdings  wenig  zuverlässigen 
Quelle  heisst  es  dann,  der  König  habe  Italien  verlassen,  ibi  dbmsso  reciare 
Truseardo.26  Das  wäre  Trushard  von  Kestenburg,  aus  einem  an  der 
Hardt  gesessenen  Reichsdienstmannengeschlechte,  das  sich  auch  von  Speier 


279.]  16.  Fantuzzi  6,  54.  17.  Tolosani  Chron.  bei  Mittarelli  Acc.  96;  Chron.  Caesenae, 
Script.  It.  14,  1091;  Tgl.  Marchesi  158;  Savioli  2  a,  130.  Die  Nachricht  von  Tolosanus 
102,  das«  im  Sept.  zu  Lodi  in  Gegenwart  des  Kaisers  Friede  geschlossen  sei,  kann  nicht 
genau  sein,  da  der  Kaiser  damals  im  Spoletinischen  war.  18.  Aug.  31  ap.  Fulgineum. 
Sept.  18.  24  ap.  Cucurionem.  19,  Manzonius  114,  auch  Böhmer  Act«  603.  20.  Mitta- 
relli Ann.  9,  35.  21.  Zeuge:  Aug.  7  Gubbio,  Okt  25  Cesena,  Not.  27  Jesi,  Dez.  13 
Ascoli.  22.  Fantuzzi  6,  54,  auch  Manzonius  116,  Ughelli  2,  630;  eine  Erzählung  des 
Streites  bei  Ughelli  2,  628;  die  Entscheidung  wurde  1210  tou  K.  Otto  und  1226  Ton 
K.  Friedrich  bestätigt.  Manzonius  153.  173.  28.  Watterich  2,  680.  24.  Mon.  Boica 
31,  427.  25.  Ansberti  Hist.  Fontes  rer.  Austr.  I,  5,  46.  Die  Interpunktion:  P.  nobi/is 
de  Ckunitperch,  comtt  Tufrfe  et  M.  dapifer,  welche  sich  ebenso  in  der  ältern  Ausgabe 
Ton  Dobrowsky  66  findet,  lässt  das  Zusammengehören  zweifelhaft ;  aber  auch  S.  49  wird 
er  als  C»met  bezeichnet,  was  sich  wohl  nur  darauf  beziehen  kann;  auch  spricht  für 
nähere  Beziehungen  zu  Tuszien,  dass ,  worauf  wir  zurückkommen,  1187  sein  Bruder 
Anselm  Tuszien  Terwaltete.     26.  CaTitellius  Ann.  Cremon.  bei  Graerius  3b,  1318. 
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nannte.27  Die  Nachricht  wird  dadurch  wahrscheinlich,  dass  Trushard  nicht 
allein  1187  Apr.  8  beim  Könige  zu  Voghera  Zeuge  ist28,  soudern  auch  in 
diesem  Jahre  als  Legat  Lorabardiens  und  Podesta  von  Chieri  und  Ivrea  er- 
wähnt wird29;  er  war  also  damals  in  Italien.  Später  findet  sich  ein  bestimmtes 
Zeugniss  für  seine  Amtsführung.  Die  Leute  von  Sessano  verlangen  vom  Bi- 
schöfe von  Ivrea  und  dessen  Neffen  für  Gewaltthaten  Genugthuung  &ub  domino 
Drwcado  regali  legato  in  Ytalia;  1189  Feb.  17  wird  dann  zu  Ivrea  in 
Gegenwart  und  auf  Anordnung  des  dominus  Driumrdu*  eine  Sühne  ge- 
schlossen.30 Kurz  nachher  muss  Trushard,  der  auch  nach  diesem  Zeugnisse 
zunächst  als  Vertreter  des  Königs,  nicht  des  Kaisers  zu  betrachten  ist,  Italien 
verlassen  haben,  da  er  1189  Mai  7  in  Deutschland  Zeuge  des  Königs  ist.31 

War  die  Amtsführung  Trushards  anscheinend  eine  ununterbrochene,  so 
muss  es  neben  ihm  noch  einen  andern  Legaten  Italiens  gegeben  haben,  wie 
denn  überhaupt  in  dieser  und  der  nächstfolgenden  Zeit  der  einheitliche  Cha- 
rakter des  Amts  mehrfach  zurückzutreten  scheint.  Es  heisst  nämlich,  dass 
1188  Juli  13  Ioannes  internuncius  Jlenrici  de  Agrioge  Italiae  legati  nach 
Ravenna  kam,  um  dort  die  Hafengelder  zu  erheben.32  Trotz  der  geringen 
Aehnlichkeit  des  offenbar  korrumpirten  Namens  möchte  ich  nicht  bezweifeln, 
dass  darunter  Heinrich  von  Lautern  zu  verstehen  ist,  früher  Marschall 
des  Kaisers,  jetzt  Kämmerer,  später  Schenk  K.  Heinrichs.33  Er  ist  einer  der 
Reichsdienstmannen,  die  vorzugsweise  für  die  Verwaltung  Italiens  verwandt 
zu  sein  scheinen.  Wir  werden  ihn  1187  als  Verwalter  von  Luzzara  und  Gua- 
stalla  und  Legaten  für  das  Mathildische  Erbe  kennen  lernen;  im  Nov.  war  er 
mit  seinem  Bruder  Johann,  welcher  der  obengenannte  Bote  sein  dürfte,  beim 
Könige  zu  Lodi34  und  wird  mit  ihm  nach  Deutschland  zurückgekehrt  sein,  da 
er  1188  Mai  16  bei  ihm  zu  Seligenstadt  ist.35  Ist  er  dann  trotz  seiner  nahen 
Beziehungen  zum  Könige  erst  wieder  im  Frühjahre  1190  bei  demselben  in 
Deutschland  nachzuweisen36,  so  unterstützt  das  die  Annahme,  dass  er  in- 
zwischen in  Italien  war.  Wir  werden  ihn  auch  später  dort  wieder  verwandt 
finden;  der  bestimmteste  Beweis  seines  Einflusses  gerade  auf  die  italienischen 
Angelegenheiten  dürfte  wohl  darin  zu  suchen  sein,  dass  er  der  einzige  Deutsche 
war,  der  bei  den  geheimen  Verhandlungen  des  Kaisers  mit  Cremona  im  Nov. 
1191  zugezogen  wurde.37 

280.  —  K.  Heinrich  VI  soll  auf  die  Nachricht  von  der  Erhebung 
Tancreds  Ende  April  1190  den  Erzbischof  Konrad  von  Mainz  und  den 
Reichskanzler  Diether  nach  Italien  geschickt  haben,  von  welchen  jener 
wegen  Zerwürfnisse  mit  seinem  Genossen  sehr  bald,  dieser  im  November  zu- 
rückgekehrt sein  soll 1 ;  urkundliche  Zeugnisse  fehlen. 

27.  Vgl.  Toeche  Heinr.  VI.  570.  28.  Moriondi  1.  88.  29.  Cibrario  Chieri  1,  68. 
30.  Cibrario  e  Promis  93.  81.  Wurstemberger  4,  14.  82.  Rubens  Rar.  332.  88.  Vgl. 
Sitzungsber.  40,  504.  Der  Name  Heinrich  würde  freilich  auch  auf  den  Reichsmarschall 
Ton  Ralentin  oder  Pappenheim  passen,  der  1188  in  Deutschland  nicht  nachweisbar  ist. 
Vgl.  ebenda  40,  456.  84.  Huillard  5,  353.  85.  Toeche  Heinr.  VI.  606.  86.  Apr.  24. 
Cod.  dipl.  Westfaliae  2,  210;  wahrscheinlich  Marz  21,  Notizenbl.  2,  178.  mit  1189,  aber 
nach  Ind.  8  wohl  sicher  zu  1190  gehörend.      87.  Toeche  610.  612. 

288.  —  1.  Ann.  Colon.  Mon.  Germ.  17,  799.  Vgl.  Toeche  147.  —  Boncampagnu« 
Flcktr  Forschunwn.  II.  10 


Digitized  by  LjOOQIC 


14« 


Ci  en  era  I!  ega  t  e  n. 


Schon  vor  ihnen  finden  wir  in  Italien  den  Reiehsmarsehall  Heinrich 
von  Pappen  heim,  in  dieser  Zeit  durchweg  als  Heinrich  Testa,  sonst  auch 
als  Heinrich  von  Kaientin  bezeichnet.'2  Noch  im  Oktober  1189  beim  Kaiser 
auf  dem  Kreuzzuge,  verfügt  sich  schon  in  den  ersten  Monaten  des  J.  1190 
ein  Bote  des  Klosters  Carpineto,  um  gegen  den  Grafen  Rainald  von  Abruzzo 
zu  klagen,  ad  partes  Lombardie  ad  quendam  llenricum  Testam  Italiae 
lepatum  mareschalcum  imperatoris,  der  den  Grafen  nach  Rieti  vorlud.3  Er 
weist  dann  1 1 90  März  2 1  zu  Borgo  S.  Genesio  dem  Bischöfe  von  Volterra 
als  Mari8calcus  d.  regis  Henrici  et  pro  eodem  letjatu*  totius  Tuscie  für 
tausend  Mark,  welche  derselbe  ihm  für  Reichszwecke  geliehen  hatte,  die 
Reichseinkünfte  aus  Lucca,  Siena  und  andern  Orten  an. 4  Wollen  wir  auf  den 


280.]  hat  eine,  unter  den  Beilagen  abzudruckende  Formel,  in  welcher  ein  Kaiser  einen 
Erzbischof  ron  Mainz  als  preeidem  ordinarium  imperii  für  Italien  beTollmächtigt.  Das 
Schreiben  wird  fingirt  sein ;  doch  hat  Boncampagnus  bei  seinen  Formeln  durchweg  wirk- 
lich geschehene  Thatsachen  im  Auge  aus  der  Zeit  R.  Heinrichs  VI  bis  in  die  ersten 
Zeiten  Friedrichs  II;  ist  demnach  die  Nennung  des  Mainzers  nicht  willkürlich,  so  kann 
er  nur  diese  Legation  im  Auge  gehabt  haben;  wollten  wir  rom  Raisertitel  absehen,  so 
konnte  das  freilich  auch  die  Legation  Lupolds  1205  treffen.  2*  Dass  die  drei  Namen  die- 
selbe Person  bezeichnen,  suchte  ich  früher  in  den  Sitzungsber.  40,  457  mittelbar  zu  er- 
weisen; inzwischen  hat  schon  Toeche  148  auf  die  ürk.  bei  Bartoli  Storia  di  Perugia  1. 
253,  jetzt  auch  Böhmer  Acta  156,  hingewiesen,  in  welcher  Heinrich  Testa  ausdrücklich 
als  Marschall  ron  Pappenheim  bezeichnet  ist.  Der  Name  Testa  ist  zweifellos  herge- 
nommen ron  dem  Menscheuhaupt  im  Wappen  der  Pappenheim;  ygl.  das  Siegel  Hein- 
richs (um  1206)  in  F.  K.  Fürst  zu  Hohenlohe  Waldenburg  Sphragristisches  Album  Heft  3. 
Durchaus  begründet  erscheint  daher  auch  die  Vermuthung  Giesebrechts  K.Z.  3,  115a 
dass  der  bei  K.  Heinrich  V  oft  genannte  Ministerial  Heinricu*  cognomitiatu«  mm  Capitt 
ein  Ahnherr  der  Pappenheim  sei.  Die  Bezeichnung  nach  dem  Wappenbilde  findet  sich 
auch  bei  dem  Reichsschenken  Ronrad  ron  Schipf,  welcher  nach  den  Streitkolben  in 
Italien  1176  de  Lemaze  (delle  Mazze),  1178  de  Madie  heisst;  Böhmer  Acta  127.  Lami 
Mon.  1,  374.  Auch  sonst  führen  deutsche  Grosse  in  Italien  selbst  urkundlich  die  ihnen 
dort  gegebenen  Beinamen;  der  so  oft  genannte  Arnold  Barbavaria  erscheint  nur  in  einer 
einzigen  Urkunde  Ton  1167  (Zeitschr.  für  Niedersachsen  1863  S.  177)  mit  seinem  Ge- 
schlechtsnamen  als  Arnold  von  Dorstadt,  qui  cognominatur  Barbavaria;  Ronrad  Ton 
Lützelhart  führt  wenigstens  einmal  in  ungedruckter  Urk.  von  1186  (Stumpf  Reg.  n.  4601) 
seinen  aus  Schriftstellern  bekannten  Beinamen  Mueeeeervelle;  bei  dem  auch  urkundlich 
oft  erwähnten  Conrad**  de  Bellaluct  scheint  einfach  der  deutsche  Name  Ballenhusen 
den  Italienern  mundgerecht  gemacht  zu  sein.  8.  Chrou.  mon.  de  Carpineto.  TJghelli 
10,  379.  Die  Sendung  fällt  einige  Zeit  nach  Weihnachten  1189,  aber  Tor  den  Zug  nach 
Apulien,  wie  sich  aus  der  weitern  Erzählung  bestimmt  ergibt.  —  Auf  diese  Zeit  wird 
es  auch  zu  beziehen  sein,  wenn  König  Heinrich  in  einem  undatirten  Schreiben,  Toeche 
608,  das  Verbot  zum  Bau  ron  Castiglione,  welches  mtneii  noetri  Henriette  Tetta  mar— 
tealeue  el  Drttsardue  an  Cremona  erliessen,  zurücknimmt.  Nur  können  dann  beide  nicht 
zusammen  gehandelt  haben,  da  Trushard  1190  Marz  25  zu  Frankfurt  beim  Rönige  ist; 
es  wäre  dann  etwa  anzunehmen,  dass  Trushard  später,  als  Heinrich  in  Apulien  war.  in  die 
I/ombardei  geschickt  wurde  und  das  Verbot  wiederholte;  damit  würde  stimmen,  dass  Trus- 
hard später  nicht  mehr  Zeuge  ist.  Früher  könnten  beide  gemeinsam  in  der  Lombardei  ge- 
wesen sein  ror  1 189  Februar,  wo  Heinrich  in  Deutschland  Zeuge  ist  und  dann  den  Rreuz- 
zug  mitmacht ;  Hesse  sich  die  Beziehung  des  Schreibens  auf  diese  frühere  Zeit  bestimmter 
erweisen,  so  würde  damit  die  Vermuthung,  dass  der  1 188  genannte  Legat  Heinrich  der 
ron  Ralentin  sei,  allerdings  .sehr  an  Gewicht  gewinnen:  vgl.  §  279  n  33  4*  Rena  e 
Camici  5c,  26;  auch  Lami  Mon.  1,  343;  Lami  Del.  9,  XXXV. 
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urkundlichen  Titel  besonderes  Gewicht  legen,  so  würden  seine  Vollmachten 
damals,  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  die  beabsichtigte  Sendung  des  Erzbischofs 
von  Mainz,  noch  nicht  ganz  Italien  umfasst  haben.  Im  Mai  unternahm  er 
dann  einen  Zug  nach  Apulien,  drang  bis  zum  Tarentiner  Meerbusen  vor,  sah 
sich  aber  im  September  zum  Rückzug  aus  dem  Königreiche  genbthigt. 5  Dann 
ist  er  während  des  Röinerzuges  von  Februar  bis  .Juni  1191  beim  Kfiiser;  und 
zwar  wird  er  jetzt,  März  1  ein  Privileg  für  Pisa  beschwörend,  ausdrücklich 
als  Legat  von  Italien  bezeichnet.6  Erst  im  Dezember  finden  wir  ihn  wieder 
beim  Kaiser  zu  Mailand,  so  dass  er  inzwischen  als  Legat  thätig  gewesen  sein 
wird.7  Dann  kehrte  er  mit  dem  Kaiser  nach  Deutschland  zurück. 

Sein  Nachfolger  ist  B  e  r  t  o  1  d  vo n  K  u  n  i  g s  b  e  r g.  Er  ist  1 1 92  März  5 
noch  beim  Kaiser  zu  Hagenau8  und  März  1 1  ersucht  der  Kaiser  den  Pabst, 
er  möge  sich  etwa  nach  Orvieto  oder  Viterbo  begeben,  damit  seine  Nuntien, 
Bischof  Bertram  von  Metz  und  Vogt  Heinrich  von  Huneburg,  quo/t  incontinenti 
ad  presmtiam  veatram  deslinamus,  et  fideli«  noster  Bertoldus  de  Kumaes- 
herCy  quem  consequenkr  et  sine  dihttione  cum  exercitu  in  Apuliam  pre- 
mittimus,  bequemer  mit  ihm  verhandeln  könnten. 9  Zunächst  für  Apulien  be- 
stimmt, hatte  Bertold  doch  auch  die  Vollmachten  eines  Legaten  für  Italien; 
im  Mai  1193  stellt  er  vor  Campli  bei  Teramo  als  imperialis  aulae  in  Italia 
et  Apulia  lepatus  eine  Schenkungsurkunde  für  den  Bischof  von  Ascoli  aus; 
und  in  diese  Legation  dürfte  auch  eine  Verfügung  für  das  Kloster  S.  Maria 
de  Fiastro  gehören,  von  welcher  K.  Otto  später  sagt,  dass  Bertoldus  Urne  in 
Italia  lepatux  sie  getroffen  habe. 10  Bertold  verweilte  1192  eine  Zeitlang  in 
Tuszien;  er  zog  dann  nach  Apulien,  kriegte  hier  glücklich,  heirathete  Anfang 
1 193  die  Schwester  des  Grafen  von  Laureto  und  Wittwe  des  Grafen  von 
Caserta,  fiel  dann  aber  im  Sommer  bei  Belagerung  der  Burg  Monte  Rodone. 1 1 

Eine  Reihe  urkundlicher  Belege  haben  wir  für  die  folgende  Legation  des 
Trushard  von  Kestenburg,  den  wir  schon  früher  in  Italien  verwandt 
fanden. 12  Er  ist  1193  Aug.  31  zuletzt  Zeuge  beim  Kaiser  zu  Strassburg13 
und  mag  bald  nachher  Deutschland  verlassen  haben.  In  Italien  war  seine 
Hauptaufgabe  die  Beilegung  der  Streitigkeiten  der  lombardischen  Städte.  Zu 
Vercelli  hielt  er  einen  Tag  und  Hess  hier  als  Legat  des  Kaisers  1194  Jan.  12 


5«  N&heres  bei  Toeche  148.  Melden  die  Ann.  Ceccan.  Mon.  Germ.  19, 288,  dass  comet  Ber- 
tolde Ugatut  imperii  Afamannie  im  Mai  in  das  Königreich  eingefallen  sei,  so  ist  das 
zweifellos  eine  Verwechslung  mit  Heinrich;  da  1193  Bertold  wirklich  als  Legat  nach 
Apulien  kam ,  so  ist  es  fraglich ,  ob  wir  jene  Bezeichnung  als  f*gat  auf  Heinrich  be- 
ziehen dürfen.  6.  Roncioni  Ist.  Pis.  Archirio  stor.  6a,  424.  7.  Die  Chroniken  von 
Viterbo  (Böhmer  Fontes  4,  693)  erz.thlen  zu  1193,  dass  Enrico  di  Calandrino  gegen 
Viterbo  zog,  die  Bürger  besiegte  und  sich  ron  ihnen  1000  Pfund  zahlen  Hess.  Aber 
Heinrich  kann  1193  kaum  in  Italien  gewesen  sein  (vgl.  Sitzungsber.  40,  457,  wozu  noch 
das  Datum  Apr.  5  Hagenau)  und  der  Zug  dürfte  wahrscheinlich  in  diese  Zeit  gehören. 
8.  Antiq.  It.  4,  231.  Die  Urk.  Mon.  Boica  29,  467,  wonach  Bertold  noch  1193  Jan.  20 
beim  Kaiser  in  Deutschland  gewesen  würe,  ist  unecht;  vgl.  Toeche  691.  9«  Roul.  de 
Cluny  64.  10.  Ughelli  1,  461 .  553.  11.  Näheres  bei  Toeche  320.  12.  Vgl.  §  279 
n.  26  und  oben  n.  3.  18,  Ughelli  4,  541.  543  mit  1123  und  daher  bisher  Übersehen, 
aber  sicher  hieher  gehörend. 
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die  von  Mailand,  Piacenza,  Alessandria  und  Crema  schwören,  sich  bezüglich 
des  Streites  mit  ihren  Gegnern  den  Befehlen  des  Kaisers  und  seineu  eigenen 
zu  unterwerfen;  zwei  Tage  später  verpflichtete  er  sie  unter  den  von  ihm  fest- 
gestellten Bedingungen  zum  Frieden.14  März  15  ertheilte  er  zu  Pavia  als 
8(teri  imperii  legatus  in  Italia  dem  Abte  von  Triviglio  ein  Privileg. 15  Apr.  20 
hielt  er  abermals  einen  Tag  zu  Vercelli  und  Hess  die  Städteparteien  nochmals 
unter  genauerer  Feststellung  der  Bedingungen  den  Frieden  beschwören,  von 
welchem  Parma  und  die  Markgrafen  von  Malaspina  ausgenommen  sein  sollten, 
über  welche  er,  weil  sie  sich  nicht  fügten,  den  Reichsbann  verhängt  hatte. 16 
Zu  Lodi  Mai  1 7  verbriefle  er  denen  von  Cremona,  dass  der  Friede  ihre  Rechte 
auf  Crema  und  die  Insula  Fulcherii  nicht  verkürzen  solle'7;  auch  die  Konsuln 
von  Cremona  beschwuren  dann  vor  ihm  nachträglich  den  Frieden,  während  er 
am  folgenden  Tage  befahl,  dass  binnen  acht  Tagen  alle  Cremoneser  zu  schwö- 
ren hätten.18  Am  4.  Juni  war  er  beim  Kaiser  zu  Piacenza19  und  seheint 
dann  nach  Deutschland  zurückgekehrt  zu  sein,  da  er  wenigstens  in  der  Um- 
gebung des  Kaisers,  so  lange  dieser  in  Italien  ist,  nicht  mehr  vorkommt. 

Gleichzeitig  mit  ihm  finden  wir  zu  Piacenza  wieder  beim  Kaiser  den 
Reichstruchsess  Markward  von  Anweiler,  der  nach  Genua  geschickt  war,  um 
die  streitenden  Parteien  zu  versöhnen  und  die  Stadt  zur  Hülfeleistung  für  den 
bevorstehenden  Zug  zu  bewegen.20  Wir  finden  ihn  auch  sonst  in  italienischen 
Angelegenheiten  mehrfach  verwandt;  1191  als  Gesandten  nach  Pisa21;  1196 
sandte  ihn  der  Kaiser  nach  Italien  voraus22;  doch  scheint  er  nie  die  Voll- 
machten eines  Legaten  für  Italien  gehabt  zu  haben. 

Kurz  darauf  1194  Juni  23  erlässt  Bischof  Heinrich  von  Worms 
als  hyatuA  d.  imperatoris  zu  Prato  scharfe  Verordnungen  gegen  die  dortigen 
Patarener. 2 3  Ist  nur  dieses  einzige  Zeugniss  für  seine  damalige  Stellung  vor- 
handen, so  lässt  der  Umstand,  dass  er  schon  längere  Zeit  von  Deutschland 
abwesend  gewesen  zu  sein  scheint24,  wohl  sicher  darauf  schliessen,  dass  er 
schon  früher  gleichzeitig  mit  Trushard  als  Legat  in  Italien  war.  Seit  Anfang 
Juli  begleitete  er  dann  den  Kaiser  in  Italien,  aber  nicht  mehr  als  Legat,  son- 
dern als  Hofvikar.25 

Das  Amt  des  Legaten  für  Italien  scheint  in  dieser  Zeit  nicht  als  ein  ein- 
heitliches betrachtet  zu  sein,  wie  wir  denn  auch  den  bestimmteren  Titel  1m>- 
qutus  totius  Italic  nicht  gebraucht  finden.  So  wird  denn  auch  der  Umstand, 
dass  der  Reichsschenk  Heinrich  von  Lautern,  sonst  der  tägliche  Be- 
gleiter des  Kaisers,  vom  Dez.  1193  bis  Ende  Sept.  1194  nicht  am  Hofe  ist26, 
daraus  zu  erklären  sein,  dass  er  in  dieser  Zeit  als  Legat  in  Italien  thätig  war. 

280.  J  14.  Moriondi  1,  103.  105;  auch  Mon.  Germ.  4,  197.  196;  Tgl.  Ann.  Piacent.  Mon. 
Genn.  18,  419.  15.  Giulini  7,  561.  16.  Odorici  6,  88.  90;  Tgl.  die  nahern  Nachweise 
und  Ergänzungen  bei  Toeche  571.  17.  Toeche  629.  18.  Odorici  6,  91;  Tgl.  dazu 
Toeche  571.  19.  Lib.  iur.  Gen.  1,  400.  90.  Vgl.  Toeche  329.  21.  La  Farina  4,  194. 
22.  Ann.  Colon.  Mon.  Genn.  17.  804.  28.  Lami  Mon.  1,  382.  24.  Seit  1193  Aug.  15 
(Böhmer  Acta  172)  ist  er  nicht  mehr  Zeuge,  was  allerdings  zufällig  sein  kann;  ist  er  aber 
auch  zu  Worms  selbst  1194  Apr.  2  nicht  Zeuge  (Böhmer  Acta  174),  so  l&sst  das  wohl 
sicher  auf  weitere  Abwesenheit  schliessen.  25.  Vgl.  §  186  n  .  7.  2«.  Vgl.  Sitzuugsber. 
40,  489;  dazu  Böhmer  Acta  181. 
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Die  Zeugnisse  sind  freilich  sehr  dürftig.  Der  Prior  von  Camalduli  erlässt  in 
dieser  Zeit  eine  Verfügung  zu  Ehren  des  Kaisers  und  llenrki  d*>  Lutrin  dy- 
wistae  et  Tusciae  legati.27  Gewiss  ist  es  auch  auf  ihn  zu  beziehen,  wenn 
nach  einer  anscheinend  auf  eine  Urkunde  zurückgehenden  Nachricht  Tfrnrinut 
d*>  Lanthe  l-gatua  llenrki  cesaris,  als  er  zu  Piacenza  war,  für  zweitausend 
Pfund  Borgo  San  Donino  an  die  Placentiner  überliess,  was  mit  der  Wider- 
setzlichkeit Parmas  gegen  die  Gebote  Trushards  zusammenhängend  im  J.  1 1 94 
geschehen  sein  muss.28  Nach  einer  sehr  unzuverlässigen  Nachricht  soll  er 
auch  als  Legat  des  Kaisers  den  Cremonesem  versprochen  haben,  dass  der 
Kaiser  das  Uebereinkommen  mit  ihnen  halten  werde.29 

Im  folgenden  J.  1195  Juni  oder  Juli  verhängte  d.  Iohamies  Lilo  de 
Asia  tnisstts  et  canierariu-*  d.  ffenrici  imperatoris  den  Bann  des  Kaisers 
über  Crema,  Mailand  und  Brescia,  weil  sie  ihn  hinderten,  Cremona  in  Besitz 
von  Crema  zu  setzen  und  seinen  Befehlen  nicht  gehorchen  wollten. 30  Aber  der 
in  dieser  Zeit  ungewöhnliche  Titel  Missus,  wie  er  auch  in  dem  Protokoll  über 
die  Belehnung  Cremona's  gebraucht  ist31,  lässt  nicht  auf  einen  Generallegaten 
schliessen,  wenn  gleich  in  dieser  Zeit  kein  anderer  Legat  nachweisbar  ist. 

Zu  Ende  119532  sandte  der  Kaiser  den  Reichskanzler  Konrad, 


27.  Mittarelli  Ann.  4,  Text  148,  wohl  nicht  in  wörtlicher  Fassung  und  zu  1193;  ist  diese 
Angabe  genau,  so  müaste  Heinrich,  der  1193  immer  in  Deutschland  war,  zwischen  Anfang 

1194  und  Marz  25,  wo  nach  florentiniscber  Zeitrechnung  das  J.  1193  schloss,  Legat  in 
Tuszien  gewesen  sein.  28.  Vgl.  Affö  Parma  3,  10.  29.  Cavitellii  Cremon.  Ann.  bei 
GraeTius  3b,  1318  zu  1193.  Da  Heinrich  wirklich  1192  zu  Wirzburg,  aber  nicht  als  Legat, 
einen  bezüglichen  Eid  für  den  Kaiser  leistete,  Toeche  616,  dann,  wie  erwähnt,  Trushard 
als  Legat  ein  entsprechendes  Versprechen  gab,  so  liegt  eine  Verwechslung  mit  der  einen 
oder  andern  Thatsache  sehr  nahe.  Heinrich  erscheint  übrigens  bei  den  Verhandlungen  mit 
Cremona  immer  vorzugsweise  betheiligt;  vgl.  Toeche  610.  612.  616.  617.  624.  —  Als 
Nuntius  des  Kaisers  in  unbestimmter  Zeit  wird  Heinrich  Mittarelli  Ann.  4,  291  erwähnt: 
Toeche  684  n.  443  reiht  das  wohl  richtig  zum  J.  1196  ein.  30.  Antiq.  It.  4,  481  mit 
1190;  Tgl.  aber  die  mit  meiner  Ansicht  ganz  übereinstimmende  Ausführung  bei  Toeche 
419.  Doch  scheint  mir  dieser  mit  Unrecht  zu  bezweifeln,  dass  Johann  sich  nach  Aachen 
nennt;  Atta  oder  Asia  captlla  ist  in  Italien  eine  häufig  gebrauchte  Bezeichnung  für 
Aachen ;  damit  stimmt,  dass  die  Vögte  von  Aachen  auch  sonst  im  Kämmereramte  vor- 
kommen; vgl.  Sitzungsber.  40,  503.  505.  507.  513.  Es  könnte  nahe  liegen,  bei  loh.  Lilo 
an  eine  Korruption  aus  <iuiUelmtt»  zu  denken,  da  wir  den  Vogt  Wilhelm  ron  Aachen 
mehrfach  in  Italien  verwandt  finden  werden;  aber  im  Verlaufe  der  Urkunde  heisst  er 
einfach  loh.  mimt».  31.  Antiq.  It.  4,  233.  82.  Noch  1195  Dez.  5  stellt  er  zu  Worms 
eine  eigene  Urkunde  aus;  vgl.  Lüntzel  Gesch.  der  Diözese  Hildesheim.  Toeche  595  nimmt 
eine  doppelte  Legation  an,  wonach  ihn  der  Kaiser  schon  1195  zurückgelassen  hätte,  ist 
aber  S.  144  geneigt,  das  wegen  der  Zeugenschaft  Konrads  1195  Aug.  24  zu  Hagenau 
fallen  zu  lassen.  Diese  ist  gewiss  in  Verbindung  mit  den  Toeche  595  aus  Schriftstellern 
angeführten  Stellen  ausschlaggebend;  für  eine  Legation  1195  spricht  nichts,  als  die  An- 
gabe des  Arnold  von  Lübeck,  dass  der  Kaiser  von  Strassburg  Boten  an  Konrad  nach 
Apulien  sandte,  und  auch  diese  nur,  wenn  man  sie  auf  den  Aufenthalt  zu  Strassburg 

1195  Aug.  bezieht;  Toeche  selbst  räumt  auch  S.  745  ein,  dass  nicht  gerade  jener  Auf- 
enthalt gemeint  sein  müsse;  und  dass  Arnold  an  die  Legation  von  1196  denkt,  scheint 
sich  mir  bestimmt  daraus  zu  ergeben,  dass  er  den  Reisebericht  Konrads,  der  sich  nach 
Vergleich  mit  den  Urkunden  nur  auf  1196  beziehen  kann,  schon  vorher  mitgethcilt  hat. 
—  Bezüglich  der  angeblichen  Identität  Konrads  mit  dem  frühem  Hofvikar  Konrad  von 
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Erwählten  von  Hildesheim,  als  Legaten  für  Italien  und  .Sizilien.  Der  Weg, 
den  er  einschlug,  ist  uns  genauer  bekannt  aus  einer  an  den  Probst  von  Hil- 
desheim  geschickten  Reisebeschreibung,  welche  leider  die  politischen  Verhält- 
nisse gar  nicht  berührt.33  Damit  lassen  sich  die  Urkunden  vereinigen,  welche 
er  als  totiu4  Italie  et  rerrni  Stalte  et  Apulie  lepatus  ausstellte.  Nach  Ueber- 
steigung  der  Alpen  ging  er  überMantua  undCremona  nach  Borgo  San  Donino, 
wo  er  1196  Jan.  20  einen  zahlreich  besuchten  Tag  gehalten  haben  inuss,  da 
die  Bischöfe  von  Mailand,  Vercelli,  Parma,  Novara,  Bergamo  und  Bobbio  und 
viele  andere  Grosse  Zeugen  einer  Urkunde  sind,  in  welcher  er  die  von  Cre- 
mona  verpflichtet,  denen  von  Mailand,  Crema  und  ihren  andern  Feinden  den 
von  ihm  angeordneten  Waffenstillstand  bis  dreissig  Tage  nach  Ankunft  des 
Kaisers  in  Italien  zu  halten34,  während  er  gleichzeitig  in  einer  zweiteu  Ur- 
kunde denen  von  Cremona  und  Piacenza  befiehlt,  zurückzustellen,  was  sie  sich 
gegenseitig  genommen.35  Er  ging  danu  über  Modena  nach  Pesaro  und  Fano 
und  weiter  in  das  Königreich.  Zu  Neapel  scheiut  er  eiuige  Zeit  verweilt  zu 
haben;  am  30.  Juni  ist  er  urkundlich  zu  Maiori  bei  Salerno  nachweisbar,  der 
Kirche  von  Minori  eine  Schenkung  K.  Wilhelms  bestätigend36;  dann  ging  er 
nach  seinem  Reiseberichte  durch  Kalabrien  und  über  die  Meerenge  nach  Si- 
zilien.37 Der  Kaiser  kam  1196  Dez.  nach  Apulien;  ob  ihm  der  Legat  von 
Sizilien  her  entgegen  kam,  wissen  wir  nicht.38  Jedenfalls  war  er  im  Frühjahr 
1197  nicht  beim  Kaiser  in  Sizilien,  sondern  auf  dem  Festlande  beschäftigt. 
Nur  als  Bischof  von  Ilildesheim  und  Reichskanzler  bezeichnet,  so  dass  formell 
seine  Legation  beendet  zu  sein  scheint,  verbietet  er  März  20  zu  Barletta  den 
Behörden  von  Bari,  von  den  Leuten  der  Nikolaikirche  Beiträge  zur  Ausrü- 
stung der  Flotte  zu  fordern.39  Daun  weihte  er  Juni  22  zu  Bari  in  zahlreicher 
Versammlung  die  dortige  Nikolaikirche. 4 n  An  der  Spitze  des  Kreuzheeres  fuhr 
er  dann  nach  Messina,  und  von  da  Sept.  1  zunächst  nach  Cypern,  weiter  ins 
heilige  Land. 

281.  —  Was  die  Zeiten  K.  Philipps  betrifft,  so  meldet  Tolosanus, 
dessen  Nachrichten  für  diese  Zeit  wohl  nur  mit  Vorsicht  zu  benutzen  sind, 


280.  J  Lübeck  Tgl.  §  195  n.  8.  Näheres  über  seine  Person  und  I>egation  Tgl.  bei  Toeche 
440.  593.  —  Richard  Ton  S.  Germane  Mon.Gertn.  19,329,  lässt  1196  den  Kaiser  den  Bi- 
schof Ton  Worms  in  das  Königreich  schicken,  der  die  Mauern  Ton  Neapel  zerstört  habe; 
das  that  aber  Konrad,  wie  er  in  seinem  Bericht«  selbst  erwähnt:  es  liegt  also  eine  Ver- 
wechslung des  Namens  der  Bisthümer  Tor;  Lupolt  Ton  Wurms  war  überdies  1196  Jan. 
und  Juni  beim  Kaiser  in  Deutschland;  Wirtemb.  Urkundenb.  2,312;  Schannat  Hist. 
Wormat.  91.  88.  Arnold  Lubec.  1.  4  c.  19  bei  Leibnitz  Scr.  rer.  BrunsT.  2, 659.  34.  Odo- 
rici  6.  95;  TolkUndiger  Toeche  632.  85.  Toeche  633.  8«.  üghelli  7.  302.  87.  Eine 
Tom  Kaiser  1196  Sept.  9  zu  Piacenza  für  die  Kapitäne  Ton  MonteTeglio  ausgestellte 
Urk..  Satioli  2,  192,  schliesst:  corporaltUr  ab  ip$it  prestito  iuramento  j#r  m*  Conradum 
Hildttheinutuem  tftetum.  Die  Fassung  deutet  an  und  für  «ich  auf  Korruption;  jeden- 
falls kann  Konrad  damals  nicht  anwesend  gewesen  sein;  wahrscheinlich  hat  er,  ah  er 
die  Romagna  durchzog,  den  Kapitänen  den  Treuschwur  abgenommen  und  sich  über  die 
Vergünstignngen  mit  ihnen  geeinigt,  welche  der  Kaiser  jetzt  Tcrbrieft.  88.  Er  ist  nie 
Zeuge,  während  seine  Rekognitionen  auch  in  Abwesenheit  fortlaufen;  Tgl.  Scbeffer  209; 
Toeche  594.  89.  Putiguano  Vindiciae  s.  Nicolai  archiepueopi  2,  357,  auch  Böhmer  Acta 
616.     40.  Vgl.  Toeche  461,  wo  auch  das  Nähere  über  seinen  Antheil  am  Kreuzzage. 
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dass  1198  Marcoaldus  d.  Jfeurici  imperatori*  in  Italia  legatua  zu  Cesena 
war,  aber  das  Gebiet  gegen  Raven  na  und  Faenza  nicht  schützen  konnte. 1 
Markward  von  Auweiler  war  nach  den  Urkunden  bis  zum  Tode  des  Kaisers 
bei  demselben  in  Sizilien.2  Dann  wandte  er  sich  allerdings  bald  zu  seinen 
mittelitalienischen  Reichslanden  und  es  wäre  immerhin  möglich,  dass  er  hier 
als  vom  Kaiser  vor  dessen  Tode  für  Italien  ernannter  Legat  auftrat.  Da  aber 
davon  nirgends  sonst  die  Rede  zu  sein  scheint,  insbesondere  auch  nicht  in  dem 
angeblichen,  Markward  erwähnenden  Testamente  des  Kaisers,  da  wir  femer 
eine  Urkunde  Markwards  von  1198  haben,  in  welcher  er  sich  ganz  in  früherer 
Weise  nur  als  Reichsseneschall,  Herzog  von  Ravenna  und  Markgraf  von  An- 
cona  und  Molise  bezeichnet3,  so  werden  wir  in  jenem  Titel  nur  einen  unge- 
nauen Ausdruck  des  Schriftstellers  zu  sehen  haben. 

In  den  ersten  Jahren  des  Thronstreites  zwischen  Philipp  und  Otto  scheint 
kpiner  der  beiden  Gegner  es  versucht  zu  haben,  die  Hoheitsrechte  des  Reiches 
in  Italien  zur  Geltung  zu  bringen.  Es  werden  wohl  von  beiden  Boten  an  den 
Pabst  geschickt;  aber  es  sind  das  Personen  von  wenig  hervorragender  Stel- 
lung, bei  deren  Sendung  eine  weitere  Einflussnahme  auf  die  italienischen  Ver- 
hältnisse nicht  beabsichtigt  gewesen  zu  sein  scheint.  Als  sich  dann  gegen 
Ende  des  J.  1204  die  Verhältnisse  Philipps  günstiger  gestaltet  hatten,  sandte 
er  den  Gegenerzbischof  Lupoid  von  Mainz,  bisher  Bischof  von  Worms, 
als  Legaten  nach  Italien;  in  Ttaliani  officium  ei  xuae  legationis  indulsit,  wie 
der  Pabst  schreibt.4  Erwusste  sich  mit  Glück  den  Anstrengungen  des  Pabstes 
gegenüber  in  Mittelitalien  zu  behaupten.5  Zu  Colbordolo  in  der  Grafschaft 
Urbino  bestätigt  er  1 205  Mai  1 2  ex  officio  pU'nitsimc  legationis,  quo  fungi- 
tnur,  zugleich  mit  Herzog  Heinrich  von  Spoleto  den  Grafen  Monaldeschi  alles, 
was  ihre  Väter  besassen,  als  sie  am  höchsten  in  der  Gunst  des  Kaisers  stan- 
den, und  verspricht,  dass  K.  Philipp  bei  seiner  Ankunft  ihnen  ein  Privileg 
darüber  geben  wird.6  Auch  in  das  Herzogthum  Spuleto  muss  er  vorgedrungen 
sein;  1205  Juli  29  zu  Ulm  nimmt  K.  Philipp  die  von  Assisi  wegen  der  Dienste, 
welche  sie  dem  Reichslegaten  Lupoid,  Erwählten  von  Mainz,  leisteten,  in 
seinen  Schutz  und  bestätigt  ihnen  ihre  Rechte  und  Freiheiten.7  Wie  lange  er 
in  Italien  blieb,  ist  nicht  genauer  bekannt;  jedenfalls  war  er  zu  Anfang  1206 
wieder  in  Deutschland.8 

Im  Sommer  1205  spricht  K.  Philipp  in  einer  Urkunde  seine  Absicht  aus, 
den  Reichskanzler  K  o  n  r  a  d ,  Bischof  von  Regensburg  ad  parte»  Italiae 
pro  utilitatc  et  honore  imperii  zu  senden,  ihm  besondere  Vergünstigungen 

281.  -  1.  Tolosani  Chron.  Mittarelli  Acc.  119.  2.  Noch  am  Tage  yor  dessen 
Tode,  Sept.  27,  ist  er  Zeuge  nach  piner  Notix  Böhmer)«.  S.  Compagnoni  78.  4.  Innoc. 
Ep.  1.  8  ep.  83.  5.  Näheres  Bflhmer  Reg.  Inn.  n.  189:  Abel  Phil.  203.  373.  6.  Unge- 
d ruckt  in  den  Vorarbeiten  für  Böhmers  Regelten.  Der  Name  des  Ausstellers  fehlt,  kann 
aber  nicht  zweifelhaft  sein.  Vielleicht  begleitete  ihn  der  frühere  Legat  Trushard  von  Ke- 
stenbarg, da  unter  den  Zengen  ein  Trusiardus  genannt  wird.  7.  Ungedmckt.  8.  Vgl. 
gegen  Böhmers  Annahme,  der  ihn  bis  1207  in  Italien  rermuthet,  den  Nachweis  bei  Abel 
374.  War  er  nach  Innoc.  Reg.  imp.  ep.  149  Ende  1207  bei  Siena.  so  war  er  wohl  nicht 
J#gat.  sondern  nach  Italien  gegangen,  weil  er  sich  persönlich  dem  Pabste  unterwer- 
fen sollte. 
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gewährend,  wie  sie  solche  verdienten,  <pii  nmtra  funguntur  legafione  ad  re- 
nwtiores  partes  propter  honorem  imperii. 9  Er  scheint  die  Legation  ausge- 
führt zu  haben,  da  sein  Vater  eine  Urkunde  datirt:  cancellario  in  legatione 
Philippi  regia  Italiam  intrante10;  doch  ist  uns  über  seine  Wirksamkeit 
nichts  Näheres  bekannt. 

»Später  finden  wir  dann  vorzugsweise  den  Patriarchen  Wolfger  von 
Aglei,  früher  Bischof  von  Passau,  in  den  italienischen  Angelegenheiten  ver- 
wandt. Schon  1206  hatte  dieser  zwischen  dem  Pabste  und  Philipp  zu  ver- 
mitteln gesucht;  im  Februar  1208  beglaubigte  K.  Philipp  zunächst  zur  Her- 
stellung des  Friedens  zwischen  Reich  und  Kirche  beim  Pabste  als  seine  Boten 
den  Patriarchen,  den  Burggrafen  von  Magdeburg,  dann  Heinrich  von 
Schmalneck  und  Eberhard  von  Lautem11;  die  bezüglichen  Verhandlungen 
waren  denn  auch  von  erwünschtem  Erfolge. 12  Aus  andern  Zeugnissen  wissen 
wir,  dass  Wolfger  zugleich  die  Vollmachten  eines  Legaten  für  Italien  hatte. 
Auf  der  Rückkehr  von  Rom  schloss  er  1 208  Mai  23  zu  .Siena  als  Legatus 
totim  Italic  im  Namen  K.  Philipps  einen  Vertrag  mit  der  Stadt  auf  Bedin- 
gungen, welche  nach  so  langer  Stockung  der  Reichsregierung  günstig  genug 
erscheinen  mochten.  Die  von  ßiena  leisten  dem  Könige  den  Treuschwur  und 
stellen  die  Grafschaft,  die  Burgen  und  was  sonst  K.  Heinrich  zur  Zeit  seines 
Todes  besa-ss,  dem  Reiche  zurück,  welches  von  nun  an  die  Einkünfte  daraus 
bezieht;  nur  bleiben  sie  ihnen  auch  ferner  zur  Hut  anvertraut,  bis  der  König 
oder  ein  Bote  desselben  mit  dreihundert  deutschen  Rittern  kommen  wird;  da- 
gegen nimmt  der  König  sie  in  seine  Gnade,  bestätigt  ihnen  die  frühem  Frei- 
heiten und  lässt  ihnen  alle  verwirkten  Strafen  und  nicht  gezahlten  Abgaben 
nach.  Nach  Ausführung  jener  Bestimmungen  beschwor  dann  der  Podesta  zu 
Poggibonzi  die  Einhaltung  des  Vertrags. 1 3  Im  Juni  berührte  der  Legat  auf 
der  Rückreise  Piacenza  und  war  zu  Mailand,  als  K.  Philipp  Juni  21  ermordet 
wurde.14 

282.  —  Von  der  allgemeinen  Anerkennung  K.  Otto's  IV  schloss  sich 


281.]  9.  Mon.  Boica  29,  518;  rgl.  wegen  der  Zeit  Böhmer  Reg.  Phil.  n.  74.  78.  10.  Re- 
gest« Boica  2,  22;  gehört  diese  zu  Mittersill  ausgestellte  Urkunde,  bei  welcher  der  Kanzler 
anwesend  zu  sein  scheint,  wirklich  zu  1206,  so  würde  der  Antritt  der  Legation  sich 
bedeutend  verzögert  haben.  11.  Mon.  Genn.  4,  213.  Das  Schreiben  wird  mit  Böhmer 
Reg.  Phil.  n.  116  zu  1208  zu  setzen  sein,  obwohl  Abel  374  dagegen  1206  zu  erweisen 
sucht,  zwei  weitere  Gesandtschaften  Wolfgers  annehmend.  Die  Abel  noch  unbekannte 
Urkunde  für  Siena  1208  Mai  23  wird  da  ausschlaggebend  sein;  Heinrich  und  Eberhard 
begleiteten  danach  1 208  den  Patriarchen ;  meldet  weiter  das  Chr.  Ursperg..  auf  welches 
Abel  sich  für  1206  vorzüglich  stützt,  der  Patriarch  sei  nach  Rom  gegangen  atmmptis 
de  Cremona  qitilnttdam  virit  peritü,  so  stimmt  damit,  dass  wir  zu  Siena  den  Hofrichter 
Albert  Struzius  aus  Cremona  bei  ihm  finden,  der  schon  unter  R.  Heinrich  vielfach  in 
Reichsangelegenheiten  verwandt  wurde.  Ueberdies  gibt  Abel  zu,  dass  einige  Angaben 
des  Chr.  Ursp.  nur  auf  1208  passen.  Die  blosse  Stellung  des  Schreibens  im  Registrum 
wird  nun  kaum  mehr  die  unwahrscheinliche  Annahme  rechtfertigen  können,  dieselben 
drei  Personen  (der  Burggraf  wird  allerdings  zu  Siena  nicht  genannt)  seien  1206  und 
1208  nach  Rom  gesandt.  -  Die  Annahme  des  Februar  stützt  sich  darauf,  dass  Heinrich, 
wie  schon  Böhmer  bemerkt,  Febr.  6  zu  Strasburg  noch  Zeuge  ist.  12.  Näheres  bei 
Abel  223.  229.      13.  Böhmer  Acta  625.  823.      14.  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  423. 
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auch  Wolfger  nicht  aus;  der  Pabst  soll  ihu  ausdrücklich  zur  Leistung  des 
Treueides  verhalten  haben. 1  Keine  Persönlichkeit  konnte  geeigneter  sein,  die 
italienischen  Verhältnisse  für  die  Ankunft  des  Königs  zu  ordnen.  Auf  dem 
Hoflage  zu  Augsburg  wurde  1209  Jan.  13  unter  goldener  Bulle  die  Vollmacht 
ausgefertigt,  in  welcher  der  König  allen  Reichsgetreuen  in  Italien  anzeigt,  dass 
er  den  Patriarchen  nach  Italien  sende  und  ihn  für  Loinbardien,  wie  für  Tuszien, 
das  Herzogthum  Spoleto,  die  Mark  Ancona  und  die  Romaniola  zu  seinem 
Legaten  mit  vollster  Machtvollkommenheit  ernannt  habe.2  Auch  der  Pabst 
fertigte  ihm  Feb.  25  Empfehlungsschreiben  an  die  lombardischen  und  tuszischen 
Städte  aus. 3  Ueber  die  Thätigkeit  des  Legateu  liegen  uns  eine  Reihe  von 
Zeugnissen  vor.  Die  Entschiedenheit  seines  Auftretens,  der  durchweg  günstige 
Erfolg  seiner  Sendung,  nachdem  ein  zehnjähriger  Thronstreit  vorhergegangen 
und  Italien  des  Eingreifens  der  Reichsgewalt  entwöhnt  war,  scheint  mir  über- 
aus beachtenswerth  zu  sein,  ihre  Erklärung  doch  wohl  nur  darin  zu  finden, 
dass  eben  der  Zeitraum,  während  dessen  Italien  sich  selbst  überlassen  war, 
auch  vielfach  das  Bedürfniss  nach  dem  Eingreifen  einer  höhern  ordnenden 
Gewalt  hatte  hervortreten  lassen. 

Im  März  finden  wir  den  Legaten  zu  Mailand,  wo  er  ein  besonderes,  uns 
erhaltenes  Empfehlungsschreiben  des  Königs  überreichte.4  Am  2.  April  be- 
stätigte er  zu  Pavia  der  Stadt  die  ihr  von  frühern  Kaisern  gegebenen  Privi- 
legien5; dann  erhielt  er  den  Treuschwur  von  Piacenza  und  Cremona.6  Am 
20.  April  liess  er  die  Innenpartei  und  Aussenpartei  von  Brescia  eidlich  ge- 
loben, festen  Frieden  zu  halten  und  sich  seinem  und  des  Königs  Schiedsspruch 
zu  uuterwerfen7;  er  setzte  dann  den  Ottobonus  von  Genua  zum  Podesta  der 
Stadt.» 

Die  schwierigere  Aufgabe  erwartete  ihn  in  der  Romagna  und  in  Tuszien, 
wo  sich  während  des  Thronstreites  die  Städte  der  ausgedehnten  Besitzungen 
und  Rechte  des  Reichs  bemächtigt  hatten  und  es  demnach  galt,  dieselben  zur 
Zurückstellung  derselben  zu  bestimmen.  In  der  Romagna  gelang  ihm  anschei- 
nend ohne  längern  Widerstand,  was  zehn  Jahre  später  den  Boten  K.  Fried- 
richs abgeschlagen  wurde.9  Mai  30  ist  er  zu  Bologna,  wo  ihm  der  Podesta 
alle  Reich sbesitzungen,  welche  zur  Zeit  des  Todes  K.  Heinrichs  in  den  Bis- 
thüniem  Bologna  und  Imola  in  der  Hand  des  Kaisers  waren,  für  das  Reich 
zurückstellt,  insbesondere  Medicina,  Argelata  und  die  Grafschaft  Imola;  die 
Stadt  wird  mit  einer  Strafe  von  zehntausend  Mark  bedroht,  wenn  sie  sich  der- 
selben  weiter  anmasst. 10  Der  Legat  wurde  dann  zu  Faenza  ehrenvoll  aufge- 
nommen 1 1  und  auch  hier  Juni  5  in  entsprechender  Weise  auf  alle  okkupirten 
Reichsgüter  verzichtet. 12  Um  diese  Zeit  werden  sich  die  von  Cervia  mit 
Klagen  gegen  den  Erzbischof  und  die  Stadt  Ravenna  an  ihn  gewandt  haben; 
auf  Befehl  des  Legaten  musste  der  Erzbischof  die  von  ihm  gefangenen  Cer- 

282.  —  1.  Böhmer  Acta  823.  2.  Böhmer  Acta  207.  8.  Innoc  Reg.  imp.  ep. 
185.  186.  4.  Corio  77,  auch  Böhmer  Act«-»  208;  Tgl.  Giulini  7,  22b'.  5.  Roboliui  4a.  81. 
«.  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  424.  7.  Odorici  7,  51.  8.  Ann.  Piacent.  Mon. 
Germ.  18,  425.  9.  Vgl.  §  189  n.  6.  10.  Sarioli  2,  207.  298,  auch  Sarti  2,  96. 
11.  Tolosani  Chr.  MittareUi  Acc.  130.     12.  SaTioli  2,  299. 
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vienser  frei  lassen  und  von  dem  ihm  geleisteten  Treueide  lösen;  von  einem 
delegirten  Richter  Wolfgers  wurde  dann  aber  später  die  Klage  gegen  die  Stadt 
auf  Schadensersatz  abgewiesen,  weil  Cervia  dem  Erzbischofe  und  durch  diesen 
der  Stadt  Ravenna  verliehen  und  daher  mit  Recht  wegen  seiner  Auflehnung 
bestraft  sei. 1 3 

Weiter  wandte  sich  Wolfger  nach  Tuszien.  Die  von  Florenz  nahmen  ihn 
ehrenvoll  auf,  waren  zum  Treuschwur  bereit,  verlangten  nur  wegen  der  Graf- 
schaft und  anderer  Reichsbesitzungen,  welche  sie  in  Händen  hatten,  Aufschub 
bis  zur  Ankunft  des  Königs,  dessen  Geboten  sie  sich  unterwerfen  würden. 
Der  Legat  aber  bestand  auf  unmittelbarer  Auslieferung,  verweigerte  selbst 
einen  Aufschub  bis  zur  Rückkehr  der  Boten,  welche  sie  zum  Könige  gesandt 
hatten,  und  verhängte  über  die  ungehorsame  Stadt  einen  Bann  von  zehntau- 
send Mark. 1 4  Juli  1  finden  wir  ihn  zu  Poggibonzi,  wo  er  der  dortigen  Ge- 
meinde nach  geleistetem  Treuschwure  wegen  ihrer  unerschütterlichen  Anhäng- 
lichkeit an  das  Reich  alle  Rechte  bestätigte,  welche  sie  zur  Zeit  der  Kaiser 
Friedrich  und  Heinrich  hatte. 15  Dann  forderte  er  die  von  Siena  zur  Zurück- 
stellung des  Reichsgutes  auf.  Diese  erklärten  sich  Juli  3  unter  Betheuerung 
ihrer  Ergebenheit  gegen  das  Reich  zum  Treuschwure  bereit,  baten  aber  das 
Reichsgut  bis  zur  Ankunft  des  Königs  in  ihrer  Hand  behalten  zu  dürfen,  und 
weiter  um  Nachlassung  der  verwirkten  Strafen  und  nicht  gezahlten  Abgaben, 
wie  ihnen  der  Patriarch  dieselbe  im  verflossenen  Jahre  zugesichert  hatte. 
Aber  der  Legat  verlangte  einfach  unbedingten  Gehorsam  gegen  die  Gebote  des 
Reichs,  vollste  Aufrechthaltung  der  Rechte  desselben  ohne  Rücksicht  auf  die 
Versprechungen,  zu  denen  er  selbst  unter  weniger  günstigen  Verhältnissen 
sich  herbeigelassen  hatte.  In  seinem  Antwortschreiben  am  folgenden  Tage 
wirft  er  ihnen  vor,  dass  ihr  Gehorsam  nur  auf  den  Lippen,  nicht  auch  im 
Herzen  sei,  dass  den  schönen  Worten  die  Thaten  nicht  entsprechen ;  die  wei- 
tere Ueberlassung  des  Reichsgutes  schlägt  er  rundweg  ab;  ebensowenig  hält 
er  sich  an  seine  früheren  Versprechungen  gebunden,  cum  tarn  non  shnu*, 
quod  fuirnus,  cum  tarn  non  duo  simul  rcnncnt,  sct  Octo,  post  Octo,  quarttts 
nunc  impcrat  Octo.i(i  Es  scheint,  dass  die  Stadt  sich  gefügt  hat;  ohne  frü- 
herer Zusagen  zu  gedenken,  Hess  ihr  im  Oktober  der  Kaiser  die  nicht  gezahlten 
Abgaben  und  verwirkten  Strafen  nach,  und  bestätigte  ihr  im  Dezember  ihre 
Rechte  und  Freiheiten  genau  in  demselben  Umfange,  in  dem  ihr  dieselben  vom 
I\.  Heinrich  gewährt  waren. 1 7 

Das  entschiedene  Auftreten  des  Legaten  gegen  die  Städte  würde  weniger 
auffallen  können,  wenn  wir  annehmen  dürften,  derselbe  habe  dabei  auf  einen 
sichern  Rückhalt  nicht  nur  am  Könige,  sondern  auch  am  Pabste  rechnen 
dürfen.  Das  war  aber  nicht  der  Fall.  Hatte  Innocenz  den  König  von  jeher 
begünstigt,  hatte  er  insbesondere  auch  die  Legation  Wolfgers  durch  seine 
Empfehlungsschreiben  gefördert,  so  mochte  er  als  selbstverständlich  betrach- 
ten, dass  der  Legat  bei  seiner  Wirksamkeit  sich  in  erster  Reihe  durch  die 


282.1  18.  Fantnzii  2,  424.  4.  329.  14.  Innoc.  Ep.  1  12  ep.  78.  15.  Archiv  zu  Florenz 
nach  Wüstenfeld.      16.  Böhmer  Acta  823.  824.      17.  Böhmer  Acta  764.  766. 
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päbstlichen  Wünsche  bestimmen  lassen  werde.   Aber  nicht  so  fasste  Wolter 
seine  Aufgabe;  seine  Richtschnur  war  rücksichtslose  Wiederherstellung  der 
Rechte  des  Reichs,  mochte  dieselbe  den  Interessen  Anderer  entsprechen  oder 
nicht.  Angesehene  Pilger,  welche  aus  dem  heiligen  Lande  zurückkehrten,  Hess 
der  Legat,  wir  wissen  nicht,  aus  welchem  Grunde,  anhalten  und  gefangen 
setzen;  in  Briefen  vom  9.  Juli  an  den  König,  den  Legaten  und  dessen  Be- 
gleiter, den  Reichskämmerer  Heinrich  von  Ravensburg,  beklagt  sich  der  Pabst 
darüber  und  verlangt  ihre  Freilassung.  Zwei  Tage  später  schreibt  er  dann 
über  die  strenge  Behandlung  der  Florentiner,  welche  sich  klagend  an  den  Pabst 
gewandt  hatten,  erinnert  daran,  wie  man  ihm  Dank  schulde  für  seine  Empfeh- 
lungsschreiben, ermahnt,  den  Bogen  nicht  immer  gespannt  zu  halten,  und  ver- 
langt Aufhebung  des  Bannes. 18  Wie  wenig  aber  Wolfger  geneigt  war,  in 
Reichsangelegenheiteu  sich  den  Weisungen  des  Pabstes  zu  unterwerfen,  ergibt 
die  Antwort,  welche  ihm  in  den  Mund  gelegt  wird  und,  wenn  auch  in  dieser 
Form  nicht  von  ihm  herrührend,  sicher  seiner  Auffassung  entsprechend  von 
einem  Kundigen  abgefasst  ist.  Der  Bogen  der  Legation  sei  nicht  der  seinige, 
sondern  der  des  Reichs,  den  er  nicht  zu  spannen,  nicht  abzuspannen  habe, 
wohl  aber  gespannt  zu  erhalten,  wie  er  ihm  übergeben  sei;  und  nicht  seine 
Schuld  sei  es,  wenn  er  als  Legat  schärfer  vorgehen  müsse,  als  dem  Pabste 
erwünscht  sei,  da  ja  der  Pabst  selbst  es  gewesen  sei,  welcher  ihm  befohlen 
habe,  dem  Könige  Treue  zu  schwören ;  und  wenn  er  nicht  in  der  Lage  sei,  den 
König  zur  Zurückgabe  von  Spoleto,  Ancona  und  dem  mathildischen  Gute  zu 
bestimmen,  so  sei  das  wieder  nur  Schuld  des  Pabstes  selbst,  der  ja  früher  den 
König  ganz  in  seiner  Gewalt  gehabt  habe,  während  er  dem  Willen  des  Königs 
gemäss  sein  Amt  zu  versehen  habe. 19 

Später  wird  der  Legat  dem  von  Deutschland  heranziehenden  Könige 
entgegengegangen  sein,  bei  welchem  wir  ihn  zuerst  Sept.  1  zu  Bologna  finden. 
Von  da  ab  wird  er  in  allen  Urkunden  desselben  genannt,  aber  ohne  den  Titel 
eines  Legaten,  den  er  erst  bei  seinem  letzten  Vorkommen  beim  Kaiser,  1210 
März  30  zu  Imola,  wieder  führt.20  Es  lässt  das  darauf  schliessen,  dass  er 
den  Hof  verliess,  um  wieder  als  Legat  zu  wirken;  ein  von  ihm  als  Legaten 
delegirter  Richter  entschied  Apr.  10  zu  Ferrara  den  schon  erwähnten  Streit 
zwischen  Ravenna  und  Cervia21;  von  ihm  selbst  wird  aus  dieser  Zeit  in  spä- 
terer Quelle  gemeldet,  dass  er  die  von  Mailand,  Brescia,  Piacenza,  Pavia  und 
Cremona  dem  Kaiser  Treue  gegen  den  Pabst  geloben  Hess.22  Er  ist  noch  ein- 
mal Mai  2  zu  Lodi  beim  Kaiser  und  wird  dann  nach  Aglei  zurückgekehrt  sein. 

18.  Innoc.  Ep.  1.  12  ep.  75.  76.  78.  19.  Böhmer  Acta  825.  Da  das  Bild  des  Bogens 
auch  in  dem  echten  Schreiben  des  Pabstes  gebraucht  ist,  so  kann  die  Antwort,  welche 
in  Torliegender  Fassung  jedenfalls  fingirt  ist,  nur  von  jemandem  herrühren,  dem  die  Be- 
ziehungen des  Patriarchen  zum  Pabste  genauer  bekaunt  waren.  Wegen  des  Kaisertitels 
habe  ich  a.  a.  O.  den  Brief  zu  1210  Apr.  eingereiht;  als  Antwort  auf  jenes  pübstliche 
Schreiben  würde  er  früher  fallen,  mag  aber  immerhin  in  dieser  Form  erst  nachträglich 
abgefasst  sein.  Die  am  Schlüsse  erwähnte  Forderung  wird  in  jenem  Schreiben  des 
Pabstes  überhaupt  nicht  berührt.  20.  Vgl.  Reg.  Ott.  21.  Fantuzzi  4,  329.  22.  Corio 
78,  ohne  genauere  Zeitangabe,  aber  unmittelbar  vor  Erwähnung  der  durch  den  Kaiser 
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Einen  Generallegaten  scheint  K.  Otto  später  nicht  mehr  bestellt  zu 
haben;  die  Befugnisse  des  Bischofs  Heinrich  von  Mantua,  dann  des  Grafen 
Egidius  von  Cortenuova  erscheinen  auf  die  Lombardei  beschränkt23 

283.  —  K.  Friedrich  II  ernannte  1213  Feb.  16  den  Bischof  Fried- 
rich von  Trient  zum  Legatm  generalis  und  Ilofvikar  für  Lombardien,  die 
Mark  Verona,  Tuszien  und  die  Romagna,  also  für  ganz  Italien,  so  weit  dieses 
den  päbstlichen  Ansprüchen  gegenüber  noch  als  zum  Reiche  gehörig  betrachtet 
wurde;  wie  denn  Friedrich  später  auch  einfach  als  I^gatn*  totine  Italie  be- 
zeichnet wird.  Er  hat  das  Amt  bis  zu  seinem  Tode  im  J.  1218  versehen;  das 
Wenige,  was  über  seine  Thätigkeit  bekannt  ist,  wurde  schon  früher  erwähnt. 1 
Führt  auch  sein  Nachfolger  als  Hofvikar,  Bischof  Jakob  von  Turin,  vereinzelt 
den  Titel  eines  Legaten  für  Italien,  finden  wir  ihn  mit  dem  Markgrafen  Wil- 
helm von  Montferrat  in  Angelegenheiten  verwandt,  welche  zunächst  zum  Wir- 
kungskreis des  Legaten  gehörten,  so  werden  wir  ihn  doch  nach  früher  Erör- 
tertem nicht  in  die  Reihe  der  Legaten  einzuordnen  haben.2 

Am  17.  April  1220  ernannte  der  König  den  Hofkanzler,  Bischof  Kon- 
rad von  Metz  und  Speier,  zu  seinem  I^gatne  a  latere  für  ganz  Italien.3 
Ueber  seine  Thätigkeit  liegt  uns  eine  ganze  Reihe  urkundlicher  Zeugnisse  vor1, 
so  dass  wir  über  die  keines  andern  Legaten  so  genau  unterrichtet  sind.  Nach- 
dem seine  Abreise  sich  verzögert  hatte,  kam  er  Juli  22  nach  Verona  de  ho- 
nore  eeelesie  et  hnperii,  de  eoneordia  totius  Italie  seeundum  temporis  in- 
»tantiam  per  totam  Italiam  tractatnrne,  wie  er  Juli  31  von  Mantua  aus 
dem  Pabste  anzeigte.5  Dieser  fand  übrigens  den  Legaten  wenig  gefügig;  trotz 
bezüglicher  königlicher  Befehle  verzögerte  derselbe  die  Herausgabe  des  ma- 
thildischen  Gutes  an  die  Kirche,  obwohl  er  durch  eine  Reihe  päbstlicher 
Schreiben  dazu  gedrängt,  ihm  sogar  bemerkt  wurde,  dass  er  wegen  Nicht- 
antritt des  Kreuzzugs  die  Exkommunikation  verwirkt  habe;  er  hielt  die  päbst- 
lichen Boten  hin,  bis  der  König  selbst  nach  seinem  Eiutritte  in  Italien  die 
Forderung  des  Pabstes  erfüllte.6 

Von  Mantua  ging  der  Legat  nach  Brescia,  wo  er  Aug.  6  den  Bischof 
Fulco  von  Pavia,  welchem  der  König  schon  früher  wegen  der  innern  Zwistig- 
keiten  die  Verwaltung  der  Stadt  bis  zur  Ankunft  des  Legaten  übertragen 
hatte,  zum  Rektor  von  Pavia  bestellte.7  Aug.  14  klagte  vor  dem  Legaten  zu 
Borgo  San  Donino  Mattheus  von  Corrigia,  der  vertriebene  Podesta  von  Brescia 
auf  Zahlung  der  ihm  zugesicherten  Besoldung,  welche  ihm  zuerkannt  wurde ; 
Aug.  18  fertigte  der  Legat  ebenda  den  bezüglichen  Befehl  an  Brescia  aus.8 
In  diese  Zeit  wird  auch  ein  Befehl  an  die  Edlen  von  Fontana  bei  Piacenza 
gehören,  bei  hoher  Strafe  das  Kloster  S.  Salvator  zu  Pavia  in  ruhigem  Besitz 


282.|  veranlassten  Sühne  zwischen  dem  Markgrafen  von  Este  und  Salinguerra,  welche 
nach  Tolosanus  bei  Mittarelli  Acc.  131  im  April  stattfand.      28.  Vgl-  §  187. 

283.  —  1.  Vgl.  §188.  2.  Vgl.  §  189.  3.  Huillnrd  1,  753.  4.  Dieselben 
sind  schon  von  Winkelmann  Friedr.  1,  214  zusammengestellt;  da  ihm  einzelnes  ent- 
gangen, insbesondere  aber  vieles  erst  später  bekannt  geworden  ist,  so  schien  mir  eine 
nochmalige  Zusammenstellung  nicht  überflüssig.  5.  Theiner  Cod.  dorn.  1,55.  <(.  Theiner 
Cod.  dorn.  1,  56  ff.      7.  Kobolini  4,  99.     8.  Odorici  8,  72.  73. 
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genannter  Güter  zu  belassen.9  Zu  Reggio  Aug.  25  bestätigt  der  Legat  die 
Einsetzung  eines  Wochenmarktes  zu  Pavia  durch  den  Bischof  Fulco  als  Rek- 
tor, dessen  Vollmachten  er  jetzt  aufhebt10;  am  folgenden  Tage  zu  Modena 
befiehlt  er  der  Stadt,  die  dort  dem  Mattheus  von  Corrigia  vom  Könige  ver- 
liehene Appellationsgerichtsbarkeit  anzuerkennen. 1 1 

In  der  Romagna  fand  er  den  Widerstand,  welchen  das  stolze  Bologna 
noch  im  vergangenen  Jahre  den  Boten  des  Königs  entgegenstellte12,  bereits 
gebrochen;  schon  am  16.  Aug.  hatte  es  den  Boten  des  Legaten  die  Grafschaft 
Imola  zurückgestellt. 13  Sept.  1  war  der  Legat  selbst  zu  Bologna,  löste  die 
Stadt  wegen  ihrer  Rückkehr  zum  Gehorsam  von  dem  Reichsbanne,  den  die 
Boten  des  Königs  über  sie  verhängt  hatten,  und  Hess  ihr  die  Erstattung  der 
Einkünfte  nach,  welche  sie  bis  dahin  aus  der  Grafschaft  Imola  und  andern 
Reichsgütern  bezogen  hatte. 14  Er  hielt  dann  zu  Imola  einen  Tag  mit  den 
Grossen  der  Romagna  und  ernannte  den  Hugolin  de  Juliano  aus  Parma  zum 
Grafen  der  Romagna  und  zum  Podesta  vonRavenna,  Cervia  und  Bertinoro15; 
hieher  gehört  wohl  auch  ein  Schiedsspruch  des  Legaten  über  Streitigkeiten 
zwischen  Imola  und  Faenza,  der  kurz  darauf  vom  Könige  bestätigt  wurde. 16 
Nach  Faenza  selbst  kam  er  nicht,  sondern  Hess  dort  durch  den  Grafen  Hugolin 
den  Treuschwur  entgegennehmen. 1 7  Es  war  zweifellos  das  Herannahen  des 
Königs,  das  ihn  zur  Rückkehr  bewog;  Sept.  13  war  er  wieder  zu  Bologna, 
wo  er  auch  dieser  Stadt  befahl,  die  Appellationen  an  Mattheus  von  Corrigia 
zu  richten,  dem  sie  vom  Könige  verliehen  waren18;  von  Sept.  20  bis  Okt.  4 
ist  dann  Konrad  im  Mantuanischen  und  Bolognesischen  Begleiter  des  Königs. 

Während  dann  dieser  auf  der  Ostseite  der  Halbinsel  den  Römerzug  fort- 
setzte, wandte  sich  der  Legat  wieder  zum  Westen.  Zu  Piacenza  befahl  er 
Okt.  18  denen  von  Bobbio,  ihren  vom  Könige  investirten  Bischof  und  Grafen 
an  seinen  Rechten  nicht  zu  beeinträchtigen19;  ebenda  erklärte  er  Okt.  19  ge- 
meinsam mit  dem  Hofvikar,  dass  der  König  Stadt  und  Bisthum  Acqui  in 
seinen  besondern  Schutz  genommen  habe  und  verbot  denen  von  Alessandria 
jede  Schädigung  derselben.20  Veranlassung  seines  Aufenthaltes  zu  Piacenza 
waren  die  seit  dem  vorigen  Jahre  andauernden  Streitigkeiten  zwischen  der: 
dortigen  Genossenschaften  der  Ritter  und  der  Populären.21  Der  Legat  ver- 
langte bedingungslose  Unterwerfung  unter  seinen  und  des  Königs  Spruch;  als 
die  Ritter  darauf  eingingen,  die  Volkspartei  es  hartnäckig  verweigerte,  ver- 
liess  er  die  Stadt,  war  Okt.  27  zu  Borgo  San  Donino,  wo  er  die  von  Brescia 
bannte,  wenn  sie  den  Ansprüchen  des  Mattheus  von  Corrigia  nicht  alsbald 
genügen  würden22,  dann  Okt.  29  zu  Pontremoli,  wo  er  nun  alle  Genossen- 


».  Sept  21  vom  Könige  erwähnt:  Böhmer  Acta  24G.  10.  Robolini  4,  99.  11.  Odorici 
8,  74.  12.  Vgl.  §  189  n.  6.  13.  Sarioli  2.  441.  14.  Sarioli  2,  444.  445.  15-  To- 
losani  chron.  Mittarelli  Acc.  159.  Winkelntann  setzt  diesen  Tag  vor  Ang.  16;  Tolosanus 
sagt  im  mente  stptembri;  das  rervollsUindigte  Itinerar  lässt  keinen  Zweifel,  dass  er  zwi- 
schen die  Aufenthalte  zu  Bologna  Sept.  1  und  13  fällt.  Iß.  Manzonius  162;  auch 
Böhmer  Acta  245.  17.  Tolosaui  chron.  Mittarelli  Acc.  159.  18.  Odorici  8,  74. 
1».  Poggiali  5,  134.  20.  Moriondi  1,  173;  auch  Huillard  1,  879.  21.  Vgl.  Ann. 
Placeut.  Mon.  (Jerm  18,  437.      22.  Odorici  8,  74. 
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schaften  der  Populären  zu  Piacenza  für  aufgelöst  erklärte,  über  ihre  Vorsteher 
den  Reichsbann  verhängte,  dagegen  die  Genossenschaft  der  Ritter  wegen  ihres 
Gehorsams  bestätigte  und  ihr  Vorrechte  verlieh.'23  Später  wurde  von  ihm 
oder  vom  Könige  der  Bischof  von  Turin  zum  Verwalter  der  Stadt  gesetzt.24 
Konrad  scheint  dann  rasch  durch  Tuszien  geeilt  zu  sein,  um  rechtzeitig 
zur  Kaiserkrönung  einzutreffen.  Zu  Siena  Hess  er  seine  Vollmacht  verlesen 
und  nahm  den  Eid  der  Treue  ab'25;  Nov.  5  belehnte  er  dort  krafl  seiner  Le- 
gationsbefugnisse die  Pisaner  Cicogna  und  Gerhard  Roncioni  mit  ihren  Reichs- 
lehen.26  Zur  Zeit  der  Krönung,  Nov.  22,  beim  Kaiser,  wurde  ihm  Nov.  27 
zu  Sutri  eine  neue  ausführlichere  Vollmacht  als  Legaten  für  Italien  ausge- 
stellt27, wohl  dem  Brauche  gemäss,  solche  Vollmachten  nach  der  Kaiserkrö- 
nung zu  erneuern. 

Während  der  Kaiser  nach  Apulien  zog,  wandte  sich  Konrad  wieder 
nordwärts.  Zu  Poggibonzi  bestätigt  er  Dez.  26  dem  Rainutius  Malavolti  von 
Siena  den  Kauf  der  Burg  Ripa,  ihm  die  Reichsrechte  an  derselben  verleihend'28; 
1221  Jan.  6  urkundet  er  zu  S.  Miniato  in  deutschen  Angelegenheiten29;  in 
diese  Zeit  wird  auch  ein  Schutzbrief  für  die  Aldobrandeschi  und  die  Stadt 
Grosseto  fallen.30  Zu  Fueecehio  versprach  er  Jan.  30  denen  von  Siena,  ihnen 
bei  seiner  Rückkehr  nach  Tuszien  auf  dem  Zuge  ins  h.  Land  kraft  seiner  Le- 
gationsbefugnisse ein  Privileg  über  Gerichtsbarkeit,  Thorgelder,  Münze  und 
Zollfreiheit  auszustellen  und  vom  Kaiser  bestätigen  zu  lassen.31  Wir  finden 
ihn  dann  zu  Bologna,  wo  er  Jan.  22  den  Patriarchen  von  Aglei  zur  Entschei- 
dung einer  ihm  vom  Kaiser  übertragenen  Streitsache  delegirt32,  Jan.  23  den 
Grafen  von  Panico  mit  seinen  Reichslehen  investirt  und  ihm  die  Befugniss  zur 
Ernennung  von  Notaren  bestätigt33,  Jan.  27  den  Prior  von  S.  Severe  in 
Gasse  in  kaiserlichen  Schutz  nimmt.34  Zu  Reggio  Jan.  29  befiehlt  er  dem 
Grafen  der  Romagna,  den  Grafen  Hubert  in  Besitz  von  Castronuovo  zu 
setzen35;  Feb.  4  zu  Lodi  ernennt  er  den  Eberhard  von  Lautern  zu  seinem 
Vikar  in  Tuszien.36  Der  Stadt Tortona  sprach  er  Feb.  13  das  ihr  vom  Kaiser 
verliehene  Castelnuovo  zu  und  liess  sie  durch  seine  Kämmerer  in  Besitz 
setzen37;  in  dieselbe  Zeit  gehört  wohl  eine  Entscheidung  zu  Gunsten  der  Grafen 
von  Langoseo  gegen  Tortona.38  Schliesslich  haben  wir  mehrere  Zeugnisse 
über  seinen  Aufenthalt  zu  Como.  Feb.  22  bevollmächtigte  er  dort  den  Wilhelm 
von  Pusteria,  für  Summen,  welche  die  Astenser  ihm  schuldeten,  sich  an  Gü- 

283.J  23.  Böhmer  Acta  655.  24.  Vgl.  §  18<»  n.  16.  25.  Tommasi  1,  208.  26.  Mem. 
di  Lucca  3,  230.  Hieher  oder  Jan.  1221  wird  auch  die  undatirte  Entscheidung  einer  ror 
ihm  durch  da«  Kloster  S.  Michael  de  Marturi  angebrachten  Klage  gehören.  Rena  e  f  atnici 
5d,  122.  27.  Huillard  2,  54.  28.  Huillard  2,  332.  21).  Lacomblet  2,  50.  80.  Mala- 
vttlti  48  zu  Mai  1221.  was  nicht  richtig  sein  kann.  In  diese  Zeit  wird  auch  eine  spater  er- 
wähnte Entscheidung  des  Legaten  zu  (»un&teu  des  Bischofs  von  Pistoja  gegen  die  Stadt 
fallen.  Rena  e  (amici  6a,  36;  auch  Zacharia  Anecd.  356.  31.  Huillard  2,  105  ex  orig. 
Damit  ist  wohl  identisch  eine  bei  Malarolti  49,  Pecci  201  und  Tommasi  1.208  in  Ausxug* 
angeführte  Urkunde,  obwohl  alle  dieselbe  xu  Jan.  10  setzen  und  als  Verleihung  der  be- 
zeichneten Rechte  auffassen.  32.  Huillard  2.  75.  33.  Savioli  3,  3.  34.  Mittarelli 
Ann.  4,  text  271 .  35.  Huillard  2,  75  33.  Huillard  2.  1 15.  37.  Vgl.  Huillard  2.  26. 
3S.  (  rouaca  di  Tortona  70  extr. 
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tern  derselben  schadlos  zu  halten39;  Feb.  23  verkündete  er  nochmals  den 
Reichsbann  gegen  die  von  Piaceuza  mit  Ausnahme  der  Genossenschaft  der 
Ritter40;  Feb.  24  ertheilte  er  der  Stadt  Como  eine  Bestätigung  ihrer  kaiser- 
lichen Privilegien41;  an  demselben  Tage  versprach  er  denen  von  Mailand, 
Vercelli  und  Alessandria,  dass  sie  wegen  NichtÜbergabe  von  Torcello  und 
Cuniolo  an  den  Markgrafen  von  Montferrat,  wie  der  Kaiser  sie  befohlen  hatte, 
bis  auf  weitern  Befehl  des  Kaisers  oder  seines  Legaten  nicht  in  Bann  verfallen 
sollen;  Feb.  25  wurde  die  betreffende  Appellation  an  den  Kaiser  vor  ihm  ein- 
gebracht.42 Von  Como  wird  Konrad  über  die  Alpen  gegangen  sein;  Mai  3 
sagt  Eberhard  von  Lautem,  der  sich  als  seinen  Boten  in  Tuszien  bezeichnet, 
dass  er  nach  Deutschland  zurückgekehrt  sei.43  Seine  Befugnisse  als  Legat 
scheinen  demnach  noch  nicht  erloschen  zu  sein,  wie  er  ja  auch  in  dem  er- 
wähnten Privilege  für  Siena  von  der  Annahme  der  Fortdauer  derselben  auf 
einem  spätem  Zuge  ausgeht.44  Doch  fuhrt  er  in  Deutschland  den  Titel  eines 
Legaten  nicht  fort45,  und  ist  nie  nach  Italien  zurückgekehrt. 

284.  —  Die  Zeit  der  Rückkehr  K.  Friedrichs  aus  Deutschland  nach 
Italien  und  Sizilien  bezeichnet  einen  nicht  unwichtigen  Abschnitt  für  die  Ge- 
schichte der  Verfassung.  Bis  dahin  schloss  sich  Friedrich  im  wesentlichen  den 
hergebrachten  Einrichtungen  an ;  jetzt  wurde  manches  neu  gestaltet.  So  wiesen 
wir  bereits  darauf  hin,  dass  in  dieser  Zeit  das  Hofgericht  für  Italien  in  der 
früheren  Gestaltung  sein  Ende  fand.1  Auch  bezüglich  der  Legation  traten 
Aenderungen  ein.  Gedachte  der  Kaiser  die  eigene  Thätigkeit  zunächst  dem 
Erblande  Sizilien  zu  widmen,  so  war  die  Stellvertretung  in  den  Ländern  des 
Kaiserreichs  bestimmter  zu  ordnen.  In  Deutschland  war  das  geschehen  durch 
Zurücklassung  des  Sohnes  als  König  und  Einsetzung  einer  Reichsregierung. 
Auf  Italien  erstreckten  sich  die  Befugnisse  derselben  nicht.  Dieses  wurde  nun 
verwaltet  durch  Legaten  als  ständige  Stellvertreter  des  Kaisers;  die  Legation 
hat  von  nun  an  durchaus  den  Charakter  eines  ständigen,  immer  besetzten 
Reichsamtes.  Das  kann  man  freilich  kaum  als  eine  Neuerung  bezeichnen; 
schon  in  den  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  I  verliert  das  Amt  den  Charakter 
eines  ausserordentlichen;  auch  das  lange  Verbleiben  Friedrichs  von  Trient  im 
Amte,  das  anscheinende  Nichterlöschen  der  Vollmachten  Konrads  bei  seiner 
Rückkehr  nach  Deutschland  scheinen  dafür  zu  sprechen,  dass  man  das  Amt 
als  ein  ständiges  auffasste. 

Dagegen  zeigt  sich  nun  eine  entschiedene  Neuerung  darin,  dass  als  das 
Amt  etwa  ein  Jahr  nach  der  Rückkehr  Konrads  anderweitig  besetzt  wurde, 

8«.  Huillard  2, 133.  40.  Böhmer  Acta  656*.  41.  RorelU  2,379.  42.  Mandelli  1,96; 
vgl.  De  Conti  1,  250.  48.  Rena  e  Camici  6  a,  36.  44.  Schon  dieser  Umstand  dürfte 
die  Annahme  Winkelmanns  167.  217  unstatthaft  machen,  dass  seit  Feb.  10  der  Kardinal 
Hogolin  ron  Ostia  wegen  des  bevorstehenden  Abzuges  Kourads  zum  Legaten  ernannt  sei. 
Vgl.  darüber  §  189  n.  21.  Die  vielfache  Einmischung  Hugolins  in  politische  Verhältnisse 
kann  in  dieser  Zeit  auch  bei  eiuem  pabstlichen  Legaten  nicht  befremden.  Die  Zeugnisse 
über  seine  damalige  Wirksamkeit  sind  neuerdings  zusammengestellt  von  Winkeltnann  in 
den  Forschungen  7,  313;  die  dort  angeführten,  Piaceuza  betreffenden  Urkunden  sind  seit- 
dem gedruckt  Böhmer  Acta  657  ff.  45.  Remling  1,  663. 
284.  -  1.  Vgl.  §  189. 
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der  Kaiser  nicht  einen  Legaten  für  ganz  Italien  ernannte,  sondern  eine  T  h  e  i- 
lung  in  mehrere  Legationssprengel  vornahm  und  zwei  Reichslegaten, 
den  einen  für  Oberitalien,  den  andern  für  Mittelitalien  bestellte,  während 
später  auch  die  Romagna  noch  einen  eigenen  dritten  Sprengel  bildete.  Dass 
dabei  Bedenken,  zu  grosse  Gewalt  in  die  Hand  eines  Einzigen  zu  geben,  mass- 
gebend waren,  glaube  ich  nicht;  waren  diese  in  der  spätem  Zeit  Friedrichs 
unzweifelhaft  überall  wirksam,  so  machte  sich  das  dann  nicht  in  einer  ortlichen 
Beschränkung  des  wieder  ganz  Italien  umfassenden  Amtes  geltend,  sondern  in 
einer  Beschränkung  seiner  Befugnisse,  während  den  jetzt  aufgestellten  Reichs- 
legaten die  ganze  Machtvollkommenheit  der  frühern  Generallegaten  zugestan- 
den scheint.  Es  dürfte  wohl  nur  der  Gesichtspunkt  massgebend  gewesen  sein, 
ihre  Thätigkeit  bei  der  Beschränkung  auf  einen  engern  Kreis  zu  einer  um  so 
wirksamem  zu  machen.  Und  darin  haben  wir  unzweifelhaft  eine  Neuerung  zu 
sehen.  Finden  wir  auch  früher  wohl  gleichzeitig  mehrere  Generallegaten  thätig, 
so  umfassten  doch  anscheinend  die  Vollmachten  jedes  von  ihnen  das  ganze 
Land,  findet  sich  kaum  eine  Spur  einer  örtlichen  Abgränzung  ihrer  Wirkungs- 
kreise.2 Wo  aber  Boten  nur  für  einzelne  Reichstheile  bestellt  wurden,  haben 
wir  dieselben  unzweifelhaft  als  dem  Generallegaten  untergeordnet  zu  betrachten. 

Die  Thatsache  selbst,  dass  Italien  jetzt  unter  mehrere  Legaten  mit  glei- 
chen Machtbefugnissen  getheilt  war,  ist  schon  bei  blosser  Beachtung  der  Titel 
nicht  zu  bezweifeln.  Wir  finden  jetzt  mehrere  Personen  gleichzeitig  als  Le- 
gaten bezeichnet,  während  dieser  Ausdruck  doch  jetzt  fast  ausschliesslich  nur 
noch  Mir  die  obersten  Stellvertreter  des  Kaisers  gebraucht  wird.  Der  Titel 
Jsaatus  tot  ins  Halme,  welchen  insbesondere  Konrad  ganz  regelmässig  führte, 
verschwindet,  von  einzelnen  Fällen  abgesehen,  wo  nur  eine  Ungenauigkeit  vor- 
zuliegen scheint.  Finden  wir  jetzt  mehrfach  den  Titel  Legatus  in  Italia,  so 
ist  derselbe  auch  für  einen  Legaten  nicht  unpassend,  der  nur  für  einen  Theil 
des  Landes  bevollmächtigt  war.  In  manchen  Fällen  fehlt  jede  territoriale  Be- 
zeichnung, während  wieder  in  andern  die  territoriale  Beschränkung  ganz  be- 
stimmt hervortritt.  In  Verbindung  mit  andern  Haltpunkten  lässt  das  keinen 
Zweifel,  dass  von  den  in  der  nächsten  Zeit  genannten  Legaten  keiner  für  das 
ganze  Königreich  bevollmächtigt  war. 

285.  —  Als  Legaten  für  Oberitalien  haben  wir  zunächst  den 
Erzbischof  A 1  b  e  r  t  von  Magdeburg  zu  betrachten.  Er  scheint  im  April 
1222  noch  in  Deutschland  gewesen  zu  sein1,  muss  dann  aber  bald  nachher 
zum  Legaten  ernannt  sein.  Denn  Juni  1 7  schreibt  der  Kaiser  universi*  per 
Lombardiam,  lionumlolam  et  marchiam  Trevteü  Consta litis ,  es  werde 
ihnen  durch  seine  früheren  Rundschreiben  zur  Kenntniss  gekommen  sein,  dass 
er  den  Erzbischof  zu  seinem  Legaten  bestellt  habe,  eommittentes  sibi  in  par- 
tibus  ipsis  plenarie  viees  nostras.  Die  örtliche  Beschränkung  seiner  Voll- 
machten wird  hier  also  bestimmt  betont.2  Dem  entspricht,  dass  er  nie  den 

284.1  2..Vgl.  nur  etwa  §  279  n.  15. 

285.  1.  Apr.  20  richtet  der  Kaiser  noch  an  ihn  und  den  Bischof  von  Halberstadt 
eineu  Befehl  in  Angelegenheiten  des  Kapitels  von  Hamburg.  Huillard  2,238.  2.  Huillard 
2,  255.  Kr  wurde  bisher  einfach  als  Nachfolger  Konrads  betrachtet,  so  insbesondere  auch 
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Titel  eines  Legaten  Italiens  fuhrt.  In  seinen  eigenen  Urkunden  nennt  er  sich 
immer  nur  imperii  legotus  et  comes  Romanus  oder  comes  Romaniolae; 
auch  in  kaiserlichen  Urkunden  heisst  er  1223  Feb.  einfach  sacri  imperii  le- 
gatus\  dann  1224  wiederholt  comes  Romaniolae  et  totius  Lombardiae 
legattis*,  wo  also  die  örtliche  Beschränkung  auch  im  Titel  bestimmt  hervor- 
tritt. Das  Amt  eines  Grafen  der  Romagna  war  sonst  dem  des  Legaten  unter- 
geordnet; Albert  hat  es  auch  nicht  gleichzeitig  mit  der  Legation  erhalten,  da 
Gottfrid  von  Blandrate  noch  im  Nov.  1222  urkundlich  als  Graf  der  Romagna 
bezeichnet  wird5;  die  zweideutige  Stellung  desselben  mag  den  Kaiser  bewogen 
haben,  das  Amt  an  den  Legaten  zu  übertragen,  wahrscheinlich,  als  sich  dieser 
1223  Feb.  und  März  bei  ihm  in  Unteritalien  befand.  Er  fuhrt  den  Titel  eines 
Grafen  der  Romaniola  neben  dem  des  Legaten  zuerst  in  einer  1223  Juni  4 
zu  Forli  ausgestellten  Urkunde,  in  welcher  er  zwei  Bürgern  von  Rimini  den 
dortigen  Vicecomitat  verleiht. 6 

Dem  entspricht,  dass  seine  Thätigkeit,  soweit  sich  Zeugnisse  über  die- 
selbe erhalten  haben,  durchaus  auf  Oberitalien  und  die  Romagna  beschränkt 
erscheint.  Im  Beginn  seiner  Legatiun  schritt  er  insbesondere  für  das  durch 
Bologna  und  Faenza  schwer  bedrängte  Imola  ein,  indem  er  über  beide  Städte 
den  Reichsbann  verhängte,  der  1222  Juni  17  vom  Kaiser  bestätigt  wurde." 
Dann  finden  wir  auch  ihn  mit  den  Angelegenheiten  von  Piacenza  beschäftigt, 
wo  er  1222  Aug.  13  einen  Podesta  setzte,  anscheinend  im  Interesse  der  Po- 
polaren,  da  die  Ritter  ihn  nicht  anerkennen.8  Auch  in  den  folgenden  Jahren 
finden  wir  ihn  in  der  Lombardei  und  der  Romagna  thätig.9 

Vom  März  bis  Juli  1 226  ist  Albert  nach  den  Zeugenschaften  beim  Kaiser, 
in  dessen  Urkunden  er  nur  als  Erzbischof  bezeichnet  ist,  während  er  seihst 
sich  im  Juni  auch  Legaten  und  Grafen  neunt. 10  Im  Juli  wird  er  nachDeut*ch- 

Ton  Winkelmann  217  in  seiner  Zusammenstellung  der  kaiserlichen  Beamten  dieser  Zeit, 
der  demgemass  die  neben  ihm  genannten  Legaten  als  seine  Unterbeamten  einreiht.  Huil- 
lard Intr.  673  weist  wenigstens  auf  die  Sonderstellung  Tusziens  hin.  3*  Huillard  2,  309. 
4.  Huillard  2,  421.  422.  459.  5.  Savioli  3,  44.  6.  Tonini  3,  522.  Nur  Legat  nennt  er 
sich  in  Urkunden,  welche  mir  im  Auszuge  vorliegen,  auch  bei  Huillard  2,  134  kurz  ange- 
führt sind;  1223  Mai  31  schenkt  er  dem  Wilhelm  von  Pusteria  die  500  Mark  Silber  Strafe, 
in  welche  die  Ton  Asti  verfallen  waren,  weil  sie  dem  Befehle  des  Kaisers  nicht  nachkamen, 
dem  Wilhelm  die  rückständigen  25  Mark  jährlich  aus  den  Reichseinkünften  der  Stadt  zu 
zahlen;  Juni  7  gibt  er  dem  Wilhelm  Vollmacht,  von  Gütern  der  Asteuser  so  viel  zu  neh- 
men, bis  ihm  für  seine  Forderung  von  200  Mark  und  jene  500  Mark  genügt  sei.  7.  Huil- 
lard 2, 255;  vgl.  über  diese  Angelegenheiten  Savioli  3, 19  fr.,  Mittarelli  Acc.  475.  8.  Ann. 
Piacent.  Mon.  Germ.  18,  438.  U.  Zu  dem  schon  Erwähnten:  1223  Juni  25,  delegirt  den 
Bischof  von  Tortona  zur  Entscheidung  eines  Streites  zwischen  dem  Erzbischofe  von  Genua 
und  der  Gemeinde  S.  Romuli.  Lib.  iur.  Gen.  1,  696-  —  Juli  5  Cremone.  bestätigt  dem  Bi- 
schöfe von  Lodi  seine  Besitzungen  und  Rechte.  Ughelli  4,  674,  auch  Zaccaria  l^aud.  218. 
—  Im  August  leistet  Faenza  ihm  Hülfe  gegen  Widerspenstige.  Tolosani  ehr.  Mittarelli 
Acc.  166.  —  Okt.  19,  lasst  den  Grafen  Ubert  in  Besitz  von  Castronovo  setzen.  Huillard 
2,  75.  —  1224  o.  T.  ap.  Meldulam,  südl.  von  Forli,  macht  eine  Schenkung  an  das  Hospital 
»u  Rimini.  Tonini  3,  434.  —  Aug.  26,  quittirt  den  Empfang  von  800  Mark  für  die  Graf- 
schaft Ravenna.  Huillard  2,  189.  —  Aus  dem  J.  1225  ist  mir  kein  Zeugniss  bekannt  ge- 
worden, doch  scheint  Albert  weder  beim  Kaiser,  noch  in  Deutschland  gewesen  zu  sein. 
10.  Reg.  Frid.  n.  594. 
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land  zurückgekehrt  sein  und  ist  anscheinend  nur  noch  Ende  1231  zum  Hof- 
tage von  Ravenna  nach  Italien  gekommen.  Um  so  auffallender  ist  es,  dass  er 
noch  später  Reichsämter  für  Italien  bekleidet.  Denu  er  nennt  sich  1229  und 
später  Legatus  et  cottiea  Romaniole  und  1230  imperii  legatus  et  eouws 
Romanie.xx  Und  es  handelte  sich  dabei  nicht  um  das  blosse  Fortführen  des 
Titels.  In  undatirtem,  wahrscheinlich  zu  1231  gehörenden  Schreiben  befiehlt 
er  der  Stadt  Rimini,  die  Geissein  der  Grafen  von  Bagnacavallo  und  des  Paul 
Traversaria  loszulassen;  1231  oder  1232  Juli  15  schreibt  er  denen  von  Ri- 
mini, welche  eine  Gesandtschaft  an  ihn  geschickt  hatten,  dass  das  Gerücht,  er 
wolle  die  Grafschaft  Romaniola  einem  Venetianer  verleihen,  unbegründet  sei, 
dass  eine  solche  Verleihung  nicht  in  seiner  Absicht  liege,  dass  er  aber  ein- 
tretenden Falls  auf  sie  oder  eine  ihnen  genehme  Person  Rücksicht  nehmen 
werde;  er  beglaubigt  zugleich  bei  ihnen  seinen  Judex  Jacob. 12  Das  ist  wohl 
der  Iaeobus  Margani  iudex  d.  A.  Magdeburgensis  arehiepiseopi,  comitis 
et  legati  Ronumiolae,  welcher  1232  März  4  dem  Grafen  von  Mudiliana  einen 
Gerichtstag  bestimmte,  um  sich  vor  ihm  zu  verantworten;  Apr.  7  bestellte  der 
Erzbischof  von  Ravenna  einen  Sindikus  zur  Führung  eines  Rechtsstreites  vor 
dem  Erzbischof  von  Magdeburg. 1 3 

Albert  war  also  in  diesen  Jahren  thatsächlich  Graf  der  Romagna;  und 
da  auch  in  der  Zeit  von  1226  bis  1229  kein  anderer  Graf  nachzuweisen  ist, 
so  ist  doch  am  wahrscheinlichsten,  dass  er  das  Amt  von  früherher  beibehielt, 
ihm  dasselbe  nicht  etwa  erst  später  übertragen  wurde.  Dasselbe  wird  denn 
auch  für  das  Amt  des  Legaten  anzunehmen  sein.  Sein  gewöhnlicher  Titel 
Legatus  et  eomes  Romanie  würde  nicht  ausschliessen,  dass  seine  Vollmachten 
als  Legat  noch  immer  ganz  Oberitalien  umfassten.  Aber  in  der  letztangeführ- 
ten  Stelle  erscheint  auch  der  Titel  des  Legaten  auf  die  Romagna  beschränkt ; 
und  dafür,  dass  das  seine  Stellung  genauer  bezeichnet,  spricht  einmal,  dass 
jedes  Zeugniss  für  eine  Uebung  von  Amtsbefugnissen  ausserhalb  der  Romagna 
in  dieser  Zeit  fehlt,  weiter  dass  wir  in  Oberitalien  jetzt  einen  andern  Vertreter 
des  Kaisers  finden. 

Schon  in  zwei  in  Anwesenheit  Alberts  1 226  Juli  ausgestellten  kaiser- 
lichen Urkunden  führt  Graf  T h o m a s  vonSavoien  den  Titel  totius  Italiae 
legatus  et  niarehio  eiusd<>mxi;  die  Genueser  Annalen  sagen  von  ihm:  qui 
per  dictum  d.  hnperatorcm  legatus  fiwrat  in  Italia  eonstitutus.15  Kurz 
darauf  wird  er  in  Kaiserurkunde  nur  als  Graf  und  Markgraf  bezeichnet. 16 
Nov.  8  zu  Albenga  verspricht  er  als  Virarius  in  Lombardia  d.  imperatoris 
den  Boten  der  Stadt  Marseille,  falls  der  Kaiser  ihm  die  Schlichtung  seiner 
Streitigkeiten  mit  der  Stadt  übertragen  werde,  werde  er  binnen  drei  Monaten 
nomine  ipsius  imperatoris  et  tanquam  viearius  ehtsdein  der  Stadt  ein  Pri- 
vileg angegebenen  Inhalts  ausstellen  und  Bestätigung  desselben  durch  den 
Kaiser  erwirken. 17  Im  Feb.  1227  verlangt  er  als  Legatus  d.  imperatoris 


286.]  H.  Orig.  Guelf.  4.  117.  Huillard  3,  429.  12.  Tonini  3,  490.  489.  13.  Fantuiii 
3,  421.  2.  375.  14.  Huillard  2,  639.  6C4.  15.  Mon.  Germ.  18,  161.  16.  Huillard 
2,  666.     17.  Huillard  2,  687. 
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per  totam  Ytaliam  et  marchiam  Trivi.rii  von  denen  von  Cremona,  einem 
Bürger  von  Asti  zu  zahlen,  was  sie  demselben  schuldeten,  oder  darüber  vor 
ihm  zu  Rechte  zu  stehen.10  Thomas  scheint  seine  Stellung  insbesondere  dazu 
benutzt  zu  haben,  um  seine  Gewalt  über  die  der  Herrschaft  von  Genua  abge- 
neigten Orte  der  Riviera  auszudehnen19;  Amadeus  filius  et  Marius  d.  Timme 
comitis  Sabaudie,  vicarii  et  leyati  d.  imperatoris  per  totam  Italiam  et 
marchiam  de  Trequiso,  et  specialiter  Savone  et  Albingane,  existens  in  re- 
tfimine  Savone  vice  imperii  et  communitatis  Savone,  bestimmt  1227  Mai  5, 
dass  die  Leute  des  Markgrafen  von  Carreto  zu  Savona  dieselbe  Freiheit  ge- 
messen sollen,  wie  die  Bürger  von  Savona  selbst.20  Spätere  Erwähnungen 
des  Grafen  als  Legaten  habe  ich  nicht  gefunden;  doch  dürfte  auch  der  An- 
nahme nichts  im  Wege  stehen,  dass  er  in  seiner  Stellung  bis  zu  seinem  Tode 
1232  Nov.  11 21  verblieb. 

Diese  Titel  sind  überaus  schwankend.  Auf  den  Wechsel  der  Ausdrücke 
Legatus  und  Vicarius  wird  kaum  Gewicht  zu  legen  sein.  Da  der  Ausdruck 
Vicarius  jetzt,  worauf  wir  zurückkommen,  in  der  Regel  einen  Stellvertreter  des 
Legaten  bezeichnet,  würde  sonst  etwa  anzunehmen  sein,  Albert  sei  Legat  in 
früherer  Ausdehnung  geblieben,  Thomas  für  die  Zeit  seines  Aufenthaltes  in 
Deutschland  zum  Stellvertreter  ernannt.  Andererseits  wird  der  Ausdruck  /><v 
totam  Italiam  nicht  erweisen,  dass  Thomas  Legat  für  das  ganze  Königreich 
war.  Denn  wir  werden  in  dieser  Zeit  in  Mittelitalien  Legaten  finden,  welche 
offeubar  ganz  gleichgestellt  waren  und  vereinzelt  ebenfalls  als  Legaten  durch 
ganz  Italien  bezeichnet  werden;  es  scheint  das  nur  eine  ungenaue  Anwendung 
des  früher  gebräuchlichen  Titels  zu  sein,  welche  Albert  allerdings  vermieden 
hatte.  Betonen  wir,  dass  das  Amt  einmal  ausdrücklich  nur  auf  die  Lombardei 
bezogen  wird,  dass  dasselbe  weiter  bestimmt  die  Mark  Treviso  umfasste,  so 
scheint  mir  am  wahrscheinlichsten,  dass,  als  Albert  heimzukehren  beabsichtigte, 
Thomas  im  allgemeinen  zu  seinem  Nachfolger  bestimmt  wurde;  dass  aber,  da 
Albert  Graf  der  Romagna  blieb  und  er  als  solcher  an  und  für  sich  dem  Le- 
gaten untergeordnet  gewesen  wäre,  aus  Rücksicht  auf  ihn  die  Romagna  vom 
oberitalischen  Sprengel  getrennt  wurde  und  ihm  dort  ausser  der  Grafschaft 
auch  die  Befugnisse  des  Legaten  verblieben,  wonach  in  dieser  Zeit  drei  Lega- 
tionssprengel bestanden. 

Aus  der  spätem  Zeit  sind  uns  nur  ganz  vereinzelte  Erwähnungen  kaiser- 
licher Legaten  in  Oberitalien  erhalten.  Gerhard  von  Salm,  Graf  von 
Catanzaro,  verspricht  1234  zu  Verona  als  sacri  Homani  imperii  Lombardie 
et  marchie  Trevisane  legatus  der  Stadt  Cremona  die  nüthigen  Gelder  vorzu- 
strecken, um  den  drohenden  Abfall  von  Verona  hintanzuhalten.22  Er  wird 
ein  nachgeborner  Sohn  des  lothringischen  Grafengeschlechtes  sein23;  vereinzelt 
kommt  er  1231  zu  Melfi  und  1232  zu  Ravenna  als  comes  Gerardus  de  Saumes 


18.  Biihmer  Acta  829.  1».  Vgl.  Ann.  Uenuens.  Mou.  Genn.  18,  160  ff.  20.  Wüsten- 
feld nach  dem  Kegistr.  minus  von  Savona;  Tgl.  Huillard  Intr.  256.  21.  Wurstemberger 
1,  84.  22.  Böhmer  Acta  6ü9.  28.  Der  Name  Gerhard  wenigstens  kommt  bei  diesem 
▼or;  so  1207,  aber  bei  einem  Clericus,  Beyer  U.B.  2,  267. 
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beim  Kaiser  als  Zeuge  vor24;  weiter  finde  ich  ihn  nicht  mehr  erwähnt.  Im 
Mai  1236  meldet  der  Kaiser  von  Deutschland  aus,  dass  er  einen  Fürsten  als 
Legaten  senden  werde;  doch  scheint  das  nicht  ausgeführt  zu  sein.25 

Später  führt  in  Oberitalien  noch  den  Titel  eines  Legaten  Graf  S  i  m  o  n 
vonTeate.  Als  der  Kaiser  1236  Nov.  nach  seinem  siegreichen  Feldzuge 
in  der  Trevisaner  Mark  nach  Deutschland  zurückkehrte,  Hess  er  dort  Gebhard 
von  Arnstein  und  Simon  zurück26;  war  jener  damals  Legat  in  Tuszien,  so  ist 
es  möglich,  dass  Simon  schon  jetzt  zum  Legaten  in  Oberitalien  bestellt  wurde. 
Rolandin  erzählt  allerdings,  Ezelin  habe  1237  Feb.  26  den  Simon  zum  Po- 
desta  von  Padua  bestellt  und  hac  potestate  electa  et  commisso  sibi  officio 
ricarie  pro  d.  imperatore  in  marchia  Tan'isina  sei  Gebhard  nach  Deutsch- 
land zum  Kaiser  gegangen27;  doch  dürfte  das  kaum  nothwendig  so  zu  ver- 
stehen sein,  dass  er  erst  jetzt  und  durch  Ezelin  einen  weitern  Wirkungskreis 
bekam.  Jedenfalls  hat  er  später  den  Legatentitel  geführt;  denn  1237  Juni  10 
erlässt  der  Grosshofrichter  Ciprian  als  d.  Symonis  comitis  Thmtini,  sawi 
imperii  legati,  Padue  potestatis,  vicarius  Befehle  an  Treviso  und  Cone- 
gliano.28  Simon  war  damals  in  die  Romagna  geschickt29;  dass  er  auch  dort 
die  Befugnisse  eines  Legaten  hatte,  ersehen  wir  daraus,  dass  1237  Aug.  12 
ein  Nuntius  d.  Simonis  comitis  imperii  legati  ein  Schreiben  desselben  über- 
reicht, in  welcher  er  die  Edlen  von  Sorivola  auf  Klage  des  Erzbischofs  von 
Ravenna  vorlädt.30  Simon  blieb  Podesta  von  Padua  bis  Mai  1238 31  und 
wurde  dann  im  November  Stellvertreter  des  Kaisers  als  Podesta  von  Parma32; 
ob  auch  seine  Befugnisse  als  Legat  noch  fortdauerten,  ist  ungewiss. 33 

Wir  befinden  uns  hier  überhaupt  in  einer  Zeit  des  Uebergangs,  in  welcher 
die  bisher  üblichen  Formen  der  Verwaltung  schon  vielfach  nicht  mehr  einge- 
halten werden,  ohne  dass  doch  neue  sich  schon  fest  gestaltet  hätten.  Wenn 
1238  Feb.  7  zu  Asti  ein  Vintigunus,  welchen  ich  sonst  nie  erwähnt  finde,  als 
Vicarius  et  capitaneus  in  Italia  et  Lombardia  für  den  Kaiser  den  Probst 
von  S.  Maria  de  Vezzolano  belehnt34,  so  mag  da  der  bisherige  Brauch  der 
Bestellung  besonderer  selbstständiger  Legaten  in  Oberitalien  noch  eingewirkt 
haben,  während  andererseits  seine  Amtstitel  schon  an  die  späteren,  dem  Ge- 
nerallegaten untergeordneten  Generalvikare  oder  Generalkapitäne  einzelner 
Reichstheile  erinnern. 

285.1  24.  Huillard  3,  295.  4,  304.  25.  Huillard  4,  851.  26.  Ann.  S.  Justinae.  Mon. 
Genn.  19, 155.  27.  Mon.  Germ.  19,  65.  28.  Verci  Marca  2,  6;  auch  Mon.  Germ.  19,  33. 
29.  Rolandin.  Mon.  Germ.  19,  66;  vgl.  Rice,  de  S.  Germ.  M.  G.  19,  375.  80.  Fantuzzi 
2,  375.  Ebenda  3,  421  heisst  es  zu  1229  Not.  15:  Plazarnn  presentm'it  contulibui  Cor- 
liani  Hieras  d.  Simonis  comitis  totius  Itatiae  (legalif),  ut  Uli  obedirent.  Simon  ist  1229 
Marz  bei  Reinald  von  Spoleto  in  der  Mark,  1230  Aug.  zu  Ceperano  beim  Kaiser,  nur  als 
Graf  bezeichnet,  Huillard  3,  115.  223;  eine  Legation  in  jener  Zeit  würde  auch  mit  der  Al- 
bern von  Magdeburg  kollidiren;  vielleicht  liegt  ein  Versehen  im  Jahre  vor  und  ist  der 
Brief  in  diese  Zeit  zu  setzen.  81.  Rolandin.  Mon.  Germ.  19,  67.  82.  Ann.  Piacent. 
Mon.  Germ.  18,  480.  88.  Nach  Huillard  Intr.  477  wäre  er  1238  Aug.  Vicarius  imt*rii 
in  Romaniofa  generalis  gewesen;  aber  das  Citat  Fautuzzi  2,  375  ist  das  oben  n.  30  er- 
wähnte von  1237;  und  der  Brief  des  Kaisers  von  1238  Aug.,  Huillard  5,  223,  ist  nur  nach 
Vennuthung  Huillards  an  Simon  gerichtet,  während  ein  Titel  des  damaligen  Vorstehers  der 
Romagna  darin  gar  nicht  erwähnt  ist.     84.  Miscellanea  Ital.  1,  315. 
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286.  —  Der  Sprengel  der  gleichzeitigen  Legaten  in  Mittelitalien 
unifasste  anfangs  nur  Tuszien ,  da  der  Kaiser  Spoleto  und  Ancona  an  die 
Kirche  abgetreten  hatte,  die  Romagna  aber  dem  Legaten  für  Oberitalien 
unterstand.  Zuerst  wird  1222  Apr.  28  vom  Kaiser  ein  Truchsess  als  totiua 
Tuscie  legatus  bezeichnet1,  unzweifelhaft  der  Truchsess  Gunzelin  von 
Wolfenbüttel2,  der  noch  bis  1223  Feb.  in  Italien  nachweisbar  ist.3  Sein 
Nachfolger  war  Bischof  Albert  vonTrient;  schon  auf  dem  Röraerzuge, 
dann  auch  in  Apulien  häufig  beim  Kaiser  genannt,  war  er  im  Sommer  1222 
zuTrient4,  dann  vom  Dezember  bis  zum  März  wieder  in  Apulien  beim  Kaiser5, 
der  ihn  um  diese  Zeit  zum  Nachfolger  Gunzelins  ernannt  haben  wird.  Denn 
1 223  Apr.  28  zu  Siena  bestätigt  er  als  Tuscie  legatus  der  Stadt  die  Zahlung 
der  jährlichen  Reichssteuer. 6  Dass  diese  tuszischen  Legaten  durchaus  selbst- 
ständig dem  Kaiser  unterstanden,  müssen  wir  schon  desshalb  annehmen,  weil 
die  Vollmachten  Alberts  von  Magdeburg  Tuszien  nicht  umfassten. 7  Ein  wei- 
teres Zeugniss  für  die  Gleichstellung  beider  liegt  darin,  dass  der  Pabst  1223 
Mai  1 7  einen  Befehl,  den  Umgang  mit  den  exkommunizirten  Cremonesern  zu 
meiden,  ganz  gleichlautend  an  den  Erzbischof  von  Magdeburg  und  an  den 
Bischof  von  Trient  ausfertigt  und  zwar  in  ihrer  Eigenschaft  als  Legaten,  da 
er  sich  bei  beiden  auf  das  Officium  legationis  tibi  ab  imperiali  potestate 
commissum  bezieht.8  Aus  dieser  längern  Sonderstellung  Tusziens  wird  auch 
die  auffallende  Bestimmung  in  einem  Vertrage  von  1228  zu  erklären  sein, 
wonach  sich  Montepulciano  denen  von  Siena  zu  Kriegshülfe  verpflichtet  ex- 
cepto  contra  imperatorem  et  regem  Romanorum  et  suos  nuntios  tle  eorum 
propriis  guerris,  ita  tarnen  quod  nuüus  intelligatur  eorum  nuntius,  nisi 
qui  pro  eo  fuerit  constituius  in  Tuscia9;  es  konnte  diese  Beschränkung  doch 
nur  statthaft  erscheinen,  wenn  es  keinen  dem  Vertreter  des  Kaisers  in  Tuszien 
übergeordneten  Legaten  für  ganz  Italien  mehr  gab. 

Bischof  Albert  ist  gegen  Ende  1223  gestorben.  Sein  Nachfolger  war 
Herzog  Reinald  von  Spoleto,  aus  dem  Hause  der  Herren  von  Urslin- 
gen10,  der  aber  vielfach  anderweitig  in  Reichsangelegenheiten  verwandt  wurde, 
während  Stellvertreter  Tuszien  verwalteten.  Sein  gewöhnlicher  Titel  ist  in 
Tuscia  oder  totius  Tuscie  legatus;  so  zuerst  122411  und  1225  Juli  12,  wo 
für  ihn  der  Empfang  der  Reichssteuem  von  Siena  bestätigt  wird;  1226  Sept.  27 
zu  Foggia  bestellt  er  seinen  Neffen  Eberhard  zum  Kastellan  von  S.  Miniato, 
dann  Nov.  2  zu  Rom  denselben  zu  seinem  Vikar  in  Tuszien. 12  Im  Aug.  1226 
nennt  sich  dann  aber  sein  Bruder  Berthold  /rater  ducis  Spoleti  et  totius  Italie 
Isgati13,  ein  Beweis  mehr,  wie  wenig  Gewicht  wir  diesem,  in  derselben  Zeit 
aiu'h  bei  Thomas  von  Savoien  vorkommenden  Titel14  l>eilegen  dürfen. 


286.  —  1.  Huillard.  2,  248.  2.  Vgl.  über  ihn  Sitzungsber.  40,  479.  8.  Huillard 
2,  298.  4.  Cod.  Wangian.  334.  336.  5.  Huillard  2,  279  -350.  Albert  selbst  urkundet 
nach  Mittheilung  Durig's  1223  Marx  15  ajmd  Florentinum  in  Camparua;  doch  wohl  Keren- 
tino.  wo  sich  der  Kaiser  damals  aufhielt  6.  Huillard  2.  350.  7.  Vgl.  §  285  n.  2. 
«.  Böhmer  Acta  663.  ».  Banchi  Breve  122.  10.  Vgl.  über  ihn  Stalin  2,  588.  11.  Mit- 
theilung ron  Banchi  aus  dem  Calefib  vccchio  zu  Siena.  12.  Huillard  2,  504.  678.  685. 
13.  ArchiT  zu  Florenz  nach  Wüstenfcld.     14.  Vgl.  §  285  n.  18. 
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Als  der  Kaiser  sich  1228  an  seine  Verzichte  auf  die  mittelitalienischen 
Reichslande  zu  Gunsten  der  Kirche  nicht  mehr  gebunden  hielt,  ernanute  er 
im  Juni  Reinald  zum  Legatna  imperii  in  ma?rhia  Anconitana,  tota  terra 
comitiaae  Mathildia,  falle,  locu  et  maritima.15  Dass  er  auch  die  Legation 
in  Tuszien  beibehielt,  ersehen  wir  aus  seinem  spätem  Titel;  von  einer  Le- 
gation für  Spoleto  war  wohl  desshalb  nicht  ausdrücklich  die  Rede,  weil  Rei- 
nald dasselbe  nun  seinen  Erbansprüchen  gemäss  als  Herzog  verwaltete,  so 
dass  sein  Sprengel  ganz  Mittelitalien  umfasste.  Im  März  1 229  zu  Ripatran- 
sone  stellt  er  als  dei  et  bnperiali  gratia  dnx  Spoleti,  imperiaUa  Tuacie  et 
Marehie  legatu*  denen  von  Osimo  und  Recanati  einen  ausgedehnten  Freiheits- 
brief aus. 16  In  Privilegien,  welche  er  1229  Jan.  zu  S.  Giorgio  westlich  von 
Fermo  und  im  April  zu  Ripatransone  für  diesen  Ort  ausstellte,  nennt  er  sieh 
allerdings  nur  diuv  Spoleti  et  imperiaUa  Marclne  legattta17;  doch  kann  es 
nicht  auffallen,  wenn  er  in  der  Mark  thätig  nur  seine  Befugnisse  für  die  Mark 
im  Titel  hervorhebt.  Er  fiel  dann  später  in  Ungnade  und  wurde  im  Mai  1231 
verhaftet. 

Seine  Aemter,  auch  insofern  die  Aussöhnung  des  Kaisers  mit  der  Kirche 
dafür  noch  Raum  Hess,  dürfte  er  schon  früher  verloren  haben;  in  Kaiser- 
urkunde von  1230  Juli  heisst  er  nur  Herzog  von  Spoleto18;  jedenfalls  war 
zur  Zeit  seiner  Gefangennahme  schon  ein  anderer  Legat  ernannt,  Gebhard 
von  Arnstein,  aus  einem  sächsischen  Herrengeschlechte,  das  sich  nach 
einer  Burg  südlich  von  Aschersleben  oder  auch  nach  dem  dabei  gelegenen 
Arnstedt  nannte.19  Schon  1231  März  9  wird  er  vom  Kaiser  als  aacri  im- 
perii in  Italia  legatus  bezeichnet20  und  fuhrt  dann  diesen  Titel  ganz  regel- 
mässig in  den  kaiserlichen,  wie  in  den  eigenen  Urkunden;  nur  in  Notariats- 
instrumenten, wo  wir  nicht  selten  weniger  genaue  Titel  finden,  heisst  es  1231 
dei  et  imperatoris  gratia  h>gatu8  halte  und  1233  nuntiua  d.  imperatoria  et 
totiua  Ytalie  legatua.21  Fehlte  im  Titel  seines  Vorgängers  Reinald  die  Be- 
ziehung auf  Italien,  so  legt  das  allerdings  die  gewöhnliche  Annahme  nahe, 
Gebhard  sei  wieder  Legat  für  das  ganze  Königreich  gewesen.  Aber  schon  das 
Vermeiden  des  Ausdruckes  totiua  Ituliat  ,  der  doch  später  bei  Enzio  alsbald 
wieder  auftritt,  scheint  mir  schwerer  für  das  Gegentheil  ins  Gewicht  zu  fallen. 
Es  kommt  hinzu,  dass  wir  während  der  Amtsführung  Gebhards  in  Oberitalien 
Albert  von  Magdeburg,  Gerhard  von  Salm  und  Simon  von  Theate  als  Legaten 
genannt  fanden,  dass  alle  uns  erhaltenen  Urkunden  Gebhards  sich  nur  auf 
Mittelitalien,  zunächst  aufTuszien  beziehen22,  dass  er  endlich  in  einem  päbst- 

286.1  15.  Huillard  3,  65.  16.  Huillard  3.  113.  auch  Fanciulli  2.  728.  17.  Ungedr. 
18.  Böhmer  Act*  260.  19.  Vgl.  über  ihn  das  Verzeichnis  markischer  Familien  bei 
Räumer  Charten  u.  Stammtafeln  zu  den  Hegest«  bist.  Hrandenb.  20.  Huillard  3,  272. 
21.  Huillard  3,288.  Caleffo  Tecchio  zu  Siena  nach  Banchi;  Tgl.  n.  22.  22.  1231  Juni  19 
bannt  er  Montepulciano,  1232  Dez.  zu  Aprocina  spricht  er  ein  Unheil  in  Sachen  Siena» 
gegen  Florenz.  Huillard  3,  288.  4,  415.  Damals  schrieb  der  Kaiser,  dass  er  ihn  als  Boten 
nach  Deutschland  senden  werde.  Bfthmer  Acta  265.  1233  Okt.  5  bei  Siena  bannt  er. 
Tom  Hofe  des  Kaisers  zurückkehrend,  die  toii  Montalcino,  welche  tob  Siena  des  Abfalls  zu 
Florenz  und  der  Verschwörung  gegen  den  Kaiser  beschuldigt  waren.  Caleffo  Tecchio  zu 
Siena.  -  1233  erlJUst  «ein  Vikar  Befehle  an  die  Gastalden  im  Val  d'Arno.  Huillard  4,366. 
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liehen  »Schreiben  von  1232  ausdrücklich  nur  als/stnilu*  in  Ttwia  bezeichnet 
irird.2  3  Letzteres  dürfte  vielleicht  einen  Halt  für  die  Erklärung  der  Wahl  des 
umfassenderen  Titels  geben.  Als  Gebhard  ernannt  wurde,  war  durch  die  Re- 
stitutionen an  den  Pabst  die  Hoheit  des  Reichs  in  Mittelitalien  allerdings 
wieder  auf  Tuszien  beschränkt;  mancherlei  Erwägungen  konnten  es  aber  doch 
nahe  legen,  das  nicht  durch  Bestellung  eines  Legaten  ausdrücklich  nur  für 
Tuszien  bestimmter  hervortreten  zu  lassen;  konnte  andererseits  der  Pabst 
gegen  den  allgemeinereu  Titel  nicht  wohl  Einsprache  erheben,  so  geschah  es 
doch  wohl  kaum  ohne  Absicht,  wenn  er  nur  von  einem  Legaten  in  Tuszien 
spricht.  Gebhard  führt  den  Titel  eines  Legaten  zuletzt  1238  Sept.21  und 
wird  damals  nach  Deutschland  gegangen  sein,  da  er  erst  1239  Dez.  wieder 
beim  Kaiser  zu  Cremona  genannt  wird25  und  inzwischen  ein  anderer  Legat 
bestellt  war.  Im  Nov.  1240  finden  wir  ihn  zu  Nürnberg  beim  K.  Konrad;  er 
seheint  dann  auch  in  Deutschland,  wo  ihm  der  Kaiser  die  Reichsgeriuhtsbar- 
keit  in  der  Burggrafschaft  Altenburg  anvertraute,  einflussreich  und  für  das 
kaiserliche  Interesse  thätig  gewesen  zu  sein.26 

287.  —  Konnten  wir  die  Theilung  der  Legation  bis  1238  verfolgen,  so 
gelangen  wir  damit  auf  eine  Zeit,  wo  die  Verwaltung  Italiens  in  umfassendster 
Weise  umgestaltet  wurde. 1  Das  traf  auch  die  Stellung  des  Generallegaten. 
Erlitten  seine  Machtbefugnisse  den  gesammten  übrigen  Einrichtungen  ent- 
sprechend wesentliche  Beschränkungen,  worauf  wir  zurückkommen,  so  wurde 
dagegen  die  Einheit  der  Legation  wiederhergestellt.  Am  25.  Juli  1239  er- 
nannte der  Kfiiser  seinen  Sohn,  den  König  Enzio  oder  lleinrich  von  Sar- 
dinien, oder  von  Torre  und  Gallura,  zum  Istjatu*  totius  Italic  de  latere 
twtitro.2  Wie  hier,  so  wird  auch  später  in  seinem  Titel  durchweg  die  Ausdeh- 
nung seiner  Gewalt  über  das  ganze  Königreich  betont;  er  nennt  sich  sm-ri 
imperii  totius  Halle  le<uiUi*  oder  in  tota  Italia  lenatns  aeneralis,  seltener 
nur  in  Italia  tyatu*;  und  nach  den  ziemlich  zahlreich  vorliegenden  urkund- 
lichen Zeugnissen3  erstreckte  sich  seine  Thätigkeit  ebensowohl  auf  Oberitalien, 
als  auf  Mittelitalien.  Seine  Gefangennahme  bei  Fossalta  1249  Mai  26  setzte 
derselben  ein  Ende;  es  scheint  nicht,  dass  der  Kaiser  einen  andern  Legaten 
für  ganz  Italien  bestellte.4 


—  1236  wird  eine  Verfügung  Gebhards  zu  Gunsten  des  Bischofs  Ton  Lucca  erwähnt.  Mem. 
di  Lucca  4.  132.  -  1238  Juli  8  zu  S.  Miniato  gebietet  er  der  Stadt  Volterra  und  dem  dor- 
tigen Bischöfe  Waffenstillstand  bis  zur  Entscheidung  ihrer  Streitigkeiten  durch  den  Kaiser. 
Rena  e  Camici  6a,  92.  23.  Huillard  4,  366.  24.  Huill.  5,  235.  25.  Huill.  5,  639. 
542.  544.      2«.  Huill.  5.  1024.  1207.  1232. 

287.  —  1.  Ausser  später  zu  Erörterndem  Tgl.  §  202.  2.  Huillard  5,357.  8.  Zu- 
sammengestellt bei  Böhmer  Reg.  Enzio's  und  Huillard  5,  1282;  6.  993:  eine  Reihe  von 
Nachträgen  wird  das  Additatnentum  zu  Böhmers  Reg.  bringen.  4.  Wüstenfeld  theilte  mir 
aus  den  Consigli  di  Campana  im  Archiye  zu  Siena  einen  Auszug  über  die  Verhandlungen 
wegen  Bestellung  eines  Podesta  ron  1249  Sept.  17  mit.  wouach  der  Kaiser  dem  Marchio 
befohlen  hatte,  denselben  zu  bestellen,  der  Marchio  überhaupt  zunächst  als  Vertreter  di-s 
Kaisers  erscheint.  Gencralvikar  ron  Tuszien  war  damals  Friedrich  Ton  Antiochien,  der  aber 
nie  Markgraf  heisst.  Die  Ueberweisung  der  Angelegenheit  an  einen  andern,  als  den  Ge- 
neralrikar,  würde  auf  einen  Generallegaten  schliessen  lassen;  und  bezüglich  der  Person 
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Von  den  Gegenkönigen  hatte  Wilhelm  1248  seinen  Hofkauzier,  den  Er- 
wählten Heinrich  von  Speier,  zum  Legaten  für  Italien  bestimmt5,  der  aber 
anscheinend  nie  hingelangt  ist.  Erst  unter  K.  Rudolf  kam  es  wieder  zu  eiuer 
eingreifenderen  Thätigkeit  königlicher  Boten  in  Italien;  doch  liegt  ein  Eingehen 
auf  diese  spätem  Verhältnisse  nicht  in  unserer  Absicht. 

288.  —  Versuchen  wir  es,  nach  den  angeführten  Einzelnheiten  uns  die 
allgemeinen  Verhältnisse  des  Amts  zu  vergegenwärtigen,  so  waren 
die  Generallegaten  ihrer  Nationalität  nach  durchweg  Deutsche,  wenn  wir 
von  dem  Burgunder  Thomas  von  Savoien  und  dem  Apulier  Simon  von  Teate 
absehen;  die  Amtsführung  des  letzten  fallt  überhaupt  schon  in  eine  Zeit,  wo 
die  deutschen  Reichsbeamten  mehr  und  mehr  durch  Apulier  ersetzt  werden. 
Bis  in  diese  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  II  werden  wir  annehmen  müssen, 
dass  grundsätzlich  nur  Deutsehe  in  diesem  höchsten  Reichsamte  verwandt 
wurden. 

Was  die  anderweitige  Stellung  der  Legaten  betrifft,  so  wurden 
vorzugsweise  die  Reichskanzler  und  solche  geistliche  Fürsten,  welche  aus  der 
Reichskanzlei  zu  ihren  Würden  gelangt  waren,  verwandt.  Weltliche  Fürsten, 
abgesehen  etwa  von  den  Wittelsbachern,  finden  wir  unter  den  Legaten  nicht. 
Die  Laien  unter  ihnen  sind  einfache  freie  Herren,  wie  zuerst  Bertold  von  Ku- 
nigsberg,  eine  Zeitlang  aber  in  den  letzten  Jahren  K.  Friedrichs  I  und  unter 
Heinrich  VI  vorzugsweise  Dienstmannen  des  Reichs.  Die  Unfreiheit  dieser 
scheint  demnach  keinen  Anstand  geboten  zu  haben,  ihnen  das  höchste,  insbe- 
sondere auch  mit  richterlichen  Funktionen  verbundene  Reichsamt  zu  über- 
tragen; wissen  wir  von  Markward  von  Annweiler,  dass  der  Kaiser  ihn  freiliess, 
als  er  ihn  zum  Markgrafen  von  Ancona  erhob,  so  ist  das  von  den  als  General- 
legaten verwandten  Reichsministerialen  weder  bezeugt,  noch  wahrscheinlich. 1 

Der  frühere  sein*  gewöhnliche  Brauch,  ein  und  dieselbe  Legation  mehreren 
Personen  zu  übertragen,  wirkt  unter  K.  Konrad  III  und  in  den  früheren  Jahren 
K.  Friedrichs  I  noch  nach,  wie  denn  in  dieser  Zeit  auch  der  Charakter  eines 
pinmaligen  Bereisens  des  Landes  durch  ausserordentliche  Bevollmächtigte  der 
Regierung  noch  vorherrscht.  Seit  dann  die  Legation  mehr  und  mehr  zu  einer 
dauernden  Amtsführung  wird,  später  geradezu  als  ständiges  Reichsamt  er- 
scheint, haben  wir  als  Regel  Einheit  des  Amtes  anzunehmen,  es  wird  nur 
noch  eine  einzelne  Person  mit  der  Legation  betraut.  Es  scheint  das  gerade 
nicht  ausgeschlossen  zu  haben,  dass  auch  später,  so  1185  und  in  der  nächst- 
folgenden Zeit,  zwei  Legaten  gleichzeitig  thätig  waren,  wie  ja  auch  die  An- 
kunft des  Königs,  deu  der  Legat  vertritt,  die  gleichzeitige  Thätigkeit  desselben 


287,  j  wJlre  dann  wohl  zunächst  an  den  Markgrafen  Manfred  Lancia  zu  denken.  Für  ein« 
besondere  Bedeutung  desselben  in  dieser  Zeit  liesse  sich  auch  anführen,  dass  bei  einem 
1249  Dez.  15  zwischen  Bologna  und  Modena  geschlossenen  Bündnisse  als  die  zunächst  m 
bekämpfenden  Feinde  nach  dem  Kaiser  zuerst  Manfred  Lancia,  dann  Ezelin  genannt  wer- 
den, Tiraboschi  Mod.  5,  33,  was  sich  freilich  auch  erklart,  wenn  er  nur  (Jenernlrikar  in 
Oberitalien  war;  und  1250  April  wird  er  allerdings  nur  als  Vikar  vom  I .ambro  aufwärts 
bezeichnet;  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  499.  5.  Huillard  6,  b'54. 
288.  —  1.  Vgl.  Sitzungsber.  40,  75. 
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nicht  aufhebt ;  doch  scheinen  dann  beide  in  keiner  nähern  Beziehung  zu  ein- 
ander zu  stehen,  sie  handeln  selbstständig,  wie  und  wo  das  Bedürfuiss  oder 
ihre  besondern  Aufträge  das  erfordern  mochten,  ohne  dass  eine  örtliche  Schei- 
dung ihrer  Wirkungskreise  wahrscheinlich  wäre,  wie  eine  solche  unter  K. 
Friedrich  II  dann  allerdings  hervortritt. 

Regelmässig  umfasst  ihre  Vollmacht  bezüglich  der  örtlichen  Ausdeh- 
nung ganz  Italien  nach  dem  .Sprachgebrauche  jener  Zeit,  nämlich  das  zum 
Kaiserreiche  gehörende  Regnuni  Italiae;  insbesondere  auch  die  Mark  Aucona 
und  das  Herzogthum  Spoleto,  soweit  nicht  zeitweise  auf  die  Hoheit  des  Reichs 
über  diese  zu  Gunsten  der  Kirche  verzichtet  war,  während  ihre  Thätigkeit  in 
der  Romagna  auch  durch  diese  den  Exarchat  und  die  Pentapolis  aufführenden 
Verzichte  nie  gehemmt  erscheint.  Dagegen  sind  im  Patrimonium  Amtshand- 
hingen  der  Legaten  als  solcher  nicht  nachzuweisen,  wenn  sie  dort  auch  mehr- 
fach im  Interesse  und  mit  Zustimmung  des  Pabstes  thätig  waren ;  so  Christian 
von  Mainz  und  Bertold  von  Kunigsburg;  sitzt  Otto  von  Wittelsbach  1159  zu 
Farfa  zu  Gericht,  so  wird  darauf,  dass  dieses  ein  Reichsstift  war,  in  der  Ur- 
kunde mit  den  Worten  veluti  in  imperiali  camera  resident**  ausdrücklich 
hingewiesen.2 

Das  nicht  zum  Kaiserreiche  und  nach  dem  Sprachgebrauche  der  Zeit  auch 
nicht  zu  Italien  gehörende  Königreich  Sizilien  gehörte  an  und  für  sich  nicht  zum 
Amtssprengel  des  Legaten  für  ganzltaiien.  War  dieser  zugleich  als  Legat  für 
.Sizilien  bevollmächtigt,  so  werden  beide  Aemter  im  Titel  auseinandergehalten ; 
so  1 193  bei  Bertold  von  Kunigsburg,  1 196  bei  Konrad  von  Hildesheim.  Mehr- 
fach wurden  aber  auch  besondere  Boten  für  Sizilien  bestellt.  Markgraf  Bonifaz 
von  Montferrat,  der  1194  auf  der  gegen  Sizilien  bestimmten  Flotte  war,  muss 
Ende  1194  oder  in  den  ersten  Monaten  1195  Legat  auf  der  Insel  gewesen 
sein;  denn  1197  bestätigte  der  Kaiser  der  Stadt  Caltagirone,  quemadnwdum 
dilectus  noster  Bonifatius  marchio  Montisferrati  nostra  qua  fungebatur 
legatione  et  anetoritate  Ulis  indvlsit.3  Dann  heisst  seit  1195  April  Herzog 
Konrad  von  Spoleto  wiederholt  regni  Sieiliae  rieariu**;  1214  ist  Markgraf 
Aldobrandin  von  Este  und  Ancona  totius  regni  Apuliae  regalis  aulae  riva- 
rius  t't  legatus*,  1215  bis  1217  Bischof  Lupolt  von  Worms  totius  regni  Si- 
ciliae legatns.6  Der  Kaiser  versprach  dann  1220:  tarn  in  regno,  quam  in 
imperio  pro  regni  negotii*  officiales  de  regno  ipso  habebimus  et  atemur 
sigillo  ad  expedienda  ipsius  regni  uegotia  spetiali.7  Demgemäss  finden  wir 


2.  Script.  It.  2b,  678.  8.  Aprile  Dell»  cronolog.  univers.  della  Sicilia  108  nach  Wüsten- 
feld. Bonifaz  war  beim  Kaiser  11.04  Dez.  25  bis  1195  Jan.  II  zu  Palermo,  Keb.  2  zu  Mes- 
sina, dann  wieder  März  30  zu  Bari.  4.  Pirro  532.  Hnillard  3,  17.  üghelli  6,  699.  Die 
Wahl  des  Ausdruckes  Vicariu*  mag  damit  zusammenhangen,  dass  zunächst  die  Kaiserin 
zur  Regentin  bestellt  war.  5.  Antiq.  It.  1.  331.  Amiani  Fano  2,  23;  nach  Urk.  bei  Cata- 
lani  Mero.  della  zecca  Fermana  16  auch  noch  1215  Juni  10.  also  gleichzeitig  mit  Lupolt. 
Engiler  Ton  Lhro  übergibt  1214  Marz  31  zu  Trient  Hörige  für  den  Fall  an  das  Bisthum.  « 
in  itinere  il/o,  quo  intendtt  ire  cum  d.  marchigio  Aldevrandino  Kttenti  in  PuUro,  decesterit, 
sie  sich  Torbehaltend,  wenn  er  de  itinsre  Apu/if  zurückkehrt;  Trienter  ArchiT  zu  Innsbruck 
nach  Durig.     6.  Huillard  1,  375.  377.     2.  Roul.  de  Cluny  87. 
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später  bei  Abwesenheit  des  Kaisers  keinen  fremden  Legaten  mehr,  sondern 
einen  einheimischen  Capitaneus  rennt;  nur  während  seiner  Kreuzfahrt  war 
Reinald  von  Spoleto  Statthalter8;  um  1240  hat  er  dann  seinen  unmündigen 
Sohn  Heinrich  zum  Statthalter  bestellt.9 

289.  —  Die  Befugnisse  des  Gcncrallegaten  wurden  wohl  in  jedem 
Einzelfalle  in  einem  Vollmachtbriefe  angegeben,  welcher  ihnen  während 
ihrer  Amtsführung  zur  Beglaubigung  diente.  So  entfaltet  Christian  von  Mainz 
1 1 72  auf  dem  Tage  zu  Siena  eine  kaiserliche  Urkunde,  qua  potestatem  uni- 
rersalem  ab  eodem  sibi  concessam  ostendtt1;  wie  auch  sonst  mehrfach  das 
Vorlegen  derselben  erwähnt  wird.  Aus  dem  zwölften  Jahrhunderte 
sind  uns  solche  Vollmachten  nicht  erhalten2;  wir  können  da  nur  aus  den  ein- 
zelnen Zeugnissen  über  ihre  Thätigkeit  auf  die  allgemeinen  Befugnisse  zurück- 
schliessen.  Und  zwar  dürfte  es  kaiun  gefehlt  sein,  die  sich  daraus  ergebenden 
Befugnisse  der  Einzelnen  im  allgemeinen  als  Befugnisse  aller  Generallegaten 
aufzufassen.  Es  wäre  allerdings  denkbar,  dass  die  gleiche  Ausdehnung  des 
Wirkungskreises  mit  grösseren  oder  geringeren  Befugnissen  verbunden  ge- 
wesen wäre,  die  Vollmacht  des  einen  eine  Befugniss  enthalten  hätte,  welche 
einem  andern  versagt  worden  wäre.  Aber  abgesehen  davon,  dass  bei  einer  so 
regelmässig  wiederkehrenden  Amtsstellung  wohl  von  vornherein  anzunehmen 
ist,  dass  sich  ein  bestimmtes,  regelmässig  eingehaltenes  Herkommen  bezüglich 
der  damit  verbundenen  Rechte  und  Pflichten  ausbildete,  lässt  uns  die  Ver- 
gleichung  der  Zeugnisse  über  die  Thätigkeit  der  verschiedensten  Generallega- 
ten keinen  Zweifel,  dass  für  die  Stellung  aller  ein  und  dieselbe  Grundan- 
schauung massgebend  war,  welche  dann  auch  eine  Gleichheit  der  Einzelbefug- 
nisse zur  Folge  haben  musste;  die  nämlich,  dass  der  Generallegat  mit  voller 
kaiserlicher  Machtvollkommenheit  handle,  dass  ihm  alles  zustehe,  was  dein 
Kaiser  selbst,  wenn  er  zugegen  wäre,  zustehen  würde.  Ist  das  in  den  uns  er- 
haltenen Vollmachten  des  folgenden  Jahrhunderts  ausdrücklich  und  gleich- 
mässig  gesagt,  so  zweifle  ich  nicht,  dass  auch  die  des  zwölften  wesentlich  nur 
diese  Potentas  universalis,  wie  es  oben  hiess,  betonten,  und  nur  mehr  zufallig 
oder  durch  besondere  Bedürfnisse  veranlasst  auch  einzelne  sich  daraus  er- 
gebende Befugnisse  ausdrücklich  zuerkannt  wurden. 

Denn  vor  allem  ist  fast  keine  Urkunde  von  Generallegaten  ausgestellt,  in 
der  nicht  betont  wäre,  dass  sie  mit  königlicher  oder  kaiserlicher  Macht- 
vollkommenheit handeln.  Sie  verfügen  ex  parte  d.  imperatoris,  imperial* 
auetorilate,  imperiali  qua  fanaimur  aaetoritate,  oder  auch  ihre  daraus  ab- 
geleitete Gewalt  daneben  hervorhebend  ex  imperiali  et  nostra  parte,  aueto- 
ritate imperiali  et  nostra;  es  heisst  auetoritaU'  irrefraaabili  d.  nostri  im- 
peratorift  perlten  ni  edieto  statitimns ,  hoe  imperiali*  eoronae  ae  nostroe 
auetoritatis  praeeeptam,  Itoe  imperaforiae  maiextatis  et  noxtrum  edictum, 
hoe  noatrum  mandatum  imperiali*  preeepti3;  sie  nehmen  sab  imperaforiae 

288.|  8.  Vgl.  §  lim  ft.     9.  Petr.  de  Vincis  1.  3  c.  21. 

289.  —  1.  Ann.  Genuens.  Mon.  Germ  18,  91.  2.  Die  §  280  n.  I  erwähnte  For- 
mel wird  doch  zunächst  die  Auffassung  des  folgenden  Jahrhunderts  wiedergeben.     $.  Za- 

ehnria  Anecd.  234.  Antiq.  It.  4,  573.  Rena  e  Camici  5b,  90.  C.iulini  7,  561. 
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maieatatia  et  noatra  protectione,  befehlen  aub  obtentu  imperiale  gratiae  et 
noatrae,  drohen,  dass  der  ihren  Befehlen  Zuwiderhandelnde  yratiam  impera- 
toria  et  meam  verlieren  oder  indipnationem  d.  noatri  imperatoria  et  noatram 
maltun  volantatem  sich  zuziehen  solle.4  Der  dem  Kaiser  geleistete  Treueid 
verpflichtete  auch  gegen  sie;  1163  befiehlt  der  Legat  per  aaeramentunu  quo 
imperatori  ac  nobia  tenetur,  sein  Richter  per  aucramentum,  quo  tenebantur 
d.  canceüario,  et  per  fidelitatem ,  quam  iuraverant  d.  imperatori*;  wer 
ihren  Befehlen  nicht  nachkommt,  wird  dadurch  imperatoriae  maieatatia  reua. 6 
In  den  Kreis  ihrer  Thätigkeit  fallen  die  Negotia  totius  regni  Italici7, 
sie  können  uberall  eingreifen,  wo  und  wie  sie  es  für  nöthig  finden,  und  gehen 
dabei  der  Sache  wie  der  Form  nach  in  einer  Weise  vor,  welche  überall  das 
Bewusstsein,  mit  der  Befugniss  des  Kaisers  selbst  zu  handeln,  hervortreten 
lässt.  Was  sonst  ausschliesslich  der  Gnade  des  Herrschers  vorbehalten  ist, 
können  auch  sie  gewähren ;  wie  der  Kaiser  selbst  und  in  ganz  entsprechenden 
Formen  gewähren  sie  den  besondern  Schutz  des  Reichs,  bestätigen  sie  Rechte 
und  Besitzungen,  erneuern  sie  die  von  früheren  Herrschern  verliehenen  Gnaden 
und  Freiheiten;  hielten  es  doch  die  von  Viterbo  nicht  für  überflüssig,  sich  für 
Verleihungen  des  noch  herrschenden  Kaisers  einen  Bestätigungsbrief  seines 
Legaten  zu  erwirken.**  Jeder  andern  Gewalt  im  Reiche  übergeordnet,  können 
sie  von  der  Unterwürfigkeit  unter  dieselbe  befreien,  Städte  von  der  herzog- 
lichen und  markgräflichen  Gewalt  lösen  und  unmittelbar  dem  Reiche  unter- 
stellen.9 Und  was  sie  bestätigen  und  verleihen  können,  können  sie  auch  ent- 
ziehen; ein  Legat  durfte  sich  für  befugt  halten,  alle  der  Stadt  Pisa  vom 
regierenden  und  von  frühern  Kaisern  ertheilten  Privilegien  für  aufgehoben  zu 
erklären. 10  Scheint  es  ein  Vorrecht  des  Königs  gewesen  zu  sein,  auf  die  Nicht- 
achtung auch  seiner  aussergerichtlichen  Verfügungen  eine  Bannstrafe  zu  setzen, 
so  sehen  wir  auch  die  Legaten  in  ihren  Urkunden  dem  Verletzer  in  derselben 
Form  und  in  demselben  Ausmasse  Bannstrafen  drohen,  welche  zur  Hälfte  der 
kaiserlichen  Kammer,  zur  Hälfte  dem  Verletzten  zu  zahlen  sind. 1 1  Den  Reichs- 
bann können  sie  verhängen,  wie  aus  demselben  entlassen12,  wie  ihnen  über- 
haupt nach  Ausweis  zahlreicher  Gerichtsurkunden  die  Reichsgerichtsbarkeit 
in  weitestem  Umfange  zugestanden  haben  muss.  Um  den  Fehden  ein  Ende  zu 
setzen,  haben  sie  die  Befugniss,  den  Landfrieden  unter  den  von  ihnen  ver- 
fügten Bestimmungen  zu  gebieten  und  beschwören  zu  lassen  und  von  den  strei- 
tenden Parteien  Unterwerfung  unter  ihre  Entscheidung  zu  verlangen. 13  Ueber 
Güter  und  Rechte  des  Reichs  haben  sie  die  ausgedehnteste  Verfügung.  Wir 
finden  sie  nicht  allein  bemüht,  entfremdete  Rechte  und  Güter  wieder  an  das 
Reich  zurückzubringen14,  das  Reichsgut  durch  Ankäufe  zu  mehren15,  sondern 


4.  Mittarelli  Ann.  4,  46.  Bussi  Viterbo  398.  Sarioli  1,  256.  Ughelli  1,  461.  5.  Antiq. 
It.  4,  573.  Rena  e  Camici  5  b,  28.  ö.  Bussi  Viterbo  398.  SaTioli  2,  48.  7.  Antiq.  lt. 
4,  28.  8.  Bussi  Viterbo  398;  auch  Böhmer  Acta  601.  9.  Zacharia  Anecd.  234.  Sarti 
Engub.  1 13.  10.  Mon.  Germ.  18,  93.  11.  Vgl.  §  41  n.  6.  12.  Bussi  Viterbo  398. 
Mon.  Genn.  18,  93.  AffO  Parma  3,  302.  Antiq.  It.  4,481.  18.  Mon.  Genn.  4,  196.  Odo- 
rici  6,  88.  91.  95.  14.  Mittarelli  Ann.  4,  6.  10.  Fantuzzi  6,  54.  Ant.  It.  2,  79.  15.  Ant. 
It.  2,  93. 
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auch  umgekehrt  Güter,  welche  für  das  Reich  in  Besitz  genommen,  den  Eigen- 
tümern restituiren 1 6,  Reichsgiiter  zur  Belohnung  au  Getreue  schenken17, 
Städten  die  nutzbaren  Hoheitsrechte  des  Reiches  gegen  Abfindungssummen 
überlassen18,  zur  Tilgung  ihrer  Schulden  oder  zur  Deckung  ihrer  Geldbedürf- 
nisse auf  die  Reichseinkünfte  anweisen  oder  Reichsrechte  veräussern.19  Auch 
die  lehensherrlichen  Befugnisse  des  Kaisers  sind  ihnen  nicht  vorenthalten;  sie 
ertheilen  Belehnungen  vice  imperatoris20 ;  selbst  über  grosse  Reichslehen,  wie 
die  Insel  Sardinien,  glaubte  der  Legat  in  einer  den  Kaiser  bindenden  Weise 
verfügen  zu  dürfen.21  Bezüglich  italienischer  Angelegenheiten  scheinen  sie 
auch  mit  auswärtigen  Mächten  in  unmittelbarem  Verkehr  gestanden  zu  haben; 
1 1 65  drohte  Christian  dem  Könige  von  Frankreich  mit  Repressalien,  wenn 
in  Frankreich  geraubte  Sachen  italienischer  Kaufleute  nicht  zurückgestellt 
würden.22 

Und  alle  ihre  Verfügungen  tragen  durchaus  den  Charakter  endgültiger 
Entscheidungen,  nie  wird  bei  denselben  die  kaiserliche  Bestätigung  vorbe- 
halten. Es  scheint,  dass  auch  jetzt,  wie  das  später  in  den  Vollmachten  aus- 
drücklich ausgesprochen  wird,  der  Kaiser  sich  von  vornherein  an  ihre  Ver- 
fügungen für  gebunden  erklärte;  Friedrich  I  scheint  das  anzuerkennen,  wenn 
er  1177  in  einem  Falle,  wo  es  sich  nicht  einmal  um  einen  Generallegaten 
handelt,  sagt:  Ea  quae  a  nunciis  nostris,  quos  in  terra*  imperio  nostro 
subiectas  mitten  solemus ,  in  terminis  procurationi  ipaorum  creditis,  in 
vice  nostra  iuste  et  congrue  super  causis  ad  eos  delatis  ordinata  fuerint, 
decet  no8  et  rata  ienere  et  perpetuo  nostrae  auctoritatis  rohore  confrrmare 
et  stabilire.'1*  Dagegen  kann  natürlich  nicht  sprechen,  dass  Privilegien,  welche 
die  Legaten  ertheilten,  Verträge,  welche  sie  schlössen,  mehrfach  später  vom 
Kaiser  ausdrücklich  bestätigt  wurden.24  Auch  wenn  der  Legat  Christian  der 
Stadt  Siena  die  Münze  nicht  selbst  verleiht,  sondern  nur  die  Verleihung  durch 
den  Kaiser  verspricht25,  so  folgt  noch  nicht  nothwendig,  dass  die  Verleihung 
seine  Befugnisse  überschritten  haben  würde.  Oder  finden  wir,  dass  ein  Legat 
eine  gerichtliche  Investitur  unter  Vorbehalt  der  Klage  nur  ertheilt  usque  ad  d. 
imperatoris  adventttm,  oder  einen  Landfrieden  nur  beschwören  lässt  usque 
ad  trifjinta  dies  post  introitum  d.  imperatoris  in  Ytaliam26,  so  werden  wir 
auch  daraus  nicht  gerade  schliessen  müssen,  dass  er  überhaupt  nur  vorläufige 
Vorkehrungen  treffen  durfte;  denn  in  ganz  entsprechenden  Fällen  finden  wir 
den  Legaten  endgültig  entscheiden. 

Aber  allerdings  wird  zu  beachten  sein,  dass,  wenn  dem  Legaten  auch  die 
kaiserlichen  Machtbefugnisse  unbedingt  übertragen  waren,  er  damit  doch  nicht 
zugleich  der  Verantwortlichkeit  gegen  den  Kaiser  für  den  Gebrauch, 
welchen  er  von  seiner  Vollmacht  machte,  überhoben  war.  Trat  er  dem  Lande 
gegenüber  auch  ganz  in  die  Stelle  des  Kaisers  ein,  so  hob  das  seine  Abhängig- 

280.1  1«.  Mittarelli  Ann.  4.  24.  17.  Ughelli  1,  461.  18.  Mem.  di  Lucca  1.  186. 
1».  Rena  e  Caraici  5  c,  26.  Antiq.  It.  4,  575.  Böhmer  Acta  818.  30.  Mittarelli  Ann.  4,6. 
21.  Vgl.  Varrentrapp  21.  22.  Rena  c  Ca mici  5b, 95.  28.  Antiq.  It.  5,  1045.  24.  Mem. 
di  Lucca  1,  186.  Sarti  Eugub.  113.  Mittarelli  Ann.  4,  10.  SaTioli  2,  67.  25.  Antiq.  It. 
4,  575.     26.  Rena  e  Camici  5  a,  14.  Odorici  6,  95. 
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keit  vom  Willen  desselben  nicht  auf.  Beim  Antritt  der  Legation  wurden  ihm 
unzweifelhaft  Verhaltungsmassregeln  ertheilt,  auch  später  mochten  ihm  die 
verschiedensten  Weisungen  zukommen.  Wo  er  ohne  besondere  Weisung  war, 
und  überwiegend  musste  das  doch  der  Fall  sein,  wird  es  seine  Sache  gewesen 
sein,  zu  erwägen,  welchen  Gebrauch  er  von  seinen  unbeschränkten  Machtbe- 
fugnissen machen  dürfe.  Und  der  Hauptgesichtspunkt  musste  dann  offenbar 
der  sein,  dass  seine  Gewalt  nur  eine  zeitweise,  durch  die  Abwesenheit  des 
Kaisers  bedingte  war,  dass  als  der  regelmässige  Zustand  doch  die  Uebung 
derselben  durch  den  Kaiser  selbst  im  Auge  zu  halten  und  dieser  daher  un- 
nötigerweise nicht  vorzugreifen  war.  Wo  Gefahr  im  Verzuge  schien,  da 
mochte  der  Legat  auch  unbedenklich  die  tiefeingreifendsten,  den  Kaiser  in 
empfindlicher  Weise  verpflichtenden  Massregeln  treffen,  während  er  vielleicht 
bei  minder  wichtigen  Angelegenheiten  zu  endgültigen  Entscheidungen  sich 
nicht  berufen  hielt,  weil  nichts  versäumt  war,  wenn  man  die  Ankunft  des 
Kaisers  oder  erbetene  Weisungen  aus  Deutschland  abwartete.  Und  vor  allem 
lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Legat  es  zu  vermeiden  hatte,  da 
dauernde  Einrichtungen  zu  treffen,  wo  dem  nächsten  Bedürfnisse  durch  vor- 
übergehende vollkommen  genügt  werden  konnte.  Man  wird  nicht  sagen  können, 
dass  etwa  die  gesetzgebenden  Befugnisse  des  Kaisers  den  Legaten  vorenthal- 
ten gewesen  wären;  zur  Aufrechthaltung  des  Landfriedens  erlassen  sie  die 
verschiedensten  gesetzlichen  Bestimmungen;  aber  es  ist  dabei  doch  nur  auf 
vorübergehende  Geltung  abgesehen;  nie  würde  ein  Legat  trotz  seiner  Macht- 
vollkommenheit sich  haben  dazu  befugt  halten  können,  ein  dauernd  gültiges 
Reichsgesetz  zu  erlassen,  da  schwerlich  jemals  ein  Bedürfniss  vorliegen  konnte, 
darin  dem  Kaiser  selbst  vorzugreifen.  Und  so  mag  es  manche  kaiserliche  Vor- 
rechte gegeben  haben,  welche,  weil  bei  ihnen  ihrer  Natur  nach  eine  beschleu- 
nigte Uebung  nie  Bedürfniss  war,  wenigstens  herkömmlich  von  den  Legaten 
nicht  geübt  wurden,  wenn  sie  ihnen  auch  vielleicht  nicht  ausdrücklich  vorent- 
halten waren.  So  mag  es  etwa  nicht  gebräuchlich  gewesen  sein,  dass  die  Le- 
gaten Judices  ernannten,  und  sich  daraus  erklären,  dass  im  dreizehnten  Jahr- 
hunderte die  Befugniss  zu  solchen  Ernennungen  anscheinend  nicht  als  an  und 
für  sich  in  ihrer  Vollmacht  enthalten  betrachtet  wurde.27 

Mochte  aber  der  Legat  selbst  der  Gränzen,  welche  ihm  durch  die  Ver- 
antwortlichkeit seinem  Vollmachtgeber  gegenüber  gezogen  waren,  sich  immer 
bewusst  sein,  dem  von  ihm  verwalteten  Lande  gegenüber  kamen  diese  Glän- 
zen nicht  in  Betracht,  diesem  gegenüber  scheint  seine  Vollmacht  eine  unbe- 
schränkte gewesen  zu  sein  und  musste  es  wohl  sein,  sollte  er  sich  in  seiner 
Wirksamkeit  nicht  überall  gelähmt  sehen,  sollte  der  Hauptzweck  seiner  Sen- 
dung, die  Möglichkeit  eines  unmittelbaren  persönlichen  und  endgültig  entschei- 
denden Eingreifens  in  die  Verhältnisse  des  Landes  trotz  der  Abwesenheit  des 
Herrschers,  nicht  wieder  und  wieder  durch  Erhebung  von  Bedenken  gegen 
.seine  Befugnisse  in  Frage  gestellt  werden.  Sollte  seinen  Verfügungen  so  un- 
weigerlich gehorcht  werden,  als  wenn  der  Kaiser  selbst  sie  erlassen,  so  musste 


28.  Vgl.  §  254  u.  1. 
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auch  von  vornherein  feststehen,  dass  der  Kaiser  jede  derselben  genehm  halten 
werde.  Und  es  ist  mir  wenigstens  kein  Fall  bekannt  geworden,  in  welchem  der 
Kaiser  die  Verfügung  eines  Legaten  für  nichtig  erklärt  hätte. 

290.  —  Auch  das  äussere  Auftreten  der  Generallegaten  scheint 
vielfach  ein  sehr  glänzendes,  der  Stellung  eines  Vertreters  des  Kaisers  ent- 
sprechendes gewesen  zu  sein.  Eine  glänzende  Hofhaltung  wird  insbeson- 
dere bei  Christian  von  Mainz  erwähnt;  bei  ihm  finden  wir  einen  eigenen  Kanz- 
ler, wie  bei  Bertold  von  Kunigsburg  einen  Pro tonotar1;  für  die  Gerichtsbarkeit 
waren  sie,  worauf  wir  zurückkommen,  anfangs  von  eigenen  Richtern,  später 
von  den  kaiserlichen  Hofrichtern  begleitet;  auch  einzelne  italienische  Grosse 
scheinen  sie  zuweilen  längere  Zeit  zur  Unterstützung  begleitet  zu  haben,  so 
1 163  der  Bischof  von  Parma  den  Legaten  Reinald2,  1209  die  Bischöfe  von 
Mantua3,  Imola  und  Cervia  den  Patriarchen  Wolfger4,  welcher  consilio  no- 
strorum  fratrum  episcoporum,  comitum,  baronum  et  nobilium  nobis  assi- 
stmtium  die  Forderungen  der  Stadt  Siena  abschlägig  bescheidet5,  wie  auch 
sonst  wohl  die  Legaten  durch  die  Angabe  communicato  cowtllio  baronum 
nostrorum6  oder  ähnliche  Wendungen  ihrer  Begleitung  gedenken.  Insbeson- 
dere wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  sie  wie  der  Kaiser  selbst  das  Recht 
hatten,  den  italienischen  Grossen  ihren  Hof  tag  zu  gebieten,  da  wir  dieselben 
oft  in  grosser  Zahl  um  sie  versammelt  finden.  So  hielten  Reinald  und  Otto 
1 1 58  zu  Crcmona  ein  celebre  colloqmum  et  si  mavis  curiam  oder,  wie  ein 
anderer  Geschichtschreiber  sich  ausdrückt,  conventus  imperatorios  absque 
imperaiore,  immo  curia«,  si  dici  fas  est,  wo  die  Erzbischöfe  von  Ravenna 
und  Mailand  mit  fünfzehn  SufFraganen  erschienen.7  Und  wird  hier  der  zunächst 
für  die  kaiserlichen  Hoftage  übliche  Ausdruck  Curia  nur  zögernd  angewandt, 
so  wurde  er  später  anstandslos  selbst  urkundlich  auch  für  die  Tage  der  Le- 
gaten gebraucht.  So  spricht  Christian  1 1 72  von  der  celeberrima  curia,  zu 
welcher  sich  die  Grossen  und  die  Städteboten  aus  Tuszien,  der  Mark,  Spoleto 
und  derRoraagna  zu  Siena  um  ihn  versammelten8;  Trushard  1194  von  seiner 
curia  celebrata  Vercellis9 ;  und  wo  der  Ausdruck  fehlt,  lässt  mehrfach  die 
glänzende  Zeugenschaft  in  den  von  Legaten  ausgestellten  Urkunden  auf  einen 
solchen  Hoftag  schliessen. 10  Und  wie  die  Hoffahrt,  so  konnte  der  Legat  un- 
zweifelhaft auch  die  Heerfahrt  gebieten.  So  heisst  es  1 186  in  Urkunde  des 
Königs  für  Siena:  Pacem  et  ijuerram  facicnt  omnibus,  quihus  dominus  rex 
praecipiet,  vel  certus  nuntius  eins,  sicut  est  leyatus  Jtaliae,  vel  alius  nun- 
tius  ad  hoc  destiuatus11,  wo  das,  wozu  ein  anderer  Bote  besonderer  Voll- 
macht bedarf,  als  an  und  für  sich  in  den  Befugnissen  eines  Generallegaten 
liegend  bezeichnet  scheint.  Im  Frieden  mit  Mailand  1158  wurde  bestimmt, 


290.  —  1.  Sarioli  2,  48.  Ughelli  1,  461.  2.  Mittarelli  Ann.  4.  6.  Zacharia  Anecd. 
234.  3.  Ict  bei  ihm  zu  Brescia.  Vgl.  §  282  n.  7.  4.  Sie  sind  bei  ihm  Juli  1  zu  Poggi« 
bonzi,  ebenso  der  Reichskämmerer  Heinrich  ron  Rarensburg,  welcher  den  Patriarchen  be- 
gleitet haben  muss,  da  er  und  ebenso  der  Bischof  von  Imola  auch  Mai  30  zu  Bologna, 
Juni  5  zu  Faenza  bei  ihm  sind.  Vgl.  $  282.  5.  Böhmer  Acta  824.  6.  Script.  It.  2b.  678. 
7.  Radericus  1.  1  c.  20.  Otto  de  S.  Blasio  c.  9.  8.  Mon.  Germ.  18,  93.  9.  Odorici  6,91. 
10.  So  1 196:  Tgl.  §  280  n.  34.     11.  Mon.  Germ.  4,  182. 
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dass  die  Legaten  den  Palast  zur  Verfügung  haben  und  dort  zu  Gerichte  sitzen 
sollen12;  überhaupt  werden  wohl  die  Leistungen,  welche  der  Kaiser  bei  per- 
sönlicher Anwesenheit  anzusprechen  hatte,  durchweg  auch  ihnen  zugekommen 
sein,  da  solche  Leistungen  in  den  Urkunden  fast  nie  erwähnt  werden,  ohne 
dass  neben  dem  Kaiser  auch  seiner  Boten  gedacht  wird. 

291.  —  Wenn  uns  im  zwölften  Jahrhunderte  nur  die  Vergleichung  einer 
Reihe  von  Einzelfällen  auf  die  Stellung  der  Generallegaten  schliessen  lässt,  so 
sind  wir  über  ihre  Befugnisse  im  dreizehnten  Jahrhunderte  un- 
mittelbarer unterrichtet.  Denn  ftir  dieses  liegt  uns  nun  eine  Reihe  königlicher 
Vollmachten  für  Legaten  vor;  von  1209  für  Wolfger  von  Aglei1,  von  1213 
fiir  Friedrich  von  Trient,  von  1220  April  und  erweitert  vom  November  für 
Konrad  von  Metz  und  Speier,  von  1228  für  Reinald  von  Spoleto,  von  1239 
für  König  Enzio.2  Sind  sie  zum  Theil  allgemeiner  gehalten,  so  sind  insbeson- 
dere in  denen  von  1220  und  1239  auch  manche  einzelne  Befugnisse  aufge- 
zählt, so  dass  es,  um  diese  festzustellen,  kaum  nöthig  scheint,  die  anderwei- 
tigen Zeugnisse,  insbesondere  die  zahlreichen  von  den  Legaten  ausgestellten 
Urkunden  heranzuziehen. 

Und  von  einer  genaueren  Feststellung  von  Einzelbefugnissen  können  wir 
im  allgemeinen  füglich  absehen.  Denn  in  den  Volknachten  finden  wir  jetzt 
aufs  ausdrücklichste  ausgesprochen,  dass  der  Generallegat  volle  könig- 
liche Machtvollkommenheit  hat,  schlechtweg  zu  allem  befugt  ist,  wozu 
der  König  selbst,  wenn  er  anwesend  wäre,  befugt  sein  würde.  So  schreibt  der 
König  1209,  er  wolle,  dass  der  Legat  de  hiis  Omnibus  se  intromittat,  que 
ad  imperialem  spectare  dinoscuntur  iurisdictionem,  et  in  ipsis  commodum 
nostrum  ordinet  et  disponat,  und  befiehlt  allen  in  Italien,  quatenus  memorato 
]*rincipi  nostro — per  omnia  intendatis  et  debiti  lumoris  reveveniki  eum 
prevenientes  super  universis  negotiis  vestris,  que  cum  imperio  tractanda 
habetis,  tamquum  si  nos  praesentes  essemus,  ad  ipsum  habeatis  respectum, 
certissime  scituri,  quod  ipse  in  cunctis  agendis  nostris  pro  arbitrio  suo  et 
ad  Itonorem  imperii  plmtssiinam  habeat  facultatem,  et  quicquid  ex  parte 
nostra  fecerit  vel  cuiquam  promiserit,  nos  rat  um  tenebimus  et  apud  emi- 
neneiam  nostram  perenni  gaudebit  Jirmitate;  und  in  dein  Schreiben,  durch 
welches  der  König  den  Mailändern  die  Ernennung  anzeigt,  heisst  es:  volentes 
quod  ipse  vice  et  loco  nostro  per  totam  Italiam  officio  fungatur  nostri  et 
imperii  legati,  et  quicquid  ipse  ibi  de  hanore  nostro  et  imperii  tractaverit, 
nos  per  omnia  ratum  sumus  habituri;  —  et  quicquid  Jwnoris  sibi  exhibue- 
i-itis,  nobis  totum  factum  reputabimus.3  Im  J.  1213  befiehlt  der  König, 
dem  Legaten  in  allem  zu  gehorchen,  tamjuam  nostrae  maiestatis  persona* % 
da  er  von  vornherein  alles  genehm  halte,  was  derselbe  verfügen  werde;  1220 
November  sagt  der  Kaiser,  dass  er  dem  Legaten  Vollmacht  gegeben  habe  in 


12.  Mon.  Germ.  4,  109. 

291.  -  1.  Böhmer  Acta  207.  2.  Huillard  1,  249.  753.  2,  54.  3,  65.  5,  357.  Dazu 
noch  die  ror  1215  entstandene  Formel  aus  Boucompagnus,  Beilage  zu  1190.  3.  Corio 
Ced.  1640)  152;  auch  Böhmer  Acta  208. 
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den  er  a  liegst  eil. 


Omnibus  agendis  nostris  et  imperii  per  totam  Italiam  et  partes  eins  per- 
tractandis  in  dictis  et  /actis,  agendis  et  faciendi*,  prout  viderit  et  commo- 
dutn  et  honorem  nostrum  et  imperii  expedire,  rat  um  habentes  et  incommu- 
tabile,  quidquid  ipsc  in  Iiis  statuendis  decreverit  esse  facimdum,  tanquam 
ab  ore  processer it  impoualis  maiestatis;  decernimus  super  omnia,  ne  ab 
ipso  legato  nostro  in  aliquo  casu  ad  nostrarn  audientiam  fiat  appeUatio, 
sed  quidquid  vice  nostra  per  totam  Italiam  et  partes  eins  dixerit  vel  fecerit, 
ratum  ab  Omnibus  observetur  et  incommutabile,  quod  et  nos  sicut  dignum 
est  promittimns  imperiali  ßrmitudine  approbare,  und  fügt  hinzu,  dass  ihm 
zu  gehorchen  sei  tanquam  nolris  und  Widerstrebende  banno  ab  ipso  tanquam 
a  nobis  specialitrr  imposito  unterliegen  sollen;  wieder  heisst  es  1228  aus- 
drücklich, cui  dedimus  plenariam  potesUttem  in  Omnibus,  quecumque  in 
predictis  locis  nos  ipsi  personaliter  facere  debemus. 

Bezüglich  der  Verwaltung  des  Reichs  wird  der  Legat  1213  und  1220 
insbesondere  bevollmächtigt  den  Landfrieden  aufrecht  zu  erhalten  oder  wieder- 
herzustellen, den  Treuschwur  und  andere  dem  Kaiser  schuldige  Leistungen 
entgegenzunehmen,  die  Rechte  und  Besitzungen  des  Reichs  wiederzuerlangen, 
Privilegien  zu  ertheilen,  überhaupt  vices  nostras  suppleat  in  singulis,  immo 
nniversis,  que  ad  honorem  et  utiliteitem  nostrarn  et  imperii  spectaverint, 
adimplmdis. 

Jene  allgemeine  Vollmacht  schloss  ihrem  Wortlaute  nach  unzweifelhaft 
auch  die  volle  Reich  sgerichtsgewalt  und  die  mit  ihr  näher  zusammen- 
bringenden Befugnisse  in  sich;  1209  wird  die  imperiaUs  iurisdictio  ausdrück- 
lich hervorgehoben;  in  den  beiden  Vollmachten  von  1220  heisst  es  ziemlich 
gleichlautend:  dedimus  —  potestatem  supponendi  ciritates,  bargos,  castra 
seu  t'iUas,  marchiones,  comites,  capitaneos,  valvassores  seu  quoslibet  per 
Universum  Italiam  et  partes  eins  constitutos  banno  nostro  et  exiraliendi*, 
faciendi  quoque  concessiones,  penas  etiam  exigendi,  conficiendi  tabelliones, 
dandi  possessiones  et  restituendi,  habendi  etiam  ins  animadvertendi  in  fa- 
cinorosos.  Es  findet  sich  denn  auch  keine  Spur  dafür,  dass  irgend  eine  Person 
oder  Sache  dem  Gerichte  des  Generallcgaten  entzogen  gewesen  wäre;  und  da 
er  ganz  in  die  Stelle  des  Kaisers  eintritt,  so  möchte  ich  auch  bezweifeln,  ob 
die  früher  erwähnten  Privilegien,  wouach  einzelne  Personen  nur  vor  dem 
Kaiser  selbst  zu  Gerichte  gezogen  werden  sollten5,  dem  Legaten  gegenüber 
geltend  gemacht  weiden  konnten.  Auch  die  Entscheidung  von  Appellationen 
gehörte  zu  den  Befugnissen  der  Legaten;  als  der  Generallegat  Konrad  1221 
seine  Vollmachten  für  Tuszien  an  einen  Stellvertreter  übertrug,  sagte  er  aus- 
drücklich, ut  ipse  per  sc  et  iudices  suos  possit  cognoscere  de  ommbus  causis 
civilibus  et  criminalibus  et  appellatioiiibus.6  Seine  Entscheidungen  dagegen 

291.J  4.  Die  vollste  Gewalt,  aus  dem  Banne  des  Kaisers  zu  entlassen  und  denselben  zu 
verhangen,  wird  insbesondere  auch  betont  in  einem  Schreiben  des  Kaisers  Ton  1236,  in 
welchpm  er  die  Absicht,  einen  Fürsten  als  Legaten  zu  senden,  ausspricht.  Huillard  4,  851. 

Vgl  §  157.  6.  Huillard  2.  116.  Da  der  Legat  inappellabel  war,  seine  Entscheidung 
also  gleiche  Rechtskraft  mit  der  des  Kaisers  hatte,  so  dürfte  es  in  der  Wahl  der  Parteien 
gelegen  haben,  an  ihn  oder  den  Kaiser  zu  appellireu;  ein  Beispiel  von  1221,  dass  bei  An- 
wesenheit des  Kaisers  au  den  Legaten  appellirt  wurde,  bei  Mandelli  1,  96. 
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sind  durchaus  endgültige;  dass  eine  Appellation  vom  Generallegaten  an  den 
Kaiser  nicht  statthaft  war,  lässt  sich  nicht  blos  aus  den  allgemeinen  Aus- 
drücken der  Vollmachten  folgern,  sondern  ist  in  denen  von  1220  aufs  aller- 
bestimmteste  ausgesprochen. 

292.  —  Zur  Beurtheilung  der  Stellung  der  Generallegaten  in  der  spä- 
tem Zeit  K.  Friedrichs  II  sind  wir  vorzüglich  auf  die  Vollmacht  für 
Enzio  von  1239  hingewiesen.1  Vergleichen  wir  diese  mit  den  früheren  Voll- 
machten, so  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  sich  jetzt  eine  wesentlich  be- 
schränktere Machtvollkommenheit  ergibt.  Nicht  gerade  in  der 
Richtung,  dass  etwa  gewisse  Sachen  von  vornherein  dem  Legaten  entzogen, 
dem  Kaiser  vorbehalten  wären;  auch  hier  handelt  es  sich  um  eine  Vertretung 
des  Kaisers  in  allen  Richtungen,  wenn  es  heisst:  Quajtropter  de  tua  industria 
et  ßdelitate  confisi  te  de  latere  nostro  legatum  totius  Italic  ad  eos,  velut 
persone  nostre  specidmn  pro  conservatione  pacis  et  iustitie  specialiter  de- 
stinamus,  ut  vice*  nostras  rmicersaUter  geras  in  ea.  Aber  vergebens  suchen 
wir  hier  nach  der  Versicherung,  welche  in  den  frühern  Vollmachten  mehr  als 
alles  die  unbegränzte  Machtvollkommenheit  der  Legaten  hervortreten  lässt, 
der  Versicherung,  dass  der  Kaiser  alles  vom  Legaten  Verfügte  gerade  so  ge- 
nehm halten  will,  als  sei  es  von  ihm  selbst  verfügt.  Auch  in  der  Schluss- 
formel, wo  eine  solche  etwa  zu  erwarten  wäre,  ermahnt  der  Kaiser  den  Sohn 
einfach,  omni  fide  et  sollicitudine,  prout  gratiam  nostram  diligie,  sein  Amt 
zu  führen.  Es  ist  das  gewiss  nicht  zufällig,  sondern  durchaus  den  Regierungs- 
grundsätzen der  spätem  Zeiten  Friedrichs  entsprechend.  Nicht  einmal  der 
deutschen  Reichsregierung  räumte  dieser  solche  Selbstständigkeit  ein,  ver- 
nichtete geradezu  Entscheidungen,  welche  nicht  etwa  einseitig  vom  Könige  und 
seinen  Rathen,  sondern  in  reichsverfassungsmässiger  "Weise  vom  Könige  mit 
Zustimmung  der  auf  gebotenem  Hoftage  um  ihn  versammelten  Fürsten  ge- 
troffen waren.2  Wenn  er  sich  hier  solche  Befugnisse  vorbehielt,  obwohl  sie 
als  durchaus  unvereinbar  mit  der  seitherigen  Verfassung  des  deutschen  Reiches 
erscheinen  müssen,  so  ist  gewiss  nicht  anzunehmen,  dass  er  in  Italien,  wo  das 
unzweifelhaft  von  seinem  Ermessen  abhing,  darauf  zu  Gunsten  eines  Legaten 
verzichtete.  Allerdings  ist  mir  kein  Beispiel  bekannt  geworden,  dass  der  Kaiser 
Verfügungen  der  spätem  Legaten  für  Italien  ausdrücklich  nicht  genehmigte. 
Aber  auch  die  verhältnissmässig  wenigen  von  ihnen  erhaltenen  Urkunden 
scheinen  doch  mehrfach  anzudeuten,  dass  sie  sich  nicht  mehr  mit  der  frühern 
Freiheit  bewegten.  Gebhard  von  Arnstein,  dessen  Vollmacht  wir  nicht  kennen, 
bei  dem  aber  wohl  schon  beschränktere  Befugnisse  anzunehmen  sind,  ent- 
scheidet 1238  Streitigkeiten  zwischen  der  Stadt  und  dem  Bischöfe  von  Vol- 
terra  nicht  selbst,  sondern  begnügt  sich,  ihnen  Frieden  zu  gebieten,  donec  d. 
legatu*  imperatorem  considat  super  his,  q\ie  ab  utraque  parte  voram  d. 
legata  sunt  proposita  et  donec  d.  legattts  per  sc  vel  pw  suos  vicarios  vel 


292.-  1.  Huillard  5,  357.  2.  Ich  werde  die  bezüglicheu  Verhaltnisse  Deutsch- 
land« im  zweiten  Bande  meiner  Forschungen  über  deu  Reich«für«tenstaud  eingehender 
erörtern. 
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alios  exequatur  et  fathd,  sind  d.  Imperator  sibi  mandaverit  de  predictis. 3 
Auf  Bitte  der  Cremoneser,  ihnen  eine  den  Placentinern  abgenommene  Burg 
zu  übergeben,  gesteht  Enzio  ihnen  das  1242  wohl  vorläufig  zu,  aber  nur  bis 
zum  Einlangen  bestimmterer  Befehle  des  Kaisers,  dessen  Verfügungen  er  da- 
durch nicht  vorgreifen  will4;  und  1247  bei  einem  Vertrage  mit  oberitalischen 
Vasallen  verpflichtet  er  sich  ausdrücklich,  eine  Genehmigungsurkunde  des 
Kaisers  dazu  beizubringen.5 

Allerdings  liegt  in  allem  dem  noch  kein  bestimmter  Beweis  beschränk- 
terer Machtbefugnisse;  auch  früher  fanden  wir  ähnliche  Zurückhaltung  der 
Legaten,  ohne  daraus  zu  schliessen,  dass  eine  endgültige  Entscheidung  ihre 
Vollmacht  überschritten  haben  würde.  Einen  bestimmten  Beweis  finden  wir 
nun  aber  bei  Aufzählung  der  richterlichen  Befugnisse  in  der  Vollmacht  Enzio's. 
An  und  für  sich  sind  diese  so  ausgedehnt,  wie  möglich,  da  es  heisst:  Conee- 
dentes  tibi  Hierum  Imperium  et  qladii  potestatem,  ettdin  faeinorosos  anim- 
adeertere  valeas  vice  nostra  puraando  Italiam,  malefactores  inquiras  et 
punias  inquisitos,  et  specialiter  eos  qui  stratas  et  itinera  publica  ausu  t?~ 
merario  violare  presumunt;  criminales  etiam  questiones  audias  et  ciriles, 
quarum  cogndio  si  nos  presentes  essemus  ad  nostrum  iudicium  pertineret ; 
liberales  quoque  audias  et  dreier mines  questiones ;  imponendi  et  banna  et 
mulctas,  ubi  expedicrit,  auctoritatem  tibi  plenariam  impertimur;  decivta 
utique  interponas,  que  super  transactione  alimetdorum,  alienatione  rerum 
ecclesiasticarion  et  etiam  minorum  secundum  iustitiam  intATponi  petuntur; 
tutores  etiam  et  curatores  dandi  quibuslibet  tibi  coneedimus  potestatem,  et 
id  minor ibus  et  maioribuSy  quia  universalia  iura  suceurrunt,  eausa  coamta 
restitutionis  in  integrum  beneßeium  valeas  impertiri;  —  ereandi  iudices  et 
notarios  tibi  coneedimus  plenariam  potestatem.  Die  entscheidende  Beschrän- 
kung finden  wir  dann  aber  bei  Gewährung  der  Appellationsgerichtsbarkeit : 
Ad  audientiam  tuam  tarn  de  criminalibus  quam  de  civilibus  causis  appel- 
latiom's  referri  rolumus,  quas  a  sadentiis  ordinariorum  iudicum  et  eorum 
omninm,  qui  iurisdietionem  ab  imperio  naeti  sunt  in  Italia,  eontimjnd 
interponi,  ut  tarnen  a  sentadia  tua  ad  au<lientiam  nostri  culnunis  possint 
libere  provocare,  nisi  vel  cause  qualitas  vel  appeUationum  numerus  appel- 
hitionis  subsidium  adimat  appellanti.  Dass  das,  was  für  die  Entscheidung 
von  Appellationssachen  ausdrücklich  vorbehalten  war,  für  andere  Entschei- 
dungen um  so  sicherer  Geltung  hatte,  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln.  Bringen 
wir  damit  in  Verbindung,  was  wir  aus  der  fehlenden  Versicherung  des  Kaisers, 
alle  Verfügungen  des  Legaten  genehm  halten  zu  wollen,  glaubten  schliessen 
zu  dürfen,  so  ergibt  sich  eine  ganz  wesentlich  geänderte  Stellung  des  Amtes. 
Der  Wirkungskreis  des  Legaten  ist  eben  so  umfassend  geblieben,  wie  früher; 
es  gehören  in  denselben  alle  Angelegenheiten,  deren  Erledigung  bei  Anwesen- 
heit des  Kaisers  diesem  selbst  zukommen  würde.  Während  aber  früher  jede 
Appellation  vom  Legaten  an  den  Kaiser  ausdrücklich  ausgeschlossen  und  der 

202.|  3.  Rena  e  (amici  Ga,  92.  4.  Archir  zu  Cremona  nach  Hrüstenfeld;  die  Genehmi- 
gung des  Kaisers  bei  Böhmer  Acta  791.     5.  Huillard  fi,  494. 
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Kaiser  verpflichtet  war,  jede  Verfügung  desselben  genehm  zu  halten,  konnte 
jetzt  einerseits  weiter  an  den  Kaiser  appellirt  werden,  wie  sich  andererseits 
auch  der  Kaiser  seines  Rechtes  nicht  begab,  Entscheidungen  des  Legaten, 
welche  er  nicht  billigte,  seine  Genehmigung  zu  versagen.  Und  damit  war  offen- 
bar die  Bedeutung  des  Amtes  eine  durchaus  andere  geworden,  wie  sich  das 
freilich  aus  den  Grundsätzen,  welchen  der  Kaiser  bei  der  Verwaltung  Italiens 
in  seinen  spätem  Jahren  folgte,  fast  nothwendig  ergeben  musste;  die  Bespre- 
chung der  Beamten  für  die  einzelnen  Reichstheile  wird  uns  dafür  weitere  Be- 
lege bieten. 


XXVII.  PROVINZIALBEAMTE  DES  ZWÖLFTEX  JAHRHUNDERTS. 

293.  —  Neben  den  General legaten  finden  wir  in  der  staufischen  Zeit 
sehr  häufig  Königsboten  für  einzelne  Reichstheile  erwähnt.  Be- 
gegneten wir  solchen  auch  schon  mehrfach  in  der  frühern  Periode,  so  zeigt 
sich  doch  mancher  auffallende  Gegensatz.  Insbesondere  wird  da  die  Ver- 
schmelzung der  ausserordentlichen  und  der  ordentlichen 
Amtsbefugnisse  zu  betonen  sein,  wie  sie  sich  jetzt  mehr  und  mehr  ent- 
wickelt. In  der  vorstaufischen  Zeit  konnten  wir  durchweg  Königsboten  und 
ordentliche  Reichsbeamte  scharf  auseinanderhalten,  obwohl  auch  schon  damals 
missatische  Befugnisse  nicht  blos  vorübergehend,  sondern  dauernd  an  einzelne 
Personen  verliehen  waren.  Aber  nur  bei  einigen  Bischöfen  fanden  wird  eine 
dauernde  Vereinigung  der  missatischen  mit  der  gräflichen  Amtsgewalt  in  einer 
Hand;  ein  Verhältniss,  welches  wir  in  schwachen  Ueberresten  wohl  noch  bis 
in  die  staufische  Periode  und  selbst  über  diese  hinaus  verfolgen  konnten1, 
welches  aber  bei  dem  allgemeinen  Zurücktreten  der  bischöflichen  Gewalt  fiir 
die  grössern  Verhältnisse  des  Staatslebens  kaum  mehr  ins  Gewicht  fallen 
konnte,  als  wenn  einzelnen  Grossen  für  ihre  eigenen  Besitzungen  reichsrichter- 
liche Befugnisse  verliehen  waren,  oder  auch  jetzt  erst  verliehen  wurden.2  Bei 
den  weltlichen  Markgrafen  und  Grafen  fanden  wir  kaum  einzelne  Spuren  einer 
solchen  Vereinigung1;  sie  blieben  auf  ihre  lehenbar  gewordene  Amtsgewalt 
beschränkt.    Wenn  es  andererseits  scheint,  dass  die  Bestellung  ständiger 
rechtskundiger  Königsboten  mehrfach  eine  Beseitigung  der  Gewalt  der  Lehns- 
grafen zur  Folge  gehabt  hat4,  so  war  es  nicht  der  Königsbote,  der  in  ihre 
Stelle  eintrat;  er  hatte  nur  der  städtischen  Selbstregierung  vorgearbeitet;  von 
vornherein  nicht  mit  der  Uebung  der  gesummten  Hoheitsrechte  des  Reichs, 
sondern  nur  mit  reichsrichterlichen  Funktionen  betraut,  wurde  er  auch  in 
diesen  mehr  und  mehr  beschränkt.  Als  Regel  haben  wir  für  die  frühere  Zeit 
durchaus  festzuhalten,  dass  die  ordentliche  Amtsgewalt  von  der  missatischen 
getrennt  war;  dass  weiter  die  letztere  nur  in  der  Beschränkung  auf  gewisse 
reichsrichterliche  Befugnisse  den  Charakter  eines  ständigen  Amtes  gewonnen 
hatte,  während  das  Eingreifen  der  Boten,  welche  zur  Uebung  der  dem  Reiche 
vorbehaltenen  Hoheitsrechte  nach  allen  Richtungen  befugt  waren,  den  Oha- 


293.  -  I.  Vgl.  §  221.  238.      2.  Vgl.  §  229.     8.  Vgl.  §  228.     4.  Vgl  §  235 
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rakter  der  ausserordentlichen,  vorübergehenden  Massregel  bewahrt,  es  sich 
daraus  auch  erklärt,  dass  bei  ihnen  von  einer  Beschränkung  auf  einzelne 
Reichstheile  nur  wenig  die  Rede  ist5,  da  ein  und  dieselbe  Person,  indem  sie 
das  Reich  durchreiste,  auch  dem  Bedürfnisse  der  einzelnen  Länder  genügen 
konnte. 

Diese  Verhältnisse  gestalten  sich  jetzt  wesentlich  anders.  Die  Stellung 
des  Generallegaten  schliesst  sich  allerdings  in  der  frühern  staufischen  Zeit  der 
des  frühern  wandernden  Missus  noch  aufs  engste  an;  es  liegt  da  dasselbe  Be- 
dürfniss  eines  zeitweisen  ausserordentlichen  Eingreifens  eines  höchsten  Ver- 
treters des  Königs  zu  Grunde.  Dem  dauernden  Bedürfnisse  der  einzelnen 
Reichstheile  war  aber  damit  nicht  mehr  genügt.  Die  Einrichtung  der  stän- 
digen Königsboten,  welche  insbesondere  in  den  Landestheilen,  wo  die  mark- 
gräfliche  Gewalt  weniger  entwickelt  war,  das  Eingreifen  ausserordentlicher 
Königsboten  weniger  nöthig  gemacht  hatte,  war  verfallen.  Aber  ebenso  war 
auch  die  ordentliche  reichslehnbare  Amtsgewalt  vielfach  ganz  beseitigt  Und 
die  Gewalt  der  städtischen  Behörden,  welche  grossentheils  die  Befugnisse 
beider  an  sich  genommen  hatte,  wurde  vom  Reiche  als  eine  unberechtigte  be- 
trachtet. In  den  Landestheilen  aber,  wo  die  städtische  Gewalt  sich  der  feu- 
dalen gegenüber  noch  weniger  entwickelt  hatte,  standen  beim  Tode  der  Ma- 
thilde, dann  nach  dem  Verzichte  Herzog  Welfs  die  bedeutendsten  Amtsieheu 
dem  Kaiser  zu  freier  Verfügung.  Wenn  der  Kaiser  dort  bei  dem  Verfall  der 
alten  Gestaltung  und  der  Nichtanerkennung  der  städtischen  Selbstregierung 
neue  Einrichtungen  treffen  musste,  so  lag  es  auch  hier  wenigstens  in  seinem 
Belieben,  ob  er  noch  an  den  alten  Zustand  anknüpfen  wollte  oder  nicht 

Die  neuen  Formen  der  Verwaltung  sind  nun  insbesondere  unter  K.  Fried- 
rich I  noch  sehr  schwankend  und  mannichfaltig  gestaltet;  es  scheinen  da  we- 
niger durchgreifende  einheitliche  Gesichtspunkte,  als  die  besondern  Verhält- 
nisse des  Einzelfalls  massgebend  zu  sein,  wobei  dann  insbesondere  noch  zu 
beachten  ist,  dass  nicht  überall  nur  das  Wollen  des  Kaisers  in  Frage  kam, 
sondern  vielfach  auch  das  Können,  dass  vielfach  die  Macht  fehlte,  das  durch- 
zuführen, was  man  beabsichtigte ;  findet  sich  hier  noch  der  engste  Anschluss 
an  die  alten  Formen,  so  müssen  dort  der  neuen  Entwicklung  der  Verhältnisse 
die  umfassendsten  Zugeständnisse  gemacht  werden. 

Dieses  Schwanken  zeigt  sich  nun  insbesondere  auch  bezüglich  des  Ver- 
hältnisses zwischen  der  missatischen  und  der  ordentlichen  Amtsgewalt.  In  den 
Titeln  werden  sie  allerdings  noch  unterschieden ;  jener  entsprechen  die  Titel 
eines  Legaten,  Missus  oder  Nuntius,  dieser  die  alten  des  Herzogs,  Markgrafen 
oder  Grafen  oder  die  neu  aufkommenden  des  Podesta,  Rektor  oder  Präses. 
Wurden  aber  früher  die  beiderseitigen  Befugnisse  scharf  auseinandergehalten, 
so  gehen  sie  nun  aufs  mannichfachste  ineinander  über.  Nicht  selten  ist  der 
Fall,  dass  ein  ordentlicher  Ortsbeamter  zugleich  den  Titel  des  ausserordent- 
lichen Reichsboten  für  dasselbe  oder  für  ein  umfassenderes  oder  für  ein  be- 
nachbartes Gebiet  führt,  beide  Gewalten  also  in  einer  Hand  vereinigt  sind. 

293.]  5.  Vgl.  S  272. 
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Und  sind  sie  da  wenigstens  im  Titel  noch  unterschieden,  so  scheint  man  in 
andern  Fällen  auch  davon  abzusehen ;  dasselbe  Gebiet  wird  anscheinend  ganz 
mit  denselben  Befugnissen  bald  unter  dem  Titel  eines  Ortsbeamten,  bald  unter 
dem  eines  Reichsboten  verwaltet;  selbst  bei  ein  und  derselben  Person  findet 
sich  ein  solcher  Wechsel  des  Titels.  Der  Unterschied  verwischt  sich  mehr  und 
mehr,  bis  er  in  den  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  II  ganz  beseitigt  erscheint; 
wie  der  Generallegat  inzwischen  zu  einem  ständigen  obersten  Reichsbeamten 
geworden  war,  so  werden  auch  die  Theile  des  Reichs  in  gleichförmiger  Weise 
von  Beatuten  verwaltet,  welche  innerhalb  ihres  Bezirkes  alle  Befugnisse  der 
Reichsregierung  üben,  so  weit  dieselben  nicht  den  höhern  ordentlichen  Beamten 
oder  dem  Kaiser  vorbehalten  sind;  von  einer  konkurrirenden  oder  ausschliess- 
lichen Uebung  gewisser  Befugnisse  durch  ausserordentliche  Reichsboten  ist 
nicht  mehr  die  Rede,  wenn  wir  von  einzelnen  Reservatrechten  absehen,  deren 
besondere  Verleihung  in  früher  erörterter  Weise  den  Ausgang  für  das  neuere 
Pfalzgrafenamt  gebildet  hat. 

Auf  genauere  Erörterung  der  Gründe,  welche  dieses  Verschmelzen  der 
ausserordentlichen  und  ordentlichen  Amtsbefugnisse  bewirkten,  werden  wir 
geeigneter  erst  dann  eingehen,  wenn  wir  uns  durch  Zusammenstellung  der 
Nachrichten  über  die  Provinzialbeamten  der  frühem  staufischen  Zeit  die  that- 
sächliche  Grundlage  dafür  geschaffen  haben  werden;  wir  werden  sie  insbeson- 
dere darin  zu  suchen  haben,  dass  vielfach  auch  die  ordentlichen  Ortsbeamteu 
jetzt  in  viel  höherm  Grade  als  eigentliche  Reichsbeamte  zu  betrachten  sind, 
als  früher.  Wenn  wir  auf  jenen  Umstand  schon  jetzt  hinwiesen,  so  geschah 
das,  um  es  zu  rechtfertigen,  dass  wir  bei  den  folgenden  Erörterungen  uns  nicht 
auf  die  Besprechung  der  Stellungen  beschränken,  bei  welchen  schon  der  Titel 
auf  Uebung  der  dem  Reiche  vorbehaltenen  Befugnisse  schliessen  lässt,  sondern 
die  verschiedenen  Provinzialbeamten  überhaupt  ins  Auge  fassen,  da  jene  Be- 
fugnisse in  dieser  Zeit  des  Uebergangs  unter  deu  verschiedensten  Titeln  geübt 
werden,  ein  Auseinanderhalten  ordentlicher  und  ausserordentlicher  Aintsbe- 
fugnisse  vielfach  überhaupt  nicht  mehr  durchführbar  erscheint. 

294.  —  Der  Zustand,  welchen  K.  Friedrich  I  im  grössten  Theile  von 
O  b  e  r  i  t  a  I  i  e  n  vorfand,  war  der,  dass  die  ordentliche  Amtsgewalt,  wie  sie 
früher  dem  Inhaber  der  Grafschart  zustand,  auf  die  gewählten  Konsuln  der 
Städte  übergegaugen  war,  welche  zugleich  grosseutheils  die  früher  dem  Reiche 
vorbehaltenen  Befugnisse  geübt  haben  werden.  Wie  der  Kaiser  diesen  that- 
sächlichen  Zustand  als  einen  unberechtigten  auffasste,  bei  der  Neuordnung 
dieser  Verhältnisse  den  Begriff  der  Regalien  zum  Ausgang  nahm,  haben  wir 
im  allgemeinen  bereits  früher  erörtert. 1  In  den  ersten  Regierungsjah- 
ren K.  Friedrichs  I  macht  sich  das  noch  nicht  geltend;  erst  der  fort- 
gesetzte Ungehorsam  einzelner  Städte  scheint  den  Kaiser  zu  eingreifendem 
Aenderungen  veranlasst  zu  haben.  Auf  dem  Römerzuge  verlangt  er  Gehorsam 
gegen  seine  Befehle  und  Entscheidungen  im  Einzelfalle,  ohne  dass  die  Absicht, 
die  ^tatsächlich  bestehenden  Zustände  im  allgemeinen  in  Frage  zu  stellen, 
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bestimmter  hervorträte.2  Auch  auf  dem  zweiten  Zuge  ergibt  sich  bis  zum 
Tage  von  Roncalia  kein  Anzeichen,  dass  die  Beseitigung  der  Konsularregie- 
rung  im  Plane  des  Kaisers  gelegen  habe.  Halten  wir  uns  zur  Beurtheilung 
dessen,  was  der  Kaiser  damals  erstrebte,  an  die  Mailand  bei  dessen  erster 
Unterwerfung  1 1 58  Sept.  8  gewährten  Bedingungen 3,  so  war  das  insbeson- 
dere ein  doppeltes.  Einmal  Bestätigung  und  Investitur  der  gewählten  Konsuln 
durch  den  Kaiser,  die  demnach  ihre  Amtsgewalt  fortan  nicht  kraft  Ueber- 
tragung  von  Seiten  der  Gemeinde,  sondern  kraft  kaiserlicher  Verleihung  üben. 
Dann  aber  Zurückstellung  der  Regalien,  der  usurpirten  Hoheitsrechte  des 
Reichs,  wie  solche  auch  schon  ganz  allgemein  in  dem  Treuschwure  verlangt 
war,  welchen  die  vom  Kaiser  vorausgesandten  Legaten  abgenommen  hatten.4 
Erst  mit  dem  Tage  von  Roncalia  im  November  1 1 58  beginnt  der  Ver- 
such einer  durchgreifenden  Umgestaltung  der  städtischen  Verhältnisse.  Be- 
züglich der  neuen  Einrichtungen  seit  dem  Tage  von  Roncalia 
wird  nun  zu  beachten  sein,  dass  der  Kaiser  sein  System  nach  der  Unterwerfung 
Mailands  1 162  wesentlich  geändert  hat.  Bis  dahin  werden  alle  Städte  wesent- 
lich gleich  behandelt,  unter  Beseitigung  der  Konsuln  durch  vom  Kaiser  ge- 
setzte, aber  einheimische  Podestaten  regiert.  Seit  1162  werden  die  Städte 
verschieden  behandelt;  den  begünstigten  werden  selbstgewählte  Konsuln  ge- 
stattet; die  andern  werden  nun  durch  fremde,  insbesondere  deutsche  Pode- 
staten regiert. 

Das  Amt  desPodesta  oder  Rektor  fand  der  Kaiser  als  eins  der 
Ergebnisse  städtischer  Entwicklung  vor.  Die  Entstehung  desselben  ist  wohl 
zweifellos  in  Bologna  zu  suchen;  ungleich  früher,  als  in  irgend  einer  andern 
Stadt,  wird  hier  schon  1135  erwähnt,  dass  per  Bononiensem  polesUtlem 
Recht  zu  nehmen  sei. 5  Aus  einer  Reihe  von  Urkunden  ersehen  wir  dann,  dass 
von  1151  bis  11 54  Guido  deSasso  ausFaenza  als  dei  gratia  Bononiensium 
rtctor  et  potestas  die  Stadt  regiert.6  Mit  der  Annahme  der  Entstehung  des 

294.1  2.  Vgl.  §  122  n.  6.  8.  Mod.  Germ.  4,  109.  4.  Mon.  Germ.  4,  106.  5.  Sarioli 
1.  187,  welcher  im  Text  242  das  nicht  in  der  besondern  spätem  Bedeutung,  sondern  als 
unbestimmte  Bezeichnung  der  jeweiligen  Behörden  von  Bologna  verstanden  wissen  will;  es 
mag  das  der  Grund  sein,  dass  Spatere  die  Stelle  nicht  mehr  beachteten.  Ich  sehe  keinerlei 
genügenden  Grund,  hier  unter  Potestas  etwas  Anderes  zu  verstehen,  als  später  zu  Bologna 
darunter  verstanden  wurde.  Allerdings  werden  vorher  und  nachher,  1123,  1131.  1144 
Konsuln  genannt:  aber  auch  auf  den  ersten  unbestrittenen  Podesta  folgen  1156  wieder 
Konsuln.  Insbesondere  dürfte  zu  beachten  sein,  dass  1131  in  einer  ganz  entsprechenden 
Stelle  allerdings  von  Konsuln  die  Rede  ist,  Savioli  1,  179;  wosshalb  also  nicht  auch  1135, 
wenn  Konsuln  regelmässig  im  Amte  waren?  War  das  aber  nicht  der  Fall  und  sollt«  dess- 
halb  in  unserer  Stelle  ein  allgemeinerer  Ausdruck  gewählt  werden,  so  würde  an  und  für 
sich  anzunehmen  sein,  dass,  wenn  es  keine  Konsuln  gab.  die  einzige  uns  bekannte  andere 
Form  der  städtischen  Verfassung,  der  einzelne  Gewalthaber,  Platz  griff,  selbst  dann,  wenn 
der  gewählte  Ausdruck  diesen  nicht  später  so  ausschliesslich  bezeichnen  würde.  Dass  wir 
von  1135  bis  1151  einen  Podesta  nicht  genannt  finden,  beweist  nicht,  dass  ein  solcher 
nicht  vorhanden  war;  auch  Konsuln  werden  nur  einmal  1144  erwähnt;  in  andern  städti- 
schen Urkunden  dieser  Zeit  ist  schlechtweg  vom  populue  Bononitntia  die  Rede;  Savioli  1, 
211.  215.  221.  -  In  jeuer  Urkunde  selbst  ist  allerdings  das  Jahr  1135  nicht  genannt;  aber 
sie  folgt  im  Registro  grosso  auf  den  entsprechenden  Vertrag  von  1131  und  Savioli  hat 
sicher  einen  bestimmten  Halt  gehabt,  sie  gerade  zu  1 135  zu  setzen.    6.  Savioli  1,  225-231. 
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Amtes  zu  Bologna  stimmt  nun  durchaus,  dass  wir  es  weiterhin  zunächst  in 
den  Nachbarstädten  finden.  Zu  Imola  wird  1153  der  Podesta  im  allgemeinen 
erwähnt,  1154  Johannes  de  Karabertino,  wohl  von  Bologna,  als  solcher  ge- 
nannt.7 Zu  Faenza  sind  1153  Konsuln  im  Amte,  1155  ist  übaldus  Seniorelli 
rector  et  potestas  Faventiae.6  Andererseits  werden  1154  zu  Reggio  und 
1 1 56  zu  Modena  Podestateu  erwähnt. 9  Zweifelhafter  erscheint  der  unmittel- 
bare Zusammenhang,  wenn  schon  1152  ein  Albertus  Teuca  Veronenmum 
rector  heisst;  und  es  wäre  wenigstens  möglich,  dass  das  Amt  in  mehreren 
Städten  unabhängig  von  einander  auf  Grundlage  desselben  Bedürfnisses  sich 
entwickelte.  Wir  haben  dasselbe  gewiss  zunächst  darin  zu  suchen,  den  durch 
die  Konsularregierung  begünstigten  Umtrieben  der  städtischen  Parteien  durch 
Einsetzung  einer  einheitlichen  und  fremden  Gewalt  zu  begegnen.  Dass  daneben 
gerade  zu  Bologna  auch  der  nähere  Anschluss  der  Einheit  der  Person  des 
Richters  an  das  römische  Rechtswesen  wirksam  war,  ist  höchst  wahrschein- 
lich; der  iu  Italien  bisher  nicht  übliche  Ausdruck  Rector  mag  eben  daher  ent- 
nommen sein.  Beide  Ausdrücke  sind  wesentlich  gleichbedeutend;  wie  wir  sie 
oben  neben  einander  gebraucht  fanden,  so  finden  wir  sie  auch  wechseln;  Pere- 
grin  von  Bulgaris  heisst  1159  in  kaiserlicher  Urkunde  Imolensium  rector,  in 
gleichzeitiger  Urkunde  eines  Legateu  potestas  Imole. 1 0  Nur  scheint  der  Aus- 
druck Rector  in  so  weit  umfassender,  als  er  in  seiner  Mehrzahl  auch  wohl  die 
Konsuln  bezeichnet;  werden  in  Urkunden  von  1156  Rector  rel  rectorea  als 
die  Behörde  von  Bologna  und  Modena  genannt11,  so  sollen  damit  offenbar  nur 
die  beiden  Fälle  des  Vorhandenseins  eines  Podesta  oder  aber  von  Konsuln 
vorgesehen  sein,  wie  1157  entsprechend  von  den  Conatdes,  qut  nunc  sunt  vel 
ftituri  sunt,  rel  rector,  si  erit,  die  Rede  ist. 12  Denn  gleich  bei  den  Anfangen 
erscheint  das  Amt  des  Podesta  nicht  als  ein  ständiges,  die  Konsuln  überhaupt 
beseitigendes,  sondern  als  ein  dieselben  nach  dem  jedesmaligen  Bedürfnisse 
zeitweise  ersetzendes. 

Wenn  nun  die  neuen  Beamten,  welche  der  Kaiser  nach  dem  Tage  von 
Roncalia  in  den  Städten  setzte,  Podestaten  oder  Rektoren  genannt  werden,  so 
ist  der  Titel  gewiss  von  der  Romagna  entnommen.  Doch  scheint  bei  den  vom 
Kaiser  gesetzten  Podestaten  das  Amt  keineswegs  überall  so  gestaltet 
gewesen  zu  sein,  wie  es  sich  bis  dahin  in  der  Romagua  entwickelt  hatte.  Der 
Schwerpunkt  der  Neuerung  liegt  offenbar  nur  darin,  dass  die  Konsuln  gewählt, 
die  jetzt  als  Podestaten  oder  Rektoren  bezeichneten  Behörden  vom  Kaiser 
oder  seinen  Boten  gesetzt  sind,  gemäss  den  ronkalischen  Beschlüssen,  wonach 
die  pot*'8tii8  confttitnemlorum  uuufistnttuuM  ad  inatiÜam  expediendani  all- 


7.  Savioli  1,  228.  231.  8.  Savioli  1,  229.  Tonduzzi  194.  9.  Script.  It.  8,  1073.  Sarioli 
1,  245.  Muratori  in  deu  Antiq.  It.  4,  67  gibt  an,  dass  zu  Modena  schon  1151  ein  Podesta 
ermähnt  werde,*  aber  die  bezügliche  Stelle,  Antiq.  It.  4,  54,  gehört  nicht  dem  Vertrage  ron 
J  151.  sondern  dessen  Erneuerung  1182  an.  10.  Ughelli  2,  627.  Sarioli  1,  256.  In  den 
Veroneser  Statuten  tou  1228  ed.  Campagnola  werden  beide  Ausdrücke  durchweg  wechselnd 
und  gleichbedeutend  gebraucht.  11.  Sarioli  1,  240.  242.  245.  Ist  schon  1138  von  Rek- 
toren von  Rarenna  und  Forli  die  Rede.  Fantuzzi  4,  259,  so  scheint  sich  das  wohl  zunächst 
auf  die  Konsuln  zu  beziehen.      12.  SnTioli  1,  246.  251. 
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gemein  als  kaiserliches  Hoheitsrecht  beansprucht  ist;  dass  darin  der  wesent- 
liche Unterschied  liege,  betonen  1159  die  Reichsboten  gegenüber  den  Mai- 
ländern, welche  nicht  Podestaten,  sondern  gewählte  Konsuln  verlangen:  sieut 
volunt  consules  vel  potestates  eos  appellent,  solummodo  per  nuntios  impe- 
ratoris  eos  eligi  permittant.™  Einheit  der  Person,  welche  wir  bei  der  städti- 
schen Einrichtung  doch  als  wesentlich  zu  betrachten  haben,  scheint  das  bei 
der  kaiserlichen  Behörde  nicht  in  gleicher  Weise  zu  sein.  In  der  Romagna 
selbst,  wo  die  Einrichtung  an  schon  Bestehendes  anknüpfte,  finden  wir  1159, 
wo  wohl  schon  Einsetzung  durch  den  Kaiser  anzunehmen  ist,  zu  Bologna, 
Imola,  Faenza  einzelne  Podestaten. 14  Ein  einzelner  Rektor  wird  auch  1159 
zu  Como  erwähnt15;  dagegen  handelt  es  sich  zu  Mailand  sichtlich  um  eine 
Mehrzahl  von  Podestaten16;  zu  Asti  werden  1159  drei  Bürger  als  Rektoren 
bestellt17;  zu  Parma  finden  wir  1160  zwei,  1162  drei  Iudices  et  potestates 
Parme  constituti  ab —  imperatore,  während  1164  und  1167  der  Bischof 
Aicard  Parmensis  episcopus  et  eiusJem  civitatis  per  —  imperatorem  po- 
testas  et  iudex  eonstitutus  heisst. 18  Der  Kaiser  dürfte  sich  die  Bestimmung 
der  Zahl  vorbehalten  haben;  und  wurde  nicht  überall  an  der  Einzahl  festge- 
halten, so  scheint  doch  auch  dann  die  Zahl  der  Podestaten  eine  bedeutend 
geringere  gewesen  zu  sein,  als  die  der  frühern  Konsuln;  es  war  dadurch  er- 
leichtert, die  für  die  Zwecke  des  Kaisers  geeigneten  Personen  aufzufinden  und 
zu  kontrolliren. 

Scheint  weiter  in  der  Romagna  sogleich  die  Eigenthümlichkeit  hervorzu- 
treten, dass  das  Amt  von  einem  Fremden  versehen  wurde,  so  hat  der  Kaiser 
das  bei  seinen  Einrichtungen  nicht  festgehalten.  In  der  Romagna  mag  man 
auch  da  an  dem  Herkommen  festgehalten  haben19;  übrigens  scheint  fiir  die 
Zeit  von  1159  bis  1162  der  leitende  Grundsatz  des  Kaisers  gewesen  zu  sein, 
die  Städte  durch  einheimische  Podestaten  zu  regieren.  Schon  nach 
der  Erzählung  des  Vincenz  von  Prag  wäre  der  angeblich  von  den  Mailändern 
zu  Roncalia  gemachte  Vorschlag  dahin  gegangen,  in  den  einzelnen  Städten  die 
ergebenen  Bürger  als  Podestaten  einzusetzen.20  Moreua  sagt  bestimmt,  dass 
zu  Pavia,  Piacenza,  Cremona  und  Lodi  Podestaten  de  viribus  ipsaruminet 
civitatum  eingesetzt  wurden  und  dass  auch  zu  Mailand  solche  de  civil  us  Me- 
diohwi  bestellt  werden  sollten.21  Der  1159  zu  Como  erwähnte  Rektor,  Ber- 


294.]  18.  Vincent.  Prag.  Mon.  Genn.  17,676.  Ist  in  einer  Gerichtsurkunde  von  1162, 
AfTo  P.  2,  372,  ron  Konsuln  Ton  Parma  die  Rede,  so  können  damit  nur  die  unten  zu  er- 
wähnenden Podestaten  gemeint  sein.  Dass  die  kaiserliche  Kanzlei  in  dieser  Zeit  Konsuln 
als  eine  anerkannte  Behörde  überhaupt  nicht  voraussetzt,  scheint  sich  auch  daraus  zu  er- 
geben, dass  in  Privileg  für  Crcmona  ron  1159  in  der  Formel:  ut  nulhu  epiteoput,  —  vict- 
comet  vel  aliqua  potettat  vel  civita*  — ,  lediglich  die  neue  Behörde  berücksichtigt  ist;  Antiq. 
It.  4,  67.  14.  Verci  Ecel.  3,  37.  Savioli  1,  256.  Ughelli  2,  627.  15.  Rovelli  2,  349. 
16,  Vgl.  Vincent.  Prag.,  Morena.  Mon.  Germ.  17,  676.  18,  609.  17.  Vgl.  $  123  n.  4. 
18.  Affo  P.  2,  217.  371.  377.  379.  19.  Petru»  d<  Btdgarit,  1 159  Podesta  von  Imola. 
wird  ron  Bologna  gewesen  sein:  der  ron  Bologna  heisst  in  der  Urkunde  0.  de  (Ja»eto$,t, 
wohl  derselbe  mit  Wido  de  Canotm,  der  1165  Rektor  der  Stadt  (Savioli  1,  278)  und  wohl 
kaum  Bürger  derselben  ist;  der  ron  Faenza  wird  nur  als  Ubald  bezeichnet,  vielleicht  der- 
selbe mit  dem  Podesta  von  1155,  Tgl.  oben  n.  8.      20.  Mon.  Genn.  17,  675.      21.  Mon 
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nard  Ruscone,  gehört  einer  dort  von  jeher  einheimischen  Familie  au.22  Zu 
Asti  waren  die  drei  Rektoren  nicht  allein  thatsächlich  Bürger  der  Stadt,  son- 
dern es  wurde  der  Stadt  verbrieft,  dass  dieselben  auch  in  Zukunft  nur  aus  den 
Bürgern  genommen  werden  sollten.23  Ebenso  fanden  wir  zu  Parma  einhei- 
mische Podestaten.  Dasselbe  werden  wir  denn  in  dieser  Zeit  auch  für  die 
Städte  anzunehmen  haben,  von  welchen  uns  ausdrückliche  Nachrichten  fehlen ; 
einen  fremden,  insbesondere  deutschen  Podesta  finden  wir  nirgends  erwähnt. 

205.  —  Sind  diese  einheimischen  Podestaten  die  ordentlichen  Orts- 
beamten,  welche  im  allgemeinen  an  die  Stelle  der  frühern  Konsuln  treten,  so 
ist  dadurch  die  Thätigkeit  von  Reichsboten  der  verschiedensten  Art  nicht 
ausgeschlossen.  Vor  allem  blieb  die  höhere  Gerichtsbarkeit  des  Reichs  vor- 
behalten; bei  der  Unterwerfung  von  Mailand  1158  heisst  es  ausdrücklich, 
davss  die  kaiserlichen  Legaten,  wenn  sie  in  die  Stadt  kommen,  im  Palaste  ihren 
Sitz  haben  sollen  et  plaeita  ad  eos  delata  ad  honorem  imperii  diffiniant. 1 
Und  das  wird  nicht  blos  von  Generallegaten  zu  verstehen  sein ;  es  stand  zwei- 
fellos im  Belieben  des  Kaisers,  in  jede  Stadt  nach  Bedürfniss  ausseror- 
dentliche Boten  zu  entsenden.  So  hält  1161  zu  Ferrara  ein  Johann 
Gericht  als  F.  imperatoris  hyatiis  ad  partem  Ferrariae2,  1162  Bischof 
Eberhard  von  Bamberg  zu  Parma  als  Imperiales  aale  legatuß  a  tjloriosis- 
siino  imperatore  F.  ad  iustitias  et  prorisiones  facienda*  in  Parmensi  civi- 
tate  delet/atus.* 

Weiter  aber  dürften  neben  den  Podestaten  ständigeBoten  in  den 
Städten  zur  Verwaltung  der  an  das  Reich  zurückgegebenen  Regalien  be- 
stellt sein.  So  heisst  es  schon  in  dem  Uebereinkommen  mit  Mailand  1 1 58, 
dass  Ansprüche  auf  Regalien  vor  dem  Kaiser  oder  seinem  Nuntius  zu  ver- 
folgen seien,  dass  einzelne  Vertragsbestimmungen  nur  mit  Einwilligung  des 
Kaisers  oder  seines  Nuntius  unausgeführt  bleiben  dürfen ;  da  vorher  in  dem- 
selben Vertrage,  wo  von  dem  zeitweise  nach  Italien  geschickten  Vertreter  des 
Kaisers  die  Rede  ist,  wiederholt  der  Ausdruck  Legatus  gebraucht  wird,  so 
wird  man  dabei  einen  von  diesem  verschiedenen  ständigen  Boten  für  Mailand 
im  Auge  gehabt  haben.  Zu  Parma  können  wir  einen  solchen  urkundlich  nach- 
weisen; 1162  zeugt  dort  ein  Azo  reyalium  imperatoris  minister,  während 
die  Verwaltung  der  städtischen  Angelegenheiten  damals  bei  Podestaten  war, 
deren  Assessor  neben  ihm  als  Zeuge  genannt  wird.4  Nur  ihre  verhältniss- 
mässig  untergeordnete  Stellung  und  die  Dürftigkeit  des  urkundlichen  Mate- 
rials in  dieser  Zeit  werden  der  Grund  sein,  dass  wir  sie  nicht  auch  in  andern 


Genn.  18,  609.  Nach  den  Ann.  Mediol.  Mon.  Genn.  18,  367  hatte  es  sich  um  einen  deut- 
schen Podesta  gehandelt,  was  aber  nicht  allein  den  andern  Quellen,  sondern  dem  gesamm- 
ten  Vorgehen  des  Kaisers  in  dieser  Zeit  widersprechen  würde.  22.  Vgl.  Rovelli  2.  161, 
der  das  nur  als  Ausnahme  betrachten  möchte,  weil  Ragewin,  1. 2  c.  5,  sagt,  dass  der  Kaiser 
den  einzelnen  Dißzesanen  Richter  entweder  vom  Hofe,  oder  aber  aus  einer  fremden  Stadt 
setzte;  das  bezieht  sich  aber  lediglich  auf  die  damals  zur  Erledigung  der  zahlreichen  Klagen 
delegirten  Richter.     28.  Vgl.  $  123  n.  4. 

»5.-1.  Mon.  Germ.  4,  109.     2.  Frizzi  2,  172.      8.  Äfft  P.  2.  217.     4.  Aff6 
P.  2,  373. 
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Städten  nachweisen  können.  Solche  Beamte  weiden  übrigens  nicht  blos  in 
grösseren  Städten,  sondern  überall  bestellt  gewesen  sein,  wo  Regalien  von 
einiger  Bedeutung  zu  verwalten  waren;  so  werden  1159  kaiserliche  Nuntien 
zur  Erhebung  der  Zölle  auf  dem  Po  zu  Ferrara,  Ficcarolo,  Governolo,  Gua- 
stalla,  Scorzerolo  und  Luzzara  erwähnt. 5 

Endlich  wurden  ganze  Gebiete  und  Ortschaften  der  Hoheit  der  Städte 
entzogen6,  wo  demnach  auch  die  ordentliche  Amtsgewalt  zur  Verfügung  des 
Reiches  stand.  Nach  den  dürftigen  Nachrichten  werden  diese  Verwalter 
derReichsbesitzungen  schon  jetzt  vorzugsweise  Deutsche  gewesen  sein. 
Mit  den  bisher  den  Mailändern  unterworfenen  Grafschaften  Seprio  und  Mar- 
tesana  investirte  er  1158  den  Grafen  Goswin  den  Jüngern  von  Heinsberg, 
Bruder  des  spätem  Erzbischof  Philipp  von  Köln,  der  diese  Gebiete  bis  1164 
ständig  verwaltet  hat.7  Zu  Trezzo  an  der  Adda,  einem  wichtigen,  die  Ver- 
bindung zwischen  Mailand  und  Bergamo  beherrschenden  Punkte,  finden  wir 
als  vom  Kaiser  bestellte  Nuncii  einen  Konrad  de  Monte  und  Rüdiger8,  wahr- 
scheinlich der  Reichskämmerer  dieses  Namens. 9  Urkundlich  wird  von  Reichs- 
beamten dieser  Art  mehrfach  ein  Paganus  erwähnt,  der  auf  der  Reichsburg10 
Monselice  seinen  Sitz  gehabt  zu  haben  scheint;  er  sitzt  dort  1160  als  Legat  us 
imperatoris  zu  Gerichte 1  *,  ist  ebenda  1161  als  Castellanus  Pagatius  Zeuge 
beim  Kaiser12,  dann  wieder  zu  Lodi  als  Missus  imperatoris  beim  Verzichte 
des  Bischofs  von  Padua  auf  die  Grafschaft  Sacco  und  auf  die  Burg  Pendice13, 
welche,  unweit  der  Stadt  auf  den  Euganeischen  Hügeln  gelegen,  nun  den 
Hauptstützpunkt  für  die  Behauptung  von  Padua  gebildet  haben  wird.  Später 
wird  erwähnt,  dass  in  seinem  Lchenhofe,  als  er  als  Minus  Nogara  im  Vero- 
nesischen  für  den  Kaiser  inne  hatte,  ein  Lehen  abgesprochen  wurde14;  er 
scheint  danach  die  Reichsbesitzungen  in  der  Mark  in  weiterem  Umfange  ver- 
waltet zu  haben.  Der  Titel  erscheint  schwankend;  neben  den  zunächst  die 
ausserordentlichen  Befugnisse  des  Reichsboten  betonenden  finden  wir  hier 
zuerst  den  später  mehrfach  vorkommenden  eines  Castellanus,  dem  deutschen 
Burggrafen  entsprechend.15  Wie  das  an  und  für  sich  wahrscheinlich  ist, 

295.1  5.  Antiq.  It.  4.  68.  «.  Vgl.  §  127.  7.  Vgl.  Ann.  Mediol.,  Morena.  Mon.  Germ. 
18,366.  374.  633.  643.  Er  heisst  hier  und  in  Gerichtsurkunde  von  1164,  Zacharia  Iter  37, 
Go:o  oder  Gozolinus ;  in  Urk.  ron  1159,  Rorelli  2,  349,  Goguinm;  aber  bei  Ragewinus, 
Mon.  Germ.  20,  469,  heisst  er  Gotwinus  und  in  Kaiserurkunden  finden  wir  1 158  und  1161 
einen  Goztrinut  comtt,  der  sicher  identisch  ist  mit  dem  1158  in  Deutschland  beim  Kaiser 
genannten  Gozvinu*  iunior  de  Heinttbereh,  Beyer  U.B.  1,  673,  der  auch  als»  G.  iunior  de 
Fahonitmonte  1155  Zeuge  ist,  Miraeus  2,  826.  8.  Ann.  Mediol.  Mon.  Germ.  18.  366. 
367.  9.  Vgl.  Sitr.ung.sber.  40,  502.  10.  Noch  Rolandin.  Patar..  Mon.  Germ.  19.  71, 
sagt,  Monselice  sei  camera  $ptäalit  imptrii.  11.  Cornelius  1 1.  372,  wo  entsprechend  der 
Indiktion  1160  statt  1140  zu  lesen  ist.  12*  Kapitulararchiv  zu  Verona  nach  Wüstenfeld. 
18.  Antiq.  It.  6,  243.  Die  hier  genannte  Arx  Ptndiit  ist  sicher  dieselbe  mit  der  Ar* 
Ajxndicii,  deren  Zerstörung  durch  die  Paduaner  von  der  Vita  Alexandri.  Watterich  2,  401. 
zu  1165  gemeldet  wird;  die  in  der  Urkunde  als  Zubehör  genannte  VW«  iÄrillani  wird 
Lurigliano  am  Kusse  der  Colli  Euganei  sein;  über  demselben  findet  sich  auf  der  Karte  bei 
Orsato  die  Burg  Pendise  angegeben.  14.  Tiraboschi  Non.  2,  308.  15*  Ist  in  Deutsch- 
land Pratfectus  oder  Rurcgravht*  gebräuchlicher,  so  heisst  in  den  in  Italien  ausgestellten 
Kaiserurkunden  dieser  Zeit  Burchard  ron  Magdeburg  fast  immer  Cattet/mmt.  Auch  Pfalz- 


Digitized  by  Google 


Oberitalien.  Aenderungeu  seit  der  Zerstörung  Mailands.  J  87 

deutet  auch  das  darauf  hin,  dass  diese  Beamten  mit  der  örtlichen  Amtsgewalt 
die  Befugnisse  von  Reiehsboten  vereinigten. 

296.  —  Vom  Tage  zu  Roncalia  1158  bis  zur  zweiten  Unterwerfung  von 
Mailand  1162  scheint  der  Kaiser  an  einer  gleichmässigen  Behandlung  aller 
lombardischen  Städte  festgehalten  zu  haben,  an  einer  Regierung  derselben 
durch  von  ihm  aus  den  Einheimischen  gesetzten  Podestaten,  während  die  an 
das  Reich  zurückgenommenen  Hoheitsrechte  durch  Reiehsboten  verwaltet 
wurden.  Diese  Form  scheint  nach  keiner  Seite  hin  genügt  zu  haben;  während 
sie  nach  der  einen  Seite  nicht  ausreichte,  um  die  von  vornherein  widerstre- 
benden Städte  von  offener  Widersetzlichkeit  abzuhalten,  scheint  sie  auch  von 
den  dem  Kaiser  ergebenen  als  zu  drückend  empfunden  zu  sein.  So  wurde  seit 
1162  ein  anderer  Weg  versucht;  die  Aenderungen  seit  der  Zerstö- 
rung Mailands  beruhen  vor  allem  auf  dem  Gesichtspunkte  einer  ver- 
schiedeneu Behandlung  der  Städte,  so  dass  der  bisherige  Zustand  nach  der 
einen  Seite  hin  gemildert,  nach  der  andern  verschärft  erscheint. 

Den  Städten  gegenüber,  deren  Ergebenheit  er  versichert  war  oder  welche 
er  zu  schonen  hatte,  stand  der  Kaiser,  wie  schon  erwähnt1,  von  seinen  For- 
derungen ab;  er  gestattete  nicht  allein  wieder  die  Regierung  durch  fr  ei  ge- 
wählte Konsuln,  sondern  überliess  ihnen  auch  die  Regalien  gegen  einen 
jährlichen  Zins  oder  Vorbehalt  einzelner  derselben.  Von  lombardischen  Städten 
wurde  Cremona,  Pavia  und  Lodi  schon  1162  die  Regierung  durch  Konsuln 
gestattet2;  ebenso  Ravenna.3  Ferrara  und  Mantua  erhielten  entsprechende 
Privilegien  erst  1164,  um  sie  gegenüber  dem  Veroneserbunde  in  ihrer  Treue 
zu  befestigen 4 ;  wohl  gleichzeitig  Treviso. 5 

In  den  widerstrebenden  Städten  dagegen  hielt  der  Kaiser  nicht  allein  an 
den  frühern  Forderungen  fest,  sondern  schärfte  diese  dadurch,  dass  er  die 
Städte  vorzugsweise  durch  deutsche  Podestateu  und  Reichsboten 

graf  Otto  Ton  Wittelsbach  heisst  1162  CatUllamti  <L  imperatorit,  Affo  P.  2,  373,  gewiss 
mit  Beziehung  auf  ein  italienisches  Amt.  Es  heisst  1 1 64,  dass  der  Kaiser  ihm  Garda  ge- 
schenkt hatte,  an  das  hier  etwa  zunächst  zu  denken  wäre;  doch  war  die  Burg  Garda  1 162 
noch  in  den  Händen  des  Turisendus  von  Verona;  Tgl.  Morena,  Mon.  Germ.  18,  639.  642. 
Ein  solcher  Reichsbeamter  dürfte  auch  der  Btrtoldu»  prtpoeifut  sein,  auf  dessen  Bericht 
der  Kaiser  1162  den  Hof  (  ampolongo  (bei  CastelnuoTo  nei  monti  im  Gebiete  von  Reggio?) 
an  die  Kirche  von  Parma  zurückstellt;  Affö  P.  2,  374. 

296.  —  1.  Vgl.  §  124.    2.  Morena.  Mon.  Germ.  18,  639.  Für  Cremona  liegt  schon 
ein  Privileg  von  1162  vor,  für  Pavia  erst  von  1164,  vgl.  §  124  n.  1.4,  was  freilich  nicht 
ausschliesst,  dass  thatsächlich  auch  hier  die  Konsularregierung  schon  früher  wiederherge- 
stellt war;  namentlich  nachweisbar  sind  übrigens  Konsuln  von  Pavia  erst  wieder  1164;  vgl. 
Robolini  3,  413.       8.  Stumpf  Reg.  n.  3955.       4.  Antiq.  It.  4,  257.  Böhmer  Acta  110. 
5-  Nach  einer  mir  im  Auszuge  vorliegenden  Urkunde,  Stumpf  Reg.  n.  4540,  drückt  der 
K.  aiser  denen  von  Treviso  sein  Bedauern  aus,  dass  seine  Boten  sie  beschwerten,  was  nicht 
auf  seinen  Befehl  geschehen  sei,  verleiht  ihnen  das  Konsulat  und  andere  Hoheitsrechte  und 
lttst  sie  von  der  beschwornen  Heerfahrt  nach  Apulien,  Calabrien  und  Sizilien.  Die  Urk.  ist 
1 178  ohne  Daten  transsumirt,  gehört  aber  gewiss  hieher,  da  in  der  Urk.  für  Mantua,  Böh- 
mer Acta  110,  Treviso  nicht  als  Feindin  des  Kaisers  genannt  und  in  derselben  ebenfalls 
dei  Nachlasses  jener  Heerfahrt  gedacht  wird.  Auch  wird  nach  einem,  Mon.  Germ.  4,  131 
zta  1162  gesetzten,  aber  gewiss  hieher  gehörenden  Briefe  an  den  Erzbischof  von  Salzburg 
Treviso  als  Sammelpunkt  für  das  Heer  bestimmt. 
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regieren  Hess.  Wir  finden  das  wohl  ausdrücklieh  bedungen;  zu  den  Bedin- 
gungen, aufweiche  sich  Mailand  1162  ergeben  wollte,  gehörte  pnte*tatemy 
quam  vellet  Imperator ,  sive  Teutonicam,  sive  Lombardicam,  recipere6; 
ganz  dieselbe  Bestimmung  fanden  wir  unter  den  Bedingungen  der  Begnadigung 
von  Piacenza.7  Die  meisten  der  vom  Kaiser  gesetzten  Gewalthaber,  welche 
uns  genannt  werden8,  sind  als  Deutsche  zu  erweisen.  So  neben  dem  Bischöfe 
Heinrich  von  Lüttich,  der  den  Mailändern  vorgesetzt  war,  insbesondere  eiue 
Reihe  deutscher  Edelherren ;  ausser  Goswin  von  Heinsberg,  dem  Gebieter  von 
Seprio  und  Martesana,  Marquard  von  Grumbach  zu  Brescia  und  Bergamo, 
der  auch  Trezzo  inne  hatte,  Gebhard  von  Leuchtenberg9,  Konrad  von  Balleu- 
husen10  zu  Ferrara;  über  Piacenza  wurde  1162  Aginulf  gesetzt,  wahrschein- 
lich der  Edelherr  von  Urslingen  dieses  Namens 1  *,  der  aber  noch  in  demselben 
Jahre  durch  Arnold  von  Dorstadt  ersetzt  wurde,  in  Italien  durchweg  als 
Arnold  Barbavaria  bezeichnet12;  der  Vogt  von  Augsburg,  Adelgoz  von 
Schwabeck13,  gebot  in  Theilen  des  Mailändischen,  der  Schwabe  Heinrich  zu 
Neulodi,  ein  Lambert  von  Nimwegeu  später  zu  Lodi  und  Crema14;  auch  die 
meisten  der  übrigen  scheinen  Deutsche  gewesen  zu  sein. 1 5 

Daneben  finden  sich  denn  auch  einige  Italiener.  Zu  ihnen  ist  wohl  der 

296.]  6.  Ep.  Burchardi.  Script.  It.  6,  916.  7.  Vgl.  §  123  n.  1.  8.  Vgl.  insbesondere 
Ann.  Mediol.  und  Morena.  Mon.  Germ.  18,  374.  639.  643.  In  der  Vita  Alexandri,  Watte- 
rich 2,  390,  heisst  es  allgemein,  dass  er  die  Burgen  /*r  Teuttweot  ßdelioret  tibi  bewachen 
Hess.  9.  Bei  dem  häufigen  Vorkommen  in  den  Raiserurkunden  dieser  Zeit  ist  seine 
Identität  mit  dem  Conus  Gavardtu  des  Morena  nicht  zu  bezweifeln;  sein  Amtsbezirk  ist 
nicht  genannt.  10«  In  den  italienischen  Quellen  durchweg  de  BtUlattuce  oder  Bellaluce 
genannt,  in  den  Kaiserurkunden  dieser  Zeit  noch  de  Bainehmen,  während  später  auch  in 
diese  die  italienische  Form  Eingang  findet;  so  1177:  Savioli  2,  67.  Lünig  C.  It.  4,  11.  Er 
war  nach  Morena  einer  der  einflussreichsten  Rathgeber  des  Kaisers.  Das  Geschlecht  dürfte 
wegen  näherer  Beziehungen  zu  Mainz  nach  Ballhausen  in  Thüringen  westlich  Ton  Weissen- 
>eo  genannt  sein.  Vgl.  Sitzungsber.  40,  485.  Ich  habe  ihn  dort  irrig  als  Reichsschenken 
bezeichnet  wegen  der  Erwähnung  eines  Pincerna  Conr.  dt  Bedeuten  bei  Margarin  Ann. 
1,  17;  nach  dem  bessern  Drucke  bei  Dondi  6,  53  ist  zu  lesen:  Cunr.  pincerna,  Cunr.  de 
Ballhuten,  wodurch  die  von  mir  geäusserten  Bedenken  sich  erledigen.  11.  Dieser  ist 
1163  bis  1185  urkundlich  nachzuweisen;  Tgl.  Stälin  2,  588.  Für  die  Identität  weiss  ich 
allerdings  nur  den  selten  Torkommenden  Personennamen  geltend  zu  machen;  dass  der  Ur&- 
linger  1163  in  Deutschland  ist,  widerspricht  nicht,  da  damals  schon  Arnold  zu  Piacenza 
gebot.  Später  ist  der  Name  Aginulf  oder  Egenolf,  wie  der  andere  Urslingische  Name  Kon- 
rad, auch  bei  den  Lützelhard  nachzuweisen,  Böhmer  Acta  635,  was  vielleicht  auf  zwei 
Linien  desselben  Geschlechts  deutet.  12«  Die  Identität  wurde  schon  oben  $  280  n.  2 
belegt;  vgl.  auch  Zeitschr.  des  Vereins  f.  Niedersachen  1864  S.  39,  wo  alle  die  Herrschaft 
Arnolds  zu  Piacenza  betreffenden  Stellen  abgedruckt  sind.  Die  Nachrichten  der  spätem 
Quellen,  wonach  dieselbe  schon  1158  begann,  sind  sicher  irrig;  die  Angaben  des  Morena 
werden  durch  Urkunden  bestätigt;  1162  werden  Judices  des  kaiserlichen  Vikar  Aginolf 
erwähnt,  während  schon  Sept.  27  Arnold  eine  Verfügung  zu  Gunsten  des  Bischofs  trifft ; 
Campi  2,  19.  358.  13.  Dieser  wird  1 161  beim  Kaiser  zu  Como  genannt,  Mon.  Boica  29, 
356,  und  ist  daher  gewiss  identisch  mit  dem  in  den  Ann.  Mediol.  als  Advocatttt  Hottientit 
bezeichneten  Gewalthaber.  14.  Lambtrtut  de  Sttmace  beim  Fortsetzer  des  Morena;  ge- 
wiss derselbe  mit  dem  fjombertut  de  Nivimuga,  der  1178  beim  Kaiser  in  Italien  ist,  Böh- 
mer Acta  756.  15.  Vom  Fortsetzer  des  Morena  werden  noch  genannt  Ruinut  zu  Trezzo 
und  Bergamo,  Bertold  zu  Brescia,  welche  ich  nicht  genauer  zu  bestimmen  weiss;  Ruiuus 
wird  ausdrücklich  als  deutscher  Ritter  bezeichnet,  Mon.  Germ.  18,  650. 
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Magister  Paganus  zu  zählen16,  seit  1162  Gewalthaber  im  Bisthuine  Como, 
vielleicht  derselbe,  den  wir  in  den  vorhergehenden  Jahren  als  Reichsboten  in 
der  Trevisaner  Mark  fanden17;  er  gehörte  zur  Hofgeistlichkeit  des  Kaisers, 
da  er  1164  als  Magister  Paganus  capellanus  Zeuge  ist. 18  Der  rechtskun- 
digen Umgebung  des  Kaisers  gehört  der  Pfalzrichter  Bezo  an,  nach  den  Ur- 
kunden 1162  und  1163  Gewalthaber  zu  Bologna19;  wir  finden  ihn  in  den 
vorhergehenden  Jahren  1159  und  1161  als  kaiserlichen  Hofrichter  ver- 
wandt20; bei  den  Bewegungen  des  J.  1164  dürfte  er  aus  Bologna  vertrieben 
sein,  da  er  Aug.  10  beim  Kaiser  zu  Pavia21,  dann  zuletzt  Aug.  30  mit  andern 
anscheinend  vertriebenen  Anhängern  des  Kaisers  beim  Kanzler  Christian  er- 
wähnt wird22;  da  er  hier  Judex  von  Bologna  heisst,  so  wird  das  dem  son- 
stigen Sprachgebrauche  nach  kaum  auf  seine  bisherige  Stellung  zu  beziehen 
sein,  sondern  schliessen  lassen,  dass  er  selbst  Bolognese  war.23  Wird  für  die 
Verwendung  dieser  nur  ihre  erprobte  Ergebenheit  massgebend  gewesen  sein, 
ist  insbesondere  bei  Bologna,  welches  1162  am  längsten  widerstrebt  hatte, 
die  Absicht  einer  schonendem  Behandlung  gewiss  nicht  anzunehmen,  so  mag 
in  einzelnen  Fällen  die  Bestellung  einheimischer  Gewalthaber  allerdings  durch 
eine  solche  Absicht  veranlasst  sein.  Schon  Azzo,  früher  nur  Regalienverwalter 
zu  Parma,  jetzt  1162  und  1163  Rektor  von  Parma  und  Reggio24,  dürfte 
seinem  Namen  nach  Italiener  gewesen  sein;  1164  und  1167  ist  der  Bischof 
Aikard  von  Parma  kaiserlicher  Podesta  der  Stadt25;  1165  werden  sogar 
Konsuln  erwähnt26;  jedenfalls  gehörte  die  Stadt  zu  den  günstiger  gestellten, 
da  sie  1167  dem  Bunde  nur  ungern  beitrat27,  sich  den  Bundesstädten  sogar 
gewaltsam  widersetzt  haben  soll.28  Zu  Modeiia  finden  wir  1167  Gerhard 
Rangone,  einen  weifischen,  mit  Mathildischem  Gute  belehnten  Vasallen29  aus 
einein  auch  zu  Piacenza  ansässigen  Geschlechte30,  als  Boten  des  Kaisers31, 
der  sicher  mit  Rücksicht  auf  die  Wünsche  der  Stadt  bestellt  wurde;  denn  er 
war  schon  1156  Podesta  von  Modena  gewesen,  ist  dann  1168  ebenda  Konsul 
und  1180  Podesta32,  hielt  sich  also  auch  zur  Zeit  des  Lombardenbundes  zur 
Stadt;  doch  wohl  nur  nothgedrungen,  da  er  schon  1178  mit  andern  Mathil- 


16.  Darauf  lässt  wohl  der  Titel  Magister  schliessen,  vielleicht  auch  der.  bei  Deutschen 
seltener  vorkommende  Name  seines  Bruders  Hugo;  Vicende  di  Mil.  89.  17«  Dieser  heisst 
allerdings  nie  Magister;  doch  dürfte  für  die  Identität  ins  Gewicht  fallen,  dass  beide  Paganus 
den  veralteten  Titel  Missus  führen.  Nicht  damit  stimmen  würde  freilich  die  Erzählung 
späterer  Chroniken  von  Padua  über  die  Vertreibung  des  Comes  Paganus,  in  dem  wir  gewiss 
jenen  Castellan  von  Monselice  zu  sehen  haben ;  wenigstens  dann  nicht,  wenn  wir  diese  Ver- 
treibung frühestens  zu  1164  zu  setzen  hatten;  denn  er  soll  sich,  vgl.  Antiq.  It.  4,  1120, 
auf  die  Burg  Pendice,  vgl.  §  295  n.  13,  geflüchtet  und  dann  diese  übergeben  haben;  diese 
Uebergabe  aber  erfolgte  nach  Vita  Alexandri,  Watterich  2, 401,  nicht  vor  1 165.  18,  Ughelli 
4,  670.  19.  Savioli  1,  76.  266.  267;  er  heisst  auch  Berta,  B!<*o.  20.  Verci  Ecel.  3.37. 
Tiraboschi  Non.  2,  279.  21.  Savioli  1,  275.  22.  Affo  P.  2,  332.  28.  Nach  spatern 
Chroniken  soll  er  allerdings  ein  Deutscher  gewesen  und  in  einem  Aufstande  erschlagen 
sein;  vgl.  Savioli  1  a,340.  349;  aber  ein  Deutscher  wäre  gewiss  nicht  Judex  und  Causidicus 
in  Italien  gewesen.  24.  Morena.  Mon.  Germ.  18,  639.  Affö  P.  2.  219.  25.  Affö  P.  2, 
240.  377.  378.  379.  20.  Ann.  Parm.  mai.  Mon.  Germ.  18,  664.  27.  Böhmer  Acta  757. 
28.  Ann.  Parm.  min.  Mon.  Germ.  18,663.  29.  Antich.  Est.  1,299.  80.  Affö  P.  2,232. 
81.  Antiq.  It.  1,  477.     82.  Savioli  1,  245.  Tiraboschi  Mod.  3,  45.  Antiq.  It.  2,  497. 
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dischen  Vasallen  wieder  beim  Kaiser  ist.33  Diese  letzten  Fälle  gehören  frei- 
lich auch  schon  spätem  Jahren  an,  wo  die  kaiserliche  Ueberraacht  bereits 
durch  den  Veroneserbund  erschüttert  war. 

Werden  wir  anzunehmen  haben,  dass  die  Befugnisse  dieser  neuen  Ge- 
walthaber wesentlich  dieselben  waren,  so  ist  die  urkundliche  Bezeich- 
nung derselben  doch  eine  sehr  schwankende;  sie  deutet  darauf  hin,  dass 
dieselben  nicht  einfach  an  die  Stelle  der  bisherigen  einheimischen  Podestaten 
traten,  sondem  damit  die  Befugnisse  von  Reichsboten  vereinigten.  Beide  Stel- 
lungen treten  bestimmt  hervor  im  Titel  Azzo's,  der  1163  imperatoris  F.  le- 
fjatu*  et  vicarius  et  Parme  et  Retjü  rector  heisst.34  Bei  andern  wird  bald 
die  eine,  bald  die  andere  betont.  Paganus  heisst  1163  Missits  d.  F.  impe- 
ratoris, Bezo,  der  sich  sonst  nur  Pfalzrichter  nennt,  einmal  Legatiis  impera- 
toris, Gerhard  Rangone  imperatoric  maiestatis  per  Mutiue  ejiiscopatum  et 
comitatum  lepatua.3*  Der  Bischof  von  Parma  dagegen  nennt  sich  Podesta, 
und  von  den  deutschen  Gewalthabern  heisst  Arnold  Barbavaria  1163  in  Kai- 
serurkunde Potestas  Plarentinorum36;  wie  denn  auchMorena  allgemein  von 
ihnen  sagt,  dass  sie  den  Städten  in  potettatem  gesetzt  seien.37  Bei  den  übrigen 
Deutschen  weiss  ich  urkundlich  keinen  Titel  nachzuweisen,  der  mit  Bestimmt- 
heit auf  ihre  damalige  Stellung  in  Italien  zu  beziehen  wäre.  Doch  ist  vielleicht 
zu  beachten,  dass  nicht  blos  Goswin  von  Heinsberg,  dessen  Geschlecht  auch 
sonst  zuweilen  den  Grafentitel  führt30  und  dem  schon  1158  die  immer  als 
Grafschaften  bezeichneten  Gebiete  von  Seprio  und  Martesana  verliehen  wur- 
den, sondern  auch  Markward  von  Grumbach,  Gebhard  von  Leuchtenberg  und 
Conrad  von  Ballenhusen  fast  regelmässig  bei  den  Schriftstellern39,  nicht  selten 
aber  auch  in  den  Kaiserurkunden40  als  Grafen  bezeichnet  werden,  obwohl  ihre 
Geschlechter  den  gräflichen  nicht  angehören.  Zwar  kommen  solche  Abwei- 
chungen auch  sonst  wohl  vor41  und  der  Titel  wird  nie  bestimmt  auf  ein  italie- 
nisches Gebiet  bezogen,  wie  wir  das  bei  den  deutschen  Grafen  in  Mittelitalien 
finden  werden;  aber  es  konnte  doch  auch  sehr  nahe  liegen,  ihre  damalige  über 
die  Stadt  und  deren  Komitat  sich  erstreckende  Gewalt  als  gräfliche  zu  be- 

296.|  88.  Antiq.  It.  I.  C03.  84.  Aflu  P.  2,  219.  85.  Vicende  di  Mil.  89.  Sayioli  1.  267. 
Antiq.  It.  1,  477.  Aginulf  wird  ton  Cainpi  2,  19  als  Vieario  des  Kaisers  bezeichnet:  doch 
ist  ungewiss,  ob  da  der  urkundliche  Ausdruck  genau  wiedergegeben  ist.  Die  Boten  zu 
Trezzo  und  Lodi  bezeichnet  der  Fortsetzer  des  Morena  wiederholt  als  Procurator  et  mittut 
imi*ratoris.  36.  Sarti  Eug.  113.  87.  Mon.  Germ.  18,  638.  88.  Ficker  Reichst  1.  92. 
89.  Vgl.  7..  B.  Morena.  Mon.  Germ.  18,  641.  40.  Bei  Gebhard  ist  das  überwiegend  der 
Fall;  er  heisst  lomes  1161 :  Böhmer  AcU  103;  dann  1162.  63.  64:  Antiq.  It  6,  245.  259; 
Mon.  patr.  Oh.  2,  841;  Rena  e  Camici  4d,  30;  Margarin  2.  179;  Böhmer  AcU  114.  154; 
Robolini  3.  138;  Sarioli  1,  275;  ohne  jeden  Titel  rinden  wir  ihn  in  derselben  Zeit:  Ughelii 
5,  152;  Lib  iur.  Gen.  1,210;  Huillard  2,661;  Marlene  Collectio  1,  860;  Verci  Ecel.  3,42; 
Moriondi  1,  63.  66.  -  Markward  finde  ich  als  Grafen  nur  1162.  63:  Antiq.  It.  6,  259; 
Margarin  2,  179;  Robolini  3.  138;  Überwiegend  führt  er  keinen  Titel.  -  Konrad  heisst 
bestimmt  Graf  1161 :  Mon.  Boica  29,356;  bei  mehreren  spätem  Erwähnungen  eines  Grafen 
Konrad  ohne  Geschlechtsnamen  ist  es  unsicher,  ob  sie  ihn  treffen.  Eben  so  schwankend, 
wie  der  Titel  dieser  Herren,  ist  ihre  Stellung  als  Zeugen;  oft  den  deutscheu  Grafen  eiuge 
reiht,  stehen  z.  B.  Marlene  Coli.  1,860  alle  drei  hinter  den  italienischen  Grafen.  41.  Vgl. 
Ficker  Reichst  90. 
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zeichnen,  wie  sich  eine  solche  Auffassung  der  Podestateu  als  Grafen  ja  auch 
ausspricht,  wenn  Gottfrid  von  Viterbo  zu  1159  vom  Kaiser  sagt:  Urbibus 
Ytalie  comites  pro  consule  ponit.*2 

297.  —  Uebrigens  scheinen  nicht  gerade  alle  jene  Gewalthaber  die  Be- 
fugnisse des  Podesta  und  des  Reichsboten  vereinigt  zu  haben.  Allerdings  finde 
ich  keine  Andeutung,  dass  neben  einem  vom  Kaiser  bestellten  Podesta  auch 
jetzt  noch  ein  besonderer  Reichsbote  ernannt  wurde.  Dagegen  scheint  die  Ge- 
währung der  Selbstverwaltung  die  Bestellung  eines  Reichsboten  neben 
denKonsuln  nicht  tiberall  ausgeschlossen  zu  haben.  So  werden  zu  Lodi, 
obwohl  Konsularregierung  hier  ausdrücklich  zugestanden  war,  dennoch  1162 
bis  1167  vom  Kaiser  gesetzte  Gewalthaber  erwähnt1;  auch  für  Como,  wo  wir 
Paganus  als  Boten  fanden,  wird  Gestattung  städtischer  Selbstverwaltung  we- 
nigstens zu  vennuthen  sein.  Von  Modena  aber  liegt  uns  1167  eine  Urkunde 
vor,  wonach  der  Legat  Gerhard  gemeinsam  mit  den  Konsuln  die  Erlaubniss 
gibt,  in  und  ausserhalb  der  Stadt  nach  Steinen  zum  Bau  der  Domkirche  zu 
graben.2  Es  wird  das  daraus  zu  erklären  sein,  dass  mit  Gestattung  der  Ver- 
waltung durch  Konsuln  nicht  gerade  die  Zurückstellung  der  Regalien  in  der 
Stadt  und  deren  Gebiete  verbunden  sein  musste;  wo  das  erweislich  der  Fall 
war,  wie  zu  Cremona  oder  Pavia,  werden  auch  kaiserliche  Boten  für  die  Stadt 
nicht  erwähnt.  Waren  dagegen  die  Regalien  noch  beim  Reiche,  so  wird  das 
Vorkommen  eines  Reichsboten  neben  städtischen  Konsuln  nicht  befremden 
können.  Insbesondere  mag  auch  hier,  wie  wir  es  in  Mittelitalien  mehrfach 
nachweisen  können 3 ,  das  Vcrhältuiss  vorgekommen  sein ,  dass  die  Stadt 
selbstständig  war,  ihr  aber  die  Herrschaft  über  den  zugehörigen  Komitat  ent- 
zogen blieb,  der  dann  durch  einen  Reichsboten  verwaltet  wurde,  welcher 
immerhin  in  der  Stadt  seinen  Sitz  hatte.  Darauf  könnte  deuten,  dass  Gerhard 
Rangone  sich  als  Legaten  für  das  Bisthum  und  die  Grafschaft  Modena  be- 
zeichnet; konnte  dazu  auch  immerhin  die  Stadt  selbst  gerechnet  werden,  so 
wird  diese  sonst  doch  durchweg,  wo  das  der  Fall  sein  sollte,  besonders  ge- 
nannt.4 Ziemlich  sicher  wird  das  bei  Paganus  anzunehmen  sein;  es  ist  gewiss 
nicht  Zufall,  wenn  Morena  bei  Aufzählung  der  Gewaltbotcn  bei  Paganus  nicht 
einfach,  wie  bei  den  andern,  die  Stadt  nennt,  sondern  sagt,  dass  er  Cumensi 
comitatai  vorgesetzt  war5;  er  wohnte  nach  den  Annalen  von  Mailand  auch 
nicht  zu  Como,  sondern  auf  der  Burg  Baradello6,  und  das  einzige  urkundliche 
Zeugniss  für  seine  Befugnisse  bezieht  sich  nicht  auf  die  Stadt,  sondern  auf 
Orte  des  Gebietes. 7  Die  ausserordentliche  Dürftigkeit  der  urkundlichen  Zeug- 

42.  Carmen  de  gestis  Fr.  ed.  Ficker  34.  Gegen  unsere  Annahme  könnte  sprechen,  dass  wir 
bei  Gebhard  und  Kourad  den  Grafentitel  schon  1161  finden,  wo  uns  wenigstens  nicht  be- 
kannt ist.  dass  sie  schon,  wie  Goswin  von  Heinsberg,  italienische  Gebiete  verwalteten. 

297.  -  1.  Mon.  Germ.  18,  374.  643.  650.  2.  Antiq.  It.  1,  477.  8.  Vgl.  §  128. 
4.  Bei  Modena  musste  ein  Vorenthalt  des  Gebietes  um  so  näher  liegen,  weil  dasselbe  sehr 
riel  Mathildisches  Gut  umfasste.  5.  Mon.  Germ.  18,  639.  6.  Mon.  Germ.  18,  37ü. 
Noch  Chron.  Ursp.  286  hatte  der  Kaiser  die  südlich  von  der  Stadt  gelegene  Burg  als  Stütz- 
punkt gegen  Mailand  erbaut  und  mit  deutscher  Besatzung  versehen.  7.  Vicende  di 
AM.  89. 
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nisse  lässt  eine  genauere  Bestimmung  der  Stellung  dieser  Gewalthaber  kaum 
zu;  und  war  der  Kaiser  von  der  Absicht  einer  gleichförmigen  Ordnung  dieser 
Verhältnisse  einmal  abgegangen,  so  werden  diese  im  Einzelfalle  sehr  verschie- 
den gestaltet  gewesen  sein. 

Nach  Bedürfniss  wurden  dann  auch  wohl  Reichsboten  für  grössere 
Sprengel  bestellt.  So  verfügt  Reinald  von  Köln  1163  ex  auctoritate  leaa- 
tionis,  quam  d.—  Imperator  in  tota  Mediolanemi um  terra  nobis  eommmt*; 
er  war  danach  den  Gewalthabern,  unter  welche  das  Gebiet  von  Mailand  ge- 
theilt  war,  übergeordnet;  1164  sitzt  er  denn  auch  zu  Monza  zu  Gerichte9, 
obwohl  von  jenen  Bischof  Heinrich  von  Lüttich,  Goswin  von  Heinsberg  und 
Markward  von  Grumbach,  der  wenigstens  1162  auch  im  Mailändischen,  ins- 
besondere zuTrezzo,  gebot10,  anwesend  sind.  Noch  umfassender  scheint  dann 
später  die  Gewalt  des  gleichfalls  zu  Monza  residirenden  Markward  gewesen 
zu  sein;  1164  nach  dem  Tode  des  Bischofs  von  Lüttich  wurde  er  zunächst 
Podesta  der  Mailänder;  als  dann  der  Kaiser  Italien  verliess,  heisst  es:  Mar- 
quardum  omnihu*  Lontjobardis  praeposuit;  vielleicht,  dass  auch  Graf  Hein- 
rich von  Dietz,  der  ihm  1166  in  der  Gewalt  über  die  Mailänder  folgte,  eine 
ähnliche  Stellung  einnahm 1 1 ;  ihre  urkundlichen  Titel  siud  nicht  bekannt. 

298.  —  Den  Ausgang  des  erfolgreichen  Widerstandes,  dem  gegenüber 
der  Kaiser  auf  die  Durchführung  seiner  Absichten  verzichten  musste,  bildet 
der  Veroneserbund.  Ueber  die  Mark  Verona  haben  wir  in  dieser  Zeit 
wenig  genauere  Nachrichten.  Wir  sahen  allerdings  schon  früher,  dass  hier  die 
inarkgräfliche  Gewalt  dem  Namen  nach  noch  fortbestand,  sich  auch  einige 
Spuren  ihrer  Wirksamkeit  finden. 1  Doch  scheint  das  nicht  ausgeschlossen  zu 
haben,  dass  der  Kaiser  auch  die  dortigen  Städte  durch  Gewaltboten  regierte; 
als  Grund  des  Aufstandes  1164  wenigstens  gibt  Morena  die  Bedrückungen 
des  Otto  von  Wittelsbach,  der  Garda  inne  hatte,  und  der  andern  Missi  oder 
Nuntiides  Kaisers  an.2  In  Folge  dieses  Aufstandes  scheint  übrigens  die  Gewalt- 
herrschaft ausser  in  der  Mark  selbst  nur  in  Bologna  beseitigt  zu  sein.3  Als  der 
Kaiser  1 164  September  Italien  verliess,  war  seine  Gewalt  in  der  ganzen  Lom- 
bardei noch  unerschüttert. 4  Auch  während  seiner  Abwesenheit  wurde  dieselbe 


297.1  &•  Fri*»  2>  C6  9-  Zacharia  Iter  37.  10.  Mon.  Germ.  18,  374;  inzwischen  hatte 
er  1163  nach  den  Zeugenschaften  den  Kaiser  nach  Deutshland  begleitet.  11.  Vgl.  Ann. 
Mediol.  Mon.  Germ.  18.  376. 

296.-  1.  Vgl  S  H3.  2.  Mon.  Germ.  18,  642.  8.  Vgl.  §  296  n.  21 ;  Bologna 
hat  1164  Konsuln,  1165  einen  zweifellos  selbstgewählten  Podesta,  Savioli  1,271.  272. 
278,  und  wird  1167  vom  Kaiser  bestraft.  4.  Wegen  der  Nachricht  der  Ann.  Piacent. 
Mon.  Germ.  18,  413,  dass  Arnold  Barbavarin  Piacenza  1164  Sept.  verliess,  hat  man  wohl 
eine  gewaltsame  Vertreibung  desselben  angenommen.  Jene  Nachricht  erhalt  allerdings  da- 
durch eine  Bestätigung,  dass  er  1164  Okt.  5  bei  dem  nach  Deutschland  zurückkehrenden 
Kaiser  zu  Belforte  bei  Varese  ist;  Moriondi  1,  66.  Aber  von  einer  Vertreibung  ist  selbst 
in  den  spätem  Quellen  nicht  die  Rede.  In  der  Chron.  rectorum  Plac,  Script.  It.  16,  612, 
heisst  es,  dass  drei  Piacentiner  damals  mit  dem  Kaiser  einen  Vertrag  gegen  Zahlung  von 
1 1000  Mark  schlössen,  dessen  Inhalt  nicht  angegeben  ist.  Da  uns  ein  Nachfolger  Arnold-« 
nicht  bekannt  ist,  so  ist  am  wahrscheinlichsten,  dass  der  Kaiser  damals  der  Stadt  Konsuln 
gestattete  und  dadurch  die  Entfernung  Arnolds  veranlasst  war.  Dass  die  Stadt  jedenfalls 
nicht  dauernd  abgefallen  ist,  ergibt  sich  bestimmt  daraus,  dass  1167  ihre  Befestigungen 
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von  seinen  Boten  im  wesentlichen  aufrecht  erhalten;  nur  dürften  Brescia  und 
Bergamo,  auf  Verona  gestützt,  sich  den  Boten,  welche  er  zurücklioss,  wider- 
setzt haben,  da  der  Kaiser  1 167  feindlich  gegen  sie  auftritt.  Ein  Weitergreifen 
der  Bewegung  wurde,  abgesehen  von  den  deutschen  Besatzungen  zu  Trezzo 
und  wohl  auch  andern  Orten,  offenbar  zunächst  durch  die  Treue  der  günstig 
gestellten  Städte  Mantua,  Cremona  und  Lodi  gehindert.  Insoferne  hatte  sich 
das  System  des  Kaisers  erprobt;  und  es  ist  nicht  zu  verkennen,  wie  der  an 
den  Lombardenbund  anknüpfende  Umschwung  im  J.  1167  nur  dadurch 
ermöglicht  wurde,  dass  die  vom  Kaiser  am  meisten  begünstigte5  und  mäch- 
tigste Stadt  Cremona  aus  nicht  näher  bekannten  Ursachen6  sich  vom  Kaiser 
abwandte  und  sich  mit  Mantua  den  widerstrebenden  Städten  Brescia  und 
Bergamo  anschloss,  indem  sie  zugleich  bei  der  weitern  Entwicklung  des  Bünd- 
nisses sich  und  den  andern  Städten  ihrer  Partei  alles  zu  sichern  wusste,  was 
sie  der  Gunst  des  Kaisers  verdankten ;  Crema  blieb  zerstört,  Mailand  musste 
allen  alten  Ansprüchen  gegen  die  Nachbarstädte  entsagen.7  Als  das  Miss- 
geschick des  kaiserlichen  Heeres  zu  Horn  hinzutrat,  war  der  Sturz  der  bis- 
herigen Gewaltherrschaft  entschieden. 

299.  —  In  der  Zeit  nach  dem  Konstanzer  Frieden  war  für  die 
Stellung  der  oberitalischen  Städte  zum  Reiche  eine  feste  Grundlage  gewonnen. 
Die  Städte  des  Bundes  sollten  durch  freigewählte  Konsuln  regiert  werden, 
deren  Gewalt  allerdings  eine  formell  vom  Reiche  übertragene  war,  da  sie,  so 
weit  nicht  Investitur  durch  den  Bischof  herkömmlich  war,  jährlich  vom  Nun- 
tius des  Kaisers  und  wenigstens  alle  fünf  Jahre  vom  Kaiser  selbst  zu  inve- 
stiren  waren.  Materielle  Bedeutung  hatte  das  nicht,  da  es  offenbar  nicht  im 
Belieben  des  Kaisers  oder  seines  Vertreters  lag,  die  Investitur  zu  verweigern, 
wenn  etwa  die  Person  nicht  genehm  war,  so  wenig  wie  der  Kaiser  dem  Lehns- 
erben oder  dem  rechtmässig  gewählten  Nachfolger  des  Bischofs  die  Investitur 
vorenthalten  konnte;  das  Verhältniss  war  damit  nach  feudaler  Auffassung 
geordnet  Auf  die  jährliche  Investitur  durch  den  Nuntius  scheint  denn  auch 
kein  Werth  gelegt  zu  sein;  es  dürfte  diese  Bestimmung  kaum  ausgeführt  sein, 
wenigstens  habe  ich  nirgends  ein  Zeugniss  dafür  gefunden.  Standige  Boten 

noch  nicht  wiederhergestellt  waren.  Yignati  132.  5*  Nachdem  ihr  schon  1162  zuerst 
Konsularregierung  gestattet  und  die  Regalien  überlassen  waren,  hatte  der  Kaiser  ihr  nach- 
träglich auch  noch  den  bedungenen  jahrlichen  Zins  erlassen.  Böhmer  Acta  757.  6.  Die 
Angabe  der  Ann.  Bergomat.  Mon.  Genn.  18,  808,  dass  der  Kaiser  bei  seinem  Eintritte  in 
Italien  auch  Cremona  bekriegt  habe,  ist  sicher  unrichtig;  nach  der  eigenen  Darstellung  des 
Kaisers  in  einer  spätem  Klagschrift  war  er  damals  noch  in  gutem  Einvernehmen  mit  der 
Stadt;  Böhmer  Acta  757.  Auch  der  Kaiser  gibt  hier  keine  Andeutung  über  die  Veranlas- 
sung des  Abfalls.  Vermuthen  liesse  sich  etwa,  dass  schon  damals  die  Cremoneser  Luzzara 
und  Guastalla  oder  das  Gebiet  von  Crema,  welches  sich  der  Kaiser  1162  Torbehalten  hatte 
(▼gl.  S  127  n.  5),  verlangten;  in  der  Zeit  der  Bedrängniss  1176  wurde  ihnen  dieses  und 
der  dritte  Theil  von  Luzzara  und  Guastalla  gewährt  (Stumpf  Reg.  n.  4181),  während  der 
Kaiser  ihnen  auch  damals  noch  ganz  Luzzara  und  Guastalla  verweigerte  und  wohl  nur  un- 
gern auf  diese  Verleihungen  einging,  auf  welche  Cremona  denn  auch  1 186  wieder  ver- 
zichten musste;  vgl.  Böhmer  Acta  757.  604.  7.  Vgl.  Vignati  113  ff.;  die  Darstellung  in 
der  Klagschrift  des  Kaisers,  wonach  Cremona  das  Haupt  der  ganzen  Bewegung  war,  stimmt 
durchaus  mit  den  dort  neu  veröffentlichten  Urkunden. 

Fickcr  Forschungen.  II.  13 
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für  die  Städte  machte  allerdings  auch  die  kaiserliche  Appellatiousgerichtsbar- 
keit  nöthig  und  wir  fanden  die  bezügliche  Bestimmung  des  Friedens  in  ver- 
schiedener Weise  ausgeführt. 1  Aber  diese  Appellatiousrichter  erscheinen  auf 
rein  richterliche  Funktionen  beschränkt,  nicht  zugleich  mit  der  Wahrung  an- 
derer Rechte  des  Reiches  betraut;  die  Stellung  hatte  keine  politische  Bedeu- 
tung und  wurde  überall  an  Einheimische  überlassen.  Von  nutzbaren  Hoheits- 
rechten  verblieb  dem  Kaiser  insbesondere  das  einträgliche  Fodrum,  das  aber 
nur  bei  bestimmter  Veranlassung  fallig  war  und  dann  durch  besonders  l>evoll- 
mächtigte  Nuntien  erhoben  wurde2;  was  dem  Kaiser  sonst  noch  von  Regalien 
in  der  Stadt  und  ihrem  Gebiete  auch  nach  dem  Frieden  zustand,  war  wohl 
vielfach  unbedeutend,  wie  wir  daraus  schliessen  dürfen,  dass  die  nicht  schon 
im  Frieden  überlassenen  Regalien  1191  an  Piacenza  ohne  besondere  Gegen- 
leistung, 11 93  an  Brescia  gegen  jährliche  Zahlung  von  zwei  Mark  Gold  ab- 
getreten wurden,  wahrend  Mailand  dafür  allerdings  nach  dem  Privileg  von 
1 185  jährlich  dreihundert  Pfund  zu  zahlen  hatte.3  So  bestand,  von  den  Ap- 
pellationsrichtern abgesehen,  kaum  mehr  eine  Veranlassung,  neben  den  stadti- 
schen Behörden  in  den  einzelnen  Städten  ständige  Reichsboten  aufzustellen ; 
ist  in  den  Urkunden  wohl  noch  die  Rede  davon,  dass  insbesondere  Zahlungen 
an  den  Kaiser  oder  dessen  Boten  zu  leisten  sind,  so  scheinen  solche  Geschäfte 
durchweg  durch  Nuntien,  die  für  den  Einzelfall  bestellt  wurden,  erledigt  zu 
sein4,  während  als  Mittelspersonen  für  die  Regelung  der  politischen  Bezie- 
hungen zwischen  dem  Kaiser  und  den  Städten  vorzüglich  die  Hofrichter  ver- 
wandt wurden,  wie  wir  bei  Besprechung  derselben  nachweisen  werden.  Und 
da  die  Gesammtverfassung  des  Bundes  anerkannt  blieb,  so  war  damit  auch 
ein  Ürgau  gegeben,  durch  welches  die  Wechselbeziehungen  unter  den  Städten 
des  Bundes  ohne  Eingreifen  der  Reichsgewalt  hätten  geordnet  werden  können. 
Da  aber  nicht  allein  manche  Städte  dem  Bunde  nicht  angehörten,  sondern 
auch  die  Wirksamkeit  des  Bundes  selbst  mit  Erreichung  des  nächsteu  Zweckes 
erlahmte,  so  bot  sich  da  doch  ein  weites  Feld  für  das  Eingreifen  des  Kaisers, 
der  Generallegaten  und  der  kaiserlichen  Delegirten  für  den  Einzelfall.  Für 
ihre  Thätigkeit  in  der  Lombardei  konnten  wir  gerade  aus  den  spätem  Zeiten 
K.  Friedrichs  I  und  unter  Heinrich  VI  eine  Reihe  von  Zeugnissen  beibringen5; 
es  Ist  kaum  zu  verkennen,  dass  man,  nachdem  die  Selbstständigkeit  im  enge- 
ren Kreise  nicht  mehr  bedroht  erschien,  sich  bereitwilliger  im  weitern  der 
Ordnung  des  Reiches  fügte. 

Die  Bestimmungen  des  Friedens  galten  allerdings  nur  für  die  Städte  des 
Bundes,  nicht  auch  für  die  ausserhalb  des  Bundes  stehenden  Städte  der 
kaiserlichen  Partei.  Aber  diesen,  so  Pavia,  Cremona,  Genua,  war  das 
Wesentliche,  was  der  Frieden  gewährte,  schon  längst  durch  Sonderprivilegien 
gewährt  oder  wurde  ihnen  jetzt  unabhängig  vom  Frieden  gewährt;  so  wurde 

299.  -  I«  Vgl.  §  240.  2.  Vgl.  §  215.  8.  Böhmer  Acta  164.  759.  Morhio  3, 173. 
4.  Eine  Reihe  Zahlungen  Ton  Cremona  an  den  Kaiser  werden  1192  an  rerschiedene,  dazu 
beTollmächtigte  Personen  geleistet,  Toeche  618  ff.;  wir  dürfen  daraus  wohl  sicher  schlies- 
sen, dass  es  wenigstens  tu  Cremona  keinen  standigen  Boten  des  Kaisers  gab.  5.  Vgl. 
§  216.  279.  280. 
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Tortona  1183  kurz  vor  dem  Frieden  durch  besonderes  Abkommen  wesentlich 
auf  den  Fuss  von  Pavia  gestellt. ß  Bezüglich  der  Appellationsgerichtsbarkeit 
erwähnten  wir  bereits,  dass  sie  wohl  durchweg  durch  Sonderprivilegien  den 
Buudesstädten  gleichgestellt  wurden. 7  Iii  solchen  Sonderprivilegien  wird  dann 
auch  wohl  die  Stellung  der  Bundesstädte  als  Massstab  genommen ;  so  1191 
im  Privilege  für  Corao:  Concedimus  quoque  eis  potcstatem  eligendi  cormdes, 
sicut  habent  alle  civitatis  Lombardier  et  in  appellationibus  idem  ius,  quod 
habent  civitates  societatis.8  Aber  ein  allgemeines  Recht  auf  Gleichstellung 
mit  den  Bundesstädten  hatten  sie  nicht;  insbesondere  war  von  ihnen  Alessan- 
dria, worauf  wir  zurückkommen,  durch  S^nderabkommen  viel  ungünstiger 
gestellt. 

Es  findet  sich  dann  weiter  in  dem  Friedensinstrumente  eine  Klasse  von 
Orten  aufgeführt,  welchen  der  Kaiser  gleichfalls  seine  Gnade  wiedergewährt, 
fiir  welche  die  Bestimmungen  des  Friedens  aber  nur  dann  Geltung  haben 
sollen,  8i  infra  duos  menses  post  reditum  Lombardorum  a  curia  nostra  de 
pace  praescripta  cum  eis  eoneordes  fuerint,  wie  es  auch  in  den  Vorverhand- 
lungen von  den  meisten  derselben  heisst,  dass  sie  den  Frieden  beschwören 
sollen,  si  placueriL 9  Es  wird  danach  bei  diesen  vom  Frieden  ausge- 
schlossenen Städten  vorausgesetzt,  dass  sie  abgeneigt  sein  dürften,  in 
den  Frieden  mit  dem  Bunde  einzutreten,  während  der  Bund  das  zu  wünschen 
scheint.  Es  findet  das  seine  Erklärung  darin,  dass  es  meistens  kleinere  Städte 
sind,  welche  im  Bunde  ihre  Unabhängigkeit  durch  eine  grössere  bedroht  sahen ,0, 
welche  desshalb  lieber  auf  Selbstverwaltung  verzichten  und  sich  den  ander- 
weitigen Verfügungen  des  Kaisers  unterwerfen  wollten,  während  auch  der 
Kaiser  ein  Interesse  daran  hatte,  sie  vom  Bunde  abzuziehen. 

300.  —  Von  diesen  Orten  liegen  mehrere  in  den  Gränzgebieten 
gegen  Deutschland,  welche  für  das  Reich  von  besonderer  Bedeutung 
waren.  So  insbesondere  die  Städte  Ceneda,  Feltre  und  Bell uno.  Wir 
finden  sie  1179  im  Bunde,  aber  in  bestrittenem  Verhältnisse;  Treviso  scheint 
Hoheitsrechte  über  sie  geltend  gemacht  zu  haben,  während  damals  bezeugt 
wurde,  dass  sie  freie  Städte  seien.1  Dem  Kaiser  lag  natürlich  vor  allem 
daran,  sich  die  Zugänge  von  Deutschland  hier  möglichst  offen  zu  halten.  Im 
Osten  war  das  insbesondere  dadurch  ermöglicht,  dass  sich  im  Patriarchat 
Aglei  und  im  Bisthume  Trient  mächtige  natioual  gemischte  Fürstentümer 
behauptet  hatten,  welche  von  der  städtischen  Bewegung  nicht  erfasst  waren; 
noch  im  Jahre  vor  dem  Frieden  hatte  der  Kaiser  für  Trient  die  Konsular- 
regierung  ausdrücklich  verboten,  erklärt,  dass  es  wie  andere  deutsche  Städte 
unter  dem  Bischöfe  stehen  solle.2   Für  den  Fortbestand  dieser  Gestaltung 

6.  Mon.  Germ.  4,  165.  7.  Vgl.  §  238.  8.  RoTelli  2,  360.  ö.  Mon.  Germ.  4,  174. 
1 79 ;  Tgl.  Ficker  Lombardenb.  47.  10.  Bezüglich  Iraola  werden  vir  das  später  genauer 
begründen:  Bobbio  stand  wohl  in  Abhängigkeit  ron  Piacenza,  als  dessen  ZubehCr  es  in  den 
Vorverhandlungen  erscheint,  Mon.  Germ.  4,  173;  es  scheint  dort  die  bischöfliche  Hoheit 
wiederhergestellt  zu  sein,  da  es  wenigstens  1220  dem  Bischöfe,  zugleich  Grafen,  unter- 
steht; rgl.  Poggiali  5,  135. 

300.      I.  Verci  Marca  1,  27.      2.  Vgl.  §  144;  im  Frieden  wird  denn  auch  Trient 
als  hier  überhaupt  ausser  Frage  stehend  gar  nicht  erwähnt. 
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waren  jene  zwischen  beiden  Fürstenthüniern  liegenden  Städte  offenbar  von 
Bedeutung;  und  da  es  den  Lombarden  nicht  gelungen  scheint,  sie  zum  Beitritt 
zu  bewegen,  so  hat  der  Kaiser  alsbald  jene  Klausel  des  Friedens  benutzt,  um 
sie  in  dieselbe  Stellung  zu  versetzen,  wie  jene  andern  Gebiete.  Zu  Feltre  hat 
er  1184  die  Hoheit  des  Bischofs  in  vollstem  Umfange  wiederhergestellt,  ins- 
besondere erklärt,  dass  dasselbe  ab  omni  aliarum  civitatum  Lombardie  vel 
Marehie  potestate  frei  sein  solle3;  in  demselben  Jahre  erklärte  er  den  Bischof 
von  Ceneda  für  frei  von  jeder  Abhängigkeit  von  Treviso  oder  irgend  einer 
andern  Stadt4;  und  1199  wirft  der  Pabst  den  Trevisanem  vor,  dass  sie  sich 
der  Gewalt  über  die  Bisthümer  anmassten,  licet  in  compositione  inter  F.  im- 
peratorem  et  Lombardos  habita  predictas  dioceses  ad  vos  nullatenus  /«r- 
tinere  fuerat  difßnitum,  et  vos  iuri,  si  quod  in  eis  habueratis,  quod  tarnen 
nulluni  erat,  abrenunciaveritis  per  publicum  Instrument  um,  ac  postmodum 
idem  imperator  pei'  privilegia  sua  epixeopatus  predictos  a  iurisdictione  et 
potestate  vestra  decreverat  absolutos. 5 

Auch  sonst  finden  wir  K.  Friedrich  darauf  bedacht,  dass  insbesondere 
die  Punkte,  welche  die  südlichen  Ausgänge  der  Alpenpässe  beherrschten,  nicht 
unter  städtische  Hoheit  geriethen.  Die  Burg  Garda,  welche  1163  nach 
langer  Belagerung  durch  Markward  von  Grumbach  übergeben  war,  verlieh 
der  Kaiser  zuerst  an  Otto  von  Wittelsbach. 6  Das  als  Grafschaft  bezeichnete 
zugehörige  Gebiet  umfasste  die  Gegend  südlich  vom  Monte  Baldo  vom  See 
bis  zur  Etsch,  auch  das  wichtige  Rivoli7;  dass  dieses  1165  von  den  Verone- 
sem  genommen  war8,  scheint  den  Kaiser  genöthigt  zu  haben,  1166  durch  Val 
Camonica  zu  ziehen.9  Er  mochte  nun  diesen  wichtigen  Punkt  am  besten  zu 
sichern  glauben,  wenn  er  ihn  dem  Gränzfürsten  übergab;  im  Febr.  1167  ver- 
lieh er  nach  Resignation  Otto's  Burg  und  Grafschaft  Garda  per  rectum  feu- 
dum  an  den  Bischof  von  Trieut  und  dessen  Nachfolger;  aber  diese  sollen  sie 
niemals  weiter  verleihen  oder  verkaufen  oder  verpfänden  oder  sonst  irgendwie 
in  fremde  Hände  bringen  dürfen;  der  Kaiser  und  seine  Nachfolger  dürfen 
jederzeit  die  Burg  mit  Reichstruppen  besetzen;  die  Bischöfe  aber  dürfen  die 
Burg  nur  mit  solchen  besetzen,  qui  non  erunt  Lombardi  de  Verona  rel  de 
aliqua  civitate  Marchiae  vel  Lombardiae,  sed  solummodo  erunt  fideles  ad 


366.J  3.  Verci  Marca  1,  25,  irrig  iu  1179;  nach  den  Zeugenschaften  de«  Konrad  tou 
Mainz  und  Albert  von  Freising  fällt  die  Urkunde  zwischen  1183  Not.  und  1184  Nor. 
4.  Verci  Marca  1,  30.  5.  Verci  Ecel.  3,  131.  6.  Morena.  Mon.  Germ.  18,  639.  642. 
7.  Die  zugehörigen  Orte  sind  in  den  Verkaufsurkunden  tou  1193  aufgezahlt.  8«  Ann. 
Piacent.  Mon.  Germ.  18,  413.  Viterba  Alexandri,  Watterich  2,  401.  9.  So  sagt  die  Vita 
Alexandri.  Watterich  2,  402,  und  es  stimmt  damit  durchaus,  dass  der  Kaiser  nach  allen 
Nachrichten  zuerst  das  Brescianische  berührt.  Die  Ann.  Colon,  max.,  Mon.  Genn.  18,  780. 
l.-meu  ihn  per  vollem  Tridentinom  ziehen;  auch  hat  er  Okt.  31  zu  Trient  geurkuudet: 
Tielleicht,  dass  er  sich  erst  hier  Ton  der  Unstatthaftigkeit  des  Zuges  durch  die  Veroneser 
Klause  überzeugte  und  zu  dem  weiten  Umwege  über  den  Tonale  entschloss;  wenigstens 
nach  Val  Camonica  konnte  er  nur  auf  diesem  gelangen,  wahrend  da«  Herauskommen  im 
Brescianiscben  auch  den  Weg  durch  Judikarien  zulassen  würde.  Die  zu  rermuthenden 
Schwierigkeiten  dieses  Zuges  mochten  dazu  beitragen,  dass  spüter  Torzugsweise  die  west- 
lichem Pässe  benutzt  wurden. 
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eptscopatum  Tridtntimcm  pertinmtett,  welche  zudem  schwören  müssen,  nach 
dem  Tode  des  Bischofs  sie  nur  dem  vom  Kaiser  investirten  Nachfolger  zu 
übergeben. 10  Später  mussGarda  wieder  unmittelbar  an  das  Reich  gekommen 
sein ;  denn  K.  Heinrich  VI,  vor  allem  auf  Geldmittel  für  seine  sizilischen  Un- 
ternehmungen bedacht,  den  oberitalischen  Verhältnissen  gegenüber  anschei- 
nend überhaupt  mehr  auf  seine  Staatskunst,  als  auf  die  Macht  vertrauend, 
hat  1 1 93  die  Burg  mit  Zubehör  an  Verona  verkauft. 1 1 

Weiter  westlich  gestattete  K.  Friedrich  1164  den  Rittern  und  Leuten 
von  Val  Camonica,  bisher  Unterthanen  von  Brescia,  selbstgewählte  Kon- 
suln und  erklärte,  dass  sie  Niemandem  miterstehen  sollten,  als  dem  Reiche. 12 
Die  sich  anschliessenden  Gränzgrafschaften  von  Veltlin,  Kleven,  Misox  und 
Bellenz  waren  ehedem  an  den  Bischof  von  Como  geliehen13,  jetzt  wohl  gros- 
sentheils  von  der  Stadt  abhängig,  so  dass  die  sich  durchweg  erprobende  Treue 
von  Como  für  den  Kaiser  besonders  wichtig  war.  Doch  zeigt  sich  auch  hier 
das  Streben,  die  Gränzgebiete  in  unmittelbare  Verbindung  mit  dem  Reiche  zu 
bringen.  Den  Leuten  von  Kleven,  welche  nach  Selbstständigkeit  strebten, 
hatte  K.  Friedrich  schon  1152  die  Investitur  mit  der  Grafschaft  ertheilt14; 
1 1 53  wurde  dann  nach  Spruch  der  Fürsten  die  Grafschaft  dem  Bischöfe  zu- 
erkannt15; 1156  oder  1157  aber,  wo  man  die  Bedeutung  dieser  Gränzgraf- 
schaft  schon  anders  auffassen  mochte,  wurde  auf  einem  schwäbischen  Landes- 
hotlage  bezeugt,  dass  die  Grafschaft  zum  Herzogthume  Schwaben  gehöre,  es 
wurden  die  Rektoren  der  Landschaft  damit  investirt  und  ihnen  Beistand  zu- 
gesagt, ut  prae/atum  comitatum  tarn  a  Mediolmensibus  quam  «Horum 
Lombardorum  omnium  dominio  liberum  et  absolut  um  obtinere  vakant; 
K.  Heinrich  hat  das  1192  unter  Einrückung  der  frühem  Entscheidung  be- 
stätigt16, wie  er  schon  im  Jahre  vorher  bei  Verleihung  der  Regalien  an  die 
.Stadt  Como  die  Rechte  des  schwäbischen  Herzogthums  auf  die  Grafschaft 
Kleven  vorbehalten  hatte. 17  Wir  finden  dann  weiter  unter  den  vom  Kon- 
stanzer Frieden  ausgeschlossenen  Orten  auch  das  anstossende  Gravedona 
erwähnt.  Früher  dem  Bischöfe  gehörend18,  scheint  es  der  einzige  jener  Orte 
gewesen  zu  sein,  der  dem  Bunde  blieb,  da  es  1185  als  Bundesglied  erscheint. 1 9 
Es  dürfte  dann  aber  auch  von  K.  Friedrich  unmittelbar  unter  das  Reich  ge- 
stellt sein,  da  K.  Heinrich  1191  unter  Vernichtung  der  entgegenstehenden 


10.  Ughelli  5,  598.  Aehnliche  Bestimmungen,  darauf  berechnet,  den  Einfluss  der  lombar- 
dischen Städte  aus  dem  Bisthume  fern  zu  halten,  linden  sich  mehrfach  in  Trienter  Urkun- 
den; insbesondere  wird  auch  das  Erbrecht  Ton  Töchtern  in  Lehen  davon  abhangig  gemacht, 
dass  sie  keinen  Lombarden  heirathen.  Vgl.  Durig  Die  staatsrechtlichen  Beziehungen  des 
italienischen  Landestheils  von  Tirol  14.  11.  Böhmer  Acta  171.  172.  613.  12.  Odorici 
5.  115;  ygl.  §  157  n.  5.  13.  Ughelli  5,  278.  281.  283.  302;  vgl.  Mohr  C.  D.  1,  122. 
14.  Mohr  C.  D.  1,  173  mit  dem  jedenfalls  irrigen  Datum  März  9;  die  Urk.  scheint  im  Juli 
zu  Ulm  ausgestellt  zu  sein.  15.  Ughelli  5,  292.  16.  Mohr  C.  D.  1,  230;  vgl.  auch 
StÄlin  2,  647.  Bedenken,  welche  sich  gegen  die  eingerückte  Urkunde,  wie  gegen  die  von 
1 152  erheben  lassen,  werde  ich  in  der  Fortsetzung  meiner  Arbeit  über  den  Reichsfürsten- 
stand genauer  erörtern;  es  scheint  sich  höchstens  um  Interpolationen  oder  Korruptionen  zu 
handeln,  welche  den  Hauptinhalt  der  Urkunden  unberührt  lassen.  17.  Rovelli  2,  360. 
18.  Ughelli  5,  294.     10.  Savioli  2,  141. 
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Verfügungen  seines  Vaters  Gravedona  und  das  benachbarte  Doraaso  der  Stadt 
Como  überlässt20  Auch  die  Leute  von  Locarno  wurden  1186  vom  Kaiser 
von  jeder  Gewalt,  ausser  der  des  Reiches  befreit2  *,  während  K.  Heinrich,  der 
in  diesen  Verhältnissen  andern  Gesichtpunkten  folgte,  sie  1 1 92  zum  Gehor- 
sam gegen  die  ihm  engverbundene  Stadt  Como  anhielt.22  Das  Widerstreben 
dieser  Orte  gegen  die  Hoheit  von  Como  tritt  dann  1 1 94  deutlich  darin  hervor, 
dass  Gravedona,  Domaso  und  Kleven  als  selbstständige  Glieder  der  mailän- 
dischen  Städtepartei  genannt  werden,  während  Como  auf  der  Gegenseite 
steht23;  Gravedona  erscheint  auch  1195  noch  als  Bundesglied  anerkannt24; 
1 1 96  erkannte  dann  aber  auch  Mailand  die  Rechte  von  Como  auf  Gravedona 
und  Domaso  an.25 

301.  —  Die  Städte  des  Bundes  und  die  ihnen  durch  Sonderprivilegien 
gleichgestellten  mit  den  dazu  gehörigen  Landbezirken  bildeten  übrigens  kein 
durchaus  geschlossenes  Gebiet,  da  Besitzungen  und  Rechte  des  Reichs 
in  der  Lombardei  gewahrt  blieben.  Auch  im  Friedensinstrumente  ist  Rück- 
sicht genommen  auf  die  Possessiones  et  iura,  quae  nos  in  Lombardta  Iiabe- 
mu8  et  po88idemus  extra  80cietatemy  zu  deren  Verteidigung  oder  Wieder- 
gewinnung die  Städte  verpflichtet  sein  sollen.  Zunächst  wird  da  zu  beachten 
sein,  dass  bezüglich  der  Reichsvasallen  dem  Kaiser  seine  lehensherr- 
lichen Rechte  im  Frieden  gewahrt  blieben.  Das  schloss  nun  freilich  nicht  aus, 
dass  dieselben  in  andern  Beziehungen  den  Städten  unterworfen  waren.  Wo 
die  Hoheit  der  Stadt  über  die  Edlen  des  Gebietes  sich  schon  herkömmlich 
festgestellt  hatte,  war  dieselbe  gewiss  in  den  im  Frieden  überlassenen  Regalien 
einbegriffen.  In  Städten  ausserhalb  des  Bundes  ist  dieselbe  wohl  ausdrücklich 
gewahrt;  so  sagt  der  Kaiser  1183  im  Privileg  für  Tortona:  suos  castellanos 
permittet  et  consendet  subiacere  civitati  Terdonae,  sieut  castellani  Pa- 
pienses  mbiacent  eivitati  Papiae;  nec  habet  eos  ca8teüano8  eimtati  Ter- 
donae  auf  eure,  nec  per  se,  nec  per  alium;  es  sind  dann  weiter  alle  Edeln, 
welche  das  trifft,  aufgezählt. 1  Wo  aber  eine  solche  Unterordnung  noch  nicht 
herkömmlich  war,  konnte  aus  dem  Frieden  ein  solches  Recht  nicht  abgeleitet 
werden,  da  dieser  nirgends  der  Stadt  die  Gesammtheit  der  Regalien  in  einem 
geschlossenen  Gebiete,  etwa  der  Grafschaft  oder  dem  Bisthume,  zugesteht2 
Und  auch  da,  wo  nachträglich  der  Stadt  die  Gesammtheit  der  Regalien  in 
einem  geschlossenen  Gebiete  verliehen  wird,  werden  die  ererbten  Reichslehen 
wohl  ausdrücklich  ausgenommen;  so  bei  den  Verleihungen  1185  für  Mailand, 
1192  für  Brescia.3  Wenn  das  für  den  uns  beschäftigenden  Kreis  auch  nur 
wenige  Lehensgebiete  von  grösserer  Ausdehnung,  wie  die  der  Este  und  Blan- 
drate  traf,  so  scheinen  doch  noch  eine  Menge  geistlicher  und  weltlicher  Grossen 
rechtlich  unabhängig  von  städtischer  Hoheit  unmittelbar  dem  Reiche  unter- 
standen zu  haben,  wenn  die  meisten  auch  in  Zeiten  der  Schwäche  der  Reichs- 


380.]  20.  RoTelli  2,  361.  21.  Böhmer  Acta  147.  22.  RoTelli  2,  202.  28.  Mon. 
Genn.  4,  197.  Affo  P.  3,  302.     24.  Sarioli  2,  183.     26.  Rorelli  2,  364. 

381.  -  1.  Mon.  Germ.  4,  166.  2.  Vgl.  Ficker  Lomb»rdenb.  38.  3.  Morbio 
3,  173.  Böhmer  Act»  759. 
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gewalt  genöthigt  waren,  sich  auf  mehr  oder  minder  günstige  Bedingungen  der 
Gewalt  der  Städte  zu  unterwerfen.4 

Wichtiger  waren  für  den  Kaiser  die  unmittelbaren  R  e  i  c  h  s  b  e- 
sitzungen.  Auch  diese  werden  die  Städte  vielfach  schon  früh  usurpirt 
haben;  solche  werden  ihnen  mit  den  andern  Regalien  im  Frieden  oder  in  den 
Sonderprivilegien  verblieben  sein.  Doch  waren  in  der  Lombardei  auch  nach 
dem  Frieden  noch  viele  Güter  in  den  Händen  des  Reichs.  Vor  allem  kommt 
da  in  Betracht  die  gewaltige  Gütermasse,  die  man  noch  immer  als  das  G  u  t 
der  Gräfin  Mathilde  bezeichnete.  Herzog  Weif,  der  damit  seit  dem  Be- 
ginne der  Regierung  K.  Friedrichs  belehnt  war,  führte  davon  den  Titel  Do- 
minus tothts  domus  oder  totius  suhstantine  comitissae  Mathildis*;  zwei- 
tausend Ritter  sollen  ihm  davon  zu  Dienste  verpflichtet  gewesen  sein. 6  Später, 
nachdem  sein  Sohn  1167  gestorben,  resignirte  er  es  dem  Kaiser.  Auch  davon 
war  Vieles  thatsächlich  an  die  Städte  gekommen,  aber  anscheinend  doch  sehr 
häufig  unter  Vorbehalten,  welche  die  Rechte  des  Herrn  für  den  Fall  wahren, 
dass  er  in  der  Lage  sein  wird,  sie  geltend  zu  machen.  Als  die  Kapitäne  der 
Frignana,  so  weit  sie  nicht  Bürger  von  Bologna  waren,  sich  1156  Modena 
verpflichteten,  werden  diejenigen  ausgenommen,  qui  iuraverunt  fidelitatem 
diwi  Cruelfoni,  si  venerit  in  Lonfjobardiam  fit  habebit  ilominium  possessio- 
nis comitissfi  Mutildis;  ähnlich  die  Kapitäne  von  Baiso;  noch  1173,  zur  Zeit 
vollster  Machtentwicklung  des  Bundes,  verstand  sich  Gerhard  von  Carpineti 
nur  unter  Vorbehalt  seiner  Verpflichtungen  gegen  den  Kaiser  und  Herzog 
Weif  zur  Bürgerschaft  von  Modena.7  Dass  im  Frieden  von  Venedig  1177  der 
Kaiser  den  Ansprüchen  der  Kirche  gegenüber  wenigstens  thatsächlich  im  Be- 
sitze blieb,  scheint  den  mächtigern  Vasallen  genügt  zu  haben,  ihn  rückhaltlos 
als  unmittelbaren  Herrn  anzuerkennen;  1178  finden  wir  Gerhard  Rangone, 
schon  früher  dem  Kaiser  näher  stehend  und  von  ihm  als  Bote  verwandt8,  die 
Kapitäne  von  Carpineti,  von  Baiso  und  andere  Genannte  beim  Kaiser,  mit 
deren  et  aliorum  multorum  fidelium  nostrorum  de  domo  comitisse  Matildis 
Rathe  er  ein  Abkommen  bestätigt,  welches  die  gleichfalls  zum  Mathildischen 
Erbe  gehörige  Abtei  Polirone  betrifft. 9  Andere  mochten  noch  zögern,  da  der 
Frieden  mit  den  Städten  noch  nicht  geschlossen,  über  die  Ansprüche  der 
Kirche  nicht  endgültig  entschieden  war;  aber  auch  da  finden  wir  doch  jetzt 
wieder  die  Rücksicht  auf  den  Herrn  des  Erbes  betont;  es  heisst  in  Verpflich- 
ttingen gegen  Modena  1178  und  1180  excepta  persona  imperatoris,  cum 
hahuerit  totum  podere  comitissfi  Matildis  oder  exeepto  imperatore  fit  do- 
mino  domus  comitisse  Matilde.™  Nach  dem  Frieden  scheint  dann  die  Auf- 
merksamkeit des  Kaisers  und  seines  Sohnes  vorzugsweise  dem  Mathildischen 
Erbe  zugewandt  gewesen  zu  sein.  War  im  Frieden  nur  von  den  Besitzungen 
und  Rechten  des  Reichs  im  allgemeinen  die  Rede,  so  finden  wir  nun  in  den 
Sonderverträgen  mit  einzelnen  Bundesstädten  immer  das  Mathildische  Gut 


4.  Vgl.  auch  §  12«.  129.  156.  157.  5.  Vgl.  SUliu  2,  275  ff.  6.  Hiron.  Ursporg.  288. 
7.  Antiq.  It.  4,  201.  164.  168.  8.  Vgl.  $  296  n.  31.  9.  Antiq.  It.  1,  603.  10.  Tira- 
boschiMod.  3,  71.  79.  81. 
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besonders  hervorgehoben;  die  Mailänder  verpflichten  sich  schon  1185  zum 
Beistande  bei  Erhaltung  oder  Wiedergewinnung  aller  Rechte  und  Güter  des 
Reichs  in  der  Lombardei,  Mark  oder  Romaniola  et  nominatim  de  terra  qitrni- 
dam  comitissae  Matildis;  entsprechend  1191  die  von  Piacenza,  1192  die 
von  Brescia,  weiter  die  von  Cremona  mit  ihren  Bundesgenossen. 1 1  Mehr  noch, 
als  auf  die  daraufhin  anzusprechende  Hülfeleistung,  mochte  auf  die  damit  un- 
umwunden ausgesprochene  Anerkennung  des  Rechtes  des  Kaisers,  insbeson- 
dere auch  gegenüber  der  Kirche,  Gewicht  gelegt  werden. 

In  dieser  Richtung  konnte  der  Kaiser  denn  auch  mit  grösster  Entschie- 
denheit vorgehen.  Dass  die  Besitznahme  des  Mathildischen  Gutes  für  das 
Reich  in  weitestem  Umfange  gelungen  sein  muss,  ergibt  sich  aus  den  gewal- 
tigen Gütennassen,  über  welche  die  römische  Kirche  verfugen  konnte,  als  sie 
im  folgenden  Jahrhunderte  in  die  bezüglichen  Rechte  des  Reiches  eintrat12 
Das  Gebiet  von  Mantua  und  dem  Po  südwärts,  die  Gregend  von  Gonzaga, 
Correggio,  Carpi,  scheint  fast  ganz  zum  Mathildischen  Gute  gehört  zu  haben; 
auch  die  gebirgigen  Theile  der  Komitate  Reggio  und  Modena  sind  mit  Mathil- 
dischen Burgen  und  Orten  erfüllt;  einzelne  Güter  finden  wir  in  den  verschie- 
densten Gegenden  der  Lombardei,  der  Romagna  und  Tusziens.  Sehen  wir  auf 
Einzelnes,  so  dürfte  der  völlige  Bruch  mit  Cremona,  wie  er  in  der  Wieder- 
errichtung von  Crema  zum  Ausdrucke  kam,  zumeist  durch  Mathildische  Güter 
veranlasst  sein.  Die  erste  Bedingung  der  Begnadigung  der  Stadt  1186  war 
die  Herausgabe  von  Guastalla  und  Luzzara  et  dt  omni  iure  et  honore, 
quod  quondam  comitissa  Afatildis  habuit  in  predictis  locis.*3  Sie  musste 
weiter,  ausser  auf  Crema,  auch  auf  das  weite  Gebiet  zwischen  Adda  und  Serio 
verzichten,  welches  man  alsInsulaFulcherii  bezeichnete.14  Auch  die  An- 
sprüche des  Reichs  auf  dieses  Gebiet  scheinen  auf  Mathilde  zurückzugehen, 
welche  1098  die  Bürger  von  Cremona  als  Vertreter  des  Bisthums  damit  be- 
lehnte15; es  kam  dann  wohl  an  Crema;  noch  während  der  Belagerung  der 
Stadt  1159  verlieh  der  Kaiser  die  Grafschaft  der  Insula  Fulcherii  an  den 
Cremoneser  Tinto  Mussa  de  Gatta16  und  behielt  sich  1162,  als  er  den  Ort 
Crema  an  Cremona  verlieh,  ausdrücklich  das  ganze  Gebiet  vor.17  In  der  Be- 
drängniss  des  Jahres  1 1 76  überliess  er  dann  aber  an  Cremona  ausser  dem 
dritten  Theile  von  Luzzara  und  Guastalla  das  ganze  Gebiet  zwischen  Adda 


301.1  11.  Morbio  3,  173.  Böhmer  Acta  165.  759.  Toeche  Hcinr.  VI.  617.  12.  Vgl. 
Theiner  Cod.  dorn.  1,  31.  37.  45.  47.  49.  61.  62.  64.  66.  79.  Mit  Zuhülfenahrae  anderer 
vereinzelter  Nachrichten  dürfte  sich  danach  der  grösste  Theil  des  Gates  feststellen  lassen. 
13.  Böhmer  Acta  604.  Diese  Orte  waren  ursprünglich  Eigen  der  Abtei  8.  Sisto  xu  Piacenza; 
Mathilde  restituirte  ihr  Guastalla;  doch  scheinen  die  Orte  im  Besitze  ihrer  Nachfolger  geblie- 
ben zn  sein.  Vgl.  die  Urkk.  Aff6  Gnasti.  1, 298-345.  14.  In  weitester  Ausdehnung  erstreckte 
sich  dieses  1159,  Böhmer  Acta  101,  ron  Pizzighettone  bis  herauf  nach  Pontirolo  nördlich 
von  Treviglio.  Weniger  weit  ausgedehnt  erscheint  es  nach  Aufzählungen  der  darin  bele- 
genen Orte  1188  und  1192,  Antiq.  It.  2,  79.  4,  291;  Azzano  und  Torlino  nordwestlich  Ton 
Crema  sind  hier  die  nördlichst  gelegenen  Orte,  was  genau  damit  stimmt,  dass  der  Kaber 
1 186  die  nördlich  und  westlich  daron  gelegenen  Orte  als  alten  Besitz  der  Mailinder  an 
diese  zurückstellte;  Antiq.  iL  4,  229.  15.  UgheUi  4,  598:  vgl.  auch  $  224  n.  13 
IG,  Böhmer  Acta  101.      17.  Vgl.  §  127  n.  5;  künftig  bei  Stumpf  Acta, 
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und  Oglio,  so  weit  das  Bisthum  sich  erstreckte,  also  wohl  mit  Einschluss  der 
nicht  ausdrücklich  genannten  Insula  Fulcherii. 18  Jetzt  wieder  abgetreten,  blieb 
sie  in  den  Händen  des  Reichs,  indem  auch  die  von  Crema  1188  gerichtlich 
auf  alle  Ansprüche  verzichteten19,  welche  sie  etwa  erheben  könnten;  Ende 
1191  hat  dann  aber  K.  Heinrich  Crema  und  die  Insula  Fulcherii  um  zwei- 
tausend Pfund  an  die  von  Cremona  verkauft  und  ihnen  zugleich  Luzzara  und 
Guastalla  um  tausend  Pfund  verpfändet20 

Sehr  wahrscheinlich  gelang  es  auch  auf  den  Titel  der  Mathildischen  Erb- 
schaft, das  wichtige  BorgoSanDoninomit  dem  benachbarten  B  a  r  g  o  n  e 
an  das  Reich  zu  bringen.  Vielleicht  schon  früher  vom  K.  Friedrich  der  Hoheit 
von  Parma  entzogen,  da  er  1162  Regierung  des  Orts  durch  Konsuln  oder 
einen  Podesta  voraussetzt2 bildete  derselbe  lange  Zeit  den  Zankapfel  zwi- 
schen Parma  und  Piaceuza.  In  einem  Frieden  zwischen  beiden  1 1 89  sollen 
Borgo  und  Bargone  in  der  Gewalt  K.  Heinrichs  belassen  sein,  bis  rechtlich 
erwiesen  wäre,  wem  sie  gehörten.22  Es  scheint  nun4  dass  sie  vom  Reiche  als 
zum  Mathildischen  Erbe  gehörig23  in  Anspruch  genommen  wurden;  jedenfalls 
wurden  sie  1191,  als  der  Kaiser  sie  um  tausend  Pfund  an  Piacenza  verpfän- 
dete, und  später  als  Reichsgut  anerkannt,24  Kam  der  Ort  wieder  thatsächlich 
an  Parma,  so  wurden  doch  noch  1214  die  Reichsrechte  berücksichtigt,  indem 
Borgo  sich  Parma  unterwirft  salva  ßdelitate  imperatoris  vel  reynantis  in 
concordia,  qui  in  propria  persona  in  Lombardiam  venerit  et  Castrum  Burpi 
epiecopo  et  ecclcsiae  et  communi  Parmae  auferret  vel  cui  episcopus  et  cc- 
clesia  et  commune  Parma*  in  concordia  dimitterent.25 

Mathildisch  waren  weiter  die  Burgen  Canossa,  Bibianello  und 
Gesso,  mit  welchen  der  Kaiser  1185  die  Brüder  von  Canossa  belehnte,  so 
dass  sie  ihm  und  seinen  Boten  jederzeit  zu  Angriff  und  Vertheidigung  offen 
stehen  sollten.26  Auch  ging  es  wohl  auf  Mathildische  Rechte  zurück,  wenn  er 
1185  die  Leute  von  Garfagnana  und  Versilia  unmittelbar  unter  das 
Reich  stellt  und  sie  von  jeder  fremden  Gewalt  frei  spricht;  den  Konsuln  des 
benachbarten  Barga  wenigstens  sichert  er  kurz  darauf  ausdrücklich  ihre 
Rechte,  wie  sie  dieselben  zur  Zeit  der  Gräfin  Mathilde  besessen,  während  er 
sich  und  seinen  Boten  auch  alles  vorbehält,  was  sie  der  Gräfin  geleistet 
hatten27;  noch  1220  werden  Barga  und  eine  Reihe  benachbarter  Orte  als  zum 
Gute  der  Mathilde  gehörig  bezeichnet.28  In  diesen  Gegenden,  wichtig  wegen 
der  Verbindung  zwischen  der  Lombardei  und  Tuszien,  scheint  die  kaiserliche 
Politik  sorgsam  darauf  bedacht  gewesen  zu  sein,  keine  der  mächtigem  Städte 
festen  Fuss  fassen  zu  lassen.  Dass  Sarzana  später  frei  von  jeder  andern 


18.  Stumpf  Acta.  19.  Antiq.  It.  2,  79.  20.  Toeche  Heinr.  VI.  610.  21.  Affö  P. 
2,  374.  Dass  das  Reich  zu  Borgo  auch  schon  früher  ausgedehntere  Rechte  hatte,  dürfte 
wob)  daraus  zu  schliessen  sein,  dass  an  dem  Terh&ltnissmassig  unbedeutenden  Orte  so 
häufig  Ton  den  Königen  und  Legaten  Hoftage  gehalten  wurden.  22.  Vgl.  Affö  P.  2.  287. 
28.  Wenigstens  redet  der  Kaiser  in  einer  leider  unanständigen  Urk.  ton  1194,  Affö  P.  3, 
302,  von  Rechten,  wie  sie  zur  Zeit  der  Mathilde  waren,  was  sich  auf  Borgo  und  Bargone 
zu  beziehen  scheint.  24.  Affö  P.  3,  299.  302.  312.  25.  Affo  P.  3,  328.  26.  Antiq. 
It.  1,  610.     27.  Pacchi  11.  14.     28.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  62. 
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Gewalt  nur  den  Reichsboten  unterstand,  scheint  schon  auf  Abmachungen  des 
J.  1163  zurückzugehen.29  Auch  die  Leute  von  Pontremoli  waren  1167 
selbstständig  gestellt,  indem  der  Kaiser  ihnen  die  Regalien  gegen  einen  jähr- 
lichen Zins  und  die  Verpflichtung,  zu  allen  Heerfahrten  nach  Rom  und  Sizilien 
hundert  Mann  auf  eigene  Kosten  zu  stellen,  überliess30;  und  dem  Bischöfe 
von  Lima  wurden  1183  und  1185  der  Komitat  und  andere  Hoheitsrechte 
verliehen  und  bestätigt.31  Herausgabe  aller  Mathildischen  Güter  steht  auch 
voran  unter  den  Bedingungen,  auf  welche  Siena  1186  begnadigt  wurde.32 

Fanden  wir  mehrfach,  dass  K.  Heinrich  manche  Reichsbesitzungen  an 
die  Städte  veräusserte,  vor  allem  auf  die  Füllung  seines  Schatzes  bedacht33, 
so  scheint  er  andererseits  doch  auch  wieder  auf  die  Erhaltung  und  Abrundung 
der  Güter  und  Rechte  des  Reichs  besondern  Werth  gelegt  zu  haben;  in  dem 
Uebereinkommen  mit  Cremona  und  dessen  Bundesgenossenschaft  1 1 92  ist  das 
ganz  vorzugsweise  betont  und  sogar  dem  Reiche  ein  Vorrecht  auf  alle  etwaigen 
Eroberungen  der  Städte  vorbehalten :  Poftseasiones  etiam,  qua»  ab  inimicis 
forum  ab8tulerint,  si  imperio  placiterif  illa*  teuere,  Imperium  ea*  tenebit.** 
Und  am  wenigsten  war  er  wohl  gewillt,  eigenmächtige  Uebergriffe  der  Städte 
über  das  hinaus,  was  ihnen  der  Frieden  gewährte,  zu  dulden;  Reggio  wurde 
1193  durch  den  Reichsbann  gezwungen,  alle  Leute,  welche  es  seit  dem  Frie- 
den zur  Anerkennung  seiner  Hoheit  genöthigt  hatte,  ihrer  Verpflichtungen  zu 
entlassen  und  alles  zurückzustellen,  was  es  über  den  Frieden  hinaus  in  Besitz 
genommen  hatte35,  wobei  es  sich  auch  vorzugsweise  um  Mathildische  Güter 
gehandelt  haben  wird. 

So  weit  sich  das  übersehen  lässt,  hat  sich  das  Reich  in  der  Lombardei 
bei  allen  Rechten,  welche  ihm  im  Frieden  oder  in  den  Sonderprivilegien  ge- 
wahrt blieben,  auch  thatsächlich  behauptet,  während  das,  was  es  den  Städten 
überlassen  musste,  auch  früher  grossentheils  nicht  ihm  unmittelbar,  sondern 
seinen  geistlichen  und  weltlichen  Vasallen  zustand.36  Von  Machtlosigkeit  des 
Reichs  in  Folge  des  Friedens  wird  man  doch  kaum  sprechen  können,  wenn 
drei  Jahre  später  die  nächst  Mailand  mächtigste  Stadt  der  Lombardei,  Cre- 
mona, vom  Reichsbanne  getroffen,  tief  gedemüthigt,  nicht  blos  zu  Gunsten 
des  Reichs  auf  Usurpationen,  sondern  auch  auf  das  verzichten  muss,  was  ihr 
schon  früher  vom  Reiche  gewährt  war.  Beruhten  die  Erfolge  des  Kaiserthums 


361.1  29.  Vgl.  §  127  n.  7  und  §  278  n.  20.  30.  Stumpf  Reg.  n.  4081.  31.  Ugbelli 
1.  848  849.  82.  Mon.  Germ.  4,  182.  38.  Die  weitgehenden  Vergünstigungen,  welche 
K.  Heinrich  manchen  Städten  gewahrte,  dürften  wohl  in  den  meisten  Fallen  keineswegs 
nur  darauf  berechnet  gewesen  sein,  die  Gunst  der  Stadt  dadurch  zu  erkaufen,  sondern  dem 
Kaiser  gut  bezahlt  sein,  wenn  das  auch  aus  den  Privilegien  selbst  nicht  zu  ersehen;  auch 
die  üeberlassung  Ton  Crema  und  Insula  Fulcherii  an  Cremona  1192  geschieht  nach  dem 
Privileg  (Antiq.  lt.  4.  231)  nur  zur  Belohnung  der  Treue  der  Stadt,  wahrend  wir  ander- 
weitig wissen,  dass  es  sich  wesentlich  um  einen  Verkauf  handelte.  34.  Rorelli  2,  362. 
Toeche  Heinr.  VI.  618:  Tgl.  325,  wo  doch  wohl  die  Bestimmung:  sneietatem  antiquam  de— 
tfntemuf  «t  itiam  manittentbimut.  zu  betonen  und  zu  terwerthcn  gewesen  wäre,  da  sich  in 
ihr  bestimmt  die  Absicht  des  Kaisers  ausspricht,  auf  ein  neues  kaiserliches  Gegenbündniss 
gestützt  den  Lombardeubund  gegen  den  Frieden  zu  beseitigen.  85.  Antiq.  It.  4,  471. 
36.  Vgl.  $  124. 
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jetzt,  wie  aber  doch  auch  früher,  vorzugsweise  auf  der  Benutzung  der  wider- 
strebenden Interessen  der  Städteparteien,  so  war  das  eben  auch  ein  Macht- 
mittel, auf  das  hier  immer  mit  Sicherheit  gerechnet  werden  konnte,  so  lange 
der  Kaiser  den  jetzt  zu  Rechte  bestehenden  Zustand  achtete;  bei  aller  Ver- 
schiedenheit der  damaligen  und  der  jetzigen  Ziele  der  kaiserlichen  Politik 
scheint  mir  die  Demüthigung  Cremona's  1186  eben  so  bezeichnend  für  das, 
was  das  Kaiserthum  mit  Aussicht  auf  Erfolg  sich  hier  noch  zutrauen  durfte, 
wie  1 1 62  die  Unterwerfung  Mailands. 

302.  —  Ueber  die  Beamten  für  die  unmittelbaren  Reichsbe- 
sitzungen  haben  wir  nur  sehr  dürftige  Nachrichten.  Der  Reichsmarschall 
Heinrich  von  Lautern  lässt  1187  als  tunc  dotninus  Luzarie  et  Warstalle % 
vicarius  d.  Henrici  imperatoris  residens  pro  eo,  die  Gränzen  der  Gemeinde- 
inark  von  Luzzara  feststellen,  mit  der  er  dann  die  Gemeinde  belehnt. 1  Er 
inuss  überhaupt  dem  Mathildischen  Gute  vorgesetzt  gewesen  sein,  denn 
in  demselben  Jahre  urkundet  zu  Carpineti  Roperius  iudex  de  (ruastalla  ex 
mandato  et  preeepto  d.  Henrici  de  Lutra  imperialis  aide  marescalchi  et  in 
podere  comitisse  Matilde  lepati2;  später  scheint  er  die  Vollmachten  eines 
Legaten  für  Italien  gehabt  zu  haben.3  Im  Okt.  1188  zu  Pavia  beim  Verzichte 
von  Crema  auf  die  Insula  Fulcherii  wird  das  Reich  vertreten  durch  d.  Guil- 
lelmus  Aclptensis  advocatns,  lepatus  imperatoris,  und  d.  Litifredus  impe- 
rialis aidae  capellanus  et  eiusdrm  magnificentiae  lepatus,  —  qui  specialiter 
ad  hanc  causam  a  d.  imperatore  procuratores  sunt  constituti.*  Nur  dieser 
Einzelsache  wegen  sind  dieselben  gewiss  nicht  von  Deutschland,  wo  Wilhelm, 
dem  reichsdienstmännischen  Geschlechte  der  Vögte  und  Kämmerer  von  Aachen 
angehörend,  noch  1188  Mai  16  mit  Heinrich  von  Lautern  am  Hofe  des  Königs 
war5,  nach  Italien  geschickt,  wie  auch  der  Titel  eines  Legaten  auf  umfassen- 
dere Vollmachten  schliessen  lässt;  es  liegt  die  Annahme  am  nächsten,  dass 
sie  mit  der  Verwaltung  der  lombardischen  Reichsbesitzungen  beauftragt  waren. 
In  den  folgenden  Jahren  finden  wir  besondere  Legaten  für  das  Mathildische 
Gut  nicht  erwähnt;  von  den  in  dieser  Zeit  im  allgemeinen  als  Boten  und  Le- 
gaten zum  Theil  nebeneinander  genannten  Reichsdienstmannen6  mag  dieser 
oder  jener  insbesondere  auch  mit  der  obern  Verwaltung  der  lombardischen 
Reichsgüter  betraut  gewesen  sein,  ohne  dass  sich  das  bestimmter  nachweisen 
liesse.  Im  April  1195  hat  dann  K.  Heinrich  seinem  Bruder  Philipp  zugleich 
mit  Tuszien  auch  das  Mathildische  Erbe  verliehen,  der  in  der  Regel  sich  nur 
als  Herzog  bezeichnet,  in  Urkunde  für  die  zum  Erbe  gehörende  Abtei  Polirone 
aber  auch  ausdrücklich  als  dux  Tuscie  et  dominus  tot  ins  poderis  comitisse 
Matildis.1  Er  hat  hier  einen  Vertreter  bestellt,  da  1 1 95  d.  llertoldus  in 

302.  —  1.  Böhmer  Acta  60*3.  2.  Antich.  Est.  1.  310.  8.  Vgl.  $  279  n.  32. 
4,  Antiq.  It.  2,  79.  5.  Toeche  606.  6.  Vgl.  §  280  n.  3.  26.  7.  Rena  e  Camici  5,  51. 
Philipp  heisst  in  den  Kaiserurkk.  bis  Apr.  4,  Ughelli  1,  1128,  nur  FnUer  notUr;  Apr.  10, 
üghelli  1,  460,  findet  sich  dann  in  der  Zeugenreihe  eine  Lücke,  welche  unzweifelhaft  so  zu 
«rgünzen  ist:  Albertut  imperialit  (auhus  protonotaritw,  Philipen  dominus)  tothtt  domus 
dominae  Mathilda  et  comet  Ttuciae;  denn  da  der  Hofkanzler  zunächst  vorhergeht,  der 
Markgraf  ron  Montferrat  folgt,  so  handelt  es  sich  um  die  Granze  zwischen  geistlichen  und 
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poases&ionilms  comitissa*  Matildis  nuntius  pro  d.  Philippo  duce  dem  Abte 
von  Polirone  seine  Rechte  bestätigt.8 

In  einzelnen  reichsunmittelbaren  Besitzungen  scheinen  die 
vom  Kaiser  gesetzten  Beamten  wohl  noch  den  Titel  eines  Podestaten  ge- 
führt zu  haben.  Denen  von  Garfagnana  und  Versilia  verspricht  der  Kaiser 
1 185,  sie  zu  behalten  ad  manu*  noatraa  et  apecialium  mmciorum  nostro- 
rum,  welche  er  mit  Zustimmung  der  Konsuln  und  Rektoren  im  Lande  ernennt, 
und  weist  sie  an,  dem  Markgrafen  Wilhelm  von  Palota  den  Treueid  zu  leisten, 
quem  per  omnem  Oarfagnanam  et  VeraiUnm  potestatem  et  redorem  con- 
stitutum*; auch  Barga  sollte  ihm,  wie  überhaupt  den  für  die  Garfagnana  er- 
nannten Nuntien  unterworfen  sein.9  Aehnlich  wohl  zu  Borgo  San  Donino; 
1 1 94  verspricht  der  Kaiser  den  Placentinem,  dass  Jjegati  noatri  de  predictis 
caatria  acilicet  Bargona  et  Burgi  aancti  Donnini  ihnen  zur  Hülfe  ver- 
pflichtet sein  und  bei  jedem  Wechsel  der  Legaten  dafür  Sicherheit  leisten 
sollen;  1 197 Sept.  erneuert  Fredericua  Burgenaium  poteatrta  den  Placentinern 
den  Eid  ex  mandato  et  voluntate  d.  ITcnrici  imperatoria ;  er  war  wohl  vom 
Kaiser  gesetzt,  blieb  auch  nach  dessen  Tode  im  Amte,  wurde  nun  aber  1198 
Januar  unmittelbar  für  Piacenza  in  Pflicht  genommen. 10 

303.  —  Wesentlich  verschieden  waren  die  Verhältnisse  nach  dem  Frieden 
in  dem  Landestheile  gestattet,  welchen  man  später  unter  dem  Namen  Pie- 
mont  von  der  Lombardei  im  engern  Sinne  unterschied. 1  Wir  wiesen  schon 
früher  darauf  hin,  dass  es  mit  altern  Verfassungsverhältnissen  zusammenzu- 
hängen scheint,  wenn  sich  hier  das  städtische  Wesen  weniger  entwickelt  zeigt, 
wie  in  der  Lombardei.2  Der  grössteTheil  des  Landes  gehörte  den  zahlreichen 
markgräflichen  Geschlechtern,  bei  welchen  der  Kaiser  den  wenigen  selbststän- 
digen Städten  gegenüber,  unter  denen  nur  Asti  zu  grösserer  Bedeutung  ge- 
langt war,  durchweg  genügende  Unterstützung  fand.  Schon  1155  auf  dem 
Römerzuge  hatte  das  Geschick  von  Tortona,  Asti  und  Chieri  gezeigt,  dass 

302.]  weltlichen  Zeugen;  Albert  ist  sichor  der  Protonotar,  welchem  Tuszien  gewiss  damals 
nicht  übertragen  war;  Philipp  aber  fehlt  in  dieser  Zeit  nie  unter  den  Zeugen  und  hebst 
schon  Apr.  13  in  ungedr.  Urk.  für  S.Lorenz  zu  A versa  ausdrücklich  dur  Ttiteie.  8.  Antich. 
Est.  I,  311;  sein  Geschlecht  weiss  ich  nicht  zu  bestimmen,  da  ich  unter  den  Zeugen  K. 
Heinrichs  und  Philipps  aus  dieser  Zeit  keinen  Bertold  finde,  den  das  treffen  könnte;  Toeche 
427  verrauthet  Bertold  von  Rimsberg;  aber  wenigstens  der  frühere  Legat  dieses  Namens 
war  damals  schon  gestorben;  Tgl.  §  280  n.  11.  9.  Pacchi  11.  14.  10.  Affö  P.  3,  302. 
312.  315. 

303.  —  1.  Ohne  das  gerade  naher  beachtet  zu  haben,  ist  mir  der  Ausdruck  Piemont 
im  zwölften  Jahrhunderte  noch  nicht  aufgefallen.  Urkundlich  wird  der  Ausdruck  de  Ped«- 
monte  als  allgemeine  landschaftliche  Bezeichnung  1235  nnd  1245  von  den  Grafen  von 
Savoien  gebraucht;  Wurstemberger  4,  49.  50.  103.  In  den  Ann.  Piacent.  Gibeil.  wird  der 
Ausdruck  mehrfach  gebraucht,  ohne  dass  sich  die  Abgrenzung  gegen  die  Lombardei  be- 
stimmter ergäbe;  in  weitester  Ausdehnung  mag  man  als  Piemont  alles  von  Pavia  aufwärts. 
Tgl.  Mon.  Germ.  18,  572,  bezeichnet  haben,  wozu  beitragen  konnte,  dass  in  der  spatern 
Zeit  K.  Friedrichs  II  sich  die  Generalvikariate  für  Oberitalien  bei  PaTia  schieden;  ist  mehr- 
fach gerade  von  den  Marchionts  et  baronet  de  Pcdemont*  die  Rede,  so  mag  das  darauf 
deuten,  dass  man  dabei  zunächst  an  das  Land  überwiegend  feudaler  Gestaltung  dachte. 
Uebrigens  wurden  auch  in  der  Trevisaner  Mark  die  Gegenden  zunächst  den  Alpen  sehr 
gewöhnlich  als  de  Pedemonte  bezeichnet.     2.  Vgl.  §  139. 
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hier  das  städtische  Wesen  am  wenigsten  auf  festen  Füssen  stand.  Asti  erlüelt 
dann  1159  die  Regierung  durch  einheimische,  aber  vom  Kaiser  gesetzte  Rek- 
toren verbrieft,  auch  die  Regalien  gegen  einen  Zins3;  später  wird  der  Kaiser 
ihr,  wie  andern  ergebenen  Städten,  Konsuln  gestattet  haben.  Nach  dem  Ab- 
züge des  Kaisers  1168  trat  Asti  dem  Lombardenbunde  bei;  auch  Alba  und 
Acqui  scheinen  demselben  angehört  zu  haben,  wenn  sie  auch  als  selbstständige 
Glieder  nie  genannt  werden.4  Aber  der  Bund  fühlte  sich  sichtlich  von  dieser 
Seite  am  meisten  bedroht  und  suchte  sich  durch  die  Gründung  von  Alessan- 
dria zu  sichern,  welches  insbesondere  dem  kaiserlich  gesinnten  Pavia  die  Ver- 
bindung mit  Piemont  erschwerte.  Als  dann  1 1 72  der  Markgraf  von  Mont- 
ferrat  sich  den  Geboten  des  Bundes  unterwerfen  musste,  hatte  der  Butid 
allerdings  von  einheimischen  Gewalten  nichts  mehr  zu  besorgen. 

Wie  schwach  hier  aber  die  Stellung  des  Bundes  war,  zeigte  sich,  als 
1 1 74  der  Kaiser  von  Burgund  her  nach  Italien  kam.  Die  Markgrafen,  nur 
widerwillig  den  Anordnungen  des  Bundes  sich  fügend,  schlössen  sich  natürlich 
alsbald  dem  Kaiser  an;  dann  aber  unterwarf  sich  auch  Asti,  durch  das 
Schicksal  Susa's  geschreckt,  dem  Kaiser,  obwohl  der  Bund  es  an  Hülfe  nicht 
hatte  fehlen  lassen.  Das  ist  für  die  ganze  weitere  Machtstellung  in  diesen 
Gegenden  entscheidend  gewesen ;  weder  der  Widerstand  Alessandria's,  noch 
die  Niederlage  bei  Legnano  haben  hier  den  erlangten  Erfolg  wieder  in  Frage 
stellen  können.  Schon  beim  Waffenstillstände  von  Montebello  1175  findet 
sich  oberhalb  Alessandria's  kein  Glied  des  Bundes  mehr.5  Und  trotz  des  Tages 
von  Legnano  hatte  der  Kaiser  bis  zum  Abschlüsse  des  Waffenstillstands  von 
Venedig  1177  hier  eher  an  Terrain  gewonnen.  Als  auf  seiner  Seite  stehend 
werden  ausser  Genua  und  den  Städten  der  Riviera  und  ausser  den  Markgrafen 
jetzt  Asti,  Alba,  Acqui,  Turin,  Ivrea,  Casale  ausdrücklich  genannt;  weiter 
aber  auch  Tortona6,  welches  1175  noch  zum  Bunde  hielt.  Bis  zum  Konstanzer 
Frieden  finden  wir  einen  weitern  Fortschritt;  Alessandria  mit  Cassino  und 
Belmonte7,  welches  zu  Venedig  noch  auf  Seiten  des  Bundes  stand,  traf  kurz 
vorher  im  März  1 1 83  ein  Sonderabkommen  mit  dem  Kaiser  und  trat  danach 
als  Caesarea  auf  Seiten  des  Kaisers  in  den  Frieden  ein.  Es  ist  das  doch  eine 
Thatsache,  die  mehr  als  alles  andere  den  Massstab  für  die  Beurtheilung  der 
beiderseitigen  Machtverhältnisse  wird  bieten  müssen.  Nach  dem  Frieden  von 
Montebello  1175,  von  dem  Alessandria  ausgeschlossen  war,  hatte  vorzüglich 
die  Weigerung  der  Lombarden,  die  Wiederauflösung  der  Stadt  zuzulassen, 
zur  Erneuerung  des  Krieges  geführt.  Auch  1183  verlangten  sie  Erhaltung 
Alessandria's  als  Bundesstadt.  Der  Kaiser  muss  sich  bestimmt  geweigert 

8*  Vgl.  §  123  n.  4.  4«  Das  einzige  Zeugniss  ist  eine  Urk.  ton  1171,  Vignati  151,  wo- 
nach sie  an  Zahlungen  für  den  Bund  Theil  nehmen.  5.  Vgl.  das  Verzeichnis«  der  Bun- 
desgenossen in  den  Friedensvor*chlügen  Mon.  Germ.  4,  154,  irrig  zu  1177,  wie  sich  tou 
anderm  abgesehen  schon  daraus  ergibt,  dass  Cremona  und  die  Städte  der  Romagna  noch 
als  Bundesglieder  genannt  sind.  (1.  Mon.  Germ.  4.  1 55.  7*  Wohl  Cassine  nördlich  von 
Acqui;  doch  findet  sich  auch  ganz  nahe  bei  Alessandria  südwestlich  ein  Cassinone.  südöst- 
lich ein  Oassina.  Belmonte  finde  ich  auf  neuem  Karten  nicht:  doch  lag  es  nach  den  Ann. 
Genuens.,  Mon.  Germ.  18,  171,  im  Gebiete  Ton  Alessandria.  Beide  werden  1183  in  deu 
Separatfrieden  für  Alessaudria  eingeschlossen. 
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haben,  das  zuzugeben,  und  der  Bund  sich  nicht  stark  genug  gefühlt  habeu, 
darauf  zu  bestehen ;  es  scheint,  dass  jenes  Sonderabkoinmen  unter  Zulassung 
des  Bundes  geschlossen  wurde,  um  den  Frieden  zu  ermöglichen.8  Damit  wurde 
die  Stadt  allerdings  erhalten;  aber  ihre  Stellung  blieb  weit  hinter  der  der 
Bundesstaate  zurück.  Dass  der  Kaiser  jetzt  die  Stadt  unter  geändertem  Na- 
men erst  gründet,  war  allerdings  nur  eine  Form,  durch  die  der  verletzten 
Hoheit  des  Reichs  genug  gethan  wurde;  auch  blieb  die  Verwaltung  durch  frei- 
gewählte  Konsuln.9  Aber  die  einträglichsten  Einkünfte  in  der  Stadt  und  alle 
Regalien  des  Gebiets  wurden  dem  Kaiser  vorbehalten  und  durch  einen  Reichs- 
boten verwaltet,  der  zugleich  in  der  Stadt  eine  Reihe  von  Befugnissen  übte, 
welche  in  andern  Städten  allgemein  den  Konsuln  zustanden. 10  K.  Heinrich 
wollte  sich  dann  sogar  über  die  Bedingungen  dieses  Vertrags  fortsetzen ;  nach- 
dem er  schon  1191  Gamondo  und  Marengo,  zwei  der  Orte,  aus  denen  die 
Stadt  gegründet,  dem  Markgrafen  von  Montferrat  verliehen  hatte,  belehnte 
er  denselben  1193  mit  der  Stadt  selbst11,  obwohl  derselben  im  Vertrage  zu- 
gesichert war,  dass  sie  immer  in  Händen  des  Reichs  bleiben  solle. 

Auch  sonst  sieht  man  deutlich,  dass  es  hier  nicht  etwa  besondere  Ver- 
günstigungen, wie  sie  einzelnen  lombardischen  Städten  gewährt  wurden,  ge- 
wesen sind,  welche  die  Städte  für  den  Kaiser  gewannen.  Asti  scheint  im 
übrigen  wohl  alle  Rechte  der  lorabardischen  Städte  gehabt  zu  haben;  aber  es 
ist  ihm  doch  nicht  gelungen,  einen  Nachlass  der  bedeutenden  jährlichen  Ab- 
findungssumme für  die  Regalien  zu  erwirken,  zu  der  wir  es  noch  im  folgenden 
Jahrhunderte  verpflichtet  finden. 12  Alba  erhielt  1185  die  Regalien  in  der 
Stadt  nur  gegen  jährlichen  Zins  von  dreissig  Pfund;  von  Regalien  ausserhalb 
der  Stadt  oder  sonstigen  besondern  Vergünstigungen  ist  nicht  die  Rede. 1 3  In 
andern  Städten  hat  man  sogar  eiufach  auf  das  System  zurückgegriffen,  welches 
man  früher  in  der  Lombardei  versuchte;  sie  wurden  durch  deutsche  Podesta- 
ten  verwaltet,  welche  dann  zugleich  wohl  ausgedehntere  Vollmachten  als 
Reichsboten  für  die  benachbarten  Gebiete  hatten. 

304.  —  Es  werden  denn  auch  manche  Reichsbeamte  in  Pieraont 
genannt.  Zu  Turin  und  Ivrea,  welche  die  Zugänge  von  Burgund  her  über 
den  Mont  Cenis  und  S.  Bernhard  beherrschten,  hatte  der  Kaiser  Ministerialen 
gesetzt,  über  deren  Uebergriffe  sich  der  Pabst  1187  beklagt1;  auch  der  An- 
kauf von  Val  Stura  für  das  Reich  1187  zeigt,  wie  sehr  man  darauf  bedacht 
war,  die  Verbindungen  mit  Burgund  zu  sichern.2  Von  den  hier  aufgestellten 

303.]  8.  Vgl.  Ficker  Lombardenb.  28.  43.  9.  Es  hcisst  allerdings  Mon.  Germ.  4,  181 : 
Imperator  dabit  eis  consulet  ;  da  aber  später  ausdrücklich  von  Wahl  der  Konsuln  die  Rede 
ist,  so  soll  damit  wohl  nur  gesagt  sein,  dass  der  Kaiser  ihnen  die  Konsularregierung  ge- 
stattete. 10.  Vgl.  §  236  n.  3,  §  237  n.  II.  11.  Moriondi  1,  91.  101.  12.  Vgl. 
Böhmer  Acta  828;  die  hier  genannten  300  Pfund  dürften  den  1159  (Tgl.  §  123  n.  4)  be- 
stimmten 140  Mark  entsprechen;  rgl.  auch  Böhmer  Acta  153,  wo  K.  Friedrich  I  für  ein 
einzelnes  Jahr  100  Mark  nachlässt.      18.  Stumpf  Reg.  n.  4420.  4421. 

304.  ~  1.  Watterich  2,  680;  dasselbe  meldet  Gerras.  Dorob.,  Watterich  2,  668. 
2.  Vgl.  Toeche  Heinr.  VI.  83.  Auch  sonst  scheint  der  Kaiser  bemüht  gewesen  zu  sein, 
durch  Ankauf  die  Reichsbesitzungeu  in  diesen  Gegenden  zu  mehren;  so  1178  vom  Bischöfe 
Ton  Vercelli,  Mandelli  2,  340. 
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Reichsbeaniten  kennen  wir  urkundlich  Trushard  von  Kesten  bürg,  der 
1187  Podesta  von  Chieri  und  Ivrea,  zugleich  auch  kaiserlicher  Legat  für 
Lombardien  heisst3;  beim  Abzüge  K.  Heinrichs  als  Legat  Italiens  zurückge- 
lassen, finden  wir  ihn  doch  auch  noch  1189  insbesondere  zu  Ivrea  thätig4; 
seine  dortige  Amtsführung  scheint  von  längerer  Dauer  gewesen  zu  sein,  da 
noch  1209  auf  dieselbe  Bezug  genommen  wird,  indem  K.  Otto  den  Grafen 
von  Blandrate  alles  leiht,  quidquid  imperkon  tenetet  tenuit — in  civitate  Ypo- 
regie  et  in  episcopatu  et  comitatu  cum  Castro  et  palacio  et  aliis  Iwnoribus, 
—  sicut  Trosardus  aliquo  tempore  ea  temut.* 

Im  Süden  wird  die  Burg  Gavi,  die  Strasse  nach  Genua  beherrschend, 
einen  Hauptstützpunkt  für  die  Behauptung  der  kaiserlichen  Herrschaft  geboten 
haben.  In  der  Zeit  des  Friedens  von  Venedig  diente  sie  als  sicherer  Aufenthalt 
für  die  Kaiserin  und  den  jungen  König6;  auch  der  Kaiser  scheint  sich  zuweilen 
dort  aufgehalten  zu  haben,  da  er  1185  Dez.  8  in  Castro  Gavie  urkundet.7 
Von  dortigen  Reichsbeamten  finde  ich  nur  einen  Sigefredus  castellanus  Gavii 
genannt,  der  1190  als  kaiserlicher  Delegirter  an  der  Entscheidung  eines 
Streites  zwischen  Novara  und  Vercelli  betheiligt  war8;  es  ist  gewiss  der  Reichs- 
dienstmann Sigfrid  von  Lautern,  der  noch  1193  mit  seinem  oft  erwähn- 
ten Bruder  Heinrich  beauftragt  war,  Zahlungen  von  Cremona  an  das  Reich  in 
Empfang  zu  nehmen.9  Die  Burg  Gavi  wurde  aber  schon  1191  vom  K.  Hein- 
rich an  die  Genueser  überlassen  für  die  Hülfe,  welche  sie  beim  sizilischen 
Zuge  leisteten.10 

Das  Hauptbollwerk  der  kaiserlichen  Macht  war  aber  die  Burg  Annone, 
am  Tanaro  östlich  bei  Asti  gelegen,  welche  die  wichtigste  Verbindung  zwischen 
der  Lom  bardei  und  Piemont  beherrschte  und  insbesondere  das  mächtige  Asti 
im  Zaume  hielt  Der  Bischof  hatte  das  Castrum  Noni  schon  1095  an  die 
Stadt  überlassen  müssen. 1 1  Als  der  Kaiser  1 1 55  Asti  zerstörte,  diente  es 
den  Bewohnern  zum  sichern  Zufluchtsort. 12  Der  Kaiser  muss  es  dann  aber 
für  das  Reich  in  Anspruch  genommen  haben,  denn  1159  bei  Ueberlassung  der 
Regalien  an  die  Rektoreu  der  Stadt  überlässt  er  ihnen  auch  Castrum  nostrum 
Nonum  gegen  einen  besondern  jährlichen  Zins  von  fünfzig  Mark. 1 3  Im  Januar 
1167  hat  der  Kaiser  dann  aber  anders  darüber  verfügt.  Er  investirte  den 
Arnold  von  Dorstadt,  genannt  Barbavaria,  frühern  Podesta  von  Pia- 
cenza  de  castro  et  de  loco,  qui  dicitur  Nomon  für  ihn  und  seine  männlichen 
und  weiblichen  Erben  per  rectum  feodum  secundum  morem  Tlieutonicum, 
aber  mit  der  ausdrücklichen  Bestimmung,  dass  weder  er  noch  seine  Erben 
dasselbe  jemals  verkaufen  oder  weiterverleihen  oder  anderweitig  vom  Reiche 


8.  Cibrario  Chieri  1,  68  extr.  4.  Vgl.  §  279  n.  30.  5.  Mon.  patr.  Ch.  1,  1163.  6.  Ca- 
sUtktm  Oayve  in  Romoaldi  Ann.,  nach  Mon.  Germ.  19,  457  Oaibano  prope  Ferrariam, 
wohin  es  auch  Toeche  636  setzt.  Dass  es  sich  um  Gavi  bei  Genua  handelt,  -wird  um  so 
weniger  zu  bezweifeln  sein,  als  die  Ann.  Genuens..  Mon.  Germ.  18,  98  melden,  dass  der 
Kaiser  1178  Jan.  zu  Genua  mit  der  Kaiserin  und  dem  Könige  zusammentraf.  7«  Stumpf 
Keg.  n.  4439.  8.  Mon.  patr.  Ch.  1,  959.  9.  Toeche  624.  10.  Ann.  Genuens.  Mon. 
Germ.  18,  105.  106.  11.  Böhmer  Acta  815.  12.  Morena,  Mon.  Germ.  18,  593.  Godefr. 
Viterb.  Pantheon.  Script.  It.  7,  463.     18.  üghelli  4,  366. 
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veräussern  dürfen.14  Nach  dem  Aufstande  der  lombardischen  Städte  und  dem 
Abzüge  des  Kaisers  1168  wird  auch  Actione  nicht  mehr  zu  behaupten  ge- 
wesen sein;  Arnold  muss  nach  Deutschland  zurückgekehrt  sein,  wo  wir  ihn 
von  1 170  bis  zu  seinem  Tode  1189  so  oft  in  den  Urkunden  seines  Heimath- 
landes genannt  finden15,  dass  er  an  keinem  der  spätem  Züge  nach  Italien 
mehr  Theil  genommen  haben  kann.  Auch  seine  Nachkommen  scheinen  ihre 
Rechte  nicht  mehr  geltend  gemacht  zu  haben;  sein  Sohn  Bernhard  war  aller- 
dings 1210  mit  K.  Otto  in  Italien16;  aber  wir  finden  die  Burg  später  immer 
im  Besitze  von  Personen,  bei  welchen  eine  Verwandtschaft  mit  Arnold  weder 
nachweisbar,  noch  wahrscheinlich  ist. 

Bei  der  Unterwerfung  von  Asti  1 1 74  wird  Annone  an  das  Reich  zurück- 
gestellt sein;  1176  hat  sich  der  Kaiser  dort  aufgehalten17,  wie  er  auch  1185 
dort  Urkunden  ausgestellt  hat.18  Im  Juli  1178  schloss  der  Kaiser  mit  Asti 
einen  Vertrag  wegen  der  Burg;  die  von  Asti  verpflichten  sich,  weder  ihm, 
noch  seinem  Sohne,  noch  ihrem  Boten,  qiwm  de  Alamannis  ibi  castelLinum 
suum  statuerint,  die  Burg  zu  nehmen,  noch  dazu  behülflich  zu  sein,  und  dem 
Kastellan  uud  den  Bewohnern  Frieden  zu  halten;  dagegen  verspricht  der 
Kaiser,  die  Burg  nur  denen  von  Asti  zur  Hut  übergeben  zu  wollen,  si  ipse  vel 
filitut  eins  rex  Ilenr'tcus  per  se  vel  per  nuncium  suum  vel  nuncios  Alama- 
mtm  vel  Alamanos  simul  cum  Nonensibus  in  propria  custodia  retinere 
noluerit;  doch  soll  Asti  dann  verpflichtet  sein,  die  Burg  jederzeit  auf  dieselben 
Bedingungen  zurückzustellen.19  Die  Stadt  suchte  sich  danach  sichtlich  nur 
dagegen  zu  schützen,  dass  die  Burg  nicht  an  den  Markgrafen  von  Alontferrat 
oder  eine  andere  einheimische  Gewalt  kam. 

Später  finden  wir  hier  als  Kastellan  einen  Thomas  von  Annone, 
zweifellos  einen  Deutschen,  dessen  Geschlecht  aber  nie  genannt  wird.20  Er 
wird  zuerst  1185  zu  Turin  als  Castellanus  et  potestas  de  Nona  beim  Kaiser 
genannt21;  1186  war  er,  nur  als  Kastellan  bezeichnet22,  bei  der  Unterwerfung 
Cremona's  und  scheint  dann  mit  der  Ueberwachung  der  Ausführung  der  Be- 
dingungen beauftragt  gewesen  zu  sein.23  SeitTrushard  von  Kestenburg  1189 
Italien  verlassen  hatte,  scheint  Thomas  mit  der  Leitung  der  Reichsangelegen- 
heiten im  Piemontesischen  überhaupt  betraut  gewesen  zu  sein,  da  wir  ihn  in 
verschiedenster  Richtung  thätig  finden  und  er  nun  durchweg  Hebendem  frühem 
Titel  des  Kastellan  andere  führt,  welche  auf  die  ausserordentlichen  Befugnisse 
von  Reichsboten  hinweisen.  Mit  dem  Kastellan  Sigfrid  von  Gavi  und  zwei 
Hofrichtern  ist  er  1190  vom  Könige  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten 

304.]  14.  Zeitschr.  de.s  Vereins  f.  Niedersachsen  1863  S.  177  ans  dem  noch  zu  Dorstadt 
befindlichen  Originale.  15.  Vgl.  Zeitschr.  des  Vereins  für  Niedersachsen  1864  S.  41. 
16.  Böhmer  Acta  771.  Notizenbl.  2.  372.  17.  Stumpf  Reg.  n.  4183.  18.  Stumpf  Reg. 
n.  4423.  4424.  19.  Böhmer  Acta  755.  90.  Den  Herren  von  Dorstadt  gehörte  er  wohl 
sicher  nicht  an,  da  der  Name  Thomas  und  der  seines  Sohnes  Bertold  diesem  Geschlecht« 
ganz  fremd  sind.  21.  Stumpf  Reg.  n.  4420.  22.  Einmal,  Toeche  603,  als  castettanus 
Anone,  das  einzigemal,  dass  mir  die  spater  übliche  Form  des  Namens  in  dieser  Zeit  aufge- 
fallen ist.  Doch  ist  offenbar  trotz  der  nahen  Beziehungen,  in  welchen  der  Kastellan  spiter 
zu  Turin  steht,  bei  keiner  der  anzuführenden  Erwähnungen  an  den  Ort  None  südwestlich 
tou  Turin  zu  denken.     28.  Böhmer  Acta  146.  Toeche  603.  604. 
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zwischen  Novara  und  Vercelli  delegirt.  Als  Nuncius  regis  et  totius  Tauri- 
nensis  episcopatus  legatus  et  principaliter  ad  hoc  missus  bezeugt  er  1191 
März  18  dasFodrum  von  den  bischöflichen  Lehen  erhalten  zu  haben.24  Sept.  2 
überlässt  er  als  Nuncius  imperatoris  im  Auftrage  des  Kaisers  Hoheitsrechte 
von  Alessandria.25  In  Gegenwart  d.  Thorne  Noni  castellani  et  nuncii  d.  im- 
peratoris versprechen  1193  zu  Annone  der  Markgraf  von  Montferrat  und  die 
Stadt  Asti  bei  hoher  Geldstrafe  den  unter  ihnen  geschlossenen  Frieden  zu 
halten,  worauf  Thomas  auctoritate  imperatoris  et  sua  predictam  penam  — 
et  predictam  pacem  et  concordiam  —  conjirmaviietcorroboravit26;  in  dem- 
selben Jahre  wird  bei  einem  Vertrage  des  Bischofs  von  Turin  mit  den  Herren 
von  Piosasco  über  die  Burg  Testona  bemerkt,  derselbe  sei  geschlossen  mit 
Rath  und  Willen  des  Kapitels,  der  Vasallen,  der  Stadt  et  d.  Tome  de  Norio 
castellani  et  d.  imperatoris  legati27  Januar  1196  finden  wir  ihn  auf  dem 
Tage  des  Generallegaten  Konrad  zu  Borgo  San  Donino28;  dann  wiederholt  zu 
Turin;  im  März  schenkt  er  dort  als  77t.  de  Nono  castellanus  ac  sacri  im- 
perii  legatus  atque  Taurini  potestas  una  cum  consuUbus  stadtische  Grund- 
stücke an  eine  Kirche29;  im  Juli  ist  er  dort  Zeuge  des  Kaisers;  im  Oktober 
erhält  er  dort,  wieder  als  Podesta  von  Turin  bezeichnet,  den  Befehl  des  Kai- 
sers, einen  Spruch  des  Hofgerichtes  in  Sachen  des  Bischofs  von  Vercelli  gegen 
die  Leute  von  Casale  auszufuhren.30  Im  folgenden  Jahre  waren  der  Markgraf 
von  Montferrat  und  die  Stadt  Asti  de  mandato  d.  imperatoris  ante  castella- 
num  Noni  TA.  pro  iusticia  facienda;  zu  Alba  entscheidet  er  mit  andern  im 
Februar  durch  Schiedsspruch  die  Streitigkeiten  derselben;  einige  Tage  später 
entband  er  als  Nuncius  d.  imperatoris  bezeichnet  zu  Asti  die  Stadt  von  der 
wegen  jenes  Streites  verbürgten  Summe.31 

Da  wir  in  diesen  Gegenden  andere  Reichsboten  in  dieser  Zeit  nie  genannt 
finden,  so  wird  Thomas  unter  dem  allgemeineren  Titel  eines  Nunckis,  den  er 
doch  zu  häufig  fuhrt,  als  dass  er  sich  immer  nur  auf  einen  Einzelauftrag  be- 
ziehen dürfte,  mit  der  Wahrung  aller  Reichsrechte  im  Pieraontesischen  betraut 
gewesen  sein.  Wir  hätten  demnach  in  ihm  einen  Reichs  boten  fürPie- 
m  o  n  t  zu  sehen,  der  hier  eine  ähnliche  Stellung  einnahm,  wie  in  der  Romagna 
die  vom  Reiche  gesetzten  Grafen.  Wie  diese  in  Imola,  so  scheint  er  vorzüg- 
lich in  Turin  einen  Haltpunkt  gefunden  zu  haben.  K.  Friedrich  hatte  aller- 
dings noch  1159  dem  dortigen  Bischöfe  die  gräfliche  Gewalt  in  der  Stadt  und 
deren  Umgebung  und  die  sonstigen  Rechte  nach  Laut  der  alten  Privilegien 
bestätigt,  aber  salva  per  omnia  imperiaU  iustitia  et  illa  ordinatione,  quam 
in  hoc  expeditione  fecimus32,  also  mit  Hinweis  auf  die  Ronkalischen  Be- 
schlüsse. Die  Hoheitsrechte,  welche  der  Bischof  nicht  mehr  thatsächlich  inne 
hatte,  wird  der  Kaiser  gewiss  an  sich  genommen  haben;  er  verweilte  später 
mehrfach  im  kaiserlichen  Palaste  zu  Turin  und  Besitzungen  und  Rechte  des 


24.  Mon.  patr.  Ch.  1,  959.  969.     25.  Moriondi  1,  92.     26.  Böhmer  Acta  612;  ?gl.  819. 
27.  Mon.  patr.  Ch.  1, 1002.    28.  Odorici  6. 95.  Toeche  633.    29.  Cibrario  Torino  1, 504. 
80.  De  Conti  1,  380.  381.       81.  Böhmer  Acta  820.  822;  statt  des  gewöhnlichen  Titel 
Cattet/anu*  heisst  es  hier  einmal  Noni  opidanui.     82.  Mon.  patr.  Ch.  1,  817. 
Flckor  Forschungen.  II.  14 
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Reichs  werden  noch  später  in  dieser  Gegend  vielfach  erwähnt.33  Verwaltete 
Thomas  diese  anscheinend  unter  dem  Titel  eines  Legaten  des  Bisthuras,  so 
scheint  ihn  der  Kaiser  später  auch  zum  Podesta  der  Stadt  gesetzt  zu  haben, 
doch  so,'  dass  daneben  Konsuln  blieben,  wie  wir  ähnliches  schon  früher  fan- 
den.34 Hier  war  Thomas  denn  auch  mit  Lehen  ausgestattet;  1195  verlieh  der 
Kaiser  ihm  und  seinen  Erben  in  Anerkennung  seiner  treuen  Dienste  zu  rechtem 
Lehen  drei  Denare  von  den  zwölf  Denaren,  welche  dem  Kaiser  zu  Turin  von 
jedem  Saumthiere  als  Zoll  zu  zahlen  waren38;  auch  der  kaiserliche  Palast  zu 
Turin  muss  schon  ihm  geliehen  sein,  da  K.  Friedrich  II  1215  in  Bestätigung 
einer  Verleihung  seines  Vaters  damit  die  Söhne  des  Thomas  belehnt.36  Nach 
dem  Tode  K.  Heinrichs  haben  sich  die  von  Asti,  anscheinend  in  Abwesenheit 
des  Kastellan,  dann  allerdings  alsbald  gegen  ihre  Zwingburg  gewandt;  der 
Podesta  urkundet  1197  Nov.  29  in  obsidione  castri  Noni;  Dez.  4  wird  es 
von  den  Bewohnern  durch  Vertrag  übergeben  und  Dez.  12  bestimmt,  dass  es 
immer  unmittelbar  in  der  Hand  der  Stadt  bleiben  soll,  während  Lehen,  welche 
der  Kaiser  dort  verliehen  hatte,  jetzt  vom  Podesta  der  Stadt  geliehen  werden. 37 
Zu  Turin  aber  scheint  Thomas,  wenn  nicht  in  seiner  Gewalt,  doch  bei  seinen 
Besitzungen  belassen  zu  sein,  da  sein  Geschlecht  dort  ansässig  geworden  ist. 
Ich  möchte  kaum  bezweifeln,  dass  der  Thomas  de  Torino,  welchen  K.  Otto 
1210  Mai  zum  Podesta  vonBrescia  setzte,  der  dann  aber  bald  von  da  verjagt 
wurde38,  derselbe  ist  mit  dem  frühern  Kastellan  von  Annone.  Musste  Annone 
damals  von  Asti  an  das  Reich  zurückgegeben  werden39,  so  scheint  es  aller- 
dings nicht,  dass  Thomas  oder  seine  Söhne  dort  die  alte  Stellung  einnahmen, 
da  1211  und  1212  ein  Konrad  als  Kastellan  von  Annone  erwähnt  wird.40 
K.  Friedrich  II  hat  dann  1214  Annone  an  Asti  filr  tausend  Mark  verpfändet, 
behielt  sich  aber  1219  bei  einer  Privilegienbestätigung  dasselbe  ausdrücklich 
vor.41  Jetzt  scheint  Bertold,  Sohn  des  Thomas,  von  dem  wir  schon  erwähn- 
ten, dass  K.Friedrich  ihm  und  seinen  Brüdern  1215  den  Palast  zu  Turin  be- 
stätigte, es  versucht  zu  haben,  sich  in  den  Besitz  der  Burg  zu  setzen,  vielleicht 
durch  Zahlung  der  Pfandsumme  für  den  Kaiser.  Denn  1220  zahlt  Asti  weitere 
achthundert  Mark  und  erhält  nun  die  Burg  so  verpfändet,  dass  der  Kaiser  sie 
erst  nach  zehn  Jahren  lösen  darf;  der  Kaiser  zeigt  das  seinem  getreuen  Ber- 
toldo  de  Nono  an  mit  dem  Befehle,  die  Burg  au  Asti  auszuliefern,  falls  sie 
ihm  schon  übergeben  sein  sollte.42  Sich  nach  wie  vor  nach  der  Burg  nennend, 
finden  wir  das  Geschlecht  noch  später  bei  Turin  ansässig;  als  K.  Wilhelm 
1252  dem  Grafen  vonSavoien  alle  Reichsrechte  im  Bisthurae  Turin  überliess, 
wird  auch  erwähnt  feudum  imperiale  Bertold*  de  Non  et  fratrum  eius,  ri- 


304.]  88.  Manches  mag  auch  in  Folge  der  Aechtung  des  Grafen  von  Saroien  1187  dort  an 
da«  Reich  gekommen  sein;  scheint  sein  Sohn  1189  auch  im  allgemeinen  restitnirt  an  sein, 
unter  Vorbehalt  der  Regalien  des  Bisthums  Sitten  für  das  Reich,  so  ist  doch  nicht  aus- 
drücklich gesagt,  dass  nicht  auch  noch  Anderes  zurückbehalten  sei.  Vgl.  Wurstemberger 
4.  13.  84.  Vgl.  $  297  n.  1.  85.  Ungedr.;  Auszug  Böhmers.  86.  Reg-  Frid.  II.  n.  74. 
87.  Codex  Astensis  im  Reichsarchire  zu  Wien,  Bl.  192.  205.  207.  208.  38.  Ann.  Brünens. 
Mon.  Germ.  18,877.  89.  Böhmer  Acta  224.  40.  NoreUis  380.  Odorici  7,60.  41.  Böh- 
mer Acta  236.  238.  Huillard  1,  593.     42.  Böhmer  Acta  250.  251. 
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delket  quondam  villetam  aive  forteretiam,  vocatam  vitta  et  finis  de  Celles, 
sitam  inter  Montem  Calerium  et  Karium,  und  unter  den  Edeln,  welche  der 

König  zum  Gehorsam  gegen  den  Grafen  anwies,  werden  in  erster  Reihe  die 
Dnmhii  <h  Xon  genannt.13 

Nach  dem  Gesagten  war  in  den  spatern  Zeiten  K.  Friedrichs  I  und  K. 
Heinrichs  die  Stellung  des  Kaiserthums  in  Piemont  doch  wesentlich  verschie- 
den von  der  in  der  Lombardei.  Der  städtischen  Selbstständigkeit  waren  hier 
geringere  Konzessionen  gemacht,  und  diese  waren  hier  weniger  bedenklich, 
weil  das  städtische  Element  überhaupt  nicht  die  Bedeutung  erlangt  hatte,  wie 
in  der  Lombardei.  So  weit  die  dürftigen  Quellen  das  erkennen  lassen,  hat  die 
Entwicklung  städtischer  Selbstständigkeit  hier  eher  zu  einer  Wiederkräftigung 
der  Reichsgewalt  geführt,  indem  sie  Gelegenheit  bot,  Güter  und  Rechte,  welche 
von  den  Feudalherren  an  die  Städte  gekommen  waren,  wieder  unmittelbar  ans 
Reich  zu  nehmen.  War  das  Land  überwiegend  noch  in  den  Händen  der  alten 
Feudalgewalten,  so  ist  daran  allerdings  nichts  geändert;  und  wurden  einzelne, 
insbesondere  die  Markgrafen  von  Montferrat,  sichtlich  begünstigt,  so  wird  man 
doch  nicht  sagen  dürfen,  dass  etwa  nur  schrankenlose  Nachgiebigkeit  gegen 
diese  die  Aufrechthaltung  der  Reichsrechte  insbesondere  den  Städten  gegen- 
über ermöglicht  habe;  es  fehlt  nicht  an  Beispielen,  dass  auch  die  Feudalherren 
sich  den  Entscheidungen  des  Reiches  zu  fügen  hatten,  dass  ihr  Ungehorsam 
nicht  unbestraft  blieb;  und  es  traf  das  nicht  blos  Schwächere,  wie  die  Mark- 
grafen von  Incisa41,  sondern  auch  einen  der  Mächtigsten,  den  Grafen  Humbert 
von  Savoien,  der,  weil  er  sich  den  Entscheidungen  des  Reichs  bei  seinem 
Streite  mit  dem  Bischöfe  von  Turin  nicht  fügen  wollte,  geächtet  und  seiner 
Besitzungen  beraubt  wurde,  welche  erst  nach  seinem  Tode  dem  Sohne  ge- 
schmälert zurückgestellt  wurden.45  Für  die  Machtstellung  des  Kaiserthums 
im  allgemeinen  war  diese  Befestigung  der  Reichsgewalt  in  Piemont  um  so 
wichtiger,  als  nun  auch  bei  feindlicher  Stellung  der  lombardischen  Städte  we- 
nigstens die  Alpenpässe  von  Burgund  her  dem  Kaiser  jederzeit  den  Eintritt  in 
Italien  ermöglichten. 

#05.  —  Die  Verhältnisse  der  Romagna  haben  sich  in  mancher  Be- 
ziehung entsprechend  gestaltet.  Wir  zeigten  früher,  wie  die  weltliche  Hoheit 
in  der  ganzen  Romagna  an  den  Erzbischof  von  Ravenna  gekommen  war. ' 
Aber  er,  wie  die  von  ihm  gesetzten  Lehensgrafen  hatten  der  städtischen  Ent- 
wicklung gegenüber  sich  nur  in  Resten  ihrer  Herrschaft  behauptet.  K.  Fried- 
rich I  ist  denn  hier  den  Städten  gegenüber  nicht  anders  vorgegangen,  wie  in 
der  Lombardei;  er  Hess  die  Städte  durch  von  ihm  gesetzte  Gewalthaber  re- 
gieren, wie  uns  das  wenigstens  von  Bologna  und  Ferra ra  bestimmt  gesagt 
ist.2  Schon  der  Veroneser  Bund  scheint  hier  nicht  ohne  Rückwirkung  ge- 
blieben zu  sein3;  dem  Lombardeubunde  schloss  Bologna  sich  alsbald  an,  dann 

43.  Wurstemberger  4,  154.  I5<>.  Später  1280  finden  sich  auch  Herren  von  Piosasco  alt 
Domini  de  Nono  bezeichnet;  da  bezieht  sich  aber  der  Name  wohl  auf  None  südwestlich  tob 
Turin;  Tgl.  Mun.  patr.  Ch.  1,  1522.  1523.  1533.  44.  Moriondi  1,  94;  Tgl.  §  101. 
45.  Wurstemberger  4,  13.  Vgl.  $  71  n.  4.  §  110  n.  1  und  Toeche  94. 

305.  -  1.  Vgl.  §  134.    2.  Vgl.  §2Ü5u.  2;§29Gn.  10.  19.    8.  Vgl.  §  298  n.  3. 

14* 


212 


Provinzialbeamte  des  zwölften  Jahrhunderts. 


auch  andere  Städte,  so  dass  seit  1169  die  Städte  der  Koiuagna  immer  neben 
denen  der  Lombardei  und  der  Mark  als  Hauptabteilung  des  Bundes  aufge- 
führt werden.  Bis  1 1 73  dürfte  der  Bund  sich  durch  die  ganze  Romagna  er- 
streckt haben,  da  in  diesem  Jahre  ein  Konsul  des  entfernten  Rimini  unter  den 
Rektoren  des  Bundes  genannt  wird.4 

Doch  scheinen  niemals  alle  bedeutendem  Städte  der  Romagna  dem  Bunde 
angehört  zu  haben.  Sein  Ansehen  hat  hier  nicht  ausgereicht,  im  allgemeinern 
Interesse  den  innern  Streitigkeiten  ein  Ziel  zu  setzen;  wir  finden  gerade  in 
dieser  Zeit  fortwährende  Fehden  unter  den  Städten  und  Grossen,  bei  deren 
genauerer  Verfolgung  sich  leicht  ergibt,  dass  wesentlich  nur  Bologna  hier  den 
festen  Punkt  für  den  Bund  bildet,  die  Stellung  der  andern  Städte  zu  Bologna 
auch  fiir  deren  Stellung  zum  Bunde  massgebend  ist;  wie  denn  insbesondere 
der  Bruch  zwischen  Bologna  und  Faenza  1171  veranlasst  haben  inuss,  dass 
Faenza  fortan  nicht  als  Glied  des  Bundes  erscheint.  Die  Bologna  gegenüber- 
stehende Partei  wurde  eben  dadurch  auch  zur  kaiserlichen  und  es  ist  möglich, 
dass  kaiserlicherseits  schon  früh  Versuche  gemacht  wurden,  von  dieser  Seite 
dem  Bunde  entgegenzutreten. 5  Aber  wesentliches  wird  da  doch  in  den  frühern 
Zeiten  des  Bundes  nicht  geschehen  sein ;  und  auch  Christian  von  Mainz  scheint 
in  den  ersten  Jahren  seiner  Legation  nur  die  Herstellung  der  Hoheit  des 
Reichs  in  Mittelitalien  ernstlich  ins  Auge  gefasst  zu  haben.6 

Das  gestaltete  sich  anders,  als  der  Kaiser  Ende  1 1 74  mit  einem  Heere 
von  Piemont  her  den  Bund  bedrohte.  Um  die  Kräfte  desselben  zu  theilen, 
warf  sich  nun  Christian  auf  die  Romagna  und  erlangte  hier  die  entscheidend- 
sten Erfolge;  trotz  der  Hülfe  des  Bundes  wurden  Feb.  1 175  die  von  Bologna 
geschlagen,  San  Cassiano  bei  Imola,  ihr  Hauptstützpunkt,  zerstört.7  Für  die 
spätero  Machtstellung  des  Kaisers  in  der  Romagna  scheint  das  eben  so  ent- 
scheidend gewesen  zu  sein,  als  in  Piemont  die  Unterwerfung  von  Asti.  Zur 
Zeit  des  Waffenstillstandes  von  Montebello  im  April  1 1 75  werden  allerdings 
noch  Bologna,  Ferra ra,  Ravenna,  Rimini  und  der  Graf  von  Bertinoro  als 


365.]  4.  Vignati  244.  5.  In  einem  undatirteu  Schwüre  (Vignati  221,  wo  das  irrig  als 
Schwur  der  genannten  Städte  selbst  aufgefasst  ist)  >  erpflichtet  sich  der  Bund  Bologna, 
Modena,  Reggio,  Parma  nnd  Mantua  za  helfen  de  facto  et  guerra  imperatorit  et  tuorum 
riunliorum  et  eorum,  qui  pro  imperatore  predieti»  civitatibus  vel  a/icui  earum  guerram  fe- 
cerint,  weiter  insbesondere  dem  Garsedonius  toh  Mantua  nicht  zu  helfen.  Fällt  dieser 
Schwur,  wie  allgemein  angenommen  wird,  1 170,  so  müsste  schon  damals  der  Bund  offenbar 
Ton  der  Romagna  her  arg  bedroht  gewesen  «ein,  zumal  keine  Stadt  über  Bologna  hinaus 
mehr  genannt  wird;  und  es  wSre  dann  etwa  anzunehmen,  dass  Garsedonius  als  kaiserlicher 
Legat  in  der  Romagna  th&tig  war.  Wir  finden  ihn  auch  wirklich  in  einer  1170  datirten 
Urkunde  als  imperialit  oule  vicaruu  zu  Cesena  und  es  scheint  das  insbesondere  für  Sarioli 
2  a,  20  massgebend  gpwesen  zn  sein,  jenen  Schwnr  zu  1170  zu  setzen.  AbeT  diese  Urkunde 
kann  nach  dem  $  184  n.  9.  10  Gesagten  nicht  hieher  gehören;  und  ich  denke,  dass  jener 
Schwur  erst  in  die  Zeit  der  Fortschritte  Christians  von  Mainz  1174  oder  1175  gehört,  wie 
das  sicher  der  Fall  ist  bei  einem  andern  ähnlichen,  Savioli  2, 46,  nach  welchem  Alessandria 
und  Bologna  gleichzeitig  bedroht  erscheinen  und  in  welchem  der  CanceUariut  als  Feind 
ausdrücklich  genannt  ist  ß.  Schon  Yarren trapp  55  nimmt  wohl  mit  Recht  an,  da&s  die 
Nachrichten  der  Ann.  Stadensen  über  einen  Zug  Christians  gegen  Bologna  1 172  auf  Ver- 
wechslung mit  1175  beruhen.      7.  Vgl.  Varrentrapp  62. 
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Bundesglieder  genannt8;  aber  es  ist  zu  bezweifeln,  dass  alle  damals  noch 
thatsächlich  dem  Kaiser  gegenüberstanden.  Denn  auch  Ferrara  und  Ravenna 
soll  Christian  unterworfen  haben9;  und  zu  Rimini  finden  wir  kurz  nachher 
einen  kaiserlichen  Legaten  der  Romagna  thätig.  Am  30.  Mai  nämlich, 
zu  Rimini  in  Gegenwart  des  kaiserlichen  Hofrichters  Roland,  klagt  der  Prior 
von  Porto  apud  d.  Iohannem  arckipresbiterum  de  Saceo,  saeri  imperii  in 
Homania  legatum,  et  apud  consules  Arimini,  worauf  der  Erzpriester  im- 
perial auetoritate,  qua  funaitur,  befiehlt,  ihn  in  Besitz  zu  setzen,  ex  parte 
d.  imperatori*  et  Mayontini  arclviepiseopi  precipiendo,  dass  jeder,  der  ihn 
weiter  belästigt,  bamw  d.  imperatori*  suhpositiut,  zwei  Pfund  Gold  zahlen 
soll. 10  Dass  Christian  um  diese  Zeit  nach  Pavia  zu  den  Verhandlungen  mit 
dem  Lombarden  berufen  wurde,  wird  die  Veranlassung  gewesen  sein,  einen 
besondern  Legaten  für  die  Romagna  zu  bestellen;  der  dazu  ausersehene  Erz- 
priester von  Sacco  muss  einer  der  bewährtesten  und  einflussreichsten  An- 
hänger des  Kaisers  gewesen  sein,  da  er  neben  Garsedonius  von  Mantua  der 
einzige  italienische  Prälat  ist,  welchem  im  Frieden  von  Venedig  seine  Stellung 
gesichert  wurde. 1 1 

Auch  nach  der  Wiederaufnahme  des  Kampfes  gelang  es  dein  Bunde 
nicht,  die  Erfolge  des  Kaisers  rückgängig  zu  machen;  insbesondere  erscheint 
es  beachtenswerth,  dass  die  Niederlage  bei  Legnano  keinerlei  Aenderung  in 
der  bisher  gewonnenen  Machtstellung,  weder  in  Piemont,  noch  in  der  Romagna 
herbeiführte;  wie  sie  auch  in  der  Lombardei  selbst  lediglich  den  gezwungenen 


8.  Mon.  Germ.  4,  151.  0.  Ann.  Stadens.  Mon.  Germ.  16,  347  zu  1173;  aber  während 
die  Thatsachen,  welche  sie  melden,  durchweg  richtig  scheinen,  ist  die  Chronologie  ganz 
verwirrt,  wie  sich  daraus  erklärt,  dass  diese  Nachrichten  lange  nachher,  aber  nach  dem  Be- 
richte eines  Augenzeugen  gemacht  sind.  Die  Unterwerfung  müsste  Ende  1174  oder  in  die 
ersten  Monate  1175  fallen,  da  nach  dem  Waffenstillstände  das  zunächst  nicht  mehr  statt- 
haft gewesen  wäre;  dasselbe  gilt  für  Rimini.  Mit  der  Annahme,  dass  Christian  bereits  vor 
dem  Waffenstillstände  Herr  fast  der  ganzen  Romagna  war,  würden  die  Nachrichten  spä- 
terer, aber  nicht  unglaubwürdiger  (vgl.  Varreutrapp  63)  Chroniken  stimmen,  wonach  bei 
der  Belagerung  Ton  San  Cassiauo  1175  Feb.  nur  Bologna  und  Ferrara  auf  Seiten  des  Bun- 
des, alle  andern  Städte,  insbesondere  auch  Ravenna  und  Rimini  auf  Seiten  Christians 
standen;  rgl.  Savioli  2a,  46.  52,  welcher  die  frühere  Aufzählung  der  Städte  als  Bunde*- 
glieder  dadurch  zu  erklären  sucht,  dass  sie  sich  bis  zum  Mai  der  kaiserlichen  Hoheit  wieder 
entzogen  hätten.  Aber  dafür  fehlt  jeder  Anhaltspunkt;  und  für  Rimini  spricht  die  Urk.  von 
Mai  30  ausdrücklich  dagegen.  Ravenna  und  Rimini  mag  man  noch  als  Bundesmitglieder 
betrachtet  haben,  obwohl  sie  es  thatsächlich  kaum  mehr  waren.  Für  Ferrara  wird  sich  das 
nicht  behaupten  lassen,  da  ein  Ferrarese  auf  Seiten  des  Bundes  den  Waffenstillstand  be- 
schwur, Mon.  Germ.  4,  146.  Ferrara  auch  noch  1177  zum  Bunde  gehflrt;  hat  Christian 
Ferrara  wirklich  unterworfen,  sei  es  vor  dem  Waffenstillstände,  oder  etwa  nach  dem  Ab- 
bruche der  Verhandlungen,  so  muss  es  wieder  verloren  sein.  Dass  Christian  Ferrara  be- 
kriegte und  er  daher  hier,  wie  zu  Bologna,  noch  später  besonder»  verhasst  war,  sagt  auch 
Romuald,  Mon.  Germ.  19,  446.  10.  Tonini  2,  588.  11.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  23,  mit 
dem  richtigen  arehipretbyter  de  Sacco,  während  es  Mon.  Germ.  1,  148  archiepiseopm  de 
Savo  heisst.  Dass  dieses  bisher  nicht  bestimmte  Sacco  (vgl.  Varrentrapp  122)  das  im  Pa- 
duaniscben  ist,  ergibt  sich  daraus,  dass  der  Kaiser,  als  ihm  1161  Sacco  vom  Bischöfe  von 
Padua  abgetreten  wurde,  Antiq.  It.  6,  243,  sich  insbesondere  auch  die  Investitur  des  dor- 
tigen Erzpriesters  vorbehielt. 
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Rücktritt  vou  Corao  zum  Bunde  bewirkt  zu  haben  scheint,  während  Pavia  in 
seiner  Treue  nicht  wankend  wird,  Cremona  und  Tortona  sich  anscheinend  so- 
gar erst  nach  der  Schlacht  bestimmt  vom  Bunde  lossagten,  so  dass  der  Kaiser 
hier  günstiger  stand,  als  zuvor. 12  Die  Niederlage  war  wohl  insofern  entschei- 
dend, als  der  Kaiser  nun  kaum  mehr  hoffen  durfte,  den  Bund  in  dem  Umfange, 
in  dem  er  sich  bisher  behauptet  hatte,  zu  überwältigen;  wenn  aber  anderer- 
seits der  Bund  trotz  des  Sieges  nach  keiner  Seite  hin  das  Verlorene  wieder- 
zugewinnen wusste,  so  musste  das  doch  auch  auf  dieser  Seite  den  Wunsch 
nach  Frieden  sehr  nahe  legen.  In  den  sechsjährigen  Waffenstillstand  1177 
trat  der  Bund  bezüglich  der  Romagna  unter  sehr  ungünstigen  Verhältnissen 
ein;  lediglicli  Ferrara  und  Bologna  mit  den  vertriebenen  Leuten  von  San 
Cassiano  und  mit  dem  unbedeutenden  Dozza 1 3  im  Gebiete  von  Imola  stehen 
noch  auf  seiner  Seite;  dagegen  werden  Monte veglio  im  Bolognesischen14, 
Iinola,  Faenza,  Ravenna,  Forli,  Forlimpopoli,  Cesena,  Rimini  und  Castrocaro 
ausdrücklich  auf  Seiten  des  Kaisers  aufgeführt 

Die  durch  den  Waffenstillstand  bestimmten  Gränzen  sind  dann  aber  in 
der  Zeit  bis  zum  Frieden  von  Bologna  nicht  eingehalten  worden,  dessen  Son- 
derinteressen jene  allerdings  nicht  entsprachen.  Im  Mai  1 1 79  schloss  Bologna 
einen  Vertrag  mit  Modena  gegen  Monteveglio,  dessen  Stellung  auf  Seiten  des 
Kaisers  ihnen  besonders  lästig  gewesen  sein  muss.  Verletzungen  von  Seite 
der  Kaiserlichen,  für  welche  aber  Boten  des  Kaisers  gemäss  dem  Waffen- 
stillstände Genugthuung  anboten,  scheinen  zum  Vorwande  genommen  zu  sein; 

305.1  12.  Dass  der  Kaiser  „an  einem  einzigen  Schlachttage  alle  Früchte  der  bisherigen 
Anstrengungen  einbüsste,"  ist  den  Tbatsachen  gegenüber  durchaus  unrichtig.  Como  er- 
scheint 1177  wieder  als  Bundesglied,  wohl  in  Folge  der  Niederlage;  es  hatte  damals,  um 
seine  Gefangenen  zu  befreien,  Vertrage  mit  Mailand  eingehen  müssen,  durch  welche  es 
auch  einen  Theil  seines  Gebietes  verlor;  nach  dem  Waffenstillstände  1177  muss  es  alsbald 
wieder  zur  kaiserlichen  Partei  getreten  sein,  da  der  Kaiser  1178  Juni  jene  erzwungenen 
Verträge  für  ungültig  erklärt;  Tgl.  Rovelli  2,  175.  359;  auch  1183  erscheint  es  als  Sudt 
der  kaiserlichen  Partei.  Den  üebertritt  Ton  Cremona  und  Tortona  zum  Kaiser  setzen  Ro- 
muald, Mon.  Germ.  19,  443,  und  die  Vita  Alexandri,  Watterich  2,  436,  in  die  Zeit  des  Be- 
ginns der  FriedensTerhandlungen,  nach  der  Schlacht.  Cremona  wird  1 176  Jan.  noch  als 
Bundesglied  erwähnt,  Vignati  278,  scheint  übrigens  schon  seit  dem  Frieden  von  Montebello 
auf  Seiten  des  Kaisers  gestanden  zu  haben;  vgl.  Ficker  Lombardenb.  31;  dazu  Cron.  Alti- 
nate,  Arch.  stör.  8,  173,  wonach  zuerst  Paria,  bald  nachher  Cremona  dem  Kaiser  Treue 
schwur.  Der  offene  Bruch  mit  dem  Bunde  mag  allerdings  erst  nach  der  Schlacht,  Mai  29, 
erfolgt  sein;  Juli  29  lässt  sich  Cremona  vom  Kaiser  seine  Privilegien  bestätigen.  Stumpf 
Reg.  n.  4181;  Dez.  12  schliesst  es  ein  Bündniss  mit  dem  Kaiser;  Böhmer  Acta  126.  Eine 
solche  Rückwirkung  der  Schlacht  hat  auch  nichts  Unwahrscheinliches.  Der  ganze  Bund 
war  1167  nur  dadurch  ermöglicht,  dass  Mailand  auf  alle  frühem  Ansprüche  gegen  die 
Nachbarstädte  verzichtete  und  insbesondere  die  übermächtige  Stellung  von  Cremona  ver- 
bürgt wurde.  Hatte  die  Schlacht,  bei  der  Mailand  in  erster  Reihe  betheiligt  war,  ein 
dauerndes  Unterliegen  des  Kaisers  zur  Folge,  so  war  wohl  sicher  vorauszusehen,  dass  Mai- 
land die  lästigen  Verpflichtungen  gegen  Cremona,  welches  am  Kriege  keiuen  Autheil  mehr 
genommen  hatte,  nicht  einhalten  würde.  Bedeutsamer  für  die  Beurtheilung  der  Macht- 
stellung des  Kaisers  nach  der  Schlacht  ist  wohl  der  Abfall  Tortona' s  vom  Bunde,  wo  solche 
in  der  frühern  Parteistellung  liegende  Gründe  nicht  vorhanden  waren.  13»  Doeia,  west- 
lich von  Imola  an  der  Bolognesischen  Gränze.  14»  Möns  VeUH,  westlich  von  Bologna  an 
der  Modenesischen  Gränze;  dass  dieses  gemeint  sei,  ergeben  die  folgenden  Ereignisse. 
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im  Juli  war  Monteveglio  bereits  zerstört,  ein  Friedensbruch,  den  der  Pabst 
höchlich  missbilligte.15 

306.  —  Besonders  beachtenswerth  für  die  spätere  Gestaltung  der  Dinge 
in  der  Romagna  sind  aber  die  Verhältnisse  von  Iniola.  Die  Grafschaft  Iinola 
war  vom  Reiche  dem  Erzbischofe  von  Ravenna  verliehen;  die  Grafen  von 
Imola,  welche  wir  im  eilften  Jahrhunderte  finden,  werden  von  ihm  belehnt  ge- 
wesen sein.  Mit  dem  Aufkommen  städtischer  Selbstständigkeit  suchte  auch 
Imola  seine  Hoheit  über  die  ganze  Grafschaft  auszudehnen.  Aber  es  traf 
dabei  auf  Widerstand;  der  Bischof  suchte  sich  bei  den  ihm  zustehenden  Ho- 
heitsrechten  zu  behaupten;  insbesondere  aber  widerstrebten  der  Stadt  die 
beiden  unmittelbar  bei  derselben  gelegenen  Orte  Castrum  Imolae  und  San 
Cassiano,  der  Sitz  des  Bisthums,  welche  jederzeit  bereit  waren,  sich  den 
mächtigen  Nachbarstädten  Bologna  und  Faenza  zu  unterwerfen,  wenn  sie 
durch  diese  gegen  Imola  geschützt  wurden ;  dagegen  suchte  dann  wieder  seiner- 
seits Imola  durch  engsten  Anschluss  an  das  Reich  seine  Unabhängigkeit 
gegenüber  den  Nachbarinnen  zu  behaupten. 

Die  Stadt  hatte  sich  insbesondere  1153  auf  die  härtesten  Bedingungen 
Bologna  unterwerfen  müssen;  sie  musste  auf  die  Hoheit  über  die  Nachbarorte 
verzichten,  ihre  Befestigungen  zerstören,  Bologna  eine  jährliche  Abgabe  zahlen 
und  an  den  Kriegszügen  und  Steuern  Bologna's  Theil  nehmen1;  die  Graf- 
schaft wurde  unter  Bologna  und  Faenza  getheilt  Den  damit  begründeten  Zu- 
stand suchten  diese  später  immer  als  ihr  Recht  in  Anspruch  zu  nehmen;  so 
heisst  es  noch  im  Vertrage  beider  1178:  Comitatum  aiäem  Imole  cum  Fa- 
ventinis  ita  tenebimus,  sicut  Jiabebamus  et  tenebamus  octo  diebus  antequam 
Imperator  Fedmcus  primo  inarederetur  Ytaliam.2  Schon  das  lässt  darauf 
schliessen,  dass  Friedrich  bereits  auf  dem  Römerzuge,  als  er  sich  im  Mai 
1155  im  Gebiete  von  Bologna  aufhielt,  in  diese  Verhältnisse  eingriff;  gerade 
damals,  Mai  1 1 ,  erfolgte  eine  Aussöhnung  zwischen  dem  Bischöfe  und  der 
Stadt  und  zwar  Cunrado  regis  nuncio  pretente3;  wie  wir  das  von  Medicina 
wissen4,  wird  er  damals  auch  Imola  für  unabhängig  erklärt  haben.  Jedenfalls 
geschah  das  spätestens  1159;  der  Kaiser  erklärte:  sttitum  eiusdem  civitatis 
ad  modum  aliarum  civitatum  cum  toto  suo  comitatu  in  integrum  restitui- 
mus  et  ab  omni  iugo  aliarum  civitatum  et  personarum  eam  absohnmus. 5 
Dass  er  hier  schon  damals  an  unmittelbarere  Uebung  der  Hoheitsrechte  durch 
das  Reich  dachte,  lässt  sich  vielleicht  daraus  schliessen,  dass  in  der  Bestä- 
tigungsurkunde für  den  Erzbischof  von  Ravenna  1 1 60  wohl  die  andern  in  den 
frühern  Privilegien  verliehenen  Grafschaften,  nicht  aber  auch  die  von  Ferrara, 
Faenza  und  Imola  aufgezählt  werden;  gewiss  nicht  zufallig,  da  die  alten  Pri- 
vilegien sichtlich  vorlagen.6 

Die  Erhebung  der  Lombarden  machte  der  Unabhängigkeit  von  Imola  ein 
Ende.  Es  musste  sich  1168  Juni  16  auf  die  alten  Bedingungen  unterwerfen, 


15.  SaTioli  2,  99.  103. 

381  —  1.  SaTioli  1,  228.  229.    2.  SaTioli  2,  89.  90;  Tgl.  2,  7.    8*  Maazoniua  97. 
i.  SaTioli  1,  238.     5.  Manioniu*  101.     6.  Fantuzzi  5,  289. 
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nur  so,  das8  es  jetzt  Bologna  und  Faenza  gleichmässig  verpflichtet  wurde; 
beide  verbanden  sich  zugleich  aufs  engste  untereinander  und  mit  den  Orten 
San  Cassiano  und  Burg  Imola  insbesondere  zur  Aufrechthaltung  dieses  Ver- 
hältnisses.7 Der  Zerfall  zwischen  Faenza  und  Bologna  1171  dürfte  nur  die 
Folge  gehabt  haben,  dass  nun  Bologna  allein  hier  gebot,  welches  sich  insbe- 
sondere in  San  Cassiano  einen  festen  Stützpunkt  geschaffen  zu  haben  scheint. 
Mit  dem  Auftreten  des  Legaten  Christian  wandten  sich  dann  die  Dinge;  Imola 
scheint  sich  sogleich  erhoben  zu  haben,  San  Cassiano  wurde  erobert  und  zer- 
stört und  1 1 75  März  1 7  verbriefle  der  Legat  denen  von  Imola,  dass  es  nie 
wieder  erbaut  werden  solle  r  Castrum  enim  illud  nominatim  ad  iqnominiam 
et  contemptum  imperialis  corone  construetum  fuit  et  manifesti  hostes  im- 
perii  et  publice  abiudicati  et  dampnati  in  eo  ad  nocendum  imperio  refu- 
ffium  habebant;  1177  hat  der  Kaiser  diese  Verfügung  und  die  Unabhängig- 
keit von  Imola  bestätigt8,  welches  so  als  selbstständiges  Glied  der  kaiserlichen 
Partei  in  den  Waffenstillstand  eintrat. 

Wurde  auf  dieser  Grundlage  der  Frieden  endgültig  abgeschlossen,  so 
stand  Bologna  seinem  frühern  Besitzstände  gegenüber  ungünstiger,  als  irgend 
eine  der  andern  Städte  des  Bundes.  Es  suchte  daher  ohne  Rücksioht  auf  deu 
Waffenstillstand  den  frühern  Zustand  wiederherzustellen;  und  es  gelang  ihm 
das  dadurch,  dass  es  Faenza,  dessen  Stellung  die  Erfolge  der  kaiserlichen 
Partei  vorzugsweise  gefördert  haben  wird,  von  dieser  abzuziehen  wusste. 
Schon  1178  März  8  verbanden  sich  Bologna  und  Faenza  zur  Wiedererbauung 
von  San  Cassiano  und  zu  gewaltsamer  Herstellung  ihrer  gemeinsamen  Hoheit 
über  Imola.9  üeber  drei  Jahre  dauerte  der  Kampf10;  der  Bund  scheint  sich, 
so  viel  wir  wissen,  gar  nicht  eingemischt  zu  haben;  der  kaiserliche  Legat 
Christian  kriegte  mit  Glück  gegen  Faenza,  belagerte  Castrocaro  und  schlug 
1 1 79  Juli  24  die  Faentiner  bei  Cerro. 1 1  Seine  Gefangennahrae  gegen  Ende 
des  Jahrs  wird  vorzüglich  die  den  Gegnern  günstige  Wendung  veranlasst 
haben.  Imola  leistete  noch  Widerstand,  aber  1181  Juli  31  musste  es  sich 
unter  Wiederherstellung  des  alten  Abhängigkeitsverhältnisses  zu  Bologna  und 
Faenza  auf  die  härtesten  Bedingungen  unterwerfen;  insbesondere  musste  es 
die  kaiserliche  Partei  verlassen,  dem  Lombardenbunde  beitreten  und  Geissein 
stellen  auf  so  lange,  als  der  Krieg  mit  dem  Kaiser  dauern  würde. 12 

Bei  den  Friedensverhandlungen  1183  inussten  diese  Verhältnisse  zur 
Erörterung  und  Entscheidung  kommen.  Der  Bund  trat  für  die  Ansprüche  von 
"Bologna  und  Faenza  in  vollstem  Umfange  ein;  es  heisst  in  seinen  Vorschlägen : 
Pactis  inter  civitates  factis,  presertim  ante  Imperium  d.  imperatoris,  in 
suo  robore  durantibus,  veluti  quod  factum  f  uit  inter  Bononienses  et  Faen- 
tinos  et  Imolenses;  man  wollte  also  einfache  Aufrechthaltung  des  Unterwer- 
fungs Vertrages  von  1 1 53.  Es  ist  begreiflich,  dass  der  Kaiser  auf  eine  Forde- 
rung nicht  einging,  welche  er  nur  gewähren  konnte  unter  Preisgebung  einer 
treuen  Bundesgenossin,  unter  Anerkennung  eines  durch  offenen  Bruch  des 


366.1  7.  Sartoli  2,  5.  6.  8.  Sarioli  2.  48.  67.  9.  Sayioli  2,  89.  90.  10.  Näheres  bei 
Satioli  2a,  80  ff.     11.  Vgl.  Varrentrapp  94.     12.  SaTioli  2,  112. 
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Waffenstillstandes  geschaffenen  Zustandes.  hu  Frieden  selbst  ist  denn  auch  von 
Aufrechthaltung  jenes  Vertrages  gar  nicht  die  Rede.  Es  wird  den  Lombarden 
nicht  einmal  gewahrt,  Imola  wider  dessen  Willen  beim  Bunde  zu  halten.  Im 
Vorvertrage  von  Piacenza  wird  Imola  allerdings  noch  unter  den  Bundesstädten 
aufgeführt;  aber  es  wird  ihm  vorbehalten,  den  Vertrag  mit  den  andern  Städten 
nur  zu  beschwören,  si  placuerit.  Demgemäss  erscheint  denn  auch  im  Frie- 
densinstrumente  selbst  Imola  nicht  unter  den  Städten,  welchen  der  Friede 
verliehen  wird,  sondern  unter  denen,  für  welche  er  nur  Geltung  haben  soll, 
wenn  die  Lombarden  sie  binnen  zwei  Monaten  zum  Beitritte  bewegen  können. 1 3 
Der  ganzen  Sachlage  nach  konnte  das  nur  als  mildere  Form  eines  Verzichtes 
auf  Imola  betrachtet  werden.  Auch  Ferrara,  das  sich  aus  nicht  näher  be- 
kannten Ursachen  vom  Bunde  getrennt  haben  muss,  wird  im  Frieden  in  der- 
selben Weise  erwähnt  und  scheint  dem  Bunde  aucli  nachträglich  nicht  wieder 
beigetreten  zu  sein;  es  erhält  1191  durch  Sonderprivileg  wesentlich  dieselben 
Rechte,  wie  die  Bundesstädte,  gegen  jährlichen  Zins  von  zehn  Mark  mit  der 
ausdrücklichen  Bestimmung,  dass  es  dem  Lombardenbunde  nicht  beitreten 
darf. 1 4  So  verblieben  seit  dem  Frieden  dem  Bunde  in  der  Romagna  nur  Bo- 
logna und  Faenza. 

307.  —  Hatte  der  Kaiser  im  Frieden  und  einzelnen  Sonderverträgen 
den  Städten  der  Lombardei  im  engern  Sinne  und  der  Veroneser  Mark  die 
ausgedehnteste  Selbstverwaltung  zugestanden,  so  ist  in  andern  Reichstheilen 
sein  Streben  in  der  nächstfolgenden  Zeit  um  so  bestimmter  darauf  gerichtet, 
eine  ähnliche  Entwicklung  hintanzuhalten  und  der  Verwaltung  durch 
Reichsbeamte  weitern  Spielraum  zu  schaffen. 

In  der  Romagna  fehlte  es  dafür  nicht  au  Ilaltpunkten.  Von  unmittel- 
baren Reichsbesitzungen  waren  hier  insbesondere  von  Bedeutung  M  e  d  i  c  i  n  a 
und  Arge  lata  mit  ihrem  Zubehör,  Bestandtheile  der  raathildischen  Erb- 
schaft. Schon  auf  seinem  ersten  Zuge  1155  nahm  Friedrich  sie  wieder  un- 
mittelbar an  das  Reich,  sie  damit  der  Hoheit  Bolognas  entziehend;  die  Ur- 
kunde ist  erhalten,  worin  er  in  Fürsorge  für  diejenigen,  qui  iure  strictiori 
ncstro  imperio  coniunguntur,  und  fideUs  nostros  regni  d*>  Mediana  in  iu- 
fttitia  sua  ad  servitium  reyni  consereare  volentes,  befiehlt,  dass  die  dortige 
Burg  wiedererbaut  werde  und  sie  mit  dem  Gebiete,  dessen  Gränzen  angegeben 
sind,  keiner  Stadt,  sondern  nur  dem  Reiche  unterstehen  sollen. 1  Während  des 
Krieges  wird  sich  Bologna  ihrer  wieder  bemächtigt  haben;  aber  in  Ausführung 
des  Friedens  müssen  sie  zurückgestellt  sein,  da  wir  sie  fortan  immer  als 
Reichsgut  anerkannt  finden  werden.  Ebenso  das  wichtige  Monteveglio, 
gleichfalls  Mathildisches  Gut.  Die  von  Bologna  1 1 79  zerstörte  Burg2  wurde 
mit  Willen  des  Kaisers  von  den  dortigen  Kapitänen  wiedererbaut,  wogegen  er 
ihnen  1 1 96  die  Privilegien  der  Kaiser  Heinrich  und  Friedrich,  der  Mathilde 


18.  Vgl.  S  299  n.  9.  14.  Würdtwein  N.S.  12,  36.  Es  ist  möglich,  das»  für  die  Sonder- 
stellung Ton  Ferrara  auch  die  später  zu  besprechenden  Rechte  der  römischen  Kirche  auf 
dasselbe  von  Einfluss  gewesen  sind. 

3*7.  —  1.  Sarioli  1,  238.     2.  Vgl.  $  305  n.  15. 
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und  Herzog  Welfs  bestätigt,  sie  nur  der  Person  des  Kaisers  unmittelbar  unter- 
stellt und  ihnen  andere  Vortheile  gewährt.3 

Gleich  nach  dem  Frieden  von  Venedig  1177  gelang  es  dann  dem  Kaiser, 
sich  in  Besitz  der  Burg  und  Grafschaft  Bertinoro  zu  setzen,  auf  welche  die 
römische  Kirche  nach  dem  Testamente  des  letzten  Grafen,  dann  aber  auch 
der  Erzbischof  von  Ravenna  als  Herr  des  Exarchats  Ansprüche  erhoben, 
während  der  Kaiser  sie  schon  während  der  Friedensverhandlungen  für  das 
Reich  beansprucht  hatte.4  Dieses  blieb  denn  auch  im  Besitze;  der  dortige 
Reichsbeamte  scheint  den  Titel  eines  Gastalden  gefühlt  zu  haben,  da  1186 
bei  K.  Heinrich  ein  Paltonerius  castaldus  de  Bretenorio  erwähnt  wird. 5 

Ueber  die  Stellung  der  nicht  zum  Bunde  gehörenden  Städte  der  Ro- 
magna  fehlen  uns  für  die  folgende  Zeit,  von  Imola  abgesehen,  bestimmtere 
Nachrichten.  Wurden  sie  beim  Waffenstillstände  1177  als  Glieder  der  kai- 
serlichen Partei  aufgezählt,  so  ist  im  Frieden  1183  von  ihnen  nicht  ausdrück- 
lich die  Rede.  Sind  die  hier  namentlich  aufgeführten  Städte  der  kaiserlichen 
Partei  durchweg  solche,  welche  durch  Sonderprivilegien  eine  den  Bundes- 
städten  entsprechende  Stellung  erlangt  hatten,  so  möchte  schon  das  darauf 
schliessen  lassen,  dass  die  Städte  der  Roraagna  sich  gleicher  Unabhängigkeit 
nicht  erfreuten.  Von  Ravenna  und  Ferrara  abgesehen6,  sind  Sonderprivilegien, 
durch  welche  volle  Selbstverwaltung  und  die  Regalien  verliehen  wären,  nicht 
bekannt  und  höchst  wahrscheinlich  auch  nicht  vorhanden  gewesen. 

Darauf  scheint  wenigstens  zu  deuten,  wenn  Rimini  dem  Mangel  durch 
Fälschungen  abzuhelfen  suchte,  wonach  der  Kaiser  1156  und  1167  der  Stadt 
den  Komitat  und  die  Hoheitsrechte  verliehen  hätte.7  Die  Grafschaft  muss 
aber  in  dieser  Zeit  in  den  Händen  des  Reichs  gewesen  sein;  noch  1205,  wo 
die  Stadt  sie  usurpirt  hatte,  wird  sie  bezeichnet  als  Comitatus  imperii,  quem 
dicunt  Ariminenses  suum  esse.8  Erscheint  1186  und  1187  Petrus  Traver- 
sarius  als  Graf  von  Rimini  in  der  Umgebung  des  Königs9,  so  wird  er  den 
Titel  als  Reichsbeamter  fähren.  In  einer  allerdings  erst  späten,  aber  doch 
wohl  aus  altern  Quellen  schöpfenden  Chronik  von  Pesaro  heisst  es  dann  zu 
1188:  Dominus  Righettus  Pandulplunus  de  Vicentia  fit  vicarius  Arimini 
et  Piaauri  et  aliarum  civitatum,  qua*  occupavit  Fridericus  I  imperator 
Barbarossa,  et  ipsas  civitates  regebat  et  gubernabat  nomine  imperatoris 
predicti;  und  zu  1191:  Ab  flenrico  II  imperatore  d,  RigJtettus  confirma- 
tur  vicarius  in  vita,  et  hoc  quia  cum  H.  imperator  predictus  pervenisset  m 
Italiam,  in  civitate  Parmae  donaint  sibi  .rxii.  milia  ßorenorum;  et  vatde 
gavisus  f  uit  imperator,  quod  pecunia  sibi  deficiebat;  et  ideo  confirmavit 
ipsum  vicarium  Arbnini  in  vita  et  donavit  sibi  Roncofredum,  fnovedium 
et  Nobium.10 

307.1  3.  SaTioli  2.  191.  4.  VgL  Vita  Alexandri,  Watterich  2,  446.  448  und  ohen  $  134 
n.  10.  Die  Burg  Bertinoro  mit  Zubehör  war  früher  bis  1143  immer  als  Lehen  ron  Rarem» 
anerkannt,  während  dann  1144  eine  sehr  allgemein  gehaltene  Lehensauftragung  aller  der 
römischen  Kirche  entfremdeten  Besitzungen  den  beabsichtigten  Uebergang  an  die  Kirche 
vorbereitet  zu  haben  scheint.  Tgl.  Fantuzzi  4,  204.  249.  260.  261.  262.  5.  Antkj.  It. 
4,  469.  6,  Vgl.  $  295  n.  3.  4;  $  306  n.  14.  7.  Tonini  2,  576.  585;  Tgl.  Stumpf  Reg. 
n.  3760. 4084.    8.  SaTioli  2, 275.    9.  Fantuxzi  2, 1 55 ;  Stumpf  Reg.  n.  461 5.    10.  Olirieri 


Digitized  by  Google 


Romagna.  Städte.  Rimini.  Grafschaft  Imola. 


219 


Es  ist  wohl  am  wahrscheinlichsten,  dass  der  Kaiser  hier  ähnliche  Ein- 
richtungen traf,  wie  wir  sie  auch  in  einigen  piemontesischen  Städten  fanden, 
dass  er  der  Stadt  ein  gewisses  Mass  von  Selbstverwaltung  überliess,  daneben 
aber  für  einzelue  oder  mehrere  Städte  kaiserliche  Beamte  bestellte.  Für 
Imola  können  wir  das  bestimmter  nachweisen.  Die  Privilegien  von  1159  und 
1 1 77  verbürgten  nur  die  Unabhängigkeit  von  andern  Städten,  nicht  die  Selbst- 
verwaltang und  die  Regalien.  Da  nun  auch  der  Frieden  hier  keine  Anwendung 
fand,  so  stand  der  Einsetzung  eines  Reichsbeamten  nichts  im  Wege.  Und 
diese  wird  wohl  nur  den  Wünschen  der  Stadt  selbst  entsprochen  haben, 
welche  nur  durch  das  Reich  gegen  ihre  mächtigen  Nachbarinnen  dauernd  ge- 
schützt werden  konnte.  Zu  1185  meldet  Tolosanus,  dass  die  von  Imola  Bro- 
cardo  Teotomco  eonim  potestati  zweihundert  Pfund  zahlten,  um  nicht  an  der 
Heerfahrt  gegen  Faenza  Theil  nehmen  zu  müssen11;  Burchardwird  dann  auch 
1186  als  Potestas  Imolermum  und  nochmals  als  Castaldus  de  Imola  ur- 
kundlich beim  K.  Heinrich  erwähnt 12  Er  war  wahrscheinlich  ein  Bruder  des 
Legaten  Bertold  von  Kunigsberg  und  des  Anselm,  der  1187  Tuszien  ver- 
waltete.13 

Wurden  nun  die  Interessen  von  Imola  in  den  nächsten  Jahren  vom 
Reiche  aufs  sichtlichste  gefördert,  so  lag  dabei  zweifellos  die  Absicht  zu 
Grunde,  für  die  Reichsverwaltung  in  diesen  Gegenden  einen  festen  Halt  zu 
schaffen.  In  wie  weit  damit  die  Bekriegung  von  Faenza  durch  den  Legaten 
Bertoki  11 85 14  zusammenhängt,  ist  nicht  klar;  es  wird  angegeben,  dass  er 
durch  die  Edeln  des  Gebiets  dazu  veranlasst  wurde  und  Lösung  der  Stadt  vom 
Lombardenbunde  verlangte.15  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  Faenza  seine 
aiten  Ansprüche  auf  Theile  der  Grafschaft  Imola  erneuerte,  in  welchen  auch 
angesehene  Herrengeschlechter  gesessen  waren.  Dann  können  die  Bedingungen, 
auf  welche  Faenza  Frieden  erhielt,  nach  den  folgenden  Ereignissen  nicht  sehr 
günstig  gewesen  sein.  Es  steht  gewiss  damit  in  Zusammenhang,  wenn  1186 
Okt.  16  vor  dem  K.  Heinrich  der  Graf  von  Bagnacavallo,  dann  die  zwischen 
dem  Santerno  und  Senio  gesessenen  Grafen  von  Cunio  und  Donigaglia,  weiter 
der  Graf  von  Castel  dell'Arbore  an  der  bolognesischen  Gränze  und  andere 
Edle  die  Bürgerschaft  von  Imola  beschworen,  als  dessen  Behörde  die  Urkunde 
neben  den  Konsuln  einen  ständigen  Nuntius  imperatoris  et  regis  voraus- 
setzt16; unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  hiess  das  nichts  anderes,  als 
dass  die  Grafen  sich  der  Hoheit  von  Faenza  und  Bologna  entzogen  und  mit 
Imola  nur  dem  Reiche  unterworfen  blieben. 

Das  Reich  nahm  überhaupt  nicht  blos  die  Stadt,  sondern  auch  die  Graf- 


eldes« Pesarese  121.      11.  Mittarelli  Acc.  102.      12.  Sarioli  2,  147.  Antiq.  It.  4,  469. 

13.  Als  Broder  des  Legaten  Bertold  wird  1185  ein  Anselm  genannt,  Mittarelli  Ann.  9,  34; 

1 18T  als  Bruder  des  Präses  Anselm  von  Tuszien  ein  Burchard,  Lami  Mon.  1,  342;  dass 
diese  drei  Brüder  waren,  ist  danach  wohl  kaum  zu  bezweifeln;  auf  die  Identität  mit  dem 
Po  <f  es  taten  Ton  Imola  schliesse  ich,  weil  ich  in  dieser  Zeit  keinen  andern  Burchard  in 
Italien  genannt  finde.  Spater  1191  findet  sich  ein  Burchard  von  Geroldseck  beim  Kaiser 
zu  Mailand,  Böhmer  Acta  167.  14.  Vgl.  $  279  n.  17.  15.  Vgl.  Tolosanus  bei  Mitta- 
relli Acc.  96.     16.  Sarioli  2,  147;  auch  Manzonius  121. 
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schaft  in  Anspruch.  Nach  längern  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bischöfe  und 
dem  Legaten  Bertold  auper  tota  et  interjra  iurisdictione  totius  comitatu» 
Imole  et  responsione  ipsius  comitatus  imperio  facienda,  de  quo  comitatu 
episcopus  dicebat  se  comitem  esse  debere  et  imperio  de  comitatu  respondere 
et  alius  pro  comitatu  imperio  comitem  esse  non  debere,  was  der  Legat  be- 
stritt, entschied  1186  Okt.  24  der  Erzbischof  von  Ravenna  als  Delegirter  des 
Kaisers,  dass  salvo  iure  comitatus  ipsi  episcopo,  si  quem  habet,  dem  Bi- 
schöfe nur  auf  seinen  eigenen  Besitzungen  die  Gerichtsbarkeit  zustehe,  wonach 
also  die  Grafschaft  im  Besitze  des  Reiches  blieb. 1 7 

308.  —  Es  scheint  demnach  in  der  Absicht  gelegen  zu  haben,  einen 
Grafen  für  die  Grafschaft  Imola  zu  bestellen.  Finden  wir  nun  gerade  von  hier 
an  den  früher  nie  erwähnten  Titel  eines  Grafen  der  Romagna,  so  ist 
wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  dieser  Amtstitel  zunächst  von  der  Grafschaft 
Imola  hergenommen  wurde,  die  örtliche  Bezeichnung  aber  umfassender  gewählt 
wurde,  weil  wohl  auch  die  übrigen  Reichsbesitzungen  in  der  Romagna  dem 
Grafen  unterstanden.  Am  23.  Feb.  1187  verfügt  zu  Imola  Dominus  comes 
Henricus  Komanie  ex  delegatione  sua  auctoritate  eerenissimi  regis  Henrici, 
que  erat  sibi  concessa  per  totam  Homaniam,  dass  die  Einwohner  von  Ber- 
gulo  Bürger  von  Imola  werden  sollen1;  es  erscheint  im  Titel  die  Gewalt  des 
Grafen  mit  der  des  Reichsboten  vereint.  Vielleicht  haben  wir  in  diesem  ersten 
Grafen  der  Romagna  den  Grafen  Heinrich  von  Dietz  zu  sehen,  obwohl  ich 
dafür  nur  geltend  zu  machen  wüsste,  dass  derselbe,  sonst  häufig  am  Hofe, 
von  1186  Sept.  1,  wo  er  beim  Könige  zu  S.  Miniato  ist2,  bis  1187  Dez.,  wo 
er  beim  Kaiser  in  Lothringen  genannt  wird3,  weder  beim  Kaiser,  noch  beim 
Könige  erscheint;  da  er  im  Frühjahre  1188  als  Gesandter  an  Saladin  ge- 
schickt wurde,  wäre  seine  Amtsdauer  im  Falle  der  Richtigkeit  unserer  An- 
nahme nur  eine  kurze  gewesen. 

Auch  jene  Verfügung  zeigt,  wie  man  von  Reichswegen  darauf  bedacht 
war,  die  Stadt  Imola  zu  stärken.  Die  von  Imola  hatten  die  Leute  des  unweit 
der  Stadt  gelegenen  Bergulo,  ebenso  wie  die  Bewohner  des  zerstörten  San 
Cassiauo  genöthigt,  zur  Stadt  zu  ziehen  und  dort  in  eigenen  Vorstädten  zu 
wohnen;  bei  der  Unterwerfung  durch  Bologna  und  Faenza  1181  mussten  sie 
dieselben  entlassen1,  während  jetzt  das  alte  Verhältniss  wiederherstellt 
wurde.  San  Cassiano  wird  im  Konstanzer  Frieden  unter  den  Orten  genannt, 
für  welche  er  gelten  soll,  wenn  sie  sich  binnen  zwei  Monaten  mit  den  Lom- 
barden darüber  einigten.  Es  ist  möglich,  dass  der  Ort,  der  übrigeus  als  Bun- 
desglied nicht  mehr  genannt  wird,  es  anfangs  noch  versuchte,  sich  auf  den 
Bund  gestützt  der  Hoheit  von  Imola  zu  entziehen.  Aber  seit  der  Zerstörung 
durch  Christian  von  Mainz  scheint  er  nie  wieder  zu  einiger  Bedeutung  gelangt 
zu  sein,  wie  denn  auch  Bischof  und  Kapitel  zu  Dozza  residirten;  wohl  unter 


387.]  17.  Manzonius  116. 

306.  -  1.  Savioli  2,  14Ü.  2.  Lami  Mon.  1,  341.  3.  Vgl.  Scbeffcr  243  Hein- 
rich von  Lautern  wird  es  schwerlich  sein,  da  dieser  noch  in  demselben  Jahre  als  Bot«  für 
die  Mathildischen  Güter  erscheint,  vgl.  §  302  n.  2.     4.  Savioli  2,  112.  113. 
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Einflussnahme  des  Reichs  kam  es  dann  1187  zu  einer  Einigung,  wonach  der 
Sitz  des  Bischofs  von  San  Cassiano  nach  Imola  verlegt  und  wohl  auch  der 
Ort,  der  als  selbstständige  Gemeinde  weiter  nicht  mehr  genannt  wird,  mit  der 
Stadt  vereinigt  wurde.5  Erscheint  bei  diesen  Abmachungen  die  Stadt  nur 
durch  ihre  Konsuln  vertreten,  so  dass  es  keinen  besondern  Reichsbeamten  für 
dieselbe  mehr  gegeben  zu  haben  scheint,  so  stimmt  das  zu  unserer  Annahme, 
dass  der  Graf  der  Romagna  zunächst  Graf  von  Imola  war,  ein  kaiserlicher 
Podesta  neben  ihm  also  überflüssig  erscheinen  musste. 

309.  —  Auch  später  werden  noch  Grafen  der  Romagna  erwähnt.  Da- 
neben ist  aber  auch  von  Herzogen  von  Ravenna  die  Rede  und  bei  der 
Dürftigkeit  der  Zeugnisse  ist  es  schwer,  das  Verhältniss  beider  Aemter  zu 
einander  mit  Sicherheit  festzustellen.  Wir  erwähnten  bereits,  wie  in  der  Ro- 
magna, zunächst  zu  Ravenna,  schon  früher  standige  Reichsboten  bestellt  ge- 
wesen zu  sein  scheinen,  insbesondere  noch  unter  Friedrich  I  von  einem  Missus 
die  Rede  ist,  der  zu  Ravenna  zur  Verwaltung  der  dort  dem  Reiche  verblie- 
benen Hoheitsrechte  seinen  Sitz  hat. 1  Die  Stellung  dieser  Boten  scheint  im 
allgemeinen  gerade  keine  angesehenere  gewesen  zu  sein.  Zuweilen  mag  dieses 
Amt  aber  auch  einem  der  mächtigern  Reichsbeamten  übertragen  und  dann 
ein  vollerer  Titel  davon  geführt  sein.  So  möchte  ich  es  erklären,  wenn  wir 
schon  1129  einen  Conradua  divina  (jratia  liavennatum  du#  et  Tuscie 
preses  et  marchio  finden2;  in  diese  Zeit  dürfte  denn  auch  eine  Nachricht  ge- 
hören, wonnch  Ravenna  in  Verbindung  mit  dem  Markgrafen  Konrad  die  von 
Faenza  bekriegte. 3  Der  Titel  Ihuv,  der  zu  Ravenna  von  römischer  Zeit  her 
vielfach  in  Gebrauch  geblieben  war,  soll  wohl  zunächst  nur  eine  Gewalt  über 
die  Stadt,  nicht  über  einen  grössern  Amtssprengel  bezeichnen,  da  wir  ihn  auch 
später  durchweg  nur  mit  dem  Namen  der  Stadt  Ravenna,  nicht  mit  dem  der 
Romagna  verbunden  finden;  auch  dem  Erzbischofe  wird  ein  Ducatits  Tta- 
vetine  zugesprochen,  der  gleichfalls  nur  die  Hoheit  über  die  Stadt  zu  be- 
zeichnen scheint.4 

Daran  ist  wohl  auch  zunächst  zu  denken,  wenn  es  in  der  Ursperger 
Chronik  vom  Kaiser  heisst:  Marchiam  quoque  Anconae  et  principatum  /?<i- 
vetniae  Chunrado  de  Luzelinhart  contalit.  Die  Zeit  ist  nicht  genauer  ange- 
geben; es  dürfte  das  schwerlich  lange  vor  1177  geschehen  sein,  wo  Konrad 
von  Lützelhard  zuerst  als  Markgraf  von  Ancona  bezeichnet  wird.  Neben 
diesem  Titel  hat  er  auch  später  den  eines  Herzogs  von  Ravenna  nie  geführt. 
Doch  finden  sich  wenigstens  später  Zeugnisse  für  seine  Gewalt  auch  in  der  Ro- 
magna. Auf  einem  Tage,  welchen  im  Juli  1188  ein  Bote  des  Legaten  für  Italien 
zu  Ravenna  hielt,  werden  Cornea  Si/redua  et  Ioamiea  e  Colonia,  marchionis 
Chonradi  iudieea  ae  intemuneii,  als  anwesend  erwähnt5;  1189  schliessen 
dann  Rimini  und  Cesena  ein  Bündniss,  wobei  sie  den  Kaiser,  den  König  et 

5.  Manxonius  113.  123.  125. 

309.  —  1.  Vgl.  §  273  n.  14.  2.  Antiq.  It.  1,  315.  8.  Tolosanus  bei  Mittarelli 
Acc.  44,  allerdings  zu  1145,  wo  es  wenigstens  in  Tuszien  keinpn  Markgrafen  Konrad  gab; 
doch  sind  die  altern  Zeitangaben  der  Chronik  überhaupt  ganz  ungenau.  4.  Sarioli  I,  166'. 
5.  Rubens  Rar.  332. 
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ilomtnum  Conr actum  ducem  et  marcMonem  ausnehmen.6  Diese  Erwähnungen 
Konrads  kollidiren  allerdings  nicht  unmittelbar  mit  der  des  Grafen  Heinrich 
von  Romagna  1 187;  und  da  dieser  nicht  weiter  erwähnt  wird,  wäre  es  denk- 
bar, dass  Konrad  ihm  in  der  Gewalt  über  die  ganze  Romagna  gefolgt  wäre. 
Da  aber  Konrads  Stellung  schon  auf  frühere  Verleihung  zurückzugehen  scheint, 
da  beide  Titel  auch  in  den  nächsten  Jahren  noch  auseinandergehalten  werden, 
so  ist  wohl  das  Wahrscheinlichere,  dass  zwei  Amtssprengel  zu  unterscheiden 
sind,  die  insbesondere  auf  Imola  gegründete  Grafschaft  der  Romagna,  und  das 
Herzogthum  Ravenna,  welches  dann  aber  überhaupt  die  Küstenlandschaft 
umfasst  haben  muss,  wie  das  schon  die  Verbindung  mit  der  Mark  Ancona 
wahrscheinlich  macht. 

Dem  scheint  freilich  nicht  zu  entsprechen,  wenn  1192  zu  Ficocle  oder 
Cervia  dem  Erzbischofe  von  Ravenna  Treue  geschworen  wird  in  presentia 
LanterU  comitis  Romaniae7 ;  fassen  wir  das  nicht  als  zufällige  Anwesenheit, 
so  müsste  sein  Amtssprengel  allerdings  auch  die  Gegend  von  Ravenna  um- 
fasst haben.  Lanterius  ist  vielleicht  der  Mailänder  Ritter  dieses  Namens 
und  Neffe  des  Pabstes  Urban,  der  nach  den  Annalen  von  Ceccano  1188 
BalUvus  per  totam  Campaniam  war.8 

Eine  weitere  »Schwierigkeit  bietet  eine,  jedenfalls  nach  1191  und  vor 
1195  von  Conradus  dei  et  imperator'te  gratia  marctuo  Tusciae  et  totius 
Romaniae  für  die  Abtei  Passignano  ausgestellte  Urkunde. 9  Auch  hier  Hesse 
sich  Konrad  als  Nachfolger  des  Lanterius  fassen.  Aber  wir  werden  nach- 
weisen, dass  dieser  Markgraf  von  Tuszien  nur  Konrad  von  Lützelhard  sein 
kann;  und  dann  ist  doch  gewiss  die  höchste  Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass 
seine  Stellung  in  der  Romagna  eine  ununterbrochene  war,  er  dieselbe  beibe- 
hielt, als  er  die  Mark  Ancona  gegen  den  Amtssprengel  von  Tuszien  ver- 
tauschte. Eben  diese  Verbindung  mit  andem  Amtssprengeln  könnte  freilich 
auch  nahe  legen,  dass  wir  zumal  in  Lanterius  nur  einen  Unterbeamten  Kon- 
rads zu  sehen  hätten,  wie  wir  auch  im  folgenden  Jahrhunderte  in  der  Romagna 
den  Grafentitel  auch  für  Stellvertreter  des  Grafen  gebraucht  finden. 

Sicher  ist  wohl,  dass  später  die  Gewalt  des  Reichstruchsess  Markward 
von  Annweiler  sich  über  die  ganze  Romagna  erstreckte.  Die  Ursperger 
Chronik  meldet  zu  1195:  Eo  tempore  imperator  Marquardum  de  Annin- 
vilir  dapi/erum  et  ministerialem  auum  Übertat*  donavit  et  ducatum  Ra- 
vemiae  cum  Romania,  marcfiJam  quoque  Anconae  sibi  conceasit.  Er  fuhrt 
anfangs,  zuerst  1195  Apr.  10 10,  nur  den  Titel  eines  Markgrafen  von  Ancona, 
fügt  dann  aber  seit  Mai  20 1 1  demselben  durchweg  den  eines  Dax  Raveimae 
bei,  wenn  er  sich  nicht  überhaupt  einfach  als  Reichstruchsess  bezeichnet;  ver- 
einzelt heisst  er  aber  1197  Juni  6  auch  Dax  Ravcnnae  et  Romaniolae12, 
wie  ja  auch  in  der  Chronik  die  Romagna  neben  Ravenna  genannt  war.  Damit 
stimmt  die  Angabe  eines  Vertrages,  welchen  er  1195  mit  denen  von  Ravenna 


309.]  «.  Tonini  2,  595.       7.  Fantuxzi  2,  423 ;  Tgl.  Rubew  Rar.  345.       8.  Mon.  Qtrm 
19,  288.       9.  Rena  e  Camici  6b,  105.       10.  Ughelii  1,  460.       11.  Mittarelli  4.  194. 
12.  Künftig  bei  Stumpf  Acta.  Ebenso  nennen  ihn  die  Gesta  Innoc  c.  8. 
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schloss,  wonach  diese  ihm  Treue  schworen  sollen,  sicuti  alii  hommes  de  lio- 
mania  fecerunt.iS  Stand  nach  diesem  Vertrage  insbesondere  zu  Cervia  ein 
Drittel  der  Einkünfte  dem  Herzoge,  ein  zweites  dem  Erzbischofe,  ein  drittes 
der  Stadt  Ravenna  zu,  während  die  andern  Hoheitsrechte  des  Reichs  in  Ra- 
venna  und  dessen  Bezirke  nur  im  allgemeinen  erwähnt  werden,  so  muss  das 
Reich  hier  doch  sehr  bedeutende  Einkünfte  behauptet  oder  wiedergewonnen 
haben.  Es  mag  weiter,  wie  Ravenna,  so  auch  den  andern  Städten  der  Ro- 
inagna  jetzt  die  Selbstverwaltung  der  städtischen  Angelegenheiten  überlassen 
sein,  wie  wir  denn  auch  von  kaiserlichen  Beamten  für  einzelne  Städte  nicht 
mehr  hören;  wenn  aber  nicht  blos  dem  Kaiser,  sondern  auch  dem  Herzoge  der 
Treuschwur  geleistet  werden  musste,  so  ergibt  sich  daraus  doch  zweifellos  die 
Anschauung,  dass  der  Herzog  nicht  blos  als  Verwalter  der  unmittelbaren 
Reichsbesitzungen  in  der  Romagna  betrachtet  wurde,  sondern  als  ein  dem 
ganzen  Lande  vorgesetzter  Reichsbeamter.  Dass  die  unmittelbaren  Reichsbe- 
sitzungen in  der  Romagna  Markward  unterstanden,  ergibt  sich  aus  dem  in 
dieser  Richtung  gewiss  beweiskräftigen  angeblichen  Testamente  K.  Heinrichs, 
nach  welchem  ausser  der  Mark  Ancona  und  dem  Herzogthume  Ravenna  ins- 
besondere auch  Bertinoro,  Medicina  und  Argelata  in  seiner  Hand  waren. 14 

Auch  später  werden  wir  die  Romagna  als  einheitlichen  Verwaltungs- 
sprengel des  Reichs  wiederfinden;  ist  aber  unter  Markward  der  ältere  Titel 
eines  Herzogs  von  Ravenna  noch  der  vorherrschende,  so  weicht  dieser  später 
dem  neuaufgekommenen  des  Grafen  der  Romagna. 

310.  —  Während  in  Oberitalien  und  der  Romagna  die  alten  Grundlagen 
der  Verfassung  zersetzt  waren,  es  sich  hier  unter  K.  Friedrich  I  um  eine  neue 
Gestaltung  der  Dinge  handelte,  schliesst  sich  diese  in  Mittelitalien  noch  viel- 
fach der  alten  feudalen  Gliederung  näher  an.  In  Tuszien  hatte  sich  unter 
dem  Hause  Canossa  die  herzogliche  oder  raarkgräfliche  Gewalt  in  ungeschmä- 
lertem Umfange  behauptet.  Während  seines  Streites  mit  der  Markgräfin  Ma- 
thilde scheint  K.  Heinrich  IV  die  Markgrafschafl  wohl  schon  als  dem  Reiche 
heimgefallen  betrachtet  zu  haben,  da  er  1081  den  Pisanern  versprach,  ohne 
ihre  Zustimmung  keinen  Markgrafen  nach  Tuszien  zu  senden;  doch  ist  uns 
nicht  bekannt,  dass  er  wirklich  anderweitig  über  die  Mark  verfügt  hätte. 1 

Mit  dem  Tode  der  Markgräfin  Mathilde  1115  Juli  24  war  die  Mark 
dem  Reiche  heimgefallen.  Der  erste  Reichsbeamte,  den  wir  dann  1116  Juli  7 
in  Tuszien  erwähnt  finden,  bezeichnet  sich  als  Margoaldus  delegatus  a  prin- 
cipe in  conutaiu  Pisano  pro  Utibus  difftniendis2 ;  finden  wir  in  der  nächst- 
folgenden Zeit  keine  nur  für  einzelne  Landestheile  bestellte  Reichsboten  mehr, 
so  liesse  das  vielleicht  darauf  schliessen,  dass  damals  ein  Markgraf  noch  nicht 
wieder  ernannt  war.  Dann  aber  ist  das  jedenfalls  unmittelbar  nachher  ge- 
schehen; wir  finden  die  Verwaltung  Tusziens  jetzt  fortwährend  in  den  Händen 
de  ut  scher  Markgrafen.  Schon  1116  Sept.  11  urkundet  Rabodo  als 
ex  larg'itiow  imperatoria  marchio  Tusciae3;  in  Urkunde  von  1117  bedient 

18.  Famtozzi  4,  294.     14.  Mon.  Genn.  4b,  185. 

310.  -  1.  Vgl.  $  136.        2.  Antiq.  It.  3,  1121;  auch  Rena  e  Camici  4c,  64. 
3.  Antiq.  It.  3,  1125. 
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er  sich  im  Eingange  und  in  der  Unterfertigung  der  bekannten  Formel  der  Ma- 
thilde: Rabodo  dei  gratia  si  quid  est*,  wie  denn  diese  Markgrafen  in  ihren 
Kanzleiformen  sich  dem  Brauche  ihrer  Vorgänger  aufs  engste  anschliessen. 
Rabodo  dürfte  seinem  Namen  nach  um  so  eher  dem  Geschlechte  der  baie- 
rischeu  Pfalzgrafen  von  Cham  zuzuzählen  sein,  als  dieses  schon  früher  als  in 
Italien  reich  begütert  bezeichnet  wird. 5  Noch  1119  scheint  er  im  Amte  ge- 
wesen zu  sein,  da  die  Annalen  von  Florenz  melden,  dass  die  Florentiner  im 
September  Montecascioli  belagerten,  welches  der  MarcfUo  Remperoctus  ver- 
theidigte.6  Von  1220  bis  1227  war  dann  nach  den  von  ihm  ausgestellten 
Urkunden7  ein  Konrad  Markgraf  von  Tuszien.  Er  war  zweifellos  ein  Baier 
und  gehörte  höchst  wahrscheinlich  einer  der  Linien  des  Hauses  Scheiern  an.8 
Es  ist  zweifelhaft,  ob  wir  noch  denselben  Konrad  in  ihm  zu  sehen  haben,  der 
1 129  als  Jlavennatum  du.v  et  Twtciae  praeses  et  marehio  urkundet.9  Dann 
wird  Markgraf  Rampret  1131  urkundlich  erwähnt;  ob  er  bis  1134,  wie 
angenommen  wird,  im  Amte  blieb,  muss  dahingestellt  bleiben. 10  Anscheinend 
1134  schickte  dann  K.  Lothar  einen  Engelbert  als  Markgrafen  nach 
Tuszien,  der  dort  in  den  nächstfolgenden  Jahren  mehrfach  erwähnt  wird.  Er 
gehörte  höchst  wahrscheinlich  dem  Hause  der  Ortenburger  an  und  scheint 
derselbe  zu  sein  mit  dem  Markgrafen  Engelbert  von  Istrien,  Sohn  Herzog 
Engelberts  von  Kärnthen. 1 1 


310.]  4.  Antiq.  It.  1,  315.  5.  Cosmas  Prag.  Mon.  Germ.  11,  86.  Darauf  macht  Giese- 
brecht  3.  1163  aufmerksam;  doch  möchte  ich  einen  nähern  Zusammenhang  Rabodo's  mit 
seinem  Nachfolger  Ronrad  nicht  annehmen.  Steheu  auch  die  Ortenburger  in  mehrfacher 
Beziehung  zu  Italien,  so  scheint  doch  der  Name  Rapoto  bei  ihnen  in  dieser  Zeit  noch  nicht 
Torzukommen.  6.  Mon.  Germ.  19,  223.  Es  mag  eine  Verwechslung  damit  sein,  wenn 
spätere  Florentiner  Geschichtschreiber  schon  11 13  einen  Deutschen  Robert,  Statthalter  des 
Kaisers  zu  San  Miniato,  von  den  Florentinern  besiegen  lassen.  7.  Sie  sind  aufgezählt 
Mem.  di  Lucca  1,  161  und  JaffÄ  Lothar  237;  an  beiden  Orten  finden  sich  noch  nähere 
Nachrichten  über  die  Reihe  dieser  Markgrafen.  Eine  weitere  Urk.  Ronrads  Ton  1120  für 
I*ucca  ist  gedruckt  Archmo  stor.  10b,  5;  Ton  1122  für  Kloster  Cultibuono  erwähnt  Ammi- 
rato  Guidi  3.  8.  Die  frühere  Meinung,  er  sei  der  spätere  König  Ronrad,  ist  schon  Ton 
Jaffe  widerlegt  Er  gehört  wohl  sicher  nach  Baiern,  da  ein  Tor  1131  gestorbener  ATmo«- 
rodus  marehio  Tuteanut  an  S.  Ulrich  und  Afra  das  Gut  Peittenhausen  zwischen  Schroben- 
hausen  und  Aichach  schenkte;  Mon.  Boica  22,  14;  Tgl.  170.  Schon  die  Lage  des  Ort« 
weist  auf  das  Scheirische  Geschlecht.  Weiter  wird  bei  Ronrad  1120  und  1122  sein  Neffe 
Friedrich  genannt,  Antiq.  It.  1,  959;  Giesebrecht  3,  1214;  Ammirato  Guidi  3.  Beide  Na- 
men sind  bei  Wittelsbachern  und  Dachauern  gebräuchlich;  bei  letzteren  werden  in  dieser 
Zeit  ein  Ronrad  und  Friedrich,  aber  als  Brüder  genannt.  9.  Lami  Mon.  1,  379.  Ist  ein 
zweiter  Ronrad  anzunehmen,  so  könnte  das  ein  Vohburger  gewesen  sein.  Unter  den  Zeu- 
gen der  Stiftungsurkunden  Ton  Waldhausen  1147,  Mon.  Boica  29b,  43.  59,  Meiller  Baben- 
berg. Reg.  33.  34,  steht  ein  Markgraf  Ronrad  in  untergeordneter  Stellung  unter  Grafen, 
was  auf  blossen  Titel  ohne  entsprechendes  Amt  schliessen  lässt.  In  einer  frühern  Urkunde. 
Mon.  Boica  29  b.  54,  heisst  er  denn  auch  nur  f rater  marckionü,  nämlich  Diepholds  tob 
Vohburg.  Den  Titel  als  blosser  Bruder  eines  Markgrafen  zu  führen,  wäre  in  dieser  Zeit 
ungewöhnlich,  und  es  wäre  möglich,  dass  er,  wie  später  Ulrich  Ton  Attems,  den  Titel  too 
Tuszien  her  beibehalten  hätte.  10.  Die  Nachricht,  dass  er  1134  bei  der  Belagerung  tob 
Montecascioli  umgekommen  sei.  dürfte  doch  auf  die  oben  n.  6  erwähnte  Stelle  zurückgeben; 
und  dann  wird  trotz  der  grössern  Aehnlichkeit  des  Namens  die  Autorität  der  Florentiner 
Annalen  doch  für  die  Zeit  massgebend  sein  müssen.       11,  Diese  Annahme  wird  dadurch 
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Nach  den  von  diesen  Markgrafen  ausgestellten  Urkunden  und  den  son- 
stigen Zeugnissen  scheinen  sie  alle  Rechte  geübt  zu  haben,  welche  auch  den 
frühern  Markgrafen  zustanden;  sie  betrachten  ihre  Gewalt  sichtlich  als  Fort- 
setzung der  frühern  Herrschaft,  wie  sich  das  insbesondere  auch  in  dem  Fest- 
halten an  den  frühern  Kanzleiformen  zeigt;  selbst  Befugnisse  der  frühem 
Markgrafen,  welche  über  das  gewöhnliche  Mass  hinausgehen,  wie  die  selbst- 
ständige Banngewalt,  finden  wir  bei  ihnen  wieder. 12  Nur  eins  muss  auffallen. 
Keiner  bringt  es  zur  Gründung  einer  Dynastie.  Von  keinem  wissen  wir  be- 
stimmt, dass  er  im  Amte  starb;  dass  es  wenigstens  bei  allen  nicht  der  Fall 
gewesen  sei,  wird  durch  die  verhältnissmässig  kurzen  Regierungszeiten  wahr- 
scheinlich. Diese  Umstände  legen  jedenfalls  die  Annahme  sehr  nahe,  dass 
ihnen  die  Mark  nicht  lehensweise,  sondern  amtsweise  übertragen  war.  Viel- 
leicht möchte  darauf  auch  hindeuten,  dass  nicht  blos  Konrad,  sondern  auch 
Rampret  den  Titel  Preaea  et  nutrchw  führen,  der  als  feudale  Amtsbezeich- 
nung in  dieser  Zeit  nicht  gebräuchlich  ist. 

Bei  den  spätem  Markgrafen  wird  es  jedenfalls  nicht  zu  bezweifeln  sein; 
weder  bleiben  sie  bis  zu  ihrem  Tode  im  Besitze,  noch  scheint  ihr  Vorhanden- 
sein eine  Verleihung  der  Mark  zu  Lehenrecht  auszuschliessen.  Wenn  1133 
dem  Herzoge  Heinrich  von  Baiern  die  Belehnung  mit  dem  Mathil- 
dischen  Allode  durch  den  Pabst  nach  dem  Tode  des  Kaisers  ausdrücklich 
gesichert  wird 1 3,  so  ist  kaum  zu  bezweifeln,  dass  auch  die  Reichsbelehnung 
mit  Tuszien  damals  für  ihn  mindestens  schon  in  Aussicht  genommen  war. 
Dennoch  wird  1 134  in  Engelbert  ein  neuer  Markgraf  geschickt;  es  liegt  nahe, 
in  ihm  nur  einen  zeitweiligen  Reetor  terre,  wie  er  in  dem  Abkommen  mit  dem 
Pabste  zunächst  für  das  Mathildische  Erbe  in  Aussicht  genommen  ist,  zu 
sehen. 14  Jedenfalls  wurde  spätestens  1136  Herzog  Heinrich  mit  Tuszien  be- 
lehnt, da  dieser  1136  Aug.  17,  dann  auch  1137  Dux  liawarie  et  mareltio 
Tuaeie  heisst. 1 5  Dennoch  bleibt  Engelbert  in  seiner  Stellung,  da  ausdrücklich 
angegeben  wird,  dass  Heinrich  1137  im  Frühjahre  nach  Tuszien  zog,  um  dem 
Markgrafen  Engelbert  Gehorsam  zu  verschaffen. 16  Es  ist  das  doch  nur  da- 
durch zu  erklären,  dass  er  die  Mark,  wie  früher  für  den  Kaiser,  so  nun  für 
den  Herzog  amtsweise  verwaltete.  Seine  Stellung  war  denn  auch  keine  dauernde; 
er  ist  wohl  derselbe  Markgraf  Engelbert,  den  wir  ohne  örtliche  Bezeichnung 
1138  Mai  wieder  in  Deutschland  beim  Könige  finden17  und  der  dann  später, 


unterstützt,  dass  Engelbert  bei  seiner  Ankunft  in  Tuszien  als  Jüngling  bezeichnet  wird, 
während  vir  auch  den  Ortenbnrger  zuerst  1130  neben  seinem  Vater  urkundlich  erwähnt 
finden.  Tgl.  Huschberg  Gesch.  des  Hauses  Ortenburg  34;  weiter  dadurch,  dass  Engelbert 
▼on  Istrien  1134  und  in  den  folgenden  Jahren  in  Deutschland  nie  als  Zeuge  erscheint. 
12.  Vgl.  $  30  n.  7.  18.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  12.  14.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass 
die  Markgrafen  ron  Tuszien  jetzt  zugleich  das  Mathildische  Gut  verwalteten;  die  sonderbare 
Nachricht  der  Annalen  ron  Pisa,  Mon.  Germ.  19,  240,  dass  Engelbert  auf  dem  Pisaner 
Konzil  1 1 35  de  marckia  Tutcie  investirt  wurde,  möchte  ich  daher  mit  Jafte  Lothar  239 
darauf  beziehen,  dass  er  damals  als  Verwalter  des  Mathildischen  Allods  dem  Pabste  gemäss 
jenem  Vertrage  den  Treueid  leistete.  15.  Vgl.  $  143  n.  1.  16.  VgL  Jaffe  Lothar  231. 
1 99.      1 7.  Herrgott  Genealogia  2,  1 58. 
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falls  wir  sein  Geschlecht  richtig  bestimmten,  noch  häufig  als  Markgraf  von 
Istrien,  Kraiburg  oder  Marquardstein  genannt  wird. 18 

Während  der  Regierung  K.  Konrads  ist  dann  Ulrich  von  Attems 
Markgraf  von  Tuszien.  Bei  nur  geringer  Abweichung  des  Namens  ist  es  wohl 
schon  auf  ihn  zu  beziehen,  wenn  1139  Ildericus  marchio  Tuscie  nach  dem 
Vorgange  der  Kaiser  Otto  und  Lothar  und  seines  Vorgängers,  des  Markgrafen 
Konrad,  die  Besitzungen  der  Kirche  von  Florenz  bestätigt. 19  Später  finden 
wir  ihn  in  Deutschland,  1146  beim  Erzbischofe  von  Salzburg,  1149  und  1151 
beim  Könige,  aber  immer  als  Marchio  Tusciae  bezeichnet20;  ist  es  ungewiss, 
ob  er  während  dieser  Zeit  nach  Italien  kam21,  so  scheint  doch  seine  Stellung 
fortgedauert  zu  haben.  Damit  stimmt  denn  auch,  dass  wir  1147  Reimbod  von 
Rocking  nicht  als  Markgrafen,  sondern  als  Legaten  des  Königs  in  Tuszien 
thätig  fanden.22  Unter  K.  Friedrich  I  aber  hat  seine  Stellung  aufgehört,  er 
wird  noch  oft  erwähnt,  auch  durchweg  mit  Berücksichtigung  seines  Mark- 
grafentitels; aber  erheisst  nun  quondam  marchio  Tusche  oder  auch  marcfuo 
de  Attems™ 

Es  erklärt  sich  das  daraus,  dass  inzwischen  1152  Herzog  Weif  mit 
Tuszien  belehnt  wurde.  Hätte  auch,  da  Herzog  Heinrich  seine  Lehen  abge- 
sprochen waren,  von  dieser  Seite  nichts  im  Wege  gestanden,  Ulrich  die  Mark 
zu  Lehen  zu  geben,  so  kann  er  sie  doch  wohl  nur  amtsweise  besessen  haben24, 
da  seine  Rechte  der  Belehnung  des  Herzogs  nicht  im  Wege  zu  stehen  scheinen; 
es  träte  das  noch  deutlicher  hervor,  wenn  unsere  Vermuthung  richtig  wäre, 
dass  Weif  nur  desshalb  nicht  auch  die  Mark  Verona,  wie  früher  sein  Bruder 
erhielt,  weil  diese  inzwischen  anderweitig  zu  Lehen  gegeben  war.25  Weif  er- 
hielt ausser  Tuszien  auch  das  Herzogthum  Spoleto,  das  Gut  der  Mathilde  und 
die  Inseln  Sardinien  und  Corsica26  zu  Lehen.  Nach  dem  Tode  seines  einzigen 
Sohnes  1167  hat  er  alle  diese  italienischen  Lehen  dem  Kaiser  resignirt;  ob 
schon  1169  oder  erst  später,  muss  dahingestellt  bleiben.27 


316.1  18.  Vgl.  Haschberg  Ortenburg  33.  19.  Lami  Mon.  erwähnt  diese  ürk.  zweimal 
1,  153  zu  1139  ind.  8  Aug.,  dann  4,  144  zu  1127.  Ware  letzteres  richtig,  so  wäre  es  ein 
sonst  unbekannter  Markgraf  und  es  würden  zwei  Ronrade  zu  scheiden  sein.  Die  Indiktion 
passt  zu  keinem  der  Jahre.  Aber  der  Umstand,  dass  Lothar  Kaiser  heisst,  dann  dass  die 
angezogene  Urkunde  desselben  erst  1133  gegeben  ist  (Lami  Mon.  1,  153),  macht  1127 
unstatthaft.  20.  Mem.  di  Lucca  1,  170.  Ughelli  5,  63.  Margarin  2,  168.  21.  Nach 
einem  Auszage  im  Archir  der  Gesellsch.  7,  23  rerbürgte  sich  1150  0.  marchio  Totcanae 
dem  Pabste.  Es  wird  Odalricut  zu  erganzen  sein ;  aber  nichts  udthigt  anzunehmen,  dass 
die  Urkunde  in  Italien  ausgestellt  sei.  22.  Vgl.  §  277  n.  5.  28.  Rubeis  Aquil.  604. 
Vgl.  Mem.  di  Lucca  1,  170.  24.  Nach  Scip.  Ammirato  nannte  sich  Ulrich  1044  tnee- 
marchete  di  Firenze  e  vicario  generale  di  To$cana  per  Conrado  imperatore,  was  gewiss 
nicht  genau  ist,  aber  doch  auf  eine  Urkunde  mit  ahnlichem  Titel  zurückgehen  mag. 
25.  Vgl.  §  143  n.  4.  26.  Auch  Corsica  führt  er  Tereinzelt  im  Titel.  Vgl.  Stalin  2,  275. 
277.  Die  Verhaltnisse  dieser  Inseln  sind  für  unsere  Zwecke  nicht  weiter  zu  beachten;  zu 
erwähnen  wäre  nur  etwa,  dass  1158  der  Bischof  yon  Eichstädt  und  Graf  Emicho  Ton  Lei- 
ningen als  Reichsboten  dorthin  geschickt  werden  sollten;  Tgl.  Ragewin.  Mon.  Genn.  20, 
450.  27.  Vgl.  Stalin  2, 109.  Die  Erzählungen  dürften  eher  auf  eine  spätere  Zeit  schliessen 
lassen;  und  dass  Weif  sich  noch  1172  Herzog  yon  Spoleto  nennt,  ist  immerhin  beachten** 
werth,  obwohl  er  auch  noch  1183  und  1185  die  italienischen  Titel  wenigstens  im  Siegel 
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311.  —  Die  Resignation  Herzog  Welfs  scheint  in  den  Verhältnissen 
Tusziens  wenig  geändert  zu  haben.  Wir  finden  ihn  allerdings  1160  im  Lande 
alle  markgräflichen  Rechte  üben. 1  Aber  weiterhin  scheinen  dann  der  Kaiser 
und  insbesondere  Reinald  von  Köln,  der  1162  und  1163  die  Verhältnisse  des 
Landes  ordnete,  bemüht  gewesen  zu  sein,  der  Wiederentwicklung  eines  star- 
ken Lehenfürstenthums  entgegenzuwirken ,  wie  wir  das  schon  früher  aus- 
führten.2 Schon  während  Weif  dem  Namen  nach  Herr  des  Landes  war,  scheint 
dasselbe  durchweg  unmittelbar  für  das  Reich  verwaltet  zu  sein.  Abgesehen 
von  derThätigkeit  der  Generallegaten,  welche  sich  insbesondere  auch  vielfach 
auf  Tuszien  erstreckte,  finden  wir  allerdings  in  der  nächsten  Zeit  keine  Be- 
amten für  das  ganze  Land;  aber  so  weit  nicht  den  Städten  Selbstverwaltung 
gestattet  oder  mächtigere  Feudalgeschlechter  sich  bei  ihrer  Hoheit  behauptet 
hatten,  finden  wir  das  Land  durch  deutsche  Grafen  und  Reichsboten 
verwaltet. 

Die  Einsetzung  derselben  hängt  zweifellos  zusammen  mit  der  entspre- 
chenden Aenderung,  welche  der  Kaiser  1162  in  der  Verwaltung  der  Lom- 
bardei eintreten  Hess;  hatte  er  bis  dahin  die  Städte  durch  von  ihm  gesetzte 
einheimische  Podestaten  zu  regieren  gesucht,  so  setzte  er  ihnen  nun,  so  weit 
er  ihnen  nicht  Selbstverwaltung  zugestand,  deutsche  Gewalthaber. 3  So  finden 
wir  auch  in  Tuszien  einerseits  1162  die  ersten  Privilegien,  durch  welche 
Städten,  zunächst  Pisa  und  Lucca,  Selbstverwaltung  und  die  Regalien  zuge- 
standen wurden.4  Andererseits  hat  mau  nun  auch  dort  deutsche  Gewalthaber 
eingesetzt.  Auch  die  Vita  Alexandri  bringt  die  beiderseitigen  Massregeln  in 
Verbindung,  wenn  sie,  zunächst  von  Ereignissen  des  Jahres  1164  sprechend, 
vom  Kaiser  sagt:  Constititit  etiam  Teutonicos  principe*  ac  dominatores 
super  Lombardos  etTuscos,  ut  de  caetero  eins  volitntati  nullus  YtaUcus 
resistendz  locum  habere  ullatenus  posset. 5  Die  Ursperger  Chronik  sagt,  zu- 
nächst von  1168  und  den  folgenden  Jahren  sprechend:  prout  opportunitas 
temporum  coneessit,  coepit  Imperator  in  partibus  Tiisciae  et  terrae  Ro- 
manae  castra  ad  se  epectantia  »uae  potestatt  vendicare  et  quaedam  nova 
conttruere,  in  quorum  praesidiis  Teutonicos  praecipue  coUocavit.  Aber 
nach  den  urkundlichen  Haltpunkten  beginnen  die  bezüglichen  Massregeln  schon 
früher.  Ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass  die  bezüglichen  Einrichtungen  von 
Reinald  von  Köln  getroffen  wurden,  als  dieser  1162,  dann  wieder  1163  als 
Legat  in  Tuszien  war.  Denn  einmal  werden  vor  1163  deutsche  Grafen  dort 
nicht  erwähnt;  noch  1160  heisst  es  von  Herzog  Weif  nur,  dass  er  den  Ba- 
rombus  terre  sieben  Grafschaften  geliehen  habe.6  Dann  aber  gehören  gerade 


führt,  w&hrend  damals  die  Resignation  gewiss  schon  erfolgt  war.  Die  italienischen  Ver- 
hältnisse geben  keinen  bestimmten!  Anhaltspunkt,  da  hier  durch  die  Resignation  zunächst 
wenig  geändert  erscheint.  Jedenfalls  dürfte  vor  derselben  kein  Herzog  ron  Spoleto  bestellt 
sein;  seit  1177  ist  das  sicher  Konrad  von  Urslingen,  während  die  Nachricht,  dass  derselbe 
schon  einen  Vorgänger  gehabt  habe,  sich  als  sehr  bedenklich  ergeben  wird. 

311.  —  1*  Vgl.  zu  Stalin  2,  276  insbesondere  noch  Ann.  Pisani,  Mon.  Germ.  19, 
245.  2.  Vgl.  §137.  8.  Vgl.  §  269.  4.  Vgl.  §  124  n.  2:  §  137  n.  3.  6.  Watte- 
rich 2,  399.     6.  Vgl.  §  133  n.  2. 

15* 
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die  ersten  Grafen,  welche  wir  genauer  bestimmen  können,  nieder-rheinischen 
Geschlechtern  an,  waren  also  wohl  dem  Gefolge  Reinalds  entnommen. 

Den  Hauptstützpunkt  für  die  Reichsverwaltung  Tusziens  bildet  fortan 
S  a  n  M  i  n  i  a  t  o ,  zwischen  Pisa,  Lucca  und  Florenz  unweit  des  Einflusses  der 
Elsa  in  den  Arno  gelegen  und  so  auch  die  Strasse  nach  Siena  beherrschend. 
Ganz  nahe  lag  Borgo  San  Genesio,  wo  anscheinend  nach  altem  Brauche  vor- 
zugsweise Hoftage  für  ganz  Tuszien  gehalten  wurden,  wo  auch  Herzog  Weif 
und  Reinald  die  Grossen  und  Stadteboten  des  Landes  um  sich  versammelten, 
dann  noch  1197  der  tuszische  Bund  geschlossen  wurde.  Dieses  altherge- 
brachte Ansehen  ist  dann  wohl  auf  den  Nachbarort  übergegangen;  Borgo  San 
Genesio  wurde  1217  vom  Könige  an  San  Miniato  überlassen  und  scheint 
weiterhin  mit  diesem  zu  einer  Gemeinde  vereint  zu  sein. 7  Die  Kaiser  hielten 
zu  San  Miniato  mehrfach  Hof;  1178  wird  das  Palati  um  bei  der  Burg  er- 
wähnt.8 Als  Mittelpunkt  der  Reichs  Verwaltung  Tusziens  erscheint  San  Miniato, 
wenn  1 1 86  die  von  Siena  und  Lucca  und  1196  nach  einer  anscheinend  schon 
auf  die  Zeiten  Reinalds  zurückgehenden  Verfügung  die  von  Citta  di  Castello 
angewiesen  werden,  dorthin  ihre  Reichssteuern  zu  zahlen9;  für  das  besondere 
Ansehen  der  dortigen  Reichsbeamten  werden  wir  noch  manche  Belege  finden; 
noch  der  Generalvikar  Tusziens  für  K.  Rudolf  von  Habsburg  hatte  auf  der 
dortigen  Reichsburg  seinen  Sitz. 10 

Als  Graf  von  S.  Miniato  wird  zuerst  1163Everhard  von  Amern, 
de  Ambre,  bei  Reinald  genannt11;  als  Ileverardus  S.  Miniati  conies  et  d. 
Federigi  imperatoixs  legatus  sitzt  er  dann,  anscheinend  zu  S.  Miniato  selbst, 
über  Klage  des  Bischofs  von  Lucca  zu  Gerichte. 12  Finden  wir  die  andern 
Grafen  durchweg  nur  als  Nuntien  des  Kaisers  bezeichnet,  so  ist  es  möglich, 
dass  er  als  Legat  eine  über  seine  eigene  Grafschaft  hinausreichende  Gewalt 
hatte.  Nur  alsEverhard  von  Ambre  bezeichnet  finden  wir  ihn  nochmals  1167 
bei  Reinald  von  Köln  zu  S.  Quirico  auf  dem  Zuge  gegen  Rom.13  Er  gehörte 
wohl  zweifellos  einem  niederrheinischen  Geschlechte  an,  das  sich  nach  Amern 
benannte.14  Weiter  ist  er  mit  Sicherheit  nicht  mehr  nachzuweisen15;  er  mag 
in  Rom  der  Pest  erlegen  sein.  Später  ist  Graf  von  S.  Miniato  ein  Macha- 
rius,  dessen  Geschlecht  nie  angegeben  wird.16  Er  wird  zuerst  als  Graf 


311.1  7.  Hnillard  1,  498.  8.  Lami  Mon.  1,  374.  9.  Lami  Mon.  1,  381.  Mem.  di  Lueea 
1,  199.  Böhmer  Acta  191.  10.  Böhmer  Acta  704.  Daher  wohl  auch  der  hei  spätem 
Schriftstellern  mehrfach  vorkommende  Name  San  Miniato  al  Tedeseo ;  lassen  diese  schon 
1113  einen  Statthalter  des  Kaisers  dort  residiren,  Tgl.  §  310  n.  6,  so  mag  diese  Annahme 
nur  durch  den  ihnen  bekannten  spatern  Zustand  veranlagst  sein.  11.  Zacharia  Anecd. 
234.  12.  Mem.  di  Lucca  4b,  181.  18.  Böhmer  Acta  818.  14.  Amern,  auch  S.  Georg 
und  S.  Anton  genannt,  südöstlich  Ton  Venlo,  zwischen  Brüggen  und  Dülcken;  ein  Gerar- 
dut  de  Ambere  ist  1166  bei  Reinald  zu  Neuss,  Lacomblet  1,  288;  ein  Conrad**  de  Amera 
1187  bei  K.  Heinrich  zu  Fucecchio,  La  Farina  1,  181.  191.  15.  Ein  1174  dem  Grafen 
Macharius  nachstehender  Graf  Eberhard  (Mittarelli  Ann.  4,  46)  wird  kaum  derselbe  sein. 
16.  Tourtual  Forschungen  129  erklärt  ohne  irgend  einen  Beleg,  er  habe  dem  Rheinischen 
Dienstmannengeschlechte  Ton  Lindenfels  angehört  und  werde  mit  Reinald  Ton  Köln  ge- 
kommen sein.  Aber  ein  niederrheinisches  Geschlecht  dieses  Namens  ist  mir  durchaus  unbe- 
kannt; es  wäre  an  Lindenfels  im  Odenwalde  zu  denken,  nach  dem  sich  Grafen  und  Herren 
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Macharius  1167  als  Theilnehmer  an  der  Schlacht  bei  Tusculanuiu  erwähnt. 17 
Er  war  damals,  wie  wir  sehen  werden,  Graf  von  Siena;  englische  Gesandte 
an  den  Pabst  wurden  1171  zu  Siena  aufgehalten,  weil  Graf  Macharius  ihnen 
die  weitern  Wege  verlegt  hatte. 18  Wir  finden  ihn  dann  mit  seinem  Sohne 
Franko  1172  zu  Siena  und  1174  zu  Castiglione  Fiorentino  beim  Legaten 
Christian  von  Mainz19,  1175  beim  Kaiser  zu  Pavia.20  Seine  Grafschaft  wird 
nie  genannt;  doch  muss  er  schon  jetzt  Graf  von  S.  Miniato  gewesen  sein;  denn 
1 1 72  März  6  verspricht  Christian  den  Genuesern,  dass  er  den  Grafen  Ma- 
charius und  dessen  Söhne,  weiter  die  Leute  von  S.  Miniato,  Volterra  und  an- 
dern Orten  verpflichten  will,  gegen  Pisa  zu  kriegen2 1 ;  und  zum  Frühjahr  1 1 74 
melden  die  Pisaner  Annalen,  dass  Pisa  und  Florenz  mit  dem  Grafen  Macha- 
rius, dessen  Söhnen  und  den  Leuten  von  S.  Miniato  Frieden  machten.22  Im 
Jan.  1 1 78  wird  er  mit  seinem  Sohne  Franko  beim  Kaiser  zu  S.  Miniato,  Lucca 
und  Pisa,  im  März  zu  Pavia  genannt,  jetzt  ausdrücklich  als  Graf  von  S.  Mi- 
niato bezeichnet.29  Weiterhin  finde  ich  weder  ihn,  noch  einen  andern  Grafen 
von  S.  Miniato  genannt.  Zu  Fucecchio,  welches  zur  Grafschaft  S.  Miniato 
gehört  haben  wird,  werden  1187  zwei  Vicecomites  genannt24 

312.  —  Am  genauesten  unterrichtet  sind  wir  über  die  Grafen  von 
Siena.  Da  1205  bestritten  wurde,  ob Montepulciano  zum  Komitat  von  Siena 
gehöre,  wurden  eine  Reihe  Zeugen  vernommen,  in  deren  uns  vorliegenden  Aus- 
sagen die  Reihe  der  Grafen  mehrfach  vollständig  aufgeführt  wird. 1  Danach 
war  der  letzte  einheimische  Comes  et  contadinus  comitatus  Senensis  Pa  1  to- 
ne rius,  der  Montepulciano  als  sein  Allod  besass;  über  die  Art  und  Weise, 
wie  dieses  und  die  Grafschaft  überhaupt  an  die  Deutschen  kam,  fehlt  jede 
Andeutung.  Die  Zeugen  bezeichnen  ihn  als  sechszig,  fünfzig,  vierzig  Jahre 
früher  lebend.  Mit  jenem  stimmt,  dass  1 1 45  Graf  Paltonerius  urkundlich  beim 
Heere  Siena's  erwähnt  wird2;  dass  er  diesem  Heeresfolge  leistete,  wird  auch 
von  Zeugen  ausgesagt.  Die  vierzig  Jahre  werden  etwas  zu  kurz  gegriffen  sein, 
jedenfalls  aber  wohl  erweisen,  dass  in  den  ersten  Zeiten  K.  Friedrichs  der 
frühere  Zustand  noch  fortdauerte.  Alle  seine  Nachfolger  werden  dann  wieder- 
holt als  Comites  Teutomci  bezeichnet.  Der  erste  von  diesen  ist  W  i  1  h  e  1  m 
von  Aachen,  von  dem  der  Zeuge  sagt,  qiwd  vidit  comitem  GuUelmum, 
qui  erat  comes  comitatus  Senensis  pro  imperatore  Frederigo,  habere  et 
teuere  Montepulcianum  pro  comitatu  Senensi,  et  dominabatur  et,  sicut  in 
alio  comitatu  Senensi.  Ausdrücklich  als  kaiserlicher  Graf  bezeichnet,  ist  nicht 
anzunehmen,  dass  er  etwa  vom  Herzog  Weif  bestellt  war,  der  überhaupt  im 
ganzen  Aktenstücke  nicht  erwähnt  wird.  Als  Comes  Senenms  ist  Wilhelm 


nannten;  gehörte  Macharius  dahin,  so  könnte  er  mit  Christian  von  Mainz  nach  Italien  ge- 
kommen sein.  Am  Niederrhein  finde  ich  allerdings  1163  einen  Macharius  ron  Brauweiler 
erwähnt,  Lacomblet  1,  279;  aber  er  scheint  kaum  einem  ritterlichen  Geschlechte  anzuge- 
hören. 17.  Cont.  Morenae,  Mon.  Germ.  18,  651.  18.  Vgl.  Watterich  2, 587.  19.  Busci 
398.  Mittarelli  Ann.  4,  46.  20.  üngedr.;  Stumpf  Reg.  n.  4178.  21.  Cod.  Sard.  1,242. 
22.  Mon.  Germ.  19,  265.  28.  Lami  Mon.  1,  374.  San  Quintino  2,  82.  Bonaini  Stat.  1, 
269.  üghelli  3,  410.  413.     24.  La  Farina  4,  181.  191. 

312.  —  1.  Antiq.  It.  4,  576-583.     2.  Antiq.  It.  4,  568 
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1163  Zeuge  bei  Reinald3,  der  weiter  Aug.  1  bei  einer  Gerichtssitzung  dem 
KJoster  S.  Antimi  einen  Hof  zurückstellen  lässt  per  ChdÜelmum  conutem 
Senensium  etAquensem  advocatum.*  Er  gehörte  also  dem  reichsdienstmän- 
nischen  Geschlechte  der  Vögte  und  Kämmerer  von  Aachen  an;  Herkunft  und 
Zeit  des  Auftretens  weisen  demnach  auch  hier  auf  Einrichtungen  Reinalds. 
Wilhelm  hatte  1 1 62  Juni  9  zu  Pavia  den  Freiheitsbrief  von  Genua  für  den 
Kaiser  beschworen5;  auch  1175  und  11 78  war  er  beim  Kaiser  in  Italien 6 ; 
und  noch  1188  fanden  wir  ihn  als  Legaten  in  Oberitalien. 7  Er  scheint  nicht 
lange  Graf  gewesen  zu  sein;  von  den  Zeugen  wird  als  sein  Nachfolger  ein 
Golfolinus  bezeichnet,  der  wohl  schon  1165  im  Amte  war,  da  er  gewiss 
derselbe  ist  mit  dem  Grafen  Gonzolinus,  der  damals  den  Legaten  Christian 
auf  dem  Zuge  ins  Römische  begleitete.8  Nach  ihm  war  wahrscheinlich  kurze 
Zeit  ein  Kapellan  Heinrich  Graf9,  dann  Macharius,  den  wir  zuerst 
1167  als  Grafen  bezeichnet  fanden.  War  dieser,  wie  wir  sahen,  schon  1172 
und  noch  1 1 78  Graf  von  S.  Miniato,  so  scheint  es,  dass  er  zugleich  Graf  von 
Siena  blieb;  denn  1176  bei  einem  Bündnisse  mit  Florenz  nahm  Siena  den 
Kaiser,  den  Legaten  Christian  und  den  Grafen  Macharius  aus10;  war  damals 
ein  Anderer  Graf  von  Siena,  so  würde  dieser  hier  kaum  übergangen  sein.  Auf 
ihn  folgte  anscheinend11  ein  Reinhard,  ein  Name,  der  bei  den  Reichsdienst- 
mannen  von  Lautern  vorkommt;  nicht  alle  Zeugen  nennen  ihn,  und  es  wäre 
möglich,  dass  damals  die  Gewalt  dieser  Grafen  eine  Unterbrechung  erlitt, 
obwohl  im  Verhöre  nichts  darauf  hindeutet;  denn  1180  stellte  Christian  von 
Mainz  der  Stadt  Siena  die  Rechte  zurück,  welche  sie  vor  seiner  Ankunft  im 
Komitate  genossen  hatte12;  die  Stadt  scheint  dann  den  ganzen  Komitat  an 
sich  genommen  zu  haben,  da  sie  denselben  1186  bei  ihrer  Unterwerfung  an 
K.  Heinrich  zurückstellen  musste. 13 

Alle  folgenden  Grafen  werden  schon  als  Boten  Kaiser  Heinrichs  be- 
zeichnet, was  aber  nicht  ausschliessen  dürfte,  dass  sie  bis  1186  zurückreichen, 
da  ja  Heinrich  seitdem  als  König  Italien  verwaltete.  Der  erste,  Eberhard 
von  Lautern,  dürfte  dann  etwa  1186  nach  der  Unterwerfung  der  Stadt 
eingesetzt  sein;  es  ist  vielleicht  schon  derselbe,  dem  wir  noch  im  folgenden 
Jahrhunderte  häufig  in  Italien  begegnen  werden.  Es  folgt  Walter  von 
Ransbach14,  wohl  der  Oaltenis  ministeriaUs  über  den  der  Pabst  1187 


318.]  8.  Zacharia  Anecd.  234.  4.  Antiq.  It.  4.  573.  wo  es  Agtntem  advocatum  heisst. 
6.  Lih.  iur.  Gen.  1,210.  6.  Gallia  christ.  4, 21.  Böhmer  AcU  756.  7.  Vg.  $  302  n.  4 
8.  Ann.  Cecean.  Mon.  Germ.  19,  285.  0.  Der  Arrigut  Captllanut  wird  nur  ron  drei 
Z«ugen  genannt,  rem  denen  der  erste  ihn  erst  auf  Macharius  folgen  lasst.  Wie  Scheffer 
218,  habe  auch  ich  früher  daran  gedacht,  er  sei  derselbe  mit  dem  spater  zu  erwähnenden 
Arrigut  Fafut.  Aber  die  Zeitverhaltnisse  scheinen  nicht  zu  stimmen,  und  wollte  man  such 
annehmen,  CaptUanut  und  Fafut  kennten  dasselbe  bedeuten,  so  w&re  es  doch  kaum  zu 
erklären,  dass  in  ein  und  demselben  Aktenstücke  dieselbe  Person  als  Graf  Ton  Arexio 
Fafut,  als  Graf  Ton  Siena  dagegen  Torher  und  nachher  als  Capd/unut  bezeichnet  wäre 
Heinrich  gehörte  wohl  zur  Hofgeistlichkeit  des  Kaisers,  wie  dieser  ja  auch  der  Gewaltbote 
Paganus  zu  Como  angehorte;  Tgl.  $  296  n.  18.  10*  Archiy  zu  Siena  nach  Wüstenfeld- 
11.  Von  einem  Zeugen  wird  er  erst  nach  Eberhard,  Ton  zwei  andern  aber  nach  Macharins 
genannt.     12.  Antiq.  1t  4,  575.     18.  Mon.  Germ.  4,  182.      14.  de  Ranttbac;  handelt 
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klagt,  dass  er  in  der  Mark  Tuszien  die  Geistlichkeit  bedrücke1*;  er  ist  noch 
1195  bei  Herzog  Philipp  in  Tuszien. 16  Dann  sind  Grafen  Lambecchinus, 
weiter  Otto  von  Barkenstein. 17  Dieser  gehörte  zu  den  Mördern  des 
1192  ermordeten  Bischofs  von  Lüttich18,  von  denen  angegeben  wird,  dass 
der  Kaiser  sie  mit  Lehen  ausstattete ;  nach  der  Eroberung  des  Königreichs 
wird  er  dann  1 1 95  das  sizilische  Lehen  Laviano  östlich  von  Salerno  erhalten 
haben,  da  er  zweifellos  derselbe  ist  mit  Otto  von  Laviauo19,  der  während  der 
Wirren  im  Königreiche  nach  dem  Tode  des  Kaisers  als  Anhänger  Markwalds 
häufig  genannt  wird;  auch  ist  er  Rektor  von  Nocera  gewesen20;  1202  ist  er 
gestorben.21  Als  Graf  von  Siena  war  sein  Nachfolger  Hugo  von  Worms, 
Marschall  Ilerzog  Philipps  von  Tuszien.  Hugo,  ein  Reichsdieustraann,  war 
schon  1186  mit  K.  Friedrich  in  Italien22;  bei  K.  Heinrich  stand  er  in  hoher 
Gunst  und  wird  als  der  bezeichnet,  der  1192  zur  Zeit  desLütticher  Bischofs- 
streites die  lothringischen  Angelegenheiten  leitete,  wohl  auch  dem  Morde  des 
Bischofs  nicht  fremd  war.23  Im  Januar  1194  war  er  noch  beim  Kaiser  in 
Deutschland24;  im  Frühjahre  1195  wird  er  den  wohl  damals  nach  Sizilien 
versetzten  Otto  als  Graf  von  Siena  ersetzt  haben;  als  Marschall  Herzog  Phi- 
lipps wird  er  wenigstens  bei  diesem  1195  Juli  3  von  Perugia  genannt.25  Er 
wird  dann  Philipp  sowohl  1195,  als  1196  nach  Deutschland  begleitet  haben, 
da  er  dessen  Itinerare  entsprechend  1196  Jan.  8  zu  Hagenau  beim  Kaiser, 
Feb.  26  zu  Arezzo  bei  Philipp26,  und  wieder  Mai  17  zu  Ladenburg  beim 
Kaiser  Zeuge  ist.  Im  September  1197  dürfte  er  dann  wieder  mit  Philipp  nach 
Tuszien  gezogen  und  von  diesem  bei  seinem  Rückzüge  nach  dem  Tode  des 
Kaisers  zurückgelassen  sein;  denn  die  Nachricht  späterer  Geschichtschreiber, 
dass  er  während  des  Thronstreites  für  Philipp  Burgen  in  Tuszien  besetzt 
hielt27,  gewinnt  dadurch  sehr  an  Glaubwürdigkeit,  dass  er  fortan  in  den  Ur- 
kunden K.  Philipps  und,  so  weit  ich  sehe,  überhaupt  in  Deutschland  nicht 


es  sich  um  einen  Reichsdienstmann,  so  dürfte  zunächst  an  Ransbach  wischen  Landau  und 
Annweiler  zu  denken  sein.  15.  Watterich  2,  680.  10.  Ungedr.  ürk.  für  Perugia  von 
Juli  3.  17.  Barchettena  wiederholt  in  dem  Zeugenverhöre,  bei  andern  Erwähnungen 
Barenste  und  Barchietlen.  Er  wäre  etwa  an  Parkstein  in  der  Oberpfalz  zu  denken,  nach 
dem  sich  ein  Geschlecht  nannte.  Dass  die  Mörder  des  Bischofs  Mannen  der  Kirche  Ton 
Lüttich  gewesen  seien,  wie  Toeche  551  noch  der  Contin.  Aquic.  annimmt,  dürfte  kaum 
festzuhalten  sein;  in  der  Erzählung  des  Egid  d'Orval  ist  nur  Ton  deutschen  Rittern  die 
Kede,  Dienstmannen  des  Kaisers,  welche  dem  Bischöfe  seither  ganz  fremd  waren. 
18.  Innoc.  Reg.  imp.  ep.  80.  19.  Toeche  448  hält  beide  für  Terschiedene  Personen;  aber 
da  auch  Otto  von  Laviano  ausdrücklich  als  Mörder  des  Bischofs  bezeichnet  wird,  Inn.  Ep. 

1.  2  ep.  221,  Reg.  imp.  ep.  56  und  Gesta  Inn.  c.  34,  da  weiter  nach  dem  1202  gemeldeten 
Tode  des  O.  von  B.  auch  0.  von  L  nicht  mehr  erwähnt  wird,  so  wird  an  der  Identität  beider 
gar  nicht  zu  zweifeln  sein.  20.  0.  von  B.  wird  so  1221  bei  Bestätigung  einer  von  ihm 
gemachten  Schenkung  genannt,  Huillard  2,  104;  auch  das  würde  sich  für  die  Identität  gel- 
tend machen  lassen.  21.  Innoc.  Reg.  imp.  ep.  80.  Derselben  Familie  dürfte  Henricus  de 
<luard**ltin  angehören,  der  1249  bei  Fossalta  gefangen  wurde;  Savioli  3,265.    22.  Campi 

2,  386.  28.  Aegidius  Aur.  Vall.  bei  Chapeauville  Gesta  pontif.  Leod.  2,  153.  24.  Wir- 
temb.  U.B.  2,  301.  25.  Ungedr.  Urk.  für  Perugia.  20.  Die  Zeugen  dieser  Urk.  (Reg. 
Phil.  n.  3),  welche  bei  Ughelli  1,  1444  fehlen,  finden  sich  bei  Jongelinus  Notitia  abb.  ord. 
Cisterc.  7,  84.     27.  Malavolti  44. 
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mehr  genannt  wird,  während  wir  ihn  dann  zu  K.  Otto's  Zeiten  in  Italien  wie- 
derfinden werden.  1 

Bei  allen  diesen  Grafen  wird  in  den  Zeugenaussagen  ihre  Doppelstellung 
als  Grafen  und  Reichsboten  betont;  es  heisst  von  den  einzelnen:  qtU  erat, 
nuntius  impft'atoris  Frederigi  (Henrigi)  et  romes  comitatus  Senensis.  Die 
Stadt  selbst  war  ihrer  Gewalt  nicht  unterworfen,  da  dieselbe,  wie  wir  das  im 
Privilege  von  1186  sahen28,  unter  Gestattung  der  Selbstverwaltung  von  der 
Grafschaft  ausgeschieden  war;  doch  mögen  die  Grafen  eben  in  ihrer  Stellung 
als  Reichsboten  auch  hier  zur  Ausübung  der  dem  Reiche  vorbehaltenen  Rechte 
befugt  gewesen  sein.  Ihren  Sitz  hatten  sie  zu  S.  Quirico  zwischen  Monte- 
pulciano  und  Montalcino,  wie  das  in  den  Zeugenaussagen  mehrfach  erwähnt 
wird;  dieses  scheint  im  Süden  Tusziens  der  Hauptstützpunkt  für  die  Reichs- 
verwaltung gewesen  zu  sein.  Christian  von  Mainz  hatte  es  1180,  um  die 
Mittel  zu  seiner  Lösung  aufzubringen,  an  die  Stadt  Siena  überlassen,  die  das- 
selbe aber  1186  bei  ihrer  Unterwerfung  dem  Reiche  zurückstellen  musste.29 
Es  ergibt  sich  aus  dem  Zeugenverhöre,  dass  sie  in  den  Ortschaften  der  Grat- 
schaft Unterbeamte  setzten,  welche  als  Gastalden  oder  Balitores  bezeichnet 
werden,  dass  sie  mancherlei  Leistungen  von  denselben  bezogen  und  den  Ge- 
richtsbann und  Heerbann  über  die  Eingesessenen  der  Grafschaft  übten.  In 
ihrer  örtlichen  Ausdehnung  schliesst  sich  ihre  Gewalt,  wie  die  der  benachbar- 
ten Grafen,  sichtlich  an  die  althergebrachte  Abgränzung  der  Grafschaften  an. 

318.  —  Als  Grafen  von  Arezzo  haben  wir  vielleicht  den  Everhard 
zu  betrachten,  der  1174  nur  als  Graf  bezeichnet  zu  Castiglione  im  Aretini- 
schen  beim  Legaten  Christian  auf  den  Grafen  Macharius  als  Zeuge  folgt.1 
Zwei  spätere  Grafen  von  Arezzo  werden  als  solche  in  dem  erwähnten  Zeugen- 
verhöre ausdrücklich  genannt  Zuerst  Hei nricus  Faffus,  den  wir  auch 
anderweitig  erwähnt  finden.  Ilenricus  Faffus  a  hyato  iL  imperatoris  in  co- 

mitatu  Aretü  ac  Senarum  delcgatus  sitzt  1186  im  Aretinischen  zu 

Gerichte2;  da  er  in  der  Reihe  der  Grafen  von  Siena  nicht  genannt  wird,  mag 
es  sich  nur  um  vorübergehende  Vollmachten  in  einer  Zeit  handeln,  in  welcher 
die  Grafschaft  vielleicht  noch  in  den  Händen  der  Stadt  war.  Es  wird  nun 
kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  es  sich  bei  dem  Hainricus  deWidenwtinc  Are- 
tinus  comes,  der  1187  bei  K.  Heinrich  zu  Foligno  genannt  wird3,  um  dieselbe 
Person  handelt;  es  würde  dann  einer  der  mehrfach  vorkommenden  Fälle4 
vorliegen,  dass  ein  deutscher  Ritter,  dessen  Geschlecht  sich  wohl  nach  Wei- 
denwang zwischen  Nürnberg  und  Ingolstadt  nannte,  in  Italien  so  allgemein 
mit  einem  Beinamen  bezeichnet  wurde,  dass  derselbe  auch  in  den  Urkunden 
den  Geschlechtsnamen  verdrängte.  Denn  auch  später  finden  wir  Heinrich 
immer  nur  sAs  Faffus,  Faffo  oder  Paffo  bezeichnet5;  er  ist  11 95 6  und  11 96 7 

312.]  28.  Vgl.  §  128  n.  3.     29.  Äntiq.  It.  4,  575.  Mon.  Genn.  4,  182. 

313.  —  1.  Mittarelli  Ann.  4,  46.  2.  Rena  e  Camici  5d,  60;  in  der  üeberschrift 
zu  1196,  was  aber  weniger  zu  passen  scheint.  3.  Böhmer  Acta  160.  4.  Vgl-  $  280 
n.  2.  5*  Sollte  der  Ausdruck  nicht  mit  dem  deutschen  Pfaffe  zusammenhangen,  so  wäre 
etwa  an  Pafuttum,  franzflsisch  Puffut  (Tgl.  Dncange),  eine  Waffe,  zu  denken.  6.  Ungedr. 
ürk.  für  Perugia  1195  Juli  3.     7.  Reg.  Phil.  n.  3.  4. 
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beim  Herzog  Philipp  in  Italien  und  auch  nach  dessen  Rückzüge  dort  zurück- 
geblieben. Denn  1197  oder  1198  leistet  er  einen  Schwur  de  aaleando  et  cu- 
etodiendo  Senenaea  et  de  habitando  in  civitate  Senarum  et  teuere  factum 
pacta  et  aocietatia  Thuaciae8;  1209  wird  er  beim  Legaten  Wolfger  zu  Poggi- 
bonzi  genannt9  und  dann  vom  K.  Otto  wieder  als  Reichsbeamter  verwandt. 
Als  Graf  von  Arezzo  nach  Heinrich  wird  in  dem  Zeugenverhöre  Hermann 
die  Catena  genannt,  der  1195  und  1196  in  den  Urkunden  Herzog  Philipps 
als  dessen  Seneschall  genannt  wird10,  also  wohl  ein  Reichsdienstmann;  nach 
dem  Tode  des  Kaisers  dürfte  er  in  das  Königreich  gegangen  sein,  wo  unter 
den  Anhängern  Markwards  ein  Hermann  erwähnt  wird. 1 1  Der  Stadt  Arezzo 
selbst  wird  ihre  Selbstverwaltung,  wie  Siena  belassen  sein,  da  Konsuln  der- 
selben erwähnt  werden12;  doch  fanden  wir  freilich  in  Oberitalien,  dass  das 
Vorhandensein  von  Konsuln  die  Gewalt  eines  Reichsbeamten  über  die  Stadt, 
nicht  nothwendig  ausschliesst.  Die  Grafschaft,  die  früher  dem  Bischöfe  zu- 
ständig war 1 3,  wird  von  diesem  an  die  Stadt  gekommen  und  dann  vom  Reiche 
eingezogen  sein.  Wie  die  Feudalgewalten  aber  auch  da,  wo  sie  sich  im  Besitze 
behauptet  hatten,  vielfach  dem  Interesse  des  Reiches  weichen  mussten,  zeigt 
sich  1 196  im  Privilege  K.  Heinrichs  für  den  Bischof  von  Arezzo;  er  bestätigt 
ihm  alles,  was  ihm  einst  K.  Heinrich  DI  verliehen  hatte,  aber  excepta,  carte 
de  eastro  de  Caetilione  Aretino,  quae  ad  tuitionem  noatram  per  vicarioa  et 
comitea  noatroa  apecioliter  retinetur1*;  zu  Castiglione  dürften  die  Grafen 
ihren  Sitz  gehabt  haben. 

Zu  Chiusi  wird  in  jenem  Zeugenverhöre  Heinrich,  ein  Deutscher,  als 
Graf  erwähnt,  der  dem  Grafen  Wilhelm  von  Siena  die  Hoheit  über  Monte- 
pulciano  streitig  machte,  also  wohl  schon  um  1163  durch  Reinald  bestellt 
war.  Spätere  Grafen  werden  nicht  erwähnt15;  doch  scheint  die  Urkunde,  in 


8.  Antiq.  It.  4,  579  n.  28  mit  t  tST  mm$e  Iunii  ind.  1.5.  Schon  Scheffer  218  bemerkt, 
dass  die  Urk.  zn  1197  za  setzen  sei,  womit  die  Indiktion  stimmt;  da  aber  der  tuszische 
Bund  erst  1197  Nor.  11  geschlossen  wurde,  so  ist  entweder  der  Juni  unrichtig,  oder  die 
Urk.  muss  zu  1198  gehören.  Auch  Tommasi  1,  174  erwähnt  die  Thatsache.  9.  Archiv 
zu  Florenz  nach  Wüstenfeld.  10.  Reg.  Phil.  n.  1.3.  4.  Der  Name  de  Catma  ist  mir 
sonst  nicht  vorgekommen;  es  dürfte  auch  das  eine  in  Italien  aufgekommene,  vielleicht  vom 
Wappenbilde  hergenommene  Bezeichnung  sein.  11.  Innoc.  Ep.  I.  2  ep.  167.  Toeche  448 
macht  ihn  aus  Versehen  zum  Burgherrn  von  Sorella,  der  nach  Gesta  Innoc.  c  39  Konrad 
hiess.  und  hier  ohne  Personennamen  neben  Hermann  genannt  wird.  12.  So  1174:  Rena 
e  Camici  5b,  90.  91.  Da  Reinald  1163  Sept.  7  mit  dem  Schutze  der  Abtei  Borgo  S.  Se- 
poloro  die  Konsuln  von  Arezzo  und  Citta  di  Castello  beauftragt  (Mittarelli  Ann.  4,  9),  so 
geht  die  Einsetzung  von  Grafen,  deren  Erwähnung  doch  nahe  gelegen  hätte,  hier  vielleicht 
überhaupt  nicht  auf  ihn  zurück;  vielleicht  wurde  der  Komitat  erst  1185  der  Stadt  entzogen, 
wo  sich  ähnliche  Massregeln  gegen  Florenz  und  Lucca  finden.  13.  Vgl.  $  135  n.  15. 
14.  Cappelletti  18,  121.  15.  Wenn  Tommasi  1,  174  den  Heinrich  Faffus  bei  seiner  Auf- 
nahme als  Bürger  von  Siena  als  Vikar  von  Chiusi  bezeichnet,  so  gebt  das  wohl  nur  auf 
Malavolti  44  zurück;  bei  diesem  beruht  die  Bezeichnung  aber  sichtlich  nur  darauf,  dass  er 
ihn  nach  dem  Verhöre  als  denselben  mit  dem  frühern  nur  als  Heinrich  bezeichneten  Grafen 
von  Chiusi  betrachtet.  Die  Identität  ist  aber  durchaus  unwahrscheinlich;  der  dreimal  ge- 
nannte Graf  von  Chiusi  erhält  nie  den,  doch  sonst  im  Verhöre  vorkommenden  Beinamen: 
zudem  wird  Faffus,  noch  1210  als  Reichsbeamter  verwandt,  schwerlich  schon  1163  ein  Amt 
versehen  haben. 
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welcher  1196  dem  Bischöfe  die  Hoheit  über  die  Stadt  gegen  Ansprüche  der 
Grafen  von  Sarteano  gesichert  wird,  das  Vorhandensein  von  Reichsboten 
vorauszusetzen,  welchen  insbesondere  auch  aus  der  Umgegend  Heeresfolge  zu 
leisten  war. 16  Dass  auch  Vol  terra  zur  Zeit  Reinalds  einen  deutschen  Grafen 
hatte,  ergibt  eine  Nachricht  der  Annalen  von  Pisa,  wonach  Reinald  1 1 64 
(hialdanum  Tetitonicurn  et  conütem  Viäterranorum  absandte,  um  die  Pi- 
saner bei  Besitzergreifung  des  Komitats  zu  unterstützen. 1 7  Spater  finden  wir 
dort  Grafen  nicht  mehr  erwähnt,  was  damit  zusammenhangen  wird,  dass  die 
Grafschaft  und  die  Befugnisse  eines  Königsboten  dem  dortigen  Bischöfe  über- 
tragen wurden. 18 

An  und  für  sich  wird  freilich  der  Umstand,  dass  wir  in  manchen  Graf- 
schaften nur  ein  oder  andern  Grafen  bestimmter  nachweisen  können,  keines- 
wegs erweisen,  dass  dieselben  nicht  eben  so  regelmässig  besetzt  waren,  wie 
die  Grafschaft  Siena.  Eben  an  dieser  lässt  sich  ermessen,  wie  sehr  ungenü- 
gend unsere  Hülfsmittel  sind;  von  den  zehn  Grafen,  deren  Namen  uns  durch 
einen  glücklichen  Zufall  in  einem  Aktenstücke  erhalten  sind,  würden  wir  auf 
andere  Hülfsmittel  beschränkt  nur  einen  einzigen  als  Grafen  von  Siena  sicher 
nachwoisen  können.  Es  kann  demnach  auch  recht  wohl  solche  Grafen  in 
Grafschaften  gegeben  haben,  wo  uns  nie  ein  solcher  genannt  ist.  Für  Florenz 
scheint  sich  das  bestimmter  zu  ergeben,  indem  Pillius,  der  gegen  Ende  unserer 
Periode  schrieb,  nachdem  er  vorher  als  Beispiel  der  Demandation  durch  den 
Praeses  provinciae  angeführt  hat:  ut  quando  faciunt  castellanos  vel  comitts 
in  Tuscia,  kurz  nachher  wieder  von  der  Demandation  sagt:  sunt  fit  hodie 
Ulis,  qui  praeficiuntur  in  singuüs  provineiis  vel  in  parte  alieuins  provin- 
ciae, ut  in  comitatu  Senensi,  Fl&rentino  vel  Aretino*9;  er  würde  doch  auch 
nur  beispielsweise  Florenz  nicht  neben  Siena  und  Arezzo  genannt  haben,  wenn 
es  dort  nicht  auch  Grafen  gab,  wie  wir  sie  hier  anderweitig  kennen.  Dass  die 
Stadt  wenigstens  später  den  Komitat  nicht  besass,  wissen  wir  auch  ander- 
weitig; dürfen  wir  einer  Angabe  des  Ricordano  Malespini  trauen,  so  wäre  er 
der  Stadt  erst  1185  vom  K.  Friedrich  entzogen.  Sicher  erscheint  Florenz 
nach  Privileg  von  1187  auf  denselben  Fuss,  wie  Siena,  gestellt;  nur  die  Ge- 
richtsbarkeit über  die  Stadt  selbst  und  einen  kleinen  umliegenden  Bezirk  wird 
zugestanden,  der  sich  nach  Fiesole  zu  nur  auf  eine,  nach  andern  Richtungen 
bis  auf  zehu  Miglien  von  der  Stadt  erstreckt,  aber  so,  dass  die  Besitzungen 
der  Edeln  und  Ritter  in  demselben  der  Hoheit  der  Stadt  entzogen  bleiben.20 

313.1  1«.  Böhmer  Acte  192.  17.  Mon.  Genn.  19, 250.  18.  Vgl.  §  256  n.  2.  19.  Pilliu* 
P.  2  §  14.  Diese  Anführungen  scheinen  auch  beachtenswert!»  für  die  Zeit  der  Abfassung 
seines  Werkes.  Savigni  4,  346  setzt  sie  nach  1195  wegen  Benutzung  einer  Dekretale. 
Bergmann  XVI  nach  1108,  weil  Cölestin  III  bonat  memoria*  genannt  wird.  Schon  für 
diese  Zeit  ist  die  Anführung  auffallend,  da  jene  Grafschaftsrerfassung  gleich  mit  dem  Tode 
K.Heinrichs  1197  aufhört;  doch  mochte  man  immerhin  in  der  ersten  Zeit  nachher  so 
sprechen  können;  jedenfalls  ergibt  sich,  worauf  auch  die  Nichterwähnung  Innozenz  III 
weist,  dass  das  Werk  sehr  bald  nachher  geschrieben  sein  muss,  und  für  jene  Stellen  wenig- 
stens möchte  immerhin  das  Wahrscheinlichere  sein,  dass  sie  noch  bei  Lebzeiten  des  Kaisers 
so  konzipirt  wurden.  20.  Vgl.  Scheffer  75.  231 ;  Stumpf  Reg.  4615.  Es  stimmt  damit, 
dass  1209  der  Komital  für  das  Keich  zurückgefordert  wird;  Innoc.  Ep.  1.  12  ep.  78. 
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Nach  Ricordano  hätte  der  Kaiser  über  die  Orte  des  Gebietes  seine  Vikare 
gesetzt;  doch  wird  das,  wenn  die  Nachricht  überhaupt  genau  ist,  Grafen  für 
die  ganze  Grafschaft  nicht  gerade  ausschliessen;  es  kann  auch  eine  Mehrzahl 
aufeinander  folgender  Vikare  gemeint  sein,  in  welchen  wir  dann  eben  Grafen 
zu  sehen  hätten.  Prato  können  wir  allerdings  als  Sitz  eines  ständigen 
Reichsboten  nachweisen;  in  einer  Verfügung  des  Legaten  Heinrich  von  Worms 
1 1 94  erscheint  als  Behörde  der  Stadt  der  Nuntius  d.  imperatori«,  qui  pro 
tempore  Prati  moratus  fuerit,  welchem  die  Bewohner  zu  gehorchen  haben 
und  an  den  die  Strafgelder  zu  entrichten  sind2 1 ;  Prato  erscheint  aber  auch 
im  tuszischen  Bunde  nicht  als  Zubehör  von  Florenz,  sondern  als  selbststän- 
diger Ort  Dasselbe  gilt  von  der  Nachbarstadt  Pistoja,  wo  es  gleichfalls 
besondere  Reichsboten  gegeben  haben  wird;  denn  sie  wird  zwar  1163  jeder 
andern  Gewalt  entzogen  und  unmittelbar  unter  das  Reich  gestellt,  aber  von 
Selbstverwaltung  ist  nicht  die  Rede;  sie  soll  dem  Kaiser  oder  seinen  Boten 
unterstehen.22 

Aehnlich,  wie  Florenz,  muss  Lucca  behandelt  sein.  Die  Regalien  in  der 
Stadt  und  einem  Umkreise  von  fünf  Miglien,  welche  Herzog  Weif  1160  der 
Stadt  gegen  eine  Abschlagssumme  überliess,  wurden  ihr  auch  1162  von  Rei- 
nald überlassen,  aber  nur  auf  sechs  Jahre.23  Dass  sie  1168  eingezogen  wur- 
den, ist  gewiss  nicht  anzunehmen;  es  hat  sich  vielmehr  umgekehrt  die  Stadt 
auch  über  jene  Gränze  hinaus  des  Komitats  bemächtigt,  da  ihre  Gewalt  sich 
bis  Montecatino  und  Borgo  S.  Genesio  erstreckt.24  Später  erscheint  dann  die 
Hoheit  der  Stadt  wieder  auf  die  engsten  Gränzen  zurückgeführt  Schon  1185 
befreit  der  Kaiser  Moriano  und  andere  bischöfliche  Orte  von  der  Gerichtsbar- 
keit der  Stadt25,  wie  er  damals  auch  Garfagnana,  Versilia  und  Barga  unmit- 
telbar unter  das  Reich  nahm26;  in  einem  Privileg  K.  Heinrichs  1186  wird  der 
Stadt  dann  allerdings  gegen  Zinszahlung  die  Hoheit  in  einem  Umkreise  von 
sechs  Miglien  belassen,  aber  unter  Ausnahme  aller  darin  belegenen  Besitzungen 
kaiserlicher  Vasallen  und  unter  Vorbehalt  des  Castrum  Bulliani  für  das  Reich. 2  7 
Das  übrige  Gebiet  muss  eingezogen  und  zu  Händen  des  Reichs  genommen 
sein,  ohne  dass  dabei  auch  nur  die  Rechte  des  Bischofs  genügend  beachtet 
wurden.  Orte,  welche  seither  dem  Bisthume  gehörten,  dann  S.  Quirico  in 
nächster  Nähe  der  Stadt,  sicut —  nunc  ad  nos  cum  omni  iure  et  imperium 
plene  pertinent,  werden  1196  vom  Kaiser  zu  Lehen  gegeben;  von  jenen  er- 
kennt die  Stadt  1204  ausdrücklich  an,  dass  sie  dem  Bischöfe  gehörten,  et 
quod  dominus  imperator  tunc  ei  -praedicta  abstulit,  quando  tct%ram  et  iti- 
risdictionem  ctritati  abstulit,  wo  also  die  allgemeine  Entziehung  des  Gebiets 
ausdrücklich  gemeldet  wird.20  Wie  dasselbe  verwaltet  wurde,  ist  ungewiss. 
Im  Norden  wurde,  wie  schon  früher  bemerkt,  für  Garfagnana,  Versilia  und 
Barga,  welche  bisher  gleichfalls  die  Hoheit  von  Lucca  anerkannten,  1185  vom 
Kaiser  ein  Rektor  bestellt29;  so  mögen  noch  andere  ständige  Reichsboten 

21.  Lami  Mon.  1, 382.  22.  Vgl.  §  137  n.  4.  28.  Vgl.  $  136  n.  6;  $  137  o.  3.  24.  Ar- 
chiv stor.  10,  53.  25.  Arch.  stor.  10,  23.  26.  Vgl.  $  301  n.  27.  27.  Mem.  di 
Lucca  1,  19a     28.  Mem.  di  Lucca  3,  134.  137.     29.  Vgl.  $  302  n.  9. 
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bestellt  sein.  Ein  Graf  wird  wenigstens  nicht  erwähnt;  es  wäre  auch  möglich, 
dass  das  Gebiet  dem  Grafen  von  S.  Miniato  unterstellt  wurde,  da  wenigstens 
im  folgenden  Jahrhunderte,  was  freilich  keinen  sichern  Anhalt  gibt,  zur  Ka- 
scellanie  von  S.  Miniato  auch  Fucecchio,  Val  di  Nievole,  Val  Ariana  und 
selbst  Val  Lima  im  Norden  des  Gebiets  von  Lucca  gehörten.30 

Danach  ist  Pisa  die  einzige  tuszische  Stadt,  welcher  nicht  allein  die 
Selbstverwaltung,  sondern  auch  die  ihr  1 1 62  zuerst  verlieheue,  später  mehr- 
fach bestätigte  Hoheit  über  die  Grafschaft  dauernd  belassen  wurde.  Das  Ge- 
biet der  andern  Städte  wurde  grossentheils  schon  seit  1163,  bei  einzelnen  erst 
seit  1185  durch  Reichsbeamte  verwaltet;  auch  bei  den  mächtigern  Städten 
ist  die  Selbstverwaltung  auf  die  Stadt  selbst  und  etwa  die  nächste  Umgebung 
beschränkt. 

314.  —  Ausser  dem  eigentlichen  Tuszien  war  in  dieser  Zeit  auch  das 
tuszischePatrimonium,  wie  manche  andere  Theile  des  Kirchengebietes 
in  den  Händen  des  Reiches.  Der  Kaiser  hatte  nach  dem  Ausbruche  des 
Schisina  fast  das  ganze  Patrimonium  besetzen  lassen1;  und  insbesondere  das 
tuszische  scheint  bis  zum  Frieden  von  Venedig  fast  unbestritten  in  seinen 
Händen  gewesen  zu  sein.  Die  Generallegaten  finden  wir  gerade  hier  mehrfach 
thätig;  so  Christian  1165,  Philipp  1168;  während  der  zweiten  Legation  Chri- 
stians erscheinen  bei  ihm  auf  dem  Tage  von  Sieua  1 1 72  Konsuln  von  Viterbo, 
Sutri,  Nepi  und  Tivoli.2  Zu  Viterbo  wurde  1169  ein  Palast  gebaut  zur  Woh- 
nung für  den  Kaiser  und  seine  Legaten3;  die  Stadt  selbst  erhielt  vom  Kaiser 
und  Christian  ausgedehnte  Privilegien. 4  Man  hatte  damals  sichtlich  die  Ab- 
sicht, dieses  Gebiet  dauernd  für  das  Reich  zu  behaupten.  Mögen  dort,  zumal 
im  nördlichen  Theile,  schon  früher  manche  Rechte  des  Reichs  bestanden 
haben,  so  mag  in  dieser  Zeit  noch  vieles  vom  Reiche  als  Eigen  oder  Lehen 
erworben  sein.  Christian  erkaufte  als  Legat  alle  Rechte  an  Proceno  bei  Acqua- 
pendente  um  hundert  Pfund  für  das  Reich  vom  Grafen  Bernhardin  von  Cal- 
majare5;  erfahren  wir  das  zufällig  aus  einem  spätem  Zeugenverhöre,  so  wird 
das  kaum  eine  vereinzelte  Massregel  gewesen  sein.  In  den  einzelnen  Städten 
und  Grafschaften  werden  auch  hier  vielfach  ständige  Reichsboten  eingesetzt 
gewesen  sein.  Für  Sutri  scheint  sich  das  daraus  zu  ergeben,  dass  K.  Heinrich 
i  186  den  Römer  Leo  von  Anguillara  mit  der  Grafschaft  Sutri  und  allen 
Rechten  belehnte,  welche  dort  der  Kaiser  oder  dessen  Bote  seit  dreissig  Jahren 
geübt  habe. 

Insbesondere  scheint  es,  dass  in  diesem  Gebiete  Konrad  von  Mont- 
ier rat,  Sohn  des  Markgrafen  Wilhelm,  eine  Zeitlang  Bevollmächtigter  des 
Kaisers  gewesen  sei.  Sein  Vater,  der  eifrigste  Anhänger  des  Kaisers  in  Ober- 
italien, musste  sich  1172  nothgedrungen  den  Forderungen  des  Bundes  fügen; 
Konrad  wird  damals  mit  Christian  nach  Tuszien  gegangen  sein,  wo  er  März 
1172  bei  ihm  zu  Siena  erwähnt  wird.6  Später  war  er  beim  Frieden  von 


313.1  30.  Huillard  2,  b78. 

314.  -  1.  Vit*  Alexandri.  Watterich  2,  387.      2.  Börner  Acta  602.     3.  Stumpf 
Keg.  n.  4104.      4.  Böhmer  Acta  601.  602.      5.  Antiq  It.  2,  80.      ö.  Mou.  Genn.  18, 
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Venedig  anwesend.  Nach  dem  Frieden  finden  wir  dann  Konrad  im  sudlichen 
Tuszien  an  der  Spitze  einer  Partei,  welche  sich  der  Wiederherstellung  der 
päbstlichen  Herrschaft  in  Ausfuhrung  des  Friedens  widersetzt.  Nachdem  Chri- 
stian das  Volk  von  Viterbo  für  den  Pabst  gewonnen  hatte,  belagerte  Konrad 
an  der  Spitze  der  Edeln  die  Stadt.  Er  hat  sich  dann  Christian  unterwerfen 
und  nach  Zahlung  einer  bedeutenden  Geldsumme  ihm  und  dem  Kaiser  Treue 
geloben  müssen,  scheint  aber  in  jenen  Gegenden  geblieben  zu  sein.  Auf  Ver- 
anlassung der  unzufriedenen  Tuszier  und  des  Kaisers  Manuel  nahm  er  dann 
Christian  Sept.  1 1 79  bei  Camerino  gefangen  und  hielt  ihn  auf  den  Burgen  S. 
Flaviano,  Rocca  Venere,  dann  längere  Zeit  zu  Acquapendente ,  endlich  zu 
Montefiascone  in  Haft;  dann  ging  er  nach  Constantinopel. 7  Später  muss  er 
sich  mit  dem  Kaiser  ausgesöhnt  haben,  da  er  1185  noch  einmal  als  Zeuge  bei 
demselben  erscheint8;  er  starb  bekanntlich  als  König  von  Jerusalem.  Sein 
ganzes  Auftreten  in  Mittelitalien  hat  etwas  Räthselhaftes,  das  sich  wohl  nur 
daraus  erklären  lässt,  dass  er  dort  zunächst  als  Bote  des  Kaisers  festen  Fuss 
fasste.  Steht  er  später  zu  Viterbo  in  näherer  Beziehung,  wofür  sich  auch  gel- 
tend machen  lässt,  dass  er  den  dort  ansässigen9  Kaplan  Gottfrid  von  Viterbo 
in  nicht  näher  bekannter  Zeit  gefangen  gehalten  hat10,  erscheint  er  als  Herr 
von  Acquapendente  und  Montefiascone,  so  ist  doch  am  wahrscheinlichsten, 
dass  ihm  1 1 72  oder  kurz  nachher  die  Verwaltung  des  südlichen  Tuszien  oder 
eines  Theiles  desselben  übertragen  war  und  er  dann  nach  dem  Abschlüsse  des 
Friedens  aus  dieser  Stellung  nicht  weichen  wollte. 

Waren  Montefiascone  und  Acquapendente  noch  1180  in  der 
Hand  Konrads  und  zwar,  da  eine  Unterwerfung  desselben  vorhergegangen  war, 
wohl  mit  Zustimmung  des  Kaisers,  so  scheint  die  Restitution  an  die  Kirche 
nach  dem  Frieden  diesen  Theil  Tusziens  nicht  mitumfasst  zu  haben.  Jeden- 
falls ist  derselbe,  worauf  wir  zurückkommen,  nachdem  K.  Heinrich  1 1 86  noch- 
mals fast  das  ganze  Patrimonium  besetzt  hatte,  beim  Frieden  1189  nicht  an 
die  Kirche  restituirt.  Als  Hauptort  dieses  Gebietes  erscheint  später  Monte- 
fiascone, wo  sich  ein  kaiserlicher  Palast  befand11;  es  hatten  dort  gewiss 
Reichsbeamte  ihren  Sitz,  über  die  sich  aber  keine  Nachrichten  erhalten 
haben. 12  Bestimmter  können  wir  Radicofani  als  Mittelpunkt  eines  Ver- 
waltungsbezirkes des  Reichs  nachweisen.  Es  gehörte  ursprünglich  nicht  zum 
Patrimonium  der  Kirche,  sondern  dem  Abte  von  S.  Salvator  am  Berge  Amiate 
und  wurde  von  diesem  1145  an  die  Stadt  Siena  überlassen13;  1153  schloss 
dann  aber  der  Abt  einen  Vertrag  mit  dem  Pabste,  wonach  er  die  Hälfte  der 

93.  Böhmer  Acta  602.  7.  Vgl.  Varrentrapp  93.  94.  Watterich  2,  646.  647.  S.  Flaviano, 
nach  Theiner  1,  20  wohl  unweit  Montefiascone,  und  Rocca  Venere,  deren  Nachweis  noch 
nahern  Aufschlug«  über  den  Gewaltkreis  Ronrads  geben  könnte,  sind  mir  nicht  bekannt. 
8.  Vgl.  Scheffer  235.  9.  Vgl.  Stumpf  Reg.  n.  4104.  10.  Vgl.  Varrentrapp  95. 
11.  Gesta  Innoc.  c.  14.  12.  Zu  Montefiascoue  wird  119«  Okt.  bei  K.  Heinrich  ein  The- 
baldus  prefeettu  genannt,  Huillard  2,  510,  dessen  Titel  aber  wohl  daraus  zu  erklaren  ist, 
dass  er  Bruder  des  Prtfekten  ron  Rom  war,  wie  er  wenige  Tage  später  genannt  wird,  Mein, 
di  Lucca  3.  134.  Um  1168  stand  Montefiascone  dem  vom  Kaiser  gesetzten  Prftfekten  Jo- 
hann zu,  Theiner  Cod.  dorn.  1,  20;  es  wäre  möglich,  dass  es  auch  spater  den  mit  dem 
Reiche  in  engster  Verbindung  stehenden  Pr&fekten  anTertraut  war.    13*  Autiq.  It.  4,  568. 
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Burg,  unter  Vorbehalt  der  andern  Hälfte  für  sich,  auf  ewige  Zeiten  gegen  Zins 
an  die  römische  Kirche  überliess14;  schon  Pabst  Hadrian  legte  dort  starke 
Befestigungen  an. 15  Bei  der  Besitznahme  des  Patrimonium  wird  dann  das 
Reich  in  die  Rechte  der  Kirche  eingetreten  sein;  K.  Friedrich  baute  die  feste 
Reichsburg  aus,  welche  dann  den  Hauptstützpunkt  für  alle  Unternehmungen 
gegen  das  Römische  bildete. 16  In  einem  Schutzbriefe  für  die  Abtei  S.  Salvator 
1194  wird  der  kaiserlichen  Castellani  de  Radicoßne  gedacht17;  1196  finden 
wir  einen  Marsilius  casteUanus  Radicofani  pro  domino  Philippo  Tu&ciae 
dncey  dessen  Gewalt  sich  auch  über  Proceno  bei  Acquapendente  erstreckte, 
einem  unter  einem  Gastalden  stehenden  Rcichshofe;  er  Hess  dort  durch  Zeu- 
gen die  Besitzungen  und  Rechte  der  Kurie  feststellen,  welche  danach  sehr  be- 
deutend gewesen  sein  müssen. 18 

Zum  tuszischen  Patrimonium  der  Kirche  gehörten  auch  Perugia  und  Citta 
di  Castello;  werden,  worauf  wir  zurückkommen,  die  Rechte  der  Kirche  auch 
jetzt  wohl  noch  erwähnt,  so  war  dort  doch  wohl  schon  vor  dem  Ausbruche 
des  Schisma  von  thatsächlicher  Herrschaft  der  Kirche  nicht  mehr  die  Rede. 
Die  Beziehungen  von  Citta  di  Castello  zum  Reiche  waren  schon  vom  Le- 
gaten Reinald,  der  auch  1163  die  benachbarte  Abtei  Borgo  S.  Sepolcro  un- 
mittelbar an  das  Reich  nahm 1 9,  geordnet  und  wurden  wohl  wesentlich  über- 
einstimmend 1196  vom  Kaiser  bestätigt;  die  Stadt  sollte  nur  dem  Reiche 
unmittelbar  unterstehen,  hat  Konsularregierung  und  die  Regalien  auf  drei 
Miglien  Umkreis,  wofür  sie  jährlich  dreissig  Pfund  an  den  kaiserlichen  Boten 
für  Tuszien  zu  S.  Miniato  zu  zahlen  hat20;  sie  wurde  demnach  zum  tuszischen 
Sprengel  gerechnet.  Dasselbe  wird  von  Perugia  anzunehmen  sein.  Unter 
den  1177  zu  Venedig  Anwesenden  wird  genannt  Rainerius  potestas  Peru- 
aiae  cum  comiteVultarino2* ;  es  ist  möglich,  dass  wir  in  letzterm  einen  deut- 
schen Grafen  des  Gebiets  zu  sehen  haben,  während  der  Stadt,  wie  wir  das  in 
Tuszien  mehrfach  fanden,  die  Selbstverwaltung  überlassen  blieb.  Nach  dem 
Frieden  von  Venedig  mögen  die  Rechte  der  Kirche  auf  die  Stadt  anerkannt 
sein,  wenn  dieselbe  auch  schwerlich  zu  thatsächlicher  Hoheit  gelangte.  Es 
dürfte  damit  zusammenhangen,  dass  nach  dem  abermaligen  Bruch  mit  der 
Kirche  die  Stadt  1186  vom  K.  Heinrich  ein  Privileg  erhielt,  wodurch  sie  gün- 
stiger gestellt  wurde,  als  ausser  Pisa  irgend  eine  tuszische  Stadt.  Die  Graf- 
schaft wird  im  allgemeinen  der  Stadt  belassen,  nur  unter  Ausscheidung  der 
den  Kirchen  und  Adeligen  zustellenden  Bezirke.22  Die  Wahl  der  Konsuln  soll 
frei  sein,  und  der  König  gibt  hier  zu,  was  den  lombardischen  Städten  noch  im 
Frieden  verweigert  war,  die  für  immer  genügende  einmalige  Investitur  der 
Konsuln.  Ausser  einem  jährlichen  Zinse  von  hundert  Pfund  behält  sich  dann 
aber  der  König  den  See  von  Perugia  und  die  Weggelder  vor;  als  Verwalter 

314.1  14.  Antiq.  It.  3,  793.  15.  Vit»  Hadriani,  Watterich  2,  336.  16.  Chron.  Ursperg. 
294.  17.  Böhmer  Acta  177.  18.  Antiq.  It.  2,  89.  19.  Vgl.  $  137  n.  6.  20.  Böh- 
mer Acta  191.  21.  Cron.  Altinate.  Arch.  stor.  8.  183.  In  den  sehr  Terworrenen  Angaben 
im  Gedichte  des  Bonifatius  Veronensis,  Arch.  stor.  16,  6,  geschieht  des  Krieges  des  Jfu- 
wntinu*  gegen  Perugia  Erwähnung;  das  dürfte  Christian  Ton  Mainz  sein,  der  die  Stadt 
unterworfen  haben  mag.     22.  Vgl.  $  128  n.  I. 
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derselben  ist  ein  ständiger  Nuntius  des  Königs  vorgesehen.23  Dem  Herzoge 
von  Spoleto  werden  seine  Rechte  auf  die  Burg  Arna  vorbehalten;  es  ist  da- 
nach nicht  unwahrscheinlich,  dass  der  über  dem  Tiber  liegende  Theil  des  Ge- 
bietes zum  Herzogthume  Spoleto  gerechnet  wurde,  was  für  die  Stadt  selbst 
nie  der  Fall  ist24  Dass  diese  zum  tuszischen  Sprengel  gerechnet  wurde,  er- 
gibt sich  wohl  auch  daraus,  dass  Herzog  Philipp  von  Tuszien  sie  1 195  bela- 
gerte25 und  ihr  dann  das  Privileg  des  Kaisers  bestätigte.26  Ursache  des 
Kriegs  war  gewiss  Castiglion  Chiusino,  bezuglich  dessen  das  Privileg  von  1186 
bewilligte,  dass  es  nicht  weiter  befestigt  werden,  sondern  im  bisherigen  Stande 
verbleiben  solle ;  gegen  Zahlung  von  sechstausend  Pfund  gewährte  der  Kaiser 
1 196  Dez.  der  Stadt  seine  Gnade  wieder  und  versprach,  Castiglion  Chiusino 
zerstören  und  nicht  wieder  aufbauen  zu  lassen.27 

315. —  Erst  in  den  letzten  Zeiten  K.Friedrichs  werden  wieder  Reichs- 
beamte für  ganz  Tuszien  erwähnt.  War  es  früher  üblich  gewesen,  dort 
Markgrafen  zu  setzen,  so  mögen  anfangs  Rücksichten  auf  die  wohl  überall 
zurückgedrängten,  aber  noch  nicht  beseitigten  Rechte  Herzog  Welfs  davon 
abgehalten  haben;  es  lag  aber  auch  kaum  ein  Bedürfnis*  dazu  vor,  da  einer- 
seits, wie  wir  sahen,  jetzt  in  den  einzelnen  Landestheilen  Reichsbeamte  ge- 
boten, andererseits  aber  die  Generallegaten  dieser  Zeit  vorzugsweise  in  Tuszien 
thätig  waren. 1  Möglich  wäre  es,  dass  den  Grafen  von  S.  Miniato  eine  Ober- 
gewalt über  das  ganze  Land  zustand;  Graf  Everhard  bezeichnet  sich  1164 
als  Legaten2;  und  nach  einer  anscheinend  wörtlich  auf  ein  Privileg  Reinalds 
zurückgehenden  Bestimmung  sollten  die  von  Gitta  di  Castello  den  Reichszins 
zahlen  Nuntio  noatro,  quem  in  Thuacia  dominum  pro  tempore  eonatitueri- 
mus,  apud  aanctum  Miniatem  vel  ubicumque  in  Thuacia  praeceperimus. 3 
Aber  sie  fuhren  doch  später  nie  einen  Titel,  welcher  bestimmter  darauf 
schliessen  Hesse. 

Zuerst  führt  dann  Anselm  von  Kunigsberg,  1185  nur  als  Bruder 
des  Legaten  Berthold  bezeichnet4,  1187  Aug.  19  bei  K.  Heinrich  zu  Bologna 
als  Zeuge  vorkommend5  den  Titel  eines  Praests  Tuaeiae;  ebenso  wird  er  in 
einer  zweiten  undatirten  Urkunde  des  Königs  genannt.6  Gegen  Ende  des  Jahrs 
wird  dann  Anselm  in  den  römischen  Annalen  nochmals  erwähnt,  hier  als 
Cornea  Teutonicua  bezeichnet;  der  König  gab  ihm  den  Auftrag,  den  Pabst 
Gregor  zu  geleiten,  mit  dem  er  nach  Pisa  kam.7  Der  Grund  zur  Bestellung 


23.  Böhmer  Acta  155.  24.  Die  abweichende  Angabe  §  138  n.  7  wird  weiterhin  berichtigt 
werden.  25.  Reg.  Phil.  n.  1 ;  Tgl.  Arch.  stör.  16.  5.  26.  üngedr.  d.  d.  1 195  Juli  3  in 
comitatn  Perusino.     27.  Stumpf  Reg.  n.  5052. 

315.  —  1.  Bei  Christian  wird  1172  zu  Siena  ein  Latimeruu  imperatori*  Ugatus 
erwähnt,  wohl  derselbe,  der  in  anderer  Urkunde  Cvnradus  Latintriut  heisst,  Böhmer  Acta 
602;  Cod.  Sardiniae  1,  242.  Als  Conradus  Latinarius  wird  er  dann  noch  einmal  1175  mit 
C  hristian  beim  Kaiser  genannt,  Stumpf  Reg.  n.  4178.  Einen  Legaten  für  ganz  Tuszien 
werden  wir  schwerlich  in  ihm  zu  sehen  haben;  in  den  Zeugenreihen  erscheint  er  in  sehr 
untergeordneter  Stellung.  Vielleicht  ist  es  Konrad  tou  Lützelhard,  worauf  wir  zurück- 
kommen. 2.  Vgl.  §  311  n.  12.  8.  Böhmer  Acta  196.  Diese  Bestimmung  wäre  1196, 
wo  Philipp  Herzog  von  Tuszien  war,  schwerlich  selbstständig  so  gefasst.  4.  Vgl.  §  307 
n.  13.     5.  Lami  Mon.  1,  342.     6.  Margarin  2,  217.     7.  Mon.  Germ.  7,  480. 
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eines  besondern  Beamten  für  Tuszien  ist  wohl  darin  zu  suchen,  dass  der  Legat 
Bertold  von  Kunigsberg,  der  zunächst  Mittelitalien  und,  da  Ancona 
und  Spoleto  eigene  höhere  Beamte  hatten,  wohl  vorzugsweise  Tuszien  ver- 
waltete, im  Frühjahre  1187  nach  Deutschland  ging.8  Vielleicht  hat  Anselm 
überhaupt  nur  als.  Stellvertreter  seines  Bruders  Tuszien  verwaltet;  es  konnte 
damit  auch  der  ungewöhnliche,  der  römischen  Rechtssprache  entnommene, 
allerdings  auch  schon  früher  vereinzelt  neben  dem  markgräflichen9  geführte 
Titel  eines  Präses  zusammenhängen.  Denn  es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass, 
nachdem  zu  Spoleto  und  Ancona  schon  länger  grössere  Verwaltungsbezirke 
bestanden,  ein  solcher  gerade  um  diese  Zeit  auch  in  der  Romagna  errichtet 
wird10,  Tuszien  einen  weitern  für  Bertold  bilden  sollte  und  ihm  dasselbe  be- 
reits übertragen  war;  denn  sonst  wäre  es  kaum  zu  erklären,  dass  er,  obwohl 
er  zunächst  nicht  nach  Italien  zurückgekehrt  zu  sein  scheint,  während  des 
Kreuzzuges  als  Graf  von  Tuszien  bezeichnet  wird. 1 1  Und  damit  würde  denn 
auch  stimmen,  dass  Heinrich  von  Pappenheim  sich  1190  nur  Legat  von  ganz 
Tuszien  nennt 12 

In  einem  der  folgenden  Jahre,  jedenfalls,  da  Heinrich  Kaiser  heisst,  nicht 
vor  1191,  ertheilt  Canradus  dei  et  imperatoris  oratia  marchio  Tusciae  et 
tothiJt  Romaniae  der  Abtei  Passignano  einen  Schutzbrief. 13  Es  ist  zweifellos 
der  schwäbische14  Herr  Konrad  von  Lützel hard,  in  Italien  häufig  mit 
dem  Beinamen  Musca  in  cerebro  oder  Muscincervello  genannt,  da  dieser  noch 
1189  Markgraf  von  Ancona  war15,  wo  wir  1191  einen  andern  Markgrafen 
finden  werden,  während  die  Romagna,  welcher  Konrad  auch  schon  früher  vor- 
stand, jetzt  mit  Tuszien  vereint  erscheint;  da  Konrad  schwerlich  jahrelang 
ohne  bedeutenderes  Amt  geblieben  sein  wird,  auch  nicht  abzusehen  wäre,  wel- 
chen andern  Konrad  jene  Erwähnung  treffen  könne16,  so  wird  die  Identität 
mit  dem  frühern  Markgrafen  von  Ancona  nicht  zu  bezweifeln  sein.  Es  stimmt 
damit  weiter,  dass  Konrad  von  Lützelbard  Ende  1192  den  Kardinalbischof 
von  Ostia  auf  der  Burg  Santa  Maria  zwischen  Arezzo  und  Citta  di  Castello  in 
Haft  hielt. 1 7  Führt  Konrad  wieder  den  alten  Amtstitel,  aber  auch  mit  Be- 
ziehung auf  die  Romagna,  für  welche  er  nie  üblich  war,  so  mag  er  denselbeu 
zunächst  nur  aus  seinem  frühern  Amte  beibehalten  haben;  denn  er  fuhrt  den 
Markgrafentitel  auch  später  fort,  wo  er  gar  keiner  Mark  mehr  vorstand,  und 
nennt  sich  nach  der  ihm  vom  Kaiser  übertragenen  sizilischen  Grafschaft 


315.]  8.  Vgl.  §  279  n.  24.  9.  Vgl.  §  310  n.  9.  10.  Vgl.  §  308  n.  1.  11.  VgL 
$  279  n.  25.  12.  Vgl.  §  280  n.  4.  18.  Rena  e  Camici  6b,  105.  14.  Nach  Stalin 
2, 109  wäre  an  Lützelhard  gegenüber  von  Geroldseck  bei  Seebach  im  Badischen  zu  denken. 
15.  Vgl.  $  309  n.  5.  6.  Er  fuhrt  allerdings  in  den  Stellen  von  1188  nnd  1189  nur  den 
Markgrafentitel  ohne  ertliche  Bezeichnung,  so  dass  sich  derselbe  ebensowohl  schon  auf 
Tuszien,  als  auf  Ancona  beziehen  könnte;  aber  jenes  scheint  doch  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  1190  Bertold  als  Graf  ron  Tuszien  bezeichnet  wird.  16.  Toeche  425  denkt  an  Kon- 
rad Ton  Urslingen,  der  aber  doch  immer  Herzog  von  Spoleto  geblieben  zu  sein  scheint. 
17.  Vgl.  Toeche  318  und  Gesta  Innoc.  c.  9.  Aber  es  ist  das  nicht  die  Burg  Monte  S.  Maria 
bei  Siena,  wie  Toeche  annimmt,  sondern  Monte  S.  Maria  nahe  bei  Citta  di  Castello.  nach 
welchem  sich  ein  markgrafliches  Geschlecht  nannte,  wie  sich  das  aus  der  Urk.  bei  Theiner 
Cod.  dorn.  1,  32  bestimmt  ergibt. 
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Marchio  Molisiii8  oder  auch  nach  dem  Geschlechtsnamen  Marchio  de  Lu- 
ceinhet. 1 9  Wie  lange  er  Markgraf  von  Tuszien  blieb,  ist  ungewiss.  Scheint 
1 194  Heinrich  von  Lautern  Legat  in  Tuszien  gewesen  zu  sein20,  so  wird  das 
eine  Fortdauer  der  Stellung  Konrads  nicht  ausschliessen,  zumal  dieser  mei- 
stentheils  im  Süden  beschäftigt,  sich  der  Verwaltung  des  Landes  kaum  viel 
angenommen  haben  kann.  Das  wahrscheinlichste  wird  sein,  dass  seine  Stellung 
erst  aufhörte,  als  der  Kaiser  nach  Sicherung  seiner  Herrschaft  in  Sizilien  über- 
haupt umfassendere  Aenderungen  traf,  und  ihm  nun  die  Grafschaft  Molise 
übertragen  wurde,  als  deren  Markgraf  er  zuerst  1195  Februar  5  zu  Messina 
genannt  wird.21  Konrad  ist  wahrscheinlich  1197  gestorben,  da  die  durch 
seinen  Tod  erledigte  Grafschaft  Molise  noch  vom  Kaiser  an  Markward  von 
Ancona  verliehen  wurde22;  er  scheint  zuletzt  mit  einer  Sizilianerin  vermählt 
und  der  zur  Zeit  K.  Friedrichs  II  in  Italien  oft  erwähnte  Konrad  von  Lützel- 
hard  sein  Sohn  gewesen  zu  sein.23 

Im  April  1195  hat  der  Kaiser  dann  Tuszien  mit  dem  Gute  der  Gräfin 
Mathilde  seinem  Bruder  Philipp  zu  Lehen  gegeben;  die  Aachener  Annalen 
melden :  totam  Tusciam  et  terram  comitisse  Mathildis  Philippo  fratri  suo 
vexillari  feodo  concesstt.2*  Philipp,  noch  April  4  nur  als  Bruder  des  Kaisers 
bezeichnet25,  heisst  April  10  nur  Comes  Tuschte'16,  dann  seit  April  1327  aber 
durchweg  Dux  Tusciae.  Mag  danach  der  Titel  anfangs  nicht  festgestanden 
haben,  so  wird  man  statt  des  in  Tuszien  gebräuchlichen  Markgrafentitels  den 
Herzogstitel  vorgezogen  haben,  um  den  jetzt  lehenweisen  Besitz  von  dem  frü- 
heren amtsweisen  bestimmter  zu  unterscheiden  oder  auch,  weil  der  Herzogs- 
titel bei  den  Mitgliedern  des  Kaiserhauses  der  gebräuchlichere  war.  Philipp 
wurde  dann  1 1 96  Aug.  Herzog  von  Schwaben  und  nennt  sich  von  da  ab  in 
seinen  Urkunden  nur  Dux  Suevie ;  aber  keine  von  diesen  ist  bei  seinem  letzten 
Aufenthalte  in  Italien  ausgestellt  und  es  ist  durchaus  unwahrscheinlich,  dass 
er  mit  jener  Erhebung  aufhörte,  Herzog  von  Tuszien  zu  seiu. 

316.  —  Das  Herzogthum  Spoleto  scheint  in  der  ersten  Hälfte  des 
zwölften  Jahrhunderts  noch  in  näheren  Beziehungen  zur  Mark  Ancona  ge- 
standen zu  haben,  auf  welche  wir  zurückkommen.  In  dem  Umfange,  in  wel- 


18.  Pirro  2,  980.  Böhmer  Acta  199.  Notizenbl.  2,  371.  Noch  1222  wird  seiner  unter 
diesem  Titel  gedacht,  Huillard  2,  268.  Sagt  Richard  von  S.  Germano  zu  1197,  die  Graf- 
schaft sei  damals  Mark  genannt,  wie  denn  auch  Markward  sich  davon  Markgraf  nennt,  so 
ist  das  gewiss  nur  durch  den  Titel  Konrads  veranlasst.  19.  Ughelli  1,  460.  20.  Vgl. 
$  280  n.  27.  21.  Pirro  2,  980.  22.  Riccard.  de  S.  Germ.  Mon.  Germ.  19,  329. 
28.  Vgl.  Böhmer  Acta  635.  Bei  der  Comitiaa  Sanc.  dürfte  an  Sangro  zu  denken  sein,  wo- 
nach sich  Grafen  nannten:  eines  Grafen  Richard  wird  später  neben  Konrad  gedacht,  Huil- 
lard 2,  268;  auch  die  unmittelbare  N&he  von  Molise  fiele  ins  Gewicht;  wohl  auch,  dass  der 
jüngere  Konrad,  als  er  sich  1229  gegen  den  Kaiser  empörte,  Pettorano  und  Pacentro,  beide 
bei  Solmona,  besetzt  hielt,  Huillard  5,  915,  wonach  das  Geschlecht  in  näherer  Verbindung 
mit  dieser  Gegend  zu  stehen  scheint.  Durch  den  Frieden  mit  der  Kirche  begnadigt,  wurde 
er  1233  dem  jungen  Könige  Konrad  als  Vasall  zugewiesen.  Böhmer  Acta  266.  Nach  der 
Vita  Gregorii,  Script,  lt.  3,  577,  war  er  im  Sommer  1228  Nuntius  des  Kaisers  zu  Spoleto. 
24.  Böhmer  Fontes  3,  397.  25.  Ughelli  1,  1 128.  20.  Vgl.  §  302  n.  7.  27.  Stumpf 
Reg.  n.  4922. 
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chem  es  1152  anHerzogWelf  verliehen  wurde,  hat  es  die  Mark  nicht 
mitumfasst,  da  hier  besondere  Markgrafen  blieben. 

Es  ist  möglich,  dass  Reinald  von  Köln  hier  ähnliche  Einrichtungen  traf, 
wie  in  Tuszieu,  insbesondere  deutsche  Grafen  und  Reichsboten  in 
einzelnen  Theilen  des  Landes  setzte.  Doch  ist  unser  Material  hier  sehr  dürftig. 
In  dem  Abkommen,  welches  er  1163  mit  Gubbio  traf,  blieb  allerdings  die 
städtische  Selbstverwaltung  für  die  Stadt  und  angegebene  Orte  des  Gebiets; 
aber  es  ist  doch  auch  das  Vorhandensein  eines  kaiserlichen  Nuntius  in  der 
Grafschaft  vorgesehen1,  und  1177  finden  wir  einen  Rödigen**  eomes  Eugu- 
b'mu8  beim  Kaiser  genannt2,  der  gewiss  ein  Deutscher  war.  Doch  wird  uns 
das  kaum  für  das  übrige  Herzogthum  massgebend  sein  dürfen,  da  es  ungewiss 
ist,  ob  Gubbio  in  dieser  Zeit  zu  demselben  gerechnet  wurde;  in  früherer  Zeit 
gehörte  es  zur  Pentapolis  und  wird  noch  1111  als  besondere  Grafschaft  neben 
dem  Herzogthume  genannt.3 

Nach  einer  Angabe  der  Ursperger  Chronik  hat  der  Kaiser  einen  freien 
Herren  Bidelulf  zum  Herzoge  von  Spoleto  gesetzt;  das  müsste  nach  der 
Resignation  Herzog  Welfs  geschehen  sein,  deren  Zeit  uns  nicht  genau  bekannt 
ist.4  Es  ist  auffallend,  dass  dieser  Bidelulf  in  urkundlichen  Zeugnissen  nie  ge- 
nannt wird.  Es  tritt  weiter  bei  seinem  Nachfolger  der  Herzogstitel  anfangs  so 
vereinzelt,  mit  andern  wechselnd  auf,  dass  es  den  Anschein  hat,  ein  höheres 
Reichsamt  für  diese  Gegenden  habe  sich  damals  erst  entwickelt,  wie  denn 
überhaupt  die  Bildung  grösserer  Verwaltungsbezirke  des  Reichs  erst  in  den 
spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  bestimmter  hervortritt.  Da  die  Ursperger  Chronik 
die  Erhebung  Konrads  von  Urslingen  nicht  meldet,  so  möchte  ich  doch  an- 
nehmen, es  handle  sich  bei  jener  Nachricht  um  irgendwelche  Verwechslung 
mit  diesem. 

Ueber  Herzog  Konrad  von  Urslingen,  aus  einem  schwäbischen 
Herrengeschlechte,  liegen  uns  eine  Menge  von  Nachrichten  vor.  Spätere  Er- 
wähnungen lassen  keinen  Zweifel,  dass  er  derselbe  ist,  der  in  frühern  Urkun- 
den regelmässig  als  Conradus  Sumte  bezeichnet  wird.  Dieser  muss  mit  Chri- 
stian von  Mainz  nach  Italien  gekommen  sein,  da  er  bei  diesem  zuerst  1 1 72 
März  zu  Siena5,  dann  1173  Februar  zu  Foligno6  genannt  wird.  Scheint  in 
diese  Zeit  die  Unterwerfung  von  Assisi  und  Spoleto  durch  Christian  zu  fallen7, 
so  wird  anzunehmen  sein,  dass  dieser  schon  damals  seinen  Begleiter  mit  der 
Verwaltung  dieser  Gegenden  betraute.  Freilich  ist  er  auch  1175,  wo  er  mit 
Christian  beim  Kaiser  zu  Pavia  war,  noch  einfach  als  Konrad  der  Schwabe 
bezeichnet.8  Dann  aber  heisst  er  in  einer  1177  Februar  von  Christian  zu 
Sirolo  bei  Ancona  ausgestellten  Urkunde  Cunradus  Suerue  diuv  Spoletinu*9, 
und  ebenso  mit  Christian  im  Mai  beim  Kaiser  vorkommend  Herzog  von  Spo- 
leto.10  Im  Dez.  1177  ist  dann  zu  Assisi  erster  Zeuge  des  Kaisers  Cunradus 


316.  -  1.  Böhmer  Acta  109.  2.  Mittarelli  Ann.  4,  67.  8.  Cod.  Udalr  ep.  266. 
4.  Vgl.  §  310  n.  27.  5.  Cod.  Sardin.  1,  242,  wo  C.  de  Suniti  statt  Suerica  tu  lesen  sein 
wird.  6.  Böhmer  Acta  603.  7.  Vgl.  Varrentrapp  57.  8.  Stumpf  Reg.  n.  4178: 
Varrentrapp  137.     ».  Vgl.  §  279  n.  3.     10.  Stumpf  Reg.  n.  4194. 


% 


Spoleto.  Herzog  Konrad.  Umfang.  243 

Suevus  comea  Asaisii,  während  der  Kaiser  am  folgenden  Tage  bestätigt,  was 
Conradus  Suevus  legatus  noster  an  Nonantula  in  den  Grafschaften  Assisi 
und  Nocera  und  an  andern  Orten  restituirte. 1 1  Dieses  Schwanken  dürfte  sich 
etwa  daraus  erklären,  dass  Konrad  zunächst  zum  Grafen  von  Assisi  und  No- 
cera gesetzt  war,  aber  als  Legat  umfassendere  Vollmachten  hatte,  welche  dazu 
veranlassen  mochten,  ihm  anfangs  nur  vereinzelt  den  für  diese  Gegenden  üb- 
lichen Amtstitel  eines  Herzogs  beizulegen.  Der  südliche  Theil  des  Herzog- 
thuras,  insbesondere  Spoleto  selbst,  mag  längere  Zeit  nicht  in  der  Hand  des 
Kaisers  gewesen  sein12,  und  auch  das  kann  mitgewirkt  haben,  Konrad  nicht 
regelmässig  den  volleren  Amtstitel  zu  geben.13  War  dieser  eine  Zeitlang  zu- 
nächst nur  Graf  von  Assisi,  so  mag  das  veranlasst  haben,  dass  diese  Graf- 
schaft später  wohl  als  besonderer  Bezirk  neben  dem  Herzogthume  genannt 
wird.  Konrad  selbst  nennt  sich  noch  1187  vereinzelt  dux  Spoleti  et  comes 
Aaisixi;  ebenso  heisst  er  in  den  Gesta  Innocentii,  wo  auch  sonst  Assisi  mehr- 
fach als  besonderes  Gebiet  bezeichnet  ist;  noch  1221  schreibt  derPabst,  dass 
er  tarn  ducatw,  quam  Ass'mi  et  Nucerie  comitatibus  einen  Rektor  bestellt 
habe. 15  Seit  1183  wird  Konrad  häufig  in  den  Kaiserurkunden  und  ander- 
weitig genannt  und  heisst  jetzt  regelmässig  J?ux  Spoleti  oder  Spoletanu*. 1 6 
Was  den  Umfang  des  Herzogthums  zur  Zeit  Herzog  Konrads 
betrifft,  so  ist  es  auch  für  spätere  Erörterungen  von  Bedeutung,  denselben 
genauer  zu  bestimmen.  Als  Hauptorte  des  Herzogtlnims,  welche  1198  von 
Herzog  Konrad  an  die  Kirche  übergeben  wurden,  werden  Rieti,  Spoleto,  As- 
sisi, Foligno  und  Nocera  genannt. 1 7  Für  den  südlichsten  Ort,  Rieti,  haben 
wir  auch  sonst  Zeugnisse.  Der  dortigen  Kirche  ertheilte  Konrad  einen  Schutz- 
brief, wie  auch  ein  Abt  zu  Rieti  1185  cum  auctoritate  Conradi  ducis  Spo- 
letani  handelt18  und  seiner  Regierung  in  einer  auf  den  Empfang  der  Königs- 
braut Konstanze  bezüglichen  Inschrift  gedacht  wird.19  Auch  von  Terni  ist 
urkundlich  bezeugt,  dass  es  Konrad  unterstand.20  Es  sind  das  alles  Orte, 
welche  von  jeher  zum  Herzogthume  Spoleto  gehörten.21  War  das  bei  Gubbio 
früher  vielleicht  nicht  der  Fall22,  so  scheint  doch  auch  dieses  Konrad  unter- 
standen zu  haben;  denn  auf  sein  Einschreiten  erhält  dasselbe  1191  ein  Pri- 
vileg23; auch  zählt  Cencius  Caraerarius  um  diese  Zeit  Gubbio  zu  den  Bisthü- 
raern  des  Herzogsthums24,  während  allerdings  in  dem  Berichte  der  Gesta 
Innocentii  Gubbio  von  den  Städten  des  Herzogthums  getrennt  als  gleichzeitig 


11.  Antiq.  It  5,  272.  1045.  12.  AU  der  Kaiser  Ende  1177  in  diesen  Gegenden  war, 
scheint  er  Spoleto  nicht  berührt  zu  haben;  1184  bezeichnet  er  die  Stadt  als  nngetreu,  wäh- 
rend er  sie  dann  1185  zu  Gnaden  aufnimmt;  Böhmer  Acta  144;  Ughelli  1, 1261.  18.  Der 
Umstand,  dass  der  Herzogstitel  ror  dem  Frieden  ron  Venedig  erscheint,  zunächst  nach 
demselben  aufhört,  konnte  auf  die  Vermuthung  bringen,  der  Pabst  habe  Einspruch  dagegen 
erhoben.  Aber,  worauf  wir  zurückkommen,  von  plbstlichen  Ansprüchen  auf  das  Herzog- 
thum ist  in  dieser  Zeit  überhaupt  nicht  die  Rede.  14.  Böhmer  Acta  606.  15«  Huülard 
2.  129.  16,  Vgl.  die  Regesten  Konrads  bei  Stalin  2,  589  und  Scheffer  218.  17.  Gesta 
Innoc.  c.  9;  Tgl.  Innoc.  Ep.  1.  1  ep.  88.  18.  Naudaei  Tabularii  ecclesiae  Reatinae  instau- 
ratio  14.  33  bei  Graerius  9h.  19.  Galletti  Rieti  149.  20.  Böhmer  Acta  606.  21.  Zahl- 
reiche Belege  bei  Fatteschi.  22.  Vgl  n.  3.  23.  Sarti  Eugub.  124.  24.  Antiq. 
It.  5,  863. 
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an  die  Kirche  zurückgelangend  erwähnt  wird.  Dann  dürfte  noch  derTheil  des 
Gebietes  von  Perugia  links  vom  Tiber  mit  Arne  Konrad  unterstanden  haben.25 

Weiter  aber  hat  sich  die  Gewalt  Konrads  nicht  erstreckt;  insbesondere 
gehörten  Citta  di  Castello,  Perugia,  Todi,  Amelia  und  Narni  nicht  zum  Her- 
zogthurae.  Nur  der  Umstand,  dass  die  erstgenannten  gleichzeitig  mit  dem 
Herzogthume  wieder  unter  die  Herrschaft  der  Kirche  kamen,  dass  sie  mit 
demselben  überall  in  engstem  Zusammenhange  standen,  scheint  bewirkt  zu 
haben,  dass  sie  nun  zuweilen  mit  den  Orten  des  Herzogthums  in  einer  Weise 
zusammengefasst  werden,  welche  vermuthen  lassen  könnte,  sie  hätten  zum 
Herzogthume  gehört.26  Das  war  aber  entschieden  nicht  der  Fall.  Es  sind 
Orte,  auf  welche  alte  Ansprüche  der  römischen  Kirche  bestanden.  Auch  aas 
früherer  Zeit  findet  sich  kein  Zeugniss,  dass  sie  zum  Herzogthume  gehörten; 
1111  werden  neben  diesem  Citta  di  Castello,  Perugia  und  Todi  als  besondere 
Grafschaften  genannt27  Für  die  beiden  ersten  wiesen  wir  bereits  darauf  hin, 
dass  sie,  als  sie  dem  Reiche  unterstanden,  zu  Tuszien  gerechnet  wurden28; 
für  keine  dieser  Städte  ergibt  sich  irgend  ein  Halt,  wonach  sie  der  Hoheit 
Konrads  unterworfen  gewesen  wären.  Damit  stimmt  denn  durchaus,  dass  die- 
selben auch  später  unter  Verwaltung  der  Kirche  nicht  zum  Herzogthume,  son- 
dern zum  tuszischen  Patrimonium  gerechnet  wurden.  Der  Pabst  meldet  1226 
allen  Getreuen  in  patrimonio  eeclesie  per  Tusciam  ronstiiutis,  dass  er  die 
Verwaltung  des  grössten  Theiles  des  dortigen  Patrimonium  dem  Könige  Jo- 
hann von  Jerusalem  übertragen  habe;  das  trifft  dann  insbesondere  auch  Citta 
di  Castello,  Perugia,  Todi  und  Amelia;  dieselben  und  Narni  werden  auch  1230 
bei  Bestellung  des  Bischof  von  Beauvais  zum  Rektor  als  Städte  des  tuszischen 
Patrimonium  bezeichnet29;  Narni  und  Amelia  werden  auch  wohl  als  besondere 
Grafschaften  vom  Herzogthume  geschieden.30 

Die  herzoglichen  Befugnisse  scheinen  in  manchen  Städten  sehr 
ausgedehnt  gewesen  zu  sein.  Zu  Terni,  obwohl  es  Konsuln  hat,  stehen  die 
Strafgelder  dem  Herzoge  zu  und  es  scheint  die  Strafgerichtsbarkeit  durch 
Baiuli  desselben  geübt  zu  sein.31  Zu  Rieti  wurde  1198  die  medietas  de  phi- 
citis  et  bamri8  et  forefaetis  et  de  sanffuine  et  dt  plaza  et  seorta  et  passaaio 
et  ponte  als  der  römischen  Kirche  zukommend  anerkannt32,  welche  dort  ge- 
wiss zunächst  nur  die  bisher  dem  Herzoge  zustehenden  Rechte  in  Anspruch 
nahm.  Andere  Städte  mögen  günstiger  gestellt  gewesen  sein.  Gubbio  erhielt 


316.1  25«  Vgl.  §  314  n.  24.  Dafür  laut  sich  auch  geltend  machen,  dass  1220  Perugia 
unter  den  Städten  erwähnt  wird,  welche  an  die  Kirche  frühere  Besitzungen  des  Herzog 
Ronrad  zurückstellten;  Th einer  Cod.  dorn.  1,  54.  65.  26»  Tgl.  insbesondere  Innoc  Ep. 
I.  1  ep.  356.  Es  rerleitete  mich  das  insbesondere  zu  der  irrigen  Angabe  $  138  n.  7;  es 
kam  hinzu,  dass  ich  nach  der  Karte  n.  6  in  Spruners  Atlas  gewohnt  war,  diese  Orte  zum 
Herzogthume  zu  rechnen.  Ware  das  nach  dem  hier  Gesagten  zu  berichtigen,  so  ist  ein 
weiterer  Fehler  der  durchweg  sehr  genauen  Karte,  der  auch  n.  5  trifft,  dass  Chiusi  mit 
»einem  Komitate  zum  Kirchengebiete  gezogen  ist,  obwohl  da  keinerlei  Ansprüche  der 
Kirche  bestanden;  es  gehört  immer  zu  Reichstuszien;  noch  1233  wird  es  ausdrücklich  als 
Stadt  des  Reichs  Tom  Pabzte  selbst  bezeichnet.  Theiner  Cod.  dorn.  1, 98.  27,  Cod.  üdalr. 
ep.  266.  28.  Vgl.  §  314  n.  20.  29.  Theiner  Cod.  dorn.  1.  82.  93;  Tgl.  auch  102.  163. 
80.  Antiq.  It.  5.  803.     31.  Böhmer  Acta  606.     82.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  29. 
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1191  >eine  Selbstverwaltung  iu  demselben  Umfange  bestätigt,  wie  sie  ihm 
schon  1163  durch  Reinald  gewährt  war.33  Dass  Spoleto  uud  Foligno  die 
Hoheit  über  ihre  Grafschaften  belassen  war,  werden  wir  daraus  schliessen 
dürfen,  dass  1184  zur  Bestrafung  der  Untreue  einerseits,  zur  Belohnung  der 
Treue  andererseits,  Orte  von  der  Grafschaft  Spoleto  getrennt  und  der  von 
Foligno  zugewiesen  wurden.34  Grafen,  welche  unter  dem  Herzoge  grossem 
Bezirken  vorgestanden  hätten,  werden  nicht  erwähnt.  So  weit  den  Städten 
die  Hoheit  über  das  Gebiet  nicht  belassen  war,  wurde  es  wohl  unmittelbar 
vom  Herzoge  und  dessen  Beamten  regiert,  während  doch  auch  da,  wo  grössere 
städtische  Selbstständigkeit  bleiben  mochte,  sehr  ausgedehnte  Iloheitsrechte 
dem  Herzoge  vorbehalten  zu  sein  scheinen;  insbesondere  waren  die  festen 
Punkte  wohl  überall  in  seiner  Hand35;  als  Hauptfesten  werden  die  Burg  von 
Assisi,  dann  die  Rocca  di  GuaJdo  uud  Rocca  di  Cesi  genannt.36  Nach  päbst- 
lichem  Schreiben  von  1187  hätte  der  Herzog  auch  mit  dem  Kirchengute  sehr 
willkürlich  geschaltet.37 

Konrad  muss  mit  einer  Eingeborenen  seines  Herzogthums  vermählt  ge- 
wesen sein;  denn  sonst  wäre  es  doch  kaum  zu  erklären,  dass  der  Pabst  1218 
seiner  Wittwe  bis  auf  weiteres  die  Einkünfte  der  Kurie  aus  der  Stadt  und 
Grafschaft  Nocera  zuweist.38  Konrad  selbst,  der  1198  den  Ansprüchen  der 
Kirche  weichen  musste,  wird  1199  in  Deutschland  bei  König  Philipp  genannt 
und  kam  dann  1202  im  Königreiche  Sizilien  um,  wo  er  es  versuchte,  an  die 
Stelle  des  verstorbenen  Mark  ward  zu  treten.39 

317.  —  DieMarkAncona  scheint  ihre  spätere  Gestaltung  erst  im 
zwölften  Jahrhunderte  erhalten  zu  haben.  Sie  lehnt  sich  an  an  den  alten 
Herzogssprengel  von  Spoleto,  insofern  dieser  auch  die  mehrfach  davon  ge- 
trennte Mark  Camerino  oder  Fermo  umfasste.  Als  K.  Heinrich  IV  1081  in 
Mittelitalien  siegreich  auch  an  die  Einsetzung  eines  Markgrafen  in  Tuszien 
dachte1,  gab  er  wohl  Spoleto  und  Camerino  an  Rainer,  der  als  Herzog  und 
Markgraf  bezeichnet  1084  bei  ihm  zu  Rom  und  auch  sonst  bis  1086  mehrfach 
in  Urkunden  genannt  wird2;  er  war  wohl  der  Enkel  des  Rainer,  der  unter  K. 
Heinrich  II  Herzog  und  Markgraf  von  Tuszien  wurde3,  und  Stammvater  eines 
bei  Arezzo  und  in  den  obern  Tibergegenden  oft  genannten  Geschlechts4,  das 


33.  Sarti  Eugub.  124;  Tgl.  §  137  n.  5.  84.  Vgl.  $  128  n.  6.  35.  Vgl.  Theiner  Cod. 
dorn.  1,  54.  65.  36.  Gesta  Innoc  c.  9.  Cesi  liegt  nordwestlich  nahe  hei  Terni;  Gualdu 
ist  wohl  das  südwestlich  ron  Foligno  bei  Bevugna  liegende:  beide  werden  1235  als  unver- 
äusserlicher Besitz  der  Kirche  erklärt,  Theiner  Cod.  dorn.  1.  103,  und  neben  ihnen  noch 
ein  anderes  Rocca  di  Gualdo  in  der  Grafschaft  Nocera,  also  wohl  Gualdo  nttrdlich  von 
Nocera.  36.  Watterich  2,  680.  38.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  49.  39.  Innoc.  Reg. 
imp.  ep.  80. 

317.  -  1.  Vgl.  §  136.  2.  Vgl.  Giesebrecht  3,  1122.  Fatteschi  117.  3.  Vgl. 
Mem.  di  Lucca  1,  124;  er  scheint  Torher  bis  1014  Herzog  von  Spoleto  gewesen  zu  sein, 
▼gl.  Fatteschi  106.  4.  Dahin  gehören  wohl  die  Markgrafen  Heinrich  oder  Rigo  Sohn 
üguccio's  und  Guido  Sohn  Guido'*,  welche  1163  bei  Reinald  zu  Sicna  und  Arezzo  genannt 
werden;  Antiq.  It.  4,  573;  Mittarelli  Ann.  4,  6.  Da>s  jener  der  Heinrich  sei,  welcher  1167 
nebst  seinem  Bruder  Ugolin  mit  der  marehia  Üuidonti  quondam  nuirchionit  (so  ist  auch 
§  139  n.  2  zu  lesen,  wo  ich  die  ürk.  im  Anschlüge  an  Muratori  auf  die  Markgrafen  von 
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den  markgräflichen  Titel  ohne  ein  entsprechendes  Amt  fortführte  und  sich 
später  nach  Colle  oder  Monte  S.  Maria,  beide  bei  Citta  di  Castello  nannte.5 
Im  J.  1094  wird  nun  in  der  spätem  Mark  Ancona  als  Gewalthaber 
zuerst  ein  Werner  genannt  Im  März  sitzt  'Bernulf us  comes  missus  domno 
Warnerio  dux  et  marchio  im  Gebiete  von  Sinigaglia  zu  Gerichte6;  im  Mai 
wird  in  der  Gegend  von  Camcrino  datirt  temporibu*  Guamerii  dux  et  mar- 
chio, 8ede  anno  eins  prirno. 7  Wir  werden  danach  anzunehmen  haben,  dass 
Werner  von  dem  damals  in  Italien  weilenden  Kaiser  1093  oder  1094  zum 
Gewalthaber  in  diesen  Gegenden  bestellt  wurde.8  Es  ist  nun  sehr  beachtens- 
werth,  dass  Werner  ein  Dienstmann  des  Reiches  war.  Ekkehard,  über  die 
Aufstellung  des  Gegenpabstes  Silvester  1 1 05  durch  ihn  berichtend,  nennt  ihn 
Werinherus,  quidam  ex  ardine  ministerialium  reyis,  qui  marchne,  quae  est 
in  partibus  Aquinae,  praeerat9;  bei  derselben  Gelegenheit  heisst  er  in  einem 
Briefe  des  Pabstes  Paschal  Wernerus  regni  Tetdon ici  famulus. 10  Wird  das 
besonders  bemerkt,  so  hat  man  zweifellos  etwas  Ungewöhnliches  darin  gesehen, 
dass  ein  Dienstmann  zu  solcher  Stellung  gelangte;  so  häufig  wir  in  der  zweiten 
Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  Reichsministerialen  in  solchen  Stellungen 
verwandt  finden,  so  gehörten  doch  in  der  ersten  Hälfte  insbesondere  noch  alle 
Markgrafen  von  Tuszien,  so  weit  uns  irgend  etwas  über  ihre  Familienverhält- 
nisse bekannt  ist,  freien  Herrengeschlechtern  an.  Um  so  bestimmter  werden 
wir  wohl  schliessen  dürfen,  dass  er  nur  amtsweise  gesetzt  war;  es  lässt  sich 
dafür  auch  geltend  machen,  dass  er  in  einem  um  1106  fiir  Farfa  gegebenen 
Privileg  ojactoritate  domni  imperatoris  verfügt11,  wie  das  bei  Reichsboten 


317.]  Carretto  bezog)  belehnt  wurde,  Tgl.  Stumpf  Reg.  n.  4085,  dürfte  doch  Zweifeln  unter- 
liegen; bei  einer  Aufzahlung  der  Kaiserprivilegien  des  Geschlechts  von  1699,  Notizenbl. 
3,  53,  wird  keine  Urkunde  Ton  1167  aufgeführt,  wohl  aber  die  entschiedene  Fälschung  von 
1162,  Böhmer  Acta  104.  Dass  in  dieser  Gegend  der  blosse  Gewaltsprengel  eines  Grossen 
als  Marchia  bezeichnet  sein  sollte,  wie  das  insbesondere  in  Piemont  nicht  auffallen  würde, 
ist  mir  durchaus  unwahrscheinlich;  hier  werden  sonst  nur  die  grossen  Sprengel  von  Tuszien 
und  Ancona  als  Marken  bezeichnet.  Dagegen  werden  jene  die  Marchiones  sein,  deren  Be- 
sitzungen 1186  von  der  Hoheit  von  Perugia  ausgenommen  werden,  vgl.  §  128  n.  1.  und 
denen  1200  auf  Befehl  des  Pabstes  die  Burg  Monte  S.  Maria  zerstört  wurde,  vgl.  Theiner 
Cod.  dorn.  1,  32.  5.  Vgl.  die  Privilegien  von  1311  und  1355,  Böhmer  Acta  457.  574; 
auf  letzteres  hin  wurden  sie  dann  vereinzelt  auch  den  Reichsfürsten  zugezählt,  vgl.  Ficker 
Reichsfürstenst  1,  233.  6.  Mittarelli  Ann.  9, 16,  mit  1193,  was  zu  der  folgenden  Erwäh- 
nung nicht  stimmen  würde;  aber  Ind.  2  stimmt  auch  hier  zu  1194.  7.  Compagnoni  69. 
8.  Die  gewöhnliche  Ansicht,  dass  ihm  schon  ein  älterer  Werner  in  diesen  Gegenden  voran- 
gegangen sei,  stützt  sich,  so  weit  ich  sehe,  nur  darauf,  dass  1053  ein  Schwabe  Werner  als 
Führer  des  päbstlichen  Heeres  genannt  wird.  Es  scheint  das  aber  unvereinbar  mit  der  da- 
zwischenliegenden Stellung  Rainers,  wie  es  auch  fast  undenkbar  wäre,  dass  sich  über  eineu 
frühern  Markgrafen  Werner  keinerlei  Zeugniss  erhalten  haben  sollte.  —  Dass  der  Mark- 
graf Werner,  der  beim  Kaiser  1093  Mai  12  zu  Pavja,  1094  Okt.  7  su  Garda,  1095  März  31 
zu  Padua,  dann  1098  Feb.  10  zu  Strassburg  genannt  wird,  derselbe  sei,  ist  mir  sehr  zwei- 
felhaft; er  heisst  nie  Tktx  et  marchio,  sein  erstes  Auftreten  würde  sich  nur  eben  noch  mit 
der  n.  7  angeführten  Datirung  vereinen  lassen  und  es  ist  unwahrscheinlich,  dass  der  italie- 
nische Markgraf  1098  in  Deutschland  war;  freilich  soll  die  bezügliche  Urk.  nach  Stumpf 
Reg.  n.  2939  gefälscht  sein.  9.  Mon.  Germ.  8, 234.  10.  Cod.  üdalr.  ep.  239.  11.  Script. 
It.  2  b,  664. 
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sehr  gewöhnlich,  bei  deu  Feudalgewalten  aber  nicht  üblich  ist.  Urkundlich 
heisst  er,  wie  meistens  auch  seine  nächsten  Nachfolger,  nur  Dux  et  marcluo 
uhne  örtliche  Bezeichnung. 

Dass  dieser  Titel  sich,  wie  bei  Kainer,  zunächst  auf  das  Uerzogthum 
Spoleto  mit  Einschluss  der  Mark  bezieht,  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein.  Die 
Titel  eines  Herzogs  und  Markgrafen  werden  allerdings  nicht  selten  gleichbe- 
deutend nebeneinandergestellt12,  so  dass  der  Titel  sich  immerhin  erklären 
würde,  wenn  an  Werner  nur  die  Mark,  nicht  auch  das  Uerzogthum  verliehen 
wäre.  Aber  später  wird  wenigstens  vereinzelt  der  Herzogstitel  der  Werner 
ausdrücklich  auf  Spoleto  bezogen;  der  jüngere  Werner  urkundet  1142  als 
Marchio  et  dtue  Spoletanorum  und  1145  als  Marcliio  ducatus  Spoletano- 
rum. 13  Und  insbesondere  wird  zu  beachten  sein,  dass  während  die  Werner 
sich  Herzoge  und  Markgrafen  nennen,  andere  Herzoge  von  Spoleto  gar  nicht 
genannt  werden,  dagegen  seit  1152,  als  das  Herzogthum  Spoleto  an  Weif 
verliehen  war,  jene  sich  nur  noch  als  Markgrafen  bezeichnen.  Allerdings  sind 
bestimmtere  Zeugnisse  für  Uebung  ihrer  Gewalt  im  Bereiche  des  späteren 
Herzogthums  Spoleto  kaum  nachzuweisen.  Zu  Spoleto  steht  Feb.  1094  bei 
einem  Verzichte  zu  Gunsten  von  Farfa  an  der  Spitze  der  Zeugen  ein  Per- 
Hiannus  marchionis  leyatitsu;  da  das  nicht  lange  nach  dem  Regierungsan- 
tritte Werners  sein  würde,  so  ist  da  wohl  zunächst  an  diesen  zu  denken.  Aus 
spaterer  Zeit  wüsste  ich  nur  noch  geltend  zu  machen,  dass  Herzog  und  Mark- 
graf Friedrich  1125  befiehlt,  von  allen  Besitzungen  des  Klosters  Fönte  Avel- 
lana  in  den  Grafschaften  Cagli,  Fano,  Pesaro,  Nocera,  Sinigaglia  oder  sonst 
in  seinem  Gebiete  keine  Abgaben  zu  erheben15;  danach  würde  sich  seine  Ge- 
walt auch  noch  über  die  spoletinische  Gränzgrafschaft  Nocera16  erstreckt 
haben.  Dagegen  finden  sich  alsbald  zahlreiche  urkundliche  Zeugnisse  ihrer 
Gewaltübung  für  den  ganzen  Bereich  der  spätem  Mark  Ancona;  und  zwar 
nicht  blos  aus  der  frühern  Mark  Camerino,  sondern,  wie  schon  jene  Urkunde 
zeigt,  insbesondere  auch  aus  der  Pentapolis,  welche  Werner  seit  seiner  Ein- 
setzung beherrscht  haben  muss,  da  ja  gleich  die  erste  Erwähnung  Sinigaglia 
betraf.  Welcher  Zusammenhang  da  mit  der  bisherigen  Gestaltung  bestand, 
tritt  in  den  Quellen  nicht  bestimmter  hervor;  mir  ist  es  am  wahrscheinlich- 
sten, dass  die  Pentapolis  unter  Beseitigung  der  Rechte  der  Kirche,  worauf  wir 
zurückkommen,  wohl  schon  seit  dem  Beginne  des  eilften  Jahrhunderts  den 
Herzogen  von  Spoleto,  und  demnach  auch  jetzt  Werner  als  solchem  unterstand. 

Danach  würde  die  Entstehung  der  Mark  Ancona  so  zu  erklären 
sein,  dass  den  Werner  das  Herzogthum  Spoleto  in  vollstem  Umfange  über- 
geben wurde,  dass  sie  aber  nur  in  der  Pentapolis  und  der  Mark  Camerino  zu 
thatsächlicher  Gewalt  gelangten  und  man  nun  das  von  ihnen  thatsächlich  be- 
herrschte Gebiet  als  einen  besondern  Fürstensprengel  betrachtete,  der,  da  er 
Spoleto  selbst  nicht  umfasste,  auch  nicht  wohl  nach  diesem  bezeichnet  werden 


12.  Vgl.  S  132.  13.  Compagnoni  70.  Ugbelli  1,  5512.  14.  Fatteschi  344.  15.  Milia- 
rem Ann.  9,  21.  1«.  Diese  wird  1024  ausdrücklich  als  im  Herzogthume  belegen  be- 
zeichnet, Fatteschi  234. 
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konnte;  beherrschten  sie  vorzugsweise  die  Mark  des  Ilerzogthuins ,  »o  lag 
damit  der  Markgrafentitel  nahe,  während  doch  auch  wieder  der  alte  Titel  eines 
Markgrafen  von  Cainerino  den  Umfang  ihrer  Gewalt  nicht  genügend  be- 
zeichnete. Damit  stimmen  die  nichturkundlichen  Erwähnungen  fiberein,  bei 
welchen  zunächst  ihr  thatsächliches  Machtgebiet  beachtet  wird.  Nie  heissen 
sie  Herzoge  von  Spoleto  oder  überhaupt  Herzoge,  sondern  immer  Markgrafen. 
Für  ihr  Gebiet  passte  weiter  keine  der  hergebrachten  landschaftlichen  Be- 
zeichnungen. So  bezeichnete  man  es  nach  dem  Besitzer  als  Marca  Guamerii, 
ein  Ausdruck,  den  wir  selbst  noch  im  dreizehnten  Jahrhunderte  urkundlich  für 
die  Mark  Ancona  gebraucht  finden. 17  Oder  man  bezeichnete  es  nach  der 
Stadt  Ancona,  sei  es,  weil  die  Markgrafen,  wofür  es  freilich  an  Zeugnissen 
fehlt,  dort  vorzugsweise  ihren  Sitz  hatten,  oder  weil  diese  Stadt,  ziemlich  in 
der  Mitte  liegend,  besonders  geeignet  schien,  das  Gesammtgebiet  zu  bezeichnen. 
Das  rauss  schon  früh  üblich  geworden  sein.  Schon  Sigebert  von  Gembloux 
bezeichnet  zu  1105  den  Werner  als  Princeps  Anchonitanu*  und  A neonat* 8 ; 
und  wenn  Ekkehard  in  der  früher  angeführten  Stelle  von  einer  Mark  in  par- 
tibus  Aquinae  spricht,  so  kann  auch  damit  nur  Ancona  geraeint  sein.  Und 
während  sie  selbst  sich  als  Herzoge  bezeichnen,  wird  ihnen  in  der  kaiserlichen 
Kanzlei,  wie  bei  den  Schriftstellern  und  zuweilen  auch  in  Privaturkonden,  nur 
der  Markgrafentitel  gegeben19;  11 37  wird  hier  denn  auch  die  neue  territoriale 
Bezeichnung  eines  Marchio  de  Ancona  aufgenommen20,  die  dann  später  die 
herrschende  blieb.  Mochten  die  Markgrafen  selbst  Ansprüche  auf  Spoleto 
festhalten,  so  scheinen  diese  anderweitig  nirgends  beachtet  zu  sein  und  waren 
dann  jedenfalls  beseitigt,  als  es  seit  1152  wieder  einen  Herzog  von  Spoleto 
gab;  spätestens  seitdem  ist  der  Umfang  der  Mark  Ancona  ein  durchaus  test- 
stehender. 

Den  ersten  Werner  finde  ich  zuletzt  im  Herbst  1 1 20  in  einem  »Schreiben 
des  Gegenpabstes  erwähnt.21  Auf  ihn  folgt  als  Herzog  und  Markgraf  Fried- 
rich, zuerst  1125  urkundend22,  in  dem  wir  den  ältesten  Sohn  Werners  zu 
sehen  haben.  Doch  bieten  sich  da  einige  Schwierigkeiten.  Der  Bischof  von 
Fenno  verleiht  1112  etwas  Guarnerio  marcfuoni  et  A  hhnule  eomitisse  eon- 
iugi  et  filio  Guamerio  et  aliis  filiis23;  Güter  in  der  Grafschaft  Camerino 
werden  1117  dem  Herzog  und  Markgrafen  Werner,  seiner  Gemahlin  Altrude 
et  omnibus  heredibus  ex  ea  natis  vel  nascituri«  überlassen;  und  wieder  ver- 
leiht 1119  der  Bischof  von  Camerino  die  Burg  S.  Severino  W.  marehioni  et 
A.  eomitisse  iupalibui  et  \V.  ventro  filio  et  filiis  et  nenotibus  restrh.** 
Danach  sollte  man  Werner  für  den  ältesten  Sohn  halten,  während  er  nach 
den  spätem  Erwähnungen  offenbar  jünger  ist,  als  Friedrich.  Andererseits 
werden  beide  1136  und  1137  bestimmt  als  Brüder  bezeichnet.25  Die  Lösung 

317.]  17.  1214.  33:  Compagnoni  91.  Bohraer  669.  18.  Mon.  Germ.  8.  368.  369. 
19.  1117.  1136:  Mittarelli  Ann.  3,  269.  Antiq.  It.  1,  613.  6.  233  Sollten  die  n.  8  er- 
wähnten Anführungen  Werner  ?on  Ancona  treffen,  «o  würden  sie  Ton  vornherein  in  der 
Reichskanzlei  nur  als  Markgrafen  bezeichnet  sein.  20.  Margarin  2, 153.  Miraeus  1.687. 
Vgl.  auch  Petr.  Diac.  1.  4  c.  109.  21.  Giesebrecht  3,  1214.  22.  Mittarelli  Ann.  9. 16. 
1».  Catalani  335.    24.  Antiq.  It.  1, 173.323.    25.  Antiq.  It  6,233.  Miraeus  1,687.  Den 
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wird  darin  zu  suchen  .sein,  dass  Friedrich  ein  Sohn  erster  Ehe  war,  dass  der 
erste  Werner  dann  wahrscheinlich  die  Erbtochter  eines  einheimischen  Grafen- 
geschlechtes  heirathete  und  damit  einen  bedeutenden  Grundbesitz  erwarb,  wie 
wir  denn  auch  noch  später  seine  Nachkommen,  als  sie  die  Mark  verloren 
hatten,  gerade  in  der  Gegend  von  Camerino  ansässig  und  begütert  finden. 
Diese  anscheinend  sehr  ausgedehnten  Besitzungen,  zu  denen  auch  die  Leihen 
der  benachbarten  Bischöfe  gehörten,  werden  nicht  wenig  zur  Aufrechthaltung 
auch  der  markgräflichen  Gewalt  des  Geschlechts  beigetragen  haben.  Dieselben 
kamen  nun  aber  den  Kindern  zweiter  Ehe  zu,  von  denen  Werner  beim  Tode 
des  Vaters  unmündig  gewesen  sein  wird,  so  dass  nun  zunächst  der  Vorsoliu 
Friedrich  die  Mark  verwaltete,  während  die  angedeuteten  Verhältnisse  es 
dann  später  angemessen  erscheinen  Hessen,  ihm  den  Stiefbruder  zur  Seite 
treten  zu  lassen.  Friedrich  sitzt  noch  1134  ohne  Erwähnung  seines  Bruders 
zu  Fano  zu  Gerichte.26  In  Urkunde  der  Kaiserin  Richenza  1136  werden  wohl 
schon  beide  als  Markgrafen  bezeichnet27;  aber  in  einer  zweiten,  wie  in  Ur- 
kunde K.  Lothars  1137,  heisst  nur  Friedrich  Markgraf,  ist  Werner  nur  als 
sein  Bruder  aufgeführt.28  Dann  aber  tritt  ihm  Werner  II  gleichberechtigt 
zur  Seite.  Zu  Sinigaglia  Urkunden  1 1 39  Federten*  et  Wamerius  duce*  et 
marchiones;  in  den  Unterschriften,  bei  denen  jeder  sich  als  Ihtx  et  marchio 
bezeichnet,  steht  Werner  vor29;  ebenso  1143,  wo  zu  Fermo  eine  Urkunde  als 
zu  ihrer  Zeit  ausgestellt  bezeichnet  wird30,  während  1146  zu  S.  Genesio 
Friedrich  wieder  vorsteht.31  Urkundet  Werner  schon  1142  als  Dux  et  nutr- 
ehio  Spoletanorum  allein,  ebenso  1145,  so  wird  daraus  nicht  zu  schliessen 
sein,  dass  Friedrich  nicht  mehr  Markgraf  war;  denn  es  handelt  sich  da  um 
das  von  ihm  aus  seinen  Erbgütern  gegründete  Kloster  Chiaravalle  di  Fiastra 
am  Chienti  in  der  Grafschaft  Cameriuo.32  Seit  1146  werden  dann  weder 
Friedrich,  noch  erweisliche  Nachkommen  desselben  in  dieser  Gegend  genannt, 
Werner  wird  spätestens  1148  allein  regiert  haben,  da  jetzt  zu  Cameriuo  nur 
nach  ihm  datirt  wird33;  er  war  1155  beim  Kaiser  zu  Modena34,  kämpfte 
1159  gegen  Mailand,  wird  noch  Aug.  1  als  Zeuge  genannt35  und  fiel  dann  bei 
der  Belagerung  von  Crema.36 

Nach  ihm  scheint  zuerst  WTalter,  wohl  der  älteste  Sohn,  Markgraf  ge- 
wesen zu  sein,  da  1160  zu  S.  Ginesio  regnmiie  Gualterio  marchiom  datirt 
wird.37  Dann  wohl  ein  Bruder,  Werner  III;  1 164  wird  dem  nwrchioGuar- 


Zeitvcrhältnissen  nach  kannte  man  Friedrich  mit  dem  §  310  n.  8  erwähnten  Neffen  Kon- 
rads von  Tuszien  zusammenbringen;  war  er  aber  Sohn  Werners,  so  .steht  einmal  im  Wege, 
dass  dessen  Geschlecht  ein  dienstmannisches  war,  dann,  dass  in  dem  Schreiben  des  Gegen- 
pabstes  1120,  Giesebrecht  3,  1214,  zuerst  von  Werner,  dann  von  Friedrich  und  seinem 
Oheim  Konrad  die  Rede  ist;  war  er  Sohn  Werners,  so  konnte  das  hier  kaum  unerwähnt 
bleiben.  26.  Amiani  5.  27.  Antiq.  It.  1,  613.  28.  Antiq.  It.  6,  233.  Miraeus  1. 687. 
29.  Olivieri  140.  80.  Catalani  140.  31.  Fatteschi  121.  82.  Compagnoni  70.  Ughelli 
1,  552.  Ersterer  scheint  beide  Urkunden  als  identisch  zu  betrachten;  aber  sie  sind,  bei 
sonst  allerdings  fast  wörtlicher  Uebereinstimmung,  auch  abgesehen  Ton  den  Zeitdaten  für 
verschiedene  Aebte  von  Chiaravalle  zu  Mailand,  denen  er  sein  Kloster  schenkt,  ausgestellt. 
88.  Compagnoni  70.  34.  Margarin  2,  177.  85.  Antiq.  iL  6.  247.  86.  Gesta  Frid. 
und  Otto  Sanbl.  Mon.  Germ.  20,  464.  466.  308.       37.  Compagnoni  71,  der  noch  Erwäh- 
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«mW  im  Hofgerichte  zu  Fano  bei  einer  Klage  gegen  den  Bischof  von  Fermo 
die  Burg  Morro  Valle  östlich  von  Macerata  abgesprochen38;  1165  datirt  der 
Abt  von  Chiara valle  regnante  Guamerio  marchione."  Später  wird  dann 
1170  und  1171  nach  den  Markgrafen  Werner  und  Friedrich  datirt40,  auf 
welche  es  denn  auch  wohl  zu  beziehen  ist,  wenn  Christian  von  Mainz  1172 
zu  Siena  den  Bann  gegen  Pisa  coram  marehtonibiis  Anconitanis  spricht.11 
Die  Mark  wurde  dann,  wie  wir  sehen  werden,  an  einen  Markgrafen  aus  andenn 
Geschlechte  verliehen.  Es  wird  uns  das  uicht  gerade  zur  Annahme  nöthigen, 
dass  jene  inzwischen  gestorben  waren.  Denn  es  scheint,  dass  der  Kaiser  mark- 
gräfliche Amtsbefugnisse  der  Nachkommen  Werners  II  überhaupt  nicht  mehr 
anerkannt  hat,  wie  denn  auch  Werner  III  in  jener  Gerichtsurkunde  von  1 1 64, 
der  einzigen,  in  welcher  er  beim  Kaiser  genannt  wird,  nicht  als  Markgraf  vou 
Ancona,  sondern  schlechtweg  als  Markgraf  bezeichnet  ist,  während  die  Da- 
tirung  nach  ihm  allerdings  anzudeuten  scheint,  dass  man  ihn  in  der  Gegend, 
wo  seine  Hausbesitzungen  lagen,  einfach  als  Nachfolger  der  frühern  Mark- 
grafen betrachtete.  In  der  Urkunde  nämlich  von  1 1 77,  in  welcher  der  Kaiser 
den  Ort  San  Vito  von  der  Gewalt  der  Markgrafschaft  Ancona  und  insbeson- 
dere auch  des  damaligen  Markgrafen  Konrad  befreit,  bestätigt  er  demselben 
zugleich  Recht  und  Herkommen,  qualem  sub  antiquis  marchionibus,  Fride- 
rico  scfficet etWernero  maiore,  tenuerunt*2;  es  scheint  das  doch  anzudeuten, 
dass  er  nur  noch  in  diesen  Markgrafen  mit  gleichen  Befugnissen  sah,  wie  sie 
jetzt  Konrad  zustanden.  Jedenfalls  ist  ein  Erbrecht  auf  die  Mark  nicht  aner- 
kannt. Denn  ein  Sohn  Werners,  Walter,  wird  später  mehrfach  erwähnt,  zu- 
weilen selbst  als  Markgraf  bezeichnet.  Markgraf  Markward  belehnt  1198  den 
GuaUerius  Gtiarnerii  marclHWiis  miondamfiliu8  wegen  semer  treuen  Dienste 
mit  S.  Ginesio  und  andern  Orten.43  Als  WaUerius  marehio  ist  er  1200 
Zeuge44  und  1201  casteüanus  castri  Tolmtini  und  Podesta  von  Tolentino; 
1210  wird  er  wieder  als  Gtutlterius  marehio  ßlius  quondam  marehioim 
Guidterü  bezeichnet. 4  5  Nachkommen  desselben,  welche  gleichfalls  denMark- 
grafentitel  fortführen,  werden  dann  in  jener  Gregend  noch  mehrfach  erwähnt 
318.  —  Wenn  der  Kaiser  anscheinend  seit  1159  den  Nachkommen  der 
frühem  Markgrafen  markgräfliche  Amtsgewalt  nicht  mehr  zugestand,  anderer- 
seits aber  über  ein  Jahrzehent  verflossen  zu  sein  scheint,  bis  er  selbst  wieder 
«  inen  Markgrafen  setzte,  so  liegt  die  Vermuthung  nahe,  dass  auch  hier  ähn- 
liche Einrichtungen  getroffen  wurden,  wie  sie  in  Tuszien  seit  1163  bestimmt 


317.]  nungen  ron  1162  und  1164  zu  kennen  scheint,  aber  an  eine  Verwechslung  mit 
Werner  III  denkt;  da  aber  der  Sohn  ron  diesem  Walter  heisst,  so  ist  es  gar  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  auch  ein  Älterer  Bruder  etwa  nach  dem  mütterlichen  Grossrater  den  Namen 
geführt  habe,  der  dann  kinderlos  gestorben  sein  würde.  In  Werner  III,  der  1 164  schon 
mündig  zu  sein  scheint,  eineu  Enkel  Werners  II  zu  sehen,  würden  die  Altersrerhaltoisse 
nicht  zulassen.  88.  Antiq.  It.  1,  325;  auch  Amiani  150,  Ughelli  2,  693.  901  Com- 
pagnoni  71.  40.  Fatteschi  123.  41.  Mon.  Germ.  18,  93.  42,  Böhmer  Acta  129. 
48.  Compagnoni  78.  44.  Siena  313.  45.  Santini  270.  272.  278.  Er  wird  auch  der 
G,talteriu»  de  Orbiialia  sein,  der  nach  der  $  281  n.  6  angeführten  Urk.  1205  beim  le- 
galen Lopolt  in  der  Nabe  ron  Urbino  ist,  da  Urbisaglia  Ostlich  ron  Tolentino  in  die  Gegend 
fallt,  wo  das  Geschlecht  rorzugsweke  begütert  war. 
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hervortreten,  vielleicht  auch  im  Herzogthume  Spoleto  Platz  griffen,  nämlich 
eine  Verwaltung  des  Landes  durch  vom  Kaiser  gesetzte  Grafen.  Beim  Fehlen 
bestimmterer  Zeugnisse  wird  sich  das  allerdings  schwer  mit  Sicherheit  ent- 
scheiden lassen. 

Wir  wiesen  schon  früher  darauf  hin,  dass  sich  in  der  Mark  die  alte 
Grafschaftsverfassuug  ziemlich  ungeändert  bis  in  spätere  Zeiten  erhalten  zu 
haben  scheint. 1  Zu  einer  Entwicklung  des  städtischen  Wesens,  welches  die 
Hoheit  über  die  Grafschaft  an  die  Städte  gebracht  oder  auch  nur  die  Städte 
von  der  Grafschaft  gelöst  hätte,  scheint  es  hier  überhaupt  nicht  gekommen  zu 
sein ;  in  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts,  wo  die  Verhältnisse  in 
andern  Theilen  des  Reiches  die  städtische  Entwicklung  so  sehr  forderten, 
wurde  dieselbe  hier  durch  das  Vorhandensein  einer  anscheinend  sehr  wirk- 
samen raarkgräflichen  Gewalt  zurückgehalten.  Kaiserliche  Regalienverleihungen 
für  einzelne  Städte,  wie  wir  sie  nicht  allein  aus  Oberitalien,  sondern  auch  aus 
Tuszien  und  Spoleto  haben,  sind  aus  der  Mark  nicht  bekannt;  ein  Privileg  für 
Fermo  von  1179  beschränkt  sich  auf  Bestätigung  der  hergebrachten  Frei- 
heiten und  zeitweisen  Nachlass  von  Abgaben.2  Konsuln  werden  wohl  erwähnt, 
eine  gewisse  Selbstverwaltung  wird  den  Städten  von  den  Markgrafen  verliehen 
oder  doch  zugelassen  sein;  aber  es  scheint  kaum,  dass  diese  auch  nur  die 
gräfliche  Gewalt  über  die  Stadt  ausschloss. 

Die  Grafengewalt  erscheint  als  vom  Markgrafen  geliehen.  Von  dem  ein- 
zigen Bischöfe  von  As  coli  lässt  sich  nachweisen,  dass  er  die  Grafschaft  vom 
Reiche  hatte. 3  Aber  es  kann  sehr  zweifelhaft  sein,  ob  diese  von  jeher  zur 
Mark  Ancona  gerechnet  wurde.  Uebung  markgräflicher  Befugnisse  durch  die 
Werner  lässt  sich  hier  nicht  nachweisen  und  einer  Sonderstellung  würde  es 
ganz  entsprechen,  dass  wir  hier  später  einen  besondern  Reichsboten  erwähnt 
finden;  denn  1186  erscheint  zu  Ascoli  als  Zeuge  beim  Könige  Burchardus 
mmtiits  noster  in  Esculo.A  Wird  später  die  Grafschaft  Ascoli  allerdings  zur 
Mark  gerechnet,  so  mag  die  nähere  Verbindung  sich  erst  unter  Markward, 
der  mit  der  Mark  zugleich  die  Abruzzen  beherrschte,  festgestellt  haben.  Deuten 
spätere  Nachrichten  darauf  hin,  dass  auch  der  Bischof  von  Fermo  Grafen- 
rechte hatte,  so  mag  er  diese  durch  markgräfliche  Verleihung  erhalten  haben. 5 

Die  weltlichen  Grafen  haben  ihre  Gewalt  zweifellos  von  den  Markgrafen ; 
es  kann  nur  zweifelhaft  sein,  ob  sie  dieselben  zu  Lehenrecht,  oder  nur  amts- 
weise hatten;  eben  so  wenig  wird  sich  entscheiden  lassen,  ob  sie  Einheimische 
oder  Deutsche  waren.  Es  werden  1139  ein  Graf  Hugo  mit  seinem  Sohne 
Reinald,  dann  die  Grafen  Manfred  von  Fano,  Hartwin  von  Pesaro,  Anselm 
von  Sinigaglia,  1 1 42  die  Grafen  Rudolf  und  Luitprand  beim  Markgrafen  ge- 
nanut. 6  Es  lässt  sich  da  nur  sagen,  dass  keiner  dieser  Namen  auf  engem 
Zusammenhang  mit  den  später  erwähnten  Grafen  deutet. 

318.  —  1.  Vgl.  S  133.  2.  Stumpf  Reg.  n.4239.  8.  Vgl.  §  135  n.  22.  4.  Stumpf 
Reg.  n.  4601.  5.  Vgl.  §  133  n.  6.  Ein  Mat/uus  Vicecomet  ut  1195  Konsul  Ton  Fermo, 
Compaguoni  76,  der  Vertreter  des  Bischofs  sein  dürfte;  einem  A.  vicedomino  Firmano 
werden  1200  Tom  Pabste  mehrere  Burgen  als  Amtslehen  gegeben.  Theiner  Cod.  dorn.  1,31. 
6.  Olmeri  140.  Compagnoni  70. 
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Aus  der  Zeit  zunächst  nach  1163,  wo  wir  Verwaltung  durch  deutsche 
(traten  erwarten  sollten,  sind  mir  Erwähnungen  von  Grafen  gar  nicht  bekannt 
geworden.  Dagegen  könnten  zwei  später  erwähnte  Grafen  Deutsche  und  iu 
dieser  Zeit  in  die  Mark  gekommen  sein.  Ein  Graf  Walter  vonFano  ist 
J 177  beim  Kaiser  zu  Coccorano  in  der  der  Nähe  von  Fano.7  Auf  einen  ihm 
1187  vom  Könige  zu  Cesena  ertheilten  Befehl  restituirt  er  dem  Prior  von  S. 
Maria  in  Porto  Iläuser  und  Gründe  in  der  Vorstadt  von  Fano,  que  sunt  de 
regalicia,  und  verspricht  vice  domini  mei  regis  llenrici  für  diesen  und  dessen 
Nachfolger,  wie  für  sich  und  seine  Nachfolger,  das  aufrecht  zu  erhalten.8  Im 
März  1189  ist  er  dann  beim  Könige  in  Deutschland. 9  Er  scheint  ohne  Erben 
gestorben  zu  sein;  1200  nimmt  der  Pabst  den  Palast,  den  Graf  Walter  in  der 
.Stadt  Fano  erbaute,  wie  den  gesamraten  beweglichen  und  unbeweglichen  Nach- 
lass  desselben  gegen  die  Stadt,  die  sich  desselben  bemächtigt  hatte,  in  An- 
spruch, da  der  Graf  zu  keinem  Testamente  berechtigt  gewesen  sei. 1 0  Er  dürfte 
doch  ein  durch  den  Kaiser  bestellter  deutscher  Gewalthaber  gewesen  sem. 

Dasselbe  möchte  ich  annehmen  vom  Grafen  Gotebald  von  Sini- 
gaglia, der  1189  mit  Walter  beim  Könige  in  Deutschland  erwähnt  wird. 
In  den  Jahren  1191  und  1194  werden  wir  ihn  als  Markgrafen  finden.  Als 
solcher  bestätigter  allerdings  1191  dem  Kloster  Chiaravalle  de  Fiastra  die 
a  maioribu*  weis ,  prwuertim  a  marchione  Guamerio,  gemachten  Schen- 
kungen 1 wonach  er  zu  der  in  dieser  Zeit  gewiss  nicht  mehr  als  deutsch  zu 
betrachtenden  alten  markgräflichen  Familie  zu  gehören  scheint.  Da  aber  kaum 
anzunehmen  ist,  dass  der  Kaiser  einen  Einheimischen  zum  Markgrafen  gesetzt 
haben  sollte,  da  weiter  die  Geschlechtsnamen  durchaus  abweichen12,  so  dürfte 
jener  Ausdruck  nur  seine  Vorgänger  im  Amte  bezeichnen  sollen.  Als  daun 
Markward  Markgraf  wurde,  blieb  er  Graf  von  Sinigaglia  und  erhielt,  wenn  er 
dieselbe  nicht  schon  früher  besass,  auch  die  Grafschaft  Cagli.  Als  Comes 
Seno(jalU>HM8  et  Caliensi*  ist  er  1 1 98  bei  Markward  nach  einer  während  der 
Belageruug  von  Ripatransone  ausgestellten  Urkunde. 13  Zu  Sinigaglia  hat  er 
sich  zunächst  nicht  behauptet;  wir  ersehen  aus  einem  päbstlichen  Schreibeu 
von  1 200,  dass  die  Stadt  vier  Thürme  und  vier  Paläste  in  Sinigaglia  und 
alles,  was  Gotebald  und  ein  anderweitig  nicht  genannter  Giselbrand  an  Häusern 
und  Grundstücken  gekauft  hatten,  in  Besitz  genommen  hatte,  während  der 
Pabst  es  als  zum  Demanium  gehörig  in  Anspruch  nahm. 14  Bei  einem  Frie- 
densschlüsse mit  Fermo  und  dessen  Bundesgenossen  1 202  behalten  sich  An- 
<ona  und  Sinigaglia  ausdrücklich  vor,  dass  Gotebald  nicht,  wie  die  audern 
von  Jesi  und  deren  Komitate,  in  den  Frieden  eingeschlossen  seiu  solle.15  Mit 
andern  Gemeinden  hat  er  sich  auseinanderzusetzen  gewusst;  zu  Osimo  ver- 
zichtet er  als  Graf  von  Sinigaglia  bezeichnet  1200  auf  alle  Ansprüche,  welche 
«>r  an  die  Bewohner  wegen  Zerstörung  des  Castrum  Alliani  und  Castrum  Rupoli 


318.)  7.  Mittarelli  Ann.  4,  b7.  8.  Fantuzxi  2,  162.  tf.  Notixenbl.  2,  178.  10.  Innoc. 
Kp.  I.  3  ep.  52.  11.  Ugbelli  1.  552.  12.  Sein  Sohn  heisst  Ronrad;  ein  Bruder  Bernard 
wird  1194  und  1199  neben  ihm  erwähnt,  tatalani  344;  Compagnoni  78.  18.  Cora- 
pagnoni  78.      14.  Innoc.  Ep.  1.  3  ep.  51.      1&.  Marangoni  251. 
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erheben  könnte16;  auch  die  von  Fano  erhalten  vom  Pabste  einen  Verweis, 
dass  sie  mit  ihm  Frieden  eingegangen  seien.17  Er  ist  dann  1204  Podesta  von 
Osimo18,  scheint  übrigens  nach  wie  vor  zum  Reiche  gehalten  zu  haben,  da  er 
1205  als  Zeuge  beim  Legaten  Lupolt  erscheint.19  Auch  seine  Nachkommen 
haben  sich  in  dieser  Gegend  gehalten,  noch  später  die  kaiserliche  Sache  ver- 
tretend. Conradus  (hittebuldu*  comes  Sinogallie  ist  1211  bei  K.  Otto  in 
Tuszien.20  Auf  Verlangen  des  Pabstes  widerruft  der  Kaiser  1223  alles,  was 
in  der  Mark  durch  seinen  Truchsess  Gunzelin,  Bertold  von  Urslingen  und  per 
Conradum  Guttipuldi  geschehen  sei  und  dass  er  unter  Andern  aucli  Gotti- 
puldum  nepoteni  Conradi  von  dem  ihm  geleisteten  Eide  entbunden  habe.21 
Auch  der  Ansprüche  auf  die  Grafschaften  geschieht  noch  Erwähnung;  1243 
verleiht  der  Kaiser  dem  Conradutius  de  Sterleto,  filio  quondam  Conradi  de 
Gotebald,  quin  priivlegia  de  Senogalliensi  et  Callensi  comiüitibus  a  pre- 
dictis  nostris  progenitoribus  eidem  Conrado  concessa  libere  in  nostris  ma- 
nibus  resignavit  et  omni  iuri,  si  quid  in  eis  habebat,  renuntiavit  expresse, 
den  Bezirk  Massa  in  der  Grafschaft  Sinigaglia,  was  ihm  1 259  vom  könig- 
lichen Vikar  Percival  Doria  bestätigt  wird.22  Mit  den  Städten  scheint  das 
Geschlecht  später  auf  gutem  Fusse  gestanden  zu  haben;  bei  der  Einigung  von 
Sinigaglia  und  Jesi  zu  einer  Gemeinde  1256  wird  bestimmt,  dass  Conradus 
de  Sterleto  fiUus  olim  domini  Goitobaldi  von  allen  Kollekten  und  sonstigen 
städtischen  Lasten  befreit  sein  solle.23 

Den  spätem  Markgrafen  waren  diese  Grafen  sicher  untergeordnet.  Da- 
neben mag  es  denn  auch  hier  noch  Reich s boten  gegeben  haben,  welche 
unmittelbare  Reichsbesitzungen  nur  dem  Kaiser  unterstehend  verwalteten;  so 
einen  kaiserlichen  Vicecomes  zu  Monte  S.  Vito,  welches  der  Kaiser  1 1 77  von 
jeder  Abhängigkeit  vom  Markgrafen  befreite  und  unmittelbar  ans  Reich  nahm. 24 
Auch  zu  Matelica  hatte  ein  Nuntius  des  Kaisers  seinen  Sitz;  der  Kaiser  über- 
liess  1185  dem  Orte  die  Hälfte  der  kaiserlichen  Strafgefölle  und  ermässigte 
das  von  jedem  Herde  zu  zahlende  Fodrum,  wogegen  der  Nuntius  mit  Woh- 
nung und  genügendem  Grundbesitze  auszustatten  war.25 

319.  —  Was  die  spätem  Markgrafen  betrifft,  so  ist  es  unsicher, 
wann  der  Kaiser,  der  anscheinend  seit  1159  markgräfliche  Befugnisse  der 
Nachkommen  Werners  nicht  mehr  anerkannte,  wieder  einen  Markgrafen  setzte. 
Die  Einsetzung  des  K  o  n  r  a  d  vonLützelhard  zum  Markgrafen  von  An- 


1C  Siena  313.  17.  Innoc.  Ep.  I.  3  ep.  52.  18.  Fanciulli  331 .  19.  Vgl.  §  281  n.  «; 
nur  als  QuUtbuttut  bezeichnet  erster  Zeuge.  20.  Bfthmer  Acta  771.  21.  Huillard  2, 288. 
1*2.  Vgl.  Huillard  6,  135.  In  der  einem  vollständigem  Auszuge  entnommenen  Stelle  muss 
etwas  ausgefallen  oder  verdorben  sein;  von  Vorfahren  des  Kaisers  konnten  nicht  wohl 
achon  dem  Konrad  selbst  Privilegien  ertheilt  sein;  es  handelt  sich  wohl  um  Privilegien, 
welche  den  Vorfahren  Konrads  ertheilt  sind.  28.  Siena  221.  24.  Vgl.  §  138  n.  1. 
25.  Stumpf  Reg.  n.  4435.  Nach  einem  mir  vorliegenden  grössern  Auszuge  sind  die  Be- 
stimmungen Ähnlich,  wie  im  Privilege  von  1210,  Bflhmer  Acta  213;  doch  wird  1185  nur 
die  Hälfte  der  Einkünfte  aus  Todschlag,  Verwundung  und  andern  Verbrechen,  1210  auch 
au.s  dem  Pedagium  und  Mercatum  überlassen,  wogegen  1185  ron  jedem  Herde  nur  12  De- 
nar* alle  drei  Jahre,  dagegen  1210  jahrlich  26  Denare  verlangt  werden. 
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cona  und  Fürsten  von  Ravenna  meldet  allerdings  die  Ursperger  Chronik  *,  aber 
ganz  allgemein  von  den  im  J.  1168  et  seqttentibus  armt's  geschehenen  Thal- 
sachen  redend,  so  dass  sich  eine  genauere  Zeitbestimmung  nicht  ergibt.  Dass 
der  Kaiser  die  Mark  als  erledigt  betrachtete,  wird  uns  kaum  ein  Grund  für 
die  Annahme  sein  dürfen,  dass  jene  Einsetzung  schon  1 1 68  oder  kurz  nachher 
erfolgte;  die  Bestellung  von  Reichsbeamten  für  grössere  Sprengel  tritt  über- 
liaupt  erst  in  den  späteren  Zeiten  seiner  Regierung  bestimmter  hervor;  auch 
die  Mark  Tuszien  blieb  lange  unbesetzt,  wurde  nur  in  ihren  einzelnen  Theilen 
von  Reichsbeamten  verwaltet.  Ich  möchte  annehmen,  dass  seine  Einsetzung 
nicht  zu  lange  vor  die  ersten  urkundlichen  Erwähnungen,  im  August  1177  zu 
Venedig2,  fallen  dürfte.  Denn  es  ist  fast  undenkbar,  dass  wir  nie  von  ihm 
hören  sollten,  wenn  er  schon  länger  im  Amte  war;  auch  wenn  bei  Christian 
von  Mainz  1172  die  Nachkommen  der  frühern  Markgrafen  noch  ausdrücklich 
als  Markgrafen  von  Ancona  bezeichnet  zu  sein  scheinen3,  wird  das  doch  darauf 
schliessen  lassen,  dass  Konrad  wenigstens  damals  noch  nicht  im  Amte  war. 
Es  wird  wohl  anzunehmen  sein,  dass  die  Wiederbefestigung  der  kaiserlichen 
Gewalt  iu  der  Mark  Ancona  durch  Christian  die  nächste  Veranlassung  war, 
dort  wieder  einen  Markgrafen  zu  bestellen,  wie  wir  Aehnliches  für  das  Herzog- 
thum Spoleto  zu  erweisen  suchten.4  Später  wird  Konrad  als  Markgraf  von 
Ancona  in  Urkunden  des  Kaisers  1184  und  1185  mehrfach  genannt5,  wäh- 
rend er  auffallenderweise  in  den  Urkunden  K.  Heinrichs  1186  und  1187,  von 
denen  doch  manche  in  der  Mark  selbst  ausgestellt  sind,  nie  erwähnt  wird. 
Nach  anderen  Haltpunkten  war  er  noch  1189  Markgraf  von  Ancona  und 
Herzog  von  Ravenua,  während  er  dann  nicht  lange  nachher  unter  Beibehal- 
tung seiner  Stellung  iu  der  Romagna  Markgraf  von  Tuszien  geworden  sein 
inuss.6 


319.  —  1.  Baaileae  1569,  S.  294.  2.  Fantuzzi  6,  275.  Ughelli  5,  1206.  Moriondi 
2,  740.  8.  VgL  $  317  d.  41.  4.  Wir  könnten  dann  erwarten,  Konrad  schon  früher, 
ebenso  wie  Konrad  ron  Urslingen,  im  Gefolge  Christian*  tu  finden,  wie  es  überhaupt  auf- 
fallend wäre,  das»  Konrad  ror  seiner  Erhebung  in  Italien  gar  nicht  genannt  sein  sollte.  Da 
wäre  dann  allerdings  an  den  §  315  n.  1  erwähnten  Kourad  Latinerius  zu  denken,  ohne 
das«;  ich  freilich  diese  Bezeichnung  bei  ihm  irgend  zu  erklären  wüsste  und  dagegen  zu 
sprechen  scheint,  dass  Konrad  später  in  Italien  mit  dem  Beinamen  Muse*  in  cerebro  ror- 
kommt.  Zweifellos  würde  die  Identität  sein,  wenn  der  in  der  Cron.  Altinate,  Arch.  stör.  8. 
182,  als  zu  Venedig  anwesend  erwähnte  Conradut  Latinerius,  yrineept  imptratorit  W 
marchic,  cum  hominibtu  lr,  Konrad  Ton  Ancona  wäre.  Ich  würde  das  kaum  bezweifeln, 
wenn  nicht  kurz  rorher  ein  Conradu*  Autenenti*  marthio  erwähnt  würde.  Hätten  wir  in 
diesem,  was  aber  doch  auch  sehr  fraglich  sein  kann,  Konrad  von  Ancona  zu  sehen,  so 
würde  jener  andere  Konrad  ron  Montferrat,  vgl.  $  314,  sein  können,  bei  dem  sich  der  Bei- 
name daraus  erklären  Hesse,  dass  man  ihn  als  Lateiner,  als  Wälschredenden  ron  den  deut- 
schen Konraden  unterscheiden  wollte.  Aber  mit  dem  1172  und  1175  genannten  Latine- 
rius ist  er  sicher  nicht  identisch,  da  er  in  der  Urk.  Böhmer  Acta  602  neben  ihm  genannt 
wird :  dass  man  nun  in  kurz  aufeinander  folgenden  Jahren  zwei  Personen  mit  demselben 
Beinamen  bezeichnet  haben  sollte,  ist  doch  höchst  unwahrscheinlich;  ist  der  Latinerius  zu 
Venedig  aber  nicht  Konrad  ron  Montferrat.  so  ist  wohl  kein  anderer  Konrad,  dem  der  her- 
vorragende Titel  und  die  zahlreiche  Begleitung  entsprechen  würde,  als  Konrad  ron  Ancona. 
Denn  auch  Konrad  von  Spoleto  können  diese  Erwähnungen  nicht  treffen.  5.  Vgl.  Scheffer 
219.      U.  Vgl.  $  309  u.  6;$  313  n.  13. 
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Sein  Nachfolger  ist  der  schon  als  Graf  von  Sinigaglia  erwähnte  Gote- 
bald,  der  als  Markgraf  bezeichnet  1191  Jan.  27  im  Gebiete  von  Sinigaglia 
zu  Gerichte  sitzt7,  in  demselben  Jahre  dem  Kloster  Chiaravalle  de  Fiastra 
seine  Besitzungen  bestätigt8  und  1194  Feb.  nach  geleistetem  Treuschwure 
vom  Bischöfe  von  Fermo  für  sich  und  seine  Erben  mit  der  Burg  Cerqueto 
belehnt  wird. 9  In  den  nächstfolgenden  Jahren  nicht  mehr  erwähnt,  sahen  wir, 
dass  er  später  nur  noch  Graf  von  Sinigaglia  und  Cagli  war. 

Damit  stimmt,  dass  der  Kaiser  inzwischen  einen  seiner  ergebensten  und 
thätigsten,  insbesondere  auch  schon  in  italienischen  Angelegenheiten  vielfach 
verwandten  Dienstmannen,  den  Reichstruchsess  Markward  von  Ann- 
weil er10,  zum  Markgrafen  von  Ancona  erhoben  hatte.  In  der  Ursperger 
Chronik  heisst  es  darüber:  Eo  tempore  imperator  Marquardum  de  Annin- 
wilir  dapiferum  et  ministerialem  suum  Ubertate  donavit  et  ducatum  Ra- 
vennae  cum  Romania,  marchiam  quoque  Anconae  sibi  concessit.  Die  Zeit 
seiner  Erhebung  scheint  sich  aus  den  Urkunden  bestimmter  zu  ergeben;  1195 
März  30  heisst  er  nur  Seneschall11,  April  10  zuerst  Marchio  Anconae12; 
seine  Ernennung  wird  danach  gleichzeitig  mit  der  Herzog  Philipps  von  Tuszien 
erfolgt  sein 1 3,  als  die  Unterwerfung  Siziliens  überhaupt  bedeutendere  Aende- 
rungen  in  der  Besetzung  der  Reichsämter  veranlasste.  Dass  ihm  auch  Ravenna 
und  die  Romagnola  unterstanden,  fanden  wir  durch  den  Titel  und  andere 
Zeugnisse  bestätigt  Es  muss  ihm  danu  aber  auch  noch  weiter  südwärts  die 
sizilische  Grafschaft  der  Abruzzen  untergeben  sein,  da  in  einer  Urkunde  von 
1 195  Nov.  28  seinen  sonstigen  Titeln  der  eines  Comes  Aprucii  zugefügt  ist. 14 
Nach  dem  Tode  Konrads  von  Lützelhard  erhielt  er  vom  Kaiser  1197  auch 
noch  die  Grafschaft  Molise15,  wonach  er  1198  den  Titel  eines  Dux  Ra- 
vennae,  marclüo  Anconae  et  Molisii  führt.16  So  war  der  grösste  Theil  der 
adriatischen  Küstenländer  in  zusammenhängender  Masse  in  seiner  Hand  ver- 
einigt Es  wäre  möglich,  dass  dadurch  erst  Ascoli  bestimmter  mit  der  Mark 
vereinigt  wurde17;  übrigens  blieb  ihr  Bestand  durch  diese  Verbindung  mit 
andern  Gebietstheilen  unberührt.  Gerade  zur  Zeit  Markwards  ist  uns  dieser 
genauer  bezeichnet;  K.  Otto  verlieh  1210  dem  Markgrafen  Azzo  von  Este 
totam  marchiam  Anchone,  ticut  marchio  Marquardts  luibuit  et  tenuit  eam 
tempore  —  Henrici  imperatoris —  sicut  Alpes  Apenini  tenditur  in/erius, 
nämlich  die  Städte  Ascoli,  Fermo,  Camerino,  Umana,  Ancona,  Osimo,  Jesi, 
Sinigaglia,  Fano,  Pesaro,  Fossombrone  und  Cagli,  jede  mit  Grafschaft  und 
Bisthum;  dann  noch  Sassoferrato  und  Roccha  Apenini. 18  Mark  ward  ging 
dann  später  in  das  Königreich  und  fand  dort  1202  sein  Ende. 


7.  Mittarelli  Ann.  9,  36.  8.  üghelli  l,  552.  9.  Cetalani  344.  10.  Vgl.  über  ihn 
Sitzungsber.  40,  471,  wozu  sich  freilich  noch  viele  Ergänzungen  fanden.  U.  Böhmer 
Acta  199.  200.  12.  üghelli  1,  460.  13.  Vgl.  S  315  n.  27.  14.  Frey  n.  Remling 
Otterberger  Urkundenb.  4.  15.  Riccard.  de  S.  Germ.  Mon.  Germ.  19,  329.  Vgl.  $  315. 
16.  Compagnoni  78.  17.  Vgl.  $  318  n.  3.  Toeche  355  weist  darauf  hin,  dass  1 195  zu 
Ascoli  in  der  Rekognition  noch  der  sizilische  Kanzler  aufgeführt  wird;  es  ist  das  wohl 
jedenfalls  eine  Uligenauigkeit,  die  aber  doch  erklärlicher  ist,  wenn  Ascoli  bisher  eine  Son- 
derstellung einnahm.     18.  Autich.  Est.  1,  392. 


Digitized  by  Google 


256 


Provinzialbeamte  des  zwölften  Jahrhunderts. 


3*20.  —  Nach  dem  Gesagten  war  die  Provinzialverwaltung  im  zwölften 
Jahrhunderte  sehr  verschieden  gestaltet,  wie  sich  das  leicht  daraus  erklärt, 
dass  einerseits  die  Verhältnisse  sehr  verschieden  waren,  welche  K.  Friedrich  I 
in  den  einzelnen  Landestheilen  vorfand,  andererseits  es  nicht  überall  in  gleicher 
Weise  in  seiner  Macht  lag,  die  von  ihm  beabsichtigten  Einrichtungen  that- 
sächlich  durchzuführen.  Steht  schon  das  einer  zusammenfassenden  Erörterung 
der  allgemeinen  Verhältnisse  der  Provinzialverwaltung  sehr 
im  Wege,  so  kommt  noch  die  sehr  grosse  Dürftigkeit  der  Quellen  hinzu; 
grossentheils  finden  wir  nur  die  Namen  erwähnt,  selten  eine  Nachricht,  welche 
die  Stellung  des  einzelnen  Beamten  etwas  genauer  erkennen  lässt,  bei  der  es 
dann  aus  dem  angedeuteten  Grunde  sehr  fraglich  ist,  ob  wir  dieselbe  verall- 
gemeinern dürfen.  Wir  werden  uns  darauf  beschränken  müssen,  einzelne 
Puukte  hervorzuheben,  für  welche  das  Material  einen  wenigstens  annähernd 
genügenden  Anhalt  zu  bieten  scheint,  zumal,  wenn  wir  hie  und  da  schon  vor- 
greifend auf  die  Verhältnisse  der  nächstfolgenden  Zeit  Rücksicht  nehmen;  wir 
behalten  uns  dagegen  vor,  auf  das  Wenige,  was  sich  über  einige  andere  bei 
einer  Beschränkung  auf  das  zwölfte  Jahrhundert  sagen  Hesse,  bei  Erörterung 
.  der  entsprechenden  Verhältnisse  der  spätem  Zeit  im  Zusammenhange  zurück- 
zukommen. 

Die  Ausdehnung  der  Amts spren gel  schliesst  sich  noch  ganz  vorwie- 
gend an  die  alte  feudale  Gliederung  an.  Die  Hauptgrundlage  bildet  die  alte 
Eintheihing  in  Grafschaften,  welche  auch  durch  die  städtische  Entwick- 
lung in  den  meisten  Theilen  des  Reichs  nicht  beseitigt,  im  allgemeinen  in  der 
Weise  zu  ihr  in  nähere  Beziehungen  getreten  war,  dass  die  zur  Selbstständig- 
keit gelangten  Städte  die  Hoheit  über  den  Komitat  als  Zubehör  der  Stadt 
beanspruchten. 1  Dürfen  wir  nun  aus  dem,  was  K.  Friedrich  da  durchführte, 
wo  er  die  Macht  dazu  hatte,  auf  das  schliessen,  was  er  im  allgemeinen  er- 
strebte, so  hatte  er  zunächst  wohl  die  Verwaltung  aller  einzelnen  Grafschaften 
durch  einen  Reichsbeamten  im  Auge,  mochte  dieser  nun,  wo  das  Hauptgewicht 
auf  die  im  Komitate  belegene  Stadt  fiel,  als  Podesta,  oder  als  Graf  bezeichnet 
werden ;  dieser  war  dann  nur  dem  Generallegaten  untergeordnet. 

Die  Durchführung  dieser  Absicht  konnte  einmal  eine  Schranke  darin 
finden,  dass  die  Rechte  der  a  1 1  e  n  F  e  u  d  a  1  g  e  w  a  1 1  e  n ,  wo  diese  sich  noch 
im  ^tatsächlichen  Besitze  der  Grafschaft  behauptet  hatten,  zu  achten  waren. 
In  ausgedehnterem  Masse  war  das  wohl  nur  in  Piemont  der  Fall,  wo  die  alte 
Gliederung  zwar  am  meisten  zersetzt  gewesen  zu  sein  scheint,  die  gräfliche 
Amtsgewalt  aber  in  solchem  Umfange  in  den  Händen  der  markgräflichen  Ge- 
schlechter war,  dass  für  grössere  geschlossene  Verwaltungsbezirke  des  Reichs 
hier  kein  Raum  war,  die  Reichsbesitzungen  uud  die  selbststandigen  Städte 
hier  wesentlich  nur  als  von  der  markgräflichen  Gewalt  abgenommene  Gebiete 
erscheinen.   In  den  übrigen  Reichstheilen  hatten  sich  nur  ausnahmsweise 

320.  —  1.  Vgl.  §  121  fT.  Besonders  deutlich  tritt  die  Geltendmachung  dieses  Grund- 
satzes herror  in  einem  Rechtsstreite  zwischen  Mailand  und  Como  1170.  Rorelli  2,  353: 
suchte  man  beim  Konstanzer  Frieden  eine  allgemeine  Anerkennung  dafür  zu  erlangen,  so 
ist  der  Kaiser  nicht  darauf  eingegangen;  Tgl.  Ficker  Lombardenb.  38. 
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geistliche  oder  weltliche  Vasallen  im  thatsächlichen  Besitze  ganzer  Grafschaften 
gelialten.2  Dem  Namen  nach  mochten  noch  viele  mit  der  Grafschaft  belehnt 
sein.  Herzog  Weif  verlieh  noch  1 160  sieben  Grafschaften  an  tuszische  Grosse3, 
obwohl  hier  kaum  noch  ein  oder  andere  geschlossene  Grafschaft  in  den  Hän- 
den eines  einheimischen  Grafengeschlechtes  sein  mochte.  Ein  einheimischer 
Graf  von  Siena  wird  noch  in  den  ersten  Zeiten  K.  Friedrichs  I  erwähnt4;  aber 
die  gräflichen  Rechte  im  Komitate  übte  gewiss  im  allgemeinen  die  Stadt.  Die 
Grafen  von  Seprio  betonten  noch  1170,  dass  die  Grafschaft  ihnen  geliehen 
sei5,  obwohl  dieselbe  längst  im  thatsächlichen  Besitze  entweder  Mailands,  oder 
eines  vom  Reiche  gesetzten  Grafen  war.  Die  Grafen  von  Treviso  werden  noch 
mit  dem  Komitat  belehnt,  als  die  Hoheitsrechte  über  das  Gebiet  nicht  allein 
thatsächlich,  sondern  auf  Grandlage  des  Friedens  auch  rechtlich  in  der  Hand 
der  Stadt  waren. 6  waren  dann  überhaupt  der  Hoheit 

der  Stadt  unterworfen,  womit  vereinbar  ist,  dass  ihnen  gewisse  Hoheitsrechte 
auf  ihren  Besitzungen  belassen  wurden7;  sie  waren  dann  doch  im  allgemeinen 
zu  Eingesessenen  der  Grafschaft  geworden  und  konnten  es  demnach  auch 
bleiben,  wenn  die  Grafschaft  für  das  Reich  verwaltet  wurde,  da  ihre  bisherige 
thatsächliche  Stellung  nicht  dadurch  geändert  wurde.  Oder  sie  hatten  sich  in 
den  Theilen  der  Grafschaft,  wo  ihre  Besitzungen  lagen,  in  unabhängiger  Uebung 
ihrer  Gewalt  behauptet.  Dabei  wurden  sie  dann  auch  vom  Reiche  belassen, 
ihnen  insbesondere  vielfach  die  der  gräflichen  entsprechende  Gerichtsbarkeit 
und  der  persönliche  Gerichtsstand  vor  dem  Kaiser  oder  einem  besondern  Boten 
bestätigt,  so  dass  sie  den  ordentlichen  Reichsbeamten  nicht  unterstanden.8 
Aber  ihre  Bezirke,  wenn  man  sie  auch  vereinzelt  als  Grafschaft  bezeichnen 
mochte,  hatten  dann  doch  nur  den  Charakter  von  Gebieten,  welche  von  der 
ordentlichen  Amtsgewalt  eximirt  waren;  ihre  Befugnisse  haben  nicht  mehr  den 
Charakter  einer  öffentlichen  Amtsgewalt;  es  ist  zunächst  die  privatrechtliche 
Grundlage  des  eigenen  oder  geliehenen  Grundbesitzes  dafür  massgebend,  als 
deren  Zubehör  die  ihnen  verliehenen  Hoheitsrechte  mehr  und  mehr  erscheinen. 
Es  wird  denn  auch  sichtlich  vom  Reiche  selbst  bei  Geschlechtern,  welche  sich 
wie  die  Ddebrandeschi  oder  Guidi  im  Besitze  bedeutender  Bezirke,  wenn  nicht 
ganzer  Grafschaften  behauptet  hatten,  eine  vom  thatsächlichen  Besitze  unab- 
hängige Amtsgewalt  nicht  mehr  anerkannt,  es  ist  nur  die  Rede  von  den  Ho- 
heitsrechten auf  ihren  Besitzungen,  wozu  denn  jetzt  freilich  in  Folge  dieser 
Entwicklung  mauches  geworden  sein  mochte,  über  das  ursprünglich  dem  Ge- 
schlechte lediglich  Amtsbefugnisse  zugestanden  hatten.9  Eine  entsprechende 
Stellung  nahmen  dann  auch  die  Bischöfe  ein,  welche  sich  wenigstens  auf  ihreu 
unmittelbaren  Besitzungen  in  den  Grafschaftsrechten  behauptet  hatten. 1 0  Hie 
und  da  konnten  diese  Gebiete  allerdings  wohl  so  ausgedehnt  sein,  dass  für  die 
Thätigkeit  von  Reichsbeamten  mit  zunächst  gräflichen  Befugnissen  kein  Raum 
gewesen  wäre,  wie  denn  etwa  im  Machtgebiete  der  Ildebrandeschi  auch  von 


2,  Vgl.  §  119.  120.  8.  Vgl.  §  133  n.  2.  4.  Vgl.  §  312  n.  2.  5.  Rovelli  2,  353. 
«.  Vgl.  |  119  n.  4.  7.  Vgl.  $  129  n.  11;  $238  u.  9.  8.  Vgl.  §  157.  9.  Vgl.  §  129; 
$  229.     10.  Vgl.  §  126  n.  6.  7. 

Flcker  ForMbODgea.  II.  1  7 


Digitized  by  Google 


258 


rroTinzialbeamte  des  zwölften  Jahrhunderts. 


solchen  nie  die  Rede  ist.  Im  allgemeinen  hätte  aber  dieses  Verhältniss  in  den 
meisten  Reichstheilen  das  Vorgehen  des  Kaisers  kaum  gehindert;  sah  man 
nicht  auf  unwirksam  gewordene  frühere  Ansprüche,  sondern  auf  die  thatsach- 
liche  bisherige  Stellung,  so  konnte  es  genügen,  wenn  solche  Grosse  da,  wo 
man  sie  noch  nicht  als  blosse  Eingesessene  einer  Grafschaft  fand,  mit  ihren 
Besitzungen  von  der  Gewalt  der  Reichsgrafen  eximirt  blieben. 

Das  entscheidende  Hinderniss  fiir  die  Durchführung  der  Plane  des  Kaisers 
bildeten  die  Ansprüche  der  Städte  auf  Selbstverwaltung  durch  gewählte 
Obrigkeiten  und  auf  die  Hoheit  über  den  Komitat.  In  der  Zeit  von  1 158  bis 
1162  scheint  der  Kaiser  solche  Ansprüche  schlechtweg  als  unzulässig  be- 
trachtet, auf  Verwaltung  aller  Städte  mit  ihren  Gebieten  durch  Podestaten 
bestanden  zu  haben,  welche  von  ihm  aus  den  Bürgern  gesetzt  waren.  Seit 
1 162  folgt  er  da  andern  Gesichtspunkten;  als  Regel  hält  er  an  der  Verwal- 
tung der  Stadtgebiete  durch  Podestaten  und  Grafen  fest,  welche  er  jetzt  nicht 
mehr  aus  den  Einheimischen  setzt;  als  Ausnahme  gesteht  er  dagegen  begün- 
stigten Städten  die  Selbstverwaltung  und  die  Hoheit  über  die  Grafschaft  zu. 1 1 
Die  weitere  Entwicklung  führt  dann  dahin,  dass  dieses  Verhältniss  in  der 
eigentlichen  Lombardei  und  der  Trevisaner  Mark  die  Regel  wird,  während  es 
in  Mittelitalien  auch  später  Ausnahme  bleibt 

So  einfach  gestaltete  sich  nun  freilich  auf  dieser  Grundlage  das  Ver- 
hältniss nicht,  dass  die  Komitate  entweder  in  den  Händen  der  Stadt  oder  des 
Reiches  war.  Auch  da,  wo  dem  Komitate  ein  vom  Kaiser  gesetzter  Graf  vor- 
stand, war  die  Stadt  mit  einem  kleinen  Bezirke  oft  von  seiner  Gewalt  ausge- 
nommen, wie  das  insbesondere  in  Tuszien  deutlich  hervortritt 12  Umgekehrt 
war  den  Städten,  so  insbesondere  auch  im  Konstanzer  Frieden,  nicht  gerade 
ein  allgemeines  Recht  auf  den  ganzen  Komitat  zuerkannt13;  ihr  hergebrachter 
Besitzstand  war  entscheidend,  es  konnten  Theile  zur  Verfügung  des  Reichs 
bleiben ;  oder  wenn  einer  Stadt  im  allgemeinen  der  Komitat  zugesprochen  war, 
wurden  Theile  desselben  von  ihrer  Hoheit  ausgeschlossen,  insbesondere  Be- 
sitzungen von  Edeln  und  Kirchen.14  Wohl  überall  war  das  mit  den  unmittel- 
baren Besitzungen  des  Reiches  der  Fall,  für  welche  dann  Beamte  zu  bestellen 
waren,  welchen  in  diesen  eximirten  Bezirken  eine  der  gräflichen  entsprechende 
Amtsgewalt  zustehen  musste. 15  Dasselbe  konnte  der  Fall  sein,  wenn  einzelne 
Orte  zwar  aus  besondern  Rücksichten  der  Gewalt  der  ordentlichen  Reiclis- 
beamten  entzogen,  ihnen  aber  doch  nicht  die  Selbstverwaltung  gestattet  war. ,Ä 

Schon  der  Umstand,  dass  es  nicht  gelang,  auf  der  Stufe  der  Grafschaft 
die  Verhältnisse  gleichförmig  zu  ordnen,  sich  hier  eine  grosse  Mannichfaltig- 
keit  ergab,  musste  das  Bedürfniss  nach  grossem,  das  Vereinzelte  zusammen- 
fassenden Verwaltungssprengeln  des  Reiclis  nahe  legen,  welche  wir,  wenn  der 
Titel  auch  nur theilweise zutrifft,  als  markgräfliche  Sprengel  bezeichnen 
können.  Sie  boten  zugleich  den  Vortheil,  dass  damit  nun  auch  solche  Gebiete, 
welchen  auf  der  Stufe  der  Grafschaft  die  Selbstverwaltung  belassen  war,  doch 


320.]  11.  Vgl.  §§  124.  296.  12.  Vgl.  §  313.  1«.  Vgl.  Ficker  Lombardei*.  38. 
14.  Vgl.  §  128  n.  1.      15.  Vgl.  §§  302.  304.      1«.  Vgl.  §  313  n.  21 ;  $  318  n.  24. 
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einem  hohem  Reichsbeamten  unterstanden,  der  stätiger  auf  sie  einwirken 
konnte,  als  das  dem  Generallegaten  bei  der  grossen  Ausdehnung  seines  Spren- 
geis möglich  war.  Die  markgräflichen  Gewalten,  welche  in  Mittelitalien  zu  der 
Zeit  bestanden,  als  K.  Friedrich  die  Neuordnung  der  italienischen  Verhältnisse 
begann,  waren  allerdings  seinen  Planen  unmittelbarer  Reichs  Verwaltung  eher 
hinderlich;  wir  finden  die  kaiserliche  Politik  da  bestrebt,  die  markgräfliche 
Gewalt  zu  schwächen17;  auch  als  er  hier  später  freier  verfügen  konnte,  scheint 
er  nicht  sogleich  die  Marken  neu  besetzt  zu  haben.  Was  sich  sonst  von  ein- 
schlägigen Massregeln  findet,  hat  einen  vorübergehenden  Charakter;  wir  finden 
zeitweise  einen  Beamten  für  die  ganze  Lombardei18,  einen  Legaten  für  die 
Romagna19;  es  ist  möglich,  dass  einzelnen  Grafen,  wie  dem  von  S.  Miniato 
oder  Assisi  umfassendere  Befugnisse  auch  ausserhalb  ihres  Sprengeis  zustan- 
den20; auch  das  Nebeneinandervorkommen  zweier  Generallegaten  mit  viel- 
leicht verschiedenen  Sprengein21  mag  mit  solchen  Gesichtspunkten  zusammen- 
hängen. Von  nachhaltiger  Bedeutung  waren  dann  erst  die  Wiederbestellung 
eines  Herzogs  von  Spoleto  und  eines  Markgrafen  von  Ancona,  welche  aber 
kaum  vor  1177  erfolgt  zu  sein  scheint.22  Bestimmter  scheint  eine  Tendenz 
auf  Bildung  grösserer  Verwaltungssprengel  erst  von  K.  Heinrich  VI  verfolgt 
zu  sein,  als  diesem  seit  1 186  Italien  überlassen  war.  Wir  finden  jetzt  nicht 
allein  alsbald  wieder  einen  Beamten  für  ganz  Tuszien23,  wie  es  solche  schon 
früher  gegeben  hatte;  in  der  Romagna  wird  ein  ganz  neuer  Sprengel  gebildet, 
dessen  Beziehungen  zu  dem  wohl  früher  schon  genannten  Herzogthume  Ra- 
venna  anfangs  unklar  sind,  der  dann  jedenfalls  in  den  spätem  Zeiten  K.  Hein- 
richs die  ganze  Romagna  umfasst.24  Ebenso  scheint  es,  dass  jetzt  Trushard 
von  Kestenburg  und  Thomas  von  Annone,  obwohl  ihnen  ein  bestimmterer 
territorialer  Amtstitel  fehlt,  mit  der  Reichsverwaltung  von  ganz  Piemont  be- 
traut waren.25  In  der  Veroneser  Mark  waren  dem  Namen  nach  die  von  Baden 
noch  Markgrafen,  ohne  dass  ihre  Gewalt  von  irgendwelcher  Bedeutung  ge- 
wesen wäre26;  noch  weniger  Gewicht  war  der  Belehnung  der  Este  mit  der 
Mark  Mailand  beizulegen.27  Die  Rechte  dieser  Geschlechter  waren  gewiss 
nicht  der  Grund,  wenn  Heinrich  nicht  auch  hier  die  Bildung  grösserer  Sprengel 
versuchte28;  beim  völligen  Durchdringen  stadtischer  Selbstständigkeit  in  diesen 
Gebieten  wäre  hier  für  eine  wirksame  markgräfliche  Gewalt  kaum  die  Grund- 
lage vorhanden  gewesen.  Den  Reichsinteressen  konnte  hier  durch  die  General- 
legaten und  sonstige  ausserordentliche  Boten  genügt  werden.  Und  fanden  hier 
die  meisten  Städte  in  dem  Bunde  die  höhere  Einheit,  so  standen  diesen  auch 
die  nicht  zum  Bunde  gehörigen  Städte  meistenteils  als  geschlossene  kaiser- 


17.  Vgl.  $  137.  18.  Vgl.  S  297.  19.  Vgl.  §  305  n.  10.  20.  Vgl.  §  311  n.  12; 
$  316  n.ll.  21.  Vgl.  §  279  n.  15.  22.  Vgl.  §  316  n.  9;  §  319  n.  2.  28.  Vgl. 
$  315.  24.  Vgl.  §  309.  2&.  Vgl.  $  304.  26.  Vgl.  $  143.  27.  Vgl.  §  140. 
28.  Auf  einen  solchen  Versuch  kennte  übrigens  deuten,  dass  gerade  1187  Trushard  den 
Titel  eines  Legaten  ron  Lombardien  führt,  Tgl.  §  304  n.  3,  der  freilich  für  diese  Zeit  ganz 
rereinzelt  bleibt.  Nennt  sich  spater  Thomas  meist  schlechtweg  Nuntins  des  Kaisers,  so 
wäre  es  auch  hier  möglich,  dass  seine  Vollmachten  die  ganze  Lombardei  umfassten,  seine 
Thätigkeit  sich  nur  thatsächlich  auf  Piemont  beschrankte. 
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liehe  Partei  zur  .Seite;  insbesondere  zeigte  sich  K.  Heinrich  zeitweise  bemüht, 
auf  dieser  Grundlage  ein  festes  Gegenbündniss  zu  gestalten.29  Dann  aber 
wird  sich  für  die  Tendenz,  die  Uebung  der  dem  Reiche  zustehenden  Befugnisse 
für  grössere  Sprengel  in  einer  Hand  zu  vereinigen,  immerhin  auch  auf  die  an- 
scheinend 1186  geschehene  Uebertragung  der  Appellationsgerichtsbarkeit  in 
der  ganzen  Mark  Verona  an  die  Markgrafen  von  Este  hinweisen  lassen. 30 

321.  —  Was  die  Befugnisse  der  verschiedenen  Reichsbeamten  be- 
trifft, so  liegen  uns  darüber  ausserordentlich  wenige  ausdrückliche  Zeugnisse 
vor,  welche  grossentheils  schon  erwähnt  wurden.  So  überaus  verschieden  sich 
da  im  einzelnen  vieles  gestalten  konnte,  da  das  Reich  selbst,  auf  welches  ihre 
Gewalt  unmittelbar  zurückging,  seine  Ansprüche  nicht  überall  in  gleicher 
Weise  durchführen  konnte,  so  werden  wir  sagen  können,  dass  ihnen  zunächst 
die  ordentlichen  Amtsbefugnisse  der  feudalen  oder  städtischen  Ge- 
walt zustanden,  welche  sie  ersetzten.  Also  hier  wie  dort  zunächst  die  alte 
Grafengewalt;  wie  denn  für  die  Reichsgrafen  von  Siena  die  Gewalt  der  frühem 
Lehensgrafen  ebenso  als  massgebend  betrachtet  wird,  wie  später  die  An- 
sprüche der  Stadt  auf  den  Komitat  wieder  die  Befugnisse  der  Reichsgrafen 
zum  Ausgang  nehmen;  insbesondere  finden  wir  Gerichtsbann  und  Heerbann 
in  ihrer  Hand. 1  Hörten  in  den  Städten  mit  der  Einsetzung  kaiserlicher  Po- 
destaten  die  Konsuln  auf,  so  ging  wohl  die  Gesammtheit  der  Befugnisse, 
welche  jene  bisher  übten,  auf  diese  über.  Später  finden  sich  dann  wohl  Kon- 
suln neben  einem  kaiserlichen  Podesta2;  wie  da  die  Befugnisse  getheüt  waren, 
tritt  nirgends  bestimmter  hervor;  höhere  Gerichtsbarkeit  und  Kriegswesen 
mögen  da  dem  Reichsbeamten  vorbehalten,  die  übrige  Verwaltung  zunächst 
den  Konsuln  überlassen  sein.  Auch  für  die  höhern  Reichsbeamten  wird  da, 
wo  es  sich,  wie  in  Mittelitalien,  um  althergebrachte  Sprengel  handelte,  die 
Gewalt  der  frühern  belehnten  Markgrafen  noch  vielfach  den  Massstab  für  die 
anzusprechenden  Befugnisse  gebildet  haben ;  wie  die  frühern  Markgrafen  von 
Tuszien  und  Ancona  ihre  Gewalt  als  Fortsetzung  der  der  frühern  Herrscher 
des  Landes  betrachten3,  so  ist  kein  Grund,  dass  das  nicht  ebenso  bei  den 
spätem  der  Fall  war.  Jedenfalls  war  ihre  Gewalt  selbst  da  eine  sehr  ausge- 
dehnte, wo  den  Städteu  die  Selbstverwaltung  belassen  war.4 

Wir  haben  nun  aber  weiter  schon  im  Eingange  des  Abschnittes  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Reichsbeamten  jetzt  durchweg  mit  den  ordentlichen 
Amtsbefugnissen  auch  die  Befugnisse  von  Reichsboten  verbinden. 
Ueberaus  häufig  gaben  uns  Wechsel  oder  Verbindung  der  Titel  dafür  ein  aus- 
drückliches Zeugniss;  finden  wir  in  der  frühern  Zeit,  als  der  Kaiser  die  Städte 
durch  eingeborne  Podestaten  verwalten  Hess,  wohl  daneben  noch  Reichsboten 
für  denselben  Bezirk5,  so  kommt  es  später  nicht  mehr  vor,  dass  für  ein  und 
denselben  Sprengel  ein  ordentlicher  und  ein  ausserordentlicher  Beamter  bestellt 
war,  oder  es  lässt  sich  das  Vorkommen  des  letztem  durch  Abwesenheit  jenes 


320.J  2».  Vgl.  S  301  n.  34.     80.  Vgl.  §  241. 

321.      1.  Vgl.  §  312.     2.  Vgl.  §  297  n.  2:  §  304  n.  29;  $  307  n.  Iß.     8.  Vgl. 
§  310  n.  12;  §317  n.  13.     4.  Vgl.  §  138.     6.  Vgl.  §  295. 
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erklären.6  Wir  werden  danach  wohl  die  Verbindung  der  beiderseitigen  Be- 
fugnisse als  die  Regel  annehmen  dürfen.  Vielfach  werden  dieselben  dann 
überhaupt  nicht  mehr  schärfer  auseinandergehalten  sein.  Als  Reichsbote  ver- 
waltete der  Graf  oder  Podesta  wohl  zunächst  die  dem  Reiche  in  seinem  Be- 
zirke unmittelbar  zustehenden  nutzbaren  Regalien.  Es  dürften  weiter  manche 
gerichtliche  Befugnisse  zunächst  in  der  Eigenschaft  eines  Reichsboten  geübt 
sein.  So  wohl  das  Recht  zur  Verhängung  oder  Androhung  des  Reichsbannes, 
das  jetzt  auf  den  König  und  seine  Legaten  beschränkt  erscheint. 7  Dass  das- 
selbe nicht  etwa  ausschliesslich  den  Generallegaten  zustand,  ergibt  eine  Ge- 
richtsurkunde des  Eberhard,  Grafen  vonS.  Miniato  und  Legaten  des  Kaisers: 
Hec  quidem  ßrmata  sunt  a  predicto  comite  sub  pena  Lv.  libr.  optimi  <tr- 
genti  et  sub  bando  predicti  imperatoris.b  Sind  mir  weitere  Beispiele  nicht 
bekannt  geworden,  so  kann  das  bei  der  Dürftigkeit  der  Zeugnisse  nicht  be- 
fremden. 

Dass  insbesondere  auch  den  höhern  Reichsbeamten  in  den  mittelitalie- 
nischen  Sprengein  die  Verhängung  des  Reichsbannes,  wie  die  sonstigen 
missatischen  Befugnisse  zustanden,  wird  gewiss  nicht  zu  bezweifeln  sein.9 
Allerdings  findet  sich  bei  diesen  nur  ganz  vereinzelt  und  in  Zeiten,  wo  der 
spätere  Amtstitel  sich  noch  kaum  festgestellt  hatte,  ein  Titel,  welcher  sie  zu- 
gleich als  Reichsboten  bezeichnet10  Aber  ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass 
ihnen  die  Befugnisse  derselben  dauernd  zustandeu.  In  einem  allerdings  spätem 
Falle  tritt  das  sehr  deutlich  hervor.  Gottfrid  von  Blandrate  führt  durchweg 
nur  den  Amtstitel  eines  Grafen  der  Romagna,  ist  auch  nur  als  solcher  in  der 
uns  erhaltenen  Bestallung  von  1221  bezeichnet,  obwohl  ihm  in  derselben  auch 
die  Banngewalt  und  andere  raissatische  Befugnisse  zugesprochen  werden11; 
bei  üebung  derselben  werden  dieselben  trotzdem  von  den  gräflichen  sichtlich 
geschieden;  er  verhangt  1222  den  Reichsbann  über  Imola  nuctaritaU  impe- 
ratvrie  legationis,  qua  fungitur,  wie  auch  sonst  in  der  Urkunde  mehrfach 
betont  ist,  dass  er  nicht  blos  Graf,  sondern  auch  Nuntius  imperatorfs  sei. 12 
Zweifellos  wird  auch  wohl  anzunehmen  sein,  dass  die  Reichsbeamten  ins- 
besondere in  Mittelitalien  als  ständige  Reichsboten  durchweg  die  dem  Kaiser 
vorbehalteuen  Rechtssachen,  insbesondere  auch  die  Appellationen  entschieden; 
einen  bestimmten  Beleg  weiss  ich  freilich  aus  dieser  Zeit  nicht  zu  bringen; 


«.  Vgl.  $  315  n.  12.  7.  Vgl.  §  41  n.  6.  8.  Mem.  di  Lucca  4b,  181.  9.  Es  ist  schon 
früher  darauf  hingewiesen,  dass  die  Markgrafen  von  Tuszien,  auch  noch  Herzog  Philipp, 
dann  die  Markgrafen  Ton  Ancona  Bannstrafen  androhen;  dabei  üben  sie  aber  sichtlich  eine 
▼on  ihren  Vorgingern  beibehaltene,  als  raarkgräflicbe  zu  bezeichnende  Befugniss,  welche 
zum  neuern  Reichsbanne  keine  Beziehung  hat.  Vgl.  $  30  n.  7.  14.  20.  Ebenso  ist  es  noch 
auf  den  alten  ROnigsbann  zu  beziehen,  wenn  es  Tom  Markgrafen  ron  Ancona  1134  heisst: 
banmtm  misit  super  caput  —  advocaii,  und  noch  1 191 :  ii  weit  hü  eos  —  et  poittit  bandnm 
super  eos;  Amiani  5;  Mittarelli  Ann.  9,  16;  Tgl.  $  28  n.  27.  Unter  dem  Bannum,  welches 
nach  Urkunde  ron  1187  dem  Herzoge  Ton  Spoleto  zu  Terni  zusteht,  ist  nur  an  die  ihm  zu 
zahlenden  Strafgelder  überhaupt  zu  denken,  wie  diese  Bedeutung  noch  bestimmter  in  Ur- 
kunde Heinrichs  von  Lautern  als  Herrn  Ton  Luzzara  und  Guastalla  herrortritt;  Tgl.  Böhmer 
Aeta  606.  607.  10.  Vgl.  $  308  n.  1 ;  $  316  n.  1 1.  11.  Huillard  2,  186.  12.  SaTioli 
3,  21;  Tgl.  $70  n.  9. 
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aber  während  wir  in  Oberitalien,  wo  entsprechende  Beamte  fehlen,  für  die 
Appellationen  ständige  Boten  des  Kaisers  bestellt  fiuden13,  ist  davon  hier 
nicht  die  Rede,  wie  auch  einer  Entscheidung  durch  kaiserliche  Delegirte  für 
den  Einzelfall14  hier  kaum  gedacht  wird.  Das  ist  doch  wohl  nur  dann  erklär- 
lich, wenn  den  ordentlichen  Reichsbeamten  auch  die  sonst  dem  Reiche  vorbe- 
haltene Gerichtsbarkeit  zustand. 

Wo  die  Verbindung  der  missatischen  mit  der  ordentlichen 
Amtsgewalt  in  der  Weise  stattfand,  dass  einer  Person  die  eine  wie  die 
andere  in  derselben  örtlichen  Ausdehnung  zustand,  da  mochte  der  Unterschied 
überhaupt  wenig  betont,  ihre  Gewalt,  die  ja  in  der  einen,  wie  der  andern 
Richtung  vom  Kaiser  übertragen  war,  wesentlich  als  eine  einheitliche  betrachtet 
werden.  In  der  Mark  Ancona,  wo,  so  weit  die  dürftigen  Zeugnisse  das  er- 
kennen lassen,  auch  die  ordentliche  Amtsgewalt  durchaus  von  den  vom  Kaiser 
gesetzten  Markgrafen  und  Grafen  geübt  wurde,  dieselbe  insbesondere  nirgends 
den  städtischen  Behörden  überlassen  gewesen  zu  sein  scheint,  finden  wir  im 
Titel  der  Markgrafen  und  Grafen  auch  nie  die  Stellung  des  Reichsboten  be- 
tont. Von  Bedeutung  war  der  Unterschied  aber  da,  wo  der  örtliche  Umfang 
der  beiderseitigen  Befugnisse  ein  verschiedener  war.  Wo  die  der  gräflichen 
entsprechende  ordentliche  Amtsgewalt  einer  Stadt  oder  auch  einem  Feudal- 
herren zustand,  war  für  die  Wahrnehmung  der  dem  Reiche  vorbehaltenen 
Befugnisse  anderweitig  Sorge  zu  tragen.  Gab  es  da  einen  höhern  Beamten  in 
markgräflicher  Stellung,  dem  dann  die  missatischen  Befugnisse  in  seinem 
ganzen  Sprengel  zustanden,  so  war  damit  jenem  Bedürfnisse  genügt  und  zu- 
gleich die  Grundlage  gewonnen,  auf  der  sich  auch  da,  wo  die  gräfliche  Gewalt 
nicht  in  den  Händen  des  Reichs  war,  eine  markgräfliche  Gewalt  wiederher- 
stellen liess,  welche  mit  wichtigen  Befugnissen  im  ganzen  Sprengel  ausgestattet 
war,  auch  wenn  sich  an  althergebrachte  markgräfliche  Befugnisse  nicht  an- 
knöpfen liess.  So  in  der  Romagna,  wo  wir  wohl  die  frühere  Stellung  des  Erz- 
bischofs  von  Ravenna  als  markgräfliche  bezeichnen  können15,  aber  doch  in 
keiner  Weise  die  späteren  vom  Kaiser  gesetzten  Grafen  der  Romagna  oder 
Herzoge  von  Ravenna  sich  als  dessen  Rechtsnachfolger  betrachten  konnten; 
wohl  aber  liess  sich  für  das  neugegründete  Amt  durch  Uebertragung  der  mis- 
satischen Befugnisse  eine  das  ganze  Land  umfassende  Grundlage  schaffen. 
Ist  weiter  unsere  Ansicht  richtig,  dass  Thoraas  von  Annone  in  ähnlicher  Weise 
eine  ganz  Piemont  umfassende  Gewalt  hatte,  so  beruhte  diese  in  noch  höherin 
Masse  auf  missatischen  Befugnissen,  da  hier  in  der  Kastellanie  von  Annone 
und  dem  Podestariat  von  Turin  für  die  Uebung  ordentlicher  Amtsgewalt  nur 
eine  unbedeutende  Grundlage  vorhanden  war;  niemand  führt  denn  auch  häu- 
figer den  Titel  des  Reichsboten,  als  gerade  er. 16  So  lange  eine  solche  höhere 
Gewalt  noch  nicht  vorhanden  war,  konnte  es  nahe  liegen,  einem  benachbarten 
ordentlichen  Reichsbeamten  die  Befugnisse  des  Königsboten  auch  für  das 
selbstständige  Gebiet  zu  übertragen,  zumal  wenn  sich  dieses  als  Ausscheidung 
aus  seinem  Amtssprengel  darstellte.  Wird  gerade  bei  tuszischen  Grafen  die 

321.J  13.  Vgl.  §  240.     14.  Vgl.  §  216.     15.  Vgl.  §  134.     1«.  Vgl.  $  304. 
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Doppelstellung  als  Graf  und  Reichsbote  betont17,  so  ist  das  gewiss  am  nächst- 
liegenden dahin  zu  erklären,  dass  ihnen  nur  in  der  letztern  Eigenschaft  auch 
die  aus  der  Grafschaft  ausgeschiedenen  Stadtbezirke  unterstanden  haben 
werden. 

Dann  aber  konnten  da,  wo  die  Grafschaft  nicht  in  den  Händen  des 
Reichs  war,  die  Wahrnehmung  der  dem  Reiche  zustehenden  Rechte  besondern 
ständigen  Beamten  zugewiesen  sein,  welche  dann  ausschliesslich  missa- 
tische  Befugnisse,  keine  ordentliche  Amtsgewalt  hatten.  Fanden  wir 
solche  Nuntii  zu  Perugia  und  Ascoli  erwähnt,  so  war  dort  die  Grafschaft  in 
der  Hand  der  Stadt,  hier  des  Bischofs. 18  In  Oberitalien  bietet  insbesondere 
die  Abkunft  mit  Alessandria  1183  ein  Beispiel.  Die  ordentliche  Amtsgewalt, 
insbesondere  die  Gerichtsbarkeit,  ist  bei  den  Konsuln.  Aber  der  Nuntius  des 
Kaisers  hat  über  Krieg  und  Frieden  zu  entscheiden,  also  wesentlich  die  aus- 
wärtigen Beziehungen  der  Stadt  zu  regeln;  er  hat  die  Verwaltung  der  dem 
Reiche  in  und  ausserhalb  der  Stadt  zustehenden  nutzbaren  Regalien;  es  sind 
ihm  weiter  das  Geleit,  die  Appellationen,  der  gerichtliche  Zweikampf  und  die 
obervormundschaftlichen  Rechte  vorbehalten.19  Solche  Nuntien  gab  es  daun 
ja  auch  in  den  andern  lombardischen  Städten,  nur  dass  dieselben  auf  das  ein- 
zige dem  Reiche  vorbehaltene  Hoheitsrecht,  welches  eine  ständige  Versehung 
erforderte,  auf  die  Appellationen  beschränkt  waren.20 

322.  —  Die  nachgewiesene  regelmässige  Verbindung  der  missatischen 
mit  der  ordentlichen  Amtsgewalt  steht  in  bestimmtem  Gegensatze  gegen  die 
bezüglichen  Verhältnisse  der  frühern  Zeit.  Allerdings  fanden  wir  auch  da 
schon  die  Verbindung  der  missatischen  und  der  gräflichen  Gewalt;  aber  nur 
bei  Bischöfen. 1  Es  ist  das  nicht  zufällig.  Zur  Beurtheilung  der  bezüglichen 
Massregeln  K.  Friedrichs  wird  zu  beachten  sein,  dass  dieselben  zum  grossen 
Theile  bedingt  waren  durch  die  geänderte  Stellung  der  Bischöfe 
zum  Reiche,  dass  bei  denselben  zum  grossen  Theile  dieselben  Gesichts- 
punkte zur  Geltung  kommen,  welche  die  früheren  deutschen  Herrscher  in  ihren 
Beziehungen  zum  italienischen  Bisthume  leiteten. 

Wenn  diese  den  Bisthümern  Grafschaften  und  andere  Hoheitsrechte 
übertrugen,  so  war  gewiss  ein  Hauptgesichtspunkt  der,  einer  Entwicklung  vor- 
zubeugen, durch  welche  die  Hoheitsrechte  des  Reichs  zu  erblichem  Besitze  der 
gräflichen  Feudalgeschlechter  wurden.  Allerdings  waren  dieselben  nun  unlös- 
lich mit  der  Kirche  verbunden;  aber  wenn  der  König  damit  auch  das  Recht 
nicht  wiedergewann,  einen  Grafen  nach  Willkür  zu  bestellen,  so  blieb  der  Er- 
folg derselbe,  wenn  es  in  seiner  Hand  lag,  die  Bisthümer  selbst  nach  seinem 
Belieben  zu  besetzen.  Und  das  war  in  Italien  im  eilften  Jahrhunderte  wenig- 
stens bei  den  Bischöfen,  welche  die  Investitur  mit  den  Regalien  vom  Reiche 

17.  Vgl.  §  311-313.       18.  Vgl.  S  314  n.  23;  §  318  n.  4.       10.  Mon.  Germ.  4,  181 
Finde  ich  einen  solchen  Boten  für  Alessandria  »pater  nicht  erwähnt,  so  wird  »nsanehmen 
sein,  dass  auch  diese  Befugnisse  auf  Thomas  Ton  Annone  übertragen  wurden,  da  dieser 
wenigstens  in  einem  Einzelfalle  in  Alessaudria  als  Bote  des  Kaisers  handelt;  Tgl.  $  304 
n.  25.     20.  Vgl.  S  240. 

322.-  1.  Vgl.  $  220. 
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erhielten2,  in  ausgedehntester  Weise  der  Fall.  Zum  Belege  für  die  Ernen- 
nung derBischöfe  durch  d  e  n  K  ö  n  i  g  mag  genügen,  dass  Arnulf  von 
Mailand,  von  Ereignissen  des  J.  1067  sprechend,  sagt:  Vetus  quippe  fuil 
Italici  reyni  condictio  persei'crans  usque  in  hodiemum,  ut  defunctis  eccle- 
siarum  praesulibus,  rex  promdeat  succesaores  Italicus,  a  clero  et  populo 
dcdbiliter  imntatus.  Hoc  Romani  canonicum  esse  neganU  sed  instantius 
ilh>  Ifildeprandus;  qui  cum  al>olito  vettert  novum  temptaret  inducere  con- 
stitutum, palam  fatebatur,  haud  accus  aedari  posae  Mediolanensem  disci- 
dium,  quam  canonicum  ttabendo  pastorem,  ad  quem  eUgendum  necessarium 
dicebat  Romanum  forc  consensum. 3  Man  sieht,  es  handelt  sich  nicht  blos 
darum,  dass  der  König  thatsächlich  die  Bisthümer  besetzt,  wofür  uns  ja  alle 
Quellen  jener  Zeit  Belege  bieten;  es  wird  die  Besetzung  geradezu  als  herge- 
brachtes Recht  des  italienischen  Königs  hingestellt.  Der  König  hatte  es  also 
in  seiner  Hand,  nur  ergebene  Anhänger  zu  Bischöfen  zu  setzen;  insbesondere 
werden  die  Kanzler  für  Italien  nach  ihrer  Amtsführung  mit  italienischen  Bis- 
thüinern  bedacht  oder  es  sind  italienische  Bischöfe  Kanzler,  bei  denen  wir 
sicher  annehmen  dürfen,  dass  sie  schon  früher  in  der  Kanzlei  beschäftigt  wa- 
ren4; auch  die  übrigen  italienischen  Bischöfe  gingen  grossentheils  aus  der 
Hofgeistlichkeit,  aus  den  Kapellänen  des  Kaisers  hervor.  Wir  finden  aber 
weiter  auf  den  verschiedensten  italienischen  Stühlen  so  viele  Deutsche  als 
Bischöfe  genannt5,  dass  gar  nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  es  sich  dabei  um 
einen  leitenden  Gesichtspunkt  der  kaiserlichen  Politik  gehandelt  habe,  wie  ja 
auch  die  Königsboten  für  Italien  überwiegend  Deutsche  zu  sein  scheinen*, 
dasselbe  bei  den  Kanzlern  für  Italien  zutreffen  dürfte.7  Und  vorzugsweise 
scheint  jenes  bei  den  Kirchen  der  Fall  gewesen  zu  sein,  mit  welchen  die  aus- 
gedehntesten Hoheitsrechte  verbunden  waren.  Wie  der  Stuhl  von  Aglei  noch 
in  späterer  Zeit  fast  ausnahmslos  mit  Deutschen  besetzt  war,  so  scheint  das 
zu  Ravenna  früher  ebenso  der  Fall  gewesen  zu  sein.8  Und  es  hat  sich  das 


• 

322.1  2.  Vgl.  Ficker  Reichsfürstenst.  1,  308  ff.  8.  Mon.  Genn.  10,  23.  4.  Vgl.  die 
Nachweise  der  Kanzler  bei  Stampf  Reg.  5.  Höfler  Deutsche  Päbste  1.  333  h»t  nach 
Ughelli  ein  Verzeichnis«  deutscher  Bischöfe  in  Italien  für  die  Zeit  von  950  bis  1060  zu- 
sammengestellt; es  sind  47;  aber  ich  zweifle  kaum,  dass  die  Zahl  in  die  Hunderte  gehen 
würde,  wenn  wir  genügende  Mittel  hätten,  die  Herkunft  der  Bischöfe  zu  bestimmen.  Nach 
einem  spatern  Verzeichnisse  der  Pröbste  des  Reichsstiftes  Goslar,  das  doch  erst  unter  K. 
Heinrich  ITT  gegründet  wurde,  gingen  aus  diesem  zwei  Erzbischöfe  von  Ravenna,  dann  Bi- 
schöfe Ton  Verona,  Padua,  Vercelli  nnd  Terni  hervor  (Leibnitz  Script.  Brunsv.  2,  507).  von 
welchen  unter  jenen  47  nur  der  von  Padua  genannt  wird;  Erzbischöfe  von  Ravenna  werden 
unter  ihnen  gar  nicht  genannt,  obwohl  viele  von  ihnen  nachweisbar  Deutsche  waren.  Es 
spricht  dafür  auch  das  häufige  Erscheinen  italienischer  BischSfe  in  deutschen  Nekrologien. 
was  doch  in  der  Regel  darauf  schliessen  lassen  wird,  dass  sie  früher  deutschen  Kirchen  an- 
gehörten; würden  in  denselben  die  Sitze  der  angeführten  Bischöfe  regelmässiger  genannt, 
so  würde  das  gewiss  noch  auffallender  hervortreten.  6*  Vgl.  §  271.  7*  So  war  Hun- 
frid  1045  ein  Schwabe  und  Domherr  von  Strassburg,  vgl.  Giesebrecht  2, 645;  Günther  1054 
bis  1056  Domherr  zu  Bamberg,  Annal.  Altahenses  zu  1057.  8.  Nach  dem  n.  5  erwähn- 
ten Verzeichnisse  wurden  die  Goslarer  Pröbste  Otto  und  Gerold  Erzbischöfe  von  Ravenna. 
P*r  1044  vom  Kaiser  gesetzte  Wiger  war  Domher  zu  Köln,  Anselmi  Gest*  ep.  Leod.  Mon. 
<;erm.  J».  224;  sein  Nachfolger  Hunfrid  wurde  n.  7  bereits  erwähnt.  Erzbischof  Gebhard 
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nicht  auf  die  Bisthümer  beschränkt;  auch  die  reichen  Reichsabteien  scheinen 
vielfach  an  Deutsche  gegeben  zu  sein.9  Diese  ganze  Richtung  fand  ihren 
schärfsten  Ausdruck  dann  darin,  dass  K.  Heinrich  III  eine  Reihe  von  Deut- 
schen zu  Päbsten  setzte. 

Dieses  Verhältnis*  hatte  sich  im  zwölften  Jahrhunderte  durchaus 
umgestaltet.  Abgesehen  von  der  Schmälerung,  welche  der  Einfluss  des  Kai- 
sers  auf  die  Besetzung  der  Bisthttmef  1122  duivli  dftfl  Wonnser  Konkordat 
überhaupt  erlitt,  bezogen  sich  die  in  demselben  noch  zugestandenen  kaiser- 
lichen Rechte  bei  der  Wahl  nur  auf  die  Bischöfe  und  Aebte  des  deutschen 
Königreichs;  im  übrigen  Kaiserreiche,  also  insbesondere  in  Italien,  bleibt  nur 
das  Recht,  den  bereits  kousekrirten  Bischof  später  mit  den  Regalien  zu  in- 
vestiren.  Wenn  nun  auch  dem  Kaiser  noch  immer  manche  Mittel  zu  Gebote 
stehen  mochten,  trotzdem  die  Wahl  der  ihm  genehmen  Person  durchzusetzen, 
so  hatte  das  an  und  für  sich  nicht  mehr  den  Werth,  wie  früher.  Die  Hoheits- 
rechte  des  Reichs,  zu  deren  Bewahrer  die  Bischöfe  bestellt  waren,  hatten  die- 
selben sich  ja  grossentheils  durch  die  Städte  entwinden  lassen.  Wollte  der 
Kaiser  auf  die  Politik  der  Ottonen  und  Heinriche  zurückgreifen,  so  hätte  er 
vorher  die  Bischöfe  in  die  verlornen  Rechte  restituiren  müssen.  Das  hätte 
kaum  minder  schwere  Kämpfe  erfordert,  als  der  Versuch,  sie  wieder  unmittel- 
bar in  die  Hände  des  Reichs  zu  bringen.  Und  war  jene  Verwaltung  der  Reichs- 
rechte durch  die  Bischöfe  doch  schon  früher  nur  ein  Aushülfsmittel  gewesen, 
das  manche  Missstände  mit  sich  brachte,  so  konnte  jetzt  um  so  weniger  davon 
die  Rede  sein,  wo  das  Reich  in  keiner  Weise  mehr  gesichert  war,  dass  der 
Bischof  überall  zunächst  die  Interessen  des  Reichs  im  Auge  haben  werde. 
War  ja  doch  in  Deutschland  selbst,  obwohl  hier  die  Verhältnisse  noch  gün- 
stiger für  die  Krone  lagen,  jene  Politik  längst  beseitigt;  mit  dem  Investitur- 
streite schliesst  auch  in  Deutschland  die  Reihe  der  Grafschaftsverleihungen  an 
die  Reichskirchen. 

Wo  in  Einzelfällen  die  Bischöfe  sich  bei  ihren  Rechten  behauptet  hatten, 
da  hat  auch  K.  Friedrich  wohl  noch  Werth  auf  die  Erhaltung  des  alten  Ver- 
hältnisses gelegt.  In  den  Gränzgegenden,  zuAglei  undTrient,  auch  zuCeneda, 
Belluno  und  Feltre,  wo  diese  Verhältnisse  besonders  günstig  lagen,  hat  ihm 
sichtlich  die  Stütze  am  Bisthume,  auf  die  er  hier  ziemlich  sicher  in  früherer 
Weise  rechnen  konnte,  durchaus  genügt. 10  Hatte  der  Erzbischof  vonRavenna 
sich  auch  nur  in  Resten  seiner  alten  Macht  behauptet,  so  waren  diese  doch 
noch  bedeutend  genug,  um  den  Kaiser  auf  die  Besetzung  des  Stuhls  besonderes 
Gewicht  legen  zu  lassen;  1 1 55  gelang  es  ihm,  dort  die  Wahl  eines  Deutschen, 
des  Bischofs  Anselm  von  Havelberg,  zu  erwirken;  und  es  ist  bekannt,  wie 
sehr  der  Kaiser  1159  bemüht  war,  zur  Erhebung  seines  Günstlings,  des 


wird  im  Nekrolog  tod  Niedermünstor.  Walther  in  dem  Ton  Obermünster  eu  Regensburg, 
Arnulf  in  dem  Ton  Weisscnburg  erwähnt,  Böhmer  Fontes  3,  483.  486.  4.  314.  9.  So  ist 
Richer.  Mönch  von  Altaich.  Abt  Ton  Leno  und  wird  dazu  1038  Abt  ron  Monte  t  assino; 
als  er  1055  Leno  resignirt.  erhalt  dasselbe  der  Altaicber  Mttnch  Wenzlaw;  1065  wurde 
auch  ein  früherer  Altaicher,  jetzt  Abt  ron  Ossiach,  Bischof  Ton  Treviso.  Vgl.  Annal.  Alta- 
henses.     10.  Vgl.  §  144;  §  300. 
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Grafen  Wido  von  Blandrate,  die  Zustimmung  des  Pabstes  zu  erlangen.  Aber 
nichts  lag  dem  Kaiser  ferner,  als  eine  Restaurationspolitik  in  dieser  Richtung. 
Es  ist  ein  ganz  vereinzelter  Fall,  dass  er  zu  Parma  den  Bischof  als  Podesta 
setzt;  und  selbst  dieser  ist  wohl  nur  als  eine  Konzession  an  die  Wünsche  der 
Stadt  selbst  zu  fassen. 1 1 

323.  —  Wenn  der  Kaiser  zuerst  den  Versuch  machte,  die  Städte  durch 
Einheimische,  welche  aber  von  ihm  gesetzt  waren,  zu  regieren,  so  war  dabei 
nur  der  eine  der  Gesichtspunkte  gewahrt,  welcher  früher  die  Bischöfe  als  die 
zuverlässigsten  Reichsbeamten  erscheinen  liess,  die  Einsetzung  durch  den 
Kaiser.  Bei  diesen  finden  wir  denn  auch  die  ordentliche  Amtsgewalt  noch  nicht 
mit  der  Verwaltung  der  dem  Reiche  vorbehaltenen  Regalien  verbunden. 1  Ist 
das  bei  den  spätem  Reichsbeamten  der  Fall,  so  waren  diese  durchweg  Deutsche ; 
die  Fälle,  dass  Italiener  als  Reichsbeamte  verwandt  wurden,  sind  so  vereinzelt, 
dass  wir  die  Verwaltung  Italiens  durch  Deutsche  durchaus  als  lei- 
tenden Grundsatz  der  kaiserlichen  Politik  zu  betrachten  haben.  Es  war  das 
kein  neues  System,  auch  wenn  wir  von  der  frühern  Gepflogenheit  absehen, 
die  Bisthümer  mit  Deutschen  zu  besetzen;  schon  vor  Friedrich  scheinen  alle 
vom  Reiche  gesetzten  Markgrafen  von  Tuszien  Deutsche  gewesen  zu  sein,  wie 
ein  deutsches  Geschlecht  auch  in  der  Mark  Ancona  gebot.  Massgebend  daffir 
war  ausser  der  grössern  Eignung  für  kriegerische  Aufgaben  wohl  vor  allem 
die  grössere  Zuverlässigkeit;  bezeichnet  doch  gegen  Ende  des  Jahrhunderts 
eine  den  Deutschen  sichtlich  abgeneigte  Quelle  dieselben  als  eiuibus  mvicti, 
in  nullt*  nisi  honümbus  mte  gentis  conßdente^  ducibus  suis  fidelissimi  tt 
qnibus  vitam  potius  quam  fidem  possis  auf  er re.2  Von  keinem  der  in  Italien 
verwandten  Deutschen  dieser  Zeit  ist  bekannt,  dass  er  an  der  Sache  des  Kai- 
sers zum  Verräther  geworden  wäre,  obwohl  es  an  Verlockung  dazu  vielfach 
nicht  fehlen  mochte.  Bei  Italienern  hat  der  Kaiser  da  zweifellos  manche  andere 
Erfahrung  gemacht;  wir  erinnern  an  Konrad  von  Montferrat3;  auch  Gerhard 
Rangone  dürfte  ein  Beispiel  bieten,  dass  bei  ihnen  auf  Standhalten  bei  un- 
günstiger Wendung  der  Verhältnisse  nicht  mit  Sicherheit  zu  rechnen  war1; 
und  1167  wurde  eine  solche  Wendung  gerade  durch  Cremona  herbeigeführt, 
die  Stadt,  welche  dem  Kaiser  das  meiste  verdankte,  auf  deren  Treue  er  an- 
scheinend am  sichersten  rechnen  durfte.5 

Es  könnte  sich  nun  freilich  fragen,  ob  dieser  Vortheil  nicht  durch  ander- 
weitige Nachtheile  aufgewogen  wurde,  ob  es  nicht  die  Herrschaft  durch  Fremde 
war,  welche  die  Italiener  vorzugsweise  erbitterte,  ob  sie  nicht  williger  eine 
Herrschaft  durch  Landesgenossen  ertragen  haben  würden.  Ich  möchte  das  sehr 
bezweifeln.  Eine  gegenseitige  nationale  Abneigung  war  gewiss  vor- 
handen, wie  dieselbe  ja  überhaupt  nicht  leicht  da  zu  fehlen  pflegt,  wo  ver- 
schiedene Nationen  in  lebhafterem  Verkehre  mit  einander  stehen.  Es  würde 
nicht  an  Belegen  fehlen,  dass  in  deutschen  Quellen  hart  über  die  Italiener,  in 


322.1  11.  Vgl.  $  2%'  n.  25. 

323.  -  1.  Vgl.  $  295.     t.  Chr.  Urberg.  304  nach  italienischer  Quelle.     8.  Vgl 
§  314.     4.  Vgl.  §  206  n.  32.     5.  Vgl.  $  296  n.  5. 
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italienischen  über  die  Deutschen  geurtheilt  wird;  solche  würden  aber  auch  be- 
züglich der  Wechselbeziehungen  anderer  Nationen  nicht  fehlen.  Es  wird  auch 
nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  Aufgabe  deutscher  Reichsboten  in  Italien 
dadurch  hie  und  da  erschwert  sein  mochte;  so  blieb  ein  Tag,  welchen  Herzog 
Otto  von  Baiern  1068  zu  Piacenza  hielt,  nach  Angabe  der  Altaicher  Annalen 
ohne  Erfolg,  weil  die  Itali,  sua  superbia  elati  et  velut  natali  odio  Teuto- 
nicum  ducem  audire  dedipnati,  es  nicht  zu  geordneter  Verhandlung  kommen 
liessen.6 

Mag  aber  eine  solche  nationale  Abneigung  vielfach  vorhanden  gewesen 
sein,  so  folgt  nicht  nothwendig,  dass  sie  auch  für  die  grössern  Verhältnisse 
des  Staatslebens  von  irgend  massgebender  Bedeutung  gewesen  sei.  Es  scheint 
mir  vielmehr,  dass  von  eiuer  nationalen  Politik  in  dieser  Zeit  kaum  die 
Rede  sein  kann,  dass  insbesondere  an  dem  Widerstreben  der  Lombarden  gegen 
den  Kaiser  Gesichtspunkte  nationaler  Politik  einen  irgend  erheblichen  Antheil 
nicht  gehabt  haben.  Eine  solche  Auffassung  müsste  sich  in  den  Quellen  jener 
Zeit  abspiegeln.  Fremd  ist  sie  der  Zeit  auch  nicht  geweten.  So  weit  ich  sehe, 
gelangt  sie  am  bestimmtesten  zum  Ausdrucke  in  den  Wechselreden,  welche 
Romuald  von  Salerno  1177  den  Pabst  und  die  Lombarden  zu  Ferrara  halten 
lässt.  Jener  erwähnt,  wie  er  dem  fwrori  TheiUonko  widerstanden,  wie  auch 
die  Lombarden  pro  statu  ecclesie  et  Übertäte  Italie  wacker  gekämpft;  die 
Lombarden  ihrerseits  heben  hervor,  wie  sie  dem  Kaiser  entgegentraten,  damit 
er  nicht  ad  destruendam  Italiam  weiter  vorgehe,  wie  sie  pro  honore  et  über- 
täte Italie  et  Rouiame  ecclesie  cüffnitate  servanda  die  Anträge  des  Kaisers 
abgewiesen,  wie  sie  aber  salvo  Italie  honore  zum  Frieden  mit  dem  Kaiser 
bereit  seien.7  Aber  dass  diese  Reden  wörtlich  so  gehalten  seien,  wird  kaum 
anzunehmen  sein;  und  dann  würden  wir  mit  Sicherheit  darin  nur  ein  Zeugniss 
für  eine  Auffassung  des  Erzbischofs  von  Salerno  haben,  welche  auch  sonst  in 
seinem  Werke  mehrfach  hervortritt;  so  etwa,  wenn  er  es  beklagt,  dass  die 
Lombarden  wegen  ihrer  gegenseitigen  Eifersucht  st  Teutonicorum  servituti 
tnisere  subdiaerunt.8  Nicht  anders  scheint  die  Auffassung  einer  römischen 
Quelle,  der  Vita  Alexandri;  es  spricht  sich  da  nicht  allein,  wie  überhaupt  bei 
den  Anhängern  des  Pabstes,  die  Abneigung  gegen  die  Deutschen  deutlich  aus, 
es  finden  sich  auch  manche  Ausdrücke,  nach  welchen  die  Auflehnung  der  Lom- 
barden gegen  den  Kaiser  sichtlich  als  Sache  Italiens  gegen  die  Deutschen  ge- 
fasst  wird.  Und  in  Rom  und  Unteritalien,  wo  man  den  Verhältnissen  femer 
stand  und  sich  doch  mehr  von  umfassenderen  politischen  Gesichtspunkten  leiten 
]  iess,  mag  eiue  solche  Auffassung  schon  damals  festere  Wurzel  gefasst  haben ; 

6.  Mon.  Genn.  20,  89.  7.  Mon.  Germ.  19,  445.  8.  Mon.  Germ.  19,  433.  Von  Lom- 
barden selbst  würde  eine  entsprechende  Auflassung  ausgesprochen  sein  in  dem  durch  Ra- 
dulfus  de  Diceto  erhaltenen  Schreiben  der  Mailänder  an  Bologna  über  den  Sieg  beiLegnano, 
Sarioli  2, 57,  wo  jene  erklären,  dass  sie  die  Beute  nicht  als  ihr  Sondereigenthum  betrachten. 
sed  ea  d.  pape  4t  Yta/icorttm  communia  Ute  detiderammt.  So  wenig  ich  behaupten  mochte, 
dass  den  Lombarden  selbst  eine  solche  Auffassung  so  fremd  gewesen  wäre,  dass  sie  nicht 
tue  und  da  sum  Ausdrucke  hätte  gelangen  können ,  so  macht  doch  jenes  phrasenhafte 
Schreiben  durchaus  den  Eindruck  einer  Stylübung,  welche,  wenn  auch  gleichzeitig,  doch 
immerhin  ron  einem  Fernerstehenden  herrühren  mag. 
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scheint  es  mir,  worauf  wir  zurückkommen,  dass  zuerst  bei  den  Bewegungen 
nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  Gesichtspunkte  nationaler  Politik  in  Italien  be- 
stimmter zur  Geltung  gebracht  wurden,  so  ist  damals  die  Losung  dazu  zwei- 
fellos von  Rom  und  von  Sizilien  ausgegangen.  Umgekehrt  ist  nicht  zu  bezwei- 
feln ,  dass  in  Deutschland  das  Widerstreben  der  Lombarden  vielfach  vom 
nationalen  Gesichtspunkte,  als  Auflehnung  gegen  die  deutsche  Herrschaft  aof- 
gefasst  wurde.  Den  Interessen  des  Kaisers  konnte  das  nur  entsprechen ; 
schreibt  dieser  um  1168  an  den  Bischof  von  Freising:  Non  enim  in  nostram 
solummodo  redundat  rebellto  ptvsonam,  quia  iugo  dominationis  nostrae 
proiecto,  Teutonicorum  imperium,  quod  midto  labore  multisque  dispendüs 
ac  pluiHmorum  principum  et  illustrium  virorum  sanguine  emptum  et  htic- 
tenus  conaervatum  est,  refutare  et  exlerminare  conantur  dicentes:  nohonu* 
hunc  rerjmire  super  nos,  ncc  Teutonia  amplius  dominabuntur  nostri,  so  ist 
das  sehr  erklärlich,  auch  wenn  in  der  Lombardei  selbst  dieser  Gesichtspunkt 
kaum  stärker  betont  wurde. 9 

Und  das  scheint  mir  allerdings  nicht  der  Fall  gewesen  zu  sein.  Ich  suche 
vergebens  bei  den  lombardischen  Geschichtschreibern,  wie  in  den  auf  den 
Bund  bezüglichen  Aktenstücken  nach  einer  Stelle,  aus  welcher  sich  eine  Auf- 
fassung des  Aufstaudes  als  That  nationaler  Politik  bestimmter  ergäbe,  so 
nahe  es  da  doch  oft  gelegen  hätte,  solches  zu  betonen. 10  Das,  wofür  man 
kämpft,  ist  die  althergebrachte  Freiheit.  Aber  man  versteht  darunter  nicht 
etwa  die  Freiheit  des  Ganzen  von  deutscher  Herrschaft;  dass  der  Kaiser  ein 
Teutonicus  ti/rannus  sei,  wie  die  vorzugsweise  kirchlich  gesinnten  Schrift- 
steller dieser  Zeit  das  wohl  hervorheben,  wird  nicht  betont;  ein  einheimischer 
Herrscher  würde  demselben  Widerstande  begegnet  sein.  Unter  altherge- 
brachter Freiheit  versteht  man  den  Zustand,  der  sich  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  gestaltet  hatte,  die  Freiheit  der  Selbstverwaltung,  die  Freiheit 
von  bedeutenderen  Leistungen  für  das  Reich;  gegen  einen  deutschen  Herr- 
scher, der  sich  mit  der  Stellung  Lothars  und  Konrads  begnügte,  hatte  niemand 
etwas  einzuwenden.  Und  das  Fehlen  nationaler  Gesichtspunkte  wird  da  gar 
nicht  einmal  befremden  dürfen.  Neben  einem  sich  mit  solcher  Energie  geltend 
machenden  Munizipalpatriotismus,  wie  wir  ihn  im  damaligen  Oberitalien  finden, 
konnte  die  gemeinsame  nationale  Abneigung,  selbst  wenn  sie  in  höherem  Grade 
vorhanden  war,  unmöglich  ausschlaggebend  für  die  politische  Stellung  werden. 
Das  Massgebende  war  allein  das  Interesse  des  eigenen  Gemeinwesens;  Ab- 
neigung und  Hass  waren  zunächst  gegen  die  Nachbarstadt  gerichtet,  mit  deren 
Interessen  die  eigenen  sich  kreuzten;  jeder  Macht,  von  der  man  Förderung 
dieser  erwarten  konnte,  schloss  man  sich  ohne  Rücksicht  auf  untergeordnete 
Gegensätze  an.  Mochte  der  Gegensatz  zwischen  Deutschen  und  Italienern  oft 
genug  hervortreten,  er  konute  nicht  ins  Gewicht  fallen  gegen  Gegensätze,  wie 


323.]  9.  Mon.  Germ.  4.  1 16  iu  1159;  der  Brief  ist  wegen  der  Nennung  von  Creraona  frü- 
hestens 1167  geschrieben.  10«  Es  mag  sich  immerhin  ausser  der  n.  8  erwähnten  noch 
ein  oder  andere  verwandte  Stelle  finden;  gegenüber  dem  Gesammteindrnckc  der  Masse  der 
erhaltenen  Zeugnisse  würde  das  wenig  ins  Gewicht  fallen  können. 
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sie  etwa  zwischen  Mailand  und  Cremona  bestanden.  Mit  derselben  Befrie- 
digung, mit  der  sich  Cremona  1162  an  der  Zerstörung  der  stolzen  Neben- 
buhlerin betheiligte,  wird  der  Mailänder  1186  Zeuge  der  Demüthigung  Cre- 
mona's  gewesen  sein.  Die  Verkettung  der  verschiedenen  sich  widerstreitenden 
oder  unterstützenden  Sonderinteressen  führte  dann  allerdings  zu  grösserer 
Parteienbildung,  welche  im  allgemeinen,  da  sie  auf  dauernd  gegebenen  Ver- 
hältnissen beruhte,  nur  geringem  Wechsel  unterworfen  war;  wie  später  gerade 
der  Gegensatz  zwischen  Guelfen  und  Ghibellinen  gleichsam  ein  einigendes 
Band  für  die  ganze  Halbinsel  war,  indem  es  die  Parteigenossen  in  allen  Thei- 
len  derselben  sich  näher  führte,  so  jetzt  ähnlich  in  Oberitalien  der  Gegensatz 
zwischen  der  Partei  des  Kaisers  und  der  des  Bundes.  Und  man  würde  nicht 
einmal  berechtigt  sein,  nun  etwa  diese  als  nationale  der  kaiserlichen  entgegen- 
zustellen, die  andere  als  deutsche  zu  bezeichnen.  Denn  das  was  die  dauernde 
Parteistellung  bestimmte,  war  nicht  die  Stellung  zum  Reiche,  sondern  der 
Gegensatz  der  munizipalen  Interessen;  jene  blieb  ja  nicht  ungeändert;  als  in 
den  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs,  dann  wieder  unter  Otto  die  Reichsgewalt 
sich  zunächst  auf  Mailand  stützte,  mussteesfast  selbstverständlich  erscheinen, 
dass  Cremona,  sonst  das  Haupt  der  kaiserlichen  Städtepartei,  dem  Reiche 
entgegentrat.  Und  ganz  ähnliches  zeigt  sich  auch  in  den  Theilen  Italiens, 
welche  jener  lombardischen  Parteienbildung  ferner  standen;  es  mag  genügen, 
an  Pisa  und  seine  Stellung  zu  Genua,  zu  Lucca  und  andern  tuszischeu  Städten 
zu  erinnern. 

Dieses  Verhältniss  wird  denn  auch  zu  beachten  sein,  wenn  es  sich  fragt, 
ob  es  die  Verwaltung  gerade  durch  deutsche  Beamte  war,  welche  das 
Widerstreben  gegen  den  Kaiser  förderte.  Die  kaiserlichen  Beamten  waren 
vielfach  aufs  bitterste  gehasst,  es  spricht  sich  das  bestimmt  genug  in  den 
Quellen  aus.  Aber  nicht  gerade,  weil  sie  Deutsche  waren.  In  den  gleichzei- 
tigen lombardischen  Quellen  wird  das  nicht  einmal  betont;  fänden  sich  nicht 
andere  Haltpunkte,  so  würden  wir  aus  ihnen  kaum  entnehmen  können,  dass 
die  Gewalthaber  grossentheils  Deutsche  waren. 1 1  Bei  der  Unterwerfung  von 
Mailand  und  Piacenza  1162  wird  Gewicht  darauf  gelegt,  dass  der  Kaiser 
ihnen  nach  Belieben  deutsche  oder  lombardische  Podestaten  setzen  darf12, 
ohne  dass  sich,  zumal  es  sich  damals  um  eine  erst  einzuführende  Neuerung 
handelte,  in  jener  Richtung  Bestimmteres  daraus  schliessen  Hesse.  Später  ist, 
so  weit  ich  sehe,  in  dieser  Verbindung  nie  von  jenem  Verhältnisse  die  Rede. 
Ueber  so  vieles  die  Städte  einzeln  oder  insgesammt  zu  klagen  haben,  so  oft 
sie  in  der  Lage  waren,  sich  vom  Herrscher  die  weitgreifendsten  Gewährungen 
zu  erwirken,  nie  erscheint  die  Klage  auf  die  Verwaltung  durch  Deutsche  ge- 
richtet, nie  scheint  die  Besetzung  der  Reichsämter  der  verschiedensten  Art 
mit  Italienern  als  Vergünstigung  erbeten  zu  sein.  Wir  kennen  die  weitgehend- 
sten Forderungen,  welche  von  den  Bundesstadten  1175  und  wieder  1183 


11,  Ausser  der  Vita  Alexandri  betont  das  insbesondere  nur  das  Chron.  Ursperg.  294.  290*. 
30&,  welches  allerdings  italienische  Quellen  benutzt;  ob  gerade  an  diesen  Stellen,  kann 
doch  fraglich  sein.     12.  Vgl.  §  296  n.  6. 
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gestellt  wurden;  mit  keiner  Silbe  wird  dieser  oder  irgend  ein  anderer  Gegen- 
stand berührt,  dem  wir  nationalpolitische  Gesichtspunkte  unterlegen  könnten. 
Und  waren  die  Befugnisse,  die  von  den  kaiserlichen  Ortsbeamten  noch  geübt 
werden  sollten,  auch  unbedeutend,  man  hätte  es  wenigstens  als  einen  Ehren- 
punkt betrachten  können,  dass  diese  dennoch  nicht  Ausländer  sein  sollten, 
man  hätte  doch  immer  ein  Interesse  daran  haben  können,  dass  die  höheren 
Reichsämter,  die  Verwaltung  der  benachbarten,  dem  Reiche  verbleibenden 
Gebiete  nicht  ausschliesslich  in  den  Händen  von  Deutschen  sein.  Was  man 
hasste,  war  nicht  die  Herrschaft  der  Deutschen  als  solche,  sondern  theils  die 
Herrschaft  überhaupt,  theils  insbesondere  die  Gewaltherrschaft,  wie  sie  von 
vielen  der  Reichsbeamten  zweifellos  geübt  wurde. 

Man  wird  sogar  weitergehen  und  behaupten  dürfen,  dass  so  weit  die  Re- 
gierung durch  Reichsbeamte  nicht  überhaupt  fern  zu  halten  war,  man  als 
solche  lieber  Deutsche,  als  Italiener  sah.  Für  die  lombardischen  Städte,  welche 
dem  Kaiser  widerstrebten,  bedarf  das  keiner  Ausführung ;  italienische  Pode- 
staten,  auf  welche  der  Kaiser  rechnen  konnte,  hätte  er  nur  seiner  Partei  ent- 
nehmen können.  Nicht  leicht  aber  würde  jemand  behaupten,  dass  die  von 
Mailand,  Piacenza  oder  Brescia  einen  Cremoneser  als  Podesta  einem  Deut- 
schen vorgezogen  haben  würden.  War  Bezo,  der  Gewalthaber  in  Bologna, 
anscheinend  ein  Bolognese,  der  der  Sache  seiner  Stadt  untreu  geworden  war, 
so  hat  man  darin  schwerlich  eine  Vergünstigung  gesehen;  gerade  er  soll  in 
einem  Aufstande  erschlagen  sein.13  Aber  auch  da,  wo  ein  schärferer  Gegen- 
satz gegen  den  Kaiser  nicht  hervortrat,  wo  dieser  seine  Beamten  nicht  gerade 
bei  der  feindlichen  Partei  suchen  musste,  wird  man  durchweg  den  Deutschen 
dem  Eingebornen  vorgezogen  haben.  Wir  finden  dafür  vereinzelt  sogar  be- 
stimmtere Belege.  Wir  führten  bereits  an,  dass  Asti  sich  1178  ausdrücklich 
bedang,  dass  der  Burggraf  von  Annone  ein  Deutscher  sein  müsse.14  Bei  einem 
Bündnisse  zwischen  Alessandria  und  den  Herren  von  Mirabello  1 184  findet 
sich  beiderseits  der  Vorbehalt  sah«  ßdelitate  d.  ünperatori*  et  eins  precepti* 
et  s tu  certi  missi,  qtti  sit  Teutonicu***;  es  scheint  sich  darin  doch  die  An- 
schauung auszudrücken,  dass  man  vom  Kaiser  erwartet  und  verlangt,  nur 
Deutsche  als  Reichsboten  zu  verwenden,  dass  man  bei  einer  dem  Herkommen 
widerstreitenden  Verwendung  von  Einheimischen  Ursache  zur  Widersetzlich- 
keit haben  würde.  Den  Ubertini  im  Arnothale  wird  1 185  gewährt,  ut  mdli 
eivitati  Luthe  iieque  potestati  Latine  subiaceant,  *et  tantuin  nobis  ac  ßlio 
uostro  Ileinrko  illustri  Jtomanorum  rem  augusto  ac  certi*  nunch«  nostris 
de  Alemannia  missis  subditi  sint  et  respotidere  t<meantur.i9  Man  wird  nicht 
vergessen  dürfen,  dass  die  Abhängigkeit  von  Reichsbeamten  keineswegs  überall 
als  Last  betrachtet  wurde.  Die  Art  von  Freiheit,  für  welche  die  mächtigern 
Städte  eintraten,  wurde  von  den  Ortschaften  und  Edeln  des  Gebiets,  von  un- 
terworfenen Nachbarstädten  als  Zustand  der  Unfreiheit  empfunden;  Bologna 
und  Faenza  zählten  es  zweifellos  zu  ihrer  hergebrachten  Freiheit,  Imola  in 


323.1  18.  §  2RC  n.  23.         14.  §  304  n.  IM.         15.  Moriondi  I.  83.         1«.  Stumpf 

Keg.  n  4439. 
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strengster  Unterwürfigkeit  halten  zu  dürfen,  während  dieses  in  der  unmittel- 
baren Abhängigkeit  vom  Reiche  seine  Freiheit  sali.  Für  dieseu  Gesichtspunkt 
wäre  es  nun  freilich  an  und  für  sich  gleichgültig  gewesen,  ob  der  Reichsbeamte 
gerade  ein  Deutscher  war.  Aber  man  misstraute  vor  allem  dem  Nachbar,  man 
fürchtete  weniger  die  Gewalt  des  Reichs,  als  dass  diese  einem  feindlichen  lo- 
kalen Parteiinteresse  dienstbar  werden  könne.  Diesem  nun  standen  die  deut- 
schen Machthaber  durchaus  fern;  und  das  wird  man  hoch  anschlagen  müssen 
in  einem  Lande,  in  welchem  auf  dem  Boden  freiester  Selbstbestimmung  eine 
Einrichtung  durchgreifende  Bedeutung  erlangen  konnte,  wonach  an  der  Spitze 
der  sich  selbstverwaltenden  Stadtgemeinde  nicht  ein  ihr  Angehörender,  son- 
dern ein  Fremder  stehen  sollte.  Und  hört  man  Ober  die  harte  Strenge  und  die 
Habsucht  mancher  bitter  klagen,  so  wird  Parteilichkeit  und  Bestechlichkeit 
ihnen  kaum  zum  Vorwurfe  gemacht.  Bei  den  meisten  handelte  es  sich  zudem 
wohl  um  Personen,  welche  durch  längern  Aufenthalt  mit  der  Art  und  Sprache 
des  Landes  durchaus  vertraut  waren;  von  manchen  deutschen  Grossen,  auch 
solchen,  welche  nur  kürzere  Zeit  im  Lande  waren,  wird  Kenntniss  der  italie- 
nischen Sprache  ausdrücklich  erwähnt;  so  bei  Eberhard  von  Bamberg17, 
Daniel  von  Prag18,  Christian  von  Mainz19,  Konrad  von  Ballenhusen.20  Es 
liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  wir  wohl  von  Ausschreitungen  vieler  deut- 
scher Gewalthaber  hören,  nicht  aber  von  den  Fällen,  wo  es  ihnen  durch  un- 
parteiische Gerechtigkeit  gelang,  das  Zutrauen  der  Einheimischen  zu  gewinnen, 
so  wenig  ich  bezweifeln  möchte,  dass  diese  Fälle  keineswegs  selten  waren.21 
Ich  möchte  dafür  insbesondere  auch  geltend  machen,  dass  manche  deutsche 
Beamte  nach  der  Wendung  der  Dinge,  welche  mit  dem  Tode  K.  Heinrichs 
eintrat,  zwar  auf  ihre  Stellung  verzichten  mussten,  übrigens  aber  unangefoch- 
ten in  Italien  in  der  (regend  ihrer  bisherigen  Wirksamkeit  verblieben.  Thomas 
von  Annone,  früher  Podesta  von  Turin,  ist  dort  noch  später  mit  seinem  Ge- 
schlechte ansässig22;  Heinrich  von  Weideuwang  wird  Bürger  von  Siena23; 
der  Podesta  Friedrich  von  Borgo  San  Donino,  wahrscheinlich  doch  auch  ein 
Deutscher,  wird  von  Piacenza  in  seiner  Stellung  belassen,  nur  jetzt  für  die 
Stadt  in  Pflicht  genommen24;  Konrad  vonUrslingen  scheint  auch  nachUeber- 
gabe  seines  Herzogthums  beabsichtigt  zu  haben,  im  Lande  zu  bleiben,  ist  nur 
durch  einen  Befehl  des  Pabstes  entfernt25;  Gotebold  von  Sinigaglia  und  seine 
Nachkommen  verbleiben  in  der  Mark  in  gutem  Verhältnisse  mit  den  Städten26; 


17.  Zaccaria  Leno  137.  Ebenda  179  eine  Stelle,  wonach  der  Kaiser  mit  einem  italienischen 
Bischöfe  lateinisch  sprach;  sonst  sprach  er  in  öffentlicher  Versammlung  deutsch  und  be- 
diente sich  eines  Dolmetsch;  vgl.  Vita  Alexandri,  Watterich  2,  427;  Romuald.  Saleru. 
Mon.  Germ.  19,  453.  18.  Vincent.  Prag.  Mon.  Germ.  17,  675.  1».  Nach  den  Ann. 
Sud.,  Mon.  Germ.  16,  347,  müsste  er  sogar  mehrere  Dialekte  gesprochen  haben,  da  er  die 
lingua  LcUina,  Romatut,  Gallica,  Griwca,  Apulica,  Lombardica,  Brabontiim  wie  seine 
Muttersprache  gesprochen  haben  soll.  20*  Morena,  Mon.  Germ.  18,  641.  21.  Dass  die 
Klassen  der  italienischen  Bevölkerung,  welche  an  Unparteilichkeit  und  Zuverlässigkeit  der 
Beamten  besonderes  Interesse  haben,  gerade  deutschen  Beamten,  welche  mit  ihrer  Sprache 
und  Art  Tollkommen  vertraut  sind,  das  grSsste  Zutrauen  schenken,  lässt  sich  noch  jetzt 
beobachten.  22.  Vgl.  §  304  n.  38.  28.  Vgl.  §  313  n.  8.  24.  Vgl.  §  302  n.  10. 
25.  Gesta  Innoc.  c.  9.     2«.  Vgl.  §  318  n.  16. 
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ebenso  finden  wir  die  Nachkommen  der  Werner  von  Ancona2  7,  den  Sohn  und 
die  Wittwe  Konrads  von  Lützelhard28,  wohl  auch  die  Wittwe  Konrads  von 
Urslingen29  noch  später  in  Italien  ansässig;  bei  diesen,  wie  wohl  noch  in  an- 
dern Fällen,  werden  auch  die  Heirathen  mit  Einheimischen  auf  die  Festigung 
ihrer  Stellung  im  Lande  eingewirkt  haben.  Dagegen  hören  wir  bestimmter  nur 
von  Tuszien,  dass  dort  ein  Volksaufstand  gegen  die  Deutschen  nach  dem  Tode 
des  Kaisers  ausbrach,  der  Philipp  zur  Rückkehr  nöthigte  und  einigen  von 
seinen  Begleitern  das  Leben  kostete;  weiter  verzichten  1198  Jan.  8  mehrere 
deutsche  Grosse  denen  von  Rimini  auf  jede  Vergeltung  wegen  Unbilden,  welche 
ihnen  auf  der  Rückkehr  aus  Apulien  zur  Heimath  in  der  Grafschaft  Rimini 
zugefügt  wurden.30  Mochte  die  Gewalt  der  Reichsbeamten  überall  verhasst 
sein,  wo  man  nach  Beseitigung  derselben  selbst  in  die  Gewalt  derselben  ein- 
zutreten hoffen  durfte,  so  scheint  das  wenigstens  nicht  überall  zugleich  die 
Personen  getroffen  zu  haben;  gewiss  würden  Beamte  aus  den  Einheimischen 
nicht  beliebter  gewesen  sein. 

Der  Umstand,  dass  die  ordentliche  Amtsgewalt  jetzt  grossentheils  in  den 
Händen  von  Deutschen  war,  welche  ihrem  Amtssprengel  und  den  besondem 
Parteiinteressen  in  demselben  fremd  waren,  macht  es  denn  auch  erklärlich, 
dass  man  nicht  mehr,  wie  früher,  auf  das  Auseinanderhalten  der  ständigen 
Amtsgewalt  und  der  ausserordentlichen  Befugnisse  der  Königsboten  Gewicht 
legte.  War  dafür  der  Umstand,  dass  es  wünschenswerth  schien,  wenn  von 
Zeit  zu  Zeit  ein  dem  Sprengel  Fremder  in  die  Amtsführung  eingriff,  ein  ge- 
wichtiger Grund  gewesen,  so  konnte  dieser  Gesichtspunkt  jetzt  auch  bei  der 
Verbindung  der  beiderseitigen  Befuguisse  genügend  gewahrt  erscheinen. 

324.  —  Gewichtiger  für  die  Zulassung  dieser  Verbindung  wird  aber 
noch  der  Umstand  gewesen  sein,  dass  die  Einrichtungen  dieser  Zeit  uns  den 
Uebergang  vom  Feudalstaate  zum  Beamtenstaate  bezeichnen, 
dass  es  sich  bei  den  deutschen  Gewalthabern  in  Italien  schon  überwiegend 
nicht  um  lehensweise,  sondern  um  amtsweise  Verleihung  der  Befugnisse  zu 
handeln  scheint,  wie  wir  das  schon  bisher  in  so  weit  annahmen,  als  wir  sie 
nicht  zunächst  als  Vasallen,  sondern  als  Beamte  des  Reichs  bezeichneten.  Ist 
das  richtig,  so  traf  auch  das  zweite  Moment  zu,  welches  schon  früher  beim 
Bisthume  jene  Verbindung  zulässig  erscheinen  Hess;  es  mochte  unbedenklich 
erscheinen,  Beamten«  welche  der  König  nach  seiner  Wahl  setzte,  Befugnisse 
zu  übertragen,  welche  durch  lehensweise  Verleihung  dem  Reiche  dauernd  ent- 
fremdet worden  wären.  Denn  wenn  das  Amt  zu  Lehen  geworden  ist,  kann  der 
Herr  es  weder  dem  Beliehenen,  noch  dessen  Lehenserben  wieder  entziehen,  so 
lange  nicht  Gründe  vorliegen,  welche  die  Entziehung  der  Lehen  überhaupt 
rechtfertigen  würden. 

323.J  27.  Vgl.  §  317  n.  45.  28.  Vgl.  §  315  n.  23.  29.  Vgl.  $  316  n.  38.  SO.  Toniri 
2,  607.  Es  sind  Conradut  dux  de  Marano,  den  ich  nicht  zu  deuten  weiss,  wenn  nicht  etwa 
an  MarkgTaf  Konrad  ron  Landsberg  zu  denken  ist,  der  1197  Juli  28  beim  Kaiser  Zeug» 
ist;  dann  Jobann  Ton  Lautern;  weiter  Conradut  dt  Rampur«,  vielleicht  ein  Ravensburg«; 
Ton  Personen,  welche  nachweislich  beim  Kaiser  in  Sizilien  waren,  wurde  das  etwa  Konrad 
▼on  Koteuburg  treffen  können. 
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War  der  Herr  in  dieser  Richtung  in  Deutschland  in  so  weit  günstiger 
gestellt,  als  das  Erbrecht  in  Lehen  hier  viel  beschränkter  war,  wie  in  Italien, 
so  scheint  dafür  in  Italien  die  Verwandlung  der  A  eint  er  in  Lehen 
eine  viel  weniger  durchgreifende  gewesen  zu  sein.  Die  blos  amtsweise  Ver- 
leihung wird  im  lougobardischen  Lehenrechte  mehrfach  berührt;  was  nomine 
jfaataldiae  vel  guardiae  geliehen  ist,  kann  schon  nach  einem  Jahre  wieder 
entzogen  werden,  wenn  nicht  anderes  ausdrücklich  bestimmt  ist.1  Bei  Be- 
sprechung der  bischöflichen  Aemter  fanden  wir  amtsweise  Verleihungen,  deren 
Dauer  in  verschiedenster  Weise  bestimmt  war;  auf  Dauer  des  Beliebens  des 
Verleihers2,  auf  bestimmte  Zeit3,  auf  Lebenszeit  des  Belieheuen  und  des  Ver- 
leihers4, auf  ganze  Lebenszeit  des  Beliehenen5,  oder  auch  noch  eines  oder 
mehrerer  namentlich  bezeichneter  Erben  desselben.6   Als  solche  amtsweise 
Verleihungen  haben  wir  auch  die  Bestellung  zu  ausserordentlichen  Reichs- 
ämtern zu  fassen;  wenn  es  sich  bei  den  wandernden  Missi  und  den  für  den 
Einzelfall  bestellten  nur  um  vorübergehende  Befugnisse  handelt,  so  scheint  bei 
den  rechtskundigen  ständigen  Missi  Verleihung  mindestens  auf  Lebenszeit  des 
Verleihers  die  Regel  gewesen  zu  sein7;  und  auch  da  finden  wir  die  Verleihung 
wohl  noch  auf  einen  Sohn  ausgedehnt8,  während  jede  Andeutuug  fehlt,  dass 
das  Amt  hier  je  den  Charakter  des  Lehens  angenommen  habe.  Aber  auch 
die  ordentlichen  Reichsämter  sind  wenigstens  von  der  Theorie  noch  in  den 
frühern  Zeiten  des   zwölften  Jahrhunderts  von  sonstigen  Lehen  in  der 
Weise  unterschieden,  dass  zwar  die  Investitur  sich  auf  die  Lebenszeit  des 
Beliehenen  erstreckt9,  aber  ein  Erbrecht  nicht  zugestanden  wird.  Hugo  de 
Gambolato,  wahrscheinlich  derselbe,  der  1112  zu  Pavia  als  Judex  und  Konsul 
erwähnt  wird10,  sagt  ausdrücklich:  Qtti  de  marehia  vel  eomitatu  vel  dueatu 
vel  aliqua  reff  alt  diffndate  fuerit  investitus  p*y  beneßeium  ab  imperatore, 
ille  tantum  debet  habere,  non  etiam  luwea  eins;  lie-re»  enimhuiusmodi  bene- 
ßeium iure  successionis  habere  non  potest;  st  tarnen  ipse  quoque  ab  impe- 
ratore fuerit  inveatitus,  habeat  et  teneat,  sictd  eins  pater  fecit. 1 1 


324.  -  1.  I  Feud.  2.      2.  Vgl.  §  222  n.  12;  §  227  u.  12.     8.  Vgl.  §  227  n.  13. 
4.  Vgl.  §  225  n.  12.      5.  Vgl.  §  227  n.  15.   Dahin  dürften  auch  Verleihungen  zu  ziehen 
sein,  bei  welchen  es  ab  hae  hora  in  antea  heisst,  wie  §  222  n.  8.  1 1.     6.  Vgl.  §  224  n.  6. 
Solche  Leihen  kommen  überhaupt  bei  italienischen  Kirchen  nicht  selten  vor;  es  mag  ge- 
nügen, an  die  Belehnung  K.  Lothars  mit  dem  Mathildischen  Gut  1 133  zu  erinnern,  welche 
noch  auf  Schwiegersohn  und  Tochter,  nicht  aber  auf  deren  Erben  erstreckt  wird;  Theiner 
Cod.  dorn.  1,  12.       7.  Vgl.  §  232.       8.  Vgl.  §  230  n.  25;  auch  n.  21.      0.  Die  Wirk- 
samkeit der  Investitur  wenigstens  auf  Lebenszeit  auch  bei  Amtsieheu  ergibt  sich  auch  aus 
I  Feud.  7,  wonach  der  Princeps  Markgrafen,  Grafeu  und  Kapitäne  sine  culpa  nicht  disve- 
stiren  darf;  doch  ist  da  wohl  da«  Amtslehen  als  jedem  andern  Lohen  gleichgestellt  gefasst. 
10.  Robolini  3,  85.  Laspeyres  174  weiss  den  Hugo  de  G.  nicht  nachzuweisen,  setzt  aber 
aus  inneren  Gründen  seinen  Aufsatz  in  die  erste  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts,  was 
demnach  bei  Richtigkeit  unserer  Annahme  eine  erwünschte  Bestätigung  fände.  Die  von 
Gambolate,  wohl  nach  dem  Orte  Gambolü  östlich  von  Mortura  benannt,  werden  zu  Pavia 
mehrfach  erwähnt;  Guido  ist  1169  und  1173,  Drago  1188  Konsul  (Robolini  3,  414.  415); 
einen  Hugo  finde  ich  anderweitig  nie  genannt.  Insbesondere  muss  aber  der  Umstand,  dass 
der  11 12  Genannte  Judex  ist,  die  Identität  sehr  wahrscheinlich  machen.        11.  Capitulu 
Ugonis  bei  Laspeyres  425  und  Corpus  iur.  civ.  (ed.  Kriegel.  1865;  Feud.  App.  I.  Der  Auf- 
Ficker  ForHcliuntfin.  II.  18 
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Dagegen  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  thatsächlich  gewiss  schon 
im  eilften  Jahrhunderte,  wenn  nicht  früher,  auch  die  Reichsämter  als  vererb- 
lich nach  Lehenreeht  behandelt  wurden.  Wenn  K.  Konrad  1029  dem  Bischöfe 
von  Parma  den  dortigen  Komitat  verleiht,  aber  nur  post  deeessum  videlicet 
Bernardi  eomitis  Widonis,  nisi  forte  de  eoniuye  sua  Ha  nomine  filium 
lutbuerit  masculinum,  si  autein  filius  eins  ille  legitimus  carueHt  masctt- 
lino12,  so  spricht  sich  darin  doch  mindestens  die  Auffassung  aus,  dass  der 
Kaiser  die  Ansprüche  von  Lehenserben  nicht  übergehen  zu  dürfen  glaubt, 
wenn  auch  die  Rechtslehre  daran  festhalten  mochte,  dass  ein  Erbrecht  an 
Reichsämtern  nicht  bestehe.  In  einer  glossirenden  Stelle  des  longobardischen 
Lehenrechts  ist  die  thatsächliche  Nichtbeachtung  jener  Bestimmung  denn  auch 
ausdrücklich  zugegeben:  Item  in  feudo  comitatus  vel  marehiae  vel  aliarum 
dion'datum  non  est  successio  secundum  rationabilem  usum,  sed  hodie  Jtoc 
est  usurpatum. 1 3 

Soweit  nun  K.  Friedrich  noch  Amtslehen  in  den  Händeu  einheimischer 
Grossen  fand,  hat  er  an  diesem  Verhältnisse  weder  etwas  geändert,  noch 
scheint  eine  Beseitigung  der  Erblichkeit  der  alten  Amtslehen  auch 
nur  in  seiner  Absicht  gelegen  haben.  Bestimmt  er:  Praeterea  ducatus,  mar- 
ehia,  comitatus  de  eetero  non  dividaiur,  aliud  autein  feudumy  si  consortes 
voluerinty  dividatur*4,  so  geht  er  dabei  sichtlich  von  der  Annahme  der  Erb- 
lichkeit auch  der  Amtslehen  aus,  nur,  wie  das  auch  nach  deutschem  Lehen- 
rechte der  Fall  sein  sollte,  Untheilbarkeit  derselben  verlangend.  Dem  ent- 
sprechen denn  auch  durchaus  die  uns  erhaltenen  Lehenbriefe  für  italienische 
Grosse,  welche  sich  auf  Amtslehen  beziehen.  In  allgemeinen  Lehenbriefen 
sind  dieselben  in  keiner  Weise  von  den  andern  Reichslehen  unterschieden, 
werden  wie  diese  zugleich  den  Erben  verliehen.  Der  Kaiser  leiht  1164  wxrr- 
chioni  Ophoni  et  eins  legiptimis  heredibus  in  feudum  alle  Reichslehen  seiuer 
Vorfahren,  insbesondere  auch  alles,  quae  ad  ipsorum  marchiam  pertineee 
noscuntur.*5  Nicht  anders  ist  das  bei  Verbriefungen,  bei  welchen  es  sich  zu- 
nächst nur  um  ein  Amtslehen  handelt.  K.  Heinrich  restituirt  1191  dem  Mark- 
grafen von  Este  die  Grafschaft  Rovigo,  sieuti  antea  —  marchio  et  tota  ih- 
mus  eins  habebat  et  tenebat  pro  imperio,  so  dass  niemand  ihn  vel  eiu* 
Jührdes  daran  belästigen  soll16;  bei  der  Investitur  des  Grafen  Rambald  mit 
der  Grafschaft  Treviso  1191  ist  zwar  von  den  Erben  nicht  die  Rede;  aber  es 
wird  betont,  cjass  Vater  und  Oheim  die  Grafschaft  besassen,  es  wird  das 
sichtlich  als  massgebend  für  die  Wiederverleihung  betrachtet. 1 1  Ja  noch 
mehr;  selbst  in  den  vereinzelten  Fällen,  wo  Amtslehen  einheimischen  Grossen 
nicht  als  väterliche  Lehen  bestätigt,  sondern  als  neue  Lehen  verliehen 
werden,  wird  die  Erblichkeit  ausdrücklich  ausgesprochen.  K.  Friedrich  in- 
vestirt  1159  den  Tinto  von  Cremona  de  comitatu,  insule  Fu  leite  vir  — pw 


324.]  satz  Hugo's,  früher  in  II  Feud.  eingeschoben,  wurde  später  in  das  erste  Buch  über- 
setzt, wo  sich  jene  Stelle  I  Feud.  14  abgekürzt  findet  Vgl.  Laspeyres  174.  256.    12.  Affi 


P.  2.  302.  18.  I  Feud.  13  §  3;  TgL  Laspeyres  173.  251.  14.  II  Feud.  55  §  4. 
15.  Anticb.  Fat.  1.  161.      IC  Antich.  Est.  1.  357.      17.  Antiq.  It.  1.  433. 
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rectum  pheudtim  iure  comitatus,  mit  der  Bemerkung,  dass  alles  ihm  et  efus 
Iwedibus  maseulis  et  feminis  verliehen  sei,  also  sogar  mit  ausgedehnterem 
Erbrechte,  als  es  das  gemeine  Lehenrecht  gewährte. 18  Ebenso  1167,  wo  der 
Kaiser  nicht  allein  den  Markgrafen  Heinrich  eiusque  Jteredes  masculos  de 
marchia  Guidonis  quondam  marchionis  belehnt,  sondern  auch  zugleich 
dessen  Bruder  Hugolin  raitbelehnt,  so  dass  dieser  folgen  soll,  wenn  Heinrich 
ohne  berechtigten  Erben  verstirbt19,  wie  das  ohnedem  nur  bei  einem  väter- 
lichen Lehen  der  Fall  gewesen  sein  würde.  Auch  die  Grafschaft  Sutri  wird 
1186  dem  Leo  von  Anguillara  suisque  fwredibus  —  nomine  recti  feudi  in 
perpetuum  tenenda  verliehen.20 

Fehlt  nun  hier  anscheinend  jede  Tendenz,  die  herkömmliche  Erblichkeit 
zu  beseitigen,  so  fiel  das,  wenn  wir  von  Pieinont  absehen,  für  den  Gesammt- 
charakter  der  Reichsverwaltung  dieser  Zeit  kaum  noch  ins  Gewicht.  Wir 
wiesen  schon  darauf  hin2 1,  wie  auch  da,  wo  die  gräfliche  Gewalt  noch  in  den 
Händen  einheimischer  Grossen  war,  dieselbe  doch  kaum  mehr  den  Charakter 
eines  öffentlichen  Amtes  hatte,  vorwiegend  nur  als  Zubehör  des  sonstigen  Be- 
sitzes eines  Geschlechtes  erscheint;  in  den  bei  weitem  meisten  Fällen  wird 
man  da  kaum  mehr  an  einen  Amtssprengel  des  Staates  gedacht,  vielmehr 
umgekehrt  in  den  Hoheitsgebieten  der  einheimischen  weltlichen  und  geistlichen 
Grossen  Bezirke  gesehen  haben,  welche  der  ordentlichen  Amtsgewalt  entzogen 
waren.  In  dieser  Richtung  vom  Herkommen  des  Landes  abzugehen,  würde 
für  die  grössern  politischen  Verhältnisse  keinen  Vortheil  gebracht,  wohl  aber 
dem  Reiche  Feinde  gerade  da  erweckt  haben,  wo  dasselbe  der  sonstigen  Lage 
der  Dinge  nach  auf  sichere  Unterstützung  gegen  die  widerstrebenden  Städte 
rechnen  konnte. 

325.  —  Dagegen  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  da,  wo  der  Kaiser 
die  alte  feudale  Ordnung  aufgelöst  fand,  wo  es  sich  darum  handelte,  über  die 
wieder  zu  Händen  des  Reichs  genommenen  Amtsbefugnisse  neu  zu  verfügen, 
in  keiner  Weise  der  feudale  Staatsgedanke  für  ihn  massgebend  war,  dass  er 
als  Regel  durchaus  an  amtsweiser  Verwaltung  festhielt,  nur  etwa  in  Aus- 
nahmsfallen noch  der  feudale  Gesichtspunkt  zur  Geltung  gelangte,  im  all- 
gemeinen in  Italien  der  Bruch  mit  dem  L eh ns Staate  schon  damals 
erfolgte. 

Die  Herrscher  des  zwölften  Jahrhunderts  selbst  und  ihre  Rathgeber 
haben  gewiss  nirgends  den  Feudalismus  als  massgebendes  Prinzip  für  die 
grössern  Verhältnisse  des  Staatslebens  belassen,  weil  sie  von  seiner  Zweck- 
mässigkeit überzeugt  gewesen  wären;  sie  haben  ihn  gewiss  nur  als  notwen- 
diges Uebel  betrachtet,  welches  zu  beseitigen  sei,  wo  die  Verhältnisse  das 
irgend  erlaubten.  Die  besonders  günstige  Lage  der  Verhältnisse  ge- 
rade i  n  1 1  a  1  i  e  n  für  ein  Vorgehen  in  dieser  Richtung  ist  nun  gar  nicht  zu 
verkennen.  In  sehr  weitem  Umfange  war  hier  die  feudale  Ordnung  von  unten 
auf  durch  das  Emporstreben  der  Städte  beseitigt  oder  zersetzt;  gelang  es  dem 


18.  Böhmer  Acta  101.  1».  Antiq.  It.  1,  317.  Vgl.  §  317  n.  4.  20.  Böhmer  Acta  158. 
21.  Vgl.  §  320. 
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Reiche,  ihnen  die  Früchte  wieder  zu  entwinden,  so  traten  da  keinerlei  feudale 
Ansprüche  der  für  zweckmässig  erachteten  Neugestaltung  in  den  Weg.  Die 
bedeutendsten  noch  vorhandenen  Amtslehen  standen  dem  Reiche  wiederholt 
nach  dem  Tode  der  Mathilde,  nach  der  Verurtheilung  Herzog  Heinrichs  des 
Stolzen,  nach  der  Resignation  Herzog  Welfs  zur  freien  Verfügung.  Die  blos 
amtsweise  Verleihung  war  im  Lande  überhaupt,  wie  schon  bemerkt,  immer  in 
Uebung;  finden  wir  allerdings  auch  die  bischöflichen  Aemter  vielfach  zu  erb- 
lichen Lehen  geworden so  sind  doch  die  Fälle  amtsweiser  Besetzung  min- 
destens eben  so  häufig. 

Dann  aber  war  es  doch  auch  kaum  ohne  Bedeutung,  dass  die  Theorie 
derFeudisten  an  der  Nichterblichkeit  der  Reichsämter  festgehalten,  die- 
selben demnach  doch  in  einer  der  wichtigsten  Beziehungen  von  der  Geltung 
der  lehenrechtlichen  Satzungen  fern  gehalten  hatte.2  Dem  abweichenden  Her- 
kommen gegenüber  würde  das  kaum  von  Bedeutung  gewesen  sein,  wenn  es 
sich  um  die  Beseitigung  der  Ansprüche  von  Lehenserben  gehandelt  hätte; 
aber  es  musste  doch  sehr  ins  Gewicht  fallen,  wo  der  freien  Verfügung  des 
Kaisers  Erbansprüche  überhaupt  nicht  im  Wege  standen.  Auch  nach  der 
Theorie  des  deutschen  Lehenrechts  sind  die  Reichsämter  nicht  durchaus  den 
Satzungen  des  gemeinen  Lehenrechts  unterworfen;  es  finden  sich  für  das  Ge- 
richtsleheu  eine  Reihe  Ausnahmebestimmungen,  welche  zeigen,  dass  sich  bei 
ihm  der  Charakter  eines  im  öffentlichen  Interesse  geübten  Amtes  doch  nicht 
ganz  verwischt  hatte.  Aber  gerade  in  der  hier  massgebenden  Richtung  hat 
sich  da  ein  Satz  ausgebildet,  welcher  bei  gewissenhafter  Einhaltung  eine  Um- 
wandlung des  Feudalstaates  in  einen  Beamtenstaat  unmöglich  machte.  Wie 
der  Fürst  keine  Grafschaft ,  so  sollte  auch  der  König  kein  Fahnlehen  ledig 
halten;  er  sollte  es  wiederverleihen  binnen  Jahr  und  Tag.  Danach  stand  es 
auch  beim  Heimfalle  wohl  im  Belieben  des  Königs,  wem  er  das  Falmleheii 
leihen  wollte;  nicht  aber  den  feudalen  Charakter  desselben  zu  ändern,  es  nur 
amtsweise  zu  verleihen;  die  Wiederverleihung  konnte  nur  nach  Lehenreclit 
geschehen,  insbesondere  also  auch  nur  unter  Zulassung  der  Folge  des  Lehens- 
erben. 3  Scheint  sich  dagegen  in  Italien  ein  entsprechender  Satz  nicht  fest- 


325.  -  t.  Vgl.  §  134  n.  IL  12;  §  225  n.  11.  17;  §  226  n.  19.  2.  Vgl.  S  324 
n.  11.  3.  Die  bezüglichen  Stellen,  Sachs.  Ldr.  3,  53  §  3,  60  §  1,  Sachs.  Lhr.  71.  $  3. 
sind  meines  Wissens  nie  anders  gefasst.  Denn  ledich  hat  der  Herr  nach  dem  Sprachge- 
brauche der  Quellen  das  Gut  doch  gewiss  auch  dann,  wenn  er  es  amtsweise  für  sich  rer- 
walten  lässt.  Dürfte  man  in  jenen  Stellen  zunächst  das  Interesse  der  Gerichtseingesessenen, 
nicht  ohne  Richter  zu  sein,  als  wirksam  annehmen,  so  war  dem  allerdings  auch  genügt 
wenn  der  König  etwa  einen  Dienstmann  amtsweise  als  Richter  setzte.  Aber  als  wirksam 
haben  wir  da  gewiss  nur  das  Interesse  der  Lehensgenossen  anzunehmen,  welche  bean- 
spruchen, dass  das  Gut,  welches  einem  Grossen  geliehen  war,  auch  ferner  zur  Ausstattung 
der  Genossenschaft  diene,  nicht  vom  Herrn  zu  seinem  unmittelbaren  Nutzen  eingezogen 
werde;  es  würden  sich  da  in  Deutschland  auch  ausserhalb  des  Gebietes  des  Lehenrecht j 
manche  Belege  für  die  Auflassung  finden,  dass  ein  Gut,  welches  rom  Herrn  einem 
Angehörigen  dieser  oder  jener  Klasse  seiner  Untergebenen  geliehen  war,  in  derselben 
Weise  einem  Genossen  wiedergeliehen  werden  sollte,  etwa  Dienstgut  an  einen  Dienstmano 
zu  Dienstreclit,  Zinsgut  zu  Zillsrecht.  Und  so  sind  jene  Stellen  auch  offenbar  bei  der  Bear- 


Digitized  by  C 


Gunst  der  Verhältnisse  für  Beseitigung  des  Lehensstaates.  277 

gestellt  zu  haben,  hält  wenigstens  die  Theorie  sogar  an  der  Nichterblichkeit 
der  Amtslehen  fest,  so  rausste  das  doch  sehr  Fördernd  auf  den  Uebergang  zu 
amtsweiser  Verwaltung  einwirken,  zumal  unter  Verhältnissen,  wo  bestehende 
feudale  Erbansprüche  nicht  im  Wege  standen,  es  sich  nur  darum  handelte, 
keine  neuen  zu  begründen. 

War  aber  solches  Vorgehen  von  dieser  Seite  durch  das  Bestehen  einer 
Anschauung,  wonach  die  Aemter  zu  Lehen  gegeben  sein  sollten,  anscheinend 
nicht  gehindert,  so  musste  dasselbe  durch  eine  von  anderer  Seite  eingreifende 
Anschauung  geradezu  gefordert  werden.  Dem  römischen  Rechte  ist  der 
feudale  Charakter  des  Amtes  ganz  und  gar  fremd.  Im  deutschen  Rechte,  ins- 
besondere auch  im  Prozessrechte,  hat  der  in  der  Regel  feudale  Charakter  des 
Amtes  dazu  geführt,  dass  auf  Gebieten,  welche  dem  Lehenrechte  ursprünglich 
ganz  fremd  sind,  lehenrechtliche  Satzungen  und  Anschauungen  doch  die  raan- 
nichfachste  Rückwirkung  üben.  Bei  den  Romanisten  Italiens  zeigt  sich  eine 
solche  nicht;  dass  insbesondere  die  Gerichtsbarkeit  eine  feudale  sein  und  das 
irgendwie  modifizirend  auf  einschlagende  Verhältnisse  einwirken  könne,  wird 
nirgends  betont.  Die  Lehren  des  römischen  Rechts  erscheinen  da  einfach  als 
massgebend;  und  könnten  da  schon  bezüglich  der  Jurisdictio  ordinaria  sich 
manche  Anstände  ergeben,  um  die  bezüglichen  Bestimmungen  bei  lehenweiser 
Uebertragung  anwendbar  erscheinen  zu  lassen,  so  sind  mit  dieser  die  Lehren 
über  die  Jurisdictio  delegata  oder  demandata  ganz  unvereinbar.  Es  ist  freilich 
nicht  zu  läugnen,  dass  die  Romanisten  keineswegs  überall  das  Recht  so  dar- 
stellen, wie  es  thatsächlich  in  Geltung  war,  dass  es  sich  vielmehr  bei  ihnen 
vorwiegend  um  die  Darlegung  handelt,  wie  das  Recht  im  engsten  Anschlüsse 
an  die  römischen  Rechtsquellen  ihrer  Meinung  nach  sein  sollte.  Aber  eben  so 
wenig  ist  zu  läugnen,  dass  ihre  Lehren  doch  auch  auf  die  Verhältnisse  des 
öffentlichen  Rechts  allmählig  sehr  entscheidenden  Einfluss  gewannen,  dieselben 
ihnen  sichtlich  mehr  und  mehr  angepasst  wurden.  Wo  es  sich  um  Vertreter 
des  Kaisers  mit  rein  richterlichen  Funktionen  handelt,  wie  bei  den  delegirten 
Richtern  und  den  Appellationsrichtern,  da  fanden  wir  bereits  ihre  Stellung 
durchweg  nach  römischeu  Rechtslehren  beurtheilt.4  Dass  diese  aber  auch  da 
einwirkten,  wo  die  mit  Verwaltungsbefugnissen  verbundene  Gerichtsbarkeit  in 
Frage  kam,  dass  die  feudale  Auffassimg  der  Aemter  mit  ihnen  mehr  und  mehr 
unvereinbar  scheinen  musste,  wird  von  vornherein  nicht  zu  bezweifeln  sein, 


beitang  im  Schwabenspiegel  gefasst  worden;  nach  Schw.  Ldr.  121c  sind  es  die  Fürsten, 
welche  beim  Pfalzgrafen  gegen  den  König  zu  klagen  haben,  wenn  er  ein  Falinlehen  ledig 
hält;  hat  der  Fürst  eine  Grafschaft  ledig,  so  sollen  die,  welche  dieselbe  zu  Lehen  haben 
sollten  (was  beim  Mangel  Ton  Lehenserben  doch  nur  die  Genossen  sein  können),  darüber 
nach  Schw.  Lhr.  133  beim  Könige  klagen;  man  sieht  also  darin  nicht  eine  Verletzung  des 
Rechtes  der  Eingesessenen,  sondern  der  Lehensgenossen.  Es  ist  möglich,  dass  der  Satz, 
der  auch  beim  Vetus  auetor  de  benefieiis  2  §  68  wenigstens  angedeutet  ist,  erst  im  drei- 
zehnten Jahrhunderto  in  Folge  der  Versuche,  ihn  nicht  zu  beachten,  bestimmter  betont 
wurde;  dass  er  aber  schon  im  zwölften  Jahrhundert  thatsächlich  in  Geltung  war,  als  Reichs- 
herkommen  betrachtet  wurde,  ist  gar  nicht  zu  bezweifeln.  Vgl.  Ficker  Entstehungszeit  des 
SacbBenspiegels  132.     4.  Vgl.  §  217.  §  242. 
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bestätigt  sich  auch  durch  das  Ergebniss,  dass  wir  im  folgenden  Jahrhunderte, 
worauf  wir  zurückkommen,  die  Reichsämter  durchweg  nach  römischen  Rechts- 
lehren behandelt  finden;  es  mag  hier  genügen,  daraufhinzuweisen,  dass  schon 
zu  Ende  unserer  Periode  Pillius  die  Stellung  eines  Vertreters  des  Kaisers  für 
Tuszien  und  der  in  den  tuszischen  Komitaten  aufgestellten  Grafen  einfach  nach 
den  Lehren  des  römischen  Rechts  über  die  Jurisdictio  delegata  und  deman- 
data  beurtheilt.5 

326.  —  Lag  es  an  und  für  sich  im  Interesse  des  Herrschers,  die  Be- 
handlung der  Reichsämter  als  Lehen  zu  beseitigen,  waren  in  Italien  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  dafür  ausserordentlich  günstig  gestaltet,  während 
Herkommen  und  Recht  nicht  allein  kein  Uinderniss  boten,  sondern  ein  solches 
Vorgehen  sogar  in  den  theoretischen  Anschauungen  der  Zeit  eine  Stütze  fand, 
so  würde  sich  wohl  von  vornherein  die  Annahme,  es  seien  die  dem  Kaiser  zur 
Verfügung  stehenden  Reichsärater  zu  Lehen  gegeben ,  nur  da  rechtfertigen 
lassen,  wo  bestimmte  Gründe  fiir  das  Vorhandensein  eines  solchen  Verhält- 
nisses sprächen;  es  ist  gewiss  anzunehmen,  dass  höchstens  noch  ausnahms- 
weise Verleihung  von  Ae intern  zu  Lehenrecht  vorkam.  In  den 
zahlreichen  Fällen,  wo  die  Reichsbeamten  als  Potestas,  Rector,  Praeses  oder 
Gastaldus,  oder  als  Legatus  oder  Nuntius  bezeichnet  werden,  ist  das  wohl 
schon  durch  die  der  feudalen  Ordnung  fremden  Titel  genugsam  ausgeschlossen; 
nichts  deutet  darauf  hin,  dass  es  sich  bei  ihnen  nicht  einfach  um  Beamte  han- 
delte, welche  der  Kaiser  nach  seinem  Ermessen  setzte  und  entsetzte;  es  dürfte 
überflüssig  sein,  bestimmtere  Belege  dafür  aufzusuchen,  dass  ihnen  ein  Lehen- 
recht auf  ihre  Aemter  nicht  zustand.  Bei  andern  dagegen  könnte  freilich  auf 
ein  solches  aus  den  feudalen  Titeln  eines  Herzogs,  Markgrafen  oder 
Grafen  geschlossen  werden. 

Dass  da  ausnahmsweise  noch  Verleihungen  zu  Lehenrecht  zu  Grunde 
lagen,  möchte  ich  allerdings  nicht  bezweifeln.  Insbesondere  wird  das  anzu- 
nehmen sein  bei  den  Belehn ungen  deutscher  Fürsten  mit  italie- 
nischen Amtslehen,  welche  freilich  nur  sehr  vereinzelt  vorkommeu.  Eine 
Verleihung,  welche  diese  befriedigen  sollte,  konnte  nur  nach  Lehenrecht  er- 
folgen; solche  Verleihungen  erfolgen  gewiss  überhaupt  in  näherm  Anschlüsse 
an  das  deutsche  Herkommen,  wie  ja  auch  wohl  kleinere  Lehen  in  Italien  an 
Deutsche  «eeundum  morem  Theutomciun  gegeben  wurden.1  So  ist  gewiss 
anzunehmen,  dass  Heinrich  der  Stolze  Tuszien  und  Verona  als  Lehen 
hatte2;  beim  Schwiegersohne  und  vennuthlichem  Nachfolger  des  Kaisers 
konnten  die  sonstigen  Bedenken  gegen  lehenweise  Uebertragung  nicht  ins  Ge- 
wicht fallen.  Ebenso  möchte  ich  annehmen,  dass  Hermann  von  Baden  von 
K.  Konrad  mit  der  Mark  Verona  belehnt  wurde,  dass  sein  Lehenrecht  der 
Belchnung  Welfs  auch  mit  Verona  im  Wege  stand3,  wie  ihm  denn  auch  seine 
Lehenserben  in  der  Mark  wenigstens  dem  Namen  nach  gefolgt  sind.  Schon 
die  frühere  Verbindung  der  Mark  mit  einem  deutschen  Herzogthume ,  das 


325.)  5.  Pilliu.s  §  14  bei  Bergmann  35.  3b'. 


326.  -  h  Vgl.  §  304  n.  14.     2.  Vgl.  §  143  n.  1.     8.  Vgl.  §  143 
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vielfache  Uebergreifen  deutscher  Einrichtungen  in  die  Mark  konnten  hier  die 
Belehnung  nahe  legen;  wie  die  Sachen  einmal  lagen,  hätte  dem  Interesse  des 
Reichs  wohl  nur  damit  gedient  sein  können,  wenn  sich  hier  noch  ein  Lehens- 
fürstenthum in  deutscher  Weise  herstellen  Hess.  Aber  es  handelte  sich  da  um 
wenig  mehr  als  einen  Titel;  für  die  weitere  Gestaltung  der  Verhältnisse  war 
das  bedeutungslos.  Wenn  K.Friedrich  1152  Herzog  Weif  mit  allen  grossen 
Amtslehen,  die  in  Italien  zur  Verfügung  standen,  belehnte,  so  war  das  aller- 
dings ein  Schritt,  der  für  die  weitere  Entwicklung  der  Verfassungsverhältnisse 
Italiens  überaus  entscheidend  hätte  werden  können.  Es  gehörte  das  zu  den 
Massregeln,  durch  welche  Friedrich  das  weifische  Haus  zu  befriedigen  suchte; 
auf  die  Richtung  dessen,  was  er  in  Italien  beabsichtigte,  werden  wir  daraus 
nicht  schliessen  dürfen ;  damals  lagen  ihm  die  italienischen  Verhältnisse  noch 
fern  und  später  finden  wir  die  bestimmtesten  Haltpunkte,  dass  die  kaiserliche 
Politik  dem  Wiedererstarken  dieses  Lehenfürstenthums  entgegenarbeitete4; 
dann  aber  wandten  sich  die  Dinge  so,  dass  der  Kaiser  der  Schranken,  welche 
er  sich  durch  jene  Belehnung  gezogen  hatte,  völlig  entledigt  wurde.  Der  Kaiser 
hat  auf  die  Resignation  Welfs,  so  wenig  bei  diesem  noch  von  Geltendmachung 
seiner  Befugnisse  in  Italien  die  Rede  war,  grossen  Werth  gelegt  und  sie  mit 
schweren  Geldopfern  erkauft5;  gewiss  nicht  lediglich  zu  dem  Zwecke,  um  sie 
alsbald  wieder  durch  Belehnung  in  fremde  Hände  zu  bringen.  Der  einzige 
spätere  Fall,  der  noch  in  diese  Reihe  zu  stellen  ist,  ist  die  Belehnung  Herzog 
Philipps  mit  Tuszien  1195;  dass  ihm  dieses  als  Fahnlehen  übergeben 
wurde,  wird  ausdrücklich  betont.6  Ein  Fall  aber,  bei  dem  es  sich  um  die 
Ausstattung  eines  Bruders  des  Kaisers  handelt,  wird  uns  für  andere  nicht 
massgebend  sein  können;  die  Verleihung  erledigter  oder  neugestalteter  reichs- 
lehnbarer  Fürstenthümer  an  Mitglieder  des  Kaiserhauses  ergibt  sich  als  ein 
wiederholt  massgebender  Gesichtspunkt  der  staufischen  Politik;  wir  finden 
Entsprechendes  auch  in  Frankreich  noch  in  Zeiten,  wo  im  übrigen  die  könig- 
liche Politik  aufs  entschiedenste  die  Beseitigung  der  feudalen  Staatsordnung 
erstrebte. 

327.  —  Jene  Belehnungen  deutscher  Fürsten  in  Italien  sind  überhaupt 
als  durch  besondere  Umstände  veranlasste  Ausnahmen  zu  behandeln.  Bei  der 
Menge  deutscher  Edelherren  und  Dienstleute  aber,  die  wir  in  Italien  als  Gra- 
fen, Markgrafen  und  Herzoge  fiuden,  wird  die  amtsweise  Verleihung 
als  Regel  gar  nicht  zu  bezweifeln  sein.  Und  zwar  nicht  erst  seit  Kaiser 
Friedrich.  Besonders  deutlich  tritt  das  hervor  bei  den  Markgrafen  von  Tuszien 
seit  dem  Tode  der  Mathilde.  Weder  geht  die  Mark  auf  einen  Luhenserben 
über,  noch  scheint  sie  auch  nur  auf  Lebenszeit  verliehen  zu  sein;  insbesondere 
aber  scheint  beweisend,  dass  das  Vorhandensein  dieser  Markgrafen  wieder- 
holter Vergebung  der  Mark  zu  Lehenrecht  nicht  im  Wege  steht. 1  Wenn  aber 
ein  so  bedeutendes  Reichsamt  über  drei  Jahrzehnte  hindurch  amts weise  ver- 
waltet war,  so  kann  das  schwerlich  ohne  Rückwirkung  auf  die  Behandlung  der 


4.  Vgl.  $  137.     5.  Vgl.  Stälin  2,  JOD.     6.  Vgl.  §  315  n.  24. 
327.  -  1.  Vgl.  §  310. 
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Reichsämter  im  allgemeinen  geblieben  sein.  Weniger  scheinen  die  Verhält- 
nisse der  Mark  Ancona  für  amtsweise  Besetzung  zu  sprechen;  die  Erhebung 
eines  blossen  Reielisdienstmannes  zum  Markgrafen  muss  das  freilich  hier  be- 
sonders nahe  legen;  dann  aber  folgt  wiederholt  der  Sohn  auf  den  Vater;  auch 
die  gemeinsame  Regierung  zweier  Brüder  scheint  dem  Charakter  des  blossen 
Amtes  kaum  angemessen.  Das  Nähere  ist  uns  nicht  bekannt;  sicher  aber 
scheint  sich  zu  ergeben,  dass  K.  Friedrich  wenigstens  ein  Lehenrecht  des  Ge- 
schlechtes nicht  anerkannt  hat  und  beim  Vorhandensein  von  Lehenserben 
anderweitig  über  die  Mark  verfügte.2  Aus  der  Zeit  K.  Friedrichs  und  K. 
Heinrichs  finden  wir  dann  wieder  eine  Reihe  von  Thatsachen,  aus  welchen  sich 
nicht  allein  ergibt,  dass  die  Aemter  nicht  erblich,  sondern  auch  nicht  lebens- 
länglich verliehen  sein  konnten,  da  die  Beamten  beständig  wechseln,  von  einem 
zum  andern  Amte  versetzt  werden.  Am  genauesten  kennen  wir  die  Reihe  der 
Grafen  von  Siena.  In  einem  Zeiträume  von  nur  wenig  mehr  als  dreissig  Jahren 
folgen  hier  zehn  deutsche  Grafen  aufeinander,  durchweg  Reichsdienstmaunen, 
von  denen  keiner  Sohn  des  frühern  ist,  bei  denen  es  sich  wegen  der  Kürze 
der  Amtsführung  und  weil  sich  mehrere  später  in  Tuszien  selbst  in  andern 
Stellungen  nachweisen  lassen,  sicher  auch  nicht  um  Verleihungen  auf  Lebens- 
zeit handeln  kann. 3  Dasselbe  zeigt  sich  bei  den  höhern  Reichsämtern.  Konrad 
von  Lützelhard  fanden  wir  zuerst  als  Markgrafen  von  Ancona  und  Herzog 
von  Ravenna;  er  wird  dann  von  Ancona  nach  Tuszien  versetzt,  mit  dem  nun 
auch  die  Romagna  verbunden  bleibt;  als  Tuszien  dem  Bruder  des  Kaisers  be- 
stimmt wird,  erhält  Konrad  die  Grafschaft  Molise,  während  Ravenna  wieder 
mit  Ancona  verbunden  wird;  auch  Molise  bleibt  nach  seinem  Tode  nicht  seinen 
Erben,  sondern  wird  an  Markward  verliehen.4  Ebenso  muss  sein  Nachfolger 
in  der  Mark  Ancona,  Gotebald,  noch  bei  Lebzeiten  Markward  weichen  und  in 
die  bescheidenere  Stellung  eines  Grafen  von  Sinigaglia  zurücktreten. 5 

Diese  Thatsachen  weisen  aufs  bestimmteste  auf  amtsweise  Verleihungen 
hin,  welche  weder  erblich  noch  lebenslänglich  waren.  Dass  die  Reichsrechte 
jetzt  durchweg  amtsweise  verwaltet  wurden,  scheint  sich  auch  darin  auszu- 
sprechen, dass  nach  dem  Vorvertrage  des  Friedens  von  1 183  denselben  be- 
schwören sollen  omne*.  qni  hahent  aministraÜonem  ab  imperatore  in  Jsm- 
bardia  et  Marchia  <>t  Romankt,  infra  men&em,  e.r  quo  ceperit  aminisfrare* 
Eine  Bestallungsurkunde  oder  ein  sonstiges  bestimmteres  Zeugniss  für  die 
Bedingungen,  insbesondere  die  Dauer  der  Verleihungen  ist  uns  aus 
dieser  Zeit  nicht  bekannt,  wenn  wir  von  der  Nachricht  einer  spätem  Quelle 
absehen,  wonach  die  Verwaltung  von  Rimini  zuerst  auf  kurze  oder  unbestimmte 
Zeit,  dann  als  besondere  Vergünstigung  auf  Lebenszeit  übertragen  sein  würde.7 
Aber  es  werden  da  wohl  auch  Zeugnisse  einer  etwas  spätem  Zeit  ergänzend 
zugezogen  werden  dürfen.  Boncompagnus  spricht  in  der  Oliva  von  den  ver- 
schiedenen Arten  kaiserlicher  Privilegien  und  führt  dabei  zwei  Arten  der  Ver- 
leihung von  Provinzen  und  Städten  auf;  auf  bestimmte  Zeit:  Concedimu*  tibi 


327.]  2.  Vgl.  §  317.  3.  Vgl.  §  312.  i.  Vgl.  §§  309.  315.  319.  5.  Vgl.  §  318 
6.  Mon.  Genn.  4,  173.     7.  Vgl.  §  307  n.  10. 
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Marchiam  sirc  Calabriam  sive  Salernum  per  annum  vel  biennium  sire 
plus  seeundum  magis  et  minus;  oder  auf  unbestimmte  Zeit:  Concedimns  tibi 
civitatem  Capuanam  donec  nostre  planier it  maiestati.8  Ist  das  Werk  auch 
erst  kurz  nach  1213  geschrieben,  so  hat  Boncompagnus  bei  seinen  Beispielen 
doch  so  häufig  gerade  die  Zeiten  K.  Heinrichs  im  Auge,  dass  wir  auch  diese 
vielleicht  noch  unmittelbar  auf  die  Verhältnisse  unserer  Periode  beziehen  dür- 
fen, zumal  ein  Kaiser,  der  vor  1220  über  sizilische  Bezirke  verfügt,  streng- 
genommen nur  Kaiser  Heinrich  sein  kann.  Und  unter  K.  Friedrich  II,  der  sich 
im  Beginne  seiner  Regierung  durchweg  noch  dem  alten  Herkommen  ansehliesst, 
finden  wir  sogleich  auch  einen  grössern  Amtssprengel  auf  solche  Bedingungen 
vergeben;  nach  Tolosanus  verkündete  1220  der  Generallegat  zu  Imola,  dass 
Ugolin  von  Juliano  esset  comes  de  liomania  per  anno*  septem  de  roluntate 
repis,  et  potestas  Häven nae,  <Wvii  et  ß retton orii  per  annos  duos9;  und 
1221  ernannte  der  Kaiser,  jene  Verleihung  für  nichtig  erklärend,  den  Grafen 
Gotfrid  von  Blandrate  zum  Grafen  der  Romagna  donee  nostro  plaeuerit  be- 
neplacito  et  roluntati.i0 

Das  Gesagte  wird  nicht  ausschliessen,  dass  auch  abgesehen  von  jenen 
Belelmungen  von  Fürsten  wenigstens  vereinzelt  auch  Verleihungen  zu 
Erbrecht  bei  den  deutschen  Reichsbeamten  vorgekommen  sein  mögen. 
Fanden  wir  ja  auch  hie  und  da  an  Einheimische  noch  Grafschaften  als  neues 
Lehen  geliehen. 11  Kann  es  scheinen,  dass  Goswin  von  Heinsberg  1158  die 
Grafschaften  Seprio  und  Martesana  als  Lehen  erhielt12,  so  bestanden  in  dieser 
Zeit  überhaupt  wohl  noch  keine  bestimmtere  Plane  über  die  Neugestaltung  der 
italienischen  Verhältnisse.  Besondere  Umstände  mögen  dann  später  noch  hie 
und  da  zu  ausgedehnteren  Verleihungen  geführt  haben.  So  werden  noch  beim 
Enkel  Gotebalds  Ansprüche  auf  die  Grafschaften  Sinigaglia  und  Cagli  er- 
wähnt, die  ausdrücklich  auf  Privilegien  zurückgeführt  werden ,3;  es  wäre  mög- 
lich, dass  als  Gotebald  die  Mark  entzogen  wurde,  ihm  zur  Entschädigung 
Erbrecht  in  den  Grafschaften  zugestanden  wurde.  Beachtenswerther  ist,  dass 
auch  bei  zwei  der  grösseren  Reichsämter  sich  Andeutungen  für  Erbrechte 
finden.  Reinald,  der  .Sohn  Herzog  Konrads  von  Spoleto,  fuhrt  schon  bei  Leb- 
zeiten des  Vaters  1195  und  1196,  wie  auch  später  wieder  seit  1219  den  Titel 
eines  Herzogs  von  Spoleto14,  was  freilich  1219  vom  Könige  als  bedeutungs- 
loses Fortführen  des  väterlichen  Titels  bezeichnet  wird15;  K.Philipp  hat  auch, 
wie  wir  sehen  werden,  die  Söhne  Konrads  als  Herzoge  von  Spoleto  betrachtet, 
während  K.  Otto  kein  Erbrecht  derselben  anerkannte,  da  er  das  Herzogthum 
an  Diephold  von  Acerra  gab.   Bestimmter  sind  die  Haltpunkte  bei  Mark- 

8.  Cod.  latiu.  23499  der  Hofbibl.  zu  München;  vgl.  Beilage  um  1215.  ».  Mittarelli 
Acc.  159;  vgl.  §  133  n.  5.  7,  wo  Grafschaften  auf  zwei  und  drei  Jahre  verliehen  werden. 
10.  Huillard  2,  187.  11.  Vgl.  §  324  n.  18.  12.  Vgl.  §  203  n.  7.  Die  Ann.  Mediol. 
sprechen  wenigstens  von  einer  Investitur:  es  Hesse  sich  auch  geltend  machen,  dass  der 
Fortsetzer  des  Morena,  Mon.  Germ.  18,  643,  bei  ihm  den  Ausdruck  comitatmn  domtvit.  bei 
den  andern  Gewalthabern  proeette  iutsit  oder  ahnliche  gebraucht.  Der  Ausdruck  bei  Rage- 
win,  Mon.  Genn.  20,  469:  comes  G.,  qui  tunc  comUatttm  S.  et  M.  int  tut  a  principe  ralü 
provide  adminittrabat,  wurde  freilich  eher  einem  blossen  Amte  entsprechen.  13.  Vgl. 
§  318  n.  22.     14  Vgl.  St&lin  3,  590.     15.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  50. 
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ward.  In  dem  Vertrage,  den  er  1195  mit  der  Stadt  Ravenna  abschliesst, 
heisst  es,  dass  Marchoaldus  et  sui  Uberi  die  vorbehaltenen  Rechte  üben 
sollen.16  Und  nach  dem,  allerdings  wahrscheinlich  von  Markward  selbst  ge- 
fälschten Testamente  K.  Heinrichs,  dessen  Auffassung  aber  doch  immerhin 
beachtenswerth  bleibt,  soll  er  insbesondere  auch  Ancona  und  Ravenna  vom 
Pabste  zu  Lehen  nehmen,  so  dass  dieselben,  si  sine  hei*ede  decesserit,  der 
Kirche  heimfallen  sollen.17  Es  sind  dann  allerdings,  obwohl  ihn  ein  Sohn 
überlebte18,  Erbrechte  desselben  auch  vom  Reiche  nicht  anerkannt,  da  K. 
Otto  die  Mark  Ancona  dem  Markgrafen  von  Este  lieh;  doch  würde  sich  das 
bei  der  ganzen  Umgestaltung  der  Verhältnisse  auch  bei  erblicher  Verleihung 
erklären. 

Scheint  nun  auch  ein  Erbrecht  insbesondere  der  Kinder  Markwards  be- 
stauden  zu  haben,  so  möchte  ich  doch  nicht  annehmen,  dass  er  seine  Sprengel 
einfach  als  erbliche  Reichslehen  erhalten  habe,  wie  das  bei  Weif  und  Philipp 
von  Tuszien  anzunehmen  sein  wird.  Es  ist  insbesondere  auffallend,  dass  in 
dem  Vertrage  mit  Ravenna  ausdrücklich  nur  von  seinen  Kindern  die  Rede  ist, 
während  doch  bei  schlechtweg  erblichen  Lehen  in  solchen  Fällen  immer  die 
Erben  überhaupt  genannt  werden.  Die  Dauer  amtsweiser  Verleihung  hing  im 
Einzelfalle  zweifellos  vom  Willeu  des  Königs  ab.  Mag  Verleihung  auf  be- 
stimmte Zeit  oder  auf  Widerruf  das  Häufigere  gewesen  sein,  so  schliesst  das 
eine  weitere  Ausdehnung  in  Einzelfällen  nicht  aus.  Wir  fanden,  dass  K.  Fried- 
rich dem  Bischof  von  Trient  das  Amt  des  Reichsvikar  ad  tempora  rite  sue 
verlieh. 19  Ich  denke,  die  Bestallung  Markwards,  der  beim  Kjiiser  in  ganz  be- 
sonderer Gunst  stand,  wird  zugleich  auf  seihe  Kinder,  aber  auch  nur  auf  diese, 
ausgedehnt  sein.  Dann  erklärt  sich  der  Ausdruck  des  Vertrags;  es  ist  dann 
die  Schwierigkeit  beseitigt,  welche  doch  zweifellos  in  der  Annahme  liegen 
würde,  der  Kaiser  habe  ganz  entgegen  dem  herrschend  gewordenen  System 
hier  wieder  einfach  auf  die  feudale  Auffassung  des  Staats  zurückgegriffen.  Es 
kommt  hinzu,  dass  solche  Leihen  überhaupt  in  Italien  nicht  ungewöhnlich 
waren.20  Lag  darin  allerdings  eine  starke  Beschränkung  des  kaiserlichen 
Verfügungsrechtes  auf  lange  Zeit,  so  kann  diese  damals,  wo  in  andern  Gegen- 
den das  Feudalprinzip  noch  durchaus  geltend  war,  doch  kaum  sehr  auffallen. 
Der  Unterschied  von  einer  Verleihung  zu  Erblehen  war  noch  immer  bedeutend 
genug;  war  es  insbesondere  Prinzip,  die  Reichsämter  durch  Deutsche  ver- 
walten zu  lassen,  so  war  dem  wenigstens  bei  Beschränkung  der  Folge  auf  eine 
Generation  noch  genügende  Rechnung  getragen,  wenigstens  bei  dieser  war  das 
Festhalten  an  deutscher  Art  noch  vorauszusetzen. 

Dazu  kommt  noch  eine  andere  Erwägung.  Die  gesammte  Rangstellung 
einer  Person  im  Reiche  war  in  dieser  Zeit  mehr  als  früher  wesentlich  durch 
lehenrechtliche  Gesichtspunkte  bestimmt,  insbesondere  hatte  sich  ein  Reichs- 
ftirstenstand  bestimmter  aus  denen  gestaltet,  welche  mit  grossen  Amtslehen 
unmittelbar  vom  Könige  belehnt  waren.  Da  wird  nun  das  Fehlen  fürst- 


327.1  16.  FanttiMi  4.  2H4.  17.  Mon.  Germ.  4  b.  185.  18.  Sitiung»ber.  40,  472. 
19.  Vgl.  §  188  n.  1.     20.  Vgl.  §  324  n.  U. 
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licher  Stellung  auch  bei  den  mächtigsten  italienischen  Reichsbeaniteu  zu 
beachten  sein.  Hatten  Konrad  und  Markward  ihre  grossen  Sprengel  als  Lehen, 
so  ist  kaum  abzusehen,  wesshalb  sie  nicht  eben  so  wohl  Reichsfiirsten  gewesen 
sein  sollten,  wie  die  deutschen  Grossen  in  entsprechender  Stellung,  wie  das 
denn  auch  für  Philipp  als  Herzog  vonTuszien  kaum  zu  bezweifeln  sein  wird.21 
Bei  jenen  aber  war  das  entschieden  nicht  der  Fall.  Konrad  nimmt  als  Herzog 
von  Spoleto  wohl  eine  höhere  Stellung  ein,  als  sie  einem  blossen  Edelherren 
von  Urslingen  gebühren  würde,  aber  doch  in  keiner  Weise  die  eines  Reichs- 
fürsten22; blossen  Amtsstellungen  ist  es  durchaus  angemessen,  wenn  Berthold 
von  Kunigsberg  als  Legat  Italiens  ihm  regelmässig  vorgeht23,  während  sonst, 
wo  die  Rangordnung  feudalen  Gesichtspunkten  folgt,  auch  die  höchsten  Auf- 
stellungen durchweg  unberücksichtigt  bleiben.  Viel  auffallender  tritt  es  aber 
bei  Markward  hervor,  wie  wenig  man  durch  die  Verleihung  der  Mark  und  des 
Herzogthums  seine  Stellung  als  geändert  betrachtete.  Es  wurde  sichtlich  auf 
seine  Stellung  als  Reichstruchsess  grösseres  Gewicht  gelegt;  als  solcher  ist  er 
immer  bezeichnet,  während,  zumal  in  Deutschland,  der  Titel  des  Herzogs  und 
Markgrafen  häufig  ganz  bei  Seite  gelassen  und  immer  dem  des  Truchsess 
nachgestellt  ist.  Dem  entspricht  sein  sonstiges  Vorkommen.  Nur  in  wenigen 
Fäll  en  erscheint  er  deutschen  Grafen  gleichgestellt,  indem  er  unter  diesen  oder 
wenigstens  nach  diesen  vor  den  freien  Herren  genannt  wird.  In  den  bei  weitein 
meisten  Fällen  nimmt  er  eine  Stellung  ein,  welche  ihm  zweifellos  auch  dann 
gebührt  hätte,  wenn  er  gar  nicht  Herzog  und  Markgraf  gewesen  wäre,  nämlich 
hinter  den  freien  Herren,  aber  vor  allen  Ministerialen;  der  Vorrang  vor  diesen 
aber  war  genügend  schon  dadurch  begründet,  dass  er  ein  freigelassener  Reichs- 
dienstraann  war.24  Ich  weiss  das  doch  kaum  anders  zu  erklären,  als  dass  man 
seine  Stellung  in  Italien  lediglich  als  eine  Amtsführung  betrachtete,  welche 
seine  und  seiner  Nachkommen  dauernde  Standesverhältnisse  so  wenig  berührte, 
als  darauf  selbst  die  Versehung  eines  so  hervorragenden  Amtes,  wie  das  des 
Legaten  für  Italien,  hätte  Einfluss  gewinnen  können.  Das  Erbrecht  seiner 
Kinder  wird  danach  schwerlich  auf  Verleihung  zu  Lehenrecht  schliessen  lasseu. 
Es  wird  nur  zu  beachten  sein,  dass  in  dieser  Zeit  des  Uebergangs  der  König 
sich  bei  Verleihung  des  Amtes  nicht  immer  völlig  freie  Verfügung  vorbehält» 
es  auch  auf  bestimmte  Zeit,  auf  Lebenszeit,  selbst  mit  beschränktem  Erbrechte 
verleiht.  Es  ist  darin  gewiss  weniger  eine  Nachwirkung  der  feudalen  Auffas- 
sung zu  sehen,  als  eines  auch  früher  schon  in  Italien  bei  Besetzung  der  Aemter 
üblichen  Brauches.  Im  folgenden  Jahrhunderte  hört  denn  auch  das  mehr  und 

21,  Es  gibt  da  freilich  nur  sehr  dürftige  Anhaltspunkte;  in  allen  Kaiserurkunden,  in  wel- 
chen er  mit  deutschen  Laienfürsten  Zeuge  ist,  steht  er  diesen  nach,  aber  den  deutschen 
Magnaten  ror,  was  mit  der  Regel  stimmen  würde,  dass  italienische  Grosse  auf  die  deutschen 
entsprechenden  Ranges  folgen;  Tgl.  Ficker  Reichsfürstens t.  1,  183;  wo  er  rereinzelt  vor- 
kommt, 1195  Apr.  23  und  11%  Aug.  (Böhmer  Acta  190),  steht  er  sogar  allen  Bischöfen« 
im  ersten  Falle  auch  deutschen  ror,  wobei  eingewirkt  haben  mag,  dass  er  des  Kaisers  Bru- 
der war.  22.  Vgl.  Ficker  Reichsfürstenst.  1,  230;  die  mir  jetzt  TollstAndiger  Torliegenden 
Zeugenreihen  würden  ihn  noch  mehr  zurücktreten  lassen.  28.  Ughelli  1,  457.  332.  Böh- 
mer Acta  136.  159.  24.  Einmal  steht  er  sogar  hinter  Cuno  Ton  Minzenberg,  einem  Mi- 
nisterialen, wenn  derselbe  nicht  etwa  persönlich  freigelassen  war. 
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mehr  auf;  Entsetzung  und  Versetzung  der  Beamten  erfolgt  ganz  nach  Belieben 
des  Herrschers. 

Als  Ergebniss  wird  man  doch  festhalten  dürfen,  dass  in  Italien  schon 
im  zwölften  Jahrhunderte  die  feudale  Auffassung  des  Staates  wesentlich  be- 
seitigt ist.  Was  sich  von  den  alten  Feudalgewalten  gehalten  hat,  ist  auf  so 
enge  Kreise  beschränkt,  dass  es  für  die  Gesammtgestaltung  des  Staatswesens 
kaum  mehr  in  Betracht  kommt.  Für  diese  sind  wesentlich  nur  noch  zwei 
Richtungen  bestimmend.  Auf  der  einen  Seite  die  nach  Selbstverwaltung  der 
städtischen  Gemeinden  verbunden  mit  der  Hoheit  der  Stadtgemeinde  über  die 
abhängige  Landschaft.  Wo  das  Kaiserthum  dieser  Dicht  Herr  wird,  sieht  es 
sich  allerdings  genöthigt,  für  die  Regelung  der  rechtlichen  Stellung  der  Städte 
zum  Reiche  wenigstens  auf  feudale  Formen  zurückzugreifen,  so  wenig  da  auch 
vom  Wesen  des  Feudalismus  noch  die  Rede  sein  kann.  Auf  der  andern  Seite 
erstrebt  das  Kaiserthum  eine  Verwaltung  des  Reichs  durch  vom  Herrscher 
gesetzte  Beamte.  Und  in  einem  sehr  bedeutenden  Theile  des  Reiches  ist  das 
gelungen. 

Es  ist  kaum  denkbar,  dass  das  ohne  Rückwirkung  auf  die  deut- 
schen Verhältnisse  geblieben  sein,  dass  nicht  auch  hier  das  Kaiserthum 
demselben  Ziele  zugestrebt  haben  sollte.  Die  Fälle,  wo  insbesondere  K.  Hein- 
rich erledigte  Amtslehen  nicht  wieder  zu  verleihen  versuchte  oder  das  wirklich 
ausführte  und  sie  amts weise  durch  Ministerialen  verwalten  Hess,  möchten  an 
und  für  sich  immerhin  zu  vereinzelt  sein,  um  daraus  auf  das  bewusste  Ver- 
folgen der  Absicht  zu  schliessen,  den  Lehensstaat  wieder  zum  Beamtenstaate 
zurückzuführen;  aber  im  Zusammenhange  mit  einem  Vorgehen  in  Italien,  bei 
dem  das  in  weitem  Umfange  wirklich  erreicht  wurde,  scheint  mir  jene  Absicht 
auch  für  Deutschland  kaum  in  Frage  gestellt  werden  zu  können.25 

XXVIII.  DIE  REKUPERATIONEN  DER  RÖMISCHEN  KIRCHE. 

328.  —  Die  Gewalt  des  deutschen  Herrschers  in  Italien  ist  wohl  nie  so 
nachdrücklich  geübt  worden,  als  in  den  Zeiten,  welche  auf  die  Friedensschlüsse 


327.]  25.  Es  handelt  sich  du,  von  kleineren  Amtslehen  abgesehen,  insbesondere  um  die 
Verhältnisse  von  Thüringen,  Rheinpfalz  und  Meissen;  vgl.Ficker  Entstehungszeit  des  Sach 
sensp.  133  und  Deutsches  Konigthum  u.  Kaiserthum  102,  wogegen  Toeche  394  die  Falle 
für  zu  vereinzelt  halt.  Ich  denke  an  anderm  Orte  darauf  zurückzukommen.  Auch  die  von 
Toeche  292  erörterten  Zustande  des  Elsasses  sind  sehr  bezeichnend;  dass  ein  Dienstmann, 
der  zweifellos  amtsweise  gesetzt  war,  doch  den  Landgrafentitel  führt,  entspricht  durchaus 
den  italienischen  Verhältnissen.  Ebenso  entsprechen  diesen,  auch  wo  es  sich  nicht  um  Be- 
seitigung der  Feudalgewalten  handelte,  die  später  bestimmter  hervortretenden  Versuche,  die 
Reichsrechte  für  grössere  Sprengel  amtsweise  zusammenzufassen.  Schon  unter  K.  Fried- 
rich I  ist  Degenhard  von  Meilenstein  procurator  per  omnia  regalia  praedia  Sutviae,  Chron 
Ursperg.  311,  wie  überhaupt  Schwaben  wegen  Fehlen  oder  Unmündigkeit  des  Herzog» 
mehrfach  amtsweise  verwaltet  sein  muss.  Kaum  eine  andere  Bedeutung  kann  es  haben, 
wenn  Aegidius  Aureae  Vallis  bei  Chapeaville  2,  153  von  dem  Reichsdienstmann  Hugo  von 
Worms  sagt.  quem  Jjotharingiae  dudum  praefectrat  imperaior;  er  scheint  in  der  Reichs- 
probstei  S.  Servaes  zu  Mastricht  seinen  Sitz  gehabt  zu  haben. 
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von  Venedig  und  Konstanz  folgten ;  die  Erwerbung  des  sizilischen  Königreichs 
schien  ihr  einen  noch  festern  Halt  zu  geben.  Da  folgte  dann  die  gewaltige 
Wendung  der  Dinge  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  VI,  1197 
Sept.  28.  Was  dieses  Ereigniss  so  entscheidend  auf  alle  Verhältnisse  zurück- 
wirken Hess,  war  der  Umstand,  dass  sogleich  mit  grösster  Gewissheit  voraus- 
zusehen war,  dass  es  sich  nicht  um  einen  blossen  Wechsel  in  der  Person  des 
Herrschers  handle,  sondern  dass  das  Reich  überhaupt  vielleicht  für  längere 
Zeit  ohne  anerkanntes  Haupt  bleiben  werde. 

In  Oberitalien  macht  allerdings  eine  Richtung,  sich  vom  Reiche  zu 
trennen,  die  Hoheit  des  deutschen  Herrschers  zu  beseitigen,  auch  jetzt  in  keiner 
Weise  sich  geltend.  Einmal  aber  verwächst  nun  die  grosse,  zunächst  auf  mu- 
nizipalen Gegensätzen  beruhende  Spaltung,  welche  ganz  Oberitalien  durchzog, 
bald  aufs  engste  mit  dem  Thronstreite.  Die  Partei  des  Bundes,  von  den  stau- 
fischen Herrschern  vielfach  in  ihren  Interessen  verletzt,  musste  sich  naturge- 
mäss  den  Bestrebungen  des  Pabstes  und  der  weifischen  Partei  in  Deutschland 
auschliessen.  Zu  Verona  wurde  1198  April  28  ein  Tag  der  Bundesstädte 
gehalten;  man  einigte  sich,  ohne  gegenseitige  Uebereinkunft  keinem  Thron- 
bewerber den  Zugang  nach  Italien  zu  gestatten;  wie  sich  die  Parteinahme 
gestalten  werde,  zeigt  die  Anwesenheit  eines  Kardinallegaten  bei  den  Verhand- 
lungen. 1  Gleich  nach  der  Wahl  und  Krönung  Otto's  wendet  das  Haupt  der 
Partei,  Mailand,  sich  diesem  offen  zu  und  sendet  mit  der  Botschaft  der  deut- 
schen Fürsten  auch  einen  Boten  der  Stadt  an  den  Pabst,  um  die  Anerkennung 
zu  erwirken.2  Ebenso  natürlich  wandte  sich  Cremona  mit  den  Städten  seiner 
Partei  dem  staufischen  Gegner  zu. 3  Eben  desshalb,  weil  nächstliegende  muni- 
zipale Interessen,  deren  Förderung  zunächst  nur  von  dem  einen  oder  andern 
Thronbewerber  zu  erwarten  war,  die  Parteistellung  bestimmten,  zeigte  sich 
diese  hier  am  nachhaltigsten  wirksam ;  die  Parteien  der  Guelfen  und  Ghibel- 
linen,  mochte  der  Name  auch  noch  nicht  gehört  werden,  waren  als  solche  hier 
fortan  fest  gebildet,  ohne  irgend  den  Wendungen  zu  folgen,  welche  in  den 
grössern  politischen  Verhältnissen,  insbesondere  auch  in  der  Parteistellung  der 
Kirche  eintraten.  Für  einzelne  Städte  konnten  nächstliegende  Interessen  ein 
Schwanken  bedingen;  das  massgebende  ist  die  Stellung  von  Mailand  und  Cre- 
mona; jenes  hat  zu  Otto  gehalten,  auch  als  in  Deutschland  schon  keine  Hoff- 
nung für  ihn  war  und  ebenso  wieder  in  der  Zeit  seines  völligen  Zerfalles  mit 
der  Kirche;  Cremona  blieb  ihm  abgeneigt,  auch  als  er  nach  Ermordung  des 
Gegners  das  allseitig  anerkannte  Haupt  des  Reiches  war,  wie  es  dann  für 
Friedrich  nicht  blos  eintrat,  als  er  der  Schützling  der  Kirche  war,  sondern 
ebenso  in  den  Zeiten  des  heftigsten  Kampfes  mit  derselben  an  ihm  mit  unver- 
brüchlicher Treue  festhielt. 


328.  -  1.  Vgl.  Giulini  7,  147.  Sarioli  2a,  222.  228.  Moriondi  1,  112.  2.  Innoc. 
Reg.  imp.  Ep.  6.  Es  scheint  beachtenswert!},  dass  der  Pabst  1203  als  Empfehlung  für  Otto 
bei  den  Lombarden  anführt:  cmu#  paler  pro  Lombardia  non  $olwn  odium  imperatorit  in- 
currit,  ted  suo  etiam  fuit  patrimonio  spoliatus.  Inn.  Reg.  imp.  ep.  92.  8.  Das  erste  ur- 
kundliche Zeugtiiss  finde  ich  in  dem  Vertrage  zwischen  Cremona  und  Mantua  1200  Aug.  2, 
Üdorici  8,  108,  wonach  beide  Städte  Philipp  anerkennen. 
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Weiter  aber  gab  nun  der  Tod  des  Kaisers  für  die  Einzelnen  die  Losung, 
sich  dessen  zu  bemächtigen,  was  grossentheils  schon  früher  das  Ziel  ihrer 
Wünsche,  ihnen  bisher  durch  das  Reich  oder  unter  dem  Schutze  des  Reichs 
vorenthalten  war;  wir  finden  eine  allgemeine  Us urpation  des  Reichs- 
gutes durch  Städte  und  Grosse.  Und  da  dabei  vielfach  verschiedene 
Interessen  sich  kreuzten,  so  mussten  die  Kämpfe  der  Städteparteien  mit  neuer 
Heftigkeit  ausbrechen,  welche  bisher  durch  das  Eingreifen  der  Reichsgewalt 
zwar  nicht  ganz  hintangehalten,  aber  doch  wesentlich  beschränkt  und  wenig- 
stens zeitweise  durch  Friedensgebote  beendet  waren,  während  nun  eine  höhere 
Gewalt  fehlte,  die  zum  Eingreifen  berufen  gewesen  wäre,  und  die  Versuche 
der  Kirche,  hier  in  die  Aufgaben  der  Reichsgewalt  einzutreten,  nur  sehr  un- 
genügenden Erfolg  hatten.  Ein  genaueres  Verfolgen  dieser  Verhältnisse  würde 
da  doch  einen  sehr  wesentlichen  Gegensatz  erkennen  lassen.  Es  mag  hier  ge- 
nügen, auf  einzelne  Thatsachen  hinzuweisen,  welche  mit  früher  Besprochenem 
in  näherem  Zusammenhange  stehen. 

Wir  erwähnten  bereits,  wie  Asti  nach  dem  Tode  des  Kaisers  sich  alsbald 
gegen  Annone,  den  Hauptstützpunkt  des  Reiches  im  Westen  wandte;  schon 
1197  Dez.  4  war  die  Zwingburg  in  den  Händen  der  Stadt.4  Mit  ihr  hatte 
sich  schon  Okt.  30  Alessandria,  jetzt  zuerst  den  an  die  Unterwerfung  unter 
den  Kaiser  erinnernden  Namen  Cesarea  aufgebend,  verbündet,  um  sich  den 
Ansprüchen  des  Markgrafen  von  Montferrat  zu  entziehen,  welchem  K.  Hein- 
rich die  Stadt  verliehen  hatte.5  Der  frühern  Reichsburg  Gavi,  welche  der 
Kaiser  an  Genua  überlassen,  suchten  sich  1198  Tortona  und  der  Markgraf 
von  Gavi  durch  Ueberfall  zu  bemächtigen;  der  Versuch  misslang  und  die  sich 
daran  knüpfende  Fehde  wusste  Genua  siegreich  durchzufuhren.6  Zu  weitgrei- 
f endern  Kämpfen  in  der  Lombardei  gab  Borgo  S.  Donino  Anlass.  Dem 
Reiche  gehörend,  war  dasselbe  vom  Kaiser  an  Piacenza  verpfändet;  noch 
ganz  kurz  vor  seinem  Tode  hatte  der  Podesta  auf  seinen  Befehl  der  Stadt  den 
bedungenen  Eid  geleistet  und  wurde  nun  1 1 98  Januar  unmittelbar  für  dieselbe 
in  Pflicht  genommen. 7  Es  scheinen  nun  zunächst  die  Bewohner  von  Borgo 

328.]  4.  Vgl.  §  304  n.  37.  5.  Moriondi  1,  107.  Noch  1197  Apr.  4  nannte  sich  die  Sudt 
Cesarea.  Mor.  1,  10«.  6.  Ann.  Genuens.  Mon.  Genn.  18,  116.  7.  Vgl.  §  301  n.  24: 
§  302  n.  10.  Danach  scheint  der  Kaiser  zur  Zeit  seines  Todes  mit  Piacenza  in  gutem 
Vernehmen  gestanden  zu  haben,  wie  mir  überhaupt  nicht  scheint,  dass  er  in  der  letzten 
Zeit  in  schärferem  Gegensatz  gerade  gegen  die  Städte  des  Bundes  gestanden  habe.  Sind 
wir  über  die  friedensstiftende  Thätigkeit  des  Kaisers  in  der  Lombardei  1196  ganz  unge- 
nügend unterrichtet  (Tgl.  Toeche  423),  so  schliesst  das  doch  nicht  aus,  dass  dieselbe  ein« 
wirksame  gewesen  sei;  bis  zum  Tode  des  Kaisers  hören  wir  ron  keiner  erheblichen  Fehde 
mehr.  Und  dann  dürften  seine  Entscheidungen  kaum  ungünstig  für  die  Bundespartei  ge- 
wesen sein;  es  muss  wenigstens  auffallen,  dass  das  Wiederentbrennen  des  Kampfes  dadurch 
veranlasst  wird,  dass  man  ein  durch  ihn  zu  Gunsten  einer  Bundesstadt  begründetes  Ver- 
haltuiss  nach  seinem  Tode  im  Interesse  der  Partei  Cremona's  ku  lösen  sucht.  Ebenso  kann 
es  auffallen,  dass  gerade  um  die  Zeit  des  Todes  des  Kaisers  eine  bedeutende  Verschiebung 
der  frühern  Parteirerhältnisse  eintritt.  Mailand  tritt  1196  Sept.  mit  Corao,  1198  Dez.  mit 
Loch  in  Bundesrerhältnisse,  welche  sich  während  der  folgenden  Wirren  sehr  wirksam  er- 
weisen: 1199  erscheint  sogar  der  Markgraf  Ton  Montferrat  als  Bündner  Mailands  geg*n 
Bergamo.  Aun.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  420.  —  Wenn  Toeche  423  zum  Beweise  der 
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selbst  gewesen  zu  sein,  welche  sich  der  Hoheit  von  Piacenza  entzogen,  wäh- 
rend dann  Parma  die  Gelegenheit  benutzte,  sich  des  früheren  Besitzes  wieder 
zu  bemächtigen.8  Stand  Parma  im  engsten  Bündnisse  mit  Cremona,  so  fand 
Piacenza  Hülfe  bei  Mailand  und  dessen  Bündnern;  die  ganze  Lombardei  wurde 
in  die  durch  Jahre  dauernde  Fehde  hineingezogen,  bei  der  es  sich  für  Cremona 
insbesondere  auch  darum  gehandelt  haben  wird,  sich  wieder  in  Besitz  von 
Crema,  des  eigentlichen  Angelpunktes  der  Streitigkeiten  zu  setzen.  Der  Pabst 
schritt  nun  schon  1199  ein,  nicht  blos  vermittelnd,  sondern  befehlend  und 
unter  Androhung  der  Exkommunikation  die  Befugnisse  für  sich  in  Anspruch 
nehmend,  welche  der  Reichsgewalt  gebührt  hätten,  wäre  eine  solche  vorhan- 
den gewesen.9  Zunächst  ohne  Erfolg;  erst  1201  kam  es  durch  päbstliche 
Boten  zu  einem  Frieden,  aber  nur  zwischen  den  Parteien  von  Lodi  aufwärts10; 
Cremona  entschloss  sich  erst  1 202  Oktober  zu  einem  fünfjährigen  Waffen- 
stillstände, ohne  sein  Ziel  erreicht  zu  haben,  da  Crema  als  selbstständiges 
Glied  der  Gegenpartei  in  den  Waffenstillstand  eintrat. 1 1  Auch  nach  anderer 
Seite  hin  sollte  Cremona  die  Lähmung  der  Reichsgewalt,  die  entsprechende 
Steigerung  der  kirchlichen  Ansprüche  empfinden.  Die  Reichsgüter  Luzzara 
und  Guastalla,  auf  deren  Besitz  es  den  höchsten  Werth  legte,  waren  ihm  seit 
1191  um  tausend  Pfund  vom  Kaiser  verpfändet.  Kaum  war  dieser  gestorben, 
so  machte  der  Abt  von  S.  Sisto  beim  Pabste  Ansprüche  auf  dieselben  geltend. 
Vergebens  berief  sich  die  Stadt  auf  ihr  Pfandrecht  und  dass  sie  dem  Reiche 
für  dessen  Gut  hafte,  Hinausschiebung  der  Sache  verlangend,  bis  es  einen 
vom  Pabste  anerkannten  Kaiser  geben  werde.  Der  Delegirte  des  Pabstes 
glaubte  sich  durch  solche  Einsprache  nicht  aufhalten  lassen  zu  sollen;  und 
Hess  sich  die  Stadt  aus  ihrem  Besitze  nicht  verdrängen,  so  hatte  sie  nun 
jahrelang  die  kirchlichen  Zwangs massregeln  zu  ertragen,  welche  in  reichem 
Masse  gegen  sie  verhängt  wurden  wegen  Nichtanerkennung  der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit  in  einer  Sache,  von  der  sich  doch  mit  Fug  behaupten  Hess, 
dass  ihre  Entscheidung  nur  dem  Reiche  gebühren  könne,  einer  Sache,  bei  der 
die  Interessen  des  Reichs  nicht  minder  betheiligt  waren,  als  die  der  Stadt,  und 
die  nun  in  Ermanglung  einer  Reichsgewalt  in  einer  Weise  zur  Entscheidung 
gebracht  werden  sollte,  als  habe  es  Rechte  des  Reichs  in  Italien  überhaupt 
nicht  mehr  gegeben. 12  Wie  denn  der  lange  Stillstand  der  Reichsgerichtsbar- 
keit überhaupt  die  Wirkung  haben  musste,  dass  nun  viele  Sachen  vor  die 
Gerichtsbarkeit  der  Kirche  gezogen  wurden,  bei  denen  früher  davon  nicht  die 
Rede  gewesen  sein  würde. 

In  der  Mark  Verona  waren  in  diesen  Jahren  die  Fehden  nicht  minder 


JJlssigkeit  des  Kaisers  in  lombardischen  Angelegenheit  betont,  dass  er  nicht  einmal  in  ge- 
ringfügigen Sachen  sein  Unheil  sprach,  sondern  das  dem  Hofrikar  Uberliess,  so  ist  dagegen 
zu  bemerken,  dass  solche  Sachen  damals  überhaupt  nicht  anders  behandelt  zu  werden 
pflegten.  8.  Vgl-  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  419.  Affö  P.  3,  21  ff.  9.  lnnoc.  Ep. 
lib.  2  ep.  39.  10.  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  422;  Tgl.  Böhmer  Acta  620.  11.  Böh- 
mer Acta  620.  12.  Vgl.  Böhmer  Acta  618.  781.  Der  Abt  selbst  hatte  1185  sich  mit 
derselben  Klage  an  das  Gericht  des  Kaisers  gewandt,  wird  aber  dort  nicht  durchgedrungen 
sein;  Affo  Guast.  1,  346. 
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heftig,  als  in  der  Lombardei;  die  Partei  des  Bundes  finden  wir  hier  zunächst 
vertreten  durch  Verona,  Vicenza,  Treviso;  ihnen  gegenüber  Padua,  dann 
Mantua,  durch  dessen  Bündnis  mit  Cremona  1200  sich  der  Zusammenhang 
mit  der  Gegenpartei  herstellt,  liier  machte  der  Pabst  gleichfalls  die  Erfah- 
rung, dass,  wenn  die  Rechte  des  Reichs  keine  Beachtung  mehr  fanden,  die 
Städte  sich  eben  so  wenig  durch  den  Einspruch  der  Kirche  in  Verfolgung  ihres 
Interesses  beirren  Hessen.  Treviso  war  durch  den  Konstanzer  Frieden  hart 
betroffen,  der  ihm  die  Bisthümer  Ceneda,  Feltre  und  Belluno  entzog. 1 3  Es 
hatte  schon  bisher  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  die  Hoheit  der  Stadt  wieder- 
herzustellen14, unter  denen  die  Bisthümer  schwer  zu  leiden  hatten.  Jetzt 
hatten  die  Trevisaner  den  Bischof  von  Belluno  ermordet,  Burgen  und  Güter 
des  Bisthums  in  Besitz  genommen,  dann  das  Bisthum  Ceneda  überfallen  und 
verwüstet.  Waren  die  Stadt  bereits  ohne  Erfolg  dem  Interdikt,  die  Schuldigen 
der  Exkommunikation  verfallen,  so  steigerte  der  Pabst  1199  die  Drohungen; 
die  Stadt  soll  den  Bischofssitz  verlieren,  eine  kirchliche  Zwangsmassregel,  die 
nun  immer  häufiger  angewandt  wird.  Aber  freilich  musste  er  fühlen,  dass  das 
Nichtvorhandensein  eines  höhern  weltlichen  Richters  da  doch  eine  wesentliche 
Lücke  Hess ;  dass  er  sich  vergeblich  auf  die  frühern  kaiserlichen  Anordnungen 
berufen  würde,  wenn  die  Gewalt  fehlte,  welche  mit  weltlichem  Zwange  für  sie 
eintreten  konnte.  Man  sieht,  er  sucht  diese  Lücke  zu  füllen,  möchte,  wenn 
der  Reichsbann  nicht  verhängt  werden  konnte,  wenigstens  die  Wirkungen  des- 
selben eintreten  lassen;  die  Drohung,  den  Rektoren  des  Bundes  und  allen 
lombardischen  Städten  den  Verkehr  mit  ihnen  zu  verbieten,  bewegt  sich  aller- 
dings noch  auf  dem  Gebiete  der  kirchlichen  Strafgewalt;  aber  er  droht  dann 
weiter,  dass  er  durch  die  weltlichen  Fürsten  alle  Kaufleute  aus  Treviso  fest- 
halten, ihre  Güter  konfisziren,  sie  selbst  in  den  Kerker  werfen  lassen,  über- 
haupt in  jeder  Weise,  tarn  spiritualiter%  quam  tnnporaUU'r,  aufs  strengste 
gegen  sie  vorgehen  wird. 1 5  Aber  die  Stadt  wusste  die  Gunst  der  Zeit  zu  wohl 
zu  würdigen,  als  dass  sie  sich  in  Benutzung  der  Umstände  irgendwie  hätte 


328.1  18.  Vgl.  §  300  n.  5.  14.  Der  Bischof  von  Oneda  hatte  dieselbe  1190  wieder 
anerkennen  müssen,  Verci  Marca  1,  38;  in  den  folgenden  Streitigkeiten  scheint  der  Kaiser 
zeitweise  auf  Seiten  der  Stadt  gestanden  zu  haben.  Tgl.  Stumpf  Reg.  n.  4640.  15.  Verci 
Ecel.  3,  130.  Nicht  ganz  so  weitgehende  Massregeln  linden  sich  schon  1198,  wo  der  Pabst 
in  Veranlassung  der  Beraubung  eines  Kardinals  der  Kaiserin,  den  Königen  tou  Frankreich 
und  England,  dem  Herzoge  tou  Burgund,  deu  Grafen  ron  Champagne  und  Maurienne  be- 
fahl, alles  Kaufmannsgut  von  Parma  und  Piacenza  mit  Beschlag  zu  belegen,  bis  Genug- 
tuung geleistet  sei;  Innoc.  Ep.  1.  1  ep.  121.  —  Weniger  auffallend  ist,  wenn  jetzt  im  Ho- 
heitsgebiete der  Kirche  selbst  neben  den  kirchlichen  Zwangsmassregeln  des  Interdikts  und 
der  Exkommunikation  mehr  und  mehr  weltliche  Zwangsmassregeln  gedroht  oder  angewandt 
werden,  welche  durchaus  dem  Bannrerfahren  des  Reichs  entsprechen.  Denen  tou  Todi 
wird  1237  ausser  den  Kirchenstrafen  ein  Bann  von  sechstausend  Mark  und  Difndation  ge- 
droht; es  werden  dauu  die  Nachbarn  bei  Strafe  ron  tausend  Mark  zu  Feindseligkeiten  auf- 
gefordert. Dem  Präfekten  wird  1247  erlaubt,  straflos  gegen  genannte  Städte  vorzugehen. 
Von  Ferentino  wird  1267  Gehorsam  binnen  acht  Tagen  gefordert,  widrigenfalls  Einziehung 
und  Veräusserung  der  Güter,  Vernichtung  der  Schuldforderungen,  Untersagung  jedes  Ver- 
kehrs, Massregeln  gegen  Judice«  und  Notare,  Vorgehen  gegeu  Personeu  und  Gut  gedroht. 
Theiner  Cod.  dorn.  1,  108.  109.  123.  167. 
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hindern  lassen.  Die  von  Camino,  Prata  und  andere  Edle  wurden  1199  zu 
neuen  Unterwerf ungs vertragen  bestimmt16;  ebenso  die  Bürger  von  Ceneda, 
welche  die  dem  Bischöfe  gehörende  Burg  au  Treviso  überliefern,  bis  derselbe 
sich  zum  Frieden  mit  der  Stadt  verstanden  haben  werde. 1 7  Der  Bischof  von 
Feltre  und  Belluno  und  die  Städte  unterwerfen  sich  1200  mit  der  ausdruck- 
lichen Bedingung,  dass  sie  auch  nicht  pro  aliqua  re  vel  precepto  communi 
Tarvizü  vel  hominibus  Tarvisii  facto  per  papam  vel  hnperatoretn  zur 
Nichteinhaltung  berechtigt  sein  sollen.18  Und  1203  erkaufte  sich  dann  auch 
der  Bischof  von  Ceneda  die  Rückkehr  in  sein  Bisthum  durch  einen  Unterwer- 
fungsvertrag19; die  Stadt  hat  ihr  Ziel  im  weitesten  Umfauge  erreicht. 

Dieselbe  Nichtachtung  der  Rechte  des  Reichs,  aber,  wie  ebeu  die  Sachen 
lagen,  auch  der  Kirche,  zeigt  sich  in  der  Romagna.  Ferrara  betrachtet  sich 
bei  der  allgemeinen  Lösung  der  bisherigen  Rechtsverhältnisse  als  Erbin  beider 
Gewalten,  wenn  es  1198  in  einem  Bündnisse  denen  vonModena  alle  Abgaben 
und  jeden  Zoll  erlässt,  qttod  Jare  conrntevei-ant  occaxione  cuiuscumque  per- 
8tmaey  sivc  apostolici,  sive  imperatoris20  Vor  allem  war  natürlich  Bologna, 
das  durch  den  Konstanzer  Frieden  am  härtesten  getroffen  war,  bemüht,  die 
frühere  Machtstellung  wiederzugewinnen.  Monteveglio,  im  Frieden  nicht  er- 
wähnt, aber  als  Mathildisches  Gut  später  wieder  im  Besitze  des  Reichs,  suchte 
durch  Anerkennung  der  Rechte  der  Kirche  seine  Selbstständigkeit  zu  behaup- 
ten; aber  schon  1198  musste  es  sich  Bologna  unterwerfen21,  das  dann  auch 
die  Mathildischen  Reichsgüter  Medicina  und  Argelata  in  Besitz  nahm  und  ins- 
besondere die  alte  Iloheit  über  die  Grafschaft  Imola  gemeinsam  mit  Faenza 
wiederherstellte.22  Rimini  bemächtigte  sich  des  bisher  dem  Reiche  zustehen- 
den Komitats.23  Die  Grafschaft  Bertinoro,  bisher  in  den  Händen  des  Reichs, 
jetzt  vom  Pabste  beansprucht,  scheint  eine  Zeitlang  unabhängig  den  Ge- 
schlechtern derMainardi  und  Bulgari  verblieben  zu  sein,  bis  dieselben  sie  1202 
dem  Erzbischofe  von  Ravenna  übergaben.24 

Es  dürfte  wohl  alles,  was  das  Reich  bisher  in  Oberitalien  unmittelbar 
besass,  in  dieser  Zeit  in  die  Hände  der  Städte  und  Grossen  gekommen  sein. 
Auch  wenn  man  hie  und  da  die  Absicht  haben  mochte,  dem  Reiche  zu  lassen, 
was  des  Reiches  war,  war  man  doch  im  eigenen,  wie  im  Interesse  des  Reichs 
zur  Besitznahme  genöthigt,  sollte  nicht  ein  Nachbar  zuvorkommen;  man  war 
vielleicht  von  vornherein  bereit,  das  Besetzte  dem  Reiche  zurückzustellen,  so- 
bald Bürgschaft  geboten  wurde,  dass  das  Reich  es  werde  behaupten  können. 
Es  ist  bezeichnend,  wenn  1208  Siena  dem  Legaten  K.  Philipps  alles  Reichs- 
gut zurückstellt,  aber  dasselbe  auf  so  lange  zur  Hut  wiedererhält,  bis  entweder 
der  Legat  den  Frieden  zwischen  Siena  und  Florenz  hergestellt  hat,  oder  aber 
bis  der  König  oder  ein  Bote  desselben  mit  mindestens  dreihundert  deutschen 


16.  Verci  Ecel.  3,  133;  Antiq.  It.  4,  172.  176.  17.  Verci  Marca  1,  43.  18.  Verci 
Ecel.  3,  138.  19.  Verci  Marca  1,  45.  30.  Antiq.  It.  2,  889.  21.  SaTioli  2,  203.  209. 
22.  Es  ergibt  tich  das  aus  df>r  spätem  Restitution,  vgl.  §  282  n.  10;  die  Zeit  ist  unbe- 
stimmt; jedenfalls  waren  schon  1204  Bologna  und  Faenza  Herrinnen  der  Grafschaft;  vgl 
SaTioli  2,  262;  wahrscheinlich  w«r  das  schon  ein  Erfolg  der  Kämpfe  von  1 198;  vgl.  SaTioli 
2  a,  223.     23.  Vgl.  Savioli  2.  27.V      24.  Fanttiaw  4.  30!». 
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Rittern  erscheint.25  Die  dauernden  Interessen  des  Reichs  waren  dadurch  kaum 
bedroht;  der  Rechtstitel  blieb  und  der  Erfolg  hat  gelehrt,  dass  es  nicht  einmal 
der  Ankunft,  sondern  nur  des  Vorhandenseins  eines  allseitig  anerkannten 
Königs  bedurfte,  um  die  Reichsrechte  in  vollstem  Umfange  wiederherzustellen.26 

329.  —  Was  den  Tod  des  Kaisers  für  die  Reichsgewalt  in  Italien  auch 
auf  die  Dauer  so  verhängnissvoll  werden  Hess,  waren  nicht  die  Uebergriffe  der 
Städte,  sondern  die  Rekuperationen  der  römischen  Kirche.  Wenn 
auch  zeitweise  wieder  rückgängig  gemacht,  haben  doch  die  Päbste  das  was 
damals  erstrebt  und  zum  grossen  Theil  erreicht  wurde,  nie  mehr  aus  dem 
Auge  gelassen ;  dauernde  Eintracht  zwischen  Reich  und  Kirche  war  fast  un- 
möglich, bis  die  widerstreitenden  Ansprüche  in  dieser  Richtung  zu  völliger 
Auseinandersetzung  gelangt  waren;  und  da  ist  es  nach  dem  Untergange  des 
Kaiserhauses  die  Kirche  gewesen,  welche  mit  ihren  Forderungen  endgültig 
durchdrang,  im  Besitze  weiter  Gebiete  in  Mittelitalien  verblieb,  von  denen  in 
früherer  staufischer  Zeit  Niemand  bezweifelt  hatte,  dass  der  Kaiser  sie  mit 
demselben  Rechte  beherrsche,  wie  jeden  andern  Theil  seines  Reiches. 

Nach  der  gewöhnlichen  Ansicht  handelte  es  sich  dabei  nur  um  die  Wie- 
dererlangung dessen,  was  die  Kirche  einst  besessen,  um  eine  Geltendmachung 
der  aus  den  Schenkungen  Pippins  und  Karls  und  der  Gräfin  Mathilde  sich 
ergebenden  Rechte,  welche,  an  sich  zweifellos,  nur  der  kaiserlichen  Ueber- 
macht  gegenüber  bisher  nicht  zur  Geltung  hatteu  gebracht  werden  können, 
was  dann  selbstverständlich  in  dem  Augenblicke  geschah,  als  nach  dem  Tode 
des  Kaisers  auch  die  Machtfrage  sich  günstig  fiir  die  Kirche  gestaltete.  Die 
Entschiedenheit  und  Sicherheit,  mit  der  diese  Ansprüche  erhoben  wurden,  die 
rasche  Anerkennung,  welche  sie  selbst  bei  solchen  fanden,  welche  zunächst 
zur  Wahrung  der  Reichsrechte  berufen  waren,  der  schliessliche  Erfolg,  alles 
das  muss  freilich  die  Annahme  nahe  legen,  dass  die  Rechtmässigkeit  derselben 
damals  überhaupt  ausser  Frage  »Und;  wie  denn,  so  weit  ich  sehe,  auch  bei 
den  neueren  Darstellungen  dieser  Dinge  auf  eine  Erörterung  der  damaligen 
Lage  der  Rechtsfrage  nirgends  bestimmter  eingegangen  wird.  Von  derselben 
Ansicht  ausgehend,  fiel  mir  doch  auf,  dass  von  Ansprüchen,  wie  sie  jetzt  pr- 
hoben  wurden,  vor  dem  Tode  des  Kaisers  gar  nicht  die  Rede  war.  Noch  auf- 
fallender schien  mir,  dass  der  Pabst  einzelne  dieser  Ansprüche  alsbald  ganz 
fallen  lässt,  dass  er  weiter  K.  Otto  gegenüber  die  Hauptmasse  derselben  gar 
nicht  mehr  geltend  zu  machen  scheint,  bis  dann  allerdings  zur  Zeit  K.  Fried- 
richs II  eine  ganz  neue  Rechtsgrundlage  für  dieselben  gewonnen  wird,  durch 
welche  alle  Zweifel  über  das  Ausreichen  der  bisher  geltend  gemachten,  wenn 
sie  überhaupt  bestanden,  zunächst  ihre  Bedeutung  verloren ;  dass  es  aber  auch 
dann  nur  diese  neue  Rechtsgrundlage  zu  sein  scheint,  welche  der  Kaiser  aner- 
kennt, nach  deren  von  ihm  behaupteter  Verletzung  durch  die  Kirche  er  ein- 
fach die  alten  Rechte  des  Reichs  als  wiederauflebend  betrachtet.  Von  da  an 
galt  es  eine  Frage  der  Macht,  die  auf  den  Schlachtfeldern  von  Benevent  und 
Tagliacozzo  ihre  endgültige  Lösung  erhielt. 


328.1  25.  Bnhmer  Acta  «25.     2ß.  Vgl  282. 


Digitized  by  Google 


Ansprüche  der  Kirche  vor  und  nach  dorn  Tode  K.  Heinrichs. 


29! 


Diese  Umstände  müssen  doch  die  Frage  nahe  legen,  ob  man  denn  wirk- 
lich die  Ansprüche  der  Kirche  nach  den  damals  zu  Gebote  stehenden  Beweis- 
mitteln als  allseitig  begründet  betrachtete?  ob  bei  allen  Ansprüchen  die  Rechts- 
titel gleichen  Werthes  waren?  ob  es  statthaft  scheinen  konnte,  gegenüber  dem 
unvordenklichen  Besitzstande  des  Reichs  sich  noch  auf  Schenkungen  und  Pri- 
vilegien längstvergangener  Zeiten  zu  berufen?  ob  endlich  wenigstens  diese 
ausreichten,  um  jene  Ansprüche  in  vollem  Umfange  zu  begründen?  Es  scheint 
mir  durch  eine  Erörterung  dieser  Fragen  das  Verstandniss  der  Geschichte 
dieser  Zeit  doch  mehr  bedingt,  als  bisher  angenommen  wurde;  und  glaube  ich, 
sie  theilweise  anders  beantworten  und  davon  bei  der  Beurtheilung  mancher 
folgenden  Ereignisse  ausgehen  zu  müssen,  so  werde  ich  es  nicht  umgehen 
können,  diese  Verhältnisse  wenigstens  von  den  Gesichtspunkten  aus,  welche 
für  meine  anderweitigen  Untersuchungen  von  Bedeutung  sind,  etwas  eingehen- 
der zu  erörtern. 

330.  —  Es  scheint  mir  da  vor  allem  wichtig  festzustellen,  in  welchem 
Umfange  territoriale  Ansprüche  der  Kirche  vor  dem  Tode  K. 
Heinrichs  überhaupt  geltend  gemacht  wurden.  Was  nach  seinem  Tode  be- 
ansprucht wurde,  wissen  wir  genau;  abgesehen  von  dem  Mathildischen  Erbe 
waren  es  das  Patrimonium,  das  Ilerzogthum  Spoleto,  die  Mark  Ancona,  die 
Romagna  und,  worauf  wir  zurückkommen,  ganz  Tuszien ;  also  einfach  das  ge- 
sammte  Mittelitalien,  und  zwar  so,  dass  die  Hoheit  der  Kirche  dort  an  die 
Stelle  der  Hoheit  des  Reichs,  die  Verwaltung  durch  Beamte  des  Pabstes  au 
die  Stelle  der  Verwaltung  durch  Beamte  des  Kaisers  treten  sollte.  "Waren 
diese  Ansprüche  rechtlich  begründete,  so  war  die  bisherige  thatsächliche 
Herrschaft  des  Kaisers  über  einen  grossen  Theil  Italiens  eine  unrechtmässige. 
Hat  man  sie  damals  als  solche  betrachtet?  sind  ihr  gegenüber  solche  An- 
sprüche geltend  gemacht?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  kann  an  und  für 
sich  nicht  gleichgültig  sein  für  die  weitere  Entwicklung;  handelte  es  sich  da 
um  Ansprüche,  welche  jederzeit  erhoben  waren,  von  welchen  jeder  wusste, 
dass  sie  bestanden,  dass  nur  die  überlegene  Macht  ihren  Erfolg  gehindert 
hatte,  so  mochte  es  auch  Niemanden  Wunder  nehmen,  dass  die  erste  sich  bie- 
tende Gelegenheit  zu  ihrer  Verwirklichung  benutzt  wurde,  darin  kaum  Veran- 
lassung gefunden  werden,  der  Rechtsfrage  näher  nachzugehen.  Lebten  dagegen 
diese  Ansprüche  nicht  im  Bewusstsein  der  Zeitgenossen,  traten  sie  unerwartet 
hervor,  so  fiel  zweifellos  ein  ungleich  grösseres  Gewicht  auf  die  Frage,  ob  sie 
genügend  zu  begründen  waren;  es  ist  natürlich,  dass  dann  jeder,  der  ein  In- 
teresse dabei  hatte  und  dazu  in  der  Lage  war,  sich  zu  genauerer  Prüfung  der- 
selben veranlasst  sehen  musste. 

Aber  es  kommt  da  noch  ein  anderes  in  Betracht.  Waren  jene  Ansprüche 
auch  ursprünglich  noch  so  wohl  begründet,  so  muss  es  doch  sehr  fraglich  sein, 
ob  es  überhaupt  noch  statthaft  sein  konnte,  dieselben  geltend  zu  machen,  so 
weit  sie  nicht  bisher  schon  dem  Besitzstande  des  Reiches  gegenüber  geltend 
gemacht  waren.  Von  einem  Besitze  der  Kirche  konnte  da  grossentheils  für 
einen  Zeitraum,  der  seil  »st  die  hundertjährige  Verjährungsfrist  der  römischen 
Kirche  bei  weitem  übersehritt,  nicht  di»  Rede  sein:  und  es  kann  scheinen. 
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dass  Pabst  Innozenz,  um  solchem  Einwände  zu  begegnen,  es  zu  betonen  pflegt, 
dass  die  Güter  und  Rechte  der  Kirche  lange  Zeit  per  violentiam  okkupirt 
seien. 1  Es  fragt  sich  also,  in  wie  weit  dem  Reiche  gegenüber  von  gewaltsamer 
Vorenthaltung  wirklich  die  Rede  sein  konnte. 

Für  alle  diese  Verhältnisse  scheint  mir  doch  in  erster  Reihe  zu  beachten 
zu  sein,  dass  durch  den  Frieden  von  Venedig  1177  eine  allgemeine 
Auseinandersetzung  zwischen  Reich  und  Kirche  erfolgt  war. 
Nicht  blos  bezüglich  kirchlicher  Angelegenheiten,  sondern  eben  so  sehr  be- 
züglich der  Fragen  weltlichen  Gutes  und  weltlicher  Hoheit.  Es  wurde  darüber 
zunächst  1 1 76  mit  deu  Gesandten  des  Kaisers  zu  Anagni  verhandelt,  unter 
andern  Beweismitteln  auch  auf  Grundlage  der  privilegia  imperatorum;  man 
gelangte  dazu,  quod  de  omnibus  capituUs  inter  ecclesiam  et  imperium  cum 
saepedictis  legatis  pontifex  et  fratrea  eins  unnnimiter  Concor  dar  unt. 2  Was 
die  weltlichen  Hoheitsrechte  betrifft,  so  verbürgen  sich  die  Gesandten  dafür, 
dass  der  Kaiser  dem  Pabste  praefecturam  Vrbis  et  terram  comitisse  Ma- 
tkildae  restituiren  wird.  Durch  die  namentliche  Hervorhebung  sind  uns  da 
zweifellos  die  Punkte  bezeichnet,  welche  bestritten  waren;  im  übrigen  heisst 
es  nur  allgemein:  De  regalibus  vero  b.  Petri  et  aliis  possessionibus,  quas 
dominus  Imperator  abstulit  vel  sui  vel  alii  favore  ipsius,  iuramus,  quod 
ipsum  faciemus  iurare,  quod  scilicet  ea,  qicae  Tutbet  de  praedictis  ip*e 
vel  sui,  bona  fide  restituet;  de  Ins,  quae  alii  liabent,  bona  fide  operam 
dabit  studiosam,  ut  similiter  restituantur.3  In  der  betreffenden  Bestim- 
mung des  Friedens  selbst  aber  heisst  es:  Omnem  vero  possessionem  et 
tenementum  sive  prefecture  sive  alterius  rei,  quam  Romana  ecclesia 
Juibuit  et  ipse  (imperator)  abstulit  per  se  vel  per  alios ,  bona  ßde  re- 
stituet  ei,  salvo  omni  iure  imperii.  Ecclesia  quoque  Romana  omnem 
possessionem  et  tenementum,  quod  ei  abstulerit  pei*  se  vel  per  alios,  bona 
ßde  ei  restituet,  salvo  omni  iure  Romane  ecclesie.  Possessiones  etiam,  qua» 
dominus  imperaior  restituet,  ad  retinendum  iuvabit.  Similiter  et  universos 
vas  alios  ecclesie,  quos  occasione  scismatis  dominus  imperator  abstulit  vel 
reeepit,  dominus  imperator  absolvet  et  domino  pape  A.  restituet  et  ecclesie 
Romane.*  Es  ergibt  sich  nun  weiter,  dass  man  über  das,  was  nach  dieser 
Bestimmung  der  Kirche  zu  restituiren  war,  bis  auf  genau  bezeichnete  Punkte 
durchaus  einig  war.  Nach  dem  Berichte  der  Vita  Alexandri  forderte  der  Pabst 
den  Kaiser  beim  Abschiede  auf,  mit  der  Restitution  thatsächlich  vorzugehen. 
Cui  respondens  imperator  dixit:  Regalia  saneti  Petri  et  possessiones  alias 
Romanae  eeclesiae  praeter  terram  comitissae  Matildis  et  Brectanorum 
libere  ad  praesens  restituam ;  sed  quia  ista  videntur  mihi  ad  ins  imperii 
pertinere,  vos  eügite  de  prineipibus  nostris  tres  et  nos  de  cardinaiibus  toti- 
dem  eligemus  ad  ista  fraetanda,  quorum  iudicio  pars  utraque  irrefraga- 
biliter  siare  deberet.  Quod  licet  pontifici  grave  nimis  et  durum  fuerit,  quo- 

330.  —  1.  Vgl.  z.  B.  Innoc.  Ep.  1.  1  ep.  356;  1.  2  ep.  4.      2.  Vita  Alexandri.  Wat 
terich  2,  433.       8.  Mon.  Germ.  4,  149.       4.  Tbeiner  Cod.  dorn.  1,  22;  dass  der  hier  ge- 
botene Text  gegenüber  dem  abweichenden  Mon.  Germ.  4.  147  al«  der  echte  *u  betrachten 
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niam  et  in  forma  pacis  de  restituenda  terra  comitissae  Matildis  expresmm 
fuerat  ac  iuratum,  et  tunc  ipae  Castrum  Brectanorum,  sicut  superiu*  dic- 
tum est,  possidebat,  ne  tarnen  occasume  ista  pajr  eccletiae  turbaretur,  vo- 
luntati  eius  tandem  assensum  praebuit* 

Diese  Abmachungen  müssen  uns  offenbar  zur  Grundlage  dienen,  um  zu 
bemessen,  was  die  Kirche  beim  Tode  Kaiser  Heinrichs  vom  Reiche  als  ge- 
waltsam vorenthalten  in  Anspruch  nehmen  konnte.  Der  Pabst  hat  anerkannt, 
dass  wenn  der  Kaiser  das  restituirte,  worüber  man  einig  und  wozu  er  bereit 
war,  die  Kirche  keine  Ansprüche  mehr  an  das  Reich  habe,  ausgenommen  das 
Mathildische  Gut  und  Bertinoro.  Von  gewaltsamer  Vorenthaltung  konnte 
daher  später  nur  die  Rede  sein  einmal  bezüglich  dieses,  damals  streitig  ge- 
bliebenen Besitzes;  weiter  bezüglich  solcher  Besitzungen,  welche  der  Kaiser 
etwa  gegen  sein  Versprechen  nicht  restituirte;  endlich  bezüglich  solcher,  welche 
restituirt  wurden,  deren  sich  dann  aber  das  Reich  später  wieder  bemächtigte. 
Und  kann  da  bezüglich  der  Einzelnheiten  manches  zweifelhaft  sein,  so  ge- 
nügen unsere  Quellen  vollkommen  für  den  Nachweis,  dass  das  nur  einen  ge- 
ringen Theil  dessen  betraf,  was  Innozenz  später  beanspruchte,  dass  auf  Grund 
jener  Abmachungen  der  grösste  Theil  desselben  als  ein  von  der  Kirche  als 
rechtmässig  anerkannter  Besitz  des  Reiches  zu  betrachten  war. 

331.  —  Was  das  Gut  der  Mathilde  betrifft,  so  hat  dasselbe  immer 
einen  Hauptgegenstand  der  Streitigkeiten  zwischen  Pabst  und  Kaiser  gebildet, 
wie  das  leicht  erklärlich  ist,  da  es  sich  dabei  um  eine  gewaltige  Verraögens- 
masse  handelte.  Für  unsere  nächsten  Zwecke  ist  es  trotzdem  von  geringerem 
Gewichte.  Denn  es  handelte  sich  dabei  nicht  um  die  Amtsgewalt  über  irgend 
einen  Theil  Italiens;  über  ihre  Amtslehen  konnte  die  Gräfin  nicht  verfügen 
und  es  scheint  mir  jedes  Zeugniss  zu  fehlen,  dass  diese  von  der  Kirche  jemals 
auf  Grundlage  ihres  Vermächtnisses  in  Anspruch  genommen  seien,  wie  das 
allerdings  von  Neuern  mit  nächster  Rücksicht  auf  die  Rekuperationen  nicht 
selten  behauptet  wird.  Wenn  jetzt  auch  das  gesammte  Gut  der  Kirche  über- 
lassen wäre,  so  wurde  dadurch  allerdings  das  Vermögen  des  Reichs  gar  sehr 
vermindert;  eine  Minderung  seines  Hoheitsgebietes  aber  hätte  das  so  wenig 
zur  Folge  gehabt,  als  irgendwelche  sonstige  Ueberlassung  von  Reichsgntern 
an  Grosse  oder  Städte. 

Nach  der  Urkunde  von  1102  übergibt  Mathilde  der  Kirche  oinnia  bona, 
mea,  tarn  que  nunc  haben,  quam  que  in  posterum  deo  propitio  acquisitura 
sum*;  es  kann  sich  das  selbstverständlich  nur  auf  das  Allod,  nicht  auch  auf 
Lehengut,  noch  weniger  auf  Amtslehen  beziehen.  Nach  ihrem  Tode  hat  dann 
bekanntlich  K.  Heinrich  V  alles,  auch  das  Allod,  für  sich  in  Anspruch  und 
in  Besitz  genommen;  was  ihr  bedeutendstes  Amtslehen,  die  Mark  Tuszien  be- 
trifft, so  wiesen  wir  nach,  wie  dieselbe  seit  ihrem  Tode  amtsweise  für  das 
Reich  verwaltet  wurde.2 

Nach  dem  kinderlosen  Tode  K.  Heinrichs  V  gestalteten  sich  diese  Ver- 
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hältnis8e  in  so  weit  günstiger  für  die  Kirche,  als  der  Kaiser  sich  auch  auf 
landrechtliche  Erbansprüche  gestützt  hatte,  welche  nun  dem  Reiche  nicht  mehr 
zu  Gute  kamen.  Jetzt  scheint  der  Pabst  denn  auch  eingegriffen  zu  haben. 
Albertus  dei  gvatia  marchio  H  duxy  lege  vivens  Saliea,  (divina)  cooperante 
gratia  et  b.  Petri  et  d.  papae  Hönow  eius  vicarü  munere  ad  htuus  honoris 
provectus  vestigia,  bestätigt  1128  dem  Mathildischen  Kloster  Polirone  dessen 
Besitzungen;  dieser  Graf  Albert  gehörte  dem  Hause  der  Grafen  von  Ve- 
rona oder  S.  Bonifacio  an  und  wird  noch  mehrfach  als  Comes  et  marchio  in 
näherer  Verbindung  mit  Mathildischem  Gute  erwähnt. 3  Näheres  über  seine 
Stellung  ersehen  wir  aus  einigen  Briefen,  die  allerdings  fingirt  sind,  deren 
Verfasser  aber,  soweit  sich  das  irgend  beurtheilen  lässt,  die  damaligen  Ver- 
hältnisse genau  kennt  und  sie  richtig  darstellt.  Danach  hatten  die  Capitanei, 
valvas8ores  et  omnes  ordinea  de  domo  comitissae  Mahtildis  selbst  den 
Grafen  Albert  zu  ihrem  Herrn  erhoben;  mit  dem  K.  Lothar  stand  dieser  in 
gutem  Vernehmen,  war  der  erste  italienische  Grosse,  der  ihm  Treue  gelobte, 
wie  dann  der  Kaiser  sich  für  ihn  bei  den  Vasallen,  mit  denen  er  in  Streit  ge- 
rathen,  verwandte;  diese  werfen  ihm  vor,  dass  er  mit  den  Mailändern  und 
dem  Gegenkönige  in  verrätherischen  Verbindungen  gestanden,  sie  dann  ver- 
lassen habe;  sie  seieu  bereit,  wenn  er  zurückkehre,  ihm  ferner  zu  dienen;  vor 
allem  aber  hoffen  sie  auf  die  Ankunft  des  Kaisers,  durch  welchen  honorem 
nostrae  domus  retinendnm  ac  restaurandum  esse  credimns  et  speramus.* 
Dass  Albert  seine  Stellung  zunächst  den  Mathildischen  Vasallen  selbst  ver- 
dankte, ist  ganz  glaublich;  bildeten  diese  eine  geschlossene  Genossenschaft, 
wie  das  auch  später  noch  hervortritt5,  die  dann,  entsprechend  den  Städten,  in 
ihrer  Verfassung  auf  die  Bahnen  der  Selbstverwaltung  einlenkte,  so  wird  das 
sehr  dazu  beigetragen  haben,  dass  in  dieser  Zeit  das  Gut  nicht  in  viel  ausge- 
dehnterem Masse  von  den  Städten  usurpirt  wurde.  Jenes  schliesst  nicht  aus, 
dass  er  zur  Festigung  seiner  Stellung  die  Ansprüche  des  Pabstcs  anerkenneud 
sich  von  diesem  mit  dem  Gute  belehnen  Hess.  Aber  mehr  werden  wir  aus 
jenem  Titel  auch  kaum  folgern  dürfen.  Herzog  und  Markgraf  nannte  er  sich 
gewiss  nur  im  Anschlüsse  an  die  Titel  der  Mathilde,  als  deren  Nachfolger  er 
sich  hier  betrachtete;  nicht  etwa  weil  ihn  der  Pabst  mit  einem  Herzogthum 
oder  einer  Mark  investirt  hätte.  Beschränkt  sich  seine  Stellung  sichtlich  auf 
das  Gut  nördlich  der  Appenninen,  so  war  hier  ein  grösseres  Amtslehen  mit 
demselben  nie  verbunden  gewesen ;  fehlt  in  seinem  Titel  jede  territoriale  Be- 
ziehung, so  haben  die  spätem  Besitzer  hier  überhaupt  den  Amtstitel  vermie- 
den, sich  nur  als  JJomini  des  Mathildischen  Gutes  bezeichnet. 

Weiter  hat  dann  K.  Lothar  das  Recht  der  Kirche  auf  die  Eigengüter 
anerkannt;  das  allodium  b.  m.  comitissae  Mattihle,  quod  utique  ab  ea  b. 
Petro  constat  esse  coüatum,  wird  ihm  1133  vom  Pabste  gegen  jährlichen 
Zins  übertragen,  und  das  auch  noch  auf  seine  Tochter  und  Herzog  Heinrich 
als  Schwiegersohn  ausgedehnt,  nach  deren  Tode  dann  aber  das  Allod  an  die 


331.]  8.  Vgl.  Anüch.  Est.  l,2f»3.  294.  4.  Uesterr.  Archiv  14,83;  der  Brief  der  Valien 
ist  neuerding.  auch  Forschungen  8.  392  gedruckt      5.  Vgl.  $  301  n.  9. 
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Kirche  zurückfallen  soll.6  Wäre  wirklich,  wie  ich  durchaus  bezweifle,  Grund 
fiir  die  Annahme,  die  Kirche  habe  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  V  auch  auf 
Aintslehen  Anspruch  erhoben,  so  ist  hier  bestimmt  betont,  dass  es  sich  nur 
um  das  Allod  handle.  Dass  die  Kirche  nach  dem  Tode  Herzog  Heinrichs  1139 
wirklich  zum  Besitze  gelangt  sei,  ist  sicher  nicht  anzunehmen.  So  weit  die 
dürftigen  Zeugnisse  das  erkennen  lassen,  wurde  K.  Konrad,  der  ausser  den 
Rechten  des  Reichs  auch  die  eines  Erben  K.  Heinrichs  geltend  machen  mochte, 
als  Besitzer  anerkannt.  Bei  der  verhältnissmässig  geringen  Zahl  der  von  ihm 
für  Italien  ausgestellten  Urkunden  müsste  es  schon  auffallen,  dass  er  1 1 40 
gerade  der  Abtei  Polirone  ihre  Besitzungen  bestätigt.  Beweisend  scheint  mir 
einmal,  dass  er  1146  der  Abtei  Grundstücke  zu  Gonzaga  schenkt,  welches 
zum  Mathildischen  Gute  gehörte.7  Dann  stellt  1180  K.  Friedrich  der  Abtei 
Nonantula  eine  Besitzung  zu  Nogaria  zurück,  aber  unter  der  Bedingung,  dass 
er  und  sein  Sohn  sie  als  Prekarie  behalten  dürfen,  so  lange  sie  bereit  sind, 
davon  den  Zins  zu  zahlen,  quam  comitissa  Mathilda  vel  anteeessores  nostri 
imperator  Jlenricus  et  rex  Conradus  ttule  solvere  consueverunt* ;  die  NiclU- 
nennung  K.  Lothars  scheint  da  beachtenswerth,  insoferne  damit  mehr  Gewicht 
auf  die  privatrechtliche  Erbfolge,  als  auf  Rechte  des  Reichs  gelegt  werden 
dürfte. 

K.  Friedrich  belehnte  dann  1152  Herzog  Weif  mit  dem  Mathildischen 
Gute.  Es  ist  möglich,  dass  die  Weifen  bisher  schon,  sei  es  wegen  der  Heirath 
der  Mathilde  mit  Weif,  sei  es  wegen  der  päbstlichen,  allerdings  auf  Lebens- 
zeit beschränkten  Belehnung  Herzog  Heinrichs  Ansprüche  auf  das  Gut  er- 
hoben. 9  Jedenfalls  vereinigte  nun  Weif  alle  Ansprüche,  welche  den  päbstlichen 
entgegenstanden.  Von  diesen  ist  zunächst  gar  nicht  bestimmter  die  Rede; 
über  die  Streitigkeiten  des  Kaisers  mit  dem  P.  Hadrian  sind  wir  genau  unter- 
richtet; nur  einmal  findet  sich  eine  Hiuweisung,  dass  1159  derPabst,  wie  von 
anderm,  eine  Zinszahlung  für  das  Mathildische  Gut  glaubte  ansprechen  zu 
können10;  aber  weiterhin  wird  kein  Gewicht  mehr  darauf  gelegt;  wir  werden 
sicher  behaupten  dürfen,  dass  das  Mathildische  Gut  bei  dem  damaligen  Streite 
beider  Gewalten  nicht  bestimmter  in  Frage  kam.  Ich  denke,  es  dürfte  das 
daraus  zu  erklären  sein,  dass  die  Weifen  das  Gut  in  Folge  neuerer  Abma- 
chungen unter  Zustimmung  der  Kirche  besassen.  Ersucht  1 159  P.  Hadrian 
den  Herzog  Weif,  die  Abtei  S.  Sisto  insbesondere  im  Besitze  von  Luzzara  und 
Guastalla  zu  schützen11,  so  wendet  er  sich  dabei  offenbar  zunächst  an  ihn  als 
Herrn  des  Mathildischen  Gutes.  Die  Weifen  standen  dann  auch  während  des 
Schisma  immer  auf  Seiten  der  Kirche12,  und  zumal  der  junge  Weif  scheint  in 
Italien  nicht  immer  im  Einverständnisse  mit  dem  Kaiser  vorgegangen  zu  sein. 1 3 
Einen  bestimmteren  Haltpunkt  gibt  ein  Erlass  des  Pabstes  von  1168,  in  wel- 
chem er  dem  Kardinallegaten  Hildebrand  schreibt,  er  habe  gehört,  dass  Weif, 

6.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  12.  1.  Stumpf  Rog.  n.  3421.  3517.  H,  Tiraboschi  Nun.  2,305. 
U.  Jaffr  Courad  34  glaubt  das  aus  einer  Urk.  Ton  1 140  bei  Gerbert  Hist.  Jiigrae  Silva«  3. 
74  folgern  zu  dürfen;  da  Weif  hier  aber  schon  die  Tollen  italienischen  Titel  führt,  fällt  sie 
sicher  nach  1152.  10.  Kagewin.  Mun.  Germ.  20.  4U2.  11.  Autich.  Est.  I,  308. 

12.  Vgl  die  Briefe  Orig  Guelf.  2.  590  ff.      13.  Vgl.  §  137  n.  0. 


Digitized  by  Google 


296 


Die  Rekupprationeo  der  rßmi»cbeD  Kirche. 


der  Sohn  Herzog  Welfs,  ein  zum  Hofe  Bibianello  gehöriges  Grundstück  zuerst 
dem  Kloster  Marola,  dann  dem  Abte  von  Canossa  verlieh;  unde  quoniam 
predictus  du,v  non  nisi  tempore  suo  prescriptam  terram,  quam  a  nobis 
tembat,  concedere  potuit  vel  hnyiri,  nos  titramque  donationem  cassamus  et 
irritam  esse  decemimus ;  doch  solle  er  mit  Rücksicht  auf  die  Hülfsbedürftig- 
keit  des  Klosters  Marola  diesem  das  Grundstück  gegen  einen  dem  Pabste 
jährlich  zu  entrichtenden  Zins  überlassen.  Dem  entsprechend  wird  denn  auch 
1169  vom  Kardinallegaten  zu  Bologna  entschieden. 14  Es  handelt  sich  hier 
zweifellos  um  Mathildisches  Gut;  Bibianello  selbst  leiht  der  Kaiser  1185  an 
die  Brüder  von  Canossa15;  als  Zeugen  treten  die  Herren  von  Baise  und 
andere  bekannte  Mathildische  Vasallen  auf.  Es  wird  demnach  auch  anzu- 
nehmen sein,  dass  Weif  jenes  Grundstück  nicht  als  Einzellehen,  sondern  als 
Bestandtheil  des  ganzen  Erbes  vom  Pabste  hatte.  Dann  ergibt  sich  zunächst, 
dass  der  junge  Weif  mit  diesem,  ähnlich  wie  bei  früheren  Abmachungen,  auf 
Lebenszeit  vom  Pabste  investirt  war;  weiter,  dass  der  Pabst  nach  dessen 
Tode  1167  das  Erbe  als  heimgefallen  betrachtete,  obwohl  der  alte  Weif  noch 
lebte.  Das  möchte  daraus  zu  erklären  sein,  dass  der  alte  Weif  seit  1160  die 
italienischen  Besitzungen  seinem  Sohne  überlassen  hatte  und,  falls  auch  er 
früher  vom  Pabste  investirt  war,  das  Gut  zum  Zwecke  der  Uebertragung  auf 
seinen  Sohn  dem  Pabste  aufliess;  oder  es  war  vielleicht  von  vornherein  nur 
für  den  jungem  Weif  ein  Abkommen  mit  dem  Pabste  getroffen.  Der  alte  Weif 
selbst  hat  sich  dagegen  auch  jetzt  noch  als  rechtmässigen  Besitzer  betrachtet; 
in  eben  jener  Streitsache  wird  erwähnt,  dass  er  nach  dem  Tode  seines  Sohnes 
dem  Abte  von  Canossa  schrieb,  usque  ad  adventum  eins  in  partes  kos  den 
Abt  von  Marola  im  Besitze  zu  lassen16;  später,  aber  wohl  kaum  vor  1173, 
wo  ein  Mathildischer  Vasall  bei  einem  Vertrage  noch  die  Treue  gegen  den 
Herzog  vorbehält1  \  hat  er  dann  bekanntlich  auch  das  Mathildische  Gut  dem 
Kaiser  überlassen. 

Es  war  erklärlich,  wenn  dieses  bei  den  Friedensverhandlungen 
eine  Hauptschwierigkeit  bildete.  Die  Rechtsfrage  lag  auch  gewiss  nicht  sehr 
einfach;  konnten  Ansprüche  der  Kirche  auf  das  Allod  nicht  geläugnet  werden, 
waren  dieselben  wiederholt  anerkannt,  so  war,  abgesehen  von  den  Ansprüchen 
auf  das  Ganze,  welche  auch  der  Kaiser  dagegen  glaubte  erheben  zu  können, 
gewiss  nicht  alles  Allod  der  Markgräfin  gewesen,  was  als  solches  von  der 
Kirche  beansprucht  wurde,  und  es  wären  jetzt  kaum  mehr  die  Beweismittel 
aufzubringen  gewesen,  um  Allod  und  Reichslehengut  von  einander  zu  scheiden, 
nachdem  es  bei  dem  bisherigen  Verlaufe  nie  zu  einer  solchen  Scheidung  ge- 
kommen war.  Der  Kaiser  Hess  zuerst  zu  Anagni  vorschlagen,  ihm  auf  fünf- 
zehn Jahre  den  Niessbrauch  zu  überlassen,  dann  die  Rechtsfrage  zu  entschei- 
den; aber  man  kam  davon  ab,  weil  der  Pabst  wohl  jenes,  nicht  aber  zugeben 
sollte,  dass  nach  Ablauf  der  Zeit  der  Kaiser  als  Besitzer  in  den  Rechtsstreit 
eintrete.  Hatten  die  kaiserlichen  Gesandten  zu  Anagni  schliesslich  die  Zurück  - 


331.1  14.  Antiq.  It.  4.  203  lo.  Antiq.  It.  1,  610.  10.  Antiq.  lt.  4,  205  17.  Aotiq. 
It  4.  168. 
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gäbe  zugegeben,  so  wurde  im Friedensinstruniente  selbst  die  Frage  umgangen; 
wir  sahen,  dass  Pabst  und  Kaiser  dann  die  Frage  einem  Schiedsgerichte  unter- 
warfen. Dieses  scheint  einUrtheil  gar  nicht  gefallt  zu  haben;  die  Gründe  sind 
uns  unbekannt;  am  wahrscheinlichsten  doch  wohl  desshalb,  weil  die  Schieds- 
richter, drei  von  jeder  Partei,  sich  einfach  nicht  einigten  und  für  diesen  Fall 
ein  ausschlaggebender  Richter,  wie  das  1 1 75  bei  dem  ähnlichen  Vertrage  von 
Montebello  geschah,  nicht  bestellt  zu  sein  scheint.  Sicher  ist,  dass  einer- 
seits der  Kaiser  im  Besitze  verblieb,  zum  grossen  Theil  wohl  erst  seit  dem 
Konstanzer  Frieden  zum  Besitze  gelangte  und  insbesondere  von  den  lombar- 
dischen Städten  als  rechtmässiger  Besitzer  anerkannt  wurde;  eben  so  sicher, 
dass  die  Kirche  ihre  Ansprüche  nicht  aufgab,  sondern  fortwährend  auf  Heraus- 
gabe drang. 18  Weiter  aber  hat  der  Kaiser  nicht  einfach  der  Kirche  jedes 
Recht  bestritten ;  er  war  zu  billigem  Abkommen  durchaus  bereit.  Ein  einfaches 
Aufgeben  des  Mathildischen  Gutes  bedeutete  für  das  Reich  nicht  blos  einen 
Verzicht  auf  bedeutende  Einkünfte,  sondern  ein  Aufgeben  der  wichtigsten 
Stützpunkte  für  die  Aufrechthaltung  der  Hoheit  des  Reichs  in  Oberitalien; 
und  was  das  Reich  aufgab,  wäre  die  Kirche  zu  behaupten  gar  nicht  in  der 
Lage  gewesen.  Es  war  gewiss  nur  den  beiderseitigen  Interessen  entsprechend, 
wenn  der  Kaiser  der  Kirche  eine  Abfindung  durch  sehr  bedeutende  Zinszah- 
lungen vorschlug  oder  eine  Scheidung  der  Besitzungen,  für  welche  nicht  blos 
die  strengen  Rechtsansprüche,  sondern  auch  der  besondere  Werth  fiir  die  eine 
oder  andere  Partei  in  Rechnung  gebracht  würden. 1 9  Aber  man  hat  sich  weder 
auf  dieser,  noch  auf  anderer  Grundlage  geeinigt.  Doch  scheint  mir  ein  Umstand 
beachtenswerth,  der  darauf  hindeuten  dürfte,  dass  in  den  letzten  Zeiten  K. 
Heinrichs  wieder  über  das  Gut  verhandelt  wurde  und  der  Kaiser  da  nicht  un- 
zugänglich war.  Unter  Zeugniss  des  Kardinallegaten  Petrus,  der  damals  über 
einen  Vertrag  zwischen  Reich  und  Kirche  verhandelte20,  stellt  der  Kaiser 
1196  Sept.  9  den  Mathildischen  Kapitänen  von  Monteveglio  einen  Gunstbrief 
aus,  wonach  sie  ihm  Treue  schwuren  contra  omnem  hominem  de  mundo  cw- 
cepto  dominum  papam  et  ecclexiam  Romanam.21  Bis  dahin  finde  ich  kein 
Beispiel  für  einen  ähnlichen  Vorbehalt;  die  Kapitäne  selbst,  Bologna  gegen- 
über ganz  auf  den  Schutz  des  Reiches  angewiesen22,  machten  denselben  schwer- 
lich zur  Bedingung;  es  muss  scheinen,  dass  der  Kaiser  ihn  zuliess,  weil  damals 
über  das  Mathildische  Gut  verhandelt  wurde  und  er  bereit  war,  da  der  Kirche 
Konzessionen  zu  machen.  Einen  Erfolg  haben  auch  die  damaligen  Verhand- 
lungen nicht  gehabt;  das  Reich  blieb  im  Besitze;  hatte  die  Kirche  aber  ihre 
Ansprüche  nie  aufgegeben,  so  mochte  sie  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  mit 
Fug  geltend  machen,  dass  es  sich  hier  um  einen  gewaltsam  vorenthaltenen 
Besitz  handle.  Nicht  das  geringste  aber  deutet  darauf  hin,  dass  man  unter 
dem  Erbe  der  Markgräfin  irgend  etwas  anderes  verstanden  habe,  als  eine 

18.  Vgl.  Scbeffer  Friedrich  167  fl\,  wo  insbesondere  die  Annahme,  es  sei  im  Frieden  der 
fünfzehnjährige  Niessbrauch  wirklieb  zugestanden,  ganz  überzeugend  widerlegt  Ut  19. Vgl. 
Roul.  de  Cluny  54  und  dazu  die  Erörterung  bei  Scbeft'er  24  ff,  der  ich  mich  nur  anschbe*- 
sen  kann.  20.  Roul.  de  Cluny  70.  21.  Sarioli  2,  192.  22.  Vgl.  §  307  n.  2: 
$328  n  21. 
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allüdiale  Gütennasse;  nirgends  findet  sich  eine  Spur,  dass  die  Ansprüche  der 
Kirche  auf  die  grossen  mittelitalischen  Reichslehen  irgend  damit  in  Verbin- 
dung gebracht  wurden. 

332.  —  Etwas  anders  lag  die  Sache  bei  dem  zweiten,  zu  Venedig  uner- 
ledigt gebliebenen  Streitgegenstande,  der  Grafschaft  Bertinoro. 1  Der 
Pabst  hatte  von  Venedig  aus  Kardinäle  zur  Besitzergreifung  auf  Grundlage 
des  Testaments  des  letzten  Grafen  geschickt;  der  Kaiser  wusste  sich  dann, 
als  er  auf  der  Rückreise  von  Venedig  zu  Cesena  war,  in  Besitz  zu  setzen. 
Nach  der  Angabe  der  Vita  Alexandri  hätte  der  Pabst  den  Kaiser  um  Resti- 
tution angegangen,  dieser  sie  verweigert,  und  der  Pabst  das  vorläufig  hinge- 
nommen, um  den  kaum  geschlossenen  Frieden  nicht  zu  stören.2  Aber  es  blieb 
hier  kein  unerledigter  Rechtsanspruch  der  Kirche,  wie  man  nach  jener  Dar- 
stellung annehmen  sollte ;  denn  wohl  durch  jenes  Vorgehen  des  Kaisers  ver- 
anlasst3, erkannte  der  Pabst  1177  Okt.  8  die  vom  Erzbischofe  von  Ravenna 
erhobenen  Ansprüche  unumwunden  an  und  bestätigte  ihm  die  Grafschaft  als 
Bestandteil  des  Exarchats  unter  ausdrücklichem  Verzicht  auf  die  Rechte 
der  Kirche. 4  So  konnte  allerdings  auch  hier  beim  Tode  K.  Heinrichs  von  ge- 
waltsamem Besitze  des  Reichs  die  Rede  sein;  aber  es  war  nicht  die  römische 
Kirche,  welcher  derselbe  vorenthalten  war. 

333.  —  Werden  uns  das  Mathildische  Gut  und  Bertinoro  bestimmt  als 
das  Einzige  genannt,  worüber  man  auch  zu  Venedig  noch  nicht  einverstanden 
war,  ist  der  Kaiser  bereit,  im  übrigen  die  von  der  Kirche  beanspruchten  Be- 
sitzungen zurückzustellen,  so  muss  man  sich  natürlich  darüber  geeinigt  haben, 
in  wie  weit  die  Kirche  zu  territorialen  Ansprüchen  berechtigt  sei ;  wird  in  den 
Urkunden  nur  die  Präfektur  von  Rom  ausdrücklich  hervorgehoben,  so  dürfen 
wir  wohl  daraus  schliessen,  dass  nur  diese  bestimmter  bestritten  war,  im 
übrigen  über  den  Umfang  der  Ansprüche  der  Kirche  eine  wesentliche  Mei- 
nungsverschiedenheit nicht  hervortrat  Ist  nun  dieser  Umfang  nicht  ausdrück- 
lich angegeben,  so  scheinen  mir  doch  die  anderweitigen  Ii  altpunkte  zu  genügen, 
ihn  im  wesentlichen  festzustellen  und  dauach  zu  beurtheilen,  in  wie  weit  beim 
Tode  K.  Heinrichs  der  Kirche  Besitzungen,  auf  welche  dieselbe  kraft  des 
Friedens  Ansprüche  hatte,  vom  Reiche  vorenthalten  waren. 

Die  Ansprüche  der  Kirche  betrafen  vor  allem  das  Patrimonium  des 
h.  Petrus  im  engeren  Sinne  des  Wortes,  wonach  man  nicht  alle  päbstlichen 
Besitzungen  überhaupt,  sondern  den  Rom  zunächstgelegenen  päbstlichen  Ho- 
heitssprengel darunter  begriff.  So  heisst  es  in  der  Vita  Alexandri,  die  Deut- 
schen hätten  onni^  potrimonium  b.  Pt'tri — ab  Atjuapend^nte  u#que  ad  Oc- 
pranmn  besetzt1;  in  dem  angeblichen  Testamente  K.  Heinrichs  ist  Rede  von 

332.  1.  Vgl.  $  307  n.  4.  2.  Watterich  2,  447.  8.  Wann  der  Kaiser  zu 
Ce»ena  war.  ist  nicht  genau  festzustellen;  aber  er  urkundet  Sept.  17  zuletzt  xu  Venedig 
und  ist  wohl,  da  Romuald  ihn  sogar  schon  Sept.  13  abreisen  lässt,  kaum  länger  dort  ge- 
blieben; dann  konnte  der  Pabst  Ukt.  8  «ich  schon  immerhin  überzeugt  haben,  das»  er  nicht 
zum  Besitze  wieder  gelangen  werde.  Der  Verfasser  der  Vita  mag  um  die  Abtretung  an 
Ravenna.  die  er  verschweigt,  pur  nirht  gewußt  haben.      4.  Vgl.  §  134  n.  10. 

333.  1.  Watterich  'J,  387.   Auch  nach  einer  Steht-  bei  Ragewin,  Mon.  Germ  20. 
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dem  Lande  von  der  Brücke  der  Paglia,  sicher  der  nördlich  bei  Acquapendente 
gelegenen,  bis  Ceperano.2  Auch  im  dreizehnten  Jahrhunderte  bleibt  es  üblich, 
das  Gebiet  nach  zwei  Gränzorten  zu  bezeichnen,  wobei  nun  die  Nordgränze 
etwas  weiter  hinausgeschoben  erscheint;  es  heisst  jetzt  regelmässig,  insbeson- 
dere auch  in  den  kaiserlichen  Bestätigungsbriefen,  tota  terra,  que  est  a  Ra- 
tUcofano  usque  Ceperanum.  Wird  der  Ausdruck  Patrimonium  jetzt  auch 
häufig  vom  Gesainmtbesitze  des  Pabstes  gebraucht,  so  kommt  er  doch  mehr- 
fach noch  in  der  engern  Bedeutung  vor;  derPabst  spricht  1221  von  universo 
patrimonio  b.  Petri  a  ponte  Cepemm  usque  Padico/anum3;  der  Bischof 
von  Beauvais  als  päbstlicher  .Statthalter  führt  1231  den  Titel  patrimonü  b. 
Petri,  ducatus  Spoletani  et  marclüe  Anconitane  rector.*  Diese  Bedeutung 
des  Ausdruckes  wird  sich  in  einer  Zeit  festgestellt  haben,  in  der  man  zunächst 
nur  dieses  Gebiet  als  Besitz  der  Kirche  betrachtete,  wie  das  im  zwölften  Jahr- 
hunderte im  wesentlichen  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint. 

Bei  der  üblichen  Bezeichnung  nur  nach  zwei  Gränzorten  wird  es  für 
unsere  Zwecke  nöthig  sein,  die  Ausdehnung  desselben  genauer  festzustellen. 
Ich  trage  dabei  kein  Bedenken,  von  den  Angaben  der  Bestätigungsurkunde  K. 
Ludwigs  von  81 7 5,  die  in  spätem  kaiserlichen  Privilegien  wiederholt  sind, 
auszugehen.  Denn  lassen  wir  auch  die  Frage  nach  ihrer  Echtheit  vorläufig 
dahingestellt,  so  stimmen  ihre  bezüglichen  Angaben  so  genau  mit  dem,  was 
wir  sonst  über  die  frühern  und  spätem  Besitzverhältuisse  der  Kirche  wissen, 
dass  sie  jedenfalls  von  einem  sehr  genau  Unterrichteten  herrühren  müssen. 
Sind  aber  weiter  1 1 76  zu  Anagni,  wie  angegeben  wird,  die  Verhandlungen 
auch  mit  Rücksicht  auf  kaiserliche  Privilegien  geführt,  so  werden  wir  anzu- 
nehmen haben,  dass  da  die  Urkunde  K.  Ludwigs,  welche  in  der  Folgezeit 
immer  als  ältestes  Beweismittel  der  Kirche  genannt  wird,  die  Hauptgrundlage 
gebildet  haben  wird,  es  sich  also  auch  desshalb  empfiehlt,  die  Untersuchung 
zunächst  an  ihre  Angaben  anzuknüpfen. 

Die  Reihenfolge,  in  welcher  die  Urkunde  die  Besitzungen  der  Kirche 
nennt,  ist  nicht  durch  den  örtlichen  Zusammenhang  bestimmt,  sondern  sicht- 
lich durch  die  geschichtliche  Entstehung  des  Patrimonium.  Es  werden  zuerst 
die  Theile  genannt,  von  denen  wir  wissen  oder  annehmen  dürfen,  dass  sie  we- 
nigstens dauernd  nicht  zum  Longobardenreiche  gehörten,  sondern  für  das 
Röruerreich  behauptet  und  schon  vor  fränkischer  Zeit  thatsächlich  vom  Pabste 
beherrscht  oder  doch  als  zur  Respublica  Romana  gehörig  betrachtet  wurden. 
Es  folgen  dann  Exarchat  und  Pentapolis,  deren  Besitz  auf  die  Pipinische 
Schenkung  zurückgeht;  dann  schliesslich  die  Sabina  und  andere  Theile  des 
Patrimonium,  von  denen  anzunehmen  ist,  dass  sie  erst  nach  Unterwerfung  des 
I^ongobardenreiches  durch  Karl  den  Grossen  der  Kirche  überlassen  wurden. 

Danach  umfasst  das  Patrimonium  zunächst  Rom  cum  ducatu  stio,  unter 
welchem  hier  vorzugsweise  der  später  durchweg  als  Maritima  bezeichnete 

462,  werden  wir  i*chlie&seu  dürfen,  das»  man  damals  gewohnt  war,  in  Acquapendente  den 
Endpunkt  nach  Norden  zu  sehen.  2«  Mon.  Germ.  4b,  185;  es  heisst  a  Ponte  Paule,  jetzt 
J^ants  trrtyoriano.  3«  Huillaid  2,  132.  4.  Compagnoni  0.simo  3.  34.  5*  Thoiner 
l  'od.  dorn  I.  2:  Mon.  0»>rm.  4b.  0. 
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Landstrich  vom  Tiber  bis  Terracina  verstanden  scheint,  da  Orte  desselben 
Dicht  besonders  genannt  werden.  Auch  Campanien  erscheint  wesentlich  in 
der  spätem  Ausdehnung  als  alter  Besitz;  Segni,  Anagni,  Ferentino,  Alatri, 
Patrica6,  Frosinone  werden  ausdrücklich  genannt,  und  ihnen  Tivoli  ange- 
schlossen, das  die  Urkunde  aber  nicht  mehr  zu  Campanien  zu  rechnen  scheint. 
Als  neuer  Besitz  erscheinen  in  Campanien  Sora,  Arce7,  Aquino,  Arpino,  Teano 
und  Capua.  Zweifel  an  der  Glaubwürdigkeit  der  Angaben  der  Urkunde  wird 
ihre  Aufzählung  nicht  begründen  können;  die  Schenkung  von  Capua  an  den 
h.  Petrus  ist  anderweitig  bestimmt  bezeugt8;  und  dann  wird  nichts  näher 
liegen,  als  in  ihnen  überhaupt  die  mehrfach  erwähnten  Städte  des  Herzog- 
thums Benevent  zu  sehen,  welche  Karl  an  die  Kirche  überliess. 9  Allerdings 
haben  sie  später  nicht  der  Kirche  unterstanden,  sondern  bilden  den  Haupt- 
bestand des  Fürstenthums  Capua.  Dieses  wird  1023  vom  Kaiser  zu 
Lehen  gegeben.10  Dagegen  wird  1073  Fürst  Richard  vom  Pabste  Gregor 
belehnt  Das  könnte  allerdings  an  und  für  sich  den  Verdacht  erwecken,  die 
Stelle  sei  gefälscht,  um  solchen  Ansprüchen  zur  Grundlage  zu  dienen.  Aber 
bei  der  Investitur  selbst  wird  auch  das  Treuverhältniss  zum  Reiche  betont, 
was  gewiss  nicht  geschehen  wäre,  wenn  es  sich  um  die  Geltendmachung  päbst- 
licher  gegen  kaiserliche  Ansprüche  handelte;  der  Fürst  verpflichtet  sich,  über 
Aufforderung  des  Pabstes  auch  dem  Könige  Treue  zu  schwören  unter  Vorbe- 
halt der  Treue  gegen  die  Kirche. 11  Fürst  Jordan  wird  dann  1083  vom  Kaiser 
belehnt 12  Wie  schon  P.  Hadrian  an  Karl  schreibt  er  habe  Capua  für  den 
h.  Petrus  und  den  König  in  Pflicht  genommen,  so  scheint  mir  hier  auch  später 
ein  eigenthümliches  Abhängigkeitsverhältniss  von  Pabst  und  Kaiser  zugleich 
bestanden  zu  haben;  Graf  Rudolf  von  Molise  schenkt  1092  etwas  an  Monte 
Cassino,  das  er  besitzt  ex  dono  et  concessione  Riclbardi  Captine — principi* 
et  post  decessum  eius  simüiter  ex  dono  d.  Jordani — prinripi*,  qm  ambo 
principatum  suum  ex  dono  et  mummine  papae  nec  non  et  imperato-ris  te- 
nuisse  noscuntur.13  Ich  möchte  in  diesen  spätem  Verhältnissen  doch  eher 
ein  weiteres  Zeugniss  sehen,  dass  hier  von  früher  her  der  Kirche  bestimmtere 
Rechte  zustanden.  Wie  dem  aber  auch  sei,  der  Umstand,  dass  die  Kirche 
später  nicht  mehr  im  Besitze  war,  kann  jedenfalls  nicht  gegen  die  Glaubwür- 
digkeit der  Angabe  in  der  Urkunde  Ludwigs  sprechen,  nachdem  wir  bestimmte 
Zeugnisse  über  die  Schenkung  durch  Karl  haben. 

Ebenso  stimmt  das,  was  über  die  Sabina  gesagt  ist,  durchaus  mit  an- 
dern Nachrichten.  Es  wird  bestätigt  tsrritorium  Sabinense,  sicut  a  genitore 
nostro  Karoh  imperatore  h.  Petra  aposttdo  per  donationis  scriptum  con- 
cessum  ettt  *ub  interrritate,  qmmadmodum  ab  Itherio  et  Maienario  abbati- 
lw*  missls  illius  inter  idem  brritorium  Sabinense  atque  Reatinum  defini- 
tum  ext.  Wir  wissen  ans  Briefen  des  P.  Hadrian,  dass  K.  Karl  781  dessen 
Forderungen  bezüglich  der  Sabina  willfahrte  und  eben  Itherius  und  Maginarius 

333.]  6*  Südlich  von  Ferentiuo  am  Monte  t'acume.  7»  Südlich  Ton  Arpino.  8»  Co4 
Carolin,  ep.  85.  86,  und  Brief  Hadrians  bei  Jaffe  Bibl.  4, 345.  9.  Cod  Carolin,  ep.  84. 87 
10.  Gattola  Acc.  1,  122.  11.  Reg.  Greg.  1.  1  ep.  21  a.  12.  Chr.  Ca<sin..  Mon  Gera. 
9,  740      1».  Gattula  Acc.  1,  207. 
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werden  als  die  zur  Uebergabe  bestellten  Boten  genannt.14  Der  Ausschluss 
von  Rieti  stimmt  ganz  zu  dem  sonst  Bekannten;  wie  bisher,  bleibt  es  auch 
unter  Karl15  und  weiterhin  den  Herzogen  von  Spoleto  untergeordnet;  es  fehlt 
da  jede  Hindeutung  auf  Hoheit  der  Kirche.  Dagegen  deutet  in  der  Sabina 
auch  später  schon  die  regelmässige  Nennung  des  Pabstes  in  den  Urkunden16, 
wie  sie  sich  zu  Rieti  und  sonst  im  Spoletinischen  nie  findet,  auf  kirchliche 
Hoheit,  wie  dieselbe  auch  sonst  mannichfach  bezeugt  ist. 

334.  —  Am  wichtigsten  für  die  Beziehungen  zum  Reiche  ist  die  Aus- 
dehnung des  Patrimonium  in  Tuszien.  In  Verbindung  mit  dem  rö- 
mischen Dukate,  also  als  alter  Besitz,  werden  in  der  Urkunde  -in  Tuscie  par- 
tibua  genannt  zunächst  in  dem  auch  später  als  suburbikarisch  oder  römisch 
Tuszien  bezeichneten  Gebiete  zwischen  Meer  und  Tiber  Porto,  Civita  Vec- 
chia,  Cere,  Bieda,  Monteranno1,  Stitri,  Nepi,  Civita  Castellana,  Gallese2, 
Orte,  Bomarzo;  weiter  jenseits  des  Tiber  im  alten  Umbrien  Otricoli,  Narni, 
Amelia,  Todi;  endlich  noch  Perugia  mit  dem  See  und  dessen  Inseln.  So  son- 
derbar gestreckt  das  sich  daraus  ergebende  Gebiet  auch  erscheinen  mag,  so 
wird  die  Glaubwürdigkeit  der  Urkunde  keinem  Zweifel  unterliegen.  Von 
Amelia,  Orte,  Bomarzo  und  Bieda  wird  ausdrücklich  gemeldet,  dass  K. 
Liutprand  sie  742  dem  Pabste  übergab.  Narni  wird  im  Liber  pontificalis  als 
Bestandtheil  der  Pipinischeu  Schenkung  aufgeführt,  was  durch  Briefe  des 
Pabstes  Stephan  von  756  bestätigt  wird. 3  Insbesondere  ist  auch  von  Perugia 
bekannt,  dass  es  zeitweise  von  den  Longobarden  besetzt,  im  achten  Jahr- 
hunderte in  römischen  Händen  war.  Also  gerade  für  die  entfernteren  Orte, 
welche  etwa  in  Frage  zu  stellen  wären,  finden  sich  schon  früher  auch  ander- 
weitige Zeugnisse.  Eben  so  wenig  fehlen  Zeugnisse  aus  späterer  Zeit.  Bei  der 
Eintheilung  des  kaiserlichen  Italien  in  Missionssprengel  866  werden  diese  in 
Tuszien  nach  den  einzeln  aufgeführten  Stadtgebieten  abgegränzt ;  aber  es  wird 
weder  Perugia,  noch  eine  andere  von  den  tuszischen  Städten  genannt,  welche 
nach  dem  Privilege  Ludwigs  der  Kirche  zustehen.4  Ist  uns  von  der  spätem 
Geschichte  von  Perugia  wenig  bekannt,  so  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass 
nach  einer  vom  Kämmerer  Cencius  benutzten  spätem  Aufzeichnung  die  rö- 
mische Kirche  gerade  im  Komitat  von  Perugia  einen  ausserordentlich  ausge- 
dehnten Grundbesitz  hatte,  zu  dem  insbesondere  auch  noch  der  See  mit  deu 
drei  Inseln  gehörte5;  dasselbe  ergibt  sich  für  die  Komitate  von  Narni  und 
Amelia.6  Die  Grafschaften  Perugia  und  Todi  werden  1111  für  die  Kirche 
beansprucht. 7  Insbesondore  wird  zu  beachten  sein,  dass  auch  später  weder 
Perugia,  noch  aber  auch  Todi,  Amelia  und  Narni  jemals  zum  Herzogthume 
Spoleto  gehört  haben8;  beim  Nichtübereinstimmen  sowohl  mit  der  alten  Ab- 

14.  Cod.  Carolin,  ep.  70-74.  15.  777.  791 :  Fatteschi  278.  281.  16.  Fatteschi  308. 
309.  350  usw.  Galletti  Gabio  118. 

334.  —  1.  Südwestlich  von  Sutri,  Manturanum  in  der  Urkunde  Ludwigs;  in  der 
Otto's  Marturianum,  welches  nach  Antiq.  It.  1,  69  Barbarano  bei  Bieda  sein  soll.  2.  Ca- 
*telkun  Qallüem  bei  Theiner  ist  Mon.  Germ,  wohl  richtiger  als  zwei  Orte  gefasst;  Gallese 
liegt  «wischen  Civita  Castellana  und  Orte.  3.  Cod.  Carolin,  ep.  8.  9.  4.  Mon.  Genn. 
3,  505.  5.  Anüq.  It.  5,  831.  6.  Theiner  Cod.  dorn.  1.  30.  7.  Cod.  üdalr.  ep.  266. 
S.  Vgl.  §  316  n.  26. 
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gränzung  Tusziens  und  Umbriens,  wie  mit  irgend  einer  bestimmteren  Natur- 
gränze  kann  sich  hier  die  Abgränzung,  wie  wir  sie  später  finden,  wohl  nur  im 
Anschlüsse  an  die  alte  Ausdehnung  des  Patrimonium  festgestellt  haben. 

Es  werden  dann  weiter  später  als  Besitzungen  der  Kirche  im  lo ngo- 
bardischen Tuszien,  in  partihn*  Tuseie  Lotigobardorum ,  genannt 
Citta  di  Castello  9,  Orvieto,  Bagnarea,  Ferentum 1  °,  Viterbo,  Orchia 1 1,  Marta 1 2, 
Toscanella,  Sovana,  Roselle13  und  Populonia.  Schon  die  Stellung  in  der  Ur- 
kunde, wie  die  Angabe,  dass  sie  zum  longobardischen  Tuszien  gehören,  lassen 
diese  Städte  als  neuen  Besitz  erscheinen.  Das  findet  denn  wieder  einen  be- 
stimmten Beleg  in  päbstlichen  Briefen  von  787,  wonach  K.  Karl  Sovana, 
Toscanella,  Viterbo,  Bagnarea  und  andere  tuszische  Orte  geschenkt  hatte, 
während  der  Pabst  der  Uebergabe  von  Populonia  und  Roselle  entgegensah14; 
Citta  di  Castello  bezeichnet  er  schon  776  ausdrücklich  als  seine  Stadt15; 
seine  Lage  lässt  es  nur  in  diesem  Zusammenhange  als  isolirt  erscheinen,  nicht 
wenn  wir  beachten,  dass  auch  Perugia  und,  als  Theil  der  Pentapolis,  Gubbio 
zu  den  Besitzungen  der  Kirche  zählten.  In  dem  Gebiete,  welches  durch  die 
Lage  dieser  Orte  bezeichnet  wird,  finden  wir  denn  auch  später  überall  Spuren 
päbstlicher  Hoheit;  auch  in  Städten,  welche  nicht  namentlich  aufgeführt  sind, 
so  1144  zu  Corneto  und  Vctralla16,  so  dass  doch  auch  hier  zunächst  an  ein 
geschlossenes  Gebiet  zu  denken  sein  wird.  Insbesondere  lässt  sich  gerade  in 
den  entlegeneren  Theilen  auch  hier  die  pähstliche  Hoheit  später  verfolgen. 
Die  Grafschaft  Citta  di  Castello  wird  Uli  für  die  Kirche  beansprucht17  und 
die  Stadt  hatte  noch  nach  dem  Zinsbuche  des  Kämmerer  Cencius  von  1192 
jährlich  vier  Pfund  zu  zahlen. 18  Derselbe  verzeichnet  nach  einem  alten  Char- 
tular,  pftpam  lienedictum  loeasse  civitatem  et  amütatum  Suanensem  —  et 
eiritatem  et  comitatum  Posell&isem  cum  villia  et  castellis  et  suis  pertinen- 
tlis  et  distrieto  et  plae'tto  et  cum  omni  datione  et  reditu  suo;  praestat  tma- 
quaeque  civitas  Ir.  tolido**9;  die  Grafschaft  lloselle  wird  noch  1206  von 
den  Ildebrandeschi  als  päbstliehes  Lehen  anerkannt.20  Die  Grafen  Alde- 
brandin  und  Bernhardin  von  Calmajare  tragen  1157  eine  Reihe  von  Be- 
sitzungen in  den  Bisthümern  Sovana,  Orvieto,  Chinsi  und  Todi  dem  Pabste 
als  Lehen  auf,  weil  sie  erfahren,  dass  dieselben  de  iure  et  daminio  b.  Petri 
apostoli  fitisxe;  1 159  verpfänden  sie  mehrere  derselben,  darunter  Proceno  bei 
Acquapendente,  dem  Pabste,  wieder  bekennend,  dass  tun  et  proprietas  der- 
selben der  Kirche  zustehe.21  Die  Stadt  Orvieto,  qtiae  per  hm/rissima  retro 
tempora  *e  a  inrisdietione  b.  Petri  suhtritxerat22,  gewann  P.  Hadrian  wie- 
der; 1158  schwuren  Konsuln  und  Volk  ihm  Treue  seeundum  con*uetu<1inem 


334,]  9.  Castrum  FelicUali»;  wegen  der  Identität  Tgl.  Mittarelli  Ann.  1  a,  364.  10.  Wohl 
nördlich  von  Viterbo;  Tgl.  Böhmer  Acta  602.  11.  Südöstlich  von  Toscanella.  12.  Nörd- 
lich Ton  Toscanella  am  See.  18.  Nördlich  Ton  Grosseto.  14.  Cod.  Carolin,  ep.  83.  84. 
87.  15.  Cod.  Carolin,  ep.  60.  16.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  14.  17.  Cod.  üdalr.  ep.  266. 
18.  Antiq.  It.  5,  862.  19.  Antiq.  It.  5,  830 ;  es  dürfte  das  wohl  Benedikt  VII.  974-993. 
treffen,  da  sogleich  darauf  Ton  Bonifaz  VII  die  Rede  ist.  20.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  40. 
21.  Antiq.  It.  1,  631.  949.  Eben  diese  hat  Graf  Bernhardin  später  an  das  Reich  Terkauft. 
Vgl  §  :iH  n.  V      22.  Vit«  Hadrian'..  Watterich  2.  W4. 
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aliarum  dvitatum  d.  pape,  während  wir  aus  derselben  Urkunde  sehen,  dass 
auch  Acquapendente  zu  den  Besitzungen  den  Kirche  gerechnet  wurde.23  Da- 
gegen ist  Radicofani  allerdings  kein  alter  Besitz  der  Kirche,  wie  es  auch  in 
den  altern  Privilegien  nie  als  solcher  erwähnt  wird;  aber  1153  wurden  durch 
Uebereinkommen  mit  dem  Abte  von  S.  Salvator  Rechte  der  Kirche  auf  das- 
selbe begründet.24  Gerade  in  den  frühern  Zeiten  K.  Friedrichs  I  scheint  in 
diesen  Gegenden  die  Hoheit  der  Kirche  ziemlich  allgemein  anerkannt  zu  sein, 
wie  schon  das  Itinerar  der  Päbste  Eugen  und  Hadrian  andeutet,  welche  sich 
vielfach  zu  Sutri,  Nepi,  Civita  Castellana,  Vetralla,  Viterbo,  Narni  und  Orvieto 
aufhalten;  nach  Perugia  freilich  kommt  keiner  der  Päbste  dieser  Zeit;  wir 
werden  schliessen  dürfen,  dass  hier  die  päbstliche  Hoheit  ganz  in  Vergessen- 
heit gerathen  war. 

Wir  sehen  demnach,  dass  die  Angabe  einer  Ausdehnung  des  Patrimo- 
nium von  Acquapendente  und  Radicofani  bis  Ceperano  einerseits  dem  alten 
Besitze  der  Kirche  entspricht,  andererseits  aber  auch  noch  in  den  Verhält- 
nissen, wie  sie  zunächst  vor  dem  Ausbruche  des  Schisma  bestanden,  ihre  Be- 
rechtigung findet.  Allerdings  wissen  wir,  dass  oft  nur  der  kleinste  Theil  jenes 
Gebietes  tatsächlich  in  den  Händen  des  Pabstes  war;  vieles  war  in  den 
Händen  der  Grossen,  ohne  dass  diese  auch  nur  formell  noch  die  Hoheit  der 
Kirche  anerkannt  hätten;  dann  griff  die  städtische  Entwicklung  auch  hier  ein; 
die  Päbste  standen  oft  kaum  besser,  als  die  aus  ihren  Hoheitsrechten  ver- 
drängten Bischöfe  Obertaliens.  Aber  überall  finden  wir  doch  die  Ansprüche 
für  den  ganzen  Umfang  jenes  Gebietes  festgehalten,  und  bald  hier,  bald  da 
verwirklicht.  Es  kann  demnach  von  vornherein  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  beim  Frieden  von  Venedig  die  Restitution  des  gesammten  Patrimonium 
verlangt  und,  da  die  ortliche  Ausdehnung  der  päbstlichen  Ansprüche  liier  im 
wesentlichen  nie  bestritten  zu  sein  scheint,  auch  zugestanden  wurde;  es  be- 
stätigt sich  das  durch  die  spätem  Ereignisse,  wonach  nur  noch  auf  Acqua- 
pendente und  Montefiascone  Ansprüche  des  Reichs  auch  ferner  festgehalten 
zw  sein  scheinen,  auf  welche  wir  zurückkommen. 

335.  —  Eher  konnten  sich  Schwierigkeiten  ergeben  bezüglich  der  Ho- 
heitsrechte des  Reichs  im  Patrimonium;  denn  wenn  auch  der  Pabst 
als  Herr  des  ganzen  Patrimonium  anerkannt  wurde,  so  war  damit  nicht  not- 
wendiger Weise  verbunden,  dass  damit  jede  Hoheit  des  Reiches  in  demselben 
aufhörte.  Von  jeher  lag  hier  ein  sehr  unklares  Verh/iltniss  vor,  auf  dessen 
frühere  Gestaltung  einzugehen  unsere  Zwecke  nicht  erfordern.  Das  römische 
Kaiserreich  umfasste  auch  das  Patrimonium  der  Kirche;  nach  don  Anschauun- 
gen jener  Zeiten  stand  dem  Kaiser  ja  überall  die  ihm  von  Gott  unmittelbar 
übertragene  weltliche  Gewalt  zu;  weiter  abpr  konnte  die  Uebertragung  des 
römischen  Kaiserthums  auf  Herrscher,  welche  ohnehin  schon  Könige  des  lon- 
gobardischen  Italien  waren,  in  territorialer  Beziehung  doch  insbesondere  nur 
die  Bedeutung  einer  Uebertragung  der  weltlichen  Herrschaft  in  den  Theilen 
Italiens  haben,  welche  man  noch  immer  als  Bestandteile  des  römischen  Reichs 


28,  Thoiner  Cod.  •Im».  1.  18.      24.  Vgl.  §  314  n.  14. 
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zu  betrachten  gewohnt  war.  Und  wie  nachdrücklich  manche  Kaiser  die  welt- 
liche Gewalt  im  Kirchengebiete  geübt  haben,  ist  bekannt;  wäre  Rom  wieder 
dauernd  der  Sitz  des  Kaisers  geworden,  so  würde  später  wohl  noch  von  welt- 
lichen Besitzungen,  aber  nicht  von  staatlicher  Hoheit  der  römischen  Kirche 
die  Rede  gewesen  sein.  Der  Umstand,  dass  die  Kaiser  Rom  nur  vorüber- 
gehend berührten,  rausste  vorzüglich  dahin  wirken,  dass  die  eigentümliche 
Art  des  Erwachsens  der  weltlichen  Gewalt  der  Päbste  auch  auf  die  spätere 
Gestaltung  wesentlich  nachwirkte.  Der  Pabst  war  thatsächlich  im  Besitze  der 
Hoheitsrechte  im  Dukate  von  Rom;  seine  weltliche  Stellung  wurde  nicht  erst 
durch  die  fränkischen  Herrscher  geschaffen,  er  wurde  zunächst  nur  in  der- 
selben belassen,  und  es  lag  nahe,  dass  man  ihm  eine  ähnliche  Stellung  in  den 
Gebieten  zuschrieb,  welche  er  erst  den  Frankenkönigen  verdankte.  Mochte 
nun  auch  der  Hoheitssprengel  des  Pabstes  der  höchsten  weltlichen  Gewalt  des 
Kaisers  unterstehen,  so  war  seine  Stellung  doch  wesentlich  von  der  anderer, 
mit  Hoheitsrechten  ausgestatteter  Reichsbischöfe  verschieden.  Die  Hoheit, 
welche  diese  üben,  ist  die  Hoheit  des  Reichs,  wie  das  Gut,  mit  dem  ihre  Kir- 
chen ausgestattet  sind,  als  Eigenthum  des  Reiches  gilt;  diese  Regalien  des 
Reichs  werden  ihnen  durch  die  Investitur  übertragen.  Dagegen  findet  sich  bei 
der  römischen  Kirche,  der  historischen  Entwicklung  entsprechend,  die  An- 
schauung, dass  sie  ihre  weltliche  Hoheit  aus  eigenem  Rechte  übt,  nicht  kraft 
Uebertragung  durch  das  Reich.  Diese  scheint  auch  dem  Ausdrucke  Regalia 
b.Pctri  et  eins  possessionis  zu  Grunde  zu  liegen,  der  seit  Gregor  VII1  immer 
häufiger  angewandt  wird,  um  die  weltliche  Gewalt  der  Kirche  zu  bezeichnen, 
während  früher  der  Ausdruck  Terra  oder  territorium  b.  Petri  üblich  ist 
Der  Ausdruck  Regalien,  sonst  die  Hoheitsrechte  des  Reichs,  insbesondere 
auch  die  den  Kirchen  vom  Reiche  überlassenen  bezeichnend,  scheint  hier  auf- 
genommen zu  sein,  um  die  Hoheitsrechte  der  Kirche  als  den  königlichen  ent- 
sprechende zu  bezeichnen.  Dass  der  Besitz  der  Kirche  nicht,  wie  der  der 
Reichskirchen,  als  ein  vom  Reiche  übertragener  betrachtet  wird,  zeigt  sich 
auch  in  dem  Privileg  von  1111  über  den  Verzicht  auf  die  Investitur;  sollen 
nun  die  Reichsbischöfe  alle  Regalien  zurückstellen,  so  verspricht  der  König: 
patrimonia  et  possessiones  b.  Petri  restituet  et  roneedet,  rintt  a  Karolo, 
Lodoieo,  Heinrieo  et  aliis  im peratoribus  factum  est.  Ist  der  Ausdruck  Re- 
galien hier  nicht  angewandt,  so  hat  das  Reich  wenigstens  später  keinen  An- 
stand daran  genommen;  beim  Wormser  Konkordat  1 122  verspricht  der  Kaiser, 
die  possessiones  et  regalia  b.  Petri  zu  restituiren ;  wir  finden  den  Ausdruck 
1133  im  Krönungsschwure  Lothars  und  1153  im  Vertrage  K.  Friedrichs  mit 
dem  Pabste.2 

Man  ist  dann  kirchlicherseits  noch  weiter  gegangen,  hat  nicht  blos  die 
weltliche  Hoheit  im  Kirchenstaate,  sondern  die  weltliche  Hoheit  überhaupt  als 
von  Christus  dem  h.  Petrus  und  dessen  Nachfolgern  übertragen  betrachtet. 


335.  —  1.  Ich  möchte  nicht  sicher  behaupten,  dass  er  nicht  früher  rorkommt;  in 
uJichstliegenden  Hülfsmitteln  ßnde  ich  ihn  zuerst  1073  beim  Trenscbwnre  Richards  von 

(  apua.  Orog  Reg.  1.  1  ep.  21  a.      2.  Mon.  Genn.  4.  C6.  76.  82.  92. 
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so  dass  die  Rechte  des  Kaisers  nur  aus  dem  Rechte  dieser  abgeleitet  seien; 
findet  sich  das  im  folgenden  Jahrhunderte  schärfer  formulirt,  so  war  doch 
auch  schon  im  zwölften  Rede  davon,  dass  das  Kaiserthum  ein  Lehen  des 
Pabstes  sei.3  Dann  war  freilich  noch  schwerer  abzusehen,  wesshalb  nicht 
auch  im  Patrimonium  die  weltliche  Hoheit  dem  Kaiser  übertragen  sein  sollte, 
zumal  in  jenen  Zeiten  nicht  blos  von  einem  Arnold  von  Brescia  und  Gesin- 
nungsgenossen, sondern  auch  anderweitig,  so  von  den  Mönchen  von  Farfa,  be- 
hauptet wurde,  dass  dem  Pabste  weltliche  Gewalt  nicht  ziemen  könne.4  Später 
fühlte  da  P.  Gregor  IX  das  Bedürfniss  einer  Erklärung,  wenn  er  spricht  vom 
Patrimonium  b.  Petri,  quod  inter  cetera  imperii  iura,  que  seculari  prin- 
dpi  tanquam  de/ensori  sacrosancta  commmt  ecclesia,  ditioni  sue  in  signum 
universalis  dominii  reservavit*  Wollte  man  nun  aber  dem  entsprechend 
auch  zugeben,  dass  dem  Kaiser  als  Herrn  des  Reichs  keine  Rechte  im  Patri- 
monium zustanden,  so  kam  wieder  ein  anderes  Verhältniss  in  Frage,  die  Stel- 
lung des  Kaisers  als  Vogtes  der  römischen  Kirche;  im  Vertrage  K.Friedrichs 
mit  dem  Pabste  1153  ist  betont,  dass  er  als  devotus  et  specialis  advocatus 
s.  Komane  ecclesie  die  Regalien  des  h.  Petrus  vertheidigen  wird.  Nun  war 
aber  die  Stellung  eines  Kirchenvogtes  doch  überall  eine  solche,  welche  nicht 
blos  Pflichten  auferlegte,  sondern  auch  Rechte  gewährte.  Und  wollte  man  da- 
von auch  absehen,  gewisse  Befugnisse  mussten  dem  Vogte  schon  im  Interesse 
der  Kirche  selbst  auf  deren  Besitzungen  zustehen,  sollte  er  anders  seinen 
Pflichten  genügen  können.  Auf  dieser  Grundlage  hat  später  K.  Friedrich  II 
die  Befugnisse,  welche  er  im  Kirchenstaate  anspricht,  bestimmt  formulirt;  als 
Rechte,  que  nos  tanquam  advocatij  patroni  et  tle/ensores  ecclesie  Iwibere  de- 
bemus  in  terra  predicta,  bezeichnet  er  exercitum,  parlamentum,  cabalca- 
tam,  forum  et  procurationem;  will  man  solche  Aufzählung  nicht,  so  genügt 
ihm  auch,  quod  sen>entur  nobis  ea  omnia,  que  principes  imperii  Itabent  in 
terris  ecclesiarum,  quarum  ipsi  sunt  advocati. 6 

Es  lag  da  ein  durchaus  unklares  Verhältniss  vor.  Theoretisch  zeigt  sich 
der  schärfste  Gegensatz  der  Auflassung.  Fasste  man  hier  das  Kaisertimm  als 
Lehen  der  Kirche,  so  trat  dem  eine  Anschauung  gegenüber,  welche  die  rö- 
mische Kirche  einfach  als  Reichskirche,  den  Pabst  als  Reichsbischof  behan- 
delte, wie  sie  noch  1162  von  Reinald  von  Köln  aufs  schärfste  ausgesprochen 
wurde. 7  Und  der  ganzen  Sachlage  nach  hatte  sich  auf  dem  Wege  des  Her- 
kommens kaum  eine  festere  Grundlage  für  das  Mass  der  Befugnisse,  welche 
der  Kaiser  im  Patrimonium  anzusprechen  hatte,  ausbilden  können.  Nur  für 
Befugnisse,  welche  sich  unmittelbar  an  die  Kaiserkrönung  anschlössen,  wie  die, 
auf  dem  Römerzuge  auch  von  den  Besitzungen  der  Kirche  das  Fodrum  zu  er- 
heben, konnte  von  festem  Herkommen  die  Rede  sein.  Aber  bezüglich  der 
dem  Kaiser  dauernd  zustehenden  Befugnisse  war  alles  schwankend;  wurde 
Rom  nur  flüchtig  vom  Kaiser  besucht,  so  konnten  Rechte,  welche  dort  früher 


3.  Vgl.  Döllinger  Papstfabeln  85.  89.  Höfler  Kaiserthum  u.  Pabstthum  74.  4.  Mon. 
Germ.  13,  570.  5.  Huillard  5,  777.  ö.  Huillard  6,  218.  220.  7.  Vgl.  Watterich 
2,  530.  533. 
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dem  Reiche  zweifellos  zustanden,  in  Vergessenheit  gerathen;  und  wieder 
konnte  dann  ein  Kaiser,  der  den  dortigen  Verhältnissen  näher  trat,  aus  seiner 
kaiserlichen  Gewalt  Rechte  als  selbstverständlich  herleiten,  welche  thatsäch- 
lich  früher  nicht  geübt  waren. 

Insbesondere  konnte  zur  Zeit  K.  Friedrichs  I  von  festem  Herkom- 
men da  kaum  die  Rede  sein.  Dem  Streben  des  Kaisers,  wie  sonst  in  Italien, 
auch  hier  die  Rechte  des  Reichs  wiederherzustellen ,  kam  da  zweifellos  im 
Lande  selbst  vielfach  ein  Streben  entgegen,  durch  engeren  Anscbluss  an  das 
Reich  eine  Stütze,  sei  es  gegen  den  Pabst,  sei  es  gegen  die  Ansprüche  der 
Stadt  Rom  zu  gewinnen.  Und  war  da  vielfach  von  thatsächlichem  Besitze  des 
Pabstes  gar  nicht  mehr  die  Rede,  so  mochte  der  Kaiser  in  alten  Ansprüchen 
desselben  eben  so  wenig  einen  Grund  sehen,  hier  von  Herstellung  der  Hoheit 
des  Reiches  abzulassen,  als  in  Oberitalien,  wo  die  von  ihm  beanspruchten 
Regalien  ja  gleichfalls  nicht  thatsächlich,  wohl  aber  nach  den  alten  Privilegien 
den  Bischöfen  zustanden.  Er  mag  kaum  daran  gedacht  haben,  dass  er  die 
Rechte  der  Kirche  verletze,  als  er  1155  den  ihm  von  Tivoli  selbst  angebo- 
tenen Treuschwur  entgegennahm;  er  gab  dann  den  Forderungen  des  Pabstes 
auf  Restitution  nach,  entband  die  Stadt  vom  Treuschwure,  aber  freilich  salvo 
in  omnibus  iure  imperiali.8  Auch  einzelne  Grosse  mag  er  damals  in  Treue 
genommen  haben;  kurz  nach  der  Kaiserkrönung  verspricht  Jonathas  von 
Tusculum  als  Vasall  dem  Pabste  Treue  gegen  Jedermann,  excepto  contra  im- 
peratorem.9  Später  beim  Steigen  der  Spannung  mit  dem  Pabste  handelte  es 
sich  insbesondere  auch  um  diese  Verhältnisse.  P.  Hadrian  behauptete:  Nun- 
dos  ad  urbem  ignorante  apostolico  ab  imperatore  non  esse  mittendos,  cum 
omni8  magistratus  inibi  b.  Petri  sit  cum  unwersis  regalibus.  Es  scheint 
kaum,  dass  man  am  kaiserlichen  Hofe  noch  gewusst  hat,  dass  gerade  in  dieser 
Beziehung  den  Kaisern  früher  die  bestimmtesten  Rechte  zu  Rom  zugestanden 
hatten;  denn  der  Kaiser  verweist  nicht  darauf,  sondern  auf  einen  ganz  allge- 
meinen Gesichtspunkt:  Haec  res,  fateor,  magna  est  et  gravis  graviorique 
et  maturiori  egens  consilio;  nam  cum  dirina  ordinatione  ego  Hamann« 
imperator  et  dicar  et  mn,  speciem  tan  tum  dominantis  effingo  et  inane 
utique  porto  nomen  ac  sine  re,  si  urbis  Romae  de  manu  nostra  potesta* 
fuerit  excu*8a.i0  In  einem  ihm  zugelegten  Schreiben  dieser  Zeit  hebt  er  dann 
hervor,  dass  alle  weltliche  Hoheit  der  Kirche  vom  Kaiser  rühre,  dass  erst 
Silvester  von  Konstantin  Regalien  erhalten  habe:  et  quicquid  hodie  papatus 
vester  regale  lxd>ere  dinoscitur,  largitione  principum  optinet 1 1 

Nach  dem  Ausbruche  des  Schisma  scheint  dann  der  Kaiser,  ohne  weitere 
Rücksicht  auf  die  Rechte  seiner  Gegenpäbste  zu  nehmen,  sich  einfach  als 
Herrn  Roms  und  des  Patrimonium  betrachtet  zu  haben.  Der  grösste  Theil 
desselben  war  in  seinen  Händen;  insbesondere  scheint  der  für  das  Reich  wich- 


335.1  8.  Vita  Hadriani,  Watterich  2,  33] ;  Theiner  Cod.  dorn.  1,  17;  vgl  Innoc.  Reg.  imp. 
ep.  29,  wo  dem  Vorgänge  doch  wohl  ein  übertriebenes  Gewicht  beigelegt  wird.  9*  Theiner 
Cod.  dorn.  1,  16.  10.  Ragewin  1.  2  c.  30,  Mon.  Germ.  20,  461.  462.  11.  Sigeb. 
Contin.  Aquicinct.,  Mon.  Germ.  8,  408.  Diese  Briefe,  wenn  auch  gleichzeitig,  dürften  doch 
fiugirt  sein. 
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tigste  Thei),  das  römische  Tuszien,  ziemlich  ununterbrochen  ihm  und  seinen 
Legaten  gehorcht  zu  haben. 12  Als  er  1167  Rom  in  seiner  Gewalt  hatte,  ge- 
schieht der  weltlichen  Rechte  des  anwesenden  Gegenpabstes,  der  ganz  auf 
kirchliche  Verrichtungen  beschränkt  erscheint,  keine  Erwähnung.  Der  Kaiser 
behandelt  Rom  als  eine  Stadt  des  Reichs,  der  er  die  Selbstverwaltung  belässt, 
aber  nicht  mehr  durch  freigewählte  Behörden;  er  bestätigt  zwar  den  Senat  im 
damaligen  Zustande,  aber  so,  ut  aenatua  per  cum  ordinetur  et  ei  aubiectua 
fiat;  die  Römer  müssen  ihm  den  Treuschwur  leisten  und  sich  zur  Verteidi- 
gung der  Rechte  des  Reichs  in  und  ausserhalb  der  Stadt  verpflichten. 1 3 

336.  —  Ich  glaube  nun  kaum  zu  irren,  wenn  ich  annehme,  dass  der 
Kaiser  beim  Frieden  1177  anerkannte,  dass  die  staatliche  Hoheit  im  Patri- 
monium dem  Pabste  zu  eigenem  Rechte  zustehe,  dass  der  Kaiser  als  solcher 
dort  im  allgemeinen  keine  iferrscherrechte  habe,  sondern  nur  einzelne  Befug- 
nisse, welche  ihm  bei  der  Kaiserkrönung  oder  wenn  er  als  Vogt  von  der  Kirche 
gerufen  in  das  Land  kam,  nach  altem  Herkommen  zustanden.  Allerdings  ist 
uns  darüber  Bestimmteres  nicht  gemeldet;  aber  es  scheint  mir  in  dieser  Be- 
ziehung doch  durchaus  bezeichnend,  dass  der  Kaiser  im  Frieden  ausdrücklich 
auf  diePräfektur  von  Rom  verzichtet.  Denn  es  handelt  sich  gerade  da 
um  ein  kaiserliches  Recht,  welches  auch  im  Herkommen  bestimmtere  Begrün- 
dung fand  und  in  welchem  sich  noch  vorzugsweise  die  Anschauung  dauernder 
kaiserlicher  Gewalt  zu  Rom  ausprägte.  Bekannt  ist  die  Angabe  des  Gerhoch 
von  Reichersberg:  Grandiora  urttis  et  orbia  negotia  —  apectant  ad  Roma- 
num  pontieißcem  itemque  ad  Romanum  imperatorem  aive  illiua  vicarium, 
urbia  prefectum,  qui  de  aua  digniUtte  reapicit  utrumque,  videlket  d.  papam, 
cui  facti  hominium,  et  d.  imperatorem,  a  quo  aeeipit  auae  poteatatia  in- 
aignia,  acilicet  exertum  gladium;  aicut  mim  /«,  quorum  intweat  exercitum 
campo  duetare,  congrue  inveatiuntur  per  rexillum,  aic  non  indecenter  ex 
longo  uau  praefectua  urbia  ab  imperatoribua  cognoacitur  inveatitua  per 
gladium  contra  malefactores  urbia  exertum. 1  Der  Präfekt  würde  danach 
allerdings  nicht  ein  ausschliesslich  kaiserlicher  Beamter  sein;  es  würde  da  ein 
ähnliches  Verhältnis*  vorliegen,  wie  bei  dem  von  einem  Bischöfe  bestellten 
Richter,  der  dann  noch  vom  Könige  die  Befugnisse  eines  Königsboten2  oder 
in  Deutschland  den  Königsbann  zu  erhalten  hatte,  auch  als  das  bei  Laien- 
fursten  schon  abgekommen  war,  so  dass  dariu  nicht  blos  die  Anschauung  des 
Ausgehens  aller  Gerichtsbarkeit  vom  Kaiser  einen  Ausdruck  fand,  sondern 
auch  die,  dass  der  Kirche  eine  auch  nur  mittelbare  Betheiligung  an  der  Blut- 
gerichtsbarkeit nicht  zieme.3   Noch  1244  glaubte  K.  Friedrich  klagen  zu 


12.  Vgl.  §  314.     18.  Annal.  Colon.  Mon.  Germ.  17,  781. 

336.  —  1.  Baluzii  Miscellanea  5,  6*4.  Das  Schwert  fuhrt  der  Präfekt  noch  auf  spä- 
tem Siegeln,  als  Wappen  einen  Adler,  vgl.  Gregorovius  5.  22.  Von  Heinrich  V  heisst  es  in 
den  Ann.  Romani,  Mon.  Germ.  7,  477:  preufecturam  per  aquilam  eonßrmavil.  2.  Vgl. 
§  224  n.  2.  8.  Dafür,  dass  auch  andere  weltliche  Richter  im  Patrimonium,  insbesondere 
die  Grafen,  den  Bann  vom  Könige  erhielten,  finde  ich  kein  Zeugniss;  vielleicht  hatte  ihnen 
der  Präfekt  denselben  zu  leihen,  der  ja  auch  sonst  noch  später  gewisse  königliche  Reservat- 
rechte übte;  vgl.  §  2G5  n.  14.  Der  Graf  der  Sabina  sagt  1104,  quondam  te  comiiatum  Sa- 
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dürfen,  dass  der  Pabst  ihm  den  Präfekten  abwendig  gemacht  habe,  qui  omni 
tempore  imperii  fuit  et  dt g ni tatein  ab  imperio  recepit  et  de  quo  nunquam 
questio  fuit  per  ecclesiam  nohis  relata. 4 

K.  Friedrich  I  hat,  wohl  im  J.  1167,  Johann,  den  Sohn  des  früheren 
Präfekten  Peter,  eingesetzt,  da  es  von  ihm  kurz  nachher  heisst:  qui  a  Fre- 
derieo  Urbis  prefectus  /actus  fuerai.*  Dass  bei  den  Friedensverhandlungen 
die  Verhältnisse  der  Präfektur  vorzugsweise  in  Frage  kamen,  dürfen  wir  aus 
der  ausdrücklichen  Anführung  im  Frieden  schliessen.  Da  nur  von  einer  Re- 
stitution die  Rede  ist,  würde  allerdings  denkbar  sein,  dass  die  Leihung  des 
Blutbannes  auch  weiterhin  dem  Kaiser  noch  zugestanden  habe.  Aber  einmal 
fehlt  doch  jeder  Vorbehalt;  andererseits  ist  es  fraglich,  ob  man  da  überhaupt 
noch  schärfer  unterschieden  habe;  es  scheint  auch  später  die  Frage  einfach 
die  zu  sein,  ob  der  Präfekt  vom  Pabste  oder  vom  Kaiser  zu  belehnen  ist.6 
Und  hat  der  Kaiser  da  seinen  Ansprüchen  entsagt,  so  scheint  mir  darin  doch 
eine  Anerkennung  zu  liegen,  dass  er  von  der  Anschauung  abliess,  es  stehe 
ihm  als  Kaiser  auch  im  Patrimonium  die  höchste  weltliche  Gewalt  zu. 

337.  —  So  weit  wir  das  irgend  beurtheilen  können,  hat  der  Kaiser  nach 
dem  Frieden  die  Restitution  des  Patrimonium  in  aufrichtigster  Weise 
ausgeführt  Es  galt  da  nicht  blos,  dem  eigenen  Besitze  zu  entsagen ;  es  musste 
unmittelbar  eingegriffen  werden,  um  dem  Pabste  zum  Besitze  zu  verhelfen; 
und  auch  da  scheint  der  Kaiser  durchaus  das  Seinige  gethan  zu  haben.  Zur 
Durchführung  der  Restitution  der  Regalien  und  Besitzungen  der  Kirche  be- 
stimmte er  den  Erzbischof  Christian  von  Mainz,  praecipiens  ei  sab  obttitin 
pratiae  sitae,  ut  restitutionem  ipsam  infra  tres  menses  cum  integritate  per- 
ficeret.  Boten  des  Pabstes  begleiteten  ihn  in  das  römische  Gebiet  pro  restau- 
ratione  regalium,  que  imperator  mvaserat,  recipienda.  Unter  seinem  Schutze 
zog  der  Pabst  zu  Rom  ein,  er  zog  für  den  Pabst  gegen  Albano,  nahm  zu  Vi- 
terbo  den  Treuschwur  für  den  Pabst  entgegen.  Der  Kaiser  erklärte  den  Ge- 
genpabst  und  dessen  Anhänger  dem  Reichsbanne  verfallen,  wenn  sie  dem 
Pabste  nicht  gehorchten.  Den  Friedensbestimmungen  entsprechend  unterwarf 
sich  endlich  auch  der  Präfekt  dem  Pabste  und  confirmata  sibi  prefectura 
eius  homo  devenit. 1  Christian  hat  dann  noch  später  für  die  Aufrechthaltung 
der  päbstlichen  Hoheit  gekämpft2;  und  nach  seinem  Tode  scheint  1184  Ber- 
told von  Kunigsberg  gesandt  zu  sein,  um  die  päbstliche  Herrschaft  gegen  die 
Römer  zu  stützen. 3  Wir  haben  keinerlei  Grund  zu  der  Annahme,  dass  der 
Kaiser  bezüglich  des  Patrimonium  seinen  Verpflichtungen  nicht  vollkommen 


336.1  hinentem  ab  imptratore  accepiut,  wie  auch  1121  erwähnt  wird,  dass  er  dem  Kaiser 
fidelitaUm  feeerai ;  Hist.  Farf.  Mon.  Germ.  13,  567.  580.  580.  Die  Verhaltnisse  inr  Zeit 
K.  Heinrichs  IV  nnd  V  werden  einen  Schluss  auf  den  regelmassigen  Zustand  kaum  ge- 
statten; dass  im  allgemeinen  die  Grafengewalt,  wenn  auch  rielleicht  abgesehen  rom  Banne, 
im  Patrimonium  ?om  Pabste  Terliehen  wurde,  wird  nach  hautigen  Erwähnungen,  insbeson- 
dere bei  Cencius  camerarius,  nicht  ru  bezweifeln  sein.  4.  Huillard  6,  219.  h,  Theiner 
Cod.  dorn.  1,  20.     6.  Vgl.  Gesta  Innoc.  c.  8. 

337.  -    1.  Vita  Alexandri,  Watterich  2,  446.  447.  Romuald.  Salernit.  Mon.  Germ. 
19,  459.     2.  Vgl.  Varrentrapp  Christian  97.     8.  Vgl.  §  279  n.  13. 
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nachgekommen  wäre4;  nur  freilich,  worauf  wir  zurückkommen,  dass  bezüglich 
einzelner  Besitzungen  schwer  zu  entscheiden  sein  mochte,  ob  sie  dem  Reiche 
oder  der  Kirche  zukämen. 

In  welchem  Umfange  das  Patrimonium  vom  Pabste  beansprucht  und  ihm 
restituirt  wurde,  ist  nicht  unmittelbar  gemeldet;  aber  die  spätem  Nachrichten 
lassen  mit  Sicherheit  darauf  schliessen.  Als  das  Verhältniss  zum  Pabste 
schon  ein  sehr  gespanntes  war,  schickte  der  Kaiser  den  K.  Heinrich  zum 
Süden,  um  das  Patrimonium  zu  schützen,  wie  wenigstens  der  Kaiser  be- 
hauptete und  zunächst  auch  noch  wirklich  in  der  Absicht  gelegen  haben  mag. 
Da  beklagte  sich  nun  aber  der  Pabst  schon  am  18.  Juni  beim  Kaiser,  dass 
der  Konig  a  civitatibus  et  aliig  locis,  q\ue  nostre  iurisdictioni*  ejcistunt, 
Namia  videUcet,  Viterbio,  Peru&io  et  quibusdam  aliia  fodrum  et  oUa  in- 
debita  servitia  exigat. 5  Das  stimmt  durchaus  zu  unsern  frühern  Ausführun- 
gen, nach  welchen  auch  noch  Perugia  und  Narni  von  altersher  zum  Patrimo- 
nium gehörten;  und  es  scheint  das  auch  vom  Reiche  nicht  bestritten,  da  der 
Pabst  sich  gewiss  anders  ausgedrückt  hätte,  wenn  der  König  die  Städte  selbst 
beansprucht  hätte;  es  handelt  sich  da  wohl  um  Leistungen,  welche  jedenfalls 
dem  Kaiser  beim  Röraerzuge  zustanden,  von  denen  es  aber  schon  zur  Zeit  P. 
Hadrians  bestritten  war,  ob  sie  auch  sonst  dem  Kaiser  gebührten;  das  Fodrum 
scheint  der  Kaiser  noch  1184  von  allen  Besitzungen  der  Kirche  anzusprechen.6 
Inzwischen  war  es  in  Folge  der  Weihe  Folmars  von  Trier  zum  offenen  Bruche 
gekommen  und  der  Kaiser  schickte  dem  Könige  den  Befehl  nach  Tuszien,  ut 
iniuriam  imperio  iUatam  vindicare  tum  omimtteret.  Schon  am  24.  Juni 
belagerte  der  König  die  päbstliche  Stadt  Orvieto;  im  Lande  selbst  überall 
Unterstützung  findend,  drang  er  bis  zur  apulischen  Gränze  vor;  in  einem 
Monat  war  der  ganze  Feldzug  vollendet. 7  Dabei  handelte  es  sich  nicht  um 
einen  blossen  Verwüstungszug,  sondern  um  dauernde  Besitznahme;  der  Kaiser 
hielt  sich  offenbar  an  seine  frühern  Versprechungen  wegen  Verletzung  der 
Rechte  des  Reichs  nicht  mehr  gebunden.  Ein  grosser  Theil  des  Patrimonium 
blieb  für  den  König  besetzt,  welcher  jetzt  auch  gewiss  wieder  den  Präfekten 
von  Rom,  der  überaus  häufig  an  seinem  Hofe  ist,  für  das  Reich  in  Pflicht 
nahm8,  dann  in  der  nächsten  Zeit  die  Grafschaft  Sutri  einem  seiner  römischen 
Anhänger  verlieh,  weiter  auch  einen  die  Hoheit  des  Reichs  anerkennenden 
Vertrag  mit  Perugia  schloss9,  welches,  wenn  auch  thatsächlich  unabhängig, 
doch  nach  dem  erwähnten  päbstlichen  Schreiben  bisher  dem  Namen  nach  als 
päbstlich  anerkannt  sein  mochte. 

Als  es  im  Frühjahre  1 1 89  endlich  wieder  zum  Frieden  mit  der  Kirche 
kam,  erheischten  auch  diese  Verhältnisse  eine  Ausgleichung.  K.  Heinrich 
stellte  die  Restitutionsurkunde  Apr.  3  zu  Strassburg  aus  und  schickte  Boten, 
um  die  Kirche  in  Besitz  zu  setzen.  Diese  zweite  Restitution  bezieht  sich 

4.  Spricht  EL  Heinrich  1186,  Böhmer  Act»  158,  ron  den  Rechten,  welche  der  Kaiser  oder 
dessen  Boten  a  retroaetit  trigttUa  annit  zu  Sutri  übten,  so  dürfte  daraus  doch  kaum  zu 
schliessen  sein,  dass  dieser  Besitz  ein  ununterbrochener  war.  5.  Watterich  2,  679. 
ö.  Roul.  de  Cluny  56.  7.  Vgl.  Scheffer  91.  Toecbe  60.  8.  Vgl.  Gcsta  Innoc  c.  8. 
9»  Böhmer  Act*  158.  155. 
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auf  Terracina,  Tusculanuin  und  Tivoli,  dann  auf  Viterbo,  Corneto,  Vetralla, 
Orte,  Narni,  Amelia  und  Orvieto;  weiter  überhaupt  auf  alle  Städte,  Burgen 
und  Grosse  per  Jiomaniam  vel  Carnpaniam,  welche  dem  Könige  nach  dem 
Tode  des  Pabstes  Lucius  Treue  schwuren.  Ist  Perugia  nicht  genannt,  so  mag 
sich  das  daraus  erklären,  dass  dasselbe  nicht  für  das  Reich  besetzt  war,  von 
thatsächl icher  päbstlicher  Hoheit  dort  auch  wohl  schon  lange  nicht  mehr  die 
Rede  war;  auch  von  Todi  finde  ich  aus  dieser  Zeit  kein  bestimmtes  Zeugniss, 
dass  es  noch  als  päbstlich  betrachtet  wurde.  Dagegen  zeigt  insbesondere  die 
Aufführung  von  Narni,  Amelia  und  Orvieto,  dass  nach  dieser  Seite  hin  das 
Patrimonium  nach  dem  Frieden  von  Venedig  doch  wesentlich  in  dem  Umfange 
restituirt  sein  muss,  den  wir  früher  auf  Grundlage  der  Urkunde  K.  Ludwigs 
als  althergebrachten  zu  erweisen  suchten.  Denn  es  ist  ausdrücklich  gesagt, 
dass  alles  so  restituirt  werden  solle,  wie  P.  Lucius  es  besessen  habe.  Aber 
die  Restitution  scheint  doch  eine  weniger  vorbehaltlose  zu  sein,  als  es  die 
nach  dem  Frieden  von  Venedig  erfolgte  allein  Anscheine  nach  gewesen  sein 
wird.  Ueberall  wird  betont,  dass  sie  nur  erfolge  cpiond  possessioncm,  salvo 
iure  imperii  tarn  de  proprietate,  quam  de  possessionis;  werden  alle,  die  dem 
Könige  nach  dem  Tode  des  P.  Lucius  Treue  schwuren,  ihres  Eides  entbunden 
und  bei  Strafe  des  königlichen  Bannes  verpflichtet,  dem  Pabste  zu  schwören, 
so  ist  daran  ein  Vorbehalt  geknüpft  bezüglich  derer,  welche  schon  früher  dem 
Kaiser  oder  dem  Könige  verpflichtet  waren ;  und  bei  Tivoli  wird  nur  restituirt 
omne  ins,  si  quod  papa  Lucius  kabuit,  und  es  werden  hier  nicht  blos  die 
etwaigen  Rechte  des  Reiches  auf  Besitz  und  Eigenthum  vorbehalten,  sondern 
auch  der  Treuschwur,  welchen  die  von  Tivoli  dem  Kaiser  und  dem  Könige 
geleistet  hatten.10 

Dabei  wird  nun  zu  beachten  sein,  dass,  wenn  das  Patrimonium  auch  als 
ein  im  wesentlichen  geschlossener  Hoheitssprengel  betrachtet  wurde,  das  doch 
keineswegs  ausschloss,  dass  es  Besitzungen  des  Reichs  im  Patri- 
monium gab,  dass  dieses  hier  Güter  und  Vasallen  haben  konnte,  wie  solche 
ja  auch  die  Kirche  in  den  Ländern  des  Reichs  hatte.  So  galt  die  Abtei  Farfa 
in  der  Sabina  von  altersher  als  Reichsgut;  1159  sass  Otto  von  Wittelsbach 
dort  velut  in  imperiali  camera  zu  Gerichte11;  1185  nahm  der  Kaiser  sie  in 
seinen  Schutz,  sprach  sie  frei  von  allen  Leistungen  an  die  Römer  und  von 
deren  Gerichtsbarkeit  und  kassirte  das  darüber  von  den  Römern  gefertigte 
Privileg. 12  Mancher  Grosse  mochte  sein  Eigen  dem  Reiche  zu  Lehen  aufge- 
tragen haben;  wussten  die  Päbste  ihren  Besitz  nur  sehr  ungenügend  zu  be- 
haupten, kam  vieles  durch  sie  selbst  in  fremde  Hände,  so  konnte  auch  man- 
ches ursprüngliche  Kirchengut  an  das  Reich  gekommen  sein,  ohne  dass  dessen 
Besitz  ohne  weiteres  als  ein  unrechtmässiger  zu  bezeichnen  gewesen  wäre. 
Kirchlicherseits  scheint  allerdings  wohl  die  Auffassung  geltend  gemacht  zu 

337.1  10.  Nach  Tollstandigenn  Auszüge  der  Urk.  Stumpf  Reg.  n.4640.  Er  restituirt  weiter 
dem  Kardinal  Jacinthus  Pttroinarium  et  Ciitceltam ;  dann  dem  Bischöfe  ron  Mass*,  was 
ihm  genommen.  Letzteres  scheint  nicht  ausgeführt,  da  derselbe  erst  1194  auf  Spruch  des 
Hofgerichtes  in  Besitz  ron  Mass*  gesetzt  wurde,  Antiq.  It.  2,  503.  11.  Margarin  2,  178- 
12.  Stumpf  Reg.  n.  4404. 
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sein,  dass  im  ganzen  Patrimonium  das  Grundeigenthum  der  Kirche  zustehe. 
So  wurde  1105  bei  einem  Rechtsstreite  gegen  Farfa  geltend  gemacht,  gemäss 
der  Schenkung  Konstantins  gehöre  Italien  und  der  Okzident  so  dem  Pabste, 
ut  nemo  privatorum  nec  alicuius  persona  dignitatis  in  pre/atia  locis  sibi 
aliquid  tindicare  valeat  proprietatis.  Worauf  dann  freilich  erwiedert  werden 
konnte,  si  omne  Sabinense  territorium  patrimonii  predicti  fore  censetur, 
ubi  sunt  iura  reliquarum  ecclesiarum?  ubi  hereditates  comitum  et  illustri- 
um  virorum;  ubi  etiam  rei  publicae  vel  privatorumf  et  si  sua  sunt  omnia, 
quare  antiqui  pontifices  vel  moderni  out  gratis  aecipiunt  proprietates  aut 
emunt  potitts  res  et  possessionis  terrarum  sibi  largienüum  virorum?13 
Eine  ähnliche  Anschauung  begegnet  uns  beim  Kämmerer  Cencius  1 1 92,  wenn 
er  Farfa  für  Eigen  des  h.  Petrus  erklärt,  weil  es  in  eius  patrimonio  et  terri- 
torio  gelegen  sei. 14  Scheint  dieser  Gesichtspunkt  auch  bei  Verkäufen  und 
Lehensauflragungen  an  den  Pabst  zuweilen  in  so  weit  zur  Geltung  gebracht, 
als  bemerkt  ist,  dass  die  betreffenden  Güter  ohnehin  dem  h.  Petrus  gehörten, 
während  ein  spezielles  Eigenthumsrecht  der  Kirche  kaum  wahrscheinlich  ist, 
so  ist  doch  bei  den  meisten  Erwerbungen,  welche  die  Päbste  in  dieser  Zeit 
von  den  Grossen  des  Patrimonium  machen,  von  einem  solchen  Verhältnisse 
gar  nicht  die  Rede13;  das  Veräusserte  erscheint  grossentheils  einfach  als  Erbe 
und  Eigen  des  Veräusserers;  eine  Beschränkung  seines  Veräusserungsrechtes 
tritt  nicht  hervor;  es  ist  nicht  abzusehen,  wesshalb  er  seiu  Eigen  nicht  auch 
an  das  Reich  veräussern  oder  demselben  als  Lehen  auftragen  mochte. 

338.  —  Das  dürfte  insbesondere  im  Auge  zu  halten  sein  bezüglich  der 
in  der  nächstfolgenden  Zeit  immer  in  den  Vordergrund  tretenden  Verhältnisse 
des  tuszischen  Patrimonium.  Gewiss  werden  schon  in  früherer  Zeit 
bei  der  Schwäche  der  päbstlichen  Herrschaft  die  Herzoge  und  Markgrafen 
von  Tuszien  ihre  Gewalt  vielfach  weiter  im  Süden  ausgedehnt  haben;  so  sitzt 
1014  Herzog  Rainer  zu  Corneto  zu  Gerichte1;  es  können  sich  da  herkömm- 
lich manche  markgräfliche  Rechte  ausgebildet  haben,  die  dann  später  dem 
Reiche  zu  Gute  kamen.  Ist  die  Angabe  in  einem  Schreiben  Eberhaids  von 
Bamberg  über  die  Forderungen  des  P.  Hadrian  1159  genau,  wonach  er  vom 
Kaiser  auch  den  Zins  totius  terrae,  quae  ab  Aquapendente  est  usqueRomam 
verlangt2,  so  muss  das  Reich  schon  vor  dem  Ausbruche  des  Schisma  dort 
bedeutendem  Besitz  gehabt  haben ;  die  Stelle  würde  sonst  unverständlich  sein, 
da  dieses  Gebiet  im  allgemeinen  damals  nicht  in  Händen  des  Reiches  war. 
Dann  aber  war  dasselbe  bis  zum  Frieden  von  Venedig  sechszehn  Jahre  lang 
in  anscheinend  fast  ununterbrochenem  Besitze  des  Reichs;  es  lag  damals 
zweifellos  in  der  Absicht,  es  dauernd  für  das  Reich  zu  behaupten;  später  war 
es  dann  wieder  drei  Jahre  lang  in  der  Gewalt  K.  Heinrichs.  Die  Erinnerung, 
dass  dieses  Gebiet  so  lange  dem  Reiche  unterstanden  hatte,  musste  auch 
später  nachwirken.  Dann  aber  wird  das  Reich  dort  zweifellos  vieles  als  Eigen 


18.  Hin.  Furt,  Mon.  Germ.  13,  569.  572.  U.  Antiq.  It.  5,  828.  15.  Vgl.  Thciner 
Cod.  dorn  1.  15  ff. 

338.  -  1.  Script.  It.  2  b,  525.     2.  Ragevin.  1.  4  c.  30.  Mon.  Germ.  20,  462. 
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oder  Lehen  ausdrücklich  erworben  haben,  wenn  es  auch  erklärlich  ist,  dass 
sich  da  nur  Einzelnes  genauer  nachweisen  lässt 3  Es  müssen  da  eine  Menge 
Rechtsansprüche  des  Reichs  sich  gebildet  haben,  die  nicht  ohne  weiters  be- 
seitigt waren,  auch  wenn  man  sich  darüber  einigte,  dass  die  Kirche  überall 
zu  restituiren  war,  wo  sie  ausser  Besitz  gesetzt  wurde;  der  Besitz  des  Reichs 
wird  sich  da  auf  vieles  erstreckt  haben,  was  vorher  gar  nicht  in  Händen  der 
Kirche  gewesen  war.  In  wie  weit  diese  Verhältnisse  nach  dem  Frieden  von 
Venedig  Schwierigkeiten  boten,  ist  uns  nicht  genauer  bekannt;  die  Restitution 
des  Gebietes  um  Montefiascone  und  Acquapendente  ist  jedenfalls  unwahr- 
scheinlich; gerade  auch  auf  dieses  würde  es  passen,  wenn  1184  der  Kaiser 
vorschlägt,  dass  nach  dem  Zeugnisse  bejahrter  Nachbarn  das  Gut  der  Kirche 
und  das  des  Reichs  zu  scheiden  und  weiter  in  beiderseitigem  Interesse  ein 
Austausch  vorzunehmen  sei. 4  Es  war  daher  wohl  auch  keine  blosse  Form, 
wenn  der  König  1189  bei  dem,  was  er  restituirte,  die  Rechte  des  Reiches 
vorbehielt,  während  zugleich  manches,  was  gewiss  für  das  Reich  besetzt  war 
und  seiner  Lage  nach  doch  ausdrücklich  zu  nennen  gewesen  wäre,  wie  Acqua- 
pendente und  Montefiascone,  in  der  Restitutionsurkunde  nicht  erwähnt  wird. 
Wünschte  man  damals  auch  allseitig  den  Frieden,  so  war  doch  der  Pabst,  der 
seine  Hoheit  über  die  Stadt  Rom  nur  gegen  bedeutende  Konzessionen  her- 
stellen konnte5,  dessen  Herrschaft  im  Patrimonium  wesentlich  vom  guten 
Willen  des  Reichs,  sie  aufrecht  zu  erhalten,  abhing,  nicht  in  der  Lage,  auch 
da  den  Besitz  zu  fordern,  wo  dem  Reiche  bestimmtere  Ansprüche  zur  Seite 
stehen  mochten. 

Es  scheint,  dass  der  durch  die  Restitution  von  1189  geschaffene  Zustand 
von  K.  Heinrich  selbst  auch  später  geachtet  ist,  dass  die  angeblichen 
Uebergriffe  K.  Heinrichs  in  dieser  Richtung  zu  verneinen  oder  doch 
sehr  zu  beschränken  sind.  Wenn  er  vor  der  Kaiserkrönung  1191  Tusculanum 
dem  Pabste  überlieferte,  so  entsprach  das  nur  jenem  Abkommen.  Heinrich, 
mit  den  weitgreifendsten  Planen  beschäftigt,  lag  gewiss  nichts  ferner,  als  we- 
gen einzelner  Besitzungen  im  Patrimonium  den  Frieden  mit  der  Kirche  zu  ge- 
fährden. Allerdings  war  dieser  Frieden  später  dem  Bruche  sehr  nahe.  Aber 
aus  den  uns  jetzt  ziemlich  genau  bekannten  Verhandlungen  mit  dem  Pabste 
ergibt  sich  nirgends,  dass  dem  Kaiser  selbst  Uebergriffe  im  Patrimonium  zur 
Last  gelegt  werden. 6  Und  wenn  P.  Innocenz  in  seiner  Deliberatio  von  solchen 
spricht,  so  ergibt  sich  leicht,  dass  damit  nur  der  Zug  von  1186  gemeint  ist, 
dass  er  bestimmtere  Anklagen  gegen  den  Kaiser  in  dieser  Richtung  nicht  zu 
erheben  weiss. 7  Der  Präfekt  von  Rom  scheint  allerdings  gegen  die  Bestim- 
mung des  Friedens  Vasall  des  Kaisers  geblieben  zu  sein,  da  es  bei  Investitur 
desselben  durch  den  Pabst  1198  heisst:  qui  iisqae  ad  id  tempus  iuramento 
ßdelitatis  imperatori  fuerat  obl'ujattui  et  ab  eo  praefecturae  tenebai  hono- 
rem* Da  derselbe  Präfekt  Peter  schon  1186  im  Amte  war,  handelt  es  sich 
da  wenigstens  um  keinen  neuern  Uebergriff;  bei  der  Restitution  von  1189 


338.1  8.  Vgl.  §  314  n.  5.  4.  Roul.  de  Cluny  56.  5.  Theiner  Cod.  dorn.  1.  24. 
6.  Vgl  Toeche  428  fl'.     7.  Innoc.  Reg.  imp.  ep.  29.     8.  GesU  Innoc.  c  8. 
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sind  Gegenkonzessionen  des  Pabstes  nicht  gerade  unwahrscheinlich,  bei  wel- 
chen die  Präfektur  dem  Reiche  wieder  überlassen  sein  mag;  und  war  das 
nicht  der  Fall,  so  handelte  es  sich  wohl  mehr  um  eine  Weigerung  des  Prä- 
fekten,  sich  dem  Pabste  zu  verpflichten,  als  um  eine  Weigerung  des  Kaisers, 
ihn  des  Treueides  zu  entlassen.  Wenigstens  findet  sich  keine  Spur,  dass  aus 
diesem  Verhältnisse  eine  Klage  gegen  den  Kaiser  abgeleitet  worden  wäre. 

Dem  entgegen  wird  in  neuern  Darstellungen  allerdings  durchweg  ange- 
geben, der  Kaiser  habe  zur  Zeit  seines  Todes  das  Patrimonium  bis  zu  den 
Thoren  Roms  besetzt  gehalten. 9  Den  Halt  dafür  gibt  die  Angabe  der  Gesta 
Innocentii,  dass  es  bei  der  Thronbesteigung  des  Pabstes  schlecht  um  die 
Kirche  bestellt  gewesen  sei,  pro  eo,  quod  a  tempore  Benedicti  Carissimi  se- 
natum Urins  perdiderat,  et  idem  Benedictas,  seipsum  faciens  senatorem, 
subtraxerat  Uli  Maritimam  et  Sabiniam,  suos  iustitiarios  in  Ulis  eonsti- 
tuens,  Henricus  autem  Imperator  occuparerat  totum  regnum  Sicilia*,  to- 
tumque  patrimonium  eeclesiae  usque  ad  portas  Vrbis,  praeter  sobim  Cam- 
paniam,  in  qua  tarnen  plus  timebatur  ipse,  quam  papa.  Aber  schon  die 
Stelle  selbst  nöthigt  zu  einer  starken  Einschränkung  jener  Angabe.  Von  den 
Landschaften  des  Kirchenstaates  ist  danach  nicht  blos  Campanien  in  den 
Händen  des  Pabstes,  sondern  auch  von  der  Sabina  und  Maritima  wird  aus- 
drücklich angegeben,  dass  es  der  Senator  der  Stadt,  also  nicht  der  Kaiser 
war,  der  sie  der  Kirche  vorenthielt.  Es  bleibt  also  nur  die  vierte  Landschaft, 
Tuszien.  Aber  auch  da  ist  das,  was  die  Stelle  vom  Kaiser  unmittelbar  be- 
hauptet, sicher  auf  seinen  Bruder,  Herzog  Philipp  von  Tuszien,  zu  beziehen, 
von  welchem  P.  Innocenz  ausdrücklich  sagt:  Olim  enim  patrimonium  eceU'- 
siae  sibi  usarpare  contendens,  ducem  Tuschte  et  Campaniae  se  scribebat, 
asserens  quod  usque  ad  portas  Vrbis  acceperat  potestatem  et  etiam  illa 
pars  TTrbis,  quae  Transtiberim  dicitur,  eins  erat  iurisdictiani  concessa.i0 
Es  ist  möglich,  dass  Philipp  im  Uebermuthe  eine  solche  Aeusserung  fallen 
Hess;  dass  er  sich  Herzog  von  Campanien  schrieb,  wird  durch  seine  Urkunden 
nicht  bestätigt;  jedenfalls  ist  es  Uebertreibung,  wenn  in  der  Stelle  der  Gesta 
behauptet  wird,  das  tuszische  Patrimonium  sei  bis  zu  den  Thoren  Roms  okku- 
pirt  gewesen.  Von  U  e  b  e  r  g  r  i  f  f  e  n  P  h  i  1  i  p  p  s  im  Patrimonium  wissen  wir 
auch  sonst;  sie  werden  in  den  Klagen  des  Pabstes  beim  Kaiser  besonders  be- 
tont und  der  Pabst  hat  Philipp  desshalb  cxkommunizirt. 1 1  Aber  gewiss  war 
nicht  ganz  Tuszien  von  ihm  besetzt.  Perugia  hat  er  allerdings  unterworfen ; 


9.  So  bei  Abel,  Sngenheim,  Gregororius :  Toeche  426  fasst  die  Stelle  Gest»  Innoc.  c.  8  an- 
ders, überträgt  aber  nun  alles,  was  rom  Kaiser  gesagt  ist,  auf  Philipp.  10.  Innoc  Reg. 
imp.  1.  1  ep.  29.  11.  Die  Frage,  ob  Philipp  wirklich  exkommunizirt  wurde,  hat  zuletzt 
Toeche  434  erörtert,  ohne  aber  zwei  gewichtige  Stellen  zu  berücksichtigen,  Innoc.  Ep.  1.  1 
ep.  25,  in  welcher  der  Bischof  Ton  Sutri  1198  Feb.  18  (das  Datum  hat  Bussi  Viterbo  104) 
mit  der  Lösung  beauftragt  wird,  dann  Reg.  imp.  ep.  29,  wo  nähere  Angaben  über  die  Lö- 
sung selbst.  Nahe  läge  die  Annahme,  dass  der  Pabst  den  Schritt  erst  nach  dem  Tode  des 
Kaisers  wagte;  die  Worte,  cum  in  Tiucia  tnoraretur,  passen  auch  1197  Okt.;  und  damit 
würden  die  aus  den  Briefen  des  Kaisers  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  entfallen.  Nur 
würde  dem  entgegenstehen,  dass  nach  Geota  Innoc.  c.  22  die  Exkommunikation  noch  dem 
Kaiser  selbst  angezeigt  sein  soll. 
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aber  da  war  die  Kirche  auch  vorher  nicht  im  Besitze.  Als  das,  was  Philipp 
der  Kirche  entrissen,  wird  1196  Juli  nur  Vetralla  unter  Umstanden  genannt, 
aus  denen  sich  schliessen  lässt,  dass  er  wenigstens  damals  von  den  1)89  der 
Kirche  restituirten  bedeutendem  Orten  kaum  mehr  in  Händen  gehabt  haben 
kann;  und  der  Kaiser  versprach,  falls  sein  Bruder  Unrecht  habe,  Vetralla  zu 
restituiren. 12  Da  Philipp  dann  bis  zum  Tode  des  Kaisers  überhaupt  nicht 
mehr  in  Tuszien  war,  wird  er  sich  später  kaum  mehr  angeeignet  haben.  Damit 
stimmt  durchaus  eine  Nachricht  des  Roger  von  Hoveden,  wonach  der  Theil 
Tusziens,  welcher  der  Kirche  vorenthalten  war  und  nach  dem  Tode  des  Kai- 
sers wieder  an  den  Pabst  kam,  nur  Montefiascone,  Acquapendente  und  Radi- 
cofani  umfasste13;  ebenso  der  Bericht  über  die  Rekuperationen  des  P.  Inno- 
cenz,  welcher  ausser  diesen  nur  noch  Toscanella  nennt. 14  Demnach  scheint 
sogar  Vetralla  wirklich  restituirt  zu  sein.  Es  handelt  sich  offenbar  vorzugs- 
weise nur  um  das  Gränzgebiet,  welches  auch  früher  nicht  restituirt  scheint; 
von  da  aus  wird  sich  dann  Philipp  weitere  Uebergriffe  erlaubt,  aber  gewiss 
nicht  das  ganze  tuszische  Patrimonium  besetzt  haben. 

Was  demnach  den  Zustand  beim  Tode  des  Kaisers  betrifft,  so 
stand  bezüglich  des  Patrimonium  die  Sache  so,  dass  sich  auf  Grund  des  Frie- 
dens immerhin  behaupten  liess,  dass  ein  Theil  vom  tuszischen  Patrimonium 
der  Kirche  gewaltsam  vorenthalten  war,  aber  doch  vorzugsweise  nur  der  Theil, 
in  welchem  gewiss  auch  manche  Rechtsansprüche  des  Reichs  bestanden;  dass 
weiter,  wenn  da  nicht  etwa  andere  Abmachungen  eingetreten  waren,  die  Prä- 
fektur  von  Rom  gegen  den  Frieden  vom  Kaiser  verliehen  war. 

339.  —  Wir  haben  uns  bisher  auf  das  Patrimonium  im  engern  Sinne 
beschränkt,  obwohl  die  im  Frieden  von  Venedig  bedungene  Restitution  der 
Regalien  und  Besitzungen  des  h.  Petrus  sich  recht  wohl  auch  auf  andere  Ge- 
biete beziehen  könnte.  Aber  es  scheint  mir  zweifellos,  dass  die  Kirche  damals, 
wenn  sie  auch  noch  manche  Einzelbesitzungen  in  verschiedenen  Theilen  des 
Reichs  beansprechen  mochte,  keine  weitere  Forderung  auf  irgend  ein  grösseres 
Hoheitsgebiet  erhoben  hat.  Es  kann  das  befremden  gegenüber  der  Thatsache, 
dass  in  früheren  Zeiten  solche  ausgedehntere  Rechte  der  Kirche  bestanden; 
aber  es  lässt  sich  da  durchweg  auch  nachweisen,  dass  diese  schon  seit  langer 
Zeit  keine  Ansprüche  mehr  auf  dieselben  erhob. 

Der  Exarchat  wurde  als  ein  den  Longobarden  wieder  genommener 
Theil  des  Römerreiches  von  Pipin  der  Kirche  übergeben,  ihr  von  späteren 
Herrschern  bestätigt.  Die  Beachtung  der  Hoheit  der  Kirche  lässt  sich  denn 
auch  noch  später  verfolgen.  Freilich  wurde  dieselbe  auch  hier  keineswegs  so 


338.|  12.  Roul.  de  Cluny  72.  Von  Civita  Castellana  wissen  wir,  dass  es  1195  nach  Lösung 
einer  Verpfandung  wieder  an  den  Pabst  kam;  Antiq.  It.  5,  845.  18.  Watterich  2,  747; 
er  nennt  ausserdem  noch  Saneta  Crispina  und  Skrint~CUrt,  welche  ich  nicht  zu  bestimmen 
weiss.  14.  Gesta  Innoc.  c.  12.  14.  Auch  sonst  haben  wir  in  diesen  Gegenden  nur  Nach- 
richten über  den  Wiedererwerb  von  Montefiascone,  welches  K.  Friedrich  von  Sizilien  1190 
ausdrücklich  des  ihm  geleisteten  Treueides  entband,  Theiner  Cod.  dorn.  1,  31;  auch  in  dem 
angeblichen  Testamente  R.  Heinrichs,  Mon.  Germ.  4  b,  185,  wird  nur  dieses  besonders  her- 
vorgehoben. 
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aufgefasst,  als  sei  die  Romagna  desshalb  der  kaiserlichen  Hoheit  entzogen; 
sie  erscheint  durchaus  als  Reichsland,  die  Gewalt  des  Kaisers  und  seiner 
Boten  dort  nicht  geringer,  als  in  irgend  einem  andern  Theile  des  Reichs.  Aber 
neben  den  Boten  des  Kaisers  werden  wohl  auch  noch  Boten  des  Pabstes  er- 
wähnt; und  zu  Ravenna  sitzt  in  sonst  ungewöhnlicher  Weise  der  Pabst  mit 
dem  Kaiser  dem  Gerichte  vor.  Zuletzt,  so  weit  ich  sehe,  1001  *;  weiterhin 
finden  sich  keine  solche  Zeugnisse  für  Uebung  der  päbstlichen  Hoheits- 
rechte  mehr. 

Es  ist  bekannt,  dass  schon  in  den  Tagen  Karls  des  Grossen  der  Erz- 
bischof  von  Ravenna  Ansprüche  auf  den  Exarchat  erhob.  Drang  er  damals 
nicht  durch,  so  erlangte  er  später  nach  und  nach  die  Hoheit  über  den  ganzen 
Exarchat.  Manches  mag  er  usurpirt  haben;  von  manchem  wissen  wir,  dass 
es  ihm  ausdrücklich  vom  Pabste  überlassen  war;  so  nach  päbstlicher  Urkunde 
von  998  die  Gewalt  über  die  Stadt  Ravenna,  die  Grafschaft  Comacchio  und 
andere  Hoheitsrechte.2  Aber  es  scheint  der  Erzbischof  seine  Hoheit  gar  nicht 
einmal  vorzugsweise  auf  die  Rechte  der  römischen  Kirche  zurückzuführen;  es 
ist  das  Reich,  von  welchem  ihm  wenigstens  seit  dem  Ende  des  zehnten  Jahr- 
hunderts die  Grafschaften,  die  er  noch  nicht  besass,  verliehen  wurden.3 

Es  scheint  nicht,  dass  die  römische  Kirche  dagegen  irgend  Einsprache 
erhoben  hätte.  Um  so  auffallender  ist  es,  wenn  P.  Gregor  VII  1073,  kurz 
nach  dem  Beginne  seines  Pontifikats,  den  Grafen  von  Imola  auffordert,  die 
von  Imola  zu  schützen,  weil  der  Erzbischof  von  Ravenna  dieselben  contra 
honorem  s.  Petri,  cui  fidditatem  iuravere,  seiner  Herrschaft  unterwerfen 
und  zum  Treuschwur  zwingen  wolle.4  Gerade  die  Grafschaft  Imola  scheint  zu 
den  frühesten  Erwerbungen  des  Erzbischofs  zu  gehören.  Aber  es  stimmt  das 
zu  andern  Versuchen  Gregors,  ohne  Rücksicht  auf  die  zwischenliegende  Ent- 
wicklung auf  ehemalige  Rechte  der  Kirche  zurückzugreifen.  Weiterhin  scheint 
die  Hoheit  des  Erzbischofs  von  den  Päbsten  nie  mehr  bestritten;  nur  dass 
vereinzelt  das  Zurückgehen  ihres  Rechtes  auf  das  der  römischen  Kirche  betont 
wird.  In  der  Restitutionsurkunde  nach  Beendigung  des  Schisma  1118  wird 
vom  Pabste  einfach  der  Dncatua  Ravenne  bestätigt,  ohne  Erwähnung  eines 
Rechtes  der  Kirche5;  bestimmter  bestätigt  er  1125  dem  Erzbischofe  Exar- 
ehatam  Ravennae,  qui  Romanae  ccclcsiae  iuris  est. 6  Unmittelbar  nach  dem 
Frieden  von  Venedig  wird  dann  vom  Pabste  Exarchat  und  Dukat  von  Ra- 
venna in  unumwundenster  Weise  als  von  seinen  Vorgängern  den  Erzbischöfen 
verliehen  und  bestätigt  anerkannt. 7  Danach  konnte  natürlich  nicht  davon  die 
Rede  sein,  dass  der  Exarchat  zu  den  vom  Kaiser  der  Kirche  zu  restituirenden 
Regalien  und  Besitzungen  gehöre;  und  es  fehlt  denn  auch  jeder  Haltpunkt 
dafür,  dass  die  Kirche  vor  dem  Tode  K.  Heinrichs  irgendwelchen  Auspruch 
auf  denselben  erhoben  hätte. 

Wurde  der  Exarchat  im  allgemeinen  auch  von  den  Päbsten  als  den  Erz- 
bischöfen von  Ravenna  zustehend  betrachtet,  so  schloss  das  nicht  aus,  dass 

339.  —  1.  Fantuzzi  3,  13.    2.  Ughelli  2.  353.    8.  Vgl.  g  T34.    4.  Greg  Reg.  1.  1 
ep.  10.     5.  Sayioli  1,  16Ü.     6.  Ughelli  2,  305.     7.  Vgl.  §  134  n.  10. 
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hier  der  römischen  Kirche  noch  manche  Besitzungen  und  Rechte  zustehen 
konnten,  wie  solche  denn  auch  nicht  selten  erwähnt  werden.  Vielfach  mochten 
diese  von  jeher  behauptet  sein.  Bei  sich  bietender  Gelegenheit  scheint  man 
dann  aber  auch  wohl  an  die  alten  Rechte  der  Kirche  angeknüpft,  dieselben  in 
der  Form  einer  Restitution  wiedererworben  zu  haben.  So  wenn  1143  vom 
Vertreter  der  unmündigen  Söhne  und  der  Wittwe  des  Grafen  von  Bertinoro 
alles  restituirt  wird,  was  derselbe  vom  Gute  des  h.  Petrus,  iam  longo  tem- 
pore a  sancta  Romana  subreptum,  in  den  verschiedensten  Grafschaften  der 
Romagna  besass,  so  dass  dasselbe  ihnen  nun  vom  Pabste  gegen  einen  jähr- 
lichen Lehenszins  von  einem  Goldstücke  belassen  wird.8 

340.  —  Ansprüche  von  grösserer  Bedeutung  scheinen  da  nur  bezüglich 
der  Grafschaft  Ferrara  und  einiger  angranzender  Gebiete  behauptet  zu 
sein.  Es  wird  das  daraus  zu  erklären  sein,  dass  die  Grafschaft  Ferrara  nie 
an  den  Erzbischof  von  Ravenna  kam,  wenn  sie  in  spätem  kaiserlichen  Privi- 
legien auch  unter  den  Grafschaften  desselben  aufgezählt  wird.1  Aus  einer 
Gerichtsverhandlung,  welche  970  vor  einem  Königsboten  zu  Ferrara  statt- 
fand, ersehen  wir,  dass  der  Komitat  damals  dem  Bischöfe  von  Cremona  zu- 
stand, ohne  dass  ersichtlich  wäre,  von  wem  dieser  sein  Recht  ableitete.2  Aber 
gerade  damals  konnte  das  wohl  nur  der  Pabst  sein;  wir  hören,  dass  K.  Otto 
967  dem  Pabste  Ravenna  und  andere  lange  verlorene  Besitzungen  zurück- 
stellte3 und  in  einer  damals  für  den  Bischof  von  Ferrara  ausgestellten  Ur- 
kunde erwähnt  der  Pabst  nostrum  dncatum  et  comitatum  Ferrariensem.* 
Im  eilften  Jahrhunderte  ist  die  Grafschaft  immer  in  den  Händen  des  Hauses 
Canossa;  es  finden  sich  Gerichtsurkunden  von  1015  bis  11 13,  wo  noch  Ma- 
thilde im  Gebiete  von  Ferrara  zu  Gerichte  sitzt. 5  Nun  sagt  Donizo  schon  vom 
Markgrafen  Tedald  um  1000:  Romanus  papa  quem  eincere  peramabat,  et 
sibi  eoncestit,  quod  ei  Ferraria  servit.6  Mag  nun  die  Grafschaft  schon  ur- 
sprünglich wirklich  vom  Pabste  geliehen  sein  oder  nicht,  jedenfalls  werden 
wir  daraus  schliessen  dürfen,  dass  man  später  die  Gewalt  des  Geschlechts 
über  Ferrara  von  der  Kirche  ableitete;  und  die  spätem  Ansprüche  der  Kirche 
dürften  zunächst  darauf  zurückgehen,  dass  der  Pabst  nach  dem  Tode  der 
Mathilde  auch  ganz  abgesehen  von  der  nur  das  Allod  betreffenden  Schenkung 
die  Grafschaft  als  heimgefallenes  Lehen  in  Ansprach  nehmen  konnte.  Dieser 
Anspruch  muss  wenigstens  zeitweise  auch  zur  Geltung  gelangt  sein.  In  einem 
Privileg  für  den  Bischof  bezeichnet  der  Pabst  1144  den  Komitat  von  Ferrara, 
dessen  G ranzen  er  angibt,  als  ihm  zustehend  und  behält  sich  eine  Reihe  Hu- 
heitsrechte  in  demselben  vor,  insbesondere  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  so 
dass  das  Placitum  generale  jährlich  von  einem  Boten  des  Pabstes  zu  halten 

339.]  8.  Theiner  Cod.  dorn.  1.  13. 

340.  -  1.  Vgl.  §  134  n.  3.  2.  Mittarelli  Ann.  1,  82.  8.  Cont  Reginonis,  Mon. 
Germ.  1,  628.  4.  Mansi  Concilia  19,  1.  5.  Tiraboschi  Mod.  2,  3.  80.  6,  Mon.  Germ. 
14,361.  Nach  einer  allerdings  erst  dem  Tierzehnten  Jahrhunderte  angehörenden  Nachricht 
hatte  er  Ferrara  rotn  Pabste  für  sich  und  seine  Nachkommen  gegen  jahrlichen  Zins  erhal- 
ten; Antiq.  It.  4,954.  Uebrigens  schlössen  die  Rechte  der  Kirche  auch  hier  die  Hoheit  de» 
Reichs  in  keiner  Weise  aus;  Tgl.  das  Pririleg  K.  Heinrichs  Ton  1055:  Antiq.  It.  5,  753. 


Digitized  by  Google 


Exarchat.  Ferrara.  Comaccbio.  Massa  Fiscaglia. 


317 


ist.7  Es  werden  weiter  in  dieser  Urkunde  als  päbstlich  auch  die  Grafschaft 
Comacchio  bezeichnet,  welche  doch  früher  an  den  Erzbischof  von  Ravenna 
verliehen  war8,  dann  die  Massa  Fiscaglia,  ein  Landstrich  in  den  Po- 
niederungen  östlich  von  Ferrara,  der  auch  im  eilften  Jahrhunderte  im  Besitze 
der  römischen  Kirche  gewesen  zu  sein  scheint9  Dass  die  Kirche  da  auch 
jetzt  im  Besitze  war,  lässt  sich  wohl  daraus  schliessen,  dass  beide  später  von 
der  Stadt  Ferrara  in  Anspruch  genommen  werden,  auch  ineistentheils  in  ihren 
Händen  waren,  während  gewiss  anzunehmen  ist,  dass  die  Stadt  das  von  ihr 
beanspruchte  Machtgebiet  zunächst  nach  dem  bemass,  was  hier  der  Kirche 
verblieben  war. 

Dauernd  wird  die  Kirche  kaum  in  der  Lage  gewesen  sein,  die  ihr  hier 
zustehenden  Rechte  zur  Geltung  zu  bringen.  Friedrich  I  fand  dieselben  wohl 
in  den  Händen  der  Stadtgemeinde  und  hat  dann  Ferrara  nicht  anders  behan- 
delt, wie  die  übrigen  Städte  Oberitaliens. 1 0  Doch  kamen  die  päbstlichen  An- 
sprüche nicht  in  Vergessenheit;  P.  Hadrian  soll  1159  auch  die  Tribute  von 
Ferrara  und  Massa  Fiscaglia  beansprucht  haben11,  woraus  sich  gleichfalls 
ableiten  Hesse,  dass  damals  weiteres  für  die  römische  Kirche  in  der  Romagna 
nicht  mehr  beansprucht  wurde.  Diese  Ansprüche  werden  bei  den  Friedensver- 
handlungen geltend  gemacht  und  auch  vom  Kaiser  anerkannt  sein.  Denn  jetzt 
treffen  wir  auf  zahlreiche  Zeugnisse  für  die  päbstliche  Hoheit.  Schon  zu  1177 
betont  die  Vita  Alexandri,  dass  der  Pabst  in  suam  civitateni  Ferrariam 
gekommen  sei. 12  Dem  Pabste  Lucius  leistet  1181  Ferrara  den  Treuschwur.13 
Dann  wird  1182  ein  Zeugenverhör  vorgenommen,  ob  diese  oder  jene  Hoheits- 
iechte im  Gebiete  dem  Bischöfe  von  Ferrara  oder  dem  Xuntius  vel  comfs  d. 
pape  zustehen14;  da  vielfach  auf  frühere  Zeiten  zurückgegriffen  wird,  bestätigt 
sich  auch  dadurch,  dass  der  Pabst  früher  wenigstens  zeitweise  schon  im  Besitz 
gewesen  sein  muss.  Nach  dem  Zinsbuche  des  Cencius  von  1192  stehen  dem 
Pabste  ein  jährlicher  Zins  von  der  Stadt  und  die  Hoheit  in  den  Orten  des 
Gebietes,  insbesondere  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  zu. 15 

Hat  das  Reich  hier  die  Wiederherstellung  der  päbstlichen  Hoheit  nicht 
gehindert,  so  wird  darin  um  so  mehr  ein  Beweis  für  gewissenhafte  Ausführung 
des  Friedens  zu  sehen  sein,  als  der  Kaiser  besondern  Werth  auf  Ferrara  ge- 
legt haben  muss;  denn  1184,  als  er  mit  dem  P.  Lucius  zu  Verona  war,  gab 
er  sich  grosse  Mühe,  diesen  zur  Abtretung  zu  bestimmen,  die  derselbe  aber 
verweigerte. 16  Wenn  dann  K.  Heinrich  1191  der  Stadt  ein  Privileg  gab,  in 
welchem  er  ihr  die  Regalien  und  die  Grafschaft  Comacchio  gegen  einen  jähr- 
lichen Zins  überliess 1 7,  so  wird  nicht  gerade  zu  schliessen  sein,  dass  das  eine 


7.  Sarioli  1,  203.  8.  Vgl.  §  339  n.  2.  0.  Theiner  1,  9.  10.  Vgl.  §  295  n.  2; 
§  296  n.  10.  11.  Ragewin.  1.  2  c.  30;  Mon.  Germ.  20,  462.  Es  heisst  hier  tributit  Fer- 
rariat,  Mottos,  Ficorolri;  Matta  gehört  wohl  sicher  zum  folgenden  Worte;  und  da  Ficca- 
rolo,  nordwestlich  ron  Ferrara,  nie  als  besonderes  Besitzthum  hervorgehoben,  auch,  so  weit 
ich  sehe,  nie  als  Matta  bezeichnet  wird,  so  dürfte  eine  Verwechsluug  mit  Massa  Fiscaglia 
Torliegen.  12.  Watterich  2,  438.  13.  Archiv  der  Gesellsch.  7,  24.  14.  Antiq.  It. 
1,  725.  1&.  Antiq.  It.  5,  871.  16.  Inn.  Ep.  I.  9  ep.  181 ;  der  Kaiser  ist  nicht  genannt, 
doch  kann  sich  die  Angabe  zweifellos  nur  auf  ihn  beziehen.      17.  Wurdtwein  N.S.  12,  3«. 
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Verneinung  der  päbstlichen  Rechte  in  sich  schloss.  Es  ist  uns  keine  Klage 
darüber  bekannt,  dass  diese  vom  Reiche  beeinträchtigt  wurden.  Wir  werden 
vielmehr  schliessen  müssen,  dass  es  nur  das  Ansehen  des  Reichs  war,  welches 
in  diesem  entlegenen  Gebiete  die  Behauptung  der  Rechte  der  Kirche  ermög- 
lichte. Es  zeigt  sich  das  sogleich  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs.  Wir  erwähn- 
ten schon,  wie  die  Stadt  Ferrara  1198  die  Rechte  der  Kirche  so  wenig,  wie 
die  des  Reichs  anerkannte. 18  In  einem  Vertrage  mit  Ravenna  1200  erscheint 
die  Stadt  als  alleinige  Besitzerin  der  Hoheitsrechte  im  ganzen  Gebiete,  insbe- 
sondere auch  die  Massa  Fiscaglia  eingeschlossen;  1206  wurde  diese  unter  die 
Quartiere  der  Stadt  aufgetheilt  und  noch  1220  suchte  der  Pabst  vergeblich 
ihre  Herausgabe  zu  erwirken.19  Und  1205  scheint  die  Stadt  unter  Hintan- 
setzung der  Rechte  der  Kirche  dem  Legaten  K.  Philipps  den  Treueid  geleistet 
zu  haben.20 

341.  —  Die  Pentapolis  war  in  gleicherweise,  wie  der  Exarchat,  an 
die  römische  Kirche  gekommen.  Wie  dort  die  Erzbischöfe  von  Ravenna,  so 
scheinen  es  hier  die  Herzoge  von  Spoleto  gewesen  zu  sein,  auf  welche  die 
Rechte  der  Kirche  übergingen. 1  Gegen  Ende  999  schreibt  K.  Otto  bei  der 
Abreise  dem  Pabste:  vestro  solatio  atque  sabsidio  primores  Italiae  relin- 
quirnus,  Jfugonem  Tusauu  vobis  per  omnia  fidum,  S.  comitem  Spoletmis 
et  Camerinis  praefectum,  cid  odo  comitatus,  qui  sub  Ute  sunt,  restrum  ob 
amorem  eontidimits  nostrumque  legatum  eis  ad  praesens  praefeeimvs,  ut 
populi  reciorem  habeantet  vobis  eins  opera  debita  servitia  adhibeant.2  Wie 
sich  aus  dem  Folgenden  ergibt,  handelt  es  sich  um  die  Grafschaften  der  Pen- 
tapolis. Derjenige,  der  sie  bisher  der  Kirche  bestritt,  mag  Hugo  von  Tuszien, 
zugleich  Herzog  von  Spoleto  gewesen  sein.  Wir  wissen  aber  durch  Peter  Da- 
miani,  dass  Hugo  dem  Kaiser  Spoleto  und  Camerino  resignirte3;  das  mag 
kurz  vorher  geschehen  sein  und  dem  dem  Herzogthume  vorgesetzten  Grafen 
übergab  dann  der  Kaiser  auch  die  vorläufige  Verwaltung  jener  Grafschaften.4 


340.1  18.  Vgl.  §  328  n.  20.  19.  Theiner  Cod.  dorn.  1, 32.  37.  53.  Für  die  päbstlichen  and 
kaiserlichen  Rechte  zu  Ferrara  wird  auch  eine  Fälschung,  ein  angebliches  Privileg  des 
Pabstes  Vitalianus  und  des  Kaisers  Konstantin,  Ughelli  2,  519,  zu  beachten  sein;  es  be- 
ruht zum  Theil  wörtlich  auf  Urkunden  des  zwölften  Jahrhunderts  und  dürfte  wohl  auch 
sonst  vielfach  als  glaubwürdiges  Zeugniss  für  die  damals  bestehenden  oder  beanspruchten, 
sehr  genau  angegebenen  Rechtsverhältnisse  zu  benutzen  sein;  es  liegt  vor  in  der  Form 
eines  1255  nochmals  transsumirten  Transsumptes  von  1206,  und  dürfte  etwa  in  der  nächst- 
vorhergehenden Zeit  entstanden  sein.  20,  Innoc.  Ep.  1.  9  ep.  181.  Wenn  Abel  Philipp 
374  dem  eine  audere  Bedeutung  beilegen  will,  so  sind  ihm  wohl  nur  die  Zeitverhältnisse 
massgebend;  aber  der  im  Briefe  mehr  beiläufig  erwähnte  Treuschwur  konnte  schon  längere 
Zeit  vorher  geleistet  sein. 

341.  —  1.  Nach  einer  Ughelli  2,  683  gedruckten,  von  Gfrörer  Gregor  5,  601  für 
diesen  Zweck  geltend  gemachten  Urkunde  würden  schon  887  die  Bischöfe  der  Pentapolis 
als  Bischöfe  des  Herzogthums  Spoleto  bezeichnet  sein.  Aber  die  Urkunde  ist  zweifellos 
unecht.  In  Urk.  von  874,  Script.  It.  2  b,  806,  werden  fast  alle  spoletinischen  Städte  aufge- 
führt; aber  darunter  keine  der  Pentapolis.  Dagegen  mag  jene,  vielleicht  alte  Fälschung 
immerhin  ein  Zeugniss  dafür  geben,  dass  man  später  die  Pentapolis  zum  Herzogthume 
rechnete.  2.  Gerberti  Ep.  158,  Watterich  1,  695.  8.  Vgl.  Fatteschi  101.  4.  Jene 
Stelle  wird,  soweit  ich  sehe,  allgemein  dahin  gedeutet,  Hugo  selbst  sei  der  Herzog  von 
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Doch  müssen  die  auf  die  Schenkungen  Pipins  und  Karls  begründeten  Rechte 
der  Kirche  auf  die  gesammte  Pentapolis  schon  damals  ganz  in  Vergessenheit 
gerathen  sein.  Denn  nach  Urkunde  von  1001 5  erkennt  der  Kaiser  bestehende 
Rechte  der  Kirche  auf  die  Grafschaften  offenbar  nicht  au.  Er  klagt  bitter 
darüber,  dass  die  Päbste  das  Gut  der  Kirche  verschleuderten  und  nun  auf 
falsche  Urkunden  Konstantins  und  Karls  des  Kahlen  hin  zum  Ersätze  den 
grossten  Theil  seines  Reiches  in  Anspruch  nehmen  möchten.  Darauf  habe  er 
keine  Rücksicht  zu  nehmen;  aber:  ex  nostra  liberalitate  s.  Petra  donamus, 
quae  nostra  sunt,  nonsibi,  quaesuasunt,  vehiti  nostra  con/erimus; — octo 
ipitur  comitatus  pro  amore — Silvestri  papae  s.  Petro  offerimus  et  dona- 
imis,  vt  ad  lkonorem  dei  et  s.  Petri  cum  sua  et  nostra  sahtte  luibeat  et 
teneal  et  ad  inerementa  sui  apostolatus  nostrique  imperü  ordinet;  nämlich 
die  Grafschaften  Pesaro,  Fano,  Sinigaglia,  Ancona,  Fossombrone,  Cagli,  Jesi 
und  Osirao.6 

Diese  acht  Grafschaften  ftillen  fasst  den  ganzen  Umfang  der  Pentapolis, 
wie  er  auch  bei  den  altem  Verleihungen  aufgeführt  wird.  Auffallend  ist  ins- 
besondere zunächst,  dass  die  nördlichste  Grafschaft  der  alten  Pentapolis,  die 
von  Rimini,  nicht  genannt  wird.  Da  die  G  r  a  f  s  c  h  a  f  t  R  i  m  i  n  i  auch  später 
nicht  zur  Mark  Ancona,  sondern  zur  Romagna  gerechnet  wird,  so  läge  es 
nahe,  anzunehmen,  die  Hoheit  des  Erzbischofs  von  Ravenna  habe  sich  auch 
über  diese  ausgedehnt,  zumal  ihm  1001  ausdrücklich  die  Hoheit  bis  zurFoglia 
vom  Kaiser  verliehen  wird',  in  genauer  Uebereinstimmung  mit  der  Aufzählung 
jener  acht  Komitate,  von  denen  Pesaro  an  der  Foglia  der  nördlichste.  Nun 
wird  aber  einerseits  Rimini  später  nie  unter  den  Grafschaften  des  Erzbischofs 
genannt.8  Andererseits  erscheint  im  eilften  Jahrhunderte  gerade  die  Graf- 
schaft Rimini  als  der  Theil  der  Pentapolis,  wo  sich  noch  päbstliche  Hoheit 

Spoleto  gewesen,  dem  die  Grafschaften  übergeben  wurden;  das  <S.  wird  als  tcilictt  oder  an- 
derweitig aufgelöst;  Gfrörer  5,  598  sacht  darauf  einen  Beweis  zu  stützen,  dass  zwiscben 
995  und  999  Spoleto  dem  Pabste  überlassen  gewesen  sei.  In  den  Drucken  wird  allerdings 
▼or  Hugonem  der  Satz  mit  einem  Punkt  geschlossen  (Tgl.  auch  Mon.  Germ.  4  b,  163).  Aber 
abgesehen  daron,  dass  doch  auch  dann  Hugo  nur  sehr  gezwungen  mit  Spoleto  in  Verbin- 
dung gebracht  werden  konnte,  scheint  sich  zweifellos  zu  ergeben,  dass  dort  der  Satz  gar 
nicht  geschlossen  werden  kann,  dass  Hugo  und  S.  eben  die  Primore*  Italiae  sind,  welche 
der  Kaiser  zurückltsst;  schon  diese  Verbindung  weist  auf  eine  Mehrzahl  Ton  Personen. 
Dann  aber  haben  wir  ganz  bestimmte  Zeugnisse,  dass  es  damals  einen  Tor  kurzem  einge- 
setzten Herzog  Ton  Spoleto  gab;  denn  in  Urkunden  wird  im  Aug.  und  wieder  14.  Dez.  999 
das  erste  Regierungsjahr  Herzog  Ademars  gezahlt,  Tgl.  Fatteschi  103.  Da  der  Brief  des 
Kaisers  Dez.  999,  spätestens  Jan.  1000  geschrieben  sein  muss,  so  stimmt  alles  ganz  genau, 
bis  auf  das  S.,  bei  welchem  eine  für  unsere  Zwecke  jedenfalls  gleichgültige  Korruption  Tor- 
liegen  muss.  Denn  die  tou  Fatteschi  103  angeführte  Angabe  des  Lilius,  K.  Otto  III  habe 
einen  Sigfrid  zum  Herzog  gesetzt,  entbehrt  jedes  bestimmteren  Zeugnisses  und  ist  jedenfalls 
für  diese  Zeit  wegen  der  urkundlichen  Erwähnung  Ademars  nicht  statthaft.    5.  Vgl.  Stumpf 
Reg.  n.  1256.        6.  Mon.  Germ.  4b,  162.  An  der  Ton  den  meisten  Neueren  (Tgl.  zuletzt 
DOllinger  Kirche  u.  Kirchen  502)  Tertheidigten  Echtheit  der  Urkunde  wird  kaum  zu  zwei- 
feln sein.  Zu  den  Haltpunkten  für  die  Echtheit  möchte  ich  nun  auch  zählen,  dass  nach  den 
folgenden  Erörterungen  gerade  jene  acht  Grafschaften  auch  später  als  nördlicher  Theil  mit 
der  Mark  Ancona  in  engerem  Zusammenhange  stehen,  Ton  andern  Grafschaften  der  Penta- 
polis geschieden  erscheinen.     7.  Vgl.  §  134  n.  6.     8.  Vgl.  §  134  u.  1-5. 
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bestimmter  nachweisen  lässt,  mag  dieselbe  hier  nun  in  Folge  besonderer  Ver- 
hältnisse von  altersher  behauptet  oder  aber  wiedergewonnen  sein.  Denn  der 
Kämmerer  Cencius  fand  in  den  ihm  vorliegenden  alten  Aufzeichnungen,  papa 
Benedictas  locasse  ciddam  eomiti  Ariminensem  comitatum  cum  omnibus 
pertinentiis  suis,  worunter  insbesondere  die  Burg  Concha  genannt  wird;  ebenso 
habe  P.  Leo  IX  die  Grafschaft  Rimini  dem  Grafen  von  Ancona  verpachtet; 
es  gehöre  weiter  dem  h.  Petrus  der  Palast  zu  Rimini,  dann  eine  Reihe  Burgen 
und  alles,  was  der  Gräfin  Marozia  von  Rimini  und  ihrer  Mutter  Sibille  ver- 
pachtet sei.9  Noch  1111  schreibt  der  Pabst:  Ariminensem  episcopatum  ad 
ins  b.  Petri  sperialiter  pertinere  manifestum  est.i0  Ist  nun  davon,  dass  die 
Grafschaft  hier  der  römischen  Kirche  zusteht,  später  nicht  mehr  die  Rede,  so 
stimmt  doch,  dass  auch  nach  dem  Zinsbuche  von  1192  zu  Rimini  der  Kirche 
bedeutendere  Einkünfte  zustehen,  als  sonst  in  der  Nachbarschaft,  welche  zu- 
dem, wie  Ripaticum  und  Thorgeld,  auf  staatliche  Hoheitsrechte  zurückzugehen 
scheinen 1 1 ;  ist  zu  diesen  Zinszahlungen  zunächst  der  Bischof  verpflichtet,  so 
dürfte  der  Gang  der  gewesen  sein,  dass  die  Grafschaft  gegen  Zins  dem  Bi- 
schöfe überlassen  war,  der  dann  wohl  von  der  Stadt  ausser  Besitz  gesetzt 
wurde,  bis  mit  dem  Wiedererstarken  der  Reichsgewalt  in  diesen  Gegenden  die 
Grafschaft  an  das  Reich  kam. 12  Erklärt  sich  aus  dieser  Sonderstellung  einer- 
seits, dass  Rimini  später  durchweg  zur  Romagna  gerechnet  wird,  so  erklärt 
sich  andererseits  daraus,  dass  die  Kirche  noch  später  auf  Rimini  Ansprüche 
zu  erheben  scheint,  welche  von  den  auf  die  Romagna  im  allgemeinen  erhobenen 
unabhängig  sind. 13 

Nicht  genannt  wird  weiter  die  in  den  alten  Privilegien  der  Pentapolis 
zugezählte  Grafschaft  Gubbio.  Auch  von  dieser  ergibt  sich  wenigstens, 
dass  sie  noch  1111  getrennt  vom  llerzogthume  Spoleto  für  die  Kirche  bean- 
sprucht wurde14;  und  sie  hat  dann  auch  später,  wie  Rimini,  nicht  zur  Mark 
Ancona  gehört,  sondern  zum  Herzogthume  Spoleto. 15 

Jene  acht  Grafschaften  dagegen  scheinen  trotz  jener  kaiserlichen 
Schenkung  nicht  wieder  in  Besitz  der  Kirche  gekommen  zu  sein.  Es  könnte 
überhaupt  zweifelhaft  erscheinen,  ob  dabei  eine  dauernde  Uebertragung  an  die 
Kirche  beabsichtigt  war;  scheint  die  Form  einer  Uebertragung  an  den  h.  Petrus 
dafür  zu  sprechen,  so  ist  es  doch  auffallend,  dass  die  ganze  übrige  Fassung 
nur  auf  den  P.  Sylvester  persönlich  hindeutet,  Rechte  seiner  Nachfolger  gar 
nicht  erwähnt  werden,  wie  das  doch  sonst  bei  dauernden  Verleihungen  nicht 
unterlassen  wird.  Aber  auch  davon  abgesehen,  ist  es  erklärlich,  wenn  die 
Kirche,  zumal  bei  dem  bald  darauf  erfolgenden  Tode  des  Kaisers,  nicht  zum 
Besitze  gelangte.  Anscheinend  schon  vorher  mit  dem  Herzogthume  Spoleto 
verbunden  oder  für  dasselbe  beansprucht,  scheinen  sie  fortan,  so  weit  die 
dürftigen  Zeugnisse  das  beurtheilen  lassen,  immer  in  der  Gewalt  der  Herzoge 

341.1».  Antiq.  It.  5,  831.  10.  Cod.  üdalr.  ep.  269.  11.  Antiq.  It.  5,  864.  12.  Vgl. 
§  307  n.  8.  13.  Vgl.  Böhmer  Act«  617.  Zu  Rom  hielt  mau  übrigens  wohl  an  dem 

alten  Umfange  des  EiarchaU  fest,  woraus  sich  erklart,  dass  Rimini  im  Zinsbuehe  des 
Cencius  als  in  der  Marchia  belegen  bezeichnet  wird,  xu  der  es  doch  nie  gehörte.  14.  Cod. 
Udalr  ep.  266.      15.  Vgl.  §  316  n.  23. 
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gewesen  zu  sein.  Bei  Gerichtssitzungen,  welche  Herzog  Hugo  und  der  Bischof 
von  Nocera  als  sein  Missus  1 028  in  den  Abruzzen  halten,  ist  der  Bischof  von 
Sinigaglia  ihr  Beisitzer. 16  Wieder  finden  wir  1056  bei  einem  Gerichte,  welches 
Pabst  Viktor  als  Herzog  von  Spoleto  in  den  Abruzzen  hält,  die  Grafen  von 
Ancona  und  Fossombrone  und  einen  Judex  von  Ancona. 17  Dann  sitzt  1060 
Herzog  Gottfrid  in  der  Grafschaft  Riraini  zu  Gerichte  mit  dem  Bischöfe  und 
dem  Grafen  von  Rimini,  dem  Bischöfe  von  Montefeltre  und  Richtern  von  Ri- 
mini,  Montefeltre,  Pesaro  und  Faenza;  er  kann  trotz  der  Sonderstellung  von 
Rimini  in  diesen  Gegenden  doch  wohl  nur  als  Herzog  von  Spoleto  thätig  sein. 18 
Ganz  bestimmt  ergibt  sich  dann,  dass  die  Werner  von  Ancona,  welche  zu- 
nächst als  Nachfolger  der  Herzoge  von  Spoleto  zu  betrachten  sind,  von  ihrem 
ersten  Auftreten  an  in  jenen  Grafschaften  herrschen19;  bei  der  dann  erfolgen- 
den bestimmteren  Ausscheidung  der  Mark  Ancona  aus  dem  Herzogthuine 
blieben  die  acht  Grafschaften  bei  der  Mark,  für  deren  Ausdehnung  im  Norden 
gerade  ihr  Umfang  bestimmend  geworden  ist.  Dagegen  finde  ich  kaum  eine 
Andeutung,  dass  dem  Pabste  als  solchem  im  eilften  Jahrhunderte  hier  noch 
Hoheitsrechte  zugestanden  hätten20;  eben  so  wenig  eine  Spur,  dass  bis  zum 
Tode  K.  Heinrichs  irgendwelche  Ansprüche  auf  die  Pentapolis  als  solche,  oder 
auf  die  Mark  Ancona,  in  welche  sie  grossentheils  aufgegangen  war,  erhoben 
wurden. 

342.—  Daraufwäre  nun  freilich  kein  Gewicht  zu  legen,  wenn  wir  Grund 
für  die  Annahme  hätten,  das  Herzogthum  Spoleto  selbst  habe  zu  den 
nach  dem  Frieden  von  Venedig  zurückzustellenden  Regalien  und  Besitzungen 
der  Kirche  gehört;  eben  nach  der  vorhin  angenommenen  Entwicklung  hätte 
sich  eine  solche  Forderung  dann  immerhin  auch  auf  die  aus  dem  Herzogthume 
hervorgegangene  Mark  Ancona  erstrecken  mögen. 

Von  den  Zeiten  Karls  des  Grossen  abgesehen,  auf  welche  wir  zurückkom- 
men, findet  sich  bis  zur  Mitte  des  eilften  Jahrhunderts  weder  ein  Pabst  im  Be- 
sitze des  Herzogthums ,,  noch  meines  Wissens  irgend  ein  Zeugniss,  dass  dieser 


16.  Script.  It.  2b,  989.  990.  992.  17.  Ughelli  1,  352.  18.  Tonini  2,  536.  19.  Vgl. 
S  317.  20.  Bei  Ertheilang  eines  Zinslehen  in  der  Grafschaft  Ositno  1058,  Theiner  Cod. 
dorn.  1,  9,  scheint  der  Pabst  allerdings  den  Komitat  selbst  als  iurU  $.  Romane  tccletie  zu 
bezeichnen;  solche  gelegentliche  Erwähnungen  erklaren  sich  aber  auch  ohne  thatsächlichen 
Besitz  aus  den  alten  Verleihungen.  Auch  bei  Cencius  Camerarius  ist  in  der  Mark  nichts 
rerzeichnet,  das  als  Rest  alter  Hoheitsrechte  zu  betrachten  wäre,  ausgenommen  etwa  ein 
jahrlicher  Zins  der  Stadt  Pesaro;  Tgl.  Antiq.  It.  5,  865. 

342.  —  1.  Wenn  Gfrßrer  Gregor  5, 598  annimmt,  Spoleto  sei  zwischen  995  und  999 
in  den  Händen  des  Pabstes  gewesen,  so  handelt  es  sich  da  um  eine  durch  kein  bestimmtes 
Zeugniss  gestützte  Vermuthung,  für  welche  mit  dem  §  341  n.  4  Bemerkten  überhaupt 
jeder  Haltpunkt  entfallt.  Ebensowenig  scheint  mir  die  b\  118.  129.  165  ausgeführte  An- 
nahme gegründet,  Spoleto  sei  von  1014  bis  1019  pabstlich  gewesen;  die  Urkunde  Ton  1014 
kann  nur  als  Zeugniss  für  pabstliche  Hoheit  in  der  Sabina  dienen,  welche  Gfrörer  allerdings 
wiederholt  zu  Spoleto  rechneu  wo  das  seiner  Beweisführung  entspricht,  wahrend  dieselbe 
doch  seit  Karl  d.  Gr.  als  ganz  getrennte  Landschaft  erscheint,  vgl.  §  333  n.  1 6.  Wenn 
wirklich  1019  des  Pabstes  Bruder  Romanus  Herzog  war,  so  erwiese  doch  auch  das  keinen 
Besitz  der  Kirche.  Und  dass  K.  Heinrich  der  Kirche  den  Besitz  wieder  entzogen,  wird  ge- 
folgert aus  einer  Stelle  des  Privilegs  von  1020,  welche  doch  einfach  aus  den  Privilegien 
Fieber  Forschungen.  II.  21 
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Besitz  auch  nur  beansprucht  sei,  wenn  wir  von  den  später  zu  erörternden 
Privilegien  der  römischen  Kirche  absehen.  Dann  ist  Pabst  Viktor  II  Herzog 
von  Spoleto  und  Markgraf  von  Ferrao  gewesen;  er  sitzt  als  solcher  1056  in 
den  Abruzzen  zu  Gerichte,  den  Bann  de  parte  regia  Enrici  et  de  sua  parte 
verkündend  und  die  ad  partem  camerae  regiae  et  ad  partem  camerae  suae 
zu  zahlende  Strafe  bestimmend;  1057  hält  ebenda  ein  Missus  des  Pabstes 
Gericht2;  zu  Fabriano  hat  man  damals  cL  Enrigo  imperatore  et  papa  Vic- 
tore dux  et  marcMo  datirt. 3  So  weit  ich  sehe,  stimmen  alle  Neuern  darin 
überein,  dass  es  sich  hier  nicht  um  den  Pabst  als  solchen,  sondern  um  einen 
Pabst  handelt,  den  der  Kaiser  für  dessen  Lebenszeit  zum  Herzoge  nnd  Mark- 
grafen gesetzt  hatte.  Wir  werden  darin  nur  einen  Beleg  zu  sehen  haben,  dass 
von  Rechten  der  Kirche  selbst  auf  das  Herzogthum  damals  noch  nicht  die 
Rede  war.  Dieses  finden  wir  denn  auch  gleich  nach  dem  Tode  des  Pabstes  in 
den  Händen  Gottfrids  von  Tuszien  ohne  alle  Spur  eines  Widerspruches  der 
Kirche. 

Das  erste  Zeugniss  für  Ansprüche  der  Kirche  auf  das  Herzogthum  findet 
sich  unter  Gregor  VII.  Der  Pabst  exkommunizirt  1078  alle  Normannen,  qui 
invadere  terrams.  Petri  laborant,  fMdelicet  marchiam  Firmanam,  ducatum 
Spoletanum;  ebenso  1080  die,  welche  die  terrae  s.  Petri,  lidelicet  illam 
partem  Firmanae  marcUae,  quae  nondum  pervasa  est,  et  ducatum  Spole- 
tanum bedrängen;  gleichzeitig  heisst  es  bei  der  Belehnung  Herzog  Roberts: 
de  iüa  autem  terra,  quam  iniuste  tenes,  sicui  est  Salernus  et  Amalfia  et 
pars  marcUae  Firmane,  nunc  te  patienter  »ustmeo.*  Erhob  der  Pabst  da- 
mals solche  Ansprüche,  so  war  die  Lage  so,  dass  er  sie  zeitweise  auch  zur 
Geltung  gebracht  haben  mag.  Einen  Beweis,  dass  in  den  beiden  vorhergehen- 
den Jahrhunderten  von  solchen  Ansprüchen  überhaupt  nur  die  Rede  gewesen 
ist,  werden  wir  daran  nicht  sehen  müssen.  Es  tauchen  in  dieser  Zeit  eine 
Reihe  von  kirchlichen  Ansprüchen  auf,  von  welchen  wir  bis  dahin  niemals 
etwas  hören.  In  wie  weit  sich  gerade  dieser  Anspruch  bei  einem  Zurückgehen 
auf  die  alten  Privilegien  begründen  Hess,  darauf  werden  wir  zurückkommen. 

An  dauernde  Geltendmachung  jenes  Anspruches  war  gegenüber  dem  un- 
vordenklichen Besitzstande  des  Reichs  allerdings  nicht  zu  denken.  Doch  hat 
man  ihn  nicht  sogleich  wieder  fallen  lassen.  Kurz  nachdem  K.  Heinrich  1 1 1 1 
die  Restitution  der  Besitzungen  des  h.  Petrus  dem  Pabste  versprochen  hatte, 
schrieb  dieser:  Siquidem  nos  per  dei  grattam  boni  sumus,  licet  quidam  ius- 
sioni  vestrae  in  hie,  quae  b.  Petro  reetitui  praecepistis,  adhuc  noluermt 
obedire,  incolae  ridelicet  Civitatis  Castellanae,  Caetri  Corcoüi,  Monds 
Alti5,  Montis  Aculi  et  Namienses;  noa  tarnen  ea  et  comitatus  Pentsintnn, 
JEugubinum,  Tudertinum,  Urbevetum,  Balneum  regis,  Casteüum  Felici- 
tase, ducatum  Spoletanum,  marchiam  Fermanam  et  alias  b.  Petri  pos- 

Ludwigs  nnd  Otto'«  wörtlich  wiederholt  ist.  2.  üghelli  1,  352.  353.  8.  MitttrelH  Ann. 
2»,  166.  4.  Greg.  Reg.  1.  5  ep.  14a;  I.  7  ep.  14a;  1.  8  ep.  Ib.  5.  Wohl  Montalto  am 
Ausflasse  der  Fiora,  nordwestlich  ron  Corneto,  1206  als  pabstliches  Lehen  der  Ildebran- 
deschi erwähnt,  Theiner  Cod.  dorn.  1,  40.  Castrum  Corcolli  und  Möns  Acutus  sind  mir 
anbekannt. 
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sessiones  per  mandati  vestri  preceptiaiumi  amßdimua  obtinere. 6  Man  sieht, 
in  wie  geringem  Umfange  der  Kaiser  die  Restitution  befohlen  hatte  und  wie 
sie  selbst  in  diesem  auf  Widerstand  stiess.  Sehen  wir  von  Spoleto  und  Fermo 
ab,  so  stimmen  übrigens  die  Forderungen  des  Pabstes  genau  mit  dem,  was 
wir  über  die  frühere  Ausdehnung  der  Besitzungen  der  Kirche  bemerkten.  Eine 
allgemeine  Restitution  der  Besitzungen  der  Kirche  ist  dann  wieder  1122  beim 
Wormser  Konkordate  und  nochmals  1133  im  Krönungseide  Lothars  ver- 
sprochen. Ob  auch  jetzt  noch  von  Spoleto  die  Rede  war,  wissen  wir  nicht; 
jedenfalls  ist  eine  etwaige  Forderung  nicht  erfüllt  worden,  obwohl  doch  insbe- 
sondere Lothar,  wie  das  Abkommen  über  das  Mathildische  Gut  zeigt,  den 
Ansprüchen  der  Kirche  in  sehr  weitgreifender  Weise  gerecht  wurde. 

Noch  einmal  ist  dann  von  Spoleto  1159  die  Rede.  Nach  einem  Briefe 
des  Bischofs  von  Bamberg  an  den  Erzbischof  von  Salzburg  wurde  vom  Pabste 
unter  andern  auch  eine  Forderung  an  den  Kaiser  gestellt  de  possessionibits 
ecclesiae  Roinanae  restitaendis  et  tributis  Ferrariae,  Massae  Ficorolii, 
tothts  terrae  comitissae  Muthildie,  totius  terrae,  quae  ab  Aquapendente  est 
usque  Romam,  ducatiis  Spoletani,  instdarum  Surtliniae,  Coreicae.7  Da- 
nach erscheinen  die  Ansprüche  sehr  herabgestimmt;  bei  den  entfernteren 
Gebieten  scheint  der  Pabst  überhaupt  an  Erlangung  des  Besitzes  nicht  zu  den- 
ken, es  ist  nur  von  Zinszahlungen  die  Rede;  und  wie  das  bezüglich  des  Ma- 
thildischen  Gutes  früheren  Abkommen  entsprach,  so  entspricht  es  bezüglich 
des  Herzogthums  Spoleto,  worauf  wir  zurückkommen,  genau  den  Bestimmun- 
gen in  den  ältern  Privilegien  der  Kirche;  ist  die  Forderung  irgend  genau  wie- 
dergegeben, so  würden  wir  daraus  schliessen  dürfen,  man  habe  sich  inzwischen 
zu  Rom  davon  überzeugt,  dass  ein  Anspruch  auf  Besitz  des  Herzogthums  sich 
nicht  begründen  lasse.  Uebrigens  wurde  jener  Forderung  überhaupt  wenig 
Gewicht  beigelegt;  bei  den),  was  wir  über  den  weitem  Verlauf  der  Verhand- 
lung wissen,  wird  sie  gar  nicht  mehr  erwähnt. 

Doch  wir  können  davon  absehen.  Bestanden  irgend  ernstlich  gemeinte 
Ansprüche  der  Kirche  auf  das  Herzogthum  Spoleto  und  die  Mark  Ancona, 
welche  der  früher  auf  Spoleto  und  Fermo  gerichteten  Forderung  entsprachen, 
so  waren  diese  bei  den  Vorverhandlungen  des  Vcnetianer  Friedens  um  so  be- 
stimmter geltend  zu  machen,  als  beide  Länder  in  der  Hand  des  Kaisers  waren, 
eine  Restitution  hier  zweifellos  auf  geringere  Schwierigkeiten  gestossen  wäre, 
als  im  Patrimonium.  Beide  Länder  finden  wir  nun  aber  nie  vollständiger  für 
das  Reich  beherrscht,  als  gerade  in  der  auf  den  Frieden  folgenden  Zeit  Da 
ist  nur  eine  doppelte  Annahme  möglich.  Entweder  gehörten  diese  Länder  gar 
nicht  zu  den  gemäss  des  Friedens  zu  restituirenden  Regalien  und  Besitzungen 
des  h.  Petrus;  oder  aber  sie  gehörten  dazu  und  ihre  Restitution  ist  gegen  die 
Bestimmungen  des  Friedens  verweigert. 

Die  letztere  Annahme  dürfte  schwerlich  jemand  ernstlich  zu  vertreten 
geneigt  sein.  Allerdings  ist  im  Frieden  dasjenige,  was  zu  restituiren  war,  nicht 
einzeln  aufgezählt.  Aber  wir  haben  genaue  Angaben  über  die  Besitzungen, 


G.  Cod.  Udalr.  ep.  266.     7.  Ragewia.  1.  4  c  30,  Man.  Germ.  20,  461 . 
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deren  Herausgabe  vom  Pabste  beansprucht,  vom  Kaiser  verweigert  wurde; 
es  sind  das  Mathildische  Gut  und  die  Grafschaft  Bertinoro.  Würde  der  Ver- 
fasser der  Vita  Alexandri,  der  sich  in  weitläufigen  Klagen  über  das  unbedeu- 
tende Bertinoro  ergeht,  es  verschwiegen  haben,  wenn  der  Kaiser  gegen  den 
Frieden  die  Auslieferung  zweier  grosser  Landschaften  verweigert  hätte?  Trotz 
der  später  wieder  eintretenden  Zerwürfnisse  zwischen  beiden  Gewalten  hören 
wir  in  dieser  Richtung  nie  eine  Klage,  auch  da  nicht,  wo  sie  fast  nothwendig 
hätte  erhoben  werden  müssen.  Wir  haben  früher  ausgeführt,  wie  es  sich  da, 
vom  Mathildischen  Gute  abgesehen,  immer  nur  um  das  Patrimonium  im  engern 
Sinne  handelt8  Ist  es  denkbar,  dass  derPabst  sich  1186  darauf  beschranken 
würde,  über  blosse  Uebergriffe  des  Königs  zu  Perugia  und  Narni  zu  klagen, 
wenn  ihm  unmittelbar  daneben  ein  ganzes  Herzogthum  widerrechtlich  vorent- 
halten war?  Allerdings,  auch  gegen  den  Herzog  von  Spoleto  erhebt  er  Klage 
in  demselben  Schreiben;  aber  nicht  etwa,  weil  ihm  derselbe  das  Herzogthum 
vorenthält,  sondern  weil  derselbe  sich  Uebergriffe  gegen  die  Kirchen  des  ihm 
vom  Kaiser  anvertrauten  Landes  erlaubt9 

Vergeblich  habe  ich  mich  in  den  Quellen  dieser  Zeit  auch  nur  dafiir  nach 
einem  Zeugnisse  umgesehen,  dass  man  ausserhalb  Roms,  wo  sich  eine  später 
zu  erörternde,  ganz  unbestimmte  Andeutung  beim  Kämmerer  Cencius  findet, 
von  Ansprüchen  der  Kirche  auf  Spoleto  und  Ancona  vor  dem  Tode  des  Kai- 
sers überhaupt  noch  etwas  gewusst  hat.  Nur  das  angebliche  Testament  K. 
Heinrichs  würde  ein  solches  Zeugniss  geben ;  weist  er  darin  Markward  von 
Auweiler  an,  das  Herzogthum  Ravenna  und  die  Mark  Ancona  von  der  Kirche 
zu  Lehen  zu  nehmen,  so  dass  sie  bei  seinem  erblosen  Tode  an  dieselbe  heim- 
fallen sollen10,  so  raüsste  dem  Kaiser  allerdings  bekannt  gewesen  sein,  dass 
die  Kirche  da  Ansprüche  erhob.  Dass  es  aber  eine  Fälschung  sei,  wird  ziem- 
lich allseitig  zugestanden 1 1 ;  es  wird  auch  kaum  zweifelhaft  sein,  wer  der  Fäl- 
scher eines  Schriftstückes  sei,  das  bei  Markward  gefunden  wurde,  dessen  In- 
halt auf  den  kürzesten  Ausdruck  gebracht  sich  dahin  zusammenfassen  lässt, 
dass  alle  Forderungen,  welche  die  Kirche  nach  dem  Tode  des  Kaisers  erhob, 
vorbehaltlos  zu  erfüllen  seien,  nur  diejenigen  ausgenommen,  welche  das  be- 
trafen, was  Mark  ward  besass. 12  Damit  ist  vereinbar,  dass,  nachdem  das 

342.]  8.  Vgl.  §  337.  9.  Watterich  2,  680.  10.  Mon.  Germ.  4b,  186.  11.  So  weit 
ich  sehe,  halt  nur  Böhmer,  Reg.  Inn.  III  n.  285,  die  Unechtheit  dei  Testamentes  nicht  für 
erwiesen.  Auch  nur  die  Möglichkeit  der  Echtheit  würde  jedenfalls  daron  abhängig  zu  ma- 
chen sein,  dass  der  Kaiser  schon  ror  seinem  Tode  von  den  Forderungen  der  Kirche,  welche 
nach  demselben  erhoben  wurden,  gewusst  habe.  Ich  will  nun  wenigstens  die  Möglichkeit 
nicht  leugnen,  dass  die  uns  nicht  bekannten,  vom  Kaiser  als  ganz  unannehmbar  bezeich- 
neten, rom  Pabste  Anfang  1 197  gestellten  Forderungen  (Tgl.  Roul.  de  Cluny  75)  so  weit 
gingen.  Aber  auch  dann  blieben  noch  so  Tiele  Schwierigkeiten,  dass  ich  doch  nicht  glaube, 
auf  jene  blosse  Möglichkeit  hin  entgegen  der  allgemeinen  Ansicht  die  Unechtheit  in  Zweifel 
stehen  zu  dürfen.  12.  Vgl.  Toeche  475.  Bezeichnend  ist  insbesondere  die  Bestimmung 
über  das  Mathildische  Gut,  das  zurückgegeben  werden  soll  mit  Ausnahme  tou  Medicina 
und  Argelata,  d.  h.  dessen,  was  Markward  in  Händen  hatte.  Auffallend  ist  die  Nichter- 
wähnung des  Herzogthums  Spoleto.  Dagegen  wird  das  Ijaud  der  Kirche  bestimmt  de  pemtt 
PaxjU  (Tgl.  §  333  u.  2)  cum  Monte  Fortino  —  u*qu4  ad  Ceperanum.  Ein  Monte  Fortino, 
welches  danach  bei  Acquapendcnte  zu  Terrauthen  wäre,  suche  ich  dort  vergebens.  Dagegen 
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Schriftstück  einmal  vorhanden  war,  auch  der  Pabst  dasselbe  gelegentlich  für 
seine  Zwecke  benutzte.  Denn  die  gewöhnliche  Angabe,  dass  dass  nicht  ge- 
schehen sei,  ist  nicht  richtig. 13 

Der  sicherste  Beweis  scheint  mir  aber  darin  zn  liegen,  dass  P.  Innozenz, 
so  bestimmt  er  Spoleto  und  Ancona  für  die  Kirche  in  Anspruch  nimmt,  doch 
meines  Wissens  nie  behauptet,  dass  dieselben  von  den  letzten  Kaisern  wider- 
rechtlich vorenthalten  seien.  In  der  Deliberatio  stellt  er  alle  Vergehen  der- 
selben gegen  die  Kirche  zusammen.  Er  führt  auf  die  Uebergriffe  Philipps  in 
Tuszien,  den  Einfall  K.  Heinrichs  in  das  Patrimonium  und  die  Weigerung  der 
Leistung  des  Lehenseides  für  Sizilien.  Bezüglich  K.  Friedrichs  greift  er  sogar 
auf  die  Unterwerfung  von  Tivoli  zur  Zeit  der  Kaiserkrönung  zurück ;  nach  Er- 
wähnung des  Schisma  sagt  er  dann:  Ipae  quoque,  cum  Venetiis  terram 
Cavalcacomitis,  quam  occupaverat,  et  alia  quaedam  ecclesiae  Romcmae 
restituere  per  iuramenta  principum  prommsfiet,  ipsam  postmodum  fortius 
occupaint.u  Wer  möchte  dieser  Stelle  gegenüber,  welche  ganz  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  sonstigen  Nachrichten  nur  Bertinoro  betont,  noch  die  An- 
nahme vertreten  wollen,  Spoleto  und  Ancona  hätten  zu  dem  gehört,  was  der 
Kaiser  auf  Grundlage  des  Friedens  zu  restituiren  hatte? 

So  sehen  wir  uns  mit  voller  Sicherheit  auf  die  andere  Annahme  hinge- 
wiesen. Ansprüche  auf  Spoleto  und  Ancona  sind  entweder,  was  mir  das  wahr- 
scheinlichere ist,  bei  den  Friedensverhandlungen  gar  nicht  erhoben,  weil  die 
Kirche  selbst  nicht  mehr  an  denselben  festhielt.  Oder  wenn  sie  erhoben  wur- 
den, müssen  sie  bei  den  Vorverhandlungen  zu  Anagni,  bei  welchen  man  sich 
durchaus  einigte,  beseitigt  sein,  wie  das  nicht  befremden  könnte,  wenn  man 
die  damals  vorgelegten  Privilegien  der  Kaiser  genauer  prüfte. 15 

Hat  Innozenz,  worauf  wir  zurückkommen,  auch  ganz  Tuszien  für  die 
Kirche  beansprucht,  so  wird  es  keiner  besondern  Ausführung  bedürfen,  um 
nachzuweisen,  dass  von  solchen  Ansprüchen  bis  dahin  nie  die  Rede  war. 

343.  —  Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchungen  wird 
sich  nun  etwa  dahin  zusammenfassen  lassen:  Von  Ansprüchen  der  Kirche  auf 
das  Herzogthum  Spoleto,  die  Mark  Ancona,  die  Romagna  und  ganz  Tuszien 
ist  in  der  Zeit  vor  dem  Tode  K.  Heinrichs  nicht  die  Rede  gewesen;  sie  sind 
auch  beim  Frieden  von  Venedig  höchst  wahrscheinlich  gar  nicht  geltend  ge- 
macht, jedenfalls  nicht  anerkannt.  Sollten  wirklich  in  früherer  Zeit  so  weit- 
greifende Ansprüche  begründet  gewesen  sein,  so  waren  dieselben  durch  die 
dazwischenliegende  Entwicklung  beseitigt;  jedenfalls  konnten  dem  Reiche  ge- 
genüber seit  dem  Frieden  von  Venedig  Ansprüche  in  dieser  Richtung  nicht 
mehr  erhoben  werden,  da  damals  von  einigen  uns  genau  bekannten  Streit- 
fragen abgesehen  eine  Einigung  und  Auseinandersetzung  über  alle  Ansprüche 


liegt  ein  Monte  Fortino  nordöstlich  ron  Ascoli  bei  Amandola,  hart  an  der  Gränze  zwischen 
der  Mark  and  dem  Herzogthuine  Spoleto.  Ich  möchte  daher  annehmen,  das  Herzogthum 
sei  hier  einfach  schon  dem  Lande  der  Kirche  zugezählt,  wie  da  -  in  einer  Fälschung  Mark- 
wards,  der  das  Herzogthum  nicht  beanspruchte,  nicht  würde  auffallen  können.  13,  Vgl. 
Innoc.  Ep.  L  7  ep.  228;  Reg.  imp.  ep.  188.  14.  Innoc.  lieg.  imp.  ep.  29.  15.  Vgl. 
$  330  n.  2. 
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des  Reichs  and  der  Kirche  erfolgte  und  damit  ein  neuer  Rechtsboden  ge- 
wonnen war. 

Was  die  Kirche  auf  dieser  Grundlage  zu  fordern  berechtigt  war,  scheint 
ihr  im  allgemeinen  auch  vom  Reiche  nicht  vorenthalten  zu  sein.  So  der  grösste 
Theil  des  Patrimonium  im  engern  Sinne,  die  Rechte  zu  Ferrara  und  in  der 
Nachbarschaft;  auch  Einzelbesitzungen  in  verschiedenen  Theilen  Italiens  mö- 
gen ihr  restituirt  sein,  da  wir  wenigstens  von  Klagen  über  Vorenthaltung  der- 
selben nichts  hören.1  War  die  Kirche  zur  Zeit  des  Todes  K.  Heinrichs  nicht 
im  Besitze  von  allem,  was  ihr  nach  dem  Frieden  zukam,  so  war  es  nicht  ge- 
rade überall  das  Reich,  welches  ihr  dasselbe  vorenthielt  Ein  grosser  Theil 
des  Patrimonium  war  von  den  Romern  und  einzelnen  Grossen  besetzt  Wur- 
den auf  Perugia,  Citta  di  Castello  und  Todi  überhaupt  noch  Rechte  der  Kirche 
festgehalten,  so  waren  es  wohl  zunächst  die  Stadtgemeinden  selbst  welche 
dieselben  nicht  mehr  achteten.  Auch  wenn  der  Präfekt  von  Rom  nicht  wie 
es  nach  dem  Frieden  sein  sollte,  Vasall  des  Pabstes  war,  so  ist  es  sehr  zwei- 
felhaft, ob  da  eine  Weigerung  de«  Kaisers  oder  seine  eigene  die  Veranlassung 
war.  Es  handelte  sich  da  und  vielleicht  sonst  noch  an  einigen  Punkten  um 
Ansprüche,  zu  deren  Verwirklichung  der  Kirche  die  Macht  fehlte,  wo  dann 
auch  der  Kaiser  oder  seine  Beamten,  wie  Herzog  Philipp  zn  Perugia,  ohne 
Rücksicht  anf  die  thatsächlich  ohnehin  nicht  wirksamen  Rechte  der  Kirche 
eingegriffen  haben  mögen,  ohne  dass  sich  aber  mit  Bestimmtheit  behaupten 
liesse,  es  habe  in  der  Absicht  gelegen,  den  Rechten  der  Kirche  auch  dann 
entgegenzutreten,  wenn  diese  überhaupt  in  der  Lage  gewesen  wäre,  dieselben 
zur  Geltung  zu  bringen.  Auf  solchen  Sachverhalt  rauss  wenigstens  der  Um- 
stand deuten,  dass  in  dieser  Richtung  bestimmtere  Klagen  nicht  erhoben  zu 
sein  scheinen. 

Sehen  wir  nun  von  der  Grafschaft  Bertinoro  ab,  welche  jetzt  nicht  mehr 
unmittelbar  der  Kirche,  sondern  dem  Erzbischofe  von  Ravenna  vorenthalten 
wurde,  weiter  von  der  Nichtachtung  der  päbstlichen  Lehenshoheit  über  Si- 
zilien, welche  nur  einen  Anspruch  an  den  Kaiser  persönlich,  nicht  an  das 
Reich  begründen  konnte,  so  war  es  nur  zweierlei,  bei  dem  sich  berechtigte 
Ansprüche  der  Kirche  nicht  werden  in  Abrede  stellen  lassen,  von  dem 
sich  behaupten  lässt,  dass  es  beim  Tode  des  Kaisers  der  Kirche  vom  Reiche 
vorenthalten  war,  obwohl  doch  auch  da  den  Ansprüchen  der  Kirche  Ansprüche 
des  Reichs  entgegenstanden. 

Einmal  das  Erbe  der  Gräfin  Mathilde,  welches  die  Kirche  immer 
als  ihr  Eigenthum  beansprucht  und  auf  welches  sie  weder  zu  Venedig,  noch 
später  verzichtet  hatte. 

Dann  der  Theil  des  tuszischen  Patrimonium,  welches  Tosca- 
nella,  Montefiascone  und  Acquapendente  umfasste,  welchem  sich  Radicofani 
anschloss,  wo  P.Hadrian  dauernde  Rechte  neu  erworben  hatte.2  Hier  scheinen 

343.  ~  1«  In  dieser  Richtung  ist  mir  nnr  aufgefallen,  dass  der  Pabst  1188  an  Mon- 
»elice  einen  Schutibrief  ertheilt  und  dabei  bemerkt,  dass  es  ad  turüdictionem  6.  Petri  ge- 
höre, Dondi  6,  135;  da  es  wenigstens  früher  für  den  Kaiser  bosetzt  war,  Tgl.  $  295  n.  10. 
so  mag  es  in  Folge  des  Friedens  an  die  Kirche  gekommen  sein.     2.  Vgl.  §  314  n.  14. 
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»ich  althergebrachte  Rechte  der  Kirche  mit  neuerworbenen  des  Reichs  vielfach 
gekreuzt  zu  haben;  das  Reich  ist  dann  seit  dem  Frieden  hier  entweder  immer 
in  Besitz  geblieben  oder  hat  sich  später  wieder  in  Besitz  gesetzt,  ohne  dass 
doch  ein  Verzicht  der  Kirche  nachweislich  oder  auch  nur  wahrscheinlich  wäre. 

Mögen  weniger  gewichtige  Anstände  sonst  noch  bestanden  haben,  so 
sind  das  nach  den  für  ein  gegründetes  Urtheil  anscheinend  durchaus  genügen- 
den Quellenzeugnissen  die  einzigen  Streitpunkte,  bezüglich  deren  sich  beim 
Tode  des  Kaisers  wenigstens  vom  Standpunkte  der  Kirche  aus  behaupten 
Hess,  dass  dieser  der  Besitz  vom  Reiche  gewaltsam  vorenthalten  war.  Es  kann 
daher  auch  in  keiner  Weise  auffallen,  wenn  die  Kirche  die  Verwirrung  der 
Reichsverhältnisse  zu  benutzen  suchte,  um  sich  da  in  Besitz  zu  setzen. 

344.  —  Das  war  nun  aber  nur  Unbedeutendes  gegenüber  den  nach 
dem  Tode  K.  Heinrichs  erhobenen  Ansprüchen  der  Kirche. 
Diese  sind  ganz  anderer  Art,  stehen  ausser  allem  Zusammenhange  mit  der 
Grundlage,  auf  welcher  sich  bisher  der  Streit  zwischen  Kirche  und  Reich,  so 
weit  er  weltliche  Herrschaftsrechte  betraf,  bewegte.  Das  hat  auch  P.  Innozenz 
in  so  weit  anerkannt,  als  er  doch  nie  gegen  die  letzten  Kaiser  ausdrücklich 
die  Anklage  erheben  mag,  sie  hätten  ihm  die  mittelitalienischen  Reichslande, 
welche  jetzt  beansprucht  wurden,  gewaltsam  vorenthalten. 1  Behauptet  er  auch 
häufig  gewaltsame  Vorenthaltung,  so  sind  die  Ausdrücke  doch  immer  ganz 
unbestimmt  bezüglich  der  Personen  und  der  Zeit;  er  bemerkt  etwa,  die  welt- 
liche Hoheit  der  Kirche  sei  mit  Gottes  Hülfe  grossentheils  wiederhergestellt, 
licet  aliquando  viaa  fuerit  propter  quorumdam  riolentiam  coarctari,  oder 
quae  in  oppreaaione  diu  poaita  fuerat  per  violentiam  occupata.2  Bestimm- 
tere Rechtstitel  werden  für  die  Rekuperationen  in  der  Regel  nicht  angegeben ; 
es  heisst  etwa  von  einer  Stadt:  quam  ad  im  et  proprietatem  apoatoüee  aedia 
non  est  dubium  pertinere,  oder  cum  priatina  memoria  ad  Patrimonium  8. 
Romane  ecclesie  communi  ac  privato  iure  apectare  noacatur. 8  Ist  Bestimm- 
teres angegeben,  so  sind  es  die  Privilegien  der  römischen  Kirche, 
auf  welche  man  sich  bezieht,  ohne  dass  dieselben  genauer  bezeichnet  würden. 
So  schreibt  der  Pabst  1198:  cum  ducatus  Tuscht*  <t,1  hi»  ,  t  dominium  ec- 
cletiae  Romanae  pertineat,  sicut  in  pririlernts  eccleaiae  Romanae  oculata 
fide  perapeximus  contineri*;  oder  Graf  Ildebrandin  erkennt  die  Grafschaft 
Roselle  als  päbstliches  Lehen  an,  aicut  apparet  per  privileaia  Romane 
eccleaie.5 

Der  Pabst  hat  sich  sichtlich  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dass  jedes 
Recht  weltlicher  Herrschaft,  welches  jemals  der  Kirche  zugestanden  hatte,  ihr 
auch  jetzt  noch  zustehe.  Die  ganze  dazwischenliegende  Entwicklung  glaubte 
er  ignoriren,  einfach  an  den  Rechtszustand,  wie  er  wenigstens  seiner  Behaup- 
tung nach  vor  Jahrhunderten  gewesen  war,  anknüpfen  zu  dürfen.  Auf  die 
neueren  Rechtsgrundlagen  hat  er  keine  Rücksicht  genommen;  nicht  Mos  dem 
Reiche  gegnüber;  war  der  Erzbischof  von  Ravenna  erst  1177  von  der  Kirche 


344.  —  1.  Vgl.  $  342  n.  14.       2.  Inn-  c  Kp.  1.  2  ep.  4:  L  1  ep.  350'.       3.  Innoc. 
Bp  I  3  ep.  29:  1.  2  cp.  33.     4.  Iunoc.  Ep.  I.  1  ep.  15.     5.  Thciuer  Cod.  dorn.  I,  40. 
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selbst  als  rechtmässiger  Besitzer  des  Exarchats  anerkannt,  so  hat  das  den 
Pabst  nicht  abgehalten,  die  Zurückstellung  desselben  zu  verlangen.  Es  war 
ein  Standpunkt,  der  sich  doch  nur  dann  halten  liess,  wenn  man  davon  aus- 
ging, dass  die  weltlichen  Rechte  der  Kirche  nicht  allein  auch  weit  über  die 
hundertjährige  Frist  hinaus  unverjährbar,  sondern  auch  unveräusserlich  seien; 
dass  die  Kirche  sich  nicht  allein  an  ihrem  Gute  nie  verschweigen  könne,  son- 
dern dass  selbst  der  mit  ihrer  Zustimmung  erworbene  Besitz  jederzeit  zurück- 
gefordert werden  könne. 6 

Es  ist  natürlich,  dass  diese  Auflassung  da  nicht  anerkannt  wurde,  wo 
man  in  der  Lage  war,  entgegenstehende  Ansprüche  behaupten  zu  können. 
Wo  man  ohnehin  genöthigt  gewesen  wäre,  den  Ansprüchen  der  Kirche  zu 
weichen,  hatte  man  auch  kein  Interesse,  jener  Auffassung  entgegenzutreten. 
Vielseitig  anerkannt,  auch  nach  misslungenen  Versuchen  wiederholt  wieder 
geltend  gemacht,  konnte  sie  doch  vielfach  festeren  Boden  gewinnen;  und  wie 
wir  genauer  ausführen  werden,  gerade  bei  den  schliesslich  erfolgenden  neuen 
Vereinbarungen  mit  dem  Reiche  hat  jene  Auffassung  zur  Grundlage  gedient 
Wo  man  den  Ansprüchen  nachgeben  musste,  da  wird  man  nun  weiter  vielfach 
auch  gar  nicht  die  Frage  aufgeworfen  haben,  in  wie  weit  sie  selbst  bei  Zu- 
lassung jener  Auffassung  gegründet  seien.  Vielfach  aber  wird  doch  auch  das 
geschehen  sein;  man  wird  nicht  gerade  überall  einerseits  die  verjährten  An- 
sprüche schlechtweg  abgewiesen,  andererseits  nicht  schlechtweg  jeden  An- 
spruch anerkannt  haben,  von  dem  die  Kurie  behauptete,  dass  er  in  den  Pri- 
vilegien begründet  sei.  Für  das  Verständniss  der  folgenden  Ereignisse  scheint 
mir  daher  auch  die  Prüfung  des  Inhalts  der  Privilegien  unerlässlich. 

Dabei  erhebt  sich  die  Vorfrage,  welche  die  Privilegien  waren,  auf  welche 
man  sich  stützte.  Für  die  spätem  Vereinbarungen  mit  dem  Reiche  sind  uns 
diese  bekannt;  aber  es  folgt  daraus  nicht,  dass  man  sich  nicht  früher  auch 
auf  andere  Privilegien  gestützt  habe,  zumal  gerade  bei  später  aufgegebenen 
Ansprüchen,  wie  dem  auf  ganz  Tuszien,  sich  nur  schwer  absehen  lässt,  wie 
man  dieselben  aus  jenen  ableiten  konnte. 

345.  —  Es  wäre  da  vielleicht  zunächst  an  die  Schenkung  Kon- 
stantins zu  denken,  welche  selbst  nach  der  engsten  Auslegung  ganz  Italien 
umfasste,  aus  der  sich  demnach  auch  die  weitgreifendsten  der  damaligen  An- 
sprüche begründen  Hessen.  Sie  war  damals  allgemein  bekannt,  sie  wurde 
selbst  von  kaiserlich  gesinnten  Schriftstellern  nicht  gerade  schlechtweg  ver- 
worfen, etwa  nur  ihre  Tragweite  in  Frage  gestellt,  obwohl  sie  doch  auch  schon 
früher  einfach  als  Lüge  und  Fabel  bezeichnet  war.  Auch  Innozenz  hat  sich 
bei  andern  Gelegenheiten  wohl  auf  sie  bezogen. 1  Es  ist  möglich,  dass  der 

344.]  6.  In  Erneuerung  einer  Konstitution  des  P.  Symmacbtis  Ton  502,  Tgl.  Jaffe  Reg.  63. 
wurde  1234  bestimmt,  dass  bei  Widerspruch  auch  nur  eines  Kardinals  Gut  der  römischen 
Kirche  nicht  veräussert  werden  dürfe,  trotzdem  geschehene  Verausserungen  Tom  Nachfolger 
zu  vernichten  seien;  vgl.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  102.  Bei  den  Rekuperationen  selbst  ist.  so 
weit  ich  sehe,  auf  Unverjährbarkeit  und  UnTerJtusserlichkeit  des  Kirchengutes  ausdrücklich 
nie  hingewiesen,  obwohl  bei  den  meisten  doch  nur  von  solcher  Auffassung  aus  von  An- 
sprüchen überhaupt  noch  die  Rede  sein  konnte. 

345.  -  1.  Vgl.  Döllinger  Papstfabeln  82.  87.  88. 
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weitverbreitete  Glaube  an  dieselbe  hie  und  da  die  Durchführung  der  päbst- 
lichen  Ansprüche  gefördert  hat,  dass  derselbe,  wenn  nur  von  den  Privilegien 
im  allgemeinen  die  Rede  war,  eine  nähere  Prüfung  derselben  überflüssig  er- 
scheinen lassen  mochte,  da  wenigstens  jenes  eine  jeden  Anspruch  einschloss. 
Dagegen  scheint  mir  doch  jeder  Halt  für  die  Annahme  zu  fehlen,  dass  der 
Pabst  irgendwo  seine  Ansprüche  bestimmter  auf  jene  Schenkung  gestützt 
hätte.  Massgebend  ist  sie  jedenfalls  wenigstens  in  den  Beziehungen  zum  Reiche 
in  dieser  Zeit  nicht  geworden;  nie  ist  da  von  ihr  die  Rede,  es  sind  ausdrück- 
lich andere  Privilegien  als  das  Ausschlaggebende  anerkannt.  Erst  in  den  Ver- 
briefungen K.  Heinrichs  VII  von  1310,  bei  welchen  man  von  der  früheren 
herkömmlichen  Fassung  der  Privilegien  ganz  abgeht,  wird  sie  aufgeführt;  der 
König  bestätigt  der  Kirche  omnia  priirilegia  Confitantini,  Caroli,  Henrici, 
Othonis  quarti,  Frederici  secundi  atque  Radtdphi.2 

346.  —  Sah  man  von  der  Konstantinischen  Schenkung  ab,  so  konnte 
man  die  päbstlichen  Ansprüche  in  vollem  Umfange  nur  auf  die  Schenkung 
Karls  des  Grossen  von  774  stützen.  Ob  diese  blosse  Wiederholung  oder 
zugleich  Erweiterung  der  von  Pipin  754  zu  Kiersey  verheissenen  Schenkung 
war,  ist  für  unsere  nächsten  Zwecke  ohne  Gewicht;  eine  Urkunde  hat  später 
weder  über  die  eine,  noch  die  andere  vorgelegen 1 ;  für  die  Auffassung  der 
spätem  Zeit  ist  lediglich  der  Bericht  über  die  Erneuerung  Karls  massgebend 
geworden,  wie  er  sich  imPabstbuche  im  Leben  P.Hadrians  findet.2  Es  heisst 
da,  dass  Karl  nach  Verlesung  der  Verheissung  Pipins  aliam  donationis 
promiesionem  ad  instar  anterioris  fertigen  Hess,  tibi  concessit  easdem  civi- 
tates  et  territoria  b.  Petro  easque  prefato  pontißci  contradi  apospondit  per 


2.  Mon.  Genn.  4,  502. 

346.  —  1«  Abgesehen  von  der  von  Fantuzzi  6,  264  ans  dem  Codex  Trevisanus  mit- 
getheilten  Fälschung,  worin  Pipin  die  Veranlassung  seines  Zuges  gegen  die  Longobarden 
erzählt  nnd  dann  Terspricht,  im  Falle  des  Sieges  der  römischen  Kirche  die  aufgeführten 
Orte  nnd  Lander  zn  überlassen.  Die  Angabe  des  Umfange«  der  Schenkung  hangt  sichtlich 
mit  der  Angabe  des  Pabstbuches  über  die  Schenkung  Karls  zusammen,  die  im  allgemeinen 
erweitert  erscheint,  aber  doch  zu  ungeschickt,  als  dass  sieh  annehmen  liesse,  es  habe  sich 
hier  etwa  eine  ausführlichere  selbst«  tändige  Nachricht  über  die  Schenkung  erhalten;  so  die 
sonderbare  Angabe  der  Gränzlinie:  Ineipitnte»  ab  intxäa  Cornea,  eamdem  innUam  inle- 
priter,  deinde  a  civitate  Pittoria*  inde  in  Lunü,  demde  in  Luca,  deinde  per  monmUrium 
$.  Viviani,  in  monle  Pattorit,  inde  in  Parma,  dann  über  Reggio,  Mantua,  Verona,  Vicenza 
nach  Monselice;  es  macht  das  den  Eindruck,  als  habe  der  Falscher  eine  nur  ungenaue 
Kenntniss  des  Wortlautes  der  Schenkung  Karls  gehabt  und  dieselbe  willkürlich  weiter  aus- 
geführt. Bezüglich  der  weitern  Angaben  ist  etwa  nur  berrorzuheben,  dass  beide  Tuszien, 
das  longobardische  und  römische,  hier  ausdrücklich  als  Theil  der  Schenkung  genannt  wer- 
den, während  sich  das  bei  den  andern  Angaben  nur  mittelbar  aus  Angabe  der  Gränzlinie 
ergibt.  Da  die  anscheinend  ziemlich  alte  Fälschung  in  keiner  nähern  Beziehung  zu  den 
sonstigen  PriTilegien  steht,  ein  bestimmterer  Zweck  derselben,  der  nicht  auch  durch  die 
Einschiebung  der  Schenkung  Karls  in  die  späteren  PriTilegien  zu  erreichen  war,  kaum  ab- 
zusehen ist  und  Ton  der  Fälschung  später  nie  Gebrauch  gemacht  zu  sein  scheint,  so  schien 
mir  eine  Berücksichtigung  ihrer  Angaben  bei  den  folgenden  Untersuchungen  unterbleiben 
zu  können.  2.  Nur  darauf  wird  sich  doch  auch  die  §  345  n.  2  erwähnte  Bestätigung 
eines  Pmilegs  Karls  beziehen;  es  scheint  doch  jeder  Halt  für  die  Annahme  zu  fehlen,  dass 
m»n  später  die  Unterschiebung  eines  solchen  Tersucht  habe. 
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demgnatum  conßnium,  akut  in  eadem  donatione  contineri  monstralur:  id. 
est  a  Lunis  cum  insula  Corsica,  deinde  inSuriano3,  deinde  in  Monte  Bar- 
done*,  inde  in  Verceto*,  deinde  in  Parma,  deinde  in  Regio,  exinde  in 
Mantua6  atque  Monte  Silteis,  simulque  Universum  exarclvatum  Mavenna- 
Üum,  sicut  antiquitus  erat,  atque  provincias  Venetiarum  et  Ystriam,  nec 
non  cunctum  ducatum  Spoletanum  seu  ßeneventanum. 7 

Danach  wäre  also  das  ganze  südliche  Italien,  wie  es  durch  eine  vom 
Ausfluss  der  Magra  bis  zum  adriatischen  Meere  gezogene  Linie8  von  dem 
Reste  des  Longobardenreiches  getrennt  wurde,  unter  ausdrücklicher  Hervor- 
hebung der  selbstständigen  Ländermassen  des  Exarchats  und  der  Herzog- 
tümer Spoleto  und  Benevent,  der  römischen  Kirche  versprochen;  insbeson- 
dere also  auch  ganz  Tuszien.  So  auffallend  eine  so  ausgedehnte  Schenkung 
auch  sein  mag,  so  scheint  die  Nachricht  doch  im  allgemeinen  durchaus  glaub- 
würdig zu  sein9,  da  spätere  Forderungen  des  Pabstes  damit  übereinstimmen; 


346.]  8.  Surianum  ist  dem  Zusammenhange  nach  zwischen  Luni  am  Aasflasse  der  Magra 
und  dem  Möns  Bardoni*  zu  suchen;  es  passt  weder  Sorano  südwestlich  von  Acquapendente, 
noch  Soragna  nordöstlich  von  Borgo  S.  Donino ;  der  Lage  nach  ist  wohl  nur  an  Sarxana. 
Sergianum,  zu  denken.  4.  Spruner  Histor.  Atlas  n.  4  sieht  darin  da«  jetzige  Bardi  am 
Ceno  südwestlich  von  Parma.  Es  ist  aber  zweifellos«  zumal  Berceto  unmittelbar  darauf 
folgt,  der  jetzt  nach  La  Cisa  benannte  Appenninenpass  zwischen  Pontremoli  und  Parma, 
wie  sich  aas  spätem  Erwähnungen  bestimmt  ergibt  Pabst  Innozenz  geht  1133  von  Ron- 
calia  per  montem  Burdonit  in  Tuteiam,  Tita  Inn.,  Watterich  2, 176.  Keinen  Zweifel  lassen 
die  Nachrichten  über  den  Rückzag  K.  Friedrichs  1167.  Nach  Ausweis  der  Urkunden, 
Stampf  Reg.  n.  4091,  ist  er  über  Pisa  bis  Pontremoli  gekommen;  es  waren  dann  aber,  wie 
er  selbst  sagt,  durch  die  Cremoneser  ttrate  nostre  per  montem  Bardonie  nobit  undiqxte 
prtclute,  ut  nulla  nobit  paUrtt  via  revertentibtu  a  Tutcia  in  Lombardiam ;  er  war  daher  ge- 
nöthigt  per  terram  marchionis  Malatpine  per  anguttum  terpere  foramen ;  Böhmer  Acta 
757.  Wieder  heisst  es  ganz  bestimmt  1226  über  den  Zug  K.  Friedrichs  von  Borgo  S.  Do- 
nino oder  Parma  nach  Tuszien:  Et  per  Monbardini  montes  ad  Pontremoli  aecettit  partes; 
auch  bei  den  Zügen  von  1239  und  1245  heisst  es,  dass  der  Kaiser  von  Parma  über  Mom- 
bardonum  nach  Pontremoli  oder  Tuszien  geht;  vgl.  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  442. 
469.  483.  402.  5.  Berceto  auf  der  Strasse  von  Pontremoli  nach  Parma  zunächst  am 
Nordabfalle  der  Apennincn.  6.  Sollte  nicht  etwa  trotz  des  Uebereinstimmens  der  Ueber- 
lieferung  doch  ursprünglich  Mutina  gemeint  sein?  Die  Linie  wäre  dann  einfach  bestimmt 
durch  die  Strasse  von  Luni  bis  Parma,  weiter  durch  die  Via  Aemilia  bis  Moden«,  welches 
auch  806  als  Gränzstadt  gegen  das  päbstliche  Gebiet  betont  wird,  Mon.  Germ.  3, 141,  wäh- 
rend dann  weiter  die  Strassen  von  Modena  auf  Monselice  sich  an  der  Gränze  des  Exarchats 
hinziehen;  die  Linie  würde  danach  Tuszien  und  den  Exarchat  von  der  Hauptmasse  des 
Longobardenreichs  wenigstens  so  genau  scheiden,  dass  keine  grössere  longobardische  Stadt 
südwärts  fiele.  Die  Bestimmung  von  Reggio  auf  Mantua  ist  auch  desshalb  auffallend,  weil 
da  eine  unmittelbare  Strassenverbindung  kaum  vorhanden  war  nnd  die  Linie  sich  doch  zu- 
nächst an  die  Strassen  zu  halten  scheint.  7*  Theiner  Cod.  dorn.  1,  2.  8.  Abel  in  den 
Forschungen  1,  459  und  ebenso  Jahrbücher  unter  Karl  dem  Gr.  1,  128  fasst  daa  nicht  als 
Bestimmung  einer  Linie,  sondern  versteht  es  von  Besitzungen  im  Gebiete  von  Sanum. 
Moos  Bardonis  usw.  Aber  die  genaue  Bezeichnung  der  Apenninenstrasse  kann  da  doch 
kaum  einen  Zweifel  lassen:  wie  andere  Forscher  hält  denn  auch  zuletzt  Baxmann,  Politik 
der  Päbste  1.  239  an  der  Linie  fest.  9.  Vgl.  Abel  in  den  Forschungen  1,  459;  Dttllinger 
im  Münchner  hist.  Jahrb.  1865  S.  327;  Sickel  Acta  2,  380;  Baxmann  1,  276.  Da«  Auf- 
fallende scheint  sich  mir  sehr  zu  verlieren,  wenn  mit  Abel  und  Sickel  angenommen  wird, 
es  habe  sich  nur  um  Wiederholung  der  Schenkung  Pipins  gehandelt;  blosse  Konlirmation 
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um  nur  einen  für  uns  besonders  wichtigen  Punkt  hervorzuheben,  schreibt  der 
Pabst  775  an  Karl :  Quin  et  ipsum  Spoletinum  ducatum  vos  praesentaliter 
offeruistis  protectori  vestro  b.  Petro  principi  apostolorum,  und  ersucht  um 
die  Ausführung10;  auch  scheint  Herzog  Hildebrand  von  Spoleto  nach  der 
Datirung  seiner  Urkunden  774  und  775  den  Pabst  als  seinen  Herrn  anzu- 
erkennen. 1 1 

Dass  die  Schenkung  in  jenem  Umfange  nicht  ausgeführt  ist,  sogar,  worauf 
wir  zurückkommen,  später  widerrufen  sein  muss,  können  wir  für  unsern  näch- 
sten Zweck  unbeachtet  lassen.  Denn  später  ist  es  zweifellos  diese  Schenkung, 
auf  welche  man  wenigstens  seit  P.  Gregor  VII  den  weltlichen  Besitz  der  rö- 
mischen Kirche  vorzugsweise  zurückführte.  Der  Gegenkönig  Rudolf  soll  1081 
schwören  de  terris  vel  censu ,  quae  Constantinus  imperator  vel  Carohcs 
sancto  Petro  dederunt12;  K.  Heinrich  V  verspricht  1111  die  Besitzungen 
der  Kirche  zurückzustellen,  sicut  a  Karolo,  Lodoko,  Heinrico  et  alüs  im- 
peratoribus  factum  est13;  Erwähnungen,  welche  um  so  mehr  auffallen  müssen, 
als  im  dreizehnten  Jahrhunderte  bei  entsprechender  Veranlassung  Karl  nie 
mehr  genannt  wird.  Gerade  in  der  Fassung  des  Pabstbuches  und  nur  in  dieser 
muss  die  Schenkung  sehr  bekannt  gewesen  sein.  Leo  von  Montecassino  führt 
sie  in  wörtlicher  Uebereinstimmung  in  seiner  Chronik  an14;  ebenso  die  Mönche 
von  Farfa  1105  bei  einem  Rechtsstreite.15  Das  bestimmteste  Zeugniss,  dass 
gerade  sie  in  der  Zeit  des  Investiturstreites  allgemein  als  der  Rechtstitel  für 
die  Ansprüche  der  Kirche  betrachtet  wurde,  gibt  uns  eine  wohl  zweifellos  da- 
mals entstandene  Fälschung,  wonach  P.  Leo  VIII  dem  K.  Otto  alles  zurück- 
stellte, quod  d.  Karolus  rex  Francorum  et  Longobardorum  et  patricius 
Pomanarum,  nec  nan  Pipinus  pater  eins  de  regalibus  rebus  huius  regni 
Jtaliae  tribuerunt  in  s.  Pomana  aecclesia  b.  Petri  apostoli,  sive  per  in- 
strumenta, quae  scripta  fuerunt  per  Etherium  notarium  suum,  sive  per 
sacramenta  vel  per  donationem  scu  per  alios  modos,  sive  ohrenerunt  per 
danationes  de  Iustiniano  imperatore  et  de  Ariperto  rege. 1 16  Die  auf  der  im 
Pabstbuche  bezeichneten  Linie  gelegenen  Orte  werden  denn  auch  vor  allem 
aufgeführt;  später  insbesondere  auch  alle  unteritalischen  Gebiete,  die  damals 
wegen  der  Beziehungen  der  Normannen  zu  Rom  von  besonderer  Bedeutung 
waren.  Man  sieht,  dass  man  auch  ganz  Unteritalien  als  in  die  Schenkung 
Karls  einbegriffen  betrachtete.  Aber  nur  von  dieser  oder  älteren  Schenkungen 
ist  die  Rede ;  die  späteren  Privilegien  scheinen  dem  Fälscher  gar  nicht  bekannt 
gewesen  zu  sein ;  Ludwig,  auf  dessen  Privileg  man  sich  später  in  erster  Linie 
stützte,  wird  gar  nicht  einmal  genannt. 

Besonders  wichtig  erscheint  aber  für  unsern  Zweck  die  Aufnahme  der 
Schenkung  in  den  1192  angelegten  Liber  censuum  des  Cencius  Camerarius. 
Er  nimmt  den  ganzen  Bericht  des  Pabstbuches  über  die  Schenkung  Karls 

konnte  Karl  kaum  ablehnen;  eine  Neubegrilnduug  solcher  Ansprüche  774  wäre  kaum  zu 
erklären  und  mit  dem  weitern  Benehmen  Karls  in  Einklang  ru  bringen.  10.  Cod.  Carol. 
*»p.  57.  11.  Fatteschi  50.  12.  Greg.  Reg.  1.  8  ep.  26.  13.  Mou.  fierm.  4.  66. 
14.  Mon.  Germ.  9.  585  als  Schenkung  Pipins:  dann  589  in  einer  Hs.  nochmnls  TollstHndig 
als  Schenkung  KarU.      15.  Mon.  Germ.  13,  570.      lö.  Mon.  Germ.  4b,  168. 
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wörtlich  auf,  erwähnt  dann  einige  unbedeutendere  Schenkungen  und  fahrt  fort: 
Et  quamvis  supra  monstralum  sit  et  adhuc  in  sequenübiis  demonstrehtr, 
quosdam  ducatus  et  marchias  ex  integro  patrimonio  b.  Petri  esse,  placet 
tarnen  ostendere  quaedam  loca  intra  praefatos  ducatus  et  marchias  et 
principatus,  immo  etiam  in  diversis  reonis  sita,  veluti  b.  Petri  patrimonia, 
diversis  temporibus  a  diversis  pontificibus  Romanis  locata.*1  Es  ist  das 
einmal  meines  Wissens  das  einzige  Zeugniss,  dass  man  zu  Lebzeiten  K.  Hein- 
richs VI  wenigstens  an  der  Kurie  selbst  noch  Ansprüche  auf  ganze  Herzog- 
tümer und  Marken  zu  haben  glaubte,  wenn  sich  auch  keine  Spur  zeigt,  dass 
man  dieselben  noch  geltend  zu  machen  versuchte.18  Es  ist  danach  weiter 
nicht  zu  bezweifeln,  dass  man  dieselben  in  erster  Reihe  gerade  auf  jene 
Schenkung  Karls  stützte;  nur  auf  diese  kann  sich  das  supra  monstratum 
sit  beziehen,  da  die  Urkunden  Ludwigs,  Otto's  und  Heinrichs  erst  spater 
folgen.19 

Es  wird  daher  auch  kaum  zu  bezweifeln  sein,  dass  man  sich  nach  dem 
Tode  des  Kaisers  zunächst  einfach  auf  den  Standpunkt  jener  Schenkung 
stellte;  um  so  weniger,  als  man  sich  auch  für  den  Besitz  von  ganz  Tuszien 
auf  Privilegien  berief,  obwohl  nur  jene  Schenkung  einen  Halt  dafür  bieten 
konnte.  Je  bekannter  der  Umfang  dieser  Schenkung  gewesen  zu  sein  scheint, 
um  so  mehr  mochte  es  anfangs  genügen,  sich  im  allgemeinen  auf  die  Privi- 
legien der  Kirche  zu  berufen,  ohne  aus  denselben  die  einzelnen  Ansprüche  be- 
stimmter zu  begründen,  da  jene  Schenkung  alle  umfasste. 

Aber  doch  nur  so  lange,  bis  eine  bestimmtere  Begründung  der  erhobenen 
Ansprüche  nicht  zu  umgehen  war.  Und  wenn  nicht  schon  früher,  musste  das 
jedenfalls  dann  der  Fall  sein,  als  es  galt  eine  Anerkennung  durch  das  Reich 
zu  erwirken.  Da  war  denn  nicht  länger  über  den  Umstand  wegzusehen,  dass 
man  nur  eine  Nachricht  über  jene  Schenkung  und  über  ein  dieselbe  bekun- 
dendes Privileg  hatte,  dieses  Privileg  selbst  aber  nicht  besass  und  damit  das 
Mittel  fehlte,  jene  Schenkung  zu  erweisen.  Man  musste  daher  von  ihr  absehen 
und  es  ist  erklärlich,  wenn  bei  genauerer  Angabe  der  Beweismittel  für  die 
Ansprüche  der  Kirche  die  Schenkung  nicht  genannt  wird. 

347.  —  Die  Beweismittel,  auf  welche  die  Kirche  sich  insbesondere  dein 
Reiche  gegenüber  stützte,  sind  uns  genau  bekannt.  Es  sind  die  Privilegien 
seit  Ludwig.  Zuerst  ist  in  der  Verbriefung  K.  Otto's  1201  Rede  von  den 
einzeln  aufgeführten  Besitzungen  der  Kirche  und  andern,  acpressis  in  midtis 
primkaii*  imperatorum  a  tempore  Lodoyci;  dieselbe  Formel  wird  dann  in 
den  spätem  Verbriefungen  für  die  Kirche  regelmässig  wiederholt.  Ausdrück- 
lich genannt  ist  hier  nur  das  Privileg  Ludwigs,  zweifellos  das  bekannte  von 
817. 1  Auch  über  die  spätem  kann  kein  Zweifel  sein;  von  Privilegien,  welche 
den  territorialen  Besitz  der  Kirche  bestätigen,  besass  man  nur  noch  zwei 
weitere,  welche  uns  gleichfalls  bekannt  sind,  das  von  K.  Otto  zugleich  mit 

346.]  17.  Antiq.  It.  5.  828:  Tgl.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  2.  wo  die  Stelle  toü  marchia*  bi» 
mnrchia»  doch  wohl  nur  aas  Versehen  fehlt      18.  Vgl.  %  342.      19.  Es  ergibt  sich  da« 
aus  den  bei  Theiner  angegebenen  Blattzahlen  der  Hs.  des  Cenciu*. 
347.  —  1.  Mon.  Genn.  4b.  9;  Theiner  Cod.  dorn.  1,  2. 
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seinem  Sohne  Otto  962,  dann  das  von  K.Heinrich  1020  ausgestellte.2  Denn 
nur  diese  beiden  befinden  sich  in  dem  1245  zu  Lyon  aufgenommenen  Trans- 
sumpte  aller  wichtigen  Urkunden  der  römischen  Kirche3;  und  als  es  sich  1278 
um  die  Besitztitel  der  Kirche  auf  die  Romagna  handelte,  wurden  jene  drei 
einem  Boten  K.  Rudolfs  vorgelegt  und  diesem  selbst  Abschrift  der  betreffen- 
den Stellen  aus  denselben  mitgetheilt4  Es  kann  auffallen,  dass  die  römische 
Kirche  in  so  langer  Zeit  nur  drei  Privilegien  erhalten  haben  sollte,  wie  sie 
andere  Kirchen  von  jedem  Herrscher  aufzuweisen  hatten;  es  scheinen  sich 
sogar  Spuren  zu  finden,  dass  noch  weitere  Privilegien  vorhanden  gewesen  sind. 
Wenn  die  Kirche  sich  ihrer  nicht  bediente,  so  können  sie  verloren  gewesen 
sein;  es  könnte  aber  auch  ihr  Inhalt  den  Ansprüchen  der  Kirche  weniger 
günstig  gewesen,  sie  könnten  desshalb  nicht  benutzt  oder  überhaupt  beseitigt 
sein.  Das  würde  dann  aber  jedenfalls  nicht  erst  die  uns  zunächst  beschäf- 
tigende Zeit  treffen.  Schon  zu  Lebzeiten  K.  Heinrichs  hat  der  Kämmerer 
Cencius  nur  jene  drei  Privilegien  in  sein  Zinsbuch  aufgenommen;  da  dieses 
nur  zum  eigenen  Gebrauche  der  römischen  Kirche  bestimmt  war,  hätte  für  ihn 
kein  Grund  vorgelegen,  auch  minder  günstige  aufzunehmen,  wenn  sie  noch 
vorhanden  waren.  Ebenso  scheint  der  Umstand,  dass  im  Privileg  K.  Heinrichs 
von  1111  ausser  Karl  nur  auf  Ludwig  und  Heinrich  ausdrücklich  hingewiesen 
ist5,  es  wahrscheinlich  zu  inachen,  dass  man  schon  damals  sich  nur  auf  die 
uns  bekannten  Privilegien  stützte. 

Die  Echtheit  dieser  Privilegien  ist  bekanntlich  eine  sehr  bestrittene. 
Wir  könnten  von  dieser  Frage  in  so  weit  ganz  absehen,  als  die  Fälschung 
keinenfalls  in  die  uns  zunächst  beschäftigende  Zeit  fallen  würde;  so  wie  sie 
noch  vorliegen,  müssen  sie  wenigstens  schon  ein  Jahrhundert  früher  vorhan- 
den gewesen  sein.  Auch  insofern  könnten  wir  davon  absehen,  als  in  jener  Zeit 
selbst  ihre  Echtheit  nicht  bezweifelt  zu  sein  scheint;  es  ist  keiu  Grund  anzu- 
nehmen, dass  sie  damals  zu  Rom  selbst  nicht  für  echt  gehalten  oder  dass  an- 
derweitig Einwendungen  in  dieser  Richtung  erhoben  wären;  wir  könnten  uns 
demnach  auf  die  Erörterung  der  Frage  beschränken,  was  sich  aus  diesen  Pri- 
vilegien, wie  sie  1197  vorlagen,  für  die  Ansprüche  der  Kirche  folgern  liess. 
Führt  uns  das  aber  ohnehin  auf  eine  nähere  Prüfung  des  Inhalts,  so  liegt  es 
nahe,  doch  auch  jene  Frage  dabei  im  Auge  zu  halten,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  aus  Untersuchungen  auch  in  dieser  Richtung  sich  für  manches,  was  wir 
oben  über  die  Ansprüche  der  Kirche  in  früherer  Zeit  erörterten,  bestimmtere 
Aufklärung  gewinnen  lassen  dürfte. 

Die  drei  Privilegien  sind  Bestätigungsurkunden  der  Besitzungen  und 
Rechte  der  römischen  Kirche.  Dass  solche  wirklich  von  den  betreffenden 
Herrschern  ausgestellt  wurden,  ist  theils  ausdrücklich  bezeugt,  theils  mit 
Sicherheit  anzunehmen.  Sind  aber  zweifellos  echte  Urkunden  vorhanden  ge- 
wesen, so  kann  doch  keiner  der  Texte,  welche  uns  vorliegen,  unverfälscht 
geblieben  sein.  Die  Prüfung  des  Inhaltes  wird  ergeben,  dass  in  allen  Urkundeu 


2.  Mon.  Germ.  4b,  164.  174;  Theiner  Cod.  dorn.  1,4.  7.  3.  Roul.  de  Cluny  IC.  4.  Thei- 
uer  Cod.  dorn.  1,  210.     5.  Vgl.  §  346  n.  13. 
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Stellen  vorkommen,  welche  der  echte  Text  nicht  enthalten  haben  kann.  An- 
dererseits aber  wird  sich  ergeben,  dass  die  Stellen,  von  welchen  sich  das  mit 
Bestimmtheit  behaupten  lässt,  zwar  gewichtigen  Inhaltes,  aber  geringen  Ura- 
fanges  sind,  dass  der  Inhalt  der  Hauptmasse  des  Textes  nicht  allein  keinen 
Anstoss  erregt,  sondern  sich  da  auch  eine  Menge  Haltpunkte  ergeben,  welche 
aufs  bestimmteste  darauf  hindeuten,  dass  der  Text  der  echten  Urkunden  sich 
im  allgemeinen  ungeändert  in  den  uns  vorliegenden  Stücken  erhalten  haben 
muss. 6 

348.  —  Ist  diese  Annahme,  deren  genauere  Begründung  wir  weiterhin 
versuchen  werden,  richtig,  so  sollte  nun  freilich  zunächst  vorauszusetzen  sein, 
dass  gegen  das  Formelle  der  Urkunden,  wenigstens  so  weit  dasselbe 
sich  auch  in  einer  Abschrift  oder  Nachbildung  hätte  beibehalten  lassen,  Ein- 
wendungen nicht  vorlägen.  Handelte  es  sich  nur  um  einzelne  inhaltlich  wichtige 
Interpolationen,  so  fehlte  für  den  Fälscher,  wenn  er  die  Urkunden  abschrieb 
oder  nachbildete,  jede  Veranlassung,  sich  im  Formellen  irgend  von  dem  ihm 
vorliegenden  echten  Texte  zu  entfernen;  er  war  da  umgekehrtauf  ängstlichstes 
Festhalten  an  demselben  hingewiesen,  wollte  er  die  Erreichung  des  Zweckes 
nicht  verfehlen.  Noch  weniger  dürfte  natürlich  von  Anstanden  in  dieser  Rich- 
tung die  Rede  sein,  wollten  wir  annehmen,  die  Fälschung  sei  durch  an  den 
echten  Originalen  vorgenommene  Interpolationen  erfolgt  Dagegen  lassen  sich 
nun  gerade  gegen  manches  Formelle  die  gewichtigsten  Einwände  erheben;  bei 
manchem  ist  gar  nicht  zu  läugnen,  dass  der  echte  Text  da  unmöglich  genau 
wiedergegeben  sein  kann.  Eine  genauere  Prüfung  in  dieser  Richtung  rauss  ich 
Kundigeren  überlassen. 1  Aber  ich  möchte  da  doch  auf  einige  Umstände  hin- 


347.1  6.  Es  ist  vielleicht  nicht  überflüssig  zu  bemerken,  dass  ich  die  Prüfung  der  Urkun- 
den, bei  welcher  es  sich  für  mich  anfangs  lediglich  um  ihre  Beweiskraft  für  die  Ansprüche 
seit  1197  handelt«,  mit  einem  sehr  ungünstigen  Yururtheil  bezüglich  ihrer  Echtheit  be- 
gann, dass  mir  erst  der  Umstand,  dass  die  Hauptmasse  ihres  Inhaltes  den  spateren  An- 
sprüchen der  Kirche  gar  nicht  entspricht,  ihnen  zum  Theil  geradezu  widerspricht,  die 
Ansicht  näher  legte,  es  dürfe  sich  der  echte  Text  grossentheils  erhalten  haben,  dass  ich 
mich  nur  sehr  zögernd  entschloss,  die  Annahme  Ton  Fälschungen  so  weit  einzuschränken, 
als  das  in  den  folgenden  Erörterungen  geschehen  wird.  Uebrigens  ist  diese  Ansicht  keine 
vereinzelte;  am  nächsten  treten  ihr  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  ron  Waitz  über  das 
Privileg  Otto's  in  den  Jahrbüchern  des  deutschen  Reichs  Ic  207;  auch  Pertz,  Giesebrecht 
(2,  610  bezüglich  des  Privilegs  Heinrichs)  und  Andere  nehmen  an,  dass  sich  wenigstens 
theilweise  der  echte  Text  erhalten  habe. 

348.  —  1«  Allerdings  ist  gerade  von  dem  hier  gewiss  kompetentesten  Forscher  be- 
züglich der  Urkunde  Ludwigs  erklärt,  dass  sämmtliche  in  der  Abschrift  erhaltene  Formeln 
unrichtig  lauten;  Tgl.  Sickel  Acta  2,  383.  Unter  andern  Verhältnissen  würde  ich  dieses 
Unheil  als  ein  durchaus  endgültiges  betrachten  und  mich  nicht  entscbliessen,  ihm  gegen- 
über noch  für  eine  Annahme  einzustehen,  welche  doch  nicht  blos  Richtigkeit  des  Inhaltes, 
sondern  auch  grossentheils  wörtliche  Uebereinstimmung  der  Fassung  mit  einer  echten  Vor- 
lage Toraussetzt  Aber  einmal  kann  jenes  ürtheil  in  weitem  Umfange  bestehen  bleiben, 
ohne  aus  den  Ton  mir  geltend  zu  machenden  Gründen  meine  Annahme  auszuschließen. 
Weiter  schienen  sich  mir  für  diese  doch  so  Tiele  bestimmte  Haltpunkte  zu  ergeben,  traf  ich 
bei  allen  Versuchen,  die  wohl  unläugbare  Echtheit  mancher  Stellen  anders  zu  erklären, 
auf  so  Tiele  Schwierigkeiten,  dass  es  mir  immerhin  möglich  schien,  die  geltend  zu  machen- 
den Gründe  würden  doch  auch  auf  jenes  Urtheil  noch  modiniirend  einwirken  können.  Zu- 
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weisen,  welche  mir  gerade  in  diesem  Falle  das  Gewicht  der  aus  dem  Formellen 
entnommenen  Bedenken  zu  schwächen  und  es  zuzulassen  scheinen,  trotz  man- 
cher Mängel  in  dieser  Richtung  an  der  Annahme  wörtlicher  Uebereinstiramung 
der  Hauptmasse  des  uns  vorliegenden  Textes  mit  echten  Vorlagen  festzuhalten. 

Zunächst  wird  zu  beachten  sein,  dass  sich  bestimmte  Haltpunkte  dafür 
ergeben,  dass  die  Anfertigung  der  angeblichen  Originale  nach 
blossen  Abschriften  erfolgt  sein  muss.  Jetzt  ist  nur  noch  ein  angeb- 
liches Original  des  Privilegs  Otto's  vorhanden,  welches  durchweg  mit  den  an- 
derweitig erhaltenen  Abschriften  stimmt  Dagegen  waren  1278  noch  die  an- 
geblichen Originale  aller  drei  Privilegien  vorhanden.2  Da  ist  nun  auch  bei  den 
beiden  andern  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  angeblichen  Originale  genau 
mit  den  uns  erhaltenen  Abschriften  gestimmt  haben  müssen.  Die  erhalteneu 
Abschriften  stimmen  unter  sich  im  wesentlichen  überein,  so  insbesondere  die 
iu  einer  Vatikanischen  Handschrift  aus  dem  Beginne  des  zwölften  Jahrhun- 
derts mit  denen  im  Zinsbuche  des  Kämmerer  Cencius;  nirgends  bietet  sich  ein 
Anhalt  filr  die  Annahme,  dass  die  Urkunden  noch  in  abweichender  Fassung 
vorhanden  waren.  Wenigstens  bei  Cencius  ist  gewiss  anzunehmen,  dass  er 
sich  an  die  beste  Quelle,  an  die  damals  noch  vorhandenen  angeblichen  Ori- 
ginale hielt,  dass  demnach  der  Text  derselben  in  seinen  Abschriften  getreu 
überliefert  ist.  Wir  haben  dafiir  noch  bestimmtere  Zeugnisse.  Ausser  der 
Urkunde  Otto's  wurde  auch  die  Heinrichs  1245  zu  Lyon  aus  dem  angeblichen 
Originale  transsumirt;  der  Transsumpt  stimmt  durchaus  mit  der  Abschrift  des 
Cencius,  auch  im  Fehlen  der  Datirung,  welches  demnach  nicht  der  Nachlässig- 
keit der  Abschreiber  zur  Last  fallt,  auf  das  angebliche  Original  zurückgeht 3 
Es  wurde  weiter  aus  den  angeblichen  Originalen  1278  Abschrift  der  Eingänge 
und  der  dieRomagna  betreffenden  Stellen  an  K.  Rudolf  geschickt;  sie  stimmen 
genau  mit  den  bei  Cencius  und  anderweitig  erhaltenen  Abschrifter.,  so  insbe- 
sondere auch  in  dem  unvollständigen  Titel  K.  Ludwigs,  welchen  man  wieder 
in  blossen  Abschriften  leicht  auf  Nachlässigkeit  des  Abschreibers  zurück- 
fuhren könnte.  Die  uns  vorliegenden  Abschriften  werden  wir  daher  mit  voller 
Sicherheit  auch  für  die  Beurtheilung  der  angeblichen  Originale,  wie  sie  im 
zwölften  Jahrhunderte  vorhanden  waren,  zu  Grunde  legen  dürfen;  wie  sieh 

dem  handelt  es  sich  hier  am  einen  Gegenstand,  der  voraussichtlich  noch  mehrfach  unter- 
sucht wird;  erweist  sich  meine  Annahme  in  so  weitem  Umfange  als  unhaltbar,  so  ist  das 
für  den  Hauptgegenstand  meiner  Untersuchung,  die  Bedeutung  der  Privilegien  für  die  Re- 
kuperaüonen,  ohne  Gewicht,  wahrend  die  von  mir  geltend  gemachten,  insbesondere  den 
Inhalt  der  Privilegien  ins  Auge  fassenden  Gründe  doch  ein  möglichst  begründetes  End- 
urtheil  über  diesen  nächsten  Gegenstand,  mag  es  nun  mit  dem  meinigen  übereinstimmen 
oder  nicht,  wesentlich  fördern  dürften.  Erweist  aber  meine  Ansicht  sich  als  haltbar,  dass 
die  wenigen  Interpolationen  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit  ausscheiden  lassen,  so  würde  der 
grösste  Theil  der  Urkunden  als  durchaus  glaubwürdige  Quelle  benutzt  werden  dürfen;  und 
das  schiene  mir  doch  von  grossem  Gewichte,  zumal  gerade  manche  neuere  Forscher  sich 
damit  begnügen,  die  Urkunden  einfach  als  Fälschungen  zu  bezeichnen  und  weiter  ganz  un- 
berücksichtigt zu  lassen,  obwohl  doch  auch  schon  früher  auf  die  echten  Bestandteile  viel- 
fach hingewiesen  ist  und  sie  sich  damit  meiner  Ansicht  nach  für  manche  Punkte  eine  über- 
aus "wichtige  Erkenntnissquelle  verschliessen.      2.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  210.      3.  Roul. 
de  Cluny  16. 
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das  bei  dem  Privilege  Otto's  unmittelbar  ergibt,  werden  auch  bei  den  beiden 
andern  alle  formellen  Mängel  der  Abschriften  in  den  angeblichen  Originalen 
ebenso  vorhanden  gewesen,  nicht  etwa  auf  Nachlässigkeiten  der  von  diesen 
Abschreibenden  zurückzuführen  sein. 

Dann  aber  kann  von  diesen  angeblichen  Originalen  keines  echt  gewesen 
sein.  Bei  dem  noch  vorhandenen  Otto's  ist  das  gar  nicht  zu  bezweifeln.4  Bei 
dem  Heinrichs  zeigen  sich  allerdings  weniger  äussere  Bedenken;  aber  auch 
hier  dürfte  schon  das  Fehlen  jeder  Datirung  bei  einer  so  wichtigen  Urkunde 
den  Gedanken  an  Echtheit  ausschliessen.  Bei  dem  Ludwigs  kann  von  einem 
echten  Originale  dieser  Fassung  gar  nicht  die  Rede  sein. 

Wir  werden  da  aber  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  behaupten 
dürfen,  dass  bei  Anfertigung  dieser  angeblichen  Originale  die  echten  Originale 
gar  nicht  mehr  vorhanden  gewesen  sein  können.  Es  sprechen  dafür  die  vielen 
formellen  Mängel,  welche  sich  schlechthin  nicht  erklären  lassen,  wenn  dem 
Fälscher  das  echte  Original  noch  zu  Gebote  stand.  Der  Verlust  kann  ja  auch 
nicht  befremden;  die  römische  Kirche  besitzt  überhaupt  keine  echte  Urkunden 
aus  älterer  Zeit;  dieselben  müssen  durch  Unglücksfalle  zu  Grunde  gegangen 
sein.  War  man  nun  später  darauf  bedacht,  die  vernichteten  Originale  zu  er- 
setzen, so  konnte  das  allerdings  möglicherweise  geschehen  ohne  jeden  nähern 
Anschluss  an  den  Text  der  echten  Urkunden,  auf  Grundlage  der  Kenntnisse, 
welche  man  anderweitig  über  die  alten  Besitzungen  der  Kirche  hatte,  und 
nach  sonstigen  Hülfsmitteln,  wie  sie  eben  zur  Hand  waren.  Die  durchgängige 
Richtigkeit  des  Inhaltes  der  Privilegien  würde  sich  vielleicht  auch  bei  dieser 
Annahme  erklären  lassen,  so  auffallend  sie  immerhin  sein  würde. 

Dagegen  scheinen  andere  Haltpunkte  die  Annahme  einer  Fälschung  ohne 
Zusammenhang  mit  echten  Vorlagen  aufs  bestimmteste  auszu- 
schliessen.  Bei  manchen  Theilen  des  Inhaltes  werden  wir  nicht  blos  die  Rich- 
tigkeit, sondern  auch  die  Ursprünglichkeit  der  wörtlichen  Fassung  nachzu- 
weisen im  Stande  sein ;  so  wird  sich  insbesondere  ergeben,  dass  ein  grosser 
Theil  des  Privilegs  Otto's  wörtlich  mit  dem  824  für  P.  Eugen  gefertigten 
Pactum  stimmen  muss;  er  kann  nur  unter  Benutzung  des  echten  Textes  ent- 
standen sein.  Erregen  weiter  manche  Aeusserlichkeiten  die  grössten  Bedenken, 
so  weisen  andere  wieder  bestimmt  auf  echte  Vorlagen  hin.  Vor  allem  die 
Unterzeichnungen  einer  so  grossen  Anzahl  geistlicher  und  weltlicher  Grosseu 
in  den  Privilegien  von  962  und  1020.  Meines  Wissens  ist  keine  als  unrichtig 
zu  erweisen.  Schon  kurze  Zeit  nachher  wäre  es  kaum  mehr  möglich  gewesen, 
sie  ohne  Vorlage  zu  falschen;  sie  müssen  echten  Urkunden  jener  Kaiser  ent- 
nommen sein.  Nun  war  es  aber  damals  in  sonstigen  Kaiserurkunden  durchaus 
ungebräuchlich,  die  Anwesenden  aufzuführen  oder  unterschreiben  zu  lassen; 
und  in  den  Notariatsprotokollen  über  kaiserliche  Gerichtssitzungen,  wo  das 
allerdings  geschah,  kann  man  schwerlich  eine  solche  Zahl  zusammengefunden 
haben.  Sie  können  wohl  nur  den  echten  Privilegien  für  die  römische  Kirche 
entnommen  sein,  bei  welchen  allein  im  Anschlüsse  an  die  alte  Form  des 

318.]  4.  Vgl.  Waiti  in  den  Jahrbüchern  lc,  211. 
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Pactum  eine  so  zahlreiche  Unterzeichnung  üblich  gewesen  zu  sein  scheint. 
Fehleu  uns  für  die  Urkunde  Ludwigs  die  Namen  der  Unterzeichner,  so  haben 
wir  da  einen  andern,  wenn  auch  minder  gewichtigen  Haltpunkt.  Einhard  er- 
zählt zu  81 7  ausdrücklieb,  Tlieodonis  nomenclator  habe  die  Bitte  des  Pabstes 
um  Erneuerung  des  Pactum  überbracht;  am  Schlüsse  der  Urkunde  selbst  sagt 
nun  der  Kaiser  in  allerdings  ungewöhnlicher  Weise,  dass  er  dieselbe  per  lega- 
ium  8.  Romane  ecclesie  Theodorum  nomeneulatorem  übersende.  Schwerlich 
wird  doch  auch  da  anzunehmen  sein,  dass  ein  späterer  Fälscher  den  richtigen 
Namen  etwa  aus  Einhard  entnahm. 

Auch  ein  anderer  Umstand  scheint  die  Annahme  freier,  nicht  durch  echte 
Vorlagen  bestimmter  Fälschung  aufs  bestimmteste  auszuschliessen.  In  allen 
Privilegien  findet  sich,  wie  wir  bei  den  einzelnen  nachweisen  werden,  so  vieles 
den  spätem  Ansprüchen  der  Kirche  durchaus  Ungünstiges,  ihnen  theilweise 
geradezu  Widersprechendes,  dass  an  einfache  Fälschung,  welche  doch  überall 
durch  das  Interesse  der  Kirche  bestimmt  sein  musste,  nicht  zu  denken  ist. 
Wollte  man  in  dieser  Richtung  gründlich  zu  Werke  gehen,  so  hätte  nach  dem 
früher  Bemerkten5  nichts  näher  gelegen,  als  einfach  eine  den  Angaben  des 
Pabstbuches  über  die  Schenkung  Karls  entsprechende  Urkunde  zu  fertigen, 
welche  für  alle  spätem  Ansprüche  eine  genügende  Grundlage  geboten  hätte. 
Dass  sich  die  nachweisbaren  Fälschungen  auch  wirklich  in  dieser  Richtung 
bewegten,  werden  wir  sehen.  Hat  man  trotzdem  nie  eine  angebliche  Urkunde 
Karls  produzirt,  so  scheint  das  doch  bestimmt  darauf  hinzudeuten,  dass  man 
es  nicht  wagte,  über  den  Kreis  von  Privilegien,  bei  welchen  man  Vorlagen 
hatte,  hinauszugehen.  Hat  man  weiter  nicht  einmal  die  Stellen,  welche  für 
die  Ansprüche  der  Kirche  überaus  bedenklich  waren,  fortgelassen,  so  scheint 
das  doch  aufs  bestimmteste  darauf  hinzuweisen,  dass  man  nicht  allein  echte 
Vorlagen  benutzte,  sondern  auch  Grund  hatte,  sich  möglichst  wenig  von  ihnen 
zu  entfernen,  es  muss  das  die  Vermuthung  begründen,  dass  man  nichts  We- 
sentliches vom  Inhalte  der  Vorlagen  fortzulassen  sich  getraute. 

Scheint  sich  nun  einerseits  zu  ergeben,  dass  bei  Fertigung  der  unechten 
Originale  die  echten  nicht  vorliegen  konnten,  andererseits  aber  echte  Vorlagen 
vorhanden  gewesen  sein  müssen,  so  sind  wir  schon  dadurch  auf  die  Annahme 
hingewiesen,  dass  die  unechten  Originale  auf  Grundlage  von  Abschriften 
der  verlorenen  Originale  entstanden  sind,  welche  sich  bis  auf  die  Zeit 
der  Fälschung  erhalten  hatten.  Das  wird  durch  andere  Haltpunkte  bestätigt. 
Insbesondere  bei  der  Urkunde  Ludwigs  tritt  das  deutlich  hervor.  Nur  bis  zur 
Unterschrift  des  Kaisers :  E<]o  Ludovicu*  miserkordia  dei  impei*ator  sub- 
scripsi,  ist  hier  die  wörtliche  urkundliche  Fassung  in  erster  Person  überhaupt 
beibehalten;  dann  schliesst  sich  ein  Bericht  über  das  Folgende  an:  Et  sub- 
scripserunt  tres  ßlii  eius  et  episcopi  et  abbatea  i'iii.  et  comites  xv.  et 
bibliotecariuA  unus  et  mansionariiis  et  hostiarius  unus.  Niemand  wird  da 
das  Werk  des  Abschreibers  verkennen,  der  sich  seine  Aufgabe  zu  erleichtern 
sucht  Muss  das  nun  aber  auch  in  dem  angeblichen  spätem  Originale  so  ge- 


5.  Vgl.  §  346. 
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standen  haben,  so  beweist  das  doch  deutlich,  wie  ängstlich  der  Fälscher,  der 
die  Namen  nicht  wiederherzustellen  wusste,  seiner  Vorlage  gefolgt  ist. 

Der  Umstand,  dass  die  falschen  Originale  nicht  nach  den  echten  Origi- 
nalen, sondern  nach  Abschriften  derselben  gemacht  sein  müssen,  ist  nun  für 
unsern  nächsten  Zweck  desshalb  von  grosser  Wichtigkeit,  weil  damit  vielfach 
eine  genügende  Er  klär  ung  formeller  Mängel  auch  bei  der  Annahme 
von  Vorlagen,  welche  im  allgemeinen  den  echten  Text  bewahrt  hatten,  ge- 
wonnen scheint  Liegt  eine  Abschrift  in  der  Mitte,  so  kann  es  nicht  auffallen, 
wenn  Ludwig  einfach  Imperator  auftust  us  heisst  ohne  den  sonst  ganz  regel- 
mässig vorkommenden  Zusatz  div'ma  ordinante  Providentia6 ;  es  kann  nicht 
auffallen,  wenn  auf  diesem  Wege  die  ursprünglich  gewiss  vorhandene  Datirung 
der  Urkunden  von  817  und  1020  abhanden  gekommen  ist."  Es  ist  weiter  sehr 
leicht  möglich,  dass  der  Abschreiber  etwas  ausgelassen  hatte,  was  der  Fälscher 
unrichtig  wieder  ergänzte.  Ich  möchte  daraus  die  theils  ungewöhnliche,  theils 
unrichtige  Datirung  des  Privilegs  von  962  erklären ;  sie  wird  in  der  benutzten 
Abschrift,  wie  bei  den  andern  Privilegien,  ganz  oder  theil  weise  gefehlt  haben.8 
Es  scheint  mir  dadurch  sogar  eines  der  auffallendsten  Bedenken  gegen  das 
Privileg  von  962  erklärt  werden  zu  können,  nämlich  die  dem  Signum  des 
Kaisers  angehängte  Rubrik  der  Unterschriften:  Samum  d.  Ottonis  Serenis- 
simi imperatoris  ac  suorum  episcoporum,  abbatum  et  eomitum,  während 
dann  die  einzelnen  Unterschriften  folgen.  Es  mochten  dem  Fälscher  zwei  Ab- 
schriften zu  Gebote  stehen  oder  es  konnte  die  von  ihm  benutzte  Abschrift  auf 
zwei  ältere  Abschriften  zurückgehen,  von  welchen  die  eine  in  Weise  der  Ur- 
kunde Ludwigs  mit  jener  summarischen  Aufführung  schloss,  während  dann 
aus  einer  vollständigeren  noch  die  Unterschriften  der  Einzelnen  zugefugt  wur- 
den. Gibt  nun  das  alles  wohl  Beweise  dafür,  dass  die  späteren  angeblichen 
Originale  nicht  echt  sein  könneu,  so  ist  damit  durchaus  vereinbar,  dass  trotz 
mancher  Mängel  der  äussern  Form9  sich  in  denselben  der  wesentliche  Inhalt 

348.]  6.  Vgl.  Sickel  Acta  1,  279.  7.  Wie  wenig  Gewicht  man  selbst  bei  offiziellen  Ab- 
schriften auf  Vollständigkeit  bezüglich  der  Aeusserlichkeiten  legte,  zeigen  die  Rollen  von 
Cluny;  es  fehlt  da  das  Datum  selbst  bei  Urkunden,  bei  welchen  es  uns  anderweitig  erhalten 
ist;  so  bei  dem  Privileg  K.  Otto's  von  1201,  Theiner  Cod.  dorn.  1,  36;  bei  der  Transsumi- 
rung  des  Privilegs  von  1020  fehlen  eilf  von  den  sonst  vorkommendon  Unterschriften;  vgl. 
Roul.  de  Cluny  16.  19.  8.  Es  Hesse  sich  da  vielleicht  unterstützend  geltend  machen, 
dass  die  älteste  Abschrift  im  Cod.  Vatic.  1984  nach  Mon.  Germ.  4b,  166  nur  Inkarnations- 
jabr  und  Indiktion  nennt,  welche  unbedenklich  sind;  doch  ist  bei  sonstiger  Uebereiustim- 
mung  auch  in  erwiesen  Gefälschtem  die  Annahme,  dass  sich  hier  unabhängig  vom  angeb- 
lichen Original  ein  ursprünglicherer  Text  erhalten  habe,  nicht  wahrscheinlich,  zumal  sich 
auch  hier  der  sogleich  zu  erwähnende  äussere  Mangel  zeigt.  Die  bedeutenderen  Interpola- 
tionen könnten  allerdings  schon  vorhanden  gewesen  sein,  als  die  angeblichen  Originale 
gefertigt  wurden;  aber  eiu  bestimmterer  Ualtpuukt  für  diese  Annahme  scheint  sich  doch 
nirgends  zu  ergeben.  V).  Nicht  dahin  zählen  möchte  ich  die  von  Usiuger  bei  Hirsch 
Heinr.  II  1,  449  bemängelte  Unterfertigung  bald  mit  Signum,  bald  mit  Ego  tubteripn;  sie 
entspricht  ganz  dem  Brauche  der  kaiserlichen  Placita  und  anderer  italienischer  Urkunden; 
auch  dass  ein  Bischof  und  Abt  erst  nach  den  Weltlichen  zugefügt  werden,  ist  eine  Unregel- 
mässigkeit, welche,  wenn  wir  sie  nicht  überhaupt  den  Abschreibern  zur  Last  legen  wollen, 
sich  doch  auch  sonst  aus  naheliegenden  Gründen  wohl  findet;  vgl.  Kicker  Reichsfürstenst. 
1,  157;  dazu  Beyer  Urkundenb.  1,  502. 
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der  Urkunden  in  ursprünglicher  Fassung  erhalteu  haben  könne;  dieser  kann 
ungeändert  durch  die  Abschreiber  überliefert  sein,  wenn  sie  sich  auch  bei  den 
für  sie  gleichgültigen  Aussendingen  kürzende  Abweichungen  erlaubten. 

349.  —  Lässt  sich  durch  diese,  wie  ich  denke,  ziemlich  ausreichend  be- 
gründete Annahme  einer  Ueberlieferung  des  ursprünglichen  Textes  durch  blosse 
Abschriften  manches  formelle  Bedenken  beseitigen,  so  bleibt  freilich  auch  dann 
noch  manches  Auffallende  in  der  Form.  Aber  doch,  so  weit  ich  sehe,  nie  in 
der  Richtung,  dass  es  gerade  auf  spätere  Fälschung  hindeutete,  dass  etwa 
Wendungen  und  Ausdrücke  gebraucht  wären,  welche,  erst  im  eilften  Jahr- 
hunderte aufgekommen,  die  Entstehung  der  vorliegenden  Fassung  schon  im 
neunten  und  zehuten  Jahrhunderte  ausschliessen  würde.  Es  dürfte  sich  eher 
umgekehrt  behaupten  lassen,  dass  insbesondere  in  den  Privilegien  von  962 
und  1020  sich  manches  findet,  was  zu  dieser  angeblichen  Entstehungszeit 
kaum  mehr  passen  würde,  wenn  wir  die  Fassung  damals  selbstständig  ent- 
worfen dächten.  Und  überhaupt  scheint  es  sich  da  mehr  um  Dinge  zu  handeln, 
welche  wohl  als  auffallend  und  eigentümlich,  aber  kaum  aJs  schlechtweg  un- 
zulässig zu  bezeichnen  sind. 

Solche  Bedenken  dürften  nun  vielfach  ihr  Gewicht  verlieren  bei  Beach- 
tung des  deutlich  hervortretenden  Festhaltens  an  den  hergebrachten 
Formen  des  Pactum.  Ist  bei  Erwähnungen  uns  verlorener  Pacta  mehr- 
fach bemerkt,  dass  sie  nach  dem  Vorbilde  des  frühern  gefertigt  wurden,  so 
findet  das  durch  die  vorliegenden  drei  Privilegien  seine  volle  Bestätigung; 
sehen  wir  von  den  Stellen  ab,  wo  der  Inhalt  überhaupt  ein  ganz  abweichender 
ist,  so  ergibt  die  oberflächlichste  Vergleichung,  dass  alle  drei  Urkunden  nicht 
blos  bezüglich  der  Hauptmasse  des  Inhalts,  sondern  insbesondere  auch  bezüg- 
lich des  Formellen  durch  einander  bestimmt  sind;  dass  bei  jeder  derselben  die 
Form  der  vorhergehenden  unmittelbar  oder  durch  Vermittlung  auf  ihr  beruhen- 
der Zwischenglieder  als  Muster  gedient  hat.  Es  folgt  daraus,  dass  Bedenken 
gegen  die  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs,  welche  sich  auf  den  da- 
maligen Brauch  stützen,  ihr  Gewicht  verlieren,  sobald  sie  sich  auf  die  Urkunde 
Ludwigs  zurückfuhren  lassen. 

Das  trifft  insbesondere  die  gesammte  Art  der  Beglaubigung.  Gehen  wir 
zur  Beurtheilung  der  Urkunden  von  962  und  1020  vom  Brauche  der  dama- 
ligen Zeit  aus,  so  lässt  sich  mit  vollem  Fug  einwenden,  dass  die  Schlussformel 
eine  ganz  ungewöhnliche  ist,  dass  Monogramm  und  Rekognition  nicht  fehlen 
dürften,  dass  die  Mitunterzeichnung  einer  Anzahl  von  Grossen  in  einer  vom 
Kaiser  ausgestellten  Urkunde  dem  Brauche  der  Zeit  nicht  entspricht. 1  Aber 


349.  —  1*  Ueberhaupt  fremd  sind  übrigens  solche  Formen  auch  dieser  Zeit  nicht. 
Für  die  notariellen  Beurkundungen  der  kaiserlichen  Placita  des  Kaisers  in  Italien  bis  ins 
zwölfte  Jahrhundert  ist  die  Beglaubigung  durch  Unterschrift  oder  Handmal  des  Kaisers, 
und  zwar  in  der  Kegel  durch  Kreuz,  nicht  durch  Monogramm,  dann  durch  Handmal  oder 
Unterschrift  der  Anwesenden  die  ganz  gebräuchliche  Form.  Und  vereinzelt  finden  sich  auch 
spater  noch  Urkunden,  welche,  obwohl  sie  in  Weise  der  Kanzlei  den  Kaiser  redend  ein- 
führen, also  nicht  einfache  Protokolle  der  Hofnotare  sind,  nur  eine  Beglaubigung  durch 
Unterschrift,  ohne  Siegel,  Monogramm  und  Rekognition  haben;  Tgl.  Böhmer  Acta  101. 
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alles  das  entspricht  genau  der  Beglaubigung  der  Urkunde  Ludwigs.  In  dieser 
lautet  die  Korroborationsforrael :  proprie  nuinus  signacido  H  venerabilium 
episcoporum  atque  abbatum  vA  etiam  optimatum  nostrorum  sub  iureiu- 
rando  promissiotübus  et  subscriptionibu«  pactum  istud  nostre  confirma- 
tionis  roborammus.  Das  ist  wörtlich,  nur  unbedeutend  gekürzt,  in  die  Ur- 
kunden Ottos  und  Heinrichs2  übergegangen.  Nur  ist  in  beiden  noch  eine 
Ankündigung  des  Siegels  angehängt.  Es  wäre  möglich,  dass  diese  echt  wäre, 
da  man  ja  später  noch  eine  weitere  Bekräftigung  hinzufügen  mochte,  und  dann 
zeigt  der  Umstaud,  dass  die  Siegelformel  nicht  mit  der  übrigen  Korrobora- 
tionsformel  verschmolzen  ist,  wie  sehr  man  am  hergebrachten  Wortlaut  fest- 
hielt. Es  ist  aber  auch  denkbar,  dass  erst  der  Fälscher  der  spätem  Originale 
das  Siegel  nicht  entbehren  mochte  und  die  Ankündigung  zufügte. 3 

In  dieser  Richtung  würde  also  die  Frage  darauf  zurückzuführen  sein,  ob 
diese  und  andere  übereinstimmende  Formen  in  der  Urkunde  Ludwigs 
Bedenken  erregen.  Es  wird  nicht  zu  läugneu  sein,  dass  auch  da  manches  auf- 
fällt. So  die  Bekräftigung  nur  durch  Unterschrift,  nicht  durch  das  jetzt  selten 
fehlende  Siegel.4  Und  die  Mitunterzeichnung  durch  andere  Personen  ist  jeden- 
falls auch  in  dieser  Zeit  etwas  Ungewöhnliches. 5  Nun  ist  aber  gewiss  anzu- 
nehmen, dass,  wenn  man  später  sichtlich  an  den  hergebrachten  Formen  des 
Pactum  festhielt,  auch  das  Privileg  Ludwigs  in  seiner  Form  schon  durch  die 
Schenkungsurkunden  Pipins  und  Karls  von  754  und  774  bestimmt 
war.  Damit  scheint  sich  wohl  dieses  oder  jenes  Bedenken  an  und  für  sich  zu 
erledigen.  Die  Unterkreuzung,  wie  sie  doch  wohl  durch  die  Urkunde  Ludwigs6 
in  die  spätem  Diplome  statt  des  zu  erwartenden  Namensmonogrammes  über- 
gegangen seiu  wird,  entspricht  ganz  dem  Brauche  Pipins;  erst  unter  Karl 
kommt  das  Namensmonogramra  auf. 7  Es  liegen  uns  nun  aber  weiter  Nach- 
richten über  die  beiden  frühem  Schenkungsurkunden  vor;  und  wenn  diese, 

349.]  2.  Hier  fehlen  offenbar  durch  Versehen  Worte  zwischen  »ignaculo  und  »ubtcriptio- 
nibut;  da  aber  Cencius  und  die  spatern  Transsumpte  übereinstimmen  (Theiner  1,  8;  Mon. 
Germ.  4  b,  176),  so  muss  das  Versehen  schon  auf  das  angebliche  Original  oder  die  für  das- 
selbe benutzte  Abschrift  zurückgehen.  8.  Dasselbe  könnte  gelten  ron  der  ron  Waitz 
betonten  ungewöhnlichen  Apprekation :  Facta  ett  hec  pactio  f diäter,  in  der  Urk.  Ton  962, 
wo  die  am  Schlüsse  unzuständige  Urk.  tou  817  keine  Kontrolle  bietet.  Wahrscheinlicher 
ist  mir,  dass  auch  da  die  älteste  Fassung  des  Pactum  massgebend  war,  bei  welcher  insbe- 
sondere das  Fehlen  des  erst  in  der  Karolingerzeit  aufkommenden  und  anfangs  nicht  immer 
zugefügten  (Tgl.  Sickel  Acta  1,  238)  amen  weniger  befremden  würde.  4.  Vgl.  Sickel 
Acta  1,  191.  Das  proprie  manu*  »ignaculo  in  der  ürk.  Ludwigs  soll  doch  wohl  nur  das 
Handmal  ankündigen,  wenn  es  auch  die  Ankündigung  des  Siegels  mit  einschliessen  könnte; 
jedenfalls  hat  mau  es  später  nur  auf  das  Handmal  bezogen,  wie  die  Zufügung  der  Siegel- 
formein  es  zeigt.  5.  Vgl.  Sickel  Acta  1,  203.  6.  Diese  unterscheidet  sich  allerdings 
dadurch,  dass  sie  nicht  blos  Handmal,  sondern  eigenhändige  Unterschrift  gehabt  haben  soll. 
Ob  das  bei  einem  des  Schreibens  kundigen  Herrscher  als  Ausnahme  bei  einer  so  wichtigen 
Urkunde  zulässig  scheint,  mag  ich  nicht  beurtheilen.  Es  könnte  das  möglicherweise  auch 
eine  Zuthat  oder  Aenderung  des  Fälschers  sein;  im  eilften  Jahrhunderte  wurden  die  Ge- 
richtsurkunden insbesondere  tou  Heinrich  IV  regelmässig  mit  Ego  —  lubscripsi  unter- 
schrieben, mit  Torgesetztem  Kreuze,  wie  ein  solches  doch  wohl  auch  bei  eigenhändiger 
Unterschrift  in  der  Urk.  Ludwigs  vorauszusetzen  seiu  würde,  wenn  es  auch  in  der  Abschrift 
uicut  erhalteu  ist.      J.  Vgl.  Sickel  Acta  316. 
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insbesondere  bezüglich  der  Pipins,  auch  sehr  dürftig  sind,  so  scheinen  sie  doch 
zu  genügen,  um  wenigstens  bezüglich  einzelner  auffallender  Punkte  den  for- 
mellen Zusammenhang  des  Pactum  Ludwigs  mit  den  frühern  bestimmter  fest- 
zustellen und  damit  die  Bedenken  zu  beseitigen.  In  dem  Berichte  des  Pabst  - 
buches  über  die  Schenkung  Karls  heisst  es  ausdrücklich:  proprio,  manu — 
eam  corroborans,  universos  cpiscopos,  abbaten,  duces  etiam  et  arafiones  in 
ea  ascribi  fecit.  Also  auch  hier  die  auffallende  Mitunterzeichnung  der  Grossen; 
und  da  die  Schenkung  Karls  ad  instur  anteriores  verbrieft  wurde,  wie  aus- 
drücklich bemerkt  wird,  so  geht  jene  Mitunterzeichnung  gewiss  auf  die  Ur- 
kunde Pipins  zurück.  Dasselbe  möchte  ich  danach  annehmen  bezüglich  der 
Nichtbekräftigung  durch  das  Siegel.  Obwohl  das  Pabstbuch  bei  der  Urkunde 
Karls  die  Korroboration  besonders  betont,  dann  auch  noch  die  Fertigung 
mehrerer  Exemplare  erzählt,  findet  sich  keine  Andeutung  einer  Besiegelung. 
Ebenso  kann  es  doch  auffallen,  dass  in  zwei  päbstlichen  Briefen  durch  die 
Ausdrücke:  per  donationem  vestram  mann  ßrmatam  und  quae  per  dona- 
tionem  manu  vestra  conßrmastiss,  auch  für  die  Schenkung  Pipins  gerade 
das  Handmal  betont  wird;  es  hätte  da  gewiss  nahe  gelegen,  auch  des  Siegels 
zu  gedenken.  Es  ist  doch  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  Pacta  schon  von 
Pipin  ab  nicht  besiegelt  wurden;  und  würde  das  im  allgemeinen  auch  beiPipin 
kaum  weniger  befremden,  so  wird  es  doch  erklärlich  dadurch,  dass  gerade  im 
Pactum  durch  die  Unterschrift  der  Grossen  noch  eine  ausserordentliche  Be- 
glaubigung hinzukam. 

Wohl  noch  bei  manchen  andern  Einzelnheiten  dürfte  sich  das  Zurück- 
gehen auf  die  Urkunden  Pipins  und  Karls  wahrscheinlich  machen  und  daraus 
manches  sich  erklären  lassen,  was  in  den  spätem  Urkunden  an  und  für  sich 
auffällt.  So  vielleicht  der  Umstand,  dass  die  Urkunde  Ludwigs  im  Singular 
beginnt  und  erst  in  den  spätem  Abschnitten  in  den  Pluralis  maiestatis  über- 
geht, während  sich  später  wenigstens  noch  in  dem  E(io  Otto  eine  Nachwir- 
kung zeigt;  die  Urkunde  Pipins  mag,  wie  das  für  jene  Zeit  zulässig  erscheint9, 
noch  ganz  im  Singular  gefasst  gewesen  sein.  Die  meines  Wissens  später  we- 
niger übliche  Bezeichnung  des  Pabstes  als  Vicarius  des  h.  Petrus,  wie  sie 
sich  in  allen  drei  Privilegien  findet,  ist  ebenso  in  den  Berichten  des  Pabst- 
buches  über  beide  Schenkungen  gebraucht;  und  wie  hier,  findet  sich  auch  die 
Auffassung  als  Donatio,  welche  einem  spätem  Fälscher  ferner  liegen  konnte, 
in  der  Urkunde  Ludwigs.  Auch  dürfte  der  Ausdruck  Pactum  conßrmaüonis, 
mit  welchem  sich  die  Privilegien  in  sonst  ungewöhnlicher  Weise  bezeichnen, 
bei  Herleitung  aus  der  Urkunde  Pipins  am  einfachsten  zu  erklären  sein;  von 
einem  Pactum  ist  zunächst  bei  Verträgen  mit  ausserhalb  des  eigenen  Reiches 
Stehenden  die  Rede,  wie  das  für  den  Pabst  wenigstens  zur  Zeit  Pipins  durch- 
aus zutraf.  Dass  der  Ausdruck  aber  gerade  hier  wirklich  gebräuchlich  war, 
ersehen  wir  schon  aus  Einhard,  der  eben  von  der  Urkunde  Ludwigs  sagt,  der 
Pabst  habe  ersucht  um  Erneuerung  des  pactum,  quod  cum  praecessoribus 
suis  factum  erat. 

8.  Cod.  Carol.  ep.  6.  7.     ».  Sickel  Acta  1,  180. 
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Es  ist  möglich,  dass  die  hervorgehobenen  Unistände  nicht  genügen,  alles 
Auffallende  zu  erklären,  dass  sich  insbesondere  noch  geltend  machen  Hesse, 
auch  für  die  Annahme  einer  ersten  Fassung  unter  Pipin  würde  manches  nicht 
passen.  Aber  dann  wird  doch  schliesslich  noch  geltend  gemacht  werden  dürfen, 
dass  sich  darüber  gerade  in  diesem  Falle  kaum  mit  solcher  Sicherheit  urtheilen 
lassen  wird,  wie  sie  für  andere  Urkunden  zu  gewinnen  ist.  Für  die  Schen- 
kungsurkunde, wie  sie  754  ausgestellt  wurde,  gab  es  kein  Muster;  sie  Hess 
sich  in  keine  der  Klassen  von  Urkunden  einreihen,  welche  sonst  gefertigt 
wurden,  wenn  irgendwo,  so  würde  gerade  hier  ein  Abweichen  von  den  frän- 
kischen Kanzleiformen  nicht  befremden  können,  zumal  wenn  wir  noch  die 
Möglichkeit  in  Anschlag  bringen,  dass  die  Fassung  durch  einen  Entwurf  der 
päbstlichen  Kanzlei  bestimmt  sein  konnte. 

Fassen  wir  dasErgebniss  zusammen,  so  scheinen  mir  die  formellen 
Bedenken  die  Möglichkeit  nicht  auszuschliessen,  dass  sich  in  den  Privilegien, 
wie  sie  uns  vorliegen,  der  Inhalt  der  früher  vorhanden  gewesenen  echten  in 
seiner  ursprünglichen  Fassung  erhalten  hat.  Sind  die  Originale,  wie  sie  später 
vorhanden  waren,  zweifellos  unecht,  so  ist  allerdings  eine  Fälschung  vorge- 
nommen; aber  nach  dem  Gesagten  bleibt  es  immerhin  möglich,  dass  dieselbe 
nur  eine  formelle,  nicht  zugleich  eine  materielle  war,  dass  der  Fälscher  ledig- 
lich beabsichtigte,  die  verlorenen  Originale  auf  Grundlage  der  erhaltenen  Ab- 
schriften möglichst  getreu  wiederherzustellen,  nicht  aber  am  Inhalte  irgend 
etwas  zu  ändern,  wie  sich  dafür  ja  auch  sonst  wohl  Beispiele  finden;  die  Ab- 
weichungen vom  ursprünglichen  Texte  würden  dann  nur  unabsichtliche,  ins- 
besondere durch  die  Mängel  der  benutzten  Abschriften  bedingte  sein.  Und  ein 
günstiges  Vorurtheil  in  dieser  Richtung  wird  es  jedenfalls  erwecken,  dass 
manche  der  Kirche  ungünstige  Bestimmungen  in  die  gefälschten  Originale  auf- 
genommen sind.  Aber  andererseits  ist  es  ebensowohl  möglich,  dass  der  Fäl- 
scher, wenn  er  sich  auch  im  allgemeinen  durch  seine  Vorlagen  hat  bestimmen 
lassen,  dennoch  die  wichtigsten  Aenderungen  des  Inhaltes  vorgenommen 
haben  kann. 

350.  —  Die  Prüfung  des  Inhalts  der  Privilegien  wird  uns  Auf- 
schluss  darüber  geben  können,  in  wie  weit  das  eine  oder  andere  zutreffen 
dürfte.  Sind  echte  Vorlagen  nicht  zu  bezweifeln,  wird  sich  für  einzelne  Stücke 
bestimmter  ergeben,  dass  die  ursprüngliche  Fassung  beibehalten  sein  muss, 
so  wird  gewiss  im  allgemeinen  überall  auf  Echtheit  des  Textes  zu  vermutheu 
sein,  wo  die  Richtigkeit  des  Inhaltes  anderweitige  Bestätigung  findet  oder  wo 
der  den  Ansprüchen  der  Kirche  ungünstige  Inhalt  an  und  für  sich  die  Richtig- 
keit des  Inhaltes  verbürgt.  Wird  sich  nun  ergeben,  dass  das  bei  der  Ilaupt- 
masse  der  Urkunden  der  Fall  ist,  dagegen  das  seinem  Inhalte  nach  bestimmt 
als  Fälschung  zu  Bezeichnende  von  sehr  geringem  Umfange  ist,  so  wird  schon 
das  ein  günstiges  Vorurtheil  für  die  Stellen  erwecken,  wo  der  Richtigkeit  nichts 
im  Wege  steht,  ohne  dass  sie  bestimmt  zu  erweisen  wäre.  Wird  sich  weiter 
ergeben,  dass  die  bestimmt  als  gefälscht  zu  bezeichnenden  Stellen  sich  auch 
äusserlich  verratheu,  zumal  bei  Vergleichung  der  drei  Privilegien,  dass  die 
Interpolation  keine  sehr  geschickte  war,  so  wird  sich  daraus  eiu  günstiges 
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Vorurtheil  für  alle  Stellen  ergeben,  bei  welchen  die  Fassung  keinerlei  Halt- 
punkte für  die  Annahme  von  Interpolationen  bietet.  Wird  sich  weiter  ergeben, 
dass  die  bestimmt  nachweisbaren  Fälschungen  sich  nicht  durch  alle  Privilegien 
durchziehen,  dass  sie  entweder  nur  das  Ludwigs,  oder  aber  die  Ileinrichs  und 
Otto's  treffen,  so  wird  das  ein  günstiges  Vorurtheil  für  alles  begründen,  worin 
die  drei  Privilegien  übereinstimmen.  Sollte  es  uns  demnach  gelingen,  die  hier 
angenommenen  Voraussetzungen  bestimmter  zu  begründen,  so  sind  damit  doch 
sehr  ausreichende  Ilaltspunkte  gewonnen,  um  die  Echtheit  von  Stellen  unbe- 
denklichen, aber  nicht  ausdrücklich  als  richtig  zu  erweisenden  Inhaltes  wenig- 
stens im  höchsten  Grade  wahrscheinlich  zu  machen. 

Mit  den  territorialen  Bestimmungen  des  Privilegs  K.  Lud- 
wigs haben  wir  uns  zum  Theil  schon  früher  beschäftigt.  Das  Ergebniss  war 
ein  für  die  Glaubwürdigkeit  sehr  günstiges;  so  weit  uns  irgend  andere  Halt- 
punkte zu  Gebote  standen,  ergab  sich,  dass  der  Umfang  des  Patrimonium  im 
engern  Sinne  hier  gerade  so  bestätigt  ist,  wie  er  sich  auf  Grundlage  des  römi- 
schen Dukats  und  der  Einzelschenkungen  Pipins  und  Karls  gestaltet  hatte  und 
bis  in  spätere  Zeiten  beansprucht  wurde.1  Es  werden  weiter  bestätigt  der 
Exarchat  und  die  Pentapolis  mit  Aufzählung  der  dazu  gehörenden  Orte;  die 
Nachrichten  über  die  Schenkungen  Pipins  und  Karls  lassen  keinen  Zweifel  an 
der  Richtigkeit.2  Unbedenklich  erscheint  mir  auch  die  Bestätigung  der  Städte 
in  Campanien  3,  dann  der  Patrimonien  in  den  Gebieten  von  Benevent,  Salerno4, 
Calabrien  und  Neapel,  obwohl  dagegen  vielfach  Einwendungen  erhoben  sind, 
welche  sich  insbesondere  darauf  stützen,  dass  diese  Gebiete  nicht  in  der  Hand 
der  Franken  waren.  Nun  lässt  sich  aber  doch  nicht  läugnen,  dass  auch  Pipin 
und  Karl  bei  ihren  Schenkungen,  wenn  wir  den  Nachrichten  über  dieselben 
nicht  allen  Glauben  verweigern  wollen,  über  Gebiete  verfügten,  welche  gar 

356.  —  1.  Vgl.  §§  333. 334. 337.  2.  Auffallen  könnt«  nur.  dass  es  in  allen  Privilegien 
heisst:  See  non  et  exarchatum  Ravennatem  —  id  est  chntatem  Ravennatem  et  Emiliam, 
Bolrium  und  die  übrigen  Städte  der  Romagna.  Da  der  Ausdruck  Emilia  auch  über  den 
Exarchat  hinaus  die  dem  Pabste  nie  überlassenen  Städte  südlich  vom  Po  umfasst,  auch  die 
Aufzählung  zwischen  den  Städten  befremdet,  so  könnte  an  Einschiebung  des  et  Emiliam 
gedacht  werden.  Aber  aus  dem  Berichte  des  Pabstbuches  über  die  Schenkung  Pipins  und 
aus  den  Briefen  des  Pabstes  Hadrian  ergibt  sich,  dass  der  Ausdruck  damals  insbesondere 
zur  Bezeichnung  des  Exarchats,  und  zwar,  wie  es  scheint,  Rayenna  selbst  ausgenommen, 
gebraucht  wurde,  da  dieses  nicht  als  Stadt  der  Emilia  aufgeführt  wird  und  es  einmal  heisst 
W/um  e,v  Ratnnianis  vel  Emitiae;  vgl.  Cod.  Carol.  ep.  51.  55.  56.  Danach  wird  Emilia 
zunächst  als  Gesammtbezeichnuncr  der  folgenden  Städte  zu  fassen  sein,  und  entspricht 
durchaus  dem  Sprachgebrauche  der  Entstehungszeit  des  Pactum.  Insbesondere  würde  der 
Ausdruck  einem  spätem  Fälscher  kaum  geläufig  gewesen  sein;  der  Fälscher  der  Cession  P. 
Leo's  von  964,  Tgl.  §  346  n.  16,  erwähnt  die  Emilia  nicht.  &  Vgl.  §  333  n.  .9.  4.  Sa- 
lerno wird  hier  allerdings  in  den  spätem  Pririlegien  nicht  genannt.  Da  es  sich  nur  um 
die  Patrimonien  handelt,  möchte  ich  darauf  kaum  grösseres  Gewicht  legen;  es  kann  immer- 
hin aus  uns  nicht  näher  bekannten  Ursachen  das  Wort  in  den  spätem  Pactis  fortgelassen 
sein.  Ist  Fälschung  des  Privilegs  einmal  zuzugeben,  so  kann  das  Wort  freilich  auch  hier 
eingeschoben  sein;  dann  wäre  daran  zu  erinnern,  dass  Salerno  von  Gregor  VII  bestimmt 
für  die  Kirche  in  Ansprach  genommen  wurde;  Tgl.  Greg.  Reg.  1.  8  ep.  la.  b;  auch  1137 
entstand  Streit  darüber,  ob  Salerno  dein  Pabste  oder  dem  Kaiser  gehöre:  Tgl.  Petr.  Diac . 
Mon.  Genn.  9, 833. 
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nicht  in  ihrer  Gewalt  waren;  sie  würden  vielleicht  weniger  freigebig  gewesen 
sein,  hätten  sie  dieselben  thatsächlich  besessen.  Der  Sinn  der  Verleihung  ist 
da  doch  nur  der,  dass  die  Ansprüche  der  romischen  Kirche  auf  die  bezüglichen 
Gebiete  und  Güter  von  den  Frankenkönigen  anerkannt  werden,  dass  sie  als 
weltliche  Schützer  der  Kirche  sich  um  ihre  Wiedergewinnung  bemühen  und 
sie  zurückstellen  wollen,  wenn  sie  in  ihre  Gewalt  kommen.  Und  zudem  hatten 
sie  dann  durch  die  Kaiserkrönung  die  weitgehendsten  Ansprüche  erworben. 
Waren  jene  Gebiete  817  nicht  in  der  Gewalt  des  Kaisers,  so  wurde  doch 
gewiss  auf  fränkischer  Seite  nicht  bezweifelt,  dass  sie  das  von  Rechtswegen 
sein  sollten.  Hatte  zudem  die  Kirche  in  jenen  Gebieten  zweifellos  von  alters- 
her  Patrimonien,  so  sehe  ich  kaum,  wie  gerade  gegen  diese  Stelle  der  Urkunde 
begründete  Zweifel  sollten  erhoben  werden  können.  Es  scheint  mir  vielmehr 
umgekehrt  der  Umstand  ein  günstiges  Vorurtheil  zu  erwecken,  dass  hier  nur 
von  einzelnen,  zum  Herzogthume  Benevent  gehörigen  Städten  Campaniens  und 
vom  beneventanischen  Patrimonium  die  Rede  ist,  nicht  aber  vom  gesammten 
Herzogthume  Benevent,  welches  gar  nicht  genannt  wird;  nach  allem,  was  wir 
über  die  Verhältnisse  Karls  zu  Hadrian  wissen,  hat  jener  die  Ansprüche, 
welche  der  Pabst  nach  der  Schenkung  auf  das  ganze  Herzogthum  hätte  er- 
heben können,  eben  in  dieser  Weise  abgefunden. 

Dagegen  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  Stelle,  in  welcher  die 
Inseln  Corsica,  Sardinien  und  Sizilien  bestätigt  werden,  gefälscht  ist 
An  und  Mir  sich  würde  die  Schenkung  dieser  Inseln  mir  nicht  bedenklicher 
scheinen,  als  manches  andere  bei  den  Schenkungen;  die  Kirche  hatte  dort 
ausgedehnte  Patrimonien,  für  die  Frankenherrscher  konnten  diese  Inseln,  wenn 
sie  dieselben  überhaupt  in  ihre  Gewalt  brachten,  kaum  ein  sicherer  Besitz 
werden.  Und  Corsica,  obwohl  es  Karl  damals  nicht  besass,  bildete  ja  wirklich 
einen  Theil  seiner  Schenkung,  wie  das  auch  abgesehen  vom  Berichte  des 
Pabstbuches  durch  ein  Schreiben  P.  Leo's  bestätigt  wird.5  Andere  Gründe 
sprechen  aber  bestimmt  gegen  die  Echtheit  der  Stelle. 

Einmal  fehlt  in  der  Urkunde  Ludwigs  jede  Andeutung,  dass  die  territo- 
rialen Rechte  der  Kirche  erweitert  werden  sollten.  Fügt  ein  Herrscher  bei 
einer  Bestätigung  des  frühern  Besitzes  neue  Schenkungen  hinzu,  so  wird  das 
doch  immer  bemerklich  gemacht,  wie  das  auch  bei  den  betreffenden  Stellen 
der  Privüegien  Otto's  und  Heinrichs  der  Fall  war.  Die  Urkunde  Ludwigs  ist 
aber  ihrer  ganzen  Fassung  nach  einfach  eine  Bestätigung  des  Besitzes,  wie  er 
sich  unter  Karl  gestaltet  hatte.  Dass  Karl  aber  der  Kirche  Sardinien  und 
Sizilien  schenkte,  wissen  wir  weder,  noch  ist  es  irgend  wahrscheinlich. 

Gewichtiger  ist  der  Umstand,  dass  die  Bestätigung  der  drei  Inseln,  und 
nur  diese,  in  den  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs  nicht  wiederholt  wird,  ob- 
wohl diese  sich  übrigens  genau  an  die  Urkunde  Ludwigs  halten;  Sardinien 
wird  in  denselben  gar  nicht  erwähnt,  es  ist  nur  von  Corsica  und  vom  Patri- 
monium auf  Sizilien  die  Rede,  und  zwar  in  Stellen,  für  welche  Ludwigs  Privileg 
nicht  massgebend  war.  Bei  Bestätigungen  pflegte  man  sich  aber  durchaus  an 


361.]  5.  Jaffe  fiibl.  4,  310. 
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den  Wortlaut  der  alten  Privilegien  zn  halten;  in  unzähligen  Fällen  selbst 
dann,  wenn  der  Besitz  des  Bestätigten  schon  längst  verloren  war;  nur  in  sel- 
tenen Fällen  wurde  die  Bestätigung  dessen,  was  frühere  Privilegien  enthielten, 
versagt,  nur  aus  gewichtigen  Gründen,  wie  sie  hier  für  Otto  und  Heinrich 
gewiss  nicht  vorhanden  waren.  Haben  sie  die  Stelle  über  die  Inseln  nicht 
wiederholt,  so  war  der  einzige  Grund  gewiss  der,  dass  sie  sich  in  dem  Privi- 
lege  Ludwigs  oder  einem  daraus  abgeleiteten,  welches  ihnen  als  Vorlage  diente, 
noch  nicht  fand. 

Ist  endlich  die  Aufführung  der  Inseln  in  engster  Verbindung  mit  den 
Städten  des  longobardischen  Tuszien  bei  der  im  übrigen  wohlgeordneten6  Auf- 
zählung der  Urkunde  an  und  für  sich  anstössig,  so  lässt  ein  Vergleich  mit  den 
Urkunden  Otto's  und  Heinrichs  gar  keinen  Zweifel,  dass  die  Stelle  statt  einer 
andern  eingeschoben  ist.  Es  heisst  hier:  in  partibus  Tusciae  Longobardo- 
rum —  Roselles  cum  suburbanis  atque  viculis  omnibus  et  territoriis  ac 
maritimis  oppidis  ac  riculis  seu  finibus  omnibus.  Bei  einem  Vergleich  mit 
dem  Sprachgebrauche  in  den  zweifellos  echten  Stellen  des  Privilegs  Ludwigs, 
wo  gleichfalls  von  suburbanis,  viculis,  territoriis  und  finibus  die  Rede  ist, 
wird  gar  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  Stelle  sich  so  in  dem  alten  Privileg, 
welches  Otto  vorlag,  gefunden  hat.  Aber  in  dem  Privileg  Ludwigs,  wie  es 
uns  jetzt  vorliegt,  findet  sie  sich  nicht  mehr;  es  heisst  da:  —  BoseUas  et  in- 
sulas  Corsicam,  Sardiniam  et  Siciliam  sub  integritate  cum  omnibus  adia- 
centibus  ac  territoriis  maritimis,  litoribus,  portubus  ad  suprascriptas 
civitatis  et  insnlas  pertinentibns.  Ist  danach  zweifellos  diese  Stelle  statt  jener 
altern  eingeschoben,  ist  das  aber,  wenigstens  meines  Erachtens,  die  einzige 
bestimmt  nachweisbare  Verfälschung  des  Privilegs  Ludwigs,  so  ergibt  sich 
gewiss,  dass  der  Fälscher  weitgreifende  Aenderungen  scheute;  da  der  Umfang 
nur  wenig  verschieden,  handelt  es  sich  um  eine  Fälschung,  welche  bei  einigem 
Geschick  auch  im  Originale  selbst  hätte  vollzogen  werden  können. 

Auch  in  anderer,  bereits  angedeuteter  Beziehung  scheint  mir  jener  Uni- 
stand besonders  beachtenswerth  zu  sein.  Wenigstens  in  dieser  Stelle  beruhen 
die  Urkunden  Otto's  und  Heinrichs  auf  einem  echten  Texte;  die  einzige  be- 
stimmt nachweisbare  Verfälschung  der  Urkunde  Ludwigs  ist  nicht  in  sie  über- 
gegangen. Andererseits  finden  sich  die  bestimmt  nachweisbaren  Verfälschungen 
jener  nicht  in  dieser;  die  Fälschungen  hier  und  dort  scheinen  ganz  unabhängig 
von  einander  erfolgt  zu  sein.  Dieses  Verhältniss  wird  gewiss  die  Vermuthung 
rechtfertigen,  dass  alles,  worin  die  drei  Privilegien  übereinstimmen,  unver- 
fälschter Text  sei ;  es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  der  Fälscher  sich  gerade 
bei  den  wichtigsten  Interpolationen  begnügt  hätte,  sie  entweder  nur  hier  oder 
nur  dort  vorzunehmen,  weniger  wichtige  dagegen  in  allen  Privilegien  durchzu- 
führen. Und  das  würde  insbesondere  für  die  Urkunde  Ludwigs  ins  Gewicht 
fallen,  insofern  alle  ihre  Bestimmungen  über  den  Besitz  der  Kirche  bis  auf  jene 
Stelle  und  bis  auf  die  an  und  für  sich  durchaus  unverdächtige  Aufzählung  der 
Städte  des  römischen  Campanien  sich  in  den  spätem  Privilegien  wiederfinden. 

6.  Vgl.  $  333. 


Digitized  by  Google 


346 


Die  Rekuperationen  der  römischen  Kirche. 


Jene  Stelle  wird  denn  auch  zunächst  als  Halt  dienen  müssen  zur  Beur- 
theilung  des  Zweckes  und  damit  der  wahrscheinlichen  Zeit  der  Fälschung. 
Es  handelt  sich  um  die  Begründung  eines  Anspruchs  auf  die  Inseln,  insbeson- 
dere auf  das  in  keinem  der  andern  Privilegien  auch  nur  genannte  Sardinien; 
die  ausschliessliche  Berufung  auf  die  Konstantinische  Schenkung  mochte  nicht 
genügen.  Das  führt  auf  die  ersten  Zeiten  des  Pontifikats  Gregors  VII. 7  Neh- 
men wir  an,  dass  damals  oder  nicht  lange  vorher  die  Fälschung  erfolgte,  wie 
auch  von  denen  angenommen  zu  werden  pflegt,  welche  die  ganze  Urkunde  ver- 
werfen, so  stimmt  damit,  dass  die  Urkunde  jetzt  mehrfach  erwähnt  wird8;  war 
eine  solche  auch  früher  vorhanden,  wie  wir  ja  durch  Einhard  sicher  wissen,  so 
ist  es  erklärlich,  wenn  sie  grössere  Beachtung  fand,  seit  bestimmte  Ansprüche 
auf  dieselbe  zurückgeführt  wurden.  Und  die  Erwähnungen  gerade  der  Urkunde 
Ludwigs  für  P.  Paschal  in  dieser  Zeit  sind  in  der  angegebenen  Richtung  um 
so  beachtenswerther,  als  man  damals  noch  ein  älteres  Pactum  hatte.  Denn 
1105  wird  bei  einem  Rechtsstreite  vom  Grafen  Otto,  der  seine  Ansprüche 
gegen  das  Kloster  Farfa  auf  die  Rechte  der  Kirche  zurückzuführen  suchte,  als 
Beweismittel  auch  vorgebracht  qiwddam  preeeptum  d.  Illudowici  impera- 
toris  Steplmno  papae  quarto  concessum,  de  quibusdam  plurimis  lods  per 
Italiam  diverse  sitie,  b.  Petri  apostoti  ecclesiae  donatis.9  Es  wird  darin 
das  Pactum  für  P.  Stephan  von  816  nicht  zu  verkennen  sein,  von  dessen 
Ausstellung  wir  insbesondere  durch  Ermoldus  Nigellus  wissen;  stimmte  es 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  mit  dem  echten  Texte  des  Pactum  von  817 
überein,  so  war  es  für  Ansprüche,  welche  sich  nur  auf  die  Sabina  bezogen, 
ebenso  beweiskräftig,  wie  die  gefälschte  Fassung  des  letztern. 

351.  —  Insbesondere  scheinen  es  mir  nun  die  Bestimmungen  der 
Privilegien  über  Tuszien  und  Spoleto  zu  sein,  welche  gerade  dann, 
wenn  man  Fälschung  in  der  Gregorianischen  Epoche  annimmt,  aufs  bestimm- 
teste zu  erweisen  scheinen,  dass  es  sich  nicht  um  Unterschiebung  der  ganzen 
Urkunde  Ludwigs,  sondern  nur  um  Verfälschung  einer  echten  Vorlage  handeln 
kann.  Wir  wiesen  oben  darauf  hin,  dass,  so  weit  wir  sehen,  zuerst  wieder  von 
Gregor  das  Ilerzogthum  Spoleto  als  Eigen  der  römischen  Kirche  bezeichnet 
wird. 1  In  einer  Urkunde,  welche  überhaupt  erst  in  dieser  Zeit  untergeschoben 
worden  wäre,  würden  wir  gewiss  eine  Begründung  dieses  Anspruches  zu  er- 
warten haben;  mindestens  aber  dürfte  sie  doch  nichts  enthalten,  was  jenem 
Ausspruche  geradezu  entgegensteht. 

Das  aber  ist  der  Fall  bei  der  Urkunde  Ludwigs.  Es  heisst  hier  und 
übereinstimmend  in  den  spätem  Privilegien:  Simili  modo  per  hoc  nostrt 

350.1  7.  Vgl.  Dove  De  Sardinia  insula  (Berolini  1866)  8.  80  ff.  90;  vgl.  auch  DMlinger 
Papstfabeln  78.  Der.  wie  früher  von  Pertz,  so  hier  tod  Dove  geltend  gemachte  S«tx,  da*» 
jeder  Kflnig  nur  auf  Lebenszeit  Reichsgnt  an  eine  Kirche  überlassen  konnte,  ist  übrigens 
nicht  gegründet;  das  Ueberlassene  galt  allerdings  nach  wie  vor  als  Reichsgut,  das  abeT  für 
alle  Zeit  mit  den  Temporalien  der  Kirche  verbunden  bleiben  sollte.  Kann  ich  das  hier  nicht 
näher  begründen,  so  glaube  ich  meine  abweichende  Ansicht  wenigstens  aussprechen  tu 
sollen,  um  es  zu  erklären,  wesshalb  ich  von  jenem  Satze  bei  diesen  Untersuchungen  nie 
Gebrauch  machte.  8.  Vgl.  Sickel  Acta  2.  :J8l.  9.  Hist.  Farf.,  Mon.  Herrn.  13,  576. 
351.  -  1.  Vgl.  §  342  n.  4. 
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confinnationia  decre/um  firmatnua  donatione*,  qua*  pie  reeordationia  d. 
Pipinus  rex  avus  noeti'r  et  poatea  d.  et  genitor  noster  Karolu*  imperator 
b.  apostolo  Petra  spontanea  vohmtate  contulerunt,  neenon  et  censum  et 
pensione*  seit  cetera*  donatione*,  que  annuatim  in  palatium  regia  Longo- 
hardorum  inferri  solebant,  sive  de  Tuscia  Longobardoram,  sire  de  ducatu 
Spoletano,  aicut  in  suproacripti*  donationibu*  eontinetur  et  inter  *.  m. 
Adrianum  papam  et  d.  et  g.  noatrum  Karolum  imperatorem  convenit, 
quando  idem  pontifex  eidem  de  aupraacripti*  ducatibu*,  ide*t  Tascano  et 
Spoletano,  *ue  auetoritati*  prectytum  confirmamt,  eo  scilicet  modo,  utannis 
simmUs  predictus  cenaa*  ecclesie  b.  Petri  apostoli  persolratur,  salva  super 
eosdem  ducatus  nostra  in  omnibu*  dominatione  et  illorum  ad  noatram 
partein  aubiectione. 

Diese  Stelle  kann  doch  offenbar  nicht  im  Interesse  späterer  päbstlicher 
Ansprüche  entstanden  sein;  sie  ist  diesen  so  ungünstig,  dass  ihr  Vorkommen 
in  den  Privilegien  sich  nur  daraus  erklären  kann,  dass  man  sich  mit  einzelnen 
Interpolationen  des  echten  Textes  begnügte,  nicht  einmal  die  ungünstigen  Be- 
stimmungen zu  beseitigen  wagte.  Es  scheint  mir,  dass  diejenigen,  welche  mit 
der  ganzen  Urkunde  auch  diese  Stelle  verwerfen,  sich  dadurch  des  Schlüssels 
beraubt  haben,  welcher  allein  das  Verständniss  des  räthselhaften  Gegensatzes 
zwischen  dem  Schenkungsversprechen  Karls  und  der  spätem  Ausführung  ge- 
nügend zu  erschliessen  scheint.2 

Karl  hat  774  beim  Beginne  seiner  Gewalt  in  Italien  dem  Pabste  ver- 
sprochen, ganz  Mittelitalien  der  römischen  Kirche  zu  überlassen,  zunächst  doch 
wohl  nur  desshalb,  weil  er  die  Bestätigung  einer  von  seinem  Vater  unter  ganz 
andern  Verhältnissen  gegebenen  Verheissung  nicht  verweigern  mochte.  Die 
ganze  Tragweite  dieses  Versprechens  mag  Karl  kaum  sogleich  übersehen 
haben;  jedenfalls  entsprach  es  im  weitern  Verlaufe  seinen  Pflichten  nicht,  das- 
selbe zu  erfüllen,  während  der  Pabst  darauf  drang,  insbesondere  ja  auch  775 
das  ganze  Herzogthum  Spoleto  als  ihm  zustehend  in  Anspruch  nahm,  noch 
778  an  die  Gewalt  erinnerte,  welche  Konstantin  der  Kirche  über  Italien  ver- 
liehen habe. 3  Pabst  und  König  finden  wir  nun  zunächst  in  gespanntem  Ver- 

2.  Die  Unterscheidung  zwischen  Landstrichen,  welche  selbst  überlassen,  und  solchen,  in 
welchen  nur  die  Patrimonien  zugesichert  werden,  worin  insbesondere  Abel  und  Sickel  die 
Erklärung  suchen,  scheint  mir  künstlich  und  nicht  genügend  begründet.  Wo  nur  die  Patri- 
monien gemeint  sind,  ist  das  in  den  Privilegien  seit  Ludwig,  deren  Sprachgebrauch  durch 
die  ältern  bestimmt  sein  wird,  ausdrücklich  hervorgehoben;  halten  wir  den  Bericht  über 
Karls  Schenkung  überhaupt  für  glaubwürdig,  so  werden  wir  auch  kaum  annehmen  dürfen, 
dass.  wenn  er  etwa  cunetum  duentum  Spoletanum  nennt,  das  anders  gemeint  ist,  als  etwa 
bei  univertum  erarthatum  Ravennntium.  Wenn  der  Pabst  schon  778.  so  insbesondere 
ep.  61,  sich  zunächst  auf  die  Forderung  der  Patrimonien  beschränkt,  so  scheint  mir  das  nicht 
zu  beweisen,  dass  die  Schenkung  sich  Ton  vornherein  nur  auf  diese  bezog;  der  Pabst  wird 
sich  damals  schon  überzeugt  haben,  dass  er  eine  Vollziehung  dieser  in  vollem  Umfange 
doch  nicht  erreichen  werde;  es  ist  erklärlich,  wenn  er  sich  nun  wenigstens  das  zu  sichern 
suchte,  was  ihm  auch  nach  andern  Rechtstiteln  zukam;  die  Forderung  zunächst  nur  der 
Patrimonien  hätte  spätere  weitere  Forderungen  ja  nuch  in  keiner  Weise  ausgeschlossen; 
beschränkt  er  sich  hier  auch  bezüglich  der  Sabina  nur  auf  das  Patrimonium,  so  hat  er 
später  dennoch  die  ganze  Landschaft  erhalten.     3.  Cod.  Cmrol.  ep.  57.  61. 
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hältnisse;  es  scheint  nicht,  dass  dem  Pabste  in  Ausführung  der  Schenkung 
irgend  etwas  überlassen  wurde,  was  nicht  schon  Pipin  ihm  thatsächlich  über- 
geben hatte ;  selbst  das  schien  theilweise  bedroht,  wie  der  Besitz  des  Exarchats 
durch  die  Ansprüche  des  Erzbischofs  von  Ravenna,  während  sich  auch  im 
Süden  der  Pabst  ohne  Hülfe  des  Königs  nicht  im  Stande  sah,  seinen  Besitz 
zu  vertheidigen. 

Erst  780  finden  wir  Hadrian  und  Karl  wieder  in  gutem  Vernehmen; 
Karl  kam  nach  Italien,  um  die  Verhältnisse  des  Reichs  zu  ordnen,  und  zu 
Ostern  781  nach  Rom. 4  Es  ist  wohl  von  vornherein  anzunehmen,  dass  damals 
über  die  Erfüllung  des  Schenkungsversprechens  eine  Auseinandersetzung  er- 
folgte. Auch  weiterhin  finden  wir  fortwährend  Gesuche  des  Pabstes  ihm 
das  Geschenkte  auszuliefern;  aber  sie  beschränken  sich  sichtlich  auf  einen 
genau  bestimmten  Umfang,  der  hinter  der  Schenkung  von  774  weit  zurück- 
blieb, nämlich  genau  auf  das,  was  auch  nach  der  Urkunde  von  817  der  Kirche 
zusteht,  also  ausser  auf  das,  was  dem  Pabste  schon  durch  Pipin  gewährt  war, 
auf  die  Sabina,  einen  Theil  vom  longobardischen  Tuszien  und  einige  beneven- 
tanische  Städte5;  auf  Gebiete,  auf  welche  an  und  ftir  sich  der  Pabst  nicht 
mehr  Rechte  hatte,  als  auf  andere,  in  der  früheren  Schenkung  einbegriffene, 
welche  aber  allerdings  für  eine  bessere  Abrundung  der  kirchlichen  Besitzungen 
die  gelegensten  waren.  Und  sie  scheinen  denn,  wenn  auch  zögernd,  jetzt  der 
Kirche  wirklich  überlassen  zu  sein.  Es  ist  nicht  denkbar,  dass  dieses  Zusam- 
menfallen der  Beschränkung  der  Forderungen  einerseits,  der  Anerkennung 
derselben  durch  Karl  und  seine  Nachfolger  andererseits  blosser  Zufall  sei;  es 
muss  zu  einem  neuen  Vertrage  gekommen  sein,  welcher  die  frühere  Schenkung 
aufhob,  dagegen  dem  Pabste  aber  doch  auch  mehr  gewährte,  als  ihm  schon 
vor  dem  Ende  des  Longobardenreiches  zugestanden  hatte. 

Jene  Stelle  der  spätem  Privilegien  scheint  mir  nun  dafür  die  erwünschte 
Bestätigung  zu  geben.  Das  dort  erwähnte  Abkommen  Karls  und  Hadrians 
passt  genau  in  diesen  Zusammenhang.  Wurden  dem  Pabste  jetzt  nur  gewisse 
Gebiete  in  Mittelitalien  zugewiesen,  so  blieb  damit  der  Rest  dem  Könige. 
Diesen  Rest  bilden  vorzugsweise  die  Herzogtümer  Tuszien  und  Spoleto. 
Konnte  der  Pabst  auch  auf  diese  aus  der  frühern  Schenkung  Ansprüche  er- 
heben, so  hat  Karl  das  in  soweit  berücksichtigt,  als  er  ihm  gewisse  Einkünfte 
überliess,  welche  den  Longobardenkönigen  aus  jenen  Gebieten  zukamen.  Aber 
auch  in  der  Richtung  wurden  jene  Ansprüche  anerkannt,  dass  Karl  den  Pabst 
ausdrücklich  durch  eine  Urkunde  auf  jene  Herzogthümer  verzichten,  ausdrück- 
lich anerkennen  Hess,  dass  dieselben  trotz  jener  Zinszahlung  nur  ihm  hinfort 
unterstehen  sollten.  Trat  danach,  sei  es  781,  wie  ich  denke6,  sei  es  in  einem 


351.]  4.  Nähere*  hei  Abel  in  den  Forschungen  1,  499  ff.  5.  Vgl.  §  333.  334.  6.  So  weit 
ich  sehe,  würde  sich  dagegen  insbesondere  etwa  nur  geltend  machen  lassen,  dass  Herzog 
HUdebrand  von  Spoleto  «war  774  und  775  nach  dem  Pabste,  dagegen  schon  778  nach  dem 
Könige  datirt,  Fattoschi  50.  280;  dass  weiter  nach  Cod.  Carolin,  ep.  67  schon  779  oder 
780  der  Pabst  selbst  Spoleto  ausdrücklich  als  königlich  anzuerkennen  scheint  Aber  abge- 
sehen davon,  dass  das  in  nottris  Anibus  doch  vielleicht  nur  mit  in  unserer  Gegend  zu  über- 
setzen wäre,  konnte  die  tatsächliche  Anerkennung  der  Hoheit  des  Königs  oder  auch  eine 
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der  nächstliegenden  Jahre  ein  ganz  neues  Pactum  an  die  Stelle  der  frühem 
Verheissungsurkunden  Pipins  und  Karls,  so  wird  es  nicht  unwahrscheinlich 
.sein,  dass  der  König  sich  jene  zurückgeben  Hess;  wenigstens  scheint  mir  da- 
durch der  Umstand  am  leichtesten  zu  erklären,  dass  wir  meines  Wissens  keine 
Andeutung  finden,  die  alten  Schenkungsurkunden  oder  auch  nur  Abschriften 
derselben  seien  später  noch  in  den  Händen  der  Kirche  gewesen,  dass  alles, 
was  man  zu  Rom  über  jene  Schenkungen  weiss,  sich  sichtlich  auf  den  Bericht 
des  Pabstbuches  beschränkt 

Tuszien  und  Spoleto  nebst  dem,  was  dem  Pabste  wirklich  zugestanden 
wurde,  erschöpfen  allerdings  nicht  vollständig  den  Umfang  der  frühem  Schen- 
kung; von  Entlegenerem  abgesehen,  bleiben  insbesondere  noch  das  Herzog- 
thum Benevent  und  der  Landstrich  nördlich  der  Apenninen  von  Parma  bis 
zum  Exarchat.  Auch  auf  diese  wird  ausdrücklich  verzichtet  sein;  die  päbst- 
liche  Verzichtsurkunde  selbst  liegt  uns  ja  nicht  vor,  und  dass  im  spätem  Pac- 
tum  nur  Tuszien  und  Spoleto  ausdrücklich  genannt  werden,  hat  seinen  Grund 
darin,  dass  hier  trotz  des  Verzichtes  auch  weiterhin  dem  Pabste  noch  gewisse 
Ansprüche  zustehen  sollten.  Wo  der  Pabst  einfach  verzichtete,  genügte  es, 
in  der  neuen  fiir  ihn  ausgefertigten  Urkunde  solche  Gebiete  nicht  mehr  auf- 
zuführen. 

Nach  allem  scheint  mir  kaum  zu  bezweifeln,  dass  um  781  die  früheren 
Donationsurkunden  unter  Zustimmung  des  Pabstes  durch  ein  neues  Pactum 
K.  Karls  ersetzt  wurden,  welches  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  den  Besitz 
der  Kirche  schon  genau  in  dem  Umfange  anerkannte,  wie  es  auch  im  Pactum 
von  817  der  Fall  war.  Das  findet  auch  wenigstens  im  allgemeinen  seine  Be- 
stätigung durch  die  Bestimmungen  einer  zwischenliegenden  Urkunde,  der  der 
Reichstheilung  von  80 6. 7  Im  Falle  des  Todes  Pipins  soll  Italien  unter 
Karl  und  Ludwig  getheilt  werden.  Karl  erhält  danach  Ivrea,  Vercelli,  Pavia 
und  weiter  was  nördlich  vom  Po  liegt,  dann  südlich  vom  Po  Reggio,  Civita 
nuova8  und  Modena  mit  ihren  Gebieten  usque  ad  terminos  8.  Petri;  weiter- 
hin aber,  quicquid  inde  Romam  pergenti  ad  laevam  respicit — una  cum 
ducatu  Spoletano.  Quicquid  autem  a  praedictis  ciritatibus  vel  comitatibus 
Romain  eunti  ad  dextram  iacet  de  praedicto  regno,  idest  portionem,  quae 
reman&it  de  regione  Tran&padana  una  cum  ducatu  Tuscano,  soll  Ludwig 
erhalten.  Das  stimmt  genau  mit  der  Ausdehnung  des  Kirchengebietes,  wie 
wir  sie  um  781  festgestellt  denken  und  81 7  bestätigt  finden.  Spoleto,  Tuszien, 


vorläufige  Abmachung  dem  formellen  Verzichte  immerhin  einige  Zeit  vorausgehen.  Eine 
erneuerte  genauere  Forschung,  wie  sie  meinen  Zwecken  ferner  hegt,  dürfte  da  wohl  noch  zu 
bestimmteren  Ergebnissen  führen;  von  meinem  Standpunkte  aus  kann  ich  es  nur  lebhaft 
bedauern,  dass  Abel  bei  seinen  so  sorgfältigen  Untersuchungen  von  der  Urk.  Ludwigs  als 
schlechtweg  falsch  ganz  absah.  Gfrßrer,  der  die  Urk.  schlechtweg  für  echt  hält,  muss  denn 
auch  Gregor  5,  84  anerkennen,  dass  der  Pabst  auf  Tuszien  und  Spoleto  ausdrücklich  ver- 
zichtete; es  ist  dann  aber  doch  nicht  wohl  abzusehen,  wie  er  späterhin  Spoleto  durchweg  als 
ein  Land  betrachten  kann,  auf  welches  die  Kirche  Ansprüche  habe.  Er  betont  5, 350  selbst, 
dass  der  Anspruch  auf  Spoleto  die  Hauptsache  sei,  dass  dieses  die  unumgänglich  notwen- 
dige Vormauer  für  den  Kirchenstaat  bilde;  man  kann  das  durchaus  zugeben,  aber  es  ändert 
den  Inhalt  der  Privilegien  nicht     7.  Mon.  Germ.  3,  141.     8.  Vgl.  Antiq.  It.  2,  155. 
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aber  auch  das,  was  nach  der  Schenkung  von  774  vom  transpadanisehen  Ge- 
biet anzusprechen  war,  gehört  nicht  mehr  dazu.  Hinter  Modena  beginnt  das 
Gebiet  des  h.  Petrus,  zunächst  der  Exarchat.  Die  weitere  an  und  für  sicii 
ungenaue  Scheidung  nacli  dem  was  rechts  und  links  vom  Wege  nach  Rom 
liegt,  ist  doch  wohl  nur  dann  genügend,  wenn  das  Kirchengebiet  von  Modena 
bis  Rom  ununterbrochen  fortlief.  Und  das  ist  allerdings  nach  den  Bestimmun- 
gen der  Urkunde  durchaus  der  Fall,  wonach  auch  Perugia,  Gitta  di  Castello 
und  Gubbio  der  Kirche  gehören,  also  Tuszien  und  Spoleto  auseinanderhalten, 
dagegen  den  Exarchat  und  die  Pentapolis  mit  dem  Patrimonium  in  Verbin- 
dung setzen. 

Danach  wäre  das  Ergebnis s:  Die  territorialen  Bestimmungen  des 
Privilegs  Ludwigs,  von  der  Stelle  über  die  Inseln  abgesehen,  stimmen  durchaus 
mit  dem,  was  uns  sonst  bekannt  ist;  es  ist  kein  Grund  zu  zweifeln,  dass  sie 
einer  echten  Vorlage  so  entnommen  sind;  für  die  spätem  päbstlichen  An- 
sprüche sind  sie  überaus  ungünstig,  da  sie  nicht  allein  Ansprüche  auf  Tuszien 
und  Spoleto  nicht  begründen,  sondern  denselben  ausdrücklich  entgegenstehen.9 

352.  —  Gegen  die  Echtheit  des  Privilegs  Ludwigs  sind  nun  allerdings 
auch  die  Bestimmungen  über  das  Verhältniss  des  Kaisers  zum  Pabste  im  all- 
gemeinen geltend  gemacht.  Dass  diese  dem  Pabste  günstiger  scheinen,  als 
mau  es  nach  den  vorhergehenden  und  folgenden  Thatsachen  annehmen  sollte, 
ist  nicht  zu  läugnen.  Dennoch  meine  ich,  dass  wenn  wir  die  Bestimmungen 
der  Privilegien  über  die  kaiserlichen  Rechte  zu  Rom  im  Zu- 
sammenhange ins  Auge  fassen,  kaum  ein  genügender  Grund  bleibt,  an  der 
Echtheit  derselben  zu  zweifeln.  Liegt  das  auch  unsern  nächsten  Zwecken 
ferner,  so  gehe  ich  wenigstens  in  Kürze  darauf  ein,  da  es  natürlich  unsere 
bisherigen  Ergebnisse  sehr  stützen  muss,  wenn  sich  auch  hier  die  Echtheit 
des  uns  vorliegenden  Textes  glaublich  machen  lässt. 

Auf  die  bereits  erörterten  Bestimmungen  folgt  zuuächst  in  allen  drei  Pri- 
vilegien eine  Stelle,  wonach  alles  Genannte  so  bestätigt  wird,  ut  in  vestro* 
i'€8trorumque  sucecssorum  pemumeant  iure,  prineipatu  atque  ditione,  so 


351.1  9.  Huillard.  Roul.  de  Cluny  44,  glaubt  für  die  ünechtheit  der  ürk.  Gewicht  darauf 
legen  zu  dürfen,  dass  sie  1245  zu  Lyon  nicht  traussumirt  wurde.  Ich  möchte  dagegen 
schliesson,  man  hat  es  absichtlich  unterlassen,  eine  für  die  territorialen  Ansprüche  der 
Kirche  so  bedenkliche  Urkunde  zu  allgemeiner  Kenntniss  zu  bringen.  Als  es  sich  1278 
nur  noch  um  den  Exarchat  handelte,  da  war  allerdings  auch  diese  Urk.  wieder  ein  er- 
wünschtes Beweismittel;  aber  auch  da  hat  man  dem  Kflnige  aus  dem  angeblichen  Originale 
nur  die  betreffende  Stelle  vorgelegt;  vgl.  Theiuer  Cod.  dorn.  1,  210. 

352.  —  1.  Huillard,  Roul.  de  Cluny  46,  nimmt  hier  in  dor  Urk.  Otto's  die  Lesart  in 
nottro  permaneant  iure,  und  ebenso  im  Eingange  der  Urk.  in  nottra  statt  in  vtttra  poU- 
itate,  als  die  richtige  an;  sie  finden  sich  so  in  der  durch  Barive  gefertigten  Abschrift  der 
Rollen  von  Cluny.  Auf  den  ersten  Blick  scheint  das  allerdings  mit  audern  Stellen  der  ürk. 
Otto's  durchaus  zu  stimmen.  Aber  einmal  ergibt  doch  der  Zusammenhang  bestimmt,  dass 
es  schon  ursprünglich  vettro  geheis sen  haben  muss.  Dann  aber,  wenn  mau  auch  Fälschung 
des  Wortes  annehmen  wollte,  ergibt  das  Uebereinstimmen  aller  drei  Urkunden  und  aller 
uns  bekannten,  über  1245  zurückreichenden  Texte,  dass  man  wenigstens  zu  Lyon  gewiss 
nicht  mehr  einen  älteren,  echteren  Text  transsumirt  hat;  es  liegt  da  sicher  nur  ein  leicht 
erklärlicher  Lesefehler  von  Barne  zu  Grunde. 
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dass  weder  der  Kaiser  noch  seine  Nachfolger  sie  der  Kirche  entziehen,  dieselbe 
vielmehr  so  dabei  beschützen  sollen,  itt  omnia  ea  in  Min*  ditione  ad  uten- 
dum  et  fntendum  atque  diftponrndum  ßrmiter  valeat  obtineri. 

Diese  Stelle  dürfte  an  und  für  sich  keine  grosse  Bedenken  erregen.  Eine 
kaiserliehe  Oberhoheit  ist  damit  doch  in  keiner  Weise  bestimmter  ausge- 
schlossen; die  gewählten  Ausdrücke  scheinen  kaum  zu  weitgehend,  wenn  wir 
bedenken,  dass  Karl,  so  wenig  er  auch  Rom  als  seiner  Herrschergewalt  ent- 
zogen betrachtete,  doch  jedenfalls  dadurch,  dass  er  von  der  Theilung  von  806 
das  Kirchengebiet  ausschloss,  mindestens  anerkannte,  dass  hier  seine  Gewalt 
auf  andern  Grundlagen  beruhe,  als  im  übrigen  Reiche.  Dann  aber  schienen 
frühere  Erörterungen  zu  dem  Ergebnisse  zu  führen,  dass  die  Stellen,  welche 
in  allen  drei  Privilegien  vorkommen,  die  Wrinuthung  der  Echtheit  für  sich 
haben.  Hier  kommt  noch  ein  besonderer  Grund  hinzu.  Ist  die  Stelle  unecht, 
so  müsste  sie  in  alle  drei  Privilegien  gleichmässig  eingeschoben  sein.  Das 
hätte  nun  wenigstens  bei  den  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs  gar  keinen 
Zweck  gehabt;  es  folgen  hier  unmittelbar  darauf  Bestimmungen,  welche  die 
Gewalt  des  Kaisers  so  entschieden  festhalten,  dass  irgendwelcher  Nutzen 
jener  Einschiebung  für  päbstliche  Ansprüche  gar  nicht  abzusehen  ist. 

Es  folgen  nun  aber  weiter  nur  in  dem  Pri  vi  lege  Lud  wigs  noch  Be- 
stimmungen, wonach  er  sich  ausser  auf  Aufforderung  des  Pabstes  in  die  Ver- 
waltung des  Kirchengebietes  nicht  einmischen,  keine  flüchtige  Unterthanen  des 
Pabstes  aufnehmen  will;  wonach  die  Pabstwahl  frei  sein,  der  von  allen  Rö- 
mern einmüthig  Gewählte  ohne  irgendwelchen  Widerspruch,  also  auch  wohl 
ohne  Bestätigung  des  Kaisers,  geweiht  werden  und  dann  erst  durch  Gesandte 
das  alte  Freundschaftsbündniss  mit  dem  Kaiser  erneuert  werden  soll. 

Hier  fehlt  die  Unterstützung  durch  die  spätem  Privilegien;  und  sollten 
überwiegende  innere  Gründe  für  die  Unechtheit  derselben  sprechen,  so  würde 
sich  dem  nach  Massgabe  unserer  bisherigen  Untersuchungen  etwa  nur  der  an 
und  für  sich  nicht  zu  schwer  wiegende  Umstand  entgegenstellen  lassen,  dass 
Einschiebungen  von  solchem  Umfange  nach  der  Behutsamkeit,  mit  welcher 
man  bei  Einschiebung  der  Stelle  über  die  Inseln  vorging,  nicht  wahrschein- 
lich seien. 

Solche  überwiegende  Gründe  scheinen  mir  aber  kaum  vorhanden  zu  sein. 
Ist  zuzugeben,  dass  die  Stelle  Ansprüchen  des  Pabstes  günstiger  scheint,  als 
die  geschichtlichen  Thatsachen  das  erwarten  Hessen,  so  ist  doch  auch  kaum 
zu  läugnen,  dass  sie  weniger  günstig  ist,  als  wir  das  bei  einer  einfachen  Fäl- 
schung in  pabstlichem  Interesse  erwarten  sollten.  Eine  oberste,  von  der  Auf- 
forderung des  Pabstes  unabhängige  Richtergewalt  behält  der  Kaiser  sich  doch 
vor,  wenn  er  es  ausdrücklich  als  seine  Befugniss  bezeichnet,  denen  aus  dem 
Kirchengebiete,  welche  von  Mächtigen  unterdrückt  werden,  zu  ihrem  Rechte 
zu  verhelfen;  war  damit  grundsätzlich  die  Stellung  des  obersten  weltlichen 
Richters  festgehalten,  so  war  auch  für  thatsächliches  Eingreifen  ein  hinrei- 
chender Halt  geboten.  Die  Beziehungen,  früher  des  Patrizius,  dann  des  Kai- 
sers zum  Pabste  und  dem  Gebiete  der  Kirche  sind  so  eigentümlicher  Art, 
dass  jeder  Vergleich  mit  ähnlichen,  sonst  im  Reiche  bestehenden  Verhältnissen 
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sein  Missliches  hat.  Aber  in  einer  Zeit,  wo  die  Immumtätsverhältnisse  schon 
zu  weitgreifender  Ausbildung  gelangt  waren,  wird  doch  eine  Auffassung  kaum 
sehr  auffallen  können,  wonach  das  Gebiet  der  Kirche,  obwohl  es  nun  ein  Theil 
des  Kaiserreichs  war,  doch  im  allgemeinen  auch  in  weltlichen  Dingen  nur  vom 
Pabste  verwaltet  wurde,  die  Gewalt  des  Kaisers  nur  ausnahmsweise  eingriff, 
wenn  der  Pabst  selbst  die  Hülfe  des  Vogtes  in  Anspruch  nahm,  oder  wenn 
die  höchste  Pflicht  des  Kaisers,  zu  sorgen,  dass  jedem  sein  Recht  werde,  das 
unabweislich  gebot  Und  nichts  nöthigt  ja  anzunehmen,  dass  dem  Kaiser  etwa 
nur  die  hier  beiläufig  angedeuteten  Rechte  zu  Rom  zustehen  sollen;  es  handelt 
sich  um  eine  Verbriefung  der  Rechte  der  Kirche,  welche  in  keiner  Weise  aus- 
schliesst,  dass  dem  Kaiser  nicht  weitere  Rechte  im  Kirchengebiete  zustanden, 
so  insbesondere  der  Anspruch  auf  den  Treueid,  in  welchem  die  Hoheit  des 
Reiches  am  bestimmtesten  gewahrt  erscheint. 

Eben  so  wenig  scheinen  mir  erhebliche  Bedenken  gegen  die  Bestimmun- 
gen über  die  Pabstwahl  vorzuliegen,  wenn  wir  zunächst  nur  die  früheren  That- 
sachen  beachten.  Dass  Karl  irgendwelche  Befugnisse  bei  der  Wahl  bestimmter 
eingeräumt  seien,  ist  weder  nachzuweisen,  noch  irgend  wahrscheinlich.2  Dass 
bei  streitigen  oder  unregelmässigen  Wahlen  auch  ohne  ausdrückliche  Fest- 
setzungen zunächst  der  Schirm vogt  zum  Eingreifen  berufen  war,  lag  wohl  in 
der  Natur  der  Sache.  Ist  das  in  der  Urkunde  Ludwigs  nicht  ausdrücklich 
berührt,  so  ist  doch  sehr  bestimmt  betont,  dass  omnes  Komani  uno  consilio 
atque  concordia  sine  aliqua  promissione  den  Pabst  wählen  müssen.  Dass 
das  oft  nicht  zutreffen  würde,  dass  sich  in  den  meisten  Fällen  wenigstens  be- 
haupten lassen  würde,  dass  es  nicht  zugetroffen  sei,  lag  auf  der  Hand.  Und 
dann  wrar  wenigstens  durch  jene  Bestimmung  der  Kaiser  in  keiner  Weise  ge- 
hindert, ganz  nach  Gutdünken  einzugreifen.  Dass  man  bei  einer  Fälschung, 
bei  der  wir  denn  doch  auch  hier  zunächst  an  die  Gregorianische  Periode  zu 
denken  hätten,  die  Bestimmungen  über  die  Pabstwahl  so  forraulirt  haben  sollte, 
muss  gewiss  auch  aus  andern  Gründen  sehr  unwahrscheinlich  sein. 

Ich  denke,  selbst  wenn  bestimmtere  Gründe  für  die  Annahme  wäreu, 
diese  Bestimmungen  seien  nicht  zuerst  817  so  formulirt,  sie  seien  aus  den 
Verbriefungen  Karls  in  dieser  Fassung  übernommen,  so  würde  sich  kaum  be- 
haupten lassen,  sie  hätten  nach  dem,  was  wir  sonst  wissen,  nicht  so  gefasst 
werden  können.  Diese  Annahme  scheint  mir  überhaupt  in  so  weit  nicht  fern  zu 
liegen,  als  sie  erklären  könnte,  dass  kaiserliche  Rechte  nicht  bestimmter  betont 
sind;  als  sie  weiter  erklären  könnte,  dass  auf  die  Bestimmung  der  Dekretale 
von  816,  wonach  die  Weihe  erst  in  Gegenwart  kaiserlicher  Boten  vorzuuehmen 
war,  keine  Rücksicht  genommen  ist;  denn  wenn  die  Urkunde  Ludwigs  das 
auch  nicht  ausschliesst,  so  müsste  die  Nichterwähnung  doch  auffallen,  wenn 
jene  Bestimmungen  817  selbstständig  zuerst  so  gefasst  worden  wären.  Scheint 
es,  wie  das  auch  in  der  Urkunde  Ludwigs  angedeutet  wird,  Brauch  gewesen 


352.]  2.  Vgl.  Waitx  V.O.  3,  166.  Die  bezüglichen  Angaben  des  Libellus  de  iroperatoria 
potestate  beruhen  zweifellos  auf  einer  Verwechslung  mit  den  Bestimmungen  von  824.  wel- 
chen sie  wesentlich  entsprechen. 
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zu  sein,  dass  das  Pactum  mit  jedem  neugewählten  Pabste  erneuert  wurde,  so 
würde  das  unter  Karl  zuletzt  795  zugetroffen  sein,  als  er  noch  Patrizius  war. 
Hätte  er  noch  als  Kaiser  den  "Wechsel  des  Pabstes  erlebt,  so  dürften  die  kai- 
serlichen Rechte  wohl  im  neuen  Pactum  zu  sehärferm  Ausdruck  gelangt  sein. 
Ging  man  dagegen  816  und  817  über  die  altern  Bestimmungen,  welche  zu- 
nächst nur  den  Patrizius  im  Auge  hatten,  nicht  hinaus,  so  möchte  der  über- 
wiegende kirchliche  Einfluss  am  llofe  Ludwigs  das  genügend  erklären.  Wie 
dieser  denn  auch  zur  Erklärung  ausreichen  würde,  wenn  jene  Annahme  nicht 
haltbar  sein  sollte,  wenn  es  sich  816  und  817  um  ganz  neue  Formulirung  ge- 
handelt haben  sollte. 

Gewichtiger  könnte  der  Einwurf  erscheinen,  dass  jene  Bestimmungen 
weit  hinter  den  Befugnissen  zurückbleiben,  welche  späterhin  die  Kaiser  zu 
Rom  und  insbesondere  auch  bei  der  Pabstwahl  übten.  Dieser  verliert  aber 
meines  Erachtens  dadurch  alles  Gewicht,  dass  sich  nachweisen  lässt,  dass 
jene  Bestimmungen  kurz  nachher  durch  andere  ersetzt  wurden.  Wie  nach 
unserer  Annahme  um  781  die  frühem  territorialen  Bestimmungen  des  Pactum 
durch  andere  ersetzt  wurden,  so  erhielt  bezüglich  der  kaiserlichen  Rechte  das 
Pactum  824  einen  andern  Inhalt,  der  von  da  ab  im  wesentlichen  ungeändert 
beibehalten  sein  muss. 

353.  —  Ueber  die  Ereignisse,  welche,  die  Aenderung  der  Bestim- 
mungen im  Pactum  von  824  veranlassten,  sind  wir  durch  Einhard  ge- 
nauer unterrichtet.  Angesehene  Römer  waren  geblendet  und  enthauptet;  ihre 
Hinneigung  zum  jungen  Kaiser  Lothar  soll  die  Ursache  gewesen  sein;  es  wurde 
wenigstens  behauptet,  P.  Pascha]  sei  der  Sache  nicht  fremd  gewesen.  Der 
Kaiser  schickte  Gesandte  zur  Untersuchung;  der  Paust  war  zuvorgekommen, 
hatte  sich  eidlich  von  der  Mitschuld  gereinigt,  trat  übrigens  dafür  ein,  jene 
seien  mit  Recht  hingerichtet.  Mochte  der  Kaiser  nun  auch  nicht  weiter  vor- 
gehen, so  ist  es  erklärlich,  wenn  der  Vorgang  auf  genauere  Feststellung  der 
kaiserlichen  Gerechtsame  hinwies.  Die  Gelegenheit  bot  sich  bald.  P.  Paschal 
starb  824,  es  kam  zu  einer  streitigen  Wahl;  vincente  nobilium  parte  wurde 
dann  P.  Eugen  geweiht.  Auf  die  erhaltene  Nachricht  sandte  K.  Ludwig  seinen 
Sohn  Lothar  nach  Rom,  nt  vice  sua  fanetas  ea,  quae  verum  necessitas  fla- 
(jitare  videbatur ,  cum  novo  poiitificr  popidoque  J-tomano  stataeret  atqite 
ßrmaret.  Er  ordnete  dann  statam  popoli  Itomani  iamdudiun  quorundam 
praesidii»)  perversitatr  dvpravatirm  aivmorafi  pontißeis  benivola  adsen- 
ftione.    Wie  das  geschah ,  wissen  wir  genau  aus  den  Satzungen ,  welche 
Lothar  zu  Rom  erlicss,  und  aus  der  Formel  des  Huldeides,  welchen  die  Rö- 
mer zu  schwören  hatten. 1  War  es  bisher,  wie  mir  wenigstens  wahrscheinlich 
ist,  seit  der  Erneuerung  des  Kaiserthums  zu  keiner  genaueren  Festsetzung  der 
Rechte  gekommen,  welche  dem  Kaiser  zu  Rom  zustanden,  so  wurde  diese 
Lücke  nun  gefüllt.  Es  handelte  sieh  insbesondere  um  bestimmteren  Vorbehalt 
der  höchsten  Gerichtsbarkeit  und  des  Oberaufsichtsrechtes  und  um  das  Ver- 
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bot,  auch  den  rechtmässig  gewählten  Pabst  zu  weihen,  ehe  er  den  Boten  des 
Kaisers  geschworen. 

Es  Hesse  sich  nun  die  Frage  aufwerfen,  ob  diese  Bestimmungen  über- 
haupt etwa  nur  vorübergehende  Bedeutung  haben  sollten,  wie  das  bei  manchen 
Satzungen  Lothars,  welche  nur  augenblicklichen  Uebelständen  abhelfen  sollten, 
gewiss  der  Fall  war?  Weiter  ob  diese,  uns  nur  in  der  Form  einer  einseitigen 
kaiserlichen  Willensäusserung  vorliegend,  denn  überhaupt  bindend  sein  konnten 
gegenüber  den  abweichenden  Bestimmungen  des  Pactum  Ludwigs?  Die  Ant- 
wort scheinen  mir  die  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs  zu  geben. 
Dass  diese  vielfach  mit  jenen  Satzungen  und  der  Eidesformel  stimmen,  ist 
schon  früher  hervorgehoben.2  Ich  glaube,  man  darf  weitergehen,  und  behaup- 
ten, die  Bestimmungen  der  Privilegien  gehen  in  ihrer  wörtlichen  Fassung  auf 
ein  Pactum  zurück,  welches  jenen  Anordnungen  entsprechend  824  zwischen 
K.  Lothar  und  dem  Pabste  vereinbart  wurde. 

Die  Schlussbestimmungen  der  Urkunde  K.  Ludwigs  fehlen,  wie  gesagt, 
den  spätem  Privilegien.  Statt  dessen  heisst  es  hier  nach  der  letzten  allen  ge- 
meinsamen Stelle:  ut  ea  in  illiiia  ditione  ad  utendum  et  fruendum  atqne 
disponendum  firmiter  valeant  optineri,  unmittelbar:  salra  in  omnibus  po- 
testate  nostra  et  filii  nostri  posterorumque  nostrorum,  secundum  quod  in 
pacto  et  confirmatione  ac  promisrionis  firmitate  Eupenii  pontißch  succes- 
sorumque  illins  continetur.  ldest,  nt  omnis  clents  et  universi  popnli  Bo- 
mani  nobilitas  propter  diversas  necesaitates  et  pontificum  inrationabiles 
erga  populum  sibi  subiectum  asperitates  retundenda*  sacramento  se  oblipet, 
dass  der  Pabst  rechtmässig  gewählt  und  nicht  geweiht  werden  soll,  prin* 
quam  talem  in  presentia  nmsorum  nostrorum  vel  filii  nostri  seu  universal 
gener  alitatis  faciat  promissionem  pro  omnium  satisf actione  atque  futura 
conservatione,  qualem  domnus  et  venet*andus  spiritoli*  pater  noster  Leo 
sponte  fecisse  dinoscitur.  Dann  folgen  Bestimmungen,  dass  nur  die  von  alters- 
her  dazu  berechtigten  Römer  an  der  Pabstwahl  theilnehmen  sollen;  dass  die 
Boten  des  Kaisers  die  Wahl  nicht  hindern  sollen;  dass  Getreue  des  Pabstes 
und  des  Kaisers  nicht  verletzt  werden  sollen;  dass  dem  Pabste  und  seinen 
Beamten  und  Richtern  zu  gehorchen  ist;  dass  diese  durch  päbstliche  und  kai- 
serliche Boten  zu  überwachen  sind,  welche  jährlich  dein  Kaiser  zu  berichten 
haben;  dass  die  Boten  Klagen  gegen  dieselben  an  den  Pabst  bringen  oder 
selbst  entscheiden  sollen  oder  aber  der  Bote  des  Kaisers  es  diesem  mitzutheilen 
hat,  damit  er  durch  seinen  Boten  Abhülfe  treffe. 

Zunächst  bedarf  es  nun  wohl  keines  besondern  Hinweises,  dass  diese 
Bestimmungen  gewiss  nicht  Fälschungen  in  päbstlichem  Interesse  sein  können; 
sie  lassen  für  die  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs  mindestens  eine  echte  Vor- 
lage mit  Sicherheit  erkennen.  Abgesehen  von  dem  spätem  päbstlichen  An- 
sprüchen ungünstigen  Inhalte  kommt  hinzu,  dass  diese  Bestimmungen  sich 
durchweg  wörtlich  an  die  Schwurformel  und  die  Satzungen  von  824  an- 
schliessen. 


S53.|  2.  Insbesondere  von  Per«  Mnn.  Herrn  4h.  IßO 
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Diese  Uebereinstiinmung  hat  sich  zweifellos  nicht  etwa  dadurch  ergeben, 
dass  man  bei  Abfassung  des  Pactum  962  Abschriften  jener  Schriftstücke 
zuzog  und  danach  den  Text  gestaltete.  Die  Urkunde  Otto's  führt  vielmehr 
ihre  Quelle  unmittelbar  an;  es  ist  das  Pactum  P.  Eugens  und  seiner  Nach- 
folger, welchem  das  folgende  entnommen  ist.  Ob  alles  Folgende,  könnte  die 
Fassung  an  und  für  sich  zweifelhaft  lassen.  Sind  wir  aber  einmal  auf  ein  Pac- 
tum von  824  hingewiesen,  liegen  uns  weiter  ganz  unabhängig  davon  die  824 
zu  Rom  getroffenen  Anordnungen  vor,  so  wird  es  keines  weitern  Beweises  be- 
dürfen, dass  alles,  worin  das  Pactum  von  962  mit  diesen  übereinstimmt,  auf 
dem  Pactum  von  824  beruhen  muss.  Auch  andere  Umstände  stimmen  mit 
der  Annahme  wörtlicher  Wiederholung  aus  dem  Pactum  von 
82  4.  Dass  der  Pabst  jenen  Anordnungen  Lothars  zustimmte,  sagt  Einhard 
ausdrücklich;  es  kann  also  nicht  befremden,  wenn  die  dazu  geeigneten  in  das 
Pactum  aufgenommen  wurden.  Der  immerhin  in  einem  dem  Pabste  ausge- 
stellten Privileg  etwas  auffallende  Hinweis  auf  Ungerechtigkeiten  der  bisherigen 
Päbste  gegen  das  Volk  kann  gerade  bei  Annahme  wörtlicher  Beibehaltung 
aus  dem  Pactum  von  824  am  wenigsten  befremden;  weist  doch  auch  Einhard 
in  ganz  entsprechender  Wendung  auf  die  Perversitas  einiger  Päbste  gegen  das 
römische  Volk  als  Veranlassung  der  Aenderungen  hin.  Besonders  beachtens- 
werth  erscheint  mir  dann  eine  Abweichung  von  der  Schwurformel.  Nach  dieser 
beschwören  die  Römer,  dass  kein  Pabst  geweiht  werden  soll  vor  Ablegung 
des  Schwurs,  quah*  d.  Eupenius  papa  sponte  pro  conservatione  omnium 
factum  habet  per  scriptum.  Wurde  die  Schwurformel  erst  962  oder  über- 
haupt nach  824  selbstständig  für  die  Abfassung  des  Pactum  benutzt,  so  stand 
nichts  im  Wege,  auch  das  wörtlich  aufzunehmen.  Nur  in  dem  mit  P.  Eugen 
selbst  vereinbarten  Pactum  passte  es  wenigstes  in  dieser  Fassung  nicht  und 
überhaupt  nicht,  wenn  die  Verbriefung  des  Schwurs,  bei  der  wohl  zunächst 
an  eine  Gegenurkunde  des  Pabstes  für  den  Kaiser  zu  denken  ist,  dem  Pactum 
nicht  vorherging.  Dem  entsprechend  sahen  wir  denn  auch,  dass  in  dem  Pactum 
von  962  bei  sonst  genauester  Uebereinstiinmung  auf  einen  vom  P.  Leo  gelei- 
steten Schwur  hingewiesen  ist.  So  befremdlich  dieser  Hinweis  bei  Annahme 
selbstständiger  Fassung  im  J.  962  erscheinen  musste,  so  wenig  kann  er  auf- 
fallen, wenn  wir  ihn  als  wörtlich  dem  Pactum  von  824  entnommen  betrachten. 
Allerdings  war  Leo  nicht  unmittelbarer  Vorgänger  Eugens;  aber  es  ist  eben 
so  wahrscheinlich,  dass  Leo,  sei  es  nach  seiner  Erhebung,  sei  es  nach  der 
Kaiserkrönung  Karl  einen  Treueid  freiwillig  leistete3,  als  die  Annahme,  dass 

8«  Die  Torhin  geäussert«»  Ansicht,  die  Bestimmungen  der  Urk.  Ludwigs  insbesondere  auch 
über  die  Pabstwahl  kannten  schon  unter  Karl  so  gefnsst  sein,  erleidet  dadurch  keine  Ein- 
schränkung; es  ist  nicht  von  einem  als  Vorbedingung  der  Weihe  toii  I<eo  geleisteten  Eide 
die  Rede,  sondern  von  einem  Eide  überhaupt,  wie  er  nun  allerdings  immer  vor  der  Weibe 
geleistet  werden  sollte;  und  wenn  die  Urk.  Ludwigs  einen  Eid  des  Pabstes  nicht  erwähnt, 
ihn  sogar  auszuschliessen  scheint,  so  haben  wir  angenommen,  dass  jene  Fassung  des  Pac- 
tum, wenn  unter  Karl,  spätestens  795  entstanden  sein  dürfte.  Der  Eid  Leo's,  den  man  hier 
ins  Auge  fasste,  könnte  796  geleistet  sein,  wo  er  den  Kaiser  aufforderte,  durch  Boten  den 
Treueid  der  Römer  abnehmen  zu  lassen;  wahrscheinlicher  ist  an  die  Adoratio  nach  der 
KaiserkrJJnung  xu  denken.  Leistete  er  ihn  freiwillig,  scheint  er  früher  nicht  gebräuchlich 
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von  den  nächsten  Vorgängern,  .Stephan  und  Paschal,  ein  entsprechender  Eid 
nicht  geleistet  oder  aucli  nur  gefordert  wurde,  auf  keine  Bedenken  stossen 
wird;  legte  man  jetzt  Gewicht  darauf,  so  erscheint  es  ganz  angemessen,  wenn 
man  beim  Pactum  mit  dem  Pabste  Eugen  auf  den  Eid  Leo's,  beim  folgenden 
Schwüre  der  Römer  auf  den  Eid  Eugens  selbst  Bezug  nahm.  Dass  dann  auch 
später,  also  insbesondere  962,  der  Name  Leo's  beibehalten  wurde,  scheint 
mir  nur  erklärlich  durch  die  Annahme,  dass  der  Wortlaut  des  Pactum  von 
824  ungeändert  beibehalten  wurde. 

Es  ist  nun  natürlich  nicht  anzunehmen,  dass  man  962  unmittelbar  auf 
das  Pactum  von  824  zurückging;  darauf  deutet  ja  schon,  dass  von  P.  Eugen 
und  seinen  Nachfolgern  die  Rede  ist.  Auch  die  spätem  Kaiser  haben  solche 
Pacta  ausgestellt.  Dass  man  dabei,  wenn  nicht  besondere  Gründe  zu  Aende- 
rungen  vorlagen,  einfach  das  vorhergehende  wiederholte,  ist  an  und  für  sich 
anzunehmen.  Auf  eine  feststehende  Fassung  des  Pactum  wird  bestimmter  hin- 
gewiesen, als  es  sich  898  auf  der  Synode  zu  Ravenna  um  Erneuerung  des- 
selben für  den  neuerhobenen  Pabst  Johann  handelte,  wo  vom  K.  Lambert 
gefordert  wird:  Vt  privitcmuui  s.  Honunuie.  eccktUte,  quod  a  priscis  tem- 
poribus  per  püsxhuos  imperatores  stabilitum  est  otque  ßrmatum,  it<i  nunc 
a  vobis  firmetur,  und:  Vt  pactum,  quod  a  b.  m.  restro  mnitore  d.  Widom 
et  a  vobis —  iu.rta  praeeedentem  cousw  tudi/icm  furtum  est,  nunc  reintrore- 
tur  et  inviolatum  nervet  ur.*  Noch  916  bei  der  Krönung  Berengars  wird  die 
Ausstellung  des  Pactum  erwähnt.5  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wird  962 
zunächst  dieses  als  Vorlage  gedient  haben. 

Damit  ergibt  sich  nun  weiter,  dass  das  Pactum  von  824  bis  916  und 
962  wenigstens  in  diesen  Bestimmungen  immer  einfach  wiederholt  sein  muss. 
Denn  ihr  ganzer  Inhalt  stimmt  noch  962  nach  dem  oben  aufgestellten  Krite- 
rium  mit  dem  Pactum  von  824  überein,  alles  findet  sich  auch  in  der  Consti- 
tutio  Romana  und  der  Schwurformel,  bis  auf  die  einzige  Stelle,  dass  die  kai- 
serlichen Boten  die  Wahl  nicht  hindern  sollen. ü  Dass  auch  diese  schon  im 

353.]  gewesen  zu  sein,  so  ist  es  wenig  auffallend,  wenn  man  816  und  817  Aehnliches  nicht 
forderte,  sich,  wie  wir  denken,  mit  Erneuerung  des  auf  dio  Zeiten  des  Patriziats  zurück- 
gehenden Pactum  begnügte.  —  Baxmanu  2,  109  deutet  an.  der  Name  Leo's  konuc  aus 
dem  Pactum  für  P.  Stephan  von  816  entnommen  sein.   Aber  dadurch  würde  nichts  klarer, 
da  jedenfalls  ein  Pactum  von  817  zwischenliegeii  würde,  auch  wenn  man  das  uus  vorlie- 
gende  von  817,  welches  nichts  von  einem  Kid  enthält,  als  durchaus  gefälscht  betrachtet, 
Es  ist  zudem  der  Zusammenhang  gerade  dieser  Stelle  mit  der  Schwurformel  von  824  ein 
so  enger,  dass  man  dann  annehmen  müsste,  die  Schwurformel  sei  keine  824  neu  entstan- 
dene, sondern  eine  altere,  schon  816  berücksichtigte,  was  ganz  unwahrscheinlich  ist. 
Die  Annahme  einer  Beziehung  auf  einen  vum  frühern  Pactum  und  von  der  Weihe  unab- 
hängigen Schwur  Leo's  III  scheint  mir  die  einfachste.  Sollte  er  nicht  gemeint  sein,  so  wäre 
wohl  nur  an  Leo  IV  zu  denken  in  der  Weise,  dass  seit  824  anfangs  an  dieser  Stelle  im 
Pactum  jedesmal  der  Name  des  vorhergehenden  Pabstes  genannt  wäre,  man  später  aber 
diese  Aeuderung  unterliess  und  so  zufällig  der  Name  Leo's  aus  dem  ersten  nach  seiuem 
Tode  855  gefertigten  Pactum  in  den  folgenden  beibehalten  wäre.   Doch  ist  mir  diese,  au 
und  für  sich  künstliche  Annahme,  bei  der  sich  noch  weitere  Schwierigkeiten  ergeben  wür- 
den, ganz  unwahrscheinlich.        4.  Mon.  (Jerm.  3.  563.        5.  Panegyricus  Bereng..  Mou. 
Germ.  6,  20y.  210.         0.  Die  Kulge  im  Pactum  ist:  Sarraiuenunn  Kornau. -rum:  (  onstit 


Digitized  by  G( 


¥ 


Privilegien.   Zusammenhang  mit  dem  Pactum  von  824.  357 

Pactum  von  824  vorhanden  war,  ist  möglich;  sie  mag  aber  auch  bei  einer 
spätem  Erneuerung  im  Interesse  der  Kirche  hinzugefügt  sein,  etwa  in  Nach- 
wirkung des  Pactum  K.  Karls  des  Kahlen  von  875,  in  welchem  angeblich 
sogar  die  Gegenwart  kaiserlicher  Boten  bei  der  Wahl  beseitigt  sein  soll.7 

Als  Ergebniss  würde  demnach  festzuhalten  sein,  dass  die  Bestim- 
mungen der  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs  über  die  kaiserlichen  Rechte 
wegen  ihres  der  Kirche  ungünstigen  Inhaltes  an  und  für  sich,  dann  weil  sie 
erweislich  wörtlich  auf  das  Pactum  von  824  zurückgehen,  durchaus  echt  sein 
müssen,  dass  aber  auch  gegen  die  Echtheit  der  bezüglichen  Bestimmungen  der 
Urkunde  Ludwigs  erhebliche  Bedenken  kaum  mehr  vorzuliegen  scheinen,  nach- 
dem festgestellt  ist,  dass  gerade  kurz  nachher  der  bezügliche  Inhalt  des  Pac- 
tum durchgreifend  umgestaltet  wurde;  dass  demnach  als  erweislich  unecht  in 
der  gesanunten  Urkunde  Ludwigs  nur  die  Stelle  über  die  Inseln  zu  betrachten 
sein  würde. 

354.  —  Wenden  wir  uns  zu  den  territorialen  Bestimmungen 
des  Privilegs  Otto's,  so  sind  hier  zunächst  alle  bezüglichen  Bestimmun- 
gen Ludwigs  in  derselben  Fassung  und  Folge  wiederholt.  Freilich  mit  einigen 
Abweichungen.  In  der  Nichtwiederholung  der  Stelle  über  die  Inseln  sahen  wir 
einen  Beleg,  dass  dieselbe  gefälscht  sei;  vielleicht  mag  dasselbe  bezüglich 
Salerno's  gelten. 1  Schwerlich  kann  das  der  Grund  dafür  sein,  dass  in  den 
spätem  Privilegien  die  Stelle  über  die  Städte  Campaniens,  welche  auch  später 
immer  zum  Patrimonium  gehörten  und  dein  Pahste  wohl  schon  vor  den  Schen- 
kungen zustanden,  fehlt,  während  doch  die  Stelle  über  Capua  und  die  andern, 
später  nicht  mehr  zum  Patrimonium  gehörenden  Städte  wieder  aufgenommen 
ist.2  Handelte  es  sich  da  nur  um  das  Privileg  Otto's,  so  läge  nichts  näher, 
als  an  eine  Nachlässigkeit  des  Fälschers  oder  an  einen  Mangel  der  von  ihm 
benutzten  Abschrift  zu  denken.  Aber  das  übereinstimmende  Fehlen  auch  im 
Privilege  Heinrichs  scheint  da  doch  die  Annahme  blossen  Zufalles  nicht  zu 
gestatten.  Man  könnte  den  Grund  darin  suchen,  dass  man  die  besondere  Auf- 
zählung später  für  überflüssig  hielt  neben  der  Bestätigung  des  Dukats  im 
allgemeinen,  welchem  man  auch  das  römische  Campanien  zuzählen  mochte. 
Aber  ohne  besondern  Grund  hat  man  gewiss  schwerlich  etwas,  was  einmal  im 
Pactum  ausdrücklich  verzeichnet  war,  später  fallen  lassen,  wenn  die  Aufzäh- 
lung auch  überflüssig  erscheinen  mochte.  Einen  mir  genügenden  Grund  ver- 
mag ich  nicht  abzusehen.  Nur  auf  die  Möglichkeit  möchte  ich  hindeuten,  dass 

Rom.  §  3;  Zusatz;  Const.  Rom.  §  1 ;  §  4.  7.  Libell.  de  imperat.  pot.,  Mon.  Germ.  5,722. 
Die  unzuverlässige  weitere  Angabe,  wonach  in  .seinem  Pactum  auch  Samnien,  Calabrien. 
Beueyent,  das  ganze  Herzogthum  Spoleto,  dann  Arezzo  und  Chiusi  der  Kirche  überlassen 
sein  sollen,  glaube  ich  unberücksichtigt  lassen  zu  dürfen,  llaltpunkte  für  ihre  Glaubwür- 
digkeit finden  sich  nicht;  denn  den  mehrfach  angeführten,  dass  er  Rechte  des  Pabstes  auf 
Capua  anerkannte,  kann  ich  als  .solchen  nicht  betrachten,  da  Capua  auch  in  einer  meiner 
Ansicht  nach  echten  Stolle  der  Pacta  genannt  wird.  Ware  die  Nachricht  aber  glaubwürdig, 
so  wäre  sie  für  unsere  Zwecke  ohne  Bedeutung,  da  auch  dann  die  Uebereiustimmung  des 
Partum  von  962  mit  denen  von  817  und  821  ergeben  würde,  dass  man  zur  frühern  Fassung 
zurückgekehrt  ist.  Wegen  jener  Nachrichten  vgl.  Dümmler  O.stfrünk.  Reich  1.  835. 
354.-  1.  Vgl.  §  350     4.      2.  Vgl.  §  333. 
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das  Fehlen  dieser  Stelle  gerade  in  den  Privilegien  von  Otto  und  Heinrich 
irgendwie  damit  zusammenhängen  könnte,  dass  in  diesen  etwas  später  eine 
Stelle  von  nur  wenig  grösserem  Umfange  sichtlich  eingeschoben  ist.3 

Diese  findet  sich  genau  an  demselben  Orte,  wo  in  der  Urkunde  Ludwigs 
die  Schenkung  der  Inseln  eingeschoben  ist,  hinter  der  Aufzählung  der  Städte 
des  longobardischen  Tuszien,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  dort  das  Ein- 
geschobene an  die  Stelle  des  fortgefallenen  Schlusssatzes  über  den  tuszischen 
Besitz  trat,  hier  dagegen  dieser  beibehalten  ist  und  wenigstens  nach  Massgabe 
der  Urkunde  Ludwigs  nichts  ausgefallen  sein  kann.  Dagegen  erscheint  nun 
bei  Vergleichung  mit  dieser  eingeschoben:  Itemque  a  Lunis  cum  inmla  Cor- 
aica,  deinde  in  Suriano.  deinde  in  Monte  Berceto,  ejcinde  in  Parma,  deinde 
in  Regia,  ejcinde  in  Mantua  atque  in  Monte  Silieis  atque  provincia  Venc- 
tiarum  et  Istria,  nee  non  et  cunetum  dueatum  Spoletanum  seu  Benecen- 
tanum,  una  cum  aeeclesia  8.  Cristinae  posita  prope  Papiam  iuxta  Padutn 
qitarto  miliario. 

Sehen  wir  von  dem  sonderbaren  Schlusssatze,  in  welchem  dem  ganzen 
Mittelitalien  noch  eine  einzelne  Kirche  zugefügt  ist,  zunächst  ab,  so  haben  wir 
eine  einfache  Einschiebung  der  Angabe  des  Pabstbuches  über 
dieSchenkungKarls;  der  einzige  wesentliche  Unterschied  ist  der,  dass 
hier  die  ausdrückliche  Hervorhebung  des  Exarchats  fortgelassen  ist,  offenbar 
aus  dem  Grunde,  weil  dieses  ohnehin  schon  im  echten  Texte  des  Pactum  ge- 
nannt war.4  Nach  allem  Erörterten  ist  hier  die  Einschiebung  so  handgreiflich, 
dass  es  einer  genauereu  Beweisführung  kaum  bedarf.  Die  einzig  denkbare 
Möglichkeit,  darin  einen  echten  Bestandteil  des  spätem  Pactum  zu  sehen, 
wäre  die,  dass  ein  späterer  Kaiser  auf  die  Autorität  des  Pabstbuches  hin  sich 
habe  bestimmen  lassen,  die  Schenkung  Karls  zu  wiederholen.  Wie  unwahr- 
scheinlich das  an  und  für  sich  ist,  bedarf  keiner  Bemerkung. 5  Wäre  das  aber 
auch  nicht  der  Fall,  so  werden  wir  doch  keiner  Kanzlei  irgend  eines  Kaisers 
ein  solches  Uebermass  von  Ungeschick  und  Gedankenlosigkeit  zutrauen  dürfen, 
wie  es  nöthig  gewesen  wäre,  um  jene  Schenkuug  in  dieser  Weise  wieder  in 
das  Pactum  aufzunehmen;  während  zugleich  doch  wieder  die  Ausscheidung 
gerade  des  Exarchats  zeigt,  dass  die  Einschiebung  nicht  ohne  alle  Ueberlegunp 


354.]  3.  Aehnlicbes  fanden  wir  §  351  hei  dem  Privilege  Ludwigs;  aber  freilich  mit  dem 
Unterschiede,  dass  dort  das  Gefälschte  gerade  an  der  Stelle  des  Fortgefallenen  stand. 
Liesse  das  zunächst  an  Fälschung  im  Originale  selbst  deuken.  so  ist  eine  solche  doch  über- 
haupt ganz  unwahrscheinlich  bei  den  bestimmten  Haltpunkten,  welche  sich  für  die  Unecht- 
heit  der  spätem  angeblichen  Originale  und  deren  Fertigung  nach  blossen  Abschriften  er- 
geben. Hier  kftnnte  das  Ausfallen  überhaupt  mit  der  Fälschung  nur  so  in  näherer  Verbindung 
gedacht  werden,  dass  man  Grund  hatte,  den  äussern  Umfang  des  Schriftstückes  möglichst 
ungeändert  zu  lassen.  Ein  solcher  Grund  ist  freilich  schwer  abzusehen.  Möglicherweise 
würde  sich  über  solche  Fragen  genügender  urtheilen  lassen,  wenn  das  angebliche  Original 
der  Urk.  Ottos  zugänglich  wäre.  4.  Wo  sich  sonst  die  Stelle  des  Pabstbuches  wiederholt 
findet.  Tgl.  $  346  n.  14.  15,  wird  auch  der  Exarchat  genannt.  5.  Es  konnte  etwa  nur  bei 
Karl  dem  Kahlen  daran  gedacht  werden;  wollen  wir  aber  der  unsichern  Angabe  über 
seine  Schenkung  überhaupt  Glauben  beimessen,  so  war  diese  ganz  anders  bestimmt.  Tgl. 
§  353  n  7. 
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geschah.  Im  Pabstbuche  ist  der  Eingang  der  Stelle  durch  die  vorhergehende 
Bemerkung  verständlich,  Karl  habe  eine  Schenkung  per  designaium  confinium 
gemacht,  worauf  dann  die  Angabe  der  Gränzlinie  folgt.  Nachdem  das  fortge- 
fallen, ist  nicht  mehr  abzusehen,  was  es  mit  dieser  durch  ganz  Oberitalien 
hinziehenden  Linie  für  eine  Bewandtniss  hat.  Solche  Fassung  wird  man  doch 
der  kaiserlichen  Kanzlei  nicht  zutrauen  dürfen;  wohl  einem  Fälscher,  welcher 
bei  der  anscheinend  weitverbreiteten  Kenntniss  der  Stelle  des  Pabstbuches 
voraussetzen  mochte,  die  Bedeutung  jener  Linie  werde  auch  so  von  nieman- 
dem miss verstanden  werden.  Grössere  Gedankenlosigkeit  noch  würde  ein  Ver- 
gleich der  Bestimmungen  über  das  Herzogthum  Spoleto  ergeben.  In  wörtlicher 
Uebereinstimmung  mit  der  Urkunde  Ludwigs  findet  sich  auch  962  und  1020 
der  Vorbehalt  von  Tuszien  und  Spoleto  für  den  Kaiser  unter  Zuweisung  eines 
Zinses  an  den  Pabst;  die  Stelle  hat  demnach  zweifellos  in  jedem  Pactum  so 
gestanden.  In  der  Kanzlei  des  Kaisers,  der  die  Schenkung  Karls  wieder  auf- 
nahm, hätte  man  also  ganz  übersehen,  dass  in  ein  und  derselben  Urkunde  das 
Ilerzogthum  dem  Pabste  zugesprochen  und  wieder  abgesprochen  werde.  Ja 
noch  mehr;  auch  bei  der  Abfassung  der  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs  hätte 
man  das  übersehen,  obwohl  hier  anscheinend  neue,  gerade  das  Herzogthum 
betreffende  Stellen  hinzukommen;  trotz  der  vorherigen  Schenkung  des  Ganzen 
hätte  Otto  noch  einzelne  Städte  im  Herzogthume  geschenkt,  Heinrich  das  be- 
stätigt und  noch  spoletinische  Reichsgüter  hinzugefügt.  Und  trotzdem  sollte 
man  jene  widersprechenden  Angaben  wiederholt  und  ihnen  nun  weitere  zuge- 
fügt haben?  Dieser  Umstand  wird  doch  auch  die  Annahme  ausschliessen,  die 
Stelle  sei  wenigstens  in  den  Urkunden  Otto's  und  Heinrichs  in  so  weit  echt, 
dass  der  Kanzlei  Otto's  ein  gefälschtes  älteres  Pactum  vorgelegt  wäre,  da 
allerdings  an  und  für  sich  die  blosse  gedankenlose  Wiederaufnahme  nicht  so 
durchaus  unglaublich  sein  würde,  als  die  Annahme  einer  solchen  Einschiebuug 
der  Schenkung  Karls  durch  irgend  einen  Kaiser. 

Wir  werden  annehmen  müssen,  die  Stelle  ist  erst  eingeschoben,  als  das 
echte  Pactum  von  1020  bereits  vorlag.  Der  Zweck,  den  man  durch  die  Fäl- 
schung erreichen  konnte,  weist  auch  hier  bezüglich  der  Zeit  der  Fälschung 
auf  die  Gregorianische  Periode.  Hat  Gregor  sich  trotz  seiner  weitgreifenden 
territorialen  Ansprüche  nie  auf  die  Konstantinische  Schenkung  bezogen,  welche 
doch  Leo  IX  geltend  machte6,  so  ist  das  erklärlicher,  wenn  inzwischen  in  der 
Einschiebung  der  Schenkung  Karls  in  die  Pacta  eine  andere  Grundlage  ge- 
wonnen war.  Ob  man  bestimmter  beabsichtigte,  von  derselben  für  Ansprüche 
auf  das  ganze  südlich  von  jener  Linie  gelegene  Italien  Gebrauch  zu  machen, 
mag  dahingestellt  bleiben.  Ein  Zusammenhang  mit  der  ersten  Mathildischen 
Schenkung  ist  kaum  ganz  unwahrscheinlich.  Bei  dem  wohlunterrichteten 
Leo  von  Monte  Cassino  finden  wir  die  Angabe,  dass  Mathilde  1077  der  rö- 
mischen Kirche  die  Provinzen  Ligurien  und  Tuszien  geschenkt  habe. 4  Fassen 
wir  Ligurien  als  die  ihr  zustehenden  lombardischen  Grafschaften,  so  würde 
eine  solche  Schenkung  unter  Festhaltung  der  Gränzlinie  Karls8  sich  ziemlich 


6.  Vgl.  Döllinger  Patutfabelu  77.     7.  Mon.  Germ.  I».  738.     8.  Ich  sprach  oben  $346  n. « 
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rechtfertigen  lassen.  Wir  wissen  allerdings  bestimmt,  dass  die  spätere  Schen- 
kung von  1102  nur  die  Allodien  umfasste  und  auf  Grundlage  derselben  auch 
nie  ganze  Länder  beansprucht  .sind9;  aber  bei  der  auffallenden  Angabe,  dass 
die  Schenkung  erneuert  werde,  weil  die  frühere  Urkunde  verloren  sei,  haben 
wir  doch  keinerlei  Bürgschaft,  dass  die  frühere  gleichen  Inhaltes  war;  um- 
fasste diese  wirklich  die  ganzeu  Amtsbezirke,  so  mochte  man  sich  von  der 
Undurchführbarkeit  überzeugt  haben  und  sich  nun  auf  das  Allod  beschränken, 
um  nicht  auch  dieses  zu  gefährden. 

Sehen  wir  davon  ab,  so  fallt  das  Hauptgewicht  der  Stelle  zweifellos  auf 
die  ausdrücklich  hervorgehobenen  Herzogthümer  Spoleto  und  Benevent. 
Wir  sahen  nun  früher,  dass  entsprechend  dem  echten  TheUe  des  Pactum  bis 
dahin  von  päbstlichen  Ansprüchen  auf  Spoleto  nicht  die  Rede  war;  die  zeit- 
weise Verwaltung  desselben  durch  P.  Viktor  mochten  den  Gedanken  an  solche 
Ansprüche  näher  legen;  zuerst  »reitend  gemacht  hat  sie  P.  Gregor. 10  Ebenso 
ist  es  bekannt,  wie  grosses  Gewicht  gerade  in  dieser  Zeit  von  den  Päbsten  auf 
Benevent  gelegt  wurde.  Allerdings  Hesse  sich  da  einwenden,  dass  Beneveut 
1052  vom  Kaiser  gegen  Bamberg  ertauscht  war,  man  darüber  wohl  Urkun- 
den besass  und  es  demnach  der  Fälschung  nicht  bedurft  hätte.  Aber  wir  sind 
über  jenen  Tausch  nur  sehr  unvollkommen  unterrichtet;  dass  es  sich  nicht 
blos  um  die  Stadt,  sondern  auch  um  das  Herzogthum  handelte,  ist  nicht  zu 
erweisen;  ist  nach  Leo  von  Monte  Cassino  Benevent  vicariationU  omti'i 
überlassen11,  so  war  dauernde  Ueberlassung  an  die  römische  Kirche  über- 
haupt wohl  nicht  beabsichtigt.  Die  Annahme  der  Fälschung  in  dieser  Zeit 
stimmt  auch  durchaus  damit,  dass  die  Einschiebung  der  Inseln  in  die  Urkuude 
Ludwigs  auf  dieselbe  weist.  Und  mit  den  Schenkungen  gerade  Karls  des 
Grossen  an  die  römische  Kirche  scheint  man  sich  damals  lebhafter  beschäftigt 
zu  haben;  P.  Gregor  meldet  1081  seinen  Legaten,  dass  nach  Ausweis  der 
im  Archive  der  Peterskirche  enthaltenen  Aufzeichnungen  ganz  Gallien  von 
Karls  Zeiten  her  der  römischen  Kirche  zinspflichtig  sei  und  dass  Karl  der- 
selben ganz  Sachsen  geschenkt  habe. 12 

Ist  jene  Stelle,  soweit  sie  sich  an  die  Schenkung  Karls  anschliesst,  als 
Fälschung  zu  bezeichnen,  so  ist  das  gewiss  auch  anzunehmen  von  der  auge- 
hängten Bestimmung,  welche  dem  Pabte  die  Kirche  der  h.  Chris tina 
bei  Pavia  zuspricht.  Es  handelt  sich  um  die  östlich  von  Pavia  beim  alten 
Reichshofe  Oloua  gelegene  Abtei  S.  Cristina.  Das  Wenige,  was  uns  über  die- 
selbe bekannt  ist,  bietet  nirgends  einen  Halt  für  die  Annahme,  dass  sie  der 
römischen  Kirche  gehörte.  K.  Ludwig  ertheilte  822  nach  dem  Vorgange  K. 

354.]  die  Vermuthung  aus,  es  müge  ursprünglich  Modena  statt  Mantua  geheissen  haben. 
Ich  möchte  doch  auch  hier  erinnern,  dass  das,  was  zwischen  den  von  Reggio  über  Mantua 
oder  aber  über  Modena  nach  Monselice  gezogenen  Linien  liegt,  gerade  einen  grossen  Theil 
der  Mathildischen  Grafschaften  umfasst,  dass  insbesondere  aber  in  der  Gegend  zwischen 
Modena  und  Mantua  wohl  der  grösste,  sicher  der  werthvollste  Theil  der  Mathildischen 
Allode  liegt.  Wollten  wir  das  in  Verbindung  bringen,  so  müsste  freilich  die  Fälschung 
auch  im  Pabstbuche  selbst  und  so  früh  vorgenommen  sein,  dass  sie  auf  alle  uns  erhaltenen 
Texte  der  Stelle  hatte  einwirken  können.  9,  Vgl.  §  331.  10.  Vgl.  §  342.  11.  Mon- 
Germ.  9,  658.     12.  Greg.  Reg.  1.  8  ep.  23. 
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Karls  der  wahrscheinlich  von  den  Longobardenkönigen  gegründeten  Abtei 
einen  Schutzbrief13;  ebenso  892  K.  Wido;  dann  hat  K.  Berengar  sie  920  an 
die  Kirche  8.  Antonius  und  S.  Justina  zu  Piacenza  geschenkt.  Später  muss 
sie  ihre  Ileichsuninittelbarkeit  wiedererlangt  haben;  denn  1185  nimmt  K. 
Friedrich  I  sie  nach  dem  Vorgange  der  Kaiser  Karl,  Otto  und  Heinrich  in 
seinen  Schutz  und  erklärt  ausdrücklich,  dass  die  von  den  Kaisern  und  Königen 
ausgestattete  Abtei  keiner  andern  Gewalt  unterworfen  sein  solle. 14  Es  zeigt 
sich  keine  Spur  einer  Abhängigkeit  von  der  römischen  Kirche;  insbesondere 
wird  sie  auch  vom  Kämmeier  Cencius  nicht  unter  den  zinspflichtigen  Kirchen 
des  Bisthums  Pavia  genannt. 15  Liesse  sich  bestimmt  nachweisen,  wann  man 
zu  Rom  Grund  hatte,  auf  den  Besitz  gerade  dieser  Kirche  besondern  Werth 
zu  legen,  so  würde  das  insbesondere  für  die  Bestimmung  der  Zeit  der  Fäl- 
schung vom  grüssten  Gewichte  sein;  aber  es  fehlt  mir  da  jeder  Halt  für  eine 
begründete  Vermuthung. 

355.  —  Sehen  wir  nun  von  der  besprochenen  Stelle  ab,  so  scheint  mir 
die  Annahme  der  E  c  h  t  h  e  i  t  d  e  r  ü  b  r  i  g  e  n  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n  wesentlichen 
Bedenken  nicht  zu  unterliegen,  es  dürfte  sich  jedenfalls  kaum  noch  eine  weitere 
Stelle  mit  Sicherheit  als  Fälschung  bezeichnen  lassen.  Die  Hauptmasse  der 
Urkunde  Otto's  haben  wir  wegen  des  den  päpstlichen  Ansprüchen  vielfach  so 
ungünstigen  Inhalts,  dann  wegen  der  genauen  Uebereinstimraung  theils  mit 
dem  Pactum  von  817,  theils  mit  dem  von  824,  gewiss  als  echt  zu  betrachten. 
Unsere  ganze  Untersuchung  scheint  doch  zu  ergeben,  dass  man  bei  den  Fäl- 
schungen mit  grosser  Zurückhaltung  vorging;  weiter,  dass  die  sicher  nach- 
weisbaren auch  abgesehen  vom  Inhalte  leicht  als  Interpolationen  zu  erweisen 
sind.  Bei  keiner  andern  Stelle  scheint  sich  das  zu  ergeben;  ich  denke,  dass 
nur  ganz  überwiegende  Gründe  gegen  die  Zulässigkeit  des  Inhalts  uns  zur 
Annahme  weiterer  Fälschungen  berechtigen  würden;  und  solche  scheinen  mir 
kaum  vorhanden  zu  sein,  zumal  wenn  wir  beachten,  dass  es  sich  hier  grossen- 
theils  einfach  um  Bestätigung  handelte,  bei  welcher  man  auch  in  andern  Fällen 
alles  wiederholte,  was  die  Vorlagen  enthielten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der 
Bestätigende  und  der,  dem  bestätigt  wurde,  die  Sache  in  Gewalt  oder  Besitz 
hatte;  dass  insbesondere  beim  Pactum  mit  der  Kirche  alles  daraufhindeutet, 
dass  man  die  Fassung  desselben  im  allgemeinen  als  eine  von  Altcrsher  fest- 
stehende betrachtete;  neue  Bewilligungen  konnten  hinzugefügt,  nicht  wohl  aber 
frühere  beseitigt  werden.  Das  wird  im  Einzelnen  insbesondere  von  der  Be- 
stätigung der  jetzt  das  Fürstenthum  Capua  bildenden  Städte  gelten 
müssen.  Sehen  wir  auch  davon  ab,  dass  hier  doch  auch  später  noch  päbst- 
liche  Hoheitsrechte  neben  denen  des  Reichs  anerkannt  scheinen,  so  wird  die 
Stelle  unbedenklich  erscheinen  müssen  als  wörtlich  aus  dem  Pactum  Ludwigs 

18.  Sickel  Acta  2,  130.  14.  Vgl.  Robolini  2.  46.  56.  3.  387.  15.  Antiq.  It.  5.  870. 
Es  wird  auch  zu  beachten  sein,  das«:  der  Falscher  der  angeblichen  Restitutionsurkunde 
Leo  s  VIII,  Mon.  (Jerui.  4  b.  160.  dem  der  Wortlaut  der  Privilegien  nicht  bekannt  gewesen 
zu  sein  scheint,  ollenbar  von  päbstlichen  Ansprüchen  auf  S.  Cristina  nichts  weiss,  da  er 
nicht  diese,  wühl  aber  eine  Reihe  anderer  Abteien  nennt. 
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wiederholt;  da  aber  erschien  die  Echtheit  derselben  durch  andere  Zeugnisse 
durchaus  bestätigt. 1 

Weiter  enthält  nun  aber  die  Urkunde  Otto's  mehrere«,  was  sich  in  der 
Urkunde  Ludwigs  noch  nicht  findet.  Es  ist  in  keiner  Weise  nöthig  anzuneh- 
men, dass  diese  Bestimmungen  erst  unter  Otto  dem  Pactum  zugefügt  seien; 
dasselbe  war  seit  817  oftmals  erneuert;  die  Fassung  selbst  weist  darauf  hin, 
dass  das  zunächst  im  Anschlüsse  an  die  Erwähnungen  der  unteritalischen  Pa- 
trimonien Folgende  nicht  als  neue  Schenkung  Otto's  zu  betrachten  ist.  Es 
handelt  sich  um  die  Stadt  Neapel  mit  Zubehör,  um  das  sizi  Iis  che  Pa- 
trimonium, wenn  es  in  dio  Hand  des  Kaisers  kommt,  dann  um  Gaeta  und 
Fondi.  Bedenken  wir,  dass  diese,  aufweiche  die  Kirche  zudem  schon  ältere 
Ansprüche  erheben  mochte,  nächste  Gränzstädte  des  Dukats  waren2,  dass 
Neapel  ganz  isolirt  in  zweifelhafter  Abhängigkeit  von  Byzanz  stand  und  die 
Kirche  dort  ein  bedeutendes  Patrimonium  besass3,  so  scheint  es  mir  doch 
keineswegs  so  unwahrscheinlich,  dass  irgend  ein  Kaiser  nach  Ludwig  sich  zu 
solchen  Bewilligungen  verstand,  welche  dann  fortan  im  Pactum  wiederholt 
wurden.  In  Sizilien  handelt  es  sich  ausdrücklich  nur  um  das  Patrimonium; 
und  denken  wir  uns  die  Fälschungen  auch  nur  einigermassen  in  näherem  Zu- 
sammenhange stehend,  so  wäre  doch  schwer  zu  begreifen,  wie  der,  welcher  in 
der  Urkunde  Ludwigs  die  Schenkung  von  ganz  Sizilien  einschob,  sich  hier  mit 
dem  Patrimonium  begnügen  sollte.  Man  hat  bezüglich  der  Erwähnung  süd- 
italischer Besitzungen  in  den  Privilegien  wohl  die  Annahme  ausgesprochen,  sie 
seien  gefälscht,  um  die  Lehenshoheit  der  Kirche  über  das  sich  entwickelnde 
Normannenreich  zu  sichern.  Dann  aber  wären  die  Stellen  ganz  gewiss  anders 
gefasst.4  In  den  Stellen,  welche  ich  nach  Massgabe  der  bisherigen  Untersu- 
chungen für  echt  betrachte,  ist  vorzugsweise  nur  von  Patrimonien  die  Rede, 
deren  Bestätigung  doch  eher  einen  Beweis  dafür  gibt,  dass  die  Kirche  auf  die 
Gebiete  selbst  keinen  Anspruch  habe;  wo  diese  selbst  überlassen  sind,  ist  von 
den  Patrimonien  nicht  die  Rede.  Anders  mit  jener,  die  Schenkung  Karls 
wieder  einschiebenden  Fälschung.  Wollte  man  sich  den  Nonnannen  gegenüber 
nicht  mit  dem  Hinweis  auf  die  Konstantinische  Fälschung  begnügen,  so  konnte 


356.-  1.  Vgl.  S  333  n.  9.  2.  Gaeta  und  Fondi  werden  auch  in  der  §  346  n.  1 
angeführten  falschen  Urk.  Pipins  ausdrücklich  genannt;  da  sonst  jede  nähere  Ueberein- 
stimmung  fehlt,  wird  an  einen  Zusammenhang  jener  Fälschung  mit  der  Urk.  Otto's  nicht 
zu  denken  sein.  3.  Die  Stelle  über  Neapel,  wörtlich  eben  so  bei  Heinrich,  ist  unklar  ge- 
fasst; rielleicht  sollte  es  sich  auch  da  nur  um  das  von  derselben  zum  Patrimonium  Gehö- 
rige handeln.  Die  Nachricht,  dass  schon  Honorius  I  einem  Magister  militum  tfeapolUamim 
eivitaUm  rsgendam  commisit,  —  potitam  territorio  CenlumeelUnri,  Antiq.  It.  5, 834,  welche 
Gfrörer  Gregor  5,  22  auf  Neapel  bezieht,  bezieht  .sich  auf  Neopyrgi,  splter  S.  Serera  umreit 
Cirita  Vecchia.  4.  Das  scheint  insbesondere  auch  hervorzutreten  bei  einem  Vergleich« 
mit  der  gefälschten  Urkunde,  durch  welche  P.  Leo  VIII  auf  die  Schenkungen  Pipins  und 
Karls  verzichtet,  Mon.  Germ.  4b,  169;  der  Fälscher  begnügt  sich  nicht  mit  der  Aufführung 
dessen,  was  in  der  Schenkung  Karl»  und  in  den  Privilegien,  deren  Wortlaut  er  nicht  zu 
kennen  scheint,  ausdrücklich  genannt  ist,  sondern  zählt  auch  allerlei  Anderes  auf,  beson- 
ders vollständig  aber  alle  unteritalischen  Landschaften;  er  hält  sich  offenbar  an  die  pabst- 
lichen  Ansprüche,  wie  »ie  zu  seiner  Zeit  erhoben  wurden. 
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man  darauf  verweisen  zur  Begründung  päbstlicher  Rechte  wie  aof  Mittelitalien, 
so  auf  ganz  Unteritalien5;  überdies  war  da  das  einst  den  grössten  Theil  des- 
selben umfassende  Herzogthum  Benevent  ausdrücklich  genannt.  Und  es  wird 
doch  auch  das  zu  beachten  sein,  dass  sich  in  den  angefochtenen  Stelleu  nir- 
gends ein  Verstoss  gegen  den  Sprachgebrauch  des  neunten  Jahrhunderts  zeigt, 
dass,  wären  sie  im  eilften  Jahrhunderte  gefälscht,  es  auffallen  würde,  dass  wir 
weder  von  einer  Mark  Fenno,  noch  etwa  von  Apulien,  oder  von  Fürsten- 
tümern Capua  und  Salerno  hören.  War  das  bei  jener  Fälschung  zu  vermei- 
den, weil  man  den  Wortlaut  des  Pabstbuches  wieder  aufnahm,  so  ist  dieser 
Umstand  für  die  andern  Stellen,  wo  solche  Hülfe  fehlte,  gewiss  zu  beachten. 

Was  dann  weiter  folgt,  kündigt  sich  durch  einen  eigenen  Eingang  sicht- 
lich als  neue  Schenkung  Otto's  an:  Insnper  offerinuts  tibi  b.  Petre 
apostole  vicarioque  tuo  d.  Iohanm  pape  et  surcessoribus  eius  pro  nostrae 
animae  retnedio  nostrique  ßUi  et  nostrorum  parentum  de  proprio  nostro 
regno  cbntates  et  oppida  cum  piscariis  suis,  idest  Heatem,  Amiternum, 
Furconem,  Nursiam,  Balvam  et  Marsini  et  alibi  civitatem  Terammm 
iHim  pertinentiis  suis.  Dass  es  sich  hier,  aber  auch  wohl  nur  hier,  um  eine 
neue  Schenkung  handelt,  wird  auch  dadurch  bestätigt,  dass  in  der  Urkunde 
Heinrichs  diese  Vergabung  durch  die  eigenen  Heinrichs  von  dem,  was  wir  als 
auf  einem  altern  Pactum  beruhend  betrachten,  geschieden  ist,  dass  weiter  nur 
hier  der  Text  der  Urkunde  Otto's  nicht  wie  sonst  wörtlich  wiederholt  ist,  son- 
dern mit  entsprechender  Aendening  der  Fassung  die  Bestätigung  erfolgt, 
prout  b.  m.  pape  Iohanni  suisque  successorilms  a  predecessoribus  nostris 
Octonibus  factum  est. 

Schon  die  grössere  Sorgfalt  der  Fassung  scheint  hier  ein  günstiges  Vor- 
urtheil  für  die  Echtheit  der  Stelle  zu  erwecken,  die  denn  auch  im  allgemeinen 
weniger  bestritten  ist  Ein  mit  den  spätem  Ansprüchen  der  römischen  Kirche 
zusammenhängender  Zweck  der  Fälschung  der  Schenkung  dieser  spole ti- 
nischen Städte  wäre  kaum  abzusehen.  Es  handelt  sich  um  Städte,  welche 
ziemlich  zerstreut  im  südlichen  Theile  des  damaligen  Herzogthums  Spoleto 
und  der  Mark  liegen;  Marsica,  jetzt  S.  Benedetto,  am  Lago  di  Fucino;  daun 
am  obern  Lauf  des  Aterno  oder  der  Pescara  Amiterno6  und  Furcone,  später 
Aquila;  am  untern  Lauf  nördlich  von  Sulmona  das  nicht  mehr  bestehende,  in 
jener  Zeit  oft  genannte  Valva;  in  den  spätem  Umfang  des  Herzogthums 
Spoleto  fallen  Rieti  und  nordöstlich  davon  in  weiterer  Entfernung  Norcia; 
dann  in  der  Mark  Teramo,  welches  in  der  Urkunde  selbst  als  entlegen  be- 
zeichnet wird.  Welchen  Zwecken  eine  solche  Fälschung  hätte  dienen  sollen, 
ist  doch  nicht  abzusehen. 

Daher  möchte  ich  auch  wenig  Gewicht  darauf  legen,  dass  wir  diese 
Städte  weiterhin  nicht  im  Besitze  der  Kirche  finden.  Aus  den  Archiven  von 
Farfa,  S.  Vicenzo  und  Casauria  sind  gerade  aus  der  nächstfolgenden  Zeit  so 


5«  Der  Falscher  der  Restitutionsurk.  I^o's  VIII  betrachtet  sichtlich  auch  ganz  Unteritalien 
als  in  die  Schenkung  Karls  einbegriffen.  6.  Nach  Fatteschi  154  liegen  die  Ruinen  von 
Amiterno  bei  J\  Vittorino  am  Aterno.  nordwestlich  von  Aquila. 
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viele  diese  Gegenden  betreffende  Urkunden  bekannt,  dass  wir  mit  vollster 
Sicherheit  sagen  können,  von  päbstlieher  Hoheit  kann  da  keine  Kede  gewesen 
sein.  Fürst  Pandulf,  967  zum  Herzoge  von  Spoleto  gesetzt,  sitzt  gleich  968 
in  Marsica  zu  Gerichte7;  auch  weiterhin  sind  es  immer  die  Herzoge  von  Spo- 
leto, die  betreffenden  Grafen,  der  Kaiser  selbst  oder  seine  Boten,  welche  dort 
und  zu  Kieti,  Amiterno,  Valva  zu  Gerichte  sitzen.8  Insbesondere  wird  auch 
in  der  Datirung  der  Urkunden  nie  auch  nur  der  Name  des  Pabstes  genannt. 
Allerdings  mag  Otto  bei  Ueberlassung  jener  Orte  an  die  Kirche  an  eine  Tren- 
nung derselben  vom  Reiche  oder  auch  nur  vom  Herzogthume  Spoleto  nicht 
gedacht  haben;  schon  die  zerstreute  Lage  deutet  darauf,  dass  man  wohl  zu- 
nächst nur  die  Einkünfte  im  Auge  hatte.  Doch  wäre  auch  dann  auffcdlend, 
dass  wir  hier  später  keinerlei  Spuren  ausgedehnterer  päbstlieher  Rechte  und 
Befugnisse  finden ,  welche  doch  insbesondere  in  dem  nächstgelegenen  Rieti 
nicht  schwerer  aufrecht  zu  erhalten  gewesen  wären,  als  in  andern  Gebieten 
der  Kirche.  Wahrscheinlicher  dürfte  es  sein,  dass  da  später  andere  Abma- 
chungen erfolgt  sind.  Zur  Zeit  der  Kaiserkrönung  Otto's  war  wohl  von  dein, 
was  er  als  Besitz  der  Kirche  anerkannte,  zumal  in  entfernteren  Gegenden  nur 
weaig  in  den  Händen  des  Pabstes;  jene  Städte  mögen  zunächst  geschenkt 
sein,  um  die  Lücke  in  den  Einkünften  zu  decken.  Nun  hören  wir,  dass  der 
Kaiser  auf  dem  Tage  zu  Ravenna  im  Apr.  967  Urban  et  terram  Bavennan- 
fiiun  aliaque  eompfnra,  mnltis  n'tro  tanporihn.s  Hörnums  pontifieibu*  ab- 
Int«,  zurückstellte. 9  Um  dieselbe  Zeit  fallt  die  Erhebung  des  Fürsten  Pandulf 
von  Capua  zum  Herzog  von  Spoleto. 10  Dass  in  dieser  Zeit  andere  Abma- 
chungen erfolgten,  ist  gewiss  nicht  unwahrscheinlich.  Die  ausdrückliche  Be- 
stätigung K.  Heinrichs  1020  scheint  da  allerdings  im  Wege  zu  stehen.  Aber 
es  ist  doch  nicht  zu  unwahrscheinlich,  dass  diese  nur  erfolgte,  weil  die  An- 
gabe sich  im  frühem  Pactum  fand. 

Blieb  die  Schenkung  im  Pactum,  so  konnten  sich,  auch  wenn  sie  nie  zur 
Ausführung  gelangte,  nichtsdestoweniger  später  Ansprüche  auf  dieselbe  be- 
gründen lassen.  Für  unser,-  nächsten  Zwecke  ist  das  von  geringer  Bedeutung. 
Denn  das  Gebiet  der  Abruzzen,  in  welchem  jene  Städte  grossentheils  lagen, 
war  seit  1140  in  den  Händen  der  Normannenkönige;  beim  Frieden  1156  lieh 
der  Pabst  dem  K.  Wilhelm  auch  Marshtm  et  nlhi,  qune  ultra  Mnrsinm 
dehemus  Imhere;  neben  dem  schon  früher  für  Apulien  und  Kalabrien  zu  zah- 
lenden Zinse  von  sechshundert  Squifaten  war  für  Marsien  ein  besonderer  von 
vierhundert  zu  zahlen;  Bestimmungen,  welche  noch  1192  mit  K.  Tanered  und 
1198  mit  der  K.  Konstanze  ebenso  erneuert  wurden. 11  Es  wäre  möglich, 
dass  man  da  auch  jene  Bestimmungen  des  Pactum  benutzte;  aber  die  ge- 
sammten  Ansprüche  der  Päbste  auf  Unteritalien  Hessen  sich  überhaupt  nur 
auf  die  karolingische  Schenkung  gründen;  und  erkannten  die  Nonnannenkönige 
diese  überhaupt  an,  so  bedurfte  es  auch  für  Marsien  keiner  besondern  Rechts- 

355.1  7.  Script,  lt.  Ib.  441.       8.  Vgl.  die  Urkunden  bei  Faiteschi.  (Jalletti  Kieti.  Script 
It.  lb  und  2  b.       ».  Cont.  Reginonis.  Mun.  Germ.  1,  G28.       10.  Vgl.  Kattesclü  95.  wo- 
nach 1)68  Juni  sein  zweites  Regierungsjahr  lief.        11,  Vgl.  Antiq.  It.  5,  853.  Watterich 
2,  354.  Roul.  de  Cluny  U7.  Huillard  1.  18. 
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titel.  Beim  ITerzogthum  Spoleto  und  damit  beim  Reiche  blieben  nur  die  Städte 
Kieti  und  Xorcia;  nur  auf  diese  konnten  dem  Reiche  gegenüber  aus  jener  Be- 
stimmung der  Privilegien  Ansprüche  erhüben  werden. 

Nach  allem  Gesagten  .scheinen  mir  entscheidende  Bedenken  gegen  die 
Echtheit  des  Inhalts  der  Urkunde  Otto's  nicht  vorzuliegen,  wenn  wir  von  der 
Einschiebung  der  die  Schenkung  Karls  wiederholenden  Stelle  absehen. 

356.  —  Dasselbe  wird  dann  zu  gelten  haben  von  den  Bestimmungen 
des  Privilegs  K.  Heinrichs  von  1020.  Denn  bis  auf  eine  einzige  Stelle 
stimmt  dasselbe  durchaus  mit  dem  Pactum  Otto's  überein.  Auch  die  Schen- 
kung Karls  ist  hier  genau  in  derselben  Weise  und  an  derselben  Stelle  einge- 
schoben; die  Fälschung  muss  in  beiden  Urkunden  zu  demselben  Zwecke  und 
wohl  auch  zu  derselben  Zeit  geschehen  sein.  Gegen  die  Annahme,  die  Stelle 
könne  wenigstens  hier  in  so  weit  echt  sein,  als  sie  einem  bereits  gefälschten 
frühem  Pactum,  also  zunächst  dem  Otto's,  entnommen  wäre,  sprechen  die 
schon  früher  vorgebrachten  Gründe. 

Die  der  Urkunde  eigentümlichen  Bestimmungen  erhalten  hier  nun  so 
mannichfache  anderweitige  Bestätigung,  dass  sie  wieder  sicher  auf  eine  echte 
Vorlage  hindeuten.  Es  wird  zunächst  bestätigt  das  Kloster  Fulda  und  die 
Konsekration  des  dortigen  Abtes.  Dass  Fulda  zu  Leistungen  an  die  römische 
Kirche  verpflichtet  war,  ersehen  wir  auch  aus  einer  Urkunde  des  Kaisers  von 
1024. 1  Dann  erzählt  Hermann  von  Reichenau  ausdrücklich,  dass  P.  Leo 
1053  vom  Kaiser  Fulda  und  andere  päbstliche  Besitzungen  in  Deutschland 
verlangte,  diese  dann  aber  gegen  Güter  in  Italien  vertauscht  wurden.2  K.  Hein- 
rich bestätigt  weiter  dem  Pabste  alle  Klöster,  Höfe  und  Güter  des  h.  Petrus 
in  Deutschland,  ausser"'  Winhüring,  Antessen  und  Weilenbach,  Orten  am  un- 
teren Inn,  da  diese  dein  Bischole  von  Bamberg  überlassen  seien,  pro  qtuhtts 
arprdicte  ccclcxH'  s.  Pein  tr<niJ>\o('nhiiiu(^,  coiicrrfttnwf  et  coitflrmnmits  om- 
)t''m  ill< im  LrruM,  que  infer  X<(rnicim,  Tera/uticm  ref  Spolrttnn  e.r  reifnt 
nostri  parte  kuhiünnts.  Wir  besitzen  nun  drei  Urkunden  des  Kaisers  von 
1018,  worin  er  bekundet,  dass  er  der  römischen  Kirche  das  Gut  Terma, 
tjuodibiiii  noatri  iuris  peaedinm  Term<t  dictum  in  dnentu  Spoletano  et  in 
coMttdtu  Xdiiimsi  ftitttm,  gegen  jene  drei  Güter  vertauscht  habe,  welche  er 
jetzt  an  Bamberg  schenkt.1  Endlich  übergibt  der  Kaiser  sein  Bis  thum  Bam- 


356.  —  1.  Dronke  Cod.  dipl.  Fuld.  34f).  2.  Mon.  flenn.  7,  132.  8.  Theiner 
liest  unrichtig  adjue  statt  uÖkjiw.  4.  Mou.  Hoica  28,  468.  470.  31,201.  Die  Bestim- 
mung des  Pactum  erscheint  allerdings  umfassender;  doch  mag  Terma  ein  Iteichshof  ge- 
wesen sein,  zu  welchem  überhaupt  alles  iu  jener  Gegend  belegene  Keichsgut  gehörte.  Es 
liegt  nahe.  Terma  für  Terni,  damals  Teramun,  selbst  zu  halten.  Aber  die  Lesung  Terma 
wiederholt  sich  in  allen  drei  Urkunden,  wovon  zwei  Originale:  Terni  erscheint  auch  immer 
als  ein  zur  Grafschaft  Spoleto  gehöriges  Gas tn Idar,  vgl.  Fattcschi  232.  kann  also  nicht  als 
in  der  Grafschaft  Narni  belegen  bezeichnet  werden.  Diese  letztere  soll  hier  auch  wohl 
kaum  als  Theil  des  Herzogsthums  bezeichnet  werden,  wie  es  die  Fassung  immerhin  zu- 
Jiesse:  denn  wenigstens  später  gehört  sie  nicht  zu  demselben,  vgl.  §  334  n.  8.  Terma 
wird  demnach  GesammtbezHchnung  für  Keichsgut  sein,  welches  theils  im  Herzogthume, 
theils  in  der  anstossenden  Grafschaft  lag.  das  wir  demnach  allerdings  zunächst  in  der  Ge- 
gend von  Terni  zu  suchen  haben.  In  der  unechten  (  ession  J\  Leo's  vou  Wii  ist  ein  Terma 
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berg  dem  Schutze  des  Pabstes,  wofiir  diesem  jährlich  ein  weisser  Zelter  zu 
geben  ist.  Die  Stelle  der  Chronik  von  Monte  Cassino,  worin  dasselbe  erzählt, 
neben  dein  Zelter  aber  noch  ein  Zins  von  hundert  Mark  Silber  erwähnt  und 
dann  angegeben  wird,  P.  Leo  habe  1052  gegen  Benevent  das  Bisthum  unter 
Vorbehalt  des  Zelters  dem  Kaiser  zurückgegeben,  dürfte  kaum  ganz  genau 
sein5,  bestätigt  aber  jedenfalls  die  Angabe  der  Urkunde  ganz  ausreichend. 
Auch  der  Kämmerer  Cencius  fuhrt  noch  die  jährliche  Leistung  des  weissen 
Zelter  oder  statt  dessen  eine  Zahlung  von  zwölf  Mark  Silber  auf.6  Was  sich 
demnach  nur  in  dem  Privilege  Heinrichs  findet,  verdient  gewiss  den  vollsten 
Glauben. 7 

357.  —  Die  Ergebnisse  der  Untersuchung  der  Privilegien 
würden  sich  nun  dahin  zusammenfassen  lassen :  In  jedem  der  Privilegien  von 
817,  962  und  1020,  wie  sie  uns  vorliegen,  ist  eine  einzelne  Stelle  gefälscht, 
die  aber  mit  Sicherheit  zu  erkennen  und  auszuscheiden  ist.  Gegen  die  Echt- 
heit des  gesammten  übrigen  Inhalts  lassen  sich  meines  Erachtens  genügend»- 
Gründe  nicht  geltend  machen;  ein  grosser  Theil  desselben  muss  geradezu  auf 
echte  Vorlagen  zurückgehen;  vieles  andere  wird  durch  anderweitige  Nach- 
richten aufs  bestimmteste  unterstützt;  es  wird  dadurch  auch  für  das  Wenige, 
dessen  Inhalt  durch  andere  Ilülfsmittel  nicht  zu  kontrolliren  ist,  eine  so  gün- 
stige Vermuthung  begründet,  dass  beim  Mangel  aller  äussern  Anzeichen  für 
weitere  Fälschungen  auch  dieses  für  echt  zu  halten  sein  wird,  so  lange  nicht 
überwiegende  Gründe,  wie  sie  mir  bis  jetzt  zu  fehlen  scheinen,  dagegen  geltend 
gemacht  werden. 

Wird  das  anerkannt,  so  bieten  die  drei  vorliegenden  Privilegien  in  Ver- 
bindung mit  andern  Quellen  genügende  Haltpunkte,  um  uns  die  Entwick- 
lung des  Pactum,  welches  die  Kaiser  der  römischen  Kirche  herkömmlich 
ausstellten,  zu  vergegenwärtigen.  Der  Inhalt  desselben  wird  im  allgemeinen 
als  ein  feststehender  behandelt  ;  was  der  Vorgänger  bestätigt  hatte,  bestätigte 
auch  der  Nachfolger  in  wörtlich  übereinstimmender  Fassung,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  das  mit  den  thatsächlichen  Besitzverhältnissen  noch  überein- 
stimmte. Zuweilen  wurden  neue  Bewilligungen  hinzugefügt.  Eine  bedeutender»- 
Aenderung  des  Pactum  scheint  nur  zweimal  vorgenommen  zu  sein. 

Den  Ausgang  bildet  die  von  Pipin  754  zu  Kiersey  ausgestellte  Dona- 
tionsurkunde,  welche  Karl  774  anscheinend  wörtlich  wiederholte,  dem  Pabste 
die  Ueberlassung  von  ganz  Italien  südwärts  der  Linie  von  Luni  auf  Monseliee 


356.]  genannt,  welches  aber  bei  Tennoli  in  der  Capitanata  liegen  müsstc.  6.  Mon.  Gera. 
9,  658.  Die  Zahung  Ton  hundert  Mark  wäre  in  der  Urkunde  doch  gewiss  erwähnt.  Von 
einer  Zurückgabe  des  Bisthums  scheint  mir  auch  in  so  weit  kaum  die  Rede  sein  zu  können, 
als  das  Bisthum  überhaupt  1020  nicht  der  Kirche  geschenkt  erscheint,  so  dass  diese  nnn 
Herrin  der  Temporalien  gewesen  wäre;  es  ist  nur  ron  einem  Schutzverhaltnisse  die  Rede, 
das  Bisthum  scheint  immer  Reichskirche  gewesen  zu  sein.  Bezeichnet  noch  Cencius  da« 
Bisthum  als  domini  vope,  so  trifft  das  wohl  nur  die  Spiritualien.  Vielleicht,  dass  die  ganze 
Nachricht  über  den  Tausch  auf  einer  Verwechslung  mit  dem  beruht,  was  Hermannus  Con- 
tractu« zunächst  ron  Fulda  sagt,  zumal  da  auch  nach  Leo  die  in  der  Urk.  bezeichnete 
stung  Ton  Bamberg  später  fortdauern  sollte.  C  Antiq.  Tt.  5.  876.  7.  Dav^lbe  nimmt 
Oiesebrecht  2.  610  an 
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verheissend. 1  Das  wurde  nicht  ausgeführt;  um  781  kam  es  zu  einem  neuen 
Uebereinkommen,  bei  welchem  der  Pabst  insbesondere  auf  die  Herzogthümer 
Tuszien  und  Spoleto  gegen  einen  Zins  ausdrücklich  verzichtete2;  dagegen 
wurden  ihm  ausser  dem  Dukat  von  Rom  und  dem  von  Pipin  geschenkten  Ex- 
archat  mit  der  Pentapolis  auch  Capua  mit  einigen  kampanischen  Städten,  die 
Sabina  und  ein  Theil  des  longobardischen  Tuszien  überlassen;  auch  die  Be- 
stätigung der  unteritalischen  Patrimonien  wird  schon  damals  ins  Pactum  auf- 
genommen sein.  K.  Ludwig  hat  in  dem  Pactum  von  816,  welches  1105  noch 
vorhanden  war3,  dann  in  dem  vorliegenden  von  817  jene  territorialen  Be- 
stimmungen anscheinend  lediglich  wiederholt;  aiwh  die  Bestimmungen  über 
die  Hoheit  des  Pabstes  im  Kirchengebiete  und  über  die  Pabstwahl,  wie  sie 
sich  hier  finden,  dürften  wahrscheinlich  nur  den  Text  des  Pactum,  wie  er  sich 
unter  Karl  als  Patrizier  gestaltet  hatte,  wiederholen. 4  Wesentlich  geändert 
wurde  dann  das  Pactum  824  durch  K.  Lothar;  unter  Beibehaltung  aller  terri- 
torialen Bestimmungen  erhielt  der  Schluss  des  Pactum  eine  ganz  andere  Ge- 
stalt, in  welcher  dem  Kaiser  eine  Anzahl  von  Rechten,  insbesondere  die  höchste 
Gerichtsbarkeit  im  Kirchengebiete  und  die  Pabstwahl  betreffend,  vorbehalten 
wurde. 5  Der  damals  vereinbarte  Inhalt  des  Pactum  ist  in  seiner  wörtlichen 
Fassung  für  die  ganze  Folgezeit  der  massgebende  geblieben;  hat  Karl  der 
Kahle,  wie  es  scheint,  dem  Pabste  grössere  Bewilligungen  gemacht6,  so  ist 
das  ohne  nachhaltige  Bedeutung  gewesen;  man  ist  wieder  zum  Texte  von  824 
zurückgekehrt.  Nur  einige  Zusätze  hat  dieser  noch  erhalten.  Die  Bestimmung, 
dass  der  Bote  des  Kaisers  die  Pabstwahl  nicht  hindern  soll7,  dann  die  Be- 
stätigung von  Neapel,  Gaeta  und  Fondi  und  die  Verheissung  des  sizilischen 
Patrimonium8  sind,  wenn  sie  nicht  etwa  schon  dem  Pactum  von  824  ange- 
hören, in  Erneuerungen  des  Pactum  vor  Otto,  wie  sie  sich  bis  916  nachweisen 
lassen9,  hinzugefügt.  Otto  wiederholte  962  das  frühere  Pactum,  nur  die 
Schenkung  von  sieben  Städten  im  Herzogthuine  Spoleto  hinzufügend. 10  Hein- 
richs Pactum  von  1020  schliefst  sich  dem  aufs  genaueste  an;  ein  neuer  Zu- 
satz betrifft  Rechte  der  römischen  Kirche  in  Deutschland  und  die  tauschweise 
Ueberlassung  von  Reichsgut  in  der  Gegend  von  Terni. 11  Weiterhin  fehlen 
uns  bestimmtere  Nachrichten  über  das  Pactum;  es  ist  möglich,  dass  K.  Konrad 
es  1027  einfach  erneuert  hat.  Die  Angaben  über  die  Uebertragung  des  Pa- 
triziats auf  K.  Heinrich  III  könnten  es  nahe  legen,  1046  eine  wesentliche 
Aenderung  des  Pactum  anzunehmen ;  ist  damals  ein  solches  gefertigt,  so  war 
sein  Inhalt  jedenfalls  derart,  dass  es  späteren  kirchlichen  Ansprüchen  nicht 
zur  Stütze  dienen  konnte.  Man  hat  sich  denn  auch  für  den  Besitz  der  Kirche 
nie  auf  ein  späteres  Pactum,  als  das  K.  Heinrichs  II  berufen. 

Die  drei  Pacta,  auf  welche  man  nach  1197  die  territorialen  Ansprüche 
der  Kirche  zu  gründen  suchte,  waren  durch  Einschiebung  von  Stellen  gefälscht, 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  während  des  Pontifikats  Gregors  VII  oder  der 


357.  —  1.  Vgl.  S  346.  2.  Vgl.  §  351 .  3.  Vgl.  §  350  u.  9.  4.  Vgl.  §  352. 
5.  Vgl.  §  353.  6.  Vgl.  §  353  n.  7.  7.  Vgl.  §  353  n.  6.  8.  Vgl.  §  355  n.  2. 
».  Vgl.  $  353  Ii.  5.      10.  Vgl.  §  355  n.  6.      11.  Vgl.  §  356. 
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nächstvorhergehenden  Zeit.  Im  Pactum  von  817  war  die  Schenkung  der  drei 
luseln  eingeschoben1-;  in  den  beiden  von  962  und  1020  gleichlautend  eine 
die  Schenkung  Karls  des  Grossen  unter  Hinzufügimg  der  Abtei  S.  Cristina 
wiederholende  Stelle. 1 3 

Davon  können  wir  nun  insoweit  absehen,  als  nichts  darauf  deutet,  dass 
man  nach  1197  an  der  Echtheit  der  Privilegien,  wie  sie  einmal  vorlagen, 
irgend  zweifelte.  Da  aber  die  Fälschungen  sehr  wenig  durchgreifende  gewesen, 
der  echte  Text  nicht  beseitigt  war,  so  war  der  Wert h  der  Privilegien 
für  die  Rekuperat  ionen  ein  sehr  geringer,  es  Hessen  sich  auch  so  die 
seit  1197  gegen  das  Reich  erhobenen  Ansprüche  gerade  da,  wo  sie  für  die 
Päbste  am  wichtigsten  waren,  nur  sehr  ungenügend  daraus  begründen.  Auch 
wenn  man  den  Standpunkt  zugab,  dass  die  Kirche  trotz  aller  dazwischen- 
liegenden Abmachungen  jederzeit  berechtigt  sei,  alles  zurückzufordern,  was  ihr 
jemals  verliehen  war,  reichten  die  Privilegien  nicht  aus.  Die  Rechte  auf  das 
Patrimonium,  den  Exarehat  und  die  Pentapolis  waren  allerdings  aus  allen  zu 
erweisen.  Weiter,  so  weit  das  Reich  in  Betracht  kommt  und  wir  von  Sardinien 
und  Corsica  absehen,  Rechte  auf  Rieti  und  Norcia14  und  ehemalige  Reichs- 
güter bei  Terni15  im  Herzogthume  Spoleto  aus  echten  Stellen  in  den  Privile- 
gien Otto's  und  Heinrichs;  dann  aus  einer  unechten  auf  die  Abtei  S.  Cristina 
und  etwa  auf  eine  Reihe  Orte  in  Oberitalien,  welche,  früher  die  Gränzlinie 
der  Schenkung  Kails  bezeichnend,  jetzt  in  ziemlich  unverständlicher  Weise 
eingeschoben  waren. 16 

Das  Hauptgewicht,  der  päbstlichen  Ansprüche  fiel  nun  aber  auf  Tuszien, 
Spoleto  und  Ancona.  Eine  Schenkung  von  Tuszien  war  aus  den  Privilegien 
überhaupt  nur  für  den  zu  entnehmen,  der  den  Inhalt  der  Schenkung  Karl* 
anderweitig  kannte  und  demnach  die  gefälschte  Stelle  trotz  ihrer  Unverständ- 
liehkeit  in  den  Privilegien  im  Sinne  jener  auszulegen  geneigt  war.  Das  alte 
Herzogthum  Spoleto,  entsprechend  dem  jetzigen  Herzogthume  und  dem  nicht 
zur  Pentapolis  Gehörenden  Theile  der  Mark  Ancona,  wird  allerdings  in  der 
gefälschten  Stelle  namentlich  bestätigt.  Aber  eben  so  beweiskräftig,  als  diese, 
mussten  doch  auch  die  andern  Antraben  der  Urkunden  sein.  Und  da  findet 
sieh  in  allen  dreien  aufs  bestimmteste  gesagt,  dass  dem  Pabste  aus  den  Her- 
zogthümern  Tuszien  und  Spoleto  nur  ein  Zins  zukomme,  die  Länder  selbst 
dagegen  dem  Kaiser  und  seinen  Nachfolgern  ausdrücklich  vorbehalten  wer- 
den.17  Wollte  man  daraus  nicht,  wie  es  uns  am  nächsten  liegt,  einen  Ver- 
dachtsgrund gegen  die  Unverfälschtheit  der  Privilegien  überhaupt  entnehmen, 
so  war  da  doch  auch  damals  keine  andere  Auflassung  möglich,  als  dass  die 
spätere  genauer.'  Angabe  bestimmen  solle,  was  es  mit  der  frühern  Nennung 
von  Spoleto  für  eine  Bewandtnis  habe.  Nicht  die  Anspruch««  des  Pabstes 
auf  Spoleto  fanden  hier  ihre  Begründung;  es  waren  vielmehr  gerade  die  Rechte 
des  Reichs  hier  aufs  bestimmteste  vorbehalten. 

Wenn  dieser  Umstand  damals  nicht  schwerer  ins  Gewicht  gefallen  zu 


357.  |  12.  Vgl.  §  351 .  13.  Vgl.  §  354.  14.  Vgl.  §  355.  15.  Vgl.  §  35G.  16.  W 
§  354.     17.  Vgl.  §351. 
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sein  scheint,  so  ist  das  wohl  zunächst  daraus  zu  erklären,  dass  zuerst  von 
jenen  Privilegien  gar  nicht  bestimmter  die  Rede  war.  Die  Grundlage,  auf  der 
sich  die  Anspräche  der  Kirche  bewegen,  scheint  einfach  die  Schenkung  Karls 
des  Grossen  gewesen  zu  sein18;  der  Inhalt  dieser  war  bekannt;  in  Italien  selbst 
scheint  ein  bestimmterer  urkundlicher  Nachweis  für  die  Ansprüche  der  Kirche 
durchweg  nicht  gefordert  oder  gewährt  zu  sein ;  es  ist  nur  von  Privilegien  im 
allgemeinen  die  Rede.  Um  so  bezeichnender  scheint  es,  dass  in  einem  Einzel- 
falle, wo  wirklich  ein  solcher  Nachweis  gegeben  wird,  derselbe  nicht  auf  die 
Privilegien  gestützt  wird.  Der  Pabst  fordert  1204  die  von  Ancona  zum  Wi- 
derstande gegen  den  Legaten  K.  PhUipps  auf  und  lässt  ihnen,  cum  ad  defen- 
»ionem  vestram  iustiüa  vos  debeat  ampliiis  animare,  durch  den  Kardinal- 
legaten vorlegen  quoddam  capitulum  ex  testammto  imperatoris  Henrici — , 
quod  vos  de  iustitia  poterit  reddere  certiores. 1 9  Für  den  Einzelnachweis  hält 
also  der  Pabst  die  bei  Markward  gefundene  Fälschung20  geeigneter,  als  die 
Privilegien.  Diese  scheinen  mir  überhaupt  für  die  Rekuperationen  grössere 
Bedeutung  lediglich  dadurch  gewonnen  zu  haben,  dass  man  sich  1201  bei 
Verhandlungen  mit  K.  Otto  auf  dieselben  berief,  worauf  wir  zurückkommen 
werden. 

358.  —  Dass  überhaupt  damals  nicht  die  genügende  oder  ungenügende 
Begründung  der  Ansprüche  der  Kirche  den  Ausschlag  für  den  Erfolg  gegeben 
hat,  zeigt  sich  überall.  Wo  diesen  die  Sachlage  nicht  an  und  für  sich  begün- 
stigte, da  sind  jene  Ansprüche  einfach  nicht  beachtet,  selbst  da,  wo  sie  sich, 
wie  beim  Mathildischen  Gute,  auf  neuere  Rechtstitel  oder  wenigstens,  wie  beim 
Exarchat,  auf  unzweideutige  Stellen  der  Privilegien  gründeten.  Umgekehrt  ist 
der  Erfolg  gerade  da  am  grössten  gewesen,  wo,  wie  in  Spoleto,  von  begrün- 
deten Ansprüchen  der  Kirche  gar  nicht  die  Rede  sein  konnte. 

Fragen  wir  nach  den  Gründen  des  Erfolgs  der  Rekuperationen, 
so  war  das  vor  allem  die  durch  den  Tod  des  Kaisers  herbeigeführte  völlige 
Lähmung  der  Reichsgewalt.  Dass  diese  aber  mit  solcher  Raschheit  und  Ent- 
schiedenheit ausgebeutet  wurde,  dürfte  vielleicht  seine  Erklärung  darin  finden, 
dass  es  sich  um  die  Ausführung  eines  länger  vorbereiteten  Planes 
handelte.  Ist  es  schwer,  das  zu  erweisen,  so  scheint  mir  doch  manches  dafür 
zu  sprechen. 

In  dieser  Richtung  wird  vor  allem  die  Frage  aufzuwerfen  sein,  ob  schon 
P.  Cölestin,  der  den  Kaiser  noch  ein  Vierteljahr  überlebte,  oder  erst  sein 
Nachfolger  P.  Innozenz  mit  Ausführung  der  Rekuperationen  begann.  Die 

18«  Es  kann  doch  auffallen,  dass  man  1310,  Tgl.  §  345  n.  2,  auch  in  den  PriTilegien  auf 
diese  zurückkam,  nachdem  man  ein  Jahrhundert  lang  sich  auf  die  PriTilegien  seit  Ludwig  ge- 
stützt hatte.  Ist,  wie  mir  nicht  unwahrscheinlich  ist,  1310  unter  dem  Prmleg  Heinrichs  nicht 
das  Heinrichs  U,  sondern  das  Heinrichs  V  über  die  Inresütur  zu  rerstehen,  so  waren  hier 
die  drei  alten  PriTilegien  ganz  beseitigt;  rielleicht  doch  desshalb,  weil  man  einsah,  wie  be- 
denklich sie  für  manche  Ansprüche  der  Kirche  wareu.  In  den  gleichfalls  selbständig  kon- 
xipirten  Yerbriefungen  Albrechts  Ton  1303,  Mon.  Germ.  4,  484,  wird  zwar  das  PriTÜeg 
Ludwigs  bestätigt,  aber  in  ausdrücklicher  Beschränkung  auf  den  in  das  Dekret  übergegan- 
genen Theil  desselben,  der  nur  die  günstigen  Bestimmungen  über  die  Pabstwahl  enthält. 
19.  Innoc.  Ep.  1.  7  ep.  228.      20.  Vgl.  §  342  n.  11. 

Kicker  Fonc hangen.  II.  24 
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Darstellung  in  der  Lebensbeschreibung  dieses  sollte  allerdings  das  Letztere 
vermuthen  lassen.  Aber  derBeginn  der  Rekuperationen  schon  durch 
P.  Coelestin  ist  sicher  zu  erweisen  und  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  dieser 
schon  ganz  dieselben  Ansprüche  erhob  und  mit  der  Durchführung  begann. 
Dpr  Kaiser  starb  am  28.  Sept.;  schon  am  11.  November  wurde  unter  Mit- 
wirkung päbstlicher  Legaten  der  tuszische  Bundesvertrag  geschlossen ,  aus 
dessen  Bestimmungen  sich  zweifellos  ergibt,  dass  die  Kirche  in  Tuszien  über- 
haupt jetzt  Befugnisse  ansprach,  von  denen  früher  nicht  die  Rede  war;  wir 
kommen  darauf  zurück.  Es  muss  weiter  Rieti,  die  nächstgelegene  Stadt  des 
Herzogthums  Spoleto,  schon  von  Coelestin  in  Besitz  genommen  sein;  denn 
1225  bestätigte  P.  Honorius  der  Stadt  das  ihr  schon  von  seinen  Vorgängern 
Coelestin  und  Innozenz  zugesicherte  Recht,  immer  unmittelbar  in  der  Hand 
der  römischen  Kirche  zu  bleiben,  wie  die  derselben  unmittelbar  unterworfenen 
Städte  Campaniens. 1  Den  bestimmtesten  Beleg  gibt  eiu  Brief  Coelestins  an 
den  Bischof  von  Fermo  und  den  Abt  von  Farfa,  qui  ad  Iwnorem  eccleaie  Ro- 
mane ac  noatrum  a  civitatibus  et  caateüia  March >  auper  rcvermtia  Teu- 
tonkia  deneganda  et  atandi  mandatia  apo8toUee  aedia  recipiatia  iuratoriam 
cautionem;  er  belobt  sie  sehr  und  befiehlt  ihnen,  mit  einem  dazu  bevollmäch- 
tigten päbstlichen  Boten  sich  von  allen  Städten  und  Burgen  der  Mark  und 
auch  von  denen  von  Rimini  den  Treuschwur  für  die  römische  Kirche  leisteo 
zu  lassen,  ut  tota  Marchia  ad  Patrimonium  noatrum,  ad  quod  de  iure  per- 
tinety  revocetur.2  Geschah  das  in  der  entlegeneren  Mark,  so  wird,  auch  ab- 
gesehen von  dem  bestimmten  Zeugnisse  für  Rieti,  nicht  zu  bezweifeln  sein, 
dass  dieselben  Vorkehrungen  im  Herzogthume  Spoleto  getroffen  wurden.  Man 
beschränkte  sich  also  schon  zur  Zeit  Coelestins  nicht  etwa  auf  den  Versuch 
einer  Besitznahme  dessen,  was  bisher  dem  Reiche  wirklich  bestritten  war,  wie 
der  von  Philipp  besetzten  Orte  des  römischen  Tuszien  und  des  Mathi Wischen 
Gutes.  Die  Ansprüche  bewegen  sich  schon  jetzt  auf  einer  ganz  andern  Grund- 
lage, der  der  karolingischen  Schenkung,  und  ihre  Durchführung  muss  sogleich 
nach  dem  Tode  des  Kaisers  begonnen  sein. 

Dieser  bisher  nicht  beachtete  Umstand  scheint  mir  von  grösstem  Ge- 
wichte zu  sein.  Nicht  wegen  der  persönlichen  Frage.  Der  altersschwache  P. 
Coelestin  selbst  war  wohl  am  wenigsten  für  die  Politik  der  Kurie  bestimmend. 
Es  steht  wenigstens  nichts  im  Wege  anzunehmen,  dass  es  schon  damals  der 
junge  thatkräftige  Kardinal  Lothar  von  Segni  war,  der  vorzugsweise  für 
kühnes  und  rasches  Vorgehen  in  dieser  Richtung  eintrat3;  wenigstens  scheint 
sich  durch  solche  Annahme  am  leichtesten  zu  erklären,  dass  trotz  seines  ge- 


358.  —  1.  Galletti  Rieti  159.  2.  Catalani  345;  auch  Böhmer  Acta  616.  Es  lies»* 
»ich  da  uoch  anführen,  dass  nach  Roger  von  Horeden,  Watterich  2.  747,  der  Erzbischof 
von  Messina  unter  anderm  von  Coelestin  verlangte,  da*»  Markward  befreit  werde  ab  rJm- 
dione  Romanorum,  qui  tum  ob$«deran(  in  Marchia  Ouameri,  non  permiUent*$  eum  uuie 
«xire;  worauf  der  Pabst  antwortete,  dass  er  ihn  nicht  befreien  könne,  nüi  de  vohmtat* 
Romanorum.  Die  Erzählung  lässt  sich  aber  jnit  den  andern  Nachrichten  kaum  vereinen 
8.  Dass  er  unter  Coelestin  nicht  ron  den  Geschäften  entfernt  war,  wie  früher  angenommen 
wurde,  berichtigt  Toeche  171. 
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ringen  Alters  eine  Wahl  auf  ihn  traf,  bei  welcher  die  Durchführung  der  Re- 
kuperationen  zweifellos  in  erster  Linie  zu  beachten  war.  Das  Gewicht  des 
Umstandes  ist  darin  zu  suchen,  dass  der  Erfolg  gewiss  wesentlich  durch  die 
unmittelbare  Inangriffnahme  bedingt  war;  denn  gerade  damals  konnte  diese 
unter  den  günstigsten  Umständen  erfolgen,  weil  sowohl  Konrad  von  Spoleto, 
wie  Markward  von  Ancona  beim  Tode  des  Kaisers  zu  Messina  waren4,  auch 
wohl  nicht  unmittelbar  zurückkehrten,  da  sie  erst  von  der  Kaiserin  genöthigt 
das  Königreich  verliessen.  Dass  die  Legaten  der  Kirche  bis  dahin  für  ihr 
Vorgehen  freies  Feld  hatten,  war  doch  gewiss  von  entscheidender  Bedeutung. 

Die  Erklärung  des  raschen  Vorgehens  unmittelbar  nach  dem 
Tode  des  Kaisers  stösst  nun  aber  auf  Schwierigkeiten.  Dasselbe  würde  kaum 
befremden,  wenn  es  sich  dabei  um  Gebiete  handelte,  welche  der  Kaiser  der 
Kirche  gegen  deren  anerkanntes  Recht  gewaltsam  vorenthalten  hätte.  Davon 
war  nicht  die  Rede;  über  Menschengedenken  hinaus  waren  da,  so  weit  wir 
irgend  sehen,  nie  Ansprüche  der  Kirche  erhoben;  dieser  und  jener  mochte 
wissen,  dass  in  alten  Zeiten  der  grosse  Karl  der  Kirche  eine  weite  Länder- 
masse geschenkt  habe;  schwerlich  jemand  daran  denken,  dass  daraufhin  noch 
jetzt  Ansprüche  könnten  geltend  gemacht  werden.  Das  dennoch  zu  thun,  war 
ein  überaus  kühner  Gedanke  trotz  aller  Gunst  der  Umstände;  sollte  er  über- 
'  haupt  erst  durch  den  Tod  des  Kaisers  veranlasst  sein,  sollte  es  gelungen  sein, 
den  altersschwachen  Pabst,  die  bedächtigem  Mitglieder  der  Kurie  für  ein  so 
weitaussehendes,  im  Falle  des  Misslingens  überaus  gefährliches  Unternehmen 
so  rasch  zu  gewinnen,  dass  dem  Gedanken  auch  die  Ausführung  fast  unmittel- 
bar folgen  konnte? 

Ist  der  Gedanke  aber  früher  gereift,  wusste  man  zu  Rom,  als  die  Bot- 
schaft vom  Tode  des  Kaisers  anlangte,  auch  sogleich,  was  nun  zu  thun  sei, 
wie  ist  dann  damit  zu  reimen,  dass  die  Ausführbarkeit  des  Planes  durch  ein 
durchaus  unerwartetes  Ereigniss  bedingt  war,  durch  den  Tod  des  Kaisers  in 
der  Blüthe  seiner  Jahre?  Wir  haben  durch  die  Zeitgenossen  nur  sehr  dürftige 
Nachrichten  und  es  kommen  da  Dinge  in  Frage,  über  welche  selbst  die  Zeit- 
genossen kaum  genügend  unterrichtet  sein  konnten.  Aber  es  liegt  die  Mög- 
lichkeit nahe,  dass  das,  was  damals  unerwartet  kam,  wohl  schon  einige  Zeit 
vorher  zu  Rom  in  den  Kreis  der  Berechnung  gezogen  sein  konnte.  Es  drängt 
sich  da  doch  der  Gedanke  an  die  weitverzweigte  Empörung  gegen  den  Kaiser 
auf,  welche  in  Sizilien  im  Februar  1197  zum  Ausbruche  kam.5  Dass  die 
Kaiserin  Konstanze  im  Einverständnisse  war,  wird  nach  einer  Reihe  von 
Quellenzeugnissen,  wie  nach  ihrem  weitern  Auftreten  nicht  zu  bezweifeln  sein. 
In  der  gewichtigsten  Quelle,  den  Mai  bacher  Annalen,  heisst  es  aber  weiter, 
die  Kaiserin  habe  den  Aufstand  veranlasst  consciis,  ut  fertur,  Lombardis  et 
Romanis,  ipso  etiam,  si/as  est  crcdi,  apostolico  Celestino.  Innere  Wahr- 
scheinlichkeit ist  diesem  Gerüchte  gewiss  nicht  abzusprechen.  Die  Kurie  war 


4.  Noch  am  27.  Sept.,  am  Tage  ror  dem  Tode  des  Kaisers,  sind  beide  Zeugen,  Stampf  Reg. 
n.  5080.  5.  Alles  darauf  Bezügliche  ist  tou  Tneohe  582  sorgfältig  zusammengestellt  und 
erörtert. 
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damals  mit  dein  Kaiser  durchaus  zerfallen.  Wenn  dieser  in  seinem  Schreibe u 
an  den  Pabst  versichert,  den  Frieden  eifrigst  zu  wünschen,  demselben  mehr 
als  je  sein  Vater,  überhaupt  alles  zum  Opfer  bringen  zu  wollen,  was  sich  mit 
der  Ehre  des  Kaiserreichs  und  des  sizilischen  Königreichs  vertrage6,  so  wird 
man  das  kaum  ohne  weiteres  als  leere  Redensarten  bezeichnen  können.  Mit 
weitgreifenden  Planen  im  Orient  beschäftigt,  mag  er  doch  durchaus  bereit  ge- 
wesen sein,  dem  Frieden  wesentliche  Opfer  zu  bringen.  Aber  die  Verständigung 
erscheint  unerreichbar,  die  Vorschläge  des  Kaisers  werden  von  der  Kurie  zu- 
rückgewiesen oder  von  dieser  Forderungen  gestellt,  welche  der  Kaiser  als 
durchaus  unannehmbar  bezeichnet. 7  Dass  das  dem  Frieden  entgegenstehende, 
anscheinend  unüberwindliche  Hinderniss  die  Herrschaft  des  Kaisers  in 
Sizilien  war,  liegt  auf  der  Hand.  Auf  diese  konnte  der  Kaiser  naturlich 
nicht  verzichten.  Umgekehrt  waren  mit  der  Fortdauer  derselben  die  Interessen 
des  Pabstthums  nicht  zu  vereinigen.  Dass  die  Kirche  das  Königreich  als  ihr 
Eigen  betrachtete,  dass  der  Kaiser  sich  weigerte,  es  von  ihr  zu  Lehen  zu 
nehmen,  hätte  da  an  und  für  sich  nicht  einen  unlösbaren  Gegensatz  begründen 
müssen;  die  Nichtleistung  des  Lehenseides  liess  sich  ja  etwa  durch  Erhöhung 
des  Lehenszinses  ersetzen.  Das  Entscheidende  war  die  Lage  des  Landes; 
gegen  einen  Kaiser,  der  zugleich  König  Siziliens  war,  fehlten  der  Kirche  alle 
Mittel  des  Widerstandes.  Wenn  der  Kaiser  auch  augenblicklich  dem  Frieden  ' 
wesentliche  Opfer  bringen  wollte,  was  war  damit  gewonnen,  wenn  es  jederzeit 
in  seiner  Hand  lag,  ob  er  den  Frieden  einhalten  wollte  oder  nicht,  wenn  es 
nur  eines  Winkes  von  ihm  bedurfte,  um  seine  Getreuen  von  drei  Seiteu  her 
in  das  Gebiet  der  Kirche  einrücken  zu  lassen? 

Die  Kirche  hatte  den  Kaiser  nie  als  rechtmässigen  Besitzer  eines  Reiches, 
welches  sie  als  ihr  Eigen  betrachtete,  anerkannt;  von  ihrem  Standpunkte  aus 
konnte  sie  es  kaum  als  Unrecht  betrachten,  wenn  man  im  Lande  der  unrecht- 
mässigen Herrschaft  sich  zu  entledigen  suchte ;  ihren  eigenen  dauernden  In- 
teressen konnte  nur  damit  genügend  geholfen  werden.  Muss  da  nicht  an  und 
für  sich,  selbst  abgesehen  von  jener  Nachricht,  der  Gedanke  nahe  liegen,  dass 
die  Kurie  mit  den  unzufriedenen  Sizilianern  in  Verbindung  stand,  dass  sie  von 
dem  wusste,  was  sich  vorbereitete?  dass  man  demnach  auch  damals  schon 
erwog,  was  zu  geschehen  habe,  wenn  der  Aufstand  glückte  und  der  Kaiser 
ihm  zum  Opfer  fiel? 

358.]  G.  Roul.  de  Cluny  73.  75.  7.  Er  schreibt  Feb.  1 197:  non  erant  talia,  ut  vestr* 
tancUtati  eonvenient  ettel  iüa  a  nobit  requirere,  aut  nobis  et  imperio  crpeditnt  tuet  «t  6a- 
eent  ea  approbare;  Roul.  de  Cluny  75.  Um  was  es  sich  handelte,  wissen  wir  nicht.  Zu- 
nächst wohl  um  das  Mathildiscbe  Gut,  wofür  sich  ein  bestimmterer  Haltpunkt  zu  ergeben 
schien;  Tgl.  §  331  n.  21.  Immerhin  wäre  da  auch  denkbar,  dass  die  Kurio  schon  jetzt  als 
Gegengewicht  gegen  die  Erwerbuug  Siziliens  geradezu  Spoleto  und  Ancona  Terlaugt  bitte: 
dass  unter  den  damals  rom  Kaiser  mit  unbedingten  Vollmachten  gesandten  Boten  auch 
der  Herzog  von  Spoleto  und  der  Markgraf  ron  Ancona  waren,  wäre  zu  beachten:  und 
manche  folgende  Ereignisse  würden  sich  leichter  erklären.  Hätten  wir  irgend  ein  Zeugnis*, 
dass  der  Kaiser  um  solche  Ansprüche  auch  nur  gewusst  habe,  wäre  in  dieser  Beziehung 
seinem  angeblichen  Testamente  irgend  Glauben  zu  schenken,  so  würde  ich  jene  Yermu- 
thung  für  sehr  wahrscheinlich  halten.  So,  als  blosse  Möglichkeit,  wird  sie  ausser  Rechnung 
bleiben  müssen.  Vgl.  §  342  n.  11. 
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359. —  Insbesondere  wird  der  Gedanke  an  ein  Einverständniss 

zwischen  der  Kurie  und  der  Kaiserin  Konstanze  kaum  abzuweisen 
sein.  Durch  nichts  scheint  mir  doch  der  Erfolg  der  Plane  der  Kirche  mehr 
gefordert  zu  sein,  als  durch  die  Stellung,  welche  Konstanze  sogleich  nach  dem 
Tode  des  Kaisers  einnahm.  Es  gab  damals  einen  anerkannten  Erben  des 
Reichs,  dem  bereits  als  solchem  in  Deutschland,  wie  in  Italien 1  der  Treueid 
geleistet  war.  Wohl  war  es  ein  kaum  dreijähriger  Knabe;  dass  ihm  aber 
desshalb  sein  Recht  nicht  gewahrt  werden  würde,  scheint  doch  niemand  un- 
mittelbar vorausgesetzt  zu  haben.  Nichts  scheint  da  bezeichnender,  als  dass 
die  auf  der  Kreuzfahrt  abwesenden  Reichsfürsten  auf  die  Todesnachricht  hin 
einfach  den  Treuschwur  für  Friedrich  erneuerten.  Dieser  war  damals  zu  Fo- 
ligno  der  Obhut  der  Herzogin  von  Spoleto  anvertraut.2  Aber  schon  der  Vater, 
der  doch  in  ihm  zunächst  den  Erben  des  Kaiserreichs,  den  künftigen  Herrscher 
Deutschlands  sah,  wollte  ihn  nach  Deutschland  schicken,  um  ihn  krönen  zu 
lassen;  zunächst  zu  diesem  Zweck  soll  er  Philipp  1197  nach  Italien  berufen 
haben.  Musste  dieser  unverrichteter  Dinge  sich  aus  Tnszien  nach  Deutschland 
zurückziehen,  so  ist  es  doch  bekannt,  wie  anfangs  seine  Bemühungen  nur 
darauf  gerichtet  waren,  das  Recht  seines  Neffen  zu  wahren.  Dass  dieser  nach 
Deutschland  gebracht  werde,  scheint  man  noch  damals  erwartet  zu  haben; 
wenigstens  stellt  Otto  von  S.  Blasien  noch  die  Erhebung  Philipps  zu  Arnstadt 
im  März  1 198  so  dar,  als  habe  es  sich  zunächst  nur  um  die  Bestellung  zum 
Reichsverweser  gehandelt,  quoad  usquc  wpos  .suus  —  in  Alftmanniam  de- 
venirct;  sogar  noch  im  folgenden  Jahre  glaubte  Erzbischof  Konrad  von  Mainz 
geltend  machen  zu  dürfen,  dass  an  dem  Schwüre,  den  man  dem  Knaben  ge- 
leistet, festzuhalten  sei.3  Wurde  dieser  alsbald  nach  Deutschland  gebracht, 
wo  Philipp  bereit  war  die  Vormundschaft  zu  übernehmen,  so  wird  doch  kaum 
zu  behaupten  sein,  dass  es  unmöglich  gewesen  wäre,  seine  Rechte  auf  das 
Reich  aufrechtzuerhalten.  Aber  gewiss  nur,  wenn  diejenigen,  welche  ihm  am 
nächsten  standen,  einträchtig  für  dasselbe  eintraten,  wenn  nicht  die  Mutter 
die  Bestrebungen  des  Oheims  durchkreuzte. 

Wollte  Konstanze  für  das  volle  Recht  ihres  Sohnes  eintreten,  so  wird 
sich  auch  da  nicht  sagen  lassen,  dass  es  ihr  an  den  genügenden  Mitteln  gefehlt 
habe.  Die,  mit  welchen  der  Kaiser  der  letzten  Empörung  Herr  geworden  war, 
standen  auch  ihr  noch  zu  Gebote;  die  thatkrätligsten  Räthe  und  Kriegsmänner 
des  Kaisers  waren  ihr  zu  Messina  zur  Seite;  dass  nach  dem  Willen  des  ster- 
benden Kaisers  die  Leitung  der  Angelegenheiten  zunächst  auf  Mark  ward  über- 
gehen sollte,  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein.  Aber  Konstanze  hat  nicht  als 
Kaiserin  gehandelt,  sondern  als  Sizilianerin  und  gehorsame  Tochter  der  Kirche. 
Das  Land  ihrer  Ahnen  von  der  Herrschaft  der  Deutschen  zu  befreien,  das 
allein  scheint  sie  für  ihre  Aufgabe  gehalten  zu  haben;  die  Verweisung  der 
Deutschen  aus  dem  Reiche  war  ihre  erste  Massregel.  Dass  sie  damit  vom 

359.  —  1.  Afontefiascone  wird  1199  Ton  K.  Friedrich  jenes  Treueides  entbunden; 
Theiner  Cod.  dorn.  1,  31;  in  der  tuszischen  Bundesurk.  ist  für  Jacob  von  Siena  Läsung 
durch  den  Pabst  in  Aussicht  genommen.  2«  Vgl-  Schirrmacher  1.  259.  3.  Ann.  Rein- 
hardibr.  ed.  Wegele  80. 
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guten  Willen  der  Kirche  abhing,  dass  damit  auch  ihrem  Sohne  entweder  das 
Kaiserreich  oder  Sizilien  verloren  war,  konnte  sie  keinen  Augenblick  bezwei- 
feln. Aber  auch  in  diesem  sah  sie  nur  den  Erben  Siziliens;  es  findet  sich  nicht 
die  geringste  Spur,  dass  sie  auch  nur  daran  gedacht  habe,  seine  Rechte  auf 
das  Kaiserreich  zu  wahren.  Sie  Hess  ihn  alsbald  nach  Sizilien  bringen,  Hess 
ihn  krönen,  erkannte  bereitwilligst  das  Reich  als  Lehen  des  h.  Stuhles  an, 
gab  sogar  sicut  rcligiosa  persona  zu  Gunsten  der  Kirche  eine  Reihe  Bestim- 
mungen des  mit  ihren  Vorgängern  geschlossenen  Konkordates  preis4  und  be- 
stellte, als  sie  1198  Nov.  27  starb,  durch  Testament  den  Pabst  zum  Ver- 
weser des  Reiches  und  Vormund  ihres  Sohnes. 

Man  sieht,  nach  dem  Tode  des  Kaisers  hätte  das  Einverständniss  zwi- 
schen der  Kurie  und  der  Kaiserin  nicht  vollständiger  sein  können;  alles  greift 
trefflich  ineinander;  durch  entsprechendes  Vorgehen  der  Kirche  in  Mittelitalien, 
der  Kaiserin  im  Königreiche  war  offenbar  der  beiderseitige  Erfolg  aufs  we- 
sentlichste bedingt.  Jetzt  war  die  Möglichkeit  solchen  Vorgehens  allerdings 
unerwartet  geboten.  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  dass  wenn  der 
Kaiser  schon  im  Februar  der  Empörung  zum  Opfer  fiel,  dasselbe  Ereigniss 
kaum  unerwartet  eingetreten  wäre.  Sollte  man,  wenn  überhaupt  Verbindungen 
bestanden,  damals  unerörtert  gelassen  haben,  was  im  Falle  des  Gelingens  zu 
geschehen  habe?  Sollte  sich  die  Raschheit  und  das  Ineinandergreifen  des 
jetzigen  Vorgehens  nicht  am  einfachsten  daraus  erklären,  dass  man  nun  ein- 
fach das  ausführte,  worüber  man  nicht  lange  vorher  für  das  Eintreten  solchen 
Falls  sich  verständigt  hatte? 

Den  beiderseitigen  Interessen  konnte  natürlich  nicht  besser  gedient  sein, 
als  wenn  es  der  Kirche  gelang,  sich  Mittelitaliens,  insbesondere  aber  Spoleto's 
und  der  Mark  zu  bemächtigen,  während  gleichzeitig  im  Königreiche  die  deutsche 
Herrschaft  beseitigt  wurde.  Der  unmittelbaren  Berühning  mit  dem  Reiche 
entzogen,  war  das  Königreich  gegen  jeden  Angriff  von  Deutschland  her  ge- 
schützt, so  lange  der  Besitz  der  Kirche  geachtet  wurde;  und  dieser  hatte  den 
wichtigen  Rückhalt  wiedergewonnen,  den  ihm  früher  der  normannische  Lehns- 
staat geboten  hatte.  Sind  es  in  der  Folgezeit  gerade  Spoleto  und  Ancona, 
deren  Besitze  die  Kirche  am  entschiedensten  nachstrebt,  so  ist  es  nicht,  weil 
ihre  Rechte  dort  begründeter  waren,  als  in  andern  Ländern,  welche  sie  er- 
strebte; es  ist  eher  das  Umgekehrte  der  Fall.  Aber  kein  Besitz  konnte  ihr 
erwünschter  sein;  seine  Erlangung  musste  als  Gebot  politischer  Notwendig- 
keit erscheinen,  seit  von  Seiten  des  Reiches  Sizilien  überhaupt  bestimmter  ins 
Auge  gefasst  war.  Dass  wenigstens  nach  den  Schenkungen  Konstantins  und 
insbesondere  auch  Karls  der  Kirche  noch  weitgreifende  Ansprüche  zuständen, 
war  zu  Rom  wohl  nie  vergessen. 5  Aber  schwerlich  würde  man  unter  andern 
Umstanden  darauf  verfallen  sein,  sie  wirklich  geltend  zu  machen.  Hatte  man 
zu  Anfang  1197  Veranlassung,  zu  Rom  zu  erwägen,  was  für  den  Fall  des 
Todes  des  Kaisers  zu  geschehen  habe,  um  der  unleidlichen  Stellung,  in  welche 
das  Pabstthum  durch  die  Vereinigung  Siziliens  mit  dem  Reiche  gerathen  war, 

359.]  4.  Vgl.  Huillard  1,  141.     o.  Vgl.  §  346  n.  17. 
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ein  Ende  zu  machen,  so  kann  man  sich  nur  für  das  entschieden  haben,  was 
jetzt  wirklich  geschah;  und  hat  man  schon  damals  mit  Konstanze  sich  ver- 
ständigt, so  konnte  man  jetzt  unmittelbar  vorgehen,  ohne  befürchten  zu  müssen, 
vom  Königreiche  her  Hemmnisse  zu  erfahren. 

Es  ist  zuzugeben,  dass  es  sich  da  überall  nur  um  Wahrscheinlichkeiten 
handelt  Aber  das  rasche  und  entschiedene  Vorgehen  auf  einer  Rechtsgrund- 
lage, von  der  seit  einem  Jahrhunderte  kaum  mehr  die  Rede  gewesen  war,  das 
Ineinandergreifen  des  Vorgehens  der  Kirche  und  der  Kaiserin  erscheinen  we- 
nigstens mir  fast  unerklärlich,  wenn  man  durch  den  Tod  des  Kaisers  einfach 
überrascht  wurde,  nicht  schon  früher  bestimmtere  Veranlassung  geboten  war, 
über  das  schlüssig  zu  werden,  was  in  solchem  Falle  geschehen  solle.  Wie 
sehr  entscheidend  das  für  den  Erfolg  sein  musste,  bedarf  keiner  weiteren  Be- 
merkung. 

360.  —  Der  Erfolg  der  Kirche  ist  dann  weiter  natürlich  nicht  am  we- 
nigsten gefördert  durch  die  Abneigung  der  Bevölkerung  gegen  die 
kaiserliche  Herrschaft  Auch  wo  diese  an  und  für  sich  keine  drückende 
sein  mochte,  fühlte  man  sich  doch  überall  durch  dieselbe  beengt,  in  dem 
Streben  nach  munizipaler  Selbstständigkeit  gehemmt;  war  diese  in  Mittelitalien 
wohl  meistentheils  nicht  zu  der  Entwicklung  gelangt,  wie  in  der  Lombardei, 
so  war  doch  der  jetzigen  Beamtenregierung  gewiss  auch  hier  durchweg  ein 
Zustand  vorhergegangen,  wo  man  sich  freier  bewegt,  weniger  geleistet  hatte. 
Man  hat  nun  das  Gelingen  der  Rekuperationen  mehrfach  auch  auf  die  a  n- 
geblich  geringeren  Forderungen  der  Kirche  zurückzuführen  ge- 
sucht, angenommen,  dass  in  dieser  Richtung  die  päbstliche  Herrschaft  viel 
mehr  geboten  habe,  als  die  des  Reichs.  Das  ist  im  allgemeinen  sicher  nicht 
richtig;  nirgends  stossen  wir  auf  die  Auffassung,  der  Wechsel  der  Herrschaft 
bedeute  eine  Rückkehr  zu  früherer  Freiheit  und  Selbstständigkeit;  es  ist  keine 
Rede  davon,  dass  nun  etwa  die  rekuperirten  Städte  eine  Stellung  gewannen, 
wie  sie  den  lombardischen  Städten  durch  den  Frieden  oder  Sonderverträge 
gewährt  war.  Im  wesentlichen  handelt  es  sich  nur  um  einen  Wechsel  der 
Herrschaft;  was  der  frühern  geleistet,  das  wird  im  allgemeinen  auch  von  der 
neuen  beansprucht;  und  die  Rekuperationen  waren  um  so  werthvoller  für  die 
Kirche,  als  sie  gerade  die  Reichsländer  trafen,  in  welchen  wohl  am  meisten 
in  Anspruch  genommen  war,  und  nun  dasselbe  von  der  Kirche  beansprucht 
wurde.1  Man  weist  wohl  auf  Perugia  hin,  welchem  allerdings  eine  sehr  selbst- 
ständige Stellung  zugesichert  wird2;  aber  es  kann  das  nicht  als  Beispiel  für 
die  Regel  gelten,  sondern  als  vereinzelte  Ausnahme;  auch  unter  der  Reichs- 
herrschaft hatte  Perugia  die  Stellung  der  begünstigtsten  Städte  eingenommen3; 
und  gerade  hier  wäre  die  Rekuperation  einfach  undurchführbar  gewesen,  hätte 
man  mehr  von  der  Stadt  verlangen  wollen.  Die  Konsularregierung  wird  aller- 
dings vielfach  gestattet;  das  aber  war  auch  unter  dem  Reiche  der  Fall  ge- 
wesen. Eine  grössere  Selbstständigkeit  würde  das  nur  dann  bezeichnen,  wenn 
damit  die  Gewalt  der  höheren  Beamten  beseitigt  wäre.  Davon  ist  nicht  die 


360.  -  1.  Vgl.  §  138  n.  6.     2.  Innoc  Ep.  L  1  ep.  375.     8.  Vgl.  §  314  n.  22. 
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Rede;  an  die  Stelle  des  Herzogs  oder  Markgrafen  des  Kaisers  tritt  einfach 
der  Rektor  der  Kirche.  In  wie  weit  auch  unter  dem  Reiche  hier  die  freie  Be- 
wegung der  Städte  bei  Bestellung  ihrer  Behörden  beschränkt  war,  wissen  wir 
nicht  genauer;  jedenfalls  hat  es  da  unter  Herrschaft  der  Kirche  an  mannich- 
fachen  Beschränkungen  nicht  gefehlt.  Radicofani  hat  wohl  Wahl  der  Konsuln; 
aber  sie  sind  vom  päbstlichen  Kastellan  zu  bestätigen.4  Citta  di  Castello  ver- 
fiel schon  1198  dem  Interdikte,  weil  es  ohne  Wissen  desPabstes  einen  Rektor 
bestellt  hatte  und  versteht  sich  1199  dazu,  sich  einen  solchen  vom  Pabste  zu 
erbitten.5  Aehnliches  finden  wir  1209  bei  Sutri.6  Wenigstens  später  war  es 
ganz  allgemein  den  Städten  der  Kirche  verboten,  ohne  ausdrückliche  Bewilli- 
gung des  Pabstes  einen  Auswärtigen  zum  Podesta  zu  bestellen,  wie  es  doch 
allgemein  in  Italien  der  Brauch  war;  zu  Ascoli  verfielen  desshalb  alle  Bethei- 
ligten der  Exkommunikation,  die  Wahl  wurde  vernichtet. 7  Auch  in  andern 
Richtungen  wird  sich  kaum  nachweisen  lassen,  dass  die  Stellung  der  Städte 
eine  wesentlich  günstigere  wurde.  Von  Ueberlassung  der  Regalien  ist  nicht  die 
Rede;  die  Güter  und  Rechte,  welche  bisher  dem  Reiche  zustanden,  nimmt 
auch  die  Kirche  ebenso  in  Anspruch;  die  Städte  sind  zu  Zinszahlungen  und 
den  verschiedensten  andern  Leistungen  verpflichtet.8  Ueberaus  zahlreich  sind 
denn  ja  auch  die  Beispiele,  dass  die  Städte  den  Forderungen  der  Kirche  wi- 
derstrebten; die  meisten  hätten  sich  gewiss  eben  so  gern  der  Herrschaft  der 
Kirche,  wie  der  des  Reiches  entledigt  Nahm  dieser  Widerstand  nicht  noch 
grössern  Umfang  an,  so  konnte  der  Pabst  sie  darauf  verweisen,  dass  der  Un- 
gehorsam gegen  die  Kirche  sie  nicht  zur  Freiheit,  sondern  nur  zur  frühern 
Herrschaft  zurückfuhren  könne,  quoniam  sine  nobis  nec  iustae  rationis  titu- 
lum,  nec  sufficientis  defensionis  clypeum  invenire  potestis,  cum  si  nostra 
vobis  auetoritas  subtrahatur,  aliter  ab  alio  dominio  vel  excusare  vos  legi- 
bus vel  iuribus  de/endere  minime  valeatis.9 

Damit  ist  freilich  nicht  ausgeschlossen,  dass  nun  doch  etwa  diese  oder 
jene  Leistung  erraässigt  wurde;  der  Pabst  wenigstens  weist,  um  mit  seinen 
Forderungen  auszusöhnen,  mehrfach  darauf  hin,  wie  er  doch  noch  weniger 
verlange,  als  den  frühern  Gewalthabern  geleistet  sei.  Es  mag  weiter  die  Herr- 
schaft der  Deutschen  vielfach  eine  Gewaltherrschaft  gewesen  sein,  welche  nach 
Willkör  über  das  Mass  der  ihr  zustehenden  Befugnisse  hinausgriff;  blieben  die 
Rechte  der  Kirche  dieselben,  so  mochte  man  doch  mildere  Handhabung  der- 
selben erwarten.  Vor  allem  aber  war  es  eben  die  bestehende  Herrschaft,  deren 
Druck  man  empfand,  welche  man  beseitigt  wünschte;  war  das  erreicht,  so 
mochte  man  immerhin  hoffen,  sich  mit  der  folgenden  leichter  abzufinden.  Wie 
weit  die  Forderungen  der  Kirche  gehen  würden,  war  auch  noch  kaum  zu  er- 
messen. Hatte  man  sich  später  überzeugt,  dass  in  dieser  Richtung  durch  den 


360.]  4.  Inn.  Ep.  I.  8  ep.  211.  5.  Inn.  Ep.  1.  2  ep.  78.  256.  6»  Inn.  Ep.  1.  9  «p.  201. 
7.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  82.  8.  Vgl.  §  138  n.  6.  12.  13;  $  316  n.  32;  Tgl.  die  Bedin- 
gungen, welche  der  Pabst  1229  Amiterno  und  Aquila  stellte,  als  er  sie  unter  Herrschaft 
der  Kirche  nahm,  Theiner  1,89.  Auch  in  der  Mark  spricht  der  rom  Pabste  gesetxte  Mark- 
graf Ton  Este  1214  bestimmt  aus,  dass  ihm  alle  Hoheitsrechte  zustehen,  welche  früher  der 
Kurie  und  den  Boten  des  Kaisers  anstanden.  Fanciulli  2,  713.       9.  Inn.  Ep.  L  3  ep.  28 
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Wechsel  kaum  etwas  gewonnen  war,  so  scheint  sich  auch  fast  überall  zu  er- 
geben, dass  man,  als  die  Dinge  sich  wandten,  bereitwilligst  die  Herrschaft  der 
Kirche  wieder  mit  der  des  Reichs  vertauschte. 

361.  —  Dann  aber  wird  nicht  zu  übersehen  sein,  dass  der  Pabst  sein 
Vorgehen  insbesondere  auch  auf  den  Gesichtspunkt  der  nationalen 
Politik  zu  stützen  suchte.  Wir  haben  früher  zu  erörtern  gesucht,  in  wie 
weit  von  einer  solchen  bis  dahin  die  Rede  sein  könne. 1  Nationale  Abneigung 
war  gewiss  reichlich  vorhanden;  aber  so  weit  sich  über  solche  Dinge  über- 
haupt aus  der  Auffassung  der  zeitgenössischen  Schriftsteller  urtheilen  lässt, 
scheint  bis  dahin  von  einer  bestimmteren  Betonung  nationalpolitischer  Ge- 
sichtspunkte nicht  die  Rede  zu  sein;  der  Widerstand  gegen  die  Gewaltherr- 
schaft, nicht  gerade  gegen  die  Fremdherrschaft  wird  betont;  die  Schroffheit 
der  munizipalen  Gegensätze  lässt  den  Gedanken  nicht  aufkommen,  die  Inter- 
essen des  gesammten  Italien  vor  allem  zur  Richtschnur  der  Politik  zu  nehmen. 
Nur  etwa  zu  Rom  und  im  Königreiche  Sizilien  scheint  der  nationale  Gegensatz 
wohl  schon  schärfer  betont  zu  sein.  Dass  er  als  Hebel  für  sonstige  politische 
Zwecke  benutzt  sei,  wird  sich  aber  auch  da  kaum  behaupten  lassen;  insbe- 
sondere scheint  mir  die  ganze  Politik  P.  Alexanders  III  doch  nie  ihren 
durchaus  universalen  Charakter  verläugnet  zu  haben;  er  würde  doch  geglaubt 
haben,  diesen  zu  gefährden,  hätte  man  in  ihm  den  Vorkämpfer  zunächst  nur 
der  Unabhängigkeit  Italiens  erblicken  können ;  der  schliessliche  Erfolg  seines 
langen  Kampfes  für  die  Sache  der  Freiheit  der  Kirche  ist  doch  gewiss  nicht 
am  wenigsten  dadurch  gefördert,  dass  er  ihn  vorwiegend  mit  rein  kirchlichen 
Mitteln  führte,  die  rein  kirchlichen  Gesichtspunkte  durchaus  als  die  Haupt- 
sache betrachtete,  neben  denen  die  Fragen  des  weltlichen  Besitzes  der  Kirche 
für  ihn  offenbar  eine  ganz  untergeordnete  Bedeutung  hatten.  Man  wird  nicht 
behaupten  können,  dass  diese  jemals  den  Frieden  mit  dem  Kaiser  gehindert 
hätten.  Wenn  dem  Pabste  zu  Anagni  das  Mathildische  Gut  von  den  Ge- 
sandten des  Kaisers  schon  ausdrücklich  zugestanden  war,  wenn  er  trotzdem 
zu  Venedig  lieber  sein  Recht  auf  einen  Besitz,  der  leicht  den  gesammten  übri- 
gen Besitz  der  Kirche  an  nutzbarem  Werthe  übertreffen  mochte,  beruhen  liess, 
als  dass  er  die  errungene  Einheit  und  Freiheit  der  Kirche  wieder  in  Gefahr 
gebracht  hätte,  so  wird  ihm  doch  nicht  leicht  das  Zeugniss  versagt  werden 
können,  dass  er  in  dieser  Richtung  den  Kampf  ohne  Nebenabsichten  ge- 
führt hat. 

Um  so  bestimmter  macht  sich  dann  unter  Innozenz  die  Sorge  für  den 
weltlichen  Besitz  und  die  weltliche  Herrschaft  der  Kirche  geltend.2  Allerdings 


361.  —  1.  Vgl-  $  323.  2.  Der  vielfache  Gegensatz  zwischen  dem  Pontifikate 
Alexanders  und  Iunozenzs  iit  mir  mach  sonst  bei  meiner  Arbeit  wieder  und  wieder  aufge- 
fallen bei  eiuer  Reihe  von  Dingen,  deren  weitere  Verfolgung  mir  fern  lag.  Werden  jetzt 
bezüglich  der  weltlichen  Herrschaft  Ansprüche  gestellt,  von  denen  unter  Alexander  gar 
nicht  die  Rede  war,  so  werden  auch  sonst  auf  kirchlichem  und  weltlichem,  insbesondere  aber 
auf  gemischtem  Gebiete  Forderungen  erhoben,  die  mir  vielfach  ganz  unvermittelt,  ohne  be- 
stimmtere Anknüpfung  in  den  ntchstvorhergehenden  Zuständen  aufgestellt  scheinen.  Das 
bestimmter  durch  Vergleichung  beider  Pontifikate  nachzuweisen,  schiene  mir  eine  sehr 
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hat  er  auch  kirchliche  Gesichtspunkte  für  das  Streben  nach 
weltlicher  Herrschaft  zu  finden  gewusst.  Nicht  etwa  nur  so,  dass  er 
die  Unabhängigkeit  der  römischen  Kirche  und  damit  mittelbar  die  Unabhän- 
gigkeit der  Kirche  überhaupt  von  der  weltlichen  Herrschaft  des  Pabstes  ab- 
hängig gemacht  hätte.  Zur  Unterstützung  der  Zurückforderung  des  Exarchats 
schreibt  er  1198  dem  Erzbischofe  von  Ravenna:  Nusquam  melius  ecclesia- 
sticae  consulitur  Ubertati,  quam  ubi  ecclesia  Romana  tarn  in  temporalibus, 
quam  spiritualibus  plenam  obtinet  potestatem;  cum  enim  apostolica  sedes 
mater  sit  ecclesiarum  omnium  et  mapistra,  tanto  fortius  subiectos  suae 
temporali  iitriadictioni  pomdos  ab  ecclesiarum  et  ecclesiasticorum  iniitrii» 
cohibet,  quanto  amplius  in  ehu*  iniuriam  et  ecclesiarum  omnium  praeiudi- 
cium  redundant,  si  ecclcsias  in  eius  patrinwnio  constitutas  non  servaret 
in  statu  debitae  Ubertatis. 3  Damit  konnte  denn  freilich  jeder  Anspruch  päbst- 
licher  Herrschaft  auch  als  kirchliche  Angelegenheit  gefasst  werden,  konnte  es 
als  kirchliche  Pflicht  des  Pabstes  erscheinen,  ihn  zu  verfolgen;  dem  kirch- 
lichen Interesse  würde  es  danach  am  besten  entsprochen  haben,  wenn  der 
Gegensatz  geistlicher  und  weltlicher  Gewalt  überhaupt  beseitigt,  das  Haupt 
der  Kirche  zugleich  Herrscher  der  christlichen  Welt  gewesen  wäre.  Dieser 
Auffassung  entspricht  es  denn  auch,  wenn  in  Fragen  der  weltlichen  Herrschaft 
überall  mit  rein  kirchlichen  Zwangsmitteln  vorgegangen  wird,  auch 
für  die  zweifelhaftesten  Ansprüche  in  dieser  Richtung,  wie  sie  gestellt  sind, 
ohne  weitere  Prüfung  derselbe  Gehorsam  verlangt  wird,  wie  er  dem  Haupte 
der  Kirche  in  kirchlichen  Dingen  gebührt,  und  gegen  die  Widerstrebenden  von 
Exkommunikation  und  Interdikt  in  einem  Umfange  Gebrauch  gemacht  wird, 
wie  davon  bis  dahin  doch  nicht  die  Rede  war.  Dass  auch  das  den  Erfolg  viel- 
fach förderte,  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein. 

Aber  auf  die  Unterstützung  seiner  Ansprüche  durch  kirchliche  Gesichts- 
punkte hat  sich  Innozenz  in  keiner  Weise  beschränkt.  Er  ist  doch  wohl  der 
erste,  von  dem  sich  eine  Benutzung  des  Gedankens  der  Einheit 
und  Unabhängigkeit  Italiens  bestimmter  nachweisen  lässt;  hat  ihm 
das  doch  auch  wohl  da  Lob  eingetragen,  wo  Päbste  seltener  auf  solches  zu 
rechnen  haben.  Ansprüche  auf  die  Herrschaft  über  ganz  Italien,  wie  sie  die 
Konstantinische  Schenkung  immerhin  nahe  legen  konnte,  hat  Innozenz  wohl 
nie  ausdrücklich  geltend  gemacht.  Dass  ihm  aber  der  Gedanke  an  eine  Ent- 
wicklung fremd  gewesen  sei,  welche  ganz  Italien,  sei  es  der  unmittelbaren 
Herrschaft,  sei  es  wenigstens  der  Oberleitung  des  Pabstes  auch  in  staatlichen 
Dingen  unterworfen  hätte,  dürfte  sich  ebenfalls  kaum  behaupten  lassen.  Wir 
wiesen  darauf  hin,  wie  er  auch  in  der  Lombardei  unmittelbar  in  die  politischen 
Verhältnisse  einzugreifen,  dort  in  die  Stelle  der  mangelnden  Reichsgewalt  ein- 
zutreten sucht.4  Wie  die  Dinge  in  Deutschland  sich  gestalten  würden,  war 
noch  nicht  vorauszusehen.  Der  Pabst  mag  immer  bereit  gewesen  sein,  einen 
König,  der  seinen  Wünschen  entsprach,  der  insbesondere  die  Rekuperationen 


361.]  dankbar«  Arbeit  tu  sein,  für  welche  es  weder  an  Quellen,  noch  an  Vorarbeit«»  fehlen 
würde.     8.  Inn.  Ep.  I.  1  ep.  27.     4.  Vgl.  §  328. 
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anerkannte,  als  Herrscher  von  Oberitalien  anzuerkennen ;  um  die  Anerkennung 
Otto's  hat  er  sich  hier  selbst  bemüht,  dabei  freilich  sehr  bestimmt  betonend, 
dass  seine  Entscheidung  da  die  massgebende  sein  müsse.5  Aber  eben  so  wohl 
mochte  er  auf  Mittel  bedacht  sein,  einen  in  Deutschland  anerkannten  König, 
der  auf  seine  Forderungen  nicht  einging,  wenigstens  in  Italien  nicht  zur  Herr- 
schaft gelangen  zu  lassen,  dieses  unter  seiner  Leitung  zu  halten.6  In  solcher 
Richtung  konnte  ihn  kaum  etwas  mehr  fördern,  als  wenn  er  vor  allem  die  Ge- 
sammtinteressen  Italiens  betont,  die  Sache  der  Kirche  auch  als  die  Sache 
Italiens  hinstellt;  noch  unmittelbarer  konnte  die  Anregung  des  Nationalgefühls 
seinen  Zwecken  dann  natürlich  da  dienen,  wo  er  unmittelbar  seine  eigene 
Herrschaft  an  die  Stelle  der  deutschen  zu  setzen  suchte. 

Darauf  gerichtete  Aeusserungen  des  Pabstes  kehren  zu  oft  wieder,  als 
dass  die  Absichtlichkeit  irgend  zu  verkennen  wäre.  Gegenüber  dem  tuszischen 
Bunde  betont  er  wiederholt,  wie  die  Rekuperationen  ad  pro/ectum  ItaHae 
seien;  er  erinnert  die  Lombarden  daran,  wie  manche  Kaiser  universam  Ita- 
liam  verfolgt  hätten";  er  schreibt  denen  von  Cremona,  wie  der  Allerhöchste 
mit  der  Wiedereihebung  der  Kirche  zugleich  totam  Ttaliam.  adversitatis 
cedente  nubilo,  prosperitatis  lumine  seretuivit,  wie  er  selbst  bei  den  sizi- 
lischen  Angelegenheiten  nur  die  Ehre  der  Kirche  ac  totius  Italic  incrementum 
im  Auge  habe.8  In  einem  Schreiben,  in  welchem  er  die  geistliche  und  die 
weltliche  Gewalt  und  die  Ableitung  dieser  von  jener  bespricht,  sagt  er:  Utra- 
que  vero  potestas  sive  primatus  scdem  in  Italia  meruit  obtinere,  quae  dis- 
posilione  divina  super  universas  provincias  obtinuit  prineipatum;  et  ideo 
licet  ad  universas  provincias  nostrae  provisionis  aaein  extendere  debeamus, 
speciaUter  tarnen  Italiae  paterna  nos  convenit  sollicitudine  providere. 9  An 
andern  Stellen  wendet  er  sich  bestimmt  gegen  die  Deutschen;  er  erinnert  die 
von  Spoleto  daran,  wie  Herzog  Konrad  super  vos  gentem  robustam  adduxerat 
de  longinquo,  gentem,  cuius  ignorabalis  linguam;  die  von  Capua,  qualiter 
omnes  in  possessionibus  fueritis  et  pecunia  diminuti,  qualiter  Teutonicomm 
promissionibus  defraudati,  wie  fast  keiner  von  ihnen  sei,  qui  grave  non  m- 
currerit  per  Teutonicos  detrimentum . 10  Und  wie  in  der  Lebensbeschreibung 
des  Pabstes  von  der  importabilis  Alemannontm  tyrannis  die  Rede  ist,  findet 
der  nationale  Gegensatz  jetzt  selbst  Ausdruck  im  urkundlichen  Sprachge- 
brauche; Ancona  und  Osimo  verpflichten  sich  1198,  einseitig  keinen  Vertrag 
cum  aliquo  Teutonieo  vel  cum  suo  nuntio  einzugehen. 1 1  Die  nächsten  Zwecke 
der  Kirche  mögen  durch  diese  Beutzung  nationalpolitischer  Gesichtspunkte 
wesentlich  gefördert  sein;  nachhaltige  Wirkung  scheint  dieses  Hervortreten 
des  nationalen  Bewusstseins  auch  in  Mittelitalien  nicht  gehabt  zu  haben;  in 


5.  Inn.  Reg.  imp.  ep.  87.  89.  92.  93.  95.  6.  Später  ist  das,  worauf  vir  zurückkommen, 
auf  den  Titel  des  Reichsrikariats  geradezu  als  ein  Recht  des  Pabstes  beansprucht.  Den 
Thatsachen  nach  scheint  schon  Innozenz  ron  einer  ähnlichen  Auffassung  auszugehen;  aus- 
drücklich finde  ich  aber  den  Anspruch  des  Pabstes  auf  das  Reichsrikariat  in  Italien  in 
dieser  Zeit  noch  nicht  ausgesprochen.  7.  Inn.  Ep.  1. 1  ep.  88;  Reg.  imp.  ep.  92.  8*  Böh 
mer  Acta  617.  9.  Inn.  Ep.  1.  1  ep.  401.  10.  Inn.  Ep.  1.  1  ep.  356.  558.  11.  Fan- 
ciulU  2,  694. 
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Oberitalien  scheint  die  vom  Pabste  betonte  nationale  Auffassang  auch  jetzt 
nirgends  bestimmter  Boden  gefasst  zu  haben.  Wichtig  war  wohl  insbesondere, 
dass  die  Kaiserin  von  Hass  gegen  die  Deutschen  erfüllt  gewesen  zu  sein 
scheint,  also  auch  in  dieser  Richtung  das  Vorgehen  der  Kirche  in  jeder  Weise 
gefördert  haben  wird. 

362.  —  Die  Erfolge  der  Kirche  sind  im  Herzogthnme  Spoleto 
am  vollständigsten  gewesen.  Die  gleich  nach  dem  Tode  des  Kaisers  begon- 
nene1 Besitznahme  war  wohl  schon  vollendet,  als  Herzog  Konrad  aus  Sizilien 
zurückkehrte;  nur  die  festern  Burgen  scheinen  noch  für  ihn  behauptet  zu  sein. 
Er  scheint  daran  verzweifelt  zu  haben,  sich  aus  eigenen  Kräften  zu  halten, 
während  er  vom  Reiche  zunächst  nichts  zu  erwarten  hatte;  so  lag  es  nahe, 
wenn  er  sich  erbot,  die  Anspüche  der  Kirche  anzuerkennen,  das  Herzogthum 
von  ihr  zu  Lehen  zu  nehmen,  sogleich  zehntausend,  und  jährlich  hundert  Pfund 
zu  zahlen,  mit  zweihundert  Rittern  Lehnsdienst  zu  leisten  und  für  alles  Sicher- 
heit zu  stellen.  Der  Pabst  war  geneigt,  darauf  einzugehen;  die  Lage  des 
Landes  selbst,  welches  nur  den  Obereigenthümer  gewechselt  hätte,  wäre  dann 
freilich  genau  dieselbe  geblieben,  wie  vorher;  und  da  die  Kirche  sich  mit 
Nachdruck  als  Befreierin  von  der  verhassten  Herrschaft  der  Deutschen  ange- 
kündigt hatte,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  auf  die  Nachricht  davon  dem  Pabste 
schwere  Vorwürfe  gemacht  wurden,  tanquam  vellet  Theotonicos  in  Italia 
confovere,  qui  crudeli  tyrannide  redegerant  eos  in  gravissimam  servitxUem. 
Der  Pabst  musste  sich  überzeugen,  dass  er  da  nicht  mehr  freie  Hand  habe; 
er  lehnte  die  Vorschläge  ab  und  rechtfertigte  sich  im  Hinweis  darauf  gegen 
die  ihm  gemachten  Vorwürfe.  Wenn  Konrad,  um  von  der  Exkommunikation 
gelöst  zu  werden,  sich  nun  bedingungslos  unterwarf  und  auch  die  Burgen  der 
Kirche  übergab,  so  mag  darauf  eingewirkt  haben,  dass  er,  anscheinend  mit 
einer  Eingebornen  vermählt2,  daher  wohl  im  Lande  begütert,  hoffen  mochte, 
jetzt  wenigstens  unangefochten  dort  verbleiben  zu  können.  Doch  erschien  sein 
Verbleiben  dem  Pabste  bedenklich;  auf  Befehl  desselben  musste  er  nach 
Deutschland  zurückkehren. 5 

Grössere  Schwierigkeiten  boten  sich  in  der  Mark  Ancona.  Auch  hier 
war  die  Rekuperation  sogleich  nach  dem  Tode  des  Kaisers  begonnen. 4  Mark- 
ward war  aber  nicht  der  Mann  dazu,  ohne  Widerstand  auf  seine  Herrschaft 
zu  verzichten  und  scheint  zugleich  immer  grossen  Anhang  in  der  Mark,  wie 
in  der  Romagna  gefunden  zu  haben,  während  hier  Ravenna  und  Rimini,  dort 
Ancona,  Fermo,  Osimo  und  Sinigaglia  ihm  entgegenstanden  und  1 1 98  Feb.  2 
sich  zu  einem  Bündnisse  gegen  Markward  und  jeden  andern,  der  sie  von  des 
Reiches  wegen  angreifen  würde,  vereinigten. 5  Von  Kämpfen  hören  wir  beson- 
ders in  der  Romagna,  wo  er  die  ihm  anhängenden  Städte  unterstützte6;  in 
der  Mark  scheint  er  mit  seinem  Heere  vorzüglich  nur  die  zur  Kirche  Abge- 
fallenen bestraft  zu  haben.  Daneben  knüpfte  denn  auch  er  Verhandlungen 
mit  dem  Pabste  an;  es  scheint,  dass  dieser  gewillt  war,  sich  mit  ihm  abzu- 


362.  —  1.  Vgl.  §  358  ii.  1.        2.  Vgl.  §  316  n.  38.        8.  Vgl.  Gest»  Inn.  c.  9; 
Inn.  Ep.  1.  1  ep.  88.     4.  Vgl.  §  358  n.  2.     5.  Tonini  2, 610.     6,  Vgl.  S»Tioli  3  a,  222. 
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finden;  angeblich  bewirkte  dann  die  Treulosigkeit  Markwards  den  Abbruch 
der  Verhandlungen,  worauf  er  wegen  Verwüstung  und  widerrechtlicher  Vor- 
enthaltung der  Besitzungen  der  Kirche  exkommunizirt  wurde. 7  Dass  er,  wie 
die  Vita  Innocentü  andeutet,  die  Mark  verliess,  weil  er  einsah,  sich  dort  nicht 
halten  zu  können,  wird  schwerlich  richtig  sein.  Nichts  deutet  darauf  hin,  dass 
die  Sache  der  Kirche  dort  1198  schon  weitere  Fortschritte  gemacht  habe; 
wir  werden  umgekehrt  annehmen  müssen,  weil  Markward  seine  Augen  auf 
Sizilien  richtete  und  desshalb  die  Mark  verliess,  konnte  die  Kirche  hier  festern 
Fuss  fassen.  Markward  finden  wir  1198  Aug.  28  bei  der  Belagerung  von 
Ripatransone  am  Südende  der  Mark;  ein  Nachkomme  der  frühern  Markgrafen 
lässt  sich  dort  von  ihm  belehnen,  die  angesehensten  Edeln  der  Mark  sind  in 
seinem  Gefolge;  er  datirt  nach  der  Regierung  K.  Philipps,  erkennt  also  schon 
diesen,  nicht  etwa  den  jungen  Friedrich  als  Herrn  des  Reichs  an.8  Kurz 
darauf  muss  er  in  das  Königreich  eingedrungen  sein,  da  das  noch  bei  Leb- 
zeiten der  Nov.  27  gestorbenen  Kaiserin  geschah.9  Aber  auch  nach  seinem 
Abzüge  scheint  doch  viel  gefehlt  zu  haben,  dass  die  Kirche  in  ruhigen  Besitz 
der  Mark  gelangt  wäre.  Im  März  1199  schreibt  der  Pabst  allerdings,  dass 
fast  die  ganze  Mark  unter  die  Herrschaft  der  Kirche  zurückgekehrt  sei,  nur 
mit  Ausnahme  von  Camerino  und  Ascoli,  von  denen  das  in  Kürze  gleichfalls 
zu  hoffen  sei. 10  Bas  Richtigere  dürfte  sein,  dass  die  Lähmung  der  Reichs- 
gewalt hier  alsbald  die  munizipalen  Gegensätze  in  den  Vordergrund  treten 
Hess,  dass  sich  zwei  Parteien  bildeten,  von  denen  sich  dann  natürlich  die  eine 
der  Kirche,  die  andere  dem  Reiche  anschloss.  Ancona,  Osirao,  Fermo,  Civita- 
nuova,  Macerata  finden  wir  1198  Aug.  verbündet  gegen  jedermann,  ausser 
gegen  die  Kirche. 1 1  Aber  nicht  blos  Camerino  und  Ascoli  stehen  auf  Seiten 
des  Reichs.  San  Severino,  Fabriano,  Civitanuova  und  andere  verbünden  sich 

1199  Juni  gegen  Jedermann,  insbesondere  Matelica,  excepto  dominum  apo- 
ttolicum  et  marchionem  Marcualdum  et  alium  dominum,  qui  pro  imperio 
esset  dominaturus  in  terra,12  Die  von  Camerino  schliessen  1201  Nov.  ein 
Bündniss  mit  Tolentino  gegen  jedermann  excepto  imperatore  et  marchione 
vel  legato,  qui  de  piano  erunt. 1 3  Auch  der  Tod  Markwards  hat  darin  nichts 
geändert;  aus  einem  Bündnisse  der  päbstlich  gesinnten  Städte  der  Mark  von 
1203  ergibt  sich,  dass  im  südlichen  Theile  eiu  grosser  Theil  der  Städte  auf 
Seiten  des  Reiches  stand.14 

Die  meisten  Städte  der  Mark,  insbesondere  die  der  Pentapolis,  scheinen 
allerdings  die  Ansprüche  der  Kirche  auf  die  Mark  anerkannt  zu  haben.  Aber 
als  nächste  Erben  dessen,  was  von  Reichsgut  in  ihrem  Bereiche  lag,  traten 
sie  doch  lieber  selbst  auf  und  schwerlich  wird  die  angedrohte  Exkommunika- 
tion überall  den  Zweck  der  Herausgabe  erreicht  haben.  Vor  allem  aber  fehlte 
nun  die  kräftige  Hand,  welche  bisher  den  innern  Hader  zurückhielt.  Was  bis 

1200  aus  der  Mark  geworden  war,  ersehen  wir  aus  einem  Schreiben  des 

7.  Vgl.  Gesta  Inn.  c.  8;  Inn.  Ep.  1.  1  ep.  38.  8.  Compagnoni  78.  9,  Gesta  Inn.  c.  23. 
10.  Ep.  Inn.  1.  2  ep.  4.  11.  Fanciulli  2,  694.  12.  Älarangoni  249.  18.  Santini  272. 
Camerino  scheint  sich  1200  dem  Pabst e  unterworfen  zu  haben,  aber  alsbald  wieder  abge- 
fallen zu  sein;  Tgl.  Inn.  Ep.  1.  3  ep.  53.      14.  Compagnoni  82. 
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Pabstes  an  alle  Bewohner  derselben:  Gairisi  sumtts  in  domino — ,  cum  per 
soüicitudinem  nostram  ad  dominium  ecclesiae  rediistis.  Sed  cum  audivimut 
dissensiones  et  guerras,  quae  pullulant  intcr  vos,  devastationes  civitatum, 
destruetiones  castrorum,  combustiones  villarum,  oppressiones  pauperum, 
persecutiones  ecclesiarum,  captivitates  hominum,  caedes  virorum,  iniurias, 
violentias  et  rapinas,  longe  magis  tristamurex  fuis,  quam  fuerimus  ex  iüo 
laetati;  cum  per  legatos  et  procuratores  nostros  non  sustineatis  huiusmodi 
facinora  emendari.  Unde  mullo  deterius  est  nunc  Marchiae  (status),  cum 
in  liberiatem  visa  est  respirasse,  quam  tunc  exstitisset,  quando  sub  gravi 
Servitute  gemebaO*  Solche  Schilderung  macht  es  doch  erklärlich,  wenn 
später  die  Wiederherstellung  der  Hoheit  des  Reiches  nie  ernstlichen  Wider- 
stand gefunden  zu  haben  scheint.  Diesen  Verhältnissen  gegenüber  mag  der 
Pabst  wohl  zeitweise  daran  gedacht  haben,  das  Land  an  Markward  unter 
.  Hoheit  der  Kirche  zurückzugeben,  wenn  er  dagegen  auf  alle  Gewalt  im  König- 
reiche verzichtete. 16  Mit  der  Zeit  scheint  dann  die  Hoheit  der  Kirche  hier 
kaum  noch  dem  Namen  nach  fortbestanden  zu  haben;  endlich  gab  der  Pabst 
1208  dem  Markgrafen  Azzo  von  Este  die  Mark  zu  Lehen  gegen  das  Ver- 
sprechen, sie  zum  Gehorsam  gegen  die  Kirche  zurückzuführen. 17 

363.  —  War  hier  der  Erfolg  schon  ein  zweifelharter,  so  finden  wir  in 
andern  Ländern  ein  entschiedenes  Misslingen  der  Versuche  der 
Kirche.  In  der  Romagna  ist  der  Versuch  der  Rekuperation  von  vorn- 
herein missglückt.  Anscheinend  im  Feb.  1198  sandte  der  Pabst  einen  Lega- 
ten, um  den  Exarchat  und  die  Grafschaft  Bertinoro  in  Besitz  zu  nehmen.  Dem 
gegenüber  berief  sich  aber  der  Erzbischof  von  Ravenna  darauf,  dass  ihm  der 
ganze  Exarchat  von  Altersher,  die  Grafschaft  Bertinoro  noch  in  neuerer  Zeit 
von  der  Kirche  selbst  verliehen  sei. 1  Ohne  auf  seine  Ansprüche  zu  verzichten, 
Hess  der  Pabst  dieselben  zunächst  auf  sich  beruhen.2  Statt  zu  gewinnen, 
scheint  die  Kirche,  seit  der  Schutz  des  Reiches  fehlte,  hier  das,  was  sie  in  der 
Gegend  von  Ferrara  noch  behauptet  hatte,  an  die  Stadt  verloren  zu  haben.3 
Da  geschah  es  denn  wohl  mit  ihrer  Zustimmung,  dass  1208  ihr  Vasall,  der 
Markgraf  von  Este  und  Ancona,  zum  Herrn  der  Stadt  erhoben  wurde.4 

Nicht  glücklicher  war  sie  bezüglich  des  Mathildischen  Gutes.  Die 
Mathildischen  Vasallen  selbst  mochten  vielfach  geneigt  sein,  lieber  die  Hoheit 
der  Kirche,  als  die  der  Städte  anzuerkennen;  aber  der  Pabst  vermochte  diese 
nicht  abzuhalten.5  Die  Städte  waren  auch  wohl  bereit,  die  Hoheit  der  Kirche 
für  das  Gut  anzuerkennen,  aber  nicht  auf  Bedingungen,  wie  der  Pabst  sie  ver- 
langte. So  musste  dieser  sich  auch  hier  mit  einem  Vorbehalte  seiner  An- 
sprüche begnügen;  an  die  Kirche  selbst  scheint  nichts  gekommen  zu  sein;  das 
im  Bisthume  Mantua  belegene  Gut  hat  der  Pabst  1204  dem  dortigen  Bischöfe 
überlassen.6 

15.  Inn.  Ep.  1.  3  ep.  49;  vgl.  ep.  28.  29.  31.  46.  48-53.  Iß.  Die  unklaren  Angaben  Inn. 
Ep.  1.  2  ep.  167  scheinen  Verhandlungen  auf  dieser  Grundlage  nicht  unwahrscheinlich  in 
machen.      17.  Rolandin.  Mon.  Germ.  19,  44. 

363.  —  1.  Vgl.  §  134  n.  10     2.  Tnnoe.  Ep.  1  1  ep.27:  Gesta  Inn.  c  12     8.  Vgl 
§  340  n.  18.     4.  Aniich.  Est.  2,  389.     5.  Vgl.  §  328  n.  21.     6.  Gesta  Inn  c  13:  Inn 


Digitized  by  Google 


Millingen  in  der  Romagna.  beim  Mathildischen  Gute,  in  Tuszien.  383 

Was  Tuszien  betrifft,  so  wurde  schon  1197  Nov.  11  von  den  Städten 
und  Grossen  im  Beisein  zweier  Kardinallegaten  ein  Bundesvertrag  ge- 
schlossen.7 Es  ist  auf  das  bestimmteste  gegen  das  Reich  gerichtet;  man  ver- 
pflichtet sich  zur  Hülfe,  si  aliqua  persona,  princeps  vel  rex  seu  aliqua  po- 
testas,  ein  Bundesglied  bekriegen  will;  es  wird  bestimmt:  non  faciemus  pacem 
vel  pactum  seu  treguam  cum  aliquo  imperatore  vel  rege  seu  principe,  duce 
vel  marchione  seu  aliqua  persona  pro  eis — sine  parabola  rectorum  omnium 
vel  maioris  partis.  Der  Bund  soll  kein  blos  freiwillig  eingegangener  sein; 
ganz  Tuszien  soll  sich  ihm  anschliessen :  si  qua  civitas  vel  episcopus  seu 
comes  vel  casteüum  vel  burgus  seu  alius  nobilis  de  Tuscia  requisitus  a  rec- 
toribus  —  non  venerit  ad  hanc  societatem,  so  wird  man  nach  Ermessen  der 
Rektoren  gegen  ihn  vorgehen.  Dann  scheint  eine  weitere  Bestimmung  sehr 
beachtenswerth.  Wir  sahen,  dass  die  Verwaltung  Tusziens  vorwiegend  in  der 
Weise  geordnet  war,  dass  den  Städten  mit  einem  wenig  ausgedehnten  Weich- 
bilde die  Selbstverwaltung  belassen,  ihnen  aber  die  Hoheit  über  den  Landadel 
überhaupt  und  über  den  grössten  Theil  des  Komitats  entzogen  war.8  Dass 
die  Städte  das  schwer  verschmerzten,  ist  begreiflich;  aber  wohl  eben  so  wenig 
zu  bezweifeln,  dass  es  in  den  Gebieten  vielfach  als  erwünschte  Befreiung  von 
der  oft  sehr  drückenden  Herrschaft  der  Stadtgemeinden  gefasst  wurde.  Da 
bedeutete  der  Bund  zweifellos  Herstellung  des  alten  Zwangsverhältnisses  für 
alle,  welche  nicht  als  selbstständige  Bundesglieder  anerkannt  wurden.  Es 
heisst:  non  recipiemus  ad  hanc  societatem  vel  securitatem  aliquod  Castrum 
vel  personam,  qui  vel  quae  sit  de  episcopatu  vel  comitatu  vel  districtu  ali- 
cuius  civitatis  vel  episcopi  seu  comitis  vel  castri;  wird  ein  solches  Glied 
dennoch  aufgenommen,  so  ist  das  nicht  gültig  contra  voluntatem  ilhrum  et 
illius,  de  comitatu  cuius  vel  districtu  aut  episcopatu  esset.  Man  verbürgte 
sich  damit  gegenseitig  die  Herrschaft  über  das  Gebiet;  so  wurde  denn  auch 
1205  anerkannt,  dass  Siena  die  Herrschaft  über  Montepulciano  gebühre, 
wenn  sich  erweisen  lasse,  dass  dieses  zur  Grafschaft  gehöre.9 

Weiter  tritt  nun  aber  der  Bund  in  nähere  Beziehungen  zur  römi- 
schen Kirche  unter  Bedingungen,  welchen  die  anwesenden  Kardinallegaten 
zustimmten.  Der  Bund  wird  keinen  Kaiser,  König,  Herzog,  Markgrafen  oder 
Boten  derselben  anerkennen  sine  assensu  et  speciali  mandato  Romanae  ec- 
clesiae;  auch  wenn  ein  solcher  anerkannt  ist  und  sich  später  gegen  die  Kirche 
oder  gegen  den  Bund  wendet,  so  wird  ihn  der  Bund  bekriegen.  Ersucht  die 
römische  Kirche  einen  der  Rektoren  um  Hülfe  zur  Wiedergewinnung  oder  Be- 
hauptung ihrer  Besitzungen,  so  wird  er  das  thun,  quod  mihi  meisque  soeiis 
rectoribus  huius  societatis  omnibus  vel  maiori  parti  melius  visum  fuerit; 
sed  si  qua  civitas  vel  comune  huius  societatis  aliquid  detinet  de  praedictis 
possessionibus  vsque  ad  odiemum  diem,  de  Ulis  non  tenear  eam  adiuvare. 
Innerhalb  des  Gebietes  des  Bundes  sollen  Pabst  und  Kardinäle  gegen  jeden 


Ep.  1.  7  ep.  64.  7.  Rena  e  Camici  öe,  61;  auch  Ammirato  Guidi  6;  La  Farina  4,  165; 
neuerding*  auch  bei  Emiliani-Giodici  Storia  dei  comuni  Italiani  1.463.  8.  Vgl.  §  313. 
tt.  Antiq.  It.  4,  576. 
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Gegner  geschützt  werden.  Der  Pabst  kann  die  Bestimmungen  ändern,  con- 
cordia  tarnen  omnium  rectorum  societatis  vel  maioris  partis.  Wenn  aber 
Pabst  und  Kardinäle  bis  zum  ersten  Januar  oder  einem  mit  Zustimmung  der 
Rektoren  verlängerten  Termine  nicht  alles  erfüllen,  worüber  man  übereinge- 
kommen, so  ist  auch  der  Bund  der  römischen  Kirche  nicht  mehr  dazu  ver- 
pflichtet. 

Diese  Abmachungen  werden  durchweg  als  ein  bedeutender  Erfolg  der 
Kirche  betrachtet.  Als  solcher  müssen  sie  allerdings  erscheinen,  wenn  wir  von 
dem  Gesichtspunkte  ausgehen,  dass  das  Herzogthum  Tuszien  ein  Reichsland 
war,  in  welchem  die  Kirche  kein  Recht  weltlicher  Hoheit  beanspruchen  konnte. 
Das  ist  aber  zweifellos  schon  damals  nicht  der  zu  Rom  massgebende  gewesen. 
Nachdem  wir  nachgewiesen  haben,  dass  die  Rekuperationen  schon  unter  Coe- 
lestin  sogleich  nach  des  Kaisers  Tode  begonnen  wurden10,  da  wir  weiter  aus 
der  nächstfolgenden  Zeit  die  bestimmtesten  Belege  haben,  dass  man  zu  Rom 
ganz  Tuszien  als  ein  für  die  Kirche  zu  rekuperirendes  Land  betrachtete,  so 
ist  wohl  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  beiden  Kardinallegaten  abgesandt 
waren,  um  Tuszien  für  die  Kirche  in  Pflicht  zu  nehmen.  Dann  aber  ist  es 
ausserordentlich  wenig,  was  sie  erlangten;  im  wesentlichen  doch  nur  das  Ver- 
sprechen, dem  Reiche  gegenüber  zur  Kirche  zu  halten,  wie  das  im  beider- 
seitigen Interesse  liegen  musste.  Die  Besitzungen,  welche  die  Kirche  von  den 
Bundesgliedern  selbst  glaubte  zurückfordern  zu  können,  werden  ihr  im  wesent- 
lichen geradezu  verweigert,  bezüglich  anderer  ganz  unbestimmte  Versprechun- 
gen gegeben.  Es  wird  offenbar  auch  der  Fall  berücksichtigt,  dass  man  zu  Rom 
das  Gebotene  nicht  für  genügend  hält;  man  sucht  da  einen  Druck  zu  üben 
durch  die  Drohung,  sich  dann  zu  nichts  verpflichtet  halten  zu  wollen. 

Dass  diese  Auffassung  die  richtige  sei,  beweist  das  Vorgehen  des  P. 
Innozenz.  Zur  Zeit  seiner  Erhebung  war  sichtlich  eine  Annahme  des  Bünd- 
nisses noch  nicht  erfolgt.  Anscheinend  Anfang  Febr.  1198  schreibt  er  nun 
jenen  beiden  Kardinallegaten,  wie  er  nicht  wenig  über  ihren  Vertrag  mit  den 
tuszischen  Bischöfen  und  Städten  erstaunt  gewesen  sei,  cum  foi~ma  coüiga- 
tionis  huiusmodi  in  plerisque  capitibus  nec  utilitatem  contineat,  nec  sapiat 
honestatem;  imo  cum  ducatus  Tusciae  ad  ius  et  dominium  ecclesiae  Ro- 
manae  pei-tineat,  sicut  in  privilegüs  ecclesiae  Romanae  oculaia  ßde  per- 
8pexim\i8  contineri,  nullam  inter  se  sub  nomine  societatis  coUigationcm 
facere  debuissent,  nisi  salvo  per  omnia  iure  pariter  et  auctoritate  sacro- 
sanctae  Romanae  sedis;  er  macht  ihnen  dann  seinen  Willen  durch  den  Ueber- 
bringer  des  Briefes  kund. 1 1  Der  Pabst  hat  also  bestimmt  das  ganze  Herzog- 
thum beansprucht  und  damals  gewiss  noch  darauf  gehofft,  dasselbe  unter  die 
Herrschaft  der  Kirche  bringen  zu  können,  wenn  er  auch  bereit  gewesen  sein 
mag,  den  Städten  sehr  ausgedehnte  Selbstständigkeit  zu  gewähren,  wie  sie  ja 
auch  Perugia  trotz  Anerkennung  der  Hoheit  der  Kirche  belassen  wurde. 12  Es 
stimmt  damit,  dass  einige  Wochen  später  im  Schreiben  an  den  Erzbischof 
von  Ravenna  Tuszien  einfach  als  ein  zu  rekuperirendes  Land  bezeichnet  wird; 

363.|  10.  Vgl.  §  358.      11.  Inn.  Ep.  I.  1  ep.  15.      12.  Vgl.  §  360  n.  2. 
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der  Pabst  spricht  von  den  Gründen,  welche  ihn  bewegen,  ut  exarchatum 
Ravennae,  Marchiam  et  Thusciam  ad  dominium  nostrum,  ad  quod  per- 
tinent,  revocemus. 1 3  Er  verbietet  im  März  denen  von  Perugia  und  Viterbo 
vorläufig,  dem  Bündnisse  beizutreten,  weil  dasselbe  minus  debite  ad  honorem, 
utilitatem  et  profectum  ecclesiae  pertinebat;  er  scheint  zu  beabsichtigen, 
durch  Pisa,  welches  den  Beitritt  weigerte  und  desshalb  von  den  Kardinal- 
legaten mit  dem  Interdikt  belegt  war,  einen  Druck  auf  den  Bund  auszuüben, 
indem  er  den  Legaten  befiehlt,  falls  die  Rektoren  seine  Forderungen  noch 
nicht  angenommen  haben,  Pisa  gegen  das  Versprechen  der  Unterwerfung  unter 
sein  Gebot  zu  lösen;  nähmen  dagegen  die  Rektoren  jetzt  oder  später  seine 
Forderungen  an,  so  habe  Pisa  allerdings  bei  Strafe  der  Aufrechthaltung  oder 
Wiederverhängung  des  Interdikts  dem  Bunde  beizutreten. 14  Im  April  theilt 
er  dasselbe  den  Rektoren  mit,  nochmals  darauf  dringend,  si  factum  vestrum 
cupitis  apostolicae  protection^  munimme  roborari,  »ine  quo  validum  esse 
non  potest,  den  Vertrag  zu  Ehren  und  zum  Nutzen  der  Kirche  so  zu  ändern, 
dass  er  ihn  annehmen  könne. 1 5  Die  Verhandlungen  scheinen  sich  bis  in  den 
Oktober  fortgezogen  zu  haben.  Es  ist  doch  nicht  anders  denkbar,  als  dass 
während  derselben  die  Berechtigung  der  Ansprüche  der  Kirche  auf  Tuszien 
zur  Erörterung  gekommen  ist.  Hat  man  dieselben  durch  Vorlegung  der  Pri- 
vilegien zu  erhärten  gesucht,  so  wird  es  den  Rektoren  ein  leichtes  gewesen 
sein,  die  Ansprüche  daraus  zu  widerlegen.  Ich  denke,  man  mag  es  vorgezogen 
haben,  unerweisbare  Ansprüche  fallen  zu  lassen,  deren  genauere  Erörterung 
auch  ein  für  andere  Rekuperationen  bedenkliches  Ergebniss  hätte  haben 
können.  Denn  der  Pabst  deutet  später  mit  keinem  Worte  mehr  an,  dass  ganz 
Tuszien  der  Kirche  gehöre;  schon  im  März  1199  heisst  er  nur,  dass  magna 
pars  Thusciae,  quae  in  nostris  privilegHs  continetur,  zur  Treue  gegen  die 
Kirche  zurückgekehrt  sei16;  es  scheint  da  doch  anerkannt,  dass  sich  aus  den 
Privilegien  nur  ein  Anspruch  auf  das  zum  Patrimonium  gehörige  Tuszien, 
welches  allerdings  in  vollem  Umfange  wiedergewonnen  wurde,  ergebe.  Insbe- 
sondere werden  wir  dann  sehen,  dass  bei  den  Verhandlungen  mit  dem  Reiche 
das  ganze  Tuszien  nie  mehr  in  Anspruch  genommen  wurde.  Dagegen  haben 
die  Rektoren  sich  zu  gewissen,  uns  unbekannten  Aenderungen  des  Bundes- 
vertrags herbeigelassen  und  ihn  dem  Pabste  vorgelegt;  derselbe  befriedigt  ihn 
sichtlich  nicht,  aber  wenigstens  Pisa  gegenüber  erkennt  er  an:  in  quo,  post 
correctionem  adlhibitam,  nihil  invenimus,  quod  in  ecclesiastici  iuris  vel 
cuiusqua?n  minoris  vel  maioris  personae  praeiudicium  redimdaret.  Die 
ausdrückliche  Bestätigung  haben  sie  aber  vom  Pabste  nicht  erhalten,  sondern 
nur  1198  Okt.  30  eine  sehr  allgemein  gehaltene  Urkunde,  in  welcher  er  ihnen 
seinen  Schutz  zusichert,  erwartend,  dass  sie  immer  für  die  Ehre  und  den 
Nutzen  der  Kirche  einstehen.  Hat  der  Pabst  zweifellos  bei  weitem  nicht  er- 
langt, was  er  beanspruchte,  so  fiel  doch  das  beiderseitige  Interesse  so  sehr 
zusammen,  dass  er  auch  so  die  Festigung  des  Bundes  wünschen  musste;  auf 


18.  luu  ep.  I.  1  ep.  27.  14.  Inn.  Ep.  I.  I  ep.  34.  35.  15.  Inn.  Ep.  I.  I  ep.  88.  16.  Inn. 
Ep.  I.  2  ep.  4. 
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Klage  der  Rektoren  befahl  er  1199  Feb.  Pisa  den  Beitritt,  der  aber  nie  er- 
folgt ist.17 

Das  tu szische  Patrimonium  aber,  welches  auch  nach  den  Privi- 
legien der  Kirche  gehörte,  kam  unter  ihre  Herrschaft  zurück,  so  weit  es  der- 
selben bisher  entzogen  war;  so  Perugia,  Todi  undCitta  diCastello;  daun  auch 
der  Theil,  der  immer  unter  unmittelbarer  Ilerrschaft  des  Reichs  oder  Herzog 
Philipps  gestanden  hatte,  mit  Radicofani,  Acquapendente,  Montefiascone  und 
Toscanella;  die  Befestigungen  des  wichtigen  Radicofani  wurden  vom  Pabste 
noch  verstärkt18 

Der  Erfolg  der  versuchten  Rekuperationen  war  also  ein  sehr 
verschiedener.  Das  Patrimonium  im  eugern  Sinne  wurde  in  vollem  Umfange 
wiedergewonnen.  Im  Herzogthume  Spoleto  und  in  der  Mark  Ancona,  hier 
jedoch  nicht  ohne  fortgesetzten  Widerstand  einzelner  Städte,  wurde  die  Hoheit 
der  Kirche  zur  Anerkennung  gebracht.  In  Tuszien  gelang  das  nicht;  doch  ge- 
wann hier  der  Pabst  einen  gewissen  Einfluss  durch  den  tuszischen  Bund.  l>ie 
Versuche  zur  Rekuperation  der  Romagna  und  des  Mathildischen  Gutes  miß- 
langen gänzlich.  Gelingen  oder  Misslingen  erscheint  demnach  wesentlich  da- 
durch bedingt,  ob  das  Vorgehen  der  Kirche  zunächst  nur  gegen  die  Rechte 
des  Reichs  gerichtet  war  oder  aber  auch  die  Interessen  einheimischer  Gewalten, 
welche  auf  den  Schutz  des  Pabstes  nicht  angewiesen  waren,  bedrohte. 

XXIX.  DAS  REICH  UND  DIE  REKUPERATIONEN. 

364.  —  War  es  die  Erledigung  des  Reichs  und  die  Ungewissheit  über 
die  Tlironfolge  gewesen,  welche  die  Durchführung  der  Rekuperationen  ermög- 
licht hatte,  so  konnte  die  Hoffnung  des  Pabstes,  sie  anerkannt  zu  sehen,  nur 
auf  dem  Thronstreite  beruhen  und  auf  der  Voraussetzung,  dass  jeder  der 
Thronbewerber  sich  schliesslich  zu  einem  Verzichte  verstehen  werde,  um  die 
gewichtige  Unterstützung  des  Pabstes  zu  erlangen.  Diese  Auffassung  spricht 
er  selbst  1204  ziemlich  offen  in  einem  Schreiben  an  die  von  Ancona  aus, 
welche  er  tadelt,  dass  sie  dem  Vorschreiten  des  Reichslegaten  Lupoid  nicht 
wehren;  er  bemerkt  zu  ihrer  Sicherung:  Cumque  duae  partes  sint  in  imperio. 
utraque  favorem  nostrum  tlesiderans,  Marehiam  nobis  dinüttere  rttlt  quit- 
tam,  cum  netitra  pars  coronam  imperii  nisi  per  nostntm  favorem  valeut 
obtinere;  imde  si  constantes  et  forte«  in  nostra  fideütate  manseritti,  pro- 
fecto  no8  libertati  vestrae  aufßcietiter  providere  curabimusy  quemctmque 
statu*  imperii  sortiatur  effectum.1 

Dass  dem  Pabste  von  beiden  Parteien  die  Anerkennung  der  Rekupera- 
tionen wirklich  angeboten  sei,  wird  daraus  schwerlich  zu  folgern  sein.  Es  ist 
vielmehr  durchaus  unwahrscheinlich,  dass  K.Philipp  und  die  Fürsten  seiner 
Partei  sich  jemals  dazu  würden  herbeigelassen  haben.  Das  Schreiben,  welches 


363.]  17.  Inn.  Ep.  L  1  ep.  401.  555;  Gesta  Inn.  c.  II.  18.  Gesta  Inn.  c.  9.  12.  14; 
Tgl.  $  338  n.  13. 
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die  Philipp  anhängenden  Fürsten  wahrscheinlich  im  Mai  1200  an  den  Pabst 
richten,  ist  zweifellos  zunächst  gegen  die  Rekuperationen  gerichtet  Sie  melden 
ihm,  dass  sie  sich  dem  Könige  zu  solcher  Hülfe  verpflichteten,  quod  nullus 
in  imperio  et  in  ferris,  quas  serenissimus  /raier  suus  habuit,  ipsius  audebit 
dominium  recusare;  sie  bitten  daher  der  Pabst,  ut — ad  iura  imperii  ma- 
num  cum  iniuria  nuüatenus  extendatis;  sie  bitten  noch  insbesondere,  ut  di- 
lecto  amico  nostro  —  Marcualdo  marchioni  Anchonensi,  duci  Ravennensi^ 
procuratori  repmi  Siciliae,  imperialis  aulae  senesclialco,  in  negotiis  domini 
nostri  apostolicam  praestetis  benevolentiam  et  favorem,  nec  resistentibus  ei 
praebeatis  adiutoria — ;  scientes,  quod  omnibus  viribus  quibus  possumus 
Romain  in  brei'i  cum  ipso  domino  nostro  —  veniemus  pro  imperatoriae 
coronationis  dipnitate  ipxi  sublimiter  obtinenda.2  Aus  der  Fassung  dieses 
Schreibens  ergibt  sich  aufs  bestimmteste,  dass  die  staufische  Partei  auch  nicht 
das  geringste  von  allem,  was  K.  Heinrich  besass,  aufzugeben  gewillt  war; 
drückt  der  Markward  gegebene  volle  Titel  die  Meinung  über  die  Rekupera- 
tionen bestimmt  genug  aus,  so  wird  auch  den  päbstlichen  Ansprüchen  auf 
Sizilien  keinerlei  Rechnung  getragen,  es  scheint  doch  die  Ansicht  der  Fürsteu 
zu  sein,  dass  Philipp  auch  hier  in  die  Stelle  des  Kaisers  einzutreten  habe;  es 
wird  nicht  aus  der  Luft  gegriffen  sein,  wenn  der  Pabst  einige  Zeit  später  be- 
hauptet, Philipp  stehe  mit  Markward  in  Verbindung,  um  Friedrich  zu  ver- 
verdrängen. 3  In  seiner  Antwort  geht  der  Pabst  über  die  Rekuperationen  mit 
der  allgemeinen  Angabe  weg,  es  sei  eine  von  bösen  Menschen  aufgebrachte 
Lüge,  quod  nos  ad  diminutionem  et  depressionem  imperii  nequiter  labore- 
mus,  cum  potius  ad  promotionein  et  consen<ationem  ipsius  efficaciter  in- 
tmdamus ;  —  atque  utinam  ita  nolns  ecclesiae  iura  servato  fuissent  illaesa, 
sicut  nos  imperii  volumus  ilUbata  iura  sen-ari;  quia  sie  iura  nostra  et  re- 
mperare volumus  et  servare,  ut  aliena  nee  invadere,  nec  impedire  velimus.4 
Auch  in  manchen  andern  für  Deutschland  bestimmten  Aktenstücken,  wo  das 
oft  hätte  nahe  liegen  können,  finden  wir,  so  weit  ich  sehe,  nie  eine  bestimmtere 
Erklärung  über  die  Rekuperationen;  was  um  so  mehr  auffallen  muss,  als  die 
Rechte  der  Kirche  auf  das  Königreich  Sizilien  wiederholt  aufs  bestimmteste 
betont  werden.  So  auch  in  jener  Antwort;  nur  von  dem  Vorgehen  Markwards 
in  Sizilien  ist  die  Rede;  seiner  anderweitigen  Ansprüche  wird  nicht  gedacht; 
es  muss  sogar  auffallen,  dass  der  Pabst  ihn  als  Marchio  bezeichnet.  Man  ge- 
winnt doch  vielfach  den  Eindruck,  als  habe  der  Pabst  schon  früher  den  Fall 
im  Auge  behalten,  dass  auf  die  Rekuperationen  vielleicht  wieder  verzichtet 
werden  müsse,  während  er  offenbar  von  jeher  entschlossen  war,  um  keinen 
Preis  die  Wiedervereinigung  Siziliens  mit  dem  Kaiserreiche  zuzugeben.5 

K.  Philipp  hat  dann,  als  1203  seine  Sache  nicht  gerade  günstig  stand, 
dem  Pabste  Anerbietungen  wegen  der  Herstellung  des  Friedens  zwischen 


2.  Inn.  Reg.  imp.  ep.  14;  auch  Mon.  (Jerm.  4,  201.  H,  Inn.  Reg.  itnp.  ep.  33.  Aach 
Pabst  Honorius  hat  spater  behauptet.  Philipp  habe  den  Erwerb  ?on  Sizilien  im  Auge  ge- 
habt, insbesondere  den  Lupoid  Ton  Mainz  zu  diesem  Zwecke  nach  Italien  geschickt.  Huil- 
lard  2.  593      4.  Inn.  Reg  imp.  ep.  15      5.  Vgl.  auch  §  3«2  n.  Iii. 
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Reich  und  Kirche  gemacht.6  Bezüglich  des  weltlichen  Besitzes  der  Kirche 
findet  sich  in  diesen  Anerbietungen  K.  Philipps  nur  die  allgemeine 
Angabe,  dass  der  König  der  römischen,  wie  andern  Kirchen,  alle  Güter  resti- 
tuiren  will,  qua*  anteeessores  nostri,  repe*  vel  imperatores,  iniuste  abstule- 
runt  vel  detmuerunt,  vel  epo  abstuli  vel  iniuste  detineo.  Dass  damit  die  Re- 
knperationen  nicht  anerkannt  werden  sollten,  bedarf  keiner  Bemerkung;  hat 
doch  der  Pabst  die  letzten  Kaiser  nie  als  unrechtmässige  Besitzer  bezeichnen 
mögen.7  Philipp  mochte  trotzdem  auf  Berücksichtigung  desshalb  rechnen,  weil 
er,  wenn  er  in  Fragen  der  weltlichen  Herrschaft  auch  zu  keiuen  Zugeständ- 
nissen bereit  war,  dafür  in  kirchlichen  Dingen  mehr  bot,  als  je  geboten  sein 
dürfte;  Verzicht  auf  das  Spolienrecht,  völlig  freie  Bischofswahlen,  Ueber- 
lassung  aller  Spiritualien  zur  Verfügung  des  Pabstes,  Beihülfe  zur  Reformation 
verkommener  Klöster,  Einschränkung  der  Uebergrift'e  der  Kirchenvögte,  Un- 
terstützung der  Exkommunikation  durch  die  Reichsacht,  Zuiückführung  der 
griechischen  Kirche  zum  Gehorsam  gegen  den  Pabst  und  Versprechen  eines 
Kreuzzuges;  weiter  noch  Vermählung  seiner  Tochter  mit  dem  Neffen  des 
Pabstes.  Der  Pabst  ist  nicht  darauf  eingegangen. 

Kaum  hatten  sich  zu  Ende  1 204  in  Deutschland  die  Sachen  günstiger 
für  Philipp  gestaltet,  als  dieser  auch  schon  die  Wiederherstellung  der  Reichs- 
rechte in  Italien  versuchte.  Lupoid  von  Mainz  ging  als  Reichslegat  nach 
Italien  und  hatte  sichtlich  zunächst  die  Wiedergewinnung  von  Spoleto  und 
Ancona  im  Auge.  Mit  ihm  urkundet  1205  Mai  12  Herzog  Heinrich  von 
Spoleto.  Ein  Sohn  Herzog  Konrads  dieses  Namens  ist  uns  sonst  nicht  be- 
kannt; dennoch  wird  an  einen  solchen  zu  denken  sein,  da  K.  Philipp  1205 
Juli  29  der  Stadt  Assisi  zum  Lohne  für  die  Unterstützung,  welche  sie  dem 
Legaten  gewährte,  ausser  anderm  auch  Abgabenfreiheit  per  totam  terram 
fiUorum  ducis  gewährte.8  Er  hat  danach  die  Söhne  Herzog  Konrads  zwei- 
fellos als  Erben  von  Spoleto  betrachtet;  es  dürfte  am  wahrscheinlichsten  sein, 
dass  Heinrich  ein  mit  der  Mutter  iu  Italien  zurückgebliebener  Sohn,  vielleicht 
zweiter  Ehe,  war.9  Lupoid  wird  vielfache  Unterstützung  im  Lande  selbst  ge- 
funden haben;  wie  sehr  die  Stimmung  sich  geändert  haben  muss,  zeigt  insbe- 
sondere die  Stellung  von  Assisi,  welches  1 1 98  am  eifrigsten  auf  Beseitigung 
der  deutschen  Herrschaft  gedrungen  zu  haben  scheint. 10 

Später  kam  es  dann  zu  erfolgreichen  Verhandlungen  zwischen 
dem  Pabste  und  Philipp.  In  den  erhaltenen  Aktenstücken  findet  sich  kein»* 
bestimmtere  Beziehung  auf  die  Rekuperationen.  Vielleicht  ist  zunächst  daran 
zu  denken,  wenn  der  König  sich  1206  bereit  erklärt,  die  Streitpunkte  der 
Entscheidung  eines  Schiedsgerichtes  von  Kardinälen  und  Reichsfürsten  zu 
überlassen.  Der  Pabst  betont  in  einem  Schreiben  an  seine  Legaten  insbesondere 
nur  die  Angelegenheit  des  Königreichs  Sizilien,  ihnen  da  besondere  Sorgfalt 
empfehlend. 11  Eine  bestimmtere  Angabe  finden  wir  nur  in  der  Ursberger 
Chronik.  Die  Gesandten  des  Königs  ersuchen  den  Pabst,  ut  velit  permitt4>re% 


364. 1«.  Mou.  Germ.  4.  208.  7.  Vgl  §  342  n.  14.  8.  Vgl.  §  281  u.  G.  7.  ».Vgl. 
§  316  n.  38.     10.  Gesta  lunoc.  c.  9;  Inn.  fcp.  I.  I  ep.88.     1 1.  Inn.  lieg.  imp.  ep.  136.  148. 
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quatenus  regnet  Philippus ;  ast  propter  hoc,  nt  retulerunt  nobis  viri  veri- 
diciy  promittitur  papae,  quod  filia  regis  daretur  in  uxorem  filio  fratris  sui 
Richard* ',  qui  iam  comes  fuerat  effectus  papae  suffragio;  nee  statuit  papa 
repetere  terras  y  quas  multotiens  ab  imperatoribus  repetere  consueverunt 
antecessores  sui  in  Tuscia  et  Spoh'to  et  marchia  Anconae,  sperans  quod  in 
potestatem  nepotis  sui  propter  praedictas  nuptias  possent  devenire. 12  Wir 
werden  im  allgemeinen  keinen  Grund  haben,  der  Nachricht  zu  misstrauen. 
Von  einer  solchen  Heirath  war  schon  1203  die  Rede  und  noch  nach  Philipps 
Ermordung  scheint  der  Plan  nicht  aufgegeben  zu  sein.13  Weiter  aber  wird 
K.  Friedrich  1226  die  Klage  gegen  P.  Innocenz  in  den  Mund  gelegt:  Hetru- 
riam  mihi  adolescenti  subfaturus  per  nuptias  Philippum  patruum  Mimt. 14 
Beide  Nachrichten  unterstützen  sich  zu  bestimmt,  als  dass  sie  aus  der  Luft 
gegriffen  sein  sollten.  Die  letztere  dürfte  dem  Sachverhalte  genauer  entspre- 
chen. Dass  die  gesammten  mittelitalienischen  Reichslaude  einer  Tochter  Phi- 
lipps als  Mitgift  bestimmt  waren,  ist  nicht  wohl  zu  glauben;  schwerlich  dürften 
die  Fürsten  das  bewilligt  haben;  und  auch  die  Ansprüche  der  Söhne  Konrads 
und  Markwards  konnten  im  Wege  stehen.  Anders  stellt  sich  das  bei  einer 
Beschränkung  aufTuszien;  hier  hatte  Philipp  persönliche  Ansprüche;  es  an 
einen  Schwiegersohn  zu  verleihen,  war  da  ein  ganz  naheliegender  Gedanke. 
Bleibt  da  manches  unsicher,  so  wird  doch  am  wahrscheinlichsten  sein,  dass 
Anerkennung  K.  Friedrichs  als  päbstlichen  Lehenkönigs  von  Sizilien  durch 
das  Reich,  Verzicht  des  Pabstes  auf  die  Rekuperationen15,  Belehnung  seines 
Neffen  mit  Tuszien  die  Grundlagen  für  die  Einigung  Philipps  mit  der  Kirche 
bilden  sollten. 

365.  —  Dagegen  wird  sich  kaum  geltend  machen  lassen,  dass  der  Pabst 
nach  der  Ermordung  K.  Philipps  einen  andern  Standpunkt  einzunehmen  scheint. 
Denn  die  Sachlage  wurde  jetzt  dadurch  eine  wesentlich  andere,  dass  der  Pabst 
bereits  eine  Anerkennung  der  Rekuperationen  durch  K.  Otto  in 
Händen  hatte.  Zu  Neuss  1201  Juni  8  stellte  Otto  dem  Pabste  eine  Urkunde 
aus1,  in  welcher  es  heisst:  Possessiorws  autem,  quas  ecclesia  Romana  re- 

12.  Chr.  Ursp.  310.  18.  Inn.  Reg.  imp.  ep.  153,  wo  die  Aufforderung  an  K.  Otto,  tou 
dessen  Heirath  mit  Beatrix  eben  die  Rede  war,  dem  Pabste  seine  Meinung  super  altem 
eoniugio  mitzutheilen,  sich  wohl  nur  darauf  beziehen  kann.  14.  Uuillard  2,  933.  15.  Es 
Hesse  sich  dagegen  geltend  macheu,  dass  die  Verleihung  von  Ancona  an  Azzo  von  Este 
1208,  rgl.  §  362  n.  17,  damit  nicht  zu  stimmen  scheint.  Aber  es  ist  uns  die  Zeit  nicht 
genau  bekannt,  es  mag  das  erst  nach  Philipps  Ermordung  geschehen  sein;  auch  ist  zu  be- 
achten, dass  Azzo  mit  Philipp  in  gutem  Vernehmen  stand.  Tgl.  die  Gunstbriefe  von  1207, 
Antich.  Est.  1,  381.  383;  wenn  die  Belehnung  noch  bei  Lebzeiten  Philipps  erfolgte,  kann 
sie  im  Einverständnisse  mit  ihm  geschehen  sein. 

365.  —  1.  Theiner  Cod.  dorn.  1.  36;  auch  Mon.  Germ.  4,  205.  Die  riimische  Kirche 
besass  1245  zwei  Ausfertigungen  dieser  Urkunde,  welche  sich  nur  dadurch  unterscheiden, 
dass  in  der  einen  die  Bestimmung  wegen  des  Friedens  mit  Frankreich  fehlt;  vgl.  Roul.  de 
Cluny  19.  Huillard  möchte  die  eine  zu  1198  setzen,  wie  sie  in  dem  Pariser  Verzeichnisse 
der  Urkunden  des  Vatikan  bestimmt  ist,  während  in  den  Rouleauz  beide  kein  Datum  haben. 
Das  Datum  ist  erhalten  in  Inn.  Reg.  imp.  ep.  77;  da  sich  Theiner  neben  dem  Originale 
auch  darauf  beruft,  so  ist  nicht  ersichtlich,  ob  das  von  ihm  benutzte  Original  datirt  ist. 
Gewi vs  aber  wonlon  beide  Ausfertigungen  gleichzeitige  sein;  und  die  uns  erhaltene  Dati- 


Digiti  V 


390 


Das  Reich  und  die  Rekuperationen. 


cuperavit,  Liberos  et  qmetas  ttibi  dimittam  et  ipsam  ad  ea*  retinendas  bona 
fide  iuvabo;  quas  autem  nondum  recuperamt,  admtor  ero  ad  recuperan- 
dum,  et  recuperatartim  secundum  posse  meum  ero  sine  fraude  defensor;  et 
quecumque  ad  manu*  meas  devenerint,  sine  difficultate  restittvere  procu- 
rabo.  Ad  has  pertinet  tota  terra,  que  est  a  Radicofano  usque  Ceperanitm, 
exarchatus  Ravenne,  Pentapolis,  MarcJua,  ducatus  Spohtanus,  terra  co- 
mitisse  Mathildas,  comitatus  Brittenorii  cum  aliis  adiacentibus  terris,  ex- 
pressis  in  multis  pririlegiis  imperatorum  a  tempore  Lodogci;  has  onmes 
pro  posse  meo  restituam  et  quiete  dimittam  cum  omni  iurisdictione,  di- 
strictu  et  honore  suo;  verumtamen  cum  ad  recijnmdam  coronam  tm%>ero 
vel  pro  necessitatibus  ecclesie  ab  apostolica  sede  vocatus  accessero,  de  man- 
dato  Bummi  pontißcis  recipiam  procurationes  ab  Ulis.  Adiutor  etiam  ero 
ad  retinendum  et  defendendum  ecclesic  Romane  regnum  Sicilie.  Dann  folgt 
noch  ein  Versprechen,  dem  Rathe  des  Pabstes  de  negotio  socieüüis  Tuscie 
ac  Lombardie  sich  zu  unterwerfen. 

Diese  Urkunde  ist  die  entscheidende  Grundlage  für  den  späteren 
Umfang  des  Kirchenstaats  gewordeu.  Denn  wenn  sie  selbst  auch, 
worauf  wir  zurückkommen,  an  und  für  sich  kaum  irgendwelche  Rechtskraft 
haben  konnte,  so  sind  doch  jene  Bestimmungen  in  späteren,  rechtskräftigeren 
Urkunden  einfach  wörtlich  wiederholt,  ist  jener  Umfang  des  Kirchenstaates 
olfenbar  auch  später  nicht  auf  Grundlage  selbstständiger  Prüfung  der  Berech- 
tigung der  Ansprüche,  sondern  einfach  desshalb  gerade  so  bestätigt,  weil  Otto 
1201  vorangegangen  war.  Wir  haben  früher  nachzuweisen  gesucht,  dass  die 
Rekuperationen  sich  weder  nach  den  spätem  Abmachungen,  noch  aber  auch 
nur  nach  den  ältern  Privilegien  rechtfertigen  lassen.  Es  muss  das  auffallen, 
insofern  von  nun  an  alle  Bestätigungsurkunden  für  die  Kirche  sich  gerade  auf 
die  Privilegien  seit  Ludwig  gründen.  Es  erklärt  sich  aber  genügend,  wenn 
wir  annehmen,  dass  1201  die  neue  Grundlage  gewonnen  wurde,  ohne  dass 
von  genauerer  Prüfung  der  alten  Privilegien  dabei  die  Rede  war.  Und  das 
wird  schwerlich  zu  bezweifeln  sein. 

Behufs  der  Anerkennung  Otto's  schickte  Innocenz  1201  den  Kardinal- 
bischof Wido  von  Palestrina  nach  Deutschland.  Dieser  sandte,  wie  er  dem 
Pabste  berichtet,  mit  päbstlichen  und  eigenen  Briefen  den  Magister  Philipp 
und  den  Magister  Aegidius  voraus,  locuturi  cum  rege  jyro  facto  eccleriae. 
quod  novistis.  Nachdem  er  von  ihnen  und  dem  Könige  Botschaft  erhalten, 
kam  er  zu  diesem  nach  Aachen,  dann  Juni  29  nach  Köln,  wo  er  nun  Juli  3 
auf  einer  Fürstenversammlung  öffentlich  die  Anerkennung  Otto's  durch  den 
Pabst  verkündet  und  alle  Widerstrebenden  exkommunizirt.  Er  meldet  das 
dem  Pabste  und  versichert  denselben,  dominum  regem  erpositum  esse  fe- 
cisstypte  omnia,  quac  impcrantis,  et  facturum  libenter  singtda,  quae  vita 
sua  conhite  sibi  duxeritis  imperanda."* 

Die  Bedeutung  der  am  8.  Juui  ausgestellten  Urkunde  kann  danach  keinem 


365.)  mng  ist  durch  die  namentliche  Anfuhrung  der  päbstlichen  Buten  durchaus  »icher- 
gestellt.     2.  Inn.  Reg.  imp.  ep.  51. 
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Zweifel  unterliegen;  ihre  Ausstellung  war  die  Vorbedingung  der  Öffentlichen 
Anerkennung,  von  welcher  Otto  eine  entschiedene  Wendung  zu  seinen  Gunsten 
erwartete.  Ebenso  zweifellos  ist  es,  dass  es  sich  hier  um  geheime  Ab- 
machungen handelt,  dass  die  Urkunde  im  geheimen  ausgefertigt  und  zu- 
nächst geheim  gehalten  wurde.  Schon  die  eine  bestimmtere  Erwähnung  um- 
gehenden Ausdrücke  im  Berichte  des  Legaten  deuten  darauf  hin;  auch  in 
allen  andern  auf  die  Anerkennung  des  Königs  bezüglichen  Schreiben  wird  die 
Sache  nie  berührt.  Am  deutlichsten  spricht  die  Urkunde  selbst.  Es  fehlt  ihr 
jede  Beglaubigung  durch  Zeugen  aus  der  Umgebung  des  Königs  oder  durch 
Rekognition;  dagegen  heisst  es  nach  dem  Datum:  In  presentia  Plülippi  no- 
tarii,  Effidii  acoliti  et  Riccardi  seriptoris  prefati  domini  pape.  Es  sind 
das  eben  die  vom  Legaten  an  den  König  vorausgesandten  Boten;  wir  müssen 
schliessen,  dass  niemand  sonst  zugegen  war.  Schwerlich  war  auch  nur  irgend 
einer  aus  der  Kanzlei  des  Königs  zugezogen.  Ein  Blick  auf  die  Urkunde  ge- 
nügt zur  Ueberzeugung,  dass  hier  keine  der  in  der  Reichskanzlei  üblichen 
Formen  beachtet  ist;  der  König  spricht  von  sich  in  der  Einzahl;  es  fehlen  alle 
Eingangsformeln  und  Schltissformeln,  insbesondere  auch  die  Siegelformel,  ob- 
wohl in  der  angehängten  goldenen  Bulle,  wie  sie  wenigstens  bei  einer  Ausfer- 
tigung erwähnt  wird3,  neben  dem  Zeugnisse  der  päbstlichen  Boten  die  einzige 
Beglaubigung  lag.  Die  ganze  Fassung  der  Urkunde,  in  welcher  jede  blosse 
Formel  fehlt,  weist  aufs  bestimmteste  darauf  hin,  dass  sie  wohl  schon  dem 
Wortlaute  nach  zu  Rom  so  aufgesetzt  war  und  dem  Könige  einfach  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  wurde. 

Dass  unter  solchen  Umständen  von  einer  irgend  genügenden  Prüfung 
der  Ansprüche  der  Kirche  nicht  die  Rede  sein  konnte,  liegt  auf  der 
Hand.  Wurde  die  Sache,  wie  mir  am  wahrscheinlichsten  ist,  ganz  geheim  nur 
mit  Otto  selbst  verhandelt,  so  wäre  dieser,  auch  abgesehen  davon,  dass  er 
damals  gewiss  jede  Forderung  des  Pabstes  zu  bewilligen  bereit  war,  natürlich 
zu  einer  solchen  Prüfung  gar  nicht  befähigt  gewesen.  Nehmen  wir  aber  an, 
Otto  habe  eine  zu  einem  Urtheile  befähigte  Vertrauensperson  zugezogen  und 
die  Kurie  habe  ihre  Botschaft  mit  den  zur  Beweisführung  nöthigen  Mitteln 
ausgestattet,  so  wird  sich  auch  damit  das  Urtheil  nicht  viel  anders  stellen 
können.  Die  Rechte  der  Kirche  werden  hier  zum  erstenmale  nicht  auf  die 
alten  Schenkungen,  insbesondere  die  Karls,  im  allgemeinen  zurückgeführt, 
sondern  bestimmt  auf  die  kaiserlichen  Privilegien  seit  Ludwig.  Das  scheint 
allerdings  darauf  zu  deuten,  dass  man  zu  Rom  den  Fall  urkundlicher  Beweis- 
führung vorgesehen  hatte.  Als  Grundlage  für  eine  Anerkennung  durch  das 
Reich  konnte  man  sich  nur  auf  Privilegien  der  Kaiser  stützen;  da  hatte  man 
aber  kein  älteres  als  das  Ludwigs. 

Bei  Bestätigungen,  bei  welchen  ältere  Urkunden  vorgelegt  werden,  pflegt 
man  sich  sonst  möglichst  dem  Wortlaute  jener  anzuschliessen.  Davon  ist  nun 
hier  gar  nicht  die  Rede;  ein  Zusammenhang  der  Fassung  ist  gar  nicht  vor- 
handen; die  Nichtberücksichtigung  der  altern  Privilegien  ergibt 


8.  Roul.  de  Cluny  19. 
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sich  aufs  bestimmteste.  Nirgends  findet  sich  in  diesen  auch  nur  annähernd 
eine  solche  Aufzählung  der  Besitzungen  der  Kirche.  Sie  ist  sichtlich  so  gefasst 
lediglich  auf  Grundlage  dessen,  was  der  Pabst  gerade  damals  dem  Reiche 
gegenüber  in  Anspruch  nahm;  hie  und  da  vielleicht  mit  einiger  Rücksicht  auf 
die  in  den  alten  Schenkungsurkunden  vorkommenden  Bezeichnungen;  aber 
doch  so,  dass  kaum  das  Bestreben  sichtlich  wird,  sich  den  alten  Urkunden 
irgend  genauer  anzuschliessen.  Die  Bezeichnung  des  Patrimonium  im  engern 
Sinne  als  das  Land  von  Radicofani  bis  Ceperano  ist  den  altern  Privilegien 
ganz  fremd,  erst  in  dieser  Zeit  aufgekommen4;  der  Inhalt  der  Privilegien 
stimmt  nicht;  von  einer  Ausdehnung  des  römischen  Tuszien  bis  Radicofani  ist 
in  diesen  nirgends  die  Rede;  die  Südgränze  bei  Ceperano  hatte  sich  unab- 
hängig von  den  Bestimmungen  der  Privilegien  gebildet.  Neben  dem  verschol- 
lenen Namen  der  Pentapolis  finden  wir  den  neuaufgekommenen  der  Mark 
Ancona,  welche  zum  grossen  Theil  mit  jener  zusammenfiel.  Neben  dem  Ex- 
archat  wird  noch  ausdrücklich  die  Grafschaft  Bertinoro  aufgeführt,  die  doch 
in  jenem  begriffen  war,  auf  welche  aber  neuere,  besonders  begründete  An- 
sprüche bestanden.  Sardinien  und  Corsica  sind  auffallenderweise  gar  nicht 
genannt,  obwohl  die  Kirche  ihre  Ansprüche  da  doch  festhielt  und  dieselben 
überdies  durch  das  Privileg  Ludwigs  in  seiner  damaligen  Gestalt  ganz  aus- 
reichend begründen  konnte;  man  hat  offenbar  zu  Rom  nur  an  eine  Aufzählung 
dessen  gedacht,  bei  welchem  Einsprache  des  Reiches  selbst  zu  gewärtigen 
war.  Besonders  bezeichnend  dafür,  dass  die  Aufzählung  lediglich  auf  Grund- 
lage der  Ansprüche  gemacht  wurde,  welche  die  Kirche  gerade  damals  noch 
festhielt,  ist  die  Nichtaufnahme  von  Tuszien,  welches  der  Pabst  einige  Jahre 
früher  noch  bestimmt  beanspruchte. 5 

Da  also  das,  was  der  Pabst  verlangte,  in  dieser  Fassung  gar  nicht  in 
den  Privilegien  vorlag,  so  hätte  ein  begründetes  Urtheil  darüber,  ob  die  An- 
sprüche denselben  entsprachen,  sich  nur  durch  eine  sorgsame  Prüfung  ge- 
winnen lassen.  Hätte  bei  einer  solchen  nun  unbeachtet  bleiben  können,  dass 
in  allen  Privilegien  das  Herzogthum  Spoleto  ausdrücklich  dem  Reiche  vorbe- 
halten war?  6  Ich  möchte  nun  wenigstens  daraufhin  nicht  mit  Sicherheit  be- 
haupten, dass  zu  Neuss  Beweisstücke  gar  nicht  vorgelegt  seien.  Aber  es 
scheint  Brauch  der  römischen  Kirche  gewesen  zu  sein,  in  solchen  Fällen  nicht 
Abschriften  der  ganzen  Urkunden  vorzulegen,  sondern  sich  auf  die  Mitthei- 
lung einzelner  Stellen  aus  den  Privilegien  zu  beschränken,  welche 
sich  auf  die  eben  erhobenen  Ansprüche  bezogen.  So  theilt  Innocenz  1205 
denen  von  Ancona  nur  den  die  Mark  betreffenden  Theil  des  Testamentes  K. 
Heinrichs  mit,  so  1209  dem  Patriarchen  von  Aglei  nur  das  die  Rekupera- 
tionen  betreffende  Stück  der  Urkunde  Otto's."  So  insbesondere  später  bei 
einer  ähnlichen  Veranlassung.  K.Rudolf  zögerte  1278  die  Rechte  desPabstes 
auf  die  Romagna  anzuerkennen  und  scheint  Begründung  derselben  verlangt  zu 
haben.  Da  wurden  die  Privilegien  Ludwigs,  Otto's  uud  Heinrichs  zu  Rom 


365.)  4.  Vgl.  §  333  n.  3.  5.  Vgl.  §  3t>3.  tt.  Vgl.  §  351.  U  Inn.  Ep.  L  7  ep.  228; 
Reg.  imp.  ep.  186. 
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einem  Boten  des  Königs  vorgelegt  und  Abschriftnahme  quo  ad  hunc  articu- 
lum  gestattet,  und  ebenso  dem  Könige  vom  Pabste  nur  Abschrift  der  die  Ro- 
magna  betreffenden  Stellen  der  Urkunden  mitgetheilt.8  Wir  werden  daraus 
schliessen  dürfen,  dass  auch  später  der  Reichskauzlei  die  Privilegien  ihrem 
vollen  Umfange  nach  nicht  glaubhaft  bekannt  waren;  wie  denn  überhaupt  nur 
die  in  die  Dekretalensammlungen  übergegangenen  Stücke  derselben  allge- 
meiner bekannt  gewesen  zu  sein  scheinen.9 

Ging  man  ebenso  damals  vor,  so  liess  sich  allerdings  der  Anspruch  auf 
Spoleto  leicht  aus  den  Privilegien  erweisen;  man  durfte  sich  nur  darauf  be- 
schränken, die  interpolirte  Stelle  aus  den  Privilegien  Otto's  und  Heinrichs 
mitzutheilen,  in  welcher  die  Schenkung  Karls  wiederholt  ist.10  Aber  selbst 
bei  solchem  Vorgehen  nur  auf  Grundlage  einzelner,  aus  dem  Zusammenhange 
gerissener  Stellen  der  Privilegien  ist  schwer  abzusehen,  wie  man  alles  bei  einer 
Prüfung  als  genügend  begründet  erachten  konnte.  Die  Mark  Ancona  wird  in 
den  Privilegien  gar  nicht  genannt,  es  sei  denn,  dass  man  auch  das  angebliche 
Testament  K.  Heinrichs  VI  als  Beweis  benutzt  hätte;  nur  mittelbar  Hess  sich 
der  Beweis  führen,  dass  mit  der  Pentapolis  und  dem  Herzogthume  Spoleto 
nach  dessen  alter,  jetzt  gewiss  vergessener  Ausdehnung,  auch  die  jetzige  Mark 
geschenkt  sei.  Weiter  Hessen  sich  die  Ansprüche  auf  das  wichtige  Stück  des 
Patrimonium  zunächst  an  Radicofani  mit  Acquapendente  und  Montefiascone 
gar  nicht  unmittelbar  auf  die  Privilegien  gründen;  höchstens  mittelbar  durch 
einen  Nachweis,  dass  diese  Orte  in  alter  Zeit  etwa  zu  den  Gebieten  von  Or- 
vieto,'  Sovana  oder  andern  in  den  Privilegien  genannten  Orten  gehört  hätten. 
Hatte  der  König  wirklich  einen  kundigen  und  gewissenhaften  Berather  zur 
Hand,  so  ist  gar  nicht  abzusehen,  wie  man  sich  auf  den  Wortlaut  der  Privi- 
legien hin  zu  solcher  Bestätigung  verstehen  konnte. 

Alles  Gesagte  weist  aufs  bestimmteste  darauf  hin,  dass,  wenn  damals 
überhaupt  Beweisstücke  vorgelegt  sind,  eine  sorgfältigere  Prüfung  derselben 
nicht  vorgenommen  sein  kann;  das  allein  Entscheidende  war  offenbar  die  Be- 
reitwilligkeit des  Königs,  gegen  seine  Anerkennung  alles  zu  bestätigen,  was 
verlangt  wurde.  Und  das  Wahrscheinlichste  wird  durchaus  sein,  dass  von 
einer  Prüfung  überhaupt  nicht  die  Rede  gewesen  ist.  Alles  deutet  darauf  hin, 
dass  das  zu  Rom  entworfene  Schriftstück  einfach  dem  Könige  vorgelegt  und 
ihm  dabei  versichert  wurde,  dass  der  Inhalt  mit  den  früheren  Privilegien  über- 
einstimme. 

Was  der  Form  nach  eine  Bestätigung,  war  der  Sache  nach  eine  Ab- 
tretung ausgedehnter  Reichslande.  Von  einer  Rechtskraft  derselben  konnte 
freilich  noch  nicht  die  Rede  sein;  an  und  für  sich  war  mit  der  Urkunde  Otto's 
für  die  Kirche  wenig  gewonnen.  Das  Reich  konnte  natürlich  durch  eine  jeder 
Zustimmung  der  Reichsfürsten  entbehrende  geheime  Abmachung  mit  dem 

8.  Theiner  Cod.  dipL  1,  210.  9.  Dass  die  in  Schreiben  der  Fürsten  Ton  1202  (Inn.  Reg. 
imp.  ep.  Öl)  wörtlich  angeführte  Stelle  aas  dem  Pririleg  Heinrichs  dem  Dekrete  Gratians 
(63,  32)  oder  einer  andern  Sammlung  entnommen  ist,  ergibt  schon  die  damit  stimmende, 
die  italienische  Zahlung  ▼oraiusptsende  Bezeichnung  als  Conttitutio  primi  Henriei. 
10.  Vgl.  §  354. 
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Könige  nicht  gebunden  sein.  Aber  der  König  persönlich  war  gebunden.  Und 
das  wurde  nun  wichtig,  als  wider  Verhoffen  nach  der  Ermordung  Philipps 
Otto  allgemein  anerkannt  wurde. 

#366.  —  Um  die  Wiederholung  derAuerkennung  derReku- 
perationen  durch  K.  Otto,  wie  sie  1209  stattfand,  zu  erklären,  ist  zu 
bedenken,  dass  der  König  auch  jetzt  noch  nicht  so  stand,  dass  er  nicht  auf 
die  Unterstützung  des  Pabstes  den  höchsten  Werth  hätte  legen  müssen.  Vor 
allem  wegen  der  Kaiserkrönung;  und  auf  diese  hatte  er  doppelten  Werth  zu 
legen,  weil  es  doch  auch  jetzt  nicht  an  Mitbewerbern  fehlte,  weil  insbesondere 
der  junge  Friedrich  von  Sizilien  das  Reich  als  Erbe  seiner  Ahnen,  welches 
ihm  zudem  früher  durch  Wahl  und  Treuschwur  zugesichert  war,  glaubte  in 
Anspruch  nehmen  zu  dürfen.  Es  wird  das  nicht  unbeachtet  bleiben  dürfen  für 
die  Erklärung  des  Umstandes,  dass  sich  Otto  so  rasch  nach  Italien,  dann  aber 
alsbald  nach  Sizilien  wandte.  Der  Pabst  selbst  weist  ihn  darauf  hin;  er 
schreibt  ihm  alsbald,  wie  er  Sorge  tragen  werde,  dass  jetzt  nach  der  Ermor- 
dung Philipps  kein  anderer  gegen  ihn  erhoben  werde,  quanwis  nepos  ipsim 
iam  tibi  adversarium  se  opponat.  Anfang  1209  schreibt  dann  der  König, 
wie  er  sicher  gehört  habe,  quod  filius  imperatoris  Henrici  damnum  et  ma- 
Inm  nobis  velit,  et  ut  nostram  et  imperii  turbare  valeat  quictem,  idem  quos- 
ennque  potest  et  preeibus  et  promissis  ad  Itoc  inducit  et  hortatur;  er  er- 
sucht daher  den  Pabst,  jenem  Knaben  Rath  und  Hülfe  zu  entziehen.  Dieser 
antwortet  ihm  dann,  dass  er  Friedrich  bezüglich  des  Königreichs  Sizilien  als 
Vormund  und  Lehensherr  Rath  und  Hülfe  nicht  entziehen  dürfe,  aber  weder 
ihm,  noch  einem  andern  Otto  gegenüber  Gunst  und  Hülfe  zuwenden  werde.1 
Die  Aufrichtigkeit  dieser  Versicherungen  ist  in  keiuer  Weise  zu  bezweifeln; 
musste  doch  die  Aufrechthaltung  der  Trennung  des  Kaiserreichs  und  des  Kö- 
nigreichs oberster  Grundsatz  der  päbstlichen  Politik  sein;  Friedrich  selbst  hat 
sich  in  spätem  Jahren  darüber  beklagt,  dass  ihm  der  Pabst  damals  das  Reich 
vorenthalten  habe.2  Ausser  Friedrich  hat  dann  auch  noch  Herzog  Heinrich 
von  Brabant  sich  damals  mit  der  Hoffnung  getragen,  auf  Frankreich  gestützt 
an  das  Reich  zu  gelangen.  3 

Unter  solchen  Umständen  kann  es  nicht  befremden,  wenn  der  Pabst  an 
den  König  noch  weitere  Forderungen  stellte,  dieser  aber,  der  in  jedem  Briefe 
seine  vollste  Ergebenheit  versichert,  sie  unweigerlich  gewährte.  Im  Jan.  1 209 
schrieb  der  Pabst:  ad  tollendem  in  posterum  omnem  dissetmonis  et  su-spi- 
cionis  materiam  quaedam  ad  praesens  a  te,  ßli  charissime,  diuvimus  po- 
stuhmda,  qua*'  ufique  debes  #ine  di/ßcultate  concederc,  tttpote  rationi  con- 
sona  et  saluti,  pro  eerto  sj>erantes,  quod  lon/je  maiora  infuturo  concedes, 
cum  niJiil  unquam  a  te  obtinere  velimusy  nisi  quod  te  deceat  impertiri.1 
Das  Ergebniss  war  das  neue  Privileg  von  1209,  welches  Otto  März  22 
zu  Speier  für  die  römische  Kirche  ausfertigte.5  Hatte  es  sich  1201  wesent- 


366.  —  1.  Inn.  Reg.  imp.  cp.  153.  187.  188.  2.  Huillard  2,  590.  3,  38.  8.  He- 
ilste 513.  4.  Inn.  Reg.  imp.  ep.  179.  5.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  42  ex  orig.;  auch  Mon. 
Germ.  4,  216. 
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lieh  nur  um  die  Besitzfrage  gehandelt,  so  bezogen  sich  die  neuen  Zugeständ- 
nisse auf  Fragen  kirchlicher  Unabhängigkeit.  Otto  verzichtete  auf  allen  und 
jeden  Einfluss  bei  den  Bischofswahlen,  überliess  diese  einfach  den  Kapiteln 
nach  den  kanonischen  Satzungen ;  er  gab  damit  die  Zugeständnisse  des  Wormser 
Konkordates  preis,  gab  ohne  alle  Entschädigung  für  das  Reich  zu,  was  K. 
Heinrich  V  1 1 1 1  nur  um  den  Preis  der  Zurückstellung  aller  an  die  Reichs- 
kirchen gekommenen  Regalien  hatte  bewilligen  wollen.  Otto  verpflichtete  sich 
weiter,  dio  Appellationen  an  den  römischen  Stuhl  nicht  zu  verhindern;  er  ver- 
zichtete nochmals,  wie  schon  bei  seiner  ersten  Wahl,  auf  das  Spolienrecht;  er 
versprach,  in  allen  Spiritualien  den  Pabst  und  die  Kirchen  nicht  zu  behindern 
und  zur  Ausrottung  der  Ketzerei  mitzuwirken.  Bezüglich  anderer  Fragen  ist 
das  Versprechen,  bezüglich  des  tuszischen  und  lombardischen  Bundes  den 
Anordnungen  des  Pabstes  zu  folgen,  nicht  wieder  aufgenommen.  Wohl  aber 
die  Anerkennung  der  Rekuperationeu  und  zwar  in  wörtlich  gleicher  Fassung, 
wie  1201. 

Die  Frage,  ob  jetzt  etwa  eine  genauere  Prüfung  der  Rechtstitel  der 
Kirche  vorgenommen  sei,  wird  gar  nicht  aufzuwerfen  sein.  Otto  gegenüber 
musste  die  Hinweisung  auf  das,  was  er  selbst  früher  durch  Brief  und  Siegel 
versprochen,  durchaus  genügen.  Aber  abgesehen  von  der  Erweiterung  des 
Inhalts  war  die  Rechtskraft  dieser  Urkunde  kaum  eine  grossere,  als  die 
der  frühern.  Allerdings  ist  sie  in  den  üblichen,  feierlichen  Formen  der  Reichs- 
kanzlei abgefasst,  vom  Reichskanzler  rekognoszirt;  sie  zeigt  nicht,  wie  jene 
erste,  geradezu  die  Spuren  heimlicher  Ausstellung.  Aber  ebenso  fehlt  doch 
auch  jeder  Halt  dafür,  dass  sie  damals  auch  nur  zu  öffentlicher  Kunde  ge- 
kommen sei.  Es  fehlen  ihr  alle  Zeugen  und  damit  jeder  Beleg  dafür,  dass  die 
Grossen  des  Reichs  damit  einverstanden  waren  oder  auch  nur  darum  gewusst 
haben;  selbst  bezüglich  des  Reichskanzlers  wird  das  durch  die  Rekognition 
wenigstens  nicht  erwiesen,  da  wir  wissen,  dass  diese  nicht  einmal  Anwesen- 
heit desselben  am  Orte  voraussetzt. 6  So  haben  wir  doch  auch  hier  wieder 
nichts,  als  ein  persönliches  Zugeständniss  des  Königs,  welches  das  Reich 
selbst  nicht  binden  konnte.  Und  alles  deutet  darauf  hin,  dass,  als  Otto  nach 
Italien  zog,  in  weitern  Kreisen  niemand  auch  nur  darum  wusste,  dass  dieser 
die  Rekuperationen  bestätigt  hatte. 

367.  —  Die  einfache  Nichtbeachtung  der  Rekuperationen 
während  des  Römerzuges  K.  Otto's  ist  im  höchsten  Grade  auffallend. 
Dass  Otto  sie  nicht  mehr  beachtete,  als  er  nach  geschehener  Krönung  des 
Pabstes  weniger  bedurfte,  ist  begreiflich;  auffallend  ist  aber  einerseits,  dass 
sie  auch  schon  vor  der  Krönung  in  der  Zeit  besten  Vernehmens  mit  dem 
Pabste  von  Otto  nicht  berücksichtigt  wurden,  dass  andererseits  der  Pabst 
dem  nicht  entgegentrat,  seine  Ansprüche,  wenn  er  sie  auch  nicht  ausdrücklich 
aufgab,  doch  völlig  beruhen  Hess,  sich  wieder  auf  die  Forderungen  beschränkte, 
welche  auch  vor  dem  Tode  K.  Heinrichs  dem  Reiche  gegenüber  festgehalten 
waren ;  alles  deutet  darauf  hin,  dass,  wenn  nicht  andere  Ursachen  des  Zer- 

6.  Vgl.  Scheffer  Friedrich  205. 
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würfnisses  hinzugekommen  wären,  die  Zurücknahme  insbesondere  von  Spoleto 
und  Ancona  an  das  Reich  vom  Pabste  nicht  beanstandet  sein  würde. 

Es  scheint  da  vor  allem  bezeichnend,  dass  es  1209  Jan.  13  in  der  Voll- 
macht für  Wo I fge r  von  Aglei  nicht  einfach,  wie  in  einem  gleichzeitigen 
Schreiben  an  Mailand,  heisst,  er  sei  zum  Legaten  totitt*  Italiae  bestellt,  son- 
dern ausdrücklich,  dass  ihm  die  Legation  tarn  in  Lonbardia,  quam  per  uni- 
versam  Tusciam,  necnon  in  dueatu  Spoleti  et  marchia  Anconitana  et  Ko- 
mamola  übertragen  sei;  diese  Einzelaufzählung  ist  doch  gewiss  nicht  zufallig, 
sondern  wohlüberlegt  vorgenommen,  um  das  Festhalten  des  Reichs  auch  an 
den  rekuperirten  Ländern  zu  kennzeichnen.  Die  Legation  geschah  mit  vollem 
Einverständnisse  des  Pabstes;  ob  ihm  diese  Ausdehnung  derselben  bekannt 
war,  muss  dahingestellt  bleiben;  seine  eigenen  Empfehlungsschreiben  fiir  den 
Legaten  vom  25.  Feb.  sind  nur  für  die  Lombardei  und  Tuszien  ausgefertigt. 
Indem  er  das  gleichzeitig  dem  Legaten  anzeigt,  erwidert  er  demselben  auf  Er- 
öffnungen wegen  des  Landes  der  Mathilde,  dass  er  dasselbe  für  die  Kirche  in 
Besitz  zu  nehmen  habe,  weil  der  König  es  der  Kirche  versprochen  habe;  zum 
Belege  schickt  er  ihm  Abschrift  der  Bestätigung  der  Rekuperationen  aus  Ottos 
Urkunde  von  1201. 2  Ist  damit  allerdings  auf  den  Gesammtumfang  der  An- 
sprüche der  Kirche  hingewiesen,  so  kann  es  doch  auffallen,  dass  eine  be- 
stimmte Forderung  nur  bezüglich  jenes  jederzeit  erhobenen  Anspruches  ge- 
stellt wird.  Der  Legat  geht  übrigens  ohne  alle  Rücksicht  auf  jene  Verspre- 
chungen vor;  im  Mai  stellt  er  die  Reichsrechte  in  der  Romagna  wieder  her, 
obwohl  ja  auch  diese  der  Kirche  von  Otto  zugestanden  war,  nimmt  auch  ins- 
besondere Mathildische  Güter,  wie  Medicina  und  Argelata,  in  Besitz.  Obwohl 
nun  inzwischen  Otto  März  22  sein  früheres  Zugeständniss  wiederholt  hatte, 
hat  der  Pabst  keine  Einsprache  erhoben.  Allerdings  hat  das  Vorgehen  des 
Legaten  nicht  seinen  Beifall;  er  ist  sichtlich  gereizt  gegen  denselben;  aber  die 
Klagen  beziehen  sich  auf  andere  Dinge;  mögen  die  Rekuperationen  der  tiefer- 
liegende Grund  der  Verstimmung  sein,  so  muss  er  Gründe  gehabt  haben,  das 
nicht  auszusprechen. 3 

Es  Hesse  sich  nun  etwa  geltend  machen,  dass  die  Romagna  auch  bisher 
nicht  im  Besitze  der  Kirche  war  und  abgesehen  von  jener  Ausdehnung  der 
Legation  vor  der  Kaiserkrönung  Zeugnisse  für  Uebung  der  Reichsgewalt  auch 
in  Spoleto  und  Ancona  nicht  bekannt  sind,  während  der  Kaiser  sie  dann  aller- 
dings einfach  als  Reichslande  behandelt.  Da  wird  nun  aber  doch  zu  beachten 
sein,  dass  von  den  zahlreichen  Quellen,  welche  sich  über  die  Ursachen  des 
späteren  Zerwürfnisses  aussprechen,  keine  einzige  auch  nur  nebenbei  auf  die 
Wiederbesetzung  der  alten  Reichslande  hinweist.  Das  einzige  Zeugniss  dafür, 
dass  von  Ansprüchen  des  Pabstes  auf  dieselben  jetzt  auch  nur  noch  die  Rede 
gewesen  ist,  bietet  ein  fingirter,  aber  anscheinend  von  einem  Wohlunterrich- 
teten abgefasster  Brief  des  Legaten,  worin  dieser  dem  Pabste  schreibt,  es  sei 
nicht  seine  Schuld,  wenn  er  Otto  nicht  bewegen  könne,  der  Kirche  Spoleto, 


367.  -  1.  Böhmer  Acta  207.  208.       2.  Inn.  Heg.  imp.  ep.  185.  18G.       3.  Vgl 
§  364  n.  4. 
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Ancona  und  das  Mathildische  Gut  zurückstellen,  sondern  des  Pabstes,  der  ja 
früher  volle  Gewalt  über  den  König  gehabt  habe. 4  Wollen  wir  dem  überhaupt 
Gewicht  beilegen,  so  wird  an  Verhandlungen  vor  der  Kaiserkrönung  zu  denken 
sein;  der  anderweitige  Inhalt  des  Briefes  weist  bestimmt  auf  diese  Zeit  hin5, 
und  hätte  der  »Schreiber  den  Standpunkt  nach  der  Kaiserkrönung  ins  Auge 
gefasst,  so  müsste  da  wenigstens  ein  Wohlunterrichteter  in  erster  Reihe  das 
tuszische  Patrimonium  genannt  haben. 

Dass  weitere  Verhandlungen  vor  der  Kaiserkrönung  ins- 
besondere auch  über  die  Rekuperationen  stattfanden,  ist  nach  der  ganzen 
Lage  der  Sachen  gewiss  nicht  zu  bezweifeln.  War,  wie  alles  anzudeuten 
scheint,  bis  dahin  in  weiteren  Kreisen  gar  nicht  bekannt,  dass  Otto  die  An- 
sprüche der  Kirche  anerkannt  hatte,  so  war  offenes  Hervortreten  mit  dem 
Erscheinen  des  Königs  in  Italien  wenigstens  dann  nicht  zu  vermeiden,  wenn 
die  Rekuperationeu  geachtet  werden  sollten.  Hauptberather  des  Königs  in 
italienischen  Dingen  war  damals  sicher  Wolfger  von  Aglei.  Hat  der  König 
seinen  1201  gegebenen  Zusicherungen  überhaupt  noch  Gewicht  beigelegt,  so 
ist  wohl  anzunehmen,  dass  er  Wolfger  davon  in  Kenntniss  setzte  und  sich  mit 
ihm  darüber  verständigte,  ehe  dieser  als  Legat  nach  Italien  ging;  wenn  nicht, 
so  hat  Wolfger  spätestens  kurz  nachher  durch  den  Pabst  Kunde  von  den 
Versprechungen  Otto's  erhalten.6  Wie  dieser  die  Sache  aufgefasst  haben  wird, 
kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Sein  eigenes  Vorgehen  in  Italien,  wie  das  wohl 
durch  ihn  zumeist  beeinflusste  des  Kaisers  hält  sich  streng  an  den  Gesichts- 
punkt, dass  das  Reich  in  vollstem  Umfange  in  seinen  Besitz  wieder  einzutreten 
habe,  wie  er  war  zur  Zeit  des  Todes  K.  Heinrichs;  dass  selbst  ausdrückliche 
Bewilligungen,  welche  während  des  Thronstreites  nothgedrungen  gemacht  wa- 
ren, unter  den  veränderten  Umständen  nicht  mehr  zu  beachten  seien. 7  Wolfger, 
der  als  Bischof  von  Passau  1 1 95  längere  Zeit  bei  K.  Heinrich  in  Italien  war, 
war  überdies  gewiss  genau  darüber  unterrichtet,  was  damals  dem  Reiche,  was 
der  Kirche  zustand,  was  zwischen  beiden  streitig  war;  er,  wie  die  meisten 
Fürsten,  musste  wissen,  dass  damals  von  Ansprüchen  in  solcher  Ausdehnung 
gar  nicht  die  Rede  war;  er  musste  zugleich  übersehen,  dass  es  nicht  möglich 
sein  würde,  diese  Ansprüche  genügend  zu  begründen,  sobald  dieselben  einer 
genaueren  Prüfung  unterzogen  würden.  Denn  Otto's  Zugeständnisse  allein 
konnten  da  keinen  neuen  Rechtstitel  begründen,  so  lange  die  Zustimmung  des 
Reichs  fehlte. 

Da  es  mit  dein  Römerzuge  zu  einer  Entscheidung  kommen  musste,  so 
wird  von  Otto  selbst  oder  seinem  Legaten  mit  dem  Pauste  darüber  verhandelt, 
ihm  vorgestellt  sein,  dass  es  dem  Könige  unmöglich  sein  würde,  sein  Ver- 
sprechen einzuhalten,  wolle  er  nicht  alles  Ansehen  verlieren  und  seinen  Ver- 
pflichtungen gegen  das  Reich  untreu  werden;  und  bei  solchen  Verhandlungen 
muss  dann  doch  auch  die  Berechtigung  der  päbstlichen  Ansprüche  zur  Sprache 
gekommen  sein.  Dass  der  Pabst  sich  da  der  schwachen  Begründung  voll- 
kommen bewussl  war,  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein;  sehou  dass  er  in  seinen 

4.  BMimer  Acta  825      5.  Vgl.  §  282  n.  Hl.      6.  Vgl.  n.  2.      7.  Vgl.  §  282  u.  16. 
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Schreiben  nie  bestimmter  von  den  Rekuperationen  spricht,  ihre  ausdrückliche 
Erwähnung  oft  sichtlich  umgeht,  kann  kaum  in  etwas  anderm  seinen  Grund 
haben. 

Es  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  da  bis  zur  Kaiserkrönung  eine  ge- 
wisse Einigung  erzielt  sein  wird.  Aber  es  fehlt  uns  an  bestimmteren  Nach- 
richten; selbst  von  den  Zeitgenossen  werden  nur  wenige  über  den  Stand  dieser 
Verhandlungen  unterrichtet  gewesen  sein.  Ich  möchte  nach  der  ganzen  Sach- 
lage und  den  aus  den  folgenden  Ereignissen  sich  ergebenden  Haltpunkten  an- 
nehmen, dass  der  Pabst  sich  alsbald  uberzeugt  hatte,  wie  eine  Behauptung 
dessen,  was  früher  unbestritten  im  Besitze  des  Reiches  gewesen  war,  nicht 
durchzuführen  sei,  dass  er  demnach  schon  vor  der  Krönung  zugestanden  hatte, 
die  Ansprüche  auf  Spoleto  und  Ancona  wenigstens  thatsächlich  beruhen  zu 
lassen,  wenn  er  sicli  auch  seine  Rechte  wahren  mochte.  Dagegen  wird  er 
darauf  bestanden  haben,  dass  Otto  bezüglich  dessen,  was  auch  vor  dem  Tode 
K.  Heinrichs  für  die  Kirche  beansprucht  wurde,  seinen  Verpflichtungen  nach- 
komme; dabei  handelte  es  sich  um  das  Mathildische  Gut,  das  tuszische  Patri- 
monium und  das  Königreich  Sizilien.  Und  scheint  da  zur  Zeit  der  Krönung 
eine  vollständige  Einigimg  noch  nicht  erfolgt  zu  sein,  so  mnss  Otto  wenigstens 
so  weitgehende  Zusicherungen  gemacht  haben,  dass  der  Pabst  daraufhin  keinen 
Anstand  nahm,  zur  Kaiserkrönung  zu  schreiten. 

368.  —  Diese  Annahmen  scheinen  mir  wenigstens  durch  das  nahe  ge- 
legt, was  über  die  Veranlassungen  des  Zerfalles  K.  Otto's  mit 
dem  Pabste  gemeldet  wird.  Allerdings  sind  auch  da  die  Nachrichten  viel- 
fach widersprechend.  Allgemein  wird  lediglich  angegeben,  dass  Bruch  der 
vor  der  Krönung  eidlich  gegebenen  Versprechungen  durch  den  Kaiser  die  Ver- 
anlassung war.  Aber  worin  diese  Versprechungen  bestanden,  ergibt  sich  aus 
den  Quellen  nicht  mit  genügender  Sicherheit. 

Nach  dem  Berichte  des  Reiner  von  Lüttich  hätte  der  Kaiser  geschworen, 
quod  bona  illa  von  repeteret,  qttae  hlem  apostolicus  tempore  disaensioni* 
reff  um  occupaverat  et  posaederat.*  War  der  Verfasser  über  den  Umfang 
dessen,  was  die  Kirche  während  des  Thronstreites  an  sich  genommen  hatte, 
genauer  unterrichtet,  hatte  er  nicht  etwa  zunächst  nur  die  tuszischen  Orte  im 
Auge,  so  hätte  sich  Otto  zur  Aufrechthaltung  der  Rekuperationen  in 
vollem  Umfange  verpflichtet.  Das  ist  sicher  unrichtig.  Denn  abgesehen 
davon,  dass  ihm  der  Bruch  eines  Versprechens  in  dieser  Richtung  nie  zum 
Vorwurfe  gemacht  wird,  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  Kaiserkrönuug  ohne 
eine  vollständige  Einigung  über  die  territorialen  Ausprüche  erfolgte.  Am  ge- 
nauesten meldet  die  Reimchronik,  der  Pabst  habe  vor  der  Krönung  verlangt, 
Otto  solle  ihm  alles  überlassen,  was  die  Kaiser  früher  vom  Gute  des  Pabstes 
besessen;  der  König  habe  gebeten,  ihm  die  Krönung  ohne  solche  seiner  Würde 
nicht  entsprechende  Bedingung  zu  ertheilen;  er  werde  dann  in  dieser  Richtung 
alles  thun,  was  Recht  sei.2  Es  wäre  dem  weniger  Gewicht  beizulegen,  wenn 
nicht  ein  ganz  sicheres  Zeugniss  hinzukäme,  dass  über  gewisse  Ansprüche  eine 
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Einigung  noch  nicht  erfolgt  war.  In  den  ersten  Tagen  nach  der  Krönung  ver- 
langt der  Kaiser  eine  Besprechung  mit  dem  Pabste  über  eine  für  den  Frieden 
der  Kirche  höchst  wichtige  Angelegenheit,  welche  er  bisher  nicht  genügend 
mit  ihm  habe  besprechen  können.  Der  Pabst  lehnt  das  ab,  auf  zuverlässige 
Unterhändler  verweisend,  und  fügt  hinzu:  De  nepotio  vero  terrae,  quod  di- 
lectus  fil'tus  S.  camerarius  noster  ex  tua  nobis  parte  proposuit,  hoc  tibi 
dujcimu*  re»pondendum,  ut  et  tu  modum  excopites  ad  tuum  et  nostrum  re- 
dundantein Juniorem,  et  7ios  c.xcopitabimus  modum  ad  tuum  et  nostrum 
commodum  pertineniem. 3 

Der  Gegenstand,  über  welchen  die  Verständigung  noch  zu  erzielen  war, 
ist  nicht  näher  bezeichnet.  Es  würde  an  und  für  sich  nichts  im  Wege  stehen, 
da  an  die  Gesammtheit  der  Rekuperatioinn  zu  denken,  wenn  nicht  die  ganze 
Sachlage  es  wahrscheinlich  machte,  dass  der  Pabst  die  Ansprüche  auf  das, 
was  früher  unbestrittenes  Reichsland  gewesen  war,  sohon  ohnehin  hatte  fallen 
lassen.  Es  ist  zunächst  etwa  an  das  M  a  t  h  i  1  d  i  s  c  h  e  G  u  t  zu  denken,  als 
dessen  rechtmässigen  Besitzer  die  Kirche  das  Reich  nie  anerkannt  hatte.  Nach 
den  Kölner  Annalen  hatte  der  Kaiser  allerdings  gerade  da  vor  der  Krönung 
ein  bestimmtes  Versprechen  gegeben :  Hatte  ipitur  terram  (MatlMis)  papa 
ante  consecrationem  sibi  restitui  postulans,  imperator  ut  novus  hvmo  et 
rei  nescius  annuit  et  promisit;  sed  post  consecrationem  a  potestatibus  et 
mapistratibus  revocatus  et  prohibitns  minime  restituit.4  Das  passt  recht 
wohl,  wenn  wir  dabei  an  die  ursprünglichen  Versprechungen  von  1201  denken, 
von  denen  jetzt  mit  Fug  geltend  gemacht  sein  wird,  dass  Otto  sie  ohne  Kennt- 
niss  der  Sachlage  gegeben  habe.  Daran  ist  bei  einem  unmittelbar  vor  der 
Krönung  gegebenen  Versprechen  nicht  zudenken.  Der  Kaiser  war  jetzt  gewiss 
gut  berathen;  es  ist  nicht  wohl  denkbar,  dass  er  auf  die  Mathildischen  Güter, 
auf  welche  das  Reich  jederzeit  »o  grossen  Werth  legte,  welche  die  Kirche  nie 
in  Besitz  gehabt  hatte,  schlechtweg  verzichtet  habe,  während  andererseits 
gewiss  auch  der  Pabst  auf  den  hier  wohlbegründeten  Ansprüchen  der  Kirche 
bestand.  Gerade  hier  könnte  es  am  wenigsten  auffallen,  wenn  man  die  Ent- 
scheidung noch  dahingestellt  sein  Hess,  sie  etwa  einem  spätem  Schiedsspruch 
überliess.  Gegen  eine  vor  der  Krönung  gegebene  bestimmte  Zusage  in  dieser 
Richtung  spricht  weiter,  dass  wohl  auch  sonst  noch  auf  das  Mathildische  Land 
als  Streitpunkt  hingewiesen 5,  aber  doch  nirgends  bestimmter  dessen  Zurück- 
haltung als  Grund  des  Zerwürfnisses  mit  dem  Pabste  betont  wird. 

Dieser  Grund  ist  vielmehr  zweifellos  zunächst  zu  suchen  in  der  Besitz- 
nahme des  grössten  Theiles  des  tus zischen  Patrimonium  durch  Otto. 
Das  wird  in  einer  Reihe  von  Stellen  ebenso  bestimmt  betont,  als  nirgends 
dem  Kaiser  die  Besitznahme  von  Spoleto  und  Ancona  als  Eingriff  in  die 
Rechte  der  Kirche  zum  Vorwurfe  gemacht  wird,  was  doch  ganz  unerklärlich 
wäre,  wenn  man  diese  mit  demselben  Rechte  als  Eigen  der  Kirche,  wenn  man 
als  Massstab  für  die  Berechtigung  des  Vorgehens  Ottos  seiue  früheren  Ver- 


8.  Innoc.  Reg.  imp.  ep.  193.  194.  4.  Mon.  Germ.  17,  824.  5.  Kronika  fau  Sassen 
225:  Tgl.  auch  Ricciardi  Tita,  Script.  It.  8,  123. 


Digitized  by  Google 


400  Ha«  Reich  und  die  Rekuperationen. 

sprechungen  als  massgebend  betrachtet  hätte.  Ich  weiss  da  aus  dem  Schweigen 
der  Quellen  keinen  anderen  Eindruck  zu  gewinnen,  als  dass  diese  Verspre- 
chungen in  weiteren  Kreisen  überhaupt  nicht  bekannt  waren,  dass  man  die 
Besitznahme  von  Ancona  und  Spoleto  durch  die  Kirche  nicht  anders  auffasste, 
als  das  Vorgehen  der  andern  Gewalten  in  Italien,  welche  bei  der  Herrenlosig- 
keit  des  Reiches  allgemein  das  Reichsgut  in  Besitz  nahmen,  welches  in  ihrem 
Bereiche  lag,  dass  es  demnach  auch  niemanden  auffiel,  als  mit  der  Wieder- 
herstellung der  Reichsgewalt  in  Italien  überhaupt  auch  jene  Länder  an  das 
Reich  zurückgenommen  wurden,  wie  das  übrige  Reichsgut. 

Anders  war  das  mit  dem  tuszischen  Patrimonium,  selbst  wenn  Otto  be- 
züglich desselben  vor  der  Krönung  ausdrückliche  Versprechungen  gar  nicht 
gemacht  haben  sollte.  Da  handelte  es  sich  um  alte  Rechte  der  Kirche,  welche 
nicht  blos  in  den  Privilegien  eine  bestimmte  Begründung  fanden,  sondern  auch 
beim  Frieden  von  Venedig,  wie  bei  der  Restitution  von  1189  wenn  nicht  ganz, 
wenigstens  in  weitem  Umfange  anerkannt  waren,  von  denen  man  wohl  in  wei- 
testen Kreisen  wusste,  dass  die  Kirche  da  immer  Ansprüche  gegen  das  Reich 
erhoben  hatte.  So  weit  es  beim  Tode  K.  Heinrichs  nicht  ohnehin  in  Händen 
der  Kirche  war,  war  es  in  vollem  Umfange  bis  Radicofani  hin  wiedererworben. 6 
Diesen  Erwerb  gesichert  zu  sehen,  war  wohl  das  Mindeste,  was  der  Pabst 
verlangen  konnte. 

Gerade  dieses  Gebiet  hat  nun  Otto  gleich  nach  der  Krönung  beansprucht 
und  besetzt,  und  zwar  nicht  blos  das,  was  anscheinend  auch  nach  dem  Frieden 
von  Venedig  und  nach  der  Restitution  von  1189  immer  im  Besitze  des  Reiches 
war,  Montefiascone,  Acquapendente  und  Radicofaui,  sondern  anscheinend  alles, 
was  zur  Zeit  des  Schisma's  und  des  spätem  Zerwürfnisses  mit  der  Kirche  im 
Reichsbesitz  gewesen  war.  So  heisst  es  bei  Alberich  zu  1209:  eodem  die, 
quo  coronam  suseepit,  contra  iuramentum  fernere  veiiien*  sipnificavit  papey 
se  non  pos*e  dhnittere  ei  castra,  quae  ab  antecessoribus  aliquibus  tetnpo- 
ribus  fuerant  possessa,  und  dann  weiter:  et  sie  imperator  occupanit  castra 
et  munitiones,  quae  erant  iuris  b.  Petri,  Aquampendentem,  Radicofanum% 
ftanetum  Quiricum7,  Montemflasconem  et  circa  partes  iUas.  Rigordus,  den 
Alberich  wohl  benutzt,  nennt  dieselben  Orte;  zwei  andere  Schriftsteller  heben 
Montefiascone  hervor8,  welches  auch  sonst  als  Hauptpunkt  dieses  Gebietes 
betrachtet  wird.  Nach  den  Chroniken  von  Viterbo  hat  Otto  ausser  Monte- 
fiascone auch  Vetralla  und  Mugnano  besetzt,  während  ihm  die  Unterwerfung 
von  Viterbo  nicht  gelang9;  auch  die  Lauterberger  Chronik  meldet  nur,  dass 
er  Viterbo  beanspruchte  und  bedrängte.10  Demnach  wohl  in  einzelnem  un- 
genau, wird  doch  die  Angabe  der  Vita  Ricciardi  zu  beachten  sein,  welche  be- 
tont, dass  hier  das  Zerwürfniss  seinen  Anfang  genommen  habe:  eaqiw  /tat 
achivnwtis  occasio,  quvd  Otto  quaedam  Etruriae  opp'ubi,  quae  a  pontifice. 
alia  vero  in  Campania,  quae  a  Friderico  Siciliae  repe  tenebantur,  nuüa 


3Ö8.|  6.  Vgl.  SS  337.  338.  363.  7.  San  Qairico  dürfte  kaum  in  Händen  der  Kirche  ge- 
wesen sein,  sondern  war  wohl  Ton  Siena  besetzt  gewesen.  8.  Vgl.  Böhmer  R*g  Otto 
S.  48.     ».  Böhmer  Fontes  4.  697.      10.  Cbron.  Moiitis  Sereni  ed.  Eckstein  88. 
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pontijkis,  nulla  aaeramrnti  habita  ratione,  quo  se  eceksiam  Romanam  et 
Patrimonium  eiua—defensurum  iuravit,  eo  quesito  eolore,  quod  reani  Ita- 
lici  iuris  essen  t,  copiis  protinus  missis  occupavit;  inde  in  deterius  pro- 
lapsus,  Viterbium,  Monlemfaleonem,  Urbem  veterem  et  Pemsium  patri- 
monii  oppida,  quondam  a  eomitissa  Matilde  ecclesiae  Romanae  donata,  in 
suam  ditionem  redeait 1 !,  wobei  auf  die  »Schenkung  der  Mathilde  ein  Gewicht 
gelegt  wird,  welches  ihr  hier  nicht  zukommt.  Es  werden  weiter  in  einer  fin- 
girten,  aber  wohl  ziemlich  gleichzeitigen  Rede  des  Kaisers  Montefiascone, 
Acquapendente,  Vetralla12,  Radicofani,  Orta13,  8.  Quirico,  Viterbo  und  Vico 
als  Orte  genannt,  welche  er  mit  vielen  anderen  dem  Pabste  geuommen  habe. 14 
Es  wird  also  überall  übereinstimmend  nur  auf  diesen  Theil  des  Patrimonium 
im  engeren  Sinne  hingewiesen. 

Auch  der  Pabst  selbst  scheint  Otto,  abgesehen  von  dem  spätem  Einfall 
in  das  Königreich,  nur  das  zum  Vorwurfe  zu  machen,  nicht  die  Nichtaner- 
kennung der  Rekuperationen  überhaupt.  Allerdings  spricht  er  in  seinen  Klag- 
schreiben gegen  den  Kaiser  gewöhnlich  nur  von  der  Invasion  des  Patrimonium 
der  römischen  Kirche  im  allgemeinen15;  und  der  Pabst  wendet  diesen  Aus- 
druck wohl  auf  alles  an,  was  er  beanspruchte.  Doch  schreibt  er  bestimmter 
dem  Kaiser:  Non  enim  ridentur  sufßcere  tibi  fines,  quibus  fuerunt  contentL 
qui  te  in  imperio  precesserunt,  immo  Patrimonium  b.  Petri  tarn  invadere 
presumpsisti  et  ipaum  undique  niteri*  usurpare;  er  scheint  ihm  also  das, 
was  unangefochten  in  der  Hand  seiner  Vorgänger  war,  überhaupt  nicht  zu 
bestreiten,  seine  Ansprüche  auf  das  Patrimonium  im  engeren  Sinne  zu  be- 
schränken.16 Und  Ende  1210  antwortet  der  König  von  Frankreich  auf  einen 
Brief,  worin  der  Pabst  ihm  mittheilte,  qwui  Otho%  qui  dicitur  imperator, 
cepit  quedam  de  patrimonio  Romane  ecclesie,  que  propter  debilitatem  loco- 
rum  se  tili  reddiderunt.17  Dass  sich  das  nicht  auf  die  Gesammtheit  der 
Rekuperationen,  dass  es  sich  nur  auf  jenen  durch  raschen  Ueberfall  gewonne- 
nen Theil  des  Patrimonium  beziehen  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Nach  allem 
dem  scheint  mir  nicht  zu  bezweifeln,  dass  der  Pabst  zur  Zeit  der  Kaiserkrö- 
nung überhaupt  auf  Anerkennung  der  gesammten  Rekuperationen  nicht  mehr 
bestand,  dass  er  schon  vorher  in  die  Wiederherstellung  der  Reichsrechte  in 
dem  Umfange,  in  dem  sie  früher  unbestritten  geübt  wurden,  gewilligt  hatte,  dass 
er  aber  allerdings  Anerkennung  der  das  eigentliche  Patrimonium  betreffenden 
Rekuperationen  verlangte. 

11.  Script.  It.  8,  123.  12.  Bitram;  bei  Guil.  Brito  Bitrat.  18.  Arduam;  bei  Guil. 
Brito  Radichofoni»  ardua.  14.  Wüstenfeld  aus  ziemlich  gleichzeitiger  Abschrift  im 
Archire  zu  Cremona;  es  ist  dasselbe  Stück,  welches  Goldast  Coli.  Constit.  1,  288  als  Rede 
des  Kaisers  vor  dem  Kriege  mit  Frankreich  gibt,  wo  aber  noch  fingirte  Zeugen  hinzugefügt 
sind.  Dass  es  sich  um  gleichzeitige  Nachrichten  handle,  ergibt  sich  auch  daraus,  dass  der 
ganze  Inhalt  sich  auch  in  der  Rede  findet,  welche  Guilelmus  Brito  in  der  Philippis.  Duchesne 
Script.  5, 223.  dem  Kaiser  in  den  Mund  legt.  15.  Böhmer  Acta  629.  630.  632.  1«.  Hahn 
Coli.  1,  150.  Diesen  Brief  hat  Huillard  2,552  als  zu  1226  gehörig  abgedruckt,  was  Schirr- 
uiacher  und  Winkelmann  rerleitete,  ihn  für  die  Darstellung  des  damaligen  Streite.«  zu  rer- 
werthen:  aber  der  ganze  Inhalt  ergibt  aufs  bestimmteste,  dass  er  nur  tou  Innozenz  au  Otto 
gerichtet  sein  kann       17.  Delisle  517:  Tgl.  287. 
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Es  ist  mir  nun  aber  weiter  wenigstens  zweifelhaft,  ob  Otto  überhaupt  ein 
Versprechen  vor  der  K  aiserkrünung  gegeben  hat,  durch  welches  be- 
stimmte Gebiete  oder  Orte  als  Eigenthum  der  Kirche  ausdrücklich  anerkannt 
wurden,  ob  nicht  die  Nachricht  der  Rehnchronik  im  vollem  Umfange  richtig 
sein  dürfte,  dass  die  Krönung  ohne  vorhergegangene  Einigung  in  dieser  Rich- 
tung erfolgte.18  Abgesehen  von  jener  Stelle  des  Reiner  von  Lüttich,  wouach 
Otto  Anerkennung  aller  Rekuperationen  versprochen  hätte,  sagen  allerdings 
die  Marbacher  Annalen,  er  sei  gekrönt,  luramento  prius  prestito,  quod  ter- 
ram  et  bona  8.  Petri,  qiw  sui  antecessores  usque  ad  id  temporis  contra  iu- 
sticiam  tenuissc  videbantur,  Romane  ecclesic  Ult  ra  dimitteret.  Da  selbst 
der  Pabst  die  früheren  Kaiser  nicht  als  unrechtmässige  Besitzer  von  Spoleto 
und  Ancona  bezeichnete19,  so  passt  das  durchaus  auf  ein  Versprechen  wegen 
des  tuszischen  Patrimonium.  Auch  wird  Otto  durchweg  des  Bruches  eines  vor 
der  Krönung  gegebenen  Versprechens  geziehen. 

Aber  solche  Angaben  finden  doch  auch  dann  ihre  genügende  Erklärung, 
wenn  Otto  nur  den  herkömmlichen  Krönungseid,  die  Regalien  und 
Besitzungen  des  h.  Petrus  zu  erhalten  und  zu  schirmen,  geschworen  hat.  Otto 
von  S.  Blasien  spricht  nur  von  dem  allgemeinen  Eide,  dass  er  nach  Kräften 
Schützer  der  Kirchen  und  insbesondere  des  Patrimonium  des  h.  Petrus  sein 
wolle;  bei  Richard  von  S.  Germano  heisst  es:  prestito  iuramento  de  conser- 
vando  regalibw  8.  Petri  et  de  non  offendmdo  repem  Sicdie  Fredericum. 
Dass  bezüglich  des  letztern  der  Pabst  besondere  Zusicherungen  vor  der  Krö- 
nung verlangte  und  erhielt,  ist  durchaus  glaublich;  das  war  der  Punkt,  bei 
welchem  der  Pabst  nicht  nachgeben  wollte  und  konnte,  sollten  nicht  alle  bis- 
herigen Erfolge  der  Kirche  fruchtlos  sein;  wurde  er  hier  sichergestellt,  so  kanu 
die  Nachgiebigkeit  auf  andern  Punkten  nicht  befremden.  Aus  etwas  späterer 
Zeit  wenigstens  haben  wir  da  ein  bestimmtes  Zeugniss;  als  Otto  Ende  1210 
und  Anfang  1211  zu  Capua  weilte,  sandte  der  Pabst  fünfmal  den  Abt  von 
Morimund  mit  Friedensanträgen  an  ihn,  sich  erbietend,  auf  alle  Ansprüche 
bezüglich  des  Gebietes  der  Kirche  zu  verzichten,  wenn  Otto  von  der  Bekrie- 
gung der  Könige  von  Sizilien  und  Frankreich  abstehe.20  Gewiss  wird  vor  der 
Krönung  auch  über  das  Mathildische  Gut  und  das  tuszische  Patrimonium  ver- 


368.  |  18.  Dafür  liesso  sich  auch  geltend  machen,  dass  in  der  Dispuutio  inter  Romam  et 
papam  de  Ottonis  destitutione,  Script.  Brunsv.  2,  525,  auch  1a  Farina  4,  652,  der  Pabst 
von  Otto  sagt:  Yertutis  me  pollicitü  allexil  -  ita,  qxiod  qwudam  mihi  non  yromitterfi 
Aber  nach  dem  ganzen  übrigen  Inhalte  soll  da  zweifellos  gesagt  sein,  um  die  Krönung  sa 
erlangen,  habe  Otto  alles  und  jedes  versprochen;  insbesondere  gibt  auch  Roma  Bruch  de* 
Versprechens  zu,  vertheidigt  das  aber  damit,  dass  einmal  das  Versprechen  ein  durch  Dro- 
hung der  Verweigerung  der  Krönung  erzwungenes  gewesen  sei,  dass  weiter  der  Pabst  ver- 
langt habe,  was  Otto  wegen  seines  Eides,  die  Rechte  des  Reichs  zu  schmälern,  nicht  habe 
gewähren  können.  Will  man  auf  dieses,  anscheinend  1215  entstandene  Stück  überhaupt 
grösseres  Gewicht  legen,  so  dürfte  zu  beachten  sein,  dass  der  Pabst  Otto  nicht  blos  Bruch, 
sondern  Uiuguung  seiner  Versprechungen  vorwirft;  das  könnte  sich  doch  wohl  nur  auf 
mündliche,  nicht  auf  verbriefte  oder  gar  bei  der  Krönung  feierlich  beschworene  Verspre- 
chungen beziehen.  19.  Vgl.  §  342  n.  14.  20.  Chr.  Ursperg.  314.  Ueber  das  Rin- 
greifen der  Stellung  Otto's  zu  Frankreich  vgl.  Scheffer-Boichorst  in  deu  Forschungen  8,  5'2ti 
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handelt  sein;  aber  bei  dem  schrankenlosen  Vertrauen,  welches  der  Pabst  auf 
Otto  gesetzt  hatte,  bei  dem  dringenden  Bedürfnisse,  das  doch  auch  auf  Seiten 
des  Pabstes  vorhanden  war,  Otto  im  Reiche  zu  festigen,  wird  es  nicht  zu  un- 
wahrscheinlich sein,  wenn  der  Pabst  sich  ohue  Feststellung  des  Einzelnen  mit 
dem  allgemeinen  Krönungseide  und  der  Zusicherung  Otto's,  alle  begründeten 
Rechte  der  Kirche  zu  achten,  begnügte.  Dass  das  der  Fall  war,  darauf  scheint 
mir  insbesondere  zu  deuten,  dass  in  dem  seiner  ganzen  Haltung  nach  gewiss 
echten  Schreiben,  worin  der  Pabst  den  Kaiser  wegen  der  Uebergriflfe  im  Pa- 
trimonium zur  Rede  stellt,  von  einem  bezüglichen  Einzelabkommen  gar  nicht 
die  Rede  ist,  nur  von  der  allgemeinen  Pflicht  des  Kaisers,  die  Rechte  der 
Kirche  zu  achten  und  einzuhalten,  que  nobis  iura&ti21;  ein  Ausdruck,  den 
auch  der  Krönungseid  genügend  erklärt.  Auch  wenn  der  Pabst  sich  später 
beklagt,  der  Kaiser  habe  die  Angriffe  auf  das  Königreich  und  auf  das  Patri- 
monium unternommen  contra  aacrairumta  et  scripta  8ua  et  contra  iura  et 
monimenta  nostra,  wird  das  um  so  weniger  sich  gerade  auf  bestimmte  Ein- 
zelverpflichtungen vor  der  Krönung  beziehen  müssen,  als  es  natürlich  nicht 
befremden  kann,  wenn  nach  dem  entschiedenen  Bruche  der  Pabst  nun  auch 
wieder  auf  die  früheren  Zugeständnisse  Otto's  zurückgriff.  Viel  eher  möchte 
ich  da  betonen,  dass  der  Pabst  in  diesen  Schreiben  immer  hervorhebt,  wie  er 
jederzeit  bereit  gewesen  sei,  dem  Kaiser  coraw  avJntris  communitcr  elifjcn- 
dis  zu  Rechte  zu  stehen.22  Mit  bestimmten  Abmachungen  vor  der  Krönung, 
nach  welchen  nicht  mehr  von  streitigen  Rechtsansprüchen,  sondern  nur  noch 
von  Recht  oder  unrechtmässiger  Gewalt  die  Rede  sein  konnte,  scheint  mir 
das  nicht  wohl  zu  vereinen;  es  entspricht  aber  durchaus,  wenn  Otto  nur  Ach- 
tung der  Rechte  der  Kirche  im  allgemeinen  beschworen,  dann  aber  später  ein- 
zelne Rechte  der  Kirche  bestritten  hat. 

Denn  so  hat  sich  die  Sache  zweifellos  entwickelt.  Es  ist  kein  Grund,  die 
Nachricht  des  Alberich  bezüglich  der  Verhandlungen  nach  der  Krö- 
nung zu  bezweifeln,  wonach  der  Kaiser  noch  am  Krönungstage  selbst  die  tus- 
zischen  Orte  zurückverlangte.  Dass  sie  zu  den  Regalien  des  h.  Petrus  ge- 
hörten, deren  Erhaltung  der  Kaiser  eben  beschworen  hatte,  konnte  der  Pabst 
um  so  weniger  bezweifeln,  als  er  sie,  abgesehen  von  den  Rechtsausprüchen, 
thatsäehlich  in  Besitz  hatte.  Dagegen  hob  nun  der  Kaiser  hervor,  dass  jene 
Orte  des  Reiches  seien  und  dass  er  im  Krönungseide  ebensowohl  geschworen 
habe,  den  Besitz  des  Reiches  zu  erhalten  und  das  Verlorene  wiederzugewinnen; 
so  meldet  die  Lauterberger  Chronik23,  so  Reiner  von  Lüttich24,  und  auch 
Matthäus  Paris,  der  noch  hinzu  fügt,  der  Kaiser  habe  sogleich  durch  Zeugen 
feststellen  lassen,  was  früher  dem  Reiche  zugestanden  habe,  und  den  Boten  des 
Pabstes  erwidert,  wenn  der  Pabst  Gut  des  Reiches  unrechtmässig  besitzen 
wolle,  so  müsse  er  ihn  von  jenen»  Eide  entbinden,  der  ihn  zur  Wiedergewin- 
nung der  Reichsrechte  verpflichte.  Ist  der  Pabst  durch  diese  Forderung  an- 
scheinend überrascht  und  war  er  da  nicht  durch  ausdrückliche  Abmachungen 


23.  Our.  Montis  Sereni  ed. 
26* 
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gesichert,  so  lässt  sich  dem  Vorgehen  des  Kaisers  insofern  die  Berechtigung 
nicht  absprechen,  als  Montefiascone  und  das  Gebiet  nordwärts  beim  Tode  K. 
Heinrichs  im  Besitze  des  Reiches  war,  dort  auch  gewiss  manche  wohlbegrün- 
dete Ansprüche  des  Reichs  bestanden.25  Und  dürfen  wir  annehmen,  dass  das 
Negotium  terrae,  über  welches  acht  Tage  nach  der  Krönung  vom  Kaiser  mit 
dem  Pabste  verhandelt  wurde,  sich  nicht  etwa  ausschliesslich  auf  das  Mathil- 
dische  Gut  bezog,  welches  doch  keine  brennende  Frage  war,  sondern  daneben 
oder  vorzugsweise  auf  diese  Ansprüche,  so  würde  der  Pabst  die  Forderungen 
des  Kaisers  nicht  schlechtweg  abgewiesen  haben26;  es  würde  da  der  Vor- 
schlag des  Pabstes  stimmen,  über  die  Rechtsfrage  durch  Schiedsrichter  ent- 
scheiden zu  lassen. 

Otto  hat  sich  dann  gewaltsam  in  Besitz  gesetzt  und  sich  dabei  auch  nicht 
an  das  gehalten,  was  noch  1197  in  den  Händen  des  Reiches  war.  Freilich, 
wenn  die  Antwort  echt  ist,  welche  der  Kaiser  auf  das  erwähnte  Mahnschrei- 
ben des  Pabstes  ertheilte,  so  hat  er  jetzt  überhaupt  die  bisherige  Grundlage 
seiner  Ansprüche  überschritten.  Er  behauptet,  sich  in  keiner  Weise  verfehlt 
zu  haben.  Nam  spiritualia,  que  ad  vestntm  pertinere  officium  dinoscttntur, 
vobis  non  auferimus,  nec  habemus  propositum  aufferendi,  gmmo  volumus, 
quod  ubicunque  maneant  illibata  et  Semper  itnperiali  auctoritaie  suscipiant 
incrementum.  In  temporalibus  vero  plenam,  ut  scitis,  habemus  potestatem, 
de  quibus  voa  non  convenit  iudicare,  quoniam  hiis,  a  quibus  ecclesie  sacra- 
menta  tractantur,  iudicium  sanguinis  agitare  non  licet.  Habeatis  igitur 
in  spiritualibus  libere  plenitudinem  potestatis,  firnüter  attendentes,  quod 
temporalia  tamquam  itnperator  per  totum  Imperium  intendimus  iudicare.21 
Selbst  wenn  das  Schreiben,  wofür  ein  ausreichender  Grund  nicht  vorzuliegen 
scheint,  unecht  sein  sollte,  so  dürfte  es  die  Auffassung  Otto's,  wie  sie  den 
Zeitgenossen  bekannt  war,  richtig  ausdrücken.  Dieselbe  Forderung  einer  B  e- 
seitigung  der  weltlichen  Hoheit  der  Kirche  wird  ihm  in  ver- 
schärfter Fassung  in  der  schon  erwähnten  Rede  in  den  Mund  gelegt;  das 
Kirchengut  ist  einzuziehen  und  zum  Unterhalte  des  Volkes,  insbesondere  aber 
zur  Ausstattung  des  Kriegers  zu  verwenden,  der  Klerus  und  Volk  mit  den 
Waffen  schirmt ;  die  Geistlichkeit  ist  wieder  zu  verweisen  auf  die  Zehnten  und 
die  freiwilligen  Gaben  der  Gläubigen.28  Es  ist  da  eine  Reaktion  gegen  die 
ungemessenen  Ansprüche  der  Kirche  auf  weltlichen  Besitz,  wie  sie  bei  den 
Rekuperationen  zu  Tage  getreten  waren,  nicht  zu  verkennen.  Und  der  Pabst 

308.]  25.  Vgl.  $  314.  338.  26.  Vgl.  n.  3.  Andere  Rechte  der  Kirche  hat  der  Kaiser 
damals  noch  unweigerlich  anerkannt,  so  insbesondere  in  einem  drei  Tage  nach  der  Krö- 
nung gegebenen  Pririlege  die  auf  die  Massa  Trabaria,  einen  westlich  Ton  Urbino  belegenen 
Bezirk;  Theiner  Cod.  dorn.  1,  43.  Und  dafür,  dass  es  sich  hier  nicht  um  einfache  Gewalt- 
that  handelt,  wird  doch  immerhin  zu  beachten  sein,  dass  der  Pabst  wohl  aufs  bestimmtest« 
Verletzung  der  Rechte  der  Kirche  behauptet,  aber  doch  erst  wegen  Siziliens  zur  Exkom- 
munikation schreitet.  27.  Hahn  Coli.  1,  209.  28.  Vgl.  n.  14.  In  der  n.  18  erwähnten 
Disputatio  ist  das  nicht  berührt;  dagegen  wirft  der  Pabst  Otto  Tor:  Clero  qui  sie  detraxit, 
nullut  pretulatui  ut  eilet ;  non  abbat,  immo  monaehui;  nec  epiicopui,  immo  clerieut ;  ei 
nullt  tua  prelatura  maneret;  und  in  der  Antwort  wird  das  nicht  gelAugnet.  sondern  ent- 
schuldigt. 
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seibat  war  es  gewesen,  der  den  gross  gezogen  hatte,  der  nun  nicht  allein  alles 
zurücknahm,  was  dem  Reiche  genommen  war,  sondern  auch  das  zu  nehmen 
drohte,  was  die  Kirche  schon  früher  besass,  und  gewiss  genommen  hätte, 
wäre  es  nicht  gelungen,  die  Wurzeln  seiner  Macht  in  Deutschland  zu  unter- 
graben. Denn  in  Italien  selbst,  welches  noch  vor  wenig  Jahren  fast  ausnahms- 
los dem  Gebote  des  Pabstes  gehorchte,  fand  dieser  jetzt  Niemanden,  der  ge- 
neigt oder  in  der  Lage  gewesen  wäre,  für  die  Kirche  einzustehen. 

369.  —  Die  Wiederherstellung  der  Reichsgewalt  in  Italien 
durch  K.  Otto  war  nämlich  eine  so  rasche  und  vollständige  gewesen,  wie 
nur  denkbar.  Nicht  durch  Nachgiebigkeit,  durch  Aufopferung  der  Reichs- 
rechte an  die  Städte  und  andere  Gewalten  hat  er  sich  seinen  Weg  gebahnt 
Ueberall  stossen  wir  auf  den  streng  eingehaltenen  Gesichtspunkt,  dass  Besitz 
und  Rechte  des  Reiches  in  vollem  Umfange  wiederherzustellen  seien,  wie  sie 
waren  in  den  Tagen  K.  Heinrichs;  überall  zeigt  sich  das  entschiedenste  Fest- 
halten am  Rechte  des  Reichs.  Was  durch  den  Konstanzer  Frieden, 
durch  Einzelverträge  den  Städten  gewährt  war,  hat  Otto  geachtet  und  be- 
stätigt; aber  auf  Zurückstellung  dessen,  was  die  Städte  darüber  hinaus  an 
sich  genommen  hatten,  hat  er  unweigerlich  auch  den  mächtigsten  gegenüber 
bestanden;  ich  wüsste  kein  Zeugniss,  dass  er  nöthig  gehabt  hätte,  sich  durch 
Preisgebung  von  Reichsrechten  Anhänger  zu  erkaufen.  Es  hat  nicht  einmal 
der  Ankunft  des  Königs  und  seines  Heeres  zur  Wiederherstellung  der  Reichs- 
gewalt bedurft.  Wir  sahen,  wie  schon  sein  Legat,  der  Patriarch  von  Aglei, 
bezüglich  der  Wiederherstellung  des  frühern  Besitzstandes  mit 
grösster  Entschiedenheit  und  überraschendem  Erfolge  vorging.1  Das  Vor- 
gehen des  Königs  selbst  ist  dem  durchaus  entsprechend.  Die  allgemeinen  An- 
gaben der  Schriftsteller,  dass  man  sich  überall  den  Forderungen  des  Königs 
fügte,  erhalten  durch  die  uns  bekannten  Einzelnheiten  volle  Bestätigung.  Die 
innern  Streitigkeiten  zu  Verona  scheinen  es  ihm  ermöglicht  zu  haben,  das 
wichtige  Garda,  welches  einst  K.  Heinrich  der  Stadt  verkaufte,  wieder  für 
das  Reich  zu  besetzen;  die  Stadt  selbst  musste  ihre  Widersetzlichkeit  durch 
grosse  Geldstrafen  büssen.2  Asti  rauss  die  wichtige  Burg  Annone  und  was  es 
sonst  dem  Reiche  genommen,  zurückstellen.8  Borgo  San  Donino,  bisher  der 
Zankapfel  der  Nachbarstädte,  gehorcht  wieder  dem  Reiche.4  Siena,  so  ge- 
neigt ihm  der  Kaiser  gewesen  zu  sein  scheint,  hat  doch  nichts  erlangt,  als  die 
Herstellung  des  Zustandes  unter  K.  Heinrich  nach  Verzicht  auf  die  Graf- 
schaft.5 Hatte  Lucca  sich  derVersilia  und  Garfagnana  bemächtigt,  so  musste 
es  nun  die  Bewohner  ihrer  Verpflichtungen  wieder  entlassen,  alle  bezüglichen 
Verbriefungen  dem  Reiche  ausliefern.6  Foligno  erhält  Bestätigung  seiner  Be- 
sitzungen, aber  unter  Vorbehalt  der  von  K.  Friedrich  überlassenen  Orte  Me- 
vagna  und  Cocorone  für  das  Reich.7  Und  weiter  hat  sich  Otto  nicht  einmal 
damit  begnügt,  Wiederherstellung  des  früheren  Besitzstandes  des  Reiches  zu 

360.  —  1.  Vgl.  S  282.  2.  Otto  de  S.  Blas.,  Mon.  Genn.  20,  333;  Arnold.  Lubec. 
1.  7  c.  20;  Tgl.  %  300  n.  1 !.  8.  Bflbmer  Acta  224;  Tgl.  $  304  n.  37.  4.  Dm  ergibt 
sieb  wohl  ans  der  Fassung  der  Unterwerfungsurk.  ron  1214.  Affo  P.  3,  327;  Tgl.  §  301. 
6.  Böhmer  Acta  766.    6.  Pacchi  14.    7.  üngedr.  Urk.  ron  1209;  Tgl.  Böhmer  Acta  144. 


Digitized  by  Google 


406 


Das  Reich  und  dir  Rnkiiperationen. 


verlangen.  Er  beanspruchte  Nachzahlung  der  Tribute,  welche  seit  dem 
Tode  K.  Heinrichs  nicht  entrichtet  waren,  und  Ersatz  der  Einkünfte, 
welche  man  inzwischen  aus  dem  usurpirten  Reichsgute  gezogen.  Dürfen  wir 
den  Angaben  der  Geschichtschreiber  glauben,  so  sind  ihm  wirklich  auf  diese 
Titel  ungeheure  Summen  gezahlt  worden.8  Dass  wenigstens  grundsätzlich 
daran  festgehalten  wurde,  ergeben  auch  die  Urkunden.  Siena  konnte  vom 
Legaten  noch  keiue  Zusicherung  des  Nachlasses  erlangen;  erst  vom  Kaiser 
selbst  ist  derselbe  später  gewährt.9  Als  sich  Asti  zur  Zurückstellung  der 
Reichsbesitzungen  verstand,  wurden,  ihm  wohl  die  verwirkten  Strafgelder  und 
der  Ersatz  der  gezogenen  Früchte  nachgesehen;  aber  die  verfallenen  Jahres- 
zinse  werden  nicht  erwähnt,  wir  werden  schliessen  müssen,  dass  diese  nach- 
gezahlt wurden.10 

So  wenig  die  Ursachen  der  Erfolge  Otto's  mit  schwacher  Nachgie- 
bigkeit irgendwie  zusammenhängen,  so  wenig  wird  man  sie  auf  rückhaltlosen 
Anschluss  an  eine  übermächtige  Partei  im  Lande  zurückfuhren  können.  Eine 
gewisse  Parteistellung  war  allerdings  für  ihn  von  vornherein  gegeben; 
Mailand  und  dessen  Partei  hatte  immer  auf  seiner  Seite  gestanden ;  das  beste 
Einvernehmen  stand  hier  von  vornherein  fest;  der  König  gibt  dem  schou  vor 
seiner  Ankunft  bestimmtesten  Ausdruck. 1 1  Da^s  aber  diese  Verbindung,  auch 
wenn  der  König  sie  rückhaltlos  ausnutzen  wollte,  wesentlich  für  den  Erfolg 
bestimmend  sein  konnte,  wird  sich  kaum  behaupten  lassen.  Es  wurde  das 
dadurch  aufgewogen,  dass  Otto  der  bisherigen  Sachlage  nach  bei  einer  andern 
Partei  nicht  auf  guten  Willen  rechnen  durfte.  Cremona,  die  mächtige  Gegnerin 
Mailands,  hatte  immer  auf  Seiten  Philipps  gestanden. 12  Auch  Azzo  von  Este, 
jetzt  Herr  zu  Ferrara  und  Verona,  durch  den  Pabst  Markgraf  von  Aneona, 
der  mächtigste  Gewalthaber  in  Oberitalien,  stand  mit  Philipp  in  Verbindung. 13 
Und  da  war  nun  gerade  kurz  vor  dem  Tode  Philipps  eine  engere  Einigung  er- 
folgt. Zu  Mantua  wurde  1208  Juni  5  ein  insbesondere  auch  gegen  Mailand 
gerichtetes  Bündniss  zwischen  Cremona  einerseits,  dem  Markgrafen,  Verona 
und  Ferrara  andererseits  geschlossen.    Beide  Parteien  standen  bereits  in 
Bündnissen  mit  Mantua,  Modena  und  der  Aussenpartei  von  Brescia;  als  wei- 
tere Bündner  Cremonas  erscheinen  Parma,  Reggio,  Bergamo  und  Paria; 
Ferrara  stand  in  Einigung  mit  Bologna,  Verona  mit  Vieenza,  der  Markgraf 
mit  Padua. 14  Fehlte  es  nun  auch  hier  nicht  an  einem  Gegengewichte,  da  d»/m 
Markgrafen  in  Ezclin  und  Salinguerra  mächtige  Feinde  gegenüberstanden,  so 
wird  man  bei  solcher  Sachlage  kaum  behaupten  können,  dass  die  Verbindung 
Otto's  mit  Mailand  und  dessen  Partei  irgend  geeignet  war,  seine  Erfolge  zu 
fordern,  das««  sie  ihm  nicht  eher  hinderlich  sein  musste,  weil  sie  das  Miss- 
trauen einer  gerade  damals  vielleicht  überlegenen  Gegenpartei  weckte. 

Nicht  anders  hat  Otto  selbst  das  aufgefasst;  er  hat  sichtlich  sorgsam 
alles  vermieden,  was  ihn  al<  Bündner  der  einen  Partei  erscheinen  lassen 

369.1  N.  Ann.  Colon.  M"».  (Win.  20.824.  Kronika  fan  Sassen  cd.  Scheller  2HJ.  9.  B.  h 

nur  Acta  U2<>.  S2:i.  824.  7G4.     10.  Böhmer  Acta  224.    11.  Böhmer  Acta  208.  12.  V*l 
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konnte ;  er  hat  die  »Stellung  über  d  e  n  P  a  r  t  e  i  e  n ,  wie  sie  dem  Haupte 
des  Reiches  ziemte,  durchaus  zu  wahren  gesucht.  Hat  er  zu  Verona  die 
Montecehi  restituirt,  so  hatte  eben  so  schon  sein  Legat  die  auf  Seiten  Cre- 
mona's  stehende  Aussenpartei  von  Brescia  zurückgeführt. 15  Wo  starke  Ge- 
genparteien in  den  Städten  bestanden,  da  hat  er  sich  nicht  für  eine  erklärt, 
sondern  die  Verwaltung  der  Stadt  zunächst  zu  Händen  des  Reiches  genom- 
men; so  zu  Riescia,  Ferrara  und  Vicenza.  Es  ist  bekannt,  wie  beim  Eintritte 
in  Italien  ihm  nichts  mehr  am  Herzen  lag,  als  Azzo  und  Ezelin  zu  versöhnen 
und  wie  ihm  das  wirklich  gelang;  und  im  April  1210  mussten  sich  auf  sein 
Gebot  nochmals  der  Markgraf  einerseits,  Ezelin  und  Salinguerra  andererseits 
zu  einer  Sühne  verstehen. 16 

Die  bei  weitem  grösste  Schwierigkeit  boten  zweifellos  die  Ansprüche 
Cremona's  auf  Crema,  wie  sie  K.  Heinrich  verbrieft  hatte.  Noch  jenes  Bünd- 
niss  mit  Azzo  von  1208  war  ausdrücklich  zu  dem  Zwecke  geschlossen,  Cre- 
mona  wieder  in  Besitz  von  Crema,  der  Iusula  Fulcherii  und  allem  zu  setzen, 
was  es  jemals  bis  zur  Adda  besessen  hatte. 1 1  Diese  Ansprüche  auf  Crema, 
das  sich  in  seiner  Selbstständigkeit  behauptet  hatte18,  anerkennen,  konnte 
Otto  unmöglich ;  es  hätte  den  offenen  Bruch  mit  seinen  bisherigen  Anhängern 
zur  Folge  haben  müssen.  Daraus  wird  zu  erklären  sein,  dass  Cremona,  das 
den  König  bereitwillig  anerkannte  und  aufnahm,  keine  Privilegienbestätigung 
von  ihm  erhalten  hat.1 9  Aber  auch  jede  ausdrückliche  Entscheidung  gegen 
Cremona  scheint  Otto  umgangen  zu  haben;  es  ergibt  sich  das  wohl  mit  voll- 
ster Bestimmtheit  daraus,  dass  erst  1212  Jan.  24  zu  Lodi,  als  der  Bruch  mit 
Cremona  und  dem  Markgrafen  ganz  entschieden  und  der  Kaiser  nun  aller- 
dings bestimmt  auf  die  Gegenpartei  hingewiesen  war,  Crema  eine  Verbriefung 
seiner  Unabhängigkeit  erhielt,  wie  es  dieselbe  gewiss  längst  erstrebt  hatte.20 

Mit  ähnlicher  Behutsamkeit  scheint  er  in  der  Romagna  vorgegangen  zu 
sein.  Dem  frühern  Verhältnisse  gemäss  kam  die  Wiederherstellung  der  Reichs- 
rechte, wie  sie  schon  dem  Legaten  Wolfger  gelang,  zunächst  Imola  zu  Gute, 
welches  dieselbe  denn  auch  sogleich  für  seine  Interessen  auszunutzen  ver- 
suchte. Unterstützt  von  dem  kaiserlichen  Grafen  der  Romagna  bekriegte  es 
Ende  1209  die  Gemeinde  Castel  Imolese,  die  sich  dann  im  Jan.  1210  ganz 
unterwerfen ,  Zerstörung  des  Orts  und  Vereinigung  mit  Imola  versprechen 
musste,  nur  die  Zustimmung  des  Kaisers  vorbehaltend.  Dieser  scheint  sich 
aber  keineswegs  schlechtweg  auf  die  Seite  Imola's  gegen  Bologna  und  Faenza 
gestellt  zu  haben;  Bologna  hielt  auch  ferner  zu  ihm  und  wurde  desshalb  1211 
Juni  vom  Pabste  mit  Bann  und  Interdikt  bedroht  ;  und  aus  Verträgen,  welche 
Castel  Imolese  1211  Nov.  mit  Bologna  und  Faenza,  dann  1213  März  mit 
Imola  schloss,  scheint  sich  zu  ergeben,  dass  der  Kaiser  die  Selbstständigkeit 
des  Orts  schützte  und  ihn  der  Hut  der  beiden  mächtigen  Nachbarstädte  über- 
gab. Andererseits  aber  hat  er  ebensowenig  die  Gunst  dieser  sich  durch  An- 

15.  Vgl.  §  282  n.  7.  16.  Tolosanus  bei  Mittarelli  Acc.  131.  17.  Antich.  Est.  1,  387. 
iH.  Vgl.  §  328  n.  1 1.  10.  Nicht  allein  fehlt  eine  solche  in  dem  wohlerhaltenen  Archivo 
<lor  Stadt,  sondern  es  wird  auch  in  der  Pancharte  Friedrichs  II  von  1220.  Böhmer  Acta 
782.  kein  Privileg  Otto's  aufgeführt.      20.  Böhmer  Acta  230. 
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erkennung  ihrer  alten  Ansprüche  gegen  Imola  erkauft;  noch  im  Jan.  1212 
verbrieft  er  denen  von  imola  unter  Lobsprüchen  auf  ihre  bewährte  Treue 
gegen  das  Reich,  dass  er  die  Grafschaft  nie  an  Bologna  und  Faenza  über- 
lassen will.21 

Selbst  in  dem  Gunstbriefe  für  Mailand  von  1210,  so  hoch  er  die  An- 
hänglichkeit der  Stadt  zu  schätzen  wusste,  geht  er  doch  nirgends  über  das 
hinaus,  was  schon  seine  Vorgänger  gewährt  hatten.22  Für  sein  Streben  nach 
Unparteilichkeit  spricht  auch  die  Wahl  seiner  Hofrichter,  welche,  wie  wir 
sehen  werden,  durchweg  eng  mit  der  Stellung  des  Kaisers  zu  den  städtischen 
Parteien  zusammenhing  und  zusammenhängen  musste,  da  ihre  Stellung  keines- 
wegs eine  rein  richterliche,  sondern  für  die  gesammten  Staatsgeschäfte  be- 
deutungsvolle war.  Wohl  werden  wir  da  die  Städte  des  Bundes  im  Ueber- 
gewichte  finden,  da  je  drei  seiner  Hofrichter  aus  Mailand  und  Piacenza  waren; 
aber  daneben  war  auch  Cremona  durch  Albert  Struzius,  Pavia  durch  Walfred 
von  Torricella  und  Bertram  Salimbene,  Ferrara  durch  Petrus  Aldighieri  an 
seinem  Hofe  vertreten.  Es  war  nicht  blos  der  Wunsch,  durch  die  oberita- 
lischen Verhältnisse  an  raschem  Zuge  nach  Rom  nicht  gehindert  zu  sein,  was 
ihn  zu  solchem  Auftreten  bewog;  auch  als  er  nach  der  Kaiserkrönung  in  Ober- 
italien war,  scheint  er  sich  die  Stellung  über  den  Parteien  gewahrt  zu  haben, 
mehr,  als  das  bei  seinen  Vorgängern  durchweg  der  Fall  war;  hat  er  Vicenza 
an  Ezzelin  überlassen,  so  hat  er  dafür  Azzo  Ancona  verliehen.  Seine  Ver- 
bindung mit  Mailand  hätte  seine  Erfolge  weder  bestimmter  fordern  können, 
noch  hat  Otto  darin  irgend  vorzugsweise  seinen  Halt  gesucht. 

Auch  darf  man  das  gewaltige  deutsche  Heer,  das  Otto  über  die 
Alpen  führte,  in  dieser  Richtung  nicht  zu  hoch  anschlagen.  Ihm  nöthigenfalls 
jedem  Widerstande  gegenüber  den  Weg  zur  Kaiserkrönung  zu  bahnen,  war 
dasselbe  gewiss  genügend.  Aber  auch  nur  für  diesen  Zweck  hatte  Otto  es  zur 
Verfügung;  der  Lehendienst  der  deutschen  Vasallen  endete  mit  der  Krönung. 
Es  mag  ihm  dann  noch  gedient  haben,  sich  auf  dem  Rückzüge  rasch  der  festen 
Punkte  im  tuszischen  Patrimonium  zu  bemächtigen.23  Aber  Ende  Oktober 
sind  die  Reichsfursten,  welche  ihn  begleiteten,  zuletzt  zu  San  Miniato  bei  ihm 
Zeugen;  von  dort  müssen  sie  und  mit  ihnen  gewiss  der  grösste  Theil  des 
Lehensheeres  nach  Deutschland  entlassen  sein.  Fortan  finden  wir  von  Deut- 
schen nur  noch  eine  Anzahl  von  Grafen  und  freien  Herren,  dann  Reich  sdienst- 
inannen  in  seiner  Umgebung.  Die  deutsche  Streitmacht,  welche  zurückblieb, 
kann  wenigstens  an  Zahl  nicht  sehr  bedeutend  gewesen  sein,  war  zudem  wohl 
nur  theilweise  zur  freien  Verfugung,  da  die  wichtigsten  festen  Punkte  gewiss 
vorzugsweise  mit  deutschen  Besatzungen  versehen  waren.  Dennoch  erhebt 
sich  auch  jetzt  nicht  allein  kein  Widerstand  gegen  den  Kaiser,  sondern  der- 
selbe erscheint  nicht  einmal  an  weitem  Unternehmungen  gehindert.  Für  diese 

360.1  21.  Sarioli  2.  303.  304. 31 1.31 2.  320.  322. 336;  vgl.§306;  §328n.22.  22.  Giulini 
7.  570.  23.  Das  rasche  Vorgehen  gegeu  den  Pabst  gleich  nach  der  Krönung  hangt  wohl 
damit  zusammen;  Oktober  2  wurde  er  gekrönt,  am  12.  urkundet  er  im  Lager  Ton  Mont«- 

'  :.-!Ncnne.  B.  Im»  r  Acta  212.  am  21.  ist  er  schon  zu  Sir  na.  Ann.  Scuens.  Slon.  Germ.  Ii*. 
272;  bis  dabin  waren  also  die  Unternehmungen  im  tuszischen  Patrimonium  beendet. 
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hat  er  offenbar  in  Italien  selbst  die  nöthigen  Kräfte  gefunden;  insbesondere 
scheint  das  Heer,  welches  er  nach  Apulien  führte,  ganz  überwiegend  ein  ita- 
lienisches gewesen  zu  sein.  Grosse  aus  der  Lombardei,  aus»  Tuszien,  Spoleto 
und  Ancona  erscheinen  hier  in  seiner  Umgebung;  manche  werden  nach  der 
Rückkehr  unter  Hervorhebung  der  in  Apulien  geleisteten  Dienste  mit  Lehen 
bedacht,  wie  die  Cacciaconti24,  die  Monaldeschi25;  auch  die  1212  mit  Gon- 
zaga belehnten  Grafen  von  Casaloldi  und  Montechiaro26  waren  Streitgenossen 
vom  sizilischen  Zuge.  Aber  auch  die  Betheiligung  der  Städte  scheint  eine  sehr 
lebhafte  gewesen  zu  sein.  Pisa  verpflichtete  sich  vierzig  ausgerüstete  und  be- 
mannte Galeeren  auf  eigene  Kosten  zu  stellen.27  Auch  die  Binnenstädte  wer- 
den ihre  Kontingente  zum  apulisehen  Zuge  gestellt  haben;  von  Mailand28, 
Faenza29,  Siena30  wird  das  ausdrücklich  gemeldet. 

370.  —  Haben  wir  nachzuweisen  versucht,  dass  Otto  in  Italien  auf  dem 
vollen  Rechte  des  Reiches  bestand,  nirgends  nur  seine  nächsten  Zwecke  durch 
Nachgiebigkeit  zu  erreichen  suchte,  dass  einseitiger  Anschluss  an  nur  eine 
Partei  ihn  der  ganzen  Sachlage  nach  nicht  hätte  fördern  können,  von  ihm 
selbst  auch  sichtlich  vermieden  wurde,  dass  die  deutschen  Streitkräfte,  über 
welche  er  verfügte,  schwerlich  so  bedeutend  waren,  so  sind  seine  Erfolge 
gewiss  überaus  beachtenswerth.  Es  scheint  ihm  williger  und  allgemeiner  ge- 
horcht zu  sein,  als  einem  seiner  Vorgänger.  Seine  Person,  die  besondern  Um- 
stände, unter  welchen  er  das  Reich  erlangt  hatte,  konnten  da  nicht  massgebend 
sein ;  mochte  der  Weife  auf  der  einen  Seite  besonderes  Vertrauen  finden,  so 
hätte  zweifellos  die  cremonesisch-estensische  Partei  lieber  einen  Staufer  als 
Herrscher  begrüsst;  aber  auch  sie  hat  sich  gefügt,  so  lange  Otto  überhaupt 
das  allgemein  anerkannte  Haupt  des  Reiches  war;  hatte  die  besondere  Gunst 
des  Pabstes  seine  ersten  Erfolge  erleichtert,  so  hat  sein  späterer  Zerfall  mit 
demselben  ihn  nicht  gehindert,  so  lange  seine  Stellung  in  Deutschland  noch 
ungefährdet  war. 

Es  scheint  da  doch  kaum  eine  andere  Erklärung  statthaft,  als  dass  in 
Italien  selbst  das  Bedürfniss  nach  Wiederherstellung  der  Reichs- 
gewalt sich  fühlbar  machte,  dass  man  den  Zustand,  wie  er  vor  dem  Tode 
K.  Heinrichs  gewesen  war,  dem  jetzigen  vorzog,  seine  Wiederherstellung 
wünschte,  wenn  auch  mancher  Verzicht  auf  usurpirtes  Gut  des  Reiches,  das 
Wiederaufleben  mancher  Leistung,  der  man  sich  entzogen  hatte,  damit  ver- 
bunden war.  Die  Vereinigung  Italiens  mit  Deutschland  unter  einem  Herrscher 
kann  man  demnach  doch  nicht  lediglich  als  Sache  des  Zwanges  empfunden, 
sie  muss  doch  wesentlichen  Bedürfnissen  entsprochen  haben.  Man  muss  ge- 
fühlt haben,  dass  nur  der  deutsche  Herrscher  den  Aufgaben  eines  Königs  von 
Italien  genügen  könne;  den  Halt,  den  ein  auf  Italien  beschränkter  Herrscher 
vergeblich  gesucht  hätte,  boten  ihm  die  andern  Länder  des  Reichs,  nur  er 
hatte  die  Macht,  sich  über  die  Parteien  zu  stellen;  nichts  spricht  doch  in  dieser 

24.  Böhmer  Acta  771.  25.  üngedr.  Urk.  d.  d.  1211  Nov.  21.  26.  Odorici  7,  60. 
2*".  Böhmer  Acta  769.  28.  Vgl.  Giulini  7.  247.  29.  Tolosani  C  hr.  c.  137.  80.  Tom- 
masi  1.  199  nach  Urkunden. 


Digitized  by  Google 


410  D&s  Reich  und  die  Rekuperationen. 

Richtung  bestimmter,  als  dass  nie  auch  nur  der  Gedanke  auftaucht,  einen  ein- 
heimischen König  zu  erheben.  Dass  der  König  Italiens  einer  fremden  Nation 
angehörte,  scheint  als  etwas  den  Nationalstolz  verletzendes  kaum  gefühlt, 
kaum  anders  betrachtet  zu  sein,  als  die  Regierung  der  Stadt  durch  den  frem- 
den Podesta;  das  Herkommen  von  Jahrhunderten  hatte  daran  gewöhnt;  die 
universale  Bedeutung  der  Kaiserkrone  liess  leichter  darüber  wegsehen;  dass 
diese  nur  in  Italien  zu  erlangen  war,  mochte  da  ausgleichend  erscheinen  gegen- 
über dem  Umstände,  dass  nur  die  Wahl  der  Deutschen  den  Herrscher  be- 
stimmte. Und  betonte  man  das  Köuigthura,  so  war  es  ja  nicht  der  König 
Deutschlands  als  solcher,  dem  man  gehorchte;  das  italienische  Königreich 
war  ja  nicht  untergegangen  in  einem  einheitlichen  Gesammtreiche ;  die  in  Ita- 
lien gefährdeten  Rechte  des  Reichs  waren  doch  zunächst  Rechte  der  italie- 
nischen Krone.  Sollte  das  nirgends  gefühlt  sein,  sollte  es  nicht  auch  einer 
weiterverbreiteten  Anschauung  entsprochen  haben,  wenn  ein  Schriftsteller  jener 
Zeit  den  Ausdruck  gebraucht,  Otto  habe  vom  Pabste  rekuperirte  Städte  zu- 
rückgefordert, weil  sie  refnü  Italici  iuris  seien  ? 1  sollte  den  Italienern,  welche 
Otto  Heeresfolge  leisteten,  der  Gedanke  fremd  gewesen  sein,  dass  es  zunächst 
die  Rechte  des  eigenen  Staatswesens  seien,  für  welche  sie  eintraten?  würde 
bei  einer  Auffassung,  wonach  es  sich  da  überall  nur  um  Interessen  eines  frem- 
den Herrschers  handelte,  die  sichtliche  Willigkeit  erklärlich  sein?  Gewiss 
würden  wir  in  den  Quellen  nicht  selten  jener  Anschauung  begegnen,  wenn  die 
besondere  Beziehung  nicht  dadurch  verwischt  wäre,  dass  es  dem  Sprachge- 
brauche der  Zeit  durchweg  näher  lag,  von  der  umfassenderen  Gestaltung, 
vom  Kaiserreiche  zu  reden,  dessen  Rechte  im  Gegensatze  zu  den  Forderungen 
der  Kirche,  zum  apulischen  Königreiche  ja  mit  denen  der  italienischen  Krone 
durchweg  zusammenfielen. 

Pabst  Innozenz  hatte  allerdings  nationalpolitische  Gesichtspunkte,  die 
Einheit  der  Nation,  die  von  der  seitherigen  staatlichen  Gestaltung  unabhängige 
Gemeinsamkeit  ihrer  Interessen,  den  Charakter  der  deutschen  Herrschaft  als 
einer  Fremdherrschaft  betont.  Mag  das  seine  anfänglichen  Erfolge  gefördert 
haben,  nachhaltig  hat  es  nicht  gewirkt;  in  diesen  Zeiten  vermisse  ich  jede 
Audeutung.  Natürlich  auch  in  den  Schreiben  des  Pabstes,  der  nur  noch  in 
Deutschland  die  Mittel  fand,  sich  einer  Einheit  Italiens  zu  erwehren,  wie  sie 
der  Kaiser  über  die  Rechte  der  Kirche  fortschreitend  nahezu  hergestellt  hatte. 
Innozenz  mag  anfangs  gehofft  haben,  die  Gewalt  des  Reichs  auch  in  weltlichen 
Dingen  in  Italien  durch  das  Eingreifen  der  Kirche  ersetzen  zu  können.  Der 
Erfolg  hatte  gegen  ihn  entschieden;  nicht  einmal  da  gelang  das,  wo  er  un- 
mittelbar die  weltliche  Herrschaft  in  seine  Hand  nahm.2  Die  wirre  Zerfahren- 
heit aller  Verhältnisse  hatte  in  Italien  während  des  Thronstreites  den  höchsten 
Punkt  erreicht.  Je  mehr  man  sich  überzeugt  hatte,  wie  wenig  die  Kirche  zur 
Durchführung  der  weltlichen  Aufgaben,  welchen  sie  sich  unterzogen  hatte,  be- 
fähigt sei,  um  so  bestimmter  musste  auch  die  Ueberzeugung  sich  Bahn  brechen, 
dass  auf  Erfüllung  des  Wunsches  nach  Wiederherstellung  geordneterer  Zu- 

376.  -  1.  Vgl.  §  368  n.  1 1.      2.  Vgl.  §  362  n.  15. 
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stände  nur  durch  das  Reich  zu  rechnen  sei.  Zur  Zeit  des  Todes  K.  Heinrichs 
hatte  man  nur  das  Drückende  der  Reichsregierung  beachtet.  Jetzt  hatte  man 
auch  die  Kehrseite  kennen  gelernt.  Gewiss,  wäre  Otto  in  Italien  mit  den  An- 
sprüchen aufgetreten,  wie  sie  Friedrich  I  im  Beginne  seiner  Regierung  stellte, 
er  würde  kaum  minderen  Widerstand  gefunden  haben.  Jetzt  war  die  Lage 
eine  andere.  Im  Konstanzer  Frieden,  in  einer  Reihe  von  Einzelprivilegien  war 
eine  Ausgleichung  zwischen  den  Ansprüchen  des  Reichs  und  dem  Streben 
nach  munizipaler  Selbstständigkeit  erfolgt,  welche  doch,  wie  die  Sachen  einmal 
lagen,  den  beiderseitigen  Bedürfnissen  genügt  zu  haben  scheint.  Die  Städte 
sind  jetzt  und  später  immer  bereit  gewesen,  nach  zeitweiser  Ausschreitung 
sich  mit  dem  damals  Gewährten  zu  begnügen.  Und  die  letzten  Zeiten  Fried- 
richs, die  Regierung  Heinrichs,  die  Erfolge  Ottos  scheinen  doch  zu  ergeben, 
dass  die  Aufrechthaltung  der  Rechte  der  oberitalischen  Städte  mit  einem  kräf- 
tigen Walten  des  Herrschers  recht  wohl  vereinbar  war.  Die  Länder  Mittel- 
italiens hatten  freilich  eine  weniger  bevorzugte  Stellung  genossen.  Aber  auch 
sie  hatten  inzwischen  die  Erfahrung  gemacht,  dass  die  Forderungen  der  Kirche 
nicht  gerade  weit  hinter  denen  des  Reiches  zurückblieben,  dieses  aber  doch 
wenigstens  geordnete  Zustände  zu  erhalten  wusste.  Von  einem  Einstehen  für 
die  Ansprüche  der  Kirche,  von  einem  Widerstande  gegen  die  Herstellung  der 
alten  Verhältnisse  ist  kaum  die  Rede.3  Für  eine  Auffassung,  wonach  Otto 
gleichsam  als  Eroberer  gekommen  wäre,  um  ein  Land,  welches  sich  zehn 
Jahre  lang  einer  verhassten  Fremdherrschaft  glücklich  erwehrt  hatte,  derselben 
wieder  zu  unterwerfen,  scheint  mir  da  jeder  Boden  zu  fehlen.  In  weitesten 
Kreisen  scheint  man  doch  in  ihm  den  ersehnten  Hersteller  der  alten  Ordnung 
gesehen  zu  haben,  die  manches  Drückende  gehabt  haben  mochte,  die  man 
dennoch  schätzen  lernte,  seit  man  sie  entbehrte. 

371.  —  Ueber  die  Beamten  für  einzelne  Reichstheile  unter 
K.  Otto  liegen  uns  wenigstens  so  viele  Nachrichten  vor,  dass  sich  deutlich 
ergibt,  wie  der  Kaiser  auch  in  dieser  Richtung  durchweg  an  die  Zustände,  wie 
sie  vor  dem  Thronstreite  bestanden,  wiederanknüpfte.  In  der  Lombardei 
hat  er  im  allgemeinen  durchaus  die  den  Städten  verbriefte  Selbstverwaltung 
geachtet.  Aber  in  einer  Richtung  ist  er  da  doch  weiter  gegangen,  als  seine 
Vorgänger  seit  dem  Frieden  gewagt  hatten.  Wo  die  inneren  Parteiungen  einen 
geordneten  Zustand  nicht  erwarten  Hessen,  so  lange  die  Stadt  sich  selbst  über- 
lassen blieb,  oder  wo  die  Herrschaft  über  die  Stadt  schon  zum  Zankapfel  der 
benachbarten,  mit  den  städtischen  Parteien  verbündeten  Dynasten  geworden 
war,  da  hat  er  sich  für  berechtigt  gehalten,  im  Interesse  der  Wiederherstel- 
lung geordneter  Zustände  die  Stadt  durch  vom  Reich  gesetzte  Pode- 


3.  Iu  Tuszien  ist  nur  tod  einem  Widerstande  Viterbo's  die  Rede,  der  aber  anscheinend 
mehr  im  Interesse  der  Stadt,  als  der  Kirche  erfolgte;  Tgl.  §  368  n.  10.  Ausserdem  finde 
ich  nur  ein  Zeugniss  für  Rieti;  P.  Honorius  verspricht  1225  der  Stadt,  dass  sie  unmittelbar 
dem  Pabste  unterstehen  soll  weil  sie  in  der  Treue  verharrte,  als  die  meisten  Nachbarn 
rückwärts  schauten,  und  standhaft  blieb  in  advenht  imperatoris,  qui  pertonaliter  obtedit 
llrmtane  W»>  iniuria  tt  contemptu;  Oalletti  Rieti  159.  Das  kann  nur 
1210  Nov.  gewesen  sein,  als  Otto  per  Rtatituie  partei  in  das  Königreich  einbrach. 
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s  taten  verwalten  zu  lassen,  wenigstens  ausnahmsweise  auf  Massregeln  zurück- 
zugreifen, wie  sie  K.  Friedrich  in  den  früheren  Zeiten  seiner  Regierung  allge- 
mein durchzuführen  beabsichtigt  hatte.  Zu  Brescia  hatte  schon  der  Legat,  nach- 
dem er  den  Parteien  Frieden  geboten,  einen  Genueser  zum  Podesta  gesetzt;  jetzt 
wurde  es  durch  den  König  Thomas  von  Turin1,  wohl  derselbe  mit  dem  frühern 
Burggrafen  von  Annone.2  Ueber  Vicenza  setzte  er  zuerst  den  Wilhelm  de 
Andito  von  Piacenza,  der  1209  urkundlich  Vmcmcie  potestas  et  d.  impera- 
toria  kgatus  heisst3  und  seine  Anhänglichkeit  noch  1212  dadurch  bewahrte, 
dass  er  die  Reise  K.  Friedrichs  zu  hindern  suchte4;  nach  der  Kaiserkrönung 
nahm  er  ihm  das  Amt  und  setzte  nun  zu  Vicenza  den  Ezelin  in  rectorem  et 
potestatem  et  d.  imperatoris  legatum,  der  dem  Kaiser  die  sechszigtausend 
Pfund  zu  zahlen  versprach,  in  welche  er  die  Stadt  verurtheilt  hatte.5  Als  Po- 
desta von  Ferrara  finden  wir  1210  den  Reichsdienstraann  Hugo  von  Worms, 
früher  Marschall  Herzog  Philipps  und  Graf  von  Siena,  der  sich  anscheinend 
immer  in  Italien  gehalten  hatte;  1211  musste  er  dann  dem  Markgrafen  von 
Este  weichen.6  Als  der  Kaiser  sich  1210  zum  Süden  wandte,  scheint  er  den 
Hofvikar,  Bischof  Heinrich  von  Mantua,  zum  Legaten  für  die  gesammte 
Lombardei  bestellt  zu  haben,  den  wir  urkundlich  als  solchen  erwähnt  fanden. 7 
Spätestens  bei  seinem  Abzüge  aus  Italien  hat  er  dann  dieselbe  Stellung  dem 
Grafen  Egidius  von  Cortenuova  verliehen,  der  1212  Juli  2  als  Legat 
zu  Mailand  eine  Entscheidung  für  Vercelli  gegen  den  Markgrafen  von  Mont- 
ferrat  fällt  und  wieder  Sept.  4  zu  Cortenuova  als  Vicariu»  in  Lambardia  d. 
Ottonis  imperatoris  unter  Drohung  des  kaiserlichen  Bannes  eine  Verfügung 
zu  Gunsten  von  Vercelli  trifft.8  Dieser  Stellung  ist  es  wohl  zuzuschreiben, 
dass  er  Mai  1213  vom  Legaten  K.  Friedrichs  zugleich  mit  der  mailändiscben 
Städtepartei  namentlich  gebannt  wurde.9 

Diesen  Legaten  für  die  Lombardei  scheint  auch  Piemont  unterstanden 
zu  haben.10  Wie  dasselbe  aber  anscheinend  schon  früher  zu  einem  grösseren 
Verwaltungsbezirk  des  Reiches  zusammengefasst  war11,  so  auch  jetzt  Zu 
Carmagnola  1211  Juni  29  verhängen  Markgraf  Manfred  von  Saluzzo, 
in  superiori  Lombardia  procurator  imperii,  und  der  Kastellan  Konrad 
von  Annone  über  die  Gemeinde  Savigliano  wegen  Ungehorsams  gegen  ihre 
Ladungen  eine  Bannstrafe. 12  Ist  der  örtliche  Umfang  der  Befugnisse  des 
Markgrafen  bestimmter  angegeben,  so  dürften  danach  auch  die  des  Kastellan 
sich  über  sein  nächstes  Verwaltungsgebiet  hinaus  erstreckt  haben.  Konrad 
dürfte  ein  Deutscher,  aber  kaum  Sohn  des  frühern  Kastellan  Thomas  gewesen 

371.  -  1.  Ann.  Brixiens.  Mon.  Gönn.  18,  877:  Tgl.  §  282  n.  8.  2.  Vgl.  %  304 
n.  38.  8.  Verci  Ecel.  3.  151.  4.  Böhmer  AcU  828.  6.  Maurisius,  Script.  It.  8,  22. 
6.  Fantuzzi  4,  329;  Sarioli  2,  311 ;  Vita  Ricciardi,  Script.  It.  8,  123;  Tgl.  §  312  n.  27.  - 
Hat  Otto  nach  der  $  240  n.  7  angeführten  Stelle  zwei  Richter  xu  Mailand  bestellt,  so 
würde  das,  falls  es  sich  um  Richter  erster  Instanz  handelte,  eine  hier  unerklärliche  Ver- 
letzung der  Rechte  der  Stadt  gewesen  sein;  ich  glaubte  es  daher  auf  Appellationsrichter 
bexiehen  xu  müssen.  7.  Vgl.  $  187.  8.  Mandelli  1,  49.  2,  163.  9,  Böhmer  Acta 
637.  10.  Das  würde  sich  aus  der  Stelle  $  187  n.  7  bestimmt  ergeben,  wenn  da  nicht  die 
Ausdehnung  der  Befugnisse  des  Hofrikar  massgebend  sein  könnte.  11.  Vgl.  $  304. 
12.  NoTelli«  380. 
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sein18;  als  Konrad  von  Annone  wird  er  noch  1212  Febr.  22  zu  Como  beim 
Kaiser  erwähnt 14 

In  der  Romagna  muss  schon  der  Legat  Wolfger  einen  Dienstmann 
der  Kirche  von  Aglei,  RudolfvonTricano15,  zum  Grafen  bestellt  haben; 
denn  1209  Juni  30  erlassen  Boten  d.  Rodulfi  comitis  legati  Romanie  pro 
d.  patriarca  et  pro  d.  Ottone  rege  zu  Cervia  einen  Befehl  zu  Gunsten  von 
Ravenna;  und  Dez.  9  verzichten  die  von  Castel  Imolese  dem  Richter  d.  Ro- 
didphi  comitis  Romanie  auf  den  Ersatz  alles  Schadens,  welchen  ihnen  der 
Graf  in  Verbindung  mit  Imola  zugefügt  hatte.16  Sein  Vorgehen  in  dieser 
Richtung  mag  den  Wünschen  des  Kaisers  nicht  entsprochen  haben.17  Im  fol- 
genden Jahre  finden  wir  ihn  durch  einen  Grafen  Leonhard  von  Tricano, 
vielleicht  einen  Bruder,  ersetzt;  1210  Nov.  28  wird  ein  Nuncius  Leonard! 
e  Tricano,  in  omni  Flaminia  Othonis  cesaris  comitis  et  procuratoris  er- 
wähnt, und  Dez.  1 0  bestätigt  Leonhard  selbst  einen  zwischen  ihm  und  dem 
Erzbischofe  von  Ravenna  gefällten  Schiedsspruch  über  Güter,  welche  der 
Graf  fortan  als  Prekarie  von  der  Kirche  von  Ravenna  haben  soll. 18  Nach 
ihm  war  vielleicht  noch  Salinguerra  vonFerrara  mit  der  Verwaltung 
der  Romagna  betraut;  doch  wird  er  nur  in  einer  sehr  unzuverlässigen  Quelle 
als  totius  Romaniole  vtcarius  bezeichnet. 1 9 

Die  Mark  Ancona  hatte  der  Pabst  1208  an  den  Markgrafen  Azzo 
von  Este  verliehen20,  wie  er  denn  auch  bei  der  Uebertragung  der  Herrschaft 
zu  Ferrara  als  dei  et  apostolica  gratia  Estensis  et  Anconitanus  marchio 
bezeichnet  wird.21  Otto  hat  diese  Belehnung  offenbar  in  keiner  Weise  als 


13.  Vgl.  §304  n.40.  Ich  vermuthe  in  ihm  Ronrad  von  Schipf.  Bruder  des  Reichsschenken 
Walter,  da  kein  anderer  Ronrad  bei  Otto  in  Italien  genannt  wird  und  das  Vorkommen  beim 
Raiser  jene  8tellnng  nicht  ausschliesst;  anscheinend  seinen  Bruder  Walter  als  Schenk  rer- 
tretend,  ist  Ronrad  bis  Ende  Aug.  1210  am  Hofe:  auf  dem  sizilischen  Zuge  ist  Walter 
Schenk,  wahrend  Ronrad  am  Hofe  nicht  mehr  genannt  wird.  Vgl.  Sitzungsber.  40,  490. 

14.  Odorici  7,  60.  15.  Savioli  2  a.  303.  314  sieht  in  Rudolf  einen  Sohn  Markwards,  wo- 
für sich  nur  etwa  geltend  machen  Hesse,  dass  Savioli  2,  303  ein  miles  comitis  Rodulfi  Mar- 
coaldi  erwähnt  wird.  Aber  entscheidend  ist  wohl  das  bei  Fantuzzi  5.  XXXIV  abgebildete 
Siegel,  im  Felde  drei  laufende  Hunde,  wie  es  scheint,  übereinander,  mit  der  Umschrift : 
SigÜlum  Rodulfi  de  Trican  comitü  RomanioU.  Wir  kennen  keinen  andern  Grafen  der  Ro- 
maniohv.  den  das  treffen  könnte;  sind  überdies  die  Ton  Tricano  Agleier  Dienstmannen,  vgl. 
z.  B.  Rubeis  633.  645.  705.  707.  Huillard  4,  321,  so  wird  da  kein  Zweifel  bleiben  können. 
16.  Fantuzzi  4.  324.  Sarioli  2,  303.  17.  Vgl.  §  369  n.  21.  18.  Rubeus  Rav.  360: 
Tgl.  Fantuzzi  2,  374.  Bei  Fantuzzi  heisst  es  Tricarico;  und  es  liesse  sich  an  Tr.  in  der  Ba- 
silicata,  also  einen  der  zu  Otto  übergegangenen  apulischen  Grossen  denken:  aber  bei  der 
sichern  Geschlechtsbeatimmung  des  vorhergehenden  Grafen  wird  Tricano  das  richtige  sein: 
auch  ist  der  sonst  selten  Torkommende  Name  Leonhard  gerade  zu  Aglei  sehr  gebräuchlich; 
vgl.  z.  B.  Rubeis  705.  19.  In  einer  mir  im  Auszuge  Torliegenden  Ernennung  eines  Notar 
durch  R.  Otto,  d.  d.  Bologna,  1214.  ind.  2,  Feb.  10;  unter  den  Zeugen  der  Erzbischof  von 
Rfiln:  zweifellos  unecht  konnte  es  doch  eine  Bologneser  Formel  aus  nächstliegender  Zeit 
sein,  in  welche  dann  jener  Titel  kaum  ganz  willkürlich  aufgenommen  sein  dürfte.  Vgl. 
auch  Sarioli  2a,  314.  20.  Rolandin.  Mon.  Genn.  19,  44.  21.  Antich.  Est.  1,  389. 
Diese  Erwähnung  scheint  doch  die  Nachricht  des  Rolandin  genügend  zu  bestätigen.  Sarioli 
2  a,  314  bezweifelt  diese  frühere  Belehnung.  weil  Azzo  zunächst  in  den  Urkk.  R.  Otto's 
nicht  Markgraf  von  Ancona  heisst.   Das  aber  lässt  sieb  genügend  erklären:  eher  kann  es 
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rechtskräftig  anerkennen,  andererseits  aber  doch  auch  dem  Markgrafen  die 
Mark  nicht  entziehen  mögen.  Zunächst  wird  dieser  in  den  Kaiserurkunden 
nie  als  Markgraf  von  Ancona  bezeichnet;  und  1210  Jan.  20  verlieh  ihm  nun 
der  Kaiser  selbst,  ohne  irgendwelche  Erwähnung  bereits  erworbener  Rechte, 
totam  marchiam  Ancone,  sicut  marchio  Marquardts  luibuit  et  tenuit  eam 
tempore  serenissimi  antecessoris  nostri  Henrici22;  es  wird  da  offenbar  ab- 
sichtlich an  den  Stand  der  Dinge  unter  Heinrich  angeknüpft.  Es  fuhrt  denn 
auch  Azzo  jetzt  seine  Gewalt  ausschliesslich  auf  den  Kaiser  zurück.  Als  dei 
et  imperial*  gratia  Estensis  et  Anchonitanus  marcluo  erklärt  er  1210 
Dez.  22  zu  Montegranaro  ex  aivctoritate  imperial*,  qua  pleuarie  de  sui  gratia 
funghnur,  dass  die  von  Fabriano  wegen  eines  Verbrechens  der  Kurie  Genug- 
tuung leisteten.23  Er  scheint  einen  stellvertretenden  Markgrafen  bestellt  zu 
haben,  da  als  Zeuge  Albergatus  tncarius  noster  marchio  genannt  wird,  weiter 
ein  Superbus  Camerinensis  comitatus  iustitiarius ;  im  Mai  werden  zu  Ma- 
cerata  ein  Iudex  und  ein  lialivus  d.  marclüonis  genannt.24  Dass  Azzo  einem 
Kaiser,  der,  wenn  er  ihn  auch  vielfach  begünstigte,  doch  nicht  einseitig  für 
ihn  Partei  ergreifen  mochte,  die  Treue  brechen  würde,  sobald  das  mit  einiger 
Aussicht  auf  Erfolg  geschehen  konnte,  war  wohl  vorauszusehen.  Die  Verhält- 
nisse von  Ferrara  scheinen  den  Ausschlag  gegeben  zu  haben;  nach  Vertrei- 
bung des  kaiserlichen  Podesta,  Hugo  von  Worms,  Aufang  Mai  1211,  als  der 
Kaiser  in  Apulien  war,  durfte  Azzo  auf  ein  gutes  Einvernehmen  mit  Otto 
nicht  mehr  rechnen;  er  steht  jetzt  wieder  in  engster  Verbindung  mit  dem 
Pabste25;  und  nachdem  der  Kaiser  ihn  1212  Jan.  geächtet  hatte,  Hess  er 
sich  Mai  10  gegen  Versprechen  eines  jährlichen  Zinses  von  hundert  Pfund 
und  Lehndienstes  mit  hundert  Rittern  vom  Pabste  mit  der  Mark  belohnen : 
ipsamque  Marchiam  a  sede  dumtaxat  apostoliea  recognosce«,  cuius  iuris 
et  proprietatifi  existit,  et  de  iüa  contra  omnem  mortalem  facies  pacem  et 
guerram  ad  mandatum  ipsiu*.26 

Nach  dem  Abfalle  Azzo's  mag  der  Kaiser  dem  1212  gestorbenen  Graf.Mi 
Peter  von  Celano,  einem  seiner  eifrigsten  Anhänger  aus  dem  Königreiche,  oder 
einem  Sohne  desselben  die  Verwaltung  der  Mark  übertragen  haben;  wenig- 
stens erscheint  ein  Graf  von  Celano  mit  seinen  Brüdern  hier  in  den  fol- 
genden Jahren  als  Haupt  der  kaiserlichen  Partei,  wird  als  solches  1214  vom 
Pabste  namentlich  exkommunizirt  und  1215  vom  Markgrafen  Aldobrandin 
von  Este  besiegt.27 

Im  Herzogthume  Spoleto  fanden  wir  1205  einen  Herzog  Heinrich, 
wohl  zweifellos  einen  der  Söhne  Herzog  Konrads,  deren  Rechte  K.  Philipp 
anerkannte.28  Bei  K.  Otto  wird  nie  einer  derselben  erwähnt;  ohne  Rücksicht 
auf  die  etwaigen  Ansprüche  derselben  übergab  er  das  Herzogthum  dem  Grafen 

371.1  auffallen,  dass  bei  der  päbstlichen  Belehnung  Ton  1212  die  frühere  nicht  erwähnt 
wird;  doch  mag  das  seinen  Grund  darin  haben,  dass  man  es  Tenneiden  wollte,  sich  über 
die  zwischenliegende  kaiserliche  Belehrung  auszusprechen.  22.  Antich.  Est.  1,  392. 
23.  Ungedr.  24.  Compagnoni  88.  25.  Vgl.  Antich.  Lst.  1,  395.  245.  Theiner  Cod. 
dorn.  1,44.  27.  Vgl.  Antich.  Est.  1.417.419  Ann.  PataT.  Mon.  Germ  19.  151 
28.  Vgl.  §  3<J4  ii.  8. 
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Diepbold  von  Acerra,  der  als  solcher  1210  Feb.  6  zuerst  bei  ihm  ge- 
nannt wird,  dann  seit  Feb.  10  den  Herzogstitel  führt.29  Diephold  wird  meines 
Wissens  zuerst  erwähnt  1191,  als  ihn  K.  Heinrich  bei  seinem  Rückzüge  im 
Königreiche  zurückliess;  sein  Stützpunkt  war  das  feste  Rocca  d'Arce  unweit 
Aquino,  nach  dem  er  in  dieser  Zeit  gewöhnlich  genannt  wird;  nach  der  Unter- 
werfung des  Königreichs  ist  er  zuerst  1195  Justitiar  von  Terra  di  Lavoro30; 
1196  verleiht  ihm  der  Kaiser  nach  der  Hinrichtung  des  Grafen  die  Grafschaft 
Acerra.31  Eine  wie  hervorragende  Rolle  er  dann  bei  den  Wirren  im  König- 
reiche spielte,  wo  ihm  seine  Brüder  Otto  und  Sigfrid  zur  Seite  standen,  ist 
bekannt.  Jetzt  wandte  er  sich  Otto  zu  und  soll  nebst  dem  Grafen  Peter  von 
Celano  denselben  vorzugsweise  zum  Zuge  nach  Apulien  bestimmt  haben.  An 
diesem  scheint  er  nach  den  Zeugenschaften  und  sonstigen  Nachrichten  nur  im 
Beginne  Theil  genommen  zu  haben,  während  sein  Bruder  Sigfrid  als  Graf  von 
Alife  beim  Kaiser  zu  Capua  genannt  wird32;  auch  später  finden  wir  ihn  nur 
zu  Ende  1211  in  Tuszien  am  kaiserlichen  Hofe.33  Er  wird  demnach  vorwie- 
gend in  seinem  Herzogthume  beschäftigt  gewesen  sein.  Doch  ist  uns  darüber 
nichts  überliefert,  als  dass  er  im  März  1210  die  Gränzen  des  Stadtgebietes 
von  Foligno  bestimmt  und  1213  einige  Burgen  an  Spoleto  gegeben  habe.34 
Auch  nach  dem  Abzüge  des  Kaisers  scheint  sicli  Diephold  zunächst  in  seinem 
Herzogthume  gehalten  zu  haben,  denn  erst  zu  1216  meldet  Richard  von  S. 
Germano,  dass  er  de  dticatu  Spoleti  in  reanum  occulte  rediens  gefangen, 
aber  um  Geld  gelöst  sei.  Auf  Befehl  K.  Friedrichs  nahm  ihn  dann  1218  sein 
Schwiegersohn,  Graf  Jakob  von  S.  Severino,  gefangen,  der  ihn  1221  an  den 
Kaiser  auslieferte;  auf  Bitten  der  Deutschen  schenkte  ihm  dieser  die  Freiheit, 
wogegen  sein  Bruder  Sigfrid  dem  Kaiser  Alife  und  Cajazzo  überlassen  musste. 35 
Weiterhin  scheinen  Nachrichten  über  Diephold  zu  fehlen;  ein  Sohn  desselben, 
Konrad,  wird  einmal  1210  bei  K.  Otto  erwähnt.36 

29.  Vgl.  Reg.  Ott.  n.  105.  108.  80.  Böhmer  Acta  184.  81.  Vgl.  Toeche  310.  347. 
448. 452.  Nach  einer  spätem  angeblichen  Aeusserung  K.  Friedrichs,  Huillard  2, 933,  hatte 
ihn  K.  Heinrich  zum  praetor  Piemorum  bestellt,  was  jedenfalls  angenau  ist.  32.  Vgl. 
Reg.  Ott.  S.  55.  56.  33.  Nov.  21  ap.  Montemflaschonis,  Der.  22  ap.  S.  Genesium,  wo 
der  Kaiser  mit  seiner  Zustimmung  dem  Napoleonus  fil.  Rainaldi  die  Burg  S.  Maria  de  Lau- 
rentio  verleiht.  84.  Gamurrini  1,  366  nach  einer  alten  Chronik  von  Foligno;  statt  Diep- 
hold ist  der  Herzog  Dragoni  genannt.  35.  Vgl.  Rycc.  de  S.  Germano  zu  1216.  1218. 
1221.  86.  Böhmer  Acta  227.  —  Bekanntlich  wird  Diephold  von  neuern  Forschern  ganz 
allgemein  als  Markgraf  von  Vohburg  oder  Hohenburg  bezeichnet  Ich  habe  vergeblich  nach 
einem  Belege  dafür  gesucht  Die  Namen  seiner  Brüder  und  seines  Sohnes  stimmen  nicht 
zu  den  bekannten  Geschlechtsnamen  der  Vohburger.  In  frühern  Jahren  erscheint  Diephold 
nur  zweimal  1195,  Stumpf  Reg.  n.  4913.  4922,  als  Zeuge;  beidemal  am  Ende  der  Zeugen- 
reihe, hinter  den  Reichsministerialen;  das  scheint  doch  durchaus  unvereinbar  mit  jener 
Herkunft;  er  muss  einem  Dienstmannengeschlechte  angehört  haben.  —  Jene  Bezeichnung 
beruht  wohl  nur  auf  der  Annahme,  er  sei  derselbe  mit  dem  in  dieser  Zeit  insbesondere  bei 
K.  Friedrich  oft  genannten  Markgrafen  Diephold  von  Vohburg  oder  Hohenburg;  es  wird 
Gewicht  darauf  gelegt  dass  dieser  noch  1212  Mai  21  bei  Otto,  dagegen  1213  Feb.  14  bei 
Friedrich  Zeuge  ist  demnach,  da  man  ihn  für  den  Herzog  von  Spoleto  hält,  Otto  von  einem 
seiner  eifrigsten  und  begünstigtsten  Anhänger  so  schnell  verlassen  wäre;  vgl.  Abel  Otto  u. 
Friedr.  116;  Schirrmacher  1,  86;  Winkelmann  1,  157.  Es  handelt  sich  da  aber  zweifellos 
um  zwei  verschiedene  Persouen.  Markgraf  Diephold  ist  1205  beim  Herzoge  vou  Oester- 
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In  Tuszien  lassen  schon  die  Massregeln  des  Legaten  Wolfger  daratif 
schliessen,  dass  der  alte  Zustand  wiederhergestellt  wurde,  wonach  den  Städten 
im  allgemeinen  die  Selbstverwaltung  zugestanden,  die  Grafschaften  aber  durch 
Reichsbeamte  verwaltet  wurden.37  Ein  Beamter  für  ganz  Tuszien  wird  nicht 
genannt;  einzelne  Reichsboten  aber  oft  erwähnt.  Nach  dem  Vertrage  mit 
Pisa  1210  soll  der  Kaiser  Einhaltung  desselben  wmtiis  suis  omnihus  in 
Tuscia  constitutis,  et  qui  eetero  eonstituentur,  et  noimnatim  castellano 
et  rectori  S.  Miniatis  befehlen.38  Ein  Johann,  Kastellan  von  S.  Miniato  für 
den  Kaiser,  entscheidet  1211  eine  Streitsache.39  Ein  Archipresbyter  pro  d. 
Everardo  de  Lutra  in  comitatu  Aretinopro  ratione  facienda  iudex  exist*>n* 
entscheidet  1211  im  Kloster  Campileone  über  eine  Klage  der  Kirche  von 
Arezzo.40  Eberhard  von  Lautern,  vielleicht  noch  der  frühere  Graf  von  Siena11. 
scheint  danach  Graf  von  Arezzo  gewesen  zu  sein,  wenn  er  nicht  etwa  ganz 
Tuszien  verwaltete;  wir  werden  ihn  noch  spater  vielfach  in  Italien  verwandt 
finden.  Schon  1209  erwähnt  der  Kaiser  seinen  Nuntius  zu  Poggibonzi.12 
Auch  im  tuszischen  Patrimonium  werden  Reichsbeainte  genannt.  Zu  Citta  di 
Castello  finden  wir  Heinrich  von  Weidenwang  oder  Faffus,  früheren  Grafen 
von  Arezzo43  wieder,  der  dort  1210  einen  Boten  bestellt,  um  gemäss  den 
frühern  kaiserlichen  Privilegien  eineTheilung  zwischen  dem  Bischöfe  und  dem 
Kapitel  vorzunehmen.44  Ein  Heinricus  Teutonicus  war  Kastellan  zu  Mugnano 
am  Tiber  unweit  Orta;  der  Kaiser  überträgt  ihm  1210  den  Schutz  der  Be- 
sitzungen des  Klosters  Montevivo.45 

Auch  nach  dem  Abzüge  des  Kaisers  scheint  die  Gewalt  seiner  Boten  in 
Tuszien  noch  vielfach  anerkannt  zu  sein.  Bei  einem  Vertrage  zwischen  Siena 
und  Montalcino  im  Juni  1212  wird  beiderseits  der  Gehorsam  gegen  den  Kaiser 
und  dessen  Boten  in  Tuszien  vorbehalten.46  Heinrich,  Marschall  des  Kaisers, 
war  kaiserlicher  Kastellan  von  S.  Quirico  und  Kadicofani,  verwaltete  also 
wohl  auch  die  Grafschaft  Siena;  1213  gestattete  er  in  Anbetracht  der  Dienste, 
welche  die  Stadt  dem  Kaiser  in  Tuszien  und  Apulien  geleistet  habe,  den  Kon- 
suln von  Siena  vorbehaltlich  der  Rechte  des  Reichs  Befugnisse  in  seinem 
Jurisdiktionssprengel.47  Dieser  muss  sich  dort  noch  mehrere  Jahre,  jedenfalls 

371.]  reich  zu  Garsten.  Meiller  Babenberg.  Reg  93.  er  ist  dann  wieder  seit  1215  häufig 
Zeuge  beim  Könige  und  beim  Herzoge  von  Oesterreich  und  begleitet  den  Kimig  auf  dem 
Römerzuge:  mit  deu  Nachrichten  über  Diephold  von  Spoleto  ist  das  unvereinbar.  Es  ist 
das  Winkelmann  1, 158  denn  auch  nicht  entgangen,  der  für  die  spätem  Erwähnungen  einen 
andern  desselben  Namens  annimmt,  die  Ton  1212  bis  1215  aber  dennoch  auf  Diephold  tob 
Spoleto  bezieht,  den  er  demnach  1215  nach  Italien  zurückkehren  lassen  muss.  37.  Vgl. 
§  282  n.  14.  17;  §  312.  313.  88.  Acta  imp.  768.  89.  Mittheilung  Ton  Wüstenfeld. 
Einen  Johann  von  Lautern  fanden  wir  früher  mehrfach  erwähnt:  vgl.  §  279  n.  34;  §  323 
n.  30;  1209  wird  er  mit  einem  Bruder  Reinhard  bei  Otto  in  Deutschland  genannt,  No- 
tizenbl.  1,  152.  40.  Rena  e  Camici  6  a,  26.  41.  Vgl.  §  312  n.  13.  42.  Rena  e 
Camici5d,94.  48.  Vgl.  §  313  u.  2.  44.  Muzi  6.  33.  46.  Jacobello  Storia  del  mu- 
nastero  di  Sassovivo  62  extr.  Wegen  der  Zeit  vgl.  Böhmer  Acta  228.  Ein  Heinricus  Teu- 
tonicus wird  auch  1211  in  der  n.  12  erwähnten  Urk.  Manfreds  von  Saluzzo  als  Zeuge  ge- 
nannt. 46.  Malavolti  44  b.  47.  Tommasi  1,  203  extr.  Es  ist  das  jedenfalls  nicht  der 
Reichsmarschall  Heinrich  von  Pappenheim:  denn  dieser  ist  1212  bei  K.  Otto.  1213  bei  K 
Friedrich  in  Deutschland;  vgl  Sitzungsber.  40.  18.  19.  Ein  anderer  Marschall  Heinrich  ist 
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bis  in  die  Regierungszeit  desPabstes  Honorius  gehalten  haben;  denn  in  einem 
Berichte  desPabstes  von  1221  sagt  dieser,  dass  er  die  Burg  Proceno,  welche 
ein  deutscher  Marschall  lange  besetzt  hielt,  nach  Entfernung  desselben  wieder- 
gewonnen und  sie  mit  Radicofani  und  Acquapendente  der  Hut  des  Podesta 
von  Viterbo  unterstellt  habe.48 

Schloss  sich  Otto  bezüglich  der  Verwaltung  des  Landes  wesentlich  an 
die  Einrichtungen  seiner  Vorgänger  an,  so  war  das  auch  in  so  weit  der  Fall, 
als  auch  er  wenigstens  vorzugsweise  Deutsche  verwandte;  mit  Vorliebe 
sichtlich  solche,  welche  immer  in  Italien  geblieben  oder  dort  doch  schon  früher 
thätig  gewesen  waren;  die  Deutschen,  welche  erst  mit  ihm  nach  Italien  ge- 
kommen waren,  grossentheils  aus  Gegenden  und  aus  Geschlechtern,  welche 
unter  den  staufischen  Herrschern  sich  weniger  an  den  italienischen  Zügen  be- 
theiligt hatten,  mochten  dazu  minder  geeignet  erscheinen.  Es  mag  damit  zu- 
sammenhängen, dass  Otto  überhaupt  doch  keineswegs  so  ausschliesslich,  wie 
jene,  Deutsche  verwandte,  sich  auch  manche  Italiener  unter  den  Reichs- 
beamten finden ;  doch  mag  da  auch  mitgewirkt  haben,  dass  er  in  Italien  auf 
weniger  Wiederstand  stiess,  als  irgend  einer  seiner  Vorgänger,  dass  er  dem- 
nach auch  grösseres  Vertrauen  auf  die  Eingebornen  setzte,  als  jene. 

372.  —  Der  Einfluss  des  Thronstreites  auf  Italien  gestal- 
tete sich  jetzt  vielfach  anders,  als  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs.  Es  zeigt 
sich  keine  so  plötzliche  Wendung,  kein  so  allgemeines  Streben  nach  Besei- 
tigung der  Rechte  und  der  Hoheit  des  Reiches,  obwohl  die  Sachlage  das  doch 
auch  jetzt  begünstigt  hätte.  Insbesondere  wird  das  lange  Festhalten  am 
Rechte  K.  Otto's  in  einem  grossen  Theile  von  Italien  zu  beachten  sein. 
Der  Abfall  in  Deutschland,  der  Abzug  des  Kaisers,  die  Aufstellung  eines 
Gegenkönigs  scheinen  ausser  bei  denjenigen,  welche  sich  wie  Cremona  und 
der  Markgraf  von  Este  auch  bisher  nur  widerwillig  der  neuen  Ordnung  der 
Dinge  gefügt  hatten,  nirgends  zum  Abfalle,  zu  offener  Auflehnung  gegen  die 
Reichsbeamten  geführt  zu  haben.  Nahm  die  Kirche  nun  auch  sogleich  ihre 
Ansprüche  in  vollem  Umfange  wieder  auf,  so  scheint  sie  dabei,  so  weit  die 
dürftigen  Nachrichten  das  erkennen  lassen,  von  einem  Streben  der  Bevölke- 
rungen, sich  der  Hoheit  des  Reichs  wieder  zu  entziehen,  nirgends  unterstützt 
worden  zu  sein;  so  weit  unsere  Nachrichten  da  ein  Urtheil  gestatten,  scheint 
die  Wiederherstellung  der  Hoheit  der  Kirche  überall  auf  Widerstand  gestossen 
und  nur  sehr  allmählig  mit  Hülfe  der  Markrafen  von  Este  und  begünstigt 
durch  die  immer  geringeren  Aussichten  auf  ein  Obsiegen  Otto's  durchgeführt 
zu  sein.  Die  Mark  Ancona  scheint  sich  nach  dem  Tode  Aldobrandins  von 
Este  1215  wieder  überwiegend  als  Reichsland  betrachtet  zu  haben,  man  datirt 
dort  fortwährend  nach  Otto;  noch  1219  nach  seinem  Tode  werden  dort  bei 


in  dieser  Zeit  nicht  bekannt;  rielleicht  ist  es  der  n.  45  erwähnte  Heinrich.  Sollte  etwa 
Tommas i  den  Namen  irrig  ergänzt  haben,  so  wäre  au  Hugo  Ton  Worms  zu  denken.  Denn 
dieser  war  wenigstens  bei  Herzog  Philipp  Marschall  und  scheint  sich  auch  während  des 
Thronstreites  in  Tuszien  behauptet  zu  haben,  während  wir  ihn  dann  auch  ron  K  Otto  wie- 
der rerwandt  fanden;  Tgl.  §  312  n.  25.  27;  §  371  n.  6.  Nach  gefälliger  Auskunft  Ton 
Banchi  befindet  sich  die  Urkunde  nicht  mehr  im  Archire  Ton  Siena.     48.  Huillard  2,  130. 
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einem  Vertrage  die  Rechte  des  Reichs  betont.1   Diephold  scheint  sich  bis 

1216  im  Herzogthume  Spoleto  gehalten  zu  haben,  und  auch  dann  treffen  wir 
dort  noch  auf  fortdauernden  Widerstand  gegen  die  Herrschaft  der  Kirche.2 
Auch  in  Tuszien  fanden  wir  die  Herrschaft  Otto's  noch  nach  seinem  Abzüge 
anerkannt;  zu  Arezzo  wird  1214  nach  ihm  datirt3;  die  von  Citta  di  Castello 
widerrufen  erst  1216  den  ihm  geleisteten  Treueid  zu  Gunsten  der  Kirche.4 

Dasselbe  finden  wir  in  Oberitalien.  Dass  die  gesammte  mailändische 
Partei  zunächst  an  Otto  festhielt  und  desshalb  1213  vom  Legaten  Friedrichs 
gebannt  wurde,  kann  nicht  befremden.5  Auffallenderistes,  dass  man  ihn  auch 
dann  noch  anerkannte,  als  er  in  Deutschland  schon  fast  verschollen,  hier  au 
ein  Obsiegen  nicht  mehr  zu  denken  war.  Mailand  suchte  1215  auf  dem  late- 
ranensischen  Konzil  eine  für  Otto  günstige  Wendung  herbeizuführen6,  wie  man 
auch  sonst  damals  noch  an  eine  solche  gedacht  zu  haben  scheint. 7  Vercelli 
betont  1216,  dass  es  einen  Boten  K.  Friedrichs  nur  als  Boten  des  Königs 
von  Sizilien  betrachten  könne,  appellirt  gegen  Verfügungen  desselben  even- 
tuell an  den  Pabst  und  K.  Otto.8  Beim  Frieden  der  mailändischen  Städte- 
partei mit  Pavia,  dann  beim  Bündnisse  zwischen  Vercelli  und  Alessandria 

1217  wird  die  Treue  gegen  K.  Otto  vorbehalten9;  selbst  noch  im  Waffen- 
stillstände zwischen  Cremona  und  Piacenza  1218  Jan.  18  heisst  es  saltui 
ßdelitate  d.  Ottonia  imperatoris  Pktcentinis,  scilicet  si  Otto  Imperator  in- 
traret  Lunbardiam,  qnod  liceat  Placentinia  aequere  eum  et  facere  eius  vo- 
luntatem.10  Es  ist  möglich,  dass  der  Tod  des  Kaisers  1218  Mai  19  den 
Frieden  zwischen  den  lombardischen  Parteien  erleichterte. 1 1  Auch  dann  war 
die  Anerkennung  des  Königs  noch  keine  so  allgemeine  und  rückhaltlose,  wie 
die  K.  Otto's  nach  der  Ermordung  K.  Philipps;  scheint  Bologna  1219  Fried- 
rich auch  als  König  anzuerkennen,  so  verweigert  es  doch  seinen  Boten,  was 
es  früher  dem  Legaten  K.  Otto's  gewährt  hatte12;  Mailand  und  Piacenza  sind 
1219  noch  zu  keiner  Verständigung  mit  dem  Könige  gelangt13;  Alessandria 
fragt  beim  Pabste  an,  ob  es  den  Treuschwur  leisten  soll14;  Vercelli  mag  sich 
noch  nicht  dazu  verstehen;  selbst  im  Mai  1220  untersagt  es  noch  den  Edlen 
des  Gebiets,  ohne  Bewilligung  der  Stadt  dem  Könige  Treue  zu  schwören. 15 
Erst  die  Legation  des  Reichskanzlers  Konrad,  dann  der  Vollzug  der  Kaiser- 
krönung scheinen  dem  Sträuben  gegen  die  Anerkennung  Friedrichs  ein  Ende 
gemacht  zu  haben;  auch  Mailand  finden  wir  in  Verbindung  mit  dem  Legaten 
und  1221  schreibt  Friedrich  den  Mailändern  als  seiuen  lieben  Getreuen.1* 
Aber  es  blieb  die  Abneigung  gegen  seine  Herrschaft;  hatte  er  auf  dem  Römer- 
zuge die  Lombardei  kaum  berührt,  hatte  er  sich  dann  nur  mit  Sizilien  be- 
schäftigt, so  genügte  sein  Wiedererscheinen  in  der  Lombardei  dazu,  um  die 
ganze  mailändische  Partei  zur  Auflehnung  zu  bestimmen. 

372.  —  1.  Compagnoni  89.  5)1.  93.  Fnnciulli  2,  715.  2.  Tbeiner  Cod.  dorn.  1.  49 
54.  8.  Rena  e  Camici  5  d.  94  4.  Muri  6.  33.  ."».  B.ihmer  Acta  636.  6.  Ryrc.  d« 
S.  Gennauo  zu  1215.  7.  Vgl.  die  $  368  u.  18  erwaliute  Disputatio.  8.  Mandeili  1.  71 
9.  De  Conti  2,  381.  Mon.  patr.  Ch.  1.  1241.  10.  Böhmer  Acta  642.  11.  Vgl.  Böhmer 
Acta  646.  12.  Vgl.  §  189  n.  6;  §  282  n.  10.  18.  Böhmer  Acta  776.  14.  Moriondi 
1,  171.      15.  MandeUi  1.  94.      16.  Böhmer  Acta  655.  657.  Huillard  2.  126 
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373.  —  Jene  Stellung  ist  durchaus  erklärlich,  so  lange  der  Thronstreit 
noch  als  unentschieden  gelten  konnte.  Dann  aber  ist  es  auffallend,  dass  man 
sich  einem  Könige,  dessen  allgemeine  Anerkennung  doch  nicht  mehr  hintan- 
zuhalten war,  nicht  in  eigenem  Interesse  zu  nähern  suchte,  dieser  selbst  an- 
scheinend nichts  that,  um  auch  die  Widerstrebenden  für  sich  zu  gewinnen. 
Auch  Cremona  und  dessen  Bündner  hatten  während  des  frühern  Thronstreites 
gegen  Otto  gestanden;  aber  als  ihm  kein  Gegner  mehr  gegenüberstand,  da 
scheint  man  es  doch  als  selbstverständlich  betrachtet  zu  haben,  dass  man 
sich  von  der  allgemeinen  Anerkennung  nicht  ausschliessen  dürfe.  Die  Erklä- 
rung wird  in  einem,  meiner  Ansicht  nach  nicht  genug  zu  betonenden  Umstände 
zu  finden  sein.  Wir  suchten  nachzuweisen,  dass  Otto  in  Italien  durchaus  als 
über  den  Parteien  stehendes  Haupt  des  Reiches  auftrat;  wir  werden  sicher 
annehmen  müssen,  dass  er  auch  in  der  nächsten  Zeit  vor  seinem  Zuge  alles 
vermieden  hatte,  wodurch  er  einer  der  Parteien  gegenüber  von  vornherein  ge- 
bunden war;  auch  die  bisherigen  Gegner  konnten  noch  auf  billige  and  unpar- 
teiische Berücksichtigung  ihrer  Interessen  hoffen. 

Anders  jetzt.  Die  ausgesprochene  Parteinahme  K.  Friedrichs 
für  Cremona,  zu  der  ihn  die  Umstände,  unter  denen  er  an  das  Reich  ge- 
langte, nöthigten,  ist  sichtlich  für  sein  ganzes  späteres  Verhältniss  zu  den 
Lombarden  entscheidend  geworden.  Das  Gelingen  seines  gefahrvollen  Zuges 
nach  Deutschland  war  lediglich  durch  die  Unterstützung  Cremona's  ermöglicht 
worden.  Dieses  hat  sich  sogleich  den  Preis  zu  sichern  gesucht.  Noch  auf  dem 
Zuge  selbst,  zu  Mantua  1212  Aug.  22,  verpflichtete  er  sich,  die  frühern  Ver- 
leihungen von  Crema  und  Insula  Fulcherii  an  Cremona  aufrecht  zu  erhalten 
und  Hess  in  seine  Seele  beschwören,  dereinst  als  Kaiser  die  Stadt  in  diesem 
Besitze  erhalten  und  vertheidigen  zu  wollen ;  er  hat  das  dann  1213  in  Deutsch- 
land nochmals  in  feierlicher  Urkunde  unter  Zeugniss  zahlreicher  Fürsten  wie- 
derholt. Iiielt  er  an  diesem  Versprechen,  so  waren  ihm  bezüglich  der  lombar- 
dischen Angelegenheiten  die  Hände  gebunden,  er  durfte  nie  mehr  auf  gutes 
Vernehmen  mit  der  Gegenpartei  rechnen.  Das  Streben  Cremona's  nach  Crema 
war  es  vor  allem,  in  dem  der  dauernde  Gegensatz  zwischen  Mailand  und  Cre- 
mona, und  damit  das  eigentlich  entscheidende  Moment  bei  der  gesammten 
lombardischen  Parteistellung  seine  Begründung  fand;  wer  hier  offen  für  Cre- 
mona eintrat,  machte  damit  um  so  bestimmter  jedes  Abkommen  mit  der  Ge- 
genpartei unmöglich,  als  es  sich  nicht  darum  handelte,  Cremona  in  seinem 
Besitze  zu  schirmen,  sondern  das  seit  langein  unabhängige  Crema  der  ver- 
hassten  Nachbarin  wieder  zu  unterwerfen.  Otto  scheint  dieses  Verhältniss  bis 
zum  offenen  Abfalle  Cremona's  mit  besonderer  Behutsamkeit  behandelt  zu 
haben. 1  Die  Nothlage  Friedrichs  gestattete  diesem  damals  keine  Wahl.  Ent- 
scheidender war  es  wohl,  dass  er  auch  nach  dem  Tode  des  Gegners  aufs  be- 
stimmteste an  seinen  Versprechungen  und  der  dadurch  bedingten  Parteistellung 
festhielt,  obwohl  ihm  die  einfachste  Berechnung  sagen  musste,  dass  nur  die 
Ueberwältigung  der  Gegenpartei  nach  einem  bis  aufs  äusserste  durchgeführten 


373.-  1  Vgl.  §  369  n.  17. 
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Kampfe  ihn  in  den  Stand  setzen  werde,  solche  Versprechungen  erfüllen  zu 
können,  dass  andererseits  jetzt  der  letzte  Zeitpunkt  war,  wo  sich  ein  Einlenken 
Cremona  gegenüber  entschuldigen,  eine  Beseitigung  des  Misstrauens  der  Ge- 
genpartei noch  davon  erwarten  liess.  Zu  Cremona  muss  man  es  gefühlt  haben, 
dass  Friedrich  hier  immer  gebunden  war,  wenn  man  ihn  auch  jetzt  an  seinen 
Versprechungen  festzuhalten  wusste.  Nie  scheint  der  Verkehr  mit  dem  könig- 
lichen Hofe  lebhafter  gewesen  zu  sein,  als  gerade  1218  und  1219.  Der  Erfolg 
konnte  nicht  vollständiger  sein;  die  Versprechungen  wurden  nicht  allein  be- 
stätigt, sondern  der  König  ging  noch  einen  Schritt  weiter,  indem  er  1219  Feb. 
Buten  der  Stadt  mit  Crema  belehnte;  ja  er  verbriefte  der  Stadt  geradezu, 
dass  er  seine  lombardische  Politik  ihren  Interessen  unterordnen  werde,  er- 
klärte von  vornherein,  genehm  halten  zu  wollen,  was  Cremona  in  seinen  An- 
gelegenheiten thun  werde,  verpflichtete  sich  sogar,  ohne  vorheriges  Einver- 
nehmen mit  der  Stadt  die  von  Mailand  und  Piacenza  nicht  wieder  zu  Gnaden 
aufnehmen  zu  wollen.  Dass  diese  zögerten,  den  ausgesprochenen  Bündner 
Cremona's  als  Ilaupt  des  Reichs  anzuerkennen,  ist  erklärlich. 

Es  ist  möglich,  dass  es  dann  1220  dem  Reichskanzler  Konrad  durch 
beruhigende  Zusicherungen  gelang,  Mailand  zur  Anerkennung  zu  bewegen; 
und  eine  gewisse  Zurückhaltung  scheint  sich  nun  docli  auch  bei  Friedrich  zu 
zeigen.  Wir  kennen  die  Instruktionen  über  das,  was  die  Boten  Creraona's 
nach  der  Kaiserkrönung  verlangen  sollten;  nicht  blos  eine  neue  feierliche  Ver- 
briefung unter  Zustimmung  der  Fürsten  und  Ausserkraftsetzung  aller  ent- 
gegenstehenden Privilegien;  seinen  Versprechungen  gemäss  soll  der  Kaiser 
mit  einem  Heere  in  die  Lombardei  kommen  oder  einen  Fürsten  schicken,  um 
Cremona  in  Besitz  von  Crema  und  dem  andern  Versprochenen  zu  setzen ;  oder 
er  s«»ll  wenigstens  bei  Strafe  des  grossen  Bannes  den  Mailändern  befehlen, 
alles  Versprochene  an  Cremona  auszuliefern,  den  übrigen  lombardischen 
Städten  unter  derselben  Drohung,  Cremona  zu  unterstützen;  er  soll  vom 
Pabste  die  Exkommunikation  gegen  alle  Zuwiderhandelnden,  die  Kreuzfahrern 
gewährten  Vergünstigungen  für  die  Gehorchenden  erwirken.  Der  Kaiser 
scheint  jetzt  wenigstens  Bedenken  getragen  zu  haben,  seinen  früheren  Ver- 
pflichtungen neue  hinzuzufügen.  Ein  Privileg,  wie  man  es  verlaugte,  wurde 
nicht  ausgestellt.2  Aber  in  keiner  Weise  wird  der  Kaiser  auch  von  seinen 
frühern  Verpflichtungen  zurückgetreten  sein.  Die  engsten  Beziehungen,  manche 
Begünstigungen  der  Stadt  dauern  fort;  das  alte  Verhältniss  erscheint  offenbar 
ganz  aufrechterhalten,  wenn  der  Kaiser  die  Cremoneser  1225  anweist,  ohne 
alle  Rücksicht  auf  Eid  und  Strafe  in  der  Lombardei  vorzugehen,  weun  sie 
etwas  zur  Ehre  des  Reichs  und  zu  ihrem  eigenen  Nutzen  zu  thun  vermöchten.3 

Als  nun  nach  solchen  Vorgängen  der  Kaiser  angeblich  von  Cremona  und 
Pavia  dazu  bestimmt  1226  mit  einem  sizilischen  Heere  und  Zuzug  aus  Deutsch- 
land erwartend  in  die  Lombardei  kam,  was  war  da  anders  zu  erwarten,  als 

373.]  2.  Das  ist  wohl  mit  Sicherheit  daraus  zu  schliessen,  dass  in  der  Pancharte  ton  1226, 

Böhmer  Acta  782.  keine  neueren  Privilegien,  als  die  tod  1219.  erwähnt  werden,  und  die 
Siadt  1223  die  Bitte  wiederholt.  Bubiner  Acta  Ü62.  3.  Bühiner  Acta  254,  wo  utiiitatem 
vcstram  zu  lesen  ist. 
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dass  er  mit  gewaffneter  Hand  für  Cremona  eintreten  würde?  Das  allein  würde 
genügen,  um  die  Auflehnung  der  Lombarden  zu  erklären;  die  Verpflichtungen, 
welche  der  Kaiser  vierzehn  Jahre  früher  eingegangen  war,  mussten,  wenn  er 
sich  ihrer  nicht  entledigte,  nothwendig  zum  Bruche  führen,  sobald  der  Kaiser, 
wie  das  jetzt  zuerst  der  Fall  war,  Miene  machte,  in  die  lombardischen  Ange- 
legenheiten einzugreifen;  eine  aufrichtige  Verständigung  konnte  nicht  erfolgen, 
so  lange  der  Kaiser  der  ausgesprochene  Bündner  Cremona's  blieb.  Und  mochte 
er  sich  da  in  den  letzten  Jahren  äusserlich  einige  Zurückhaltung  auferlegt 
haben,  so  zögerte  er  nun  nicht  mehr,  jene  Verpflichtungen  nochmals  feierlich 
anzuerkennen;  anscheinend  schon  ehe  er  Juli  11  den  Reichsbann  über  die 
widerstrebenden  Städte  verhängte,  bestätigte  er  Cremona  alle  früher  erhal- 
tenen Privilegien,  insbesondere  die  über  Crema,  indem  er  zugleich  alle  dem 
zuwiderlaufenden  Verleihungen  ausser  Kraft  setzte.  Wieder  hat  er  dann  1230 
Cremona  bevollmächtigt,  nach  eigenem  Ermessen  mit  allen  lombardischen 
Städten  die  Bedingungen  ihrer  Wiederaussöhnung  mit  dem  Kaiser  zu  verein- 
baren. Wie  grossen  Einfluss  auch  noch  später  gerade  die  Besorgniss,  der 
Kaiser  werde  die  von  ihm  errungenen  Vortheile  zur  Erfüllung  seiner  Ver- 
pflichtungen gegen  Cremona  verwenden,  auf  die  Stellung  Mailands  ausübte, 
ergibt  sich  daraus,  dass  dieses  1237  wohl  bereit  war,  Crema  an  den  Kaiser 
zu  übergeben,  ut  tarnen  eh  et  Cremeruibua  cautum  esset  per  literas  nostras, 
ne  nos  Cremam  Cremonensibus  tradere  vel reddere deberemus,  sed  in  nostro 
et  imperii  dominio  retinere*;  undderPabst  bezeichnet  1239  die  Parteinahme 
des  Kaisers  für  Cremona  als  das  entscheidende  Hinderniss,  welches  der  Aus- 
gleichung mit  Mailand  und  andern  Lombarden  im  Wege  stehe. 5 

So  viel  wir  wissen,  ist  der  Kaiser  der  hier  einmal  eingenommenen  Par- 
teistellung nie  untreu  geworden.  Schwerlich  war  es  blosse  Gewissenhaftigkeit, 
was  ihn  an  der  in  einer  Nothlage  eingegangenen  Verpflichtungen  festhalten 
Hess.  Es  ist  möglich,  dass  es  auch  seinen  persönlichen  Ansichten  mehr  ent- 
sprach, es  zu  versuchen,  engverbunden  mit  der  einen  Partei  der  andern  gegen- 
über seinen  Willen  um  so  strenger  durchzuführen,  als  auf  der  Grundlage  des 
durch  den  Konstanzer  Frieden  geschaffenen  Rechtsbodens  die  kaiserlichen 
Rechte  mit  Unparteilichkeit  zu  üben.  Aber  er  hatte  da  auch  kaum  mehr  freie 
Wahl;  das  Misstrauen,  welches  Mailand  gegen  seine  Plane  hegen  musste,  Hess 
sich  kaum  mehr  anders  bannen,  als  durch  unumwundensten  Zurücktritt  von 
seinen  Verpflichtungen;  und  das  war  dann  nichts  anders,  als  offener  Bruch 
mit  Cremona,  nicht  ein  Aufgeben,  nur  ein  Wechsel  der  Parteistellung;  dass  er 
in  eine  solche  von  Anfang  an  hineingedrängt  war,  ist  entscheidend  für  >eine 
ganze  spätere  Regierung  geworden. 6 

374.  —  Nicht  minder  entscheidend  war  da  ein  anderes,  nämlich  die 
Anerkennung  der  Rekuperationen  durch  K.  Friedrich,  zu  wel- 
cher sich  dieser  sogleich  im  Beginne  seiner  Regierung  genöthigt  sah.  Bei  den 

4.  Huillard  6,  215.  5,  Huillard  5,  331.  6.  Die  Beziehungen  des  Kaisers  »u  Cremona 
sind  eingehend  erörtert  ron  Winkelmann  in  den  Forschungen  7,  293  ff.;  die  ron  ihm  ange- 
zogenen und  mehrere  erst  spater  bekannt  gewordene,  auf  diese  Verhältnisse  bezüglich«* 
Urkunden  sind  abgedruckt  Böhmer  Acta  635-669.  772-791.  827. 
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Das  Reich  und  die  Rekuperationen. 


Rekuperationen  handelte  es  sich  fiir  den  Pabst  um  ein  doppeltes.  Einmal  um 
eine  Ausdehnung  des  von  ihm  beherrschten  Gebietes  an  und  für  sich,  eine 
Erweiterung  der  weltlichen  Macht  der  römischen  Kirche,  eine  Steigerung  ihrer 
Einkünfte.  Dann  aber  um  die  Abwendung  einer  jede  weltliche  Herrschaft  der 
Kirche  und  die  Unabhängigkeit  des  Pabstthums  bedrohenden  Einheit  Italiens, 
wie  sie  sich  aus  der  Verbindung  Siziliens  mit  dem  Kaiserreiche  ergab,  wenn 
die  Hoheit  des  Reiches  in  Mittelitalien  nicht  aufgehoben  oder  wesentlich  be- 
schränkt wurde.  Bei  jenem  ersten  Zwecke  handelte  es  sich  um  keine  Lebens- 
frage; Innozenz  konnte,  wie  wir  auszuführen  suchten,  von  der  Behauptung  der 
Rekuperationen,  wenn  auch  ungern,  abstehen,  so  lange  ihm  die  Trennung  Si- 
ziliens vom  Reiche  genügend  verbürgt  erschien.  Dagegen  musste  der  Versuch 
Otto's,  das  Königreich  zu  unterwerfen,  den  völligen  Bruch  zur  unausbleiblichen 
Folge  haben.  Den  vereinten  Bemühungen  des  Pabstes  und  des  Königs  von 
Frankreich  gelang  es,  von  Deutschland  her  die  Stellung  des  Kaisers  zu  er- 
schüttern. 1 

Wurde  das  vorzugsweise  ermöglicht  durch  die  Anhänglichkeit,  welche 
man  in  Deutschland  dem  schwäbischen  Kaiserhause  bewahrt  hatte,  durch  die 
doch  überall  zum  Ausdrucke  gelangende  Anschauung,  dass  die  Krone  zunächst 
dem  Sohne  des  Kaisers  gebühre,  so  war  schon  desshalb  der  junge  König 
Friedrich  von  Sizilien  der  einzige  Gregner,  den  man  dem  Kaiser  mit  Aussicht 
auf  Erfolg  entgegenstellen  konnte.  Der  Pabst  hatte  da  keine  Wahl,  so  manche 
Bedenken  sich  auch  geltend  machen  mochten.  Aber  auch  Friedrich,  der  doch 
schon  früher  den  Blick  auf  das  Reich  gerichtet  hatte2,  durfte  nur  bei  kräftig- 
ster Unterstützung  des  Pabstes  auf  Erreichung  seines  Zieles  hoffen,  war 
durchaus  vom  guten  Willen  desselben  abhängig.  Als  er  1212  April  bei  ihm 
zu  Rom  war,  werden  die  Bedingungen  festgestellt  sein ;  Friedrich  war  nicht  in 
der  Lage,  irgend  eine  Forderung  des  Pabstes  abzuschlagen.  Zu  was  er  sich 
verpflichtete,  lassen  die  spätem  Verbriefungen  für  die  Kirche  erkennen.  Dass 
der  Pabst  nun  Anerkennung  der  Rekuperationen,  wie  sie  einst  Otto  in  ähn- 
licher Lage  zugestanden  hatte,  verlangen  würde,  war  an  und  für  sich  zu  er- 
warten. Die  besondere  Lage  der  Dinge  musste  um  so  bestimmter  darauf  hin- 
weisen. Das  grosse  Bedenken  gegen  die  Person  Friedrichs  lag  darin,  dass  er 
zugleich  König  Siziliens  war.  Wohl  wurden  da  unmittelbare  Vorkehrungen 
getroffen,  jeder  Realunion  mit  dem  Kaiserreiche  durch  wiederholte  Anerken- 
nung der  Lehenshoheit  der  Kirche,  durch  ausdrückliche  Versprechungen  vor- 
gebeugt, die  Lösung  der  Einheit  des  Herrschers  schon  jetzt  durch  die  Krö- 
nung des  jungen  Heinrich  angebahnt,  später  bestimmter  verbrieft.  Aber  die 
genügendste  Bürgschaft  gegen  alle  Gefahren,  welche  der  Kirche  von  diesem 
Verhältnisse  drohen  konnten,  lag  doch  zweifellos  in  der  Anerkennung  der  Re- 
kuperationen, der  sich  daraus  ergebenden  Aufhebung  des  territorialen  Zusam- 
menhanges zwischen  dem  Kaiserreiche  und  dem  Königreiche.  Friedrich  ist 
dann  den  wohl  zweifellos  schon  zu  Rom  eingegangenen  Verpflichtungen  da- 


374.  —  1.  Näheres  bei  Scheffer-Boichorst  in  den  Forschungen  8.  528  ff.       2.  Vgl. 
$  366  n.  1. 
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durch  nachgekommen,  dass  er  1213  Juli  12  zu  Eger  und  nochmals  1219 
Sept  zu  Hagenau  Privilegien  ausfertigen  Hess,  in  welchen  alle  Versprechungen, 
welche  Otto  1209  der  Kirche  verbrieft  hatte,  wörtlich  wiederholt  sind.3 

375.  —  Diese  Privilegien  K.  Friedrichs  haben  nun  eine  ungleich 
höhere  Bedeutung,  als  die  früheren  Otto's.  Begründeten  diese  nur  eine  per- 
sönliche Verpflichtung,  scheinen  sie  zunächst  kaum  allgemeiner  bekannt  ge- 
worden zu  sein,  so  gelangte  man  jetzt  zu  einer  Anerkennung  der  Reku- 
perationen  durch  das  Reich.  Der  Zustimmung  der  Fürsten  wird 
ausdrücklich  gedacht;  hier  finden  sich  zahlreiche  geistliche  und  weltliche  Für- 
sten als  Zeugen  aufgeführt.  Man  hat  sich  damit  nicht  begnügt;  wie  wohl  man 
zu  Rom  wusste,  dass  die  Zugeständnisse  des  Königs  nur  Werth  hatten,  wenn 
sie  unter  Zustimmung  der  Fürsten  erfolgten,  ergibt  sich  daraus,  dass  man 
diese  noch  besonders  verbriefen  liess.  Einzelne  Willebriefe,  wie  der  uns  er- 
haltene des  Rheinpfalzgrafen  Ludwig  von  1214  *,  sind  zweifellos  auch  noch 
von  anderen  Fürsten  ausgestellt;  es  liegt  uns  weiter  ein  Gesammtwillebrief 
der  1 220  zu  Frankfurt  versammelten  Fürsten  bezüglich  aller  der  Kirche  vom 
Könige  gemachten  Versprechungen  vor,  in  welchem  dieselben  erwähnen,  schon 
früher  demPabste  Innozenz  einen  entsprechenden  ausgestellt  zu  haben2;  nach 
einer  spätem  Aeusserung  des  Pabstes  wären  diese  Briefe  mit  den  einzelnen 
Siegeln  fast  aller  Fürsten  versehen  gewesen. 3 

Damit  war  nun  eine  feste  Rechtsgrundlage  gewonnen;  gemäss  unserer 
früheren  Ausführung  sind  die  Ansprüche  der  Kirche  auf  den  Kirchenstaat, 
insbesondere  auf  Spoleto  und  die  Mark,  erst  durch  das  Privileg  von  1213  zu 
rechtlich  begründeten  geworden;  es  handelte  sich  thatsächlich  nicht  um  Wie- 
deranerkennung aller  Ansprüche  der  Kirche,  sondern  um  eine  Abtretung  von 
Reichslanden.  Sollte  das  damals  nicht  beachtet  sein?  Sollte  man  wirklich  ge- 
glaubt haben,  nur  altbegründete  Rechte  der  Kirche  anzuerkennen? 

Tritt  die  Auffassung  der  Rekuperationen  als  Abtretung  von  Reichslanden 
später  bei  K.  Friedrich  aufs  bestimmteste  hervor,  so  wird  kaum  zu  bezweifeln 
sein,  dass  auch  die  Reichsfürsten  sie  1213  nicht  anders  aufgefasst  haben. 
Der  Laut  der  Privilegien  selbst  scheint  dafür  genügenden  Halt  zu  bieten. 
Dieser  unterscheidet  sich  abgesehen  von  dem  anders  gefassten  Eingange  von 
dem  Privileg  K.  Otto's  von  1209  wesentlich  nur  durch  einige  Zusätze.  Und 
es  scheint  beachtenswert!),  dass  auch  diese  in  der  ersten  Ausfertigung  des 
Privilegs  von  1213  noch  gefehlt  haben.  Von  diesem  hat  es  mindestens  drei 
Originalausfertigungen  gegeben,  welche  1245  auf  dem  Konzile  zu  Lyon  trans- 
sumirt  wurden.4  Eine  erste,  deren  Original  noch  vorhanden  ist5,  unterscheidet 
sich  von  einer  zweiten  nur  dadurch,  dass  in  dieser  die  beiden  Zeugen  aus  dem 
Königreich  Sizilien,  nämlich  der  Erzbischof  von  Bari  und  Walter  Gentiiis, 
dann  die  Angabe  der  Fertigung  durch  den  Reichsprotonotar  ausgelassen  sind. 
Sind  jene  Zeugen  auch  in  der  dritten  Ausfertigung  ausgefallen,  so  mag  man 


3.  Mon.  Germ.  4,  224.  231 ;  vgl.  §  3b6  u.  5. 

375.  —  1.  Böhmer  Wittelsbach.  Reg.  135.      2.  Mon.  Germ.  4,  397.     8.  Huillard 
2,  589.     4.  Kuul.  de  Cluny  20.     3.  Danach  gedruckt  Mon.  Germ.  4,  224. 
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Werth  darauf  gelegt  haben,  dass  Sizilianer  an  Angelegenheiten  des  Reichs 
ganz  unbetheiligt  sein  sollten.  Bei  jenen  ersten  Ausfertigungen  hat  man  sich 
einfach  an  das  Privileg  von  1209  gehalten.  Man  hat  sich  daneben  dann  auch 
noch  eine  Verbriefung  ausstellen  lassen6,  welche  im  allgemeinen  das  Privileg 
von  1201  wörtlich  wiederholt,  obwohl  dessen  Inhalt  in  das  von  1209  über- 
gegangen ist;  man  mag  Werth  darauf  gelegt  haben,  weil  dasselbe  in  Form 
eines  eidlichen  Versprechens  gehalten  ist.  Die  Abweichungen  bestehen  nur 
darin,  dass  einmal  der  Zusatz  presentibus  suhscriptis  principibus  imperii  et 
nobilibus  zeigt,  dass  man  auf  die  fi  über  fehlenden  Zeugen  jetzt  grossen  Werth 
legte.  Dann  darin,  dass  man  die  Versprechungen,  sich  bezüglich  Roms,  des 
tuszischen  und  lombardischen  Bundes  und  des  Königs  von  Frankreich  dem 
Willen  des  Pabstes  fügen  zu  wollen,  fortliess,  wie  dieselben  auch  1209  nicht 
mehr  berücksichtigt  waren.7  Auch  dieses  eidliche  Versprechen  von  1213  lag 
1245  noch  in  zwei  Ausfertigungen  vor.8  In  einer  ersten  war  von  jenen  Ver- 
sprechungen der  Satz:  Stabo  etiam  ad  consilium  et  arbitrium  tuum  de  boni* 
eonsuetudinibus  populo  Bomano  serrandh  et  exkibendis.  Ist  das  in  einer 
zweiten  fortgelassen,  so  mag  der  Grund  sein,  dass  Rechte  des  Kaisers  zu 
Rom  überhaupt  nicht  mehr  erwähnt  werden  sollten.  Dass  diese  letzte  Aus- 
fertigung die  jüngere  ist,  ergibt  sich  wohl  daraus,  dass  ihr  Wortlaut  später 
ungeändert  beibehalten  wurde.9  Die  wichtigen  Zusätze,  welche  das  Haupt- 
privileg 1213  erhielt,  haben  auf  diese  Nebenverbriefung  des  Schwurs,  obwohl 
man  da  doch  Aenderungen  vornahm,  noch  nicht  eingewirkt. 

Schon  das  deutet  darauf  hin,  dass  die  dritte  Ausfertigung  des  Haupt- 
privilegs10, welche  sich  durch  wichtige  Zusätze  von  den  beiden  ersten  unter- 
scheidet, eine  spätere  ist.  Schwerlich  wird  sie  gleichzeitig  noch  zu  Eger  ent- 
standen sein.  Ist  damals  schon  von  Rom  das  verlangt,  was  die  Zusätze 
enthalten,  so  ist  nicht  abzusehen,  zu  welchem  Zweck  man  die  kürzeren  Ur- 
kunden fertigte.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass  man  erst  nachträglich  zu  Rom 
die  einfache  Wiederholung  der  Privilegien  Otto's  für  nicht  ausreichend  hielt, 
ein  weiteres  Privileg  mit  den  Zusätzen  verlangte  und  erhielt,  in  demselben 
aber,  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  Zeugenschaft,  die  frühere  Datirung  beibe- 
hielt. Und  dafür  scheint  sich  noch  ein  bestimmterer  Haltpunkt  zu  ergeben. 
Der  Rheinpfalzgraf  Ludwig,  der  doch  in  dem  1213  Juli  12  ausgestellten  Pri- 
vilege  selbst  Zeuge  ist,  stellt  seinen  Willebrief  dazu  auffallenderweise  frühe- 
stens 1214  Okt.  6  aus. 11  Dieser  Willebrief  bezieht  sich  aber,  worauf  wir 
zurückkommen,  insbesondere  auf  die  erweiterte  Fassung.  Das  scheint  doch 
seine  Erklärung  wohl  nur  darin  zu  finden,  dass  diese  erst  inzwischen  zu  Stande 
gekommen  war,  und  man  sich  nun  um  die  Zustimmung  der  Fürsten,  insbeson- 
dere wohl  der  damals  zeugenden,  auch  für  die  neue  Fassung  bewarb.  Diese 
ist  dann  fernerhin  massgebend  geblieben;  1219  wird  sie  einfach  wiederholt; 

375.]  6.  Huillard  1,  272.  7.  Vgl.  §§  365.  366.  8.  Roul.  de  Cluny  21.  9.  1219 
1249-  1275:  Mon.  Germ.  4,  232.  365.  403.  10.  Das  Original  scheint  nicbt  mehr  vor. 
handen,  da  Theiner  Cod.  dorn.  1.  182  sie  nach  einem  spätem  Transsumpte  gibt;  die  altem 
Abdrücke,  welchen  Huillard  1. 2G8  folgt,  haben  durchweg  diesen  erweiterten  Text.  11.  Vgl 
Böhmer  Wittelsb.  Reg.  S.  7. 
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1275  sind  weitere  Zusätze  hinzugekommen12;  der  Entwicklungsgang  dieses 
neuen  Privilegs,  für  welches  die  Urkunde  von  1201  den  Ausgang  bildet,  ist 
wesentlich  derselbe,  wie  der  des  altern  Pactum;  der  früher*  Inhalt  wird  wört- 
lich wiederholt;  es  werden  nur  Zusätze  eingeschoben. 

In  der  erweiterten  Fassung  des  Privilegs,  welche  die  Kirche  anscheinend 
erst  nachträglich  erlangte,  finden  sich  nun  drei  Zusätze.  Einmal  ist  den  schon 
früher  genannten  Besitzungen  der  Kirche  in  Mittelitalien  die  Massa  Trabaria 
zugefügt,  wie  das  nahe  lag,  da  K.  Otto  dieselbe  1209  nach  seiner  Krönung 
der  Kirche  in  besonderer  Urkunde  bestätigt  hatte. 13  Dann  ist  bei  Erwähnung 
der  Rechte  der  Kirche  auf  das  sizilische  Königreich  hinzugefügt:  cum  Omni- 
bus ad  ipsum  spectantibus  tarn  citra  Farum  quam  ultra,  neenon  Corsicam 
et  Sardiniam.  Die  auffallende  Nichterwähnung  der  Inseln  in  den  Privilegien 
Otto's  ist  also  hier  beseitigt;  sie  fehlte  dort  unserer  Annahme  nach,  weil  man 
sich  bei  den  an  Otto  gestellten  Forderungen  gar  nicht  bestimmter  an  die  ältem 
Privilegien  hielt,  sondern  einfach  alles  das  aufzählte,  was  die  Kirche  damals 
beanspruchte  und  bei  dem  sie  Einsprache  des  Reichs  zu  gewärtigen  hatte14; 
konnte  es  ziemlich  gleichgültig  erscheinen,  ob  Otto  das  Recht  auf  die  Inseln 
anerkannte,  so  war  das  zweifellos  von  grosser  Bedeutung  bei  einem  Herrscher, 
der  zugleich  König  von  Sizilien  war. 

376.  —  Von  besonderer  Wichtigkeit  für  unsere  Zwecke  ist  der  dritte 
Zusatz,  weil  in  ihm  die  Auffassung  der  Zugeständnisse  als  Abtre- 
tung von  Reichslanden  einen  bestimmteren  Halt  gewinnt.  Nach  Auf- 
zählung der  der  Kirche  angeblich  nach  Laut  der  Privilegien  seit  Ludwig  zu- 
stehenden Besitzungen,  vor  Erwähnung  des  Königreichs  Sizilien,  ist  der  Satz 
eingeschoben:  Omnia  iqitur  supradicta  et  quecumque  alia  pertinent  ad 
Homanam  ecelesiam,  de  voluntate  et  conscientia,  consilio  et  consensu  prin- 
eipum  imperii  libere  Uli  dimittimus,  renunciamus  et  restituimus,  neenon 
ad  omnem  scrupulum  removendum,  prout  melius  valet  et  efficacius  intelUgi, 
concedimus,  conferimus,  donarnusy  ut  sublata  omrtis  contentionis  et  dissen- 
sionis  nmteria,  firma  pax  et  pleno  concordia  in  perpetuum  inter  ecelesiam 
et  imperium  perseverent.  Damit  war  für  die  Kirche  eine  doppelte  weitere 
Bürgschaft  gewonnen.  Einmal  die  früher  fehlende  ausdrückliche  Erwähnung 
der  Zustimmung  der  Reichsfursten,  welche  sie  sich  dann,  wie  gesagt,  noch 
besonders  verbriefen  Hess.  Es  ist  auffallend,  dass  auch  in  der  Verbriefung  des 
Eides  von  1213  1  wohl  ein  Zusatz  gemacht  wurde,  welcher  die  Anwesenheit, 
nicht  aber  die  Zustimmung  der  Fürsten  betont;  es  kann  das  kaum  zufällig 
sein,  es  scheint  noch  weiterer  Verhandlungen  bedurft  zu  haben,  um  die  Zu- 
stimmung der  Fürsten  zu  erlangen. 

Wichtiger  ist  ein  anderes.  Auch  der  bisherige  Text  bezeichnete  die  Län- 
der genau,  welche  der  römischen  Kirche  zustehen  sollten;  es  konnte  da  an 
und  für  sich  kein  Zweifel  entstehen.  Aber  entsprechend  der  von  der  Kirche 
geltend  gemachten  Auffassung  bezeichnet  er  jene  Länder  als  Rekuperationen, 


12.  Mon.  Germ.  4,  404.      13.  Vgl.  §  368  n.  26.      14.  Vgl.  §  366  n.  4. 
376.  -  1.  Vgl.  §  375  n.  6. 
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als  alten  Besitz  der  Kirche,  den  sie  wiedergewonnen,  nachdem  er  ihr  von  den 
letzten  Kaisern  vorenthalten  war;  er  bezeichnet  zugleich  die  Ansprüche  der 
Kirche  ausdrucklich  als  beruhend  auf  den  Privilegien  seit  Ludwig.  Wir  wiesen 
nach,  dass  beides  nur  sehr  theilweise  zutrifft,  dass  insbesondere  in  den  Privi- 
legien gerade  die  Hoheit  des  Reichs  über  einen  bedeutenden  Theil  des  reku- 
perirten  Gebietes  ganz  bestimmt  ausgesprochen  ist  Dass  dieser  Umstand  die 
Versprechungen  K.  Ottos  nicht  hinderte,  kann  nicht  auffallen.2  Dass  er  für 
die  auffallende  Nichtbeachtung  der  Rckuperationen  auf  dem  Röinerzuge,  ohne 
dass,  so  viel  wir  sehen,  der  Pabst  bestimmteren  Einspruch  dagegen  zu  erheben 
wagte,  von  grossem  Einflüsse  war,  ist  gewiss  nicht  zu  bezweifeln.3  Dass  er 
jetzt  unerörtert  geblieben  wäre,  wo  es  sich  zum  erstenmale  um  ausdrückliche 
Anerkennung  der  Ansprüche  der  Kirche  durch  die  Reichsstädte  handelte,  ist 
geradezu  undenkbar.  Auf  beiden  Seiten  hatte  man  zweifellos  gegenwärtig, 
dass  es  sich  da  grossentheils  um  einen  Besitz  des  Reiches  handelte,  dessen 
Rechtmässigkeit  seit  Menschengedenken  nie  bestritten  war,  auf  welchen  ins- 
besondere auch  bei  der  vollständigen  Auseinandersetzung  zwischen  Reich  und 
Kirche  im  Frieden  von  Venedig  Rechte  der  letztern  höchst  wahrscheinlich  gar 
nicht  geltend  gemacht,  jedenfalls  nicht  anerkannt  waren.  Dass  dem  gegenüber 
die  uralten  Verleihungen  noch  ein  Recht  begründen  konnten,  musste  doch 
sehr  zweifelhaft  erscheinen.  Dagegen  Hess  sich  dann  freilich  erwiedern,  dass 
eben  durch  die  jetzige  Zurückführung  der  Rechte  der  Kirche  auf  die  alten 
Privilegien  diese  neue  Kraft  gewonnen  hätten.  Aber  auch  dann  blieb  ein  sehr 
gewichtiges  Bedenken.  Es  ist  sehr  möglich,  dass  1213  den  deutschen  Fürsten 
die  Privilegien  in  vollem  Umfange  nicht  bekannt  waren4,  dass  man  auch  ihre 
Produzirung  nicht  verlangt  hat,  gerade  desshalb,  weil  ohnehin  jeder  von  der 
Auffassung  ausging,  dass  es  sich  hier  nur  dem  Namen  nach  um  eine  Resti- 
tution, thatsächlich  um  eine  Abtretung  handle.  Jedenfalls  wusste  aber  der 
Pabst,  dass  ein  genügender  Beweis  aus  den  Privilegien  nicht  zu  erbringen  war. 
Und  mochte  das  1213  bei  der  anscheinend  allgemeinen  Bereitwilligkeit  auf 
alle  Forderungen  der  Kirche  einzugehen,  nicht  ins  Gewicht  fallen,  so  konnten 
Zeiten  kommen,  wo  die  gleiche  Bereitwilligkeit  nicht  vorhanden  war.  Dann 
aber  Hess  sich,  wenn  nur  der  bisherige  Wortlaut  des  Privilegs  wiederholt 
wurde,  jederzeit  mit  Fug  der  Eiuwand  erheben,  dass  allerdings  das  Recht  der 
Kirche  auf  jene  Länder  anerkannt  sei,  aber  nur  unter  der  ausdrücklichen 
Voraussetzung,  dass  sie  dem  Besitze  der  Kirche  entzogen,  dass  sie  in  den 
alten  Privilegien  verliehen  seien;  so  weit  das  nicht  zutreffe,  könne  auch  jene 
Anerkennung  keinerlei  Rechte  begründen. 

Da  war  es  nun  jener  Zusatz,  der  die  Kirche  auch  in  dieser  Richtung 
sichern  sollte.  In  erster  Reihe  ist  die  Auffassung  der  Restitution  beibehalten; 
und  theilweise  handelte  es  sich  ja  wirklich  um  eine  Restitution.  Aber  überdies 
werden  nun  tul  omtwm  scrupuhun  remorendum  die  Länder  verliehen  und 
geschenkt,  und  zwar  zu  dem  Zwecke,  um  jeden  weitern  Anlass  zu  Streitig- 
keiten zwischen  Reich  und  Kirche  zu  entfernen.  Ganz  dieselbe  Auffassung 


376.]  2.  Vgl.  §  365.     8.  Vgl.  §  367.     4.  Vgl.  §  365  u.  9. 
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zeigt  sich  im  Willebriefe  des  Rheinpfalzgrafen;  er  erklärt,  dass  mit  seiner 
Zustimmung  der  König  der  römischen  Kirche  jene  Länder  dimiaerit,  contukrii 
et  donaverit  am  renunciaverit  ac  reatUuerit — apontanea  voluntate — at- 
tend4ms  eccleaiam  et  Imperium  eaae  unttm  et  idern,  mutuia  ae  debere  viciaai- 
tudinibua  adiuvnre.5  Wie  man  die  Sache  1213  auffasste,  wird  nicht  nach 
dem  zu  beurtheilen  sein,  was  man  damals  wörtlich  den  Privilegien  Otto's  ent- 
nahm, sondern  dem,  was  jetzt  selbstständig  hinzukam.  Und  dann  scheinen 
mir  die  Privilegien  selbst  genügendes  Zeugniss  dafür  zu  geben,  dass  man  sich 
vollkommen  bewusst  war,  wie  es  sich  da  weniger  um  eine  Restitution  handelte, 
als  um  eine  Abtretung  von  Reichslanden,  welche  man  dem  guten  Vernehmen 
mit  dem  Pabste  zum  Opfer  brachte.  Das  Recht  der  Kirche  aber  war  jetzt  all- 
seitig gesichert;  war  es  nicht  blos  durch  den  König,  sondern  auch  durch 
das  Reich  anerkannt;  wollte  man  Gewicht  darauf  legen,  dass  der  Thronstreit 
1213  noch  fortdauerte,  so  behob  auch  in  dieser  Richtung  die  Erneuerung  von 
1219  alle  Bedenken;  und  vor  allem  war  nun  durch  die  Form  einer  Abtretung 
und  Schenkung  ein  ganz  neuer  Rechtsboden  gewonnen,  der  ganz  unabhängig 
von  der  Frage  war,  ob  die  von  der  Kirche  seit  dein  Tode  K.  Heinrichs  erho- 
benen Ansprüche  berechtigt  waren  oder  nicht.  Und  für  die  Kirche  hatte  das 
auch  den  weitern  Vortheil,  dass  sie  nun  ganz  bestimmt  alles  das  in  Anspruch 
nehmen  konnte,  was  bisher  dem  Reiche  zustand.  Gerade  der  Besitzstand  des 
Reiches,  wie  er  gewesen  war  zur  Zeit  Herzog  Konrads  von  Urslingen,  war  es, 
auf  welchen  Honorius  seine  Forderungen  im  Herzogthurae  Spoleto  ausdrück- 
lich stützte,  während  es  nicht  befremden  kann,  wenn  die  Spoletiner  dem  frü- 
heren Standpunkte  der  römischen  Kurie  entsprechend  einwandten,  dass  jener 
Besitzstand  nicht  massgebend  sein  könne,  da  Herzog  Konrad  ja  nicht  nach 
Recht,  sondern  nur  durch  Usurpation  Besitzer  gewesen  sei.6  Und  das  war  um 
so  wichtiger,  als  die  Kirche  gerade  in  den  Provinzen  in  die  Rechte  des  Reichs 
eintrat,  in  welchen  diese  am  umfassendsten  erhalten  oder  wiederhergestellt 
waren. 

377.  —  Ueber  die  Beweggründe  der  Fürsten  zur  Einwilli- 
gung in  die  Abtretung  ist  uns  unmittelbar  nichts  bekannt  Aber  die 
Lage  der  Verhältnisse  im  J.  1213  lässt  dieselben  doch  unschwer  er- 
rathen.  Auch  die  Fürsten  befanden  sich  da  doch  in  einer  Lage,  welche  Ab- 
lehnung der  Forderungen  des  Pabstes  nicht  zu  gestatten  schien,  selbst  wenn, 
was  immerhin  möglich  ist,  der  Pabst  sich  nicht  schon  vor  seiner  Zustimmung 
zur  Wahl  Friedrichs  in  dieser  Richtung  von  einzelnen  Fürsten  Versprechungen 
machen  Hess.  Die  ersten  Erfolge  Friedrichs  hatten  sich  allerdings  über  Er- 
warten günstig  gestaltet.  Aber  es  ist  doch  nicht  zu  vergessen,  dass  die 
Schlacht  bei  Bouvines  noch  nicht  geschlagen  war,  dass  Otto  noch  immer  ein 
sehr  bedenklicher  Gegner  werden  konnte.  Jedenfalls  war  die  Unterstützung 
des  Pabstes  für  Friedrich  nicht  zu  entbehren.  War  die  deutsche  Königswahl 
auch  eine  Angelegenheit,  welche  der  Einflussnahme  des  Pabstthuras  ganz  ent- 
rückt war,  stand  es  selbst  bezüglich  der  Kaiserkrönung  fest,  dass  der  Pabst 

5.  Böhmer  Wittelsb.  ßeg.  J35.     «.  Huülard  2,  129. 
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sie  dem  rechtmässigen  deutschen  Könige  nicht  versagen  könne,  schien  damit 
für  jedes  unmittelbare  Eingreifen  der  Boden  zu  fehlen,  so  hatte  sich  gerade  in 
der  vorhergehenden  Zeit  gezeigt,  wie  viele  Mittel  da  doch  dem  Pabste  bei  der 
einmal  vorhandenen  Zwietracht  zu  Gebote  standen,  um  seinem  Willen  aus- 
schlaggebende Geltung  zu  verschaffen.  Der  Bruch  mit  Otto  schien  freilich  un- 
heilbar. Aber  man  hatte  doch  auch  gesehen,  dass  der  Pabst  da  den  Umständen 
Rechnung  zu  tragen  wusste.  Er  hatte  alles  aufgeboten,  um  Otto  zu  allgemeiner 
Anerkennung  zu  verhelfen.  Dennoch  hat  später  nur  die  Ermordung  Philipps 
die  völlige  Einigung  mit  diesem  gehindert.  Gegen  die  Erhebung  Friedrichs 
hatte  Innozenz  sich  früher  aufs  bestimmteste  ausgesprochen;  den  Umständen 
nachgebend  hatte  nun  er  selbst  seine  Wahl  befürwortet.  Es  kann  da  kaum 
befremden,  wenn  die  zum  Abfalle  vom  Kaiser  aufgeforderten  Fürsten  vor 
allem  Verbriefungen  vom  Pabste  und  den  Kardinälen  verlangten,  dass  diese 
nicht  wieder  einen  Frieden  mit  Otto  eingehen  würden.  Es  scheint  kaum,  dass 
solche  gegeben  wurden. 1  Otto  selbst  hatte  seine  Bereitwilligkeit  zu  einem  Ab- 
kommen mit  dem  Pabste  mehrfach  zu  erkennen  gegeben.  Friedrich  selbst  war 
bezüglich  der  Rekuperationen  zweifellos  schon  persönlich  verpflichtet;  verwei- 
gerten die  Fürsten  ihre  Zustimmung,  machten  sie  es  ihm  unmöglich,  seine 
Verpflichtungen  zu  erfüllen,  so  war  der  Bruch  mit  dem  Pabste  unvermeidlich 
und  zwar  unter  Umständen,  unter  welchen  er  noch  alle  Erfolge  Friedrichs  und 
seiner  Partei  wieder  in  Frage  stellen  konnte. 

Auch  ein  anderes  wird  zu  beachten  sein.  Dass  manche  der  Fürsten  die 
Grösse  des  Opfers,  welches  man  brachte,  wohl  zu  würdigen  wussten,  es  bitter 
empfanden,  möchte  ich  nicht  bezweifeln.  Wenn  der  Kanzler  des  Reichs,  Bi- 
schof Konrad  von  Metz  und  Speier,  1220  vom  Könige  ausdrücklich  mit  dem 
Auftrage  nach  Italien  geschickt,  das  Mathildische  Gut  der  Kirche  zu  über- 
geben, dieses  Gut  wohl  zu  Händen  des  Reiches  nimmt,  aber  allem  Drängen 
des  Pabstes  gegenüber  sich  nicht  zur  Uebergabe  versteht2,  so  scheint  mir 
doch  joder  Grund  zu  fehlen,  das  auf  geheime  widersprechende  Weisungen  des 
Königs  zurückzuführen.  Ich  denke,  das  Gefühl  eines  Reichsfürsten,  der  die 
unangefochtene  Machtstellung  des  Reichs  in  Italien  in  den  Tagen  K.  Heinrichs 
kannte,  der  Zeuge  ihrer  raschen  Wiederherstellung  durch  Otto  gewesen  war, 
muss  sich  dagegen  gesträubt  haben,  nun  selbst  das  Gut  überliefern  zu  sollen, 
das  einst  mit  solchen  Mühen  und  Opfern  für  das  Reich  behauptet  oder  wieder- 
erworben war;  waren  alle  Verzichte  durch  seine  eigene  Rekognition  bekräftigt, 
er  scheint  es  doch  jetzt,  diesen  Verhältnissen  wieder  unmittelbar  nahetretend, 
nicht  für  möglich  gehalten  zu  haben,  dass  die  Reichsgewalt  nicht  blos  ab- 
stehen, sondern  selbst  Hand  anlegen  sollte,  um  Abtretungen  ganzer  Länder 
an  eine  Gewalt  zu  verwirklichen,  deren  Ansprüche  er  selbst  zweifellos  nur  als 
durch  geschickte  Ausbeutung  der  Nothlage  des  Reichs  erworben  betrachtete. 
Auch  andere  Fürsten  mögen  die  Schmälerung  der  Macht  und  der  Ehre  des 
Reiches  schwer  empfunden  haben.  Aber  gewiss  nicht  alle,  kaum  die  meisten. 


377.  —  1«  Vgl.  Scheffer  in  den  Forschungen  8,  529.  2.  Vgl.  Theiner  Cod.  dorn 
1,  55-58. 
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Es  wird  hier  insbesondere  die  seit  der  Erwerbung  Siziliens  wesentlich 
geänderte  Bedeutung  der  Reichsherrschaft  über  Italien  ins 
Gewicht  gefallen  sein.  Früher  zunächst  Bürgschaft  für  die  Macht  und  die 
Sicherheit  der  deutschen  Nation,  für  ihren  in  der  Kaiserkrönung  auch  äusser- 
lich  zum  Ausdrucke  gelangenden  Vorrang  unter  den  Völkern  der  Christenheit, 
Quelle  vielfachen  materiellen  Gewinnes,  hatte  sie  jetzt  vor  allem  die  Bedeu- 
tung eines  Stützpunktes  für  die  Erlangung  oder  Behauptung  der  Herrschaft 
über  Sizilien,  zunächst  einer  Privatangelegenheit  des  Herrschers,  deren  Ver- 
schlingung mit  den  Angelegenheiten  des  Reichs  in  mehr  als  einer  Hinsicht 
bedenklich  war.  Dass  die  mehrfach  angeregte  Einverleibung  Siziliens  in  das 
Reich  auch  ganz  abgesehen  vom  Widerstreben  der  Kurie  den  Wünschen  der 
deutschen  Fürsten  nicht  entsprach,  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein.  Jedenfalls 
stand  ausser  aller  Frage,  dass  sie  die  Nachtheile  eines  unheilbaren  Zerwürf- 
nisses mit  dem  Pabstthume  nicht  aufwiegen  konnten.  Alles  Missgeschick, 
welches  das  Reich  seit  dem  Tode  K.  Heinrichs  getroffen,  hatte  seine  letzte 
Wurzel  doch  in  jenem  Verhältnisse.  Dass  die  Kurie  auch  fortan  jede  Wieder- 
befestigung der  Reichsverhältnisse,  welche  nicht  von  der  Grundlage  der  Lö- 
sung jenes  Verhältnisses  ausging,  zu  hintertreiben  suchen  würde,  konnte  nie- 
mand bezweifeln;  wie  viele  Mittel  ihr  da  zu  Gebote  standen,  hatte  man  er- 
fahren. Unter  Hinweis  auf  Otto  konnte  die  Kurie  geltend  machen,  dass  fortan 
kein  Kaiser,  selbst  wenn  ihm  persönliche  Ansprüche  fehlten,  der  Versuchung 
zur  Unterwerfung  Apuliens  widerstehen  werde,  so  lange  die  Gränzlande  unter 
der  Hoheit  des  Reichs  verblieben.  Ungleich  gewichtiger  noch  musste  der  Zu- 
sammenhang beider  Fragen  sich  stellen,  nachdem  man  doch  wieder  notge- 
drungen gerade  den  Herrscher  Siziliens  an  das  Reich  hatte  berufen  müssen. 
Die  bleibende  Trennung  Siziliens  vom  Reiche  lag  zweifellos  im  Wunsche  dpr 
Fürsten  selbst,  musste  ihnen  unerlässlich  erscheinen,  sollte  der  Friede  zwischen 
Reich  und  Kirche  dauernd  wiederhergestellt  werden.  Wurde  aber  geltend  ge- 
macht, dass,  wie  die  Sachen  einmal  lagen,  da  nur  die  Abtretung  der  Reku- 
perationen  genügende  Bürgschaft  bieten  könne,  so  war  das  kaum  zu  bestreiten. 
Eine  genügende  Rechtsgrundlage  war  nach  unseren  Untersuchungen  für  die 
Ansprüche  der  Kirche  nicht  vorhanden;  aber  es  wird  sich  nicht  läugnen  lassen, 
dass  auch  sie  sich  da  in  einer  Nothlage  befand,  dass  sie  jener  Länder  bedurfte, 
sollte  nicht  das  Aufhören  ihrer  weltlichen  Herrschaft  nur  noch  eine  Frage  der 
Zeit  sein.  Weist  die  jetzige  Fassung  der  Urkunde  selbst  darauf  hin,  dass  man 
die  Reichslande  der  Erhaltung  des  Friedens  mit  der  Kirche  zum  Opfer  brachte, 
so  dürften  viele  der  Fürsten  dieses  Opfer  gering  angeschlagen  haben  gegen- 
über dem  dadurch  zu  erreichenden  Zwecke. 

Vor  allem  wird  dann  vielfach  gewiss  auch  Gleichgültigkeit  der 
Fürsten  gegen  die  Interessen  des  Reichs  in  Anschlag  zu  bringen 
sein.  Wo  in  Italien  dieGränzen  des  Reiches  gesteckt  waren,  mochte  manchem 
an  und  für  sich  ziemlich  gleichgültig  sein.  Hat  man  doch  auch  später  oft  mit 
grossem  Gleichmuthe  den  Verlusten  von  Reichslanden  zugeschaut,  deren  lange 
Reihe  eben  mit  jener  Abtretung  vom  J.  1213  beginnt.  Dass  diese  zunächst 
nicht  Deutschland,  nur  Italien  traf,  dass  man  damals  noch  nicht  übersehen 
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konnte,  dass  das  in  Italien  und  Burgund  beginnende  Werk  auf  deutschem  Bo- 
den seine  naturgemässe  Fortsetzung  finden  müsse,  wird  für  den  Standpunkt 
jener  Zeit  kaum  in  Anschlag  zu  bringen  sein.  Jede  nähere  Begründung  dürfte 
da  überflüssig  werden  durch  den  Hinweis  auf  die  Abtretung  der  deutschen 
Reichslande  über  der  Elbe,  welche  1214  gleichfalls  unter  Zeugniss,  ausdrück- 
licher Zustimmung  und  Besiegelung  der  Reichsfürsten  geschah. 3  Zeiten,  wie 
die  vorhergehenden,  mussten  mächtig  dazu  beitragen,  bei  den  Fürsten  die 
Neigung  überwuchern  zu  lassen,  nur  ihre  Sonderinteressen  zu  verfolgen,  selbst 
da,  wo  das  nur  auf  Kosten  der  Ehre  und  der  Macht  des  Ganzen  geschehen 
konnte;  Opfer,  welche  nur  das  Ganze,  nicht  sie  selbst  trafen,  wurden  vielfach 
gewiss  kaum  noch  als  solche  empfunden,  jedenfalls  bereitwillig  gebracht,  wenn 
irgend  ein  eigener  Vortheil  damit  zu  erreichen  war.  Dass  sie  solchen  gerade 
von  Friedrich  erhofften,  dass  das  seine  Erhebung  und  Anerkennung  mächtig 
förderte,  ist  kaum  zu  bezweifeln.  Otto  war  karg,  kein  Gönner  der  Fürsteu- 
macht; es  entsprach  gewiss  einer  weiter  verbreiteten  Meinung  über  seine 
letzten  Ziele,  wenn  der  Pabst  den  deutschen  Fürsten  zu  bedenkeu  gab,  ob  sie 
sich  von  ihm  in  die  Stellung  englischer  Barone  herabdrücken  lasseu  wollten.4 
Anders  Friedrich;  ein  König,  der  alsbald  seine  Meinung  dahin  aussprach,  die 
französischen  Hülfsgelder  seien  nirgends  besser  aufbewahrt,  als  in  den  Händen 
des  Fürsten,  war  der  Herrscher  nach  ihrem  Herzen.  Er  hat  ihr  Vertrauen 
nicht  getäuscht;  sein  ganzes  Vorgehen  in  Deutschland,  beziehungsweise  seine 
Vernachlässigung  Deutschlands  könnten,  wenn  nicht  anderes  gewesen  wäre, 
die  Vermuthung  nahe  legen,  er  habe  überhaupt  geglaubt,  die  Rechte  des  Reichs 
seien  in  den  Händen  der  Fürsten  am  besten  bewahrt.  Es  ist  erklärlich,  wenn 
die  Fürsten  seiner  Partei  auf  den  Verlust  entfernter  Reichslande  da  wenig 
Werth  legten. 

Die  Rechtskräftigkeit  der  Verbriefungen  von  1213,  die  bei  noch  wäh- 
rendem Thronstreite  gefertigt  waren,  hätte  eine  siegende  Gegenpartei  noch 
mit  Fug  bestreiten  können.  Aber  nicht  mehr  die  Partei  K.  Friedrichs  und 
dieser  selbst.  Die  Wiederholung  des  Verzichtes  im  J.  1219  war 
etwas  Selbstverständliches,  nicht  zu  Umgeheudes,  wollte  man  sich  der  Kirche 
gegenüber  nicht  des  offensten  Wortbruches  schuldig  machen;  und  die  Beweg- 
gründe, welche  zur  frühem  Zustimmung  führten,  hatten  auch  jetzt  ihr  Gewicht 
zum  grossen  Theile  nicht  verloren.  Von  da  ab  war  jeder  Eiuwand  gegen  die 
Rechtmässigkeit  der  Abtretung  beseitigt. 

378.  —  Hatten  die  deutschen  Fürsten  sich  einmal  zum  ersten  Schritte 
entschlossen,  denselben  für  vereinbar  mit  der  Ehre  des  Reichs  gehalten,  so 
lag  für  sie  auch  später  kaum  ein  Grund  vor,  eine  Rückgängigmachung  des 
Geschehenen  zu  erstreben.  Anders  beim  Könige.  Der  Einfluss  des  Ver- 
zichtes auf  die  spätere  Stellung  K.  Friedrichs  zur  Kirche  wird 
kaum  zu  hoch  angeschlagen  werden  können. 

Allerdings,  wenn  Friedrich  sich  eutschloss,  vor  allem  als  König  Deutsch- 


377.1  3.  Huillard  1,  346;  vgl.  Usinger  Deutsch-dänische  Gesch.  159.  4.  Böhmer  Acta 
631;  vgl.  Scheffer  in  den  Forschungen  8,  550. 
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lands  und  als  Kaiser  zu  walten,  den  Schwerpunkt  seiner  Herrschergewalt  in 
Deutschland  zu  suchen,  auf  persönliche  Herrschaft  in  Sizilien  zu  verzichten, 
sich  begnügend,  es  in  dieser  oder  jener  Form  seinem  Geschlechte  zu  sichern, 
so  konnte  er  jenen  Verlust  verschmerzen.  Die  Macht grund lagen  des  Kaiser- 
reichs blieben  dadurch  unberührt;  es  handelte  sich  um  eine  Schmälerung  seiner 
Ausdehnung,  welche  doch  nicht  so  gar  bedeutend  war,  da,  worauf  wir  zurück- 
kommen, die  Romagna  in  die  Abtretung  nicht  einbegriffen  war;  Spoleto  und 
Ancona,  welche  der  Kirche  überlassen  wurden,  waren  nach  dieser  Seite  die 
entlegensten  Glieder  des  Reichs;  ihr  Verlust  störte  nirgends  den  sonstigen 
Zusammenhang  der  Theile;  war  dadurch  wirklich  dauernder  Frieden  mit  der 
Kirche  erkauft,  gelang  es  in  Folge  dessen  dem  Kaiser,  seine  Herrschergewalt 
in  Deutschland  wieder  zu  festigen,  so  konnte  das  Opfer  immerhin  verschmerzt 
werden. 

Ganz  anders  hat  bekanntlich  Friedrich  seine  Aufgabe  später  gefasst. 
Die  Stellung,  welche  man  zu  Rom,  aber  gewiss  doch  auch  überall  in  Deutsch- 
land, so  weit  man  noch  einen  Sinn  hatte  für  die  Wiederherstellung  der  Macht 
des  Reiches,  für  Sizilien  im  Auge  hatte,  wies  der  Kaiser  Deutschland  zu;  los- 
gelöst aus  der  Gesammtheit  des  Kaiserreichs  wurde  es  der  Regierung  unmün- 
diger Söhne  überlassen.  Dass  Deutschland  auf  die  Dauer  nicht  von  Sizilien 
aus  beherrscht  werden  könne,  hat  er  nicht  verkannt;  es  genügte  ihm  dort  ein 
Zustand,  der  es  ihm  ermöglichte,  von  Zeit  zu  Zeit  deutsche  Kräfte  für  seine 
soustigen  Zwecke  ausnutzen  zu  können;  was  denn  freilich  durch  Zugeständ- 
nisse an  die  Fürsten  zu  erkaufen  war,  welche  für  alle  Zukunft  die  Macht- 
grundlagen des  deutschen  Königthuins  untergruben.  Für  seine  unmittelbare 
Thätigkeit  wählte  er  vor  allem  die  Stellung  eines  Königs  von  Sizilien.  Aber 
er  begnügte  sich  damit  nicht  Auch  die  nichtdeutschen  Theile  des  Kaiserreichs, 
auf  welche  ihm  nur  seine  Erhebung  zum  deutschen  Könige  Rechte  gegeben 
hatte,  die  Königreiche  Italien  und  Arelat,  behielt  er  der  eigenen  Verfügung 
vor.  Mehr  und  mehr  erscheinen  sie  nun  als  Nebenlande  Siziliens.  Und  dieses 
Verhältniss  hat  er  nicht  blos  filr  die  Zeit  seiner  persönlichen  Wirksamkeit  im 
Auge  gehabt.  An  der  bestimmten  Absicht  des  Kaisers,  Italien  und  Sizilien  zu 
einem  Ganzen  zu  einen,  es  auch  für  die  Zukunft  als  solche.*  zu  erhalten,  ist 
gar  nicht  zu  zweifeln.  Den  Gedanken  einer  nähern  Zusammengehörigkeit  der 
gesaramten  Halbinsel,  ihrer  schärfern  Scheidung  von  Deutschland,  wie  ihn 
Pabst  Innozenz  zuerst  bestimmter  betont  hat,  wie  ihn  die  zeitweise  Vereinigung 
Italiens  und  Siziliens  so  nahe  legen  musste,  hat  er  gewiss  immer  festgehalten, 
jedenfalls  in  den  späteren  Zeiten  seiner  Regierung  möglichst  zu  verwirklichen 
gesucht.  Bereits  besprochene wie  noch  zu  besprechende  Einrichtungen  weisen 
aufs  bestimmteste  darauf  hin.  Den  zweifellosesten  Beleg  geben  seine  letzt- 
willigen Verfügungen.2  Konrad  wird  allerdings  sein  Erbe  in  der  Gesammtheit 
der  von  ihm  beherrschten  Länder,  im  Kaiserreiche,  wie  im  Königreiche.  Auch 
verpflichtet  er  ihn  nicht  etwa,  diese  von  Sizilien  aus  zu  beherrschen.  Er  stellt 
es  ihm  sichtlich  anheim,  ob  er  zunächst  deutscher  König  bleiben  will.  Aber 


378.-  1.  Vgl.  §  205.      2.  Mon.  Germ.  4.  :*58. 
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die  Gestaltung,  die  Friedrich  geschaffen  hatte,  sollte  dadurch  nicht  wieder  iu 
Frage  gestellt  werden.  So  lange  Konrad  in  Deutschland  oder  überhaupt 
ausserhalb  des  Königreiches  weilen  wird,  soll  Manfred  sein  Statthalter  in  Ita- 
lien und  Sizilien  sein,  und  zwar  mit  vollster  Machtvollkommenheit,  mit  allen 
Befugnissen,  welche  da  dem  Kaiser  bei  Lebzeiten  zugestanden  hatten.  Die 
Halbinsel  soll  ein  staatliches  Ganzes  verbleiben  und  zwar  ein  Ganzes,  dessen 
Schwerpunkt  in  Sizilien  liegt;  denn  nicht  von  der  Anwesenheit  des  künftigen 
Kaisers  in  Italien,  sondern  im  Königreiche  soll  die  thatsächliche  Uebung  seiner 
Hoheit  abhängig  sein. 

Es  bedarf  nun  keines  Hinweises,  wie  diese  ganze  Gestaltung  aufs  be- 
stimmteste voraussetzt,  dass,  wenn  auch  das  Patrimonium  der  Kirche  ver- 
bleiben sollte,  mindestens  Spoleto  und  Ancona  Theile  des  italienischen  König- 
reichs sein  mussten.  Es  mag  sich  da  freilich  um  Plane  handeln,  welche  sich 
erst  in  späteren  Jahren  fester  gestalteten.  Für  den  nächsten  Zweck  ist  das 
ohne  Bedeutung.  Von  dem  Augenblicke  an,  wo  bei  Friedrich  der  Entschluss 
feststand,  auf  persönliche  Herrschaft  in  Sizilien  nicht  zu  verzichten,  gleich- 
zeitig aber  auch  Italien  zu  unmittelbarer  Verfügung  zu  behalten,  mussten  ihm 
gerade  Spoleto  und  Ancona  als  der  werthvollste,  für  ihn  fast  unentbehrliche 
Besitz  erscheinen.  Dieselben  Gründe,  welche  die  Kirche  aufs  bestimmteste 
darauf  hinwiesen,  gerade  diese  Länder  zu  erwerben,  sie  jedenfalls  einem  kai- 
serlichen Herrscher  Apuliens  vorzuenthalten,  wiesen  diesen  unbedingt  auf  ihre 
Behauptung  oder  Wiedererwerbung  hin. 

Diese  Verhältnisse  mussten  doch  zweifellos  über  kurz  oder  lang  wieder 
zum  Bruche  mit  der  Kirche  fuhren.  Hätte  es  sich  da  um  alten  Besitz,  um 
altes  Recht  der  Kirche  gehandelt,  so  lag  das  vielleicht  weniger  nahe;  einen 
Zustand,  den  man  vorfindet,  an  den  man  gewöhnt  ist,  dessen  Rechtmässig- 
keit man  nie  bezweifelte,  mag  auch  der  mächtigste  Herrscher  ertragen,  so 
lästig  er  ihm  sein  mag.  Wie  drückend  aber  musste  es  für  Friedrich  sein,  dass 
er  selbst  sie  abgetreten  hatte,  sie  hatte  abtreten  müssen,  um  das  zu  erlangen, 
was  er  doch  einfach  von  jeher  als  sein  Recht  betrachtet  hatte.  Sein  Recht 
auf  das  Reich  hat  er  jederzeit  für  genügend  begründet  erachtet  durch  die  ihm 
schon  zu  Lebzeiten  des  Vaters  gewordene  einstimmige  Wahl  und  Anerkennung 
der  Fürsten;  in  dieser  Richtung  hatte  er  der  Kirche  nichts  zu  verdanken;  um- 
gekehrt, er  glaubte  es  ihr  zum  Vorwurfe  machen  zu  dürfen,  dass  sie  gegen 
das  Recht  dessen,  der  ihrer  besondern  Hut  anempfohlen  war,  oppressa  pu- 
pilli  iustitia,  nach  dem  Tode  des  Vaters  und  wieder  des  Oheims  den  Neben- 
buhler begünstigt  hatte,  erst  da  für  ihn  eintrat,  cum  non  inveniretur  aliu*, 
gut  oblatam  imperii  dignitatem  contra  nos  et  nostram  iustitiam  vellet  as- 
sumere  et  periclitanti  navicule  (Petri)  de  porttis  solatio  provideret.3  Und 
in  dieser  Lage,  wo  der  Pabst  doch  ebenso  sehr  auf  ihn  angewiesen  schien,  wie 
er  auf  die  Unterstützung  des  Pabstes,  war  dieser  nicht  einfach  für  das  einge- 
treten, was  Friedrich  als  sein  gutes  Recht  betrachtete;  er  hatte  seine  Unter- 
stützung durch  das  für  ihn  härteste  Opfer  erkaufen  müssen. 


378.]  3.  Huillard  3,  38.  39. 
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Denn  wenigstens  bezüglich  des  Herzogthums  und  der  Mark  hat  Friedrich 
seine  Verzichte  nie  als  die  blosse  Anerkennung  begründeter  Rechte  der  Kirche 
betrachtet,  sondern  einfach,  wie  das  nach  unsern  Untersuchungen  ja  auch  nicht 
befremden  kann,  als  eine  Abtretung  von  Reichslanden,  auf  welche  ihm  ganz 
dasselbe  Recht  zustand,  als  auf  jeden  andern  Theil  des  Reiches.  Er  spricht 
1227  von  der  Kirche,  que  de  maioribus  et  melioribus  proivncüs  Italie,  flo- 
rentibus  tUvitiis  et  strenuitate  viroruin,  a  nobis  extitit  assecuta;  er  nennt 
die  Reatiner  Getreue  der  Kirche,  quos  de  nostra  /tut  munißcentia  conaecuta ; 
er  schreibt  an  die  Bewohner  der  Mark,  wie  er  die  Kirche  so  begünstigt  habe, 
quod  metas  imperü,  cuius  terminoa  amplificare  tenemttr,  »ponte  reliquimus, 
ut  eccle&iam  largioribus  beneßciis  ditaremus,  eidem  vos  et  plures  alioa  de 
fulelibus  nostri  imperio  concedendo.*  Auch  aus  späterer  Zeit  liegen  eine 
Reihe  von  Zeugnissen  für  seine  Auffassung  vor,  dass  es  sich  da  in  keiner 
Weise  um  eine  Restitution,  sondern  lediglich  um  eine  in  seinem  Belieben  ste- 
hende Abtretung  gehandelt  habe;  es  kann  sich  das  nicht  schärfer  aussprechen, 
als  wenn  er,  worauf  wir  zurückkommen,  die  Zurücknahme  jener  Länder  an 
das  Reich  durch  die  Lehre  des  römischen  Rechts  rechtfertigt,  dass  der  Schen- 
ker bei  Undankbarkeit  des  Beschenkten  zum  Widerrufe  der  Schenkung  be- 
rechtigt ist.5  Dass  nun  überdies  jene  Schenknng  unter  Verhältnissen  erfolgt 
war,  wo  von  freier  Willensbestimmung  doch  nur  in  sehr  beschränkter  Weise 
die  Rede  sein  konnte,  hat  der  Kaiser  zwar,  so  weit  ich  sehe,  in  den  uns  er- 
haltenen Aktenstücken  nicht  öffentlich  geltend  gemacht;  ihn  persönlich  musste 
der  Gedanke  daran  nothwendig  mit  Bitterkeit  gegen  das  Pabstthum  erfüllen. 
Dass  er  1226  geradezu  vom  Pabste  Innozenz  behauptete:  Fundanum  comi- 
tatum  mite  ad  Imperium  evocato  emunxit;  coronam  liberi  imperü  multis 
muneribus  nundinari  me  oportuit,  ist  ganz  glaublich6;  mindestens  hat  die 
Stimmung  des  Kaisers  in  dieser  Angabe  gewiss  treuen  Ausdruck  gefundeu. 
Es  ist  darauf  sicher  zum  grossen  Theil  die  Verbitterung  und  Heftigkeit  zu- 
rückzuführen, mit  der  er  sich  immer  über  das  Pabstthum  ausspricht,  sobald 
er  glaubte,  sich  keinen  Zwang  mehr  auferlegen  zu  müssen,  seiner  wahren  Ge- 
sinnung freien  Lauf  lassen  zu  dürfen. 

Die  besondern  Umstände,  unter  denen  Friedrich  an  das  Reich  gelangte, 
die  Verpflichtungen,  zu  denen  er  sich  damals  verstehen  musste,  haben  offenbar 
entscheidend  auf  seine  ganze  spätere  Regierung  zurückgewirkt,  die  grosseu 
Schwierigkeiten  derselben  durchweg  veranlasst.  Der  Unterstützung  der  deut- 
schen Fürsten  war  er  nur  gewiss,  wenn  er  ihnen  die  Rechte  des  Reichs  be- 
reitwilliger preisgab,  als  der  Gegner;  jeder  Versuch,  da  später  eine  andere 
Stellung  einzunehmen,  war  dadurch  von  vornherein  wesentlich  gehindert  und 


4.  Huülard  3,  40.  47.  67.  5.  Vgl.  Huillard  5,  375.  376.  709.  6,  168.  206.  6.  Huillard 
2,  932,  wo  mit  Recht  darauf  hingewiesen  ist,  dass  diese  Angaben  Uber  eine  Aeusserung 
des  Kaisers  jedenfalls  auf  eine  gleichzeitige  und  wohlunterrichtete  Quelle  zurückgehen 
müssen,  da  ein  uns  erhaltenes  päbstliches  Schreiben,  Huillard  2,  589.  sichtlich  die  Antwort 
auf  ein  kaiserliches  Schreiben  entsprechenden  Inhaltes  ist.  Ueberdies  wissen  wir  auch 
anderweitig,  dass  die  Ueberlassung  der  Grafschaft  Fondi  zu  den  1212  zu  Rom  gewahrten 
päbstlichen  Forderungen  gehörte;  vgl.  Roul.  de  (  luiiy  83;  Mon.  Germ.  4,  223. 
Flcker  Forschungen.  II.  28 
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erschwert,  und  es  mag  das  nicht  am  wenigsten  dazu  mitgewirkt  haben,  dass 
Friedrich  sich  von  den  schweren  Aufgaben  des  deutschen  Königthuras  zurück- 
zog. Die  Förderung,  welche  er  dem  Könige  von  Frankreich  gegen  Otto  ver- 
dankte, hat  sichtlich  auch  später  seine  auswärtige  Politik  aufs  wesentlichste 
beeinflusst. 7  Wie  ihm  in  den  Angelegenheiten  Oberitaliens  durch  die  in  der 
Zeit  der  Noth  gegen  Cremona  eingegangenen  Verpflichtungen  die  Hände  ge- 
bunden waren,  haben  wir  früher  besprochen.8  Aber  am  verhängnissvollsten 
waren  in  dieser  Richtung  die  damals  der  Kirche  gemachten  Zugeständnisse, 
vor  allem  die  Abtretung  von  Spoleto  und  Ancona.  Es  war  damit  ein  Ver- 
hältniss  begründet,  welches  ihm  selbst,  wenn  er  nicht  auf  persönliche  Herr- 
schaft in  Sizilien  verzichten  wollte,  unleidlich  erscheinen  musste,  welches 
wieder  das  Pabstthum  fortwährend  mit  Misstrauen  auf  jeden  seiner  Schritte 
blicken  Hess,  der  nur  entfernt  den  Gedanken  an  eine  Zurücknahme  der  Reichs- 
lande zu  verrathen  schien.  Die  Abtretung  war  geschehen,  um,  wie  man  ver- 
meinte und  aussprach,  den  Frieden  zwischen  Kirche  und  Reich  für  immer  zu 
befestigen.  Wie  die  Sachen  sich  einmal  gestalteten,  ist  gerade  sie  es  gewesen, 
welche  mehr  als  alles  andere  ein  aufrichtiges  Friedens verhältniss  zwischen 
Kaiser  und  Kirche  unmöglich  gemacht  hat. 

379.  —  Diesen  Verhältnissen  gegenüber  kann  die  lange  Einhaltung 
der  Verzichte  durch  K.  Friedrich  fast  befremden.  Es  wird  sich  über- 
haupt kaum  behaupten  lassen,  dass  eine  Zurücknahme  der  abgetretenen  Reichs- 
lande von  vornherein  in  seiner  Absicht  gelegen  habe.  Sein  Vorgehen  in  der 
früheren  Zeit  scheint  doch  durchaus  von  dem  Gedanken  beherrscht,  dass  er 
nichts  mehr  zu  meiden  habe,  als  einen  Bruch  mit  dem  Pabste;  dass  aber  jeder 
Versuch,  sich  über  die  Verzichte  fortzusetzen,  denselben  zur  nothwendigen 
Folge  haben  musste,  darüber  konnte  er  sich  keiner  Täuschung  hingeben.  Als 
er  nach  K.  Otto's  Tode  von  dieser  Seite  nichts  mehr  zu  fürchten  hatte,  treten 
allerdings  noch  einige  bedenkliche  Anzeichen  hervor.  Reinald,  der  Sohn  Kon- 
rads von  Urslingen,  nennt  sich  Herzog  von  Spoleto;  und  wenn  der  König  eiuen 
etwa  zum  Vorschein  kommenden  Belehnungsbrief  von  vornherein  für  erschli- 
chen erklärt,  so  wird  uns  das  kaum  erweisen  müssen,  dass  ein  solcher  nicht 
vorhanden  war.  Fermo,  Medicina,  andere  päbstliche  Orte  werden  als  zum 
Reiche  gehörig  behandelt;  freilich  nur  aus  Versehen;  der  König  wusste  nicht, 
dass  Fermo  eine  Stadt  der  Mark  sei,  dass  Medicina  der  Kirche  zustehe;  seine 
aus  Sizilien  stammenden  Schreiber  haben  sich  in  den  Reichsverhältnissen  noch 
nicht  zurechtfinden  können.  Aber  es  sind  das  höchstens  Versuche,  um  zu  er- 
proben, in  wie  weit  die  Kirche  auf  ihrem  Rechte  bestehen  werde.  Nirgends 
hält  der  König  an  seinen  Ansprüchen  fest;  alles  wird  geläugnet  oder  entschul- 
digt und  widerrufen;  1219  Sept.  folgt  dann  die  abermalige  feierliche  Verbrie- 
fung der  Rechte  der  Kirche. 1 

Auf  dem  Römerzuge  1220  scheint  Friedrich  keinerlei  Anlass  zur  Klage 

378.]  7.  Vgl.  Ficker  Engelbert  der  Heilige  125.     8.  Vgl.  §  343. 

379.  —  1.  Vgl.  Tbeiner  1,  49.  50  und  ror  allem  das  leider  noch  immer  ungedruckte 
wichtige  Schreiben  Reg.  Frid.  n.  296. 


Einhaltung  der  Verzichte  durch  K.  Friedrich. 


435 


geboten  zu  haben.  Die  auffallende  Verzögerang  der  Uebergabe  des  Mathil- 
dischen  Gutes  durch  den  Reichskanzler  stimmt  zu  wenig  mit  dem  Vorgehen 
des  Königs  selbst,  als  dass  sie  auf  geheime  Weisungen  desselben  zurückzu- 
führen sein  wird.2  Bis  dahin  war  es  der  Kirche  nur  in  sehr  beschränktem 
Masse  gelungen,  sich  wirklich  in  den  Besitz  alles  dessen  zu  setzen,  was  ihr 
vom  Reiche  zuerkannt  war.  Vielfach  mag  man  erwartet  haben,  dass  auch 
jetzt  mit  der  Ankunft  des  Königs  das  Reich  wieder  in  sein  volles  Erbe  ein- 
treten werde,  wie  einst  mit  der  Ankunft  K.  Otto's.  Dass  der  König  die  Rechte 
der  Kirche  nicht  blos  anerkannte,  dass  er  sogar  selbst  seinen  Arm  dazu  lieh, 
sie  in  Besitz  zu  setzen,  gegen  die  Widerstrebenden  mit  voller  Strenge  vorging, 
musste  weiteres  Sträuben  erfolglos  erscheinen  lassen.  Bald  konnte  der  Pabst 
mit  grösster  Befriedigung  zur  allgemeinen  Kunde  bringen,  wie  es  ihm  gelungen 
sei,  die  Uoheit  der  Kirche  in  allen  ihr  zustehenden  Gebieten  zu  thatsächl  icher 
Geltung  zu  bringen. 3  Nur  einzelnes,  auf  welches  die  Kirche  Ansprüche  hätte 
erheben  können,  scheint  in  den  Händen  des  Reiches  geblieben  zu  sein;  so  ins- 
besondere Citta  di  Castello,  wo  1221  ein  Otto  von  Castiglione  als  Bote  des 
Kaisers  thätig  ist  und  ein  Vertrag  geschlossen  wird  in  honorem  d.  F.  impe- 
ratoris  et  eins  nuncioriim  et  specialiter  d.  Oderigi  eins  delegaÜ  in  comitatu 
Castellano* ;  es  hat  sich  dann  erst  nach  der  Bannung  des  Kaisers  1228  dem 
Pabste  unterworfen,  wobei  dieser  die  bisherige  Herrschaft  des  Kaisers  als 
eine  Usurpation  bezeichnet. 5  Hatte  aber  die  Kirche  ihre  Ansprüche  festge- 
halten, wie  sich  auch  daraus  ergibt,  dass  1225  Citta  di  Castello  unter  den 
Orten  aufgeführt  wird,  welche  dem  König  von  Jerusalem  als  Rektor  des  tus- 
zischen  Patrimonium  unterstehen  sollten6,  so  ist  doch  wohl  anzunehmen,  dass 
da  irgend  ein  Einverständniss  bestand;  denn  es  findet  sich  keine  Spur,  dass 
der  Pabst  irgendwelche  Klage  wegen  ungenügender  Erfüllung  seiner  Verheis- 
sungen  gegen  den  Kaiser  erhoben  hätte.  Die  Stadt  ist  dann  im  Besitze  der 
Kirche  geblieben;  der  Kaiser  bemühte  sich  später  vergeblich,  den  Pabst  zur 
Wiederabtretung  zu  bewegen. 7 

Den  ersten  ernstlichen  Anstoss  gab  das  Vorgehen  Gunzelins  von  Wolfen- 
büttel, der,  wohl  noch  Legat  Tusziens8,  1222  im  Herzogthume  und  in  der 
Mark  die  päbstlichen  Beamten  verjagte,  den  Eid  der  Treue  für  das  Reich 
verlangte,  überhaupt  kurzweg  die  Hoheit  des  Reiches  wiederherstellte.  Der 
Kaiser  hat  aufs  bestimmteste  betheuert,  dass  das  ohne  sein  Wissen  und  gegeu 
seinen  Willen  geschehen  sei,  hat  die  bestimmtesten  Befehle  ergehen  lassen, 
alles  wieder  in  den  früheren  Stand  zu  setzen.  Glaubte  man  zu  Rom  sichtlich 
an  seine  Mitschuld,  so  erheben  sich  gegen  dieselbe  doch  gewiss  die  ernstesten 
Bedenken.  Mochte  Friedrich  noch  so  sehr  nach  der  Wiedererwerbung  der 
verlorenen  Reichslande  trachten,  so  ist  doch  anzunehmen,  dass  er  einen  Ver- 
such dazu  gewiss  nicht  unternahm,  ohne  die  Hände  anderweitig  frei  zu  haben, 
ohne  in  der  Lage  zu  sein,  mit  ganzer  Kraft  den  Schwierigkeiten  entgegentreten 
zu  können,  die  sich  aus  einem  entschiedenen  Bruch  mit  der  Kirche  ergeben 


2«  Vgl.  §  377  n.  2.  8«  Tbeiner  Cod.  dorn.  1,  65.  4*  Muti  6,  41.  42.  5«  Theiner  Cod. 
dorn.  1,  88.     6.  Theiner  1,  82.     7.  Vgl.  Winkelmann  2,  108.  141.     8.  Vgl.  §  286  n.  2. 
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mussten.  Damals  auf  der  Insel  Sizilien  beschäftigt,  lag  ihm  gewiss  nicht* 
ferner,  als  einen  solchen  zu  zweifellos  ungelegener  Zeit  hervorzurufen.  Ein 
eigenmächtiges  Vorgehen  seiner  Beamten  und  Anhänger  ist  da  auch  nicht 
gerade  unwahrscheinlich.  Es  war  da  zunächst  das  Streben  der  Sohne  Kon- 
rads von  Urslingen  wirksam,  wieder  in  den  Besitz  des  väterlichen  Herzog- 
thums zu  gelangen;  Reinald,  der  den  Herzogstitel  fortführt,  war  beim  Kaiser; 
sein  Bruder  Bertold  aber  wird  als  Hauptanstifter  des  Unternehmens  bezeichnet. 
Zunächst  veranlasst  mag  dieses  sein  durch  Unzufriedene  aus  den  Ländern 
selbst;  insbesondere  in  der  Mark  Ancona  finden  wir  fortwährend  Zeugnisse 
für  das  Widerstreben  gegen  den  vom  Pabste  belehnten  Markgrafen  von  Este. 
Die  grossen  Geschlechter  der  Mark  scheinen  immer  die  Wiederherstellung  der 
Reichshoheit  erstrebt  zu  haben;  Sohn  und  Neffen  des  frühern  Markgrafen 
und  Grafen  Gotebald,  dann  Streitgenossen  K.  Otto's9  finden  wir  unter  denen 
genannt,  welche  jetzt  für  das  Reich  eintraten.  Gunzelin  und  Bertold  werden 
überzeugt  gewesen  sein,  dass  der  Kaiser  nach  dem  Wiedererwerb  der  Länder 
trachte,  geglaubt  haben,  in  seinem  Sinne  zu  handeln,  wenn  sie  eine  sich  dar- 
bietende Gelegenheit  nicht  unbenützt  Hessen;  ein  bestimmterer  Antheil  des 
Kaisers  ist  unwahrscheinlich.10 

380.  —  Dass  es  nicht  im  Sinne  des  Kaisers  lag,  hier  irgend  voreilig 
vorzugehen,  ergibt  sich  auch  wohl  daraus,  dass  die  erste  Zurücknahme 
der  abgetretenen  Reichslande  der  schon  1227  Sept  29  erfolgten 
Exkoramunizirung  nicht  unmittelbar  folgte.  Der  Kaiser  hat  wohl  noch  gehofft, 
einen  völligen  Bruch  hintanhalten  zu  können,  Erfolg  von  den  angeknüpften 
Verhandlungen  erwartet.  Seine  Rechtfertigungsschreiben  enthalten  noch  keine 
bezügliche  Andeutung;  auch  der  Umstand  mag  zu  beachten  sein,  dass  er  1228 
April  gerade  Reinald  von  Spoleto  zum  Statthalter  des  Königreichs  für  die 
Zeit  seiner  Abwesenheit  ernannte,  was  schwerlich  der  Fall  gewesen  sein  dürfte, 
wenn  er  ihm  damals  schon  die  später  übertragene  Stellung  in  Mittelitalien  zu- 
gedacht hatte.  Dagegen  muss  der  Kaiser,  als  er  wirklich  seinen  Kreuzzug 
antrat,  überzeugt  gewesen  sein,  dass  auch  die  nachträgliche  Lösung  seines 
Gelübdes  zur  Herstellung  des  Friedens  mit  der  Kirche  nicht  genügen  werde. 
Denn  gerade  die  letzte  Massregel,  welche  er  vor  seiner  Abfahrt  traf,  war  die 
Zurücknahme  der  Abtretungen;  er  musste  wissen,  dass  er  damit  einen  Schritt 
that,  welcher,  wenn  er  nicht  zurückgenommen  wurde,  die  Wiederherstellung 
des  Friedens  unmöglich  machte.  Gleich  nach  seiner  Rückkehr  bestrebt,  sich 
mit  der  Kirche  auszusöhnen,  mag  er  es  denn  auch  schon  damals  versucht 
haben,  jenen  Schritt  überhaupt  in  Abrede  zu  stellen.  Später  1239  hat  er  das 
aufs  bestimmteste  gethan;  er  behauptet,  Reinald  von  Spoleto  habe  das  Land 
der  Kirche  angegriffen  preter  scientiam  et  voluntaiem  nostram,  prout  no* 
p08tmodum  per  ipsius  penam  expressimus ;  er  redet  von  solchen,  welche  *e 
nostros  nuntios  facientes  im  Herzogthume  und  in  der  Mark  motu  proprio 


379.]  9.  Fidermintu  de  Mcuone  wird  derselbe  sein  mit  dem  Fi/dtsniruj  de  marckia  An- 
tone, der  1211  bei  K.  Otto  xu  Capu«  ist;  Böhmer  Acta  229.  10.  Vgl.  Theiner  Cod. 
dorn.  1,  71-75. 
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aine  nostra  certa  acieniia  vorgegangen  seien.  Es  ist  das  doch  eine  der  auf- 
fallendsten von  den  Unwahrheiten,  deren  Friedrich  sich  schuldig  gemacht  hat; 
mit  Recht  konnte  der  Pabst  dem  gegenüber  darauf  hinweisen,  wie  ja  Reinald 
cum  litteris  aurea  bulla  munitis  im  Gebiete  der  Kirche  erschienen  sei. 1  Denn 
noch  jetzt  liegen  uns  die  urkundlichen  Zeugnisse  vor. 

Reinald  von  Spoleto,  der  schon  bisher  Reichslegat  für  Tuszien  war, 
wurde  nun  auch  zum  Reichslegaten  Mir  die  Mark  Ancona,  das  Mathildische 
Gut,  überhaupt  wohl  für  alle  früheren  Reichsländer  in  Mittelitalien  ernannt.2 
Genaueres  erfahren  wir  aus  dem  Schreiben,  durch  welches  der  Kaiser  1228 
Juni  21  zunächst  Civitanova  in  der  Mark,  und  gewiss  gleichlautend  auch 
andere  Städte  von  seinen  Massregeln  in  Kenntniss  setzt.3  Er  gibt  diesen  die 
Bedeutung  eines  Widerrufs  seiner  frühern  Schenkung:  Conceasionem  noatram 
predietam  ipai  Romane  eccUsie  de  vobis  merito  duximus  revocandam,  vo- 
lentes  et  imperiali  aancientea  edicto,  ut  de  cetera  sub  noatro  et  imperiali 
dominio  debeatia  Semper  conaistere  et  manere,  nee  per  vos  et  succeaaorea 
noatroa  debeatia  unquam  alienari  seit  sub  traf bi  ab  imperii  potestate. 

Es  dürfte  nun  beachten swerth  sein,  dass  der  Kaiser  bei  der  Begründung 
seiner  Berechtigung  zu  diesem  Schritt  das  Vorgehen  des  Pabstes  selbst  gegen 
ihn  ganz  aus  dem  Spiele  lässt,  nicht,  wie  später,  von  den  Auffassung  ausgeht, 
dass  die  Verhängung  des  Bannes  gleichsam  eine  Kriegserklärung  sei,  welche 
ihn  aller  Verpflichtungen  enthebe.  Die  Gründe,  die  er  vorbringt,  sind  davon 
ganz  unabhängig;  der  Kaiser  scheint  da  eine  Entwicklung  im  Auge  gehabt  zu 
haben,  welche  es  ihm  vielleicht  gestatten  dürfte,  auch  nach  einer  Lösung  vom 
Banne  an  der  unabhängig  davon  verfugten  Massregel  festzuhalten.  Die  Recht- 
fertigung dieser  geht  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  mit  der  Abtretung  an 
die  Kirche  nicht  zugleich  die  Hoheit  des  Reichs  aufgehört  habe;  denn  sie  sei 
so  geschehen,  ut  »ub  noatre  protectionia  umbraculo  esaetia  et  nihilominua 
tHveretia,  ut  nulla  conturbationum  coneuteremini  tempestatc  H  von  semper 
haberemus,  cum  eoepediret,  ad  noatra  et  imperii  aervitia  prqmratoa,  quo* 
ex  conceaaione  huiu8modi  a  iuriadictione  et  aerritiia  imperii  nunquam  fieri 
volumttJt  aUenatoa.  Dagegen  hätten  nun  die  von  der  Kirche  bestellten  Rek- 
toren die  Rechte  des  Reichs  missachtet,  et  ai  aliquando  per  partes  ipaax 
Contimit  no8  transire,  reverentiam  et  servitutm,  quod  a  vobis  reterisque  ßde- 


380.  —  1.  Vgl.  Huillard  5.  296.  330.  377.  Es  wäre  höchstens  denkbar,  dass  die 
Bestallan gsnrknnde  Reinald  nur  zurückgelassen  war,  am  für  gewisse  Falle  davon  Gebrauch 
xu  machen,  und  dass  ein  voreiliges  Vorgehen  Veranlassung  seiner  Ungnade  war.  Aber 
•uch  das  dürfte  sich  mit  dem  gleichzeitigen  Rundschreiben  kaum  vereinigen  lassen. 
2*  Vgl.  §  286  n.  15.  Die  undeutliche  Bezeichnung  in  —  valle,  lacu,  maritima  habe  ich 
dort  nicht  zu  erklären  versucht.  Erhob  Reinald  auch  ohnehin  Ansprüche  auf  das  Herzog- 
thum, ao  kann  es  doch  auffallen,  dass  hier  seiner  Befugnisse  in  demselben  nicht  ausdrück- 
lich gedacht  wäre.  Bei  Vallit  könnte  demnach  Spoletana  zu  ergänzen  sein,  eine  nicht  un- 
gewöhnliche Bezeichnung  zunächst  für  das  Gebiet  nördlich  von  Spoleto.  Wäre  demnach 
hier  das  Ganze  nach  einem  Theil  bezeichnet,  so  würde  unter  derselben  Voraussetzung 
Laatg  das  Gebiet  von  Perugia  bezeichnen  können.  Die  Maritima  ist  gewiss  die  tuszische, 
wie  in  dem  spätem  Titel  des  Generalvikar  ab  Amelia  utque  Cornetum  et  per  totam  Mariti- 
«Kim.      3.  Huillard  3.  66. 
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Ubut  nostris  imperii  celsitudini  nostre  debetur,  impedire  conatimnt,  etnobit 
non  velut  Romanorum  imperatori  et  vero  domino  ve&tro,  sed  tanquam  ex- 
traneo  per  imperium  ncatrum —  transitum  simpliciter  prebere;  sie  hätten 
weiter  von  diesen  Reichslanden  aus  Empörern  Unterstützung  gewährt;  sie 
hätten  ferner  die  Lande  schlecht  verwaltet,  so  dass  es  Pflicht  des  Kaisers  sei, 
ihrem  Unwesen  und  der  Bedrückung  der  Einwohner  für  immer  ein  Ende  zu 
raachen. 

381.  —  Die  Auffassung,  auf  welche  diese  Rechtfertigung  sich  stützt, 
verdankt  nun  wenigstens  insofern  nicht  lediglich  dem  nächsten  Zwecke  ihre 
Entstehung,  als  eine  Fortdauer  kaiserlicher  Rechte  in  den  abge- 
tretenen Reichslanden  auch  früher  schon  vom  Kaiser  behauptet  und 
bis  zu  einer  gewissen  Gränze  selbst  vom  Pabste  zugestanden  wurde.  Aus- 
drücklich vorbehalten  war  in  den  Verzichtsurkunden  das  Fodrum  von  den 
Besitzungen  der  Kirche,  aber  freilich  nur  während  des  Röraerzuges  oder  wenn 
der  Kaiser  vom  Pabste  gerufen  sei,  imd  auch  dann  so,  dass  es  dem  Kaiser 
nur  auf  Befehl  des  Pabstes  entrichtet  werden  solle;  als  der  Kaiser  es  1220 
auch  in  Campanien  und  der  Maritima  verlangte,  gestand  der  Pabst  ihm  denn 
auch  einen  Rechtsanspruch  darauf  nicht  zu. 1  Aber  es  müssen  dem  Kaiser 
auch  weitergehende  Befugnisse  zugestanden  sein.  Der  Pabst  selbst  erklärt 
1214,  dass  die  Stadtbehörden  von  Perugia  das  Recht  zu  Umlagen  haben  pro 
servitio  ecclesie  Romane,  populi  Romani,  imperatoris  vel  mmtii  stä2,  wo 
die  Erwähnung  des  Reichsboten  zeigt,  dass  es  sich  nicht  blos  um  das  vorbe- 
haltene Fodrum  handeln  kann.  Doch  mag  das  ein  Ausnahmsverhältniss  ge- 
wesen sein.  Dagegen  behauptet  bei  den  Verhandlungen  von  1244  der  Kaiser 
ganz  allgemein,  dass  ihm  in  der  Mark,  dem  Herzogthume  und  andern  Ländern 
der  Kirche  cabalcata  et  parlamentum  et  mercatus  et  procuratio  zuständen 
und  dass  er  bis  auf  den  Beginn  des  Streites  im  Besitze  dieser  Rechte  gewesen 
sei,  qiianquam  de  modo  habendi  exercitum  et  cabalcatam  predictam  ali- 
quando  contentio  fuit  inter  noa  et  summoa  pontißcea  Honorium  et  Grego- 
rium,  qtii  ea  non  itire  nostro,  sed  ad  mandatum  ecclesie  reqiäaite  de  hiis 
n08  debere  recipere  et  habere.  dicebant.3  Das  scheint  eine  gewisse  Bestätigung 
darin  zu  finden,  dass  der  Kaiser  1226  die  Bewohner  des  Herzogthums  zur 
Heeresfolge  in  die  Lombardei  aufbot,  was  diese  preter  pape  mandatum,  cm 
tenebantur,  verweigerten;  der  Pabst  sah  darin  eine  Verletzung  seiner  Rechte, 
es  führte  das  zu  einem  heftiger  werdenden  Briefwechsel;  das  Hauptgewicht 
scheint  aber  doch  entsprechend  obiger  Angabe  des  Kaisers  darauf  zu  fallen, 
dass  der  Kaiser  vorher  die  Erlaubniss  des  Pabstes  hätte  einholen  müssen; 
quod  si  preter  debitum  a  nobis  in  Ulis  aliud  pro  terre  sancte  subsidio  pe- 
tiixaes,  aicut  deeuerat,  formata  petitio  ad  exauditionis  aratiam  iniroisset. 4 

Worauf  hat  nun  der  Kaiser  solche  Ansprüche  gegründet?  Es  könnte  der 
Gedanke  nahe  liegen,  dass  da  neben  den  Privilegien  Abmachungen  bestanden, 


381.  —  1.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  61.  62.  2.  Theiner  1,  45.  8.  Huillard  6,  218. 
4.  Vgl.  Rice,  de  S.  Germano  zu  1226;  Huillard  2,598.  —  Wegen  des  Huillard  2,  552  irrig 
hieber  gezogenen  Schreibens  Tg].  §  368  n.  16. 


f- — 


K.  Friedrich.  Kaiserliche  Rechte  in  den  abgetretenen  Reichslanden.  439 

welche  dem  Kaiser  gewisse  Rechte  in  den  abgetretenen  Ländern  vorbehielten. 
Das  scheint  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  Pabst  1226  in  einer  Antwort 
an  den  Kaiser  ausdrücklich  auf  die  Privilegien  der  Kirche  als  allein  mass- 
gebend hinweist:  De  vasallis  quoque  patrimonii,  de  quibus  prout  placuit 
scripsisti,  quid  iuris  imperial*  excellentie  competat,  tuorum  et  tut  predeces- 
soris  priinlegiorum  inspectio  protestatio;  und  wieder:  Super  quo  &i  qua 
nova  htra  sunt  condita,  in  publicum  prodeant,  cum  idem  non  patiantur 

Der  Kaiser  führt  denn  auch  wenigstens  1228  seine  Ansprüche  nicht  auf 
einen  besondern  Rechtstitel  zurück,  sondern  darauf,  dass  seiner  Behauptung 
nach  die  Abtretung  unter  Vorbehalt  der  Hoheit  des  Reiches  und  der  Lei- 
stungen an  dasselbe  geschehen  sei.  Nach  dem  Gesagten  können  da  aber 
wieder  nur  die  Privilegien  massgebend  sein;  und  diese  enthalten  kein  Wort 
von  einem  solchen  Vorbehalte;  gerade  der  ausdrückliche  und  beschränkte  Vor- 
behalt des  Fodrum  scheint  gegen  jeden  weitern  Vorbehalt  zu  sprechen;  die 
Länder  sind  abgetreten  cum  omni  iurisdictione ,  districtu  et  konore  suo. 
Allerdings  heisst  es  auch  nirgends,  dass  sie  fortan  nicht  mehr  zum  Reiche 
gehören  sollen,  wie  sich  das  bei  der  Abtretung  der  überelbischen  Lande  we- 
nigstens aus  der  Bestimmung  folgern  lässt,  dass  niemand  sie  fortan  dem  Dä- 
nenkönige wegen  des  Umstandes  bestreiten  solle,  quod  aliquando  imperio 
subiecti  fuevint*  Man  mochte  immerhin  bei  dem  von  jeher  unklaren  Ver- 
hältnisse der  weltlichen  Gewalt  der  römischen  Kirche  zur  höchsten  weltlichen 
Gewalt  des  Kaisers7  behaupten  können,  dass  jene  Länder  auch  nach  der 
Ueberlassung  an  die  Kirche  nicht  aufgehört  hätten,  einen  Theil  des  römischen 
Kaiserreiches  zu  bilden.  Aber  dann  handelte  es  sich  jedenfalls  um  einen  Theil 
des  Reiches,  in  welchem  alle  Hoheitsrechte  in  bestimmtester  Weise  an  die 
Kirche  überlassen,  dem  Kaiser  als  solchem  keinerlei  Rechte  vorbehalten  waren, 
wo  sich  aus  einer  Verletzung  solcher  Vorbehalte  also  anch  kein  Widerruf  be- 
gründen Hess. 

Bei  sonstigen  Gelegenheiten  hat  denn  auch  der  Kaiser  die  von  ihm  in 
den  abgetretenen  Ländern  beanspruchten  Befugnisse  auf  einen  anderen  Ge- 
sichtspunkt zurückgeführt.  Bei  den  Verhandlungen  von  1244  bezeichnet  er 
die  erwähnten  Rechte  als  solche,  que  nos  tanquam  advocati,  patroni  et  de- 
fensores  eccles'u  luxbere  debemus.8  Denselben  Grund  muss  er  schon  1226  für 
seine  Ansprüche  im  Uerzogthume  geltend  gemacht  haben,  da  der  Pabst  ihm 
schreibt:  Provideas  tarnen,  ut  advocatie  vocabulum  frequenter  tut»  litteris 
repetitum  tun,  si  plaeet,  non  protrahat  interpreiatio  in  abusum;  quum 
enim  advocatm  ecclesie  idem  intelliffi  debeat,  quam  de/ensor,  si.  defensoris 
omittis  officium,  nomen  improprie  retines  advocati.9  Die  Stellung  des 
Kaisers  als  Vogt  der  römischen  Kirche  blieb  durch  die  Verzichte  unberührt; 
die  Verpflichtung  des  Schutzes  der  Besitzungen  der  Kirche  war  ihm  in  den 
Privilegien  ausdrücklich  auferlegt.    Der  Verpflichtung  raussten  allerdings 

6.  Hnillard  2.  598.  «.  Huillard  1.  347.  7.  Vgl.  §  335  8.  Hnillard  6.  218. 
9.  Hnillard  2,  5Ü8. 
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auch  Befugnisse  entsprechen.  Aber  die  Privilegien  erwähnen  da  nichts, 
als  Procuratio  und  Fodrum,  wenn  der  Kaiser  pro  necessitatibus  ecclefie 
ab  apostolica  eede  vocati  komme.  Und  wieder  war  es  kaum  statthaft,  be- 
stimmte Rechte  als  an  und  für  sich  jedem  Vogte  zustehend  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Der  Kaiser  hat  seine  Forderung  später  wohl  dahin  zu  formuliren 
gesucht,  es  müsse  ihm  im  Kirchengebiete  alles  das  zustehen,  que  principe» 
imperii  habent  in  terris  ecclesiarum,  quarum  ipsi  sunt  advocati.*0  Aber 
die  Rechte  der  Fürsten  als  Vögte  waren  überaus  verschiedene.  Und  manche* 
konnte  da  zumal  auf  die  besondern  Verhältnisse  der  römischen  Kirche  keine 
Anwendung  finden.  Die  Rechte  insbesondere  der  deutschen  Kirchenvögte  be- 
ruhten vorzugsweise  auch  darauf,  dass  sie  die  Blutsgerichtsbarkeit,  welcher 
die  Kirche  auch  mittelbar  fern  bleiben  sollte,  kraft  des  vom  Könige  verliehenen 
Bannes  übten.  Die  römische  Kirche  hatte  das  fallen  lassen,  obwohl  die  Kaiser 
wohl  darauf  hinwiesen,  dass  jener  Satz  doch  auch  für  sie  gelte11;  sie  übte 
auch  die  Blutgerichtsbarkeit  durch  die  von  ihr  bestellten  Beamten;  die  streitige 
Belehnung  des  Präfekten  mochte  das  einzige  sein,  wo  von  Befugnissen  des 
Vogts  in  dieser  Richtung  später  noch  die  Rede  war. 12  Es  handelte  sich  we- 
sentlich nur  um  den  Schutz  der  Besitzungen  der  Kirche  gegen  äussere  und 
innere  Feinde.  Sollte  der  Vogt  dieser  Pflicht  genügen  können,  so  mochten 
dazu  allerdings  gerade  die  vom  Kaiser  bezeichneten  Befugnisse  unerlässlich 
sein;  insbesondere  auch  das  Aufgebot  der  Mannschaft  in  den  Ländern  der 
Kirche.  Das  scheinen  denn  auch  die  Päbste  nicht  bestritten  zu  haben.  Kam 
diese  Befugniss  dem  Kaiser  aber  lediglich  als  Vogt  zu,  so  war  sie  zweifellos 
auf  die  Fälle  zu  beschränken,  wo  es  sich  um  ein  Interesse  der  Kirche  handelte; 
ob  ein  solches  in  Frage  stand,  war  natürlich  vom  Pabste  zu  entscheiden.  Es 
entspricht  demnach  durchaus  der  Zurückfuhrung  jener  Befugnisse  auf  die 
Vogtei,  wenn  der  Pabst  verlangt,  dass  der  Kaiser  sie  nur  auf  seine  Auffor- 
derung und  mit  seiner  Zustimmung  üben  soll;  es  erklärt  sich  weiter,  dass  er 
auch  dann,  um  einer  Auffassung,  als  handle  es  sich  da  um  kaiserliche  Rechte, 
entgegenzutreten,  darauf  besteht,  dass  die  Unterthanen  zur  Leistung  nicht  vom 
Kaiser,  sondern  von  der  Kirche  aufgefordert  werden.  Es  handelt  sich  da  also 
zweifellos  nicht  um  Befugnisse,  welche  auf  einem  Vorbehalte  für  das  Reich 
beruhten,  aus  deren  Nichtgewährung  der  Kaiser  einen  Widerruf  seiner  Ver- 
leihungen hätte  begründen  können;  sie  konnte  ihn  höchstens  dazu  berechtigen, 

381.]  10.  Huillard  6,  220.  11.  Vgl.  $  368  n.  27.  12.  Vgl.  §  336  n.  4.  Geistliche 
Fürsten  entschuldigten  sich  da  denn  auch  wohl  durch  das  Beispiel  des  Pabstes  Dem  En- 
bischofe  ron  Lyon  war  Torgehalten,  dass  er  durch  seinen  Senescball  die  Blutgerichtsbarkeit 
üben  lasse;  er  gibt  tu,  dass  er  diesem  die  Befugniss  ertheilte,  weist  aber  daraufhin,  das.« 
über  schwere  Strafsachen  kein  Wort  an  ihn  gebracht  werden  dürfe,  und  fügt  hinzu:  Ac- 
cfttit  au  fem  ad  ampliorem  confidentiam,  quod  praefectut  urbis  Roma*,  qw  punitndii  eri- 
minibus  tpecialiter  praeett,  praefteturae  tuae  auctoritaUm  a  domino  papa  recip«re  dieihtr, 
und  dass  der  Pabst  auch  zu  Beiievent  einen  Rektor  mit  Blutgerichtsbarkeit  bestelle;  Mene- 
strier  Histoire  cirile  de  Lyon  20.  Bekanntlich  erklarte  dann  P.  Bonifaz  1 2Ö8  ganz  allge- 
mein, dass  Kleriker,  welche  weltliche  Gerichtsbarkeit  haben,  auch  die  Blutgerichtsbarkeit 
metu  irreyularüatis  eutanU  andern  delegiren  dürfen;  c  3  in  VI.  3.  24. 
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dass  er  erklärte,  seinen  Verpflichtungen  als  Vogt  nicht  weiter  nachkommen 
zu  wollen,  weil  man  ihm  die  dazu  nöthigen  Mittel  versage. 

Dass  sich  der  Kaiser,  nachdem  der  Pabst  durch  Verkündigung  des  Bannes 
dem  Bruche  bestimmten  Ausdruck  gegeben  hatte,  an  seine  Verzichte  nicht 
mehr  gebunden  hielt,  ist  erklärlich.  Aber  die  Rechtfertigung,  welche  er,  von 
jenem  Umstände  offenbar  absichtlich  absehend,  versucht,  beruht  auf  hinfalligen 
Grundlagen,  auf  der  Geltendmachung  von  Vorbehalten,  welche  gar  nicht  be- 
standen. Für  die  spätere  Gestaltung  ist  das  ohne  Gewicht;  denn  durch  den 
Frieden  von  S.  Germano  1230  wurde  die  ganze  Massregel  stillschweigend 
rückgängig  gemacht,  indem  das  Recht  der  Kirche  auf  das  Herzogthum,  die 
Mark  und  das  übrige  Patrimonium  vorbehaltlos  anerkannt  wurde. 

382.  —  Gewichtiger  ist  die  zweite  Zurücknahme  der  abgetre- 
tenenReichslande,  weil  Friedrich  dieselbe  nie  rückgängig  gemacht  hat. 
Sie  war  Folge  der  1 239  März  20  ausgesprochenen  zweiten  Exkommunikation 
des  Kaisers.  Näheres  erfahren  wir  aus  mehreren,  wohl  in  den  August  gehö- 
rigen Rundschreiben,  in  welchen  der  Kaiser  anzeigt,  dass  er  seinen  Sohn,  den 
Legaten  König  Heinrich  schicke,  qui  loco  noatro  marchiam  Anconitanam  et 
ducatum  Spoleti  ad  noatram  et  impeni  ditionem  revocet  et  remmat,  und 
alle  von  den  der  Kirche  ex  permisaione  noatra  und  aalvo  iure  oder  honore 
imperii  geleisteten  Eiden  entbindet. 1  In  der  Begründung  blickt  die  frühere 
Auffassung  wohl  noch  durch,  wenn  er  klagt,  die  Kirche  habe  gehindert,  quod 
petita  et  debita  per  voa  imperio  aervicia  non  preatentur;  auch  dürfte  es  sehr 
zweifelhaft  sein,  dass  die  Treuschwüre  im  allgemeinen  unter  Vorbehalt  der 
Rechte  des  Reichs  geleistet  waren.2  Aber  das  ist  nicht  das  ausschlaggebende; 
die  frühere  Abtretung  wird  propter  ingratitudinem  manifeatam  widerrufen; 
exigente  ingratitudine  presidentia  eecleaie  ad  ipaamm  revocationeni  pro- 
po8itum  et  intentionem  noatram  duximuJt  esercenda.  Eine  entsprechende 
Auffassung  zeigt  sich  in  spätem  bezüglichen  Aeusserungen.  Der  Kaiser  schreibt 
1240:  Cum  autem  non  fuerit  in  aede  Petri, —  qui  aervitiorum  noatrorum 
et  munerum  memor  exiattret,  —  viam  alteram  eligentee  propoauimua  in 
manu  forti  procedere;  cum  apud  ipaum  nobis  humilitas  nil  prodesset,  dia- 
poatämus  ßrmiter  irrevocabili  propoaito  mentia  noatre  ducatum  et  mar- 
chiam et  terraa  alias,  que  longo  tempore  imperio  subducte  fuerant  et  mb- 
tracte,  ad  manus  noatraa  et  imperii  revocare;  und  1244  spricht  er  von  dem 
von  ihm  besetzten  Gebiete  der  Kirche,  quam  iure  belli  per  quondam  G.  pre- 
deceseorem  suum  hoatiliter  propuhati  primitua  ceperamua  et  quam  in  eccle- 
siam  de  imperii  Uberalitale  tranalatam  propter  mani/estaa  ingratitudines 
secundum  iustitiam  »umtut  coacti  ad  imperium  rerocare. 3 

Die  mehrfache  Betonung  der  Ingratitudu  ist  hier  offenbar  nicht  eine  mehr 
zufällige;  der  Kaiser  hat  dabei  sichtlich  die  ausdrückliche  Bestimmung  des 

382.  —  1.  Huillard  5,  374  ff.  2.  Die  Gemeinde  Monte  Peloso  unterwirft  sich 
1228  Rimini  talvo  honore  et  salva  iurüdictione  imperii  et  eecletie,  ~  ti  quem  honorem  «I  ri 
quam  iurisdictionem  habet  imperium  vel  eecletia  vel  alii  ab  imperio  vel  eeeleeia,  Tonini  3, 
454;  es  ist  daa  wohl  nur  Ausdrnck  der  Unsicherheit  der  RechtsTerhlltnisse  nach  der  ersten 
Zurücknahme.     8.  HuiUard  5,  709.  b\  205. 
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justinianischen  Rechtes  im  Auge,  wonach  jedem  Schenker  wegen  Undankbar- 
keit des  Beschenkten  der  Widerspruch  zusteht  Der  Akt  der  Undankbarkeit, 
den  er  im  Auge  hat,  ist  offenbar  zunächst  die  Verhängung  des  Bannes  und 
das  sich  daran  knöpfende  Vorgehen  des  Pabstes.  Bestimmter  ist  das  gesagt 
wenn  der  Kaiser  1244  deutschen  Fürsten  schreibt,  dass  ihn  zu  Feindseligkeiten 
gegen  die  Kirche  noch  nicht  bewogen  habe,  quod  quondam  papa  Gregoriu* 
— exeommunicationis  sententi am  contra  nos  ex  motu  improvido  f  ulminavit, 
8ed  potius  causam  nobis  dederit,  terra*  imperii,  qua*  iniuriose  tenebat 
sccle&ia,  ad  ins  et  dominium  imperii  reirocandi;  dass  erst  das  vom  päbstlichen 
Legaten  unterstützte  Vorgehen  der  Rebellen  gegen  die  Reichsbesitzungen  ihn 
zu  Feindseligkeiten  bestimmt  habe. 4  Die  ersten  Massregeln  des  Kaisers  schei- 
nen sich  denn  auch  auf  das  beschränkt  zu  haben,  was  der  Kirche  von  ihm 
abgetreten  war,  insbesondere  das  Herzogthum  und  die  Mark;  erst  später  hat 
er  dann  auch  den  alten  Besitz  der  Kirche  angegriffen.  Hat  der  Kaiser  da 
einen  Satz  des  bürgerlichen  Rechts  für  staatliche  Zwecke  zu  verwerthen  ge- 
sucht, so  hat  er  sich  ausserdem  auf  das  Kriegsrecht  gestützt  Auch  abge- 
sehen davon,  dass  wenigstens  der  Kaiser  und  seine  Anhänger  diesesinal  in 
dem  Banne  von  vornherein  nur  eine  rein  politische,  im  Interesse  der  aufstän- 
dischen Lombarden  verhängte  Massregel  sahen,  hatte  jetzt  allerdings  der 
Bann,  zumal  wie  ihn  Pabst  Gregor  handhabte,  wesentlich  die  Bedeutung  einer 
Kriegserklärung  gegen  den  Kaiser.  Es  handelt  sich  da  keineswegs  nur  um 
kirchliche  Folgen,  nicht  um  den  Bann  in  der  Auffassung  des  Sachsenspiegels, 
der  wohl  der  Seele  schadet,  aber  niemandem  den  Leib  nimmt  oder  ihn  an 
seinem  Landrecht  und  Lehenrecht  schädigt,  wenn  nicht  die  Acht  des  Kaisers 
hinzukommt 5  Alles  weltliche  Recht  des  Kaisers  wird  in  Frage  gestellt  die 
ihm  geleisteten  Eide  werden  für  nichtig  erklärt,  die  Unterthanen  werden  zum 
Aufstande  aufgefordert,  ihnen  derselbe  zur  Pflicht  gemacht.  Und  der  Bann 
musste  da  offenbar  eine  ganz  besondere  Bedeutung  gewinnen,  seit  die  Stellung 
des  Pabstes  als  weltlichen  Herrschers  so  sehr  in  den  Vordergrund  getreten 
war,  die  Kirche  als  Rivalin  des  Reichs  nach  Ausdehnung  ihrer  weltlichen 
Gewalt  in  Italien  strebte,  weiter  durch  die  Lehenseigenschaft  von  Sizilien  noch 
ein  besonderes  weltliches  Rechtsverhältniss  zwischen  Kaiser  und  Kirche  be- 
gründet war.  Der  Bann  des  Hauptes  der  Kirche  musste  da  doch  nothwendig 
zugleich  den  Charakter  einer  Kriegserklärung  des  Herrschers  des  Kirchen- 
staates gewinnen,  insofern  nun  auch  dieser  sich  seiner  weltlichen  Verpflich- 
tungen gegen  den  Kaiser  für  entledigt  und  wie  jeder  andere  für  berechtigt 
halten  konnte,  gegen  den  weltlichen  Besitz  des  Kaisers  vorzugehen.  Die  erste 
Exkommunikation  hat  dem  Kaiser  Citta  di  Castello  gekostet,  insofern  er, 

382.]  4.  Huillard  6,  168.  5.  Sächs.  Ldr.  3.  63  §  2.  Es  ist  wohl  nicht  zufällig,  wenn  der 
Deutschenspiegel  die  Bestimmung  über  das  Recht,  der  Schwabenspiegel  in  ursprünglicher 
Fassung  aber  das  Ganze  fallen  lässt.  Die  Angabe  Sachs.  Ldr.  3,  57  §  1.  dass  man  den  ge- 
weihten Kaiser  nur  wegen  dreier  Dinge  bannen  darf,  findet  sich  schon  in  der  $  368  n.  18 
erwähnten  Disputatio:  Culpa«  non  nisi  tre$  tautae  debetU  anathtmatü  est«  induperaiori: 
Coniux  dimitta,  mimttitt  imperiale  honor,  hsretit;  statt  des  zweiten  nennt  der  Sachsen- 
spiegel offenbar  zutreffender  Zerstörung  ron  Gotteshausern. 
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wenn  da  auch  Ansprüche  der  Kirche  von  jeher  bestanden,  den  Besitz  verlor 
und  nicht  wiedererlangte,  bis  ihm  der  abermalige  Bann  die  Gelegenheit  dazu 
bot. 6  Und  es  ist  doch  beachtenswerth,  dass,  wenn  der  Kaiser  in  beiden  Fällen 
sich  berechtigt  hielt,  die  abgetretenen  Reichslande  zurückzunehmen,  der  Pabst 
ihm  ebenfalls  in  beiden  Fällen  mit  ganz  entsprechenden  Massregeln  bezüglich 
des  Königreichs  entgegentrat.  Als  Oberlehensherr  nahm  Gregor  1229  Städte 
des  Königreichs  unter  die  Herrschaft  der  Kirche  zurück,  weil  der  Vasall,  da  er 
sein  Recht  zur  Bedrückung  der  Unterthanen  misssbrauchte,  sein  Lehen  verwirkt 
habe,  quamquam  iam  tnt  ex  aliis  cmisis  ipso  iure  privattis7;  es  ist  nicht  zu 
bezweifeln,  dass  der  Pabst  schon  damals  beabsichtigte,  dem  Kaiser  das  König- 
reich zu  entziehen.  Jetzt  schloss  der  Pabst  schon  im  September  1239  einen 
Vertrag  mit  Venedig  und  Genua,  worin  sich  diese  verpflichteten,  dem  Pabste 
in  angegebener  Weise  bei  Eroberung  des  Königreichs  Sizilien  beizustehen  und 
ohne  seine  Zustimmung  mit  dem  Kaiser  keinen  Frieden  einzugehen,  wofür  den 
Venetianern  Barletta  und  Salpi  zugesichert  wurden.  Und  es  ergibt  sich  sogar, 
dass  der  Pabst  die  Durchfuhrung  des  Planes,  nach  dem  Bruche  mit  dem 
Kaiser  das  Königreich  zu  unterwerfen,  schon  längst  vorbereitet  hatte;  unter 
Vermittlung  des  Pabstes  schlössen  schon  1238  Nov.  30  zu  Rom  Venedig  und 
das  im  Reichsbanne  befindliche  Genua  ein  Bündniss,  in  welchem  allerdings 
von  Unterwerfung  des  Königreichs  noch  nicht  die  Rede  ist;  aber  die  Bestim- 
mungen, dass  sie  sich  auch  in  Sizilien  nnd  Apulien  unterstützen  wollen,  dann 
insbesondere,  dass  keine  Stadt  binnen  neun  Jahren  ohne  Zustimmung  des 
Pabstes  einen  Frieden  mit  dem  Kaiser  eingehen  dürfe,  lassen  den  letzten 
Zweck  deutlich  genng  hervortreten.8  Es  kann  nicht  befremden,  wenn  das 
Haupt  der  Kirche,  nachdem  es  einmal  Herrscher  des  Kirchenstaates,  Lehens- 
herr von  Sizilien  war,  diese  Stellung  auch  zur  Durchführung  von  Zwangsmass- 
regeln, welche  doch  zunächst  rein  kirchliche  sein  sollten,  benutzte.  Eben  so 
wenig  kann  es  befremden,  wenn  der  Kaiser  im  Pabste  zunächst  den  weltlichen 
Herrscher  sah,  der  seine  kirchliche  Stellung  für  die  Förderung  politischer 
Zwecke  verwerthete,  gegen  den  er  einfach  nach  Kriegsrecht  vorgehen  könne. 
Seit  der  Verbindung  Siziliens  mit  dem  Reiche  und  den  darauf  folgenden  Re- 
kuperationen  der  Kirche  haben  die  Kämpfe  beider  Gewalten  doch  einen  durch- 
aus anderen  Charakter  gewonnen.   Sie  sind  doch  kaum  mehr,  wie  früher, 
wenigstens  vorwiegend  dadurch  bestimmt,  dass  es  sich  um  ihrem  Wesen  nach 
verschiedene  Gewalten  handelt,  deren  verschiedene  Aufgaben  und  Auffassun- 
gen auf  den  Gebieten,  wo  beide  ein  eigentümliches  Interesse  haben,  zu  Zu- 
sammenstössen  fuhren  rauss.  Auch  wird  man  da  im  weiteren  Verlaufe  kaum 
mehr  von  einem  Kampfe  zwischen  Kirche  und  Reich  reden  können.  Es  tritt 
da  doch  der  Charakter  eines  von  den  Herrschern  des  Kirchenstaates  mit  dem 
staufischen  Hause  um  die  Herrschaft  in  den  rekuperirten  Reichslanden  und 
Sizilien  geführten  Kampfes  ganz  in  den  Vordergrund. 

Dieser  Kampf  ist  von  nun  an  nie  mehr  durch  einen  dauernden  Frieden 


«.  Vgl.  §  379  n.  7.  7.  Theiner  I.  89:  Tgl.  Winkelmann  1,  318.  8.  HuilUrd  5, 
390.  1223. 
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beendet.  Bei  den  Friedensverhandlungen  von  1244  tritt  nächst  der  Ange- 
legenheit der  Lombarden  vor  allem  die  Territorialfrage  in  den  Vordergrund; 
man  sieht,  dass  von  beiden  Seiten  der  grösste  Werth  darauf  gelegt  wird.  Der 
Pabst  macht  die  Zurückstellung  des  gesammten  Kirchengebietes  zur  unum- 
gänglichen Vorbedingung.  Der  Kaiser  hat  sich  zunächst  erboten,  die  besetzten 
Lande  der  Kirche  zurückzustellen,  um  sie  dann  von  dieser  als  Lehen  zurück- 
zuerhalten gegen  einen  jährlichen  Zins,  der  grösser  sei,  als  das  Einkommen, 
welches  die  Kirche  je  daraus  gezogen,  gegen  Dienst  mit  fünfhundert  Reitern, 
so  oft  die  Kirche  dessen  bedarf,  und  eine  Zahlung  von  dreissigtausend  Mark 
zur  Deckung  der  Schulden  der  Kirche. 9  Als  der  Pabst  das  verwarf,  willigte 
der  Kaiser  ein,  dass  der  Kirche  das  gesammte  Gebiet  zurückgestellt  werde, 
welches  sie  zur  Zeit  der  Exkommunikation  besass;  nur  die  früher  besprochenen 
Rechte  sollten  ihm  vorbehalten  sein,  welche  er  als  Vogt  beanspruchte.10  Zur 
Restitution  vor  Sicherung  der  Absolution  freilich  wollte  der  Kaiser  sich  nicht 
verstehen ;  und  das  Anerbieten  zu  solcher  nur  bezüglich  dessen,  was  die  Kirche 
vor  dem  Römerzuge  in  Besitz  hatte 1  mochte  doch  den  Argwohn  nahe  legen, 
dass  er  das  Herzogthum  und  die  Mark  unter  irgendwelcher  Form  zurückzu- 
halten wünsche. 

Kam  es  damals  nicht  zum  Frieden,  so  hat  auch  der  Tod  des  Kaisers  die 
Sachlage  nicht  wesentlich  geändert.  Der  Pabst  suchte  das  Königreich  auch 
seinen  Söhnen  vorzuenthalten.  Andererseits  hielten  diese  die  Ansprüche  auf 
die  abgetretenen  Reichslande  fest.  K.  Konrad  starb,  als  er  eben  zum  Zuge 
gegen  diese  bereit  war.  Manfred,  der  sich  nicht  blos  als  König  von  Sizilien 
betrachtete,  sondern  gemäss  dem  Testamente  des  Kaisers  als  Verwalter  Ita- 
liens, hat  wenigstens  seit  1 258,  wo  er  den  Percival  Doria  zu  seinem  General- 
vikar in  der  Mark,  im  Herzogthume  und  in  der  Romaniola  bestellte,  jene  An- 
sprüche mit  Nachdruck  wieder  aufgenommen  und  scheint  insbesondere  in  der 
Mark  allseitig  anerkannt  zu  sein.  Erst  der  Schlachttag  von  Benevent  1266, 
dessen  Ergebnisse  durch  den  von  Tagliacozzo  1 268  gesichert  wurden,  hat  da 
die  Entscheidung  gebracht  Es  handelte  sich  dabei  keineswegs  nur  um  die 
Herrschaft  im  Königreiche,  sondern  insbesondere  auch  um  die  der  abgetre- 
tenen, vom  Kaiser  wieder  zurückgenommenen  Reichslande.  Mit  jenen  Schlach- 
ten waren  sie  nicht  blos  für  seine  Nachkommen,  sondern  auch  für  das  Reich 
endgültig  verloren.  Siebzig  Jahre  waren  verflossen,  seit  die  Kirche  ihre  For- 
derungen, die  Trennung  Siziliens  vom  Reiche  und  die  Ausdehnung  ihres 
Gebietes  von  Meer  zu  Meer,  zuerst  gestellt  und  zuerst  durchgeführt  hatte; 
mehrfach  aus  der  gewonnenen  Stellung  wieder  verdrängt,  hat  sie  ihr  Ziel  doch 
nie  aus  dem  Auge  verloren,  sich  durch  keinen  misslungenen  Versuch  ab- 
schrecken lassen,  nicht  geruht,  bis  sie  ihre  Forderungen  in  vollem  Umfange 
durchgeführt  hatte. 

383.  —  Diese  Erfolge  haben  aber  nicht  genügt  Sie  wurden  erst  später 
ergänzt  durch  die  Erwerbung  der  Romagna  durch  die  Kirche,  wo- 
mit die  Bildung  des  Kirchenstaates  in  späterer  Ausdehnung  vollendet  war. 


382.]  9.  Huillard  6,  206.      10.  Vgl.  §  381  n.  3.      11.  Huillard  6,  220. 
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Wir  haben  die  hier  in  Frage  kommenden  Verhaltnisse  der  Romagna  bisher 
nicht  beachtet;  ein  ergänzendes  Eingehen  auf  dieselben  wird  um  so  weniger 
überflüssig  sein,  als  bisher  meines  Wissens  das  Fortbestehen  der 
Rechte  des  Reichs  auf  die  Romagna  nach  dem  Verzichte  nicht 
beachtet,  nirgends  bestimmter  betont  wurde,  dass  der  Uebergang  der  Romagna 
an  die  Kirche  unter  wesentlich  anderen  Verhältnissen  erfolgte,  als  der  der 
übrigen  Reichsländer,  dass  es  sich  da  wenigstens  thatsächlich  zur  Zeit  K. 
Rudolfs  nicht  um  eine  Restitution,  sondern  um  die  Abtretung  eines  weiteren 
Reichslandes  handelte,  auf  welches  die  Kirche  insbesondere  zur  Zeit  K.  Fried- 
richs II  keinerlei  Ansprüche  erhoben  hatte. 

Wir  sahen,  wie  P.  Innozenz  auch  Rekuperationen  in  der  Romagna  ver- 
suchte, aber  unter  Vorbehalt  seines  Rechtes  alsbald  davon  abstand,  obwohl, 
so  weit  er  seine  Ansprüche  auf  die  alten  Privilegien  glaubte  stützen  zu  dürfen, 
diese  nirgends  besser  begründet  waren,  als  gerade  in  der  Romagna. 1  Unter 
dem,  was  in  den  Privilegien  Otto's  von  1201  und  1209,  und  ebenso  in  denen 
Friedrichs  von  1213  und  1219  als  Eigenthura  der  Kirche  anerkannt  ist,  wird 
nun  auch  der  Exarchat  Ravenna  genannt.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass 
der  Pabst  daraufhin  Otto  gegenüber  auch  die  Romagna  anzusprechen  ge- 
dachte; wenigstens  kann  es  auffallen,  dass  während  der  König  1209  seinen 
Legaten  ausdrücklich  auch  für  die  Romagna  bevollmächtigt,  die  päbstlichen 
Empfehlungsschreiben  nur  für  die  Lombardei  und  Tuszien  ausgefertigt  sind. 
Sicher  lässt  sich  das  nicht  entscheiden,  weil  dann  die  Rekuperationen  über- 
haupt nicht  weiter  beachtet  wurden.2  Dagegen  ergibt  sich  bestimmt,  dass  die 
Päbste  trotz  jener  Erwähnung  in  den  Privilegien  und  trotz  der  Entschieden- 
heit, mit  der  sie  übrigens  auf  voller  Ausführung  der  Verzichte  des  Reichs  be- 
standen, Friedrich  gegenüber  die  Romagna  nie  beansprucht  haben. 

Dürfen  wir  nicht  zweifeln,  dassK.  Friedrich  sich  schon  1212  zu  Rom 
zur  Anerkennung  der  Rekuperationen  verpflichtet,  so  hat  er  dieselben  auch 
schon  vor  dem  1213  Juli  12  ausgestellten  ersten  Privileg  beachtet  Denn 
offenbar  mit  Rücksicht  darauf  bestellt  er  schon  Feb.  16  einen  Legaten,  nicht 
für  ganz  Italien,  wie  sonst  üblich  war,  sondern  für  einzeln  aufgezählte  Länder, 
nämlich  Lombardien,  die  Veroneser  Mark,  Tuszien  und  die  Romagna. 9  Hatte 
Otto  da  auch  Spoleto  und  Ancona  ausdrücklich  und  zweifellos  absichtlich  ge- 
nannt4, so  fehlen  dieselben  hier  in  Anerkennung  der  Ansprüche  der  Kirche. 
Um  so  sicherer  werden  wir  dann  aber  auch  annehmen  dürfen,  dass  der  König 
bei  der  ausdrücklichen  Nennung  der  Romagna  sich  bewusst  war,  dabei  auf 
keinen  Widerspruch  der  Kirche  zu  stossen.  Durch  spätere  Thatsachen  wird 
das  durchaus  bestätigt.  Beim  Legaten  Konrad  1220  finden  wir  wohl  wieder 
den  Titel  eines  Legaten  für  ganz  Italien;  aber  wenn  der  König  seine  Bestel- 
lung wiiversh  per  Lonibardiam,  Romaniolam  et  Tusciam  atque  per  totam 
Italiam  anzeigt5,  so  finden  wir  da  bei  Aufzählung  der  Eiuzelgebiete  dieselbe 
Auffassung  wirksam.  Insbesondere  haben  dann  der  Kaiser  und  seine  Beamte 


383.  -  1.  Vgl.  §  363.      2.  Vgl.  §  367.      8.  Vgl.  §  188  n.  1.      4.  Vgl.  §  367 
„.  I.      6.  Huillard  1,  753.  2,  54. 
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fortwährend  alle  Hoheitsrechte  in  der  Romagna  geübt,  ohne  irgend  einen  Ein- 
spruch der  Päbste,  obwohl  diese  sonst  doch  jeder  Massregel  entgegentraten, 
welche  irgend  eine  Absicht  des  Kaisers  zu  verrathen  schien,  seine  Verzichte 
nicht  in  vollem  Umfange  einzuhalten. 

Dass  die  Kirche  aus  den  Privilegien  keine  Ansprüche  auf  die  Romagna 
im  allgemeinen  ableitete,  ergibt  sich  besonders  daraus,  dass  sie  allerdings 
auch  hier  gewisse  Ansprüche  erhob,  aber  gerade  solche,  für  welche  sie  beson- 
dere, von  der  Nennung  des  Exarchats  ganz  unabhängige  Rechtstitel  hatte. 
Es  waren  das  einmal  Medicina  und  Argelata,  welche  der  Kirche  jetzt  als  Be- 
staudtheile  des  Mathildischen  Gutes  zukamen.  Der  Pabst  hatte  damit  1215 
und  1217  Salinguerra  belehnt6;  als  der  Kaiser  1219  zu  Medicina  Regierungs- 
handlungen vorgenommen  hatte,  musste  er  sich  auf  die  Vorstellungen  des 
Pabstes  damit  entschuldigen,  dass  er  nicht  gewusst  habe,  dass  der  Ort  der 
Kirche  gehöre7;  mit  dem  gesammten  Gut  wurden  sie  1220  vom  Reiche  der 
Kirche  übergeben,  und  Bologna  verstand  sich  1221  dazu,  auf  dieselben  zu 
Gunsten  der  Kirche  zu  verzichten.8  Ebenso  hat  die  Kirche  ihre  altherge- 
brachten Rechte  auf  Ferrara9  festgehalten  und  geltend  gemacht.  Der  König 
behauptet  1219,  dass  er  seinen  Boten  ausdrücklich  geboten  habe,  dieselben 
zu  achten  und  zu  Ferrara  keinen  Treueid  zu  verlangen.10  Den  bestimmtesten 
Beweis  aber,  dass  der  Pabst  die  fortdauernde  Hoheit  des  Reichs  über  die 
Romagna  nicht  als  den  Rechten  der  Kirche  zuwiderlaufend  betrachtet,  gibt 
wohl  der  Umstand,  dass  der  Pabst  unter  den  Gründen,  aus  welchen  er  1239 
den  Bann  verhängt,  auch  Okkupation  von  Besitzungen  der  Kirche  durch  den 
Kaiser  aufführt  und  diese  genau  angibt. 1 1  Von  der  Romagna  im  allgemeinen 
ist  nicht  die  Rede;  ausser  Sardinien  und  Massa  werden  nur  Ferrara12  und 
die  Mathildischen  Güter  Bondeno  und  Pegognaga13  genannt. 

Nach  dem  völligen  Bruche  waren  nun  allerdings  die  kriegerischen  Unter- 
nehmungen der  Kirche  zunächst  gegen  die  Romagna  gerichtet;  Ferrara  wurde 
1240  erobert,  Ravenna  zum  Abfalle  gebracht;  päbstliche  Legaten  leiten  vor- 
zugsweise die  Angelegenheiten.  Aber  auch  in  dieser  Zeit  fehlt  durchaus  die 
Anschauung,  dass  die  Romagna  ein  Land  der  Kirche  sei;  der  Kampf  gegen 
den  gebannten  Kaiser  wird  einfach  auch  hier  von  der  Kirche  geleitet,  wie  in 
andern  Reichsländern,  wo  die  Kirche  nie  Ansprüche  auf  weltliche  Hoheit  er- 
hoben hat.  So  weit  ich  sehe,  Hesse  sich  dagegen  nur  etwa  anfuhren,  dass  der 
Kaiser  1240  dem  Pabste  vorwirft:  Civitatem  nostram  Ravenne — tiobis  et 
imperio  subtrahens  et  ab  eis  sibi  et  eccle&ie  tanquam  princtps  et  pontifex 
sacramenta  mscepit.1*  Es  wäre  möglich,  dass  der  Pabst  gerade  zu  Ravenna, 

383.]  6.  Savioli  2,  361.  379.  7.  Reg.  Frid.  n.  296.  8.  Huillard  2,  128.  9.  VgL 
§  340.  10.  Reg.  Frid.  n.  296.  11.  Huillard  5,  287.  292.  12.  Ferrara  scheint  Salin- 
guerra als  päbstliches  Lehen  gehabt  zu  haben  und  es  mag  dann  etwa  zu  der  Zeit,  als  die 
kaiserliche  Hoheit  in  der  Trensaner  Mark  hergestellt  wurde,  hier  ein  Treuachwux  für  den 
Kaiser  erfolgt  sein,  der  den  Pabst  zur  Behauptung  der  Vorenthaltung  berechtigte;  spater 
wird  angegeben,  dass  Salinguerra  die  Stadt  der  Kirche  abwendig  gemacht  habe;  Tgl.  Huil- 
lard 6,  114.  18.  Nordöstlich  von  Gonzaga;  es  war,  wie  Bondeno,  1215  und  1217  an 
Salinguerra  verliehen;  1221  werden  beide  als  Mathildisches  Gut  genannt,  das  vom  Reiche 
an  die  Kirche  übergeben  wurde;  vgl. Theiner  Cod.  dorn.  1, 45. 48. 66.     14.  Huillard  5. 844. 
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welches  in  den  Privilegien  ausdrücklich  genannt  war,  Ansprüche  auf  welt- 
liche Hoheit  erhob.  Aber  auch  in  dieser  Beschränkung  scheinen  andere  Zeug- 
nisse das  kaum  zu  bestätigen.  In  päbstlichen  Schreiben  von  1239  über  die 
Angelegenheit  von  Ravenna,  in  welchen  zum  Widerstande  gegen  den  Kaiser, 
zum  Eintreten  fiir  kirchliche  und  städtische  Freiheit  aufgefordert  wird,  fehlt 
jede  Beziehung  auf  Ansprüche  der  Kirche15,  wie  das  doch  nie  da  der  Fall  ist, 
wo  man  sich  zu  solchen  berechtigt  hielt.  Ebenso  muss  das  auffallen  in  einer 
Urkunde  von  1247,  in  welcher  der  Pabst  dem  Erzbischofe  die  vom  Kaiser  in 
der  Stadt  erbaute  Burg  verleiht16,  wenn  sich  das  auch  an  und  für  sich  als 
Uebung  von  Hoheitsrechten  auffassen  Hesse;  aber  solche  Verfügungen  werden 
vielfach  auch  da  getroffen,  wo  von  bestimmteren  Ansprüchen  der  Kirche  gar 
nicht  die  Rede  war.  Zudem  konnte  hier  das  besondere  Verhältniss  eingreifeu, 
dass  die  weltliche  Hoheit  des  Erzbischofs  überhaupt  wohl  als  Lehen  der 
Kirche  betrachtet  wurde.17  Im  allgemeinen  erscheint  auch  zu  Ravenna  die 
Hoheit  des  Reichs  ebenso  geübt  und  von  den  Päbsten  anerkannt,  wie  in  jeder 
andern  Stadt  der  Romagna;  sollten  sich  aber  etwa  gerade  zu  Ravenna  noch 
weitere  Zeugnisse  für  päbstliche  Ansprüche  finden,  so  würde  das  aus  dem 
angedeuteten  Grunde,  auf  den  wir  noch  zurückkommen,  für  die  Verhältnisse 
der  Romagna  überhaupt  nicht  massgebend  sein  können. 

Von  einer  Bestreitung  der  Rechte  des  Reichs  auf  die  Romagna  ist  dann 
auch  später  so  wenig  die  Rede,  c*  "«s  gerade  der  unter  päbstlichem  Einflüsse 
aufgestellte  K.  Wilhelm  seine  Rechte  unangefochten  übt,  dieselben  vom 
Pabste  sogar  ausdrücklich  anerkannt  werden;  nur  ist  es  natürlich,  dass  er 
dieselben  ganz  im  Interesse  der  Kirche  übt,  thatsächlich  das  Land,  so  weit  es 
nicht  zum  Kaiser  hält,  wesentlich  von  der  Kirche  geleitet  wird.  Die  formelle 
Anerkennung  seiner  Rechte  fallt  dadurch  nur  um  so  mehr  ins  Gewicht  Seit 
1249  erscheint  als  königlicher  Graf  der  Romagna  Richard  von  Supino,  von 
der  Kirche  anerkannt  und  gestützt.  Der  Kardinallegat  tadelt  1249  die  von 
Ravenna  wegen  Verletzung  der  Treue  gegen  die  Kirche  und  den  Grafen  der 
Romagna;  es  scheinen  demnach  doch  auch  zu  Ravenna  selbst  Rechte  des 
Reichs  von  der  Kirche  anerkannt  zu  werden.  Die  von  Faenza  beschliessen 
1251  an  dem  vom  Grafen  zu  Cesena  zu  haltenden  Parlamente  Theil  zu  neh- 
men und  sich  dem  Grafen  zu  allem  zu  verpflichten,  was  demselben  nach  altem 
Herkommen  des  Reichs  und  der  Grafschaft  Romagna  vor  den  Zeiten  K.  Fried- 
richs zustand.18  Man  sieht  überall  deutlich,  wie  die  Auffassung  der  kirch- 
lichen Partei  die  ist,  dass  der  alte  Zustand  wiederherzustellen  sei;  schon  das 
weist  darauf  hin,  dass  statt  der  Generalvikare  des  Kaisers  der  auf  Seiten  der 
Kirche  stehende  Reichsbeamte  wieder  den  alten  Grafentitel  führt.  K.  Wil- 
helm, den  auch  Bologna  anerkannte19,  verlieh  1249  alle  Reichsrechte  zu 
Cervia  und  Bertinoro  dem  Thomas  de  Fogliano,  Neffeu  und  Marschall  des 
Pabstes.  Thomas  ersucht  dann  den  Pabst,  das  zu  bestätigen,  was  auch  ge- 
schieht, aber  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung:  Licet  ea,  que  per  —  Willel- 


15.  Huillard  5,  373.  374.  IC  Theiuer  Cod.  dorn.  1,  12ö.  17.  Vgl.  §  134  n.  10. 
18.  Fanturxi  3,  87.  93.      1».  Sarioli  3,  2C3. 
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mum  regem  Momanorum  illustrem  de  hiis,  que  ad  imperium  pertinent, 
conceduntur,  in  se  robur  obtineant  firmitatis,  ut  tarnen  intemerata  con- 
sistant,  cum  nostro  fuerint  presidio  communita,  ea  interdum  apostolico 
munimine  non  inutiliter  roboramus20;  und  als  die  von  Cervia  nicht  gehor- 
chen wollen,  droht  ihnen  Thomas  mit  dem  Banne  K.  Wilhelms.21  Thoraas 
wurde  daun  1253  vom  Könige  zum  Rektor  und  Reichsvikar  der  Romagoa 
ernannt  und  ist  noch  1255  als  solcher  thätig;  wenn  er  das  auch  jetzt  vom 
Pabste  genehmigen  Hess,  wie  auch  Riraini  sich  1250  seine  Privilegien  nicht 
blos  vom  Könige,  sondern  auch  vom  Pabste  bestätigen  liess,  so  hat  da  eben 
zu  gelten,  was  der  Pabst  selbst  in  der  angeführten  Stelle  deutlich  genug  be- 
zeichnet hat22 

Auch  K.  Richard  hat  sich  als  Herrn  der  Romagna  betrachtet,  be- 
zeichnet 1257  in  einem  Schreiben  an  Bologna  die  Stadt  als  gener osa  imperii 
possessio  2i  Thatsächlich  hatte  das  Fehlen  einer  wirksamen  Reichsgewalt 
hier  zunächst  die  Folge,  dass  Bologna  seine  Gewalt  mehr  und  mehr  fast  über 
die  ganze  Romagna  ausdehnte.  Fehlte  es  jetzt  an  einem  von  der  Kirche  an- 
erkannten Könige,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  sich  aus  dieser  Zeit  Zeugnisse 
für  ausdrückliche  Anerkennung  der  Rechte  des  Reichs  nicht  finden.  Aber 
eben  so  wenig  findet  sich  das  geringste,  was  auf  Ansprüche  der  Kirche  deutete. 
Wird  vom  Pabste  seit  1262  mit  grösster  Entschiedenheit  von  Bologna  die 
Herausgabe  von  Medicina  und  Argelata  als  Eigenthum  der  Kirche  verlangt21, 
so  wird  das  nur  ein  Beweis  sein  können,  dass  die  Kirche  hier  noch  immer  nur 
das  beansprucht,  worauf  sie  besondere  Rechtstitel  hat.  Nie  führen  die  päbst- 
lichen  Legaten  in  der  Romagna  den  Titel  Rektoren,  wie  er  von  denen  geführt 
wird,  welche  die  weltlichen  Hoheitsrechte  der  Kirche  verwalten.  Nicht  etwa 
zufallig;  es  wird  da  scharf  unterschieden;  1264  wird  einem  Kardinal  die 
Rectoria  des  Herzogthums  Spoleto,  der  Mark  Ancona  und  eines  Theiles  des 
tuszischen  Patrimonium,  dann  aber  auch  das  Officium  legationis  für  dieselben 
Gebiete  und  überdies  für  die  Romaniola  und  die  Patriarchate  von  Grado  und 
Aglei  übertragen.25  Dass  die  Kirche  sich  wohl  in  der  Mark,  nicht  aber  in 
der  Romagna  auch  weltliche  Gewalt  zuschrieb,  scheint  sich  da  doch  mit  wün- 
schenswerthester  Bestimmtheit  zu  ergeben.  Auch  weiterhin  bis  zum  J.  1275 
fehlt,  so  weit  ich  sehe,  die  leiseste  Andeutung  für  bezügliche  Ansprüche  der 
Kirche;  es  ergibt  sich  als  zweifellose  Thatsache,  dass  auch  nach  dem  Ver- 
zichte von  1213  die  Romagna  von  der  Kirche  immer  als  Reichsland  be- 
trachtet ist. 

384.  —  Es  erhebt  sich  da  natürlich  die  Frage,  was  denn  der  Rechts- 
grund für  das  Verbleiben  der  Romagna  beim  Reiche  war,  wie 
sich  dasselbe  gegenüber  der  ausdrücklichen  Ueberlassung  des  Exarchats  in 
den  Privilegien  erklären  lässt.  Am  nächsten  könnte  da  der  Gedanke  liegen, 

20.  Piena  esposizione  dei  diritti  sopra  Comacchio  363.  21.  Fantuzzi  3,  92.  22.  Tonini 
3,  222.  534.  535.  553.  28.  SaTioii  3,  345.  24.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  143.  Sarioli 
3,  374  375.  381.  383.  385.  403.  25.  Theiner  Cod.  dorn.  1.  162.  In  dieser  Richtnng  ist 
auch  wohl  zn  beachten  der  Titel  eines  pabstlichen  Legaten  1262:  ad  recuperationem  mar- 
cAw  Änconitane  in  Romaniola  Ugatut ;  Fantuzzi  5.  171. 
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es  sei  1212  mit  Friedrich  zu  bestimmten  Abmachungen  gekommen,  wonach 
die  Kirche  gegen  die  Zusicherung  vou  Spoleto  und  Ancona  auf  die  Ansprüche 
an  die  Romagna  verzichtete,  deren  Besitz  für  sie  eine  ungleich  geringere  Be- 
deutung hatte.  Dass  trotzdem  der  Exarchat  in  den  folgenden  Privilegien  auf- 
geführt wird,  würde  ich,  da  es  sich  um  wörtliche  Wiederholung  früherer  Pri- 
vilegien handelt,  als  Gegengrund  nicht  hoch  anschlagen.  Entscheidend  aber 
scheint  mir  dagegen  der  Grund  zu  sprechen,  dass  die  Kirche,  wenn  sie  über- 
haupt Ansprüche  auf  die  Romagna  zu  haben  glaubte  und  darauf  zu  Gunsten 
Friedrichs  verzichtete,  sicher  diese  Ansprüche  wiedererhoben  haben  würde, 
als  auch  der  Kaiser  sich  an  seine  Verzichte  nicht  mehr  band. 

So  manche  Bedenken  sich  da  erheben  mögen,  weiss  ich  die  Sache  nicht 
anders  zu  erklären,  als  durch  die  Annahme,  dass  bei  Nennung  des  Exarchats 
in  den  Privilegien  weder  die  Kirche  daran  gedacht  hat,  dadurch  Rechte  auf 
die  Romagna  zu  erwerben,  noch  das  Reich,  auf  solche  zu  verzichten.  Aller- 
dings entsprach  die  alte  Ausdehnung  des  Exarchats  im  wesentlichen  der 
jetzigen  der  Romagna.  Aber  die  Bezeichnung  als  Exarchat  war  durchaus  an- 
tiquirt;  selbst  da,  wo  die  Gebietsbezeichnung  noch  von  Ravenna  hergenommen 
wurde,  ist  von  einem  Dukat  Ravenna  die  Rede. 1  Wir  bemerkten  bereits,  wie 
in  der  1201  entstandenen  Aufzählung  der  Gebiete  der  Kirche  alte  und  neue 
Bezeichnungen  gemischt  sind2;  wo  die  Kirche  bestimmte  Ansprüche  erhob, 
wie  in  der  Mark  Ancona,  fehlt  die  neue  Bezeichnung  nicht;  warum  sollte  nicht 
auch  die  Romagna  ausdrücklich  genannt  sein,  wenn  man  diese  wirklich  be- 
anspruchte? 

Das  scheint  sich  nun  allerdings  aus  dem  Vorgehen  des  Pabstes  1198  zu 
ergeben. 3  Aber  da  ist  doch  einmal  zu  beachten,  dass  Innozenz  auch  andere 
Ansprüche,  welche  er  anfangs  erhob,  dann  ganz  fallen  Hess;  so  insbesondere 
die  auf  Tuszien.4  Dann  aber  ist  es  doch  unklar,  was  er  damals  eigentlich  be- 
anspruchte. Sein  Schreiben  ist  allerdings  nicht  blos  an  den  Erzbischof  von 
Ravenna,  sondern  auch  an  dessen  Suffragane  gerichtet,  was  auf  weitergehende 
Forderungen  deuten  könnte.  Genannt  ist  auch  hier  nicht  die  Romagna,  son- 
dern der  Exarchat  Ravenna  und  die  Grafschaft  Bertinoro.  Was  verstand  man 
nun  aber  unter  dem  Exarchate?  Der  Erzbischof  wies  die  Forderung  damit  ab, 
dass  er  den  Exarchat  von  altersher,  die  Grafschaft  Bertinoro  neuerdings  als 
Lehen  von  der  römischen  Kirche  erhalten  habe.  Es  Hess  sich  das  durch  Ur- 
kunden erweisen ;  und  der  Pabst  Hess  daraufhin  von  seiner  Forderung  ab,  ge- 
stattete sogar  dem  Erzbischofe,  dass  er  Bertinoro  unter  Vorbehalt  der  Hoheit 
der  römischen  Kirche  an  sich  nahm. 5  Es  ist  nichts  darüber  bekannt,  dass 
der  Pabst  auch  an  die  Städte  der  Romagna  Aufforderungen  richtete;  als  Be- 
sitzer des  Exarchats  scheint  nur  der  Erzbischof  zu  gelten.  Wenn  nun  kurz 
nach  diesen  Vorgängen  in  dem  für  alle  folgenden  massgebenden  Privileg  von 
1201  die  Rechte  der  Kirche  auf  den  Exarchat  und  Bertinoro  anerkannt  wer- 
den, so  wird  der  Pabst  selbst  wohl  kaum  mehr  etwas  darunter  verstanden 


384.  -  1.  Vgl.  $  309.      2.  Vgl.  $  365.      3.  Vgl.  $  363.      4.  Vgl.  §  365  d.  5. 
6.  Gest*  Innoc.  c.  12;  Ep.  Innoc.  1.  1  ep.  27;  Tgl.  §  134  n.  10;  §  339  n.  6. 
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haben,  als  den  Vorbehalt  der  Lehenshoheit  der  Kirche  über  den  Erzbischof 
von  Ravenna. 

Ein  Sprachgebrauch,  wonach  man  damals  unter  dem  Exarchat  die  ganz* 
Romagna  verstand,  ist  gar  nicht  nachzuweisen;  Ravenna  wird  als  Gebiets- 
bezeichnung zuweilen  offenbar  in  engerer  Bedeutung  gebraucht,  da  die  Ro- 
magna daneben  genannt  wird.6  Man  hat  sichtlich  auch  später  keine  klare 
Vorstellung  davon  gehabt,  was  unter  dem  Exarchate  zu  verstehen  sei;  so  bei 
der  Angabe  des  Ptolemeus  von  Lucca,  der  Pabst  habe  K.  Rudolf  angegangen 
super  resignatione  Romagnolae  et  exarchatus  Ravennae,  qui  erat  prmci- 
patiis  super  *ex  civitates  Romandiolae,  quae  a  comitatu  disttnguebatur;  et 
antiquituB  in  Ravenna  erat  Senator,  sicut  in  urbe,  dictasque  civitates  gu- 
bernabat,  inter  quas  conünebatur  Bonoma,  ut  patet  mpra  per  Ludovicum 
imperatorein  scribentem  Paschali  papae;  distinguebatur  autem  comitatu* 
ab  exarchahi.'*  Auch  noch  ein  anderer  Umstand  Hesse  sich  da  geltend  ma- 
chen. Im  J.  1220  wird  Hugolin  von  Juliano  zum  Grafen  der  Romagna  auf 
sieben  Jahre  und  zum  Podesta  von  Ravenna,  Cervia  und  Bertinoro  auf  zwei 
Jahre  ernannt.8  Daraus  ergibt  sich  nicht  gerade  bestimmt,  dass  ihm  diese 
Orte  nicht  auch  als  Grafen  unterstanden  hätten,  da  wir  wenigstens  spater  Bei- 
spiele finden,  dass  Provinzialbeamte  des  Reichs  zugleich  Podestaten  in  ein- 
zelnen Städten  ihres  Sprengeis  waren.  Aber  es  liegt  doch  auch  sehr  nahe 
anzunehmen,  dass  man  diese  Orte  nicht  schlechtweg  der  Reichsgrafschaft  Ro- 
magna zurechnen  wollte  mit  Rücksicht  auf  die  Privilegien,  in  welchen  der 
Exarchat  und  Bertinoro  ausdrücklich  der  Kirche  zugesprochen  sind.  Ist  das 
richtig,  so  würde  sich  daraus  ergeben,  dass  man  damals  unter  dem  Exarchate 
nichts  verstand,  als  Ravenna  und  Cervia,  nämlich  die  einzigen  Städte,  in 
welchen  dem  Erzbischofe  noch  bedeutendere  Befugnisse  zustanden.  Und  dieser 
Annahme  widerspricht  nicht,  dass  trotz  der  Privilegien  doch  auch  diese  Städte 
weiterhin  immer  den  Reichsbeamten  unterstanden;  denn  es  wurde  da  der 
Kirche  unmittelbar  kein  Besitz  vorenthalten  und  der  Erzbischof  war  kaum  in 
der  Lage  oder  gewillt,  Einsprache  zu  erheben. 

In  den  alten  Privilegien  ist  allerdings  nicht  blos  vom  Exarchat  schlecht- 
weg die  Rede,  sondern  es  sind  alle  Städte  desselben  aufgeführt,  woraus  sich 
ein  der  Romagna  entsprechender  Umfang  ergibt.  Aber  wir  haben  schon  be- 
merkt, wie  bei  den  neuen  Verzichten  kaum  ein  engerer  Zusammenhang  mit 
den  alten  Privilegien  besteht,  wie  für  die  Aufzählung  von  1201  durchaus  die 
damaligen  Ansprüche  der  Kirche  massgebend  waren.9  Jedenfalls  scheint  die 
unläugbare  Thatsache,  dass  die  Kirche  auf  die  Nennung  des  Exarchats  in  den 
neuen  Privilegien  hin  keine  Ansprüche  auf  die  Romagna  erhoben  hat,  doch 
aufs  bestimmteste  darauf  hinzuweisen,  dass  man  da  beim  Exarchat  keinenfalls 
die  alte  Ausdehnung  im  Sinne  gehabt  hat,  sondern  anscheinend  nur  die  Reste 
des  Exarchate,  welche  dem  Erzbischofe  noch  geblieben  waren  und  welche  er 
als  von  der  Kirche  verliehen  anerkannte. 


384.1  «.  Vgl.  §  309  n.  10.  12.  7.  Script.  It.  11,  1182.  8.  Tolotamu,  MiturtU»  Acc. 
159.     ».  Vgl.  §  365. 
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385.  —  Für  diese  Auflassung  scheint  mir  auch  zu  sprechen,  dass  man 
bei  der  spätem  Beanspruchung  der  Roinagna  für  die  Kirche  unter 
K.  Rudolf  sich  nicht  blos  auf  die  neueren  Privilegien  stützte,  sondern  nun 
wenigstens  im  weitern  Verlaufe  auf  die  altern  zurückging.  Es  ist  bekannt,  wie 
K.  Rudolf  auf  Andringen  des  Pabstes  Gregor  selbst  sich  1275  zur  Herstel- 
lung der  Reichshoheit  in  Italien  entschloss.  Dass  das  auch  in  der  Roinagna 
zu  geschehen  habe,  musste  nach  dem  früheren  Zustande  selbstverständlich 
erscheinen.  Es  ist  von  vornherein  Rücksicht  darauf  genommen.  Von  den  drei 
Boten  des  Königs  führt  der  Reichskanzler  Rudolf  den  Titel  aaeti  imperii  in 
Lombardia,  Jionxaniola  ac  Aquileietm  patriarchatu  et  marcha  Tarv'wma 
vicarius  generalis1;  derselbe  ist  zweifellos  so  festgestellt  in  der  Ueberzeugung, 
damit  allen  Ansprüchen  der  Kirche  zu  genügen,  da  nicht  allein  Spoleto  und 
Ancona  fehlen,  sondern  auch  Tuszien  mit  Rücksicht  auf  das  Vikariat  König 
Karls  von  Sizilien  nicht  genannt  ist.  Einen  anderen  der  Boten,  den  Grafen 
Heinrich  von  Fürstenberg,  scheint  der  König  zum  Rektor  der  Romagna  be- 
stimmt zu  haben;  wenigstens  haben  sich  bezügliche  königliche  Schreiben  in 
Formelbüchern  erhalten2;  in  den  in  Italien  entstandenen  Aktenstücken  führt 
er  nur  den  Titel  eines  Boten  des  Königs.  Die  Boten  scheinen  nirgends  auf 
Widerstand  gestossen  zu  sein;  wie  einst  zur  Zeit  K.  Otto's  scheint  man  auch 
jetzt  von  einem  kräftigen  Eingreifen  von  Deutschland  her  eine  Ordnung  der 
zerfahrenen  inneren  Verhältnisse  erhofft  zu  haben.  Sie  nahmen  zuerst  in  der 
Lombardei,  dann  aber  auch  von  allen  Städten  der  Romagna  den  Treuschwur 
für  das  Reich  entgegen. 

Es  scheint  mir  zweifellos,  dass  damals  noch  nicht  das  geringste  vorlag, 
was  vermutheu  lassen  konnte,  die  Kirche  werde  darin  irgend  etwas  ihre 
Rechte  verletzendes  sehen,  dass  vielmehr  die  Wiederherstellung  der  Reichs- 
hoheit auch  in  der  Romagna  geradezu  unter  Mitwirkung  der  Kirchengewalt 
geschah.  Um  die  Boten  des  Königs  zu  unterstützen,  war  ihnen  nämlich  der 
Bischof  Wilhelm  von  Ferrara  als  päbstlicher  Legat  zugesellt.  Wie  sich  dieser 
seiner  Aufgabe  entledigte,  ersehen  wir  aus  den  Verbriefungen  über  die  Lei- 
stung des  Treuschwurs  durch  Piacenza  1275  Okt.  13;  als  der  Reichskanzler 
sein  Ansinnen  gestellt  hatte,  erklärte  der  päbstliche  Legat,  nachdem  dessen 
darauf  lautende  Vollmacht  verlesen  war,  dass  der  Schwur  so,  wie  ihn  der 
Kanzler  verlangt  hatte,  bei  Strafe  der  Exkommunikation  und  des  Interdikts 
zu  leisten  sei. 3  Wie  hat  sich  nun  der  Bischof  in  der  Romagna  verhalten? 
Anscheinend  genau  ebenso,  wie  zu  Piacenza.  Wir  lesen,  dass  die  Legaten  des 
Pabstes  und  des  Königs  über  Bologna  und  Imola  nachFaenza  kamen;  Nov.  3 
wird  hier  ein  Parlament  versammelt;  nach  Verlesung  der  Vollmachten  spricht 
zuerst  der  Bischof,  ausdrücklich  zur  Leistung  des  Treuschwurs  für  König  und 
Reich  auffordernd,  dann  der  Kanzler,  worauf  der  Treuschwur  geleistet  wird. 4 
Müssen  wir  danach  nicht  annehmen,  dass  die  Vollmachten  des  päbstlichen 

■  1 

395,  _  1,  Fantuzzi  3.  119.  In  den  diese  Legation  ankündigenden  Rundschreiben. 

Script.  It.  9,  720,  Fontes  rer.  Austr.  IL  25,  262  ist  nur  ron  Italien  im  allgemeinen  die 
Rede.  2.  Fontes  rer.  Austr.  IL  25,  287.  289.  Oesterr.  Archiv  14.  365.  8.  Böhmer 
Act»  698.  Lünig  Cod.  It.  2,  1437.     4.  Cantinelli  chron.  bei  Mittarelli  Acc.  247.  251. 
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Legaten  auch  die  Romagna  umfassten,  er  mindestens,  wenn  dieselbe  nicht 
ausdrücklich  genannt  war,  keinerlei  Grund  hatte,  dieselben  nicht  auch  auf 
diese  zu  beziehen?  Wenn  man  damals  die  Romagna  als  Land  der  Kirche  be- 
trachtete, hätte  er  nicht  an  der  Gränze  umkehren  oder  die  Boten  nur  noch  zu 
dem  Zwecke  begleiten  müssen,  um  gegen  ihr  Vorgehen  Einsprache  einzulegen? 
Man  hat  später  selbst  zu  Rom  zugeben  müssen,  dass  die  königlichen  Boten 
de  permis&iotw  seit  voluntate  des  Bischofs  als  apostolischen  Legaten  vorge- 
gangpn  seien5;  ist  es  denkbar,  dass  dieser  seine  Vollmachten  überschritten 
habe,  zumal  gewiss  damals,  wo  das  Reichsland  Tuszien  dem  Könige  aus  Rück- 
sicht auf  das  sizilische  Vikariat  noch  vorenthalten  sein  sollte,  gerade  bezüg- 
lich der  örtlichen  Ausdehnung  derselben  mit  Vorsicht  vorgegangen  sein  wird? 

Anfang  Dezember  kam  der  Pabst  von  Lausanne  heimkehrend  mit  den 
Kardinälen  nach  Bologna,  wo  er  mit  dem  Bischöfe  und  den  Boten  des  Königs 
zusammentraf.  Da  finden  wir  nun  zuerst  die  Behauptung,  dass  das  Vorgehen 
der  Boten  den  Rechten  der  Kirche  zuwiderlaufe.  Doch  deutet  das  Auftreten 
des  Pabstes  noch  nicht  auf  volle  Entschiedenheit  Er  erklärt,  dass  die  that- 
sächlich  geleisteten  Treueide  eigentlich  zu  widerrufen  seien,  sieht  aber  vor- 
läufig davon  ab,  sich  begnügend,  den  Boten  zu  gebieten,  die  Romagna  zu  ver- 
lassen und  zunächst  ihre  Aufgabe  in  der  Lombardei  weiter  durchzuführen. 
Zu  dem  Zwecke  wird  ihnen  nun  ein  anderer  päbstlicher  Bote,  der  päbstliche 
Kapellan  Arditio,  zugetheilt,  dessen  Dez.  1 1  ausgestellte  Vollmacht  ausdrück- 
lich nur  die  Lombardei,  die  Trevisaner  Mark,  das  Patriarchat  Aglei  und  das 
Gebiet  von  Genua  umfasst.  Wohl  noch  an  demselben  Tage  verliess  der  Pabst 
Bologna.  Die  Reichsboten  scheinen  Gewicht  darauf  gelegt  zu  haben,  das,  was 
sie  in  der  Romagna  begonnen,  zunächst  durchzuführen;  sie  waren  dort  insbe- 
sondere wohl  auch  mit  Ausgleichung  der  städtischen  Parteiungen  beschäftigt, 
da  Ravenna  noch  Dez.  6  für  solchen  Zweck  einen  Boten  bei  ihnen  bevoll- 
mächtigt6 Sie  richteten  demnach  an  den  Pabst  ein  Ersuchen  anscheinend  des 
Inhaltes,  ihnen  das  zu  gestatten  und  die  Vollmachten  des  päpstlichen  Legaten 
demgemäss  zu  erweitern.  Der  Pabst  drückt  ihnen  Dez.  12  von  Pianoro  süd- 
lich von  Bologna  seine  Verwunderung  darüber  aus,  da  das  den  eben  getroffe- 
nen Massregeln  zuwiderlaufe,  fordert  sie  auf,  ihren  Weg  in  die  Lombardei 
fortzusetzen  und  erklärt,  dass  er  über  die  erbetene  Ausdehnung  der  Vollmacht 
seines  Boten  nur  in  Gemeinschaft  mit  den  Kardinälen  einen  Beschluss  fassen 
könne.7  Die  Legaten  gehorchten  denn  auch;  im  Januar  1276  finden  wir  sie 
mit  der  Versöhnung  der  Parteien  zu  Piacenza  beschäftigt8 

Nach  den  zurückhaltenden  Aeusserungen  des  Pabstes,  der  ja  auch  dem 
Könige  bis  zu  seinem  Tode  die  wohlwollendste  Gesinnung  bewahrt  hat  ist  es 
schwerlich  er  persönlich  gewesen,  der  diese  Schwierigkeiten  hervorgerufen 
hat.  Dürften  sie  von  den  Kardinälen  ausgegangen  sein,  so  wird  auch  da  nicht 
gerade  die  Absicht  in  erster  Linie  wirksam  gewesen  sein  müssen,  das  Be- 
dürfniss  des  Königs,  im  Frieden  mit  der  Kirche  zu  bleiben,  zu  einer  Erweite- 


rn] 5.  Tbeiner  Cod.  dom.  1,  198.  «.  Fanturii  3.  11.4.  7.  Theiner  Cod.  dorn  1.  196 
198.     8.  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18,  562.  563. 
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rang  des  Kirchenstaates  zu  benutzen.  Es  bestand  zweifellos  eine  mächtige 
Partei,  welche  im  Interesse  K.  Karls  von  Sizilien  dem  K.  Rudolf  widerstrebte 
und  die  mit  den  Bemühungen  des  Pabstes,  den  deutschen  Herrscher  baldmög- 
lichst zum  Zuge  nach  Italien  und  zum  Empfange  der  Kaiserkrönung  zu  be- 
stimmen, in  keiner  Weise  einverstanden  war.  Dem  entgegenzuwirken  konnte 
nichts  geeigneter  erscheinen,  als  die  Hervorrufung  eines  Streitpunktes  über 
territoriale  Ansprüche  der  Kirche.  Wurde  aber  von  Kardinälen  nun  die  Be- 
hauptung aufgestellt,  nach  den  Privilegien  gehöre  die  Romagna  der  Kirche, 
so  konnte  der  Pabst  das  nicht  unberücksichtigt  lassen.  Dass  er  schon  end- 
gültig entschlossen  war,  die  Abtretung  der  Romagna  zu  beanspruchen,  wird 
sich  nach  den  dürftigen  Nachrichten  kaum  behaupten  lassen. 

Pabst  Gregor  starb  aber  schon  1276  Jan.  10.  Von  nun  an  hat  die  K. 
Rudolf  abgeneigte  Partei  die  Oberhand;  es  steht  von  nun  an  offenbar  fest, 
ohne  dass  der  rasche  Wechsel  der  folgenden  Päbste  da  irgend  ein  Schwanken 
herbeiführt,  das»  Rudolf  im  Frieden  mit  der  Kirche  nur  dann  Italien  betreten 
dürfe,  wenn  er  einerseits  mit  dem  Könige  von  Sizilien  einen  Vertrag  nach 
dessen  Wunsche  abschliesse,  andererseits  auf  die  Romagna  zu  Gunsten  der 
Kirche  verzichte.  März  2  wird  dem  Könige  von  Sizilien  die  Würde  eines  Se- 
nators von  Rom  und  Vikars  von  Tuszien  bestätigt,  dagegen  März  9  dem  K. 
Rudolf,  der  zum  Antritte  des  Römerzuges  bereit  war,  bedeutet,  er  habe  vor 
einer  weiteren  Einigung  mit  dem  römischen  Stuhle  Italien  nicht  zu  betreten. 
März  17  folgt  dann  die  bestimmte  Forderung,  er  soll  die  von  seinen  Boten  in 
der  Romagna  entgegengenommenen  Treuschwüre  als  auf  Irrthum  beruhend 
nicht  genehm  halten  und  die  Boten  anweisen,  die  Romagna  einem  Boten  des 
Pabstes  zu  übergeben.  Es  wird  das  damit  begründet,  dass  die  Grafschaften, 
Städte  und  Orte  der  Romagna,  welche  dem  Reiche  huldigten,  zum  Exarchat 
Ravenna  und  zur  Pentapolis9  gehörten;  dass  diese  aber  in  den  Privilegien 
Otto's,  Friedrichs  und  Rudolfs  selbst  als  Eigenthum  der  Kirche  anerkannt 
seien;  dass  insbesondere,  um  jedes  Bedenken  zu  beseitigen,  Friedrich  und 
Rudolf  sie  der  Kirche  abgetreten  hätten. 

Dagegen  war  in  so  weit  nichts  einzuwenden,  als  K.  Rudolf  zu  Lausanne 
die  Verzichte  K.  Friedrichs  von  1213  und  1219  wörtlich  wiederholt  hatte. 
Dennoch  hat  der  König  sich  sichtlich  lange  gesträubt,  dem  Verlangen  zu  will- 
fahren. Nov.  16  beklagt  sich  Pabst  Johann,  dass  die  Forderung  wegen  der 
Romagna  weder  erfüllt,  noch  beantwortet  sei;  er  wiederholt  die  Forderung, 
ebenso  1277  Juli  27  das  Kardinalskollegium,  Dez.  12  Pabst  Nicolaus.  Es 
ist  inzwischen  verhandelt,  die  Bischöfe  von  Basel  und  Trient  waren  als  Boten 
des  Königs  beim  Pabste;  aber  es  dauert  zwei  Jahre,  bis  der  König  auf  die 
Forderungen  eingeht.  Was  man  von  Seiten  des  Reichs  gegen  jenen  Hinweis 
auf  die  Privilegien  einwandte,  ist  nirgends  gesagt.  Aber  es  wird  kaum  zu  be- 
zweifeln sein,  dass  man  geltend  machte,  K.  Rudolf  habe  einfach  die  Verzichte 


9.  Wm  bei  Rimini  und  ürbino,  welche  unter  den  huldigenden  Städten  genannt  werden, 
nach  der  alten  Ausdehnung  zutraf;  in  der  Mark  Anco  na.  zu  welcher  der  grOsste  Theil  der 
Pentapolis  jetzt  gehörte,  sind  die  Boten  de»  König»  nicht  gewesen. 
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K.  Friedrichs  erneuert;  und  wenn  nach  diesen  die  Romagna  immer  in  unan- 
gefochtenem Besitze  des  Reiches  geblieben  sei,  so  habe  der  Verzicht  auf  den 
Exarchat  auch  schwerlich  die  Bedeutung  einer  Abtretung  der  Romagna  haben 
können. 

386.  —  Kam  es  dennoch  schliesslich  zu  einem  Verzichte  des  Reichs 
auf  die  Romagna,  so  liegen  die  Gründe  nahe,  welche  den  König  zu  einem 
Nachgeben  bewogen,  ohne  welches  einmal  auf  den  ihm  und  dem  Reiche  nö- 
thigen  Frieden  mit  der  Kirche  nicht  zu  rechnen  war.  Aber  er  hat  sich  offen- 
bar nicht  schlechtweg  zu  allem  verstanden,  was  man  verlangte ;  nur  hier  finden 
wir  Zeugnisse,  dass  die  Berechtigung  der  Ansprüche  der  Kirche  genauer  ge- 
prüft wurde.  Der  König  bevollmächtigte  1278  Jan.  19  seinen  Boten,  den 
Minoritenordensmeister  Konrad,  alle  seine  frühern  Versprechungen  nochmals 
anzuerkennen,  alles  zu  widerrufen,  was  dagegen  geschehen,  und  der  Kirche 
die  entsprechende  Besitzergreifung  zu  gestatten.  Es  ist  hier  offenbar  absicht- 
lich jede  bestimmtere  Bezeichnung  vermieden;  der  Bote  wird  angewiesen  sein, 
sich  zu  Rom  über  die  Ausdehnung  der  Ansprüche,  welche  die  Kirche  auf 
Grund  der  Privilegien  erhoben  könne,  zu  vergewissern.  Es  kam  offenbar  da- 
rauf an,  ob  die  Kirche  nachweisen  könne,  dass  die  Nennung  des  Exarchats 
ihr  einen  Anspruch  auf  die  ganze  Romagna  geben  könne.  Da  war  man  nun 
in  der  Lage,  sich  auf  die  alten  Privilegien  K.  Ludwigs,  Otto's  und  Heinrichs 
stützen  zu  können,  von  welchen  bis  dahin  bei  diesen  Verhandlungen  keinerlei 
Gebrauch  gemacht  zu  sein  scheint.  Denn  hier  waren  Exarchat  und  Pentapolis 
nicht  lediglich  im  allgemeinen  genannt,  sondern  alle  in  ihnen  liegenden  Städte 
aufgezählt.   Gerade  hier  entsprach  der  Inhalt  derselben  durchaus  den  An- 
sprüchen der  Kirche;  und  hier  allein  scheinen  mir  dieselben  wirklich  einen 
Einfluss  auf  die  Durchfuhrung  derselben  gewonnen  zu  haben,  wie  das  bei  den 
frühem,  ihnen  so  wenig  entsprechenden  Verzichten  nicht  wohl  der  Fall  ge- 
wesen sein  kann.  Die  angeblichen  Originale  wurden  dem  Boten  des  Königs 
vorgelegt.  Die  Frage  nach  der  Echtheit  ist  schwerlich  überhaupt  erhoben. 
Und  dann  lag  die  Sache  für  die  Kirche  so  günstig,  wie  möglich.  Denn  auch 
die  Frage  konnte  ganz  aus  dem  Spiele  bleiben,  ob  jene  uralten  Schenkungen 
noch  jetzt  rechtskräftig  seien.  Exarchat  und  Pentapolis  waren  ja  seit  1201 
als  Eigenthum  der  Kirche  anerkannt,  ihr  seit  1213  zur  vollsten  Sicherheit 
ausdrücklich  abgetreten;  nur  darauf  kam  es  an,  was  darunter  begriffen  sei. 
Und  wenn  auch  anzunehmen  ist,  dass  man  1213  an  eine  Erneuerung  der 
Schenkung  im  alten  Umfange  gar  nicht  gedacht  hat,  so  gab  es  jedenfalls  kein 
Mittel,  das  zu  erweisen;  man  konnte  sich  nur  stützen  auf  den  unangefochtenen 
Besitzstand  des  Reichs,  der  nun  aber  allerdings  dieser  urkundlichen  Beweis- 
führung der  Kirche  gegenüber  als  ein  unrechtmässiger  erscheinen  musste. 

Der  Bote  des  Königs  rauss  das  anerkannt  haben.  Er  selbst  freilich  hält 
sich  daraufhin  noch  nicht  zu  weitergehenden  Schritten  ermächtigt  ;  er  entledigt 
sich  seines  Auftrags  Mai  4  nur  unter  den  ganz  allgemeinen  Ausdrücken, 
welche  seiner  Vollmacht  entsprachen.  Aber  er  wird  dem  Könige  berichtet 
haben,  dass  die  Ansprüche  der  Kirche  begründet  seien.  Denn  jetzt  erst, 
Mai  29,  bevollmächtigt  der  Kimig  seinen  Protonutar,  den  Probst  Gottfrid  vuu 
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Maria  Saal,  alle  Eide,  welche,  früher  der  Kanzler  ohne  Zustimmung,  Wissen 
und  Befehl  des  Königs  in  Bologna  und  anderen  genannten  Städten  entgegen- 
genommen habe,  für  nichtig  zu  erklären  und  zu  widerrufen,  so  dass  daraus 
dem  Reiche  kein  Recht  erwachsen,  der  Kirche  kein  Recht  verloren  sein  solle, 
sei  es  bezüglich  des  Besitzes,  sei  es  bezüglich  des  Eigenthums;  weiter  die 
Städte  anzuhalten,  die  Herrschaft  der  Kirche  anzuerkennen.  Der  Bote  ent- 
ledigt sich  dieses  Auftrags,  indem  er  Juni  30  vom  päbstlichen  Hoflager  aus 
entsprechende  Weisungen  an  jene  Städte  erlässt. 

Dem  Pabste  konnte  das  noch  nicht  genügen.  Für  den  Einzelfall  waren 
allerdings  die  Ansprüche  der  Kirche  auf  Grundlage  der  geltend  gemachten 
Beweismittel  anerkannt,  ihr  das  Recht  auf  den  Besitz  zugesprochen.  Aber  es 
schloss  das  doch  nicht  aus,  dass  das  Reich  seine  Ansprüche  zu  anderer  Zeit 
wieder  erheben  könne;  und  sind  die  etwaigen  Rechte  des  Reichs  nicht  aus- 
drücklich vorbehalten,  so  scheint  die  Fassung  doch  zu  ergeben,  dass  noch 
nicht  endgültig  auf  dieselben  verzichtet  sein  soll.  Und  während  der  langen 
Verhandlungen  mit  dem  Reiche  mochte  doch  manches  geltend  gemacht  sein, 
was  Bedenken  erregen  konnte,  ob  man  auch  unter  anderen  Verhältnissen  die 
bisherigen  Rechtstitel  als  genügend  anerkennen  werde.  Darum  strebte  man 
auch  jetzt,  ebenso  wie  1213,  danach,  einen  neuen  Rechtsboden  durch  aus- 
drückliche Abtretung  von  Seiten  des  Reichs  zu  gewinnen. 

Indem  der  Pabst  dem  Könige  Abschriften  der  betreffenden  Stellen  aus 
den  alten  Privilegien  mittheilt,  schickt  er  ihm  zugleich  Formulare,  nach  wel- 
chen er  die  Abtretungsurkunden  abgefasst  wünscht.1  Dieselben  sind  sicher 
mit  den  Boten  des  Königs  vereinbart.  Und  da  müssen  diese  ängstlich  darauf 
bestanden  haben,  dass  nichts  aufgenommen  werde,  was  nicht  im  Wortlaute 
der  alten  Privilegien  seine  Begründung  fand.  Von  der  Romagna  als  solcher 
ist  gar  nicht  die  Rede.  Aber  der  König  erkennt  als  Eigenthum  der  Kirche 
jetzt  ausdrücklich  an  civitatem  Ravennatem  et  Emiliam,  Bobium,  Cesenam, 
Forumpopuli  y  FarUinum,  Favenciam,  Imolam,  Bonomam,  Ferrariam, 
Comaclum,  Adriam  atqtte  Gabeilum,  Ariminium,  Urbinum,  Montemferetri, 
territorium  Balnense.2  Es  ist  da  kein  den  alten  Privilegien  fremdes  Wort, 

386.  —  1*  Alle  bezüglichen,  den  Regelten  entnommenen  päbstlichen  Briefe  sind 
datirt  ap.  s.  Petrum  nmü$  in  nid;  damit  scheint  in  unlöslichem  Widerspruch  zu  stehen,  dass 
sie  nicht  blos  die  Sendung  des  Protonotar,  sondern  die  Erklärung  desselben  rom  30.  Juni 
schon  erwähnen.  Sie  werden  Juuio  abgefasst  sein;  Bruder  Konrad  sollte  sie  nach  Deutsch 
land  bringen:  die  Rückreise  desselben  wird  sich  bis  nach  Ankunft  des  Protonotar  TerzBgert 
haben;  man  wird  nun  den  Briefen  die  auf  die  Sendung  dieses  bezüglichen  Abschnitte  zuge- 
fügt und  wenigstens  in  den  Regelten  auf  Aenderung  des  Datum  rergessen  haben.  2.  In 
dem  Schreiben,  in  welchem  der  Pabst  um  die  Willebriefe  der  Fürsten  ersucht,  und  in  diesen 
Willebriefen  selbst  ist  diese  Reihe  in  die  alte  Aufzählung  zwischen  dem  Mathildischen  Gute 
und  Bertinoro  einfach  eingeschoben,  während  nach  Bertinoro  noch  der  Exarchat  Raren nn 
und  die  Pentapolis  genannt  werden:  ebenso  nach  Raynaldi  Ann.  ad  1278  §  62  in  dem  dem 
KOnige  rom  Pabste  zugeschickten  Entwürfe,  wo  nur  der  Exarchat,  wohl  aus  Versehen, 
nicht  genannt  ist.  Dagegen  ist  im  Pririleg  des  Königs  ron  1279  Feb.  14  die  alte  Aufzäh- 
lung ganz  ungeändert  geblieben  und  es  folgt  dann  später  eine  besondere  Stelle  über  den 
Verzicht  auf  jene  Orte.  Im  einen,  wie  in  dem  andern  Falle  fehlt  jede  Andeutung,  dass  jene 
Orte  ohnehin  unter  dem  Exarchat  und  der  Pentapolis  begriffen,  demnach  auch  schon  durch 
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keine  Aenderung  der  Reihenfolge;  jetzt  schon  verschollene  Orte,  wie  Bobbio, 
sind  aufgenommen,  sogar  die  jetzt  gewiss  ganz  unverständliche  Bezeichnung 
der  Emilia3;  es  sind  lediglich  die  Orte  der  Pentapolis  nicht  genannt,  welche 
zu  der  jetzt  unbestritten  der  Kirche  zustehenden  Mark  Ancona  gehörten.  Der 
König  soll  nun  aber  hier  nicht  blos  die  alten  Rechte  der  Kirche  anerkennen, 
sondern  ganz  so,  wie  1213,  ad  omnem  dubitationin  scrupulum  removendum 
jene  Orte  der  römischen  Kirche  de  novo  distincte,  Ubere,  plenarie  et  expresse 
eoncedere,  conferre  et  donare.  Es  wird  weiter  verlangt,  dass  Fürsten  und 
Edle  Zeugen  sein  und  unterschreiben  sollen,  dass  der  König  verspricht,  un- 
mittelbar nach  der  Kaiserkrönung  das  Privileg  zu  erneuern,  dass  endlich  die 
geistlichen  und  weltlichen  Fürsten  Deutschlands  zustimmen  sollen.  Der  König 
hatte  bis  zum  November  einige  der  verlangten  Privilegien  geschickt;  doch  ge- 
nügten diese  noch  nicht  vollständig,  insbesondere  fehlte  noch  die  Zustimmung 
der  Fürsten,  um  welche  sich  der  Pabst  Dez.  21  nun  selbst  durch  Schreiben 
an  die  Kurfürsten  und  andere  Fürsten  erwarb.  Er  erfolgte  dann  1279Feb.  14 
die  endgültige  Verzichtsurkunde  des  Königs,  und  im  März  stellten  die  Kur- 
fürsten insgesammt  und  einzeln  ihre  Willebriefe  dazu  aus. 

So  war  für  die  Kirche  in  bester  Rechtskraft  ein  Land  gewonnen,  von 
dem  anscheinend  noch  vor  vier  Jahren  von  Niemanden  bezweifelt  wurde,  dass 
es  mit  vollstem  Rechte  dem  Reiche  gehöre.  Dass  es  sich  um  einen  Wechsel 
der  Herrschaft,  um  eine  Abtretung  der  bisherigen  Rechte  des  Reichs  an  die 
Kirche  handle,  ist  in  der  Unterwerfungsurkunde  von  Rimini  deutlich  genug 
ausgedrückt;  die  Bewohner  bekennen  und  verpflichten  sich,  se  esse  fideles 
ecclesie  Romane,  sicut  olim  fiterunt  imperii  Romani,  et  eidem  respondere 
et  ea  facere,  prout  et  que.  facere  tenebantur  imperio  Romano  et  imperato- 
ribus,  qui  actenus  extiterunt. 4  Aehnlich  berufen  sich  1 283  die  von  Urbino 
darauf,  dass  ihre  Leistungen  an  die  Kirche  zu  beurthoilen  seien  ratione  iuris 
imperii,  quod  ecclesia  Romana  habet  in  dictis  civitate  et  cotnitatu  ab  im- 
perio.* Mochten  die  Urkunden  neben  der  Abtretung  den  Gesichtspunkt  der 
Restitution  betonen,  so  haben  doch  die  Zeitgenossen  darin  sichtlich  lediglich 
die  Ueberlassung  eines  Reichslandes  an  die  Kirche  gesehen.  Es  entsprach  ge- 
wiss der  allgemeinen  Auffassung,  wenn  die  Annalen  von  Piacenza  einfach 
melden,  K.  Rudolf  habe  die  ganze  Romagna  der  Kirche  geschenkt.6  Schärfer 
tritt  die  Auffassung  bei  einem  anderen  Zeitgenossen,  dem  Bruder  Salimbene, 
dadurch  hervor,  dass  er  zugleich  darauf  hinweist,  wie  es  die  Benutzung  des 

386,  |  die  Privilegien  von  Otto  und  Friedrich  überlassen  seien;  es  scheint  doch,  da.ss  man 
das  nicht  anerkennen  wollte  und  lediglich  die  alten  Privilegien  als  massgebend  betrachtete. 
8«  Vgl.  §  350  n.  2.  4.  Alle  Aktenstücke,  auf  welche  die  vorstehende  Darstellung  sich 
stützt,  sind  sehr  vollständig  gedruckt  Theiner  Cod.  dorn.  1.  198  ff.:  doch  ist  einiges,  wie 
der  pabstliche  Brief  von  1277  Dez.  12,  unrichtig  eingereiht  und  die  Uebersicht  vielfach  da- 
durch erschwert,  dass  wichtige,  aus  Traussumpten  mitgetheilte  Urkunden  nicht  von  der 
Tranzsurairungsurkunde  geschieden  zu  ihrem  Datum  eingereiht  sind,  wodurch  auch  Wie- 
derholungen vermieden  waren.  5*  Theiner  Cod.  dorn.  1.  264.  6,  Mon.  Germ.  18,  570. 
Sonderbar  ist  die  Angabe  der  Annalen  von  Cesena,  Script.  14.  1104.  dass  nach  Aussagen 
alter  Leute  die  Romaniola  1276  oder  1277  durch  vier  genannte  Grosse  an  die  Kirche  ge- 
geben sei. 


Auffassung  dp*  Verzichtes  des  Reich«  »uf  die  Romagna. 
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Bedürfnisses  neugewählter  Könige,  mit  der  Kirche  in  gutem  Vernehmen  zu 
bleiben,  gewesen  sei,  welches  den  Päbsten  solche  bedeutende  Erwerbungen 
ermöglichte:  Hanc  (Romagnolam)  ecclesia  Romana  dono  obttmtit  a  d.  Ro- 
dulf o,  qui  tempore  d.  Gregor  ii  pape  x.  ad  Imperium  fuit  electu«.  Saepe 
mim  Romani  pontifices  de  republica  aliquid  volunt  emungere,  cum  impe- 
ratores  ad  imperium  asmmuntur.  Ipsi  vero  convenienter  negare  non  pos- 
mnty  quod  postulatur  ab  eis,  tum  propter  curialitatem  et  liberalitatemt 
quam  in  principio  imperii  sui  maxime  erga  ecclesiam  volunt  ostendere; 
tum  etiam  quia  credunt,  se  dono  liabere,  quidquid  de  imperio  dabitur  eis; 
tum  etiam  quia  erubescunt,  se  acetum  ostendere,  antequam  in  Cucurbita 
sint;  tum  etiam,  ne  omnino  patiantur  repuham. 7  Saba  Malaspina  berührt 
wenigstens  die  alten  Ansprüche  der  Kirche,  ohne  doch  sichtlich  eine  Ver- 
pflichtung K.  Rudolfs  anzunehmen:  ipse  enim  Rodulphus,  d.  Nicolai  con- 
templatione  persona*,  quae  ml  utilitaUm  publicam  tantum  dirigi  videbatur, 
per  novam  seu  renovatam  concessionem,  Romaniolam  de  mera  liberalitate 
confrmamt  ecclesiae,  quam  quondam  sedes  apostolica  caesarea  tenuerat  et 
possederat  datione*  Villani,  der  die  Abtretung  damit  in  Verbindung  bringt, 
dass  Rudolf  für  den  versprochenen,  aber  nicht  ausgeführten  Kreuzzug  der 
Kirche  straffällig  geworden  sei,  fügt  hinzu:  M  questa  dazionedi  brivilegiare 
alla  chiesa  il  contado  di  Romagna  e  la  citta  dt  Bologna  nr  potea  ne  dovea 
fare  di  ragione;  intra  Valtre,  perche  il  detto  Ridol/o  non  era  pervenuto 
atta  beneoHzione  imperiale;  ma  quello  ch'rcln*rici  prendono,  tardi  «anno 
rmdere.* 

Dass  die  Kirche  nur  Eigenthumsrechte,  nicht  vorhergehenden  Besitz 
geltend  machte,  ergibt  sich  auch  daraus,  dass  vor  der  Zustimmung  des  Königs 
keinerlei  Versuche  zur  Besitzergreifung  gemacht  zu  sein  scheinen.  Erst  durch 
Rundschreiben  vom  20.  Juni  1278  forderte  der  Pabst  mit  Hinweis  auf  die 
alten  Rechte  der  Kirche  und  die  Zustimmung  des  Königs  die  Städte  des 
Landes,  welches  jetzt  als  Romaniola  bezeichnet  werde,  zur  Unterwerfung  auf. 
fmola  unterwarf  sich  Juli  4  einfach  allen  Forderungen  des  Pabstes;  Riraini 
Juli  27  in  angegebener  Weise.  Entscheidend  war  insbesondere,  dass  die  in 
Bologna  herrschende  guelfische  Partei,  von  den  Gegnern  gedrängt,  unter  Vor- 
behalt aller  bisherigen  Rechte  der  Stadt  Juli  29  die  Herrschaft  der  Kirche 
anerkannte. 10  Da  nun  zugleich  auf  Aufforderung  des  Pabstes  der  König  von 
Sizilien  ein  Heer  in  die  Romagna  schickte  zur  Unterstützung  des  Bertold  von 
den  Orsini,  eines  Neffen  des  Pabstes,  den  dieser  zum  Rektor  bestellte,  so  un- 
terwarfen sich  auch  die  Ghibellinen  den  Forderungen  der  Kirche.  Aber  schon 
1280  erfolgte  eine  allgemeine  Erhebung  der  Ghibellinen  unter  Leitung  des 
Grafen  Guido  von  Montefeltro  und  es  bedurfte  eines  jahrelangen  blutigen 
Krieges,  bis  die  Unterwerfung  des  Landes  als  vollendet  betrachtet  werden 
konnte. 

387.  —  Mit  der  Erwerbung  der  Romagna  ist  die  Reihe  der  Verluste 


7.  Mon.  Parin  3a.  282.  8.  Saba  M.  I.  5  c  12.  9.  Gier.  Villani  ed.  Dragomanni  1.  7 
c.  64.       10.  Bumi  412:  Ohirardaoci  234. 
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von  Reichslanden  an  die  Kirche,  wenn  wir  von  den  spätem  Verhältnissen  von 
Parma  und  Piacenza  absehen,  geschlossen.  Die  Versuche  aber,  noch  wettere 
Reichslande  zu  erwerben,  waren  noch  nicht  beendet  Es  handelt  sich  um  den 
Versuch  der  Erwerbung  Tusziens  für  die  Kirche,  ein  Gegen- 
stand, der  sich  den  bisherigen  Untersuchungen  so  eng  anschliesst,  dass,  nach- 
dem wir  dieselben  einmal  so  weit  geführt  haben,  es  gewiss  nahe  liegt,  auch 
darauf  noch  ergänzend  einzugehen. 

Wir  sahen  früher,  wie  P.  Innozenz  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  auch 
ganz  Tuszien  für  die  römische  Kirche  beanspruchte,  dann  aber  gegenüber  den 
Hindernissen,  auf  welche  er  stiess,  bald  davon  abliess. 1  Er  scheint  nie  darauf 
zurückgekommen  zu  sein;  für  eine  Politik,  welche  zunächst  die  Trennung 
Siziliens  vom  Reiche  im  Auge  hatte,  war  Tuszien  von  ungleich  geringerer  Be- 
deutung, als  Spoleto  und  Ancona.  Anders,  wenn  überhaupt  nur  eine  Erwei- 
terung des  Gebietes  der  Kirche  erstrebt  wurde;  Tuszien  war  da  noch  werth- 
voller, wie  die  Romagua;  und  zumal  musste,  seit  die  Erwerbung  dieser  gelungen 
war,  der  Gedanke  an  eine  Abrundung  des  Kirchenstaates  durch  Erwerbung 
Tusziens  doppelt  nahe  liegen. 

Hat  sich  Innozenz  für  seine  Ansprüche  auf  die  Privilegien  berufen,  so  ist 
später,  so  weit  ich  sehe,  nie  mehr  behauptet  worden,  dass  die  Kirche  kraft 
alter  kaiserlicher  Verleihungen  Rechte  auf  Tuszien  habe.  Die  bezüglichen 
spätem  Bestrebungen  knüpfen  sich  an  die  im  dreizehnten  Jahrhunderte  be- 
stimmter geltend  gemachte  Auffassung  an,  dass  dem  Kaiser  seine  weltliche 
Hoheit  von  der  Kirche  übertragen  sei.2  Bezüglich  der  Kaiserwürde,  bezüglich 
der  damit  verbundenen  Rechte  und  Pflichten  eines  Vogtes  der  Kirche  konnte 
eine  solche  Auffassung  allerdings  nahe  liegen,  wie  sie  sich  insbesondere  auch 
iu  dem  jetzt  so  oft  betonten  Satze  von  der  Uebertragung  des  Kaiserthums 
durch  die  Kirche  auf  die  Deutschen  ausspricht  Aber  man  ist  dabei  nicht 
stehen  geblieben;  man  beschränkte  jene  Behauptung  nicht  auf  die  Kaiser- 
wurde, sondern  dehnte  sie  auf  das  Kaiserreich  aus;  im  Widersprach  mit  der 
ganzen  geschichtlichen  Entwicklung,  wonach  die  Gewalt  des  deutschen  Herr- 
schers in  Italien  und  Burgund  ganz  unabhängig  von  der  Kaiserwürde  war3, 
wurde  nun  auch  von  dieser  behauptet,  dass  sie  von  der  Kirche  durch  die 
Kaiserkrönung  übertragen  werde.  Dieser  Satz  gewann  nun  aber  eine  sehr 
weitgreifende  praktische  Bedeutung  dadurch,  dass  der  Anspruch  des  Pab- 
stes  auf  das  Reich svika riat  darauf  begründet  wurde.  War  das  Kai- 
serthum erledigt,  so  stand  nach  jener  Lehre  dem  Pabste  die  Verwaltung  des 
Kaiserreiches,  insbesondere  Italiens,  zu.  Strenggenommen  hatte  danach  selbst 
der  römische  König,  dessen  Wahl  von  der  Kirche  als  rechtmässig  anerkannt 
war,  vor  der  Kaiserkrönung  noch  kein  eigenes  Recht  auf  das  Kaiserreich;  es 
ist  ihm  nur  vorläufig  die  Verwaltung  desselben  gestattet;  es  entspricht  dieser 
Auffassung,  wenn  sich  K.  Rudolf  1275  bei  Beglaubigung  seiner  nach  Italien 


387.  -  1.  Vgl.  §  363.  2.  Vgl.  §  335  n.  3.  8.  Die  geschichtlichen  Gründe 
dafür  hat  insbesondere  schon  Lupoid  Ton  Bebenhnrg  im  Tractatos  de  iuribus  regni  et  ka- 
pern c.  5  ff.  im  Gegensatre  au  den  pähstlichen  Ansprüchen  sehr  überzeugend  Tarwerthet 
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geschickten  Legaten  des  Titels  Romanorum  rex  acmper  auffu*tus>  vicarius 
saeri  Romani  imperti,  bedient.4  Das  mochte  ohne  Bedeutung  erscheinen. 
Aber  der  Pabst  nahm  nun  nicht  allein  das  Recht  der  Entscheidung  bei  strei- 
tiger Königswahl  in  Anspruch,  sondern  erkannte  auch  die  früher  feststehende 
Verpflichtung,  den  einmüthig  gewählten  römischen  König  als  solchen  aner- 
kennen und  zum  Kaiser  krönen  zu  müssen,  nicht  mehr  an.  Er  konnte  seine 
Zustimmung  zur  Wahl  jetzt  an  Bedingungen  knüpfen,  es  von  der  Erfüllung 
derselben  insbesondere  abhängen  lassen,  ob  er  ihm  die  Uebung  seiner  Herr- 
scherrechte in  Italien  gestatten  wolle,  oder  nicht.  Es  ist  da  doch  nichts  be- 
zeichnender, als  wenn  K.  Rudolf,  dessen  Wahl  zudem  schon  als  rechtmässig 
anerkannt  war,  1276  und  in  den  folgenden  Jahren  von  Päbsten  und  Kardi- 
nälen wiederholt  bedeutet  wird,  er  dürfe  nicht  nach  Italien  kommen,  ehe  er 
die  Forderungen  der  Kirche  erfüllt  habe;  oder  wenn  K.  Albrecht  selbst  nach 
seiner  Anerkennung  versprechen  muss,  dem  Pabste  es  vorher  anzuzeigen  und 
um  dessen  Unterstützung  zu  bitten,  wenn  er  einen  Zug  nach  Italien  beabsich- 
tige. 8  Liess  jener  Satz  sich  durchführen,  so  lag  es  thatsächlich  im  Belieben 
des  Pabstes,  ob  er  die  Herrschaft  in  Italien  in  seiner  Hand  behalten  oder  dem 
deutschen  Herrscher  überlassen  wolle. 

Wurde  nun  auch  schon  seit  Innozenz  III  beim  Nichtvorhandensein  eines 
von  der  Kirche  anerkannten  Königs  oder  Kaisers  vom  Pabste  vielfach  Ge- 
horsam in  rein  weltlichen  Angelegenheiten  verlangt,  suchte  thatsächlich  das 
Pabstthum  in  die  Befugnisse  der  Reichsgewalt  einzutreten6,  so  erscheint  meines 
Wissens  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  der  Anspruch  des  Pabstes  auf 
das  Reichsvikariat  noch  nicht  bestimmter  formulirt,  wenn  auch  die  ihm  zu 
Grunde  liegende  Auffassung  der  Verleihung  des  Reichs  durch  den  Pabst  häufig 
genug  ausgesprochen  wird.  Allerdings  ist  schon  1240  von  der  Bestellung 
eines  Kapitäns  für  Tuszien  oder  Lombardien  durch  den  Pabst  die  Rede;  aber 
doch  kaum  so,  dass  man  annehmen  dürfte,  es  sei  das  auch  nur  von  der  päbst- 
lichen  Partei  als  an  und  für  sich  in  den  Befugnissen  der  Kirche  liegend  be- 
trachtet.7  So  weit  ich  sehe,  werden  Rechte  des  Vikariats  zuerst  1256  nach 
dem  Tode  K.  Wilhelms  geübt,  und  zwar  auffallenderweise  im  deutschen  Kö- 
nigreiche; der  Pabst  verleiht  dem  Bischöfe  von  Verdun,  cum  Imperium  vacat 
ad  presens,  vice  reff  in  auctoritate  die  Regalien  seiner  Kirche  mit  der  Be- 
dingung, dafür  dem  künftigen  römischen  Könige  alles  Herkömmliche  zu  leisten, 
sobald  dessen  Wahl  vom  römischen  Stuhle  bestätigt  sein  werde.8  Auch  in 
Burgund  ist  spätnr  vereinzelt  von  päbstlichen  Vikariatsrechten  wohl  die  Rede; 
der  Delfin  protestirt  1304  gegen  die  Kompetenz  des  geistlichen  Gerichts,  weil 
es  sich  um  eine  Lehenssache  handle,  welche  zu  entscheiden  sei  vor  dem  König 
Albrecht  oder  vor  den  Lehensgenossen  oder  forte  coram  apostolica  sede,  ei 
»ecundum  estimationem  qnorundam  imperium  vacare  dicatur,  licet  idem  d. 
Albertus  rex  Romanoruin  exiriat.9 

Der  erste  umfassende  Gebrauch,  der  in  Italien  von  den  Vikariatsrechten 

4.  Script.  It.  9,  720.  5.  Mon.  Genn.  4,  485.  6.  Vgl.  §  328;  $  361  n.  6.  7.  Heller 
Albort  ron  Beham  22.    8.  Böhmer  Reg.  Alex.  IV.  n.  148.    0.  Histoire  de  Danphine  2,  25 
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gemacht  wurde,  war  die  Bestel lung  eines  Reichs vikar  in  Tuszien 
durch  den  Pabst.  Zuerst  wird  da  das  Eingreifen  des  Pabstes  nicht  auf 
einen  bestimmteren  weltlichen  Rechtstitel  zurückgeführt;  es  wird  1267  hin- 
gewiesen auf  die  beim  Mangel  kaiserlicher  Herrschaft  durch  Fehden  zerrüt- 
teten Zustände  des  Landes,  welche  insbesondere  auch  für  das  benachbarte 
Patrimonium  bedenklich  seien;  wie  die  Herstellung  des  Friedens  überhaupt 
Pflicht  des  bischöflichen  Amtes  sei,  so  sei  sie  insbesondere  Aufgabe  des 
Pabstes.  Dieser  gebietet  daher  einen  allgemeinen  Landfrieden  und  überträgt 
das  officium  paciarii  *eu  pari*  servatoris  dem  König  Karl  von  Sizilien,  der 
sich  aber  verpflichten  musste,  wenn  ein  römischer  König  von  der  Kirche  an- 
erkannt sei,  das  Amt  binnen  einem  Monate  niederzulegen.  Es  wurde  offenbar 
absichtlich  vermieden,  ihm  die  Rechte  eines  Reichsvikar  zu  übertragen;  der 
Einsprache  K.  Richards  gegenüber  weist  der  Pabst  darauf  hin,  wie  er  Karl 
bestellt  habe  non  imperii,  sicut  quidam  mentiuniur,  ricarinm,  sed  pari* 
conservatorem,  dass  es  sich  da  um  Massregeln  handle,  quae  non  «olum  ra- 
cante  imperio  legitime  postunt  ßeri,  *ed  in  ßuctuante. 1 0  Aber  schon  1 268 
bestellt  ihn  der  Pabst  zum  Reichsvikar:  ne  offirii  commissi  tentiitas  nostrum 
po**it  propositum  et  tiium  impedire  processum,  nos  qui  ßuctuanti*  imperü 
curam  perimus,  te  rncarium  ipsius  imperii  in  dictis  partibus  consütmmu* 
aeneralem. 1  1  Bei  einer  spätem  Erwähnung  heisst  es,  es  sei  das  geschehen,  damit 
ihm  zur  Aufrechthaltung  des  Friedens  die  volle  Gerichtsbarkeit  zur  Verfügung 
stehe12;  er  wird  bei  Ausübung  der  Reichsgerichtsbarkeit  auf  Anstände  ge- 
stossen  sein.  Besonders  deutlich  drückt  sich  dann  die  Auffassung,  dass  die 
Uebung  der  Hoheitsrechte  im  Lande  dem  Pabste  zustehe,  darin  aus,  dass 
1273  Pfalzgraf  Guido  Novellus,  früher  Vikar  K.  Manfreds  in  Tuszien,  vom 
Pabste  von  der  Gerichtsbarkeit  K.  Karls  und  seiner  Vikare  befreit  wird,  so 
dass  er  unmittelbar  an  der  römischen  Kurie  zu  Rechte  stehen  soll.13  Dieses 
Reichsvikariat  Karls  dauerte  nun  auch  fort,  als  es  in  Rudolf  einen  vom  Pabste 
anerkannten  römischen  König  gab;  es  wurde  diesem  keine  Uebung  von  Herr- 
scherrechten  in  Tuszien  gestattet,  dagegen  noch  1276  das  Vikariat  an  Karl 
bestätigt. 

Erst  1278  gab  K.  Karl  das  Vikariat  zurück;  die  von  ihm  besetzten 
Burgen  wurden  an  einen  Kardinallegaten  übergeben,  allerdings  mit  dem  Be- 
merken, dass  das  im  Interesse  K.  Rudolfs  geschehe. 14  Doch  scheint  diesem 
noch  keine  Uebung  von  Herrscherrechten  gestattet  zu  sein;  nach  den  Annalen 
von  Piacenza  hätte  der  Pabst  Tuszien  durch  einen  Vikar  für  die  Kirche  ver- 
walten lassen. 15  Es  mag  das  damit  zusammenhängen,  dass  in  den  nächsten 
Jahren  vom  Pabste  Nikolaus  mit  dem  Könige  über  eine  umfassende  Umge- 
staltung der  Reichsverhältnisse  verhandelt  sein  soll.  Danach  sollte  das  deutsche 
Königreich  erblich  werden  und  Rudolf  und  seinem  Hause  verbleiben;  das 
Königreich  Arelat  sollte  an  Rudolfs  Schwiegersohn,  den  Sohn  K.  Karls  von 


387.]  10.  Theiner  Cod.  dorn.  1.  168  Raynaldi  Annale«  ad  1267  $  5.  7.  9.  11.  Marten? 
Thes.  2,  587:  »gl.  Bflhmer  Acta  692.  12.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  177.  18.  Theiner  Cod 
d.»m.  1.  178.      14.  Theiner  l.od.  dorn.  J,  218.      IS.  M<>n.  Genn.  18,  571. 
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Sizilien  kommen;  aus  Italien,  so  weit  es  noch  zum  Reiche  gehörte,  sollten  zwei 
Königreiche,  ein  lombardisches  und  ein  tuszisches  gebildet  werden;  wem  er 
dieselben  zugedacht,  habe  der  Pabst  nicht  ausgesprochen,  doch  scheint  man 
an  seine  Neffen  gedacht  zu  haben;  wegen  des  Todes  des  Pabstes  sei  das  nicht 
zur  Ausführung  gekommen. 16  In  wie  weit  diese  Angaben  genau  und  wie  weit 
die  Verhandlungen  gediehen  sind,  lässt  sich  schwer  beurtheilen.  Jedenfalls 
sind  sie  nicht  aus  der  Luft  gegriffen.  Denn  wenigstens  für  die  Ueberlassung 
des  Arelat  an  den  Schwiegersohn  des  Königs  ist  1281  ein  Willebrief  des 
Herzogs  von  Sachsen  ausgefertigt  worden17;  und  der  Plan  muss  in  weiteren 
Kreisen  bekannt  geworden  sein,  da  1281  die  Kirchen  von  Lyon  und  Vienne 
sich  zum  Schutze  ihrer  Rechte  gegen  einen  künftigen  König  des  Arelat  ver- 
binden.18 Dieser  Plan  ist  also  auch  nach  dem  Tode  des  Pabstes  noch  fest- 
gehalten. Andererseits  scheint  doch  auf  besondere  Plane  wegen  Tuszien  zu 
deuten,  dass  Rudolf  bis  zum  Tode  des  Pabstes  dort  keinerlei  Herrschafts- 
rechte  übt,  dann  aber  alsbald  1281  Jan.  5  den  Bischof  von  Gurk  und  den 
Reichskanzler  Rudolf  zu  Generalvikaren  in  Tuszien  bestellt19;  die  Rechte  des 
Reichs  sind  denn  auch  jetzt  vom  Pabste  Martin  aufs  unumwundenste  aner- 
kannt, die  Vikare  durch  seine  Empfehlung  unterstützt.20  Doch  war  Rudolf 
offenbar  überzeugt,  dass  er  in  Tuszien  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
Wünsche  der  Kirche  vorgehen  müsse;  der  spätere  Reichsvikar,  Perzival  La- 
vagna,  Subdiakon  und  Kaplan  des  Pabstes,  war  gewiss  auf  Wunsch  desselben 
bestellt21;  dann  beauftragte  der  König  1286  seinen  Boten,  den  Bischof  von 
Basel,  zu  Rom  mit  einem  Kardinal  und  einem  Orsini  über  die  Uebernahme 
des  Vikariats  zu  verhandeln.22 

K.  Adolf  schickte  dann  1295  anscheinend  ohne  Einsprache  des  Pab- 
stes den  Johann  von  Chalons  als  Reichsvikar  nach  Tuszien.  Nun  scheinen 
aber  die  tuszischen  Weifen  die  päbstlichen  Ansprüche  auf  die  Reichsverwal- 
tung geltend  gemacht  zu  haben,  um  sich  des  Reichsvikars  zu  entledigen,  und 
dem  Pabste  Bonifaz  eine  grosse  Summe  geboten  zu  haben,  um  das  zu  bewerk- 
stelligen, quamvis  non  esset  necessarium,  quin  adhuc  dicttis  Adulphits  cou- 
ßrmatus  non  erat  in  imperio  et  ideo  eidem  administrationis  non  competebat 
officium,  nisi  quantum  sitae  genti  placebat;  es  heisst  dann,  dass  der  Pabst 
ihn  zurückschickte  et  pecuniam  sibi  retinuit  pro  terris  imperii  eidem  colla- 
tam,  in  hoc  volens  ostendere  dominium  papae  dominio  imperatoris  prae- 
ferri.23  Er  ernannte  nun  zwar  selbst  keinen  Reichsvikar,  sondern  einen  Kar- 
dinal zum  Pacis  servator  oder  Paciarius,  die  Vollmachten  desselben  nun 
aber  weit  über  das  Reichsgebiet  ausdehnend,  indem  dieselben  sich  ausser  auf 


16.  Ptolem.  Lucensis,  Script  It.  11,  1183;  es  scheint  das  die  einzige  selbststandige  Nach- 
richt cu  sein,  aus  welcher  die  spätem  Erwähnungen,  so  bei  Jordanus,  Antiq.  lt.  4,  1008, 
and  Martin.  Minorita,  Eccard  Corp.  hist.  1,  1714,  abgeleitet  sind.  17,  Siuungsber.  14, 
171.  18.  Hist  de  Dauphin*  2,  23.  1».  Mon.  (terra.  4,  425:  Urkunden  Rudolfs  bei 
Böhmer  Acta  704.  20.  Theiner  Cod.  dorn.  1,  251.  21.  Urkunden  desselben  aU  Vikar 
ron  1284  und  1287  bei  Alticozzi  Dominio  sopra  Cortona  1.  353  und  Hin.  de  Dauphin« 
2,  41.  22.  Reg.  Rud.  n.  861.  862.  28.  l'tolem.  Luc.  Script.  It.  11.  1218.  1301. 
Naher««  Kopp  Reichsg.  3  a,  181. 
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Gebiete  der  Kirche  auch  auf  Tuszien,  die  Trevisaner  Mark  und  das  Patriarchat 
Aglei  erstreckten. 

388.  —  Bis  dahin  tritt  die  bestimmte  Absicht,  Tuszien  mit  dem  Kir- 
chenstaate zu  vereinigen,  nicht  hervor;  man  sieht  nur,  dass  die  Päbste  die 
Rechte,  welche  sie  sich  bezüglich  des  gesammten  Reichsgebietes  zuschrieben, 
vorzugsweise  in  Tuszien  zur  Anwendung  brachten,  dass  sie  die  Uebung  der 
Reichshoheit  dort  nur  ungern  sahen.  Dass  an  die  Einverleibung  in  den  Kir- 
chenstaat schon  mehrfach  gedacht  war,  ist  gewiss  wahrscheinlich.  P.  Bonifai 
trat  dann  aber  mit  der  Forderung  der  Abtretung  Tusziens  an 
die  Kirche  bestimmt  hervor  und  dachte  dieselbe  durchzuführen,  indem  er 
die  Anerkennung  K.  Albrechts  von  dessen  Einwilligung  abhängig  machte, 
zugleich  aber  von  vornherein  sich  auf  eine  Auffassung  stützte,  wonach 
die  Zustimmung  des  Königs  und  des  Reichs  gar  nicht  einmal  erforderlich 
sei;  es  sind  da  die  aus  der  Lehre  von  der  Uebertragung  des  Reichs  durch  den 
Pabst  gezogener.  Folgerungen  in  einer  Weise  auf  die  Spitze  getrieben,  wie  das 
bis  dahin  doch  nie  der  Fall  war.  Das  wichtigste  Zeugniss  ist  ein  im  Originale 
erhaltenes  Schreiben  des  Pabstes  von  1300  Mai  13  an  den  Herzog  vou 
Sachsen.  Der  Pabst  erinnert  daran,  wie  das  Reich  vom  apostolischen  Stuhle 
auf  die  Deutschen  übertragen  sei,  insbesondere  zu  dem  Zwecke,  damit  die 
Kaiser  kräftige  Vertheidiger  der  Kirche  seien,  wie  dann  aber  manche  der- 
selben die  Kirche  verfolgt  hätten.  Da  nun  einst  angemessene  Einrichtungen, 
welche  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  schädlich  erwiesen  hätten,  immer  zurück- 
genommen werden  könnten,  proridimu*  ad  lumorem  dei,  christianitatis  pa- 
vem,  tranquillifatem  ecctesie —  provinciam  Tusciam,  que  ßnibus  provin- 
ciarum,  terra  rum  atque  locornm  eeclesie  sepedicte  valde  noscitur  esse  vicina. 
—  wocare  ad  ius  et  proprietatem  eeclesie  tnemorate,  cuius  auctoritate — 
in  Romanum  -Imperium  noscitur  fuisse  translata;  denn  eben  von  Tuszien 
her  sei  die  Kirche  durch  die  Kaiser  vielfach  geschädigt  worden.  Et  licet  ad 
ret'ocationem  huiusmodi  faciendam  sufßciat  auctoritas  dicte  sedis,  a  qua 
quicquid  habet  Imperium  sumpsit  esordium,  so  schicke  er  doch  zunächst  in 
dieser  Angelegenheit  den  Bischof  von  Ancona  nach  Deutschland  und  ersuche 
den  Herzog,  si  mamüßcus  princeps  Albertus  Austrie  diuv — super  ista  wki- 
teria  vel  continaentibus  eam  nunc  in  statu,  in  quo  est  vel  quoris  in  futurum 
statu  fuerit,  nostris  beneplacitis  se  coaptet  et  faciat  cum  efectu,  que  pro 
utilitate  publica  volumus  in  hac  parte,  durch  Brief  und  Siegel  seine  Zustim- 
mung dazu  zu  erklären. 1  Da  das  Original  des  Briefes  noch  in  Rom  ist,  mag 
er  nicht  abgesandt  sein.  Aber  es  ist  kein  Zweifel,  dass  dem  Könige  selbst 
das  Ansinnen  gestellt  und  ihm  die  Formel  für  die  Abtretungsurkunde,  wie 
man  sie  wünschte,  von  Rom  zugesandt  wurde;  denn  dieselbe  hat  sich  in  einer 
früheren  und  einer  späteren  etwas  erweiterten  Fassung  sowohl  in  einem  aus 
der  Kanzlei  des  Königs  stammenden  Formelbuche2,  wie  auch  in  dem  Konzept- 
buche eines  Beamten  des  Erzbischofs  von  Trier  erhalten.3  Die  Begründung 


388.  •-  1.  Theiner  (  od  dorn.  1.  371  :  nurh  Kopp  Reichsg.  3a,  313         2.  OcMtrr 
Archiv  1849.  S.  236.      «.  Vgl.  ürthmer  Acta  732. 
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schliesst  sich  vielfach  der  im  Briefe  des  Pabstes  wörtlich  an,  nur  fehlt  hier 
doch  jedes  Anerkenntnisse  dass  es  dem  Pabste  an  und  für  sich  zustehe,  Tuszien 
dem  Reiche  za  entziehen ;  der  König  erklärt,  dass  es  seine  Pflicht  sei,  alles 
zu  vermeiden,  was  den  Frieden  zwischen  Reich  und  Kirche  stören  könne: 
Preseniium  igitur  tenore  ipsi  domino  rneo  B.  pape — et  »artete  Romane 
ecclesie  sepedicte  do,  concedo,  dono  et  trado  in  perpetuum  totam  provinciam 
Tfmsoie  ad  Romanum  Imperium  pertinentem.  Dass  dieses  Ansinnen  dem 
Könige  spätestens  1300  zuerst  gestellt  wurde,  wird  nach  jenem  Briefe  nicht 
zu  bezweifeln  sein.  Nach  der  Erzählung  des  Johann  von  Winterthur4,  der 
irrig  die  Romagna  statt  Tuszien  nennt,  hätte  der  Pabst  dem  Könige  das  An- 
sinnen zuerst  za  Kolmar,  wo  uns  im  März  1300  ein  Aufenthalt  des  Königs 
bekannt  ist,  durch  zwei  Minoritenbrüder  stellen  lassen.  Die  Antwort  des 
Königs  soll  dahin  gelautet  haben,  es  sei  ihm  nicht  erlaubt,  ein  Reichsland  zu 
veräussern,  wenn  nicht  dem  Reiche  ein  besseres  oder  doch  gleichwerthiges 
dafür  gegeben  werde;  ist  das  genau,  so  könnte  er  an  einen  Austausch  der 
Romagna  gegen  Tuszien  gedacht  haben.  Sagt  Johann  von  Winterthur  aus- 
drücklich, die  Verweigerung  der  Abtretung  sei  der  Grund  gewesen,  dass  der 
Pabst  nun  dem  Könige  das  Recht  auf  das  Reich  bestritten  habe,  so  stimmt 
das  durchaus  zu  anderm.  Denn  hatte  der  Pabst  bis  dahin  Albrecht  nicht  an- 
erkannt, so  hatte  er  doch  auch  keinen  bestimmteren  Schritt  gegen  ihn  gethan. 
Jetzt  aber,  nach  mehrjährigem  Schweigen,  fordert  er  1301  Apr.  13  Albrecht 
auf,  sich  wegen  des  gegen  seinen  Vorgänger  begangenen  Hochverrathes  am 
päbstlichen  Hofe  binnen  sechs  Monaten  zu  rechtfertigen,  widrigenfalls  er  ihn 
aller  seiner  Rechte  für  verlustig  erklären  werde.  Wenige  Tage  vorher  hatte 
er  den  Karl  von  Valois  zum  Conservator  pacis  in  Tuszien  ernannt,  freilich  mit 
der  Bestimmung,  dass  er  das  Amt  niederzulegen  habe,  wenn  es  einen  vom 
römischen  Stuhle  anerkannten  römischen  Kaiser  oder  König  geben  werde5;  es 
ist  danach  doch  auch  hier  die  eigenmächtige  Einverleibung  Tusziens,  wie  sie 
in  dem  Briefe  von  1300  ausgesprochen  ist,  nicht  festgehalten. 6  Bei  den  dann 
folgenden  Verhandlungen  hat  der  Pabst  zweifellos  seine  Forderung  erneuert; 
der  König  ist  nicht  darauf  eingegangen;  es  kann  sich  doch  wohl  nur  auf  diese 
Angelegenheit  beziehen,  wenn  er  1302  März  27  seinen  Boten  umfassendste 
Vollmacht  gibt,  ihn  dem  Pabste  gegenüber  zu  verpflichten,  aber  nur  so  weit 
das  eine  dimembracione  imperü  geschehen  könne.7  Aber  zu  einer  bezüg- 
lichen Konzession  musste  er  sich  doch  verstehen,  um  seine  Anerkennung  zu 
erwirken.  Damit  die  Besitzungen  der  Kirche  gegen  Uebergrifte  besser  ge- 
schützt seien,  verpflichtet  er  sich  1303  Juli  17,  binnen  fünf  Jahren  überhaupt 
keinen  Vikar  in  der  Lombardei  und  Tuszien  ohne  Willen  des  Pabstes  zu 
setzen,  später  aber  nur  einen  solchen,  der  der  römischen  Kirche  ergeben  und 
unverdächtig  sei.8 

Der  Grund  dafür,  dass  der  Pabst  von  dem  so  bestimmt  verfolgten  Plane 


4.  ed.  Wyt».  44.  5.  Theiner  Cod.  dom.  1,  377.  6.  Es  ist  doch  möglich,  dass  der  Brief 
schon  damals  desshalb  nicht  abgesandt  wurde,  weil  man  nachtraglich  fürchtete,  damit  zu 
weit  xu  gehen.     7.  Kopp  Beichsg.  3a.  318.     8.  Theiner  Cod  dorn.  1,  389. 


Digitized  by  Google 


464 


Das  Reich  uud  die  Rekuperationen. 


abstand,  ist  zweifellos  zunächst  in  der  schwierigen  Lage  zu  suchen,  in  die  er 
Frankreich  gegenüber  gerathen  war.  Unter  anderen  Verhältnissen  wäre  wohl 
zu  erwarten  gewesen,  dass  die  einmal  gestellte  Forderung  bei  späterer  Ge- 
legenheit wiederholt  und  schliesslich  ebenso  durchgeführt  worden  wäre,  wie 
das  bisher  den  Päbsten  mit  allen  Anforderungen  an  das  Reich  gelungen  war. 
Aber  es  folgte  nun  die  Verlegung  des  päbstlichen  Stuhles  nach  Avignon;  das 
Streben  nach  Erweiterung  des  Kirchenstaates,  welches  im  dreizehnten  Jahr- 
hunderte für  die  Beziehungen  des  Pabstthums  zum  Reiche  so  überaus  mass- 
gebend gewesen  war,  trat  melir  zurück,  andere  Gesichtspunkte  wurden  da 
gewichtiger.  Nicht  zum  Nutzen  eines  besseren  Verhältnisses  beider  Gewalten. 
Jener  Satz  von  dem  päbstlichen  Verfügungsrechte  nicht  blos  über  die  Kaiser- 
krone, soudern  auch  über  das  Kaiserreich  wurde  nun  durch  willfährige  Päbste 
nur  zu  oft  im  Interesse  französischer  Politik  verwerthet.  Er  fand  eine  weiter- 
gehende Anwendung,  als  je  bisher,  als  Pabst  Klemens  nach  dem  Tode  K. 
Heinrichs  nicht  blos  dessen  Achtsspruch  gegen  einen  ungehorsamen  Reichs- 
vasallen kraft  seiner  Hoheit  über  das  Reich  für  nichtig  erklärte9,  sondern  nun 
eben  diesem  das  Reichsvikariat  über  ganz  Italien  übertrug;  als  dann  sein 
Nachfolger  sogar  aussprach,  dass  Italien  für  immer  vom  Kaiserreiche  und 
vom  deutschen  Königreiche  getrennt  sein  solle;  es  i>t  bekannt,  wie  jener  Satz 
und  die  darauf  gegründeten  Massregeln  gegen  K.  Ludwig  den  Baiern  dann  den 
Ausgang  für  den  letzten  grossen  Kampf  zwischen  Reich  und  Kirche  bildeten. 

389.  —  Versuchen  wir  es  nun  schliesslich,  das  Ergebniss  der  Un- 
tersuchungen über  die  Rekuperationen  der  Kirche  zusammen- 
zufassen, so  weicht  dasselbe  doch  wesentlich  von  der  bisher  üblichen  Auffas- 
sung dieser  Dinge  ab.  Diese  ging  durchweg  davon  aus,  dass  es  sich  bei  den 
Rekuperationen  um  die  Geltendmachung  uralter  Ansprüche  der  Kirche  han- 
delte, über  welche  diese  Verbriefungen  besass,  deren  Echtheit  wenigstens 
damals  nicht  bezweifelt  wurde,  mochten  dieselben  nun  in  früheren  Zeiten  ge- 
fälscht sein  oder  nicht;  um  Ansprüche,  welche  bis  dahin  der  überlegenen 
Macht  der  Kaiser  gegenüber  nothgedrungen  beruhen  mussten,  welche  dann 
mit  glücklichem  Erfolge  wiedererhoben  und  durchgeführt  wurden,  sobald  die 
Erschütterung  der  Macht  des  Kaiserthums  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  VI 
das  ermöglichte. 

Unsere  Untersuchungen  führten  zu  einem  anderen  Ergebnisse.  Der  Kir- 
chenstaat in  seiner  späteren  Ausdehnung  beruht  danach  nur  zum  geringeren 
Theile  auf  Rechtsansprüchen,  welche  schon  in  den  Zeiten  der  Karolinger  be- 
gründet und  seitdem  festgehalten  waren;  was  sich  darauf  zurückführen  Hess, 
war  auch  zur  Zeit  des  Todes  K.  Heinrichs  mit  wenigen  Ausnahmen  thatsäch- 
lich  in  den  Händen  der  Kirche  oder  ihr  wenigstens  nicht  vom  Reiche  vorent- 
halten. Die  Hauptmasse  dessen,  was  die  Kirche  im  dreizehnten  Jahrhunderte 
erwarb,  bestand  aus  Ländern,  bei  welchen  genügend  begründete  Rechtsan- 
sprüche der  Kirche  entweder  überhaupt  nie  vorhanden  oder  aber  längst  still- 
schweigend oder  auch  ausdrücklich  aufgegeben  waren.  Die  Rechtsgrundlage 


388.19.  Vgl.  $  in  n.  3. 


ForderuDg  Tusziens  für  die  Kirche.  Ergebnisse. 


465 


für  die  spätere  weltliche  Hoheit  der  Päbste  bilden  da  nicht  die  alten  Schen- 
kungen der  Karolinger,  sondern  die  Abtretungen,  zu  welchen  das  Reich  sich 
im  dreizehnten  Jahrhunderte  verstehen  inusste,  deren  ausschlaggebende  Be- 
deutung die  Kirche  selbst  sichtlich  sehr  wohl  zu  würdigen  wusste,  wenn  sie 
daneben  auch  an  der  einmal  geltend  gemachten  Auffassung  festzuhalten  suchte, 
dass  es  sich  um  blosse  Rekuperatioueu,  um  ein  Wiedereintreten  in  aJtbegrün- 
dete  Rechte  handle. 

Mag  da  im  einzelnen  noch  mancher  Zweifel,  noch  mancher  Raum  für 
Ergänzungen  und  Berichtigungen  bleiben,  so  glaube  ich  doch  kaum,  dass  diese 
von  solcher  Tragweite  sein  dürften,  um  die  Auffassung  der  Entwicklung 
des  Kirchenstaates  wesentlich  ändern  zu  können,  wie  sie  sich  aus  unseren 
Untersuchungen  ergab  und  wie  wir  sie  schliesslich  nochmals  in  kurzer  Ueber- 
sicht  zusammenfassen. 

Die  Anfänge  des  Kirchenstaats  knüpfen  sich  bekanntlich  an  eine  Ent- 
wicklung, wie  wir  sie  mehrfach  in  der  Geschichte  des  sinkenden  Römerreiches 
beobachten  können.  Ein  Theil  des  Reiches,  der  Dukat  von  Rom,  das  rö- 
mische Campanien,  die  Maritima  und  das  suburbikarische  Tuszien  umfassend 
geräth  einerseits  nicht  in  die  Hände  der  Barbaren,  während  doch  andererseits 
der  Zusammenhang  mit  dem  Mittelpunkte  der  Reichsregierung  sich  mehr  und 
mehr  löst.  Mag  er  dem  Namen  nach  noch  als  zum  Reiche  gehörig  betrachtet 
werden,  thatsächlich  gehen  die  Rechte  und  Pflichten  des  Herrschers  auf  den 
Pabst  über,  der  auch  ganz  abgesehen  von  seinem  kirchlichen  Vorrange  der 
mächtigste  Grosse  des  Gebietes  war,  der  einzige,  der  in  der  Lage  war,  sich 
den  Aufgaben  auch  der  weltlichen  Herrschaft  hier  zu  unterziehen.  Als  Herr 
des  Dukats  wurde  der  Pabst  dann  insbesondere  auch  von  den  Frankenkönigen 
anerkannt;  auch  später  wurde  ihm  diese  Stellung  von  den  Kaisern  nie  be- 
stritten. Allerdings  schloss  das  nicht  aus,  dass  dieses,  wie  andere  Gebiete  der 
Kirche,  als  ein  Theil  des  wiederhergestellten  Kaiserreiches  betrachtet  wurde, 
dass  auch  hier  dem  Kaiser,  als  der  Spitze  aller  weltlichen  Ordnung  und  als 
dem  Vogte  der  römischen  Kirche,  manche  Rechte  vorbehalten  waren2;  wir 
können  hier  davon  absehen,  da  uns  zunächst  nur  die  territoriale  Entwicklung 
des  Kirchenstaates  beschäftigt  und  wenigstens  zur  Zeit  der  Vollendung  dieser 
nicht  mehr  in  Frage  stand,  dass  die  weltliche  Hoheit  des  Pabstes  eine  unbe- 
dingte, nicht  durch  höhere  Rechte  des  Kaiserthums  beschränkte  sei. 

Dieses  Gebiet  des  Pabstes  erhielt  eine  erste  Erweiterung  dadurch,  dass 
Pipin  756  den  Exarchat  und  die  Pentapolis,  gleichfalls  Reste  des  Rö- 
merreiches, nach  dem  Verzichte  des  Longobardenkönigs  nicht  etwa  dem  Kaiser 
zu  Byzanz,  sondern  dem  Pabste  übergab,  welchen  er  als  den  Träger  der 
Rechte  des  römischen  Reichs  in  Italien  betrachtete.  In  späteren  Privilegien 
sind  diese  Gebiete  der  Kirche  bestätigt.  Aber  von  einzelnen  Besitzungen,  ins- 
besondere Ferrara,  abgesehen,  hat  die  Kirche  hier  ihre  Herrschaft  weder 
thatsächlich  behauptet,  noch  auch  nur  ihre  Ansprüche  später  festgehalten. 
Vieles  mag  ihr  wider  ihren  Willen  entfremdet  sein,  manches  kam  nachweislich 
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mit  ihrer  Zustimmung  in  fremden  Besitz;  insbesondere  wurde  später  ausdrück- 
lich von  ihr  anerkannt,  dass  der  Exarehat  von  altcrsher  dem  Erzbischofe  von 
Ravenna  von  den  Päbsten  überlassen  sei.  Die  dorn  alten  Umfange  des  Ex- 
arehats  entsprechende  Romagna,  dann  die  Mark  Ancona,  in  welche  die  Pen- 
tapolis fast  ihrem  ganzen  Umfange  nach  aufgegangen  war,  waren  im  zwölften 
Jahrhunderte  Reichslande,  auf  welche  die  Kirche,  abgesehen  von  den  ihr  ver- 
bliebenen Einzelbesitzungen,  keinerlei  Ansprüche  mehr  erhob. 3 

Dagegen  war  nun  noch  eine  Erweiterung  des  Kirch engebiete< 
durch  Karl  den  Grossen  erfolgt,  welche  auch  in  den  folgenden  Jahr- 
hunderten für  den  Umfang  desselben  bestimmend  blieb.  Die  nächste  Veran- 
lassung desselben  haben  wir  in  der  Urkunde  von  754  zu  sehen,  wodurch  Pipin 
dem  Pabste  ganz  Italien  südwärts  von  einer  vonLuni  auf  Monselice  gezogenen 
Linie  verhiess,  offenbar  in  dem  Sinne,  dass  er  alles,  was  er  hier  etwa  den 
Longobarden  abnehmen  werde,  an  das  durch  den  Pabst  vertretene  römische 
Gemeinwesen  übergeben  wolle.  Karl  der  Grosse  hat  dann  774  keinen  Anstand 
genommen,  die  ihm  vorgelegte  Schenkungsurkunde  seines  Vaters  zu  erneuern.4 
Er  wäre  nun  als  Herr  des  Longobardenreiches  in  der  Lage  gewesen,  jene 
Schenkung  in  vollem  Umfange  auszuführen.  Das  aber  hat  er  im  Fortgange 
der  Dinge  verweigert;  scheint  der  Pabst  anfangs  die  volle  Ausführung  ver- 
langt zu  haben,  so  hat  der  König  zunächst  gar  nichts  gewährt.  Um  781  aber 
muss  es  zu  einem  neuen  Uebereinkommen  zwischen  beiden  gekommen  sein. 
Der  Pabst  verzichtete  auf  die  Ausführung  jenes  Versprechens,  entsagte  ins- 
besondere allen  Ansprüchen  auf  die  Ilerzogthümer  Tuszien  und  Spoleto,  so 
dass  ihm  nur  ein  Zins  aus  denselben  verbleiben  solle.5  Dagegen  erkannte  Karl 
nicht  blos  den  Besitz  der  Kirche  an,  wie  er  sich  schon  unter  Pipin  gestaltet 
hatte,  sondern  trat  nun  wirklich  zur  Erweiterung  und  Abruudung  desselben 
einzelne  longobardische  Gebiete  und  Städte  an  den  Pabst  ab,  nämlich  Capua 
und  andere  campanische  Städte,  die  Sabina,  dann  insbesondere  eine  Reihe 
von  Städten  des  longobardischen  Tuszien.6  Den  sich  daraus  ergebenden  Be- 
stand des  Kirchengebietes  finden  wir  anerkannt  in  dem  ältesten  der  noch  vor- 
handenen Privilegien  der  römischen  Kirche,  dem  K.Ludwigs  von  817,  desseu 
Text,  von  einer  Interpolation  abgesehen,  im  wesentlichen  echt  überliefert  zu 
sein  scheint;  werden  in  demselben  einerseits  das  römische  Gebiet  in  seinem 
durch  Karl  erweiterten  Umfange,  dann  der  Exarehat  und  die  Pentapolis  als 
Eigenthum  der  Kirche  anerkannt,  so  sind  in  demselben  andererseits  eben  so 
bestimmt  unter  Hinweis  auf  den  Verzicht  des  Pabstes  die  Herzogthümer 
Tuszien  und  Spoleto  als  der  unmittelbaren  Herrschaft  des  Kaisers  vorbehalten 
bezeichnet. 7 

Dieser  Bestand  des  Kirchengebietes  ist  auch  in  den  Privilegien  von  962 
und  1020  bestätigt;  was  bis  zu  diesen  und  durch  diese  noch  hinzukam,  ist 
unbedeutend  und  kann  für  den  nächsten  Zweck  unberücksichtigt  bleiben.8 

380.]  3.  Vgl.  §  339-341 ;  dann  §  342  n.  6.  7,  wonach  auch  bei  den  weitgehendsten  p*b*t- 
lichen  Forderungen  des  zwölften  Jahrhunderts  Exarehat  und  Pentapolis  nicht  mehr  genannt 
werden.  4.  Vgl.  §  346.  5.  Vgl.  §  351.  6.  Vgl.  §  333.  334.  7.  Vgl.  §  350.  351. 
8.  Vgl.  §  355.  35G. 
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Jener  Bestand  wurde  aber  nicht  in  vollem  Umfange  behauptet.  Wir  bemerkten 
schon,  dass  vom  Exarchat  und  der  Pentapolis  nur  weniges  unter  der  Herr- 
schaft der  Kirche  verblieb,  Ansprüche  auf  das  Ganze  später  nicht  mehr  er- 
hoben wurden.  Auch  was  vom  longobardischen  Campanien  durch  Karl  der 
Kirche  überlassen  war,  blieb  nicht  unter  ihrer  Herrschaft,  sondern  bildete  die 
Grundlage  des  Fürstenthums  Capua;  nur  gewisse  lehensherrliche  Rechte  der 
Kirche  werden  hier  auch  später  noch  anerkannt.9  Damit  ergab  sich  die  später 
mehrfach  betonte  Ausdehnung  des  Patrimonium  von  Acquapen- 
dente  bisCeperano,  welche  sich  durch  eine  Neuerwerbung  des  zwölften 
Jahrhunderts  nordwärts  bis  Radicofani  erweiterte10;  um  daraus  ein  genaueres 
Bild  für  die  Ausdehnung  des  zusammenhängenden  Gebietes  der  Kirche  zu 
gewinnen,  wird  hinzuzufügen  sein,  dass-  dieses  sich  in  anderer  Richtung  vom 
Meer  bis  zu  den  Glänzen  des  Herzogthums  Spoleto  erstreckte,  so  dass  Narni 
und  Todi,  nicht  aber  mehr  Rieti  und  Terni  der  Kirche  gehörten;  dass  ferner 
am  oberen  Tiber  das  Patrimonium  bedeutend  über  die  Breite  von  Acquapen- 
dente  hinausreichte,  da  auch  noch  Perugia  und  Citta  di  Castello  demselben 
zuzurechnen  sind. 1 1  Allerdings  kann  auch  in  diesem  Gebiete  von  einer  wirk- 
samen Herrschaft  des  Pabstes  oft  kaum  die  Rede  sein,  wurde  dieselbe  oft  nur 
in  einem  sehr  geringen  Theile  anerkannt.  Aber  ihre  Ansprüche  auf  dieses 
Gebiet  hat  die  Kirche  doch  nie  aufgegeben,  hat  jede  sich  darbietende  Gelegen- 
heit benutzt,  sie  zur  Geltung  zu  bringen;  ihre  Rechte  darauf  waren  in  den 
Privilegien  bestimmt  begründet  und  scheinen  im  allgemeinen  insbesondere 
auch  von  Seiten  des  Reiches  nie  in  Frage  gestellt  zu  sein.  Andererseits  aber 
scheint  auch,  nachdem  der  Exarchat  und  die  Pentapolis  verloren  waren,  von 
irgend  weitergehenden  Ansprüchen  der  Kirche,  insbesondere  solchen  auf  das 
Herzogthum  Spoleto,  bis  weit  in  die  fränkische  Kaiserzeit  hinein  nie  die  Rede 
gewesen  zu  sein. 12 

Dann  finden  wir  erste  Versuche  zur  Erweiterung  des  Kirchen- 
gebietes in  der  Periode  Gregors  VII.  Beanspruchte  der  Pabst  Imola, 
obwohl  dieses  schon  lange  in  unbestrittenem  Besitze  der  Kirche  von  Ravenna 
war13,  so  kann  sich  das  durch  ein  Zurückgreifen  auf  die  alten  Privilegien  er- 
klären. Der  Pabst  nimmt  nun  aber  weiter  als  Eigenthum  des  h.  Petrus  die 
Insel  Sardinien  in  Anspruch 14 ;  ebenso  das  Herzogthum  Spoleto  mit  der  Mark 
Fermo15;  bei  ihrem  ersten  Vermächtnisse  scheint  die  Markgräfin  Mathilde 
auch  Tuszien  und  ihre  sonstigen  Amtslehen  der  Kirche  zugesagt  zu  haben16, 
was  doch  nur  statthaft  sein  konnte,  wenn  man  die  bezüglichen  Länder  als 
Eigenthum  der  Kirche  betrachtete;  schon  1059  war  das  Verfügungsrecht  der 
Kirche  über  die  Länder  Unteritaliens  geltend  gemacht  und  anerkannt,  als 
Robert  Guiskard  Apulien,  Calabrien  und  eventuell  Sizilien  vom  Pabste  zu 
Lehen  nahm. 17  Alles  das  findet  in  den  Privilegien  der  Kirche,  soweit  wir 
ihren  Inhalt  als  echt  betrachten  dürfen,  keinerlei  Anhalt.  Diesen  hätte  die 

».  Vgl.  §  333  n.  10  ff.  10.  Vgl.  §  314  n.  14;  §  333  n.  1  ff.  II.  Vgl.  §  316.  334. 
12.  Vgl.  §  342  n.  1.  18.  Vgl.  §  134;  §  339  n.  4.  14.  Vgl.  §  350  n.  7.  15.  Vgl. 
§  342  n.  4.  16.  Vgl.  §  354  n.  7.  17.  Watterieb  1,  233;  ich  bemerke  zu  §  335  n.  1, 
dass  aueb  bier  schon  der  Ausdruck  Regalia  t.  Pttri  gebraucht  ist. 
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Konstantinische  Schenkung  bieten  können;  aber  insbesondere  Gregor  selbst 
scheint  sich  nie  auf  dieselbe  gestützt  zu  haben. 18  Den  Ausgang  bildere  wohl 
ein  Zurückgehen  auf  die  Schenkung  Karls  von  774,  aus  welcher  sich,  wenn 
sie  überhaupt  noch  rechtskräftig  gewesen  wäre,  diese  Ansprüche  grossentheils 
begründen  Hessen;  die  Nachricht  über  dieselbe,  welche  sich  in  dem  Pabst- 
buche  erhalten,  war  allgemein  bekannt19;  nicht  aber,  dass  dieselbe  nie  aus- 
geführt, dass  sie  sogar,  wie  sich  aus  den  Privilegien  ergibt,  später  mit 
Zustimmung  des  Pabstes  ausdrücklich  zurückgenommen  und  durch  andere 
Abmachungen  ersetzt  war.  Jedenfalls  fehlte  es  an  urkundlichen  Beweismitteln 
für  die  jetzt  erhobenen  Ansprüche;  man  suchte  diese  zu  beschaffen  durch 
Interpolationen  der  echten  Privilegien.  In  das  Privileg  von  817  wurde  eine 
Stelle  eingeschoben,  welche  der  Kirche  die  Inseln  Corsica,  Sardinien  und  Sizi- 
lien zusprach.20  Dann  wurde  den  Privilegien  von  962  und  1020  ein  Satz 
zugefügt,  welcher  die  gesammte  Schenkung  Karls  des  Grossen  wiederholt 
Diese  für  uns  wichtigste  Interpolation  ist  aber  in  sehr  ungeschickter  Weise 
erfolgt  Die  Stelle  war  an  und  für  sich  hier  nur  für  den  verständlich,  dem 
ohnehin  die  Schenkung  Karls  schon  bekannt  war.  Dann  aber,  da  der  übrige 
Inhalt  unverändert  blieb,  stand  sie  mit  diesem  im  bestimmtesten  Widerspruch; 
bei  irgend  genauerer  Prüfung  liesseu  sich  aus  den  Urkunden  in  ihrer  jetzigen 
Gestalt  insbesondere  keine  Ansprüche  auf  Tuszien  und  Spoleto  ableiten.21 

Sehen  wir  von  den  uns  ferner  liegenden  Verhältnissen  der  Inseln  ab,  so 
haben  die  Bestrebungen  dieser  Zeit  nur  einen  Erfolg  gehabt  durch  die  damals 
begründete  Lehenshoheit  der  Kirche  über  das  Königreich  Sizi- 
lien. Erhielt  dadurch  ihr  Gebiet  keine  unmittelbare  Erweiterung,  so  war 
damit  doch  ein  Recht  weltlicher  Hoheit  von  weitgreifendster  Bedeutung  ge- 
wonnen, auf  dessen  Behauptung  die  Päbste  den  grössten  Werth  zu  legen 
hatten.  Der  Erwerb  dieses  Rechtes  erfolgte  unter  Verhältnissen,  welche  eine 
genauere  Prüfung  der  Berechtigung  der  Kirche,  die  Länder  Unteritaliens  als 
ihr  Eigenthum  zu  behaudeln,  kaum  nahe  legen  konnten;  die  thatsächliehen 
Beherrscher  derselben  erkannten  sie  an,  die  Hoheitsrechte  des  Reichs,  welche 
dagegen  etwa  geltend  gemacht  werden  konnten,  waren  hier  immer  nur  vorüber- 
gehend zu  bestimmterer  Anerkennung  gekommen;  als  es  später  näher  lag,  auf 
dieselben  zurückzugreifen,  hatte  die  Kirche  da  jedenfalls  den  Vortheil  eines 
langen,  unangefochtenen  Besitzstandes. 

Die  Ansprüche,  welche  in  der  Gregorianischen  Periode  auf  zweifellose 
Reichslande,  insbesondere  das  Herzogthum  Spoleto  erhoben  wurden,  hatten 
keinen  Erfolg.  Einmal  gestellt,  wurden  sie  auch  später  wohl  noch  vereinzelt 
wieder  erwähnt,  freilich  zuletzt  in  so  abgeschwächter  Form,  dass  auch  nur 
von  einem  Festhalten  der  Kirche  selbst  an  denselben  kaum  die  Rede  sein 
kann.22  Es  stellt  sich  im  zwölften  Jahrhunderte  die  alte  Auffassung  durchaus 
wieder  her,  dass  das  Patrimonium,  das  Land  von  Acquapendente  bis  Ceperano, 
das  einzige  grössere  Gebiet  ist,  welches  der  Kirche  zusteht  Hätten  da  aber 


380.]  18.  Vgl.  Döllinger  Pabstfabeln  77.  84.  19.  Vgl.  §  346  n.  12  ff.  20.  Vgl.  $  351. 
21.  Vgl.  $  334;  $  357  n.  17.     22.  Vgl.  $  342  n.  6.  7. 
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noch  Zweifel  bestanden,  so  mussten  diese  ihre  letzte  Erledigung  durch  den 
Frieden  von  Venedig  finden.  Es  erfolgte  hier  eine  vollständige  Einigung 
über  alle  territorialen  Ansprüche,  bis  auf  zwei  uns  genau  bekannte  Punkte, 
das  Mathildische  Gut  und  die  Grafschaft  Bertinoro,  welche  auch  fernerhin 
streitig  blieben.  Davon  abgesehen  hören  wir  von  keiner  Klage  der  Kirche, 
dass  ihr  nicht  alles  zurückgestellt  sei,  was  sie  auf  Grund  des  Friedens  vom 
Reiche  beanspruchen  konnte.  Die  Restitution  bezog  sich  aber,  von  Einzel- 
besitzungen abgesehen,  lediglich  auf  das  Patrimonium;  insbesondere  blieben 
Spulet«,  Ancona,  die  Romagna,  Tuszien  im  unangefochtenen  Besitze  des 
Reichs.  Ansprüche  auf  diese  sind  offenbar  von  der  Kirche  gar  nicht  mehr 
erhoben,  oder  wenn  sie  erhoben  sein  sollten,  muss  sich  mindestens  bei  den 
Verhandlungen  des  Friedens  herausgestellt  haben,  dass  sie  nicht  zu  begründen 
waren.  Es  war  damit  ein  ganz  fester  Rechtsboden  gewonnen,  auf  Grundlage 
dessen  von  der  Kirche  zur  Zeit  des  Todes  K.  Heinrichs  Ii 97  Ansprüche  an 
das  Reich  nur  erhoben  werden  konnten  bezüglich  des  Mathildischen  Gutes  und 
einzelner  Theile  des  tuszischen  Patrimonium.23 

Bei  den  sogenannten  Rekuperationen  nach  dem  Tode  K.  Hein- 
richs handelte  es  sich  demnach  weder  nach  den  alten  Rechtstiteln  der  Kirche, 
noch  nach  den  neuern  Abmachungen  um  eine  durch  die  Zeitverhältnisse  be- 
günstigte Geltendmachung  wohlbegründeter  Ansprüche,  welche  nur  der  über- 
legenen Macht  des  Kaiserthums  gegenüber  hatten  beruhen  müssen.  Die  Kirche 
selbst  suchte  sich  freilich  auf  diesen  Standpunkt  zu  stellen,  ohne  aber  die  Be- 
rechtigung desselben,  so  weit  wir  sehen,  jemals  eingehender  zu  erweisen,  sich 
durchweg  mit  der  Behauptung  begnügend,  dass  es  sich  da  um  althergebrachte, 
in  ihren  Privilegien  begründete  Rechte  handle.24  Wir  werden  doch  in  den 
Rekuperationen  kaum  etwas  anderes  sehen  können,  als  einen  ohne  bestimm- 
teren Zusammenhang  mit  bestehenden  Rechtsansprüchen  unternommenen  Ver- 
such, sich  der  mittelitalienischen  Reichslande  zu  bemächtigen,  deren  Besitz 
allerdings  der  Kirche  fast  unentbehrlich  scheinen  konnte,  wollte  sie  sich  einer 
durch  die  Vereinigung  Siziliens  mit  dem  Kaiserreiche  geschaffenen  Lage  ent- 
ziehen, welche  auf  die  Dauer  den  Bestand  der  weltlichen  Herrschaft  des  Pab- 
stes  überhaupt  in  Frage  stellen  musste.  Durch  die  Gunst  der  Umstände  unter- 
stützt gelang  es  denn  auch  insbesondere  in  den  von  jenem  Gesichtspunkte  aus 
wichtigsten  Landschaften,  dem  Herzogthume  Spoleto  und  der  Mark  Ancona, 
die  Rekuperation  durchzuführen.25 

Der  anfängliche  rasche  Erfolg  würde  da  an  und  für  sich  auf  die  Dauer 
kaum  nachhaltig  gewirkt  haben.  Der  Schwäche  der  Rechtsansprüche  war  der 
Pabst  sich  zweifellos  durchaus  bewusst;  wo  er  auf  Widerstand  stiess,  wie 
beim  Erzbischofe  von  Ravenna,  beim  tuszischen  Bunde  hat  er  seine  Forde- 
rungen beruhen  lassen26;  er  ist  bei  den  Verhandlungen  mit  K.  Philipp27,  und 
dann  auch  K.  Otto  gegenüber  nicht  auf  denselben  bestanden28;  er  hat  sich 
schliesslich  bemüht,  eine  ganz  neue  Rechtsgrundlage  für  dieselben  zu  ge- 


23.  Vgl.  §  330-343.  24.  Vgl.  §  344.  357.  25.  Vgl.  §  358-362.  2«.  Vgl.  $  363. 
27.  Vgl.  §  364.     28.  Vgl.  §  367. 
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winnen.29  Von  einem  strengen  Festhalten  unter  allen  Umständen,  wie  es  sich 
aus  dem  Bewusstsein  zweifelloser  Berechtigung  zu  ergeben  pflegt,  ist  bei  den 
Rekuperationen  nicht  die  Rede;  wohl  dagegen  bei  den  sizilischen  Verhält- 
nissen, wo  sich  die  päbstlichen  Ansprüche  ja  auch  wirklich  in  sehr  ausrei- 
chender Weise  begründen  Hessen.  Und  auch  daran  war  nicht  zu  denken,  dass 
die  Kirche  einem  einmüthig  anerkannten  Kaiser  gegenüber  im  Stande  gewesen 
wäre,  das  Gewonnene  nöthigenfalls  mit  Gewalt  zu  behaupten;  konnte  sie  doch 
K.  Otto  gegenüber  nicht  einmal  ihren  alten  Besitz  ungeschmälert  erhalten.30 
Unter  anderen  Umständen  würden  die  Rekuperationen  keine  grössere  Bedeu- 
tung gewonnen  haben ,  als  die  mannichfachen  sonstigen  Usurpationen  von 
Reichsgut  während  des  Thronstreites,  welche  unmittelbar  rückgängig  wurden, 
als  das  Reich  wieder  einen  allgemein  anerkannten  Herrn  hatte. 

Der  Grund  des  schliesslichen  Erfolges  der  Kirche  ist  in 
anderem  zu  suchen.  Der  Thronstreit  in  Deutschland  nach  dem  Tode  K.  Hein- 
richs führte  nicht  blos  zu  einer  zeitweisen  Lähmung  der  Reichsgewalt.  Er  er- 
möglichte es  dem  Pabste,  bezüglich  der  inneren  Verhältnisse  des  deutschen 
Reichs,  insbesondere  bezüglich  der  Wahl  und  Anerkennung  des  Königs,  Be- 
fugnisse anzusprechen  und  vielfach  zur  Geltung  zu  bringen,  von  welchen  früher 
in  dieser  Weise  nie  die  Rede  gewesen  war.  Die  Zerfahrenheit  der  deutschen 
Verhältnisse  gestattete  es,  an  den  in  dieser  Richtung  einmal  erhobenen  An- 
sprüchen nicht  nur  festzuhalten,  sondern  dieselben  fortwährend  zu  steigern. 
Die  Sachlage  gestaltete  sich  so,  dass  der  König  ohne  den  guten  Willen  des 
Pabstes  kaum  zu  gesicherter  Herrschaft  in  Deutschland,  noch  weniger  zum 
Besitze  Italiens  und  zur  Kaiserkrönung  zu  gelangen  hoffen  durfte.  Und  nicht 
das  allein.  Dem  Pabste  stand  zur  Durchführung  und  Behauptung  auch  der 
Ansprüche,  welche  er  lediglich  in  Sachen  weltlicher  Herrschaft  erhob,  jeder- 
zeit der  Bann  der  Kirche  zur  Verfügung;  und  der  Gebannte  sollte  auch  aller 
seiner  weltlichen  Rechte  verlustig  werden.  Daraus  ergab  sich  auch  für  den 
allgemein  anerkannten  und  gekrönten  Kaiser  noch  immer  eine  grosse  Abhän- 
gigkeit vom  Herrscher  des  Kirchenstaates;  bei  jedem  Zerwürfnisse  mit  dem- 
selben auch  in  Sachen  weltlicher  Herrschaft  hatte  er  zu  gewärtigen,  seine 
Stellung  durch  die  weitgreifende  Wirkung  der  kirchlichen  Zwangsmittel  er- 
schüttert zu  sehen.  Diese  Verhältnisse  waren  es,  welche  die  grossen  territo- 
rialen Erwerbungen  der  Kirche  im  dreizehnten  Jahrhunderte  ermöglichten. 
Die  Könige  waren  auf  den  guten  Willen  des  Pabstes  angewiesen,  um  sich  in 
der  Herrschaft  zu  befestigen  oder  zu  behaupten;  dieser  aber  machte  seine 
Anerkennung  und  Unterstützung  davon  abhängig,  dass  der  Kirche  die  Länder, 
welche  sie  erstrebte,  vom  Reiche  abgetreten  würden. 

In  erster  Reihe  handelte  es  sich  da  um  den  Erwerb  des  Herzogthums 
Spoleto  und  der  Mark  Anco  na.  So  wenig  gerade  hier  die  Ansprüche 
der  Kirche  in  den  alten  Privilegien  eine  Stütze  fanden,  so  sehr  begreiflich  ist 
es,  wenn  die  Päbste  auf  Gebiete  das  grösste  Gewicht  legten,  welche  ihre  Herr- 
schaft von  Meer  zu  Meer  ausdehnten,  deren  Erwerb  das  einzige  Mittel  zu  sein 

389.]  29.  Vgl.  §  37b\     30.  Vgl.  §  368. 
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schien,  die  für  die  weltliche  Herrschaft  der  Kirche  so  missliche  Verbindung 
Siziliens  mit  dein  Reiche  zu  lösen  oder  doch  unschädlich  zu  machen.  Zuerst 
hat  sich  nun  1201  Otto  als  Gegenkönig,  um  seine  öffentliche  Anerkennung 
durch  den  Pabst  und  die  Exkommunikation  seiner  Gegner  zu  erwirken,  bei 
geheimen  Verhandlungen  dazu  verstanden,  alle  territorialen  Anforderungen 
des  Pabstes  als  angeblich  mit  den  Privilegien  der  Kirche  in  Uebereinstimmung 
stehend  anzuerkennen,  obwohl  eine  solche  Uebereinstimmung  weder  bestand, 
noch  der  ganzen  Sachlage  nach  damals  überhaupt  eine  genauere  Prüfung  der 
Ansprüche  vorgenommen  sein  kann.  Er  hat  das  1209,  als  er  der  Kaiserkrö- 
nung wegen  des  Pabstes  bedurfte,  in  einer  zweiten  Urkunde  wiederholt.31 
Beide  Urkunden,  wenn  sie  auch  bei  der  fehlenden  Zustimmung  des  Reichs  noch 
jeder  Rechtskraft  ermangelten,  sind  dennoch  für  den  späteren  Umfang  des 
Kirchenstaates  enscheidend  geworden.  Otto  selbst  gegenüber  scheint  freilich 
der  Pabst  nicht  auf  der  Ausführung  bestanden  zu  haben.32  Als  nun  aber 
Friedrich  sich  1212  zur  Uebernahme  des  Reichs  entschloss,  an  das  er  schon 
als  Kind  einmüthig  gewählt  war,  schien  der  Erfolg  durchaus  bedingt  durch  den 
guten  Willen  des  Pabstes;  es  ist  erklärlich,  dass  er  sich  einer  Bestätigung  der 
Zugeständnisse  seines  Gegners  nicht  entziehen  konnte.  In  den  Privilegien  von 
1213  und  1219  hat  er  alle  Ansprüche  der  Kirche  anerkannt.  Jetzt  war  für 
diese  ein  unanfechtbarer  Rechtstitel  insbesondere  auch  auf  den  Besitz  von 
Spoleto  und  Ancona  gewonnen.  Denn  hier  entfielen  die  Mängel  der  Zugeständ- 
nisse Otto's.  Einmal  nämlich  trat  jetzt  die  Zustimmung  des  Reiches  hinzu. 
Andererseits  handelte  es  sich  von  nun  an  nicht  mehr  um  die  bedenkliche  Zu- 
rückführung  der  Ansprüche  auf  die  alten  Privilegien.  Dadurch,  dass  das  Reich 
die  aufgeführten  Gebiete  jetzt  ausdrücklich  an  die  Kirche  abtrat,  ergab  sich 
eine  ganz  neue  Rechtsgrundlage.33  K.  Friedrich  hat  dieselbe  geachtet,  bis  er 
nach  dem  Banne  und  dem  kriegerischen  Vorgehen  des  Pabstes  sich  an  seine 
Verzichte  nicht  mehr  gebunden  hielt  Spuleto  und  Ancona  waren  dann  wieder 
im  Besitze  des  Reichs,  wenn  auch  die  Kirche  ihre  Ansprüche  jederzeit  geltend 
zu  machen  suchte.  Auch  K.  Manfred  hat  dort  noch  wirksame  Herrschaft  ge- 
übt. Durch  den  Sieg  des  päbstlichen  Lehenkönigs  von  Sizilien  bei  Benevent 
1266  ist  dann  die  Herrschaft  der  Kirche  in  jenen  Ländern  dauernd  be- 
festigt.3» 

Diese  erhielt  dann  noch  eine  wesentliche  Erweiterung  durch  den  Erwerb 
der  Ro magna.  Bei  diesem  stützte  man  sich  nun  allerdings  bestimmter  auf 
die  Privilegien,  indem  man  geltend  machte,  dass  die  Abtretung  des  Exarchats 
in  den  neuen  Privilegien  sich  auf  die  in  den  alten  angegebene  Ausdehnung 
desselben  beziehe,  obwohl  bei  Ausfertigung  jener  eine  solche  Auffassung  auf 
keiner  Seite  vorhanden  gewesen  sein  kann.  Denn  es  ist  Thatsache,  dass  man 
bis  dahin  auf  Grund  der  Privilegien  keinerlei  Ansprüche  auf  die  Romagtia 
erhoben  hatte,  dass  diese  in  unangefochtenein  Besitze  des  Reiches  blieb,  dass 
sogar  noch  1275  die  Besitzergreifung  für  K.  Rudolf  mit  ausdrücklicher  Be- 
willigung und  Unterstützung  der  Kirche  geschah,  diese  damit  aufs  bestimmteste 

31.  Vgl.  §  365.  366.    82.  Vgl.  §  367.  368.    33.  Vgl.  §  375.  376.    34.  Vgl.  §370-382. 
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die  nie  bestrittenen  Rechte  des  Reichs  anerkannte.  Dann  erst  wurde  plötzlich 
die  Behauptung  aufgestellt,  die  Romagna  gehöre  der  Kirche;  es  wurde  dem 
Könige  bedeutet,  dass  er  nicht  nach  Italien  zu  kommen  habe,  bis  die  Forde- 
rung der  Kirche  erfüllt  sein  werde;  nach  langen  Verhandlungen  entschloss  sich 
der  König  unter  Zustimmung  der  Fürsten  1278  zur  Abtretung  eines  Landes, 
bei  dem  wenige  Jahre  frülier  niemand  auch  nur  daran  gedacht  hatte,  dass  es 
dem  Reiche  nicht  mit  vollstem  Rechte  gehöre.35 

Schliesslich  sollte  dann  der  Kirchonstaat  vollends  abgerundet  werden 
durch  den  Erwerb  von  Tuszien,  dessen  Abtretung  der  Pabst  von  K.  Al- 
brecht als  Bedingung  seiner  Anerkennung  verlangte.  Der  Widerstand  des 
Königs,  die  steigende  Hülfsbedürftigkeit  des  Pabstes  Hessen  das  nicht  zur 
Ausführung  kommen,  die  geänderten  Verhältnisse  des  vierzehnten  Jahrhun- 
derts den  Plan  nicht  weiter  verfolgen.36 

XXX.  VIKARE  DER  GENERALLEGATEN. 

390.  —  Wir  glaubten  das,  was  wir  über  die  in  unsere  sonstigen  Aufgaben 
vielfach  eingreifende  Erwerbung  von  Reichslanden  durch  die  Kirche  zu  sagen 
hatten,  im  Zusammenhange  vorlegen  zu  sollen.  Wir  kehren  zu  unserer  näch- 
sten Aufgabe,  der  Provinzial Verwaltung  Italiens  zurück;  haben  wir  das  Wenige, 
was  da  über  die  Zeiten  K.  Philipps  und  K.  Otto's  zu  sagen  war,  in  jene  Un- 
tersuchungen über  den  Kirchenstaat  eingereiht1,  so  erübrigt  noch  die  Be- 
sprechung der  bezüglichen  Verhältnisse  in  der  spätem  staufischen  Zeit. 

Bezüglich  der  Provinzial  Verwaltung  in  den  frü  hern  Zeite  n 
K.  Friedrichs  II  zeigt  sich  noch  keine  gleichmässige  Anordnung;  eher 
finden  wir  ein  grösseres  Schwanken.  Oft  ergibt  sich,  insbesondere  auch  be- 
züglich der  Titel,  noch  ein  engerer  Anschluss  an  die  früheren  Einrichtungen, 
der  in  den  späteren  Zeiten  des  Kaisers  ganz  aufhört.  Doch  finden  sich  auch 
jetzt  schon  manche  Abweichungen,  wie  ja  auch  bezüglich  des  Generallegaten 
wohl  im  allgemeinen  an  der  alten  Stellung  festgehalten,  dann  aber  bezüglich 
des  örtlichen  Wirkungskreises  bedeutende  Aenderungen  getroffen  wurden.2 
So  grosse  Mannichfaltigkeit  sich  da  aber  auch  findet,  so  tritt  jetzt  fast  überall 
der  Einfluss  römischrechtlicher  Bestimmungen  auf  die  Beurthei- 
lung  der  Stellung  der  Provinzialbeamten  bestimmter  hervor.  Derselbe  mag 
schon  vielfach  mitgewirkt  haben,  dass  die  Verwaltung  mehr  und  mehr  den 
feudalen  Charakter  verlor.3  Umgekehrt  erleichterte  es  dann  eben  der  Ueber- 
gang  vom  Feudalstaate  zum  Beamtenstaate,  die  Stellung  der  neuen  Gewalten 
in  nähere  Verbindung  mit  der  römischen  Auffassung  zu  bringen.  Und  es  ge- 
schieht das  nicht  blos  theoretisch  in  den  Schriften  der  gelehrten  Juristen;  man 
sieht  doch,  wie  die  Praxis  des  Reichs  sich  der  Theorie  vielfach  anschliesst. 
Insbesondere  gewinnen  jetzt  die  Lehren  von  der  Möglichkeit  der  Weiterüber- 
tragung der  vom  Kaiser  verliehenen  Gewalt  festeren  Boden;  die  Gewalt  der 


380. 1 16.  Vgl.  §  383-386.     8«.  Vgl.  §  387.  388. 

39©.  -  L  Vgl.  §  364.  371.     2.  Vgl.  §  284.     3.  Vgl.  §  325. 
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niedern  Beamten  erscheint  vielfach  abgeleitet  aus  der  der  höhern.  Es  zeigt 
sich  darin  allerdings  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  der  lehenrechtlichen 
Weiterverleihung,  wie  sie  auch  beim  Amtslehen  gestattet  war;  aber  lehen- 
rechtliche Auffassungen  machen  sich  da  doch  keineswegs  mehr  geltend;  wo 
uns  bestimmtere  Haltpunkte  geboten  sind,  ergibt  sich  überall  der  Anschluss 
an  römischrechtliche  Bestimmungen. 

Alle  dem  römischen  Rechte  bekannten  Arten  der  Weiterübertragung  der  - 
Richtergewalt  finden  auch  bei  den  Reichsbeamten  dieser  Zeit  ihre  Anwendung. 
Die  Bestellung  eines  Judex  zur  Urtheilsfallung  durch  den  die  Gerichtsgewalt 
übenden  Beamten,  wesentlich  entsprechend  der  römischen  Judicis  datio,  ist 
eine  sehr  häufig  vorkommende  Form,  auf  welche  wir  bei  spätem  Untersuchun- 
gen genauer  zurückkommen  werden.4  Weiter  finden  wir  dann  aber  die  Lehren 
von  der  Jurisdictio  delegata  und  demandata  auf  die  Verhältnisse  der  Reichs- 
beamten angewandt. 

391.  —  Sahen  wir  schon  früher  die  Formen  der  Delegation  auf  die  vom 
Kaiser  für  einzelne  Fälle  bestellten  Richter  übertragen  \  so  finden  wir  nun 
auch  Delegation  durch  Reichsbeamte.  Dass  die  kaiserlichen  Lega- 
ten schon  im  zwölften  Jahrhunderte  häufiger  Einzelsachen  zu  selhstständiger 
Entscheidung  überwiesen,  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein.  Als  bestimmteres 
Beispiel  weiss  ich  nur  anzuführen,  dass  1187  Rofjerius  iudex  de  GuastaUa 
als  coftnitor  cause  ex  mandato  et  praeeepto  Henrici  de  Lutra — in  podere 
Matilde  legati  zu  Gerichte  sitzt2;  es  ist  das  wesentlich  dieselbe  Bezeichnung, 
wie  sie  bis  dahin  auch  für  die  Delegirten  des  Kaisers  üblich  war.3  Später 
finden  sich  nicht  selten  Beispiele;  so  entscheidet  1210  ein  Hofrichter  einen 
Streit  zwischen  Ravenna  und  Cervia  ex  delepatione  d.  W.  Aquilepiensis  pa- 
triarche  lepati  O.  imperatoria  in  f talin.4  Der  Legat  Albert  von  Magdeburg 
überträgt  1223  auetoritate  lepationis,  qua  fungimur,  dem  Bischöfe  von  Tor- 
tona  die  Entscheidung  einer  Streitsache:  quod  iustum  fuerit,  decematis,  fa- 
cientes,  quod  deereveritis,  imperiali  auetoritate  per  bannum  etiam  et  penam 

4.  Vgl.  $  165.  Ich  versuchte  das  dort  unter  die  Gesichtspunkte  der  Jurisdictio  mandata  zu 
bringen,  welcher  das  Verhältniss  allerdings  in  dem  entspricht,  was  für  den  Gegensatz  zur 
Jurisdictio  delegata  in  Betracht  kommt,  der  dort  zunächst  hervorzuheben  war.  Wird  da- 
gegen der  Unterschied  zwischen  Jurisdictio  mandata  und  Judicis  datio  ins  Auge  gefasst,  so 
zeigt  sich  der  nähere  Anschluss  zweifellos  bei  dieser;  vgl.  Bethmann  Civilpr.  2,  100.  103. 
Aber  es  scheint  mir  kaum,  dass  man  jetzt  diesen  Unterschied  beachtete;  Pillius,  der  doch 
Jurisdictio  delegata  und  demandata  noch  unterscheidet,  weist  nirgends  auf  die  Judicis  datio 
als  besondere  Form  hin;  und  ohne  mir  da  ein  massgebendes  Urtheil  zuzutrauen,  macht  mir 
das  dürftige  Material  doch  den  Eindruck,  dass  man  jene  Bestellung  eines  Judex  zum  Ur- 
theilen  von  der  Demandation  nicht  bestimmter  unterschieden  und  nach  den  Regeln  der- 
selben beurtheilt  hat.  —  Auch  bei  den  folgenden  Versuchen,  die  Einrichtungen  dieser  Zeit 
mit  Bestimmungen  des  römischen  Recht*  in  nähere  Verbindung  zu  bringen,  mag  manches 
unsicher  oder  fehlgegriffen  sein;  ich  milchte  da  aber  weniger  Werth  auf  die  Richtigkeit  des 
Einzelnen  legen,  als  auf  das  wohl  genügend  begründete  allgemeine  Ergebniss,  dass  man 
sich  in  dieser  Zeit  auch  auf  dem  Gebiete  der  Staatsverfassung  in  sehr  weitgreifender  Weise 
durch  rflmischrrchtliche  Anschauungen  leiten  Hess. 

391.  1.  Vgl.  §  217.  2.  Antich.  Est  1,  361  extr.;  auch  Tiraboschi  Mod.  3,  101 
nur  Auszug.     8.  Vgl.  §  216  n.  2.     4.  Fantuzzi  4,  329. 
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imperialem  firmitcr  observari;  wie  denn  der  Bischof  auctoritatc  predicte 
delegationis  einen  solchen  Bann  verhängt.5  Der  Ausdruck  erscheint  auch  hier, 
wie  bei  den  Dclegirtcn  des  Kaisers,  auf  die  Ueberweisung  von  Rechtssachen 
beschränkt;  sonstige  Bevollmächtigte  der  Legaten  für  Einzelangelegenheiten 
weiden,  wie  die  kaiserlichen,  gewöhnlich  als  Nuntien  bezeichnet;  so  erfolgte 
1220  die  Restitution  der  Grafschaft  Iinola  durch  Bologna  an  zwei  Nttntü  et 
leaati  des  Generalitäten,  welche  dieser  durch  Briefe  und  Siegel  dazu  bevoll- 
mächtigt hatte.6  Jedem  vom  Kaiser  bestellten  Legaten,  auch  wenn  er,  wie 
das  bei  Heinrich  von  Lautem  zutrifft,  nicht  Generallegat  war,  stand  zweifellos 
das  Recht  der  Delegation  zu,  während  der  von  ihnen  Delegirte  gewiss  ent- 
sprechend dem  allgemeinen  Grundsatze  die  Sache  nicht  weiter  delegiren  konnte; 
scheint  doch  die  Subdelegation  selbst  bei  kaiserlichen  Dclegirten  für  den  Ein- 
zelfall wenigstens  nicht  üblich  gewesen  zu  sein.10 

Das  Recht  zu  delegiren  steht  weiter  den  ständigen  Reichsbea in- 
ten zu,  welche  eigene  Gerichtsbarkeit  haben;  hebt  Pillius  das  ausdrücklich 
hervor8,  so  ist  es  um  so  weniger  zu  bezweifeln,  als  Herzoge  und  Markgrafen 
von  jeher  durch  Boten  Gericht  halten  Hessen;  für  stellvertretende  Richter  des 
Erzbischofs  von  Ravenna  findet  sich  schon  1119  auch  der  Ausdruck  Delegat  i 
gebraucht.9  Aus  den  dürftigen  Nachrichten  über  die  Reichsbeamten  des 
zwölften  Jahrhunderts  wüsste  ich  nur  anzuführen,  dass  1195  Mos  Teuhnveas 
missas  Philippi  dueis  eine  beim  Herzoge  angebrachte  Klage  erledigt. 10  Nach 
der  ausdrücklichen  Angabe  des  Pillius  steht  dieses  Recht  aber  auch  den  Un- 
terbeamten der  vom  Kaiser  bestellten  Provinzialbeamten  zu,  insbesondere  den 
Grafen  und  Kastellanen  in  Tuszien. 11  Und  das  wird  wenigstens  später  durch 
Einzelfalle  bestätigt;  so  wird  1230  entschieden  per  Jiobertum  iudieem  dele- 
gatum  ab  Everardo  de  Estac  cattettano  JHiniati*. 12  Würde  das  dem 
Satze,  dass  nur  der  vom  Prineeps  Delegirte  weiter  delegiren  darf,  nicht  ent- 
sprechen, so  findet  es  seine  Erklärung  bei  Berücksichtigung  der  Grundsätze 
der  Demandation. 

392.  —  Dass  die  Zulässigkeit  einer  Demandation  der  Gewalt 
der  Reichsbeamten  in  dieser  Zeit  vielfach  von  Einfluss  auf  die  Beur- 
theilung  der  Stellung  der  Provinzialbeamten  war,  scheinen  schon  die  urkund- 
lichen Zeugnisse  durchaus  nahe  zu  legen.  Dennoch  könnte  es  misslich  scheinen, 
auf  den  Unterschied  zwischen  Delegation  und  Demandation  grösseres  Gewicht 
zu  legen;  hatte  in  der  spätem  römischen  Kaiserzeit  die  mandirte  Gerichtsbar- 
keit keine  weitergreifende  Bedeutung  mehr1,  so  wird  jener  Unterschied  auch 
von  den  italienischen  Juristen  weiterhin  kaum  mehr  beachtet;  Tankred2  kennt 
im  Gegensatze  zum  ordentlichen  Richter  nur  den  delegirten,  unterscheidet 
nicht  verschiedene  Arten  der  übertragenen  Gerichtsgewalt.  Dagegen  gewinnen 
nun  die  Haltpunkte,  welche  die  Urkunden  zu  ergeben  scheinen,  eine  sehr  wich- 
tige Unterstützung  dadurch,  dass  gerade  Pillius  auf  den  Unterschied  Gewicht 

391. J  5.  Hon.  patr.  Lib.  iur.  Gon.  I.  69G.  6.  SaWoli  2.  441.  7.  Vgl.  §  217  n.  15. 
S.  P.  2  §  13.  9.  AmadeMiis  2,  357.  10.  Rena  e  ("amici  5d,  47  11.  P.  2  §  14. 
12.  Huillard  3,  109. 

392.  —  1.  Betlunann  Civilpr.  2,  101.  3.  182.      2.  P-  1  tit.  2. 
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legt,  der  am  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  schreibt3,  also  in  einer  Zeit, 
welche  hier  für  uns  besonders  massgebend  sein  muss,  und  dass  er  zugleich 
seine  Angaben  ausdrücklich  auf  konkrete  Verhältnisse  seiner  Zeit,  zunächst 
auf  die  Provinzialverfassung  Tusziens  bezieht, 

In  dem  betreffenden  Abschnitte4  fasst  Pillius  allerdings  wohl  auch  beides 
unter  den  weitern  Ausdruck  Delegation  zusammen;  aber  man  sieht  doch,  dass 
er  den  Unterschied  überall  im  Auge  hat  und  demselben  Gewicht  beilegt.  Er 
schliesst  sich  da  durchweg  der  Auffassung  der  römischen  Juristen  an,  insbe- 
sondere auch  in  dem  für  unsere  Zwecke  boachtenswerthesten  Punkte,  dass, 
während  es  sich  bei  der  Delegation  um  einzelne  Rechtssachen  handelt,  bei  der 
Demandation  eine  solche  Beschränkung  nicht  stattfindet,  die  Uebertragung  der 
Gerichtsbarkeit  sich  auch  auf  gewisse  Gegenstände  überhaupt,  auf  einen  gan- 
zen engeren  Bezirk,  ja  auf  die  gesammte  Provinz  erstrecken  kann;  und  wird 
da  von  den  Juristen  zunächst  nur  die  Jurisdiktion  betont,  so  war  die  Ueber- 
tragung hier  nicht  auf  diese  beschränkt,  traf  auch  die  administrativen  Befug- 
nisse, die  Verwaltung  des  gesammten  Amtes. 

Pillius  hat  da  zunächst  die  ständigen  Provinzialbeamten  im 
Auge.  Von  der  Gerichtsbarkeit  sprechend  sagt  er:  Ordinär ia  est  in  praesi- 
dibus  et  proconsulibus  provinciarum,  qui  habent  ditjnitatem  cum  admini- 
stratione,  cu'tu«  ratione  possunt  de  causis  coynoscere  et  pronunciare.  Hi 
namque  iurisdictionem  rede  demandant,  quoniam  haben l  eam  8uo  iure,  non 
alieno,  id  est  non  ab  alio  iudice,  praeterquama  principe,  —  et  possunt  Uni- 
versum iurisdictionem  suam  alicui  demandare,  aut  non  totam,  sed  in  per- 
8onas  certas ,  vel  in  loca  certa,  puta  demandant  omnem  iurisdictionem 
suam  unius  loci  vel  plurium  locorum  simul,  ut  quando  faciunt  castellanos 
vel  comites  in  Tuscia  vel  in  aliis  provinciis.  Weiterhin  betont  er  dann  be- 
sonders scharf  den  Unterschied  von  der  Delegation;  es  sei  zu  unterscheiden, 
quoniam  aut  est  quis  specialiter  delefjatus  ad  unam  causam  vel  ad  plures 
ftinpulariter,  quod  proprie  dicitur  delcf/atio,  sicut  fit  hodie  talis  delepatio 
omnibus  advocatis  civitatum  vel  castrorum  a  suis  iudicibus  ordinarüs; 
aut  est  delefjatus  ad  iurisdictionem  totam  vel  ad  partem  eins  qeneraliter, 
quod  proprie  dicitur  damandatio,  sicut  fit  hodie  Ulis,  qui  praeficiuntur  in 
sinnulis  provinciis  vel  in  parte  alieuius  prorinciae,  ut  in  comitatu  Senensi, 
Florentino  vel  Aretino  vel  in  aliquo  certo  loco;  in  jenem  ersten  Falle  könne 
der  Richter,  wenn  er  nicht  Delegirter  des  Princeps  sei,  nicht  weiter  delegiren; 
-in  secundo  casu  talis  delcgatus,  qui  proprie  dicitur  habere  iurisdictionem 
dvmandutam,  recte  deh;qat  causam  unam  vel  plures  specialiter,  sed  non 
detnandat  universaliter,  quoniam  habet  eam  alieno  beneficio. 

Wir  werden  danach  nicht  zu  bezweifeln  haben,  dass  man  die  Stellung 
der  Unterbeamten  dahin  auffasste,  dass  ihnen  der  höhere  ständige  Beamte 
einen  Theil  seiner  Gewalt  übertragen  habe.  Die  anderweitigen  Zeugnisse  sind 
da  freilich  sehr  dürftig.  Es  entspricht,  wenn  Azzo  von  Este,  als  Markgraf 
von  Ancona  für  die  Kirche,  1228  dem  Bischöfe  von  Fossombrone  auf  drei 

3.  Vgl.  §  313  u.  19.     4.  P.  2  §  13.  14. 
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Jahre  die  dortige  Grafschaft  zur  Verwaltung  übergibt  mit  der  Bestimmung, 
dass  der  Bischof  alles  verfügen  und  thun  dürfe,  que  nos  in  persona  nostra 
facere  poteramus. 5  Dabei  mag  es  sich  denn  häufig  nur  um  die  Uebertragung 
der  richterlichen  Gewalt  gehandelt  haben;  spricht  1211  Archipresbyter  pro 
d.  Everardo  de  Lutra  in  comitatu  Aretino  pro  ratione  facienda  iudex  exi- 
stent ein  Urtheil6,  so  scheint  es  sich  doch  nicht  um  blosse  Delegation  für 
einen  Einzelfall,  sondern  um  Mandirung  der  Gerichtsgewalt  zu  handeln. 

Der  Beamte  kann  nun  auch  seine  g  e  s  a  in  m  t  e  G  e  w  a  1 1  mandiren.  Bei 
der  feudalen  Auffassung  des  Amtes  kann  es  nicht  befremden,  wenn  der  In- 
haber, der  ein  dauerndes  Recht  darauf  hat,  dasselbe  zeitweise  durch  einen 
Vertreter  üben  lässt. 7  Eher  bei  Beamten,  welche  der  Kaiser  nach  Willkür 
setzt  und  doch  wohl  überwiegend  auf  unbestimmte  Zeit;  kann  oder  will  der 
Beamte  das  Amt  nicht  mehr  versehen,  so  liegt  es  doch  nahe,  dass  dann  der 
Kaiser  einen  andern  ernennt.  Dennoch  findet  sich  da  schon  früh  ein  Beispiel. 
Von  den  unterworfenen  Mailändern  heisst  es  1162:  datus  est  eis  Henricw 
Leodiensis  episeopus,  ut  eis  praeesset  et  ut  quatuor  loea  eis  ad  habitandunx 
desipnaret  Gerade  in  diesem  Falle  wäre  doch  wohl  zunächst  nur  an  Ver- 
leihung auf  unbestimmte  Zeit  zu  denken,  deren  Wirksamkeit  durch  persönliche 
Uebung  bedingt  gewesen  wäre.  Aber  als  der  Bischof  wenige  Monate  später 
Italien  verlässt,  setzt  nicht  der  Kaiser  einen  anderen  Beamten,  sondern  der 
Bischof  versieht  das  Amt  durch  Stellvertreter.  Zuerst  heisst  es  von  ihm,  dedit 
Petrum  de  Camino,  ut  Mediolanensibus  praeesset;  die  Mailänder  werden 
dann  auch  noch  weiter  als  de  iurisdictione  Leodiensis  cpiscopi  bezeichnet; 
später  heisst  es  dann:  venit  Federicus  clericm —  missus  ab  episcopo  hco~ 
diensi  Mediolanum ;  omnem  potestatem  Petro  de  Cumino  abstulit,  quoniam 
audiebat  episeopus ,  quod  Petrus  ille  male  Mediolanenses  tractaverai* 
Dass  darauf  schon  Anschauungen  des  römischen  Rechtes  bestimmter  einwirk- 
ten, ist  schwerlich  anzunehmen.  Die  Verhältnisse  der  Reichsverwaltung  waren 
damals  noch  sehr  schwankend;  besondere  Verhältnisse  mochten  es  angemessen 
erscheinen  lassen,  dem  Bischöfe  sein  Amt  vorzubehalten.  Ebenso,  wenn  unsere 
Vermuthung  begründet  wäre,  dass  Anselm  von  Kunigsberg  1 187  Tuszien  zu- 
nächst als  Vertreter  seines  Bruders  verwaltete.9  Im  folgenden  Jahrhunderte 
finden  wir  dann  aber  so  zahlreiche  Beispiele,  dass  gar  nicht  zu  zweifeln  ist, 
dass  die  von  Pillius  im  Anschlüsse  an  das  römische  Recht  geltend  gemachte 
Auffassung  einer  Uebertragbarkeit  der  gesammten  Amtsgewalt  auch  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  durchaus  beherrschte.  Wir  fanden  bereits  neben  Azzo 
von  Este  als  Markgrafen  von  Ancona  e'men  Viearius  marchioA0  Die  Romagna 
werden  wir  vorwiegend  durch  einen  stellvertretenden  Grafen  verwaltet  finden. 
Ueberall  treffen  wir  Beispiele  für  Uebung  der  Amtsgewalt  durch  Vikare;  es 
beschränkt  sich  das  nicht  auf  die  Reichsämter;  es  entspricht,  wenn  nun 

392.]  5.  Antiq.  It.  1,  335.  6.  Rena  e  Camici  6a,  27.  7.  Aber  eine  Weiterrerleihun* 
der  gesammten  Amtsgewalt  ist  wenigstens  nach  deutschem  Rcichslehenrecbt  bestimmt  aus- 
geschlossen; die  im  Fürstenamte  enthaltenen  Grafenämter  kann  der  Fürst  weiterleihen,  aber 
nicht  das  Fürstenamt  selbst,  so  wenig  wie  der  Graf  die  Grafschaft.  8,  Ann.  Mediol.,  Mon. 
Germ.  18,  374.  375.     9.  Vgl.  §  315  n.  8.     10.  Vgl.  §  371  n.  24.  , 
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auch  die  angeseheneren  Personen  übertragenen  Podestarien  durch  Vikare  ge- 
übt werden. 

393.  —  Insbesondere  macht  sich  nun  aber  in  der  Provinzialverfassung 
der  früheren  Zeiten  K.  Friedrichs  II  die  Auffassung  geltend,  dass  auch  eine 
Weiterübertragung  der  Gewalt  des  Generallegaten  statthaft 
sei;  so  weit  unsere  Hülfsmittel  reichen,  scheint  die  Gewalt  der  Provinzial- 
beamten  vorwiegend  als  eine  nicht  unmittelbar  aus  der  kaiserlichen,  sondern 
zunächst  aus  der  des  Generallegaten  abgeleitete  betrachtet  zu  werden.  Das 
scheint  nun  allerdings  der  römischen  Auffassung  nicht  zu  entsprechen.  Auch 
Pillius  spricht  die  Befugniss  zum  Mandiren  nur  den  Provinzialbeamten  zu, 
welche  eine  eigene,  mit  dem  Amte  dauernd  verbundene  Jurisdiktion  hatten, 
was  auf  die  Stellung  eines  Ilerzogs  von  Tuszien,  eines  Markgrafen  von  An- 
cona,  eines  Grafen  der  Romagna  seine  Anwendung  finden  mochte.  Die  Ge- 
walt des  Generallegaten  aber  beruht  darauf,  dass  ihm  die  kaiserliche  Gewalt 
für  den  Bereich  Italiens  mandirt  ist;  es  ist  die  kaiserliehe  Gewalt  selbst,  welche 
er  als  Stellvertreter  übt. 1  Sein  Amt  ist  zugleich  ein  ausserordentliches.  Nach 
römischer  Auffassung  sollte  daher  nur  noch  eine  Delegation,  nicht  eine  De- 
mandation seiner  Befugnisse  statthaft  sein.2 

Die  Uebereinstimmung  des  Titels  Hesse  etwa  daran  denken,  dass  man  da 
die  Stellung  des  Legatus  Augusti  im  Auge  gehabt  hätte,  der  allerdings  seine 
Gewalt  mandiren  durfte.3  Aber  die  Stellung  des  Generallegaten  ist  vielfach 
eine  andere;  und  die  Ausnahmsstellung  des  Legatus  Augusti  tritt  in  den 
Quellen  doch  wohl  zu  wenig  deutlich  hervor,  als  dass  wir  annehmen  dürften, 
die  Juristen  dieser  Zeit  hätten  sie  zum  Ausgang  genommen  für  eine  Auffassung 
der  Stellung  des  Generallegaten,  welche  vorzugsweise  massgebend  für  die 
Reichsverwaltung  wurde.  In  dieser  Richtuug  wird  man  nicht  zu  weit  gehen 
dürfen.  So  zweifellos  sich  zu  ergeben  scheint,  dass  auch  in  der  Reichsver- 
waltung dieser  Zeit  Auffassungen  des  römischen  Rechts  zu  weitgreifender 
Geltung  gelangen,  so  wenig  ist  doch  wohl  daran  zu  denken,  dass  man  die 
Stellung  einzelner  Reichsbeamten  bestimmter  nach  der  Stellung  dieses  oder 
jenes  römischen  Beamten  beurtheilt  hätte.  Auch  abgesehen  davon,  dass  die 
Juristen  dieser  Zeit  wohl  noch  kaum  eine  genügende  Einsicht  in  das  Einzelne 
der  keineswegs  sehr  einfach  gestalteten  römischen  Provinzialverwaltung  ge- 
wonnen hatten,  würde  da  schon  die  thatsächliche  Verschiedenheit  der  Ver- 
hältnisse eine  genauere  Parallelisirung  schwerlich  ermöglicht  haben.  Auf  eine 
solche  scheinen  sich  denn  auch  die  Juristen  kaum  einzulassen.  So  bewegt  sich 
Bulgarus  einfach  auf  dem  Boden  des  altrömischen  Reichs;  er  spricht  nicht 
allein  von  den  altrömischen  Beamten,  ohne  auch  nur  anzudeuten,  welchen 
neueren  Beamten  dieselben  etwa  entsprechen,  sondern  auch  vom  Orlens  oder 
der  utraque  Libxja  oder  der  Pontica  dioecesis  in  einer  Weise,  als  ob  sich  da 
seit  den  Zeiten  Justinians  nicht  das  geringste  geändert  habe.4  Tankred,  wo 
er  von  den  ordentlichen  Richtern  spricht,  lässt  die  altrömischen  Ausdrücke 


393.  -  1.  Vgl.  §  289.  291.      2.  Vgl.  Bethmamn  Cmlpr.  2,  111.      3.  Vgl.  Beth- 
mann  Cmlpr.  2,  71.  102.  112.     4.  Wunderlich  24. 
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ganz  fallen,  nennt  die  althergebrachten  feudalen  Amtstitel  der  Herzoge,  Mark- 
grafen und  Grafen,  ohne  wohl  die  besondern  Verhältnisse  seiner  Zeit  be- 
stimmter ins  Auge  zu  fassen.5  Bei  Pillius  ist  das  in  der  angegebenen  Stelle 
wohl  der  Fall;  aber  es  zeigt  sich  doch  auch  da  die  Schwierigkeit.  Während 
er  sich  bei  Nennung  der  tuszischen  Grafen  und  Kastellane  einfach  an  die  Ver- 
hältnisse seiner  Zeit  hält,  nennt  er  als  ordentliche  Richter  die  Praesides  und 
Proconsules  der  Provinzen,  wohl  im  Anschlüsse  an  den  Brauch,  die  kaiser- 
lichen Statthalter  als  Praesides  von  den  Prokonsuln  zu  unterscheiden6  und 
somit  sichtlich  beabsichtigend,  alle  Provinzialstatthalter  als  zur  Demandation 
berechtigt  zu  erklären.  Aber  der  Titel  des  Prokonsul  war  der  Reichsverwal- 
tung ganz  fremd,  der  des  Präses  kommt  nur  sehr  vereinzelt  vor. 7  Allerdings 
greift  man  zur  Bezeichnung  der  Reichsbeamten  auch  in  der  Reichskanzlei  jetzt 
mehrfach  diesen  oder  jenen  römischen  Titel  auf;  aber  doch  wohl  ohne  daran 
•  zu  denken,  daran  besondere  Befugnisse  eben  des  betreffenden  römischen  Be- 
amten zu  knüpfen.  Ebenso  wird  man,  wenn  man  jetzt  die  römische  Deman- 
dation im  allgemeinen  auf  die  Stellung  der  Reichsbeamten  anwendet,  nicht 
gerade  gewillt  oder  im  Stande  gewesen  sein,  sich  damit  allen  bezüglichen  Ein- 
zelbestimmungen  des  römischen  Rechts  genauer  anzupassen.  Wandte  man  sie 
auch  auf  die  Stellung  des  Generallegaten  an,  so  mag  man  in  diesem  einfach 
zunächst  einen  Provinzialstatthalter  gesehen  haben.  Es  konnte  das  um  so 
näher  liegen,  da  der  Charakter  des  Amts  als  eines  ausserordentlichen  sich 
doch  fast  ganz  verwischt  hatte,  dasselbe  wesentlich  zu  einem  ständigen  ge- 
worden war.  Dann  aber  hat  gerade  in  der  Zeit,  wo  die  Ableitung  der  Gewalt 
der  andern  Beamten  aus  der  des  Legaten  sich  am  auffallendsten  geltend  macht, 
durch  die  Theilung  Italiens  in  zwei  und  drei  Legationen  das  Amt  noch  be- 
stimmter den  Charakter  einer  Provinzialbehörde  gewonnen.8 

Weiter  wird  insbesondere  zu  beachten  sein,  dass  die  bezüglichen  Befug- 
nisse des  Generallegaten  sich  gewiss  nicht  ursprünglich  auf  Grundlage  der 
römischen  Bestimmungen  entwickelt  haben ,  sondert!  man  umgekehrt  schon 
vorhandene  Befugnisse  desselben  später  unter  die  römische  Auffassung  brachte 
nnd  sie  dann  dieser  genauer  entsprechend  weiterbildete.  Wenigstens  noch  in 
den  frühern  Zeiten  K.  Friedrichs  I  war  die  Ernennung  der  Beamten 
von  irgendwelcher  Bedeutung  gewiss  zunächst  nur  Sache  des  Kaisers.  Aber 
zweifellos  wird  auch  den  Generallegaten,  wenn  der  Kaiser  gar  nicht  in  Italieu 
oder  doch  weiter  entfernt  war,  die  Befugniss  zur  Bestellung  von  Beamten  für 
einzelne  Reichstheile  zugestanden  haben;  ist  die  allgemeine  Auffassung  zu- 
nächst die,  dass  dem  Legaten  alles  zusteht,  was  dem  Kaiser  zustehen  würde, 
wenn  er  anwesend  wäre,  so  ist  wohl  kein  Grund,  die  Bestellung  von  Beamten 
davon  auszunehmen,  wenn  dieselben  auch,  um  ihr  Amt  auch  über  die  Zeit  der 
Legation  hinaus  dauernd  üben  zu  binnen,  einer  kaiserlichen  Bestätigung  be- 
dürfen mochten.  So  scheinen  die  ersten  Reichsgrafen  in  Tuszien  durch  den 
Legaten  Reinald  von  Köln  bestellt  zu  sein9;  die  spätem  Beamten  in  Mittel- 

393.]  5.  P.  1  tit.  1  §  1.  6.  Bethraann  CiriJpr.  2,  73.  7.  Vgl.  §  315  n.  9.  8.  Vgl. 
§  284.     9.  Vgl.  §311. 
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italien  dürften  dann  wohl  vorwiegend  zuerst  von  Christian  von  Mainz  ein- 
gesetzt sein. 10 

Mag  man  da  anfangs  nicht  untsrschieden  haben,  ob  der  Beamte  vom 
Kaiser  unmittelbar  oder  zunächst  vom  Legaten  bestellt  war,  so  konnte  sich 
da  doch  sehr  leicht  die  Auffassung  feststellen,  dass  da  ein  Unterschied  bestehe, 
der  letztere  zunächst  nur  Vertreter  des  Legaten  sei,  aber  freilich  auch 
zugleich  des  Kaisers,  dessen  auf  den  Generallegaten  übertragene  Gewalt  ihm 
weiter  übertragen  war.  Die  früheste  Andeutung  scheint  sich  1175  in  der  Ro- 
magna  zu  ergeben;  der  Erzpriester  von  Saeco  heisst  saeri  imperü  in  Tio- 
inania  lenatns,  handelt  imperiali  auetoritate  und  könnte  danach  einfach  ein 
vom  Kaiser  bestellter  Legat  sein;  aber  er  befiehlt  dann  ex  parte  d.  impera- 
toria  et  Miuiontini  archiepi*eopiu ;  es  ist  das  doch  wohl  nur  daraus  zu  er- 
klären, dass  er  zunächst  vom  Generallegaten  Christian  von  Mainz,  der  die 
Romagna  unterworfen  hatte,  zu  seinem  Vertreter  ernannt  war,  nur  in  dieser 
Eigenschaft  auch  die  Gewalt  des  Kaisers  übte.  Bestimmt  tritt  dann  1186  die 
Gewaltübertragung  durch  den  Legaten  hervor,  wo  sich  Heinrich  Faffus  a  le- 
ffOio  d.  hnprratoris  in  comitatu  Aretii  ar  Snariun  d>h>a<itu8  ad  iitstitiam 
facienda^  nennt. 12  Dann  heisst  1209  vor  Ankunft  des  Königs  in  Italien  der 
Graf  der  Romagna,  Rudolf  von  Tricano,  Li  natu*  h'omanie  pro  d.  patriarea 
et  pro  d.  Oftone  retjeiS;  er  war  zweifellos,  zumal  er  Dienstmann  der  Kirche 
von  Aglei  war,  vom  Patriarchen  als  Generallegaten  bestellt,  also  zunächst 
dessen  Legat,  aber  doch  audi  mittelbar  Legat  des  Königs. 

Unter  Friedrich  II  werden  wir  dann  die  ausdrücklichsten  Zeugnisse  für 
dieses  Verhältniss  finden.  Der  Legat  überträgt  seine  Gewalt  für  einen  Theil 
seines  Legationssprengels;  aber  es  steht  auch  nichts  im  Wege,  die  Gewalt 
über  das  Ganze  zu  übertragen,  wie  das  von  Reinald  von  Spoleto  als  Legaten 
Tusziens  geschieht.  Daneben  finden  wir  nun  freilich  auch  noch  unmittelbare 
Ernennung  der  Provinzialbeamten  durch  den  Kaiser;  aber  mehr  und  mehr 
scheint  man  doch  den  regelmässigen  Zustand  dahin  zu  fassen,  dass  die  Pro- 
vinzen zunächst  durch  Vikare  der  Legaten  verwaltet  werden;  nichts  spricht 
dafür  bestimmter,  als  dass  wir  Fälle  finden  werden,  wo  der  Beamte  vom 
Könige  selbst  ernannt  und  dennoch  als  Vikar  des  Legaten  bezeichnet  wird. 

Damit  scheint  denn  auch  eine  Aenderung  in  den  Titeln  in  Verbindung 
zu  stehen.  Der  Atisdruck  Leaatax,  bisher  für  Reichsboten  des  verschiedensten 
Ranges  üblich,  wird  mehr  und  mehr  ausschliesslich  für  die  Generallegaten 
gebraucht.  Für  die  Verwalter  einzelner  Reichsländer  fanden  wir  unter  K.  Otto 
einigemal  den  wohl  der  römischen  Rechtssprache  entlehnten  Ausdruck  Pm- 
curator  gebraucht14,  der  aber  zu  ausgedehnterer  Anwendung  nicht  gelangt 
ist.  Statt  dessen  finden  wir  nun  mehrfach  für  Vertreter  des  Königs  oder  des 
Legaten  für  einzelne  Landestheile  den  Ausdruck  Xmdius,  früher  mehr  üblich 
für  untergeordnete  ständige  Reichsboten  oder  bei  Einzelaufträgen.  Vorherr- 
schend wird  dagegen  jetzt  der  Ausdruck  Vicarius.  Früher  ständige  Bezeich- 

10.  Vgl.  §  314  n.  6;  316  n.  5;  319  n.  4.  11.  Vgl.  §  305  n.  10.  12.  Vgl.  §  313  n.  2. 
13.  Vgl.  §  371  n.  15.      14.  Vgl.  §  371  n.  12.  18. 
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iiiing  des  Vorsitzenden  im  Ilofgerichte,  wurde  er  nur  vereinzelt  für  ander* 
Reichsboten  gebraucht. 1 5  Und  konnte  er  dein  Wortsinne  nach  eben  so  wohl 
den  unmittelbaren  Stellvertreter  des  Königs  bezeichnen,  so  scheint  sein  häu- 
figerer Gebrauch  doch  jetzt  dadurch  herbeigeführt,  dass  man  in  den  Provin- 
zialbearaten  weniger  unmittelbare  Boten  des  Königs,  als  Vertreter  des  Legaten 
sah,  zunächst  dieses  Verhältnis^  durch  den  Ausdruck  betonen  wollte,  der 
dann  auch  herrschend  blieb,  als  diese  Auffassung  selbst  wieder  zurückge- 
treten war. 

394.  —  Ueber  die  Verhältnisse  der  Provinzialverwaltung  in  den  frühem 
Zeiten  K.  Friedrichs  II  sind  wir  am  genauesten  für  Tuszien  unterrichteL 
Der  König  schickte  1220  Sept.  21  von  Mantua  aus  den  Reichsdienstmann 
Eberhard  von  Lautern  a  latere  suo  nach  Tuszien,  wo  derselbe  schon 
früher  thätig  war1,  ernennt  ihn  zu  seinem  nuntius  specialis  in  eadetn  yro- 
vincia  und  beglaubigt  ihn  als  solchen  bei  Allen  per  tolam  Tusciam  a  J*ont- 
remulo  superius.2  Es  ist  die  erste  uns  erhaltene  Ernennungsurkunde  eines 
Boten  für  einen  einzelnen  Landestheil,  aus  welcher  die  Stellung  eines  solchen 
neben  dem  Generallegaten  sich  zugleich  um  so  genauer  beurtheilen  lässt,  als 
uns  auch  die  Bestallungen  des  damaligen  Generallegaten  noch  vorliegen,  die 
eine  frühere  im  April,  eine  zweite  ausführlichere  später  im  November  ausge- 
stellt.3 Die  Form  der  Bestallung  Eberhards  schliesst  sich  einerseits  der  frü- 
heren an,  in  welcher  wie  hier  Gewicht  auf  die  Vorbereitung  des  Zuges  nach 
Rom  zur  Krönung  gelegt  ist;  näher  noch  der  zweiten,  mit  welcher  sie  oft  bis 
auf  den  Wortlaut  übereinstimmt.  Aus  der  Vergleichung  ergibt  sich,  dass  der 
Nuntius  im  allgemeinen  dieselben  Befugnisse  hatte,  wie  der  Legat,  nur  in  ge- 
ringerer örtlicher  Ausdehnung;  auch  er  ist  unmittelbarer  Vertreter  des  Königs, 
es  ist  ihm  zu  gehorchen  tanquam  nobis;  und  auch  hier  findet  sich  die  aus- 
drückliche Versicherung,  quod  quidquid  ipse  in  onmibits  apendis  ywstri*  j*v 
totam  Tiusciam  et  partes  eins  dlrerit  seufecerit,  ita  rat  um  et  firmum  ha- 
bebimus,  ac  si  ab  ore  proeessisset  regiae  maiestatis.  Bei  Erwähnung  der 
Gerichtsgewalt  wird  hier  ausdrücklich  erwähnt,  dass  er  nicht  blos  selbst,  son- 
dern auch  per  suos  iudiees  et  vicarios  entscheiden  könne;  ist  das  beim  Le- 
gaten nicht  gesagt,  so  ist  es  da  wohl  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  Als 
wesentlicher  Unterschied  ergibt  sich  nach  Vergleichung  der  Urkunden  nur, 
dass  dem  Nuntius  das  Recht  fehlt  conßciendi  tabellimies,  welches  dem  Le- 
gaten in  beiden,  und  faciendi  iudiees  ordinarios,  welches  ihm  in  der  zweiten 
Urkunde  zugestanden  wird;  dann  aber  insbesondere,  dass  in  beiden  Bestal- 
lungen des  Legaten  die  Appellation  an  den  Kaiser  ausgeschlossen  ist,  nicht 
aber  hier.  Von  irgendwelchem  Verhältnisse  der  Unterordnung  zum  Legaten 
ist  nicht  die  Rede;  ist  aber  der  Nuntius  ganz  selbstständiger  Vertreter  des 
Königs  in  seinem  Spreugel,  so  ist  dadurch  doch  das  Eingreifen  des  Legaten 
in  demselben  nicht  ausgeschlossen,  da  dieser  gerade  in  der  nächstfolgenden 
Zeit  auch  in  Tuszien  thätig  war.4 

394.)  lo.  Vgl.  §  288  n.  4;  §  296  n.  34;  §  302  n.  1 ;  §  371  n.  8. 

391  —  1.  Vgl.  §  371  n.  40.       2.  Huillard  1,  847.       3.  Vgl.  §  291.      4.  Vgl 
S  283  n.  25  ff. 
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Eberhards  königliche  Vollmacht  mag  mit  der  Kaiserkrönung  erloschen 
sein.  Denn  als  sich  der  Legat  Konrad  1221  Feb.  gegen  Deutschland  wandte, 
übertrug  nun  er  für  Tuszien  seine  Vollmacht  weiter  auf  Eberhard;  es  heisst: 
quia  propter  multa  imperii  negotia  in  provincia  Tuscia  ad  presens  moram 
facere  non  valemus,  ipsum  Everardum  in  tota  eadem  provincia  nuntium 
no8trum  constituimus  specialem,  committentes  eidem  in  omnibus  agendis 
imperii  vices  nostras  secundum  quod  nobis  commissa  sunt  a  domino  nostro 
imperatore;  eo  modo  ut  omnia  negotia  imperii  faciat  et  disponat,  tanquam 
n08  facere  possumns,  secundum  quod  ei  videbitur  expedire;  et  ut  de  Omni- 
bus rationibus  imperii  quilibet  ei  respondere  debeat  tanquam  nobis.5  Die 
Urkunde  schliesst  sich  vielfach  in  ihrem  Wortlaute  an  die  frühere  königliche 
Bestallung  Eberhards  an;  die  aufgezählten  Befugnisse  sind  dieselben;  die  Ge- 
richtsgewalt ist  genauer  dahin  bestimmt,  dass  er  de  omnibus  causis  civilibus 
et  criminalibus  et  appellationibus  etiam  in  ipsa  provincia  provenientibus 
entscheiden  könne;  von  Ernennung  von  Notaren  und  Richtern  und  Fortfallen 
der  Appellation  ist  auch  hier  keine  Rede.  In  der  ganzen  Fassung  ist  aber  aufs 
strengste  die  Anschauung  festgehalten,  dass  er  nicht  Vertreter  des  Königs, 
sondern  zunächst  des  Legaten  ist;  es  fehlt  jeder  Hinweis  auf  einen  unmittel- 
baren Zusammenhang  mit  dem  Könige;  insbesondere  sagt  auch  hier  der  Legat 
entsprechend  der  bezüglichen  Formel  der  königlichen  Urkunden:  ita  quod 
quidquidipse  ordinaverit  seu  preceperit,  ita  ratum  et  firmum  hubeatur,  ac 
8i  nos  ore  proprio  fecissemus.  Ist  in  keiner  Bestallungsurkunde  eines  Legaten 
die  Möglichkeit  solcher  Weiterübertragung  der  ihm  verliehenen  Befugnisse 
erwähnt,  so  werden  wir  um  so  bestimmter  annehmen  müssen,  dass  da  die 
dem  römischen  Rechte  entnommene  Anschauung  von  der  Möglichkeit  der 
Uebertragung  der  gesammten  Gewalt  wirksam  war.  Ob  eine  solche  schon 
früher  in  so  bestimmter  Form  üblich  war,  lassen  die  dürftigen  Quellen  nicht 
entscheiden.  Es  wäre  möglich,  dass  damals,  als  der  Kaiser  für  längere  Zeit 
nach  Sizilien  ging,  Verfügungen  getroffen  wurden,  bei  welchen  jene  Auflassung 
auch  desshalb  zu  bestimmterer  Geltung  gelangte,  weil  sie  den  damaligen  Ver- 
hältnissen besonders  entsprach.  Während  der  Kaiser  selbst  zunächst  Sizilien 
regierte,  wird  dem  Generallegaten  für  Italien  eine  selbstständigere  Stellung 
zugedacht  sein,  wie  sie  ja  auch  in  Deutschland  die  vormuudschaftliche  Regie- 
rung einnahm,  und  der  es  dann  allerdings  entsprach,  wenn  auch  die  Gewalt 
der  Provinzialbeamten  vom  Legaten  übertragen  wurde.  Der  Titel  des  Vikar 
wird  hier  nicht  angewandt;  auch  Eberhard  selbst  nennt  sich  1242  Mai,  wo  er 
zu  S.  Miniato  zu  Gerichte  sitzt,  in  Tuscia  d.  imperatoris  ac  d.  cancellarii 
nuntiu8  et  praeses. 6 

Es  trat  dann  die  früher  besprochene  Theilung  der  Legation  Italiens  ein, 
wonach  Tuszien  eigene  Legaten  hatte7,  woraus  sich  erklärt,  dass  Vikare  zu- 
nächst nicht  genannt  werden.  Die  häufige  Verwendung  des  Legaten  Reinald 
in  allgemeineren  Angelegenheiten  wird  dann  wieder  zur  Aufstellung  von  Vi- 
karen geführt  haben.  Der  erste  von  diesen,  RudolfvonS.  Miniato,  er- 


5.  Huillard  2,  115.     6.  Zaccharia  Anecd.  356.      7.  Vgl.  §  286. 
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scheint  nun  allerdings  nach  der  einzigen  von  ihm  bekannten  Urkunde  lediglich 
als  Vertreter  des  Kaisers,  indem  er  1226  Mai  6  zu  S.  Quirico  als  Vicariua 
in  Thuscia  pro  d.  imperatore  den  Unterwerfungsvertrag  eines  Klosters  unter 
Siena  vice  et  nomine  d.  imperatoris  bestätigt.8  Um  so  schärfer  tritt  dann 
die  nähere  Beziehung  zum  Legaten  trotz  unmittelbarer  Ernennung  durch  den 
Kaiser  hervor,  wenn  dieser  1226  Mai  20  den  Bertold  von  Urs  1  i ngeu 
Bruder  des  Legaten  Reinald  nachTuszien  schickt,  ut  rationes  omnes  imperii 
loco  eiuadem  legati  diligenter  inquirens  reeipiat  fideliter  et  procunf,  und 
befiehlt,  ihm  tanquam  vicario  predicti  legati  fratris  sui  a  nostra  maiestaU 
transmiaao  zu  gehorchen,  da  er  die  Vollmacht  habe  auctorilate  nostra  et 
vice  legati  Bann  und  Strafen  zu  verhängen  pro  rationibus  nostri  imperii 
obtinendis.9  Dieses  Verhältniss  findet  sich  dann  auch  ganz  genau  im  Titel 
wiedergegeben,  wenn  er  noch  1227  Juni  als  Ii.  ducis  fratris  nostri  in  Tusch 
vicarius  a  maiestaU  imperiali  transmissus  einen  Prokurator  zur  Erhebung 
der  Reichssteuer  von  Siena  bestellt.10  Man  hält  sich  da  offenbar  an  Formen, 
welche  man  glaubt,  beachten  zu  müssen,  ohne  dass  abzusehen  wäre,  wie  sie 
auf  Grundlage  der  Reichsverhältuisse  sich  neu  gebildet  haben  sollten ;  gerade 
hier  scheint  sich  wieder  deutlich  zu  ergeben,  dass  man  sich  durch  die  alt- 
römische Form  bestimmen  Hess,  wonach  der  Kaiser  bei  Behinderung  eines 
Provinzialbeamten  demselben  einen  Stellvertreter  bestellte. 1 1  Es  handelt  sich 
bei  Bertold  übrigens  wohl  nicht  um  die  Uebertragung  der  vollen  Gewalt  des 
Legaten,  sondern  zunächst  nur  um  die  Finanzverwaltung,  woraus  sich  erklärt, 
dass  er  noch  fungirt,  als  bereits  ein  anderer  Vikar  ernannt  war. 

Der  Legat  Reinald  ernannte  nämlich  1226  Sept.  27,  als  er  zu  Foegia 
beim  Kaiser  war,  seinen  Neffen  Eberhard  vonEstac  zunächst  zum  Ka- 
stellan von  San  Miniato.  Das  Schreiben,  in  welchem  Reinald  das  den  Be- 
treffenden anzeigt,  ist  das  einzige  mir  bekannte,  in  welchem  die  Befugnisse 
niederer  Provinzialbeamten  bestimmter  angegeben  sind.   Er  soll  das  Amt 
führen  ad  honorem  et fidelitatem  d.  no8tri  imperatoris  et  honorem  noatrwn. 
—  concedeniea  eidem  costellano  auetoritate,  qua  fungimur,  plcnam  pote- 
atatem  et  iurisdictionem  super  omnibus  iustitiis  et  rationibus  imperii  in 
cunetia  locis  predictis  ponendi  et  ord'tnandi  iudiees,  qui  de  quibuslibet  causis 
cognoacant;  ut  etiam  exigat  et  requirat  atque  reeipiat  iustitias,  iura,  ra- 
tiones et  omnes  redditus  imperii  ae  honores,  que  ad  imperium  pertinent  tt 
pertinere  noacuntur  in  omnibus  terria  et  locis  predictis  et  tota  iurisdictions 
oastellani  8.  Miniatis;  ut  etiam  liceat  ei  mutare  per  omnia  loca  predicta 
vicecomites  et  castuldiones  ad  utilitatem  imperii  et  nostram  et  alios  ponere 
ae  locare,  sicut  antiquitus  castellani  s.  Miniatis  faeere  et  exercere  consue- 
verunt.12  Dass  die  Bestellung  ausschliesslich  als  Sache  des  Legaten  ohne 
alle  Einflussnahme  des  Kaisers  betrachtet  wurde,  tritt  hier  besonders  deutlich 
hervor.  Nicht  blos,  dass  die  Bestellung  durch  den  Legaten  vom  Hoflager  des 
aus  erfolgt,  also  kein  Grund  gewesen  wäre,  diesen  zu  übergehen, 


391.]  8.  Mittarelli  Ann.  4,  450.  9.  Huillard  2,  570.  10.  Huill.  3,  15.  11.  Vgl. 
Bethmann  Cirilpr.  2,  112.     12.  Lanii  Mon.  1,  492. 
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wenn  er  überhaupt  noch  solche  Ernennungen  vornahm.  Es  liegt  noch  ein 
Schreiben  des  Kaisers  von  demselben  Tage  vor,  in  welchem  er  den  Betreffen- 
den ganz  einfach  von  der  Ernennung  Kunde  gibt  und  sie  auffordert,  dem  Ka- 
stellan üixta  tenorem  Utterarum  eiusdem  legati  nostri zu  gehorchen;  es  fehlt 
die  leiseste  Andeutung,  dass  er  sich  da  auch  nur  ein  Bestätigungsrecht  zu- 
schreibt. 1 3 

Nicht  lange  nachher,  Nov.  2,  ernennt  dann  Reinald  von  Rom  aus  den 
Eberhard  zu  seinem  Vikar:  ubique  per  Tusciam  super  imperü  negotiis  trac- 
tandis  et  facicndis  sibi  vicem  et  auctoritatem  nosiram  plenius  duximus 
committendam  et  ipsum  vicarium  nostrum  generalem  et  specialem  super 
predictis  omnibus  constituimus  exercendis,  ratum  et  firmum  Jiabentes  quic- 
quid  exinde  duxerit  faciendum;  er  befiehlt,  ihm  tanquam  vicario  nostro  zu 
gehorchen,  und  gewiss  zu  sein,  dass  alles  was  der  Vikar  thun  wird,  tanquam 
a  persona  nostra  factum  et  compositum  atque  gestum  reputabimus  et  fir- 
mum habebimus.u  Eberhard  nennt  sich  1229  mehrfach  d.  R.  ducis  Spoleti 
imperialis  aule  Tuscie  legati  vicarius;  nennt  ihn  der  Kaiser  1230  nur  Ka- 
stellan von  San  Miniato,  so  müssen  seine  Vollmachten  für  ganz  Tuszien  doch 
noch  fortbestanden  haben,  da  von  Lucca  an  ihn  appellirt  wird.15  Er  mag 
dann  in  den  Sturz  Reinalds  verwickelt  worden  sein,  da  wir  seine  Aemter  als- 
bald in  anderer  Hand  finden;  1232  urkundet  ein  Jonas  als  sancti  Miniatis 
castellanus  pro  de  Oebardo  de  Harnestein  sacri  imperü  in  Italia  legato 
atque  eiusdem  domini  vicarm*.16  Es  muss  also  auch  dieser  vom  Legaten 
zum  Kastellan  und  zum  Vikar  bestellt  sein  und  es  scheint  herkömmlich  ge- 
wesen zu  sein,  die  unmittelbare  Verwaltung  von  San  Miniato,  von  altersher 
Mittelpunkt  der  Reichsregierung  Tusziens,  mit  den  ausgedehnteren  Vollmach- 
ten für  das  ganze  Land  zu  verbinden. 

Hier  in  Tuszien,  wo  uns  das  genaueste  Material  vorliegt,  ist  also  gar 
nicht  zu  bezweifeln,  dass  man,  wenn  sich  da  anfangs  auch  noch  Schwankungen 
zeigen,  schliesslich  die  Verfügung  über  die  Provinzialverwaltung  durchaus  als 
Sache  des  Legaten  behandelt  hat,  der  sowohl  die  Beamten  in  einzelnen  Theilen 
der  Provinz  setzt,  als  auch  seine  gesaramte  Gewalt  auf  einen  Vikar  über- 
tragen kann.  Haben  da  im  allgemeinen  altrömische  Anschauungen  zweifellos 
eingewirkt,  so  werden  dieselben  auch  weiter  für  die  Beurtheilung  mancher 
Einzelheiten  massgebend  gewesen  sein.  Im  allgemeinen  ist  die  Machtbefugniss 
des  Vikar  dieselbe,  wie  die  des  Legaten,  welche  ihm  ja  tibertragen  ist.  Ein 
Hauptunterschied  dürfte  darin  liegen,  dass  beim  Legaten  in  dieser  Zeit  die 
Appellation  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist17;  er  nimmt  damit  wesentlich  die 
Stellung  des  inappellabel  römischen  Präfekten  ein.  Beim  Vikar  dagegen  ist 
das  weder  irgendwo  ausdrücklich  gesagt,  noch  wahrscheinlich.  Dann  war  aber 
zweifellos  vom  Vikar  nicht  an  den  Legaten,  sondern  an  den  Kaiser  zu  appel- 

13.  Huillard  2,  678.  Von  dem  was  Winkelmann  1,  218  bezüglich  der  Zeit  bemerkt,  ist 
richtig,  das«  Böhmer  Reg.  Frid.  nr.  614  und  629  ein  und  dieselbe  Urkunde  sind;  die  wei- 
teren Schwierigkeiten,  welche  er  hervorhebt,  stützen  sich  aber  lediglich  auf  sein  Versehen, 
die  kaiserliche  Bestätigung  auf  die  Ernennung  zum  Vikar,  statt  zum  Kastellan  zu  beziehen. 

14.  Huillard  2,  686.     15.  Huill.  3,  199.     16.  Huill.  4,  366.     17.  Vgl.  §  291. 
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liren,  wie  das  auch  bei  den  römischen  Vikaren  der  Fall  war.  Ist  deren  Stel- 
lung zum  Präfekten  auch  eine  vielfach  andere,  insbesondere  sclbstständigere18, 
so  mag  das  nicht  ausgeschlossen  haben,  dass  sie  für  die  Beurtheilung  der 
Stellung  der  Vikare  der  Legaten  vielfach  die  Nonn  abgegeben  hat.  Und  auch 
altgesehen  davon,  ergab  sich  die  Appellation  vom  Vikar  an  den  Kaiser  schon 
aus  dein  allgemeinen  Grundsatze,  dass  derjenige,  welcher  mandirte  Jurisdik- 
tion übt,  keine  eigene  Instanz  bildet,  also  auch  nicht  von  ihm  an  den  Voll- 
machtgeber appellirt  werden  kann.  Aus  Tuszien  wüsste  ich  in  dieser  Richtung 
nur  etwa  anzuführen,  dass  man  sich  wegen  nicht  erfolgter  Exekution  eines 
»Spruehes  des  Vikar  an  den  Kaiser  wandte. 19  In  Oberitalien  dagegen  finden 
wir  einen  Fall,  dass  vom  Spruche  eines  Delegirten  des  Bischofs  von  Mantua, 
aui  tunc  temporis  in  Italia  meem  lepati  perebat,  nicht  an  den  Legaten,  son- 
dern an  den  Kaiser  appellirt  wird.20 

395.  —  Was  uns  über  die  Verwaltung  der  andern  Reichslande  bekannt 
ist,  entspricht  durchweg  den  Verhältnissen  in  Tuszien.  Das  Herzogtbum 
Spoleto  und  die  Mark  Ancona  waren  an  die  Kirche  abgetreten;  wäh- 
rend der  kurzen  Zeit  ihrer  ersten  Zurücknahme  unterstanden  sie  Reinald 
von  Spoleto  als  Legaten. 1  Ueber  Vikare,  welche  er  in  dieser  Zeit  etwa  be- 
stellte, ist  uns  genaueres  nicht  bekannt.2  Die  Unternehmungen  in  der  Mark 
leitete  anfangs  1228  sein  Bruder  Berthold,  im  Ilerzogthume  Konrad  von 
Lützelhard,  wohl  ein  Sohn  des  frühern  Markgrafen  von  Ancona3;  er  wird  als 
Nuntius  imperatoris  bezeichnet4,  was  doch  wohl  um  so  sicherer  auf  Ueber- 
tragung  durch  den  Legaten  zurückzuführen  sein  wird,  als  der  Kaiser  im  Mor- 
genlande war.  Konrad  ist  danu  noch  1229  März  bei  Reinald  in  der  Mark, 
scheint  dann  aber  zum  Verräther  geworden  und  zum  Pabste  übergetreten 
zu  sein.5 

3%.  —  Bezüglich  der  Roraagna  führten  wir  bereits  aus,  dass  dieselbe 
nicht  als  an  die  Kirche  abgetreten  betrachtet  wurde,  sondern  im  unangefoch- 
tenen Besitze  des  Reiches  blieb  *,  wie  sich  das  auch  insbesondere  daraus  er- 
gibt, dass  wir  sie  fortwährend  durch  Reichsbeamte  verwaltet  finden.  Werden 
solche  bis  1220  nicht  genannt,  so  hat  damals  der  Legat  Konrad  schon  vor 
Ankunft  des  Königs  die  Verwaltung  in  früherer  Weise  wieder  geordnet.  Hu- 
golin  deJuliano  aus  Parma  heisst  schon  Aug.  16,  wo  ihm  als  Boten  des 
Legaten  von  Bologna  die  Grafschaft  Imola  zurückgestellt  wird,  Comes  et 
rector  Romanie.2  Im  September  auf  einein  Tage  zu  Imola,  zu  welchem  alle 
Grosse  des  Landes  entboten  waren,  bestimmt  der  Legat,  dass  Hugolin  esset 
comes  de  Romania  per  annos  Septem  de  voluntate  repis,  et  potestas  R*i- 
vennae,  Cerviae  et  JJrettonorii  per  annos  duos;  er  Hess  dann  von  ihm  den 


39  i]  18.  Vgl.  Bethmanu  Cirilpr.  3,  55.      19.  Huillard  3,  199.     20.  Haillard  2,  640. 

395,  _  1.  Vgl.  §  286  n.  15;  §  380  n.  2.        2.  Compagnoni  100  nennt  als  Vikar« 
im  Herzogthume  und  der  Mark  1229  den  Grafen  Richard  ton  Caserta  und  Jakob  Morra;  ei 
liegt  da  gewiss  eine  Verwechslung  mit  spätem  Zeiten  zu  Grunde,  wo  beide  als  General 
▼ikare  genannt  werden.       8.  Vgl.  Böhmer  Acta  634.       4.  Vita  Gregorii,  Script  It.  3b, 
677.     5.  Huillard  3,  115.  5,  915;  Böhmer  Acta  266. 

396.  —  1.  Vgl.  §  383.     2.  Savioli  2,  441. 
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Treuschwur  für  Faenza  einnehmen. 3  Hier  wird  allerdings  auf  Verfügung  des 
Königs  hingewiesen,  sei  es  dass  dieser  inzwischen  den  zunächst  vom  Legaten 
aus  eigener  Macht  bestellten  Grafen  bestätigte,  oder  es  sich  zu  Imola  nur  um 
eine  feierliche  Verkündung  der  früheren  Ernennung  handelte.  Graf  der  Ro- 
magna  heisst  Ilugolin  auch  in  einem  Schreiben,  worin  ihm  der  Kaiser  Dez.  5 
befahl,  gegen  die  Leute  von  Castronovo  vorzugehen,  wenn  sie  sich  weigerten, 
ihrem  Grafen  Hubert  zu  huldigen4;  in  derselben  Sache  schreibt  ihm  dann 
noch  1221  Jan.  29  der  Legat.5  Nicht  lange  nachher  muss  er  in  Ungnade 
gefallen  sein,  da  statt  seiner  ein  anderer  Graf  gesetzt  wird;  er  ist  dann  noch 
in  demselben  Jahre  anscheinend  zu  Ravenna  ermordet. 6 

Im  Juni  1221,  als  kein  Legat  in  Italien  war,  verlieh  der  Kaiser  unter 
Widerruf  der  Bestellung  des  Hugolin  die  Grafschaft  Romagna  dem  Grafen 
Gotfrid  vonBlandrate,  und  zwar  auf  unbestimmte  Zeit,  donee  noatro 
placuerit  beneplacito  et  voluntati;  nach  Aufzählung  einzelner  Befugnisse, 
insbesondere  der  hohen  Gerichtsbarkeit,  fügt  der  Kaiser  hinzu,  er  dürfe  omnia 
alia  faeere  et  exercere  in  ipso  comitatu,  que  noa  et  Imperium  exercere  pos- 
aemus,  und  fordert  die  Einwohner  auf,  ihm  tanqnam  peraone  noatre  zu  ge- 
horchen.' Die  Stellung  ist  also  wesentlich  die  eines  vom  Kaiser  bestellten 
Reichsboten,  ähnlich  wie  1220  die  Eberhards  von  Lautern  in  Tuszien8,  nur 
dass  hier  der  hergebrachte  Grafentitel  beibehalten  wurde;  auf  seine  missa- 
tischen  Befugnisse  wird  auch  wohl  ausdrücklich  hingewiesen.9 

Bei  ihm  zeigte  sich  nun  deutlich,  wie  bedenklich  es  war,  die  volle  Uebung 
der  Machtbefugnisse  des  Reichs  jemandem  anzuvertrauen,  von  dem  man  nicht 
durchaus  überzeugt  sein  durfte,  dass  er  nur  das  Interesse  des  Reichs  im  Auge 
haben  werde,  wie  nothwendig  es  zugleich  war,  dass  die  Abhängigkeit  der  Pro- 
vinzialbeamten  eine  fest  geregelte  war.  Wie  früher  so  oft10,  war  es  auch  jetzt 
wieder  Aufgabe  des  Reichs  gewesen,  Imola  gegen  die  mächtigen  Nachbarstädte 
in  Schutz  zu  nehmen.  Von  Bologna  und  Faenza  bedrängt  scheint  die  Stadt 
sich  1219  zunächst  an  den  König  gewandt  zu  haben,  der  ihr  im  Februar  die 
Unabhängigkeit  von  Stadt  und  Grafschaft  neuerdings  verbrieft;  im  März 
wendet  sich  die  Stadt  dann  auch  an  den  Pabst,  sich  darauf  berufend,  dass  sie 
unter  besonderem  Schutze  der  Kirche  stehe;  als  im  Mai  Boten  des  Königs 
von  Bologna  Herausgabe  der  Grafschaft  verlangen,  wird  das  abgeschlagen.11 
Erst  der  Legat  Konrad  erwirkte  dieselbe  122012,  scheint  sich  auch  sonst  der 
Stadt  eifrig  angenommen  zu  haben,  indem  er  Streitigkeiten  mit  Faenza  zu 
Gunsten  derselben  entscheidet13,  während  dann  Faenza  anscheinend  wegen 
Widersetzlichkeit  gegen  seinen  Spruch  in  den  Reichsbann  verfällt.  Nun  nah- 
men aber  auch  die  von  Imola  ihre  alten  Plane  auf  Castel  Imolese  wieder  auf; 
1221  Jan.  26  willigten  die  Bewohner  in  Uebersiedlung  nach  Imola  und  Zer- 
störung des  Kastells;  es  scheint  aber  eine  Gegenpartei  bestanden  zu  haben, 


8.  Tolosanns,  Mittarelli  Acc.  159;  Tgl.  §  384  n.  8.  4.  üngodr.;  vgl.  Huillard  2,  74. 
5.  Huillard  2,  75.     6.  Huillard  2,  217.     7.  Huillard  2,  186.  188.     8.  Vgl.  §  394  n.  2. 

9.  Vgl.  §  321  n.  12.  10.  Vgl.  §  306;  §  328  n.  22.  11.  Savioli  2,  398.  401.  405. 
12.  Vgl.  §  283  n.  12.     18.  Böhmer  Acta  245;  Huillard  1,  844. 
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welche  sich  an  Bologna  wandte.  Dieses  tritt  dort  nun  als  Wahrer  der  Rechte 
des  Reichs  auf,  indem  es  im  Juni  die  Bewohner  verpflichtet,  das  Kastell  und 
die  dortigen  Reichsrechte  zu  wahren  und  dort  ohne  Bewilligung  des  Podesta 
von  Bologna  keine  Aenderung  vorzunehmen,  es  sei  denn  mit  Willen  des  Kai- 
sers oder  seines  Boten. 14  Höchstwahrscheinlich  konnte  sich  dabei  Bologna 
auf  ausdrückliche  Verfügungen  K.  Otto's  berufen15  und  suchte  das  zu  be- 
nutzen, um  unter  dem  Scheine  eines  Einschreitens  für  das  Reich  seine  alten 
Plane  auf  Imola  wieder  aufzunehmen. 

Dass  nun  aber  der  Reichsgraf  sich  willig  finden  Hess,  darauf  unmittelbar 
einzugehen,  ist  doch  schwer  zu  erklären,  wenn  es  auch  scheint,  dass  Imola 
sich  wirklich  Verletzungen  des  Reichs  und  zunächst  des  Grafen  zu  Schulden 
kommen  Hess.  Der  Schutz  Imola's  war  hier  traditionelle  Politik  des  Reichs 
gewesen;  die  letzten  Verfugungen  der  Reichsbearaten  hatten  daran  festgehal- 
ten; hatte  sich  Imola,  wie  es  sein  mag,  gegen  Bestimmungen  aus  der  Zeit  K. 
Otto's  Verstössen,  so  lagen  die  Verhältnisse  doch  jetzt  so  wesentlich  anders, 
dass  dem  Boten  des  Reichs  kein  Zweifel  sein  konnte,  dass  er  hier  wenigstens 
nicht  offen  für  die  Gegner,  von  welchen  sogar  Faenza  noch  im  Reichsbanne 
war,  eintreten  durfte.  Das  aber  that  Gotfrid,  und  zwar  sichtlich  ganz  auf 
eigene  Hand,  ohne  alle  Weisungen  des  Kaisers.  Er  schliesst  1222  Jan.  15 
einen  Vertrag  mit  Bologna  und  Faenza,  wonach  er  wie  beide  Städte  mit  ganzer 
Macht  Imola  wegen  der  durch  Zerstörung  des  Kastells  begangenen  Verletzung 
der  Rechte  des  Grafen  und  des  Reichs  bekriegen  sollen;  nach  Unterwerfung 
der  Stadt  soll  das  Kastell  wiederhergestellt  und  der  Hut  von  Bologna  und 
Faenza  übergeben  werden;  Imola  soll  bezüglich  der  eingezogenen  Bewohner 
wieder  auf  den  Fuss  gestellt  werden,  wie  er  war,  ehe  Patriarch  Wolfger  als 
Legat  K.  Otto's  kam;  es  wird  also  da  ausdrücklich  an  die  Zeit  der  grössten 
Machtlosigkeit  des  Reichs  angeknüpft.  Der  Graf  verspricht  weiter,  dass  er 
sich  bemühen  wird,  Faenza  die  Gnade  des  Kaisers  wiederzuschaffen,  dass  er 
insbesondere  dahin  wirken  wird,  dass  der  Kaiser  das  Geschehene  billigt  und 
dessen  Fortgang  nicht  hindert;  salva  in  omnibus  fidelitate  d.  imperatoris  ä 
eins  mandatis,  wie  denn  in  der  ganzen  Urkunde  überaus  viel  von  Kaiser  und 
Reich  die  Rede  ist,  während  man  doch  zu  fühlen  scheint,  dass  man  da  schwer- 
lich im  Sinne  des  Kaisers  vorgehe.  Am  folgenden  Tage  verhängte  dann  der 
Graf,  gestützt  auf  seine  Vollmachten  als  Bote  des  Kaisers,  den  Reichsbann 
über  Imola. 

Einige  Zeit  nachher  ernannte  der  Kaiser  den  Erzbischof  von  Magdeburg 
zum  Legaten  in  Oberitalien  mit  Einschluss  der  Romagna  und  betraute  ihn 
insbesondere  auch  mit  der  Regelung  der  Angelegenheit  von  Imola.  Da  dieses 
sich  den  Geboten  des  Reichs  unterwarf,  befahl  der  Legat  Bologna  und  Faenza 
von  jeder  Feindseligkeit  gegen  Imola  abzustehen;  als  sie  nicht  gehorchten, 
wiederholte  Botschaften  mit  Hohn  abfertigten,  verhängte  er  über  sie  den 
Reichsbann,  welchen  der  Kaiser  1222  Juni  17  bestätigte.  Schon  während 
dieser  Verhandlungen  scheint  der  Graf  eine  zweideutige  Stellung  eingenommen 

398.]  14.  Sarioli  3,  5.  12.  13.     16.  Vgl.  §  369  n.  21. 
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zu  haben.  Später  kann  dann  kein  Zweifel  sein,  dass  er  sich  dem  Legaten,  der 
doch  mit  Zustimmung  des  Kaisers  vorgeht,  nicht  fügt,  sich  aber  dennoch  auf 
seine  Stellung  als  Graf  und  Reichsbote  stützt  und  in  dieser  das  Vorgehen  der 
Städte  unterstützt.  Denn  Sept.  8  unterwirft  sich  Imola  durch  Vertrag  auf  die 
allerhärtesten  Bedingungen,  durch  welches  es  wieder  ziy*  gemeinsamen  Unter- 
thanin  von  Bologna  und  Faenza  wird;  der  Graf  ist  anwesend  und  genehmigt 
den  Vertrag,  seine  Rechte  werden  vorbehalten  und  denen  von  Imola-  auferlegt, 
nt  pro  honore  et  decore  imperü,  imperatoris  et  d.  comitis  pro  hnperio  tü- 
rmt et  lurare  debeant  fidelitatem  d.  comiti,  sicut  ForUvienses,  Cesenates  et 
Ravennatenses  debite  iuraverunt  et  ci  in  omnibm  obedientes  existant.^ 
Ueberdies  überliess  der  Graf  die  Entscheidung  seiner  Streitigkeiten  mit  der 
Stadt  dem  schiedsrichterlichen  Spruche  derPodestaten  von  Bologna  und  Faenza, 
welche  Imola  verurtheilten,  dem  Grafen  zweitausend  Pfund  zu  zahlen.  Man  geht 
offenbar  vor,  als  seien  der  Legat  und  seine  Befehle  gar  nicht  vorhanden  und 
afc  handle  man  nach  wie  vor  im  Einverständnisse  mit  dem  durch  den  Grafen 
vertretenen  Reiche.  Nov.  18  appellirt  der  Podesta  von  Bologna  gegen  jeden 
etwaigen  Befehl  des  Erzbischofs  von  Magdeburg,  den  er  als  Legaten  gar  nicht 
anzuerkennen  scheint,  an  Kaiser  und  Pabst,  und  Nov.  27  wird  ein  Bote  an 
den  Kaiser  geschickt,  um  auseinanderzusetzen,  wie  alles,  was  in  Sachen 
Imola's  geschah,  nur  geschehen  sei  ad  honorem  et  utilitatem  d.  imperatoris 
et  ad  vindicandam  saani  iniuriam  et  de  voluntate  nuncii  sui  comitis  Ro- 
manie.17  Ueber  die  weitere  Entwicklung  dieser  Angelegenheit  fehlen  uns  ge- 
nauere Nachrichten;  vielleicht  gelang  es  dem  Erzbischof,  die  Interessen  der 
herrschenden  Städte  zu  trennen,  da  es  von  Faenza  heisst,  dass  es  1223  den 
Erzbischof  unterstützt  habe. 18  Als  der  Kaiser  1226  in  die  Lombardei  kam, 
standen  Faenza  und  Bologna  in  den  Reihen  seiner  Gegner,  während  er  Imola 
sichtlich  begünstigt;  und  diese  Verhältnisse  haben  zweifellos  vorzugsweise 
dazu  beigetragen,  dass  auch  später  gerade  jene  Städte  durchweg  dem  Kaiser 
gegenüberstehen. 

397.  —  Graf  Gotfrid  wird  in  Folge  seiner  mehr  als  zweideutigen  Stel- 
lung seines  Amtes  entsetzt  sein,  da  er  seit  1222  Nov.  nicht  mehr  als  Graf 
genannt  wird.  Jene  Verhältnisse  gaben  zweifellos  auch  die  Veranlassung,  dass 
der  Legat  Albert  von  Magdeburg  wahrscheinlich  im  Frühjahr  1223 
auch  zum  Grafen  der  Romagna  bestellt  wurde;  er  war,  wie  wir  ßahen,  jeden- 
falls noch  1232  Graf  und  Legat  der  Romagna,  so  dass  das  Amt  vielleicht 
erst  mit  seinem  1233  Okt.  15  erfolgten  Tode  als  erledigt  betrachtet  wurde.1 

16.  Daraus  darf  vielleicht  gefolgert  werden,  dass  Bologna  und  Faenza  dem  Grafen  der  Ro- 
magna nicht  zum  Treuschwur  verpflichtet  waren;  sie  befanden  sich  allerdings  in  einer  Aus- 
nahmestellung, insofern  sie  die  einzigen  StSdto  der  Romagna  waren,  für  welche  der  Kon- 
stanzer  Frieden  galt  Vollständig  von  der  Grafschaft  eximirt  sind  aber  auch  sie  nicht 
gewesen;  gerade  bei  diesen  Ereignissen  tritt  doch  hervor,  dass  sie  sich  als  zum  Amts- 
sprenyel  des  Grafen  gehilrig  betrachten;  und  1251  hat  Faenza  ausdrücklich  anerkannt,  das» 
es  nach  altem,  über  die  Zeiten  K.  Friedrichs  zurückreichenden  Herkommen  dem  Grafen 
der  Romagna  zu  gewissen  Leistungen  verpflichtet  sei;  Fantuzzi  3,  93.  17.  Alle  bezüg- 
lichen Urkunden  bei  Savioli  3,  19-44.  18.  Tolosanus,  Mittarelli  Acc.  166. 
387.  -  1.  Vgl.  §  285. 
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Unter  Albert  können  wir  nun  ganz  entsprechende  Verhältnisse,  wie  wir 
sie  in  Tuszien  fanden,  bestimmter  nachweisen.  Johann  von  Worms,  viel- 
leicht ein  Sohn  des  früher  in  Italien  mehrfach  erwähnten  Hugo  von  Worms2, 
wüd  schon  1223  Aug.  als  Romanie  comes  et  nuntius  d.  Alberti  arcluepis- 
copi  Magdehuraensis  erwähnt3,  heisst  auch  Romanie  comes  pro  Alberto 
archiepiscopo  Maadcburgcnsi*,  in  Briefformeln  schlechtweg  Romaniolae 
comes.5  Er  steht  zweifellos  ganz  in  demselben  Verhältnisse,  wie  die  Vikare 
in  Tuszien;  Albert  hat  ihm  seine  ganze  Gewalt  über  die  Romagna  weiterüber- 
tragen, ein  Verhältniss,  das  sieh  auch  deutlich  darin  ausspricht,  dass  er  1224 
in  Urkunde  des  Erzbischofs  als  loJtannes  de  Varmatia  comes  noster  be- 
zeichnet wird.6  Die  Uebertragung  des  vollen  Amtstitels  auf  den  Vikar  ist 
nicht  ganz  vereinzelt,  da  wir  schon  früher  in  der  Mark  Ancona  einen  Vicaria* 
marchio  fanden.7  Hätte  der  Ausdruck  Vicecomes  nahe  gelegen,  so  wurde  er 
wohl  nicht  angewandt,  weil  man  damit  hier  jetzt  die  Beamten  der  in  der  Ro- 
magna belegenen  einzelnen  Grafschaften  bezeichnete,  für  deren  Uebertragung 
durch  den  Grafen  und  Legaten  wir  gleichfalls  ein  Beispiel  finden.  Albert  über- 
trägt 1223  Juni  4  dem  Hugolinus  und  dem  Henripettus,  Bürgern  von  Rimini, 
vicecomitatum  nosfrum  in  civitate  Ariminensi  mit  Zubehör  zur  Verwaltung; 
beide  werden  dann  bei  ihm  als  vicecomites  nostri  erwähnt;  dass  es  sich  dabei 
um  die  ganze,  von  altersher  dem  Reiche  zustehende8  Grafschaft  handelt,  er- 
gibt sich  daraus,  dass  1223  ein  Delegirter  d.  Trgolini  pafriscivitatis  etHen- 
rigeti  vicecomitum  tocius  comitatus  Ariminensis  urtheilt.9 

Nicht  so  bestimmt,  als  Johann  von  Worms,  wird  sich  Konrad  von 
Hohenlohe  als  Stellvertreter  des  Herzogs  bezeichnen  lassen.  Er  war  mit 
dem  Kaiser  im  Morgenlande;  1229  Apr.  zu  Accon  wird  er  gegen  sechstau- 
send Byzantiner  jährlich  zum  Vasallen  des  Königreichs  Jerusalem  angenom- 
men10, so  dass  damals  sein  Verbleiben  in  Syrien  im  Plane  gelegen  zu  haben 
scheint.  Aber  er  kehrte  mit  dem  Kaiser  zurück,  der  ihm  1229  Dez.  die  sizi- 
lische  Grafschaft  Molise  verlieh;  im  April  1230  führt  er  dann  in  zwei  zu 
Foggia  ausgestellton  Kaiserurkunden  den  Titel  Comes  Romamole. 1 1  Er  scheint 
dann  auch  in  der  Romagna  thätig  gewesen  zu  sein;  1230  Mai  20  zu  Rimini 
schliessen  Ravenna,  Forli  und  Rimini  auf  Befehl  zweier  vom  Kaiser  in  die 
Romagna  geschickter  Boten,  von  denen  der  erstgenannte  Konrad  zu  sein 
scheint,  ein  Bündniss  zur  Verteidigung  der  Ehre  und  der  Rechte  des  Reichs 
in  der  Romagna. 12  Im  Juli  ist  Konrad  beim  Kaiser  zu  S.  Germano,  nun  aber 
wieder  als  Graf  von  Molise  bezeichnet13;  Ende  des  Jahrs  finden  wir  ihn  in 

397.1  2.  Vgl.  §  312  n.  22:  §  371  n.  6.  3.  Huillard  2,  189.  4.  Sarioli  3a.  ia 
5.  Sarti  Bon.  2,219;  Tgl.  Archiv  für  Hohenlohische  Geschichte  2,  219.  6.  Toniiii  3.  434. 
7.  Vgl.  §  371  n.  24.  8.  Vgl.  §  307  n.  8.  9.  Tonini  3,  522.  434.  432.  10.  Künftig 
im  Archiv  für  Hohenlohische  Gesch.  2.  11.  Huillard  3.  171.  180.  187.  12.  Tonini 
3,  470;  es  heisst  hier  Conmdus  dt  Fallim.;  da  die  sonst  bekannten  Daten  nicht  wider- 
sprechen und  ich  nicht  wüsste,  wen  das  sonst  treffen  konnte,  so  ist  doch  wohl  an  K.  von 
Hohenlohe  zu  denken,  da  ja  so  weitgehende  Korruptionen  deutscher  Namen  in  Italien  nicht 
selten  sind.  Doch  bemerke  ich,  dass  1240  ein  FnlUro  de  Falltronibu»  als  Bote  K.  Eniio's 
in  der  Mark  Ancona  erwähnt  wird,  so  dass  es  sich  auch  um  ein  Mitglied  dieses  Geschlechts 
handeln  könnte.      13.  Böhmer  Acta  270. 
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Deutschland,  ohne  dass  er  jetzt  oder  in  den  nächstfolgenden  Jahren  noch 
einen  der  italienischen  Titel  führte. 14  Bei  so  dürftigen  Anhaltspunkten  wird 
sich  seine  Stellung  zu  Albert  schwer  beurtheilen  lassen.  Vielleicht  übte  der 
Kaiser  sein  Recht,  selbst  dem  abwesenden  Legaten  und  Grafen  einen  Stell- 
vertreter zu  ernennen,  wie  wir  dafür  ein  bestimmtes  Zeugniss  in  Tuszien  fan- 
den.15 Möglich  ist  es  aber  auch,  dass  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  Alberts 
vorgegangen  wurde,  der  sich  vielleicht,  obwohl  ich  ein  Zeugniss  dafür  nicht 
kenne,  auf  die  Seite  der  Kirche  gestellt  hatte ;  dem  würde  entsprechen,  dass 
nach  der  Aussöhnung  des  Kaisers  mit  dem  Pabste  Konrad  nicht  mehr  als 
Graf  erscheint. 

Jedenfalls  wurden  1231  und  1232  die  Rechte  des  Erzbischofs  anerkannt 
und  geübt.16  Einen  stellvertretenden  Grafen  scheint  er  jetzt  nicht  gehabt  zu 
haben.  Aber  wir  haben  auch  jetzt  ein  auffallendes  Zeugniss  für  die  Anschauung 
der  Uebertragbarkeit  der  gesararaten  Amtsgewalt.  Der  Erzbischof  schreibt 
1231  oder  1232  denen  von  Rimini,  dass  ihr  Bote  ihm  das  Gerücht  raitge- 
theilt,  quod  cuidam  civi  Veneto  comitatum  Romaniole  concessiaemus  auf 
haberemus  fimnim  propositum  concedendi,  und  gebeten  habe,  die  Grafschaft 
Rimini  unter  gewissen  Bedingungen  der  Stadt  zu  verleihen;  es  sei  das  un- 
richtig, er  habe  comitatum  nostrum  weder  ganz,  noch  theilweise  verliehen, 
noch  beabsichtige  er  das;  denke  er  aber  an  Verleihung  an  einen  Italiener,  so 
werde  er  zunächst  sie  oder  eine  ihnen  genehme  Person  berücksichtigen,  jeden- 
falls nicht  sine  speciali  mandato  d.  imperatoria  vorgehen. 17  Wird  hier  auch 
der  Willen  des  Kaisers  betont,  der  thatsächlich  gewiss  auch  sonst  von  den 
Legaten  bei  Ernennungen  von  Stellvertretern  immer  beachtet  wurde,  so  gibt 
doch  das  Schreiben  den  bestimmtesten  Beweis,  dass  Ernennungen  von  Reichs- 
bearaten  für  den  ganzen  Amtssprengel,  wie  für  einzelne  Grafschaften  zunächst 
durchaus  als  Sache  des  Legaten  betrachtet  wurden. 

Noch  bei  Lebzeiten  Alberts  erscheint  dann  Carnelevari  von  Pavia 
als  de  imperiali  mandato  rector  Romaniole:  da  er  wiederholt  diesen  Titel 
führt,  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  er  vom  Kaiser  selbst  bestellt  war; 
vielleicht  wurde  ihm  der  Grafentitel  mit  Rücksicht  auf  den  Erzbischof  nicht 
gegeben.  Er  schloss  1233  Sept.  22  einen  Vertrag  mit  der  Stadt  Rimini,  wo- 
nach diese  ihm  vice  imperii  die  Grafschaft  Rimini  überlässt,  welche  demnach 
der  Erzbischof  au  die  Stadt  gegeben  haben  dürfte,  wenn  sie  nicht  etwa  von 
dieser  usurpirt  war;  es  wird  weiter  bestimmt,  dass  der  Rektor  einen  Tag  für 
die  ganze  Romagna  halten,  jede  Fehde  abaque  voluntate  et  mandato  d.  im- 
peratoris  vel  eins  nuntii  untersagen  und  die  Uebertreter  requisita  prius 
voluntate  d.  imperaioris  bekriegen  soll,  aecundum  quod  d.  imperatori 
placuerit;  es  scheint  da  doch  schon  die  grössere  UnSelbstständigkeit  der  Pro- 
vinzialbearaten  gegenüber  dem  Kaiser  angedeutet,  wie  sie  später  bestimmter 
hervortritt.  Später  Dez.  6  erklärt  der  Rektor,  dass  das  von  ihm  übernommene 
Schiedsrichteramt  zwischen  Rimini  und  Urbino  an  dem  früheren  Abkommen 


14.  Vgl.  Stllin  2,  556.  15.  Vgl.  S  394  n.  9.  1«.  Vgl.  §  285  n.  12.  17.  To- 
nini  3,  489. 
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nichts  ändern  solle. 18  In  der  Chronik  von  Faenza,  welche  ihn  als  comes  Ro- 
manie  bezeichnet,  wird  dann  zu  1234  gemeldet,  dass  er  den  Streit  jener 
Städte  beilegte.19  Wie  lange  er  das  Amt  bekleidete,  wissen  wir  nicht;  später, 
1239  und  1240,  scheint  er  kaiserlicher  Falkenmeister  gewesen  zu  sein.20 

In  der  Zeit  von  Aug.  1235  bis  Juli  1236  werden  nun  die  Brüder  Got- 
frid  und  Konrad  von  Hohenlohe  mehrfach  als  ComiUe  Romaniole  be- 
zeichnet; möglicherweise  reicht  ihre  Ernennung  weiter  zurück,  da  Konrad 
schon  1234  Sept.  zu  Montefiascone  Comes  heisst,  ein  Titel,  der  von  den  Edel- 
herren  von  Hohenlohe  in  der  Regel  nicht  geführt  wird.21  Auch  war  Konrad 
schon  im  Frühjahr  1235  in  der  Romagna  thätig,  da  die  Chronik  von  Faenza 
meldet,  dass  sich  während  der  Fehde  zwischen  Faenza  und  Forli  Corradus 
comes  de  liomania  in  Forli  einschloss22;  in  dieselbe  Zeit  gehört  wohl  ein 
Brief,  worin  er  als  dei  et  imperatoris  cjratia  comes  Romaniole  Rimini  zur 
Unterstützung  von  Ravenna  auffordert.23  Dass  beide  Brüder  zu  Grafen  be- 
stellt wurden,  hat  wohl  darin  seinen  Grund,  dass  ein  Aufenthalt  bald  des 
einen,  bald  des  andern  in  Italien  vorgesehen  war,  wie  davon  schon  in  einem 
Haus  vertrage  von  1230  die  Rede  war.24  Doch  scheint  keiner  von  ihnen  in 
der  nächsten  Zeit  wieder  nach  Italien  gegangen  zu  sein.  Die  Grafschaft  wurde 
nun  für  sie  durch  Johann  von  Worms  verwaltet;  schon  1235  wird  dieser 
als  Vikar  Konrads  erwähnt;  1236  wird  er  in  der  Chronik  von  Faenza  mehr- 
fach als  Vicariue  Corradi  comitis  de  Romania  genannt,  der  Forli  gegen 
Faenza  vertheidigt.25  Schon  die  Bestellung  eines  Vikar  scheint  darauf  zu 
deuten,  dass  ihnen  kein  Legat  übergeordnet  war;  da  seit  dem  Tode  Albert* 
kein  Legat  für  die  Romagna  mehr  genannt  wird26,  so  dürften  die  Hohenlohe 
dort  in  die  vollen  Machtbefugnisse  Alberts  eingetreten  sein. 

Da  die  Hohenlohe  auch  später  in  bestem  Einvernehmen  mit  dem  Kaiser 
blieben,  so  mag  der  Grund,  dass  sie  seit  1 236  den  Titel  fallen  Hessen,  dem- 
nach wohl  über  die  Grafschaft  anders  verfügt  war,  nur  darin  zu  suchen  sein, 
dass  keiner  nach  Italien  gehen  mochte.  Ein  Graf  scheint  nicht  mehr  bestellt 
zu  sein;  1237  unterstand  die  Romagna  dem  Legaten  Oberitaliens,  Grafen 
Simon  von  Teate27,  und  wurde  durch  einen  Vikar  desselben  verwaltet,  den 
Apulier  Thomas  von  Materia,  der  urkundlich  als  Ravenna*  potestas  et 
vicarius  in  Romaniola  d.  Simonie  comitis  Teatini  in  Italia  eacri  imperii 
lenati  bezeichnet  wird.28  Soll  noch  Graf  Aginulf  von  Modigliana,  der 
Ende  März  1239  von  den  Faentinem  besiegt  und  gefangen  wurde,  Graf  der 
Romaniola  für  den  Kaiser  gewesen  sein,  so  sind  die  Belege  sehr  unsicher; 
auch  wenn  er  das  Land  unter  einem  anderen  Titel  verwaltet  haben  sollte, 


307.1  18.  Tonini  3,  508.  517.  19.  Mittarelli  Acc.  182.  20.  Huillard  5.  635.  834. 
21.  Vgl.  StÄlin  2,  558  ff.  22.  MkUrelli  Acc.  187;  Tgl.  Savioli  3a,  113.  23.  Tonini 
3,  521;  auch  im  Archiv  f.  Hohenloh.  Gesch.  2,  358.  24.  Vgl  Archiv  f.  Hohenl.  Gesch. 
2,  224.  2o.  Mittarelli  Acc.  187.  189.  26.  In  einem  schon  vor  zwei  Jahren  geschrie- 
benen Aufsatze  zur  Gesch.  der  Grafen  der  Romagna.  Archiv  f.  ITohenl.  Gesch.  2,  356,  gab 
ich  irrig  an,  Gerhard  von  Salm  sei  1234  auch  Legat  der  Romagna  gewesen;  es  beruhte  das 
auf  einer  ungenauen  Angabe  über  den  $  285  n.  22  erwähnten  Titel.  27.  Vgl-  §  285 
n.  30.     28.  Fantuzzi  5,  170. 
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würde  es  sehr  begreiflich  sein,  wenn  ihn  spätere  Chronisten  als  Grafen  des- 
selben bezeichneten.29  Jedenfalls  ist  dieses  Wiederaufnehmen  des  früheren 
Titel  nur  ein  vorübergehendes  gewesen.  Die  Verwaltung  Italiens  wurde  jetzt 
anders  geordnet;  der  Grafentitel  verschwindet;  erst  unter  K.  Wilhelm  ist 
wieder  von  einem  Grafen  derRoroagna  die  Rede30,  wie  später  auch  die  Statt- 
halter der  Kirche  den  Titel  beibehalten  haben. 

398.  —  War  in  der  Lombardei  die  Thätigkeit  der  Reichsbearaten 
eine  weniger  regelmässige,  so  treffen  wir  doch  auch  da  dieselbe  Auffassung; 
werden  anfangs  noch  Boten  des  Königs  genannt,  so  finden  wir  später  auch 
hier  Vikare  der  Legaten.  Als  Bote  König  Friedrichs  fordert  Markgraf  Man- 
fred Lancia  1216  Mai  15  den  Podesta  von  Vercelli  auf,  sich  wegen  der 
Zerstörung  von  Casale  zu  rechtfertigen1;  er  hat  dann  später  wegen  dieser 
Sache  den  Bann  gegen  Vercelli  verhängt,  der  1218  vom  Könige  bestätigt 
wird.2  Er  wird  schwerlich  blosser  Bote  für  den  Einzelfall  gewesen  sein,  son- 
dern für  Piemont  oder  Oberlombardien,  welches  sich  jetzt  immer  bestimmter 
als  eigener  Verwaltungssprengel  des  Reichs  herausstellt.  Nahmen  wir  einen 
solchen  schon  im  zwölften  Jahrhunderte  an,  fanden  wir  dann  unter  K.  Otto 
einen  Prokurator  für  Oberlombardien  genannt3,  so  tritt  nun  die  später  mass- 
gebende Bezeichnung  zuerst  hervor,  indem  Boten  vonPavia  aufwärts 
genannt  werden.  Als  solcher  ist  1219  Eberhard  von  Lautern  thätig. 
Apr.  29  gewährte  er  denen  von  Vercelli  eine  eintägige  Frist*zur  Leistung  des 
Treuschwurs4;  Mai  20  befahl  er  als  ei  regis  nuncius  a  Papia  in  sursum 
denen  von  Alba,  keine  Feindseligkeiten  gegen  Asti  zu  unternehmen  und  vor 
seiner  nächst  bevorstehenden  Ankunft  keine  Sühne  zu  schliessen;  wir  erfahren 
dabei,  dass  er  im  Siegel  den  Adler  führte. 5  Er  hat  dann  wegen  Nichteinhal- 
tung seines  Friedensgebotes  Asti  gebannt,  da  dieses  Sept.  4  vom  Könige  ge- 
löst wird.  Auch  zu  Tortona  nahm  er  den  Treuschwur  entgegen  und  traf  dort 
Verfügungen,  welche  der  Kaiser  später  widerrief.6  Auf  seine  damalige  Amts- 
führung wird  es  sich  auch  beziehen,  wenn  1224  erwähnt  wird,  dass  der  Bi- 
schof von  Vercelli  denen  von  Casale  eine  Bannstrafe  auferlegt  hatte,  weil  sie 
ohne  seine  Erlaubniss  dem  Eberhard  den  Treuschwur  geleistet  hatten. 7  Später 
im  Sept.  1220  ist  Eberhard  als  Bote  des  Legaten  in  den  Angelegenheiten  von 
Imola  thätig8  und  wurde  dann  mit  der  Verwaltung  Tusziens  betraut  Als  d. 
imperatorh  nuntius  et  tnissius  a  Papia  sursum  wird  dann  ein  Eingeborner, 
Konrad  von  Castagnole9,  erwähnt,  der  1221  Juli  21  eine  Sache  zwi- 
schen den  Stiftsherrn  von  Casale  und  den  Herren  von  Torcello  entscheidet.10 


29«  Vgl.  Tonduzzi  278,  der  nach  einer  Chronik  von  Cesena  von  ihm  sagt:  ettendo  stato 
dichiarato  eonte  della  Romagna  per  Hrnperio  da  Federieo,  wahrend  er  auch  in  einer  Chronik 
Ton  Faenza  als  comet  Romandiola«  bezeichnet  wird.  In  der  Script  It  14,  1096  gedruckten 
Chronik  Ton  Cesena  aber  sind  wohl  die  sonstigen  Tbatsachen,  nicht  aber  die  Erhebung  zum 
Grafen  der  Romagna  erwähnt      80.  Vgl.  $  383  n.  18. 

396.  -  1.  Mandelli  1,  71  extr.  2.  Bflhmer  Acta  240.  3.  Vgl.  §  304;  §  371 
n.  12.  4.  Handeiii  1,  94  extr.  5.  Böhmer  Acta  826.  6.  Böhmer  Acta  242.  249.  250. 
7.  Iriei  71.  8.  Huillard  1,  844.  9.  de  Castagnoliit ;  ein  Castagnole  liegt  nordöstlich 
▼on  Aati,  ein  anderes  nordOstL  von  Alba,  ein  drittes  südwesü.  von  Turin.  10.  Mon.  patr. 
Script  3,  464, 
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Für  ganz  Oberitalien  scheint  seit  1228  der  Hofvikar  Bischof  Jakob 
von  Turin  bevollmächtigt  gewesen  zu  sein,  welchem  1219  der  Markgraf 
Wilhelm  von  Montferrat  zur  Seite  tritt.  Jakob  scheint  dann  die  Stellung  eines 
Vikar  des  Generallegaten  Konrad  eingenommen  zu  haben,  was  im  Titel  viel- 
leicht nur  desshalb  nicht  bestimmter  hervortritt,  weil  er  den  seines  bedeu- 
tungslos gewordenen  Hofamtes  beibehielt.11  Im  J.  1226  bestätigte  der  Kaiser 
die  Entscheidung  eines  vom  Bischöfe  Heinrich  von  Mantua,  qui  tunc 
temporis  in  Italia  viceni  legati  gerebat,  delegirten  Richters  gegen  Ravenna, 
während  der  Bischof  in  einer  städtischen  Urkunde  über  denselben  Gegenstand 
als  Vicariu8  d.  imperaioris  bezeichnet  ist12;  die  Ausdrücke  werden  doch 
zweifellos  dahin  zu  erklären  sein,  dass  der  Legat  Albert  den  Bischof,  der 
schon  früher  als  Hofvikar  und  Legat  für  Lombardien  verwandt  war13,  zu 
seinem  Vikar  bestellt  hatte.  Für  den  Legaten  Thomas  war  dann  1227  sein 
Sohn  Amadeus  von  Savoien  Vikar,  anscheinend  für  den  ganzen  Umfang 
seines  die  Lombardei  und  Trevisaner  Mark  umfassenden  Legationssprengels, 
während  er  zugleich  insbesondere  mit  der  Verwaltung  von  Savona  betraut 
war. 14  'Und  wieder  fanden  wir  den  Hofrichter  Cyprian  von  Teate  als 
Vikar  des  Legaten  Simon  von  Teate,  denselben  gewiss  nicht  blos  in  der  Po- 
destarie von  Padua,  sondern  wenigstens  in  der  ganzen  Mark  vertretend,  da  er 
auch  an  Treviso  und  Conegliano  Befehle  erlässt15 


399.  —  Die  Provinzial Verwaltung  in  den  späteren  Zeiten 
K.  Friedrichs  II  beruht  auf  ganz  andern  Grundlagen,  als  die  frühere.  Von 
der  bisher  massgebenden  Auffassung,  dass  die  Gewalt  der  Provinzialbeamten 
zunächst  aus  der  des  Legaten  abgeleitet  ist,  sie  zunächst  nur  diesen  unter- 
geordnet seien,  ist  jetzt  nicht  mehr  die  Rede;  formell,  wie  materiell,  steht  die 
Provinzialverwaltung  überall  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  der  Person  de« 
Kaisers,  findet  sie  am  kaiserlichen  Hofe,  nicht  zunächst  beim  Legaten,  ihren 
Mittelpunkt.  Waren  die  Vollmachten  der  früheren  Provinzialbeamten  fast  un- 
beschränkte, so  stossen  wir  nun  überall  auf  Zeugnisse  für  die  grösste  Ab- 
hängigkeit derselben  vom  Kaiser.  Zeigte  sich  bisher  noch  mancher  Anschluss 
an  die  althergebrachten  Titel  und  Formen,  so  hört  das  jetzt  anf,  wir  finden 
neue  Bezeichnungen  und  Einrichtungen.  Waren  bisher  nur  einzelne  Theile  des 
Reichs  ständig  durch  kaiserliche  Beamte  verwaltet,  finden  wir  iu  andern  nur 
ein  zeitweises,  unregelmässiges  und  wenig  wirksames  Eingreifen,  wie  das  die 
in  weitem  Masse  zugelassene  Selbstverwaltung  gestattete,  so  wird  nun  ein  und 
dieselbe  Ordnung  über  das  ganze  Reich  ausgedehnt;  dasselbe  soll  in  allen 
seinen  Theilen  möglichst  gleichförmig  durch  vom  Kaiser  nach  Belieben  gesetzte 
Beamte  regiert  werden.  Liegen  dem  neuen  System  zweifellos  zunächst  die 

398.]  11.  Vgl-  §  189.  12.  Hnillard  2,  640.  641.  Nach  Ughelli  1.  864  wäre  Heinrieh 
nach  einigen  Nachrichten  schon  1220  gestorben;  aber  er  lasst  sich  in  den  Kaiserurkondeo 
bis  1226  Juli  rerfolgen,  HnilL  2,659.  13.  Vgl.  §  187.  14.  Vgl.  §285  n.  20.  15.  Vgl. 
$  285  n.  22.  Ciprian  heisst  in  Urkunden  de  TherL,  bei  Rolandin  de  Thtite  oder  TittL 
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Anschauungen  zu  Grunde,  welche  für  die  Verwaltung  des  sizilischen  König- 
reichs schon  früher  massgebend  waren,  so  sind  nun  auch  die  Werkzeuge, 
deren  sich  der  Kaiser  zur  Durchführung  desselben  in  Italien  bedient,  ganz 
vorwiegend  Sizilianer;  es  zeigt  sich  auch  da  der  bestimmteste  Gegensatz  zum 
bisherigen  Brauche,  Italien  durch  Deutsche  zu  verwalten. 

Wir  werden  das  weiterhin  genauer  auszuführen  und  zu  begründen  haben. 
Der  vorläufige  Hinweis  mag  genügen,  zu  zeigen,  wie  da  der  bestimmteste 
Gegensatz  besteht;  und  da  es  sich  nicht  um  einen  allmähligen  Uebergang 
handelt,  wir  die  neuen  Einrichtungen  in  kurzer  Zeit  nach  ihrem  ersten  Auf- 
treten überall  durchgeführt  finden,  so  ist  kein  Zweifel,  dass  wir  sie  als  eine 
nach  wohlüberdachtem  Plane  ausgeführte  durchgreifende  Umgestaltung 
derVerwaltungltaliens  zu  betrachten  haben.  Hat  dieselbe  bisher  we- 
niger Beachtung  gefunden,  als  die  Einrichtungen,  welche  der  Kaiser  in  seinem 
sizilischen  Erbreiche  traf,  so  liegt  der  Grund  doch  wohl  nur  darin,  dass  die 
Zeugnisse  für  diese  uns  in  den  Quellen  vielfach  unmittelbar  vor  Augen  liegen, 
wir  oft  unmittelbar  nachweisen  können,  wie  und  wann  dieselben  getroffen 
wurden,  während  wir  uns  für  die  entsprechenden  Verhältnisse  Italiens  beim 
Mangel  einer  dieselben  zur  Anschauung  bringenden  Gesetzgebung  fast  nirgends 
auf  unmittelbare  Zeugnisse  stützen,  nur  mittelbar  aus  der  Vergleichung  der 
Masse  der  Einzelthatsachen  auf  das  ihnen  zu  Grunde  liegende  System  zurück- 
schliessen  können.   Diese  versuchte  und  zum  grossen  Theile  durchgeführte 
Neugestaltung  Italiens  erscheint  mir  aber  fast  beachtenswerther  und  für  die 
Beurtheilung  der  Persönlichkeit  des  Kaisers  massgebender,  als  seine  entspre- 
chende Thätigkeit  in  Sizilien.  Hier  war  doch  überall  an  das  Gegebene  anzu- 
knüpfen, dasselbe  nur  weiterzubilden.  Dort  in  Italien  galt  es  ein  System  durch- 
zuführen, welches  im  schärfsten  Gegensatze  zu  den  bisherigen  Verhältnissen 
stand;  es  galt  einen  centralisirten  Beamtenstaat  in  einem  Lande  herzustellen, 
in  welchem  die  kommunale  Selbstverwaltung  zu  vollster  Entwicklung  gelangt, 
für  weite  Landestheile  die  fast  ausschliesslich  massgebende  Form  des  Staats- 
lebens geworden  war,  in  welchem  daneben  die  alten  Feudalgewalten  sich  noch 
vielfach  behauptet  hatten.  Und  wenn  auch  in  manchen  Landestheilen  schon 
lange  die  Verwaltung  durch  Reichsbeamte  durchgeführt  war,  so  trat  doch  auch 
da  wenigstens  die  jetzt  versuchte  Centralisation  in  bestimmten  Gegensatz  zur 
bisherigen  Auffassung,  wonach  gleich  der  Beamte  des  Reichs  in  seinem  Sprengel 
ziemlich  mit  derselben  Unabhängigkeit  schaltete,  wie  früher  der  Feudalherr, 
so  dass  der  früher  betonte  Uebergang  vom  Beamtenstaate  zum  Feudalstaate 
zunächst  wesentlich  nur  darin  seine  Bedeutung  hatte,  dass  es  nicht  mehr  vom 
Erbgange,  sondern  wieder  vom  Ermessen  des  Herrschers  abhing,  wem  er  die 
Verwaltung  der  einzelnen  Landestheile  übertragen  wollte.  Und  nicht  um  all- 
mähligen Uebergang  handelt  es  sich  da,  wie  wir  ihn  sonst  im  Staatsleben  des 
christlichen  Abendlandes  finden,  dem  der  bewusste  Bruch  mit  dem  Gegebenen 
fast  ganz  fremd  ist,  wo  es  oft  Jahrhunderte  dauert,  bis  die  den  Mitlebenden 
gar  nicht  zum  Bewusstsein  kommende  Verdrängung  eines  früher  massgeben- 
den Systems  durch  ein  neues  erfolgt  ist;  in  kürzester  Frist  wurde  eine  Umge- 
staltung durchgeführt,  für  welche  es  in  der  bisherigen  Gestaltung  des  italie- 
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nischen  Staatslebens  fast  an  jedem  Anknüpfungspunkte  fehlte.  Und  wird  man 
nicht  gerade  sagen  können,  dass  das  neue  System  vom  Kaiser  erdacht  sei, 
hatte  sich  dieses  auch  allmählig  im  Anschlüsse  an  normannisches  Staatswesen 
im  sizilischen  Königreiche  entwickelt,  dort  nur  seine  letzte  Ausbildung  dem 
Kaiser  verdankend,  so  steht  jedenfalls  der  Versuch,  dasselbe  auf  ein  anderes, 
der  Vorbereitung  und  der  nöthigen  Vorbedingungen  entbehrendes  Land  zu 
übertragen,  ganz  vereiozelt  in  der  Geschichte  jener  Zeit,  wenn  wir  absehen 
von  der  Verpflanzung  des  abendländischen  Feudalwesens  in  die  christlichen 
Staaten  des  Orients,  welche  doch  unter  wesentlich  anderen  Verhältnissen 
erfolgte. 

400.  —  Wenn  wir  auf  den  Zusammenhang  mit  den  Einrichtungen  des 
sizilischen  Königreiches  hinwiesen,  so  soll  damit  keineswegs  gesagt  sein,  dass 
es  sich  einfach  darum  handelte,  diese  auf  Italien  zu  übertragen ;  eher  scheint 
es,  dass  die  Neugestaltung  Italiens  auch  Aenderungen  in  der  Verfassung  des 
Königreichs  zur  Folge  hatte.  Der  ganze  Zusammenhang  wird  vielmehr  wesent- 
lich darauf  zu  beschränken  sein,  dass,  als  sich  fiir  den  Kaiser  die  Notwen- 
digkeit ergab,  zunächst  die  Verwaltung  einzelner  Theile  Italiens  mit  ganz  freier 
Hand  neu  zu  ordnen,  es  wohl  in  der  Natur  der  Sache  lag,  dass  ihm  dafür  die 
Stellung,  welche  er  als  Herrscher  in  seinem  Erbkönigthume  einnahm,  die  For- 
men der  Herrschaft,  an  welche  er  sich  dort  gewöhnt  hatte,  vorzugsweise 
massgebend  sein  mussten. 

Was  nämlich  Veranlassung  und  Zeit  der  Umgestaltung  be- 
trifft, so  sind  wir  aufs  bestimmteste  auf  die  Erfolge  hingewiesen,  welche  der 
Kaiser  1236  und  1237  in  Oberitalien  errang.  Dieses  war  bisher  der  unmittel- 
baren Herrschaft  des  Kaisers  so  gut  wie  entzogen.  Es  stand  unter  Herrschaft 
der  städtischen  Gemeinden,  der  Feudalgewalten,  welche  sich  behauptet  hatten, 
und  neuaufstrebender  Dynastengeschlechter.  Von  einer  Thätigkeit  von  Reichs- 
beamten war  hier  denn  auch  nur  wenig  zu  melden.  Wohl  stand  ein  grosser 
Theil  des  Landes  auf  Seiten  des  Kaisers ;  aber  auch  da  war  man  kaum  ge- 
willt, kaiserlichen  Beamten  grösseren  Einfluss  zu  gestatten.  Die  Partei  des 
Bundes  stand  dem  Kaiser  aufs  bestimmteste  gegenüber;  wiederholt  der  Acht 
des  Reichs  verfallen,  konnte  es  sich  für  den  Kaiser  nur  darum  handeln,  ob  er 
die  Macht  hatte,  feindlich  gegen  sie  vorzugehen.  In  den  Jahren  1226  und 
1232  war  er  dazu  vorzugsweise  desshalb  nicht  im  Stande,  weil  es  ihm  nicht 
gelang,  deutsche  Truppen  heranzuziehen.  Da  wurde  nun  der  spätere  Erfolg 
dadurch  vorbereitet,  dass  1232  Ezelin  zum  Kaiser  übertrat  und  damit  Ve- 
rona, welches  den  Zugang  von  Deutschland  her  beherrschte,  gewonnen  und 
mit  deutschen  Truppen  besetzt  wurde.  Weiter  war  es  dann  der  für  den  Kaiser 
so  überaus  günstige  Ausgang  der  Empörung  K.  Heinrichs  1235,  welcher  ihm 
freie  Hand  zum  Kriege  gegen  die  Lombarden  gab. 

Hatte  der  Kaiser  da  Erfolg,  so  warf  sich  die  Frage  auf,  wie  der  Sieg 
von  ihm  zu  benutzen  war.  Der  Selbstständigkeit  der  Städte  und  Herren  über- 
haupt ein  Ende  zu  machen,  das  Land  in  sizilischer  Weise  einfach  durch  von 
ihm  gesetzte  Beamte  regieren  zu  lassen,  daran  hat  der  Kaiser  wohl  von  vorn- 
herein kaum  gedacht;  es  hätte  das  ja  auch  seine  Bündner  getroffen,  welche  zu 


Umgestaltung  der  Verwaltung  Italiens.  Veranlassung  und  Zeit.  495 

schonen  er  alle  Ursache  hatte.  Gelang  es  ihm  aber,  Gegner  zu  unterwerfen, 
so  raussten  da  neue  Einrichtungen  getroffen  werden.  Niemand  konnte  da  er- 
warten, dass  der  Kaiser  sich  begnügen  werde,  sie  zum  Gehorsam  zurückzu- 
führen, ihnen  übrigens  die  bisherige  Selbstständigkeit  zu  belassen.  Diese  hatte 
ihren  Rechtsgrund  ganz  überwiegend  im  Konstanzer  Frieden.  Der  Kaiser  war 
durchaus  berechtigt,  diesen  nicht  mehr  anzuerkennen;  er  war  ein  Privileg,  das 
mit  der  Verhängung  des  Reichsbannes  hinfallig  geworden  war1,  wo  es  beim 
Kaiser  stand,  ob  er  es  nach  erfolgter  Unterwerfung  im  Gnadenwege  wieder- 
herstellen wollte.  Daran  war  um  so  weniger  zu  denken,  als  der  Kaiser  den 
Frieden  nicht  blos  als  verwirkt,  sondern  als  an  und  für  sich  unverbindlich 
betrachtete,  tanquam  factam  in  evidma  preiudicium  iuris  et  fionoria  im- 
perii.2  Er  stellt  sich  da  auf  denselben  Standpunkt,  wie  ihn  K.  Friedrich  I  im 
Anfange  seiner  Regierung  einnahm,  auf  den  der  Geltendmachung  unveräusser- 
licher Hoheitsrechte  des  Reichs;  und  wie  dieser  begnügt  er  sich  nicht,  die- 
selben als  vom  Reiche  übertragen  anerkannt  zu  sehen,  er  will  sie  unmittelbar 
durch  seine  Beamte  üben. 

In  der  Weiterentwicklung  ergibt  sich  dann  der  bestimmteste  Gegensatz. 
K.  Friedrich  I  sucht  zunächst  ohne  Freund  und  Feind  zu  scheiden  die  Ver- 
waltung durch  kaiserliche  Beamte  in  milderer  Form  durchzuführen,  geht  danu 
aber  davon  ab,  indem  er  auf  der  einen  Seite  grössere  Selbstständigkeit  ge- 
währt, dafür  auf  der  anderen  zu  strengeren  Formen  greift. 3  K.  Friedrich  II 
macht  jenen  Standpunkt  zunächst  nur  den  Gegnern  gegenüber  mit  aller  Schärfe 
geltend,  wo  die  ganze  Lage  der  Verhältnisse  mit  Bestimmtheit  darauf  hinwies. 
Hatte  er  hier  ganz  freie  nand,  so  ist  es  natürlich,  wenn  er  von  Sizilien  her 
an  unumschränkte,  durch  keine  Sonderrechte  beengte  Regierung  gewöhnt, 
jenen  einfachen  Staatsgedanken  zu  verwirklichen  sucht,  welcher  lediglich  einen 
befehlenden  Herrscher  auf  der  einen  und  gehorchende  Unterthanen  auf  der 
andern  Seite  kennt.  Wir  dürfen  da  nicht  blos  aus  den  Thaten  auf  den  Ge- 
danken zurückschliessen.  Deu  Lombarden  gegenüber  hat  er  ihn  oft  genug 
ausgesprochen;  er  bezeichnet  es  als  sein  Ziel,  dieselben  redditia  noatria  et 
imperii  iuribua  zu  solchem  Gehorsam  zu  bringen,  quemadmodum  nobia  et 
aliia  terre  repibus  et  principibua  aubditi  nostri  deaerriunl;  er  spricht  bei 
Erzählung  der  Verhandlungen  mit  ihnen  von  der  iuriadictio,  quam  noa  aim- 
pliciter,  aieut  quilibet  rex  in  terra  aua,  falbere  vokbamus.*  Er  hält  sich 
offenbar  berechtigt,  das  überall  anzusprechen,  was  ihm  in  seinem  Erbreiche 
zustand.  Das  sind  nun  aber  ganz  allgemeine  Forderungen,  welche  mit  der  be- 
sondern Stellung  unterworfenen  Rebellen  gegenüber  nichts  zu  schaffen  haben. 
Ging  der  Kaiser  einmal  davon  aus,  so  fanden  sie  überall  ihre  Geltung.  Mag 
er  sie  sich  selbst  wenigstens  in  Beziehung  auf  italienische  Verhältnisse  erst 
bestimmter  formulirt  haben,  als  er  sich  über  die  Stellung  klar  werden  musste, 
welche  er  den  zu  unterwerfenden  Lombarden  gegenüber  einnehmen  solle,  so 
ist  es  begreiflich,  dass  ihm  dieselben  nun  auch  als  Massstab  für  die  Beurthei- 


400.  -  1.  Vgl.  §  104.       2.  Huillard  6,  217.       8.  Vgl.  §  294  ff.      4.  Huillard 
6,  258.  217. 
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hing  seiner  Stellung  im  italienischen  Königreiche  überhaupt  dienten.  In  die 
Angelegenheiten  desselben  hatte  er  bisher  wenig  eingegriffen ;  eine  bestimmtere 
Ordnung  der  Verwaltung  desselben  musste  an  und  für  sich  als  Bedürfniss 
erscheinen.  Und  dann  lag  freilich  nichts  näher,  als  dass  er  Anordnungen, 
welche  von  jenem  Gesichtspunkte  aus  zunächst  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
unterworfenen  Lombarden  getroffen  waren,  nun  auch  auf  die  andern  Reichs- 
theile  ausdehnte,  dass  er  das,  was  anfangs  nur  als  Ausnahmsraassregel  be- 
trachtet werden  mochte,  nun  als  Regel  festzuhalten  und  die  ganze  Verwaltung 
des  Reichs  dem  entsprechend  umzugestalten  suchte. 

401.  —  Diese  Auffassung,  wonach  allerdings  der  leitende  Gesichtspunkt 
der  neuen  Einrichtungen  wesentlich  den  sizilischen  Verhältnissen  entnommen 
ist,  die  bestimmtere  Gestaltung  aber  sich  aus  den  Anordnungen  ergab,  welche 
zunächst  nur  bezüglich  der  unterworfenen  lorabardischen  Städte  getroffen 
wurden,  bestätigt  sich,  wenn  wir  die  Anfänge  der  neuen  Einrichtungen 
genauer  ins  Auge  fassen,  insbesondere  auch  beachten,  wann  die  mit  denselben 
später  allgemein  verbundenen  Titel  zuerst  erwähnt  werden.  Es  ergibt  sich  da 
offenbar  der  engste  Zusammenhang  mit  dem  Vorschreiten  der  Untersuchungen 
gegen  die  Lombarden. 

Der  Haupterfolg  des  ersten  Feldzugs  1236  war  die  Unterwerfung  von 
Vicenza.  Dasselbe  wird  einem  kaiserlichen  Beamten  unterstellt,  der  hier  zuerst 
in  Italien,  so  weit  ich  sehe,  den  Titel  Kapitän  führt,  der  dann  bald  allge- 
meinste Anwendung  findet.  Maurisius  sagt,  dass  er  den  Ritter  Wilhelm  Vis- 
dominus  aus  Mantua  pro  rectore  et  capitaneo  setzte;  er  heisst  urkundlich 
Capitaneus  communis  Vincencie  pro  d.  imperatore,  in  Kaiserurkunden 
schlechtweg  Capitaneus  Vicentie. 1  Der  nächste  bedeutende  Erfolg  in  Abwe- 
senheit des  Kaisers  ist  dann  die  Unterwerfung  von  Padua  1237  Febr.  durch 
Gebhard  von  Arnstein  und  Ezelin,  welcher  die  von  Treviso  folgt,  womit  die 
Unterwerfung  der  Mark  wesentlich  vollendet  war.  liier  scheint  sich  zu  erge- 
ben, dass  festere  Formen  für  die  neu  zu  gestaltende  Verwaltung  noch  nicht 
bestehen.  Zu  Padua  wird  die  Wahl  eines  Podesta  dem  Ezelin  überlassen,  der 
den  Grafen  Simon  vonTeate  dazu  bestellt;  den  spätem  Verhältnissen  schliesst 
sich  das  in  so  weit  näher  an,  als  fernerhin  auch  die  vom  Kaiser  selbst  ge- 
setzten Beamten  vielfach  den  Podestatentitel  beibehalten.  Von  Treviso  heisst 
es  nur,  dass  dort  ein  Nuntius  des  Kaisers  bestellt  wurde.2  Wäre  die  Nach- 
richt genau,  dass  Simon  zugleich  zum  Vikar  des  Kaisers  für  die  ganze  Mark 
bestellt  wurde,  so  könnte  man  darin  den  Ausgang  für  die  spätere  Stellung  der 
Generalvikare  finden;  er  mag  aber  schon  früher  vom  Kaiser  bevollmächtigt 
gewesen  sein;  jedenfalls  ist  da  der  Anschluss  noch  in  der  früher  üblichen  Be- 
stellung von  Legaten  für  einzelne  Reichstheile  zu  suchen,  wie  er  auch  urkund- 
lich noch  den  Titel  eines  Legaten  führt.3 

Auf  dem  Feldzuge  des  Kaisers  1237  war  der  erste  grosse  Erfolg  der 
Abfall  Mantua's  vom  Bunde.  Man  sieht  da,  dass  der  Kaiser  bei  rechtzeitiger 


401.  —  1.  Verci  Ecel.  3,  263.  Huillard  5,  122.  123.        2.  Vgl.  Rolandin.  Mou. 
Genn.  19,  64.  Maurisius  Script.  Bruns*.  2,  46.     3.  Vgl.  §  285  n.  27  ff. 


Anfange  der  neuen  Einrichtungen.  497 

i 

Unterwerfung  die  Annahme  eines  Kapitän  nocli  nicht  verlangt;  Okt.  1  werden 
der  Stadt  unter  Lösung  vom  Banne  nicht  blos  alle  Freiheiten  im  allgemeinen 
zugesichert,  sondern  es  heisst  auch  ausdrücklich:  eis  libere  liceat,  quemeun- 
que  voluerint  eligere  et  reeipere  in  potestatem  seu  eciam  in  rectorem,  dum 
tarnen  non  inimicum  nostrum  rel  de  ciritate  nostre  excellencie  inimica*;  es 
wird  sichtlich  besonderes  Gewicht  auf  den  Punkt  gelegt,  man  erwartet,  dass 
der  Kaiser  den  unterworfenen  .Städten  die  Selbstverwaltung  entziehen  wird. 
Das  zeigt  sich  denn  auch  nach  dem  Siege  von  Cortenuova,  Nov.  27.  Ueber 
die  Verhandlungen  nach  demselben  schreibt  dt-r  Kaiser,  wie  schon  bemerkt, 
dass  er  die  Uebung  der  Gerichtsbarkeit  schlechtweg,  wie  sie  jedem  Könige 
zustehe,  verlangt  habe,  dass  insbesondere  die  Mailänder  sich  bereits  einver- 
standen erklärt  hatten,  reeipere  capitaneum  a  nobis,  quem  eis  dare  vellemus 
et  ibidem  ad  nostram  voluntatem  dimittere,  qui  iurisdictionem  et  merum 
imperium  in  civitate  Mediolanensium  et  eius  districtu  pro  parte  nostra  et 
imperii  exerceret. 5 

Nach  der  Unterwerfung  von  Lodi  folgt  dann  in  den  ersten  Monaten  12.18 
die  vollständige  Unterwerfung  von  Piemont.  Da  haben  wir  nun  urkundliche 
Zeugnisse,  wie  die  Orte  sich  zum  Verzichte  auf  die  bisherige  Selbstverwaltung 
und  zur  Annahme  eines  kaiserlichen  Kapitän  verpflichten  müssen.  Im  März 
unterstellen  sich  die  von  Chieri  dem  Schutze  des  Kaisers,  indem  sie  alle  IJo- 
heitsrechte  in  die  Hände  des  Reichs  resigniren;  der  Kaiser  bestätigt  ihnen 
ihre  Gewohnheiten  und  sichert  ihnen  zu,  dass  sie,  wie  früher  vor  dem  Podesta, 
jetzt  nur  belangt  werden  sollen  in  curia  nostra  rel  hgatorum  nostrorum 
aut  capitanei  nostri  speciaUter,  qui  loeo  eidem  de  mandato  nostro  pre- 
fuerit;  dass  weiter  nuueius  et  capitaneus  noster,  qui  de  mandato  nostro  rel 
legatorum  nostrorum  in  eodem  loco  fuerit  ordinatus,  sich  mit  den  her- 
kömmlichen Strafgefällen  begnügen  und  aus  der  kaiserlichen  Kasse  besoldet 
werden  soll.  Genau  dieselben  Bedingungen  ging  damals  Savigliano  ein.6  An 
den  verschiedensten  Orten  in  Piemont  werden  denn  nun  auch  kaiserliche  Ka- 
pitäne genannt;  Philipp  von  Citro,  Connetablo  von  Capua,  ist  1238  Kapitän 
von  Turin  und  Moncalieri7;  1239  der  Cn  monese  Albert  Struzius  Kapitän 
von  Chieri0,  Reinald  von  Guasto  von  Ivrea9,  Jonathas  de  Lucco  imperialis 
nuncius  et  capitaneus  zu  Turin10;  1240  Opizo  von  Revello  kaiserlicher  Ka- 
pitän von  Acqui. 1 1 

Dass  in  jener  Urkunde  für  Chieri  sich  noch  keine  Hindeutung  auf  den 
General vikar  findet,  der  doch  weiterhin  als  der  zunächst  dem  Kapitän  über- 
geordnete Beamte  erscheint,  muss  darauf  deuten,  dass  die  Anfänge  des  Amts 
in  bestimmterer  Gestaltung  nicht  so  weit  zurückreichen.  Wir  fanden  freilich 
schon  1238  Febr.  einen  Mcarius  et  capitaneus  in  Italia  et  Lombardia  ge- 
nannt12; die  Amtstitel  erinnern  wohl  schon  an  die  späteren  Einrichtungen, 

4.  Huillard  5,  118.  5.  Huillard  6,  217.  C.  Huillard  5,  177.  178.  7.  San  Quintino 
2,221.  8.  fibrario  Chieri  2,  106.  0.  Mandclli  1,  204.  10.  Mon.  patr.  Ch.  1,  1341. 
1345.  11.  Moriondi  1.  212.  12.  Vgl.  §  285  n.  34.  Er  heisst  Miscellnnca  Ital.  1,315, 
welche  ich  dort  vor  Augen  hatte,  Vintiyunut,  dagegen  Moriondi  2,  501  Vinciyuerra,  was 
richtiger  sein  dürfte,  da  dieser  Namo  im  Königreiche  mehrfach  nachweisbar  ist;  es  werden 
Fickcr  Forschungen.  IL  32 
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während  die  örtliche  Bezeichnung  doch  noch  auf  die  frühern  Verhältnisse  hin- 
deutet. Auch  in  dieser  Richtung  scheint  nun  bald  darauf  zunächst  Piemont  in 
der  später  massgebenden  Weise  organisirt  zu  sein.  Hier  finden  wir  zuerst  den 
später  ganz  allgemein  massgebenden  Titel,  indem  Markgraf  Manfred  Lancia 
1238  April  20  als  sacri  hnperii  vicarius  a  Papia  superhts  generalis  einen 
Vikar  für  die  Maritima  von  Bagnasco  bis  Nizza  bestellt. 13  Die  Bestellung 
eines  solchen  Provinzialbeamten  lag  hier  allerdings  besonders  nahe,  weil  schon 
früher  Piemont  häufig  als  besonderer  Amtssprengei  erscheint  und  auch  die 
Abgränzung  desselben  mit  Pavia  schon  früher  üblich  war. 14  Vor  allein  er- 
scheint hier  nun  aber  zuerst  der  weiterhin  massgebende  Titel  Generalvikar. 
Seine  Stellung  mochte  noch  unklar  sein  und  bleibt  zunächst  noch  eine  ver- 
einzelte. 

Dann  aber  werden  offenbar  planmässig  im  J.  1239  die  neuen  Einrich- 
tungen auf  ganz  Italien  ausgedehnt.  Der  erste  Generalvikar  der  Trevisaner 
Mark  wird  1239  Mai,  um  dieselbe  Zeit  der  von  Pavia  abwärts  bestellt;  noch 
vor  Ablauf  des  Jahres  finden  wir  die  Massregel  auf  die  Romagna,  die  Mark 
Ancona  und  die  Lunigiana  ausgedehnt;  spätestens  1240  Jan.  und  Febr.  sind 
auch  in  Tuszien,  im  Uerzogthume  und  in  den  eroberten  Theilen  des  Kirchen- 
staats Generalvikare  gesetzt.  Inzwischen  hatte  die  neue  Organisation  auch 
ihren  Schlussstein  dadurch  erhalten,  dass  die  bisher  übliche  Theilung  in  meh- 
rere Legationen  aufhörte  und  1239  Juli  25  wieder  in  K.  Enzio  ein  Legat  für 
ganz  Italien  bestellt  wurde,  aber  freilich  im  engsten  Anschlüsse  an  den  Ge- 
sammtcharakter  der  neuen  Einrichtungen  mit  wesentlich  beschränkton  Befug- 
nissen.15  Mit  den  neuen  Einrichtungen  steht  dann  gewiss  in  nächstem  Zu- 
sammenhange die  früher  erörterte  Umgestaltung  des  sizilischcn  Grossgerichte.> 
zu  einem  auch  für  Italien  kompetenten  Hofgerichte,  deren  erste  Spuren  nicht 
über  Ende  1238  zurückreichen,  während  sie  1239  August  zu  bestimmterer 
Durchführung  gelangt  zu  sein  scheint. 16  Und  weiter  wohl  auch  die  jetzige 
Eintheilung  des  Königreichs  in  zwei  Kapitanate,  wie  sie  1239  Okt.  zuerst 
hervortritt;  fand  sich  dafür  auch  schon  ein  Halt  in  früheren  Verhältnissen,  so 
ist  doch  wohl  anzunehmen,  dass  diese  Massregel  gerade  jetzt  zunächst  durch 
entsprechende  Anordnungen  in  Italien  veranlasst  war,  mit  welchen  sie  zeitlich 
so  genau  zusammenfällt. 1 7 

An  diesen  neuen  Einrichtungen,  wie  sie  sich  seit  1237  entwickelten, 
1239  zu  voller  Ausführung  gelangten,  wurden  wohl  noch  hie  und  da  Aende- 
rungen  vorgenommen;  im  allgemeinen  hat  nicht  allein  der  Kaiser  an  ihnen 


401.]  1239  erwähnt  Vinciguerra  de  Corneto  in  der  Capitanata,  de  Botlante,  de  Avtrta  nnd 
dt  PaUna  unter  dem  Adel  der  Abruzzen,  ein  Vicinguerra  Buteller  in  Terra  d*  Otranto; 
Huillard  5,  552.  610.  621.  18.  Lib.  iur.  Gen.  1.  975.  14.  Vgl.  §  338  n.  3.  15.  Vgl. 
§  292.  16.  Vgl.  §  201.  202.  17.  Vgl.  §  203.  Die  Angaben  sind  dahin  zu  ergänzen, 
dass  1239  auch  schon  ein  Kapitän  für  Sizilien  und  Calabrien  ernannt  war;  Jordanu.s  Filan- 
gerius  ist  1239  Dez.  16  Capitaneut  a  porta  Roteti  utqtte  Famm  et  per  totam  Siciliam  und 
1240  Jan.  24  schreibt  ihm  der  Kaiser,  nachdem  er  ihm  früher  das  Amt  der  Kapitanie  in 
Sizilien  und  Calabrien  übertragen,  seien  seine  Dienste  dort  jetzt  nicht  mehr  nöthig  und  er 
möge  zurückkehren.  Huillard  5,  588.  691.  812. 
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festgehalten,  sondern  sie  sind  auch  nach  seinem  Tode  noch  vielfach  bestim- 
mend für  die  Verwaltung  des  Landes  gewesen. 

402.  —  Ganz  Italien  ist  jetzt  in  grössere  Amtssprengel  getheilt,  welche 
einem  Generalvikare  oder  Generalkapi täne,   Vicarius  generalis 
oder  Capitaneus  generalis,  unterstehen.  Beide  Titel  sind  sichtlich  ganz  gleich- 
bedeutend; der  erstere  ist  der  häufiger,  in  Oberitalien  fast  ausschliesslich  ge- 
brauchte Ausdruck.  Oft  heissen  sie  nur  schlechtweg,  wie  die  ihnen  unter- 
stehenden Beamten,  Vicarius  oder  Capitaneus,  sind  aber  doch  auch  dann 
von  diesen  durch  die  Nennung  des  grossem  Amtssprengeis  leicht  zu  unter- 
scheiden; auch  scheint  der  Titel  Vicarius  oder  Capitaneus  imperii  vorwiegend 
nur  von  den  Generalvikaren  gebraucht  zu  werden.  Der  Ausdruck  Kapitän, 
welchen  wir  früher  für  Reichsbeamte  nicht  verwandt  fanden,  ist  gewiss  aus 
Sizilien  übernommen,  wo  derselbe  schon  früher  vielfach  in  Gebrauch  war. 
Wurde  derselbe  in  Oberitalien  schon  seit  1236  zur  Bezeichnung  der  die  Po- 
destaten  ersetzenden  kaiserlichen  Befehlshaber  einzelner  Städte  verwandt,  so 
mochte  er  sich  hier  zur  Bezeichnung  der  hohem  Beamten  weniger  empfehlen; 
es  mag  dann  umgekehrt  der  Umstand,  dass  in  Mittelitalien  der  Ausdruck  für 
die  unteren  Beamten  nur  ausnahmsweise  üblich  war,  damit  zusammenhängen, 
dass  er  hier  häufiger  für  die  höheren  gebraucht  wurde.  Was  den  Ausdruck 
Generalvikar  betrifft,  so  dachte  man  bei  dessen  Aufnahme  1238  wohl  kaum 
zunächst  an  einen  Vikar  des  Legaten,  wie  das  die  vorzugsweise  Verwendung 
des  Ausdrucks  in  der  vorhergehenden  Zeit  nahe  legen  könnte;  das  System 
der  Legaten  für  einzelne  Reichstheile  war  offenbar  schon  aufgegeben,  in  Ober- 
italien scheint  es  keinen  Legaten  mehr  gegeben  zu  haben1;  dass  wieder  ein 
Legat  für  ganz  Italien  bestellt  werden  sollte,  stand  damals  schwerlich  schon 
fest.  Man  hatte  zweifellos  zunächst  einen  Vikar  des  Kaisers  im  Auge;  es  war 
ja  auch  schon  früher  der  Ausdruck  häufig  so  verwandt  worden,  insbesondere 
noch  1227  in  Oberitalien  für  Thomas  von  Savoien  wechselnd  und  anscheinend 
gleichbedeutend  mit  dem  Titel  eines  Legaten.2  Vielleicht  mag  auch  das  ein- 
gewirkt haben,  dass  der  Ausdruck  gerade  damals  für  den  Statthalter  des 
burgundischen  Königreichs  gebraucht  wurde,  der  durchaus  die  Stellung  eines 
Legaten  einnahm  und  früher  auch  den  Titel  führte;  der  Seneschall  Heinrich 
von  Rivello  heisst  1238  Jan.  urkundlich  regni  Arelaknsis  vicarius;  es  wird 
dann  aber  eine  Rückwirkung  des  italienischen  Titels  sein,  wenn  es  seit  1239 
nun  auch  da  in  genauerem  Anschluss  an  diesen  heisst:  sacri  imperii  in  regno 
Arelatensi  etViennensi  vicarius  oeneralis.3  Der  Ausdruck  Generalis  ist  ins- 
besondere  charakteristisch  für  die  Titel  dieser  Zeit;  bis  dahin  ist  er  auch  beim 
Legaten  nur  ganz  vereinzelt  nachzuweisen,  während  jetzt  auch  die  Bezeich- 
nung Enzio's  als  Generallegaten  auf  den  näheren  Zusammenhang  seiner  Stel- 
lung mit  den  neuen  Einrichtungen  hinweist.4  Der  Ausdruck  konnte  schwerlich 
so  gewählt  und  beibehalten  werden,  um  auf  die  grössere  örtliche  Ausdehnung 
der  Befugnisse  zum  Unterschiede  von  den  unteren  Beamten  hinzuweisen;  er 


402.  -  1.  Vgl.  §  285  n.  33.  34.    2.  Vgl.  §  285  n.  17.     3.  Huillard  5,  161.  326. 
4.  Vgl.  §  276  n.  5. 
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würde  da  wohl  für  den  Legaten,  nicht  aber  für  die  Provinzialvikare  ange- 
messen gewesen  sein.  Im  Anschlüsse  an  die  römische  Rechtssprache  ist  der 
Gegensatz  gewiss  in  specialis  zu  suchen;  die  Bezeichnung  kommt  sichtlich 
allen  Beamten  zu,  welchen  der  Kaiser  die  Uebung  seiner  Gewalt  nicht  fftr 
einen  Einzelfall  oder  nur  in  einer  Richtung,  sondern  gencraliter  demandirt 
hat;  denn  wir  werden  sehen,  dass  auch  die  Stellung  der  General vikare  so  auf- 
gefasst  wurde,  ihre  Befugnisse  von  denen  des  Generallegaten  sich  nur  durch 
die  geringere  örtliche  Ausdehnung  unterscheiden. 

Die  Sprengel  der  Generalvikare  werden  in  der  Regel  mit  keinem  ent- 
sprechenden Ausdrucke  bezeichnet;  es  werden  die  allgemeineren  Ausdrücke 
Provincia  oder  ltepio  gebraucht;  in  den  Erlassen  an  die  Generalvikare  heisst 
es  durchweg  in  iurisdictione  Uta  oder  in  iurisdictionis  tue  terra  oder  par- 
tibus.  Den  Ausdruck  Capitanea  finde  ich  nur  zur  Bezeichnung  des  Amts  ge- 
braucht5, wie  auch  von  einem  Officium  vicarie  wohl  die  Rede  ist6;  doch  wird 
als  Vieariatus  wenigstens  vereinzelt  auch  wohl  der  Sprengel  bezeichnet. 7 

Die  Abgrenzung  der  Generalvikariate  schliesst  sich  wohl  im  allgemeinen 
der  altherkömmlichen  Eintheilung  des  Reichs  an,  zeigt  im  einzelnen  aber  doch 
auch  Abweichungen.  Die  oberitalischen  Vikariate  lehneu  sich  ohne  genaue 
Übereinstimmung  an  die  Mark  Treviso,  die  Lombardei  im  engern  Sinne  und 
das  Land  von  Pavia  aufwärts  oder  Piemout  an;  dieser  Gruppe  wird  dann 
auch  das  von  Tuszien  abgetrennte  kleine  Vikariat  der  Lunigiana  zuzuzählen 
sein.  In  Mittelitalien  bildet  sich  eine  östliche  Gruppe  dadurch,  dass  die  Vika- 
riate der  Rotnagna,  des  Herzogthums  und  der  Mark  zuweilen  in  einer  Hand 
vereinigt  sind.  Derselbe  Umstand  begründet  im  Westen  einen  nähern  Zusam- 
menhang zwischen  Tuszien  und  den  im  Patrimonium  gebildeten  Vikariaten. 
Nähert  sich  durch  diese  Zusammenlegungen  die  Stellung  des  Generalvikar 
schon  der  der  frühem  Theillegaten,  so  geschieht  das  in  Einzelfällen  noch  mehr 
dadurch,  dass  dem  Generalvikar  noch  Beamte  mit  wesentlich  entsprechenden 
Befugnissen  unterstehen,  wie  denn  auch  wenigstens  vereinzelt  für  ihn  der  Titel 
Legat  wieder  aufgegriffen  wird.  Ist  die  Organisation  im  allgemeinen  eine 
durchaus  ständige,  so  traten  doch  auch  manche  Modifikationen  ein,  wie  sie 
durch  besondere  Verhältnisse  bedingt  waren. 

403.  —  In  Oberitalien  schloss  sich,  wie  bemerkt,  das  Generalvika- 
riat  von  Pavia  aufwärts,  a  Papia  superius,  an  eine  schon  früher  für 
Zwecke  der  Reichsverwaltung  gebildete  Eintheilung  an.  Wie  erwähnt,  wurde 
hier  im  Frühjahre  1238  Manfred  Lancia  zum  Generalvikar  bestellt1,  ans 
einem  früher  weniger  hervortretenden,  durch  die  Schwester  Bianca  Lancia 
dem  Kaiser  näher  getretenen  markgräflichen  Geschlechte  Piemouts,  das  sich 
früher  nach  Buscha  nannte2,  jetzt  seinen  Hauptsitz  zu  Agliano  südlich  von 
Asti  hatte.  Er  behielt,  wie  die  urkundlichen  Erwähnungen  zeigen3,  das  Amt 

402.]  5.  Uuillard  5,  G51 ;  Tgl.  691.    6.  Petr.  de  Vineis  1.  3  ep.  79.    7.  Böhmer  Act«  274. 

403.  —  1.  Vgl.  §  401  n.  13.  2.  1204:  Maynfredm  marchio  de  Buscha.  <pn 
Lancea  dicitur.  Böhmer  Acta  621.  3.  1239  Feb.  18:  Cibrario  Chieri  2,  106;  dann  Mon. 
patr.  Ch.  1.  1345;  Moriondi  1,  212;  Huillard  5,  1002.  1018;  zoleut  1240  Okt  26:  San 
Quintino  2,  226. 
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ununterbrochen  bis  mindestens  zum  Okt.  1240,  nachdem  er  seit  der  Unter- 
werfung der  Stadt  im  Mai  auch  Podesta  von  Alessandria  war.4  Es  folgt  ihm 
Marino  de  Ebulo,  aus  einem  im  Prinzipate  angesessenen  Gesch lechte, 
der  von  1241  März  bis  1242  Jan.  urkundlich  als  Generalvikar  bezeichnet 
wird5;  dann  wird  1242  Okt.  ein  Zug  desselben  gegen  Savona  erwähnt6;  noch 
Dez.  1242  und  angeblich  noch  1243  ist  er  Podesta  von  Pavia7;  bei  der  häu- 
figen Verbindung  der  wichtigsten  Podestariate  mit  dem  Generalvikariate  dürfte 
ihm  auch  dieses  so  lange  zugestanden  haben.  Manfred  Lancia  und  die  Ge- 
meinde Alba  gründen  1243  Nov.  12  den  Ort  Cherasco8;  dass  er  Vikar  war, 
dürfte  sich  daraus  nicht  mit  Sicherheit  ergeben;  den  Titel  führt  e/'  nicht,  wie 
er  ihn  auch  in  den  folgenden  Jahren  bis  1248  beim  Kaiser  vorkommend  nicht 
führt9,  obwohl  andere  neben  ihm  ausdrücklich  als  Vikare  bezeichnet  sind;  es 
scheint,  dass  er  zunächst  kein  Reichsamt  bekleidete.  Im  Juli  1244  scheint 
Markgraf  Berthold  von  Hohenburg  Vikar  gewesen  zu  sein. 10  Er  und 
sein  Bruder  Diephold  müssen  1237  in  Deutschland  in  nähere  Beziehungen 
zum  Kaiser  getreten  sein,  da  sie  als  Valeti  desselben  in  einer  Urkunde  er- 
scheinen, welche  ihre  Mutter  Mathilde  1237  Feh.  zu  Wien  für  sie  ausstellt11; 
sie  werden  vom  Kaiser  auch  mehrfach  als  seine  Consanguinei  bezeichnet.  Als 
Como  sich  Herbst  1239  dem  Kaiser  unterwarf,  übertrug  dieser  Berthold  die 
wichtige  Stellung  eines  Kapitän  für  Como  und  die  umliegende  Gegend,  welche 
er  bis  Anfang  1241  versehen  hat. 12  Seit  er  Vikar  von  Pavia  aufwärts  war, 
dürfte  er  keine  Reichsämter  mehr  bekleidet  haben;  1250  scheint  er  sich  mit 
einer  Tochter  des  Grafen  Walther  von  Manupello  verheirathet  zu  haben13;  er 
war  beim  Tode  des  Kaisers  gegenwärtig  und  spielte  dann  mit  seinen  Brüdern 
Otto  und  Ludwig  eine  bedeutende  Rolle  in  den  sizilischen  Wirren,  bis  er  1256 
mit  ihnen  als  Verräther  verurtheilt  wurde  und  im  Kerker  endete.  Im  Juli  1 245 
wird  dann  Richard  Filangieri  genannt,  aber  nicht  als  Generalvikar,  son- 
dern als  Delegatus  a  rege  Uenrico  vicario  et  legalo  generali  in  I(afiali; 
es  mag  damals  das  Vikariat  durch  den  Kaiser  nicht  besetzt  und  vorläufig  von 
Richard  auf  Anordnung  des  Legaten  verwaltet  sein.  Im  J.  1246  wird  Richard 
dann  ausdrücklich  als  Vikar  von  Pavia  aufwärts  bezeichnet. 15  Er  wird  der- 
selbe sein,  der  früher  als  Marschall  und  als  Statthalter  des  Königreichs  Jeru- 
salem oft  erwähnt  wird  und  sich  auch  de  Principatu  nannte.  Nach  ihm  wird 
1247  Mai  Bonacursus  de  Palude,  aus  der  parmesanischen  Familie  de 


4.  Ann.  Genuens.,  Piacent..  Mon.  Germ.  18,  192.  483.  5.  Hnillard  5.  1109.  1163.  6, 
27.  897.  6.  Ann.  Genuens.  Mon.  G  erm.  18,  207;  seine  Unternehmungen  gegen  Genua 
werden  dort  mehrfach  erwähnt.  7.  Robolini  4a,  133.  8.  San  Quintino  2.  227;  ich 
weiss  nicht,  ob  Huillard  Intr.  476  noch  einen  andern  Beleg  hatte,  ihn  1243  Not.  als  Gene- 
ralTikar  und  Podesta  von  Alessandria  zu  bezeichnen.  9.  1244  April,  1245  Juli  usw. : 
Huillard  6,  181.  329.  354.  566.  583.  630.  660.  661.  Es  wird  dann  allerdings  1245  Juli  12. 
Moriondus  2,  665.  eine  Sentenz  bestätigt,  welche  Manfred  als  Vikar  von  Pavia  aufwärts 
gab;  damals  war  er  es  nach  dem  Vorkommen  in  Kaiserurkunden  schwerlich  mehr,  und  da 
ist  es  denn  doch  möglich,  dass  es  sich  um  eine  mehrere  Jahre  früher  gefällte  Sentenz  han- 
delt. 10.  Ann.  Plac  Mon.  Germ.  18,  488;  marehio  de  Oiburgo,  was  doch  kein  anderer 
sein  kann.  11.  Huillard  5,  28.  12.  Huillard  5,470.  536.  10.'J6.  13.  Huillard  6,  784. 
14.  Moriondu*  2,  665.     15.  Böhmer  Acta  275;  vgl.  Robolini  4  a,  138. 
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Palu,  in  Briefen  des  Kaisers  und  des  Legaten  als  Vikar  genannt,16  Kurz 
darauf  im  Juli  1247  Markgraf  Die p hold  von  Hohenburg  oderVohburg, 
der  Bruder  Bertholds,  der  sonst  selten  erwähnt  wird17;  1240  war  er,  noch 
als  Valet  des  Kaisers  bezeichnet,  krank  in  den  Bädern  von  Pozzuoli18;  er 
wird  dann  noch  1248  vor  Parma  genannt19  und  mag  bald  darauf  gestorben 
sein,  da  er,  so  weit  ich  sehe,  späterhin  nicht  erwähnt  wird.  Heinrich  von 
Rivello,  1237  Vikar  des  Königreichs  Arelat,  1245  in  Deutschland  bei  K. 
Konrad  genannt20,  heisst  1248  Juli  ausdrücklich  Generalvikar  von  Pavia 
aufwärts.21  Im  Nov.  1248  ernannte  dann  der  Kaiser  den  Grafen  Thomas 
von  Savoien  zum  General vikar  von  Pavia  aufwärts22;  sein  Bruder  Ama- 
deus hatte  ihm  schon  1245  die  piemontesischen  Besitzungen  überlassen  und 
der  Kaiser  suchte  ihn  jetzt  durch  die  ausgedehntesten  Verleihungen  an  sich 
zu  binden. 

In  dieser  Zeit  nun  erscheint  das  Generalvikariat  in  zwei  Vikariate  oder 
Kapitanate  von  Pavia  bis  Asti  und  von  Asti  aufwärts  getheilt. 
Es  heisst  in  den  Genueser  Annalen  zu  Anfang  1248  vom  Markgrafen  Jakob 
von  Carretto,  einem  »Schwiegersohne  des  Kaisers:  qui  se  vicarium  d. 
Frederici  a  civitate  Astensi  superius  asserebat.*3  Urkundlich  ist  der  Titel 
nicht  nachzuweisen;  schon  1247  beauftragt  ihn  der  Kaiser  mit  der  Vollzie- 
hung eines  Befehls  in  jener  Gegend24;  als  dann  der  Kaiser  1248  Nov.  den 
Grafen  Thomas  von  Savoien  mit  dem  Canavese,  Turin,  Ivrea  und  anderen 
Orten  dieser  Gegenden  belehnte,  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  dieselben 
in  der  Gewalt  des  Markgrafen  waren  und  auch  bis  zum  Frieden  zwischen 
Kaiser  und  Pabst  darin  verbleiben  sollten25;  wir  dürfen  daraus  wohl  schlies- 
sen,  dass  der  Markgraf  Vikar  von  Asti  aufwärts  bleiben  sollte.  Es  liegt  das 
um  so  näher,  da  nun  Manfred  La neia  1248  Dez.  und  1249  Januar  den 
Titel  8<icri  imperii  a  Papia  usque  Astam  eapitaneus  führt.26  Es  zerfiel 
demnach  das  ganze  Generalvikariat  damals  in  zwei  Sprengel. 

Eine  weitere  Aenderung  tritt  dann  1249  ein.  Der  Kaiser  meldet  im 
Juni  allen  per  Lombardiam  a  flumine  Lambri  superius,  dass  er  den  Grafen 
Thomas  von  Savoien  zum  sacri  imperii  generalcm  legatum  in  partibus 
ipsis  bestellt  habe.27  Die  neue  Begränzung  vom  L ambro  aufwärts  be- 
zeichnet keinerlei  erhebliche  Erweiterung  des  Sprengeis;  wurde  Pavia  selbst 
mit  seinem  Gebiete  demselben  schon  früher  zugezählt,  wie  es  scheinen  rauss, 
da  Befehle  in  dortigen  Angelegenheiten  an  die  Vikare  aufwärts  ergehen28,  so 
würde  es  sich  wesentlich  nur  um  eine  genauere  Bezeichnung  handeln,  zumal 
das  Gebiet  von  Mailand  nicht  in  Betracht  zu  ziehen  war.  Auch  auf  den  Titel 


403.]  16.  Huillard  6.  920;  Böhmer  Acta  673;  Vgl  Robolini  4a,  138.  17.  Böhmer  Acta 
791;  in  den  frühem  Drucken  San  Quintino  2,  223  und  danach  Huillard  6,  552  ist  Berthold 
genannt;  so  lange  weitere  Zeugnisse  fehlen,  dürfte  die  Lesart  des  Kopialbuchs  ron  Asti 
doch  den  Vorzug  Terdienen:  ist  der  Name  Bertholds  bekannter,  so  liegt  eine  Aenderung 
in  dieser  Richtung  näher,  als  umgekehrt.  18.  Huillard  5,  768.  19.  Huillard  6,  583. 
20.  Huill.  6.  864.  21.  Huill.  6,  638.  22.  Huill.  6,  658.  23.  Mon.  Germ.  18,  224. 
24.  Huill.  6, 541.  25.  Huill.  6, 664.  665.  26.  Huill.  6,  670.  689.  27.  Huill.  6, 740. 
28.  Böhmer  Acta  275.  673. 
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Generallegat,  worauf  wir  zurückkommen,  ist  kein  Gewicht  zu  legen ;  er  mag 
damit  zusammenhängen,  dass  der  Generallegat  für  Italien  bereits  gefangen 
war;  Thomas  selbst  führt  denn  auch  bei  Vermittlung  eines  Friedens  zwischen 
den  Markgrafen  von  Ceva  und  der  Stadt  Monreale  1250  Aug.  7  nur  den 
Titel  comes  saeri  imperii  et  imperii  supradicti  viearius  generalis.2*  Heisst 
nun  im  April  1250  Manfred  Lancia  in  den  Annalen  von  Piacenza  potestas 
Laudis  et  dominus  et  vicarius  pro  imperatore  a  Lambro  superius*0,  so 
muss  er  noch  Unterbeamter  des  Thomas  gewesen  und  die  neue  Abgränzung 
auf  seinen  Sprengel  ausgedehnt  sein.  Da  Thoraas  bald  nach  dem  Tode  des 
Kaisers  zur  päbstlichen  Partei  abgefallen  ist,  wird  nun  Manfred  selbststän- 
diger Vikar  vom  Lambro  aufwärts  geblieben  sein,  da  er  1251  Sept.  noch  als 
kaiserlicher  Befehlshaber  von  Lodi  erwähnt  wird31  und  sein  Nebenbuhler 
Markgraf  Hubert  Palavicini  1252  vom  Lambro  abwärts  gebietet.32  Aus 
Eifersucht  gegen  diesen  wurde  er  dann  Anfang  1253  zum  Verräther,  worauf 
K.  Konrad  den  Hubert  Palavicini  zum  Vikar  von  ganz  Lombardien 
bestellte.33 

Später  mag  die  Unterwerfung  von  Alessandria  K.  Manfred  bewogen 
haben,  wieder  einen  Kapitän  für  diese  Gegend  zu  bestellen;  BerarddeAr- 
nario,  ein  Apulier,  schliesst  1261  Juli  31  als  regius  capitaneus  in  Lom- 
bardia  a  Papia  superius  einen  Vertrag  mit  dem  Markgrafen  von  Montferrat, 
welcher  Okt.  22  von  beiden  beschworen  wird34;  noch  Juni  1262  wird  er- 
wähnt, dass  er  Alessandria  mit  zweihundert  deutschen  Rittern  besetzt  hielt.35 

404. —  Das  General  vikariat  von  Pavia  abwärts,  a  Papia 
inferius,  umfasste  nicht  die  ganze  übrige  Lombardei.  Gehörte  südlich  vom 
Po  dazu  das  ganze  Gebiet  bis  zu  den  Gränzen  der  Romagna  mit  Piacenza, 
Parma,  Reggio  und  Modena,  wie  vereinzelt  im  Titel  die  Ausdehnung  auch 
wohl  von  Pavia  bis  Modena  bestimmt  wird,  so  reichte  es  nordlich  nicht  bis  zu 
den  Gränzen  der  Trevisanermark,  sondern  nur  bis  zum  Oglio,  so  dass  Brescia 
und  Mantua  zum  Vikariat  der  Mark  gehörten ;  der  Grund  wird  darin  liegen, 
dass  für  die  Gestaltung  dieses  letzteren  zweifellos  der  Machtkreis  Ezelins  oder 
auch  das,  was  er  in  diesen  noch  hineinzuziehen  wünschte,  massgebend  war. 
Wir  dürfen  ziemlich  sicher  annehmen,  dass  es  vor  1239  hier  noch  keinen 
Vikar  gab;  denn  Graf  Simon  von  Teate  wurde  1238  vom  Kaiser  zu  sei- 
nem Stellvertreter  als  Podesta  von  Parma  bestellt,  führt  noch  1239  Jan.  zu 
Panna  beim  Kaiser  keinen  Amtstitel,  während  er  dann  im  Juli  1239  General- 
vikar von  Pavia  abwärts  heisst 1 ;  da  er  demnach  schon  früher  mit  der  Leitung 
der  Angelegenheiten  in  diesen  Gegenden  vorzugsweise  betraut  erscheint,  so 
würde  der  Titel  gewiss  nur  ihm  zugekommen  sein,  wenn  er  überhaupt  schon 
üblich  war.  In  dieser  Gegend,  welche  unter  der  ausschliesslichen  Herrschaft 


29.  Grass»  2,  45.  30.  Mon.  Germ.  18,  499.  81.  Ann.  Piacent.  Mon.  Genn.  18,  505. 
82.  Bfth  mpr  Acta  675.  33.  Petr.  de  Viuei.s  1.  3  ep.  79.  Bflhmer  Reg.  Conr.  n.  124  setzt 
das  zu  1252;  aber  nach  den  Ann.  Piacent.  Mon.  Germ.  18.  506  wird  1253  Jan.  1  als  Zeit 
de.s  Verraths  ausdrücklich  angegeben.  34.  Moriondi  2,  36.  37.  85.  Ann.  Piacent. 
Mon.  Germ.  18.  513;  er  heisst  hier  Berardin  armariut  Apulientit. 
401-1.  Huillard  5,  265.  276.  357;  vgl.  §  285  n.  26. 
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einiger  mächtigen  Städte  stand,  lag  die  Einsetzung  eines  ständigen  höheren 
Reichsbeamten  weniger  nahe,  als  im  Oberlande,  war  hier  auch  nie  üblich  ge- 
wesen. Dass  dennoch  jetzt  ein  solcher  hier  bestellt  wurde,  werden  wir  als 
Zeugniss  dafür  fassen  dürfen,  dass  es  sich  jetzt  nicht  mehr  um  die  besondern 
Bedürfnisse  einzelner  Landestheile  handelte,  sondern  um  die  Durchführung 
einer  gleichmässigen  Organisation  der  Verwaltung  im  ganzen  Reiche.  Im  fol- 
genden Jahre  ist  Vikar  Rainald  von  Acquaviva,  ein  Edler  aus  den 
Abruzzen,  den  der  Kaiser  im  Februar  von  dorther  zum  Kapitän  von  Viterbo 
berief;  1240  Dez.  bezeichnet  ihn  der  Kaiser  als  sacri  imperii  a  Papia  in- 
ferius  usque  Mntinam  viearius  generalis  et  potesta*  Cremone.2  Dass  auf 
ihn  Manfred  Lancia  folgte,  erfahren  wir  aus  einer  Urkunde,  in  welcher 
dieser  als  Generalvikar  von  Pavia  abwärts  das  Kloster  Campagnola  von  dem 
ihm  von  seinem  Vorgänger  Rainald  von  Acquaviva  auferlegten  Banne  löst, 
und  einem  Briefe,  welchen  er  unter  demselben  Titel  an  den  Prior  der  Prediger- 
mönche in  der  Lombardei  schreibt. 3  Beide  sind  undatirt.  Rainald,  welcher, 
so  weit  ich  sehe,  spater  nicht  mehr  genannt  wird  und  demnach  auch  im  Amte 
gestorben  sein  könnte,  war  wohl  jedenfalls  1241  Nov.  bereits  durch  Manfred 
ersetzt,  wo  dieser  als  Führer  der  Truppen  von  Cremona  und  Bergamo  erwähnt 
wird.4  Als  Podesta  von  Cremona  bezeichnet  ihn  K.  Enzio  1242  August  in 
einem  Privileg,  in  welchem  er  das  eroberte  Roncarolo  an  Cremona  überlässt5; 
in  den  Annalen  von  Piacenza  heisst  er  noch  1243  Juni  Vicarius  imperatorte 
in  partibus  Cremone.*  Da  im  September  Graf  Lantelm  von  Cassino  Podesta 
von  Cremona7,  Manfred  selbst  im  November  wieder  im  Oberlande  ist8,  so  ist 
damit  die  Zeit  seiner  Thätigkcit  in  diesen  Gegenden  ziemlich  genau  bestimmt, 
dass  er  aber  auch  in  der  spätem  Zeit  nicht  blos  Podesta  von  Cremona,  son- 
dern Generalvikar  war,  ergibt  sich  aus  jenen  Erwähnungen  nicht  mit  Sicherheit 
Es  ist  das  vielleicht  desshalb  beachtenswerth,  weil  nun  eine  Reihe  von 
Jahren  hindurch  hier  Generalvikare  gar  nicht  genannt  werden.  Bei  der  Reich- 
haltigkeit der  Quellen  ist  nicht  daran  zu  denken,  dass  sie  uns  nur  zufällig  un- 
bekannt sind.  Ebenso  ist  nicht  anzunehmen,  dass  nur  hier  von  einer  Einrich- 
tung, welche  im  ganzen  Reiche  durchgeführt  ist,  abgesehen  wurde.  Wir  haben 
die  Erklärung  zweifellos  darin  zu  suchen,  dass  der  Generallegat  K.  Hein- 
rich hier  jetzt  selbst  die  Stelle  des  Generalvikar  einnahm.  Dieser,  früher  m 
der  Romagna,  Mark  und  Tuszien  beschäftigt,  seit  Sept.  1239  in  der  Lom- 
bardei überhaupt  nicht  mehr  nachweisbar,  kommt  1242  Juli  auf  Befehl  des 
Kaisers  von  Tuszien  in  die  Lombardei,  und  ist  nun  von  da  ab  mit  Ausnahme 
eines  kurzen  Aufenthaltes  in  Piemont  Anfang  1 246  ausschliesslich  im  Vika- 


4011  2.  nuillard  5,  779.  1070.      3.  Tiraboschi  Mod.  5.  20.  Moriondi  2.  32.       4.  Ann. 

Piacent.  Mon.  Gönn.  18,  485.  —  Huillard  Intr.  477  bestreitet,  dass  Reinald  noch  1241 
Podesta  von  Cremona  sein  konnte,  weil  er  es  sicher  1240  war.  Aber  das  Amtsjahr  wech- 
selte zu  Cremona  seit  1220  mit  Anfang  J»li;  vgl.  Ann.  Cremon.  Mon.  Germ.  18,807.  Böh- 
mer Acta  6<iU;  war  das,  wie  wahrscheinlich,  auch  für  das  Vikariat  bestimmend,  so  wird 
Rainald  es  bis  1241  Juli  gewesen  sein.  5.  Archiv  zu  Cremona  mit  1243.  aber  ind.  15. 
womit  die  sonstigen  Verhältnisse  stimmen.  6.  Mon.  Germ.  18.  487.  7.  Reg.  Entios 
n.  4.      8.  Vgl.  §  403  n.  8. 


Generalrikariat  von  Pavia  abwärts. 


505 


riate  von  Pavia  abwärts  thätig,  so  weit  irgend  Nachrichten  über  ihn  vor- 
liegen9; wir  sahon  zugleich,  dass  seit  derselben  Zeit  Manfred  Lancia  nur  noch 
als  Podesta  oder  Vikar  von  Cremona  erscheint.  Das  ist  sicher  nicht  zufallig; 
es  scheint  danach  überhaupt  die  unmittelbare  Verwaltung  eines  besonders 
wichtigen  Gcneralvikariats  durch  den  Generallegaten,  wofür  wir  auch  sonst 
noch  Haltpunkte  finden  werden,  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  gesamm- 
ten  Organisation  gebildet  zu  haben.  Es  entspricht  das  genau  den  altrümischen 
Einrichtungen,  wonach  einzelne  Diözesen  keinen  Vikar  hatten,  sondern  dem 
Präfekten  unmittelbar  unterstanden. 

Seit  der  Gefangennahme  Enzio's  1249  Mai  26  hat  dann  der  Kaiser 
wohl  dem  Markgrafen  Uubert  Palavicini  die  Gewalt  in  diesen  Gegenden 
überlassen;  er  ist  1250  Podesta  von  Cremona,  wie  es  1249  Enzio  gewesen 
war10,  und  der  Kaiser  schreibt  im  Sept.  von  ihm:  quem  capitaneum  felicis- 
simi  exereitus  nostri  nee  non  celrbri*  civitatis  nostrae  Cremonae  et  istarum 
partium  consfititimits.11  Doch  scheint  es  kaum,  dass  er  jetzt  schon  aus- 
drücklich zum  Generalvikar  ernannt  war,  da  der  Kaiser  1250  Okt.  ihm  keinen 
Amtstitel  gibt12;  der  Grund  könnte  darin  liegen,  dass  Enzio  die  bisherige 
Stellung  noch  vorbehalten  werden  sollte.  Dann  mag  ihn  K.  Konrad  ernannt 
haben;  1252  März  heisst  er  Capifaneus  aeneralis  ab  Ambro  inferius  et  po- 
testas  Cremonei3;  die  Gränze  beim  Lambro  entspricht  der  seit  1249  im 
obern  Vikariate  eingetretenen  Gestaltung. 14  Nach  dem  Verrathe  Manfreds, 
also  wohl  in  den  ersten  Monaten  125315,  schreibt  dann  der  König:  fidelem 
et  solieifum  virum,  qualibet  suspieione  carentem,  de  quo  sicut  de  nöbis- 
metipsis  confidimus,  Vbertum  warchionem  Palaeiciman, —  a  Papia  su- 
periu*  ftieut  inferius  per  toiam  Lombardiam  statuimuA  in  officio  vicarie.*6 
Im  Juli  1253  verleiht  der  König  an  Hubert,  in  Lombardia  vicanum  nos- 
trum  neneralem,  damit  er  die  Zugänge  von  Lombardien  nach  Apulien  besser 
schützen  kann,  den  Landstrich  von  der  Via  Claudia  bis  zum  Po  und  vom  Taro 
bis  zum  13ache  Chiavenna17;  also  fa«*t  das  gesammte  Piacenza,  Parma  und 
Cremona  auseinanderhaltende  Gebiet,  indem  er  dasselbe  ausdrücklich  den 
Städten  entzieht.18  Beim  Abschlüsse  von  Bündnissen  mit  den  Grossen  und 
Städten  der  Mark  1254  Okt.  heisst  er  sacri  imperii  in  Lombardia  vicarius 
generalis  et  cicitatum  Cremone,  Papic,  Placentie  et  Verzellarum  perpe- 
tualis  dominus  et  potestas.19  Später  mag  er  auf  den  Titel  kaum  mehr  Werth 
gelegt  haben;  seine  Stellung  als  Haupt  der  kaiserlichen  Partei  in  der  Lom- 
bardei beruhte  insbesondere  darauf,  dass  er  sich  von  einer  Reihe  von  Städten 
die  Herrschaft  für  immer  oder  auf  eine  Anzahl  Jahre  übertragen  Hess.  Als 

9.  Zu  den  Regesten  Enzio's.  deren  mir  bekannte  Nachträge  mit  dem  Gesagten  stimmen, 
vgl.  insbesondere  Ann.  Piacentini.  Mon.  Germ.  18,  486  ff.  —  Hnillard  Intr.  477  sucht  die 
Nichtnennung  ron  Generalnkaren  durch  die  Annahme  zu  erklären,  Hubert  PalaTicini  habe 
tbatsächlich  deren  Stelle  eingenommen.  Aber  bei  diesem  wäre  nicht  abzusehen,  wessbalb 
er  nicht  auch  jetzt,  wie  später,  den  Titel  führte.  10.  Ann.  Plac.  Mon.  Germ.  18.  498. 
11.  Hnillard  6,  792  aus  dem  Griechischen  übersetzt.  12.  Huillard  6,  798.  13.  Böhmer 
Acta  675.  14.  Vgl.  §  403  n.  27.  15.  Vgl.  §  403  n.  33.  16.  Petr.  de  Vineis  1.  3 
ep.  79.  17.  Zwischen  Piacenza  und  Cremona  in  der  Nähe  Ton  Monticelli  in  den  Po 
mündend.     18.  Aff6  P.  3,  400.      19.  Böhmer  Acta  676. 
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dann  Manfred  seit  1258  die  Ausdehnung  seiner  Herrschaft  in  Italien  be- 
stimmter ins  Auge  fasste,  bestellte  er  Hubert  zu  seinein  Kapitän  und  General- 
vikar  in  der  Lombardei.20  Fanden  wir  1261  einen  andern  Kapitän  Manfred* 
von  Pavia  aufwärts21,  so  mag  dieser  ihm  untergeordnet  gewesen  sein;  jeden- 
falls blieb  Hubert  fortdauernd  in  gutem  Vernehmen  mit  Manfred,  da  er  sich 
erst  nach  dessen  Tode  der  Kirche  unterwarf.22 

405.  —  Südlich  an  das  Vikariat  von  Pavia  abwärts  anschliessend  finden 
wir  eine  Zeitlang  ein  besonderes  General  vikariat  der  Lunigiana  und 
der  anliegenden  Gegenden.  Der  Grund  dafür,  hier  einen  selbststän- 
digen, von  Tuszien  geschiedenen  Verwaltungssprengel  zu  bilden,  ist  in  der 
grossen  Wichtigkeit  dieses  Landstriches  für  die  Erhaltung  der  Verbindung 
zwischen  der  Lombardei  und  Tuszien  zu  suchen;  für  diese  war  der  Kaiser  bei 
der  feindlichen  Stellung  von  Bologna  fast  ausschliesslich  auf  den  zu  Pontre- 
moli  mündenden  Apenninenpass  von  Monte  Bardone  angewiesen;  er  schreibt 
selbst  1249  von  Pontremoli:  deficientibus  aliis  warum  passayiis  inde  su- 
perest  unica  clams  et  ianua,  que  nostris  ßdelibus  reserare  potest  et  clau- 
dere  transitum  et  refrressum. 1  Schon  K.  Friedrich  I  hatte  diesen  Gegenden 
besondere  Aufmerksamkeit  zugewandt,  sie  in  unmittelbarer  Verbindung  mit 
dem  Reiche  zu  erhalten  gesucht.2  Ueber  die  Massregeln,  welche  K.  Friedrich  II 
nach  dem  Ausbruche  des  Kampfes  mit  der  Kirche  hier  traf,  sind  wir  be- 
stimmter unterrichtet.  Als  er  im  Dez.  1239  aus  der  Lombardei  über  Monte 
Bardone  nach  Tuszien  zog,  besetzte  er  alle  festen  Punkte  bei  Pontremoli, 
nahm  von  dort  sechszig  angesehene  Geissein  mit  sich,  und  führte  den  Bischof 
von  Luni  gefangen  fort;  er  liess  dann  die  Burgen  dieser  Gegend  von  Apulien 
her  verproviantiren  und  zur  Besetzung  derselben  zweihundert  Ritter  aus  Terra 
di  Lavoro  kommen.  Zugleich  bestellte  er  den  Hubert  Pal avicini  suum 
vicarium  in  Lurwxana  et  Pontremulenxi;  urkundlich  bezeichnet  er  ihn  als 
eapitammm  in  lAinesana.3  Als  vicarius  in  Lunexana  et  partibus  conw- 
cinis  wird  er  1241  erwähnt;  mit  vollem  Titel  heisst  er  1243  Jan.  sacri  »m- 
perii  in  Lunigiana,  Vertilia,  Oarfaffnana  et  partibus  convicinis  vicarius 
fjeneraiis.*  Er  muss  danach  den  anderen  Generalvikaren  gleichgestanden 
haben,  keinem  derselben  untergeordnet  gewesen  sein;  sein  Sprengel  erstreckte 
sich  von  den  Apenninen  bis  in  die  Nähe  von  Lucca.  Zuletzt  erwähnen  ihn  die 
Annalen  von  Piacenza  im  Laufe  des  J.  1 243  als  vicarius  in  partibus  Porti 
Vener i5,  während  er  später  beim  Kaiser  vorkommend  keinen  Amtstitel 
mehr  führt. 

Sein  Abtreten  hängt  wohl  damit  zusammen,  dass  der  Kaiser  diese  Land- 
schaften dem  Generallegaten  K.  Heinrich  verlieh,  und  zwar  nicht  blos 
amtsweise,  sondern  als  dauernden  Besitz,  da  er  seine  späteren  anderweitigen 


401]  20.  Saba  Malahpina  1.  2  c.  2.  In  dem  Vertrage  1259  Juni  11  gegen  Ezelin.  Verci 
Ecel.  3,  404,  erscheint  er  als  Anhänger  Manfreds,  führt  aber  keinen  auf  das  Vikariat  be- 
züglichen Titel.      21.  Vgl.  §  403  n.  34.      22.  Raynaldus  zu  1266  §  23. 

405.  -  1.  Huillard  6,  498;  vgl.  §  346  n.  4.  2.  Vgl.  §  301  n.  27  ff.  8.  Ann. 
Piacent.  Mon.  Genn.  18,  483;  Huillard  5,  641.  4.  Huillard  5,  1 109.  6,  75.  5.  Mon 
Germ.  18,  487. 


GeneralYikariat  der  Lunigiana;  der  Trerisaner  Mark.  507 

Verfügungen  als  einen  Eingriff  in  die  Rechte  seines  Sohnes  bei  diesem  zu  ent- 
schuldigen zu  müssen  glaubt.  Massgebend  war  da  gewiss  einmal  der  Werth 
dieser  Küstengegend  für  den  Herrscher  Sardiniens;  andererseits  aber  wohl 
der  Umstand,  dass  Enzio  damals  auch  das  anstossende  Vikariat  von  Pavia 
abwärts  unmittelbar  verwaltete.  Später  glaubte  der  Kaiser  grösseren  Werth 
darauf  legen  zu  müssen,  sich  hier  die  ihm  ergebenen  tuszischen  Städte  zu  ver- 
pflichten; hatte  er  schon  1244  bewilligt,  dass  Lucca  Leute  der  Garfagnana 
zu  Bürgern  machen,  diese  ihre  Podestaten  und  Rektoren  aus  Lucca  nehmen 
dürfen,  so  gab  er  1 248  die  Garfagnana  an  Lucca  und  die  Lunigiana  an  Pisa 
zu  Lehen.6  Unmittelbar  in  der  Hand  des  Reichs  blieb  wohl  nur  Pontremoli, 
wo  noch  1249  Juli  ein  apulischer  Kapitän  erwähnt  wird,  der  die  Burg  be- 
hauptete, als  die  Stadt  abfiel7;  mit  den  Massregeln  zur  Wiedergewinnung 
wurde  nun  der  Generalvikar  von  Tuszien  beauftragt8,  was  freilich  nicht  be- 
stimmt erweisen  muss,  dass  es  schon  vorher  zu  seinem  Sprengel  gerechnet 
wurde. 

406.—  Das  östliche  Oberitalien  bildete  dasGeneralvikariatin 
derMark  und  vom  Flusse  Oglio  bis  durch  das  ganze  Bisthum 
Trient,  in  Marchia  et  a ßumme  Olei  usque  per  totam  epiacopatum  Tri- 
dentinum;  abgekürzt  heisst  es  wohl  einfach  vicarius  generalis  in  Marchia. 
Die  Grundlage  bildet  die  Trevisaner  Mark.  Für  die  westliche  Erweiterung  bis 
zum  Oglio  glaubten  wir  den  Grund  in  Rücksichten  aufEzelin  suchen  zu  sollen; 
es  bestand  da  das  eigenthümliche  Verhältniss,  dass  in  diesem  Vikariat  that- 
sächlich  die  Gewalt  vorzugsweise  in  seiner  Hand  war,  die  Reichsbeamten  wohl 
ausdrücklich  vom  Kaiser  angewiesen  werden,  durchaus  nach  dem  Willen  Eze- 
lins  zu  handeln,  dieser  den  grössten  Einfluss  auf  die  Bestellung  der  Beamten 
übt,  während  er  doch  selbst  nie  ein  Reichsamt  übernimmt,  formell  die  höchste 
Gewalt  anderen  Personen  zusteht. 

Beachtenswerth  erscheint  die  Ausdehnung  über  das  Bisthum  Trient. 
Das  national  gemischte  Gebiet  wurde  bisher  politisch  zum  deutschen  König- 
reiche gerechnet,  hatte  insbesondere  auch  noch  zuletzt  dem  deutschen  Könige 
Heinrich  unterstanden. 1  Seit  Verona  in  der  Hand  des  Kaisers  war,  dann  die 
Empörung  K.  Heinrichs  die  Notwendigkeit  der  ungehinderten  Verbindung 
mit  Deutschland  doppelt  nahe  gelegt  hatte,  finden  wir  den  Kaiser  eifrig  be- 
müht, sich  der  Brennerstrasse  möglichst  zu  versichern.  Frühere  Kaiser  hatten 
da  genügende  Bürgschaft  darin  gefunden,  dass  hier  deutsche  Reichsfürsten 
geboten,  insbesondere  jedes  Hereinziehen  Trients  in  die  italienische  Entwick- 
lung verhütet  wurde.2  Es  kann  nun  kaum  etwas  bezeichnender  sein  für  den 
scharfen  Gegensatz,  in  dem  die  Politik  K.  Friedrichs  11  zu  der  seiner  Vor- 
gänger steht,  als  wenn  dieser  umgekehrt  jene  Bürgschaft  darin  sucht,  dass  er 
Trient  von  Deutschland  trennt,  es  in  den  Kreis  seiner  italienischen  Neugestal- 
tungen hineinzieht;  es  entspricht  das  durchaus  einem  System,  welches  Sizilien 

6.  Huillard  6,  11)5.  670.  673.     7.  Ann.  Plac.  Mon.  Germ.  18,  498.    8.  Huillard  6, 497 ff. 
zu  1247  Feb.;  die  genauen  Nachrichten  der  Annalen  toh  Piaeenza  lassen  aber  keinerlei 
Zweifel,  dass  diese  Briefe  sich  auf  den  Abfall  von  Pontremoli  1249  Juli  beziehen. 
406.  -  L  Vgl.  §  247  n.  7.     2.  Vgl.  §  144.  300. 
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und  das  damit  enger  zu  verbindende  Italien9  als  das  Hauptland  betrachtet» 
Deutschland  im  wesentlichen  sich  selbst  überlässt,  aber  doch  auch  auf  die 
Möglichkeit  nicht  verzichten  will,  dort  nach  Gefallen  einzugreifen  und  es  für 
anderweitige  Zwecke  nutzbar  zu  machen.  Auf  seinem  Durchzuge  nach  Italien 
1236  Aug.  entledigte  der  Kaiser  zunächst  zu  Brixen  den  dortigen  Bischof  der 
Sorge  für  seine  weltliche  Gewalt;  auf  den  Grund  hin,  dass  der  Bischof  wegen 
seines  Alters  nicht  im  Stande  sei,  den  Pflichten  derselben  zu  genügen,  nahm 
er  die  Verwaltung  der  Regalien  des  Stifts  zu  Händen  des  Reichs4;  ein  kai- 
serlicher Richter  Haward  regierte  das  Stift  mindestens  bis  zum  Jahre  12399, 
in  dem  der  Bischof  starb,  während  dann  sein  Nachfolger  1240  wieder  in  die 
weltlichen  Rechte  eingesetzt  wurde.6  Ganz  entsprechende  Massregeln  muss 
der  Kaiser  nicht  lange  nachher  auch  im  Bisthume  Trient  ergriffen  haben  und 
hier  nicht  als  vorübergehende;  mindestens  von  Mai  1237  ab  werden  Stadt 
und  Bisthum  Trient  nicht  mehr  durch  den  Bischof,  sondern  durch  einen  vom 
Kaiser  gesetzten  Podesta  des  Bisthums  verwaltet,  zuerst  Lazarus  von  Lucca, 
dann  seit  1239  durch  den  Apulier  Sodeger  von  Tito.7  Durch  Verfügungen 
von  1237  Sept.  hob  der  Kaiser  dann  auch  die  Gewalt  auf,  welche  die  deut- 
schen Grafen  von  Tirol  in  Judikarien,  von  Ulten  im  Nonsberge  als  Podestaten 
übten;  alle  Bewohner  des  Stifts  sollten  nur  zu  Trient  zu  Rechte  stehen.8  Die 
Vereinigung  des  bisherigen  deutschen  Reichsfürsten thuras  mit  dem  General- 
vikariate  der  Mark  und  damit  mit  dem  italienischen  Königreiche  ergänzte 
diese  Massregeln.  Sie  waren  nicht  blos  vorübergehende;  noch  nach  dem  Tode 
des  Kaisers  hat  sich  Sodeger  von  Tito  in  Verbindung  mit  Ezelin  als  Gebieter 
des  Bisthums  behauptet. 

Wir  bemerkten  bereits,  dass  die  Erfolge  des  Kaisers  und  seiner  Partei 
in  der  TrevisanerMark  seit  1236  und  die  sich  anknüpfende  Herstellung 
unmittelbarer  Reichsverwaltung  überhaupt  für  die  neuen  Einrichtungen  als 
nächster  Ausgangspunkt  zu  betrachten  sind. 9  Die  bestimmtere  Gestaltung  des 
Generalvikariats  scheint  hier  aber  erst  später  erfolgt  zu  sein.  Die  Stellung, 
welche  Simon  von  Teate  bis  Mai  1238  in  der  Mark  einnahm,  scheint  sich 
noch  an  die  der  früheren  Legaten  für  einzelne  Reichstheile  anzuschliessen. 10 
In  dem  darauffolgenden  Jahre  aber  scheint  ein  Reichsbeamter  für  die  ganze  Mark 
überhaupt  nicht  bestellt  zu  sein.  Zum  Nachfolger  des  Simon  in  der  Podestarie 
von  Padua  ernannte  der  Kaiser  den  Aldobrandin  Cacciaconte 1 1 ;  wäre  er  zu- 
gleich, wie  die  spätem  Podestaten  von  Padua,  Vikar  der  Mark  gewesen,  so 
würde  das  bemerkt  sein. 

Die  Reihe  der  Generalvikare  beginnt  mit  Tebaldus  Franciscus, 
aus  einer  Familie  des  Prinzipat«?.  Er  wurde  zunächst  als  Nachfolger  des 


408.]  8.  Vgl.  §  378  n.  2.  4.  Huillard  4,  897.  &.  Noch  Mira  1239  ist  tu  Padua  Ho- 
ward«* iudex  Bririnenti*  Zeuge,  Huillard  5,  282 ;  auf  einem  Siegel  soll  er  sich  H.  de  JTü- 
Umd  nennen,  Sinnacher  Beitrage  zur  G.  Ton  Brixen  4,  312;  bei  der  Seltenheit  des  Per- 
sonennamens dürfte  es  doch  der  H.  de  HoUzwanc  sein,  der  mehrfach  Zeuge  bei  K.  Heinrich 
ist,  Huillard  4,  (556).  586.  601.  603.  6.  Huillard  5,  1190.  7.  Vgl.  Durig  Beitr.  40  ff. 
8.  Mittheilung  von  Durig.  9.  Vgl.  §  401.  10.  Vgl.  §  285  n.  26;  §  397  n.  28. 
11.  Rolandin.  Mon.  Germ.  19,  67. 
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Heinrich  von  Ebulo  Potestaa  Vtncenüe  per  d.  imperatorem;  als  solcher  lässt 
er  1239  April  6  durch  einen  Vikar  die  Regierung  der  Stadt  beschwören. 12 
Mai  1  bestellt  ihn  dann  der  Kaiser,  der  sich  damals  zu  Padua  aufhielt,  als 
potestatem  Padue  et  imperialem  vicarium  in  marchia  Tarvisina  et  gene- 
raliter  a ßumine  Olii  usque  Tridentum**;  es  handelt  sich  da  wohl  um  die 
erste  feste  Gestaltung,  zumal  das  in  seiner  Ausdehnung  dadurch  mitbestimmte 
Vikariat  von  Pavia  abwärts  in  derselben  Zeit  eingerichtet  zu  sein  scheint. 14 
Es  geschah  das  natürlich  im  Einverständnisse  mit  Ezelin;  die  Annalen  von 
S.  Justina  sagen,  der  Kaiser  habe  den  Tebald  als  Podesta  von  Padua  und 
Vikar  der  ganzen  Mark  zurückgelassen,  ita  tarnen  ut  mandatis  Ecelini  in 
omnibus  pareret.™  Tebald  hat  das  Amt  mehrere  Jahre  versehen.  Noch 
1242  Feb.  Urkunde t  ein  Iudex  et  assessor  d.  Thybaldi  Franciscfu  vicarii 
in  Marchia  Tervisina  ab  Olio  usqite  ad  ep'tecopatum  Tridenti  et  Feltri  et 
Beluni,  et  Padue  potestatis16,  woraus  sich  also  ergibt,  dass  auch  die  Bis- 
thümer  Feltre  und  Belluno,  wie  das  von  vornherein  wahrscheinlich  ist,  zum 
Vikariate  gehörten.  Im  April  berief  der  Kaiser  den  Tebald  zurück17;  mehr- 
fach bei  ihm  genannt  führt  er  jetzt  in  der  Kegel  keinen  Amtstitel,  1243  ver- 
einzelt den  eines  Marschalls  des  Königreichs18;  erst  1245  bekleidete  er  als 
Podesta  von  Parma  wieder  ein  Reichsamt.  Nach  einigen  Monaten,  im  Juli 
1242,  schickte  der  Kaiser  als  Nachfolger  in  der  Podestarie  von  Padua  den 
Galvano  Lancia,  der  auch  als  Vikar  der  Mark  bezeichnet  wird. 19  Er 
wurde  dann  aber  Ezelin  verhasst,  von  ihm  verfolgt  und  im  Feb.  1244  seiner 
Stellung  entsetzt.20  Ezelin,  der  überhaupt  ganz  frei  über  die  Podestarien  in 
der  Mark  verfügt,  setzte  nun  1244  den  Grafen  Wizard  von  Realdesco 
im  Brescianischen  zum  Podesta  von  Padua,  der  zugleich  den  Titel  des  Gene- 
ralvikar führt,  ohne  dass  freilich  gesagt  wäre,  dass  ihm  auch  dieser  von  Ezelin 
verliehen  sei.21  Ende  Mai  1247  erhielt  er  in  beiden  Aemtern  zum  Nachfolger 
den  Friauler  WezelovonPrata,  einen  Verwandten  Ezelins22;  dieser  blieb 


12.  Haillard  5,  214.  18.  Rolandin.  Mon.  Germ.  19,  73.  14.  Vgl.  §  401  n.  1.  Nach 
Godi  Cbron.  10,  bei  Graerins  6a,  wäre  schon  1238  Heinrich  t.  Ebulo  Podesta  ron  Vicenza 
gewesen  pro  d.  Theobalde  Franeigma  vicario  d.  imperatorit  in  Verona*  VteerUia  et  Padua; 
aber  es  stimmt  das  nicht  zu  den  sonstigen  Nachrichten.         15.  Mon.  Germ.  19,  157. 

16.  Gloria  Podesta  20,  wo  es  gewiss  irrig  utque  ad  Padum  Tridenti  heisst,  wonach  das 
nachfolgende  poteetatie  auch  auf  die  vorhergenanuten  Orte  zu  beziehen  wäre;  aber  einmal 
wäre  dann  Padua  gewiss  zuerst  genannt;  weiter  war  zu  Trient  ein  anderer  Podesta. 

17.  Rolandin.  Mon.  Germ.  19,  79.  18.  Huillard  6,  88.  19.  Rolandin.,  Ann.  S.  Ju- 
stinae.  Mon.  Germ.  19,  79.  158.  20.  Rolandin.  81.  Es  heisst  dort,  Ezelin  habe  kurz 
Torher  eine  Schwester  Galvanos  geheirathet  und  sich  jetzt  Ton  ihr  scheiden  lassen;  ander- 
weitig wissen  wir,  dass  Ezelin  1238  Selvaggia,  eine  natürliche  Tochter  des  Kaisers,  heira- 
thete.  Sollte  beides  zusammengehören  und  sich  durch  die  Angabe  des  Florentiner  Minoriteu, 
Böhmer  Fontes  4,  653,  erklären,  dass  der  Kaiser  nicht  nur  die  bekannte  Bianca  Lancia, 
sondern  auch  schon  deren  Mutter  zur  Konkubine  gehabt  habe?  Aber  da  die  Verheirathung 
non  mitlto  tempore  antea  geschehen  sein  soll,  ist  doch  wohl  wahrscheinlicher,  dass  Sel- 
vaggia inzwischen  gestorben  war.  21.  Rolandin.  81;  auch  als  Zeuge  beim  Kaiser  heisst 
er  1245  Juni  Generalrikar  der  Mark.  22.  Rolandin.  84;  Tgl.  Huillard  6,  714;  Valenti- 
nelli  Reg.  n.  224.  Er  citirte  1248  Apr.  7  als  GeueraWikar  Bewohner  des  Val  Sugana  im 
Trieutinischen,  sich  in  seinem  Gerichte  zu  Padua  zu  stellen;  Mitteilung  Ton  Durig. 
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bis  August  1249,  wo  ihm  Ansedisius  de  Widotis,  Schwestersohn  Eze- 
lins,  in  derselben  Stellung  folgte.  Er  behauptete  sich  in  der  Gewalt  zu  Padua 
bis  1256,  wo  er  von  da  verjagt  wurde;  den  Titel  eines  Generalvikar  der  Mark 
führt  er  aber,  so  weit  ich  sehe,  zuletzt  1253,  während  er  bei  spätem  urkund- 
lichen Erwähnungen  nur  Podesta  von  Padua  heisst.23  Manfred  scheint  hier 
keinen  Vikar  mehr  bestellt  zu  haben. 

407.  —  Ueber  das  Generalvikariat  der  Romagna  liegen  uns 
nur  sehr  dürftige  Nachrichten  vor.  Die  Errichtung  desselben  scheint  gleich- 
falls in  das  J.  1239  zu  fallen.1  Nach  dem  im  Juli  erfolgten  Abfall  von  Ra- 
venna  schreibt  der  Kaiser,  dass  er  seinen  Sohn  K.  Heinrich  von  Sar- 
dinien, legatum  in  Romaniola  generalem,  voraussende,  um  sie  zum 
Gehorsam  zurückzuführen. 2  Der  Brief  könnte  vor  der  Juli  25  erfolgten  Er- 
nennung Enzio's  zum  Generallegaten  Italiens  geschrieben  sein ;  fallt  er  später, 
so  wäre  der  jedenfalls  auffallende  Titel,  wenn  er  richtig  überliefert  ist,  etwa 
daraus  zu  erklären,  dass  man  damals  die  Romagna  als  die  Provinz  im  Auge 
hatte,  welche  der  Legat  unmittelbar  verwalten  sollte. 3  Aber  noch  in  demsel- 
ben Jahre  ist  Graf  Walter  von  Manopello  in  den  Abruzzen,  aus  der 
Familie  de  Palearia,  sacri  imperii  in  Romaniola  tncariu*  generalis,  welchem 
daneben  noch  insbesondere  die  Podestarie  von  Imola  vom  Kaiser  übertragen 
wird.4  Er  kann  diese  Stellung  nicht  lange  eingenommen  haben,  da  er  1240 
Aug.  Generalvikar  im  Königreiche  Arelat  ist.5  Thomas  von  Materia, 
ein  Apulier,  den  Simon  vonTeate  schon  1237  zum  Podesta  von  Ravenna  und 
zu  seinem  Vikar  in  der  Romaniola  setzte6,  mag  ihm  unmittelbar  gefolgt  sein7; 
urkundlich  wird  er  erst  1243  Jan.  und  nochmals  gegen  Ende  des  Jahrs  als 
Generalvikar  der  Romagna  erwähnt8;  in  demselben  Jahre  auch  als  Podesta 
von  Ravenna.9  Ob  seine  Amtsführung  dann  eine  ununterbrochene  war,  rauss 
dahingestellt  bleiben. 10  Jedenfalls  war  er  1248  Juni  im  Amte;  denn  es  heisst 
in  den  Annalen  von  Piacenza,  dass  der  damalige  allgemeine  Abfall  der  Städte 
der  Romagna  vom  Kaiser  erfolgte  de  consensu  Totnajtii  de  Mater a  Apidie, 
mcarii  et  comitis  pro  imperatore  iüanan  partium. 1 1  Graf  Richard  von 


406.]  28.  Vgl.  Gloria  Podesta  21 ;  Böhmer  Acta  675.  676. 

407.  —  1.  Nach  Huillard  Intr.  479  wäre  schon  1238  Simon  von  Teate  Generalvikar 
der  Romagna  gewesen;  vgl.  dagegen  §  285  n.  33.  —  üeber  die  Angabe,  Aghinulf  t.  Mo- 
digliana  sei  Anfang  1239  Graf  der  Romagna  gewesen.  Tgl.  §  397  n.  29.  2.  Huillard 
5,  372.      8.  Vgl.  §  404  n.  9.      4.  Huillard  5,  654;  Frizzi  (ed.  II)  3.  124.      5.  Huillard 

5,  1022.  6.  Vgl.  §  397  n.  28.  7.  Huillard  lntr.  479  lässt  ihm  für  1241  und  1242 
Robert  v.  Castigliono  vorangehen.  Ich  habe  vergebens  nach  einem  Belege  gesucht;  Robert 
kämpft  1240  Apr.  in  den  Abruzzen  gegen  Rebellen  und  wird  schon  1241  Nov.  als  Vikar 
der  Mark  erwähnt;  Huillard  5.  881.  932.  Compagnoni  105.  8.  Huillard  6,  75.  908:  vgl. 
auch  Petr.  de  Vineis  1.  5  ep.  127.  9.  Fantuzzi  6,  250.  10.  Es  wird  1246  Apr.  ein  R 
als  Reichskapitän  der  Romaniola  erwähnt,  welchen  Huillard  6,  410  für  Robert  v.  Casti- 
glione  hält,  was  unwahrscheinlich  ist,  da  Robert  zu  dieser  Zeit  Vikar  der  Mark  ist,  Huillard 

6,  410;  das  R.,  welches  korrumpirt  sein  könnte,  würde  die  ununterbrochene  Amtsführung 
des  Thomas  nicht  gerade  ausschliessen.  Nennt  1247  Friedrich  von  Antiochien  in  einem 
aus  der  Sammlung  des  Petr.  de  Vineis  entnommenen  Briefe,  Huillard  6,  559,  den  König 
Enxio  Reichsvikar  der  Romagna,  so  muss  da  eine  irrige  Ergänzung  oder  sonstige  Korrup- 
tion vorliegen.     11.  Mon.  Genn.  18,  497,  wo  es  T.  de  Mareca,  Äpulie  vkarii  usw.  heisst. 
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Teate,  ein  unehelicher  Sohn  des  Kaisers,  ist  dann  1248  Dez.  und  1249 
Juli  Generalvikar  in  der  Mark,  dem  Ilerzogthume  und  der  Romagna12;  heisst 
sonst  er,  wie  sein  Nachfolger  in  der  Mark,  Walter  von  Manopello,  nur  Vikar 
der  Mark,  während  auch  ein  eigener  Vikar  der  Romagna  nicht  genannt  wird, 
so  ist  wohl  anzunehmen,  dass  in  der  für  den  Kaiser  jetzt  fast  ganz  verlornen 
Romagna  ein  besonderer  Vikar  nicht  mehr  bestellt,  sondern  der  Vikar  der 
Mark  zugleich  für  die  Romagna  bevollmächtigt  war,  was  dann  nur  zuweilen 
im  Titel  bemerkt  wird.  Dasselbe  Verhältniss  werden  wir  dann  bei  den  später 
von  Manfred  zunächst  für  die  Mark,  aber  auch  zugleich  für  das  Herzogthum 
und  die  Romagna  bestellten  Vikaren  finden. 

408.  —  Das  Generalvikariat  der  Mark  Ancona  wird  in  der 
Regel,  ebenso  wie  das  der  Trevisaner  Mark,  schlechtweg  als  das  hi  Marckia 
bezeichnet.  Als  der  Kaiser  Herbst  1239  die  Abtretung  der  Mark  und  des 
Herzogthums  an  die  Kirche  widerrief1,  hat  er  zunächst  keine  besonderen  Be- 
amten für  dieselben  bestellt,  sondern  übertrug  die  Verwaltung  unmittelbar  dem 
Generallegaten  K.  H  ein  rieh,  wie  das  in  den  betreffenden  Rundschrei- 
ben gesagt  ist.2  Enzio  urkundet  denn  auch  1239  Okt.  und  Nov.  in  der  Mark 
für  Jesi  und  Maccrata3;  1240  Jan.  30  löst  er  zu  Jesi  die  von  Cagli  von 
einem  Banne,  welchen  seine  Boten  Sanguineus  de  Collenzon  und  Fallero  de 
Falleronibus  über  sie  verhängt  hatten4;  auch  das  deutet  in  Uebereinstimmung 
mit  früher  Gesagtem5  darauf  hin,  dass  neben  dem  Legaten  kein  anderer 
höherer  Reichsbeamter  in  der  Provinz  bestellt  war.  Im  Februar  ist  Enzio  beim 
Kaiser  zu  Foligno6;  fehlen  weitere  urkundliche  Zeugnisse  für  seine  Thätigkeit 
in  der  Mark,  so  sagt  doch  Richard  von  S.  Germano,  dass  der  Kaiser  ihn 
1240  März  in  der  Mark  zurückgelassen  habe.  Damii  stimmt,  dass  wir  hier 
erst  im  folgenden  Jahre  einen  Generalvikar  nachweisen  können.  Robert 
von  Castiglione,  noch  1240  Apr.  in  den  Abruzzen,  seiner  Heiraath,  mit 
der  Bekämpfung  von  Rebellen  beschäftigt7,  wird  zuerst  1241  Nov.  als  Vikar 
des  Kaisers  in  der  Mark8  und  dann  mehrfach  1242  erwähnt9;  als  sacri  /wi- 
perü  in  Marchia  vicarius  neneralis  bestätigt  er  Apr.  24  der  Stadt  Fermo 
ihre  Privilegien10;  Aug.  15  war  er  zugleich  mit  den  beiden  Generalvikaren 
des  Patrünonium  und  denen  von  Tuszien  und  Spoleto  beim  Kaiser  zu  S.  Ger- 
mano.11  Sein  Nachfolger  war  Richard  von  Fasanella  oder  de  Fasa- 
nellis,  aus  einer  Familie  des  Prinzipats,  Bruder  des  Generalvikar  Pandulf  von 
Tuszien;  er  wird  1243  Juni  und  Okt.  als  Generalvikar  erwähnt12  Dann 
wurden  für  kurze  Zeit  mehrere  Vikariate  vereinigt.  Graf  Richard  von  Ca- 
serta,  Schwiegersohn  des  Kaisers,  schon  vorher  Vikar  von  Amelia  bis 

Wie  Mareca  zu  bessern  sei,  bemerkt  schon  Huillard  Chr.  Piacent.  217;  durch  die  in  den 
Mon.  hinzukommende  Scheidung  des  Worts  Ton  Apulie  wird  die  Stelle  irreleitend;  Thomas 
nannte  sich  wohl  nach  Matern  in  der  Basilicata.  12.  Compngnoni  110.  Erwähnen  die 
Ann.  Plac.  Mon.  Germ.  18,  49(J  schon  zu  1247.  dass  Graf  Richard  in  Romagna  et  volle 
SpoUti  optinebal,  so  ist  das  wohl  ungenau  oder  bezieht  sich  nur  auf  die  Kriegsführung. 

408.  —  1.  Vgl.  §  382.  2.  Huillard  5,  375.  377.  3.  Baldassini  17;  Compagnoni 
104.  4.  Ungedr.  5.  Vgl.  §  404  u.  9.  6,  Muzi  6,  55.  7.  Huillard  5,  881.  932. 
8.  Compagnoni  105.  9.  Huillard  6,  C7.  938.  10.  Ungedr.;  Tgl.  Adami  17  bei  Grae- 
Tiua  7b.     11.  Ungedr.     12.  Huillard  G,  89.  134.  241. 
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Corneto,  heisst  1244  Jan.  und  Juni  sacri  imperii  per  Marchiam,  ducatvnn 
Spulet  i  et  ab  Amelia  unque  Cornetum  oder  usqiw  per  totam  Maritimam 
vicarins  generalis13;  kurz  darauf  muss  seine  Amtsführung  überhaupt  auf- 
gehört haben,  da  er  seit  August  häufig  ohne  Amtstitel  beim  Kaiser  genannt 
wird. 14  In  der  Mark  ist  sein  Nachfolger  Jakob  von  Morra,  aus  einer 
Familie  des  Prinzipats,  1239  kaiserlicher  Podesta  von  Treviso15,  dann  mehrere 
Jahre  Vikar  des  Herzogthums;  als  Generalvikar  der  Mark  spricht  er  1244 
August  22  zu  Macerata  ein  Urtheil  gegen  die  Söhne  des  Palmerius  de  S. 
Angelo. 16  Weiter  tritt  hier  zuerst  Friedrich  von  Antiochien,  ein  un- 
ehelicher Sohn  des  Kaisers,  ins  öffentliche  Leben;  der  notarins  imperialis 
curie  in  comitatu  Anximano,  TTumanensi  et  Anconitano  nimmt  1245  Mai  3 
in  Sachen  der  Gemeinde  Cingoli  ein  Zeugenverhör  auf  de  mandato  illustri* 
viri  d.  Yrederici  de  Antioclua,  d.  imperatoris  filii,  sacri  imperii  in  Mar- 
chia  vicarii  (jeneralisA1  Es  scheint  nichts  der  Annahme  im  Wege  zu  stehen, 
dass  Friedrich  das  Amt  behielt,  bis  er  1246  Februar  zum  Generalvikar  von 
Tuszien  ernannt  wurde. 18  Dann  finden  wir  die  Mark  wieder  unter  Verwaltung 
des  Robert  von  Casti gl ione,  der  als  General vikar  1246  Apr.  6  die  von 
Camerino  wieder  in  die  Gnade  des  Kaisers  aufnahm19;  auch  1247,  wo  er 
einen  glänzenden  Sieg  über  die  Päbstlichen  errang,  wird  er  März  4  urkund- 
lich als  Generalvikar  erwähnt20  und  stellt  Dez.  16  als  in  Marehia  capitamiis 
gemralis  denen  von  Cingoli  ein  Privileg  aus21;  noch  1248  März  13  scheint 
er  im  Amte  gewesen  zu  sein22;  dann  wird  er  nicht  mehr  erwähnt.  Wenig- 
stens seit  Juli  1248  verwaltet  dann  Richard  von  Teatc  die  Mark,  der, 
wie  erwähnt,  auch  Vikar  des  Herzogthums  und  der  Romagna  und  mindestens 
bis  1249  Juli  im  Amte  war.23  Der  Kaiser  bevollmächtigte  dann  1250  Feb. 
den  Rainald  von  Bruuforte,  in  der  Mark  die  sich  Unterwerfenden  in  die 
kaiserliche  Gnade  wieder  aufnehmen  zu  dürfen24,  was  wohl  schliessen  lässt, 
dass  Rainald  selbst  damals  Generalvikar,  oder  wenigstens  kein  anderer  be- 
stellt war.  Er  muss  ein  Eingeborner  der  Mark  gewesen  sein,  da  ihm  noch  in 
spätem  Jahren  K.  Manfred  wegen  der  treuen  Dienste,  welche  er  seinem  Vater, 
Bruder  und  ihm  selbst  geleistet  hatte,  Besitzungen  in  der  Mark  verlieh.25 
Dann  wird  der  schon  als  Vikar  der  Romagna  erwähnte  Graf  Walter  von 
Manopello,  der  1250  Jan.  noch  keinen  Amtstitel  führt26,  vom  Juni  bis 
Okt.  in  Privilegien,  welche  er  an  Fermo,  S.  Elpidio,  Fabriano  verlieh  und  in 


408.1  13.  Huillard  6,  151.  197.  14.  Huillard  6,  227  ff.  15.  Rolandin.  Mon.  Gönn. 
19,  72.  16.  üngedr.  17.  üngedr.  18.  Huillard  6.  343  l.'isst  ein  in  den  Aug.  1245 
fallendes  Schreiben  des  Kaisers  an  den  Genernlkapitäu  der  Mark  (Robert  von  Ca>tiglione) 
gerichtet  seiu.  Bei  Petr.  de  Vineis  1.  5  ep.  62  heisst  es  einfach  Eidtm  (Capitaneo),  ohne 
dass  auf  diese  sich  bei  mehreren  Briefen  durchziehende  LVberschrift  viel  zu  g*»beu  wäre; 
dem  Inhalte  nach  kann  sich  das  Schreiben  recht  wohl  nur  auf  einen  Befehlshaber  von 
Truppen  in  der  Mark  beziehen;  ist  das  Schreiben  aber  an  den  GeneralkapiMu  gerichtet,  so 
kann  das  immerhin  Friedrich  selbst  sein.  Robert  von  Castiglione  aber  war  1245  Podesta 
von  Cremona;  Arch.  stör.  3b,  24.  15).  Huillard  0.416.  20.  Compagnoui  107.  21.  L'n- 
gedr.  22.  Compagnoni  109.  23.  Huillard  6,642.  736.  754;  vgl.  §407  n.  12.  24.  Reg 
Frid.  n.  1170.     25.  Reg.  Manfr.  n.  27.  33.     26.  Huillard  6,  757. 
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den  Bestätigungen  derselben  durch  den  Kaiser  als  Generalvikar  der  Mark 
bezeichnet.27 

Nach  dem  Tode  des  Kaisers  scheint  die  Mark  ziemlich  ausnahmslos  sich 
der  päbstlichen  Herrschaft  unterworfen  zu  haben  und  es  werden  dort  zunächst 
keine  Reichsvikare  mehr  genannt.    Als  Manfred  dann  1258  Aug.  11  zum 
Könige  gekrönt  war,  kamen  von  den  verschiedensten  Seiten  Aufforderungen 
der  Ghibellinen  an  ihn,  auch  die  väterliche  Herrschaft  über  Italien  wiederher- 
zustellen. Nach  einigem  Bedenken  ging  er  darauf  ein.  Durch  Rundschreiben 
vom  Okt.  1258  meldet  er  allen  in  der  Mark  Ancona,  dem  Herzogthume  Spo- 
leto  und  der  Romagnola,  wie  er  nun  nach  Beruhigung  des  Königreichs  sich 
dieser  Länder  mehr  annehmen  könne,  dass  er  daher  denPerzival  de  Auria, 
seinen  Verwandten  und  Vertrauten,  zu  seinem  Generalvikar  in  ihrer  Provinz 
ernannt  habe  und  dass  er  alles,  was  derselbe  thue  oder  verspreche,  eben  so 
genehm  halten  werde,  als  habe  er  selbst  es  gethan.28  Perzival,  wohl  der  ge- 
nuesischen Familie  Doria  angehörend,  rückte  mit  Deutschen  und  Sarazenen 
alsbald  in  die  Mark  ein,  wo  das  einzige  Camerino  Widerstand  leistete29;  als 
marchie  Anconitane,  ducatus  Spoleti  et  Jiomaniole  regius  viearius  generalis 
stellt  er  von  Dez.  1258  bis  Dez.  1259  eine  Reihe  von  Privilegien  aus,  den 
Städten  die  Gnade  des  Königs  wiedergewährend  und  ihre  Rechte  bestätigend. 
Mit  Ausnahme  eines  Privilegs  für  Gubbio  beziehen  sich  alle  auf  die  Mark ; 
diese  scheint  ihm  völlig  unterworfen,  seine  Gewalt  aber  auch  wesentlich  auf 
dieselbe  beschränkt  gewesen  zu  sein.  Sein  Nachfolger  Heinrich  de  Vi- 
gintimiliis,  Graf  von  Ischia,  nennt  sich  in  einer  Reihe  von  Urkunden, 
welche  er  1260  Apr.  bis  1261  Aug.  in  der  Mark  ausstellt,  immer  nur  dei  et 
regia  gratia  eomes  Yscle  maioriset  regius  in  marelua  Aneonitana  viearius 
generalis,  obwohl  es  nicht  scheint,  dass  Tür  das  Herzogthum  und  dicRomagna 
besondere  Vikare  bestellt  waren.  K  o  n  r  a  d  von  Antiochien,  Sohn  Fried- 
richs von  Antiochien  und  Schwiegersohn  des  Galvano  Lancia,  1261  als  Graf 
von  Alba,  Celano,  Loreto  und  den  Abruzzen  urkundend,  stellt  dann  wieder  als 
regius  in  Marchia,  ducatu  Spoleti  et  Jiomaniola.  viearius  generali*  1262 
März  denen  von  Tolentino  einen  Gnadenbrief  aus30;  zu  Monticoli  verrätherisch 
gefangen  genommen ,  versuchte  es  sein  Schwiegervater  vergeblich ,  ihn  mit 
Gewalt  zu  befreien,  was  ihm  dann  später  mit  List  gelang.31  Auch  sein  Nach- 
folger Konrad  Capece  nennt  sich  in  Urkunden,  welche  er  1263  März  und 
Nov.  in  der  Mark  ausstellt,  Generalvikar  der  Mark,  des  Herzogthums  und 
derRomagna.  Saba Malaspina  nennt  dann  noch  den  Jordan  von  Anglone, 
Grafen  von  S.  Severino  und  Schenken  des  Königreichs  als  Vikar  der  Mark32; 
seine  Amtsführung  muss  1264  fallen,  da  der  König  1265  eine  Verfügung 
bestätigt,  welche  derselbe  dudum  in  anno  pmximo  preterito  septime  indie- 
tionis  in  Marchia  viearius  generalis  getroffen  hatte.  Dann  finde  ich  keinen 
Vikar  der  Mark  mehr  genannt.33 

27*  Ungedr. ;  Tgl.  Huillard  6,  780.  782.  792.  28.  Ungedr.,  nach  den  Vorarbeiten  für  die 
Ergänzung  der  Regesten  Böhmers,  wie  alle  folgenden,  nicht  besonders  belegten  Angaben. 
29.  Saba  Malaspina  1.  2  c.  2.  30.  Santini  366,  wo  noch  mehrere  Urkunden  dieser  spätem 
GeneraMkare  gedruckt  sind.  31.SabaMaJaspinal.2c.8.  82.  Saba  M.  1.  2  c.  10.  33.  Wird 
Ficker  Koracliungcn.  II.  33 
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409.  —  Das  General vikariat  im  Herzogtharae  Spoleto  wird 
häufig  schlechtweg  als  das  in  Diwatu  bezeichnet  und  scheint,  ebenso  wie  das 
in  der  Mark,  in  seiner  Ausdehnung  durchaus  durch  die  herkömmlichen  Grän- 
zen  der  Landschaft  bestimmt  zu  sein.  Vielleicht  war  es  anfangs  mit  der  Mark 
der  unmittelbaren  Verwaltung  des  Generallegaten  vorbehalten. 1  Aber  schon 
1240  Feb.  bestellt  der  Kaiser  den  Jakob  von  Mo rra2  zum  Capitaneus  in 
ducatu  Spoleti  und  lässt  ihm  Truppen  und  einen  zuverlässigen  Finanzbeamten 
aus  den  Abruzzen  kommen3;  auch  1241  Juni  heisst  er  nur  Kapitän;  doch 
dürfte  seine  Stellung  keine  niedere  gewesen  sein,  als  die  der  sonstigen  Pro- 
vinzialstatthalter;  1242  Aug.  15  beim  Kaiser  zu  S.  Germano  werden  er  und 
mehrere  von  diesen  als  Generalvikare  zusammengefasst. 4  Okt.  1243  fuhrt  er 
den  Titel  nicht  mehr.5  Graf  Richard  von  Caserta  war  dann  1244  Vikar 
in  der  Mark,  dem  Herzogthume  und  weiter  bis  zum  Meere.6  Später  1246 
wird  Marino  von  Ebulo7  als  Generalvikar  des  Herzogthums  erwähnt;  er 
war  1248  Podesta  von  Pisa  und  starb  später  auf  Befehl  Manfreds  eingeker- 
kert und  geblendet.8  Ende  1248  und  1249  vereinigte  dann  Richard  von 
T  e  a  t  e  die  Vikariate  des  Herzogthums,  der  Mark  und  der  Romagna. 9  Die- 
selbe Verbindung  finden  wir  dann  später  auch  im  Titel  der  meisten  Vikare 
K.  Manfreds  in  der  Mark;  doch  scheint  es  kaum,  dass  dieselben  im  Herzog- 
thume irgend  bedeutenderen  Einfluss  geübt  haben. 10 

410.  —  Das  General  vikariat  von  Tuszien,  per  Tusciam  oder 
in  Tuscia,  umfasste  im  Norden  nicht  die  ganze  Landschaft,  insofern  der  Be- 
zirk nördlich  von  Lucca  bis  zum  Apennin  längere  Zeit  einen  eigenen  General- 
vikar hatte;  später,  als  hier  1248  neue  Verfügungen  getroffen  waren,  mögen 
dann  diese  Gegenden  zum  Vikariat  von  Tuszien  gehört  haben. 1  Die  Bestim- 
mung der  Ausdehnung  gegen  das  im  römischen  Tuszien  errichtete  General- 
vikariat  von  Amelia  bis  Corneto  wird  dadurch  erschwert,  dass  beide  zeitweise 
in  einer  Hand  vereinigt  waren.  Citta  di  Castello,  ein  alter  Besitz  der  Kirche, 
aber  in  den  früheren  Zeiten  des  Kaisers  in  den  Händen  des  Reichs  und  von 
den  Legaten  Tusziens  verwaltet2,  gehörte  auch  jetzt  zu  Tuszien,  da  es  schon 
1240  und  1241  mit  Arezzo  einem  Unterbeamten  des  tuszischen  Generalvikar 
unterstand. 3  Für  Perugia  fehlt  jedes  Zeugniss,  da  es  überhaupt  nie  in  Händen 
des  Reichs  gewesen  zu  sein  scheint.  Im  Süden  untersteht  die  Grafschaft  der 
Ildebrandeschi  zwar  1246  mit  mehreren  tuszischen  Grafschaften  demselben 
Unterbeamten4;  doch  waren  damals  beide  Generalvikariate  vereinigt  und  1250 

40%.]  Heg.  Manfr.  n.  39  zu  1265  Perzival  als  solcher  erwähnt,  so  scheint  sich  das  auf  seine 
frühere  Amtsführung  zu  beziehen;  er  befehligte  um  diese  Zeit  im  Herzogthume  und  er- 
trank dort,  Saba  Malaspina  1.  2  c.  10.  12.  Jene  Urk.  ist  gedruckt  in  dem  an  Urkunden 
reicheu  Werke  Ton  Acquacotta,  Memorie  di  Matelica  1839.  welches  ich  Tergeblich  zu  er- 
langen suchte. 

409.  —  1.  Vgl.  §  408  n.  2.  2.  Vgl.  §  408  n.  15.  8.  Huillard  5,  755.  810.  827. 
4.  Ungedr.  6.  üuillard  6.  134.  6.  Vgl.  §  408  n.  13.  7.  Vgl.  §  403  n.  5.  8.  Huil- 
lard 6.  406.  417.  918.  Intr.  482;  Tgl.  Böhmer  Fontes  4,  716.  9.  Vgl.  §  407  n.  12. 
10.  Vgl.  §  408  n.  28  ff. 

410.  -  1.  Vgl.  §  405.  2.  Vgl.  §  379  n.  4.  8.  Rena  e  Camici  6c,  40.  56. 
4.  Huillard  6,  418.  419. 
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werden  wir  sie  unter  dem  Generalvikar  von  Amelia  bis  Corneto  finden.  Viel- 
fach auf  Verleihungen  der  Kirche  zurückgehend5  und  in  den  Händen  eines 
Geschlechtes,  das  sich  mit  Glück  bei  grösserer  Macht  behauptet  hatte,  stand 
sie  auch  schon  früher  wohl  in  einein  Ausnahmeverhältnisse,  wird  von  den 
Reichsbeamten  für  Tuszien  kaum  bestimmter  abhängig  gewesen  sein.  Davon 
abgesehen  war  wohl  im  Süden  die  alte  Ausdehnung  von  Reichstuszien  mass- 
gebend; insbesondere  finden  sich  für  Chiusi,  S.  Quirico  und  die  Abtei  S.  Sal- 
vatore  am  Berge  Amiate  Zeugnisse,  dass  sie  den  tuszischen  Generalvikaren 
unterstanden. 

Die  Erfolge  des  Kaisers  in  Oberitalien  wirkten  auch  auf  Tuszien  zurück; 
insbesondere  unterwarf  sich  Florenz  1 238  dem  Gebhard  von  Arnstein. 6  Dieser 
blieb  zunächst  in  seiner  frühern  Stellung  als  Legat  für  Tuszien;  im  Sept.  führt 
er  zuletzt  den  Amtstitel  und  scheint  dann  nach  Deutschland  gegangen  zu  sein. 7 
Wer  Tuszien  in  der  nächstfolgenden  Zeit  verwaltete,  ist  nicht  bestimmter  ge- 
meldet; vielleicht  Marino  vonEbulo,  da  nach  einem  undatirten,  wahr- 
scheinlich in  diese  Zeit  gehörigen  Beglaubigungsschreiben  der  Kaiser  denselben 
loco  et  vice  nostra  nach  Tuszien  sandte,  allerdings  zunächst  nur  mit  der 
Sammlung  eines  Heeres  beauftragt.8  Vielleicht  wurde  dem  Gebhard  von  Arn- 
stein seine  frühere  Stellung  vorläufig  noch  vorbehalten  und  desshalb  noch 
kein  anderer  ständiger  Beamter  ernannt  Erst  als  der  Kaiser  1240  Jan.  aus 
der  Lombardei  nach  Tuszien  gekommen  war,  ernannte  er  den  Pandulfvon 
Fasane  Ha  zum  Capitaneus  generalis  des  Landes;  das  bezügliche  Rund- 
schreiben ist  uns  erhalten  und  macht  in  seiner  Fassung  durchaus  den  Ein- 
druck, dass  es  sich  dabei  überhaupt  um  eine  neue  Einrichtung,  nicht  um  die 
einfache  Ersetzung  des  einen  Beamten  durch  einen  andern  handelte. 9  Pandulf, 
dem  Prinzipate  angehörend,  ein  Bruder  des  früher  genannten  Richard10,  hat 
Tuszien  sechs  Jahre  lang  verwaltet;  in  zahlreichen  Urkunden,  welche  sich  er- 
halten 1  \  heisst  er  regelmässig  pro  d.  imperatore  oder  imperiales  in  Tuscia 
capitaneus  generalis,  wohl  nur  in  näherem  Anschlüsse  au  den  Wortlaut  der 
Bestallungsurkunde;  seine  Stellung  war  zweifellos  ganz  dieselbe,  wie  die  der 
andern  Provinzialstatthalter,  welche  sich  vorwiegend  als  Generalvikare,  aber 
doch  auch  zuweilen  als  Generalkapitäne  bezeichnen.  Im  J.  1244  war  er  auch 
Podesta  von  Siena. 12  Er  war  dann  an  der  im  März  124613  entdeckten  Ver- 
schwörung der  apulischen  Grossen  betheiligt;  doch  scheint  seine  Amtsführung 
nicht  erst  dadurch  beendet  zu  sein.  Er  wird  zuletzt  in  einer  tuszischen  Ur- 
kunde 1245  Dez.  30  als  Generalkapitän  bezeichnet14,  führt  aber  um  dieselbe 
Zeit  beim  Kaiser  vorkommend,  keinen  AmUtitel  mehr15;  kann  das  Zufall  sein, 

o.  Vgl.  §  334  n.  20.  6.  Ann.  Piacent.  Mon.  Genn.  18,  479.  7.  Vgl.  §  280'  u.  24. 
8,  Petr.  de  Vinei«  L  5  ep.  126.  9.  Huillard  5.  650.  10.  Vgl.  §  408  n.  12.  11.  Ge- 
sammelt bei  Rena  e  Camici  6  c,  46  ff.  Bei  Mattei  Stor.  eccl.  di  Pisa  1,  92  (nach  Wüsten- 
feld) Urkk.  über  einen  vor  ihm  gegen  den  Erzbischof  ron  Pisa  geführten  Prozess.  Im  Ar- 
en» e  zu  Siena:  1241  Not.  2,  Vertrag  Pandulfs  mit  Siena  über  den  dem  Kaiser  von  den 
Leuten  ron  Mouterio  unter  Vorbehalt  der  Rechte  ron  Siena  zu  leistenden  Treuschwur; 
Not.  3,  über  den  zwischen  dem  Reiche  und  Siena  streitigen  Ort  Belforte;  Mittheilung  Ton 
Banchi.  12.  Repetti  4,  630;  Tommasi  1,  256.  18.  Ann.  Plac.  Mon.  Germ.  18,  492. 
Cron.  di  Viterbo,  Böhmer  Fontes  4, 716.    14.  Rena  e  Camici  6c  74.    1&.  Huillard  6, 384. 
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so  ist  jedenfalls  sein  Nachfolger  schon  Feb.  1246  ernannt  und  es  wäre  mög- 
lich, dass  die  Entfernung  aus  der  lange  eingenommenen  Stellung  ihn  der  Jheil- 
nahmo  an  der  Verschwörung  geneigt  machte.  Er  floh  vom  Hofe  des  Kaisers 
zu  Grosseto  zunächst  nach  Corneto,  dann  nach  Rom;  später  wurde  ihm  von 
Karl  von  Anjou  seine  Baronie  Fasanella  restituirt. 16 

Im  Feb.  1246  ernannte  der  Kaiser  seinen  Sohn  Friedrich  von  An- 
tiochien, den  wir  zuerst  1245  in  der  Mark  fanden17,  zum  Vkarius  gene- 
ralis per  Tuseiam  et  ah  Amelia  usque  Conwtum  ar  per  MaritimamA*  In 
den  von  ihm  ausgestellten  Urkunden 19  führt  er  diesen  Titel  bis  1248  Juli; 
seit  1248  Nov.  nennt  er  sich  aber  immer  nur  Generalvikar  von  Tuszien,  so 
dass  über  das  Vikariat  im  Patrimonium  anderweitig  verfügt  sein  muss.  Wie- 
derholt war  er  zugleich  Podesta  von  Florenz.  In  den  Annalen  von  Piacenza20, 
aber  auch  in  einem  Notariatsin^trumente  von  1247  wird  er  als  Rex  bezeich- 
net21; nach  Bartholomen  von  Neocastro  hätte  es  in  der  Absicht  des  Kaisers 
gelegen,  ihn  zum  Könige  von  Tuszien  zu  machen,  was  aber  doch  kaum  wahr- 
scheinlich ist.22  Noch  1250  Okt.  9  urkundet  er  als  Generalvikar  zu  Siena23; 
nach  dem  Tode  des  Kaisers  wird  er  in  Tuszien  nicht  mehr  erwähnt;  er  wird 
sich  dort  nicht  haben  behaupten  können  und  in  das  Königreich  zurückgekehrt 
sein.  Schon  1247  als  Graf  von  Alba  bezeichnet2*,  scheint  ihm  K.  Konrad 
noch  die  Grafschaften  Celano  und  Loreto  verliehen  zu  haben25;  er  starb  bald 
nach  der  Krönung  K.  Manfreds. 

Von  den  Ghibellinen  aufgefordert,  ernannte  dann  K.  Manfred  1260  den 
Jordan  von  An glone,  Grafen  von  S.  Severine,  zu  seinem  Generalvikar 
in  Tuszien26;  im  Juli  traf  er  mit  achthundert  deutschen  Rittern  zu  Siena  ein. 
Er  war  zugleich  Podeste  von  Siena  und  wird  noch  1261  Mai  als  Generalvikar 
erwähnt2 ^  bald  nachher  wurde  er  nachApulien  zurückgerufen;  an  seine  Stelle 
als  reahis  vicarius  aeneraüs  trat  Guido  Novell us  von  den  Cuidi,  Pfalz- 
grafen von  Tuszien,'  der  schon  vorher  von  den  Florentinern  auf  zwei  Jahre 
zum  Podeste  angenommen  war20;  er  scheint  das  Amt  bis  zum  Unterliegen 
Manfreds  1266  fortgeführt  zu  haben  und  dann  auch  wieder  von  Kouradin  zum 
Generalvikar  bestellt  zu  sein.29 

411  —  Im  Februar  1240  unterwarf  sich  nach  dem  Vorgänge  von  \  i- 
terbo  fan  das  ganze  römische  Tuszien  dem  Kaiser,  welches  dann  später  regel- 
mässig als  Generalvikariat  von  Amelia  bis  Corneto  und  durch 
die  ganze  Maritima,  ah  Amdia  »saue  Cornetvm  et  per  totam  Mantt- 
,M™  bezeichnet  wird.  Der  Kaiser  meldete  1240  Feb.  29  dem  Rainald  von 
Ac qua viva,  dass  er  beschlossen  habe,  ihn  als  eapitaneum  litsrbu  et  ad- 


«0  1  16.  Huillard  6,  917.  17,  Vgl.  §  408  ».  17.  18.  HuUlard .  6  386.  19.  Vgl. 
B»hlr  Reg.  Friedr.  v.  Ant.;  Huillard  6,994;  dazu  Muzi  6.57;  Banch,  Breie  13, ;  Ceetu 
44  K^petti  4.  638.  639.  20.  Me».  Germ.  18,  496.  21.  Huillard  6,  592;  vg  Tongas, 
"w  votrred-Antiochia  he.sst,  was  sieb  ^er  nicht  auf  die  angexogene  ürk^stum. 
22.  Vgl.  Huillard  Intr.  208.  23.  B.nchi  Breve  137.  24.  Ha.ll.rdb,  5b6.  U.£tr 
I  viueis  1.  6  eP.  8.      2(1.  Böhmer  Acta  680;  Saba  Malaspina  1  2  «.  2.  Samt  Pne  t 

1.  362.  367.  2*.  Vgl.  VUlaui  1.  6  c.  77  ff.  Böhmer  Acta  684.  Samt  Pnest  1.  3,1. 
2».  Raynaldu*  1267  §  2.  10;  Tgl.  Theiner  Cod.  dom.  1,  178. 
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iacentium  partium  zu  verwenden;  er  solle  zehn  Ritter  aus  den  Abruzzen  mit- 
bringen, welche  zur  Verwaltung  der  einzelnen  Orte  geeignet  seien.1  Der  Kaiser 
scheint  diesen  Plan  dann  geändert  zu  haben.  Denn  während  wir  Reinald  noch 
in  demselben  Jahre  als  Generalvikar  von  Pavia  abwärts  fanden2,  meldet 
Richard  von  S.  Germano,  dass  der  Kaiser  März  1240  den  Grafen  Simon 
von  Teate,  der  im  Jahre  vorher  Vikar  von  Pavia  abwärts  war,  als  Kapitän 
zu  Viterbo  zuriickliess.  Er  gebot  hier  mehrere  Jahre  und  führt  1242  Aug.  15 
den  Titel  smin  imperii  ab  Atnelia  uxque  per  totam  Marttimam  vicarius 
generalis*  Er  scheint  in  Viterbo  unbeliebt  geworden  zu  sein;  1243  August 
gingen  Gesandte  an  den  Kaiser,  sich  einen  andern  Vikar  zu  erbitten;  kurz 
darauf  folgte  der  Abfall  der  »Stadt,  während  Simon  die  Burg  behauptete.4  Der 
Kaiser  schickte  nun  als  Vikar  den  Grafen  Richard  von  Caserta,  der  zu 
Montefiascone  Stellung  nahm;  im  Okt.  heisst  er  urkundlich  Generalvikar  von 
Amelia  bis  Corneto5;  später  bis  Juni  1244  erscheint  er  dann  unter  Beibehal- 
tung dieses  Amtes  zugleich  als  Vikar  der  Mark  und  des  Herzogthums.6  Seit 
1244  wird  dann  Vitalis  von  A versa  häufig  als  Kapitän  des  Kaisers  in 
diesen  Gegenden  genannt7;  ist  sein  urkundlicher  Titel  nicht  erwähnt,  so  ist 
doch  nicht  zu  zweifeln,  dass  er  anderen  Generalvikaren  gleichstand.  Es  kann 
daher  auffallen,  dass  Friedrich  von  Antiochien  1246  Feb.  auch  zum 
Generalvikar  von  Amelia  bis  Corneto  ernannt  wurde8,  dennoch  aber  Vitalis 
in  seiner  bisherigen  Stellung  bleibt,  dann  noch  1247  Feb.  vom  Kaiser  entfernt 
und  durch  Alexander  von  Cavelli  ersetzt  wird9;  diese  können  doch  jetzt 
nur  Unterbeamte  Friedrichs  gewesen  sein. 

Es  melden  nun  weiter  die  Chroniken  von  Viterbo10,  dass  der  Kaiser 
1247  zu  Terni,  wo  er  im  Feb.  gewesen  sein  würde,  seinen  Sohn  Karl  zum 
Herrn  und  König  aller  seiner  dortigen  Länder  unter  Führung  der  Titel  der- 
selben ernannte,  dass  dieser  dann  im  Mai  nach  Viterbo  kam  und  ihm  dort 
Treue  geschworen  wurde.  Dieser  Karl  ist  wohl  zweifellos  derselbe  mit  dem  in 
den  Urkunden  als  Heinrich  bezeichneten  Sohn  von  der  Isahella  von  England. 11 
Von  diesem  wissen  wir  aus  einem  anscheinend  noch  im  Königreiche  geschrie- 
benen Briefe  des  Kaisers,  dass  er  ihn  als  Statthalter  des  Königreichs  unter 
Leitung  eines  Rathes  zuriickliess. 12  Die  Statthalterschaft  eines  Knaben  hat 
doch  wohl  nur  einen  Sinn,  wenn  ihm  das  Land  überhaupt  bestimmt  war.  Üii 
Chroniken  von  Viterbo  gehen  denn  in  ihren  Angaben  auch  weiter;  und  es 
wäre  möglich,  dass  der  Kaiser  erst  nach  jenem  Schreiben  noch  weitere  Schritte 
that,  Heinrich  zum  König  von  Sizilien  bestimmte.  Es  scheint  dem  zu  wider- 

411.  -  1.  Huillard  5.  779.  2.  Vgl.  §  404  n.  2.  3.  Ungedr.  4.  Vgl.  Cron. 
de  Viterbo,  Böhmer  Fontes  4,  709:  Huillard  6,  127.  206.  288  5.  Huillard  6,  133 
6.  Vgl.  §  408  n.  13.  7.  fron,  de  Viterbo,  Brthmer  F.  4,  714  ff.;  Huillard  6.  282.  368 ff. 
8.  Vgl.  §  410  n.  18.  9.  Cron.  de  Viterbo  718.  Alexander  wird  derselbe  sein,  der  1252 
Podesta  Ton  Pisa  war;  im  alten  Verzeichnisse  heisst  er  Ä.  det  Calvtllo;  Roncioni  nennt  ihn 
A.  Carveli  Forlitme;  Arch.  stor.  6b.  642;  6a.  525;  ein  in  Terra  di  Lavoro  ansässiger  Äo- 
gerutde  Calvellie  wird  1239  erwähnt:  Huillard  5,  613.  10.  Bfthmer  Fontes  4.  719. 

11.  Vgl.  Winkelmann  2,  147,  dessen  Beweisführung  ich  mich  nur  anschliessen  kann;  für 
den  Namen  Karl  kommt  nun  ausser  den  Chroniken  von  Viterbo  noch  das  Zeugniss  des 
Florentiner  Minoriten.  Böhmer  Fontes  4,  651  hinzu.      12.  Huillard  6,  502.  504. 
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sprechen,  dass  Heinrich  im  Testamente  des  Kaisers  auf  Arelat  oder  Jerusalem 
angewiesen,  dagegen  Manfred  zum  Statthalter  Siziliens  bestellt  wird.  Aber 
1247  waren  die  Plane  des  Kaisers  erweislich  andere;  im  Vertrage  über  die 
Ehe  Manfreds  mit  der  Tochter  des  Grafen  vonSavoien  1247  Apr.  wird  jenem 
ausdrücklich  das  Land  von  Pavia  aufwärts  und  das  Arelat  zugesichert15; 
damit  gewinnt  die  Annahme,  Heinrich  sei  damals  überhaupt  zum  Nachfolger 
in  Sizilien  bestimmt  gewesen,  an  Wahrscheinlichkeit,  während  es  dann  nicht 
auffallen  kann,  dass  Manfred,  gewiss  nicht  ohne  Einfluss  auf  das  Testament 
des  Kaisers,  die  Rollen  zu  tauschen  und  sich  die  Gewalt  im  werthvollsten 
Theile  des  Erbes  vorzubehalten  wusste.  Für  unsere  nächsten  Zwecke  könnte 
jene  Nachricht  insofern  von  Bedeutung  scheinen,  als  es  danach  in  der  Absicht 
gelegen  hätte,  das  Patrimonium  näher  mit  Sizilien  zu  vereinen;  es  Hesse  sich 
damit  die  Beschränkung  Friedrichs  auf  Tuszien  in  Verbindung  bringen.  Aber 
diese  scheint  doch  erst  bedeutend  später  eingetreten  zu  sein14;  und  jene  An- 
ordnungen kommen  wohl  überhaupt  für  die  Vikariatsverhältnisse  kaum  in 
Betracht,  da  es  sich  dabei  um  eine  umfassendere  königliche  Stellung  gehandelt 
haben  würde. 

Vielleicht  ist  die  im  Titel  Friedrichs  von  Antiochien  1 248  hervortretende 
Beschränkung  auf  Tuszien  daraus  zu  erklären,  dass  Galvano  Lancia  zum 
Vikar  im  römischen  Tuszien  bestellt  war.  Unsere  Nachrichten  sind  da  freilich 
sehr  dürftig.  Jamsilla  sagt  von  Galvano,  dass  der  Kaiser  ihn  lange  Zeit  als 
seinen  Vikar  in  Tuszien  gehabt  habe ;  auch  Saba  Malaspina  erwähnt,  dass  er 
dem  Kaiser  in  Lombardien  und  Tuszien  diente. 1 5  Urkundlich  wird  er  in  dieser 
Gegend  zuerst  erwähnt  1249  Sept.  17  in  einem  Rathsprotokoll  von  Siena, 
wonach  der  Kaiser  bezüglich  der  Wahl  des  Podesta  ad  marchioncm  Lanee 
schrieb  und  ihn  mit  den  nöthigen  Vorkehrungen  beauftragte. 16  Ein  solcher 
Auftrag  im  eigentlichen  Tuszien  würde  nicht  gerade  ausschliessen,  dass  er 
schon  damals  Vikar  im  Patrimonium  war.  Dann  meldet  1250  Dez.  31  zu 
Montefiascone  Oalvaneus  Lance  sacri  imperii  ab  Arnelia  itsqtte  Cometum 
et  in  eomitatu  Tldibrandenco  et  tota  Marictima  capitaneus  peneralis  ge- 
nannten Getreuen,  er  habe  a  sarra  imperatoria  maiettate  nttper  den  Befehl 
bekommen,  die  Grafschaft  der  Ildebrandeschi  an  die  von  Siena  zu  übergeben, 
damit  diese  sie  pro  parte  serenissimi  d.  nostri  cesaris  et  ilhtstris  viri  d. 
Manfrcdi  filii  sui  gegen  die  Reichsrebellen  vertheidigen ;  er  beauftragt  sie, 
das  auszuführen  und  die  Beurkundung  alsbald  einzusenden,  da  er  sie  sogleich 
ad  imperialem  pres enttarn  einschicken  müsse. 17  Es  ist  kaum  anzunehmen, 
dass  Galvano  den  Dez.  13  erfolgten  Tod  des  Kaisers  noch  nicht  gekannt 
habe ;  aber  er  scheint  ihn  zu  verheimlichen ;  es  scheint  sich  da  um  eine  Mass- 


411.]  13.  Huillard  6,  528.  14.  Vgl.  §  410  n.  19.  15.  Vgl.  Rena  e  Camici  6d.  33. 
ltt.  Archiv  zu  Siena;  Mittheilung  von  Banchi.  Nach  der  mir  erst  vor  kurzem  bekannt  ge- 
wordenen folgenden  Urk.  ist  die  §  287  n.  4  geäusserte  Vermuthung  zu  beseitigen.  17.  Mit- 
theilung von  Banchi  aus  dem  Archive  zu  Siena,  eingerückt  in  das  Protokoll  der  Ueberrei- 
chung  des  Briefes  im  Rathe  zu  Siena  von  1250  (1251),  Ind.  9,  Jan.  4.  Auf  dem  Siegel 
befand  sich  wnago  tciUi  minorit  cum  quibtitdam  signis  grostii  et  minutis,  et  Uttere  circum- 
posile  sigillo  diccbant:  Ego,  qui  mando,  Galvaneut  Laneea  pando. 
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regel  zu  handeln,  die  getroffen  wurde,  um  die  Stellung  Manfreds  zu  sichern. 18 
Damals  muss  Galvano  doch  selbststandiger  Vikar  gewesen  sein.19  Er  dürfte 
sich  hier  kaum  noch  länger  gehalten  haben;  K.  Konrad  verbannte  ihn  später 
aus  dem  Königreiche,  während  er  dann  bei  Manfred  in  hohen  Ehren  stand. 

412.  —  Nur  ganz  dürftige  Nachrichten  liegen  über  einen  zweiten  im 
Patrimonium  gebildeten  Verwaltungssprengel  vor,  über  dasGeneralvikariat 
von  den  Gränzen  des  Königreichs  bis  Narni.  Hatten  sich  die  ersten 
Unternehmungen  des  Kaisers  im  Patrimonium  Anfang  1240  auf  das  römische 
Tuszien  beschränkt,  so  brachte  der  zweite  Zug  im  Sommer  1241  ihn  insbe- 
sondere in  den  Besitz  von  Tivoli,  wo  er  bei  seinem  Abzüge  im  September  eine 
Besatzung  zurückliess,  deren  Befehlshaber  uns  nicht  genannt  wird.  Im  März 

1 242  schickte  er  dann  nach  Tivoli  als  Kapitän  den  Thomas  von  Monte- 
nigro1,  aus  einer  Familie  des  Prinzipats,  in  welchem  er  früher  Justitiar  war. 
Auf  ihn  wird  es  sich  beziehen,  wenn  der  Senator  von  Rom  1242  Juni  14 
denen  von  Alatri  schreibt,  die  Römer  beabsichtigten,  gegen  das  Heer  zu  ziehen, 
welches  der  Kaiser  sammeln  Hess  inter  Tybur  et  potUem  Lucanum  per  ca- 
pitaneum  Tyburu  et  capitaneum,  qui  fu.it  super  Reate.2  Der  letztere  ist 
wohl  Andreas  von  Cicala,  Kapitän  des  Königreichs,  welcher  im  Mai  gegen 
Rieti  zog. 3  Bei  den  damaligen  Angriffen  auf  das  Patrimonium,  welche  dann 

1243  noch  wiederholt  wurden,  war  es  doch  wohl  auf  dauernde  Besitznahme 
desselben  abgesehen.  Denn  1242  Aug.  15  zu  S.  Germano  beim  Kaiser  führt 
nun  Thomas  den  Titel  aacri  imperii  a  finibus  regni  usque  Narniam  vicarius 
generalis . 4  Ist  da  zweifellos  zunächst  die  Gränze  bei  Ceperano  zu  verstehen, 
so  umfasste  sein  Sprengel  das  gesammte  Patrimonium,  so  weit  es  nicht  dem 
General vikar  von  Amelia  bis  Corneto  unterstand.  Damit  waren  denn  die 
neuen  Einrichtungen  über  ganz  Italien  ausgedehnt.  Aber  festen  Fuss  konnte 
die  kaiserliche  Herrschaft  hier  nicht  fassen,  da  die  Stadt  Rom  zur  Kirche 
hielt  General vikare  werden  hier  später  nicht  mehr  erwähnt;  es  ist  möglich, 
dass  Tivoli  und  andere  Punkte  noch  länger  behauptet  wurden;  aber  seit  dem 
Abfalle  und  der  vergeblichen  Belagerung  von  Viterbo  1 243  scheint  der  Kaiser 
auf  ernstliche  Unternehmungen  gegen  den  südlichen  Theil  des  Patrimonium 
verzichtet  zu  haben. 

413.  —  Die  Befugnisse  der  G en eral vikare  lernen  wir  insbe- 
sondere kennen  aus  den  uns  erhaltenen  Ernennungsurkunden.  In  der  Fassung 
von  Schreiben,  durch  welche  den  Untergebenen  die  Ernennung  kundgemacht 
wird,  liegen  sie  uns  vor  von  1240  Jan.  für  Pandulf  von  Fasanella  als  Gene- 
ralkapitän durch  Tuszien,  von  1246  Feb.  für  Friedrich  von  Antiochien  als 

18.  Nach  Mittheilung  Wüstenfelds  aus  dem  Archive  zu  Siena  nahm  kurz  darauf  Siena 
Grosseto  in  Besitz  zu  Ehren  des  Kaisers  und  Manfreds,  seines  Sohns  und  Erben.  19.  Tom- 
masi  1,  263  erwähnt  die  Verlesung  jenes  Briefes  und  bezeichnet  Galvano  dabei  als  vieario 
e  generale  delt imperadore  e  del  re  <f  Antiochia;  aber  Friedrich  von  Antiochien  wird  weder 
in  dem  Briefe,  noch  in  dem  Protokolle  erwähnt;  auch  in  diesem  heisst  Galvano  einfach 
tacri  imperii  ab  A.  usque  C.  et  per  t.  M.  vicarius  generalis. 

412.  —  1.  Rycc.  de  S.  Germ,  zu  1241.  1242.  2.  üngedr.  3.  Rycc.  de  S.  Germ, 
zu  1242.     4.  üngedr. 
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Generalvikar  durch  Tuszien  und  von  Amelia  bis  Corneto,  von  1249  Juni  für 
Thomas  von  Savoien  als  Generallegaten  durch  Lombardien  vom  Lambro  auf- 
wärts. 1  Der  formelle  Eingang  ist  in  der  ersten  ein  anderer;  den  beiden  andern 
diente  auch  für  diesen  dieselbe  Formel  zur  Vorlage,  die  nur  in  der  dritten 
gekürzt  ist.  Die  Aufzählung  der  Befugnisse  ist  in  allen  dreien  wörtlich  über- 
einstimmend, nur  dass  die  dritte  einen  noch  zu  besprechenden  Zusatz  hat, 
während  in  ihr  die  ungewichtige  Stelle  über  die  Befugnisse  zur  Bestellung  von 
Kuratoren  und  Tutoren  und  zur  Restitutio  in  integrum  vielleicht  nur  zufallig 
fehlt.  Wir  haben  weiter  eine  Formel,  in  welcher  der  Kaiser  einem  Unge- 
nannten anzeigt,  dass  er  ihn  zum  Generalvikar  in  Lombardien  von  Pavia  ab- 
wärts ernannt  habe;  sie  schliefst  sich  ganz  genau  dem  Schreiben  über  die  Er- 
nennung Friedrichs  von  Antiochien  an.2 

Vergleichen  wir  diese  Urkunden  mit  der  Bestallung  Enzio's  als  Legaten 
für  ganz  Italien  von  1239  Juli3,  so  ergibt  sich  nicht  allein,  dass  den  General- 
vikaren ganz  dieselben  Befugnisse  mit  denselben  Worten  zugesprochen  sind, 
sondern  dass  selbst  der  formelle  Eingang  fast  durchweg  wörtlich  mit  den  Ur- 
kunden von  1246  und  1249  stimmt.  Ein  und  dieselbe  Formel  wurde  demnach 
für  den  Generallegaten  und  die  Generalvikare  benutzt,  die  wohl  zunächst  für 
letztere  entworfen  war,  da  1239  Juli  schon  mehrere  Generalvikare  bestellt 
waren,  manche  Wendungen  auch  mehr  der  Beziehung  auf  eine  einzelne  Land- 
schaft, als  auf  ganz  Italien  zu  entsprechen  scheinen.  Der  einzige  wesentliche 
Unterschied  liegt  darin,  dass  dem  Legaten  die  Befugniss  zur  Ernennung  von 
Judices  und  Notaren  ertheilt  wird,  nicht  aber  dem  Generalvikar  nach  den  Ur- 
kunden von  1240  und  124b*  und  der  Formel.  Sie  wird  Friedrich  von  Antio- 
chien 1246  Juni  nachträglich  in  besonderer  Urkunde  ertheilt.4  Dagegen  findet 
sie  sich  1249  sogleich  in  der  Bestallung,  so  dass  hier  die  vollen  Befugnisse 
des  Legaten  vorliegen. 

Man  könnte  geneigt  sein,  es  damit  in  Verbindung  zu  bringen,  dass  in 
diesem  letzteren  Falle  Thomas  von  Savoien  auch  zum  Generallegaten,  nicht 
zum  Generalvikar  ernannt  wird.  Aber  es  scheint  auf  den  Unterschied  der 
Ausdrücke  hier  überhaupt  kaum  Gewicht  zu  legen  sein.  Thomas  selbst  be- 
zeichnet sich  später  als  Generalvikar5.  Der  Unterschied  beider  Stelhingen 
liegt  überhaupt  wesentlich  nur  noch  in  der  örtlichen  Ausdehnung  der  Befug- 
nisse; und  diese  entsprach  auch  bei  Thomas  nur  der  des  Vikar.  Dass  hier  ein 
wesentlicher  Unterschied  der  Stellung  nicht  in  der  Absicht  lag,  scheint  sich 
auch  durch  einen  anderen  Umstand  zu  bestätigen.  In  der  Urkunde  von  1246, 
und  entsprechend  in  der  Formel,  findet  sich  nämlich  die  früher  fehlende  Be- 
merkung: w.»v  tauen  ipsion  sola  nicnrü  potextat*'  roluinn*  c*.«c  conUiitan» . 
lict't  solo  vicaivi  nomine  eentteatur,  Si'd  ibi  usque  <td  aliud  mandattnn  not- 
frttm  ttfb'it'iniftJ*  ofjn'imn  pri'sidutn*.  Heisst  es  nun  auch  1249  entsprechend: 
nrc  cum  sola  h  aati  p<d*'$tatt  rolmnu*  c£*v  rontentum,  wd  ri  adiirimux  <\fß- 
ritnn  prt'fiidafu.s,  so  kann  doch  der  Ausdruck  Legat,  der  sonst  an  und  für 

413.  --  1.  Huillard  5.  630.  b\  386.  741.      2.  Petr.  de  Vineis  1.  5  ep.  1.      3.  Vgl 
§  292.      4.  Huillard  6,  432.      5.  Vgl.  §  403  D.  29. 
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sich  den  höchsten  Reichsbearnten  bezeichnet,  hier  nicht  wohl  in  wesentlich 
anderer  Bedeutung,  als  der  des  Vikar,  gebraucht  sein. 

Damit  erhebt  sich  aber  die  Frage,  was  unter  jenem  Präsidat  zu  ver- 
stehen sei.  Die  altrömische  Terminologie  scheint  da  keinen  Anhaltspunkt  zu 
bieten;  nach  ihr  wäre  der  General vikar  ohnehin  als  Praeses  seiner  Provinz 
zu  bezeichnen6;  der  Ausdruck  war  vereinzelt  auch  wohl  zur  Bezeichnung  der 
Reichsbeamten  einzelner  Provinzen  schon  früher  aufgenommen.7  Hätten  wir 
anzunehmen,  dass  die  Bestimmung  später  in  die  Ernennungsurkunden  aller 
Generalvikare  aufgenommen  wurde,  so  würde  ihr  grössere  Bedeutung  kaum 
beizulegen  sein;  sie  sollte  dann  etwa  nur  andeuten,  dass  der  Generalvikar 
nicht  blosser  Vikar  des  Legaten,  sondern  unmittelbarer  Stellvertreter  des 
Kaisers  sei.  Für  diese  Annahme  scheint  allerdings  zu  sprechen,  dass  die  Be- 
stimmung sich  auch  in  der  Formel  für  die  Ernennung  zum  Generalvikar  von 
Pavia  abwärts  findet.  Aber  ich  glaube  kaum,  dass  diese  Formel  mit  jener 
bestimmten  Beziehung  einer  wirklich  ausgefertigten  Urkunde  entspricht.  .Sie 
mussvor  1249  Juni  fallen,  da  es  später  vom  Lambro  abwärts  heissen  müsste; 
nun  gab  es  aber  eben  von  1242  bis  1249  keinen  besondern  Generalvikar  von 
Pavia  abwärts.8  Es  ist  bei  der  genauen  Uebereinstimmung  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  in  jener  Formel  lediglich  die  Bestallungsurkunde  Friedrichs 
von  Antiochien  unter  willkürlicher  Aendernng  der  bestimmten  Beziehungen 
abgeschrieben  wurde.  Dann  aber  könnte  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass 
jene  Bestimmung  zunächst  Friedrich  von  Antiochien  und  Thomas  von  Savoien 
trifft,  welche  insofern  vor  andern  Generalvikaren  hervortreten,  als  ihnen  an- 
dere höhere  Reichsbeamte  unterstehen,  welche  selbst  die  Befugnisse  von  Ge- 
neralvikaren gehabt  haben  dürften.  Friedrich  erhielt  sogleich  zwei  Vikariate; 
und  in  dem  von  Amelia  bis  Corneto  bleibt  trotzdem  der  bisherige  Kapitän  im 
Amte,  wird  dann  noch  ein  anderer  ernannt.9  Der  izanze  Sprengel  des  Thomas 
aber  war  wieder  unter  Vikare  bis  Asti  und  von  Asti  aufwärts  getheilt. 10  Eine 
entsprechende  Stellung  würden  wir  dann  etwa  noch  anzunehmen  haben  Mir 
Richard  von  Caserta,  einen  Schwiegersohn,  und  Richard  von  Teate,  einen 
Sohn  des  Kaisers,  welche  drei  Vikariate  zugleich  verwalteten. 1  * 

Was  das  Verhältnis*  zum  Generallegaten  betrifft,  so  hatten 
die  Generalvikare  zweifellos  Befehle  von  ihm  entgegenzunehmen;  dem  der 
Romaniola  gibt  K.  Enzio  1243  firmiter  in  mandatis,  einen  Befehl  auszu- 
führen; dem  von  Pavia  aufwärts  schickt  er  1247  eine  Klagschrift,  precipiendo 
mandante*,  die  Sache  zu  erledigen. 12  War  damit  die  Möglichkeit  geboten,  in 
allen  Sprengein  unmittelbar  einzugreifen,  so  scheint  der  Legat,  wenn  ihm  nicht 
Appell« tionen  einen  bestimmteren  Anhss  boten,  davon  wenig  Gebrauch  ge- 
macht zu  haben;  auch  der  Kaiser  wandte  sich  in  den  Angelegenheiten  des 
einzelnen  Sprengeis  in  der  Regel  an  den  bezüglichen  Generalvikar;  nur  mit 
der  Ernennung  von  Beamten,  welche  der  Kaiser  nicht  selbst  zu  bestellen  vor- 

6.  Vgl.  Bethinann  (  ivilpr.  2.  73.  7.  Vgl.  §  315  n.  9;  §  393  n.  7.  8.  Vgl.  §  403  n  27: 
§  404  n.  9.  9.  Vgl.  §  41 1.  10.  Vgl.  403.  11.  Vgl.  §  408  n.  13:  §  407  n.  12. 
12.  Huillard  ti,  908.  Böhmer  Acta  673. 
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zog,  worauf  wir  zurückkommen,  scheint  überwiegend  der  Legat  beauftragt 
worden  zu  sein.  Vorzugsweise  scheint  sich  der  Legat  nur  mit  dem  Sprengel 
beschäftigt  zu  haben,  in  dem  er  sich  aufhielt  In  diesem  scheint  in  der  Regel 
ein  besonderer  Generalvikar  nicht  bestellt  zu  sein;  Enzio  nimmt  anfangs  in 
der  Mark  Ancona,  später  von  Pavia  abwärts  selbst  die  Stellung  des  Vikar 
ein. 13  War  aber  ein  Generalvikar  da,  wie  bei  den  Aufenthalten  Enzio's  1241 
in  Tuszien,  1246  in  Piemont,  so  wird  das  Verhältniss  das  gewesen  sein,  dass 
in  Anwesenheit  des  Legaten  die  übrigens  gleichen  Befugnisse  des  Vikar  ruhen« 
wie  beim  altrömischen  Vikar  in  Anwesenheit  des  Präfekten ;  in  beiden  Fällen 
urkundet  Enzio  auch  in  Angelegenheiten  des  betreffenden  Sprengeis.  Zeigt 
sich  darin  gerade  kein  Gegensatz  zu  den  Verhältnissen  in  den  frühern  Zeiten 
K.  Friedrichs,  so  tritt  dieser  in  anderer  Richtung  bestimmt  hervor.  Von  einer 
Bestellung  der  Vikare  durch  den  Legaten  ist  nicht  mehr  die  Rede;  sie  werden 
ausnahmslos  vom  Kaiser  ernannt.  Höchstens  mag  dem  Legaten  gestattet  ge- 
wesen sein,  bei  Erledigung  eines  Vikariats  vorläufige  Vorkehrungen  zu  treffen, 
bis  der  Kaiser  endgültige  Bestimmungen  getroffen  hatte;  von  Pavia  aufwärts 
fanden  wir  wenigstens  einen  Delegaten  des  Generallegaten  thätig,  der  dort 
dann  später  als  General vikar  erscheint. 14  Damit  erscheint  denn  auch  die  Auf- 
fassung ganz  beseitigt,  dass  die  Gewalt  des  Vikar  aus  der  des  Legaten  ab- 
geleitet, er  zunächst  der  Vertreter  dieses  sei,  welche  früher  so  bestimmt  fest- 
gehalten wurde,  dass  selbst  die  vom  Kaiser  bestellten  Provinzialbeamten 
dennoch  zunächst  Vikare  des  Legaten  sein  sollten.15  Jetzt  wird  der  Legat  in 
den  Ernennungsurkunden  gar  nicht  einmal  erwähnt;  schon  der  Gebrauch  ein 
und  derselben  Formel  für  die  Bestellung  des  Legaten  und  des  Generalvikar 
ergibt,  dass  auch  der  letztere  unmittelbarer  Vertreter  des  Kaisers  ist;  wie 
jener  für  ganz  Italien,  so  wird  dieser  für  seine  Provinz  vom  Kaiser  bestellt, 
ut  vices  nostras  generaliter  gerat  ibidem. 

Insbesondere  sind  auch  die  richterlichen  Befugnisse  des  General- 
vikar von  der  örtlichen  Beschränkung  abgesehen  ganz  dieselben,  wie  die  des 
Legaten.  Auch  er  darf  jede  Sache  entscheiden,  welche  dem  Kaiser,  wenn  er 
gegenwärtig,  vorbehalten  wäre.  Ist  das  in  den  Ernennungsurkunden  ausdrück- 
lich gesagt,  so  wird  auch  sonst  wohl  betont,  dass  seine  richterliche  Gewalt  so 
umfassend  ist,  wie  die  des  Kaisers  selbst,  den  er  vertritt;  bei  einer  bei  Pan- 
del f  von  Fasanella  als  Generalvikar  Tusziens  anhängig  gemachten  Klage  hatte 
sich  ein  Abt  auf  seinen  geistlichen  Gerichtsstand  vor  dem  Bischöfe  berufen; 
os  wurde  aber  eingewandt,  dass  die  Exceptio  fori  nicht  zulässig  sei,  <p«Vz  d 
imperator  et  comes,  qid  erat  eins  loco,  omnium  est  iudex. 16  Was  insbeson- 
dere die  Appellation  betrifft,  so  geht  diese  bei  den  Entscheidungen  der  Judices 
ordinarii  an  den  General  vikar;  insbesondere  auch  aus  den  städtischen  Ge- 
richten; von  einem  Urtheile  der  Gerichtskonsuln  von  Volterra  wird  1245  an 
den  Generalvikar  appellirt. 17  Von  diesem  konnte  dann  weiter  unmittelbar  an 
den  Kaiser  appellirt  werden.  Nach  den  Ernennungsurkunden  sollte  man  an- 


413.]  18.  Vgl.  §  408  n.  2;  $  404  n.  9.  H.  Vgl.  §  403  n.  14.  15.  Vgl.  $  394  n.  10 
16.  Ren«  e  Camici  6  c,  75.     17.  Rena  e  Camici  6c,  74. 
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nehmen,  dass  von  ihm  nur  an  den  Kaiser  appellirt  werden  konnte;  denn  es 
wird  hier  ganz  in  denselben  Ausdrücken,  wie  beim  Legaten,  nur  die  Appella- 
tion an  den  Kaiser  vorbehalten.  Nach  andern  Zeugnissen  leidet  es  wohl  keinen 
Zweifel,  dass,  wenn  auch  in  der  Regel  an  den  Kaiser  appellirt  zu  sein  scheint, 
doch  auch  eine  Appellation  an  den  König  Heinrich  als  Legaten  statthaft  war. 
Da  der  Generalvikar  Pandulf  1240  die  vom  Vertreter  des  Erzbischofs  von 
Pisa  vorgebrachte  Einrede  des  geistlichen  Gerichtsstandes  nicht  zulässt,  ap- 
pellirt derselbe  an  den  König  Heinrich,  den  Pabst  und  den  Kaiser. 18  Die 
Stadt  Volterra  bestellt  1242  einen  Sindikus  ad  appeüandum  ad  d.  impera- 
torem  gegen  einen  Befehl  Pandulfs;  dann  aber  1244  gegen  einen  Spruch 
desselben  einen  sindicus  ad  appeüandum  ad  d.  regem  vel  prineipem,  reser- 
vata  Wimper  dicto  eomuni  licentia  pro  aequenda  appellatione  coram  altera 
Worum.*9  Dass  dieses  Verhältniss,  wie  überhaupt  die  gesammte  Stellung 
des  Generalvikar  zum  Generallegaten,  in  den  Ernennungsurkunden  gar  nicht 
erwähnt  wird,  dürfte  doch  auch  darin  seinen  Grund  haben,  dass  die  Formel 
für  dieselben  sich  schon  festgestellt  haben  wird,  ehe  wieder  ein  Legat  ernannt 
war,  andererseits  aber,  wie  bemerkt,  dieselbe  Formel  dann  auch  bei  der  Er- 
nennung des  Legaten  als  Vorlage  benutzt  sein  muss. 

414.  —  Als  Unterbeamte  in  den  Generalvikariaten  finden 
wir  Vikare  oder  Kapitäne,  dann  Podestaten.  Zeigt  sich  da  auch  manches 
Schwanken  der  Ausdrücke,  so  ist  doch  im  allgemeinen  bei  der  Wahl  derselben 
ein  bestimmter  scheidender  Gesichtspunkt  festgehalten.  Die  Vikare  und  Ka- 
pitäne sind  Beamte  des  Reichs,  welche  die  dem  Reiche  schon  früher  zustehen- 
den oder  jetzt  zu  Händen  des  Reichs  genommenen  Hoheitsrechte  in  Vertretung 
des  Reichs  verwalten.  Der  Podesta  erscheint  dagegen  wenigstens  formell  noch 
als  eine  itädtische  Behörde ;  seine  Gewalt  wurzelt  in  den  der  Stadt  vom  Reiche 
überlassenen  Hoheitsrechten,  welche  er  in  den  durch  die  Stadtverfassung  be- 
stimmten Formen  und,  worauf  wir  zurückkommen,  für  Rechnung  der  Stadt 
verwaltet  Der  Unterschied  tritt  deutlich  hervor,  wenn  1238  piemontesische 
Städte  die  ihnen  zustehenden  Hoheitsrechte  dem  Reiche  resigniren  und  nun 
gesagt  wird,  dass  Befugnisse,  welche  bisher  dem  Podesta  der  Stadt  zustanden, 
jetzt  durch  den  kaiserlichen  Kapitän  zu  üben  sind. 1  Oder  wenn  die  von  Como 
1241  den  Kaiser  bitten,  ihren  Podesta,  wie  den  Vorgänger,  auch  zum  Capi- 
taneiut  Cumarum  et  adiacentium  terrarum  zu  bestellen,  der  dann  als  Capi- 
taneus  et  potestas  Cumarum  bezeichnet  wird.2  Aber  der  Unterschied  wird 
doch  insofern  nicht  streng  festgehalten,  als  auch  blosse  Reichsbeamte,  deren 
Gewalt  in  keiner  nähern  Beziehung  zu  den  einer  Stadt  überlassenen  Hoheits- 
rechten steht,  als  Podestaten  bezeichnet  werden.  Es  tritt  das  besonders  deut- 
lich hervor  bei  dem  dem  Generalvikar  der  Trevisaner  Mark  untergeordneten 
Beamten  für  das  in  Reichsverwaltung  genommene  Bisthum  Trient3,  Sodeger 
de  Tito ;  er  heisst  regelmässig  potestas  totius  episcopaius  Tridentini  pro  d. 
imperatore  oder  Tridentiet  episcopatus  per  d.  imperatorem  pob'8tas.A  Heisst 

18.  Mattei  Storia  eccl.  di  Pisa  1,  92  nach  Wüstenfeld.         10.  Rena  e  Catnici  6b.  61.  65. 
414.  -  1 .  Vgl.  §  40 1  n.  6.     2.  Huillard  5, 1 096.     8.  Vgl.  §  406  n.  7.     4.  Böhmer 
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Vitalis  de  Becharia  1247  imperiaUs  potestas  Citnii,  so  war  seine  Stellung 
gewiss  keine  andere,  wie  die  der  Beamten  der  sonstigen  piemontesischen 
Städte,  welche  durchweg  als  kaiserliche  Kapitäne  bezeichnet  werden.5  Uod 
das  kann  um  so  weniger  befremden,  als,  wie  wir  sehen  werdeu,  der  Unter- 
schied mehr  und  mehr  zu  einem  formellen,  auch  der  städtische  Podesta  we- 
sentlich zu  einem  kaiserlichen  Beamten  wird. 

Zwischen  Vikaren  und  Kapitänen  ist  kein  Unterschied  zu  machen, 
wie  auch  die  Ausdrücke  Generalvikar  und  Generalkapitän  wechselnd  und 
gleichbedeutend  gebraucht  werden.  Fanden  wir  jenen  vorwiegender  in  Ober- 
italien, diesen  in  Mittelitalien  gebraucht,  so  zeigt  sich  bei  den  entsprechenden 
Ausdrucken  für  die  Unterbeamten  das  Umgekehrte.  In  Oberitalien  werden 
diese  durchweg  als  Kapitäne  bezeichnet;  für  Piemont  gaben  wir  schon  Bei- 
spiele; bleiben  im  übrigen  Oberitalien  meistenteils  Podestaten,  so  finden  wir 
doch  auch  da  mehrfach  Kapitäne  genannt;  so  einen  Kapitän  von  Comos,  für 
das  Bisthum  Ceneda7,  von  Monselice8,  von  Pottenau  und  Ragogna.9  Dagegen 
ist  in  Tuszien  fast  ausschliesslich  von  Vikaren  die  Rede;  auch  in  der  Mark 
Ancona  werden  neben  den  Podestaten  ein  Vikar  von  Macerata'0,  vom  Thal*- 
S.  demente 1 1  genannt.  Die  Vikariate  schlössen  sich  vielfach  in  ihrer  Ab- 
gränzung  sichtlich  noch  an  die  althergebrachte  der  Stadtbezirke  und  Graf- 
schaften an.  Doch  mochten  die  zeitweisen  Bedürfnisse  der  Verwaltung  da  vi 
den  mannichfachsten  Abweichungen  führen,  insbesondere  auch  der  Umstand, 
dass  oft  nur  Theile  eines  Bezirks  dem  Kaiser  gehorchten.  So  wird  BerthoM 
von  Hohenburg  1239  zum  Kapitän  von  Como  und  dessen  Gebiet  bestellt, 
seinem  Kapitaneate  aber  auch  alles  zugelegt,  was  er  vom  mailändischen  Ge- 
biete zu  unterwerfen  vermag. 12  Oft  haben  die  Vikariate  nur  eine  geringe  Aus- 
dehnung; so  finden  wir  in  Tuszien  Vikare  zu  Fucecchio,  Montauto,  Pratu, 
welche  unmittelbar  dem  General vikar  unterstehen.13  Andererseits  finden  wir 
oft  mehrere  Grafschaften  unter  einem  Vikar  vereinigt,  ohne  dass  freilich  die 
Zusammenlegung  eine  ständige  gewesen  wäre.  Es  war  da  wohl  das  augen- 
blickliche Bedürfniss  oder  das  besondere  Vertrauen,  welches  eine  Person  ge- 
noss,  massgebend.  So  ist  1240  Roger  de  Lugnolo  Vikar  in  den  Grafschaften 
Arezzo,  Gitta  di  Castello  und  Cortona,  1241  Leonard  de  Conurscio  in  den 
Grafschaften  Arezzo  und  Castello14,  1246  Okt  Constautin  de  Sicilia  in  der 
Grafschaft  Siena  und  dem  Bisthume  Chiusi;  Thomas  von  Ophen  ist  1246 
Dez.  Kapitän  der  Grafschaften  Arezzo,  Castello,  Siena,  Chiusi  und  der  llde- 
brandescha;  dann  1249  Ticcius  de  Colle  wieder  nur  Vikar  der  Grafschaft 
Siena. 1 5  Bei  Thomas  von  Ophen,  einer  in  den  Abruzzen  gesessenen  Familie 
angehörig16,  ist  die  Ausdehnung  des  durch  ganz  Tuszien  sich  erstreckenden 


414.1  Acta  831.  833.  Huillard  5.  1227.  6.  80.  5.  Huillard  6,  541 :  Tgl.  §  401  n.  7 
6.  Huillard  5,  470.  536.  1096.      7.  Huillard  6.  132.      8.  Rolandin.  Mon.  Gera.  19,  87. 

9.  Valentinelli  Reg.  n.  224;  der  Kaiser  wird  sie  als  Rechtsnachfolger  der  Herzog«  tod 
Oesterreich  in  Besitz  genommen  haben;  Ragogna  liegt  am  Tagliamento  bei  S.  Daniele. 

10,  Compagnoni  107.  11.  Mittarelli  Ann.  4,  583.  12.  Huillard  5,  536.  18.  Ren» 
e  Camici  6c,  75.  Huillard  6,  89.  Repetti  4.  638.  14.  Rena  e  Camici  6b,  40.  56. 
16.  Huill.  6,  453.  418.  722.  723.     16.  Vgl.  HuiU.  5,  610;  Ofena  liegt  östlich  Ton  AquiU 
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Sprengeis  so  gross,  dass  wohl  an  ein  Ausnahmeverhältniss  zu  denken  ist,  wie 
denn  auch  auffallen  kann,  dass  er  den  hier  sonst  nicht  gebräuchlichen  Titel 
Kapitän  fuhrt;  es  mag  das  zusammenhängen  mit  dem  früher  besprochenen 
Präsidat,  welches  dem  damaligen  Generalvikar  Friedrich  von  Antiochien  ver- 
liehen war. 1 7 

Die  Vikare  und  Kapitäne  haben  wir  als  die  Judices  ordinarii  zu  betrach- 
ten, von  welchen  an  den  Generalvikar  zu  appelliren  ist,  als  die  Inhaber  der 
alten  gräflichen  Gerichtsgewalt.  In  den  Vikariaten  gab  es  dann  wohl  noch 
mancherlei  niedere  Beamte  des  Reichs.  Die  mehrfachen  Stufen  der 
Verwaltung  treten  sehr  deutlich  hervor,  wenn  1240  ein  Beamter  in  einem 
Theile  der  Grafschaft  Arezzo  sich  nennt:  F.  vicecomea  in  vescontaria  de 
Celliaulo,  scilieet  ab  Ulmo  8.  Florae  et  ttsque  Celliaulum  et  usque  Lusipna- 
num  pro  d.  H.  de  Lmjnolo  vicario  in  comitatibus  Aretii  et  Castelli  ac  in 
Cortonensi  et  eius  districtu  per  d.  P.  de  Fasanella  tot'ms  Tusciae  pro  im- 
perio  capitaneum  generalem;  er  erwähnt  dann  noch  Balitores,  welche  er  in 
einzelnen  Orten  gesetzt  hatte,  die  demnach  erst  die  unterste  Stufe  der  Reichs- 
beamten darstellen. 18  Der  Ausdruck  Vicecomea  scheint  aber  zuweilen  auch 
bei  einem  dem  Generalvikar  unmittelbar  unterstehenden  Beamten  gebraucht 
zu  sein;  so  nennt  sich  1241  ein  Albert  von  Montebeuichi  eicecomes  Vallis- 
ambre  pro  d.  P.  de  F.  in  Tuacia  capitaneo  generali  pro  s.  F.  imperatore. 1 9 

Dem  Vikar  untergeordnet  waren  in  der  Regel  gewiss  auch  die  Pode- 
staten oder  Rektoren  kleinerer  Orte.  So  wird  1243  Conegliano,  obwohl 
es  einen  eigenen  Podesta  behält,  ausdrücklich  dem  jedesmaligen  Kapitän  des 
Bisthums  Ceneda  unterstellt.20  Selbst  bei  einer  so  bedeutenden  Stadt,  wie 
Como,  scheint  das  Verhältniss  doch  zunächst  so  aufgefasst,  dass  der  Podesta 
der  Stadt  dem  Kapitän  von  Como  und  Umgegend  untersteht,  und  die  Ver- 
einigung beider  Stellungen  in  einer  Hand  nur  eine  thatsächliche,  nicht  not- 
wendige ist. 21  Dagegen  wird  1244  dem  Rektor  von  Montepulciano  ausdrück- 
lich die  üebung  der  hohen  Gerichtsbarkeit  zugestanden  und  ausser  der  höhern 
Gerichtsbarkeit  des  Kaisers  nur  die  des  Generalvikar  von  Tuszien  vorbehal- 
ten22, so  dass  die  Stadt  von  der  Gewalt  des  in  der  Nähe  zu  S.  Quirico  resi- 
direnden  Vikar  der  Grafschaft  Siena  eximirt  war;  der  Rektor  erscheint  damit 
dem  Vikar  gleichgestellt,  hat  die  Gewalt  des  Judex  Ordinarius.  Dasselbe  Ver- 
hältniss werden  wir  wohl  als  Regel  überall  anzunehmen  haben,  wo  wir  in  be- 
deutendem Städten  Podestaten  genannt  finden,  auch  wenn  die  Grafschaft,  wie 
bei  Siena  und  Arezzo,  unter  Vikaren  steht.  Die  Befugnisse  heider  Behörden 
werden  auch  nicht  überall  örtlich  scharf  geschieden  gewesen  sein;  von  Siena, 
das  der  Kaiser  sehr  begünstigte,  wird  angegeben,  dass  die  Einkünfte  aus  den 
Orten  der  Grafschaft  zur  Hälfte  für  die  Stadt  und  zur  Hälfte  vom  Vikar  er- 
hoben und  dass  Ortsbeamte  gleichzeitig  für  die  Stadt  und  für  den  Kaiser  ver- 
eidet wurden.23  Wo  die  Stadt  früher  Herrin  der  Grafschaft  oder  doch  eines 
grössern  Gebiets  war,  da  scheint  dieses  Verhältniss  auch  jetzt  insofern  durch- 

17.  Vgl.  §  413n.  9.  18.  Rena  e  Camici  6b.  40.  19.  Rena  o  f  amici  Gb.  59.  20.  Huil- 
lard  6,  132.     21.  Vgl.  oben  n.  2.     22.  HuUlard  6,  165.     23.  MalaTolti  62. 
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weg  beibehalten  zu  sein,  als  das  Gebiet  dem  Podesta  der  Stadt  unterstand, 
dieser  also  auch  in  der  örtlichen  Ausdehnung  seiner  Gewalt  dem  Vikar  gleich- 
gestellt erscheint.  In  den  Generalvikariaten  von  Pavia  abwärts,  der  Trevisaner 
Mark,  der  Romagna,  wohl  auch  der  Mark  Ancona  scheint  das  das  vorherr- 
schende gewesen  zu  sein;  Vikare  und  Kapitäne  werden  da  wenig  genannt;  der 
Podesta  ist  als  der  regelmässige,  dem  Generalvikar  unmittelbar  unterstehende 
Beamte  zu  betrachten.  Aber  nacli  später  zu  Erörterndem  handelt  es  sich  auch 
da  später  fast  nur  noch  um  eine  Verschiedenheit  des  Titels;  schloss  man  sich 
bei  der  Gestaltung  der  kleineren  staatlichen  Kreise  sichtlich  noch  vielfach  den 
hergebrachten  Verhältnissen  und  Formen  an,  war  hier  eine  solche  Gleich- 
förmigkeit, wie  wir  sie  bezüglich  der  Provinzialverwaltung  fanden,  nicht  durch- 
geführt, so  finden  wir  das  Wesentliche  der  neuen  Einrichtungen  doch  auch 
hier,  die  weitgreifende  Centralisation  der  Verwaltung,  die  unmittelbare  Ab- 
hängigkeit vom  Willen  des  Kaisers. 

415.  —  Dafür  scheint  besonders  bezeichnend,  dass  auch  die  Ernen- 
nung der  Unterbeamten  durch  d e n  K a i s e r  vorbehalten  gewesen  zu 
sein  scheint,  dass  der  Kaiser  weder  von  vornherein  den  höhern  Reichsbeamten 
die  Ernennung  derselben  überliess,  noch  aber  auch  Wahl  derselben  durch  die 
Gemeinden  gestattete.  Ueberaus  häufig  ist  die  Ernennung  durch  den  Kaiser 
ausdrücklich  bezeugt  oder  ergibt  sicli  aus  dem  Titel,  indem  es  heisst  Capi- 
taneus  oder  Potestas  per  d.  imperatorem  oder  de  imperiali  mandato;  oder 
es  ist  in  Urkunden  des  Kaisers  für  einzelne  Orte  die  Rede  vom  Podestateo 
ibidem  de  cetero  per  nostram  curiam  destinandos  vel  statuendos,  oder  von 
Kapitänen,  quos  per  tempora  per  curiam  nostram  ereari  conti  ff  erit. 1  Nor 
das  etwa  könnte  fraglich  sein,  in  wie  weit  wir  darin  nur  Ausnahmen,  oder 
aber  die  Regel  zu  erblicken  haben. 

In  den  frühem  Zeiten  K.  Friedrichs  war  die  Bestellung  der  Unterbeamten 
Sache  des  Legaten  oder  sonstigen  höheren  Reichsboten;  man  sah  darin  eine 
theilweise  Weiterübertragung  der  vom  Kaiser  erhaltenen  Gewalt;  wir  fanden 
diesen  Gesichtspunkt  so  streng  eingehalten,  dass  ein  Legat  selbst  vom  Hof- 
lager des  Kaisers  aus  einen  Unterbeamten  bestellt  und  der  Kaiser  dabei  sicht- 
lich nicht  einmal  ein  Bestätiguugsrecht  in  Anspruch  nimmt.2  Für  eine  solche 
Demandation  finden  wir  nun  allerdings  beim  Beginn  der  neuen  Einrichtungen 
noch  ein  sehr  auffallendes  Beispiel.  Manfred  Lancia  als  Generalvikar  von 
Pavia  aufwärts  zeigt  allen  in  der  Maritima  von  Bagnasco  bis  Nizza  an,  dass 
er  ihnen,  da  er  in  der  Lombardei  zurückgehalten  sei,  den  Sarletus  de  Roma- 
nisio  als  seinen  certum  nunthim  etvicarittm  schicke  zur  Wahrung  der  Reichs- 
rechte ;  et  in  omnibus  sibi  vices  nostrax  committimus,  ut  in  partibus  res  tri* 
ad  honorem  et  fidelitatem  d.  imperatoris  intendatis  et  crcdatis  ei  tanquam 
persone  nostre;  et  quiequid  ibi  fecerit,  firmum  et  ratum  promittimus  habi- 
turos;  et  quicunque  non  tutender it  in  cum ,  tamquam  in  personam  nostram* 
et  ei  non  dederit,  tanquam  persone  nostre  et  certo  nuncio  d.  imperat.oris, 
indiffnationem  itnperii  se  noverit  incursurum. 3  Aber  das  wird  fiir  die  spätere 
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Gestaltung  in  keiner  Weise  massgebend  sein  können.  Die  Demandation  scheint 
insbesondere  nur  noch  statthaft  bei  den  Podestarien,  insbesondere  wenn  ein 
höherer  Reichsbeamter  diese  nebenbei  verwaltet.  So  scheint  Tibaldus  Fran- 
ciscus,  bald  darauf  auch  zum  General vikar  und  Podesta  von  Padua  bestellt, 
die  ihm  vom  Kaiser  übertragene  Podestarie  von  Vicenza  nicht  selbst  versehen 
zu  haben,  sondern  durch  einen  Nuntius  et  vicarius.*  Und  1240  schreibt  der 
Kaiser  denen  von  Imola,  dass  er  den  Generalvikar  zugleich  zu  ihrem  Podesta 
ernannt  habe  und  fordert  sie  auf,  demselben  zu  gehorchen,  et  vicario  eius,  quem 
in  absenüa  atatuet  loco  sui. 9  Kam  in  Oberitalien  wenigstens  in  den  frühern 
Jahren  ein  solches  Verhältniss  noch  mehrfach  vor,  so  mag  das  veranlasst  haben, 
dass  man  zum  Unterschiede  von  solchen  Vikaren  die  vom  Kaiser  gesetzten  Orts- 
beamten als  Kapitäne  bezeichnete.  Jedenfalls  handelt  es  sich  wohl  nur  noch 
um  ein  Ausnahmeverhältniss.  Insbesondere  würde  sich  auch  die  Annahme 
kaum  begründen  lassen,  es  sei  eine  Befugniss  des  früher  besprochenen  Präsi- 
dats6  gewesen,  sich  in  grösseren  Theilen  des  Generalvikariats  durch  Vikare 
vertreten  zu  lassen.  Denn  bezüglich  der  Unterbeamten  Friedrichs  von  Antio- 
chien wird  ausdrücklich  angegeben,  dass  ein  neuer  Kapitän  von  Amelia  bis 
Corneto  vom  Kaiser  gesetzt  wird7;  und  Thomas  von  Ophen,  der  unter  ihm 
einen  grossen  Theil  Tusziens  verwaltet,  nennt  sich  ausdrücklich  Capitaneua 
ab  imperiali  maiestate  statutus*  Dasselbe  ist  zweifellos  bei  den  beiden, 
Thoraas  von  Savoien  untergeordneten  Vikaren  anzunehmen,  zumal  diese  schon 
vor  ihm  im  Amte  waren.9  Die  ganze  Anschauung,  dass  die  Gewalt  der  niedern 
Beamten  zunächst  aus  der  der  höhern  abgeleitet  sei,  nur  durch  diese  mittelbar 
auf  die  des  Kaisers  zurückgehe,  tritt  wieder  zurück;  wie  bei  den  General- 
vikaren jeder  derartige  Zusammenhang  mit  dem  General legaten  fehlt,  so  er- 
scheinen auch  die  unteren  Beamten  durchweg  als  unmittelbare  Vertreter  des 
Kaisers. 

Die  Ernennung  der  unteren  Beamten  scheint  denn  auch  jetzt  im  allge- 
meinen ein  dem  Kaiser  vorbehaltenes  Recht  zu  sein.  Allerdings  finden  sich 
noch  Zeugnisse,  dass  höhere  Beamte  daran  betheiligt  sind.  Einmal  wird  mehr- 
fach von  vornherein  in  Aussicht  genommen,  dass  die  Ernennung  durch  den 
Kaiser,  aber  auch  durch  höhere  Beamte  desselben  erfolgen  könne.  Der  Kaiser 
spricht  1238  von  dem  jeweiligen  Kapitän  von  Chieri,  qui  de  mandaio  nostro 
vel  legatorum  nostrorum  ineodem  loco  fuerit  ordinatus;  er  bezeichnet  1244 
die  Rektoren  von  Montepulciano  als  per  nos  vel  nostros  generale*  vicarios 
Tttscie  instituti  pro  tempore.*0  Friedrich  von  Antiochien  bestätigt  1246  der 
Gemeinde  Monteveltraio  ihre  Gewohnheiten  bezüglich  der  Beamten,  so  weit 
sie  den  Rechten  des  Kaisers  nicht  entgegen  sind,  nimmt  davon  aber  die  Wahl 
des  Vikar  oder  Podesta  aus,  welche  er  ihm  oder  seinem  Vikar  in  Tuszien  vor- 
behält11 Auch  sind  Einzelfalle  bestimmt  nachweisbar,  in  welchen  Beamte 
 — _  « 

4.  Vgl.  §  406  n.  12.  5.  Huillard  5,  654.  6.  Vgl.  413  n.  6.  7.  Vgl.  §  41 1  n.  9. 
8.  Vgl.  §  414  n.  16.  9.  Vgl.  §  403  n.  28.  10.  Huillard  5,  177.  6,  1G5.  11.  Nur 
grösserer  Auszug  bei  Cecina  44  und  Rena  e  Caraici  6c,  48.  Es  heisst  da:  quem  tibi  et  vi- 
cario tuo  in  Tutcia  servatum  ette  declaravü.  An  und  für  sich  wäre  tibi  und  tuo  zunächst 
auf  Friedrich  selbst  zu  beziehen;  es  ergäbe  sich  daraus  nicht  allein  eine  Ernennung  ohne 
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nicht  vom  Kaiser  selbst,  sondern  insbesondere  vom  Generallegaten  bestellt 
waren.  So  1243  der  Podesta  von  Cesena;  der  Kaiser  schreibt  dem  Legaten: 
cum  per  te  ipttum  G.  fidclis  noster  crtiterif  in  ipsorum  potestatem  eUctus. 
deinde  eodem  O.  amoto,  alt  um  eklem  in  eiusdem  pokstarie  officio  duxeris 
subro(iandum.n  Nennt  sich  1243  Gerhard  von  Tebaldis  reaali  gratia  po- 
testa*  Mutinex\  so  werden  wir  annehmen  müssen,  dass  er  durch  K.  Enzio 
bestellt  war.  Auf  dasselbe  lässt  wohl  schliessen,  wenn  1 244  in  der  Mark 
Ancona  ein  Vicarius  constituttts  e,r  park  imperatoris  et  reg'ts  Henrici  ge- 
nannt wird14;  auch  wird  sich  dafür  anführen  lassen,  dass  die  Vikare  sich  zu- 
weilen im  Titel  zunächst  als  Vertreter  des  Generalvikar  oder  Legaten  bezeich- 
nen, wie  etwa  der  von  Arezzo  sich  1241  Vicorius  comiti*  P.  de  Fasanella 
atque  reyhts  nennt. 1 5 

Aus  diesen  Thatsachen  werden  wir  aber  nicht  folgern  dürfen,  dass  die 
Ernennung  von  Beamten  an  und  für  sich  in  den  Befugnissen  der  höhern  Reichs- 
beamten gelegen  habe;  andere  Haltpunkte  lassen  wohl  keinen  Zweifel,  dass 
dieselbe  ein  dem  Kaiser  vorbehaltenes  Recht  war,  welches  nicht  einmal  dem 
Generallegaten  kraft  seiner  allgemeinen  Vollmacht  zustand,  sondern  von  die- 
sem und  den  Generalvikaren  nur  geübt  wurde,  wenn  der  Kaiser  sie  im  Einzel- 
falle mit  der  Ernennung  beauftragte,  oder  aber  es  sich  um  eine  nur  provi- 
sorische, vom  Kaiser  zu  bestätigende  Ernennung  handelte.  Zunächst  wird 
nicht  zu  übersehen  sein,  dass  früher  bei  Bestellung  von  Provinzialbeamten 
wohl  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  sie  ihre  Befugnisse  auch  durch  ihre  Richter 
und  Vikare  üben  dürfen16;  dass  dagegen  jetzt  jede  bezügliche  Andeutung  in 
den  Ernennungsurkunden  des  Legaten,  wie  der  Generalvikare  fehlt.  Nie  ist 
ferner,  so  weit  ich  sehe,  bei  kaiserlichen  Bestimmungen  über  Ortsbeamte  vor- 
gesehen, dass  sie  regelmässig  von  einem  höheren  Beamten  zu  ernennen  seien; 
ist  aber  mehrfach  vorausgesetzt,  dass  sie  entweder  vom  Kaiser  oder  von  einem 
solchen  bestellt  sein  werden,  so  ist  das  recht  wohl  mit  der  Annahme  zu  ver- 
einen, dass  die  Bestellung  in  erster  Reihe  ein  Recht  des  Kaisers  ist,  welches 
er  im  Einzelfalle  nach  seinem  Ermessen  durch  einen  andern  üben  lassen  kann. 
Für  die  Richtigkeit  dieser  Annahme  sprechen  durchaus  die  Fälle,  wo  uns  der 
Hergang  bestimmter  bekannt  ist.  Die  von  Ascoli  richten  1249  ihr  Gesuch  an 
den  Kaiser,  ihnen  einen  Podesta  aus  der  Lombardei  zu  bestellen;  der  Kaiser 
beauftragt  darauf  den  Generallegaten,  ihnen  einen  zuverlässigen  Lombarden 
bis  zum  1 5.  .Juli  zu  schicken,  beauftragt  aber  gleichzeitig  auch  seinen  General- 
kapitän in  der  Mark  für  den  Fall,  dass  der  vom  Legaten  zu  schickeude  Lom- 
barde an  jenem  Tage  nicht  eingetroffen  sein  werde,  einen  Podesta  aus  seiner 
Umgebung  zu  bestellen. 17  Ebenso  wendet  sichSiena  1249  wegen  des  Podesta 
zunächst  an  den  Kaiser,  der  dann  die  Bestellung  desselben  dem  Galvano 


415. J  alle  Einflussnahme  des  Kaisers,  sondern  auch  ein  Vikar  des  Generalrikar  für  ganz 
Tuszieu  und  damit  ein  Verhültniss,  welches  wir  n.  6  für  diese  Zeit  glaubten  in  Abred* 
stellen  zu  müssen;  ich  möchte  daher  doch  annehmen,  dass  iibi  und  sito  auf  den  Kaiser  zn 
beziehen  sei.  12.  Huillard  t>,  1)08.  13.  Tiraboschi  Mod.  5,  21.  14.  Mittarelli  Ana. 
4,583.     15.  Rena  e  Camici  6b,  5Ü;  Tgl.  40.  59.     1«.  Vgl.  §  394.    17.  Huillard  6,  T.'iS. 
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Lancia  uberträgt  und  das  der  Stadt  anzeigt. 18  Besonders  bezeichnend  aber 
ist  es,  wenn  der  Kaiser  1 243  die  von  Conegliano  von  der  Gewalt  der  Stadt 
Treviso  befreit,  sie  dem  Kapitän  des  Bisthums  Ceneda  untersteilt  und  ihnen 
als  besondere  Gnade  gewährt,  ut  si  potesta*  eorum,  quam  eis  pro  tempore 
celsitudo  nostra  concesserit,  medio  tempore  officii  sui  decesserit,  facultatem 
habeant  a  vicario  nostro  ipmrum  partium  potestatem  petere  et  ab  eodem 
recipere^  donec  super  eo  per  ipsos  maiestas  nostra  plenius  conmdatur.*9 
Wenn  danach  die  Ernennung  des  Podesta  eines  kleineren  Ortes,  der  einem 
Kapitän  untergeordnet  ist,  regelmässig  dem  Kaiser  vorbehalten,  nur  für  eineu 
Ausnahmsfall  und  aus  besonderer  Gnade  eine  Ernennung  durch  den  Vikar 
gestattet  wird,  so  kann  doch  über  das  Verhältniss  im  allgemeinen  kein  Zweifel 
sein.  Und  nicht  einmal  die  Annahme  würde  sich  erproben,  es  sei  wohl  überall 
grundsätzlich  die  Bestellung  dem  Kaiser  vorbehalten  gewesen,  dieser  habe  sein 
Recht  aber  doch  in  der  Regel  durch  die  Provinzialbeamten  geübt;  die  Fälle 
sind  zu  zahlreich,  wo  die  unmittelbare  Besetzung  auch  untergeordneterer  Stellen 
durch  den  Kaiser  ausdrücklich  bezeugt  ist. 

416.  —  Schon  aus  dem  bisher  Angeführten  ergibt  sich  hinreichend,  dass 
wir  auch  in  den  Podestaten  keineswegs  etwa  im  Gegensatze  zu  den  Vikaren 
durchweg  gewählte  Beamte  zu  sehen  haben,  dass  sie  wenigstens  vielfach  durch 
den  Kaiser  gesetzt  wurden.  Es  kann  sich  nur  fragen,  in  wie  weit  wir  die  Er- 
nennung der  Podestaten  durch  den  Kaiser  als  Regel  betrachten 
dürfen;  es  läge  doch  die  Annahme  nahe,  dass  der  Kaiser  das,  was  er  sich  in 
kleineren  Orten  vorbehielt,  den  grossen  treugebliebenen  Stadtgemeinden  nicht 
zuzumuthen  wagte.  K.  Friedrich  I  hatte  das  versucht,  kam  aber  nach  kurzer 
Zeit  davon  zurück1;  es  wurde  nun  Grundsatz  der  kaiserlichen  Politik,  die 
Stadtgemeinden,  welche  sich  ohnehin  als  zuverlässig  erwiesen,  in  ihrer  Selbst- 
ständigkeit möglichst  wenig  zu  beirren,  um  ihrer  dauernden  Anhänglichkeit 
um  so  sicherer  zu  sein.  K.  Friedrich  II  ist  nun  zweifelhaft  in  seinen  späteren 
Jahren  dem  umgekehrten  Gesichtspunkte  gefolgt,  hat  grösseren  Werth  darauf 
gelegt,  durch  von  ihm  eingesetzte,  ganz  von  ihm  abhängige  Podestaten  die 
Städte  in  möglichster  Botmässigkeit  zu  halten,  auf  die  Gefahr  hin,  sie  sich 
dadurch  zu  entfremden,  sich  auch  da  nur  noch  auf  die  Gewalt,  nicht  auf  den 
guten  Willen  stützen  zu  können.  Die  vorhandenen  Zeugnisse  lassen  keinen 
Zweifel,  dass,  wenn  die  Wahl  der  Podestaten  auch  nicht  allgemein  beseitigt 
war,  der  Kaiser  in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung  doch  überall  das 
Recht  in  Anspruch  nahm,  den  Podesta  nach  seinem  Ermessen  auch  selbst  zu 
ernennen. 

Wie  K.  Otto  in  solchen  Städten,  wo  die  inneren  Zwistigkeiten  ein  Ein- 
greifen zu  erfordern  schienen,  Podestaten  setzte2,  so  kommt  auch  unter  K. 
Friedrich  wohl  schon  früher  die  Ernennung  von  Podestaten  als  eine  durch 
besondere  Umstände  im  Interesse  der  Stadt  selbst  gebotene  Ausnahmsmass- 
regel  vor.  Zu  Pavia  nennt  sich  Apr.  1226  der  dortige  Bischof  Fulco  comunis 


18.  Archiv  zu  Siena  nach  Banchi.      19.  Huillard  6,  132. 
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Papie  reetor  per  d.  imperatorem  constitutum;  im  Juni  ernennt  dann  der 
Kaiser  den  Villanus  Aldighieri  zum  Podesta  der  Stadt,  der  sich  insbesondere 
verpflichten  muss,  alle  Befehle  durchzuführen,  welche  der  Kaiser  zur  Beilegung 
der  Streitigkeiten  zwischen  den  Edeln  und  den  Popolaren  erlassen  wird.» 
Cremona  ersucht  1233  selbst  den  Kaiser,  aus  seinen  Getreuen  einen  Podesta 
zu  schicken,  der  den  inneren  Zwistigkeiten  ein  Ende  machen  könne4;  in  Er- 
füllung dieses  Wunsches  sandte  er  ihnen  dann  den  Thomas  von  Aquino,  Grafen 
von  Acerra5;  eine  ähnliche  Veranlassung  mag  es  gehabt  haben,  wenn  1236 
Graf  Simon  von  Teate  Podesta  von  Cremona  ist6 

Einen  ganz  andern  Charakter  haben  die  spätem  Ernennungen  durch  den 
Kaiser,  welche  zunächst  lediglich  in  dessen  eigenem  Interesse  folgen.  Sie  be- 
ginnen in  den  unterworfenen  Städten  der  Trevisaner  Mark.  Wir  sahen,  dass 
der  Kaiser  1236  in  dem  eroberten  Vicenza  zunächst  einen  Kapitän  setzte; 
damit  wurde  wohl  zugleich  die  ganze  bisherige  Form  der  Stadtverfassung  be- 
seitigt. Wenn  in  derselben  Weise  nicht  später  auch  in  den  anderen  Städten 
vorgegangen  wurde,  so  mag  das  zunächst  dadurch  veranlasst  sein,  dass  1237 
die  Uebergabe  von  Padua  unter  Umständen  erfolgte,  welche  eine  gewisse 
Schonung  der  bisherigen  Formen  angemesseu  erscheinen  liess;  indem  man 
Ezelin  alle  Stimmen  überliess  und  dieser  dann  den  Simon  von  Teate  zum  Po- 
desta ernannte,  war  da  ein  Verhältniss  angebahnt,  welches  hier  massgebend 
blieb.7  Es  wurden  in  den  grösseren  Städten  keine  Reichskapitäne  mehr  be- 
stellt, auch  in  Vicenza  finden  wir  wieder  einen  Podesta;  aber  die  Podestaten 
werden  hier  jetzt  einfach  vom  Kaiser  oder  von  Ezelin,  der  sich  da  in  einer 
Ausnahmestellung  befand,  ernannt.  Dass  Heinrich  von  Ebulo,  bis  1238  Po- 
desta von  Vicenza,  durch  den  Kaiser  bestellt  war,  lässt  schon  der  Name 
schliefen;  sein  Nachfolger,  Tebaldus  Francisco,  heisst  1238  ausdrücklich 
potestas  Vicentie  per  dominum  imperatorem6;  dann  war  drei  Jahre  lang 
Richard  Tibaldinus  aus  Apulien  kaiserlicher  Podesta  der  Stadt.9  Zu  Treviso 
bestellt  der  Kaiser  1239  den  Apulier  Jakob  von  Morra  zum  Podesta,  aller- 
dings d*  voluntate  totiu»  populi  Tarvisini.10  Bonacursus  von  Palü,  1239 
Podesta  von  Verona11,  wird  auch  später  häufig  als  Reichsbeamter  verwandt1 
und  war  gewiss  vom  Kaiser  gesetzt;  1242  macht  Ezelin  einen  Schwestersohn 
zum  Podesta  von  Verona,  einen  Trevisaner  zum  Podesta  von  Vicenza.1 3  Ins- 
besondere wissen  wir  von  Padua,  dass  alle  Podestaten  dieser  Zeit  vom  Kaiser 
oder  Ezelin  ernannt  wurden,  wie  sich  das  schon  daraus  ergibt,  dass  die  Po- 
destarie von  Padua  jetzt  regelmässig  mit  dem  Generalvikariate  der  Mark 
bunden  erscheint. 14 


416  1  8.  Robolini  4  a,  106.  107.  Auch  für  Rarenna,  Cerria  und  Bertinoro  wird  1220  Tom 
Kaiser  ein  Podest.  ernannt,  vgl.  §  384  n.  8.  der  aber  wohl  eiuf.cb  die  Stellung  e.nes 
Reichsbeamten  einnimmt;  der  Titel  bezeichnet  ja  auch  früher  keineswegs  ausschliesslich 
Behörden,  vgl.  $  302  n.  0.  4.  Böhmer  Acta  668.  &.  Rycc.  de  S  ^rmeno 
„1233.  6.  Arch.  stör.  N. S.  3b,  22.  24.  7.  Vgl.  §  401  n.  2  8.  Buillard  5,  214 
9.  Godi  ehr.«.  10  bei  Graevius  6a.  10.  Rolandin.  Mon.  Germ.  19,  <  2.  11.  Ann 
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Dasselbe  finden  wir  denn  auch  in  der  Lombardei.  Legt  der  Kaiser  hier 
anfangs  Gewicht  darauf,  dass  die  Gewalt  durch  einen  Kapitän  des  Reichs 
geübt  wird,  hat  er  in  Piemont  durchweg  Kapitäne  gesetzt15,  so  hat  er  dann 
auch  hier  bei  grössern  Städten,  welche  sich  unterwarfen,  die  Form  der  Stadt- 
verfassung nicht  geändert,  aber  zur  Sicherung  den  Podesta  selbst  gesetzt. 
Vercelli,  das  sich  1238  auf  Gnade  und  Ungnade  unterwarf,  hat  bis  1242 
kaiserliche  Podestaten  gehabt16;  Graf  Lantelm  von  Cassino  ist  1239  impe- 
riali  mandato  Pergami  potestn*17;  Robert  Rangone  1240  auctoritate  im- 
perii  potestas  Muline. 10 

Bis  dahin  kann  man  das  als  eine  Ausnahmsregel  gegen  bisher  aufstän- 
dische oder  doch  unzuverlässige  Städte  fassen.  Anderweitig  ist  denn  auch 
wohl  noch  in  dieser  Zeit  von  freier  Wahl  der  Podestaten  die  Rede.  Mantua 
wird  dieselbe  1237  ausdrücklich  zugesichert,  freilich  unter  dem  Vorbehalte, 
dass  kein  Feind  des  Kaisers  gewählt  werde19,  was  immerhin  eine  Handhabe 
für  einen  Anspruch  auf  Prüfung  und  Bestätigung  der  Wahl  geben  konnte. 
Der  Generalvikar  der  Mark  Ancona  bestätigt  1242  Apr.  24  denen  vonFermo, 
nachdem  sie  sich  unterworfen,  ausnahmslos  ihre  alten  Rechte  und  gestattet 
ihnen,  potestatein  eligere  et  habere  consules  seu  rectores,  secundttm  quod 
alie  civitates  de  Lombardia  et  Marchia,  que  sunt  sub  fidelitate  et  dominio 
d.  imperatoris  habent  et  eligunt,  neque  balh'us  sit  ibi  pro  curia,  wonach 
also  im  allgemeinen  für  die  treuen  Städte  noch  Wahl  des  Podesta  voraus- 
gesetzt wird.  Aber  in  der  die  Begnadigung  der  Stadt  bestätigenden  Urkunde 
des  Kaisers  vom  August  ist  davon  nicht  die  Rede;  es  werden  ihnen  lediglich 
ihre  guten  Gebräuche  salro  konore  imperü  bestätigt  und  versprochen,  dass 
sie  immer  beim  Reiche  verbleiben,  nicht  wieder  an  die  Kirche  abgetreten  wer- 
den sollen20;  nicht  weiter  gehen  die  Zusicherungen  in  einem  gleichzeitigen 
Privileg  fürCamerino21;  und  wenigstens  dieses  hat  sogleich  einen  kaiserlichen 
Podesta.22  Es  findet  sich  auch  sonst  wohl,  dass  der  Kaiser  bei  Bestätigung 
von  Privilegien  aus  denselben  Bestimmungen  entfernt,  welche  ihn  irgend  in 
der  Wahl  der  Beamten  zu  beschränken  schienen;  hatte  K.  Friedrich  I  den 
Leuten  der  Garfagnana  zugesichert,  dass  sie  nur  dem  Reiche  und  den  Boten 
unterstehen  sollen,  welche  er  mit  Zustimmung  der  Konsuln  und  Rektoren  im 
Lande  ernennt,  so  ist  1243  bei  wörtlicher  Wiederholung  dieser  Zusatz  durch 
einen  anderen  ersetzt,  wonach  der  Kaiser  Boten  setzen  wird,  welche  ihm  treu 
und  ihnen  nützlich  sind.23 

Sicher  ist,  dass,  wenn  der  Kaiser  zunächst  noch  hie  und  da  freie  Wahl 
gestattete,  doch  schliesslich  selbst  in  den  Städten,  welche  die  treuesten  waren 
und  auf  deren  guten  Willen  er  am  meisten  angewiesen  war,  die  Podestaten 
geradezu  von  ihm  eingesetzt  oder  wenigstens  erst  nach  seiner  vorherigen  Zu- 
stimmung gewählt  waren.  Wenn  der  Kaiser  irgend  Städte  schonend  zu  behandeln 
hatte,  so  waren  es  gewiss  Parma  und  Cremona.  Zu  Parma  begann  er  damit, 
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dass  er  für  1239  sich  selbst  zum  Podesta  der  Stadt  setzte  and  sie  durch  den 
Grafen  Simon  von  Teate  als  seinen  Vikar  verwalten  Hess.24  Dann  wurden 
einige  Jahre  die  Podestaten  anscheinend  gewählt,  aber  schwerlich  ohne  Ein- 
flussnahme  des  Kaisers,  da  wenigstens  der  Podesta  für  1241,  Heinrich  Test* 
von  Arezzo,  kaum  in  den  Kreis  gehört,  aus  dem  die  Stadt  ihre  Podestaten 
zu  wählen  pflegte,  während  der  Kaiser  ihn  auch  sonst  verwandt  und  später 
1246  nochmals  zum  Podesta  der  Stadt  gesetzt  hat.  Dann  aber  urkundet  1244 
Guido  von  Sannazaro  als  imperial}  mandato  Parmentium  potestas25;  von 
da  bis  zum  Abfalle  der  Stadt  1247  sind  die  häufig  wechselnden  Podestaten 
sämmtlich  vom  Kaiser  gesetzt26;  den  Masnerius  de  Burgo  nennt  der  Kaiser 
1246  in  Parma  potestas  per  nostram  excellentiain  ordinal us. 27  Zu  Cre- 
mona  scheint  schon  früher  die  freie  Wahl  beseitigt  zu  sein.  Die  Podestaten 
von  1240  und  1247,  Wilhelm  de  Isembardo  und  Ferrarius  Canis  von  Pavia, 
werden  als  imperiali  gratia  et  mandato  potestaUs  bezeichnet;  finden  wir 
weiter  als  Podestaten  1241  Rainald  von  Acquaviva,  1242  Manfred  Lancia, 
1243  Graf  Lantelm  von  Cassino,  1245  Robert  von  Castiglione,  1249  König 
Enzio,  1250  Hubert  Palavicini28,  so  lassen  da  schon  die  Namen  keinen 
Zweifel;  es  sind  Personen,  welche  auch  sonst  vom  Kaiser  als  Beamte  verwandt 
wurden.  Das  würde  auch  sonst  sehr  häufig  den  Schluss  auf  Einsetzung  durch 
den  Kaiser  rechtfertigen.  So  ist  Bonacursus  de  Palu,  deu  wir  1239  als  Po- 
desta von  Verona  fanden,  in  dieser  Zeit  auch  Podesta  von  Ravenna29,  dann 
1242  bis  1245  von  Pisa30,  1246  von  Pavia31;  Hubert  Palavicini  1239  von 
Pavia32,  1246  von  Reggio33,  1250  von  Cremona.  Deutlicher  noch  tritt  das 
hervor,  wenn  es  sich  um  Apulier  handelt,  wie  wir  dieselben  schon  in  der  Mark 
Verona  und  zu  Cremona  fanden;  so  auch  zu  Pavia  1242  Marino  de  Ebulo, 
1248  Richard  Filangieri34;  zu  Pisa  1248  Marino  de  Ebulo,  1250  Heinrich 
von  Rivello.35  Es  ist  da  weiter  das  bei  Besprechung  der  einzelnen  General- 
vikariate  oft  hervorgehobene  Verhältniss  zu  beachten,  dass  der  Generalvikar 
gewöhnlich  zugleich  Podesta  einer  der  bedeutendsten  Städte  seines  Sprengeis 
war,  ganz  entsprechend  dem  früher  nachgewiesenen  Umstände,  dass  der  Ge- 
nerallegat zugleich  ein  Generalvikariat  verwaltete;  da  kann  natürlich  von 
freier  Wahl  des  Podesta  nicht  die  Rede  gewesen  sein. 

Auch  in  Tuszien  finden  wir  vom  Kaiser  gesetzte  Podestaten  mehrfach 
genannt,  so  zu  Florenz,  Sieua,  Arezzo,  Cortona,  Volterra36;  in  Urkunden  für 
Cittit  della  Pieve  erwähnt  der  Kaiser  einfach  poiestates  ibidem  de  cetera  per 
nostram  curiam  destinandos  vel  statuendos.37  Doch  bedarf  es  hier  nicht 
einmal  der  Einzelbelege;  wir  haben  ein  ausdrückliches  Zeugniss,  dass  in  Tus- 
zien wenigstens  zeitweise  die  freie  Wahl  ganz  allgemein  beseitigt  war.  Der 
Generalvikar  Pandulf  bestätigt  1241  denen  von  S.  Gemignano  ihre  Freiheiten 
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mit  der  Bemerkung:  Permittitur  etiam  eis,  ut  possent  eligere  rectorem  vel 
potestatem,  salvo  imperial*  mandatn  et  eäicto  nuper  per  Tusciam  facto  dfi 
non  elipendis  vel  recipiendis  potestatibus  vel  rectoribus  sine  speciali  man- 
dato  et  licentia  principis  et  capitanei,  salvo  quod  pro  futuris  temporibus 
non  ftit  eis  praeiudieium,  quin  elipere  possint;  in  quibus  praedictis  omnibus 
reservat  et  conservat  imperiale  beneplacitum  et  mandatum.      Es  ist  das 
allerdings  nur  als  eine  vorübergehende  Massregel  dargestellt,  welche  das 
Recht  der  Stadt  an  und  für  sich  nicht  beseitigen  soll;  aber  niemand  wird  be- 
zweifeln, dass  bei  einem  Obsiegen  des  Kaisers  und  seines  Systems  diese  Aus- 
nahmsmassregel  nie  ihr  Ende  gefunden  haben  würde.  Auch  ist  die  Wahl  nicht 
unbedingt  ausgeschlossen;  nur  soll  sie  im  Einzelfalle  mit  Genehmigung  des 
Kaisers  geschehen.  Es  mochte  da  manche  Formen  geben,  welche  der  Stadt 
einen  gewissen  Einfluss  gewährten,  während  doch  der  Wille  des  Kaisers  ge- 
nügend zur  Geltung  gelangen  konnte.  Aus  Urkunden  über  Verhandlungen  mit 
Ventrilius  von  Pisa  wegen  Uebernahme  des  Podestariats  von  Siena  für  1244 
ersehen  wir,  dass  die  Wahl  in  den  üblichen  Formen  vor  sich  ging;  aber  es 
heisst  ausdrücklich,  dass  ihm  dabei  ein  auf  die  Podestarie  bezügliches  Schrei- 
ben des  Kaisers  vorgelegt  wurde,  und  dass  er  verpflichtet  sein  soll,  alles  zu 
thun,  sicut  in  littei'is  d.  imperatoris  ei  missis  ab  eo  continetur  de  dicto  re- 
ffimine39;  es  ergibt  sich  da  doch  deutlich,  dass  nicht  allein  die  Zustimmung 
des  Kaisers  vorher  eingeholt  war,  sondern  dass  dieser  dieselbe  wohl  auch  an 
die  Einhaltung  gewisser  Bedingungen  knüpfte.  Genauer  noch  ergibt  sich  der 
Hergang  bei  Verhandlungen  im  Rathe  von  Siena  im  Sept.  1247.  Bernardin 
von  Faenza,  dei  rt  d.  imperatoris  pratia  Senarum  potestas,  meldet,  dass 
der  an  den  Kaiser  wegen  der  Wahl  des  Podesta  gesandte  Bote  zurückgekehrt 
sei  mit  Briefen  des  Kaisers,  wonach  dieser  den  Markgrafen  Lancia  beauf- 
tragte, von  den  vier  von  der  Stadt  Genannten  denjenigen  zum  Podesta  zu 
bestellen,  der  ihm  am  getreuesten  und  der  Stadt  am  nützlichsten  sein  werde. 
Während  der  Verhandlung  erhebt  sich  aber  noch  das  Bedenken,  man  werde 
sich  trotzdem  nicht  an  die  Genannten  halten;  es  wird  verlangt,  dem  Mark- 
grafen zu  erklären,  dass  man  in  diesem  Falle  den  Podesta  nicht  annehmen 
werde;  schliesslich  wird  dennoch  beschlossen,  den  Markgrafen  zwar  um  Be- 
stellung aus  den  Genannten  zu  ersuchen,  aber  nicht  hinzuzufügen,  dass  man 
darauf  bestehe.40  Ascoli  beschränkte  sich  1249  darauf,  um  Bestellung  eines 
Lombarden  zum  Podesta  zu  ersuchen;  der  Kaiser  gewährt  das,  aber  doch 
auch  nur  für  den  Fall,  dass  keine  Verzögerung  daraus  entsteht.41 

Aber  solche  schonendere,  die  Wünsche  der  Stadt  berücksichtigende 
Formen  sind  keineswegs  überall  eingehalten;  überaus  häufig  ergibt  sich  aus 
den  Titeln  oder  sonstigen  Nachrichten  die  einfache  Ernennung  durch  den 
Kaiser,  ohne  dass  die  Stadt  auch  nur  befragt  wäre.  Denen  von  Imola  zeigt  er 
1240  kurzweg  an,  dass  er  den  Generalvikar  der  Romagna  zugleich  zu  ihrem 
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Podesta  für  das  folgende  Jahr  ernannt  habe;  ebenso  meldet  er  1248  den 
Florentinern  die  Ernennung  des  Friedrich  von  Antiochien.42  Dem  entspricht 
die  Formel  für  den  Befehl  an  den  Ernannten,  das  Amt  zu  übernehmen :  Dt 
tua  prudentia  et  ßdelitate  conßsi  te  potestatem  civitatis  Esculi  pro  anno 
fiituro  duximus  statuendum,  fidelitati  tuae  mandantes,  quatenus  ad  prae- 
dictam  civitatem  te  conferas  et  potestariam  eandein  ad  honorem  et  ßdeli- 
tatem  nostram  et  pacificiim  statum  civitatis  ipsius  deheas  ßdeliter  exercere; 
er  habe  den  Bewohnern  befohlen,  ihm  tanquam  nostro  potestali  a  maiestate 
nostra  statuto  zu  gehorchen.43 

Der  Kaiser  hat  sich  dann  auch  nicht  damit  begnügt,  die  Podestaten  zu 
ernennen;  sie  mussten  die  Stadtregierung  auch  weiterhin  ganz  nach  seinem 
Willen  fuhren,  wie  jeder  andere  Beamte.  Die  Formen  derselben  lässt  er  im 
allgemeinen  bestehen,  aber  nur  so  weit  sich  kein  Widerstreit  mit  seinen  Inte- 
ressen ergibt.  Er  gestattet,  dass  der  von  ihm  für  Imola  bestellte  Podesta  die 
Einhaltung  der  Stadtverfassung  beschwört,  aber  freilich  mit  der  Weisung,  ut 
formam  iuramenti,  quod  de  exercenda  potestaria  de  more  prestabit^  faciat 
salvo  mandato  et  ordinatione  nostra.**  Die  Aufnahme  dieses  Vorbehalts  in 
den  Schwur  des  Podesta  wurde  gewiss  allgemein  verlangt.  Zu  Siena  findet 
sich  in  dem  Schwur  von  1237  noch  keine  Andeutung,  das  Statut  wird  be- 
schworen omni  tenore  et  exceptione  remota;  dagegen  heisst  es  bei  den  Ver- 
handlungen von  1243  salvis  preceptis  und  salvo  mandato  d.  lmperaioris.iS 

Auch  unter  K.  Manfred  wird  dieses  System  noch  vielfach  festgehalten, 
wenigstens  Bestätigung  verlangt  Sein  Generalvikar  bestätigt  1259  denen 
von  Fabriano  das  Recht,  pro  suo  repimine  potestates  seu  rectores  in  poste- 
rum  de  fidelibits  d.  nostri  repis  eliqendi,  ita  tarne»  quod  electionei»  nobi* 
representare  curabunt,  ut  per  nos  in  e.orum  repimine  conßrmetur**;  auch 
denen  von  Civitanova  gewährte  damals  K.Manfred  die  freie  Wahl,  aber  unter 
Vorbehalt  der  Bestätigung  durch  ihn  oder  seinen  Vikar.47 

417.  —  Die  Ernennung  der  Podestaten  durch  den  Kaiser  hatte  überdies 
für  die  Städte  vielfach  bedeutende  finanzielle  Opfer  zur  Folge  wegen  der  Be- 
soldung des  Podesta  durch  die  Stadt  nach  Bestimmung  des 
Kaisers.  Die  Besoldung  und  die  sonstigen  Einkünfte  des  Podesta  hingen 
früher  vom  Ermessen  der  Stadt  ab;  auch  alsCremona  sich  1233  vom  Kaiser 
einen  Podesta  erbat,  werden  die  Bezüge  desselben  nicht  etwa  in  das  Ermessen 
des  Kaisers  gestellt,  sondern  einfach  mitgetheilt,  was  die  Stadt  geben  wird. 1 
Jetzt  wird  das  anders;  der  Kaiser  nimmt  nicht  allein  die  Ernennung,  sondern 
auch  die  Bestimmung  dessen,  was  die  Stadt  dem  Podesta  zu  leisten  hat,  in 
Anspruch;  und  für  kleinere  Gemeinden  scheint  das  eine  sehr  empfindliche 
Last  gewesen  zu  sein,  zumal  die  kaiserlichen  Podestaten,  welche  da  weniger 
Rücksicht  zu  nehmen  hatten,  in  ihren  Forderungen  gewiss  noch  oft  weiter  ge- 
gangen sind.  Es  finden  sich  eine  Reihe  bezüglicher  Zeugnisse.  Auf  die  Vor- 

416.J  42.  Huillard  5.  b'53.  6, 578.    49.  Petr  de  Vincis  1.  5  ep.  100.    44.  Huillard  5. 664 
45.  Bancbi  Breve  151.  154.  156;  Tgl.  n.  39.      46.  Ungedr.      47.  Marangoni  280. 
417.  -  1.  Böhmer  Acta  668. 
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Stellung  der  Stadt  Forli,  dass  die  bisherige  Besoldung  ihre  Kräfte  übersteige, 
ermässigt  der  Kaiser  dieselbe  auf  siebzig  Pfund.2  Cesena  wendet  sich  1243 
an  den  Kaiser,  weil  K.  Enzio  verlangte,  dass  es  einem  von  ihm  im  Laufe  des 
Jahres  durch  einen  anderen  ersetzten  Podesta  den  vollen  .Tahresgehalt  aus- 
zahle. 3  Denen  von  Camerino  wird  1 246  eine  Forderung  des  früheren  kaiser- 
lichen Podesta  nachgelassen  und  zugesichert,  dass  fortan  der  Podesta  nicht, 
mehr  solle  fordern  dürfen,  als  dreihundert  Pfund,  wie  vom  Kaiser  früher  fest- 
gesetzt sei ;  eine  ähnliche  Zusicherung  erhält  Citta  della  Pieve  auf  die  Klage, 
dass  der  Podesta  mehr  als  die  übliche  Besoldung  verlange.4  Und  es  handelt 
sich  dabei  nicht  nur  um  den  Jahresgehalt;  auch  Nebenbezüge  werden  vom 
Kaiser  geordnet.  Er  bestimmt  1247  zur  Erleichterung  der  grossen  Ausgaben, 
welche  die  Stadt  Osimo  für  das  Reich  zu  machen  hatte,  dass  der  dortige  Po- 
desta, so  oft  er  pro  nostris  senntiis  vel  communis  eiusdem  Reisen  zu  machen 
habe,  von  der  Stadt  nicht  mehr  als  ein  Taggeld  von  zwanzig  Solidi  solle  bean- 
spruchen dürfen.5  Es  ist  bezeichnend,  dass  da  ausdrücklich  auch  Reisen  im 
Dienste  des  Kaisers  als  von  der  Stadt  zu  vergüten  bezeichnet  sind;  der  Po- 
desta ist  wesentlich  zu  einem  kaiserlichen  Beamten  geworden,  der  nicht  blos 
das  regimen  civitatis,  sondern  auch,  wie  der  Kaiser  wohl  betont,  senntia 
nostra  zu  besorgen  hat6,  dessen  Unterhalt  aber  dem  Kaiser  nichts  kostet. 
Und  da  es  sich  nicht  blos  um  die  Person  des  Podesta,  sondern  auch  um  sein 
Gefolge  handelt,  das  ganze  Verhältniss  offenbar  eine  Menge  Anlässe  bot, 
Ausgaben  im  Interesse  des  Reichs  auf  die  Stadt  abzuwälzen,  so  ergaben  sich 
daraus  zweifellos  sehr  bedeutende  Lasten,  welche  zu  den  früheren  Leistungen 
hinzukamen.  Nach  einem  Privileg  des  Generalvikar  der  Mark  von  1 247  soll 
Cingoli  jährlich  an  die  Kurie  nicht  mehr  als  dreissig  Pfund  zahlen;  das  wird 
die  althergebrachte  Reichssteuer  sein;  dagegen  heisst  es  nun  weiter,  dass 
die  Stadt  ihrem  Podesta  jährlich  nicht  über  zweihundert  Pfund  solle  zahlen 
dürfen.7 

418.  —  Dem  gegenüber  wird  nun  zu  beachten  sein,  dass  die  Besol 
dung  der  Kapitäne  aus  der  kaiserlichen  Kasse  erfolgte,  wenig- 
stens wenn  wir  da  die  Privilegien,  welche  1238  Chieri  und  Savigliano  nach 
ihrer  Unterwerfung  unter  die  Reichsherrschaft  erhielten,  als  massgebend  be- 
trachten dürfen,  wie  ich  das  nicht  bezweifeln  möchte;  es  heisst  da  ausdrück- 
lich :  capitamo  autem  vel  nuntio  nostro,  qui  ibidem  statutus  fuerit,  volumus 
per  curiam  nostram  in  salario  proinderi. 1  Es  wird  sich  da  doch  die  Frage 
aufwerfen,  wesshalb  man  denn  noch  Werth  darauf  legte,  einen  Podesta  zu 
haben,  wesshalb  beispielsweise  Cingoli  in  der  erwähnten  Urkunde  von  1247 
sich  verbriefen  liess,  dass  dort  kein  Baiulus  von  der  Kurie  gesetzt  werden 
solle,  sondern  ein  Podesta  mit  dem  hohen  Gehalte  von  zweihundert  Pfund? 
Es  handelte  sich  da  gewiss  nicht  um  ein  blosses  Festhalten  an  hergebrachten 
Formen.  Die  Bedeutung  wird  in  anderem  zu  suchen  sein. 


2.  Petr.  de  VineU  l  6  ep.  19.     8.  Huiüard  6.  908.     4.  Huillard  6,  416.  482.     5.  Huil- 
lard  6,  568.      «.  Huillard  6.  735.      7.  Ungedr 
418.  -  1.  Huillard  5,  177.  178. 
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Wo  ein  Podesta  blieb,  der,  wenn  auch  vom  Kaiser  ernannt,  doch  zu- 
nächst Vertreter  der  städtischen  Gemeinde,  Verwalter  der  dieser  zustehenden 
Befugnisse  ist,  da  blieb  die  Stadt  im  Besitze  ihres  bisherigen  Vermögens,  ins- 
besondere der  Einkünfte  aus  den  Hoheitsrechten,  behielt,  wenn  auch  die  Lei- 
stungen an  das  Reich  sich  sehr  steigern  mochten,  im  übrigen  freie  Hand  bei 
Verwendung  derselben.  Wo  statt  dessen  die  Stadt  durch  einen  Kapitän  oder 
Vikar  des  Reichs  regiert  wurde,  da  scheint  auch  das  städtische  Vermögen, 
insbesondere  die  Hoheitsrechte,  an  das  Reich  genommen  und  zum  Nutzen 
dieses  verwaltet  zu  sein,  woraus  sich  dann  natürlich  ergab,  dass  auch  die 
notwendigen  öffentlichen  Ausgaben  vom  Reiche  zu  bestreiten  waren.  In  jenen 
Urkunden  heisst  es,  dass  die  Leute  von  Chieri  und  Savigliano  sich  den  Schutz 
des  Reiches  erbaten,  locum  ipsum,  mixtum  et  menim  Imperium  et  iuris- 
dictionem,  pedigia  et  quidquid  commune  ipsum  habuit  hactenus,  in  nostris 
et  imperii  manibus  precise  ac  liberaliter  resignantes;  es  wird  weiter  er- 
wähnt, dass  die  Einkünfte  aus  der  Rechtspflege  dem  Kapitän  des  Reiches 
zustehen. .  Von  Gegenleistungen  des  Reichs  wird  allerdings  nur  die  Besoldung 
des  Kapitän  erwähnt  und  es  sind  mir  aus  der  Zeit  K.  Friedrichs  keine  Ur- 
kunden bekannt  geworden,  welche  die  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  be- 
stimmter erkennen  Hessen. 

Aber  wir  werden  da  wohl  etwas  spätere  Zeugnisse  berücksichtigen  dür- 
fen, die  Unterwerfungsverträge  piemontesischer  Städte  mit  Karl  von  Anjou. 
Denn  wir  finden  überall,  dass  die  Einrichtungen  des  Kaisers  auch  nach  seinem 
Tode  noch  sehr  massgebend  sind,  dass  insbesondere  auch  die  Gegenpartei  sie 
vielfach  aufnimmt,  dieselben  Mittel  in  Anwendung  bringt.  Zumal  in  Piemont, 
wo  die  Städte  unter  Beseitigung  der  Podestaten  lange  Zeit  durch  Kapitäne 
regiert  waren,  wird  die  Annahme  kaum  einem  Bedenken  unterliegen,  dass 
man,  als  nicht  lange  nachher  ganz  entsprechende  Verhältnisse  wieder  be- 
gründet wurden,  einfach  das  von  früherher  Gewohnte  zum  Muster  nahm.  Bei 
der  Unterwerfung  von  Cuneo  1265  heisst  es:  predicto  d.  comiti — donave- 
runt  et  supposuerunt  dominium  et  seignoriam  dicti  loci  de  Cunii  et  eius 
districtus  et  in  ipso  transtiderunt  predictum  dominium  utile  et  directum  et 
regalia  omnia,  redditus  omnes  et  obventiones^  proprietates,  possessionem  4 
quasi  dominium  omniumiurium  etrerum  ad  universitatem  Cunii  pertinentes 
quoquo  modo  et  qualitercunque;  es  wird  ihm  ausserdem  von  jedem  Rauch- 
fange eine  nach  dem  Vermögen  des  Besitzers  abgestufte  jährliche  Steuer  be- 
willigt; über  die  Gegenleistungen  heisst  es  nur,  dass  er  einen  Vikar,  Podesta 
oder  Bajulus,  den  Richter  und  alle  Beamten  setzen  und  die  nöthigen  Aus- 
gaben für  dieselben  bestreiten  soll.2  Deotlicher  tritt  das  bei  der  Unterwerfung 
von  Alba  mit  Chierasco  1 259  hervor.  Auch  hier  wird  eiue  jährliche  Steuer 
bewilligt  und  das  sämmtliche  städtische  Vermögen  überlassen,  insbesondere 
auch  die  Burgen;  dagegen  hat  der  Graf  dreitausend  Pfund  Tumosen  zur  Ein- 
lösung der  verpfändeten  Burgen  und  zur  Deckung  der  Schulden  der  Stadt  zu 
zahlen;  es  heisst  weiter:  ipse  d.  comes  faciat  omnes  expensas,  quas  com- 


418.1  2.  Saint  Priest  2,  308 
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munis  Albe  et  Charaschi  facere  consuevit  et  que  de  cetera  dicte  civitati  et 
Charaschi  et  eins  iurisdiciani  videbitur  expedire;  und  schliesslich:  et  cum  — 
reyaUa  ad  manu*  ipsiu*  d.  camith  pervenerint,  hmc  ipse  d.  cames  faciat 
expensas  pantum,  clusarum  et  malendworum,  et  tenere  suis  expensis  in 
dictis  loci*  patestates  seit  ricarias  et  amne*  alias  affidales  ibidem  per  eum 
seu  eins  vicarios  canstitutos. 3 

So  weitgehende  Verzichte  auf  jede  Selbstverwaltung  sind  wohl  nur  daraus 
zu  erklären,  dass  man  hier  schon  von  den  Zeiten  K.  Friedrichs  her  an  solche 
Verhältnisse  gewohnt  war.  Es  ist  möglich,  dass  es  da  noch  manche  Abstu- 
fungen gab,  dass  auch  unter  einem  Reichskapitäne  der  Stadt  noch  ein  gewisser 
Einfluss  auf  die  Vermögensverwaltung  blieb,  dass  umgekehrt  auch  bei  Be- 
lassung eines  Podesta  manche  Hoheitsrechte  mit  den  sich  daraus  ergebenden 
Einkünften  bei  Unterwerfungen  dem  Reiche  überlassen  werden  mussten.  Aber 
der  oft  betonte  Gegensatz  zwischen  der  Verwaltung  durch  kaiserliche  Pode- 
staten  und  eigentliche  Reichsbeamte  scheint  doch  wesentlich  darin  zu  liegen, 
dass  bei  dieser  auch  das  frühere  Vermögen  der  Stadt  zu  Händen  des  Reichs 
genommen  und  für  Rechnung  desselben  verwaltet  wurde,  bei  jener  der  Stadt 
die  hergebrachten  Formen  der  Verfassung  und  die  Hoheitsrechte  verblieben, 
überhaupt  die  Selbstständigkeit  in  Regelung  aller  inneren,  das  Interesse  des 
Kaisers  nicht  berührenden  Angelegenheiten.  Denn  wo  dieses  ins  Spiel  kam, 
da  war  der  Podesta  ebenso  abhängig  vom  Willen  des  Kaisers,  wie  der  Ka- 
pitän, hatte  allen  Weisungen  desselben  zu  gehorchen,  ohne  alle  Rücksicht  auf 
die  Bestimmungen  der  Stadtverfassung,  welche  er  nur  unter  Vorbehalt  der 
Rechte  des  Kaisers  beschworen  hatte. 

419.  —  Ganz  entsprechend  war  die  Behandlung  der  Feudalge- 
walten durch  den  Kaiser.  Einigen  der  bedeutendsten  hat  er  ihre  Ho- 
heitsrechte schlechtweg  entzogen,  ihre  Gebietein  Reichsverwaltung  genommen. 
Wir  erwähnten  da  bereits  die  Massregeln  bezüglich  des  Bisthums  Trient, 
welches  einfach  durch  einen  Reichsbeamten  regiert  wurde. 1  Auch  das  Bis- 
thum Ceneda  stand  unter  einem  kaiserlichen  Kapitän.2  Die  den  Grafen  Ilde- 
brandeschi gehörige  Stadt  Grosseto  hat  der  Kaiser  1243  und  1245  als  Win- 
terquartier benutzt;  er  legt  Werth  auf  diese  Stellung,  welche  ihm  je  nach 
Bedarf  erlaube,  gleich  rasch  sich  zum  Königreiche  oder  zur  Lombardei  zu 
wenden3;  dann  muss  die  ganze  Grafschaft  der  Ildebrandeschi,  anscheinend 
unter  Benutzung  von  Ansprüchen  der  Stadt  Siena,  für  das  Reich  in  Besitz 
genommen  sein,  da  sie  seit  1246  Reichsbeamten  untersteht.4 

Wo  sein  Interesse  nicht  im  Spiele  war,  hat  der  Kaiser  feudale  Berechtigun- 
gen nicht  gerade  grundsätzlich  beseitigen  wollen.  Gegen  die  Privilegien  der  Abtei 
S.  Salvator  am  Berge  Amiate,  welche  derselben  die  höhere  Gerichtsbarkeit  zu- 
sicherten, bestellte  der  Generalvikar  von  Tuszien  1245  Rektoren  auf  den  Gütern 
der  Abtei;  der  Kaiser  befiehlt  ihm  das  abzustellen,  freilich  mit  dem  Zusätze, 


8.  Saint  Priest  2.  325;  Tgl.  §  313.  316. 

419.  -  1.  Vgl.  §  406  n.  7.     2.  HnUIard  6.  132.      3.  Holllard  6.  374.     4.  Vgl 
§  410  n.  4;  §  411  n.  17. 
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er  solle,  wenn  etwa  besondere  Gründe  für  die  Massregel  sprächen,  darüber 
vorher  berichten.5  Und  wo  man  herrschaftliche  Beamte  beliess,  da  worden 
dieselben  wohl  allgemein  zur  Befolgung  aller  Gebote  des  Kaisers  und  der 
Reichsbeamten  verpflichtet.  Ein  kaiserlicher  Vicecomes  hatte  1240  Balitores 
an  Orten  eingesetzt,  wo  es  dem  Abte  von  S.  Flora  zu  Arezzo  zustand,  die- 
selben durch  von  ihm  ernannte  Konsuln  bestellen  zu  lassen;  er  gestattete  denn 
auch  dem  Abte  die  Uebung  seines  Rechtes,  aber  die  Wähler  müssen  schwören, 
facere  baUivum  pro  imperio  et  teuere  et  observare  ein*  mandata  et  iura 
imperiaUa  salvare  et  confovere ;  und  der  Eid  des  Gehorsams  für  den  Abt  soll 
nur  geleistet  werden  salvo  precepto  imperatoris  et  eius  nuntii,  qui  pro  tem- 
pore, fuerit  in  istie  partibue. 6 

Insbesondere  scheint  der  Kaiser  beansprucht  zu  haben,  dass  Burgen  und 
Orte,  welche  für  die  Kriegsführung  von  Gewicht  waren,  unter  zeitweiser  Be- 
seitigung der  Rechte  der  Feudalherren  dem  Reiche  auf  Kriegsdauer  überlassen 
werden  müssen.  Wird  1239  erwähnt,  dass  die  Burg  Montosolo  vom  bisherigen 
Lehensträger  gegen  Entschädigung  aus  Kirchengut  dem  Bischöfe  von  Turin 
zurückgestellt  und  von  diesem  einem  Boten  des  Kaisers  übergeben  wird7,  so 
sind  uns  die  nähern  Bedingungen  nicht  bekannt.  Die  Herren  von  Arco  müssen 

1244  Arco  mit  andern  Burgen  dem  kaiserlichen  Podesta  von  Trient  über- 
geben; es  soll  ihnen  zurückgegeben  werden,  quandocunupie  hominee  de  Brixia 
venerinf  vel  fuerint  ad  gratiam  d.  imperatori*  per  ix'm  et  concordiam* 
Seit  der  Pabst  zu  Lyon  war,  musste  die  Sicherung  Piemonts  ein  Hauptaugen- 
merk sein;  der  Aufenthalt  K.  Enzio's  in  diesen  Gegenden  Anfang  1246  war 
wohl  zunächst  dadurch  veranlasst,  Der  Markgraf  Bonifaz  von  Montferrat  war 

1245  Juli  vom  Kaiser  begnadigt  und  alle  verwirkten  Lehen  ihm  ohne  irgend 
einen  Vorbehalt  zurückgestellt.9  Jetzt  musste  er  1246  Jan.  unter  Vermittlung 
des  Grafen  von  Savoien  überaus  lästige  Verpflichtungen  eingehen;  er  musste 
dem  Legaten  K.  Enzio  als  Vertreter  des  Kaisers  versprechen,  den  Guido 
Marrachus  von  Pavia,  der  1244  kaiserlicher  Podesta  von  Parma  gewesen 
war10,  zum  Kapitän  und  Podesta  genannter  Orte  zu  bestellen  et  generaliter 
omnium  aliarum  terrariim  evarvm  terrie  rebellium  vicinamm  et  Matrum 
omnium,  de  quibne  predicto  Cruidoni  plaeuerit,  cuitis  prowdentie  commisii 
et  arbitrio  reservavit,  volene  quod  per  capitaneum  et  potes  totem  ipeum, 
terrae  et  hominee  eupradictoe  de  cetera  strafe  ei  itinera  rebelUbue  imperii 
coarcentur  et  prohibeantur  omnino,  ac  fiat  vivo  et  inetans  ftuerra  eiedem 
rebellibits,  et  omnia,  qiie  honorem  imperii  et  seiintia  sapiant,  iuxta  man- 
datum  et  volimtatem  d.  imperatorie  et  d.  regte  dicti  et  arbitrinm  eiuedem 
capitanei  statuendi;  er  verspricht,  dafür  zu  sorgen,  quod  terre,  loca  et  ho- 
minee starent  ad  voluntatem  et  arbitrinm  dicti  fruidonie,  eodem  per  omnia 
tamquam  capitaneo  et  poteetati  eorum  obedient  et  intcndenty  ut  (committen- 
dum)  eibi  officium  melius  ad  honorem  imperii  excquatur. 1 1  Damit  war  der 

419.]  5.  Böhmer  Acta  279.  6.  Rena  e  Camici  6  c  40.  7.  Mon.  patr.  Ch.  1,  1345 
8.  Verci  Ecel.  3,  298.  9.  Huillard  6,  330.  10.  Ann.  Parm..  Mon.  Germ.  18.  670 
11.  Mon.  patr.  Ch.  2,  1458. 
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der  Kapitän,  der  formell  von  ihm  ernannt,  thatsächlich  vom  Reiche  bestellt 
war,  wesentlich  Herr  im  Gebiete  des  Markgrafen;  es  ist  erklärlich,  wenn  der- 
selbe sich  einer  so  drückenden  Abhängigkeit  durch  Abfall  bald  wieder  zu  ent- 
ziehen suchte.  Im  Feb.  bekundet  dann  K.  Enzio,  dass  die  Herren  von  Lanzo 
auf  seinen  Wunsch  und  Befehl  ihm  das  nordwestlich  von  Turin  belegene  Lanzo 
mit  der  Feste  übergaben  tmendum  et  atstodiendum  pro  curia  imperiaü 
usque  ad  voluntatem  et  beneplacitum  d.  imperatoris  et  nostrum;  es  soll  dort 
ein  kaiserlicher  Kastellan  bestellt  werden,  vor  dem  auch  die  Herren  unter 
Befreiung  von  anderweitiger  Gerichtsbarkeit  ihren  Gerichtsstand  haben  sollen; 
alles  soll  aber  zurückgestellt  werden  post  concordiam  inter  d.  imperaiorem 
ex  una  parte,  papam  et  alioa  rebelles  imperii  eelebrotam. 12  Im  folgenden 
Jahre  wandten  die  Kastellane  des  wichtigen  Rivoli,  welches  westlich  von  Turin 
gelegen  die  Ausgänge  des  Thals  von  Susa  beherrschte,  gegen  ein  entsprechen- 
des Ansinnen  K.  Enzio's  ein,  dass  sie  damit  ihre  Verpflichtungen  gegen  die 
Kirche  von  Turin  verletzten;  von  gekornen  Richtern  wurde  aber  erklärt,  dass 
sie  den  Ort  in  die  Gewalt  des  Reichs  übergeben  dürften,  wenn  ihnen  zuge- 
sichert werde,  dass  nach  Herstellung  des  Friedens  zwischen  dem  Kaiser  und 
dem  Pabste  die  Kirche  wieder  in  Besitz  gesetzt  und  der  Ort  nicht  inzwischen 
in  die  Gewalt  eines  Grafen  oder  Markgrafen  komme;  worauf  dann  die  Ueber- 
gabe  erfolgte. 1 3  So  belehnt  der  Kaiser  auch  1 248  den  Grafen  von  Savoien 
mit  einer  Reihe  von  Orten  in  Piemont  in  der  Weise,  dass  er  zwar  sogleich  die 
Einkünfte  aus  denselben  bezieht,  dieselben  aber  bis  zur  Herstellung  des  Frie- 
dens mit  der  Kirche  in  der  Gewalt  des  Schwiegersohns  des  Kaisers,  des 
Markgrafen  von  Carretto,  verbleiben  sollen.14 

420.  —  Hier,  wie  wohl  sonst,  stellen  sich  die  Massregeln  des  Kaisers 
allerdings  zunächst  als  vorübergehende,  nur  durch  die  besondern  Zeitverhält- 
nisse bedingte  dar.  Im  allgemeinen  ist  das  bei  den  Einrichtungen  dieser  Zeit 
offenbar  nicht  der  Fall;  es  handelt  sich  um  eine  dauernde  Umgestaltung 
der  Staatsordnung  Italiens  auf  Grundlage  kaiserlicher  Un- 
umschränktheit, welche  die  ganze  Verwaltung  des  Landes  bis  in  die 
untersten  Kreise  des  Staatslebens  hinab  in  der  Hand  des  Kaisers  vereinigen, 
überall  die  unbedingte  Geltung  seines  Willens  verbürgen  soll.  Zum  Gehorsam 
gegen  Befehle  des  Kaisers,  wie  er  jetzt  unbedingt  verlangt  wird,  zur  Achtung 
der  Rechte  des  Reichs  war  freilich  auch  früher  jeder  Unterthan  verpflichtet. 
Aber  umgekehrt  bestand  doch  auch  die  Verpflichtung  des  Kaisers,  nicht  in 
die  wohlerworbenen  Rechte  der  einzelnen  Personen  und  Gemeinden  nach  Will- 
kür einzugreifen,  es  gab  da  doch  eine  bestimmte  Gränze  zwischen  dem  Rechte 
des  Reichs  und  dem  Rechte  des  Einzelnen,  welche  beiderseits  zu  achten  war; 
werden  die  Rechte  des  Einzelnen  bestätigt  und  verbrieft  salvis  iuribus  oder 
saha  iuätitia  imperii,  so  liegt  darin  nur  der  Vorbehalt  bestimmter,  dem 
Reiche  nach  Recht  und  Herkommen  zustehender  Befugnisse.  Es  ist  bekannt, 
wie  der  Kaiser  in  seinem  Erbkönigreiche,  wo  die  Stellung  des  Herrschers 
schon  früher  eine  sehr  unbeschränkte  gewesen  war,  von  einer  durchaus  andern 

12.  Mon.  patr.  Ch.  1.  1385.    13.  Huillard  6,  507.    14.  Uuülard  6,  665;  Tgl.  $  403  n.  25. 
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Auffassung  ausgeht;  er  kennt  da  nicht  bestimmte  einzelne  Rechte  des  Herr- 
schers, sondern  nur  ein  unbeschränktes  Recht  desselben;  das  Recht  des  Ein- 
zelnen kann  nur  aus  diesem  abgeleitet  sein;  es  ist  Sache  der  Gnade,  wenn  der 
König  hergebrachte  Rechte  bestätigt  und  auch  dann  erwächst  ihm  gegenüber 
kein  Anspruch  auf  Einhaltung  derselben,  da  das  Recht  nur  gewährt  ist  salvo 
mandato  et  ordinatione  nostra.  Wir  haben  schon  darauf  hingewiesen,  wie 
der  Kaiser  nun  auch  in  Italien  dieselbe  Auffassung  zur  Geltung  zu  bringen 
sucht,  wie  er  sich  an  die  frühem  Verträge  nicht  gebunden  hält,  weil  ihnen  die 
unveräusserlichen  Rechte  des  Reichs  entgegenstehen,  wie  er  nicht  einzelne  ihm 
zukommende  Befugnisse  in  Anspruch  nimmt,  sondern  von  einem  unbedingten 
Rechte  des  Herrschers  auf  Gehorsam  ausgeht.1  Ueberall  tritt  hervor,  wie 
seinem  Gebote  gegenüber  jedes  dem  Einzelnen  sonst  zustehende  Recht  tu 
weichen  hat;  immer  häufiger  wird  die  Klausel  salvo  mandato  d.  imperatori*. 
Die  Stadtverfassungen  mochten  in  Kraft  bleiben;  aber  nur  so  weit  das  mit 
seinen  Geboten  vereinbar  war2;  hergebrachte  Rechte  werden  bestätigt,  dum 
tarnen  eae  imperialibus  iuribus  non  essent  contraria*3;  vererbte  Lehen 
werden  vom  Generalvikar  verliehen  salvo  tarnen  in  omnibtts  et  per  omnia 
iure,  mandato  et  ordinatione  d.  nostri  imperatoris.*  Auch  unter  Manfred 
finden  wir  diese  Auffassung  durchaus  festgehalten.  Sein  Generalvikar  ver- 
spricht 1259  der  Gemeinde  Fabriano  Achtung  ihrer  hergebrachten  Statute 
durch  die  Kurie,  dummodo  non  sint  ad  depressionem  turtum  curie  vel  alter 
contra  honorem  regte  maiestatis ;  der  König  selbst  bestätigt  das  salvis  in 
omnibus  et  per  omnia  iure,  imperii,  honore,  fidelitate,  mandato  et  ordina- 
tione nostra5;  den  von  seinen  Generalvikaren  in  der  Mark  ausgestellten  Be- 
stätigungsurkunden ist  durchweg  die  Klausel  angehängt:  salvis  in  omnihi* 
mpradictis  mandato  et  ordinatione  d.  regis. 

Die  absolutistischen  Lehren  des  römischen  Rechts  über  die  Allgewalf 
des  Princeps  mögen  da  mitgewirkt  haben.  Ausschlaggebend  war  für  den 
Kaiser  aber  gewiss  das  Vorbild  seines  Erbreiches,  welches  schon  von  seinen 
Vorgängern  unumschränkter  regiert  war,  als  das  sonst  irgendwo  damals  üblich, 
in  welchem  er  selbst  dann  mit  Glück  alles  beseitigt  hatte,  was  der  unbedingten 
Durchführung  seines  Willens  im  Wege  stand,  es  ihm  erschwerte,  die  Hülfs- 
mittel  des  Reiches  nach  Willkür  für  seine  Zwecke  auszubeuten.  Vor  allem 
wird  das  massgebend  gewesen  sein,  wenn  der  Kaiser  überall  die  Ernennung 
der  Beamten  in  Anspruch  nimmt,  das  offenbar  als  ein  unveräusserliches  Recht 
des  Herrschers  betrachtet.  Ein  ausgebildeteres  Beamtenwesen,  wie  es  den 
normannischen  Staaten  eigen  war,  hatte  er  allerdings  in  seinem  Königreiche 
bereits  vorgefunden.  Die  ausschliessliche  Verwaltung  durch  vom  Könige  er- 
nannte Beamte  ist  aber  doch  erst  von  Friedrich  selbst  durchgeführt.  Wurden 
die  Beamten  bis  dahin  noch  vielfach  von  den  Feudalgewalten  gesetzt  oder  von 
den  Gemeinden  gewählt,  so  bezeichnet  er  das  als  eine  Usurpation  von  Rechten, 
que  ad  speciale  decus  et  merum  imperium  celsitudims  nostre  spectarf 


420.  _  1.  Vgl.  S  400.     2.  Vgl.  §  416  n.  44     3.  Rena  e  0»miei  Gc,  48     4,  Joo- 
geliniu  7,  86      5.  üngedr. 
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noscuntur;  in  seinen  Konstitutionen  verbietet  er  das  schlechtweg  bei  hohen 
Strafen ;  ofßcicdes  tantum  a  nostra  maiestate  statutos  vel  de  mandato  nostro 
—  ubique  per  regnum  volumus  esse  et  tarn  iura  nostra  quam  ßdelium  nos- 
trorum  ministrare.6  Hatte  die  Massregel  sich  im  Königreiche  bewährt,  so 
ist  es  erklärlich,  wenn  er  in  ihrer  Ausdehnung  auf  Italien  das  Hauptmittel 
sah,  auch  die  dortigen  Zustände  seinem  Willen  gemäss  zu  ordnen.  Findet  sich 
da  anfangs  wohl  noch  eine  Berücksichtigung  des  Unterschiedes  zwischen  den 
Städten,  welche  ihren  Verpflichtungen  gegen  das  Reich  immer  nachgekommen 
waren,  auf  deren  guten  Willen  man  rechnen  durfte,  und  denjenigen,  welche 
mit  Gewalt  unterworfen  wurden  oder  sich  nothgedrungen  fügten,  so  ist  doch 
sichtlich  die  Bestellung  aller  Beamten  ein  Hauptgesichtspunkt  bei  den  neuen 
Einrichtungen,  ist  die  allgemeine  Durchführung  derselben  für  den  Kaiser,  der 
sich  durch  entgegenstehende  Berechtigungen  auch  da,  wo  sie  nicht  durch  Auf- 
lehnung verwirkt  waren,  nicht  gebunden  fühlt,  lediglich  eine  Frage  der  Macht 
und  der  politischen  Erwägung.  Und  schliesslich  hat  er  darauf  doch  so  grossen 
Werth  gelegt,  dass  er  sich  nirgends  von  der  Durchführung  durch  das  Beden- 
ken abhalten  liess,  sich  auch  die  bisherigen  Freunde  durch  eine  Massregel 
abwendig  zu  machen,  von  der  man  doch  annehmen  sollte,  dass  sie  nirgends 
härter  empfunden  wurde,  als  in  einem  Lande,  wo  man  so  grossen  Werth  auf 
die  volle  Selbstständigkeit  bei  Regelung  der  Angelegenheiten  des  eigenen  Ge- 
meinwesens legte,  auf  eine  mit  schweren  Opfern  erstrittene,  durch  feierliche 
Verträge  verbürgte  Freiheit,  welche  dem  Kaiser  allerdings  als  eine  dauernde 
Auflehnung  gegen  die  unbeschränkte  Gewalt  erscheinen  musste,  die  er  als 
unveräusserliches  Recht  des  Herrschers  betrachtete;  er  hat  gewiss  nicht  blos 
die  unberechtigten  Anmassungen  der  Lombarden  im  Auge,  wenn  er  meint, 
libertatis  cuiusdam  vage  luxuriam  quieti  pacis  hnptmunt  et  equitati  iu*ti- 
tieque  pretulerunt. 7 

So  weit  die  Macht  des  Kaisers  reichte,  war  gegen  Ende  seiner  Regierung 
sein  System  auch  durchgeführt;  auf  der  Stufe  der  Generalvikariate  mit  voller 
Gleichförmigkeit  für  das  ganze  Königreich ;  in  den  kleineren  staatlichen  Kreisen 
wohl  noch  unter  Beachtung  mancher  herkömmlicher  Formen;  aber  doch  auch 
hier  unter  strenger  Festhaltung  jenes  Hauptgrundsatzes,  dass  die  Uebung  aller 
Hoheitsrechte  in  den  Händen  von  Beamten  liegen  müsse,  welche  entweder 
unmittelbar  von  ihm  ernannt,  oder  wenigstens  mit  seiner  Zustimmung  bestellt 
und  ihm  unbedingt  verpflichtet  waren. 

421.  —  Je  grösseres  Gewicht  der  Kaiser  gerade  auf  Durchführung  dieser 
Massregel  legte,  ihr  gegenüber  jedes  andere  Bedenken  schwinden  liess,  um  so 
mehr  war  der  Erfolg  des  ganzen  Systems  bedingt  durch  die  Zuverlässigkeit 
der  Beamten,  durch  ihre  Willigkeit  und  Tauglichkeit,  die  Zwecke  des  Kaisers 
zu  verwirklichen.  Vergleichen  wir  da  die  frühern  Verhältnisse,  so  ergibt  sich 
in  den  verschiedensten  Beziehungen  eine  wesentlich  geänderte  Stellung 
der  Reichsbeamten. 

Der  Bruch  mit  dem  Lehensstaate  war  wenigstens  in  dieser  Richtung  in 

6.  Huillard  4,  53.  54.      7.  Huillard  6,  873. 
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Italien  schon  früher  erfolgt,  das  Land  wurde  überwiegend  nicht  durch  fürst- 
liche Vasallen,  sondern  durch  freigesetzte  Beamte  verwaltet 1  Verschwinden 
bei  diesen  jetzt  auch  die  letzten  feudalen  Titel,  ist  nicht  mehr  von  Herzogen, 
Markgrafen  oder  Grafen,  sondern  nur  noch  von  Generalvikaren  oder  Kapi- 
tänen die  Rede,  so  mag  das  immerhin  bezeichnend  sein  für  eine  Richtung, 
welche  das  Althergebrachte  auch  in  den  äussern  Formen  zu  beseitigen  sucht; 
sachlich  war  das  bedeutungslos.  Aber  jene  frühern  Reichsbeamten  waren  mit 
den  ausgedehntesten  Befugnissen  ausgestattet  gewesen.  Der  Kaiser  sandte, 
wen  er  wollte,  konnte  ihn  zurückberufen,  wenn  er  es  für  entsprechend  hielt, 
wenn  auch  im  Gegensatze  zu  dem  jetzigen  Vorgehen  auf  häufigeren  Wechsel 
sichtlich  kein  Werth  gelegt,  der  Beamte  in  der  Regel  ohne  besondere  Ursachen 
aus  der  bisherigen  Stellung  nicht  entfernt  wurde.  Jedenfalls  liegt  aber  wäh- 
rend der  Amtsführung  fast  die  einzige  Bürgschaft  in  dem  Vertrauen,  welches 
der  Herrscher  auf  die  Zuverlässigkeit  und  Tauglichkeit  seines  Vertreters  setzen 
darf;  da  fehlen  alle  ängstlichen  Vorbehalte,  jede  kleinliche  Ueberwachung ; 
überall  zeigt  sich  die  grösste  Selbstständigkeit,  die  freieste  Bewegung.2  Und 
man  wird  kaum  sagen  können,  dass  dieses  System  sich  nicht  bewährt  habe, 
dass  das  Vertrauen  missbraucht  sei.  Wir  hören  nichts  vom  Venathe,  der  in 
den  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  eine  so  grosse  Rolle  spielt.  Und  auch  für 
einen  die  Reichsinteressen  schädigenden  Missbrauch  der  ausgedehnten  Amts- 
befugnisse wüsste  ich  fast  nur  auf  das  Vorgehen  des  Guido  von  Blandrate  in 
der  Romagna  hinzuweisen3;  und  da  trifft  das  einen  Italiener,  während  jenes 
System  ausgedehntesten  Vertrauens  allerdings  aufs  engste  mit  der  vorwiegen- 
den Verwendung  von  Deutschen  zusammenhängt.4 

Solches  Vertrauen  zu  gewähren  war  nicht  Sache  eines  Regierungs- 
systems, welches  auf  dem  Boden  Unteritaliens  unter  einer  aus  den  verschie- 
densten Ursachen  unzuverlässigen  Bevölkerung  erwachsen  war;  es  war  nicht 
Sache  eines  Kaisers,  bei  dem  doch  Argwohn  und  Misstrauen  einen  ganz  her- 
vorstechenden Charakterzug  bilden.  Und  freilich  mag  es  zumal  in  späteren 
Jahren  in  seiner  Umgebung  auch  sehr  an  Personen  gefehlt  haben,  denen  un- 
bedingtes Vertrauen  hätte  gewährt  werden  dürfen.  Wie  Friedrich  von  dem 
frühern  Grundsatze  abging,  dass  den  an  und  für  sich  zuverlässigen  Stadtge- 
meinden gefahrlos  volle  Selbstständigkeit  gestattet  werden  könne,  so  sucht  er 
auch  die  Bürgschaft  für  eine  entsprechende  Amtsfuhruug  der  Beamten  nicht 
in  dem  Vertrauen,  welches  er  glaubt  auf  sie  setzen  zu  dürfen,  sondern  in  An- 
ordnungen, welche  sie  in  fortwährender  Abhängigkeit  von  seinem  Willen  hal- 
ten, welche  es  ihnen  von  vornherein  unmöglich  machen  sollen,  ihre  Gewalt  in 
ihm  nicht  entsprechender  Weise  zu  üben. 


421.  -  1.  Vgl.  §  324  ff.  2.  Vgl.  §  289.  291.  3.  Vgl  §  3.96.  4.  Reinald 
tod  Urslingen  fiel  allerdings  1231  in  Ungnade,  doch  wird  ihm  wenigstens  Venrath  nicht 
vorgeworfen.  Von  Abkömmlingen  Ton  Deutschen  fiel  allerdings  Conrad  von  Lützelhard 
1229  vom  Kaiser  ab,  Tgl.  §  395  n.  5,  und  ein  Otto  tod  Lariano  ist  Theilnehmer  an  der 
Verschwörung  Ton  1246,  Huillard  6,  509.  918;  Tgl.  §  312  n.  19;  aber  wohl  Ton  itaheni 
sehen  Muttern  geboren,  in  Italien  gross  geworden,  wird  man  sie.  wie  den  Kaiser  selbst, 
doch  kaum  noch  als  Deutsche  betrachten  können. 
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Die  Befugnisse  der  Beamten,  insbesondere  auch  die  des  Generallegaten, 
wie  wir  darauf  schon  früher  hinwiesen5,  sind  aufs  wesentlichste  geschmälert. 
Insbesondere  ist  die  Endgültigkeit  ihrer  Verfügungen  in  keiner  Weise  mehr 
gewährleistet;  gegen  jede  kann  man  sich  an  den  Kaiser  wenden,  es  gibt  keinen 
inappellabel  Beamten  mehr.  Umgekehrt  kann  der  Kaiser  jede  derselben  wi- 
derrufen, er  verpflichtet  sich  nie  mehr,  wie  das  auch  in  den  früheren  Zeiten 
Friedrichs  noch  regelmässig  der  Fall  war,  alles  genehm  zu  halten,  was  sie  in 
seinem  Namen  thun.6  Den  Beamten  war  dadurch  ihre  Aufgabe  ausserordent- 
lich erschwert;  vorherige  Einholung  der  Willensmeinung  des  Kaisers  im  Ein- 
zelfalle musste  mit  der  nöthigen  Raschheit  der  Entscheidung  häußg  ganz 
unvereinbar  erscheinen;  ohne  dieselbe  mangelte  jede  Bürgschaft  für  die  Ein- 
haltung dessen,  wozu  sie  sich  verpflichteten.  Der  Generalvikar  der  Mark 
stellte  der  Stadt  Fermo  1242  eine  überaus  günstige  Verbriefung  ihrer  Rechte 
aus;  es  war  das  wohl  die  Bedingung,  unter  der  sich  die  Stadt  unterwarf;  in 
dem  kurz  darauf  ausgefertigten  Privileg  des  Kaisers  sind  die  wichtigsten 
Rechte  beseitigt. 7  Der  Beamte  war  dadurch  in  dem  ihm  zweckmässig  erschei- 
nenden Vorgehen  gehemmt,  der  Bevölkerung  musste  es  das  nöthige  Vertrauen 
benehmen. 

422. —  Insbesondere  konnte  gegenüber  der  steigenden  Centralisation 
dergesammtenVerwaltungam  Hofe  des  Kaisers  auch  die  Stufen- 
folge höherer  und  niederer  Beamten  nicht  mehr  dieselbe  Bedeutung  haben, 
wie  früher.  Die  Fäden  der  Verwaltung  des  ganzen  Landes  laufen  nicht  mehr 
zunächst  in  der  Hand  des  Generallegaten  zusammen,  wie  das  noch  in  den 
früheren  Zeiten  K.  Friedrichs  der  Fall  war,  sondern  am  Hofe  des  Kaisers. 
Wie  dieser  jetzt  die  unteren  Beamten  ernennt,  das  nicht  mehr  den  höheren 
überlässt,  so  steht  er  mit  denselben  auch  weiterhin  in  unmittelbarer  Verbin- 
dung, ertheilt  ihnen  unmittelbar  seine  Befehle.  Bei  den  General vikaren  ist  das 
durchaus  die  Regel;  es  scheint  überhaupt  nicht  üblich  gewesen  zu  sein,  mit 
ihnen  durch  den  Generallegaten  zu  verkehren.  Meistentheils  gehen  die  kaiser- 
lichen Befehle  an  die  Generalvikare,  diesen  die  Ausführung  durch  die  niedern 
Behörden  überlassend;  aber  nicht  selten  doch  auch  unmittelbar  an  die  Vikare, 
Kapitäne,  Richter  und  andere  untergeordnete  Beamte. 1  Die  Aufstellung  des 
Generallegaten,  der  Generalvikare  erscheint  nur  als  eine  Erleichterung  für  die 
kaiserliche  Centrairegierung,  als  eine  Einrichtung,  deren  der  Kaiser  sich  be- 
dienen kann  und  in  der  Regel  bedient,  an  deren  Beachtung  er  aber  in  keiner 
Weise  gebunden  ist.  Hatte  der  höhere  Reichsbeamte  keinen  Einfluss  mehr 
auf  die  Bestellung  der  ihm  unterstehenden  Beamten,  standen  weiter  auch  diese 
in  unmittelbarem  Verkehre  mit  dem  Hofe,  wurde  das  gewiss  zugleich  benutzt, 


5.  Vgl.  §  292.  6.  Erst  1258  sagt  K.  Manfred  wieder  in  der  mir  nur  im  Auszuge  vor- 
liegenden Ernennungsurk.  Perzival  d'Oria's  (Tgl.  §  408  n.  28),  dass  er  alles,  was  derselbe 
Gemeinden  oder  einzelnen  Personen  versprechen  werde,  eben  so  genehm  halten  wolle,  als 
habe  er  es  persönlich  gethan.  Ebenso  findet  sich  bei  spateren  Bestellungen  von  Reichs- 
vikaren, so  1281  durch  K.  Rudolf  für  Tuszien.  Mon.  Germ.  4, 425.  wieder  die  Versicherung 
unbedingter  Genehmhaltung.  7.  Vgl.  §  41G  n.  20. 
422.  -  1.  z  B.  Böhmer  Acta  274.  277. 
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um  jene  zu  kontrolliren,  so  musste  die  Stellung  derselben  dadurch  höchst  un- 
sicher werden;  Verdächtigungen  und  persönlichen  Umtrieben  jeder  Art  war 
freiester  Kaum  gegeben,  es  musste  da  fast  nothwendig  Misstrauen  der  Pro- 
vinzialbeamten  gegen  ihre  Unterbeamten  einerseits,  andererseits  gegen  die- 
jenigen, welche  am  Hofe  das  Ohr  des  Kaisers  hatten,  die  Folge  sein. 

Wie  das  kaiserliche  Hofgericht  jetzt  die  oberste  Instanz  für  ganz  Italien 
und  Sizilien  war2,  so  war  also  auch  die  gesammte  Verwaltung  am  Hofe  cen- 
tralisirt,  und  zwar  in  einer  Weise,  dass  es  sich  nicht  um  eine  blosse  Ober- 
leitung handelte,  sondern  um  eine  unmittelbare  Kenntnissnahme  und  Beauf- 
sichtigung auch  der  untergeordnetsten  Verhältnisse  in  den  verschiedensten 
Gregenden  des  Reichs,  die  jederzeit  auch  unmittelbares  Eingreifen  in  dieselben 
gestattete.  Es  musste  sich  daraus  eine  Aufgabe  ergebeu,  von  der  kaum  be- 
greiflich ist,  wie  sie  bei  den  damaligen  Mitteln  des  Verkehrs  zu  bewältigen 
war.  Das  uns  erhaltene  Bruchstück  der  Regesten  zeigt,  wie  geringfügige  An- 
gelegenheiten des  Königreichs  vom  Hofe  aus  selbst  in  einer  Zeit  geordnet 
wurden,  wo  dieser  sich  in  Oberitalien  befand.  Erstreckt  sich  dasselbe  nur  über 
den  Verkehr  mit  den  Behörden  des  Königreichs,  so  lässt  sich  daraus  wenig- 
stens für  diese  Zeit,  wo  die  neuen  Einrichtungen  sich  eben  erst  fester  gestal- 
teten, noch  auf  eine  bestimmtere  Scheidung  italienischer  und  sizilischer  Ge- 
schäfte schliessen.  Ausserdem  ergeben  sich  dafür  keine  Haltpunkte.  Wie  es 
kein  besonderes  Hofgericht  für  Italien  gab,  so  finden  sich  auch  neben  den 
sonstigen  sizilischen  Hofbearaten  keine  nur  für  Italien  bestimmte;  mag  eine 
formelle  Scheidung  der  beiderseitigen  Geschäfte  auch  später  fortgedauert 
haben,  so  können  doch  die  einen,  wie  die  andern  nur  durch  dieselben  Personen, 
durch  die  zunächst  für  das  Königreich  bestimmten  Hofbeamten  erledigt  sein. 
Die  Generalvikare  mögen  zuweilen  an  den  Hof  entboten  sein,  um  persönlich 
zu  berichten.  So  finden  wir  beim  Kaiser  1242  Aug.  zuS.  Germano  die  beiden 
Generalvikare  des  Patrimonium,  dann  die  von  Tuszien,  Spoleto  und  Ancona 
gewiss  nicht  zufällig  versammelt.3  Ausser  ihnen,  dann  dem  Grosshotjustitiar 
und  den  beiden  Hofrichtern  Peter  von  Vinea  und  Thaddeus  von  Suessa,  welche 
damals  die  Geschäfte  vorzugsweise  leiteten,  sind  dort  auch  Graf  Richard  von 
Caserta  und  Tebaldus  Franciscus,  welche,  damals  ohne  Amt,  sonst  mehrfach 
in  Italien  verwandt  wurden.  Wir  finden  überhaupt  bei  vielen  der  vorzugsweise 
in  Italien  verwandten  Personen,  dass  sie  zeitweise  ohne  ein  Amt  zu  bekleiden 
sich  am  Hofe  aufhielten;  wir  dürfen  wohl  annehmen,  dass  .<ie  dorthin  berufen 
wareu,  um  sich  ihres  Rathes  bei  Erledigung  der  italienischen  Geschäfte  zu 
bedienen. 

Diese  einheitliche  Verwaltung  Italiens  und  Siziliens  vom  Hofe  aus  ent- 
spricht ganz  der  früher  angedeuteten  Absicht  des  Kaisers,  beide  Reiche  mög- 
lichst zu  einem  Staatsganzen  zu  vereinigen.4  Das  Vorhandensein  eines  nur 
für  Italien  bevollmächtigten  Generallegaten  ist  ziemlich  das  einzige,  was  da 
die  Scheidung  äusserlich  noch  bestimmter  hervortreten  lässt  Hatte  das  aber 
bei  den  sehr  geschmälerten  Befugnissen  desselben  ohnehin  nicht  mehr  die 


422.1  2.  VgL  §  205.     8.  Ongedr.  Urk.  für  Fermo.     4.  Vgl.  §  378  n.  2. 
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frühere  Bedeutung,  so  ist  dann  nach  der  Gefangennahme  K.  Enzio's  ein  Ge- 
nerallegat überhaupt  nicht  mehr  ernannt 5 ;  es  unterstanden  jetzt  auch  formell 
die  einzelnen  Generalvikare  in  Italien  nur  noch  der  zunächst  auf  die  sizilischen 

» 

Verhältnisse  berechneten  Centralleitung  am  Hofe  des  Kaisers. 

423.  —  Derselbe  Gegensatz,  wie  bezüglich  der  Befugnisse,  zeigt  sich  auch 
bezüglich  der  Personen  und  Herkunft  der  Reichsbeamten,  wenn 
wir  die  betreffenden  Verhältnisse  früherer  Zeiten  vergleichen.  Es  ergibt  sich 
weiter,  wie  auch  bei  der  Auswahl  derselben  vor  allem  das  Misstrauen  des 
Kaisers  sich  geltend  macht,  er  offenbar  darauf  sieht,  dass  es  solche  sind, 
welche  auch  ganz  abgesehen  von  ihrer  Gewissenhaftigkeit  im  Einhalten  der 
beschworenen  Treue  genügsame  persönliche  Gründe  haben,  um  einen  Abfall 
nicht  befürchten  zu  lassen. 

Dahin  gehört  einmal  die  vorwiegende  Verwendung  von  Verwandten, 
von  Personen,  deren  Geschick  von  vornherein  aufs  bestimmteste  an  die  Sache 
des  Kaisers  geknüpft  erscheinen  musste.  Enzio,  Friedrich  von  Antiochien, 
Richard  von  Teate  sind  Söhne  des  Kaisers;  Richard  von  Caserta,  Jakob  von 
Carretto,  auch  Ezelin,  der  wenn  nicht  dem  Titel  nach,  doch  thatsächlich  der 
Trevisaner  Mark  vorstand,  sind  Schwiegersöhne;  Manfred  und  Galvano  Lancia 
waren  dem  Kaiser  durch  ihre  Schwester  aufs  engste  verbunden;  Thomas  von 
Savoien  stand  in  verwandtschaftlichen  Beziehungen  durch  die  Verheirathung 
seiner  Nichte  mit  des  Kaisers  Sohne  Manfred.  Ezelin  folgte  demselben  Ge- 
sichtspunkte, indem  er  wiederholt  Verwandten  die  Reichsämter  in  der  Mark 
übertrug. 1 

Weiter  finden  wir  nun  ganz  allgemein  eine  Ersetzung  der  Deut- 
sch e  n  d  u  r  c  h  A  p  11 1  i  e  r.  Bis  auf  den  Beginn  der  neuen  Einrichtungen  wurde 
Italien  noch  ganz  vorwiegend  in  früherer  Weise  durch  Deutsche  verwaltet. 
Insbesondere  finden  wir  vor  der  Legation  des  Grafen  Simon  von  Teate  12372 
keine  Apulier  in  Reichsäratern;  war  für  das  Königreich  ausdrücklich  bestimmt, 
dass  nur  Eingeborne  die  Aemter  desselben  versehen  sollten3,  so  scheint  man 
den  entsprechenden  Gesichtspunkt  bei  Verwaltung  des  Kaiserreichs  eingehal- 
ten zu  haben.  Aendert  sich  das  jetzt,  so  hat  der  Kaiser  auch  später  auf  die 
kriegerische  Tüchtigkeit  und  Zuverlässigkeit  der  Deutschen  noch  immer  den 
grössten  Werth  gelegt.  Rolandin  spricht  wiederholt  von  den  Deutschen  als 
solchen,  aufweiche  der  Kaiser  das  meiste  Vertrauen  setzte4;  der  Kaiser  selbst 
bestimmt  1240:  Milites  autem  et  balistarios,  qui  morari  debent  in  Cumis 
pro  custodia  civitatis  et  nostrorum  rebellium  nocumento,  Teutonicos  esse 
volumus,  de  quorum  experta  militia  specialiter  confidentiam  gerhmu  et 
habemua.*  Den  von  Friedrich  selbst  wohl  betonten  Grundsatz,  dass  ihm 
Deutschland  vorzugsweise  die  Streiter  zu  stellen  habe,  dafür  das  Königreich 
bezüglich  der  Geldmittel  stärker  in  Anspruch  genommen  werden  könne6,  finden 
wir  auch  jetzt  noch  befolgt.  In  den  Nachrichten  über  die  Kriegszüge  des 

5.  Vgl.  §  411  n.  16  die  Berichtigung  zu  §  287  n.  4. 

423.  -  1.  Vgl.  §  406.        2.  Vgl.  §  285;  waren  1233  Thomas  ron  Acerra,  1236 
Simon  Podestaten  von  Cremona,  so  ist  das  nicht  hieherzuziehen:  vgl.  §416  n.  6.       3.  Vgl 
§  288  u.  7.     4.  Mou.  Germ.  19,  61 .  74.     5.  Huillard  5,  1071.     6.  Huillard  4,  930. 
Kicker  Forachuugeu.  11.  35 
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Kaisers  werden  die  Deutschen  als  Kern  der  Heere  oft  hervorgehoben ;  wie 
zahlreich  Deutsche  im  Heere  Enzio's  vertreten  waren,  ergibt  sich  aus  dem 
Verzeichnisse  der  mit  ihm  Gefangenen7;  auch  Manfred  führte  seine  Kriege 
noch  vorzugsweise  mit  deutschen  Truppen,  welche  damals  sichtlich  für  den- 
jenigen, der  sie  zahlen  konnte,  in  beliebiger  Anzahl  zu  Gebote  standen.  Aber 
abgesehen  von  den  Brüdern  von  Hohenburg  finden  wir  unter  den  Reichsbe- 
amten dieser  Zeit  keiue  Deutsche  mehr.  Es  waren  allerdings  jetzt  überhaupt 
fast  keine  angesehenere  Deutsche  mehr  in  der  Umgebung  des  Kaisers;  aber 
zweifellos  doch  nur  desshalb,  weil  er  nicht  mehr  geneigt  war,  sie  zu  verwen- 
den. Wesshalb  Gebhard  von  Arnstein,  Konrad  von  Hohenlohe  und  andere 
sich  jetzt  nicht  mehr  herbeigelassen  haben  sollten,  Aemter  in  Italien  zu  über- 
nehmen, wäre  an  und  für  sich  nicht  abzusehen,  wenn  da  nicht  inzwischen  ein 
anderes  System  zur  Geltung  gelangt  wäre,  zu  dessen  Durchführung  sie  aller- 
dings eben  so  wenig  geneigt,  als  geeignet  sein  mochten. 

Aber  auch  die  Italiener  bilden  nur  einen  geringen  Bruchtheü  unter 
den  Reichsbeamten.  Abgesehen  von  den  Verwandten  des  Kaisers  und  den 
besondern  Verhältnissen  der  Trevisaner  Mark  finden  wir  in  der  hohem  Stel- 
lung des  General vikar  nur  Bonacursus  von  Palü  und  Hubert  Palavicini  ver- 
wandt. Etwas  häufiger  sind  sie  noch  unter  den  untern  Beamten,  insbesondere 
den  Podestaten,  wo  der  Kaiser,  wenn  er  sie  auch  ernannte,  doch  mehrfach 
noch  die  Rücksicht  nehmen  mochte,  sie  aus  dem  Kreise  der  Städte  zu  be- 
stellen, aus  welchem  die  Stadt  auch  sonst  die  Podestaten  zu  wählen  pflegte; 
von  solchen,  deren  mehrfache  Verwendung  zu  zeigen  scheint,  dass  der  Kaiser 
auch  davon  abgesehen  auf  ihre  Dienste  Werth  legt,  wären  nur  etwa  noch 
Masnerius  von  Burgo  aus  Cremona,  Graf  Lantelm  von  Cassino  aus  Lodi, 
Guido  Marrachus  von  Pavia8,  Heinrich  Testa  aus  Arezzo9  zu  nennen.  Die 
Römer  suchte  er  1240  durch  die  Zusicherung  zu  gewinnen,  die  Reichsämter 
vorzugsweise  durch  sie  verwalten  zu  lassen  und  berief  dazu  einige  römisch«? 
Edle  an  seinen  Hof10;  doch  scheint  das  nicht  ausgeführt  zu  sein. 

Ganz  überwiegend  sind  die  Beamten  jetzt  Apulier.  Und  es  handelt 
sich  da  nicht  um  eine  anfangs  ausnahmsweise,  dann  häufiger  werdende  Ver- 
wendung derselben  in  Italien,  sondern  offenbar  um  eine  Massregel,  die  mit  den 
neuen  Einrichtungen  aufs  engste  zusammenhängt,  sogleich  mit  ihnen  ius  Leben 
tritt,  vom  Kaiser  zweifellos  als  ein  wesentliches  Mittel  zur  erfolgreichen  Durch- 
führung derselben  betrachtet  wird.  Schon  1238  begegnen  wir  bei  den  Kapi- 
tänen in  Piemont,  den  kaiserlichen  Podestaten  in  der  Trevisaner  Mark  vor- 
wiegend apulischen  Namen11;  auch  weiterhin  gehört  die  ganz  überwiegende 
Mehrzahl  der  Proviuzialbeamten,  nicht  blos  der  Generalvikare,  sondern  auch 
der  Vikare  und  Podestaten,  dem  Königreiche  an.  Wie  weit  die  Durchführung 
des  Grundsatzes,  die  einzelnen  Orte  nicht  blos  durch  Auswärtige,  sondern 

423.1  7.  Savioli  3,  265.  8.  Vgl.  §  419  n.  10.  9,  Er  war  1241.  1246  und  1247  Pode*u 
tod  Purina,  wnhrclieinlich  in  dieser  Zeit  auch  von  Ravenna,  Fantuzzi  4.  71  :  1242  war  er 
beim  Geueralnkar  der  Mark  Ancoua.  wo  damals  ein  Friedrich  Testa  zum  Podest«  ton  IV 
merino  gesetzt  wurde.  Huillard  6.  344.  416.  10.  Huillard  5.  761  11.  Vgl.  §  4fll 
n.  7:  §  416  n.  8. 
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vorzugsweise  durch  Apulier  zu  regieren,  hinabreichte,  ergibt  sich  besonders 
bezeichnend,  wenn  der  Kaiser  1240  nicht  blos  den  Rainald  von  Acquaviva 
zum  Kapitän  von  Viterbo  und  dessen  Gebiete  bestellt,  sondern  ihm  auch  auf- 
trägt, zehn  Ritter  mitzubringen,  welche  zur  Regierung  der  Ortschaften  des 
Gebiets  geeignet  seien,  und  sich  dieselben,  weun  sie  ihm  selbst  nicht  zur  Hand 
seien,  durch  den  Justitiar  der  Abruzzeh  aus  den  Rittern  dieser  Gegend  be- 
zeichnen zu  lassen. 12  Es  ist  doch  ein  höchst  eigenthümliches  Verhältniss, 
wenn  1239  der  apulische  Ritter  Sodeger  von  Tito  als  Podesta  des  Bisthums 
Trient  auf  deutscher  Erde  zu  Bozen  mit  überwiegend  deutscher  Umgebung  zu 
Gerichte  sitzt  und  nach  deutscher  Weise  das  Urtheil  fragt. 13 

Den  Grund  für  diese  Massregel  haben  wir  gewiss  nicht  vorzugsweise  in 
der  Vorliebe  des  Kaisers  für  sein  Erbkönigreicb,  Tür  das  Land  seiner  Jugend 
zu  suchen.  Es  wird  einmal  zu  beachten  sein,  dass  mancher  Grund,  der  früher 
für  die  Verwaltung  durch  Deutsche  sprach14,  auch  bei  der  Verwendung  von 
Apuliern  zutraf;  es  war  gerade  in  Italien  von  jeher  von  Gewicht,  dass  der 
Reichsbeamte  ein  Fremder,  ohne  alle  persönlichen  Verbindungen  im  Sprengel 
war;  von  unterworfenen  Städten  wurde  die  Herrschaft  eines  Beamten  aus 
weiter  Ferne  zweifellos  williger  ertragen,  als  wenn  der  Kaiser  die  Podestaten 
aus  den  Bürgern  der  ihm  von  jeher  auhängenden  Städte  gesetzt  hätte.  Waren 
von  diesem  Gesichtspunkte  aus  Deutsche  und  Apulier  gleich  geeignet,  so  fiel 
nun  für  die  letztern  die  Kenntniss  der  Sprache  ins  Gewicht,  wenn  dialektische 
Verschiedenheiten  da  auch  einige  Schwierigkeiten  bieten  mochten.  Ausdrück- 
lich ist  das  betont  in  dem  Schreiben  der  Cremonesen,  in  welchem  sie  1233 
den  Kaiser  ersuchen,  ihnen  zur  Beilegung  der  innern  Streitigkeiten  einen  Po- 
desta aus  seinen  Getreuen  zu  bestellen;  unter  den  erforderlichen  Eigenschaften 
zählen  sie  insbesondere  auf:  citiits  etiam  linguam  intelligere  valeamus;  und 
da  sie  ausdrücklich  verlangen,  er  solle  weder  aus  Deutschland,  noch  aus  Ober- 
italien, Tuszien  oder  der  Mark  Ancona  sein,  so  war  da  vou  vornherein  ziem- 
lich bestimmt  auf  die  Bestellung  eines  aus  dem  Königreiche,  wie  sie  dann  auch 
erfolgte,  hingewiesen. 13  Aber  der  ausschlaggebende  Grund  ist  das  sicher  nicht 
gewesen;  handelte  es  sich  um  eine  mehr  allraählige  Ersetzung  der  Deutschen, 
so  möchte  ihm  grösseres  Gewicht  beizulegen  sein ;  aber  er  genügt  sicher 
nicht,  um  einen  so  raschen  und  durchgreifenden  Uebergang  zu  erklären. 

Den  Hauptgrund  haben  wir  zweifellos  einmal  darin  zu  sehen,  dass  es 
sich  darum  handelte,  die  Art  und  Weise,  wie  das  Königreich  schon  bisher 
verwaltet  wurde,  auch  auf  Italien  auszudehnen.  Dazu  waren  insbesondere 
Deutsche  nicht  zu  verwenden ;  es  gebrach  ihnen  an  jeder  Kenntniss  der  For- 
men, in  welchen  eine  solche  centralisirte  Verwaltung  sich  zu  bewegen  hatte, 
der  deutschen  Auffassung  war  das  etwas  durchaus  fremdes;  in  die  Stellung 
einzutreten,  welche  jetzt  den  kaiserlichen  Beamten  zugedacht  war,  waren  sie 
gewiss  eben  so  wenig  geneigt,  als  geeignet.  Dagegen  waren  die  Apulier  schon 
aus  ihren  heimischen  Verhältnissen  mit  der  Regierungsweise  vertraut,  welche 


12.  Huillard  5.  779.  18.  Böhmer  Acta  891 .  14.  Vgl.  §  323.  15.  Böhmer 
Acta  668. 
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nun  auch  auf  Italien  ausgedehnt  werden  sollte ;  sie  waren  jetzt  zweifellos  die 
geeignetsten  Werkzeuge  zur  Durchführung  des  Willens  des  Kaisers. 

Kaum  geringer  möchte  ich  einen  andern  Grund  anschlagen,  nämlich  die 
besondere  Bürgschaft,  welche  dem  Kaiser  durch  die  Verwendung  von  Apuliern 
fiir  die  Treue  seiner  Beamten  geboten  schien.  Der  Kaiser  selbst  oder  wenig- 
stens seine  erbländischen  Beamten  hatten  da  die  genügende  Kenntniss  über 
die  Zuverlässigkeit  der  Personen;  den  Beamten  wird  zur  Pflicht  gemacht,  nur 
solche  zur  Verwendung  in  Italien  zu  schicken,  de  quibu*  plene  conßdere  no* 
possimus.  Es  werden  da  wohl  noch  besondere  Vorsichtsmassregeln  ange- 
geben; in  das  Herzogthum  Spoleto  werden  1240  Kitter  beordert,  qui  non 
sint  oriundi  de  terris,  que  dudum  tempore  scismatis  adheserunt  ecclssie.1* 
Gewichtiger  war  ein  anderes.  Die  Apulier,  welche  der  Kaiser  verwandte, 
waren  nicht  etwa  besitzlose  Leute,  welche  die  Hoffnung  auf  Gewinn  nach  Ita- 
lien führte;  wenigstens  die  in  den  höheren  Stellen  verwandten  sind  durchweg 
reichbegüterte  Barone  des  Königreichs17,  welchen  der  Kaiser  die  LTebernahme 
des  betreffenden  Amtes  befahl.  Dem  Justitiar  der  Abruzzen  wird  1240  be- 
fohlen, aliquem  virum  divitem,  fidelem  et  providum  zu  senden,  um  ihn  als 
Finanzbeamteu  im  Vikariat  .Spoleto  zu  verwenden;  mag  da  die  Art  der  Ver- 
wendung auch  auf  Vermögen  besonderes  Gewicht  legen  lassen,  so  ist  gewiss 
durchweg  darauf  gesehen,  dass  im  Königreiche  belegenes  Gut  eine  Bürgschaft 
bot.  Eine  weitere  Bürgschaft  boten  aber  die  dort  zurückgelassenen  Ange- 
hörigen; diese  sah  der  Kaiser,  der  überhaupt  grosses  Gewicht  auf  Geissein 
legte,  sicht-r  als  eine  der  wichtigsten  Bürgschaften  für  die  Treue  seiner  Be- 
amten an,  welche  gewiss  sein  konnten,  dass  der  Kaiser  nicht  das  geringste 
Bedenken  tragen  würde,  für  ihre  Untreue  die  zurückgebliebenen  Verwandten 
büssen  zu  lassen.  Dieses  Verhältniss  ist  bestimmt  genug  betont,  wenn  der 
Kaiser  1239  zur  Besetzung  von  Pontremoli  und  der  Lunigiana  vom  Justitiar 
von  Terra  di  Lavoro  zweihundert  »Söldner  verlangt,  qui  ßdels  xint,  de  ßde- 
lium  nostrorum  genere  orti,  et  consanguineos  habeant  fratres  seu  ßlios  in 
regione  ipsa  Terre  Laboris.18  Bei  Italienern  traf  das  nicht  in  gleicherweise 
zu.  In  Italien  waren  die  Machtverhältnisse  sehr  wechselnde  und  oft  auf  engem 
Räume  getheilte.  Der  abfallende  Beamte,  vielleicht  von  der  Gegenpartei  reich 
entschädigt,  durfte  darauf  rechnen,  wenn  nicht  in  der  Vaterstadt  selbst,  doch 
in  der  Nähe  derselben  einen  sichern  Aufenthalt  zu  finden;  ein  Umschwung  in 
der  Parteistellung  jener,  wie  er  vielleicht  vorauszusehen  war,  liess  ihm  die 
Aussicht,  nicht  für  immer  von  der  Heimath  ausgeschlossen  zu  sein.  Umgekehrt 
brachte  ein  solcher  Umschwung  den  treuen  Beamten  in  die  misslichste  Lage; 
Vermögen  und  Angehörige  waren  in  der  Hand  der  Feiude,  wenn  er  dem  Bei- 
spiele nicht  folgte;  und  trotzdem  genügte  dann  für  den  Kaiser  der  geringste 
Verdachtsgrund,  um  ihn  als  Verräther  zu  behandeln.  Den  Gerhard  von  Ca- 
nale  aus  Parma,  der  ihm  sehr  befreundet  war  und  dem  er  viele  Podestarien 
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übertragen  hatte,  liess  er  lediglich  auf  den  Grund  hin  ersäufen,  dass  die  vod 
Parma  nach  dem  Abfalle  seinen  Thurm  in  der  Stadt  unzerstört  Hessen. 19  Die 
Verhältnisse  des  Königreichs  waren  da  durchaus  andere.  Es  war  ausnahmslos 
in  der  Gewalt  des  Kaisers:  es  war  auch  kaum  darauf  zu  rechnen,  dass  dieses 
Verhältniss  sich  ändern  werde.  Der  apulische  Beamte,  der  zur  Kirche  abfiel, 
war  voraussichtlich  für  immer  von  seiner  Heimath  geschieden,  sein  Vermögen 
war  nicht  bloss  für  ihn,  sondern  auch  für  seine  Angehörigen  verloren,  diese 
selbst  mit  dem  Kerker,  wenn  nicht  mit  dem  Tode  bedroht.  Die  Möglichkeit 
vereinzelten  Abfalles  war  da  fast  ausgeschlossen:  bei  der  grossen  Verschwö- 
rung  Anfang  1246  aber  rechnete  man  offenbar  auf  einen  so  durchgreifenden 
Erfolg,  dass  auch  im  Königreiche  die  Herrschaft  des  Kaisers  ihr  Ende  finden 
werde. 

424.  —  Zu  den  Massregeln,  welche  die  Treue  möglichst  verbürgen  soll- 
ten, ist  dann  auch  wohl  der  auffallend  rasche  Wechsel  der  Beamten 
zu  rechnen,  wie  derselbe  auch  im  Königreiche  üblich  war;  derselbe  gehört 
sichtlich  zum  Systeme  des  Kaisers.  Den  jährlichen  Wechsel  der  Podestaten, 
der  dem  entsprach,  hat  er  im  allgemeinen  belassen,  auch  seit  er  dieselben  er- 
nannte, ohne  sich  aber  an  denselben  zu  binden.  Mehrfach  finden  wir  denselben 
Podesta  mehrere  Jahre  im  Amte,  insbesondere  wenn  er  zugleich  Generalvikar 
war.  In  andern  Fällen  hat  der  Kaiser  den  Podesta  aiu-h  wohl  vor  Ablauf  des 
Amtsjahres  gewechselt.  Parma  hatte  1 246  drei  vom  Kaiser  gesetzte  Pode- 
staten   von  welchen  freilich  der  erste,  Masnerius  de  Burgo,  wegen  Verraths 
sein  Amt  verlor.  Zu  Cesena  wurde  1243  der  Podesta  im  Laufe  des  Amts- 
jahres vom  K.  Enzio  abberufen,  ohne  irgend  in  Ungnade  gefallen  zu  sein,  da 
die  Stadt  ihm  trotzdem  den  ganzen  Gehalt  zahlen  sollte.2  Die  Ernennung  der 
andern  Beamten  erfolgte  jetzt  wohl  durchaus  auf  unbestimmte  Zeit,  so  dass  es 
jederzeit  im  Belieben  des  Kaisers  stand,  sie  zurückzuberufen;  in  den  Ernen- 
nungsurkunden ist  auf  eine  bestimmte  Dauer  des  Auftrags  nie  hingewiesen. 
Und  auf  häufigem  Wechsel  wurde  sichtlich  Werth  gelegt.  Vom  Generallegaten 
abgesehen  dürfte  Sodeger  von  Tito,  der  Podesta  des  Bisthums  Trient,  ziem- 
lich der  einzige  Beamte  sein ,  von  dem  sich  nachweisen  lässt ,  dass  er  von 
1239  ab  immer  in  demselben  Amte  blieb;  und  auch  das  mag  seinen  Grund 
nur  darin  haben,  dass  er  mehr  von  Ezelin,  als  vom  Kaiser  abhing.  Andere, 
wenn  auch  fast  immer  verwandt,  wechseln  doch  häufig  ihre  Stellung,  werden 
in  ganz  andere  Vikariate  versetzt,  wobei  die  frühere  Bekleidung  einer  höhern 
Stellung  die  spätere  Verwendung  in  blossen  Podestarien  nicht  ausschliesst. 
Robert  von  Castiglione  war  1245  Podesta  von  Cremona,  obwohl  er  schon 
vorher  Generalvikar  der  Mark  Ancona  war,  wohin  er  später  zurückversetzt 
wurde;  Tebaldo  Francesco,  früher  Vikar  der  Trevisaner  Mark,  war  1245 
Podesta  von  Parma;  Marino  de  Ehulo  war  1248  Podesta  von  Pisa,  nachdem 
er  früher  Generalvikar  von  Pavia  aufwärts  und  im  Herzogthume  gewesen 
waren.  Zeigt  sich  hie  und  da  eine  grössere  Stätigkeit,  wie  etwaTuszien  über- 
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haupt  nur  zwei  Generalvikare  hatte,  so  trifft  es  in  anderen  Sprengein,  wie  in 
dem  von  Pavia  aufwärts  oder  in  der  Mark  Ancona,  nahezu  so  viel  Vikare, 
als  Jahre. 

Alle  Vorsichtsmassregeln  des  Kaisers  haben  dennoch  nicht  ausgereicht, 
ihm  die  Treue  seiner  Beamten  genügend  zu  sichern.  Bei  der  grossen  Ver- 
schwörung 1246  waren  gerade  auch  solche  betheiligt,  welche  in  Italien  in  her- 
vorragenden Stellungen  verwandt  waren;  insbesondere  Tebaldo  Francesco, 
Jakob  von  Morra,  Pandulf  und  Richard  von  Fasanella;  wenige  Monate  später 
wurde  Masnerius  von  Burgo,  damals  Podesta  von  Parma,  als  Verräther  ge- 
fangen zum  Kaiser  geführt;  Venrath  des  Generalvikar  Thomas  von  Materia 
soll  1248  den  Abfall  der  Städte  derRomagna  bewirkt  haben;  Manfred  Lancia 
ist  dann  am  Sohne  des  Kaisers  zum  Verräther  geworden. 

425.  —  Haben  wir  es  versucht  zusammenzustellen,  was  sich  aus  den 
gerade  in  dieser  Richtung  vielfach  sehr  unzureichenden  Hülfsmitteln  über  das 
vom  Kaiser  in  Italien  durchgeführte  Regierungssystem  ergibt,  so  liegt  die 
Frage  nahe,  in  wie  weit  etwa  in  diesem  vorzugsweise  die  Gründe  für  das 
Unterliegen  K.Friedrichs  und  seiner  Sache  zu  suchen  seien,  in 
wie  weit  sich  etwa  mit  Fug  annehmen  lasse,  dass  bei  anderem  Vorgehen  in 
dieser  Richtung  der  Erfolg  ein  günstigerer  gewesen  sein  dürfte.  Ist  es  nicht 
wohl  möglich,  solche  Fragen  isolirt,  ohne  eingehendere  Untersuchung  anderer 
einschlagender  Momente,  wie  sie  jetzt  nicht  in  meiner  Absicht  liegen  konnte, 
genügend  zu  erörtern,  so  glaube  ich  doch  darin  keinen  Grund  finden  zu  dürfen, 
einige  Bemerkungen  in  dieser  Richtung  zurückzuhalten,  wie  sie  sich  mir  bei 
einer  längern,  allerdings  nur  nächste  Zwecke  genauer  berücksichtigenden  Be- 
schäftigung mit  der  Geschichte  dieser  Zeit  ergaben. 

Der  voraussichtliche  Erfolg  eines  völligen  Obsiegens  des 
Kaisers,  die  Gestaltung,  welche  sich  daraus  ergeben  haben  würde,  kann 
kaum  zweifelhaft  sein.  Friedrich  hat  in  diesen  spätem  Jahren  sichtlich  kaum 
etwas  anderes  bestimmter  ins  Auge  gefasst,  als  die  engste  staatliche  Ver- 
einigung der  ganzen  Halbinsel,  des  sizilischen  mit  dem  italienischen  König- 
reiche. Alle  seine  Einrichtungen  deuten  darauf  hin;  noch  auf  dem  Todesbette 
hat  er  diesen  einen  Punkt  vor  allem  im  Auge  behalten ;  der  Zusammenhang, 
den  er  da  geschaffen,  sollte  jedenfalls  nicht  wieder  gelöst  werden,  während  er 
es  dem  Nachfolger  überlässt,  wie  er  die  Stellung  dieses  sizilisch-italienischen 
Reiches  zur  Gesammtheit  des  Kaiserreiches,  insbesondere  zu  Deutschland 
ordnen  will. 1  Und  es  sollte  weiter  nicht  blos  der  Schwerpunkt  des  Ganzen  in 
Sizilien  liegen,  sondern  es  sollte  auch  das  Regierungssystem,  wie  er  es  dort 
vorgefunden  und  weiter  entwickelt  hatte,  auf  das  Gesammtreich  ausgedehnt 
werden;  die  gesammte  Verwaltung  Italiens  war  bereits  in  einer  Weise  geordnet, 
die  sich  den  sizilischen  Verhältnissen  aufs  engste  anschloss,  die  Beseitigung 
des  Wenigen,  was  da  noch  von  wesentlichen,  nicht  blos  formellen  Unterschie- 
den bestand,  überall  angebahnt;  in  der  Kompetenz  der  sizilischen  Centrai- 
behörden auch  für  Italien  war  die  Vereinigung  beider  Reiche  schon  wesentlich 
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vollzogen,  eine  gemeinsame  Verfassung  fiir  beide  gegeben.2  Es  war  da  eine 
Staatsordnung  angebahnt,  zu  grossem  Theile  durchgeführt,  welche  überall 
ausgeht  von  der  unbeschränktesten  Machtbefugniss  des  Herrschers,  dem 
gegenüber  es  kein  feststehendes  Recht  des  Einzelnen  gibt,  der  die  gesammte 
Staatsgewalt  in  seiner  Hand  vereinigt  und  sie  lediglich  durch  vun  ihm  gesetzte, 
durchaus  von  seinem  Willen  abhängige  Beamte  übt,  eine  Staatsordnung,  welche 
gar  bald  mit  allem  aufgeräumt  haben  würde,  was  sich  von  Resten  feudaler 
und  kommunaler  Selbstständigkeit  zunächst  noch  hätte  halten  mögen.  Es 
hätte  sich  da  schon  jetzt  gerade  in  dem  Theile  des  Abendlandes,  wo  nun  die 
grösste  Zerfahrenheit  Platz  griff,  ein  grosses  centralisirtes  und  unumschränkt 
regiertes  Staatswesen  gebildet,  dessen  mögliche  Rückwirkung  auf  alle  audern 
Reiche  kaum  zu  ermessen  ist. 

Das  Misslingen  knüpft  sich  vor  allem  an  den  Widerstand  der  Kirche. 
In  jenem  sizilisch-italienischen  Reiche  wäre  natürlich  auf  die  Dauer  für  einen 
Staat  der  Kirche  kein  Raum  gewesen.  Der  Bruch  mit  der  Kirche  erscheint 
zunächst  bedingt  durch  das  Vorgehen  des  Kaisers  gegen  die  Lombarden.  Wie 
der  Kaiser  diese  beherrschte,  ob  er  ihre  früheren  Rechte  anerkannte,  ob  er 
sie  unbedingt  seinem  Willen  unterwarf,  hätte  unter  andern  Verhältnissen  nur 
sehr  untergeordnete  Bedeutung  für  den  Pabst  gehabt.  Eine  Wiederherstellung 
deutscher  Herrschaft  in  der  Lombardei  wäre  keine  Lebensfrage  für  den  Pabst 
gewesen;  einem  Kaiser,  der  in  Deutschland  eine  unantastbare  Machtstellung 
eingenommen  hätte,  würde  er  sie  kaum  haben  wehren  können.  Die  Begrün- 
dung einer  Herrschaft  aber,  welche  Oberitalien  von  Sizilien  aus  ebenso  unum- 
schränkt regiert  hätte,  wie  dieses  selbst,  hätte  für  den  Pabst  nicht  blos  die 
Behauptung  der  neuerworbenen  Länder,  sondern  seiner  weltlichen  Hoheit 
überhaupt  in  Frage  gestellt.  Hinterliess  der  Kaiser  jenen  Plan  der  staatlichen 
Einheit  der  Halbinsel  seinen  Erben,  so  hinterliess  er  ihnen  damit  auch  die 
unversöhnliche  Feindschaft  der  Kirche. 

War  nach  dieser  Seite  hin  bei  einem  Festhalten  des  Kaisers  an  seinen 
Planen  an  eine  Aussöhnung  unbedingt  nicht  zu  denken,  so  wird  vor  allem 
zu  erwägen  sein,  ob  er  unter  solchen  Verhältnissen  auf  Erfolg  überhaupt  noch 
rechnen  durfte.  Da  wird  sich  aber  doch  kaum  behaupten  lassen,  dass  das 
Unterliegen  des  Kaisers  durch  die  Unzulänglichkeit  der  ihm  zu  Gebote  stehen- 
den Machtmittel  nothwendig  bedingt  gewesen  sei.  Als  entscheidend  erscheint 
da  zunächst  durchaus  die  Rückwirkung  einzelner  Unglücksfälle, 
wie  des  Misslingens  vor  Parma,  des  Tages  von  Fossalta;  entsprechende 
Glücksfalle,  wie  sie  doch  recht  wohl  in  der  Möglichkeit  lagen,  würden  allem 
Anscheine  nach  genügt  haben,  jeden  weiteren  Widerstand  in  Italien  zum 
Schweigen  zu  bringen.  Selbst  noch  bei  Manfred  und  Kooradin  dürfte  ein  ent- 
scheidender Sieg  zur  Wiedergewinnung  der  Macht  auf  der  ganzen  Halbinsel 
genügt  haben. 

Dem  lässt  sich  nun  freilich  entgegnen,  dass  der  einzelne  Unfall,  das 
Unterliegen  der  einzelnen  Person  nicht  auch  ein  Unterliegen  der  Sache  hätte 
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zur  Folge  haben  müssen,  wenn  diese  irgendwie  zugleich  Sache  der  Bevölke- 
rung gewesen  wäre.  Die  Berechtigung  solcher  Auffassung  wird  kaum  zu  be- 
streiten sein.  Nur  ist  sie  nicht  blos  für  die  eine  Seite  zutreffend.  Die  Rück- 
wirkung des  einzelnen  kriegerischen  Gelingens  oder  Misslingens  wird  um  so 
entscheidender  sein,  je  grösser  die  Gleichgültigkeit  der  Bevölkerung 
gegen  den  Ausgang  des  Kampfes  ist,  je  bereitwilliger  sich  dieselbe 
demnach  dem  augenblicklichen  Erfolge,  sei  er  auf  dieser,  sei  er  auf  jener  Seite, 
unterwirft.  Bei  der  Masse  der  Bevölkerung  scheint  das  aber  wirklich  die  vor- 
herrschende Stimmung  gewesen  zu  sein,  und  zwar  nicht  etwa  blos  auf  dem 
flachen  Lande,  sondern  auch  in  den  grösseren  Städten.  Ihre  Lage  blieb  we- 
sentlich dieselbe,  mochte  der  Pabst,  mochte  der  Kaiser  Sieger  sein.  Der 
früher  so  lebhafte  Kommunalpatriotismus  aber  hatte  sich  abstumpfen  müssen 
durch  das  Ueberhandnehmen  der  innern  Parteiungen;  es  gab  fast  überall  neben 
der  die  Stadt  augenblicklich  beherrschenden  Innenpartei  eine  zum  Gegner 
haltende  Aussenpartei;  weniger  die  Stadt  als  solche,  als  die  um  die  Herrschaft 
in  derselben  streitenden  Geschlechter  hatten  feste  Stellung  zu  dem  grossen 
Kampfe  genommen,  waren  am  Ausgange  desselben  aufs  lebhafteste  betheiligt. 
Es  ist  erklärlich,  wenn  die  Masse  der  Bevölkerung  da  gleichgültig  wurde,  sich 
einfach  dem  Erfolge  beugte.  Nichts  scheint  mir  in  dieser  Richtung  bezeich- 
nender, als  der  Hergang  bei  dem  so  überaus  entscheidenden  Umschwünge  der 
Dinge  in  Parma  1247.  Von  einem  Abfalle  der  Stadt  kann  man  da  kaum 
sprechen.  Einer  nicht  sehr  zahlreichen  Aussenpartei  gelingt  durch  die  Um- 
stände begünstigt  ein  Handstreich,  bei  dem  sie  den  kaiserlichen  Podesta  und 
die  herrschenden  Geschlechter  überwältigt.  Damit  ist  die  Sache  entschieden. 
Nicht  etwa,  weil  man  sich  in  der  Stadt  in  weiteren  Kreisen  nach  einem  solchen 
Umschwünge  gesehnt  hätte.  Es  lassen  sich  diese  Verhältnisse  kaum  deut- 
licher bezeichnen,  als  wenn  der  aufs  beste  unterrichtete  Salimbene  unter  den 
Gründen,  welche  den  Verlust  von  Parma  für  den  Kaiser  herbeiführten,  ins- 
besondere auch  den  aufführt:  quia  hi,  qui  in  civitate  erani,  non  intromitU- 
bant  se  de  negotiis  istis,  quia  nec  cum  istis,  qui  venerant,  erani,  nec  pro 
imperatore  pugnabant,  sed  sedebant  trapezite  ftive  eampanres  ad  teloneum 
ßuum,  et  alii  arti*ts  non  dimittebant  propter  hoc,  quin  operarmtur  in  sta- 
tionibus  suis,  ac  si  nihil  esset.*  Das  ist  gewiss  nicht  blos  für  Parma  zu- 
treffend gewesen;  manche  Erscheinungen  dieser  Zeit  würden  sonst  kaum  äu 
erklären  sein. 

Musste  dieser  Umstand  an  und  für  sich  für  beide  Parteien  gleichmässi^ 
in  die  Wagschale  fallen,  so  könnte  doch  die  Annahme  nahe  liegen,  dass  diese 
Gleichgültigkeit  in  politischen  Dingen  für  die  Partei  der  Kirche  weniger  be- 
denklich gewesen  sei,  weil  für  sie  derEinfluss  religiöser  Gesichts- 
punkte in  die  Wagschale  fiel,  gerade  bei  Rücksichtnahme  auf  die  Stimmung 
der  Masse  der  Bevölkerung  die  Sache  des  Kaisers  von  vornherein  als  die 
schwächere  erscheinen  musste,  weil  er  als  erklärter  Feind  der  Kirche  das 
religiöse  Gefühl  gegen  sich  hatte.  Dem  gegenüber  Hesse  sich  zunächst  geltend 
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macheo,  dass  umgekehrt  doch  auch  gerade  desshalb  die  Sache  des  Kaisers 
durch  die  zumal  in  Italien  damals  weitverbreitete  antikirchliche  Richtung  we- 
sentlich gefördert  sein  könne.  Aber  ich  glaube,  dass  weder  dem  einen,  noch 
dem  andern  eine  irgend  massgebende  Bedeutung  für  den  Erfolg  beigelegt  wer- 
den darf.   Dass  dem  Pabste  die  einheitliche  Organisation  der  christlichen 
Kirche  beim  Kampfe  zur  Verfügung  stand,  war  zweifellos  sein  gewaltigstes 
Machtmittel  gegen  den  Kaiser,  dem  dieser  mit  einer  ähnlichen  einheitlichen 
Organisation  seines  weltlichen  Machtkreises  entgegenzutreten  suchte.  Wo  die 
Partei  der  Kirche  einmal  festen  Fuss  gefasst  hatte,  konnte  sie  sich  allerdings 
auch  religiöser  Motive  zur  Befestigung  ihrer  Stellung  in  mannichfacher  Weise 
bedienen;  sehr  bezeichnend  in  dieser  Richtung  scheint  es,  dass  zu  Cremona, 
als  dieses  endlich  1267  für  die  Partei  der  Kirche  gewonnen  war,  sogleich  von 
Boten  des  Pabstes  aus  allen  kirchlich  Gesinnten  eine  grosse  religiöse  Genos- 
senschaft des  Friedens  und  des  Glaubens  gebildet  wurde,  deren  Mitglieder 
eidlich  verpflichtet  wurden,  die  Stadt  im  Gehorsam  gegen  die  Kirche  zu  er- 
halten.4 Etwas  anderes  ist  es  aber  doch,  ob  wir  da  der  kirchlichen  Gesinnung 
einen  von  vornherein  massgebenden  Einfluss  auf  die  Parteistellung,  und  damit 
auf  das  schliessliche  Unterliegen  des  Kaisers  und  seines  Hauses  zugestehen 
dürfen.  Wenigstens  für  Italien  selbst  dürfte  sich  das  kaum  behaupten  lassen. 
Der  Umstand,  dass  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Bestrebungen 
der  Päbste  so  bestimmt  auf  die  Erweiterung  und  Behauptung  ihres  weltlichen 
Gebietes  gerichtet  waren,  dass  die  so  überwiegend  politischen  Motive  des 
Vorgehens  gegen  den  Kaiser  leicht  erkennbar  waren,  dass  der  Kampf  so  vor- 
wiegend mit  weltlichen  Mitteln  geführt  wurde,  musste  doch  gerade  in  Italien 
die  kirchliche  Seite  des  Kampfes  mehr  und  mehr  zurücktreten,  ihn  zunächst 
als  Sache  des  weltlichen  Herrschers  des  Kirchenstaates,  nicht  des  Oberhauptes 
der  christlichen  Kirche  als  solchen  auffassen  lassen.  Für  die  Parteistellung 
einzelner  Personen  mag  die  religiöse  oder  irreligiöse  Gesinnung  von  Gewicht 
gewesen  sein.  Schwerlich  für  die  Parteistellung  grösserer  Kreise.  Für  diese 
würden  wir  durchweg,  wo  uns  die  Verhältnisse  irgend  genauer  bekannt  sind, 
nachweisen  können,  dass  sie  durch  Motive  bedingt  war,  welche  von  kirch- 
lichen Gesichtspunkten  durchaus  unabhängig  waren,  dass  sie  keine  andere 
gewesen  sein  würde,  wenn  solche  beim  Kampfe  gar  nicht  in  Frage  gekommen 
wären.  Entscheidend  erscheinen  da  auch  jetzt  überall  die  nächstliegenden  In- 
teressen der  einzelnen  Grossen,  Städte  und  städtischen  Parteien;  und  dass 
diese  in  weiterem  Umfange  nicht  zufällig  mit  der  mehr  oder  weniger  kirchlichen 
Gesinnung  zusammenfallen  konnten,  bedarf  keiner  weitern  Bemerkung.  Wohl 
freilich  wird  umgekehrt  anzunehmen  sein,  dass  nachdem  man  nach  Massgabe 
anderweitiger  Interessen  einmal  für  oder  gegen  die  Kirche  Stellung  genommen 
hatte,  das  weiterhin  in  dieser  Richtung  von  Einfluss  war;  dass  sich  auf  der 
einen  Seite  das  kirchliche  Bewusstsein  stärkte,  während  derjenige,  der  sich 
äußerlich  von  der  Kirche  ausgeschlossen  sah,  weil  er  dem  Kaiser  die  Treue 
bewahrte,  sich  derselben  auch  mehr  und  mehr  innerlich  entfremden  musste. 
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Allerdings  gilt  das  Gesagte  zunächst  nar  für  Italien  selbst.  Und  der 
Pabst  war  nicht  ausschliesslich  auf  dieses  angewiesen;  für  eine  Sache,  die  zur 
Angelegenheit  der  ganzen  Kirche  geworden,  mochte  er  in  der  gesammten 
Christenheit  Hülfe  ansprechen  und  ihm  diese  von  religiös  Gesinnten  vielfach 
gewährt  werden,  während  der  Kaiser  da  auf  einen  entsprechenden  Röckhalt 
ausserhalb  seiner  Reiche  verzichten  musste.  Aber  das  mochte  doch  reichlich 
dadurch  aufgewogen  werden,  dass  er  in  Italien  selbst  an  seinem  Erbkönig- 
reiche, wo  seine  Herrschaft  eine  allgemein  anerkannte  und  gesicherte  blieb, 
einen  so  festen  Rückhalt  hatte,  der  durch  das  Verbleiben  der  Stadt  Rom  und 
weniger  anderer  Theile  des  Kirchenstaates  auf  Seiten  des  Pabstes  auch  nicht 
annähernd  aufgewogen  erscheint. 

Glaubten  wir  für  Italien  selbst  das  Gewicht  religiöser  Gesinnung  für  die 
Förderung  der  Sache  des  Pabstes  sehr  gering  anschlagen  zu  müssen,  so  dürf- 
ten sich  umgekehrt  auch  kaum  allgemeinere  Motive  auffinden  lassen,  welche 
auch  da  Sympathien  fiir  die  kaiserliche  Sache  hätten  hervorrufen  können,  wo 
dieselbe  nicht  ohnehin  näherliegenden  eigenen  Interessen  entsprach.  Es  liegt 
nahe,  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  sich  denn  auch  jetzt  kein  bestimmterer  Ein- 
fluss  nationalpolitischer  Gesichtspunkte  geltend  machte.  Pabst 
Innozenz  III  hatte  es  einst  versucht,  gegen  die  Herrschaft  der  Deutschen  den 
Gedanken  der  Einheit  und  Unabhängigkeit  Italiens  für  seine  Bestrebungen  zu 
benutzen.5  Jetzt  hätten  als  Träger  der  nationalen  Idee  wohl  nur  der  Kaiser, 
insbesondere  auch  Manfred  betrachtet  werden  können;  sie  waren  nicht  als 
Fremde  auf  der  Halbinsel  anzusehen,  sie  erstrebten  die  Herstellung  einer 
staatlichen  Einheit  derselben,  welche  mit  den  Interessen  der  Gegenpartei  un- 
vereinbar war,  welche  diese  bald  auch  mit  Hülfe  des  Auslandes  zu  hindern 
suchte.  So  weit  ich  aber  sehe,  haben  der  Kaiser  und  seine  Partei  den  natio- 
nalen Gedanken  nie  bestimmter  zu  verwerthen  gesucht,  wie  das  doch  unter 
den  damals  obwaltenden  Verhältnissen  mit  dem  Festhalten  der  Idee  des  uni- 
versalen Kaiserthum  recht  wohl  vereinbar  gewesen  wäre.  Wenn  es  nicht  ge- 
schah, so  dürfen  wir  im  Anschluss  an  früher  Gesagtes6  doch  wohl  annehmen, 
dass  auch  jetzt  bei  dem  Fortbestehen  der  scharfen  Parteiungen  für  eine  erfolg- 
reiche Ausnutzung  nationalpolitischer  Gesichtspunkte  noch  kein  Boden  vor- 
handen war.  Freilich  lässt  sich  auch  sagen,  dass  der  Kaiser  überhaupt  wenig 
Werth  darauf  gelegt  zu  haben  scheint,  seine  Sache  zugleich  zur  Sache  des 
Volks  zu  machen ;  er  verlangt  Gehorsam,  weil  er  ihm  gebührt,  sucht  sich  in 
die  Lage  zu  versetzen,  den  Gehorsam  überall  im  Nothfalle  zu  erzwingen,  ohne 
sich  anscheinend  viel  darum  zu  kümmern,  ob  ihm  gern  oder  ungern  gehorcht 
wird.   Der  kirchlichen  Ordnung  tritt  er  gegenüber  mit  dem  Gedanken  des 
Reichs  als  der  universalen  weltlichen  Ordnung,  die  unmittelbar  von  Gott  rührt, 
wie  jene,  ihr  nicht  untergeordnet  ist,  auf  dem  ihr  zustehenden  Gebiete  auch 
von  jener  nicht  beeinträchtigt  werden  darf.  Aber  mehr,  als  einer  seiner  Vor- 
gänger, identifizirt  er  das  Reich  mit  der  Person  des  Herrschers,  sieht  alle 
weltliche  Ordnung  nur  in  dem  unbedingten  Gehorsam  gegen  seine  Befehle; 
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von  diesem  Gesichtspunkte  ans  fasst  er  anch  vorzugsweise  seinen  Widerstand 
gegen  die  Kirche  auf,  es  betonend,  wie  deren  Vorgehen  die  Rechte  aller  welt- 
lichen Herrscher  bedrohe. 

Je  mehr  damit  als  Endzweck  des  Kampfes  zunächst  die  Aufrechthaltung 
der  persönlichen  Herrschaft  des  Kaisers  in  den  Vordergrund  trat, 
um  so  wichtiger  musste  es  für  den  Erfolg  sein,  ob  er  persönlich  beliebt,  ob  die 
Art  nnd  Weise,  wie  er  seine  Herrschaft  übte,  den  Wünschen  der  Unterthanen 
entsprach,  von  ihnen  wenigstens  nicht  als  harter  Druck  empfunden  wurde. 
Wie  da  manche  persönliche  Eigenschaft,  insbesondere  das  übergrosse  Miss- 
trauen, die  Unzuverlässigkeit,  keineswegs  geeignet  waren,  ihm  die  Herzen  zu 
gewinnen,  bedarf  kaum  einer  Andeutung.  Dass  der  finanzielle  Druck,  und 
zwar  nicht  blos  im  Königreiche,  hart  empfunden  wurde,  unterliegt  keinem 
Zweifel,  wenn  sich  auch  zu  ergeben  scheint,  dass  das  auf  der  andern  Seite 
kaum  minder  der  Fall  war,  dass  auch  die  Kirche  von  ihren  Anhängern  da 
sehr  drückende  Leistungen  in  Anspruch  nahm.  Es  kann  nicht  in  unserer  Ab- 
sicht liegen,  hier  in  eine  nähere  Erörterung  solcher,  unseren  nächsten  Auf- 
gaben fern  liegender  Verhältnisse  einzugehen.  Nur  die  Frage  möchten  wir  da 
noch  berühren,  welche  uns  zunächst  auf  diese  Erörterungen  führte,  die  näm- 
lich, in  wie  weit  die  zuletzt  besprochenen  Einrichtungen  des  Kaisers  als  be- 
sonders drückende  empfunden  sein  und  demnach  bedeutenderen  Antheil  an 
seinem  Unterliegen  gehabt  haben  dürften. 

426.  —  Nach  dem,  was  wir  früher  hervorgehoben,  sollte  gewiss  von 
vornherein  anzunehmen  sein,  dass  der  Einfluss  des  Regierungs- 
systems K.  Friedrichs  auf  das  Unterliegen  seiner  Sache  ein 
sehr  bedeutender  gewesen  sein  müsse.  Wir  wiesen  darauf  hin,  wie  bedenklich 
es  sein  musste,  ein  Regierungssystem,  welches  sich  im  sizilischen  Königreiche 
unter  wesentlich  anderem  Verhältnis*  langsam  ausgebildet  hatte,  nach  Italien 
zu  verpflanzen,  wo  alle  Vorbedingungen  dafür  zu  fehlen  schienen,  wo  der 
frühere  Zustand  weitgreifendster  Selbstständigkeit  der  städtischen  Gemeinden 
in  schärfstem  Gegensatze  zu  dem  stand,  was  der  Kaiser  jetzt  erstrebte  und 
grossentheils  durchführte.  Dass  der  hartnäckige  Widerstand,  auf  den  der 
Kaiser  stiess,  vielfach  gerade  dadurch  bedingt  war,  wird  nicht  zu  bezweifeln 
sein.  An  ein  gütliches  Abkommen  mit  mächtigen  Gemeinwesen,  wie  etwa 
Mailand  oder  Bologna,  war  gewiss  nicht  zu  denken,  so  lange  der  Kaiser  daran 
festhielt,  an  die  ihnen  von  seinen  Vorgängern  verbrieften  Rechte  nicht  mehr 
gebunden  zu  sein,  von  ihnen  nicht  blos  Gehorsam  nach  Massgabe  dieser,  son- 
dern unbedingten  Gehorsam  zu  verlangen.  Der  Abfall  mancher  Stadt  wäre 
vielleicht  unterblieben,  wenn  der  Kaiser  ihr  die  gewohnte  freie  Bewegung  ge- 
lassen, wenn  er  seinen  Halt  da  mehr  in  gegenseitigem  Vertrauen,  als  in  miss- 
trauischen  Vorsichtsmassregeln  gesucht  hätte.  Es  musste  weiter  gerade  die 
Beschränkung  der  Selbstständigkeit,  die  immer  mehr  hervortretende  Regelung 
der  städtischen  Verhältnisse  durch  das  Reich  und  für  das  Interesse  des  Reichs 
vor  allem  die  schon  betonte  grössere  Gleichgültigkeit  gegen  die  öffentlichen 
Angelegenheiten  selbst  in  den  grössern  Städten  fördern,  wo  man  sich  früher 
bewusst  gewesen  war,  zunächst  uur  im  Interesse  der  Stadt  selbst  auch  für 
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das  Reich  einzustehen,  wo  das  nicht  als  eine  Sache  des  Zwanges,  sondern  der 
freien  Wahl  erschienen  war.  Wir  wiesen  schon  darauf  hin,  wie  ein  Zeitgenosse 
dieser  Gleichgültigkeit  grossen  Einfluss  auf  den  entscheidenden  Verlust  von 
Parma  beimass;  er  betont  daneben  auch  den  Umstand,  dass  der  Handstreich 
der  Gegner  gelingen  konnte,  weil  Parma  damals  eine  offene  Stadt  war1;  es 
war  das  zweifellos  eine  Vorsichtsmassregel  des  Kaisers,  welcher  damit  einer 
Stadt,  welche  ihm  zu  Misstrauen  doch  nie  bestimmteren  Anlass  gegeben  hatte, 
für  den  Fall  einer  Auflehnung  die  Widerstandsmittel  entziehen  wollte.  Dass 
das  ganze  spätere  Regierungssystem  des  Kaisers  den  Widerstand  gegen  ihn 
wesentlich  geschärft,  seine  Anhänger  gleichgültiger  gegen  den  Sieg  seiner 
Sache  gemacht  haben  muss,  wird  schwerlich  zu  verkennen  sein. 

Andererseits  aber  wird  man  das  Gewicht  dieses  Umstandes  doch  auch 
nicht  überschätzen  dürfen.  Zunächst  wird  im  Auge  zu  halten  sein,  dass  es 
sich  in  Mittelitalien  überwiegend  mehr  um  eine  geänderte  Stellung  der  Beam- 
ten, als  der  Bewohner  selbst  handelte.  Die  unmittelbare  Verwaltung  durch 
das  Reich  war  hier  schon  früher  eine  sehr  ausgedehnte  gewesen.  Die  Ernen- 
nung der  Podestaten  war  allerdings  ein  Recht,  welches  das  Reich  auch  hier 
früher  nie  in  Anspruch  genommen  zu  haben  scheint  Aber  es  wird  zu  beachten 
sein,  dass  ein  grosser  Theil  Mittelitaliens  längere  Zeit  unter  Herrschaft  der 
Kirche  gestanden  hatte  und  dass  wir  überall  auf  Zeugnisse  treffen,  wie  diese 
die  Selbstständigkeit  der  Städte  beschränkte,  insbesondere  einen  sehr  weit- 
reichenden Einfluss  auf  die  Bestellung  der  städtischen  Behörden  für  sich  in 
Anspruch  nahm2;  es  war  da  Massregeln,  wie  sie  der  Kaiser  ergriff,  schon 
vielfach  vorgearbeitet. 

Ganz  anders  lagen  diese  Verhältnisse  freilich  in  Oberitalien.  Städte  und 
Grosse,  mochten  sie  gegen  den  Kaiser  oder  zu  ihm  stehen,  hatten  gerade  in 
den  früheren  Jahren  seiner  Regierung  eine  so  unbedingte  Freiheit  genossen, 
wie  vielleicht  nie  zuvor.  Es  sollte  da  scheinen,  als  habe  eben  das  den  spätem 
Zustand  um  so  härter  empfinden  lassen  müssen.  Aber  ein  schwerwiegender 
Umstand  wird  da  doch  sehr  zu  beachten  sein.  In  den  Zeiten  des  ersten  Fried- 
rich befand  man  sich  noch  im  ungetrübten  Genüsse  aller  Vortheile  der  vor 
kurzem  erworbenen,  mit  schweren  Opfern  vertheidigten  Freiheit;  die  Durch- 
führung eines  Systems,  wie  es  jetzt  versucht  wurde,  musste  da  schlechtweg 
als  unmöglich  erscheinen.  Jetzt  hafte  man  die  Kehrseite  kennen  gelernt  Hart* 
die  Stadtgemeinde  damals  einmüthig  eingestanden  gegen  jede  Bedrohung  der 
errungenen  Freiheit,  so  war  inzwischen  die  nicht  mehr  bedrohte  Freiheit  die 
Veranlassung  unsäglicher  Verwirrung  und  Zerrüttung  für  die  städtischen  Ver- 
hältnisse geworden;  der  heftigste  Parteizwist  hatte  fast  überall  festen  Boden 
gewonnen,  die  Parteiung,  welche  früher  überwiegend  nur  die  Städte  selbst 
von  einander  trennte,  hatte  jetzt  die  einzelnen  Städte  erfasst,  die  engsten 
Kreise,  in  denen  sich  das  staatliche  Leben  bewegte,  wo  es  fast  unmöglich  war, 
den  Streit  unausgetragen  oder  auch  nur  zeitweise  beruhen  zu  lassen,  wo  nur 
noch  von  einem  Wechsel  die  Rede  sein  konnte,  der  bald  diese,  bald  jene 
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Partei  die  gesammte  Gewalt  gewinnen,  oder  aber  jedes,  nicht  blos  öffentliche, 
sondern  auch  private  Recht  verlieren  Hess.  Auch  da,  wo  die  Parteiungen 
weniger  durch  Anschluss  an  die  entgegenstehenden  Interessen  der  Popolaren 
und  des  Adels  die  gesammte  Bevölkerung  erfassten,  wo  es  sich  zunächst  um 
den  Streit  nach  der  Herrschaft  strebender  Adelsparteien  handelte,  musste 
doch  die  Gesammtheit  der  Bürger  aufs  empfindlichste  davon  betroffen  werden. 
Diesen  Verhältnissen  gegenüber  wird  gewiss  anzunehmen  sein,  dass  vielfach 
ein  Bedürfniss  nach  einem  Eingreifen  von  aussen,  nach  einer,  wenn  auch 
streng,  doch  unparteiisch  geübten  Herrschaft  bestand,  die,  wenn  sie  vielfach 
drückend  empfunden  wurde,  der  Stadt  wenigstens  in  den  innern  Verhältnissen 
Frieden  und  Ordnung  verbürgte;  dass  eben  das  Uebermass  von  Freiheit, 
welches  man  zunächst  zuvor  gekostet  hatte,  die  Durchführung  der  Einrich- 
tungen des  Kaisers  nicht  erschwerte,  sondern  wesentlich  erleichterte.  Dass 
ein  solches  Bedürfniss  vorhanden  war,  zeigen  uns  ja  die  Fälle,  wo  man  schon 
früher  aus  eigenem  Antriebe  den  Kaiser  ersucht  hatte,  zur  Herstellung  des 
Friedens  die  Stadt  zeitweise  durch  einen  von  ihm  bestellten  Gewalthaber  re- 
gieren zu  lassen.3 

427.  —  Bestimmter  noch,  als  aus  diesen  Fällen,  scheint  sich  das  Vor- 
handensein eines  solchen  Bedürfnisses  zu  ergeben  aus  einer  Beachtung  der 
Nachwirkungen  der  Einrichtungen  K.  Friedrichs  in  Italien, 
welchen  wir  überall  begegnen.  Fanden  diese  überhaupt  keinen  geeigneten 
Boden,  waren  sie  schlechtweg  aufgedrungene  und  unwillig  ertragene,  so  musste 
sich  das  nach  dem  Tode  des  Kaisers  zeigen;  wir  müssten  in  diesem  Falle  er- 
warten, dass  auch  da,  wo  das  Abtreten  des  Kaisers,  die  dadurch  herbeige- 
führte Lähmung  der  Reichsgewalt  nicht  die  Unterwerfung  unter  die  Kirche 
zur  Folge  hatte,  wenigstens  sogleich  mit  den  bisherigen  Formen  der  Herrschaft 
gebrochen,  die  alte  Selbstständigkeit  wiederhergestellt  worden  wäre,  da  von 
einem  Zwange  von  Seiten  des  Reichs  jetzt  nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte. 
Aber  gerade  in  Oberitalien  ist  das  in  keiner  Weise  der  Fall;  es  zeigt  sich  da 
vielmehr  eiu  auffallendes  Festhalten  an  den  bisherigen  Einrichtungen,  so  weit  ein 
solches  beim  Mangel  eines  wirksamen  Eingreifens  des  Herrschers  überhaupt 
statthaft  sein  konnte.  Die  Generalvikare  bleiben  zunächst  einfach  in  ihrer 
Stellung.  Dass  Ezelin  sich  in  seiner,  von  vornherein  grossentheils  selbster- 
rungenen Gewalt  behauptete,  wird  da  weniger  zu  betonen  sein;  aber  immerhin 
mag  selbst  ein  Schreckensregiment,  wie  er  es  übte,  von  solchen  Klassen  der 
Bevölkerung,  welche  weniger  unmittelbar  davon  berührt  wurden,  nicht  zu 
drückend  empfunden  sein.  Viel  auffallender  ist  das  bei  Hubert  Palavicini, 
dessen  Stellung  doch  lediglich  durch  den  Kaiser  geschaffen  war.  Er  bleibt 
zunächst  nicht  allein  Generalvikar,  sondern  auch  Podesta  von  Cremona.  Von 
einer  Setzung  der  Podestaten  durch  den  Herrscher  kann  nun  allerdings  nicht 
mehr  die  Rede  sein;  die  Städte  können  jetzt  wieder  durchaus  frei  über  sich 
verfügeu.  Aber  nichts  ist  da  doch  bezeichnender,  als  die  Art  und  Weise,  wie 
sie  ihre  gewonnene  Selbstbestimmung  verwerthen.  Der  frühere  Podesta  des 

8.  Vgl.  §  416  n.  6. 
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Kaisers  wird  nun  durch  die  Stadt  perpetualis  dominus  et  potestas  von  Cre- 
mona;  Pavia,  Piacenza,  eine  Menge  anderer  Städte  folgen  dem  Beispiele. 
Man  scheut  die  wiedergewonnene  Freiheit,  man  fürchtet,  dass  der  Wechsel 
der  gewählten  Behörden  das  alte  Parteiwesen  wieder  ins  Leben  rufen  wird, 
man  zieht  es  vor,  da  der  Kaiser  fehlt,  sich  selbst  zu  binden,  die  Gewalt 
lebenslänglich  oder  doch  auf  längere  Zeit  zu  übertragen.  Dieselben  Erschei- 
nungen finden  wir  in  Städten,  welche  bisher  dieser  EntwicTdung  noch  fern  ge- 
standen hatten.  Mailand  nimmt  1253  den  Manfred  Lancia  auf  drei  Jahre, 
1259  den  Palavicini  auf  fünf  Jahre  zum  Kapitän  an.  Dieser  übt  in  weitestem 
Kreise  nach  wie  vor  die  Gewalt,  welche  ihm  früher  als  General vikar  und 
Podesta  des  Reiches  zustand. 

Aber  auch  da,  wo  ein  solcher  unmittelbarer  Anschluss  an  die  Einrich- 
tungen des  Kaisers  nicht  hervortritt,  ist  doch  der  engste  Zusammenhang  der- 
selben mit  der  für  die  Städte  Italiens  jetzt  immer  massgebender  werdenden 
Form  der  Signorie  nicht  zu  verkennen.  Hat  die  Stadt  einmal  einem  Herrn 
die  ihr  zustehenden  Hoheitsrechte  dauernd  übertragen,  so  ist  sie  in  ganz  ent- 
sprechender Weise  von  seinem  Willen  abhängig,  wie  früher  von  dem  des 
Kaisers;  es  sind  viel  mehr  die  früheren  Befugnisse  des  Kaisers,  welche  der 
Signore  übt,  als  die  des  Podesta;  es  tritt  das  noch  deutlicher  dann  hervor, 
wenn  er  bei  Vereinigung  einer  Mehrzahl  von  Signorien  die  einzelnen  Städte 
durch  Vikare  oder  von  ihm  abhängige  Podestaten  verwalten  lässt.  Auch  darin 
wird  man  keinen  Gegensatz  linden  dürfen,  dass  es  sich  beim  Signore  um  eine 
einheimische  Gewalt,  nicht  um  Fremdherrschaft  handelt,  von  der  übrigens  an 
und  für  sich  bei  K.  Friedrich  kaum  die  Rede  sein  könnte.  Denn  gar  bald  wird 
auch  die  Signorie  vielfach  zu  einer  Fremdherrschaft,  wird  sie  französischen 
Prinzen  und  deutschen  Reichsfürsten  eben  so  wohl  übertragen,  wie  einhei- 
mischen Grossen.  Der  Unterschied  ist  wesentlich  nur  ein  solcher,  wie  er  durch 
das  Furtfallen  eines  anerkannten  oder  duch  in  Italien  gewaltigen  Hauptes  des 
Reiches  an  und  für  sich  bedingt  war.  Wo  kein  unmittelbarer  Zusammenhang 
mit  der  Gestaltung  in  den  letzten  Zeiten  K.  Friedrichs  besteht,  da  wird  man 
wenigstens  sagen  müssen,  dass  die  Ausbreitung  der  Siguorie,  die  vereinzelt  ja 
auch  schon  früher  vorkam,  nur  erklärlich  ist  durch  das  Vorhandensein  eines 
Bedürfnisses  nach  einer  von  der  wechselnden  Gestaltung  der  städtischen  Partei- 
verhältnisse unabhängigen  stätigereu  Herrschaft,  dass  die  Einrichtungen  des 
Kaisers  ihr  demnach  aufs  engste  verwandt  sind,  indem  auch  sie  demselben 
Bedürfnisse  entgegenkamen  uud  demnach  doch  vielfach  nicht  als  drückend 
empfunden  sein  mögen. 

Dafür  wird  nun  weiter  zu  beachten  sein,  dass  Manfred,  als  er  nach 
seiner  Krönung  auch  in  Italien  festen  Fuss  zu  fassen  suchte  und  hier  doch 
durchaus  auf  den  guten  Willen  seiner  Anhänger  angewiesen  war,  keine  Ver- 
anlassung gefunden  hat,  von  dem  Systeme  seines  Vaters  abzugehen;  in  der 
Mark  Ancona  insbesondere,  wo  seine  Herrschaft  lange  eine  fast  unbestrittene 
gewesen  zu  sein  scheint,  finden  wir  dasselbe  durchaus  eingehalten.  Bezeich- 
nender ist  es  wohl  noch,  dass  dann  auch  Karl  vonAnjou  sich  durchaus 
dem  Systeme  des  Kaisers  anachlies*t;  wie  er  später  in  Sizilien  die  gesammt* 
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Verwaltung  in  früherer  Weise  fortführt,  so  hat  er  auch  in  den  Theilen  Italiens, 
wo  er  Gewalt  erlangte,  ganz  in  der  Weise  K.  Friedrichs  und  in  denselben 
Formen  geherrscht;  an  den  strengsten  hat  man  keinen  Anstand  gefunden1; 
es  handelt  sich  da  überall  mehr  um  die  Person  und  Parteistellung  des  Herr- 
schers, als  um  ein  Widerstreben  gegen  wirksame  Herrschaft  überhaupt. 

Es  hatten  demnach  die  Formen  der  Verwaltung  aus  den  letzten  Zeiten 
des  Kaisers  sich  immer  erhalten,  wenn  auch  mit  den  Modifikationen,  wie  sie 
das  Nichtvorhandensein  eines  in  Italien  anerkannten  Hauptes  des  Reichs  sie 
erheischte;  sie  scheinen  trotz  der  Unterbrechung  doch  fortwährend  als  die 
Formen  betrachtet  zu  sein,  in  welchen  die  Reichsgewalt  in  Italien  herkömmlich 
zu  üben  sei.  Das  zeigte  sich,  als  deutsche  Herrscher  wieder  in  der  Lage 
waren,  den  italienischen  Dingen  näher  zu  treten,  als  nun  nothwendig  die  Frage 
eine  wenigstens  formelle  Lösung  verlangte,  wie  die  thatsächlich  bestehende 
Signorie  mit  der  rechtlichen  Ordnung  des  Reichs  in  Verbindung  zu  bringen 
sei.  Wären  die  Einrichtungen  K.  Friedrichs  ein  blos  vorübergehender,  an 
seine  Person  geknüpfter  Versuch  gewesen,  hätten  sie  nicht  durch  ihren  Zu- 
sammenhang mit  den  Zeitbedürfnissen  festeren  Boden  gefasst,  so  hätte  viel- 
leicht nichts  näher  gelegen,  als  auf  die  feudalen  Formen,  wie  sie  das  deutsche 
Staatsleben  nach  wie  vor  beherrschten,  auch  für  Italien  zurückzugreifen,  die 
thatsächliche  Gewalt  der  Signoren  durch  lleichsbelehnung  zu  einer  legitimen 
zu  machen.  Davon  ist  nicht  die  Rede;  die  Signorie  wird  ergänzt  durch  das 
R  e  i  c  h  s  v  i  k  a  r  i  a  t,  bei  dessen  späterer  Gestaltung  wenigstens  formell  überall 
der  engste  Anschluss  an  die  letzten  Zeiten  wirksamer  Herrschaft  des  Reiches 
hervortritt.  Nicht  blos,  dass  für  die  Boten  des  Reichs  für  einzelne  Provinzen 
der  Titel  Geueralvikare  beibehalten  wird.  Auch  für  die  Beziehungen  der  ein- 
zelnen Landestheile  und  ihrer  Gewalthaber  zum  Reiche  bleibt  die  Anschauung 
durchaus  massgebend,  dass  der  Kaiser  die  Hoheitsrechte  durch  von  ihm  ge- 
setzte Beamte  zu  üben  hat;  der  Zusammenhang  mit  der  neuen  Entwicklung 
wird  dadurch  hergestellt,  dass  die  thatsächlichen  Gewalthaber  zu  Vikaren  des 
Reichs  für  ihren  Gewaltsprengel  bestellt  werden.'2  Und  handelte  es  sich  da 
zunächst  um  eine  blosse  Form,  so  konnte  das  überaus  wichtig  werden,  wenn 
ein  deutscher  Herrscher  nochmals  unmittelbar  in  Italien  zu  herrschen  ver- 
suchte, wie  das  bei  dem  Luxemburger  der  Fall  war.  Da  findet  sich  überall 
der  allerengste  Anschluss  an  die  Gestaltung  der  letzten  Zeiten  K.  Friedrichs; 
das  Land  wird  durch  Generalvikare  und  ihnen  unterstehende  Vikare  regiert, 
welche  der  König  nach  seinem  Belieben  in  den  einzelnen  Städten  eiusetzt;  es 
ist  doch  sehr  beachtenswerth,  dass  K.  Heinrich  ungleich  ausgedehntere  Herr- 
scherrechte in  Anspruch  nimmt,  als  ihm  auf  Grundlage  des  Konstanzer  Frie- 
dens und  anderer  älterer  Abmachungen  irgend  hätte  zustehen  können.  Und 
man  wird  kaum  behaupten  köuneu,  dass  das  irgend  die  massgebende  Ver- 

427.  —  1«  Vgl.  §  418  n.  2.  2.  Für  ein  n&hetes  Eingehen  auf  das  spatere  Reichs* 
rikariat  fehlte  mir  um  so  mehr  die  Veranlassung,  als  darüber  die  gründliche  Arbeit  von 
Sickel  über  das  Vikariat  der  Visconti  in  den  Sitzungsberichten  30,  3  ff.  vorliegt;  ist  da  der 
hier  angedeutete  Zusammenhang  auch  nicht  berührt,  so  liegt  doch  das  Material  zu  näherer 
Vergleichung  und  Prüfung  dort  vollständig  tot. 
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anlassung  fhr  den  Widerstand  war,  den  er  fand;  so  weit  man  überhaupt 
geneigt  war,  sich  dem  Könige  zu  fügen,  scheint  man  die  strengen  Formen 
der  Herrschaft,  auf  welche  er  zuriickgriff,  als  selbstverständlich,  als  her- 
gebracht hingenommen  zu  haben. 

Wir  haben  diese  späteren  Verhältnisse  nur  flüchtig  angedeutet.  Aber 
es  dürfte  auch  das  genügen  zur  Begründung  unserer  Ansicht,  dass  man 
der  versuchten  Durchführung  eines  Systems,  welches  im  scharfen  Gegen- 
satz zu  der  früheren  italienischen  Entwicklung  auf  dem  Gesichtspunkte 
unbeschränktester  Machtbefugniss  des  Herrschers  beruht,  einen  entschei- 
denden Einfluß  auf  das  Unterliegen  der  Sache  des  Kaisers  kaum  wird  zu- 
schreiben dürfen.    Es  wird  da  vielleicht  eher  ein  anderer  Gedanke  zu  be- 
tonen sein.  Gelang  es  dem  Kaiser  oder  seinen  Nachkommen,  sich  der  Kirche 
und  deren  auswärtigen  Helfern  gegenüber  in  der  Gewalt  über  die  ganze 
Halbinsel  zu  behaupten,  so  hätte  es  damals  wohl  leichter,  als  zu  irgend 
einer  anderen  Zeit,  gelingen  können,  dort  ein  einheitliches,  geordnetes  und 
kräftiges  Staatswesen  herzustellen ,  wie  das  in  Folge  der  bisherigen  Zer- 
fahrenheit aller  Verhältnisse  damals  wohl  nur  auf  Grundlage  des  rücksichts- 
losesten Absolutismus  möglich  war;  die  allgemeine  Erschöpfung,  der  weit- 
verbreitete Ueberdruss  an  einer  ungeregelten  Freiheit,  die  grossentheils  nur 
einzelnen  Parteien  zu  Gute  kam,  jede  Herstellung  dauernder  Ordnung  aus- 
zuschliessen  schien,  würden  es  damals  eher  als  sonst  ermöglicht  haben,  auch 
der  noch  widerstrebenden  Elemente  Herr  zu  werden,  auch  diese  wieder  daran 
zu  gewöhnen,  eine  wirksame  Herrschaft  zu  ertragen.  Wandte  der  Sieg  sich 
auf  die  andere  Seite,  so  hatte  das  nicht  blos  den  Erfolg,  dass  von  Ausdehnung 
ein  und  derselben  staatlichen  Ordnung  über  die  ganze  Halbinsel  nun  nicht  mehr 
die  Rede  sein  konnte;  das  Misstrauen,  mit  welchem  fortan  die  Päbste  auf 
jedes  Eingreifen  der  deutschen  Herrscher  in  Italien  blickten,  die  unaufhörlichen 
Hindernisse,  welche  sie  demselben  in  den  Weg  legten,  machte  es  nun  auch 
unmöglich,  wenigstens  in  dem  beim  Reiche  verbliebenen  Theile  Italiens  jene 
Gunst  der  Umstände  zur  Herstellung  eines  geordneten  Staatswesens  zu  be- 
nutzen. So  kam  das  Bedürfnis«  nach  Herrschaft  nur  den  Interessen  einzelner 
Gewalthaber  zu  Gute,  führte  vielfach  zu  Zuständen,  welche  den  vollen  Druck 
unbeschränkter  Herrschaft  empfinden  Hessen,  während  ihnen  die  meisten  Vor- 
theile fremd  blieben,  welche  dieselbe  unter  anderen  Verhältnissen  hätte  ge- 
währen können. 

428.  —  Auch  an  Rückwirkungen  der  Einrichtungen  K.  Fried- 
richs auf  Deutschland  scheint  es  nicht  ganz  gefehlt  zu  haben,  wenn  es  auch 
begreiflich  ist,  da<s  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse,  bei  der 
geringen  unmittelbaren  Einflussnahme  des  Kaisers  auf  dieselben  da  von  irgwxi 
massgebender  Bedeutung  nicht  die  Rede  sein  kann.  Dass  der  Kaiser,  wo  er 
in  Deutschland  ausnahmsweise  in  dieser  Richtung  freie  Hand  hatte,  sich  derch 
die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  nicht  abhalten  Hess,  die  italienischen  Ein- 
richtungen einfach  auf  Deutschland  zu  übertragen,  zeigt  die  Verwaltung  von 
Oesterreich  und  Steier  nach  ihrem  Heimfalle ;  statt  eines  Herzogs  gebot  dort 
1246  Otto  von  Eberstein  als  Cnpitarmi»  imperii:  selbst  als  der  Kaiser  sich 
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1248  entschloss,  die  Verwaltung  der  Länder  an  benachbarte  Grosse  zu  über- 
geben, geschah  das  nicht  nach  Lehenrecht;  auch  der  Herzog  von  Baiern  und 
der  Graf  von  Görz  geboten  dort  nur  als  Kapitäne  des  Reichs.  Freilich  dürfte 
•fa  es  auch  bei  längerem  Leben  und  völligem  Obsiegen  des  Kaisers  in  Italien  sehr 

dahinstehen,  ob  er  auch  nur  einen  Versuch  gemacht  haben  würde,  ganz 
Deutschland  in  ähnlicher  Weise  seiner  Herrschaft  zu  unterwerfen.  Ohne  darauf 
weiter  einzugehen,  möchte  sich  da  eher  die  Ansicht  vertreten  lassen,  dass 
das  wahrscheinlichere  Ergebniss  eines  völligen  Durchdringens  des  Kaisers  in 
Italien  doch  eine  grössere  Scheidung  beider  Reiche  gewesen  sein  dürfte;  sei 
es,  dass  Deutschland  unter  gesonderter  Herrschaft  eines  Mitgliedes  des  Kai- 
serhauses verblieb,  sei  es,  dass  dort  trotz  des  Obsiegens  der  kaiserlichen 
Sache  in  Italien  die  Gegenkönige  das  Feld  behauptet  hätten. 

Spätere  deutsche  Könige  waren  dann  freilich  nicht  in  der  Lage,  die  Ver- 
waltung Deutschlands  in  weiterem  Umfange  nach  ihrem  Ermessen  zu  gestalten. 
Aber  wo  sie  freie  Hand  hatten,  da  scheint  ihr  Vorgehen  doch  vielfach  durch 
die  vom  Kaiser  angegebene  Richtung  bestimmt  zu  sein,  wie  das  wenig  befrem- 
den kann,  wenn  wir  beachten,  wie  sehr  überhaupt  die  Formen,  welche  das 
Staatsleben  in  der  Zeit  Friedrichs  gewann,  auf  die  folgenden  Zeiten  zurück- 
wirkten, wie  eng  sich  trotz  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  insbesondere 
auch  die  Reichskanzlei  den  Traditionen  aus  der  Zeit  des  Kaisers  anschliesst. 
Finden  wir  unter  K.  Rudolf  wieder  einen  Yicaruts  </i'w'rülis  per  Atmtrömt  *'t 
Stiriam,  so  ist  da  der  unmittelbare  Zusammenhang  natürlich  nicht  zu  bezwei- 
feln. 1  Glaubten  wir  früher  annehmen  zu  dürfen,  dass  der  Uebergang  vom 
Feudalstaate  zum  Beamtenstaate,  wie  er  in  Italien  im  wesentlichen  schon  im 
zwölften  Jahrhunderte  durchgeführt  erscheint,  bereits  auf  entsprechende  Be- 
strebungen K.  Heinrichs  in  Deutschland  eingewirkt  hat2,  so  würden  jetzt  ge- 
wiss auch  die  festeren  Formen  der  Staatsordnung  K.  Friedrichs  vielfach  zum 
Muster  gedient  haben,  wäre  es  noch  möglich  gewesen,  das  Feudalsystem  in 
Deutschland  zu  brechen.  Wenn  aber  das  spätere  deutsche  Königthum  darauf 
verzichten  musste,  die  gesammte  Verfassung  des  Reichs  in  der  durch  die  stau- 
fische Verwaltung  Italiens  vorgezeichneten  Richtung  umzubilden,  so  wird  kaum 
zu  bezweifeln  sein,  dass  dieselbe  wenigstens  da  vielfach  zum  Vorbilde  diente, 
wo  in  Deutschland  überhaupt  von  unmittelbarer  Reichsverwaltung  noch  die  Rede 
sein  konnte.  Jene  Bildung  grösserer,  amtsweise  besetzter  Verwaltungssprengel 
des  Reichs,  wie  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  in  den 
verschiedensten  Theilen  Deutschlands  hervortritt,  die  wohl  auch,  wäre  die 
Wiederherstellung  der  Erblichkeit  der  Krone  gelungen,  noch  zu  bedeutenden 
Ergebnissen  hätte  führen  können,  erinnert  doch  so  vielfach  an  die  besproche- 
nen Verhältnisse  Italiens,  dass  sich  die  Annahme  einer  Rückwirkung  derselben 
auch  auf  Deutschland  kaum  wird  abweisen  lassen. 


428.  —  1«  Titel,  wie  sie  uuter  K.  Friedrich  in  Italien  üblich  wurden,  werden  jetzt  in 
Deutschland  mehrfach  aufgenommen;  rgl.  z.  B.  Stalin  3.  728  bezüglich  der  Capitauei  iu 
schwäbischen  Städten.      2.  Vgl.  §  327  n.  25. 
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('.  Vorsitzende  im  Reichsgerichte. 

XX.  Königsboten  für  den  Einzelfall.  209  Köuigsboteu  überhaupt.  Be- 
zeichnungen. Verschiedenheit  der  Stellung.  210.  Klassen  der  Königsbüten.  —  'iLL  Königs- 
boten für  den  Einzelfall;  Tom  Hofe  entsandte;  212.  am  Orte  bestellte;  213.  am  Hofe  selbst. 

XXI.  Nuntien  und  Delegirte.    214.  Staufische  Zeit;  Nuntien  für  den  Einzel 
fall;  2UL  zur  Erhebung  des  Fodrum.  —  21fL  Delegirte  Richter.  Zahl.  Vorkommen  am 
Hofe  selbst.  Sonstige  Stellung.   217.  Richterliche  Befugnisse.  Tollmacht.  Banngewalt 
Appellation.  Subdelegation.  Kondelegation. 

XX II.  Ständige  K  ö  n  i  g  s  b  o  t  e  n.  218.  Die  Bischöfe  als  solche  in  karolingischer 
Zeit.  213.  Aufhören  der  allgemeinen  missatischeu  Befugnisse  der  Bischöfe.  —  220.  Ver- 
leihung der  Befugnisse  der  Reichsgerichtsbarkeit  .in  einzelne  Bischöfe.  22  I   Die  Bischöfe 
selbst  als  Königsboten.  222..  Stellvertreter  der  Bischöfe.  Der  Kirchenvogt.  223-  Vögte 
weltlicher  Personen.  224.  Bischöfliche  Königshofen.  222l  Der  Vicedonünus.  226.  Bischöf- 
liche Grafen.  22L  Vicegrafen.      22S.  Weltliche  Reichsbeamte  als  Königsboten.  223.  Kö- 
nigsboten für  die  eigenen  Besitzungen.  —  230.  Rechtskundige  Köuigsboten.    231.  Im 
zwölften  Jahrhunderte  weite  Ausdehnung,  dann  Verschwinden  der  Einrichtung.      232.  Be- 
fugnisse der  stündigen  Königsboten.  Erbenslänglichkeit  der  Verleihung.   233.  Spreugel 
Mehrzahl  in  demselben  Spreugel.  Verhältniss  zu  nichtständigen  Boten.  234.  Ausschliess- 
lich richterliche  Befugnisse.  Unbeschränkte  Kompetenz.  23ü.  Konkurrirende  Gerichtsbar- 
keit mit  dem  Grafen.  Einfluss  anf  die  Entwicklung  städtischer  Selbstständigkeit.  Uebergang 
ihrer  Gerichtsbarkeit  auf  die  Konsuln.   233.  Längere  Fortdauer  der  Befugnisse  bezüglich 
des  gerichtlichen  Kampfes.  237.  Freiwillige  Gerichtsbarkeit.  238.  Uebergang  der  missa- 
tischen  Befugnisse  auf  die  Städte. 

XXIII.  Ständige  A  p  p  e  1 1  a  t  i  o  n  s  ri  c  h  t  e  r.  889.  Appellation  an  deu  Kaiser. 
Vorbehalt  im  Koustauzer  Frieden  und  in  Einzelprivilegien.  24Ü  Ständige  Appellations- 
richter. 241.  Die  Markgrafen  von  Este  als  Appellationsrichter  für  die  Mark  Verona. 
242.  Befugnisse.  243.  Aufhören  der  Einrichtung. 

XXIV.  Neuere  Pfalzgrafen.  244.  Die  spätem  Hofpfalzgrafen  und  ihre  Befug 
nisse.  —  245.  Vorkommen  des  Pfalzgrafentitels  ohne  eigentümliche  Befugnisse.  Pfali- 
grafen  vonTuszien.  —  241L  Die  Erneuuuug  von  Notaren  alsBefuguiss  der  Grafen,  einzelner 
Kirchen;  Uebergang  zu  ausschliesslicher  Befugniss  des  Königs.   247.  Ernennung  vou  No 
taren  durch  Grosse  und  Städte  im  zwölften  Jahrhunderte.  Notare  der  Komagna.  243.  Er- 
nennung von  Notaren  in  Vertretung  des  Kaisers.    Pfalzgrafen  von  [jomello  und  deren 
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Vorrechte.  2A1L  Pfalzgrafen  von  Alliate.  250.  Grafen  von  San  ßonifazio.  251.  Romagi- 
Erzbischof  von  Kavenna.  Grafen  Ton  Panico.  --  2 .Vi.  Die  Vogte  von  Lucea  als  Königsbote«. 
und  Pfalzgrafen.  Echtheit  ihrer  Privilegien.  2;ü\.  Entstehung  ihres  l'falzgrafentitels. 
254.  Befugniss  zur  Ernennung  von  Judices.  -  -■"»■">.  Pfalzgräfliche  Privilegien  der  Ficschi. 
Befugniss  zur  Entscheidung  von  Appellationeu.  25f>.  Unechtes  Privileg  für  den  Bischof 
von  Volterra.  —  2*>7.  Pfalzgrätliches  Recht  der  Legitimation.  Legitimation  durch  den 
Pabst;  durch  den  Kaiser:  2.*»8.  durch  den  Erzbischof  von  Kavenna:  Ausnahmestellung  der 
Komagna.  2ÜL  Fälschungen  der  Pfalzgrafen  Venerosi.  200  Verleihung  des  Hechtes  zur 
Legitimation.  —  2fil .  Befugniss  zur  Erhebung  in  den  Ritter.staud:  21^  vuu  Bauern  zu 
Bürgern:  zur  Wappenverleihung:  2ÜÜ  zur  Ernennung  zu  akademischen  Würden,  zu  Pfalz- 
grafen. —  2iLL  Festere  Gestaltung  des  neueren  Pfalzgrafenamtes  unter  K.  Karl  IV.  Son- 
stige Stellung  der  zu  Pfalzgrafen  Erhobenen.  Befugnisse.  2<>'3.  Laterauensische  Pfalzgrafen. 
Pfalzrichter  und  Pfalznotare.  2<it>.  Aufnahme  des  Pfalzgrafenamtes  in  Deutschland. 

XXV.  Wandernde  K  «in  igsb  o  te  n.   2ÜL.  Verschiedenheit  ihrer  Stellung:  cha- 
rakteristisch die  Allgemeinheit  der  Vollmacht.  —  2118-  Karolingische  Periode;  Befugnisse 

2b'9.  Zeit  der  deutschen  Herrschaft:  Befugnisse.  270.  Richterliche  Befugnisse.  271.  Per- 
sonen und  Zahl.  2llL  Oertliche  Ausdehnung  der  Gewalt.  273.  Ständige  Missionssprengel. 
Tuszien.  Ständiges  Amt  in  der  Romagna;  für  einzelne  Orte.  274.  Königsboten  für  ganz 
Italien.  Karolingische  Zeit.  Deutsche  Zeit;  bei  Anwesenheit,  bei  Abwesenheit  des  Königs. 

XXVI.  Ge  n  e  r  a  1 1  eg  a  t e u.  275.  Geänderte  Verhältnisse  der  .staufischen  Zeit. 
27f>.  Generallegateu.  Titel.  277.  Generallegaten  unter  K.  Konrad  III.  278.  Unter 
K.  Friedrich  I:  Boten  vor  der  Kröuung.  Reichskanzler  Reinald.  Otto,  Friedrich  von 
Wittelsbach.  Reinald  v.  Köln.  Reichskanzler  Christian.  Reinald  v.  Köln  und  Christian 
v.  Mainz.  Reichskanzler  Philipp.  Eberhard  v.  Bamberg.  27!*.  Christian  v.  Mainz.  Reichs- 
kanzler Gotfrid.  Bertold  v.  Kunigsberg.  Trushard  v.  Kestenburg.  Heinrich  v.  Lautern.  — 
280.  Unter  K.  Heinrich  VI:  Konrad  v.  Mainz  und  Reichskanzler  Diether.  Heinrich 
v.  Pappenheim.  Bertold  v.  Kunigsberg.  Trushard  v.  Kestenburg.  Heinrich  v.  Worms. 
Heinrich  v.  Lautern.  Reichskanzler  Konrad  v.  Hildesheim.  —  281 .  Unter  K.  Philipp: 
Lupoid  v.  Mainz.  Reichskanzler  Konrad  v.  Regensburg.  Wolfger  v.  Aglei.  28*2  Unter 
K.  Otto:  Wolfger  v.  Aglei.  —  2S:L  Unter  K.  Friedrich  II:  Friedrich  v.  Trient.  Reichs 
kanzler  Konrad  v.  Metz  u.  Speier.  284.  Theilung  in  mehrere  Legationssprengel.  l,e- 
gaten  für  Oberitalien:  Albert  v.  Magdeburg.  Thomas  v.  Savoien.  Gerhard  v.  Salm.  Simon 
v.  Teate  2üiL  I^egaten  in  Mittelitalien:  Gunzelin  v.  Wolfenbuttel.  Albert  v.  Trient.  Rei- 
nald v.  Spoleto.  Gebhard  v.  Arnstein.  287.  K.  Heinrich  v.  Sardinien  Legat  für  ganz  Italien. 

288  Allgemeine  V  e  rh  äl  in  i  s  s  e  des  Amtes.  Nationalität.  Anderweitige  Stellung. 
Einheit  des  Amtes.  Oertliche  Ausdehnung.  Legaten  für  Sizilien.  280.  Befugnisse  im  zwölf 
ton  Jahrhunderte.  Vollmachtbriefe.  Kaiserliche  Machtvollkommenheit  Endgultigkeit  der 
Entscheidungen.  Verantwortlichkeit  gegen  den  Kaiser.  200  Aeusseres  Auftreten.  Hof 
hakung.  Hoftage.  Heerfahrt.  201 .  Befugnisse  nach  den  früheren  Vollmachtsbriefen  de> 
dreizehnten  Jahrhunderts.  Volle  königliche  Machtvollkommenheit.  Volle  Reichsgerichts- 
gewalt. 2JÜ  Beschränktere  Befugnisse  in  der  spätem  Zeit  K.  Friedrichs  II. 

XXVII.  P  r  o  v  i  n  z  i  a  I  b  o  a  m  t  e  des  zwölften  Jahrhunderts.  203.  Ver- 
schmelzung der  ausserordentlichen  und  der  ordentlichen  Amtsbefugnisse.  —  204.  O  be  r- 
it  allen  Erste  Regierungsjahre  K.  Friedrichs  L  Neue  Einrichtungen  seit  dem  Tage  von 
Roncalia.  Anfänge  des  Amtes  des  Podesta  oder  Rect»r.  Vom  Kaiser  aus  den  Einheimischen 
ge.-etzte  Podestaten.  20.*>.  Reichsboten  neben  den  Podestaten.  Ständige  Boten  in  den 
Städten.  Verwalter  der  Reichsbesitzungen.  20(>.  Aenderungen  seit  der  Zerstörung  Mai- 
lands. Freigewählte  Konsuln.  Deutsche  Podestaten  und  Reichsboten.  Vereinzelte  italie 
nische  Podestaten.  Urkundliche  Bezeichnungen.  207.  Reichsboten  neben  Konsuln. 
Reichsboten  für  grossere  Sprengel.  208  Veroneserbund.  I^ombardenbnnd.  200  Zeit 
nach  dem  Konstanzer  Frieden.  Städte  des  Bundes,  der  kaiserlichen  Partei,  vom 
Frieden  ausgeschlossene  Städte.  .'WO.  Massregeln  des  Kaisers  in  den  Gränzgebieten. 
Ceneda.  Belluno  und  Feltre.  Garda.  Val  Camonica.  Kleven.  Gravedona.  Locarno. 
31)1  ■  Besitzungen  und  Rechte  des  Reichs  in  der  Lombardei.  Reichsvasallen.  Unmittelbare 
Keichsbesitzungeu.    Gut  der  Gräfin  Mathilde,    festhalten  der  dem  Reiche  gebliebenen 


tchtstellnng.  302.  Beamte  für  die  unmittelbaren  Reichsbesitzungen.  Legaten  für  das 
.dathildische  Gut.  Podestaten  einzelner  Besitzungen.  —  303.  Piemont.  Verschiedenheit 
der  bisherigen  Entwicklung.  Behauptung  ausgedehnterer  Befugnisse  des  Reichs.  304.  Reichs- 
beamte zu  Turin,  Chieri  und  Ivrea  Die  Reiehsburgen  Gavi  und  Annone.  Thomas  von 
Annone  als  Reichsbote  für  Piemont.  —  305.  Ro  magna.  Bisherige  Entwicklung.  Ungün- 
stige Lage  des  Bundes.  306.  Imola  in  seinen  Beziehungen  zum  Reiche  und  zu  Bologna  und 
Faenza.  Verzicht  des  Bundes  auf  Imola  und  Ferrnra  im  Konstanzer  Frieden.  307.  Reichs- 
beamte. Medicina  und  Argelata.  Monteveglio.  Bortinoro.  Stellung  der  Städte.  Rimini. 
Imola.  308.  Erster  Graf  der  Romagna  im  Anschlüsse  an  die  Grafschaft  Imola.  300.  Her- 
zoge Ton  Ravenna.  Konrad  v.  Lützelhard.  Verhältnis»  zum  Grafen  der  Romagna.  Mark- 
ward v.  Anuweiler.  310.  Tuszien.  Deutsche  Markgrafen  seit  dem  Tode  der  Mathilde. 
Amtsweise  Verwaltung.  Belehnung  Herzog  Heinrichs  und  Herzog  Welfs.  311.  Deutsche 
Grafen  und  Reichsboten.  S.  Miniato  und  dessen  Grafen.  312.  Grafen  von  Siena;  313.  von 
Arezzo.  Cbiusi.  Volterra,  Florenz.  Boten  zu  Prato.  Pistoja.  Verlust  der  Grafschaft  bei 
Lucca,  wie  bei  andern  Städten.  Pisa  behält  die  Grafschaft.  314.  Tuszisches  Patrimonium. 
Besetzung  für  das  Reich.  Konrad  v.  Montferrat.  Montefiascone.  Acquapendente  n.  Radi- 
cofani.  Cittä  di  Castello  u.  Perugia.  315.  Beamte  für  ganz  Tuszien.  Anselm  u.  Berthold 
v.  Kunigsberg.  Konrad  v.  Lützelhard.  Herzog  Philipp.  —  316.  Herzogthum  Spoleto. 
Herzog  Weif.  Deutsche  Grafen  u.  Reichsboton.  Angeblicher  Herzog  Bideinlf.  Konrad  von 
Urslingeu.  Umfang  des  Herzogthums.  Herzogliche  Befugnisse.  —  317.  Mark  Anco  na. 
Frühere  Vereinigung  mit  Spoleto.  Rainer.  Werner  I.  Entstehung  der  Mark  in  späterer 
Abgränzung.  Markgrafen  aus  dem  Hause  Werners.  318.  Grafen.  Abhängigkeit  von  der 
Mark.  Städte.  Bischöfe  von  Ascoli,  Fermo.  Graf  Walter  v.  Fano,  Gotebald  v.  Sinigaglia. 
Reichsboten.  319.  Spätere  Markgrafen.  Konrad  v.  Lützelhard.  Gotebald.  Markward  von 
Annweiler.  —  320.  Allgemeine  Verhältnisse  der  Provinzialverwaltung.  Amts- 
sprengel. Anschluss  an  die  Grafschaften.  Stellung  der  alten  Feudalgewalten,  der  Städte. 
Bildung  grosserer,  markgräflicher  Verwaltungssprengel  des  Reichs.  321.  Befugnisse  der 
Provinzialbeamten.  Verbindung  der  ordentlichen  Amtsgewalt  mit  den  missatischen  Befug- 
nissen Beamte  mit  ausschliesslich  missatischen  Befugnissen.  322.  Frühere  Erneunung  der 
Bischöfe  durch  den  König.  Deutsche  als  Bischöfe.  Geäuderte  Stellung  des  Bisthums  im 
zwölften  Jahrhunderte.  323.  Verwaltung  Italiens  durch  Deutsche.  Nationale  Abneigung 
Fehlen  nationaler  Politik.  Die  Nationalität  der  Beamten  ohne  Einfluss  auf  das  Widerstreben 
gegen  den  Kaiser.  —  324.  Uebergang  vom  Feudalstaate  zum  Beamtenstaate.  Die  Ver- 
wandlung der  Aemter  in  Lehen  war  theoretisch  nie  ganz  durchgedrungen.  K.  Friedrich  I 
belässt  die  Erblichkeit  der  alten  Amtslehen;  ausnahmsweise  neue  Amtslehen  für  Einhei- 
mische. 325.  Der  Bruch  mit  dem  Lehensstaate  gerade  in  Italien  durch  die  günstige  Lag« 
der  Verhältnisse  erleichtert.  Theorie  der  Feudisten.  Einfluss  des  römischen  Rechts.  326  Aus- 
nahmsweise Belehnungen  deutscher  Fürsten  mit  italienischen  Amtslehen.  327.  Amtsweise 
Verleihung  als  Regel.  Dauer  der  Verleihungen.  Ausnahmsweise  Verleihung  zu  Erbrecht. 
Fehlen  fürstlicher  Stellung  bei  den  mächtigsten  italienischen  Reichsbeamten.  Ergebnis*. 
Rückwirkung  auf  die  deutschen  Verhältnisse. 

XXVIU.  Die  Rekuperationen  der  römischen  Kirche.  328.  Wendung 
der  Dinge  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  VI.  Verflechtung  der  städtischen  Parteiung  mit 
dem  Thronstreite.  Usurpation  des  Reichsgutes  durch  Städte  und  Grosse.  Lombardei.  Mark 
Verona.  Romagna.  —  329.  Rekuperationen  der  römischen  Kirche.  Bedenken  bezüglich 
der  Rechtsgrundlage.  330.  Umfang  der  territorialen  Ansprüche  der 
Kirche  bis  zum  Tode  K.  Heinrichs.  Massgebende  Bedeutung  der  allgemeinen 
Auseinandersetzung  zwischen  Reich  und  Kirche  im  Frieden  von  Venedig.  331.  Gut  der 
Mathilde.  Frühere  Besitzer.  Verbleiben  beim  Reiche  nach  dem  Frieden.  Festhalten  der 
Ansprüche  der  Kirche.  332.  Grafschaft  Bertinoro.  Verbleiben  beim  Reich  gegen  die  von 
der  Kirche  überkommenen  Ansprüche  des  Erzbischofs  von  Ravenna.  —  333.  Einverständ- 
nis über  alles  Uebrige  Patrimonium  des  h.  Petrus.  Bezeichnung  nach  der  Ausdehnung 
von  Acquapendente  oder  Radicofani  bis  ('eperano.  Umfang  nach  den  durch  andere  Halt- 
punkte bestätigten  Angaben  der  alten  Privilegien.  Maritima.  Campanien;  das  von  Karl 
dem  Gr.  erworbene  Grundbgr»  des  Für>t"nthums  Caput.  Sabina    334.  Tuszisches  Patri- 
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monium.  Römisches,  longobardisches  Tuszien.  335.  Hoheitsrechte  des  Reichs  im  Patri- 
monium. Unklarheit  der  Verhältnisse.  Frühere  Zeiten  K.  Friedrichs  I.  336  Wahrschein- 
licher Verzicht  auf  allgemeine  Hoheit  des  Reichs  im  Frieden.  Präfektur  von  Rom.  337.  Re- 
stitution des  Patrimonium  nach  dem  Frieden.  Abermalige  Besetzung  durch  K.  Heinrich. 
Zweite  Restitution.  Besitzungen  des  Reichs  im  Patrimonium.  338.  Insbesondere  im  tuszi- 
schen  Patrimonium.  Angebliche  Uebergriffe  K.  Heinrichs.  Uebergriffe  Herzog  Philipps. 
Zustand  beim  Tode  des  Räbers.  —  339.  Nichtbestehen  weiterer  Forderungen  der  Kirche 
auf  ein  grösseres  Hoheitsgebiet.  Exarchat.  Aufhören  der  Hoheit  der  Kirche.  340.  Fortbe- 
stehen derselben  in  den  Grafschaften  Ferrara  und  C'omacchio  und  der  Massa  Fiscaglia. 
341.  Pentapolis.  Kommt  grossentheils  an  die  Herzoge  von  Spoleto.  Fortbestehen  kirch- 
licher Ansprüche  in  den  Grafschaften  Rimini  u.  Gubbio.  342.  Herzogthum  Spoleto.  Seit 
Karl  d.  Gr.  weder  Besitz,  noch  Anspruch*  der  Kirche.  Ansprüche  P.  Gregors  VH;  verein- 
zelt  spater  noch  geltend  gemacht.  Im  Frieden  sind  solche  wahrscheinlich  gar  nicht  erhoben, 
jedenfalls  nicht  anerkannt.  Keine  Ansprüche  auf  ganz  Tuszien.  343.  Ergebniss.  Berechtigte 
Ansprüche  der  Kirche  an  das  Reich  bestanden  beim  Tode  K.  Heinrichs  nur  bezüglich  des 
^/  Mathildischen  Gutes  und  eines  Theiles  des  tuszischen  Patrimonium.  —  344.  Die  Privi- 
legien  der  römischen  Kirche  als  Grundlage  der  nach  dem  Tode  K.  Heinrichs  er- 
hobenen Ansprüche  der  Kirche.  345.  Schenkung  Konstantins.  346.  Schenkung  Karls  de» 
Gr.  Sie  ist  Hauptgrundlage  der  spätem  Ansprüche,  war  aber  nicht  urkundlich  zu  erweisen. 
—  347.  Die  Privilegien  seit  Ludwig  als  Beweismittel.  Frage  nach  der  Echtheit.  348.  Das 
Formelle  der  Urkunden.  Anfertigung  der  angeblichen  Originale  nach  blossen  Abschriften. 
Notwendiger  Zusammenhang  mit  echten  Vorlagen.  Fertigung  nach  Abschriften  der  ver- 
lorenen Originale.  Daraus  erklären  sich  manche  formelle  Mängel.  349.  Andere  Bedenken 
verlieren  ihr  Gewicht  bei  Beachtung  des  Festhaltens  an  den  hergebrachten  Formen  des 
Pactum.  —  350.  Prüfung  des  Inhaltes  der  Privilegien.  Territoriale  Bestimmungen  des  Pri- 
vilegs K.  Ludwigs.  Sie  sind  im  allgemeinen  unbedenklich;  nur  die  Schenkung  der  Inseln 
ist  eine  erweisliche,  wahrscheinlich  in  der  Gregorianischen  Zeit  entstandene  Interpolation. 
351.  Bestimmungen  der  Privilegien  über  Tuszien  und  Spoleto.  Sie  ergeben,  dass  die  Schen- 
kung Karls  d.  Gr.  durch  ein  späteres  Pactum  desselben  mit  dem  Pabste  ersetzt  sein  muss. 
Die  Reichstheilung  von  806  bestätigt  das.  352.  Bestimmungen  über  die  kaiserlichen 
Rechte  zu  Rom.  Die  des  Privilegs  Ludwigs  sind  mit  den  Verhältnissen  vereinbar.  353.  Aen- 
derung  derselben  im  Pactum  von  824,  aus  welchem  sie  in  den  Privilegien  Otto's  und  Hein- 
richs wörtlich  wiederholt  sein  müssen,  wie  in  den  verlornen,  zwischenliegenden  Privilegien. 
354.  Territoriale  Bestimmungen  des  Privilegs  Otto's.  Einschiebung  der  Angabe  des  Pabst- 
buches  über  die  Schenkung  Karls  des  Gr.,  wahrscheinlich  erfolgt  in  der  Gregorianischen 
Periode;  Zusammenhang  mit  der  Mathildischen  Schenkung  und  den  Ansprüchen  auf  Spoleto 
und  Benevent.  Einschiebung  der  Schenkung  der  Kirche  der  h.  Christina  bei  Pavia.  355.  Echt- 
heit der  übrigen  Bestimmungen.  Capua.  Neapel.  Sizilisches  Patrimonium.  Gaeta.  Fondi. 
Schenkung  spoletinischer  Städte  durch  Otto.  356.  Bestimmungen  des  Privilegs  Heinrichs. 
Fulda.  Terma.  Bisthum  Bamberg.  357.  Ergebniss  ist  Echtheit  oder  doch  Unverdächtigkeit 
der  Privilegien  mit  Ausnahme  der  sich  bestimmt  als  Interpolation  ergebenden  Stellen. 
Uebersicht  der  Entwicklung  des  Pactum.  Der  Werth  der  Privilegien  für  die  Rekuperationen 
war  ein  sehr  geringer,  da  sich  insbesondere  keine  Ansprüche  auf  das  Herzogthum  Spoleto 
darauf  begründen  Hessen.  —  358.  Die  Rekuperationen.  Gründe  des  Erfolgs.  Sie 
scheinen  Ausführung  eines  länger  vorbereiteten  Planes  zu  sein.  Rasches  Vorgehen  schon 
unter  P.  Coelestin  unmittelbar  nach  dem  Tode  des  Kaisers.  Veranlassung  die  Bedrohung 
der  Kirche  durch  die  Herrschaft  des  Kaisers  in  Sizilien.  359.  Einverständniss  zwischen  der 
Kurie  und  der  Kaiserin  Konstanze.  360.  Abneigung  der  Bevölkerung  gegen  die  kaiserliche 
Herrschaft.  Die  Forderungen  der  Kirche  waren  nicht  wesentlich  geringer.  361.  Politik  P. 
Alexanders  III.  P.  Innozenz  III.  Kirchliche  Gesichtspunkte  für  das  Streben  nach  weltlicher 
Herrschaft.  Anwendung  kirchlicher  Zwangsmittel.  Benutzung  des  Gedankens  der  Einheit 
und  Unabhängigkeit  Italiens.  362.  Erfolge  der  Kirche  im  Herzogthume  Spoleto,  in  der 
Mark  Ann-ria.  363.  Misslingen  in  der  Romagna,  beim  Mathildischen  Gute,  in  Tuszien. 
Der  tuatische  Bund  und  seine  Beziehungen  zur  Kirche.    Rekuperation  des  tuszif.cheii 
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XXIX  Das  Reich  und  dieRekuporationen.  364.  Der  Pabst  hofft  auf  ihre 
Anerkennung  wegen  des  Thronstreites.  K.  Philipp.  Erklärung  der  Fürsten  seiner  Partei 
gegen  die  Rekuperationen.  Anerbietungen  K.  Philipps.  Legat  Lupoid  r.  Mainz.  Herzog 
Heinrich  v.  Spoleto.  Erfolgreiche  Verhandlungen.  Nichtbestehen  des  Pabstes  auf  den  Re- 
kuperationen. —  365.  K.  Otto  IV.  Die  Anerkennung  der  Rekuperationen  1201  feil 
Grundlage  für  den  späteren  Umfang  des  Kirchenstaates.  Sie  erfolgt  in  geheimen  Abma- 
chungen, ohne  genügende  Prüfung  der  Ansprüche  der  Kirche,  ohne  Berücksichtigung  der 
altern  Privilegien,  oder  doch  nur  unter  Mittheilung  einzelner  Stellen  derselben.  Mangelnde 
Rechtskraft.  366.  Wiederholung  der  Anerkennung  im  Privileg  von  1209  ohne  grössere 
Rechtskraft.  —  367.  Nichtbeachtung  der  Rekuperationen  auf  dem  Römerzuge.  Wolfger 
r.  Aglei.  Verhandlungen  und  wahrscheinliche  Einigung  vor  der  Kaiserkrönung.  368.  Ver- 
anlassung des  Zerfalles  mit  dem  Pabste  war  nicht  die  Nichtbeachtung  der  Rekuperationen 
oder  das  Mathildische  Gut,  sondern  die  Besitznahme  des  tuszischen  Patrimonium,  welche 
auch  ohne  bestimmtes  Versprechen  wegen  des  herkömmlichen  Krönungseides  als  Wortbruch 
erscheinen  konnte,  womit  die  Verhandlungen  nach  der  Krönung  stimmen.  Streben  des 
Kaisers  nach  Beseitigung  der  weltlichen  Hoheit  der  Kirche.  —  369.  Wiederherstellung  der 
Reichsgewalt  unter  entschiedenem  Festhalten  am  früheren  Rechte  und  Besitzstande  des 
Reichs.  Nachzahlung  der  Tribute.  Ersatz  der  Einkünfte.  Ursache  der  Erfolge  des  Kaisers 
nicht  seine  Parteistellung.  Stellung  über  den  Parteien.  Das  deutsche  Heer  später  ohne  Be- 
deutung. 370.  Bedürfuiss  nach  Wiederherstellung  der  Reichsgewalt.  371.  Beamte  für  ein- 
zelne Reicbstheile.  Lombardei.  Piemont.  Romagna.  Ancona.  Spoleto.  Tuszien.  372.  EinQuss 
des  Thronstreites  auf  Italien.  Langes  Festhalten  an  K.  Otto.  —  373.  K.  Friedrich  II. 
Entscheidende  Parteinahme  für  Cremona.  374.  Anerkennung  der  Rekuperationen.  375.  Pri- 
vilegien K.  Friedrichs  und  Anerkennung  durch  das  Reich.  Verschiedene  Ausfertigungen 
der  Privilegien.  376.  Auffassung  der  Zugeständnisse  als  Abtretung  von  Reichslanden. 
377.  Beweggründe  der  Fürsten  zur  Einwilligung  in  die  Abtretung.  Lage  der  Verhältnisse. 
Geänderte  Bedeutung  der  Reichsherrschaft  über  Italien.  Gleichgültigkeit  gegen  die  In- 
teressen des  Reichs.  378.  Einfluss  des  Verzichtes  auf  die  spätere  Stellung  K.  Friedrichs 
zur  Kirche.  Erstreben  engerer  Verbindung  Siziliens  und  Italiens.  Ansicht  des  Kaisers  über 
die  Abtretungen.  379.  Ausführung  und  lange  Einhaltung  der  Verzichte.  380.  Erste  Zu- 
rücknahme der  abgetretenen  Reichslande.  381.  Angebliche  Fortdauer  kaiserlicher  Rechte 
in  denselben.  Rechte  der  Vogtei.  382.  Zweite  Zurücknahme  der  abgetretenen  Reicbslande 
als  einer  durch  Undankbarkeit  verwirkten  Schenkung  und  nach  Kriegsrecht.  Schliesslicbes 
Obsiegen  der  Kirche.  383.  Erwerbung  der  Romagna  durch  die  Kirche.  Fortbestehen 
der  Rechte  des  Reichs  unter  K.  Friedrich,  K.  Wilhelm,  K.  Richard.  384.  Rechtsgrund  für 
das  Verbleiben  der  Romagna  beim  Reiche.  Bedeutung  des  Verzichtes  auf  den  Exarchat. 
385.  Besitznahme  für  K.  Rudolf  unter  Mitwirkung  der  Kirche.  Beanspruchung  der  Ro- 
magna für  die  Kirche.  386.  Prüfung  der  Ansprüche.  Verzicht  des  Reichs  auf  die  Romagna. 
Auffassung  der  Zeitgenossen.  Besitznahme  durch  die  Kirche.  —  387.  Versuch  der  Erwer- 
bung Tusziens  für  die  Kirche.  Anspruch  des  Pabstes  auf  das  Reichsvikariat.  Bestellung 
ron  Reichsvikaren  in  Tuszien  durch  den  Pabst.  Vikare  K.  Rudolfs,  K.  Adolfs.  388.  K. 
Albrecht.  Forderung  der  Abtretung  Tusziens  an  die  Kirche.  —  389.  Ergebnis*  der 
Untersuchungen  über  die  Rekuperationen  der  Kirche.  Uebersicht  der  Entwicklung  des 
Kirchenstaats. 

XXX.  Vikare  der  Generallegaten.  390.  Provinzialverwaltung  in  den  frühem 
Zeiten  K.  Friedrichs  II.  Einfluss  röraischrechtlichpr  Bestimmungen.  391.  Delegation  durch 
tagaten.  durch  ständige  Reichsbeamten.  392.  Dcmandation  der  Gewalt  der  ständigen 
Provinzialbeamten,  auch  der  gesammten  Gewalt.  393.  Weiterübertragung  der  Gewalt  des 
Generallegaten.  Ernennung  der  Beamten.  Auffassung  derselben  als  Vertreter  des  Legaten. 
Aenderung  der  Titel.  394.  Tuszien.  Vikare  des  Kaisers  und  der  Legaten.  Bestimmtet 
Hervortreten  des  massgebenden  Gesichtspunktes  der  Demandation.  Befugnisse  der  Vikare. 
395.  Spoleto  und  Ancona.  396.  Grafen  der  Romagna.  Hugolin  de  Juliano.  Gotfrid  von 
Blandrate.  Verhältnisse  von  Imola.  397.  Albert  v.  Magdeburg.  Carnelevari.  Gotfrid  und 
Konrad  v.  Hohenlohe.  Vikare  der  Grafen.  398.  I^ombardci.  Boten  tou  Paria  aufwärts. 
Vikare  für  ganz  Oberitalien. 
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XXXI.  Generalvikare.  399.  Umgestaltung  der  Verwaltung  Italieus  in 
den  spätem  Zeiten  K.  Friedrichs  II.  400.  Veranlassung  ist  die  Notwendigkeit  neuer  Ein- 
richtungen für  die  unterworfenen  Theile  Oberitalieus,  wobei  sich  der  Kaiser  von  dem  Ge- 
danken kaiserlicher  Unumschränktheit  und  dem  Vorbilde  seines  Erbreiches  leiten  lässt. 
401.  Die  Anfange  der  neuen  Einrichtungen  knüpfen  sich  an  die  mit  der  Eroberung  von 
Vicenza  1236  beginnenden  Erfolge  des  Kaisers.  Kapitäne.  Piemont  schon  1238  in  späterer 
Weise  organisirt.  Allgemeine  Durchführung  1239  und  Anfang  1240.  —  402.  General- 
vikare oder  Generalkapitäne.  Sprengel.  403.  Generalvikariat  von  Paria  aufwärts. 
Vikare.  Spätere  Unterabtheilung  in  Kapitanate  von  Pavia  bis  Asti  und  von  Asti  aufwärts. 
Neue  Begränzung  vom  Lambro  aufwärts.  404.  GV.  von  Pavia  abwärts.  Ausdehnung.  Vi- 
kare. Verwaltung  durch  den  Generallegaten.  Hubert  Palavicini  Vikar  der  gesammten 
Lombardei.  405.  GV.  der  Lunigiana  und  der  anliegenden  Gegenden.  400.  GV.  in  der  Mark 
u.  vom  Flusse  Oglio  bis  durch  das  ganze  Bisthum  Trient.  Ausdehnung;  Massregeln  des 
Kaisers  bezüglich  des  Bisthums  Trient.  Einfluss  Ezelins.  Vikare.  407.  GV.  der  Romagna. 
408.  GV.  der  Mark  Ancona.  Vikare  des  Kaisers  und  K.  Manfreds.  409.  GV.  im  Herzog- 
thuine Spoleto.  410.  GV.  von  Tuszien.  Ausdehnung.  Vikare  des  Kaisers  und  K.Manfreds. 
411.  GV.  von  Amelia  bis  Corneto  und  durch  die  ganze  Maritima.  Frühere  Vikare.  Des 
Kaisers  Sohn  Karl  oder  Heinrich.  Galvano  Lancia.  412.  GV.  von  den  Gränzen  des  König- 
reichs bis  Narni.  413.  Befugnisse  der  Generalvikare.  Ernennungsurkunden.  Präsidat. 
Verhältniss  zum  Generallegaten.  Richterliche  Befugnisse.  —  414.  Unterbeamte  in  den 
Generalvikariaten.  Vikare  oder  Kapitäne.  Niedere  Beamte  des  Reichs.  Podestaten 
oder  Rektoren.  415.  Ernennung  der  Unterbeamten,  416.  der  Podestaten  durch  den  Kaiser; 
Verpflichtung  derselben  auf  den  Willen  des  Kaisers.  417.  Besoldung  des  Podesta  durch  die 
Stadt  nach  Bestimmung  des  Kaisers.  418.  Besolduug  der  Kapitäne  aus  der  kaiserlichen 
Kasse.  Zusammenhang  mit  der  Vermögensverwaltung  durch  die  Stadt  oder  Uebernahme 
derselben  durch  das  Reich.  419.  Behandlung  der  Feudalgewalten  durch  den  Kaiser.  — 
420.  Allgemeine  Verhältnisse  der  Reichsverwaltung.  Umgestaltung  der 
Staatsordnung  Italiens  auf  Grundlage  kaiserlicher  Unumschränktheit.  Einfluss  der  sizilischeu 
Verhältnisse.  Ausschliessliche  Verwaltung  durch  königliche  Beamte.  421.  Geänderte  Stel- 
lung der  Reichsboamten.  Geringere  Selbstständigkeit.  422.  Centralisation  der  gesammten 
Verwaltung  am  Hofe  des  Kaisers.  Fehlen  italienischer  Hofbeamten.  Zusammenhang  mit 
der  Absiebt  der  Vereinigung  Italiens  und  Siziliens.  423.  Personen  u.  Herkunft  der  Reicbs- 
beamten.  Verwendung  von  Verwandten.  Fast  keine  deutsche  Beamte,  wenig  Italiener, 
grundsätzliche  Verwendung  von  Apuliern  und  deren  Oründe.  424.  Rascher  Wechsel  der 
Beamten.  Untreue  derselben  trotz  aller  Vorsichtsmassregeln.  —  425.  Gründe  für  das 
Unterliegen  K.  Friedrichs  und  seiner  Sache.  Voraussichtlicher  Erfolg  eines  völligen 
Obsiegens  des  Kaisers.  Dadurch  bedingter  Widerstand  der  Kirche.  Entscheidende  Rück- 
wirkung einzelner  Unglücksfälle.  Gleichgültigkeit  der  Bevölkerung  gegen  den  Ausgang  des 
Kampfes.  Geringer  Einfluss  religiöser  Gesichtspunkte  auf  die  Parteistelluug  in  Italien. 
Nationalpolitische  Gesichtspunkte  hat  der  Kaiser  nicht  geltend  gemacht.  Seine  persönliche 
Herrschaft  als  Hauptziel  des  Kampfes.  426.  Einfluss  des  Regierungssystems  K.  Friedrichs 
auf  das  Unterliegen  seiner  Sache.  Er  ist  nicht  zu  hoch  anzuschlagen,  da  dasselbe  vielfach 
den  Zeitbedürfuissen  entsprach.  427.  Nachwirkungen  der  Einrichtungen  des  Kaisers.  Fort- 
bestehen und  Umbildung  derselben.  Zusammenhang  mit  der  Signorie,  mit  dem  späteren 
Reichsvikariate.  428.  Rückwirkung  der  Einrichtungen  K.  Friedrichs  auf  Deutschland. 
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Die  Ergänzung  des  Verzeichnisses  der  abgekürzt  angeführten  Werke 
wird  dem  dritten  Bande  beigefügt  werden,  welcher  im  folgenden  Jahre  er- 
scheinen wird. 

Innsbruck  1869  Juli  26. 

J.  F. 
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